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Ueber Bwerk und Biele des Iahrbuds. 


Bom 
Herausgeber. 


Indem ich an Stelle der beiden bisherigen Herausgeber des Jahr⸗ 
buch, ver Profeſſoren von Holgendorff und Brentano, die aus perfön« 
lichen Gründen zurüdtreten, bie Leitung deſſelben übernehme, brängt 
& mid, ein Wort vorauszufchiden über die Art, wie ich biefe Aufs 
gabe auffafie, und über den Zujammenhang, in dem nad meiner An- 
ficht ein ſolches Organ mit der gegenwärtigen Entwidlung der Staate« 
und Sozialwiffenihaften in Deutihland und mit unferem praftiichen 
öffentlichen Leben ftehen foll. 

Das Jahrbuch wollte von Anfang an die großen ſchwebenden 
geeßgeberiichen Aufgaben des neuen Deutfchen Reiches in ber Form 
wiſſenſchaftlicher Eſſais behandeln; feit dem Eintritt Brentano's in bie 
Redaktion (1877) Hat e8 ſich zugleich mehr ben volkswirthſchaftlichen 
und jozialen Fragen zugewendet; beide Herausgeber waren Mitglieder 
des Bereins für Sozialpolitif; damit, wie durch die jonjtige liberale 
Gefinnung beider Herausgeber war bie alfgemeine Richtung des 
Jahrbuchs beſtimmt. 

Der überwiegend praktiſchen Tendenz ſoll das Jahrbuch unter 
meiner Leitung nicht blos treu bleiben; es ſoll fie noch ſtärker als bis- 
ber einhalten; es foll ausſchließlich dazu beftimmt fein, nicht eine ger 
Lehrte ſtaatswiſſenſchaftliche Zeitfchrift zu fein, fondern die großen 
Fragen, welche in der Gegenwart die öffentliche Meinung, die Parla- 
mente und Regierungen Deutſchlands befchäftigen, fo weit e8 möglich 
ift, wiſſenſchaftlich, aber zugleich in einer für weitere Leſerkreiſe bejtimm- 
ten Weiſe zu behandeln, während bie gleichzeitig von mir heraus- 
gegebenen und im jelben Verlage von Dunder & Humblot erfcheinenden 
ftaats« und ſozialwiſſenſchaftlichen Forſchungen ausichließlich den größeren, 
eigentlich gelehrten, dem Intereffe weiterer Kreife etwas ferner liegenden 
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Unterfuchungen und Arbeiten bienen follen. Wie ich das bei der Be- 
grünbung der legteren ſchon ausſprach, Kalte ich eine folde Trennung, 
wie fie die übrigen ſtaatswiſſenſchaftlichen deutſchen Zeitichriften gerade 
nicht einhalten, im Intereſſe des Iefenden Publikums für wünſchens⸗ 
werth. Der Leferfreiß für bie ſtaatswiſſenſchaftlichen Tagesfragen und 
für Die eigentlich gelehrten Unterfuchungen ift, wie bie Art ber Dar- 
ftellung und der Behandlung, ein verſchiedener. Cine enge Verbindung 
des Jahrbuches mit meinen Forſchungen erftrebe ich allerdings und 
werde fie jegt, da beide Organe in meiner Hand liegen, beffer als 
bisher herſtellen können. ber diefe Verbindung foll feinen Leſer des 
Jahrbuchs nötigen, umfangreiche Arbeiten mit zu bezahlen, die für ihn 
gar fein Intereffe haben. 

Wenn ih mir nun Rechenſchaft geben foll, was das Ueberein- 
ftimmenbe und was das Verſchiedene in der Art fei, wie biefe beiden 
von mir geleiteten, fich gegenfeitig ergänzenden ftaatswiffenichaftlichen 
Organe wirken follen, fo möchte ich fagen: der Höhere ideale Zweck, 
dem fie beide zu dienen haben, ift derjelbe; fie wollen beide die Wahrheit 
fuchen, die Erfenntniß ftaatliher umd ſozialer Dinge fördern um ihrer 
felbft willen; fie wollen aber mit diejer Erfenntniß zugleich als Leuchte 
dem praftifchen Leben dienen, ihm bie Wege auffellen, ebnen und 
weifen. Eben diefer Doppelzwed aber ift e8, ber nach dem Wejen 
unferer Erfenntniß, nach unſerer ganzen geiftigen Organifation uns 
nöthigt, auf zwei Wegen uns dem Ziele zu nähern. 

Ehe ich aber erfläre, wie ich das meine, möchte ich die Frage aufe 
werfen, ob nicht in biefem Doppelzweck überhaupt ein Widerſpruch 
Tiege? Hat man nicht oft gejagt, der reine Dienft der Wahrheit jei 
fein Dienft des Tages; ber fei der beite unabhängigfte Gelehrte, der 
nirgends Partei ergreife, um die Probleme der Gegenwart ſich gar 
nicht fümmere! Und gewiß, der Widerſpruch an ſich ift vorhanden; 
aber es ift der große mit jeder Menichenjeele gegebene Widerſpruch 
zwifchen Denken und Wolten, zwifchen fontemplativer Betrachtung und 
thatkräftigem Handeln; es ift der Widerſpruch, über den Keiner ganz 
Herr wird und über den doch Herr zu werben gerabe die ebeljten und 
beiten Menſchen Zeit ihres Lebens am meiften arbeiten und gearbeitet 
haben; es ift der Wiverfpruch, über den Jeder Herr wird nach dem 
Maße feiner fittlichen Kräfte. 

Das fittlihe Poftulat bei allem Streben nad Erkenntniß ift nicht 
das, ſich mit diefem Streben außerhalb der Welt des Geſchehens zu 
jegen, eine Virtuofität des Wifjens zu erreichen, ohne Zufammenhang 
mit den Zielen menſchlichen Lebens; nur mit den niedrigen und näch- 
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ften Zielen ſoll nicht voreilig eine Verbindung angeftrebt werben; nicht 
auf dem Markt des Tages foll den Götzen des Tages, ſondern in der 
hillen Zurücgezögenheit foll durch Verſenkung in das Ewige und All 
gemeine den Göttern geopfert werben, die Vergangenheit und Zukunft 
in ihren Händen halten. Das Suchen ver Wahrheit ſoll nicht heute 
und nicht morgen feinen Lohn fordern, — aber es foll immer ein 
Vrieſteramt bleiben im Dienfte des Volkes und der Menſchheit. Und 
diefer unentreigbare Zufammenhang, der felbft in den abftraften Geiftes- 
und in ben Natur-Wiſſenſchaften nicht fehlt, ift natürlich doppelt ftart 
vorhanden in den Wifjenichaften vom Staat und von der Gefellichaft. 
Der Juriſt und der Hiftorifer, der ſtaatswiſſenſchaftliche und philos 
fophiiche Denker kann nur als Sohn feiner Zeit und feines Volkes 
fühlen und denken; bie Ideale, bie ihm mit Feuer erfüllen, find nicht 
feine Erzeugniſſe, jondern die der ihm umgebenden Geſellſchaft; er fteht 
am fo höher, je mehr er nicht fein inbivibnelles Leben, fondern das 
Leben feines Boltes, jeiner Zeit, das Leben der Menfchheit in feinem 
Herzen trägt und auslebt. Ueber all’ dem zu ſchweben, gleichſam von 
den Sternen einer andern Welt herab auf das wirre Spiel gefellichaft- 
licher und politifher Kämpfe zu ſchauen, ift uns Sterblichen alfen 
für immer verfagt. Wir bleiben immer ſelbſt ein Theil des Problems, 
das wir unterfuchen und erkennen wollen. 

Das legt und auf der Bahn der Erkenntniß ohne Zweifel zahl- 
reiche Hinderniffe in den Weg. Das ift eine der Urſachen, bie und 
immer die volle Wahrheit verichleiert. Freilich je weiter das abſtrakte 
Denten fi entwidelt, defto mehr können wir bie hieraus entfpringenben 
Fehlerquellen entveden, die Behlihlüffe vermeiden. Ganz aber wird 
dieß nie möglid fein, fo wenig als e8 je einen Menſchen geben wird, 
der nur benft und erfennt, nicht zugleich fühlt und ftrebt, der nicht die 
Gefühle und die Willensafte feiner Mitbürger irgendwie theilt. 

Wie ältere Erkenntniß vom Staat und ber Gefellfchaft lehnte ſich 
ganz an ben naiven Glauben bes betrefienden Volles, an irgend ein 
Religionsfgftem an; es war das theologifche Zeitalter der Wiſſenſchaft 
vom Staate, wie Augufte Comte e8 bezeichnet; bie Lehren gingen nicht 
über praftifhe Anweifungen hinaus, wie gemäß ben Glaubensjägen 
einer Kirche in der Gefellihaft zu handeln fei. Diefen theologiſch ger 
fürbten Theorieen folgten die Staats- und Gefellihaftslehren, bie an 
ingend ein Moralſyſtem ſich anſchloſſen; Comte nennt dieſe Ent 
wickllungsepoche das metaphyſiſche Zeitalter der Wiſſenſchaft, fie reicht 
vom platonijhen Staat bis zum Naturrecht der Aufklärung und bis 
zu den Parteitheorieen unferer Tage, bis zum heutigen Liberalismus und 
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Sozialismus; ſie wird auch in der Zukunft immer noch eine bedeutende 
Rolle ſpielen. Die Hoffnung Comte's, daß die metaphyſiſchen Staats⸗ 
und Geſellſchaftslehren durch ein poſitiviſtiſches Zeitalter exalter Er⸗ 
kenntniß verdrängt werben werben, iſt zwar fein ganz leerer Wahn; 
wir nähern und dem Ziele einer ſolchen, wenn auch langſam, fo doch 
immer etwas; aber ficher vergehen noch Jahrhunderte, ehe die Früchte 
biefes neuen Baumes ber Erkenntniß fo zahlreich fein werben, um 
denen, welche in bem alten Garten ber Metaphyſik und ver Wioral« 
ſyſteme wachſen, auch nur die Wage zu halten. Und ganz werben fie 
jene wohl niemal8 verbrängen, weil bie Kette der mechaniſchen Kau- 
falität, welche die exakte Wiſſenſchaft aufdecken will, bis zu ihren legten 
Gliedern zu verfolgen, feinem Menſchenwitz jemals ganz gelingen wird. 

Die exakte pofitive Erfenntniß von Staat umd Gefellihaft will, 
wie alle erafte Wifjenichaft, bie Einzeleriheinungen und ihre Urſachen 
aufdecken und klarlegen; jie beginnt in ihren Anfängen jchon vor und 
mit Ariſtoteles; die beiden legten Jahrhunderte haben Großes nach 
diejer Richtung geleiftet: Nationalökonomie und Statiftit, Völter- 
beichreibung und Gejchichte, Anthropologie und exakte Pſychologie find 
mit jehr werthvollen Teilen ihres wiſſenſchaftlichen Beſtandes Früchte 
biejer Richtung, die in ihrer Methode ebenbürtig den großen Forte 
ſchritten der Geſchichte und der Naturwiſſenſchaften folgt. Und doch — 
fo nothwendig, jo Heiljam dieje Richtung iſt, das, was fie und bis 
heute geliefert Hat, was fie uns auch bei der glänzendſten Blüthe in 
nädjter Zeit liefern wird, ift immer nur die Auffellung eines unend- 
lich Meinen Stückes in der ungeheuren Reihe des Geſchehenden. Einige 
kurze Streden Weges jind da und dort beleuchtet, vorwärts und rüd« 
wärts aber nimmt da® Licht raſch ab und verliert jich in volfftänbiges 
Duntel. Nirgends noch find wir fo weit, ein lebendiges Ganzes voll- 
ftändig aus den Einzelurfachen erklären zu können; nicht das Entftehen 
einer Pflanze, eines thieriichen Körpers, geichweige denn bi®@ Ent: 
widfung menſchlicher Gejellihaften. Ueberall muß bie mechaniſche Er- 
Härung aus den Einzelurſachen einen vorhergehenden, bereits harmo- 
nifh geordneten Zuftand der Welt und der Gefellihaft vorausfegen, 
für deſſen Entftehung fie bie Urjachen nicht ebenjo nachzumeifen vermag. 
Und vor Allem ber Angelpunkt unferes Wiſſens und Glaubens, die 
Annahme der Einheit des Weltenbaues und damit die Ahnung einer 
göttlichen Weltorbnung fteht außer dem Bereich mechaniſcher Kaufali- 
tätserflärung. 

Und eben deßhalb muß die erafte Wiſſenſchaft überall eine andere 
Erklärung der Dinge als ebenbärtig neben fi dulden, die von dem 
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Die des Ganzen, von bem Zwei des Gejchehenden ausgehend das 

Euplne in feinem Zufammenhange zu begreifen und auszudeuten, 

durch reflettireude Urtheife einen gegebenen Stoff unter allgemeine 

Geſichtspunkte zu ordnen ſucht. Es ift die teleologifche Betrachtungs- 
weile, die bei feinem Naturforicher ganz fehlt, die in den anderen, ber 
jonder® in den Geiftes-Wifjenfhaften, einen um fo größeren Raum ein- 
mmmt, je ımentwidelter fie noch find. Es find vor Allem die fitte 
tihen Ideen des Guten, Wahren und Gerechten, die aus ber Vers 
inüpfung billigender Luft- und mißbilligender Unfuftgefühle mit ven 
BVorftellungen eines Weltganzen und eines gerechten Weltenlenfers auf 
teleologijchem Boden ermachfen finb und bis heute bie Regulative unjeres 
individuellen und fozialen Handelns bilden. Die Idee des Fortſchritts 
mb der Vervollkommnung, die Boftulate der individuellen Freiheit und 
des Aufgehens in Sippe und Bolt, Gemeinde und Staat find wie alle 
Regeln der Sitte und des Rechts, wie alle Syſteme der Moral und 
ver Politik die fomplizirten Ergebniffe diejer ausbeutenden Auffaſſung 
des Zuſammenhangs der Dinge, des unwiderſtehlichen Einheitsdranges 
der menſchlichen Vernunft. 

Jedes neue Syſtem des Firchlichen oder philoſophiſchen Glaubens, 
jede neue veränderte Weltanfhauung repräjentirt einen neuen Verſuch 
von einem Gleichgewichtspunkt zwijchen Wiſſen und Glauben aus, bie 
Belt einheitlich zu begreifen und gemäß diefem Begreifen das menjch- 
liche Handeln einheitlich zu orbnen. Keines diefer Syſteme ift voll 
lonmen, feines ruht ganz auf exakter Wiſſenſchaft, jedes ftügt fich zu 
einem guten Theil auf Bilder der Phantafie und auf Ahnungen des 
Gemũths. Jedes diejer Spiteme wird ſich überleben, jeves muß bulben, 
daß andere Spfteme fi ihm als gleichberechtigt zur Seite ftellen. Die 
Ideale jedes Syſtems ſind und müffen einjeitige jein; aber deßwegen 
befähigen jie zum Handeln, gruppiren ſich um fie die Parteien. Alle 
fogenammten politiſchen, moralijchen, voltswirthichaftlichen und ſozialen 
Prinzipien jind nit ſowohl Reſultate der exakten Wiſſenſchaft, als 
abgeleitete Einzellehren der Syſteme und Weltanihauungen, ver Schulen 
umd Parteien. Das Prinzip der Freiheit, der Autorität, der Gerech- 
tigfeit, der Gleichheit, das Prinzip der freien Konkurrenz, das ber 
Differenzirung (Arbeitstheilung) und Integrivung (Arbeitsvereinigung) — 
das find einerjeit8 wohl auch zufammenfafjende Namen für große, an- 
haltende Richtungen des Geichehens, andererſeits aber und noch mehr 
find fie Leitfterne und Richtlinien für das Handeln; fie geben feine 
exakte Erkenntniß, feinen Nachweis von Urſachen des Einzelgejchehens, 
fonbern fie enıhalten die Anmeifung für Den, der an fie glaubt, nad 
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beftimmter Seite thätig zu fein. Das einfeitige Debuziren aus ſolchen 
Prinzipien ohne Unterfußung der gleichberechtigten entgegenftehenben 
Prinzipien, ohne Unterfuhung ber Grenzen, innerhalb welder das ein- 
zelne Prinzip zu gegebener Zeit wohlthätig wirkt, ift Sache des Partei- 
manns, nicht des Gelehrten. 

Das Debiziren aus folhen Prinzipien ift übrigens natürlich etwas 
Anderes, ald das Debuziren aus Definitionen und das Debuziren aus 
allgemeinen thatſächlichen Urteilen. Deduziren aus zugegebenen Wahr- 
Seiten, aus feftftehenben Sägen muß auch die exakte Wiſſenſchaft jeden 
Moment. Selbft der Heinjte Schritt des Denkens, den wir machen, 
ift begleitet won Dugenden von Folgerungen aus befannten Wahrheiten. 
Infofern ift die exakte Wiſſenſchaft ftets induktiv und deduktiv zugleich, 
wie umgekehrt das Argumentiren aus Prinzipien, die teleologifche Ber 
trachtungsweife neben ihren bebuftiven Schlüffen ſtets auf inbuftive 
Grundlagen fi zu ftügen fucht. Der ganze-Gegenfag, von dem wir 
bier ſprechen, ift nicht der ber inbuktiven und ber bebuftiven Methobe; 
das ift ein Gegenjaß für fich, über den wir hier nicht eingehenber Handeln 
wollen. Wir betonen an dieſer Stelle blos, daß alle Wiſſenſchaft induktiv 
und bebuftiv zugleich verfahren muß und daß nur die einzelne Wiſſenſchaft 
zeitweife je nach dem Standpunkt, auf dem fie fich befindet, je nach 
den Hülfsmitteln, über bie fie verfügt, etwas mehr deduktiv oder in= 
buktiv verfahren wird und muß. Der Gegenjag, von dem wir bier 
ſprechen, ift die Unterfuchung von Urfachen, die Erklärung aus Urſachen 
einerfeit8 und die Zujammenfafjung altes Gefchehenden zu Syſtemen 
und Weltanſchauungen anbererfeits, die den Maßſtab und die Richtſchnur 
des Handelns für alles menſchliche Gejchehen vom Standpunkt gewifjer 
Ideale abgeben. 

Baft alle Staatslehre von Hugo Grotius und Rode bis zu Mon- 
tesquieu, Kant, Dahlmann und Bluntſchli, alle gewöhnliche politiiche 
Betrachtung und Beweisführung, aber auch der größere Theil der 
Nationalötonomie gehört der letztgenannten Gattung an. Die Lehren 
Adam Smith’s find die volkswirthſchaftlichen Parteilehren des Indivi⸗ 
dualismus und Liberalismus; daß jie zeitweile von breiten Maſſen ger 
glaubt wurden, fonnte fie natürlich nicht Davor bewahren, auch zeitweije 
wieder ketzeriſch 'angezweifelt zu werben. Wer durch ſolche Zweifel er» 
Härt, irre zu werben am der ganzen Wiffenfchaft ver Nationalöfonomie, 
die jo wenig Sicherheit in ihrem Beftande habe, dem ift der ganze 
methodologiſche Gegenfag zwiſchen exafter Wiſſenſchaft und fpefulativer 
Betrachtung noch nicht Mar geworden; er überfieht wenigftens nicht 
Har, welch’ großer Theil unferer Staats: und Sozialwiſſenſchaften trog 
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immer breiter einbringenber Erfärung aus Urſachen noch Glaubens 
jache oder Parteilehre, mit den Kämpfen der Gegenwart, mit ben 
Vealen der Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft verknüpft ift. 
Soweit die Staatswiſſenſchaften ſich auf den Boden ver exalten 
Detailforjhung, der Unterfuhung der Urfachen begeben und auf Grund 
genügenden Materials zu allgemeinen Schlüffen gefommen find, jo weit 
ftehen ihre Refultate, wie die der Naturwifienfchaften feſt für alle 
Zeiten; die exakte ‚Wifjenichaft wandelt nit mit den wandelbaren 
Saubensigftemen wechſelnder Weltanihauungen und Parteiungen. 
Aber, wie wir ſchon bemerkt, das Gebiet des eraften Wiſſens ift noch 
ein ſehr beichränttes. Die Anfänge einer exakten Nationalöfonomie 
haben wir in den umfangreichen Werth- und Preisunterfuchungen; bie 
Anfänge einer eraften Bevölferungslehre in der Statiftil; für die Ber- 
faffungsfragen des agrariſchen Lebens liegen ſchon manche, für die des 
Gewerbeweſens wenigftens einige exalte Unterfuhungen vor. Für bie 
pigchologijchen und Hiftoriichen Theile der Staatswifjenichaften beginnt 
erft jeit ganz kurzer Zeit eine ftrenge Forſchung, die freilich zunächſt 
vielfach noch nicht mehr ift ald Materialienfammlung; für die Stante- 
lehre, für bie Finanzwifienfchaft fehlt eigentlich noch der erfte Beginn 
einer eraften Behandlung; auf biefen Gebieten herrſcht noch fo ziemlich 
unbeſchrãnkt das metaphyſiſche Zeitalter. Aber auch Hier wird ber 
Wandel bald fommen, muß neben ber überwiegend jpelulativen Bes 
handlung die erafte beginnen. 

Als Gelehrter, ald Lehrer, als Leiter eines ſtaatswiſſenſchaftlichen 
Seminars halte ich es für meine erfte Pflicht, für diefe erafte Behand» 
lung einzutreten, die Jünger ber Wiffenichaft an die ftrenge ſelbſtloſe 
Zucht methodijcher Einzelunterfuhung zu gewöhnen. Nur diefe Be 
handlung ift es, welche durch ihre ftille, emſige Thätigkeit immer breis 
tere Theile der Wiffenfchaft auf einen für immer 'unverrüdbaren 
Boden zu ftellen vermag, welche auch dem heute noch nothwendig ſpe⸗ 
kulativen Theil unſerer Wifjenfchaft immer fiherere Stügpunfte bietet. 

Aber da ich jehr wohl weiß, daß für die meiften praftifchen Fragen 
der Gegenwart dieſe Methode noch nicht anwendbar iſt, weil ihr bie 
Borarbeiten und Grundlagen fehlen, daß oftmal8 gerade bie Punkte, 
an denen fie anfegen kann, nicht die Probleme der Gegenwart ber 
rühren, daß ſehr häufig das, was fie leiftet, zunächſt nur in Bor« 
arbeiten, Materialfammeln und Derartigem befteht, — fo jehe ich auch 
echt gut ein, daß eine Zeitichrift, die der Gegenwart direlt dienen will, 
ſich nicht überwiegend auf dieſe Methode ftügen, daß gelehrte exakte 
Unterfuchungen, wie ich fie vor Allem in meinen Forſchungen bringen 
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will, oft nur für "einen Heinern Leſerkreis beftimmt find, daß viele ber» 
ſelben nur indirekt, aber nicht direlt das öffentliche Reben der Gegenwart 
beeinfluffen Tönnen. 

Anders liegen die Dinge für das Jahrbuch nach dem Zwecke, den 
wir uns für dafjelbe geftellt. Natürlich ift auch in dem Jahrbuch ung 
jedes Urtheil, jeder Eſſai um fo willfommener, je mehr fie auf einer 
breiten Kenntniß alles Dejjen berufen, was bie Wiſſenſchaft bis jegt 
über den Gegenftanb zu Tage geförvert hat. Aber über Vieles ift ein 
Urtheil nöthig, wo die Wiſſenſchaft bis jet auch noch nicht die An= 
fänge einer eraften Behandlung geliefert Kat. Für die großen po» 
litiſchen und fozialen Fragen des Tages handelt es fi darum, nach 
Gewiffen und Ueberzeugung Stellung zu nehmen, durch dieſe Stellung. 
nahme zu handeln. Und das geichieht ſtets nicht blos gemäß uns 
ferem Wifien, fondern ebenfo ſehr und noch mehr gemäß unferem 
Glauben, gemäß unferen fittlichen Idealen, die jenfeits, die in gewiſſem 
Sinne über aller erakten Wifjenfchaft Tiegen. Nicht den Gelehrten 
blos, fonvern den Bürger, den Charakter will man in joldem Jahr⸗ 
buch Hören. Wie ber foztale, politifce und wirthſchaftliche Fortſchritt 
nicht blos auf dem Anwachſen von Kenntnifjen, fondern vor Allem auf 
dem zunehmenden Siege fittlicher Ideen beruht, fo gibt es feine direkte 
praltiſche Wirkſamleit außerhalb des Glaubens an die Ideale. Alle 
praltiſche ſtaatswiſſenſchaftliche Erörterung ift deßhalb auch angelehnt 
an irgend welche Shiteme des Glaubens, ber fittlichen Weltanfhauung, 
d. h. fie ift in irgend welcher Beziehung, auch wenn fie noch jo jehr 
auf die Nefultate exalter Forſchung fich ftügt, Parleiſache; fie hängt 
mit ihrem legten Anker an diejem tiefften fittlichen Untergrund menſch- 
lichen Handelns und zielt mit ihren legten Zielen auf Beeinfluffung 
des Handelns Dritter, auf Parteibilvung und auf Parteiführung. 

Partei fein und Partei nehmen kann man nun aber in fehr ver- 
ſchiedener Weife. Ich will mich und meine Mitarbeiter keineswegs auf 
irgend eine der augenblicklich vorhandenen Tages- und Parlaments- 
parteien verpflichten. Ich will Anfichten, die von den meinigen ab- 
weichen, keineswegs vom Jahrbuch ausichließen. Für jeben von einem 
Mitarbeiter unterzeichneten Artikel des Jahrbuchs wird ber Verfafler, 
nicht der Herausgeber die Verantwortlichleit tragen. Eine Bartei- 
politif, wie fie in der Tagespreſſe getrieben wird, ſoll grunbfäglic vom 
Jahrbuch ausgeſchloſſen fein. Ich möchte immer dahin wirken, daß die 
verſchiedenen Parteien der Gegenwart fich gegenfeitig ale berechtigt und 
nothwendig betrachten. Nur wenn wir jo weit kommen, daß die Par- 
teien fi zu einander verhalten, wie die fich ergänzenben Theile eines 
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mb vefjelben Ganzen, ift ihr Kampf umd ihre Wirkung eine jegend- 
wihe Um es dahin zu bringen, ſcheint mir vor Allem Aufgabe der 
Vertreter der Wiſſenſchaft, die ich deßhalb hauptſächlich um ihre Mit- 
arbeiterichaft bitte; die Wiffenfchaft kann und jolf nicht partei» und 
jarblos. aber über den Heinen Zänlereien umd Streitigleiten ver Tages⸗ 
purteien jtehend, die großen politifchen Fragen der Zeit behandeln. 
Dos ift ihre Pflicht und ihre Ehre. Wie der Chor in der Tragödie 
der Alten ſoll fie micht felbft handeln, fondern getrennt von der Bühne 
der Handelnden deren Thun Mit ihren Betrachtungen begleiten, es 
meilen an dem Mafftab der höchſten Ideale der Zeit. 

Da aber auch die höchften politiſchen Ideale der Zeit feine ein» 
fachen, ſondern nach den verſchiedenen Polen des Staatslebens aus⸗ 
einandergehende ſind, ſo muß in dieſer Beziehung das Jahrbuch gemäß 
den Ueberzeugungen des Verlegers und Herausgebers, die die Hauptrich ⸗ 
tung im Ganzen beſtimmen, die Mitarbeiter auffordern, unpaſſend 
Scheinendes auszuſchließen, mehr auf der einen als auf der andern 
Seite ſiehen. Und die Seite, auf die wir uns ſtellen, iſt diejenige 
varteirichtung, welche feſthaltend an den großen Errungenſchaften eines 
faft hundertjãhrigen Kampfes für perſönliche Freiheit, freie Ver⸗ 
fafjungsformen und parlamentariſches Leben, doch für die deutſche 
Gegenwart den Augenblid gelommen glaubt, in weldem das über 
wiegend negative Agitiren für individualiſtiſche Freiheit, kurz das ne- 
gativ Liberale Prinzip zurüdzutreten oder fich zu verjöhnen hat mit 
ſtaatlichen und fozialen Neformaufgaben, welde das Staatöganze, 
die Korporationen, die jozinlen Verbände und Genoſſenſchaften im Auge 
haben und jtärfen wollen. Ich wenigftens perjönlich würbe allen meinen 
Ueberzeugungen untreu werben, wenn ich in anderer Richtung an bem 
öffentlichen Xeben der Gegenwart mitarbeitete. 

Alle Betrachtung öffentlicher Dinge, wie alle Parteibilvung geht 
entweder vom Einzelnen oder vom Ganzen des Staats und der Gefell- 
ſchaft aus. Das find die ewigen Pole, um bie ftets alles foziale und 
ftaatliche Leben ſich dreht; aus ihnen ergeben ſich Prinzipien, Rice 
tungen, Parteibilvungen, die in abstracto gleichberechtigt einander 
gegerrüberjtehen. Das vernünftige Streben auf der einen Seite fann 
immer nur jein, nicht die andere Nichtung zu verbrängen, jonbern 
zeitweije jo weit das Uebergewicht zu befommen, daß gemifje Fort- 
ſchritte, die als SKonjequenzen der eigenen Parteirichtung erjcheinen, 
nunmehr angebahnt werben, während andere, deren Vollführung natur« 
gemäß der entgegengeiegten Parteirichtung obliegt, nunmehr zeitmeife 
zurũcktreten. 
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Der Werdegang des preußifhen Staates von 1640—1806 ber 
ruhte auf einem kaum jemals dageweſenen Siege der Richtung, bie das 
Ganze über bie Theile fett, auf einer unzweifelhaften Nichtachtung inbi« 
viduellen Rechtes und individueller Freiheit. Um fo naturgemäßer war 
die Wandlung im neunzehnten Jahrhundert. Die Ideale der Auf- 
Härung waren inbivibualiftiiche; was das ganze achtzehnte Jahrhundert 
in feinen ebelften Geiftern vorbereitet, wurde jegt Wirklichkeit. Auch 
Preußen mußte biefer veränderten politiihen Strömung Rechnung 
tragen; und fo lange und fo kraftvoll fich die alte Monarchie, das alte 
Beamtentfum theilweife wiberfeten, bie Regeneration Preußens von 
1808—1871 erfolgte unter immer fiegreicherem Vorbringen liberaler 
Gedanken. Beweift das aber, daß biefe nun ausſchließlich und für 
immer und allein herrſchen ſollen? 

Reineswegs; jede große Epoche herrſchender Geiltes- und Parteis 
richtung freilich Hinterläßt Nieverfhläge, die für immer unantaftbar 
jein follten. So hat die monarchiſche Verwaltung vom großen Kur⸗ 
fürften bis zum großen Friedrich Elemente der Einheit, der Eentralifa- 
tion, ber Beamten- und Heeresorganifation Hinterlaffen, die der Liberalis- 
mus nur mobifiziven, nicht bejeitigen Tonnte. So hat der Liberalismus 
uns einen Schuß individueller Rechte, eine Summe perjönlicher Frei- 
heit und freier Bewegung, eine Berfaffung und eine Selbſtverwaltung ges 
bracht, die auch jede fonfervative*) Regierung in ihrem wejentlichen Bes 
ftand als einen Fortſchritt anerkennen und damit als unantaftbar hin⸗ 
ftellen muß. In diefem Sinne find die wefentlihen Forderungen des 
Kiberalismus Gemeingut aller Parteien over follten es fein. Aber eben 
weil fie dieß jetzt find, bat fich ber Liberalismus in feiner alten Be- 
deutung überlebt. 

Die Bedeutung des Liberalismus in Deutfchland beftand in dem 
berechtigten Kampf für fonftitutionelle Staatsformen, in der Ein» 
führung der breiten Schichten des Bürgerthums als eines berechtigten 
Machtfaltors in das politifche Leben und in ber Sicherftellung der in⸗ 
dividuellen Freiheitsrechte. Die liberale Bewegung erreichte ihren 
Höhepunkt in Preußen zur Konfliftözeit. Die Cchöpfung des neuen 
Deutſchen Reichs von der Armeerenrganijation bis zum Frankfurter 





*) Ic) gebraude den Ausbrud „tonfervatio“ hier ber Kürze wegen, fo falſch er 
auch ift; der Gegenſatz zu fonfervativ ift progreffiv, und progreffio ift im Moment 
die Bismard'ſche Politit, lonſervativ ift die Fortſchrittspartei und ber Linke Flügel 
der Nationalliberalen. Der wahre Gegenfat, um den e8 fid bei allen politiſchen 
und fozialen Kämpfen banbelt, ift: individualiſtiſch und centraliftifch, wofilr aber 
der gewöhnliche Sprachgebrauch meift die Worte liberal und konſervativ gebraucht. 
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Frieden geſchah dann unter der gemeinſamen Führung der altpreußiſchen 
monarchiſchen und der liberalen Traditionen; nach Außen herrſchten 
jene, nach Innen dieſe unter Delbrück und Camphauſen. Ein Produkt 
dieſes Lompromiſſes war die nationalliberale Partei, die halb centra— 
litiſch Halb individualiſtiſch für die damalige Zeit fo nothwendig und 
heilſam war, als fie jetzt nothwendig zurüdtreten und ſich auflöfen muß. 
Die Elemente, die 1866 in ihr fich einigten, waren hauptfächlic folgende: 
1) ftrenge Monarchiſten umd Unitarier, begeifterte Bertheidiger der ftaat- 
ſichen Hoheitsrechte, wie Gneift und Treitichle, die wenn nur politifche Ger 
danfen und nicht in fo ftarker Weife gejellichaftliche Klaſſenbeziehungen 
die Gruppirung der Barteien beherrſchten und wenn nicht die Konflikts 
zeit vorangegangen wäre, überhaupt faum auf liberaler Seite hätten 
figen können, die bie eigentlich geborenen Führer einer konftitutionelf- 
ionfervativen Partei wären; 2) die Begründer und Führer des Na- 
tionalvereins, denen ber nationale Gebanfe immer Höher ftand als die 
individuelle Freiheit; und 3) emblich bie eigentlich individualiſtiſch Libe⸗ 
rolen, bie wenigitens für ven Moment und fo lange bie Regierung 
zugleich eine Reihe wichtiger liberaler Zugeftänbnifje machte, bereit 
waren, die beutfche Politik Bismarcks zu unterftügen. Diefe drei ver- 
ibiedenen Elemente wurden dann durch den Konflikt mit der Tatholifchen 
Kirche länger zujammen gehalten, als e8 ohne das gefchehen wäre. Mit 
der Zeit aber mußte es ſich mehr und mehr zeigen, daß zu verſchiedene 
Richtungen in der Partei waren. Mit der Konjolivirung des Deutichen 
Reichs, mit der veränderten Kirchenpolitif, mit der gefündern Rekon⸗ 
ſtruktion der konfervativen Parteien, mit der Vollendung der liberalen 
Geſetzgebung von 1866—76, mit den ganz neuen fozialen Aufgaben 
jeit 1869 und 1872— 75 konnte dieſe große Mittelpartei, deren Der- 
vienfte um das Deutſche Reich immer die allergrößten neben den Bis— 
mard’jchen bleiben werben, fich nicht mehr in ihrem alten Beſtande 
halten. Alle Grundlagen der Barteibildung find heute andere geworben, 
als vor 1866. 

Zunädft, und das jcheint mir das Wichtigſte, ift der ganze alte 
Gegenjag zwiſchen Anhängern und Feinden konſtitutioneller Staats- 
formen heute in der Hauptſache Hinfältig ; Tonftitutionelf find alle Parteien 
heute; die Liberalen wünjchen höchſtens den Einfluß des Parlaments 
auf die Minifter etwas größer als ihre Gegner; ebenfo ift ber alte 
Kampf um Ausvehnung bes Wahlrechts heute überlebt; gerade die 
Hauptmaffe des mittleren und höheren Bürgerthums wünſcht feine 
fiberaleren, fonbern- cher im Gegentheil beichränftere Wahlformen; die 
Konjervatinen find vielfah für allgemeines Stimmrecht wie ber vierte 
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Stand. In Bezug aufperjönliche Freiheitsrechte haben bie Nationalliberalen 
die Hand dazu gereicht, fie im Stantsintereffe gegenüber Ultramontanen 
und Arbeitern in einer Weife einzufchränten, daß man billig fragen 
kann, ob dieſe im konſervativen centraliftifcden Sinne ja gemeinten 
und zu bilfigenden Maßregeln der Partei, die fie genehmigt, noch ben 
Namen einer liberalen Yafjen. Die weſentlichſte wirthſchaftliche Aufgabe 
der Liberalen: Durchführung des Freihandels, der Gewerbefreifeit und 
Freizügigkeit, kurz der geſammten liberalen negativen, das Mittelalter ber 
feitigenden Wirthichaftögejeggebung ift vollzogen; bie Liberalen geben. 
jelbft theilweife zu, daß jet auf diejer tabula rasa Neues zu ſchaffen 
ſei; es ift mım Streit darüber, ob mehr die Initiative der Einzelnen 
ober größerer Verbände einſchließlich des Staates die Ausführung in 
die Hand nehmen ſoll. Vielfach ift auf konſervativer und Tiberaler, 
auf Seite der Unternehmer und der Arbeiter die Erkenntniß erwachien, 
daß es mit der blos negativen wirthichaftlichen Freiheit nicht gethan 
fei, daß eine neue rechtliche Drbnung noth tue, und über fie find bie 
früheren Beſtandtheile der liberalen Partei, Großunternehmer, Klein» 
bürger und Arbeiter jehr verjchievener Meinung. Im Bezug auf 
ſoziale Dinge zeigten fi Nationalliberale und Fortſchrittsleute gleich wenig 
fähig, von ihren negativen Freiheitsidealen zu brauchbaren, die Kleinbürger 
und Arbeiter fefjelnden und fördernden Vorfchlägen zu fommen. Die ganze 
Loslöſung der ſozialdemokratiſchen Arbeiterpartei von der großen liberalen 
Partei, zu der fie früher gehörte, ijt ja nur ein Beweis biejer Un- 
fähigkeit und Unprobuftivität auf fozialem Boden, ähnlih wie andere 
Erſcheinungen, 3. B. die ſchutzzöllneriſche Agitation, die Gewerbereform- 
partei, die Entftehung des Vereins für Sozialpolitit aus dem Schoße 
des Liberalismus heraus die Zerhrödelung und Löſung der alten Zu- 
jammenhänge längft anbeuteten. 

Dem entſpricht nun auch nur die in letzter Zeit vollzogene Löſung 
des linken von dem rechten Flügel der Nationalliberalen. Gewiß wird 
Benningjen- nicht jofort in das freifonjervative Lager übergehen, weil 
dieſes ſich auf jo ganz andere geſellſchaftliche Elemente ftügt. Aber er 
wird nun erſt nach der Trennung von den abſtrakten Sreihänblern und 
den Liberalen, denen die inbivibuelle Freiheit und die Verſtimmung 
über Bismard zunãchſt höher fteht, als die Mitarbeit an neuen natio- 
nalen, centraliftiich gefärbten Reformen, eine bürgerlich Liberal-fon« 
ſervative Partei bilden können, die liberal fi des Herkommens und 
ihrer gejellichaftlichen Elemente wegen nennt, die gut konjtitutionell iſt, aber 
jede weitere Demofratifirung unjerer Injtitutionen ablehnt, die in der 
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Hauptfache an ver liberalen Geſetzgebung von 186675 feit hält, 
aber gerabe jochen Reformen, wie fie jet in den Vordergrund treten, 
nicht abgeneigt ift und bie eben deßwegen in vielen Punkten wie bisher 
mit den Sreifonjervativen umd dem Theil der Altfonfernativen und 
Ratheliten, welchem ftaatliche Ziele höher ftehen, als ſtändiſche und 
firdliche Bellietäten, zujammen wirken lann. Aus dieſen Gruppen zu- 
iammen wirb fünftig fiher eine vegierungsfähige Parlamentsmehrheit 
erwacien. 

Aus den Sezeifioniften und dem dortſchritt zufammen wird das 
vielleicht in ſehr viel fpäterer Zeit auch geichehen; zunächſt aber nicht. 
Schon die Thatſache, daß beide Parteien ſich ausſchließlich auf Grund 
der alten liberalen Schlagwörter und der Mancheſterdoktrinen rekon⸗ 
ſtruiren, wird fie für den Moment Kindern, die Maſſen des Groß- und 
Heinbürgertfums und ber Arbeiter an fi zu fefleln. Erſtere haben 
politiich erreicht, was fie wollen; wirthſchaftlich bietet das Mancheiter- 
thum dem größeren Theile nichts. Sie folgen aljo auf gewerblichen, 
jozialem und Handels · Gebiete eher einem großen konfervativen Reformator 
als ver Laissez-faire Weisheit der Mancheſterleute. Letztere, d. h. 
die Arbeiter, Tann entweder ein radilaler Tory over ein Liberalismus 
gewimnen, der verjüngt zu ganz anderen vollsthümlichen vem vierten 
Stand angepaßten Idealen gekommen ift; — aber nicht ein Bam— 
berger'icher ober Richter'ſcher Liberalismus; die Konjequenz wirb daher 
anch dieſe Liberalen immer weiter treiben bis zu dem Punkt, wo fie 
eine deutſchnationale Arbeiter- und Kleinbürgerpartei hinter fi) fammeln 
Emmen. Dann ift ihre Zeit gefommen; dann werben fie vielleicht 
wieder das fein fönnen, was fie von 1840-66 waren, das vorwärts 
treibende Prinzip bes öffentlichen Lebens. So lange fie aber wie jegt 
mr die Börje, einen Theil der radikalen Gelbariftofratie, die Sonder- 
interefjen der Handels. und Seeftäbte Hinter ſich Haben, fo Tange fie 
in den wichtigften Fragen unſeres Staatslebens entweder überhaupt 
teine Borjchläge zu machen wiffen, ober wenigften® feine, die wie feiner 
Zeit die Freiheits: und Verfafjungsfragen irgendwie die Maſſen be- 
wegen und begeiftern, werben auch jo ibeale Geftalten, wie ber Un: 
parteiiſche fie in Laster, Forkenbeck und einigen Anderen verehren muß, 
fie nicht Davor bewahren, eine im Ganzen umfruchtbare Rolle zu jpielen. 
Ir Berbienft wird nur im ber Kritik und in ber ſtets berechtigten 
Bertheibigung der individuellen Freiheitsrechte beftehen. Dieſe letztere 
werben fie jegt allerdings wieder beſſer übernehmen Fönnen, als bisher. 

Aber damit regiert man Staaten nicht und jchafft mod weniger 
bie pofitiven Mefermen, deren wir bebürfen, deren Gefammtcaralter 
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durch die herrichende öffentliche Meinung wie durch die Perjönlichleit 
des leitenden Staatsmannes gegeben, ein fonfervativer oder wie bie 
Gegner fagen Tatheber- ober ſtaatsſozialiſtiſcher, wir fagen lieber ein 
ſozialpolitiſch reformatoriſcher in gewiſſem Sinne centraliftiicher iſt. 
Die Feinde und Neider dieſes großen Staatsmannes lieben es heute, 
die Sache fo darzuſtellen, als ob nur ſeine perſönliche Laune nach 
biefer Richtung hindränge, daß bie perſönliche Macht, über die er ver» 
fügt in einer Weife, wie faum jemals ein Staatsmann, allein biefer 
Nichtung zum Siege verholfen habe. Und gewiß wiegt diefe perfönliche 
Macht Heute fo viel, al8 das Gewicht ganzer politifhen Tagesparteien. 
Aber fie wiegt doch nur fo viel, weil der Vollsinſtinkt, das Gefühl 
und der Blick desjenigen größern Theils des Volls, der von Parlar 
mentözänfereien unberührt und von ben Neibungen und Einflüffen des 
Barteilebens frei ift, in ihm den großen ftarfen unbeugjamen Willen, 
die geftaltende Kraft, die probuftiven Gebanfen erkennt und anerkennt, 
weil die große Maffe des Volks in feinen Plänen und mit benjelben 
große brennende, vitale Staats- und Geſellſchafts⸗Intereſſen geför- 
dert fieht, während bie entgegenftehenden Parteien gleichjam in der 
Vergangenheit lebend Interefjen dienen, deren Förderung die Gegen- 
wart nicht für jo weientlih Hält. Es giebt nur eine geijtige Macht, 
eine große Autorität um den Preis der Anpafjung an die Gefühle und 
Denkweiſe der Maſſen. „Ein großer Mann,” jagt Herbart, „ber 
feinem Volt die Orbnung vorfchreibt, deren es bedarf, hat fich felbft 
erhoben aus der Maffe der Uebrigen; feine Gedanken find urjprüng- 
ich genommen aus der allgemeinen Gedankenmaſſe; darum pafjen fie 
auch wieder zu dem Denken und Fühlen der Anderen, jonft Könnten fie 
feinen Einfluß gewinnen und am wenigjten fi) nad feinem Tode er« 
halten." Nur ber eiferne Wille ift das Individuelle am Fürjten Bis— 
mard, feine Ziele und Gevanfen find die zahlreicher Denker und großer 
Maſſen. Es ift einer der fundamentalen Irrthümer jo vieler Liberalen, 
daß fie fih Parteiführer und Miniſter aus jenem weichen Stoffe 
wünfchen, aus denen man wohl leibliche Leithämmel machen kann, die 
von einer hinter ihnen ber drängenden Maſſe geſchoben werven, daß fie 
den Werth felbjtändiger, führender Kräfte und Staatslenker, wie bie 
Geſchichte fie in Richelieu, Colbert, Cromwell, Triebrich dem Großen, 
Pitt, Peel verehrt, nicht begreifen. Der Unterſchied führender und 
geſchobener Staatsmänner liegt aber nicht darin, daß jene ihre eigenen 
jubjeftiven, diefe Die Gedanken des Volkes ausführen, fondern barin, 
daß jene zielbewußt und unbefümmert um bie Heinen Zudungen und 
Aenderungen ber öffentlichen Meinung den rechten Moment mit Energie 








17 Ueber Zwec und Biele des Jahrbuche 15 


erfaflen, dieſe zaubern ohne feiten Willen, immer nur auf ihre Hinter 
minner horchend Häufig den rechten Moment verjäumen und in halben 
Maßregeln fich erfchöpfen. 

Ariftoteles fagt an irgend einer Stelle, ein Bolt, das einen wirkte 

lich großen Diann befige, könne nie etwas Klügeres thun, als ihm die 
&itmg feiner Gefhäfte anzuvertrauen. So richtig dieſer Ausſpruch ift, 
io würden wir perfönli doch deshalb nicht auf feine Seite treten, 
wenn wir nicht feit vielen Jahren und am energijchften zu ber Zeit, 
als es die regierende Macht war, aus Ueberzeugung jenes Manchefter- 
ıhum bekämpft hätten, das jegt in der Defenfive ihm gegenüber fteht. 
Wir theilen mande Anſchauungen des Fürſten Bismard nicht, ſo z. B. 
ſeine, wie und ſcheint, zu große Vorliebe für inbirefte Steuern; feine 
Art, Menjchen, Parteien und foziale Klafjen zu behandeln, ift auch ung oft 
nicht ſympathiſch. Wir wollen uns und dem Jahrbuch auch jederzeit 
eine vollftändig unabhängige Stellung in jeder einzelnen Frage ber 
wahren. Aber wer feiner Zeit die Delbrüd-Camphaufen-Michaelis’jde 
Aera befämpft Hat, ber muß jegt im Ganzen die Reformideen ber ge= 
gempärtigen Regierung unterftügen. Wie wir für Neform ber Ges 
werbeorbnung und für eine mäßige Erhöhung der Zölle eingetreten 
“find, jo halten wir die Verſtaatlichung der wichtigeren preußiichen Eifen- 
bahnen, die Einführung der Tabatsfteuer und das Hinarbeiten auf das 
Zabatsmonopol für richtig. Wir Hoffen auf eine weitere Verfhärfung 
der Fabrilgeſetzgebung und betrachten die Novelle von 1878 ſchon als 
einen Fortſchritt in diefer Richtung. Eine große ftaatlihe Aktion auf 
dem Gebiete des Arbeitöverficherungswefens ift und willfommen, nicht 
ſowohl, weil wir um jeden Preis für ftaatliche Kafjen und ftaatlichen 
Zwang ſchwärmten und davon alles Heil erhofften, fondern weil wir 
von dieſer Aktion eine große materielle Förderung des Hilfskafien- 
wefens”erwarten, und uns jeder große fachliche Fortſchritt auf dieſem 
Gebiete Lieber ift, ald das ewige Nörgeln und Nichtsthun, das ben 
überwiegenben Theil der liberalen Parteien in Bezug auf die foziale 
Frage auszeichnet. 

Was wir aljo an unferer heutigen Negierungspolitit billigen, ift 
nicht ſowohl das Einzelne ald die Geſammtrichtung auf große fozial- 
politifche Reformen und auf Stärkung der Reichögewalt. Diefe Richtung 
halten wir zur Zeit für nothwendig und heiljam. Der Individualismus 
wird Daneben immer fein Recht behalten; der Rechtsſchutz der Individuen, 
die freie Bewegung ber Individuen, die Ausbildung der Individuen 
it uns nicht gleichgültig. Wir glauben aber, es fei die Zeit ge 
fonımen, wo auch bas individuelle Leben mehr Förderung und 
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Stärkung empfange durch das „viribus unitis“. Der Atomismus, 
ver blinde rohe Kampf der Inbividuen, ber Egoismus bebroßten unfer 
Öffentliche® und ſoziales Leben: dem gegenüber halten wir feft an der 
Ueberzeugung, daß auf bie inbivibualiftifche Epoche jegt eine fozialiftiiche 
im beften Sinne des Wortes folge, eine Zeit ber Reform, ver Geſetz⸗ 
gebung auf fozialem Gebiete, eine Zeit der Zujammenfafjung der Kräfte, 
der Vereins. und Genoſſenſchaftsbildung, des ftaatlihen Eingreifens 
und Handelns um die Schwachen zu ſchützen, die nationalen Intereſſen 
zu verteidigen, bie ganze Volkswirthſchaft immer mehr auf den Boden 
des Rechts und der Gerechtigkeit zu ftelfen. 

Immer haben derartige Epochen mit folchen der individualiſtiſchen 
Richtung in der Geichichte notwendig gewechſelt; nicht der Umſtand 
kann zweifelhaft fein, daß fie kommen; die Frage ift nur, wie fie kommen 
und wie fie wirken. 

Das aber ift in erfter Linie abhängig von der Miſchung idealer 
Zielpunfte und geſellſchaftlicher Imtereffen, die bei jever Parteiaktion 
zufammen die bewegende Kraft ausmachen. Es gibt feine Partei, 
feinen Monarchen, feinen Minifter, die nicht in Ausführung großer 
Pläne auf beſtimmte geſellſchaftliche Kreiſe fich ftügten und daher Rüd- 
ficht auf deren egoiftifche Intereffen nehmen, fie mehr als die anderer 
Kreife fördern müffen. Der große Staatsmann und Parteiführer wird 
ſtets dahin ftreben, dieſe egoiftifchen Sonberintereffen feiner Anhänger 
in Einklang zu bringen mit den augenblidlihen Gefammtinterefien 
des Volles und Staated. Und wenn und jofern ihm das gelingt, fo 
macht das feine Größe und Kraft aus. Dann entftehen bie Zeiten, 
in benen er feiner Kraft und feines Einfluffes ſicher ben großen idealen 
Zielen einer großen Politif ganz bienen, zeitweife ſogar bie materiellen 
Sonderinterefjen feiner Anhänger biefen Zielen opfern kann. Flei— 
lich immer nur vorübergehend. Mit der Zeit wird dieſes Bleigewicht 
in jeder Partei wieder ſich geltend machen und zwar um fo mehr, 
je mehr die Partei Einfluß und Herrichaft befigt. Es bezeichnet den 
Niedergang jeder herrſchenden Partei, wenn dieſe geſellſchaftlichen Sonder 
intereſſen ihrer Mitglieder nackt und offen Befriedigung verlangen und 
erreichen. 

Es war lange Zeit die Kraft der liberalen Partei, daß ſie, viele 
idealiſtiſche Männer an ihrer Spitze, ausſchließlich den idealen Kampf 
für Freiheit und Verfaſſung zu führen ſchien, daß ſie für dieſe großen 
Güter kämpfend zugleich den Sonderintereſſen des ſtädtiſchen Bürger - 
thums, ja der unteren Klaſſen diente; Gewerbefreiheit, Freizügigkeit, 
Koalitionsfreiheit, Freihandel, Beſeitigung aller Taren ſchien dem 
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rierten Stande ja jo heilſam, wie der Bourgeoifie. Die idealen Ziele der 
liberalen Partei fielen zufammen mit dem Fortfchritt des Staates an 
Ach; die Stantsinterefien und die Interefjen des ftäbtiichen Bürger 
thums waren zeitweife identiſch. Aber doch nicht auf die Dauer, doch 
entfernt nicht in allen Fragen. Und ebenfowenig wird ſich leugnen laſſen, 
daß im wichtigen Fragen ver liberalen Gefeßgebung neben ven ibealen 
Parteizielen recht handgreifliche materielle Klaſſenintereſſen ausſchlag⸗ 
gebend waren. Dit Börjen-, die Kapital⸗, die Handels⸗, die Export, 
vie Unternefmerinterefjen hatten bewußt oder unbewußt ſich einen über« 
mächtigen Einfluß zu verichaffen gewußt. Gerade daß bem fo war, 
das brach die Kraft und den Einfluß der Liberalen. 

Auch bei der heutigen Bewegung entgegengefegter Richtung fpielen 
wirtHichaftliche Maffeninterefien eine wejentliche Rolle; die Landwirthe 
fühlen fich jeit Jahren weniger gut behandelt, als das ftädtifche Bürger- 
ıhum; viele Inbujtriellen Magen, daß die Liberalen ein offenes 
Ohr nur für den Handel hätten; dem Kleinbürgerthum und ben 
Arbeitern find die Augen darüber aufgegangen, daß ber Liberalismus, 
io lange er ſich mit dem Mancheſterthum ibentifizirt, ihnen nur Steine 
ſiatt Brot bietet. Diefe Klaſſenintereſſen beeinfluffen die augenblidliche 
varteikonſtellation auf's Tiefite, fie fordern irgend welche Befriedigung. 
Tas mag man von idealem Gefichtspunft aus beffagen; von praktiſchem 

Ztanbpunft aus iſt das natürlich; es ift daſſelbe, was auf liberaler 
Seite in entgegengefegter Richtung geipielt hat, was bei jever Partei» 
bildung gleichfam den Untergrund des Gebäudes bilbet. 

Nur darin haben Die Recht, welche jammernd von dem Entfeifeln 
der Sonberinterefjen ſprechen, allein läßt fich damit nicht regieren; einen 
feiten Grund und Halt bekommt jede herrſchende fonjervative Regierung 
num, wenn es gelingt, auch in ben fie ftügenden Parteigruppen die Staats- 
interefien und ibealen Ziele in den Vordergrund zu brängen gegenüber 
den Aaſſenintereſſen. Cine große konſervative Politik kann nebenbei 
agrarifche Intereffen, Schuzollinterefjen, Arbeiter- und Rleinbürger: 
interefien fördern; ihr Kern und Halt aber muß ein anderer‘ jein: 
Die Stärkung ber Staatögewalt, die Hebung ber Macht des Reiche, 
die Belebung des nationalen Bewußtſeins, die Wiederbelebung ber 
alten umvertilgbaren Ueberzeugung, daß es Sache des Staates und bes 
Rechtes fei, die Schwachen zu ftügen, den Uebermächtigen und Frechen 
entgegenzutreten, bie Klajjentämpfe durch verfühnenbe billige Rechts- 
ordnung abzujtumpfen und zu befeitigen, kurz jene ideale Auffaſſung 
des Staates, die von Plato bis auf den heutigen Tag allen großen 
Staatsphiloſophen vorſchwebte, jene Auffaſſung, die Pathe ftand an 
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der Geburtöftätte aller großartigen Staatsbildungen, bie muß es fein, 
die den Kern jever gefunden konſervativen Parteineubilbung ausmacht. 

Daß von dieſem Geifte etwas in unferem leitenden Staatsmann 
fei, werben felbft feine Beinbe nicht Ieugnen. Auch daf die Parteien, 
welche ihn ftügen ober fügen follten, theilweiſe davon erfüllt find, wird 
man zugeben; ob aber genügend, das kann erft die Zukunft lehren. 
Ausfchlieglich aber Hiervon wird es abhängen, ob biefe Parteien fähig 
find, im Staatsintereffe zufammenzugehen, ob fie«fih zu einer Ver- 
bindung mit großen ivealen Zweden auc über ein Minifterium Bis- 
mar hinaus zufammenzufaffen vermögen. Nur in biefem alle, nur 
bei einer folchen Verjüngung und Umbildung unferer heutigen konſer⸗ 
vativen und halbfonfervativen Parteien find fie fähig und find fie 
werth, für eine längere Dauer ihre Gegner von ben leitenden Stellen 
auszuſchließen. 


Straßburg im Oktober 1880. 


Die Gerechtigkeit in der Volkswirthſchaft. 
Bon 
Guſtav Schmoller. 


Gibt e8 eine gerechte Vertheilung ber wirthichaftlichen Güter? 
Oder joll es eine ſolche geben? So fragen die Menfchen Heute wieder, 
io Haben fie gefragt, feit es menſchliche Geſellſchaften und foziale 
Inftitutionen gibt; fo Hat ber größte Denker des Alterthums gefragt 
md nah ihm taufend andere arme ſchwitzende Menichenhäupter, 
Häupter in Turban und Baret, große Staatsmänner und hungernde 
Broletarier, beſonnene Menſchenfreunde und ſchwärmeriſche Idealiſten. 

Gerade heute freilich ſcheint die Frage weniger als je erlaubt. 
Selbſt Leute, die ſich etwas Beſonderes auf ihren Idealismus zu 
Gute thun, erklären ſie für eine der unnützen Fragen, die Niemand 
zu beantworten wiſſe. Die Gedanken bes Ariſtoteles über die ver⸗ 
theilende Gerechtigkeit werden von oben herab als veraltet und wiſſen— 
ſchaftlich überwunden bezeichnet. Im oberflächlicher Weiſe die Erſchei⸗ 
mungen des Naturlebens mit den fozialen Progefien vergleichend, beruft 
man jih auf Die Darwin'ſche Lehre vom Kampf um's Dafein, die dem 
Stärtern das Recht gebe, den Schwachen zu unterwerfen und jeden 
Gedanken an eine gerechte Vertfeilung irbiicher Güter ausſchließe. 
Auch, zahlreiche Nationalöfonomen wollen von der Frage nichts willen, 
und das um fo weniger, je ferner fie philofophifchen Studien ftehen, 
je mehr fie fih nur in Spezialfragen vertiefen und trog mancher 
Bugeftändniffe am neuere Richtungen mit ihren Grundanſchauungen 
dod noch in ven alten Geleifen englifher und deutfcher Schuldogmatit 
fich beivegen, welche andere Kategorien als Angebot und Nachfrage 
nicht fennt. Im Hintergrunde ſchwebt dabei in der Megel die Vor- 
ftellung, daß der Sozialismus eine gerechtere Gütervertheilung forbere, 
med daß es ſchon deshalb für den fonjervativen Staatsbürger und 
Anfänger der Orpnungspartei feine andere Wahl gebe, als ſich gegen 
dieſen Sedanken auszuiprehen. 

2* 
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Vreilich fegen bie, welche jo fühlen und denken, ſich damit in den 
ſchroffften Gegenfag zu den großen Begründern der neueren National» 
ölonomie. Niemand mehr als Adam Smith, als Turgot, als ein 
Theil ihrer echten Nachfolger war überzeugt, eine geredhtere oder gar 
eine abfolut gerechte @ütervertheilung mit ben von ihnen verlangten 
Reformen herbeizuführen. Der Glaube an bie Gerechtigkeit ihrer 
Forderungen war die Stärke der naturrechtlichen Nationalöfonomie. 
Als Konfeguenz der „natürlichen Freiheit und Gerechtigkeit“ verlangt 
Adam Smith die Freizügigkeit und Gewerbefreiheit. Die freie inbivi- 
duelle Konkurrenz, jo hat man neuerdings ganz richtig die Gedanken 
des größten Schülers von Adam Smith zujammengefaßt, erjcheint bei 
Ricardo als die ftriftefte Gerechtigkeit gegen alle arbeitenden Menjchen. 
Und das ift nicht zufällig. Keine große foziale ober vollswirthſchaft ⸗ 
liche Reform kann unter Hinweis auf ihre Zweckmäßigkeit den trägen 
Widerftand, der fich ihr entgegenftellt, überwinden. Erſt wenn es ge- 
lingt, das Geforverte als das Gerechte erfcheinen zu laſſen, zündet die 
Forderung und jegt die Maffen in Bewegung. Ich habe feit Jahren 
in ber öffentlichen Diskuffion wie in den volkswirthſchaftlichen Schriften 
darauf geachtet, wann und wie bie Trage der Gerechtigkeit bei volks⸗ 
wirthſchaftlichen Dingen mit hereingezogen werde; und ich fand, daß 
es unwilllürlich faft überall geſchehe. Wird das Bankweſen erörtert, 
jo erklärt der Feind der ungedeckten Noten biefe für eine Ungerechtig- 
teit. Stehen höhere Zölle in Brage, jo erklärt der Freihändler fie 
zuerſt für ungeredt, dann für unfittlich, erft im britter Linie für ver» 
derblich in wirthichaftlicher Beziehung’). Bei allen Diskuffionen über 
die neuefte Wendung unferer Zollpolitif fuchte man von beiden Seiten 
immer zu beweifen, das, was ber Gegner wolle, ſchade gerade bem 
Heinen Manne, dem Heinen Unternefmer, wirke alfo in der ungerech- 
teften Weile auf die Einkommens und DVermögensvertheilung. Ein 
angejehener Polititer, welcher jede Erörterung ber Gerechtigfeit ber 
Vermögens und Ginfommensvertheilung für überflüffig und abſurd 
erHärt, verfällt in der Polemik gegen Marz fofort in denſelben Fehler, 
den er feinen Gegnern vorwirft: er erklärt die heutige Vermögens- 
vertheilung in Deutſchland für legitim, weil nicht der Befig von 
Kolonien, nicht die Ausbeutung von Sklaven, ſondern die rebliche 
Arbeit des deutſchen Bürgertfums den Wohlftand felbft gefchaffen 
Habe. Er deutet damit ganz richtig auf den Kernpunkt hin, von dem 

2) Siehe dieſe charakteriftifhe Reihenfolge in den Elementen ber Wirth- 
ſchaftslehre von 2. Eoffa (deutfb 1879), ©. 69. 
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heute das Vollsbewußtſein bezüglich der gerechten Bermögensvertheilung 
beherrſcht wird. Gin weſentlicher Sprecher der heutigen Breihandels- 
partei im Reichätage meint, bie Naivetät, niebrige Löhne zu preiien, 
dürfe fich Heute nicht mehr an's Licht wagen: „Heute betrachten wir 
mr dann bie Berfältniffe als wirthſchaftlich gefund, wenn fie jedem 
Theilnehmer an der Arbeit feinen gerechten Antheil am Gewinn 
ſichern.“ Und er fügt hinzu: „Die ideale wirthfchaftliche Aufgabe iſt 
erfüllt, wenn die höchfte Gütererzeugung und die gleichmäßigfte Ver⸗ 
teilung des babei erzielten Gewinnes unter bie Theilnehmer an ver 
wirtsichaftlichen Gefammtarbeit zuſammenfallen.“ 

Mag alſo eine gerechte Vertheilung der Güter in Wirklichkeit 
beftehen ober nicht, was ich zumächft ganz dahingeſtellt fein laſſen will, 
gerevet wird immer von ihr; es wirb an fie geglaubt, es wird auf 
viefen Glauben ſpekulirt, und es bat biefer Glaube feine praktiſchen 
"Folgen. 

Damit kommen wir zur richtigen Stellung der Stage, mit ber 
wir beginnen müſſen. Wir wollen nicht aus irgend einem Primip 
heraus, als logiſche Folge deſſelben eine Formel entwideln, deren 
firifte Anwendung überall das Gerechte ergäbe; wir wollen einfach 
und beſcheiden zunächſt fragen, wie fommt es, daß auch an bie wirth- 
jchaftlichen Handlımgen, an die fozialen Erſcheinungen ſich fo oft ein 
billigenbes ober mißbilligendes Urtheil ankräpft, vefien Ausſpruch dahin 
seht, dies jei gerecht, jenes ungerecht. Haben wir eine richtige Antwort 
hierauf, dann wirb es leicht fein, weiter zu ſchließen und feitzuftellen, 
welche Kraft, welche Tragweite, welchen "Einfluß dieſes bilfigende oder 
wißbilfigende Urteil nun rüdwärts auf die vollswirthfchaftlichen und 
jorialen Erſcheinungen habe. 


I. 


Auch Derjenige, welcher alle menjchlichen Triebe und alles 
Handeln der Menfchen auf die Gefühle der Luft und ber Unluft 
zrrũdfũhrt, muß zugeben, daß, foweit wir Menfchen kennen. neben ben 
niedrigen die höheren intelleltuellen, äſthetiſchen und moralifchen Ge— 
fühle vorhanden find, daß fie dem Leben jene idealen Zielpunkte geben, 
daß aus ihnen jene Vorftellungen erwachſen, bie alles menjchliche 
Leben, alfe Handlungen, alle menſchlichen Einrichtungen als Idealbilder 
eines SeinsSollenden begleiten und beeinfluffen. Wenn wir den In« 
begriff dieſes Sein-Sollenden das ‚Gute nennen, fo ilt das Gerechte 
ein Theil deſſelben. Die Gerechtigkeit ift eine menfchliche Tugend; — 
man hat fie auch ſchon die Tugend aller Tugenden genannt; jie iſt 
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die dauernde Gewöhnung des Menſchen, fein Handeln dem Ideal an- 
zupaſſen, das wir das Gerechte nennen. 

Ein Gerechtes an fich, ein ſchlechthin Gerechtes finden wir num 
in ber Wirllichteit fo wenig ober fo jelten, als das ſchlechthin Gute; — 
das Gerechte ift immer eine Idealvorſtellung, der ſich die Wirklichkeit 
nähern, bie fie nie erreichen wird; das fittliche Urtheil, eine Handlung, 
das Thun eines Menfchen fei gerecht, will ftets nur behaupten, dieſes 
Thun entſpreche einer Idealvorſtellung und eine einzelne Handlung 
tann dies vielleicht vollftändig thun; ber ganze Menſch, bie ganze Ge 
ſellſchaft und ihr Thun kann fich dem nur nähern. Welches Handeln 
nennen wir nun aber gereht? Das Wort wird in verjchievener Be— 
deutung gebraucht. Wir gebrauchen e8 oft ſchon, um nur anzubeuten, 
daß fi ber Einzelne ben Satungen des Ganzen füge, daß fein 
Handeln dem pofitiven Recht entſpreche. Wir gebrauchen e8 auch in 
dem viel weiteren Sinne, jo daß wir damit bezeichnen, das Handeln 
entſpreche nicht ſowohl dem pofitiven Recht, als den Idealen defjelben. 
Wir fegen ein feinfollendes Necht — als das Gerechte — dem poji« 
tiven Recht entgegen, mefjen das letztere an erfterem, nennen das 
pofitive Recht ungerecht, jo weit es dieſem Ideale nicht entipricht. 
Die Vorftellungen, die uns babei leiten, aus denen wir das Gerechte 
ableiten, find feine einfachen; die eigenthümliche Natur der Rechts- 
fagungen als beftimmter formaler Regeln des fozialen Zufammenlebens 
und die idealen Zielpunkte des fozialen Lebens, welche den materiellen 
Inhalt des Mechtes beftimmen, erzeugen zufammen dieſes Idealbild. 
Vorftellungen vom vollendeten Staat, wie vom vollendeten Individuum 
verfnüpfen fi in demſelben. Nur eine dieſer Vorftellungen, oder 
vielleicht richtiger nur einen dieſer bier zufammenwirkenden Vor— 
ſtellungskreiſe meinen wir, wenn wir vom Gerechten im engern Sinne 
reden; wenn wir das Wort fo gebrauchen, wie es nicht in der Schul-, 
jonbern in der Sprache des Lebens heute regelmäßig angewandt wird. 
Wenn wir von einem gerechten Richter, von gerechter Strafe, von 
gerechten Injtitutionen fprechen, fo haben wir dabei ſtets bie Vor⸗ 
ftellung von einer Gejellfhaft, von einer Reihe von Menſchen, von 
einer Vergleichung berfelben und von einer entiprechenden Vertheilung 
von Gutem oder Schlehtem, von dem was Luft oder Unluft macht, 
an ſich nach einheitlichen objektiven Mapftäben. Der fpezifiiche Begriff 
der Gerechtigkeit, der, welcher uns hier vor Allem intereffirt, ift der 
der vertheilenden Gerechtigkeit; er jegt ſtets die Proportionalität zweier 
ſich gegenüberftehender Reihen, einer Reihe von Menſchen und einer 
Reihe von pofitiven oder negativen Gütern, bie zu vertheilen find, 
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voraus. Wir ordnen uns jede Vielheit von Perfonen, die und in 
ingenb einer Beziehung als Einheit erſcheint, notwendig in eine Reihe 
mach objektiven Merlmalen und dem entiprechend verlangt die Ideal⸗ 
vorftellung des Sein-Sollenden die Bertheilung der Güter und ber 
Uebel; nach diefem Maßſtab mißt unfer Ideal immer die Wirklichkeit. 
Immer iſt umjer fittliches Urtheil tätig, Die Handlungen der Menſchen, 
isre Lafter wie ihre Tugenden und Leiftungen zu werthen, d. h. zu 
vergleichen und in Reihen zu bringen; immer ift unfer fozialer Inſtinkt 
tätig, die Einzelnen und ihre Hanvlungen auf das Ganze der Ge 
meinde, des Staates, ber Menſchheit zu beziehen, fie darnach zu 
meilen, zu lociren. Immer wieder beherrſcht uns mit umerbittlicher 
Notwendigkeit die Vorſtellung, nach dieſer Lofation müſſe bie Ver- 
theilung der Ehren, des politifchen Einfluffes, der Stellen, des Ein- 
tommens, der Strafen ftattfinden. Das Gleiche ſoll gleich, das Un- 
gleiche ungleich behandelt werben. Die Proportionalität der menſch⸗ 
lichen Danblungen ift es, die wir fordern. Die Einhaltung der Pro» 
portiomalität erſcheint ung gerecht, die Nichteinhaltung ungerecht. Bei 
einem ungerechten Verhältnig hat das eine Glied zu viel, das andere 
zu wenig erhalten. Der Ungerechte maßt jich von einem zu vertheilen- 
den Gute zu viel an, der Unvechtleidende erhält davon zu wenig. 

Wir nermen ein Wahlfpftem gerecht, das den politifhen Einfluß 
vertheilt nach den Fähigkeiten und Leijtungen der Einzelnen für Staat 
und Gemeinde. Wir nennen ein Strafgejegbuch gerecht, das trog ber 
tanſendfachen Verſchiedenheit der Vergehen und Verbrechen, trog der 
ideinbaren Unvergleichbarfeit der verfchievenen Strafen ein einheitlich 
abwägendes Doppeliuftem gefunden Hat, in welchem bie böfen Thaten 
und die Strafen dem Nechtögefühl des Volles entſprechend in zwei 
Reihen paralielifirt find. Wir ſprechen von einer gerechten Abftufung 
ver Gehalte, von einer gerechten Beförderung der Beamten jowohl bei 
jever Aftiengefellfchaft, jeder Eiſenbahn, als innerhalb des Offizierforps 
und der ftaatlihen Beamtenhierarchie; wir fprechen von einer gerechten 
Vertheilung der Steuern, wie von einer gerechten Abftufung ver Löhne, 
von einem gerechten Unternehmergeminn, wie von einer gerechten 
Vergütung der Kapitalüberlaffung. Und immer ift die Vorftellung, die 
dabei im Hintergrunde ſchwebt, diejelbe: die Menſchen werden nad) ge» 
willen Geſichtspunkten, nad Eigenſchaften, Taten und Leiftungen, Ab- 
fammung und Befig in Gruppen und Reihen gebracht, und biefen 
Reihen follen die Laften oder Vortheile entſprechen. 

Der Unternehmergewinn, jagt man, ift gerechter Weife Höher ale 
ver Zinsfuß, weil ſich in ihm eine größere Möglichkeit des Verluſtes 
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mit einer Belohnung für Arbeit verknüpft, die beim Zins fehlt. Die 
Kapitalvente ift gerecht, weil ber Kapitalhinleihende auf einen möglichen 
Gewinn over Genuß verzichtet, der Rapitalleihenve ohne dieſe Hilfe in 
viel ſchlechterer Yage wäre, weil für einen Dienft des Einen eine Ber- 
gütung des Andern gerecht erfcheint. Die hohe Einnahme des ber 
rühmten Arztes ober Advolaten ift gerecht, jo ungefähr folgert Adam 
Smith, weil von der großen Schaar, welche den theuren Aufwand für 
diefe Stubien machen, Viele ganz geringe Einnahmen haben, die aus- 
exlefenen Tüchtigen alfo gleichfam Erſatz dafür erhalten. Jede Haus- 
frau und jedes Dienſtmädchen findet täglich und ſtündlich dieſe ober 
jene Preisforderung gerecht und bie anbere ungerecht und immer auf 
Grund von Vergleihungen, Reihenbildungen und Wertbichägungen. 
Am wichtigften bleibt das Urtheil über die Gerechtigfeit oder Unge⸗ 
vechtigfeit der fozialen Klaſſenverhältniſſe im Ganzen. 

Ariftoteles nennt die Sklaverei dann eine gerechte, wenn Herr 
und Save von Natur fo verfchieven feien, wie Seele und Leib, wie 
ordnender Wille und äußeres Werkzeug. Dann fei bie natürliche, 
innerlich berechtigte Sklaverei vorhanden; es entſpreche das äußere 
foziale Rechtsverhältniß dem Weſen ver Menfchen. 

Ganz daſſelbe läßt fih von allen fozialen Abftufungen und 
Klaſſenbildungen jagen; wir empfinden fie als gerechte, foweit wir 
finden, daß fie unferen Beobachtungen von gleichen ober ungleichen 
Eigenfchaften der betreffenden Klaſſen entiprechen. Das Vollsgefühl 
hat, von Zeiten des Irrthums und ver Leidenſchaft abgefehen, zu allen 
Zeiten Ehre, Reichthum und Stellung denen gegönnt, deren Thaten, 
deren Leiftungsfähigkeit, deren Tugend und Bildung entſprechend her⸗ 
vorragten; e8 hat bie Lage ber mittleren und unteren Klaſſen dann 
gemißbilligt, wenn es fand, daß Menfchen berfelben Race, deſſelben 
Glaubens, deſſelben Staates von ihnen Gleiftehenden mißhanbelt, 
unter einem ihrer Bildung und ihren Leiftungen nicht entſprechenden 
Drude gehalten wurven. Alle Klaſſenkämpfe der Vergangenheit find 
aus biefen Empfindungen hervorgegangen. Die größten Bolitifer und 
Volksführer aller Zeiten, auch die größten Könige und Cäfaren haben 
fih an die Spike der Bewegungen geftellt, die, von unterbrüdten, 
ausgebeuteten und mißhandelten Klaſſen ausgehend, mit glüdlichem 
oder umglüdlihem Erfolg eine Befeitigung der ungerechten ſozialen 
BVerhältniffe anftrebten. Dft handelte es fich im diefen Klafjentämpfen 
nur um politiſche Rechte, oft nur um Ehrenftellen oder um das Ehe- 
recht; den Kernpunkt derjelben bilden aber ftetS die wirthſchaftlichen 
Fragen, die Einfommens- und Vermögensvertheilung oder bie Vor— 
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bevingungen und bie Zugänge berjelben, bie Erwerbsmoͤglichkeiten. 
Dem das Wichtigfte im fozinlen Kampfe un’® Dafein iſt bie wirth⸗ 


Und daher tritt much hier ſtets die Frage auf, ift das Beftehende 
gerecht? It dieſe Schranfe des Erwerbs, ift diefe oder jene Inftitu- 
tim der VBermögensvertheilung, ift biefe gefammte Einkommensver⸗ 
theilung gerecht ? 5 

Treilih wird dieſe Frage nicht jederzeit gleich fehr betont; die 
as der Beantwortung ſich ergebenden Gefühle werben nicht zu allen 
Zeiten in gleicher Stärke die Mafjen ober die einzelnen Parteien be- 
enfinfien. Gewiß ift auch das Urtheil, eine beſtimmte Klaſſenbildung 
u EinfonmmenSvertheilung ſei gerecht ober ungerecht, nicht das einzige, 
208 über bie betreffende joziale Erſcheinung gefällt wird. Noch weniger 
ft das betrefferde Urtheil, auch wenn ſchon tauſende von Menfchen in 
ihm übereinfommen, die einzige Kraft, welche bie Einkommensver- 
deilang beherefcht. ber biefes Urtheil ift bie einige pihchologiſche 
Baſis auf der alle Forberungen des Rechtes der Gleichheit erwachſen 
fat. Es iſt der Angelpunft alles Individualismus. Der Standpunkt 
der Geſammtheit mag oftmals Anderes verlangen; bie Geſammtheit 
sb ihr Intereſſe fordert Opfer in ben oberen wie in den unteren 
Reiben Die praktifchen Vertreter dieſes Standpunltes in ver Politik 
nerven daher auch nothwendig bie Folgerungen, die aus biefem Grunb- 
mugip des Individualismus fich ergeben, zu bekämpfen over abzu- 
idwächen fuchen. Und von ifrem Standpunkt aus ift das berechtigt. 
Über ebenfo berechtigt bleibt daneben der individualiſtiſche Standpunkt ; 
md er ift es, der Gerechtigfeit, Proportionalität der Pflichten und ver 
Rechte verlangt; er verlangt Gleichheit, foweit er gleiche Menſchen, 
Ungleichheit, foweit er ungleiche fieht. Es wird nie für das Prinzip 
ver ſtaatsbũrgerlichen, der politiſchen und der fozialen Gleichheit ein 
feites Fundament geben, wenn man es nicht in dieſem Zufammenhang 
jucht. Jede andere Abgrenzung bes Prinzips ber Gleichheit, als bie 
nach den Eigenſchaften unb Leiftungen ver Menſchen, ift willkürlich. 
Gleiche Rechte fordert die materielle Gerechtigkeit immer nur jo weit, 
als fie gleiche Eigenfchaften fieht, die Möglichkeit gleicher Leiſtung und 
Fflichterfüllung vorausjegt. 


f 


1. 
Das bilfigende oder mißbilligende Urtheil über die Gerechtigkeit 
menſchlicher Handlungen ober Inftitutionen beruft jonach immer auf 
ven gleichen piychologifchen Prozeſſen; aber das Refultat, zu dem es 
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tommt, kann ein fehr verichievene® jein. Wie wäre es fonft auch 
erllärlich, daß die Gerechtigfeitsbegriffe bes Barbaren, des Heiden, des 
Ehriften, des modernen Nulturmenfchen fo weit aus einander liegen, 
daß immer wieber Anderes als das Gerechte gefordert wird. Selbit 
innerhalb vefjelben Volkes und berjelben Zeit wird der Streit darüber, 
was gerecht fei, niefauffören; es wird nur zeitweife gemiffen Urtheilen 
gelingen, ſich in den beherrſchenden Mittelpunkt der Vorwärtsbewegung 
zu ftellen, e8 werden nur gewiffe Mefultate früherer geiftiger Kämpfe 
als feftes Erbe der Folgezeit überliefert werden; fie werben fie, ſoweit 
nicht die Nacht der Barbarei und Unfultur wieder hereinbricht, immer 
ſicherer beherrſchen oder beeinfluffen. 

Suden wir nun die pipchologiichen Prozeſſe, um bie es ſich 
handelt, noch etwas näher darzulegen, fo jcheint der erfte Schritt ftets 
die Zufammenfaffung einer Anzahl Menfchen zu Gruppen fittlicher 
Gemeinſchaft in unferen Vorftellungen. Die fo als Einheit gedachten 
Menſchen werben bann verglichen, nach ihren Eigenichaften und Hand⸗ 
lungen geprüft; e8 wird das Gleiche vom Urtheil gefucht und gefunden, 
das Ungleihe in feinen Abftänden vom Werthgefühl geprüft; in ber 
Tiefe der Gemüthsempfindungen erfolgen bie legten Entſcheidungen 
über dieſen wichtigften Punkt. Alle Gefühle gehen ja in letzter Linie 
auf ein Anerfennen ober Aberfennen, auf ein Schägen, ein Empfinden 
des Förderlichen oder Hemmenden, find Entfcheidungen über den Werth 
der Menfchen und Dinge. Und daran fnüpft fi zulegt ber einfache 
logiſche Schluß: Die Perfonen, welche ich als fittliche Gemeinfchaft 
mir denken muß, follen auch, jo weit menſchliche Einwirkung reicht, fo 
weit gleich behanbelt werben als fie gleich find, ungleich, fo weit fie 
ungleich find. 

Die Gruppen von Berjonen, zu welden unfere Vorftellungen 
nothwendig die Menfchen zufammenfaffen, find die mannigfachten. 
Die Mitgliever der Familie und des Stammes, die Genofjen eines 
Vereins und einer Gemeinde, die Bürger eines Staates und eines 
Stastenbundes, die Glieder einer Kirche und einer Race, endlich im 
gewiſſer Beziehung die ganze Menichheit fünnen dabei in Betracht 
tommen, aber immer nur jofern fie eine fittliche Gemeinſchaft aus- 
machen, bejtimmte gemeinjame Zwede verfolgen. Wer außerhalb der 
Gruppe fteht, wird nicht verglichen, wird nicht in das Urtheil über 
das Gerechte einbezogen. Und deshalb erjcheint e8 dem Barbaren 
nicht ungerecht, den Fremden zu töbten; erft die Vorſtellung einer 
ſittlichen Gemeinjhaft zwijchen allen Völfern und Menſchen hindert 
dieß. Auch erfcheint es mir nicht ungerecht, wenn ein Englänber 
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eigen Einfommens die doppelten Steuern zahlt, als ein Deuticher. 
de nach den verjchiedenen menfchlihen Zwecken und Gemeinfchaften 
aideint derjelbe Menſch Hier gleich, dort ungleich. Für irgend einen 
Jeihgültigen Verein, dem wir nur mit einem ganz geringen Bruce 
teil unjerer Interejjen angehören, ſcheint uns eine Kopfbeſteuerung 
gueht, die wir in Staat und Gemeinde unerträglich finden. Zur 
vertheidigung des Vaterlandes erjcheinen unjerem Kechtögefühl alle 
jugen kräftigen Männer glei) verpflichtet, die für andere ftantliche 
mb ſoziale Zwecke die größten Verſchiedenheiten zeigen, und vemgemäß 
verihieden behandelt werben. 

Das Urtheil über die Gleichheit und Ungleichheit ift deßhalb ftets 
an jehr Zomplizirtes: es kommen nicht blos die Eigenſchaften und 
Handlungen ver Menſchen an fih in Betracht, ſondern aud ihre 
Beefumgen zu ben Zwecken menſchlicher Gemeinihaft. Bei dieſer 
Gtuypen · und Reihenbildung haben wir nur eine beftimmte, engbe- 
geayte Qualität der Menfchen im Auge, bei jener fuchen wir nach 
euer Abwägung aller Eigenſchaften, nach dem Durchichnittsrefultat 
des ganzen Menſchen. ine Geſellſchaft Schiffbrüchiger, die ſich in 
em zu kleines Boot gerettet, das nicht alle tragen kann, wird geneigt 
jeim, in Bezug auf Leben und Sterben alle Genofjen gleich zu werthen, 
das Loos über alle gleihmäßig zu werfen; in Bezug auf bie geretteten 
Nahrungsmittel aber wird fie billig nach dem Bedürfniß vertheilen, 
d. h. dem rudernden Matrojen bie doppelte Portion geben, wie dem 

dreijährigen Kinde. Im einem Triegerifchen Nomabenjtamme wird dem 
tapferiten Kämpfer, im Joceyllub dem beften Reiter billig ein Vorzug 
eingeräumt, der in anberen Gruppen von Menſchen als ungerecht er- 
ſcheint. Auch in Familie und Staat wird oft nur eine beftummte Art 
von Eigenſchaften oder Handlungen die Grundlage des Urtheils bilven; 
der Strafrichter fragt nur nach gewiſſen unrechten Handlungen; der 
Bater, der jedem Kinde gleich viel hinterlaſſen will, weil er das gerecht 
findet, will die Verfchievenheit der Kinder im mannigfacher anderer 
Hinfiht damit nicht leugnen. Seine Ehren und Würden aber wird 
der Staat möglicft nach dem Geſammtdurchſchnitte der für ihn wich⸗ 
tigen Eigenſchaften vertheilen. Jede Wahl, jede Beförderung erfolgt 
nach durchſchnittlichen Geſammteindrücken. Das Urteil über gerechte 
Bermögens- und GEinkommensvertheilung wird ftets auch auf ſolchen 
Tuben. 

Sei es nun aber eine einzelne Cigenihaft oder Handlung ober 
eine Summe von folchen, die in Betracht kommenden jind bie, welche 
mit dem ober den Zweden der Gemeinſchaft zujammenhängen. Und 
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das kann natürlich das Mannigfachfte fein, 3. B. felbft körperliche 
Stärke over Schönheit. Es wirb gerecht ericheinen, in einem Turn⸗ 
verein dem Stärkften einen Preis zu geben, bei ver Daritellung leben- 
der Bilder bie fhöne Frau zu bevorzugen. Im ver Regel aber werben 
bei den jogialen Gebilven höherer Ordnung eben die Eigenfchaften in 
Betracht kommen, bie, wie Tugend und Talent, ihnen am wirkamften 
bienen, bie fih in Handlungen ausprüden, welche bie Geſammtheit 
fördern. Oft find dabei freilich ganz heterogene Eigenjchaften zu ver- 
gleichen, da die großen fittlichen Gemeinſchaften, vor allem der Staat, 
gar verfchievene Zwede verfolgen. Es kann die Frage entftehen, iſt 
der tapfere General oder der große Staatsmann, der große Maler 
ober die große Sängerin mehr werth für’s Ganze. Da entfcheivet 
eben das jeweilige Volfsbewußtfein nach der Ordnung der Bwede, die 
im Augenblid als bie vichtige erfcheint, und dem folgt das öffentliche 
Urtheil, das die Dotation eines Generals, den Gehalt eines Minifters, 
die Gage einer Sängerin gerecht ober ungerecht findet. 

Ebenfo ſchwierig aber als bie Vergleihung verfchiedener Eigen- 
ſchaften und Handlungen ift die Bemeſſung der Ungleichheit in ber- 
felben Sphäre menfchlichen Handelns. Daß dem Minifter ein höheres 
Gehalt gebührt, als feinem Sekretär, daß ber Chef einer großen 
Firma mehr verdient, als der erſte Prokuriſt und dieſer als ber legte 
Kommis, daß der Mufterzeihner in einer Fabrik wichtiger ift, als ber 
Bortier, darüber ift das werthmeſſende Gefühl faft aller Menjchen 
einig. Aber wenn es fich darum Handelt, die Abjtände ber Ungleich- 
Beit num zu mefjen, in Zahlen auszubrüden, wie es doch für alle 
praftifchen Fragen des Lebens nöthig ift, jo werben zahlreiche Mei- 
nungsverſchiedenheiten nicht ausbleiben, ja e8 könnte gerabe unter dieſem 
Geſichtspunkt Am meiften bie Meinung vertheibigt werben, daß bie 
pſychologiſchen Urtheile, auf denen ſich bie Vorftellungen über das 
Gerechte aufbauen, ftetS ein Chaos ohne Einheit und Klarheit dar— 
ſtellen. Es foheint der Einwurf nahe zu liegen, den man auf dem 
Gebiete des äfthetifchen Urtheild fo oft hört, es gebe Hier fein allge» 
meines Urtheil, alles ſei hier individuelle Geſchmacksſache; es handle 
fih Hier um rein inbivibuelle Gefühlsprozeffe, die ohne jedes Map 
wirt durcheinander gehen, die nur von einem Thoren als Grundlage 
ftaatliher Dinge und Inititutionen aufgefaßt werden könnten. 

Dem wäre nun wohl auch fo, wenn das individuelle Gefühle. 
und Gedankenleben wirklih nur das Probuft vereinzelter, für jich 
ftehender Individuen wäre. Aber jede Gefühlsftimmung, jedes Wort, 
jede Vorftellung, jeder Begriff ift, tiefer verfolgt, das Ergebniß nicht 
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eines inbivibuellen, jondern eines gejellichaftlichen Prozeſſes. Auch das 
bebentenbfte und genialfte Inbivibuum denkt und fühlt nur als Glied 
ter Gemeinſchaft; neunzig Prozent deſſen, was es befigt, ift ein an⸗ 
vertrantes, von Bätern, Lehrern, Mitmenjchen überliefertes Gut, das 
es zu pflegen und weiter zu geben hat. Die Mehrzahl ver gewöhn⸗ 
lichen Menſchen find nicht viel mehr als gleichgüftige Gefäße, in bie 
die Gefühle und Gedanken ber vor ihnen und mit ihnen lebenden 
Nilfionen eintreten. Die Sprache ift ein Probuft der Gefellichaft: 
„Bermittelft des Wortes, der Rebe”, jagt Herbart, „geht der Gedanke 
mb das Gefühl Hinüber in den Geift des Anbern. Dort wirkt er 
nene Gefühle und Gedanken, welche fogleich über die nämliche Brüde 
wandern, um die Borftellungen des Erſteren zu bereichern. Auf diefe 
Beife geſchieht es, daß ber allerminbefte Theil unferer Gedanken aus 
uns jelbjt entipringt, vielmehr wir alle gleichjam aus einem öffent 
lichen Borrath fhöpfen und an einer allgemeinen Gebantenerzeugung 
Theil nehmen, zu welcher jeber Einzelne nur einen verhältnigmäßig 
geringen Beitrag liefern kann." 

Mögen aljo die Gefühle, die dem werthſchätzenden Urtheil über 
das Gerechte zu Grunde liegen, zunächit vein auf der dunkeln Sphäre 
bloßer Gemüthsftimmung verharren, ſchon auf diefer Stufe find fie 
nicht ein piychologiiches Chaos, ſondern eine rythmiſche Maffenbewegung. 
Und je mehr fie fi) erheben zu Urtheilen und Maßftäben, je mehr 
die Gefühlsftimmungen durch das Mittel der öffentlichen Berathung, 
Erwägung, Beiprechung ſich verdichten zu Urtheilen mit beftimmten 
Merimalen umd Kriterien, deſto mehr haben wir zwar nicht ganz ein- 
heitlihe, aber doch in Maſſen georbnete, nach Mittelpunkten und 
Autoritäten gruppivte, Mar, feſt und gleichmäßig eintretende Maſſen⸗ 
urtheile vor ung, die auf Grund berjelben Eigenſchaften, mit Rückſicht 
auf biejelben Zwede immer wieder biefelben Reſultate ergeben, zu 
herrjchenden Werthmaßftäben werben. 

Jede Zeit Kat Tonventionelle herrſchende Werthmaßſtäbe über 
Eigenſchaften und Handlungen, Tugenden und after der Menſchen; 
fie ſtellt kowentionell diefe Art von Thätigkeit höher, als die anderen, 
umb fordert bann entiprehend bort höheren Lohn und höhere Ehre, 
hier größere Strafe und geringeres Einkommen. Dieſe fonventionellen 
Bertfmaßftäbe find mehr ober weniger für jedes Urtheil über bie 
Gereihtigfeit der Ausgangspunkt. Eine neue veränderte Auffaffung 
mißt ſich zunächft nor Allem an ver Abweichung vom Weberlieferten. 
Bie jede einzelne Preisbilvung in der Gefellfchaft nicht von Neuem 
ans Angebot und Nachfrage entfteht, ſondern wie Angebot und Nach» 
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frage ftetS nur den überlieferten Werth zu mobifiziren fuchen, jo gebt 
es aud mit dem Werthurtheil über Gerechtigfeit und Ungerechtigkeit. 
Die Summe deſſen, was als gerecht überliefert ift, bildet ſtets das 
eigentliche Schwergewicht in allen Urtheilen. Gin verfeinertes Rechts⸗ 
gefühl fordert da und dort eine Aenberung; gegenüber der Gefammtheit 
der Borftellungen über das Gerechte ift das immer nur ein einzelner, 
wenn auch bebeutungsvoller Punkt. 

In der beftehenden Sitte und im beftehenden Rechte haben dieſe 
konventionell überlieferten Werthmaßftäbe ihr eigentliches Bollwerk; da 
haben fie eine fefte, ftarre, weite Kreife gleichmäßig beherrichende Form 
angenommen, in diefer feiten Form werben fie von Generation zu 
Generation ficher überliefert. Aber fie fehlen auch außerhalb dieſes 
feften Bodens nicht; fie erzeugen ſich überall aus der Wiederholung 
ähnlicher Bälle und bilden die Grundlage der Urtheile über das 
Gerechte. Diefe Urtheile entftehen ja täglih und ſtündlich bei 
jedem benfenden und fühlenden Menſchen in Bezug auf alle fozialen 
Lebensverhältnifie; fie find nicht auf das pofitive Recht beſchränkt. 
In der Familie fühlt das Schwefterhen die Bevorzugung des Brüber- 
chend als Unrecht; in jevem gefelligen Kreife werden täglich Befuche, 
Einladungen, ja lächelnde Worte, Blide und Winke als ungerechte 
Bevorzugung empfunden. Die ſeeliſchen Vorgänge find diefelben, ob 
wir uns bier oder auf dem Boden des pofitiven Rechts befinden, und 
überall find es vor allem die bergebrachten Maßſtäbe, die das Urtheil 
beherrſchen. Diefe hergebrachten konventionellen Mafftäbe find der 
biftorifche Niederſchlag des Gerechtigfeitsgefühls von Millionen und 
Milliarden von Menfchen, auf deren Schultern wir ftehen. Durch fie 
gewinnt das ſcheinbar regello8 Schwankende, zufällig Individuelle feſten 
Körper und dauerhafte Geftalt, trog ewiger Umbilbung und Neu— 
bildung. 

Von dieſem Standpunkt aus werden wir auch leicht ſchon hier 
den kindlichen Einwurf widerlegen können, der Begriff des Gerechten 
laſſe ſich auf volkswirthſchaftliche Dinge nicht anwenden, weil es ſich 
bier um unvergleichbare Größen und Qualitäten handle; die ver» 

= fchiedenen Arten der Arbeit, die Thätigfeit des Unternehmers und 
Taglöhners jeien nicht in irgend einem gemeinjamen Mafftab meßbar. 
AS ob nicht die Preisbildung des Marktes ſchon das fcheinbar Unver« 
gleichbare, 3. B. diefe Ausgabe Goethe's und jene Flaſche Champagner, 
gleichſetzte; — als ob nicht in jedem Strafgefegbuch das ſcheinbar noch 
Heterogenere, fo und fo viel Mark Geldſtrafe und ein Tag Gefängniß, 
nad einem tonventionellen Maßſiab gleichgefegt wäre. Ueberall, auf 
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dem Boden ber Preisbildung und auf dem bes Rechts ijt das über- 
lieferte konventionelle Urtheil, das fei gleich zu fegen, das nicht, der 
Ansgangspunlt. Nur wenn die Menfchheit ihre Urtheile jeden Moment 
ton Neuem zu bilden beginnen müßte, wäre baher jener Einwurf 
richtig. So aber, wie die Dinge wirklich liegen, bleibt die Thatſache 
keitehen, Daß Das durchſchnittliche Verdienſt der Unternehmer gegenüber 
den Sohn der Arbeiter durch eine Veränderung von Angebot und 
Nachfrage innerhalb einer vollswirthſchaftlichen Organifation, wie wir 
ie heute Haben, erhöht oder erniebrigt werden kann; baß aber unab⸗ 
hingig davon auf Grund einerfeitS ber überlieferten Maßſtäbe und 
adererfeit8 ber heute zur Herrfäaft gelangenben Gefühle und Ideal⸗ 
torftellumgen vieje Veränderung, fobald fie einen gewiſſen Umfang 
reicht, als eine gerechte ober ungerechte erfcheinen wird. 

Und wenn man biefe und ähnliche Fragen bisfutirt, wenn ver⸗ 
ihievene Anfichten fich darüber ftreiten, fo ftehen in der Regel nicht 
die einander gegenüber, welche die Kategorien der Gerechtigkeit auf 
tiefe Erſcheinungen anwenden wollen und bie, welche die Anwenbbarfeit 
lengnen; ſondern es fämpfen ältere, hergebrachte Maßſtäbe der Beur- 
theilung mit neueren, die Spealvorftellungen des 18. Jahrhunderts mit 
tenen des 19., es kämpft ein roheres Rechtsgefühl mit einem ver- 
feinerten, es fämpfen Spealoorftellungen, deren Durchführung heute 
unmöglich ift, mit jolden, die durch die Gitte und das Recht ber 
Gegenwart realifirbar find; es kämpfen endlich Idealvorſtellungen der 
Gerechtigkeit, welche fich mit anderen nicht minder berechtigten Idealen 
ichen auseinandergeſetzt haben, mit ſolchen, in denen das Prinzip ver 
Gerechtigkeit ſich ausfchließlih zur Geltung bringen will. 

Und eben weil biefer Kampf nie ruht, gibt es, wie wir ſchon 
bemerkten, feine einfache, allen Menſchen unb Zeiten gleich verjtändliche 
und geläufige, für alle Gebiete gleich anwenbbare Formel der Gerech—⸗ 
tigfeit. Die Vorſtellungen, um bie es fich handelt, gipfeln wohl alle 
in dem Grundgedanken: jedem nach feiner Leiftung, suum cuique; 
aber die mögliche Anwendung dieſes Satzes bleibt nach dem Heere der 
möglichen Werthvorſtellungen, Schägungen, Gruppirungen und Reihen» 
bildungen immer eine verjchievene. Der abftraften Forberung z. B., 
in der Arbeit ober gar in der Handarbeit ben einzigen Maßſtab der 
Gerechtigkeit zu jehen, tritt fofort gleich berechtigt. die gegenüber, das 
Talent ober bie Tugend oder gar nur den Beſitz des Menjchenantliges 
an fih im Rechnung zu ziehen. Nur in Bezug auf beftimmte Kreife 
und beftimmte Zwecke wird bie eine ober bie andere Formel ſich nad) 
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und nach als bie berechtigtere barjtellen und dann ſich auch Anerfen- 
nung erfämpfen. 

Was ift e8 aber, das im Kampfe der verſchiedenen Anfichten 
zuletzt entſcheidet? Sind es Gründe logiſcher Art? Es ſcheint nicht, 
oder wenigften® nicht in erfter Linie. So fehr überall im Kampfe 
über öffentliche und geſellſchaftliche Einrichtungen alle möglichen Gründe 
logiſcher Art für die Gerechtigkeit einer Sache angerufen wurben, 
viefelben überzeugen jelten, fie eriheinen immer mehr ober weniger 
ſtumpf. Sie überzeugen wenigſtens ben Gegner nicht, während fie 
fähig find, den Anhänger bis zum äußerfien Kampfe für fie zu be- 
geiftern. Und das ift natürlich. Es find feine logiſchen Entſcheidungen. 
Seien e8 althergebrachte Werthmaßſtäbe, deren unvorbenkliches Alter 
ober gar göttliche Herkunft dem Gemüthe imponirt, jeien es neuere 
DVorftellungen, die mit det Macht ver Leidenſchaft bie Jünger einer 
Schule, einer Partei, die Mitglieder einer Klaſſe, eines Volks erfaffen: 
immer liegt die letzte Entſcheidung im Gemüthsleben, im innerſten 
Gentrum des menſchlichen Seelenlebens. 

Daher auch die weite Möglichfeit des Irrtfums, des Wahns, der 
heftigen Leibenichaften; bie Ideale der Gerechtigfeit fönnen in ver- 
zerrtefter Geftalt auftreten; das Wahnfinnigfte wird in ihrem Namen 
gefordert, wie das Höchfte und SHeiligftee Oft bedarf es Tanger 
Yäuterungsfämpfe bis der Irrthum abgeftreift, das Iheal in feiner 
Reinheit herausgebilvet ift. Aber zugleich erklärt der innere Zufam- 
menhang der Borftellungen über das Gerechte mit ben Tiefen bes 
Gemüthslebens die magische Kraft ihrer Wirkung. Was das Herz 
im Innerſten bewegt, das bezwingt den Willen, den Egoismus, das 
ſchafft Thaten, das reift den Einzelnen und die Milfionen zu Leiftungen 
und Opfer fort. Daher das Geheimniß, daß jede politifche Forderung, 
jede vollswirthſchaftliche Einrichtung nur zündet, wenn fie als eine 
Konſequenz der Gerechtigfeit erfcheint; daher ber unwillkürliche Wunfch 
in jeder Diskuſſion, die Gerechtigkeit anzurufen. Daher auch bie 
Thatfache, daß dieſelbe Theorie, welche eine Forderung der Gerechtigfeit 
als ihre Konſequenz aufftellt, oft lange nur von Einzelnen vorge» 
tragen, von der öffentlichen Meinung aber abgewiefen wird, um dann 
plöglich mit unwiderftehlicher elementarer Kraft die Maſſen zu er: 
greifen, fie in neue Bahnen zu führen, die Gefeßgebung auf's Tiefite 
zu beeinfluffen, ganzen Perioven ihre veränderte Signatur aufzubrüden. 
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II. 


Kehren wir nun aber nad dieſen piychologijchen Ausführungen 
zu dem Kern unjerer Frage zurüd, den wir bisher nur da und bort 
greift oder in Form von Beiſpielen berührt haben; es fragt ſich, 
ed und unter welchen Berhältniffen und Umftänden die Eintommens- 
m Bermögensvertheilung als gerecht ober ungerecht empfunden wirb. 

Halten wir uns an bie eigentlih philofophifhen Betrachtungen 

alter und neuer Zeit, jo ſcheint kaum ein Streit über die Frage zu 
jein. Bon der Ariftotelifchen Lehre der vertheilenden Gerechtigfeit bis 
zu den philoſophiſchen Denkern der Gegenwart ift wohl über bie 
prattijche Wirkung ver betreffenden Urtheile, aber kaum über fie jelbit 
Stteit. Bon Neueren bat, um mır einige anzuführen, Herbart das 
Stafigitem und bie Vollswirthſchaft als ein einheitliches Ganzes 
aufgefaßt; was man fonft Gerechtigkeit nennt, bezeichnet er als Billig. 
tet, auf der Billigkeit baut ſich fein fogenanntes, Volkswirthſchaft 
und Strafrecht umfafjendes Lohnſyſtem auf; das Urtheil fordert 
Vergeltung der Wohlthat und der Wehethat; die Ivee des Lohnſyſtems, 
tagt Hartenftein, muß gleihmäßig auf Wohlthaten, wie auf Uebel» 
thaten bezogen werben. „Der allgemeine Gedanke muß feitgehalten 
werben, daß die gejellfchaftlihen Einrichtungen und Thätigfeiten fähig 
und geeignet jein jollen, dem Verbienft und dem Frevel die bilfige 
Bergeltung zu Theil werden zu laſſen.“ Und Trendelenburg betont 
in ähnlicher Weiſe, daß die fittliche Beurtheilung ftaatlicher und wirth⸗ 
ichaftlicher Dinge im Grunde von denſelben Gefichtspunften ausgehe. 
In der That“, fagt er, „it in der Gliederung des Staates die be 
fränbige Proportion zwifchen Pflichten und Rechten der Grundgedanke 
der Gererhtigfeit, und biejelbe Proportion zwiſchen Arbeit und Erwerb 
wäre im Privatverkehr zu erjtreben; aber der Marktpreis macht den 
Ewonenten jo wandelbar, daß dadurch eine fortmährende Ungleichheit 
emtjteht." Die Ausführung aljo ericheint ihm getrübt; als Ideal 
aber erjheint auch ihm, daß Arbeit und Erwerb fich decken, wie Pflicht 
und Recht. 

Diejer Auffafjung fteht nun aber unzweifelhaft eine andere gegen» 
über, die aus der Unterjuhung des Einzelnen entiprungen ift, bie 
nicht im Vollsinſtinkt und Volksgefühl ihre Wurzel hat, felbit von 
denen, welche fie vertreten, oftmals unwillkürlich wieder verleugnet 
wird, immerhin aber auch für das praftiiche Leben durch die Autorität 
gewifjer Lehrſhſteme bedeutungsvoll wurde. Ich meine die Auffajfung, 
welche in dem Unterfchied von Reich und Arm nur ein Maturereiguiß 
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erblidt. Ueber der Unterfuchung der nmächftliegenden Urſachen ber 
Vermögensvertheilung vermag fie die tiefer liegenden nicht zu ent- 
deden. Sie fieht nur Angebot und Nachfrage, Größenverhältnifie, 
Naturereigniffe, Klima und Sonnenjcein, den Zufall von Yeben und 
Sterben; al’ das find unzweifelhaft mechaniſche Urfachen, welche biefe 
oder jene Einfommensvertheilung beeinfluffen. Was die Einzelnen 
erwerben, heißt es, darüber entjcheivet „die Kraft und das Glüd der 
Einzelnen“, Der freie Verkehr erſcheint als das Analogon bes 
Darwin’ihen Kampfes um's Dafein. Der Stärtere hat Recht; um 
Zwede, um ein fittlihes Urtheil handelt es fich Hier gar nicht oder 
nur in beichränftem Maße. Soweit die Menfchen eben eine gerechte 
Eintommensvertheilung verlangen, find ihre Gedanken in der Haupt- 
fache thöricht; höchſtens, wo der Staat direkt eingreift, kann man von 
ihm Gercchtigfeit verlangen; gegenüber dem freien Verkehr und der 
legitimen Macht des Glücks ift das ein faljches Begehren. Sollen 
wir, ruft man von diefer Seite, unjern Herrgott meiftern, daß er jo 
oft ungerecht eingreife; jollen wir ihm vorfchreiben, wo er ben Blitz 
einfchlagen, die Kugel treffen laſſen dürfe. Sollen wir mit der Natur 
hadern, daß fie dem einen Volksſtamm die Tachenden Früchte des 
Südens und ein göttergleiches Dafein gönne, während fie ven andern 
in ftintenden Thranlöchern verfümmern laſſe! 

Wir wollen diefe Auffaffung der Dinge nicht damit abfertigen, 
daß wir fie des Materialismus beſchuldigen; ift fie materialiftiich, fo 
bat fie doch zugleich das Verdienft realiftijch zu fein, die Unterſuchung 
der Einzelurſachen nad einer Seite hin gefördert zu Haben. Aber jo 
groß ihre Verbienfte nad diejer Seite hin find: was unfere Frage 
betrifft, fo wird fie durch alle dieſe Argumente eigentlich gar nicht 
berührt. Dem einzelnen unterfuchenden Gelehrten, der immer nur 
nad Kräften, nach Größenverhältnifjen, nad) Angebot und Nachfrage 
ausfhaut und fie zu fallen fucht, mag Die Frage fern bleiben, ift das 
Ergebniß davon auch gerecht, dad Vollsgemüth wirft fie immer wieder 
auf, foweit e8 Handlungen menſchlicher Weſen vor ſich fieht. 

Aber allerdings auch nur fo weit; fo weit aber jtets; aud das 
blinde Spiel des Glücks und der Verlauf der Naturprogefje wird dem- 
jenigen als gerecht ober ungerecht erfcheinen, der annimmt, ihr Lauf 
werde durch eine nach Analogie des Menfchen handelnde gerechte Vor- 
fehung beftimmt; mag der Ausgleich erſt in einer andern Welt er- 
folgen, erwartet und geforbeit wird er vom Gemüth. Wo dagegen 
der Verſtand nur blinde Kräfte fieht, da tröftet er fi) aud damit, 
daß es nicht des Menſchen Sade fei, fie zu meiftern; da wird er 
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Gerechtigkeit nicht mehr vom zudenden Blitz und ber feindlichen Kugel, 
von dem Würgengel der Cholera und den Sonnenfcein bringenden 
Binden, wohl aber immer noch von allen menſchlichen bewußten 
Handlungen fordern. 

Der Gegenfag ift alſo nicht, wie man behauptet hat: Etaat und 
Zufall, Staat und freier Verkehr, ſtaatliche Vertheilung und Ber- 
teilung durch Angebot und Nachfrage, fondern die Antitheje lautet 
fe: jo weit menſchliche Handlungen die Einfommensvertheilung be- 
herrichen oder beeinfluffen, jo weit werden diefe Handlungen die pſhcho⸗ 
Isgiichen Prozeſſe erzeugen, als deren Endergebniß uns bie Urtheile 
fih ergeben, melde fie gerecht ober ungerecht finden; fo weit blinde, 
außermenjchliche Urfachen eingreifen, wird die vernünftige Ueberlegung 
verlangen, daß der Menfch fich ifnen mit Refignation füge. 

Wird uns alfo eingeworfen, Angebot und Nachfrage vertheilen 
das Einfommen, fo antworten wir zunäcft: find denn Angebot und 
Nachfrage blinde, vom menjchlihen Handeln unabhängige Größen? 
wehl hängt die heurige Ernte von Regen und Sonnenſchein ab, das 
Durchſchnittsergebniß unferer Ernten aber ift ein Probuft unjerer 
Nultur. Angebot und Nachfrage ſind jummarifhe Ausprüde für 
Orößenverhältniffe, in denen fi Gruppen menſchlicher Willen gegen- 
über treten; bie Urfachen, welche dieje Größenverhältnijje bebingen, 
find theilweije natürliche, überwiegend aber find es menſchliche Be⸗ 
niehungen und Machtverhältniffe, menſchliche Ueberlegungen und Hand» 
lungen. 


Wird uns eingeworfen, die Natur bedingt den Wohlſtand ber 
Bölter, fo antworten wir: gewiß thut fie das zum Theil; und foweit 
fie es thut, findet es Niemand ungerecht, daß das eine Bolf reich, 
das andere arın ift. Aber foweit ein Volk das andere knechtet, 
ansbeutet, in Abhängigkeit erhält, joweit finden wir fofort auch den 
Re ichthum des einen Volkes wie die Armuth des andern ungerecht. 

Wird und eingewworfen, ber Eine ift mohlhabender als der Andere, 
weil er fein väterlihes Erbe mit feinen Geſchwiſtern theilen mußte; 
der Eine Hat das Glück, eine gefunde Frau zu haben, ber Andere 
nicht, jo antworten wir, dieſes Spiel des Glücks will fein normales 
Rechtögefühl aufheben. Aber die Frage ift, ob in der That derartige 
Wirkungen des von uns nicht beherrichten Naturlaufs, die wir Glüd 
oder Zufall nennen, die wejentlihen Urfachen der Vermögens und 
Einfommensvertheilung find; wäre dem fo, jo könnte e8 feine Wiſſen⸗ 
haft der Boltswirthichaft oder Eozialpolitif geben; denn das vegelloje 
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Spiel des Glüds, der Zufälle Täßt ſich nicht unter allgemeine Gefichts- 
punfte bringen. 

Wird und eingeworfen, nicht der Staat, jonbern die Arbeit ver- 
theilt das Einkommen, fo antworten wir, das ift im Munde deſſen, 
der zugleich Kraft und Glück als die Urjachen ber Veriheilung be- 
zeichnet, ein überrafchender Einwurf. Denn der Einwurf hat nur 
einen Sinn, wenn bamit gemeint ift, bie verſchiedenartige Arbeit, bie 
verſchiedenartige Leiftung erzeugt auch entſprechend verſchiedenen Lohn. 
In unſeren Augen ſchafft die Arbeit Güter, probuzirt, baut Häufer, 
bädt Brot, aber fie vertheilt nicht bivelt das Einkommen, Die ver 
ſchiedene Art der Arbeit wird nur nach ihrer verfchiedenen Werthung 
in der Geſellſchaft auf die Vertheilung zurüdwirten. Die Nachfrage 
nad dieſer ober jener Arbeit wird ihren Marftpreis, bie fittliche 
Werthung diejer oder jener Arbeit wird das Urtbeil, ob diefer Martt- 
preis ein gerechter jei, beeinfluffen. So wirkt indirekt freilich bie 
Arbeit auf die Einfommensvertheilung; aber eben wenn und foweit jie 
es thut, ſchließt fie das Glüd und den Zufall aus. 

Bei beiden Behauptungen wird übrigens zu ausfchlieglic an bie 
individuelle Vertheilung des Einfommens gedacht, während das jozial 
Wichtige die Vertheilung nach den Klaffen der Gefellihaft ift. Nicht 
das ift für jede allgemeinere wiſſenſchaftliche over praftifhe Betrachtung 
das Wichtige, ob der ZTagelöhner Hans etwas mehr hat als Kunz, 
ob ber Krämer Müller mehr verdient ald Schulze, ob der Banquier 
Bleichröder glüdlicher jpefulirt al® der Banquier Hanjemann; das 
werben bie übrigen Menfchen kaum verfolgen, darüber werben fich 
nur ausnahmsweiſe allgemeine Urtheile bilden. Wohl aber wird ſtets 
der Durchſchnittslohn des Tagelöhners, die durchſchnittliche Lage dieſer 
oder jener bausinbuftriellen Arbeiter, die burchichnittlichen Gewinne 
diefer Gründerklaſſe, der burchichnittliche Erwerb der Krämer, ber 
Nittergutsbefiger, der Bauern von ber öffentlichen Meinung gewürbigt, 
als gerechtfertigt oder ungerechtfertigt empfunden. Und er ift ficher 
nit vom Glüd, vom Zufall abhängig; er ift das Nefultat der durch» 
ſchnittlichen Eigenſchaften ber betreffenden Klaſſe im Zufammenhang 
mit den Beziehungen zu den anderen Geſellſchaftsklaſſen; er iſt vor 
allem das Reſultat beſtimmter menſchlicher Inſtitutionen. 

Das jeweilige Eigenthums-, Erb- und Vertragsrecht ſieht im 
Centrum der Inititutionen, welche die Einkommensvertheilung be» 
herrſchen. Ihre jeweilige Form iſt beftimmenb für eine demokratiſche 
oder ariftofratijche Vermögensvertheilung. Fragen wir z. B. bezüglich 
der Vertheilung des Grundeigenthums, die in der Regel zugleich maß- 
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gebenb für alle Vermögens und Eintommensvertheilung ift, wer bat 
fie gemacht? Etwa die Natur, das Glüd, der Zufall, Angebot und 
Nachfrage? Nein, in erfter Linie ftehen die fozialen, agrarifchen 
Inftitute der Vergangenheit und Gegenwart. Wo heute der bäuerliche 
Meinbejtg bericht, da geht er zurüd auf die mittelalterliche Mart- 
und Dorfverfafiung und das bäuerliche Erbrecht; wo wir den großen 
Grundbefig treffen, da ſehen wir ein Ergebniß des Witters und 
deudalweſens, der fpätern Grundherrlichkeit und ftänbifchen Verfaſſung 
tor uns; für die Gegenwart jpielen die Inftitutionen des Pachtwefens 
und der Hhpothefenverfafjung mit; bie Ablöfungs- und Landeskultur⸗ 
geießgebung waren bei uns jo wichtig als in ven Kolonieen das von 
ven Regierungen feftgejegte Kolonifationsfyftem. Für bie Vertheilung 
des mobilen Beſitzes treten individuelle Eigenfchaften mehr hervor, als 
im Agrarwefen; aber doch ſcheinen uns auch hier in alter und neuer 
Zeit die Inftitutionen das Wichtigfte zu fein: bie Unternehmungs- 
formen und bie rechtlichen Formen der Arbeiterbehandlung find das 
Durchſchlagende; wo die Sffaverei herrſchte, Hat fie jederzeit das 
game volfswirthichaftliche Leben, die ganze foziale Klaffenbildung und 
Eintommensvertheilung beherrſcht; das Zunftweſen war zur Zeit jeiner 
iomfequenten Durchführung ebenjo jehr eine Inſtitution der Ein- 
tommensvertheilung als ber Arbeitöorganijation; und von der durch 
ſtaatliche Reglements gelenkten Hausinbuftrie des 17. und 18. Jahr- 
hunderts Täßt fich bafjelbe jagen, die maßgebenden Rüdfichten waren 
die Bebürfnifje des Handels und der Technik einerjeits, die Lage der 
hausinduſtriellen Arbeiter andererſeits. Und heute? find nicht bie 
Inftitutionen der Gewerbes und Zinsfreiheit, der Börje und bes 
Staatsſchuldenweſens, die Unternefmungsformen, das Aktienwejen, die 
Genoſſenſchaften, die Vereine und Korporationen der Unternehmer und 
Arbeiter, das ganze Arbeitsrecht, bie Inftitutionen der Hilfs- und 
anderen Rafjen bie weſentliche Grundlage und Urſache unferer heutigen 
Eintommensvertgeilung? Die individuellen Urjadhen und das Spiel 
des Zufalls bewirken im Rahmen dieſer Imftitutionen die Heinen 
Abweichungen ber perfönlichen Schiejale; die Lage ber fozialen Klaſſen 
im Ganzen wird durch die Inftitutionen beftimmt. 

Was find die volkswirthſchaftlichen Inftitutionen aber anders als 
ein Prodult menſchlicher Gefühle und Gedanken, menjchlichen Handelns, 
menſchlicher Sitte und menſchlichen Rechtes? Und eben befhalb legen 
wir allgemein an fie wie an ihre Ergebniffe ven Maßftab der 
Geredtigfeit; eben deshalb fragen wir, ob fie gerecht oder ungerecht 
feien und wirten. Wir verlangen nicht von ber Einfommens und 
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Vermögensvertheilung ſchlechthin, daß fie gerecht fei; wir verlangen es 
nicht von techniſch⸗wirthſchaftlichen Handlungen, welche andere Menſchen 
nicht berühren; aber wir verlangen von all den zahlreichen wirthe 
ſchaftlichen Handlungen, die auf der Bafis des Taufchverfehrs und der 
Urbeitstgeilung Andere und ganze Gemeinjchaften berühren, baß fie 
gerecht ſeien. 

Wo jolhe Handlungen in Betracht fommen, fieht unjer beobach⸗ 
tender Blick fittlihe Gemeinjchaften, gemeinjame Zwecke derſelben, 
menſchliche Eigenſchaften, die mit dieſen Zwecken in Verbindung ſtehen. 

Der einfachſte Tauſchverkehr iſt nicht möglich, ohne daß zwiſchen 
den regelmäßig Tauſchenden eine gewiſſe ſittliche Gemeinſchaft beſteht; 
man muß ausdrücklich oder ſtillſchweigend übereingekommen ſein, 
Frieden zu halten; die Tauſchenden müſſen gemeinſame Werthvor⸗ 
ſtellungen haben, ein gemeinſames Recht anerkennen. Jeder Verkäufer 
bildet mit dem Käufer, der vor ihm ſteht, für den Moment des Ver— 
taufs eine fittliche Vertrauensgemeinicaft. 

In den Epochen primitiver Kultur lebt in den jozialen Gemein» 
icaften der Familie, der Sippe, des Stammes, der Schwurgenoffen- 
haft ein außerordentlich ſtarkes Gemeinfhaftsgefühl, das daher zu 
jehr weit gehenden Forderungen der Gerechtigkeit innerhalb dieſer 
Kreife, wie zu vollftändiger Stumpfheit befjelben Gefühle über fie 
hinaus führt. Bei höherer Kultur treten dieje Heinen Gemeinſchaften 
zurüd. Das Individuum an fi und die größeren Gemeinſchaften 
gewinnen an Bedeutung. Bald tritt das Individuum, bald die Ger 
meinfhaft mehr in den Vordergrund und demgemäß wir die Lebendig- 
keit, mit welcher die Gemeinſchaften empfunden werben, wechjeln. In 
den Zeitaltern, in welden das techniſche Wirthſchaftsleben des Indivi⸗ 
duums ober der Familie ohne größeren Berfehr, ohne viel Arbeit 
theilung noch den Schwerpunkt der Volkswirthſchaft bildet, wird das 
Gemeingefühl auf volkswirthſchaftlichem Boden zurücktreten, je weiter 
aber die Arbeitsteilung geht, je vielverjchlungener die Verkehrsfäden 
den Einzelnen Hineinbinden in eine unlösliche ſoziale Gemeinſchaft, 
deito mehr wird auch die ganze Produktion den Charakter einer 
gemeinjamen, nicht einer individuellen Angelegenheit annehmen. Es 
wachſen nun bie gemeinfamen Aufgaben ber örtlichen und nationalen 
Gemeinfchaft, e8 werben immer mehr die Individuen durch foziale 
Körper verbrängt. Jede größere Unternehmung ftelit fi, ſobald fie 
dauernd eine beftimmte Zahl von Menſchen zu einem gemeinfamen 
wirthſchaftlichen Zweck verbindet, als eine fittlihe Gemeinſchaft bar. 
Sie beherricht das äußere und innere Leben aller Betheiligten, be» 


39] Die Gereitigteit in der Boltswirthfäaft. 39 


fimmıt den Wohnort, die Schule, die Zeiteintheilung, das Familien— 
leben. in gewiſſem Grade den geiftigen Horizont, die Bildung, bie 
Bergnügungen derſelben. Die Beziehungen der Betreffenden unter 
einander werben nothwendig aus blos wirthſchaftlichen allgemein fitt- 
lihe. Und daher entfteht die Auffafjung: Hier wird gemeinfam 
produzirt, Bier ift eime fittlihe Gemeinſchaft, und damit die Frage: 
it das Berhältniß der Betheifigten, ift die Theilung des Produktes 
eine gerechte? Und ähnliche Betrachtungen ergeben fih für ganze 
Jubuftrieen, für ganze foziale Mafjen und zwar um fo mehr, je 
bänfiger die Gefammtheit der Unternehmer und die Geſammtheit 
der Arbeiter fih auch äußerlih in Vereinen und Genoſſenſchaften 
gliedert; jie ergeben fich ebenfo für ganze Staaten und Staatengemein- 
ihaften. 

Die fittlihen Gemeinſchaften, die in volkswirthſchaftlicher Be— 
jiehung eine Rolle fpielen, find bald vein wirthfchaftliche, bald ver- 
folgen fie auch andere Zwede, wie vor allem bie örtlichen Gemein- 
idaften und ber Staat. Ye enger ihr Kreis, je einfacher und Harer 
ihr Zweck ift, deito deutlicher treten auch die Eigenfchaften hervor, 
nad denen das fittliche Urtheil die Menſchen vergleicht und in Reihen 
orduet. Ye umfaſſender fie find, je vielfältigere Zwecke fie verfolgen, 
defto fomplizirter wird die Frage, welche Eigenfchaften in Betracht 
tommen, veito jchiwantender wird das Urtheil über das Gerechte, deſto 
nothiwendiger werben für Sitte und Recht konventionelle Annahmen 
md Maßſtãbe, um überhaupt zu etwas Feitem zu kommen. 

Bei primitiverer Kultur werben in ben feinen Kreiſen fittlicher 
und wirtbichaftliher Gemeinfchaft überhaupt leicht alle Männer, 
wenigſtens alle wafjenfähigen Männer als gleich erjcheinen und darum 
erſcheint es hier gerecht, jedem Genoſſen bafjelbe Aderloos, denſelben 
Antheil an der Beute zu geben. Auch noch die Zunft will jedem 
Genoſſen einen möglichjt gleichen Antheil am Erwerb ſichern. Bei 
höherer Kultur beginnt bie nothwendige Unterfcheivung; wie man 
früger ven Tapferiten, den edlen Geſchlechtern größere Loofe gegönnt, 
io wird jegt allgemeiner unterſchieden. Alle erbliche Bevorzugung 
wird in dem Maße als gerecht empfunden, als das Volksgefühl nicht 
die Eigenſchaften der ifolirten Individuen, fondern der Yamilien im 
Ganzen würdigt, eine Auffafjung, bie mit höherer Kultur allerdings 
immer mehr zurüdtritt. Der hergebrachte everbte Reichthum wird, 
fo lange er als etwas nothwendig und felbftverftänblicy mit den Be⸗ 
fitern Verbundenes erfcheint, in manden Verhältniſſen als gerechter 
Maßſtab der Gütervertheilung empfunden. So ift die Verteilung 
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ber Gemeinlänbereien nach dem Vieh» oder Grunbbefig der Gemeinde: 
mitgliever bei der Geparation ſicher manchem Koſſäthen und Tages 
löhner in ven öftlichen Provinzen als ganz gerecht erſchienen, währen 
fie einem andern, der die Behandlung ver Gemeinbeländereien in 
Frankreih oder Süddeutſchland kannte, vielleicht ſchon als empörende 
Ungerechtigkeit fich darſtellte. 

Für alle Gemeinſchaft der Produktion wird die Arbeit der nächſt- 
liegende Maßjtab fein; daher ift dieſer Maßſtab vielleicht der ver- 
breitetjte, jebem Bewußtſein zugänglichſte. Sobald es fi dann aber 
darum handelt, mehrere verfchievene Arten von Arbeiten zu vergleichen, 
jo wird nur eine ber Volksempfindung fernftehende Abftraktion auf 
den Einfall kommen, alle dieſe Arbeit auf uantitäten Handarbeit 
zurückzuführen; das natürliche Volksgefühl wird einfach die Arbeit, die 
mehr Bildung, mehr Talent fordert, Höher ftellen. 

Immer werben die Eigenfhaften am meiften in Betracht kommen, 
welche ben gemeinjamen Zweden dienen; vie Eigenjchaften, welche nur 
Beziehung auf das Individuum und feine egoiftiichen Zwecke haben, 
werben zurüdjtehen. Daher wird nur eine ganz verkehrte Auffaffung 
die Bebürfniffe der Einzelnen als den Mafftab ver vertheilenben 
Gerechtigkeit aufftellen können. Der ältere Sozialismus hat fih auch 
vor diefer Verirrung wohlweislich bewahrt. Sogar das erfte eigentlich 
fozialdemokratifche Programm in Deutſchland, das Eifenacher von 
1869, wagte biefe Thorheit noch nicht. Erſt der fteigende Sieg der 
Untultur und Rohheit verlangte im Gothaer Programım von 1875 
die Vertheilung der gefammten Arbeitsprobukte an jeden Einzelnen 
nach feinen „vernunftgemäßen Bedürfniſſen“. Das Beiwort der Ber- 
nunftgemäßheit fol die Ausfchreitungen verhindern; die niedrige Aufe 
faffung befeitigt es nicht. Mit feinen Bebürfniffen dient ver Menſch 
nur fi, mit feiner Arbeit, feinen Tugenden, feinen Leiftungen dient 
er der Gefammtheit; und nur darauf kommt es in dem Urtheil über 
das Gerechte an, welches ſie werthet. 

Handelt es fih um die großen fozialen Gemeinfchaften, welche die 
verſchiedenſten wirthichaftlichen und anderen Zwecke verfolgen, und um 
das Gerechte in ihnen, jo wird immer mehr ober weniger ber Verſuch 
gemacht werben, bie verſchiedenen Gigenichaften und Leiftungen der 
Menſchen in ihrem Gefammtergebniß und in ihrem Zufammenhang 
mit den Zweden ver Gemeinſchaft zu wägen. Talente und Kenntniffe, 
Tugenden und Leiftungen, kurz das „Verdienſt“ ſchlechthin werben in 
Betracht gezogen. Die moralifhen Eigenjchaften werben oftmals 
ſcheinbar überfehen werben; die großen Talente, deren Leiſtungen und 
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Thaten weithin fichtbar find, werden ſcheinbar überfchägt. Aber nur 
darum, weil das eine mehr bemerkt wird, als das andere und bas 
ñttliche Urtheil, das die Einzelnen werthet nach dem, was fie dem 
Ganzen find, natürlich nur von dem ausgehen kann, was es bemerft. 
Und darin liegt ja der Gegenjag zwiſchen fittlihem und wirth- 
idaftlichem Werthe. Im ver gewöhnlichen wirthichaftlichen Werth 
ibägımg haben Thätigfeiten und Erzeugniffe in edem Maße Werth, 
als die Einzelnen fie zur Befriedigung ihrer perfönliden Bebürfniffe 
begehren. Im der fittlichen Werthichägung, von ber das Urtheil über 
das Gerechte ausgeht, empfangen die Thätigfeiten der Einzelnen ihren 
Werth nach dem inneren Zwed des Ganzen. Die wahre Gerechtigkeit, 
fagt Ihering, ift die allen Bürgern gleich zuwägende Abmeſſung dev 
Folgen gegen die Thaten nach dem Maß des Werthes ber Iegteren 
für die Geſellſchaft. Beide Werthichägungen gehen im Leben neben 
einander ber, befämpfen und beeinflufien ſich; bie eine beherricht ven 
Markt, die andere die fittlichen Urtheile und Vorſtellungen. Sie 
nähern fich in dem Maße, als die Menſchen volltommener werben. 
Durch welden Mechanismus die fich ergebenden Konflikte ſchon frühe 
zemildert und abgejchwächt werben, haben wir num noch zu betrachten. 


IV. 


Wäre auf dem Gebiete ber Volfswirthichaft nur das Walten 
blinder Kräfte, egoiftiicher Intereſſen, natürlicher Maſſen, mechanijcher 
Prozefie zu erfennen, dann wäre fie ein ewiger Kampf, eine chaotifche 
Auarchie; fie ftellte dann den bellum omnium contra omnes bar. 
Daß dem nicht fo fei, erkannten auch diejenigen, welche in ber Be- 
thãtigung des Egoismus die einzig bewegende Kraft der Vollkswirth⸗ 
ſchaft jahen; fie halfen ſich über ven umerflärlihen Schluß, daß aus 
dem blinden Kampf der egoiftiichen Individuen die friedliche Geſellſchaft 
eutftehen foll, mit der Spealvorftellung einer präftabilirten Harmonie 
der Kräfte im Leibnig’ihen Sinne hinweg. Und doch belehrt ung 
jeder umbefangene Blid ins Leben, daß biefe Harmonie nicht vorhanden 
it, fondern nur langfam nach und nach erftrebt wird. 

Rein, die Harmonie ift nicht an fih vorhanden: bie egoiftifchen 
Triebe befämpfen fich, die natürlichen Mafjen wirken zerftörend auf 
einander, das mechaniſche Walten der Naturkräfte greift unerbittlich 
and heute noch ein; der Kampf um's Dafein wird auch Heute noch 
geführt als Konkurrenzlampf; die Springfraft inpividueller Thätigkeit 
hat auch bei dem ebelften und höchſtſtehenden Menſchen einen Beir 
geihmad von Egoismus; bei den Maſſen bleibt er, innerlich allerdings 
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gebänbigt durch die fittlichen Ergebniffe des ſozialen Lebens, die Urſache 
der meiften Handlungen. Aber jo wenig eben deshalb ver Kampf und 
Streit je ganz aufhören, jo wenig behalten fie im Yaufe der Gefchichte 
diejelbe Natur. Aus dem Kampf, der mit Vernichtung, mit Unter 
johung enbigt, wird der friedliche Wettftreit, den britte Unparteiifche 
entſcheiden. Immer milder und menſchlicher werben die Formen ber 
Abhängigkeit; maßwoller wird die Mafjenherrichaft. Jede brutale 
Gewalt, jede zu große Ausbreitung der Uebermacht wird unter Strafe 
geſtellt. Auch Angebot und Nachfrage treten ſich im verjchiedenen 
Spitemen der Sitte und des Rechts mit ganz verfchiebenem Erfolg 
gegenüber. Kurz alle Bethätigung des Egoismus ift durch eine Jahre 
taujende alte moralijche Kulturarbeit gemildert, georonet, gebunden. 
Und daß dem jo ift, ift bie einfache Folge jener Soealvoritellungen, 
die, aus dem jozialen Leben entjprungen, den Kern aller Religionen, 
alfer Sittenfyfteme, aller Moral, allen Rechtes bilden. Und im Reiche 
dieſer Spealvorftellungen ift die Ipee der Gerechtigkeit, wenn nicht die 
erite und einzige, jo boch eine ber wichtigften. Es ftehen ihr andere 
gleich berechtigt zur Seite. Ganz abgejehen von der Idee Gottes, der 
Idee der Unjterblichleit, der Idee der Vervolllommnung und des 
Fortſchritts, fteht auf dem fozialpolitifchen Boden der Idee der 
Gerechtigkeit, welche jedem Einzelnen das Seine geben will, einmal bie 
Idee der Gemeinſchaft gegenüber, die dem Ganzen das Seine zu— 
weift, bie Förderung bes Ganzen über das Recht der Theile ftellt, 
dann die Idee des Wohlwollens, welche in der Empfindung der Ge 
meinjchaft dem Armen mehr gibt, als er mach der Gerechtigkeit ver⸗ 
langen fann, und endlich die Idee ber Freiheit, welche jedem Theil 
geitatten will, ſich frei zu betätigen, alfo der Gerechtigkeit und dem 
Ganzen nothwendig mannigfahe Schranken zieht. Daß daraus für 
die praktifhe Ausführung der Gerechtigkeit fich mandherlei Begrenzungen 
ergeben, fönnen wir hier nur anbeuten, nicht ausführen. Aber immer 
bleibt die Thatjache beftehen, daß die in wachſender Ausbildung be- 
griffenen Vorftellungen über das Gerechte täglich und ſtündlich hinüber 
greifen in das praktiſche Leben des Handelns, daß fie bie rohen 
Kräfte, die egoiftifchen Triebe in Form moralifhen und religiöſen 
Pflichtgefügls, fozialer Sitte und pofitiven Rechts veguliren und beein 
fluffen. Der Konflitt zwijchen den Interefien und den fittlichen Ideen 
wird natürlich nie ganz gehoben, ſondern nur gemilvert; alles menſch⸗ 
fiche Leben befteht nur unter ber Borausfegung biejes nie endenden 
innern Kampfes. Immer gibt es Forderungen der wirthichaftlichen 
Gerechtigkeit, die nur als kühne ivealiftiiche Träume erjcheinen; aber 
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immer gibt es auch zahlreihe, die im Leben gefiegt haben, welde 
wenigftend die Majoritäten, die leitenden Kräfte für ſich Haben. Und 
ihnen verdankt die höhere@vollswirthfchaftliche Kultur ihren humanen 
Charalter. 

Die praftijch wichtigſte Form aber, in ber dieſe Ideen ſiegen, iſt 
bie der Sitte und des Rechts. Ohne diefe äußerlihen formalen 
Mittel fönnen die Vorftellungen und Urtheile über das, was gerecht 
ſei, ſich nicht Leicht verwirklichen, können fie nicht leicht von Gefchlecht 
zu Geſchlecht überliefert werden. Sitte und Recht find es, welche ben 
fittlichen Ideen Dauer und Stetigkeit verleihen, die Uebereinftimmung 
größerer Maſſen von Menſchen über das Sein follende Herbeiführen. 
Ans der fittlihen Anlage des Menjchen entipringen die Regeln der Sitte; 
fie halten als feſte Lebensordnung das wilde Spiel der, Triebe und 
Keigungen im Zaume. Die Sitte ift eben das regelmäßig Geübte, 
hervorgegangen aus der Erfahrung und Erinnerung, aus ber ver⸗ 
fandesmäßigen Erfafjung gemeinfamer Zwecke und aus ber fittlichen 
Ueberlegung. So roh die Sitte zunächſt fein mag, ihre Regel ift ſtets 
ein Fortſchritt gegenüber ber rein natürlichen Bethätigung der Triebe. 
Cie ericheint dem heranwachſenden Geſchlecht als das Ungemeffene, 
Rothwendige, Gerechte, als die felbftverftändlihe Bedingung jedes 
Verkehrs, jeder Arbeitstheilung, der ganzen fozialen Eriftenz; als 
felbftändige Macht tritt fie den Einzelnen und ihren Trieben gegenüber 
und wirb zur Grundlage aller Moral, aller Religion, wie allen Rechtes 
und aller Inftitutionen. 

Selbft uriprünglich ftarr und unerbittlic, wird fie jpäter in der 
individuellen Moral beweglich, ven Verhältniffen jih anpafjend, wenn 
auch noch Höheres und Edleres forbernd; im pofitiven von der Sitte 
mit der Zeit getrennten Recht wird fie zu einer Regel, die Weniger, 
aber für dieſes Weniger die viel ftrengere Befolgung fordert. Die 
Sitte herrſcht bei höherer Kultur nur noch durch bie Furcht vor Zabel, 
vor Mißachtung und jozialem Ausſchluß; das formale Recht greift bie 
für die Gefammtheit wichtigften Regeln des Zufammenlebens heraus, 
erzwingt aber ihre Einhaltung nöthigenfall® durch den phyfiichen Zwang, 
den die Gejammtheit gegenüber dem Einzeln üben kann. 

Innerlich verfelben Natur, wie Moral und Sitte, nämlich ebenjo 
aus den jozialen Idealen, vor Allem aus der Idee der Gerechtigkeit 
hernorgegangen, wird das Recht durch feine äußere formale Natur zu 
amas Selbftändigem; und dieſe Selbftändigteit bebingt es, daß das 
Recht für die Gerechtigkeit nur in feiner Art, innerhalb gewiſſer Schranten, 
wirlen, fie nur im gewiſſen Sinne ausführen kann. 
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Zum Wejen des Rechtes und Gejeges, wie es ſich langſam durch 
eine vieltaujenbjährige Erfahrung von der Religion, der Moral und 
der Sitte losgerungen), gehört vor Allem die gleichmäßige fichere 
Durchführung der einmal für Alle gleichmäßig feftgeftellten Regeln. 
Ohne gleichmäßige Anwendung, ohne fihere Handhabung bleibt das 
Recht nicht Recht. Das zu erreichen ift aber gegenüber der Mannig- 
faltigfeit und Vielverfchlungenheit des Lebens unendlich fchwierig. 
Das Ziel ift mur erreichbar durch Beſcheidung auf das Wichtigite und 
eine fange mühjfelige logifche Geiftesarbeit, welche vie Regeln des 
Nechts in wenige, Mare, kurze, allgemein verftänbliche Säge bringt; 
bie Nechtiprechung wird eben durch dieſe Eigenichaft über das Niveau 
perjönlicher Gefühle und mechfelnder Stimmung erhoben, die Geſetze 
werben burch fie einer fichern gleichmäßigen Anwendung entgegengeführt. 
Und je härter das Recht eingreift, fich das Einzelne unterwirft, uner» 
bittfich durchgreift, deſto wichtiger wird dieſes formale Erforberniß: 
die gleichmäßige gerechte Anwendung der Rechtsſätze auf Alle wird jo 
wichtig, daß man meift leichter das unvollfommene Recht, beffen gerechte 
Anwendung gefichert ift, erträgt, als das vollfommenere, materiell ge- 
rechtere Recht, deſſen Anwendung, jei es überhaupt, fei es in den 
Händen ber heutigen Richter und Beamten nothwendig ſchwankend, 
unfiher und damit ungerecht wird. Deshalb ift faft alles pofitive 
Recht und zumal das geichriebene Gefegesrecht, das der finnende Ver- 
ftand mit der Mafchine gejeggebender Behörden erzeugt, das nicht als 
Gewohnheitsrecht aus der Sitte herausgewachſen, jtarr, kümmerlich, 
an äußerlihen Mar fihtbaren Merkmalen haftend; e8 kann auf das 
Individuelle und feine Natur nicht eingehen, es vechnet mit groben 
Durchſchnitten. Statt die Einzelnen zu prüfen, ſcheidet e8 z. B. die 
Mündigen und Unmündigen nach einer für-die Gefammtheit richtigen, 
für den Einzelnen immer mehr ober weniger willfürlihen Zahl ver 
Sabre. Es ruft alle erwachſenen Männer zur Wahlurne, nicht weil 
fie in ihrer Bedeutung für den Staat wirklich gleich wären, ſondern 
weil bie Anwendung jeber komplizirteren Abwägung des Stimmrechte 
größere Ungerechtigfeiten in ber Durchführung erzeugte. Alles Geſetzes⸗ 
recht wird jo oftmals unbillig, materiell ungerecht, nicht weil die formelle 
Gerechtigkeit das Höhere, aber weil fie das in der Kulturentwidelung 
leichter Erreihbare iſt. Daraus entftehen die tauſendfachen Konflikte 
zwifchen der materiellen und ber/;formalen Gerechtigfeit, die für bie 
praftijhen Fragen der Vermögens: und Einkommensvertheilung jo 
häufig entfcheidend find. 

Handelt e8 fi) um irgend eine Forderung ber Gerechtigkeit, bie 
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in unjeren Imjtitutionen auf dem Wege der gewöhnlichen Reform durch 
rofirived Recht eingeführt werben jolf, jo ijt nicht bloß materiell er⸗ 
ierderlich, daß Die Forderung als Recht von den Beften erfannt und 
jmollt werde, daß fie an beftimmten Stellen Sitte geworben, daß fie 
die entgegenftehenden Mächte des Egoismus, der zähen Trägheit, welche 
am Hergebrachten klebt, daß fie den etwaigen Widerftand auch der 
anderen fittlichen Ideen, bie, nad} anderen Zielen gehend, ihr oft hinder⸗ 
lih jein können, überwunden Habe, daß fie zum Glaubensſatz herrichen- 
der Barteien und Staatsmänner geworben jei. Nein, fie muß auch 
jetmell ſich durchgearbeitet haben zu den Eigenfchaften eines anwend⸗ 
ihren formalen Rechts; fie muß zu feften Grenzen, klaren Dierkmalen, 
zu fgirten Größen und Zahlenverhältniffen gekommen fein; fie muß 
ven langen Weg vom Rechtsgefühl bis zum Maren, begrifflich ſcharf 
umgrenzten Mechtsjag zurüdgelegt haben. Die zu Grunde liegenden 
Zerthurtheile müfjen ſich zu einem feſten fonventionellen Maßſtab 
verrichtet haben, ber als mittlerer einfacher Ausdruck für an ſich 
!omplizirte mannigfache Verhältniffe diefe doch in ihrem Durchſchnitt 
richtig erfaßt. Kurz, die Mechanik des pofitiven Rechts begrenzt jede 
Durchführung der materiellen Gerechtigkeit. Es giebt nur ein formales 
Recht um den Preis theilweiſer materieller Ungerechtigfeit. 

Eine Forderung der Gerechtigkeit, in Bezug auf die Belohnung 
großer Erfinder, kann heute nur pofitines Mecht werden in einem 
Fatentgejeg oder in ber ſtaatlichen Anorbnung eines Prämienfpftens, 
wobei die Art der Ausführung jo wichtig ift, als das Prinzip. Eine 
Forderung der Gerechtigkeit in Bezug auf progreffive Einfommens- 
beftenerung wird erft auf Theilnahme rechnen fönnen, wenn bie For⸗ 
derung ſich auf beftimmte Zahlenverhältniffe firirt, die wem durch— 
ihnittlichen heutigen Nechtögefühl entfprechen. Die Forderung ber 
Gerechtigkeit: die Unternehmer follten befjer für ihre Arbeiter forgen, 
wird ausführbar, wenn man im Einzelnen konkret fordert, daß der 
Unternehmer die und die beftimmte Haftung für Unglücksfälle trage, 
daß er in die Hilfskaſſe die und die Zahlung made, daß er fich Aus- 
ſprũchen Unparteiifher, in Bezug auf Lohn, füge; eine Beteiligung 
ver Arbeiter am Unternehmergewinn kann als gejeglihe Maßregel 
nur befprochen werben, wenn einmal beftimmte Erfahrungen vorliegen, 
die einen möglichen gerechten Weg der Ausführung zeigen. Ohne 
das führte ein folches Geſetz, ähnlich wie viele gut gemeinte Vorſchläge 
zur Berbejjerung der Lage ber unteren Klaſſen, nur zur Willlür, zur 
Begünſtigung Einzelner, zur Mißſtimmung ber betreffenden Kreiſe in 
dolge von Berlegungen der formalen Gerechtigkeit. Jede genauere 
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Kenntniß der Refultate unferer Armenvermaltung beftätigt dies. Unfer 
Armenrecht ift das wichtigſte Stüd Sozialismus, das unfere Geſell⸗ 
ſchaftsordnung in fich birgt; es ift ein Stüd Sozialismus, das wir 
zur Zeit nicht entbehren Tönnen, weil wir nichts Beſſeres an die 
Stelle zu fegen, ber unabweislichen Forderung der Gerechtigkeit, jeden 
Volfsgenoffen vor dem Hungertod zu fehügen, bis jegt nicht anders, 
durch vollfommenere Injtitutionen nachzukommen wiffen. Die Schatten- 
jeite aber dieſes Armenrechts ift bie vollftändige Unmöglichkeit, eine 
formell und materiell geredte Handhabung durdzuführen: Willkür, 
Zufall, äußerlihe Schablonen herrſchen darin, und daher wirkt bie 
Armenunterftügung vielfach auch pſychologiſch fo ungünftig, erzieht zur 
Faulheit und niedrigen Geſinnung. So lange unfere Bermaltungs- 
organe nicht eine ganz andere Vollkommenheit erreichen, jo lange nicht 
die formalen Möglichkeiten der Ausführung ganz andere find, würden 
die meiften fozialiftiihen Experimente nur bie Folgen unferes Armen- 
weſens über breite Theile unferer ganzen Volkswirthſchaft ausbehnen. 

Immer aber dürfen wir nicht vergeffen, was Mittel, was Zweck 
iſt. Die Form des Rechtes ift das Mittel, die Gerechtigfeit aber der 
Zweck des Rechts. Wir dürfen und durch die Erfenntniß, daß die 
Gefege nicht jede Unfittlichleit befeitigen, nicht eine vollfommen gerechte 
Einfommensvertheilung herbeiführen fönnen, daß die erfinberifchen 
Liſten verſchlagener und egoiftifcher Geichäftsleute jede gute Sitte ver— 
böhnen, und die Wege finden, durch die Mafchen der beiten Gefege 
durchzufelüpfen, nicht abhalten laſſen, für das Gerechte zu wirken, an 
den Sieg des Gerchten zu glauben. Geht e8 auch ohne tauſendfache 
Ungerechtigfeiten in unferm Leben nicht ab, — das Beſte, was wir 
befigen, rugt auf der Idee der Gerechtigkeit; aller fozialer Fortſchritt 
hängt von weiteren Siegen der Gerechtigfeit ab. Indem der Sozia- 
lismus gerechte Vertheilung des Einkommens forberte, hat er nichts 
Neues gethan, fondern ijt nur gegenüber ven kurzen Irrthümern des 
materialiftijhen Epigonentfums der Aufflärungsphilofopgie zu den 
großen Traditionen aller ibealiftiihen Sozialphilofophie zurückgekehrt. 
Sein Irrthum war nur, daß er ben Unterſchied zwiſchen materieller 
und formaler Gerechtigkeit, wie die Bedeutung anderer gleichberechtigter 
ſozialer Idealvorſtellungen überjah, daß er vermeinte, bie individuellen 
Vorjtellungen einiger Spealiften über das Gerechte reichten Hin, Jahr- 
taufende alte Imftitutionen plöglih und unvermittelt zu  bejeitigen, 
und daß er in feinen rohen Auswüchien zu Mafftäben ver Gerechtig- 
teit zurüdfchrte, die etwa dem Anfang der Kultur, jedenfalls einer 
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rohen Anſchauung entiprechen, aber nicht den verevelten Begriffen der 
höheren Sittlichkeit. 

Der Sozialismus Tann uns belehren, nicht eine falſche Gerechtig · 
teit zu fordern; er wird uns nie abhalten dürfen, für bie wahre 
Gerechtigkeit zu kämpfen. Die Geſchichte lehrt uns, daß der Fortſchritt 
weift ein langſamer war; fie zeigt uns aber ebenjo jehr, daß zulegt 
die größten Schwierigleiten der Form überwunden wurden, baß befon- 
ders in dem großen Epochen bes Glaubens an bie Ideale, welche bie 
Täler überhaupt verjüngen umd verebein, auch das gerechtere Recht 
md die verebelte Sitte über die Mächte des Egoismus, des Schlen- 
drians, der Dummheit gejiegt hat, neue befjere und gerechtere Inftitu- 
tienen entftanven find. 

Auch für die heute von allen Seiten zugegebene Forderung eines 
gerechten Tauſchverkehrs gab es eine Zeit, da fie als eine ivealiftiiche, 
der Gegenwart voraneilende Forderung erſchien. Man raubte, man 
ſtahl, man betrog, man täufchte ſich, man prügelte fi auf ben 
Märkten, man ertrogte Geichente — das waren bie älteren Formen 
der Uebertragung des Befiges. Eine Jahrtauſende alte Kulturarbeit 
har, anknũpfend an bie ſich läuternden Vorftellungen von ber Gerechtig- 
keit, Daraus die Rechtsformen entwidelt, die heute als felbftverftändliche 
deſſeln allen Verkehr beherrichen und binden. 

Die Borftellungen, welche diefe Kulturarbeit geleitet haben und 
noch Heute leiten, nüpfen naturgemäß nicht am die ganze Geſellſchaft 
mb alle ihre Zwede an, auch nicht an alle Eigenfchaften ver handeln⸗ 
den Menſchen. Bei allem gewöhnlichen Tauſchverlehr ftehen fich 
zwei Berjonen, deren Eigenſchaften im Uebrigen für biefe im Taufch- 
zeſchãft ſich erichöpfende Beziehung gleichgültig find, gegenüber, mit der 
Abficht, Durch Hingabe und Entgegennahme von einzelnen Gütern und 
Yeijtungen ſich gegenfeitig zu fördern. Diejes Ziel wird erreicht, wenn 
fie in der Hauptjache gleiche Werthe taujchen, wenn beide Seiten 
gleiche Gewinne machen. „Das Geben und Nehmen“, fagt Herbart, 
„iegt überall Vergelten voraus, das heißt Gleichheit des Genommenen 
amd Gegebenen.“ Ueber den Maßſtab nur der Gleichheit kann Streit 
jein; der Wilde ſieht die Gleichheit in einem rein Aeußerlichen, 3. B. 
in der Thatjache, daß die Pelze, die er für einen Meffingfefjel hergibt, 
diejen gerade ausfüllen. Der Kulturmenfch fieht auf bie Gleichheit 
des Geldwerths; der Bormalift auf die gleiche Abweſenheit von Betrug, 
Gewalt und Irrtum. Das Prinzip aber bleibt immer bafjelbe. Es 
mird eine irgendwie gemeijene Gleichheit gefordert. Und wenn bie von 
dem Ionventionellen Maßſtabe geforderte Gleichheit beider Glieder vor« 
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handen, fo iſt die Gerechtigkeit gewahrt, weil eben das logiſche Urtheil 
und die fittlihe Prüfung ben einzelnen Vertrag nicht in Beziehung 
jegt mit ˖ der Gefammtvertheilung des Eintommens, mit ber gefammten 
Würbigfeit ber Perfonen. Nur ein Thor wird als Forderung der 
Gerechtigfeit verlangen, baß ber Krämer etwa bas Pfund Kaffee im 
Preije nah dem Wohlſtande jedes einzelnen Käufers abftufe, oder daß 
bei dem Verlagsvertrag über ein unverfäufliches gelehrtes Buch der 
Verleger dem Berfaffer eine große Summe zahle, weil eine große 
Xeiftung darin jtede. Die Gerechtigkeit des Einzelverkehrs ift die ſog. 
austaufchende, wie das Trendelenburg in feinen ſchönen Erörterungen 
über Ariftotele® auch als den eigentlihen Sinn des großen Stagiriten 
nachgewiefen. Dieje austauſchende Gerechtigkeit fteht aber nicht in 
eigentlichem Gegenjag zur vertheilenden, jie ift nur eine ihrer Unter- 
arten, bie nicht die ganze Gefellihaft und alle ihre Zivede, jondern 
einen Theil berjelben ‚und einen befonderen Zweck im Auge hat. 

So weit ber Werth jedes Gutes für ben einen Menfchen wieder 
ein etwas anberer ift, als für den Anderen, jo weit wird eine gewilfe 
Ungleichheit im Gewinne auch noch nicht als ungerecht erfcheinen. 
Nur wenn dieſe Ungleichheit gewiſſe Grenzen überfteigt, wenn ihre 
Urſache nicht die freie Entſchließung des freien Mannes ift, wird das 
lebendige Gefühl einer Ungerechtigfeit entftehen und immer wieder 
berjuchen, eine gejeliche Abhilfe eintreten zu laſſen. Seit Iahr- 
taufenden fordert der egoiftiiche Trieb derjenigen, welche im jozialen 
Konkurrenzlampf in der Regel die ftärkeren find, unbebingte Freiheit 
der Verträge; und immer fteht biefer Forberung in gleicher Weife 
das Vollsgewiſſen und das Verlangen der Schwächeren gegenüber, das 
den Begriff des justum pretium aufftellt, das Preistaren, Wucher- 
gejege, Berückſichtigung der laesio enormis fordert, eine öffentliche 
Kontrole der Mißbräuce in Handel und Wandel, eine Beſchränkung 
der Ausbeutung verlangt. Diejes Verlangen verſchwindet nur ba, wo 
fich zwei wirllich Gleiche gegenüber ftehen, bie in ber Regel gleichen 
Vortheil von ihren Geichäftsbeziehungen haben. . 

Die ältere Adam Smith’ihe Nationaldfonomie hatte, wie wir 
ſchon einleitend anbeuteten, ihr Ideal der Gerechtigkeit ausfchlieglich in 
der Freiheit der Verträge gefunden. Bon der Vorftellung ausgehend, 
daß don Natur alle Menſchen gleich jeien, forderte fie nur Freiheit 
für diefe gleichen Menfchen und hoffte, dann würden nur Verträge über 
gleichen Werth mit gleichem Gewinn für beide Theile ſich ergeben. 
Sie kannte weber die gejellichaftlichen Klaſſen, noch die gejellichaftlichen 
Inftitutionen im ihrer Bedeutung für das vollswirthſchaftliche Leben; 
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daB ſoziale Getriebe fette ſich ihr ausſchließlich aus ber Thätigkeit 
ter einzelnen Individuen umb ben einzelnen Verträgen berfelben zu⸗ 
iunmen. Und daher konnte fie feine andere Gerechtigkeit forbern. 
& war nicht falſch; aber e8 war nur ein Theil des Gerechten, was 
fe forberte. 

Bir fordern heute vor Allem neben dem gerechten Tauſchverkehr 
gerechte volkswirthſchaftliche Inftitutionen, das heißt, wir fordern, daß 
die Komplexe von Regeln der Sitte umd bed Rechts, welche Gruppen 
ziammen arbeitender und zuſammen lebender Menſchen nad bes 
fimmten Seiten hin beherrichen, in ihren Rejultaten mit venjenigen 
Sbealvorftellungen ber Gerechtigkeit im Einklang bleiben, welche auf 
Grund unferer fittlihen und religiöfen Borftellungen die Heute herr- 
ichenden oder zur Herrichaft gelangenben find. Wir erfennen feine 
tiefer Imftitutionen an als über aller Geſchichte ftehend, als immer 
geweien, als nothwendig fortbeftehend für alle Zukunft. Wir prüfen 
jede auf ihr Refultat, fragen bei jeder: wie ift fie entſtanden, welche 
Borftellungen der Gerechtigkeit Haben fie erzeugt, welche Nothwendigkeit 
legt heute für fie vor? — 

Freilich wiffen wir auch den Werth überkommener Inftitutionen 
heute zu fchägen. Wir wiffen, daß Die Heilig gewordenen Traditionen 
der Vergangenheit das Gemüth mit Ehrfurcht erfüllen, daß bie Form 
ion bes überfommenen Rechts bänbigend auf rohe Gemüther wirkt, 
daß ber dauernde Friebengzuftand der öeſellſchaft auf möglichſter Ein- 
idräntung formaler Nechtöbrüche beruft. Wir geben zu, baß bie 
Juſtitutionen nach Gehalt und Form niemals abbrechen bürfen, daß 
vie Bölfer niemals ganz Neues ſchaffen Tönnen, immer an das DBe- 
ſlehende anknüpfen müſſen; in ihrer im Ganzen aufrecht erhaltenen 
Kontimrität liegt die Bürgichaft, daß der Kampf um bas Gute und 
Gerechte nicht fruchtlos verflinge, was ſtets einträte, wenn jede Genes 
ration dieſen Kampf auf's Neue beginnen müßte, nicht ausgeftattet 
wäre mit dem Erbe von erprobter Weisheit und Gerechtigkeit, das in 
den überlieferten Imftitutionen liegt. Wir geben zu, baß jeber augen» 
bliccũche Zuftanb des Friedens innerhalb ver Geſellſchaft, wie er durch 
ein beftehenbes Gigentfums- und Erbrecht und buch eine Reihe 
anderer beſtehender Inſtitutionen aufrecht erhalten wird, dann werth⸗ 
voller iſt, als ein gefährlicher erſchütternder Kampf um ein gerechteres 
Eigenthums und Erbrecht, wenn das überfommene Recht noch bem 
Gleichgewicht der in der Geſellſchaft vorhandenen Kräfte und ben in 
der Hanptfache herrſchenden Idealvorſtellungen entſpricht. In dieſem 
dalle iſt jeder Kampf um ein gerechteres Recht zur at ausſichtslos 
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und refultatlos: er Tann dann nur ſchaden und zerftören. Auch bie 
gewaltthätigfte Revolution kann bie innere Umwandlung der Menfchen, 
die für ein gevechteres Necht Vorbedingung ift, nicht erfegen. Das 
Wejentliche ift immer, daß die Kräfte felbft und die Anſchauungen 
über das Gerechte andere geworden find; nur dann Bat ein Kampf 
Ausficht auf Erfolg. ’ 

Weil das aber immer auch fein fann, deswegen fürchten wir nicht, 
wie die Dunkelmänner und Angitfeelen aller Zeiten, jeden Kampf um 
ein gerechteres Recht. Und eben deshalb fehen wir nicht in jeder 
Negung des Selbitgefühl® der unteren Klaſſen ohne Weitere eine 
empdrende Auflehnung gegen die Lehre von der natürlichen arifto- 
kratiſchen Gliederung der Gefellfhaft. Eben fo wenig dürfen wir in 
den Fehler alfer altgewordenen Reformer verfallen, bie, weil fie 
Einiges erreicht, glauben, nun folle die Weltgefchichte mit ihnen, mit 
dem, was fie erfämpft, abfchließen. Wir wiſſen heute, daß die Geſchichte 
niemals ftill fteht, daß aller Fortſchritt der Geſchichte nur vermittelt 
wird durch den Kampf der Völker und ver jozialen Klafien, und daß 
es babei nicht immer ganz frieblic, wie” in der Kinberftube, zugehen 
tann. Unb die, welche ſtets bereit find, für einen „frijchen fröhlichen 
Krieg” und feine günftigen moralifhen Folgen zu ſchwärmen, ſollten 
nicht vergeffen, daß die jozialen Kämpfe innerhalb der Gefellichaft von 
dem Krieg zwiichen ben Völtern nur dem Grabe, faum der Art nach, 
verfehieden find. Auch bie fozialen Kämpfe können günftig auf Die 
Völker wirken; ich erinnere nur an bie Kämpfe der Plebejer mit ven 
Patriziern. Es gibt feinen Fortſchritt in den Inftitutionen ohne gewiſſe 
foziale Kämpfe. Aller Kampf innerhalb der Geſellſchaft ift ja ein 
Kampf um Inftitutionen, und daß für den Fortſchritt der Inftitutionen 
ber Einzelne fich begeiftert, ja fein Leben einfegt, daß darum die Klaſſen 
und Parteien kämpfen, das ift fo umvermeiblich, fo Heilfam, daß wir 
uns deshalb auch gefallen laſſen müflen, wern ab und zu im ſolchen 
Kämpfen das formale Recht gebrochen wird. 

Kein Wahn ift falicher, als der der älteren engliſchen National- 
öfonomie, e8 gebe eine Anzahl einfacher natürlicher Rechte: und Wirth 
ſchafts · Inſtitutionen, die immer fo gewejen, die immer fo bleiben 
werben; aller Fortſchritt in Kultur und Wohlſtand fei ein blos indi— 
vibueller ober ein blos technifcher, e8 handle fih nur um ein Mehr- 
produziren und Mehrkonſumiren, das auf dem Boden berfelben Rechts. 
inftitute fich abfpielen werde und fünne. Diefer Glaube an die Sta- 
bilität der volkswirthſchaftlichen Inftitutionen war das Produft des 
kindlichen Aberglaubens der älteren Nationalöfonomie an die Allmacht 
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des Inbisivumms und des individuellen Lebens, Der Sozialismus hat 
dann die Bebentung ber fozialen Inſtitutionen vielleicht überfchägt. 
Die hiſtoriſche Nationalökonomie und die moderne Rechtsphiloſophie 
haben ihnen die rechte Stellung zugewiefen, indem fie uns zeigten, daß 
die großen Epochen des volfswirthichaftlichen Fortſchritts vor allem fich 
otuhpfen an die Reform ber fozialen Inftitutionen. Die großen Er⸗ 
Wungsbotfchaften der Menjchheit, fie waren alle gerichtet gegen bie 
Ungereihtigkeit fiberlebter Inftitutionen; durch gerechtere beſſere Inſtitu⸗ 
tigen werben bie Menſchen zu Höheren Formen bes Daſeins erzogen. 

So wenig bie fozialen Imftitutionen des Altertfums bie neuere 
Gedichte beherricht Haben, fo gewiß Sklaverei und Leibeigenfchaft 
verſchwunden find, fo gewiß aller bisheriger Fortſchritt der Inftitutionen 
verknüpft war mit dem augenjcheinlichen Erfolg, das Vermögen und 
Eintommen immer gerechter zu vertheilen, immer mehr ben perfönlichen 
Tugenden und Leiſtungen anzupafjen, fo gewiß dadurch bie Thätigfeit 
aller Einzelnen immer mehr gefpornt und gehoben wurbe, fo gewiß 
wird auch die Zufumft neue Fortſchritte in biefer Nichtung verzeichnen, 
fo gewiß werben bie Inftitutionen kommender Jahrhunderte gercchter 
fein, als die hentigen. Die dabei maßgebenden Mealvorſtellungen 
werben nicht ausfchlieplich, aber immer doch weſentlich von ber ver- 
theilenden Gerechtigkeit beeinflußt fein. Die Inftitutionen, welche ganze 
Gruppen menjchlicher Wefen und bie Gefammtvertheilung des Ver⸗ 
mögens und Einkommens beberrichen, rufen nothwendig auch ein 
Urtgeil Hervor, das auf das Ganze, auf die Gefammtrefultate ſich 
berieht. Freilich, fo weit einzelne Inſtitutionen nur auf einzelne 
Menſchen und auf einzelne Seiten des Lebens fich beziehen, wird auch 
vie hier geforderte Gerechtigkeit nur eine partielle fein. Unb eine 
jolche laßt ſich natürlich immer leichter erreichen. Eine gerechte Ver 
teilung der Steuern, der Wegebaulaft, der SKriegsbienftpflicht, eine 
gerechte Abftufung der Löhne ift wiel leichter zu erzielen, als eine 
gerechte Gejammtvertheilung des Einfommens und Vermögens. Aber 
immer wird das Streben auch auf fie gerichtet fein: alle partiellen 
gerechten Orbnumgen haben nur Sinn in einem Syſtem ber gerechten 
Gefammivertheilung. Und damit kommen wir zulegt zu ber Frage: 
was farm und fol der Staat babei thun? 

Er wird nad unferer Auffafjung natürlich fich nicht als ein 
Weſen darftellen, das im Strafrecht, in der Nechtiprehung über Vers 
träge und etwa noch im ber Stenervertheilung Gerechtigfeit übt, dem 
aber im Uebrigen die gerechte Bertheilung der Güter ganz gleichgültig 
wäre. Welchen Sinn hat es, fic über einen hundertſtel Pfennig, ven 
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ein Maß Bier ober eine Elle Tuch durch eine Steuer für den armen 
Mann theurer wird, fo fehr in gefeßgebenben Körpern zu ereifern, 
wenn man im Uebrigen auf dem Stanbpunfte fteht, feinen Lohn für 
etwas Gleichgültiges, aller menſchlichen Einwirkung Entzogenes zu 
betrachten. Allerdings kann der Rulturftaat unferer Tage, weil er in 
erfterer Linie durch das Recht wirkt und wirken fol, nicht jede Un- 
gerechtigfeit befeitigen. Aber er foll barum nicht gleichgültig fein 
gegen bie fittlichen Empfindungen der Menſchen, welde Gerechtigkeit 
der Vermögens und Einkommensvertheilung aud im Großen und 
Ganzen für die Totalität der Geſellſchaft fordern. Der Staat ift das 
Centrum und die Herzlammer aller Inftitutionen, in den alle münben 
und zufammenlaufen. Er hat auch großen bireften Einfluß auf die 
Bermögens- und Einktommensvertheilung als größter Arbeitgeber, 
größter Grunbefiger, als Verwalter der größten Unternehmungen. 
Hauptfächlih aber übt er als Geſetzgeber und Verwalter den größten 
inbireften Einfluß auf Sitte und Recht, auf alle fozialen Inftitutionen, 
und das ift der entſcheidende Punkt. 

Der rechte Mann an der rechten Stelle, der große Staatsmann 
und Reformator, der weitfictige Parteiführer und Geſetzgeber, fie 
tönnen bier Außerordentliches wirken; nicht direkt, nicht fofort, aber 
duch die weile und gerechte Umbilbung ber vollswirthſchaftlichen In- 
ftitutionen Tönnen fie die Einfommens- und Vermögensverwaltung 
außerorbentlich beeinfluſſen. Breilih die Theorie, welde in allem 
vollswirthſchaftlichen Leben nur Naturprozeſſe fieht, gibt das fo wenig 
iu, als es Diejenigen zugeben, welde vom Standpunkt beitimmter 
Klaſſenintereſſen oder aus primzipieller Meberzeugung, oder auch aus 
bloßer Kurzſichtigleit fich fortwährend auf des Staates Impotenz ber 
rufen. Auch fubalterne Staatsmänner even mit Kaftratenftimme gerne 
von ber Unfähigkeit des Staates irgenbivo einzugreifen; fie verwechſeln 
nur ihre eigene Impotenz mit der des Staates, Alle dieſe gegnerifhen 
Anſichten vergefien, daß das Staatscentrum bie leitende Intelligenz, 
der verantwortliche Mittelpunkt des Volksgefühls, die Spige aller vor= 
handenen fittlichen und geiftigen Kräfte ift ober fein foll, und darum 
auch nad} diefer Seite hin ſehr Großes wirken fann. 

Damit verlangen wir nicht, daß irgend welche an ber Spike 
ſtehenden Perfonen wie eine irbifche Allmacht die Eigenfchaften und 
Leiftungen von Millionen überfehen, vergleichen, prüfen, jhägen und 
darnach das Einfommen gerecht vertheilen. Das ift eine Wahnvor⸗ 
itellung, bie felbft von vernünftig fozialiftiicher Seite jetzt fallen gelafien 
wird. Immer wird der Staat hauptfächlich nur durch das Mittel ver⸗ 
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beiterter ſozialer Imjtitutionen auf gerechtere DVertheilung bes Ein« 
toounens wirken Tönnen. Nur auf diefem Wege ift er ficher, nicht Durch 
tanfenbfache formale Ungerechtigleit feine beften Abſichten zu Nichte zu 
maden. Immer werben die gefammten vollswirthſchaftlichen Inftitutionen 
wichtiger fein, als ie Einficht und Abficht derer, die augenblicklich im Staats- 
antrum regieren, unb feier es die größten Männer. Ihre Weisheit 
und Gerechtigfeit kann die Inftitutionen fördern und veformiren, aber 
fie nicht erfegen; fie werben nur dann als die wahren Wohlthäter ber 
Menſchheit wirken, wenn fie die Summe ihrer Thätigfeit in dauernden 
daſtitutionen firiren, wenn fie das große Kapital überlieferter Gerechtig- 
tet für Die Folgezeit vermehren durch Reformen, bie ihrem Geift und 
ihrem Willen ewiges Leben fichern. 


Bir find am Ende unferer Betrachtungen. Was Haben fie uns 
ergeben ? 

Die Thatfache, daß die Idee ber Gerechtigfeit aus nothwenbigen 
ripchiichen Vorgängen entfteht und nothwendig auch das vollswirthſchaft⸗ 
lihe Leben beeinflußt. Die Idee der Gerechtigkeit ift, mie die anderen 
fittlichen Ideen, dem Menjchen nicht von irgend einer Offenbarung 
gegeben, aber ebenfowenig ift fie von der Willfür erfunden; fie ift das 
uethiwendige Erzeugniß unferer fittlihen Anlage und unferes logiſchen 
Denkens, und infofern ift fie eine ewige, immer neu und in anderer 
Ferm und doch immer gleichmäßig ſich manifeftirende Wahrfeit. Sie 
wirkt bei Manchen nur als unflares Gefühl, fie erhebt fich aber im 
Saufe der Gedichte immer mehr bei der Mehrzahl der Menſchen zu 
Haren Borftellungen, Maßftäben und Schlüffen. Der Menſch muß 
nach feinen Dentgefegen das Mannigfaltige zur Einheit zufammen- 
fafien und bamit einheitlichen Maßftäben unterwerfen. Die Annahme 
fittlicher Gemeinſchaften in der Gefellfchaft erzeugt die Vorftellung ber 
adiſchen, die Annahme der Einheit aller Dinge, die ber göttlichen 
Gerechtigkeit. Es ift diefelbe Kette von Urtheilen und Schlüffen, welche 
mpufrieden mit den Unvolltommenheiten irbifcher Dinge den Schluß- 
fein der Bergeltung in eine jenfeitige, höhere und befiere Welt verlegt. 
So hängt die Idee ber Gereditigfeit zufammen mit dem Höchften und 
Beten, was wir benfen, ahnen und glauben. ‚ 

Aber wie dieſes Hochſte und Letzte niemals in feinem vollen Glanze 
fih dem Menfchen offenbart, wie wir es ewig fuchen, ewig barum 
fümpfen unb immer vorwärts bringenb es doch nie ganz erreichen, fo 
führt auch bie Spee ber Gerechtigkeit fein ruhendes, greifbares Dafein 
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auf Erden. Wie fein Strafrecht und Tein Richter abfolut gerecht, jo 
ift auch feine beftehende Vermögens. und Einkommensvertheilung ganz 
gerecht. Aber jede folgende Epoche der Menſchheit hat ein höheres 
Maß von Gerechtigfeit auch in dieſem Gebiete erfämpft. Im der Sitte 
und im Recht, in dem beftehenden Inftitutionen, welche die Vollswirth- 
haft beherrſchen, Haben wir ben Niederſchlag Jahrtauſende alter Kämpfe 
für die Gerechtigkeit vor und. 

Der Werth aber unſeres eigenen Lebens, umferer Zeit beruht 
nicht fowohl in dem, was vor uns erreicht wire, als in dem Maß 
von Kraft und fittlichem Willen, ben wir baran fegen, auf der Bahn 
bes Fortſchritts weiter zu bringen. Die großen Kulturvöller, die großen 
Zeitalter und die großen Männer find nicht bie, welche ſich behaglich 
des Weberfommenen freuen, eſſen, trinken und mehr produziren, fonbern 
es find die, welche ſich mit größerer Kraft als Andere in den Dienft 
der großen fittlichen Ideen der Menſchheit ftellen, es find bie, welchen 
es gelingt, die fittlichen Ideen auszubreiten, fie tiefer als’ bisher ein- 
zuführen in das Getriebe der egoiftifchen Daſeinskämpfe, e8 find auf 
volt&wirthichaftlichem Boden bie, welche gerechtere Inftitutionen zu er» 
Kämpfen und durchzuführen verftehen. 


Die Sabrikinfpektoren in Deutſchland. 


Bon 
Alphons Chun. 


Durch die gewaltige techniſche und wirthſchaftliche Entwicklung in 
wierem Jahrhundert find der Staatsverwaltung zahlreiche Aufgaben 
auf dem Gebiete des Gewerbeweſens erwachſen, welche der gewöhnliche 
Behörvenorganismus nicht zu bewältigen im Stande ift. Daher brängt 
die Gegenwart jo umwiberftehlich einerſeits auf die Ernennung von 
Epggialbeamten, andererſeits auf bie Organifation der gewerblichen 
Sclbftverwaltumg Hin. Bereits in allen Kulturſtaaten Hat man ange» 
fangen, beſondere Beamte zur Ueberwachung und Fortbildung der Ger 
werbegejeggebung anzuftellen; es find dies die Fabriken⸗Inſpeltoren, wie 
man fie in Deutihland genannt hat, oder die Gemwerberäthe, wie ihre 
nenere amtliche Bezeichnung in Preußen lautet. 

Die Yabrikeninfpektion hängt eng mit der Geſetzgebung über die 
veſchaftigung jugendlicher Arbeiter zufammen *). Seit dem Jahre 1824 
leß es die Regierung in Preußen an Anregungen und Berorbnungen 
über diefen Gegenftand nicht fehlen und erließ am 9. März 1839 das 
belannte Regulativ, durch welches ben Ortsbehörden eine ausgebehntere 
Aufficht über die Babrifen zugewiefen wurde. Indeß die Ortsbehörben 
machten von ihrem Rechte Teinen Gebrauch, und in Anerkennung ber 
umprreichenden Auffichtsmaßregeln empfahl der Kultusminifter unter dem 
2. Mai 1845 die Bildung von Lolallommiffionen. Cr betonte mit 
Recht, daß von der Auswahl der infpizirenden Organe mehr als von 
allgemeinen Borfchriften eine Abhülfe entſtehender Mißbräuche zu er 


*) Ansführlicger Habe ich die Geſchichte der Fabrileninſpektion behandelt im 
meinen Beiträgen zur Gefehgebung und Berwaltung zu Gunfen.der Fabrit- 
arbeiter in Preußen, im ber Zeitſchrift be königl. preuß. ſtatiſt. Bureaus 1877, 
89 fi, nub im meinem Bude: Die Imbuftrie am Nieberrbein umb 
ihre Arbeiter, 1879, I. Bd. &. 178 fi. 
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warten wäre. Die Aufgabe diefer Rommiffionen follte fein: ben in- 
bofenten Berwaltungsorganen die Kontrole der Fabriken abzunehmen 
und dieſelben zur Initiative zu veranlaffen; die Kommiffionen foliten 
fozufagen die höchſt unbequeme Rolle des böfen Gewiſſens der Ortsbe—⸗ 
hoͤrden jpielen. Dennoch war ihre Entftehung in die Hänbe dieſer letz⸗ 
teren gelegt. Daher fehlten fie gerabe dort, wo fie nöthig waren. 
Waren fie dennoch entftanden, fo Hatten fie den Fabrikanten gegenüber 
nur bie Infpektion, nicht die Erefution, und den Beamten gegenüber 
nur den Rath, nicht die That. Energiſche Beamte brauchten aber, und 
ſchwache wünfchten ifren Rath nicht. Kein Wunder, daß fowohl die 
Drtsbehörben, als auch die Mitglieder der Kommiffionen fein Gewicht 
auf eine Inftitution legten, welche fteten Hader ftiftete ober zur Null 
herabſank. Mit Rückſicht auf die eingelaufenen Berichte erklärte denn 
aud der Minifter ſchon vor Ablauf zweier Jahre, daß er von ber durch“ 
gehenden Anordnung der Lolaltommiffionen abſehe und die weitere Durch- 
führung der Gejege den Bezirksregierungen überlaffe. 

Ebenfowenig wurde eine Durchführung der Tabrifgefegebung durch 
die Gewerberäthe erzielt. Durch die Anordnung vom 9. Februar 1849 
geſchaffen, beruhten fie auf demokratiſchem Wahlrecht und gemährten 
den Arbeitern eine gleiche Vertretung wie ben Arbeitgebern. Zu ihren 
Aufgaben gehörte unter anderen bie Aufficht über die Annahme und 
Behandlung der Arbeiter und über die Dauer der täglichen Arbeitszeit. 
Es ift befannt genug, zu wie ſchwachem Leben dieſe Gewerberäthe ger 
langten, und, wie fie hinſichtlich der Ueberwachung der Fabrilgeſetze 
teinerlei Wirkfamfeit ausgeübt haben. 

Nach diefen beiden verfehlten Verſuchen, durch Lokalkommiſſionen 
und Gewerberäthe ven lahmen Gang der unteren Verwaltungsbehörden 
zu beſchleunigen, erfannte denn bie Regierung, daß eine lonſequente und 
durchgreifende Handhabung der Gefege nur durch beſondere Staatsbe- 
amte, die Fabrifeninfpeftoren, gefichert werben könne. Zugleich mit 
dem fchärferen Fabrifgefege vom 16. Mat 1853 wurden auch für die 
Regierungsbezirke Düffeldorf, Aachen und Arnsberg Fabrileninſpel- 
toren angeftellt. Die Thätigfeit derfelben war auf die Ueberwadhung 
der Beichäftigung von jugendlichen Arbeitern und auf die Verhältniſſe 
befchränft, welche bie Geſundheit, Sittlichteit und Bildung berfelben be- 
trafen. Sie hatten bie Gründung von Nachhülfe- und Fortbildungs · 
ſchulen und von Lokalkommiſſionen anzuregen, minbeftens alle brei 
Jahre jede Anftalt zu beſuchen und barüber Bericht zu erftatten. Die 
Sabrifeninfpektoren waren im Wefentlichen Polizeibeamte für Beaufe 
fichtigung der Kinderarbeit, ohne jedoch das Recht des Erlaſſes ſchrift- 
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ficher Verfügungen zu befigen. Es fragt fi num, inwieweit fie ihre 
Aufgaben erfüllt Haben. 

Die Regierung zu Düffelborf faßte das Geſetz nicht ftreng auf; 
in jenen veaftionären Zeiten „brauchte man die Leute", und ber erjte 
Bericht des Babrikeninfpeftors. ift dem entſprechend abgefaßt. Zum 
Güd für eine veichere Kenntnig der fozialen Zuftände war er nur kom⸗ 
mifferijh angeftelit, und als er fich durch einen rheiniſchen Groß- 
inbuftriellen beim Minifter um eine definitive Anftellung bewarb, ließ 
vieler ihm fagen: er müffe zuerft etwas leiſten. Das fiel ihm nach— 
gerade nicht ſchwer, bie Gejegwibrigfeiten waren mit Händen zu greifen; 
er denunzirte mehrere Kommerzienräthe und felbft einen Better des 
Minifters, und es zeigte fich bald, daß die Handelsfammer-Präfidenten 
uud die angefehenften Fabrikanten das Geſetz übertraten. Diefer plötz 
liche Dienfteifer fchien der Bezirksregierung übertrieben; der Minifter 
aber ertheilte am 20. April 1855 den brei Infpeftoren eine Audienz 
in Berlin, befragte fie eingehend und ermuthigte fie zu energiſchem 
Vorgehen. Er ftellte fie definitiv an und gab ihnen auf, bei Kon- 
fütten mit der Bezirksregierung fich direlt am ihm zu wenden. Nichte 
deitowweniger trat eine ftrenge Durchführung der Fabrifgefege nicht ein. 
Die Inſpektoren befürchteten, an dem Minifter keinen genügend ſtarken 
md dauernden Rüchalt zu finden. Und mit Necht, denn ver Nach 
folger von der Heydt's im Minifterium, der Graf Igenplig, drang 
zicht mehr auf die Durchführung der Vorfohriften. Seine Partei ftand 
mit den rheiniſchen Sabrilanten ohnehin ſchon in fo erbittertem politifchen 
Kampfe, daß er fie nicht auch im wirthſchaftlicher Hinficht zu feinen 
Gegnern machen wollte. Politiſche Rückſichtnahme that dem Arm des 
Geſetzes auf Jahre hinaus Einhalt. 

Während in England zur Zeit der Reaktion gegen bie Fabrilgeſetze 
die Inſpektoren durch die Selbſtändigleit ihres Amtes, durch den hohen 
Gehalt und bie Angefehenpeit ihrer ſozialen Stellung in bie Lage ver- 
jest wurden, im Voligefühl ihrer Verantwortung mit Mannesmuth, 
ſonder Scheu für die Autorität des Gefeges einzutreten, hatte man in 
vreußen Subalternen eine Aufgabe zugewiejen, ver fie nicht gewachſen 
waren; trog bed Wortlautes des Geſetzes blieben die Kinder der Will- 
tür preißgegeben. Der Düffelvorfer Infpeltor war bereits ein alter 
„erfahrener Mann; er lieh die Dinge gehen, wie fie eben gingen. 
Bie elend feine Reviſionen waren, beweilt ein Blick auf bie Anzahl 
ber entdeckten Uebertretungen. Im Sabre feiner definitiven Anftellung, 
1856, betrug fie 894, im Jahre 1865: 73, im folgenden Sabre gar 
me 28; ein neuer pflichtgetreuer Beamter wies im Jahre 1874: 
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7268 SKontraventionen nad. Derfelbe revidirte 699 Fabriken mit 
6549 Kindern, fein Vorgänger nur 476 mit 4382 Kindern. Und ähn— 
lich war es in Arnsberg, wo der Infpeltor, ein früherer Gewerbeſchul⸗ 
lehrer, ſehr lange und fehr wohlgemeinte Berichte ſchrieb und ſchon 
im erften Jahre das Geſetz durchgeführt fand. Er verlor fein Gehör 
und ftarb im Jahre 1860; feine Stelle blieb unbefegt, weil man fand, 
daß bie jugendlichen Arbeiter auch vom ben Lokalbehörden beaufſichtigt 
werben Zönnten. Der Kollege in Aachen erwies ſich bald als völlig 
unfähig zu feinem Amte, er brach fich im Jahre 1856 beide Beine und 
wurde barauf befeitigt. 

Nur ein einziger Fabrifinfpektor hat Muth und Pflichttreue genug 
bejeffen, um mit Energie und größter Aufopferung feinen ſchwer ange» 
feinbeten Beruf zu verjehen. Er unterbrüdte das Truchſyſtem, er 
ſuchte die Sabrifen zu überraſchen und nahm vor allem ben Kampf 
gegen die mächtigen Fabrikanten im ftäbtifchen Schulfollegium für die 
Bildung ber Kinder auf, indem er richtig einjah, daß ein bloßes Ver⸗ 
bot der Arbeit nichts fruchtete, wenn bie jugendlichen Arbeiter unter- 
deſſen nicht anberweit beſchäftigt würden, — das war ber zweite Babrif- 
infpeltor in Aachen. Die Anzahl der von ihm entdeckten Uebertretungen 
erreichte ihren Höhepunkt im Jahre 1865 mit 225, um dann raſch 
auf 57 zu finten. Den ftarken, unermüblichen Mann hatten die un« 
unterbrochenen Anfeinbungen und die Reifen angegriffen und endlich auf 
das Krankenlager geworfen. Dadurch erklärt e8 fi, daß fein Nach⸗ 
folger im Jahre 1871: 223, im Jahre 1874 fogar 603 Kontras 
ventionen zur Anzeige brachte. 

Wie kann man bei folder Nachläffigkeit der Regierungs- und Spe⸗ 
zialbeamten eine Durchführung des Geſetzes ſeitens ber Kreis. und Orts⸗ 
behörben erwarten? Iſt in inbuftriellen Gegenden der Lanbrath nicht 
oft von den Eingefeffenen erwählt, und beſteht nicht fein täglicher Um⸗ 
gang aus Fabrikanten? Und nun vollends die jubalternen Bürgermeifter ! 
Woher follen fie den Muth nehmen, gegen Männer aufzutreten, welche 
im Gemeinderath ihren Gehalt votiren und zu beren Reichthum fie 
ftaunend emporbliden. Bon Revifionen war daher bei ben Ortsbe⸗ 
hörden nicht die Rede, oder biefelben wurden jchlimmften Falles am 
Abend vorher beim Schoppen Wein den Fabrilanten angezeigt. Diefe 
Behörden legten das Geſetz nad ihrer inbivibuellen Anficht von der 
Zwedmäßigfeit ober Ausführbarkeit aus, führten lange Reihen von 
Etabliſſements in dem Verzeichniffe der Fabriken gar nicht auf, fertigten 
Arbeitsbücher fogar für Kinder unter zwölf Jahren aus, gaben das 
Alter derfelben faljch an, und wenn eine Strafverfolgung eintrat, fo 
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dauerte fie Donate lang und führte zu einer Beſtrafung mit ein bie 
drei Mark; ja es erkannten bie Polizeigerichte wiederholt auf niedrigere 
Strafen, als das Geſetz beſagte. 

Kurz, es fteht unumſtößlich feſt, daß in den 1850 und 60er Jahren 
die Geſetze über die Fabrikarbeit ein todter Buchſtabe geblieben wären, 
wenn nicht won einer Seite her eine ftetige Oppofition gegen bie über- 
unmmenen Mißbraͤuche gemacht worden wäre. Diefen unausgefegten 
Kampf gegen Berbummung und Verwilverung führte die — Schule; 
ihr allein gebührt der Verbienft, daß bei ber großen Imdifferenz der 
meiften anderen Berwaltungsorgane doch noch etwas zu Gunften ber 
Kinder erreicht worden iſt. Die Schulverwaltung, eine ber Lichtjeiten 
preußiſcher Adminiftration, begann ſchon früh ihre Aufmerffamteit den 
ſchulpflichtigen Sabriffindern zuzumenben. Im Jahre 1839 intereſſirte fie 
vie Fabrikanten an der Errichtung von Fabrikſchulen, indem dieſe dann 
von dem Nachweiſe befreit wurben, daß ihre jugendlichen Arbeiter einen 
dreijährigen Schulunterricht genofjen hätten. Die Fabrilanten ließen 
bei dieſer Einrichtung bie Kinder zwölf und mehr Stunden täglich ar» 
keiten und fchidten fie dann beften Falles noch in die Schule, wo fie 
in Frieden entjchlummerten. Das Gejeg vom 16. Mai 1853 
forderte daher bis zum vierzehnten Lebensjahre einen breiftündigen Un- 
terricht am Tage, wobei bie Fabrifanten nicht mehr ihre Nechmung 
fanden und ihre Schulen eingehen ließen. Die Fabrikanten verſprachen 
fih vom alle dem nichts Gutes; ihre Gefühle fpricht am beutlichften 
die Handelslammer für Aachen in dem Berichte für das Jahr 1854 
aus: Bon dem Schulzwange und der Beſchränkung der Arbeitszeit für 
die jugendlichen Arbeiter befürchten wir am meiften eine ſchädliche Ein 
wirhmg auf die Zuftände der unteren Volksklaſſen (S. 17.). 

Bei der traurigen Bleichgültigkeit der Berwaltungsbehörpen gegen» 
über ven Babrilgefegen ift e8 dann verftänblich, Daß bei der Berathung ber 
Gewerbeorbnung im Jahre 1869 die dringende Forderung erhoben wurbe, 
doch endlich Ernft mit der Durchführung der geltenden Beſtimmungen 
zu machen. Insbeſondere die Konjervativen im Bunbe mit den So— 
jialbemotraten legten mmmehr eine zärtliche Beforgniß für das Wohl ver 
arbeitenden Llajjen an den Tag und befürworteten bie Einfegung beſonderer 
Tabrilinfpeltoren. Eine ſolche Gefinnung war bei den Konfervativen eine 
erfreuliche Erjcheinung, denn gerade die Zeit von 185569, in welcher fie 
in der Hauptſache geherricht, bildet eine Epoche der Stagnation in dev Geſetz⸗ 
gebung und Verwaltung anf biefem Gebiete. Der Abgeorbnete Wagener *) 


*) Ju ber Sitzung vom 27. April 1869; bie Hauptbebatte in Bezug auf 
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wies vor Allem auf das Vorbild der englifchen Fabrikinſpektoren Hin: 
„Wer“, fagter, „die Thätigfeit und Leiftungen derſelben ftubirt, der muß 
von wirfficher Bewunderung gegen bie Perſonen erfüllt werden und fich 
unzweifelhaft geftehen, daß fie einen faft mehr als menfchlichen Kampf 
gefochten Haben nach allen Seiten hin, — gegen bie Fabrikherren, gegen 
das Parlament und — ich darf hinzufügen — gegen bie verſchiedenſten 
wechielnden Regierungen. Sie Haben diefen Kampf geführt mit einer 
Aufopferung von Zeit und Kraft, mit einer Unparteilichkeit, mit einer 
Unbeftechlichteit, daß ich glaube, man kann diefen Perfonen nicht genug 
nad allen Seiten hin den Dank diefer Bevölferungsflaffen ausſprechen, 
denen fie ihre Dienfte geleiftet Haben. — Das Inftitut war recht 
eigentlich der Träger der ganzen entſprechenden Entwidlung und Gefeg- 
gebung in England.“ Herr von Schweiger, ‘der allerdings in dem Ge- 
ſetze ziemlich weit gehend die Funktionen der Fabrikinfpeftoren beftimmen 
wollte, präzifirte bie Frage richtig dahin: Iſt e8 Ernſt mit den Be— 
ftimmungen, die in dem Gefege getroffen worben find, ober nicht? 
Von den Nationalliberalen antwortete Braun-Wiesbaden in einer 
alles Ernſtes baaren Rede, die im ftenographifchen Berichte durch 
zahlreiche Heiterfeitsanmerfungen unterbrochen wird: Man wolle 
nur wieber eine neue Sorte Burenufratie ichaffen; bie Ausführung 
der Gefege ſei Sache der Einzelftaaten, nicht des Bundes. Wenn 
man duch jo allgewaltige Inſpektoren ben Betrieb der Inbuftrie 
ftören laſſe, fo leide der Unternehmer Schaden; wenn das der Staat 
wolle, müſſe er auch das gefchäftliche Nififo tragen. Das könne der 
Staat aber nicht, das fei der Weg zum Staatsbankerott. Er habe 
aud in feinem Leben oft mehr als 15 Stunden arbeiten müſſen und 
fei nicht daran zu Grunde gegangen; man Habe ſchon genug Gens— 
darmen und Polizeidiener,; die Sicherung bes Hausrechts gegen poli= 
zeiliche Eingriffe müſſe im 19. Jahrhundert doch zu⸗, nicht abnehmen, 
Niemand fei, wenn ein derartige Fabrikinſpektorat geichaffen werde. 
Nachts zwiihen 2—3 Uhr in feinem Bette fiher: ber Einbringenbe 
brauche blos zu erflären, er habe geglaubt, es fei hier ein inbuftrielles 
Unternehmen. Wenn gar der Fabrikinſpektor über die gewöhnlichen 
Berwaltungsbehörben zu wachen babe, ob fie ihre Schuldigkeit thun, 
fo werbe eine ſpaniſche Hermandad, eine Art Vehmgericht daraus. Die 
geforderten Berichte ver Infpektoren habe der Bundeskanzler doch nicht 
Zeit zu Iefen! Es wären 500 Sabritinfpeftoren, jeder mit einem Ge— 


diefen Gegenftand und bie folgenden erwähnten Reben fanden in ber Sigung von 
29. April 1869 flatt. “ 
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Salt von 6000 Thalern nöthig; das ſei unerfchk inglich. Er finde in dem 
Antrage nichts als eine Wieverauflebung der bureaukratiſch polizeilichen 
Weltanſchauung. Die Arbeiter hätten Verſtand genug, ihre Rechte 
jelbft zu wahren; fie wollten dieſe angebliche Wohlthat nicht; die Frei» 
keit genüge ihnen. Und zulegt würbe ver Fabrifinfpeftor den Arbeitern 
auch nichts nügen; denn er würde die Interefjen derer, bie ihn bezahlen, 
vertreten, unb nicht bie ber Arbeiter *). Als Delbrüd hierauf kuhl bemerkte, 
er jei nicht in der Lage, gegen das Inftitut zu ſprechen, halte e8 vielmehr für 
müglich, aber es fei nicht vathfam, es als eine Einrichtung des Bundes 
Sinzuftelten, ſprachen ſich noch Schulze-Delitzſch und Mar Hirſch gegen 
daſſelbe aus. Letzterer meinte: Wenn für die größeren Fabriken In- 
ipeltoren nöthig wären, fo erfchienen fie für die großen Nittergüter noch 
ziel nothwendiger, weil dort die Zuftänbe weit ſchlimmer, blos den Ar- 
beitern noch nicht fo zum Bewußtſein gelommen wären. Im England 
ruhe die Polizeigemalt ausfchließlih in den Händen ber Beſitzenden; 
daher wären bort befondere Regierungsorgane nothwendig, zumal die 
Arheiter früher kein Wahlrecht zum Parlament beſeſſen Hätten; in 
Deutihland Hätten fie aber ihre Anwälte in der Vollsvertretung. Die 
Uebereinftinmmung ber Tonjervativen und fozialdemofratifchen Partei habe 
ſchon nichts Einnehmendes für ihren Antrag. Er flug vor, die Orts 
polizei zu verpflichten, alljährlich einen jchriftlichen Bericht über bie 
Beſchãftigung der jugendlichen Arbeiter und die Geſundheitsverhältniſſe 
an bie obere Verwaltungsbehörde abzuftatten. Schulze-Deligih faßte 
gar die Frage nm unter den Geſichtspunkt der Wahlbeeinflufjung auf. 
Der Zabrikinfpeltor erfchien ihm ſchlimmer als ver. Landrath; er würde 
ieine „ungeheure biöfretionäre Gewalt“ gebrauchen, um die Arbeiter 
zum Borgehen gegen „liberale“ Fabrikanten zu bringen. Der Antrag 
von Mar Hirf fand nun zwar feinen Anklang im Reichstag; aber 
ebenjowenig bie entgegengefegten Anträge. Es ergab ſich aus den Ver- 
handlungen vielmehr nur der $ 132 der Gewerbe-Orbnung: wo bie 
Aufficht über die Ausführung der Beitimmungen hinſichtlich der jugend- 
lichen Arbeiter befonderen Beamten übertragen fei, bort ftünden den⸗ 
jelben bei Ausübung diefer Aufficht alle amtlichen Befugniffe ver Orts- 
pofizeibehörben zu, insbeſondere das Recht der jeverzeitigen Reviſion der 
dabrilen, auch zur Nachtzeit. Diefer magere, von der Geſetzgebung 





*) 3a bem befonderen Aufſatz „Der Rormalarbeitstag und bie Fabrikinſpel⸗ 
toren“, Jahrb. d. Boltew. von Dr. W. Gras. II, 10-40, hat dann Dr. Brauu 
diefe feine Gebanten noch etwas weiter ausgeführt. 
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erzeugte Paragraph erhielt auch von ber Verwaltung weiter kein Fleiſch 
unb Blut, da feine neuen Anftellungen von Fabritinfpektoren erfolgten. 

Kam dann der großartige Aufſchwung der Gejchäfte in den Jahren 
1870—74, und damit die verftärkte Beichäftigung von Kindern und 
Frauen. Es erſchallten Klagen über deren mißbräucliche Verwendung, 
Petitionen famen mafjenhaft an den Reichstag und gelangten zur Ver- 
handlung, die Sozialdemokraten bemächtigten ſich der Geſetzwidrigkeiten 
als Agitationsmittel, und der Verein für Sozialpolitik trat mit Energie 
für die Einführung der Fabrikinfpeftion nach engliſchem Mufter ein. 
Das Alles ftimmte die Regierung weiher. Dazu kam (im Mai 1873) 
ber Wechfel in der Perſon des Handelsminifters, und ſchon im folgen» 
den Jahre wurden für Berlin und Schlefien zwei Babrifinjpeftoren mit 
umfafjenderem Wirkungstreife angeftell. In ihrem erften Jahresbe⸗ 
richte erflärte die preußifche Regierung offen, daß eine genaue Bes 
folgung der Sabrifgefege nur durch Anftellung von Fabrikinſpeltoren 
gefihert werben Fönne. Es erfolgten nun zahlreiche weitere Ernennungen 
von Fabriinfpektoren in Preußen und im Königreich Sachen. 

Der Umſchwung in den Anfichten ber preußifchen Regierung ging 
foweit, daß bei der Ausarbeitung der Novelle zur Gewerbeordnung eine 
obligatorifche Einführung der Babrikinfpeftoren in ganz Deutſchland ins 
Auge gefaßt wurde. Der urfprüngliche Entwurf*), wie er im Minie 
fterium ausgearbeitet und hervorragenden Vertretern der elſäſſiſchen 
Imbuftrie zur Begutachtung mitgetheilt wurde, enthielt in fünf Para- 
graphen bie weitgehendften Befugniffe für die Fabrikinſpekltoren. Ihnen 
wurde bie Auffiht über ven Beſtand und Betrieb der konzeſſionspflich ⸗ 
tigen Anlagen, fowie über die Befchäftigung jugendlicher Arbeiter und 
über die Mafregeln zum Schute des Lebens und der Gefundheit der 
Arbeiter in Fabriken übertragen. Den Infpeftoren follten alle amt- 
lichen Befugniſſe der orentlichen Polizeibehörden zuftehen (mit Auge 
ſchluß des Rechtes, Polizeiverorbnungen zu erlaffen), damit auch das 
Net, Verfügungen zu erfaffen und Fabrilanten und Arbeiter über bie 
in ihren Wirkungskreis fallenden Thatſachen und Verhältniffe zu ver- 
nehmen. 

Der gefammte Entwurf der Gewerbenovelle ftieß bei ven Groß ⸗ 
induftriellen auf Ichhafte Oppofition. Einer ihrer Vertreter, der Schutz⸗ 
zollner und Spinnereidireftor Tohren, citirte beifällig den Bericht der 
von Dr. M. Hirſch geleiteten Gewerkvereine, welche gegen das Fabrik⸗ 
infpeltorat protejtirten und bafjelbe als eine Vermehrung wer Bureau. 


*) A. Lohren: Entwurf eines Fabrit- und Werlättengefeges. 1877. ©. 76 ff. 
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tratifchen Staatögewalt mit Mißtrauen betrachteten, weil e8 dem Prin⸗ 
ipe der Gefegesausführung und Verwaltung durch Lokalbehörden wider⸗ 
ſprãche und leicht zu politifchen Zweden gemißbraudt werben könnte, 
vLohren's befonderen Unwillen erregte das englijche Inſpektorat, welches 
zu einer Polizeidespotie gereift wäre, gegen welche felbft bie gefücch- 
tetften Polizeiperioden Frankreichs eine Spielerei wären. Eine ſolche 
Oppoſition der Großinbuftriellen und Schugzöliner hatte höheren Orts 
ven Erfolg, Daß die erwähnten fünf Paragraphen bes Entwurfs kaſſirt 
und der frühere $ 132 in der Vorlage wieberhergeftellt wurde. Aber 
viesmal erhob fich ein Wiberftand an einer Stelle, wo er fonft nicht 
gewöhnlich ift. Die Ueberzeugung von der Nothwendigleit des Fabril⸗ 
inipeftorats Hatte nämlich nit nur daS preußtiche Handelöminifterium, 
ſondern auch bie Mehrzahl ver nüchtern venkenben Männer burchbrungen, 
welche der Autorität des Geſetzes Geltung verſchaffen wollten. So 
fam e8 denn, daß bie Kommiffion des Reichstages, die Geſchichte des 
dabrilinſpektorats Tennend, die fünf geftrichenen Paragraphen des Ent- 
wis im Wefentlichen wieberherftellte und bem Reichstage zur An- 
nahme empfahl. Hier erlebte man nun das feltene Schaufpiel, daß 
fünmtliche Parteien einmüthig bie Befchlüffe der Kommiffion guthießen 
and es darauf anfommen ließen, ob bie gefammte Gewerbenovelle daran 
ideitern würbe. 

Aber das Gefeg (v. 17. Juli 1878) fcheiterte daran nicht. Der nun« 
meßrige $ 139b ber Gewerbeorbnung überträgt die Aufficht über die Be⸗ 
funmungen $ 135—139a (Beſchäftigung von jugendlichen Arbeitern und 
Arbeiterinnen, fowie $ 120, Abj. 3 (Schuß des Lebens und der Gefunbheit 
der Arbeiter) im feiner Anwendung auf Fabrilen ausfchließlich oder neben 
den ordentlichen Polizeibehörven bejonberen von den Landesregierungen zu 
ernennenden Beamten. Das Iuftitut der Fabrikinfpeltoren wurde alſo 
zu einem obligatorifchen in Deutſchland gemacht. Denfelben ftehen bei 
der Ausübung ihrer Aufficht alle amtlichen Befugniffe der Ortspolizei⸗ 
behörbe, insbeſondere das Recht zur jederzeitigen Reviſion ber Fabriken, 
auch des Nachts, zu. Sie find, vorbehaltlich der Anzeige von Geſetz- 
wibrigfeiten, zur Geheimhaltung der amtlichen zu ihrer Kenntniß ger 
langenben Geichäfts- und Betriebsverhältniffe der ihrer Revifion unter 
liegenden Fabriken verpflichtet. Ihrer Aufficht unterliegen Arbeitgeber 
und Arbeiter in Werkftätten, in deren Betrieb eine regelmäßige Be- 
nugung von Dampftraft ftattfindet, fowie in Hüttenwerten, Bauhöfen 
und Werften. Die Ordnung der Zuftändigkeitsverhälmifje zwiſchen 
dieſen Beamten und ben orbentlichen Polizeibehörden bleibt der vers 
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fafjungsmäßigen Regelung in ben einzelnen Bundesſtaaten überlaffen. 
Die erwähnten Beamten haben Jahresberichte zu erftatten. 

Genauere Vorſchriften über dieſes Amt in Preußen enthält bie 
Dienftanweifung vom 24. Mai 1879. Zunächſt wurden die Fabrilen- 
infpeftoren umgetauft; fie erhielten die amtliche Bezeichnung der 1d- 
niglichen Gewerberäthe. Diefer Wechſel hat verſchiedene Gründe. Der 
Titel Fabrifinfpektor wird nämlich Technikern von Fabriken verliehen, 
und mehrere Fabrilanten verweigerten ben Löniglichen Fabrilinſpektoren 
den Einlaß, indem fie fie für Angeftellte fremder Fabriken hielten, 
Einen gleihen Titel führen die Inſpektoren der Unfallverfiherungsges 
ſellſchaften, welche bie bei ihren Geſellſchaften verficherten Fabriken be⸗ 
ſuchen und Maßnahmen zum Schutze der Arbeiter treffen. Es ift nicht 
felten vorgefommen, daß, wenn ein Föniglicher Fabrikinſpektor Anorb- 
nungen erließ, der Fabrikant ihm einwandte, daß er ja feine eigene, 
vor einiger Zeit angeordnete Maßnahme umftoße. Nach längeren Ber- 
Handlungen Härte fich erjt das Mißverftändniß auf, daß ein ganz an⸗ 
derer privater Fabrifinfpeltor gemeint fei. Insbeſondere am Rhein 
wünſchten bie Fabrifeninjpeftoren die Aenderung ifrer Bezeichnung, 
um bie Erinnerung an ihre Vorgänger, welche fubalterne, wenig ger 
achtete Polizeibeamte gewejen waren, zu vertilgen; bie gegenwärtigen 
Gewerberäthe haben ja weit umfaffendere Kompetenzen und nehmen 
eine angejehenere foziale Stellung ein. Auch Hat endlich das Wörtchen 
„Rath“ einen gar zu verführerifchen Klang für ein deutſches Beamten- 
ohr. Die Königlichen Gewerberäthe fehen in Preußen in ber vierten 
Rangklaſſe zwiſchen Affeffor und Regierungsrath; fie beziehen 2400— 
4800 Mark Gehalt, außerdem Wohnungszuſchuß und reichlich bemefiene 
Tafrgelder und Diäten auf Reifen. 

Die Stellung ber Gewerberäthe im Behörvenorganismus it gleich“ 
fall® durch die preußiſche Dienftanweifung georbriet worden. Die Ger 
werberäthe follen nicht an die Stelle ver orbentlichen Polizeibehörden 
treten, vielmehr dur Ergänzung der Thätigfeit diefer Iegteren, fowie 
durch fachverftändige Berathung verjenigen Propinzialbehörben, welchen 
fie zugeoronet find, eine ſachgemäße und gleichmäßige Ausführung der 
Gewerbeorbnung fihern. Dabei jollen fie durch eine wohlwollende kon⸗ 
trolivende, berathenbe und vermittelnde Thätigkeit nicht nur ben Ar- 
beitern die Wohlthat des Gefeges fichern, fondern auch bie Arbeit ⸗ 
geber in der Erfüllung ber Anforberungen, welde das Geſetz an bie 
Einrichtungen und den Betrieb ihrer Anlagen ftellt, taftvoll zu unter- 
ftüßen, und zwiſchen Fabrikanten und Arbeitern zu vermitteln und eine 
Bertrauensitellung zu erringen ſuchen. ‘Den Gewerberäthen ftehen bie 
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amtlichen Befugnifje der Ortspolizeibehörben zu. Sie follen indeß von 
tem Rechte, Strafmanbate oder polizeiliche, eventuell im Wege ab- 
winftratioen Zwanges durchzuführende Verfügungen zu erlafien, feinen 
Gebrauch machen. Die Abftellung einzelner Geſetzwidrigkeiten und 
Uebelftände follen fie zunächft durch gütliche Vorftellungen und geeignete 
Rathſchlãge Herbeizuführen fuchen. Iſt auf diefem Wege die Erfüllung 
der gefeglichen Anforderungen nicht zu erreichen, fo haben die Gewerbe 
rãthe, joweit es fih um die Beichäftigung jugendlicher Arbeiter oder 
Arbeiterinmen handelt, die wahrgenommenen Verftöße den orbentlichen 
Bolizeibehörden mit dem Erfuchen um Herbeiführung des weiteren Ber- 
fahrens zur Kenntniß zu bringen. Soweit e8 fi um Ausführung der 
Schurmaßregeln für Leben und Gefundheit der Arbeiter handelt, haben 
fe in denjenigen Fällen, wo die auf Grund biefer Beftimmung vom 
Bundesrath oder von den zuftänbigen Landesbehörden erlafienen Bor: 
ſchriften nicht beachtet werben, an den betreffenden Gewerbeunternehmer 
vie im & 147, Abſ. 4 der Gewerbeorbnung vorgejehene Aufforderung 
zu richten, und fofern derjelben innerhalb einer angemefjenen Friſt 
nicht entiprochen wirb, bie orbentlichen Polizeibehörden um Herbei- 
führung des weiteren Verfahrens zu erfuchen. Im folchen Fällen da— 
gegen, in Denen es fi um Einrichtungen Handelt, deren Heritellung 
zur Sicherung der Arbeiter für Leben und Gefundheit von ihnen für 
nothwendig gehalten wird, aber noch nicht für alle Anlagen ber frag. 
fihen Art vorgefchrieben ift, haben fie jene Aufforderung erft zu er- 
Iafien, wenn fie eine dahingehende Entſcheidung der zuftänbigen höheren _ 
Berwaltungsbehörbe Herbeigeführt haben. Bei den konzeffionspflichtigen 
Anlagen haben fie die wahrgenommenen Verftöße, wenn deren Be- 
jeitigung auf ihre biesfalffige Aufforderung nicht erfolgt, den orbentlichen 
Bolizeibehörven mit dem Erfuchen um Herbeiführung des weiteren Ber» 
fahrens zur Kenntniß zu bringen. Den Kreis- und Ortsbehörben gegen- 
über haben die Gewerberäthe innerhalb ihres Wirkungskreiſes die Stellung 
von Kommiſſarien der zuftändigen Regierung. 

Bergleiht man die durch die preußiſche Dienjtanweifung den Ge- 
werberäthen zugeſtandenen Befugniffe mit denen, welche das Reichsgeſetz 
ihnen ertheilt, fo fällt auf, daß nach dem Geſetze den Gewerberäthen 
ſannmilliche Befugnifje der Ortöpolizeibehörben zugewieſen find, nach der 
Inſtruktion aber dürfen fie blos kontroliren, berathen und vermitteln; 
das Recht, Verfügungen zu treffen, ift ihnen nicht verliehen. Die Ger 
werberäthe mũſſen fi daher an bie Höher ftehenden Berwaltungsbe- 
hören wenden mit dem Antrage, entiprechenbe Verfügungen zu erlafien; 
fie erfahren aber nicht einmal amtlich, was der Aſſeſſor oder der Re⸗ 
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gierungsrath darauf hin verfügt Hat, und ob polizeiliche Revifionen er» 
folgt find. Dazu fommt, daß manche Regierungsräthe fih durchaus 
nicht freundlich zu ben Gewerberäthen ftellen mögen. Es find dies 
alte Herren, die früher, wenn ſie ihre Akten abgearbeitet hatten und davon 
ermüdet waren, gern Infpektionsreifen der Fabriken ihres Bezirkes 
unternahmen. Sie fanden dabei Zerftreuung und angenehme Aufnahme 
bei reichen Fabrikanten; die Diäten waren fo reichlich bemeffen, daß jich 
immerhin ein Weberjchuß ergab, und mit diefem Angenehmen verbanven 
fie eine nüglihe Information über bie inbuftriellen Verhältniffe. Jetzt 
find die häufigen Anläffe zu Reifen fortgefallen, und ein gewiffer Brot» 
neid mag manchen alten Herrn unwirſch geftimmt haben. In anderen 
Fällen müffen junge Regierungsbeamte fich erft allmählich in das ge= 
werbliche Decernat einarbeiten, was den preußiihen Aſſeſſoren bei ihrer 
mangelhaften ftantswifjenfchaftlichen Bildung fehr ſchwer fällt. Iſt es 
dem Gewerberath allendlich gelungen, einen folhen jungen Mann mit 
ben wirthſchaftlichen und technifchen Fragen vertraut zu machen, fo 
wechfelt das Decernat, und die Arbeit geht für ben Gewerberath vorm 
Neuem an. 

Aus der Unterorbnung des Gewerberaths unter bie Königliche Re— 
gierung folgt eine Unmaffe fepriftlicher Anträge und Gutachten, wodurch 
ihm feine Zeit geraubt und feine Wirkfamfeit gelähmt wird. Das ein- 
fachfte wäre daher, die Gewerberäthe in ben Bezirksregierungen zur 
Decernenten für ihren Wirkungsfreis zu ernennen. In der That ſcheint 
ſolches in der Abficht des Handelsminifteriums gelegen zu haben; 
wenigften® geht dieß aus einer Vorlage an das Abgeorbnetenhaus im 
Jahre 1874 und aus der mehr erwähnten Dienftanweifung vom Jahre 
1879 hervor. Der legteren zufolge jollen die Gewerberäthe die Re— 
gierungen, denen fie zugeorbnet find, von allen in das Bereich ihrer 
Wirkfamfeit fallenden Wahrnehmungen, welde für die Gewerbever- 
waltung von Bedeutung find, in fortlaufender Kenntniß erhalten und 
bei den Geichäften der Iegteren mit ihrem jachverftändigen Rathe unter» 
ftügen. Zu dem Ende follen fie, foweit die ihnen obfiegende Inſpeltions⸗ 
thätigfeit e8 zuläßt, an den Sigungen ber Regierungen und an denjenigen 
Geſchäften derfelben, bei denen die techniſchen oder die Betriebsverhält- 
niffe der Induftrie oder die Verhältniffe der gewerblichen Arbeiter in 
Betracht kommen, glei den techniſchen Räthen der Regierung theil- 
nehmen. Inſonderheit foll ihre Zuziehung, abgefehen von den durch be— 
fondere Anordnung vorgefehenen Fällen, in der Regel bei benjenigen 
Geſchäften erfolgen, welche betreffen: den Exlaß von Polizeiverordnungen 
ober von Anweiſungen der untergeordneten Behörden, welche fih auf 
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ihre Tpätigfeit beziehen, die Genehmigung von Fonzeffionspflichtigen An- 
lagen und Beſchwerden über den Betrieb berfelben. Die Zuziehung 
fol im Wege mündlicher Beratung, 'und wo biefe nicht thunlich ift, in 
ven einfachften Geichäftsformen erfolgen. 

Diefer Inftrultion gemäß werden die Geiwerberäthe vielfach zu den 
Sigungen der föniglicen Regierung hinzugezogen; das Königliche Poli» 
zeiprãſidium in Berlin und die Föniglihe Regierung zu Oppeln find 
aber noch weiter gegangen und haben ihren Gewerberäthen das De- 
cernat über ihren Wirkungsfreis übertragen. In Berlin nimmt vem- 
nach der Gewerberath Theil an ben Sigungen ber erjten Abtheilung 
des Polizeipräfidiums, foweit feine Angelegenheiten verhandelt werben; 
er hält jelbftändig darüber Vortrag und bearbeitet alle einlaufenven 
Altenſtũcke als Meferent, ein Regierungsrath als Korreferent. Damit 
fällt für ihn alle unnöthige Schreiberei fort, und er kann furchtlos Vers 
fügumgen erlafjen, da er felbit jein eigener Decernent in ber vorgefegten 
Behörde ift. Aber diefe Macht reicht über das Weihbild der Stabt 
Berlin nicht hinaus; für Charlottenburg und die Kreife Teltow und 
Riever-Barnim ift er ber föniglichen Regierung zu Potsdam unter» 
fellt. Die übrigen Gewerberäthe haben eine folche unabhängige Stellung 
zit errungen, benn bald nad) der Inftruftion traf ein zweites Reſkript 
an, wonach die Eingliederung der Gewerberäthe in ben Behörbenorga- 
msmus bis zur allgemeinen Organifation der Verwaltungsbehörden 
vertagt werben follte. Es war dieß binnen Yahresfrift offenbar das 
zweite Mal, daß ber Eifer des Handelsminifteriums für das Zabrit- 
inpeltorat gezügelt wurbe. Gegenwärtig nimmt der Gewerberath eine 
halbe und unffare Stellung ein. Das Publikum ift zum Glauben ver- 
anlaft, als ob er eine Macht befite, während ihm eigentlich doch bie 
Hände gebunden find; er hat alle Befugniffe der Ortspolizeibehörde — - 
nad dem Reichsgeſetz, aber nach der Dienftanweifung darf er fie nicht 
ausüben. 

Mir feinen die Schwierigkeiten am leichteften dadurch befeitigt 
zu werben, daß dem Gewerberath daS Decernat über feinen Wirhungs- 
treiß übertragen wird, wie es in Berlin und Oppeln ftattfindet. Diefes 
enthält noch keineswegs die Forderung, daß ber Gewerberath völlig 
gleichberechtigtes Mitglied des Regierungstollegiums in allen Angelegen= 
heiten werde; das würbe ihn von feinen anderen Berufspflicten ab⸗ 
jießen und ließe fich mit feinen häufigen Reifen nicht vereinbaren. Auch 
brauchte die Regierung nicht jämmtlichen Gewerberäthen die vorge» 
ſchlagene Stellung einzuräumen. Die ganze Inftitution ift noch eine 
io neue, dag manche Perfonenfrage nicht richtig gelöft fein mag; daher 
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ſollte nur den bewährten Beamten eine felbjtänbigere Stellung gegeben 
werben, Mit den Gewerberäthen würde dem alten Stamme der preußi- 
ſchen Bureaufratie ein friſches Reis aufgepfropft werden. Die Re— 
gierungsräthe werben zwar diefe Neulinge, welche nicht das Täuterungs- 
feuer des Referendars und Afjeffors durchgemacht Haben, ſcheel an- 
fehen und fie nicht als voll in ihren Kreis aufnehmen wollen. Es han⸗ 
belt fich daher weiter um bie richtige Ausbildung der Gemerberäthe. 
Bisher rekrutiren fie ſich aus ben verichiedenften Berufen, aus Berg- 
affefjoren, Apothekern, Ingenieuren, Chemifern u. vergl. m. Dan hat 
Leute gewählt, die bie Inbuftrie aus der Praxis fannten und ihrer 
Perſonlichkeit nach beſonders zur Vermittlung zwifchen Arbeitgebern und 
Arbeitern geeignet ſchienen. In Frankreich exiftirt eine Vorſchrift, 
wonach die Fabrifeninfpeftoren techniich vorgebilvet fein müſſen; in 
England werben folche Anforberungen nicht erhoben. Auch für Deutſch- 
land wäre e8 noch nicht räthlich, bindende Vorſchriften über die Aus⸗ 
bildung von Gewerberäthen zu erlaffen; inbefjen find bei ihnen tech- 
niſche Kenntniffe durchaus wünſchenswerth, da fie ohne biefelden den 
Betrieb der Tonzeffionspflichtigen Anlagen nicht erfolgreich prüfen und 
Schutzmaßregeln für das Leben und die Gefunbheit der Arbeiter nicht 
gehörig anoronen können. Großen Erfolg veriprehe ih mir für die 
techniſche und gefchäftliche Ausbildung der Gewerberäthe durch ein Lehr- 
lingswefen, wie e8 in England befteht. Dort hat ein jeber Infpeltor 
feinen Affiftenten, welchen er zu einfacheren Aufträgen verwendet und 
dadurch allmählich in feinem Berufe einihult. Es wird im Folgenden 
fofort ausgeführt werden, wie wenig in großen Regierungsbezirken die 
Kraft eines Gewerberaths ausreicht; e8 wäre daher jehr zweckmäßig, 
ihm einen jüngeren Gehülfen zur Seite zu ftellen, ver ihm einen Theil 
ber Arbeitslaft abnähme und dadurch jeinen Beruf genauer kennen lernte. 

Wenden wir und nun zu den einzelnen Gegenftänden der Wirk» 
famteit der Gewerberäthe. Der Ausgangspunkt dieſer Aemter ift ja 
die Aufficht über die Beihäftigung der jugendlichen Fabrikarbeiter; diefe 
bilbet auch ben Kern der ähnlichen Inftitutionen in England und Frank- 
reich. Es fragt fi nun, welhen Einfluß hat die Fabrikinſpektion auf 
die Beichäftigung ber jugenblichen Arbeiter gehabt? Im Allgemeinen 
muß die Thatfache feitgeftellt werben, daß die Anzahl der beichäftigten 
Kinder unter vierzehn Jahren auf ein Minimum gefunfen ift, und daß 
die Anzahl der jugendlichen Arbeiter unter fechzehn Jahren erheblich 
abgenommen hat. Zum größten Theile ift das auf Nechnung des un» 
günftigen Gefchäftsganges zu fegen, in Folge deſſen überhaupt umfang« 
reiche Entlaffungen von Arbeitern ftattgefunden haben, insbeſondere von 
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jugendlichen Arbeitern, weil ihre Beſchäftigung mit Weitläufigfeiten und 
Veihräntungen verknüpft ift, und weil gegenwärtig Erwachfene gleiche 
falls zu billigen Löhnen zu haben find. Werner hat zur Verminderung 
der Anzahl ber beichäftigten jugendlichen Arbeiter die Kontrole des 
Schulbefuch® beigetragen, welche bejonders im letzten Jahrzehnt bes 
teutend verichärft worden ift. Trotz biefen beiden mächtigen Einflüffen 
haben die Gewerberäthe in ben Provinzen, wo es früher feine ſolchen 
Beamten gab, insbefondere auf dem platten Lande theils eine völlige 
Unfenntniß des Geſetzes, theils eine totale Nichtbefolgung der geſetz⸗ 
liben Borjchriften vorgefunden. Es ift dieß ein erneuter Beweis da- 
für, daß ohne die Kontrole durch Speziulbeamte die Fabrilgeſetze nur 
leere Worte bleiben. 

Aber jelbft dort, wo Gewerberäthe angeftellt worden find, ift bie 
Kentrole der Kinderarbeit eine ungenügende. In weiten- Bezirken ver- 
mag der Gewerberath nicht, alle Zabrifen zu befuchen; und hat er es 
einmal getban, jo kommt er vielleicht erft in Jahresfrift wieder und 
taun dann leicht getäufcht werden. Kommt e8 manchmal auch zu einer 
ernſihaften Revifion, jo findet fie in den jeltenften Fällen mit Ausficht 
auf Erfolg ftatt. Die Vorkehrungen, welche die Babrifanten treffen, 
um bie Beamten zu täufchen, erfordern ein wahres Stubium; und wenn 
man fie alle durchſchaut, jo ift denfelben mit gewöhnlichen. Mitteln nicht 
zu begegnen, jo ſehr ift der durch billigere Arbeit erzielte Gewinn zur 
Geiegesübertretung verlodend. Sobald der Fabrikinfpektor in einen 
Ort foinmt, verbreitet fich feine Anweſenheit wie ein Lauffeuer durch 
tenjelben; vielen Fabriken kann er ſich nur auf eine weite Fläche nahen 
ud Kommis und Lehrlinge fignalifiren feine Ankunft; in zahlreichen 
Eiabliſſements läßt der Portier feine Perſon Herein, bevor er nicht im 
KXomptoir rapportirt hat; in anderen führt ber Weg in bas Innere 
nur durch das Komptoir, in welchem man den Inipektor durch Be- 
grüßungen aufzuhalten fucht, und felbft wenn es ihm gelingt, raſch in 
vie Fabrik einzubringen, fo find die Kinder ſchon ſyſtematiſch auf Lügen 
eingeihult. Die Schwierigkeiten einer erfolgreichen Beauffichtigung ver 
jugendlichen Arbeiter find außerorbentlich groß; was aber noch ſchlimmer 
ift, e8 ift bei manchen Gewerberäthen ver Hochmuth erwacht, als ob 
bie polizeiliche Kontrole wohl für die alten fubalternen Fabrifeninfpet- 
toren, nicht aber für die föniglichen Gewerberäthe ſchicllich wäre. Ich 
habe Grund zu befürchten, daß die Beaufſichtigung der Kinderarbeit 
von mehreren Beamten in vielen Fällen recht nachläſſig ausgeführt 
wird. Diefe Pflichtverfäumnig wird aber entjhuldbar, wenn man be= 
denft, daß es gebildete Dlänner find, welche ihr Amt zur Erlangung 
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einer DVermittler- und Vertrauensftellung benugen follen, und daſſelbe 
nicht durch polizeiliche Inquiriren den Yabrifanten verhaßt machen 
wollen. Daher ſcheint e8 mir hier beſonders angebracht, den Gewerbes 
räthen in größeren Bezirken jüngere Affiftenten beizugeben, welche ber 
Beihäftigung jugendlicher Arbeiter größere Aufmerkjamfeit zumenben, 
und buch ihr häufigeres Erfcheinen die Babrifanten in Furcht vor dem 
Gefege erhalten und die Ortsbehörben zu wiederholter und gründlicer 
Nevifion der Fabriken veranlaffen folten. Hierfür Liegt bereits ein 
Präcevenzfall vor. Im Regierungsbezirk Düffeldorf hat nämlich. ver 
Minifter dem Gewerberath einen früheren Yabrifeninfpeftor als Ge» 
hülfen zugefellt, welcher fich insbeſondere ver Beauffichtigung der Kinder- 
arbeit widmet. Mit der Befferung der Konjunktur in der Tertilinbuftrie 
wird ſich eine fehärfere Kontrofe als immer nothwendiger herausftellen. 
Aber nur dann wird man bie Kinder erfolgreich aus ben Fabriken 
beraußtreiben, wenn man fie zugleich in die Schulen Hineintreibt. Wenn 
die Kinder unter vierzehn Jahren nicht mehr als ſechs Stunden am 
Tage arbeiten bürfen, fo müſſen jie während der andern Hälfte des 
Tages beſchäftigt werben, fonft werben fie Müffiggänger. Bei dem Be- 
ſuche der gegenwärtigen Schulen tritt aber bie nämliche Demoralifation 
“ein, denn bei nur zwei Klaſſen lernen bie Kinder vier Jahre lang das 
Gleiche, vergeuben in unverantwortlicher Weiſe bie Zeit, werben unauf» 
merkfam, hören nur mit halben Sinnen zu, faflen einen Widerwillen 
gegen die Schule, kommen auf allerlei dumme Streihe und entziehen 
ihren Eltern einen großen Theil ihrer Einnahmen. Die einzige Löſung 
der. Frage Liegt in der Einführung mehrllaffiger Schulen. Bei nug- 
bringendem Unterricht fehen bie armen Arbeiterfamilien bei ihren Kin⸗ 
dern ein geiftiges Kapital.fih anfammeln, welches wenigftens in der 
Zufunft das augenblidlich verloren gehende Verbienft erjegen kann. 
In der mehrklaffigen Schule bereitet man dem Finde eine Stätte, wo 
es einen großen Theil der arbeitsfreien Tageshälfte verbringen Tann, 
ohne daß die Eltern in der Fabrik um dafjelbe beforgt zu fein brauchen. 
Eine folde Reform des Schulweſens ‚verbunden mit einer ſtrengen 
Durchführung des Schulgwanges halte ich auch für das einzig praf« 
tifche Mittel, der Ueberarbeitung der Kinder im Kleingewerbe ent- 
gegenzutreten. Es ift befannt, daß aud im Handwerk und in der Haus- 
inbuftrie die Kinder über ihre Kräfte hinaus zur Arbeit angehalten 
werben; es fragt fih nur, wie eine Aufficht darüber hergeftellt werben 
könnte. Sollte man nicht etwa für diejenigen Dörfer, welche ſich durch 
beſonders nachtheilige Kinderbeſchäftigung auszeichnen, eine Polizeiver- 
orbnung erlafien, gemäß welcher die Kinder nach Beendigung des Schul⸗ 
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anterrichts am Nachmittage nicht fofort nah Haufe entlaffen würden, 
iendern ein bis zwei Stunden auf einem freien Plage fpielen und 
turnen müßten? Dispenfationen von biefem obligatorifhen Luftgenuß 
umd Bewegung wären nur unter erſchwerenden, Formalitäten möglich, 
warn Lehrer, Schulinipeftor, Pfarrer und Bürgermeifter fich überzeugt 
hätten, daß die Kinder nicht im Kleingewerbe verwendet würden. Der 
Lehrer erhielte eine geringe Bergütung dafür, daß er dann und wann 
einen Blick auf die fih umbertummelnden Kinder würfe. Die Aufgabe 
des Gewerberaths beftünde in der Dberaufficht über bie Einhaltung 
der Epiel- und Turnſtunden; nach dieſer Richtung könnte man ans 
tungen, jeine Rompetenzen nach und nach außzubehnen. 

Der Mittelpunkt der Wirkiamfeit der Gewerberäthe bildet in 
neuerer Zeit nicht die Beaufſichtigung ber Kinderarbeit, fondern bie 
Sorge für die Sicherung der Arbeiter gegen bie Gefahren für Leben 
und Geſundheit. Es ift dieß eine dankbarere Thätigkeit, welche auch 
ſeitens ber Arbeitgeber ſympathiſche Aufnahme findet. Im der Regel 
füßten vie Fabrikanten willig die nöthig befundenen Schugmaßregeln 
ein, während die Arbeiter feinen Gebrauch von denſelben machen und 
vie Gefahr mißachten. Eine größere Kompetenz der Gewerberäthe wäre 
and auf dieſem Gebiete wünſchenswerth. Durch die oben erwähnten 
Veichränkungen wird ihre Wirkfamleit oftmals gelähmt. Ja, es find 
jogar jehr praktiſche Verfahrungsweiſen den Gewerberäthen verboten 
worden. Einer berfelben hatte beiſpielsweiſe gedruckte Formulare ein⸗ 
geführt, auf welchen die Fabrikanten fih mit Namensunterſchrift ver- 
eflichteten, bis zu einem gewifjen vereinbarten Termine bie erforber- 
lichen Schutzvorrichtungen auszuführen und dem Gewerberathe davon 
Ameige zu machen. Traf dieſe Anzeige zum Termine nicht ein, fo ließ 
der Gewerberath durch die Ortspolizei eine Nachreviſion vornehmen. 
Diefe jehr zwedmäßige Art der Kontrole wurbe leider von oben 
verboten. 

Eine unerwartete Unterftägung haben die Gewerberäthe auf dieſem 
Gebiete feitens der Inſpeltoren ber Unfallverficherungs-Gefellichaften 
gefunden. Diefe Gefellichaften find durchaus an ber Verminderung 
der Unfälle intereifirt, um bie Summen ihrer Auszahlungen zu ver 
ringern; fie Haben daher beſondere Infpeftoren angeftellt, welche in 
den verfiherten Fabrilen Maßregeln zum Schuge des Lebens der Ar- 
beiter treffen. Gin einheitliches Zuſammenwirken biejer Inipektoren 
mit den Gewerberäthen wäre bringend wünjchenswerth; biesbezügliche 
Verhandlungen haben aber bisher zu feinem Reſultat geführt. Die 
Einfũhrung von Babrifinfpeltoren feitens der Verficherungsgejellichaften 
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ift ein Hinweis darauf, baß bie Haftpflicht der Unternehmer dieſe zur 
Unfallverfiherung, und baß biefe legtere zu Schugmaßregeln für das 
Leben der Arbeiter führt. Dieje drei Maßnahmen hängen eng mit 
einander zufammen. Noch wirkungsvoller wären biefelben, wenn bie 
Haftpflicht verſchärft und die Unfalverfiherung auf Gegenfeitigfeit be⸗ 
gründet würde; dann würben bie Fabrifanten zu größerer Ermäßigung 
ihrer Prämien gar fehr auf ven Schug ihrer Arkeiter gegen Lebens» 
gefahr bedacht fein. Die Gewerberäthe fänden unter ſolchen Umftänben 
bie größte Bereitwilligfeit für ziweckdienliche Anordnungen vor. Ein 
analoger Fall liegt bereit8 bei den Dampfteffelvereinen vor; es werben 
nämlich, wo biefelben Verſicherungsgeſellſchaften für ihre Keſſel bilden, 
die Nevifionen weit forgfältiger ausgeführt, als fonft. 

ALS Grundlage der Unfallverficherung dient aber eine Statiſtik 
der Verunglüdungen. Gegenwärtig erhalten die Gemerberäthe nur zu: 
fällig von denfelben Kenntniß, meiſt durch die Fabrikärzte oder durch 
die Polizei. Wünfchenswerth wäre es, wenn bie Verficherungsanftalten 
ihre Unfälle zur Anzeige brächten, wie e8 eine Zeit lang in ber That 
au einige ausführten. Indeß gar Bald ſtellten fie ſolche Benachrich- 
tigungen ein. Aus welchem Grunde? ift man verfucht zu fragen. Eine 
Antwort hierauf wurde verweigert. Sollten die Gefellihaften nicht 
etwa befürchten, daß, wenn viele Schugmaßregeln getroffen würden, bie 
Fabrikanten nicht mehr geneigt wären, ihre Arbeiter zu verfihern? Die 
überwiegende Mehrzahl der Unfälle entgeht den Gewerberäthen. Im 
England Hingegen ift jede Fabrik verpflichtet, einen Arzt zu halten, und 
biefer muß jeden Unfall dem Fabrifinfpektor zur Anzeige bringen. Auch 
für Deutſchland hatte das preußiſche Handelsminifterium im Frühjahr 
1880 einen Gefegentwurf über bie Meldepflicht der Fabrikanten hin 
fihtlih der in ihren Anftalten ftattfindenden Unfälle ausgearbeitet; 
biefem Entwurfe drohte indeſſen eine fo Heftige Oppofition ſeitens der 
Großinbuftriellen, daß man es für räthlich fand, ihn zurückzuziehen. 
Neuerdings verlautet wieder, er folle Sachverftändigen zur Begutachtung 
vorgelegt werben, Ich halte e8 für dringend geboten, den Meldezwang 
der Fabrifanten binfichtlich der ſchwereren Unfälle einzuführen. Auch 
wäre e8 wünjchenswerth, wenn ber Fabrikinfpeftor von den ſchwereren 
Fällen ohne Zeitverluft benachrichtigt würde, um durch cine fofortige 
Unterfuhung den Dergang genau feitzuftellen und Maßnahmen gegen 
eine Wiederholung zu ergreifen, deren Durchführung unter dem friſchen 
Eindrude des Unglücks wohl bereitwilliger und gründlicher erfolgen 
würbe, als nach halbem Vergeſſen deſſelben. Durch die Kenntniß der 
in Fabriken ftattfindenden Unfälle mit allen Nebenumftänden wäre ferner 
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der Fabrilinſpeltor in Stand gejegt zu beurtheilen, welche von ben 
eimelnen Gewerbebetrieben und Hülfsmafhinen als bie gefährlichiten 
bezeichnet werden müſſen) fo daß alsdann diefen Betrieben und Appa= 
taten eime erhöhte Aufmerkſamleit gewidmet werben fönnte Die bei 
Unfällen duch Organe ber Babrifinfpektion vorgenommenen Unter= 
juchungen, bei welchen Arbeiter gehört würben, geftatteten anbererjeits 
and bie wahre Urfache der Unfälle genau kennen zu lernen. Auf Grund 
felger Erfahrungen wäre es leicht, allgemeine Schumaßregeln ober 
eine bejondere Sicherung gewiſſer Mafchinen zu veranlaffen. 

Bei der großen Anzahl der Gewerberäthe und dem Mangel eines 
Centralorgans werben je länger je mehr ihre Anordnungen in den ver» 
ibiedenen Bezirken zu immer größeren Abweichungen führen. Zum 
Austaufch der Meinungen find daher in Preußen Konferenzen der Ge— 
werberäthe berufen worden, welche von einem bortragenden Rathe aus 
dem Hanbelsminifterium geleitet werden. Indeß find die Ergebniſſe 
richt jehr bedeutende geweſen; eines berfelben ift ber Entwurf einer 
Zerorbnung über die Schugmaßregeln in Zabrifen, welcher in dieſem 
Frühjahre im NeichBanzeiger veröffentlicht und damit der Kritik über 
geben wurde. Und dieſe Kritik ift fcharf genug ausgefallen. Am 
idärfiten ging der Verein für Gewerbfleiß in Berlin gegen benjelben 
ver, zugleich erwies er fich aber als der unfruchtbarite in feinen pofitiven 
Vorſchlãgen; das erflärt fi daraus, daß in demſelben die Quinteffenz 
der Berliner Großinduftrie vertreten ift, welcher jede Einmijhung des 
Staates zu Gunften der Arbeiter ein Gräuel ift. Aber ſelbſt abge» 
ſehen von einem folchen einfeitigen Parteiftandpunfte ift der Entwurf 
als ein mißlungener zu bezeichnen, weil er vielfach Unmögliches for⸗ 
derte. Trogdem bleibt die Nothwendigfeit allgemeiner Verordnungen 
über die Sicherung ber Arbeiter gegen Gefahren für Leben und Ge- 
imbheit beftehen, und es find bieje wohl geeignet in das fozialpolitifche 
Brogramm aufgenommen zu werben, welches der neue preußiiche Han⸗ 
velöminifter aufzuftellen die Abficht hat. Solche Verordnungen bes 
Bundesraths würden die Grundlage jeder ferneren Wirffamfeit ber 
Gewerberäthe bilden. Aber noch mehr, wie einer der Inſpeltoren in 
feinem neueften Jahresberichte für 1879 fo treffend ausführt, e8 würde 
neben ber ftaatlichen Kontrole auch die Nechtiprehung einen ficheren 
Boden geivinmen. Bisher hat der Richter für feine Entſcheidungen in 
Heaftpflichtfällen feinen zuverläffigen Maßſtab für das, was im Fabrik 
betriebe zur Sicherung der Arbeiter als techniſch üblich, technifch noth« 
wendig oder gefeglich vorgefchrieben gefordert werben fann. Der Richter 
in in jedem einzelnen Falle gezwungen, zur Klarftellung biefer Frage 
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das Outachten von Sachverjtändigen einzuholen, deren oft widerſprechende 
Urtheile ihn mitunter in bie peinlichfte Qage verſetzen. An ven Vor» 
fhriften des Bundesraths Hätte der Nichter, welder die Unterſuchung 
führt, einen ficheren Anhalt für die Beurtheilung der Frage, ob und 
welche Beftimmungen im Sabrifbetriebe vernachläffigt waren; und in 
den meiften Fällen wird er kaum noch des Urtheils von Sachverftän- 
digen bebürfen. Aehnliches gilt von der Friminellen Beurtheilung der Fa⸗ 
brifunfälle. Offenbar gewinnen alle Betheiligten durch einen Erlaß 
ſolcher Vorſchriften: die Fabrikinſpektoren befinden fi fortan in der 
Rage, beftimmte Forderungen ftellen zu können; den Richtern wird die 
Arbeit wejentlich erleichtest; ben Imbuftriellen find die Grenzen vorge- 
zeichnet, innerhalb deren fie fich frei bewegen können, und die Verun— 
glüdten ſehen fich nicht mehr abhängig von dem ſchwankenden Urtheile 
der Sachverftändigen. Wenn auch bie gedachten Vorſchriften zunächft 
nur den Schuß gegen bie allgemeinften und befannteften Gefahren im 
Fabrikbetriebe behandeln, jo werben fie voraußfichtlich in den fpäter vom 
Bundesrathe zu erlaffenden Spezialvorjchriften für beſonders gefahr- 
volle Induftriezweige eine weitere Ergänzung finden, fo daß dann nach 
dem jegigen Stande der Großinbuftrie ernitliche Rüden auf dieſem Ge— 
biete nicht nachbleiben werben. 

Die dritte Aufgabe, welche den Gewerberäthen zugewieſen worben, 
ift die Prüfung des orbnungsmäßigen Betriebes und Beftandes ber ge- 
nehmigungspflichtigen Anlagen. Zu dieſem Zwece müffen fie ein Ber- 
zeichniß anfertigen und weiterführen, woraus erjichtfich ift, welche von 
diefen Anlagen nad; ber Zeit ihrer Entftehung im Beſitze von Ge- 
nehmigungsurkunden fein müßten. Indeß Hierbei begegnen fie Schwie— 
rigfeiten, welche nur mit großer Mühe zu bewältigen find. Es kann 
nämlich nur umftändlich feftgeftellt werden, ob die Anlagen oder ein- 
zelne in Betracht kommenden Theile derſelben zur Zeit ihrer Entjtehung 
nad der damaligen Gefeggebung der Konzeifion beburften, weil bie 
etwa ertheilten Genehmigungen und bie zugehörigen Pläne nicht ge» 
nügend in ihrer Bedeutung von den Befigern erfannt und dem ent» 
ſprechend aufbewahrt worden find. Bei einer großen Anzahl von An« 
lagen wird e8 ſchwer feftzuftellen jein, ob dieſelben nicht über bie ein« 
mal erworbenen Rechte hinausgegangen find. Eine erfolgreiche Ueber- 
wachung der genehmigungspflihtigen Anlagen wird nur dann zu ere 
reichen fein, wenn ein forgfältiges Katafter berfelben ausgearbeitet iſt. 
Indeß ſchon gegenwärtig find einzelne Gewerberäthe erfolgreih auf 
dieſem Gebiete vorgegangen, und erweijen ſich namentlich bei der Neu» 
ertheilung von Konzeffionen durch ihre Sachkenntniß als ſehr nützliche 
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Beamte. Einige berjelben haben ihre Aufmerkfamteit den fchäblichen 
Einflũſſen zugewendet, welche die Abwäſſer der Fabriken verurfachen. 

In dem geſammten Königreiche Preußen giebt es zwanzig Ger 
werberäthe, im Berhältniß zur Größe des Stantögebieted und ber Ber 
deutung der Induſtrie eine wohl noch zu geringe Anzahl. Im den 
übrigen deutichen Staaten find verhältnigmäßig mehr Babrifen-Inipet- 
toren (fo lautet ihr offizieller Titel) angeftellt, nämlich in Sachſen fünf, 
in Bayern drei, in Württemberg zwei und in ben übrigen Staaten 
neunzehn, zufammen im Deutjchen Reiche neununbvierzig Fabrik- 
inipeltoren. Medienburg-Strelig, Lübeck und bie beiden Fürſtenthümer 
Lippe find wegen der geringen Entwidlung ihrer Inbujtrie von ber 
Anfteliung bejonderer Fabrikinſpeltoren bispenfirt worden. Die große 
Mehrzahl diefer Beamten in den außerpreußiſchen Staaten ift im Jahre 
1879 angeftellt worden, und es ift daher noch wenig über ihre Wirk 
jamfeit zu berichten. 

Eine Ausnahmeftellung nimmt jedoch das Königreich Sachſen ein, 
wo das Fabrifinfpeftorat bereits feit dem Jahre 1872 exiftirt und weit 
vollfommener organifirt ift al® in Preußen. In Sachſen ift nämlich 
mit der Inipeftion ber Fabrilen auch die Revifion der Dampfkeſſel ver— 
bimben. Es ſcheint mir bieß.eine auferorbentlich praftiiche Einrichtung 
zu fein, denn ich habe den Nuten der Dampffefjel-Revijionsvereine von 
tompetentefter Seite in Zweifel ziehen gehört. Im Preußen hat bei- 
ipielsweiſe der Staat die Gebühr für die ftantliche Kontrole der Dampfr 
teffel bedeutend erhöhen müſſen, um ben Vereinen die Konkurrenz zw 
ermöglichen. An Stelle der königlichen Baubenmten könnte man fehr 
wohl die Babrifinfpektoren mit der Revifion der Dampfkeſſel betrauen. 
Dann würbe freilich ein einziger Beamter die Laft der Arbeit nicht 
bewältigen Fönnen, und man würde naturgemäß zu ber vortrefflichen 
GVurichtung gelangen, welche in England allgemein verbreitet und auch 
von Sachſen angenommen worden ift, daß nämlich dem Fabrikinſpektor 
Afftenten zugetheilt werden. Im den Aufſichtsbezirken Dresven und 
Leipzig find beiipielsweife je zwei Gehülfen dem Inſpeltor zugeoronet. 
Dieje größere Anzahl von Infpektionsbeamten und bie häufigere Ver- 
anlaſſung, welche fie in bie Fabriken führt, haben zur Folge, daß bie 
Beauffigtigung verfelben eine weit gründlichere und alffeitigere fein 
fan. Eine weitere Vervolllommnung bat endlich das fächfiiche Babrit- 
infpeftorat dadurch erlangt, daß durch Verordnung vom 1. Auguft 1879 
den Fabrikanten im Königreich bie Pflicht auferlegt worden iſt, bie 
fiattgefabten Unfälle zu melden. Die fähfiihen Infpeltoren find in 
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biefer Hinficht günftiger geſtellt, als ihre Kollegen in allen anderen 
deutſchen Staaten. 

Ueber die Wirkſamkeit der Fabrikinſpeltoren ertheilen die Jahres» 
berichte berfelben, welche für Preußen feit dem Jahre 1874 erfcheinen, 
eingehende Auskunft. Dem neueften ſehr umfangreichen Berichte für 
das Jahr 1879 ift ein zweiter Band mit den Mittheilungen der außer» 
preußifchen Inſpektoren beigefügt worden *). Gin jeder diefer ausführ- 
lichen Berichte enthält in fünf Abſchnitten Mittheilungen über bie Ger 
ſchäftsführung, über die Beauffichtigung der jugendlichen Arbeiter, über 
den Schuß der Arbeiter gegen Gefahren des Lebens und ber -Gefund- 
heit, über die Kontrole der genehmigungspflichtigen Anlagen und über 
bie Arbeiterverhältniffe. Diefe Berichte find eine reiche Fundgrube für 
das Studium unſerer gewerblichen und Arbeiterverhältniffe, da gegen- 
wärtig bie Babrifinjpeftoren die fompetenteften und unparteiiſcheſten Be« 
urtheiler der einfchlägigen Fragen find. Freilich leiden bie Berichte 
noch an einer Reihe formeller Mängel. Es find nämlich die Angaben 
der verſchiedenen Inipektoren außerorbentlich ſchwer mit einander ver» 
gleihbar. Der Bundesrath müßte daher ein Schema feftitellen für 
eine vergleichende Statiftit der vorgenommenen Revifionen, der beauf- 
fichtigten jugendlichen Arbeiter, der entvedten Gefegesübertretungen, der 
in Erfahrung gebrachten Unfälle, ver genehmigten Anlagen und ähn« 
licher ins Gefchäftsbereich der Imfpeltoren fallenden Ereigniffe. Die 
nad einem einheitlichen Formular gemachten Angaben müßten dann in 
einer Gefammttabelle vereinigt werben, welche eine vortreffliche Ueber- 
ſicht über die Thätigfeit der deutſchen Fabrifinfpeftion enthalten würbe. 
Auch materiell werben die Berichte mit der Zeit noch inhaltreicher und 
gebiegener werben, wenn bie verhältnigmäßig jungen Beamten fih in 
ihrem Berufe einleben und fich heimifch und ficher in demielben- fühlen 
werben. Eine jhägenswerthe Bereicherung hat ber neuefte Jahresbe⸗ 
richt erfahren duch die Berichte der preußiichen und ſächſiſchen Berg⸗ 
injpektoren, denen bie Beauffichtigung ber Arbeiterinnen und jugend 
lichen Arbeiter in Bergwerfen und Kohlengruben übertragen worden ift. 

Ueberblickt man die bisherige Wirkfamteit der Fabrifinfpektoren, 
namentlich derjenigen in Berlin, in Schlefien, in Sachfen und am Rhein, 
fo fann man daraus die begrünbetefte Hoffnung fchöpfen, daß eine ſach— 


*) Durd; bie Liebenswürdigkeit des Verlegers, Herrn F. Kortlampf, bin ich 
in den Stand geſetzt worden, Einfiht in den Jahresbericht für 1879 zu nehmen. 
Die Verzögerung im Erſcheinen deſſelben ift verurſacht worden durch eine be- 
dauerliche anhaltende Krankpeit des Herrn Berlegers, keineswegs durch politifche 
Rüdfichtnahmen. 
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Hunbige und georbnete Verwaltung der deutfchen Großinduſtrie ſich an« 
zubahnen beginnt. Daher ift es um fo nothwendiger, bie Stellung ver 
Fangen Beamten zu befeftigen und ihnen die gehörige Selbftändigfeit 
und Unabhängigkeit im Behördenorganismus zu verleihen. Nichts ſchä-⸗ 
digt die Stellung von Beamten tiefer als ein Uebermaß an Pflichten 
und ein Mindermaß an Rechten, als eine bem Scheine nad) verliehene 
grobe Macht, aber eine der Wirklichkeit nach faft völlige Ohnmacht. 
Auch follten ven Fabrikinſpeltoren Affiitenten zugeoronet und ihnen bie 
Rerifion ber Dampftefiel übertragen werben. ferner follte der Melde— 
zwang der Unfälle eingeführt, die Verordnung über die Schugmaßregeln 
ver Arbeiter erlaffen und der Ratajter ſämmtlicher genchmigungspflich- 
tigen Anlagen angeorbnet werben. Endlich follte eine Erftattung der 
Jahresberichte mach gewifjen einheitlichen ftatiftiichen Geſichtspunkten 
verlangt werden. Alle dieſe Vorſchläge find reif zur Gewährung. Mit 
ihnen werben die feften Grundlagen für eine erjprießliche Thätigkeit der 
Sabrifinfpeftoren gejchaffen, welche berufen fein werben, in der Ver- 
waltung unferer raſch forticreitenden Großinduftrie eine leitende Rolle 
zu jpielen. Es ift eine der erften Pflichten einer Regierung, welde 
issialpolitifche Reformen in ihr Programm aufzunehmen verfpricht, nach 
dieſer Seite muthvoll vorzugehen und zu zeigen, daß fie hier die Ge, 
jammtinterejjen bes Bolfes und den Schuß ber unteren Klaffen höher 
heilt, al8 die Rückſichtnahme auf die Interefien einiger nur ihre eigenen 
Vortheile verfolgenden Grofinduftriellen. 


Berlin, ven 30. Oltober 1880. 
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Rudolf Sneift, Zur Berwaltungsreform und Berwaltungsrechtöpflege in 
vienzen. Leivzig. 5 A. Brochaus. 1880. j 
Die Reform ber preußifcen Verwaltung findet ihren Ausgangs⸗ 
yantt in der Kreisorbnung vom 13. Dezember 1872 für bie öftlichen 
Vrooingen der Monarchie. Durch dieſe wurde die gutöherrliche Polizei- 
gemalt bejeitigt und die Ausübung der Ortspolizei Organen ber Selbft- 
verwaltung, den Amtövorjtehern, übertragen, welche ihr Amt als Ehren- 
amt befleiveten. Als obere Injtanz und Aufjichtsbehörde der Amtsvor- 
feher fungirt der Kreisausſchuß, der fih aus dem Lanbrath und ſechs 
bürgerlichen Beifigern zufammenfegt. Ihre weitere Fortbildung fanden 
vie angegebenen Einrichtungen durch die Provinzialoronung vom 29. Juni 
und das Gefe über die Verwaltungsgerichte vom 3. Juli 1875. Dur 
diefe wurbe eine ziemlich komplizirte Organifation der höheren Ver» 
waltımgsbehörben gefchaffen: für die kommunalen Angelegenheiten der 
Provinz, d. 5. für die Verwaltung des Provinzialvermögens und ber 
Frovinzialanftalten, ein Provinzialausſchuß, für die ftreitigen Verwaltungs» 
fachen ein Bezirksverwaltungsgericht, für die reinen Berwaltungsange- 
legenheiten (jog. Beihlußiahen) ein Bezirksrath und ein Provinzial- 
rath. Das Rompetenzgejeg vom 26. Juli 1876 regelte die Zuftändig- 
keit diefer Organe auf den verfchievenen Gebieten der Verwaltung durch 
eine Reihe betaillirter Beftimmungen. 

Seit diefer Zeit war die Verwaltungsreform vollftändig in das 
EStoden gerathen. Die veränderte politiihe Strömung, welche ebenſo⸗ 
wohl bie Regierungätreife ald die Bevölkerung durchzog, drohte die 
Bortfüßrung des begonnenen Werkes, insbefonbere die Ausbehnung ber 
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in den öftlichen Provinzen geſchaffenen Einrichtungen auf ven weſtlichen 
Theil des Staates, ernftlih zu gefährden. Die Unvollkommenheiten, 
welche jever neuen Einrichtung anhaften, die Unbequemlichkeiten, die 
mit jedem Uebergangszuftande verbunden find, verftärkt durch Vorurtheile 
alfer Art, welche ſowohl in dem Beamtenftande als in ber Bevölferung 
bervortraten, hatten die neuen Einrichtungen bereits in weiten Kreifen 
unpopulär gemacht. Und doc konnte fich fein Einfichtiger der Ueber» 
zeugung verſchließen, daß e8 auf die Dauer nicht möglich fei, den preußi» 
ſchen Staat nach zwei verfchievenen Verwaltungsſyſtemen zu regieren. 
Wollte man den früher gemachten Schritt nicht zurückthun — was felbit- 
verftändlih unmöglid war —, fo mußte man nothwendig vorwärts 
marſchiren. Dieje Lage der Dinge ift auch von der Regierung er- 
kannt und gewürdigt worden, und feitvem das Minifterium bes Innern 
wieder definitiv bejegt war, hat man bie Vollendung des begonnenen 
Werkes mit Energie in Angriff genommen. 

In der Seffion von 1879—80 trat nach Verlauf von vier Jahren 
die Frage der Verwaltungsreform von Neuem vor den Landtag. Es 
war natürlich, daß man ven Maßſtab der bisher gemachten Erfahrungen 
an die neuen Einrichtungen anlegte und die Frage aufwarf, ob nicht 
eine Reviſion derſelben möglich ſei. Da die Hauptklagen fich gegen 
die zu große Komplizivtheit der Drganifation richteten, fo war bie 
Trage der Mevifion gleichbedeutend mit der der Vereinfachung. Aber 
es beftand mweber Neigung Provinzialrath und Provinzialausfguß zu 
vereinigen, noch erjchien es möglich den Dualismus von Provinz und 
Regierungsbezirk zu befeitigen; jo fpitte fich zulegt die Brage darauf 
zu, ob Bezirksrath und Bezirlksverwaltungsgericht zu einer einzigen 
Körperfchaft, einem Bezirksausihuß, verihmolzen werben könnten. Nach 
langen Verhandlungen in der Kommiffion und im Plenum des Ab- 
georonetenhaufes ift die Frage mit großer Majorität verneint und bie 
bezüglichen Beſchlüſſe find vom Herrenhaufe unverändert angenommen 
worden. Damit hat bie preußiſche Verwaltungsreform eine entſcheidende 
Krifis glücklich überftanden. 

Diefe Krifis Hat Veranlafjung zur Entſtehung der vorliegenden 
Schrift gegeben. Im der Kommiſſion des Abgeorpnetenhaufes waren 
drei verſchiedene Standpunkte vertreten. Die eine Partei wollte 
Bezirksrath und Bezirksverwaltungsgericht in ihrer bisherigen Ver- 
faffung beftehen lafjen. Cine zweite erftrebte eine vollftändige Ver- 
einigung beider Behörben, fo daß ber bisherige Bezirksrath auch als 
Bezirksverwaltungsgericht fungiren jollte. Eine dritte vermittelnde 
Richtung fand ihren Ausprud in dem Antrage, einen Bezirksausſchuß 
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als einheitliche Behörde, jeboch mit wechſelndem Vorſitz herzuſtellen, 
io daß in Befchlußfachen der Megierungspräfident, in Verwaltungs- 
fwreitfachen ein Gerichtsbireltor den Vorſitz führte. Der legte Vor- 
ihlag war von ver Kommiffion mit einer Majorität von Beinape zwei 
Trittel der Stimmen angenommen worben. 

Der Berfaffer fungirte als Referent der Kommiſſion. us folder 
hatte er bie Pflicht den Stanbpunft der Majorität gegenüber dem 
Plenum zu vertreten, obwohl er ihm nicht theilte. Ex felbft war An- 
kinger der beftehenden Einrichtungen. Er nahm deßhalb Gelegenheit 
feine eigene Anficht in einer bejonderen Schrift auszufprechen, welche 
micht im Buchhandel erfchienen, fondern nur perſönlich, namentlich an 
Mitglieder des Landtages, verfenbet iſt. Sie führt dem Titel: „Ein 
Rcblick auf die Verwaltungsreform in Preußen, insbefondere auf 
Bezirksrath und Bezirksverwaltungsgericht. Separatabbrud aus der 
„Berwaltungsreform in Preußen". Leipzig, 3. U. Brodhaus. 1880.” 
Rachdem das Abgeoronetenhaus die Kommiffionsvorfchläge verworfen 
md den vom Berfaffer vertretenen Standpunkt acceptirt hatte, hat er 
die Schrift eimer nochmaligen Umarbeitung unterzogen unb unter bem 
oben erwähnten Titel herausgegeben. 

Gewiß durfte der Berfaffer als befonders berufen gelten fein Bo- 
tum in der Frage abzugeben. Steht er doch unter denjenigen, melde 
ten Gedanken der Selbftverwaltung und der Berwaltungsgerichtöbarteit 
in Deutfchland vertreten ‘haben, unbeftritten in erfter Linie. Das Ver- 
ftndniß für dieſe Gegenftände ift vorzugsweife durch feine Schriften 
geweckt und gefördert worden. Man konnte erwarten, baß er bie ihm 
vorfiegende Trage nicht in enger Begrenzung auf bie augenblicliche 
Meinungsverfchievenheit ſondern auf einer breiteren Hiftorifchen Grund» 
lage behandeln würde, und findet fich in biefer Erwartung nicht ger 
tänjcht. Allerdings werben demjenigen, der bie früheren Schriften des 
Berfaſſers gelefen Hat, großentheils bekannte Gedanken entgegen treten. 
Aber man findet fie doch im neuer Gruppirung, in Anwendung auf 
eine einzelne das augenblickliche Interefje in Anfpruch nehmende Frage 
mb daneben mande neue Geſichtspunkte. 

Nach einer kurzen Einleitung, welche die Rage der Streitfrage in 
der Kommiffion des Abgeordnetenhauſes auseinanderjegt, führt der 
Berfaffer aus, daß die vier preußifchen Neformgefege von 1872—76 auf 
gemeinfamen Borbebingungen und Bebürfniffen ber ſechs Kreisordnungs⸗ 
provinzen beruhen, die von denen der übrigen Provinzen wefentlic ver» 
idieen find. Die beiden Punkte, von welden bie Reform ihren Aus- 
gang nahm, waren bie Nothwendigkeit einer Beſeitigung. ver guts⸗ 
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herrlichen Polizei und das Bebürfniß nad) Heritellung einer Ber- 
waltungsgerihtsbarleit. An die Stelle der gutöherrlichen Po⸗ 
Tizei konnte, da für eine Verwaltung durch höhere Berufsbeamte Per- 
fonal und Mittel fehlten, der Großgrundbeſitz andererfeits feine Neigung 
hatte, fi) Subalternbeamten unterzuorbnen, nur eine Selbftverwaltung 
des obrigkeitlichen Amtes durch EHrenbeamte gefegt werben. Die 
Errichtung der Ehrenämter aber zwang zu einer Umbildung des Amts- 
ſyſtems in feinen höheren Stufen, insbefondere zur Schaffung des 
Kreisausfhuffes. Zu bemfelben Aefultat führte der zweite Aus- 
gangspunft, die Abficht der Herftellung einer Verwaltungsjurispiktion. 
Die preußiſche Berwaltungsjurispiftion hat einen anderen Urſprung, als 
die der Mittelftanten und Oeſterreichs. Hier ftrebte man in erfter 
Linie darnad ein Rlageverfahren für öffentlicherechtliche Individualrechte 
zu fchaffen. In Preußen ging man vom Polizeiveht aus. In den 
Jahren 1850—58 hatte man durch Erfahrung gelernt, wohin ein Miß ⸗ 
brauch polizeiliche Befugniffe im Intereffe einer beftimmten Partei führen 
Tonnte; als Zwed der VBerwaltungsjurispiktion erfchien daher weſentlich 
die Herftellung einer unparteiifchen Verwaltung. Auch biefen Zweck 
glaubte man am ficherften dadurch zu erreichen, daß man die Ausübung 
der Ortspolizei Ehrenbeamten anvertraute, al Oberinftanz über 
diefelben aber den Kreis aus ſchuß feste. Bei der Feſtſtellung ber 
neuen Einrichtungen zeigte ſich jedoch, daß das Bebürfniß einer Tolle» 
gialiſchen Beſchlußfaſſung des Kreisausihuffes auch noch für andere 
Gegenftände beftand als für die ſog. Verwaltungsftreitfachen, d. 5. die⸗ 
jenigen Angelegenheiten, in welchen es fih um bie Prüfung eines Ver⸗ 
waltungsaktes, insbefonvere einer Polizeiverfügung, aus rechtlichen &e- 
ſichtspunkten handelte. Namentlich galt dies von ben Geichäften ber 
Kommunalaufficht. Aber diefe eigneten ſich nicht zur Behandlung in 
den Formen eine® Streitverfahrene. So entitand jchon in der Kreiß- 
orbnung der Unterfchied von Beſchlußſachen und Streitfaden. 
Beide Gegenftände waren dem Kreisausfchuß überwiefen, aber für beide 
eine verfchievene Art des Verfahrens eingeführt. 

Bei der Organifation der Bezirksinſtanz trat die Frage auf, ob 
man auch Bier Beichlußfachen und Streitfachen in einem Körper ver- 
einigen ober ob man fie in zwei beſonders formirte Körperichaften 
trennen ſollte. Alle äußeren Gründe ſprachen für bie Vereinigung; 
aber die Verſchiedenheit beider Arten von Gefchäften, verbunden mit 
dem Bebürfniß die Verwaltungsgerichtsbarkeit mit ben ihre Selbſtändig ⸗ 
keit fihernden Formen und Garantieen zu umgeben, führte fchließlich 
doch zu einer Trennung. Dem Vorſchlage der Staatsregierung ent— 
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ſprechend, wurde für die Beſchlußſachen ein Bezirksrath unter 
dem Borfig des Negierungspräfidenten, für bie Streitfaden ein 
Bezirföverwaltungsgericht mit einem ftändigen Direktor geichaffen. 

Der Berfaffer jegt num weiter auseinander, daß Die Vorbebingungen 
für die Einrichtung der Selbftverwaltung in den weſtlichen Pro— 
dinzen wefentlic andere find, als in ben Kreisordnungsprovinzen. 
Die legteren waren gezwungen, auf das Syſtem ber Ehrenämter einzu- 
geben, als ven alleinigen Weg zur Befeitigung ihrer Poligeiferen. Im 
den weftlichen Provinzen beſteht bereits ein Syſtem obrigfeitlicher Amts- 
verwaltung durch Berufsbeamte in Geftalt von Amtshauptleuten, Amt- 
männern, Landbürgermeiftern. Hier ift fein fo bringendes Bedürfniß 
vorhanden, die Ortöverwaltung auf Ehrenämter zu bafiren. Damit 
fehlt aber auch Nöthigung und Neigung zur Herſtellung eines Kreis. 
usihuffes und zu einer Betheiligung von Laien in ber Bezirköinftanz. 
Hier genügen die vorhandenen Regierungskollegien. Denkt man fich 
aber dieſe als Oberinftang, jo ift auch zu einer Trennung von Befchluß- 
joden und Streitfachen kaum Veranlaſſung vorhanden. In gerechter 
Würdigung diefer Verhältniffe wollten die Vorlagen, welche die Staats» 
ngierung dem Landtage in der Seifion von 1879/80 machte, im Often 
das meugeftaltete Syſtem der Selbftverwaltung fefthalten, im Weften 
mb der Provinz Poſen nur eine Gleichheit der Organe ber unmittelbaren 
Regierungsverwaltung heritellen, für eine verſchiedene Geftaltung der 
Sotalämter und der Betheiligung des bürgerlichen Elementes baran den 
nöthigen Raum laſſen. Zür die Vollsvertretung war eine Verftänbigung 
über folche Geſetzesvorlagen nicht leicht. Ermöglichen ließe fie ſich über« 
haupt nur, wenn man ber Regierungsvorlage benjenigen Vortritt Tieß, 
weder ihr gebührte. Die Kommiffion hat diefem Geſichtspunkte eine 
achtungsvolle Rüdfict wiverfahren laſſen. Nur in einer Beziehung ift 
fie vom der Regierungsvorlage abgewichen: in dem Vorſchlage Bezirks⸗ 
tath und Bezirtsverwaltungsgericht zu einem Bezirtsaus- 
ſchuſſe zu vereinigen. 

Und damit Tommt ber Verfafier auf denjenigen Punkt, welcher bie 
Leranlafjung zu feiner Schrift gegeben Kat. Nachdem er die verfchie- 
denen Meinungen, welche in ber Kommiſſion hervorgetreten find und 
tie Lommiſſionsbeſchlüſſe auseinandergejegt hat, tritt er denjelben mit 
folgenden Grünben entgegen: 

Die Kommiffionsbefclüffe erftrebten eine Geftaltung der Bezirks⸗ 
behörde, weldye die Einheit derfelben wahren und doch die Selbftändig- 
keit der Verwaltungsrechtſprechung nicht gefährben follte. Ob der letz⸗ 
tere Zwech, die Unabhängigkeit der Verwaltungsrechtiprehung intakt zu 
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halten, erreicht würde, unterliege ernften Zweifeln, wenn man erwäge, 
daß ber Gerichtsdireltor gleichzeitig als ftändiger Beifiger des Regierungs- 
präfidenten und in Hleineren Bezirken auch als vortragender Rath bes 
ſchäftigt werben" ſollte. Dazu käme eine bedenkliche Einwirkung des 
Verwaltungschefs auf bie Beſetzung ber rechtſprechenden Behörde, ba 
ber Gerichtsbireltor die Termine im Einvernehmen mit demfelben an⸗ 
beraumen follte. Noch zweifelhafter erſcheine die Erreichung des erften 
Zwedes, einer wirklichen Einheit der Behörde. Von den Anhängern 
der ftrengen Unionspartei fei der Vorſchlag als eine Halbheit bezeichnet 
worben, bie einen leeren Namen jchaffe, ohne in ber Sache etwas zu 
ändern. Dem gegenüber fei anzuerkennen, daß der Vorſchlag außer der 
Namensänderung auch einige praftifche Aenberungen herbeigeführt Haben 
würbe, fraglich nur, ob Berbefferungen. 

Die erfte praktiſche Folge wäre eine ımerwünfchte Beſchränkung in 
der Auswahl der geeigneten Perjonen geweien. Man würde in dem 
neuen Bezirksausihuß entweder den in Kommunalaufſichtsſachen er- 
fahrenen Regierungsrath ober ben erprobten Leiter der gerichtlichen Ver⸗ 
banblungen Haben entbehren müfjen. Schwierigkeiten gleiher Art 
würden für die bürgerlichen Beifiger entſtanden fein. Die zweite praf- 
tiſche Folge würde fein, daß der Bezirksausſchuß munmehr gezwungen 
wäre, feine Befchluß-.und Streitſachen promiscue zu behandeln, d. 5. 
an denſelben Sigungstagen abwechſelnd unter verſchiedenem Vorfig und 
mit verfchiebenem Verfahren zu verhandeln. Die dritte wäre die Ent 
ſtehung bebenklicher Kompetenztonflifte; es müßte häufig die Frage aufe 
tauchen, ob eine Sache als Streitfache oder Beſchlußſache zu behandeln 
fei, und es fehlte völlig an einem geeigneten Organe zur Entſcheidung 
dieſer Frage. Als vierter Erfolg ftellte fich endlich die Notwendigkeit 
einer rebaftionellen Umarbeitung aller bisherigen Verwaltungsgejege 
heraus. Dieſe Aenderungen dürften ſchwerlich als Verbefferungen zu 
betrachten fein. 

Die Gründe des Verfaſſers find überzeugend. Der Vorſchlag der 
Kommiffton war in der That das ungeeignetefte Ausfunftsmittel, welches 
fih finden Tief. Der Antrag, Bezirksrath und Bezirlsverwaltungs- 
gericht zu einer Behörde zu vereinigen, hatte wenigftens Konfequenz für 
fih. Er würde 'alferdings eine unparteiifchen Rechtſprechung in Ver— 
waltungsjachen ſehr erſchwert Haben, aber er hätte doch wenigitens den 
einen Zwed, bie Bereinfahung, erreiht. Der Vermittlungs- 
borjhlag der Kommiſſion dagegen verwirklichte kein es ber erftrebten 
Ziele. Er fiherte weder die Einheit der Behörde nod die 
Unabhängigkeit ver Rechtſprechung. Er würde daher auch, 
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Den Stanbpuntt, welchen die Staatsregierung feit dem Jahre 1875 
amseränbert eingenommen hat und welden ber Verfafjer in ber vor⸗ 
Tiegenben Schrift vertritt, hat ſchließlich bie Billigung des Landtages 
erfalten. Und mit Recht. Trotz aller Mängel, welche ben beſtehenden 
Einrichtungen anfleben, muß man doch fagen, daß dasjenige, wag man 
bitte an ihre Stelle fegen Können, noch größere Bedenken unterliegen 
würde. Es ift wahrlich feine Zeit, neue Experimente mit unferer Ber- 
waltungsreform zu machen, es gilt auf den mühfam errungenen Grund» 
lagen weiter zu Bauen. Erft jeit ven Landtagsbeſchlüſſen des Sommers 
1880 darf Die Vollendung des im Jahre 1872 begonnenen Werkes als 
gefihert gelten. Bir dieſem Refultat an feinem Theile mit beigetragen 
wu haben, ift eim Verdienſt, weldes dem Verfaſſer der vorliegenden 
Schrift Niemand beftreiten wird. 
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Biele werden beſtreiten, daß es für Deutſchland noch eine Währungs- 
frage gebe; Niemand aber wird im Ernſte in Abrede ftellen können, 
daß die ganze civilifirte Welt, von ber Kalbeivilifirten gar nicht zu 
teen, vor einer unabmweisbaren Silberfrage fteht. Nicht woher das 
Gold nehmen, fondern wohin mit dem Silber? — das war, wie 
Bamberger im Neichstage richtig bemerkte, ſchon 1871 bie jchwierigfte 
Frage bei der deutſchen Münzreform. Gegenwärtig abev hanbelt es 
Rh wicht mehr um eine blos deutſche Angelegenheit, ſondern um eine 

BWeltirage, von einer birelten over indirelten Tragweite für alle Nationen, 
wögen fie Gold, Silber oder Papier als Geld verwenden. Niemals 
in der Gejchichte ift durch gefeßgeberifche Maßregeln — gleichviel, ob 
berechtigte oder unberechtigte — eine fo plögliche und tiefgehende öfono- 
miſche Wirkung heroorgebracht worden. Der ganze Vorrath eines feit 
dahrtauſenden angefammelten Metalls, das die Menſchen ſtets als ven 
dorzugsweiſe ftabilen Träger und Erhalter des Werthes angefehen 
hatten, erlitt im Laufe von zwei oder drei Jahren eine Werthverringe- 
rang von 25 Prozent und er bleibt nun nad) einer furzen Periode ber 
Beſſerung anſcheinend befinitiv um ein Siebentel oder ein Sechftel 
umter dem früher als normal geltenden Werte. Und zwar handelt 
es fih hier um einen Vorrath in Europa, Amerika und Oftafien, 
den man man im Jahre 1873 auf mindeftens 20 Milliarden Mark 
Hätte ſchãätzen können — die Silbergeräthe natürlich nur zu ihrem 

Metallwerthe eingerechnet. Ein endgültiger Verluft von 3 Milliarden 

Mark wäre nun wohl für die Welt zu verfchmerzen; aber wenn bie 

gegenwärtig in einem Provijorium ftehenven Staaten, namentlich die 

Sranfenländer, zur reinen Golvwährung übergehen wollten, jo würde 
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die Silberfataftrophe von 1876 fich mit noch erhöhter Intenfität er- 
neuern und auch in ber Zukunft würbe bei einer Theilung der Welt 
in ein Gold⸗ und ein Gilbergebiet das Werthverhältniß der beiden 
Edelmetalle ein höchſt unftabiles bleiben. Zugleich aber mit jener Ver⸗ 
allgemeinerung ber Goldwährung würde die Frage in bie erſte Linie 
treten: Woher das Gold? Auf diefen Punkt fommen wir unten 
zurüd. Hier fei nur an das beichränftere, aber doch ſchon höchſt 
ſchwierige Problem erinnert, welches allein das europätiche Silbergeld 
darbietet. Es gibt gegenwärtig in Europa mit Ausihluß von England, 
DOefterreih und Rußland über 4 Milliarden Mark filbernes Krevitgelo, 
Ein Viertel diefer Summe befteht aus Scheidemünze die von vorn— 
herein nicht volfwichtig ausgeprägt werben, indeß durch den Fall des 
Silbers zu einem Grade der Untermerthigkeit gelangt ift, vor dem 
man, wenigftens infofern es fih um größere Münzen handelt, felbft in 
ber Ripper und Wipperzeit zurückgeſchreckt fein würbe. Neben dieſen 
Münzen aber fteht in den Staaten des lateinijhen Münzbundes, 
in Deutfchland und Holland ein ganz neues Phänomen in der Münz- 
geihichte; ein um 15 Prozent unterwerthiges filbernes Courantgeld 
mit Zwangskurs im Gefammtbetrage von beinahe 3 Milliarden Marf. 
Und dazu die große Wahrfcheinlichfeit, daf jeder Verſuch eines biefer 
Staaten, fi feines Silber zu entledigen, fofort eine zunächſt ganz 
unberechenbare weitere Entwerthung dieſes Metalles hervorrufen würde. 
Insbeſondere fehen fich die Frankenſtaaten, die für mindeſtens 2%/, 
Milliarden Marl Courantfilber ihres Gepräges einzuftehen haben, vor 
die Entſcheidung geftellt, ob fie mit einem Opfer von einer halben 
Milliarde oder noch mehr zur reinen Goldwährung übergehen, oder bie 
Einftellung der Silberprägungen als eine unzweckmäßige Maßregel an- 
erfennen wollen. Denn e8 wird doch wohl nicht im Abrede geſtellt 
werben Zönnen, daß ein Doppelwährungsſyſtem mit einem möglicher- 
weife verringerten Goldumlaufe, aber vollwerthigem Silber, einen 
gelunberen Zuftand darbietet, als ein Münzweſen mit einer koloſſalen 
Maſſe von unterwerthigem und jeberzeit weiteren Entwertfungen aus 
gefegten Silbercourant. 

Gene Suspenfion des Spiele® der Iateinifhen und fpeziell der 
franzöfiichen Doppelwährung fteht nun unter den gefeßgeberiichen Maß- 
regeln, welche den Sturz des Silbers bewirkt haben, an Wichtigkeit 
und Wirkſambkeit oben an. Alle Sachkenner, und Soetbeer *) insbefondere 

*) Soetbeer hat ſchan 1852 in feinen Zufägen zu Mill's Handbuch ber pol. 
Delonomie (I. ©. 685) die ausgleichende Wirkung ber franzöfifgen Doppelwährung 
richtig hervorgehoben. 
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geben zu, daß bei freier Einwirkung des franzöfifchen Doppelmährungs- 
ibftem8 der Preis des Silbers nie fehr erheblich unter 607/, Pence hätte 
finten fönnen, fo lange eben ver Goldvorrath Frankreichs nicht erihöpft 
gemefen wäre. Es ift aber leicht durch einen einfachen Ueberſchlag zu 
zeigen, daß Frankreich bis auf den heutigen Tag bei fonft gleichbleibenden 
Umftänden feine Pofition dem Silberandrange gegenüber ohne Schwierig- 
keiten hätte behaupten Zönnen; e8 würde nur einen verhältnigmäßig 
Heinen Theil feines Goldes verloren haben und ein allerdings be» 
trüchtlicheres, aber nicht übermäßiges Silberquantum mehr haben auf- 
nehmen mũſſen. Wollte Jemand einmwenden, baß ſchon vor der Ber 
ſcrãntung der Silberprägungen im lateiniſchen Münzbunde, nämlich 
ibon im November 1873 der Silberpreis auf 58 und fogar auf 
57, Pence gewichen fei, fo wäre zunächft daran zu erinnern, daß das 
Gelpwefen Frankreichs damals wegen ber Uneinlöslichleit der Bank: 
netem ſich nicht in einem normalen Zuftande befand, und ferner, daß 
in Belgien dur eine Minifterialverfügung proviforiih ſchon am 
8. September 1873 die Silberausprägung beſchränkt worden war*). 
Man konnte damals mit großer Wahrfcheinlichkeit ähnliche Maßregeln 
son Seiten Frankreichs vorausfegen, und dieſe Ausficht wirkte nicht 
mır drũdend auf die Stimmung des Silbermarftes, fondern rief ohne 
Zweifel auch einen ftärkeren Zubrang von Silber zu ver Barifer 
Münze hervor. Die Abweihung bes Silberpreifes in London von 
tem der franzöfiichen Werthrelation entiprechenven (607/; Pence) be 
mag fih aber hauptſächlichlich nach der Wälfigkeitsfrift der Bons de 
zonnaie, welche bie Parifer Münze für das zur Prägung eingelieferte 
Silber ausgab. Je größer alfo der Anbrang wurde, um fo weiter 
dehnte fich die Friſt aus und um fo größer wurde der mit den Silber- 
'pehulationen verbundene Zinsverluft. Diefem Verluft entſprechend 
mußte natürlich der Silberpreis finten, ohne daß deßhalb der Gewinn 
der Importeure ein fehr beträchtlicher geworben wäre. Nachdem ber 
Munzbund im Januar 1874 die Beſchränkung der Silberprägungen 
beichloffen und Frankreich fpäter ebenfalls bedeutende Ausmünzungen 
auf Staatsrehnung unternommen, wurbe bie Verfallzeit ber Bons de 
monnsie immer weiter Binausgezogen und die Brift ftieg ſchließlich 


*) 56 follten fortan auf ben Tag nur 150 000 Franes in Bons de monnaie 
zußgegeben werden. Sofort nad; ber Annahme bes Geſetzes vom 18. Dezember 
1373 fellte Belgien bie weitere Angabe von Bons gänzli ein und es prägte bie 
Nie ihm auf den Münzlonferenzen in ben folgenden Jahren zugetheilten Kontin- 
zente faR ausſchließlich auf Staatsrechnung. 
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auf 17, —2 Iahre*). Daher denn auch, obwohl jeit dem Sommer 
1876 feine Bons mehr ausgegeben wurben, in Paris noch im Jahre 
1878 auf Grund früher eingegangener Verbindlichkeiten 363 130 Stüd 
Fünffrankenthaler geprägt worden find. Wenn aber das von Privaten 
zur Münze gebrachte Silber erft nach zwei Jahren in Geftalt von 
zahlungsfräftigem Gelde zurüdgegeben wurde, jo fonnte bie franzöfiiche 
Doppelwährung den Silberpreis in London mur noch auf einem Punkte 
erhalten, der etwa 10 Prozent unter ber früheren Normalhöhe lag, 
aljo auf weniger als 55 Pence. Es iſt hiernach erfihtlih, daß die 
populäre Meinung in Betreff der außerorbentlichen Gewinne ver Silber- 
fpefulanten in jener Zeit micht berechtigt ift. Wohl aber Haben bie 
münzenden Staaten damals beträchtliche, wenn auch nicht eigentlich 
ſolide Vortheile erzielt: fo prägte z. B. Frankreich im Jahre 1875 
ungefähr 46%, Millionen Francs Silber für eigene Rechnung und nur 
28%, Millionen Franes für Private Was nun die Zwecmäßigkeit 
der Beichränkung und Einftellung der Silberprägungen **) betrifft, jo 
iſt e8 ſchwer begreiflich, wie die belgiſche und die franzöſiſche Regierung 
die Tragweite biefer Maßregel jo durchaus falſch beurteilen konnten. 
Der belgiſche Finanzminifter Malou erklärte ſich ausdrüclich als An- 
bänger des beſtehenden Doppelwährungsipitems, und auch Herr Leon 
Say wollte in der Motivirung feiner Vorlage vom 29. März; 1876 
fein Urteil über die Zukunft des Silbers fällen. Man glaubte ein- 
fach nach der Kontingentirung der ftaatlihen und der Suspenfion ber 
privaten Prägung dem weiteren DBerlaufe der Dinge rubig zufehen 
zu Können, ohne zu bebenfen, daß durch dieſe Reftriktionen dem Silber- 
preife feine beſte Stüge genommen und die bereit8 vorhandene große 
Mafje von filbernem Frankengelde einer unbereckenbaren Entwerthung 
ausgejegt werden würde. Der Say'ſche Gefegentwurf traf zufammen 
mit übertriebenen Gerüchten über die amerilaniſche Silberprobuftion 
und zugleih nahm die Zufuhr von deutfchem Silber nah England in 





*) Im Eeonomiste frangais vom 5. Februar 1876 theilt ein Korrefponbent 
mit, daß der Verfalltermin ber Bons de monnaie bamald bereits Biß zum 
15. Dezember 1677 hinaus gefhoben war. Bei einem Zinsfuß von 5 Prozent, 
wie ihn ber Korrefponbent annahm, würde diefe Frift alfo einen Berluft von 
etwa 9 Prozent "bedingt haben. 

**) Italien hat auf Grund befonderer Uebereinkunft mit ben übrigen Staaten 
bes Münzbundes in ben Jahren 1875 und 79 noch außerordentliche Kontin- 
gente von 9 reſp. 20 Milionen France in Fünffcantenftüden geprägt. Fir ben 
Silbermartt aber waren biefe Prägungen von feiner Bebeutung, da es fi haupt» 
ſächlich um die Verwertung eingezogener älterer Dlünzen handelte. 
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ten Monaten April bis September allmählich beveutenbe, bis dahin 
nicht erreichte Berhältnifje an*), während der Silberabfluß nach 
Indien in der erften Hälfte des Jahres noch fehr mäßig blieb. Da 
wur es wohl begreiflic, daß der Silbermarkt im Juli von jener Panik 
bejallen wurde, die den Preis dieſes Metalld momentan fogar auf 
den merhörten Stand von 46%, Pence zurüdwarf. Wenn ſchon im 
debruar die franzöfiichen Bons de monnaie mit einer faft zweijährigen 
Berfallzeit ausgegeben wurden, jo konnte in ben folgenden Monaten bie 
kinwirkung der gelähmten Doppelwährung auf den Londoner Markt 
am noch eine verſchwindend feine fein. Selbſt wenn bie Iateinifchen 
Staaten damals ihre Prägungsfontingente, wie fie zu Anfang des 
Jahres für 1876 und 77 feſtgeſetzt worden, noch nicht erfchöpft ‚hatten, 
te doch das Auftreten berjelben als Silberkäufer feinen wejentlichen 
Anflug auf Die Hebung des Preijes ausüben. Denn e8 ift ein ger 
waltiger Unterſchied, ob der Silberbefiger einem burch fein Bedürfniß 
xdrãngten Käufer gegenüberfteßt, der nur möglichft niedrige Preife 
bezahlen will, ober ob er, wie früher bei der freien Prägung, ohne 
bedentenden Zeitverluſt feinem Metall den franzöfiihen Münzftempel 
ab dadurch einen feften Werth fo ziemlich für die ganze Welt geben 
am. Steht ihm diefer Iegtere Ausweg frei, fo wird er niemals 
7 einem Angebot um jeben Preis genöthigt jein. Ein und bafjelbe 
Slberguantum unter dem Syſteme ber Freiheit geprägt, wirft daher 
mit umpergleichlich größerer Intenfität im Sinne der Behauptung bes 
Silberpreiſes, als wenn es für Staatsrechnung angefauft und vermünzt 
dorden wäre. Die fünf münzverbündeten Staaten haben nach ber 
arten Kontingentirung ber Prägung im Sabre 1874 noch über 466 
Rilionen France in Fünffrentenftüden ausgemünzt, ohne das Sinten 
tes Silberpreiſes verhindern zu können; die freie Prägung einer 
geihen Summe für Privatrehnung aber würde höchſt wahrfcheinlich 
genügt haben, um die frühere Werthrelation der beiden Edelmetalle 
einige Jahre hindurch trog der gleichzeitig fich vollziehenden deutſchen 
Nimreform aufrecht zu erhalten. Kurz, die ausgleichende Wirkung 
der Doppelwährung kann nur bei voller Prägefreiheit in genügenbem 
Grade eintreten; baher denn auch voranszufehen war, daß die be= 
ihränkten amerilanijchen Prägungen auf Staatsrechnung jeit 1878, 
ebwohl jie dem größten Theil der Silberprobuftion ber Union abjorbiren, 


*) 8. die nad Monaten zufammengeftellten Hierher gehörenden Zahlen bei 
*renbt, Die vertragsmäßige Doppelmährung I, &.52. Im Juli betrug bie Silber- 
Emahr nach England aus Nord- und Sübamerifa im Ganzen 429 374, aus 
Tanfgland 612 659 umb bie Ausfuhr nach Indien 507830 Pfd. Sterling. 
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den Preis dieſes Metalles zwar einigermaßen vor einem weiteren 
Sinken fügen, aber nicht bedeutend emporbringen würden. 

So war e8 aljo bie gefegliche Beſchränkung der Prägung in den 
Doppelwährungsländern, welche den übrigen auf ven Werth des Silbers 
drückenden Momenten erſt die Möglichkeit gab, ihre volle Wucht aus⸗ 
zuüben. Unter dieſen Momenten ift jedenfalls die deutſche Münze 
reform, alſo wiederum eine gefeggeberiiche Maßregel, von beſonderer 
Wichtigkeit. Zuförderſt könnte man bis zu einem gewiſſen Grabe in der 
Thatfache diejer Reform die eigentliche Veranlaſſung der Suspendirung 
ber lateiniſchen Doppelwährung jehen — ein Punkt, ven wir noch näher 
unterfuchen werben. ebenfalls aber ift nicht zu leugnen, daß bie 
deutſchen Silberverläufe feit 1876 zeitweife einen bedeutenden Drud 
auf die Londoner Preife ausgeübt haben. Die jetzt jo ftarken 
Schwankungen biefer Preife hängen offenbar wefentlich von den mo— 
mentanen Ronjunkturen des Angebotes und der Nachfrage ab, und 
die fie beftimmenden Einflüffe können daher nicht aus Mitteljahlen für 
größere Zeiträume, jondern nur aus ben ftatiftifchen Daten erkannt 
werben, weldhe unmittelbar jene Schwankungen begleiten. Der Silber- 
preis hat in den Monaten Juni bis September 1876 nicht deßwegen 
fo außerorbentlich tief geftanden, weil in ven vorhergehenden Jahren 
der Abflug nach Indien ungewöhnlich gering und bie Zufuhr aus 
Amerika ungewöhnlich groß geweſen war, fondern weil unmittelbar 
um jene Zeit das oben erwähnte außerorbentlihe Zufammentreffen 
preisbrüdender Einflüffe ftattfand, umter denen die dentihe Silber- 
einfuhr nad England (die fomohl im Auguft wie im September über 
800.000 Pfund Sterling betrug) beſonders ins Gewicht fiel. Ebenjo 
war das Steigen des Preifes im legten Viertel jenes Jahres — er 
erreichte jchließlich einen Augenblid fogar wieder die Höhe von 58%,, 
Pence — unzweifelhaft eine Folge der momentanen Konjunkturen, die 
ihrerſeits wejentlih mit berußten auf der vermehrten Silberausfuhr 
nad Indien bei gleichzeitiger Abnahme der Einfuhr aus Deutſchland. 
So begann das Jahr 1877 mit einem Silberpreife von 57—58 Bence. 
Uber weßhalb konnte fich biejer Preis nicht behaupten? Zu Gunften 
des Silbers wirkten in jenem Jahre die folgenden Momente: eine 
Ausfuhr defjelben nach Oftafien, die größer war als jemals: 16,3 
Milionen Pfund Sterling, etwa das Vierfache des Durchſchnitts des 
vorbergegangenen Yahrzehntes; dazu kam in demjelben Jahre eine ber 
deutende Steigerung der Silberprägungen in den Vereinigten Staaten, 
und zwar nicht nur in Trabe-Dollars, die immerhin den Markt noch 
belaften, fondern auch in Scheidvemünzen nach dem Geſetz von 1873, 
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tie wegen ihres Hohen Nominalwerthe dem Barrenhandel befinitiv 
anzegen find *); demnach war benn aud) bie Zufuhr von amerifanifhem 
Silber eine mäßige, indem aus den Vereinigten Staaten und bem 
ame übrigen Amerifa zujammen nur 6 Millionen Pfund Sterling 
nd England famen. Welches aber waren die dem Silber ungünftigen 
Felteren? Einerſeits indiſche Regierungswechfel im Betrage von nicht 
zatz 9 Millionen Pfund Sterling (faft 3 Millionen weniger ald im 
verjahre) unb anbererjeitd eine Silbereinfuhr aus Deutjchland von 
rt weniger al8 13,7 Millionen Pfund Sterling bei einer Gefammt» 
tinuhr don 21,7 Millionen. Soweit ſich überhaupt aus folhen Zahlen 
en Schluß ziehen läßt, wird man zugeben müffen, daß bie Zufuhr aus 
Zatihland in jenem Sabre die hauptſächlichſte Urſache des abermaligen 
zalles des Silber gewejen ift, der allerdings wieder nur burch bie 
Aufkebung der franzöfifchen Doppelwährung möglich gemacht worden 
ar. Noch bejtimmter überzeugt man fi) von der Einwirkung des 
Nutihen Silber in jemem Jahre, wenn man in ber Arenbt’fchen 
Tabelle verfolgt, wie die Einfuhr dejfelben, mit der Ausfuhr nad 
Indien Schritt haltend, faft von Monat zu Monat fteigt, während der 
Fras nach und nach auf 53%, bis 54 zurüdweicht. Sein Marimum 
zeit diejer Zufluß im September (27/, Millionen Pfund Sterling); 
a den folgenven Monaten aber tritt eine ftarle Verminderung bed« 
iiben umd zugleich wieder eine Hebung des Preifes (bis 55°/,) ein. 
Unter den jegigen Berhältnifien, bei dem Mangel des früheren bie 

Lreisbewegung regulirenden Mechanismus ber Doppelwäßrung fegen 
ih eben vie preisdrũckenden und preishaltenden Faltoren nach ihrem 
iiets wechſelnden Gewicht auch fortwährend in neue Gleichgewichtslagen, 
ud die Ordnung ber Bedeutung berjelben ergibt ſich daher einfach 
ass ihrer zahlenmäßigen Größe. Daß zu ben negativen Elementen 
auch die auf den Markt gebrachten indiſchen Regierungswechſel gehören, 
List fi troß der amerifaniichen Theorieen nicht beftreiten; bei jonft 
zleich bleibenden Umftänden wird der Silberpreis jest um jo 
mehr finten, je größer das Angebot von Council Bills iſt. Aber auch 
ın diefem Punkte haben ſich die Verhältniſſe durch die Suspenfion ber 
ranzöfifchen Doppelmährung geändert. Früher konnten ſich die Bills 


*) Zu dem Fielaljahre 1875—76 wurden in Silber geprägt 19,1 Millionen 
Tshars; 1876—77 und 1877—78 dagegen refp. 29,5 und 28,3 Millionen Dollars. 
IR der Ietteren Summe befanden fih 11,4 Millionen Trade-Dollars (denen 1876 
de beigräufte Zahlungskraft bis 5 Dollars entzogen worben) und 8,4 Millionen 
Scheibemänze; bazu famen auch bereits 8,6 Millionen vollwerthige. Dollars nach 
sau Gefeg vom 28. Februar 1878. 
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und das baare Silber für Indien nur bis zu dem Preiſe Konkurrenz 
machen, bei dem es northeilhafter wurde, das Silber zu Franken prägen 
zu laſſen; jegt aber ift bieje fefte untere Grenze befeitigt, und wenn 
nun die Summe von angebotenem Silber und angebotenen Wechfeln be» 
trächtlich größer wird, als das gleichzeitig von Europa an Indien ge 
ſchuldete Saldo, jo fönnen die beiden konkurrirenden Rimefjen zeitweije 
gegenfeitig ihren Preis außerorbentlich tief herabbrüden, da eine auto= 
matifche Beſſerung nur dadurch eintreten könnte, daß die Entwerthung 
des Silbers ſelbſt eine erheblich verftärkte Wanrenausfuhr aus Invien 
hervorriefe. Ueberhaupt muß beachtet werben, daß auf die gewöhnliche 
Dynamit des Wechielturfes feit dem Sturze des Silbers zwiſchen 
Europa und Indien nicht mehr gerechnet werben kann: es gibt feinen 
Metallpunkt mehr, bei dem ein allgemein anerkannter, feinem Zwangs- 
angebot unterworfener Gelvftoff auf Grumd einer Arbitrage die Zah⸗ 
lungsausgleichung mit Indien übernimmt, ſondern das Silber kommt 
in dem gegenwärtigen Stabium ber Dinge in Europa neben den Wechſeln 
nur als gewöhnliche Erportwaare mit möglicherweife übermäßigem An- 
gebot in Betracht. 

Dei unferer Anficht von ber jegt vorhandenen ummittelbaren Wirt- 
ſamkeit ber mehr ober weniger rafch wechſelnden Beftimmungselemente 
des Londoner Silberpreifes werben wir auch das weitere Sinken des 
Silbers während des Jahres 1878 und in ben erften Monaten von 
1879 Iebiglih durch bie es begleitenden Umſtände erklären müſſen. 
Weit ausjehende Spekulationen in Silber können gegenwärtig nicht ger 
macht werben; bebeutende Vorräthe dieſes Metalles Tann man wegen 
des Zinsverluftes nicht Halten*) und ebenfowenig läßt es ſich aus der 
Cirfulation oder aus den überreich gefüllten Rejervoirs der Banken in 
Baris und Berlin ziehen, da es hier durch die Prägung eine künſtliche 
Werthfteigerung erhalten hat und demnach für die Ausfuhr immobilifirt 
ft. Daher dürfte auch der Drud, den bie bloße Möglichkeit 
ftärferer Silberverfäufe von Seiten Deutſchlands in London in jener 
Zeit ausübte, nicht allzu Hoch anzufchlagen fein; hauptſächlich fam es 
darauf an, wie viel Silber aus Deutſchland wirklich einging. Da 
aber diefe Einfuhr 1878 nur 4 Millionen und 1879 weniger als 
800000 Pfund Sterling betrug, fo wird man die Einwirkung ber 


*) Allerdings Lönnten große Beträge in Barrenfilber von ben Banken gegen 
einen fehr niedrigen Zins belehnt werben; aber bie Spekulation wird vom biefem 
Mittel wohl erft dann einen ausgebehnten Gebrauch machen, wenn fie Gründe 
bat, ein erhebliches Steigen des Silber vorauszuſehen. 
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deutfchen Silberverkäufe in biefen Jahren nur als ein untergeorbnetes 
Moment anjehen bürfen. Da aud die Zufuhr aus Nord» und Süd 
Amerifa mäßig geblieben war (im Ganzen 5 und 6 Millionen Pfund 
Eterfing), fo muß das weitere Fallen des Silbers, das zeitmeife ſogar 
wiever unter 50 Pence Herabging, hauptfächlich dadurch erflärt werben, 
daß bei wenig veränderter indiſcher Waarenbilanz der Betrag ber ver⸗ 
lauften Regierungswechiel ſowohl 1878 wie 1879 auf etwa 14 Millionen 
Fund Sterling ftieg, mehr als 50 Prozent Höher als 1877, während 
andererſeits bie Silberausfuhr nad Oftafien von der ungewöhnlichen 
Göhe "des Borjahres auf 6 und 6°, Millionen wid. Die offizielle 
Einftellung der deutſchen Silberverfäufe hat immerhin einen günftigen 
Einfluß auf den Londoner Preis geübt, zumal biefelbe für den kurz⸗ 
athmigen Silbermarkt zunäcft wie eine definitive und bleibende Maß- 
regel wirken mußte. Die Preije beivegten fich ſeitdem zwifchen 51 und 
53%,, und dieſe Schwankungen dürfen, obwohl fie im Vergleich mit 
ven vor 1874 als normal angefehenen, außerordentlich groß erjcheinen, 
wohl als Oscillationen um eine relativ haltbare, ben gegenwärtigen 
Berhãltniſſen entſprechende Gleichgewichtölage der Faktoren des Silber- 
rreifes gelten. Diefe gegenwärtige Situation ift charafterifirt durch 
die folgenden Umftänbe: 

Keine in der nächſten Zukunft zu erwartende Silberverfäufe von 
Seiten Deutjchlands oder anderer Ränder; andererſeits nur unbebeutenbe 
Silberprägungen in Europa; 

in ben Vereinigten Staaten eine jährliche Prägung von mindeſtens 
24 Millionen Dollars Eourantfilber, durch welche der größte Theil ver 
einheimiſchen Produktion dem Markte völlig entzogen und bie geſammte 
nord und fübamerifanifhe Silbereinfuhr nah Europa auf etwa 
5 Millionen Pfund Sterling beſchränkt wird, während zugleich etwa 
2 Milfionen direlt von Amerifa nach Oftafien gehen; 

eine jährliche Silberausfuhr aus England nah Afien von 6 bis 
7 Millionen Pfund Sterling; anbererfeits 14 Millionen Pfund inbifcher 
Regierungswechſel und eine indifch-europätihe Waarenbilan; von etwa 
10 Millionen zu Gunften Indiens. Aendert fih einer von biejen 
daltoren erheblich oder tritt ein neuer wirffam Hinzu, wie z. B. eine 
indiſche Anleihe, fo wird der Silberpreis in dem vorauszuſehenden 
Sinne fich beivegen; findet dagegen eine gleichzeitige Aenderung mehrerer 
Elemente ftatt, bie in verſchiedener Richtung wirken, fo wird es nicht 
immer möglich fein, die momentane Gefammtwirfung voraus zu ber 
ſtimmen; ba überdieß zeitweije unberechenbare moraliſche Einfläffe auf 
ben Markt wirken — wie z. B. bie an die Bland- Bill gefnüpften 
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Hoffnungen — fo ift eine genaue Erklärung aller kleineren Kurs- 
Dscillationen nicht zu verlangen und fie würde übrigens auch die Mühe 
nicht lohnen. 

Das jegige Gleichgewichtsſyſtem der Preisfaftoren aber ift gewiſſer⸗ 
maßen als ein labiles zu bezeichnen: d. h. durch die Aenderung einer 
der Komponenten können plögliche und fehr ſtarke Störungen entftehen. 
Wenn bie Vereinigten Staaten z. B. beihlöffen, ihre Silberprägungen 
einzuftelfen, fo würben die für das Angebot frei werdenden 5 Millionen 
Pfund Sterling die bisherige Preisgrundlage vollſtändig erſchüttern 
und das Silber würde wahrſcheinlich zuerſt wieder fehr tief finken, 
dann aber auch wieber fteigen bis es ein neues Gleichgewichtänivenu 
gefunden hätte. Würde umgekehrt durch eine Steigerung des Bedarfs 


. am inbifchen Waaren, etwa in Folge eines Ausfalles der amerilaniſchen 


Baumwollenprobuftion, eine plögliche aktive Nachfrage nach Silber zur 
Ausfuhr nach Indien hervorgerufen, fo fönnte momentan ver Silber- 
preis ſogar über die frühere Normalhöhe Hinausfteigen, und es würde 
dann wieder von den verhältnigmäßig ftabilen Faltoren abhängen, an 
welchem Punkte der Preis in eine neue relative Ruhelage gelangen 
würde. Eine verhältnißmäßig weit geringere Hebung des Preifes da- 
gegen wäre zu erwarten, wenn ein europäifcher Staat beichlöffe, eine 
beftimmte, wenn aud beträchtliche Summe für eigene Rechnung in 
Silber zu prägen, weil eine ſolche Nachfrage, wie bereits oben angebeutet 
wurde, immer einen wenig intenfiven Charakter bewahren und niemals 
in ber Weife forcirt werben würde, wie es bei einer raſchen Ent« 
ftehung großer Zahlungsverbinblichkeiten für Indien Leicht möglich wäre. 

In jedem Falle ift es einleuchtend, daß nach der Wegräumung des 
kompenſirenden Mechanismus der lateiniſchen Doppelmährung niemals 
ein ſolcher Grad von Stabilität des Werthverhältniſſes ber beiden 
Edelmetalle zu erwarten ift, wie er troß des ftärften Wechfels ber 
maßgebenden Yaltoren bis 1873 beobachtet worden ift. War ja z. B. 
die Silberausfuhr aus Europa nad Afien von 1%/,' Millionen Pfund 
Sterling im Jahre 1851 auf mehr ald 20 Millionen im Jahre 1857 
geftiegen, während gleichzeitig die enorme kaliforniſche und auftralifche 
Goldproduktion ihre Rüdwirkung auf den Silberpreis übte; und denn⸗ 
noch ſchwankte dieſer Preis nur zwiſchen 60 und 621/, Pence, wie er 
ſich andererfeits im Jahre 1871 zwiſchen 60%, und 61 behauptete, 
obwohl in diefem Jahre bie europäifche Silberausfugr nach Afien nur 
3,9 Millionen Pfund Sterling ausmachte, der Betrag der inbifchen 
Negierungswechfel dagegen ſchon auf 8,4 Millionen — mehr als das 
Dreifache der früheren Durchſchnittsſumme geftiegen war und bie 
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Eilbereinfußr aus Amerika ein Marimum (9 Miltionen Pfund Sterling) 
erreichte. Im Bezug auf bie kinftigen unregulirten Oscillationen des 
Bertiverhältniffes ift namentlich auch zu beachten, daß biefelben nicht 
allein von den gewöhnlich doch nur langſamen Produktionsſchwankungen 
der Edelmetalle, fonbern hauptſächlich von den weit raſcher wechſelnden 
Handels · und Zahlungstonjunkturen zwiſchen Europa und Afien ab» 
fangen werben. Dieje Unftetigeit des Silberwerthes in der Zukunft 
m die innere Entwertfung der vorhandenen Silbermünzen der Gegen- 
wart müffen jebenfallß der neueren Münzpolitif der maßgebenben 
Aulturländer zur Laſt gejchrieben werden. Ohne Zweifel aber find 
dieſe Uebelftände, abgefehen von möglichen weiteren Befürchtungen, ſchon 
für ſich allein groß genug, um eine nachträgliche Prüfung der Berech-⸗ 
tigung der faft allgemein zur Vorherrſchaft gelangten Goldwährungs- 
politit zu vechtfertigen. Dabei müſſen wir von vornherein jede Be⸗ 
fung auf eine unbeftimmte aber angeblich unwiderſtehliche Tenbenz 
ablehnen, welche die civilifirten Völfer um jeden Preis vom Silber ab 
ub dem Golde zubränge. Die Vorliebe bes größeren Verkehrs für 
des Gold ift ohne Zweifel vorhanden und darf nicht unterfchägt werben ; 
aber die Macht dieſer Tendenz gegenüber den thatjächlichen Verhält- 
niſſen hat fich bisher als ungenügend zur Erreichung ihres Zweckes 
erwiefen. Nur Deutſchland ift im Stande gewefen, unterftügt durch 
Ye franzöſiſchen Milliarden und mit einem bedeutenden Berlufte, eine 
wößere Qualität Silber (3"/, Millionen kg) abzuftogen; über 3 
Milliarden Markt in Silber aber bieten in Europa jn ver denkbar 
islimmaften Geſtalt, als nomineli überwerthetes Kreditgeld jener Ten- 
dem; bisher noch erfolgreih Troz. Die Neigung zum Golde war 
übrigens in vielen Kreifen nur eine platonifche und theoretiſche; auch 
tie Geſetgebung ift ihr hauptſächlich aus theoretiſchen Gründen ent» 
Segengefommen und fie bat mit biefem Schritte ein Experiment ge 
mat, das vollkommen berechtigt gewefen fein könnte, auch wenn das 
beabfihtigte Reſultat ſchließlich sticht erreicht würde. Betrachten wir 
die Gründe etwas näher, die auf dem Kontinente für die Goldwährung 
geltend gemacht und allmählich für bie öffentliche Meinung überwiegend 
Mafigebend geworden find. 

Diefe Gründe find leineswegs immer diefelben geweſen. Dasjenige 
Argument, welches ber erite namhafte Vertreter der Golbwährung in 
Deutihland, I. ©. Hoffmann, in feiner Lehre vom Gelde (1838) und 
den „Zeichen ver Zeit im deutjchen Münzweſen“ (1841) in ben Vorber- 
gtund ftellte, wird heute auch von ben eifrigiten Freunden des Goldes 


igmwerlich ftichhaltig befunden werden. Hoffmann will weder dem Um⸗ 
Jagrbud V. 1, Hrög. d. Sämoller. 
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ftande, daß der Preis des Goldes wahrſcheinlich umveränderliher ift 
als ber Preis des Silbers, noch dem, daß Gold mwohlfeiler zu ver- 
münzen ift als Silber, ein entſcheidendes Gewicht beilegen“ *); weſent⸗ 
lich ift ihm für jeine Entſcheidung nur der Grund, daß jedes Silber- 
geldſyſtem unvettbar einer allmählichen Berfchlechterung unterliege, Gold⸗ 
geld aber dieſer Gefahr nit oder wenigftens nur in geringem Grabe 
ausgefegt fei. Im Erinnerung an die ſchlimmen alten Trabitionen ber 
Münzpolitit meint Hoffmann, die unvermeidliche Abnugung ber Silber: 
münzen müffe immer bald dazu führen, daß der Marktpreis des Barren- 
Silbers den dem gefeglichen Münzfuß entiprechenden überfteige; bie 
Regierungen könnten dann neues vollwichtiged Geld nur mit Berluft 
prägen, und felbft wenn fie ein ſolches Opfer brächten, jo helfe es doch 
nichts, denn die neuen Münzen würden raſch ausgejucht und einge 
ſchmolzen werben; oft feien auch) die Staatskaſſen gänzlich unvermögend, 
einen Zujhuß zur Verbefjerung des Münzwefens herzugeben, und fo 
gerathe man bei ber Silberwährung periodiſch in die Nothwenbigfeit, 
den Münzfuß immer leichter zu machen **). Bei der Goldwährung aber 
fol noch Hoffmann's Anficht dergleichen nicht zu befürchten fein, weil 
die Golvftüde immer einen höheren Werth, nicht wohl unter 5 Thlr., 
darftellten und daher nicht in den Heinen Verkehr eindrängen; weil fie 
auch im Uebrigen weniger der Abnutzung ausgefegt jeien, da fie bei 
der Berjendung und Aufbewahrung forgfältiger behandelt würden als 
die volumindferen Silbermünzen; weil fie endlich vorzugsweife zu Ver- 
jendungen ins Ausland geeignet feien und bei ben verhältnigmäßig ge 
ringen Münzungstoften häufig wıngeprägt, aljo bei weitem nicht jo alt 
würben wie bie Gilbermünzen. Für ben Heinen Verkehr foll dann 
nad englijchem Diufter eine unterwerthige Scheivemünge mit beſchränkter 
Zahlungskraft eingeführt werden. Schwierigkeiten in ber Beſchaffung 
des Goldes fieht Hoffmann, der zunächſt nur Preußen im Auge hat, 
nit voraus. Er glaubt, der Uebergang würbe ſich leicht voliziehen, 
wenn man bie Rourantfilberprägung einftelle und 5» und 10-Thaler- 
ftüde in Gold nah dem Werthverhältniffe 15°%/,, : 1***) zu prägen 
beginne, zunächft aus den vorhandenen Friedrichsdors, deren Kaſſenkurs 
damals nur einem Werthverhältnifie von etwa 15,7 : 1 entſprach. 
Hoffmann will alfo die chroniſche Verſchlechterung des Geldweſens 
dadurch verhindern, daß dem kleinen Berfehr ein von vornherein ftark- 


*) Zeichen ber Zeit, ©. 119. 
**) Bol. namentlich „Die Lehre vom Gelbe“, ©. 99 und 133. 
***) Lehre vom Gelbe, ©. 140. 
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unterwerthiges Kreditgeld geboten würbe, während bie als feite Werth 
meffer dienenden Goldſtücke ſich möglichft geſchont nur in den höheren 
Regionen der wirthichaftlichen Gefellihaft bewegen ſollten. Aber jelbit 
wenn man das immerhin anfechtbare Prinzip diefer Zweitheilung an- 
nimmt, weßhalb ließe es fich micht eben fo gut auf Silber wie auf 
Gold anwenden? Die alten Speziesthaler haben ja in der That noch 
mehr als der Dulat im ben beutfchen Münzwirren die fefte Grunblage 
der Werthbeitimmungen gebildet. Und wenn fie noch nicht groß genug 
waren, um bem gewöhnlichen Verkehr fern zu bleiben, jo hätte man ja 
zu einem noch fchwereren Banlgelve greifen Zönnen, etwa zu ben durch 
vie Zollvereinätonvention von 1838 geſchaffenen Zweithalerftüden. 
Bern dann, jtatt ber ungenügenben Beitimmungen biejer Konvention 
ſewohl wie des Münzvertrags von 1857, zur Aufrechterhaltung der 
Vollwichtigleit der Münzen der Abnugung eine fefte Grenze gejegt 
worden wäre, wie e8 zuerjt in dem Reichsmünzgeſetz vom 4. Dezbr. 1871 
geſchehen ijt, fo würde die Silberwährung eine größere Stabilität er- 
langt haben, als die von Hofjmann gerüfmte engliihe Goldwährung 
befigt. Denn bie Abnutzung ber engliichen Goldmünzen hatte befannt- 
lid trotz des von der Bank gegen die zu leichten Stüde geführten 
Rampfes ſchon 1868 nach den Unterfudungen Jevons'*) einen bevent- 
lichen Grad erreicht und ſeitdem ift das Uebel noch ſchlimmer geworben. 
Die häufigen Umprägungen, auf bie Hoffmann rechnete, finden nicht 
fatt; lange bevor die Stüde das Paſſirgewicht verloren haben, eignen 
fe ſich ſchon nicht mehr für die Ausfuhr; ſpäter aber halten fie fich 
forgfältig von der Schere der Bank fern, und fo cirkulirten nad) Jevons 
in einigen inbuftriellen Bezirken ſchon bis 44 Prozent Sovereignd und 
noch mehr halbe Sovereignd, die unter dem Paffirgewichte ftanden, 
d. h. mehr als 6 reſp. 8 pro mille zu leicht waren. 

Uebrigen® gab Hoffmann jelbft zu, daß jein Vorſchlag in Deutjch- 
land durchaus feinen Anklang gefunden habe, nicht einmal einer ferneren 
Prüfung unterzogen, fondern „mit mehr ober minder Schonung überall 
wurädgewiefen worden jet” **). Auch geiteht er, daß in Preußen vieles 
geihehen fei, was dem Publitum das Goldgeld verleiven konnte. Die 
Goldcirkulation war ja in der zweiten Hälfte des vorigen Jahrhunderts 


*) Journal of the stat. Soc. 1865, p. 426. 

**) Bergius ſprach fih 1847 in Rau und danſſen's Archiv zu Gunften des 
Heffmann’chen Planes aus, jedoch hegte er die Befürdtung, daß bie Ausführung 
deſelben wegen ber zu erwartenden Preisfteigerung des Golbes zu toffpielig fein 
werde. Gräter trat Bergius nochmals für bie Goldwährung ein, Tübinger 
Zeitſcht, 1854, ©. 419 ff. 
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in Preußen gar nicht unbedeutend — von 1764 bis 1808 wurben dent 
Silberwerthe nach 60 Millionen Thaler in Gold und 94, Millionen 
Thaler in Silberkourant (mit Einfluß von 17 Millionen Zwölftel- 
ftüten) geprägt — aber die damals beftehende Paralielmährung, die 
Einige auch noch in neuerer Zeit als Ideal betrachteten, erwies fich 
als Höchft unbequem, und fpäter entftanden viele Mißlichkeiten duch die 
Zulaffung fremder Piftolen. Kurz, von einer Vorliebe für das Gold 
war in ben vierziger Jahren weber in Deutſchland, noch überhaupt auf 
dem Kontinent etwas Beftimmtes zu bemerken. Vielmehr entichloß fich 
eine Welthandelsmacht, Holland, noch im Jahre 1847 im Prinzip zum 
Demonetifirung des Goldes, theilweife wenigftens durch den Wunſch ge» 
leitet, den einheimifchen Geldmarkt von dem englifchen möglichſt unab= 
bhängig zu erhalten und vor den Rückwirkungen ber periobifchen eng⸗ 
liſchen Krifen und dem dadurch bewirkten Baarabfluß nach Kräften zu 
bewahren. So weit war man damals noch von dem Gedanken der inter- 
nationalen Solivarität entfernt, der das Grundprinzip ber fpäteren 
Münzpolitit der Kulturſtaaten bilbete. 

Zu einem wirklichen Tagesproblem wurde die Währungsfrage erft 
nach den kaliforniſchen Goldentvedungen. Namhafte Männer, denen 
man ein Urteil zugeftehen mußte, glaubten an die dauernde Entwerthung 
bes Goldes. Insbeſondere begann M. Chevalier alsbald feinen Feld⸗ 
zug für die Herftellung der reinen Silberwährung in Frankreich, und 
noch im Jahre 1859 finden wir ihn in feiner Schrift „De la baisse 
probable de Tor“, die von Cobden ins Englifche überfegt wurbe, auf 
demfelben Standpunkte. Auch in England blieb die Silbermäßrung 
nicht ohne Anhänger; Stirling z. B. fprach in einer Schrift über die 
taliforniſchen und auftralifchen Golventvedungen von der Währungs- 
änderung als einer wenigftens diskutirbaren Maßregel *), und Maclaren 
empfahl fie direkt im Anfchluffe an Chevalier **). Die Beforgniffe der 
öffentlichen Meinung teilten ſich auch den Regierungen mit und führten 
zu einer Reihe von Maßregeln, welche die Entwiclung des gefürdhteten 
Uebel8 der Golventwertgung nur begünftigen konnten. Holland führte 
im Sommer 1850 bie Einziehung und demnächft die Veräußerung feiner 
Goldmünzen wirklich aus und bewirkte dadurch auf dem Weltmarfte die 
erſte beträchtliche Erſchütterung des Werthverhältniſſes der Edelmetalle 
zum Nachtheile des Goldes. Belgien ftellte im Dezember befjelben 
Jahres die Goloprägungen ein und fegte 1854 die Goldmünzen außer 





*) ©. 252 ber franzöſiſchen Ueberfegung (Paris 1853). 
**) A sketch of the history of the currency (London 1858) p. 354 ff. 
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Kurs; Rußland verbot die Silberausfuhr, Spanien verbot 1851 bie 
Eirkulation fremder Goldmünzen und hörte felbft vorläufig auf ſolche 
zu prägen; Renpel gab 1854 ebenfalls das Gold auf. Auch in Frank⸗ 
reich machte das Sinken des Goldwerthes gegen Ende des Jahres 1850 
großen Einbrud; es wurde am 14. Dezember eine Kommiffion zur 
Prüfung der Währungsfrage niedergefegt, die indeß nach vier Wochen 
den Beicheid gab, daß bie Golbentwerthung vorübergehenden Urſachen 
zmuicreiben fei. In Deutichland freute man ſich feines Silbers; in- 
dei machte fchon 1850 ein Artikel in der Deutſchen Vierteljahrsichrift 
(allem Anſcheine nad von Schubert) darauf aufmerfam, daß die et- 
waige Preisfteigerung ber Lebensbebürfniffe in Folge der vermehrten 
Goldprodultion ſich auch auf die Silberländer erftreden werde *). Beim 
Beginne der Berhandlungen über den beutjch-öfterreichifchen Münzver- 
trag ftelite Defterreich allerdings, wohl in der Hoffnung auf eine eich 
tere und billigere Herftelfung feiner Valuta, den Antrag auf Einführung 
einer gemeinfchaftlichen Goldwährung; alle anderen Bunbesftaaten aber 
lehuten dieſen Vorſchlag ab und in der fehlieflichen Faſſung der Kon« 
rention von 1857 wird das Gold offenbar noch mit tiefem Mißtrauen 
behandelt, wie namentlich die vorfichtigen und minutiöfen Beftimmungen 
des Artikels 21 über den zuläjfigen Kaſſenkurs der Goldkronen be 
weiſen. 
Dieſe peſſumiſtiſchen Anſichten über die Zukunft des Goldes blieben 
indeß micht ohne Widerſpruch. 2. Baucher**) fuchte ſchon 1852 zu 
zigen, daß eine bauernbe Entwertfung des Goldes nicht zu befürchten 
fe. Audere aber gingen weiter und leiteten gerade aus der Bermehrung 
der Goldproduktion Argumente zu Gunften der Golbwährung ab. In 
dieſem Sinne ſprach ſich Soetbeer ſchon 1852 in einem Bufage zu 
Mill aus. Er wies darauf hin, daß neben England die Vereinigten 
Staaten und vorangfichtlich auch bald Frankreich thatſächlich die Gold- 
währung befigen würden, daß alsdann Goldmünzen im großen Welt- 
handel vie Rolle übernehmen würden, welche früher die Piafter gejpielt 
hätten, daß fich daher auch für die Silberländer, wo ſich zwar jetzt 
noch feine Hinneigung zum Golde zeige, ſchließlich die Nothwendigkeit 
ergeben werde, ſich bei internationalen Zahlungsausgleichungen dieſes 
Metalles zu bedienen. Thatſächlich werde bei einer ſolchen Weltherr⸗ 
ichaft des Goldes das Silber zu einer ſchwanlenden Waare, wenn man 


*) Als eifriger Vertheidiger der Gilberwährung und Gegner Coetbeer's 
trat im der Tübinger Zeitfrift, Jahrg. 1856, ©. 486, Kolb auf. 
=) Revue des denx mondes, aofit 1852. Aud Melanges t. II. p. 558. 
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ſich auch in den Gebieten der Silberwährung gegen dieſe Einficht noch 
lange verjchließen werde. Im gleichem Sinne äußerte fi) Soetbeer in 
der im Jahrgange 1856 der „Gegenwart“ erjchienenen Abhandlung 
„Das Gold“; zugleich beftritt er, daß eine erhebliche Wertknerminderung 
des Goldes ftattgefunden habe, es fei nur im Folge befonderer Kon— 
junkturen eine Preisfteigerung des Silbers eingetreten. 

Andere glaubten auch im dem Uebergange zur Golbwährung das 
ficherſte Mittel zu fehen, um bie drohende Entwerthung des Goldes ab⸗ 
zuwenden. Namentlich fam bei dem größeren Publikum dem Golde 
ganz befonders das Argument zu ftatten, daß die gefürdhtete Preis- 
fteigerung der Lebensbebürfniffe am beften vermieden werben könne, wenn 
man angefihts ber ftarfen Vermehrung des Goldes die Gefammtmaffe 
der Girkulationsmittel durch Befeitigung des Silber in normalen 
Grenzen erhalte. Sehr bemerkenswert ift namentlich eine Abhandlung 
in der Deutfchen Vierteljahrsihrift von 1853 *), die gewiſſermaßen als 
Vorläufer des öfterreihifchen Vorſchlags von 1854 erfcheint. Der Verfaffer 
ift unverkennbar Lorenz Stein. Die kulturhiſtoriſche Bewegung von 
der Silber zur Goldwährung wird hier bereits in ber fpäter allgemein 
üblich geworbenen Weife formulirt: „die Goldwährung ift die natur« 
gemäße Währung eines Welthandelsvolkes, die Silbermährung gehört 
ven Völfern zweiter Ordnung, und deßhalb haben England und Nord- 
amerifa die Golowährung ohne Furcht vor Kalifornien und Auftralien 
angenommen, während Frankreich mit feiner ftationären Handelsbewegung 
aus der Silberwährung nicht heraus Tann.“ Diefe letztere Bemerkung 
war freilich fchon damals verfehlt, wie denn der Verfaffer auch bie 
Wirkung der franzöfifchen Doppelwährung ganz außer Acht läßt. Für 
ein Vol wie das deutfche aber — heißt e8 an einer anberen Stelle —, 
das an der Schwelle einer außerordentlich reichen Zukunft ftehe, ſei bie 
Goldwährung das Naturgemäße, und fie werde daher trog aller Schwie ⸗ 
rigfeiten kommen, und wahrfcheinlich eher, als es die meiften meinten. 
Eine Goldentwerthung fei nicht zu befürchten, da durch die Einführung 
der Goldwährung diefes Metall fofort im Preife fteigen müffe. „Der 
einzig ernfthafte Grund gegen bie Goldwährung, der aus dem Werth- 
verhältniffe entnommen werben Tann, liegt nicht darin, daß zuviel, 
fondern im Gegentheil, daß zu wenig Gold gewonnen 
wird" (©. 122). Die mögliche Steigerung des Goldwerthes in Folge 
einer allgemeinen Annahme der Golbwährung würbe allerdings ihre 


*) Heft 3, ©. 81. Die Golbwährung als Grundlage ber deutſchen Münz- 
einbeit. 
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Unzuträglichkeiten haben, aber man müſſe bebenfen, daß andere Völker 
ficb vielleicht durch die Ausficht auf dieſe Möglichkeit nicht würben ab— 
halten laſſen, das Silber abzufchaffen und daß Deutichland dann im 
Nüdfftande bleiben und fchließlich doch zu dem gleichen Schritte gezwungen 
werben wũrde. Gelegentlich weit Stein auch auf die Möglichkeit einer 
Eutwertfung des Silbers durch Entdeckung neuer reicher Minen Hin; 
überhaupt fchreibt er dem Silber auf Grund einer anfechtbaren Theorie 
eine geringere Werthftabilität zu als dem Golbe; er betont übrigens 
tie Unentbehrlichkeit dieſes Metall für ven Verkehr, aber er will es 
doch nur als unterwerthige Scheidemünze zulaffen. Der Artikel ſchließt 
mit dem Sage: „Es wird in Deutfchland entweder gar feine oder eine 
auf Golvwährung gebaute Münzeinheit zu Stande kommen.” 

Im Frankreich fam Levaſſeur am Schluffe feiner ausführlichen und 
gründlichen Unterfuchungen *) ebenfalls zu dem Nefultate, daß gerade 
vie Bermehrung der Golbprobuftion bie Demonetifation des Silbers 
rathiam made. Frankreich jei durch feine Münzgefeßgebung in eine 
kiitihe Lage gerathen; im Sabre 1848 wäre der llebergang zur reinen 
Silberwãhrung vielleicht ein zwedmäßiger Ausweg geweien; im Jahre 
1858 aber, nachdem das Land eine folofjale Goldmafje aufgenommen 
habe, lönne man dieſen Weg nicht mehr einfchlagen, ſondern müffe bie 
vollendete Thatjache acceptixen. Selbft wenn man bie zweifelhafte An- 
nahme mache, daß die Silberwährung eine Ermäßigung der Preife mit 
fh bringen werde, jo wäre eine ſolche Vertheuerung des Geldes doch 
noch weniger wünfchenswerth, als die Preisrevolution in entgegen- 
zeſetzter Richtung, welche möglicherweife durch die ftarfe Goldzufuhr ent- 
heben fönmte. Levaſſeur betont ferner die pofitiven Gründe, bie für 
tie Goldwährung ſprechen und fehmeichelt fich fogar angeſichts der da⸗ 
maligen Silberpreije mit der Hoffnung, daß Frankreich bei der Demo- 
aetifirung feines Silbers, deſſen Beſtand er auf eine Milliarde Fres. 
veranjdjlagte, durch Verkauf von 7—800 Millionen Fres. einen Ge- 
winn von 10-12 Millionen machen würde. 

So glaubte man die Golpwährung im Anfang der ſechsziger Jahre 
für die Vereinigten Staaten und Frankreich als definitiv oder nahezu 
vollendete Thatjache anfehen zu dürfen, und diefe Erwägung in Ber- 
bindung mit ber Nüdficht auf die Weltftellung des englifchen Pfundes 
Sterling wurde nım für bie übrigen Kulturländer das gewichtigfte praf- 
tiſche Argument zu Gunften des Goldes **). In Deutſchland mehrten 


*) La question de Por, Paris 1858; namentlih ©. 331 ff. 
**) Auch bie Idee des internationalen Bimetallismus taucht ſchon in dem 
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ſich die in diefem Sinne lautenden Stimmen. So ſprach fih Schäffle 
1857 in ber Tübinger Zeitſchrift und Bamberger 1861 in den Oppen- 
heim'ſchen Jahrbüchern für die Goldwährung aus. Auch die Gründung 
bes lateiniſchen Münzbundes galt trog der Beibehaltung der Doppel» 
währung als ein Ereigniß, das den allgemeinen Sieg des Goldes vor- 
bereite. Namentlich trat nun bie bis dahin kaum ernft genommene 
Idee einer internationalen Münzeinigung auf Grundlage der Gold⸗ 
währung mit Beftimmtheit und anſcheinend günftigen Ausſichten auf bie 
Tagesorbnung, und biefer neue Baktor trug nicht wenig dazu bei, bie 
Öffentliche Meinung in noch höherem Grabe für die Alleinherrſchaft des 
Goldes zu gewinnen. Wander, der heutzutage bie Idee einer inter- 
nationalen Regelung blos der Währungsfrage als eine Utopie verfpottet, 
"mag in jener noch mehr ibealiftifchen Zeit an die Möglichkeit eines 
Weltgeldes mit dem goldenen Fünffrankenſtück als gemeinfchaftlichem 
„Dönominateur" geglaubt Haben. Der Iateinifhe Münzbund und bie 
deutfch-öfterreichifche Konvention von 1857 fdhienen ben praktiihen Be- 
weiß zu liefern, daß ähnliche Vereinbarungen auch unter einer größeren 
Anzahl unabhängiger Staaten möglich und haltbar fein würben. Defter- 
reich ſchloß ja bereit8 1867 einen Präliminarvertrag, auf Grund deſſen 
fein Beitritt zum Münzbunde gefichert ſchien. Spanien brachte fein 
Münzigftem faftiih mit dem Iateinifchen in Uebereinftimmung. Wie 
großen Werth die franzöfiiche Regierung dem Gebanfen der allgemeinen 
Münzeinigung beilegte, geht u. a. daraus hervor, daß bie erfte Frage 
bei der im Yuli 1868 eröffneten neuen Enquste dahin ging, „ob bie 
Trage der einheitlichen Währung und die der internationalen Münz« 


fünfziger Jahren auf, unb zwar it Schübler ihr erfler Vertreter. Den erften Ans 
Hang an biefefbe findet man in einer Abhandlung „über bie Schwankungen in ben 
Breifen ber Edelmetalle“ in ber D. Bierteljahrsfhr. von 1852, ©. 128 ff., die mit 
©. unterzeichnet ift und offenbar von Schäbler herrührt. Es wirb hier vorger 
lagen, bie Hauptftaaten mit Einfluß Englands follten ſich über eine Golb- und 
Silbereirtulation nad} einem gemeinfhaftlichen Werthverhältniß verſtändigen. Diefes 
Berhältnig fol allerbing® nicht umveränberlich fein, fonbern nach dem im Verkehr 
beftehenben nöthigenfalls Torrigirt werden; aber ber Verfaſſer glaubt, daß durch 
bie Bereinigung der Staaten bie Stabilität befielben fehr beförbert werben würde. 
Zugleich entwidelt er ben Plan eines allgemeinen internationalen Giroverlehrs, 
der mit Hilfe von Münzfceinen und dur Vermittlung der Poſt unterhalten, 
die effektiven Baarfendungen auf ein Minimum reduziren würde. Den beftimmten 
Vorſchlag bes feften vertragsmäßigen Werthverhältaiſſes von 15”/2 : 1 machte 
Schubler bald nachher in feiner Schrift „Metall und Papier” (Stuttg. 1854). 
©. Oppenheim (Die Natur des Geldes, Mainz 1856) vertheibigte ebenfalls das 
bimetalliſtiſche Projekt. 
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einigung jo durchaus folivarijch feien, daß bie eine ohne die andere 
nicht. gelöft werden könne und nothwendig bie einfache Währung herge- 
feßt werben müfle, ehe eine Unififation der Münzſyſteme erreichbar 
ſei“ Bei biejer Srageftellung beherrſcht aljo ber Geſichtspunkt ver 
Rüngeinheit entichieven den der Währung. Auch in England fand bie 
Nee einer allgemeinen Münzeinigung eine beifällige Aufnahıne. Die 
wa der Regierung zur Prüfung diefer Frage eingeſetzte Kommiſſion 
heb freilich bei aller Anerkennung des Projekte auch die praftifchen 
Schwierigfeiten hervor, die durch bie Herabfegung bes Golpgehaltes 
ber Sovereignd entftehen müßten. Aber der Schaglanzler Lowe war zu 
tiefer wichtigen Maßregel bereit entichlofjen und auch die Times zeigte 
fh derfelben nicht abgeneigt*). Jevons fagte jogar in Bezug auf die 
Bevenfen der Kommiffion: „I do not hesitate to say that these dif- 
fulties are wholly imaginary“ **). Preußen allerdings hielt fich be» 
tumtlih auf der Parifer Konferenz von 1867 fehr vefervirt; aber bie 
äentliche Meinung erwärmte ſich auch in Deutichland mehr und mehr 
für vie Golbwährung und die internationale Münzeinheit. Der Nord⸗ 
dentſche Reichstag richtete am 13. Juni 1868 eine Aufforderung an 
des Bundesprãſidium, in welcher zwar nicht direlt die Goldwährung, 
wohl aber ein dezimales Münzſhſtem empfohlen wird, das möglichit viele 
Garantien jeiner Erweiterung zu einem allgemeinen Syſtem aller civili- 
frten Nationen biete. Der voltswirthfchaftliche Kongreß in Hamburg 
kfünwortete im September beffelben Jahres ebenfalls die Goldwährung im 
Anichluß an die lateiniſche Münzfonvention und an bie von ber inter« 
nationalen Münzlonferenz von 1867 empfohlenen Grunfäge. 

Soetbeer hielt fid als Berichterftatter des Ausſchuſſes des deutſchen 
dendelstages in feiner Denkſchrift von 1869 allerdings den internatio- 
nalen Bejtrebungen gegenüber auf einem vorfichtig vefervirten Stand» 
mufte. Jedoch empfahl auch diefe Denkichrift den deutſchen Regierungen 
siht nur die Golowährung, ſondern auch die Prüfung ber Trage, ob 
äne neue internationale Münztonferenz zu veranlafien fei, oder ob 
Deutihland fofort mit thunlichfter Berüdfichtigung der von der erften 
internationalen Konferenz aufgeftellten Grunbjäge zu einer Neuorbnung 
eines Münzwefens vorgehen jolle. 

Aber auch diejenigen Anhänger der Golbwährung, welche jich dem 
Frojette der eigentlichen Münzeinigung gegenüber mehr oder weniger 
iteptiich verhielten, machten damals die Vortheile einer internationalen 


*) Bel. Journal of the stat. society, 1869, p. 319. 
) Wa. O. 1868, p. 427. 
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Währungseinheit auf der Baſis des Goldes als Hauptargument für 
ihren Standpunkt geltend, und aud fie glaubten, daß die thatſächliche 
Entwidlung der Dinge in diefem Sinne bereits über das unfichere Bor- 
ftabium Hinausgerüdt fei und unaufhaltſam einem baldigen Abſchluſſe 
zuſtrebe. Insbeſondere betrachtete man die Währungsfrage für Frank- 
reich als jo gut wie entfchieven. Allerdings Hatte bier Wolowski mit, 
wenn auch nicht gerade neuen, fo doch in neuem Lichte dargeftellten und 
ausgeführten Gründen die Vertheidigung der Doppelwährung über 
nommen; aber bie Golbpartei, geführt von de Parieu und Chevalier — 
welcher lettere unter Berufung auf das beträchtliche Ueberwiegen des 
Goldes die Sache des Silbers aufgegeben hatte — gewann doch mehr 
und mehr Boden, troß bed Widerftandes der Bank von Frankreich und 
einiger Vertreter ber hohen Finanz. Noch im Frühjahre 1867. aller- 
dings entſchied fich eine Unterfuhungsfommiffion, welche die Trage der 
Doppelmäßrung zu prüfen hatte, für die Beibehaltung des beitehenden 
Syſtems. Nachdem aber bald darauf durch die Beichlüffe der inter: 
. nationalen Konferenz ein neues Clement in die Distuffion gebracht 
worden, gelang e8 Herrn de Parieu im Sommer 1868, die Frage aber- 
mals vor eine Kommiffion zu bringen, und in diejer ſprach fich Die Ma- 
jorität für die reine Goldwährung aus, die ſowohl die Heritellung der 
aligemeinen Münzeinheit und die Entwicklung des auswärtigen Han- 
dels begünftige, als auch das ftabiljte und bequemfte Eirkulationsmittel 
im Inlande gemwähre. Um ohne Koften zur Goldwährung überzu— 
gehen, genüge es für Frankreich, im Einverftändniß mit feinen Münz- 
verbündeten die weitere Ausprägung von Fünffrankenthalern einzuftellen 
ober enge zu begrenzen, die Zahlungsfraft berfelben auf Summen 
bis 100 Fres. zu beſchränken und die Prägung des 25-Franfenftüdes 
zu beginnen *). - 

Im November 1869 wurde dann die Währungsfrage, immer mit 
Rückſicht auf die internationale Einigung, vor ben Oberhanbelsrath ge- 
bracht, der jeine Enquöte bis zum Auguft 1870 fortfegte. Bon 37 
Zeugen und fchriftlichen Gutachten ſprachen fich nur 11 für die Doppel« 
mwährung aus, unter ihnen Wolowski, Seyd, Rouland, Rothſchild; 
Garnier mit zwei Genoſſen ftimmte für fein Seal, das Goldgramm 
ohne Werthangabe, 23 Deponenten aber, unter ihnen Levaſſeur, Juglar 
Letouze, b’Audiffret, Feer⸗Herzog, waren für die einfache Goldwährung 
nah dem Syſtem der Konferenz von 1867. Bon den Mitgliedern des 








*) Rapport de la commission chargee d’etudier Ia question monetaire. 
Mars 1869. Präfibent biefer Kommiffion war Hr. de Parien. 
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Oberhandelsrathes felbft ftimmten 13 für die Aufhebung, 6 für die 
peoviforiiche und nur 4 für die dauernde Aufrechterhaltung der Doppel» 
wäßrung. Unter den letzteren befand fi) aud ber Finanzminiſter 
Magne, der aber zugab, daß man zeitweilig die Prägung filberner Fünf- 
franfenftüce einftellen könnte. Der Handelöminifter Youvet war für 
rroriſoriſche Beibehaltung ber Doppelmährung mit Autorifirung des 
Finanzminifters zur Suspenfion der Siberprägungen *). 

Im Ganzen war 1870 nicht mehr zu bezweifeln, daß Frankreich, 
wenn nicht auferorbentlihe Ereigniffe dazwifchen getreten wären, in 
Kurzem die legtermähnte Maßregel getroffen und damit den entſchei⸗ 
enden erjten Schritt zur Golbwährung gethan Haben würde. Ernſt⸗ 
liche Berlegenheiten würben dann zwar nicht ausgeblieben fein, aber 
verlänfig machte man ſich Über die zu überwindenden Schwierigfeiten 
Mufionen, und die öffentliche Meinung war für den Uebergang voll- 
fündig vorbereitet. Denn wenn auch die 1868 bei den Generals 
anpfängern und ben Handelsfammern veranftaltete Umfrage ergab, daß 
in mandyen Gegenden, namentlich bei der ländlichen Bevölkerung das 
füberne 5-Srantenftüd noch beliebt war, fo war damit doch keineswegs 
tenftatirt, daß dieſe Volksfchichten überhaupt das Silber dem Golde 
gegenüber bevorzugten, vielmehr war wirklich mißliebig nur das goldene 
5-Sranfenftüd. Auch war ja feine Rede davon, ber Bevölkerung 
die jet vorhandenen Fünffrantentkaler, deren Borrath man weit unter 
käpte, zu entziehen; höchſtens follte ihre Zahlungskraft beſchränkt 
werden, umb mehrere Bertreter der Goldwährung im Oberbandelsrath 
glaubten fogar, daß man bei der Suspenſion der Prägungen ben vor— 
bandenen Stüden ohne Bedenken ihren unbegrenzten Kurs laſſen könnte, 
Im größeren und ftäbtifchen Verkehr aber betrachtete man damals das 
Ueberwiegen des Goldes al8 eine bleibende, jelbftverftänbliche Thatfache 
md man war nichts weniger als angenehm berührt, als jeit 1867 die 
Fänffrankenthaler wieder häufiger auftauchten. 

Auch wies man in Frankreich bereits darauf Hin, daß Deutſchland 
jeinerfeitS zuerſt mit der Einführung der Goldwährung vorgehen und 
bei dem beftehenden Syſtem fein Silber gegen franzöfliches Gold ein« 
tauſchen Fönnte **). 

Bei ſolchem Stande der Dinge und der Ausfichten gab es nun 
in der That für das deutſche Reich, als es im Jahre 1871 zu ber un« 
umgänglidh nöthigen Reform des Münzwejens ſchritt, feine andere Wahl, 


*) 8gt. Enquöte sur la question monetaire (Paris 1872) t. II. p. #20. 
**) Barieu in ber Enquete vom 1868, ©. 48. 
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als die Entſcheidung für die reine Golbwährung, ganz abgefehen bavon, 
daß die tonangebenden Autoritäten faft insgefammt dieſem Syſtem zu- 
gewandt waren. Bon ber reinen Eilberwährung konnte feine Rebe 
mehr fein. Eine ifolirte Doppelwährung würde ſich bald als unhaltbar 
erwiejen haben; denn ſobald Frankreich fein Geldweſen wieder in Orb: 
numg gebracht hätte, würbe es um fo fchneller auf dem 1870 vorbe⸗ 
veiteten Wege vorwärts gegangen fein, da ihm jene deutſche Doppel- 
währung bie Abftoßung feines Silbers ehr bequem gemacht haben 

* würde. Aber auch an eine mit Frankreich vereinbarte vertragsmäßige 
Doppelwährung konnte Deutfchland damals nicht denken; nicht ſowohl 
wegen ber noch ſtark erhigten Feindſchaft der Franzofen, als wegen des 
Uebergewichtes der Golbwährungspartei in Frankreich. Denn für die 
Waͤhrungsfrage hatte fi, trog der momentanen Herrichaft des Papier- 
gelves, Tein weentliches Moment geändert, jo lange bie Erfahrungen 
in Betreff der Silberentwerrhung noch nicht gemacht waren; und felbft 
nad dieſen Erfahrungen hat die franzöfifche Goldwährungspartei ihre 
Macht noch keineswegs eingebüßt. 

Der Uebergang Deutſchlands zur Goldwährung war alſo ein Er- 
periment, das unter ben obwaltenden Umftänben nicht vermieden werben 
tonnte; ebenjo war die Entwertfung des Silbers eine Erfahrung, welche 
die Welt machen mußte, bevor die bis dahin kaum anfechtbar ſcheinende 
Argumentation für die Goldwährung als praktiſch unzulängli erkannt 
werben konnte. Es zeigte fich wieder einmal deutlich der experimentelle 
Charakter der öfonomifchen Wiſſenſchaft. Diefe Wiffenfhaft kann nie» 
mals bie konkreten Nefultate eines wirthichaftlihen Maſſenprozeſſes mit 
einiger Sicherheit vorausfagen, wenn fie nicht eine genügenve zahlen- 
mäßige Kenntniß der in Wirkſamkeit befindlichen Saltoren befigt; ja 
ſelbſt wenn ihr folhe Daten vorliegen, kann fie in vielen Fällen das 
Zufammenwirten der verfchiedenen Kräfte doch nur dann richtig bes 
urtheilen, wenn fie bereits in ähnlichen Fällen Erfahrungen gefammelt 
hat. Der ernftliche Verſuch, ein bis dahin in Loloffalen Summen ge- 
prägtes Geldmetall in Europa zu bemonetifiren, war ein folhes Novum, 
daß es verzeihlich ift, wenn man bie Wirkung beffelben im Voraus 
nicht richtig überjah, obwohl es allerdings auch an Warnern nicht ges 
gefehlt bat. . 

Ob man bei ber Ausführung der Münzreform praltifher und 
zweckmaßiger hätte verfahren können, ift eine Frage ber retroipektiven 
Kritit, deren Beantwortung von geringem Werthe ift. Immerhin muß 
man e8 jeßt hier wahrfcheinlich halten, daß die Goldwährung in Deutich- 
land leichter Hätte verwirklicht werben fönnen, wenn die Einziehung und 
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Veräußerung des Silbers mit größter Schnelligfeit betrieben worden 
wire. Dafür fpricht namentlich folgende Erwägung. 

Nicht® war in der Periobe der Millierden- Zahlungen, wie Herr 
Gamphanfen bemerkte, mehr gefucht, als Zahlungsmitiel, die bei den 
deutjchen Kaffen angenommen wurben. Jeder filberne und papierne 
Thaler, der fich irgendwo in ber Welt fand, kehrte getreulich in bie 
Heimat zurüd. Nach Art. 7 des Frankfurter Friedens aber gehörte 
ud das franzöfifche Silbergeld zu den zuläffigen Zahlungsmitteln und 
drantreih machte fich dieſen Umſtand wohl zu Nuke. Es bezahlte 
39 Mill Fres. in Fünffrantenftüden und von diefer Summe waren 
2%, Millionen eigens neu geprägt aus Silber, dad man in Ham— 
burg gelauft hatte. „Bor dem 15. Februar 1873° (dem Tage 
ver Schließung der Silbertonten der Hamburger Bank), fagt 2. Say 
in jeinem Bericht über die Zahlung der Kriegsentfchäpigung *), „konnte 
die framzöfiiche Megierung nach Gutdünken ihre auf Mark Banko lau—⸗ 
tenden Wechfel (die als ſolche nicht in Zahlung genommen wurden) in 
Barren-Silber ober in Thaler verwandeln. Es war bieß für fie ein 
Mittel, auf die Kurſe zu drüden und fie machte davon Gebrauch. Es 
wire den Hamburger Bankier unmöglich geweſen, die durch die cir- 
Aulirenden Wechſel repräfentirte Quantität Beinfilder zu liefern und 
hie waren eine Zeitlang „trös-perplexes“. Das franzöfiihe Schakamt 
zar Herr ihres Geſchickes. Daffelbe Hat mit Mäßigung gehandelt und 
au ſoviel Silber kommen laſſen, als nöthig ſchien, um die Kurſe zu 
halten und feine übrigen Wechfel zu billigen Bedingungen in Thaler 
amjegen zu können.“ So lange bie Entſchädigungszahlungen dauerten, 
— und die legte Zahlung erfolgte erft am 5. September 1873 — Tonnte 
man alfo mit Sicherheit auf Frankreich als Abnehmer von Barrenfilber 
zehnen, wenn bie Preisbebingungen einigermaßen günftig waren. Wenn 
demnach Deutſchland etwa ſchon im Jahre 1872 mit aller Energie be» 
zounen hätte, fein Silber — vielleicht mit Ausgabe von Münzfcheinen 
— einznziehen, jo würbe e8 im Stande gewefen fein, durch Vermittlung 
sa Hamburg und London eine fehr große Quantität dieſes Metalls 
ma zum Preife von 59 Pence an Frankreich zu verlaufen, und es 
würde dann vielleicht auch noch gelungen fein den Reſt loszuſchlagen, 
the Sranfreich und feine Münzverbündeten die Doppelwährung ſuſpen ⸗ 
Nr hätten. Jenes von Frankreich gefaufte Silber wäre allerdings zu⸗ 
sächft wieder nach Deutſchland zurüdgekehrt, aber in Geftalt von 


*) Abgeorudt u. a. im Journal des deonomistes, Novembre 1874. 
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Fünffrankenſtücken, mit dem franzöſiſchen Gepräge verfehen; und 
bei dem Umſchwunge der Wechſelkurſe, der bald nach der Beendigung 
der Milliardenzahlungen eintrat, würde dieſes franzöfifche Gelb fofort 
wieder über die Grenze gegangen fein. Die Fünffrankenſtücke, die Frank⸗ 
reich wirklich in Zahlung gegeben hat, blieben faft alle in Straßburg 
liegen, und da ohnehin in Eljaß-Lothringen noch ein großer Vorrath 
von Branfenfilber vorhanden war, fo zeigten ſich manche Bejorgnifie 
über das künftige Loos dieſes von der neuen Münzgefeßgebung des 
Neiches nicht berückſichtigten, aber im Reichsland noch gültigen Geldes. 
Die ganze Mafje aber ftrömte 1874 ganz naturgemäß nach Frankreich 
und namentlich in die Gewölbe der Bant, die fich dieſer unwillfommenen 
Rimeſſe nicht erwehren konnte. Jede andere Summe in Fünffranfen- 
ftüden wäre venjelben Weg gewandert, wie denn ber fo unerwartet große 
Silbervorrath, der ſich jegt in Frankreich findet, theilweife dadurch ent- 
ftanden ift, daß nach dem Beginne der Silberentwerthung jene Münzen, 
die im weltlichen Deutſchland, Spanien, Nord» und Oſtafrika und 
anderen Ländern in beträchtlicher Menge cirkulirten, in ihre Heimath 
zurücklehrten. 

Wie dem aber auch ſein möge, es iſt Thatſache, daß die deutſche 
Münzreform ven beabſichtigten Abſchluß bisher nicht erreicht hat, und 
daß ber Stand der Währungsfrage für bie civilifirte Welt jegt über» 
haupt ein anderer geworben ift, als er vor zehn Jahren war. Weſent⸗ 
liche Vorausfegungen der damaligen Argumentation für den Uebergang 
zur Goldwährung haben fich als nicht zutreffend erwiejen. Erſtens hat 
ſich herausgeſtellt, daß der Silbervorrath der Frankenländer weit größer 
ift, als man bei den Währungsbebatten in den fechöziger Jahren ange» 
nommen hat. In der Kommilfion von 1868 fchägte Herr de Parieu 
den Betrag der noch in Cirkulation befindlichen Fünffranfenftüde auf 
450 Millionen Fres. und den Gefammtvorrath mit Einfluß der 368 
Mittionen in der Bank auf 800 Milionen*). Dan baute eben zu 
ſehr auf das Ariom, daß bei dem Syſtem der Doppelmährung Hets das 
eine Metall nahezu vollftändig verdrängt werde, und man bedachte nicht, 
daß bei einem Sande mit meiftens günftiger Zahlungsbilanz, wie Frant- 
reich, die Hauptwirkung jener Syſteme darin befteht, daß das auf dem 
Weltmarkt billiger werdende Metall einftrömt, während das Aus- 
ftrömen bes anderen won weit geringerer Bebeutung fein kann. Wenn 
aud die Fünffrankenſtücke bis zum Sabre 1868 im größeren Verkehr 
fi) wenig bemerkbar machten, fo waren jie doch damals noch immer 


*) Procds verbaux et rapport de Ia commission mondtaire, p. 48. 
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is einem Betrage von minbeftens 1200 Millionen *) im Lande vor- 
hauden, und namentlich bürften bie Gelbreferven der wenig bemittelten 
aber jparfamen und vorforglichen Bevölferung aus dieſen Münzen be 
fanden haben. Auch überjah man bei jenen niebrigen Schägungen bie 
bereit8 erwähnte Thatfache, daß die ausgeführten Silbermünzen teines- 
wegs ſaͤmmtlich eingejchmolgen worben find, ſondern zu einem nicht ger 
ringen Theile noch im Auslande cirkulirten. Im Jahre 1868 allein 
aber wurden in Frankreich wieder über 93 Millionen und von 1868 
bis 1878 im Ganzen 571 Millionen Fres. in Fünffrantenftüden ges 
drãgt. Es ift jedenfalls nur eine fehr mäßige Schägung, wenn man 
den im Gebiet der lateinischen Münztonvention, alfo nicht blos in Frank⸗ 
reich felbjt, vorhandenen Beſtand an franzöfiihem Courantfilber auf 
zwei Milliarden res. annimmt **). Befanden fi ja allein in ven 
Gewölben der Bank von Frankreich im Dftober 1580 über 1250 Mill. 
Fres. in Silber, außer einem Depöt non 65°, Millionen in italienifchen 
Scheidemũnzen. Bon biefer enormen Summe wird ungefähr eine 
Milliarde aus franzöfiichem Silber beftehen ***). Der Borrath an Münzen 
der Unionsländer aber wird wenigftens theilweife ausgeglichen durch 
tie Cirtulation von franzoſiſchem Silber in biefen Ländern, namentlich 
in Belgien und ber Schweiz. Auch bemerkt man in Paris im Verkehr 
jet unzweifelhaft mehr Silber als um das Jahr 1867, und bie eben 
erwãhnte Rolle ale Rejervegeld werben die Fünffrantenthaler jet noch 
windeftens in bemfelben Umfange jpielen, wie jpäter. Was die von 
ben übrigen Unionsſtaaten feit 1865 geprägten groben Silbermünzen 
betrifft, jo belief fich die Gefammtfumme verfelben auf 713 Millionen 
IB. (mit Einfhluß des griechiſchen Kontingents von 15'/, Millionen). 
Bor 1865 waren in Belgien, Italien und der Schweiz 331 Millionen 
drc6. in dieſen Stüden geprägt worden. Die erjtere Summe wird 
noch faft volljtändig im Gebiete der Münzunion zu finden fein, da es 


*) Auf biefe Summe lautete 1868 die Schägung bes Bankgouverneurs Rou- 
land, eine® Berteidiger8 ber Doppelmährung, ber auferbem auch auf das im 
Anslande nad) cirtulirende franzoſiſche Silbergeld hinwies. 

**) Zu dieſer Schägung gelangt man auch durch Diskuſſion der Zahlen, 
melde bie 1875 veranftaltete Fefiflellung der Prägungsjahre der in den öffentlichen 
Kafien vorhandenen Fünffrantenftüde (vgl. Conförence monetaire internationale 
de 1875, p. 209) ergeben hat, nad) einer Methode, beren Auseinanberfegung hier 
m weit führen würde. 

***) Im Oftober 1878 hatte die Bank 270 Millionen Fres. im Silbergelb 
der übrigen mängverbinbeten Staaten; in diefer Summe aber befanben fi 28 
Nillionen Seidemünze, namentlich italienifdje, die jegt ausgeſchieden ift. 
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feit 1865 feine Beranlafjung zu irgendivie beträchtlichen Einjchmelzungen 
von Silbermünzen gegeben hat. Bon ven früheren Ausmünzungen mag 
noch ein Drittel vorhanden fein, und bemnad wäre die Gefammtfumme 
der noch cirkulivenden nichtfranzöfiihen Zünffrantenftücde auf etwa 800 
Millionen Fres. zu veranjchlagen. Demnach find die Staaten der Ia- 
teinifchen Union im Ganzen minbeftens mit 2800 Millionen Fres. in 
filbernem Kourantkreditgeld belaftet*), wozu mach der Bertheilung 
von 1878 noch 471 Millionen Fres. in Silberſcheidemünze kommen. 

Auch in Deutjchland hat man erfahren, daß die Münzen ein viel 
zäheres Leben haben, ald man früher annahm. Je mehr pofitive An- 
haltspunkte durch die Einziehungen des Silbers gegeben wurden, um fo 
mehr wurde man genöthigt, die Schägung des noch vorhandenen Bor- 
raths zu erhöhen. Nach einer Methode, die allein das vorliegende Ma- 
terial vollftänbig verwerthet, inbem die Ausprägungen und die entjprechen« 
den Einziehungen möglichft genau unterfchieden werben, hat Arendt 
die Summe der noch cirkulivenden Thaler mit Einfhluß der öſter⸗ 
reichiſchen Vereinsthaler und der noch im Befig der Reichsregierung 
befinbfichen 339 000 Pfd. Feinfilber auf 500 Millionen Mark veran- 
ſchlagt. Soetbeer gibt in feinem neueften Bericht an dem deutſchen 
Hanvelstag die annähernde Richtigkeit diefer Schätzung thatjächlich zu, 
indem er in einer Ueberficht des gegenwärtigen Gelbumlaufs die Thaler 
mit einem Betrage von 460 Millionen Mark aufführt, in welcher 
Summe alfo, da es fich eben um Thaler handelt, der Barrenvorrath 
der Regierung nicht eingerechnet iſt. Der letztere wird nach ber neuen 
Volkszählung ziemlich vollftändig für die Prägung von Scheidemünze 
verwendet werben Zönnen, ein freilich nichts weniger als erfreulicher 
Ausweg, da 450 Millionen Mark einer um 25 Prozent unterwerthigen 
und thatfächlich jchon zu größeren Zahlungen dienenden Scheivemünze 
eine immerhin bebvenkliche Zugabe zu unjerer Münzreform bilven. 

Auch Holland befigt etma 250 Millionen Mark Silbergeld, das 
durch Anlehnung an eine Goldvaluta künftlih im Werthe erhöht ift. 
Weit größer aber ift die Summe ber in Nieberlänbifch - Indien vor: 
handenen, ebenfall® zu Kreditgeld gewordenen Silbermünzen. 

Da in Spanien ebenfalls Doppelwährung mit Einftellung ber 
Silberprägungen befteht, fo ift auch der dortige Silbernorrath, der 


*) Am beften befinbet ſich die Schweiz: fie if nur für 18%/, Millionen Fres. 
Kourantfilber verantwortlich (bei einem Kontingent von 18 Millionen Scheibemünze). 
Unter ſolchen Umfländen war es ihr ſehr leicht, den übrigen Unionsftaaten bie De- 
monetifirung des Silbers anzurathen. 
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immerhin einige Hundert Millionen Mark betragen mag, auf einen 
Krevitwerth gebracht. 

Dagegen ift das öfterreiciiche und das (nur in geringer Quantität 
vorhandene) ruffiihe Kourantſilber, weil ihm die fefte Beziehung auf 
einen Golbwerth fehlt, fein Kreditgeld und deßhalb ungefähr dem ge- 
iuntenen Silberpreife entſprechend entwerthet. Auch iſt unter den 
eswaltenden Verhãltniſſen nicht fobald zu erwarten, daß ber öfter 
reichiſche Gulden bei befinitiver Einftellung ber weiteren Ausprägungen 
eine ähnliche Werthfteigerung erfahre, wie vor einigen Jahren ber hol- 
linbifche Gulden. 

Auch die Sibermünzen von Britifch-Indien und Merito folgen 
dem Barreniverthe des Silbers und find baher bereits der Entwerthung 
verfallen. 

Die Entwerthung des Silbers nun iſt der zweite Punkt, in dem 
Äh die im Lager der Goldwährung vorherrſchenden Anfichten als irrig 
ermiejen haben. Allerdings hielten Manche, 3. B. Augspurg, eine 
harfe Verſchiebung des Werthverhältnifjes zum Nachtheile des Silbers 
für ſehr wahrſcheinlich, aber man dachte babei doch mehr an eine Werth- 
fteigerung des Goldes als an eine einfeitige, äquivalentlofe Vernichtung 
anes Theiles des Silberwerthes, wie fie thatfächlich eingetreten ift. 
Soetbeer ſprach ſich über die Frage nicht beitimmt aus, erklärte ſich 
aber im feiner Denffehrift von 1869 noch „keineswegs für überzeugt, 
daß ein bebeutendes Sinten des Werthes des Silbers in nächſter Zeit 
iben al8 ſehr wahrjcheinlich bezeichnet werben dürfte“. Höchft merhwürbige 
Alufionen traten in Frankreich zu Tage. Clement Juglar, im übrigen 
ein ſachtundiger Finanzichriftfteller, erklärte fich 1869 vor dem Ober- 
bandelsrath für die Aufhebung der Doppelwährung und für die reine 
Golpwährung, aber mit dem Uebergange möge man warten, „bis das 
Silber eine Prämie bebinge”. In der Unterfuchungstommiffion von 
1868 meinte Herr de Lavenah, Seltionspräfident bes Staatsrathes — 
der, nebenbei gejagt, den Silbervorrath Frankreichs nur auf 6700 
Millionen Fres. ſchätzte —, in jedem Falle könne man nicht viel an 
tem Silber verlieren, denn daſſelbe Habe feit 15 Jahren eine Prämie 
jwilhen 8 und 40 Promille erzielt. Auch in dem angeführten Berichte 
Barien'8 vom Mär, 1869 heißt e8 (p. XXIII) „die rationelifte Vor⸗ 
ausfehung gehe dahin, daß der Werth des Silbers nur „une variation 
peu sensible“ erleiden werde. Wie erklärte ſich diefer Optimismus? 
Jeder Freund der Goldwährung hoffte, daß fein eigenes Land ben 
übrigen mit der Beichaffung des Goldes und dem Verlauf des Silbers 
juvorfommen werde, man ſcheute fi, die Eventualität feft ins 
Japrbud V. 1, brög. d. Sämoller. 8 
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Auge zu faſſen, daß von mehreren Seiten zugleich ein Wettrennen nach 
dem Golde und ein Losſchlagen des Silbers ſtattfinden könnte: man 
überhörte auch die unbequemen Mahnungen derjenigen, welche auf die 
ſicher bevorſtehenden Folgen der Zerftörung des lateiniſchen Doppel» 
mwährungsmedhanismus hinwieſen, dem bie bis dahin fo große Konſtanz 
des Werthverhältniffes zu verdanken war. Man mochte zugeben, daß 
der Letzte mit feinem Silber ſchlimm fahren werbe, aber es handelte 
ſich eben darum, nicht der Legte zu fein Es erinnert bieß einiger- 
maßen an bie frühere Praxis, nach welcher man verrufenen Münzen 
noch eine kurze Zeit lang Zahlungskraft zugeftand, die legten Befiger 
aber ihrem Schidfale überließ, wobei der Schwabenjpiegel noch die 
vorforgliche Ausnahmebeitimmung aufftelite, daß man ven Juden vier- 
zehn Tage länger mit dem alten Gelde Zahlung leiſten fünne als 
den Ghriften. 

Die bimetalliftifhe Minorität der Kommiſſion von 1868 ftellte 
ihrerfeit8 mit richtigen Gründen die Entwertfung des Silber nach 
Aufpebung der Doppelwährung und für die Zukunft fortwährende ſtarke 
Schwankungen des Werthverhältniffes in beftimmte Ausficht, und in 
Deutſchland Hat_namentlih John Prince Smith in einer vortreff⸗ 
lichen Abhandlung (in Hirth's Annalen, Jahrg. 1869) dieſe Voraus- 
jagung ſchlagend begründet. 

Eine Dritte Trage, die gegenwärtig in einem anderen Lichte er- 


ſcheint, als vor zehn Jahren, betrifft die Zulänglichfeit oder Unzuläng- 


lichfeit der Goloprobuftion, nicht nur für die Zukunft, fondern auch 
für die Gegenwart, wenn bei allen bebeutenberen Kulturvölfern Gold» 
währung vorausgejegt wird. Ein Land könnte an fich ebenjo gut mit 
der Hälfte des Baarvorrathes auskommen, den e8 wirklich befigt, wenn 
alle Breife fich fofort entſprechend reduzirten. In Wirklichkeit aber iſt 
die Herabbrüdung eines hiftorijch gegebenen allgemeinen Preisniveaus 
eine fo unheilvolle Erſcheinung, daß alle wirthicaftlichen Kräfte des 
Volkes ſich gegen diefelbe anjtemmen. Gewinnt der Druck gleichwohl 
das Uebergewicht, jo ift die ganze Periode, in welcher er fühlbar ift, 
einer ſchleichenden wirthichaftlichen Krankheit der ſchlimmſten Art ver- 
fallen. Ein ſolcher fühlbarer Drud kann nun dadurch entftehen, daß 
einem Lande ein erheblicher Theil feines normalen Geldvorraths ent= 
zogen wird; und biejer normale Gelvvorrath ift eben dadurch beftimmt, 
daß feine allgemeine, dauernde und einfeitige Preisbewegung ftattfindet. 
Es kann aber der Drud auch jhon dann fich fühlbar machen, wenn 
diejenige Zufuhr von neuem Gelometall ganz oder theilweife ausbleibt, 
die in normaler Weije der Vermehrung der Bevölkerung und der all- 
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gemeinen wirthfchaftlichen Fortentwicllung des Landes entſprechen würde. 
Allerdings kann man ja mehr und mehr das baare Gelb durch Bank-⸗ 
noten und andere Krebitmittel erfegen; aber jede Kreditorganifation be⸗ 
darf, wenn fie einigermaßen folive bleiben will, vorläufig noch einer 
kreiten metallifchen Bafis, und die letztere muß fich zugleich mit ver 
erfteren, wenn auch vielleicht in einem merklich geringeren Verhältniß 
erweitern. Anderenfalls wird über kurz oder lang durch eine alute Krifis 
ein vielleicht noch niebrigeres Preisniveau herbeigeführt werden, als 
das durch die chronifche Geldknappheit bevingte. Uebrigens machte marı 
gerade ver Silberwährung einen befonberen Vorwurf daraus, daß fie 
zum Papiergeld führe. Aber biefe Wirkung des Silbers, ſoweit fie in 
ver Natur der Sache begründet ift, geht doch nur auf bie Herftellung 
eines metallifh völlig gededten Papiergeldes, von Münzcertififaten, 
tie an die Stelle des Kinterlegten unbequemen Metalles treten. Denn 
au bie Unbequemlichleit des Silbers wäre bie innerlich begründete 
Zeranlajjung zur Anwendung von Papier. Führt dagegen die Gold» 
wißrung in Folge der Knappheit bes Metall zu einer ftärferen 
Entwidlung der Papiergeld» oder Notenemiffion, fo bedingt fie ber 
Ratur der Sache nad eine Vermehrung des ungebedten Papiers, 
mb das ift denn boch ficherfich fein Argument zu ihren Gunften. 

Daß die hronifche Knappheit und Werthfteigerung des Geldmetalls 
eines der fchlimmfien volkswirthſchaftlichen Webel ift, wird im Ernſte 
sen feinem Urtheilsfähigen beftritten. Die Interejfen der Rentiers 
und feit Befolveten fallen gegen daſſelbe gar nicht ins Gewicht, ebenjo 
wenig wie bie Werthzunahme des vorhandenen Beftandes an dem be- 
treffenden Metall. „Es kann keinen ärgeren Trugſchluß geben“, fagte 
Seetbeer jchon in jeiner 1856 erjchienenen Abhandlung über „das Gold“, 
„als eine folhe Meinung”, daß nämlich das Steigen eines Evelmetalls 
— damals handelte es fid um dad Silber — ein Gewinn ſei für 
die daſſelbe als Geldſtoff brauchenven Länder. 

Run hat allerdings, wie oben erwähnt worben, 2. Stein ſchon im 
Jahre 1853 die Unzulänglickeit der Goldprodultion als die mögliche 
Dauptichwierigfeit für die Goldwährung bezeichnet — und zugleich in 
ter Ausgabe ungebedter ober theilweife durch Silber gebedter Noten 
an Hilfsmittel geſucht —; auch in der Periode der Vorbereitung der 
neuen Münzpolitif ift bie Möglichfeit des Steigens bes Goldwerthes 
son Manchen anerkannt worden, aber im Ganzen wirkten doch noch 
immer die Erinnerungen an die fünfziger Jahre nach: man dachte noch 

an die damals befürdtete „Goldüberſchwemmung“ und fah in den Um- 
fländen, welche den Goldwerth Heben könnten, im Grunde nur wünfchene- 
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werthe Gegenwirkungen gegen dieſelbe. Auch urtheilte man immer 
wieder nur unter der Vorausfegung, daß das eigene Land allein vor⸗ 
gehe, trog ber gleichzeitig vorhandenen und begünftigten DBeftrebungen 
zur Herftellung einer internationalen Münzeinheit. Frankreich allein 
hätte in der That im Jahre 1869 ohne übergroße Schwierigkeit bie 
Goldwäßrung einführen können, und auch für Deutſchland allein war 
unter ben beſonders günftigen Verhältniffen der Jahre 1871—73 die 
Beſchaffung des Goldes die relativ leichtere Aufgabe. Wenn wir aber 
annehmen, daß alle im Jahre 1870 nach der Goldwährung ftrebenden 
Staaten fie gegenwärtig vollaus verwirklichen wollten, fo erjcheint dieſes 
Ziel einfach als unerreihbar. Deutſchland müßte fein Silber, etwa 450 
Millionen Mark in Thalern, verfaufen für, fagen wir, 360 Millionen 
effektives Gold; Frankreich hätte, auch wenn es feine Silberſcheidemünze 
beträchtlich vermehrte, bei dei eben angenommenen Silberpreife etwa 
1200 Millionen Dark, Belgien (mit 400 Millionen Free. Kourant- 
filber belaftet) etwa 300 Millionen, Holland 200 Millionen Mark in 
Gold Heranzuziehen. Italien und Defterreich laſſen wir wegen ihrer 
Papiergeldwirthſchaft noch ganz außer Rechnung *). Die angeführten 
Staaten allein alfo würden, um ihre Goldwährung durch Abſtoßung 
des Kourantſilbers effektiv zu machen, mit einem Goldbedarf von 2060 
Millionen Mark auftreten. Die Zufuhr diefer Summe aber würde 
noch nicht genügen, um das Silber in dem Cirkulationsſyſtem jener 
Länder zu erjegen; denn bisher ftellen dieſe Silbermünzen als Kredit— 
geld unbeftritten einen um */, höheren Werth in Gold dar, aljo 2575 
Millionen Marl. Dazu aber fommt nun ber Golbbevarf der Ver- 
einigten Staaten, ein feit vem.1. Januar 1879, dem Tage der Wieder⸗ 
aufnahme der Baarzahlungen, Hinzugetretener neuer Faktor, der für 
die Rechnung der Golpwährungsfrennde ganz bejonders ftörend ift. Die 
Union hatte zu Ende des Jahres 1880 noch 347 Millionen Dollars 
Staatönoten (neben 337 Millionen Noten der Nationalbanfen) im Um= 
lauf. Außerdem fommt das neue Kourantfilber in Betracht, von dem 
noch fortwährend monatlich mindeſtens 2 Millionen Dollars geprägt 
werben. Demnach würde Amerifa, jelbft wenn man noch 100 Millionen 
Dollars für beibehaltene Staatsnoten und Vermehrung der Scheides 
münze in Anfag bringt, etwa 1200 Millionen Mark Gold bebürfen, 
um die Golvwährung jolide zu verwirklichen. Allein für die hier an- 


*) Nach tem jet in Italien biökutirten Plane der Wiederaufnahme der 
Baarzahlungen fol eine Anleihe von 644 Millionen Free. aufgenommen werben, 
von denen 400 Millionen effeftiv in Gold einzuzahlen wären! 
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geführten Staaten wären aljo zum Erſatze ber zu befeitigenden Cirku- 
fationemittel dem Werthe nad ungefähr 3800 Millionen Mark in Gold 
erforderlih. Nun iſt aber befanntlich die Golbprobuftion entjchieven 
im Abnchmen begriffen. Im den Vereinigten Staaten erreichte fie 1879, 
allerdings nach den ungünjtigften Schägungen, nur noch 125 Millionen 
Marl. Die gefammte Goldausfuhr aus den auftralifchen Kolonieen — 
tie bei ihrer rajchen Entwicklung einen Theil ihrer Produktion nicht 
abforbiren — betrug 1878 nur 117 Millionen Mark, während fie ſich 
1864 bis 1869 burdfchnittlih auf etma 190 Millionen ftellte. 
itdem ift Die auftraliiche Golbprobuftion noch weiter zurüdgegangen, 
io Daß bie in England regiftrirte Einfuhr 1879 nur 64 Millionen 
Mart ausmachte. Im Ganzen dürften, wenn wir den eigenen Bedarf 
Auſtraliens und das fonftige im Oſten bleibende Gold abziehen, für 
Gmepa und Amerika jährlich nicht viel mehr als 300 Millionen 
Mark disponibel werden. Nun berüdfihtige man den Goldbedarf 
Englands und feiner Kolonieen, die immerhin nicht unbedeutende Abs 
ierption von Gold feitens der übrigen, in unferer Reihe der Gold⸗ 
wihrungsfandidaten nicht mitangeführten Länder, die vbrausſichtliche Zur 
nahme der Bevölkerung und des Verkehrs in Europa ſowohl wie namentlich 
auch in den Vereinigten Staaten, die am Ende des Jahrhunderts wahr- 
iheinlih über 70 Millionen Einwohner zählen werden, den Verbrauch 
des Goldes in der Induftrie, die Abnugung und den fonftigen Abgang 
deñelben — fo erfcheint die Beichaffung von 3800 Millionen Mark 
neben allen biefen laufenden Bebürfniffen doch wohl nahezu als eine 
Unmöglichfeit, jelbft wenn man eine ganze Generation einem dreißig. 
Hhrigen Diskontokriege und einer breißigjäßrigen wirthichaftlihen Kala- 
mität preisgeben wollte. Dieſe Schlüffe folgen aus ben bereits that- 
ühlich vorliegenden Erfahrungen und wir berüdfichtigen dabei gar nicht 
die ungünſtigen Ausfichten für die fernere Zukunft, die Sueß in feinem 
interejfanten Buche mit großer Wahrfcheinlichkeit dem Golde eröffnet Hat. 
Aus dem Obigen folgt nun vierten bie Nichtigfeit desjenigen 
Arguments, das, wie wir gejehen haben, vor zehn Jahren mit Recht 
ganz beſonders entſcheidend für die Goldwährung ins Gewicht fiel: wir 
meinen die Berufung auf die Vortheile, wenn nicht einer Münzeinigung, 
fo doch einer Währungseinheit der Kulturftanten auf der Bafis bes 
Goldes. Dieſes wichtige Argument wird in der jüngften Zeit fogar 
ven ben eifrigften Freunden der Goldwährung aufgegeben: man jagt, 
es hanbele fi nur um bie Durchführung berjelden in Deutichland, 
fie fönne bier ihren Bwed erreichen, ohne daß fie in abfehbarer Zeit 
auch in den übrigen Kulturftaaten zur allgemeinen Geltung zu gelangen 
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brauche. Aber e8 ift doch nicht zu leugnen, daß der werthvollſte Dienft, 
den man von ber Golbwährung erwarten konnte, fich als unmöglich 
erweift, und man muß ſich dann fragen, ob bie übrigen Vorzüge der⸗ 
felben, die ja nicht beftritten werben follen, von folder Bedeutung find, 
daß fie die zu bringenden Opfer aufwiegen. 

Welches aber auch das Enbrefultat der Münzreform fein mag, 
was feit 1871 erreicht worden, ift jedenfalls ein großer Gewinn für 
Deutichland. Denn der Thatfache, daß der Uebergang zur Goldwährung 
bereit8 fo weit geförbert worden, als es die Umſtände erlaubten, ver» 
dankt das Deutſche Reich, da es unter den Länbern mit „hinfender” 
Währung die relativ günftigfte Stellung einnimmt. Es könnte ja feinen 
Thalervorrath, den wir rund auf 450 Millionen Markt nominell an- 
nehmen wollen, felbft unter den allerungünftigiten Verhältniffen mit 
einem Verluft veräußern, ber zwar fehmerzlich, aber Doc zu ertragen 
wäre. Jedoch iſt ſchwerlich zu erwarten, daß Deutichland feine Silber- 
verfäufe wieder aufnehmen könnte, ohne daß von anderer Seite ſtörende 
Neaftionen eintreten würden. Selbft wenn Frankreich ruhig zufähe 
und fi in einer nach der Anficht feiner eigenen Golopartei fo wich“ 
tigen Kulturbebingung definitiv won Deutjchland überflügeln ließe, jo 
würden doch wahrſcheinlich die Vereinigten Staaten dem beutjhen Bei— 
fpiele folgen und den merkwürdig ungefchit unternommenen Verſuch 
der Rehabilitirung des Silbers wieder aufgeben. Indeß würde dadurch 
nur der Berluft Deutſchlands an feinem Silber vergrößert werden. Be— 
denflicher ‘aber wären bie muthmaflichen Folgen des beutichen Vor— 
gehend für den Geldmarkt. Amerika wird vorausfichtlich wegen ber 
Nothwendigkeit, fein Papiergeld noch weiter zu vebuziven, unterftügt 
durch feine Schugzölle einerfeit8 und den zunehmenven Baummwoll- und 
Getreidebedarf Europa’8 andererſeits noch längere Zeit nicht nur feine 
eigene Goldprobuftion größtentheils zurüdhalten, ſondern noch Gold aus 
Europa herüberziehen. Im Jahre 1879 wurden aus England 6,9 
Millionen Pfo. Sterling Gold nad den Vereinigten Staaten exportirt, 
während als Einfuhr von dorther nur 388,250 Pfd. Sterling aufge» 
führt find. Und aus Frankreich gingen in demſelben Jahre 144 Milli« 
onen Fres. deſſelben Weges, ohne nennenswerthe fompenfirende Einfuhr. 
Unter folgen Umftänden würde vermuthlih eine Ertranachfrage von 
nur zwei bis drei Millionen Pfd. Sterling, mit der Deutfchland jähr- 
fich zur Umwechſelung feines Silbers erfchiene, die Banken von Eng 
land und Frankreich bald zu Gegenmaßregeln nöthigen, aljo einen Dis- 
Tontolrieg hervorrufen. Allerdings ift der gefammte Goldvorrath der 
Bank von England feit 1871 fortwährend erheblich ftärker geweſen, 
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als in den früheren Jahren, und gegenwärtig fteht er troß des Ab- 
fluſſes nach Amerika auf einer Höhe, die nur in den Jahren 1879 und 
1876 ũberſchritten worben unb ungefähr das Doppelte bes von 1860 
bis 66 üblichen Betrags erreicht *). Insbeſondere hat feit 1879 bie 
Gold⸗ und Notenrejerve des Bankdepartements meiſtens zwiſchen 16 
und 17 Millionen geſtanden, d. h. der geſammte Baarvorrath der 
Bank hat die Notencirkulation um 1—2 Millionen übertroffen. 
Ende Oktober 1880 3. B. betrug ber erftere 28,3 Millionen, bie le» 
tere aber nur 26,6 Millionen Pfr. Gleichwohl find die Dedungsver- 
Hältniffe der Bank feineswegs fo ungewöhnlich günftig, wie man nad) 
tiefen Ziffern auf den erften Bli glauben könnte. Die Gefammt- 
iumme des Baarvorraths betrug nämlich am 29. Dftober doch nur 
47 Prozent der Gejammtjumme der Verbindlichkeiten (Noten, Poſtbills, 
öffentliche und private Depojiten) und biefes Verhältmiß ift zwar ein 
iehr befriedigendes, aber feineswegs ein ganz aufßerorbentliches, viel- 
mehr früher in einzelnen Jahren noch überfchritten worden. Die neuere 
Geftaltung der Verhältniffe der Bank von England hängt vielmehr da- 
mit zujammen, daß ber englijche Verkehr mehr und mehr anftatt ber 
Netencirkulation das Depofitenfgftem ausbildet. Im Jahre 1872 3. B 
war ber Durchſchnittsbetrag der Privatdepofiten 20 Millionen, während 
Mejelben gegenwärtig (Oftober 1880) auf 28 Millionen geftiegen find. 
Der Baarvorrath aber bildet auch mit bie Grundlage des von ber 
Bank genommenen Depoſitenkredits und er muß daher mit der weiteren 
Eutwidlung des legteren ebenfalls vergrößert werden. Daher würbe 
eine Referve von 12 Millionen, die im Jahre 1868 noch einen Dis- 
tontojag von 2 °, geftattete, jetzt ſchon eine ſehr empfinbliche An— 
ipannung des Binsfußes bedingen, da derſelbe ja gegenwärtig bei einer 
Reſerve von 16%, Millionen auf 21/, %, Steht. Noch mehr Wider- 
fianb ift von Seiten der Bank von Frankreich zu erwarten, bie über- 
haupt direft ober indirelt den größten Theil des Goldabganges aus 
Europa in den legten Jahren Kat decken müffen. Während der Baar- 
dorrath am 1. Januar 1878 noch aus 1163,65 Millionen Fres. Gold 
und 863,6 Millionen Silber beftand, befaß fie am 28. Dftober 1880 
mr 572,9 Millionen in Gold, dagegen 1249 Millionen in Silber 
(aufer den deponirten italieniſchen Scheivemüngen). Zräte eine neue 
erfebliche Goldnachfrage auf, jo müßte bie Bank ihre bisherige Paffi- 


*, &. bie von 184 bis 1878 veichenden Tabellen bei Inglis Palgrave, 
Bank rate in England, France and Germany (London 1884). 
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vität aufgeben, wenn fie ihren Noten, wie bisher, den Charakter von 
Goldwerthzeichen bewahren wollte. 

Bisher hat fich allerdings in Europa Knappheit des Goldes noch nicht 
fühlbar gemacht, vielmehr Hat Die dauernde Stagnation der Gejchäfte und die 
Lähmung der Unternehmungsluft den Zinsfuß außergewöhnlich gevrüdt und 
große Baarſummen aus der aktiven Cirkulation in die Kaſſengewölbe ger 
drängt. Ueberdieß ift ja noch ber weitaus größte Theil des europätfchen 
Rourantfilbers zu jeinem früheren Werthe als Nepräfentant des Golves 
im Umlauf ober ald Dedung von Noten vorhanden. Daher ift e8 auch 
durchaus unbegründet, wenn man die Demonetifirung des Silbers wejent- 
lich für die chroniſche Geſchäftsſtockung verantwortlid machen will, ob⸗ 
wohl immerhin die Störung des indiſchen Handels durch die Silber- 
entwerthung nachtheilige Rückwirkungen auf den Welthandel überhaupt 
gehabt haben mag. Aber jegt, nachdem die Leiftungsfähigfeit der fran= 
zöfiichen Bank in Bezug auf die Goldabgabe ziemlich erſchöpft ift, wäh- 
rend eine Golbabjorption von Seiten Amerika's noch fortmährend in 
Ausficht bleibt, dürfte bald neben ber Entwertfung des Silbers auch 
die Vertheuerung des Goldes auftreten, und der Verſuch Deutſchlands, 
fein Silber gegen Gold umzutauſchen, würde dieſe Entwidlung ber 
Dinge wahrſcheinlich noch weit intenfiver und empfindlicher machen. 
Ueberbieß würbe bei einem Disfontofriege der Banken zur Verteidigung 
ihres Goldes Teutihland am ungünftigften ftehen, da die Reichsbank 
auch bisher, um ihre Pofition zu behaupten, einen um 1 bi8 2 Prozent 

höheren Zinsfuß für nöthig gehalten hat, als der in Frankreich und 
England beftehenve. Im jedem Falle wäre eine lediglich durch münz⸗ 
politiſche Geünde beftimmte allgemeine Disfontofteigerung eine ſehr be- 
dauerlihe Erſcheinung, welde die fo wünfchenswerthe Beflerung ber 
wirthichaftlichen Lage nur noch weiter zurücdhalten könnte. Daher 
halten wir das Rififo, das mit der Wiederaufnahme ver Silberverkäufe 
verbunden wäre, für bevenflicher als die Beibehaltung unſeres Thaler» 
vorraths. Denn auch, was die Möglichkeit betrifft die gegenwärtige 
Stellung einfach zu behaupten, ift Deutſchland in befferer Lage als 
Franfreih. Dieß wird man vielleicht beftreiten, im Hinblid auf bie 
Maßregeln, welche die Reichsbank im Auguft zum Schuge ihres Goldes 
ergreifen zu müſſen glaubte und bie zu einer Disfontovifferenz von 
21, —3 Procent zwiſchen Berlin und Paris führten. Auch die 
Zeitungsnachrichten über die Zufammenjegung des Baarvorrathes ber 
Bant — 185 oder au nur 170 Millionen Mart Gold auf etwa 
350 Mil. Mark Silber — find nicht gerade beruhigend. Es wäre 
gewiß zu wünjchen, daß die Bank ihr Schweigen über bie Zufammen- 
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jegung ihres Baarſchatzes aufgebe, da es nur die Wirkung hat, daß 
das Publilum die Lage noch ungünftiger ſchätzt, als fie in ven ums 
gänftigften Gerüchten angegeben wird. 

Zunädjit ift nun aber zu bemerken, daß ber Goldvorrath der Bant, 
welches auch feine Ziffer jein möge, im Jahre 1880 ſchwerlich erheblich 
höher hätte jein können, auch wenn die Silberverfäufe im vorigen Jahre 
nicht eingeftellt worden wären. Wie viel Silber hätte man beften 
Falles vom Mai 1879 bis Auguft 1880 wohl verkaufen können, ohne 
den Preis deſſelben, der gerade in biejer Zeit durch große Verkäufe 
ren Council Bills ohnehin gedrückt wurde, gar zu übermäßig herabzufegen ? 
Bie viel Gold Hätte man gegen die fortpauernde ſtarke Anziehungstraft 
Amerita’8 ohne Disfontoerhöhungen — und über bieje beflagte fich ja 
eben der beutiche Handel — herüberziehen können? Und wenn wirklich 
eine weitere Zufuhr von 40 oder 50 Millionen Mark durchgeſetzt 
worden wäre, jo würbe fich doc ſchwerlich diefe ganze Summe in der 
Banf angefammelt haben. In die Banf ftrömt vorzugsweiſe Silber, 
defien ſich der große Verkehr zu entledigen fucht, und nur durch dieſe 
Tendenz des Silbers ift der Baarvorrath zu einer jo großen Höhe 
gelangt. Wären alle Thaler durch Gold erjegt, jo würde ſich ber 
Baarſchatz jehr wahrſcheinlich beträchtlich niedriger ftellen, als gegen- 
wärtig, weil eben jene Urſache der Anhäufung weggefallen wäre. 
Uebrigens muß man bei der Beurtheilung der Maßregeln der Reiche: 
bauk auch ſtets Die deutſche Bankgefeßgebung im Auge behalten. Das 

fiemerfveie Notenkontingent der Bank beträgt rund 274 Millionen Marl, 
a bei einer Ueberſchreitung defjelben müßte der Diskonto auf wenig. 
ftens 9 Prozent gejegt werben. Nun betrug zwar am 15. Auguft die 
iteuerfreie Notenrejerve der Reichsbank noch 182 Millionen Marl, 
aber fie nahm trog der Disfontoerhöfung fortwährend ab, bis fie 
am 30. September ein Minimum von 89 Millionen erreichte und jomit 
tie Erichöpfung des Kontingentes bebentlich nahe rüdte. Dadurch aber 
erhielt die frühere Diskontoerhöhung nachträglich als Vorſichtsmaßregel 
eine gewichtige Rechtfertigung. Die franzöfifche Bank ift durch ähnliche 
Rüdfichten nicht gebunden, und für die engliihe kommt bei einer Re— 
ieme von 16—17 Millionen Pfund bie Peel'ſche Banfacte prattiſch 
met in Betracht. Ein von diefen Inftituten abweichenbes Verhalten 
ter Reichsbank ift alio ſchon aus biefem Grunde erklärlich. Ueber 
ber iſt Deutjchlanb in ber That in der Konkurrenz um bas Gold 
münftiger geftelit als England, und e8 muß ſich daher auch um 
jünftigere Bepingungen gefallen laſſen. Aber es läßt fich nicht nach» 


neien, daß dieſe Benachtheiligung durch das Vorhandenſein von 450 
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Millionen Mark in Thalern verjchlimmert wird, abgejehen davon, daß 
e8 unmöglich wäre, biefes Silber in kurzer Zeit abzuftoßen. Und wenn 
der Verkauf gelänge, etwa mit einem Berluft von 90 Millionen Mark, 
wie jollte die Lücke in der Cirkulation, die durch dieſe Reduktion des 
Kreditgeldes entjtände, ausgefüllt werden? Durch ungevedte Noten? 
Aber dann läme man durchſchnittlich der Grenze des gefammten ftenerfreien 
Kontingentes der Banken jo nahe, daß der Diskonto fortwährend auf 
einer kritiſchen Höhe bleiben müßte Kurz, die Reichsbank wird 
leichter und öfter zur Erhöhung des Diskonto genöthigt, nicht weil fie 
noch foviel Silber in ihrem Baarſchatz Hat, jondern weil fie ein weniger 
mächtige® Gelbinftitut ift als die englifche und die franzöfiiche Bank, 
und weil die wirthichaftliche Gefammtlage Deutſchlands ungünftiger ift 
als die Englands und Frankreichs. Andererſeits aber beſitzt die Bank 
jebenfall® Gold genug, um ſich lediglich durch eine angemefjene Dis— 
tontopolitif vor ber Nothwendigkeit bewahren zu können, auf bie fils 
berne Unterlage ihres Baarvorraths zurüdzugreifen und ihre Noten 
gegen den Wunfch der Inhaber in Thalern einzulöfen. Jeder Verſuch 
der letzteren Art ebenjo wie die Erhebung anberer Schwierigkeiten ber 
Einlöfung Hat eine ähnliche Wirkung, als wenn man die Legirung der 
Goldmünzen etwas verſchlechterte, während eine Diskontoerhöhung 
das Mifhungsverhältniß der Valuta nicht berüßrt. Sehr belehrend 
find in biefer Beziehung die Erſcheinungen, die vor einigen Monaten 
in Frankreich zu Tage traten : die Banf lick den Diskontoſatz auf 2%/, %, 
aber fie fing an, ihre Noten mit abgenugten Goloftüden, namentlich 
mit 10-$rantenjtüden einzulöjen und mit anderen ähnlichen Heinen 
Mitteln gegen den Golvabfluß anzulämpfen. Die Folge war, daß eine 
Goldprämie von 6—7 %0 entftand und neben jenem niedrigen Zins» 
fuß der Wechſelkurs auf Yondon bis 25,42 ftieg, d. h. es ftellten fich 
momentan wieder ähnliche Kursverhältniffe ein, wie fie vor 1848 zur 
Zeit der vorherrichenden Silbercirkulation unter günftigen Umftänben 
die Negel bilveten. Sobald die Bant aber beichloß, ihr Gold ohne 
allen Anftand für das Exrportbebürfniß herzugeben und dabei den Dis— 
fonto erhöhte, wich der Londoner Kurs jofort von feiner abnormen 
Höhe und bald, wenigftens vorläufig, auch wieder unter den Punkt der 
Goldausfuhr zurüd. Bei ähnlichem Verfahren wird bie Reichsbank 
immer im Stande fein, die deutſche Durchſchnittsvaluta trog des Thaler- 
vorraths auf der vollen Höhe ihres Nominalwertges in Gold zu er- 
halten, und eben deßwegen jagen wir, daß Deutfchland unter den Län— 
dern mit hinfender Währung am leichteften in abwartender Stellung 
bleiben Tann. 
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Frankreich insbeſondere ift troß feiner fonftigen beſſeren wirthſchaft⸗ 
ſichen Lage zu einem längeren Warten nicht in gleichem Maße im Stande. 
Es ift eben doch ein gewaltiger Unterſchied zwifchen einem Krebit-Silber- 
geldbeſtande von 450 Millionen Mark und einem folden von über 2000 
Millionen Francs. Diejes Silber cirkulirt großentheil® nicht in 
natura, jonbern wird durch Banknoten tepräfentirt. So war die Ges 
ſammtſumme der Noten am 28. Oftober 1880 auf bie koloſſale 
Summe von 2357 Millionen France geftiegen, bei der oben angeführten 
Zufammenfegung des Baarvorrathes. Auch werben in Frankreich noch 
einige hundert Millionen France in italienijchen und belgiſchen Fünfs 
franfenftücen im Umlauf fein. Das Land ijt alfo mit Cirkulations⸗ 
mitteln gefättigt, aber die Durchſchnittsqualität derfelben ift, fo lange 
die Silberentwertfung anbauert, eine ſehr wenig befriedigende. So 
lange die Bank etwa ein Drittel ihrer Notencirkulation in Gold bes 
ſaß, fonnte man die Lage für unbedenklich Halten. Aber ihr Gold- 
rorrath ift feit einigen Jahren in einem faft ununterbrochenen Schwin- 
ven begriffen und je mehr er fintt, um fo wahrfcheinlicher wird eine 
weitere Abnahme. Seit Juni 1879 befteht eine Goldprämie von 2 bis 
7 Promille und der Kurs auf London hat jeitvem nur ausnahmsweiſe 
unter 25,20, in der Regel aber in einer bebenflichen Nähe des Gold» 
punktes geftanden und ihn mehrfach überfchritten. Der Durchſchnits- 
fand wirb ungefähr 25,30 gewefen fein. Diefe Thatſache fowie bie 
Goldprãmie weiſt darauf Hin, daß bie franzöfiiche Baluta bereits, wenn 
auch erjt feife, affizirt ift. Im normalen Berhältniffen wäre als Heil- 
mittel eine ftärfere Anſpannung des Disfonto angezeigt; aber bei der 
großen Maſſe ver vorhandenen Eirfulationsmittel ift die Bank zu einer 
genügend wirfjamen Handhabung dieſes Mittels nicht wohl im Stande, 
zumal fie in ihrem privatwirthſchaftlichen Intereſſe Doch auch wenigſtens 
eine mäßige Quote ungebedter Noten im Umlauf erhalten möchte. 
Hätte Frankreich im Jahre 1878 den amerifanifchen Vorſchlag der ges 
meinſchaftlichen Doppelwährung angenommen, jo wäre ihm die Mög- 
ticpleit geboten geweſen, feine beveutenden Zahlungen an Amerika in 
den Jahren 1879 und 1880 in Silber nach feinem früheren Werthe 
zu leiften, jo wenig bie amerifaniihen Bankiers unter den jegigen 
Berhältniffen fih dem Eilber gewogen zeigen mögen. 

Es unterliegt überhaupt feinem Zweifel, daß die gegenwärtige Ab» 
neigung bes großen Finanzverlehres gegen das Silber lediglich der Ent- 
wertfung und der Furcht vor einer noch weitergehenden Werthver⸗ 
minberung beffelben zuzuſchreiben ijt. Im Grunde gilt doch noch Immer 
das von Eernuschi angeführte Wort Lord Lauderdale's, daß die Menſchen 
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weber Gold noch Silber, fondern ihren Vortheil lieben. Die Un— 
bequemlichkeit des Silbers für das Heine Portemonnaie und die Heinen 
Kaſſen fommt für den wirklich großen Verkehr gar nicht mehr in 
Betracht. Es loſtet gleich viel, wenn man 10 Centner Gold oder 
155 Gentner Silber von Paris nach New-Nyork ſchickt, weil bei den 
Evelmetallen und ähnlichen Hochwerthigen Objekten die Koften des 
Transportes auf Eifenbahnen und Dampfern fih nad dem Werthe 
bemeffen*). Das typiſche Goldland England führt noch immer jähr- 
lich dem Werthe nach nicht viel weniger Silber ein und aus, als Gold. 
Jeder engliihe Bankier wird gern Silber ald Dedung für überfeeiiche 
Wechfel annehmen, wenn er eine Preisjteigerung dieſes Metalle vor- 
ausfieht. Der Handel nad Indien und China, gewiß fein Heiner 
Theil des Welthandels, wird doch auch von England noch immer mit 
Silber geführt, und niemals ift es unferes Wiffens einem Engländer 
eingefallen, die Einführung der Goldwährung in Indien deßwegen zu 
verlangen, weil das Silber für die zuweilen ja enorm großen Zahlungen 
dorthin zu ſchwer und zu unbequem fei. Für den großen Welthandel 
ftehen ſich Gold und Silber hinfichtlih der Bequemlichkeit und ber 
Koften der Verjenbung völlig gleich; das Silber wird fich daher als inter« 
nationales Dedungsmittel eben jo gut behaupten können wie das Gold, 
wenn es die gleiche Werthftabilität befigt, wie das Gold und, wie 
diefes, als allgemein anerkannter Gelbftoff niemals Nothverkäufen unter» 
liegen kann. Seit mehr als zweihundert Jahren hatte das Silber vor 
1874 dieſe relative Stabilität bewahrt, da das Werthverhältniß der 
beiden Edelmetalle trotz wiederholter bedeutender Schwankungen in der 
Produktion ſich nur zwifchen den Grenzen 14 und 16: 1 bewegte; 
und das feit faft einem Jahrhundert als das normale geltende Ver⸗ 
hältniß 15%, : 1 würde fich auch gegemmärtig im freien Verkehr wieder 
herſtellen und, fo lange nicht eine von allen bisherigen Erfahrungen 
volfftändig und dauernd abweichende Geftaltung der Probuftion der 
Evelmetalfe einträte, fih in der früheren Weiſe aufrecht erhalten Tönnen, 
wenn mehrere beveutende Staaten fich vereinbarten, die beiden Metalle 
nad diefer Werthrelation in unbejchränkter Menge prägen zu laffen. 
Zunãchſt allerdings müßten dieſe Staaten, um ben Verkehr vor plötz⸗ 


*) Auch bei Poffenbungen von Gold und Silber aus Deutſchland nad dem 
Auslande kommt nur bie Werthtare zur Anwendung. Im inneren Poſtverkehr 
allerdings lommt zu ber Werthtare die Gewichtstaxe als Hauptſache, aber auch bei 
der größten Diftanz kommt bie Beförderung von 31 Pfund Silber nur auf das 
Vh fache des Portos eines gleichen Werthes nämlich eines Kil. in Gold zu ſtehen. 
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lichen Stößen zu ſchützen und ben Gewinn bei der Werthfteigerung des 
Silbers nicht den Spekulanten zu überlafien, während einer beftimmten 
Frift — mindeftens von zwei Jahren — die Silberpräguing auf eigene 
Rechnung aufnehmen, jedoch mit der feiten Zufage, daß nach Ablauf 
dieſes Termins die Prägung den Privaten freigegeben werben folle. 
Der Silberpreis würde fih dann fofort auf den Punkt unter ber 
Rormalhöhe ftellen, der dem üblichen Kapitalgewinn in zwei Jahren 
entipräche und er würde fich in dem Maße heben, wie bie Frift ihrem 
Ende nahte. Später aber würden wieder nur folhe Preisſchwankungen 
des einen ober bes anderen Metalles vorkommen können, wie fie durch 
vie Prãgungskoſten und den Zinsverluft bis zur Prägung bedingt wären. 
Daß eine Vereinbarung mehrerer Staaten dieſes Mefultat mit noch 
größerer Sicherheit und Nachhaltigkeit erreichen könnte, als e8 früher 
ſchon durch die franzöfifche Doppelwährung erreicht worden iſt, wird 
tigentlich auch von Soetbeer nicht beftritten. Die meiften Gegner des 
Vorſchlages ftellen nur die praktifche Möglichkeit in Abreve, eine 
Einigung der in Betracht kommenden Staaten, namentlih mit Ein- 
ichluß Englands, zu Stande zu bringen. Auf dieſen Punkt fommen 
wie noch zurüd. Wenn man das Projekt für einen fünftlichen Eingriff 
in die wirthſchaftlichen Naturgefege erklärt, fo ift daran zu erinnern, 
tab es weit fünftlichere Schöpfungen in der civilifirten Volkswirth⸗ 
ſchaft gibt, die doch ihre Berechtigung haben, 3. B. Banknoten, bie 
jederzeit einlöslich und doch nicht jederzeit voll metalliſch gedeckt find. 
Sehr künftlich ift namentlich auch die gegenwärtig vorhandene Steigerung 
des Nominalwerthes von mehreren Milliarden Silbermünzen; denn 
hier Handelt es fih um einen weitgehenden Zwang gegen den Verkehr, 
während bei ber gejeglichen Feititellung des Werthverhältnifies nichts 
anderes gejchieht, als daß die größten Konjumenten der Edelmetalle, 
die münzenven Staaten, fidh bereit erklären, jedes Quantum des einen 
wie des anderen zu einem feiten Preije anzunehmen. Die wirthichaft- 
liche Freiheit des Weltmarktes wird dadurch nicht beeinträchtigt, ſondern 
der Preis richtet fich ganz naturgemäß nach diefen beſonderen Abjag- 
bebingungen. 
Wenn man aber fragt, weßhalb denn gerade das Verhältniß von 
15%, zu 1 und nicht ein beliebig anderes zur Geltung gebracht werben 
jelle, jo erwiebern wir, daß bie vorhandenen Milliarden Silber 
geld mit Einfluß der Scheidemünze mit Rücficht auf dieſes Werth 
verhältmiß geprägt find und den entfprechenben Werth auch bisher noch 
demoge ihres öffentlichen Kredites behalten Haben. Der Hauptgrund 
über, der bie Staaten zur Annahme des bimetalliichen Projektes bes 
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ftimmen könnte, ift eben bie Nüdficht auf die Wieverherftellung 
des inneren Werthes diefes filbernen Kreditgeldes, bergeftalt, daß bie 
vollwichtigen Stüde auch als Barren auf dem Markte wieber fehr 
nahe den Preis erlangen würden, ber ihnen geſetzlich beigelegt ift. 
Daher kann nur das Verhältnig 15%/, :1 im Ausficht genommen 
werben. Dieſes hat aber auch feine gute innere Berechtigung: zwei 
Iahrhunderte hindurch Kat es fich annährend konſtant behauptet, und 
in den legten zehn Jahren ift wenigftens in dem Vorrathe der Ebel» 
metalfe feine Aenderung eingetreten, die eine Mobififation beffelben zum 
Nachtheile des Silbers hätten bewirken fönnen; denn die Vermehrung 
des Silbers beträgt dem Gewichte nach noch immer weniger als das 
151/ fache der gleichzeitigen Neuprobuktion von Gold. Die gefeglichen 
Mafregeln aber, welche die Werthverminderung des Silbers verurfacht 
haben, würden ja eben durch die bimetalliihe Vereinbarung wieder be 
feitigt, und das alte Werthverhältnig würde dann wieder in bemfelben 
Grade naturgemäß erfcheinen, wie früher. 

Aber der Widerftand des Publikums gegen das Silber? Die all- 
gemeine Kulturtendenz zum Golde? Wie das Silber im großen Welt- 
verkehr fteht, haben wir oben angedeutet. Was das Portemonnaie 
des Gentleman betrifft, fo kann der Bimetallismus in der That ge- 
troft garantiven, daß es dem Zahlungsfähigen nie an den nöthigen 
Goldſtücken fehlen wird. In Frankreich ift e8 auch in der jilberreichten 
Zeit Louis Philippe's jo weit nie gelommen, wie denn überhaupt bie 
Anfiht irrig ift, daß in der Periode der vorherrſchenden Silber- 
eirkulation alles Gold aus Frankreich ausgeführt worden fei*). 

Am unangenehmften würde ſich ohne Zweifel der innere Tauf- 
männifche und Bankverkehr durch das Eindringen großer Silbermafjen 
berührt fühlen, namentlich jo lange das Ched- und Giro-Shitem auf 
dem Kontinent fo wenig entwidelt ift, wie bisher. Hier aber ift zu— 
nädjt zu bemerken, daß das Silber außerhalb derjenigen Verkehrskreiſe, 
für die es wirklich bequem ift, gar nicht effektiv cirfuliren fol. Viel— 
mehr foll es einerfeitS dazu dienen, bie metalliſche Kreditbaſis ber 
Banken zu erweitern, andererſeits wären Staatsbepofitenanjtalten zu 
gründen, bei denen man gegen Hinterlegung von Silber wie von Gold 
metalliih vollgededte Münzſcheine erhalten könnte, Auf Einzelheiten 


*) Na der 1878 veranftalteten Aufnahme Ber Jahreszahlen ber in ben 
Öffentlichen Kaffen befindlichen 20-rancsftüde darf man annehmen, daß gegen- 
wärtig noch 250—300 Millionen Frans im diefen Münzen aus ber Zeit vor 1845 
in Frankreich vorhanden find. 
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anzugehen würbe hier zu weit führen. Zu einer aktiven Rolle würbe 
das Silber im Großverkehr nur herangezogen in ber Eigenfchaft als 
internationale Rimeſſe, immer vorausgefegt, daß die bimetalliftiiche 
Union zu Stande gekommen wäre. In dieſen Fällen würde die Funktion 
des Silber als Trägerd eines von ber ganzen Welt gleichmäßig an« 
erfannten und geficherten Werthes alle felundären Rückſichten zurüd- 
trängen, wie das auc früher geſchehen ift. Dan wir berechtigt fein, 
jede Einigung der Kulturvöller zur Schaffungzeiner zwedmäßigen Ein- 
richtung als einen großen Zortichritt zu begrüßen. Ein folcher Fort⸗ 
jctritt würde z. B. auch die Herftellung eines internationalen Papier» 
geldes jein, aber man fieht fofort, wie leicht ein folches Hilfsmittel zu 
Mißbrãuchen und Gefahren führen könnte. Bei einer Vereinbarung 
über ven gejeglich anzuerfennenden Werth des Silbers aber wären 
ſelche Mißbräuche nicht zu befürchten, da fein Staat dieſes Metall 
nach Gutbünten vermehren könnte und überbieß der gejegliche Werth 
te8 Silbers, wie bereit8 bemerft worben, fih auch im freien Verkehr 
als maßgebend erweijen würde, fo daß das Metall als internationaler 
Berthträger jeine Garantie in ſich felbft haben würde. 

Die Sibermünzen der Staaten mit hinkender Währung haben 
ſchon jegt im fehr großem Maße die Funktion übernommen als Dedungs- 
mittel von Noten over Certififaten zu dienen. Aber fie eignen fich 
ihleht zu dieſem Dienfte, fo lange fie entwerihet und dadurch immo» 
biliſirt ſind. Durch eine bimetalliftifhe Vereinbarung aber würben fie 
iewohl ihren früheren inneren Werth als auch bie internationale Be- 
meglichfeit wieder erhalten. 

Die Befürchtung aber, daß das Gold aus dem größeren Geſchäfts- 
rerkehr der Länder ber Bimetalliftifchen Union verbrängt werben würde, 
erſcheint nach allen bißherigen Erfahrungen über die Evelmetallproduktion 
und die Wirkung der Doppelmährung nicht als begründet, felbft wenn 
man fi die Währungseinigung auf den lateinijchen Münzverein, Nord⸗ 
amerifa und Deutfchland beſchränkt denkt. Wo follte denn das Gold 
äserhaupt bleiben? Soll e8 etwa ausſchließlich von England aufgefogen 
werden? Aber die ganze Entwidlung des englifchen Cirkulations- 
mehanismus geht auf das Ziel hinaus, mit einem möglichit Heinen 
Goldvorrath im Lande auszutommen, damit der Ueberihuß nugbringend 
im auswärtigen Handel verwendet werden könne. England wird nie 
das Gold um des Goldes willen an fich zu ziehen fuchen. Es würde 
ohne Zweifel die Zahlungsausgleihungen gegenüber den bimetalliftijchen 

Yündern mit Silber bewerfitelfigen, wenn ver Silberpreiß bieß zeit- 
weile vortheilhaft erfcheinen ließe; andererſeits fönnten jene Ränder ihr 
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eigenes Schuldſaldo an England nur mit Gold bezahlen, aber eben da⸗ 
dur würde England bald mit Gold überfättigt und bie Ausfuhr 
dieſes Metalles lohnender werben, ald die von Silber, zumal fi der 
maßgebende Silbermarft wahrjcheinlich bald in dem Gebiete ber bi— 
metalliftifchen Union, nämlih in Amerika entwideln würde. England 
würde ſich in feinem eigenen Intereſſe genöthigt jehen, dem Silber 
mindeſtens wieder die Konzeffion zu machen, zu ver es vor den Fali- 
forniſchen Entdeckungen gezwungen war: es müßte ſich wegen feiner 
Beziehungen zum Auslande wieder ein eigenes Silberrejervoir anlegen, 
indem es einen Theil feiner Noten durch Silber vedte. Nach ber 
Peel'ſchen Bankacte iſt dieß geftattet bis zur Höhe von einem Viertel 
des gleichzeitig vorhandenen Goldvorrathes der Bank, und demnach be— 
fanden ſich im Jahre 1846 z. B. durchſchnittlich 2169000 Pfund Ster⸗ 
ling in Silberbarren im Baarſchatze. Da die Noten, welche durch 
dieſes Silber mit gedeckt wurden, geſetzliches Zahlungsmittel waren, ſo 
beſtand damals thatſächlich in England eine Art von beſchränkter Doppel- 
währung. Diejelbe könnte auch jegt ohne weiteres wieder ins Reben 
treten, und zwar wäre gegenwärtig ein Silbervorrath von 6—7 Millionen 
Pfund Sterling gefeglich zuläffig. 

Was ferner die gefürchtete Silberüberſchwemmung in ben bie 
metalfiftiihen Ländern betrifft, jo ift bei dem Vorſchlag der inter» 
nationalen Fixirung des Werthverhältnifjes der Evelmetalle allerdings 
vorausgefegt, daß Die Schwankungen der Probuftion berjelben in den 
Grenzen bleiben, die bisher in ber Gefchichte beobachtet worden find. 
Würde insbefondere das Silber bei dem feitgejegten Preije unbegrenzt 
und beliebig vermehrbar, fo würbe allerdings bie weitere Aufrecht- 
erhaltung des bimetalliftifchen Syſtems zur der völligen Verbrängung 
des Goldes aus der Cirkulation führen. Soweit ſich aber die künftigen 
Produftionsverhältniffe des Silbers überjehen laſſen*), ift es nicht im 
mindeſten wahrſcheinlich, daß daſſelbe ven Charakter einer relativ großen 
Seltenheit jemals verlieren werde. Eben deßhalb darf man auch an- 
nehmen, daß der mächtige Mechanismus des internationalen Bimetallis- 
“mus das Wertfverhältniß mit großer Präzifion in fehr engen Schranten 
halten würde. Iſt dieſes aber der Fall, jo wird auch der Abfluß des 
Silbers nah Oftafien ebenjo leicht von Statten gehen, als wenn das 
Abendland die reine Goldwährung bejäße. Die Berfchievenheit des 


*) Immerhin wäre es mwinfdenswerth, daß der Stand und bie Ausſichten 
der Silberproduttion im den Bacific-Staaten einmal durch eine internationale 
Kommiffion gründlich geprüft würben. 
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ulturniveaus ber beiden großen Weltgebiete läßt ja wirklich die Be⸗ 
wegung des Silbers nad dem Often natürlich erjcheinen, und nach der 
Bieverherftellung eines feften Werthwerhältnifjes würde biejelbe ſich 
ftetig und regelmäßig vollziehen können, ohne daß durch Nothverkäufe 
fürmifhe Schwankungen des Silberpreifes bedingt würden. Wenn 
England aljo auch die bimetalliftiihen Länder ſtets mit Silber bezahlte, 
jo würde dieſes Metall fich in den letzteren doch nicht aufitauen, ſondern 
feinen natürlichen Abflug finden. Denn da England felbft am meiften 
Zahlungen in Indien zu leiften hat, jo würde es häufig auch genöthigt 
werden, aus jenen Ländern feinerjeit8 wieder Silber zu beziehen. 

Nehmen wir ferner an, daß Oefterreih, Italien und Rußland 
jemal8 wieder zur Baarzahlung gelangen, jo Tann man mit großer 
Sicherheit behaupten, daß dieſes unmöglich ift auf der Baſis der reinen 
Goldwãhrung, d. h. mit Befeitigung des fämmtlichen Kreditgeldes außer 
ber nöthigen Scheidemünze. Würde dagegen das Geldweſen in biefen 
Zindern anf der Doppelmährung oder (in Rußland etwa) auf der 
Silberwährung neu begründet, jo wären nicht nur die Ausfichten auf 
dauernden Erfolg weit. günftiger, jondern e8 würden dann auch wol 
die legten Sorgen wegen einer übermäßigen Silberanhäufung im Abend- 
lande bald völlig verſchwinden. 

Demnach würde aljo ber vertragsmäßige Bimetallismus un« 
zweifelhaft den Ländern mit hinkender Währung gewifle erhebliche Bor- 
theile bringen, während nachtheilige Folgen mit Sicherheit nicht nach» 
gewieſen werben fönnen. 

Gleichwohl ftehen der Verwirklichung dieſes Projektes unverkennbar 
noch große Schwierigkeiten entgegen. Daß neben ber Vereinbarung 
über das Werthverhältnig auch noch Abmachungen über gewiſſe Neben- 
punkte nöthig wären, fommt weiter nicht in Betracht. Schlimmer ſchon 
iſt der Umftand, daß die amerifanifchen Sildermänner mit Verkennung 
der internationalen Seite der Frage das dem Dollar ihrer Väter ent- 
ſprechende Werthverhältniß von 16:1 im Kraft geiegt haben*). Se 
länger vie 1878 begonnenen Prägungen nach diefem Zuße fortvauern 
um fo ſchwieriger wird eine jpätere Verftändigung mit den europäifchen 
Toppelwährungsländern. 

Was aber vor allem dem Zuftanvelommen ver bimetalfiftiichen 
Einigung im Wege fteht, ift die Ungunft der öffentlichen Meinung gegen 


*) Siehe die durchaus haltloſe, national-bornirte Begründung biefer Ent» 
ſceidung in den Gutachten von Groesbeck und Blaud, Rep. of the Un.-St. 
monetary Commission (Wash. 1877) I. p. 131. 
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das Eilber. Diefe Stimmung beruft ohne Zweifel zum Theil auf 
Vorurteil und zum Theil auf unbegründeten Befürchtungen, nament- 
lich auf der Anficht, daß die Goldeirkulation unter der Herrichaft des 
Bimetallismus verfhwinden werde. Sobald durch die metalliftiiche 
Einigung die Entwertfung des Silbers aufgehoben wäre, würde fich 
die Abneigung des Publikums gegen daſſelbe wahrfcheinlich vermindern 
und fie würde ganz verfchwinden, wenn mit Hilfe ziwedmäßiger Ein 
richtungen dem Silber die oben erwähnten wichtigen Zunftionen im 
Intereffe des internationalen Verkehres und der Befeſtigung des inneren 
Kreditmechanismus zugetheilt fein würden. Aber für jegt ift dieſe 
Abneigung, gleihviel ob berechtigt oder nicht, thatſächlich vorhanden, 
und fo lange fie vorherricht, wird der Bimetallismus auch ſchwerlich 
dazu gelangen, die Nichtigkeit feiner Rechnung durch die praftifhe 
Probe zu beweifen. Dem Golde hat alle Welt die Wege zu ebenen 
geſucht; das Silber wird feine Rüdtehr nur duch Kampf erzwingen 
Bönnen. Nur wenn wenigftens einige der abenbländiihen Völker wider 
ihre innere Neigung durch die Macht der Umftände zu der Ueberzeugung 
gedrängt werben, daß fie von dem Golde allein nicht Die Gelddienſte 
erlangen können, die bisher Gold und Silber vereint geleifter Haben, 
es fei denn um den Preis einer Jahrzehnte lang dauernden ſchleichenden 
Preisrevolution verbunden mit periodiichen Krebiterfbütterungen, wenn 
fie ſich überzeugen, daß das Gold im Verhältniß zu feiner unleugbaren 
Bequemlichkeit denn doch gar zu theuer zu ftehen kommt und daß die 
Eilberdemonetifirung eine gar zu erorbitante Werthvernichtung mit fich 
bringt — dann erſt ift die Zeit des Dimetallismus gefommen. Eine 
folhe erzwungene Wendung ijt nun am eheften in Frankreich ‚zu er- 
warten. Noch allerdings find kaum Anzeichen verfelben zu bemerken; 
bisher Haben die Franzoſen jih die Anomalie ihrer Geldverhältniſſe 
noch gar nicht Har zum Bewußtſein gebradt. Wenn aber die chror 
nifhe Abnahme des Goldvorrathes und ber abnorme Durchſchnitts⸗ 
stand der Wechſelkurſe fortvauert, fo wird man doch endlich zu ber 
‚ Einficht gelangen müffen, daß die gegenwärtige Verfafjung des franzd- 
fiſchen Geldweſens nicht haltbar ift. Es bietet fi dann von felbft der 
Gedanke dar, wie erwünjcht es jein würde, wenn man bie Ameritaner 
auch mit Silber bezahlen fönnte, und fo würde man endlich zu dem 
Punkte gelangen, auf den Amerika 1878 fich vergeblich Frankreich zu 
führen bemühte. Dann aber bleibt die Frage, ob Amerika feinerfeits 
noch an dieſer Stelle zu finden ift. Im Jahre 1878 fand bie bis 
metalliftifche Idee dort bei vielen bewegen Unterftügung, weil man 
durch die Rehabilitirung des Silberd bie Wiederaufnahme der Baar- 
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zahlungen zu ımterjtügen glaubte. Sept ift dieſe letztere eine voll 
endete Tharjache und manche könnten num der Anficht geworden fein, 
daß man der Mitwirkung des Silberd entbehren fönne. Immerhin 
jedoch ift es wahrſcheinlicher, daß die Vereinigten Staaten mit Rück- 
fiht auf die noch vorhandene große Menge von ungevedtem Bapier- 
gelb und auf die Intereffen ihrer einheimifchen Silberprobuftion ſich 
auch fernerhin noch dem internationalen Bimetallismus geneigt erweijen 
werden. Im Deutichland find Intereffen, die unmittelbar und intenfiv 
zum Bimetallismus drängen, nicht vorhanden. Der gegenwärtige 
Etand der Dinge fann aufrecht erhalten werden, ohne daß größere In- 
tonvenienzen auftreten, als auch bei dem Verſuch der Fortſetzung ber 
Eiberverkänfe zu erwarten wären. Jedenfalls aber hat das Deutiche 
Reich ein weſentliches Intereffe daran, daß die Doppelmährung in den 
lateiniſchen Staaten und in Norbamerifa wieder in volle Wirkung trete. 
Denn dadurch würden nicht nur die deutfchen Thaler wieder auf ihren 
fräßeren immeren Werth gebracht, jondern auch der chroniſchen Gold— 
tmappheit vorgebeugt, die, fo weit überhaupt über ſolche Entwicklungen 
etwas vorausgeſagt werben faun, unvermeiblich ſcheint, ſobald auch nur 
noch ein einziger Großftaat zur vollen und reinen Goldwährung über 
geht. Das demonetifirte Silber, auch wenn es bis zum legten Thaler 
über die Grenze gegangen wäre, würbe noch jeinen Partherpfeil ent- 
fenden. Daß. Deutjhland ſchon neben England und Amerika als reinen 
Golbländern einen jhweren Stand haben würbe, das bürfte boch jet 
ſchon aus einer Vergleichung der Diskontojäge in Berlin und London 
zur Genüge hervorgehen. 

Es fragt fich alfo zunächft, ob die Bortheile der Wiederherftelfung 
des Werthes der Thaler und ber Vermeidung einer wenigſtens möglichen 
allgemeinen Golbvertheuerung dadurch zu theuer erfauft wären, daß 
Deutiepland feine Thaler einfach behielte. Wäre es wirklich fo ganz 
umernünftig, wenn das Reich, nicht etwa aktiv mit ber Herftellung ver 
Doppelwährung vorginge, fondern benjenigen Staaten, für welche dieſe 
Raßregel ein dringenderes Interefje hat ober vorausfichtlich bald er- 
langen wird, aljo namentlich Frankreich kund gäbe, daß es nicht bie 
Abfiht Habe, einen bimetalliftiihen Verſuch anderer Länder feinerjeits 
finanziell auszunugen und durch Wiederaufnahme der Silberver- 
lãufe zu erfchweren, daß es vielmehr einen folhen Verſuch begünftigen wolle, 
indem es fich verpflicte, wenn in jenen Ländern die Silber- 

prägungen wiederaufgenommenwürben, das noch vorhandene 

Konrantfilber definitiv beizubehalten. Zur Ausführung dieſer Zufage 

bedurfte es zunächſt nur der Zurüdnahme ber Bevolimächtigung, welche 
—8 
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dem Bunbesrath durch das Geſetz vom 6. Januar 1876 Binfichtlich 
der Thaler ertheilt worben ift. Zwedmäßiger aber bürfte es noch fein, 
um auch äußerlich den Abfchluß der Münzreform zu befunden, wenn 
die Thaler nach dem Werthverhältniffe 15%, : 1 in Viermarkſtücke mit 
voller gefeglicher Zahlungstraft umgeprägt würden. Das unglüdliche 
Fünfmarkftüd wäre dann natürlich zu befeitigen. 

Hinfitlih der Zukunft aber würde ſich das Reich vollfommen 
freie Hand vorbehalten. Man jage nicht, daß Frankreich mit fo ge: 
ringen Zugeftänbniffen ſich nicht begnügen werde. Frankreich wird 
überhaupt nur dann im Sinne des internationalen Bimetallismus vor⸗ 
geben, wenn es fich durch feine Interefien dazu gezwungen fühlt, und 
tritt dieſer Fall ein, fo wird es ſchon zufrieden fein, wenn Deutfchland 
fih auch nur neutral verhält. Der fpätere Beitritt des Deutfchen 
Reiches zu der bimetalliftijchen Union wäre natürlich nicht ausgefchloffen; 
aber bie öffentlihe Meinung wird fich vorausſichtlich mit dieſem Ger 
danken erft dann befreunden, wenn das Syſtem in anderen Ländern 
bereit8 mit günftigen Ausfichten auf ben von feinen Vertheidigern vor⸗ 
bergefagten Erfolg verwirklicht worden ift. 


Das Keichsgefeh vom 31. Mai 1880, 


betreffend die authentifche Erflärung und bie Gültigfeitöpauer des Geſetzes 
vom 21. Oftober 1878 gegen bie gemeingefährlihen Beftrebungen ber 
Sozialdemokratie. 


Bon 


Dr. HZeinrich Marquardfen, 
Mitglied des Reichsſtags unb Berichterfiatter über ben Geſetzentwurf. 


Der urſprüngliche Entwurf des „Geſetzes gegen bie gemeingeführ- 
lichen Beſtrebungen der Sozialdemokratie vom 21. Oftober 1878“ ent 
hielt feine Beſchraͤnkung feiner Gültigkeitsdauer; zu den wefentlichiten 
Abänderungen, welche bie Vorlage in der fie berathenden Kommiffion 
und im Reichstagsplenum erlitt, gehörte bie Beftfegung einer Zeitgrenge, 
weiche im $ 30 des Geſetzes auf den 31. März 1881 beftimmt wurde. 
Die für eine folhe Begrenzung maßgebenden Gründe berußten teils 
af der Erwägung, daß außerordentliche, von den normalen Rechtszu⸗ 
fänben abweichende Gewalten in einem Verfaffungsftaate nur vorüber 
gehend gewährt werben dürfen, theils darauf, baß unter einer zeitlichen 
Begrenzung das Gejicht der Verantwortlichleit für den richtigen Ge⸗ 
brauch der außerorbentlichen Befugniffe ſeitens ber fie anfuchenden 
Organe ein lebenbigerer fein werde; und was bie fpeziell beichloffene 
Zeitgrenze angeht, bezwedtt man, bemfelben Reichstage, welcher das Geſetz 
mit befchlofjen, Gelegenheit zu geben, mit der Prüfung und Würbigung 
der Ausführung berfelben befaßt zu werben, namentlih auch für 
den ziemlich allgemein vorausgefehenen Fall, daß die Bundesregierungen eine 
Berlängerung der Gültigleitsdauer des Gefeges jpäter beantragen würben. 

AS bei Beginn der bießjährigen Neichstagsfeffion fih unter den 
Regierungsvorlagen auch die beantragte Verlängerung des Sozialiften- 
gefeges befand, war deßhalb Niemand überrajcht. Der Gejegentwurf 
(Ar. 26 der Drudfachen) beftand aus einem einzigen Paragraphen 
md jegte die Dauer des Geſetzes vom 21. Oktober 1878 bis zum 31. 
März 1886, aljo über den vermaligen Gültigleitstermin hinaus auf 
weitere fünf Jahre fet. 
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Die Motive der Regierungen rekapitulirten kurz die Gefichtöpunfte, 
unter welchen das Sozialiftengefeg auf eine beftimmte Zeit erlafjen 
worden, beriefen ſich auf die lohale Ausübung ber in diefem gegebenen 
Befugniffe und erflärten, daß bie Wirkungen des Geſetzes erfreuliche 
geweſen, daß weite Kreije der Bevölferung von dem Drud der fozial- 
demokratiſchen Agitation befreit, umd bie lauten Kundgebungen ver 
letzteren unterbrüdt worven ſeien. Dagegen wird anerkannt, daß bie 
heimliche Wühlerei noch fortgehe und fich neue Wege geichaffen habe, 
daß die im erften Augenblide nach Erlaß des Geſetzes bemerfbare Bes 
ftürzung ber Führer ſchon wieder nachgelaffen habe, und daß namentlich 
bie feit ber Unterbrüdung ber fozialdemofratifhen Umſturzpreſſe in 
Deutjhland für die ganze Partei maßgebenden im Auslande erjcheinen- 
den Blätter, der in Zürich herausgegebene „Sozialdemokrat“, offizielles 
Gentralorgan der Sozialdemokratie deutſcher Zunge, und das von Moft 
in London vebigirte Blatt Freiheit“ das gleiche Ziel mit etwas ver⸗ 
ſchiedener Methode erftreben. Im beiden Blättern werde bie Solidarität 
mit den Umfturgparteien aller anderen Länder verfündet, was bei der 
zunehmenden Wievererftartung ber Kommune in Frankreich, wovon 
auch ber im Oktober 1879 abgehaltene fozialiftiiche Arbeiterkongreß 
in Marfeille Zeugniß ablege, boppelt beachtenswerth fei. Die Er- 
fahrung Habe nun gelehrt, daß für Deutſchland das Geſetz vom 21. 
Dftober diefen Tendenzen allerdings wirkſam entgegentrete, aber um 
fo nothwendiger fei auch Angeſichts des geſchilderten Standes der 
Dinge eine Fortdauer der Gegenwehr, bie man fo bald als möglich 
fihern und ausfprechen müſſe. Deßhalb werbe ſchon jet bie Ver- 
längerung der Wirkſamkeit des Gefeges beantragt, um der Hoffnung auf 
baldige Bejeitigung defielben die Stüge zu nehmen. Mit Ausfiht auf 
wirkſamen Erfolg werde fi) bie Verlängerungsfrift auf weniger als 
fünf Jahre nicht empfehlen. 

So war derjenige Moment eingetreten, den bie Reichstagsmehrheit, 
als fie im Oktober 1878 nad langen ſchwierigen Verhandlungen mit 
221 Stimmen gegen 149 Stimmen des Gentrums nebjt Zubehör und 
der Fortſchrittsfraltion das urfprüngliche Geſetz angenommen, zur 
legten ſchließlichen Entſcheidung über den Werth des ganzen Geſetzes 
und feine Wirfungen ins Auge gefaßt hatte. Obgleich der neue 
Gefegentwurf nur jenen einzigen Paragraphen enthielt, war mit ihm 
doch das ganze Geſetz in all feinen Einzelheiten auf die Tagesordnung 
geftelt und ebenfo das ganze Verhalten der deutfchen Einzelregierungen 
bei Geltendmachung ber ihnen durch das Gejeg gegebenen Vollmachten. 

Unter den Regierungen nahm die Königlich Preußiſche infofern 
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eine befonbere Stellung ein, als fie allein mit Zuftimmung des Bunpes- 
zath6 von der Befugniß des $ 28 des Gejeges vom 21. Oftober 1878 
Gebrauch gemacht und einen Theil der im Volksmunde als Heiner 
Belogerungszuftand bezeichneten Beichränfungen für Berlin und Um: 
gegend auferlegt harte. Nach einer weiteren Beſtimmung bes $ 28 
muß über jede, auf Grund befjelben getroffene Anorbnung dem 
Reichstag fofort, beziehungsweife bei feinem nächſten Zufammen- 
treten Recenjchaft gegeben werben. Diefer Forderung war gleich 
beim Zufammentritt des Reichstags durch das Altenſtück der Drud- 
jachen Nr. 7. entfprochen worben, welches ben Erlaß des Königlich 
vreußiſchen Minifteriums vom 28. Nov. 1879 mittheilte, ber bie 
merft am 25. Nov. 1878 getroffene Anordnung, Ausweifungsbefugniß 
für die Poligeibehörde, fowie Verbot des allgemeinen Waffentragens 
für ein weiteres Jahr verlängerte, dem Reichstage zur Kenntniß 
brachte, und die Nothwenbigfeit der Fortvauer dieſer Maßregeln kurz 
metivirte. Es wird in der Begründung beſonders darauf hingewieſen, 
daß die Hoffnung auf die kurze Dauer des Geſetzes vom 21. Oktober 
1878 ver Berliner Agitation Muth und Ausdauer gebe. 

Da vie ftattgehabte Art der Anwendung und Ausführung ber im 
8 28 gegebenen Befugniffe für den Reichstag ein Motiv fein konnte, 
ih zur Forderung der Gefegesverlängerung verfchieden zu ftellen, war 
8 ganz entiprechend, daß bie Verhandlung über dieſe Drudicrift 
der allgemeinen erften Beratung über den Gejegentwurf vorausging. 
Am 6. März 1880 befchäftigte fi das Reichstagsplenum zunächſt mit 
dieſem Gegenftande, allein wie e8 auch bei der Vorlage der ent- 
iprechenden Druckſchrift im Borjahre der Fall geweſen war, bie fehr 
lange und ſich in Einzelbefauptungen verlierende Rede des Abgeord⸗ 
neten Bebel blieb ohne Eindruck auf das Haus. Ein großer Theil 
feiner Ausführungen ging über das zunächſt in Frage ſtehende Thema 
hinaus, aber mit Recht bewiefen ſich Hierbei, wie auch fpäter, Präſidium 
und Reichstag gegen die in der Vertheidigung begriffenen jozialdemo- 
tratifchen Redner möglichjt nachfichtig. Ein ſehr gefährliches Argu- 
ment gebrauchte der Abgeordnete Bebel, indem er barauf hinwies, daß 
Einfiuß und Macht feiner Parteifreunde in anderen Städten noch 
größer jei als in Berlin, und daß man bort dennoch nicht der Befugnifje 
des 5 28 ſich bedient Babe. Ebenſo fuchte er nachzuweiſen, daß die 
Sozialdemokratie ſich über die bevorftehende Verlängerung des Sozia⸗ 
litengefeges vom 21. Oftober 1878 niemals Illuſionen gemacht habe. 
Die Ungefährlichkeit der außer Deutfchland erſcheinenden fozialdemokra> 
tiſchen Blätter wurbe durch den Hinweis zu begründen gefucht, daß fie 
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am,Ort ihres Erſcheinens unbeanftanbet geblieben. Der Redner ſchloß 
mit einer berausforbernden fiegesbewußten Wendung: „Das find bie 
Früchte, die Sie erreicht haben, und wenn Sie mit diefen Brüchten zu« 
frieven find, nun wir auch!“ Aus ber Reihe der Einzelbefchwerven, 
welche über die Handhabung des Sozialiftengefeges in Berlin von ihm 
vorgebracht wurben, verbient eine fpäter näher zu erörternbe ber 
fondere Berüdfichtigung, die lage nämlich, daß Sammlungen, aus- 
fchließlich für bie hülfsbedürftigen Angehörigen Ausgewieſener beftimmt, 
polizeilich verboten worben feien. 

Dem Abgeorbneten Bebel antwortete der Preußifche Minifter Graf 
Eulenburg, indem er ſich für die allgemeine Begründung ber für Berlin 
und Umgegend getroffenen Maßnahmen auf feine vorjährige Darlegung 
bezog. Die vom Geſetz geforderten thatfächlichen Vorausfegungen, ob 
ſolche Ausnahmsſicherungsmittel anzuorbnen jeien, waren damals und ſeien 
auch jetzt noch vorhanden. Wenn ber Vorrebner ſich darauf berufe, daß 
anderswo nicht zu gleichen Mitteln gegriffen worden, fo wäre höchſtens 
die Trage, ob man mit Recht dieſes unterlaffen. Erwägungen darüber 
hätten übrigens ſchon ftattgefunden, unb jedenfalls lägen in Berlin 
ganz befonders zu ſchützende Interefjen vor. Der Minifter vechtfertigte 
dann bie vom Abgeorbneten Bebel angegriffene gar nicht zu ver 
meibenbe Weberwachung der geheimen Agitation durch geheime Agenten 
und erinnerte baran, daß ſeitens ber Sozialdemokraten gegen bie 
Polizei eine Art Nedkrieg geführt werde. Wenn feitens ber Polizei- 
beamten einzelne Mißgriffe und Verftöße vorgelommen feien, fo habe 
die Auffichtöbehörde die Betreffenden beitraft oder entfernt. Wenn 
Herr Bebel bezüglich der von ihm jegt erhobenen Beſchwerden nähere 
befondere Namensangaben machen wolle, fo werbe die Unterfuchung 
demnächft erfolgen. Ohne ſolche nähere Bezeichnung könne natürlich 
nichts gefchehen. Schließlich bezog fi der Minifter auf bie ſozial⸗ 
demotratiſche Parteianſprache vom 29. Februar 1880, die im Gegenſatz 
zu ber Behauptung des Vorredners entnehmen lafje, daß man bisher 
auf die Nichtverlängerung des Sozialdemokratengeſetzes ſpekulirt habe, 
und daß die Auflehnung gegen Gefeg und Recht, wie fie bisher nur 
ftellenweife offen aufgetreten, im Geheimen aber immer vorhanden ges 
wefen jei, nunmehr von ven anerkannt offiziellen Organen der Sozial: 
demokraten öffentlich proflamirt werbe. 

Nachdem noch der Abgeordnete Sonnemann im Allgemeinen bie 
Vorausſetzungen der Anwendung des 8 28, als in Berlin thatjächlich 
nicht vorhanden, bemängelt, und ber Abgeordnete Bebel die Verant- 
wortlichkeit der ganzen fozialiftiichen Partei für den im „Sozialdemolrat“ 
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enthaltenen vom Minifter v. Eulenburg citirten Aufruf abzumweifen 
verfucht, und die Schwierigfeit der Namensnennung in manchen Fällen — 
in ben meiften habe er Namen genannt — betont, meldete fich 
Niemand weiter zum Wort und ber Präfident Tonftatirte, da Anträge 
micht geftellt worden, daß das Haus von der zur Verhandlung geftandenen 
Borlage Kenntniß genommen Habe. 

Nach vieler Einleitung begann die erfte Berathung des Geſetz- 
entwurfs betreffend bie Abänderung des $ 30 des Geſetzes gegen bie 
gemeingefährlichen Beftrebungen der Sozialdemokratie vom 21. Oktober 
1878. Wie ſchon amgeveutet, konnte für diejenigen Mitglieder des 
Reichstags, welche vor kaum fechzehn Monaten für das Cozialiften- 
gzejetz geftimmt Hatten, die Stage nur die jein, ob daſſelbe im Laufe 
dieſer kurzen Zeit ſchon unnöthig geworben, ob etwa bie Ausführung 
defielben durch die Regierungen eine Verlängerung ber Bollmachten 
verbiete, ob einzelne Berbefjerungen ſich als nothwendig oder wünfchens- 
werth ergeben und jchließlich, für welche Zeit die Verlängerung zu be 
fimmen fei. Bon den Gegnern der urſprünglichen Vorlage blieb die 
dortjchrittspartei vorausfichtlich bei ihrem Tategorifchen Nein! ſtehen, 
aber vom Gentrum hatte verlautet, daß innerhalb feiner Reihen ein 
theilweiſer Umſchwung der Anfichten ftattgefunden habe, und daß bie 
volitik Der platonifchen Verabſcheuung der ſozialdemokratiſchen Umſturz⸗ 
gelüfte unter gleichzeitiger Verweigerung aller wirkſamen Mittel des 
Staats zur Belämpfung derſelben, wie fie das Verhalten biefer Partei bei 
der Beſchlußfaſſung über das Sozialiftengefet bezeichneten, ſeitdem in ein- 
Anfreichen Kreifen ver Partei auf Bedenken und Wideripruch geftoßen ſei. 

Der erite Redner in der Debatte, Frhr. v. Hertling, welcher diefen 
Umſchwung der Stimmung im Gentrum in der That zum Ausdruck brachte, 
telopitulirte als Bedenken, welche früher feine Parteigenoſſen zur nega- 
tiven Abftimmung geführt, daß fie das Geſetz als unzureichend, als 
nit gerecht und in feiner Befchaffenheit gefährlich angejehen Hätten. 
dur Begrünbung des erften Bedenkens verwies der Redner auf Das 
Zugeftäͤndniß der Regierung felbft, daß auch nach Anwendung des Ge« 
ſetes die ſozaldemokratiſche Bewegung unter der Oberfläche fortvauere, 
fowie auf ſozialdemokratiſche Erfolge bei fpäteren Wahlen, wozu jedoch 
vie richtige Einſchränkung gemacht wurde, daß aus der Wahl cine 
ſozialdemokratiſchen Kandidaten noch nicht Die Sympathie des Wählers mit 
iozialdemokratiſchen Beftrebungen folge. Ungerecht fei ihnen Die Maßregel 
erſchienen, weil ftatt eines allgemeinen Mechtögefeges hier revolutionäre 
Beftrebungen nur in einer beftimmten Form ober bei einer beftimmten 
Kategorie von Staatsbürgern getroffen würben. Nach wie vor hielten 
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ex und feine politiſchen Freunde ein folches allgemeines Geſetz für den 
richtigen Weg, aber fie verlennten auch nicht die Schwierigfeiten, die 
diefer Weg einichliege. Es wird zugegeben, baß einem von dem 
Eentrum nad feinen Grundfägen ausgearbeiteten allgemeinen Reiche- 
gefeg gegen Umfturzbeftrebungen bie Majorität des Reichstags von ihrem 
Stanbpunkte aus gar nicht ihre Zuftimmung geben könne. „Ich weiß, 
daß ein Meichögefeg, wie e8 nah unferer Meinung zu erlaffen wäre, 
vielleicht recht tiefe Einfchnitte in foldhe Gebiete machen würde, wo bie 
Maojorität dieſes Haufes nur berechtigte Tendenzen und hergebrachte 
Doltrinen erbliden würde." 

Und ein weiteres Zugeftänbniß des Redners geht dahin, daß fogar 
wenn die Regierung fih auf den Weg eines allgemeinen Rechtsſatzes, 
wofür ſehr jorgfältige Vorverhandlungen nöthig wären, begeben wollte, es 
unenblich ſchwierig fein würde, bei einem folden allgemeinen Rechts- 
gefeg die feharfe Grenzlinie einzufalten, über welche hinaus bie Be- 
ftunmungen des Geſetzes durch das lebendige Nechtögefühl des Volles 
nicht getragen werben würben. 

Als drittes und Hauptbedenken, das bei den Gegnern des Ge— 
feges wohl am Stärkjten ins Gewicht gefallen fei, habe die unbeftimmte 
daſſung des Gefeges und bie lebhafte Befürchtung gewirkt, daß die Aus- 
führung des Gejeges feine Spige nicht nur fehren werde gegen foldhe 
Beftrebungen, die auch das Centrum für ftrafwärbig anjehen müßte, 
fondern im Gegenteil gegen andere Beitrebungen, bie feine Freunde 
und er für erſprießlich hielten. Sie Hatten befürdtet, daß das 
Geſetz, welches der Polizei jo außerordentliche Befugniffe gebe, in der 
Hand berfelben zu einer Waffe werden möge gegen die allgemeine Freiheit 
der Staatsbürger, daß e8 in der Hand ber Regierung zu einem trefflichen 
Mittel ſich geftalten möge, alle mißliebigen Parteien zu unterbrüden. 

Da das Hauptintereffe der ganzen biekjährigen Berathung fich 
um die bisherige Anwendung bes Geſetzes gruppirte und barin bie 
Entſcheidung über jeine Verlängerung thatfächlich lag, verdient die nun 
folgende Ausführung des Redners befondere Beachtung und wörtliche 
Wiedergabe. Freiherr von Hertling fährt fort: 

„Meine Herren! Ich muß nun anerkennen, daß biefe Befürchtungen 
im Ganzen nicht in Erfüllung gegangen find. Irrthum und Härten in der 
Ausführung des Gefeged mögen vorgelommen fein, darüber wird noch zu 
eben fein, aber mir ift fein Fall zu Ohren gekommen, wo in bewußter 
Abfichtlichfeit Berfammlungen aufgelöft, Vereine geichloffen, Preßerzeug- 
niffe beſchlagnahmt, Perfonen ausgewiefen wären, bie nicht mit ber 
fozialiftiichen Bewegung in irgend welcher Verbindung geftanden hätten. 
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Im gawiffem Sinne könnte ic) daher wohl anerkennen, daß durch dieſe 
Ausführung der Mangel, der dem Wortlaut des Gefetzes anklebt, ers 
gängt werben fei. Ich Fönnte anerkennen, daß durch die Praxis ber 
Ausführung die unbeftimmte und weite Bafjung, die uns, und wohl 
mit Recht, Befürchtungen einflößte, auf eim engeres Gebiet ein- 
geihränft worden fei, und ich will dieß um fo bereitwilliger hier an. 
erlennen, je energiſcher ich felbft in der Kommiffion, wie im Haufe früher 
der entgegengefegten Befürchtung Ausdruck gegeben habe. Id fann 
anertermen, daß auf Grund diefer Erwägung meine oppofitionelle 
Haltung gegenüber dem beftehenden Gefete eine minder fchroffe 
geworben ift, als fie dem zu erlaffenden Geſetz gegenüber war. 
Ih fan fogar für mich Hinzufügen, daß mich fehon damals das 
Schlagwort von Ausnahmegefegen nicht weiter beirrt hat, daß 
ih damals ſchon der Meinung war, daß es außerordentliche Verhält- 
aiffe im Staatsleben geben könne, wo außerorbentliche Maßregeln un. 
vermeibbar find.“ 

Der Redner ſchloß dahin, daß er jomit Namens feiner politifchen 
Ürennde eine vein ablehnende Haltung zu dem Gefegentwurf nicht zu 
vertreten habe. Er beantrage Berathung in einer Kommiffion, der 
zanãchſt ein ausführlicherer Bericht über die Art der Ausführung zu er» 
fiatten ſei, als die Motive enthielten. Es könne fein, daß innerhalb 
der vom Geje gegebenen Scranten eine mildere Ausführung am 
Plage geweien wäre. Bon Einzelheiten ſei die behauptete Anwendung 
des $ 16, welder Sammlungen für fozialiftijche Umfturzbeftrebungen 
betrifft, auf Bälle von reinhumanitärer Tendenz ins Auge zu faflen. 
Ebenjo werde fich fragen, ob ber volle Umfang der Befugniffe, die $ 28 
Abt, noch nothwendig fei, und neben ber nöthigen Seftftellung des Rechts 
ter Wähler und des Reichstags auf die Anwefenheit feiner Mitglieder 
gegenüber der verjuchten Ausweifung von folchen auf Grund des & 28 
werde fchließlich auch noch zu erwägen fein, ob die Verlängerung ber 
Gültigfeit des Geſetzes für ben ganzen von ber Regierung geforberten 
Zeitraum nicht durch eine kürzere Brift zu erfegen fei. 

Die in biefer Rebe offenbarte neue Pofition zum Gefege, fo Hug 
und fein fie gezeichnet war, rief alsbald den Iebhafteften Widerſpruch 
der früheren Bundesgenofjen in der Ablehnung bes Sozialiftengefeges 
bevor, dem ber Abgeoronete Dr. Hänel in einer beißenden Erwieberung 
Ausoruf gab, indem er bie heftigften Anklagen und Vorwürfe ber 
Gentrumsredner bei Beratung und Verhandlung über bie urfprüngliche 
Vorlage vom Herbſt 1878 ind Gevädtniß rief, und offen, faft niav 
belannte: „Wir (vie Tortfchrittspartei) willen durchaus nicht mehr, 
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woran wir mit Ihnen (dem Centrum) find." Im der fachlichen Er⸗ 
örterung ging Hänel Davon aus, daß die Grundanſchauungen, bie früher gegen 
das Geſetz im Allgemeinen gefprochen, auch felbftverftändlich gegen bie 
Berlängerung ſprächen. Jemand, der fo wie Die Fortſchrittspartei und feiner 
Zeit das Gentrum fich gegen das Gefe erklärt Habe, der könne mit irgend 
welcher Logik unmöglich für die Verlängerung diefes Geſetzes ftimmen, 
um fo weniger, da alle früheren Borausfegungen für das ablehnende 
Votum in Erfüllung gegangen fein. Man habe an dem Erfolg des 
Geſetzes gezweifelt und überall, wo die Sozialdemokratie feitvem zur 
Machtentfaltung Gelegenheit gehabt, Habe ſich gezeigt, daß ihre Macht 
kaum irgenbivo eine geringere fei. Aus das fei vorausgefehen worben, 
daß bei Unterbrüdung der inlänbifchen ſozialdemokratiſchen Preffe die 
ausländifche um fo fanatifher und energifcher ihre Stelle ausfüllen 
werde. Das Beilpiel von Rußland beweife, daß unter Umftänden die 
Nepreffion gerade den ungefeglichften Sinn und die verberblichften und 
verwerflichſten Mittel gleichfam felbft erzeuge. Bezüglich der Auslegung 
des $ 1 und ber dem Gefeg zu Grunde liegenden Unterfcheidung von 
ſolchen fozialdemotratifchen Beftrebungen, welche als den Umfturz bes 
zwedenb zu unterdrüden find und anderen erlaubter Natur behauptete 
der Redner, daß die bisherige Praxis der Anıvenbung eine ſolche Unter- 
ſcheidung nicht erkennen laſſe, wenn es auch überaus ſchwer fei, auf 
Grund des Gefeges, wie es von ber Minorität, auf der rechten Seite 
des Reichstags und vom Bundesrat interpretirt worden, zu behaupten, 
e8 liege Hier eine mala fide Handhabung vor. 

Aus den nächtfolgenden Reden der die beiden Tonjervativen Frak⸗ 
tionen vertretenden Abgeorbneten von Meift-Regom und Meldet, welche 
in der Befürwortung ber Verlängerung des Gefeges nur bie Konfe- 
quenz ihrer früheren Abftimmungen zogen, genügt hier hervorzuheben, 
daß Beide für die Wirkſamkeit des Geſetzes gegen die Unzweifelungen 
Hänel’8 und Bebel's Zeugniß ablegten, wobei fih der Abgeorbnete 
Meldet befonvers auf feine Erfahrungen, als in einem Inbuftriegebiet 
wohnen, berief. Der fozialdemokratifche Abgeordnete Vahlteich fuchte 
ſodann in langer weit ab» und ausfchweifender Erörterung, in deren 
Beginn er ber Berfammlung zurief, daß einft die Sozialdemokratie über fie 
zu Gericht figen werde und den Gegenfaß des fozialdemofratifchen zu dem 
von Freiherrn von Hertling angerufenen chriftlichen Prinzip pries, die ilfe- 
gale Anwendung der im Sozialiftengefeg gewährten Befugniffe darzuthun, 
wobei namentlich die angeblich alfgemeine Unterbrüdung fozialdemokra- 
tifher Wahlverfammlungen ins Feld geführt wurde. Um die dann her- 
vorgetretene Auslegung als dem Geift und der Abficht des Gefeges 
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wiberfprechenb darzuthun, wurde auf verfchievene bei der Gefegesberathung 
gefallene Aeußerungen der Abgeorbneten Freiherrn von Stauffenberg, 
Dr. Lasler und des Minifters Graf Eulenburg Bezug genommen. 

Aus der nationalliberalen Fraktion fprachen zwei Redner, wovon je 
doch der erfte, Dr. Zaster, nur feinen perjönlichen, einer Verlängerung des 
Geſetzes entgegenftehenden Standpunkt motivirte. Nach ihm, der über- 
haupt angenommen habe, innerhalb der bewilligten Geltungsfrift werde 
die Rüdkehr zur Herrfchaft des gemeinen Rechts auch in Bekämpfung 
der Sozialdemokratie bewerfjtelligt werben können, ift die Anwendung 
des Geſetzes eine andere, als die vom Geſetzgeber gewollte, geweſen. 
Richt blos die auf Umfturz gerichteten, ſondern alle ſozialdemokratiſchen 
Veittebungen feien verfolgt worden, wenn ber Redner auch zugab, daß 
das Geſetz auf andere Parteien nicht ausgedehnt worben fei. Jene 
weite Ausdehnung der Wirkſamkeit des Geſetzes ſei von der durch das 
Geſetz als oberſte Kontrollbehörde beftimmten Reich - Kommiffion 
in ihren Entſcheidungen beftätigt worben. Darnach ſeien alle Hilfs- 
laſſen ımter Acht und Bann gethan, bei denen Sozialdemokraten fich 
leitend betheiligten. Ebenſo ſei dadurch jede Wahlagitation der Sozial- 
demotraten lahmgelegt. Wenn die Gerichte und die Reichskommiſſion 
mit der dieß geftattenden Auslegung des Geſetzes im Recht wären, jo 
erwieſe fih der Sinn des Geſetzes vom Stanbpunft ber Urtheile 
aus anders, als man fich bei feiner Erlafjung vorgeftelit. Nach dieſem 
Redner hat das Geſetz feinen Hauptzwed, die Organifation der Sozial- 
temofratie zu zerftören, erfüllt. Cine Verlängerung befjelben werde es 
ter Regierung ermöglichen, nicht zurüczufehren auf den Boden des 
allgemeinen Geſetzes. Es fei deßhalb Pflicht, auf eine fernere Ver⸗ 
längerung nicht einzugehen. ” 

Gegenüber diefem, wie fich fpäter bei ben Abftimmungen zeigte, 
in ber nationalfiberalen Fraktion ganz ifolirten Stanbpunfte hatte 
Dr. Marquardfen Namens der Parteifreunde zu erklären, daß fie, buch 
deren weſentliche Mitwirtung das Sozialiftengefeg feine gegenwärtige 
Seftalt gewonnen habe, für eine angemefjene Verlängerung feiner 
Birtfamfeit ftimmen würden, da die von ihnen gehegten Vorausjegungen 
bei Erlaffung deſſelben im Wejentlihen eingetroffen feien. Die Be— 
hauptung, das Geſetz fei nutzlos geweſen, widerſpreche offenbaren That- 
jaden, ımb am Wenigſten feien bafür die Behauptungen der Agitatoren, 
die übrigen® zu anberen Zeiten auch anders redeten, beweisfräftig, ba 

dieje Herren ihren Parteigenoffen Muth zum Ausharren machen müßten. 
Aber Niemand habe im Ernft glauben können, daß das langjährige ein- 
gemurzelte Uebel ber ſozialdemokratiſchen Wühlerei in kurzer Frift ober 
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durch das Geſetz allein beſeitigt werde. Jedenfalls aber fei verhindert 
worden, daß die Wurzeln der Sozialvemofratie ſich weiter und weiter 
verbreiten. Bezüglich der lohalen Ausführung des Geſetzes — ein= 
zelne Verſtöße fein unvermeidlich, wie beim Ausjäten von Unkraut auch 
wohl zinmal eine gefunbe Pflanze mit ausgerifien werde — bezog fich 
der Redner auf das Zeugniß des früheren Gegners Freiherrn von 
Hertling, deſſen Vorſchlag auf Kommiffionsberathung er namentlich 
deßhalb beiftimme, um dadurch womöglich auch die Breffe des Centrums, 
deren feindliche Haltung gegen das Sozialiftengefeg der Wirkjamteit 
deſſelben entſchieden Abbruch gethan, zur Unterftügung deffelben zu ge⸗ 
winnen, wenn die Verlängerung unter Mitwirtung des Centrums be- 
ichloffen werde. Von den feitens feiner Parteigenofjen befürworteten 
Mopifitationen des Geſetzes hob Dr. Marquardſen vorerft die Ab- 
türzung ber Geltungsfrift dergeftalt, daß der nächfte neue Reichstag auch 
wieber über bie Frage der Verlängerung zu entfcheiden habe, ſowie die Sicher- 
ftellung der Reichstagsabgeordneten gegen die Ausweifung unter $ 28 des 
Gefeges hervor. Der Minifter Graf Eulenburg widerfprach zunächſt der 
Behauptung Dr. Lasler's von ber dem Willen der gejeßgeberifchen Faktoren 
nicht entſprechenden Auslegung des Sozialiftengejeges. Meinungs: 
verichiebenheiten hätten obgewaltet, allein Dr. Laster habe fein Recht, 
feine Auffafjung al® die auein berechtigte hinzuftellen. Wenn über Die 
Behandlung ſozialdemokratiſcher Wahlverfammlungen in Preußen und 
Sachſen Beichwerbe erhoben werde, fo fei nach dem Wortlaut und 
Sinn des Gefeges ihre Unterdrüdung nur dann erfolgt, wenn die An- 
nahme rechtfertigende Thatfachen ‚vorlagen, daß fie den fozialdemofra- 
tiſchen u. f. w. Beftrebungen dienen würden. Eine allgemeine Aus- 
nahme der Waplverfammlungen habe das Geſetz befanntlich nicht ftatuirt. 
Gegen den Hauptvorwurf Lasker's, daß das ganze Hilfskaſſenweſen 
durch die unerwartete Auslegung des Geſetzes lahmgelegt worden, be» 
rief fi) der Miniſter auf die bezüglichen Entſcheidungen des Preußischen 
Oberverwaltungsgerichts. Mühfam, forgfältig fei der Nachweis geführt 
worden, daß die betreffenden Kaſſen deßhalb geichloffen worden, weil fie 
ſozialdemokratiſchen Beftrebungen dienten, nicht weil Sozialdemokraten bazu 
gehörten. Der letzteren Behauptung gegenüber ſei e8 Thatfache, daß 
eine große Anzahl folder Kaſſen beftehe, bei welchen zahlreiche Sozial- 
demofraten betheiligt jeien, und denen gegenüber mit der Schliefung 
vorzugehen Niemandem einfalle. Der Minifter bemerkte dann no, er 
fei in fpäter Stunde auf die Lasker'ſchen Einwendnngen deßhalb näher 
eingegangen, weil die Frage ber Verlängerung, ob und auf wie lange 
oder furze Friſt davon abhänge, wie das Geſetz gehandhabt, 
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ob thatjächlih der Anſpruch auf das Vertrauen erworben worden, 
weiches die Handhabung des Geſetzes vorausjege. Allerdings müſſe er 
bezüglich der Frijt dem legten Redner zugeben, daf ein ganz beftimmter 
Termin nicht als nothwendig zu beweiſen fei, aber der Grundſatz, daß 
jeder neuen Regislatur Gelegenheit gegeben werden müfje, über bie 
dortdauer des Geſetzes zu entſcheiden, ſei legislatoriſch nicht nichtig. 
Die Wirkjamteit des Geſetzes werde jedenfalls durch allzukurzen Gültig: 
feitstermin abgeichwächt, und er bitte deßhalb bie von der Megierung 
vorgefchlagene Berlängerungsfrift anzunehmen. Dr. Windthorſt, ver 
fich im Weſentlichen polemiſch gegen Dr. Hänel wendete, vefumirte fach 
Gh den Standpunkt des Gentrums vahin, daß jeine Freunde in ber 
Kommiffion ein Interimiftitum zu ſchaffen ſuchen würden, welches bald⸗ 
möglichft die Rüdtehr zum gemeinen Recht ermögliche. Die Trage 
lieze jet weſentlich anders als früher. Jetzt handle es fih darum, , 
ob das beftehende Gefe ohne Weiteres befeitigt werben Fönne. 

Der Antrag des Freiherrn von Hertling den Gejegentwurf an eine 
Semmiifion von 14 Mitglievern zu verweifen, wurde angenommen. 
Diejelbe beftand unter dem Borfig des Abgeordneten von Kardorff 
ans den Abgeoroneten Graf von Galen, von Goßler, Dr. Hänel, 
vom Helldorff Bedra, Dr. Freiherr von Hertling, Dr. Marquardfen, 
dreierr von Marſchall, Dr. Dioufang, Dr. Reichensperger (Olpe), 
Dr. Roggemann, Servaes, Shumm und Dr. Wolffion. Ueber bie 
Tpätigleit und Anträge derſelben an das Plenum liegt der Bericht bes 
Berichterftattere Dr. Marquardſen (Drudiaben Nr. 83) vor, aus dem 
die wichtigeren und für die jegige Geſtalt des Geſetzes beſonders be» 
mertenswerthen Einzelheiten hier mitzutheilen find. 

Die formelle Aufgabe der Kommijjion war die Berathung bes 
Regierungsentwurfes, welcher ausichließlih die Verlängerung der 
im 85 30 des Sogialiftengefeges beftimmten Giltigkeitsdauer be» 
zwedte; allein da die Kommiljionsmitgliever aus dem Centrum eine 
Reihe von Abänderungsanträgen zu einzelnen Paragraphen des Sozialiften- 
zeſetzes brachten, die eventuell in das Verlängerungsgefeg einzufügen 
waren, entitand in der Kommijfion die Präjudizialfrage, ob man das 
ganze Sozialiftengeieg zur Berathung ftellen oder nur diejenigen 
Paragraphen defjelben in Behandlung nehmen wolle, zu welchen im 
Schooge der Kommijfion Abänderungen vorgefchlagen wurben. 

Dean entſchied fich für den letzteren Weg, und jo kam zunächft ein An⸗ 
og der Abgeorbneten Reichensperger und Genofien zur Diskuffion, wonach 
in$ 8 des Geſetzes die Beſchwerde wegen Auflöſung eines Vereins 
„beim RNeichsgericht. welches über das Vorhandenſein der thatſächlichen 
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BVerhältniffe zu erkennen Hat“ zuftehen folle. Mit dieſem Vorſchlage 
wurde eine Hauptkontroverſe bei Beratung des  uriprünglichen 
Sozialiftengefeges wieder eröffnet. Nächft der Definition der unter Ver⸗ 
folgung zu ftellenden fozialdemokratifchen Thätigkeit hat die Zufammen- 
fegung der Beſchwerdeinſtanz Damals die meiften Schwierigkeiten gemacht. 
Infofern konnten fih die Antragfteller auf eine mittlerweile ein- 
getretene thatfächliche Veränderung von Wichtigkeit berufen, als bei 
Beratfung des Sozialiſtengeſetzes das Reichsgericht als einheitliche 
höchſte Gerichtsinftang für ganz Deutſchland noch nicht gefhaffen war, 
und bie Weberweifung der Oberfontrolle über die auf Grund des 
Sopialiftengefeges ergangenen Verbote von Vereinen und Drudijchriften 
an das Oberhandelögericht mit feiner fonft avefentlich verſchiedenen Zu- 
ftänbigfeit eine allzugroße Infonfequenz gewejen wäre. Allein wenn auch 
Das die Reichaftrafrechtöpflege in letter Inftanz zufammenfafjende Reichsge⸗ 
richt einem ſolchen Einwande nicht mehr unterlag, jo wurde doch, wie ſchon 
der Antrag felber zeigte, infofern dem Reichsgericht durch den Bor- 
ſchlag ein ganz neues Spftem der Thätigfeit untergeihoben, als 
der fonft nur zur Entſcheidung von Rechtsfragen berufene höchſte 
Gerichtshof über „das Vorhandenſein der thatfächlichen Vorausfegungen 
erfennen“ jollte, eine Aufgabe, welche mit der ganzen Organifation und 
Prozedur des Neichögerichts im Widerfpruch treten würde. Ob über- 
haupt einem eigentlichen Gerichtshof die Entſcheidung über jolche Akte der 
Verwaltung zugewiejen werben könne, ob die eigenthümliche Begriffsbe⸗ 
ftimmung im $ 1 des Sozialiftengejeges für eine rein richterliche Aus— 
legung fich eigene, kurz alle Fragen, welche fchon 1878 weitwendig 
erörtert worden und vom Reichstag negativ entfchieven worden waren, 
tauchten wieder auf, vermehrt durch die Erwägung, ob es nicht im 
Interefje des Neichögerichts felber vermieden werden müffe, ihm Auf- 
gaben zu ftelfen, welche über die veine Rechtſprechung hinausgehen und 
in das politifche Gebiet hinübergreifen. Das Schlußrefultat war, daß 
der geftellte Antrag mit allen gegen 4 Stimmen abgelehnt wurbe. 
Im Lauf diefer Debatte gab der Preußiiche Miniſter des Innern be— 
tannt, daß die Reichskommiſſion, um deren Erfegung durch das Reiche» 
gericht es ſich bier Handelte, nur in 4 Fällen die an fie gebrachten 
Beſchwerden für begründet erachtet habe, und wies darauf hin, daß 
durch die regelmäßige Veröffentlichung ihrer Entſcheidungen die Recht- 
fprehung dei Kommiffion der allgemeinen Prüfung unterftellt werde. 
Ein zweiter Abänderungsvorichlag von berfelben Seite bezog fich 
auf $ 9 des Sozialiftengefeges und ivar ebenfalls früher Gegenftand 
lebhafter Debatten gemejen, wie er bern auch bei der erften Berathung des 
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vorliegenden Entwurfs im Plenum gefreift worden war. Nach dem 
Borfchlag Reichensperger's und Genoſſen follte $ 9, Abſ. 2 den Zuſatz 
erhalten: „Auf Berfammlungen zum Betrieb der den Neichätag oder 
eine Lanbeövertretung betreffenden Wahlangelegenheiten nach aus- 
geichriebener Wahl erftedt ſich biefe Beſchränkung (Zuläfigfeit des 
prãvenirenden Verbotes der Bolizeibehörbe) nicht.” Nach dem Wort- 
laut und Sinn bes beſtehenden Gefeges „Verjammlungen, von denen 
durch Thatjachen die Annahme gerechtfertigt ift, daß fie zur Börberung 
ſozialdemokratiſcher, fozialiftifcher ober fommuniftifher, auf den Um- 
fung der beſtehenden Staate- oder Gefellihaftsordnung gerichtet find, 
find zu verbieten” gibt es eine folche Ausnahme für die Wahlverfamm- 
Imgen von der in 8 9, Abf. 2 enthaltenen obrigteitlihen Befugniß 
nicht. Gleichartige Anträge waren früher ſowohl in der Kommiſſion 
als im Plenum bei Beratfung des Sozialiftengejeges abgelehnt worden. 
Die damaligen Erörterungen, insbefondere des Berichterftatterd von 
Schwarze, geben zu einer richtigen Auslegung des Gejeges alle 
nöthigen Behelfe, während ven Gründen, welche gegen eine allgemeine 
Ausnahme von Wahlverfammlungen feiten® der Regierung und innerz 
halb ver Kommiifion geltend gemacht wurden, nichts ZTriftiges ent 
gegengeftellt werden konnte. Als Dedmantel der im $ 1 bes So⸗ 
zaliftengejeges und Hier in $ 9 bezeichneten Beſtrebungen follen bie 
Bahlverfammlungen ebenfo wenig dienen, als andererſeits nicht jede 
jezialdemotratiſche Wahlverſammlung ſchon deßhalb, weil fie von Sozial⸗ 
demokraten ausgeht, unter ven Abſatz 2 des 89 fällt. Das Ermeſſen 
ter Behörben wird ben einzelnen Fall zu berüdjictigen Haben und 
daran würbe auch, wie der Berichterjtatter von Schwarze feiner Zeit be» 
merkte, die Annahme eines Zuſatzes, wie der auch jegt wieder beantragte, nichts 
ändern. Auf Grund biefer Erwägungen und unter Berüdfichtigung des 
Eimpandes, daß wenn die Möglichkeit eines vorhergegangenen Verbotes 
Khle, die Auflöfung ercedirender Verſammlungen mit ihrer Gefahr für 
tie öffentliche Ordnung häufiger nothwendig werden würbe, fand auch 
diefer Antrag mit allen gegen 4 Stimmen Ablehnung. 

Antnüpfend an Geſichtspunkte, welche bei ber erſten Berathung 
de vorliegenden Gefegentwurfes im Plenum berührt worden waren, 
murde weiter vorgeſchlagen, die Befugniffe, welche $ 28 des Soyialiften- 
geſetzes gewährt und welche bisher — und auch Hier nur theilmeife — für 
Berlin und Umgegenb in Kraft gejegt waren, auf Berlin und Um» 
gegend zu beichränfen, allein e8 mußte zugegeben werden, baß ſchon bie 
Möglicpteit, auch anderswo dergleichen Beſchränkungen, wenn nöthig, ein. 
zuführen, eine werthvolle Waffe fei, und fo wurde auch diefer Vorſchlag 
mit der gleichen Stimmenzahl abgelehnt. 

Jahrbud V. 1, Krög. v. Schmoller. 10 
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Abgefehen von einigen anderen weniger bebentenben ober nur als Kon« 
fequenzen ber beiprocenen anzufehenden Anträgen, waren dieß diejenigen 
Vorfchläge der Centrumsmitglieder, welche chne Erfolg blieben. Bet 
drei anderen Fragen: Auslegung des $ 16 des Sozialiftengejeges, 
Sicherung der Reichstagsabgeorbneten gegen die Ausweiſung aus Berlin 
und die Beftimmung der Wiltigfeitsdauer handelte es fich um gemein- 
fame Ziele der ganzen Kommiffion oder doch ihrer überwiegenden 
Mehrheit, und in allen Punkten wurde ſchließlich Uebereinftimmung, auch 
mit der Regierung, erzielt. 

Der $ 16 des Eozialiftengefeges beftimmt: „Das Einfammeln von 
Beiträgen zur Förderung von ſozialdemokratiſchen, fozialiftiihen oder 
lommuniftijchen, auf den Umfturz der beſtehenden Stants- oder Geſell⸗ 
ſchaſtsordnung gerichteten Beftrebungen, ſowie bie öffentlihe Auffor- 
derung zur Leiſtung folder Beiträge find polizeilich zu verbieten. Das 
Verbot ift Öffentlich befannt zu machen.“ Gegen Wortlaut und Zweck 
dieſes Paragraphen, welcher in gewiſſer Weije eine Nachbildung des 
8 24 des Reichöpreßgefeges ift, wurde feine Einwendung erhoben, wie 
der Paragraph auch bei Berathung des Sozialiftengejeges felbft wenig An- 
fechtung erfuhr. Dagegen waren in ber Preſſe, dann bei der erſten 
Berathung des Gejegentwurfs, ſowie in an den Reichstag gerichteten, 
der Kommiſſion zugewieſenen Petitionen barüber Beſchwerden erhoben 
worden, daß mit Bezugnahme auf diefen Baragraphen auch Sammlungen 
verboten und Anklagen wegen Webertretung erhoben worben jeien, wo 
es fih nur um die Unterftügung hilfsbedürftiger Angehöriger von Per- 
fonen gehandelt habe, welde von dem Sozialiftengefeg betroffen und 
3 B. ausgemwiefen worden. In der Kommijfion herrſchte Einfiimmigfeit 
darüber, daß ſolche Fälle nicht unter den $ 16 des Geſetzes fielen, 
und bie Frage war nur, wie man am Beften der Wiederholung folcher 
Vorkommniſſe vorbeuge. Auch feitend des Vertreter der Bundes- 
tegierungen, Graf zu Eulenburg, wurde anerkannt, daß folche Sammlungeft 
nad Wort und Sinn des Geſetzes ausgeichloffen jeien. Nachdem der Antrag 
auf eine dem entfprechende authentifche Interpretation aus dem Grunde 
zurückgezogen worden, weil jolde Sammlungen häufig als bloßer Vorwand 
für wirkliche Unterftügung der im $ 16 genannten Perjonen und 
Bwede dienen, beſchloß man den übereinftimmenden Meinungsausprud 
der Kommifjion und der Bundesregierungen dem Reichstag in der 
Form zur Beſchlußfaſſung zu unterbreiten, „daß die Ueberweifung ber 
betreffenden Petitionen an den Reichskanzler in der Erwägung gefchebe, 
daß das im $ 16 des Geſetzes vom 21. Oftober 1878 enthaltene Ber- 
bot fi nicht auf die Sammlung von Beiträgen oder die öffentliche 
Aufforderung von Beiträgen erftredt, welche nur für die Unterftügung 
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folder Berfonen beftimmt find, denen in Ausführung der 88 22 ober 
28 des genannten Geſetzes der Ernährer entzogen worden ift". Die 
$$ 22 umb 28 behandeln Fälle ver Ausweiſung. Uebrigens hatte der 
Abgeorpnete Bebel bei der Verhandlung über die Preußiſche Denk⸗ 
ihrift zugeftanden, daß bie zur Beſtrafung angegangenen Gerichte in 
ielden Fällen meijt freigefprochen haben. 

Während die Erledigung dieſer Beſchwerde ohne Aenderung des 
Geſetzestextes gefichert wurde, mußte die Befeitigung des Zwieſpaltes 
im den Auffafjungen ber Berliner Gerichte und des Reichstages 
über Anwendbarkeit des Ausweifungsrechtes unter $ 28 des Sozialiften- 
gieges auf in Berlin zur Thätigkeit als Reichstagsabgeordnete berufene 
Ferionen im Wege der authentifchen Interpretation herbeigeführt werben. 
Auf diefem Wege wurde auch rückwirkend die Unftatthaftigkeit des gegen 
die Abgeordneten Fritzſche und Haffelmann eingeleiteten Strafverfahrene 
ausgeiprocen und bie entſprechende Refolution des Reichstages vom 
19. Februar 1879, welche die Gerichte nicht beachtet Hatten, zur vollen 
Geltung gebracht. Die Bundesregierungen erflärten ſich durch ihren 
Bertreter mit dieſer Löſung einverftanden, und Graf zu Eulenburg be- 
fand nur darauf, daß die Preußiſchen Behörden in ihrer bisherigen 
Auffaffung ver betreffenden Beftimmung des $ 28 im guten Glauben 
gehandelt Hätten, und daß es fich hier in der That nur um die Feſt⸗ 
felung des wahren Inhaltes einer bis dahin zweifelhaften und ver- 
idieden aufgefaßten Gejegesnorm handele. Nach einem vorher an⸗ 
genommenen Amenbement follte die authentifche Erklärung außer ven 
Reichstagsmitgliedern auch die Mitglieder anderer geſetzgebender Ver⸗ 
ſammlungen umfaſſen. Wenig Beifall hatte ein Gegenvorſchlag ge 
fumden, welcher die Ausweifung von Reichstagsabgeordneten an bie 
Genehmigung des Reichstags in Analogie der ähnlichen Beſtimmung 
bes Art. 37 der Reichöverfajjung knüpfen wollte. 

Die Berlängerungsfrift wurde unter Zugrundelegung des Motives, 
daß dem neuen Reichstage die Entfcheidung über eine weitere Fortdauer 
bes Gejeges nicht voriweggenommen werben folle, auf den 30. Juni 1884 
ftatt des Megierungstermins beantragt, und fchließlich unter Hinzunahme 
meiterer 3 Monate, für ven Fall der Auflöfung des neuen Reichstags, 
auf den 30. September 1584 mit allen gegen 2 Stimmen feftgejegt. 

Am Schluß der Berathungen. wurde noch darauf aufmerkjam ge— 
macht, daß eine Revaktionslüde in dem Sozialiftengefeg von 1878 bei 
dieſer Gelegenheit ausgefüllt werden könnte. Es fehlt nämlih am 
Schluſſe des $ 28 die bei anderen Paragraphen ausbrüdlich hervor- 
gehobene Beftimmung: daß die Beſchwerde nur an bie Aufſichtsbehörden 
fattfindet. Da über die Nichtigkeit diefes Grundfages im Shitem des 
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Geſetzes fein Zweifel war, wurde biefe Ergänzung des Geſetzes durch 
das Verlängerungsgefeg allfeitig gebilligt. 

In Folge der Kommijfionsberatgungen, welde 2 Sigungen be— 
anfpruchten, wurden nunmehr der urfprüngliche Regierungsentwurf dem 
Reichstag in nachfolgender Geftalt zur Annahme vorgefchlagen : 


„Sefegentwurf, 
betreffend 
die authentiſche Erklärung und die Gültigfeitspauer des Geſetzes gegen 
die gemeingefährlihen Beftrebungen der Sozialdemokratie 
vom 21. Oktober 1878. 


Wir Wilhelm von Gottes Gnaden, Deutſcher Kaifer, König von 
Preußen x. 
verorbnen im Namen des Reiches mit erfolgter Zuftimmung des 
Bundesrathes und des Reichstags, was folgt: 
g1 

Die im $ 28, Nr. 3 des Geſetzes vom 21. Oftober 1878 ges 
troffene Beftimmung wird dahin erläutert, daß biefelbe auf Mitglieder 
des Reichstages ober einer geſetzgebenden Verſammlung, welche fih am 
Sie diefer Körperfchaften während der Seffion derſelben aufhalten, 
feine Anwendung findet. 

Die Beſchwerde gegen die Verfügungen, welche auf Grund ber 
gemäß $ 28 bes vorbezeichneten Gefeges getroffenen Anordnungen er⸗ 
laffen werben, findet nur an die Auffichtöbehörden ftatt. 

82. 

Die Dauer der Geltung des Gefeges gegen die gemeingefäßrlichen 
Beftrebungen ber Sozialdemokratie vom 21. Oftober 1878 (Reichs⸗ 
geſetzblatt ©. 351), wird unter Abänderung des $ 30 dieſes Geſetzes 
bis zum 30. September 1884 hierdurch verlängert. 

Urkundlich ꝛc. 

Gegeben ꝛc.“ 


In den nachfolgenden Plenarverhandlungen der II. und III. Be- 
rathung über den Gefegentwurf wurde am bemfelben nichts geändert, 
fo daß Diefe Verhandlungen hier nur einer gebrängten Darftellung be= 
dürfen. Die zweite Berathung fand in den Sigungen des Reichstags 
vom 17. und 19. April ftatt und bot den fozialdemofratifchen Abgeord- 
neten volle Gelegenheit, ihren Standpunkt zum Geſetze, fowie über- 
haupt ihre Grundſätze des Vreitejten von der Rednerbühne vorzutragen. 
Um fi diefen Vortheil zu fihern, hatten viefelben eine Reihe von 
Amendements auf Aufhebung aller irgenbwichtigen Paragraphen des ur« 
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ipränglichen Sozialiftengejeges eingebracht und die Vertretung ber ein« 
nen Amendements unter ſich vertheilt, allein dieſer Plan jceiterte 
ichon an der formalen Klippe, daß dieſe Anträge nicht zu dem vor: 
liegenden in ber Kommiffion umgeftalteten Gejegentwurf, jondern zu 
dem formell gar nicht zur Diskuffion ftehenden Gejege vom 21. 
Ottober 1878 geftellt waren. Um jedoch dem Wunjche der fozialdemo- 
tratiichen Abgeorbneten, möglichft ausgiebig zum Wort zu kommen, alle 
Rüdficht zu gewähren, beichloß das Haus eine folhe Orbnung ver Dis⸗ 
kıffion, daß in der That jeber. der ſozialdemokratiſchen Abgeorbneten 
zam Wort gelangen konnte. Wie ber erſte Redner aus dieſem Kreiſe, 
der Abg. Wiemer, der die auf Aufhebung ver $$ 1, 2, 11, 16, 22—24, 26 
mb 27 des Geſetzes von 1878 gerichteten Anträge begründete, zugab, handelte 
es ſich für die Sozialdemofraten weſentlich darum, ihre Beſchwerden über 
die Ausführung des Gefeges vorzubringen. Als Beifpiel der ungerechten 
Behandlung führte der Redner z. B. an, daß eine neue Zeitung als Fort 
fegung einer anderen verbotenen unterbrüdt worden, obgleich fie ein 
anderes Format gehabt, und daß auch Frauen die Befugnig zum Han- 
deln mit Dradfchriften entzogen worden ſei. Nach einem welfifchen Inter 
mego ſetzte der Abg. Hafenclever mit mehr Humor und Geſchicklichkeit 
das Thema feines Gefinnungsgenofien fort, indem er namentlich meh⸗ 
tere Entſcheidungen der Reichskommiſſion Fritifirte. Nachdem ver Abg. 
Dr. Hänel furz motivirt, weßhalb er und feine politiihen Freunde als 
Gegner des urfprünglichen Sozialiftengejeges für bie Amendements der 
Sozialdemokraten ftimmen würden, fam als britter Nebner von biefer 
Seite der Abg. Fritzſche zu Wort. Nach ihm hatte fi Niemand weiter 
zum Neben gemeldet und bei der Abftimmung wurben ſämmtliche zur 
Verhandlung geftandenen Amendements gegen die Stimmen der Sozial- 
demofraten und der Fortfchrittöfraktion abgelehnt. Zu dem Inhalt des 
8 8 des Gozialiftengefeges reproduzirte Dr. Windthorft den in ber 
Konmiffion abgelehnten Antrag auf Erjegung ver Reichskommiſſion duch 
das Reichsgericht in der richtigen Bormulirung als Einſchaltung zu dem 
in Frage ftehenden Gefegentmurf. Er erklärte, daß er ohne Annahme 
der von ihm zu dringenden Abänderungsanträge das Verlängerungs- 
geſetz micht votiren werde. Der Rebner verkannte nicht die im Kom— 
miffiondbericht gegen dieſe Verweiſung der Entſcheidung an das Reiche: 
gericht geltend gemachten Gründe, aber ber ganze außerorbentliche Cha- 
alter des Sozialiſtengeſetzes vechtfertigte, meinte er, auch hierin eine 
Ausnahme. Er mußte jedoch jelber zugeben, daß ber Antrag, wie er 
ſtehe, noch redaktionell ungenügend fei. Als fi Dr. Windthorſt an- 
Ididte, das Unterlaffen ver 1878 verfprochenen pofitiven Thätigfeit zur 
Belämpfung ber ſozialdemokratiſchen Gefahren feitens der Regierungen 
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zu feitifiven, mußte er von dem Präfiventen auf den enger begrenzten 
Gegenftand der Debatte zurüdgeführt werben. Der Abg. von Kardoff 
und der Berichterftatter Dr. Marquardſen traten dem Antrage Dr. Windte 
Horft’8 entgegen, der wohl nur, um ben Nüdzug der Partei offiziell 
zu decken, wieder aufgegriffen worden mar. Seine Ablehnung erfolgte 
mit großer Mehrheit. Ebenfalls wurde aus der Rommilfion der An— 
trag zu $ 9 des Sozialiſtengeſetzes reproduzirt, das Verbot von ange» 
kündigten Wahlverfammlungen auszuichließen. Nach einer kurzen Mo» 
tivirung des Abg. Winbthorft fprachen zu biefem Antrag bie Abg. 
Sonnemann, ber fi namentlich mit einer in München verbotenen Ver- 
fammlung befchäftigte, und Bebel. Nach Ablehuung des zu $ 9 ge- 
ftellten Antrages wurde die Verhandlung vertagt. 

Die Berathung am 19. April betraf zunächſt die beiden Winbthorft’- 
ſchen Amendements, die in $28 des Sozialiſtengeſetzes gegebenen Befugnifie 
nur für Berlin und Umgegend zuläffig zu erklären und bie Ausweifungsbe- 
fugniß auf Perfonen, die wegen fozialiftifcher Umtriebe gefährlich find, zu 
beicränten, während ein Antrag bes ſozialdemokratiſchen Abg. Kayſer die 
Streichung des ganzen Paragraphen verlangte. Die Diskuffion über 
bie beiden WindtHorftihen Amendements bewegte fih im Wefentlichen 
zwiſchen dem Antragfteller und dem Berichterftatter, während bie längeren 
Auseinanderfegungen des Abg. Kayſer ihre Erwiederung durch den Preußi— 
ſchen Miniſter des Innern, Grafen zu Eulenburg, fanden. Sowohl 
die Anträge Dr. Windthorft’s, als die des Abg. Kayſer wurden ab« 
gelehnt. 

Zu dem nunmehr zur Verhandlung gelangenden $ 1 des Kom- 
miffionsentwurfs hatte der Abg. Sonnemann den Antrag geftellt, die 
Privilegirung der Reichstags ⸗ und Landtagsabgeoroneten gegen das 
Ausweifungsreht nach $ 28 des Sozialiftengefeges auf den Fall des 
$ 22 ebenfalls auszubehnen, kraft deſſen nach vorhergegangener gericht» 
licher Verurteilung gefchäftsmäßiger ſozialdemokratiſcher Agitatoren bie 
Zuläffigleit der Einihränkung ihres Aufenthalts durch den Richter aus- 
geiprohen, und darauf der Aufenthalt in betimmten Orten und Be- 
zirken durch die Landespolizeibehörde ihnen verfagt werben kann. Der Be- 
richterftatter feßte den Unterſchied der Hier vorliegenden Fälle ause 
einander, das Amenbement wurde abgelehnt und der $ 1 der Kommiffiond- 
vorlage in feinen beiden Alineas angenommen. 

Zu 82 motivirte kurz ber Berichterftatter, weßhalb Die Kommiffion mit 
Rückſicht auf eine mögliche Auflöfung des dann beftehenden Reichstags die 
Gültigkeitsdauer bis zum 30. Septbr. 1884 erſtredt habe. Die weitere Dis⸗ 
kuſſion nahm mehr oder weniger ben Charalter einer allgemeinen Debatte 
an, in welcher namentlich auch die Stage pofitiver ſtaatlicher und geſellſchaft⸗ 
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Tier Mafnabmen im Intereffe des Arbeiterfiandes berührt wurde. Bu 
Vort lamen für die Konfervativen Irh. von Marſchall, für die Freitonfer- 
vatinen der Abg. Stumm, das Centrum vertrat, wie gewöhnlich, der 
Ag. WindtHorft, während der Abg. von Ludwig zur Begründung eines 
vom ihm eingereichten, fpäter zurüdgezogenen Amendements: „Zugleich 
wird das Geſetz auf alle diejenigen Beſtrebungen ausgedehnt, welche 
and ohne fich als fpezifiich ſozialdemokratiſche, fozialiftiihe oder kom⸗ 
numiſtiſche darzuſtellen, in analoger Weife bie Untergrabung der chrift- 
fihen und monarchifchen Grundlagen der beftehenden Staats⸗ und Ge⸗ 
ſellſchaftsordnung bezweden,“ de omni scibili et quibusdam aliis ge» 
tedet hatte. Nach einer Bekämpfung der Windthorit'ihen Gründe gegen 
Annahme des Geſetzentwurfs in feiner dermaligen Geftalt feitens des 
Berichterjtatters, der die verhältnigmäßige Unwichtigkeit der abgelehnten 
Windthorft’fchen Amendements ald Grund für ein ablehnendes Votum 
gen dem die Fortbauer des Sozialiftengefeges in ſich fließenden neuen 
Sefegentwurf im Einzelnen nachwies, wurde auch der $ 2 ver Vor⸗ 
Inge angenommen. 

Ebenfo fand der Kommiffionsantrag bezüglich der Petitionen, ins⸗ 
keiomdere mit ber bie Auslegung des $ 16 des Sozialiftengefeges ber 
treffenden Erklärung Annahme, nachdem noch der fozialdemofratifche 
Ag. Auer in längerer Rede bie Nuglofigkeit der betreffenden Refolution 
behauptet und als einzigen Ausweg für feine Parteigenoffen die bes 
wuhte Zuwiderhandlung gegen das Geſetz empfohlen Hatte. 

Die dritte Beratfung am 4. Mai 1880 begann mit einer allge 
meinen Rebe des Abg Liebknecht, deren Anfang triumppirend am ben 
ivehen erfochtenen ſozialdemokratiſchen Waplfieg in Hamburg antnüpfte 
mb eine Reihe von Entjcheivungen der Reichskommiſſion kritifirte. Den 
Stanbpumft der größeren Mehrzahl des Gentrums, welche gegen bie 
Berlängerung des Sozialiftengejegeö zu ftimmen befchloffen, vertheibigte 
der Abg. Frh. v. Heeremann, während ber zur felben Partei gehörige 
Ag. Graf Balleftrem die Gründe der für das Gefeg votirenden Min⸗ 
berheit des Centrums entwidelte. Der negative Stanbpunft der Fort: 
ſchrittspartei fand in dem Abg. Günther (Nürnberg) einen Vertreter. 
Nach Schluß der allgemeinen Diskuffion erhielt zu $ 1 des Entwurfs 
der ſozialdemokratiſche Abg. Haffelmann das Wort, der fich als renos 
Intionären Sogialiften befannte, die ruſſiſchen Nihiliften feierte und jeine 
Rede damit ſchloß: „die Zeit des parlamentarifhen Schwätzens ift 
vorüber und bie Zeit ber Thaten beginnt.“ Zu $ 2 war von dem 
Abg. Reichensperger (Krefeld), der felbit jedoch gegen das Gejeg ftimmen 
zu wollen erflärte, ver Antrag eingebracht, die Gültigkeitsdauer des Ges 
ſetes auf den 30. September 1882 ftatt 84 zu befchränten. Der Mi« 
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nifter Graf zu Euleuburg nahm in feiner Erwiederung noch einmal An- 
laß, zu erklären, daß das Geſetz nicht gegen bie Gefinnung und bie 
Ioeen, fondern gegen unzuläffige agitatorifche Ausſchreitungen gerichtet 
fei, und daß mit dem Augenblide, wo die gemeingefäßrlicen Agitationen 
aufhören, die Sozialdemotratie als ſolche von dem Geſetz nicht getroffen 
wird. Der Miniſter wies dann noch auf den Terrorismus hin, der 
von ſozialdemokratiſcher Seite bis zum Erlaß des Geſetzes gegen bie 
gemeingefährlichen Beſtrebungen berfelben geübt worden und auf ven 
Hohn und die Zurücdweiung, welhe die foeben gehaltenen Reben der 
Sozialdemokraten dargethan. Wenn der Abg. Reichensperger als Motiv 
für feinen Antrag die alljährliche Diskuffion der Handhabung des Ge- 
ſetzes hervorhebe, fo habe dieß feine bedenlliche Seite. Die Regierung 
ftelfe nicht in Abrede, daß wie bei der Anwendumg jeden Gefeges, auch 
bei dieſem Verftöße untergeorbneter Organe vorfommen können; es fei 
aber gewiß, daß der gute Wille und ber Beweis des guten Willens 
exiftire, ſolchen Ausfchreitungen entgegenzutreten und die Anwendung bes 
Gefeges in dem bon ihm felbft gewollten und angemefjenen Rahmen zu 
halten. Es handle fich Hier um einiges Vertrauen. Dergleihen Waffen, wie 
fie dieſes Geſetz gebe, Tönne man nicht Jemandem in die Hand geben, von 
dem man vorausſetze, daß er bamit Mißbrauch treiben werde. „Solche 
Geſetze, wie dieſes, laſſen fich nur handhaben ımd aufrechthalten, wenn 
fie das Gewicht der öffentlichen Meinung haben. Wir dürfen fagen, 

daß wir biefes Gewicht für und haben, und können nur wünfchen und 
hoffen, daß das Votum des Reichstags in diefer Trage von Neuem be= 
Tunden wird, daß es auch ferner fo fein wird.“ 

Nach Ablehnung des Reichenspergerichen Amendements zum $ 2 und 
unveränberter Annahme befjelben wurde dann der ganze Gefegentwurf in 
namentlier Abftimmung mit 191 gegen 94 Stimmen angenommen (1878 
Hatten gegen das urjprüngliche Gefeg 149, dafür 221 Stimmen votirt). 
Bon den Mitgliedern des Gentrums hatten etwa 15 für das Gefeg geftimmt, 
darunter die Abg. Frh. von Hertling, Bernards, Graf Balleftrem, Frh. 
von Aretin, Diayer (Donauwörth). Gegen das Gefeg votirte von ber 
früheren Majorität nur der Abg. Dr. Lasker, der mittlerweile aus 
der nationalliberalen Fraktion ausgefchieven war. 

Die Publikation des neuen Geſetzes vom 31. Mai 1880 erfolgte 
im Neichsgefegblatt (Nr. 12) vom 5. Juni 1880. 

Bei einem Rückblicke auf ven Gang der Reichetagsverhanblungen 
muß allerjeits anerfannt werben, daß die Vertreter der Sozialdemokratie 
zu ausführlicher Vertheidigung ihres Standpunkte und zu Bekämpfung 
der Vorlage volle Gelegenheit gehabt und dieſelbe auch benugt haben. 
Wenn trogbem umd gegen die mehr allgemein gehaltenen Einwendungen 
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anderer Redner der Reichötag mit verhältnißmäßig größerer Mehrheit, 
als bei der erften Beichlußfaffung über das Geſetz, ſich für die Ver« 
längerung deſſelben entſchieden hat, fo ftand unter den Gründen voran 
die Ueberzeugung, daß die angebliche Exfolglofigkeit des Geſetzes ſowohl 
durch fchlagende Thatfachen als durch das Zugeftändniß der Sozialiften- 
führer felber widerlegt wurde. Der weitere, namentlich von dem Ab- 
georbneten Windthorſt betonte Grund, daß man das Sozialiſtengeſetz 
nicht verlängern folle, weil bie Regierungen mit den verfprochenen 
vofitiven Meitteln zur Belämpfung ber Urſachen der fozialdemokratiichen 
Umfſturzbewegung im Rückſtand geblieben feien, fonnte ebenjo wenig 
ichwer wiegen, ba, was man fich auch unter jenen pofitiven Maßnahmen 
vorftellen möge, die Belämpfung der Auflehnung gegen Gefeg und 
Omnung ımb ber den öffentlichen Frieden bedrohenden Beftrebungen 
mter allen Umftänden nothwendig war. Der Reichstag hat ſich auch 
nicht überzeugen können, weber aus ber allgemeinen, von Einzelfällen 
abſehenden Kritik der Abgeordneten Dr. Laster, Hänel und Windt- 
borſt, noch aus ben Einzelbeſchwerden der fozialdemofratifchen Redner, 
daj die bisherige Ausführung des Gefeges den Vorausfegungen, unter 
melden daſſelbe erlaſſen worden, nicht entiprodhen habe. Die Ent 
ideibungen ber Reichslommiſſion, eines Kollegiums, welches aus vier 
Mitgliedern des Bundesraths und fünf Mitgliedern der höchiten Ge— 
Tihte des Reichs und der einzelnen Bundesſtaaten nebft einem vom 
Sailer ernannten Borfigenden befteht ($ 26 des Sozialiſtengeſetzes), 
mb bei deſſen Urtheilen eine Mehrheit von Richtern mitwirken muß 
18 27 des Geſetzes), konnten auch wenn einzelne Ausſprüche unrichtig 
fein mochten, ihre Autorität durch die im Lauf ber Verhandlung gegen 
fe geübte Kritit um fo weniger verlieren, als fie feit Beginn der 
Kommiffionsthätigfeit mit ihrer vollftänbigen Begründung dem öffent- 
lien Urtheil unterbreitet worden find. Die fonftige Anwendung des 
Sogiafiftengejeges durch die Verwaltungsbehörden, und zum Theil die 
Berwaltungsgerichte, Hat allerdings auf dem Reichstag die lebhafteſten 
Angriffe erfahren, allein es find feine ſolchen Verſtöße irgendwie nach 
gwiejen worden, welche, mit dem Abgeoroneten Freiherrn v. Hertling 
zu reden, „mit bewußter Abfichtlichleit gegen Zweck und Sinn bes 
Geſetzes gerichtet geweſen wären“, und ben Reichstag veranlaffen fonnten, 
das in die Berwaltung gejegte Vertrauen berjelben zu entziehen und deßhalb 
bie Berlängerung des Geſetzes zu verweigern. Gerade die Hauptbeſchwerde⸗ 
puntte der jozialdemofratifchen Redner mußten in dieſer Richtung doppelt 
bedenllich machen. Es ift ſchon angeführt worden, daß es 5. B. ber 
Behorde zum Vorwurf gemacht wurde, aus ber Formatänderung eines 
untervrüdten Blattes nicht ohne Weiteres zu folgern, daß das ftatt deſſen 
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ericheinende nicht eine Fortſetzung deſſelben jei, oder daß das Sozialiſten⸗ 
gefeg auch auf Frauen angewendet worden. Die Abgeorbneten Bebel 
und Liebknecht hatten im Glauben an die Wahrheit ihrer Partei- 
genoffen verſchiedene Angaben über Vorgänge gemacht, welche durch 
amtliche, von den Betreffenden unterzeichnete Protofolle widerlegt waren. 
Als Entfhuldigung dagegen wurde feiten® des Abgeorbneten Liebknecht 
die weitere Behauptung verfucht, daß „die meilten Menſchen, geichweige 
ein Kind von 16 Jahren, dazu bewogen werben können, ihre Unterfchrift 
unter alles Mögliche zu ſetzen“ (Sten. Ber. der 45 Sigg. v. 4. Mai 
1880 ©. 1155). Derfelbe Abgeorbnete beflagte ſich darüber, daß ein 
Sozialdemofrat zu Frankfurt a. M. wegen Meineids zu 2%, Jahren 
Zuchthaus verurtheilt worden, wegen eines Buches, das eine Mark ge- 
toftet (Sten. Ber. S. 1156). Mit Recht Eonnte darauf der Ver- 
treter der Bundesregierungen erwiebern: „Nicht wegen einer Meinem 
Schrift, um deren Beſchlagnahme es ſich Kandelte, ift ver Mann ver- 
urtheilt worden, fondern weil er fich nicht geſcheut hat, ſogar in einer fo 
geringfügigen Sache einen falſchen Eid zu leiften. Daran hat das Geſetz 
feine Schuld haben können, daran hat die Gewiſſenloſigkeit derer Schuld, 
welche glauben in der Antämpfung gegen die geſellſchaftliche und ftaat« 
liche Ordnung ale übrigen Rüdfichten Hintanfegen zu können. So 
fteht die Sache und darum ift der Einwand nicht richtig, daß durch die 
Fortdauer des Geſetzes es irgendwie erſchwert werde, eine befiere Ge— 
finnung zu offenbaren.“ 

Wenn in Folge diefer Erwägungen der Reichstag Die Verlängerung 
der Gültigleitsvauer bis zu einem beftimmten Termine beſchloß, fo 
kann auch darüber fein Zweifel beftehen, daß bieß ganz in demfelben 
Sinne und zu demielben Zweck geihah, wie ein Gleiches bei der Annahme 
des Sozialiftengejeges beicloffen wurde. Ob zu der angenommenen 
Zeit das Geſetz aufhört oder zu verlängern ift, wird von ben dann 
vorhandenen Verhältniffen abhängen. Im biefer Richtung bemerkte der 
Berichterftatter am Schluß der zweiten Berathung: „Sind in ber 
That, wenn dieſe beftimmte Friſt abgelaufen fein follte, bei uns bie 
Verhältniffe noch fo, wie fie jegt liegen, jo wird, meine ich, in Kon⸗ 
fequenz des heutigen Befchluffes, ein künftiger Meichstag auch fo be- 
ſchließen müffen. Sind dann, was id wünſchen möchte, aber noch nicht 
zu hoffen wage, die Verhältniſſe fo geftaltet, daß man ber aufßer- 
orbentlihen Mafregeln nicht bedarf, dann werben Sie oder andere 
Mitglieder des künftigen Reichstags gewiß alle jehr gern zu dem Zu- 
ftand des gemeinen Rechtes zurüdgehen.” 

Es erübrigt noch eine kurze Erörterung der materiellen Aenberung, 
welche das Sozialijtengefeg vom 21. Oftober 1878 durch das Ber- 
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füngerungsgefetg erlitten bat, fowie der Bedeutung der Beichlußfaffung 
des Reichstags bezüglich der Anwendung des $ 16 des Gefeges. Zu 
der Iegteren ift um fo mehr Anlaß vorhanden, als fich in jüngfter Zeit das 
Reichögericht in mehreren Erkenntniſſen mit dieſem $ 16 beichäftigt Bat. 

Als das Sozialdemofratengefeg vom 21. Oktober 1878 berathen 
wurde, hat man e8 allgemein für unmöglich gehalten, daß die im $ 28 
zugelaſſene Ausweifungsbefugniß ſich auch auf Reichstagsmitglieder er⸗ 
ftteden Zönne, welche pflichtmäßig den Reichstagsverhandlungen bei⸗ 
wohnen wollen. Der Abgeordnete Dr. Windthorſt hat allerdings auf 
vie Möglichkeit hingedeutet (Sten. Ber. v. 16. Oft. 1878 ©. 315), 
daß bei Anwendung des $ 28 auf Berlin auch Reichstagsabgeordnete 
auögewiefen würden, allein man hat biefe Bemerkung offenbar nicht 
fir ernftli gemeint gehalten und eine ausdrückliche Sicherung gegen 
ein ſolches Vorgehen für überfläffig erachtet. Wie der Erfolg zeigte, 
warte dieß mit Unrecht unterlafjen. Auf Grund der Geltung des im 
329 unter Nr. 3 ımd 4 enthaltenen Vollmachten für Berlin und 
Umgegend bat ber Polizeipräfident zu Berlin unterm 28. Nov. 1878 
den Reichstagsabgeorbneten Haffelmann und Fritſche den Aufenthalt dort 
derſagt, und als diefelben bei Eröffnung der Reichstagsſeſſion von 1879 
derthin zurüdfehrten und während berfelben vom Februar 1879 bie 
dili 1879 daſelbſt verweilten, find fie wegen Vergehens gegen ben $ 28 
des Sozialiſtengeſetzes angeflagt worden. Nachdem das Lanpgericht 
Befin durch Beichluß vom 5. Nov. 1879 die Eröffnung des Haupt- 
verfahren abgelehnt, weil es die Ausnahme ber Reichstagsabgeorbneten 
ineinem folchen Falle für felbftverftändlic anfah, hat dagegen das Kammer⸗ 
gericht durch Beſchluß vom.19. Dezember deſſelben Jahres im gegen- 
theifigen Sinn entſchieden und ausgefprochen, daß auf die Reichstagsabgeord⸗ 
neten das Geſetz Anwendung finde, da weber in demjelben, noch in anderen 
Segen eine Ausnahme für fie ausgeſprochen fei. Die betreffende Ent 
ideidung mit Gründen findet ſich abgebrudt in Goltdammer's Archiv 
1879 &. 473. Es wird namentlich auch hervorgehoben daß die Re- 
ſolution des Reichstags vom 19. Febr. 1879, welche die Unzuläffigfeit 
der Amvendung des $ 28 auf Neichstagsmitglieder in dem gegebenen 
Falle ausſpricht, als Aeußerung eines einzelnen Faktors der Geſetz⸗ 
gebung ebenfo wenig entſcheiden Tönne, als etwa eine Bundesrathserklä⸗ 
rung einfeitig den wahren Sinn eines Meichögefeges feſtſtellen könne. 

Es foll Hier dieſe juriftifche Kontroverſe nicht weitergeführt werben, 
aber jedenfalls iſt der Reichstag von der Ueberzeugung ausgegangen, 
daß die PVolizeibehörben, jelbjt wenn ihren nad dem Wortlaut des 
Eozialiftengefetges die gedachte Beichränkung nicht ausbrüdlih aufer- 
legt worden ift, von ber Ausmweifungsbefugniß auf Grund des $ 28 
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gegen Reichstagsmitglieder während der Dauer der Reichstagsſeſſion 
feinen Gebrauch machen würden. Webrigens find die Gegenargumente 
gegen ben Standpunkt des Kammergerichts in der Reichstagsverhandlung 
vom 19. Februar 1879 ausführlich zum Ausdruck gebracht. Da num die 
damals gefaßte Refolution: „zu erklären, Daß der Reichstag mit dem $ 28 des 
Geſetzes vom 21. Oktober 1878 nicht den Sinn verbunden hat, daß ein Mit— 
glied des Reichstags durch eine polizeiliche Ausweiſung in jeiner verfaſſungs⸗ 
mäßigen Chliegenheit in den Verhandlungen des Reichstags theilzu- 
nehmen verhindert werden dürfe“, weder bie Polizeibehörben noch 
Gericht gehindert Hat, an der entgegengefegten Auslegung des Geſetzes 
feftzubalten, mußte der Weg der authentifchen Erklärung eingefchlagen 
werben, und baburch ift jegt fowohl für die Vergangenheit als Zukunft 
dem Gefeg biejenige Auslegung gefichert, welche nicht bloß der Reichs⸗ 
tag, ſondern ohne Zweifel auch der Bundesrat beim Erlaß des urfprüng- 
lichen Geſetzes im Auge gehabt hat, und den allerdings eine ausdrückliche 
Betonung der Ausnahme von vornherein umftreitig gemacht hätte. 

Der Beſchluß des Reichstags über die Anwendung des $ 16 bes 
Sogialiftengefeges lautet: 

„Die Petition von Guſtav Hahn, Rudolph Tiedt und Genoffen, 
ſoweit fie fich über den Erlaß des Königl. Polizeipräfidiums zu Berlin 
vom 6. Nov. 1878 bejchwert, 

In der Erwägung, daß das im $ 16 des Geſetzes vom 21. Die 
tober 1878 enthaltene Verbot fi nicht auf die Sammlung von Bei- 
trägen oder ber öffentlichen Aufforderung zur Leiftung von Beiträgen 
erftredt, welche nur für bie Unterftügung folder Perſonen beftimmt 
find, denen in Ausführung des $ 22 oder. 28 des genannten Gefeges 
der Ernäßrung entzogen worden ift, 

dem Reichskanzler zur Berüdfichtigung zu überweiſen.“ 

Es ift oben ſchon bemerkt worden, daß die hierin enthaltene Aus- 
legung des betreffenden $ 16 die ausbrüdliche Zuftimmung des Re- 
gierungsvertreters, des Preußiichen Minifterd Grafen zu Eulenburg, er- 
halten hat. Damit muß die Beforgniß, welche von fozialdemofratifcher 
Seite im Reichstag laut wurde, diefe Erklärung des Reichstags werde 
wirfungslo8 bleiben, als grundlos erachtet werden, und in der That 
hat man auch feitdem von einer, diejer Refolution zuwiderlaufenden 
Anwendung des $ 16 durch die Behörden nichts mehr gehört. 

Allein e8 find andere, in ber Rechtſprechung des Reichsgerichts 
hervorgetretene Gefichtspunfte welche für die fünftige Anwendung des 
& 16 noch hervorgehoben zu werben verdienen. 

Zunächſt ift zu bemerken, daß die Faſſung der Erwägung des 
Reichstags infofern eine Heine Ungenauigteit enthält, als ver betreffende 
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Paragraph des Sozialiftengejeges nicht eigentlih ein Verbot, ſondern 
au die Forderung enthält, daß folhe Sammlungen durch die Polizei» 
beförben verboten werben. Es unterſcheidet ſich dadurch, wie ſchon 
von Schwarze in feinem Kommentar zum Sozialiftengefeg richtig betont 
hat, der $ 16 dieſes Geſetzes fehr meientlih von dem $ 16 des 
Prefgejeges, welcher die dort erwähnten Sammlungen jelbftändig ver» 
bietet. Ob eine beftimmte Sammlung u. |. w. nad Maßgabe bes 
$ 16 des Sozialiſtengeſetzes zu verbieten ift, unterliegt nad einem Er- 
lenntniß des Neichögerichts vom 2. Dezember 1879 (Enticheidungen 
des Reichögerichts in Straffahen. Erſter Band, ©. 23 ff.) der Ent- 
ideitamg der Polizei, und ber für ben Fall einer behaupteten Ueber- 
tretung eines folchen Verbots zur Beftrafung angegangene Richter 
bat über die Richtigfeit dieſer polizeilichen Entſcheidung nicht zu befinden. 
In dem betreffenden Fall hatte das Stabtgericht Berlin freigeiprochen, 
weil nicht nachgewiefen fei, daß durch die Gewährung von Reifeunter- 
fügung an Ausgewiefene wirklich fozialdemokratifche, auf den Umfturz 
des beitehenben Staates und Gefellihaftsorbnung gerichtete Beftrebungen 
beforbert worben feien.” Das Kammergericht hatte verurtheilt, und 
das Reichsgericht wies die dagegen eingelegte Nichtigkeitsbeſchwerde zur 
nid Unter Bezugnahme auf die Negierungsmotive zum Sozialiften- 
ze wird ausgeführt: „Dadurch, daß die Berfügung des Polizei- 
rraſidiums vom 6. November 1878 ausvrüdlih auf den $ 16 bes 
Geſetzes vom 21. Oltober 1878 gegründet ift, ift das Einjammeln von 
Beiträgen zur Unterftügung ber darin bezeichneten Vereine, Inftitute 
u Privatperjonen fowie die öffentliche Aufforderung zur Leiftung 
iolcher Beiträge als das Einfammeln von Beiträgen zur Förderung 
ven ſozialdemokratiſchen, fozialiftifchen oder fommuniftifhen auf den 
Umſturz u. f. w. gerichteten Beftrebungen, bez. als die öffentliche Aufe 
ferderung zur Leijtung folder Beiträge gelennzeichnet und wegen diejer 
igenfchaft für den angegebenen Bezirk verboten. Es ift deßhalb ver 
in der Nichtigfeitöbefchwerde erhobene Vorwurf, daß das polizeiliche 
Berbot ſich über bie durch das Gejeg felbit gezogenen Grenzen hinaus 
bewege, unbegründet. Cine weitere Prüfung aber ift wegen des nur 
an bie Auffichtsbehörden zugelafjenen Beſchwerderechts ausgeſchloſſen.“ 
Die wird dann bes Weiteren nach den Gejegesmotiven ausgeführt und 
wenn aud in ber Reichstagstommijfion von 1880 die damals nur aus- 
zugeweife vorliegende Begründung diefes Erkenntniſſes manchem Be— 
denken begegnete, jo fann bei näherer Prüfung bie Richtigfeit der 
Entſcheidung nicht bezweifelt werben. 

Eine andere Frage, welche damals nicht aufgeworfen wurde, ift aber bie, 
sb jene Bolizeipräfivialverordnung vom 6. November 1878, lautend: „Auf 
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Grund bes $ 16 des Geſetzes vom 21.Oftober 1878 ift das Einfammeln von 
Beiträgen zur Unterftägung von Vereinen, Inftituten und Privatperfonen, 
welche durch die Ausführung des gedachten Gefeges betroffen find oder in 
Zukunft etwa betroffen werben, jowie die öffentliche Aufforderung zur 
Yeiftung folder Beiträge für den Polizeibezirt von Berlin verboten,” 
überhaupt rechtöbeftändig erlafjen ift, und dieß muß nad) zwei neuer 

. lichen Erkenntniſſen des Reichsgerichts vom 14. Juli 1880 und vom 
20. Oftober 1830 (erfteres findet fich abgedruckt in der Rechtſprechung 
des Deutſchen Reichögericht in Strafſachen u. |. w. Bd. II, ©. 193 und 
legteres verdanke ich zunächſt gütiger Privatmittheilung; beide Erkennt» 
niffe auch abgedruckt in den Annalen des Reichsgerichts Bd. IL, ©. 321 
und ©. 533) entſchieden verneint werben. 

Der Kern der Entfcheidung ift, Daß nach dem wahren Sinn des $ 16 
buch die Polizeibehörden beftimmte Sammlungen, befiimmte 
öffentliche Aufforderungen, nicht aber ganz allgemein ind Künftige etwa 
vorfommende Sammlungen unter Verbot geftellt werden Fünnen, was 
jene. Bolizeipräfidialverorbnung, und, wie es ſcheint, auch anderswo er» 
gangene Verorbnungen, 3. B. der Polizeidireltion Dresden (angeführt bei 
Gareis in Hirt's Annalen, Iahrg. 1879, ©. 338, der feinerfeits 
auf Grund diefer Beifpiele meint, daß das Verbot ein generelles fein 
tönne) gethan haben. 

In dem erfterwähnten Erkenntniß des Reichögerichts (III. Straf- 
fenat) handelte e8 fih um eine Belanntmachung der Altonaer Polizei 
behörde nom 15. September 1879, wodurch denjenigen Perjonen, welde 
ſich bie Agitation für die im $ 1 Abſ. 2 des Eogialiftengefeges bezeich 
neten Beſtrebungen zum Geſchäft maden, das Einjammeln und die 
Entgegennahme von Beiträgen verboten wird, wenn nicht die Beiträge 
nachweisbar zu anderen als den in 8 16 bes Gejeges bezeichneten 
Zweden beftimmt find. Die das frühere Urtheil aufhebende und frei» 
ſprechende Entſcheidung bed Reichsgerichts weiſt nach, daß bier ein Ver⸗ 
bot nach $ 16 gar nicht vorliege und eine Sammlung für ſozialiſtiſche 
Zwece, wenn nicht ein ſolches dem $ 16 entſprechendes Werbot vorher 
erlaſſen worden, gar nicht ftrafbar fe. „Es muß fih um eine Samm ⸗ 
lung handeln, durch welche die im $ 16 beicriebenen. Beftrebungen 
geförbert werben jollen, und bie Polizeibehörve muß eine in folder 
Weife individuell charafterifirte Sammlung verboten haben. Ob eine 
beabfichtigte in Ausficht ftehende oder angefangene Sammlung Zwecke 
ſolcher Art zu fördern beftimmt fei, hat die Polizeibehörde zu ermitteln 
und zu entfcheiven, und Beſchwerden gegen ihre Entfcheidungen können 
nur an die polizeilichen Auffichtsbehörden gerichtet werden; den Ge— 
richten ſteht in biefer Hinficht feine materielle Prüfung zu. Wohl 
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aber Haben, wenn aus dem $ 20 (ie Strafbeftimmung der Ueber- 
tretung der in $ 16 geforderten Verbote enthaltend) Anklage erhoben 
iſt, vie Gerichte zu prüfen, ob dasjenige Verbot, gegen welches verfioßen 
fein foll, exiſtire und ob es dem $ 16 entiprede. Iſt bie dem Anger 
Hogten zur Laſt gelegte Sammlung durch ein berartiges Verbot nicht 
betroffen, fo mag fie immerhin jozialiftiiche Beitrebungen fördern wollen, 
dadurch allein fällt’ fie nicht unter die Strafprohung des $ 20. Denn 
das Einfammeln von Beiträgen für folhe Beſtrebungen ift nicht un» 
mittelbar kraft Gejeges verboten und mit Strafe bedroht, ſondern es 
ſieht damit, wie mit der Theilnahme an fozialiftifher Vereinen und . 
Verſammlungen und mit der Verbreitung ſozialiſtiſcher Drudicriften, 
welche gleichfalls erft dann ſtrafbar werden, wenn der Verein, die Drud- 
ihrift, die Verfammlung zuvor verboten bezw. aufgelöft worden war.“ 

Nachdem die Urtheildgründe dann ausführen, daß die Befugniß, 
Perjonen gewifler Art ſolche Sammlungen zu verbieten, dur das Ge⸗ 
fg nicht gegeben jei, heißt e8 weiter: „Anzuerkennen ift zwar, daß wie 
das Geſetz gefaßt iſt, die praftiihe Wirkjamteit der durch den $ 16 
Mgelafjenen Verbote Häufig fehr zweifelhaft jein wird, ba, bevor bie 
Foligeibehörbe auf eine beſtimmte, beabjichtigte oder begonnene Samm⸗ 
lung aufmerfjam geworben ift und diejelbe verboten hat, die Samm⸗ 
Inag bereits beenbigt fein kann. Allein dieſes praktiſche Bedenken ift 
xegenũber dem zweifelloſen Inhalt der 88 16 und 20 für die Frage 
nd dem Thatbeftande des Vergehens ohne Bedeutung, auch bei den 
Beratfungen des Geſetzes nicht unerwogen geblieben, ohne daß es u 
einer anderen Faſſung des legteren geführt hätte.“ 

Aus dem neuejten Erkenntniß des Reichsgerichts, III. Strafjenat, 
dom 20. Dftober 1880. *), wo es ſich um eine ber früher citirten Ber- 
Iimer Bolizeipräfidiafverorbnung ganz entipredhende Bekanntmachung ber 
Chemmiger Polizeibehörde handelte, wegen deren angeblicher Uebertretung 
unter Anwendung des $ 20 des Eozialijtengejeges der Reichstags⸗ 
abgeordnete Bahlteich durch Urtheil des Lanpyerichts zu Chemnitz zu 
üinmonatlicher Gefängnißftrafe verurtheilt worten war, verdient Folgen⸗ 
des hervorgehoben zu werben: 

„In $ 16 (des Soyialiftengefeges) wird die Polizeibehörde nicht 
auterifirt, allgemeine Verorbnungen zu erlafjen, burch welche das 
Einſammeln von Beiträgen zur Förderung von ſozialdemokratiſchen 2. 
Bejtrebungen, fowie die öffentliche Aufforderung zur Leiftung folder 
Beiträge verboten werben. Hätte das Geſetz eine folde allgemeine 
Anordnung mit der Maßgabe gewollt, daß die Bejtitellung darüber, ob 


*) Jetzt auch abgebrudt in Rechtfprehung des Deutſchen Reichsgerichts im 
ẽtrafſachen. Bo. II, ©. 364 fi. 
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eine einzelne Sammlung, welche demnächſt veranftaltet ober beabfichtigt 
wird, einen Zweck der in jenem Verbote bezeichneten Art verfolge, dem 
Richter überlaffen fein folite, fo würde es weit näher gelegen haben, 
daß das Geſetz dieſes allgemeine Verbot für das Gebiet des ganzen 
Deutſchen Reichs erlafjen Hätte, als daß e8 den Iofalen Polizeibehörden 
überlaffen hätte, Verbote diefer Art zu erlafjen. Der Sinn des $ 16 
ift vielmehr der, daß die Polizeibehörbe, ſobald fie Kunde von einem 
Unternehmen erhält, welches feiner Tendenz nad unter die in $ 16 
gezeichneten Beftrebungen fallen kann, ihrerjeit8 Erörterungen darüber 
anftellt, ob jeries Unternehmen ven bezeichneten Charakter habe, und 
jobald fie fi hiervon überzeugt, nunmehr das in $ 16 angeorbnete 
Verbot für ben vorliegenden Fall erläßt. Nur wenn der $ 16 fo ver- 
ftanden wird, fteht er im Einklang mit den Beitimmungen des Ge» 
fees, welche gegen die ſozialdemokratiſchen Bereine, Berfammlungen, 
Drudicriften gerichtet find.“ 

Es wird biefen Ausführungen weber Etwas entgegen- noch bin» 
zuzufegen fein. Die bisher ergangenen Verbote künftiger Sammlungen 
der in $ 16 gefennzeichneten Art, wie fie die Polizeibehörden an ver- 
ſchiedenen Orten erlafjen haben, find darnach ungefeglih, und die Be- 
kämpfung ber durch folhe Sammlungen bezweckten Unterftügung der 
ſozialdemokratiſchen ꝛc. Beſtrebungen wird von nun an auf dem durch 
die reichögerichtlihen Entſcheidungen bezeichneten Wege der Einzel- 
verbote vor fich gehen müſſen. Der in dem Reichstagsbeſchluß aus- 
drüdlich ausgefprochene und von ben Regierungen anerkannte Grundſatz, 
daß Sammlungen ausſchließlich zur Unterſtützung Hilf&bebürftiger An« 
sehöriger von auf Grund des Sozialiftengefege® Ausgemwiefenen nicht 
zu verbieten find, wird jelbftverftänblich zu beachten fein; wobei zu bemerken 
ift, Daß die befonder8 hervorgehobenen Fälle der Ausweiſung nicht etwa 
einſchränkend fo zu verftehen find, ald wenn Sammlungen für hilfs— 
bebürftige Angehörige von Sozialdemokraten, deren Hilfsbedürftigkeit, 
3. B. durch Beftrafung des Ernährers mit Gefängniß, hernorgerufen wird, 
auf Grund des $ 16 verboten werben könnten. Handelt es fi aus- 
ſchließlich um ſolche Humanitäre Zwede, fo ift die Anwenbung des $ 16 
ausgefchloffen. Dagegen werben folhe Sammlungen, als deren Zwed 
neben der Unterftügung Hilfsbebürftiger Angehöriger von Sozialdemo- 
traten auch bie Unterftügung der ausgewieſenen oder fonft beftraften 
Berfonen erfcheint, allerdings verboten werben können. Uebrigens ift zu 
bemerken, daß in folchen Fällen nicht die Unterftügung an fich, fondern 
der befondere Weg der Einfammlung oder öffentlicher Aufforderung zu 
Beiträgen das Verbotene ift. Diefer wejentliche Unterjchied wird bei 
der Erörterung der Frage fehr häufig überfehen. 


Der oberfchlefifhe Nothſtand. 





As in ben Jahren 1874— 77 der große Niedergang umferes 
garen Geſchäftslebens, wie ein immer brohenberer Schatten an dem 
Horijont unſeres politiichen Lebens heraufzog, da hat man von liberaler 
and fortichrittlicher Seite lange verjucht, diejen Niedergang abzuläugnen 
Heute, wo ſich unzweifelhaft die Dinge endlich zum Beſſern wenden, 
will man won derſelben Seite das wieder nicht recht zugeben. Die 
Urſache Hiervon ift einfach; e8 wurbe damals der Rüdgang und heute 
ver Aufſchwung von den entgegengejegten Parteien in einen zu engen 
Zaſammenhang mit der Gefeßgebung und der Parteifarbe der volls⸗ 
wirthichaftlichen Regierungsmaßregeln gebracht. Der Zufammenhang 
ijt ja da; aber er ift nicht die erite und Haupturſache. Einen großen 
rllswirthicpaftlichen Aufihwung und fpäter einen Rückgang hätten 
wir — nur wohl in etwas geringerem Maße — auch erlebt, wenn unfere 
Gewerbe⸗ und Aktiengefeggebung vorfichtiger, die Abwicelung des fran- 
zẽſiſchen Milliardengefchäftes geſchickter geweſen wäre, wenn nicht Ne- 
gierungsmaßregeln dem Spekulationsfieber für Gründung von Aftien- 
Geſell ſchaften und dem Eiſenbahnbau noch 1871—72 die Sporen ein- 
gelegt Hätten, wenn micht ein Preußiſcher Minifter achſelzuckend erklärt 
hätte, man könne nichts machen, wenn die Leute ihr Geld zum Fenſter 
hinauswerfen weliten. 

Bir fchiden dieß voraus, weil e8 uns eine der fchlimmften Ge⸗ 
fahren des Parteilebens erfcheint, dem freilich alle Parteien fo ziemlich 
gleichmäßig unterliegen, aus den Mißftänden und Nothſtänden fozialer 
und wirthichaftlicher Art nur für fich neues Holz zu fehneiden, um das 
Teuer des Parteihaders zu ſchüren. Wenigftens da follten dieſe Be- 
mäßungen unterbleiben, wo alte chronifche Uebel aufbrechen, die weit 

Japrbud V. 1, hras. d. Gämoller. „ 1 
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zurüdzeichen über bie wechſelnden Parteiftrömungen des Tages. Und 
biefer Art find in ber Hauptfache die Nothftände, bie im Jahre 18.9 
weit verbreitet in ben deutſchen Mittelgebirgen und durch das mittlere 
Deutſchland Hin über Speſſart, Röhn, Sachſen bis Oberfclefien 
zu Tage traten. Die große Gejcäftstrife einerjeits, die legten Ernten 
und Ueberſchwemmungen andererſeits brachten die Noth zu Tage, vor— 
handen aber ift fie feit Jahrzehnten; ſei es daß hier eine ärmliche 
Hausinduftrie feit lange die Bevölkerung nicht genügend nährt, jei es 
daß bort ein kümmerlicher Aleinbeiig mit Taglöhner- und Holzarbeit, 
mit Frachtfuhren und Wandererwerb die zunehmende Menſchenzahl 
nicht mehr recht ertragen kann. 

In Württemberg Magt man über Güterzerftüdelung und Zwerg- 
wirthſchaft bei Hohen Eteuern umb niedrigen Getreidepreiien*). In 
Unterfranten und Aſchaffenburg war bie Noth im harten Winter 
1879—80 jo, daß die Baheriſche Regierung von der Abgeordneten⸗ 
tammer einen befondern Kredit von 150 000 Mark forderte zur Uns 
ſchaffung der notwendigen Kartoffeln und des Saatgetreides. In den 
ſächſiſchen Weberdiſtrikten fteigerte ſich die Krifis des hausinbuftriellen 
Betriebs zu einem förmlichen Nothftand. Die Wetterichläge der Kon- 
junftur, der Wechſel der Mode, das verzmweiflungsvolle Ringen ber 
Handweberei mit der fächftichen und noch mehr mit ber eljäfftihen 
Diajchinenweberei, das find die Grünbe, bie verſchärft durch Die dem 
bausinduftriellen Betriebe innewohnenden Webelftände, das leichte Ein- 
ftellen der Probuftion feitens des Unternehmers, das Baltorenmwefen 
und den Mangel ftaatliher Kontrolle, bewirtt haben, daß die Weber 
bei einem Lohne von 4 Mark in der Woche, dem Hunger und ber 
Verzweiflung überantwortet wurben **). 

Ganz anders liegen die Dinge in Oberſchleſien. Das freilich 
teifft auch hier zu, daß die Noth eine althergebrachte if. Wen aus 
der älteren Generation ift micht noch der oberichlefifche Hungertpphus 
aus ben vierziger Jahren erinnerlih. Im Sommer 1847 und im 
Winter 1847—48 Hatte das Elend nach vier Mißernten einen folden 
Grad erreicht, daß z. B. im Kreife pPleß 1847 4500 Perjonen mehr 
als im Vorjahr jtarben, daß die Sterblichkeit an einzelnen Orten bis 
zu 20 Prozent der Bevölkerung wuchs, daß Taufende von Waijen vater» 





*) Dr. Otto Hahn, Die Noth umferer Banern und ihre Urſachen. Reut- 
lingen 1880. 
**) Der Notbfiand ber fächfifhen Weberbevölterung vor dem ſächſ. Landtage. 
Leipzig 1880, befonderg ©. 5 fi, ©. 19, ©. 34. 
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und elternlos wurben. In einem Bericht des ſchleſiſchen Oberpräfi- 
denten hieß e8 damals: Die Oberjchlefier bewohnen im Winter mit 
ihrem Bieh einen umd denfelben Raum und theilen vielfach mit dem⸗ 
felben die Koft, nähren fi von gelochten Gurkenwurzeln und Gras. 
Man ſprach von 20000 Menfchen, die durch Seuche und Hunger um⸗ 
gelommen, von mehreren taufend, die buchjtäblich am Hunger geftorben *)- 
Und das trog nicht unbedeutender. ftaatlicher Unterftügungen. 

Die Urjahen waren damals ähnliche, wie heute. Damals, wie 
heute, war bie Noth in ven Induſtriebezirken geringer, als in ven Ader- 
baudiſtrilten an der Dver. Damals, wie heute, waren es dieſelbe 
Ungunft des Klimas, biefelbe Befigvertheilung, dieſelben Raceeigen ⸗ 
ſchaften und Bildungsverhältnifie, dieſelben Nachwirkungen Jahr⸗ 
hunderte dauernder Mißregierung, die den allgemeinen Hintergrund 
des traurigen Gemäldes bilden. 

Der oberichlefiiche Landmann und Tagelöfner wie ber Heine 
Ram in den Städten ift polniſcher Abkunft und katholiſch. Er beugt 
fih in tiefer Unterthänigfeit vor dem Geiftlichen, dem Nittergutöbefiger, 
vor jeder Autorität. Der Bauer gibt ben legten Grofchen, den er bat, 
milig zur Steuer mit den Worten: „Zo krolewski jest to musi bye“ 
„das Königlich ift, das muß fein", und das Ehepaar, das ſich ſcheiden 
laſſen will, läßt ſich fofort von dem allergnädigftien Herrn Landrath 
befehlen wieder ruhig zufammen zu bleiben. Es ift ein gutmüthiges, 
leichtregierbares Volt, voll Yaune und Humor, arbeitfam und anfpruche- 
los, gegen alte Eltern und arme Verwandte hingebend und aufopfernd. 
er jein Charakter Kat auch feine jchmerwiegenden Schattenfeiten. 
Einer der beiten Kenner oberfchlefiicher Zuftände, Solger, ſchildert zu 
Anfang ver fechziger Jahre die Eigenſchaften dieſes größeren Theiles 
der Bevölferung jo**): Diefe Menjchen zeichnen fich aus durch Liebe 
zum unftäten Herumwandern, zum Schmug und zu geiftigen Getränken; 
fie find roh und unbarmherzig gegen Menſch und Bieh, unwiffend und 
mißtrauiſch; fie haben Geſchick zu mechanifchen Arbeiten und begreifen 
leicht, aber fie lieben nicht die anftrengende Arbeit und ftrenge Son« 
derung von Mein und Dein; leichtjinnig und gutmüthig leben fie in 
den Tag binein. Sie gleichen unartigen Kindern und bedürfen in allen 
Xebensverhältnifien einer für fie forgenden Vormundſchaft. 

Neben ihnen, aber nicht mit ihnen durch Konnubium und Verkehr 


*) Die Hungerpeft in Oberſchleſien. Beleuchtung oberſchleſiſcher und preußie 
Aber Zuflände. Dannheim 1845. 
*%) Der Kreis Beuthen in Oberſchlefien. Breslau 1860. ©. 30 ff 
11* 
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verbunden leben die Deutſchen, die Rittergutöbefiger, Beamten, Techniker, 
Gewerbtreibenben, höheren Arbeiter. Es ift ein Koloniſtengeſchlecht, 
bei dem bie Sucht nach Gelderwerb und das Streben nach materielle 
Wohlſein noch nicht entiprechend verebelt ift durch Höhere Bildung. 
Endlich die Juden, die bei der Großartigkeit des Verlehrs und ber Un- 
wifjenheit der Bevöfferung reiche Gelegenheit finden, ihre Spekulatiöns- 
talente geltend zu machen. 

Die Lebenshaltung ber unteren Vollsklaſſen ift felbft in guten 
Jahren eine erftaunlich niedrige. Erſt feit neuerer Zeit gehört das 
Brot zu den gewöhnlichen Nahrungsmitteln. Bon Kartoffeln und Zur, 
einem halbgegohrenen Sauerteige, theilweiie als Lurus mit allerhand 
Speifereften vermifcht, Iebt ver größere Theil der Heinen Leute. Die 
Kinder laufen faft nadt herum. Die Mehrzahl der Wohnungen ift 
trog vielen Bemühungen des Staates im Allgemeinen und der Aftien- 
geſellſchaften im Beſondern, ſchlecht, reparaturbedürftig, unreinlich, über- 
füllt. Es kommen in Beuthen 1875 ſiebzehn Einwohner auf ein Haus, 
in der Provinz nur acht. Faſt alle die kleinen Wohnhäuſer find von 
Holz, ohne Keller, mit Stroh und Schinbeln bebedt; der Fußboden 
ift ungebielt; in dem einzigen heizbaren Raume wird durch eiferne 
überheizte Defen, die qualmende Dellampe, das Eauerfrautfaß und 
riechendes Fleiſch, jomie durch die Zufperrung der Meinen Fenſter eine 
Hige und Atmosphäre unterhalten, die jeder Beichreibung fpottet. 

Die Bevölterung Hat in Folge des induftriellen Aufſchwungs in 
dieſem Jahrhunderte fehr ftark, zeitweile viel zu ftarf zugenommen; 
der Negierungsbezirt Oppeln zählte: 

1781 371.404 Einwohner , 
1806 51292 = 
1820 58857 - 
1855 1014383 - 
1871 1309563 - 
1875 2377693 = 

Der Kreis Beuthen, in feinem alten Umfange, hatte 1806: 21038, 
1855: 106136, 1867: 192390, 1875: 276469 Einwohner. Maſſen⸗ 
weile drängte ſich die Eimvanderung heran, auch aus Ruſſiſch-Polen 
und Galizien. In Schaaren kehren viele der Arbeiter allwöchentlich 
oder alljährlich nach der Sommerarbeit in die Heimath zurüd. Die 
Dichtigkeit der Bevölkerung ift im Regierungsbezirk jhon 1867: 5108 
Einwohner pro Quabratmeile geweſen; fie ftieg im Kreis Beuthen non 
1867—71 von 13596 auf 16599 und hatte 1875 im Kreis Kattomig 
26 594, im Neu-Kreis Beuthen 45538 erreicht. Auf den Quadrat» 
"Klometer kommen 1875 im Kreife Beuthen 628, im Kreife Kattowig 
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479, in ganz Schlefien 96, in ganz Preußen 74 Einwohner; in ber 
Oderniedei iſt die Dichtigfeit freilich entfernt nicht ſo groß. Frühere 
Acerbaudörfer, die raſch 5 und fogar 15000 Einwohner erreichten, 
haben theilweife noch die ganz unzureichende ländliche Gemeindever- 
jaſſung*); die Orte haben eine planlofe unregelmäßige Bebauung, ver: 
iumpfte Straßen, elende Feldwege nad den nächften Ortſchaften und. 
eor allem eine jchlehte Gemeindevermaltung. Die unglaublich raſch 
fteigende Nachfrage nach den Probukten der Montaninduftrie 1870—73 
hat brauchbare und unbrauchbare Elemente von nahe und fern ange- 
zogen und in den Kreiſen Beuthen, Tarnowig, Kattowig, Zabrze auf 
engftem Raume zufammengebrängt. Die neue Gewerbe: und Freizügige 
feitögefeßgebung legte Teine Echranten mehr auf. Es wurde auch Hier 
ivftematijch gegründet **). Die Löhne ſtiegen; e8 wurden raſch enorme 
Gewinne gemacht; aber im Taumel der Hauffeperiode dachten nur 
wenige der an ber Spige ftehenden und verantwortlichen Leiter der 
Iduſtrie daran, für diefe Menge raſch zufammengezogener Menſchen 
nd alfen Seiten hin die Bedingungen eine® geordneten Daſeins zu 
itaffen. 

Und doch am ein eigentlicher Nothitand da nicht zu Tage, wo die 
tethe Gluth der Hocdöfen, der weiße Schleier des Zinkrauchs, der 
fhnarze Qualm der Eſſen ſchon von ferne dem Wanderer verfündet, 
top hier die chflopifche Werfftätte der oberſchleſiſchen Montaninduſtrie 
ji. Aber nicht weil dieſe Induftrie und ihre Arbeiter durch ihre all- 
gemeine Lage und burch ihre geiftige und fittliche QTüchtigfeit gefeit ge— 
weſen wären gegen den Einbruch des Elends. Im Gegenteil, wohl nur 
in wenigen deutſchen Induſtriegegenden ift, trotz vortrefflicher Einrich- 
umgen auf einzelnen Werfen der Normalftand in wirthichaftlicher, 
Attliher und geiftiger Beziehung niedriger, als bei diejen wie Flug. 
fand vom Sturmwind der Konjunkturen zufammengefüßrten und zer» 
itrenten Maſſen. Am meiften wird über die geringe Wirthfchaftlichkeit 
der Arbeiterfrauen, über die Trunffucht beider Geſchlechter, über die 
menatlihe oder fechswöchentliche Lohnauszahlung geffagt, welche bie 
Arbeiter vielfach ganz in bie Hände von wucherifhen Kreditgebern 
brachte ***), 





*) Schlotomw, Der oberſchleſiſche Induſtriebezirt mit befonberer Rüdficht auf 
Kine Kultur unb Geſundheitsverhältniſſe. Breslau 1876. 
**) Euder, Der Rothfand in Oberſchlefien unb die Urſachen feiner Entſtehung. 
Breslau 1880. 
***) Siehe Näheres darüber in May Wode, Regierung und Vollövertretung 
gegenüber dem Nothftande in Oberſchleſien nebft pofitiven Vorſchlägen zur Hebung 
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St ihre Lage ſchon in günftigen Jahren eine beffagenswerthe, fo 
noch mehr bei rũckgehendem ſtockenden Abfag. Aber immer war biefe 
Stodung nicht fo tief eingreifend, wie die elementaren Ereigniffe in 
den Nieverungsgegenden und glüdlicherweife befierten ſich 1879 bereits 
hier die Zuftände, war die ſchlimmſte Einſchränkung in der Hauptjache 
überftanben als dort die Noth begann. 

Anfang 1877 betrug die Anzahl der Arbeiter auf den Berg- 
werten auf Stein- und Braunkohle im Regierungsbezirt Oppeln 31 528, 
Ende Mai nur noch 27 496, und zwar 


Anfang Januar Ende Mai 


im Kreife Beuthen 8544 7473 
. Kattowitz 10 846 91769 
Zabrʒe 71467 6819*). 


Bei wachfender Förderung (1877: 162244 627 Ctr; 1878: 
164 056 267 Ctr., und ſinkenden Preifen (Durchfchnittspreis pro Ctr. 
1877: 23,3 Pf, 1878: 20,7 Bf, 1879: 19,2 Pf.) fintt auch bie 
Zahl der Arbeiter. (Mittlere Belegſchaft 1877: 30 778, 1879: 30.006 
Köpfe.) **) 

Aehnliche Verhältniſſe herrſchten in der Eifeninbuftrie. „Die 
Produktionsverhältniſſe der Eifeninduftrie*, fagt der Bericht der Bres- 
Tauer Handelskammer für 1878, „find im Verlaufe des Jahres 1878 
bie denkbar ungünftigften gewefen. Die Arbeitslöhne waren bereits 
auf das niebrigfte Maß berabgefegt und reichten gerade noch aus, um 
den Arbeiter vor wirflicher Noth zu fehügen.” Außer den allgemeinen 
Uebelftänben, unter benen damals die deutſche Eifeninbuftrie litt, wirkten 
noch auf Oberichlefien die Zollveränderungen in Defterreih und Ruß— 
land und vor allem die ungünftigen Transportverhältniffe ein. Nach- 
dem im Jahre 1879 Walzeifen den niebrigften Stand feit je mit 
9,50 Mark pro 100 Kilogramm erreicht hatte, erfolgte um bie Mitte 
bes Jahres 1879 in Folge des amerifanifchen Bebarfes und der neuen 
Zölle eine Beſſerung. 


der Nothflandskreife. Breslau 1880, ©. —10 und bie Abſchnitte bei Solger 
a. a. O. ©. 185 „Einfiuß ber Krämer und Schänter auf bie Arbeiter”, ©. 188 
„Spiritushandel”, ©. 190 „Bädereien”, ©. 191 „Lohnverhältniffe‘, ©. 209 „Ha- 
milienleben ber Arbeiter”. 

*) Handelstammerber. v. Breslau 1877. ©. 116. 

*®) Gegen Ende 1879 trat in Folge des firengen Winters ein großer Auf- 
ſchwung im Kohlengeſchäft ein, daher ſtieg die mittlere Belegſchaft auf 30 573, inz 
dem eine Tebhaftere Rüdftrömung aus den Nothſtandsbezirken erfolgte. Hanbeld- 
tammerber. v. Breslau 1879. ©. 125. 
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Um biejelbe Zeit — Yuni 1879 — trat bie Ober in den Kreifen 
Ratibor, Koſel, Oppeln, Großftrehlig aus ihren Ufern, verjchlämmte 
amd vernichtete das Heu, und was ihren Fluthen unerreichbar blieb, 
jerftörte der andauernd wollenbruchartig niederjtrömenbe Regen im 
duli. Die Kartoffelernte ergab nur das 11/, fache der Ausſaat, viel» 
fah noch weniger. Und dieſe Ueberſchwemmung war nicht die erfte. 
Seit 1876 war eine der anderen gefolgt; damals ſchon waren 30 Ort» 
ihaften 14 Tage lang unter Wafjer geftanden; die Saaten in dem 
ganzen Inundationsgebiet, das im Kreife Koſel 2 Quadratmeilen ein- 
foßt, waren vernichtet. Die Hochwaſſer von 1877 und 1878 im Juni 
und Juli waren nicht fo ſchlimm; bie des Jahres 1879 dagegen 
von ungeahnter Höhe und Dauer. Bald waren in ben Kreifen Pleß, 
Nybnik, z. TH. Ratibor und Koſel die Kreisarmenverbände nur noch 
Serbände von Armen. Hier traten auch Hunger, Noth und Krankheit 
am beftigften hervor, während in ben Kreifen Oppeln, Baltenberg, 
Rofenberg, Großitrehlig, Gleiwitz, Lublinitz, gleihjam in der Benumbra 
des Clendes fich nur vereinzelte Nothftandserfcheinungen zeigten. Sicher 
ih wären dieſe weniger akut aufgetreten, wenn nicht die große Volte- 
maffe aus den Montangegenden, wo fie 1870—75 Nahrung und Ber- 
dienft gefunden hatte, feither rüdmärts gefluthet und andererſeits dem 
Heinen Stellenbefiger eine Hauptquelle feines Einkommens, bie Vektu⸗ 
rum von und zu den Bergwerken gefchmälert worden wäre. Man 
mf wiſſen, daß ein großer Theil der feinen oberfchlefiihen Bauern 
ven dem einen ober den zwei Pferben, mit denen er für die Inbuftrie 
fuhrwerlt, eigentlich lebt, jevenfall® ohne diefen Verdienſt nicht aus⸗ 
lemen fann. 

So fonnte e8 kommen, daß bei Einbruch des Winters 1879 gegen 
000 Menjchen ber öffentlichen und privaten Woplthätigfeit anheim- 
fielen. Die Zeitungen fingen im November und Dezember an ber 
erſiaunten Welt von der Noth zu erzählen; man fing an für Die Ober- 
fölefier zu fammeln; die Centraltomit6® in Berlin und Hamburg 
ſandten 50000 Mark baar und große Mengen Belleidungsftäde für 
den Bezirk Kofel. Dem bortigen Frauenverein wurden 15000 Mark 
baar, 100 Centner Fett, 100 Gentner Sped und 100 Gentner Reis 
aus Hamburg gefandt. Es waren bald noch viel größere Summen in 
Lerlin Hauptjächlih durch Börfe und Preffe gefammelt. Am 
19. Dezember kam die Sache im Abgeorbnetenhaufe zur Sprache. 
Sinanzminifter Bitter erfannte an, daß der Nothftand fih in ben 
Iegten vier Wochen erheblich gefteigert habe und mehr als 80000 
Menſchen bedrohe. Die Bergwerksbezirke feien von dem eigentlichen 
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Nothſtand verihont geblieben, weil dort fortwährend lohnende Arbeit 
vorhanden war; auch werde über den Mangel an Feuerungsmaterial in 
den Nothſtandsdiſtrilten, die fich namentlich über die Kreife Ratibor, 
Rybnik, Pleß, Gleiwitz, Lublinig und Kofel erftreden, nicht geflagt, 
doch behalte die Regierung diefen Punkt forgfältig im Auge. Die volle 
Schärfe des Nothitandes werbe fich erft gegen Weihnachten entwideln, 
bisher Habe er mit den gewöhnlichen Mitteln, die ven Behörden zu Ge 
bote ftehen, bewältigt werben fünnen. Die Haupturfache des Elendes 
fei die Durch elementare Ereigniffe herbeigeführte völlige Mißernte, von 
ber die Bevölferung, bie vorzugsweiſe von Kraut und Kartoffeln lebe, 
ſehr Hart betroffen worden jei. Zur Milverung dieſer Noth jeien die 
Rommunalverbände nicht im Stande, es werde da die Provinz, reſp. 
der Staat helfend eintreten müffen. Die Noth fei noch dadurch ge⸗ 
fteigert worden, daß die Bevölkerung von einem ganzen Ne von 
Wucherern umfponnen fei. Die Bewilligung von Geldmitteln und von 
Saatfrucht im Frühjahr werde unerläßlich jein, und das Haus werde 
bald nad feinem Wieberzufammentritt eine entiprechende Vorlage er» 
halten. Vorläufig feien die erforderlichen Mittel ausreichend vorhanden, 
dank der organifchen Verbindung der Staats» und ber Gelbjtver: 
waltungsbehörven und der Organe der Privatwohlthätigfeit. Der Staat 
habe dem Kommunalverbande von Rofel 300 000 Mark, dem von Ratibor 
400000 Mark zu günftigen Bedingungen als Darlehen überwiejen. 
Dem Oberpräfidenten feien zum Bau von Bizinalmegen 30000 Mark 
und fpäter noch 45000 Mart A fonds perdu zur Dispojition geftellt. 
Unter benfelben Bedingungen habe der Kommunalverband des Kreiſes 
Rybnik zu Chauffeebauten 150000 Mark erhalten, Bezüglich der Er- 
hebung von Steuern jei die Anorbnung getroffen, daß nicht durch 
Härte, Schroffheit ober Fiskalität irgend welche Verlegenheit hervor⸗ 
gerufen werde. Der Transport von Lebensmitteln fei durch erhebliche 
Tarifermäßigung der Staatsbahnen erleichtert und in gleichem Sinn 
auf die Privatbahnen eingewirtt worden. Endlich fei dem Ober- 
präfiventen und dem Yandarmendireltor feitens der Staatsregierung 
die beftimmte Hoffnung gemadt, daß eine etwaige Ueberjchreitung ber 
vorhandenen Mittel aur Linderung des Nothitandes mit Zuftimmung 
der Landesvertretung dater Deckung aus Staatsmitteln finden werde. 
Es werde für Arbeitsgelegenheit und, ſoweit nöthig, für unentgeltliche 
Gewährung von Lebensbedürfniſſen — mit Ausſchluß von baaren Geld⸗ 
unterſtützungen — ausreichend geſorgt werden. Die Provinz habe für 
den Bau von Chauſſeen und BVizinalwegen 880000 Dart aus ihren 
Mitteln bewilligt und für gleiche Zwede ven vom Nothftand bedrohten 
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Kreifen 1%, Millionen — darunter 10 Prozent & fonds perdu — 
als Darlehen gewährt. Der Wegebaufonde der Provinz fei um 
500000 Mark verftärkt, und die zur goldenen Hochzeit des Kaifer- 
paares zu Stiftungszweden bemilligten 40000 Mark dem Landarmen- 
verband zur Dispofition überwieſen worden. 

Am 3. Februar 1880 wurde das Geſetz erlaſſen, das der Regierung 
6 Milionen Mark zur Berfügung ftellte, um durch Unterjtügung mit 
Lebensmitteln, durch Beihaffung von Zutter zur Durchwinterung des 
Viehes, duch Gewährung von Saatgut und durch Eröffnung von 
Arbeitögelegenheit dem Nothſtande zu feuern. Das Saatgut follte in 
ver Regel wiebererftattet, die Ausführung der Vertheilung von Vieh- 
futter und Saatgut weſentlich den Kreisausſchüſſen übertragen werben. 

Nun hörte man im übrigen Deutſchland vorerjt nicht mehr viel, 
hochſtens ab und zu Klagen, daß die mafjenhaft geipendeten Kleidungs⸗ 
ftüde fofort von gewiſſen Händlern aufgelauft würden, daß überhaupt 

‚die Art, wie jet bei ſolchen Nothftänden vajch gefammelt wird und 

wie die Gaben verteilt werben, leicht die moraliſchen Eigenſchaften 
ter Betreffenden noch mehr herabbrüden. Aber im Allgemeinen be* 
msigte man fih. Man glaubte die Noth bereits bejeitigt, die Re— 
gietungsmaßnahmen im Gange, durch die man für die Zukunft das 
Uebel zu bannen hoffte, als eine neue Kataſtrophe hereinbrach. 

Eine Ueberfhwemmung der Oder im Augujt 1880 ftürzte aufs 
Rene die Anwohner in Noth und Bedrängniß. 


iuct, wird es immer nöthig fein, feine unmittelbare und afute Veran» 
kffung zu befeitigen und dieſe war bie Oder in doppelter Hinficht, 
einmal durch die Berheerungen ihrer Hochfluthen, dann indem fie durch 
tie Hemmmniffe, die fie dem Verkehr bereitet, wefentlich zur Lähmung 
der Montaninduftrie beitrug. 

In den unbeftimmten Namen der Oberregulirung fafjen ſich feit 
Iahrzehnten die Wünſche der ſchleſiſchen Bevölkerung zuſammen, foweit 
fie fih auf die Nutzbarmachung des heimiſchen Stromes im Intereffe 
der Schiffahrt und des Handels einerfeits, auf die Abwehr und Be 
timpfung jeiner Fluthen andererſeits beziehen. Sehen wir zu, wie 
dieſen Wünjcen genügt wurde. Zuvor fei bemerkt, daß Schlefiens 
Wirthſchaft fehr zum Nachtheil beeinflußt wurde durch den Mangel 
geeigneter wafferredhtlicher Normen. Beſonders das Deichwejen befand 
fih in einem ungeordneten Zuftande und erjt nad) Erlaß des Deich- 
geſetzes vom 28. Januar 1848 trat eine Befjerung ein; ſeit dem Jahre 


170 Der oberſchleſilche Rothftand. 1170 


1854 Haben fi im Negierungsbezirt Oppeln 5 Verbände mit 6357 
Heltaren Flaͤche gebildet. Für die Räumungspflicht blieben bis zum 
Jahr 1872 die Artifel III und IV der Ufer-, Warte und Hegungs- 
ordnung vom 12. September 1763 maßgebend. Dieſelben beſtimmten 
die Räumung des Stromes durch die Uferbefiger. 

Trotzdem wurden vom Staate ſchon ſeit Anfang bes Jahrhunderts 
bedeutende Summen geopfert, um den Strom ſchiffbar zu machen. 
Schůck in feiner Statiſtik von Oberſchleſien *) theilt die Geſchichte der Oder ⸗ 
regulirung bis auf ſeine Zeit in drei Perioden. In der erſten wurden 
unter der Annahme einer Normalbreite für die verſchiedenen Strom⸗ 
abichnitte, die Seitenarme des Fluſſes coupirt, die Serpentinen durch» 
ſtochen, die Fahrrinne durch Buhnen eingeſchränkt. Da dieſe jedoch 
aus Faſchineupackwerk hergeſtellt wurden und bie Koſten ber Unter— 
haltung ſchneller wuchſen, als die dazu beſtimmten Fonds, ſo war der 
Erfolg ein ſehr geringer. — So konnte es geſchehen, daß eine Ladung 
Kohlen, die im Jahre 1834 von Gleiwitz abgeſandt wurde, erſt im 
Jahre 1836 in Breslau anlangte **). 

In der Folgezeit ſuchte man das Normalprofil noch mehr zu ver⸗ 
engen, indem man an ben beiden Ufern parallele Werte anlegte; da 
jedoch bie ausgeführten Werke nur bis zur Höhe des niedrigſten 
Sommerwafjerfpiegels reichten und wegen ungenügender Mittel Zwiſchen⸗ 
ftreden unvegulirt blieben, fo war auch Hierdurch eine Förderung des 
Regulirwerkes nicht gegeben. — Zubem waren alle biefe Arbeiten nur 
auf einzelne Theile beſchränkt; fo waren auf der Strede von Ratibor 
bis Kofel nur Uferfchugwerfe, keine Regulirungswerke vorhanden ***). — 
Es würde zu weit führen, der Gefchichte diefer erfolglofen Bemühungen 
noch weiter nachzugehen. Das Urtheil über fie liegt in der Petition 
der Oberabjazenten an das Abgeorbnetenhaus vom Jahre 1872 ge- 
fprocen}): „Bei den unzulänglichen Mitteln, mit denen das große 
Werk der Oberregulivung in Angriff genommen und weiter geführt 
wurde, war es von vornherein unmöglich, bie Arbeiten gleichzeitig am 
der ganzen Stromftrede nach einem feften Plane mit Energie zu be⸗ 
treiben. Indem man immer nur an einzelnen Streden baute, ent» 
behrten die Anlagen des gegenfeitigen Schutzes. Während an bem 

*) Schüd, Oberflefien, Statiftit des Regierungsbezirls Oppeln. (Bd. 2 ber 
Gewerbeftatiftit von Preußen.) Iferlobn (1560) ©. 626 ff. 

**) Denkichr. zur feier des 25 jährigen Jubeltags der Eröffnung des Betriebs 
der oberſchleſiſchen Eiſenbahn. S. 99. 

***) Bericht ber techniſchen Kommiſſion des Odervereins. 1863. ©. 5. 

» Hanbelsfammerber. von Bredlau. 1872. ©. 31. 
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einem Ende neue Anlagen gefchaffen wurden, verfielen am anberen bie 
laum entftandenen, da fie ber Gewalt des Stromes nicht zu wider» 
ſtehen vermochten, und Berfandungen traten ba ein, wo man fie glücklich 
befeitigt glaubte. Hunderttauſende wurden dadurch thatjächlich refultat- 
108 ins Wafler geworfen.“ 

Es handelte fi alfo bei diefen Beftsebungen darum, die Fluß 
time durch Buhnen und Parallelwerte derart zu verengen, baß eine 
genũgende Fahrtiefe für Schiffsgefäße bei Niederwaſſer erzielt wird, 
andererſeits die Hochfluthen auf einen möglichft engen Raum zu ber 
Ihränten. 

Gegen dieſes in Deutſchland feit langer Zeit bominirende Syftem 
hat ſich im neuefter Zeit eine lebhafte Oppofition erhoben*). Man 
wendet ein: Bei einer durch Korreltionswerke oder Deiche eingefchränften 
Slufrinne Tönne der Strom bie mitgeführten Sinfftoffe nicht auf den 
Feldern ablagern, fondern nur auf feiner Sohle, die fih darum ftetig 
erhöße, und außerhalb des eingedeichten Landes. Dadurch werde bei 
ervrüdenden Deichlaften für die Landwirthſchaft ver doppelte Nachtheil 
herbeigeführt, daß ihr bie befruchtenden Schlidmafien entzogen werden 
md daß andererſeits die eingebeichten Marſchen unter dem gewöhnlichen 
Rofferipiegel des Stromes zu liegen fommen, wodurch im Ball eines 
Deichbruches die Gefahr für die Niederungen vermehrt und eine ges 
gelte Borfluth unmöglich gemacht werde. Die Bekämpfung des Hoch⸗ 
wafiers mũſſe bereitd im uellengebiet beginnen, indem das rafche 
Abfluthen der meteorifchen Niederfchläge von den Bergabhängen ver« 
hindert werde. Man empfiehlt zu dieſem Behufe die Bewaldung und 
Bewieſung der Abhänge, die Anlegung von Gräben an den Berglehnen 
and die Herftellung von Sammelweihern zur Aufnahme der meteorifhen 
Baffer und der Hocfluthen im Gebirge. Diefen Vorſchlägen gibt 
ah der vom Lanbwirthichaftsminifterium erftattete Bericht über 
Breufens landwirthſchaftliche Verwaltung im den Jahren 1875—77 
feine Zuftimmung und auch für Oberjchlefien bürfte diefer Theil der 
waſſerwirthſchaftlichen Frage in diefem Sinne gelöft werden. — Anders 
liegt e8 mit der Forderung, alle menſchlichen Nieverlafjungen aus dem 
Immbationdgebiet zu entfernen und bie Winterbeiche nieverzulegen, um 


*) Regulirung oder Kanalifation ber deutſchen Flüſſe von einem beutfchen 
Ingenieur. 1676. U. Died, Die naturwibrige Waſſerwirthſchaft ber Neuzeit. 1879. 
L Died, Eindeihungen und Regulirungen im feitheriger Weife find dem Gemein- 
wohl ſchãdlich . 1880. Düntelberg, Die Schiffahrtstanäle in ihrer Bedeutung 
für die Landesmelioration. Vgl. auch den Bortrag des Erbjägermeifters v. Jagow 
auf dem biesjäßrigen Kongreß deutſcher Landwirthe. 
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den Hochfluthen Gelegenheit zu geben ihre befruchtenden Stoffe auf den 
Feldern niederzulafjen. 

Schon die letztere Erwartung würbe nicht zutreffen, bemerkt der 
erwähnte Bericht, indem der Strom bie fandigen unfruchtbaren Theile, 
die er mit ſich führt, fo gut wie die befruchtenden Theile hier und dort 
ablagern, Erhöhungen und Vertiefungen fchaffen, kurz von Jahr zu 
Jahr verändern würde. 

Nicht minder heftigen Widerftand, als der bisherigen Art, die 
Hochwaſſer zu bekämpfen, fegt man dem herrjchenden Syſtem ber 
Stromtorreftion durch Buhnen und Parallelwerke entgegen und ver- 
langt ftatt der Regulirung die Kanalifirung der deutſchen Ströme. Im 
Bezug auf die Oder ift in jüngfter Zeit eine genügenbe Fahrtiefe auf 
der Strede von Breslau nah Schwedt als Mejultat der Buhnen- 
regulirung fonftatirt, während man für die Strede Ratibor-Breslau 
es aufgiebt, auf diefem Wege zu dem feit mehr als 50 Jahren ange» 
ftrebten Ziele zu gelangen. — Dian hat vielmehr vorgefchlagen, da eine 
Kanalifirung dur Nadelmehre nicht thunlich iſt, einen Seitentanal von 
Oderberg bis Breslau entlang der Oder zu führen, der eine Länge 
von 24,33 Meilen mit 37 Häfen erhalten würde; an ihn würde ſich 
in Oberberg der projeftirte Donau -Oderkanal, in Candrzin der 
Weichjel-Overkanal anfchliegen, der in einer Länge von 18,41 Meilen 
über Gleiwig, Emanuelfegen dur das Herz des oberfchlefiiihen Berg⸗ 
werkrevierd nah Czarnuchowitz führen würde*). Würde dieſes groß- 
artige Projeft zur Ausführung gebracht, fo wäre bamit nur ein Ge— 
danke verwirflicht, den vor mehr als einem halben Jahrhundert der 
trefflihe Adminiftrator Oberſchleſiens, Hippel, ausgeiprochen hat. 
Hippel fagt in feiner Denkſchrift vom 28. "Mai 1826**): „Ebenjo 
wird nach einigen Jahren und wenn ber Flor von Oberjchlefien zu 
fteigen fortfährt, wahrſcheinlich ein Gegenftand zur Sprache kommen. 
Es ijt die Anlegung eines ſchiffbaren Kanals neben der Oder von Koſel 
biß gegen Brieg.“ 

Der von der Regierung dem Abgeorbnetenhaufe demnächſt (No- 
vember 1880) zugehende Bericht wird ohne Zweifel Hauptjächlic die 
Oderregulirung behandeln. Wir bedauern, aus ihm noch feine Mit- 
theilungen machen zu können. Er war auf buchhänblerifchem Wege 
bis jett nicht zu erhalten. 


*) Die generellen Vorarbeiten zu einem Obderlateraltanal v. Baurath Herr. 
Breslau 1880. 
**) Abgedrudt in ben Schleſ. Provinzialblättern, Februar 1860. 
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Sahen wir in der Ober, in ihren Ueberſchwemmungen wie in ben 
Hinderniffen, die fie dem Verkehr entgegenftellt, den unmittelbaren 
Anlaß der Kataftroppe, jo ift es jegt am der Zeit, auf die Urfachen 
einzugehen, die die Lage des oberfchlefiichen Bauernſtandes — denn um 
ihn Handelt e8 ſich hier vor allem — dauernd zu einer traurigen 
geftalten. — 

Schon die Naturbevingungen der Lanbwirthichaft find überaus 
ungünftige- In den Kreiſen Rublinig, Großftrehlig, Kreugburg, Roſen⸗ 
berg, Gleiwig, Rybnik beiteht die Aderkrume aus Sand und Thon. 
Die Sandboden find undurchlaſſend, in Folge deſſen ijt der Boden naß 
und falt. Ueberbieß ift der Untergrund eiſenſchüſſig, unthätig und 
tüngerverzehrend. Der Thonboden ift meift mager, mit Sand gemilcht, 
der bei Regenwetter die Poren verſchwemmt*). Ein Vergleich der 
Borenverhältnifje des Regierungsbezirls Oppeln mit der Provinz 
Schlefien und dem preußiſchen Staat ergibt: 


Sandboben Lehm u. Thonböden Gemifchte Land- u. Lehmböden 


Heu. Staat 30% 232% 314% 
Frooin Sohlefien 31,3% 36,8 % 23,5 % 
Rgbzrt. Oppeln 33,1 9% 30,8 %a 3,1 %*). 


Bergleiht man einzelne Kreiſe Oberfchlefiend mit einzelnen 
genden Nieberfchlefiens, jo ergibt fich ein etwas günftigeres Bild. 
Es beiteht der Boden: 


mRreife vleß ang 34°), Lehm, 54°, lehmigem Sand, 12 %, Sanb 
Rybnit 


u “2% - 38% - 6% - 

* Eofel 6%, - 6% . 31% - 
2oft Gleiwit - 23% - 40% . 37% = „dagegen in 
2 Mitifg, ” 5%, = 33%, . 50%, - 12% Moor 
“ » Wartenberg - 18% - 18%, - 50% - 12%, - 
* = Hoyerimerba » 0,4%, - 23°), - 8% - 86% - 
“0 Rothenburg -» 4% = 280° - 653% - 5% -. 


Das Mima gleicht diefe Unfruchtbarkeit des Bodens nicht auß. 
Unter ber Breite der Rheinlande und des nördlichen Baherns zeigt 
Tberfchlefien mit einer mittleren Jahrestemperatur von 6,15° einen 
tieferen Stand ber Temperatur, als irgend eine andere preußifche Pro- 
dinz mit Ausnahme der Provinz Preußen. Nur dieſe übertrifft auch 


*) Ein Kulturbilb ber Provinz Schlefien in Hinblid auf ihre Land- und 
dorſtwwirthſchaft (1869). ©. 283. 
”)a0.0D. ©. 289. 
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mit ihrem Wintermittel von — 2° die durchfchnittliche Wintertemperatur 
von Oberjchlefien = — 1,69°*), 

Die Gebirge, die das Sand im Süden und Weften umfränzen, 
halten die daher kommenden Winde ab, während von Nord und 
Nordoft die Falten Winde über die farmatifhe Ebene ungehindert 
einherbraufen. 

Das ift die Natur, mit der der oberſchleſiſche Bauer zu ringen 
hat. Daß diefes Ringen fo ungünftig für ihm verläuft, daß er bie 
Unbill der Natur nicht durch erhöhte techniſche und ötonomifche Tüchtig- 
feit ausgleichen Tann, das ift im erfter Reihe die Folge einer 
taujenbjährigen hiſtoriſchen Entwidlung, die bis in die Gegenwart 
hineinragt. 

Es iſt der Fluch Jahrhunderte langer Unfreiheit, der noch fortwirkt 
bis auf unſere Tage. Und die Unfreiheit war eine beſonders harte 
unter Polniſchem Rechte. Zwar werben, ſeitdem der Strom der beut- 
ſchen Kolonifation fih über Schlefien ergoffen, auch in Oberfclefien 
zahlreiche Dörfer nach Deutſchem Mechte angefegt und das erbliche 
Schol ʒenamt eingeführt. Aber feit dem 16. Jahrhundert gehen mit ber 
mwachjenden Macht des Adels die meiften dieſer Vortheile wieder ver- 
loren und die Lage des Bauernſtandes wird gedrücter, trauriger denn 
jemals. — Von 1581—1628 fieigen die Laſien von 14 Dörfern des 
heutigen Kreiſes Aybnit von 5:7 auf 1201 Gulden. Wie groß bie 
zu leiitenden Robotten waren, ergibt fi aus der Thatfache, daß ald 
im Jahre 1738 die Preußiiche Regierung die Herrichaft Rybnik kaufte 
und die Robotten durchſchnittlich auf die Hälfte ermäßigte, auf einen 
Wirth noch 54 Spanndienfttage und 90 Handvienfttage bei 265 Arbeits- 
tagen famen**). Die moderne Agrargefeggebung war endlich beftimmt, 
ben Unterbrüdten die Freiheit zu geben; aber es braucht nur an bie 
Deklaration vom 29. Mai 1816, welche einem großen Theil ber 
Heinen Stellenbefiger die Wohlthaten des Ediltes von 1811 entjog, 
erinnert zu werden, um zu ermefjen, wie umgünftig gerade ber ober- 
ſchleſiſche Boden fih dieſer Gejeggebung erwies. In der That waren 
ihre Erfolge anfangs erftaunlic) geringe. Von 1811—1848 gingen 
nur 4312 Ruftialftellen in das volle Eigenthum über. Und auch in 
der Folgezeit hat die moderne Agrargejeggebung, ihr Ziel, den Bauer 





*) 8. Trieft, Topographiſches Handbuch von Oberſchleſten. 1865. S. 30. 
**) Fram Idzitoweti, Geſchichte ber Stabt und ehemaligen Herrſchaft Ryb- 
nit in Oberfhlefien. 1861. 8. 100. 


175] Der oberjälchige Rothfand. 175 


zu Freifeit*) und Wohlſtand zu führen, in Oberfchlefien nicht erreicht! 
Freilich it ja das Werk der Meform nod nicht völlig zum Abſchluß 
gelangt. So waren z. DB. im Regierungdbezirt Oppeln 1874 
34617 Grumbbef. mit 173831 Heltaren feparirt worden, 
9423 - - 50190 - im ber Geparatiom begriffen, 
dagegen 60166 = = 215782 - nodnidt feparirt, obgieich ihre &e- 
parat ionfih als zuläffig und noth · 
wendig berausgeftellt hat **). 

Aber andy wenn der Echlufftein des großen Reformwerks geſetzt 
fein wird, wird der oberfchlefiichen Heinen Landwirthſchaft beides fehlen, 
die Menſchen und der Boven! 

Dan hat vielfach die Urſache des gegemmärtigen Nothſtands in 
dem Unterliegen des Nleinbefige® im Kampfe gegen den Großgrund- 
beig geincdt, ein Berhältniß, das in einer ftetig wachſenden Konzen⸗ 
tration des Bodens feinen Ausprud finden würde. Im ber That 
keüigt der Großgrundbefig im Oberjchlefien eine außerordentliche Aus- 
bepmung. 

Es befigen 

die Gtäbte 166 914 Morgen = 3,2 %,, 
die Auftitalbefiger 2 289 110 2442 . 
die Dominin 215617 + 525%. 

Man mag über die BVertheilung von Vermögen und Grundbeſitz 
uch jo ariftofratiich denen, in jeder Beziehung zugeben, daß eine An- 
iahl großer Befigungen heiljam wirken, dieſes Ueberwiegen des Großgrund- 
befige® ift micht günftig für die Sitten und Lebensgewohnpeiten, für die 
voltSwirthfchaftliche Entwicklung des betreffenden Landestheiles. Man 
mag aud noch fo fehr betonen, daß einzelne der großen Befigungen 
mufterhafte Vorbilder der Landwirthſchaft feien, daß einzelne der großen 
Befiger mufterhafte foziale Einrichtungen auf ihren Gütern getroffen 
haben, bei einem großen Theil der übrigen Beſitzer trifft das nicht zu. 
Seit den viergiger Jahren wird über bie dauernde Abweſenheit und den zu 
großen Berbrauc der Großgrunbefiger, über die Beamtenwirthſchaft 
auf den Gütern, über die ungünftige Rückwirkung der Bejigvertheilung 





*) Charakteriftifch für Gefinnung und Denbweiſe der oberſchleſiſchen Bevöl- 
terang überhaupt ift die Thatſache, daß zur Zeit bes Noihſtandes zahlreiche Ar- 
keiter nach Rußland answanderten, weil fie befürchteten, baf fie die Nothftands- 
gaben würden abarbeiten müflen. 

**) Berhandlungen des lanb- und forſtwirthſchaftlichen Vereins in Oppeln 
fiber dem oberſchleſ. Nothſtand. 12. Febr. 1850. ©. 14. 
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auf KXommunalverwaltung, Schulweien, Steuervertheilung gellagt. 
Jedermann, der die Verhältniſſe ennt, gibt zu, daß bie Bewirthichaftung 
der größeren. Güter darunter leide, daß die Aufmerkfamfeit und das 
überfläffige Kapital mehr dem Bergbau und Hüttenbetrieb ſich zuwende. 
Die Großgrunpbefiger find Häufig zugleich Großinduſtrielle. Selbft der 
Geh. Negierungs- und Landrath a. D. von Selhow*), der ein gut 
Theil der oberſchleſiſchen Zuftände gern ber Geſetzgebung der legten 
Dezennien in die Schuhe fchieben möchte und auf den Großgrundbeſitz 
nicht8 fommen laffen will, meint, es ftände befjer um ihn, wenn 
bezüglich der Arbeit das „Seldft ift der Mann", und in Bezug auf 
Lebensweiſe das „Sich nad der Dede ftreden“ nicht allerwärtd gar 
zu fehr aus der Mode gelommen wäre. Das Wejentliche ift aber, 
daß bei ſolcher Grundeigentbumsvertheilung an fi das jo ſchwer aufe 
fommt, was einem folhen Sande vor allem noth thäte, ein gejunder 
Mittelftand; daß mehr als vielleicht irgenbwo in Preußen und Deutjch- 
land Hier der Millionär dem Bettler unvermittelt gegenüberjteht, 
daran ift nicht blos, aber doch mit dieſes Ueberwiegen des großen 
Grunbbefiges ſchuld. 

Das jedoch ift unzweifelhaft, an dem Nothftand ift ber Großgrund⸗ 
befig nicht ſchuld; er hat fich auch im legter Zeit nicht wefentlich ver- 
mehrt; er ift in Größe und Vertheilung ziemlich konſtant, während wir 
das vom bäuerlichen Beſitz nicht fagen können. Der Heine Befig hat 
ſich mehr und mehr atomifirt. 


Im Jahre 1858 waren auf dem platten Lande vorhanden: 


Befigungen unter 5 Morgen 29432 — 34,6 %, 
= von 5-30 - 3799 — 445 %, 





. - 30-300 - 16819 = 19,7 % 
. - 300-600 » 28 = 08% 
5 über 600 - 708 — 19% 


Gegenwärtig find vorhanden: 


Befigungen unter 5 Morgen 57360 — 43,5 % 
’ von 5-90 - 54210 = 412% 
. . 19186 — 145 % 
® « 300—600 » 228 — 02% 
793 — 0,6 Yu 








*) Die oberfchlefifche Nothſtandsfrage, ihre Urſachen und Borfhläge zu ihrer 
bauernben Befeitigung. Breslau 1880. 


— 
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Beſonders auffallend find die Zahlen für bie Kreife Pleß und 
Rybnik. Es gab Befigungen: 
im Kreis Pleß: 
1858 1879 
unter 5 Morgen 1383 — 25,7% 3491 — 39,8 %, 
von 5-90: 2B1-5237% 4070-458 % 
- 30-300 - iom — 20 122 14% 
300-600 - 28 — 5% 3= 03% 
Über 60 - 9 11% 9 06% 





im Kreis Rybnit: 
1858 1879 
unter 5 Morgen 3168 — 458% 474 — 49,7%, 
von 5-30 - 2979 43,0% 3016 — 408 % 


- 30-30 - Th th 
- 300-800 * 2-05 % 30 — 08% 
äber 60 - 08% 9 08%. 


Um einen fürzern Zeitraum zu faffen, wachen vom 1. Januar 
1865 Eis 31. Dezember 1867 die Meinen nicht fpannfähigen Be— 
Frumgen im Kreiſe Pleß von 3969 auf 4269, im Kreije Rybnik von 
482 auf 4598*). 

Der geringe Umfang der Parzelle, die ihn nicht ernähren kann, 
treibt den Meinen Steliendefiger fort von Familie und Heimath, um 
in weiter Ferne Arbeit zu fuchen oder mit feinem Geſpann den Trans 
vort von Bergwerksprodulten zu übernehmen. Dieß ift bie Wirkung 
der geringen Produltivität des Bodens, und biefe Wirkung wird zur 
Urſache, indem fie zur Verſchleppung bes Düngers führt und fo eine 
geregelte Düngung unmöglich macht. Daher die fich häufenden 
Mipernten. 


Und viefe werden um fo furchtbarer, je einfeitiger der Anbau ein- 
einer Fruchtarten, beſonders ber Kartoffel ftattfindet. Es find beſtellt 


von der Aderflähe 
mit Kartoffeln mit Lohl 
im Preuß. Staate 109, 024% 
in Schleſien 142% 0,88 % 
im Regierungsbe). Oppeln 16,8 %, 0,66 %**). 


Diefer übermäßige Anbau von Kartoffeln ift Urfache der unzweck⸗ 
mäßigen Ernäßrung der oberfchlefiihen Bevölkerung und dieſe wieder 
Urfadhe der abnormen Ausdehnung des Anbaus. „Unſere Bevölferung“, 





*) Beitfrift bes L Preuß. Ratif. Burean 1871. 1 u. 2, ©. 132. 
*") Berfanblungen bed Oppelner landwirthſch. Bereins ıc. &. 29. 
Iabrbug v. 1, Grig. v. Gämoller. 12 


178 ‚Der oberfihlefifche Rotäftand. [178 


fagte der Oelonomierath Schnorrenpfeil*), „nährt fih 8 Monate des 
Iahres mit Kartoffeln, womöglich das ganze Jahr. Der Arbeiter ver- 
ehrt täglih 6—7 Pfund Kartoffeln, nebenher etwas Roggenmehl in 
Form vom Brot, etwas Sauerkraut und einige Gramm fett. Die 
Abnormität der Ernährung befteht darin, daß der größte Theil der 
Eiweißftoffe durch ein eiweißarmes und darum in großen Mengen ger 
noſſenes Nahrungsmittel die Kartoffel gededt wird. Wenn nad 
Pettenkofer der mittlere Arbeiter 118 Gramm Eiweiß, 56 Gramm Fett, 
500 Kohlenhydrate braucht, jo verzehrt der Oberjchlefier noch nicht ®/, 
des wünſchenwerthen Eiweiß, nicht die Hälfte des geforderten Fetts, 
Dagegen das Doppelte der Kohlenhydrate.“ Aus dieſen phyfiologiihen 
Thatſachen mag fih wohl auch die verhältnigmäßig geringe p! pfüiche 
Reiftungsfähigfeit des oberfchlefiihen Arbeiters, die E. Witte jüngft 
experimentel nachzuweiſen gejucht hat **), erflären, ebenfo wie die geiftige 
Stumpfpeit, Indolenz und Energielofigfeit der oberichlefiihen Bevölke⸗ 
rung überhaupt und des bäuerlichen Wirths im Beſonderen. 

Zur Deutung ber legteren Erſcheinung bedarf es übrigens nicht 
der Phyſiologie und ver hiſtoriſchen Verhältniſſe, die wir oben be= 
trachteten. Auch der geiftig und fittlich Hochftchendfte würde verzweifeln 
unter Verhältniſſen, die nichts anderes bebeuten, als daß er nur für 
andere, für feine öffentlichen und privaten Schulden arbeiten ſolle. 
Daß dieß im Oberichlefien großentheild der Ball, zeigen folgende 
Zahlen. 

Die Kreis⸗, Gemeinde-, Kirchen und Schullaſten betrugen im 


Kreiſe 
Coſel durchſchu. 570 % 
Gleiwitz 468 %, 
Lublinitz 45 %, 
D 
U 33 N der giaſſex. u. Cintommenfener. 
Rofenberg . 690% 
Rybnit 6139. 
Gr. Strehlitz 862 % 


Gleichzeitig mit dieſen fteigenden Öffentlichen Laften wächſt bie 
private Verſchuldung, die ſchließlich zur Vertreibung und Enteignung 
des Bauern von feiner Scholle führt. Das Erpropriationsverfahren 
ift das befannte und verweilen wir hierbei nur kurz, da die Erſcheinung 


Na. a. D. S. 28. 
**) Hilbebrands Jahrb. 1880 I, 5. Die Leiſtung eines oberſchleſiſchen Ar- 
beiters. 
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nichts Spezifiſches bietet. Der Regierungsrat Bayer *) bemerkt 
darüber Folgendes: „Bei einigermaßen belangreihen Summen Laffe ſich 
ver Öläubiger, auf dem Lande vielfach der Schänfer, zunächſt eine 
Kautionshypothet auf das Grundſtück des in fein Garn gelaufenen 
Schuldners eintragen und verleite durch entgegentommendes Anerbieten 
weiterer Stunbung oder weiterer Darlehne ven leichtgläubigen, aber 
merfahrenen Schuldner bald feine Echuld bis zur Höhe ber Hypothek 
in fteigern. In dieſem Augenblid werde er das unrettbare Opfer, ber 
Gäubiger führe die Subhaftation Herbei und werde vielfach der neue 
Befiger. Ihm feien Wucherer befannt, die auf dieſe Weife den Beſitz 
von mehr als 70 Grundſtũcken erworben." Wenn der Heine Polniſche 
Bann in der Branntweinlaune renommiren will, fo erflärt er, er 
fürchte ſich weder vor dem Juden, noch vor dem Gensbarmen; unter 
erfterem meint er eben feinen Gläubiger, der übrigens ebenjo oft ein 
Chriſt if. Der Landrath von Selhow **) bemerkt, daß er einen Unter- 
ichied zwifchen chriftlichen und jüdischen Wucherern höchſtens in der 
Reife bemerkt habe, daß die chriftlihen des äußeren Scheine wegen 
vorüchtiger find, ſich deßhalb mit etwas beſcheideneren Prozenten 
begnũgen, dann aber in der Regel noch härter auf ihren Schein ber 
ftehen, noch heuchleriſcher auf den „Moraliſchen“ ſich aufipielen. 

Da der Grundwerth im Augenblid ſehr niedrig ift, finb viele der 
Buderer in Berlegenpeit: fie jollen Befigungen erwerben, die fie nicht 
verlaufen können und doch auch nicht verwalten wollen. Der alte Befiger 
Meibt alfo zunächſt auf der Stelle als Pächter oder als Mittelmann, 
der für den Wucherer die Parzellen weiter im Kleinen verpachtet. „Es 
ft dieß — fagt Selchow — „eine einfache Wiederheritellung des Robot 
derhãltniſſes in neuer Form; und in diefer ober ähnlicher Weiſe bürften 
wohl zahlloſe Stellenbejiger in Wucherhänden fein, um im geeigneten 
dall, insbeſondere wenn die Grundſtückswerthe ſich wieder beſſern ſollten, 
abgeſchlachtet zu werden“. 

Neben den allgemeinen Charaktereigenſchaften iſt dieſer furchtbare 
noraliſche Druck der Schulden und Steuern eine ber Haupturſachen, 
daß der Meine Polniſche Bauer für Kulturfortfchritte nicht zu haben iſt; 
et keunt nur einen Troft in feinen Kümmerniſſen und Sorgen — das 
Bergefjenheitseliziv des Schnapjes. „Er läßt Ader und Wieſe lieber 
verjumpfen, als daß er zur Räumung vorhandener, gejchweige zur Anlage 
neuer Gräben ſich bequemt, fon um, wie er meint, nichts am Grund 





*) Berganblungen des Oppelner landwirthſch. Vereins ©. 20. 
*) Die oberfehlefifche Nothflandsfrage cit. ©. 38. 
12* 
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zu verlieren. Allen Meliorationen aus freien Stüden ift er im All- 
gemeinen abfolut unzugänglih. Nach Art eines in ber Jugend jchlecht 
behandelten Pferdes zieht er eben nicht mehr, als er unbebingt muß, 
um bis zur nächften magern Yutterftelle zu fommen. So ift es nur 
zu erflären, baß ber Heine Grundbeſitz mit, wie nichts anders ſchädlicher, 
zumeift vorzeitiger nafjer Frühjahrsbeſtellung annähernd auf berfelben 
Rulturftufe, wie vor 50 und mehr Jahren ſich befindet und fein Er⸗ 
trag zur Ernährung einer um 177% feitvem gewachienen Bevölkerung 
nicht ausreicht. Mit felbft den wohlmeinendſten Rathſchlägen ift dem 
Heineren Befiger ſchwer beizulommen, weil er im Allgemeinen fo miß- 
trauiſch ift, baß felbft die wohlhabendſten Bauern bes Linken Oderufers 
häufig ihre Unterſchrift umter allen amtlichen Protofollen grundſätzlich 
verweigern, obwohl die Verweigerung zumeift Gel koſtet. Bon Scha- 
densverficherung gegen Feuer und Hagel ift bei dem kleineren Befiger 
der eigentlichen Nothſtandsdiſtrikte faft nie bie Rebe“ *). 

Der Regierungsrath Bayer **) faßt Die Lage der Kleinbeſitzer in den 
Worten zufammen: „Ein wirflicher Bauernſtand ift im Allgemeinen 
nicht vorhanden, der Heine Befig vermag feine Eigenthümer nicht mehr 
zu ernähren“. 

Wanderlehrer, Lokalvereine, landwirthſchaftliche Winterfchulen könnten 
trog des Mißtrauens, dem fie begegnen, trog der Sprachſchwierigkeiten, 
auf die fie ftoßen, Hier manches befjern. Einiges ift auch ſchon ge- 
ichehen, aber wenig genug ***). Am wichtigften bleibt in technifcher land⸗ 
wirthſchaftlicher Hinficht die Frage der Entwäſſerung. Man hat ja 
nun auch eine umfaffende Drainirung vorgeichlagen und es läßt fich 
nicht leugnen, daß auf dieſem Felde Tanbwirthichaftlicher Meliorationen 
faft noch alles zu leiften ift. Zur Zeit find von den 715 000 Heltaren 
Aderland des Regierungsbezirk Oppeln höchſtens 10000 Heltare drai⸗ 
nirt und bieje fallen faft ausfchließlich auf den großen Grunbbefig. 
Denn Ende vorigen Jahrzehnts waren vorhanden: 

Bereits brainirte Heltare Zur Drainage beflimmte Heltare 
3000 7500 
davon Ruſtitalbeſitz 200 82. 


Wie groß bie noch zu brainivenden Flächen find, zeigt der Um⸗ 
ftand, daß bei Annahme von 200 Mark pro Hektar Koften allein in 
den Kreifen Pleß und Rybnik 7 223 600 Mark zu diefem Zwede ver- 


*)v. Selchow a. a, D. ©. 19-20. 
) a. a. O. S. 16. 
) Siehe M. Bode a. a. O. ©. 16-18. 
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wendet werben müßten. Dieſe Kapitalien mögen fie nun durch baare 
Vorſchũſſe aus Staatsfonds oder durch von einer Landeskulturrenten ⸗ 
banf, die auf Grund des Geſetzes vom 13. Mai 1879 zu errichten 
wäre, ausgegebene Rentenbriefe befchafft werden, müßten getilgt und 
verzinft werden. Allein zur Verzinfung würben 10 Mark per Hektar, 
im Ganzen aljo 361 180 Mark Mehrertrag gewonnen werben müſſen, 
d. h. foviel wie 66 Kilogramm Roggenwerth nach den Durchſchnitts⸗ 
preifen der legten 10 Jahre oder nach dem Verhältniß des Reinertrags 
dom 1:3 — circa 200 Kilogramm Roggen oder beim Roggen fpeziell 
ftatt des Durchſchnittsertrags von 1175 Kilogr. Körner 1375 Kilogr. 
per Heltar 

Eine folche Steigerung des Neinertrags jet eine rationelle Be- 
wirthſchaftung voraus und zu diefer fehlen wieder alle Vorbedingungen. 
„Bird die oberſchleſiſche Kleinwirthſchaft nicht intelligenter geleitet“, 
ſagte der Geh. Rath Settegaft*), „dann dürfte ihr auch aus ber Drai⸗ 
nage auf die Länge fein Heil erwachſen. Denn zunächſt erfordert dieſes 
Bodenverbefjerungsmittel die nie ruhende Sorge um Unterhaltung der 
Anlagen, ohne welche bie befte Drainage über kurz oder lang unwirk- 
fan wird; ja das Feld gründlich verfumpfen Tann“. 

Unter ſolchen Umftänden wird, was zur Stütze des Bauernſtandes 
dienen foll, ein Beförberungsmittel zu feinem weitern Ruin, zu feiner 
weitern Verſchuldung. Dieß gilt freilich nur unter der Vorausjegung, 
daß der Heine Grundbeſitzer mit feinem Kreditbebürfniß auf ven Wucherer 
angeviejen bleibt. Aber auch wenn durch Ausbehnung der landſchaft⸗ 
lichen Beleifung für den Immobiliarkredit und für den Perſonalkredit 
durch Ausleihung von KRapitalien feitens der Sparkaſſen gegen Schuld» 
Keine **) und Stellung von Bürgen oder buch Errichtung von Kreis⸗ 
darlehnskaſſen mit Bezirksvertrauensmännern und der Einrichtung, daß 
kei einer Verzinfung von 3 *% 6 % erhoben werben, bie, falls fie nicht 
par Dedung dienen, am Ende des Jahres zurückerſtattet werben ***), dem 
lendwirthſchaftlichen Kreditbedürfniß Genüge gethan fein wird: immer 
wird ſich die Lage des oberſchleſiſchen Bauernftandes nicht wefentlich ger 
beſſert haben. 

Wir Haben bereits oben bargethan, wie die Zerfplitterung des 
Grundbeſitzes eine rationelle Bewirthſchaftung nicht zulaffe, daß hierin 
der innerfte Quellpunft alles wirthichaftlichen Uebel liege. Ein Mittel 


*) Berhanblungen bes Oppelner landw. Vereins S. 35. 
")a0D. ©. 26. 
) v. Selchow a. a. D. ©. 40. 
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gegen die weitere drohende Atomifirung in ber Zukunft würde in einem 
Gefege Über das Anerbenrecht nach Art des Echorlemer’ichen Antrags 
für Weftfalen liegen. Aber mit Recht bemerkte Regierungsrath Baher 
auf der Berfammlung des Oppelner landwirthſchaftlichen Vereins, dag 
ein ſolches Gejeg nur die jegigen unhaltbaren Zuftände firiren wilrbe, 
es käme jedoch darauf an, einen kräftigen Bauernftand zu ſchaffen. Der 
Iegtere werbe ohne große Mittel nicht mehr zurüczurufen fein. Ein 
ſolches Mittel beftehe aber darin, daß der Staat die zur Subhaftation 
gefommenen Grundftüde für einen angemeffenen Preis erftehe, wo es 
nöthig, im Wege der Zufammenlegung zu bäuerlichen Grundftüden von 
100—200 Morgen vereinige und möglichft an Grundbeſitzer aus rein 
Deutjhen Provinzen veräußere. Der Staat habe in den 30er Jahren 
des Jahrhunderts in der Provinz Voſen Nittergüter zum Zweck ber 
Dismembration gefauft, in Oberfchlefien müſſe er jegt gewiſſermaßen 
das Gegentheil thun. 

Man wird in diefen Vorſchlägen einen höchſt berechtigten Gedanken 
finden, obwohl fi nicht leugnen läßt, daß eine Garantie für beffere 
Bewirthſchaftung in der Herbeiziehung fremder Grundbefiger nicht ge- 
geben ift. Im Gegentheil liegen im dieſer Hinficht bereits warnenbe 
Erfahrungen für Oberfhlefien vor. „Nach dem Nothſtandsjahre 1847“, 
berichtet v. Selhow*), „eilten viele Fremde, beſonders Sachſen, nad) 
dem mit am fehwerften betroffenen Kreife Rybnik, angelodt durch Durch⸗ 
ſchnittspreiſe von 15—20 Thlr. pro Morgen für Flächen von 2000—3000 
Morgen; fie famen in der Regel mit fo gut wie nichts in der Tafche, 
ſchlugen den Wald nieder und endigten natürlich, wie fie begonnen 
mit nichts”. 

Eine neue Kolonifation müßte ja nicht umbebingt gleich ſchlechte 
Elemente herbeiführen, aber die Möglichkeit wäre doc keineswegs aus⸗ 
geichloffen. In diefem Falle bliebe dem Staate, falls er das geftedtte 
Ziel nicht aufgeben will, gar nichts übrig, als die in feinem Befig ge- 
langten Güter auch in feinem Beſitz zu behalten; er müßte dann ver= 
ſuchen, in Form von bäuerlichen Pachtungen oder Erbpacht einen Bauern» 
ftand heranzuziehen, 

Eine derartige Maßregel ift nicht vecht nach dem Geſchmack der 
heutigen Zeit, aber früher ober fpäter muß fie ſich aufbrängen, falls 
es nicht gelingt, den Untergang der oberichlefiihen Auftifalen auf an= 
dere Weife zu verhindern. 

Vielfach ſieht man ein Mittel hiergegen in der Ausbreitung der 


) a. a. O. S. 20. 
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techniſchen und der allgemeinen Bildung. Nur wenige werben heute, 
wie es früher fo Häufig der Fall war, in dem Befig der Geheimkünfte 
des Reiens und Schreibens das Arcanım gegen alle ökonomiſchen und 
ſozialen Uebelftände erbliden, aber Niemand wird darum bie Bebeutung 
dieſes Moments unterfhägen. Und wie traurig liegen gerade in Be 
zu auf die allgemeine Bildung die Verhältnifie in Oberſchleſien! 

Im Iahre 1871 betrug die Zahl der über 10 Jahre alten Per- 
fonen 

in Preußen in Schlefien im Reg.⸗Bez. Oppeln 


18576 801 2800 882 350 467 
baven waren 2260 277 396 106 223881 
Analpfabeten (12,16%) (14,22%) 04,6 %)-. 


Sind die Bildungszuftände in ganz Oberſchleſien auch nicht fo grell, 
wie in den oberſchleſiſchen Induftriebezirten (Kreis Zabrze mit 33,33, 
Landkreis Kattowitz mit 38,46, Landkreis Beuthen mit 39,33, Land- 
heiß Tarnowig mit 41,16 % Analphabeten), jo drängt doch die Be- 
trachtung der allgemeinen Durchſchnittsziffer zu ber Trage, wie ber- 
aleichen Berhältniffe im Lande der allgemeinen Schulpflicht aud nur 
möglich feien. Und fofort bei Beantwortung biefer Frage werden wir 
auf jenes Moment zurüdgeworfen, das wir oben den innerften Quell- 
pmkt alles wirthichaftlichen Uebels nannten, die Zeriplitterung bes 
Grundbeſitzes. Bei der geringen Breite beffelben ift ein Anpfloden 
des Viehs ohne Beſchädigung des Nachbar nicht möglich, das Vieh 
wird daher non den Kindern des Befigers auf Grenzreviere, Graben, 
Böihungen zc. getrieben. So werben diefe Hütefinder vom Beſuch der 
Eule abgehalten und verbringen die Tage ihrer Jugend, in benen fie 
die Elemente menſchlicher Bildung aufnehmen follten, in der Gemein- 
(haft von Ziegen und Kühen. 

Solger merkt an, bei ber amtlichen Vernehmung faft aller Bettler 
mb Bagabunden, welche vor der Polizei ihren interefjanten Lebenslauf 
m Protofoll geben, ftelle fich Heraus, daß fie ihre ehrenvolle Raufbahn 
in dieſer Weife als Hirtenjungen oder Hirtenmäbchen begonnen *). 

Diefe Verhältniſſe erhalten noch einen geſetzlichen Vorſchub durch 
die Beſtimmung des $ 39a des Schulreglements vom 18. Mai 1801, 
wonach eine Echulverfäumnig nur dann ftraffällig ift, wenn fie 6 Tage 
fintereinanber ftattfindet. Infolge deſſen, meinte der Abg. Dr. Holtze, 
timen 75 °% der Kinder unregelmäßig in die Schule und der Abg. 
ran erflärte, diefe Zahl würde eine noch viel größere fein, wenn nicht 


)aaD. ©. 57. 
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die @eiftlichleit ihren mächtigen Einfluß zu Gunften eines regelmäßigen 
Schulbefuches geltend machte *). 

Diefes Schulzeglement von 1801 bietet auch ſonſt noch Beftimmungen, 
deren Aufhebung dringend anzuftreben fein wird. Der $ 19 regelt bie 
Beitragspflicht zu den Schullaften: „Zu dem Brennmaterial und bem 
baaren Gelde muß bie Herrichaft '/, beitragen und */, tragen bie 
Stellenbefiger oder bie Gemeinde. Das Deputat am Getreide tragen 
die wirklichen Aderbefiger zufammen und zwar nad) der Tataftrirten 
Größe ihrer Ausſaat. Wo die Herrichaft gar fein Feld hat, wird dieſes 
Deputat von benen, welche Aeder im Felde haben, wie im entgegen- 
gelegten Fall von der Herrfchaft allein getragen. — Die von ber oder 
von den Gemeinden zu entrichtende baare Summe mwirb unter alle 
Stelfenbefiger, fo viel zu einer Schule gefchlagen find, gleich vertheilt“. 
— Diefe Feftiegungen fegen einen Zujtand voraus, in dem bie Be- 
völferung im Wefentlihen nur aus dem Gutsherrn und ben Stellen 
befigern beftand. Seitdem Kat wenigftens in einem beträchtlichen Theile 
Oberſchleſiens die rieſenhafte Entwicklung der Inbuftrie ftattgefunden, 
neue Gefellihaftsklafjen, die Arbeiter, Beamten, Unternehmer ber 
großen Inbuftrie kamen hinzu. Die vermehrte Bevölkerung erheifcht ver» 
mehrte Unterrichtsmittel, Schulen und Lehrerftellen. Aber bie Koſten 
für diefe Einrichtungen, die ven Induftriellen vor Allem zu Gute kommen, 
tragen nicht fie, ſondern biefelben fallen auf die Gutsherrſchaft und die 
Stellenbefiger und zwar noch mehr auf letztere, da bie Großgrundbe⸗ 
figer Häufig felbft Großinbuftrielle find. Dazu lommt, daß bie Ge- 
älter ver Lehrer über die im Reglement von 1801 feftgeftellten Be- 
züge erhöht worben find. Während das Einfommen ber Lehrer nach 
$ 12 des Reglements von 1801 fich auf ca. 300 Mark exdufive ber 
freien Wohnung belaufen würde, haben nad dem Nachweis von 1874 
im Regierungsbezirk Oppeln bezogen 


Lehrer Gehalt 
n Mt. 376-450 
366 450—540 
12 540—600 
57 600-875 
176 675—750 
125 750-900 
306 900—1050 
51 1050—1200. 





*) Stenogr. Berichte des Abgeorbnetenhaufes, 14. Legislaturperiode, 1.Seffion. 
©. 1006 u. 1007. 
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Die erhöhte Zahl der Lehrer und die Erhöhung ihres Einfommens 
bewirkt, daß 3. B. bie Schufbeiträge der Herrichaft Mikultihäg von 
16,72 Mark im Jahre 1852 auf 1225,38 Mark im Jahre 1877, die 
der Gutsherrſchaft zu Babrze von 162 Mark im Yahre 1852 auf 
5359 Mark im Jahre 1877 ftiegen. Und dod blieben bie Schullaften 
manfbringbar, wenn nicht der Staat mit feinen Zuſchüſſen eintreten 
wärbe*). Der Staat wird fernerhin für Berbefferung des Unterrichts. 
weiens hülfreich feine Hand bieten müffen, da von den hart bedrückten Ge⸗ 
meinden neue Opfer nicht zu verlangen find. Wie nöthig diefelben 
nd, zeigt die Thatfache, daß 200 vorhandene Stellen aus Mangel an 
vehrtrãften unbefegt und im Hinblid auf die Zahl der fchul- 
ylichtigen Kinder noch 500 neue Etellen zu ſchaffen find. 

Wichtiger als alle derartigen Maßregeln auf päbagogiichem Gebiet 
dürfte die Einführung eines neuen Unterrichtsſyſtems, der Vereinigung 
von Unterricht und Arbeit, im Anfchluß an die Ideen von Clauſon Caas 
fein Daſſelbe kommt in feinen ölonomijchen Wirkungen in zweierlei 
Hinficht in Betracht, einmal als Baſis bes Hausfleißes, der Arbeit in 
der Famlie und für die Familie, und der Hausinduftrie, der Arbeit in 
der Familie und für die Außenwelt. Auch die Einführung von Haus— 
übuftrieen wird für Oberfchleften beabſichtigt und hat fich bereits ein 
Berein unter dem Vorfig des Herzogs v. Ratibor gebildet, um zu dieſem 
Zeede thätig zu fein. Es mag hier daran erinnert werben, baß ber 
efte Gedanke der Einführung von Hausinduftrieen in Oberjchlefien auf 
Friedrich den Großen zurüdgeht **). Der Beute wieberaufgenommenen 
ber wird man zuftimmen können unter zwei Vorausfegungen, einmal 
dab der Abſatz der Hausinduftrie nicht in die Hände von Privatperfonen 
fält, fondern etwa von dem erwähnten Verein geleitet wirb, und dann 
daß der oberfchlefiiche Bauer mit feinen zähen Lebensgewohnheiten über- 
haupt geneigt fein werde, im eine neue Sphäre menſchlicher Thätigteit 
überzutreten und in ihr etwas erfprießlicher zu Leiften. 

Unter diefen Borausfegungen würde die Einführung ber Haus: 
induftrie eine fegensreihe Maßregel und geeignet jein, den Bauer 
für die Largheit feines landwirthſchaftlichen Einkommens zu entſchädigen. 

Man hat außerdem noch Mancherlei vorgeichlagen, ein Syſtem 





*) Bgl. über die Beiträge zu ben Schulfaften Drudfachen des Abgeorbneten- 
haufeß 1878/79, Ar. 141C u. 141D. 

**) Der König fand: Oberſchleſien fehle es beſonders an Inbuftrie — — in 
Zaruowig würden Kunftfchreiner befäftigt werden lönnen für Waaren, wie bie 
Rürnbderger, zu benen es an Holz nicht fehle, würden Kralau und Teſchen 
einen guten Martt darbieten. Kante, Neun Bid. preuß. Geſch, III 473. 


186 Der oberfäjleftfäe Rothſtand. [136 


von Prämien für befiere bäuerliche Wirtbicaften, dann Ausnahme- 
maßregeln ober Ausnahmegefege für die betreffenden Bezirle 1) hin« 
ſichtlich des Schankweſens, 2) hinfichtlich der Wechfelfähigfeit; man hat 
ein zweijähriges Wechfelmoratorium verlangt, um eine große Zahl von 
Aderwirtbichaften vor der drohenden Ausſchlachtung zu bewahren. Wir 
wollen im Einzelnen hierauf nicht mehr eingehen, da unfere Abficht 
nur war, ein Bild der Zuftände aud für den Fernerſtehenden zu ent 


Das allerdings fcheint und Har, — die Zuftände find fo entieg- 
liche, daß bie Mittel eines aufgellärten Despotismus, wie fie Friedrich 
der Große in Weitpreußen anwandte, befjer für fie paſſen würden, als 
das, was eine Tonftitutionelle Regierung thut ober thun fann. Dieſe 
oberjchlefiichen Aderbaubitrifte find um 50 ober 100 Jahre gegen- . 
über ber fonftigen Preußiichen Entwidlung zurüd. 

Die Auffchliegung feiner Induſtrieſchätze verdankt Oberfchlefien 
hauptſächlich Friedrich dem Großen und dem Minifter Graf v. Reben; 
wenigftens die Steinkohlen- und Eifeninbuftrie befam erft von da an 
Bedeutung; und auch die Galmeygruben hatten bis zu Ende des vorigen 
Sahrhunderts nur eine untergeorbnete Bedeutung, nahmen dann aber 
raſch einen großen Aufihwung. Sonft aber geſchah feit dem Tode des 
großen Königs nicht viel für Oberfchlefien; e8 war bis 1847 ein ver- 
geſſener abgelegener Winkel der Monarchie, ohne rechte Verbindung mit 
dem Centrum, ohne genügende Chauffeen, ohne Garnifonen, ohne ge» 
nügende Bildungselemente. Die Noth des Jahres 1847 brachte den 
Bau einiger Nothſtandschauſſeen; der Bau ber oberfchlefiihen Bahn 
von 1843—56 gab dann die Möglichkeit, in den Hauffeperioden 1855—57, 
61—65 und 69—73 die oberfchlefiiche Induſtrie in fo außerordentlich 
großartiger Weife auszubehnen. Manches ift dann in den legten 20 
Jahren durch tüchtige Beamte, wie Viebahn, im Schulweien, im Ar- 
beiterkaſſenweſen und fonft gefchehen. Aber nicht genug. Der ganze 
Vortheil der großartigen Inbuftrieentwidlung fam im Verhältnig nur 
wenigen Perfonen zugute; er ſtand in zu großem Gegenſatz zu ber 
fonftigen wirthſchaftlichen Verkommenheit des Landes, wirkte theilweiſe 
fogar nur auflöfend, verwildernd auf die unerzogenen Maſſen. Große 
ftaatliche oder provinzielle Opfer für Meliorations- und Verkehrsweſen, 
Kirchen⸗ und Schulwefen wären längft am Plage geweſen; man dachte 
aber an maßgebender Stelle nicht daran oder fcheute fich, fie zu bringen, 
theils weil das überhaupt nicht mehr in das Regierungsſyſtem des 19. 
Jahrhunderts paßt, theils weil es fchien, daß fie doch zulegt oder in⸗ 
Direft wieder Millionären und Latifundienbefigern zugute kämen. 
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Der Notbftand wird vorũbergehen; er wird freilich die Bevöllerung 
der Nieberungsbiftrifte noch verſchuldeter, noch verarmter, noch moralifch 
gefuntener zurüdlafien, als fie vorher war. Er wird, wie fidher zu 
hoffen fteht, eines bringen, eine Obermelioration im großen Styl, nnd 
das ift ſehr viel. Aber es ift lange nicht genügend. Eine große Ber- 
änderung in der Vertheilung des Grunbeigenthums, eine neue Grund» 
entlaftung in Bezug auf die bäuerliche Verſchuldung, bie Orbnung und 
Organifation des ländlichen Krebits, die Schaffung eines bäuerlichen 
Mittelftandes, die volle Germanifirung des Landes, die Herftellung 
beſſerer Schulzuftände und befjerer Gemeinbeverwaltung thäten noth. 
Das Tann natürlich nicht Alles auf einmal erreicht werben. Aber dieſe 
Ziele feft ins Auge faffen follten wenigftens die Regierung, die Pro- 
vimialbehörben, die Selbitverwaltungsorgane, die Vertreter dieſer Kreife 
im Landtage. Und felbft, wenn die Beiten, wenn die von Sonder» 
interefjen und Tagesboltrinen freieften Männer, die hier zu handeln 
haben, ihre ganze Kraft dafür einjegen, wird e8 nur beim Zufammen- 
treffen glüdlicher Umftände möglich fein, im Laufe vom ein paar 
Generationen den Wandel zu jchaffen, der noth thut. 


Breslau, im Ditober 1880. 


Bois Google 


Erbrecht und Erbſchaftsſtener. 


Bon 
S. Heinrich, Geffcken. 


Es war eine Eigenthümlichfeit und Schwäche ber älteren National 
Hmomie, daß fie die wirthichaftlichen Vorgänge unabhängig von ven 
aeren Seiten des gejellichaftlichen Lebens zu erfafien ſuchte. Dieß 
ft wicht ſowohl die Schuld ihres Begründers Adam Smith, ber viel- 
mehr ein offenes Auge für foziale Geſichtspunkte hatte und feine Unter» 
inhungen auch auf das rechtliche und politiiche Gebiet ausbehnen wollte, 
aber vor Ausführung diejes Planes ftarb, als jeiner Nachfolger, na» 
mentlih Ricardo’8 und Senior’, die ein Syſtem wirthſchaftlicher Grund» 
ige aufbauten, für weldes fie unbevingte Gültigkeit für jedes Land 
und jede Beit beanfpruchten. Dieſe Einfeitigkeit ift jet wohl allgemein 
erkannt, man bat eingefehen, daß bie materielle Seite des fozialen 
ben eng mit allen übrigen zufammenhängt und die Vorgänge in 
jeder derſelben bie der andern bedingen. Won biefen Bebingungen ift 
mm teine für vie Vollswirthſchaft wichtiger, als das in einem Lanbe 
geltende Recht. „Jeder wirthichaftliche Akt“, jagt Mofcher, „fett bewußt 
Rer unbewußt Rechtsformen voraus" (Grundlagen der Nat. Oek. 8 16). 
Die einfachften Vorgänge, wie Kauf und Verkauf einer Waare, ihre 
Ueberlieferung an den Käufer und bie Zahlung des Preifes an ben 
Berläufer berußen auf beftimmten Vorſchriften, welche die Bertrags- 
verbinbfichfeiten regeln. Die Erzeugung, Verteilung und Verzehrung 
der verfchiedenen Güter hängen weientlic von den Normen ab, die für 
bewegliches oder umbewegliches Vermögen gelten. — Auf feinem Ge⸗ 
biete des Rechtes nun iſt wohl bie Wirkung deſſelben für die Volls- 
virthſchaft, namentlich hinſichtlich der Vertheilung der @üter, fo ein⸗ 
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greifend, wie auf dem des Erbrechts, der Nachfolge in das Vermögen 
eines Verftorbenen. Die Güter, die ein Geflecht neu erwirbt, find 
immer nur gering im Vergleich mit denen, bie es bereitd vorhanden 
findet und mit ber nächften Generation unterliegen bie erfteren derſelben 
Erbfolge, nach der die letzteren vertheilt waren, die Erbgefege wirken 
wie eine Mühle, unter die allmählich alle Güter Tommen müſſen, und 
üben bamit den weitreichendften Einfluß auf den ganzen wirthfchaftlichen 
Zuftand der Gefellichaft, der dann wieder bie politifchen Inftitutionen 
mit bedingt. Cigenthümlich aber ift e8, daß, während wir das Erbrecht 
überall finden, doch auf feinem Gebiete des Rechtes eine tiefer grei⸗ 
fende Verſchiedenheit je nach Zeit und Land obwaltet. Dem einen Volt 
dünkt hier felbftverftänblich, was das andere durchaus vetwirft, das eine 
hält die teſtamentariſche Erbfolge als Regel feſt, das andere ſagt: Gott, 
nicht der Menſch, macht die Erben, das eine ſieht das Erſtgeburtsrecht 
für den Grundbeſitz als fo nothwendig an, daß es erklärt: de büer 
het man ein kind, das andere theilt den Boden, wie das bewegliche 
Vermögen zu gleichen Theilen. Dieß führt zu dem doppelten Schluß, 
daß einerſeits das Erbrecht jelbft in der Natur der menichlichen Dinge 
begründet fein muß, daß aber feine Ausgeftaltung in ver Wirklichkeit 
bebingt ift durch Billigkeits- und Zwedmäßigfeitsrüdfichten, die je nach 
den Berbältnifien wechſeln. Die Naturnothwendigfeit des Erbrechts 
liegt einfach in dem Zufammenhang des gegenwärtigen Geſchlechts mit 
dem künftigen, die Thatſache der Beerbung, bie förperlich wie geiftig 
in der natürlichen Reihenfolge der Geſchlechter ftattfinbet, wird auf dem 
Gebiet des Vermögens durch die Erborbnung zum Recht erhoben. Als 
das natürliche Erbrecht erfcheint alſo das der Kinder, fie leben in dem 
Haufe ihrer Eltern, oft bis zu deren Tode, fie arbeiten häufig mit für 
das Familienvermögen, von ihnen gilt daher: der Näcfte am Blut, 
der Erfte zum Gut. Jeder will für die Seinigen nicht nur zu Leb⸗ 
zeiten forgen, er wünjcht ihr 2008 auch über die Zeit hinaus zu fihern, 
wo er erwerben und über das Erworbene verfügen Tann, während fie 
vielleicht noch nicht ober nicht mehr im der Lage find, ſich zu erhalten. 
Schneidet man biefe Möglichteit ab, fo zerftört man die edelſten und 
wirkſamſten Triebe zum Fleiß und zur Sparfamleit und hieran werben 
alte fozialiftifchen Projekte ſcheitern, welche das Erbrecht als eine will 
türliche Einrichtung der Geſetze befeitigen wollen, folgerichtig aber auch 
alle Schenkungen unter Lebenden verbieten müſſen. 

In voller Reinheit tritt dieß Prinzip im altveutfchen Recht auf, 
heredes snccessoresque sui cuique liberi et nullum testamentum, 
bei Mangel verjelben treten die Blutverwandten nad ber Nähe ein 
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(Tac. Germ. 20). Aber auch bei anderen Nationen gilt das Vorrecht 
ber Rinder. Solon erlaubte nur denen, bie feine hatten, ihr Gut An» 
deren zu laſſen. Das altrömifche Recht, in dem bie Inteftaterbfolge, 
wie ſchon das Wort zeigt, erit bei Mangel eines Teftaments eintrat, 
keihränkt den Grundfag: „uti legasset ita ius esto“, praktifch doch da» 
duch, daß die Vollögemeinde das Teftament gut heißen muß, es fieht 
die Söhne al® necessarii heredes an, ja als condomini zu Lebzeiten 
des Vaters, Die Durch deffen Tod nicht ſowohl hereditatem pereipere 
videntar, sed magis liberam bonorum administrationem conse- 
quuntur (1. 11. D. de lib. et post. 28, 2)*), noch weiter wird das 
Verfügungsrecht fpäter durch bie querela indfficiosi testamenti und 
das pflichtheilsrecht beſchränkt. Umgelehrt erleidet Dann bad ger= 
maniſche Inteftaterbrecht der Kinder Modifilationen; nach Lehnrecht 
galt die Brimogenitur, da nur ein waffenfähiger Mann die auf dem 
Grunpbefig haftenden Pflichten erfüllen Tann; dann trat unter Einfluß 
der Kirche das Recht ein, durch Teftament über das Vermögen, ober 
dech einen Theil deifelben zu verfügen. Es ift hier nicht die Aufgabe, 
das Erbrecht im feiner einzelnen Gejtaltung zu verfolgen; es genügt 
hervorzuheben, daß die zwei Richtungen neben einander gehen, in erfier 
vinie die nächiten Angehörigen zu fihern, andererſeits der Jedermann 
äinwohnenden Neigung Rechnung zu tragen, eine möglichſt weitgehende 
Wacht über jein Vermögen zu üben und die Inteftaterbfolge durch 
Teſiament forrigiren zu fönnen, daß aber in ber Art, wie biefe beiden 
Strömungen auf einander wirken, die größte Mannigfaltigfeit herricht. 
Dieſe verichiebenartige Ausgeftaltung eines Prinzips, das felbft Durch 
de ganze civilifirte Welt geht, beftätigt, daß das Geſetz das Erbrecht 
nicht nach den Geſichtspunkten eines abjoluten perfönlihen Rechtes 
ordnet. Niemand kann behaupten, daß er in feiner Freiheit beein. 
trähtigt fei, wenn der Staat ihm nicht das Recht gibt, beliebig über 
fein Vermögen für einen Zeitpunkt zu verfügen, wo er aufgehört hat 
eine Perjönlichkeit zu fein, alfo einen Willen zu haben und Rechte zu 
üben, Ebenſowenig Tann ein Anderer jeine Freiheit für verlegt erklären, 
weil nad) Als Tode das Geſetz nicht ihm, ſondern B. erben läßt. Iſt 
ſdon das Privateigenthum fein abfolutes Recht, fondern wird es viel- 
jach vom Staat nady höheren Gefichtspunften beſchränkt, fo gilt dieß 
auch weit mehr vom Erbrecht, das micht mit ber Verfügung über das 

*) Achnlidy fagte Treilhard, Berihterftatter des Code civil: „Entre le pere 
et les enfants, la nature avait, en quelque manidre, établi une commu- 
aaut6 de biens, la sucecession n'est pour ainsi dire, qu’une jouissance 
eontinude,“ 
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Eigenthum zuiammenfällt, fondern als Erweiterung befjelben ein felbft- 
ftänbiges Privatrecht iſt. Im erfter Linie ift fein Grund und Zwed die 
materielle Kontinuität und Sicherftellung der Familie, als ver Grund» 
lage der Geſellſchaft; demgemäß ift der Staat auch berechtigt, die Frei- 
beit der letztwilligen Verfügung in beftimmten Grenzen zu halten und 
einer Ausübung derſelben, welche höheren Pflichten feine Rechnung trägt, 
feine Anertennung zu verfagen, Aber nicht bloß privatrechtliche und 
privatwirtpichaftliche Zwecle beftimmen das Erbrecht, auch die Bebürf- 
niffe der Gefammtheit, voltswirtbfchaftliche, foziale und politiſche Rück⸗ 
fiöten wirken bei der Erborbnung mit, welche demnach die Normen be» 
greift, welche dem Staat und der Geſellſchaft im allgemeinen Intereffe 
am zwedmäßigften zu fein fcheinen für bie Vertheilung der Güter, bie 
durch Todesfall aufgehört Haben Eigenthum einer lebenden Perfon zu 
fein, unter die, welche zu Lebzeiten bes bisherigen Befigers Tein Eigen- 
tum daran hatten. 

it aber fo das Erbrecht, obwohl tief in der menfchlihen Natur 
wurzelnd, in feiner befonderen Ausgeftaltung doch ein Geſchöpf bes 
Staates, fo entjteht die Frage, foll der letztere fich damit begnügen, die 
Erbord nung aufzuftellen, welche nad feiner Auffaſſung die billigfte 
und zwedmäßigfte Vertheilung fihert? Dies ift zuerft vom fozialiftifchen 
Schriftftellern gemäßigterer Art in Abrede geftellt, die, ausgehend von 
der eingehenden Bedeutung des Erbrecht für die Vertheilung bes 
Eigenthums die Erborbnung aus einem Recht der Geburt zu einem 
Recht des Verbienftes machen, und da die Abichaffung des privaten 
Erbrecht in den näheren Graben für die Gegenwart noch undurch⸗ 
führbar ſchien, doch den Staat wenigitens als Miterben einführen, na- 
mentlich ihn in entfernteren Stufen an die Stelle ver fogen. lachenden 
Erben fegen wollten. Dieſen Gedanken haben in neuefter' Zeit von 
Scheel (Erbſchaftsſteuer und Erbrechtsreform, 2. Aufl. 1877) und 
Bluntſchli (Gefammelte Heinere Schriften, Bo. I, 1879, das Erbrecht 
und Die Reform bes Erbrechts) aufgenommen; auch Wagner betrachtet nach 
einer Seite (Finanzwiſſenſch. II, ©. 476) die Erbſchaftsſteuer „gar nicht 
unmittelbar als eigentliche Steuer. Ihr Ertrag ftellt den Antheil am 
Vollsvermögen dar, den der Staat als Vertreter bes Volks (ober bele- 
girt vom Staate etwaige beantheiligte Selbitverwaltungsförper) kraft 
feines Erbrechts aus dem im Erbesübergang begriffenen Einzelvermögen 
bezieht." Er fpricht aber dann doch weiter von ber Ausbilbung der 
Erbſchaftsſteuer, will nur das Inteſtaterbrecht mit einem nicht 
zu entfernten Berwanbtfchaftsgrabe abfchließen, „über welchen hinaus bie 
Erbſchaft an den Staat fällt" und verweift für bie weitere Ausführung 
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auf den folgenben Theil feiner „Brunblegung”. Am eingehenbften hat 
dv. Seel den Gedanlen des ftantlichen Erbrechts behandelt. Er hält 
die Erbſchaftsabgaben in ihrer Eigenſchaft als Steuern nicht für ger 
wügend begrünbet und betont vor allem die Bedeutung des Erbrechtd 
für die Fortpflanzumg der Befigorbnung. Hierfür kommen in erfter 
Knie in Betracht die Erhaltung und Förderung der wirthichaftlichen 
Eriftenz der Familie, fodann aber der wirtbfchaftliche und fittlihe Zur 
feuwenhang der Einzelwirtbichaften, dieſer reiche, was die Verwandt 
ihaft betrifft, Heute nicht mehr über die nächſten Grade hinaus, ein 
Stammesbewußtſein gebe es nicht mehr, das beweiſe ſchon bie für biefe 
Bälle beftehenbe Teftixfreiheit, hier trete alſo der britte Zweck bes Erb⸗ 
tchts, die Verwendung ber Rapitalien in der volfswirthichaftlich zweck⸗ 
mäßigften Weife, in volle und felbftändige Geltung. Die ganze Eigen» 
ttamsordnung beftehe nur durch den Schug des Staates, auch beim 
Emerbe des Eigenthums ſchulde der Einzelne einen rechneriſch freilich 
nicht feftzuftellenden Theil feines wirthichaftlichen Erfolges der Ger 
janmtheit, der Zug ber Neuzeit gehe dahin, daß Korporationen, Ger 
meinden und Staat immer mehr Funktionen übernehmen, welche früher 
dem Stamme zufielen; biefe erhöhten Anſprüche an die Gefammtheit 
kei Lebzeiten des Beſitzers rechtfertigten es aljo um fo mehr, daß bei 
der Erweiterung feines Verfügungsrechtes über den Tod hinaus ber 
private Erbgang beſchrãnkt werde und bei Uebergang ber Hinterlajjen- 
fdaft diefelbe als Quelle zur Gewinnung gemeinwirthſchaftlicher Mittel 
Demut werbe, eventuell daß ver Staat ſelbſt als Erbe eintrete. Bluntſchli 
mil aus gleichen Grünben ein lonkurrirendes Erbrecht zunächft der 
Gemeinde, welche mit ſolchen Exrbgütern neue, bisher unbemittelte Fa- 
miften außftatten oder wohlthätige Anftalten im Interefje ber ver- 
mögensiofen Boltsflafjen begründen foll, ſodann des Staates, dem (bei 
Bangel direkter Erben) die großen ariſtokratiſchen Verlaſſenſchaften 
ganz oder in höherem Maße zufallen follen, damit er die Möglichkeit 
habe, unter Umftänben hochverbiente Männer mit reichen Gütern aus- 
Witatten, ähnlich wie im Lehnrecht bei Mangel männlicher Nachkommen 
das Gut an den Lehnsherrn zurüdfiel, der es aber wieber einem neuen 
baſallen verleihen mußte. — Um bie Berechtigung biefer Gründe zu 
prüfen, mũſſen wir zunächft den Anfall herrenlojen Gutes an den Staat 
beieitigen, der gar Feine Analogie bietet, denn ber Staat nimmt nicht 
blos erbloſe Verlaffenfchaften an fi, fondern ebenſowohl gefundene 
Sachen, deren Eigenthümer nicht zu ermitteln if. Wo kein Eigen- 
tümer vorhanden ift, da tritt naturgemäß, ſchon aus Gründen der 
Onnung, die Gefammtheit ein. Deßhalb nimmt überall ber Staat 
Iahrhud V. 1, hess. v. Schmoller. 13 
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herrenloſes Gut zumäcft in Gewahrjam und läßt den etwa Be- 
rechtigten eine Frift, ihre Anfprüche geltend zu machen. Auch das 
Heimfallsrecht, das der Staat im Mittelalter gegen auswärtige Erben 
übte, das ius albinagii gehört nicht hierher, e8 berußte nicht ſowohl 
auf der Herrenlofigfeit der Erbgüter, ald e8 ein Ausfluß der barbarifchen 
Auffaffung der Nechtlofigfeit Fremder war; es milverte fi dann zu 
dem befonderen Abzugsrecht, dem der Fremde unterworfen war, das 
aber heute überall befeitigt ift. Sehen wir Hiervon ab, fo ergiebt fish 
bei der Scheel’ihen, Argumentation am Schluß ein Sprung, injofern 
fie unter dem elaftifhen Ausdruck „Quelle zur Gewinnung gemein- 
wirthſchaftlicher Mittel“ beim Uebergang der Hinterlaſſenſchaft nicht 
blos eine Steuer eintreten laffen will, alſo ein Forderungsrecht des 
Staates, fondern ein Miterbrecht. Bluntſchli ftellt ein Syſtem für 
dieſes auf, wonach die Gemeinde, wenn das Erbtheil eines Kindes 
100 000 Mark überfteigt, von dem Mehrbetrage 10 % erhält und wenn 
das Erbtheil mehr als 500 000 Mark beträgt, dem Staat von dem 
Mebrbetrage ein Kindesantheil zufteht. Im ähnlicher Weife wird dann 
das Erbrecht der Gemeinde und des Staates für Afcendenten und fer- 
nere Grabe in fteigenden Sägen bis zum vollen Anfall beftimmt und 
folgerichtig der Beſchränkung durch letztwillige Verfügung entzogen, jo« 
fern dieſelbe nicht für wohlthätige, obrigfeitlich gebilligte Zwede ftatt- 
findet. — Damit wäre allerdings eine fehr umfafjende „Quelle zur &e- 
winnung gemeimvirthichaftlicher Mittel” eröffnet, aber, wie wir behaupten, 
auch nicht blos das Prinzip des Erbrechts ſehr weientlich angetaftet, 
fondern auch das Streben, durch Fleiß und Sparfamteit ein Vermögen 
zu erwerben, ebenfo bejchränft, wie durch eine zu weit getriebene Pro» 
greffion der Einfommenfteuer. Steuern können allervings unter Um- 
ftänden Hoch bemeſſen fein, wenn man fie aber übermäßig fteigert, jo 
ſchädigt man die Produftionskraft und Luft der Pflichtigen. Wenn ver 
Staat ihnen die Hälfte ihres Einkommens nimmt, jo werben fie fich 
nicht bemühen, ein erhebliches Vermögen zu erwerben und daſſelbe gilt, 
wenn man durch das ftaatliche Miterbrecht bie Iegtwillige Verfügung über 
das Vermögen in der erwähnten Weife fhmälert, damit nach Bedürfniß 
unbemittelte Samilien, die dem Erblaſſer ganz unbefannt find, aus» 
geftattet werben ober verdiente Männer belohnt werben, wofür fich Doch 
noch fonft Mittel und Wege gefunden haben. Die Kontinuität und 
Solidarität der Familie gibt fih fund in der Abſtufung bes Rechts 
nah Verwandtſchaftsgraden. Gewiß ift zuzugeben, daß bie Idee ber 
Familie ſich abgeſchwächt Hat, wir haben Fein Stammesbewußtfein mehr 
und gereichen eher, al8 e8 früher ber Fall war, an eine Grenze ber 
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verwandtſchaft, wo ihr Begriff für unfer Rechtsgefühl aufhört. Aber 
wenn deßhalb die pofitive Gefeggebung mancher Länder hierfür be— 
fimmte Schranken gezogen hat, fo folgt daraus doch nur, daß fie bie 
Betreffenden als Nichtverwandte behandelt, nicht ein Erbrecht der Ge⸗ 
meinbe oder des Etaated. Und ift denn die Abſchwächung, welche bie 
Ioee der Familie durch die auflöfenden Tendenzen unferer Zeit er 
fahren, etwas jo Erfreuliches, daß ber Staat fie durch feine Anord» 
zungen noch vermehren follte? Iſt e8 andererſeits gerathen, bie Frei: 
keit der letztwilligen Verfügung fo weit zu beſchränken, wie bieß der Fall 
bei dem Miterbrecht des Staates fein muß, um zu verhindern, daß 
der Erblaſſer die nach Imteftaterbfolge wegfallenden Erben, ausdrücklich 
eimjege? Soll es ihm verboten werben, einen bewährten Freund, dem 
er vielleicht fein Vermögen mitſchuldet und ver verarmt ift, zum Erben 
emufegen? Coll er, was gleichfalls der Fall fein müßte, um Um— 
gehumgen zu verhinbern, ihm feine entfprechende Schenkung bei Lebzeiten 
jmenden dürfen? 

Bas aber die pofitiven Leiſtungen von Staat und Gemeinde be 
ifft, jo ift zwar gleichfalls zuzugeben, daß diefelben namentlich für bie 
lettere ſehr gefteigert find, aber gleichmäßig haben auch die perfönlichen 
teiftungen und Steuern für Gemeinde- und Staatszwede zugenommen. 
Wan betont ben fittlich-wirthichaftlihen Charakter biefer politiſchen 
Berbände, obwohl wenigftens, was die Gemeinde betrifft, bie neuere 
Geieggebung das Gefühl der inneren Zufammengehörigfeit ber Glieder 
sehhwächt bat und ber Begriff der Heimath in ben bes Unterftügungs- 
mehnfiges ſich aufzulöien droht; jedenfall® aber find Staat und Ge- - 
wende andere, weitere fittlich- wirthſchaftliche Verbände als die Fa— 
niſie, die ihre feitefte Grundlage bleibt; wir beftreiten auch, daß bie 
Tendenz, dem Staat und ber Gemeinde immer neue Aufgaben zuzu= 
weile, richtig ift und wünfchen noch weniger biefelbe zu verftärken, in» 
dem man dann bafür ben ftaatlichen Verband durch das Miterbrecht 
entihäbigt, alfo bie Ueberſpannung der Aufgaben der Geſammtheit durch 
ein fozialiftiiches Experiment korrigirt, wir fagen ſozialiſtiſch, weil mar 
io jeve Richtumg bezeichnen darf, welche die Gefammtheit ganz ober 
theilweife zum Eigenthũmer des probuftiven Kapitals machen will. 

Bern man nicht blos für die Erbordnungfoziale und wirth- 
ibaftliche Geſichtspunkte mitbeftimmend fein läßt, ſondern ben ein» 
zelnen Erbfall je nachdem zur Berichtigung der Gütervertheilung des 
Staates benugen will, indem man in gewiffen Fällen das Erbgut ein- 
eht und nach Gutdünken neu vertheilt, fo wird das Prinzip des Erb- 
techts ebenſo gefährbet, wie das ber Erhaltung und Stärkung der Familie. 

13* 
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Ganz anders fteht es mit einer Steuer, welche der Staat von 
der Berlaffenfchaft beim Uebergang an die Erben erhebt. Sie berußt 
nicht, wie v. Scheel fagt, darauf, daß fie erhoben wird, wo das Gut 
gleichſam herrenlos ift, denn diefen Fall mill wenigftens das deutſche 
Recht abwenden, welches keine Delation kennt, wie fie das römiihe 
Recht in der Regel außer bei dem suus heres fordert, obwohl es auch 
bort, wo Delation und cquifition als geſonderte Momente geſchieden 
werben, beißt: Heres quandoque adeundo hereditatem iam tunc 
a morte successisse defuncto intelligitur (l. 54. D. de acq. her. 
29, 2). Das deutſche und franzöfiiche Necht will jede Lüde in der 
Erbfolge abwenden, le mort saisit le vif, d. h. alle Güter mit allen 
ihren Rechten gehen ipso jure vom Todten auf den Erben über, ohne 
daß es dazu einer befonderen Erwerbshandlung bebürfe, ein Grund- 
fag, den Bilverhandichriften des ſächſiſchen Lehenrechts dadurch verfinn« 
bilplichen, daß der Sohn dem fterbenden Vater Uehren aus der Hand 
sieht (Hillebrand, Deutihe Rechtsſprüchwörter 1858. ©. 135). 

Die Erbſchaftsſteuer beruht vielmehr darauf, daß der Staat Be- 
gründer und Schüger des Erbrechts ijt und Durch dafjelbe den Anſpruch, 
den der Erbe als abfolutes Recht nicht geltend machen fann, verwirf« 
licht, fie beruht ferner auf dem praktijchen runde, daß ber Erbe ohne 
feine Arbeit einen Zufluß an Vermögen erhält, von dem er beihalb 
leicht einen Theil an die Gefammtheit für deren Zwecke abgeben kann; 
die Steuer befteht hier nur in einer Verminderung ber zugemenbeten 
Summe, denn das Sprichwort „erfniss is gein winste“ will nur 
fagen, daß das Erben an fich nit unbedingt zu den Geſchäften gehört, 
welde einen Gewinn bringen, wie e8 aud heißt: „Schulden find der 
nächſte Erbe“. Man könnte fagen, daß mit dem Tode des Vaters, als 
Erwerbers, die Quelle plöglich verfiege, aus welcher bisher die Familie 
erhalten wurbe, ein Verluft, der durch die Erbſchaft in vielen Fällen 
nicht aufgewogen werde; indeß werben meiftens beim Tode des Vaters 
die Kinder erwachſen jein, außerdem aber joll dem erwähnten Verluft 
dadurch Rechnung getragen werden, daß die Steuer in birefter Linie 
gering bemefjen wird und geringe Erbichaften ganz frei bleiben. Gegen 
die Erbfchaftsfteuer hat v. Scheel eingewandt, daß fie ald Vermögens- 
fteuer den Grundfag aller Befteuerung verlege, daß Steuern nur aus 
dem Einkommen gezahlt werben foliten. Diefer Einwurf erfcheint rein 
doltrinär. Allerdings werben Steuern regelmäßig nur aus dem Ein- 
tommen gezahlt, auch die meilten, die Bermögengitenern genannt werben, 
fo daß der Unterſchied ber legteren von der Einfommenjteuer mur in 
einem geringeren Prozentſatz befteht. Nicht immer aber wird die Stener 
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aus dem Einfommen allein bezahlt, fo nicht ſtets bei den Ertragsſteuern. 
Grundſteuer muß gezahlt werben, aud wenn der Befiger durch Mißs 
wacht ein Defizit hatte. Ueberhaupt muß man fich vergegenwärtigen, 
daß, da jede Steuer nur die Summe aller Einzelwirtbichaften im Auge 
haben und nicht auf die unendlich verſchieden abgeftuften Umftänbe jedes 
Einzelnen NRüdficht nehmen kann, es umvermeiblich bleiben wird, daß 
eine Steuer, die prinzipiell das Kapital umangetaftet laſſen will, von 
manchem Pflichtigen doch aus dem Kapital beftritten wird, fei es vor⸗ 
fäufweife oder definitiv, fo daß in ſolchen Fällen bie Rapitalfteuer im 
einzelwirthſchaftlichen Sinne nicht notwendig eine ſolche im volkswirth⸗ 
ſdaftlichen iſt Endlich aber gibt e8, wiewohl nur ausnahmsweiſe 
tigentliche Vermögensſteuern, wozu auch Zwangsanleihen gehören, wo 
auch von dem unprobuktiven Eigenthum, Parks, Silbergeſchirr, Biblio- 
thelen u. ſ. w. geftenert wird. Außerdem aber ift es keineswegs ausge» 
jdloſſen, daß, wo bie jofortige Zahlung der ganzen Erbſchaftsſteuer ven 
Ehen in Verlegenheit bringen, 3. B. ihn nöthigen würde, fein Gut 
+ mit Hhpotheken zu beſchweren, eine Zahlung in Raten ftattfände. Weil 
mm die nothwendige Unvollfommenheit der reinen Einfommenfteuer bie 
Ettrageſteuern mit ihrem feiten finanziellen Ergebniß unentbehrlich er» 
feinen läßt und weil anbererfeit3 bie Ertragsfteuern nicht den vollen 
Barth der Steuerobjekte zu erfaffen vermögen, jo find ald Ergänzung 
Abgaben eingeführt, welche beftimmte Vermögenswerte beſonders bes 
Iaften, wenn fie durch Befigveränderung in einen neuen Verkehrskreis 
eimeten. Hierher gehört die Erbſchaftsſteuer, ihrem Gegenftande nach 
in fie eine Vermögens-, eine Kapitalfteuer, ihrer Beranlajjung nach 
ih fie eine Befigveränderungsabgabe ;bie jedesmalige Steuerzahlung ergreift 
einen Theil des Einfommens, der dem Erben durch die Erbſchaft neu zu⸗ 
wicht. Ihre Eigenthümlichkeit im Verhältniß zu anderen Vermögens 
fenern erhält fie dadurch, daß fie nach dem Verwandtſchaftsgrade des 
Erben zum Erblaſſer abgeftuft wird. Der Grund liegt nicht darin, daß 
Ne entfernteren Grade die ftärfere Abgabe leichter tragen Fünnen, ober 
dah der Staat als Miterbe berechtigt fei, ſich neben dieſe zu ftellen, 
ſondern im der Küchſicht auf bie wirthichaftlihe Erhaltung der Familie, 
Kinder und Ehegatten follen deßhalb nur gering beftenert werben, je 
entfernter aber Die Erben dem Erblaſſer ftehen, um jo mehr ſchwindet 
das Band des Blutes zwifchen beiden, die Erbſchaft ericheint immer 
mehr als ein Glücksfall und daher fteigert fich die Abgabe, bis fie den 
hochſten Grab erreicht, wo gar feine Verwandtſchaft mehr befteht und 
der Erbe Iebiglich der Beftimmung des Erblaffers feinen Vermögens“ 
Hmachs verdankt. 
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Daß man aber die Erbſchaftsſteuer als Mittel brauche, um die— 
jenigen, die eine Pflichttheilserben haben, ober fie auf den Pflichttheil 
fegen, zu zwingen, einen Theil ihres Vermögens zu öffentlichen Zweden 
zu binterlaffen, indem man für ven Fall, daß dieß nicht gefchieht, eine 
zweite größere Steuer fordert, wie Baron (Zur Erbſchaftsſteuer. Jahrb. 
für Nat.Oek. und Statiftif 26, ©. 292) will, das ift fiher nicht ge⸗ 
rechtfertigt. Ebenfowenig wird man mit bemfelben behaupten können, 
daß die Erbſchaftsſteuer „eine Abfindung fei, die das Gewiffen des er- 
werbenden Erben als Sühnung an das verlegte Arbeitsprinzip leiftet,“ 
weil jeder nicht felbfterarbeitete Erwerb und nicht als ein völlig fitte 
licher gelte. Der Erwerb einer Herrenlofen Sache durch Offupation, 
der Fruchterwerb, die Alluvion, die Adjudikation find ganz fo berechtigt 
als Eigenthumstitel wie die Arbeit, unftreitig ift dieſe der wichtigfte 
Faktor bei der Gütererzeugung, aber alle menfchliche Tätigkeit kann 
nichts ſchaffen, im eigentlichen Sinne, fondern fih nur an einem ſchon 
vorhandenen Stoffe üben. 

Wir dürfen alfo als das Ergebniß diefer Erörterung behaupten: bie 
Erbſchaftsſteuer ift ſowohl in ihrer allgemeinen, wie in ihrer eigen- 
thümlichen progreffiven Natur wohl begründet, fie ift billig, wenn fie 
richtig abgeftuft wird und Heine Hinterlafienfhaften wie Legate frei 
bleiben und fie ift zweckmaͤßig veranlagt, fehr einträglich, ohne die 
Steuerpflichtigen zu brüden. Dieß wird ein Bli auf die verſchiedenen 
Gefeggebungen und Einnahmebudgets beftätigen. Wir finden die Steuer 
zuerſt gefchichtlich beglaubigt in der von Auguftus eingeführten vigesima 
hereditatum, bei welcher Arme, Defcendenten und Afcenbenten befreit 
waren, alle übrigen teftamentarifchen Erbichaften und Legate mit 5 % 
befteuert wurden, wozu Plinius bemerft: Tributum tolerabile et facile 
heredibus extraneis, domesticis grave, itaque illis irrogatum, his 
remissum. Im Lehnswefen finden wir eine Steuer beim Anfall (re- 
levium, heriot), die zwar nicht blos beim Erbfall, fondern überhaupt 
bei jeder Neuverleifung erhoben ward, thatfächlich aber doch meift mur 
bei Todesfall zur Hebung kam; fie betrug in England z. B. für grö- 
Bere Baronieen 5 M. Silber, ſodann beitand die gabella hereditaria, 
erhoben von Auswärtigen für bie Erlaubniß, das geerbte Gut an fich 
zu nehmen. Allgemeiner aber tritt bie Erbichaftsfteuer erft mit der 
Einführung der Befigveränderungsabgaben auf, unter denen fie in vielen 
Ländern bis heute geblieben ift, fo in Frankreich feit Ende des 16. 
Jahrhunderts ald Theil des enregistrement, während fie in England 
als felbftänbige Steuer ohne Unterfchied der Verwandtſchaftsgrade für 
bewegliche Vermögen 1694 eingeführt ward. 
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Die Shiteme find in den verfchievenen Ländern jegt folgende: 

England hat vier Erbſchaftsſteuern. Zwei fefte grabuixte Steuern 
von beweglichen Vermögen, die nad deſſen Werth von 100 2 aufs 
wãrts opne Rüdficht auf die Berwandtichaft erhoben werben: bie pro- 
bate duty für Veftätigung von Teſtamenten war anfangs eine 
jete Gebühr von 5, dann von 10 Sh. von 20 £ aufwärts, 1779 
warbe die auffteigende Scala im Verhältniß zum Werth eingeführt, die 
mit 300 2 abiäloß, was fuccefjive fortwährend bis zu 1 Million 2 
erhöht ward, fie beträgt jegt 2—3 %; Dagegen in ganz umgerechtfer- 
tigter Ungleichheit die letters of administration duty für die Er- 
möhtigung zur Befignahme eines Inteftatnachlafies 3—4s “.. 1796 
führte Pitt die dritte nad) dem Verwandtſchaftsgrade abgeſtufte legacy 
duty ein, fie geht gleichfalls nur auf bewegliches Vermögen, indem das 
Uebergeiwicht bes Grundbeſitzes im Parlament die Ausdehnung auf 
Immobilien bis 1853 verhinderte, doch wurben bie lease holds als ir 
wegliches But behandelt. Bon 20 £ aufwärts werben erhoben 1° 
don Defcendenten und Aſcendenten, 3 % von Geſchwiſtern und Deren 
Nachlommen, 5 % von Obeim, Tante und deren Nachkommen, 6 "% 
von Grogoheim, Großtante und deren Nachkommen, 10 °% von allen 
anderen Erben. Exit 1853 führte Glabftone dieſelbe Abgabe als suc- 
eession duty für alles unbewegliche Erbgut über 100 £ durch. Er 
berechnete Damals, daß fie in einigen Jahren 2 Millionen bringen 
werden, aber 1372 ergab fie nur 732000 £, dieß rührte theils aus 
den mit der Einfügrung einer Steuer meift verbundenen irrigen Ber 
tehmungen ber, theils aus der Anomalie, daß fie nur nach der Rente 
erhoben wird, bie nach dem Alter des Erben berechnet wird (living in- 
terest), während bewegliches Eigenthum nach feinem vollen Kapitalwerth 
ftenert und daß bei dem zunehmenden Werth des Bodens in vielen 
Deilen des Landes der Grundbeſitz oft unzureichend abgeſchätzt wird. 
Der Grund jener Berechnung ift, daß, wenn fehr alte Leute beim Erben 
cbenſo hoch beſteuert würben wie junge, der Staat bei vorausſichtlich 
taiher Wiederholung des Erbfalls unverhältnigmäßig viel nehmen würde, 
indeß dieß trifft ganz ebenjo bei Mobilien zu und thatjächlich ift dieſe 
Berechnung ein Privileg für den Grundbeſitz. 1872 ſchlug Lowe vor, 
die beiden nach Berwanbtichaft abgeftuften Steuern für die Direkte Linie 
auf 2% zu erhöhen, ohne, wie es hätte jein müſſen, die anderen Stufen 
gleihfalls zu erhöhen, er drang damit nicht durch, aber bie Verſchmelzung 
jener vier Steuern in eine gleihmäßige für alles Erbgut ift offenbar 
geboten. Auch fo brachten jene Abgaben ftattlihe Einnahmen. 
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1868: fefte Abgaben 1249995 , legacy duty 1636714 2, succession 
duty 580813 £. 
1860: feſte Abgaben 1288294 2, legacy duty 1561645 £, succession 
duty 600.180 £. 
Der Ertrag, der 1851: 2379000 2 gewefen, hob fih alſo auf 
3450119 £, 1865/66 auf 4303367, 1870/71: 4805291 und be» 
trägt jegt ca. 6 Millionen 2. 
Auf die einzelnen Stufen vertheilt kamen 1864/65 von ben 
eigentlichen beweglichen Eteuern: 
1) auf bie gerabe Linie \ % 597387 2 “ sh. 


2) Gefgwifer u. Nacht. 3% 836384 - 4 = Ad. 
3) Oheim, Tante u. Naht, 5 % 164411 = "N „I. 
4) Großoheim u. Rad. 6% HMI er 5-ie 
5) alle anderen 10 %, 728350 - 15 » 


Es bringen alfo die entfernteren Verwanbtfcaftsgrade trog bes 
höheren Satzes von 5 und 6 */. nur fer wenig auf, am meiften bie 
Geſchwiſter und ihre Kinder, dann kommen die nicht verwandten Erben, 
die mit 10 % befteuert find, darauf die gerade Linie, deren Beitrag 
troß des geringen Sages von 1 % fehr erheblich ift. 

In Frankreich ift, wie erwähnt, die Erbſchaftsſteuer ein Theil des 
Enregiſtrements und wird ergänzt durch bie Abgabe von Schenkungen 
unter Lebenden. Letztere betrug 1868: 17284000 Fred. von 
943 310.000 Fres. Kapital. Die Erbichaftsabgaben betrugen: direlte 
Linie 1 %: 25 340 000 Fres. Gatten 3 %%: 11 142 000 Fres. Seiten- 
verwanbte 67;,—8 % bis zum 12. Grade: 49 752 000 Fres., Nicht» 
verwandte 9 %: 13 114.000, zufammen 99 348 000 Fred. Mit Eng- 
land verglichen ift hier eigenthümlich, daß feit 1850 Mobilien und Im- 
mobilien gleich befteuert werben; es befteht eine beſondere Klafje für 
Gatten, die Seitenverwandten bringen die größte Summe, bie birefte 
Linie gleichfalls eine jehr bedeutende, die Nichtverwandten ſehr viel 
weniger. Eine evidente Ungerechtigkeit aber ift, daß Die Steuer erhoben 
wird sans distraction des charges, Schulden werben nicht abge- 
zogen und zu biefer proportionafen Abgabe kommen nun noch andere 
Befigveränderungsfteuern, bie namentlich bei der gezwungenen Theilung 
des Code auf dem Grundſitz ſchwer laſten. Brame (L’heritage devore 
par le fisc et la procedure, 1867) gibt davon folgende Beifpiele. 
Ein Bauer erbt em Gut im ‚Werte von 20000 Fres., aber mit 
12000 Fres. Hypotheken, er muß bie Steuer von 20000 zahlen, bei 
feiner Heirath erhält er 8000 Fres. Mitgift, womit er die Hypotheken 
bis 4000 Fres. abträgt, er ftirht, feine Frau muß 3 * von 20000 
zahlen, fie ftirbt und das Kind muß von ihrem Eingebrachten von 8000 Fres. 
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die Steuer zahlen. Die Familie hat alſo in kurzer Zeit für 48 000 
drck. geſteuert, während bie Aktiven zuſammen nur 16 000 Fres. über⸗ 
fügen. Bei Parzellen überfteigen oft bie Unkoften ven Werth, 1850 
ab der Berfauf von 1980 Stüden unter 500 Fres.: 558 092 Fres. 
tie Roften waren 628 906 Fred. Leplay *) gibt einen Fall, wo ein 
af 900 Fres. geſchätztes Gütchen für 725 Fres. verkauft wırrde, davon 
nfmen Steuern und Untoften 667 Fres. 10 c. weg, nach Abzug der 
Krantheits- und Beerbigungstoften blieben den vier Kindern 15 Fres. 40 c. 
Deje Umftände muß man berüdfictigen, wenn man bie glänzenden 
Zehlen betrachtet, mit denen Leon Say 1876 ven fteigenden Wohlftand 
durch das Steigen der deklarirten Erbihaftsfummen erläuterte. 1840 
betrugen fie 1608 Mill. Fres, das ordentliche Einnafmebubget 1035 
will, 64 * der erfteren, 1861 ift das Verhältniß 24638 Mill.: 
1554, 63 %, 1874, 3149: 2500 Mill., 66 90, woraus der Minifter 
ten Schluß zog, Daß das Land die große Steuerlaft tragen kann, weil 
die wirthfchaftlichen Kräfte fih trotzdem fo gefteigert haben, daß ber 
Vohlſtand wicht zurückgegangen ift**). Aber jene angegebenen Erb⸗ 
baftsfummen ſind sans distraction des charges, um aljo das wirk- 
liche Wachſen des Wohlftandes feftzuftellen, müßte man die Schulden 
abjiehen und dieſe find fehr beträchtlich. Brame berechnete 1863 die 
Dopothetenfchuld Frankreich auf 15 Milliarden und fagt, fie fei feit 
1340 jährlich um ca. 140 Mill. geftiegen. 

In Eljaß-Lothringen, wo die franzöſiſche Erbſchaftsſteuer noch ber 
ſieht, iſt das Ergebniß fehr ähnlich, fie brachte 1872: 1658 903 Darf, 
woren auf die gerabe Linie 542 899, auf die Ehegatten 219260, auf 
die Seitenlinien 797 956 und auf Nichtverwandte 93 787 kamen, 1879/80 
war in analogem Verhältniß ihr Ertrag auf 1861 257 geftiegen. 

In Belgien wie in Holland ***) wird eine boppelte Abgabe erhoben 
1) das droit de mutation, regt van overgang, in Holland trifft 
dieſes mit 1 % alle Werthpapiere, mit 2—5 °% ohne Schuldenabzug 
Immobilien, die von Nichtftantsangehörigen geerbt werben, in Belgien 
unterliegen legtere dem droit de mutation mit 1° bei direkter Linie, 
5% in allen anderen Fällen, Imländer direlter Linie umd Gatten 
zahlen von Immobilien nach Abzug der Hypothekenſchulden und von 
auf ſolchen Gütern eingetragenen Renten 1 °%, vom Niekbraud "a *%. 
Daneben beſteht im beiben Ländern 2) das droit de succession, suc- 


*) La Röforme sociale en France. II. p. 314. 
**) Discours prononces par M. Leon Say, Ministre des Finances pen- 
dant les sessions de 1976. Paris 1877, p. 140. 
“Rod v. Shel ©. 9. 
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cessie regt mit 1 °% in geraber Linie, Gatten und Geſchwiſter 4 “., 
entferntere Seitenverwandte 6 %, Nichtverwandte 10 %, die Steuer 
beginnt bei 1000 Fre. Außerdem befteuert Belgien die Echenkungen 
umter Lebenden; aus fämmilichen Abgaben zog e8 1879: 17 900 000 Fres., 
Italien 1874: 23779691 Fres., indem es mit 1, 2 % beginnt und 
bis 10 % fteigt. 

In Defterreich zahlen nach Gefe von 1850 Dejcenbenten und 
Afcendenten für Mobilien 1%, für Immobilien 2 %, Seitenverwanbte 
für erftere 4, für legtere 5" %, alle anderen vefp. 8 und 9, %. Der 
Ertrag ift nicht Har erfichtlich, weil die Steuer für den ererbten Grund⸗ 
befig in der Befigveränderungsabgabe ftect, für die Mobilien betrug 
fie 1859: 3826453 fl. Daneben befteht eine nach Berwandticafts- 
graben von 1—8 %, abgeftufte Steuer an Schenkungen unter Lebenven, 
bie etwas über 4, Mil. fl. bringt. Im den neueren Budgets Täßt 
fih der Ertrag diefer Schenkungen gar nicht mehr erkennen, ba fie in 
den Gerichtöabgaben fteden, die von 1865 bis 1871 von 18466474 
auf 28027 013 fl. ftiegen. 

In Preußen ift die Steuer auf Hinterlaffenfchaften im Stempel 
enthalten, es ift dieß ſehr unpraktifch, weil die Erhebung in der Form 
eines Stempel gar nichts mit dem Wefen der Steuer zu thun hat, 
wir wiſſen daher über den Ertrag nur, daß in der Seſſion von 1871/72 
der Finanzminifter dem Abgeordnetenhauſe benfelben auf 1261 014 Thlr. 
angab: eine fehr geringe Summe, weil die direfte Linie und Ehegatten 
ganz freigelaffen find. Dieß ift auch in dem Geſetz von 1873, welches 
die Steuer neu orbnete, beibehalten, Geſchwiſter und deren Nachlommen 
zahlen 2 %,, andere Verwandte bis zum 6. Grabe und gemeinnügige 
Zuwendungen 4 %,, alle anderen 8 %. Außerdem befteht zwiſchen 
Mobilien und Immobilien die Ungleichheit, daß Iegtere noch außerdem 
die Befigveränderungsabgabe zahlen, nämlich nach der Grunbbuchorbnung 
von 1872 bis 600 Mark 1 9%, vom Mehrbetrag bis 3000 Mark 
2, %, vom Mehrbetrag von je 1500 Mark %Y,, %. Berner ift zu 
zahlen für Nachlaßregulirungen ohne Erbtheilung, von 5 %, bis 300 Mark 
bis herab auf 2/4; % von je 1500 Mark Mehrbetrag über 15000 Mart, 
bei gerichtlicher Erbtheilung werben biefe Sätze um die Hälfte erhöht 
(Gefege von 1851 und 1854). Anfälle unter 150 Mark bleiben frei. — 
Das Sächſiſche Gefeg vom 13. Novbr. 1876 geht in den Befreiungen 
noch erheblich weiter, es find befreit da8 Königl. Haus, der Fiskus des 
Neiches und Landes, Ehegatten, zum Pflichttheil beveihtigte Verwandte 
bes Erblaſſers, vollbürtige und Halbbürtige Geſchwiſter deſſelben und 
deren Abkommen 1. Grades, Dienftboten, die dem Hausftande angehört, 
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bis 1000 Mark, Zuwendungen für kirchliche und wohlthätige Zwecke, 
fofern die bebachten Anftalten die Rechte juriftiicher Perſonen haben. 
&8 zahlen nichtpflichttheifberechtigte Verwandte bis einſchließlich des 4. 
Grades 1 %,, Stieflinder, Stiefeltern, Schwiegereltern und Schwieger- 
finder 3 %%, alle anderen 5 %,. 

Aehnliche Steuern beftehen in ben meiften Deutſchen Staaten und 
Schweizer Kantonen. In Hamburg hat fürzlich die Finanzkommiſſion 
trog des Defizitd die Ausdehnung der Erbſteuer auf bie birefte Linie 
als „unferen Gewohnheiten widerſprechend“ abgelehnt, obwohl der Durch 
ſchnittebetrag der jo vererbten Nachläſſe ca. 30 Millionen Mark beträgt, 
aljo zu 1%, doch etwa 250000 Mark ergeben würbe. In Rußland 
befteht außer den Befigveränberungsabgaben nur eine Erbſchaftsſteuer 
fir faufmännifches, geerbtes Kapital ohne Nüdjicht auf den Ber- 
wanbtichaftögrad. 

Haben wir nun vorher die allgemeine Berechtigung der Erbichafte- 
fener zu begründen gefucht, fo werben wir uns nach ben gemachten 
Angaben ein Urtheil über die Bebingungen ihrer finanziellen Einträg- 
lichteit bilden Können. Sie find: 

1) Gleiche Beſteuerung beweglicher und unbeweglicher Güter, eine 
Bevorzugung ber leßteren ift um fo weniger gerechtfertigt, als ber 
Grandbefig an fi durch Entwidlung des Verkehrs regelmäßig im 
Bertfe fteigt, anbererjeits muß felbftoerftändlic; als bei einer Kapital- 
ftener Abzug der Schulden ftattfinden und ferner ift e8 geboten, den⸗ 
felben nicht durch anderweitige Befigveränderungsabgaben hoch zu be» 
laſten. Die Eintragung des Beſitzwechſels in das öffentliche Grund⸗ 
bach Teiftet dem Cigenthümer unzweifelgaft einen Dienft, indem fie 
feinen Rechtstitel gegen Eviktion ficherftellt, aber für biefen Dienft kann 
ar eine dem entiprechenbe Gebühr, nicht eine prozentuale Steuer er» 
hoben werben, zumal, ba bie Schulden dabei nicht berückſichtigt werben. 
Sind die Berhältniffe jo, daß durch fofortige Vollzahlung der Steuer 
dem Erben unverhältnigmäßige Nachtheile zugefügt werben, jo wird eine 
Zahlung in Raten zugelafjen werden müſſen. 

2) Zeigen die angeführten Daten, daß bie Steuer einträglich nur 
fein Tann, wenn feine Ausnahmen gemacht werben, es muß aljo auch 
die dirette Linie feuern, ob mit 1, 1'/, oder 2 %, mag bahingeftellt 
bleiben. Die Gefchwifter, deren Nachkommen, ſowie die weiteren Ver- 
wandtſchaftsgrade müffen in erheblich fteigender Progreffion höher 
firmen, alle Nichtvermandte würden einen hohen Sat, 8—10 %, 
Ablen. 

3) Für Erbſchaften wie Legate würbe je ein Minimum ber Zus 
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wenbung fteuerfrei bleiben müffen, wobei e8 der Billigkeit entiprechen 
dürfte, daß Vermächtnifje an Perfonen, welche im Dienfte des Erblaſſers 
ftanden, bis 1000 Mark frei wären. Verwidelter ift die frage, ob 
eine gleiche Ausdehnung diefer Beſtimmung auch auf arme Verwandte 
ftattfinden folle, denn offenbar ift e8 ein großer Unterſchied, ob z. B. 
bei einem Inteftaterbfalle 1600 Mark an eine arme Nichte oder an 
einen reichen Ontel fallen, vielleicht Tieße fich diefe Ausvehnung befür- 
worten, wenn bie Betreffenden nicht einen beftimmten Betrag an direkten 
Steuern zahlen, 

4) Die Erbſchaftsſteuer muß eine einheitliche und gleiche fein für 
teftamentarijche wie Inteftaterbfolge und fie muß ergänzt werben durch 
eine ganz gleiche Abgabe von Schenkungen unter Lebenden. 

5) Sie muß ferner ergänzt werben durch Beftimmungen über die 
Beftenerung juriftiicher Perfonen und Geſellſchaften. Hier find die 
Vorſchriften in verſchiedenen Rändern verfchieden, die einen verbieten Er— 
werbungen zu tobter Hand, die anberen geftatten fie unter gewiſſen Be- 
dingungen. Die Verbote haben ſich als unwirkſam gezeigt, indem dann 
einzelne Mitglieder oder Vertreter der Gefellfchaften zu Erben eingejegt 
werben und ſich dann wieder gegenjeitig einfegen, fo wächlt zwar das 
Vermögen folder Korporationen, aber fiskaliſch wird nichts verloren, 
weil der Erbfall jedesmal feitzuftellen ift. Andere Gefeßgebungen, welche 
diefe Zuwendungen geitatten, fordern in Anfehung, daß bie betreffenden 
Güter außerhalb des Erbgangs kommen, eine jährliche Repräfentativ« 


ſteuer der Abgaben für Uebertragung unter Lebenden und auf Todesfall; 


fie wird nach dem Gefek vom 1. Januar 1849 in Frankreich von allen 
der Grundſteuer unterworfenen Immobilien, welche den Departements, 
Gemeinden, Hofpitälern, Seminaren, Kirchenfabrifen, religiäfen Vereinen, 
Konfiftorien, Wohlthätigkeitsanſtalten, anonymen Geſellſchaften und allen 
gefeglih genehmigten Anftalten gehören, mit 5 %, des jährlichen Rein⸗ 
ertrags erhoben. Falls fi der Schenker die Nutznießung vorbehalten, 
wird die Abgabe nur für , des Prinzipal® der Grundſteuer berechnet 
(Perroug, die franzöf. direften Steuern, beuti von Joppen. 1874 
©. 184, 1). Die @üter der tobten Hand, namentlich der religidien 
Orden, find fehr beträchtlich in Frankreich. Geſetzlich fönnen Orden nur, 
wenn fie anerfannt find, womit die Rechte einer juriftiihen Perſon ver= 
bunden find, mit fpezieller Genehmigung Schenkungen annehmen. Der 
Werth der Immobilien der anerfannten Orden betrug nad Angabe des 
Abg. Briffon in der franzdf. Kammer am 9. Dezember 1880, 1852 
etwa 48 Millionen Fres, heute 420 Millionen, wozu noch gut 160 
Millionen der nichtanerfannten kommen und wobei die Seminare, 
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Schulen und Hofpitäler nicht in Anrechnung gebracht find*). Nach einer 
Ueberfiht des preuß. Statift. Bureaus umfaßte das Immobiliarver · 
mögen ber anerfannten Orden 26075 Yeltare im Werth von 
400 672 747 Marl, das der nicht anerkannten 14445 Heltaren im 
Werth von 169 358 437 Marl. Im Oeſterreich zahlen juriftiiche Ber- 
fonen alle zehn Jahre 3 %, von Immobilien, 1’, %, von Mobilien; 
Atiengefellfchaften von erfteren alle 10 Jahre 11; %. Die fran« 
fige Steuer erſcheint richtiger, ſchon fofern fie der Staatskaſſe eine 
jährliche feſte Einnahme gibt, nur muß fie auch auf die beweglichen 
Güter mit gleichem Steuerfuße ausgedehnt werden. 

Eine derart veranlagte Erbſchaftsſteuer erſcheint billig und würde 
ſeht einträgli fein. Zu einer Reichsſteuer eignet fie fich nicht, und 
es war deßhalb verfehlt, wenn Camphaufen fie zu einer ſolchen machen 
wollte, lediglich weil fie in Preußen unter den Stempelfteuern fteht. 
Die Bundesrathskommiſſion von 1877 machte mit Recht geltend, daß 
dagegen jchon die Verſchiedenheit der Partikularrechte und Gejeggebungen 
ipreihe, die Zahl der Befigveränderungen von Immobilien 3. D. fei eine 
gan andere, wo gejchlofjener Grundbefig vorherricht, als da, wo freie 
Theilbarfeit oder bie Grunbjäge des Code gelten. Der Umjag ber 
Immobilien fei Iofalifirt, die Kage bedinge den Werth des Grundſtücks, 
terielbe fteige in Folge der Aufwendungen der Gemeinden, Kreife und 
des Staates, es ſei nur billig, daß die Einzelftaaten, welche dieſelben 
gemacht, auch die Abgabe von der Vefigänderung behielten. Dazu ſei 
tiejelbe ſehr verſchieden bemefjen, fie ſchwanke von Y/,, % bie 5%, 
nehme man einen Durchſchnittsſatz für die Reichöjteuer, fo werde man 
entweder einen Steuerbetrag, an den bie Pflichtigen gewöhnt find, in 
Wegfall bringen und den Einzelftaaten bie Nothwendigkeit anderweitiger 
Tedung auferlegen, oder ihnen geftatten müſſen, Zufchläge zur Reicy8- 
fieuer zu erheben, womit die Ungleichheit der Abgabe beftehen bliebe. 
Endlich aber müfje fih die Erbſchaftsſteuer eng an bie geiegliche Erb- 
folge anfchließen, bei der es ſich nicht um einige wenige, fondern ſehr 
ahlreihe Partikularrechte handle, denen man in einem Steuertarif un« 
möglich gerecht werden könne. Auch würbe bie Uebertragung biefer 
Steuer auf das Reich einen Behördenapparat erfordern, deſſen Koften 
ja dem muthmaßlichen Ertrag nicht in entſprechendem Verhältniß ftehen 
Böunten. — Ebendeßhalb hat die Schweiz nie baran gedacht, fie zur 
Vundesjteuer zu machen. 


*) Der Wortlaut des durch ben Senat geänderten Amendements Briffon, 
relches bezwedt. das Vermögen ber Orben ſchärfer zur Beſteuerung heranzuziehen, 
M mir im Augenblid bes Drudes nod nicht zugänglich geweſen. 
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Um fo mehr darf man betonen, daß die Ausbildung der Erb- 
ſchaftsſteuer im angegebenen Sinne fehr für die Einzelftaaten geeignet 
ift, um ihre Finanzen zu konſolidiren und anderweitige Erleichterungen 
zu ermöglichen, wenn dieſe Abgabe in England jegt ohne eine entfprechenve 
Steuer für Scheflungen unter Lebenden etwa 120 Millionen Mark, 
in Frankreich mit berjelben 116 Millionen Fres. bringt, fo dürfte es 
nicht zu fanguin fein, für Preußen ftatt 5*), 30—40 Millionen Mart 
von der Erbſchaftsſteuer zu erwarten. 


*) Auf 5 Mill. gibt der eben erfchienene Gothaer Kalender ben Betrag an, 
nach Finanzgeſetz vom 1. März 1880. 


Neuere ſtatiſtiſthe Sammelwerke 


von 


Dr. Paul Kollmann, 
Wegierungsdrath und Direktor des großh. ftatift. Bureaus in Oldenburg. 


1. Dr. Winoprio, Jahrbud der Volt: und Staatswirthihaft 
King rue Veran. Jahrgang. Berlin (G. Reimer) 1880. 
3 

2 Dr. M. Reefe, Stetiniier Almanad für das Deutihe Reid, 
Rad amtlichen Onellen herausgegeben. Dritte Auflage. Jena (G. Fiſcher) 
1879. 8. 130€. 

3. Stat * buch für das Deutſche Rei erausgegeben dom 

Bedenken hatihieen Sal, Orte Sahıeg, Bein Autllemmer & 
re 1880. gr. 8. 177 ©. nebft 2 grap! chen Karten. 

4 Dr. $ &. von Reumann-Spallart,. Peberſichten über Probultion, 


Bertehr und Handel in ber mlimint Ihaft. Jahrgang 1879. 
a; EA 1880. 8. bichaft. Sabre 


5. Maurice Blod, genböus ber gtetimit Zeuticr Ausgabe, zugleich 
ald Hanbbudy der Statiftil des Deutichen Reiche. Bon Dr. H. von Er 
Leipzig (Beit & Co.) 1879. gr. 8. 346. 


Der getvaltige Auffhwung, den in ben letzten zehn Jahren in ben 
meiften Sulturländern die Pflege der amtlichen Statiſtik erfahren, gibt 
fich auf den erften Blick ſchon in den ftattlichen, immer ftärker an« 
wachſenden Veröffentlichungen der ſtatiſtiſchen Aemter zu erfennen. Was 
von allen anderen Ländern und den deuiſchen Einzelftaaten ganz ab - 
gefehen, daB Reich allein an ſtatiſtiſchen Arbeiten Jahr aus Jahr ein 
erieinen läßt, macht eine Anzahl didleibiger Ouartbände aus und je 
ein Gremplar feiner ſammtlichen jeit 1873 herausgegebenen Hefte an« 
einandergeftellt, nimmt heute fchon einen Raum don mehr ala zwei 
Deter Länge in Anſpruch. Bei fol riefigem Umfange diefer Quellen- 
were — — und dieß blos für’ Reich in feiner Gefammtheit — iſt es 

iflih, daß fie nur einem ſehr beſchränkten Kreiſe fich dienftbar er⸗ 
weilen m Die große Mehrzahl der Bevölkerung, foweit fie bie 
Bepenife der ftatiftifchen Beobachtung kennen zu lernen Interefie Hat, 

bedarf der Ausgaben in usum delphini, welde ihnen das Willens 
werthefte, in bündiger Form zufammengeftellt, vorführen. Und das 
Iutereffe an diefen Mittheilungen, das Verlangen nach zahlenmäßiger 
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Auflärung über die wichtigften fozialen Erſcheinungen bat unverfenn- 
bar durch die fortfchreitende Deffenılichkeit in den verſchiedenen Lebens · 
zweigen, durch die gefteigerten Verkehrsbeziehungen an Ausdehnung 
gewonnen. Es ift daher fein Wunder, wenn in jüngfter Zeit die amt« 
liche wie bie private Thätigleit mehr als früher befttebt find, dem 
Verlangen nach überfichtlicher Yufammenfafjung der greifbarften That- 
ſachen zu entiprechen. Die praftifchen Engländer haben ſchon Lange 
das Bedürfniß nach derartigen Veröffentlihungen ertannt und dur 
Heraußgabe der befannten Statistical abstracts dem großen Publitum 
eine Auslefe and den zahlreichen ſtatiſtiſchen Werken, die alljährlich 
durch verfchiedene Organe bearbeitet werden, geboten. Auch in Deutfch- 
land haben bereits mehrere Staaten ein ähnliches Verfahren eingeführt; 
fo geben entweder in jedem Jahre ober in mehrjährigen Abfchnitten 
Preußen, Baden, Württemberg, einzelne Städte, wie Berlin, Hamburg, 
Bremen ihre „fatiftiichen Jahrbücher” Heraus. Der Vortheil dieſer 
BVeröffentlichungen Liegt Übrigens nicht allein darin, daß fie einen Ueber 
blid über die Hauptrefultate, zufammengefaßt auf verhältnikmäßig 
tnappen Raum, gewähren, fie ermöglichen meiften® auch, eben weil fie 
fi blos auf die weientlichiten Momente beſchränken, eine ſehr baldige, 
der Erhebung der Thatjachen ſchnell folgende Veröffentlichung derſelben 
und leijten hierdurch den Betheiligten natürlich einen wichtigen Dienft, 
den die umfafienden Quellenwerke mit ihrer gründlicheren und viel« 
jeitigeren Ausnugung des Material nicht zu erfüllen vermögen. So 
ſehr aber diefe doppelte Intereſſe an den ſtatiſtiſchen Kompilationen, 
dad einer frühgeitigen Veröffentlichung und einer gedrängten Zufammen« 
faffung der Thatſachen auch zu beachten ift, fo jehr ift es doch eine 
berechtigte Forderung, daß die Nachweiſungen nicht allein auf einfache 
tabellarifche Ueberfichten beichräntt bleiben — wie das vielſach den 
Werten biefer Art eigen ift —, fondern daß damit zur richtigen Wür- 
digung des Materiais genügende fachliche Erklärungen wie Auskunft 
über deſſen Quelle und die Art der Erhebung verbunden werden, daB 
fie alfo eine ſolche Ausdehnung erfahren, welde für eine geficherte Aus- 
nugung Gewähr leifte. Gin zwar minder maßgebender, aber doch 
auch nicht unmwichtiger Gefichtöpunft bei der Beurtheilung der fraglichen 
Sammelwerke ift das Borhandenfein der nothiwendigften Hilfszahlen, 
welche die Verhältnigwerthe beziffern und damit die abfoluten Größen 
für die Mehrzahl aller derer, welche die Angaben gebrauchen wollen, 
erſt verftändlich oder für die unmittelbare Antvendung nugbar machen. 
Hiergegen wird aber leider und namentlich, in den kompilatoriſchen 
Arbeiten noch vielfach gefündigt, damit auch zugleich deren Werth ſtark 
beeinträchtigt, da das Publikum meift nur felten in der Lage ift, die 
verfäumten, zeitraubenben Rechnungen nachzuholen. 

Mängel, wie die gerügten, treten num auch bei bem erften ber 
vorgenannten Werke entgegen. Das ehr hubſch außgeftattete „Jahr 
buch für Volks- und Staatswirthſchafi aller Länder der Erbe ift 
nichts anderes als eine Kompilation der primitivften Art, welches, abge 
grenzt nach den einzelnen Staaten und Sänbergebieten, eine Summe 
der vorhandenen ftatiftifchen Daten meift ohne Angabe ber Quelle, ohne 
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Kritil ihres Werthes, ohne auch nur die weientlichften Erläuterungen 
im geben und ohne fich mehr als in feltenen Ausnahmefällen (und 
dann auch mur bei bereits vorliegender Ausführung in der Quelle) auf 
Behältnißberechnungen einzulafien, einfach zufammengetragen hat. Da- 
bei find die Dinge, Die geboten werden, für die verfchiedenen Länder 
kinedweg8 diefelben, ſondern erftreden fich, je nachdem mehr oder minder 
Roterial zur Verfügung ftand, bald auf dieſe, bald auf jene Gegen- 
fände. Auch handelt es fich nicht allein um ftatiftiiche Mittheilungen; 
ad bloße Berzeichnifie, fo von Kreditanftalten, Hajenorten, Konſular⸗ 
behorden u. dgl. finden Hier ihren Platz. 

Muſtert man etwas näher den Inhalt diefer Publifation, jo ift 
vor allen Dingen und aus begreiflichen Gründen Deutfchland beſonders 
aregiebig bedacht worden. Da finden fi denn allgemeine Areal» und 
&oölterungsangaben, fummarifche Bezifferung der Bevolkerungsbewegung, 

die größeren Städte und ihre Einwohnerzahl, die ſchiffbaren Flüffe und 
Sandle mit Längenangaben, die Betriebeftreden der Eifenbahnen und 
das auf fie verwandte Kapital, Auszüge aus dem Haußhaltsetat bes 
Kihe, Daten über die Thätigkeit der Reichsbank, über die Rhederei, 
den Schiffahrtsverkehr, über Geeunfälle, Auß- und Einwanderung, über 
Bontanproduftion, die Waaren-Ein- und Ausfuhr, wie über die Salze, 
Juhır- und Tabakserzeugung und Verarbeitung. Hieran reihen fi 
nun die einzelnen DBundesftaaten in ähnlicher Weile behandelt, wie 
di in Rolb’3 bekannter „vergleichender Statiſtik“ und im Gothaifchen 
Hoitalender geichieht, nur mit dem Unterſchiede, daß in biefen beiden 
und namentlicy im der Ießteren Publikation jehr forgiältige Quellen- 
engoben und Auffchlüffe über den Werth der beigebrachten Thatſachen 
gegeben find. Da find denn neben Einwohnerzahlen meift kurze Aus— 
Age aud den Tinanzetatd, Mittheilungen über die Viehhaltung, über 
ängelne gewerbliche Verhältniffe auj Grund der Aufnahme von 1875 
gewährt, hier und da Angaben über Ehaufieen, Schulverhältniffe, Bor 
ſchuß· und Gewerbevereine, Eifenbahnen, Schiffävertehr, Einfommen- 
verhältniffe, Bodenkultur, auch über den Domainenbeftand, Ernten 
und Märkte geliefert — dies alles aber, wie es fich gerade fand oder 
bequem zur Stelle war. Denn von einem feiten Plane bei der Aufe 
nahme der Daten, von ernftem Suchen, fie vollftändig und, foweit thun« 
hi, übereinftimmend zu bringen, merkt man nichts. Um nur einige 
Beilpiele anzuiühren, ift für Württemberg etwas über die Vertheilung 
des Grundeigenthums nach Größenklafien beigebracht, nicht aber für 
Preußen, nicht für die fächfiichen Herzogthümer, obgleich doch bezüglich 
des erfteren in Meitens großem Werke, bezüglich der leizteren in Hilde 
brands „Agrarftatiflit Thüringens” ergiebiged Material vorliegt. Wei- 
ter werden die Angaben über die Kulturarten des Bodens bald nad) 
dieſer, bald nach jener Façon gemacht. Aus den Ergebniffen der 
Bodenaufnahme von 1878, die einheitlich im Reiche vollzogen wurde, 
hätten doch nach übereinftimmender Unterſcheidung bie Zahlen auf- 
geführt werden können. Ebenſo fteht es um die Angaben wegen der 
Bertheilung der Gewerbe, die fich auf Grund der reichäftatiftiichen Ver- 
Öfientlihungen gleichartig hätten beibringen laſſen; dagegen werden 
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für das eine Sand blog die Anzahl der Hauptbetriebe, bei anderen auch 
die der Nebenbetriebe, Hier die befchäftigten Perfonen mit Außeinander- 
haltung nad; der Größe der Betriebe, dort ſolche wieber nicht beziffert. 
Dann ftößt man fogar, fo bei Sachſen ⸗Coburg nur auf die Berhältniß- 
zahlen, während die ermittelten abjoluten Größen der Hauptberufs- 
und Erwerbäflafien fortgeblieben find. 

Aehnlich wie Deutichland find die übrigen Länder behandelt; die 
wichtigeren, jo Frankreich und Großbritannien, ausführlicher, kleinere 
und bie außereuropäifchen meift Inapper. Welchen Werth die Daten 
Haben, läßt ſich bier erſt recht ſchwer entjcheiden, da eben in ber Regel 
die Quellen nicht genannt find. Manche Thatfachen Lafien fich über- 
dieß wegen ber fehlenden Erklärungen auch im Uebrigen gar nicht wür- 
digen. Wer im großen Publitum follte wohl den Unterichieb kennen, 
den die franzöfiiche Statiſtik zwifchen General und Spezialhandel 
macht? Das „Jahrbuch“ Hält es nicht für angezeigt, ſich hierüber zu 
verbreiten. 

Nach allem dieſen fann man dem „Jahrbuch für Bolls- und 
Staatswirthſchaft“ einen wiſſenſchaftlichen Werth nicht zuerfennen, 
da man jede Spur von Fachkenntniß umd Methode vergeblich fuchen 
wird. Als buchhändleriſcher Artikel mag es aber wohl jüglich feinen 
Weg ziehen, denn die große Menge der Geſchäftsleute, auf die es be 
rechnet zu fein fcheint, dürften die gerügten Mängel vielleicht weniger 
empfinden, hingegen zufrieden fein, eine große Sammlung von allerhand 
auf öfonomifche Verhältniffe bezügliche Zahlenangaben handlich zufam- 
mengeftellt erhalten zu haben. — 

Auf einer ganz anderen Stufe ald daß eben genannte Werk fteht 
der vom Direktor des ftatiftiichen Bureaus der Stadt Breslau bearbeitete 
„Statiftifhe Almanad“. Dieſe nicht jehr umfängliche, aber mit 
vieler Grünblichkeit und Umficht zufammengeftellte Arbeit, welche fich bereits 
der dritten Auflage erfreut, befaßt fich außfchließlich mit dem Deutfchen 
Reiche, aber freilich auch derart ausſchließlich, daß fie — don einigen 
wenigen, auch blos -im Anhang beigefügten Bevölkerungsnachweiſen ab» 
gejehen — nur die Gejammtergebnifje für das ganze Reich berüdfich- 
tigt, deſſen einzelne heile, auch wo das leicht hätte gefchehen können, 
bei Seite läßt — für ein Handbuch; wie das vorliegende eine nicht un« 
empfindliche Lucke. Was aber geboten wird, macht auf Zuverläffigfeit 
Anfpruch, ift mit den nötbigen Hinweifungen auf die Quellen verjehen 
und überall aus amtlichen Quellen geſchöpft. Uebeidieß werben die 
aahlenmäßigen Thatſachen durchweg von kurzen, verftändlichen erklären- 
den Zufäßen begleitet ober eingeleitet. 

Vorweg fligzirt der Verfaſſer die Entwidlung und die Grund- 
lagen ber heutigen deutſchen Reichaftatiftit, jo daß man über die Natur 
ſowohl der regelmäßigen Aufnahmen als ber einmaligen, bejonderen 
Zwecken dienenden Enquéten gehörigen Auffchluß erhält. Dann erft 
wendet er fich zu den Ergebniffen diefer Ermittelungen und führt — 
ſtets in gedrängter Kürze — die Fläche, den Benölkerungsftand und 
Wechſel der Bevölkerung nad; verichiedenen Gefichtspunkten Hin, den 
Anbau und die Ernten jowie die Viehhaltung, die einzelnen Inbuftrie- 
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weige, über die, wie bezüglich der Bergwerke, der Brennereien und 
Brauereien, der Tabake befondere jährliche Erhebungen im Reiche ver- 
anftaltet werden, in Anjehung der Hauptmomente vor. Daran reihen fi 
Angaben über den auswärtigen Waarenverfehr, über die Verkehrsmiitei 
zu Sand und zu Wafler, über die Ausprägungen, Ausgabe von Kafien- 
cheinen, über den Betrieb der Notenbanfen und anderer Kreditinftitute, 
über das Verficherungswefen und die Anftalten der Selbſthülfe. Den 
Veichluß bilden Mittheilungen über die Zuftändigkeit des Reiches und 
fnee Organe, ſolche über die Wahlen zum und die Thätigleit bed 
keihötages, über die Gejundheitspflege durch das Reich und die Me- 
hultate der mebizinal-ftatiftifchen Ermittelungen, über Heer und Flotte 
amd endlich über den Reichshaushalt. Man befommt ſonach in dem 
Almanach auf befcheidenem Raume eine reichhaltige Neberficht der wich- 
tigften politifchen und fozialen Erſcheinungen, die das Reich in feiner 
Selammiheit angehen und dieß Alles auf durchaus zuberläffiger, Tons 
tmlicheree Unterlage und in völlig ſachkundiger Weile behandelt. 
Die wohlwollende Aufnahme, welche die Heine Arbeit im großen 
Yablitum erfahren, ift volftändig durch ihren Gehalt gerechtfertigt. 
Binfhenswerth für folgende Ausgaben würde e8 indeffen auch hier 
fein, wenn die Berhältnigberecjnungen etwas erweitert würden. — 

Wufte es an dem Neefeichen Almanach bedauert werden, daß e& 
in feinen Mittheilungen die einzelnen Hauptbeſtandtheile des Reiches 
ai gänzlich außer Acht läßt, fo ift diefem Bedürfniß neuerdings durch 
eu ähnliches, freilich großartiger angelegte und vollendeter behandeltes 
Untenefmen bereit3 entjprochen worden. Das Kaiferliche ftatiftifche 
Ant hat feinen zu fchon mehr denn 40 Bänden angewachjenen Publi- 
fationen num auch noch ein „Jahrbuch“ Hinzugejellt, welches „bie 
beuptfäghlichften Ergebniffe ber Reichaftatiftit in kurzen, leicht verfländ« 
lichen Meberfichten und foweit als möglich in vergleichbaren Jahres- 
wiben zur allgermeinen Kunde zu bringen“ berufen if. Dem 1880 er- 
khienenen erſien jollen regelmäßig weitere Jahrgänge folgen, hierbei 
aber nicht immer die nämlichen Momente, vielmehr fortgefegt nur 
die behandelt werben, die alle Jahre zur Erhebung gelangen; die 
hingegen, welche in größeren Zmwilchenräumen zur Aufnahme kommen, 
am Biederholung zu vermeiden, bloß, wenn neues ‘Material zur Ber» 
fügung ſteht. Da fi; die Nachweifungen im „Jahrbuche“ in der 
Regel an die bereit3 in dem größeren Werke, ber „Statiftil de Deut- 
en Reiches“ veröffentlichten anfchließen, fo ift bei jeder einzelnen 
Ucherficht auf die Stelle des Duellenwerfes verwieſen, welche ſowohl 
über die Erhebungsweiſe wie über die Bebeutung der Thatjachen nähere 
Austunft ertheil. Wo jene Vorausſetzung nicht zutrifft, überall, wo 
befondere Erflärungen zum DVerftändniffe der Tabellen erforberlich find, 
Anden fie fi) in Anmerkungen vor. Alle weiteren textlichen Ausfüh- 
ungen find dagegen unterblieben und Tonnten es nach der Haren, durch⸗ 
Ädtigen, Leicht faßlihen Einrichtung der Meberfihten auch füglich. 
Bohl aber if, was befonderd anerkannt werben foll, auf eine auß« 
seehnte Aufnahme aud der Berhältnißziffern Bedacht genommen 
worden. 
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.Das reichhaltige Jahrbuch verbreitet fich über folgende Gegenftände. 
Die Hauptrefultate der Volkszählungen werden für die meilten Staaten 
jeit ihrem Eintritt in den Zollverein, für etliche feit noch früherer Zeit 
angegeben und an der Hand dieſer Daten das Wachsthum der Reiche- 
bevölferung dargethan. Gpegellere Nachweiſe nach Vertheilung auf die 
Wohnorte, nach Alter, Geſchlecht, Familienftand, Religion, Beruf und 
Staatdangehörigkeit werden für die Zählungen von 1875 bezw. 1871 
gewährt. In Umriffen ift die Bewegung der Bevölkerung mit Ein- 
ſchluß der Ein- und Auswanderung vorgeführt. Es folgen die Boden- 
vertheilung, die Anbauflächen, die Ernten, ber Biehftand nach den 
neueften und älteren Aufnahmen, die Produktion der Bergwerle, Sa- 
linen und Hütten jür einen längeren Zeitraum. Beſonders ausführlich 
ift alsdann die Gewerbeaufnahme von 1875 und im Anſchluſſe daran 
die Produktion und ber Betrieb inländifcher Beſteuerung untermorfener 
Gewerbögweige, wie Zuderfabrifation, Brauereien u. f. w. behandelt. 
Eine nicht mindere Aufinertſamkeit ift der Ein- und Ausfuhr, nament- 
lich in Anſehung des Jahres 1878, geichentt, daneben find einzelne 
wichtige Artikel jür Längere Jahresreihen beziffert, ebenjo die Werth- 
ſchätzungen des Ein- und Ausgangshandels. Bezüglich des Geld- und 
Kreditweſens find die Ausprägungen, die umlaufenden und bei den 
Notenbanten befindlichen Noten beziffert. Für die Verfehrsitatiftit find 
die ftatiftiichen Auiftellungen der betreffenden Gentralbehörden, nament- 
lich der Poft und der Telegraphie, verwertet, find Länge, Anlage 
Kapital, finanzielle Betriebaergebnifje und Betriebsmittel, Leiſtungen und 
Benußung der Bahnen, dieß Alles jür mehrere Jahre, nachgrwiefen. 
Aus der befanntlich ziemlich umfafjend angelegten Gtatiftit des Wafler- 
verkehrs bringt das Jahrbuch einigermaßen eingehende Daten über 
Fluß und Seeſchiffahrt, Wafferftraßen, Rhederei, Schiffsunfälle u. dgl. 
Höchſt intereffant find die Berechnungen über den Verbrauch gewiſſer 
Rahrungs · und Genußmittel und Montanprodufte. Bon ben übrigen 
Mittheilungen find noch ala etwas detaillirtere hervorzuheben diejenigen 
über ben Neichehaushalt von 1872 bis 1879/80 wie über die ber 
Befteuerung unterworfenen Verzehrungagegenftände. Dagegen einiger- 
maßen eng gezogen find die über das Heilperjonal und die Heilanitalten, 
über die Wahlen, die Juftiz und endlich über Heerweſen. 

So ift für die Beiriedigung des Bedürfniſſes nach den hervor 
ragendſten ftatiftiichen Thatjachen in dem „Jahrbuche“ ein Nachichlage- 
werf geichaffen worden, wie es nach dem gegenwärtigen Stande der 
Reichsſtatiſtik wohl nicht ergiebiger und zwedmäßiger gewünſcht werden 
ann. Mit Hoher Genugtfuung wird man die außerordentliche Sorg« 
jalt, die auf die Zufammentragung des Materiald verwendet ift, wahr« 
nehmen, die fi namentlih in den zahlreichen Noten zur gehörigen 
Klarftellung der Ziffern fundgibt. Man wird nicht zu viel fagen, 
wenn man dad Jahrbuch des ftatiftiichen Amtes als eine Mufterleiftung, 
als eine der beften im ihrer Art kennzeichnet. 

Einer wejentlih anderen Gattung als die drei bisher beiprochenen 
gehören die „Ueberfichten über Produktion, Verkehr und 
Handel in der Weltwirthſchaft“ an. Auc) fie bilden periodifche 
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Beröffentlihungen, find Jahrbücher, und ebenjall® Sammelwerke, dieß in- 
ſojern fie die verfügbaren Thatfachen über die Weltwirthichaft zufammen« 
tragen. Sie unterjcheiden fich, abgejehen von dem eng begrenzten Stoff, aber 
dadurch von den vorgenannten, daB fie nicht einfache Zufammenftellungen 
und Nachweiſungen bringen, ſondern auf Grund derſelben eine wirkliche 
Bearbeitung vornehmen und durch angeftellte Unterfuchungen den Gegen- 
Hand näher beleuchten. Bon großer Wichtigkeit ift Hierfür die Prüfung 
des Material und die Ergänzung defielben durch Wahrfcheinlichkeits- 
annehmen. Denn nach den Charakter des Gegenftandes ift es Heute 
noch nicht möglih, jür alle die Momente oder auch nur die haupt« 
ählihften, die Tür den Weltverkehr von Bedeutung find, aus allen 
betheiligten Ländern gute und verwendbare Daten zu erlangen. Viel · 
iach müflen Cuellen untergeordneten Ranges benußt, ihr Werth ab- 
gewogen, dem gemäß die Zahlen Lorrigirt und auch Schäßungen zur 
Hiie genommen werden. In der gehörigen Behandlung diefer Seite 
liegt eine Hauptaufgabe des Werkes begründet. Und man wird un« 
ummwunden geftehen müfjen, daß fie mit vielem Berftändniffe und großer 
Sorgfalt gelöft, daß eine gewifienhaite Kritit an das Material gelegt 
in und unter Berädfichtigung aller Umftände die Zahlen abgewerthet 
und in Rechnung gebracht find. Natürlich bringen aus dem angegebe- 
nem Grunde die „Ueberfichten“ vielfach blos Näherungswerthe. Doch 
wärde «8 wohl nicht fchon erlaubt fein, darum zu behaupten, „daß 
ihnen nur geringe Verläßlichkeit beizumefien fei". Nicht ganz unberech- 
tigt ſagt der Berfafler: „mit wahrer Genugthuung kann ich verfichern, 
daß dieſes abjällige Urtheil gegen ftatiftifche Arbeiten in der Art ber 
„Ueberfichten“ immer ſeliener wird; denjenigen, welche es dennoch jällen 
vollen, erlaube ich mir zur Erwägung anheim zu geben, daß es fich 
in der Weltwirthichaft um große Umtiffe Handelt. Es genügt volls 
tommen, wenn wir den Gang der Ereigniffe in großen Konturen ver - 
folgen; durch eine je längere Jahresreihe diek nach einer und derſelben 
Methode geichieht, um fo richtiger wird der Schluß, welchen man 
barand zieht, indem etwaige fehler der abjoluten Zahlen in ben 
tlativen Bergleichözahlen allmählich ganz verichwinden. ... Es darf 
demnach als genügend angejehen werden, wenn wir uns bei der Dar- 
Rellung folcher Dafien-Ericheinungen der Wahrheit felbft nur nähern, 
ohne fie völlig zu erreichen.“ , Freilich berührt der Verſaſſer Gebiete, 
auf denen die ftatiftifche Ermitielung nur in noch ſehr unvollfommener 
Beiſe betätigt ifl. So leiden bekanntlich die Thatfachen über Anbau 
und Ernten in den meiften Ländern nod an fühlbaren Mängeln, in 
anderen find faum die Anfänge mit Erhebungen hierüber gemacht. Was 
+ B. die „Ueberfichten“ über die landwirthſchaftliche Produktion bringen 
md bringen können, beruht zum großen Theil auf mehr oder minder 
Rihhaltigen Schägungen, find Angaben, die mit Vorficht verterthet 
fein wollen. Der Berfafler bezwedt aber auch nicht mehr ala eine 
allgemeine Vorſtellung von der Bedeutung dieſer wichtigen ober viel- 
mehr wichtigften Zweige für ben Weltverkehr zu geben. 

Die „Ueberfihten” bildeten uriprünglich einen Theil von Behm 
und Bagner’8 Geographiſchem Jahrbuche“ und find erft feit 1878 in 
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umfaffenberer Geftalt als felbftändiges Werk erfchienen. Die bier vor 
liegende Ausgabe ift bereit die zweite und bat wiederum gegen bie 
vorjährige eine Erweiterung erfahren. Dieje letztere erſtreckt fich nicht 
blos auf die Herbeigiehung neuer Einzelmomente, ſondern umfaßt auch 
den Berjuch, in allgemeinen Umriſſen das Weſen der Weltwirthichait 
und die Erſcheinungen, welche fie in der jüngften Zeit in ihrer Ge- 
ſammtheit berührt haben, zu Eennzeichnen. 

Der Berjaffer beginnt mit einer kurzen Skizze ber „hiftoriichen 
Entwidlung der Weltwirthſchaft“, die er — nachdem einft jeder Ort, 
dann erweitert jede Land für fich ein feſt abgefchlofjenes Wirthſchafts- 
gebiet gebilbet — erft in ihren Anfängen fieht, begründet durch die 
großartigen Fortfchritte bed Kommunifationswejens, durch internationale 
Verträge, welche den Hanbdelöverlehr regeln, gleichartige Rechtsgrund- 
fäße erftreben, durch die kosmopolitiſche Außnugung des Kapitald und 
des Kredited. Die Weltwirthichaft ift dem Verfaſſer erft die Krönung 
des wirthfchaftlichen Gebäudes, deren Ausbildung gerade zum Gebeihen 
der Nationalwirthſchaft wefentlich beiträgt und das Nationalvermögen 
in Folge deſſen zu Heben angethan ift. Um bieß darzuthun, gibt er 
einige, freilich nur ſchwache Anhaltspunkte jür die „Zunahme ded Volks- 
vermögens und Volkseinkommens“. Die rüdläufige Bewegung, welche 
die Weltwirthſchaft durch die Verkehrsſtockungen an allen Enden er 
fahren bat, nöthigt ihn, auf „bie Kriſe des Jahres 1873 und die 
wirtbfchaftliche Lage“ einzugehen und die Haupterfcheinungen dieſer burch 
Neberproduftion auf zahlreichen Gebieten, beſonders in der englifchen 
Baumwoll-, wie der Kohlen- und Eifeninduftrie hervorgerufenen De- 
preifion und ihrer Wirkung auf die einzelnen Länder zu berühren. Er 
tommt Hierbei zu dem Grgebniffe, daß dadurch die Fortentwidlung der 
Weltwirthſchaft nicht in Frage geftellt fei und ſich die Anzeichen ihrer 
Wiederbelebung bereits geltend machten. In feiner ganzen Auffaffung 
deigt Fi Neumann als unbedingter Freihändler, der im Schutzzoll die 
Hemmnifle der Weltwirthichaft erblidt und deßhalb auch ihn als Heil- 
mittel unter der gegenwärtigen kritiſchen Lage verwirit. Ueberall Leuchtet 
der Gedanke durch, daß er die Volkßwirtbichaften dazu verurtheilt an- 
fieht, fich allmählich mit der Entwidlung der Weltwirthſchaft aufzu⸗ 
löſen, um fich in die eine große kosmopolitiſche Wirthichaft als Glieder 
einzufügen, daß alfo fchlielich jener blog die Einzelwirtbfchaften gegen- 
überftehen. 

Die eigentlichen Nachweife über die einzelnen Zweige der Welt- 
wirthfchaft beginnen mit einer Darlegung der „wichtigften Welthandels · 
güter". Bor allen Dingen werben hier die Nahrungsmittel und obenan 
die Getreide und Brotfrüchte behandelt. Es wird gezeigt, ba ber 
Getreivehanbel für fich allein bereits ben zehnten Theil des ganzen 
Welthandel mit einem Jahresumſatz von mehr denn 5 Milliarden 
Mark ausmacht und daß diefer großartig organifirte Handelsverkehr 
„zwiſchen den fruchtbaren Prodbuktionsgebieten im Often und Norden 
don Europa, im Weiten don Nordamerika, in Aegypten, Oftindien, 
Auftralien einerfeit3 und in den dicht bevölferten Inbuftrieftaaten unſeres 
Welttheils einen jo ftetigen Kontakt Hergeftellt habe, daß die Wit 
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terungverhältniffe, welche in einzelnen Jahren Iofal herrſchen, die 
Wißernten, welche einzelne Länder heimfuchen, für den Weltmarkt nicht 
in Betracht fämen“. „Der Ausgleich zwifchen den entfernteften Thei - 
ten der Erde” — fagt der Verjafer — „ift ein vollftändiger; die Un- 
gunft der Ratur wird dadurch überwunden und wenn jelbft eine ganze 
Stantengruppe völlig auf Zufußren von einer anderen angewiejen wäre, 
fo werden folche Keiftungen heutzutage ohne erhebliche Anftrengungen, 
ohne beträchtliche Opfer durchgeführt. Sogar bie totale oder theilweiſe 
Wißernte, welche im Jahre 1873 gleichzeitig mit den übrigen Erſchüt - 
terungen bed Wirthſchaftsiebens die größten Getreideprodugenten Europa's: 
Rußland, die unteren Donauländer, Defterrei-Ungarn, Deutichland 
md Frankreich zugleich heimgeſucht hatte, ging ohne erhebliche Folgen 
vorüber, da die gleichzeitigen ergiebigen Weizenernten Nordamerika's 
fh dem Mangel abhaljen.“ Die „Ueberfichten” betrachten alsdann 
die einzelnen Getreide-Import- und -Erportländer, beziffern bie Pro- 
daftion, die Aus“ bezw. Einfuhr und geben darauf einen allgemeinen 
Ueberblid, dem Folgendes zu entnehmen if. Es beziffert fich die Ge- 
treideproduftion der neueften Zeit in Millionen Hektoliter: 


in anderen 


in Europa eittpeiten Zuſammen 
Bein md Ep . . . .. 436,0 276,9 7129 
Men 480,5 99 440,4 
.... 2126 49,5 262,1 
ale ernennen ms 165,7 695,3 
— 115,6 298 5954 
Buhweigen, Hirfe u. and. Getzeibe 105,0 167 1217 


Unter den europäifchen Staaten fehlen Hierbei die eigentliche Türkei 
md die Niederlande; von den außereuropäifchen find berüdfichtigt: die 
Sereinigten Staaten, daß britifche Oftindien, Kanada, Auftralien, 
Aegypten, Chile, Algier und Japan. Der Werth der Umfäge in diefen 
Mndern erreichte inögefammt 5841,7 Millionen Mark, wovon 2999,7 
auf die Einfuhr und 2842 Millionen auf die Ausfuhr entfielen. 

Zum erften Male find im vorliegenden Jahrgange auch bie Kar- 
tofeln in Unterfuchung gezogen. Für die Länder, auf die fich die 
Gmittelung erfixedt, find 860,33 Millionen Heltoliter gewonnene 
Rartoffeln und ein Werth ber Umfäge im Außenhandel von 102,63 
Rillionen Mark berechnet worden. 

Befondere Aufmerkjamkeit ift dem bedeutungsvollen Abfchnitte des 
Viehſtandes und der Fleiſchverſorgung gewidmet worden. Der euro 
dãiſche Viehſtand betrug darnach in ben beobachteten Ländern (mit 
294 Millionen Einwohnern): 

abfolut auf 1000 Einw. 
an 
Winden  Shafen Schweinen Rindern Schafen Schweinen 
im}. 1828—18932 70569000 164216000 42398000 328 764 197 
m nenefter Seit 88369000 190833000 43422000 810 682 156 
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Es ift alfo in relativer Beziehung ein Rüdgang zu Eonftatiren. Der 
Viehhandel in den wichtigften europäifchen Staaten wird für 1877 an- 
gegeben auf eine: 
Einfuhr in den Ausfuhr aus dem 
an freien Verkehr 
Rinden . . . 1291495 1254311 
ae und Biegen 3690814 2980 543 

Schweinen. . 2689790 2493520 
In Bezug auf den aufßereuropäifchen Viehhandel ift Nordamerika mit 
feinem großen Viehſtapel, feinen billigen Produktionskoſten, feinem in 
technifcher Beziehung außerordentlich außgebilbeten Verfahren bes Schlach- 
ten® und bed Transportes frifchen wie konſervirten Fleiſches vorzugs- 
weife in's Auge gefaßt. Der Werth feiner Ausfuhr an Fleiſch und 
lebenden Thieren ift für 1878/79 zu 80697000 Dollard angegeben 
worden. Für den gefammten internationalen Vieh- und Fleiſchhandel 
ergibt fich für 1877 ein Werth in Taufend Mark der: 

Einfuhr in den Ausfuhr aus bem 
freien Bertehr, 


benbed Flei hend ie 
Bi u onfee. fan "Wien u Aonlen. falten 


Enropãiſche Staaten 643 862 u 111 964973 552238 67756 619994 
Außereurop. Staaten — 9152 9152 38869 313452 352301 
Zufammen . . 643862 330263 974125 591107 381188 972295 


Auf Grund diefer Thatfachen Führt Neumann nun aus, daß das 
Defizit von 345 Millionen Mark, das der europäifche Vieh- und Fleiſch- 
handel 1877 Hatte, durch eine Einfuhr von 343 Millionen Mark ge 
det wurde; daß, weil die Einfuhr von Iebendem Vieh um 52 Mil- 
lionen Mark Höher ala die Ausfuhr ift, eine Umgeftaltung in Fleiſch- 
produkte als Erſatz dieſer Differenz erfolgt fein mußte, was daraus 
erhellt, daß in der That ber Werth aller Ausfuhren von Fleiſch um 
faft den nämlichen Betrag, um 51 Millionen Mark Höher ericheint als 
der der entſprechenden Einfuhr. „Die Differenz von 1,3 Millionen 
Mark (zwifchen dem europäifchen Ausfall und ber fremden Einfuhr) 
erklärt fich zur Genüige aus den Transportkoſten.“ 

Bon fonftigen Genußmitteln wird Auffhluß gegeben über ben 
Zuder — wovon 1878/79 die Gewinnung des Rohrzuder auf 
39618940 Zoll-Gentner, die von Rübenzuder auf 31150000 Zoll- 
Gentner, der Verbrauch auf ben Kopf eines Einwohner in Groß- 
britannien und Irland auf 29,44, in Deutichland auf 5,65, in Frank« 
reich auf 7,3 und in den Dereinigten Staaten auf 16,29 Kilogramın 
geihägt worden — über den Kaffee, deſſen Ausfuhr auß den Haupt- 
Produltionzgebieten zu 9994000 Zoll-Gentner angenommen wird, über 
den Thee, über den Tabak. Bezüglich de Iehteren find die neueften 
außereuropäifchen Erporte zu 207285867 Kilogramm Rohtabat im 
Werthe von 227133600 Mark, die europäifche Kultur zu 189388 793 
Kilogramm veranſchlagt worden. 

Die nunmehr folgenden „Robftoffe für die Weltinduftrieen und ben 
Maſſenverbrauch“ beziehen fi auf Kohle, Eifen, Baummolle, Wolle, 
Seide und andere Tertilftoffe. Die Kohlenausbeute, die 1860 noch im 
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Ganzen 136 Millionen metrifche Tonnen ausmachte, hatte ſich 1878 
Ion auf 290 Millionen gehoben, doch bringt Neumann diejer wachien- 
den Zunahme gegenüber tröftliche Belege dafür, daß Belorgniffe einer 
demächftigen, Erichöpfung der Läger unhaltbar fein, da namentlich 
Kublond und außereuropäifche Länder noch koloffale Vorräthe beherberg- 
tm Der Koblenverbrauch des Jahres 1877 erreichte in metrijchen 
Zonen (& 2000 Kilogramm): 





in abjolut auf den Kopf d. Bevölt. 
. Großbritannien . . 121306564 ‚36 
Belgien . «10525990 2,0 
Vereinigte Staaten . 49750320 11 
Zeutihland. . . . 47600133 11 
antı “23849605 0,6 
jerreich-Ungarm . 12345041 03 


Der Haldenwerth ber Kohlenausbeute von Großbritannien (942,0), 
Deutſchland (253,0), Belgien (152,9) und Defterreich (64,1) beliej ſich 
1877 auf 1412 Millionen Mark. 

Die Produktion von Roheiſen betrug 1877 in ben bebeutendften 
Giienländern 13 640000 metriihe Tonnen; die von Baumwolle ift zu 
3166,5 Millionen Pfund, der gefammte approrimative Baumwoll- 
fonfum zu 4205,38 Millionen Pfund oder auf 2,98 Piund auf den 
Ropf der Bevölkerung geſchätzt. Die Erzeugung don Wolle wird in 
Europa annähernd zu 807,3, außerhalb defielben zu 821,9 Millionen 
Fund veranfchlagt; der Wollhandel der mwichtigiten Länder Europa’s 
begiffert fich für 1878 mit einer Einfuhr zum Verbrauche von 967,8 
md zu einer Ausfuhr aus dem freien Verkehr zu 375,8 Millionen Zoll« 
Fund. Im gleichen Jahre wurden in Europa 3403000 und in den 
anderen Welttheilen 5 714000, im Ganzen aljo 9117000 Kilogramm 
Rohfeide erzeugt, wovon China und Stalien unbedingt den größten 
Antheil Hatten. Der europäifche Seidenverbraucd erforderte damals 
4548701 Kilogramm. Bon den übrigen Zertilftoffen fei hier nur noch 
die Jute, eine befonder® in Bengalen und Oftindien fultivirte Fafer- 
dflange. welche erſt neuerdings fih auf dem Weltmarkte eingebürgert 
hat, hervorgehoben. Während 1828 nicht mehr als 364 Gentner aus 
Offindien ausgeführt wurden, belief fich diefer Export 1878 79 bereits 
auf 6021382 englifche Gentner, im Werthe von 38004263 Rupien. 

Den Welthandelögütern find nun in einem weiteren Abjchnitte 
‚die Umlaufßmittel in der Weltwirthſchaft“ gegenübergeftelit "und ift 
hier zunächft „die Statiftit der Edelmetalle und die Währungsfrage“ 
in Betracht gezogen. Es wird Bier ein jehr gebrängter Abriß der Ent- 
widlung der G&delmetall-Produftion im Ganzen ſowie der einzelnen in 
Frage fommenden Länder gegeben. Da wir Hier allgemeiner befannte 
Ipatfachen, auf die ung neuerdings die trefflichen, Grund legenden 
Unterfuhungen Soetbeer's wieder hingewieſen, vorgeführt erhalten, kann 
auf weitere Andeutungen verzichtet werben, ebenfo Hinfichtlich der Mit« 
theilungen über die Verwendung der Edelmetalle, insbefondere zu Prä- 
gungewecken und über die Werthrelationen von Gold und Gilber. 
Anfmerffam foll nur gemacht werden auf die interefjanten Angaben 
bezüglich des Abflufſes der edlen Metalle nach dem Orient. 
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An die edlen Umlaufgmittel fchließt fich die Darftellung der auf 
den Kredit begründeten, der Geldfurzogate und Banknoten. In diefer 
Beziehung wird auß dem Zeitraum von 1846 bezw. von 1860 an für 
die 6 Hauptländer (England, Rußland, Deutſchland, Defterreih-Ungarn 
und die Vereinigten Staaten) der Umlauf von metalliich ungededten 

* Geldfurrogaten, der Papiergeld- und Notenumlauf ohne Rüdficht aui 
die Dedungeverhältniffe und ber metallifche Baarihag — ſowie die 
gleichen Momente für die übrigen Länder blos für den Ausgang des 
Jahres 1878 — nachgewieſen. Der ganze ungedeckte Notenumlauf dieſes 
Jahres belief fi den Angaben zufolge auf 6966,6 und ohne Rüdficht 
auf die Dedungsverhältnifie auf 12214,3, endlich der metalliiche Baar- 
Ihag (ohne bie britiſchen Landbanken, aber mit Einſchluß der Bank 
von England) auf 4899,8 Millionen Marl. Wohl mit Grund Hat 
Adolf Wagner, einer der beiten Kenner des Bankweſens, in einer Be- 
ſprechung des erften Jahrganges der „Ueberfichten“ darauf aufmerkſam 
gemacht, daß es unftatthaft jei, wie es Hier geicheen, die ihrer Ber 
deutung nach ſehr verichiedenen Arten ded Notenumlaufes, des Papier- 
gelde8 mit Zwangskurs und der eigentlichen Banknoten zufammen- 
zuwerfen. Schließlich berichten die „Ueberfichten“ in dem in Rede 
ftehenden Abfchnitte noch über den Wechfeltredit und ben Clearing, indem 
fie das Wechielportefeuille ber 7 bebeutendften Zettelbanfen (1878: 
5609 Millionen Mark) und die Umfäße im Glearinghaufe zu London 
(1878/79: 4957 Millionen Pfd. Sterl.) und zu re (1878: 
19922,7 Millionen Do.) feit 1868 bezw. 1869 nachweilen. 

Ein Ternerer Abſchnitt beichäitigt fi mit den Verkehrsmitteln. 
Derſelbe gewährt zuvörberft ein anziehendes Bild der Entwidlung des 
Eifenbahnneges, zeigt hierbei namentlich die Anftrengungen, welde in 
den halbkultivirten Ländern zur Anlage von Schienenfträngen gemacht 
find und weift ebenfall® auf die großartigen Bauunternefmungen ber 
Neuzeit bin, die die größten techniſchen Schwierigkeiten mittels kolofſaler 
Durchbohrungen überwunden haben. Wir erfahren, daß fich das Eijen- 
bahnnetz der Erde von 106886 Kilometer im Jahre 1860 auf 334323 
’ Kilometer im Jahre 1878 gehoben Hat. Faſt bie Hälfte entfallen Hier= 
don gegenwärtig mit 158484 Kilometer auf Europa, da® 1845 erit 
9162 Kilometer beſaß. Nahezu eben fo belangreich ift das Netz des er⸗ 
heblich größeren Amerika's, nämlich 152 644 Kilometer, von dem wieberum 
der weitaus größte Theil die Zläche der Vereinigten Staaten mit 
181682 Kilometer bededt. Afien Hat erſt 14279, Auftralien 5590 und 
endlich Afrika an feinen Küften 3326 Kilometer Eifenbahnen. Die Anlage- 
koſten fänmtlicher Bahnftreden der Welt nach dem Stande von 1878 
THägt Neumann auf 74600 Millionen Marl. 

In Bezug auf den Waſſerverkehr beichränten fich die „Ueberfichten“ 
auf den Nachweis der europäifchen Handeläflotte, die ſich aus 80106 
Fahrzeugen mit 15692 762 Tonnengehalt ftellt, darunter 8836 Dampj- 
ſchiffe mit einem Gehalt von 3550131 Tonnen. Dabei wird die Ab- 
nahme der Fahrzeuge und die Zunahme der Tragfähigkeit, insbeſondere 
au der Einfluß der Dampiflotte auf diefe Umbildung, gebührend er- 
fichtlich gemacht. Im Uebrigen wird noch fpeziell der Verkehr auf dem 
Suezlanal veranſchaulicht. 
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Reichlicher flofien dem Heraußgeber die Duellen in Anfehung 
des Telegraphenverkehrs, deſſen innere und äußere Entwidlung in 
ſcharjen Zügen gekennzeichnet wird. Das Hauptergebnik für Europa ift: 


Länge in Kilometer Anzahl ber 

Linien Drähte Stationen Depefchen 
1860 126140 293832 3502 8917938 
1818 385000 1071000 31000 76 000. 000 


Gegenwärtig befteht das ganze Telegraphenneß der Erde rund aus einer 
nge der Linien von 715600 und der Drähte von 1730800 Kilom., 
aus 44200 Stationen mit einer Depejchenbejörberung don 110 200.000 
Zelegrammen. Hieran haben Antheil von den fremden Weltiheilen: 


Lange in Kilometer Anzahl der 
Linien Drähte Stationen Depeichen 
Imerita 217 000 450400 10500 25 250000 
Anm 60300 126500 1500 3400. 000 
Auftzalien 838200 59600 350 4250 000 
Arita 15100 233700 300 1300000 


In Bezug auf das Poftwweien werden die Grundzüge des Welt- 
»ofivertrageß und die BetriebBergebnifie des Weltpoftverkehres für 1878 
mitgeteilt. In Summa wurden darnach in Millionen aufgeliefert : 


Briefe u. Drudi.u. Zeitungs⸗ Zus —— 


in Karten Waarenprob. nummern ſammen Briefe u. Karten 
Europa 3260,0 7170 1308 5285,0 10,40 
Aura 11950 485 _ 12435 14,10 
£.| 1510 18,5 _ 169,5 0,20 
Leſtralien 45,0 300 — 75,0 9,00 
Arita 28 08 I 34 0. 
Iufammen 4653,6 814,8 1308 38 15 


Den Beichluß der Arbeit bildet ein Abſchnitt über den Welt- 
handel. der jedoch nur für die wichtigften Staaten den Werth des ge- 
Ammten Außenhandeld berechnet und deſſen Entwidlung darthun will 
and außerdem bie Gin- und Ausfuhr be Jahres 1878 ala Beleg für 
den gegenwärtigen Stand bed Welthandel beibringt. Diejem lehteren 
wiolge wird in Millionen Mark beziffert: 


von Einfuhr Ausfuhr Außenhandel 
Europa 227148 17872,7 40 587,0 
Amerila 3870,3 5188,0 9006,3 
Afıen 2039,1 2583,5 4622,6 
Auftralien 988,9 9274 1916,2 
Afrita 560,0 668,0 1228,0 


Temnach würde für die ganze Exde der Einfuhrwerth fi auf 30172,6, 
der der Ausfuhr auf 27187,6 und endlich der des gefammten Außen- 
handels auf 57360,2 Millionen Dart belaufen. Der Berfaffer ver- 
Idweigt diefen Zahlen gegenüber nicht, daß Hierbei ein und dieſelbe 
Boare mindeftens zweimal, nämlich einmal ala Ausfuhr und einmal 
ala Einfuhr, angefept ift und werden mußte, daß deßhalb in Wahrheit 


x 
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der Werth des Außenhandels auf mehr ala die Hälfte der obigen Be- 
träge berabfintt. 

» Diejes ift in der Hauptſache der Juhalt der mit auferordentlichem 
Fleiße zufammengetragenen Arbeit, deren Verdienſte um die Einficht 
in die Gejtaltung des Weltverkehrs nicht gering anzufchlagen find. Bei 
dem umverfenubaren Bedürfniffe, über dieſes hochwichtige Gebiet fort - 
laufend unterrichtet zu werden, darf der Verjaller fich einer dankbaren 
Aufnahme feiner „Weberfichten” verfichert Halten. Zu wunſchen bleibt 
nur, daß die Unterlagen, auf die er fi zu ftüßen Hat, fi mehr und 
mehr vervolltounmnen, damit bie Schägungen immer geringer und durch 
exakte Ermittelungen immer mehr verdrängt werden. Noch erwähnt 
fei übrigens, daß der Publikation .ein umfafjender Literaturnachweis an« 
gehängt iſt. — 

Nur theilweife in die Klaſſe der Sammelwerke gehört die letzte ber 
angezeigten Schriften, die deutſche durch H. von Scheel abgefaßte Ausgabe 
des Blod’jhen „Handbuch der Statiſtik“, oder wie ed im Original 
beißt des „Trait6 thöorique et pratique de Statistique‘‘ — theilweiſe 
nur deßhalb, weil es feinem größeren Umfange ein Lehrbuch bildet, 
welches Entwidelung, Aufgabe, Methode und praktiſche Geftaltung ber 
Statiftit darjtellt und nur im Anſchiuſſe hieran die Ergebnifje gewiſſer 
begrenzter Gebiete der ftatiftichen Erhebung zufammenträgt. Die deutiche 
Ausgabe ift indefien keineswegs bloß eine einfache Weberjegung; nur in 
den beiden erften Abfchnitten, welche die Geſchichte und die Theorie 
behandeln, fchließt fie fich in der Hauptſache dem Originale an; im 
dritten Abfchnitte Aber „die Prazis der Statiſtik“ entfernt Scheel fich 
dagegen bereitö mehr von bemjelben, um die einheimifchen Einrichtungen 
ftärfer in den Vordergrund zu ftellen und den lehztern, in welchem 
Block die ftatiftiichen Hauptergebniffe der verſchiedenen Forſchungsgebiete 
zur Anſchauung bringt, hat er zu einem Abriffe der Statiltit des Deut- 
ſchen Reiches umgeftaltet. Ueber dieſes Werk Hat der Referent ſchon 
an einer anderen Stelle (Litterarifches Gentralblatt, 1879, Nr. 51) 
türzlich ausfügrlich berichtet und kann er daher nur im Weſentlichen 
auf das dort Gejagte zurüdgreifen. 

Bon der Blochſchen Arbeit ift anzuertennen, baß fie neben ber den 
Franzofen eigenthümlichen jeffelnden, Elaren Darftellungsweife eine voll- 
ftändige Beherrſchung des Stoffeß, namentlich umfaſſende Bewanderung 
in der franzöfiichen und außländijchen Literatur zu erfennen gibt. Ganz 
beſonders macht ſich die Belejenheit des Verfaſſers in dem biftorifchen 
Theile bemerkbar, in weldem er, von einigen Vorläufern abgejehen, 
mit den beutjchen Gelehrten des fiebenzehnten Jahrhunderts anhebt. 
Im Anfchluß an diefe afademifchen Statiftifer zeichnet Block ſodann 
die Entwidlung der Statiftit durch die ftatiftiihen Bureaur, deren 
allgemeine Aufgaben und Leiftungen kurz berührt werden — und weiter 
die der internationalen Kongreſſe. Indem er uns mit deren Bedeutung 
für die Herftellung vergleichbarer Thatjachen wie mit den bisherigen 
Arbeiten derjelben, ihren vielfach Grund legenden Beſchlüſſen befannt 
macht, verhehlt er un® auch nicht die Abwege, auf welche die Kongrefie 
ſchon frühgeitig gerathen, indem fie ftatt da® Nothwendige und Erreich- 
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bate zu fordern, fich bis in die kleinſten Details verfliegen haben, in 
Anlehung derer bei ber Verichiedenartigfeit der Entwidlung und Ein- 
richtung der einzelnen Länder die Gewinnung einer Vergleichbarkeit 
völlig auögefchloffen ift. Er fpricht e8 geradezu aus, dak „Maß zu 
kalten die auf den Kongrefien oft vernachläffigte Kunft ift“, und wir 
dürfen uns biefes Urtheil3 aus diefem Munde freuen, da das bisherige 
Veriahren der Kongreſſe der Entwidlung der Gtatiftit in den einzelnen 
Staaten mehr geſchadet als genügt hat. 

Im zweiten, theoretiichen Theile merkt man es, daß man es mit 
anem Franzoſen zu thun Hat, der von der Definition der Statiſtik 
nit zu viel Aufhebens macht und feinen Leſern die Rüdficht auf den 
guten Geichmad ſchuldig zu fein glaubt, fie vor einer Blumenlefe und 
einer näheren Würdigung der zahllofen aufgeftellten Erklärungen zu 
bewahren. Mit Rümelin fieht ex die Statiftif theils ala Methode, 
theils als Wifjenjchait an und zwar will fie als letztere — wie e8 auch 
die Göttinger Richtung annahm — „die politifche, ölonomifche und 
jeziale Lage rined Volkes oder, allgemeiner gefprochen, einer Bevölle- 
rungägruppe darſtellen“. Nachdem Blod den „Umfang der Statiftit” 
zu begrenzen ſich bemüht, die Methode — das Beobachtungsverfahren 
und die Mittel berjelben — dargelegt hat, wendet er fich zu dem viel - 
beregten Kapitel von den flatiftiichen Gefeen, in welchem die fragen 
von ber „Regelmäßigfeit in den menfchlichen Handlungen”, das „Geſetz 
der großen Zahl und der mittlere Menſch“ und „bie ftatiftiichen Ger 
iche und die Willenäfreiheit" näher erörtert werden. Man gelangt in- 
defien bei diefen Auseinanderfegungen, welche durch lange Citate aus 
den Schriften eines Dustelet, Adolf Wagner, Rimelin unterftäßt 
weden, zu feiner überzeugenden Slarheit; fo faßt 3. B. Blod die 
Lustelet’jche Annahme vom mittleren Menſchen als Webertreibung auf, 
dalt vielmehr die beobachtete Regelmäßigfeit gewiſſer Erfcheinungen nicht 
ald Beleg gegen dad Borhandenfein der menfchlichen Freiheit, ift aber 
dabei fo zaghaft und windet fi durch das Für und Wider fo fünft- 
lich hindurch, daB man zu feinem rechten abjchließenden Urtheile gelangt. 
Veinimmen muß man aber dem Berfaffer in feiner Annahme, daß diefe 
gange, namentlich in Deutſchland mit Vorliebe behandelte Streitirage mit 
allzu großem Aufwande an Dialektit geführt und über ihre Bedeutung 
hinaus fünftlich aufgebaufcht fei. Aehnlichen Unbeftimmiheiten, wie 
die eben erwähnten, begegnet man auch in dem folgenden Abfchnitte 
don den „Grenzen der Statiftif“. So erlangt man hier keine ſchlagende 
Antwort auf die Frage nach den Beziehungen der Statiſtik zu anderen 
Wiſſenſchaften, man muß fich mit der Erklärung begnügen, daß jene 
jur Rationalöfonomie in einem engeren Berhältnifie ftehe, daß dieſe 
beiden Wiſſenſchaften fich ergänzten. Dahingegen gewährt der mit 
Ahtliher Vorliebe und einer größeren Ausiührlichkeit abgefaßte Ab- 
ichnitt über „die Sterbetafeln und die mittlere Lebensdauer“ eine deut» 
liche, abgerundete Darftellung der hiſtoriſchen Entwidlung diefer Tafeln 
ven Halley an bis auf bie neueften Beſtrebungen zu ihrer DVervoll« 
lommnung durch den deutſchen Reichaftatiltiter Dr. Beder hin. Neben 
einer präzifen Schilderung und Würdigung ihrer Einrichtung unterläßt 





222 ®. Kollmann. [222 


Block nicht, aus zehn Ländern in jüngfter Zeit von zehn verſchiede- 
nen Bearbeitern und nach verſchiedenen Methoden berechneten Leber 
lebenstafeln für jedes ber beiden Geichlechter mitzutheilen. Bei ber 
großen wiſſenſchaftlichen Bedeutung der Gterbetafeln, bei den zahl- 
reihen Verſuchen, fie mehr und mehr auszubilden, verleiht die ver— 
Hältnigmäßig eingehende Berüdfichtigung dieſer fchwierigen Materie dem 
Buche, namentlich als Leitfaden für Studirende, einen befonderen Werth. 

Am glüdlichiten hat der franzöfifche Verfaſſer jedenfalls feine Aufe 
gabe im dritten Theile, in welchem er „bie Praxis der Statiſtik“ bor- 
führt, gelöft. Hier kommt aber, wie ſchon oben angedeutet, insbeſondere 
ſoweit es eine nähere Charakterifirung unferer heimifchen Berhältnifie 
angeht, auch mandes auf Rechnung des deutſchen Ueberſetzers. Die 
Arbeit verbreitet fich in diefem Theile über die Organifation der ftatifti« 
ſchen Bureauz im Allgemeinen, wie fpeziell über die in einer Reihe 
größerer Staaten, über die neben den ftaatlichen hergehenden Einrich- 
tungen ber Kommunen und Privaten wie über die Materialbefchaf- 
fung durch anderweite Organe im Intereſſe der Landesſtatiſtik — ferner 
über die ftatiftifchen Aufnahmen, die Art der Befragung und die Gegen- 
ftände der Ermittelung, über die Behandlung bes Urmaterial®, feine 
wiffenfchaftlicde Ausnügung wie über die Darftellungsweife und Ver— 
öffentlicgung der Ergebniffe in Text, Tabellen und graphiichen Tafeln, 
endlich auch noch über die Koften der Statiftil. Man gewinnt alfo 
ein vollftändiges Bild des ganzen Progefieß, der fih von der Erhebung 
bis zur fchließlichen Sertigftellung, Drudlegung und Herausgabe der 
gewonnenen Thatjahe abipielt. Daß dabei den Volkszählungen, als 
den wichtigften, auffafendften und verbreitetfien Aufnahmen ein eigener 
größerer Abjchnitt gewidmet wird, daß die Hauptländer nach der Ge— 
ftaltung ihres Zählungsweſens genauer in's Auge gefaßt, daß alle 
Einzelheiten, wie Anwendung von Liſten oder Individualkarten, ber 
ſoldete oder unbeſoldete Zähler, Selbfteintragung, Kontrolverfahren u. ſ. w. 
in Betracht gezogen werben, liegt nahe. Die ſehr gefällige und ſach— 
tundige Zeichnung aller diefer Gegenftände wird vielfach durch eine 
gründliche Abwägung des Werthes ber gefchilderten Erfcheinungen unter- 
fügt. Anläßlich feiner Betrachtungen über die Daritellungsmittel der 
Statiftit zeigt ſich Block ala kein Verehrer der häufig jehr fünftlichen 
graphifchen Karten, denen man neuerdings nur allzuoft begegnet. 
Gegen jchnell faßbare Zeichnungen, wie die einfachen Kurven und 
Kartogramme, hat er nichts einzuwenden, fieht fie vielmehr als ein ge- 
eigneted Mittel an, fi mit einem Blid über den Inhalt einer fta- 
tißifchen Ermittelung zu orientiven. „Sobald man aber” — fährt er 
dann fort — „irgendwie komplizirte Thatſachen barftellen will, jo wird 
in der Regel eine gut arrangirte Tabelle daſſelbe oder mehr leiten 
als die Flächendiagramme und man darf vielleicht fagen, daß mehr 
unzwedmäßige ald zwedmäßige Anwendungen diefer Methode beftehen, 
möge man nun mit Rechteden, Dreieden, Kreifen oder fonftigen Figuren 
fpielen.“ Wer fi die Mühe genommen Hat, bie graphiichen Beilagen 
unferer modernen ftatiftifchen Publikationen aufmerffam zu muftern, 
wird diefem Urteile nur beiftimmen konnen. 
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In feinen Ergänzungen zu der Block'ſchen Arbeit, ſoweit fie die 
Drganifation der Statiftit betrifft, bringt Scheel auch bie frage ber 
Rtiliichen Eentrallommiffionen zur Sprache, gelangt hierbei indefien zu 
einer wohl nicht allgemein getheilten Auffafjung. Diele, zuerſt ber 
tunntlidh in Belgien in's Leben gerufenen und bort trefflich eingerich- 
teten Körperfchaften, welche neben einem oder wenigen Fachſtatiſtikern 
as einer Anzahl von Vertretern ber oberften Berwaltungsbehörden 
und auderweiter Intereſſenkreiſe beftehen, follen zur Vermittelung ber 
verfhiedenen Bebürfniffe und zur Aufftellung von Vorjchlägen für ihre 
rriedigung durch Aufnahme dienen. Mögen fie num auch hier und 
da diejen Aufgaben erfolgreich entiprochen und der Ausbildung der 
Statiftit fich nüßlich erwielen Haben, fo bemerkt doch Scheel mit 
Rt, daß fie im Allgemeinen eher als ein Hemmniß denn ala För⸗ 
denmgämittel der Statiftif anzufehen jeien. Schon ihre Zufammen- 
fehung, der zufolge die eigentlichen Statiftiter durchaus in der Minber- 
keit fih befänden, mache eine gedeihliche Wirkfamkeit unmöglih. Nur 
m leicht wird der amtliche Statiftifer die Erfahrung machen, daß ihm 
in ſolchen zur Borberathung von Erhebungen niedergefegten Kom- 
ziffionen entweder und dieß meift von ben Männern der Verwaltung 
fühle Referve oder und zwar beſonders von den bei den Erhebungen 
intereffirten Fachleuten ungemefjene Anfprüche entgegentreten, welche 
deide Strömungen, nur nach entgegengejeßter Richtung hin, die Sache, 
m die es fich Handelt, Häufig genug zu beeinträchtigen angethan find. 
ẽo wenig auch die Scheel’fche Anficht bislang in der Literatur getheilt 
it, fo muß man doch nach Allem feinen Standpunkt ala wohlbegrün- 
deten anerkennen und ihm auch darin beiftimmen, was er fpeziell von 
der preußiſchen Einrichtung fagt. „Wo, wie in Preußen, die Gentral- 
immiffion nur den Charakter eines wiſſenſchaftlichen Beiraths der 
fokfifchen Bureaur hat — man hat dort in die Kommilfion auch 
dom Parlament gewählte Mitglieder aufgenommen — ift biefelbe wohl 
geeignet, dad Anjehen der Statiftit zu erhöhen und dem eigentlichen 
Leiet der Statiftik bier und da ala Dedungsmittel zu dienen; wie fie 
dem Bureau aber andere Dienfte leiften foll ala ſolche, die e& ſich auf 
weniger ſchwerfälligem Wege verichaffen fönnte, wenn fie nicht gar 
fine Ation hemmt, ift nicht einzufehen.” 

Beniger Anſpruch auf Beipflichtung ala Hier hat Scheel aber 
i feiner Forderung, die Heranbildung junger Statiftifer allein in die 
fatififhen Bureauz zu verlegen, dieß allerdings nad) zuvor abjolvirten 
volswirthichaftlichen und juriftifchen Univerfitätsſtudien. Die Noth - 
dendigleit flatiftifcher Profeffuren an den Afademieen will er dagegen 
aidt gelten laffen, da fie doch feine fertigen Statiſtiker zu erziehen im 

ferien. Wird nun auch zu feiner vollen und namentlich praf- 
tichen Ausbildung der angehende Statiftiter der Thätigfeit an einem 
tatififichen Bureau nicht entbehren können, fo folgt daraus nicht, 
worum ihm nicht, wie in anderen Gebieten, in welchen neben ber 
Unterweifung in theoretifchen Kenntniffen auch die in der Technik er- 
teilt wird, auf der Univerfität die Lehren ber Statiſtik borgetragen 
werden follen und er mit der wifjenfchaftlichen Verwertung des Ma- 
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terials vertraut gemacht werden kann. Und die Ausbildung nach der 
grundlegenden wiſſenſchaftlichen Seite Hin ſteht auf Anftalten, welche 
don vornherein die Wifienfchaften zu pflegen haben, weit eher zu er- 
warten als auf folchen, deren nächfte Aufgabe der praktifche Dienft ift 
und die daher auch leicht die techniſche Geite mehr in den Vorder 
grund ftellen dürften. Anleitung zur Ausbildung in der Technik, wenn 
ſchon nur in enggemefjenem Rahmen, vermögen ja auch die mit den 
Univerfitäten verbundenen ftatiftifchen Seminare zu geben, und bie 
“Erfolge, welche in diefer Beziehung auf den Bildungaftätten in Jena, 
Halle, Straßburg u. ſ. w. erzielt find, liefern für die Annahme der 
eberflüffigteit ftatiftifcher Profeffuren gerade feine Stüße. 

63 erübrigt num noch de vierten und letzten Theiles, der „bie 
Ergebniffe der Statiſtik“ zufammenftellt und zwar in aller Kürze zu 
gedenten, ba er fich feinem Inhalte nach im Wefentlichen mit den 
oben beiprochenen beiden Arbeiten, mit dem Jahrbuche des Laiferlichen 
ftatiftifchen Amtes und dem Neefe'ſchen Almanache dedt. Denn mwäh- 
rend Blod in erſter Linie auf Frankreich Rüdfiht nimmt, Hat Scheel 
in der Hauptfache ein Handbuch der Statiftit des Deutichen Reiches 
daraus gemacht, in welchem Stand und Bewegung ber Bevölkerung, 
und zwar erfterer nach Geſchlecht, Alter, Nationalität, Religion, Be— 
zuf, weiter Bodenanbau, Ernten, Biehitand, Induſtrie und Bergbau, 
Verkehrsmittel, Warren-Ein- und - Ausfuhr, Finanzen, Geldweien, 
Zettelbanfweien, Verſicherungsweſen und Genoſſenſchaften — alſo un- 
geiähr die nämlihen Momente, die auch die dorgenannten Beröffent- 
lichungen berüdficgtigen — behandelt werben. Kommt es aber den 
anderen beiden Werken ausſchließlich oder beinahe ausſchließlich auf 
tabellarifche Nachweife an, hat Scheel daB Material in eine aufer- 
ordentlich Klare und leicht verftändliche Textdarſtellung verwoben. Er 
ſucht überall das Verſtändniß der beobachteten Ericheinungen dadurch 
zu begründen, daß er den Maßſtab zu ihrer Beurtheilung beibringt 
und die für Deutichland gefundenen Ergebniffe abzuwägen, indem er 
fie, ſoweit Unterlagen au Gebote ftehen, mit den entiprechenden That» 
fachen anderer Länder zufammenhält. Es Liegt ihm daher auch gar 
nicht überall daran, die abfoluten Größen beizubringen; während er 
bezüglich diefer auf die Quellen verweift, genügt es ihm häufig, die 
Geftaltung der Dinge und insbefondere die Verteilung der Erfcheinungen 
auf einzelne Abichnitte des Reiche® durch Angabe der Verhältnißziffern 
erfichtlich zu machen. 

Hat Scheel ſich durch feine Ueberſetzung und theilweiſe Ueber- 
arbeitung des Blod’jchen Werkes ein unzweifelhajtes Verdienſt erworben 
und namentlih um die deutſche akademische Jugend, indem er dem 
längft fühlbaren Verlangen nad; einem brauchbaren Leitfaden für das 
Studium entſprochen, fo gebührt Block die Anerkennung, eine im 
Großen und Ganzen tüchtige und beachtenswerthe Leiftung geſchaffen 
und der Verbreitung ftatiftifchen Wiſſens damit eine wejentlihe Hör- 
derung gewährt zu haben. 
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Ueber ein halbes Hunderttaufenb (50422) deuticher Auswanderer 
haben im erften Halbjahre 1880 über deutfche Häfen und Antwerpen 
bes Deutiche Reich verlaffen, mehr als doppelt fo viel ala im ganzen 
Jahre 1878, nicht ſehr viel weniger als in dem gleichen Beitraume ber 
legten Zahre mit flarler Auswanderung, 1872 und 1873. Den Nach- 
richten von der Verbeſſerung der wirthichaftlichen Lage der Vereinigten 
Gtoaten von Amerifa — denn dieſen wendet fich ftetig der Hauptſtrom 
3, 49003 von der oben genannten Zahl — ift auf dem Fuße dieſe 
ungeheure Zunahme ber Auswanderung gefolgt. Während 1877 in 
den deutſchen Häfen (Bremen, Hamburg, Stettin), in Antwerpen und 
in Havre nur 22 903 deutfche Auswanderer regiftrirt wugden, fie biefe 

Iahrbud V. 1, beig. v. Gäwmoller. 
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Zahl 1878 auf 25616, 1379 auf 43183 *) und wird im laufenden 
Jahre 80000 gewiß überjchreiten. 

Wenn dieſe Zahlen auch nicht ganz genau find, da fie namentlich 
die Auswanderung über England und Holland nicht umfaflen, jo wer- 
den fie doch ein ziemlich richtige Bild von den Anjchwellen des Aus- 
wanderungsſtromes geben. 

Naturgemäß wird in einem folchen Moment der Blick fich zurüd- 
wenden auf die frühere Entwidlung ber deutſchen Emigration. Aller- 
dings ift es nicht möglich, ganz genaue Daten zu geben, namentlich 
für die ältere Zeit ift das Material recht unvollftändig Mit um fo 
größerem Dante ift eine außerordentlich forgiältige Zufammenftellung 
zu begrüßen, welche Landrath T. Bödiker für den Preußifchen Staat 
auf Grund amtlicher Quellen gemacht Hat: Die Preußifche Auswan- 
derung und Ginwanderung jeit dem Jahre 1844.**) Bddiker benußt 
die Erhebungen, welche in Preußen gemacht find, zur Grmittelung 
der Zahl der Auswanderer; fie beruhen auf der Zahl der geſetzlich 
vorgeichriebenen Geſuche um Entlaffung aus dem Staatöverbande. 
Diefe Erhebungen fanden ftatt jeit dem 1. Oltober 1844. Seit 1855 
hat man auch die ohne Entlafjungsurfunde Ausgewanderten namentlich 
im Interefſe der Militärpflict zu ermitteln gefucht, was für die un« 
gelähte Vollftändigteit der Erhebungen um fo nöthiger war, als eineg- 
tHeild "ein großer Theil ber Außwanberer auß jolchen befteht, welche 
duch Heimliche Entfernung der Erfüllung der Wehrpflicht fich entziehen 
wollen, anberntheils die Zahl der one Entlafjungsurtunden Ausgeivan- 
derten im Berhältniß zur Zahl der mit ſolchen Ausgewanderten ftetig 
zunimmt (1862/71: 31,9 %,, 1872/77: 64 %, der Außgewanberten). 
Es liegt auf der Hand, daß auch die jo gewonnenen Zahlen noch Hinter 
der jaftifchen Auswanderung zurüdbleiben, doch dürfen wir Böbiler zu- 
geben, daß fie immerhin wohl geeignet jeien, ein minber oder mehr 
torreftes Bild in verjüngtem Maßftabe zu Liefern. 

Die von Bodiker angeführten Zahlen betragen von 1844/45 —1877 

443 703 auß ben lichen Provinzen, 

235 910 aus ben a eg "aen 

141420 aus ben neuerworbenen (in dieſen nur für bie 3. 1867—77), 
aus dem ganzen Staate alfo 821033, wobei noch zu beachten ift, daß 
feit 1870 die nach anderen deutſchen Staaten Berzogenen nicht mehr 
als Auswanderer gerechnet worden find. 

Betrachtet man die einzelnen Provinzen, jo ergibt ſich die be= 
merlenswerthe Thatjache, daß die Fluth der Auswanderung ſich ziem- 
lich regelmäßig vom Weiten nach dem Oſten bewegt hat, daß fie in 


e Re Monatsfefte zur Statiſtit des Deutfchen Reiche für 1880, Marzbeft, 

uni he 

**) Bon bemielben Vetfaffer ift der Yuflag in ber Zeitfehrift des L. preuß. 
ftatift. Bureaus 1873: Die In I tet rung I ed Staates. 
Bon älteren Werten feien bie fanzöflichen von Legoyt, P’&migration europeenne, 
1861, und Duval, bistoire de ’6migration europeenne, 1863, von neueren das 
Wert von Leroy-Beaulien, de la colonisation chez les peuples modernes. 
Paris (1874) erwähnt. 
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den weſtlichen Provinzen Mitte ber fünfziger Jahre, in den nen- 
eworbenen (namentlich) Hannover) Ende der ſechsziger, in den dftlichen 
Aniang der fiebziger Jahre ihren Höhepunkt erreichte. Nach dem ſtarken 
Sinfen 1874—78 fcheint die neuere Zunahme wieder wejentlich aus 
den Öflichen Provinzen zu kommen. Bon den preußiichen Auswan« 
deren nach überjeeifchen Ländern waren 1879 40 %, auß Preußen, 
Pommern und Polen. Dabei ift der Strom um jo ftärker geworden, 
je weiter er nach Often gedrungen ift, alſo die dünner bevölterten Theile 
der Monarchie betroffen hat. 

Biel Lehrreiches enthalten die von Bodiker für die Jahre 1862— 71 
angeftellten eingehenden Unterſuchungen über Gefchlecht, Bamilienftand, 
Alter, Beruf der (mit Entlaffungsurkunden) Ausgewanderten. Es waren 
männlichen Geſchlechts 60 %,, weiblichen 40 9%. Faſt daß gleiche Ber» 
haltniß gibt die deutiche Reichsſtatiſtik für die überjeeifchen Auswanderer, 
1878: 57,8 % männliche, 1879: 60,2 %/,. Beinahe drei Viertel aller 
Berlonen waren Erwachſene (d. 5. über 14 Jahre alt) und von dieſen 
wieder jap zwei Drittel männlichen Geſchlechts. Es find alfo vor 
allem Leute im erwerbsfähigen Alter, welche die Heimath verlaffen, 
nahdem fie daſſelbe auf Koſten derielben erreicht haben und nun das 
ani fie verwandte Kapital vergüten ſollten. Es ift bieß die ſchlimmſte 
Exite der Auswanderung, daß wir alljährlich einen nicht unerheblichen 
Theil der don und aufgezogenen probuftiven Bevölkerung abgeben an 
eine fremde Bollswirtbichait, der nun die von uns Berborgebrachten 
Kräfte zu Gute kommen. Noch deutlicher tritt dieß hervot in einer 
Ueberficht, welche das Märzheit der „Monatähefte für die Gtatiftit des 
Tentfchen Reichs für daB Jahr 1880" ©. 18 f. gibt. Darnach fanden 
von den 1879 über Bremen, Hamburg und Antwerpen. auögewanderten 
Gentihen (33 082) von je 100 

männl. weibl. zufammen 


im Alter von 10-20 Jahren 12,8 78 2 
un 00", 22 20 92 
PA ED Be 88 49 197 
En 1777 pe 64 51 115. 


Tas Ueberwiegen der 20—30 jährigen bei beiden Gejchlechtern zeigt fich 
aoch deutlicher bei einer Bergleihung mit den entiprechenden ülters- 
llaſſen der Bevölkerung, auß ber fich ergibt, daß die Zahl der 20- bis 
Mährigen unter den männlichen Auswanderern mehr als boppelt 
12218 zu 950), unter den weiblichen faft doppelt (1137 zu 605) fo 
groß if, als fie bei verhältnikmäßig gleich ſtarker Vetheiligung der 
fein würde. Welche Schädigung unferer Voilskraft darin 

fiegt, if Mar, namentlich wenn man bedenkt, daß es meift nicht die 

inge find, welche auswandern. 

a8 den Beruf der Auswanderer betrifft, jo ift die Schtwierigleit 

und Unvoflftänbigfeit der Feſtſtellung defielben befannt. Die Unter 
iuchungen Böbiker’s über den Beruf der 1862/71 mit Entlafjungs- 
urfunden Außgewanderten geben bier wohl ein leidlich genaues Bild, 
wenn man auch feine weitgehenden Folgerungen daraus ziehen darf. 
Tarad) gehörten, bei verhältnigmäßiger Vertheilung der Perfonen ohne 
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Beruf oder Berufsangabe (meift Familienangehörige) auf ſammtliche 
Beruföllaffen dem Arbeiterftande an 72,9 %,.*) Berner war der Ader- 
bau mit feinen Nebenzweigen vertreten mit 43,8 %,, Handel, Induftrie 
und Handivert mit 29,7 %,. 

Die von Bödiler gleichfalls eingehend behandelte Einwanderung 
intereffirt uns Hier weniger. Diefelbe betrug für den gleichen Zeitraum 
von 1844/45—1877: 147655 Perfonen. Diefe Zahl fcheint annähernd 
der Menge der nach europäifchen Staaten aus Preußen Außgewanderten 
au entiprechen, fo daß der Ueberſchuß an Auswanberern von 673 378 
Berfonen in der Hauptmaffe fich nach überfeeifchen Ländern gewen- 
det hätte. 

Die gefammte deutſche Auswanderung ift natürlich noch erheblich 
größer ala die preußifche. Bon 1871—79 find durch die Hafenftatiftik 
in Bremen, Hamburg, Stettin, Antwerpen und Havre 516000 deutfche 
Auswanderer nachgewiejen, in Wahrheit ift diefe Zahl noch bedeutender. 
Daß die Mehrzahl dieſer Leute in dem Fräitigften, eıwerbsiähigen Alter 
fteht, haben wir oben geſehen. Ziffermäßig iſt ein folder Verluſt 
ſchwer zu bemefien, ebenfowenig wie das von den Emigranten mit- 
genommene Kapital fi annähernd genau ſchätzen läßt. An Berfuchen 
dazu fehlt es nicht. Die gefammte überjeeiiche Auswanderung Deutich- 
lands jeit 1820 wird auf 3,4— 3,5 Millionen Menſchen geichägt. 
Rechnen wir den Werth eine jeden einjchlieflich des von ihm mit- 
genommenen Kapitals auf 2000 Mark, jo würden wir gegen 7 Mil- 
liarden Mark für die Kolonifirung überfeeifcher Länder aujgewendet 
haben. Alle derartigen Rechnungen find ja willtürlich (andere rechnen 
bis zu 28 Milliarden heraus), aber wenn wir und das wunderbare 
Aufblähen der Union, die Zunahme ihrer Bevölterung, ihres Exports 
dergegenwärtigen, fo ergibt fich jedenfalls, daß wir einen ganz außer- 
ordentlichen Verluſt an Arbeitäfraft und Reichthum zu beffagen haben. 
Bon allen europäifchen Staaten übertrifft una nur Großbritannien in 
diefem traurigen Ruhme. 

Betrachtet man nur dieſe Seite der Erſcheinung, jo ift es begreif- 
lich, daß man, wie Bödiler, fie nur als ein Unglüd anfieht. Das 
Bild wird fich aber verfchieben, wenn wir e8 im Rahmen der Be- 
wegung unferer Bevölferung überhaupt betrachten, wie wir gleich ſehen 
werben. Indem Böbdiler hierüber hinweggeht, gewinnt feine Erörterung 
der Gründe der Auswanderung und der Mittel zu ihrer Belämpfung 
etwas Ginfeitiges. Die Gründe find nach ihm weſentlich politifche und 
wirthſchaftiiche. Erſtere zeigen fi in der ftarten Auswanderung aus 
den 1866 erworbenen Provinzen, namentlich Hannover, in den auf die 
Annerion folgenden Jahren, ſowie in der bekannten Thatfache, welche 
auch die Preußiichen Zahlen wieder beweilen, daß nach jedem Kriege 
die Emigration erheblich zunimmt. Wirthſchaftliche Gründe find ihm 
dor allem bie abnehmende Konkurrenzfähigkeit der eineren Handwerker, 


*) Wohl etwas zu hoch, da gerabe Dienitboten, Fabrikarbeiter, Handwerfö- 
gehülfen das ‚Haupttontingent ber alleinftehenden Perlonen bilden werden, alſo 
nicht in gleichem Maße, wie andere Berufsklafien an ber Summe ber Familien: 
angehörigen participiren. 
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Geundbefiger und Pächter, die befiere Lage der Arbeiter in Amerila 
im Vergieich mit unferen Zuftänden, für die ländlichen Arbeiter unſeres 
Oftens vor allem die Schwierigkeit, Grundeigenthum zu erwerben. Ber 
fördert werbe die Bewegung durch unfere Freizügigkeits - und Paßgeſetz⸗ 
gebung, durchedie Unterftüung, welche die Unionsregierung der Ein» 
wanderung zulommen lofle, durch die Bequemlichkeit der Auswanderung, 
durch gewiſſenloſen Gejchäftsbetrieb der Auswanderungdagenten und das 
Umpejen der Winkelagenten. 

Einen lehrreichen Beitrag zu den Urfachen ber Auswanderung 
gibt bezüglich des flarfen Auswanderer» Kontingent? ber ſchleswig ⸗ 
holſteiniſch · friefifchen Fiſcher und Schiffer, um das beiläufig zu er 
wäßeen, dieſer Tage die Kieler Zeitung. Sie führt diejelben auf 
dad Berdrängtiwerden des Kleinbetriebs in biefen Berufsarten zurä: 
bie Segelfchiffe, die Heinen Schiffe, die Küftenichiffahrt nimmt ab; 
eine immer größere Maſſe des ganzen Standes ift verurtheilt, Zeitlebens 
einen halbtagelöhnerartigen Beruf zu führen. Und dem will fidh ber 
echte Frieſe nicht fügen. ‘Er hat eine Art Haß gegen das Dampfichiff. 

As Mittel zur Belämpfung der Auswanderung, deren Jwedmäßig- 
keit im Gingelnen wir bier nicht erörtern wollen, führt Bödiker an: 
1. Zur Hebung der Induftrie unter anderem Organifation der erforber- 
lichen Unterrichtsanftalten, in den öftlichen Provinzen auch direkte Unter- 
Rügung. 2. Förderung bed Handwerks durch Wiederbelebung ber 
Jumungen. 3. Unterftügung der Landwirthſchaft durch geeignete Zolle 
dolitil, Unterrichts- und Vereinsweſen zc., im Often auch Bewaldung. 
4. Berbefierung der Wohnungsverhältnifie. 5. Erleichterung der An- 
fedelung, namentlich durch Wiedereinführung der Erbpacht u. |. w. 
Rurz ein gauz fozialpolitifche® Programm zur Hebung der allgemeinen 
Bohliahrt. Außerdem wünfcht er firenge polizeiliche Kontrole der Aus - 
worderungsagenten u. bergl. 

Gewiß ift nicht zu leugnen, daß eine Hebung des allgemeinen 
Bohlbehagen® und eine Berbefferung der wirthichaftlichen Lage der zur 
Auswanderung binneigenden Bevölterungsflaffen ein Gegengewicht gegen 
die Auswanderung bildet. Die von Bodiker angeführten Gründe mögen 
Biele, ja die Meiften zur Auswanderung bewegen. Aber find diefe Motive 
der Eingelnen der primäre Grund der Erjcheinung? Wir glauben denfelben 
tiefer fuchen zu müflen, indem wir ben Zujammenhang zwiſchen der 
Auswanderung und der Vollsvermehrung betrachten, ein Bufammenhang, 
aus dem heraus ber Kanzler der Tübinger Univerfität vor zwei Jahren 
feine „Unbehaglichen Zeitbetrachtungen” fchrieb, wie Adolf Wagner in 
— Artikeln „Bollövermefrung und Auswanderung“ von ihm 
ausgeht. 

Nümelin Hat ſchon in dem Meinen Aufſatz „Ueber die Malthus- 
ſchen Lehren“ *) wieder einmal energifch auf die Hiftorifche und wirth« 
Waftlicde Bedeutung unferer beutichen flarten Bevölferungszunahme, 
auf die Unmöglichkeit ihrer Dauer durch Jahrhunderte hindurch Hin 
gewiefen. In den unbebaglichen Zeitbetrachtungen bringt ex dieſelbe 


*) Reben und Aufſatze 1875, ©. 305 ff. 
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in Verbindung mit der wirthſchaftlichen Krifis. Er wirft die Frage 
auf, ob mit der Bevölkerung in gleichem Maße auch das Vollseinkom ⸗ 
men in den fiebziger Jahren geftiegen fei. Dieſes müffe jährlih um 
minbeftens 125 Millionen Mark wachen, wenn daß beutfche Volk nur 
auf dem gleichen Niveau feiner Bedurfnifſe und Genüffe ftehen bleiben 
ſolle. Diefe Steigerung habe aber nur in den Jahren 1872—73 ftatt- 
gefunden, jeitdem fei eher eine Verminderung als eine Vermehrung des 
Volkseinkommens eingetreten. Dazu komme, daß die große Zunahme 
der Bevölferung faft außfchliehlich auf die induftrielle Bevölkerung falle, 
während gleichzeitig die Induſtrie durch Arbeitsteilung und die Hort 
ſchritte des Maſchinenweſens die Handarbeit von Hunderttaufenden über- 
Flüffig mache. Diek führt den Verfaffer zu dem Schlußergebniß: „unfere 
inbuftrielle Bevölkerung ift zu raſch und weit über den Bedarf und die 
Konfumtionzfähigkeit der Geſellſchaft hinausgewachſen. Kapital und 
Eintommen konnten fi nicht in der gleichen Proportion vermehren; 
die Unterhaltungsmittel für den jährlichen neuen Zuwachs an Perſonen 
müflen durch Einfchränfen der Ausgaben gedeckt werden; wir leiden an 
einer relativen Uebervölferung; wir haben alles daß zu gewärtigen, was 
eine folche mit fich führt.“ 

Bir glauben, daß die peffimiftifche Stimmung dieſes Aufjages 
etwas beeinflußt ift durch die Zeit, in welcher er erſchien. Wenn ber 
BVerfafler Anfang 1878 glaubte, wir ftünden erft am Anfange der 
Krifis, ſo können wir heute doch viel berubigter auf die Lage der In⸗ 
duſirie bliden. Konftatirt er mit Beſorgniß bei dem Verkehr mit Nah- 
rungd= und Genußmitteln für das Jahr 1876 ein DVerhältniß der 
Einfuhr zur Ausfuhr wie 2 zu 1, fo finden wir 1878 bei ungefähr 
gleichbleibender Einfuhr die Proportion 3 zu 2. Die Sterblichkeit Hat, 
anftatt zu wachſen, dauernd abgenommen.*) Das Verhältniß der un« 
ehelich Geborenen zu ben ehelichen Kindern ift feit 1875 ganz ftabil 
geblieben. 

Können wir alfo mit Rümelin darin nicht übereinftimmen, daß 
die Krifis der Jahre 1873—77 ihre weſentliche, primäre Urjache in 
der Uebervölferung Habe, darin geben wir ihm unbedingt Recht, daß 
die raſche Bevölkerungszunahme einer unferer wichtigften Falktoren jei, 
daß wir mit ihm rechnen, daß wir unfere Voilswirthſchaft dem entiprechend 
geftalten müffen. 

Diefelben Zahlen unferer Reichaftatiftit wie Aümelin, nur ergänzt 
bis auf die neuere Zeit, **) benußt Adolf Wagner zu Ausführungen, die 
nad einem anbern Ziele hingehen, aber doch eine Verwandtſchaft mit 
denen Rümelin’8 haben. Er betont hauptſächlich die auffallende Frucht 
barfeit der germanifchen Race gegenüber allen anderen. 


*) Auf 1000 ber mittleren Bevölkerung jedes Jahres kommen Geftorbene: 
30,62 
. 29,32 





beit 
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Die Zahlen ſprechen faft für fich ſelbſt. Bei einer mittleren Jahres - 
bevöllerung von 41185000 im. Jahre 1872, von 44211000 im 
Jahre 1878 wurden gezählt in Zaufenden: 


Geborene Geftorbene Ueberſchuß ———— 





incl, Todigeborene ber Geborenen 13 und Habre 

1872 1692 1261 431 128 
1873 1715 1241 414 110 
1874 1758 1192 561 48 
1875 1799 1247 552 32 
1876 1831 1207 624 29 
1817 1819 1223 585 23 
1878 1785 1229 556 26 

Summa: 12394 8600 8798 396 


Dan fieht, die gefammte Auswanderung biefer 7 Jahre bleibt Hinter 
der natürlichen Bevölferungsvermehtung jedes einzelnen Jahres zurüd. 
Die jährliche Zunahme ift eine auferordentliche. In dem Zeitraume 
vom 1. Dezember 1871 biß 1. Dezember 1875 betrug auf 1000 Ein- 
wohner der mittleren Bevölkerung: 


im Reihe in Preußen 


bie wirkliche Zunahme . . . . 10,0 104 
die natürliche Vermehrung . . 119 12,4 
alfo die Mehrauswanderung . . 19 2,0 


Ein Blid auf die Bevölferungsvermehrung Deutſchlands feit 1816 
xigt ebenfo, troß ber ungeheuren Auswanderung, bie ganz konſtante 
Imahme, jelbft in der Zeit ber größten Emigration von 1850—55, 
noch eine jährliche Zunahme von 0,40 %/, der Bevölkerung. Nach ber 
Zaſammenſtellung. welche das ſtatiſtiſche Reichsamt gemacht und ©. 5 
des erften Jahrganges feines flatiftifchen Jahrbuch veröffentlicht hat, 
— die Bevdlkerung des Deutſchen Reiches in feinem heutigen 

fange : 


Fo thrliche art, Jahrliche 

Millionen Fanapıne Bilionen Farahıe 
6 248 1850 3589 0,57%, 
1820 26,29 143% 1855 86,11 0,40 % 
85 81 18% 180 3774 0,88), 
180 851 098%, 1865 3968 0,999), 
1835 80: 94% 170 4081 0,59% 
10 378 116%, 1805 4272 0,92% 


1845 34,79 0,85%, 


In einzelnen Landestheilen hat allerdings die Auswanderung ein zeite 
veifes Sinken oder Stabilwerden der Bevoͤlkerungsziffer, namentlich wäh« 
ıend der fünfziger Jahre, bewirlt. Bon ganzen Staaten hat dieß 
dauernd nur betroffen Waldeck und — begreiflicherweife — beide Med« 
lenburg. In Preußen ift in einigen öftlichen Regierungsbezirken dur 
die dort fo ſtarke Auswanderung bie Zunahme entweder ganz abjorbirt 
oder body erheblich gehemmt, jenes im Reg.-Bez. Stralfund (mo die 
Bevölterung von 1867 — 75 zurüdgegangen ift), dieſes namentlich in 
Kälin und Gumbinnen. Zum Theil kommt dieß noch auf Rechnung 
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von Wanderungen innerhalb des Staates, namentlich nach den größeren 
Städten, welden ja hauptſächlich der Bevölferungszumachs ber letzten 
Zeit zu Gute gelommen ift. *) 

Im Ganzen aber fehen wir eine ſehr erhebliche Vollsvermehrung, 
deren Bedeutung durch Vergleich mit einigen anderen Staaten noch 
mehr Hervortritt. Es famen mehr Geborene als Geftorbene auf 1000 
Berfonen der Bevölkerung im Durchſchnitt der Jahre 1872—78: 

in Deut! Defterreic England ranfrei ii 

Tan Sn GE moi Amen) Zialien 
137 70 144 88 75 


Die bei weitem ftärkfte Zunahme haben alſo Deutfchland und Eng- 
land, gerade die Länder, welche die meiften Auswanderer entjenden und 
Analoges findet in Schweden und Norwegen ftatt. Dies Zufammen- 
treffen ift fein zufällige. Wir glauben behaupten zu dürfen, daß 
erſiens, wie die farfe Emigration der germanifchen Volker nicht mög- 
lich wäre ohne ihre große Fruchtbarkeit, fie fogar veranlagt ift durch 
diefelbe, und baß zweitens ohne den von den Auswanderern leer ge- 
laffenen Raum unfere „Geburtenfrequenz” ſich auf die Dauer auf ihrer 
Höhe nicht halten fönnte, mit anderen Worten, daß ohne bie Aus- 
wanderung auch unfere Bevölkerung fich nicht jo fehnell vermehrt hätte, 
diefe alfo nicht um den ganzen Betrag der erfteren zahlreicher fein 
würde. Bdodiker's Behauptung, daß wir nicht an Uebervölferung leiden 
Zönnten, weil andere Länder dichter bevölfert feien, ift von Wagner 
treffend zurüdgewiefen. Dichtigleit ber Bevölkerung und Uebervölferung 
find eben ſehr verſchiedene Begriffe. Und wenn wir auch nicht abfolute 
Mebervölterung für Deutichland behaupten wollen — über das Bor- 
handenſein einer jolchen wird man nicht leicht einig werben —, foviel 
dürfte doch umbeftreitbar fein, daß wir in den meilten Theilen Deutich- 
lands und gerade im Often bei dem Stande unferer Produktion und 
Technik und dem Umfange des Abſatzgebietes unferer Volkswirthſchaft 
über ben jegigen Zuſtand fo fehr weit nicht Hinaußlönnen und daß 
infofern bie Abgabe eines kleinen Theils unferes jährlichen Geburten- 
überjchuffes als fo außerorbentlich bedenklich nicht angejehen werben 
kann. Und daß gerade die Höhe dieſes innig zufammenhängt mit der 
Stärfe des Auswandererftromeß, zeigen und bie brei Provinzen, welche 
die meiften Emigranten liefern, Weitpreußen, Pommern und Poſen, in- 
dem gerade dieſe die ſtärkſte Geburienfrequenz zeigen: 1,49, 1,61 und 
1,50 %, der Bevölferung im Durchfchnitt der Jahre 1871/75, gegen- 
über 1,24 %, in der ganzen Monarchie. 

Bir dürfen annehmen, daß wir eine deutſche Auswanderung bei= 
behalten, fo Lange unfere Boltsfitten nicht wefentlich andere werden und 
Zendenzen & la Bradlaugh die Normalkinderzahl der deutſchen Familie 
don 4—5 auf 2—3 herabſetzen. 

Denn wir alfo nicht außfchließlich Schatten in der deutichen Auß- 
wanberung jehen Zönnen, jo bleibt das Eine doch immer hoch bedent- 


*) Bergl. bie Tabelle im Statift. Jahrbuch für 1880, ©. 7. 
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ih, worauf wir ſchon Hinwielen, daß wir für den größten Theil der 
Auswanderer das Etziehungskapital ausgeben, ohne es erfeht zu er- 
Yalten, daß alle diefe Tauſende Hinausziehen, um die Macht fremder 
Staaten zu vergrößern mit ihrer Kraft und ihrem Fleiß. Sind es 
doch nicht die fchlechteften Elemente, die wir jo verlieren. Denn darüber 
darf man fich nicht täufchen, wer einmal die Heimath verlaffen und 
anj fremden Boden Wurzel gefaßt hat, der ift bei der bißherigen 
Lichtung der Auswanderung dem Baterlande verloren. 

Wohl haben auch wir Bortheil gehabt, daß die Vereinigten Staaten 
To fänell aufgebläht find, durch die Einwanderung unfer Verlehr bort- 
Hin ein fo Iebhafter, Induſtrie und Handel belebter ift. Unfere Abe» 
derei Hat fich zum Theil gerade durch die Auswanderung mächtig ge» 
hoben. Wir freuen uns, daß ber deutfche Anfiebler dort jeht eine ger 
wichtige Rolle fpielt, daß Deutſche zu Anfehen und Ginfluß gelangt 
fand, Aber fie gehören ums doch nicht mehr an, fie find dor allem 
Amerilaner und müffen es fein; in einem fo hoch entwidelten Staats - 
weſen, wie die Union, wäre eine Sonberentwidlung, ein Staat im 
Staote nicht möglich. Wer darüber noch einen Zweifel Hätte, den kann 
tad interefjante Buch don Körner über das beutfche Element in den 
Lereinigten Staaten von Nordamerika eine Beflern belehren. Es 
fhildert alle Bemühungen und Beftrebungen, alle Leiftungen ber Deut- 
{hen in der Union mit liebevoller Sorgfalt; es widmet den Beziehungen 
der Deutſchamerilaner zum Deutihthum Europa's eine ganz bejondere 
Auimertſameit; es zeigt, wie die Nachlommenden und die großen Er- 
äguffe in ber Heimath das Antereffe für fie immer wieder beleben. 
Aber das letzte Ergebniß ift doch immer, wie Fr. Rahel in feiner An« 
zeige des Buche in der Augsburger Allgem. Zeitung fagt: daB Ber- 
Imengegen aller länger in der Union Anmwefenden für das Deutſchthum, 
dad Aufgehen im Amerikanerthum. Bor allem die reich gewordenen 
Dentichen werben Angloameritaner oder laſſen mindeftens ihre Kinder 
6 werden. „Eine beutfche Nation in der amerikaniſchen“ — fagt 
Fr Rapp — „Lann die deutiche Einwanderung nicht fein, aber den 
zihen Inhalt ihres Gemüthälebens, die Schäße ihrer Gedankenwelt kann 
fie im Kampfe für die politifchen und allgemein menjchlichen Intereffen 
in die Wagſchale werfen.” 

Bir find doch unverbefferliche Idealiſten! Selbft ein Realift wie. 
Rapp tröftet fich mit der Zukunft der amerifanifchen Race darüber, daß 
vr Millionen Deutfcher ala Deutſche verlieren! 

Und do — feit wir wieder ein einig Volt geworben, fangen 
eine Anzahl Menſchen an, fi den Schlaf des Zräumerd auß ben 
Angen zu reiben und zu fragen, ift e& nöthig, daß wir jahraus, jahrein 
8 damit begnügen, unſer doſtbares Menichenmaterial an andere Völter 
ohne Entgelt abzugeben? Iſt es nicht möglich, wenigſtens einen Theil 
dieſes Stromes fo zu Ienten, daß er im wirklicher Verbindung bleibe 
mit feinem Urfprung? Iſt nicht ber Wunfch berechtigt, daß ber jäht- 
liche Abfluß von Menſchenkraften und Kapital, ftatt fremde Volker zu 
bereichern, unfere eigene Machtiphäre, das Abſatzgebiet unferer Induſtrie 
enweitere? Jedes Traftvoll aufftrebende Volt Hat Ueberſchuß an Kräften 
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gehabt und Hat dieſe Kräfte zur Befledelung anderer Länder, zur Aus- 
breitung feiner Macht, feiner Kultur verwandt. Im Altertum Hat 
auf den Spuren der Phöniker Hellas durch feine Kolonieen feiner Kultur 
die Geftabe des Mittelmeers erobert, Hat Rom antile Befittung und 
ſtaatsbildende Ideen biß zum Rhein und zur Donau getragen, wo fie 
dad Samentorn der neuen Kulturwelt werden follten. Als jeit dem 
awölften Jahrhundert jrifches Leben durch die aufblühenden Nationen 
Europa’s pulfirte, als bie ftrogende Jugendkraft des Weſtens fih in 
den Kreuzfahrten erichöpfte, zog der deutiche Bauer, damals wie heute 
nach weiten, eigenem Grundbeſitz verlangend, in breiten Schaaren zu 
Hunderttaufenden über bie Oſtgrenze das Slavenland zu befiebeln, 
baute der beutiche Kaufmann feine Handelsemporien am baltifchen 
Meere und weit hinein in dad Binnenland. Alles Land von Elbe und 
Saale an, fo weit heute deutſch geſprochen wird, ift damals deutſcher 
Kultur gewonnen. Noch eine große Eintwanderung jahen jene dünn bebölter- 
ten Gegenden, fünftlich hervorgerufen von weiſen Monarchen und plan- 
voll geleitet; von 1640—1786 werden fremde Anfiedler nach Preußen 
in ſolcher Menge gezogen, daß nad} der Berechnung von Beheim-Schwarz- 
bach 1786 ein Drittel ber preußifchen Einwohner Eingewanderte ober 
Nachkommen von Einwanderern waren. Heute find es dor allem brei 
große aufftrebende Staaten, welche Kolonifation in großem Maße be- 
teeiben: Rußland in Afien, die Vereinigten Staaten in ben weiten 
Gebieten ihre Weſtens, Großbritannien in allen Welttheilen. Ueberall 
jehen wir in ber Kolonieengründung ein Stüd der Kulturentwidiung, 
des Fortſchritis der Menfchheit fich entwideln, der getragen wird von 
den aufblähendften, fräftigften Völtern und Staaten. So ift e8 nicht 
au bewundern, daß, fobald unfere Nation wieder eins war und ihre 
Kräfte zu fühlen begann, auch der Wunſch fich regte nach kolonialem 
Beſitz. Daß der Deutiche kolonifatorifches Talent hat, war ja zu 
Nug und Frommen anderer Länder ſattſam bewiefen, warum follte es 
nicht auch dem Mutterlande zu Gute kommen? Verſtärkt wurde dies 
Gefühl wohl noch durch das Intereſſe an unferer jungen Marine und 
den Wunſch, auch als Seemacht eine größere Rolle zu fpielen. 

Zritt man freilich der Verwirklichung des Gedankens näher, fo find 
Schwierigkeiten nicht zu verkennen, Schwierigkeiten, die auch wohl die 
Urfache find, daß die Reichsregierung fich bisher allen Kolonifationg- 
projelten gegenüber fo ablehnend verhalten hat. 

In den letzten Jahren ift die Frage Iebhafter debattirt worden, aus 
verſchiedenen Beranlaffungen. Theil der internationale Handelögeogra- 
phiſche Kongreß zu Paris im Jahre 1878, theils ältere geographiiche Vereine, 
tHeilß die großen Leiftungen deutjcher Reifender, theils die Gründung der 
deutfchen Flotte und der allgemeine politifche Äufſchwung bes Reichs 
waren Veranlafjung im November 1878 in Berlin einen Verein zu 
gründen, ber fich urſprünglich „Gentralverein für Handelsgeographie, 
Auswanderung und Kolonialpolitit“ nennen wollte, dann aber fi unter 
dem beicheidenen Namen „Gentralverein für Handelsgeographie und 
Forderung deutſcher Interefien im Außlande” unter dem Vorfitze des 
Reg.Raths Dr. Jannaſch konſtituirte. Er will nach feinen Statuten 
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engen Verkehr ber im Außlande Lebenden Deutichen mit dem 
Buttelande anbahnen, Kenntniffe über die Länder fammeln, wo Deutfche 
angefiedelt find, die Auswanderung dahin Ienten, wo die Berhältniffe 
fir Deutſche gänftig find und wo Hoffnung auf Erhaltung des beut- 
ſchen Voilsbewußtſeins vorliegt; er will auf Errichtung von Handels 
ud Schiffahrtsfiationen und damit indireft auf die Begründung deut» 
ſcher Kolonieen hinwirken. Der Verein bat ein fländiges Auskunits- 
buteau wie eine ziemliche Zahl Zweigvereine in’® Leben gerufen, er hat 
eine eigene Bodenfchrift, den „Erport”, gegründet, die feinen Intereſſen 
dient; er fucht in jeder Weiſe zu agitiren, fo 3. B. für die Betheiligung 
der Deutfchen auf den MWeltausftellungen in Melbourne und Sidney, 
Hir den Abſchluß von Konfularverträgen mit überfeeiichen Staaten, für 
Zermehrung ber deutſchen Berufätonfulate, für die Leitung der deutſchen 
Auswanderung nad) Gübbrafilien. Er ift auch für die Samoavorlage 
der Regierung im Laufe bieje® Jahres eingetreten, deren Erörterung 
die allgemeine Aufmerkfamkeit auf diefe Dinge lenkte, während ſchon 
im Jahre 1879 die bedeutende Schrift von Fabri „Bedarf Deutichland 
ber Zolonieen 2“ ebenfo viel warmen Beifall, ala Harte Beurtheilung fand. 
Auf den Inhalt derjelben wollen wir zunaͤchſt etwaß mäßer eingehen. 
Fabri meint, eine Erörterung diefer Frage mwürbe jet eher ein 
berited Ohr finden als früher, in Folge der wirthichaftlichen Nothlage 
Me Schrift ift gefchrieben Anfang 1879), der Krifis unferer Zoll- und 
Handelspolitit und ber mächtigen Entwidlung unferer Kriegemarine, 
velche nur durch eine energiſche Kolonialpolitit auf die Dauer haltbar 
m machen fei. Ausgehend davon, daß jeder mächtige flaatliche Ber 
Rand zur Zeit feiner Bluthe eine Ausbreitungägebietes bebürfe und 
dab unfere ſchnelle Bolfävermehrung, wenn anders nicht eine entjegliche 
Ucbernölferung eintreten folle, eine ftarfe Auswanderung verlange, welche 
unter jegigen Umftänden Deutichland verloren gehe unb jeine Kontur 
waten flärte, kommt Fabri zu dem Refultate, daß bie Reichsregierung 
für Leiiung und Organifation unſerer Auswanderung energiſch einzu- 
tueten habe. „Da man dieſer unmöglich ihre Ziele vorſchreiben kann, 
fo befagt diefe Forderung nichtB anderes, ald: womöglich unter beut» 
fer Slagge in überfeeifchen Ländern unferer Auswanderung die Be- 
dingungen ſchaffen, unter welchen fie nicht nur wirthichaftlich gedeihen, 
fondern unter Wahrung ihrer Sprache und Rationalität auch in reger 
nationaler und dtonomiſcher Wechjelwirtung mit dem Mutterlande ver- 
Bleiben kann.“ Um dieſe Ziele zu erreichen, find e8 vor allem Aderbau« 
folonieen, nach dem Mufter der engliſchen, welche und noth thun. Ebenfo 
brauchen wir aber auch im Intereſſe des kommerziellen Erwerbs, der 
direlten Bereicherung des Mutterlandes, der Hebung ber Schiffahrt, 
tropiſche Handeläolonieen. Einen Abſchnitt der „bie Zwangslage“ des 
Teutichen Reiches beweijen ſoll, überjeriiche Straffolonieen zu erwerben, 
hätten wir gerne vermißt. Fabri fügt ſich dabei auf die befannten 
Eturäbergiichen Zahlen über deutſche Kriminalftatiftit von 1872 — 77, 
die ja gewiß ehrlich gemeint, aber doch nicht ohne abfidhtliche Spe 
fulation auf die Ganſehaut des deutſchen Philifters veröffentlicht find. 
Ser Sachtenner konnte fi) von ihnen nicht verblüffen, keinenfalls ein« 
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reden laffen, die Deutjchen hätten 1872—77 einen moralifchen Bankerott 
ohne Gleichen gemacht, da er beim Burlidgehen auf ältere Zahlen ſo— 
Tort ſah, daß jedesmal in den Zeiten des wirthichaftlichen Rüdganges, 
in den vierziger Jahren, Anfang der fünfziger Jahre, dann wieder 1867 
eine ähnliche Höhe der Kriminalität erreicht worden war. Wenn ber 
fittlihe Ruin, wie ihn Sturäberg verlündet, für 1872—77 wahr wäre, 
fo wäre eine Berfittlihung ohne Gleichen von 1867 biß 1872 dieſer 
Kataſtrophe vorausgegangen. 

Laffen wir aber die Straftolonieen auf ſich beruhen, den übrigen 
Gedanken Fabri's wird auch der zuftimmen, der feinen fonftigen firch- 
lichen und Barteiftandpuntt nicht theilt. 

Den Schluß des Schriftchen® bildet die Widerlegung der Einwände, 
daß eine jede Kolonialpolitit Verwidlungen mit anderen Mächten her- 
beiführen konne, und daß bie Koften zu beträchtliche ſeien, und die ein- 
gehende Erörterung ber Karbinalfrage, wo benn überhaupt noch Kolo- 
nieen für Deutſchland zu finden jeien. „Am ſchwierigſten liegt die Frage 
in Bezug auf Aderbaufolonieen. Und gerade dieſe wären im Blid auf 
unfere wirthichaftlich wie national fo bedeutungsvolle deutſche Aus- 
wanderung vor allem wünſchenswerth, ja nöthig.” Südafrika ift eng- 
Li, auch nicht im Stande eine größere Maſſe Auswanderer aufzu- 
nehmen. Reufeeland und Auftralien ift gleichiall® beießt, wenn dort 
auch noch viel Raum wäre. Dagegen „find der jüdlichfte Theil Bra- 
filiens, Uruguay, Argentinien und Chili mit dem nördlichen Theile 
Patagoniens Territorien, die alle Bedingungen für eine geſunde Ent- 
widlung außgebehnter Aderbaufolonieen bieten“. Die Auswanderung 
dorthin fol in der Weife erleichtert werden, daß ben deutſchen Ein— 
wanberern geionderte Wohnfige und Gleichberechtigung in Eonfeifioneller 
wie politifcher Beziehung garantirt werben „unter Wahrung der vollen 
Hoheitörechte des betrefjenden Staates“, wenn auch ber Abſchluß ſolcher 
Konventionen ein gewiſſes Ginmifchungsrecht in bie bortigen Verhält- 
niffe herbeiführen würde. Einer dorthin gelenkten Maffenauswanderung 
glaubt Yabri das befte Prognoftifon ftellen zu Lönnen. Webrigen® 
weifen auch andere Stimmen auf jene Gegenden hin. So ein Aufſatz 
von fr. Rapel in der Augsburger Allgem. Zeitung 1880, Nr. 118, 119 
und einige Artikel in der „Gewerblichen Zeitichrift" vom Dezember 1879, 
Nr. 20 und 21. Auch das anfcheinend gut unterrichtete „Meine Jour- 
nal” des Dr. Strousberg hat mehrfach diefe Länder unjeren Auswan- 
derern empfohlen. 

Was Handelstolonieen anbetrifft, fo ftellt Yabri un eine ganze 
Mufterlarte vor: Gentralaitita, Madagaskar, Reu- Guinea, Borneo, 
Formoſa, vor allem einige Gruppen der Südfeeinfeln. Indem er dann 
noch bemerkt, daß eine foloniale Ausbeutung nicht eher möglich, ehe 
nicht der Handel ſchon genügende Beziehungen Hergeftellt, und daß dieß 
ber Initiative des Handelsſtandes zu überlaffen fei, fommt er zu dem 
Schluſſe, daß bisher nur auf den Samoainfeln und in der Nachbar- 
ſchaft diefe Verbindungen erfüllt feien. Hier wenigſtens ſolle Deutfch- 
land zugreifen. 

Dieß in der Kürze der Inhalt bed offenbar aus warmer Empfin- 
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dung berborgegangenen Schriftchens, dad noch berbrämt ift mit man« 
Gerlei Cxturſen über Schulweſen und Kaſernen, Mijfionen und Sozial 
demotratie u. |. f., die und Hier nicht weiter angehen. Auf eine Reihe 
der darin enthaltenen Punkte kommen wir zurüd, indem wir und einer 
Brochnre zuwenden, welche vor allem gegen Fabri gerichtet ift: F. €. Phi- 
Kippfon, über Kolonifation. Das Refultat derjelben ift kurz das: wenn 
and) der Vollecharakter der Deutfchen zum Kolonificen fich eignet und 
der Bunſch nad) Kolonifation feine natürliche Berechtigung Hat, jo 
find doch die Bedenken gegen ein folche jo überwiegend, daß wir jedes 
Anfinnen, überjeeiiche Befigungen zu erwerben, von der Hand weilen 
mäfen. Gehen wir auf bie Begründung dieſes Satzes und die Wider 
legung ber Argumente Fabri's und feiner Gefinnungsgenofien etwas 
näher ein, jo ift vor allem zu bemerfen, daß bei einer Reihe von Be- 
hauptungen ber letzteren Philippfon leichtes Spiel gehabt bat, ihre Un- 
geuamigleit ıc. Har zu legen. Ob er damit bewielen Hat, daß ihre 
eantwortung ber Hauptfrage, auf die ed anfommt, unrichtig ift, wollen 
wir einfiweilen bahingefiellt fein lafſen. Bor allem kommt es Phi⸗ 
lippfon zu fatten, daß die meiften Vertheidiger der Kolonifation, um 
dieielbe als dringend nothwendig Binzuftellen, die heimiſchen Zuftände 
wöglichft ſchwarz gemalt Haben. Das Hindert ihn nun wieder nicht, 
met zofig dreingufchauen, wenn auch beforgt für bie Zutunit wegen 
‚ver durch die Zölle herbeigeführten Vertheuerung der Halbfabrilate 
ud Lebensmittel“. 

Benn Her E. von Weber in der Schrift „Die Erweiterung des 
ventichen Wirthichaftögebietö und die Grundlegung zu überfeeiichen 
deutfchen Staaten“ behauptet, daß wir eine Berminderugg unferer Ab- 
fapmärkte erlitten hätten, fo fällt es Philippion nicht ſchwer zu zeigen, daß 
fat 20 Jahren die beutfche Ausfuhr, abgeſehen von periodiichen Fluttua · 
fionen, eine ſteigende Bewegung gehabt Hat.*) Gin anderer Punkt, in 
dem er unzweifelhait Recht Hat, ift eine Burädweifung des Operirens 
mit den Stursberg'ſchen Zahlen um die unerhörte Zunahme der Ber- 
brechen und daher bie Nothwendigkeit von Straflolonieen zu erweiſen. 

Etwas anders verhält es fich ſchon bei Betrachtung der Bevölke- 
rung® reſp. Uebervölterungafrage, womit wir zugleih dem Kern der 

näberrüden. Daß auch Hier Fabri's Prophezeiungen zu — 
wiſtiſch gehalten find, wollen wir Philippfon gern zugeben. Wenn er aber 
unjere Bollsvermehrung ald nicht jo bedeutend Hinftellen will, fo ver 
weiſen wir auf das oben von und Angejührte. Er betrachtet nur die 
Zahlen der wirklichen Vermehrung, wie fie fich geflalten durch bie 
Anbwanderung; ohne diejelbe haben wir allerdings, wie Fabri jagt, 
einen Ueberſchuß der Geborenen fiber die BVerftorbenen don mehr als 
12,% der Bevölkerung. Philippſon widerlegt es nicht, daß unfere Aus- 


m die Heine Tabelle im Etat N 1880 
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wanderung nöthig ift. Gr jagt: „Nach allen vorliegenden Thatjachen 
muß ich die Furcht vor einer Uebervölferung bei uns eintweilen für 
unbegründet halten. Bisher haben wir (b. 5. wohl Herr Philippfon) 
wenigftens feine Spuren bavon wahrgenommen, und Maßregeln gegen 
ein Uebel, deren Vorhandenſein fich durch feinerlei Zeichen indicirt, ſchon 
jest zu treffen, wäre um fo ungerechtfertigter, als die Wirkung der 
vorgeichlagenen Hilfsmittel zweifelhaft ift (S. 24 und ähnlich ©. 46 
Mitte)” Damit verdreht er aber das wirkliche Verhältniß. Es foll 
ja nicht eine Auswanderung geſchaff en werden (Uebertreibungen, wie 
bie des Herrn v. Weber, der 200000 — 300 000 Proletarier auf Staats- 
koſten fortfchaffen will, wollen wir natürlich nicht vertheidigen), um 
einer Weberbölferung zu begegnen, fondern in Folge unferer ſtarken 
Volksvermehrung haben wir feit vielen Jahren eine ganz konſtante 
Emigration und werden fie auch vorausfichtlich behalten. Diefe jo zu 
organifiren und zu leiten, daß fie wenigftens zum Theil in Verbindung 
mit dem Mutterlande bleibe und dur Steigerung des Verkehrs mit 
diefem ihm Nuten bringe, das ift unfere Erachtens ber ſehr erwägens · 
werthe Kern der Fabri'ſchen Schrift, der durch bie Wiberlegung ihrer 
Mebertreibungen und ihres Beiwerks nicht alterirt wird. Daß durch 
Organifirung einer großen Auswanderung von Proletariern auf Staats- 
koſten dem Staate eine ungeheure Laſt aufgewälzt würde, die fächfiichen 
und fchlefifchen Weber auch nicht da8 taugliche Material für eine Kolo— 
nifation bieten, dürfte eben fo unbeftreitbar fein, ala nichts beweifend 
für die Frage der vorhandenen Auswanderung und ber Ablenkung der 
von ihr dverjuchten Schädigung. Dieſer Frage tritt Philippfon näher mit 
der Aufftellung, daß die Anſchauung, nach welcher eine nationale Kolo- 
nifation und ftaatliche Verbindung des Tochterlandes mit dem Mutter» 
ande durch vermehrten Handelsverkehr die direkten Opfer erfehe, auf 
einer Illuſion beruhe Nur in England fei in Folge aufßerorbentlich 
günftiger Umftände Handel und Imbuftrieentwidlung durch die Kolo- 
nieen befördert. Der Gab „the trade follows the flag“ habe, da heute 
Kolonieen die größte wirthichaftliche Selbftänbigkeit zu geben jei, nur 
dann eine Bebeutung, wenn bie natürlichen Bedingungen unter ber 
Flagge ſtark genug feien, um auch ohne Zwang überall durchzudringen. - 
Diefe aber jeien: eine große Geeküfte, Produktenreichthum und eine 
ſtarke thatkräftige Bevölterung. Die erſte diefer Bebingungen fehle une. 
Dem gegenüber dürfte eins dor allem geltend zu machen fein. Es ift 
heutzutage gewiß richtig, daß Kolonieen wirthſchaftliche Freiheit zu ge= 
wäßren ift (menigftena Aderbautolonieen, in Handelafolonieen dürfte die 
Sache vielleicht etwas anders liegen, wenn man die holländiſchen Er- 
fahrungen berüdfichtigt). Wird ſich aber dann jede Kolonie heutzutage 
ganz bem englifchen Markte zuwenden, wie Here Philippfon meint? 
Auch wir glauben nicht, daß der deutſche Kolonift aus Patriotiemus 
theuer kauſen und billiger verlaufen wird. Aber in einer Kolonie mit 
tompalter deutſcher Bevölkerung wärden doch deutfche Sitten und @e- 
wohnheiten, deutſche Art der Konfumtion in der Hauptfache ſich er=- 
halten. Deutiche Häufer würden es zunächſt fein, welde den Handel 
in Händen hätten. Damit find doch ſehr weientliche Vorbebingungen 
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gegeben, daß der Handel im Großen und Ganzen auch nach deutſchen 
‚Häfen gehen würde. Philippfon liefert uns jelbft ein Argument, daß der 
oben angeführte Satz nicht bloß für England gilt. Seite 78 führt er einen 
Bericht an über die deutfche Ausfuhr von den Fidji-Injeln, wonach 
direkter Verlehr nach Deuiſchland nicht beſtehe, weil dort kein allge- 
meiner Markt jür bie betreffenden Artikel beftehe und welcher fchließt: 
Yırr die Zweiggeſchäfte einzelner Firmen in Hamburg, wie Wachsmuth 
und Krogemann , Godeffroy 2c. vermögen birelt nach Deutichland zu ver 
ſchiffen 1“ Iſt das ſchon der Fall unter ungünftigen Verhältnifien, fo 
iR ein Ueberwiegen des heimiſchen Verkehrs bei ben zahlreichen DBe- 
jußumgen zwiſchen Kolonieen und Mutterland doch ficher anzunehmen. 
Gbenjowenig haben PHilippfon’s Einmwürfe große Vebeutung, da, wenn 
wir auch Kolonieen hätten, wir die deutſchen Auswanderer nicht zwingen 
tnnten dahin zu gehen; es gingen ja auch die meiften engliichen Aus- 
wonderer nicht nach engliichen Kolonieen, jonbern nach den Bereinigten 
Etaaten. Ja, thun fie das nicht in erfler Linie, weil fie dort eine 
tompafte englifch redende Bevölkerung treffen? Und gehen nicht auch 
geoße Mengen englifcher Koloniften nach den engliichen Kolonien; find 
9 Willionen Menjchen europäifcher Race in benfelben nichts? ift das 
nicht ein Viertel der Einwohner des Dereinigten Königreich? Und 
ud zugegeben, baf nach wie vor ein Theil der deutfchen Auswanderer 
nad der Union ginge, wenn nur ein Theil zunächft abgezogen wäre, 
fo iR damit viel erreicht. Und fobald einmal größere deutjche Nieber- 
laffingen mit einem kompakten Deutſchthum irgendwo beftehen, jo wer- 
den fie eine immer fteigende Anziehumgafraft auf bie deutſchen Aus- 
anderer außüben. 

Gewichtiger find Philippfon’® Einwendungen gegen die bisher 
laut gewordenen Vorfchläge, wie wir Aderbaufolonieen erwerben können. 
Die Thatfache fteht nun einmal jeft, daß freie Terrain dafür nicht 
mehr vorhanden ift. Die ungeheuren Streden in Central · Afrika, welche 
man wohl als geeignet genannt Hat, büriten für europaiſche Mafien- 
einwanderung doch in ihrem Klima unüberfteigliche Hinderniffe bieten, 
während Sanbelönieberlafjungen dort einen großen Wirkungskreis finden 
wärden.*) Zrandvaal und Südafrifa, wofür v. Weber ſich jo ſehr 
begeiftert, gehören den Engländern, es ift aljo nußlo® zu unterfuchen, 
ob die Anfiebelungsverhältnifie dort jo günftig find, wie manche fagen, 
oder fo ungänftig, wie Philippfon behauptet, der übrigens der Wahr- 
keit näher zu fommen jcheint. Engliſcher Befig ift auch Auftralien, 
wo wohl für eine europäifche Kolonifation, neben Nordamerika, bie 
ginfligften Berhältnifie find, wie auch das lebhafte Aufblühen ber eng- 
ifchen Anfiebelungen zeigt. So bliebe nur der von Fabri und anderen 
vorgefchlagene Ausweg, den Auswandererſtrom in die La Plata-Staaten 
zu leuten, dort von Reichswegen für Gleichſtellung und gute Behanb- 
lung der Deutfchen zu jorgen und bann zu jehen, wie die Sache fi 


*) Iu ber „Sewerblichen Seit fanuar 1880, Nr. 23, plädirt ein 
de De fär biefe Gegenden. Naı ——— eine Kivingftone, Stanley, 
glanben wir zu obigem Urti Hi berechtigt zu fein. 
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entwidelt. Uebrigens ſcheinen bie Verhältniſſe dort nicht überall gleich 
günftig zu liegen, namentlich die nördlichen und mittleren Theile der 
Argentinifchen Staaten durch Bevölkerung und Klima Schwierigkeiten 
zu machen. Die füdlicden Diftrikte derjelben am Rio Negro empfiehlt 
Br. Rahel in dem fchon erwähnten Aufjag in der Augsb. Allgem. Zig. 
1880, Rr. 118—119. Am günftigften follen die Berhältnifie in den 
üblichen Provinzen Brafiliens fein (Rio Grande do Sul und Santa 
Catharina mit zufammen ca. 600000 Einwohnern auf einem Flächen- 
zaum wie Großbritannien und Irland). Das Hauptbedenten Philipp- 
ſon's gegen dieſen Vorſchlag, daß babei Berwidelungen mit den dortigen 
Staaten nicht außbleiben würden, ift allerdings ein ſchwerwiegendes, 
ebenfo wie der Einwand, daß wir unfere nationalen Truppen nicht 
über See ſchicken wollten. Ob man nicht kurzer Hand die genannten 
Provinzen erwerben könnte, ihren Schuß theils geworbenen Soldaten, 
theils einheimifchen Miligen anvertrauen Tönnte, wie dieß England 
thut? Doch wir haben uns Bier nicht auf’ ein Gebiet zu begeben, was 
man als „Zutunftsmufit“ jet zu bezeichnen liebt. Auf irgend eine 
Weife find aber ficher auch die genannten Schwierigleiten zu heben. 
Jedenfalls ift hier noch am erften Gelegenbeit, für unfere Reichäregierung 
thätig zu werden, zunächſt durch Konventionen um eine Beflerung in 
dem Zuftande deutfcher Einwanderer in jenen Gegenden herzuftellen. *) 

Herr Philippfon ift der nüchterne Berliner Geſchäftzgmann und 
Freihändler, der ohne Sinn und Blid in die Gefchichte der Völker das 
pro und contra ber Heutigen deutſchen Kolonifation wie eine Gejchäfte- 
frage prüfen und buchen und dieſe Geſchäftsfrage mit einigen ſchlechten 
Wihzen über Elbcaviar und Grüneberger würzen will. Aber fo nüchtern 
er zu rechnen glaubt, fein Facit ift doch nicht ſowohl das Ergebniß 
feiner Rechnung als feiner Anti und Sympathieen; für mande Fragen 
und Puntte, die Hier mit in Betracht fommen, fehlen ihm eingehenbere 
Kenntniffe, es fehlt ihm vor allem jede Spur des Hiftoriichen Sinnes, 
ohne den ſolche Fragen großen Styls nicht anzufaſſen find. 

Diefen Sinn Hat in ſehr hohem Grade ein Hamburger Schrift- 
fteller, defien Buch eben erichien, als wir dieſe Anzeige abſchließen 


*) Nebenbei wollen wir hier ala weitered Zeichen ber Zeit eines offenbar 
ſehr wohlgemeinten Schriftchens ermähnen: „Wie fann Deutſchiand Kolonialbefig 
eriwerben? Prattiſcher Vorſchlag zur Köfung der Stolonialfrage von N. Srün- 
wald“ Mainz 1879). Der Vorſchlag geht dahin, daß eine Privatgeiellihaft im 
Seuador auf Grund dort erworbener Privilegien und Zerritorien eine Kolonie 

jründen folle, welche binnen 25 Jahren 80: Familien und von da ab jähr- 
id weitere 20000 Familien aufnegmen, dad aufgeiwanbte Kapital mit 5%, ver. 
ainfen, außerdem nod; Dividende geben und fehlieklid, die Amortifirung de Sa- 
gitnds geftatten würde. Ob der Dorielag „prattil“ ift, möchten wir bezweifeln. 

ir find nicht in ber Cage zu beurtheilen, ob die klimatiſchen Verhältniſſe Ecua- 
bor3 wirflid) eine Anfiebelurg beutfcher Arbeiter geftatten. Sehr wahrkheinlich 
ift es nicht. Das aber müfen wir als einen durchaus unglüdlichen Gedanten 
bezeichnen, eine derartige Kolonifation von einer Semerbägeetigeft ausführen 
Laffen zu wollen. Nach; allen Erfahrungen auf diefem Gebiete würde ein ſolches 
Unternehmen nie ventiren. Nimmt der Autor doch felbft ſchon in Ausficht, den 
durch fchtwächere Zunahme der Mitglieber der Gelelichaft zc. bedingten Ausfall 
der Einnahmen durch birefte Rapitalaufnahmen zu beden! 
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wollten, Her Dr. jur. Hübbe-Schleiben. Das von ihm veröffentlichte 
Bet „Ueberjeeiiche Politit, eine Kultunwiffenfhaftliche Studie mit 
Zaflenbilbern” ann, obwohl es Here Philippfon gar nicht erwähnt, 
in mannigfacher Hinficht als eine fchlagende Widerlegung beffelben an= 
geiehen werben. Wenn 3. B. Herr Philippfon behauptet, Holland 
Serhandel fei troß günftigerer Lage gering zu nennen im Vergleich mit 
unferem, namentlich fei der Verkehr mit den Kolonieen nicht bedeutend, 
To widerlegen die Zahlen Schleiden's auf S. 15 Zab. 18 diefe Behanpe 
tung auf’8 allergrändlichfte. 

Die Arbeit Herrn Hübbe-Schleiden’3 ift eine im flatiftiicher Be⸗ 
Sehung gelehrte. Ein befonderer Anhang von über Hundert Seiten gibt 
die Quellen und Berecinungsarten näßer an, bie als Grundlage der 
Ratififcen Zahlenbilder im Texte gedient Haben. Nicht blos if mit 
Sorgfalt bie ganze neuere Handelsſtatiſtik aller Länder vermwerthet, 
für die emeopäifchen Staaten jucht der Verfafler ſogar möglichft bis auf 
wri Jahrhunderte zurückgehende Zahlenreihen über Bevdlkerung, Ein- 
web Ausfuhr und Aehnliches Herzuftellen. Ueber viele feiner Zahlen 
wird man mit ihm rechten Lönnen, wie über mande feiner Berech- 
zungen, beſonders über bie Gerwinnbereönungen aus den Ein= und 
Ansfuhrzahlen. Aber im Ganzen fcheint er mit Umficht und Genauig- 
teit vorgegangen zü fein. Und jebenfalls find die hiſtoriſchen Zahlen. 
bilder, die er auf Grund feiner mühevollen Handeläftatiftit nun vor ung 
ateolit, eben fo originell als interefiant. 

Er beginnt mit einem hiſtoriſchen Ausblick auf die Geſchichte aller 
groben Kulturnationen, deren Kraft, Größe und Initiative ihm dor 
allem in ihrer Aberjeeilchen Politik entgegentritt, um fi) dann zu dem 
Retififchen Seweiſe feiner Theſen zu wenden. Die erfte lautet: die 
wirtöfcpaftliche Bebeutung im Uebrigen annähernd gleichjituirter Länder 
mb Bölker ift proportional dem Antheil, welchen diejelben am Welt» 
handel und an ber Kultivation (Kultivirung) ferner Erdtheile und 
fremder Menſchenracen nehmen. Die Ausfuhr betrug in den Jahren 
1871—78 pro Kopf der Bevölkerung in folgenden Staaten: 











Niederlande . . m Marl, 
Großbritannien . . 
Dänemart 108 Fr 
1 8 x 
* 
667 
Bereinigte Staaten 2 „ 





d. $. die Ausjutzr ſteht in bireltem Verhaltniß zur Ausdehnung ber 

Politil der betreffenden Länder. Die eigenen überjeeifchen 
Gebiete geben fletß den ficherfien Abſatz; es ift dieler in den meiften 
Etanten 1869 — 77 bebeutend gewachſen, während der Abſatz nad 
fremden Staaten abnahın (6.17 Tab. 2). Weiter jucht der Verfaſſer 
durch eine Reihe von Tabellen nachzuweifen, daß ber Handel mit über 
jeiſchen Ländern and) ſtets der einträglichfte ſei und geht bann auf 
eine vergleichende Geichichte des zunehmenden Wohlſtandes ber euro» 
päifchen Staaten und bie Urſachen ihrer Verſchiedenheit ein, überall 

Iehrbud V. I, hras. d. Edmoller. 16 
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verſuchend, feine Urtheile in beftimmten Zahlen zu firiren. Wir geben 
ala et feine Tabelle 34, in ber er England und Deutfchland 
vergleicht: 


Welthandel, Probuttivität und Wohlftand um 1876 


1 2 
in Großbritannien und Irland. in Preußen und Deutichland. 
Die mit * bezeichneten Beträge bedeuten Milionen Reihämark, 





























1:6, Verhaltniß ber Zunahme des Welthandels jeit 1885 . 1:4 
6,185* | Ausfuhr (incl. der Edelmetalle) 1875 in Mil. Mark 2,562* 
189 | Betrag der Xußfubr per Kopf ber Bevälterung in Dart 60 
1:5, | Behaltniß ber Zunahme der Auafuhz fit due 1885 | 1:8, 


8,144* | Einfuhr (incl. der Edelmetalle) 1875 in Mil. Maı 3,57 
249 | Betrag ber Einfuhr per Kopf ber Bevölferung in Mark 84 
1:6%, | Berhältniß ber —* ber Einfuhr feit circa 1835 1:5 
1,198* | Einnahme ber Eiſenbahnen 1875 in Mil. Mart . . 875* 
44108 | Einnahme derſelben per Betriebäkilometer in Mark. . 29444 
23668 | Gejammtes Bolkzeintommen 1876 in Mil. Mart 5 6891 
708 | Betrag befielben per Kopf ber Benölferung in Mari . 265 
2075. | Steuerzahler mit Eintommen von über 000 Mark 112 
11076 B s s "= 80000 = 532 
93025 ⸗ ⸗ : = 1600 = 8.033 
611209 ⸗ ⸗ 5 eos 8000 = 26 233 
102 355 . . . .. 6000 = 45 943 
970.309 » . . = 2.3000 = 157 096 
1228 335 s ⸗ 2000 = 370 366 
B . . s = unter 2000 - =» | 4784958 
11,044* | Betrag ber verfteuerten Einkommen in Mil. Mark . 5238* 
9000 Durchſchnitt diefer Einfommen per Steuerzahler in Mark 1000 
335 Betrag diefer Einkommen per Kopf b. Bevölkerung in Mark 201 
3:30 | Berhältniß ber Steuerzahlenden zu den Gtenerbefreiten 3:2 


Vexrhaltniß der Steuerzahler unter bem oberen und Mits 
telklaffen au den jelbitftändigen Proletariern (d. h. unter 
9:86 1500 unb 1200 Dark Eintommen beziehenben) . . 9:160 
100:350 | Berhältnift ber gebildeten Klaffen zum Proletariat. . |100:1450 








„Gvibentere Beweife — ruft der’ Verfafler — wird aud) daß ängft- 
lichſte deutfche Gemitth wohl nicht fordern können, um ſich davon zu 
überzeugen, daß mehr als alles andere nur der beſchränkte wirthſchaft- 
liche Horizont unſerer Nation der Grund unſeres Mangels an Wohl- 
fand if.“ Und unfere Nation ift innerlich, nach Anlagen und Be- 
gabung beftimmt, das Größte zu erreichen; nur muß ihr ber große 
weite Schauplah dazu erfchloffen werden! 

Sollen wir aljo eine Seemacht werden? Nein, jagt ber Verfafler; 
das konnen wir nicht und brauchen wir nicht; wir find und bleiben 
eine Landmacht; England können wir ala Seemacht doch nicht erreichen; 
aber eine Seemacht zu werben im Sinne ber größten ftaatlichen Flotte 
ift auch nicht nöthig, um eine große Kulturmacht zu werben. Arbeiten 
wir ruhig und vorſichtig an der Ausbildung unſerer Flotte fort; aber 
überftürzen wir das nicht. 

Aber Eolonifiren und kultiviren jollen wir; und babei ericheint das 
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Sultiviren, d. 5. das Erwerben von Hanbeld- und Pflanzungsnieder- 
lffungen mit Bewohnern niedriger Race, die erzogen, Eultivirt werben 
tollen, Herrn Hübbe-Schleiden ald daB Schwierigere, aber auch als das 
Kohmendere. „Die mächtigfte, oder wie man auch gejagt bat, bie 
herrichenbfte Ration des 20. Jahrhunderts wird allerdings wohl bie 
jenige werden oder bleiben, welche am meiften folonifirt, d. h. mit ihrer 
Beoölferung erfüllt; die kulturell bedeutendfte aber und zugleich bie 
reichſte Ration der Zukunft muß jedenfalls diejenige werden, welche am 
meiften und erfolgreichften die Raturvölfer und bon Ueppigkeit ſchwellen · 
den Tropenländer Fultiviren wird.“ Die Größe des Gewinns im Handel 
hängt von der relativen Kulturverfchiebenheit der hanbeltreibenden Län ⸗ 
derumb Völker ab. Wenn die Gewinne zwiſchen naheftehenden ähnlichen 
Stasten zwifchen 3 und 80%, ſchwanken, fo bewegen fich die zwiſchen 
tropiſchen und europäifchen Ländern zwiſchen 40 und 126 %. Die 
Briten find das erfte Volt heute bezüglich der Kolonifation, in der 
Rultivation find ihnen die Nieberlänber weit überlegen, wie ein Ver ⸗ 
glei der Verwaltung Indiens und Javas zeigt. 

Und die Dentfchen? fie find vor allem gute Bauern und gute 
Säulmeifter; Deutjchland hat in Beziehung auf Erziehung das Größte 
vollbracht unter allen Nationen; „jollte da nicht auch vorzugsweiſe una 
die Sultuverziehung der zur Givilifation heranreifenden Völker und Racen 
gelingen? In der Kolonifation werden wir es vielleicht ben Eng- 
lindern nicht gleich thun; und ihr ftellt fich die Thatfache hemmend in 
da Beg, daß die Hierzu tauglichften Länder befeßt find; die reichften 
ua größten SHultivalländer aber liegen noch herrenlos da, unberührt 
durh irgend welche Staatsrechte der Givilifation und harten ber Bil« 
denden Hand, welche fie durch Zulturelle Arbeit für fich erwerben wirb. 
Der Weltberuf Deutſchlands ift die Kultivation der Tropenländer und 
ihtet niebern Menfchentacen. Und als das größte und meiftverjprechende 
Problem dieſer Art ericheint gegenwärtig die Kultivation Afrikas.“ 

Freilich ftimme das nicht mit der Lehre von ber Non-interference, 
die eine wohlmeinende aber jchwächliche Politit für das alleinfelig- 
machende Heil der Bölfer erkläre. Wenn aber in England ſolche Lehre 
berriche, fo fei das mehr das Zeichen der abnehmenden Iniliative, des 
Abneimenden Muthes der engliichen Politit; für ung aber keine Urſache, 
die von England ber hallenden Töne in bevoter Refonnanz nachzufingen. 
Benn man über die Koften Mage, bie ſolche Politit mache, fo jolle 
man doch nur denken, wie reich England und Niederland waren, ald 
fie ihre großen Befigungen erwarben. Eingehende Mittheilungen über 
die finanziellen Ergebniffe der älteren unb neueren derartigen über- 
ſeeiſchen Beftgungen follen zeigen, mit wie geringen Koften verhältnig- 
mäßig große, tolofjale Erfolge erzielt werben. 

Ja vielleicht aber find wir, wenn wir uns auf dieſe überjeeifche 
Bolitit einlaffen, nur thätig Mr andere Staaten, die ung dieſe Be- 
ffmgen wieder wegnehmen? oder wirft ber ſchwerfällig fpießbürgerliche 
Belfimift ein: wenn was rechte auß ben Ländern geworben ift, jagen 
Fe ſich doch von uns los! darauf ift die Antwort Hübbe-Schleiden’s 
einfach: find fie mändig, fo jollen fie fich losſagen; ber Gewinn bleibt 
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und; denn e& bleibt uns der Verkehr und bie innigfte Stammberwandt- 
ſchaft mit den fo kultivirten Ländern. Und daflelbe ift zu jagen für 
den unwahrſcheinlichen Fall, daß andere Nationen und ſolche Be» 
figungen einmal abnehmen follten. Nicht herrſchen wollen wir, fonbern 
andere Sänder mit unjerer Kultur erfüllen durch das Band gemeinfamer 
Sprache, Herkunft und Sitte, durch gemeinfame Rechtsanfchauungen und 
Lebensgewohnheiten biefelben an uns fetten und durch unfern Abſatz 
dahin daß gewinnen, was England, Holland, Frankreich Heute durch 
ihren Abfag nach Kolonieen ihrer Zunge gewinnen, wie ber Berjafler 
aan eine Reihe von Hanbeläftatiftiihen Tabellen wahrſcheinlich 
macht. 
Hübbe · Schleiden beſpricht zum Schluß die Möglichkeit eines Kon« 
flittes mit England, der aus einer alktiven überſeeiſchen Politit folgen 
tönne und die Stimmungen in Deutſchland, bie derſelben entgegen- 
ftehen, wobei uns hauptfächlich die Bemerkungen über jeine hamburgiſchen 
Landsleute ſehr treffend erfcheinen. Gerade — jagt er — weil es Leute 
von Welttenntniß und Erfahrung find, glauben fie noch nicht an bie 
Leiſtungsfähigkeit des Reiches: ihre ganze Erfahrung liegt auf fo ganz 
anderen Punkten; fie ftehen dem großen deutfchen Staate noch halb 
fremd gegenüber. Und doch fann nur eine große aktive Politik bes 
Reiches daß bringen, was uns noth tut; wir bebürfen der großen 
nationalen Thaten und Anftalten, um zuſammenzuwachſen, und als 
Nation ein® zu fühlen, um unjere einfeitigen Stamme- und Staats - 
interefien zu einem Ganzen zu verflechten. Im großen geiftigen Kampfe 
der Böler gibt && nur ein Zurüdgehen oder Vorwärtsgehen; wir waren 
nahe daran ald Nation uns zu verlieren in diefem Jahrhundert, uns 
aufzulöfen in ein preußifch-ruffifches Satrapenthum, in ein bänifches 
Schleswig-Holftein, ein Franzöfifch fühlendes Weſtdeutſchland. Durch 
die Gunft des Geſchickes, durch die That großer Männer find wir jegt 
über dieſe Gefahr weg; twir find als Nation endlich mündig, aber wir 
werben uns als ſolche nur behaupten, wenn wir nicht bloß ala einzelne, 
ſondern als Nation Große leiften, wenn wir für die 170 Millionen 
Deutfcher, die wir Ende des zwanzigften Jahrhunderts fein werden, den 
feften Grund und Boden uns eriverben. Sein Bolt nimmt zu, wie bag 
unfere; eben das weiſt uns unerbittlich vorwärts auf die Bahn ber 
überfeeifchen Politit. Mit ihr wird Deutſchland bie erſte Macht der 
Welt werden! Mit ihr wird eine Zeit kommen, in der 3—4000 Mil- 
lionen Germanen die beften Theile der Erbe bevölfern und beherrfchen. 

Ziegen dieſe Ziele auch noch fern! Zunächft Haben wir für die 
Gedanken zu wirken, bie „der Gentralverein für die Förderung deutſcher 
Intereſſen im Ausland“ auf feine Fahne fehrieb, um die öffentliche 
Meinung zu gewinnen und ein überjeeifches Amt zu gründen, das biefe 
Aufgaben im Namen des Reichs ind Auge fat. 

So weit ber Hauptinhalt des Buches, das begeiftert und theilweiſe 
glanzend geſchrieben jeden Leſer feſſeln wird. Es tritt uns ein großer 
weiter Blick, eine umfafſende Bildung und vor allem ein energiſcher 
Wille entgegen. Auch die Hanbelaftatiftiiche Leiftung des Buches ift 
von Werth; wir haben bis jeßt nichts Aehnliches; die Bearbeitung 
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Resmann-Epallart’3 geht entfernt nicht in biefeß Detail. Aber nicht 
darin liegt die eigentliche Bedeutung des Buches; ſondern darin, daß 
8 eine That ift und Thaten fordert. Es iſt eine Parteiſchrifi, ihr 
proftifches Ziel iſt ihr bie Hauptſache. Machtig rüttelt fie das Ger 
wiſen ımb ben Bli der Deutfchen auf, um dem letztern vorzuhalten, 
wohin wir fireben müffen. 

Jedenfalls ift fie wie die vorher von uns erwähnten Schriften ein 
bedentjames Zeichen der Zeit. Mag Philiftertfum und Mancpeftertfum 
ſich Rräuben, in immer weitere Kreife dringen Anfchauungen und Yor- 
derumgen, wie fie Fabri und Hübbe«-Schleiden erhoben. Auch unfere 
Reihöregierung ift unzweifelhaft geneigt, vorfichtige Schritte auf dieſer 
Lohn zu thun. Sie Hat zunädft in Polynefien fi bemüht, den 
Ventichen Interefſentreis dor englifcher und amerikaniſcher Annerion zu 
Kügen und durch Erwerbung von Marineftationen Stutzpunkte für 
azfere Kriegämarine zu getvinnen. Sie ift dann in der Samoavorlage 
sum Schrilt weiter gegangen; wir wollen bafingeftellt fein lafſen, ob 
gang in der richtigen Weife. Jedenfalls ſcheint die Ablehnung im 
seidetage, die mehr aus Gründen ber Politit und Parteitattif er 
folgte, bedauerlih.*) Es wäre immer ein erfter Schritt geivelen, der 
undere nach fich gezogen hätte. Hoffentlich wird er aber nicht ber Iehte 
kein Die öffentliche Meinung wird ficher mehr und mehr fih zu einem 
Standpunkt belehten, der Tünftigen ähnlichen Vorlagen eine beflere Zu- 
fuuft bereitet. . 

Die ſoeben erfolgte Annerion von Tahiti durch die Franzofen und 
die acuerdings beiprochenen Pläne derſelben in Hinterinbien werben auch 
in Dextfehland ihre Wirkung nicht verfehlen. Wir bedürfen — gerade 
wenn wir unfere erhöhten Schußzölle beibehalten wollen, um fo noth- 
werdiger einer Kolonifationg- und Kultivationspolitil, um unjere Aus · 
wanderung Für das Vaterland und die deutſchen Intereſſen zu retten, 
am unferer Produktion einen gleihmäßigen, fiheren und großen Abſatz 
u verſchaffen, um im großen friedlichen Wetitampfe der Nacen nicht 
Finter England, Amerika und Rufland zur zu bleiben, um unferm 
—S Schwung und Zuverficht, Selbftgefühl und Mühndeit zu 
deleiben! Wir kehren damit nur zu der Politit der großen deutſchen 
Rrifer vom fächfifchen bis zum ſtaufiſchen Haufe, zur Politik des großen 
Aurfkeften und in gemiffem Sinne Friebrich Wilheim's I. und Friedrichs 
de Großen zurück, die im Innern fo großartig Tolonifirt haben, ala je 
& eine Staatsgewalt ſyſtematiſch gethan!**) 

*) Meber dieſe, wohl von beiben Seiten etwas aufgebaufchten Bor: — 
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Ueber die Gewerkvereine in Italien. 


Aus dem Ftalienifchen des Carlo F. Ferraris überſetzt 
von 


Dr. &. &h. Eheberg. 


Borbemerfung. Die folgenden zwei Abfchnitte über Strikes 
und Gewerkvereine und über Gewerkvereine und Hilfskaffen find (mit 
Genehmigung des Hrn. Verlegers und des Hrn. Berfafjers) überfegt aus 
einer jängften Publikation des Hrn. Prof. Carlo F. Ferraris: Saggi 
& economia, statistica e scienza dell amministrazione. Torino-Roma. 
Ermanno Loescher 1880, 473 pp.. deren übrigen Inhalt ich unter den 
Literaturbefprechungen und unter den Miszellen befannt gebe. Die zwei 
folgenden Abfchnitte ſcheinen mir, obwohl fie nur kurze Notizen enthalten, 
doch der Meberfegung werth zu jein, da fie uns über italienifche Arbeiter- 
verhältnife, von denen wir fonft nicht viel wiffen, in authentifcher Weiſe 
unterrichten. Da fie zugleich ein lebendiger und berebter Ausdrud da« 
für find, wie ein ſehr gelehrter und verdienftvoller italieniſcher 
Rationalötonom über die auch bei un gegenwärtig viel ventilicte Frage 
der Arbeiterverbänbe und des Hilfskafſenweſens denkt, jo glaubte ich mich 
aller Rebenbemerkungen enthalten und mit der bloßen Üeberſetzung be» 
guägen zu follen. Grumb zu einzelnen Meinungsverjhiedenheiten wäre 
allerdings geboten. (Der Ueberſ.) 


1. Strikes und Gewerkvereine. 


Es gibt leiber noch viele, welche die Achjel zuden als Zeichen ber 
Ungläubigleit ober Gleichgültigfeit, wenn man bon einer Arbeiterfrage 
im Halien ſpricht. Und doch entgehen den einfichtsbollen Kennern un« 
ſerer fozialen age die Symptome einer Bewegung nicht, die allerbings 
noch in kleinen Proportionen auftritt, aber doch da bereits ſehr ber 
mertenswerth ift, wo fie fich ber nicht mächtigen Entwidlung unferer 
Subuftrie gegenüberfteilt, 
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Ein beicheidener aber thätiger Pfleger der Volkswirthſchaft Hat 
einige Rachfuchungen über Strifes, die bei und fich ereignete, angeftellt, 
indem er die Angaben aus ben offiziellen Quellen, nämlich aus ben 
beim Minifterium des Innern befindlichen Berichten der Poligeibehörben 
30g, und dazu gleiche, ſehr interefjante Notizen gefügt über die Zunahme 
der Arbeiterberbindungen mit völlig gleichen Veftebungen, wie die eng- 
liſchen Trades Unions (Per l’inchiesta governativa sugli scioperi. Note 
del dott. Guglielmo Lebrecht. Estratto dalle Rivista della Beneficenza 
pubblice. Milano, Tip. Civelli 1879). Faſſen wir Bier zufammen 
und erläutern, was er dort erzählt. 

Wenn wir dabei jene Strileß außer Acht laſſen, welche nicht von 
Arbeitern felbft auögingen, ſondern von intereffirten Perfonen, wie Heinen 
Unternegmern, Kaufleuten en gros zc., die davon Profit ziehen wollten, 
fo waren bie eigentlichen Strikes, unterfhieben nad) Jahr imd Urfache, 
in den Jahren 1872—1876 folgende: 


Summe Urfage 
der Striles | gu feiner vohn Andere, unbetannte Urfaden 








Der größte Theil diefer Strikes war von furzer Dauer, waß fie 
zwar weniger gefährlich machte, aber ihre Bedeutung als Zeichen der 
Spannung in dem Verhaltniß zwiſchen Arbeitgeber und -Nehmer nicht 
verminderte. Bei einigen berjelben (Mailand und Turin 1872, Codi- 
goro und Sarno 1875) betheiligten fi 1500—2000 Arbeiter. Dabei 
darf man, da dieſe Statiftif nur eine gewiſſe Reihe von Jahren umfaßt, 
nicht außer Acht Laffen, daß auch die vorhergehenden und die nach“ 
folgenden Jahre nicht ohne Strikes abliefen. Darunter war ein jehr be- 
deutender von mehr als 6000 Manufakturarbeitern in Biellefe in ben 
Jahren 1863—64 und ein anderer bebeutender derjelben in Biellefe 
1877; ein anderer bemerkenswerther ereignete fi) zu Mailand bei den 
Bucdrudern 1863; 1868 erhob ſich eine ſtarke Neigung zur Arbeits 
einftellung unter den Sandarbeitern von Comasco, und zu Como entſtand 
ein Strike der Seidenweber im Jahre 1877. 

Al jerneren Kommentar zu dieſen Notizen erwähnen wir, bag 
zahlreicher als ſonſtwo die Strikes in den Provinzen Novara waren, jo 
daß man dort von 1872—1876 27, Mailand, wo man 25, Turin, 
wo man 16, und Genua, wo man 14 zählte. 

Wenn wir die Provinzen in Kreife theilen, fo finden wir, daß 
auf Piemont, Ligurien; Lombardei und Venedig von diefen 206 Strikes 
128 treffen; auf Emilia, Marche, Umbrien und Zoßlana 37, auf 
Neapel, Lazio, Sizilien und Sardinien 41. Natürlich zeigt der erfte 
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je Se ẽ die übrigen in der induſtriellen Entwicklung übertrifft, die 

Gdjiwerer davon betroffen waren die Gewebe- Inbuftrie (mit 27), 
die Geiden: und Baumwollenfpinmerei und «Weberei und die Hanf und 
Flodgarbeiter (28), daß Maurergewerbe (27), die Bergwerke (12), die 
Brote und Mehlinduftrie (16), die Eiſeninduſtrie (10), die Land» 
wihſchaft (11). 

Zogen die Arbeiter Nutzen aus dieſen Striles? Die theoretifche 
DVührffion über diefen Punkt ift noch nicht beendigt, obwohl unſeres 
Grachtens die Berfiherungen Brentano’s (Die Arbeitergilden der Gegen- 
wart, II, 256 ff.), als mwürbig der Billigung und Zuflimmung ber 
Bifefhait, volle Beachtung verdienen. In dem fpeziellen Hall Jta- 
len hielten fich Bortheil und Nachtheil bie Waage, fo daß nach ben 
Arherchen Lebrecht's bon den 206 obenerwähnten Strikes 82 einen 
giftigen Ausgang hatten; von biefen bewirkten 48 eine Erhöhung 
da Sohnes, 34 verfchafften ben Arbeitern andere Bortheile. Folglich 
tnfien, wenn man von den 206 bie 36, deren Außgang unbefannt 
dich, abzieht, 48 auf 54 vom 100 Strikes, welche einen günftigen Aus · 
yang hatten. Es bleibt noch zu unterfuchen, ob die anderen 88, welche 
da ungänftig geichildert werden, nichtädeftoweniger jene moralifchen, 
von Brentano mit Recht fo fehr Herborgehobenen Bortheile gewährt 
indem fie dem Gefühl der Solidarität unter den Arbeitern grö- 
Rohdrud verliehen und indem fie die Arbeitgeber gegen die For- 
denagen derſelben nachgiebiger gemacht Haben, weil dieſe einfahen, daß 
fe a nicht mehr mit ifolixten Individuen, fondern mit einer tüchtig 
omanifirten und ihrer Rechte und der aus der Vereinigung flammenden 
Rodt wohlbewußten Schaar zu thım haben. 

Und die Bereinigung zum Zwede ber Arbeitseinſtellung oder 
Pam des Schutzes ber eigenen Intereſſen gegen die Arbeitgeber ift 

ifchen Arbeiter Leine verbotene Frucht mehr. Trotz der 
— Strafen des Strafgeſehbuches (hier entgegen den Prinzipien der 
ligkeit und Gerechtigkeit), verwandeln fidh die Hilfsgenofſenſchaften in 
wahre Trades Unions. 68 ift befannt, daß bie Trades Unions unter 
anderen Zielen fi vomehmen, den Genofien höhere Löhne zu verfchaffen 
md ihnen im alle der Arbeitdeinftellung wegen nicht erlangter Er ⸗ 
Bang oder nicht gewollter Minderung derſelben beiguftehen; die Zahl 
— jeſtzuſetzen, daß fle der Arbeit ber erwachfenen Arbeiter 
feine Konkurrenz bereiten; in ihrer Mitte nur die Arbeiter im wahren 
Sim dei Wortes, d. h. diejenigen, welche ihre Lehrzeit vollendet und 
sur hinreichende Tüchtigteit in der Ausübung ihres Handwerks befigen, 
apmehmen; die Gründung von Arbeiterſyndikaten aus Arbeitgebern 
mb Rehmern zu betreiben, welche unter den betreffenden Maßregeln 
die gemeinfamen Intereſſen vertreten; die Alten, Kranken, Wittwen, 
Bein ya unterftüßen; fi außzubehnen in der Art, daß fie alle Ar- 
beiter derfelben Indufirie im ganzen Staate umfaffen ı Auch in 
ien findet fich alles das oder ift im Entſtehen. Dieß zeigen uns 
ie jolgenden ‚Beitpiele, welche wir aus den zahlreichen Berichten Leb- 
'% Beranägreifen. 
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Die Buchdruder ftehen in erfter Linie. Ein Verein derfelben, ent« 
flanden in Turin 1848, gründete zwei andere in Florenz und Rom, 
nachdem die Reſidenz in dieſe Städte verlegt worden war. Im Jahre 
1874 hielten die Buchdruder ihren erften Kongrek in Mailand, i. J. 
1878 hielten fie ihren zweiten in Siena. Ihre Geſellſchaft hatte gegen 
Ende bed Jahres 1877 27 Sitze, welche 2200 Mitglieder zählten. Die 
Sitze find felbftändig und haben ihre fpeziellen Normen nad) Wahl der 
Genofien. Die Genofienfchaft fucht die Anwendung eines Normaltarifs 
der Preife der Handarbeit nach dem Iofalen dkonomiſchen Bedingungen 
zu erlangen und zu diefem Zweck ſcheut fie fich nicht Strikes zu erheben, 
obwohl das Centralkomits (deſſen Sitz in der Hauptftabt if) den Auf» 
trag Bat, ihnen möglichft dadurch vorzubeugen, daß es zuerſi die Mittel 
der Verjöhnung mite den Arbeitgebern verjucht. Während des Strikes 
empfangen bie Arbeiter auß ber Geſellſchafiskaſſe eine Unterftügung, 
welche nach der Fähigkeit des Arbeiters verichieden ift, von 12—16 Lire 
wöchentlich während des erſten Vierteljahrs und von 9—12 Sire wäh. 
end be& zweiten. Die Genofienichait Kat ein offizielle Organ, I Tipo- 
grafo (ber Buchbruder), welches in Rom erſcheint. In den 4 Jahren 
von 1874—77 trafen bei einer Gefammtaußgabe von 76000 Lire 
21000 auf Strifes. 

Die Genofjenfchaft der Hutmacher, entflanden in Turin im Jahre 
1875, aber im Zufammenhang und duch Unterftügung der Hutmacher 
von 11 anderen Städten Alt- und Mittelitaliens (die Hauptflabt inbe- 
griffen), hat fich als Hauptaufgabe die Erlangung hoher und die Her= 
ftellung gleicher Sohnfäge im ganzen Staate jowohl für Stüd- ala Tag- 
arbeit gejegt, und unterftäßt mit 2 Lire im Tag die Genofien, welche 
unbeſchãftigt bleiben, um ſich an das Genoſſenſchaftsreglement zu Halten. 
Bemerkenswerth ift außerdem, daß fie bie Zahl ber Lehrlinge zu be- 
ſchränken ſucht, indem fie einen auf 20 gelernte Arbeiter zuläßt und 
einen in jenen Fabrifen, welche weniger als 20 Arbeiter bejchäftigen: 
übrigens nimmt fie in ihrer Mitte keine Lehrlinge auf, welche nicht don 
einer aus 3—9 Mitgliedern beftehenden Jury (je nad ber Größe der 
Lotalſektion der Geſellſchaft), der jeder Lehrling ein Zeugniß jeiner Ge- 
Ichietlichteit ablegen muß, als gelernte Arbeiter anerkannt worden find; 
nach einem folcden Eramen entfcheidet die Jury über feine Zulafjung. 

Die Bruderſchaft der Zimmerleute der Riviera di Ponente in 
— ſtellt fich als Ziel neben gegenfeitiger Unterſtützung auch Lohn- 
erhöhung. 

Ebenfo die Genoſſenſchaft der Seidenftofiweber in Mailand, 
welche unter Anderm ben Genofien verpflichtet, zu dem Gebrauch eines 
Weberftuhls nicht zuguftimmen, wenn ber Arbeiter, welcher ihn gebraucht 
Hatte, wegen Forderung bed „gebührenden Lohnes“ entlafien worden jei. 

Die Genoffenfchaft der Seidenfpinner, entflanden 1868 in 
DOggione, hat zum Zwed, den Preis ber Arbeit zu erhalten und zu er» 
Höhen und Arbeiter, die nicht durch eigene Schuld arbeitslos find, zu 
unterftügen. Gine Genoffenihaft der Seidenweber zu Lecco, feit 
1867, welche die Erhebung von partiellen Strifes in den einzelnen Fa- 
brifen beförderte, vermochte die Xöhne in bebeutendem Grade zu er« 
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Häben: und bei jeder Generalverfammlung legte ber Borfigende Allen 
die Eixtraht und Solidarität mit den Gtritenden ans Herz. 

Im Gigilien fehlten ebenfalls Afiogiationen von Axbeitern zum 
Iwed gemeinfamen Widerftandes nicht: das Geſetz Lifte fie auf. Grft 
zenlih kam die Racricht, daß Strites, von Arbeitergenoffenichaften her- 
vorgerufen, fich ereigneten in Olginate, Alefanbria, Genoba, Livorno, 
dlorenn. Reabel. Mailand, Ubine, Intra. 
vie Rentitat der Tendenzen unferer Arbeitergenofienfchaften mit 
jaen ber engliſchen Trades Unions ift unleugbar, außerdem befindet 

unter den Umftänden, welche zu größerer Beftätigung biefer Be- 
hervorgehoben zu werden verdienen, auch ber, bafı folche Ten- 
Hpeziel fich bei den gegenfeitigen Hilfßgenoffenfchaften eigen, 
‚bie Arbeiter einer einzigen Induſtrie umfaflen, d. h. welche ge= 
Auen der Sumdamentalcharaktere der Arbeiteraffogiationen tragen. 
den Tag, an dem wir bie Trades Unions kräftiger als jezt — 
on dieſem Augenblik find wir nicht mehr weit entfernt — bei 
haben werben, wird bie Arbeiterfrage bei uns den Charakter einer 
gaben fozialen Bewegung annehmen. Können wir alfo noch die Augen 
Khliehen und ungläubig ihrer Eriſtenz gegenüberftehen allein beghalb, 
wel fie ſich noch nicht unter einem folchen Gefichtspuntt darſtelli ? 


FM 


Schlußbemerkung. Cine neue Thatſache beftätigt die barge- 
lgten Bermuthungen, nämlich der Strite der Buchdrucker zu Mailand, 
begenuen am 16. Sebruar 1880. Mailand nimmt unter den ita- 
bilden Städten in der Zahl der Buchdrudereibefiger und der Buch- 
drader die erſte Stelle ein; es können deßhalb die Erſcheinungen, welche 
dort in der Buchbruderei, die fih dort zur Großinduftrie empor- 
gihtungen hat, fih zeigen, als iypiſche in dem Kampf zwiſchen Arbeit 
und Kapital in umferem Yande betrachtet werben. Und fie tragen auch 
genan denſelben Gharafter, den wir bereits bei dieſem Gewerbe in 
dranfreich und in England bemerkten. Es befanden fi zu Mailand 
Wei Berhände an der Spitze, einer der Arbeitgeber, 1a Assoziazione 
üpografico-libraia (Buchhändlergenoffenfchaft), und einer der Arbeiter 
Ia Societa della tariffa (die Zarifgenofienfchaft), beide mit nationalem 
Charalter. Die erfte, gegründet zu einem reinen Privatzwed, nämlich 
um den Buchhandel zu fördern, mußte nothwendig die Vertheidigung der 
Ruereſſen der Buchdrudereibefier gegen die Arbeiter übernehmen: es ift 
dieſelbe Ummwanblung, welche in Frankreich mit den Syndikatskammern 
der Arbeitgeber fich vollzog. . 

Welche Ziele fteckt fich nun der zweite ſeinerſeits ? Nach bem, was darüber 
das Journal: La Bibliografie italiana ſchrieb (fiehe auch die Perseveranza 
vom 23. Februar 1880, Ar. 7307), wären es folgende: 1) die Lohn« 
fäbe zu regeln nach einem von ben Arbeitern feſtgeſehten Tarif, mobifizirt 
und beiwerfftelligt in Uebereinſtimmung mit den Arbeitgebern; 2) zu 
tegeln die Zahl der Lehrlinge, indem fie fordern, daß unter die Zahl 
der Buchdrucker nur ſolche aufgenommen werben können, welche den erſten 
Kurs einer techniſchen Anftalt oder eine® Gymnafiums durchgemacht 
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Haben; 3) Strike zu organifiren unter Leitung bes fozialen Komite’s, im 
Galle, daß Rechte der Arbeiter verlegt werben und die Arbeitgeber fich 
weigern, ihnen Genugth: en au geben, indem fie unterbefien eine Ichwarze 
Kifte” veröffentlichen, d. ine Lifte jener Arbeiter, welche ihre Pflichten der 
Bruderlichteit und —X verlegen, indem fie enigegen den bon dem 
Berband feftgefegten Bedingungen arbeiten. Diele ift in einem Journal, 
la Tipografia milanese, wiebergegeben. Die nächfte Urfache des Strike 
ſcheint folgende geweſen zu fein. Die Arbeitergenofienichaft ftellte einen 
Zarif zufammen und Iud die Arbeitgeber ein zu einer Konferenz, um 
denfelben zu beiprechen: die Arbeitgeber befchloffen in ihren verſchiedenen 
Zuſammenkünften, an diefer Berfummlung fich nicht zu betheiligen. 
Der Verband befahl den Strike, indem er bie Löhne aus der Gejell- 
ſchaftskaſſe Ieiftete, der nicht wenige Zuſchüfſe von auswärtigen Arbeitern 
zukamen; der Strike dauert in dem Augenblid, in dem ich fchreibe, 
noch fort (20. März). Dabei ift zu bemerken, daß die Umwandlung 
der mailändifchen Buchdruderei in die Großinduftrie für die Arbeiter 
nicht fehr erfreulich geweſen zu fein feheint, weil fie zum Theil Die 
Niedrigteit ber Löhne verſchuldet Hatte; ich habe wenigftens oft erfahren, 
daß bie Löhne der Mailänder Buchdruder mit zu den niebrigften im 
italienifchen Buchdrudereigewerbe gebdren, ſo daß fie (fagten mir einige 
Arbeiter) „unferen Stand ruiniren“. ebenfalls nähern wir uns Bier 
in unferer induftriellen Entwidlung den anderen Ländern und wir jehen 
hier bei ung, und mit vollftändig gleichem Charakter, die gleichen fchmerz« 
lichen ſozialen Erſcheinungen fih entwideln, wie fie bei jenen bemerkt 
wurden: und werben diefe Thatfachen nicht ihr gut Theil beitragen, um 
- Beten Schlaf auß dem Haupt unferer maßgebenden Kreiſe zu ver- 
jeuchen ? 


2. Die Hilfsgenofienfhaft und die Gewerkvereine. 


Seit einigen Jahren disfutirt man in Italien die Frage ber Ueber- 
tragung der juriftifchen Perfönlichkeit auf die Hilfsgenoffenichaft, ohne 
daß man bisher zu irgend einem Gejeh gelommen wäre Und nicht 
werben wir, bie wir dieſer Furſorge günftig gefinnt find, eine andere 
Stimme in biefen Chor miſchen, der fie einmäthig als ſehr nüßlich 
für die Hilfägenoffenfchaft im Speziellen, und für die ganze Arbeiter« 
Hofe im Allgemeinen erklärt. Aber indem wir bie freiheit ber-Wifjen- 
ſchaft, den Blid auch in fernfte Zufunit zu werfen, benüßen, wollen 
wir Hier darauf aufmerkſam machen, ba diejelbe vielleicht ungenügend 
fein möchte, um eine beffere Entwidlung in ber Zöfung der fozialen 
Frage anzubahnen, und daß man, um fie viel nüßlicher zu machen, die 
Anwendung berfelben nicht nur auf die Hilfägenofienfhaft, jondern auch 
auf andere Arbeitergenoſſenſchaften ausdehnen ſoilte. Beſprechen wir 
dieſen Gedanken, indem wir frei der? Ausführungen eines auslandiſchen 
Schriftſtellers folgen und die Grundſätze, welche er entwickelt, auf unſer 
Vaterland anwenden (Lujo Brentano, Die Arbeiterverficherung gemäß 
der heutigen Wirthſchaftsordnung, geſchichtliche und dkonomiſche Studien. 
Leipzig, Duncker & Humblot, 1879). 
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& iſt unnöthig, auf der Thatfache zu beharren, die durch mehrere 
und traurige Beifpiele nur zu belannt ift, daß viele don unferen Hilfe- 
genofienfhaiten auf jo ungenügenden und unficheren Grundlagen ge- 
grändet worden waren, daß fie fich in der Unmöglichkeit befanden, den 
übernommenen Verbindlichteiten und ben auf fie gefegten Hoffnungen 
zu eutiprechen. Es ift nicht unfere Abficht, gegen die Hilfägenoflen- 
Ihaften, im Allgemeinen betrachtet, Anklage zu erheben wegen der fehler, 
welche fich thatſachlich in einigen oder in vielen derfelben, wenn man 
will, gezeigt haben können. Wir ftellen uns bier irgend einen voll« 
addm Typus einer Hilfsgenofienfchaft vor, entworjen und bethätigt 
in falien, und wir nehmen als fiher an, daß fie die Beiträge ber Ge- 
ofen mit größter Genauigkeit mit ben gewöhnlichen Koften propor« 
tienirt habe, daß man diefe Beiträge verfchieben feſtgeſetzt Habe nad 
den vorgefegten Zielen, daß man alle die ficherften und beften Ber- 
naltungöformen gefammelt Habe. Wir wollen noch bie Hypothefe machen, 
bie jedenfalls nur im den jeltenften Fällen zutrifft, daß fie nur die ein 
ud derfelben Induſtrie angehörenden Arbeiter umjafje; ober daß fie, 
engeden? der Thatjache, daß die verjchiedenen Gewerbe in verjchiedenem 
Grade Urfache von Krankheit, Arbeitunfähigteit, vorzeitigem Alter und 
Tod find, fich darauf befchräntt Habe, die Arbeiter ein und bderjelben 
Jnduftrie aufzunehmen, oder daß fie wenigftens die Quoten nach bem 
Grade der Gefährlichkeit, in der fich ber Arbeiter in feiner Induftrie 
migejeht Befindet, abgeſtuft habe. Und dann, alles dieſes zugegeben, 
fnıen dann unfere Hilfsgenofjenfchaften in Wahrheit dem Arbeiter helfen, 
wir wollen nicht jagen in allen, fondern nur in den traurigiten Roth · 
'üllen feine® Beben. Leider nein! Zunachſt Hat jebe Hilfßgenoffenfchaft 
’ah allgemein in Italien (und auch im Auslande)*) und fpezieller in 
den Gegenden , in denen bie Kleininduſtrie vorwiegt, einen lokalen 
Sheratter. Wenn ein Arbeiter die Gemeinde verläßt, wo bie Benoffen- 
Ihaft ihren Gig bat, muß ex aus derſelben austreten, da er doch die 

feineß Beitrag nicht einer Genoſſenſchaft leiſten will, welche 
nit mehr im Stande ift, ihn in der Entfernung zu unterftüßen. Der 
Schade ift Hein, wenn bie Genofienfchaft nur im falle der Krankheit 
Hilfe gewährt, weil der Arbeiter nicht ein Recht auf einen zukünftigen 
il (3. B. auf eine Alteräpenfion) erwirbt, und dann, weil er, 
er bie Genoſſenſchaft, der er zuerſt angehörte, verlafien Kat, 
t in die an dem Ort feined neuen Wohnfiges aufnehmen laffen 
m. Aber wenn Hingegen die Genoſſenſchaft 3. B. Alterpenfion ger 
währt, oder eine Unterftüung, umwandelbar beim Tode des Genoffen 
in eine Penfion Für bie Wittive und die Kinder, wer wird ihm den 
erfegen, der ihm dadurch zufällt, daß er auf wohlerworbene 
Rechte verzichten muß und fich in der Nothwendigkeit befindet, die Ber- 
fihermg bei einer anberen Genoſſenſchaft neu zu beginnen? So Haben 
äinige vorgeichlagen, daß die Genoſſenſchaft fich verpflichte, wenigſtens 


a 


— 





*) Die franzöfifchen Hilfägenofien! en, entftanben nach ben Vorſchriften 
NR en) vom g Er ae durchaus ati, ee 
Sewertvereine und Unternehmerverbände in Frankreich (Leipzig 1879), p. 134— 186. 
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die ganze Summe, bie von ihm in Raten eingezahlt wurde, ohne In— 
tereſſen wieder zurückzuerſtatten. Aber Hier ift der Schade, wenn auch 
geringer gemacht, nicht ganz bejeitigt, weil fehlerhafter Weiſe die Zeit 
für ihn verloren ift, welche bereitö jeit dem Zeitpunkt berftrichen iſt, 
feitdbem er ein Recht auf Penfion oder Unterftägung haben fonnte. 
Benn der Zeittermin, um Anrecht auf Penfion zu haben, 3. B. auf 
25 Jahre jejtgefeßt if, und e& wären bavon bereits 10 verfloffen, fo 
müßte ber Arbeiter, wenn er wegen Wechiel des Wohnfihes aus der 
Genofjenichaft außfchiede, dann bei einer anbern die ganze Periode von 
25 Jahren neu beginnen. Auch in der erſten von uns aufgeftellten 
Hypotheſe, daß die Genoſſenſchaft Unterflägungen nur für den Fall der 


" Krankdeit ertheilt, wie das gerade die Mehrzahl unferer Genoffenichaften 


tut, wird dann ber Arbeiter, welcher fich entfernt, nicht in eine andere 
Genofienichaft eintreten müffen und dort einen nicht immer geringen 
Betrag für die Aufnahme zahlen? Und wenn ex in einem ſolchen Zu=- 
fand wäre, daß bie in feinem neuen Wohnſitz beftehende Geſellſchaft ihn 
nicht mehr in ihrer Mitte aufnähme? 

Kurz, unter diefem erften Gefichtspunkt erſcheinen die Hilfägenoffen- 
ſchaften als ein ſchweres Band für die perjönliche Freiheit und das In- 
terefie des Arbeiter, welcher fich dahin zu begeben wunſchte, wohin ihn 
die Möglichkeit einen Höheren Lohn und alle die befferen Lebensbedingungen 
zu erhalten, auf die er ala Menſch und Bürger Anfpruch zu erheben 
berechtigt ift, rufen würde. Aber noch mehr. Die wahren Hilisgenoffen- 
ſchaflen können nicht, als folde, Ziele der Wohlthätigkeit und Vorſorge 
verfolgen. Der Geſetzesvorſchlag der im Jahre 1877 unſerm Parla- 
ment vorgelegt worden war, zählte als erlaubte ſoziale Ziele auf: Unter- 
ſtuützungen an die Genofien in Krankheitsfällen, Alteröpenfioneh, Unter 
fügungen, ummandelbar in Penfionen jür Wittiwen und Waifen, Unter- 
ftüßungen in Arbeitsunfähigteit und Unterftägungen, um die Ausbildung 
der Genofjen und ihrer Familien zu befördern und um für fie Gegen« 
fände und Speifen des nothwendigen Konſums zu erwerben. Sehr gut, 
werden wir jagen; aber um all das zu erhalten, muß man Genoffe 
fein, muß man regelmäßig den Gefellihaftsbeitrag Ieiften; wenn man 
das nicht thut, jo wird die Genoſſenſchaft zuerſt den nicht zahlenden 
Genoſſen als jaumfelig erflären und dann aus ihrer Mitte ausftoßen. 
Aber wie ſoll der Arbeiter feinen Beitrag leiften?! Er gieht ihn don 
feinem täglichen Lohn ab. Gut: es entfteht eine Kriſis, und der Arbeiter, 
der feine Arbeit mehr findet, wird feinen Sohn mehr erhalten: wie wird 
er zahlen? 

Ein Fabrikherr ſchließt für einige Zeit die Werkftätte, weil er mit 
feinen Arbeitern in Zwieſpalt lebt, oder weil er das thut, waß die Eng- 
länder lock-out nennen, fo wird der Arbeiter außgeichlofien von der 
BWerkftätte, feine Arbeit und deßhalb keinen Lohn mehr haben: wie wirb 
ex zahlen? 

Sonach Hängt die Sicherheit der Unterſtüzung für den Arbeiter 
theils von ber Genoffenichaft ab, theils von ihm, von der Dauer der 
Bezahlung des Geſellſchaftöbeitrags. Aber wie dieſe Dauer der Zahlung 
ihrerfeit® die Dauer ded Lohnes verlangt, fo ift e& der Hilfägenofien- 
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haft unmöglich, den Arbeiter in ihrem Schoos zu behalten, wenn er 
am meiften der Beihülje bedarj, wenn er fich nämlich ohne Arbeit‘ bes 
findet und bdefhalb ohne feine Schuld ohne Lohn if; und mit den 
Borten „ohne Schuld“ bezeichnen wir auch (und wir erklärten das auch 
offen) den Fall eines Strikes auß einem vernünftigen Grund. *) . 

Das find die zwei großen, bie zwei größten Fehler der Hiliäge 
uofenfgaiten; der eine, nicht aufammenhängend mit der Einrichtung, 
aber nach unferer Anficht hervorgehend auß der jehlerhaften Organifation 
ad jafl unvermeidlich in Heinen Kreifen, wo die Kleininduſtrieen herrichen, 
das if der lotale Charakter; ber andere, in ihrer Natur jelbit gelegen, 
des it die Umgenügenbheit ber Mittel zu dem Ziele, das fie ſich vor ⸗ 
Teen.” Und in biejer letzten Beziehung wollen wir nicht verfchweigen, * 
dab, nach dem gegenwärtigen Stand ber ftatiftifchen Ergebniſſe, es jaft 
möglich ift, eine gute Sterblichkeitstafel der Arbeiterklafie Herzuftellen 
md deßhalb in ber Hilisgenoffenichaft die Affeturanz ber Benfionen für 
Bittwen und Waiſen auf gejunde Grundlagen zu ftellen, daß andexer- 
keits wenige Gejellichaften Penfionen wegen Äürbeitsuntüchtigkeit und 
wegen Alters verfichern; umd daß endlich die niebrigen. Löhne, vor⸗ 
achmlih in Italien, dem Arbeiter nur geringe Beiträge in die Genofjen« 
ſchaft leiſten laſſen, weßhalb die Benfionen ber beiden eben erwähnten 
Arten immer jehr klein umd ungenügend für den Fall der Noth auß« 
iallen: jo daß jchließlich der alte Arbeiter und die Wittwe und die 
Br ze verftorbenen Arbeiter der Öffentlichen Milbthätigfeit zur 

Der praftifche Sinn der Engländer hat es verftanden, gegen dieſe 

- Schwierigkeiten zu lämpjen und fie wenigſtens mit jener relativen Boll- 
tommenheit zu überwinden, welde alle menjchlichen Einrichtungen ge= 
Rattet it. Sie hörten nicht auf, Hilfägenoffenfchaiten zu gründen, die 
friendly societies (und England und Waled haben deren zur Stunde 
an 22000); aber an ihrer Seite ſchufen und betrieben fie die eigent« 
lichen Arbeitergenofienfchaften, die Trades Unions, oder Gewerkvereine, 
welche die obenerwähnten ſchweren Mängel der Hilfsgenoffenichaften zu 
vermeiden verfianden. Und mit welchen Mitteln? 

Sie bildeten fi zuerſt jämmtlich für jede einzelne Induſtrie, dann 
für jeden Zweig einer jeden Induſtrie (jo finden wir für die Eijen- 
indufrie die Genofjenichaften der Mechaniker, der Gieher, der Mafchinen- 
bauer); auf ſolche Weile Lonnten die Genofienjchaftsbeiträge nach ber 
Größe der Erkrankungsgefahr, der Arbeitöuntüchtigleit, des vorzeitigen 
Alters und des Todes, welche das Ausüben des betreffenden Gewerbes 
mit fi) bringt, jeftgeftellt werben. 

An zweiter Stelle find fie nationale und nicht Iofale Genoffen- 


*) Diefe Unzuträglichleiten werden dadurch nicht vermieden, daß man, wie 
man and) in Jtalien hat tun wollen (fiehe Rassegna settimanale, 1379, n. 97, 
vol 4%, p. 315), eine Nationalarbeiterfaffe für Penfionen gründet. Wenn fich 
der Arbeiter im den erwähnten Umftänben befinbet, wird er die Zahlung feiner 
Quote aufgeben und fich dabei auch bem Berluft des Penfionsanipruchs ausſehen 
wien Die Rationaltafje könnte nur den erfien von und erwähnten Mangel, 
aämlih, den ausjchließlic Iolalen Charakter der Hilfägenoffenfcjaften befeitigen. 
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ſchaften, deßhalb umfaßten fie oder fuchten wenigftens in ihrer Mitte 
alle Arbeiter zu umfaflen, welche im ganzen Sande in der gegebenen 
Induſtrie beichäftigt find. Deßhalb findet ein Arbeiter, wenu er feinen 
Wohnort verlaffen muß, um anberswo dauernd oder vorübergehend fich 
nieberzulafien, was immer der Grund feines Wohnungswechjels jein 
mag, dort jogleich ficheren Schutz und bereite Hilfe der Genofienichaft; 
Damit ift ihm die Freiheit garantirt, fich ein pafjenberes Domizil 
au fuchen. 

An dritter Stelle, und daß ift ein Sunbamentalpunkt, fie unter- 
fühen den Arbeiter auch im Falle, daß er fich ohne feine Schuld außer 
Arbeit befindet (einbegriffen den Fall des Strites), Bu diefem Zwecke 
gründeten die Trades Unions einen „Sond für Arbeitsloſe“ (out-of-work 
fand), aus dem fie ihm das „Geſchenk“ (donation) reichen. Um einen 
Ueberblid über die wirklich Lolofjalen Summen, welde zu diefem Zwede 
von den Trades Unions gegeben werden, citiren wir bie folgenden einer 
Bublilation Howell’3 *) entnommenen, nur auf vier Benofjenfchaften be 
zuglichen Zahlen. 


Jahre Trades Unions 





in 














I 
| 
JE REREEEN u I 
1851—1876 | Medaniker . . - - | 


659 
1848—1876 | Eifengießer . . - 865 ! 9132900 
1867—1876 | Mafcjinenbauer. . . 61000 | 1525000 
1860-1876 | Tiſchler (Zimmerleute) 54325 | 1358125 


Summa | 1140157 | 28508925 





Auf diefe Weife erhält man nebft vielem Anderen den Vorteil, 
den Arbeiter wirklich zu unterfläßen in jenem traurigen Moment, in 
dem ex ohne bie vorforgliche Unterftägung des Trades Union jeinen 
Beitrag zur Hilfsgenoſſenſchaft ober zu einer andern Berficherungd- 
geſellſchafi, an der er Theil genommen hätte, nicht mehr Leiften könnte. 

Schließlich Haben die Trades Unions allen allenfallfigen Defizite, 
welche fich in ihren Fonds einftellen würden, mit einem Syſtem vorzu- 
beugen gefucht, dad man nicht in den allgemeinen Berficherungsgejell- 
— und in ben Hilfsgenoffenſchaften anwenden könnte, aber das ſich 
als ſehr wirkfam bei jenen Genofienfchaften gezeigt Hat, welche beftimmt 
find, eine wahre Umänderung in dem Bedingungen ber Arbeiter zu 
jchaffen, und in welchen bie Rormen der Berechnung, wenn auch weife unb 
angemefien und beachtenswerth, häufig von vornherein dem Prinzip ber 
Wohlthatigkeit und Solidarität weichen müflen. &o daß, da die foziale 
Frage, nach Anficht der Mehrzahl (und der Vernunft) auch im ben 
Hilfägenoffenfhaften unentwegt den Vorſchriften der Wiſſenſchaſt folgen 
müßte, dagegen die Trades Unions gegen bie eventuellen Unglädsfälle 
durch die auferorbentlichen, den Genofien auferlegten Zufchlagsquoten, 


*) The confliets of capital and labour, ete. (London, 1878), ch. III, $ 19. 
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melde mit ſtropuldſer Gewifienhaftigkeit gezahlt werden, Front machten 
md machen. Und fo zeigte das Gefühl der Solidarität Hinfällig bie 
Vorausfichten jener Aktuare, welche, mit den Ziffern an der Hand, die 
Ungenägendheit der gewöhnlichen Ouoten, um den geſellſchaftlichen Ber- 
bindlichteiten zu genügen, darihun pollten. 

Und nım kehren wir nach Stalien zurück und ziehen einige prak · 
tiſche Konfequenzen auß den obigen Auseinanderſetzungen. 

In Italien beftehen zahlreiche Hilfsgenofſenſchaften; alle wiſſen 
das, wenu auch ihre genaue Zahl noch immer unbekannt iſt. — Was 
toll num der Gejeßgeber für fie thun? 

Ihnen die juriſtiſche Perfönlichfeit Übertragen mit jenen Normen, . 
welche er für angemefien Halten wird und die wir weder beſprechen 
wollen noch Tönnen. Aber das genügt nicht. Dan muß auch am die 
Gewerkvereine, an die Trades Unions benten. „Aber in Stalien 
enftiten feine”, wird fogleich Einer einwerfen. Dieſe Verficherung ift 
ein wenig vorſchuell. Bereiis haben wir eben zu bemerken uns ange- 
legen fein Lafien*), daß mehrere unſerer Hilfägenofienichaften fich in 
wittliche Trades Unions zu verwandeln ftreben. Wird fich der Geſetz⸗ 
gber diefer Umwandlung abgeneigt zeigen Tönnen? DaB wäre ein 
Vertoß gegen den gefunden Verftand und eine unentſchuldbare Berhin- 
derung einer Berbefferung der Lage der Arbeiter. Soll er fie unter 
Rüden? Ebenjall3 nicht; die Arbeitergenoſſenſchaft unter der Form ber 
Trades Unions muß aus fich ſelbſt entfiehen und zunehmen; eine Be- 
gafigung, ein direkter Anftoß von Seite des Staates müßte ungefunde 
md frajtlofe Einrichtungen ſchaffen. Was alfo tun? Die englifhe 
Gdehgebung nachahmen, weldde den Arbeitervereinen erlaubt, fich in 
ein don dem General-Regiftrator gehaltene Buch einzufchreiben, womit 
fe die juriſtiſche Perjönlichkeit erlangen, oder als Hilfsgenoffenfchait 
nah dem Geje von 1875, oder al Trades Union nad) den Gejegen 
dom 29. Juni 1871 und vom 30. Juni 1876. Unſer Gefeßgeber 
mäßte nicht mehr und nicht weniger thun **). 

Aus diefem Syſtem könnte man einen Nutzen anderer Art ableiten. 
zer oben erwähnte Regierungsvorſchlag von 1877 war nicht einmal 
wur Beſprechung im Parlament zugelaffen, weil er heftig (und vielleicht 
nicht ganz vernänitig) von den nämlichen Genofienichajten angegriffen 
worden war, befien Wohlthäter er fein follte, wegen ber zu vielen 
defeln, denen er fie unterwerfen wollte. Wenn man dagegen, wie wir 
dorſchlagen, beftimmt, daß man die juriftifche Perfönlichkeit auch auf 
die Gewerkvereine überträgt, fo kann man nur für die Hilfäge- 
aoſſenſchaften firenge und genaue Vorfchriften ber inneren Ordnung jeſt · 
Aellen, während man fi für die anderen auf allgemeine Normen be 

*) S. den vor! iben Eflay. 

=) Seanfreih Mad hier Ye in der Uebertragung der juriftiichen Perſon - 
iteit am bie Hiljägenoffenihaften vorauäging, wirb vielleicht aud auf eine 
andere Berbefferung einlafien, indem e3 die juriftifche Berfönlichteit auch auf 
die Spudilatstammern der Arbeitgeber und -Nehmer erftret. (Ferraris vermeift 
bier anf den 9. feiner Bi betitelt: bie Balaton der Arbeitgeber und 
‚Rehmer in Frankreich, ©. 312 u. 316. ©. Neberf.) 
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ſchränken Tann, wie e& die engliſche Gefeßgebung gethan hat. Die 
Hilfsgenofſenſchaften, welche fie einft annehmen wollen, werben fich nicht ala 
ſolche, ſondern als Gewerkvereine erfenntlich machen. Die Arbeiter werben 
‚die Wahl zwifchen den einen oder andern haben, und auch an beide fich 
anfchließen, wie es Häufig in England der Fall if, und fo wird fich 
die Gefahr vermeiden Lafien, daß unter dem etwas elaftifchen Namen 
der Hilfsgenoſſenſchaft ſich Genoſſenſchaften des Widerftandes verbergen, 
wie e8 gegenwärtig der Fall ift. Die wahre Hilfsgenoffenfchaft muß 
viele Fefjeln tragen, weil fie von ſehr delifatem Tharakter; der Gewerf- 
verein, die Arbeiterverbindung des 19. Jahrhunderts, muß möglichit 
frei fein, und in der Freiheit fein Leben finden, wenn er unjeren fozialen 
Nothftänden entipricht, oder den Tod, wenn er eine überfläffige Schöpfung 
der Arbeiter ift, welche irrthümlicherweiſe ih vom Kapital für unter- 
drüdt Halten, 

Um zufammenzufafen, wir betrachten den Gewerkverein als eine 
ber Grundlagen der gegenfeitigen Hilfe, als eine der Bedingungen, welche 
dieſe zur Blüthe bringt. In Zeiten zahlreicher allgemeiner und theil- 
weifer dkonomiſcher Krifen und heftiger Streitigkeiten zwifchen Arbeit 
gebern und »Nehmern ift der all nicht jelten, daß der Arbeiter ſich 
arbeitslos und zu feinem eigenen Schaden nicht in ber Lage befindet, 
die Zahlung ſeines Beitrags zur Hilfägenoffenfchaft zu zahlen. Der Ge- 
werkverein befreit den Arbeiter von jolcher Gefahr, indem er „das Ge- 
ſchenk an die Unbeſchäftigten“ vermittelt. Das ift der Grund, warum 
nach unferer Meinung die Frage nach der juriftifchen Perjönlichkeit für dieſe 
beiben Formen der Arbeitergenoffenjchaft gleichzeitig gelöft werden muß *). 





*) Es iſt bebauerlich, daß die oben erwähnte berathende Kommilfion ſich 
in ihren handen micht aud; mit ber von ung und diefem Efjay erwähnten 
ſehr wichtigen Frage der Ürbeiterverficherung beichäftigt Hat. 


Materialien zum Arbeiterverfiherungswefen. 





1. Ueber die Grundprinzipien des Knappicaftstafienweiens.*) 
Bon 


Sermann Freiherrn von der Heyden-Runfch, 
&. prenß. Geh. Oberbergrath und vortrag. Rath im Minifterium für öffentliche Arbeiten. 


Den von verfchiedenen Seiten gegen die Errichtung von Arbeiter 
Verſicherungskaſſen erhobenen Bedenken gegenüber möchten wir daran 
erinnern, daß für einen beträchtlichen Theil der arbeitenden Bevölkerung, 
— nämlich für die beim Bergbau beichäftigten Arbeiter und deren An« 
gehörige — in den Knappſchaftskaſſen bereits eine Einrichtung befteht, 
die Segendreiches auf dem Gebiete der Fürforge für Kranke, ſowie für 
eiahis gewordene Arbeiter und für deren Hinterbliebene ge— 

at. 


Es darf als bekannt angenommen werden, daß das Inſtitut der 
nappſchaftskaffen mit feinen Anfängen nachweislich bis in daß 13. 
Jahrhundert zurückreicht und im Wefentlichen auf derjelben Grundlage, 
auf welcher baffelbe in der überwiegenden Mehrheit der gegenwärtig gel- 
tenden deutichen Berggeſetze eine gleichartige Regelung gefunden Bat, 
Kan Qahehundere hindurch beftand und eine gebeihliche Wirkfamteit 

tete. 

Bad Preußen anbetrifft, fo beruht die Organifation des Knapp - 
ſchaftsweſens Hier auf den Beftimmungen ber SS 165 biß 186 des „All« 
gemeinen Berggefeges für die Preußifchen Staaten vom 24. Juni 1865”, 
in welchen die bewährten Vorfchriften eines älteren Spezialgeſetzes vom 
10. April 1854 mit einigen Aenderungen reproduzirt wurden. Beinahe 
völlig gleichlautende Beflimmungen über den Gegenftand enthalten die 


*) Die hier abgedrudte Dentfchrift iR für gnben Zwecke gemacht und auch 
bereits —E der Deffentlichteit „übergeben Wir druden fie mit Bewilligung 
des Heren Verfaſſers hier ab, lappfäjaftamejen jept eine fo große Ber 

für bie hun "unfered ganzen Hilfätaffenweiens hat und eine gute 
lan Darfiellung defeiden auf Grund ber neueften Yahlen jonft ganz fehlt. 
17* 
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dem Preußiſchen nachgebildeten Berggefehe Bayernd, Württemberg, des 
Großherzogthums Helen, Elfaß-Lothringens, Braunſchweigs, Anhalts 
und einiger Thüringifchen Staaten — während das geltende Berggefeh 
des Königreichd Sadhjfen vom 16. Juni 1868 zwar auch die Bildung 
von Knappſchaftskafſen vorgeſehen, indeſſen bezüglich ihrer inneren Ein- 
richtungen einen befonderen Standpuntt eingenommen hat, der in einigen 
weſentlichen Punkten von der Geſetzgebung ber übrigen bergbautreibenden 
Bundesftaaten abweicht. 

Das Grundprinzip, auf welchem ſich die Organifation des Knapp ⸗ 
ſchaftsweſens nach den Berggeſehen dieſer, den größten Theil des 
Deutfchen Reiches umfafjenden Staaten aufbaut, ift: „obligatorijches 
Zufammenwirlen von Arbeitnehmern und Arbeitgebern 
Tür die Zwede der Unterflüßung der Arbeiter und ihrer 
Angehörigen in den Fällen der Krankheit, der Arbeits- 
unfäbhigleit (Invalidität), des Todes überhaupt, wieinsbe- 
jondere au im Falle der Berunglüdung bei ber Beruis- 
arbeit,“ und zwar: „ein Zuſammenwirken in einem Vereine durch 
beiderjeitige Beitragsleiftung für die Vereinszwecke, fowie durch gleich“ 
berechtigte Betheiligung beider Theile bezw. ihrer Vertreter — ber Anapp- 
ſchafis · Aelteſten und der Werkörepräfentanten — an der Gelbftver- 
waltung ber Bereindangelegenheiten unter gefehlich geregelter Aujficht 
der zufländigen Staatsbehörben (der Bergbehörben)." 

1. Die Knappichafisfaflen find Zwangskaſſen, denn die Berggeſetze 
(mit Ausnahme der Königlich Sächfifchen) beftimmen: „daß für die 
Arbeiter aller denfelben unterworfenen Werte (— Bergwerle, Salinen. 
Aufbereitungsanftalten — nad; dem erwähnten Preußiichen Geſetze vom 
10. April 1854 früher auch Hüttenwerle —) Knappfchaftsvereine be⸗ 
ftehen follen,“ und fie erflären „alle in dem feftgeftellten Bezirke eines 
Knappſchaftsvereins belegenen Werke der fraglichen Art, ſowie die auf 
denſelben beichäftigten Arbeiter (vorbehaltlich näherer ftatutarifcher Be» 
ftimmung) für verpflichtet, dem Verein beizutreten.” Falultativ — je- 
doch faft ausnahmslos üblich — ift der Beitritt der Werlsbeamten, 
auläffig — und vielfach zur Ausführung gelommen — der Zutritt der 
Arbeiter von Gemwerbsanlagen, bie mit ben pflichtigen Werfen ver- 
bunben find. 

2. Obligatorifch find folgende Leiftungen, welche die Knappſchafts- 
vereine ihren vollberechtigten Mitgliedern mindeftens gewähren follen: 

a. in Krankheitsfällen eines Knappſchaftsgenofſen freie Kur und 
Arznei für feine Perfon, 

b. ein entiprechender Kranfenlohn bei einer ohne eigenes grobes 
Verſchulden entftandenen Krankheit, 

c. ein Beitrag zu den Begräbnißloften der Mitglieber und Invaliden, 

d. eine Iebenslängliche Invaliben-Unterftüung bei einer ohne grobes 
Verſchulden eingetretenen Arbeitsunfähigkeit, 

e. eine Unterſtützung der Wittwen auf Lebenszeit beziehungsweiſe 
bis zur etwaigen Wiederverheirathung, 

f. eine Ünterſtützung zur Erziehung der Kinder verſtorbener Mit- 
glieder und Invaliden bis nach zurücgelegtem 14. Lebensjahre. 
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Für die Mitglieder der am wenigjten begünftigten Klaffe müfjen 
minbeftend die unter a. und b. genannten Leiftungen und, wenn fie bei 
der Arbeit verungläden, auch die unter c. und d. genannten (Begräbniß« 
toften-Beittag und Invalidengeld) gewährt werden. Safultativ ift die 
ebernahme von fonftigen Leiflungen, namentlich die Gewährung „freier 
Aur und Arznei” auch für'die „Grauen und Kinder oder zu ernährende 
Eltern“ der Bereingmitglieder, die bei vielen Knappſchaftsvereinen er- 
folgt, 4. B. bei dem Halberftäbter und bei dem rot. 40 000 attive 
Mitglieder zählenden Oberſchlefiſchen Vereine, — die Gewährung freien 
Glrmentarunterrichtes, welche beilpielaweife die beiben, je über 20 000 
Mitglieder zählenden Knappſchaflsvereine zu Saarbräden und zu Eſſen 
eintreten lafjen, die faſt allgemein ftattfindende Bewilligung von Wittwen- 
sb und Sindererziehungsgelb an rauen und Kinder verunglüdter 
winder berechtigter Mitglieder und die Gewährung von auferordentlichen 
Unterflügungen in bejonderen Bebürfnipfällen. 

3. Die Bemeſſung der Höhe ber Unterftügungsfäge ift der Auto- 
nomie der Interefienten überlafien. Sie erjolgt im Wege der ftatu« 
terigen Seftfegung und kann nach Bebärfniß auf gleichem Wege jeder 
Zeit abgeändert werden — fei es durch Erhöhung ober au — was 
indefien tatfächlich nur ausnahmsweiſe geichah und jelbft in der ſchweren 
Zeit ber Geſchäftskriſis, von welcher der Bergbau in ber zweiten Hälfte 
des legten Dezenniums beimgefucht war, im Allgemeinen vermieden 
werden konnte — durch Ermäßigung ber feitgeftellten Süße. Beiſpiels- 
weile beträgt bei dem Saarbrüder Verein, der bie fisfalifchen Stein« 
lbehlengruben im Saargebiete umfaßt, der Krankenlohn für verheiratgete 
Noppichaftsgenoffen 1 Mark täglich, für unverheirathete Mitglieder 
1, Mark täglich, der Beitrag zu den Begräbnißloften 75 Marl, die 
Iwalidenpenfion (— die den ftändigen Vereinsgenoſſen ſchon nach Ab- 
lauf einer 3 jährigen Dienftzeit mit den Minimalbeträgen von 54 Mark 
bis zu 108 Mark jährlich, im Fall der Verunglüdung auch den unbe» 
Rändigen [noch nicht 3 Jahre im Dienfte lebenden] Mitgliedern ger 
währt wird und mit jedem erreichten weiteren Dienftjahre fich erhöht, —) 
bei einem Dienftalter von 25 Jahren für einen Arbeiter 270 Marl 
ährlich, für einen Werlsbeamten 408 Mark bis 540 Mark jährlich, 
bei 26 Dienfljahren für den Arbeiter 288 Mark jährlich, für den Werls- 
beamten 432 Mark bis 576 Mark jährli u. f. w. biß zu 30 Dienft-. 
jahten für jedes volle Dienftjahr jährlich je 18 Mark bezw. 24 Mark 
und 36 Mark und von da ab gleichmäßig für Arbeiter und Beamte 
jährlich 18 Mark mehr, daneben aber noch außerdem für den Wall der 
Verunglädung bei der Werksarbeit gleihmäßig für alle Knappſchafts - 
genoffen ohne Unterfchieb jährlich 108 Mark Zulage, die Wittwenpenfion 
mit gleichen Abftufungen nach dem Dienftalter und ber bdienftlichen 
Stellung des verflorbenen Mannes, anfangend mit den Minimalfägen 
don 24 bis zu 48 Mark jährlich bei einem Dienftalter des Mannes 
von 25 Jahren jährlich 186 Mark bis 372 Mark ıc., für jedes fernere 
Dienſtjahr des verftorbenen Mannes 6 Mark bis 12 Mark mehr, bis 
m einem Marimum von 316 Mark bez. 432 Mark jährlich, ſowie 
außerdem für den Ball der Verunglüdung des Mannes 108 Marl Zur 
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Tage jährlich, die Waifenunterftägung für vaterlofe Wailen 36 Mark 
jährlich, Für vater- und mutterlofe Wailen 108 Mark jährlih, und 
zwar für Mädchen bis zum Eintritte in das 16., für Knaben bis zum 
Eintritt in das 17. Lebensjahr. Bei anderen Knappſchaftsvereinen find 
bie Säge der Unterftügungen für Invalide, Wiitwen und Waifen 

meiftens und zum Theil erheblich niebriger, dagegen bie Beträge des 
Krankenlohnes vielfach höher normirt. 

Nach der amtlichen Statiftit der Knappfchaftevereine für das Jahr 
1878 beliefen fich in diefem Jahre bei den 12 größten Preußifchen Ber- 
einen bie ducchichnittlich an jeden einzelnen Empfänger gezahlten Be- 
träge: a. der Invalidenpenfion auf 217,09 Mark, b. des Wittwen- 
geldes auf 106,72 Max, c. der Wailenunterftüßung auf 33,30 Mart, 
bei dem Saarbrüder Verein insbeſondere zu a. auf 802,49 Mark, zu 
ce. auf 41,96 Mark. 

4. Die Beiträge der Arbeiter önnen in einer Quote des verbienten 
Arbeitslohne® ober in einem Fixum beftehen. Die Werkbefiger jollen 
mindeftend bie Hälfte des Beitraged ihrer Arbeiter zur Kaſſe zahlen. 
In Wirklichkeit leiften fie aber der Regel nach den gleichen Beitrag, 
wie ihre Arbeiter, nicht jelten fogar noch erheblich mehr. In ſchwierigen 
Zeiten, wie fie der Bergbau jüngft erlebte, fehlte es bei ihnen nicht an 
der größten Opferwilligleit, die eigene Beitragsleiftung zu erhöhen, um 
den Knappſchaftsverein, zu dem ihre Arbeiter gehörten, in den Stand 
zu jegen, daß Gleichgewicht zwifchen Einnahmen und Ausgaben zu er- 
halten, ohne zu einer Herabfegung ber Unterjtägungsfäße überzugehen. 

Gefichert ift der Eingang der Beiträge durch die geſetzliche Bor- 
ſchrift, „daß die Werkbeſiher bei Dermeibung des gegen fie jelbft zu 
richtenben Zwangsverſahrens verpflichtet find, für die Einziehung und 
Abſuhrung der Beiträge ihrer Arbeiter aufgulommen,“ und daß „alle 
Beiträge zur Knappſchaftskaſſe auf vorgängige Feſtſetzung derjelben durch 
die Auffichtsbehörde im Wege der Berwaltungserefution beigetrieben 
werben können.“ 

Bon den Arbeitern werden die Beiträge ſeitens ber Berfgeigen- 
thümer durch Einhaltung einer entſprechenden Quote de Lohnverdienſtes 
eingezogen. Die Höhe ber Veitragsfäße ift bei ben einzelnen Knapp - 
ſchaftsvereinen ſehr verſchieden beftimmt. Sie richtet fich insbeſondere 
nach den Beträgen ber Unterflügungafäße, welche ber betreffende Knapp- 
ſchaftsverein unter Berücdfichtigung ber örtlichen Verhältniſſe feines Be- 
zirkes feinen Mitgliedern gewähren zu müſſen glaubt "bezw. ohne eine 
Ueberbürdung der beitragapflichtigen Arbeiter umd Arbeitgeber zu ge 
währen vermag. 

Beiſpielsweiſe belaufen fich die Beiträge bei dem Saarbrüder Verein, 
der jeinen Mitgliedern, wie ſchon bemerkt wurde, weſentlich höhere 
dauernde Unterftüßungen gewährt, wie bie übrigen Vereine, für die Ar- 
beiter im Allgemeinen 3%/, Mark monatlich, gleih 42 Mark für das 
Jahr, für Werksbeamte II. Klafje id. 5. diejenigen, die weniger ala 
90 Mark firirten Monatslohn beziehen) 41, Mark monatlich, gleich 
54 Mark für das Jahr, für Werksbeamte I. Klaſſe (mit mehr als 
90 Markt Monatslohn) 6 Mark gleich 72 Mark und der Bergfiskus 


263] Materialien zum Arbeiterberficjerungswelen. 26868 


als Werlöbefiger- entrichtet (nach dem Anſchlage bes Etats für das Jahr 
1880/81) für Die rot. 21500 Köpfe betragende Belegichaft feiner zum 
Vereine gehörigen Gruben einen „Jahresbeitrag von rot. 908 000 Mark. 
Bei den übrigen Knappſchaftsvereinen find die Beiträge niedriger nor- 
mit — zum Theil erheblich niedriger. Sie betrugen unter Anberen 
bei dem rot. 40.000 Mitglieder zählenden oberichlefiichen Knappichafts- 
vereine: a. für Beamte mit mindeftens 900 Mark Jahresgehalt jährlich 
36 Merk, b. für Beamte mit geringerem Gehalte und Arbeiter erfter 
Ocdnung (Hauer, Schmelze, Puddelmeifter ıc.) jährlih 24 Maut, c. 
für Arbeiter nieberer Ordnung jährlich 18 Dark und für minberberech- 
tigte Mitglieder 15 Mark jährlih. Durchichnittlich beliefen fich bei 
allen preußiſchen Knappfchaftövereinen die zur Hebung gekommenen Bei« 
träge: bei den Arbeitern auf 23 Mark 12 Pf., bei ben Werkbeſitzern 
auf 20 Mark 84 Pi. für jedes Bereinsmitglied. 

5. Die Knappfchaftsvereine erlangen durch die oberbergamtliche Be- 
ſtatigung ihrer Statuten, welche von den Werkbefigern unter Mitwirkung 
eineß Außfchuffes der auf ben Werken des Vereinsbezirls befchäftigten 
Arbeiter aufzuftellen find, die Eigenjchaft einer juriſtiſchen Perſon. Ab- 
ändermgen eines in Geltung fiehenden Statutes können nur mit Zus 
Rinmmng beider Theile — ber Vertreter der Arbeiter einerjeitd und 
der betheiligten Werkbefitzer andererſeits — erfolgen und bebürjen ber 
Yätigung der Auffichtsbehörbe, die nur verjagt werden barf, wenn 
Giepeirige 

Beim Mangel einer Einigung der Interefienten hat die Auffichts- 
behoͤrde im alle ber erforberlich werbenden Neubilbung eines Knapp- 
ſchaſtavereins die Feſtſetzung des Bezirkes, welchen derſelbe umjaffen ſoll, 
und des Statutes zu bewirken. Zur Anwendung dieſer Befugniß iſt es 
indefien, ſoweit befannt, niemals gelommen, da es ſtets gelang, eine 
Berändigung der Arbeiter und ber Werkbefiger herbeizuführen. 

6. Die Verwaltung der Bereindangelegenheiten gejchieht unter Ber 
theiligung von Knappichaftzälteften, welche die Arbeiter aus ihrer Mitte 
‚zu wählen Haben unb unter mannigfacher Hülfsleiftung der Werlöver- 
waltungen durch einen „Rnappiäaftsvorftand“, dem die Anftellung des 
eriorderlichen Beamtenperfonals obliegt (eines Kaffentendanten, Kon - 
tlens, der Aerzte u. ſ. w.). 

Der Borftand befteht: zur einen Hälfte aus Vertretern der Werk- 
befiger, zur andern Hälfte aus Vertretern der Arbeiter (Knappſchafts - 
älteften). Der Borfigende ift von den Mitgliedern deffelben felbft zu 
wählen. Jede Seite Hat ihre Vertreter im Borftande aus ihrer Mitte 
ya wählen. Zuläffig ift bie Wahl von Königlichen oder Privat-Berg- 
beamten. 


7. Borbehaltlich des ſtaatlichen Auffichtsrechtes hat ber Knapp- 
Idaitsvorftand die Verwaltung jelbftändig au führen. Daß Auffichts · 
ui erſtredt ſich im Allgemeinen auf die Ueberwachung einer gejeh- 

und fatutenmößigen Berwaltungsführung, insbeſondere auf daß 

jen, (geordnete Buchführung, Sicherung bes Kaffenvermbgens 
u. j. w.). Es wird baffelbe in I. Inftanz unter Mitwirkung eines 
KRommifjard, der den Sitzungen bes Knappſchaftsvorſtandes beizumohnen 
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berechtigt und zur Suspendirung geſetz · oder ftatutenwibrig erſcheinender 
Beichlüffe befugt ift, durch die Oberbergämter, in höchfter Inſtanz 
von dem vorgelegten Reffortminifter (dem Miniſter der öffentlichen Ar- 
beiten) geübt. 

DVereingmitglieber, welche fich durch eine Entſcheidung des Bor- 
ſtandes in ihren Rechten verlegt fühlen, können bei dem Oberbergamte 
Beichwerbe darüber erheben und folche eventuell weiter biß zur Winifte- 
rialinftanz verfolgen. Es fteht ihnen aber auch der Rechtsweg offen. 
Eine Unterſtüßzung (Invalidenpenfion, Wittwengelb, Waifenunter- 
ftüßung 2c.), auf deren Bezug ein Vereindmitglied oder ein Angehöriger 
defielben nach den Beftimmungen des jeweilig in Geltung ftehenden 
Knappſchafts · Vereinsſtatutes Anfpruch erheben kann, muß nämlich ge 
währt werben, wenn die bezüglichen thatjächlichen Boraußfegungen be- 
gründet find (Krankheit, Arbeitsunfähigleit, Verunglüdung bei der 
Arbeit, Tod). Es hängt nicht etwa blos von bem Ermeſſen des Vor- 
ſtandes ab, ob und welcher Betrag im gegebenen Falle als Unterftäßung 
gewährt werben joll. 

In biefer Hinficht ftehen die Knappfchaftsinſtitute den „Berficherunga- 
taffen“ glei. Sie unterfcheiden ſich aber von den lehteren dadurch, 
daß nicht ein privatrechtlicher Anfpruch auf eine ein für alle Mal firirte 
und Mangels beiderjeitiger Einwilligung unveränderliche Leiftung (In- 
validenpenfion 2c.) von dem Bereinsmitgliede erworben wird, vielmehr 
nur ein Rechtsanſpruch auf bie Gewährung bed ber jeweilig geltenden 
ftatutarifchen Vorſchrift entfprechenden Bezuge® (Invaliden-, Wittwen- 
oder Waiſengelder zc.), defien Betrag von der Gefammtheit der Vereins · 
genofienfchaft jeder Zeit anderweitig beftimmt — erhöht ober ermäßigt 
werben kann. 

In ber Zuläffigkeit einerſeits der Herabfegung der Unterſtützungs · 
jäße, jowie andererſeits der Erhöhung der Beitragsleiftung in Verbindung 
mit der gejeglichen Zwangapflicht des Beitrittö zu den beftehenden Knapp⸗ 
ſchaftsvereinen und ber Beitragszahlung für deren Zwede, für alle in 
ihrem Bezirke gelegenen Werke der betreffenden Art und bie auf den⸗ 
jelben beichäftigten Arbeiter, werben bie Garantieen für bie fortdauernbe 
Keiftungefähigkeit der Vereinskafien gefunden. Boraußfegung dafür, daB 
diefe Garantien ſich im gegebenen Einzelfalle thatſächlich als zureichend 
sietlam erweilen, ift „eine zwedentiprechende Abgrenzung der Vereins · 

ezirke“. 

9. Die Anſammlung eines nach den Prinzipien der Verſicherungs- 
gejellichaften zu berechnenden Prämien-Refervefonds zur Bedeckung der 
übernommenen Rifito (ber Anwartſchaften auf den Bezug von In⸗ 
validen-, Wittwen- und Waifengelb) ftellen fich die Knappſchaftskafſen 
im Allgemeinen nicht zur Aufgabe. Sie berüdfichtigen aber bei der 
Normirung der Beiträge und der Gäße ber flatutenmäßigen Unter 
flügungen den zu erwartenden normalen Zuwachs von Unterftügungs- 
berechtigten (Invaliden, Wittwen und Waifen) und forgen dafür, Fonds 
von folcher Höhe verfügbar zu Halten, um es zu ermöglichen, während 
ungünftiger Perioden, wenn die Zahl der Beitragapflichtigen vorüber- 
gehend ſich vermindert oder durch befondere Unfälle ober auß anderen 


265) Materialien zum Axbeiterberficherungäivefen. 265 


Gründen eine außergewöhnliche Zunahme der Zahl der Unterftühungs- 
berechtigten eintritt, im Stande zu fein, den erworbenen bezw. neu hin« 
zuttelenden Anfprüdhen an die Vereinskafſe gerecht werben zu fünnen, 
ofne von dem Mittel der Beitragßerhöhung bezw. der Ermäßigung der 
Benefizien Gebrauch machen zu müfjen. 

10. Das Breußifche Knappichaftägefeh vom 10. April 1854 fand 
bereits neben Knappichaftsinftituten, die für große Zerritorialbezirte 
betanden, auch Knappſchaftskafſen vor, die nur für einzelne Werke und 
deren Arbeiter eingerichtet waren, und es beftimmte jeneß Gejeh, daß die 
vorhandenen Kaſſen beftehen bleiben und nur mit Zuftimmung ihrer 
Vertreter getheilt oder dem Bezirke eines anderen Vereins einverleibt 
werden jollten. An diefem Standpunkte hat daß jetzt in Geltung ſtehende 
Allgemeine Berggefeg vom 24. Juni 1865 feftgehalten. 

Die Bergvervaltung war bemüht, eine Verſchmelzung der kleineren 
Anappfchaitinftitute mit einander bezw. deren Bereinigung mit größeren 
Zeritorialbegirten Berbeigufüßten. Sie erreichte dieß auch in vielen 
Fallen, jedoch nicht immer wegen der Schwierigfeiten, welche bie Ver- 

heit der DBermögenslage und andere Berhältniffe ihren Be 
Reebungen entgegenftellten. 

Ju Folge befien befteht denn auch gegenwärtig in Preußen eine 
gabe Zahl von Knappichaftsfafien. Die Gejammtzahl derfelben belief 
16 im Jahre 1878 auf 84 mit 2221 Werken (Bergwerken, Hütten, 
Arfberitungsanftalten, Salzwerken, Steinbrücen zc.) und „252388 
Srenhmitgliedern“ (Bergleuten,Hüttene, Steinbruch, Salinen-Arbeitern). 
Unter den 84 Kuappſchaſtsvereinen befinden fich 15 größere Territorial- 
bereine, die Tür fich allein „1482 Werke“ mit „201 000 aktiven Vereins» 
mügliedern“ umfafjen, darunter unter Anderen ber Oberfchlefliche Verein 
mit 39985 Mitgliedern, der Niederfchlefifche Verein mit 11662 Mit« 
gliedern, der Märkifche Verein zu Bodum mit 49 673 Mitgliedern, der 
Efen-Werbenfche Berein zu Eſſen mit 21597 Mitgliedern, der Saar« 
brider Verein mit 21597 Mitgliedern, der Naſſauiſche Allgemeine 
Mappicajtsperein mit 5736 Mitgliedern, — Vereine, bie den ge 
hummten Bergbau ber betreffenden Landestheile umfafien und von denen 
einige fh über den Bereich eine® oder mehrerer Regierungsbezirke er» 
fireden. Auch unter den übrigen Vereinen find viele, die für räumlich 
weit außgebehnte Diftrikte beflimmt find, in denen auf zahlreichen Werken 
Bergbau umgeht und defien Sortbetrieb für alle Zukunft erwartet werden 
tann, — jo daß e8 ihnen an einer flabilen gegen die Wechieljälle, von 
denen ein einzelnes Unternehmen betroffen werden kann, thunlichit ge- 
Äderten Grundlage ihres Beflandes nicht fehlt. Wo nur für einzelne 
Bergwerle, Salinen ober Hütten, bezw. für kleinere Gruppen von ſolchen 
Berlen beiondere Smappichaftstafien beftehen, Handelt es fich in ber 
Mehrzahl der Hierher gehörigen Fälle um ifolirt gelegene Etablifjements. 
In der Geſammtheit der Knappfchaftskaflen-Organijation bilden diefe 
lleineren Inftitute eine Anomalie — weßhalb e& nicht zutreffend fein 
würde, aus ungünftigen Erfcheinungen, welche bei dieſen Inftituten bier 
und da hervorgetreten find, einen Küchſchluß auf den Werth oder Un- 
Werth der Grumbprinzipien bed Knappſchaftsweſens zu machen. Sehr 
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viele diefer Heineren Snappichaitsfaflen befigen übrigens befondere, ihre 
dauernde Leiftungafäbigkeit fichernde Hilfämittel bezw. einen Rüdhalt 
in angefammelten Bermögensbeftänden ober in außergewöhnlich günftigen 
BVerhältnifien der Eingelwerle, für melche fie beftehen, wie 3. B. ber 
Kmappfchaftsverein für die Arbeiter der dem Preußifchen Fiskus und 
der Stadt Berlin gehörigen Kaltfteinbrüche zu Rüdersdorf, der Unter- 
Harzer Knappfchaftsverein, ber bie Preußifch-Braunfchweigifchen Kom=- 
munionwerfe bei Goslar und Oker umfaßt, der Schaumburger Knapp- 
Ichaftöverein für die Preußifch-Lippe-Schaumburgifchen Steintohlen-Berg- 
werke bei Oberntirchen, der Neunlirchener Verein für dad Stummſche 
Eiſenhuttenwerk dafelbft und Andere. 

11. Der Regel nach umfaflen die Knappfchaftsvereine Werke von 
gleicher Art — und zwar entweder außfchlieklich ſolche oder doch in 
der überwiegenden Mehrzahl neben einer geringeren Anzahl von anderen 
Betriebsanlagen — fo 3. B. der Saarbrüder Berein und der Worm- 
Krappfchaftsverein zu Bardenberg bei Aachen nur „Steintohlenberg- 
werfe“, ber Neunficchener und mehrere andere Snappichaftsvereine im 
Saargebiete nur „Eifenhüttenwerke‘, der Mayener, Eottenheimer und 
Niebermendiger Knappſchaftsverein in der Rheinprovinz ausſchließlich 
„Steinbrüche”, verfchiedene Vereine für Salinemarbeiter nur „Salze 
werke“, jo andererſeiis der Märkifche und der Efien-Werbenfche Knapp 
ſchaftsverein zu Bochum bezw. Efien neben 216 Steintohlen-Bruben mit 
72391 Arbeitern, 17 Erzbergwerke mit nur 1283 Arbeitern. Nicht 
jelten find aber auch ſehr verfchiedene Betriebsunternehmungen mit 
einander zu einem Snappfchaftsverein verbunden, — jo namentlich bei 
dem Oberſchleſiſchen Knappichaftsverein, der 86 Steintohlenbergwerte 
mit 26 059 Arbeitern, 2 Braunfohlengruben mit 25 Arbeitern, 2 Eifen- 
exzgruben mit 269 Arbeitern, 34 Zink, Blei und Silbererzgruben mit 
7426 Arbeitern und 6 Eifen- bezw. Zink-, Blei- und Silberhütten mit 
3846 Arbeitern umfaßt, ſowie ferner bei dem „Neupreußiſchen Knapp- 
ſchaftsvereine zu Halle a. S.“ und dem Halberſtädter Verein, die für 
Braunfohlengruben, Preffleinfabriten, Theerſchwälereien, Paraffin- 
Tabrifen und Salzwerke beftehen, und dem Siegener Berein, dem neben 
104 Erzbergwerken mit 3009 Bergleuten, 5 Steinbruchäbetriebe mit 
54 Arbeitern und 41 Eifenhütten mit 1922 Hüttenbauten angehören. 
Bei ſolchen für Betriebunternehmungen verfchiedener Art beftehenden 
Knappſchaftskafſen wird im Allgemeinen eine Unterfcheidung in Be— 
ziehung auf die Höhe der Beiträge und ber Unterftüßungen für die den 
verſchiedenen Betriebäzweigen angehörigen PVereinsmitglieber nicht ge- 
macht, jo namentlich nicht bei dem Oberjchlefifchen und dem Siegener 
Verein, bei welchen Bergleute und Hüttenleute fi in großer Anzahl 
in einem Knappfchajtsverbande befinden. Es ift nicht befannt, daß 
die gleichmäßige Behandlung der Vereindgemofien bei jolchen Vereinen 
au Uebeljtänden geführt, oder etwa von Seiten der bei dem minder- 
gefährlichen Betriebözweige beichäftigten Arbeiter Unzufriedenheit herbor- 
gerufen Hätte. 

12. Im Allgemeinen erftreden die Anappfchaitävereine ihre Wirk- 
ſamkeit ſowohl auf die Zwecke der Unterftägung für ben Fall vorüber 
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gehenden Bebitrinifjeg, Gewährung von freier Kur und Arznei, Kranken 
lohn, Begräbniktoften- Beitrag, als auch auf daß ſogen. Penfiond- 
wein, die dauernde Unterſtützung von Invaliden, Wittwen und 
Boifen. Die Berggeſetze geftatten e8 aber, für beide Zwecke verfchiebene 
Jufitute zu bilden, nämlich: einen Knappſchaftsverein flv daß „Pen« 
Ronäwejen” unb neben bemfelben bejondere „Krantentafien” für einzelne 
Werle oder für Gruppen von ſolchen innerhalb des Vereinsbezirkes 
für die „Srantenunterftägung“, — jeboch unter Feſthaltung einer orga- 
niſchen Verbindung zwifchen den „Krankenkaſſen“ und dem „Knapp« 
ihaftverein“, indem die erfleren in dem Verhältnifie eines unter 
geordneten Gliedes zu dem gemeinfamen Verbande für dad Penfiond- 
wem fliehen und der Vorſtand bes Lehteren ihre Geichäftsführung zu 
überwachen Hat. 

Für das Gebiet des vormaligen Herzogthums Naffau befteht dieſe 
kimichtung kraft gejeglicher Vorſchrift und fie Hat fi} bort bei dem 
„Algemeinen Knappfchafts · Verein Naffau“, neben welchem 48 Kranken- 
lafen errichtet wurden, gut bewährt. Die Beſtrebungen der Bergver⸗ 
woltung find darauf gerichtet, eine Trennung des Kranken · von dem 
Perfimäwejen auch bei ben übrigen Nnappfchaitgvereinen des Preu- 
Biden Staatß herbeizuführen, wo jolche nad} der geltenden Geſetzgebung 
m Zeit noch der Autonomie der Interefienten anheimgeftellt blieb. 

Dieß ift unter Anderem bereits erreicht bei dem Hannoverfchen und 
dem Heffiichen Knappichaftsverein. Für den Bezirk bed Erfleren wurden 
18, für den Letzteren 9 Krankenkafſen errichtet. Wo die Trennung 
beider Zweige des Unterſtützungsweſens nicht beftebt, forgen bie 
Ruappichaitsvereine ber Regel nach durch die Bildung von Kuriprengeln, 
d. 5. durch die Zerlegung ihreß Bezirkes in eine dem Bedürfniffe ent 
fprediende mehr oder minder größere Anzahl von Heineren Ortsbezirken, 
in welchen die Verwaltung des Krankenweſens unter Mitwirkung der 
NRuoppfhaitsälteften und der Werköverwaltungen für Rechnung des 
Smappkchaftävereins erfolgt, — nach Möglichkeit dafür, einerjeits eine 
auf der Kenntniß ber perjönlichen Verhältnifie der Unterſtützungsbedürf- 
tigen beruhende und darum wirkſamere Fürforge für diejelben zu exe 
wien, ſowie andererfeitd einer Schädigung der Vereinätaffe durch un« 
whtmäßige Inanſpruchnahme der Vereinsmittel durch Simulanten dvor« 
zubengen. Die Zhätigleit der für die einzelnen „Kurfprengel” ange 
fellten Aerzte pflegt bei den größeren Kuappſchaftsvereinen don einem 
Oberarzte geleitet umd überwacht zu werben. Daß ärztliche Perjonal 
dat neben der Behandlung der Kranken bei ber Unterfuchung mitzu- 
wüten, ob ein Vereinsmitglied ald arbeitgunfähig anzuerfennen und in 
den Genuß des Invalidengeldes zu ſetzen iſt. &8 bildet dafjelbe für 
a entfheibung hierüber die wichtigfte Stüße ber Knappſchaftsvor · 


13. Im Allgemeinen ift bie Fortdauer der Beſchäftigung auf einem 
Bereinswerke bis zum Eintritt der Invalidität die Vorausſetzung für 
die Erhaltung ber Vereinsmitgliedſchaft. Abgeſehen von einigen be= 
fonderen, flatutarifcher Beftimmung unterliegenden Gründen, aus welchen 
einem Smappfchaftögenofien bie Mitgliedſchaft entzogen werden Tann 
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(richterliche Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte, Nichtentrichtung 
der Beiträge feitend beurlaubter, d. 5. zeitweife auf Vereinswerken nicht 
axbeitender Mitglieder), tritt der Verluſt der Mitgliedfchait nad den 
meiften Knappſchaftsftatuten ein, wenn ein Snappfchaftögenoffe in 
einen anderen Knappſchaftsverein übertritt, oder wenn berjelbe, ohne 
Urlaub bei dem Knappfchaftsvorftande zu nehmen, die Arbeit auf 
Vereinswerken verläßt, der Aufforderung des Vorftandes zur Wieder- 
aufnahme berjelben binnen einer beftimmten $rift feine folge leitet, 
vielmehr dauernd ſich einer anderen Berufßarbeit zuwendet. 

Zur Erleichterung des Ueberganges don einem Knappſchaftsvereine 
in ben anderen beziehungsweife zur Wahrung der Freizügigkeit der 
Knappichaftsgenofien ift aber vielfach zwiſchen den Knappſchaftsver - 
einen ein „Gegenſeitigkeits -Verhältniß (fog. Kartellverhältnig)" ver- 
einbart — des Inhalte, da übertretende Mitglieder mit den Rechten, 
welche fie bei dem bisherigen Vereine für fich und ihre Angehörigen 
erworben hatten (namentlich mit dem für die Berechnung des eventuell 
au beanſpruchenden Invaliden- oder Wittwengeldes maßgebenden Dienft- 
alters), ala Mitglieder in den neuen Verein übectreten können. Das 
Beitreben ber Bergverwaltung ift barauf gerichtet, den Abſchluß folcher 
Gegenfeitigteitd- Vereinbarungen zu fördern und das Kartellverhältniß 
möglichft zu einer alle beftehenden Anappichaftsvereine mit einander 
verbindenden Einrichtung Herauszubilden. Bei benachbarten Knapp 
ſchaftsvereinen, deren Bezirke nahe bei einander gelegen find und bei 
deren Mitgliedern in Folge des Wechſels der Arbeitsftätte häufiger ein 
Uebertritt von dem einen in ben anderen Berein vorzulommen pflegt, 
befteht bereitß gegenwärtig ber Regel nach ein ſolches Kartellverhältniß. 
Namentlich gilt dieß von den großen Zerritorialvereinen im Gaargebiet 
und in Weitjalen. 

Beifpielöweife fichert das Statut des Saarbrüder Knappſchafts - 
Vereins „allen Mitgliedern fremder Vereine des Deutfchen Reiches, beren 
Statuten gleiche Grundfäge in diefer Beziehung anerkennen, die Anrech- 
nung ber erworbenen Dienftzeit bei dem Mebertritte in feinen Verein 
zu, mit der Maßgabe, daß bezüglich der Aufnahme in die Klafſe 
der ftändigen (meiftberechtigten) Mitglieder den ftatutenmäßigen Be- 
dingungen hinſichtlich des Törperlichen Geſundheitszuſtandes und hinſicht · 
lich der Maximalgrenze des Lebensalters genügt werden muß.“ Aehn- 
liche Beftimmungen enthalten bie Statuten einer großen Zahl von 
anderen Vereinen über den Gegenftand. 

14. Die Beurlaubung von Knappſchaftsgenoſſen, welche zeitweilig 
andere Gewerbsarbeit zu betreiben wünjchen, findet der Regel nach auch 
dann feine Schwierigkeit, wenn der Urlaub für eine längere Zeitdauer 
nachgefucht wird, was inbefien jelten geſchieht. Beurlaubte Mit- 
glieder erhalten fich ihre Rechte auf Invaliden-, Wittwen- und Waijen- 
geld durch Fortzahlung ihrer Beiträge nad den Statuten mancher 
Bereine gegen Entrichtung eines wegen des eintretenden Wegfalls der 
Veitragsleiftung des Werkbefigers entiprechend erhöhten Beitraged. Der 
Saarbrüder Verein erhebt von feinen beurlaubten Mitgliedern nur ein 
jogenanntes Beierfchichtengelb von monatlich 1), Mark. 
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15. Die Preußifchen Knappſchaftsvereine umfaßten nach der amt- 
lichen Statiftit für das Jahr 1878, wie jchon erwähnt ift, 2221 Berg« 
werte, Hütten, Salinen ıc. mit 252 388 aftiven Mitgliebern, von denen 
148850 zur Klafſe der ftändigen (meiftberechtigten), 107 600 zur Klaſſe 
der unfländigen gehörten (dev minderberechtigten, auß denen fich bie 
Nändigen Mitglieder ergänzen). An VBezugaberechtigten waren vorhanden: 


18 230 Invalide, r 
20 814 Wittwen, 
36 856 Wailen, 


zufommen 75 900 dauernd unterftühte Vereinsmitglieder beziehungs - 
weile Angehörige von folchen. Werben die Invalıden und Wittwen 
ten altiven Mitgliedern hinzugerechnet, fo ergiebt fich, daß bie Preußifche 
Rnappicaftstaffen- Organifation mehr ala 290 000 aktive und invalide 
Arbeiter beziehungsweiſe Wittwen verflorbener Arbeiter umfaßt, und 
darf angenommen werden, daß diefe mit ihren amilienangehörigen 
rauen und Kindern der aktiven und inaftiven Mitglieder fowie 
Kindern von Witten) eine Bevölkerung von nahezu „einer Million 
Selen” repräfentiren. 

Die Geſammt-Jahreseinnahme der Knappſchaftskaſſen belief fich auf 
12112167 M., darunter an Beiträgen der Arbeiter 5 834455 M. 
8P., an Beiträgen der Werkbeſitzer 5 858 791 M. 75 Pf. Die Ge- 
\ummt-Jaßresausgabe beziffert fi) nad) Abzug von 82805 M. 22 Pi., 
diefirden Ankauf von Immobilien verwendet wurden, auf 12089 606 M. 
2 $f,, nämlid: 





D für Gefundgeitäpflege . -» . . . 3724449 M. 51 Bf. 
2) für Invalidenged . . » . . . 3811280 M. 34 Pi. 
3) für ZBittmengelb nen. 2176055 M. 97 Pi. 
4) für Waiſeng o. . 1203 984 M. 
5) für Fr Bbeihilfe o. P 144 263 M. 
6) für fonftige außerordentliche Ausgaben 121 691 M. 
7) fir Shuluntrriht . . . .. . 329 124 M. 
8) für Berwaltungsaufwand . - . 442 441 M. 





9) für fonftige Ausgaben . . » . . 136 314 M. i. 
Summa 12089 606 M. 22 Mi. 


Das angefammelte ſchuldenfreie Vermögen ſämmtlicher Knapp- 
Ihaitsvereine belief ſich am Jahresichluffe auf 20 630402 M. 13 Bi. 
Rod einer vorliegenden ungebrudten Zufammenftellung aus amtlichen 
Baterialien ſtellen ſich die Hauptergebniffe der Knappſchaftsverwaltung 
für das Jahr 1879 wie folgt Heraus: Die Gefammt-Sahredeinnafme 
der Auappſchaftstaſſen belief fih auf 12660596 M. Darunter an 

der Arbeiter 6108585 M., an Beiträgen der Werbkbeſitzer 
5471757 M. Die Gefammt-Jahresausgabe beziffexte fich nach Abzug 
von 103504 M. für den Ankauf von Immobilien auf 12.468 306 M., 
nämlich: 1) für Gefundheitäpflege 3 671 818 M., 2) jür Invalidengeld 
4074224 M., 3) für Wittwengeld 2 273 277 M., 4) jür Wailengeld 
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1281 565 M., 5) für fonftige außerordentliche Ausgaben einſchließlich 
der Begräbnißbeihälfen 252 570 M., 6) für Schulunterricht 349 654 M., 
7) für Verwaltungsaufwand 429 981 M., 8) für fonftige Ausgaben 
134 217 M. In Summa 12468306 M. Der Ueberichuß der Ein- 
nahme über die Ausgabe betrug im Jahre 1879 194 290 M., während 
derjelbe im Jahre 1878 nur 22 551 M. betragen Hatte. 

Das jchuldfreie Vermögen betrug am Schlufie des Jahres 1879: 
20 882 688 M. oder 252 286 M. mehr als am Anfange de Jahres. 

16. Im Königreiche Bayern beftehen 39 Knappſchaftsvereine für 
90 Bergwerke, Gräbereien, Hütten und Salinen mit 5353 aktiven Mit- 
gliedern, 497 Invaliden, 833 Wittwen und 384 umterflügten Waiſen. 
Die Gefammteinnahme diefer Knappſchaftsvereine belief fi) 1878 auf 
398 131 M. 53 Pf., darunter Mitgliederbeiträge 149 549 M. 9 Pi., 
MWerkbefigerbeiträge 89454 M. Die Gefammtaußgabe betrug 
248 995 M. 53 Pf., nämlich für Krankenverforgung 101 085 M. 
79 Pi., für Invalide 68 828 M. 46 Pf, für Wittwen 58 126 M. 
36 Pi, für Waifen 10420 M. 33 Pf., für außerordentliche Unter« 
ftügungen 5421 M. 41 Pf., für fonftige Ausgaben 2188 M. 6 Pi., 
für Verwaltungsaufwand 2975 M. 12 Pf. — In Summa 248995 M. 
53 Pl. — 

Das angefammelte Vermögen diefer Vereine belief fi am Jahred- 
ſchluſſe 1878 auf „1641158 M.“ 

Bekanntlich ift von dem Abgeordneten Stumm bei dem Reichstage 
der Antrag eingegangen, dem Knappſchaftskafſenweſen eine weitere Auß- 
dehnung zu geben und defien Einrichtungen auf Fabriken zu übertragen, 
und e8 bat die zur Berathung dieſes Antrages eingejehte Kommilfion 
des Reichstages beichlofien, eine Refolution vorzufchlagen, die im 
Wefentlichen dem Gedanken bed Antragftellers entſpricht. Ob und in 
welchem Umfange es thunlich fein wird, in diefer Richtung Hin vorzu⸗ 
gehen, mag bahingeftellt bleiben. Gegenüber der bei der Erörterung 
diefer Frage mehrfah in den öffentlichen WB lättern laut gewordenen 
Anfechtung der Grundprinzipien be Knappſchaftsweſens darf jedoch fo- 
viel betont werden, daß die beitehende Organifation des Lehteren — 
die felbftverftändlich, wie jede menfchliche Einrichtung an der Hand ber 
Erfahrung noch mannigfache Berbeflerungen wird erfahren können, — 
gleihmäßig in den Kreifen der Arbeiterbevölferung, für deren Beſtes 
fie zu wirken beftimmt ift, wie auf Seiten ber betheiligten Werkbeſitzer, 
die ihr mit großer Opferfreudigfeit ihre Unterflügung zu Theil werden 
laſſen, als ein werthvolles die beiberjeitigen Inlereſſen fördernde In⸗ 
ſtifut geſchätzt wird. Wenn bei den Bergleuten mehr wie bei ben Ar- 
beitern anderer Induſtriezweige einerjeit3 ein regeres Genofjenichafts- 
gefühl und anbererjeit® das Bewußtſein der Solidarität der Intereffen 
zwiſchen Arbeitnehmern und Arbeitgebern Hervortritt, welches günftig 
auf das BVerhältnig Beider zu einander einwirkt, fo wird der Grund 
davon nicht zum geringften Theile darin gejucht werden dürfen, daß in 
den Knappſchaftskaſſen ein Lediglich der Fürforge für das Wohl der 
Ürbeiter und ihrer Angehörigen dienendes Inſtitut befteht, defien Ber- 
waltung und gedeihliche Entwidlung den Gegenftand einer gemein- 
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hamen Thätigfeit beider Theile bildet. Die Wahrnehmung, daß der 
Staat durch feine Geſetzgebung bafielbe regelt, und daß bie zuftändigen 
Staatöbehörben ed ala eine ihrer wichtigften Aufgaben betrachten, die 
Zeiftungsfähigkeit des Inſtitutes zu fördern, wird ficherfich nicht ohne 
Einfluß darauf geblieben fein, wenn erfahrungsmäßig die Bergleute im 
Allgemeinen deſtruktiven politifchen Tendenzen wenig Neigung ent 
Mr 


2 Aeltere und neuere Literatur über Hilfstaffenweien. 
Bon 


Guſtav Schmoller. 


Bei der Bedeutung welche jeht das Hilfskafſenweſen Hat, ſcheint 
& wicht umangemefjen, der Beſprechung ber neueften literarifchen Er- 
ſcheiaungen auf biejem Gebiete ein paar Notizen über bie ältere Literatur 
veranäzuichicen, die übrigens entjernt feinen Anſpruch darauf machen 
tnnen, vollftändig zu fein, in der Hauptfache nur das geben wollen, 
wos auf jeder größeren Bibliothek erreichbar ift und mir felbft zur 
Crientirung gebient hat. 

England. 


Biber, Ueber Bereine Gewerbtreibender zu gegenfeitiger Unterſtützung, 
Zi. Zeitfchr. |. d. gefammten Staatsw. XII (1857), ©. 222—268. 

Frangaeville, de, Eitude sur les soci6tes de secours mutuels d’Angle- 
terre. Paris 1863. 

9. 8. Oppenheim, Die Hilisfaflen Englands, Preuß. Jahrb. XXXIV 
(1874), ©. 621—24. 

Friendly Soeieties, I—IV Goncorbia, Zeitſchrift für die Arbeiterfrage. 
IV (1874), ©. 119, 155, 163, 167, 178, 182, 188. 

Das Befte, was in beutfcher Sprache über diefen Gegenſtand exiſtirt, 
wohl von dem Redakteur der Concordia, 8. Nagel, Herrühtend, gibt 
bauptfächlich Mittheilungen aus der Enguöte von 1874. 

Die Hauptquelle der Erkenntniß für die englifchen Zuftände find die 
Enguöten und die amtlichen Berichte; der Titel ber lehlen Enquäte ift: 
Friendly and benefit building socleties Commission, reports of the 

ssistant commissioners. 5 Bände nach Gegenden georbnet, 1874, und 
Feurth Report of the ecommissioners appointed to inquire into friendly 
and benefit bullding soeieties. 2 Bände, 1874. 

Die jährlichen Reports of the registrar of friendly 
societies in England beftanden biß Ende 1870 auß Oktavheftchen 
don 14—27 Geiten; von 1871—74 find es ſchon ftattliche Oftavbände 
don über 200 Eeiten; von 1875 an find es je 24 Solioheite mit 
mehreren Hundert Seiten und jehr eingehendem Inhalt. 

Biele Auffäge enthalten die engliichen Reviews, dann die trans- 
actions of the national association for the promotion of social science, 
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3. B. Jahrg. 1873 ©. 566 u. 574, Jahrg. 1874 ©. 794, 805, 811, 
823, 824; endlich das Journal of the statist. society, 3. B. 1875 
&.185—206: friendly societies and similar institutions by E.W. Brabrook. 
Ueber die engliiche Staatsverſicherung berichtet: 
Soetbeer, Staatliche Leibrenten- und Qebenäverficherunggeinrichtungen buch, 
Vermittlung der Poftämter, Arbeiterfreund XII (1878), ©. 125—142. 


In Belgien 


befteht eine Commission permanente pour les soci6tes de secours 
mutuels im Minifterium des Innern, die jährlich einen Rapport sur les 
comptes de ’annee mit ftatiftifchen Zufammenftellungen veröffentlicht. 
Vissehers, A., Des soci6tes de secours mutuels en Belgique, 1855. 


Frankreich. 


E. Laurent, Le pauperisme et les associations de prévoyance, 2. Aufl. 
1865. Paris. Guillaumin. 

Diefes größte hiſtoriſch darftellende Wert über Hilfskaflenwejen 
berüdfichtigt wie da8 von Desmarest, auch bie anderen europ. Staaten. 
Dr. ®. Stieda, Die franzöfiichen Geſellſchaften zu gegenfeitiger Hilfe- 

leiftung (societes de secours mutuels). Zeitichrift des fgl. preuß. 
ftatift. Bureaus XV (1875), ©. 433—445. 

Im Uebrigen ift auf das erwähnte Wert von Laurent und auf das 
ſeit 1858 erjcheinenbe Bulletin des soci6tes de secours mutuels, 
Revue des institutions de prevoyance zu verweilen. Außerdem er- 
wähne ich noch: 

Robert, Guide approuv6 des societes de secours mutuels. 3. Ausg. 1869. 

Abbe Borel, Manuel des soci6tes de secours mutuels, indiquant notam- 
ment des rögles & observer dans les campagnes, 1867. 

Desmarest, Legislation et organisation des soci6t6s de secours mutuels 
en Europe. Paris 1873. 3. Ausg. 1876. 

Emile Schloesing, Conference sur les societes de secours mutuels en 
France. Paris 1873. 

Die Republique francaise vom 3. und 5. Dezember 1880 enthält 
einen neuen Gefeßesentwurf nebſt Motiven über die societes de secours 


mutuels, 
Schweiz. 


Dr. 9. Sinfelin, Die gegenfeitigen Hilfägefellichaiten ber Schweiz im 
Sabre 1865. Nach dem don der ſchweiz. flatift. Geſellſchaft ge- 
jammelten Materialien bearbeitet. Zeiticht. für ſchweiz. Statiſtik IT, 
68 ff.; III, 25 ff. und feparat Bern 1868, 

Böhmert, Arbeiterberhältnifie und Sabriteinrichtungen in der Schweiz. 
Zürich 1873. 2 Bände. 


Oeſterreich. 


Die gewerblichen Hilfskaſſen in den im Reichsrath vertretenen 
Ländern. Wien 1880. 
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Stalien. . 


Statistiea di Regno d’Italia, Societä di mutuo soccorso. Anno 
1862. Turin 1864. 
Deutihland. 


Mitteilungen des Gentralvereins für das Wohl der arbeitenden Klafien, 
4. Lieferung 1849: 13 Gutachten und Mittheilungen über Inva- 
liden · und Arbeiterverforgungsanftalten u. a. don Lette, Rodbertus, 
Diergardt ꝛc. Die 5. Lieferung 1849 enthält sub Nr. 8, 6, 9, 14 
weitere hierher gehörige Materialien. 

Safelbe R. $. Bd. I (1859—55) ©. 218, 412, 433, Mitteilungen 
über Kranken» und Unterftügungstaflen. 

Verhandlungen der zweiten preußifchen Kammer, 3. Legislaturperiode 
1853—54. 

Anlagen Rr. 56. Reg.-Entwurf und Motive. 
Nr. 57. Antrag Reichenzperger über die Hilfstaffen. 
Nr. 58. Kommiffiondberiht vom 16. Februar 1854. 
Beratfungen der zweiten Kammer am 2. März 1854 und den 
folgenden Tagen. 

deym, Ueber die Einrichtung der Kranfentaffen. 1855. . 

datlort, Ueber Armenwefen, Kranken- und Invalidentaffen. Hagen 1856. 

Zeitſchrift des Gentral-Bereind in Preußen |. d. Wohl d. arb, Mllafien. 
1(1859), 109—138. Dr. C. Roedell, Ueber die zweckmäßige Ein- 
uchtung und Benugung von Berficherungsanftalten, beſonders in Ber 
mg auf die arbeitenden Klaffen. 

Sal. 1, 169-191. Boͤckh, Ueber die Vortheile, welche die preuß. 
Rentenverficherungägefellichait gewährt. 

Dal. I, 256— 272. Dr. E. Roedell, Unterfuhung über den wahr« 
ſcheinlichen Ausgang der „Neuen Großen Berliner Sterbetaffe*. 

Dal. I, 2283—279. Dr. C. Roedell, Ueber Rentenanftalten und 
verwandte Einrichtungen, beſonders in Bezug auf Alteröverforgung. 

Dal. II, 84—114. Geh. R. 8. Jacobi, Statiftifche Nachrichten über 
bie gewerblichen Unterftügungsfafien des Reg.Bezirks Arnsberg. 

Sof. III, 253 ff. Statut der unter Mitwirtung des Gentral-Bereins 
in Preußen für dag Wohl der arbeitenden Klaffen von der Concordia, 
Kölnifchen Lebensverficherungs-Gefellichaft, errichteten Alterverforgungs« 
Anftalt nebft Begräbniß- und Unterftägungstafie. 

Eternberg, (früher Bürgermeifter in Velbert, jet Direltor der Unfalls 
Verſicherungs · Aktien · Geſellſchaft Rhenania in Köln), Ueber die Em 
tichtung allgemeiner Kranken⸗ und Unterftügungstaflen. Monatsſchrift 
für deutiches Stäbteweien 1859 Heft 8; jeßt wieder abgebrudt Con« 
cordia 1880, Nr. 14—21. 

Rau, Grundfäge der Volkswirthſchaftspolitik. 5. Aufl. 1862. II, ©. 416, 
3 334a. 

Heym, Die Kranken- und Invalidenverficherung. 1863. 

A. Brämer, Invalidenverforgung nebft Einlage über eine allg. Penfions- 
lafle. Arbeiterfreund 1863, ©. 278. 

Jahrbuch V. 1, Gusg. v. Schmoller. 18 
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8. Sonnemann, Ueber Alterverforgungdvereine für bie arbeitenden Klaffen, 
Bericht für den zweiten Vereinstag ber deutſchen Arbeitervereine. 
Frankfurt 1864. 

v. Prittwig, Votum über die Gründung einer allgem. Kranten- und 
Sterbetaffe, Arbeiterfreund 1866, ©. 248—254. 

Die Viltoria-Rational-Invalidenftiftung, daſ. 1866, 447—50. 

Gewerbliche Unterjtüägungs- und Fabrilfammeltafien im Reg Beʒirk 
Liegnitz, daf. 1868, ©. 352—56. 

Die Unterſtützungskaſſe für landwirthſchaftliche Arbeiter im Königreich 
Sachſen nad; den Beichlüffen des Landestulturrathes vom 18. Dezember 
1867. Dresden 1868. 

Stenogr. Berichte der Verhandlungen des Reichttages über den Gefe- 
entwurj, betreff. bie Gewerbeordnung für den norbdeutfchen Bund, 
3. ord. Seffion. Generalbebatte 17. März, Spezialdebatte 1. Mai. 

N. Brämer, Gebanten über Richtung und Inhalt eines zu erlafenden 
Bundesgeſetzes Für bie Vereine zu gegenfeitiger Hilfeleiftung. Arbeiter- 
freund 1870, &. 115—121. 

Hiltrop, Ein Vorſchlag zur Organifation der Arbeit, baf. 1871, 
©. 161—167. 

Richard Hirfchberg, Die Löfung ber fozialen Frage, Meißen 1871. 

Eoncordia, Zeitſchrift für die Arbeiterfrage, Jahrg. 1872: Ueber das 
Arbeiterfaflenweien, S. 4, 10, 26, 42, 49, 73, 82, 116. 

Eoncordia 1873: Zur Einrichtung der Fabrikkrankenkaſſen, ©. 37. 

Zum Reichstagsbeſchluß über das Arbeiterkaſſenweſen, 
S. 155. 


Zur Statiſtik der Hilfskafſen in Wurttemberg, ©. 46. 

Zur Kaſſenfrage, S. 350. 

Eine deutſche Zwangs · Invaliden · und Wittwenkafſe, 
S. 181—188, 197, 204. 

Die auf gefeplihem Zwang beruhenden gewerblichen 
Unterftägungstaffen im preuß. Staate, ©. 50. 

Zur Statiftil des Unterftügungslafienweiens in Preußen, 
©. 104 u. 412. 

W. Philippi, Ueber die Errichtung don gewerblichen Kranten- und Pen- 
fionshilfelafien. Bonn 1873. 

Ueber Alterd- und Invalidentaffen für Arbeiter. Gutachten auf Beran- 
laffung des Bereind für Sozialpolitik, abgegeben von F. Kalle, 
Dr. Zillmer, €. $. Ludwig- Wolf, 3. Hiltrop und 6. Behm 
(8d. 5 der Schriften des Vereins) 1874. 

Verhandlungen der zweiten Generalverfammlung des Vereins für So— 
dialpolitit am 11. und 12. Oftbr. 1874 (Bd. 9 der Schriften bes 
Bereind) S. 64—156, Referate und Debatten über Invaliden- und 
Altersfafien. 

(Ridert) Ueber die Leiftungßfähigteit ber deutſchen Verbandskafſen für 
die Invaliben der Arbeit. Ein Beitrag zu den ftatiftifchen und mathe - 
matiſchen Grundlagen der Invalidität? und Unfallverficherung. 
Danzig 1874. 
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Contordia 1874: Zur Arbeiterpenfionslaflenfrage, ©. 38. 
Eine Eriftenzfrage der freien Arbeiterfaffen, ©. 47. 
Normativbeftimmungen für Arbeiterhilistaflen, ©. 97, 
101, 112, 152, 160. 
Ein Wort über Sparkaffen und ihre Bedeutung, ver- 
glichen mit Penfionskafſen, ©. 121. 

Dr. Rax Hirſch, Die gegenfeitigen Hilfskafſen und bie Gefeggebung. 
Mit dem Gutachten über die Gefebesentwärfe des Reichskanzieramtes 
und den formulirten Geſetzesentwürſen des Verfaſſers. Berlin 1875. 

9. 8. Oppenheim, Die Hilje- und Berficherungstafien der arbeitenden 
Klofien (in der Sammlung beutjcher Zeit« und Streitfragen, Heft 56), 
Berlin 1875. 

Eonrdia 1875: Der Gefehesentwurf über die Hilisfaflen, ©. 68, 71, 

80, 85, 91. 
Die Borlage über das Hilfskaſſenweſen, S. 195, 
199, 208. 

Irudfochen des deutjchen Reichstages, 2. Legisl.Per. III. Seffion 1875/76. 

%. 15. Geſetzesentwurf, betreffend Die Abänderung des Zit. VIII der 
Gewerbeordnung und die gegenfeitigen Hilfsfaffen vom 27. Oft. 1875. 

*r. 103, 104, 148, 161, 165. Kommilfiondberichte dazu. Die Be- 
tathungen fanden ftatt in den Situngen 6, 42, 43, 44, 48 u. 49. 

Die unter ftaatlicher Auffiht ftehenden gewerblichen Hilfefaffen 
fin Arbeitnehmer (mit Ausſchluß der fog. Knappſchaftskaſſen und bie 

Verfiherung gewerblicher Arbeitnehmer) gegen Unfälle im preuß. Gtaate. 

Bearbeitet im Auftrage bed Minifterd für Handel, Gewerbe und öffentliche 

Arbeiten. Berlin 1876. 

Sis dahin war jährlich nur ein kurzer Zahlennachweis über bie 
dreuß. Kaflen im preuß. Hanbelsarchiv erfchienen). 

Balbling, Die Silataffengefehaebung und die Sandwirthichaft. Arbeiter- 
fteund 1877, ©. 2i 

Gueiſ —E — ———— als Altersverſorgung der arbeitenden Klaſſen, 
Arbeiterfreund 1878, ©. 405 ff. 

Sujo Brentano, Die Arbeiterverficherung gemäß der heutigen Wirth« 
ichaftsorbnung, gefchichtliche und bkonomiſche Studien. Leipzig 1879. 

Bides, Zur Frage ber Arbeiterberficherung. Tüb. Zeitſchr. für d. gel. 
Staats-W. 1879, ©. 599—640. 

Gerd. Wöllmer, Weber die Invaliden-Penfionstaflen und die Geſetzgebung. 
Berlin 1879. 

Druchjachen des deutichen Reichstags, 2. Vegißlaturper., II. Seffion 1879, 
Rr 314. Bericht der Kommilfion über den Antrag des Abgeord- 
neten Stumm, betreffend die Einführung von Alters und Invaliden« 
taflen für alle Arbeiter. 


Die Knappſchaften. 


Lie Knappfcaftsvereine im preußiſchen Staate nebft einer Ueberficht 
über bie Lage der Knappigaftstaffen im Jahre 1852; Zeitfehr. 5. d. 
Berg-, Hütten- und Salinenweſen im preuß. Staate. ». 2, S. 1 ff. 

18* 
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Hunfien, C., Beiträge zur Kenntniß der Lage der Berg- und Hütten- 
leute, beſonders in Bezug auf die Knappſchaftsvereine. Zeitichr. f. d. 

. Berg«, Hütten und Salinenwejen im preuß. Staate. Bd. 2, S. 416 ff. 

Brafiert, Die Bergordnungen der preuß. Lande. Köln 1858, ©. 60, 
551, 725, 1113 x. 

Wie find die Knappſchaftskaſſen zwedmäßig zu verbeflern? Dortmund 1868. 

Hiltrop, Bergaſſeſſor, Ueber die Reorganifation der Knappfchaftsvereine, 
mit Hinblid auf die Bildung von Berficherungsgenoffenichaiten für 
Arbeiter und andere Gewerbe. Mit einer Nachjchrift der Redaktion, 
Statiftit der Knappſchaften von 1867, Zeitichr. d. k. preuß. ftatift. 
Bureaus. Bd. IX (1869), 216—231 

Aug. Visschers, Des conditions essentielles d’existence des caisses de 
prevoyance en faveur des ouvriers mineurs. Bruxelles 1869. 

Mosler, Daß belgische Knappfchajtsweien, im Vergleich zum preußiichen, 
Zeitjchr. F. d. Berg-, Hütten» und Galinenwejen im preuß. Staate. 
3b. XXII (1875), ©. 366 fi. 

Exnfte Erfahrungen im Knappſchaftsweſen. Arbeiterfreund 1879, ©. 282 ff. 
(Bezieht ſich Hauptfählich auf Sachſen.) 

Eine jährliche Zufammenftellung über die Statiftit der preußifchen 
Knappichaftevereine wird im Minifterium für Öffentliche Arbeiten ge- 
macht und veröffentlicht. Ebenſo laſſen die Vereine ihre Statuten und 
Jahresberichte im Drud erfcheinen. Daraus hat wiederholt die ftatiftiiche 
Korrefpondenz von Engel Einzelne mitgetheilt. Verſchiedene Aufſätze 
über fie enthält auch die Zeitfhrift Concordia, dann der „Bergmanna- 
freund” in Gaarbrüden. 


Wir gehen jegt zu den 1880 erfchienenen Schriften und Aufſätzen 
über: 


Miaskowsli, A. v, Das Kranken» und Begräbnißverficherungsmwejien 
der Stadt Bafel, Darftellung des gegenwärtigen Zuftandes und Bor- 
ſchlage zu einer Reform deſſelben. Bajel 1880, 131 ©. 

Es ift ein gedruckter Geſetzesentwurf für die Stadt Bafel, den der 
Berfaffer jo auch einem weitern Leſerkreis zugänglich macht und der es, 
abgeiehen von feiner Bedeutung, an ſich fchon wegen der eingehenden 
Motivirung und Erörterung ber Prinzipienfragen verdient. 

In Bafel wurde ſchon am 2. Dezbr. 1867 der Antrag auf Ein- 
führung der obligatorischen Krankenverſicherung von dem Gtaatsichreiber 
Dr. Biſchof geftellt, da es fich in den Choleraepidemieen gezeigt, von 
welch’ nachtheiligen Folgen die unvollftändige Krankenverficherung ſei. 
Es fanden darauf meitere Verhandlungen und Erhebungen ftatt. Zu 
Ende des Jahres 1873 wurde das Gutachten des Rathsherrn A. Chrift 
umd des ſchon erwähnten Dr. Bifchof, das die obligatorifche Kranken- 
verficherung beantragte, ber Deffentlichkeit übergeben und erregte allge= 
meines Auffehen, da bisher das verbreitete freie Hilfskafſenweſen der 
Schweiz ein Hauptargument gegen ben Kaſſenzwang abgegeben hatte. 
Die verfchiedenen verfaffungsmäßigen Organe Bafeld waren wohl über 
den einzuführenden Kaffenzwang einig, aber nicht über feine Abgrenzung ; 
eine Reihe zufälliger Umftände trat der Erlafjung des Geſetzes Hindernd 


217) . Boterialien zum Arbeiterverſicherungsweſen. 277 


in den Weg; die revidirte ſchweizeriſche Bundesverfafiung vom 29. Mat 
1974 und das Fabrifgejeg vom 23. März 1877 änderten jo vieles, was 
hiermit zufammending; neue Perfonen traten nach dem Tode der früher 
haudtſachlich thätigen in die vorbereitende Kommiffion, neue Studien 
und Vorſchläge wurden gemacht; und zu dieſen gehört num die Arbeit 
don Miastowäti. 

Die Armenunterftägung ift in Baſel, wie in ben meilten 
Iweigerifchen Kantonen Sache der alten, Vermögen befigenden Bürger- 
gemeinde, nicht der Ginwohnergemeinde; doch werden auch ſolche, bie 
nit Bürger Baſels find, liberal unterftügt, eventuell wenigftens bon 
den freiwilligen Armen» und Hilfsvereinen. Aber auf die Dauer wird 
fich das nicht Halten laſſen, je mehr die Stabt wächft, Einwohner er- 
hält, die nicht heimathsberechtigt find und je mehr die Bundeögefehgebung 
anf dem jeit 1874 betretenen Wege fortgeht, der auch Nichtbürgern 
im Erkrankungsfalle Hilfe zufichert, ohne das Recht, diefe Unterftägung 
von den Heimathafantonen wieder einzufordern. Ueber kurz oder lang 
vird eine bundesmäßige Ordnung des Armenweſens eintreten und dann 
derfagen die beftehenden Bafeler Einrichtungen noch mehr ala bisher 
ihten Dienft. Das Bafeler Spital brauchte in dem legten Jahren 
3-89 000 Fr. mehr, als e8 einnahm. Es ift wie überall: das Armen« 
weſen beginnt unerträglicde Summen zu verfchlingen, wenn man ihm 
nicht durch daß fo viel Höher ftehende Hilfäkafienweien die Zuflüfie 
venigſtens theilweiſe abgräbt. 

Die beſtehenden Kranken- und Begräbnißkaſſen in Baſel, auf welche 
fh die ganze Erörterung beſchränkt, find zahlreich und theilweiſe ſehr 
alt; befonder gilt letzteres von den Gefellenlaffen, deren 12 mit 2068 
Nitgliedern nach dem Stand von 1873 namhaft gemacht werden. Sie 
find aber, feit die neuefte Geſetzgebung von 1874 den Meiftern ben 
Gnflu und das Recht nahm, die Gejellen zum Eintritt zu verpflichten, 
in vollem Rüdgang. Daneben ftehen 18 Kranken und Begräbnißlaffen 
mit 4469 Mitgliedern und 202902 Fr. Vermögen unter dem Patronat 
und der Oberleitung der gemeinnüßigen Geſellſchaft; zu dieſen Kaſſen 
werden theild alle Einwohner Bafels, theils nur Perfonen eines be= 
Rimmten Berufes zugelaffen. Dann kommen die mit größeren Etablifje- 
ments verbundenen Kaſſen, deren 8 eriftiren; von 48 Bafeler Fabriken 
hatten 1878 theils in diefen, theils in anderen Kaflen 27 alle Arbeiter 
fr Krankheit und Beerdigungsfoften verficher. Endlich haben eine 
Anzahl größerer über die ganze Schweiz verbreiteter Vereine bier ihre 
Filialen; und die Hilfsvereine fremder Nationalitäten unterftüßen ihre 
Nitglieder. Der größte Verein ift der 1863 gegründete für allgemeine 
Krankenpflege, der 1878 9520 Mitglieber Hatte, viel Gutes ftiftet, aber 
von Jahr zu Jahr mit Inſolvenz ftärker bedroht ift, theils weil er zu 
niedrige Beiträge erhebt, theils weil bie ſchlechten Geſchäftsjahre fo 
ichwer auf ihm laſten. 

Miaskowski rechnet, daß jo im Ganzen etwa 13500 Perfonen von 
den 54. 700 ber Stabt verficert jeien; daf aber, wenn man beabfichtigt, 
alle in der Stadt Bafel wohnenden und bei hiefigen Einwohnern in 
Tienft ober Arbeit flehenden Dienftboten, Gejellen, Gewerbegehilfen, 
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Lehrlinge, Fabril- und fonftige Arbeiter beiderlei Geſchlechts geſetzlich 
zu zwingen, fich für den Krankheitsfall und die Begräbnißkoſten zu ver- 
fidern, dad Gejeg etwa 20 000 Perſonen betreffen würde und daß von 
dieſen bis jeßt noch nicht ganz die Hälfte verfichert jei, weil von ben 
vorhin genannten 13 500 Perſonen viele, beſonders Familienangehörige, 

nicht unter das Geſetz fallen würden. . 

Der Zwang fol aber die beflehenden Kaſſen, ſoweit fie ſich ge- 
wiffen elementaren Forderungen fügen und einer allgemeinen Infpeftion 
unterftellen, unberührt lafſen; es ſoll nicht etwa eine einheitliche Gc- 
meinbelafje gegründet werben, wie in den größeren fübdeutfchen Städten; 
es fol auch nur zu einem Minimum der Berficherung (für unentgeltliche 
ärztliche Hilfe und Arznei im Haufe oder Verpflegung im Spital oder 
ein ber Gpitaltage entiprechendes Krankengeld für 13 Wochen und 
unentgeltliche Beerdigung) gezwungen werden. Wir gehen auf bie 
übrigen Modalitäten hier nicht näher ein, fondern heben zum Schlufle 
nur hervor, daß der Schwerpunkt der ganzen Schrift in der Seite 50-66 
abgebrudten Erörterung ber Vortheile und NachtHeile des Kafienzwanges 
Tiegt. 

Das Heine Schriftchen gehört weitaus zum Beften, was in dem 
Iegten zehn Jahren über diefe Materie gejchrieben wurde, und Hält fich 
durch die Anknüpfung an die konkreten Verhältniffe einer beftimmten 
Stadt vollftänbig frei von dem boftrinär abſtrakten Anftrih, den jo 
manche der anderen auf denſelben Gegenſtand bezüglichen Literatur- 
erzeugnifje aujweifen. 

Popper, Dr. Eduard, Gewerbliche Hilſskaſſen und Arbeiterverficherung. 
Ein Beitrag zur Gewerbe- und Urmengefeßgebung (anläßlich) der 
Gemwerbegeieg-Berathungen in Defterreich). Leipzig, Dunder u. Humblot. 
1880. 133 ©. 

Der Gewerbegefegausichuß der ſtaatswiſſenſchaftlichen Geſellſchaft in 
Prag Hat den Verjafler diefer Arbeit zu einem Berichte über bie öfterr. 
Regierungsvorlage betreffend Abänderung und Ergänzung der Ge- 
werbeordnung Tit. III. „gewerbliche Hilfskaſſen“ veranlagt, der hier in 
erweiterter Form ber Deffentlichkeit übergeben wird. 

Dr. Popper geht dabei nicht etiwa don einer Darftellung der biß- 
herigen öfter. Hilfsfafjen aus, ſondern ftellt in einer erften Abtheilung 
eine Anzahl allgemeine Außiprüche von Gchriftftellern über da8 Ar» 
beiterverſicherungsweſen zufammen, um mit ihnen zugleich feinen prin- 
sipiellen Standpunkt, den des gefeglichen Kaſſenzwangs für die Gewerbs- 
arbeiter zu kennzeichnen und als richtig nachzuweiſen. 

In der zweiten Abtheilung wendet er fi ben einzelnen Arten 
der Arbeiterverficherung zu und zwar zunächſt der Krankenverficherung. 
Mit Zahlenbeifpielen, die den deutſchen Gewerfvereinen und ben franz 
aöfifchen societes de secours mutuels entnommen find, erörtert er die 
Höhe de Krankenlohnes und den durchſchnittlichen Kranfenaufwand, 
mit einer Statiftit der Wiener Arbeiter- Kranfen- und Invalidentaffe 
und der englijchen Manchester Unity of Odd-fellows bie Erkrankungs- 
wahrjcheinlichkeit nach dem Beruf, mit einer Reihe englifcher und beut= 
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her Zahlen die nach dem Alter, ſpricht dann jür Ordnung der Präs 
mien je nach der durch Die Zahl der Krankheitstage in den Iehten Jahren 
ju bemefienden Träftigern oder ſchwächlichern Koörperbeſchaffenheit, er» 
Örtert nach den GErgebnifien der franz. Hilfsgeſellſchaften die Häufigkeit 
der Männer» gegenüber ben Frauenerkrankungen, endlich den Einfluß 
großer und Tleiner Städte und Aehnlichee. All das fol möglichft in 
einem Prämientarif Ausdrud finden; ſchon um ihn richtig zu berechnen, 
wänfcht der Verfaſſer in demfelben Orte nicht zahlreiche zufammen- 
hangslofe Kaflen, ſondern eine für jeden Ort oder Bezirk; vor allem 
die örtliche Preißverfchiedenheit laſſe Lokalkafſen ala das richtige er- 
feinen ; die Krantenhausgebühren ſchwankten in Defterreich in verfchiebenen 
Etäbten zwifchen 98 und 42 Kr.; wie könne man daß bei nationalen 
Affen richtig im Prämientarif berüdfichtigen. Die Einrichtung ber 
Rofem fol eine behördliche und zugleich verſicherungsfach- 
männifche fein. Da die Beiträge der Gewerbsarbeiter durch die Ge- 
werbeherten unter Abrechnung vom Lohne abgeführt werden, fo jei „die 
unmittelbare Beitragspflicht ber Gewerbsherren für die Einnahme ber 
Kaffe unwichtig alfo nicht nothwendig.“ An die Spike der Kaffe foll 
in jedem Bezirk ber Bezirtehauptmann treten, bie Rechnungs” und 
Lefſengeſchäſte jollen den Bezirkjefretären anheimjallen, die Bezirks- 
dertretumg „ die Bezirks · und Gemeindeärzte, aber auch die Arbeiter 
ſelbſt Jollen (letztere zu einer Art Mitüberwachung) herangezogen werden. 
der erfrankte Arbeiter ſoll Krankenhausverpflegung oder etwa ®, der 
Kurtenhausgebühr erhalten. Die Berfiherung der Familiengenofſen 
fol zmächft freiwillig fein. Derartige Kafen wären fpäter dann auch 
fäfig, die Arbeiter ber Landwirtbichajt und die perfönlich Bedienfteten 
ainmehmen. Gterbegelder follen diefe Kaſſen nicht zahlen; fie dienten 
zeit einem unnüßen Begräbnißlurus. 

In ähnlicher Weife wie bie Krankenverficherung erörtert der Ber 
'afler dann (S. 57— 84) die Vorausſetzungen der Invaliditäts- und 
Alters, Wittwen · und Waifenverficherung auf Grund ftatiftiicher Notizen 
und anderweiter Citate, um den Xefer von ber fireng fachmänniſchen 
fiatiſtiſch · mathematiſchen Natur dieſer Berficherungsarten zu überzeugen 
und zu dem Schluffe zu fommen, daß ſolche Kaflen von Arbeitern 
nicht etrichtet und erhalten werden können; er verlangt, zumal wenn 
ein öffentlicher Zwang zur Theilnahme ausgeübt wird, auch Bier 
öffentliche Verwaltung, Provinzialverficherungsfaflen, deren Garantie» 
ionds in der Steuerfähigkeit der Provinz Liege. 

Die dritte Art ber Verficherung, die gegen Arbeitälofigteit, erörtert 
der Berfaffer nicht näher, fondern macht fie durch Anführungen aus 
Brentano und Anderen, die ſich auf die Gemwerkvereine beziehen, ab; er 
gibt zu, daß nur Gewerkvereine diefe Berficherung übernehmen können, 
meint aber die Zweckmäßigkeit derfelben fei nur da zuzugeben, wo bie 
Bildungsverhältniffe der Dkaffe vorangeichrittene ſeien. 

Eine dritte Mbtheilung des Buches ift der Darlegung ber Haupt» 
befimmungen der Öflerreichijchen Regierungsvorlage gewibmet. Wir ber 
rühren kurz die wefentlichen Beftimmungen des Entwurfs: cr will den 
affenzwang für die gewerblichen Hilisarbeiter bezüglich der Kranken - 
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verficderung durchführen, die Verficherung aber privaten regiſtrirten 
Kaſſen überlaffen. Jede vegiftrirte Kaffe bedarf der Genehmigung. Die 
Gewerbsinhaber find zu Beiträgen nicht verpflichtet. Die Invaliden-, 
Alters, Wittwen- und Waifenverfiherung ſoll durch das Geſetz nur 
begünftigt werden; es enthält gewiſſe Normativbedingungen für ber- 
artige regifttirte private Kaſſen. Bezüglich ihrer, wie der privaten 
Krankenkafſen glaubt der Berfaffer, daß fie zwar bortrefflich gemeint, 
aber mit bauerndem Erfolg ſchwerlich ausführbar feien. 

Auch gegenüber dem Herrn Verfaſſer möchten wir jagen, daß feine 
Schrift zwar vortreiflih gemeint fei, aber die Frage nicht erledige. 
Der Berfaffer — offenbar Berficherungstechniter — flellt fih auß- 
ſchließlich auf den verficherungstechnifchen Standpunkt; und fo viel er 
fich in der Literatur umgejehen Hat, jo belehrend die Schrift bezüglich 
ber zahlenmäßigen verficherungstechnijchen Thatfachen ift, fo vielfach wir 
dem Berfaffer in manchen feiner prinzipiellen Ausiührungen zuſtimmen, 
jo vermiffen wir doch bei demjelben eine lebendige Anſchauung und Dar- 
ftellung des außeröfterreichijchen wie des öfterreichiichen Kaflenwefens ; 
und deßhalb jcheint er und auch nicht zu einem durchaus überzeugenden 
Togialpolitifchen Urtheil zu kommen. Er fieht immer einzelne verſicherungs · 
techniſche Schwierigkeiten und man möchte jagen: der ganze Zwed der Schrift 
ift zu beweilen, daß nur der Verficherungstechniter hier ein Urtheil habe. 
Alles aber was bis jetzt im Arbeiter-Kaffenwefen großes geleiftet worden ift, 
iſt nicht mit Verficherungstechnit, fondern durch genoffenichaftlichen Geift 
oder ftaatliche Initiative troß der Verſicherungstechnik geleiftet worden. 

Wir wollen damit die Verficherungstechnit nicht als werthlos Hin- 
ſtellen; im Gegentheil, diefelbe ift naturgemäß überall das Korreftiv 
für bie taftenden Verſuche des Hilisfafienwejens geweien; die DVerfiche- 
rungstechnik ift die Leuchte, welche der Kugel die Bahn weifen muß, 
wenn fie mal ind Rollen gerathen ift; aber fie fann die Kugel 
nit ins Rollen bringen, ja fie jchredt durch ihre Kautelen durch hohe 
Forderungen und geringe Leiſtungen bie unteren Klaſſen, um die es fich 
hier Handelt, im Anfang leicht ab. Nirgends ift mehr gegen die Ver— 
fiherungstechnil gefündigt worden, als im engliichen Hilisfafienweien ; 
taufende und aber taufende von jreundlichen Geſellſchaften find deßhalb 
zu Grunde gegangen; noch 1874 Hatten die größten und ſolideſten 
engliſchen Hilfskaſſen eine Unterbilang, wie man fie jet von den Knapp- 
ſchaften behauptet, wie man fie 1874 und 1875 der Gewerkvereing- 
invalibentafje vorwarf. Aber das hemmte doch die großartige Ent- 
wicklung im Ganzen nicht; es entjtanden neue Kaſſen mit immer rich- 
tigeren Grundlagen; die beſſeren Gejellichaften korrigirten fih nach und 
nad auf verficherungstechnifcher Grundlage. Aber das war nicht der 
Anfang fondern das Ende der Bewegung. 

Läßt man im erften Stadium der Entwidlung die Verficherungs- 
techniker zu viel mitreben, wie 3. B. bei dem beutjchen Geſetz v. 7. April 
1876, jo jchafft man fo viele Schwierigkeiten und Subtilitäten, daß 
die Sade von Anfang an denen nicht mundet, für die fie gemacht ift. 
Saft alle BVerficherungstechnifer vergefien ben himmelweiten Unterjchieb, 
der in pfychologifcher Beziehung zwiſchen den befigenden Klaſſen, mit 
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welchen fie verlehten, und ben Arbeitern und Heinen Leuten vorliegt: 
fie vergefien, daß die Motive des Handelns da und bort jo verſchiedene 
And, daß genoffenichaftlich organifirte Arbeiter fich viel leichter ab und 
zu erhohte Beiträge und verminderte Benefizien, ald von Anjang an 
den abſchredenden Apparat der Verficherungstechnif gefallen Laffen. 


u Balteröhaujen, Dr. 9. Sartorius, Die Stellung des Staated zu ber 
Alterd- und Invalidenverforgung. Berlin. Weidmann'ſche Buchhand« 
lung. 1880. 96 ©. 


Der Berjaffer macht den Vorſchlag, eine auf freiwilligen Beitritt 
gegründete flantliche allgemeine deutſche Alterd- und Inpalidenver- 
Aiherung ins Leben zu rufen. Gr ſchickt dem Kapitel, das diefen Bor- 
khlag näher motivirt, zwei andere voraus. Das erfte unter dem Titel 
„allgemeine Gefichtspuntte“ reproduzirt in der Hauptjache die Gedanken, 
die Brentano im feinem Buche „Die Arbeiterverficherung gemäß dem 
ienſtigen Rechte“, entwidelt: die moderne Recht3- und Wirthichaftsorbnung 
verträgt ich nicht mit Kaffenzwang und Zwangälafien, die Arbeiter 
wiflen durch eine Gewerkvereinsorganifation fich einen entiprechend hohen 
%ohn und die Möglichkeit ſchaffen, auch in ſchlimmen Zeiten die Ber 
ĩcherungsbeiträge für die Unterftügungsfafien zu zahlen. Dad 
weite Kapitel „Der deutiche Reichſtag und die Alters- und Invaliden - 
vwerlorgung der Arbeiter“ begnügt fi in der Hauptjache das Weſent · 
ide ans dem lebten Kommilfionsbericht bed Reichstages (Druckſachen 
1879 Ar. 314) mitzutheilen und don dem im erften Kapitel gelenn« 
xihacten Standpunkt aus einige kritiſche Bemerkungen beizufügen. 

m dritten Kapitel wird der oben genannte Vorſchlag zunächſt 
mut dem allgemeinen Gedanken motivirt, daß die Entwidlung des wirth« 
Iheitlihen Lebens feit 100 Jahren darauf hinauslaufe, einerfeit die 
bedornundende Thätigleit des Staates gegenüber den Einzelwirthichaiten 
einzuſchränken, andererſeits aber bie frei bargebotene vorforgende Thätigkeit 
befielben zu fleigern. Bei der vorgefchlagenen ftaatlichen Kaſſe bleibe 
die Gelbftbeftimmung und dkonomiſche Verantwortlichkeit der Individuen, 
wie die Freizligigkeit und die freie Entwidlung der Gewerkvereine gex 
wahrt. Andererjeitd werde eine fichere fehr billig arbeitende Kaſſe ger 
Köaffen, ofne Zumuthung an bie Kräfte der Steuerzahler. Es werben 
dann die entjprechenden Berfuche in Frankreich, Belgien, Sachſen und 
England, die dem Berfafier das Vorbild für feinen Vorſchlag geliefert 
Haben, frz beiprochen, ebenfo die Kaiſer-Wilhelmsſpende. Die zu 
\hafiende Kaffe ſoll regelmäßige und unregelmäßige Zufchüffe annehmen, 
dem Ginlegenden die Wahl zwifchen Renten und Kapitalbezug laffen, 
bie Einlagen bei Kündigung zurüdzahlen,; fie ſoll jedem dann feine 
Atererente gewähren, wenn er invalibe wird u. |. w. Der Berfaffer 
beipricht diefe Modalitäten näher und verfichert zuletzt, ein gemifler 
Kommunismus bleibe freilich auch fo zwiſchen den Verficherten, aber 
doch ein gegenüber ben heute beftehenden Alterßrententafien geringfägigerer. 

Der ganze Vorſchlag weicht von dem, was die Kaifer-Wilhelms- 
Ipende bezweckt, Kaum weientlich ab; immer aber geben wir zu, daß 
der Borichlag, jall ein Mehreres und Beſſeres nicht zu erreichen, ein 
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distutabler iſt. Das Schriithen macht, was wir nicht ald Zabel, 
ſondern um es zu charakterifiren, jagen, den Eindrud eines specimen 
eruditionis. Die Ausführung ruht weder auf einer gelehrten er— 
ſchöpfenden noch auf einer berborragenden praktiſchen Kenntnik des 
europäifchen Hilſskafſenweſens, fondern fie gibt, angelehnt an Bren- 
tano’8 Gedanken, eine Anzahl Schulerörterungen und Mittheilungen 
aus der nächften einichlägigen Literatur, um darauf gegrändet 
einen Vorſchlag zu machen, der, joweit mir befannt und wenn 
man von der Kaifer-Wilhelmsfpende abfieht, für Deutichland neu ift 
und dem Parteiftandpunfte entipricht, auf den der Berjafier ſich ftellt. 


F. Fall, Dr. jur. Hamburg, Ein Beitrag zur Anbeileroerfiheringsfrage. 
Hamburg. F. G. Nefler und Melle. 1880. 18 ©. 


Der Berjafjer tadelt an der Raiter-Wilfelmafpende , daß fie durch 
die beliebige Annahme von Beiträgen mindeftens von 5 M. an feinen 
Druck auf die Einzahlenden im Sinne regelmäßiger Einlage ausübe; 
fie wolle zugleich Sparfafje fein, indem fie die Einleger über ihre Ein» 
zahlungen verfügen laſſe, aber fie fei da doch wieder weniger brauchbar 
als die gewöhnliche Sparfafje, da fie bei geringeren Binjen die Rück- 
zahlung an jchwierigere Bedingungen fnüpie. Die Verfiherung auf den 
Todesfall ſchließe fie überdieß abfichtlich auß, was unrichtig fei. 

Einzahlungen made der Arbeiter am beiten wochenweife; bie 
englifche Lebensverficherungs-Gefellichait „Prudential”, welche wefentlich 
die Verficherung der unbemittelten Volksklaſſen zum Ziel genommen, 
zeige, was mit 3 Pence per Woche zu leiften ſei; fie Habe in ben 
legten 5 Jahren 2 Mill. Policen abgeichlofien, allerdings mit Hilfe 
einer großen Zahl jehr thätiger Agenten, welche die Beiträge einfammeln 
und T, und mehr aller Beiträge often. Trotzdem fcheinen dem Ber- 
fafjer die VortHeile jolcher Gejellfchaiten überwiegend. Die Prudential 
habe auch ſchon in Amerifa und Frankreich Nachjolgerinnen gefunden. 
Für Deutfchland freilich muß er zugeben, daß ähnliche Verfuche fehl- 
ſchlugen oder fein nennenswerthes Rejultat gaben. 

Nachdem der Veriaffer dann noch eine Reihe Lofer Bemerkungen 
angefügt, die in das Gebiet. der Berficherungstechnit gehören, kommt 
ex zu feinem eigenthümlichen Vorſchlag, die Spar- und die Verfiherungs- 
kafſe in organifcher Weile zu verbinden. Es follen in die Verfiherungs- 
parfaffe terminweife 3. B. wöchentlich 50 Pi. eingezahlt werden, wobei 
25 Pi. als Sparkafjeneinlage, 25 Pf. ala Berficherungsbeitrag gelten. 
Könne dann der Einzahler einmal nicht weiter zahlen, fo könnie fein 
Sparfaffenguthaben dazu dienen die BVerficherungdbeiträge zu zahlen. 
Wäre das aufgezehrt, jo würden die bisherigen Einlagen zufammen in 
eine beitragafreie Police verwandelt. 

Einen eingehenderen Entwurf zu einer ſolchen Kaſſe will der Ver— 
faffer erſt ausarbeiten, wenn jein Gedanke Beifall finde. Einftweilen 
teilt er zum Schluß eine Tabelle mit, welche zeigt, wie groß das 
Sterbefapital eventuell auszahlbar im 70. Jahr fein könnte, wenn der 
Beitragende vom 15. biß rejp. vom 53. Jahr an wöchentlih 25 Pi. 
einzahlt. 
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Dentjche Alterötaffe. Augeb. Allg. Zeitung vom 28. Febr. 1880. 


E wirb bier der Vorſchlag zu einer obligatorifchen Alterätafle für 
alle männlichen und weiblichen Angehörigen be Deutichen Reichs gemacht. 
Bom 60. Jahre an foll jeder eine ein forgenfreied Alter fichernde Rente 
erhalten. Der Berfaffer argumentirt fo: 

nGemöhnliche Lebensverficherungsgefellichaiten zahlen jedem ent 
weder gegen eine nur einmalige Einlage von 104,85 M. oder gegen 
jährliche Prämie von 7,35 M. im erreichten 30. Lebenzjahre die Summe 
von 500 M., jedoch muß die Einzahlung im erften Jahre des Lebens 
eiolgen oder bie jährliche Prämie von da ab; auch fann bei dieſen 
Geſeũſchaften mittels einer einmaligen Einzahlung 'von 768,40 M. im 
30. Lebensjahr oder von da ab einer jährlichen Prämie von 53,20 M. 
eine jährliche Rente von 400 M. vom 60. Lebensjahr ab beanfprucht 
werben. \ 
Selbſtredend fallen bei Früher eintretendem Tode die Einlage ſowie 
die gezahlten Prämien den Gejellichaiten anheim. 

Die obligatorifche Alterskafie, welche wir im Sinne haben, müßte 
mm noch viel mehr leiſten können als jelbft eine bie günftigften Be- 
dingungen bietende Privatverficherungagejellichaft. Wir glauben ben 
Plan in Kürze folgendermaßen aufftellen zu können: Jeder deutiche 
Reiheangehdrige wird zur Theilnahme an der Reichsalterslaſſe ver» 
nüdtet und Hat in diefelbe beliebige Rateneinzahlungen zu leiften, die 
jüch beim Beginn des 30. Lebensjahres mit Zinſeszinſenrechnung die 
Enmme von 500 M. erreicht haben müffen. Diefe Einzahlungen werden 
umbrmgend angelegt und bilden einen Fonds, groß genug um jedem 
Bitgliede der Kaffe vom 60. Lebensjahr an eine jährliche Rente von 
4 M. — wollen wir annehmen — zu gewähren. 

Eine Rente in diefer Höhe kann num wegen zweier Vorzüge, welche 
die ReichsalterBfaffe von den Privatverficherungsgejellfchajten unterfcheiden 
märden, mit Sicherheit in Außficht genommen werben. 

Erſtens Tönnen die Berwaltungstoften, welche bei den Privatver- 
ücherungägefellichaiten etwa 13°., ausmachen, bedeutend reduzirt werden. 
Zeiondere Vorverhandlungen für den Eintritt des Einzelnen find nicht 
nothwendig, fo wenig wie bei Sparfafje-Einlagen; das ganze Geſchäft 
!ann von ben Gemeinbebehörbden, Rentämtern und den nach Analogie 
der Reichsbankfilialen im Deutjchen Reiche zu errichtenden Provinzial 
hellen, von denen etwa jährlich die untere Stelle der oberen das Ver— 
xichniß der Einzahlungen mit den Geldern übergibt, ohne große Koften 
md Gejchäftsaufwand bewältigt werben. 

Zweitens kann die Reichsanftalt auf außerordentliche Gewinnſte 
technen, welche den Privatverficherungagefellichaften nicht zufallen. 

Es würden nämlich, vorausfichtlih (es dürfte jelbft Ehrenſache 
kin) alle finanziell gutfituirten Perfonen, welche in die Lage kommen 
die Altersrente zu beziehen, auf dieſelbe zu Gunften der Kaſſe ſelbſt 
derzichten. Diefer Reigung fönnte noch durch äußere Mittel etwas 
nachgeholfen werden, etwa durch eine periodiſche Veröffentlichung der 
Ramen derjenigen, welche freiwillig auf den Bezug ber Rente verzichten; 


284 6. Ehmoler. [284 


auch wäre wohl die Beſtimmung nicht ungerecht, daß der Bezug einer 
Benfion von mehr ala 1200 M. der Alterörente verluftig macht. Ferner 
würbe der Kaffe eine ganze Menge von Schenkungen und legtwilligen 
Zuwendungen zufließen, welche gegenwärtig in Spital- und Armen- 
ftiftungen theilweife ziemlich planlos verzettelt werden. Da die Reichs- 
alterskaſſe keine Geſchäfte machen will und feinen Reingewinn, feine 
Dividende vertheilt, jo würde der Ueberjchuß entweder zur allmählichen 
Ermäßigung der Einzahlungsfumme, oder zur Herabjegung des Alters, 
mit welchem der Bezug der Rente beginnt, verwendet werden können.“ 

Der BVerfafer ſucht nun zu beweifen, daß es möglich jei, bis zum 
30. Jahr für jedes Mitglied der Gejellfhait 500 M. auigubringen. 
Er erinnert daran, daß eine Einzahlung von 60 M. bei der Geburt, 
eine jährliche Zahlung von 6 M., eine tägliche von 2 Pf. vom 1. 
bis 30. Jahr, eine monatliche von 31, M. vom 20. bis 30. Jahr 
dazu genüge, daß Zwangäbeiträge an fich nichts Neues feien, daß Eltern, 
Pathen, Dienftherren oft gerne für die Betreffenden einträten, daß bie 
Schulſparkaſſen herangezogen werben könnten. Freilich gibt er zu, daß 
die Sparfamteit der untern Klaſſen überhaupt in ganz anderer Weile, 
ala gegenwärtig in Thätigfeit gefeßt werden müßte. 

Außerdem aber fchlägt er vor, daß Inſtitut mit folgenden be» 
ftehenden Einrichtungen in Verbindung zu bringen: 1) Soll das Wahl- 
recht nur denen zugeftanden werden, die bei der Reichspenſionskaſſe ver- 
fichert find. 2) Sol der Dann vor dem 30., die Frau vor dem 25. 
Jahre fi) nur verehelichen dürfen, wenn fie diefer Bedingung genügten. 
3) Sol eine Wehrfteuer der nicht perfönlich Dienenden in dieſe Kaſſe 
fliegen und halb den Einzahlenden, halb den Dienenden derjelben Alters - 
Hafje zugute fommen. 4) Soll jede Verurtheilung wegen Verbrechen 
oder Vergehen den Betreffenden feiner Alterßpenfion verluftig machen. 
Durch die großen Mittel der Kaffe fol dem Wucher entgegengewirkt, 
dem bypothekariichen Tandwirthichaftlichen Kredit gedient werben. 

Der Berfaffer jchließt mit den Worten: 

„Weber die günftigen jozialen und moralifchen Wirkungen, welche 
eine derartige Verallgemeinerung der Lebensverſicherung zur Folge hätte, 
find nicht viele Worte zu verlieren, diejelben Liegen Har zu Tage. Wer 
weiß, welche harte Behandlung das Alter Häufig jelbft von den eigenen An« 
gehörigen zu erdulden hat, wie fich indbefondere in unferem Bauern- 
fand, und zwar nicht etwa dem fozial verkommenen, das Alter duch 
notarielle Verträge, und doch häufig vergebens, gegen die Hartherzigteit 
der eigenen Kinder zu fehügen fucht, der kann jede Einrichtung, welche 
das Greifenalter von dem perjönlichen Mitleid der Angehörigen und 
beſonders von der Unterftülgung der Armenpflege unabhängig ftellt, nur 
mit Freuden begrüßen. Welch beruhigendes Gefühl, dieſes Recht eine 
Rente im Alter beziehen zu können, das weder Feuerd- und Waſſers- 
noth, weder Dieb noch Wucherer rauben können! Welch wohlthuender 
Gedanke zugleich filh fagen zu können, daß man dieſe Wohlthat der 
eigenen Kraft, feiner Sparjamkeit in der Jugend, nicht mehr aber feinen 
Unterhalt dem Mitleid der Nebenmenfchen zu verdanken habe!“ 
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Es blieb ein unerreichter Wunſch, wenn jener ‚frangöfifche König 
hoffte, daß jeder jeiner Unterthanen des Sonntags ein Huhn im Topf 
habe. Wenn man fagen könnte: „in Deutfchland ift jedem Reichsan— 
gehörigen ein forgenfreieg Alter garantirt,“ fo wäre die ein ungleich 
Rolzeres Bewußtjein — und es ift vielleicht nicht unerreichbar. " 


Dos Projeft eines allgemeinen beutichen Arbeiterverficherungsvereing 
der Goncordia, Concordia, Zeitichriit des Vereins zur Förderung des 
Wohles der Arbeiter. 2. Jahrgang. Nr. 23—34. 


Bom 1. Dltbr. 1871 bis Ende Juli 1876 Hat ein Verein wohl- 
Habender Menfchenfteunde und Humaner Fabrikanten, der 1870 zur 
Togenannten Bonner Konferenz zujammengetreten war, die Mittel zu- 
fammengeihoffen, ein Organ „Goncordia, Zeitjchrift für die Arbeiter 
frage” herauszugeben. Daß diefe Zeitfchriit, die einen Guman-chriftlichen 
Charalter trug, Fabrifanten und Arbeiter verföhnen, hauptſächlich den 
Arbeitgebern ihre fozialen Pflichten vorhalten wollte, das befte war, 
was wir in biefer Beziehung in Deutfchland befißen, war vor Allem 
das Berbienft des auögezeichneten Redakteur, Herrn 2. Nagel. Er 
zar es. der nach fünfjähriger Hingebender aufopfernder Thätigleit das 
Eman jallen ließ, weil er glaubte die Zeiten der Weberfpelulation, der 
Krifis, der blühenden Sozialdemokratie jeien den Beftrebungen ber Con« 
dia im Momente ungünftig. 

An die Traditionen der Bonner Konferenz und dieſer Zeitſchrift 
Inäpite der mittelrheinifche Fabrifantenverein an, als er am 25. Mai 
1879 den Berein Concordia ind Leben rief, der möglichft alle deutichen 
Arbeitgeber und freunde des Arbeiterftandes zu neuer werkthätiger 
Ation in Bezug auf geiftig fittliche und materielle Hebung des Ar- 
beiterftandeß vereinigen will. Es gelang ihm raſch eine ziemliche An- 
zahl Mitglieder (über 1600) zu jammeln; vom 16. Juli 1879 an 
trichien wieder freilich in unbeftimmten Terminen die „Concordia, Zeit- 
ichrt des Vereins zur Förderung des Wohls ber Arbeiter;” fie ift 
allerdings nur ein Schatten der alten Concordia. Der Verein ſah aber 
auch nicht in dieſer Herausgabe feine Hauptaufgabe. Er mollte vor 
Mem Thaten thun; und als das wichtigfte erfchien ihm die Gründung 
eines allgemeinen deutſchen Axbeiterverficherungsvereind auf Gegenfeitig- 
fer. Diefer Verein follte feinen Mitgliedern Invaliditätspenfionen von 
120 bis 600 M. je nad) Wahl ganz einerlei, in welchem Alter die 
Arbeitäunfähigkeit eintritt, und Wittwenpenfion von 90 bis 300 M. 
gewähren. Es follte unierjchieden werden, ob der Betreffende fich für 
elle Hälle der Invalidität verfichern wolle oder nur für die nicht durch 
einen Unfall bei ber Arbeit veranlaßten Källe. Der jährliche Beitrag 
zoo 1009 M. Penfion follte, um ein Beilpiel zu nennen, für den im 
30, Jahr Beitretenden im erften Fall 8,34 M. im zweiten 6,74 M. 
fein, wozu noch, falle der Betreffende auch feiner BWittwe eine 
Penfion fidern wollte, ein entfprechender Zufchlag hierfür fam. Der 
Verein follte aus freiwillig beitretenden nicht über 40 Jahr alten ge 
funden Arbeitern als den Penfiondberechtigten fich bilden, fowie aus 
Arbeitgebern, die bereit feien für ihre beitretenden Arbeiter ein Drittel 
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der Prämien zu zahlen und den vom Arbeiter zu zahlenden Reft für 
den Verein don biejem einzuheben. Der Verein Concordia wollte für 
das erfte Jahr einen Beitrag von 10000 M. geben; fein Vereinspor- 
ftand follte, fo lange die Concordia 6000 M. jäßıfich able, mit ber 
Gefhäftsführung an Stelle eines befondern Vorſtands des Verſicherungs - 
vereins beauftragt werden. Dieß der wefentliche Inhalt der in Jahrg. 2. 
Nr. 25 u. 26 (25. Juni 1880) der Concordia abgedrudten, vom Gentral= 
ausſchuß vorbereiteten Statuten. 

In der Generalverfammlung am 4. Juli 1880 in Frankfurt follten 
fie angenommen und damit das Inſtitut ins Leben gerufen werden. 
Es waren zu derjelben nur 33 Mitglieder erfcheinen, was zu der Er- 
klarung des Generalfetretärd in bedenklichem SKontrafte ftand, daß der 
Berein Concordia das planvolle und organifirte Veftreben repräjentire, 
die Zufage einzulöfen, die Namens der Geſammtheit beim Sozialiften- 
gejeg gegeben worden fei, der Repreifion eine pofitive Reform folgen 
zu laflen. Dr. Mar Hirſch griff das ganze Projett vom Standpunkt 
ber Gewerkbereine an; die Theilnahme ber Arbeitgeber ſei gegen das 
Prinzip der Selbftthätigkeit; die Angelegenheit jei in der Prefie und 
Arbeiterkreifen nicht vorher beiprochen, die Prämien feien zu Hoch; der 
Arbeiter ſei gegen ein Erldſchen feiner Mitgliedſchaft nicht gehörig 
geihüßt; die Verwaltung ſei zu fehr centralifirt, es jei unrichtig, 
daß fie unentgeltlich geichehen jollte. 

Ein Pertagungsantrag wurde zugleih mit Rüdfiht auf den 
ſchwachen Beſuch der Generalverfammlung angenommen. 

Am 20. Oltober machte der Ausſchuß bekannt, er werde bie wei- 
tere auf den Dftober in Ausficht genommene Generalverfammlung zu- 
nächft nicht Halten, jondern unter prinzipiellem Feſthalten an feinen 
Plänen zunäcft abwarten, welche Schritte ſeitens der deutjchen Reichs- 
tegierung in der Sache gejchehen. (Concordia, 2 Jahrg. Nr. 33—44.) 

In Nr. 30 des „Gewerkvereing“ vertheidigt Dr. Hirfch feinen 
Standpunft und ebenfo find die beiden Broſchüren defielben Verjafjers 
„Was bezweden die Gewerkvereine“ (2. Aufl.) 1880 und 
„Die Perle der deutſchen Gewerkveine“ (2. Aufl.) 1880 dazu 
beftimmt, dieſem Zwec zu dienen und auf die beiden Invalidentaffen der Ge= 
werkvereine hinzuweiſen. Diefe Kaſſen, von welchen die eine, die Verband 
tafie, Arbeiter aller Art umfaßt, die andere fich auf die Dafchinenbauer be- 
Ichränkt, hatten Ende 1879 8300 zahlende Mitglieder und 390 unter- 
ftügte Invaliden und befaßen ein Vermögen von 320000 M.; fie 
fügen fi) in 242 Städten und Orten auf 460 Ortsvereine. So mäßig 
diefe Refultate find, darin wird man dem Anwalte der Gewerkvereine 
gegenüber dem Ralleihen, dem Waltershauſenſchen Projekte, gegenüber 
der Kaifer-Wilhelmafpende zc. vechtgeben, ohne einen Appell an ben 
genoffenfchaftlichen Geift der Arbeiter wird nicht viel erreicht, vollends 
nicht ohne ftaatlichen Zwang. Die englifche Staatsarbeiterverfiherung 
und bie franz. Caisse de retraite pour la vieillesse Haben das gezeigt. 
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Eine offiziöfe Stimme aus Bayern über Arbeiter 
berficherung 


ließ fi in ber Norddeutſchen Allgemeinen Zeitung Anfang November 
Folgender Maßen vernehmen: 

Nahden allmählich die Projekte über Arbeiterverficherung, Bildung 
eines vollawirthichaftlichen Senat? u. f. w. beftimmtere Umriſſe anzu» 
nehmen beginnen, Hat auch die föniglich bayeriiche Staatsregierung 
Beranlafjung genommen, fich mit ber erfigenannten diejer ragen, näm« 
ti) der Arbeiterverficherung, eingehender zu bejaflen und umfangreiches 
Material Hierüber, für den Fall einer reichägefeglichen Regelung, zu 
ſammeln. Die Geſichtspunkte zur Beurtheilung dieſer Angelegenheit 
find allerdings in Preußen und in Bayern ganz verjchiedene. Bayern 
kefipt nämlich ſeit dem Jahre 1869 (29. April) ein Geſetz über Armen- 
dilege, inhaltlich deſſen den Gemeinden die Verpflichtung auferlegt ift, 
fr ihre Angehörigen im Falle der Erwerböunfähigfeit, der Erkrankung, 
unverihuldeter Noth und Arbeitslofigkeit 2c. Vorſorge zu treffen. Allere 
dings find die Mittel, welche den Gemeinden zur Bejriedigung jo viel« 
iachet und tiefgehender Anfprüche zur Verfügung ftehen, nicht völlig 
genägend- und e& bleibt der Privatmohlthätigfeit noch ein weites Feld 
&r ihre Beſtrebungen offen, allein immerhin bietet dieſes Geſetz im 
Juiammenhalte mit den bei allen größeren Gtablifjements und Unter« 
ufmungen beſtehenden freiwilligen Verficherungslafien gegen Todesfall, 
gmaiat und Erkrankung einen nicht zu unterfchäßenden humanitären 

ſhritt. 

Sollte nun aber eine geſetzliche Regelung von Reichswegen in 
Ausfiht genommen fein, fo wirft fi die Frage auf: „Welche Art von 
Lerficherungskaffen bei dem Charakter und den Eigenjchaften unjerer 
Arbeiterbevölferung mehr am Plage ift?” 

Benn man von einfeitigen, doktrinären Theorien, welche bei jo 
tief in dad Leben unferer Nation einfchneidenden Maßregeln vor Allem 
bei Seite gelafien werden müffen, abfieht und fi) auf den rein pral« 
tijchen Standpunkt, als ben bier einzig richtigen, ftellt, jo wird man 
zu ber Erkenntniß kommen müflen, daß nur in der Einführung obli« 
MAtoriicher Kafjen die Gewähr einer umfafjenden Fürſorge für die Ar« 
beiter und deren Angehörige gegeben ift. Freiwillig würden ſich wohl 
die wenigften Arbeiter verfichern; es ift daß eine unbeftreitbare That - 
ſache, bie nicht exft begründet zu werden braucht. 

Im Nebrigen befteht auch bei den bisherigen, freiwilligen Kaffen 
in gewiffem Sinne ein Zwang, denn jeder bei einem Etablifjement oder 
Unternehmen in Beihäftigung genommene Arbeiter hat der Fabriks- 
oder Knappſchaftskafſe beizutreten und dieſer Beitritt ift die conditio 
ine qua non für fein Verbleiben. 

Bas die Fundirung der obligatorifchen Kaſſen betrifft, fo dürfte 
dieſe etwa von Seiten bed Arbeitgebers und der Gemeinde unter Ge— 
währung eines Zuſchuſſes von Seiten des Staate zu bethätigen fein. 
Bern infolange ber Beftand ber Kaffe noch ein einigermaßen ſchwacher 
it, in der Gewährung von Unterftügungen etwas vorſichtig verfahren 
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und in Bemefjung derjelben eine kluge Rejerve beobachtet wird, dürfte 
die Leiftungsfähigteit derfelben bald größere Proportionen annehmen. 
Die Praris hat dieß bißher zur Genüge bewiefen. Dem ſchon mehrſeits 
aufgetauchten Vorſchlage einer einjeitigen Verpflichtung der Arbeitgeber 
und der Gemeinden zur Leiftung don Beiträgen an bie Kaffe, während 
die Arbeiter davon befreit fein follten, kann hier ſowohl aus Gründen 
der Billigfeit ald auch der Zwechmäßigteit nicht zugeftimmt werben. 
Ein duch eigene Thätigkeit und Sparjamteit erworbened Kapital Hat 
in ben Augen eine eben einen viel höheren Werth, ald ein ohne 
eigenes Zuthun erlangtes. Gerade dadurch, daß der Arbeiter mit in 
die zu feinem eigenen Beften geichaffene Kaffe gemeinfam mit feinem 
Prinzipale zahlt, wird fein Intereſſe an dem Prosperiren derjelben wach- 
gehalten und ein Band der Inlereſſengemeinſchaft zwiſchen Arbeiter 
und Arbeitgeber gefnüpft. Auch die böewillige Schädigung der Kaffe 
durch Arbeitsfcheue und Simulanten wird dann dom Arbeitsperfonale 
jelbft, foviel al möglich, verhindert werden. Wie übrigens die Er— 
fahrungen bei den bißherigen freien Kaſſen zeigen, ift der letzterwähnte 
Fall ein nicht häufig dorfommender. Art. 44 des bayerichen Geſetzes 
über Armenpflege enthält in dieſer Beziehung jehr eingehende Beftim« 
mungen. Um die Lebensfähigkeit der Kaflen zu fichern, würde wohl 
der Modus der entiprechendfte fein, daß die Arbeiter je nach Alter, 
Art der Beichäitigung, größerer Tährlichkeit des Berufes und Anzahl 
dır Familienangehörigen wöchentliche Beiträge von 1—3 Prozent ihres 
Lohnes zu leiften hätten; Arbeitgeber und Gemeinde zufammen ebenſo 
viel. Die Hälite der von letzteren beiden gezahlten Beiträge würde 
als Refervefondg dienen. Wenn man den Lohn eines Arbeiterd durch» 
ſchnittlich zu 2 M. täglich annimmt, jo würden 2 Prozent (das arith- 
metiſche Mittel) wöchentlichen Beitrages 12 Pf. oder jährlih 5 M. 
76 Bi. repräfentiren. Nachdem Urbeitgeber und Gemeinde jährlich 
ebenfall® zufammen den gleichen Betrag einzahlen, erhielte die Kaffe 
auf folche Weiſe jährlich pro Kopf de antheilberechtigten Arbeiter 
11 M. 52 Pf. — ein Beitrag, welcher nicht nur zur Beftreitung aller 
Anforderungen, fondern auch zur Anfammlung eines Refervefonde mehr 
ala genügen würde. Don der Kaffe wäre zu beitreiten: 

a) Die Unterftügungen in Srankheitsjällen von längerer ala 
Stägiger Dauer. 

b) Die Penfionen für theilweife oder ganz Erwerbsunfähige. 

e) Die einmalige Unterftügung bei Todesfall. 

d) Die Penfionen für die Hinterbliebenen. 

Beim Wechſel des Wohnortes und der Beichäftigungsart hätte der 
Arbeiter an die Gemeinde feines bisherigen Aufenthaltsortes Anzeige 
zu machen (oder fein Prinzipal) und dieſe hinwiederum an diejenige 
des neugewählten Wohnortes. Für nachgemiejenermaßen unverichulbete 
Arbeitsloſe könnte während der Dauer ihrer Arbeitslofigkeit ein Nach- 
laß ihrer Beiträge eintreten. Es würde fich empfehlen, die Verficherung 
auf Arbeiter aller Kategorieen, ſelbſt auf ZTaglöhner, auszudehnen. 

Die Kaffaführung unter ftaatlicher Kontrole hätten unentgeltlich 
zu übernehmen: 
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a) in Fabriken von über 100 Arbeitern ein ad hoc niebergejehter 
Auffichtsralh, gebildet auß dem Arbeitgeber und Vertrauensmännern 
der Arbeiterſchaft; 

b) bei den Gewerben (worunter auch Heinere Fabriken) die Innung, 
in Meineren Orten unter Zuſammenſchluß verwandter Berufgarten; 

e) für die feinem außgefprochenen Gewerbe angehörigen Arbeiter 
die Gemeinde. 

Sollte der Hall eintreten, daß eine Krankheit länger ald 6 Monate 
Aut, fo wäre ber betreffende Arbeiter der Invalidenkafſe zu über« 
weilen, 

Eine Heranziehung des Arbeitgeber zur Beitragspflicht in ange- 
gebener Höhe würde die Konkurrenzfähigleit der beutjchen Induſtrie 
ſichet nicht beeinträchtigen, um fo weniger, als derjelbe durch die Grün« 
dung don Invalidenkaffen der Sphäre des Haftpflichtgefeßes mehr oder 
winder enträdt wird. 

Für die Armenpflege der Gemeinden träte ambererfeitd eine fo 
Hhlbare Entlaftung ihres Armenbubgets ein, daß fie hierin wohl dem 
Auagleih Hr die ihr erwachienden Mehrausgaben finden dürfte. 

Benn auch gegenwärtige Zeilen unter befonderer Berüdfichtigung 
der bayerifchen Verhältniffe gefchrieben find, jo dürften fie vielleicht 
dech zu der Meberzeugung beitragen, daß die Frage einer allgemeinen 
Wbeiterberficherung Teineswegs zu den unlößbaren Problemen gehört. 


dr. Otto Arendt, Allgemeine Staatverficherung und Verficherungäfteuer, 
cn Beitrag zur Frage der Arbeiterverficherung. Leipzig, Dunder 
& Humblot 1881. 8°. 90 ©. 

Ber des talentvollen Verfaſſers Schrift über die Währungsfrage 
gelefen, wird erwarten, daß derfelbe auch in der Verficherungsfrage mit 
tühner Entfchloffenheit nach einem hohen Ziele greift, aber auch leichten 
Fluges mit feinen Gedanken über die Gräben und Hinderniffe weg eilt, 
die auf feinem Wege liegen. 

Der Selbfthilfe, die nach ihm der prinzipielle Freihänbler auch auf 
dieſem Gebiete allein anerkennen Tann, ftellt er die nothwendige foziale 
Hilfe, zu der der Sozialpolititer fich befennt, gegenüber. Und diefe fo« 
gale Hilfe fol ausgeübt werden durch den Träger der Gefammtpeit, 
durch den Staat. Er fordert die allgemeine obligatorische Verſicherung 
mb zwar will er die Mittel Hierzu baburch aufbringen, daß die 
biößer von der Stlaffenfteuer ſchon Befreiten jährlich 12 Mark Ber- 
ficherungsfteuer zahlen, daß die Perfonen mit einem Ginfommen von 
420-1200 Mark von der Klaffenfteuer befreit werden, dafür aber eben- 
ialls à Perfon 12 Mark Berficherungaftener geben, daß die Perfonen 
don 1200— 1800 Mark Einkommen unter gleicher Befreiung jährlich 
24 Mark Berficherungsfteuer zahlen, daß bie Perfonen von 1800—3000 
Nath Eintommen denfelben Betrag zur Staatöverficherung abführen, 
ihn aber in ihrer Staatstlafſenſteuer abziehen dürfen, daß die Einkommen 
der nachſten Stufe, die von 3000—4200, denjelben Beitrag geben 
und ihn Halb an ihrer Einkommenfteuer abziehen dürfen, daß die Per 
onen des eigentlichen Mittelftandes, die Leute von 4200 — 7200 Mark 

Jahrbud V. 1, bräg. v. Schmoller. 19 


290 8. Sämolkr. [290 


Eintommen, ohne das Recht eines Abzuges an ber Einfommenfteuer 
jägrlich 24 Mark Beitrag zur flaatlichen Verfiherung zahlen, und daß 
endlich die großen Eintommen über 7200 Mark eine ftarf progreifive 
Berficherungafteuer geben und daneben bie Ausiälle der Klaſſen- und 
Einfommenfteuer in Form einer Kapitalcenten- und Einfommenfteuer 
tragen. Der Verfaſſer berechnet jo für Preußen einen Ertrag feiner 
Berfiherungsfteuer von 117 Mil. Marl. Wejentlih mehr belaftet 
(durch BVerficherungs: und Klafſen- reſp. Einfommenfteuer) wären die 
einen Leute bis 1200 Mark, die aber dafür den ganzen Vortheil der 
Staatsverficherung Hätten und andere Verficherungsbeiträge fparten, fo= 
wie die Wohlhabenderen, denn aber eine Laſt zu Gunften der unteren 
Klafien auferlegt werden fol. Die Zahlung der Verſicherungsſteuer 
wäre DVorausfegung der Theilnahme an den Benefizien der Staatsver - 
fiherung. Wer die Steuer nicht aufbringt, bliebe der bißherigen Orts- 
armenpflege überlaffen, die aber in der Hauptfache durch die neue 
Staatsverſicherung überflüffig gemacht würde. 

Die Benefizien jollen fich erftreden auf bie Unterftägung im Kranf« 
heitsfall, im Fall der unfreiwilligen Arbeitslofigfeit, der Invalidität, 
des Alters und im Fall der Hinterlafjung von Wittwen und Waijen. 

Jeder vegelmäßig Steuerzahlende hat jederzeit das Recht auf un- 
entgeltliche ärztliche Behandlung, d. 5. ärztlichen Rath und freie Die- 
dizin und auf eine Krankenunterftügung für fi) und feine Familie. 
Eine jtaatlide Organifation des größern Theiles des ärztlichen Per- 
fonals, eine möglichite Ausdehnung der Krankenhäuſer ſchwebt dabei dem 
Berfaffer als Ideal vor. 

Die Unterftügung im Fall der unfreiwilligen Arbeitslofigfeit ſoll 
die Produktionskriſen für die unteren Klaſſen erträglich machen; nur 
eine Unterftäßung unter bem geringften üblichen Lohn foll gereicht und 
fie ſoll nur dem gereicht werben, der bereit ift, jede nachgewieſene Ar— 
beitöftelle anzunehmen reſp. bei ftaatlich zu unternegmenden Straßen-, 
Eifenbahn- und ähnlichen Bauten thätig zu fein. Der Arbeitszwang 
und große ftaatliche Unternefmungen, event. auf Grund außerordent- 
licher Mittel, wie Anlehen, find nothwendige Konfequenzen diefer Ber- 
ficherung. 

Jeder Verunglückte, ganz gleich ob fein Unglücksfall durch elemen- 
tare Ereigniſſe, durch fremde oder durch eigene Schuld eingetreten iſt, 
erhält jür die Dauer feiner Invalidität eine Unterftügung je nach ſpe- 
zieller Prüfung der Berhältniffe, Hauptjächlich der noch vorhandenen theil- 
weifen Arbeitskraft. Jeder Arbeitgeber foll für die Leiftungen der Reichs- 
verficherungatafje an in feinem Dienfte Verunglüdte regreßpflichtig fein, 
Tobald er nicht nachweilen kann, daß der Unglücksfall durch vis major 
oder durch culpa gravis des Verunglüdten Herbeigeführt ift. Doch foll 
eine Einrichtung gefchaffen werden, daß vor allem in Hinblid auf 
Maffenverunglüdungen die Arbeitgeber fich unter einander verfichern mit 
Zufchlägen für gefährliche Betriebe und in Verbindung mit der Staats - 
verficherung. 

Bezüglich der Alteröverficherung fucht der Verfafſer auf Grund der 
preußifchen Altersftatiftit zu einem beftimmten Schluß über die Zahl 
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der zu Unterftäßenden zu kommen, er gefteht aber, daß man über Muth- 
maßungen doch nicht Heraustonıme, ehe die Erfahrung vorliege. Unter 
allen Umftänden, meint er, müßte die Verforgung der Arbeitsinvaliden 
allen andern Anforderungen vorgehen, auch dürfte man hierfür von 
einer weiteren Heranziehung von Staatsmitteln nicht zurüchſchrecken. 
Zu viel könne es ja nicht foften. Die Greife lebten auch Heute, er⸗ 
bielten ihre Nahrung und mehr follten fie auch künftig nicht erhalten. 
„Die Frage ift ja nur die einer Umgeftaltung und rationellen Organi« 
fation des ſchon jeßt nothwendig gewährten Eriftenzminimums, die 
Berwandlung des Almofens in ein wohlerworbenes Recht.“ 

In Bezug auf alle erwerblofen alleinftehenden Frauen und Wittwen 
fol die Unterftägung foweit eintreten, als ein Nothſtand vorliegt; gene— 
elle Beftimmungen jeien zu vermeiden; nach Alter, Körperbefchaffenheit 
und fonftigen Umftänden ſoll gegeben werden. Und ähnlich ſoll bes 
züglich der Waiſen verfahren werden. 

Die Organifation der Staatöverfiherung ftellt ſich dem Verfaſſer 
ın folgenden Behörden dar: Generaldireftorium, Provinzialdirektorium, 
Kreiß- und Gemeindeverficherungsamt; das legtgenannte hat hauptjächlich 
die Anfprüche an die Verficherungsleiftung zu prüfen; das Kreisver— 
ferungsamt hat die definitiven Bewilligungen zu machen. Die Koften, 
der Organifation denkt ſich der Verfafer gering; ein Eleiner Zufchlag 
zu den Beiträgen (wöchentlich 25 Pf. gebe jährl. 13 ftatt 12 Mark) und 
die heranziehung don Ehrenbeamten follen die Laft erträglich machen. 

Mit einem Ausblick auf die fakultativen Verficherungszweige und 
ar die foziale Wirkung der Staatsverfiherung fchließt der Verjafler. 
€ verweiſt dabei Hauptjächlich auch auf die Entlaftung der Gemeinden, 
die durch feine Vorſchläge eintrete. 

Und das ift gewiß; Niemand Lönnte mit diefen Vorfchlägen zu- 
iriedener fein, ala die Gemeinden; Berlin gab 1876 über 4 Mil. Mart 
für feine Armen aus, Grefeld 1878 180000 Dark, 47 größere preu- 
Hilde Stäbte 1876 15—16 Mil. Mark; Bayern kofteten ſchon 1864 
bie 1865 feine fonferibirten 84834 Armen 2'/, Mil. Gulden. Gng- 
land ımd Wales gibt für feine 8-10 mal Hunderttaufend Arme jähr- 
ih 120—180 Mill. Mark aus. Was Dr. Arendt vorfchlägt, ift ein: 
fah die Mebernahme des Armenweſens von den Gemeinden auf den 
Staat; denn daß daneben für einige feine Beiträge Zahlende die Ge- 
meinbearmenfafje bleibt, ift nicht von Bedeutung. 

Diefes Ziel ift ja nun ein keineswegs ohne Weiteres abzumeifender ; 
umfere Freizügigkeit wie manche® andere drängt nach dieſer Seite 
bin; aber gegenüber den großen Bebenten, die dagegen auifteigen, wird 
man zu diefem Schritt fich doch nur entſchließen, wenn zugleich Hoff» 
nung ift, das Armenmwejen werde in den Händen bed Staates die wich» 
tigften Uebelftände verlieren, die ihm jetzt anfleben, e8 werde aus einem 
Armen- ein wirkliches Verficherungswefen. 

Hat uns bazu Herr Dr. Arendt nun Hoffnung gemacht; Hat erfein 
Trojett verglichen mit den jegigen Armeneinrichtungen, hat er die piycho- 
logifhen Faktoren, die jept da in Bewegung treten, verglichen mit denen, 
die Hänftig in Thätigkeit treten follen, hat er den Nachweis geliefert, 
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ob und warım feine Gemeinde- und Sreiß-Berfiherungsämter beffer 
arbeiten werden, ala die jegigen Armenbehörben? Es will und fcheinen, 
daß dem nicht fo fei. Zwar betont er, daß der Verſicherte künftig ein 
Recht auf die Unterftägungen habe, aber die Unterflüßungen follen nach 
feiner Darftelung doch nirgends privatrechtlich firirte fein, wie bei der 
eigentlichen Verficherung; e& ſoll nach Perfon und Umftänden von dem 
Gemeinde» und Kreisamt entjchieden werden, was der Einzelne befommt. 
Ya, Haben wir damit nicht wieder die ganze Mifere unſeres heutigen 
Armenweſens; wird da nicht wieder die Schablone herrſchen müflen, 
um nur die größte Ungleichheit und Ungerechtigkeit zu bannen? Wird 
der Arme ba nicht ebenfo wie jet bie Enticheibung der Behörde als 
ein blindes Schidjal, dad über ihn ergeht, anfehen? Herr Dr. Arendt 
wird einwenden: nach meinem Projekt zahlt der Verfichernde ja jeine 
Beiträge; barauf antworten wir, hat er nicht bißher auch Steuern ge- 
zahlt? Und wird nicht dem Projelt des Herrn Dr. Arendt eben dadurch 
der Charakter der DVerficherung genommen, daß er beliebige andere 
Steuern und Staatdanlehen mit Heranziehen will, und daß er nirgends 
prägifirte, inbividualifirte, ſondern durch Behörden nach dem Bebürfnig 
Teftzuftellende Aniprüche anertennt? 

Wenn ich damit die Bedenken ausſpreche, die mir auffloßen, und 
die Lüden andeute, die nach meinen Anfichten in der Erörterung des 
geehrten Herrn Berfaflers vorliegen, jo geichieht daß nicht aus prin- 
zipiellee Abneigung gegen den Standpunkt des Verfaſſers. Ich babe 
die Schrift mit Interefie und Sympathie gelefen und wünfche ihr eine 
möglichfte Verbreitung; fteht ihr der Tede Muth der Jugend und der 
ſanguiniſchen Hoffnungen an der Stirne, jo ift das gegenüber dem 
nergelnden Zweifel der Mehrzahl der Alltagsmenſchen kein Unglüd. 
Sie ringt nach einem Ziele, das ein zu erſtrebendes ift, dem ganz all- 
gemein gefaßt, die Zukunft angehört. Nur fcheint mir der Verfafler 
fi zunächſt weder der ganzen Schwierigkeiten der Frage bewußt zu 
fein, nod; die ricgtigen Mittel der Ausführung vorzufchlagen. Er fcheint 
mir im Drange nach dem Idealen das Weien Hiftoriichen Werdens zu 
verfennen, das nirgends erlaubt, mit einem Sprung die Sterne vom 
Himmel auf die Erde zu Holen; er fcheint mir hauptſächlich die Mecha- 
nit großer Verwaltungsorganismen nicht ſoweit praktifch zu kennen ober 
theoretiſch ſtudirt au haben, um ſich Mare Vorftellungen von dem zu 
machen, was heute und in erreichbarer Zeit möglich ift. Aber anregend 
wird bie Schrift gewiß wirken. Und das ift immer viel! 


F. Gerfrath, Generaldireltor der Lebensverficherungs-Aktien-Gefellfchaft 
Nordftern, Ueber die Höhe der Beiträge für die Arbeiterverfiherung. 
Berlin 1881. Guſtav Hempel, 8%. 45 ©. 

Der Berfaffer Hat im Frühjahr 1880 eine Heine Schrift veröffent- 
licht „sur Frage der Arbeiter-Berficderung“ (Berlin, G. Bernflein), worin 
er den Verſuch macht, mit ben technifch-mathematifchen Hilfsmitteln 
de3 fachmännifchen Verficherungsweſens zu berechnen, was ein I5jähriger 
Arbeiter an Verficherungsprämie jährlich zu zahlen hätte, wenn ex ganz 
nach den Vorſchlägen in Breniano's Buch Über Arbeiterverficherung 
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(&. 227) für alle Eventualitäten fich auslömmlich verfichern wolle; er 
tam zu dem Reſultat, daß er jährlich 201 Dart 92 Pf. zu zahlen 
Hätte, die er jet auf Grund erneuter Berechnung in ber eben er- 
ſchienenen weitern Schriit auf 246 Mark erhöht. 

Der Hauptzwed derſelben ift aber ein anderer; der DVerfafier will 
die beftehenden Hilfätaffen, hauptfächlich die Knappſchaften einer Kritik 
unterziehen und berechnet anfnüpfend an die mathematifchen Grundlagen, 
die Prof. Heym im Leipzig, Wiegand in Halle und andere gefchaffen 
haben, welche Höhe die Kranfen- Invaliden- ıc. Beiträge diefer Kaflen 
haben müfjen, wenn man fie auf ftreng mathematiſche Bafis ftellt und 
nicht ferner darauf rechnet, daß ein flarfer jährlicher Eintritt neuer 
jüngerer Mitglieder eine jcheinbare Solvenz der Kafle herſtelle. Er 
kommt zu dem Refultat, daß die Einnahmen ber preußiichen Knapp- 
aften pro ſtändiges Mitglied für die Zwecke ber jehigen Invaliden-, 
Bitwen- und Waifenverficherung flatt jährlih circa 48:80 Marl, die 
Einnahmen des Saarbrüder Knappſchaftsvereins ftatt 69 jährlich 118 
Rarl pro Kopf betragen müßten. Die weitere Forderung geht dahin, 
deß Beiträge und Recnungswefen nach den Alterällafien eingerichtet 
werden, baß die Beiträge erhöht ober die Benefizien ermäßigt werben 
uifen. Bulegt plädirt der Verfaſſer dafür, da die Arbeiterverjorgungs- 
taflen fich beſchränken auf Krankengeldverficherung (mit Einjchluß der 
veräbergehenden Invalidität) und die Verficherung ber reinen Invalidi« 
tittente, dagegen Alteröverforgung, Wittwen- und Waifenverforgung 
ud Begräbnißgeld-Verfigerung durch die Kapitalverficherung auf ben 
Iodesjall gewährt werden. Er macht dafür geltend, daß dann die lo- 
falen Bereine mit ihren großen Borzügen der perfönlichen Bekanntſchaft 
und Kontrole ausreichen, daß dann ein mäßiger Beitrag des 35 jährigen 
von 78 Mark jährlich an die Kaffe genüge; daneben ließen fich noch 
41 Mark für eine Kapitalverficherung auf den Todesfall von 1000 Mark 
wohl aufbringen. 

Weber die letztere Frage wollen wir hier mit dem Verjaſſer nicht 
wöäten: darin hat er fiher Recht, daß Beiträge von 200—246 Mark 
Beute von dem durchichnittlichen deutfchen Arbeiter weder allein, noch 
mit Hilfe des Unternehmers gezahlt werden können. Ebenſo hat er 
darin Recht, dab an bie Leiftungen der Arbeiterhilistaffen immer mehr 
der ſtreng verficherungstechnifche Maßſtab gelegt werden muß, daf immer 
mehr Beiträge und Benefigien in Einklang zu bringen find. Und Be 
wechnungen wie bie feinigen find daher ftetö willtommen, indem fie aufs 
fären, den beftehenden Kaflen ein deal vorhalten. 

Mehr will der Verfaffer nicht; er gehört nicht au den Peifimiften, 
die durch das Heraußrechnen großer Defizit don jedem kräftigen Yor- 
wärtögeben in der Organifation des Hilfskafſenweſens abichredfen wollen. 
Und das rechnen wir ihm um fo mehr zum Lobe an, als daß die Ge- 
ſahr if, in welche die Beamten und Mathematiker der kapitaliſtiſchen 
Verſicherungsgeſeilſchaften fo leicht verfallen. 
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3. Haftpflicht und Unfallverfiherung 


von 
Guſtav Schmoller. 


Antrag bon Dr. M. Oirſch, betreffend Abänderung des Haftpflichtgefehes vom 
7. Juni 1871 nebft den — 1) von gering, Anh Balenelever unb 
Kapell, 3) von Stauffenberg, Stephani und Laster und ber entiprechenben Des 
batte im Reichstag, 9. und 10, April 1878. Siehe Verhandlungen und Druck⸗ 
ſachen des Neichätags. 3. Legislaturperiobe II. Seifion Druchſachen 28, 48, 128, 
188, 134, 251. Sıgung 32 unb 33 (auch abgebrudt in Fritſch, Annalen bes 
gelammten Verficherungsweſens 1878. IX. ©. 221 und 244). 

SInterpellatton bon Serlim, betzeffenb die Abänderung bes Haftpflichtgeiees 
vom 7. Juni 1871 im beutichen Reichätag am 26. Februgt 1879. 4. Zegislatur- 
periode II. Seffion Drudjadhen 23. Sihung 10 (auch abgebrudt in Annalen des 
Berfiherungaweiend 1879. X. ©. 121 unb 188). \ 

Beihtüffe über Haftpfligt und ihre Wirkungen, in der Wochenſchrift des Bere 
eins deuticher „Ingenieure. 1879. Nr. 48. 

Sahresberihte der Yabrikinipeftoren für bie Jahre 1876, 1877, 1878. 

eöffentlicht auf Anordnung des Minifters für Gandel, Gewerbe und öffent« 
liche Wrbeiten. Berlin. Korttampf. 

Amtliche Arittpeitungen aus den Jahresberichten der mit Beauffichtigung ber 
Yabriten betrauten Beamten. 2 Bände. Sabrgang 1879. Berlin. Korttampf. 

Die Saftpflichttrage, Gutachten und Berichte veröffentlicht vom Verein für 
Geopialpoktit, (Schriften des Vereins Band XIX.) Leipzig, Dunder & Humblot. 

Bagre · Bochum Kommerzienrath, Gejepentwurf, betreffend die Errichtung einer 
Arbeiter- und Unfallverficherungatafie nebft Motiven. 1880. Nov. 

Das Haftpflichtgeieg und die Eiſenbahnen in Preußen, Zeitung des Vereins 
deuticher Eifenbahnvermaltungen vom 8. und 12. November 1880. 

Nieeberg, Aflelurangdireltor, Ein Beitrag zur praktifchen Zölung ber Axbeiter- 
verficerumgafrage. Berlin 1880. 


Das deutfche Reichögefeg vom 7. Juni 1871 ift eines ber größten 
BVerbienfte der liberalen Partei auß der Zeit ihres maßgebenden Ein- 
fluffes. Obwohl es dem befigenden Bürgerthum bedeutende Laften auf» 
exlegte, ging es aus ihrer Initiative hervor und bedeutete gegenüber 
den Zuftänden vorher einen jehr großen Fortichritt; es gab für eine große 
Zahl von Fällen dem verunglüdenden Arbeiter eine bisher mangelnde 
Rechtshülfe, jo daß er und feine Familie fichergeftellt waren, wenn er 
im Dienfte der Induftrie verunglüdte. Es gab Beranlaffung zur Ber- 
befferung des Hilfskafſenweſens und zur Ausbildung des Unfallver- 
fiherungswefens, das den einzelnen Gtablifjements die durch das Geſetz 
geſchaffenen Laften tragen Half, die großen Schäden gleichſam im 
taufende von einzelnen fleinen Prämienzahlungen auflöfte. 

Wenn trogdem in dem Maße, ald Unternehmer und Arbeiter das 
Geſetz häufiger anwandten, die Unzufriedenheit auf beiden Seiten mit 
demfelben wuchs, fo Liegt das einerfeitö ja in dem naturgemäßen In- 
tereffengegenfag beider Gruppen, die innerhalb ganz neuer geſetzlicher 
Schranken, gleichfam mit neuen Waffen in der Hand fi in ihren An« 
ſprüchen und Kräften zunächft meffen mußten und in der Neuheit der 
Rechtſprechung, die erſt nach einer Anzahl Jahre zu einer gewiſſen 
Gleichmäßigkeit und Klarheit kommen fann. Wenn nur dieſe Gründe 


295] Materialien zum Arbeiterperficherungäiwefen. 295 


vorlägen, jo wäre es das Richtige, das Geſetz troß aller Klagen ruhig 
iortwirfen zu lafjen. Die Unzufriedenheit liegt aber andererſeits darin, 
daß daB Geſetz. obwohl ein Fortſchritt gegen früher, doch auf halbem 
Bege Reben geblieben war; es jtellte ein neues juriſtiſches Prinzip auf, 
ohne fich doch voll dazu zu befennen; es zog in der Haltpflicht nad 
den eingelnen Gewerben eine Grenze, die für das praktiſche Leben oft« 
mol? ald willfürlih und ungerecht ericheinen mußte; es ſchloß durch 
die Forderung, daß der Arbeiter die Schuld eines Bebdienfleten des 
Unternehmers beweife, eine Menge von Verunglüdungen von der Ent 
ſchadigungspflicht aus; es belaftete andererfeits die Induftrie wieder in 
der That in einzelnen Fällen ungebührlich und erzeugte durch die zahl» 
wichen Progefie eine Reibungsvermehrung der fozialen Gegenſätze, die 
uchngemäß zu der Frage führte: ja ift denn dem nicht befier durch 
Verſicherungszwang oder gegenfeitige Unjallverficherungsfafien, die den 
Prozeß ausfıhließen, abzuhelſen? 

So war, nachdem bie zwei Reichätagsbebatten von 1878 und 79 
mb die Berichte der Fabrikinſpektoren die Dringlichkeit einer Reform klar 
gexigt hatten, es gewiß jachgemäß, daß der Ausjchuß des Vereins für 
Eozialpolitit, wie er für ähnliche ſchwebende Fragen eine Reihe tüch« 
tiger Gutachtenbände ins Leben rief, im Frühjahr 1880 befchloß, einen 
holen bezüglich der Hajtpflichtfrage zu veröffentlichen. Es ift das 
Iedimft feines unerfchlichen, leider zu früh der Welt und der Wiffen- 
ihait entrifjenen Sekretär Profefjor Dr. Held, daß ſchon im Herbft 
18:9 die gefammelten Berichte und Gutachten erfcheinen konnten; 
eine furze ebenfo treffende ala objektive Lebensbeſchreibung Held's aus 
der Feder von Profefior Nafie ziert den Band als Einleitung. Zuerft 
felgen dann fieben Darftellungen fremder Rechte: des öfterreichifchen 
don Proieffor Dr. Randa und Privatdozent Dr. Braf in Prag, des 
englischen von Generalfonjul V. v. Bojanomwsti in London, bes bel» 
giſchen von Profefior M. van der Reft in Brüffel, des niederländifchen 
don Dr. A. Kerdijt in Delft, des franzöfifchen von Senatspräfident 
Teterfen in Kolmar, des fchweizerifchen von Profeffor F. von Wyß 
im Baſel, des norbamerilanifchen von Dr. I. H. Whiting. Die in 
fremder Sprache gejchriebenen Darftellungen find in Ueberfegungen ab» 
gedruckt. Daneben follten nun noch eine Anzahl Gutachten über die 
deutfchen Berhältniffe nicht blo3 von Juriften, ſondern auch von Ar« 
beiten, Fabrikanten, Unfallverficherungadirettoren gewonnen werben. 
Leider war dieß bis zu dem gewänfchten Veröffentlichungstermin, dem 
1. Oktober 1880, nicht in größerem Umfang möglich; aber immerhin 
bietet der Band noch zwei werthvolle Erörterungen über die Reform 
des deutichen Haftpflichtgeſetzes, eine ſpezifiſch juriftifche von Profeſſor 
Baron in Greifswalde und eine von Profefior Held, welcher hauptſäch- 
lich über Anfichten berichtet, die ihm gegenüber von Induftriellen ge 
äußert wurden. 

Unfer Jahrbuch hat in Heit 3—4 de Jahres 1880 ebenfalls 
ane Abhandlung eined hervorragenden Juriſten, des Oberlandesgerichts- 
raths don Huber Liebenau in Nürnberg (über das fogenannte Haft 
vflichigefeg dom 7. Juni 1871, deffen Abänderung und feinen Erſatz 
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im bdeutfchen Gewerbeweien) gebracht. Dann ift der Geſetzesentwurf 
betreffend die Errichtung einer Arbeiterverſicherungslaſſe nebft Motiven 
von Kommerzienrath Baare- Bochum erichienen. Die ganze Preffe hat 
zu der Frage Stellung genommen. Die Berficherungsgeitichriften be- 
ſchaftigen fich feit den legten Jahren fehr vielfach mit den Unfällen 
und ihrer Verfiherung. Kurz es liegt ſchon jetzt ein bedeutendes Ma- 
terial dor, über das wir unfere Lefer kurz unterrichten wollen, obwohl 
der Weg, den bie Reichöregierung in dieſer Frage einfchlagen will, noch 
nicht zu Tage getreten ift. 

Fragen wir zunäcft, um welches Objekt es ſich handelt, wie 
viele Verunglüdungen vorlommen, fo find wir darüber in Preußen 
wohl theilweife unterrichtet, infofern eine amtliche Statiftit ber Ber» 
unglüdungen eriftitt. Fur die Berg-, Hütten und Galinenarbeiter 
findet eine Aufnahme feiten® der Bergbehörden, für die Bahnbeamten, 
Bahnarbeiter und Reifenden eine ſolche durch die Bahnpolizeibeamten, 
für die übrigen Civilperſonen eine folche durch die Ortspolizeibehörden 
flatt. Doc befteht Tein gefeglicher Zwang zur Anmeldung jedes Un- 
alles; und dadurch entziehen fich doch ſehr viele Kleinere Unfälle, 
folcde in den Wohn- und Arbeitöftätten der Hausinduſtrie und des 
Heinen Handwerkes der Kenntniß der Behörden, während die größeren 
und vor allem die mit töbtlichem Ausgang ziemlich ficher erfaßt werden. 

Nach der amtlichen Statiftit des königlich preußifchen *) ftatiftiichen 
Bureaus verunglüdten in Preußen: 


Erwerböthätige männliche und weibliche Perfonen: 


"inu. außer b. Beruf: | Im Beruf: 





’ | 
ld slten | ES 1 ann | ah | Hain 
88 5999 ; 4769 | 2292 — 833 | 9125 
1200 1m | 4708 | 23% | ı110 | 3485 

5078 | 2455 | 1008 | 3858 
1072 ı 6805 5234 | 2822 | 1245 | 3807 











1878 , 7888 , 5518 | 2769 | 1757 | 4526 
1874 | 81 | 5701 | 2807 ° 1347 , 515 
1875 | 1148 6086 , 2812 45l4 | 7326 
1876 | 13600 , 6141 ! 2745 5588 | 8338 
1877 : j 2476 ; 
1878 | I \ 2502 | 


Die Zunahme der überhaupt Verunglüdten ift hiernach fehr be- 
deutend, von 5999 auf 13600; auch die Zunahme der tödtlih Ver⸗ 
unglüdten ift nicht unbeträchtlich; dagegen ift die Zahl ber im Beruf 
töbtlich Verunglüdten — und daß ift wohl bie einzig ganz fichere — 


*) Rad} der flatift. Rorrefponbenz 1878, IX u. 1880, XV. In umfaffender 
Beife hat Engel bie Rejultate von 1874 publiziert in der Seitjche. des fgl. preuß. 
Ratift. Bureaus XIV. (1876) 156158 al® Anhang zu feinem Aufiag: Die Sta- 
tifit der Morbibität, Imvalibität und Mortalität, fowie die Unfalle und Invar 
Hibitätäverfigerung der Eriwerbäthätigen. 
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von 1869—78 ziemlich Tonftant geblieben; die große Zunahme der im 
Bernf nicht tödtlich Verunglückten ift wohl in erfter Linie Folge ver- 
befierter Aufnahme. Ob dieſe Berunglüdungen wirklich zugenommen 
haben, wifjen wir jo wenig fer, als ob fie daß doppelte oder zehn« 
ſache der hier bezeichneten Fälle betragen. Die Fabrikinſpektoren Hagen 
immer wieder, wie undollftändig bie amtlichen Meldungen feien, daß 
die wirklichen Unfälle *) oft bie mehrfache, 3. B. ſechsſache Zahl der 
angemeldeten, betrage. Fur Hannover berechnet der Fabrikinſpektor für 
1379 etwa 1700 wahrſcheinliche, 116 gemelbete Unfälle. **) uch die 
nenerdings für die fämmtlichen preußifchen Eifenbahnen veröffentlichte 
befondere Statiſtik der Folgen des Haftpflichtgefeßes von 1872—78 
ſcheint mir unvollftändig: fie ergibt, daß auf Grund beffefben in den 
fieben Jahren für 451 getödtete und 1787 verlegte Perfonen einmalige 
Entigäbigungen und in fleigender Brogreffion don 1872—78 an bie 
Rohlommen von 238—941 getöbtete, ſowie an 150—916 verlegte 
Berionen Renten gezahlt wurden ***). Die Zahl der einzelnen Unglä: 
fälle iR nicht angegeben; und wahrſcheinlich begreifen die oben an« 
gegebenen Ziffern die verunglüdten Beamten und Arbeiter nicht in fi, 
welche aus den Penfiond- und Unterftügungsfaffen der Eifenbahnen ohne 
Infprahnahme des Haftpflichtgefees befriedigt wurden. 

Sei dem aber, wie ihm wolle, fobald wir eine vollftändige Sta- 
tif befigen werben, wird die Gejammtzahl der Unfälle noch eine ganz 
andere fein, und es erſcheint jomit nicht übertrieben, wenn Kommerzien« 
ut Baare annimmt, daß im Deutichen Reiche bei den Arbeitern der 
Sebrifen, der Baugewerbe, ber landwirthſchaftlichen nicht mit Hand 
Seriebenen Nebengewerbe, der Bergwerke, Steinbrüche und Gräbereien 
jäfrlih 60 — 80000 in der Ausübung ihrer Dienftverrichtungen herbei⸗ 
gefüßrte Unfälle vorlommen. ebenfalls fehen wir, daB wir hier 
einem Gegenftand von außerordentlicher Bebeutung vor uns haben, mag 
mn die Zunahme der Verunglüdungen in neuerer Zeit etwas größer 
oder geringer fein, mag die Zunahme mehr auf Rechnung der kompli— 
firteren Technit unferer Zeit oder mehr auf Rechnung piychologifcher 
Utjachen fommen. &3 verunglüden jährlich im Beruf je nach den 
berfchiedenen Induſtrieen 1—4 pro Mille der Erwerböthätigen, wenn wir 
die jegige undollfländige Statiftit zu Grunde Iegen; ehr viel mehr, 
wenn wir auf die beiläufigen Berechnungen und Vermuthungen zurüds 
gehen. Held ſchließt auß den Berliner Zahlen, daß dort 1876—79 
nicht 1 pro Mille, fondern 1 Prozent der Fabritarbeiter jährlich 
derunglädt find und daß ihre Verforgung eigentlich wichtiger fei, als 
die der durch Altersfchwäche erwerbsunfähig gewordenen Arbeiter. 

Fragen wir nun, wie fich die biöher feftgeftellten Verunglückungen 
auf die Zerufszweige vertheilen, jo kommen Unfälle im Berufe 1876 
in Preußen: 





*) Jahreöberichte pro 1877 ©. 262. 
**) Dal. 1879 1, 148. 
***) Die erwähnte Zeitung bed Vereins vom 8. Nobbr. 1880. 
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töbtliche nicht töbtliche 


auf die Sandwirthihaft . . - . 605 173 
auf landwirthich. Gewerbe . . . 49 7 
auf den Bergbau 604 1635 
auf bie Steinbrüde und Grübereen 57 46 
au bie Baugewerbe. . . 312 462 

bie Metallinduftrie . . . . 82 5 1414 
auf das Gifenbahnwein . . . . 290 25. 


Im Baugewerbe, das nicht haftpflichtig ift, verunglüdten 1876 
3,12 pro Mille, in den Steinbrüchen 1,23 pro Mille; auch der Berg« 
bau ift kaum ftärker bedroht als die Steinbrüche. Schon nach den 
Zahlen von 1871 verunglüdten in der Fiſcherei 2,29 pro Mille, im 
Bergbau 1,60, im Bauweſen 1,75, im Lohnfuhrweien 2,67, im Eiſen⸗ 
bahnweſen 1,74 Beamte, 4,23 pro Mille Arbeiter. Jedenfalls aljo ift 
daß richtig, daß andere Gewerbe ebenjo gefährlich find, ala bie im 
Gejeg von 1871 für haftpflichtig erklärten. 

Bon den befannten Unglüdsfällen find nur etwa 7,5 Prozent 
derart, daß der Arbeiter bei gewöhnlicher Sorgialt, namentlich bei Ber 
Tolgung ber gegebenen Vorfchriiten fie hätte vermeiden können; 32,5 
Prozent find Folge von jpeziellen örtlichen Verhältniffen, Transmiffionen 
und dergleichen, und nur in ber ftarfen Hälfte dieſer Fälle, d. 5. in 
etwa 17 Progent aller Fälle, Hat ber Arbeiter die Möglichkeit, mit 
einiger Ausfiht auf Erfolg das Haftpflichtgefeß für fich anzurufen uud 
zu Hagen; 60 Prozent aller befannten und wahrjcheinlih ein noch 
größerer Theil aller Fälle find derart, daß fie als Folge von Zufall und 
jolcher Unachtſamkeit betrachtet werden müflen, wie fie als unvermeib- 
liche Zugabe der Fabrikarbeit erſcheinen. Im Bergbau, fagte der Ab- 
geordnete Stumm, find 90 Prozent aller Fälle ſolche, bei denen bie 
Frage, wen die Verfchuldung treffe, unbeantwortbar fei. Dreidiertel 
der berunglüdenden Fabrikarbeiter — fagt Held — erhalten, obwohl 
fie feine Schuld trifft, feine Entjchädigung; auf 80 Progent ſchätzte 
Bebel diefe Zahl und Kommerzienrath Baare tritt ihm bei. Und das 
trog der den Arbeitern im Ganzen durchaus günftigen, die Unternehmer 
ftreng beranziehenden Jubilatur. 

Es ift die Frage, ob diefer Zuftand befriedigen fan und ob er 
überhaupt im Wege der bloßen Verſchärfung der Haftpflichtgefeßgebung 
zu ändern ift. 

Die Längft geftellten Forderungen find Außdehnung der Hait« 
pflicht, wie fie das Gefeß von 1871 ftatuirt, auf weitere Gewerbszweige, 
eventuell auf alle, und Veränderung ber Beweispflicht, die jet — mit 
Ausnahme der Unfälle bei Eifenbahnen — dem verunglüdten Arbeiter 
obliegt. Im dieſen Beziehungen find neben den Reichslagsdebatten vor 
Allen die Darſtellung des franzöfiichen Rechts von Peterſen, die juri- 
ftifche Erörterung von Baron und das neue englifche Haftpflichtgeie 
vom September 1880, das Bojanowski mittheilt, von Interefſe. Rach 
franzöſiſchem Rechte Haitet der Unternehmer, Meifter, Dienſtherr nicht 
blos für jein Verſchulden, fondern jederzeit aud) jür die Handlungen 
feiner Bedienteften und es ift dem Meifter oder Unternehnter nicht ge» 
ftattet, ben Beweiß anzutreten, daß fie oder ihre Bedienfteten den Un- 
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jall wicht Hätten verhindern können; fie haften alſo, ſobald irgend eine 
Schuld und fei es des letzten Arbeiters der Fabrik vorliegt, der im 
Woment des Unjalles als prepose der auftraggebenden Fabrikanten er- 
Iheint, und ohne daß der Beichädigte vorher gegen den pr&poss zu 
Hagen hätte. Das ift allgemeiner Rechtsſatz, gilt jür alle Induftrieen, 
für induftrielle und andertweite Verhältniſſe. Dieſes Recht iſt (mit 
Annahme der Eiſenbahnen) für den Beichädigten günftiger als dag 
deutihe Recht. Und es fcheint, daß man in Frankreich mit demjelben 
zuirieden if. Dan hört wenigſtens feine Klagen in dieſer Beziehung. 

Dabei ift aber jeftzuhalten, daß das franzöfiiche Recht die Beweiß- 
lof über eine Verſchuldung doch immer dem Kläger zufchiebt; der 
Unternehmer ift nur von dem Gegenbeweis ausgefchlojien, daß er oder 
feine Bedienfteten, die im Moment als „Leiter“, als preposes erfchienen, 
deu Unfall nicht Hätten Hindern können. D. h. auch das franzöfiiche 
Recht gewährt in den 60 Prozent aller Fälle, d. h. in denen, in welche 
feine Schuld (weder bie des Berunglüdten, nocd die eines prepose) 
andweißber ift, feine Hilfe. 

Der Aſſekuranzdirektor Mleeberg hat daher vielleicht nicht Unrecht, 
nem er jagt, die betreffenden Beltimmungen des Code Napoleon jeien 
in den Iintörheinifchen Gebieten Deutſchlands in der KHauptjache ein 
toter Buchftabe geblieben, bis die Unfallverficherung allgemeiner ger 
werden ei. 

Das nene englifche Geſetz geht nicht weiter; es verlangt entweder 
de Ehuld irgend eines mit Auffichtebefugniß verjehenen Bedienjteten 
oder den Nachweis eines Mangels in der Beichaffenheit der mit dem 
Geerbebetrieb des Unternehmer in Verbindung ftehenden oder ber 
chen dabei in Gebrauch befindlichen Arbeitsvorkehrungen, Geräthichaiten, 
majhinellen Anlagen ober Inventarftüden; das letztere kommt dem 
Nachweis einer Schuld ded Unternehmers gleich. 

Bas nun die deutſchen Wünjche und Erwartungen betrifft, jo 
hatie Max Hirſch 1878 eine Ausdehnung der Haftpflicht auf alle mit 
beionderer Gefahr Tür Leben und Geſundheit verbundenen Gewerbe» 
bettiebe ſowie eine anberweite Regelung ber Beweislaſt verlangt; 
Öafenelever und Kapell wünfchten die Ießtere wie bei den Eifenbahnen 
wgulirt und die Haftpflicht ausgedehnt auf Holzſchneidewerke, Bauten 
und den landwirthſchaftlichen Maſchinenbetrieb; Lasfer, Stephani und 
Stauffenberg befünworteten eine Ausdehnung auf andere (nicht alfo auf 
alle mit bejonderer Gefahr für Leben und Geſundheit verbundenen Ges 
werbebetriebe und eine Regulirung der Beweislaft in einer der Natur 
der eingelnen Gewerbebetriebe entiprechenden Weile, d. 5. geſetzliche 
Pröfumtionen je nach der Technik jedes Gewerbes. *) Freiherr von 
Sertling verlangte im Allgemeinen eine Revifion des Gefetzes von 1871. 
Taräber waren Lasker und die Konfervativen einig, daB eine Aus- 
dehnung auf Eleinere Betriebe nur möglich ſei, wenn dieſelbe durch eine 
Vrficherung gedeckt jeien. 


*) E ift das ber Gedanke, den ein Unfallverficherungsvorftand gegenüber 
: 6. Rocher anregte: Zur Kritit der neueften wirthſch. Entwidlung im Reiche, 
16, 6. 4142. 
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Bei ber AInterpellation bed Freiherrn von Hertling (26. Februar 
1879) kamen in der Hauptſache diejelben Forderungen zu Tage; 
von Goßler ſprach im Namen der Konfervativen fich ähnlich wie die 
Nationalliberalen für Heranziefung einer beftimmten Anzahl gefähr- 
licher Gewerbe auß, bei denen ber Arbeiter mit elementaren Kräften in 
Berüßrung trete. 

Ein nicht uninterefianter Vorfchlag ift ferner der von Aſſekurang ⸗ 
direftor &. Kleeberg. Gr fieht alles Nebel in der bißherigen Beweißlaft- 
regulirung; er will daher die Beweislaft für alle Betriebe etwa mit 
Ausnahme der Heinen Gefchäfte ebenfo geordnet wifien, wie jeßt für bie 
Eifenbahnen, aber mit der Beſchränkung, daß der verunglüdte Arbeiter 
allerhöchften® einen dreifachen Jahreslohn erhalte. Ausgeſchloſſen von 
der Erfagverbindlichkeit follen nad ihm nur jolche Unfälle fein, welche 
entweder durch höhere Gewalt ober durch grobed Selbftverfchulden der 
Berunglüdten entftehen; es wurde jo fait für jämmtliche Unfälle ein 
Schub eintreten,” alle Progefie würden vermieden; die Arbeitgeber würden 
taum Höhere materielle Opfer tragen; die Verficherung würde einfach 
und Mar. Der $ 4 des Geſetzes von 1871 könnte (mit gewiflen Aus - 
nahmen für die Knappfchaften) geftrichen werben. 

Aehnlich find die Anfichten des Landtagdabgeordneten Karl Roth; 
derſelbe entwidelte im Ehemniger Arbeiterverein am 12. Oftober 1880 
feine Anfichten eingehend und faßte fie guleßt in den in der Anmerkung *) 
abgedrudten Thejen zuſammen. 


*) 1) Das Geieh „die Verbindlichkeit zum Schabenerfag“ betr. vom 7. Juni 
1871 if} xeformbebürftig. . 
2) Behufs feiner Revifion ift eime geſetzliche Enquäte mit kontradiktoriſchem 
Verfahren wünlchenstoerth. 
3) Die allgemeinen Grundfäge fe feine Reform müffen beftehen in: 
&. Der Berichärfung bes Geſetzes bu Aufnahme ber fofortigen, abfoluten 
unb ausnahmalojen Haftpflichtigteit — 
„lofort“ ım Sinne ungejäumter Zahlung von Wochenrenten uub Kur» 
vn eis ber Unternehmer, reſp. ftaatlich anerfannter Verfiche rungs- 
elellichaften — 
„ebfolut“ im Sinne ber Aufnahme aller Unfälle in das Seth (auf 
Anvegung des Heren Dr. Schreiber ige fpäter Herr Roth Dielem 
Sup: 2 bei: „.... die nicht Durch eigened, Verſchulden verurfacht 
nd“ 


„ausnahmslos“ im Sinne der Heranziehung aller nicht Handwerker 
mäßigen Erwerbsſtaͤtten 

Dem Biegfall der Beweislaft für den Betroffenen. 

Der Aufnahme beftimmter Normen für Schugvorrictungen und Ein- 

flußnahme auf Ordnungsvorichriften in ben einzelnen Fabriten, bie 

deren ſpeziellen jen angepaßt find. 


er 


d. Der Ausbildung des ituted der Fabrikinſpeltoren unter befonderer 
Berükfichtigung der Öröhe (Zahl der Etabliffements und ihrer Ar 
beiterichaft) der Inſpeltoratsdezirle. 

e. Der Schaffung eines der Behörde (dem Richter) er Seite geftellten 
Einigungaamtes, weldjes ans einer gleichen Anzahl — je? — Arbeite 

£ va ae — 1 a —E 

ufnahme der Anzeigepf (gugleich behuf eichaffung 
offizieller Unfallftatiftiten). 
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Profefſor Baron ſtellt fi in feinem Gutachten auf den Stand- 
unit des frangöfiichen Rechtö; er verlangt Ausdehnung der Haftpflicht 
auj alle Arbeitöverträge; man dürfe nicht bei den Fabriken ftehen 
bleiben, denn es fei nicht Mar, was dahin gehöre, nicht bei den fo- 
genannten gefährlichen Betrieben, denn es gebe — nad) Hammacher — 
feine an und für fich gefährlichen Betriebe. Eine Yenderung der Ber 
weislaft in dem Sinne, daß der Arbeitgeber, wie die Eifenbahn, fein 
Richtverfchulden zu beweifen Hätte, befürwortet er nicht, da es fich bei 
der Gifenbahn um ganz erzeptionelle Berhältniffe handle. Wefentlich 
erleichtert aber werde dem verunglüdten Arbeiter jeine Beweislaſt, 
wenn der Bundesrath endlich die Ausführungsverordnungen zu $ 107 
tufp. 120) der Gewerbeordnung *) erlafle und wenn eine gefeßliche 
Anzeigepflicht eingeführt werde. Was die erſtere betxeffe, jo müfje nach 
vreußifchem Rechte der Arbeitgeber, wenn fie einmal exlaflen, im Galle 
tines Unglüds bemweifen, daß er diefen Verordnungen genügt, wie das 
and der Abgeorbnete von Goßler betont habe; denn, ſoweit diefe in 
Vetracht kommen, handle es ſich dann nicht mehr um eine Deliktsflage, 
iondern nur um eine mit geſetzlichem Inhalt erfüllte Kontraktsklage 
md es habe nach jeftftehenden Rechtsgrundſätzen ein jeder Kontralts- 
ſchaldner, welcher von der Pflicht zu erfüllen, reſp. von der Pflicht 
Shadenerfag wegen Nichterfüllung zu leiften befreit fein wolle, zu ber 
wein, daß er alles gethan, die Erfüllung zu ermöglichen, Hier alfo, 
vb er ben Bundesrathsverordnungen nachgelommen. Weitergehende 
geldliche Bermuthungen zu Gunften der Arbeiter, wie fie von Hertling, 
Hilh und Laster forderten, würden nach Baron’ Anficht in ein Un« 
tet gegen die Arbeitgeber umſchlagen. 

Bas die gejehliche Anzeigepflicht betrifft, fo ſchließt fie von ſelbſt 
die fofortige polizeiliche Unterſuchung des Unfalles in fi und dieſe er« 
leichtert natürlich den Beweis ſehr. Cine folche Pflicht befteht in 
Preußen bei denjenigen Unfällen, welche in Bergwerken unter oder über 
Tage den Tod ober die ſchwere Verlegung einer Perfon Herbeigeführt 





g Der Betheiligung ber Unternehmer zu */, und ber Arbeiter zu ’/, von 
den Prämien konzeſſionirter Berfiherungsanftalten, (welche nach a. für 
alle ;sälle verfichern). . 

h. Der Untericeidung ber Entſchädigung an Schwer-, Minderſchwer · und 
KXeichteBerlegte nad) beftimmten Kriterien. 

i * Veranberung der für die Verjährungefriſten beſtehenden Be— 

Immungen. 

*) Belanntlid if der Entwurf Hierzu im Reichdanzeiger am 1. März 1880 
ehhienen, hat bann aber jo viele Anfechtungen erfahren (3. B. vom Berein für 
Swerdfleih in Berlin), daß er feither ruhte. Vergl. Baron a. a. O. ©. 117, 
= erwähnt ift, daß man bei den Berathungen darauf hinwies, ob nid)t 
Bereine der Fuduftriellen, bie naleich die Unfallverfiherung auf Gegenfeitigfeit 
in bie and nähmen, die ten ven Vorſchriften exlafien follten, welche ala Be- 
dingung eines geficherten Betriebs erſcheinen. Mit Recht betont Baron, daß 
hierdurch bie Bundesrath3-Derorbnungen nicht überflüfig würden. — Be Ber 
zatkung bes gen. Entwurfs ift dieſer Tage (Dezbr. 1a) eine Kommilfion von 

igen Fabritanten im Reihötanzleramt unter Worfik des Unterftante- 
keteetärd bi zufammen getreten; der von ihr ausgearbeitete Entwurf, ber der 
Deffentlichteit übergeben wurde, hartt noch ber Beitätigung durch den Bundesrath. 
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haben (Berggeſetz vom 24. Yuni 1865 $ 204). Ebenjo im Eifenbahn- 
weſen. Viel weiter geht fie in Sachſen nach einer Verordnung vom 
1. Auguft 1878; hiernach muß jede Todtung fofort, jede Beichädigung, 
welche den Arbeiter länger ala 72 Stunden am der Arbeit behindert, 
binnen 4 Tagen bei der Polizei und dem Fabrikinſpektor bei Strafe 
angezeigt werden; die Unterfuchung erfolgt durch die Polizei, ſoweit 
nöthig unter Zuziehung des Fabrikinſpekkors. Auch in der Schweiz 
verpflichtet ein Bundesgefe von 1878 die Fabritbeſitzer, von jeder in 
Fabriken vortommenden Toͤdtung oder erheblichen Körperverlegung An— 
zeige zu machen. Endlich befteht in England die Unzeigepflicht in ſehr 
weitem Maße. Daß auch in Berlin ein Entwurf zu einem die Anzeige» 
pflicht vegelnden Gejege ausgearbeitet wurde, iſt befannt. Es geht das 
Gerücht, die Arbeit ſei durch Differenzen zwifchen dem Fürften Bigmard 
und dem bisherigen Handelaminifter Hofmann ins Stoden gelommen. 
Hoffen wir jedenfalls, daß auch hier die größeren Gefichtepunfte einer 
verjöhnlichen Rejormpolitit und nicht die Heinen Rüdfichten auf Klaſſen- 
intereffen Ausſchlag gebend fein werben. 

Aber auch wenn wir ein ſolches Geſetz haben, bleibt die Beweis- 
laft für den Arbeiter eine jehwierige Aufgabe. Und wenn una Baron 
damit tröftet, es fei eben allgemeine Rechtsregel, daß jeder Kläger be— 
mein müffe, jo nüßt dieſer Troft der unglüdlichen Arbeiterfamilie 
nichts. 

Wir kommen mit der ſtärkſten Verſchärfung, die gegenwärtig Reichs- 
tag und Reichsregierung beſchließen werden, nicht Über die Thatſache 
"weg, baß in der Hälfte oder einem noch größeren Theil aller Fälle, in 
denen eine Entjhädigung oder Unterftügung höchſt wünſchenswerth ift, 
keine Schuld nachweisbar ift. Es bleibt die Thatſache, daß bei jeder 
Ausdehnung ber Haftpflicht auch Heinere Gefchäfte getroffen werden, welche 
die Laft ohne die Hilfe „befonderer Kafjen oder ber Unfallverficherung 
nicht tragen können, un Yo weniger je weiter man geht in der Haftung. 
Und bie Haftung für casus ohne Weiteres privatrechtlich allen Unter 
nehmern zuzuſchieben, das geht nicht; das wirb von allen Seiten zu- 
gegeben. Wohl Hat die Theorie, die Dernburg auf dem bolfswirth- 
ſchaftlichen Kongreß in Mainz entwidelte, ihre volle Berechtigung; *) er 
führte aus, daß man theoretiich nicht an die Deliftsobligation an- 
aufnüpfen habe, jondern von dem Satze ausgehen müfje: die Zufälle und 
Störungen, die Unglüdsfälle im heutigen gewerblichen Betriebe ſeien ala 
Laſten des Geſchäfts zu behandeln; fie müßten einen Theil des Gefchäfe- 
rifitos bilden; wer das Geſchäft führe, habe für den Schaden einzuftehen. 
Aber auch Dernburg gab zu, daß dieſe Auffaflung nur durchführbar 
fei bei allgemeiner Verficherung. 

Damit haben wir den Puntt erreicht, der bei jaft allen Schrift- 
ftellern und Rednern, die in letzter Zeit fich mit der Sache beichäftigt 
haben, mehr ober weniger in ben Vordergrund getreten ift. Alle find 
fi mehr ober weniger Mar geworden, daß wir zu einer Haftung 
für den casus fommen mäffen, daß das aber auf dem bloßen Wege der 


*) DVierteljahrsichrift für Voltswirthſchaft XX VII, 259—262. 
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— des privatrechtlichen Klagerechts des Arbeiters nicht mög- 
lich fei. 

Zunäcft entſteht die Frage, was etwa bisher ſchon nach dieſer 
Seite geleiftet worden, was auf dem Wege, ben uns jetzt fo ver 
ihiedene Stimmen weiſen, etwa biöher erreicht worden ſei. Es handelt 
fh darum, was Hat die biöherige Unfallverficherung geleiftet, was 
baben Bereine, Genofienichaiten und gemeinfame Kafen durch gemein- 
’ame Tragung der Entſchädigungspflicht erreicht? 

Die Unjallverfiherung war in Deutichland noch etwas faſt ganz 
unbefanntes, als der unermübdliche Direktor bes königl. preuß. ftatift. 
Zureaus, Geh. Rath Dr. Engel, im Jahre 1866 in feiner Zeitichrift 
«VI, 2024—97) für fie hauptſächlich unter Hinweis auf franzöſiſche und 
belgiſche Borbilder Propaganda machte. Aber erit das Haftpflichtgefeß 
von 1871 führte dann zur Gründung von verfchiedenen Gegenſeitigkeits— 
zad Attiengeſellſchaften.*) 

Bon benjelben find vier Gegenfeitigleitsgejellfchaften (in Stuttgart, 
damburg. Karlöruhe, Dresden neben einer in Wien) und einer Aktien 
gdellichaft (in Dresden) entweder foiort oder nach kurzem Beſtehen 
wieder zu Grunde gegangen ;**) die größere Zahl aber beiber Arten von 
Sefelichaiten gebeiht, d. h. hat wenigftens verflanden, troß aller 
Schwierigkeit ungünftiger Geſchaͤftsjahre feine Thätigkeit auszudehnen. 
Beitaus das größte Geichäft Hat die Leipziger allgemeine Unfallver- 
ferungsbant (eine gegenfeitige Genofienichaft mit beſchränkter Hait- 
barkeit), die feit 1871 eröffnet iſt und feit 1873 eine beiondere Ab» 
tbelung unter dem Ramen „Unjallverfiherungsgenofjenihaft“ für bie 
ruht Haftpflichtigen Unfälle neben fich oder in fich beftehen hat. Da- 
ueben ift der Berliner Prometheus die zweitwichtigfte Gegenfeitigleitß- 
geiellihait. Von Alttiengeſellſchaften ftehen die Magdeburger (aufs 
engfte mit der Magdeb. Feuerverficherungsgejellichait verbunden) und 
die Kölner Rhenania voran. 


Die Prämieneinnahme war 1877 bei: 


der Leipziger Geſellſchaft 128166 4 
ber Magdeburger = 316 
dem ‚Brometbens m 529 
der Ahenan 274 058 

ber Sci "Infall-Ber) Bei. 234 58 
der Tresden- Stuttgarter = 234 435 


in Zürich und Winterthur beftehen ebeniall® zwei bedeutende Ge- 
—E (1877: 306 580 Fr. und 643 345 Fr. Prämieneinnahme). 


u N liter, bie Die chen Gründungen berichtet E. 2. Jäger; Ein Beitrag zur 


Der Arbeiter gegen Unfäle im Beruf, 1872 Stutigast; 
8* X —— Pinfitute ge en Unglücksfälle und Invalidität, 1878 
— aan gab ©. ande, tie der neueften wirthid. Entwicklung 
im Reich (Zittau 1878, —— eine allgemeinere Tarſtell ung bes 
Unfe mgeweſens. Die feitherige Entwidlung ilt aus ben gedrudten Ber 


ichten ber Gele rien und den Ver! geitichriften zu erſehen. 
— —— Gi Berner Lane 
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Eine Aufnahme, die auf Anordnung des preuß. Handelsmiuiſters 
Mitte des Jahres 1875 erfolgte, ergab, daß in 3897 gewerblichen 
Anlagen 318 220 Arbeiter gegen Unfälle verfichert waren und daß zu 
diejem Zwede in 3298 Betrieben, für welche vollftändige Angaben vor- 
Ingen, M. 809 046 jährli” an Prämien gezahlt wurden.*) Davon 
wurden entrichtet: 

von Arbeit von Arbeit- von ungubangs. 





für Verficherung gegen gebern nehmern if ofen 

haftpflichtige Schäden 461401 2266 3334 

nichthaftpflichtige Schäben 174 588 12760 9062 
Yaftpfl. u. nicht haftpfl. Schäden 

in ungetrennter Summe 142860 2151 629 

778 844 17177 13025. 


Zwei Drittel diefer Betriebe waren feit 1872 uno 18783 verfichert 
und e8 waren in benfelben 3529 Schäben bis 1875 vorgelommen; 2542 
Arbeiter Hatten M. 622 613 als einmalige Entfchädigung befommen. 
Seither haben fich die Geſchäfte außerordentlich ausgebehnt, wie theils 
die obigen Prämiengaben zeigen, die ſchon 1877 gegen 4 Millionen 
betrugen, theils aus einem Gejchäftsbericht ber Leipziger Bank erfichtlich 
1.) €3 wurden bei ihr vom 1. Juli 1871 biß 31. De. 1878 32 781 
Schäden angemeldet; davon wurden 13881 als haftpflichtig mit 
M. 4670 590 Entihädigung an die DVerlegten erledigt; don den 
als nicht haftpflichtig Abgewieſenen wurden feit dem Beftehen der Ge 
nofienfchaft (Mai 1873) weitere 14 165 Schäbenfälle mit M.1 402 192 
abgewidelt; nur 960 von den 32 781 Schäden haben Anlak zu einem 
Prozeß gegeben, wovon 169 im Vergleichswege, 143 durch Verurthei- 
lung, 385 durch Abweifung erledigt wurden. Wenn hiernach die Klagen 
über Häufigkeit der Prozeſſe jehr übertrieben ericheinen, jo ift anderer 
ſeits nicht zu vergefien, daß die zum Prozeß gelommenen Schäden 
wahrſcheinlich die wichtigften waren; bie Leipziger Bank Hatte 1871— 
1877 786 Progefie mit einem Nlagobjelte von M. 3844 109; im 
letzten Jahre (1877) wurden Hauptjächlich wegen dieſer Prozeſſe extra 
M. 399 072 Prozeßreferve nachgezahlt. ***) 

Die Berfiherung ift faft durchaus eine kollektive, d. 5. don ben 
Arbeitgebern für die Geſammtheit ihrer Arbeiter ausgeführte; bie 
Altiengeſellſchaften geftatten aber auch Einzelnen, fich jelbft zu verfichern. 
Die Betriebe find in gewiſſe Gefahrenklafien eingetheilt, wornach fich 
Beiträge oder Prämien abflufen; die Prämien werden in ber Haupt» 
ſache nach dem Betrag der Jahreslöhne gezahlt; fie betragen z. B. bei 
der Leipziger Bank für die Haftpflichtverficherung jährlih 1—5 Mark 
pro Kopf des verficherten Arbeiter; die Entichädigung ift theil® eine 
volle. d. 5. ohne Beſchränkung für den einzelnen Fall zu berechnende; 
theils find Marimalbeträge vorgefehen; fo beträgt bei der Leipziger 


*) Statift. Correfp. 1878. X. 
**) Annalen des gej. ——— jend 1879, ©. 815. 
***) Annalen des gel. Verficherungsweſens 1878, S. 455—56. 
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Genoſſenſchaft für nicht Hajtpflichtige Unfälle das als Marimalbetrag für 
108 876 Perfonen verficherte Kapital 211 Mill. Mark, alfo etwas über 
2000 M. pro Arbeiter; in diefem Fall wird dann der Betrag in pro 
Wille des verficherten Maximalkapitals berechnet (Durcchfchnitt 1—2 
yo Mille). Im Ganzen fuchen alle Geſellſchaften die Entſchädigung 
in Form einmaliger Kapitalzahlungen abzumachen. Der wejentliche 
Unterfhied zwifchen den Aftien- und den Gegenſeitigkeitsgeſellſchaften 
it der, daß die erſteren gegen fefte Prämien beitimmte Verpflichtungen 
übernehmen, die Ießteren Nachzahlungen fordern, reſp. die Schäden am 
Schluffe des. Halbjahre® umlegen. Die Forderungen ber Gegenfeitig« 
teitögejelljchaften waren zuerſt viel niedriger, ald die der Aftiengefell» 
ihaiten; ſeit aber der Prometheus 3. 3. pro 1877 125 Proz. Nach- 
jahlung auf jeine Beiträge einfordern mußte, auch die Leipziger Bank 
mit ihren Beiträgen gegen 1872 auf das 4—6fache fteigen mußte, ift 
diefer Unterfchied in der Hauptfache bejeitigt. Fur beide Arten der 
Gelellichaften ift dad Geſchäft ein jehr jchwierigeß: ein theures Agentur» 
ach, eine große Schwierigkeit der Schadensregulirung, theure Prozeſſe, 
Pangel jeder genügenden jtatiltiichen Grundlage bedingen das. 
Die Verwaltungsloften waren bei ber Leipziger Bank 1871—77 23, 
beim Prometheus 1872—77 45, bei ber Magdeburger Geſellſchaft 25, 
ki der Rhenania 30 Proz. der Prämieneinnahme; die gezahlten 
Schäden ſchwanken zwiſchen 35 und 93 Prog. der Jahreseinnahmen. 
Vie Gegenfeitigleitsgeiellichaften haben ben Vortheil, für das Gefammt« 
befe zu wirken; die Leipziger Bank ift ſehr thätig auch in Bezug auf 
vebefierte Fabrikeinrichtungen.*) Dagegen Haben fie den Nachtheil, 
bie Teilnehmer ab und zu durch unerwartete Nachzahlungen oder 
PRehriorderungen zu beläftigen, was mancherlei Mißſtimmung, Agita- 
tionen, Antlagen ſchon erregt bat. In den Berichten der Fabrik- 
infpeftoren begegnen wir jaft durchaus nur Klagen der Fabritanten 
über die Geſellſchaften: die Eintheilung des Etabliſſements in die 
Geiahrenllafſen ſei ganz willkürlich; die Koſten feien beſonders für Ber- 
Aherung gegen alle Unfälle zu Hoch, pro Kopf der Arbeiter jährlich theil · 
weile bis 25 Dark; die Prozefje würden durch die Gefellichaiten fo jehr 
gefteigert ; eine Angabe geht dahin, daß von den gemelbeten Unfällen 
au 5 Proz anerkannt, 95 Proz. auf den Rechtsweg verwiejen wurben.**) 
Am meiften wird darüber geflagt, daß, wenn es zum Prozeß komme, 
der Arbeiter auch im günftigften Fall Monate und Jahre warten müffe, 
bis in mehreren Inſianzen ber Prozeß entichieden ſei. Aus einem 
änzigen Fall, jagt der Berliner Fabrikinſpektor, in welchem ein ver« 
unglädter Arbeiter Jahre lang im Prozeßwege mit feinen Entichä- 
digungsanfprüchen Hingehalten wird, erwächſt eine größere Zeindfelig« 
tät gegen den Arbeitgeber, als in Hundert anderen Fällen wieder gut 
gemacht werden Tann. Auch darüber wird geklagt, daß der Unter 





ns gast —J vom 1. Ottober 1878, Annalen des gef. Verſicherungs- 
878, 605 
ve Berichte der Habrifinipeftoren 1878, &. 267, 
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nehmer, der jeine Arbeiter verfichere, nunmehr fein Intereſſe für die 
Berbefierung der technifchen Einrichtung feiner Fabrik habe. 

Wie dem nun aber fein möge; immer ift es ein großer Fortichritt, 
daß gegen 1879 in unferen induftriereichiten Gegenden wenigſtens ', 
aller Zabritarbeiter gegen die haftpflichtigen Unfälle (fo 3. B. in den 
Regierungsbezirten Düffeldorf, Potsdam, Frankfurt a. C.) und !/, bis 
%/,0 der Arbeiter gegen alle Unfälle verfichert waren. Die Klagen über 
die Geſellſchaften find vielfach die nothwendige Folge der Schwierigkeit 
und Komplizirtheit des Geſchäfts und die Erfahrungen, die jeßt ge- 
macht find, werden feinenjalla verloren fein, auch wenn in Zukunft die 
Entwidlung mehr auf die andere Bahn hinweiſen follte, die lokale und 
gewerbliche Interefientengruppen bereit8 bezüglich gemeinfamer Tagung 
der Haftpflicht und der Unfälle eingefchlagen Haben. 

In diefer Beziehung ift zunächſt zu erwähnen, daß einzelne Hiljs- 
kaſſen angefangen haben, ihre Mitglieder gegen Unfall zu verfichern, 
Hauptfächlich gegen die nicht Haftpfligtigen Unfälle. Der Düffeldorfer 
Fabritinſpektor erwähnt*), daß das Zwifchenglied zwiſchen Arbeiter und 
Berficherungagefellfhaft, nämlich der Hilfskaſſenvorſtand, ſehr günftig 
auf das Berhältniß derjelben zu einander wirfe, die Arbeiter von den 
übertriebenen Forderungen abhalte, die Kontrole über Krankheit u. j. w. 
exleichtere. 

Weiter geht es, wenn die Hilfskaſſe verfucht, ganz an die Stelle 
der Unfaflverficherung zu treten. Daß haben bie meiften Snappfchaits- 
vereine in ihren vevidirten Statuten**) veriucht. Die Arbeitgeber 
Haben ihre Beiträge wejentlich erhöht, reſp. für die Haftpflicht nad 
dem Gejeg vom 1. Juni 1871 bejonbere nur fie treffende Umlagen 
eingeführt. Liegt ein Fall der Schadenderfahverbindlichleit nah dem 
Gejege vor, worüber zunächft der Knappichaitsvorftand befindet, jo er⸗ 
Hält der Betroffene weientlich höhere Benefigien, wenn er nicht Elagt. 
In Bezug auf nicht haftpflichtige Unfälle ift er durch feine Anfprüche 
auf Krankenlohn, Invalidenlohn u. ſ. w. gededt. Wo diefe Reform 
durchgeführt ift, wird nicht leicht ein Fall zu gerichtlicher Kognition 
tommen. Und für alle Eleinern Unfälle werben die Mittel der napp- 
ſchaften ausreichen. Für größere freilich nicht; für fie follten fie zu 
großen Verbänden zufammentreten oder diefelben rüdverfichern. 

Don einem 1878 gebildeten Unfallverficherungsverein der rechts- 
theinifchen Erzgruben und $Hüttenwerte berichtet der Zabrikinfpeftor 
von Düffeldorf.***) „Der Gedanke,“ jagt er, „welcher der Schaffung zu 
Grunde liegt, ift jedenfalls ein richtiger: die Gruben und Hüttenwerfe, 
welche dem Verein angehören, wollen ihre Unfallfoften jelbft deden und 
für deren Ermäßigung durch ſachtundige Sicherheitorgane Sorge 
tragen; fie wollen weder, wie das Gegentheil bei Aktiengefellichaiten 


*) Berichte pro 1878, ©. 265. 
+*) 5 Liegen mir eine Reihe der nad) 1871 revibirten Statuten vor; 3. B. 
bas des meupreuh, Amappidjaftävereins vom 30. Oftober 1872, mo bie 98 6, 11, . 
21, 27, En RA 49 ſich gen ober theilmeife hierauf beziehen. 
"+, Tai. 
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freilich natftrlich und begreifli ift, von der geringeren Unfallwahr- 
Heinfichteit in anderen Induſtriezweigen Vortheil ziehen, noch — wie 
das bei allen Unjallverficherungagefellicaften hervortritt — die größeren 
Koften gefährlicher Induſtriezweige tragen helfen.” 

Zwei große deutſche Unternehmerverbände, der der deutichen Müller 
und der der beutfchen Zucderinduftriellen, haben in der Weile für die 
Unfallverficderung gejorgt, daß der Vereinsvoritand die DVerficherung 
für alle Mitglieder bei einer Verficherungsgefellſchaft beſorgt. Die 
Berfiherungagejellichaft jpart die großen Unkoften des Einzelvertrags- 
abfchluffes, fie kann bei dem großen Gejchäit, das fie fo auf einmal 
abichließt, viel günftigere Bedingungen ftellen; die ganze Vereins - 
organifation dient ihr gleichfam als ausführendes kontrolirendes Organ; 
bie Bereindorganifation, zu ber die einzelnen Mühlenbefiger oder Zuder- 
induftriellen naturgemäß Vertrauen haben, ift ohne bejondere Koften 
zugleich für diefen Zwed ausgenüßt; das Vereinsleben ſelbſt erhält eine 
neue Stüße durch diefen weiteren Vereinszweck; der beutfche Müllerei- 
verband, der feinen erften Vertrag jchon 1. Juli 1872 mit der Magde- 
burger Unjallverficherung abſchloß, hat bis 31. März 1877 für 1299 
Schadenfälle M. 273 084 erhalten und zwar: 


A 
für 78 töbtlice Bälle 22000. 111525 
ie 134 fälle der Invalidität... . ..... 110010 
it 1092 Halle vorübergehenber Ertwerbäunfähigteit 51549. 


Die deutſchen Privateifenbahnen Haben fi in noch einfacherer 
Beife durch ihre korporative Organifation geholfen. Der Verein der 
Friveteifenbahnen im Deutichen Reich hat für feine fämmtlichen Theil» 
nehmer eine Einrichtung geichaffen, die jeit 1. April 1872 ins Leben 
trat und zu voller Zufriedenheit jungirt. Da die Schadenderjahpflicht 
gegenfiber Arbeitern und Beamten fi} immer auf Yleinere, regelmäßig 
fich wiederholende Summen erftredt, ſelbſt bei den größten Eifenbahn- 
unfällen ſtets nur ein paar Beamte und Arbeiter betroffen werden, jo 
bleibt das Sache der einzelnen Gefellichaft. Und das Gleiche gilt bei 
Uniällen Dritter, wenn die Schadenserjagpfliht 15000 Mark nicht 
äberfchreitet. If die Summe aber eine größere, fo trägt zunächſt bie 
betroffene Gefellichait wieder 15 000 Mark und noch ein Praecipuum 
von 5 Proz. des Schadens, da fonft leicht die Gewährung einer Ent 
ihädigung von 16000 Mark für die betreffende Geſellſchaft günftiger 
wäre, ald eine von 15000. Die Regulirung des Schadens ift ver- 
trauensvoll ganz allein der betroffenen Geſellſchaft überlaffen, die nun 
duch den Verein dad Plus von den anderen Bahnen nach dem ein- 
jachen Maßflab der Perfonenmeilen einzieht, ohne daß irgend welche 
befondere Verwaltungskoſten dadurch erwachſen. Es find jo überhaupt 
et 1872— 78 13 Unfälle gemeinfam mit M. 275 810 getragen worden, 
während die Geſammtſumme der Entfchädigungen, welche die preußifchen 
Bahnen 1872— 78 auf Grund des Haitpflichtgefehes zahlten, M. 5 244 036 
Beträgt. Diele lehlere Laſt betrug 1878 0,536 Proz. des Reinertrags 
oder 64 M. pro Kilometer, für die Privatbahnen 2 Pfennig pro Mark 
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Dividende; es Handelt fich alſo um eine ohne jebe Schwierigeit zu 
tragende Kaft. 

Im Baugewerbe haben ſich vielfach die Iofalen Baugemwerkvereine 
zu Unfalltaffen und Baugewerken-Unfallverficherungsgenofienchaften zu=- 
Tammengethan, auf welche man ſich auf Geiten des Verbands deutfcher 
Baugewerfämeifter beriej, um zu beweilen, daß eine Ausdehnung der 
Haftpflicht auf die Baugewerbe überflüffig fei.*) Andere lokale Unfall= 
vereine haben fih in Sachſen und der Provinz Brandenburg gebildet : 
jo in Zwidau, Werdau, Großenhain, Krimmitſchau, Fort, Guben, 
Spremberg, Fürftenwalde, die außfchließlich oder hauptſächlich aus In⸗ 
duftriellen der Zertilinduftrie, reſp. der ZTuchinduftrie zu beftehen 
ſcheinen. Weber einige Hat C. Rofcher ſchon 1876,**) über andere neuer- 
dings ber Fabrikinſpektor von Rüdiger ***) eingehender berichtet. Daß 
ſolche Lokale Vereine für die großen elementaren Unglüdsfälle, haupt- 
jächlich für Dampftefjelerplofionen nicht ausreichen, ift Mar; in diefer 
Beziehung können fie ſich aber Helfen und thun e8 bereits durch Rüd- 
verficherung bei großen Geſellſchaften. Im Uebrigen haben fie große 
Vorzüge; fie find unendlich viel billiger; ihre Verwaltungstoften be= 
tragen 2—3 Proz. der Einnahme; 40—60 Proz. derjelben legen fie 
biß jetzt faſt durchaus in ben Reſervefonds, 20—30 Proz. geben fie 
für Entjchädigungen, 10—35 Proz. für Rückverſicherung aus. Die 
lotale Kontrole ift eine ſehr fcharfe, wie fie der theure Unfallverfiche- 
rungsagent nie üben kann. Es gewinnt babei das gewerbliche Vereins- 
leben ein neue Fundament. 

Und daß ift bei allen biefen zuleßt beiprochenen Einrichtungen der 
Vorzug gegenüber den Verſicherungsgeſellſchaften auf Aktien und auf 
Gegenfeitigkeit. Daher fcheint mir allerdings bie jet von fo vielen 
Seiten angeregte Löjung de8 Problems am richtigften in der Weife zu 
erfolgen, daß man verfucht, die Haftung auf den casus auszudehnen, 
das aber dadurch zu ermöglichen, daß man die Laft nicht auf die ein« 
zelnen Unternehmer, fondern auf Vereine und korporative Verbände 
fegt und fo die ganze Frage in Zufammenhang bringt mit dem Hilfß- 
taffenwefen einerjeitö, der Außbildung gewerblicher Vereine und Kor= 
porationen andererjeite. 

Daß ein Zufammenhang zwiſchen der privatrechtlichen Haftpflicht 
und dem Hilisfaffenwefen vorhanden fei, erkannte ſchon der Reichstag 
1871 an, als er den Laskerſchen Antrag annahm, der zu $ 4 de Ge— 
ſetzes führte: wenn der zur Entſchädigung Verpflichtete *,, oder mehr ber 
Prämien in eine Hilfsfaffe zu Gunften des Verletzien einzahlt, fo ift die 
Leiſtung ber Hilfskaſſe in die Entfchädigung einzurechnen. Die fozialiftifchen 
Arbeiter haben eine Entfernung dieſes Paragraphen ſtets verlangt; 
auch von anderen Seiten wurde das gewünjcht, weil man barin eine 





FR Siehe dieſes Jahrb. 1880 Heft I—4, &.18—19 und E. Rofcer a. a. D. 
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unpaffende Berquidung eines privatrechtlichen Deliktsanſpruchs mit 
einer hiervon unabhängigen Verfiherung ſah. Aber die Verficherung ift 
eben nicht unabhängig von der Unfalentjchädigungafrage; fie ift es 
vollends nicht, wenn der Unternehmer für casus hajten fol. Und es 
entipricht doch einem natürlichen Rechtsgefühl, daß berjelbe Arbeiter 
für denfelben Unfall nicht doppelte Entihädigung erhalten foll. Jede 
Hilfetafje ftellt auch eine Art Verficherung dar; und es hanbelte fich 
von Anjang an darum, bie BVerficherung, bie in der Theilnahme an 
der Hilfäfafje Liegt, von der anderweitigen Verſicherung gegen Unfälle 
richtig abzugrenzen. Die jeßt aufgemworfene Frage ift die, follen wir 
nicht die beiden Verſicherungsarten in befjere organifhe Verbindung 
bringen, als dicß durch $ 4 des Geſetzes von 1871 geichehen iſt. 
Winifter Hofmann prägifirte die Frage in feiner Rede vom 26. März 
1879, nachdem er auf die Schwierigleit einer Ausdehnung der Haft» 
vflicht Hingewiefen und daran erinnert, daß durch alle dieſe Ausdehnung 
nur für die akuten, nicht für die langſamen und chronifchen ſchädlichen 
Birkungen der Yabrikthätigfeit eine Aushilfe geichaffen werde, — er 
päzifirte die Frage dahin: follen wir daB Hajtpflichtgeie verſchärfen 
und damit zugleich den fozialen Gegenſatz zwijchen den fozialen Klaffen 
‚oder ſollen wir nicht lieber auf dem Weg der Invalidenverforgung ein 
ſoriales Band zwilchen Arbeitgeber und Nehmer fchaffen? Bebel ver- 
langte dann eine allgemeine fiaatliche Verſicherungskaſſe mit Berfiche- 
umgäzwang und Ausdehnung der Haftpflicht; er gab zu, daß ber 
äuelne Unternehmer die ausgedehnte Haftpflicht Jonft unter Um 
Aänden nicht tragen Fönne. Die Berathungen der deutſchen Bau« 
gewerfgmeifter in Berlin am 22.—23. Juni 1879 gipfelten darin, eine 
Reubelebung der Innungsverbände zu fordern und innerhalb der⸗ 
felben die Begründung eines Hilfskaffenweſens. Und Huber-Liebenau 
jagt von dieſen Borichlägen, fie enthielten viel Gutes und Er- 
oriehliches auch für die jänmtlichen Gewerbszweige: „Auch wir 
glauben, daB bie Hilfe und zwar ausreichende ſchnelle und fichere Hilfe 
für jeden Schaben, gleichgiltig warum entftanden, ohne Prozefie, ohne 
Ruinirung oft der ganzen öfonomifchen Lebenäftellung eines Gewerbs- 
unternehmer8, ohne Störung des guten Einvernehmens zwiſchen Arbeit 
geber und Arbeitnehmer, einzig und allein nur von gewerblichen Ge- 
nofienfchaiten und zwar von guten einheitlich organifitten mächtigen 
gewerblichen Vereinen ausgehen kann.” 

Baron wunſcht, daß für den casus Arbeitgeber und Arbeitnehmer, 
beide zu gleichen Theilen, hajten, reſp. fich verſichern ſollen; er beruft 
fh dabei auf die Knappſchaften und ihre Funktion als Unfallkafien; 
doch möchte er das Geichäft den bisherigen Berficherungagefellichaften 
laflen, verlangt nur ſtaatliche Normativbedingungen für fi. Es Liegt 
die frage nahe, wenn Arbeiter und Unternehmer den casus je zur 
Hälfte tragen follen, ift da nicht auch eine gemeinfame Organifation 
wänfdenswerth. Die Arbeiter find biß jetzt, wie die Fabrikinſpeltoren 
berichten, ſehr wenig geneigt, etwas für die Verficherung zu zahlen, 
jedenfalls aber werben fie eher zu Haben fein, wenn die Verficherung 
in der konkreten Foim von unten fi) aufbauender Vereine ober Kaflen 
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erfolgt, ald wenn fie mit ihrem Herrn an einen Unfallverſicherungs- 
agenten zahlen jollen. 

Arm energifchften betont Held den Geſichtspunkt, es müfle die Aus- 
bildung des Unjallverficherungslebens zur Reform bed gewerblichen 
Dereind- und Korporationsweſens benugt werden. „Die Löfung bes 
Problemd,“ jagt er, „ann nur durch Korporationen der Gewerbetrei- 
benden erjolgen, und zwar bier durch foldde, zu deren Gründung ber 
Staat die entjcheibende Anregung geben kann und muß.“ Ex erörtert 
die Verſchiedenheit der Arbeiterhilfgkafle und der Verficherungagejellichait 
und meint dann, auch die Arbeiterverfiherung Habe die natürliche 
Tendenz, fi dem Weſen der Hiligkaffe mit ihrem näheren Zuſammen- 
Hang der Betheiligten und ihrer größern Dehnbarkeit der Verpflich - 
tungen zu nähern. Aber man folle zunächft das Invalidenkaſſenweſen 
auf fi beruhen laſſen, die Arbeitgeber von der Verpflichtung frei 
machen, Beiträge zu den Krankenkaſſen zu geben, dafür ihnen aber bie 
Halt für alle Unfälle auferlegen, die nicht durch grobe Schuld bes 
Arbeiter Herbeigeführt find. Der Arbeitgeber folle aber nicht bloß 
haften, fondern er müfle einem Berficherungsverband beitreten, in ben 
die Unternehmer zahlen, der aber verwaltet werde von einer gemijchten 
KRommiffion von Arbeitgebern und -Nehmern. Diefe Kommilfionen 
würden vorbehaltlich des Rechtswegs alle Streitigkeiten entſcheiden; fie 
würden das Recht haben, innerhalb der Geſetze (tefp. Bundesrathsvor - 
ſchriften) und in Verbindung mit dem Gewerberath Schuzvorſchriften 
zu erlaffen und deren Durchführung zu überwachen. 

Alle Prozeſſe würden nach diefem Vorſchlag, der Helb von „ge 
ſchätzter fachverftändiger Seite“ mitgetheilt wurde, wegfallen, e8 würde 
eine GSelbftverwaltung dur die DBetheiligten eintreten. Die Kom- 
miffionen würden von jelbft zu allgemeinen Schiebögerichten und 
Einigungsäntern fi entwideln,; die Wahlforporationen der Arbeit 
geber und -Nehmer nad) freier natürlicher Abgrenzung gebildet, würden 
den richtigen Kern für Fabrikanten- und Arbeitervereine bilden, die nicht 
einen ewigen Krieg mit einander führen, fondern die Neigung zur Ber- 
ftändigung befördern würden. Der Staat würde nicht durch direkten 
Zwang, was faum angehe, fondern zunächit für einen wichtigen Zweck 
gewerbliche Selbftverwaltungeförper fchaffen, aus denen in der Zufunit 
fh Weiteres entwideln könne. 

Ich bin nicht, wie Held, ohne Weiteres überzeugt, daß ed richtiger 
ſei, dag Kranfen- und Invalibenfaffenweien hiervon ganz Loszulöfen und 
fich felbft zu überlafjen, aber den Hier vorgetragenen Grundgedanfen 
halte ich für richtig. Und eben foweit ich ihn jür richtig halte, be— 
friedigt mich das Baare’fche Projekt nicht ganz. 

Baare will eine große ftaatliche Unfallverficherungstafe mit Ber- 
fiherungszwang gegenüber allen jonft nicht ausgiebig verficherten 
größeren induftriellen Unternehmungen ins Leben rufen; die Kaffe ſoll 
für alle Unfälle, die nicht auf grobem Verſchulden des betroffenen 
Arbeiter? beruhen, halten; fie fol den Beſchädigten, wie ihren Hinter 
bliebenen Renten, nicht Kapitalabfindungen gewähren; dieſe Renten 
jollen etwa 2/, des Lohns ausmachen, jür einen Invaliden keinenfalls 
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fiber 500 Marl. Zu den Prämien follen die Unternehmer die Hälfte, 
die Arbeiter !;,, die Gemeinden ?/, beitragen. Die Haftpflicht nach 
8 2 des Gefeße® don 1871 fol aufgehoben werden; bie Verwaltung 
der Kaffe foll durch die Reichd- und Landesbehörden unter Zuziehung 
Delegirter der Prämienzahler geſchehen. 

Obwohl das Projelt in ganz wejentlichen Punkten mit Vorſchlägen 
aus allen politifchen Lagern übereinftimmt, ja in der’Hauptirage, möchte 
ich fagen, ſich auf der Linie bewegt, auf die man fih von allen Seiten 
her fongentrirte, jo wurde es zunächft befonders von liberaler und fort · 
ſchrittlicher Seite ſehr angegriffen. Die Grofinduftrie will fich "der 
Haftpflicht entledigen, die Gemeinden für fich zahlen lafien, hieß es. 
Die Heranziehung der Gemeinden ift ein diskutabler Punkt, der wohl 
befier außer Spiel geblieben wäre; ebenfo zweifelhaft ſcheint mir bie 
Srage, ob man das Gejeh von 1871 aufheben oder durch befiere 
Einrigtungen nur dafür forgen foll, daß es nicht oft zum Zweck ber 
Bıozefle angerufen wird. Ich glaube, man kann es ruhig verfchärfen, 
ohne daß es die ungünftigen Folgen wie jet hat, wenn man nur zu⸗ 
gleich für eine entiprechende DVerficherung "jorgt. Das thut aber das 
Baarefche Projekt: es dehnt nicht formell, aber faktiſch die Haftpflicht 
anf den casus und auf eine größere Zahl von Gewerböbetrieben aus; 
& legt damit der Inbuftrie viel größere Laflen auf, als fie jet trägt; 
man bedenfe nur, wie wenige Arbeiter jetzt gegen alle Unfälle verfichert 
fd. Daß es daneben der Entſchädigung eine gewiſſe Grenze ſetzt, 
Ihedet nicht. Statt Einzelnen eine große Hazardartige Entſchädigung 
it es befier. allen Beſchädigten eine mäßige zuzubilligen; auch die 
Kertenjorm jcheint mir gegenüber den Stapitalabfindungen der Unfall« 
derficherungagefellfchaften das befiere. 

Aber — heißt es weiter — wenn fo cine allgemeine Kaffe, nicht 
der Fabrikant den Echaden trägt, wird die Verantwortlichteit des 
Unternehmers bejeitigt, die gröbfte Leichtfertigkeit begünftigt. Ja, müſſen 
wir da fragen, war das nicht bisher jchon ganz ebenjo der Fall für 
alle Fabrifanten, die verfichert Hatten. Man hat freilich auch deßhalb 
fon verlangt, der Unternehmer ſolle fi nicht verfichern dürfen. Hat 
doch fogar die Magdeburger Unfallverficherungsaktiengefellichait ein 
Berbot der Verficherung bezüglich der Haitpflichtiälle beim Reichs- 
tanzleramt beantragt.*) Aber welchen Sturm der Entrüftung rief dieſe 
Tentichriit auch hervor und mit Recht; denn fie verkennt daß ganze 
Weſen und die Bedeutung der Verſicherung. Die Hajtpflicht ift zumal 
mit Verſchäriung ohne Verſicherung nicht zu tragen. Und wenn je 
bie einzelnen Unternehmer durch die Verficherung fo leichtfinnig würden, 
wie hier behauptet wird, wenn die entiprechenden fonftigen Kontrolen 
dagegen nicht ſchützten, fo wäre leicht durch eine Hleine Aenderung zu 
kelien, die fogar aus Verſicherungskreiſen neuerdings vorgeſchlagen 
wude und die der Prazis der preußiichen Privateifenbahnen entſpricht: 
mon lafle den Unternehmer, bei dem ein Unfall überhaupt oder ein 
mit Schuld verbundener Unfall eingetreten, neben feiner Prämie, eine 


*) Annalen bed gej. Verficherungsweſens 1879 ©. 9- 11. 
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gewiffe Kleinere ober größere Nachzahlung machen. Daß er bei grobem 
Verſchulden haftet, verjteht ſich ja von jelbft; das ift in der jegigen 
Unfallverficherungspraris, wie im Baare'ſchen Projekt vorgefehen. 

Was den Verfiherungszwang betrifft, fo babe ich gegen ihn feine 
prinzipiellen Einwendungen zu machen; ich zweifle nur ob e& richtig ift, 
ihn fo mit einem Schlage einzuführen, ob wir im Moment fon weit 
genug dazu find, ob es nicht zunächft befier wäre, dem Bundesrat 
oder den Landesbehörden das Recht einzuräumen, da wo es durchführ- 
bar ift, den Zwang für beftimmte Gewerbszweige zu verhängen, ähnlich 
dem Zwang, den das preußiiche Gejeh von 1854, die Reichögemwerbe- 
ordnung und das Geſetz vom 8. April 1876 bezüglich der Krankenkaſſen 
geftattet. 

Hauptfächlich aber würde ich mehr als Baare beim Kaſſenzwang 
ftehen bleiben, nicht jo wie er fait vollftändig zur großen ftaatlichen 
Zwangstafje übergehen. Er geftattet zwar auch für einzelne Unter- 
nehmen eine Ausnahme, falls fie durch befondere Einrichtungen, wie 
die Knappſchaften, oder durch Verſicherung bei einer vom Bunbesrath 
als genügend anerkannten bereits beſtehenden Geſellſchaft geſchützt find. 
Aber was er jo als Ausnahme hinſtelli, möchte ich zur Regel machen; 
die ftaatliche Kaffe, ſoweit eine folche nöthig wird, möchte ich nur für 
die Unternehmungen thätig wiffen, für die es nicht gelingt, anderweit 
beffer zu forgen. 

Eine beffere Sorge aber jehe ich darin, wenn der Weg beichritten 
wird, den die Knappſchaften, die lokalen Unjallgenofjenichaiten, der 
Berband der deutichen Müller, der Zuderinduftriellen, den die preußifchen 
Privatbahnen betreten haben; ich wunſche nicht, daß der Staat ben 
Induftriellen Aufgaben abnehme, welchen dieſe im Wege der Gelbftver« 
waltung gewachlen find. Dem Einwurf, daß jede Verficherungstaffe um 
jo befier fei, je größeren Umfang fie gewinne, begegne ich einfach mit 
dem Vorſchlag der Nüdverficherung bei Geſellſchaften oder der Bereini« 
gung der Eleinen Verbände zu einer das Reich umfaſſenden Einheit für 
die größeren Schäden. Wo nationale Verbände der betreffenden In— 
duftrieen ſchon beftehen, nehmen fie am beften da8 Verſicherungsweſen in 
die Hand, jedenfalls das der größeren Unglüdafälle; Eleinere Unfälle, 
die nur kurze Krankheit zur Foige haben, können immer den Heineren 
Verbänden bleiben. 

Auch Schäffle betont in feinem neueften Werke mit Recht, daß der 
Staat auf diefem ganzen Gebiete weniger direft durch Staatsanftalten 
handeln, als zur Selbftverwaltung zwingen fol. Wenn wir und auf 
diefen Standpunft ftellen, werden wir auch diel eher die verſchiedenen 
heutigen volkswirthſchaftlichen Parteien zu einem gemeinfamen Handeln 
bewegen können, werben wir viel leichter, dem Einwurf, durch die ſtaat- 
liche Aktion die Selbjtthätigkeit zu erftiden, nur in anderer Form die ganze 
Mifere des Armenweſens wiederherzuftellen, die Spike abbrechen. Wenn 
wir fo, nicht ohne ftaatliche Hilfe, ftaatliche Initiative und ftaatlichen Zwang, 
aber doch von unten herauf die gewerbliche Selbftverwaltung organifiren, 
jo geht es wohl etwas langjamer, ala wenn mit einem Schlage ein 
faatliches Riefeninftitut nach Baare's Vorfchlag geihaffen wird, aber 
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wir erreichen fiherer unfer Ziel und wir benutzen die Refultate zugleich 
für andere heilfame Bwede, für die Reform des Hilfskaſſenweſens und 
dei gewerblichen Korporationsweſens. 

Die Möglicgleit, dad Baare'ſche Projekt durchzuführen, leugne ich 
nicht; aber ich beflage, daß er jelbft zugibt, es ſchließe jede Tätigkeit 
in Bezug auf gewöhnliche Alteröverforgung für den Moment aus. 
Baore jeht fich jo im Gegenjag zum Stumm’fchen Antrag, Ich 
meine, beide Vorjchläge wären zu verbinden und möäffen in gewiſſer 
Beziehung verbunden werben; wer aus der Unfallfaffe eine Penfion 
begeht, eutlaſtet bie Invalidentaffen ; wer auß ber Krantenkaſſe 
ein genügendes Krankengeld bezieht, braucht die Unfalltaffe nicht zu bes 
Ioften. Gerade wenn man wie Baare die Frage von dem engen Hoti« 
ynt der quasi-Deliftsobligation auf das höhere Niveau de Verſiche - 
umgöwelen erheben will, kommt man da nothwendig mit dem ganzen 
Arbeiterverficherungs- und Hilfslafienwefen in Berübrung. 

Ran braucht num deßhalb nicht Alles auf einmal organifiren zu 
wollen; aber man muß fich klar fein, wie die verſchiedenen Verſiche - 
tungapveige zu einander flehen, wie man fie nad) und nach in Einklang 
amd Wechſelwirkung bringen fann. Und man wird da, wo die eingel- 
am Induftrieen und ihre Arbeiter auf höherer Stufe der Ausbildung 
iehen and; jofort Hand ans Gange legen können. Aber eben auch nur 
da; den Stummſchen Antrag, das Knappſchaftsweſen auf andere In- 
datiezweige zu Übertragen, Halte ich deßhalb für berechtigt und er⸗ 
fibenawerth, wenn man fi Har ift, daß das Knappſchafisweſen ſelbſt 
gwiſſer Reformen bedarj und daß die Nebertragung nur möglich ift für 
grobe, ähnlich wie die Bergwerksinduſtrie, fongentrirte Induftrieen mit 
einem jeften relativ hoch ftehenden Arbeiterftand. 

Benn ich zum Schluffe kurz andeuten fol, wie ich mir bie ganze 
Reiorm nach meinen Anſchauungen und nach meiner jeigen Informa- 
tion ald möglich und heilſam denke, jo wären die Hauptgeficht3punfte 
die folgenden ; "dabei ſchicke ich aber natürlich voraus, daß auch andere 
Bege denkbar find, und daß ich jeden willtommen Heiße, ſobald mir 
nachgewieſen wird, daß auf bemfelben mehr erreicht wird und weniger 
berechtigte Interefien verlegt werben. 

Erſtens würde ich möglichit am Prinzip des Kafjenzwangs feſthal · 
ten, nicht oder nur, wo e& durchaus nicht anders geht, zur Zwangs- 
taffe übergehen. 

Zweitens würde ich ben Kaſſenzwang außdehnen von der Kranten- 
verfiherung auf die Unfallverficherung, die Invaliden- und Wittwen- 
verficherung ; ich würde ihn aber nicht in einem Augenblick für 
alle Arbeiter des Deutichen Reiche außiprechen, jondern nur dem 
Bundedrath geftatten, ihn jür beftimmte Induftrieen und innerhalb der 
Induftrieen für die verſchiedenen Arten der Arbeiterverficherung zu ver- 
Hängen, wenn es Zeit ifl. Und es wäre nad) meiner Anficht dazu Zeit, 
wenn eö innerhalb der betreffenden Induftrie und ihrer Arbeiter ge- 
Lungen ift, das Kaffenweien fo weit zu iördern, daß mit der Berhängung 
daſſelbe für die befferen Arbeiter nichts neues ift, daß die Veranſtal - 
tungen, Verbände, Kaffen fo weit erifliven ober vorbereitet find, als es 
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hennis iſt, um nicht einen Kaſſenzwang blos auf dem Papier zu 
jaben. 

Zu biefem Zwede würde ich eine AbtHeilung im Reichsamt des 
Innern für Arbeiterverficderungsweien ſchaffen, in welche ich Hauptfäch- 
lich eine Anzahl tüchtiger Verficherungsmänner beriefe, die die Aufgabe 
hätten, überall die Kaſſenbildung möglichft zu fördern, anzuregen, mit 
Unternehmer und Arbeiterverbänden darüber zu unterhandeln. Parallel 
damit würbe ich dem gewerblichen Vereinsweſen, der Bildung von 
Innungen, noch mehr der von probinziellen und nationalen Unter 
nehmer und Arheiterverbänden den möglichfien Schwung zu geben 
fuchen ; ich würde die heute herrſchende Aengftlichleit gegenüber den Ar- 
beiterverbänden und ihrem etwaigen fozialdemofratifhen Anftrih mog⸗ 
lichft bei Seite laſſen, auch den Arbeitern möglichft freie Bahn 
eröffnen; zugleich aber wärde ich fuchen, überall möglichft die Verbände 
gleich für das Kaffenweien zu benugen. Ich würde nicht davor zurück - 
ſchrecken, für eine beftimmte Anzahl von Jahren, den fich bildenden 
Vereinen und Kaſſen ftaatlicde Zuſchüſſe als Prämien für gewiſſe Er- 
Tolge in Ausficht zu ftellen. 

Gelänge e8 jo die gewerbliche, jachmäßig nach Induftrieen gegliederte 
Selbjtverwaltung zu beleben, jo wärde ich, da wo die Entwidlung weit ge= 
nug ift, den Kaflenzwang eintreten lafjen, der dem einzelnen Unter- 
nehmer und Arbeiter zunächſt die freie Wahl läßt, mit der Zeit und 
nach der Natur der Sache aber beide zur Kaſſe ober zu den Kaflen 
ihrer Standesgenofien führt. Ich würde dann durch Normativbe- 
dingungen dahin wirken, daß die Kaflen in der Hauptfache gleichmäßig 
fich entwideln, jo daß der Uebertritt von einer Kranken» oder Inva= 
lidenkaſſe derfelben Induſtrie in die eines anderen Bezirke immer leicht 
ift; für das Invaliden- und Unfallverficherungswejen würde ih an fich 
möglichft große, wenn es geht, gleich nationale Verbände ſchaffen, die 
nicht nothwendig jelbft die Verficherung ausführen, eventuell fie durch 
Verträge mit Verficherungageiellichaiten gewährleiften könnten. Dabei 
würde ich ala Verwaltungsorgane überall möglichſt gemilchte Kommif- 
fionen aus Unternehmern und Arbeitern benugen, bie lofalen Organe, 
die Hauptjächlih das Krankentaſſenweſen bezentralifirt zu verwalten 
hätten, zugleich ala Hilisorgane der Invaliden- und Unjallverfiherung 
berangiehen. Im Uebrigen wilrde ich den Acbeiter- und Unternehmer- 
verbänden freie Bahn Lafjen, ihre Interefien im Rahmen der Heutigen 
Geſetzgebung zu verfolgen, geſondert zu berathen, gejondert für andere 
Zwede Mittel zu janımeln. Sonſt befommen dieſe Verbände fein 
echtes Xeben. , 

Als Zuſchüſſe zu den Kaffen wiirde ich etwa die Arbeiter allein 
die Krankengelder zahlen laſſen, höchſtens unbedeutende Zuſchüſſe der 
Unternehmer bazu jorbern; bei der Invaliden- und Wittwenverficherung 
würde ich beide Theile gleihmäßig, bei der Unfallverfiherung ganz 
überwiegend die Arbeitgeber heranziehen; dem entiprechend würde auch 
der Einfluß auf die Verwaltung zu geftalten fein. 

Auf diefem Wege füme man zwar nur nad und nad und nur 
für beftimmte Induftrieen, zunächt für die wichtigeren und befier fituirten, 
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dazu ein außteichendes Kaflen- und Korporationsweſen zu fchaffen. Auch 
ia Bezug auf fie böten fich Schwierigleiten in Menge, hauptſächlich 
durch die Gebilde und Kaflen, die fchon beftehen und zunächſt lieber für 
fh bleiben, was man ja auch jedenfalls eine Anzahl Jahre hindurch 
geftatten müßte. Es blieben manche fleine und Lokale Induftrieen übrig, 
die bei einer Iofalen, nicht fachmänniſch gewerblichen Ordnung der ganzen 
Frage leichter unterzubringen find. Aber ich halte diefen Uebelſtand 
für geringer, als die Nachtheile einer Orbnung, die nur an bie ftaat« 
lichen Abteilungen antnüpft und ausſchließlich lokale, nicht nach Ge- 
werben getrennte Kafien ſchafft. Ich glaube, daß bei den Arbeitern nur 
der gemofienfchaitliche Geift, bei den Unternehmern nur das mohlver- 
Randene Intereſſe, das die Fachverbände erzeugt hat, tragfähige Selbft- 
verwaltungstörper für diefe gewerblichen Aufgaben erzeugt. — 

Bas uns aber die nächite Zeit bringen wird, jedenfalls ift e8 gut, 
dab duch die Anregung des Fürſten Bismard die Frage in Fluß 
Iommt, von allen Seiten ernſthaft diskutirt wird. Die großen Klafjen- 
tümpie der Gegenwart find bei und durch das Sozialiftengejeg von der 
Lberfläche verſchwunden; fie werden in erneutem Maße zurüdtehren, 
ud wir werden, wie bie antiken Gefellichaften, an ihnen zu Grunde 
ehem, wenn wir nicht verftehen, durch die richtigen Reformen und In— 
Rintionen im Geifte unferer Zeit, im Geifte wahrer Humanität und 
Auißliher Gefittung über die Laffenden Gegenfäße jo weit Herr zu 
voden, daß alle Mlaffen zum Bewußtjein kommen, der moderne Staat 
ud die modernen Gejelljchaftsformen bieten ihnen Beſſeres, als alle 
früßeren Zeiten, Beſſeres als das Hazardfpiel biutiger Revolutionen und 
jonuldemofratifcher Experimente. 

Dazu gehört aber vor Allem eine weitgehende Ausbildung des 
Hilistaffen- und Arbeiterverficherungsmweiend und eine glückliche Neubil- 
dung des gewerblichen Vereins - und Korporationsweſens; wir jehen 
allerwärts mit Riefenfchritten diefe Neubildung des Vereinsweſens fich 
vollgiehen; die Fachverbände der Unternehmer haben auch in Deutiche 
fand bereit6 eine Bedeutung und beherrſchende Etellung, die man viel 
zu wenig fennt und beachtet. In Bezug auf fie handelt es fich nicht 
um dad Ob, jondern nur um das Wie, um die richtige Eingliederung 
in dad Getriebe unferer gejellichaftlichen Ordnung, um bie richtige 
Bechſelwirlung zwiſchen Arbeiter- und Unternehmerverbänden, um die 
Grüllung beider Arten von Verbänden mit dem rechten Geift, um eine 
Art der Selbitverwaltung, die neben der Sntereffenjagd den Sinn für 
öffentliche Berufspflicht erzeugt und flärkt. 


Straßburg, 28. Dezember 1880. 


Seit ich bie vorftehenden Zeilen der Druderei übergab, ift das 
Bismardifhe Unfallverfigerungs- Projekt in feinen all- 
gemeinen Zügen in die Defientlichkeit gedrungen; der Wortlaut des 
dem Bundesrath und jet dem preußiichen Volkswirthſchaftsrath vor- 
gelegten Gefeßesentwurjes liegt mir zwar noch nicht vor; aber bie 


316 G. Ehmoler. [316 


MittHeilungen der Berliner Zeitungen laſſen die allgemeinen Umrifſe 
deutlich erkennen. 

Alle in Bergwerken, Salinen, Aufbereitungs-Anftalten, Brüchen 
und Gruben, auf Weriten, bei ber Ausführung von Bauten und in 
Anlagen für Bauarbeiten (Baubdfen), in Fabriken und Hüttenwerken 
beichäjtigten Arbeiter und Betriebabeamten, deren Jahresverdienft an 
Lohn oder Gehalt nicht über 2000 Mark beträgt, follen in Zukunft 
darnach bei einer von dem Reich zu errichtenden und für Rechnung des» 
jelben zu verwaltenden Berficherungsanftalt gegen bie folgen beim 
Betriebe fich ereignender Unfälle nad; Maßgabe ber einzelnen Beftim- 
mungen dieſes Geſetzes verfichert werden. Den vorftehend aufgeführten 
Betrieben gelten im Sinne befjelben diejenigen Betriebe gleih, in 
welchen Dampjteffel oder durch elementare Kraft (Wafler, Dampf, Bas, 
heiße Luft u. |. w.) bewegte Triebwerke zur Verwendung fommen, mit 
Ausnahme des Schiffahris- und Cifenbahnbetriebes, ſowie derjenigen 
Betriebe, für welche nur borübergehend eine nicht zur Betriebdanlage 
gehörende Kraftmaſchine benugt wird. Als Gehalt oder Lohn im Sinne 
dieſes Gejeed gelten auch Tantiemen und Naturalbezüge. Als Jahres- 
arbeitäverdienft gilt, ſoweit fich derfelbe nicht aus mindeftens wochen- 
weile firirten Beiträgen zuſammenſetzt, daß 300fache des täglichen Ar- 
beitöverdienfted. Die Reichäverficherungs-Anftalt domizilirt in Berlin. 
Klagen aus Berficherungsgefchäiten Lönnen nach Ermeſſen des Verficherten 
eventuell beim Gerichtsfig der Anftalt oder bei dem ber Verwaltungs- 
ftelle, welche das Gejchäit vermittelt Hat, angejtellt werben. 

Die Organifation und Verwaltung der Verficherungsanftalt jollen, 
ſoweit das Gefe nicht darüber noch befondere Beitimmungen enthält, 
durch ein vom Kaifer im Einvernehmen mit dem Bundesrath zu er— 
laſſendes Statut geregelt werden. Tarife und Verficherungsbedingungen 
ftellt der Bundesrath durch Beſchluß feft, joweit das Geſetz nicht an 
ders beftimmt. Die Tarife find alle 5 Jahre zu revidiren. — Gegen— 
ftand der Verficherung ift der Erjaß des Schadens, welcher durch eine 
Lörperliche Verlegung, welche eine Erwerbsunfähigkeit von mehr ala 
4 Wochen zur Folge hat, oder durch Tödtung entiteht. 

Im Fall der Verletzung befteht der zu verſichernde Schadens - 
erſatz: 1) in den Koften be Heilverfahren® vom Beginn der füniten 
Wode; 2) in einer vom Beginn der jünjten Woche für die Erwerbs- 
unfähigteitödauer zahlbaren Rente. Diefe beträgt: a. im alle völliger 
GErwerbsunfähigteit für die Dauer derfelben 66%, %,; b. im falle der 
theilweifen Erwerbsunfähigkeit dagegen für die Dauer derjelben einen 
Bruchtheil der Rente unter a., jedoch nicht unter 25 und nicht über 
50%, de8 Arbeitsverdienſtes. Für den Fall der Tödtung find dor- 
geliehen: 1) 10%, des Jahresverdienſtes als Beerdigungstoftenerjaß, 
2) jalla der Tod fpäter ala 4 Wochen nach dem Unfall eintrat, in 
den nach Ablauf derfelben aufgewendeten Heilungsfoften und in einer 
weiteren Unterjtügung im Betrage von 66°, 9% des bißherigen Ber- 
dienſtes; endlich in einer den Hinterbliebenen vom Todestage an zu 
gewährenden Rente, Anfprüche ber Verficherten gegen eingeichriebene 
Hilisfaffen, fonftige Sterber, Invaliden- und andere Unterftägungsfafien 
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bleiben dadurch unberüßrt; die landesgeſetzlichen Vorſchriften der Ver 
pflichtung ſolcher Kafjen gegen biefelben treten dagegen infoweit außer 
Kraft, ald die Verficherung nach Maßgabe dieſes Geſetzes Platz greift. 
Für jeden oben aufgeführten Betrieb muß eine, fämmtliche in dem- 
ſelben befchäitigte Perfonen umiaflende Kollektivverfiherung 
gegen eine feite Prämie ftattfinden, welche nach Maßgabe der im ab» 
gelaufenen Bierteljahre an die befchäftigten Perfonen gezahlten Löhne 
und Gehälter zu bemefjen ift. Die Prämienfäthze find nad Gefahr- 
Hafen in Prozenten der gezahlten Löhne und Gehälter zu bemefien. 
Die Verficherungsprämie ift aufzubringen: 1) Tür Diejenigen, beren 
Jahresarbeitöverdienjt 750 Mark und weniger beträgt, zu 2, von 
Tem, für deffen Rechnung der Betrieb ftattfindet, und zu 15 don dem 
Iandarmenverbande des Betriebsbezirks, ſoweit nicht nach verfafjungs« 
mäßiger lolaler Regelung des einzelnen Bundesſtaates ein anderer Ver- 
band oder der Staat eintritt; 2) für die DVerficherten, deren Jahres- 
dedienft 750 Mark überfteigt, zur Hälfte vom Arbeitgeber, zur Hälfte 
vom Berficherten. 

Jeder Berficherungapflichtige Hat von feinem Betrieb Anzeige zu 
aachen; mit Abſendung diefer Anzeige gilt die Verſicherung als ge- 
itlofſen. Jeder verficherungspflichtig werdende Unfall ift der Orls— 
schgeibehörde in zwei, höchſtens drei Tagen anzuzeigen. Die von ber 
Rähßverficherungs-Anftalt vorgenommene Feftitellung der Entſchädi- 
gugsonfprüche kann im Prozeßwege angefochten werden. Unter Um« 
Yinden kann ſtatt der Renten Kapitalabfindung eintreten. Iſt der 
Uriel Schuld des Unternehmer oder feines Vertreters, jo haftet ber 
Erftere der Neichöverficherungsanftalt und kann vom Beichädigten Ka- 
ditalwerth der Nente gefordert werden. Der $ 2 des Gefees vom 
7. Juni 1871 findet da, wo nach dieſem Geſetze Entſchädigung gefordert 
werden Tann, feine Anwendung mehr. 

Für gewerbliche Arbeiter, welche nicht unter das Geſetz fallen, 
lann freiwillig ein Unfallverfiherungsvertrag mit der Reichsanftalt ein= 
gegangen werden; Lebenaverficherungäverträge für gewerbliche Arbeiter 
bis zu 6000 Mark kann die Anjtalt nach Beſchluß des Bundesrathes 
tenialls abjchließen. 

Dieb der wefentlihe Inhalt des Entwuͤrfs. Auf das Einzelne 
feiner Beftimmungen kann ich um fo weniger Bier eingehen, al mir 
der Bortlaut nicht zur Hand ift. In Bezug aber auf feine allgemeine 
Tendenz möchte ich kurz Folgendes bemerken: der Entwurf entfernt fich 
don dem Baare’schen Projekt nicht jehr weit. Materiell will er Aehn- 
fies wie diefer, ift aber dem Arbeiterftand günftiger. Er will, und 
das iſt fein großer Vorzug, die Haftpflicht auf den casus ausdehnen, 
ir alle verunglüdenden gewerblichen Arbeiter in außgiebiger Weife 
Färlorge treffen. Er will da8 Ziel nicht durch privatrechtliche Ver- 
härlung der Haftpflicht, ſondern durch den Verficherungszwang erreichen. 
In diefem Grundgedanken ftimme ich mit dem Entwurf überein. 

In der Organifationgfrage aber unterfcheiden fich meine Vorſchläge 
von den Bismardifchen ganz wejentlih. In dem Entwurf des Reichs— 
lanzlers ift von einer Mittoirtung der Arbeiter und Unternehmer an 
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der Ausführung, jo weit ich fehe, nirgends die Rebe; es ift fein Ver- 
ſuch gemadt, die Frage in Zufammenhang zu bringen mit der Re— 
organifation der gewerblichen Verbände; es ift feine Rüdficht genommen 
auf die zahlreichen Anſaͤtze, die ich bezüglich der Vereinsthätigkeit und 
GSelbftverwaltung auf dem Gebiet der Unfallverfiherung geichildert 
habe. Es ift eine einzige große bureaufratiche Staatsanftalt in Aus- 
fit genommen. Daß fie den Vorzug Hat, fofort in Thätigkeit treten 
zu tönen, daß fie in furzer Zeit materiell mehr leiſten kann, als meine 
Vorjchläge, gebe ich zu. Aber defhalb bin ich doch nicht überzeugt, 
daß die vorgefchlagene Loſung des Problems die beffere ſei; ich will 
die Gründe Hierfür Hier nicht nochmal entwideln; nur das möchte ich 
wieberholen: es Handelt fich bei der Reform nicht blos um die Unfall» 
verficherung, fondern um das ganze Hilfsfaffenwefen und um die Neu- 
belebung des gewerblichen Korporationslebene. Und beſonders Die 
Icgtere ift nicht möglich, ohne daß man die großen Aufgaben der ge- 
werblichen Selbftverwaltung den gewerblichen Verbänden zuweiſt. Schon 
das Knappichaftsweien weilt uns ja auf diefe Bahn. 

Hoffen wir, daß in den weiteren Stadien der gejehlichen Durch- 
beratdung des Entwurfs diefer Zufammenhang erlannt und gewürdigt 
werde und jchließen wir mit dem Anerfenntniß, daß troß dieſer Ein- 
wurfe die Bismardifche Gefegesvorlage freudig zu begrüßen ift, ala ber 
erfte ernfte und große Anlauf auf der Bahn ber fozialen Reform. 
Die goldenen Worte der Motive über bie Pflichten des Staates gegen- 
über den unteren Klaſſen Heiße ich in dem Munde der Reichöregierung 
hoch willkommen; fie fönnen allen denen, welchen e& mit der fozialen Re— 
form ernft ift, als Programm dienen und ich jchließe daher mit ihnen: 

„Daß der Staat ſich in höherem Make als bisher feiner hilfs - 
bedürftigen Mitglieder annehme, ift nicht bloß eine Pflicht der Hu- 
manität und des Chriſtenthums, von welchem die ftaatlihen Ein- 
richtungen durchdrungen fein follen, fondern auch eine Aufgabe ſtaats- 
erhaltender Politik, welche dad Ziel zu verfolgen hat, auch in 
den befiglofen Klaſſen der Bevölkerung, welche zugleich die zahlreichften 
und am wenigften unterrichteten find, die Anfchauungen zu pflegen, 
daß der Staat nicht blos eine nothwendige, fondern aud eine wohl- 
thätige Einrichtung fei. Zu dem Ende müflen fie durch erkennbare 
direfte Vortheile, welche ihnen durch gejeßgeberiiche Maßregeln zu Theil 
werben, dahin geführt werben, den Staat nicht ala eine Iediglich zum 
Schuß ber beffer fituirten KM laffen der Gefellfchait erjundene, fondern 
als eine auch ihren Bedurfniſſen und Intereſſen dienende Inſtitution 
aufzufaflen.“ 


Straßburg, 30. Jan. 1881. 


Der neunzehnte volkswirthſchaftliche und der 
erſte handelsgeographifhe Kongreß in Berlin 
im Oktober 1880. 


Bon 
Alphons Thun.) 


Der gewaltige Umſchwung in der öffentlichen Meinung und in der 
Gerkgebung, wie er fi} binnen verhältnigmäßig kurzer Zeit in wirth- 
iheitlicher und fozialer Hinficht in Deutfchland vollzogen, Hat dem 
Rungefje der deutjchen Volkswirthe den größten Theil feiner einftigen 
Bedeutung genommen. In den erjten Jahren feines Beftehens (1858 
58 1866) war er in hohem Maße der Weder des ſchlummernden wirth- 
ſchaftlichen Bewußtſeins unferes Volkes; feine gefchidte Agitation flimmte 
die öffentliche Meinung zu Gunften Liberaler ökonomiſcher Reformen, 
und feine Debatten, von geiftvollen Männern in fcharifinniger Weife 
geleitet, erjeßten die Verhandlungen eines allgemeinen deutichen Parla- 
ments. Den Höhepunkt feiner Bedeutung erreichte der Kongreß als er 
im Auguft 1866 in Braunſchweig die Grundzüge einer einheitlichen 
wirthichaitlichen Gefeßgebung aufſtellte. Nach der Schaffung einer 
deutichen Bolfövertretung konnte der Kongreß natürlich nur eine ber 
ſcheidenere Rolle jpielen. Aber wie früher der freudige und ftürmilche 
Andrang gegen verrottete Zuftände die Stimmung zu einer gehobenen 
und die Verhandlungen zu belebten und angeregten geftaltet Hatte, fo 
war es im folgenden Jahrzehnt (1866—76) das ftolge Bewußtjein der 
Macht, welches den Kongreß und feine Theilnehmer befeelte, da fie 
fowohl in der öffentlichen Meinung, wie in ber Geſetzgebung die Leitende 
Rolle jpielten. Jedoch bildete fich, während die liberale Wirthſchafts - 
politif Sieg auf Sieg errang, eine Oppofition aus, welche anfangs tobt« 
geſchwiegen, dann verlacht, verhöhnt und denunzirt, allmählich immer 

) bringe den Bericht meines geehrten Herrn Mitarbeiters in unwer - 
lãtzter — und ohne im Einzelnen an H polemifiren, obwohl ich in 
einigen iwefentlichen Punkten anderer Meinung bin, ala er, weil mir mehr daran 
liegt, ein gutes, als ein mit meinen Anfidhten ganz übereinftimmenbes Referat 
zu veröffentlichen. 
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mächtiger anſchwoll und in den letzten Jahren den dkonomiſchen Libe- 
ralismus überwältigt hat. So ift denn ber volkswirthſchaftliche Kon⸗ 
greß auß der kühn vorwärts firebenden Offenfive und einer überlegenen 
Machtſtellung in die Dejenfive gedrängt worden, indem er daß beftehende 
liberale Wirthichaftsrecht unverleßt erhalten will. Weber die Tendenzen 
des Kongrefies fann fein Zweifel obwalten; biefelben find zu oft und 
präziß genug in dem Schlachtrufe zufammengefaßt worden: wirthichaft- 
liche Sreiheit und politiiche Freiheit! Dieß ift ja das Programm der 
Sezeffioniften. Die große liberale Einheitspartei ift in die Brüche ge- 
gangen. Die Sezeifioniften vepräfentiren nur ein Fraktiönchen des po» 
ũtiſchen, der volfswizthichaftliche Kongreß nur noch ein Fraktiöndden 
des wirthſchaftlichen Liberalismus. 

Indeß auch in anderer Hinfiht Hat der Kongrek an Bedeutung 
eingebüßt. Mit der großen Sache find auch die großen Männer dahin= 
geſchwunden. Früher nahmen die beiten Köpfe Deutichlands aufs eifrigfte 
an ben Verhandlungen theil. Heute find Prince-Smith und Faucher, 
jene ſcharfſinnigen und geiftveichen Vertreter der liberalen Wirthſchafts- 
ordnung, todt; D. Michaelis betheiligt fi} nicht mehr an den Ver— 
handlungen de3 Kongreſſes, und mehrere Vertreter der liberalen Wirth- 
ſchaftslehre von erheblicherer wiffenfchaftlicher Bedeutung waren gleich- 
falls nicht anmwejend. Der Kampf Iaftet heute auf den Epigonen, und 
diefe vermögen nicht den Diskuffionen das Intereſſe der früheren Beit 
zu verleihen. Indeſſen hätten die Debatten fich bald belebt, wenn 
Gegner das Wort ergriffen Hätten. Uber daran ichlte es. Bon den 
führenden Ausfchußmitgliedern des Vereins für Sozialpolitit war Nie- 
mand erſchienen. Ebenſowenig ergriffen die anweſenden führer der 
Schußzöllner und Agrarier das Wort, und die gefammte Oppofition, 
foweit fie überhaupt pringipieller Natur war, ruhte auf einem allein» 
ftehenden Manne, der freilich durch feine Schärfe und Schneidigkeit ein 
gefürchteter Gegner ift, — auf Profeffor A. Wagner. 

Obwohl nun die Prinzipien, welche ber vollswirthſchaftliche Kon- 
greß vertritt, viel an Terrain eingebüßt haben, fo findet eine Lehre des ⸗ 
felben doch noch lebhafte Sympathie auch bei Männern, welche ſonſt 
auf ganz entgegengejehtem Standpunkte ftehen, nämlich die Lehre vom 
Freihandel. Eine Reihe von Sozialpolitifern, welche jonft nur wenig 
Beruhrungspunkte mit den liberalen Vollswirthen haben, beklagen doch 
die Richtung, welche die Handeläpolitit des Deutjchen Reiches einge 
ſchlagen Hat, und Halten insbeſondere die Getreibezölle für verderblich. 
Und an Gelegenheit zur Diskuffion über handelspolitiſche ragen fehlie 
es bießmal nicht. Die ftändige Deputation des Kongrefies hatte drei- 
Themata zur Verhandlung geftellt: die Berforgung Europa's mit Brot, 
die surtaxe d’entrepöt, und den Handelsvertrag mit Defterreich"-Ungarn 
und die internationale Zolleinigung. Insbeſondere die erftere Frage 
ift die wichtigfte. Gelingt es nämlich zunächſt, die Freihändler aller 
Parteien zum Sturme gegen die Setreidezölle zu führen und die Auf- 
hebung derſelben burchzufeßen, fo ift damit ein Seil in die jchußzöll- 
nerifch-agrarifche Koalition getrieben, welcher fpäter zur Sprengung des 
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—— und damit vielleicht zur Ermäßigung zahlreicher Schutzzolle 
führen kann. 

Die Frage nach der Brotverforgung Europa’ erwedte denn auch 
das Hanptintereffe der Verſammlung. Der Referent Gerber brachte 
das thatfächliche Material zur Beurtheilung biefer Frage bei. Er führte 
and, wie im Jahre 1878 bei den günfligen Ernten in Europa, durch 
die wichlihe Einfuhr einerjeitd aus Amerika, andererjeits aus Rußland, 
wo die Weizenvorräthe ih während bed Türkiſchen Krieges in Odeſſa 
gefant Hatten, allerdings ein ſtarker Drud auf die Preife ausgeübt und 
jene Furcht vor der amerikaniſchen Konkurrenz erzeugt worden fei, welche 
am Einführung der Getreibezölle geführt habe. Aber fchon im fol- 
genden Jahre wären die Ernten fo ſchlecht geweſen, daß die ſtarke Zu- 
ſaht and Amerila und Rußland fih als Glüd herausgeſtellt habe und 
endlich im laufenden Jahre, bei gleichzeitiger Mißernte in Europa und 
Aubland fei es Amerika allein, welches ben Bedarf nach Getreide decke. 
Das ſei nicht als ein beuntuhigendes Zeichen, jondern als ein Glück zu 
betrachten. Europa fei in vielen Gegenden überhaupt nicht mehr fähig, 
durch eigene Getreibeproduftion die ſich verbichtende Bevölkerung zu er« 
zäßeen, es ginge daher zu intenfiveren Bewirthſchaftungsweiſen über 
und bezöge fein Brot aus Rußland und Amerika; insbeſondere letzteres 
Yand würde immer-mehr in ben Vordergrund treten, weil es alle Mittel 
der modernen Technik und Arbeitsteilung anwende. 

Der Korrejerent Broemel ſah in ber ameritaniſchen Konkurrenz den 
Zaſaumenſtoß einer jungen Kultur mit einer alten, und zwar einer 
jungen Kultur, welche fich einerjeit auf bie Bortheile fügt, welche ein 
büäber wenig ober gar nicht in Anbau genommener Boden barbietet, 
und ondererjeitö mit allen Errungenfchaiten des Menfchengeifteß arbeitet, 
melde der am Höchften auögebilbeten alten Kultur zur Verfügung ftehen. 
&r ionnte ſich dabei der beforgnißvollen Frage nicht erwehren: Zu 
welchem Ausgange muß es fommen, wenn Amerika in fteigendem Maße 
fein Getreide auf den eutopäifchen Markt fendet, ohne andererfeitd, um« 
Äölofien von dem Walle eines flarren Protektionsſyſtems, den euro⸗ 
pülchen Fabrikaten Einlaß zu gewähren? Er tröftete fich jedoch damit, 
dab es der Ausdrud einer hohen Arbeitötheilung umd ein Segen für 
beide Theile fei, wenn Europa Robftoffe beziehe und dafür Induftrie- 
produfte-an Amerika Liefere. In Dentichland feien es die entwideltiten 
Kandftriche, Württemberg, Baden und Sachen, Rheinland und Weft- 
falen, welche ihren Bedarf durch die Einiuhr deden müßten, und 
— ragien fie durch ihren Wohlſtand Hervor. Man könne daher 

der weiteren Entwidlung ber Arbeitötheilung mit Vertrauen entgegen- 
ſehen. Die Befürchtung, da Amerika als Ausgleichungsobjelt für das 
äingeführte Getreide den euxopäifchen Staaten fortdauernd ihre Gelb- 
borräthe-zu entziehen vermöchte, wies er damit zurüd, daß an bie 
Stelle der Baarzahlung die Benugung der Arbitrage zur Ausgleichung 
internationaler Zahlungsverpflichtungen treten, die internationalen Werth- 
Papiere übertragen und dadurch ben entftandenen Saldo begleichen wilrbe; 
bei günfligem Stande der internationalen Verbindlichteiten würde dann 
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der Befik des Landes an internationalen Werthpapieren wieber ergänzt 
und vermehrt werben. 

Die Refolution, welche mit allen gegen ein paar Stimmen zur 
Annahme gelangte, war von Projefior Conrad formulirt worden; fie 
lautet in ihrer endgültigen Faffung: Da der Verbrauch Europa’ an 
Brotkorn nach den bisherigen Beobachtungen ftetig wächft, dagegen im 
weftlichen und mittleren Europa die Produktion von Brotlorn nicht mehr 
zuzunehmen unb die Landwirthſchaft fi mehr ber Viehzucht und bem 
Anbau von Gewächfen für die Iandiwirthfchaftlichen Gewerbe zuzuwenden 
ſcheint, fo ftellen fich die Zufuhten auß anderen Ländern als eine Noth- 
wenbigfeit dar. Ihre Erſchwerung belaftet alle Induſtrieen, beren auf 
den Weltmarkt gebrachte Erzeugniſſe den Ausgleich ermöglichen. Der 
Gewinn, der unter gewiffen Verhältnifien Einzelnen durch Getreidezölle 
zugeführt werben kann, fteht in feinem Verhältniß zum Schaden, welcher 
der Übrigen Bevölkerung dadurch zugefügt wird. 

Dr. Mar Hirſch betonte, daß namentlich die unteren Klaffen von 
der BVertheuerung ber Lebensmittel, welche namentlich im laufenden 
Winter ſehr fühlbar fei, betroffen würden, und daß lediglich die Be- 
zieher von Grundrenten den Vortheil davon hätten, — während Sonne» 
mann bervorhob, daß der Gewinn, der auß dem Getreibezoll reſultire, 
einigen Großgrunbbefigern zuflöße, da bie Heinen Landwirthe fogar in 
Weſipreußen Saatlorn und in Sübbeutjchland 95 %, der Heinen Lands 
wirthe überhaupt Getreide zufaufen und daher den Zoll tragen müßten. 

Als Vertheibiger de Getreidezolls traten zwei Rebner auf: Knauer- 
Groebers und Profeffor A. Wagner. Der erftere vertheidigte den Ge- 
treidezoll nicht ala Schutz⸗, ſondern als Finanzgoll; feine Ausführungen 
riefen die glänzende Polemil des Reichtagsabgeorbneten Ridert hervor. 

Don höchftem Interefie war bie Rebe Profefior Wagners. Durch 
den Ausbau der amerifanifchen und ruffifchen Eiſenbahnen fei ein ver- 
ftärkter Erport von Brotfrüchten und damit ein Drud auf bie euro- 
päifchen Getreidepreife ermöglicht worden. Die Iehteren feien herabge- 
gangen, zwar nicht auf das Niveau der 40er Jahre, aber es jei doch 
die Steigerung ber lebten Jahre rüdgängig gemacht worden und ein 
weiteres Steigen ftehe nicht in Ausficht. Die Konkurrenz der rufſfiſch- 
amerifanifchen Raubwirthfchaft Habe in verhältnigmäßig kurzer Zeit die 
deutſche Landwirthſchaft in eine kritiſche Lage gebracht. Nun verlange 
man, bie Landwirthe follten ihren Betrieb in tecjnifcher Weife ändern. 
Aber einen ſolchen Uebergang könnten die meiften Landwirthe nicht jo 
raſch vollziehen, es fehle ihnen an Intelligenz und Kapital; für den 
Mebergang zur Biehwirthichaft jehle es an dem feuchten Klima Englands ; 
der Handeld- und Gartengewächsbau habe feine natürlichen Grenzen in 
den Ronfumtionsverhältnifien. Insbeſondere feien bie Heinen und die 
mittleren Landwirte nicht im Stande, den Uebergang zu intenfiverem 
Betriebe in kurzer Zeit zu bewerfftelligen. Diefe müßten Schulden auf« 
nehmen und ihre Rente damit belaften, jo daß ihnen von derfelben nur 
ein immer kleinerer Theil für ihre eigene Konfumtion übrig bleiben 
würde. Es wurde zu Maflenjubhaftationen und zu: Auswanderung 
tommen, und ſchließlich würden nur Satifundien übrig bleiben. Die 
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Ginführung des Getreidezolles ſei als ein reines Experiment zu be= 
trachten, welches ein wenig retardirend einwirken jolle auf bie wachſende 
Beeinträchtigung unferer Landwirthſchaft, damit namentlich die Kleinen 
und mittleren Wirthe wenigſtens etwas Zeit gewönnen, den Webergang 
zu intenfiverem Betriebe allmählich zu vollziehen. 

geider hatte Profeffor Wagner dießmal das Schlußwort, jo daß 
feine Argumentation weiter feine Widerlegung finden konnte. Seine 
Gegner hätten ihm fonft mit Recht eingewandt, daß daB Experiment 
bed Schußgolls in der Induſtrie bereits ausgeführt worden ſei. Dort 
hat aber die Erfahrung gelehrt, daB das Kleingewerbe keineswegs er- 
halten, fondern daß es vielmehr vom Großbetriebe vollftändig erdrückt 
worden ift, weil diefem ber Schubzoll in erfter Reihe zu Gute kommt. 
Fernet Hatten bereit® mehrere Vorredner darauf hingewieſen, daß ein 
großer Theil unferer kleinen Landwirthe daB von ihnen produzirte Ge- 
treide ſelbſt konſumiren, während fie in Süb-, Weit- und Mitteldeutich- 
land fogar vielfach Getreide zufaufen müßten. Den erfteren nüßt ber 
Rerzoll nichts, den zweiten ſchadet er pofitiv. Die Mittel zur Hebung 
der Heinen Landwirthſchaft find vielmehr auf anderem Gebiete zu fuchen. 

Ganz anders verlief die Diskuſſion über ben Handelsvertrag mit 
Defterreich und die internationale Zolleinigung. Auch diekmal, wie 
äberfaupt im Laufe der Verhandlung, ergriff feiner der anwefenden 
Säupzöflner das Wort; der Kampf wurde außjchließlich von den Frei⸗ 
Bändlern unter einander geführt, und zwar ftritten die Deutichen gegen 
die Defterreicher. Beide Parteien flimmten zwar darin überein, daß 
eine handelspolitiſche Annäherung zwiſchen beiden Staaten im gemein- 
Iamen Intexefje Liege. Die vertragsmäßige Regelung des handelspoli- 
tigen Berhältnifies zwiſchen Deutfchland und Oeſterreich für einen 
längeren Zeitraum důrfe nach der mehrjährigen Dauer kurzer provi · 
ſoriſcher Abmachungen nicht weiter hinausgeſchoben werben. Die Rüd- 
ht auf die jeit Jahrzehnten zwiſchen beiden Staaten ausgebildeten 
lebhaften Verkehrsbeziehungen erjorbere dabei, daß bie neuerdings er- 
hohten autonomen Zolltarife nicht unverändert ald Bertragstarife anger 
nommen wärden, fondern bucch gegenfeitige Ermäßigungen ber Zollfähe 
dem Verlehr wieber eine freie Bewegung ermöglicht werde. Ueber den 
Beg, der befchritten werben follte, gingen aber die Anfichten auseinander. 
Der Referent Dr. Weigert und die übrigen Redner auß dem Deutſchen 
Reihe empfahlen den Abſchluß eines Handelsvertrages mit Konventio - 
naltarifen, Freiheit des Vereblungsverkehrs in dem früheren Umfange 
und Meiftbegünftigungsflanfel, während fie fich gegen eine Zolleinigung 
etlärten. Diele Iehtere hebe bie Selbftändigleit der handelspolitiſchen 
Seehgebung vollftändig auf, indem fle jede Maßregel der Handela« 
yolitit von der Zuftimmung des anderen Theile abhängig made; fie 
habe jerner eine Gemeinfamteit der ftaatlichen Verbrauchsbeſteuerung zur 
Boraußfegung, welche zur Zeit weber außführhar, noch für Deutichland 
wünfcenewerth fei, und fie würde endlich bei nur theilweifer Durch- 
ührung oder in einem Webergangaftabium don unbeftimmbarer Dauer 
eusihlieliche Zollbegünftigungen ſchaffen. Der Korreferent Freiherr 
don Kübel aus Wien Hingegen, ſekundirt von feinen Landsleuten aus 
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Oeſterreich, ſprach ſich zu Gunften der Zolleinigung aus. Cr hoffte, 
daß durch die Zolleinigung zwiſchen zwei Ländern ein derartiger Drud 
auf die übrigen Länder Europa’8 ausgeübt werde, daß Iehtere ebenfalls 
in ein handelspolitiſch · liberales Verhaͤltniß mit biefem mächtigen Ber- 
eine treten würden, und daß aus dieſen mwechjelfeitigen Berfehräerleich- 
terungen das deal deffen allmählich erreicht werden könne, was 
man Hanbelsfreiheit nenne. Die Schwierigkeiten, welche gegen bie Zoll» 
einigung geltend gemacht worden feien, könnten ja überwunden und ber 
Zolbund in der Zukunft hergeftellt werben. Indeſſen blieben bei der 
Ahftimmung die Defterreicher in der Minorität. 

Daß geringfte Intereffe unter all den handelspolitiſchen Gegen- 
ſtänden ber Verhandlungen erwedte bie surtaxe d’entrepöt, Der Re- 
jerent Dr. Barth führte aus, daß diejelbe bezwecke, den indirelten Han- 
delsverkehr zweier Länder in einen direlten zu verwandeln. Die Koften 
eines ſolchen Experiments hätten aber zunächſt die Konſumenten zu be 
zahlen. Zugleich wirke die surtaxe als Schußzoll gegen die früher in- 
direft und billiger bezogenen Waaren und veranlafe die einheimifchen 
Produzenten, diefelben Artikel im Preife zu fteigern. Nun Habe man 
gemeint, durch den direkten Verkehr erhielten wir die nächſte Anwart- 
ſchaft auf die Verforgung jener Länder mit unferen Induftrieartikeln, 
mit denen wir unmittelbare Beziehungen angelnüpft hätten. Auch dieß 
ſei aber in neuerer Zeit nicht richtig. Ein Kaufalzufammenhang zwiſchen 
direkter Ein- und Ausfuhr beftehe nicht mehr wie früher. Der Handel 
habe fi in die Beichäfte des Importeurs, des Erporteurd und Fracht- 
führers zerlegt, die Märkte feien durch die Verbeflerung ber Verkehrs - 
mittel zufammengerüdt und vermögen ihre Preißbedingungen augen- 
blidlic$ einander mitzutheilen. Der Erporteur im gewöhnlichen Sinne 
des Worted.gehe von Jahr zu Jahr immer mehr verloren, maßgebend 
werde ber drüben wohnende Geſchäftsmann, der feine Aufträge hierher 
gibt; der Exporteur werde dadurch vielfach zum Zwifchengliede, welches 
den Kredit vermittelt. Wie wenig Auß- und Einfuhr zwiſchen zwei 
Handelsftäbten fich bdeden, erjehe man aus dem Beifpiele, dak aus 
Rew· Orleans Baumwolle und aus Oftindien Reis nach Bremen für je 
20 Millionen Mark eingeführt würden, während letzteres in jene Länder 
kaum für je eine halbe Million außführe. Cine legte Folge der Ein- 
führung einer surtaxe d’entrepöt wäre die, daß die Beziehungen ber 
Oftieehäfen mit London, 3. B. der Import von Thee durch Königeberg 
aufhören und ber direkte Verkehr fich nach Hamburg ausbilden würde. 
In gleicher Weife ſprach fich auch der Korreferent Dr. Landgraf gegen 
den neu projeftirten Schußzol für den Großhandel auß, unb ed ge 
langte Hierauf die Theſe zur Annahme: Der volkswirthſchaftliche Kon- 
greß erblickt in der Uebertragung der surtaxe d’entrepöt auf Deutjch- 
land eine Schädigung der nationalen Wirthichaft. 

Die beiden zuleßt erwähnten Reden bienten am erjten Tage nur 
als Borfpiel; die eigentliche Schlacht wurde auf einem anderen Gebiete, 
dem Münzweien, geichlagen. Dr. Herkla Hatte das Referat über die 
internationale Gbelmetallbewegung übernommen. Er eröffnete feinen 
Vortrag mit einer Reihe von Betrachtungen, wonach im Laufe der ger 
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ſchichtlichen Entwidlung ein immer theureres Metall als Geldftoff ver- 
wandt worden fei, und daß in allen Rulturftanten die Bevölkerung bes 
reits das Gilber zurüdzuweilen beginne. Der Grund dafür jei der, daß 
das Silber zu fchwerfällig und zu unbequem für den Verkehr jei. Da- 
her fei die Goldwährung in den AKulturflaaten Europa's vorzuziehen. 
Rum frage es fich aber, ob die verfügbaren Goldmengen genügten, um 
die Golbwährung durchzuführen. Diele Frage bejahte der Referent; in 
einigen Jahren werde die Goldausbeuie genügen, und die Befürchtung 
von Gäß, daß diefelbe in zwei biß breihundert Jahren verfiegen würde, 
hält er nicht für wohl angebracht, da dann unfere Urenkel für fich felbft 
forgen mögen. Exnfter als die Frage: wohin mit dem Golde? jei die Frage: 
wohin mit dem Silber? Und ba eröffne fich Oftafien ala unermeßlicher Ab- 
egitanal für daß weiße Metall, weil dort mit der Entwidlung des Ber- 
keit und der Geldwirthſchaft eine zunehmende Verwendung von Silber zu 
enwarten ſei. Und ebenfo wie Oftafien Silber, jo werde Deutichland Gold 
on fih ziehen, da es bei feinen wirthſchaftlichen Fortſchritten daflelbe 
nicht entbehren könne. Freilich brauche der Zufluß von Gold nicht fon- 
tinuirlich flattzufinden, fondern dieß Tönne auch in Wellenbeivegungen 
gehen. Dieje Wellenbemwegungen ſeien nun für Deutfchland aller 
dings gefährlich, weil unter einer dünnen Dede Goldes in ber Bank 
viel Gilber Tiege. Ein beſonders tiefes Wellenthal könne die Golb- 
Yede ganz wegipülen und führe dann zu folchen Distontoerhöhungen, 
wie fie die Reichsbank im Herbft Habe ausführen müffen. Um ſolchen 
Goentualitäten zu entgehen, mäfle man definitiv zur Goldwährung über 
gehen und ben Berluft von etwaigen Millionen nicht fo hoch veran ⸗ 
ſlagen; derſelbe könne leicht getragen werben, weil der Gewinn aus 
ben geregelten Buftande bes Geldweſens ein großer jei. 

Der Heitigfte Angriff gegen die Goldwährung ging wieberum don 
Brojeffor Wagner aus, der damit den Wechfel feiner Anfichten über die 
Sahrungsfrage offen Ausdrud gab. Er fand, daß Dr. Herhka bie Frage 
im allgemein behandelt und fie zu wenig auf deutfche Verhältniffe zu⸗ 
gelpigt Habe. Im Falle eines Krieges drobe und gegenwärtig eine ſchwere 
Krifiß, da zu viel unterwerthigen Geldes in Deutſchland cirkulire, nämlich 
470 Millionen Mark Scheidemünge, 400-500 Millionen alter Thaler 
und eva 160 Millionen Mark Reichskafienfcheine, insgefammt 1100 
Rillionen Mark, ganz abgefehen von der Menge der Banknoten. Bei 
einer folgen Zufammenjegung der Umlaufsmittel würde unfer Geld- 
weſen ſehr bald ind Wanlen gerathen. Nun wende man ein, daß man 
die Thaler verkaufen müffe, das Habe fi aber als jehr ſchwierig er- 
wielen und fei mit großen Koften verfnüpft. Es zeige fih nun, wie 
falich die Frühere Anficht geweien fei, als ob das Silber durch das 
Papier verdrängt geweſen fei; die Banknoten Hätten vielmehr nur dazu 
gedient, für unfere raſch fich entwidelnde Volkswirthſchaft die nöthigen 
Yahlungsmittel zu beichaffen, mit genügender Dedung durch Wechſel 
und eine Quote Gilbergeld, ohne zu noch größeren Silberbezügen aus 
dem Anslande genöthigt zu werden. Bugleich zeige es fich aber auch, 
wie ſchwierig e8 fei, daß erforderliche Gold zu beichaffen; man habe 
die Menge für größer und bisponibler gehalten, ala fie if. Dazu 
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komme, daß die Voraußfagungen von Süß bereitß einzutreten begännen, 
indem die alten Goldquellen verfiegten und neue nicht entdedt wärben. 
Nun habe man feitens der Golbwährungspartei gerade gerühmt, daß 
wir in Zukunft das werthvollere Metall befigen würden. Das jei richtig, 
aber es ſei dieß nur dag Raifonnement eines Gejchäftgmannes, welches 
nicht ohne weiteres auf ein ganzes Volk übertragbar wäre. Alle Schuldner, 
3. 2. die Sandwirthe, hätten dann ihren Verpflichtungen in theuererem 
Geldftoffe nachzulommen, während ihre Waaren, das Getreide, im Preife 
finfen würden. Der Redner ſchloß mit der Empfehlung einer Enquéte 
über die Edelmetallbewegung, nm auf diefem Wege die Öffentliche 
Meinung für eine Umkehr auf dem bisherigen Wege der Münzreform 
vorzubereiten. 

Unterſtutzung fand Profeſſor Wagner ſeitens Dr. Arendt. Dieſer 
ſah die Entſcheidung nicht mehr in der Frage: wohin mit dem Silber? 
ſondern: woher mit dem Golde? Die Einfuhr von Gold Habe abge- 
nommen; dieje® Metall könne allein nicht genügen, den Bedarf an Um— 
laufsmitieln zu deden; daher empfehle er die Doppelwährung, und ziwar 
nicht die ifolitte, fondern die vertraggmäßige zwifchen Deutſchland, Frank · 
reich, Nordamerika und den Hleineren Staaten. Eine Silberüberfäwemmung 
fei gleichfalls nicht zu befürchten, da die Bergwerke in Nevada im Er- 
trage abnähmen. Der Rebner onftatirte, daß bie eifrigiten Verfechter 
der Doppelwährung Freihändler waren, nämlich Wolowstki und Prince 
Smith, daß ferner neuerdings Profefjor Wagner und Dr. Schäffle ihre 
Anſichten zu Gunften der Doppelwährung geändert hätien, und daß auch 
Profeſſor Lexis, eine bedeutende Autorität in biefen ragen, fich nie den 
Schäden ber deutfchen Müngreform verjchloffen habe. 

An die Ausführungen von Profeffor Wagner Inüpite fich eine Ieb- 
hafte Debatte. A. Meyer hielt eine ifolirte Doppelwährung für un« 
möglich, da Deutfchland dann fein Gold verlieren würde; die vertraga- 
mäßige Doppelwährung ſei aber bißher an dem Widerſtande ber be= 
treffenden Staaten, namentlich Englands, geſcheitert. Im Falle eines 
Krieges fei freilich eine Erſchütterung des deutſchen Geldſyſtems zu be- 
fürchten; daher müſſe man definitive Verhältniſſe fchaffen und das 
Silber verkaufen. Bezüglich der Zukunft des Goldes wiſſe man vor ber 
Hand nur Das fiher, daß im Ießten Jahre die Goldprobultion abge» 
nommen habe. Außerdem fei es ja keineswegs zu wänjchen, daß, wein 
wir die Goldwährung einführten, e8 auch alle übrigen Staaten thäten ; 
dann ginge uns ja ber Vortheil de vorzüglicheren Umlaufsmittels 
verloren. 

Dr. Eras, Dr. Wolf und Dr. Herhfa bezweifelten gleichfalls die 
praftifche Durchiührbarkeit der vertragsmäßigen Doppelwährung; man 
werde damit die gleichen traurigen Erfahrungen machen, wie mit ben 
Hanbelöverträgen. Der legtgenannte Redner jehte hinzu, daß dann das 
Geldweſen eines jeden Staates auf die Gnade de andern angewieſen 
wäre, welcher ihn ind Verderben ftürzen könnte. Ferner brauche eine 
Abnahnıe der Goldproduftion noch keineswegs zum Steigen des Gold- 
werths zu führen, da mit der Entwiclung des Kreditweſens, des Ched- 
ſyſtems und der Elearinghäufer die Zahlungen in Gold immer mehr 
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entbehrlich gemacht würde. Es gelangten denn auch die Refolutionen 
des Referenten mit allen gegen ein paar Stimmen für Annahme, wo- 
nach der Kongreß den Rüdichritt von der Golb- zur Gilber- oder Doppel- 
wähnmg für umthunlich und die Giftirung der deutſchen Silberverkäufe 
für eine Gefährdung des Geld- und Bankweſens Deutſchlands erklärte. 

Den letzten Gegenftand auf der Tagesordnung des Kongrefje bil- 
dete die Revifion der Hypothekenbank · und Altiengeſetzgebung. Trotz 
tnappfter Redezeit gelang es Dr. Hecht, die Reformbedürftigfeit biefer 
Woterie in einem gehaltvollen Bortrage (für den mir der ftenographifche 
Beticht leider noch nicht vorliegt) zu beleuchten. Die Reform des 
Attienrechts empfahl er mit der Revifion des deutſchen Handelögefeh« 
buchs zu verbinden und die Reform der Hypothekenbanken bis zum Er— 
laß des beutfchen Civilgeſetzbuchs zu vertagen. Endlich gelangte noch 
ein Gegenftand, die Außwanderung und Kolonifation, zur Berhandlung, 
welche jeboch auf dem Handelsgeographifchen Kongrefie eine ſoviel gränd- 
lichere und alljeitigere Beleuchtung erfahren hat, daß das Meferat über 
den Bortrag des Dr. Kapp zwedtmäßiger in bie Darftellung des zweit 
genannten Kongreſfſes verflochten wird. — 

Auswanderung und Erport, — biefe beiden Erſcheinungen ftehen 
in engfter Beziehung zu einer ſtarken Volksvermehrung. Die Zeiten 
ind in Deutfchland vorüber, wo man ſich über ben beträchtlichen Ge- 
burtenſiberſchuß freute und mit Stolz darauf hinwies, daß in der Hei« 
math etwa eine Halbe Million Kinder jährlich mehr geboren würden 
ab in Frankreich. Dan bedachte damals noch nicht, welche große wirth- 
Koftliche Laſten eine ſtarke Volfsvermehrung mit ſich bringt, welche 
per und Mühen bie Erziehung der gewaltigen Kindermenge koſtet. 
Betillon hat neuerdings berechnet, daß Frankreich 11/, Milliarden Francs 
jahtlich eripart und daher zur Konfumtion oder Kapitalifirung verfügbar 
bot gegenüber ber Summe, welche e8 aufmwenden müßte, wenn eB die 
gleihftarte Geburtenfrequeng bejäße wie Deutichland. Die Urfachen Liegen 
af der Hand, warum fich gegenwärtig in Deutfchland eine fo ſtarke 
Bewegung im Malthus'ſchen Sinne geltend macht. Man betont einer 
feits (obwohl noch nicht dffentlic) die Präventivmittel, welche eine 
übermäßige Kinberzeugung verhindern jollen, andererfeit® fucht man Abe 
Auß zu ſchaffen Für die überſchüffige Kraft, ſei es der Menfchen, fei es 
der Waaren, durch richtige Leitung der Auswanderung und Förderung 
des Erports. Und bier hat fich ein Mann gefunden, der mit ungeftümer 
Energie die Agitation in die Hand genommen und einen Verein (den 
Gentralverein Für Handelögeographie und Förderung deutfcher Intereffen 
im Anglanıde) gegründet Hat, der von dem glänzenden Erfolge begleitet 
m̃, daß ihm nad) zweijährigem Beftande über zweitaufend Mitglieber 
angehören. Diefer vortreffliche Mann ift der als Statiſtiker und Natio- 
aaldlonom wohlbefannte Dr. Jannaſch. eine lebhafte Agitation führt 
@ in wiſſenſchaftlicher Weife in den „Geographiſchen Nachrichten für 
Beltfandel und Voikswirthſchaft“ und in mehr praktifcher Weile in der 
Wochenſchrift „Erport”; eine weitere Maßnahme nach diefer Richtung 
war die Einberufung eine Kongrefſes, der vom 26. bis zum 28. Of« 
tober in Berlin tagte. 
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In feiner jchwungvollen Eröffnungsrede entwidelte Dr. Jannafch 
jein Mares und ſchones Biel, der deutſchen Außwanderung und dem 
deutſchen Erport ein nationales Gepräge zu verleihen. E betrachtete 
& als Aufgabe des Kongrefies, darauf hinzuwirken, daß bie Kräfte, 
welche durch bie Auswanderung verloren gingen und im Dienfte ber 
Kolonifation fremder Völker arbeiteten, nun auch in ben Dienft natio- 
naler Jnterefien geftellt würden. Wohin foll daher der Strom der 
Auswanderer gelenkt werben, um biefelben unferen eigenen Intereſſen 
zu erhalten? Und damit berühtte er den Kernpunkt ber Auffaffung, 
welche ihn von derjenigen feiner Gegner trennt. Diefe fragen aus- 
ſchließlich: welches find die Länder, in welchen der deutſche Kolonift 
feine wirthſchaftliche Zukunft gefichert findet, während Dr. Jannaſch da- 
mit zugleich die weitere Frage verbindet: two vermag der beutiche Aus- 
wanderer dem Deutſchthum erhalten zu bleiben? &8 gilt die Frage im 
Zufammenhange mit unferen gefammten Kulturinterefien zu behandeln, 
nicht nur dom Standpunkte der individuellen Interefien der Auswan- 
derer. Es ift keineswegs gleichgültig, welche Traditionen, welche geiftige 
Kultur zulünftig im Rathe dex Völker den Ausſchlag geben fol. Es 
ift doch eine Eriftenzirage jeder Nation, ihre Volksſeele, ihre Bolls- 
eigenthümlichteiten zur Geltung zu bringen, wo immer fie es nur ver» 
mag. Und da eröffnet fich nun ein dankbares Kolonifationdgebiet in 
Südbrafilien und in den judlich angrenzenden Ländern, wo bie feit brei 
Menfchenaltern angefiedelten Deutichen ihr Deutſchthum bewahrt und 
alle Kolonifationsverjuche der Deutfchen fi} außerorbentlich bewährt Haben. 

Sacgemäß theilten ih die Verhandlungen des Kongrefies in die 
Grörterungen über die Befbrderung der Auswanderung und in bie über 
die Beförderung des Exports. Der Hauptrebner über bie Kolonifation 
war am erften Abende Dr, Fabri, welcher in breiter Darlegung bie 
Grundgedanken des Präfidenten außführte. Seine Theien, melde den 
wefentlichen Inhalt jeiner Rede wiedergeben, wurden faft einflimmig im 
folgender Faffung angenommen: Die deutſche Maſſenauswanderung ift 
eine wirthſchaftlich nothwendige, beſonders durch unfere Benölterungs- 

zuna hme gebotene Thaiſache. Statt völlig unwirkſamer Verſuche, die 
Auswanderung zu hemmen, gilt es, biefelbe jo zu leiten, daß fie aus 
einem Kräfteabfluß zu einer wirtbfchaftlichen und nationalen Stärkung 
Deutſchlands fih geftalte. Im biefer Hinficht empfiehlt es fih vor 
Allem, die deutjche Auswanderung nad Südamerila, zunädft Süd- 
Brafilien zu fördern und zu flärken. Es bedarf einfichtiger und un« 
eigennüßiger Hilfeleiftung durch Privataffogiation und wohlwollende 
Staatsüberwachung für unfere Auswanderungsluftigen in der Heimath 
und auf der Seereife. Es bedarf auch in dem überfeeiichen Ländern 
ortsfundiger und humaner Hilfeleiftung für unfere neu einziehenben 
Landsleute. Während eine direkte Unterftügung der Auswanderer durch 
den Staat nur in Ausnahmefällen zuläffig ericheint, ift die Bildung 
von deutſchen Koloniſationsgeſellſchaflen, hauptjächlich für Südamerika 
üblich vom 25. Grad ſ. B. dringend erwünſcht. Die Verbote, weldhe 
die nach Sübbrafilien gerichtete deutfche Auswanderung zu hemmen be« 
zwecken, find den beutichen Interefien nachtheilig und daher aufzuheben. 
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An diefen Vortrag Infpfte fich eine Tängere Debatte, an welcher 
ich Sellin, Dr. Ave-Lallemant und Liefenberg betheiligten. Vor allem 
brachte aber Philippfohn den freihändlerifcgen Standpunft zur Geltung, 
indem er eine Veberbölferung in Deutfchland beftritt und vor ftaatlicher 
Kolonifation warnte. Ihm gegenüber ſuchte Profeffor A. Wagner die 
velative Nebernölferung nachzuweiſen nnd betonte ſcharf, daß das Agenten- 
thum aus dem fpefulativen, gemeinen Gewerbe, wie es das gegenwärtig 
ſei. zu einem großen öffentlichen Berufe erhoben werden müfle, ber von 
waobhängig daftehenden Beamten ausgeübt werden folle. Der Staat 
folle die Auswanderung als eine große Öffentliche Angelegenheit be 
tradjten und ein Außwanderungsamt errichten, daB die Echiffahrtäver- 
träge in die Hand nehmen folle, 

Bon ganz anderem Standpunkte auß behandelte Dr. Kapp bie 
Ansovanberungsfrage auf dem vollswirthſchaftlichen Kongreß. Er gab 
par zu, daß Deutſchland durch die Auswanderung 7%, Milliarden 
Rart an Nordamerika verloren habe, aber dafür Habe fi}, fo meinte 
ex, der beutfche Export dorthin gehoben, und währenb des legten Krieges 
hätten die Deutjch-Amerifaner eine Million Dollars für die Vervun« 
beten gefammelt und die Regierung zur Wachfamteit gegen bie fran- 
yihchen Dampfer gezwungen, welche fi} vor den Hafen von Rew«ort 
bsten, um die beutjchen Schiffe abzufangen. Es find dieß Vortheile, 
weldhe offenbar fein genügendes Aequivalent für die deutſchen Berlufte 
Seien Treu feinem Standpunft als Mancheftermann, erklärte der 
Aubmer fich gegen die flaatliche „Behelligung“ der Auswanderung, in- 
dem ex fich feine Polemik gegen die ftaatliche Kolonifation dadurch außer» 
mdentlich erleichterte, daß er fie von Landrath, Hauptmann und Ober- 
uchmmgatammer geleitet werben lieh. Seine Rebe enthielt zwar viel 
Treffliches gegenüber ben Schwärmereien der Kolonifationschauviniften, 
wurde aber dem gemäßigten Standpuntte, etwa des handelägeographifchen 
KXongreffed, nicht gerecht. Gharakteriftifch für die gefammte Richtung des 
voltewirtbfchaitlichen Songrefies ift der Weg, den er in feiner Thefe 
als einzigen für Borbeugung der Auswanderung empfiehlt: Durch Ge 
währung eined möglichft unbefchräntten Raumes für die Entfaltung der 
geiſtigen und wirthfchaftlichen Kräfte des Einzelnen muß dieſem das 
Vaterland fo lieb und theuer gemacht werden, daß er jeine Blide und 
Schritte nicht mehr in die remde zu lenken braucht. Es ift dieß das 
befannte Leitmotiv ber Sezeffion: wirthichaftliche und politifche Freiheit! 
Der Konſul Anneke brachte zum Theil die gegneriſchen Motive zur 
Geltung, indem er die Regelung der Auswanderung durch den Staat 
und Enwerbung don Kolonialbefig empfahl, ohne jedoch viel Beilall 


finden. 

Einen ähnlichen nationalen Geift wie die Eröffnungsrebe über die 
Rolomifation athmete am zweiten Tage der Vortrag von Dr. Jannaſch 
über die Hebung des deutlichen Kommiſſtonshandels. In vortrefflicher 
und auferorbentlich belehrender Weile entwidelte ex den Unterichieb in 
der Organifation des Handels zwiſchen der deutſchen und englifchen In ⸗ 
duſtrie ¶ In Deutſchland find Fabrikant und Kaufmann in einer Perſon 
bereiwigt. Der Babritant ſendet feine eigenen Reiſenden aus, um die 
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Aufträge einzufammeln; daher muß er zahlreiche Mufter führen, er kann 
fich in ber Fabrikation nicht ſpezialiſiren und kann innerhalb der Fabrik 
feine Arbeitötbeilung einführen; auch muß er oft aus feinem Fabrifge- 
ſchaft Kapitalien herausziehen zu Handelszweden; deßhalb ift er ge- 
nöthigt, die Hülfe der Banken gegen Hohen Disfont in Anfpruch zu 
nehmen. In England Hingegen find Fabrikant und Kaufmann zwei 
getrennte Perjonen. Der erftere liefert feine Waaren dem letzteren, er 
dann fih auf Spezialitäten werfen, in feiner Fabrik die außgebehntefte 
Arbeitstheilung einführen und all fein Kapital darin konzentriren. An- 
bererfeit3 arbeiten die englifchen Kommiffionäte mit viel größeren 
Mitteln. Sie haben ein Ne von Agenten über bie ganze Welt & 
worfen, welche ihnen alles Das zutragen, was irgendwie für daB Ge- 
ſchaft bedeutungsvoll fein Tann. Gegen biejen vorzüglich organifirten 
engliichen Kommiffionshanbel anzulämpfen, ift außerordentlich ſchwierig. 
und es werden alle Anftrengungen erfolglos bleiben, wenn nicht natio= 
nale und patriotifche Ideen in die Sache Hineingetragen werden. Der 
deutiche Handel ift aber Leider vielfach noch nicht fo national und fo 
patriotiſch, wie er fein follte, und wie e8 zum Beifpiel dev englifche 
Handel if. Der Deutſche fendet feine Waaren unter fremdem Zeichen 
ind Ausland und importirt die jchlechteften Sachen vom Ausland, 
welche unferen Geſchmack verderben. Ganz anders tritt der Engländer 
auf. Er kauft felbft im Auslande nur engliiche Waaren, zwingt 
dadurch dag Ausland, englifche Waaren zu führen und wird fo in 
feiner nationalen Anmaßung zum Pionier für die engliſchen Handels - 
interefen. 

Dr. Jannaſch macht num zur Hebung bes Deutfchen Kommiffions- 
handels eine Reihe praktifcher Vorfchläge. Er empfiehlt die Begründung 
von großen Exporigeſellſchaften, etwa dur Zuſammenſchluß fapital- 
ſtarker Erporthäufer, und es war interefjant, im Laufe der Debatte zu 
erfahren, daß derZweigverein in Leipzig den Anfang zur Bildung einer 
mit zehn Millionen Mark arbeitenden Exportgeſellſchaft gemacht habe. 
Diefe Geſellſchaften follen Niederlagen deutſcher Waaren im Auslande 
errichten und dajelbft Agenten und Ingenieure unterhalten, welche ben 
Unternehmern Vorſchub Ieiften Lönnen. Ferner folle das Konſulats- 
wefen ausgedehnt und die Konfuln verpflichtet werden, eingehendere Be- 
tichte über den Gang des Handels und die Richtung der Konfumtion 
zu liefern. Endlich follen Außftellungen eingerichtet werben, ſowohl 
permanente Ausftellungen, beifpielaweife in Berlin, wo dann anreifende 
Fremde großartige Kommiffionsläger aller Induftriezweige fänden, — 
als auch vorübergehende Außftellungen, wie 3. B. ber Biweigberein in 
Sübbrafilien eine ſolche ins Werk zu ſetzen beabfichtigt, zu welcher die 
Provinzialzegierung von Rio Grande do Sul 80 000 Mark bewilligt 
hat. An biefe Rebe des Dr. Jannaſch ſchloß fich eine lebhafte Dis- 
tuffion, in welcher inäbejondere die Kaufleute Lieſenberg und Löbell be= 
merkenswerthe Mittheilungen über die Organifation des beutfchen Han- 
dels machten. Am dritten Tage endlich empfahl Herr Gellert die Be- 
gründung eines handelsgeographiſchen Muſeums, welches für die Induftrie 
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ebenfoviel Nutzen ftiften würde, wie das kunſtgewerbliche Mufeum für 
das Kunſtgewerbe 
Hierauf wurde das Agitationsprogramm für das nächfte Vereins - 
jahr feflgeftellt, welches auf den vom Kongreß angenommenen Refo- 
Intionen fußt. Es werben überdieß in nächfter Zeit Wanderrebner ins 
Land geſchickt werden, um den handelspolitiſchen Beftrebungen des 
Bereins Geltung in weiteren Kreifen zu verichaffen. Endlich wirb der 
Berein, der ja die Förderung deutjcher Interefien im Auslande bezwedt, 
die Deutf hen im Außlande, insbeſondere in Defterreich-Ungarn, in ihrem 
Kampfe gegen jeinbliche Vollselemente unterftüßen. Unb zwar wird er 
das then, indem er zumächft wahrbeitögetreue Berichte über ihre Rage 
veröffentlicht, ferner indem er ihnen die Erzeugniffe deutſcher Literatur 
zuſendet und dadurch in den Stand feht, Vollsbibliotheken zu gründen, 
um mit beren Hilfe auch die weniger Gebildeten in die Lage zu ver- 
ni die deutſche Sprache zu bewahren unb den deutſchen Geift zu pflegen. 
diefem Zwede hat der Vereinsvorſtand bereit? vor einigen Wochen 
— einen „deutſchen Schriftenverein“ mit bem Hauptſit in Berlin 
8 Leben zu rufen, um bie Deutſchen in der Diaspora zu unterftüßen. 
Der Handelögeographiiche Berein ift anfangs mit großem Mißtrauen 
angenommen worben; bafielbe ift aber nunmehr wohl vollftändig ge- 
iqwnnden, und ber Verein hat fi in Deutjchland viele Sympathieen 
aworben. Zieht man die Summe feiner Verhandlungen und Agitation, 
% ann man mit feinem frifchen Streben und Wirken nur zufrieden 
fir Zwar iſt der Wirkungstreis bes Bereins ein begrenzler, und 
feine Thätigfeit wird nicht jo weite Kreife ziehen, wie die des volks⸗ 
wirtbichaftlichen Kongrefieß, aber er wandelt bisher auf einer Bahn, 
auf der jeder Begegnende ihm mit Freuden begrüßt. Es ift dieß die 
Bahn praktifcher und thatkräftiger Förderung der deutſchen Auswan- 
derung und des deutſchen Export3, mit dem jchönen Ziele der wahrhaft 
nationalen, echt beutjchen Außgeftaltung biefer wichtigen Seite unſeres 
Virthſchaftsle bens 


Berlin, Weihnachten 1880. 
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Deutſche Seeſchiffahrt und Deuticher Erport.*) 


Zu Anfang des Jahres 1880 machte eine Denkichrift viel von 
ih wen, welche Kommerzienrath Gibjone, einer der größten Kheder 
in Deutſchland, über den gedrüdten Buftand ber deulſchen Rhederei 
woöffentlichte. Es wird darin angegeben, daß die Erträgnifie der See- 
Ihiffe im Allgemeinen in ben letzten 6 Jahren zu niebrig geweſen jeien, 
wm die Rheder in den Stand zu fegen, bie nothwendigen Haupt« 
wperaturen an ihren bölzernen Segelſchiffen ſtets genügend beichaffen 
m lafſen. Im Folge defien fein von den 4804 beutichen Seeſchiffen 
über 65 Prozent zwiſchen 7—30, 568 Schiffe über 30 Jahre und nur 
1102 Schiffe unter 7 Jahre alt. Dieſe älteren Schiffe über 30 Jahre 
feien aber größtentheils nicht mehr ganz feetüchtig, und auch von den 
zwifen 7 bis 30 Jahre alten bebüriten bie meiften neue, gründliche 
Roparaturen, welche aber aus Mangel an Gelb jetzt felten mehr ge 
mögend gemacht würden. So führen nun viele hölzerne Segelfchiffe 
unter deutſcher Flagge, welche bereits jchlecht und gefährlich bei See- 
Kann jeien, das Beben und die Sicherheit der Bemannung und ben 

füßeren guten Ruf ber beutjchen Rhederei bedenklich gefährdeten. Auch 

fi die Zahl der deutfchen Seedampfer im Verhältniß zu den Gegel- 
Kiffen zu Hein, und die Reber befäßen nicht die Mittel, um neue 
Sampfer erbauen au laſſen. In England feien ber Zahl nach 16 Proz. 
aller Seeſchiffe Dampfer, in Frankreich 9,11, in Deutſchland Hingegen 
um 7,17 Prog. AB geeignetes Mittel zur Verbeſſerung dieſes jehr 
Mein Zuftandes jchlägt Gibſone nun bie Bildung eines Schiffe 
ituts dor, welches don allen größeren beutfhen Rhedern 

per werden Tolle. Die Rheder follen dabei ihre Schiffe einer 
fungen Kon Kontrole durch dieſes Inftitut unterwerjen, und dieſes ihnen 


J Entwicklung bei dels deutſches ie 
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dann unter Haftung aller Theilnehmenden gegen genügenden Zinsfuß 
und jährliche Amortifation die Gelbfummen verſchaffen, um die Schiffe 
einer gründlichen Reparatur zu unterwerfen, oder nöthigenfall® auch 
einen Dampfer ftatt alter gefährlicher, Halb unbrauchbarer holzerner 
Segelichiffe zu erwerben. Es find diefem Vorſchlag umftänbliche Koften- 
berechnungen und SKontrolmaßregeln beigegeben, die wir hier alß für 
weitere Kreife ohne Intereſſe übergehen. 

Intereffante Mittheilungen bradste dann der Aufſatz „Deutfch- 
Lands überjeeijche Handelsbeziehungen der Gegenwart“ in ber Augsb. 
Allg. Zeitung vom 25.—26. Mai 1880.* Er ftellt den Beſtand 
der deutſchen Hanbeläflotte voran: 


1871 1879 

zu 4804 

— Sci 4458 
. iffe “a 351 
Mann Beſahung 39500 39 987. 


Die Reifen der deutſchen Schiffe waren folgende: 


F . 1877 1878 
Reifen deutſcher Schiffe Sqhiffe Tonnengehalt Schiffe ZTonnengehalt 


nad Nordamerika 429 290 778 523 362 651 
- Beftindien 432 394 442 506 398 864 
» Brafilien 389 246 064 420 a2 83 
= Oftindien 352 204 446 805 
s ina 530 226 008 773 38 28 
» Auftralien und Südfe 112 43795 146 67 620. 


Im Handel mit den Vereinigten Staaten nimmt Deutihland bie 
dritte Stelle ein; in New-York Tiefen 1878 448 deutſche Schiffe (123 
Dampfer) ein im Wertde von 34 Mill. Dollar. Mit Baltimore 
ſteht Deutfchland durch den Getreide, Schweinefchmalz- und Fetterport 
in reger Verbindung; mehrere deutſche Häufer find an ber großen 
Schweinefchlächterei in Chicago betheiligt, auch gehen mandherlei deutſche 
Vuxuswaaren direkt dahin. Nach New-Orleang gehen etliche 20 Schiffe 
aus Bremen, welde Baumwolle und Mais holen. Nah San Frar- 
zisko kamen 1877: 9, 1879: 22 deutfche Segelſchiffe. Nach Meriko 
gehen deutfche Waaren meift über England, Frankreich, New -York; es 
find Hauptjählich Eifen- und Kurzwaaren. Ss fehlt an einer direkten 
Dampffchiffahrtsverbindung dahin. 

In Weftindien ift Haiti der Hauptplaß für den beutfchen Verkehr, 
Kaffee der Haupterport«-, Bier, Spiel-, Gold-, Eifenwaaren find Die 
Hauptimportartifel. Der deuiſche Schiffsverkehr macht !/; des Ge- 
ſammtverkehrs in Halti auß; 100 deutſche Dampfer und 31 Segler 


*) Vergleiche Über die auswärtigen geaiehehbegiehungen Deuttiplanbe u 
bie intereffante Sufammenftellung von ®. Höpfner, Geh. expeb. Sekretär 

ber oberfien Poft« und Zelegraphenverwaltung (jel t Boat in Stragburg i. —— 
Die Pofiverbindungen, Handeld: und — — bem Deutſchen 
Rei) und ben Deutichen Konſulatsorten in —— chen Bändern, Ergänzungs- 
Heft zum Archiv für Poft und Zelegraphie, Juni 1879 (auch feparat erihienen). 
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tuheen 1877 bie Seeplätze Haiti’8 an. Das Hauptverbienft Hat die 
bamburgiich-amerifanifche Padetfahrtgefellichaft. 

Die deutſche Einfuhr nach St. Domingo nimmt ab, verdrängt von 
den Vereinigten Staaten. Daß Gleiche gilt leider von Brafilien, wo die 
Denticgen vielfach in neuerer Zeit den Engländern, Franzoſen, Belgiern 
des Feld räumen mußten; immer noch aber ift der Bezug von Kaffee 
daher groß, die Einfuhr von Tuch, baumwollenen Strumpfwaaren, 
Hemden, Tricots, geringere Eifenwaaren von Bedeutung. Rio wurde 
in legten Jahre von 76 beutfchen Dampfern und 97 deutfchen Segel» 
\diffen angelaufen. Im La-Plataftaat Uruguay wetteifern Engländer 
md Deutſche miteinander; in Montevideo find viele Deutiche, die 
Feiſchſabrilate und Wolle verfenden. In Argentinien wohnen 7500 
deutſche; der deutſche Handel nimmt zu, fteht jeßt an dritter Gtelle 
neben Frankreich und England. In Chile hat die deutfche Induftrie 
an Terrain verloren (88 einlaufende Schiffe). Peru fand bis zum 
Ausbruch des Krieges in reger Verbindung mit Hamburg und Bremen. 
Die deuiſche Einfuhr nach Columbien und Benezuela ift bedeutend zu- 


jangen. 

In Afien Hat der deutſche Handel fi} zum überwiegenden Theile 
an im Oflen dieſes Welttheiles jefte Märkte und dauernde ‚Besiehungen 
yſhaffen, und an den Pläßen die, ſei es durch den natürlichen Er 
tuggreichthum oder den Gewerbfleiß der Bevölkerung, zu Mittelpunkten 
hei Welt- und bes Lokalverkehrs geworden, feine Stationen gegründet. 
U die belangreichſten Handelsbezirke, mit denen ein regelmäßiger 
Betehe unterhalten wird, Zönnen Japan und China gelten; ihnen 
volgen dann, was bie Frequenz betrifft, Siam, Holländifch-Oftindien 
zit Singapur und die britifchen Beflgungen. In Japan hat Deutjch 
land in allerneuefter Zeit etwas von dem früher verloren gegangenen 
Ierroin wieberzugeiwinnen gewußt. Es“ fehlt an einer regelmäßigen 
dirlten Dampfichiffverbindung zwiſchen Hamburg und Yokohama. Seht 
braudhen deuiſche Waaren 30 Tage mehr als folche aus England oder 
Frankreich — ein Zeitverluft, der Heutzutage boppelt ins Gericht fällt. 
Lie Schiffahrtsfrequenz Hat in den legten Jahren bedeutend nach» 
ꝓlafen; Grelärung dafür gewährt der Umſtand, daß die Regierung 
it, nachdem die Truppentransporte aufgehört, die Kuſtenſchiffahri 
‘oft monopolifirt Hat. 

In China ruht der Schwerpunkt der Beziehungen zoifchen 
Dentſchen und Ehinefen auf der nicht umbedeutenden Theilnahme der 
deutigen Flagge an der Küſtenſchiffahrt und auf einem gemifien An 
theil deutſcher Arbeitskraft und deuiſchen Kapitals im Weitverkehr 
China ů mit nichtdeuiſchen Ländern, wie England, den Vereinigten Staaten 
und Srankreich. Die Betheiligung des deutichen Handelaftandes an bem 
dietten Geſchaftsverkehr mit China ift an den Brennpunkten der Ein- 
und Ausfuhr daſelbſt verhältnigmäßig nicht bedeutend. In den Häfen, 
welche als die Pforten des Küftenhandels angefehen werben können, 
beträgt diefe Betheiligung zwiſchen 18 und 32 Prozent des Gefammt- 
Handels. Dabei fiel der Segeiſchiffahrt die ungleich gewichtigere Rolle 
”, und im Jahre 1878 3. B. war dad Verhältniß fo, daß von 14 200 
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in ben Gewäſſern China's verkehrenden Dampiern, nur 279 unter 
beutfcher Flagge fuhren, von 6728 Segeliciffen dagegen 1709 beuticher 
Rationalität waren. 

Bon großer Bedeutung für Deutfchland ift Singapur, jenes große 

maritime Karawanferai, welches man wohl auch als das Alerandria 
des Oftens bezeichnet Hat, und über deſſen Quais und durch befien 
DodB der ganze Waaren- und Probuften-Reichthum der malayifchen, 
indiſchen, britichen, chineſiſchen Handelswelt zieht. Eine Hauptetappe 
der deutſchen Kauffahrtei auf dem Wege nach China, ift Singapur faft 
eine Handelsſtation Hamburgs zu nennen, jo zahlreich ift diele Hanje- 
ſtadt Hier durch ihre Angehörigen vertreten. Bon den 108 in feinen 
Hafen eingelaufenen Schiffen brachten 33 Segelſchiffe Steinkohlen von 
den englifchen Häfen; die übrigen hatten Stüdgüter, Glas-, Galanterie-, 
Kurzwaaren von Hamburg, Reis don Bangkof und Saigon, Thee und 
Seide aus China, Perlmutterihalen aus dem Sulu⸗ Archipel und 
Probutte des malayifchen Archipels zur Verſchiffung nah Europa 
an Bord. 
Der direfte Verkehr zwifchen dem deutſchen Reich und ben nieder- 
Länbifcheoftindifchen Befigungen ift nicht ſehr bedeutend; bis 31. Dez. 
1873 fand ein Differentialzoll Hindernd im Wege; ſeither hat fich 
daran nicht jehr viel geändert. Ein großer Theil des in Deutichland 
verzehrten Kaffees geht über Holland dahin. 

Die Handelsbeziehungen zwiſchen Deutichland und Auftralien 
haben im Allgemeinen die eigenthümliche Form, daß bie beutfchen 
Güter auf engliſchen Schiffen von englijchen Häufern dorthin gebracht 
werben, fo daß in den Kolonieen Neu-Sud -Wales, Victoria, Neufee- 
land, Sübauftralien der deutfche Handel gar nicht vorlommt; nur in 
Queensland werden die deutichen Waaren beſonders notirt, wobei Die 
Ziffer aber außerordentlich gering ift. Bis jetzt beherrict Englands 
Inbuftrie vollftändig den auftralifen Markt, und es werben tegel- 
mäßige beutfche Verkehrsbeziehungen fich erft entwideln, wenn eine 
direkte Schiffsverbindung eingerichtet fein wird. Bis jet find nicht 
mehr als einige 30 deutjche Kauffahrteifahrer in den beiden Haupthäfen 
Auftraliens erichienen. 

Bebeutend find die Beziehungen zwiſchen Dentihland und dem 
Sübfeearchipel. 

Die Geſammtausfuhr der deutſchen Geichäftehäufer, die gegenwärtig 
auf den jämmtlichen Sübfee-Infelgruppen etablirt find, Hat im Jahre 
1878 nad} neueren zuverläffigen Angaben den Betrag von 7 021 000 M. 
ausgewiejen. Gerade in der Ausfuhr auß jenen Infelgruppen liegt 
zur Zeit noch der beſonders gewinnbringende Theil der dortigen Han- 
delsbeziehungen. Andererſeits Hat ſich in demſelben Jahre für die 
Zonga- und Samoa-nfeln allein die Einfuhr von europäiichen Waaren 
zu 1595600 M., davon durch deutſche Transporteure 1325200 M., 
die Ausfuhr auf 2576400 M., davon durch deutſche Exporteure 
2427 200 M., herausgeſtellt, wonach alfo die Handelsbeziehungen beider 
Infelgruppen fich jaft ausſchließlich als deutjche charakterifiien. Die 
Zahl ber deutfchen Echiffe, die nach der Sübfee gingen, betrug 1868 
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65, 1877 185. Die raſche Steigerung dieſes Handelsverkehrs ergibt 
fich auch noch daraus, da die Gefammtausfuhr 1868 nur 744 000 
und noch 1874 nur 1086 000 M. betragen Hat, wovon 946 000 auf 
deutiche Rechnung. Endlich aber — und hierin Liegt ein für die Zu- 
tunit befonderd wichtiger Umftand — find in der Ausfuhr von 1878 
11000 Ballen Baumwolle im Werthe von 1100 000 M. enthalten 
geweſen, welche faſt ausfchlieglich von dem beutichen Plantagen auf 
den Samoa- und Zonga-Infeln gewonnen worden waren, wo ind« 
gejammt 160 000 Morgen Grund und Boben fi in ausſchließlich 
deutichem Befig befinden, von benen in jenem Jahr erft 5000 Acreg 
in Bearbeitung genommen waren. Daß bdiefe Infelgruppen für den 
Aberfeeifchen deutjchen Handel ſehr große Wichtigkeit befigen, muß dar - 
nad) zugegeben werden, mag man über die Rettungsoperationen von 
Aeihemegen für die Godeffroy'ſchen Anfiedelungen urtheilen wie 
man will. 

& iſt aus diefen Mittheilungen Mar, daß der beutfche Export 
teineswegs das leiftet, was im Interefſe Deutſchlands zu wünſchen 
warr. Und fo iſt es naturgemäß, daß man ſich vielfach mit der Frage 
beichäftigt Hat, ihn zu Heben. Hauptjächlich die Berliner Kaufmann« 
ichait hat eine bejondere Sachverftändigen- Rommiffion zur Unterſuchung 
der Frage eingeſetzt und der Bericht vom Oktober 1880, den dieſelbe 
efattete, ift jo intereffant, daß wir aus demfelben, der in verfchiedene 
öfentliche Blätter übergegangen ift, daB Wejentliche mittheilen: 

Das Bedärniß der deutfchen Induftrie, vermehrte und zuverläffige 
Abfahgelegenheit im überfeeifchen Ausland für ihre Erzeugniffe zu ger 
winnen, wird in allen gewerblichen Bezirken, jo auch an unſerem Platz, 
empiunden. Die eifrige und nicht erfolglofe Betheiligung an den Auß- 
ſtellungen in Sydney und Melbourne haben dieß Mar bewiefen. Der 
deutiche Gewerbefleiß ift fi) bewußt, in fat allen Zweigen in der 
Qualität und im Geſchmack feiner Erzeugnifie mit allen anderen 
Rationen auf den Märkten des Auslandes Tonkurriren zu können; die 
Anftrengungen und Fortſchritte, welche in den legten Jahren in Bil« 
dung des Geſchmacks gemacht worden, find in mehreren Branchen un» 
verfennbar. 


Wir Lönnen und aber nicht verhehlen, daß die beutiche Induftrie 
in ihren Bemühungen, auswärtige Märkte zu gewinnen und auf die 
Dauer zu behaupten, nicht ebenfo glücklich iſt wie die Induftrie Eng« 
iand& und Frankreichs, neuerdings ſogar bie der Vereinigten Staaten. 
& if von Wictigfeit, die Gründe fich gegenwärtig zu halten, auf 
denen dieß beruht und die Mipftände, denen unſer geringerer Erfolg 
wujufchreiben ift, aus allen Kräften zu befeitigen. Wenn wir von be» 
frenndeter Seite, von deutſchen Gefchäftshäufern im überfeeiichen Aus- 
land, die von lebhaftem Intereſſe für das Gedeihen und die Anerfen- 
nung der daterländifchen Induftrie durchdrungen find, wenn wir von 
den amtlichen Vertretern bes deutfchen Handel auf Märkten und Aus- 
Rellungen im fernen Ausland auf derartige Mißſtände aufmerkſam ge- 
macht werden, fo haben wir um fo dringender Veranlaffung, auf ihre 
Abſtellung hinzuarbenen. 

Zahrba qh V. 1, hros. v. Squoller. 2 
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Konfulats-, Ausſtellungs · und Handelsberichte Haben in neuerer 
Zeit den Umftänden, welche nachtheilige Einwirkungen auf die Ent- 
wicklung des deutſchen Exports bei den verfchiedenen Waaren ausüben, 
eingehende Beachtung gewidmet, und beſonders verdienſtlich ift eine 
Enquöte, welche auj Beranlafjung des kaiſerlichen Geſchäftsträgers in 
Gentralamerifa im verfloffenen Jahr unter Mitwirkung ber deutfchen 
Konfulate im Bereiche der Nepubliten Guatemala, Nicaragua, Eofta- 
Rica, Honduras und S. Salvabor bei den dort etablirten deutſchen 
Geſchäftshäuſern ftattgefunden hat, um auß deren Wahrnehmungen und 
Erfahrungen fich über die Stellung der deutfchen Induftrieerzeugnifie in 
Gentralamerifa und über die Mittel zur Vermehrung ihres Imports 
nad diefen Rändern eingehend zu informiren. 

Diefe Enquöte, die ſich ſowohl auf Momente allgemeiner Natur, 
die für Entwidlung de deutſchen Exports nach überjeeifchen Ländern 
von Wichtigkeit find, als auf 116 einzelne Waarenrubrifen, welche bei 
dem Erport nach Gentralamerifa fpeziell in Betracht kommen, erſtreckt 
(im „Deutfchen Handelsarchiv“ von 1880 Nr. 8 und 9 veröffentlicht), 
verdient wegen der umfafjenden und vielfeitigen Belehrung, die daraus 
zu ſchöpfen ift, von allen, die irgend ein Interefſe am überjeeifchen 
Export haben, jorgjältig beachtet zu werden. 

Die Schwierigkeiten, mit welchen bie deutſche Induſtrie in ber 
Konkurrenz mit England, Frankreich u. ſ. w. auf überfeeiichen Märkten 
zu ringen Hat, find theils folche, welche nur ganz allmählich durch eine 
naturgemäße Weiterentwiclung der deutſchen Induſtrie und fpeziell des 
deutfchen Exporthandels überwunden werden fönnen, theils ſolche, deren 
Verminderung und Befeitigung ernften Anftrengungen und feſtem Willen 
unferer jür die Ausfuhr arbeitenden Gewerbtreibenden und Erport« 
geichäfte alsbald gelingen Tann. Auf letztere Schwierigkeiten foll vor- 
zugsweiſe unfer Augenmerk in gegenwärtiger Ausführung gerichtet fein. 
Die erfteren wollen wir nur im Vorbeigehen ftreifen. 

Das große Uebergewicht, welches England und Frankreich durch 
eine große Anzahl leiltungafähiger, aljo mit bedeutenden Kapitalien 
außgeräfteter Kommiffionserporthäufer an den Gentralftellen der ein— 
zelnen Induſtrieen, welche Häufer den Vertrieb der Produkte ihres Be— 
zirls zu ihrer außfchließlichen Spezialität machen, über die deutſche 
Induſtrie in Betreff der überfeeifchen Ausfuhr befigen, beruht auf einer 
ganzen Reihe bon Vorbedingungen, die ſich durch viele Jahrzehnte 
berangebildet Haben. Derartige Kommiffiongerporthäufer Hervorzurufen 
ift nicht Sache des Augenblid® oder des momentanen Vorſatzes. Die 
deutſche Induftrie fann fih nur nach umd nad) bis zu diefem Punkte 
Tortbilden, fie befigt nach dieſer Richtung Hin erſt Eleine Anfänge. 
Sehr treffend fegt ein Bericht auß Guatemala den Vorjprung außein- 
ander, welchen nach diefer Seite England und frankreich haben. „In 
England hat die Produktion ſich im Laufe der Zeiten gewifjermaßen 
gegliedert, indem im Großen und Ganzen die einzelnen Branchen in 
beftimmten Gegenden ftultivirt werden. In den meiften der fo ent— 
ftandenen Induftriebezirfe liegen größere Städte, in denen Kommilfions= 
häufer etabliert find, deren ausſchließliche Aufgabe es ift, den Abfaß der 
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Fabrilate ihrer Gegend zu vermitteln. Diefe Häufer befigen eine ge— 
naue Waarenkenntniß in ihrer Branche und kontroliren die gewifjen- 
halte Kieferung jeitend bes Fabrikanten auf daß genauefte. Sie befigen 
jerner geeignete Vorrichtungen, wie hydrauliſche Prefien u. |. w. zum 
Roden der Güter, denn ihr eigenſtes Intereſſe erfordert es, dem über« 
jeeiicden Abnehmer in Allem zufrieden zu ftellen. In Frankreich ift, 
wie Alles andere, das Erportgeichäft franzöfiſcher Artikel in Paris 
eentralifirt. Der Einkauf wird durch Parifer Kommiffionäre von den 
Agenten aller jür den Erport arbeitenden Fabrifen des Landes beforgt. 
Die Waaren werden dann in Paris empfangen und in eigens hierzu 
etablirten Anlagen aufs Neue Tür den DVerjand verpadt. Auch Bier 
wird eine forgfältige Kontrole der Lieferung durch den Kommilfionär 
geäbt. Die Parifer Häufer find Hinfichtlich diefer Vermittlung fo gut 
in Ausland alkrebitirt, daß manche überfeeifche Befteller auch deutſche 
rabrifate nur durch fie beitellen. Eine einzelne Fabrik ift nur jelten 
in der Lage, durch große hydrauliſche Prefien, geeignete Kiften, Bor 
räthe, fowie geübtes Perſonal für diefen ausſchließlichen Zwed, derartig 
allen Anfprüchen gerecht zu werben, wie ein Etablifjement, welches den 
Ewort ganzer Diſtrikie vermittelt und daher bie erforderlichen Ein» 
tichtungen in ganz anderem Mafftabe bejigen kann und muß. St 
Dentſchland ift von einem Kommilfionsgefchäit, das im jolcher jach- 
gemäßen Weife fi zur Aufgabe machte, den Abſatz der Induftrie- 
Egengniffe nach dem Ausland zu bejorgen, nur wenig die Rede. Jeder 
enzelne Fabrikant ſucht auf eigene Fauſt, hauptjächlich durch Agenten 
in Hamburg, Bremen, London und Paris feine Waaren an den Mann 
zu bringen. Deutjche ErportHäufer find nur in Hamburg und Bremen, 
vereinzelt auch wohl Hier und da im Binnenland etablitt, doch be= 
treiben diejelben ihre Vermittelung meift nur ala Nebengeichäit, indem 
fe fih in vielen Fällen darauf beichränfen, ihren überſeeiſchen Ge- 
ihäftsfreunden die Kredite zum Ankauf der benöthigten Artikel zu ge 
währen. Bon eingehender Waarenkenntniß und von forgfältiger Kon- 
tele der Lieferung ift dabei oft feine Spur vorhanden, und ebenſo 
fer von einer genügenden Sorge und Kontrole betreffs der Ber- 
fung.” 

Die englifhen und frangöfiihen Kommilfionshäufer gewähren 
iemer, wie derſelbe Bericht von Guatemala hervorhebt, den erportirenden 
Induſtrieen ihrer Länder den großen Vortheil, daß fie ihre Reiſenden 
jährlich His in die entjernteften Gegenden ber Welt entjenden, um per- 
fönlihe Kunden zu gewinnen, die fie duch Mufter genau über bie 
Leiſtungen der heimiſchen Fabriken aujllären. Sie find fortlaufend 
unterrichtet über die Bedürfnifle, Gewohnheiten, Neigungen der aud- 
mwärtigen Kundſchaft in den entlegenften Gegenden, beleben durch ben 
zegelmäßigen Befuch der Reijenden die Umjäße, laſſen Mufter, Kataloge, 
Preisverzeichniffe in den verfchiebenen Landesſprachen, Zeitungen und 
vandelsberichte vertheilen. Seitens Deutſchlands gefchieht dieß theils 
gar nicht, teil nur in geringem Maße. Die deutfhen Kommiſſions - 
häufer haben fein hinreichendes Interefſe dafür und einzelne Fabriken 
find nit in der Lage. Der Bericht aus Guatemala erwähnt, daß in 
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den letzten acht Jahren nur brei Gefchältsreifende in Vertretung beutfcher 
Häufer dort geweſen feien. 

Mit dem Mangel an Erporthäufern, welche die überjeeifche Kund- 
ſchaft an die deutfchen Fabritpläge zu jeffeln, die Beziehungen zwiſchen 
beiden einzuleiten und zu befeftigen wiſſen, torreipondirt genau Die 
Weitläufigkeit, zu der fich der ausländifche Kaufmann gendthigt fießt, 
will er fich perjönlich über die deutſche Fabrikation orientiren und bier 
feine Einkäufe und Beitellungen machen. Darüber jagt ein Bericht 
auß Nicaragua (Leon): „Der Hiefige Importeur geht nach Europa und 
beſucht England, Frankreich, Spanien, Italien; nad Deutichland geht 
er nur felten. In England findet er in wenigen Pläßen alles zufam« 
men und Lager fertiger Waare; in Frankreich hat er e8 noch leichter, 
denn Paris vereinigt die geſammte Fabrikation Frankreichs. Er findet 
alles mundgerecht und überfichtlich, während in Deutichland Einkäufe 
ſehr mweitläufig find. Die GSeeftädte, Hamburg, Bremen u. |. w., ver— 
treten wohl die Agenturen der meiften Inlandsjabritate, aber weiſen 
in der Regel nur Mufterlager — ſehr häufig auch diefe unvollftändig — 
auf; um feinen Bedarf zu deden, Hat der Käufer unzählige Agenturen 
zu fuchen und findet nicht die Auswahl wie in Paris. Er wird viel- 
leicht manden Artikel in Paris theurer bezahlen, indefien er er- 
part Zeit.” 

Diek find evidente und ſchwere Nachtheile der auf den Export 
arbeitenden Induftrie Deutſchlands gegenüber anderen Ländern, welche 
eine außerordentlich große Ausfuhr in den mannigjaltigften Artikeln 
ſchon Yängft organifirt und die verfchiedenften Hierzu geeigneten Ein« 
richtungen außgebildet haben, in welchen Induſtrie und Handel für 
Exportzwede einander in befter Weife in die Hände arbeiten, die Thei— 
lung der Arbeit für Induſtrie-Ausfuhr in geeignetfter Weife bereits 
vollzogen ift, auch die großen Gewerbezweige ihren natürlichen örtlichen 
Schwerpunkt längſt gejunden Haben. 

Diek alles find Vorzüge und Vortheile, die ſich nicht auf einmal 
erzwingen laſſen, die wir nur allmählich der Macht der Thatſachen und 
Bedürfniffe, dem naturgemäßen Fortichrittßbetrieb, der in ben Bewerben 
und im Handel und in ihren normalen Beziehungen zu einander Liegt, 
verdanfen werden. Dem aufmerkjamen Beobachter wird Kar, daß fich 
ſchon feit Jahrzehnten und in dem Maß, als Deutichland große In- 
duftriegweige und Induſtrie · Centren gebildet hat, vieles in dieſer Rich- 
tung zum Beſſern geftaltet Hat; aber freilich die Ziele, auf welche alles 
das, was wir von verſchiedenen Punkten aus bereits werden jehen, hin- 
ftrebt, find noch weit entlegen. Je mehr unfere Induftrie erſtarkt, je 
mehr große Zweige derfelben fich fonjolidiren und fongentriren, je mehr 
diejenigen Zweige, die nur durch felbftändige Geſchmacksbildung zur 
Bedeutung daheim und im Ausland gelangen können, Vertrauen zu 
fich ſelbſt faffen, je mehr die Hauptjtadt Deutichlands zu einem Gen=- 
trum der Gewerbe, die hier ihren rechten Boden finden, werden wird 
(und dazu find wichtige Schritte in den legten Jahren geichehen), und 
ie mehr bie gefammte deutiche Induftrie das Bebürfnik und den Werth 
eines lebhaften und regelmäßigen überſeeiſchen Exports wird erkanni 
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Saben, werben auch deutſche Kommiffions · Erporthäuſer in den Gentren 
der heimiſchen Induſtrie erfiehen, die in gleicher Weife, wie oben ge» 
fdldert, die frangöfifchen und englifchen ihre Aufgabe der Vermittelung 
iaſen und ihr allmählich im gleichem Umfang zu genügen fuchen 
werden. Ja, wir glauben, daß das Ausfuhrbedürfniß vieler Induftrie- 
wweige bei und bereit8 fo lebendig und ihre Leiftungen ſchon jo weit fort« 
geritten find, baß wir dem Äugenblick ſchon ſehr nahe gerückt find, 
wo die Bemühungen unferer größeren Yabrifanten, den überſeeiſchen 
Märkten muftergiltige Waaren in tadelloſer Ausftattung und Ber 
dadung zu Bieten, durch eigene, größere Erporthäufer fich ergänzt und 
erleichtert ſehen werben. 

Wird die deutſche Induſtrie dann bei ihren Verſendungen nach 
jrmden Märkten auf eigenen Füßen ſtehen, wie ſte es bereits auf dem 
genen Markt gelernt hat, dann wird fie auch das von ſelbſt ablegen, 
©os ihr unfere Landsleute in Gentralamerifa zum Vorwurf machen, 
deß viele deutſche Waaren unter englifcher, franzöfifcher und ameri« 
!anifher Etiquette verkauft werden. Es ift ja ganz richtig, daß dieſer 
Imftand vielfach ba8 Bekanntwerden der Leiftungen Deutichlands ver- 
hindert; aber jo lange die beutjche Induſtrie auf den englifchen oder 
Aungöfiichen Kommiffionär zum Vertrieb ihrer Waaren angewieſen ift, 
muß fie auch deren Bedingungen reſpektiren, wenn fie dem Urſprung 
im Baare nicht fund werden laſſen will. So lange unfere beutjchen 
Sinn auf den amerifanifchen Märkten berühmt waren und eifrig ger 
Aut wurden, Haben wir ihren Urfprung nicht verleugnet, und ähnlich 
Reft 8 glüdlicherweife mit manchen anderen Spezialitäten noch heute, 
in welchen man den beutfchen Marken vor allen anderen den Bor- 
ang gibt. 

Können wir für die vorerwähnten Uebelftände und evidenten Nach- 
teile in der Konkurrenz mit anderen Nationen eine durchgreifende Ab- 
hülie erft von der Zukunft erwarten, fo fönnen wir durch eigene An« 
frngungen andere Mängel, welche unſere Induftrie um, die Frucht 
iter Bemühungen für den Export bringen, ſehr wohl befeitigen. 

Die in der erwähnten Enquéte von unferen Sandaleuten in Gentral« 
amerifa oit vernommene Klage, daß den deutſchen Waaren im Allge- 
meinen Geſchmack und Eleganz fehle, daß ihr Geſammtausſehen weniger 
ginftig fei als das ber Fabrikate anderer Länder. mag zeitweiſe be · 
techtigi geweſen fein, denn wir ſelbſt in Deutſchland haben in den 
Jahren, in welchen das maſſenhafte Zuftrömen ungeübter Arbeiter in 
die Gewerbe und bie aunehmende Nachläffigteit der Handwerkegehilien 
und Lehrlinge ihre traurigen Folgen entwidelte, über das Sinten der 
Liſtungsfähigleit in mehreren Branchen gellagt , aber in den letzten 
Jahren hat fich doch überall ein ſehr erfreuliches Streben kundgethan, 
ur früheren Solibität der Arbeit zurückzulehren und ihren Ruf duch 
gälige und geihmadvolle Formen noch zu erhöhen. Es ift allgemein 
auerlannt, daß wir in dieſem Streben nicht ermüden dürfen, wollen 
wir den Ruf der deutſchen Induftrie im Ausland heben und dauernden 
Erolg von unferen Ausfuhren haben. Das Vorurtheil, daß was bei 
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und feine Käufer findet, für das Ausland noch gut genug fei, ift durch 
die übeln Erfahrungen, die wir damit gemacht, völlig überwunden. 

Die Klage unferer Landsleute in den überfeeifchen Staaten, daß 
der deutſche Fabrikant oft nicht reell fei, daß feine Sendungen oft nicht 
den eingeſandten Muftern und Proben entfprechend ausfielen; daß dieje 
Mißbräuche unreeller Fabrikanten am meiften die deutſche Induftrie 
in Gentralamerifa in Mißkredit gebracht Hätten, dürfte leider nicht ganz 
beftritten werden können. Es kommt ja diejelbe Klage auch aus an— 
deren überfeeifchen Ländern. Es fcheint nicht an deutichen Induftriellen 
gejehlt zu haben, welche, um dem ftodenden Abſat nachzuhelfen, auf 
den verderblichen Ausweg fielen, durch Billigfeit der Preife, unter Auf» 
opferung aller anderen Rüdfichten die Aujträge wieder zu gewinnen. 
Die Qualität der Mtifel wurde alſo mehr und mehr verringert und 
ſchließlich die ganze Kundſchaft verloren, ja die deutiche Waare über- 
haupt in Verruf gebracht. Leider mit Recht fchreibt Projefjor Reuleaur 
auß Sydney am 27. Dez. 1879: „Vor Allem muß die begonnene 
Rücktehr zu foliden Grundfägen, welche jo vielfach verlafien worden 
waren, zu einer vollen Wahrheit gebracht werben. Der Gedanke der 
Herüberführung don Schund- und Schandwaaren ift nit nur aufzu- 
geben, ſondern geradezu zu verfolgen und mit allem Ernſt zu verhüten. 
Handeld- und Gewerbefammern follten darüber ängftlich wachen, bie 
Preſſe muß die Devije verbreiten, daß der Ruf der deutfchen Induftrie 
hierſelbſt wie überall fledenfrei gehalten werden muß. Unprobemäßige 
Kieferungen kommen immer und immer wieder vor. Sie führen ſofort 
und für immer zum Bruch mit dem Importeur.“ Die beutfchen Ge- 
werbetreibenden, wenn fie für den Export arbeiten, follten allezeit vor 
Augen haben, daß auf allen Märkten des überſeeiſchen Auslandes, die 
fie gewinnen, reſp. behaupten wollen, die Aniprüche hochgeſpannte find, 
daß diefen Anjprüchen unfere auswärtigen Konkurrenten ſeit Jahren 
ſchon mit dem Angebot der beften, der gleihmäßigit außgeführten und 
mit möglicäfter Eleganz aufgemachten Waaren entgegenfommen. Daß 
in den meiften’ jener Länder auch fchon die geringften Klaſſen gelernt 
haben, daß das Theure oit das Billigfte auf die Dauer if. Auf 
diefen Märkten mit unfolider, wenn immerhin billiger Arbeit etwas 
ausrichten zu wollen, ift ein ungeheuter Irrthum. Darüber können 
uns die Berichte aus Gentralamerifa von unſeren Landsleuten, die gern 
mit den beimifchen Waaren, ſoweit es nur irgend angeht, Geſchäfte 
machen möchten, fattfam aufflären. 

Ferner beflagen unfere dortigen Landsleute die nicht ſelten vor— 
Tommenbe Nleinlichteit und Pedanterie der bieffeitigen Fabrikanten, 
welche Inappes Maß geben und Häufig, um ein paar Gent zu ge— 
winnen, die ganze Kundfchaft verlieren. Ein Bericht aus Guatemala 
bemerkt, bei den Maßen feien die deutſchen Fabrikanten Lleinlich genau, 
und während bei engliſchen und iranzöfifchen Stoffen die marlirten 
Längen leicht und ohne Mühe herauskommen, müßten deutſche Fabrikate 
geredt und geftredt werden, wobei ber Käufer denn doch noch um eine 
Fraltion zu kurz komme. 

Weitverbreitete und übereinftimmende Klagen richten fi gegen die 
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lebte Aufmachung und Austattung der Waaren. Es ift kein 

Zweiſel, daß dieſe Klagen größtentheils berechtigt find. Gin Urtheil 

aus Guatemala geht dahin: „Auch auf die ſchlechte Aufmachung und 

Ansfattung übt die unfelige Parole der deutichen Induftrie: „billig 

um jeden Preis“ ihren Einfluß. Die Cartons find zu groß oder zu 

Hein ober bereits einmal gebraucht, andere Artikel werden in Papier 
vewadt. das fchon beim Deffnen ber Colli total zerjeßt ift u. ſ. ſ. Bon 
dem geſchmackvollen Arrangement mit gewiffen Eleinen Verzierungen, in 
denen namentlich bie Franzoſen Meiſter find, hat man in Deutichland 
keine Ahnung. Und doch ſpielen folche Aeußerlichkeiten beim Verkauf 
eine wichtige Rolle, denn das große Publifum ift nie Kenner und läßt 
ih in feinem Urtheil durch den Schein leiten.“ 

Die allgemeinften und ficherlich begründetſten lagen unferer Landa- 
leute in Gentralamerifa und in anderen überfeeiichen Ländern richten 
ih aber gegen die Fahrläffigkeit und Lüderlichkeit der deutſchen Ver- 
padung. Die deutſche Berpadung, jo lautet das allgemeine Urteil, 
da8 bei der Enquẽte aus zahllofen Spezialberichten gezogen ift, iſt fo 
mangelhaft, daß dadurch große Inbuftriegweige von dem Export dort« 
hin völlig außgefchlofien find. Im Befonderen: 

a. find die Kiften nicht feft genug, um die Gtöße, melde bie 
Waaren bejonders auf dem Zransport von Bord zu Bord 
erleiden, auszuhalten; 

b. es jehlt bei zerbrechlichen Waaren — Spiegeln, Glasſcheiben, 

Bildern — die Ueberfifte; 

. bie innere Berpadung ift nicht dicht genug; in Folge befien 
erhoben fich zerbrechliche Gegenftände in den Kiften gegen« 
eitig; 

d. ift bei Baummollen- und Wollenwaaren die Verpadung nicht 
tomprimirt genug, jo daß bei dem deutſchen Verſand 30 Proz. 
mehr Seefracht erwächſt, als bei der Verpackung anderer 
Länder. 

In dem Bericht Guatemala’s wird gejagt: „In England und 
drankreih wird die Verpadung der Waare für den Verſand ins Auß- 
land durch die Kommiffionäte, reſp. unter ihrer unmittelbaren Aufficht 
beforgt. Die Verpackung geht zu Laften de Käufers; fie wird nicht 
billig, aber folid und praftiich vorgenommen. In dem Bejtreben, durch 
billige Offerten zu beftechen, übernehmen die Deutſchen die Padung der 
Güter für ihre Rechnung. Dabei fuchen fie auf alle Weife zu Iparen, 
und jo entfteht die ganz ungenügende, oft ganz elende Beſchaffenheit 
der Emballage der deutichet Güter. € ift diefer Umftand einer ber 
Hauptnachtheile des deutfchen Exports.“ 

Ganz diefelben Klagen über deutiche Verpadung erhebt Herr Reu- 
leaug in dem bereit® erwähnten Schreiben vom 27. Dezember 1879. 
& jagt: „Die Verpadung ift vielfach kläglich. Die Kitten follen der 
Größe des zu verfendenden Gegenftanded genau angepaßt fein. Die 
fleinen Kiften und Pafete jollen die große Kiſte ftraff ausfüllen, un» 
vermeidliche Lucken follen ftraff verftopft fein. Das Padpapier joll jeft 
und fauber fein, Marke und. Firma aufgebrudt oder auſſchablonirt ent 
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Halten. Nicht aber ſoll man faubere und werthvolle Objekte in ein 
paar alte Zeitungen twideln oder in einen gebrauchten Umfchlag eines 
Voſtpalets und dergleichen. Bei den Biefigen Importeuren kommt fo 
verpadte Waare leider oft genug an, die Verpadung muß dann voll- 
ftändig erneuert werben. Der Vergleich mit der englifchen und fran« 
zofiſchen Verpackung ift durchichnittlich zu unferem Rachtheil, immer 
abgejehen von guten, ja vorzüglichen Ausnahmen. Da ift bei den 
Engländern jedes einzelne verfäufliche Stüd, 3. B. von Lederwaaren, 
in ein fauberes vierediges Stück Seidenpapier gewidelt, dann folgt ein 
Umſchlag von feinem, jeftem Papier, dann der mit Gtiquette und Marke 
bedrudte eigentliche Umfchlag, die Dutzende wieder in Cartons geftedkt, 
welche das Paket genau umfchließen; die Cartons wieder eingewidelt 
und in ein leichtes Kiftchen gelegt ober zu einem ftraffen Patet ver- 
einigt, die Pakete dann feft aufammengebrängt in eine mit Zink au8- 
geichlagene Kifte gefeßt, oben mit Papierlagen bedeckt, welche dad auf- 
gelöthete Schlußblech dicht berühren.” 

_ Die Enquöte bei den deutichen Handlungshäufern in Centralamerika 
ift, wie gefagt, von den wohlwollendften Gefinnungen gegen die beutfchen 
Fabrikanten und deren Erzeugniſſe ducchbrungen. Lehtere haben dort, 
wie ſich aus der Enquöte ergibt, ein großes und ergiebiges Feld vor 
fich, aber die große Zahl der Artikel, über deren unzwelmäßige Ver— 
padung gellagt wird, läßt auch erkennen, daß nach diefer Geite be- 
echtigte Vorwürfe gemacht werden, und daß fehr viel zu thun ift, um 
von England, Frankreich, Norbamerita nicht aus dem Felde geichlagen 
au werben. 

Und Bier ift ohne Zweifel ein Punkt, wo von den deutſchen In- 
duftriellen ſofort Hand angelegt werden fann behufß der Befferung. 

Die Vortheile einer ſolideren, zuverläffigeren, forgfältigeren und 
dabei Seefracht erfparenden Verpackung, worin England und Frankreich 
fich hervorthun, können ſich auch die deutichen Fabrikanten und Ver— 
ſender, ſoweit e8 noch nicht geichehen, aneignen; allerdings fommt fie 
theurer zu ftehen, aber dieje höheren Unfoften müffen auf den Preis 
der Waaren gefchlagen werden. und ber überjeeifche Empfänger wird 
fie, wie bei den frangöfifcgen und engliihen Waaren, gern tragen, wenn 
er ficher ift, wohlerhaltene Güter zu befommen. Das geht auß allen 
obenerwähnten Berichten aus Gentralamerifa hervor. Das Jahre lang 
befolgte Syſtem deutſcher Inbuftrieller und Erporteure, an der Qua- 
ität, Aufmachung und Verpadung ihrer Erzeugnifje möglichft zu ver- 
türgen, um nur recht billig zu liefern und durch den niedrigften ‘Preis 
die Konkurreriten außzuftechen, hat fi, wie auß allen obenerwähnten 
Berichten hervorgeht, nicht auf die Dauer bewährt; die deutſche Waare 
ift durch Verfäumniß alles deſſen, wodurch fich englifche und franzöfiiche 
Waare ſchon Außerlich empfahl, und durch die Berlufte, welche die 
Importeure in Folge der läffigen Aufmachung und Verpadung trafen, 
ſchließlich in Verruſ gekommen; das Renommee ganz beſonderer Billig- 
keit Hat ſich nicht oben erhalten können. Es thut dringend und ernfi- 
lich noth, daß dieſes Syſtem verlafſen wird. Wir werden beſſer jahren, 
wenn wir dem überſeeiſchen Auslande gediegene Waare, geſchmackvoll 


345] Meinere Wittheilungen. 345 


anägeftattet und forgfältig verpadt, zu Preifen anbieten, in welchen die 
Untoften, an denen ber deutjche Verſender bisher zu feinem Schaden 
werte, eingerechnet find. Deutichland ift, wie die Enquete ergeben hat, 
nach Gentralamerifa in mehr als Hundert Artikeln exportjähig. Be- 
folgen wir die wohlmeinenden Rathſchläge, welche uns von borther ges 
geben werden, befolgen wir fie bei der Ausfuhr ſowohl nach diefen als 
nach anderen überfeeifchen Märkten! Dann wird und ber Erfolg nicht 
fehlen und mit dem reichlicheren Erfolge werben auch Erporthäufer 
erächen, welche in ber oben bejchriebenen Weife der englifchen und 
franzöfiichen Kommiffionshäufer die binnenländifche deutſche Induftrie 
mit ihren fernen Abjagmärkten in regelmäßiger Verbindung halten und 
ihr beftändiges Augenmerk darauf richten, daß nur Waaren don guter 
äußerer Berfaffung an die Abnehmer gelangen. 


Die Delegirten -Berfammlung dentiher Gewerbetammern im 
Rovember 1880 und die Neubelebung der Innungen. 


Ran wird der Thätigleit der Gewerbekammern und ihren gemein« 
km Zufammentünften das Zeugniß nicht verfagen können, daß fie 
in viel Harerer und berechtigterer Weile die Ziele veriolgen, als deren 
frühere Vertreter die Handwerkertage galten. Die zeitgemäße Neu ⸗ 
belebung ded Innungsweſens, die, Rejorm des Lehrlingsweſens, die 
Hebung der Konkurrenzfähigkeit des Kleingewerbes ftehen unter diejen 
Zielen in erfter Linie. 

Schon die Berichte, welche die Gewerbefammer erftatten, enthalten 
jehr viel guteß und Iehrreiched Material; jo 3. B. der „Bericht der 
Lübrdifchen Gewerbekammer über ihre Einſetzung und Organifation, 
jowie Aber ihre Thätigkeit während der Jahre 1867—1875 nebft einer 
Deberficht über bie gewerblichen Verhältnifie in der freien Hanſeſtadt 
Lũbed (Xübed, F. Grautoff. 1876)", dann die Berichte derſelben Kammer 
für die folgenden Jahre. Ueber die vierte Delegirtenfonjerenz der 
hanſeſtädtiſchen Gewerbefammern (zu Kübel den 22. und 23. Oktober 
1877) Tiegt daß gebrudte Protokoll vor, über die Konferenz von Dele- 
girten beutfcher Gewerbe reſp. Handeld- und Gewerbefammern in 
Xeipjig (25. und 26. März 1878) eriftirt ein gebrudter ftenographiicher 
Bericht (Hamburg 1878). Es Hatten an dieſer Verfammlung Delegirte 
aus Hamburg, Bremen, Kübel, Leipzig, Dresden, Plauen, Chemnig, 
Zittau, Münden, Halle theilgenommen. Jul. Schulze, Gewerbefammer- 
ſetretär aus Hamburg, hatte für diefe Konferenz im Namen der Ham« 
burger Kammer die Schrijt ausgearbeitet: „Ein Wort über prinzipielle 
Reform der deutfchen Gewerbeordnung“ (Hamburg 1878, 100 ©.). 
Die dort vorgetragenen Grundanſchauungen find dann auch in die 
andere Schrift defielben Verjaflers übergegangen: „Die Gewerbegejeh- 
gebung des Deutfchen Reiches im Lichte ihrer Urfachen und Wirkungen 
/owie ber neueren gewoerbepolitiichen Beſtrebungen (Zeitfragen des chrift« 
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lichen Vollkslebens, herausgegeben von Müblhäußer und Beffden, Heit 22. 
Heilbronn, Gebr. Henninger. 1879). Demielben Ideenkreiſe gehört die 
Schrift des Konfulenten der Bremer Gewerbelammer Br. Jacobi an: 
Die Organifation des Gewerbes mit fpezieller Berüdfichtigung des Hand- 
wertes (Kaflel, 3. Bacmeifter. 1879). 

Ueber die Eifenacher Delegirtenverfammlung deuticher Gewerbe» 
lammern vom 15. und 16. November 1880 nun fteht uns noch fein 
ftenographifcher Bericht zur Verfügung; wir glauben aber richtig au 
handeln, wenn wir unferen Leſern nach dem Bericht der Bremiſchen 
Gewerbelammer vom 29. Noveniber 1880 über ihre Thätigleit dom 
Mai bis November 1880, erftattet an den Gewerbefonvent (Bremen, 
Hauſchild. 1880) kurz das Weientliche über die Konferenz mittheilen. 

Die in den Tagen vom 14. biß zum 16. November ftattgehabte 
Delegirtenkonferenz deutfcher Gewerbefammern, bezw. Handela- und Ge- 
werbelammern, zu der mit Einjchluß Bremens 27 Kammern geladen 
worden waren, war von 13 Kammern mit im Ganzen 29 Delegirten 
beigiet. Zwei Kammern, nämlich die von Plauen i. V. und Bayreuth, 
hatten Entſchuldigungsſchreiben gefandt; die Mehrzahl der bayerifchen 
und württembergiichen Handeld- und Gewerbefammern dagegen war ohne 
folche auögeblieben. Bon den 13 anweſenden Kammern waren vertreten: 
Bremen, Lubeck, Hamburg, Chemnig, Leipzig und Weimar durch je 
3 Delegixte; Dresden, Stuttgart, Sonneberg i. TH. und Zittau durch 
je 2 Delegirte; Ludwigshafen a. Rh., München und Nürnberg durch je 
1 Delegirten. Die Bremifche Gewerbelammer Hatte ihren Borfiger, 
Herrn W. Below, fowie die Herren 9. M. Haufdild und Kon— 
julent Dr. jur. Jacobi zu den‘ Verhandlungen abgeorbnet. 

Auf der Tagesordnung der Konferenz ftanden folgende Gegenitände : 

1) Die Innungsfrage, auf Grundlage der Beichlüffe des Reichs— 
tages vom Mai 1880 zur Revifion des Titel VI der Ge— 
werbeorbnung. 

2) Die Errichtung von Gewerbefammern. 

3) Ginfegung eines vollswirthſchaftlichen Senats für daß Reich 
und Vertretung des Kleingewerbes in demjelben. 

1—3 Referent: Bremen. 
4) Die Arbeiterverficheung und dad gewerbliche Kaſſenweſen. 
Referent: Lubeck. 

5) Der Schuß gewerblicher Arbeiter gegen Gefahren für Leben 
und Gejundheit. 

6) Beſchränkung der allgemeinen Wechieliähigfeit. 

Nachdem in der am 14. November Abends ftattgeiundenen Bor- 
verfammlung das Büreau wie folgt zufammengefeßt worden war: Präjes 
Hear W. Below (Bremen), Bizepräfes Herr Dr. Bredmer (Lübed), 
Schriftführer die Herten Dr. Huber (Stuttgart), Steglich (Dresden), 
Dr. Jacobi (Bremen), begannen die Hauptverhandlungen am 15. No— 
vember Morgens 9 Uhr. 

Die eingehendfte Debatte riet naturgemäß die Innungsfrage hervor, 
die auch von Seiten der Konferenz aujd Neue ald das Fundament der 
gewerblichen Reform bezeichnet wurde. Die Grundlage für dieſelbe 
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bildeten, neben den Beichlüffen des Reichdtages vom 5. Mai e. a. und 
der bereit® in dem letzten Sonventöberichte mitgetheilten Petition der 
drei Hanjeftäbtiichen Gewerbefammern an den Bundestath und ben 
Radstag vom 3. Mai, jowie den Münchener Beſchlüſſen vom vorigen 
Jahre, die bezüglichen Anträge auß ber Mitte der Konferenz, ind 
beiondere der Gewerbefammern von Bremen und Leipzig und der Hanbeld- 
und Gewerbefammer von Zittau. Das Referat Hatte der Konfulent 
der Bremifchen Gewerbefammer, Herr Dr. jur. Jacobi, übernommen, 
der in demſelben zugleich eine bejondere Refolution der diefſeitigen 
Kammer mit begründete. 

Im Weientlicden ift die Konferenz auf dem Standpunkt ihrer 
frügeren Befichlüfe ftehen geblieben, und hat nur diejenigen Puntte der 
oben gedachten Reichstagsbeſchlufſe beanftandet, die prinzipiell ihren 
Anſchauungen widerfprechend gefunden wurben. So hat fie insbeſondere, 
unter Feftyaltung der fakultativen Innungen ala Grundlage, bie Be- 
fimmung abgelehnt, daß nur Innungsmeifter Lehrlinge zur Ausbildung 
annehmen dürfen, indem fie, übereinftimmend mit den Beſchlüſſen der 
drei hanfeftädtifchen Gewerbefammern vom 3. Mai e. a., dafür bie 
Beſtimmung fuhftituirte: „Die Befugniß zur Ausbildung von Lehr 
Imgen kann folchen Gewerbtreibenden verfagt werben, die nicht entweder 
nachzuweiſen vermögen, das betreffende Gewerbe ordnungsmäßig erlernt 
za haben, oder die nicht wenigften® einen ordnungsmäßig auögebilbeten 
Bertjührer zur Leitung des techniichen Betriebes in ihrem Gewerbe 
halten. Die Kontrole darüber kann den Innungen übertragen werden.” 

Dieſe Kontrole kann durch die höhere Landesbehörde nach Anhörung 
der Gemeindebehörde auf das gefammte Lehrlings- und Gefellenweien 
des betreffenden Gewerbes außgedehnt werben, wie überhaupt die Innung 
ala die legitime Vertreterin ihres Gewerbes anzufehen und über bie den 
fraglichen Gewerbszweig betreffenden öffentlichen Einrichtungen gutacht- 
lich zu Hören ift. Nach Mafgabe des Statut? fol den Innungen 
irmer zuftehen dürfen: a. die Leitung und Aufficht über ihre Fachſchulen, 
b. die Abnahme von Gefellen- und Meifterprüfungen und Ausftellung 
der desjallfigen Zeugnifie, c. die Aufficht über die Lehrlinge der In— 
numgsmeifler, insbeſondere die vorläufige Entfcheidung über die Auf» 
bebung oder Dauer des Lehrverhältniffes, d. die Aufficht über die Ge» 
fellen der Innungsmeifter, insbefondere über die von den Gefellen zu 
führenden Zegitimationen, e. die Verwaltung der Kranken, Hilie- und 

Sparlaſſen der Innung, f. die Fürforge für die invaliden Gefellen, 
ſowie für die Wittwen und Waifen der Innungsmitglieder. 

Die Landesbehörden follen zwar die Normativbeftimmungen für 
die Bildung neuer oder bie Umwandlung fchon beftehender Innungen 
jeſtſehen, aber, wie die Konferenz Hinzugefügt hat, nach Anhörung der 
gewerblichen Bertretungstörper. 

In Betreff der Innungslaflen wurde in Webereinftimmung mit den 
Reicätagsbefchlüffen die Nothwendigfeit zu der Befugniß zwangsweiſer 
Beitreibung der ruckſtandigen Beiträge und verwirkter Geldftrafen auß- 

sed. 
68 find hiernach den Innungen eine Reihe von Berwaltungs- 
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und Kontrolbefugnifien zuerfannt worben, bie geeignet find, bei richtiger 
und Lonfequenter Anwendung da® innere Leben und das Anſehen ber 
Innungen zu Heben und dieſe jelbft ihrer Beftimmung zuzuführen. 
Einen Zwang auszuſprechen, trug die Konferenz überall Bedenken, weil 
fie nad) wie vor an der Weberzeugung fefthielt, daß ein folder dem 
gewerblichen Leben im Allgemeinen nicht förderlich fein werde, und daß 
man auch die feit Einführung der Gemwerbefreiheit durch Erlak der 
Gewerbeordnung vom 21. Juni 1869 gejchaffenen neuen Berhältniffe 
nit einfach ignoriven Eönne, daß aber die gejegliche Gewähr der oben 
gedachten Befugniſſe ausreichen werde, dem jetzt gänzlich bamieber- 
liegenden und frajtlofen Innungsleben neue Impulſe zu geben, um es 
für die Zukunft entwidlungsfähig zu machen. Die Konferenz ging 
dabei don der ſtillſchweigenden Vorausſetzung auß, daß bie Landes» 
behörben auch überall da, wo die Entfcheidung in ihre Hand gelegt ift, 
den Betrebungen der Innungen wirffame und nachhaltige Unter« 
ſtützung zu Theil laffen werben. Ohne die legtere würde allerdings die 
Reform auf der vorgefchlagenen Baſis nichtebedeutend bleiben und bie 
bißherigen Zuftände mit allen ihren Mängeln und Unzulänglickeiten 
würden einfach fortdauern. 

Abgelehnt Hat die Konferenz diejenigen Beftimmungen in den Be- 
Ichläffen bes Reichstags, nach denen den Innungen ala folchen die Wahl 
für die Schiedägerichte und etwaige höhere gewerbliche Vertretungskörper 
(aljo insbejondere die Gewerbefammern) übertragen werben foll, weil 
fie der Meinung war, daß weder die Schiebögerichte, noch die Gewerbe» 
tammern außfchlieglich für die Innungen dafein oder gejchaffen werben 
follen, jondern daß beide dem gefammten Gewerbeftande, auch foweit 
er nicht den Innungen angehört, zu dienen haben. Deögleichen wurde 
es abgelehnt, die Vermittlung zwiſchen Innungsgenofien bei gewerb- 
lichen GStreitigfeiten den Innungen zu übertragen, womit indeß nur 
außgefprochen ift, daß dieſelbe nicht außbrüdlich vorgefchrieben werben 
fol; wo dieß ſeitens der Parteien freiwillig geichieht, fteht jelhftverftänd- 
lich fein Hinderniß entgegen. 

Nach Berathung ber einzelnen Punkte der bezüglichen Reichstags- 
bejchlüffe vereinigte fich die Konferenz zu dem danfenden Anerkenntniß, daß 
diefelben, fowie fie auß den Anträgen der Abgeordneten von Seybewiß 
und Genofjen hervorgegangen, im Großen und Ganzen den Beſtrebungen 
des deutfchen Gewerbeitandes entiprechen, und daß der baldige Erlaß 
eined Reichsgeſetzes auf diefer Grundlage wünjchenswertd fei. 

Schließlich wurde noch die bereit® oben erwähnte, zu Nr. 1 ber 
Tagesordnung gehörige Refolution der Bremijchen Gewerbefammer, nach« 
dem biefelbe einer Vorberathung durch eine Spezialtommiffion unter 
breitet worden war, mit einzelnen Aenderungen in folgender Faſſung 
einftimmig angenommen: 

„Zur Befeitigung der noch vorhandenen Mißftände im Bewerbe- 
weien find vor Allem erforderlich der Erlaß eines Lehrlingsgeſetzes, 
durch das der prinzipielle Unterjchied zwiſchen dem gewerblichen Lehr- 
ling und dem jugendlichen Arbeiter feftgeftellt wird, Einführung des 
Ichriftlichen Lehrvertrages als des einzig giltigen, ferner die Errich- 
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tung von gewerblichen Fortbildungsſchulen, die Einführung obligatori« 
der Arheitsbücher für alle gewerblichen Arbeiter ohne Unterſchied 
des Alterd, die Beflrafung des doloſen Kontraktbruches, die Ein- 
führung von Gewerbegerichten mit Beifigern aus dem Stande der 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer, gegen deren Erkenntniſfſe keine Be— 
uufung auläffig ift.” 

Es jolgte der zweite Punkt der Tagesordnung: „Die Errichtung 
von Gewerbefammern“, zu dem gleichjall® der Bremiſche Konfulent, 
He Dr. Jacobi, das Referat übernommen hatte. Derjelbe begründete 
in längerer Ausführung bie nachftehende Rejolution der Bremiſchen 
GSewerhelammer: 

„Daß die Errichtung von Gewerbefammern in jänmtlichen 
deutichen Staaten, wo ſolche noch nicht vorhanden find, in Angriff 
genommen werbe, und zwar nicht blos ala fogenannte Innungs- 
ausſchũffe oder Handwerkerfammern, unter Beſchränkung auf das 
Nleingewerbe, fondern unter prinzipielle Ausdehnung auch auf die 
Sroßinduftrie und auf der Grundlage der Gelbitverwaltung, da nur 
auf biefem Wege ſowohl bie richtige Verbindung von Thatkraft und 
Intelligenz höher Gebildeter mit dem Arbeitäfleiße des Kleinmeiſters 
innerhalb der zu jchaffenden Körperſchaften gefichert, wie auch diejen 
jelbſt die Möglichkeit einer eriprießlichen, durch büreaukratiſche Bevor ⸗ 
mundung nicht behinderten und eingeengten Thätigkeit gewährt wird. 

Als Regel wird bie Errichtung jelbftändiger Gewerbefammern, 
neben den Handelskammern und von dieſen getrennt, anzufehen fein. 
Doch ift da, wo beide als Zwillings- oder Doppellammern bereits 
beſtehen, bie bißherige Einrichtung, jo lange das Bebürfniß einer 
Aenderung fid) nicht geltend macht, beizubehalten. Kür das Könige 
reich Preußen könnte durch eine Revifion des Handelskammergeſetzes 
vom 24. Februar 1870 al eventuelle Uebergangsform zunächft gleich“ 
jalls die Errichtung einer befonderen Gewerbeabtheilung innerhalb 
der beftehenden Handelskammern herbeigeführt werden.” 

Diefe Refolution wurde, nach furzer Debatte, unverändert ſeitens 
der Konferenz angenommen. 

Auch zu dem dritten Gegenjtand der Tagesordnung: „Einfegung 
eines vollswirthſchaftlichen Senats für das Reich und Vertretung des 
Meingewerbes in demfelben“, hatte Bremen das Rejerat und begründete 
Herr Dr. Jacobi eine bezügliche Reſolution der Bremiichen Gewerbe- 
tammer des Inhalten: 

„Daß die Einſetzung eines volkswirthſchaftlichen Senats ala 
oberſter begutachtender Behörde in Sachen der Induſtrie und des 
Gewerbes, der Landwirtbichait und des Handels, wie ſolche für das 
Königreich Preußen dem Bernehmen nach vorbereitet wird, für das 
gefammte Reich erfolge, und auch dem Kleingewerbe in demfelben bie 
die geeignete Bertretung zu Theil werde.“ 

Die Verkündigung der Einfegung eines Volfswirthichaitsrathes für 
dad Königreich Preußen, wie fie in dem unmittelbar nach Schluß der 
Gimader Konferenz in Berlin zufammengetretenen neunten beutfchen 
Sandelötage durch den Staatsfekretär des Innern, Staatsminifter 
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von Bötticher, erfolgt ift, mit dem außdrüdlichen Hinzufügen, ba 
die Mebertragung der Inftitution auf das Reich in Ausficht genommen 
fei, Hat die Voraußfegungen, von denen die Bremifche Gemerbefammer 
bei Aufftellung dieſer ihrer Refolution ausging, raſch beftätigt. 

Gleichwohl herrſchte auf der Konferenz in Betreff diejes Punktes 
eine gewifſe Unficherheit, die wohl hauptſächlich darauf zurüdzuführen 
war, daß die Mehrzahl der vertretenen Kammern fi mit der in Rede 
ftehenden Einrichtung eines Volkswirthſchaftsrathes und der Bedeutung 
defielben für das geſammte wirthichaftlicde Leben der Nation noch nicht 
eingehender befchäjtigt Hatte Da eine Einigung nicht zu erwarten 
ftand, fo zog Bremen feinen Antrag zurüd, und wurde Hierauf, unter 
Ablehnung aller anderen Anträge, der Beſchluß gefaßt, die Refolution 
der Leipziger Konferenz vom März 1878 feitzuhalten, die dahin lautete: 
„daß, wenn die Errichtung eines Volkawirthichaftsrathes für das Reich 
beſchloſſen werden follte, dann auch dem Kleingemerbe eine ausreichende 
Dertretung in demfelben eingeräumt werben müfje.” Die oben gedachte 
Verordnung für das Königreich Preußen trägt biefem Geſichtspunkte 
Rechnung. 

Zu Punkt 4 der Tageßorbnung: „Die Aibeiterverficherung und bag 
gewerbliche Kafjenweien“, hatte Lüber das Referat übernommen. Es 
zeigte fich jedoch von vornherein, daß innerhalb der Konferenz feine 
Mebereinftimmung über bie Prinzipien zur Löſung dieſer hochwichtigen, 
aber zugleich äußerft fehwierigen Frage vorhanden ſei. Man verhehlte 
fi, wenigften® von Seiten ber Mehrheit, keineswegs, daß ed im In- 
terefje de Volkswohles im Allgemeinen, wie des Arbeiterftandes im 
Befonderen Liege, dem Verſicherungsweſen eine neue Grundlage zu geben, 
auf ber die anerfannten Mißſtände der heutigen Zeit fi) ausgleichen 
und bejeitigen lafjen würden; allein die Konferenz erachtete fi) außer 
Stande, pofitive Vorſchläge in irgend welcher Richtung dafür zu machen, 
und zuleßt wurde auf den Antrag Lübecks die nachitehende motivirte 
Tagesordnung angenommen: 

„Die Konferenz Hat bisher die Meberzeugung nicht gewinnen 
tönnen, daß die allgemeine zwangsweiſe Einführung von Altersverſor- 
gungs- und Invaliditätzfaflen nothwendig und möglich fei.“ 

Die Hamburgifche Gewerbefammer Hatte in ihren Anträgen mit ber 
Frage wegen der Arbeiterverficherung zugleich die wegen des „Schußes 
gewerblicher Arbeiter gegen Gefahren für Leben und Gefundheit“ (Nr. 5 
der Tagesordnung) verbunden und gelangten diefelben daher zu gemein 
ſamer Verhandlung. Die Hamburgifchen Anträge, welche die Errichtung 
obligatorifcher Alterd- und Invaliditätstafien zwar in hohem Mae 
für wünſchenswerth, aber unter den gegenwärtigen Verhältnifien, ins = 
befondere bei dem Mangel einer forporativen Organi« 
jation ber Gewerbe, als vorerfi unaußiührbar bezeichneten, gipfel- 
ten ſodann in dem Vorſchlag einer obligatorifchen Verficherung gegen 
alle Unfälle im Betriebe, fowie ber Errichtung von Unjallichieba« 
gerißten reſp. Erweiterung der Kompetenz der Gewerbegerichte auf dieſes 

jebiet. 

Auch diefe Anträge gaben wohl zu einer allgemeinen Debatte An« 
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laß. die jedoch ebenfowenig zu einer eigentlichen Beichlußfaffung führte. 
Die Konierenz einigte fi, wie zu dem vorhergehenden Gegenſtande, 
und ywar gleichfalls auf den Antrag LübedB, für eine motivirte Tages» 
dnung, indem fie ſich dahin ausſprach: „Die Konferenz hat die Bor- 
{läge der Hamburger Gewerbefammer mit Interefie entgegen genommen, 
Bält diefelben aber nicht für geeignet, um fie 3. 3. zum Gegenftanb 
eine Beihlußiaffung zu machen.“ 

Den Schluß der Verhandlungen bildete die Frage wegen Be 
Ihräntung der allgemeinen Wechfelfähigkeit. Nachdem innerhalb der 
Konierenz feftgeftellt worden war, daß fämmtliche vertretene Kammern, 
mit alleiniger Ausnahme Hamburgs, fich gegen jede Beichränfung ber 
Bedieliähigkeit außgeiprochen Hatten, wurbe dieß auch zum Votum der 
Ronierenz erhoben. 

Damit war die Tageorbnung erledigt und ſchloß die Konierenz, 
indem fie gleichzeitig die Bremifche Gewerbekammer mit Webermittelung 
ihrer Beichlüffe an den Bundesrath beauitragte. — 

Die vom Reichstag am 5. Mai 1880 angenommenen Kommiffiond» 
enträge betreffs der Neorganifation der Innungen, auf die im Bor 
chenden Bezug genommen ift, lauten vollftändig jolgendermaßen: 

„Der Reihetag wolle beſchließen: den Herrn Reichskanzler aufzufordern, 
in eine Revilion des Titels VI ber Gewerbeordnung zum 
Zwede einer weiteren Entwidlung der den Innungen zuftehenden ge» 
Derberechtlichen Befugniffe einzutreten und dabei insbeſondere von folgenden 
Gefichtspunkien auszugehen: 1) Diejenigen, welche gleiche oder verwandte 
Gewerbe jelbftändig betreiben, fünnen zu einer Innung zufammen- 
treten; ein Zwang zum Gintritt in bie Innung findet nicht ftatt. 
2) Der Zwed der Innung befteht in ber Förderung ber gemeinfamen 
gewerblichen Interefien, insbeſondere foll durch geeignete Einrichtungen 
der Gemeingeift unter den Innungsmitgliedern gewahrt und das Ber 
wußtfein der Standesehre, der Rechte und Pflichten felbftänbiger 
Meifter gegenüber den Lehrlingen und Gefellen, ben Mitmeiftern und 
dem Publitum Iebendig erhalten werden. 3) Vom Eintritt in die 
Innung find diejenigen außgejchlofien, welche ſich nicht im Befitze ber 
bürgerlichen Ehrenrechte befinden oder welche in Folge gerichtlicher An« 
ordnung in der Verfügung Aber ihr Vermögen beſchränkt find. Innungs« 
mitglieder, welche fi in einem dieſer Verhältniffe befinden, verlieren 
für die Dauer defjelben die Ausübung des Stimmrechte und der 
Ehrenrechte innerhalb der Innung; fie fönnen durch Innungsbeſchluß 
auß der Innung auögejchloffen werben. 4) Die Theilnahme an der 
Jnnung fann von flatutarifch jeftzuftellenden Vorausſetzungen abhängig 
gemacht, es kann insbefondere die Zurüdlegung einer beftimmten Lehr 
fingd« und Gefellenzeit, fowie die Ablegung von Gejellen- und Meifter- 
prägen, fowie die Zahlung eines Gintrittögelbeß gefordert werben. 
Bo Meifterprüfungen gefordert werben, dürfen fich diefelben nur auf 
den Rachweis ber Bejähigung zur ſelbſtändigen Ausführung der ge- 

woͤhnlichen Arbeiten des Gewerbes beziehen. Die jelbftändigen Mit- 
glieder der Innung find berechtigt, den Namen Meifter zu führen. 
5) Nach Maßgabe des Statut? kann fich die Thätigfeit der Innung 
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erfireden auf: a die Leitung und Aufficht über ihre Fachſchulen, b. bie 
Abnahme von Gefellen- und Meifterprüfungen und Ausftellung ber des- 
jallfigen Zeugnifie, c. die Aufficht über die Lehrlinge ber Innungs- 
meifter, insbeſondere die Entfcheidung über die Aufhebung oder Dauer 
des Lehrverhältnifieß, d. die Aufficht über die Gefellen der Innunge- 
meifter, insbeſondere über die von den Gefellen zu führenden Legi- 
timationen, e. bie Verwaltung ber Kranken, Hilfe, Spar und In⸗ 
validentafien der Innung, f. die Fürforge für die invaliden Geſellen 
ſowie jür die Witten und Waifen der Innungsmitglieder, g. die Ber- 
mittlung zwiſchen Innungsgenofjen bei gewerblichen Streitigleiten. Durch 
die höhere Verwaltungsbehörde kann nach Anhörung der Gemeinde» 
behörde Innungen die Auificht über das gefammte Lehrlinge und 
Gefellenweien ihres Gewerbes übertragen werden. 6) Die exekutiviſche 
Beitreibung der Innungsbeiträge und der von den Innungägenoffen 
wegen Berlegung ftatutarifcher Vorſchriften verwirkten Geldftrafen im 
Berwaltungsmwege kann durch Verordnung der Landesbehörden jeftgeftellt 
werben. 7) Durch die höhere Berwaltungabehörde Tann nad) Anhörung 
der Gemeindebehörde angeordnet werden, daß für diejenigen Gewerbe, 
für welche Innungen gemäß Nr. 4 und 5 beftehen, nur Mitglieder der 
Innung Lehrlinge zur Ausbildung annehmen können. 8) Innungen, 
welche ſich nach Maßgabe der Nr. 4 und 5 konftituirt haben, gelten 
als iegitime Vertreter des betreffenden Gewerbes. Ihnen fteht die Wahl 
für die Schiedögerichte und etwaige höhere gewerbliche Vertretungskörper, 
ſowie die Mitwirkung bei der Leitung Öffentlicher Fachichulen zu. 
9) Inwieweit die Gejellen an der Verwaltung der fie angehenden In- 
nungseintichtungen Theil zu nehmen berechtigt find, wird durch das 
Statut feftgeleßt; bei den Gefellenprüfungen, jowie bei Verhandlungen 
über bie Verhältniffe der Gefellen find Delegirte ber letzteren beizuziehen. 
10) Die Landedbehörden erlafen die Normativbeftimmungen für bie 
Bildung neuer oder die Umwandlung ſchon beftehender Innungen; 
durch diefelben ift feftzufeßen, welches die abfolute oder relative Minimal» 
zahl der zu einer Innnung im Ginne ber Nr. 4—8 erforderlichen 
Mitglieder ift, in welchem Umfange bei ber Neubildung einer Innung 
oder auch gegenüber neu anziehenden Gewerbetreibenden, in deren biß- 
herigem Wohnfige eine Innung nicht beftand, von ben ftatutarifchen 
Bedingungen bißpenfirt werden kann, fowie unter welchen Voraus- 
jegungen die Uebertragung bder®befonderen unter Rr. 5, 6 und 7 auf« 
geführten Beiugniffe einzutreten hat.“ 

Ueber die zahlreichen Petitionen (325), welche dem Reichßtage im 
Srühjahre 1880 zugingen, berichtete der Abg. Baumbach in ber legten 
Sigung der Gemwerbeordnungs- Kommilfion folgendermaßen: Die ver- 
ſchiedenen Richtungen, welche fi außfprechen, Lafien fich fo gruppiren: 
Während die Delegirtentonferenz deuticher Gewerbefammern in München 
am 4. und 5. Juni 1879, deren Petition vorliegt, fich noch weientlich 
auf dem Standpunkte der Innungdfreiheit bewegte, verlangen zahlreiche 
Petenten jetzt jchlechthin die Einführung von Zwangsinnungen, indem 
& vielfach für eine ausgemachte Sache erflärt wird, daß auf dem 
Boden der dermaligen Gewerbeorbnung ein befriedigendes Ergebniß in 
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dem Streben nach Reubelebung der Innungen nicht zu erreichen ſei. 
Wohl wird der Erlaß des Staatsminiſters Maybach vom 4. Januar 
1879 in vielen Petitionen mit Freudigkeit begrüßt, jener Erlaß näm« 
lich, welcher zu einer NReubelebung des Junungswefens auf dem Boden 
der dermalen geltenden Gewerbeordnung aufforderte und insbeſondere 
die Staatd- und Gemeindebehörden zur Mitwirkung in diefer Hinficht 
mahnte; allein vielfach wird der Anficht Ausbrud gegeben, daß man 
ion jet zu der Ueberzeugung gelangt fein müffe, daß nur burch eine 
mdifale Aenderung der Gewerbeordnung, namentlich nur dur Rüde 
leht zu den Zwangdinnungen, Abhülfe geichafft werben fünne. Nicht 
fo weit gehen dagegen bie Petitionen anderer Körperichaften, welche 
uehr auf dem Standpunkte der Antragiteller und auf dem ber konſer- 
vativ-Flerifalen Mehrheit der Gewerbelommilfion ftehen, indem fie Aus - 
Rattung der Innungen mit gewiffen öffentlich- rechtlichen Befugnifien 
verlangen, denſelben die Aufficht über das gefammte Lehrlingsweſen 
(an bei Nichtinnungsmeiftern) überweifen und theilweife fogar nur 
Jusungsmeiftern die Annahme von Lehrlingen geftatten wollen. Letzteres 
wind J. B. von verjchiedenenen Korporationen Weſtfalens verlangt. 
Auch der Handels und Gewerbeverein zu Apolda Hat fi in dieſer 
Sufiht mit dem „Antrage v. Seydewitz“ für einverftanden erklärt. Die 
Sewerbelammer zu Dresden will das Lehrlingsweſen an die Innungen 
md gewerblicgen Korporationen in der Weile überwielen haben, daß 
Mer Lehrling bei einer Fachkorporation aufgenommen, geprüft und 
Iögeiprochen werben muß; im Uebrigen will die Dresdener Gewerbes 
tammer, welche diejerhalb eine hefondere Enquäte in ihrem Bezirke ver 
foltet hat, feine Zwangsinnungen. Auch der Gentralverband der 
deuticgen Uhrmacher in Berlin fpricht fi gegen Zwangsinnungen aus, 
will aber die Aufficht über die Lehrlinge den Handwerferverbänden über 
weiſen; auch follen bie Lehrlinge bei diefen Verbänden ein- und auß- 
geigrieben und obligatoriſche Lehrlingapräfungen eingeführt werben. 
Eine überaus große Anzahl von Petitionen ift ferner don der Leipziger 
Polgtehniichen Geſellſchaft und von verfchiedenen jonftigen Körperfchaften 
m Leipzig ausgegangen, indem fich diefen zahlreiche Gewerbetreibende, 
Vereine und Korporationen in den verichiedenften Theilen Deutichlandg, 
namentlich in Sachfen und Thüringen, angefchloffen haben. Die Petie 
tionen erlären ausdrüdlich, daß feinem Gewerbetreibenden das Recht 
entzogen werden ſoll Lehrlinge auszubilden. — 
. „Zum Schluffe möchten wir Diejenigen, welche fi prattii für 
die Reubelebung der Innungen intereffiren, auf die Schrift von D. Kohe, 
Pürgermeifter zu Ramslau (Breslau, W. G. Korn. 1880) verweilen, 
welche den Zitel führt: Die Neubelebung der Innungen auf der Grund- 
der Gewerbeordnung vom 21. Juni 1869; eine Zufammenftellung 
ber bezüglichen neueren und älteren geſetzlichen Vorſchriften, zum Ges 
bauch für die mit der Neubelebung des Innungsweſens beauftragten 
2ehörden und Beamten, für Innungsmeifter und Gewerbetreibende. 
% find in dem Schriftchen nach einer kurgen orientitenden Einleitung 
de Beftimmungen der Gewerbeordnung von 1869 nebſt Motiven und 
Tebatien, die entiprechenden Paragraphen der Gewerbeordnung von 
Jahrbach V. 1, brög. dv. Schuoller. 23 
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1845, die Verordnung vom 9. Februar 1849, die preußiſche Minifterial- 
anmweifung zur Ausführung des Titel VI ber Gewerbeordnung von 1869, 
die Girkularverfügungen des Herrn Handelsminifter® vom 4. Januar, 
15. Februar und 26. März 1879, betreffend die Wiederbelebung der 
Innungen und das Mufterftatut ber Shuhmacher-Innung zu Osnabrüd 
vom 8. Dezember 1877 abgebrudt. 


Der neunte deutſche Handelstag 


verfammelte fih 19. und 20. November 1880 in Berlin; es waren 
165 Delegirte von 101 Plägen oder Handelskammern erſchienen. So— 
fort wurden nach Eröffnung der Eifung die Herren dur den Staats- 
jefretär de8 Innern Heron Staatsminifter von Bötticher begrüßt, ber 
der Berfammlung die Mittheilung machte, daß dur eine fgl. Ver— 
ordnung ein preußiicher Vollswirthſchafisrath, beftehend aus 75 Per- 
onen, die theils präfentirt, teils bireft von der Regierung berufen 
werden , geichaffen werden folle. Er war damit den früheren Kämpfen 
im Schoße des Handelstags über dieſen Gegenſtand im Sinne der frü- 
heren Majorität ein Biel gejegt. Oberbürgermeifter von Forckenbeck 
begrüßte die Verſammlung gleichfall® und betonte dabei hauptſächlich 
daB Intereffe Berlins an der Frage einer künftigen Berliner Welt— 
ausſtellung. 

Nachdem Kommerzienrath Delbrück (Berlin), Direktor Frommel 
(Augsburg) und Kaufmann €. Roß (Hamburg) zu Vorfitzenden ge— 
wählt waren, begannen die Debatten; wir theilen die geftellten und 
angenommenen Anträge nach dem deutichen Handelsblatte mit: 

Den erften Punkt ber Beratungen bildeten „bie Beihlüffe 
der Zariftommiffion der deutſchen Bahnen wegen einer 
Umgeftaltung bes neuen Frachttarifſchemas“ (Antrag 
Breslau und Genojfen). 

Das Referat führt die Handelöfammer Bremen. Der Vertreter 
derfelben begründet in längerer Rebe ben Antrag des bleibenden Aus- 


ſchufſes: 
6 „Der Deutſche Handelätag ertlärt ſich mit den Anträgen des Ausſchuffes 
ber Verlehröinterehfenten bezüglich Einrichtung einer zweiten ermäßigten 
Stüdgutflaffe nur dann einverftanden, wenn gleichzeitig ber Vorſchlag der 
Königl. ſagiſchen Staatseifenbahn: 
„bie Güter der Stüdguttlaffe 1. Seigtufgabe von 5000 kg pro Wagen 
ober bei Fradıtzahlung für diefes Quantum werden zu den Sähen ber 
Stüdguttlaffe I. befürbert” 
zur Annahme gelangt.“ 
und empfiehlt denfelben zur Annahme. 
Dagegen empfiehlt der Sorrejerent, Herr Dr. Eras- Breslau, den 
Antrag der Handelskammer Breslau anzunehmen, welcher lautet : 
In Erwägung, " 
da das auf den beutfchen Bahnen geltende Frachttarifſchema erft feit 
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furger Zeit in Kraft getveten if, der Handelsſtand aber das dringende 
Bedürfniß empfindet, eine Zeitlang mit pringipiellen Neuerungen, welche 
die Bafis feiner Transaktion verrüden, — zu werben; 

in fernerer Erwägung, 
daß da von ber Zariflommiffion empfohlene neue Tarifichema zwar 
manche Beftimmungen enthält, welche gewiſſen Branchen und Verkehren 
als Erleichterungen zugute fommen würden; dieſe Zugeftändniffe aber 
erfauft werben jollen mit weſentlichen Tarifpertpeuerungen für anbere 
Handelözweige und Geichäftöverbindungen; — zu einer Zeit, wo fich 
von feiner Induftriebrande ober Handelöthätigteit beftimmt behaupten 

‚ läßt, daß fie eine Tarifechöhung zu ertragen bermddhte; - 

in endlicher Erwägung, 
daß die allgemeinen Wagenlabungsflafien, deren Befeitigung geplant 
if, nad) wie vor ald eine rationelle Einrichtung Angelehen werben 
mäffen, auf welche der Handelaftand nidyt verzichten fann ; 

beicplieht der Deutige Hanbelötag, den Minifter zu erjuden, von ben ihm 

zufiehenden Ginipruchörechte gegen bie etwaigen Dießbezüglichen Beichlüfie 

der Generaltonferenz Gebrauch zu machen. 
F Herr Dr. Randgraj- Mannheim vertritt darauf den folgenden 
trag: 

Der Deutſche Qanbetata wolle erklären: 

1. es fei von ber Einführung beö neu borgefchlagenen Gütertarif-Schemas 
Umgang zu nehmen; . 

2. e3 fei zugleidh dringend zu wünſchen, daß, in Bezug auf den Gtüdgut: 
verfehr Erleichterungen geichaffen werben, jedoch innerhalb des beftehen- 
den Zariffoftems und ohne irgend welde Frachterhöhung. 

Hanbelstammern: Mannheim, Lahr, Heidelberg, Baden, Freiburg, Karla 

Tube, Pforzheim. Handeld: und Getwerbefammern: München, Regensburg, 

Nürnberg, Würzburg, Augsburg, Ludwigshafen, Bayreuth. andels⸗ 

remium: Landau, weinfurt, Achaffenburg. Handels: und Gewerde- 

mmern: Stuttgart, Ulm, Rottweil, Heilbronn, Heibenheim. 


Ferner Liegen noch zwei Anträge vor, die zu einer event. Spezial- 
dietuffion zugulafien fein würden, nämlich) der Antrag der Handeldr 
tommer Goran: 


Der Deutfehe Handelötag wolle beſchliehen: 
ınbdelötag beantragt, indem er in Metrefi der zu erwartenden 
Beibehaltung der derzeitigen Stüd; — ir die kunftige erſte 
Stũdguttlaſſe der —— Säluber ärung bed Ausichuffes ber Ber» 
tehräintereffenten in ber Sitzung der -Zariffommilfion vom 27. No— 
vember 1879 beitritt, 
baß Gewebe aller Art in Baummolle, Beinen, Jute 
und Bolle, fowie Porzellan aud in Kiften unb Ballen 
derpadt au den benannten Gütern ber II. ermäßigten 
Stüdgutllaffe gerechnet werben.“ 


Motive: Die Güter ber I. (höher tarifirten) Stüdgutflafie ſollen nad) bem box: 
gglesten Enttourfe biefelbe hohe Stüdgutftadt zahlen, aus wenn fie in 
jagenlabungen verjendet werden. Die Gewebe und Porzellan follen nur 
dann zur ermäßigten Stüdgutflaffe geredgnet werden, wenn fie in Papier 
ober loſe aufgegeben werden, was der Ausichliegung aus dieſer ae 
leichlommt. Bei ber hohen Wichtigkeit der Tertilinbduftie im Weltverkehr 
iſt ed entidieden ein —R— Fehler, wenn der Transport der 
vorftehend genannten Gewebe durch Tarifmaßregeln erheblich exſchwert 
wird. Ebenfo ungerechtfertigt iſt Die Ausichließung von Porzellan von 
dem ermäßigten Tariffage, zumal ſich dieler Mrtitel bieher jehr gut auf 
bem Weltmarfte behaupten konnte. 


und der Antrag des Herm Landsberg (Machen und Burtſcheid): 
23* 
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Zuſatz zu dem Vorichlage des bleibenden Ausfchufle: 


1. die jepigen Spezialtarife II und LIT (zukünftige Wagenladımgäflafien 3 
und 4) werben nicht erhöht; 

2. die 5000 reſp. 10000 kg ber Wagenladungen können aus veridieden- 
artigen Gütern beftehen, und werbei nach denjenigen Zarifen berechnet, 
zu welchen bie darunter befindlichen höchft tarifirten Güter gehören. 

Ein weiteres Amendement zu dem Antrage des bleibenden Aus- 
ſchuffes ftellen die Handelstammern Dortmund, Dresden, Mainz 
und Osnabrück: 

Der Deutſche Handelätag erklärt Die Einführung einer zweiten 
ermäßigten Stüdgut-Hlaife, fowie die Abänderung ber Bedingungen 
betzeffenb die Wagenladungstlafie B und den Spezialtarif I — gemäß 
ben Vorfchlägen der ftändigen Tariftommiffion, bezw. des Ausſchuffes der 
Verkehrsintereſſenten — für ein dDringenbes Bebürfnik umd ſpricht 
dabei die Erwartung aus, daß bem Vorſchlage ber fönigl Gädjfiichen 
Staats-Eifenbahnen : 

die Güter der —— bei Aufgabe von 5000 kg pro Wagen, 

ober bei Feachtzahlung für diefes Quantum zu den Gägen ber Gtüd: 

gut⸗Klaſſe II zu befördern, — 
Folge gegeben werde. 
Die Abftimmung ergibt folgende Reſultate: Für den Antrag 
der Handelöfammer Breslau erllären fi) 50, dagegen gleichfalls 50 
Stimmen (Kammern u. j. w.); 1 Kammer enthält fich der Abftimmung. 

Für Alinea 2 des Herrn Dr. Landgraf eingebrachten Antrags 
der fübdeutfchen Kammern: . 

Der Deutiche Handelstag wolle erflären: 
es ſei —— dringend zu wünſchen, daß in Bezug auf den Stüdgut- 
verkehr Erleichterungen geichaffen werben, jedoch innerhalb bes beſte hen⸗ 
ben Zarifiyftem® und ohne irgend welde Frachterhoͤhung 

exflären fi) 52, dagegen 51 Stimmen. 


Für daB Amendement Dortmund, Dresden, Odnabrüd 
Rimmen 47, dagegen 53 Handelskammern u. j. w. 

Die letzte Abſtimmung ift die über den Antrag Bremen oder 
des bleibenden Auſchufſes. 

Hierfür erklären fih 54 Stimmen, während 46 dagegen 
ftimmen, zwei enthalten fich der Stimmenabgabe. 

Sobann wird beichloffen, in eine Spezialdistuffion des vorgeichlagenen 
neuen Gütertarifjhemas nicht einzutreten. 

Es folgen die Mittheilungen über die im Intereffe 
einer in Berlin zu veranftaltenden Weltausftellung ge— 
thanen Schritte und über die gegenwärtige Lage diefer 
Angelegenheit. Da ſich fein Widerſpruch gegen den ausführlichen 
Vortrag des Herrn Generaljefretär Annede erhebt, konſtatirt der 
Herr Präfident, daß der Deutiche Handelstag der weiteren Fortführung 
der Angelegenheit in der bisherigen Weife beiftimmt. 

Herr Bertelamann-Bielefeld begründet darauf den Antrag von 
Bielefeld und Genofien auf Abänderung ber Statuten des 
Deutſchen Handelstages. Derſelbe jchlägt für die Artikel 5 und 
10 der Statuten folgende Fafjung vor: 


J 
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Artitel 5 der Statuten. 

Sie Plenarverfammlung tritt regelmäßig jährlich ein Mal qulammen, 
außerdem auf Beſchluß bes bleibenden Ausſchuſſes ober ſobald 25 tglieber 
bie Berufung beantragen, welche in legterem alle innerhalb 6 Wochen 
erfolgen muß. 

Artikel 10 ber Statuten. 

Der bleibende hans] befleht aus 24 Mitgliedern, welche mittels ge⸗ 
heimer Abftimmung auf 8 Jahre gewählt werden, alljährlich ſcheidet ein 
Drittel biefer Mitglieber aus; bie in den Jahren 1881 und 1888 au: 
fheibenden je 8 Mitglieder werben durch dad Lood beftimmt. Diefer Aud« 
{dub at ich ajähetih bu Rooptation unter Berti ber, bei der 

Ih nicht bebachten wichtigften Handela- und Fuduftriebezirte reſp. 
Intereffengruppen auf 30 Mitglieder zu ergängen. 

Die Abftimmung erfolgt durch Händeaufheben und wird der An« 
tung Bielefeld gegen 2 Stimmen angenommen. 

Die Plenarfigung wird Hierauf gefchloffen und die Verfammlung 
tonftituirt fich zum Komité behufs Beiprehung der Neuwahlen 
sum bleibenden Ausihuß. 

68 wirb eine engere Kommilfion gewählt, beftehend aus ben Herren: 
voommel, Wefenteld , Bethcke, Schnoor, Papendied, Molinari, Janſen, 
Zued, Haniel, Gooſe und Delbräd, welche den Auftrag erhält, bie 
mt zweiten Plenarfizung eine Vorſchlagslifie für die Neuwahlen aufe 


Am zweiten Siungstage wibmete der Präfident Geh. Kommerzien- 
uih Delbrück dem Heimgegangenen hochverdienten Vorfigenden des 
Llteften- Kollegiums der Berliner Kaufmannjchait Herrn Geh. Kom« 
mmienratb Eduard Conrad ehrende Worte der Anerkennung. Die 
qalammetten erhoben fich zu Ehren des Dahingefchiedenen von ihren 


Sierauf_teferirte Here Dr. Hammadjer» Berlin über ben erften 
Gegenftand der Zagesorbnung des zweiten Gigungstaged: „Die in 
Folge der Verſtaatlichung einer größeren Anzahl von 
Eifenbapnen wünſchenswerthen wirihſchaftlichen Ga- 
Fra und beantragt Namens der Majorität des bleibenden Aus- 

fer: 

„Der Handelstag ſyricht fich in voller Anerkennung bes hohen Werthes 
der gefeplihen Einrichtung von Eifenbahnbeiräthen, in denen auch Ber- 
treten des Handeis und der Induftrie Si und Stimme haben, dahin aus: 
1. bafı die Mitglieder der Interefientenkzeife lediglich aus der Lifte Der« 

jenigen —* werden dürfen, welche die DVorichlagsberechtigten 

aufgeftel en; 
2. daß bezüglich der Vertreter von Handel und Induſtrie nicht blos den 

Hanbelsfommern, fondern auch foldhen freien wirthichaftlicen Vereinen 

eın Vorſchlags recht einzuräumen jet, welde fich durch die von Ahnen 

verfolgten Biele und ihre Leiftungen nach dem Gutachten des Miniſters 

für Sanbel ala dazu geignet erwiefen haben; . 

dab bie Auswahl aus den Vorgefchlagenen nicht durch die provinziellen 

Berwaltungsorgane, jondern durch den Minifter für Handel erfolgt, und 

4. da der Vorfipende und Stellvertreter im Bezirksrifenbahntathe aus 
den Mitgliedern beffefben zu entnehmen fei.” 


Der Korreferent Herr Kommerzienratd Molinari-Brelau ver 
tütt die Minorität des bleibenden Äusſchuſſes und ſtellt das Amende- 
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ment zu dem Antrag Hammacher, den zweiten Punkt befielben wie folgt 
zu faflen: 

2. Daß bezüglich der Vertreter von Hanbel und Induſtrie nur Handeld- 
tammern, faufmännifgen SKorporationen und Gentralverbänden land- 
wirthſchaftlicher Vereine das Vorſchlagsrecht für den Eiſenbahnrath 
einzuräumen ſei.“ 

In der äußerſt lebhaften Debatte hierüber ſtellt zunächſt Herr 
Geh. Kommerzienrath Herz-Berlin Namens des Aelteſten⸗Kollegiums 
der Berliner Kaufmannſchaft den Antrag: 


„Der Handelstag wolle beſchließen: 

Der Deutſche Handelstag erblidt zwar in der Einfegung von Beirät! 
für die Verwaltung ber preußiſchen Staatsbahnen eine wirffame Ga⸗ 
rantie baflir nicht, dah die wirth) aftigen ‚Anterefien bei ber Staats- 
bahn⸗Verwaltung die ihnen gebübeende üdfichtigung finden werben, 
hält aber, da einmal nad; Lage der Sache die Errichtung folder Beir 
räthe unabweisbar ift, dafür, dab uenigflend das — der zu 
ben Begizföräthen zu bepufivenden Handeltzeibenden und Induftriellen 
ben Handelsfammern und den Vorflänben der Taufmännilhen Korpo« 
rationen dirett zugeftanden werben muß, und zwar unter Ausichliegung 
ber nicht geſehlich anerkannten wirthſchaftlichen Vereine.“ 


Sodann beantragen die Kammern von Bremen, Hamburg, 
Leipzig, Dresden und ber Handelöverein Brake, zu beichlieken: 
Indem der Dentiche Handelstag es für erwünſcht hält, daß den in $ 4 
des Seepentmurfe dorgeiehenen Znterefien micht allein eine vertretung 
in ben Bezirkseiſenbahnräthen, fondern aud im Landeseifenbahntathe ge» 
währt werde, erklärt er ſich für Einfügung des nachſtehenden Paragraphen 
in den Gefegentwurf: 

Wo der Bezirk einer Staatseilenbahn:Direktion außereuropäifches Ger 
biet — innerhalb des Deutfchen Keichd — umfaßt, fonnen auf den 
Wunſch der betheiligten wirthihaftlicen Areife unter Buftimmung 
der betreffenden Regierung auch aus biefem Gebiet Vertreter des Hans 
delaftandes, der Imduftrie ober der Land: und Forftwirthfcaft zur 
Theilnahme an den Verhandlungen bes Landeiienbahntathes Hugelafen 
werben. Die Anzahl berfelben und die Art ihrer Einladung beftimmt 

ber Minifter der öffentlichen Arbeiten.” 


ö Endlich beantragt Herc Generaljetretär Bu ed» Düffeldorf Namens 
des Vereins zur Wahrung der gemeinjamen Interefien in Rheinland 
und Weitfalen,. zu beſchließen: 

„In Erwägung: 

a) daß bei Verſtaatlichung einer größeren Zahl von Eifenbahnen für bie 

Xölung von Konflitten, welche entitehen konnen jowohl zwilden Prise 
vatbahnen und ber Stantöverwaltung, jowie zwilchen den Transports 
gebern einerſeits und den Verwaltungen der Staatd: ober Privatbahnen 
onbererfeitd, Maßnahmen getroffen werden müffen, durch welche eine 
möglichft weitgehenbe Garantie für bie Wahrung ber bezeichneten, der⸗ 
idjiedenartigen Intereffen geboten wirb; 

b) daß derartige Garantien am beften gewährt werben fünnen bon einer 
inftitution, welche im Zufammenhange mit dem die Aufficht über das 
iſenbahnweſen führenden Reiche fteht, 

erachtet der IX. Deutfche Handelötag für geboten, 

die Greichtung einer oberften, zur Rectipredhung in ben erwähnten 
Gällen autorifirten Reichabehörde, bezieyungäweife bie Ertweiterumg der 
tichterlicen Befugnik des Reicheeifenbahn-Amtee, fo dab von jener 
Neichöbehörde oder dem Reicheeifenbahn-Amte die Gntfcheidung in allen 
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frreitigen Punkten ſowohl zwiſchen den Verwaltungen der Eifenbahnen 
unb der Gtaat3:Auffichtäbehörde, jowie zwiſchen dem Publitum und 
den Berwaltungen ber Eiienbahnen auszugehen hat.“ 

Nachdem die Debatte hierüber gejchloffen ift, vefümirt und bdefinirt 
der Präfident die Differenzpunkte in den verfchiedenen Anträgen. 

‚Herr Generaljetretär Bued zieht feinen Antrag zurüd. Nunmehr 
lonſtalirt der Präfident, daß der Antrag von Bremen, Hamburg 
u. ſ. w., da gegen benjelben fein Widerjpruch erhoben wird, ange 
nommen ift. 

Es tommt darauf nad) dem Vorſchlage des Präfidenten die Frage 
zur Abftimmung, 

ob Lediglich Handelstammern oder auch jreie wirthichaftliche 
Vereine 
mr Bahl der Mitglieder für die Eifenbahnräthe zuzulafien find? 

In namentlicher Abftimmung erflären fi für Zulaſſung der 
freien wirthſchaftlichen Vereine 63 Kammern bezw. Stimmen, 
gegen 33. Der Präfident Tonftatirt Hierauf, dak der $ 2 de 
bammacher' ſchen Antrages angenommen ift. 

Ferner wird darüber beftimmt, 

ob die Handelöfammern und Vereine direkt bie Beiräthe 
wählen follen oder ob benfelben nur das Vorſchlagsrecht zu- 
flehen fol. 

68 erflären fi) für die direkte Wahl der Mitglieder ſeitens 
ter Handelgfammern und Vereine 65 Stimmen, dagegen 31 Stimmen. 
die direfte Wahl ift jomit angenommen und der Hammacher'ſche An« 
trag dementjprechend abzuändern. 

Sodann wird für den Fall, daß die direkte Wahl nicht zugeſtanden 
werden ſollte, ſondern nur das Vorſchlagsrecht, gegen 1 Stimme, be= 
ichloſſen zu erflären, daß dad Beitätigungsrecht ziwedmäßiger dem Mie 
niſter für Handel ala dem Minifter der öffentlichen Arbeiten zuftehen 
Tolle, Endlich wird die Einleitung zu dem Hammacher'ſchen Antrage 
soft einftimmig angenommen. 

„Der Präfident theilt Hierauf das Verzeichniß der von ber Kom- 
miffion zur Wahl in den bleibenden Ausſchuß vorgeſchlagenen Herren, 
jowie der Pläße bezw. Korporationen, auß benen Mitglieder kooptiri 
werden follen, mit. 


Daſſelbe Lautet: 

1. Beihde, Halle a. S. 2. Delbrüd, Berlin. 3. Feuftel, Bayreuth. 
4. Srommel, Augsburg. 5. Gög-Rigaud, Frankfurt a. M. 6. Ham« 
madher, Berlin. 7. Haniel, Ruhrort. 8. Hartmann, Dsnabrüd. 9. Heir 
mendapl, Krefeld. 10. Sanfen, Dülfen. 11. Liebermann, Berlin. 12. Michels, 
Köln, 13. Molinari, Breslau. 14. Bapenbie, Bremen. 15. Rob, Ham- 
burg. 16. Schlumberger, Mülhaufen i. Elfaß. 17. Schnorr, Xeipzig. 
18, Dr. San, Bochum. 19. Geruaes, Saar b. Ruhrort. 20. Soetbeer, 
Göttingen. 21. Strüder, Elberfeld. 22. Weigel, Kafel. 23. Weſenfeld, 
Barmen. 24. Witte, Roftod. 


Zur Kooption werden dem Ausſchuß empfohlen: 


1. Etephan, Berlin. 2. Vertreter der Nelteften der Kaufmangſchaft zu 
Bagdebug (Neubauer, 3. Vertreter der Hanbelöfammer Stuttgart. 
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4. Vertreter der Handelälammer Mannheim. 5. Vertreter des Induftries 

bezirkes Königreich Sachſen. 6. Vertreter bes Induſtriebezirtes Schlefien. 

Dieje Vorſchläge werden per Aktlamation angenommen. 

Der Antrag der Handelölammer Offenbach a. M.: 

„Der Deutiche Handelstag wolle befchließen: 

in Erwägung, daß der hohe Stand ber Induftrie des Großherzogthums 

Heſſen eine Vertretung im Ausichuß bed Deutichen Handelätages dringend 

erheifcht, in fernerer Erwägung, baß alle anderen Gebietätheile Deutich« 

lands von ähnlicher politiicher und Lommerzieller bezw. induftrieller 

Sebentung wie Heffen, im Ausichuffe entſprechend vertreten find; daß 

ein Mitglied der Großherzogl. Helfiichen Handelskammern in ben Aus: 

ſchuß zu wählen bezw. von bemfelben zu kooptiren ſei.“ 
wirb dem bleibenden Ausfchuß zur warmen Berüdfichtigung bei event. 
Ergänzungswahl oder für die nächften Jahres · Neuwahlen empfohlen. 
Zum 2. Punkt der Tagesordnung: 
„Die Währungsfrage” erftattet das Referat Herr Profeſſor Dr. 
Soetbeer. 

Derjelbe empfiehlt die Annahme jolgender Rejolution: 

„Angefichts der Hervortretenden Beftrebungen, eine Wenderung der 
RNeichögefeßgebung über die Münzmwährung herbeizuführen, erklärt der 
Deutihe Handelötag, daß es zu einer ſchweren Schädigung der beut- 
ſchen Wirthchaftsintereffen führen müßte, wenn unter den beftehenden 
BVerhältnifien an den Grundlagen unferer Münzgefeßgebung gerüttelt 
würde.“ 

Zu dieſer Refolution, welcher fie volllommen beiftimmen, bean» 
tragen die Aelteften der Berliner Kaufmannſchaft, jowie die 
Hanbdeldlfammern zu Augsburg, Bremen, Bayreuth, 
Hamburg und Bielefeld die folgenden Zufäße: 

„Der Deutſche Handelötag hält es vielmehr für geboten, energiich bie 
nötigen Maßregeln zu ergreifen, um thunlichft fchnell bie durch das Bros 
viforium geſchaffene Ähäbigende AUngewißheit zu befeitigen und ben Ueber 
gang zur reinen Goldwährung zu ermöglichen. 

Fans fi) das don manden Seiten behauptete Bedürfniß nach einer 
Vermehrung ber Reichsfilbermünzen (beſonbers 1+ und 2-Marfjtüde) als 
dauernd vorhanden herauäftellen jollte, jo würde der Handelötag fein Be- 
benten in der Befriedigung dieſes Bebürfniffes erbliden.“ 

Dagegen beantragen die Handelöfammern Arnsberg, Bodum, 
Dresden und Osnabrüd u. |. w.: 

Der Deutſche Hanbelötag ertlart es für eine dringende Nothwendigkeit, 

daß bie Reichsregierung unverzüglich eine eingehende Unterfuchung zur 

Mlarftellung der Nährnasfrage veranlaffe, damit das die Wirthicafts- 

intereffen des Landes hädigende Probiforium in den Verhältniffen unferes 

Münzweſens befeitigt werde. 

Bei der Abftimmung wird der letztere Antrag gegen 8 Stimmen 
abgelehnt, dagegen der kombinirte Antrag: 

Angefichts ber hervortretenden Beftrebungen, eine Aenderung der Reichs: 

efehgebung über die Münzwährung herbeizuführen, erklärt der Deutiche 

Sandefstag, baß_e3 zu einer fchweren Schädigung ber deutſchen Wirt 

fhaftsintereffen führen würbe, wenn unter den beitehenden Berhältnifien 
an den Grundlagen unferer Münzgelepgebung gerüttelt würde. 

Der Deutfce Handelötag hält es vielmehr für geboten, bie nöthigen 
Mofregeln zu ergreifen, um thunlicgft fhnell bie durch das Proviforium 
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igenbe Ungewißheit zu befeiti md ben Abſchluß unſerer 
ie Tail. len m ie 
Fels Ha das von manchen Seiten behauptete — nach einer 
Vermehrung der Reichsfilbermüngen (befonders 1- und 2:Markfiüde) ala 
dauernd vorhanden herauäftellen jollte, jo würde ber Hanbelätag fein Ber 
benten in der Befriedigung biefes Bebürfnified exbliden. 
wit 84 gegen 5 Stimmen angenommen. 
Die Berfammlung ſpricht dem Referenten Prof. Dr. Soetbeer 
für feine langjährigen verbienftvollen Beftrebungen in der beutfchen 
Währungsfrage ihren Dank zu Protokoll aus. 


2er Gentralverband deuticher Induftrieller und feine General- 
vderſammlung zu Düffeldorf am 20.—21. September 1880. 


Nachdem ſchon über 30 Jahre der Verein deutfcher Zuderfabriten 
ſowie der der beutfchen Spiritusfabrikanten in ſehr energifcher Weiſe, 
mit ie geichloffener Organifation, mit nicht geringen Mitteln jür die 
Interefien und Zwede der betreffenden Induſtrieen gewirkt hatte, ent« 
Randen im Laufe der 60er und 70er Jahre eine Reihe ähnlicher Ber- 
bände unb Vereine, theils in Loferer Form die Fachintereſſenten zu 
Jahresverfammlungen zufammenruiend, theils jchon weitergehend mit 
Generaljetretären, eigenen geitfchriiten oder Wochenfchriiten arbeitend, 
eine einheitliche Preißpolitit, technifche Förderung und Aehnliches ver- 
folgend. Ich erwähne nur den Verband deutfcher Müller und Mühlen- 
interefienten (1865 in Diesden gegründet), ben Verband deutſcher Leinen- 
induftrieller, den Gentralverein deutſcher Wollfabrifanten, der 1879 
ieine 9. Deligirtenverfammlung hielt, eine eigene Zeitichrift „Das 
deutiche Wollgewerbe“ herausgibt und im Sommer 1879 in Leipzig eine 
glänzende Auäftellung veranftaltete, den Verein fühdeuticher Baummwoll- 
induftrieller, den Berein deutſcher Eifen- und Gtahlinduftrieller, der 
in eine Reihe provinzieller Gruppen zerfällt (daneben eriftirt ein DVer- 
ein deutſcher Gifengießereien, ein Verein für Eifenhüttenweien, eine 
Bereinigung der deutſchen Lofomotivjabrifen, ein Verein deutſcher 
Fabrifanten und Händler: Iandwirthichaftlicher Mafchinen), dann den 
Verein der deutſchen Schiffsbaumeifter, den Verband der deutfchen Bau» 
gewertsmeifter, den Gentralverband der beutichen Uhrmacher, der 1877 
41 einzelne Vereine umjaßte, den Verein deutſcher Papierfabrifanten, 
den Verband deutjcher Ehokoladefabrifanten, den Verein deutjcher Holz» 
händler. Die Seifenfabrikanten, die Schneider und Fleiſcher halten 
wenigſtens allgemeine beutjche Kongreffe und Tage ab. Auch der Verein 
der deutfchen Lebensverficherungägejellichaften gehört in gewifſem Sinne 
hierher, während der Verein zur Wahrung der gemeinfamen Intereſſen 
in Rheinland und Weftfalen, der oberſchleſiſche Berg- und Hütten 
männifhe Berein, der Verein für Berg- und Hüttenmännifche Interefien 
im Aachener Bezirk, ber mittelrheiniiche Fabrikautenverein, die Societe 
industrielle in Mülhauſen und ähnliche Verbindungen theils durch ihre 
geographifche Grundlage, theila durch weitergehende allgemeine und 
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Humanitäre Zwecke in ein anderes Gebiet hinübergreifen, aber doch theil- 
weiſe dem Kreis von Beftrebungen angehörten, von dem wir bier reden. 

Diefe ganze Bewegung ift eine natürliche, gegenwärtig in den 
meiften Kulturſtaaten fich vollziehende; fie zielt allerdings in erfter Linie 
darauf hinaus, das egoiftifche Interefje der einzelnen Induftrie zu före 
dern, die öffentliche Dleinung in ihrem Intereſſe zu bearbeiten, gegen- 
über den Arbeitern eine geichlofiene Stellung einzunehmen; Preisfoali» 
tionen werden die unvermeibliche Folge ſolcher Vereine fein; aber an⸗ 
dererſeits darf nicht überjehen werden, daß dieſe Verbindungen die Tech- 
nit des Gewerbeß durch Chemiker und Verfuchaftationen heben, daß 
fie durch ihre Verabredungen das reelle Gejchäft jördern, das unlautere 
ericäweren, daß die regelmäßige Berührung mit Fachgenoſſen zumal 
unter Führung der beften Kräfte, der erften Unternehmer fördernd 
wirkt, daß eine Konzentration und Sammlung legitimer großer Inter 
zeffen, wenn fie wie das Licht und die Kontrole der Deffentlichkeit nicht 
ſcheuen, durchaus richtig und normal ift. 

Die Wachverbände erfüllen Zwecke, denen weder bie Hanbela- 
tammern, noch deren Gentralorgan der beutjche Handeldtag Aufmerk- 
jamteit ſchenkten oder ſchenken konnten; ja fie mußten naturgemäß mit 
diefen Organen in einen gewifjen Gegenjat fommen. In den deutſchen 
Handelötammern ift der Handel viel mehr vertreten als bie Induftrie, 
jevenjall können nur einzelne wenige Handelsfammern an Orten mit 
einer ganz überwiegenden Induſtrie als die Vertreter diefer Intereffen 
gelten. Auf den Handelötagen herrſchte die freihändleriiche Richtung 
bis vor furzer Zeit jo unumfchräntt, daß ſchon Hierdurch die einzelnen 
Induſtrieen fi nicht ganz befriedigt mit jeiner Thätigkeit äußern fonn- 
ten, zumal in einer Zeit langer Depreifion aller induftriellen Thätigkeit. 

Allgemeine deutſche Fabrifantentage Hatte man wohl fräher ſchon 
gehalten; aber man wollte eine jeftere Zufammeniafjung einerfeits der 
großen Fachverbände, andererſeits aller mit den freihändlerifchen Lehren 
in Gegenjag ftehenden Intereſſen; fo entftand der Gentralverband 
deutſcher Induftrieller, der feine erfte Generalverfammlung am 16. Juni 
1877 hielt und bier fojort jaft 500 Dereine und einzelne Firmen 
unter feine Sahne ſammelte, darunter unzweifelhaft mit die erſten und 
bedeutendften inbuftriellen Unternehmungen und Kräfte Deutjchlande. 
Die zweite Generalverfammlung jand am 21. und 22. Februar 1878 
in Berlin, die dritte am 22. und 23. September 1879 in Augsburg, 
die vierte in diefem Jahre am 20. und 21. September in Düffel« 
dorf flatt. 

Daß ber Verein eine Macht geworden, daß jeine Beftrebungen 
auf Herbeiführung inbuftrieller Enqueten, auj Schaffung eine volfe- 
wirthfchaftlichen Senats, auf Wiedereinführung von Schutzzöllen von 
Erfolg gekront waren, können jegt ſelbſt feine Gegner nicht Ieugnen. 
Daß er umgekehrt allein das für Deutſchlands Volkswirthſchaft Er: 
iprießlihe ertenne, daß ihm allein die Ehre gebühre, Deutfchlands 
Boltswirthichaft nach tiefem Verfall wieder regemerirt zu haben, das 
werden nur furzfichtige Freunde deſſelben behaupten. 

Der Verband ift eine einfeitige Interefienvertretung und kann nach 
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ieiner Natur nichts anderes fein; er flellt gewiß eine Intereſſenkoalition 
dar; jeine Mitglieder find in der Regel a priori überzeugt, daß ihr 
Sehäfte- und dad Siaatsintereſſe zufammenfalle. Aber in Allevem 
Achen fie vollftändig gleichberechtigt und gleichartig den entgegengejeßten 
Beitrebimgen ber jeeftädtifchen Rheder und Echiffer, der Erportaunre und 
Händler, den großftädtiichen Bören- und Kapitalinterefien gegenüber. 
% iR lächerlich, nur auf der einen Seite „die Entjefielung der Inter- 
hen" zu jehen, wie daß Liberale Schlagwort jet lautet. Waren etwa 
1870— 72 teine Interefſen entfefjelt? Wie kommt vollends der man« 
hefterliche Dogmatismus, der die Bethätigung des Egoismus über alles 
Rellt, zu der fittlichen Berurtheilung von oben herab, wenn einmal 
andere Intereffen als bie, in deren Dienft er fteht, ſich rühren? 

Die dießjährige Generalverfammlung nahm zuerft den Geſchäfts- 
bericht des Herrn Reg · Rath a. D. Beutner entgegen, der von natür« 
lichem Gelbftgefüßl etwas geichwellt war und den ich in manden 
Punkten nicht unterfchreiben würde. Dann jolgte ein Referat des 
Generaljetretärs Buel über gewerbliches Schulweſen nebft einer inter 
Manten Debatte, die jchließlich zur Annahme folgender Anträge des 
berta Ruffel führte: 

1) Der Gentralverband deuticher Imbuftrieller erklärt es für ein 
2Derärmiß der deutfchen Imbuftriellen, daß bei Ordnung des deutjchen 
Schulweſens in höherem Grade auf die Heranbilbung tüchtiger Meifter 
für daß Gewerbe und die Großinduftrie Bedacht genommen werde, als 
dieß gegenwärtig der Fall ift. 

2) Der Gentralverband erflärt fich gegen jede Beſchränkung der 
der Bolföfchule gewibmeten Zeit und des berjelben zu Grunde gelegten 
vLehwlans hält aber die Einjchiebung, reip. weitere Entwicklung mehre 
Haffiger Bürgerjchulen als eines Zwiſchengliedes zwiſchen der Volis- 
ſchule und den höheren Bildungsanftalten, ſowie die Errichtung von 
Fachſchulen, welche die in der Volksſchule erlangte allgemeine Bildung 
zur Bafis Haben, jür dringenb geboten. 

* 3) Der Gentralverband, durchdrungen von ber großen wirthichait« 
lichen Bedeutung der Organifation des Schulweiens, beichliekt die 
Riederjegung einer bejonderen, vom Direktorium und Ausihuß zu 
wählenden Kommilfion, welche bie angeregten ragen zu prüfen und 
die bezeichneten Ziele zu verfolgen hat, und überweift biefer Kommilfion 
ſowohl die Theſen des Herrn Referenten ala die jonft geftellten 


1. 
em Währungäfrage erklärte der Verband als eine für ihn zur 


— der Eiſenbahnfrachtfrage wurde beſchloſſen, daß es bei 
dem im der Delegirtenfigung in Berlin im Februar 1880 gefaßten 
Behhlufie (Befürwortung der zweiten Stüdgutllaffe und des ſachſiſchen 
Antrags) fein Bewenden behalten und das Direftorium erfucht werden 
folle, bei pafiender Gelegenheit pine Eingabe an da königliche Verkehrs - 
minifterium zu richten. 

Ueber vn Zouianichtuß der Hanſeſtadte referirte Reg.-Rath Beutner 
in demſelben Sinne, wie er fich in feiner ſeither erſchienenen Schrift 
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„Der Zollanſchluß der Hanfeftädte Hamburg und Bremen“ (Berlin 1880. 
Buttfammer und Miühlbrecht) ausſprach; wir werben auf dieſe in 
anderem Zufammenhang zurädfommen und bemerken daher nur, daß 
die von ihm geftellten Rejolutionen ohne Debatte angenommen wurden; 
fie Tauteten: 

1. Die Freihafenſtellung der beiden Hanſeſtädte Hamburg und 
Bremen und bie Aufrechterhaltung ihrer wirthſchaftlichen Auslands - 
qualität ift erfahrungsmäßig nicht günftig geweſen für die gewerblichen 
und induftriellen Inlereſſen de deutichen vaterlandes. 

2. Der Gentralverband erſucht deßhalb die Reichsregierung, die 
Berhandlungen mit den beiden Hanfeftädten wieder aufzunehmen und eine 
BVerftändigung über bie Bedingungen herbeizuführen, unter benen ber 
Anſchluß derfelben an den wirthichaftlichen Körper de Deutſchen Reiches 
bewirkt werben könne, 

3. Der Gentralverband fest Hierbei vorauß, daß die im Intereſſe 
einer georbneten Verwaltung erforderlichen Zollfontrolen auf das mög« 
lichft niedrige Maß befchräntt werben, und daß die Reichsregierung 
Alles aufbieten wird, um die beiden Handelsemporien im wahren Sinne 
des Wortes zu nationalen Häfen umzugeftalten und mit allen Han- 
delshäfen Englands und des europäifchen Kontinents konkurrenzſähig zu 


en. 

Den Schluß der Tagesordnung bilbete ein Referat des Regierungs- 
affefjor Dr. Königs (Düffeldorf) über das Geſetz, betreffend bie ge- 
werblichen Hilfskafſen vom April 1876. Der Referent gab zunächſt 
eine Geſchichte der Entftehung dieſes Gejeßes, ſowie eine detaillirte 
Analyje defielben; er behauptete, daß daffelbe dringend der Abänderung 
bedürfe. Namentlih müßten die Yabrikfaflen mit der eigenartigen 
Stellung des Fabrikanten in demfelben eine anderweitige Berüdfich- 
tigung erfahren, denn man fönne fie nicht als freie Kafen betrachten, 
wie dieß jeht ber Fall fei. Ferner müßte man den Kaffen eine größere 
Freiheit in Bezug auf ihre Thätigkeit. laflen und die Normativbeftin- 
mungen möglichit einfach abfafjen, damit es den Handwerkern möglich 
fei, fie zu überjehen. Referent erklärte ſich mit Entichiebenheit gegen 
den Stummſchen Plan der obligatorifchen Altersverforgungs- und In- 
validenfafien für Fabrikarbeiter. Ein abgefchlofjener Stand von Fabrik« 
arbeitern beftehe nicht, denn es finde ein fteter Wechſel zwifchen der 
Beichäftigung in Fabrik, Haußinduftrie, Handwerk und Landwirthſchaft 
ftatt; ferner fei e8 fchwierig, die Beiträge nach ben einzelnen Brauchen 
abzumefien, und endlich jeien die Löhne fo niedrig, daß man ben 
Arbeitern ſolche Ausgaben nicht zumuthen fönne, und auch den Fabri ⸗ 
Tanten feien fie nicht gut aufgulegen, wenn man ihre Konkurrenzfähigkeit 
nicht ſchädigen wolle. Redner empfiehlt deßhalb die Errichtung einer 
Arbeiter-Berfiherungsanftalt durch den Staat, vielleicht mit Anlehnung 
an die Kaifer-Wilhelm-Spende, aber mit Freiwilligkeit für die Arbeiter, 
ohne Zwang; fo könne gegen die Unficherheit der Eriftenz der Arbeiter 
angelämpft werben; das jei die beſte pofitive Maßregel im Kampie 
gegen den Sozialismus, 

Es entipann ſich Hierauf eine längere Diskuffion, deren Ergebniß 
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darin beſtand, daß der Antrag Servaes auf Verweilung der Materie 
am eine Kommilfion genehmigt wurde. 

Zu dem Schlußefſen der Generalverfammlung traf ein Brief des 
Kommerzienrath Baare über feine Verhandlung mit dem Fürflen Bis- 
mare bezüglich der Arbeiterverficherungsfrage ein, der mit Jubel aufs 
genommen wurbe und zu Obationen für den Reichskanzler führte. — 

Der Gentralverband gibt in zwanglojen Heiten „Verhandlungen, 
Mitteilungen und Berichte“ (Drud und Verlag der norddeutſchen 
Buchdruckerei und Berlagsanftalt, Berlin) Heraus, die in der Haupt« 
ſache für die Mitglieder beftimmt, feine Intereflen fördern ſollen. Doc 
hat er auch jonft in der Prefie fefte Stellung genommen, wie 3. B. bie 
gewerbliche Zeitſchrift, Organ. für die nationale Induſtrie und das 
Wohl ihrer Arbeiter, redigirt in jehr geſchickter Weiſe von E. Bernharbi, 
diefer Richtung angehört. Am energiſchſten wirt der von F. Stöpel 
feit 1875 herausgegebene Merkur, Zeitjchriit für nationale Handels« 
politit und Vollswirthſchaft, nach diefer Richtung; er Hat fich neuerdings 
in eine Monatsſchrift verwandelt. Natürlich herricht in dem Merkur 
durchaus ſchutzzdilneriſcher Parteigeift, ungefähr mit derjelben Einfeitig- 
feit, wie im Bremer Handelsblatt der freihändlerifche. 

Unter den Vorwürfen, die man dem Gentralverband macht, fteht 
der obenan, er erſtrebe ſtaatliche Protektion für die geſellſchaftlich 
Starten und Mächtigen, die defien am wenigiten bebüriten. Darauf 
iR zu erwiedern, daß dem Auslande, beſonders der frangöfifchen und 
englijchen Konkurrenz gegenüber, auch bie größten unferer Unter 
nehmumgen die relativ fchwächeren find. Außerdem ift e8 natur 
gemäß, daß bei einer ſolchen Bewegung die größeren Unternehmer die 
Führung übernehmen; das beweift aber nicht immer, daß dad, was 
erreicht wird, der Schußzoll, eine beftimmte Beeinflufjung der Gejeh- 
gebung u. f. w. nur ihnen und nicht auch den mittleren und fleineren 
Seichäften zugute komme. Daß die Induftrieen und Geſchäftsbranchen, 
die in der Hauptfache ſchon zum Großbetrieb übergegangen find, fidh 
leichter bemerflich machen können, iſt richtig; aber das beweift nicht, 
daß man ihnen verwehren foll, ihre Stimme geltend zu machen. Und 
es jcheint mir immer beffer, daß fie ſich in folchen Fachverbanden 
geltend machen, als durch die Hinterthüren der Minifterien ober in 
Barlamenten, die zur Hälfte aus Berwaltungsräthen beftehen. 

Eine ftarke, jelbfibewußte Regierung darf nicht zu viel auf die 
Fachverbände Hören, fie muß neben der großen Induſtrie die Heine, 
neben den Fabrilanten die Erportenre, neben ben Unternehmern die 
Arbeiter Hören; fie muß nicht die Fachverbände der Unternehmer 
ftreicheln, wenn fie den Arbeitern ihre Vereine verbietet. Sie muß 
über allen diefen Beſtrebungen gleichmäßig ftehen; aber fie zu Hören, 
ift ihr heilſam. 

Und daß die Summe von Intelligenz, von Unternehmungägeift, 
von Eharafter, von Arbeitsfahigkeit, die im den letzten Jahren in dem 
Gentralverband fich geltend gemacht Hat, feine verächtliche ift, daß bie 
an der Spige ftehenden Männer zu einem Theil auch die find, welche 
alß Arbeitgeber mit ben beften Namen in Deutichland Haben, wird 
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fich fo wenig leugnen laſſen, als daß bie Begeifterung iür Friedrich 
Kift, wie fie ſich z. B. vorige Jahr in Augsburg in den Reben Steub’s, 
Dr. Bölt’8, Bürgermeifter Fiſcher's ausſprach, eine mindeftend jo be» 
rechtigte ift, als die auf der entgegengefehten Seite jür die Koryphäen 
des Freihandels zu Tage tretenbe. 


Ueber Iſaac Pereire 


brachte der 61. der intereſſanten Briefe, welche die Handelsbeilage der 
Augsburger Allg. Zeitung unter dem Titel „Handels, Bank- und Börfen- 
zuſtände in Frankreich“ veröffentlicht, folgende treffende Schilderung : 

Eine fo bebeutenbe finanzielle Kapazität wie Iſaac Pereire, der 
nad) kurzem Krankenlager im 74. Lebensjahr verichieden, verdient auch 
auf Hanbelapolitifchem Gebiet eine bejondere Beiprechung. In des be= 
rühmten Finanzmanns Perjon ftritten von Anfang an und jaft bis 
du feinem leßten Hauche zwei verichiedene Elemente, deren eine manch- 
mal mit dem andern in Widerfpruch gerieth: die ihm urfprünglih an« 
haftende jozialiftifch-humane Idee, welche er in feiner Jugendzeit unter 
de Pore Enfantin Leitung in ber Saint-Simoniftiichen Schule jchöpite, 
und ber bei ihm gewaltig erregte Spiel- und Spekulationsfinn. Als 
einer der eifrigften Jünger der fozialen und finanziellen Rejormen bes 
Saint-Simoniftifchen Syſtems, der durch die Erfindung der Eifenbahnen 
und die allerwärts auf alle Gewerbe angewandte Dampifraft eine fo 
zafche Ausdehnung und praftifche Ausführung fand, Hatte er fi im 
Berein mit feinem älteren vor einigen Jahren verftorbenen Bruder 
Emile (defien Eidam er auch durch jeine zweite Ehe geworden mar) 
bei der Gründung der Eifenbahngejellicgaften betheiligt, die in kurzer 
Friſt eine fo hohe Bedeutung erlangten. Im Jahre 1835 wurde Emile 
Pereire, der Ingenieur feines Standes war, durch des verftorbenen 
James dv. Rothſchild Verwendung an die Spige ber eriten in Frank- 
reich erbauten Paris-St.-Germain-Eifenbahn geftellt; er ernannte fofort 
feinen Bruder zum, zweiten Direktor. Der damals die Parifer Börſe 
allein und unumfchräntt beherrfchende Rothſchild ahnte nicht, welch 
eine gewaltige Konkurrenz er fich in dem Borbelaifer Glaubenägenofjen 
auferzog. Als die Pereire mächtig geworben waren, drüdte ber „Baron“ 
jeinen Xerger und Ingrimm unverhohlen darüber aus, auch trat er, 
jo oft er es konnte, ihren Geichäftsoperationen hemmend entgegen. Der 
Sturz der Yuli-Regierung, die in Finanzſachen nur mit des alten 
Rothſchild's Augen jah, und das Aufkommen der bonapartiftiichen Epoche 
war der eigentliche Beginn bon Pereire's Glüd auf dem induftriellen 
und Börfenipelulationsgebiete. 

Der ältere Bruder hatte ich immer mehr mit den realen Grund- 
lagen ber übernommenen und ind Leben gerufenen Geſchäfte abgegeben, 
dem jeßt verſtorbenen Yfaac war die rentable Ausführung, die anzu- 
zegenbe Betheiligung des Publikums — um nicht zu fagen befien Aus- 
beutung — überlafien. Er verftand fich trefflich darauf, wie die Folge 
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lehrte, wenngleich er im Laufe feiner ungeheuren Operationen ups and 
downs erfahren mußte, bei denen mehr als einmal das aufgethärmte 
Bermögen des Haufe zu wanfen ſchien. 
* , Während det erften Periode bed Empire erfchien Emile Pereire als 
der allein befähigte Finanzkopf, fein Bruder hielt fich befcheidener im 
Hintergrund zuräd. Gmile Pereire Hatte dem Staatsſtreich eine nicht 
zu unterſchätzende Hilfe geleiftet, welche unter Mitwirkung des damals 
beffer als er fundirten Bankhaufes Fould bei dem Wagniß theilmeife 
den Ausichlag gab. Der „Prinz-Präfident” hatte, nach feinem leichten 
Sieg über bie in ihrer Mehrheit realtionäre und unpopuläre Rational 
verſammlung, fich mit der Bourgeoifie abzufinden, die nicht allzu ab- 
geneigt ſchien, fi dem fait accompli anzujchließen, wenn fie ihre Rech- 
nung dabei finden konnte. Bor Allem mußte daher die Höhere Finanz« 
welt und durch fie die Börfe und der Hanbelsftand gewonnen werden. 
Gmile Pereire übernahm «3, in Louis Bonaparte's Auftrag den Baron 
Rotbichild umzuſtimmen. Seine politiichen Gefinnungen und Neigungen 
mochte dieſer ſchon im Herzen treu bewahren, der neuen Ordnung 
darite er aber unter Androhung von Reprefjalien keine Hindernifie bes 
witen. Solche waren zur Hand, da man Rothſchild allenfalls Hätte 
gerichtlich zwingen lönnen, das kurz vor Louis Philippe's Sturz zu 
hohem reis Übernommene Anlehen einzuzahlen, über das die allzu 
nachfichtige proviforifche Regierung von 1848 den Schwamm hatte 
gehen Laffen. Der alte Baron war krank zur Zeit des Staatsſtreichs, 
oder auch durch denjelben. Emile Pereire bejuchte ihn am Bette, ver= 
fimbete ihm, daß alles ruhig abgelaufen jei, daß er nicht hadern dürfe, 
md Rothſchild, der ein großes Intereſſe daran hatte, die Rentenkurje 
nicht finken zur Laffen, lieh den ihm übermittelten Vorſchlägen ein ge- 
neigted Ohr. Bor dem Staatöftreih und am Tage bed 2. Dezember 
Rand der Kurs der Sprogentigen Rente auf 56,60 und 56,95, am 
6. Dezember 1851 ſchon auf 59,80, am 27. Dezember auf 65,65. 
Beilanfig fei noch bemerkt, daß ein Jahr darauf der Kur mit 81,80 
notirt war. Ebenſo verfuhr die Regierung auf Pereire's Anrathen mit 
der Bank von Frankreich, deren Leitung übrigens (wie noch Heutzutage) 
iaſt ausfchlieklich vom Haufe Rotbfchild abhing. 
Während unter der Juli-Regierung ber Diskonto mindeftend auf 
4 Proz. fand, im Jahr 1846 fogar 5 Proz. erreichte, wurde der Bant- 
gouperneur jofort bedeutet, den Zinsfuß auf 3 Proz. zu ermäßigen. 
Damit begann die neue Geſchäftsart der Börjenunternehmungen, 
die fich allmählich von Rothſchild's bisher allein beftimmendem Einfluß 
bereiten und in eine neue Bahn geriethen, deren Wegweifer die Brüder 
Berzire wurden, und auch blieben, wenngleich fie, zumal in den legten 
Jahren, nicht minder geichiete, doch einige unbeholfene Nachahmer 
fanden. Mit dem Staatäftreich begannen die großartigen Parifer 
Bauten, und zur Beſchaffung ber dazu erforberlichen Geldmittel bie 
Kredite und Immobiliar-Sozietäten, bei deren Schöpfung Iſaac Pereire 
die erfle Rolle fpielte. Diefer Börfenftrubel verblüffte Anfangs ben 
„Baron“ ; ala er fich fpäter in die Neuerungen fand, hatten die Pereire 
bereits iht Glüd gemacht und ſchienen wenig geneigt, an das Schreib- 
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pult des Rothſchildſchen Bureaus zurüdzufehren, daß der Alte mit 
boßhaft generöfer Weife feinen ehemaligen Angeftellten aufbewahrt hatte. 

Die jpeziell erfte Gründung des Pereire beſteht Heute noch nad 
zahlreichen Unfällen und Wandlungen: der Credit Mobilier, defien An— 
lage allerorts fo viele Nachahmung fand, gelangte durch Iſaac Pereire's 
Geichidlichkeit zum Gipfel des Börfenglüds. So au die mit dem- 
felben eng vereinte „Smmobiliere”, die mit ben großen Bauunter- 
nehmungen des Empire betraute Geſellſchaft, die anfänglich mit der 
Uebernahme der Louvrer-Bauten (RivolisStraße) auch noch mit dem 
Durchbruch des Boulevard Malesherbes gute Gefchäfte machte, fi aber 
beim Ginreißen von ärmeren Quartieren und dem Aufbau des Boule- 
vard Prince Eugene (jet Boulevard Voltaire) im eine mißliche Lage 
brachte und jchließlich durch die ruindfen Bauten von Marjeille gäng- 
lich zu Grunde richtete. Die große neidiiche Finanzmacht mochte bei 
biefen Unfällen wohl ſchon die Hand im Spiele gehabt und bie 
momentanen Berlegenheiten der Pereireichen Anftalten vermehrt haben. 

Zlaac Pereire Hatte die Möglichkeit des Ruins dieſer Sozietäten 
voraus in Anjchlag gebracht und fi) durch die Gründung be außer- 
halb ber franzöftichen Landesgeſetze operirenden „Ipaniichen Credit Mo— 
bilier“ auf die Folgen vorgeſehen. Die gegenwärtig noch in Liqui- 
dation begriffene Immobilien = Gejellichaft war ihrem Schidjal über- 
lafien, der Mobilier ohne Sträuben feiten® feiner Urheber anderen 
Händen übergeben, in ben legten Jahren zumal bilbete eben jener 
ſpaniſche Mobilier” die Bafis und den Ausgangspunkt aller Pereite- 
ſchen Börjengefchäfte. 

Bei feinem Tode ftand Iſaac Pereive an ber Spike der Berwal- 
tung von folgenden, mit mehr oder minder effektiven Millionen Franken 
Kapital behajteten Sogietäten: Mobilier Espagnol, Compagnie trans 
atlantique (die Aktien dieſer Dampfichiffahrts-Gejellfhait befinden fich 
hauptjächlich im Beſitze des ſpaniſchen Mobilier), franzöfiſche Süd- 
Eifenbahn, Bayonne-Biarrig-Eifenbahn, Monceaur-Stabttheil-Sozietät, x 
Madrider Gas, Madrider PHöniz (Verſicherungsgeſellſchaft), Zeitung 
„Sa Liberte“, Waldungen-Betrieb im Landes-Departement u. a. m. 
Außer diefen Hatte Pereire noch viele andere gründen Helfen, beren 
Berwaltungsmitglied, jedoch nicht Vorfitzender und Leiter, er geblieben. 
Dazu gehören: fpaniiche Nordbahn, Ebro- Kanal, osmaniiche Bank, 
Öfterreichifche Staatseifenbahn, Parifer Gas und Pariſer Omnibufle. 

Bor etwa 7 bis 8 Jahren war Pereire's Stern eine Zeit lang 
eher im Sinten, deßhalb trennte er fi im Jahr 1872 von feiner 
werthvollen, während einer Langen Reihe von Jahren gefammelten 
Gemäldegellerie, deren öffentliche Verfteigerung 1 700 000 Franken ein= 
brachte. Seitdem ift er indeß wieder in den Stand gefeßt worden, fich 
eine neue anzufchaffen. Der Bau des Pereire'ſchen Landſchloſſes im 
Walde von Armainvilliers (woſelbſt Iſaac Pereire geftorben), unweit 
von Rothſchild's Befitzthum Ferriere gelegen, ward im Jahr 1860 be= 
gonnen. Dieſe 10 Heltare frühere Waldgegend bebedende Befigung 
koſtete 3 Mill. Franken. 

Die Pereire hatten gleich den Rothſchild ihren ungertrennlichen 
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Familienbefig feftgefegt, wobei fie zugleich einen Gedanken des Gaint- 
Eimonismus auf ihren engeren Kreiß in Anwendung brachten. Die 
Lothſchildſchen Traditionen, gegen alle Einbringlinge in bie Finanz - 
herrſchaft ftetig feindlich vorzugehen, ſich aneignend, wandten auch die 
vereire biefe von ihnen ſelbſt oft nachtheilig empfundenen Grundfäge 
gerade jo beharrlich gegen alle diejenigen an, welche ſich in neuerer Zeit 
in ihre Fußſiapfen zu treten fich anfchidten. Der berüchtigte Eintags- 
börfenmatador Philippart mußte das bald erproben und ber gleich 
Fereire ein Dutzend Finanzſozietäten zugleich leitende Baron be Gou«- 
bayran ſtieß fortwährend auf die Feindſchaft Pereire's, ber feinen 
Schwächen unabläffig auflauerte, fo wie auch bie Rothſchild ihm ihrer 
jeits gern ben Kredit abjchneiben möchten. 

Raac Pereire hatte mit feiner jüngften Manipulation des ſpani- 
ſchen Mobilier alles weit übertroffen, was felbft der bewanberte Herr 
de Gonbeyran nur hatte erdenken können. Die Dampfergejellichaft 
hatte trotz aller Subventionen feinen realen Geſchäftsgewinn erzielt, 
wodurch fich eine erhebliche Anzahl von Verkäufern dieſer Aktien ein» 
Rellte, die den Kurs für weit übertrieben Hielten und auf deſſen Er _ 
wierigung harrten. Sofort läßt Pereire auf Namen feines ſpaniſchen 
Nobilier Quantitäten von Aktien zu irgendwelchen Preiſen zurädtaufen, 
is der Markt beinahe gänzlich davon entblößt war. Dann fordert er 
zon den Baiffierd die unmöglich gewordene Lieferung der verſprochenen 
Tel. Diefe mußten fich jeder Bebingung fügen, fo daß das Aus- 
!tihen der Aktien Jahre lang diefer Sozietät einen Börfengejchäfts-, wenn 
and; keinen Betriebsgewinn verſchaffte. Gleiches geihah auch mit dem 
Antheile des ſpaniſchen Mobiler. Die „Contremine” mußte auch 
deren Preis Hinauffeen helfen. Als nun der Nuben durch das Aus- 
lien (Deport) der Stüde angeſchwollen war, verteilte Pereire wieder 
Zividenden, deren Anzeige den Aktien fogar einige Käufer zuführte. 
Tann nahm er den Rücktauf diefer Aktien allmählich vor, und als fich 
aut noch eine verhältnigmäßig geringe Anzahl derjelben im Verkehr 
bejand, wurde die totale Tilgung der Originalantheile durch die Ge- 
fellſchaft verfügt, diefelben zum Nominalbetrag von 500 Fr. eingelöft, 
den Inhabern obendrein Genußantheilſcheine übergeben, bie ihre Be— 
theilizung am Geſchaftsantheil befunden, fie aber von jeder Einwirkung 
auf die Leitung der Sozietät außfchließen follte.e Das dazu benöthigte 
Seld ward durch bie Ausgabe von „Obligafionen“ mit 80jähriger 
Tilgung und Berzinfung zu 5 Prog. p. a. beichafft, welche Werth- 
xichen dem Inhaber ebenfowenig einen Einfluß auf bie Verwaltung 
Auräumten. 

Somit ward eine aus 90000 Aktien beftehende Geſellſchaft voll» 
Hindig in die Hände Iſaac Pereire's gelegt, der damit nach alleinigem 
Belieben falten und walten konnte. Wie er biefen Umftand au ver— 
wenden gewußt, iſt auß den großartigen Preisſchwankungen erſichtlich, 
welche dieſes Börfenpapier "in den lebten Jahren erlitten und welde 
dem Urheber folcher Wandlungen regelmäßig Gewinn bringen mußten, 
da er ganz allein und ausſchließlich das Endrefultat beftimmen konnte. 
Slädticherweife Hielt fi immerhin das Publitum der Kapitafiften und 
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Rentierd von dem Treiben iern, die Auf und Abgänge des Kurſes bes 
ſpaniſchen Mobilier trafen daher lediglich eine gewifje Spielergruppe, 
deren Verluſte zwar die Börſenmakler indireft berühren, die übrige 
Finanzwelt aber unverſehrt lafjen bürjten. Es fei Hierbei noch bemerkt, 
daß der fpanifche Mobilier vor kaum einem Monat auf 855 Fr. ftand, 
bei der Meldung von Pereire's Erkrankung fofort von 855 auf 750 
wich und geftern bei der Todesnachricht jählings auf 490 herabftärzte, 
um auf 525 zu fehließen, weil ein Theil der Verkäufer der letzten 
Tage feine Gejchäfte liquidirte. Die Aktien der „Zransatlantique” 
waren noch am 23. Juni zu 645 fr. gehandelt worden, fie wichen 
auf 535, um zum Preife von 547 Fr. zu fchließen. Spaniſche Nord- 
bahn warb weniger (mit 20 Fr. Rüdgang des Kurſes) in Mitleiden- 
ſchaft gezogen. 

Abgejehen von jeinen oben erwähnten Spezialaffairen war Iſaac 
Pereire einer ber heſtigſten Verfechter einer fofortigen Konverfion ber 
5 Proz. in 3 Proz. Rente. Um feine Meinung zu erhärten und bei 
deren etwaiger Annahme durch die Regierung den Nutzen einzuftreichen 
(wozu feine in ber Deputirtenlammer figenden Freunde ojt genug den 
Antrieb zu geben verfuchten), hatte Pereire jehr beträchtliche Kapitalien 
auf 3 Proz. Rente engagirt. Schwerlich dürften feine Erben die ge 
wagten PVerbindlichkeiten für ihre Rechnung übernehmen, daher dem 
Geſetz und dem Börſenuſus zufolge die Liquidirung diefer Spefulationd- 
täufe am nächften Termin zu geſchehen Hat. Natürlich gerieth der 
Markt der 3 Proz. Rente dadurch im Voraus in eine große Aufregung, 
jo daß der Kurs geftern Abend auf 84—70 fant. 

Wie auf dem finanziellen Felde, jo war Iſaac Pereire auf dem 
zeligiöfen und ſelbſt auf dem politiſchen ein Steptifer. Alles war jür 
ihn auf Spiel, auf Chancen abgejehen. Der Mann, der einft vor 
fihtigen „Samilienvätern“ , DBerwaltern von Wittwen- und Waifen- 
geldern bie Altien feines Credit Mobilier zu den höchſten Preijen als 
eine ber “fiherften, vollfte Ruhe gewährenden BVermögensanlagen 
empfohlen Hatte, ſah fich von Zeit zu Zeit zu wohlthatigen Spenden, 
zuletzt noch zu einer Preisaußfchreibung jür eine Schrift „über die 
Unterdrüdung des Pauperismuß“ angetrieben; das alled verfchlingende 
Meer feiner Spekulationen follte wohl auf biefem Wege manchmal 
einige Tropfen zurüdgeben. 

Trotz Alledem ift €8 nicht abzuleugnen, daß der Berftorbene eine 
hochwichtige Rolle im Induſtrie · und Finanzweſen Frankreichs aus · 
füllte und bei feinen oft tadelnswerthen und der Maſſe Nachtheil 
dringenden Geld- und Werthpapieren und Operationen eine eminente 
Fähigkeit entwidelte, woburd er alle feine Vorgänger, Nebenbuhler 
und Nachahmer weit überragte. 
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Itafienifche Kinder in England. 
Deberiepung aus bem Italieniſchen des G. Ferraris ) von Dr. R. Th. EHeberg. 


„Bor einigen Jahren,“ fchreibt White. Mario, „erhob die füßeſte 
Rufe Englands ihre Stimme gegen das Heimathland wegen feiner 
Graufamteit ober vielmehr wegen feiner Vernachläſſigung der Kinder 
m den Straßen Londons.“ 

Diefe füge Mufe war E. Barett Browning. welche fang: „Eng- 
land, jagen fie, iſt reich, iſt ſtart, ift gotte@fürchtig. Hier ftehe ich in 
Rom, um zu hören. Bon dort von den Alpen tommt eine Stimme: — 
England ift graufam! reitet und eine® der Opfer auß feinen Händen!“ 

Beun in diefen letzten Jahren die fühe Mufe in das Vaterland 
hätte zuräcktehten tönnen, hätte fie vielleicht eine Stimme eigentlich 
„von dort von den Alpen“ kommen und jeine Verſe repetiren Hören: 
„England ift graufam! rettet uns Gr der Opfer auß feinen Hän- 
den!” Viele von diejen verlaffenen Kindern in den Straßen Londons 
und anderer englifcher Städte waren italienijche, und fie würde biefe 
ht an dem nionotonen und gebehnten Ton der Stimme, mit ber fie 
Almoſen verlangten, oder an ber jämmerlichen Klage, um die Paſſan- 
ten zum Mitleid zu bewegen und von ihnen den Obolus zu erhalten, 
oder an der weißen Maus oder an bem indifchen Meerſchweinchen, 
dae fie im Arm hielten, oder an der Guitarre, der fie mit ſchwacher 
Hand gellende Töne entlodten, oder an unferen Nationaltänzen, zu 
denen fie ben hungrigen Leib bewegten, um bann die Milbthätigfeit 
zu beanfpruchen, erfannt haben. 

Ader England ift nicht mehr „da® graufame“ und wir Staliener 
tönnen jegt weniger ala je die Anklage der Dichterin wiederholen; denn 
it dat England unferen Kindern auch Hilfe und Sorgialt gewährt, 
und führt fie den Armen ber Eltern wieder zu, während fie jonft zum 
größten Theil entweder bem Glend oder einem ſchmählichen Erwerb 
zum Opfer gejallen wären. Das was England eben für unfere Kinder 
tut, hat mit trefflichen und warmen Worten unfer außgezeichneter, 
dort wohnende Beamte Catalani**) geichildert, und in Würdigung der 
Solidarität, welche hier alle in dem Heiligen Unternehmen verbindet, einen 
feht Hänfigen Schandfleden, jo ſchmählich für Italien wie für England, 
auszutilgen, den Handel mit unferen Kindern, werben auch wir, aus 
derielden Originalquelle ſchopfend, ***) kurz außeinanderfegen, was zum 
Schaden unferer Kinder in England fich ereignete und wie es dort jept 
um die Gorge für ihr Heil fteht. 


Torino-Boma. Ermanno Löscher 1 

**) Nuovo Antologia, febbrajo 1878. 

«**) Italian Children. Report of the committee of the Charity Organisation 
Society appointed to inguire int the employment of Italian Children for men- 
üant andimmortal purposes. 2 edition. London, printed by Spottismoode 

c, 1872 


*) Ferraris: Saggi di seonomin; Atatistica s seienea dell’amministrazione. 
. PP- — 
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Der Bericht erzählt traurige Geſchichten von ſchlechter Behandlung, 
von Miferen, von Immoralität, von Lügen, von Krankheiten, von 
Zobesjällen, von Gewaltthaten, von Berlegungen, von Verlaffung, von 
Flucht, von wahren Jagden auf jene unglüdlichen Weſen. Eelten hat 
eine ſchmerzvollere Litanei als Rubrik zu einem öffentlichen Dokument 
gedient. Da Gatalani das nur kurz berüßrte, wollen wir Hier auß- 
Tührlicher davon ſprechen: möge ſich der Leſer nicht ftoßen an unferer 
teodenen Erzählung: sunt lacrimae rerum! 

Folgendes weiß man von den Behörden der englifchen Polizei. 

Zu Bridgewater hielt ein Italiener einige Mädchen und Knaben 
in verjchiebenen Theilen der Stadt als Mufifanten und Bettler. Eines 
diefer Unglüdlichen erklärte, daß e8 mit dem „Pabrone“ (Herr) — das 
ift nämlich die Bezeichnung für jene elenden Händler mit Menfchen- 
fieiſch — ſich geeinigt Hatte auf: das Verſprechen Hin, jährlid 10 E 
mit Wohnung und Koſt zu erhalten, wofür es ihm aber täglich 
wenigſtens 4 Schillinge (— 5 itagjenifche Lire), das ift mehr ala 73 £ 
im Jahr einbringen mußte: und wenn es die ganze Summe nicht ver- 
dient Hatte, jo wurbe e8 gefchlagen und ihm die Gpeife entzogen. So 
verbiente der nichtswürdige Padrone circa 63 £ im Jahr an jedem 
Knaben oder Mädchen, wovon er nur einen ganz Heinen Betrag für 
die nicht üppige Speiſe und das ſchmutzige Ouartier abzuziehen hatte! 

Zu North Shield8 beauftragte ein Pabrone (auch ein Jtaliener) 
zwei Mädchen auf den Wegen zu fingen, und wenn ber tägliche Ver- 
dienst Mein war, jo gab er ihnen Nachts eine reichliche Belohnung in 
Prügeln. Daffelbe 2008 teilten in Isle of Man zwei Schaaten von 
Knaben zwifchen 12 und 16 Jahren mit zwei Kerlen (immer Jtaliener) 
an der Spitze, welche in der Vollkraft ihrer Jahre ftanden. 

Zu Nottingham wurden 8 Knaben vom Pabrone zum Diebſtahl 
und zur Lüge abgerichtet und einer wurde ertappt, als er ein Fenſter 
zerbrach, um in das Haus reicher Kaufleute einzubringen. 

Zu King’s Lynn wimmelte e8 nur von Knaben, und fo oft ihre 
Babroni feitgenommen wurden, fand man bei denjelben eine bedeutende 
Summe Geldes; zu Folteftone bejaß einer mit fieben Knaben mehr 
als 30 £. 

Zu Eaft Suffer hatten fie einem Mädchen Namens Domenica 
Margucci den Namen Filomena Tommaſo gegeben, jo daß es als die 
Schwefter zweier Kriaben von 8 und 13 Jahren erfchien, die don einem 
ſchlechten Bruder an drei Schurken und an eine Dirne (alles Italiener) 
verfauft worben waren, welche fie in der Züge und Bettelei unter- 
richteten. Drei Knaben fand man zu MWorcefter im Haufe eine 
Italieners, wie gewöhnlih. Zu Forfar waren ein Mädchen von 16 
und zwei Knaben von 12 und 10 Jahren von einem circa 30 Jahre 
alten Padrone gedungen worden, ber ihnen befahl, fich ala Bruder und 
Schweiter außzugeben; und das Mädchen wurde zomig über die Frau, 
welche ihr Wohnung gegeben hatte, weil fie e8 Bindern wollte, in bem- 
jelben Zimmer mit dem Padrone zu ſchlafen! 

Zu Beverley und zu Turnbridge Wella wurden von ben Padroni 
(einer von ihnen hatte fi den Namen Giulio Gefare gegeben!) Zele- 
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geamme an bie Polizei geſchickt, worin fie Kinder, die mit ihren In« 
Rrumenten flüchtig gegangen waren, fuchten. So Hatten fie die Un« 
verichämtheit, fich jchließlich der Polizei zu bebienen, um Jagd auf die 
Unglüflichen zu machen, welche fich ihrer Graufamfeit durch die Flucht 
entzogen hatten. 

Zu Scarborough kamen täglich gegen zwölf Kinder im Tag durch, 
unter ihnen einmal einige Burſchen im Alter ungefähr von 18 oder 
19 Jahren, alle entſetzlich ſchmutzig (dreafully dirty). Die gewöhnliche 
Bohnung diefer Paflagiere war ein Afyl für Vagabunden. Zu Prefton 
lebten fie mit Dieben und Proftituirten zufammen. 

Zu Dublin ift die Zahl unferer Kinder glüdlicherweife im Ab» 
nehmen begriffen; und warum? Weil die fanatijchen Srländer alle 
Italiener feit der Befikergreifung Roms mit fcheelem Auge anjehen. 
Vreiſet diefe auch ihr, o Kinder, preifet auch ihr biefe Befikergreifung, 
wenn fie ſolches Elend, ſolche Leiden befeitigen Half! 

Zu London waren fie beſonders angefammelt in ben ſchmutzigen 
Biertein don Fleet Row, Eyre Place, Summer Street und Eyre Street 
Hl, wo Kinder und Erwachjene beiden Geſchlechts in den ftinfenden 
Stuben zufammen afen und fchliefen. Zu London wurde konſtatirt, 
daß zwei Kinder Ramend Maria Antonia Zartaglia, im Alter von 10, 
uud Carlo Macera, im Alter von 11 Jahren, fünf Tage nach ihrer 
Ankunft an Lungenentzündung flarben; fie hatten zu Fuß, Almofen 
bettelnd, Frankreich durchwandert. Am 26. Mai 1876 farb im 
Hofpital von Gt. Bartholomäus ein Mädchen Namens Francesca 
di Rofa. 

Alle dieſe und noch viele andere bon ber englifchen Polizei ge- 
fammelte Thatfachen haben e& einer Kommilfion, genannt Gejellichaft 
zur Drganifation des Almofengebens und bejchäftigt mit dem Studium 
dieſes tranrigen Problems, möglich gemacht, die Gründe zu überlegen, 
warum fich dieſer „wahre Handel mit weißen Stlaven“, um ben 
energifchen Ausdrud des Präfidenten und Berichterftatterd der Kom ⸗ 
miffon, €. E. Trevelyan, zu gebrauchen, fo lebhaft behauptet. 

Einige biefer erwähnten „PBadroni”, bie in ber Regel zu zweien 
find und abwechjelnd ſechs Monate in Italien (beſonders in ben neapo- 
tanifchen Diftrikten) und ſechs in England fi aufhalten, erhalten 
die Kinder von den Eltern mittels eines Verbalfontrafiß, in dem fie 
fich verpflichten, ihnen für die Dienftleiftungen der Kinder nach einem 
ugelmäßig auf zwei oder drei Jahre feftgefeßten Termin eine beftinmte 
Vertragafumme zu zahlen. Die auf ſolche Weile geraubten Kinder 
werden zu Fuß, auf bem Wege fingend, tanzend, Almofen bettelnd, 
durch ganz Frankreich geführt. In London oder in einer andern Stadi 
angelommen, werden fie in den von ben Pabroni felbft gehaltenen 
Depöts gefammelt; die Pabroni bilden unter fich eine Art von Ber 
i und leiſten ſich häufig gegenfeitige Hilfe, womit fie dem 
Unternehmen den Charakter eines Syſtems aufbrüden. Sie ſchicken bie 
Kinder in Gruppen in bie verichiebenen Bezirke unter ber Leitung von 
&euten, die in dieſem ſchandlichen Gewerbe bereit? Praris befigen. Die 
Berdienfte werben den Kindern faft ganz dom Padrone abgenommen, 
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unb wären doch wenigſtens dieje Verdienfte von den Unglüdlichen durch 
Herausforderung ber Milbihätigfeit oder durch ein anderes ehrbares 
Mittel erworben! Aber nur zu ſehr ift die Importation der Kinder 
in den legten Jahren gewachien und bie Padroni bedienen fi dabei 
der unlauterften Mittel. 

Meberjegen wir nur wörtlih ein Fragment des Bericht? von 
Zrevelyan: i 

„Dieſe unglüdlichen Kinder ſprechen weber noch verfichen fie das 
Englifche, fo daß fie nicht nur in ihrem Unterhalt von den Menſchen 
abhängen, denen fie anvertraut find, ſondern unfähig find, Anklagen 
gegen biefelben zu erheben, wenn fie je ſolches wagten. Man lehrt fie 
Sagen, daß ihr Führer ihr Vater oder ihr Bruder jei, man lehrt fie, 
diefem oder fich jelbft falfche Ramen zu geben, und fie find mit Strafen 
bedroht, wenn fie über einen dieſer Punkte Aufichlüffe geben würben, 
fo daß es Außerft ſchwierig ift, die Wahrheit zu erkennen. Gelegentlich 
fliegen fie und die Pabront verſprechen durch öffentlichen Anjchlag eine 
Belohnung für ihre Auffindung. Nicht felten verlaffen die Pabroni 
jelbft bie Kinder, bevor der Bertragstermin abläuft, um bie ben 
Eltern verſprochene Summe nicht zahlen zu müflen. Manchmal werben 
die Kinder von einem Mitglied deö Gewerbs zu einem anbern gebracht, 
um es im eigenen Vortheil zu benüßen. 

„Heutzutage ift befannt, daß außer den Depöts italienifcher Sinder 
in London, verjchiedene Zentren des Gewerbes auch in verſchiedenen 
Theilen des Landes befiehen. Brighton, wo drei von den Padroni und 
ihren Opfern beſuchte Herbergen fich befinden, ift da8 Hauptzentrum 
des Südens, und gleich darauf kommt Worthing. Zwiſchen dem öftlichen 
Briftol und Clifton find die Orte größeren Verdienſtes. Aber ber 
Nerv des Spftems find die großen Städte im Norden Manchefter, 
Birmingham, Sheffield, Glasgow und beſonders Liverpool und Brad» 
ford. Wir Haben Berichte über die von den Padroni befuchten Her- 
bergen zu Liverpool erhalten, und es befindet fi} au Bradford ein 
Menſch, welcher italienifche Kinder in großer Zahl importirt. Ein- 
ſtimmig bezeugt man, daß die Padroni ihre Knaben und Mädchen in 
die verrufenften Schenken führen, in bie jchlechteften Theile der be» 
treffenden Stadt, wo fie Diebe und Proftituirte zur Geſellſchaft Haben.” 
Die Gewinne, welche zu diefem abjcheulichen Handel reizen, find leider 
bebeutende. Bereit? erwähnten wir die Summen, welde man bei ben 
Padroni fand; num berichtet die Polizei, daß im Jahre 1878 zu Lon- 
don ein gewifler ©. Ventre von Picinidco, der vier Knaben bei fich 
hatte, veructheilt worden war beim Konfulat 20 £ (500 ital. Lire) 
zu deponiren mit der Bedrohung, diefelben nicht zurüdzuerhalten, 
‚wenn er nicht innerhalb eines Monats den Beweis liefern würbe, daß 
die Kinder in alien in ihrem Wohnort angefommen find. Gut; 
Bentre ließ daB Kapital fahren, aber ließ die Kinder nicht nach Italien 
gehen; er verlor gleichgiltig bie 20 & mit ber Bemerkung, daß er 
fi in zwei Wochen von dem Schaden wieber erholt Hätte. Luciano 
(Sekretär der italienifhen Wohlthätigkeitsgeſellſchaſt in London) erzählt 
jerner, daß dor wenigen Jahren einer biejer Schurken bei feinem Tode 
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ein Kapital von 12 000 4 hinterließ. Buzzegoli, Sekretär unſeres 
Ronfulats in London, berechnete, daß die Padroni in den 3 Jahren, 
in denen ihre Thätigfeit währt, eine Einnahme von 220 £ für jedes 
Kind haben, während fie den Eltern nicht mehr ala 8 4 geben. 

Um dieſe Mißbräuche, gegen welche neue Geſetze nicht zu erhalten 
And, abzuftellen, hat die Kommiffion, deren Vorſitzender und Bericht» 
erlatter Trevelyan war, eine ftrenge Anwendung ber beftehenden Ges 
ſche vorgeichlagen und befonders: 

1) die Iehten Geſehze über den Glementarunterricht, welche den 
Bater oder jene Perfonen, denen die Erhaltung zur Laft fällt, ver 
pflichten, die betreffenden Kinder zur Schule zu ſchicken; das Geſetz 
macht feine Ausnahme für Ausländer und deßhalb müfen die Padroni 
fich ihm unterwerfen; 

2) die Gefeße über das Bagabundiren, welche ſchwere Gtraien 
auch über die verhängen, bie die Sinber zum Betteln abrichten, was 
genau der Fall der Padroni if. Unter ben Strafen fteht körperliche 
Yidtigung; und wenn es je einen Wall gibt, in dem die förperliche 
Yichtigung gerecht anwendbar ift, fo ift es ficher bei dieſen Pabroni 
‚if ever a whipping could be appropriately bestowed, it would be on 
üsse padroni). 

Diefe Borfchläge wurden von einer zahlreichen und ausgewählten 
Uputation dem Herrn Gross, Minifter des Innern, am 19. Juli 1877 
vorgelegt, und bereit8 am darauffolgenden 8. Auguft empfahl ein 
mmifterieller Exlaß deren mit größter Strenge zu handhabende An« 
wendung allen Behörden in den Flecken und Grafſchaften. Und in 
werigen Monaten wurden circa hundert exlöfte Kinder ind Vaterland 
prridgefondt. Noch ift der Handel mit den weißen Sklaven nicht 
beendigt; deßhalb empfiehlt Trevelyan feinen Landöleuten warm, fih 
mt von den Klagen der italienifhen Kinder auf ben Straßen” zum 
Vitleid fimmen zu laſſen weil fih an dem Almofen, das man ihnen 
gibt, nicht dieſe Unglüdlichen erfreuen, fondern ihre elenden Pabdroni. 
Mit dem Aufhören des Almofens wird für dieſe die Onelle des Ge- 
winns aufhören und fo ihr ſchmutziges Gewerbe unproduktiv und fie 
zur Aufgabe befelben veranlaßt werden. 

Wanſchen wir, daß der heftige Kampf, ber von ber wohlverdienten 
engliſchen Gefellfchaft gegen die elenden Spekulanten auf die Jugend 
sieben wurde, mit dem Triumph ber Humanität und Gerechtigkeit 
endige. 


Aber Leider finden fi nicht nur in England italienifche Kinder; 
die &rportation unferer weißen Sklaven findet nad allen Ländern 
Encopa’s flatt. Und unterbeflen wird man in Italien nichts thun, um 
die ſchlechte Pflanze, dieſe beſchämendſte und ſchmerzlichſte Art unferer 

Auswanderung, biß zur Wurzel außzurotten? (März 1878.) 


Literatur. 


A. Bücher und Broſchüren. 


1. Yaenel: Die organifatorifhe Gntiwiflung der Deutſchen Reichsverfaſſun— 
Xẽ ———— 


Beiaze die Wiſſenſchaft von ben menſchlichen Dingen die Macht, zeitweiſe 
u de Henife um fi) entftehen zu laffen, fie müßte im eigenen Jntereſſe, 
wenn and) nur jelten, jene ht brauchen. Da die neuen BVerhältniffe nichts 
enbered fein könnten als eine anderdartige Verbindung ber alten Grundbeſtand⸗ 
teile, jo würden N die althergebrachten Anſchauungen in ihrer Richtigkeit an 
ihnen bewähren müflen. Bann aber würde mandes Stüd alten Glaubens an 
ihnen zericheflen, manche Maffende wiſſenſchaftliche Lüde ihnen gegenüber offenbar 
werben, mandhe bedeutende Wahrheit fich aus ihnen Losringen. Bon der neuen 
Eohmung würde eine neue Zeit wiſſenſchaftlicher Läuterung und Bereicherung 

ticen. 


Diele Macht aber, welcher die Theorie darbt, ift das Erbe der Geſchichte, 
und bie eigenartigfte That in diefem Jahrhunderte ift die Schäaffung bes beutfchen 
Rationalftaates. Ein Gemeiniweien, fo eigenthümlich, daß eö in feiner Projektion 
anf dem Papiere faft mißgeftaltet ausfieht! Gin Staat über Staaten, der mit 
biejen aulammen zweifellos Bundeöftaat it, agleic er allen hergebrachten 
Xheorieen darüber zumiberläuft! Ein Bundesflaat, der aus Dionardieen umb 
Wepublifen befteht, ohne ſelbſt Monardie ober KHepublit zu fein, defien Mo— 
nardieen zum Zheil fonftitutionell, zum Theil nicht konftitutionell_organifirt 
find, während das Reich einziges Beilpiel einer Eonftitutionellen Ariftofratie 
bildet! Gin Reich, dad die angeblid) untheilbare Stantögerwalt getheilt Hat nicht 
zur zwifhen ſich und jeinen Gliebftaaten, fonbern auch zwiſchen dem Kaiſer 
Anfäge zur Monarchie) und ben 25 im Bunbesrathe vertretenen deutſchen Res 
gierungen! Ein Gemeinwelen endlich, das bewirken fol und wunderbarer Weiſe 
gröktentfeils im ber That auch bewirkt, daß der gefammten Ausübung der Staatd- 

lt in Deutſchland — von wie verichiedenen — fie auch ausgehen mag! — 
ie innere Einheit nicht mangele und ebenſowenig die unentbehrliche Macht und 
die gleich nnentbehrliche Berveglichkeit! 

Diefer Bildung wifjenihaftlich Meifter zu werden if bie höchſte Aufgabe 
ber heutigen Stantsredhtölehre, und glücklicherweife befigt bie deutſche Wirfenfdaft 
drei hervorragende Gelehrte der jüngeren Generation, weiche ihre Kräfte nicht 
nur jener Aufjabe getvibmet, ſondern fich auch dem jebr fchmierigen Werte durg 
amd gewachſen aezeigt haben. So verſchieden ihr politiſcher Standpuntt fein 
Fr fie gleichen einander in ihrer Liebe zum Reiche, in ber fireng juriftiichen 

'hobe, die an feiner Stelle eine Trübung wiffenſchaftlicher Erteuntniß durch 
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politiſche Sympathieen ober Antipathieen zuläßt, und in der ernſten Anftrengun: 
den Tingen bis auf ben Grund zu dringen. Id meine Haenel in Kiel, 
Yaband in Straßburg, v. Martik in Tübingen. 

Einer tleinen, aber ſehr reichhaltigen Schrift 8 enel’3 unter bem Titel: 
„Die organifatorifche Entwidlung der Deutichen Reichsverfaſſung“, welche die 
Yortfepun bes hodintereffanten erften Theils feiner „Studien zum Deutſchen 

tantsrechte” bildet, ift die dorliegende Anzeige gemibmet. Sie muthet dem 
Buben wie dem Politiker eine ziemlich ſchwierige Gebanfenarbeit zu, und 
zwar ſchwierig nach zwei Seiten Der Gegenftand, den der Verfaſſer betrachtet, 
iſt höchſt fompligixt, und feine —R 37 etwas fchiver. 

Haenel geht davon aus und ſucht in Abicpnitt I: „Die Berfaflungs> 
gntwürfe und bie Berfaflungen" (& 9-28) feinen Husgangepumtt zu 
beteftigem, daß durch einen vom Bundesrath genehmigten Beſchlutz des tonftituiren« 
den Reichstags gegenüber dem Regierungsentwurfe Art. 18 „eine fundamentale 
Aenderung des organifatoriichen Grundcharakters ber Derfaflung” herbeigeführt 
worden fei. Die meiteren Abichnitte (I: „Die Stellung bes Reichs— 
tanzlers im Bunbesrath", ©. ; M: „Die Subftitutionsbefugs 
niß des Reihstanzlera“, ©. 31-35; IV: „Gefeggebung und voll» 
ziehenbe Gewalt", ©. 36-55; V: „Das Rei und ber preußilhe 
Staat“, ©. 56-61; : „Daß Berordbnungsreht bes Kaiſers und 
des Bundesrathed", ©. 62-95) unterfuchen alle gleihmäßig — wenn auch 
nad} verichiedenen Richtungen hin —, wie weit jene fundamentale Aenderung 

ewirft, welche Widerfprüce ihre nicht volftändige Turhführung in die Bere 
fang gebracht, Habe, melde Ronfequenzen publigiftiidh auß ihr zu ziehen und 
wie bemgemäß jene Widerjprüche zu überwinden eien. J 

Jene fundamentale Äenderung aber beſteht in nichts Anderem ala in der 
Schöpfung felbftändiger Bundesorgane zwiſchen Bunbesrath und 
Reichztag einerfeits und zwiſchen den Organen der preußiihen 
Staatögewalt andererfeitd: fie bildet die Wrunblage ber Entwidlung 
einerſeits des Kaiferthums, andererſeits eined echten Reichsminiſieriums ſowie eines 
zei geglieberten Keicd  Wermaltunge- Xopacatep und der Yuteinanderfeiung 
Sika erwalten mit denen be3 Bundeörathe® und den hegemonildien Achten 

reußens. 

Run iſt Haenel durchaus zuzugeben, bak der Regierungsentwurf zur 
Norddeutſchen undegvgtaſang nur zwei Zunbedorgane tannte: den Reichö= 
tag, der nur bei ber Gefehgebung betheiligt fein follte, und den Bundesrath 
ald Drgan der Gefeßgebung und der Bo Iiebung, fomeit ſolche dem Bunde 
au eigenem Rechte — im Uebrigen ſollten die Bermwaltungdaufgaben des 
Wundes durch bie preukilche tantägemalt und buch preußiiche Organe erlebigt 
herbei, ohne daß dieje Hierfür von Bundes wegen verantwortlid; gemacht werben 
'onnten. 

Es ift ferner durchaus richtig, daß Reichstag und Yundesrath, indem fie 
auf dv. Bennigſen's Antrag in Art. 17 der Bundesverfaſſung die Ver⸗ 
antwortlichteit des Bundeöfanzlerd für ſammtliche don ihm zu gegeñzeichnenden 
‚Anordnungen und Verfügungen des Bundespräſidiums“ (nicht des Bundes“ 
feögeren) onttionirten, volffändig brachen mit dem Grundgedanfen dr Ente 
wurfes und Bismarck's, der da lautete: „Es giebt feine felbftändigen verantworts 
lichen Organe des Bundes für die Vollziehung außerhalb des Bundeörathes und 
ann feine geben“. Nicht nur hörte damit der Bundeslanzler auf, als Kanzler 
ein —— Beamter zu ſein, ſondern auch die Stellung bes Bundespräſidiums 
% en Bundh bie Schöpfung eines verantwortlichen Bundesminifteriumd weſent- 
is inbert *). 

Feopdem ſcheint mir Haenel die Bebeutung jener Aenderung des Art. 17, 
deren Tragweite, wie er ſelbſt zugibt (S. 22), damals von feiner Seite erfannt 
worden ift, in der Folge etwas zu überihägen. Ich dann ihm nicht zugeben, 
daß unfere ganze Reichdentwidlung auf einen unbemußten At von Reichätag 
und Yundesrath bafirt werden darf. Gin fo gewaltige® Gemeinweſen forderte 











*) Diefer Punkt dürfte bei Haenel m. €. qurfer hervorgehoben fein. 
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gebieteriüc) feine eigenen Drgane. Die rapide Sntwielung ber Reichd-Vertvaltungs- 
Trgombation legt dafür das berebefte Zeugniß ab. Und wäre Art. 17 der Ders 

aud damals nicht jo glückiich amendirt worden, in fürzeiter Friſt hätte 
inch das Reich von Preußen emnzipitt. Aber wahr if, in Folge jener Umendirung 
braudhte die Rechtägrundlage für jene Entwidlung nicht erit geihaffen zu werden: 
fe war von Anfang der Beratung an ba. 

Haenel erörtert nun zunäcft in Abſchnitt Il und III die Rüdwirfung 
jener Aenderung auf bie Stellung des Reihstanglers im Bunbesr 
tathe. Richtig hebt er hervor, daß — abiveichenb vom urfprünglicen Grunde 
gebauten des Bumbesrathed — jet mit dem Reichölangler ald Präfidenten Je- 
mand im Bundesrathe fiße, der vom Kaiſer und nicht von einem Einzelſtaate 
ernannt fei, wenn auch allerdings nach richtiger Auffaflung der Reichetanzler 
aualeiä preubikher Bundesrathabenollmächtigter fein müfle. er Kanzler flelle 
eben im Bundesrat! erfaflungsmäbig eine dreifache Perſon dar: er fei erfter 
Reihäbeamter, Bräfident bes Bundbesrathes und Bevollmädtigter 
Prengens. Unb nur auf ben Kanzler in feiner zweiten Rolle, auf_ihn als 
Bröfidenten des Bundesrathes, fei bie ihm in Art. 15 AL. 2 der Berfaffung er- 
theilte Subftitutionsvollmadht zu deuten. 

In dem Hodjintereffanten Abicnitt IV (Gefepgebung und voll» 
jiehemde Gewalt) werden bie begonnenen Gebantenreihen weiter gefponnen zu 
fineı Unterfuhung über bie Einwirkung ded Organs der vollziehen» 
den Gewalt auf Bundesrath und Reichstag, insbeſondere Über Kon- 
Bituirung bieler Körperichaften, über Jnitiative und Veto des Kaiſers. Es find 
dife Sudlahrungen von ber größten politifchen Tragweite für bie organiiche Außs 
geltung ber Reichäverfafiung! 

Ihr Schwerpunkt Itegt in Folgendem: In dem Regierungsentwurfe der 
Berfaffmg vertrat der Einzelftaat Preußen mit feinen — bie nicht vor« 

em jelbftändigen Volzugsorgane dd Bundet. Tehhalb war «8 natürlich, 

# man dem Bundespräfidium nur bie allernothiendigften Prärogativen ein: 
zizete und ihm inäbelondere gegenüber dem NReichätage ſowohl Ganttion, ala 
Bets, ald Jnitiative vorenthielt._ Andererfeits bejak Weruben, aljo dad Organ 
der Bollzugägeiwalt, durch jeine Stellung im Bundesratbe einen jehr tiefgehenden 
Enfiuß anf die Seiebgebung umb auf die Beichlußfaffung bes Bundesrathes, jo- 
weit biefem die Erefution übertragen war. Schuf man nun felbjtänbige Bunbes- 
orgene — umb dieh geichah durch Verfaffung Art. 17 —, fo war eine Doppelte 
KXomfequenz zu ziehen. Es mußte ihnen der unentbehrlidhe ah auf bie 

iälative eingeräumt werben, und es war aller Grund weggefallen, ihnen um- 
faftende Prärogativen ſowohl gegenüber dem Bundesrathe ala gegenüber bem 
Reichätage vorzuenthalten. . 

Ee mußte aljo flatt bes Stantes Preußen das jelbftänbige Präfibium des 
Bundes, der jpätere Saifer, mit weit greifenden Machtvolllommenheiten der Exe⸗ 
tntive außgeftattet werden. Dieß ift nicht geſchehen, durch biefe Unterlafjung 
aber if ein bebenfliher Bruch zwiſchen Sekygebun, und Vollzugsgewalt des 
Vvandes herbeigeführt worden. . 

Breußen hat 17 Gtimmen im Bundesrathe, der Kaiſer feine. Jeder Staat 
und jeder Reichötagsabgeordnete hat die Jnitiative zu Gefepentinürfen, der Kaijer 
hat feine. Den Reichstag aufzuldjen ift nach Art. 24 nicht ber Kailer, ſondern 
mız der Aundesrath mit failerlicher Zuftimmung berufen. Nicht beim Saifer, 
tondern beim Bunbeörathe Liegt die Sanftion der Gefehe; der gefächenen Santtion 
ggrüber bat der Ktaiſer kein Veto. Allerdings ift e8 ein jelbftändiges Recht 

Raiferd, vom Bundesrathe angenommene Gejepentwürfe au den Reichstag zu 
bringen, und inſoweit — aber auch nur infoweit — enge er verfafjungsmäßig 
Jhittative. Allerdings hat der Kaifer zu prüfen, ob der Bundesrath feinen Bes 
Mlıh in formell giltiger Weile gefaßt habe Aus materiell politiichen Gründen 
aber darf ber Saifer bie Vorlage des Geſehentwurfs an den Reichstag nicht 
Brigern. Freili hat fein Minifter, ber Reichstanzler, ben Entwurf, ſoweit er 

dem taiferlichen Ipilien wiberfttebt, im dieichsloge aud) nicht zn vertreten *). 
) Dieb bie Refultate der Äbergeugenb richtigen Ausführungen über Urt, 16 der Ber- 
Aufn 6. 65 fr 
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Die Madıt ber thatjächlichen Verhältnifſe hat aber einen Theil biefer 
Mängel ſchon heute überwunden. Ungefehtes Berfafiungsredht ift ergänzend neben 
bie Verfaffungsurkunde getreten. Der KHaijer befigt heutzutage das Recht ber 

mitiatibe im Bunbesrathe, und allfeitig ift ihm zuerkannt Die Befugniß, bie 
(et. 9 nur ben einzelnen Staaten zugehteht, ie feine Vertreter jeberzeit im 
Reichstage Zutritt und Gehör F fordern. 

Man wird aber Haenel nur zuftimmen können, wenn er ©. 55 für den 
Kaiſer Santtion und Veto im vollen Eonjtitutionellen Sinne fordert, auf daß 
bie faiferliche Gewalt enthoben werde „ihrer Stelung ber Solirung, theila der 
äußerlichen Unterordnung, theils der medpanifchen Anfügung im Berhältnip au 
ber Gejehgebung bed Reich unb deren Organen“ (©. 54). . 

Burch die Echöpfung einer felbftändigen Bundezezefutive if aber weiter 
die Möglichkeit einer Pflichtenkollifion für ben Reichskanzler eingetreten, wie fie 
nad dem Berfaffungsentwurfe nicht beftand (Abſchn. V: Das Rei und ber 
preußilhe Staat). Und dieje Pflihtenfollifion bildet nur ein Symptom bes 
viel gefährlicheren Zufammenftoßes zwiſchen ber Regierung bed Reiches und ber 
Preußens. Die gelunde und fräftige Entwidlung des Reiches hängt aber von 
ber dauernden Einheit der preußilchen Politit mit feiner eigenen zuſammen, 
währenb dieſe Einheit durch die Berfafjung ganz ungenügend gewährleiftet ift. 
Freilich ift ber Kaiſer zugleich Preußens König und der Reichskanzler verfaffungs- 
mäßig zugleich —— Bunbesrathabenollmächtigter. Indeſſen das hindert 
nicht, I feine Inftruftion ſeitens des preubifßien Gejammtminifteriums ber 
taiferliden Reichapolitit zumiberlaufen fann, weil dem Reihhöminifter vielleicht 
der nöthige Einfluß im preußifchen Minifterium fehlt. Man önnte dagegen 
helfen wollen durch eine engere verfafjungsmäßige Verknüpfung zwiſchen ben 
Bervaltungen Preußens und bed Reiches in ihren Spihen. Mit Recht aber 
madt Haenel darauf aufmerffam (©. 61), bak bas —— der beiden 
Gemeinmwejen durch Die Gejeßgebung nur ſchiwer, durch den Tat ber praktiſchen 
Politik leichter bewerfftelligt werben kann. Uebrigens hätte ich biefem Abſchnitte 
etwas mehr Fülle Gemünfat! 

Der lehte und Längfte Abſchnitt (VI) ift der Entwidlung des taijerlihen 
und bunbesräthligen Berordnungsrechtes gewidmet. Geine Refultate 
find ſehr merfwärbig. 

Um feinen Darlegungen die nöthige Grundlage zu geben, endet Haenel 
7 61—67) eine turze, aber ſehr feine und Beachten Bert weil gar mandjes 

teue enthaltende Lehre von den Verordnungen borauf. tere zerfallen 

D im Vollzugsverordnungen, die fi) wieder in Bermaltungs« 
vorfhriften und Generalverfügungen zerlegen, und gejeßvertretenbe 
Verordnungen. Zum Erlaſſe der Lepteren, die ich lieber mit Labanb 
Rehtöverordnungen nennen möchte, bedarf ed im fonflitutionellen Syſteme 
des Nachiweiles beionderer rechtlicher Ermächtigung, zum Erlafie der Erfteren 
nicht; Xeßtere werden rechtäverbindlich durch Publikation, Erftere durch that- 
tastige enntnißnahme der Gehorjamspflictigen, durch Infinuation; 

) im zufammengefegten Staate in unmittelbare, welde dur Ber: 
Lündigung oder Jnfinuation von Reichswegen verbindliche ft erlangen, und 
mittelbare Berorbnungen des Reiches, welche ala ſolche nur bie Einzel» 
ftaaten zur Verkündung oder Infinuation verpflichten, Die allo den Behörden 
und Unterthanen bes Einzelftantes gegenüber erft durch einen Akt ber Partikular: 
flaatögewalt rechtsverbindlich werden 

Km hatten bie Verfaffungsentwürfe ben Norddeutſchen Yund nur in ſehr 
beichränktem Maße mit einem Berordnungsrehte ausgeftattet. Es ſtand zu bem 
Aönige von Preußen auf dem Gebiete be& Soft, und Leiegrobhentefen, ber 
Kriegsmarine, des Bundeskriegsweſens und dem Bunbdesrathe im Gebiete 
des Zolls und Steuerwefens und dem bes Eifenbahnmweiend. Die Verordnungen 
Beider follten nad; Haenel mittelbare Verordnungen fein *). 





*) 3a) fongebire dieß für die Berordnungen des Bundedrathes und für die Berorbnungen 
begügtid, des Bunbeätriegämelend und der Marine; für die Bofl nehme ih ein unmittelbares 
Bunbes-Berorbnungsreht an. 
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Durch bie Srrichtung einer felbftändigen Bundeserefutive war aber ein 
Subjet für ein entwidelteres ummittelbared Reichsverordnungsrecht geichaffen. 

Und nun tritt Haenel ben intereflanten Beweis an, wie jhon zur Zeit 
des Rorddentichen Bundes bie Haubhabung der Berfaffung über deren Bortlaut 
Ginanägedrängt wurde. Die Praris „ift in vielen fyällen von ber Borausfegung 
nsospgen, als ob ftillfchmweigend der Sat veriaffungsmäßig begründet wäre, 
daß überall da, too bie Derfaflung und aladann bie Bundesgelehe einen Anhalt 
fir ein Verordnungsrecht im Namen des Bundes überhaupt boten und dafjelbe 
nicht ausdrũdlich auf den Bundesrath übertrugen, das Präfidium ala ſolches zum 
Erlaffe der Verordnung *) berufen fei. 

Dieje Entwidlung wurde durch die Einſchaltung, welche die Redaktion ber 
Krihöverfafiung in Art. 7 zu Gunften des Bundesrathes machte, koupirt. Sie 
fat aber dann in_ber inderten Form befonderer gefeplicher Ermächtigung bes 
Reiter? zum Exlaffe beftimmter Berorbnungen ihren Fortgang genommen. 

Die unmittelbaren kaiſerlichen Verordnungen bedürfen aber zweifellos ber 
Serpihnung dea Reichefanzlers und ſowen fie Rechtsverordnungen find, nad) 

ber Berfafiung, ſoweit fie Doflgugäuerorbmungen find, kraft der Ver⸗ 
adunug vom 26. Juli 1867 der Publifation durch das Reichägejegblatt. Die 
Yihtichen Abrveichungen von dieſem Grunbfahe, bie Sasnel ©. 78 und 79 nam: 
daft macht, hängen mit unferem Mangel an Sinn für die formale Seite publis 
idee Alte ulammen, der am fraffelten in den fog. Verfaffungsverträgen her- 
a aus dem auch die Verwahrloſung umferer Gefetblätter zu er— 
ren iR **) 
“Ganz ungemein frappant ift die num folgende Betrachtung des bundesräth: 
\ihen Berorbnungörechtes in feiner Entwidlung. Hier wird zumächit die Ber 
Yiemmg des Art. 7 sub 2 der Reihöverfaflung geinürbigt, bie infofern zu weit 
zft, als fie den Bundesrath berechtigt, fich mit der Orbnung des inneren Dienſtes 
hiierliger Behörden auf Verordnungsmegen zu befaften. Bann aber weift 
$eenel nach, wie der Bundesrath fich vielfad) auf Grund der Derfaffung Ber- 
rnungsrechte zugeiprochen hat, welche die Grenzen reiner Bollzugsverordnungen 
mät überfchreiten. Gr hat angeblich) auf Grund von Art. 42, 43, 45 und 54 
ker Berfaffung, jebod) ohne dadurch ausbrüdlic) dazu ermächtigt zu fein, Rechter 
woorduungen erlaffen (jo das Vetrieböreglement für bie Eitenbahnen, das Bahn- 
velgeizeglement, die Schiffävermeifungsorbnung u. |. 1). Dieje Verordnungen 
find old Reichöverordnungen nichtig; die Yahnreglements gelten nur infoweit, 
al fie in formell giltiger Weile in den Gingelftaaten publizirt worden find; bie 
Sifjävermefjungsordnung ift abjolut rechtäungiltig. 

Wmdlich hat eine jtattliche Reihe von Geſehen ben Bunbesrath zum Erlafje 
don Verordnungen bevollmächtigt. 

Ya manden Fällen kann Zweifel walten, ob die Grenzen zwiſchen ber 
Verorbnungsgewalt des Kaiſers und ber des Bundesrathes genau gewahrt worben 
ind. Die des lepteren Hat fid) aber nicht nur beträchtlich erweitert, fondern fie, 
if größtentheild ans eimer mittelbaren eine unmittelbare Verordnungsgewalt 


Ein jehr intereffjanter Unterſchied zwiſchen kaiſerlichen und Bundesrathä - 
Zerordnungen befteht darin, dah der unterzeichnenbe —E für jene Die 
Srantwortung übernimmt, für diefe nicht, 

Benn aber dieſe ‚Qerorbnungen mit folder Unterfchrift publiziert unmittel⸗ 
bare Redhtäverbindlichteit, jomit Gefekesfraft, beanſpruchen, fo ftellen fie fich zu 
Art. 17 der Berfaflung („dem Raifer fteht bie Ausfertigung und Verkündigung 
der Reichägefege zu”) in ſchneidenden Wiberipruch; wenn Niemand für fie bie 
—e trägt, pafien bie Bundesrathsverordnungen in unſeren kon— 
ilntioellen Bundesflaat nicht hinein. Mit anderen Worten: ber Kaifer ift 
der gegebene Inhaber des Reichd-Berordnungärechtes! 





Hub jpex ats einer unmiteidaren. 
1 man. ©, © EEG; mo ber bielfad geübte Mihbrauß gerügt wirb; 
es Bunbebratses ati im „Gelehblatt” in bem „Gentralblatt" zu publt- 


‚ baß biefe Verordnungen mangels gehöriger Publifation muß und 
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Der kurze Bericht, den ich von Haenel’3 Schrift gegeben, wollte zeigen, 
wie reiche Belehrung der jurifiiche Zheoretiter wie ber praftiihe Polititer ihr 
verbanten. Zaft burchiveg verdient fie Zuftimmung. Gleich auögezeichnet durch 
wifſenſchaftlichen Ernft, Strenge der Methode, völlige Beherrſchung des Stoffes 
ift fie ein Mufter publigiftiicher Forſchung J 

K. Binding 


2. Das Europälide Völkerrecht der Gegenwart auf den bisherigen Grund- 
lagen von Dr. 9. W. Heffter. 7. Ausg. Wearbeitet von Dr. 3. D. 
Geffden. Berlin 1881. €. H. Schroeder. 492 ©.*) 

„En premitre ligne des livres qu’on peut adopter pour Penseignement 
du droit international figure ourrage de Heffter qui r&sume dans un petit 
nombre de pages toutes les questions essentielles et en facilite P’etude par 
des apergus aussi clairs que methodiques. Tout suceinct quil est, il forme 
un traite & la fois Iheorique et pratique.“ Tieß Urteil Calvo’3 (Le droit 
international, 2. ed. I, p. 87) über daß 1844 querft erichienene Heffter/ice Sepr- 
buch ift audy für bie jpäteren, erheblich eriweiterten Auflagen wahr geblieben. 
Zer Erfolg des Wertes ertlärt fih aus feinem Merbienfte in Tnapper Form nnd 
mit juriſtiſcher Präcifion ein Bild des wirklich geltenden Volterrechtes zu geben. 

effter verkeunt nicht deſſen Unvolltommenheiten und Züden, aber er HE: fh 
je zu ergänzen, inbem er jür jubjektive Anfchauungen und Wünfche einen recht 
ligyen Charakter in Anſpruch nimmt, wie daß gerade auf diejem Gebiete oft ge⸗ 

Äieht. Cr begründet in ftreitigen Fragen feine Anficht und meift auf bie moih« 

wendigen Reformen hin, aber er frennt beides genau von dem, was wirklich 

durd) consensus gentium zum allgemein geltenden Rechtsſahe erhoben ift und 
wird eben daburd) zu einem zuberläffigen Führer. Da e8 fider zu bebauern 
äre, wenn ein Toldıes Buch in Sutuntt weniger gebraucht werden jollte, weil 

&8 nach dem Tode deö Verfafferd almäplich veraltete To bin ich auf den Antrag des 

Herrn Verleger, eine neue Ausgabe zu übernehmen, gerne gingegangen. 

So wenig id) num leugne, dag wenn id) felbft ein Völlerrecht zu ſchreiben 
Hätte, ich daffelbe welentlich anders anlegen würde ala Heifter c8 geihan, fo 
Tonnte ic) meine Aufgabe doch nicht fo faflen, daß ed mir freigeftanben hätte das 
bisherige Wert nach meinem Ermeſſen umzuarbeiten, weil es dabei nicht möglich 
genelen wäre auseinander zu halten, was dem urfprünglichen Verfafier und was 

en Bearbeiter gehört. ch habe mich daher nicht berechtigt gehalten, die Ans 
orbnung des Stoffes und den Tert des Buches zu ändern, jondern mich darauf 
beſchrantt, einmal die literariſchen Nachweile und geſchichtlichen Thatjachen bis 
auf bie Gegenwart fortzuführen, andererjeits bie mir mothiwenbig ericheinenden 

Grgänzungen unb meine eigenen, oft von Heffter abweichenden Anfichten im 

felöftändigen durch ein G. bezeichneten Ausführungen au geben. 

Um für bie dadurch nothivendig gewordene Ertveiterung des Wertes Raum 
u gewinnen, ohne Bafllbe au jehr anfpwellen zu laffen, find die bisherigen Ans 
lagen fortgelaffen, welche einige größere völferrechtliche Aktenftäde umfaßten, die 
ja leicht in den betreffenden Sammlungen einzujehen find, ebenjo ber furze Ab- 
hnitt: „Die biplomatifche Kunft“, der kaum in ein Volkerrecht gehört. Eine 

anzöfiiche Ausgabe des Buches wird vorausſichtlich im Laufe bes Jahres 1881 


ericheinen. Geffden. 





3. Der monarchiſche Bundesitaat Deiterreih-Ungarn und der Berliner Vertrag 
von Dr. Theodor Kiiter, Dantjhervon Kollesberg, Tozent. Wien 
1880. Holder. 8°. 359 ©. 

Der Berliner Vertrag vom 13. Juli 1878 war das erſte bebeutungsvolle 

Berathungsergebniß eines europäiſchen Kongreſſes ber Großmächte, an meldem 


Das Jahrbuß Sringt für Disfes unb einige andere Werte Geföftangeigen der Derren 
Verfoffer; e6 wänfht das Seinzıp ber Gelbftanzeige. das in anderen Diäpiplinen fchon fo 
viel mehr Blog gegriffen hat, für bie eigentfi wilenikaftligen und gelehrten Werte mög. 
LI außqubehnen, da in der That baburd dad Publifum häufig am beiten über den Inhalt 
Be merte orientirt wird. Unter Umftänben foll Die Gelöftanzeige eine weitere Kritil nit 
ausfgließen. 
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Aatt der früheren Signatarmacht: Defterreich, zum erſten Male die Signatar- 
mdt: Defterreich-Ungarn theilgenommen hatte. Wären au die ſtaats- 
natlicen und territorialen Folgen jenes Dertraged minder einflußreich gewelen 
fir die Monarchie, als fie es thatjächlich find, — die Frage ber ſtaatsrechtlichen 
& einer völterrechtfichen Abmachung hätte unter alen Umftänden jenen 
fürmikhen Wellengang hervorrufen müffen, ber bie parlamentarifde Distuffion 
jene Vertrages in Oelterreich-Ungarn begleitete. Die Seftftellung des rechtlichen 
Ketäitnifled der beiben Weichähälften qu einer Diplomatiicpen Mition bes Ge- 
iammtflantes, dieſes überaus fhwierige Problem, das bis bahin in der Theorie 
ı feine, in Texte der 1867er Auägleichägejepe nur Lüdenhafte Behandlung ges 
—* hatte, mußte einmal im prattſchen aatstehen feine, wenn aud) theoretild) 
wichtbare, immerhin aber pofitive Ehhung, gewinnen, Der_wiflenipaftticien 
Aitif bielee Ieteren ift das überichriftliche Werk gewibmet. Sein Berfafler ift 
jedoch nicht dabei ftehen geblieben; er hat vielmehr mit ficherem Blide erkannt, 
dab alle Gäben des öfterreichiic-ungarilhen Reichsrechts am biefer Stelle E 
kumenlaufen und daher auch hier die oberften Fragen ihre prinzipielle 
örterung verlangen. Der Berfafter wäre fein deulſcher Schriftfteller, wenn er 
dabei mit vor Allem dem verſchlungenen Meinungen über die Kriterien bed 
Yundestantäbegriffes eine ihrer Ericheinung nach neue hinzufügte, in deren Ans 
er bie HL der ariftoteliihen Staatsformen durch die europätichen 
ten: Schweiz, Deutichland und Defterreidj:. Ungarn erfüht ficht. Aus 
«end von der hiftoriichen Entwiclung dieſes Reiches und dem in feinen Anz 
zhörigen Iebenden Bewußtfein und Selügie ber Einheit fieht v. Dantjcher in 
ken jöinerte ded Jahres 1867 bie Formel, welche dem alten monarchi« 
gen Ginheitöftante den zur Zeit für nothiwendig erfannten Uebergang zum mo- 
wrdikhen Bundesftaate ermöglichen follte; Verſaſſer jonient aber Yabe! — und 
at hioriich gutem t —, daß die —5 liche Ratur der Verbindung der 
Lihstheile nur fo weit für geändert anzufehen |ei, als bieß unbedingt im Wort 
= Billen der neuen Geege Liege, und daß in Zmeitelfällen Auälegungen fi) 
wimgemäß an die ältere Gtantöform anlehnen, Neubildungen fid auf jener 
raiden Grundlage aufbauen müflen. So ienigftens glaubt Referent im Ber 
watkin feiner fediglich refümirenden Aufgabe bie durghiehende Grundidee des 
Haft und warm geichriebenen allgemeinen Theils (©. 28-52) und der an= 
kungsheifen Tarflellung: „Defterrei-lIngarn — der monarchifche Bundesftant in 
Eure” (6. 312—359) Higziven zu jollen. Namentlich die in Relief gehaltene 
Unterfehung über Weſen und Umfang ber „Gemeinfamen Angelegenheiten“ zählt 
zu ben beflen und mit der Ueberredungskraft der Neberzeugung geſchriebenen Er— 
örterungen dieſes fchtwierigen Themas. 

Te Kapitel I—V find der Darſtellung des etwas fomplizirten parlamen- 
tarikhen Apparated der Monarchie und ber legislativen Behandlung bed Berliner 
Vertrages beftimmt. Den Uebergang vermittelt v. Dantiher, indem er das 
tbema probandi in ben Vordergrund rüdt durch bie fragen: „... Ichreibt das 
Aeeihtktpungarifche Reichöftnatörecht dor, daß öfterreidjilchungariiche Staatd« 
wrträge der Voltövertretung behufs Mitwirkung ober behufs Genehmigung vor- 
inlgen fin? — Antwort: Ja. Mar daher der Berliner Vertrag den äfter« 
eorkrungarifgien Bolkevertretungaförpern vorzulegen? — Antwort: Nein.” 
E. 51) Der Berf. ift fich des Weberraicenden diefer Wendung volltommen, bes 
wuht und daher umftänblich bemüht, durch Hiftoriiche Interpretation und Logifche 
Sotegralm jenen Schluß ala im Gefepe funbirt erfheinen zu Iafien. Wir ger 
layer Damit zur munben Giefe dei Sues. Yon Dem butens Tigtigen & 

Henb, daß der tein-öfterreichiiche Reihdtag unmöglich) über Gtaate« 
fragen iben tönne, welde (ald gemeinfame) die Länder der ungariſchen 
Rrone betreffen, unb umgekehrt auch der ungariiche Reichstag vom Gefichtäiminfel 
tonftitutioneller Etaatsichre au8 nicht im ber Sage fei, über Angelegenheiten der 
im Reichtrathe vertvetenen SKönigreiche und Länder zu entideiben; weiter von 
der Thatjache ausgehend, baf eine große Zahl zweifell os gemeinfamer Angelegen« 
beiten: die Behandlung öfterreichikh-ungarilcer Staatäverträge, bie — me 
emes öflerreichifcheungariichen Anlehenz, bie Fizirung des Quotenverhältniffes zc., 
nicht den Delegationen, fondern ganz ausdrüdlid; bem dfterreichiichen Reicherathe 
end dem ungarifchen Reichstage vorbehalten ift, — glaubt dv. Tantiher bie 
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Inlongruen dieſer beiden Gedankenxeihen dadurch aufheben zu können, daß er 
„Reicherath" und „Reicötag“ bei Berathui meinjamer Angelegenheiten für 
einen organiicen Reichävertretungaförper anı eh „Diele beiben Sörperichaften 
bilden zufammen bafjelbe Organ, weldes einit ber weitere Reichärath war.” — 
Reicherath und Reichetag hätten ſonach jeder eine doppelte ftantöredtlihe An- 
geherigtit; fie wären jeder Organ zweier Staaten, und ihre öffentliche Thätig« 
eit und Stellung wäre durch das öffentliche Recht zweier Staaten normirt. 
Sie ericheinen 1) als jelbftändige Staatäparlamente ber fouveränen Staaten 
Gisleithanien und Ungarn, 2) ald unfelbftändige, von einander abhängige Theile 
bes öfterreichifh«ungariichen Warlaments, als Iheile der Reichevertretung. Noch 
laftiicher formulitt Verf. feine Anfiht ©. 67: „In DefterreihUngern find 
Pomit bie Delegationen nicht das eingige Organ für bie Erzeugung bes Volta: 
willens. Es eriftirt vielmehr als oͤſſerreichiſch⸗ ungariſche VBolfsvertretung ber 
gemeinfame, weitere Reichätag. Dieſes öfterreichiich-ungariiche Parlament Defteht 
aus benjelben phyſiſchen Perfonen, welde in einer anderen ſtaatsrechtlichen 
Qualität das cisleithaniſche Stantparlament und das Löniglich ungariihe Paria⸗ 
ment bilden.” Angenommen nun — wofür aber auöbrüdliche geiehliche Ye- 
fiimmungen mangeln —, daß ber ‚gemeinfame Berliner Staatövertrag diefem 
jemeinfamen Parlamente hätte vorgelegt werden follen, argumentirt Verf. weıter, 
ß Tonnte dieß doch faktifch nicht aeachen, denn: „G2 fehlen bie allgemeinen ge- 
feplicen Normen für den Berfehr der zunächft ala Theiltörper berathenden Theile 
des weiteren Reichstaged, Normen namentlich über die Art und Weile, wie der 
ae Beichluß beider Theile, im Falle ala nicht beide Theile ohnebieß über« 
einftimmen, allgemein zu erzielen fei. Es fehlt das algemeine Geſetz in Betreff 
ber Gejchäftsordnung des weiteren Reichstages.“ (©. 234) 

Bei umferer materiellen Uebereinftimmung mit dem Zielpunfte de3 Ber 
aſſers: die Beunblagen eines dem Gedanken ber ee entiprechenden 
jeichörechtes Harzuftelen, — önnen wir in wenig Worten zulammenfaffen, was 
wir dem oben angeführten Gedantengange entgegenzufeßen haben. Mas 
v. Dantjchet de Iege Iata ala bereit vorhanden nur latent erblidt, — fehlt 
uns im Gebäude ber Reicheverfafjung und läßt und nur Wünfche de lege ferenda 
übrig. Wo wir daher nur über eine Lucke Magen, muß der gemanbte Autor von 
einem Nätbfel freien: „Diejes öfterreichii—h-ungarifche Staateredt, das Aus 
leichägeleh, e& Birgt nur ein großes Geheimniß in fi), und diefes Liegt in dem 
Gegenfape zwiſchen der Form, in der es fpricht, und ber geier hiſtoriſchen That⸗ 
face, welche e8 — zum Ausbrude bringen will." (&. 25.) Um der Siftion 
von den getrennt berathenben Theilen des Reichjeparlaments Zeben und Wirk- 
lichfeit zu geben, genügt u. ©. nicht die Herfiellung geeigneter Berathungs: 
normen. Es fehlt nicht blos das „allgemeine Gefeh in Betreff ber Geichäfte- 
ordnung des weiteren Reichätages“, fondern es fehlte vor Allem bei Abichluß der 
Ausgleichägelege der darauf gerichtete Wille auf ber einen und bie ualehene 
Ruf auf ber anderen Seite. Der mit der Derfaffungägeichichte Defterreichs fo 
wohlvertraute Autor wird uns wohl an dieſer Stelle den Hiftorifhen Ausbau 
biefer Bemerkung erlaffen, ftimmt fie doch mit feinen eigenen Worten überein: 
die Zurüdiegung des Reiches und jeines Rechtes gegenüber ben Gonberftaaten 
unb beren rlaffungen auszugleicgen, ſei die oberite Aufgabe des fünftigen 
Auögleihes. — Waren wir bei den angeführten Bifenäpuntten auch nicht in der 
Kage, dem Gebantengange bes flülfig und überfichtlich geichriebenen Buches ung 
anzufchliegen, jo fühlten wir doch an allen Stellen, wie fehr wir dem Berfafler 
Bieler eriten foitematifchen Tarftellung eines wichtigen Theile des öfterreichiich- 
ungariſchen Staatsrechtes zu Dank und Anerkennung verpflichtet find. 


Wien. 
Felir Stoert. 
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RR. 1. x an ber Univerfität Berlin: Deutiche Studien. Ge 
Tonne — Vorträge zur beutichen Geha Berlin 1879. 
Gebr. Bornträger. 312 ©. 


Derjelde: Ueber die nieberbeutichen Genoſſenſchaften des 12. und 13: Jahrh. 
Homatsberichte der Königl. —XE X ber Wifſenſchaften zu gb 


Derjeibe: Meber bie nieberbeutichen Kaufailden. ajelbft 1880. S. 370 fi. 


Unter ben großen Verluſten, welche bie Berliner Univerfität im Jahre 1880 
B verzeichnen hat, ſteht der von Wilhelm Nitzſch oben an. Und da er nicht 
103 ein bedeutender Hiftoriker und Schriftfteller war, fonbern auch ſpeziell für 
die deutfche Rechte und Wirthſchaftogeſchichte epocheniachend wirkte, jo möchte 
ih an dieſer Stelle auf feine lepten Publikationen hinweiſen, bie wie ein uns 
Kıäpbares Bermächtnik auf jedem Blatte uns lehren, was wir an ihm ver: 


Die „Deutichen Studien“ enthalten fünf früher vereinzelte Arbeiten, von 
denen und" hauptiächlid, die brei mittleren intereifiren. Die „beutigien Stände 
ud deutichen Parteien” geben uns anfnüpfend an bie großen Greigniffe des 
Jahres 1870 eine Art philojophiicer Betrachtung über die Geſchichte Zeutſch- 
lsnds mit beionderer Berücfihtigung der Stände: und Parteibildbung. In der 

follen Arbeit: „Die oberrheiniihe Ziefebene und das Deutihe Reid im 
ittelalter* werben uns wie nirgenb fonft das wirthſchaftliche Leben umd bie 
eicen Geftaltungen Deutichlands gegen 1200 geſchildert. In den „nord- 
elbingiichen Studien“ ift der Verſuch gemacht, die neueren Publilationen und 
Seridungen über Hanfiiche und Holfteiniiche Sephichte bis zum Schluß des 
4. Jahıh. zu einem einheitlichen anihaulichen in das innere Wirthicaftliche 
and politilce Getriebe der Urſachen einjührenben Bilde zu derin— 

Ri igt fi in diejen Auffäßen vor Allem als der glänzende Effaift 
— et ohne alle a tl zu ſchildern Gericht, reif, 
heiten Blid ebenfo die großen Zulammenhänge und geiftigen Bervegungen bes 
Vlterlebens zu Überihauen als mit Tiebevollem Sinne für das Einzelne ſich 
cine Vorſtellung zu macyen weiß, tie bie. Menichen ferner Jahrhunderte gewirth— 
kheitet, gehandelt, verwaltet, vegiert und gelämpft haben. Es ift bie probuftide 
ihöpferitche Phantafıe und es ıft die energiiche Vertiefung in ben Gegenjtand 
keiner Gorkhung melde in ige ujammenwirkten, um jo lebensvolle anziehende 
Gebilde zu fchaffen. begnügte Ir nirgends mit Namen, Formen, Schemen, 
wie ſo viele riter und Polititer, er hatte immer in jeinem klaren hellen 
Ropfe anfhauliche Bilder des Gejchehenben vor ſich und eben detzhalb brang er 
in feiner Forſchung aud immer bis auf den feiten Untergrund dex hiſtoriſchen 

i bis auf das wirthſchaftliche und ſoziale Leben 

dieſem Iepteren Gebiete gehören bie lepten zruͤchte feiner Forſchung 
ax, bie beiden Unterfuchungen über die niederbeutichen enofenjnften und über 
die il Mit außerordentlich feiner Hand weiß hier Nitzſch in das Lüden- 
hafte Material Sinn und Zujammenhang zu bringen; ex verjteht es, möchte ich 
ai bie Unflarheit, die bisher noch über den Anfinzen be3 Gilde und Zunfts 

18 trotz aller neueren Unterfuchungen Kgmebte, wie mit einem Schlage zu 
befeitigen. Wie er im feinem Buche über „Minifterialität und Bürgerthum die 
E des t3, ber bilhöflichen" Verwaltung und der Dlinifterialität 
ind rechte Licht geftellt hat, jo gelingt es ihm hier, das niederdeutſche Gilde» 
weſen. 8 Wilda doch mur gang untlare Borftellungen ſchuf, über das 
Brentano’3 auf England fich be ichen! Unterfuchungen keineswegs genügenbe 
Marheit brachten, in bie richtige eeuhtung zu rüden. 

Er führt zunächft eine auberorbentlich ſaubere Unterfuchung durch über bie 
uebeneinanberftehenden Begriffe und Anfitutionen der Brüderfchaft, des Amtes, 
ber Gilde und der Junung. Geine Refultate find, um fie mit feinen eigenen 
Sorten mitzutheilen, folgende: 

„Die Brüderfchaft, geiftlichen Urſprungs, ift dieſem nad) eine weltlicher Ge: 
nalt gegenüber autonome Aildung, Eie bietet die Möglichkeit eines gemeinfamen 
Vermögens und in befien Verwaltung auch bie, bajjelbe für weltliche Zwecke 

Jahrbud V. 1, Hräg. d. Schmoller. 25 
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unabhängig zu vervenden, und zu biefen firchlichen und weltlichen Zmeden bie 
enotien eines Gewerbes zufammenzuicließen. J 

„Das Amt, unzweifelhaft hoftechtlichen Urſprungs eine von Anfang an 
weltliche Gemeinichaft, umfdließt deßhalb von vorn ten die Genofien eines 
ober mehrerer Gewerbe zum Zwed jowohl des ausſchließlichen Gewerbebetriebs, 
als der Ueberwachung der Gewerbepoligei, doch immer unter ber Worausfegung 
einer höheren weltlichen Gewalt, die wie früher Die Herrſchaft dad Genoffenz 
ihaftsrecht verleiht und die Gelbftverwaltung fontrolirt. 

„Die Verleihung des Amts an cine Brüderihaft gibt dieſer erit ihre 
offizielle weltliche Bedeutung, ftellt fie aber auch erft definitiv unter jene Kontrole. 
u „ei Greihtung einer Brüberfchaft Dagegen verftärft im Aınt dad autonome 

ent. 

„Beiden Formen gegenüber, die ihre welentliche Ausbildung in Süd: und 
Weit-Deutihland gewannen, fteht bie Gilde ald ein durchaus norbbeutidhes Inftitut. 
m 12. Fahrh. erigeint fie an den Hanbelaplägen ald eine Vereinigung für 
Dertehrainterifien und zwar füc alle an dieſen betheiligten Einwohner eines 
Blates, jowohl ber Kaufleute und Krämer, ald der Hanbierker. Gie ift weder 
firhlihen noch hofredptligen Uriprungs und tennt zunächft bie Sgeidung nad) 
einzelnen Gewerben nıdt. Mit ben erklufiven Rechten des Verkehrs an dem bes 
treffenden Plafe verbindet fie, joweit wir fchen, eine vollftändige Autonomie, 
wie wir feine Stiftungsurtunde für fie kennen. 

Dieſe alten Verlehrsgenoſſenſchaften geben dem norbdeutichen Verlehr ein 
von bem bes jüdbeutfchen tweientlich verſchiebenes Gepräge. Ihre ſelbſt gewählten 
Beamten werden, wie bie der engliihen Gilden, meift Alderman, jeltener 
Detan gmant, J 

— führen, ihre Berfammbungen wie jene den Ramen BEER 

eno| 





"Hier wie bort bezeichnen biefe Genoffenihaften den Geiammtbegriff ihrer 
autonomen Ordnungen als Gilberecht und die Ausübung ihres exflufiven Ver— 
tehrärechtes als Hana. 

„3u biefer Gleichheit der Inſtitute bei den kontinentalen und den Infel: 
fommt die Thatjache hinzu, daß bie ältefte Gilde gleicher Derjefung auf 
jem Boden fi in Schleswig findet, das noch Ad. v. Bremen eine Stadt 
ber überelbijchen Sachſen nennt. Dadurch gewinnt die Annahme an Wahrichein- 
lichteit, daß wir e& hier mit einer uralten ſaghſiſchen Bildung zu thun haben, 
deren Bedeutung für den Berfehr in die Zeit der alten Stammesverfaffung, ja 
vielleicht vor bie Zeit ber Befteblung Britanniens zucüdteicht. 

„Ihr gegrnüber ericheint die norbdeutiche Innung überall. ald ein Produft 
fürftlicher Verleihung und als undenkbar ohne eine jolde. Tas Recht der Innung 
als „gradia vendendi et emendi“ verleiht die unbeichräntte DVerfehräbefugni 
entweder der gefammten vorhandenen Einwohnerſchaft ober jämmtlichen Dit: 

liebern eines einzelnen Gewerfes eines beftimmten Platzes. Die Innung fteht 
mi infofern im Gegenjag zur Brüberfchaft, ald dieſe nicht verliehen wird, zum 
mt, als dieſes ſtets nur ein Gewerbe oder eine Gruppe von ſolchen umfaßt, 
endlich und am entichiebenften zur älteren Gilde, als biefe einmal jämmtliche 
Vertehrstreibende eines Ortes begreift und alfo auch die fümmtlichen Gewerbe 
und die Ausübung des Verkehrs von ihrer Bervilligung und von der ber Ge- 
fammtheit oder ber Gefammtbehörbe der Bürger abhängig macht. Neben dieſem 
Recht der. Gelammtinmumg, fieht das der einzelnen. 

Es tann wie Das Amt einer Vrüberihaft verliehen werben, wie der der 

gi er zu Pardhim (Medlenb. Urkb. I, 390) oder einer biöher noch nicht am 
jerfehr betHeiligten Produktion, wie jämmtlichen webenden Haushaltungen bes 
Braunſchweiger — durch Heinrich den Lowen, es dann aber ebenſo ein ein» 
— Gewerbe aus ber Geſammtheit eines Hofrechtes ausſondern, wie das durch 

ichmann verliehene die gültene zu Halle, oder aber die Gewerbtreibenden einer 
beftimmten Branche der Gilde gegenüber, zu der fie biöher gehörten, felbfländig 
een. Tas ältefte Beifpiel biejes Ieteren Verfahrens ijt vielleicht bie Gewand: 
chne derinnung zu Magdeburg, deren Stiftung die Schöffengronit eben jenem 
Erybithot Widmann zufchreibt (Städteyr. VII, 118). Dab die Gewand ſchneider 
uriprünglich ber älteren Magdeburger Gilde angehörten, jcheint mir un: 
zweifelhaft, daß fie jpäter über ihren Wiedereintritt verhandelten, jagt eine 
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Etendaler Urtunde, die auch meldet, was das Refultat diefer Verhandlung war. 
Der Wiedereintritt ber Tuchhändler erfolgte unter der Bedingung, daß die Tuch: 
madher jofort durch Anäftoßung aus ber Gilbe des biöherigen Berfchrörechts 
verluftig erflärt und bie weitere Annahme von Handwerkern überhaupt ver— 
boten — — — 

„Im Großen unb Ganzen wird man ſchon jeßt fagen dürfen, daß die Macht 
and Hdentung der älteren Kaufmannägilde in der erften Sälfte des 18 Seth, 
entern, Innungen und Räthen gegenüber mehr und mehr verihivand, daß 
aber gerade Diele Senoffenigaften aud) da nod) einen höheren Rang einnahmen, 
eigt eben ber Umftand, daß Aemter und Innungen, ſowie ihre Anfprüche ftiegen, 
k fi den Ramen der Gilden ufurpirten.” 

Die weiteren Ausführungen Nihſch's gelten nun bem Beweis, daß feine 
Arfiaflung des Gildeweſens richtig fei. Er unterfucht auf's gewifienhafteite das 
Waterial aus den Orten, wo nadtweibar folhe Raufgilden, bie er für identifch 
mit den Wilde’fcen Königs und Scußgilden hält, beflanden; fo bad von 
Winden, Göttingen, Köln, Stendal, Magdeburg, Sem, Hörter, Dortmund, 
Rünfter, Groningen. Er weift und über; fugend nad, daß bie jpäteren Refte 
der Gilde, die wır vom 13. biß 16. Jahıh, a unb dort noch treffen, überall 

rädmweifen auf jene ältere einfache Inftitution ber Bejammtgilde, die in Nieder: 

fu m der, Seit Dor, ber eigentlichen Gtäbte: und Rahe-Desfafung ennuce; 
fie and den Burfchaften als die Inftitution für die Zivede und ntereffen des 
Ranfmanns, d. h. derer, die am Markt fich betheiligten, gegenüber; nur ihren 
Nitgliedern war der Verkehr, menigftens der Gebraud ber gemeinen age ger 
Ratte. Sie war feine Vereinigung der „Schwachen“, bunden eher ber „Starten“; 
* wor das erfle Produkt der Arbeitätheilung zwilhen —— * und 
Handel; im ſich umſchloß fie noch gm gleichmäßig ben jpäteren Gro| händler, 
ten Rrämer und den Handwerker. Dafür hätte Nitich noch mancherlei Beweiſe 

ü fönnen, To 3. B. die interefiante Urkunde von DMiddelburg von 1271 
den Drkundenb. ©. 244), wornach bafelbft die Roufmannägitbe, d. $. bie Gilde 
da Großhändler, die Handiverker, Barbiere, Mleinhändler, Brauer und ähnliche 
Perionen aus der Gilde herauswirft und in engherzigfter Weile die einträglichen 
Gekhäfte bes Weinverfaufd und Gemwandicnittes für fic behält. 

Der große wirthihaftlihe Auffhinung des 18. Jahrh. bradhte eine Arbeits ⸗ 
tkeilmmg und Verkehrsentwicklung, der die alte Gilde nicht mehr geist, Sie 
ande voltäroirthichaftlid, von Jinung und Zunft, politiih von bet Stadt: und 
athiverfaffung verdrängt, beides hauptjädlich unter der Zeitung und Amitiative 
ber Flirften des 12. und 13. Jahrhunderts. In fürftlichen Neuihöpfungen 
wie übel birldete man von Anfang an nicht bie alte enghetzige Gilde, trat fofort 
bie Rathäverfaffung an die Stelle. Sie repräfentirt gleilam die höhere poli« 
tirße und vechtliche Enttoidlung deB beutichen Sübweltend; fie geftattet nur 
Eplittern der alten Gilde, b. h. dor Allem den Kaufmanns: und Getvandichneider- 
Silben fort zu exiftiren. Aber andererjeits wirb nicht zu leugnen fein, da eben 
die uralten fernigen nieberjächfiichen Genofjenichaftsbildungen, wenn fie auch 
formell dem Gtabtredit und der Kathäverfaffung fich beugen muhten, Damit in 

wiſſen Beziehungen von ihren Schladen gereinigt wurden und materiell das 
tt wurden, Da bem morbbeutichen Handel feine großartige Entwicklung im 
13. umb 14. Jahrh. gab oder wenigitens fie zur Reife bringen half. 

‚Die gange Entftehung der Hanje befommt durch dieſe Unterjuchungen von 
Rigkh, eine neue Beleuchtung. 

Bie mit feinen früheren Unterfuchungen, jo wird Nitzſch auch mit biefen 
ben Anftoß zu einer Reihe teiterer Arbeiten geben; fein Einfluß wird mit feinem 
Zode wicht verichtinden. Immer aber dann ba8 ben Schmerz und bie Trauer 
derer, die ihn ald xehrer verehrten, nicht mildern. In dem Sampfe der ver 
iiedenen hiltoriichen Schulen, wenn ich fo jagen darf, wäre es fo ſehr wünſchens⸗ 
werth getoefen daß er noch länger gewirkt hätte Gr war ja einer ber ente 
Ihloffenften Bertreter jener Gefhichtäiwifienihaft, bie neben dem Formellen noch 
den Schwerpunft auf das Materielle ut bie ihre Jünger nicht im Xertfritit 
und Editionen aufgeben Lafien wi. Noch furz vor feinem Tode fhrieb er mir 
baräber folgende beberzigenswerthe Worte: „Das erklufiv hiftorüche Fachſtudium 
(ber Gegenwart) ift ja gewiß neben all den übrigen Spezialfähern eine zum Theil 
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recht troftlofe Erſcheinung. Doch ſehe ich ben Hauptgrund biefer umerfreulic 
Entwidlung in ber Richtung der philol ee ee bie ih ee 
formulirt habe, daß Sachmann Niebuhr und Wödh verdrängt Habe. Die immer 
einfeitigere Richtung auf Tegtfritit unb ihre ilfemiffenichehten, wie fie Sach: 
mann, Haupt, Ritihel zc. fo fanatifch, Burg (het, hat nicht allein viele Faule, 
fondern auch ſolche der Philologie entfrembet, bie fühlten, daß fie von ben ent⸗ 
—7 Spibfindigleiten der homeriſchen Frage ber neueren und neueſten Hand⸗ 
rifienkunde, Metrik ꝛc. nicht ſatt würden.“ Je mehr freilich heute viele unferer 
Hiftorifer nur noch Philologen dieſer Art find, befto ficherer wird nach dem Gejei 
der Pendelichtwingungen in ber Entwidlung bie Umkehr bald erfolgen. Man wir! 
dann bie Arbeiten von Wilhelm Nißſch ſicher noch mehr —5 als es im 
gegenwärtigen Moment geſchiehn 0.66 


5. Dr. 8. E. Hermann Müller, ord. Lehrer am Gymnafium zu Prenzlau: 
Reiheiteuern und Reichereform-Beftrebungen im 15. und 16. Jahrhundert. 
Prenzlau 1880. Drud und Verlag von € Bincent. 716. 


Ueber diefen Gegenftand haben uns zuerft Ranke's Reformationsgeſchichte 
unb Tronfen’3 preußilche Politit eingehender belehrt. Der Berfaffer fuht nun, 
was in biefen beiden Werfen über Reichefteuern und Reicheeeform ‚ebungen 
au finden ift, zu einem einheitlichen zufammenhängenden ufln$ gu verarbeiten 
und mit einigem amberieitig gewonnenen Material zu verbinden. Die 
Arbeit ruht nicht auf jelbftändigen umfafienderen Ouellenftubien und kommi 
auch nicht zu anderen Refultaten als Rante und Droyſen. Das war ja auch 
nur möglich entweber 7 Neubeihaffung von anberen Neues bietenden Quellen 
oder durch eine fpezififch flaatrechtlich-politifche ober ſpezifiſch finanzgeſchichtliche 
Auffaffung. Die beiden legteren Behandlungsarten würden eine ganz andere 
Vorbildung, als fie der philologiiche Hiftoriker gewöhnlich dat erfordern. Auf⸗ 
fallend 

« Reichstriegsfteuer bon 1427 (Ber, ber Lnigl. fächf. Gef. ber Miflenic. phil. 
hiſt. €. 3b. VIII, ©. 143) noch Gothein's Differtation über den gemeinen 
Pfennig auf dem Reichstage zu Worms (Breslau 1877) kannte. Auch Zeumer’s 
deutiche Stärteteuern (Leipzig 1879) und Schönberg’ Baiel’3 Sinamgoeehateife 
Am 14. und 15. Jahrhundert (Tübingen 1879) wären für eine finanzgefchichtliche 
Behandlung heranzuziehen geweſen. 8.68 


6. 6. A. Köllreutter: Reformation und foziale Revolution. Berlin 1880. 
€. Heymann's Berlag. 39 ©. 


Ein hubſcher populärer Vortrag über den Bauernfrieg, ber ohne wejentliche 
Tozialspolitiiche Spipe ift, im Ganzen nur erzählen will. 6.64. 


7. 6. Neuburg: Zunftgerihtsbarkeit und Zunftverfaffung in ber Zeit vom 18. 

bis 16. Jahrhundert. en 1880. ©. Fiſcher. IV. 311 ©. 

Der Berfaffer nimmt als Ausgangspunkt feiner Betrachtung bie bon 
8. Scmontr in feiner Siheit „Strapturg zus Seit der Sunfttämpfe ans- 
eiprodene Anficht das Zunftwwefen bes Mittelalters jei feine ein wirthichafte 
liche Exſcheinung, fondern es fei nur Igeig zu verſtehen, wenn man auch die 
abminifirativen und gerichtlichen Befugniffe ber Zünfte berüdfichtige. Cr_weilt 
fodann in bem einleitenden Theile fury auf bie Entitehung ber Teien Zünfte 
und biejenigen Berhältniffe Hin, welche deren Geftaltung beionber8 beeinflupten. 
Wenn auch diefe Geftaltung in folge der Verſchiedenheit der Außeren Einflüffe 
eine große Mannigfaltigfeit aufweift, fo ift doch im jeder Beziehung ein gemifjer 
Keen bon Beftimmungen nachzuweilen, der überall wieberkehrt, und zu der An⸗ 
nahme führt, daß im Großen und Ganzen bie Zünfte eine einheitliche Inftitution 
gewefen find und nur äußere Einflüffe zu einer Derjchiebenheit der Enttwielung 
geführt Haben. Im dieſer großen Verſchiedenheit Liegt num aber eine nicht zu 
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unterichägende Schwierigkeit für bie Behandlung des Stoffes, fobald dad Ber 
obachtur gebiet ein tmeiteres jein foll, wie das hier der Fall ift, da nicht nur 
die iebenften Gebiete Deutichlands, ſondern auch zum Vergleich die Ente 
widlung in einigen Theilen Frankreichs in den Rahmen der Betrachtung ges 
m ih. Es wurbe dadurch, wenn nicht die äußere Form eine [u zu Imst: 
jällige werden follte, faft unmöglich, in dem eriten Theile, der das materielle 
Zunftredit behandelt, die allmähliche Entwiklung diejes Rechtes andere als in 
nz allgemeinen unb großen Zügen zu fdildern, ohne dabei auf die zeitliche 
hung ber einzelnen Bedingungen in den verichiedenen Orten allzuviel Rück— 
hät nehmen zu können; Böaftene war ed mdgti I, für größere Gruppen von 
Erten hier und da ſolche Unterſchiede hervorzuheben, 

Der zu behandelnbe Stoff ift in zwei große Theile geichieben, von benen 
ih, wie bemertt, Der eofle mit der Gcilberung bed materiellen Damalß geltenden 
Junftzechte befaßt, während der zweite Die Ausdehnung der Bunftgerichtäbarteit 
uud Polizei fowie ihre Bedeutung für die Zünfte behandelt. In bem erften 
Theile werden zunaͤchſt bie auf bie forporative Verfaffung bezüglichen Rechtsjäge 

—— Eine Hewoorragenbe Stelle nehmen unter ihnen die Aufnahme 
ingungen ein. Bei iſelben Jap Ah vor Allem eine Verſchiedenheit bes 
r Rechtes in den eingelnen Ländern und Lanbeötpeilen nadjweilen, bie 
Geil im engen Zufammenbange Acht mit bes Siellung, melde bie Yünfle in 
ken verkhiedenen Zändern einnehmen. Wenn bei ben franzdfiihen Sünften die 
forderungen, welche fich auf die tigkeit in der Ausübung bes Gewerbes bes 

ı, mehr in ben Vordergrund freten, jo beutet Bien entſchieden barauf hin, 

dort die Zunft mehr einen vein gewerblichen Charakter hatte ala in 
Tentihland, wo freilich gleichfalls ein Meifterftüd ober der Nachweis einer Dienftzeit 
verlangt wird, ferner ein Vermögen vorhanden fein muß, das eine genügenbe mar 
miele Grundlage für den Gewerbebetrieb bietet. Während aber in Frantkreich 
detattige Aufnamebebingungen Abermiegen, treten fie in Deutſchland im Ganzen 
in den Hintergrund gegen eine andere Stlaffe berfelben, bie ſich auf bie perjüns 
lien Berhältnifie des neuen Zunftmitgliedes beziehen. Die Forderungen des 
Bürgerrehts, von Geburtönachweilen, von befonderer moraliſcher Qualifikation 
fuden fich freilich auch in Frankreich, aber doch feltener, dagegen treten fie in 
Zentihland völlig in jordergrumb, es jcheint hier alfo die Zunft vielmehr 
dea Sharafter einer politiihen Organifation getragen zu Haben. “Dabei ift nod} 
Hibmeten, daß in einzelnen Gegenden manche Gruppen dieſer Bedingungen 

uders flark hervortreten, fo im Often und Norben die Forderung feier und 
beuticher Geburt, dieß erklärt fi) daraus, daß in dieſen Gegenden bie herrſchende 
deutkhe Bevölterung vielfach ftart mit meift unfreien Slaven untermildt faß, 
deren Hineindrinngen in politiiche Aörperichaften, mie die Jünfte, verhütet werben 
folte: auherdem ift zu berüdfichtigen, daß im Süden und Weiten bie Stäbte 
mei in einem fchärferen Gegenfape zu den Territorialfürften und dem Sande 
abel Randen, alfo Hier nicht bie gleiche Rüdjicht auf deren Aniprüche nahmen, unb 
in Folge defjen auch den Zulauf Unfreier Hu nur nicht zu hindern ſuchten, 
ar beförderten, um fi) Dadurch zu ftärten, während bort beide Theile 
mehr aufeinander angeiwiefen waren, alſo von den Zünften Alles, was den Herren 
aißfellen tonnte, eher vermieden werden mußte. Reben bieien Gruppen von 
hmebedingungen kommen num nod andere vor, die Zahlung don Auf- 
wineebühren, ferner eine Frankreich eigentgümliche in ben bejonberen dortigen 
Terhältnifen begelnbete ‚on, ber Kauf des Gewerbes. Der zuweilen aus- 
Rt jenen Forberung männlichen Geichlehts Tann das Vorlommen rein weib⸗ 
fiher Zünfte gegenübergeftellt werben. Ude biefe einzelnen Forderungen arten 
indeffen mit der Zeit mehr oder weniger aus, fie werden durch DVerichärfung 
daya gemigbraudht, die Zunft zu einer privilegirten Kafte zu machen, zu welder 
der Zutritt auf_das Aeukerfie erſchwerl wird; ja man fcheut fi fogar nicht 
die Abficht offen auszuipredien, indem die &Hatuten häufig die damilien⸗ 
angehörigen ber Zunftmätglieder in geradezu unerhörter Weile bei der Aufnahme 
begünftigen. 


J — Aufnahmebebingungen ſchließen fich billiger Weiſe bie Pflichten an, welche 
bie Mitglieder innerhalb der Zunft zu erfüllen haben, e3 find zu erwähnen der Ges 
horlam gegen bie Vorſteher und die Zunftbeichlüffe, ber Veſuch ber Zunfte 
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verfammlungen, bie Pflicht Zunftämter anzunehmen, weiter die Vorfchriften über 
des Betragen in_ ben Berfammlungen und gegen die Genoffen: enbli 
Dflichten, welche Meifter und Gehilfen gegen einander hatten. Bei allen diefen 
Vorſchriften ift maßgebend, daß die Zugehörigkeit zu ber Zunft gewifſe Borrechte 
ibt, denen aber auch die twillige Uebernahme von Pflichten zu entiprechen hat. 
in Frankreich treten alle ſolche Borterungen mehr in ben Hintergrund, weil 
eben hier bie Verfaflung ber Zünfte in Folge ihrer geringeren politiichen Ber 
deutung nicht fo volltommen ausgebildet ift. 

u erwähnen find hier noch die kirchlichen und ähnlichen Pflichten ber 
Zumftmitglieder, die ihnen teils direit and ihrer Zugehörigkeit zur Zune er= 
wuchſen, theils dadurch, daß fi neben und in hen Sünften eigene oflens 
haften zu kirchlichen unb mildtHätigen Zwecken bildeten. 

Als den mwichtigften Theil des materiellen Zunftrecht® Tönnen wir wohl die 
weiter beſprochenen Vorſchriften, die Bezug auf das Gewerberecht nnd bie Ger 
werbepolizei haben, betrachten. Gerabe bei ihnen tritt der Charakter der mittel» 
alterlicden Wirthihaftepol tik, foweit man von einem folden reden fann, deutlich 
hervor; ben Handivertern werden Privilegien verliehen, Die ihnen Schuß bei ber 
Ausübung ihres Gewerbes verleihen und ihnen ein genügenbes Austommen ficher 
fein follen, und zwar richtet fich dieß ſowohl gegen bie Zunftfremden ala auch 

ie Konkurrenz ber Mitglieder untereinander ; bare aber müffen fie wieder 
flichtungen bernehmen, welde die gerechten Anfprüce der Sonfumenten bee 
Fehlen follen und dieſe vor Ausbeutung durch die Produzenten fihern können. 
jaher enthält das Gewerberecht Beftimmungen über die Qualität des Roh— 
materials, bie Güte der Arbeit, bie techniſchen Vorgänge bei legteren werben 
enau borgelihriehen, Preiötaren werden aufgeftellt, Die Konkurrenz Stabt- und 
Sanfte er wird eingeliräntt ober ganz berboten. Den Mitgliedern werden 
infaufaprivilegien verliehen, zuweilen werden fie aber au im ihren Eintäufen 
befchräntt. Natürlich war au das Arbeitägebiet unter ben eingeinen Zänften 
fen abgegrenzt. Beſondere Borfehrungen waren getroffen, um 
er Suntemitglieber unter einander in ihren Schranken zu halten, das Abmierhen 
von Gehitfen, das Abwendigmachen von Käufern umd Kunden wurde geftraft, 
ja damit Niemand über dad Duxchſchnittsmaß fich zu fehr empor arbeiten konnte, 
war häufig die Zahl der Gehilfen, bie Dauer ber Axbeitäzeit vorgeichrieben, Die 
Verwendung techniſcher Hilfsmittel vielfach eingeichränft, woran 73 dann noch 
jahlreiche weniger wichtige Verbote jchließen. Im Ganzen waren biefe Vor: 
Ühriften ziemli⸗ — verbreitet, wenn tie auch anerkennen müffen, daß 
gerade daß Gewerberecht im Ganzen in frankreich weiter und forgfältiger aus⸗ 
ebilbet war. 
ser bie mittelalterliche Zunft war ja nicht allein eine gewerbliche Kor- 
joration, es waren ihr au jefugnifie der öffentlichen Gewalt übertragen und 
ie jo im die beftehenden Verfaffungen Eingereibt: Zunähft wären in dieſer Be: 
iehung zu nennen bie Thätigleit zur Durchführung ber Gewerbepoligei, bie 
— ber Waaren, ber Marfenzmang und ae mliche. Aber daneben finden 
ir auch eine fittenpolizeiliche Aufficht über bie Mitglieder geübt, ja ſogar eine 
Strafgewalt bei Kriminalvergehen wirb erwähnt. Dem entipricht e3 volllommen, 
daß die Zünfte aud) eine militärifhe Organifation bejaken. Was die äußere 
Form ihrer erfaflung betrifft, bie ja das treuefte Spiegelbild ihrer gröheren oder 
geringeren Selbfländigteit fein mußte, jo fehen wir bei diefer freilich die größte 
tannigfaltigteit. Es treten hier bie Kämpfe der Zünfte am klarſten hervor. 
Bei ben franzöfiichen Zünften finden wir nur vorübergehend eine wirklich felbft- 
fländige Stellung, meilt find fie vöNig abhängig, Aber auch in Teutichland iſt 
bie freie Stellung ber Zünfte, wie fie 3. ®. in Straßburg vorhanden war, durch: 
aus nicht die Regel, nur fann man ganz allgemein fagen, baß ſich die deutſchen 
jünfte einer größeren Gelbftänbigfeit erfreuten als bie franzöfiichen, und daß 
ich dieß auch deutlich in ber äußeren Berfafjung derſelben zeigt. 

Das materielle Recht, welches wir in dem Zunftftatuten finden, ſcheint nun 
ein fo augebehntes, daß e8 wohl fraglich ſein Tann, ob wir von einem Zunft: 
techt im eigentlichen Einne, das heißt von einem Rechte ſprechen Können, welches 
aud) von den Zünften gehandhabt twurbe. Zu ermitteln, in tweldem Umfange 
dieß geſchehen ivar, mußte die Aufgabe des zweiten Theile fein. Worweg läht 


ie Konkurrenz 
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ach annel daß bie politifche Lage der Zünfte auf den Umfang ihrer gericht» 
lien. ‘ fie von bedeutendem Tinfluß geweſen iſt. Wir werden nur bei 
volitiich Tetbftandigen Zünften eine autonome Gerichtäbarfeit in weiterem Ums 
fange annehmen fönnen, nur eine ſolche Stellung läßt das Borhandenfein einer 
Geruhtspopent ertlärlic exicheinen, während bei unfelbftändigen Züniten bi 
Zieilnahmt an ber Handhabung bes Kecnts fi weſentlich auf Polizeithätigteit 
näntt haben wird. Natürlich war die faktiiche Gntmidlung au iehlad) 
poitchen Dielen beiden Extremen zu fuchen, was bei der großen Mannigfaltigfeit 
der fände des Zunſtrechts gar nicht zu verwundern ift, da dajjelbe ja 
ande von jehr berichiedener Bebeutung für die Zünfte oder den Gtaat 
tabt umfaßte. Neben der politiichen Lage der Zünfte wırd dann noch 
die in ber die betreffenden Statuten entftanden, von großer Bedeutung für 
den ng der Gerichtsbarteit ſein. 

Bon den geiberen Gruppen der Statuten, welche unferer Betrachtung zu 
Graude liegen, find die Parifer Die älteften. Sindeflen find auch) bei ihnen, txop 
der Gleiczeitigleit ihrer Niederfchrift, Unterſchiede jefizuftellen in Bezug auf die 
Henbjabung der Gerichtöbarfeit. Wei der einen Gruppe von Bünften, welche 
der Aufficht beftimmter Perfonen unterworfen ift, liegt die Ausübung der Ge⸗ 
richtabatteit in der Hand dieſer Aufficht führenden ‘Perfonen oder ihres DBer- 
teeterd, in der Ausübung der Polizei indeſſen werben fie durch von ihnen dazu 
beftimmte Handwerfämeilter unterftügt. Die ſchwereren Fälle der peinlichen 
uctöbarteit fcheinen im Allgemeinen der Entſcheidung des prevöt de Paris unter» 
werfen geiveien zu fein. SInbeilen ergeben fich bei den einzelnen Zünften je nad 
den beiomberen Verhältniffen derjelben mande Abweichungen von dem Angefüheten 

inde. Auch bei den übrigen Parifer Zünften haben wir feine jelbftändige 

öbarteit anzunehmen, bdiefelbe ift bier in den Hänben des prevöt unb 
haben die Zunftuorfteher, bie nur in wenigen Fällen felbft gewählte Organe find, 
aörhliehlich die Handhabung, der Polizei in ihren Händen. 3 Iceint fid) 
Diet Suftanb übrigens lange bei ben Parifer Zünften erhalten zu haben. 

Auch in den älteften Statuten von Amiens finden wir eine Junfigerichts- 
berfeit nicht erwähnt. Dieſelbe fcheint im Allgemeinen dem Rathe zugeftanben 
3a haben, der indeſſen damals überwiegenb aus Zunftmitgliebern beftand. Da- 
abe finden wir bald aud; in einzelnen Etatuten eine weiter gehende Zunft- 
geridtöbarfeit, indefien ift es mohl bei einzelnen Verſuchen im dieſer Richtus 
geblieben. ie Polizei land eigenen Beamten, den eswars, zu, dieje wurden mei 
vom Rathe aus der Zunjt ernannt, jedoch famen jpäter auch Kinpelme Fälle vor, 
in benen fie Durch die Zunft gewählt wurben, as bei der Bedeutung ihre 
Amtes ein großer Fortigritt in der Selbjtverwaltung war. Ziele Entwidlung 
kunde — tſam durch eine Veränderung der politiſchen Verfafjung unters 
brochen, Di iite hörten auf politiiche Korporationen zu fein, fie waren nicht 
mehr im Stadtrath vertreten. Wenn nun auch die alte Art der Zunftgerichts- 
berleit äußerlich beftehen blieb, jo hatte biefelbe jept doc) einen 'ganz anderen 
Charakter, da der Kath eben nicht mehr aus Hanbwerkern beftand. Dabei ftieg 
natürlich auch die Bedeutung des Amtes ber jegt wieder durchweg ernannten 
wars, ihre polizeilichen Sunttionen mußten an Wichtigfeit gewinnen, da fie 
iept die fachverftändigen Unterbeamten des nicht mehr fachverftänbigen Rathes 
bildeten, auch abgejehen davon, daß ihnen noch die Thätigfeit zufiel, die früher die 
Zanftmeifier hatt 


en. 

&o fönmen wir aud für Amiens feftitellen, daß man von einer Zunft 
gerihtäbarleit Hier nicht jprechen kann; ber Verſuch, der in diejer Richtung ges 
macht wurde, mußte ſcheilern, weil die Gentralgewalt Kraft genug beſaß, ben 
Zünften feindliche Aenderungen der politiſchen Berjafjung durchzuführen. 

Diefe ftarte Gentralgewalt fehlte nun in Deuticland, und war daher hier 
eine größere Mannigfaltigfeit der Entwidlung die natürliche Folge. Voilig 
abhängige Zünfte finden wir Hier freilich faum, ba eben im Allgemeinen bie 
Bänfte einen integrivenden Theil der Rommunalverfaffung bildeten, wohl aber 
7 Heit, nämlich eine Zunftherrichaft. Wie unter einer folhen Die Zunft: 
grihtsbarteit fic) geftaltete, zeigt und das Beilpiel der Strakburger Zünfte. 

Bir finden hier eigene jogenannte Zunftgerichte, die zugleich den adminiftra- 
tiven Borftand und bas Gericht bilden und aud die Polizei handhaben. Die 
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Kompetenz des Gerichts erſtreckt ſich auf alle Beftimmungen, bie in ben Statuten 
enthalten find. Es war übrigens unter Umftänden auch bie Geſammtzunft bie 
Gerichtöbehörbe. Bei Konflikten, die zilchen Angehörigen berichiebener Zünfte 
entftanden, war dagegen ald höhere Inflanz der Stabtrath fompetent. Um 1438 
vollzieht fich aber eine Deränbderun der Verhälfniffe, bie wohl auf bie Konjolidation 
ber politiichen Zuftände —— — iſt. Die Zunftgerichtsbarkeit an und für 
fid bleibt ziemlich unverändert, nur wird fie Durch Kodifitation des Zunftrechtes 
mehr an die Beobachtung feiter Redhtäfähe gebunden, und es fommen figer 
Appellationen an den Rath vor, während bagegen bie richterliche Thätigteit 
Zunftverfammlung völlig derſchwindet. Unbdererjeitd aber wird ein Theil ber 
geiwerbepolizeilichen Thätigteit ber fünfte befonderen Beamten übertragen, es 
mochten fi) gerade Hier ſiarie Nebelftände herauägeftellt haben 

Die Entwidlung der Zunftautonomie in Straßburg hatte ihre Beranlafiung, 
theila in Dem früheren politiihen Gegenfage zimilhen den herrihenden Ge: 
ſchlechtern und den BZünften, welder durch den Sieg und die folgende Herrihaft 
ber Ießteren befeitigl wurde, theild in dem borherrfäjenden Charakter der Slabt 
ala Induftrieftadt. Aehnliche Verhältniffe finden wir daher überall, mo bie 
Dinge ähnlich lagen und der Rampf zum Giege ber Zünfte führte. Andere 
waren aber die Verhältniffe in Hanbeläftädten, wie Hamburg und Lübeck, wo 
die Handwerker nicht die vorhertſchende foziale Klaſſe bildeten, fondern ganz 
andere Elemente, nämlich der Hanbeläftand. 

Hier kann deßhalb von einer Sunftherufgpaft nicht die Rebe fein, bie Zünfte 

iben freilich eine DVerfafjung, aber biele ift ihnen vom Rath ertheilt und flellt 
* vr Pi use pt übten bie meift ftftatute dem Jahre 1375 
in Hamburg fpeziell rühren die meiften Zunftftatuten aus dem Jahre 
Her un % an Gen buch biefelben —E Zuſiande fpäter "faft nichts 
verändert. 

Die Gewerbepoligei iſt Hier fait durchweg den, Zunftmeiftern anvertraut, 
don einem eigenen Zunftgericht ift dagegen feine Rede, bie etwaigen gerichtlichen 
Befugnif je werden von ber Zunftverfammlung auf den Morgenſprachen ausgeübt, 
alfo in Gegenwart von Rathäbeputirten. War dieß ſchon eine wefentliche Ein- 
Ähräntung, jo war num aber weiter die Zunft nicht einmal für alle Vergehen 
gar ihr Statut das fompetente Gericht. Manche Fälle, beſonders auf dem 

jebiete des Gewerberechtes, hatte fich der Rath ſelbſt vorbehalten. Immerhin 
waren doch manche Fälle ber Zunft geblieben, jo 3. B. Sujurienklagen. Ya 
ſolche Alagen und ähnliche durften gar nicht vor das Gericht gebracht werben, 
wenn nicht vorher ein Sühneverfahren vor den Zunftmeiftern ftattgefunden hatte, 
was ala ein Verfud; aufzufafien it, folche zein perlönlicde Gtreitigleiten zwilcen 
unftmitglieeen der gerichtlichen Kompetenz des Nathes zu entziehen. Im 
en wurde hier die Gerichtsbarkeit von der Zunft wohl nur im Auftrage 

bes Rathes geübt. 

Noch ungünftiger geftaltete ſich bie Entwicklung in Lübel, hier hatten bie 
gunftmeiter nur in ähnlicher Weiſe wie eben erwähnt, einige ſchiedsrichterliche 

jefugniffe und die Polizeiaufficht. Die gerichtlichen Entſcheidungen lagen jümmts 
lic) in_der Hand einer Rathabehörde der Webbeheeren. 

Es laſſen ſich die verſchiedenen Verhältniffe in ben drei ähnten Städten 
jerviffermaßen als drei Typen anfehen. In einer ähnlichen Weite hat fi die 
unftgerichtebarkeit unb Poligei ziemlich überall in Deutichland entwickelt. Die 
jolizet wurde meift bon den ordentlichen Zunftbeamten ausgeübt, die Gerichts- 

barfeit im eigentlichen Sinne, entiveder wie eö beſonders in Süddeutichland ber 
Fall war, von eigenen Zunftgerichten ober von der gefammten Zunft. 

Das gerichtliche Derjaheen wird vielfach ein jehr einfaches geivejen fein, zumal 
wenn bei gewerblichen Sontraventionen ber DBetreffende auf ber That ertappt 
toar ober Durch die borliegenbe, eiwa feine Marke tragende Arbeit genügend über- 
führt wurde, alfo von einem förmlichen Beweiöverfahren abgejehen werben konnte. 
Freilich waren auch verwideltere Fälle wohl richt jelten, allein im Ganzen geben 
die Statuten über bie Art des Verfahrens feine Ausfunft und laſſen alfo ben Ehluß 
zu daß es dem Allgemeingültigen ähnlich; geordnet geweſen ſei. Näheren Aufihluß 
ann man 3. B. hierüber gewinnen, wen man bie Form bed Verfahrens bei der 
— ob der Ranbibat den Yufnahmebedingungen genigt, beactet- 
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Bas ſchließlich die Verhältniffe in Deutihland im Allgemeinen betrifft, jo 
imen man wohl fagen, baß die Entwidiung hier für bie Zünfte eine buxchtoeg 
gänfigere ala im Feanteric, tar, jelbf bie Kübeder Zünfte finb_felbftändiger 

üt. Der Grund hierfür ift, wie bemerft, wohl lebiglich in ber Berfchiebenheit 

algemenen politischen Berhältniffe zu fuchen. 

bie Zunftgerichtäbarfeit in dem geihilderten Umfange war nicht nur 
eine Kolge der polittihen Zuftände, fondern es hat dieſelbe auch wieder ihrerjeits 
iin Bin auf bie Geftaltung dieſer Zuftände. Es war für die öffentlie 
Gewalt entichieben bebentlich wichtige 2 jeile ihrer Funktionen an privilegixte 
Intereffentenverbände abzugeben, an its wurden eben dadurch die Zünfte 
ihrem uriprünglichen Zivede entfrembdet, ber gewerbliche Charakter derſelben trat 
zräd; dabei erlangten fie num freilich den weſentlichen Vortheil, jept eine Unter» 
hrädung weniger befürchten zn müflen, es zeigt fich die beſonders durch die Ber 
tratung der Entwidlung in Amiens, wo bie Zünfte ihre politiſch privifegirte 
Eielung nur bebhalb fo leicht verlieren tonnten, weil fie die Ausübung der Ger 
iätöberteit nicht errungen hatten. Dagegen Tag bie Gefahr made, dah durch bie 
Auibung Bieter Gunttionen, welche doch mehr oder, weniger Beamten übertragen 
werden mußten, ſich innerhalb der Zünfte eine Ariftofratie entwidelte, was, jo 
wehlthätig es umter ben beftehenden DVerhältniffen wirken mußte, doch aber ben 
alten Ehatafter derſelben —c* 

Aber auch die gewerblichen Verhältnifie litten ſchließlich entſchieden unter 
den Folgen der geſchilderten Entwicklung. Die Abficht, durch bie Gewerberegles 
wert die Romfumenten und zugleich die Produzenten zu ſchüßen, mußte vereitelt 
werden, jobalb bie legteren, aljo Sinterefienten, die Gewerbepolizei ausübten; es 
wer natürlich , dab dann bie Bünfte, fobald fie die Leiftungsfähigkeit ihrer 
Wäthegeit verloren Hatten, durch, bie Bolizeigetvalt bie fie jhüßenben Privilegien 
a faftikhen Monopolen umzugeftalten fuchten, ohne auf das Wohl der Konſu⸗ 
unten Rädficht zu nehmen. Während uriprünglich bie ftrengen Vorſchriften 
des Gewerbes beitrugen, jo lange dich träftig war, indem fie wirds 

Ba| boten zur Bekämpfung der etwaigen Unteellität unb anderer 
Ehäben, eigte h6 bei Verfall defielben die grnläneibi keit der Wafle, ine 
ben nun dielelben Borichriften in engherziger Weife gehandhabt und wohl gar 
auudehut nicht nur jede Reform hinderten, jondern ben Schaden vielleicht noch 

en, 


. ın auch ſchließlich die Vermengung politifcher und gewerblicher Zwecke 
in den Zünften micht gm mwenigften zum Berfall des deutichen Gewerbes beiger 
tagen hat, fo ift fie Doch nicht allein daran a: auch in Seantreich jehen 
wir ohne Ddiefelbe ähnliche Mißbrauche, wir dürfen aber dor Allem auch nicht 

ut, baß nicht nur bie mittelalterliche Blüthezeit des deutichen Handwerks, 
Imbern auch bes deutſchen Gtäbtelebens berfelben mit zu verdanten ült. 
Iena. €. Neuburg. 


3. Beorge Howell, The Conflicts of Capital and Labour, historically and 
economically considered, being a history and review of the Trade- 
Unions of Great Britain, London 1878. 


In der Borrebe und wieberholt an jpäteren Gtellen wirb im borliegenden 
Buche darüber Klage geführt, dab die Geſchichte und das Wirken ber Gemwerts 
Vereine in ihrem Baterlande nicht genügend befannt jeien, wodurch die Gegner 
der Bewegung twilltommene Gelegenheit fänden, biefelbe durch abfichtliches Miß— 
verftehen en Mädigen, Unfer Autor, ein warmer, aber auch höchft befonnener 
Anhänger dieier Vereine, ftellte fich demnach die Aufgabe, auf Grund umfaffenden 
Woteriold und mit Benupung ber über den Gegenftand vielfach nur zerftreut 
vorhandenen Literatur „in erihöpfender Weile“ bie Beichichte, Organiſation und 
Thätigleit der Gemwertvereine darzufiellen, über ihre lepten Ziele aufzuflären und 
falkhe Anfıten zu befämpfen. 

Eigenthümlih muß e3 freilich berühren, daß ber Verfafler von einer „er: 
khäpfenden Benupung der Literatur“ pricht, aber wahriceinlid in Folge Un- 
lenuiniß ber deutichen Sprache nicht in der Lage ift, das über feinen Gegenſtand 
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in beuticher Sprache erſchienene Hauptwerk: „Die Arbeitergilden der Gegenwart 
von Lujo Brentano, Leipzig 1871“ au benupen. J 

Das zu beſprechende Buch aertant in 14 Rapitel und einen tabellariſchen 
Anhang. Die erften zwei Kapitel behandeln die Geſchichte der Gewerkvereine. 
Dieß geichieht in genauem oft wortlichen Anſchluſſe an die Abhandlung, mit 
welder Brentano das von Mr. Zoulmin Smith edirte, von der English-Text- 
Society publizirte Wert „English Gilde“ einbegleitete. Da num Iektere Abhands 
lung iieber der Einleitung und dem erften Kapitel bed erfien Bandes der Ar⸗ 
beitergilben ber Gegenwart“ entipricht, jo bieten die betreffenden Kapitel des enge 
Hifehen Buches auch dem beutfcen Leſer wenig Neues. Wer. Howell tHeilt die 
Grundanihauung Brentano’3, wonach in der englilchen Geſchichte ftetö bei Aufs 
Lfung alter Dednungen die darunter Leidenden fi} zu Gilden verbanden, um 
ihre Intereffen zu tahren, und daß demnach bie engliſchen Gewerfvereine im 
biefem Sinne als bie Nachfolger ber alten Schuß: und Handwertergilden zu ber 
traten find. Auch unfer engliſcher Autor verwahrt fich dagegen, als betrachte 
ex die Gewerkvereine als bloße Fortſehung ber früheren Silben, aber es fteht für 
ihn außer Zweifel, daß die Gewerfvereine jchrittiweife in allen Gewerben ent— 

inden, wo fich bie anbredjende Umgeftaltung der alten fozialen und wirthihaft- 
licden Ordnung dur Einführung von Großbetrieb und Maſchinen in der Weiſe 
manifeftizte, daß das Sehrlingsgefeg der Königin Glifabeth mihachtet wurde. Pie 
wird für Die einzelnen Gewerbe gezeigt und am Schlufle des zweiten Kapitels 
umter dem Titel „Das Wachöthum ber Geiwerfvereine während unieres Jahr 
Hundert3“ verfucht, eine allgemeine Geſchichte diefer Vereine bis auf unfere Zage 
u geben. Hierbei muß bemertt werden, dah Dir. Howell bie benfelben Gegenftand 
Geyemdelade von Brentano im Oktober 1&70 in der North-British-Review vers 
Öffentlichte Abhandlung weber citirt, noch auch gefannt zu haben ſcheint. Pie 
Art der Behandlung iſt demnach eine grundverichiebene. Während der deutſche 
Autor bie Geſchichte der mobernen Gewerkvereing in der Weile darftellt, daß er 
und bie Geicichte der „Gefellihaft der vereinigten Dafcinenbauer” al Typus 
vorführt, will Mr. Howell eine Geichichte aller Gewerkvereine geben, gibt aber 
in der That nicht viel mehr ala eine Geichichte der diesbezüglichen Gefekgebung 
biß zur definitiven und vollen Anerkennung dieſer Daganifationen im Jahre 1875. — 
Immerhin find wir dem Autor dafür Dank jduldig, daß er und die Geichichte 
üiner Zeit abermals zu fcildern verfucht hat, deren genaue Kenntni von höchfter 
Wichtigkeit ift. Im ſchuchter Weile werden uns bie Thatfadjen vorgeführt, aus 
denen zu entnehmen ift, daß in all’ biefen harten und opferbollen Kämpfen bis 
zur Aufgebung des Sehrlingägelehes der Königin Elitabeth im Jahre 1814 bie 
jelernten Arbeiter nicht blos thatſächlich, ſondern auch formell das konſervative 
Eiement ber Gefellicjaft vertraten. Sie waren bie Vertreter der geiehlich bes 
fiehenden Ordnung und bofften durch Feithaltung des gewillfürten Gelepes bie- 
jelbe aufrecht erhalten zu fönnen. Die Unternehmer verlegten das Gefep im 
Ächroffer Weiſe theils direkt, theils indirekt; fie waren bie Vertreter ber thatläch- 
lich geänderten twirthicaftlichen Verhältniſſe. Unter ſolchen Umftänden, welche 
das ſtsbewußtſein der arbeitenden Klaſſe auf's höchfte gefährdeten, war bie 
nad) nahezu hunbertjährigem Kampfe erfolgte formelle Aufhebung des Behrlinga- 
eießes dom fozialpolitiichen Standpunkte aus eine Nothivenbigkeit, für die 
halkın des Rechtsbewußtſeins aber eine et, \ 

Die unterlaffen e8 bie Gelchichte der Kämpfe der Gewerlvereine bis zu ihrer 
endgültigen Anerfennung an der Hand unſeres Buches zu ſtizziren. Wir fönnten 
an diefer Stelle faum viel mehr ala Gitate von Gefepen geben. 

‚Kapitel III behanbelt den Siwed, die Verfaffung und Verwaltung ber Ger 
werkvereine. Sie werden definirt ala feiniltige Affoziationen von Arbeitern zu 
ggenleti em Beiſtande in ber Sorge für möglichft günftige Arbeitbebingungen. 

och umfafje die Aufgabe der Gewerkvereine nicht allein dieſe Sorge. — 
ihre Sätigeit exftrede ſich auf das gelammte geiftige und — Reben der 

jenoſſen. Die unttion ber Gewerkvereine ala Unterftügungsanitalten bei Sant» 
heit, Unfall, Tod, Invalidität, Auswanderung und Arbeitslofigteit Laffe fi) von 
der "erfigenannten Thätigfeit durdaus nicht trennen — hier und wiederholt an 
anderen Stellen wird der genoffenkhaftlice, das gefammte Leben des Arbeiterd 
umfaffende Charalter biefer Vereine na—brüdlid betont, baher ganz fonjequent 
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yeder Swangäbeitritt abgelehnt und die Einheit ber Raffen — ähnlich, wie auch 
von Brentano — als eine Nothiendigfeit hingeftellt. Gelegentlich wird bemerkt, 
daß, wer die Trennung der Fonds eritrebe, damit die Schwächung der Gewerk- 
bereine abfichtlich oder unabfigtlich herbeiführen würde; ber Gewerfverein mil 
bei aller Manmigfaltigfeit feiner Smwede ala ein Ganze? betrachtet werben; that« 
aglich Habe der Gewerkverein niemald vergebens die Opferwilligkeit feiner Mite ' 
ieder angerufen und Zahlungseinftellungen feien troß der großartigen Unter- 
fi 1, welche er feinen Mitgliebern gewährt, faft nie vorgelommen. — Biel» 
it der Haupiwerth des Buches Liegt eben darin, baß unfer Autor nicht mübe 
wird in allen zur Sprache fommenben Punkten auf diefen Gemeingeift er Ger 
Y fi den und zu zeigen, wie gerade in ihm bie unzerftörbare Kraft 
biefer Organifationen liege. Zur Belräftigung dieſer Grundanihauung, welche 
er der „natut lien“ Anſchauung ber Theoretifer gegenüberftellt, wird eine 
Etelle ans „Ti ign of Law“ vom Duke of Argyle citirt, auf weldes unfer 
Bertaffer gtoße® Gewicht Legt. Mir heben dehhalbriotgende Säpe hervor...» 
ab ih es ziätig, dab, cm bag Biel irgnb einer gegebenen Afogiation sin 
dobes ift um bie Mittel zu deffen Erreichung gerechte und erlaubte find — eben 

Geift ber Genofien ein neues „Belek“ dern, eine beſondere Kraft, 

mächtig auf ben Geift jedes Anbividuukns ber Genoffenihaft zurüdiwirkt. 
der bereitö vorhandenen Motive modifizirt er, andere neutralifirt ober 
unterdrückt er, anderen emblich feet er bie Möglichkeit, fi in neuen Bahnen 
: ı der Geift der Afioziation an und für fid) 
eu Macht, eine Kraft, ein „Geſetz“. Was er vermag ober nicht bermag in 
kiner Einiirfung auf bie Bebingungen ber Gefellichaft ıft ein Problem, welches 
ziht fo leicht und fummariid) —— werden fann als einige Bogmatifer der 
Shilofophie und glauben machen mödten..” — 

Der Beriaffer beipricht nun angemein, die Thätigfeit der Gemwerkvereine in 
then organifirten Derfuchen, die Arbeitöbedingungen fir ben Arbeiter möglichft 
gisftig zu_geftalten und bemüht fi das „Recht auf Arbeitzeinftellung” gegen 
le Angriffe ficher zu ftellen. Auch in dieiem Buche wird dad Recht der Gewert- 
weine, die Arbeit einzuftellen, ana ber Freiheit be® Arbeitävertrag? abgeleitet, 
indem einfach gefagt wird, was bem einzelnen Arbeiter geftattet jei, das müfle 
auh einer Summe von Arbeiten, jomit auch bem Gewerkverein gefelich zus 
Aeben, ein Berbot folder organifirter Arbeitseinftellungen verlege aljo das 
drinzip bes fein Arbeitövertrags. — Wir unfererjeits Legen auf diefe Art ber 
Begründung in Gewicht. Belanntlid, verlegen bie Tabrifgefehe auch dad ger 
nannte Prinzip und bie englifdjen Gewerkbereine werben bie Iepten fein, biele 
Seiehe zu befehden. Dafgebend für die Kritit der Betvegung fomie für bie 

eliengnahme der Gefehgebung fann nur fein die voraus hähtliche Einwirkung 
einer ſolchen Organifation auf die Xebenäverhältniffe der Genofjen und auf bie 
Seammtheit des Bolte. 

€8 folgt die Darftellung der Organifation ber Bewerkvereine, welche wir 
ala befannt dorausſetzen dürfen, ferner ein Ueberblick über die Verbreitung, die 
fe gewonnen haben. Als die vielleicht wichtigfte Thatfache in der Gefchichte der 
modernen Gewertvereine wirb das raſche Wachathum von großen DVereinen un: 
— Arbeiter angeführt. Die Union der ländlichen Arbeiter, melde im 

ihre 1872 gegründet wurde, jei über das ganze Königreich ausgedehnt und bes 
fiehe aus drei von einanber unabhängigen Zweigen. Der eine mit dem Centrum 
in Leamington zähle 50000 Mitglieder, die Kent and Sussex-Union 13 000 und 
bie Amalgamated-| ur-League in Bofton 10000 Mitglieder. Die Thätigteit 
diefer Unions fchlieht aud) politiiche Fragen, inäbelondere bie Erweiterung de 
Bahlteht2, in den Kreis ihrer Veftrebungen. Die Leitung berfelben fei beionnen 
zab eine Einwirkung auf zufünftige politiiche Verhältniffe von dieler Seite fiher 
m erwarten, Die „National Association of Miners“ hatte im Jahre 1877 
allein 90000 Mitglieder. Kaum Gine Stadt eriftirt in Großbritannien ohne 
einen Gewerkverein. Die Zahl der unabhängigen Getverfvereine beträgt circa 
3000 mit einer Mitgliederzahl von mindeſtens 1250 000 Arbeitern, einem jähr: 
lien Gintommen von nahezu 2 Millionen Pf. Sterling und einem faum ger 
ringeren Refervefond. — „So umfaflen und repräfentiten bie Gewerkvereine fchon 
jeht die Gelammmtheit ber gefernten Arbeiter Großbritanniens. Die Blüthe der 





Er 


396 Siteratur. [396 


arbeitenden Stafien des Reichs ift innerhalb dieſer Organiſation eingefchloffen und 
zur Regelmäßigteit und Ordnung zurädgeführt.“ 

ur Charafterifirung des neueren Stabiums, in weldem ſich die Bewegung 
befindet, wird hervorgehoben, da bie Geiwerfuereine aimar ihrem urlpränglichen 
Weſen nad} politifche Zwede austätäfien, daß aber in letzter Zeit allgemein bei 
ihnen eine enticjiebene Zenbenz borliege, fi aud) politifd) zu bethätigen; baburch 
fei aber ein neue? und inachtiges Element für das politiſche Leben des Reiches 
eivonnen. Die Beionnenheit und ber praftilhe Sinn, ben die Gewertvereine 
fü belundeten, fei die Bürgfchaft für eine Betheiligung der Arbeiter am poli- 
liſchen Beben in ftreng gejeßmäßiger Weile. 

Kapitel IV A unter bem Titel „Political economy and Trades- 
Unions“ bie Stellung, welche die Theorie zu der Gewerkvereinsbewegung ge: 
nommen bat. Wir heben hier nur hervor, daß unſer Verfafler im direkten An« 
Hola an bie vorausgeihidte Betrachtung des Wirtens der Geiwerfvereine und 
in bemußtem Serentope du ber im England herrfehenden Theorie, Sympathie und 
Chriften hum für Faktoren menfchligen Handelns Hält, die aud im Wirth: 
ichaftaleben von tiefgehender Bedeutung find. (3 ift nicht möglich an biefer 
Stelle den weiteren theoretifchen Ausführungen biejes Kapitels zu folgen. Das 
Sejngte wird genügen, um für die Tiefe der Grundanihauung Zeugniß abs 
legen. 

u Die darauffolgenden fünf Kapitel beichäftigen ſich mit ber Gewerkvereins- 
politit, zunädft in Rädfiht auf das Lehrlingsweien und bie tehnifgen Er: 
siehungsanftalten. 

der Verfaffer gibt cine Geſchichte des Lehrlingsweſens in ben äußerften 
Umtifien bis zum @ejepe ber Königin Elifabeth, welches bie alte Ordnung 
Tobifizirte und fie auf alle Gewerbe ber damaligen Zeit ausdehnte. Die Groß» 
indufteie kämpfte gegen dieſe Feſſel und erwirkte im Jahre 1814 ben Widerruf 
be3 Geleped. &Trof Beh aber fam bie früher gejepliche Sehrlingsorbnung mie gäng- 
lid) außer Nebung; fie exiftirt in mehr ober minber mobifizixter Weiſe bei der. 
Heberzahl ber Gewerbe noch heute. — Ga folgt mun eine eingehende Darftellung 
D13 Aroemoäcig in ben einzelnen Beer, und Snduftriezweigen  beflehenben 
Lehrlingsſyſtems in ber Weile, daß gezeigt wirb, wie Die mehr oder minder ftrenge 
Aufrechierhaltung oder aud) die gänzlice Befeitigung des Rehrlingswelens im 
engen Zulammenbange mit ber Geſchickichteit fteht, welche von den Arbeitern 
be betreffenden Gewerbes erfordert wird, Beweiſe jo bie thatjäghliche Aufrecht- 
erhaltung bes Lehrlingsweſens deſſen Notwendigkeit zur Genüge, jo zeige anderer» 
ſeils die zunehmende Berichlechterung ber gewerblichen und induftriellen Pro-⸗ 
bufte, dat die gegenwärtigen Berhältniffe einer Regelung bebürfen. Allgemein 
fei die Klage, dak bie Gelidlichfeit ber britilchen Arbeiter abgenommen habe. 
Das mußte jo tommen, benn ber Gejelle hat fein Intereſſe daran, fi, ohne Ent- 
gelt zu erhalten, im Lehrling einen Konkurrenten zu erziehen. „tür den Unter: 
Keimen aber ift die Quantität oft weit mehr magebend ala die Qualität." Aus 
biejen Gründen bedauert unfer jachfundiger Autor in Rüdficht auf die Gewerbe, 
melde geist Arbeiter erfordern, die Sufgebung be3 Rehrlingägefehes, an_beffen 
Stelle fein Erſaß trat. — Die Gewerkvereine haben ſich MR nad ber Anfıcht 
bes Verfaffers ein großes Verbienft erworben dadurch daß fie feit ihrem Ent« 
feben für die Regelung des Vehrlingsweſens mit allen Kräften und aller Opfer: 
wiligteit eintraten. Sie vertraten damit nicht bloß das Intereſſe der gelernten 
Arbeiter, Sondern, wie fi) aus dem Sorangefätdten ergibt, auch das wahre Bee 





eſſe der Gewerbe und Induftrieen. Sie fordern alerbings zu viel, infoweit fie auf 
einer fieben] mn Lehrzeit befiehen, immerhin aber müfle das allgemeine 
Streben dahin gehen, baf eine neue Regelung des Lehrlingsweſens eintrete, welche 


bie Lehrzeit je nach Art bes Gewerbes bejonders fixire. 

Nach diefer höchft eingehenden Unterfuchung, von ber wir nur die Rejultate 
mittheilen fonnten, beipricht der Verfaſſer bie the Erziehung von Lehrlingen 
in befonberen Schulen und insbejondere die praktifchen Verfuche, melde in ben 
Ießten Jahren theils in South Kenfington, theils in London ſeitens ber Sondon- 
Guilba gemacht wurben. Die Vortrefjlichleit diefer Inſtitute wird im Ganzen 
anertannt, doch machen fie, feiner Meinung nach, das Lehrlingaiyftem nicht ent- 
behrlich. Er tritt dafür ein, daß ber Lehrling mit 14 Jahren feine Lehrzeit 
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begimme und daneben bie gewerbliche le je. Auf biefe Weite werde 
eine beris bis fünfjähri mr a (xt bes Gewerbes zu feiner Auäbile 
bug genbarn. Cie reihen Londoner Guilde mögen bie Gründung und Leitung 
birfer tedniichen Schulen übernehmen, die Regierung aber fich bie oberfte Kon⸗ 
trole vorbehalten. * 

Die Kapitel V und VI behandeln die Politit ber Gewerkvereine in den 

am der Stüdlohnung, Arbeitszeit und des „Ueberzeitarbeitend“; die Kapitel 

1 amd VII die Art der Eihtwirkung, vom welder fie Gebrauch machen, um 
Nichtmitglieder zu gemeinfamem Vorgehen zu veranlaffen. So Vortreffliches hier 
im Eimelnen geboten wird, jo muß an dieler Stelle der Hinweis genlaen, daß 
bie Andführımgen unſeres Autors bier in allen mwejentlihen Punkten mit ben 
bezüglichen Ausführungen Brentano’3 übereinflimmen. 

Rapitel IX behandelt bie Arbeitzeinftellungen und „Außjperrungen". Wir 
verbinden bamit Kapitel XI über Sihiehägeriche. Zeitweilige Arbeitzeinftels 

erſcheinen dem Berfaffer ala eine mothivenbige folge bes herrſchenden 
Berhältniffes ziwiichen Arbeiter und Arbeitgeber, damit bie Vebingungen bed 
rbeitäverttoge nicht einfeitig dem Tapitalmädtigen Unternehmer überlaffen 
bleiben. Die Gewerlvereine fnchen nuploje Arbeitseinftelungen zu verhindern 
zab, bevor fie in einen Strife willigen, alle Umftänbe, die in Betracht fommen, 
torgfältig zu erwägen. Demnad befördern fie nicht Arbeitseinftellungen, jondern 
fe iren biefelben. Se einheitlicher und umfichtiger ihre Verwaltung ift, 
vo Tettener werden die Arbeitzeinftellungen. Der Unternehmer hat bie ihm 
tüberftehenbe organifirte Macht Tennen gelernt und wirb, bevor es zur Ars 
ıtäeinftellung kommt, gerechte forderungen der Arbeiter beioilfigen, um größeren 
Etaben von ſich abzuwenden. Allerdings find die Koflen der Strikes enorm. 
Tirem Einwande gegenüber ſei aber zu Gemerten, baß eine noch ie genaue Bes 
nung. welde nachaumeilen verſucht, daß bie Einftellung ber Arbeit mehr ger 
tıfet ala genüßt habe, Unvergleichbared vergleiche: „Die ganze Frage verwandelt 
‚sh in eine ftatiſche und dynamiſche im foziologiichen Sinne, ber Werth der 
„Acbeitseinftellungen ift auch nad) den unfichtbaren Folgen zu prüfen, kann alfo 
Anict berechnet werben... In dielem falle gleicht der Geweriverein einer 
—e— ft. Zrifft das Uebel ein, fo wird es gemeinſam getragen, 
„wo nicht, beito jer! Die Genofien der Gewerkvereine wollen zufammen ar« 
‚beiten, einander unterftügen und zufammen leiden.” Ber Gelammterfolg ber 
unter fo ſchweren Opfern auägeführten Strites war nach der Anficht ded Ver 
fafers, für die große Zahl ber Arbeiter ein mohlthätiger. Beilpiele von Lohn: 
frgecangen umd longer Beferung ber Arbeitebingungen, meiche bie Golge 
von Strites waren, werden zur Unterftügung dieſer Behauptung angeführt und 
fierauf bie Gegenmaßregeln der Arbeitgeber beiprochen. Insbeſondere verurtheilt 
unſer Autor die Einführnng frembländifcher Arbeiter als eine im Iekter Konſe ⸗ 
aueng auch für die Unternehmer fchädliche Maßregel, welche ber Erbilterung der 
einbeimifchen Arbeiter neue Nahrung gebe, und das Gefühl der Solidarität aller 
orbeitenden Stoffen in einer politiid gefährlichen Weile wachrufe. 

Den Gchiedögerichten für Gtreitigteiten ztoilchen Arbeitern unb Arbeitgebern 
iR der Antor prinzipiell günftig gefinnt. Doch betont er die praftifch entgegen» 
rhenden Schwwierigteiten. 

Kapitel X handelt zunächft über die „Federation of Trade-Unions“. Die 
dauernde Bereinigung aller Gewerlvereine zu einem einzigen Wunde fei nicht viel 
mehr ala „ein büfterer Traum ber Sozialdemokratie“, die allgemeine Queät vor 
den Folgen einer jolchen ereinigung habe im Jahre 1873 auf Seiten der Unter- 
uehmer zu ber Bilbung der „Federation of Associeted Employers of Labour“ 
geführt. Aber biefe Furcht II infolange umbegrünbet, ala bie Unternehmer 
nicht durch ihre eigenes Vorgehen bie Arbeiter zu einem gleichen Schritte probos 

ren ımb nötigen. — Hierauf wird die Geſchichte der Verſuche einer ſolchen 
Geeration aller Gewerlvereine gegeben und gezeigt, wie von 1846 bis zur Gegen« 
art ſiets der zeitweiligen Vereinigung nach Rurzer Zeit die Auflöfung ber 
deration folgte; die praftiichen Sindernifie feien zu groß, die Snterefien der 
einzelnen Gewerbe zu verſchieden. „Ca ift alfo nicht zu fürchten, daß dieſer 
Iranm einer Federation in Erfüllung gehen werde; follte aber auch einmal, in 
Dolge unvorhergefehener Umftände, % „Seberation” in der Form einer Lofen 
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Berbindung aller Gewerfvereine entjtehen, jo wird fie lediglich befenfive Zwecke 
verfolgen.“ — Unfer Autor zeigt in ber Behandlung biefer wichtigen Frage zum 
erften Male den Parteimann. Die Darftellung ber Thatſachen ift auffallend 
vorfichtig, die daran gefnüpften Bemerkungen wideriprechen theilweile einander 
und werben nigt jehörig bewieſen. Offenbaw wird viel zu jehr ber herrichenden 
Tagesmeinung — getragen. Hätte ber Verfaſſer den Gedanken nur aus— 
gast und ein zeittweiligeß Öegenüberftehen ber Gelammtheit der Arbeiter und 

internehmer in organifirtem ampfe ala Möglichkeit gngenommen, fo wäre das 
vorausfiähtliche Rehultat faum fo betlagenswerth, ala bie öffentliche Meinung 
Snglanda zu glauben fcheint, denn diejer Zuftanb wäre offenbar ganz unhaltbar. 
Das Rejultat wäre ein Kompromik. freilich würbe die hier ala möglich ges 
dachte Erſcheinung zugleid eine Steigerung des Segenfapes beider Klaſſen be: 
deuten. Doch der ganze Fall ift eben nur ein gedachter: Die ftetige Ausdehnung 
bes Wahlredhts auf immer größere Kreife ber arbeitenden Rlaffen, verbunden mit 
der politiihen Erziehung, melde bie @ewerfvereine gewähren, laffen wohl eine 
mildere Entwidlung ber Verhältnijfe erhoffen. 

Zum Schlufie des Kapitels wird ein außführlicher Bericht über bie Thätige 
teit ber Trade-Union-Congresse gegeben. Die erfte Kongreß fand in Mandefter 
am 1. Auguft 1869 ftatt. Seit 1871 haben bieje Kongreſſe ein permanentes 

‚Parliamentary-Comittee‘. — Die Geſchichte derielben zeigt uns neuerdings, daß 
% die Thätigfeit der Gewerkvereine in neuerer Zeit immer mehr auf politijche 
‚ngelegenheiten mit erſtreckt. 

m nächſten Kapitel werden bie Licht und Schattenſeiten der Produktiv- 
afiogiationen, ferner bie Sonfjumvereine beſprochen. Bezüglich der erfteren find 
die hohen moralijchen Anforderungen, die fie ftellen, hervorgehoben und ift ins— 
befondere betont, tie fehr eine hier vorlommende —— das Ders 
trauen dev Arbeiter zu ſolchen Unternehmungsformen erſchüttern müfle. Immer- 
Ain werbe eine größere DVerbreitung der Produftivafjoziationen neben anderen 

jortheilen die Folge haben, daß ber Arbeiter in die twierigfeiten der Leitung 
eines Gewerbebetrieb3 eingeweiht werde, und ſolche Etabliffiements als Mufteran: 
alten für die Regelung ber Arbeit dienen tönnten. Thatjächlich hätten Pro- 
uttivaſſoziationen bald günftige bald um ünftige Erfolge aufzuweiſen. Unfer 
Verfaſſer bekämpft ſchließlich das Vorurteil der Gewerkvereine, wornach fie ihre 
Fonds lieber in bie Bank Legen, ftatt mit einem Xheile berfelben ala Unter: 
nehmer aufzutreten, indem fie Probuftivafioziationen bilden. 

Die legten beiden Kapitel enthalten einen Vergleich, zwiichen ben Freund- 
lichen Geſellſchaften“ unb ben Geiverfvereinen und zum Schlufie eine Zufammen- 
faflung der Grgebniffe der ganzen Unterfuchung. — Als Hauptunteridied der 
— Aflogiationen wird angeführt, dab bie Freundiiche Gejell« 
haft” allen Klaſſen der Gejellihaft offen ftehe und nur mohlt! tige Aimede der: 
folge; der Gewerkverein habe hingegen vor Allem einen gewerbepolitiichen Zweck 

nd eftatte nur den Genoffen jeines Gewerles ben Eintritt. Er enthält die 
Rüctchr um Gebanten der alten Gilde. 

schließlich fei und noch geftattet hervorzuheben, daß das beſprochene Buch, 
wenn aud) von einem Anhänger der Bewegung ‚geldricen, fi) von jebem allzu 

oßen Optimismus frei hält. Die erziehende Wirkung der Gewerkvereine wird 
immer in den Bordergrund geftellt. Die Grenzen ihrer Leiſtungsfähigkeit im 
jewerbepolitifcher Richtung werden zwar nirgenb3 einer eingehenden theoretiichen 
Ünterfuchung unterzogen, aber wiebecholt wird vor einer —— der mög- 
lichen Erfolge gewarnt. — Die befonnene Behandlung don fragen, bei welk 
zubige Abtvägung zur Pflicht wirb, ber entichiebene aber ſiets eble Ton in ber 
Polemik fihern diefem Buche im Vaterlande des Autors wohl einen Erfolg, ben 
wir ihm im Intereſſe der vertretenen Sache von Herzen wünſchen. 

r. Sigmund Adler. 


9. Ludwig Eliter: Die Lebensverfiherung in Deutſchland. Ihre voltswirth- 

Ichaftliche Bebeutung und bie otmenbigteit ihrer gefeplichen Regelung. 
na 1880. Fildder. 8°. IV. und 124 ©. 

Die zeichegefepliche Regelung bes Verficherungsweſens ift, wie hinlänglich 

befannt, ichon feit lange geplant, doch bald aus Dielen, bald aus jenen Gründen 
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immer von Reuem verichoben worden. Das unterm 4. Auguft 1879 erlaffene 
Xuubichrriben des Reichötanglerd an bie verbündeten Regierungen, betr. jener don 
io vielen Seiten ſehnlichſt erwänihten ‚Anbeitlichen Regelung, geigte jeboch auf's 
deutlichfte, ba man an — Stelle an bie je heranzutreten abermals 
bie Abficht Habe, — ein Umftand, der und veranlaßte, zunächit wenigftens einen 
— des verfiche rungsweſens, und zwar den unſtreitig bebeutfamften, die fi 
iverfiherung, eingehender zu bearbeiten. — Es ſchien una dabei jebo: nal 
wendig oder wenigftens erwünicht zu fein, beſonders auch in Anbetracht der bis 
dahin mehr ober minber iefmühterlichen Behandlung bes fraglichen Gegen: 
fanbes, auf einzelne grundlegende Erörterungen zuvor zurüdzutommen unb das 
man jen, ſpeziell bie Lebensverſicherung, im großen Ganzen zu 
ierifiren. 

Bir fuchten daher in der Einleitung (S. 1—12) den Begriff der Verfiche-⸗ 
ug feilzuftellen, eine Definition berjelben zu geben und dabei zugleich auf Die 
betreffenden Anfichten einiger Juriften und Nationalötonomen hinzuweifen. Deme 
nächt bezeichneten wir als unfere Aufgabe: 

L Darlegung ber Lebenöverficherung unb ihrer Grundlagen; und zwar: 
a) die Sebensverficderung mit ihren Abzweiqungen in bolfswirthichaftlicher und 
rechtlicher Beziehung, b) die techniſchen Grundlagen ber Lebensverficherung. 

IL Die iche Regelung berjelben. . 

Bir fonflatirten zunäcft unter I, a (S. 15-45) eine Verſchiedenheit ber 
Sebenäverficherung und der übrigen Affeurangen und bemühten uns nachzumeifen, 
dak man es in ber erfleren mit einer eigentlichen Verficherung nicht zu thun 
habe. Im jenen Racjweis führen zu Eönmen, beleuchteten wir jene Geldhäfte, bie 
mn im Berlehr unter dem Gelammtnamen „Lebenäverficherung“ begreift und 
Reiten dann Die juriſtiſchen Eigenthümlichkeiten der Sachvı jerungen und 

ımgen, einander gegenüber. Im Anfcluk an bie Serüglichen 
Shriften von Hinrid)® und Sabanb juchten wir abermals nachzuweiſen daß e8 
dei der Lebensverficherung an allen wejentlichen Verficherungsmomenten fehlt, 
dak das für bie Sachverficherungen hauptlächlicte Exrforderniß der fafuellen 
Lermögensbeichäbigung nicht vorhanden, daß der Tod nicht als Urſache bes 
Ehabens, fondern Lediglich ala eine Recnungsgröhe in Betracht tomme, baf 
jese für die Sachverficherungen Hanptjächlichen juriftifchen Begriffe, wie Gefahr, 
Schade, Snterefje, auf die Lebensverſicherung nicht anwendbar jeien, daB 
men es hier Lediglich mit einem Spar: und Verſorgungsgeſchaft zu thun habe 
auf welches man, um einen planmähigen Großbetrieb zu ermöglichen, bie Tehnil 
dei % 13 übertragen. C® ift, wie foldjes meiter auögeführt tmirb, 
lediglich die Gleicjartigfeit des Auferen faufmännifchen Vetriebes bed Lebenäver- 
Ädernngäwefene unb der eigentlichen Mffefurangen, welche beiden eim faft gleich: 
actiged Gepräge, fomit der erfteren auch bie Bezeichnung „DVerfiherung“ verlieh. 
Tiefe Unterfuchung führte uns nun zu dem Schluß, bafı eine gelonberte Geieh- 
gehung ———— 
tgengenrteten Berhältniffe ihre eigenen geſeblichen Normen erheiſchen und ba 
man nicht ohne Weiteres jene Recht: — die man für bie Sachverficherungen 
onfftellt, auf die Lebenäverfiherung übertragen kann. 
ch einer kurzen Ueberficht der Hauptarten unter denen das Lebensver⸗ 
jögeihäft betrieben wirb, und nad; einer Darlegung der Bedeutung und 
bes Werthes der verichiedenen Shiteme, des Aftien-, Gegenfeitigfeitö- und gemifch- 
ten Eyftems, wenbeten wir und den echniſchen Grundlagen ber Bebenäverficherung 
wd, b, & 46-67), bie an biejer Stelle erörtert werben mußten, da bie Gefeh- 
gebung nothwenbig, auf dieſe Rüdficht zu nehmen hat. Es werben hier bie Mor: 
talitäfötafeln und ihre Bedeutung, der Zinsjuß, bie Berechnung der Prämie und 
der Prämienreferve, Die Art ber Anlegung der verichiedenen Sijerheitsfonba 2c. 
beiprocgen, wobei zugleich auf die mannigfahen Mifbräuche hingewielen wirb, 
die ſich im —e erungs eat auch bei una in Deutichlanb herauägeftellt 
haben, umb welche auf’3 bentlichfte bie beingende Nothivenbigteit einer reidjäge: 
keblichen Regelung hervortreten Lafien. 
Iepten Theile unferer Arbeit (II, ©. 71—120) ſuchten wir nun die Art 
und ®eife, tie biefe gefepliche Regel zu srfolgen Kabe, zu erörtern. Wir wiefen 
babei auf die gefeplichen,, das Berherungens jen betreffenden Beftimmungen ber 
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einzelnen deutſchen Staaten und bed Auslandes, fpeziell Englands und Amerita’s, 
jin und beipraden an der Hand des oben erwähnten Rundicreiben bes Reichd- 

fanzlerd die einfhlagenden Fragen, um zu zeigen, welde Beftimmimgen in das 

aufzunehmen fein bürften, das zunäcft nur bie verwaltungsrechtliche Seite 
bed Verfic igsöweſens umfafien jol. Wir treten dabei aufs entjcjiebenfte 2 
das Sonzeifionsverfahren, dad noch nicht überall beſeitigt iſt, auf und forberten 
bie Freiheit des Verficherungabetriebes. 

An die Stelle der alten Kongeifion ſchlagen wir vor: 

1) völlige Publizität. Die Gerhperungsgeielliciaften müfjen dazu ange 
alten werben, offen unb ungweibeutig basjenige anzugeben, was fie leiften wollen 
und die Mittel zu bezeichnen, beren fie fi) zur Erfüllung eben dieſer Beiftungen 
bebienen werden. Wir verlangen aber 

2) eine Kontrole jeitens des Staates. Es muß dafür Gorge getragen 
werden, daß bie einzelnen Vorfchriften genau befolgt werben. Zu bieem Swede 
wird die Errichtung einer flaatlichen Gentralbehörde nothwendig fein, bie ich= 
tung eine Reichöberficherungdamtes, welches die Oberaufficht über bie Verfiches 
zungägelellichaften zu führen Hat. dein, jo entichieden biefe Oberaufficht auch 
gefoehet werben muß, es gibt im Verſicherungsweſen, und ganz beſonders in ber 

ensverſicherung, dennoch immer Zweige ber Verwaltung, die fi) ein für alle 
mal ber ftaatlihen Kontrole entziehen, jodaß hier durchgreifende Garantieen von 
Seiten des Staaten nicht geichaffen werben können. Deßhalb fordern wir 

3) neben ber Rontrdle des Staates jene des Publitumd. Um eine foldhe 

aber zu ermöglichen, bemühten wir und nachzuweiſen, daß vor Allem eine Or- 

onifation der Aftiengejellihaften fi) dahin empfehlen dürfte, daß dem 
Gerfierten ebenjo mie ben Aftionären in ben Generalverfammlungen Si und 
Stimme gewährt, und ber Auffictsrath aus gieichen Theilen, aus den Verficher 
ten und Mftionäten zufammengejept werde. — Im Anhang ift das Runbiereis 
ben bes Reichötanzlers vom 4. Auguft 1879 abgebrudt. — 

Bei _bieier Gelegenheit möäten wir auf einen Drudjehler aufmerfiam 
madıen. In der Anmerkung auf ©. 51 in ber fpeziellen formel müflen im 
Zähler die Erponenten um 1 erhöht werben, Io hab es heißen muß: 


10m F dog 
, 
1.04” L oaei 
Die allgemeine Formel ift richtig. 
Halle IE, Degemter ac." li Subwig Elfter. 
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10. Dr. Stolp (Charlottenburg): Das Innungaweien und bie gewerbliche Arbeiter: 
ge ober die neıle privat und twirthiepaftörechtliche Regelung bed Gewerbe 
riebs; nah dem am 16. April in der Berfammlung der Srinticgtogialen 

Arbeiterpartei gehaltenen Vortrage. Berlin 1880. Otto Henpe. ©. 


Zu ben ehrlichen alten, aber auc den polternb peffimiftiichen © 
der Liberalen Aera gehört ber — —— Dr. Stolp. Eine 
Ideale find Bönig und Chriſtenthum; fein edles Gemüthäleben empört fich über 
bie Härten der gelbfüchtigen Gegenwart, an ben er falt nichts Gutes findet. Aus 
allen Gegnern des Ötonomiichen Liberalismus möchte er eine neue ſozialkonſerva⸗ 
tive Partei gründen, von ber bie Chriftlichiogialen einen Theil ausmagen follen. 

Im einer jehr beftreitbaren yormulirung fucht er bie jegenjäpe ber antiken 
und ber modernen Voltswirthichaft, ſowie alle Nebel ber heutigen Zeit zurüdzus 
führen auf bie Antitheſe des römilden und bes germaniichen Eigenthumdredhts; 
willfürliches Herrenrecht riftliche Gleich berechtigung und Nächitenliebe find die 
Gegenfäße, bie er in Wahrheit meint. Daß bie Geſchichte in ihrer Vorwäris- 
bewegung immer mehr dad Ießtgenannte Prinzip heruortreten lafſe, darin hat er 
Recht, wie auch darin, baß bie ſozialen Gegenläpe ‚zwilchen den hochſten ben 
niedrigeren Beamten geringene find, als die entiprechenden Abftufungen in der Ins 
buftrie, und daß bie Erfüllung unjeres Geichäftslebens mit Beruf pflichten nad 
dem Borbilde des Beamtenthums ein zu erfirebendes Ziel fei. Ob aber dazu 
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irb man noch ftreiten Lönnen. Auch im 
ben re ichmwebt bem Berfafier ein berechtigtes Ideal vor; er 
* m eine fttiche Gemeinichaft ee mit einer höheren verebele 
First Wr 8 er Heute Fr wer wollte leugnen, daB wir ung troß 
aller Käı —E der Gegenwart dieſem In ubemegen daß ein⸗ 
Pas Grof Aal hmungen — ich erinnere nur an König und Bauer in Ober- 
bg Toon ſolche veredelte Formen aufweifen? Ob aber e8 ans 
Er N Ap glaubt, durch Staatägejeg ohne Kur zu verfügen, —— 
je mit mehr ais vier Urbeitern Die von ihm gelehilderte Geis 
Aalen annehmen, darüber wird ex ebenfalls geflatten nähen, baf noch viel 
ghniten wird und daß verſchiedene Anfichten exiftiren, jelbft innerhalb ber Chrift- 
Iuhfogialen und ber Gozialtonjervativen. Gigentlich Ieltem alle Unternehmungen 
—E genofſenſchaftliche werben, Industrial part ber an der Spike 
kejenbe In ternehmer ſoll nur ein geriftee — — den — ber Genofſen 
A— kl e und And urrnünftig, aber daß Telere 
e möglich unb find vi al re bor 
zur En eh nun ga Fin] if, Tan Hiefgreifenben Bildun —* 
pelge Berta ung aller heute wirkenden pfychologiſchen Dlotive das 
* ieht a ah ein und glaubt man an biefe p} Pinsüicen Maſſen· 
fo fann man wohl für Diele Biel agitiren, man follte 
Bi aud) auf bie Mittel — fein, bie eine ſolche Geaiehung b des Men- 
PA ‚herbeizuführen im Stande find. Sch. 


U. Dr. M. Meyer, Dozent an der k.techniſchen Hochſchule zu Berlin: Die 
neuere Nationalökonomie in ihren Hauptrichtungen auf biflorif tiger Gmb 
lage und kritifch dargeftellt. 2. Auflage. Berlin 1881. Stuhr. 8°. 188 ©. 
Das kleine Buchelchen erhebt nicht ben Anſpruch jelbftänbiger Forſchun 

auf ben nen Fe nn nn a —E re 

—F fich fehr zietiach an ’3 Ausführungen und Gedanten an, aber es 
in in kinen drei Kapiteln (Ab. Smith und Me Freihandelafhule, der een 

‚treme Sozialismus, bie Biltorifch-realiftiihe Schule) ziemlich gute 

jechenfäjaft über das in Bezug auf Geldhichte Der Rationalötonomie 

Samen e in einer ben Durchſchnitisanſchauungen der alademiſg Qt Gebildeten 
—— eiſe. Sch 


12. Brofhüren zur Wahrungsfrage: 
a) E. S Der tirrthum in ber Goldwäl Rubolftadt und 
P ie Sem; De Saul ah ihrung. 

J ve De eu wrtei ſieht Seyd in ber Be: 
haupt, unse jei nicht * — e, ein en ea, ui 
FH und Silber aufrecht An erhalten, weil bie wechielnde 

———— Veran eh jenes ee —— möüf he 
Sr han D —— une — et n en 
ur Regelung der Ebelmetallpreife durch bie 
Be 3 
8 Edi n fer Anficht gegenüber, we 
Sek daf die Xonboner — "bemnad; das bherhättniß, Der 
Eelmetalle einfach beftimmt ** durch den feften — [gen 
ehe Zuſchio er —Xx Fracht und Prägung bei der — 
ee Ei —* und Dainpferverlehrs waren 
beieutenb gröher, —— älteren Zeit. So fam die Fracht von 
* nad erh m zei Si Einfluß ber 'g nebſt Münztoften und Zinds 
vet Mir ihrem 1. auf etiva 3 Progent, mährend bie 
——— —E Spejen auf 1 zent herabgebracht haben. Dem: 
nach konnte eö vorkommen, daß bei gleicher Silberzufuht in om bamalb nur 
59 Pence für die Unze Standard Silber, in der päteren Periode aber 60%/, 
Jahrbug V. 1, hros. v. Gämoller, 26 
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Bence bezahlt wurden. Die Preisdifferenz hing alfo dann nicht von ber & hr, 
fondern von ber Verſchiedenheit ber mit der geficherten Dernert hun bes Silbers 
verbundenen Untoften ab. Dat unmittelbar vor unb nad) der eihräntung der 
(mfilgen Silberprägungen der burd; bie außerordentliche Verzögerung ber. 
(usmünzung entftehende Sindverluft eine früher nicht gelannte Bedeutung erhielt, 
hat ber Unterzeichnete_an einer anderen Stelle biejer geitt rift herborgehoben. 
Seyd geht dann mit Sortbeer ala dem Hauptvertreter der Goldwährungstheorie 
wegen ber Berfennung der wahren Urjachen ber früheren Schwankungen des 
Silberpreifes hart ins Gericht, jeboch im Allgemeinen mit Unrecht. Soetbeer 
hat jederzeit bie auögleichende Wirkung der franzöfiichen Doppelmährung aner- 
tannt; im Jahre 1852 geftand er zu, daß ber Gilberpreiß nicht weit über den 
dem franzöfiichen Werthverhältniß entiprechenden fteigen Zönne, jo lange ber 
Doppelwähru Bmeganiämud in hät feit bleibe; noch in neuerer Zeit ke er 
wieberholt erflärt, daß ber Silherpreis nicht unter 58—59 Bence hätte finken 
tönnen, wenn bie Frankenſtaaten bie Silberprägung freigelafien hätten. Aller 
dings ift es auffallend, wenn Soetbeer an anderen Stellen Gewicht darauf Legt, 
daß das MWerthverhältnig von 15%, : 1 nur momentan genau in London ver: 
wirtlicht worden fei und wenn er daraus jchliekt, daß „bie Nichtbewährung der 
feanzöfticen Doppelwährung offen vor Augen Liege“. Denn Soetbeer weiß vecht 
Def) daß kein vernünftiger Bimetallift der Anficht ift, die Feſtſetzung eines ge- 
feplihen Werthverhältnified ber Edelmetalle wirte auf den Markt wie eine 
awangsmäßige Bolizeitage. Die franzöfiiche Doppelwährung Ließ ben Bonboner 
Silbermarkt abjolut frei, aber fie gewährte ihm bie Möglichkeit eines praltiſch 
unbegrenzten Ubfages bed Silbers zu einem feften Preiſe bei ber franzöfiichen 
Münze. Die Schwankungen bes Silberpreije in London waren dann durchaus 
zu vergleichen mit ben Schwankungen des Wechielturjes zwiſchen zwei Ländern 
mit gleicher Wäh; . Niemand wird behaupten, daß ber Goldwerth ſchwanke, 
weil bie in Gold yahlbaren Wechſel auf Frankreich in London balb Höher, bald 
niedriger in Pfund Sterling bezahlt werden. Die Meinung, daß die Bimetal- 
liften ein Werthverhältni der beiben Edelmetalle für ben freien Markt defretiren 
wollen unb auf bie Wirkung biejes Dekretes als ſolchen bauen, ift namentlich in 
England noch ſehr verbreitet, und das mag ben polemilden Eifer des bort 
Iebenben Berfafierd_bejonbers erhipt haben. Seine eigene Auffafjung ber. Preis: 
ſchwantungen des Silbers ift indeß ebenfalls nicht von Einfeitigfeit frei. Ein 
gewiſſer Einfluß don Angebot unb Nachfrage, insbeſondere aber auch ber ver- 
mehrten ober verminderten Zufuhr ift immer auf bem Londoner Silbermarfte 
vorhanden geweſen, nur waren der Wirkung biefer Momente fefte Grenzen nad 
beiden Seit in gezogen. Die Verhältnijie find ähnlich wie bei den Wechiel- 
kurſen, bie doc —F bei jeder Deviſe zwiſchen feſten Schwankungsgrenzen buch 
Angebot und Nachfrage bedingt find. War in London ber Kurs aut Indie 
8 und wurde nur wenig Silber zugeführt, jo dachte Niemand daxan, dieſes 
ilber zu dem Minimalpreiſe zu vertaufen, ber durch die Verſendung deſſelben nach 
Paris bebingt war, ber Silberpreis ging vielmehr unter jo günftiger Konjunktur 
in die Höhe umb ed wurde fogar oft lohmenb, wie ber Verfafier jelbft hervorhebt, 
Silber aus nkreich kommen zu laſſen und dort eine kleine Prämie bafür zu 
zahlen. Se jat Recht, wenn er im Beau auf biefe Silberprämie in ınt- 
eich jagt, daß fie nur bie Koften bed Sammeln? und Einſchmelzens — nebft dem 
üblichen Bankiergewinn — repräfentirte; denn bei dem mafjenhaften Silbervor- 
rathe —e tonnte fie nicht wohl höher feige: Dagegen ift es irrig, 
wenn Seyb behauptet, die vor 1848 vorhandene Boldprämie fi nur eine fcheine 
bare, auf der Anwendung bes alten Miünztarifs beruhende, geweien. Die Parifer 
Kurszettel aus jener Zeit ergeben vielmehr, daß nicht nur bie Golbprämie oft 
— höher war, ala der Differenz ziviſchen dem alten und dem neuen 
Münztarif entiprac fonbern daß He ein Agio für ‚Smangigfsanfenftüde 
beftand. Daffelbe trug 33. am 1. Juli 1847 nicht weniger ala 15—16 pro 
Mille. Der Goldvorrath Frantreichs war damald ‚pe: keineswegs völlig er- 
chöpft, aber er war doch im Vergleich mit ber Silbercirkulation jehr mäßig; 
bie Bank gab Gold, wenn überhaupt, nur gegen Prämie und aus denjenigen 
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Bent heieikn, die dieſes Metall feftgehalten hatten, war es ſchwer heraus: 
iel 

s Bon großem Intereffe find die mittheitungen Seyd's über bie Londoner 
Silberprife von 1733 bis 1819. Diefelben find den bei ber Bant von England 
notirten Umfägen entnommen und bisher in biejer Ausbehnung nicht veröffent- 
tiht worden. Bon 1760 ab allerdings find fie ſchon in einem Bericht bes Schap- 
jettetãrs der Vereinigten Staaten aus dem Jahre 1830 mitgetheitt worden. Soet⸗ 
berr aber Hat dieſer amerifanifchen Tabelle die Hamburger Notirungen vorgezogen, 
die allerdings weniger Anipruch erheben tönnen, das maßgebende Werthverhält- 
miß der Edelmetalle barzuftellen, ala die Londoner. Auch debhalb wird er von 
Send Nast getabelt. Indeß ſcheint es doch ſehr ertlärlih, daß Soetbeer bie 
Zahlen de3 amerifanifchen Berichtes, über deren Herkunft und Berechnung feiner: 
Iri Nachweife gegeben wurden, mit Mibtrauen betrachtete, zumal_fie einige 
Einzelheiten enthielten, die ihm wie grobe Jerthümer vorfamen. Der Unter 
eichnete gefteht auch feinerjeits, daf er bie Werhrelationen 13°), biß 13%/, in 
dm Jahren 1781-83 für unglaublich gehalten Hat. Mad) der von Seyd gegeber 
en Tabelle aber betrug in der That der Durchicjnittäpreis des Silberd in London 
in jenen Jahren reip. 68, 67 und 68°), Pence, während berjelbe 1779 nur auf 
8, und 1785 nur auf 62%/, Pence ftand. So bedeutende Schwankungen und 
b_Rarte Abweihungen von den gleichzeitigen Hamburger —— 
— Ah nur durch die größeren Beeiehrelehmierigteiten ber damaligen Seit 

ten. 


Sas die praftifche Löfung ber Währungsfrage betrifft, jo glaubt — daß 
Ne Mitwirkung Englands zur Durchführung des Bimetallismus unentbehrlich 
ia. Tab England, falls etwa eine bimetaliftiiche Einigung nur zwiichen Amerika, 
ten Srantenftaaten und Deutſchland zu Stande fäme, bieje Länder von Zeit zu 
Zeit mit Austaufch von Gold und Silber beläftigen würde, ift micht zu beziei- 
kin; aber fo lange fich die biäher erfahrungsmähigen Produttionsvergältniffe 
con Gold und Silber nicht weſentlich ändern, würde England den bimetalliftifhen 
Sindern im Ganzen doch feine bedeutende Menge Gold dauernd entziehen, da es 
tein Interefie an einer großen Golbanfammlung befigt. Wenn Send aus 
geringen folge ber Blandbill und ber Einftellung der deutſchen Silberver- 
fänfe auf die Machtloſigkeit einer England nicht mit umfafienden b steigen 
Union fchließt, To verweife ich auf das an einer anderen Stelle Gefagte in Ber 
tuff bes großen Unterſchieds ber zwifchen der freien Silberprägung und einer 
befehräntten Prägung auf Staatsredynung befteht. Mebrigens verlangt Send von 
England nur eine ehr mäßige Berüdfichtigung bes Silberö: e3 foll ein Vier: 
Shillingtüd — 2 ien geprägt werben, das in England nur beicräntte, 
kpliche Sahlungafraft haben würde, efiwa bis 10 ober 5 ober jelbft aud; nur’ bie 
2 Prunb Sterling. gu Indien aber würde biefe Münze vollgültig fein und bie 
anf von England fönnte dieſelbe in einer ber Belüen ſcte entfprechenden 
Cuantität in ihrem Baarſchahe als Notenbelungsmittel verwenden. Wolle 
England diefe geringe Kongeifion nicht machen, jo meint ber Verfaſſer, daß man 
der Entwicklung ber Dinge ihren Lauf lafſen müfe. Die Ameritaner müßten 
dann ihre Silberprägungen einftellen und e3 imerbe eine jo flarfe Entwerthung 
dei Silbers eintreten, daß England durch die tolofjalen Berlufte in jeinen Be: 
Yehungen zu Indien unb in feinem hir el mit anderen Silberländern ſich ge: 
nat ſehen werde zu ber Remonetilation dieſes Metalls die Hand zu bieten. 
Dieſes aud don anderen energiſchen Bimetalliften — ene Verfahren Hat 
dran doch eimen ziemlich verzweifelten Anftri. Es könnte leicht die der beab- 
fihtigten entgegengefegte Wirkung haben und der Gelbrolle des Silber in den 
Rulturländern ein befinitives Ende um jeben Preis machen. England hat bereits 
timmal den Silberpreiß unter 47 finten jehen, ohne im entfernteften an bie 
Amabmne der Doppelwährung zu benten; e8 fönnte daher vecht wohl auch Preiſe 
Dom bis 45 Pence zeitwerfe ruhig hinnehmen; denn wenn auch die inbifche 
Regierung und viele andere Jntereſſen burch eine jolhe Entwerthung bes Gilbers 
bebentenb gefchäbigt würben, fo hätten boch viele Geihäftäzweige, namentlich bie - 
orteure indiſcher Waaren, nicht minder bedeutende Vortheile dabei. Weber 
mäßte die Hebung be3 Gilbers nad) einem jehe tiefen Falle immer aud) 
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viele Interefſen verlegen. So lange übrigens Silber in Afien noch als Gelbftof 
bient, ift eine Vene Enttoreihun, eis au —— neben Punkten il 
nit zu erwarten. Im Ganzen dürfte es wahrjdeinlih fein, daß Gngland 
weit eher ald auf jenem Zwangswege buch fein eigenes Interefie zu gewiſſen 
Koı onen an das Silber geführt würde, wenn einige andere Staaten einen 
FR veriprechenden Anfang mit dem vertragsmäßigen Bimetallismus gemacht 
en. 
b) 3. Meyer: Zur Währungsfrage. Berlin 1880. 8°. 96 ©. 


Der Verfaffer dieſer Tleinen Schrift Hält das © ber Golbwäl 
gegenüber dem ber Doppelmähru: ae hat velativ befiere, verfennt aber m 
Ken bie Schwierigkeiten, bie ber —A— des eı n entgegen! eben unl 
ibt gewiſſe Vorzüge bes Bimetalliamus zu. Auch erkennt er an, daß fich das 
LotbYäprungsibeal nicht B: vollen praftifchen Verwirklichung führen laffe, und 
baß die Müngpofitit mit den wirklichen Verhältniffen rechnen müfle. Rad einer 
allerbings ſehr anfechtbaren Rechnung ſeht er bie Zeit, bie zux Umwechſelung des 
auf ber Erde vorhandenen Silbergeldes gegen Gold erforderlich wäre, auf 126 
Jahre, und zwar würbe in biefer Periode nach feiner Anfiht ber Silberpreis 
ähnlich wie von 1873—1878 um einen Mittelmerth von etiva 55 Pence odcilli⸗ 
vem. Da indeß auch das indiſche Silber bei ber erwähnten Rechnung mit ein- 
geichlofien ift, Die Gelbrolle des Silber alfo überhaupt aufhören würde, jo muß 
man jenen Mittelpreis für bei Weitem zu hoch angel fen halten; denn in ber an« 
ebenen Periode iſt berielbe nur dadurch möglich geworben, daß bie indiſche 
nge bem Silber ftet8 offen war. Im Ferneren nimmt übrigens ber Berfarler 
auf eime allgemeine Einführung ber Goldiwährung in allen Ländern feinen aeg; 
er verlangt vielmehr eine Beichränkung ber. räumlichen Ausdehnung berjelben 
unb will aud in_den Golbländern das Silber nicht völlig demonetifien. Nur 
bie europaiſchen Staaten und bie norbameritaniiche Union follen fi} dem Golde 
utenben, Die übrigen Bänder aber die Silberwährung behalten oder neu eins 
Ihren. Rn den Golbländern aber ſoll dad gegenwärtig in ber Cirkulation ober 
in ben Banken noch vorhandene Silber nicht demonetifirt, ſondern nur umge 
prägt werben. Ah für bie Zukunft ſoll die Silberprägung nicht aufhören, 
aber ausfchlieplid in der der Regierungen Liegen. Die ald Lanbeögeld 
bienenben größeren GSilbermüngen jollen unbeichräntte Zahlungstraft haben und 
in den Banten ala Dedun, belonberer, neben ben Goldnoten Beftchenber Silber: 
noten dienen. Ueberbieh jollen für dem internationalen Verkehr auch filberne 
Handelömünzen ohne geieglichen Kurd_ geprägt werden, und auch Landesmünzen. 
anbener Stonten bei. ben inlänbitden Banten 58 Proentfape 
mit einheimiſchen Silbermünzen oder Silbernoten beliehen werben. Die Ani 
Ihrungen des Verfaſſers im Einzelnen find theilweile unklar, und er unterläßt 
8 ganz, die großen prattiſchen Schwierigkeiten, bie ber Ausführung jeines Bor- 
ſchlagẽ entgegenitehen, in Betracht zu ziehen. Im Weſentlichen würde berielbe 
auf die Beibehaltung ber gegenwärtigen hinlenden Währung feitens der konti— 
nentalen Staaten Hinauslaufen. Das geht ohne Shdbigung ber Goldeirkulation 
allenfalls an, wenn ein Land nur einen jo ränkien Silbervorrath beſiht wie 
Deutſchland; In Brankueiß aber müßte bie Beibehaltung der vorhandenen enormen 
Mafle filbernen Kreditgelbes nothwendig zu mißlichen Folgen führen. Denn dab 
das Werthverhältniß, wie der jer meint, durch die Ausführung dieſes Pros 
jeltes wieber ungefähr auf feine frühere ‚or goraät werden könnte, iſt eine 
llufion; das folgt ſchon daraus, daß in Wirklichkeit der empfohlene Zuftand 
ja ſchon befteht: die Tontinentalen Staaten und Norbamerita haben ja ihr Kou= 
rantfilber dem alten Werthverhältnifie gemäß im Umlauf erhalten und doch 
bleibt das Barrenfilber auf einem 15 Prozent niebrigeren Preife. Die Wirkum: 
eine? bimetalliftiichen Werthverhältnifies auf ben Barrenpreis des freien Marttı 
tarın ‚eben nur unter ber Voraußjegung ber freien Prägung bed anderen Metalles 
eintreten. 
Vollends unverſtaͤndlich ift ed, daß der Verfaffer eine Umprägung des vor ⸗ 
handenen Kouranifilbers na — —E 14:10 last, damit 
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die Silbermängen nicht aui werben! Gelbft bie eif Bimetalliften 
werben qhwerlich erwarten, at en jemals Erahi über 60/, Pence 
a ot 
münzen ein an entgegenftellen an tollen. 


ih: Die Annahme der Doppelwägrn: eine 
a — für Deutſchland. Fr 1880. 3° 86. 
wößten I biefer Broſchüre füllt eine kurze Darlegung ber wir 
Ber Eee — 
al — jen ienlich jein In Uns 
gruigleiten im Ga nen ER es kei nit. So wirl DE 3 einer Tas 
Eee in Münzverhältn — Staaten Gi Ürantreich bemerkt, 
daß bie ‚Silberpeigung ber lateiniſch en — tontingentirt jei und a 
die —— — von ie, he dem 1. he en ig uft 187: 
iele Notiz ift alfo um einige Jahre im 
eier der ——— —* — Deutſchland wird nur fun rg nk 
jeündet. Der Verfaffer läßt den inflatior 
ie en zu  biel A fh — zeprobugirt auch die irrige Meinung, 
dab bie, runs une Du itſchland die wirthiche] — stodun jet 1873 ver 
8 möglid), vi ein — —& Fr ifte durch bie He 
) — es 
wert oder ietmebe ae ee en are a ed Kreditmechaniẽ mus 
ber fonnte von ner joldvertheuerung im Ver⸗ 
geih mit dem re — noch nicht die Rebe fein. W. Leris. 


Dr. &bmi ge er d. ing u jichte der Handelsbila: 
—— —* 1. Te Yu engli| Bl —S —— 
in 


Diele Kleine ‚eu. join fie durch Klarheit in ber Darftelung be Eins 
glarn und gute Ordnung in ber Gruppirung des gras ee fällt in 
dir Rapitel. Das erfle gibt eine A— am en 
welche beim Ausgang des Mittelalter: die a — 
*58 mußten. Ter fr fieht biefelben bernedmlih in 
Ausbildung der mobernen Staatdibee und ber Erjegung der mitte en 
bultion von Gebrauchswerthen abzielenden Wi jaft durch die moderne 

uttion bon Tauſchwerthen anftrebenbe. Ohne jene wäre e8 nicht mög: 
beit IR ine ei zum lebendigen Beoußtfein zu bringen, die wi 

Reihe mit bem mmtorganiamus ber ftaatlichen 

jiehung fteht; durch Biel | wurde ba Geld zu einem noth« 

ittel E nah von Brauchbarkeiten und mußte in Folge dar 

a A naiden Yafraflung ala —S des Tauſchwertha und Reichthums 


xveiten Kapitel macht ber Derfaſfſer auf die —— auf · 


Jun 


D bie der delsbilanz eit ingen ift mit ber Idee des 
— — Ei —A— Shan Reihe 


J— 


— 
lern des 17. und 18. Jahrhunderts Yerbei, theilweife foldher, bie vor⸗ 
iethichaftlichen ind — — Der intereffante ulammenhang 
no —— — dom Ienfafier zwar nicht ent H, aber jeben- 
engel al al 
Im Ken, und vierten u will ber Berfafler für England bie Riätig: 
eines von ihm als allgemein tig bingeftellten Sahes beweilen reſp. bamit 
daß nämlich Be „gande Bbilanztheorie aus amd Elementen zufammen- 
fen Mei, ne treben ara Bermehrn Erwerbsmdglichkeit und 
ung be 82 en up ber nal Nonalen Arbeit und dem Stre- 
nad) Derme] — und daß im Verlaufe der Entwickiung 
Theorie —X — immer mehr das Mebergetwicht über das zweite 
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erhalten habe. England find auf einander gefolgt in Theorie und Praxis 
ba8 balance of in system (Raufgeihäftäbilanzfnftem) unb das balance of 
trade system (bad eigentliche ganderobangftem), jenes in Herrſchaft während 
ber Iepten Jahrhunderte des Mittelalters, dieſes vom 16. und 17. Jahrhundert 
an. Jenes ging darauf auß, jebes einzelne Raufgeichäft im auswärtigen Verkehr 
produktiv an Edelmetall zu machen. Die Gefege zwangen einerſeits jeben. eng- 
liſchen Kaufmann, einen beftimmten Theil der für feine Gaaren bom Ausländer 
erhaltenen Kauffumme baar in Münze ins Band zu bringen, andererſeits jeben 
emdländiſchen Kaufmann, bie ganze für den uf feiner Waaren von Eng- 
ändern empfangene Gelbfumme wieder auf ben Antauf engliiher Waaren zur 
verwenden. Daneben beftanden Gelbausfuhrverbote. Die Aus: und Einfuhrver- 
bote don Waaren follten mehr bie Schmälerung bes inlänbifchen Konfums durch 
bie Konkurrenz der ausländitchen Kaufleute verhindern als bie Induftrie in ihrer 
Geſammtheit |hügen. Das Charatteriſtiſche des eigentlichen Hanbelöbilanziyftems 
ift befannt. Nicht dem einzelnen Tauichalt, jondern bem auswärtigen Handels- 
verkehr ala einem Ganzen wird die Aufgabe vindizirt, Gelb ins Land zu ziehen. 
Die Gelbausfuhrverbote werben 1663 aufgehoben unb die anderen Hanbelepolt« 
tiichen Maßregeln verfolgen bie Vermehrung ber Benölferung, bie förberung der 
einheimifchen , ans er für den Erport arbeitenden Induftrie und die Ber- 
rögerung der Schiffahrt ala Mittel und Zweck. Bon ‚Ahporetiteen biejer Epoche 
ind berüdfichtigt Mills, Malynes, Mifielden, Stafford, Mun, Childe. 

Eine Kritik der bisher mur angebeuteten, nicht ausgeführten Anfichten des 
Zerfafes über bie Berehtigung Der, fragliäen Theorie für, bie Bergangenteit 
und Gegenwart bleibt vorbehalten, bis die ganze Mebeit erihienen fein mid. — 

Emi rud. 


14. Karl Walder, Dr., Dozent der Staatswiſſenſchaft an der Univerfität Leip- 
sig: Schußzölle, laissez faire und geiben el. Eine lehrbuchartige Erörte- 
rung ber michtigften induſtriellen um Tanbiiethfhafttichen Schuhzoͤlle. Leip- 
zig 1880. Roßberg. gr. 8°. XIX und 814 ©. 


Das große Werk zerfällt in zwei Bücher. Das erfte führt den Titel: Die 
theoretifge und praftiihe Unhaltbarkeit des Schuffgitems (S. 1—489) und ber 
Handelt in neunzehn Kapiteln folgende Gegenftände: Sehubpölte und Finanzzölle. 

a8 Derhäliniß der Lepteren zur Steuerreformfrage im Allgemeinen. Dertappte 
Schupsölle auf dem Gebiete ber Währungspolitit, Veterinärpolizei, Eifenbahn- 
politit ꝛc. Die Literatur ber Schubgollfrage. Colbert's —E zu den 
heutigen Säußgolbotteinen. Die Unhaltbarkeit ber merfantiliftiich-Ichupzöllneriz 
hen Handelabilangdoftrinen. Die Unhaltbarkeit der Doftrinen von der natio- 
nalen Arbeit. Drei gedae ber Schupzöllner. Widerlegung ber Schußzölle 
als volföwirthicaftliche Erziehungsmakregeln. Kritik von m Smith. Retor⸗ 
fionen, Differentialzölle, Hanbelaverträge. Die —— und bie Fakioren des 
Koftenpreifes. Die Berechnung des angeblichen Schugbedürfnifies. Provinzialtarife. 
Die Benatheiligung der Jnduftrie der Rüftengegenben und ber reinen Aders 
baugegenben Dura Fre auf Eiſen. Ausfubradtie, üctzölle, Erportbonififationen. 
Die Höhe der Schuzölle. Gewichts: und Merthgölle. Die Dauer ber Schuß: 
zölle. CS hußzdlle ald proviforiiges Schugmittel ‚guen Schleuberpreife, techniiche 
und Handelstrifen. Die Methode ber Behand) ung der Schußzollfrage. Die 
Schußolle und die Geſchichte. Die Wirkungen der Schupzölle auf bie geſchüßten 
rabeitanten, die Arbeiter, bie Konfumenten. Preistoalitionen der geldüßten 
rabritanten. Die inbuftriellen und bie landwirthſchaftlichen Schupzölle und bie 
andwirthſchaft. Die Spueue und der Zollertrag. Die Schußgölle und ber 
Sozialigmus. Die induftriellen Schußzölle des deutichen Zolltarif? von 1879. 
Engueten. Die Aufhebung ber Schußzölle. Allgemeine Bemerkungen und ſchußz- 
zöllnerifche unb tonferbative Stimmen über die Ungeredhtigteit des deutichen Zolle 
tarif3 von 1879. Die politiiche Unhaltbarteit deffelben. 

Das zweite, viel fürzere Buch (©. 491—782) ift überichrieben: Der finatd- 
manniſche rejormfreundlid;e Freihandel ais bas höhere Lrilte über den Gegen 
fähen des Echuhgöllnerthums und des manchefterlichen laissez faire. Er behan« 
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delt in nenn Kapiteln: Die theoretiiche und prattifche Unhaltbarteit des laissez 
faire. Die Rothwendigteit einer Art Stantshäli ie bie beutiche Landwirth⸗ 
Kalt und ähnlicher Reformen. Die fozialpolitiihe Seite ber fogen. Subenfrage. 
Die prinzipielle und jo; halpetitiiche, überhaupt praltiich politiiche Le! erlegenbeit 
ber (rei belafute ber bie übrigen Richtungen der Nationalötonomie. Die 
fmbementalen Dtängel der alten politiiyen Barteien und bie Nothiwenbigteit 
einer Reorganifation ber nationalliberalen Partei auf fiaatsbitrgerli-freihänd- 
Lerifcier Grunblage. Die Noihivendigteit flaatswifienicaftlicher Vereine als eines 
mue3 Sweiges bed selfgovernment. Die Frage dee nationaldfonomifchen Volta: 
unterricht. Die Mögliteit und Not) — einer Verſtaͤndigung ber natio⸗ 
nalliberalen Sreigändler mit dem fürften Biömard, mit ber Tagen, ilitärpartei 
md der fogen. kitungtpartei. Der propaganbiftiiche Einfluß, ben eine 
freihandleri — ——— iche Politit des Deutichen Keiches auf Oeſtexreich 
Ungern, Rukland, Frankreich, Italien zc. ausüben würde. Die Nothiwenbigkeit 
einer Allionz ber Ö ichiſchen Freihandels- und Militärpartei. Die Notds 
Be eihändlerkongrefie. Die Frage eines mitteleuropäts 


AIvereins. 
3 al8 in dieſer Weite durch Mitthetlung der Rapitelüberjcheiften Läht 
fh der Inhalt dieſes Walder ſchen Buches kaum wiebergeben; ber Bi i 
Aninanberzeibumg der Kapitel und innerhalb berielben im der folge dev Ges 
danten, Notizen, Gitate eine Mare Ordnung zu entbeden, ift mir nicht vecht 
jen; wenigſtens für die erſte theoretiihe Hälfte; die zweite praktiſche 
entf ein flares politifchee Programm, das i ie undurdführbar halte, 
das aber als mögliches zugugeben ıft und für das ber Berfafier nicht ohne Ge- 
Aid plbirt, nie ex bemm Aberheupt, mehr Poltiter als Kationaldtonom, if 
Auch der il tilche Grunbgebanfe des Verfaſſers: wo Leidende und zurlcgeblier 
bene ieen find, fei ihnen befier durch andere Mittel als durch Schupzölle 
zu teilen, da biefe nicht bie Würbigfeit der Perfonen untericheiden fönnen, — ift 
äin joldher, über den fid) jtreiten Täht, wie ich auch zugebe, Dat ber :Berfaffer an 
Inen Punkten Anjäpe macht, für geil je ragen durch Beibringung beö 
nstigften Materials, durch Breögifizung er Frageſtellung, durch Erörterung ber 
theoreliſchen Gründe, die pro und contra angel ja werden, in das Weſen ber 
Safe zu bringen. Aber daneben muß eben ſcharf betont werben, dab das 
Ir eines ber unvollfommenften Bücher ift, das & über Schuhzoll und 


ud, in der 


1 gebrudt wurde. Die reihändler mögen babei mit Recht außrufen, 
“ keie von — ſolchen Freunden, vor unſeren Feinden wollen wir uns 
m felber . 

Balder’d urjprünglich nicht unbebeutendes Talent ift im oberflächlicher 
Yahermacherei gerabemn zu Grunde gegangen. Nicht blos Styl und Ausdrucks- 
weile find über alle n jalop un —ãA auch ber Gedantengang ift es 
— an feiner Stelle find die Probleme bis zu Ende gedacht, faft an 
feiner Stelle ioßen wir auf eigene Weberlegung; man thut dem Bude faum Une 
negt, wenn man ed einen umgeorbneten Miihmaich von Gitaten und Ein 
iälen mit ber verwaſſertſten Baftiat’ichen Freihandelsſauce nennt. Nirgends 
cin zulommenhängendes Erfaflen der realen Zuftände; überall nur eine wüſte 

ufung von Siteraturfenntniffen, wobei Nieten und Flachköpfe ganz gleiche 
weribig neben den führenden Geiftern auf beiden Seiten figurixen. Dan hat 
oft den Ginbrud, der Verfaſſer beherrice jeine Gedanken faum mehr; jede auf- 
tandenbe Erinnerung, bie durch bie Lofelte JPernafoiation mit dem Gegenftanb 
derfnüpft if, wird zu einer Einſchiebung oder Dergleihung benußt. Das gewöhnliche 
Rivenn der Teitartitelnden Tageaprefie fieht höher, ala bie meiften Ausführungen 
don Walder. Unb DaB ift um fo beflagensiwerther, ala, wie gefagt, Walder zu 
Seflerem gekhaffen war. 

Auf eine Erörterung des Einzelnen einzugehen oft nicht; in ſehr vielem 
taz ich materiell dem Berfaifer zuftimmen, mehr wohl, ala er’in feinem Freie 
har matismus glaubt. Aber eine Nachweiſung darüber im Einzelnen hat 
m jo meniger Werth, als bad Bud; wahricheinlic durch feine Dide und feinen 
Paris vor allgemeiner Verbreitung fider geihükt ift. 6.60. 
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15. Amtliche Zitthellungen aus den Jatzresberichten Der mit Beauffich 
der abriten Detranten Beamten. Sohagon 1879. Erfter ne 
ußen. 307 ©. Zweiler Band: Bayern, an, Württemberg, Baben, 
effen, Medlenburg- Schwerin, Gesten Bieimar, Braunſchweig umb die 
brigen Bunbesflaaten. 460 ©. in. Fr. Kortlampf. 
war ift auf bie Mittheilungen ſchon in zwei Artikeln bis es bin 
ge in bem von Thun über bie britinipeftoren in Deut —X FA in 
m bon mir über Haftpflicht unb Unfallverfigerung; bei ber großen Beben: 
tu aber, welche biefe Berichte haben, möchte ich auch Hier nochmals darauf 
aurädtommen. 

Aus ben preußiichen Berichten, welche 1874 mit einem bünnen en 
begannen, Ei om Made ER füllten, ift ein ent Here 
nehmen geworben; bie zwei Bände von 1879 ftehen an Intereſſe ihren Vor ⸗ 
gi ‚een nicht nad. Ja man kann wohl jagen: für den, welcher fi vom ſozia⸗ 

— Sta: ft aus für die Entwidlung ber deutſchen Inbuftrie inet, 
bilden biefe erichienenen Wände jet bereit eine ber twichtigfien Yun! 2 
jur Bereicherung feiner Kenntnifje und werben es in künftigen ohren mehr 
in. Mag man Hagen, daß bie Berichte noch nicht nach ganz üÜbereinftimmen- 
dem Eiherta erlattet Aid — in der Gauptiache ft c$ bad ber Gall, dab 
vielleicht manche interefiante Stelle vor ber Publikation von ber borgefehten Ber 
jörbe geftrichen fei; im Sangen lönnen toir und nur freuen, be To viel geboten 
ift; nehmen tie Dazu, baß viele ber berichtenden Beamten ihr Amt erft im Laufe 
des Jahres 1879 angetreten haben, bie Zeit, über welche fie berichten, oft 
einige Monate umfaßt und dbar die Monate der erften Orientirung, ber erſten 
gm a, Revifionen ber Fabriken, jo werden wir um fo danfbarer für das Ger 
otene fein. 

Die 47 Berichte arefallen je in bie fünf Söfnitte: L Allgemeines, IL Ar: 
beiterinnen unb jugendliche Arbeiter, II. Schuß ber Arbeiter ge ihren, 
W. Genehmigung) ichtige Anlagen, V. Arbeiterverhältnifie und andere Da- 
neben enthalten bie Hatigen jerichte je noch ein befonderes Kapitel über die 
Beauffihtigung bed mbeh und, Seiricbeß ber. Dambftsfelenlagen (ähnlich 
Sachjen-Altenburg und Reuß j. Linie); Preußen, Sachſen, Sachſen ⸗Weimar 
En ber Tleinen Staaten haben beionbere Berichte Bergbehörben über bie 
Beſchaftigun⸗ jugendlicher Arbeiter auf Bergwverlen, Salinen und Aufbereitungas 
anftalten reſp. über Bergiwerfabetrieb auch nach den anderen L—V. ange 
gebenen Gefichtspunkten beigefügt. . 

Der Abſchnitt „I. Allgemeines“ enthält in der Regel einen allgemeinen Be- 
richt über bie Thätigkeit Gewerberalhs reſp. ——— aber 
aud allgemeine on lberungen ber weſentlichen uftrieen bed Bezitts und 

tiſtiſche Rachweiſungen. die Schilderungen betrifft, bie übrigens auch in 

en Folgenden Abichnitten bei biefer oder jener Gelegenheit einge find, fo 
würbe ihre teitere abehmung den Werth ber Brite noch bebeutenb erhöhen. 
Immer if ſchon das Gebotene Iehrreich. Ich made 48 auf die Schilderung 

" ber ‚Snbuftziegruppen in ben Regierungabezirfen Potsdam und Irankfurt aD. 
', Sl), auf die Darftellung ber Zuftänbe in den Gigarrenfabeiten lea = 
olfteins (I, 159), au, die Schilderung ber Induftrie in Lübenjcheid (I, 194) 
aufmerkam. Die gegebene Induftzieftatiftit umfaßt nur bie bem itinfpeftor 
unterftellten,, theiliweije nur bie mpiaizien Betriebe; theild iſt fie ber Erhebung 
von 1875 entnommen, reſp. fie gibt Zufammenftellungen, welde ben Beamten 
von ben Regierungöbehörben zur Verfügung geftellt wurden; theils bezieht fie 
1 ipeziell auf das Jahr 1879, fo 3. % hr Berlin im Derleich mit 1878. 
—A bie Zahl der beſchaftigten ober der Jpeenhtichen Arbeiter von 1872 
ober 187479 angegeben (fo 3. B. für Baden, II, 220). Auch einzelne inter- 
effante ftatiftiiche leichungen finden ſich, wie 3. B. im beifilchen Bericht (IL, 
2351) die Bergleihung ber Progentzahlen jugenblicher und weiblicher Arbeiter in 
jen mit verſchiedenen entſprechenden Zal aus Preußen. Je weiter fich das 

mt ber Fabrifinfpeftoren ausbildet und ihre Kenniniß der Induftrieverhältnifie 
wächt, befto mehr wird ſich bie Frage in den Vordergrund drängen: follen nicht 
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BE EEE ES HERE 


iebe bejondere, jedenfalls ſchlechtere Erhebung über- 
or macht ? 


seite Abjchnitt „Arbeiterinnen und a Arbeiter“ enthält 
zu * Mat ber — ———— ie ie ei 5 u E: A im 
—e— ei ift, meift umfafienbe te über bie Durchführen: 
——— li 1878, über un Ausnahmen, welde auf runs 
4 sugelaffen iverben, die Wirkung ber generellen Berorbnungen des 
Zundesratbö dom April 1879 bezüglid der Glas beiten, dom Mai 
1879 bezüglich ber Spinnereien und vom jelben Tag glich, ber Walz: und 
Demmernente. Meberall fehen wir, daß one Beta Kon eine Ausführung 
der geieplichen Sehimmungen zein unbenfbar ift. Bon den früheren —* 
fonen werden evgößliche Seiſpiele erzählt: der Polizeidiener wird in die Fabrik 
geihidt, Lg die vorhandenen Arbeitslarten und Bi gr ſchreibt auf bie zufällig 
vorhandenen Biften ber ber jugendlichen ae A men unb zieht dann bes 
riedigt re guasi bene Suter veffant ift, wie mit ber 
kin Befferung ber oelaättaven —X im Sabre 879 die von 1e7A_78 eins 
geireteme it wieder einer zunehmenden — tigung da 
mb dort Plah mad, Br ibbraug; —— 
nen in En; meh H —— — ß — I 
—e uptjächlic e) 9— eriol m bie 
Führung ber —— ber Ai iügenbtger Arbeiter, über Lehrlin Mr 
wien unb derartige erfahren Ye viel Inter anted ——* lich, wie 
euprechenden ſeylichen Anorbnungen in „prattien etaltausführung 
zn, a chiwierigleiten fich ergeben, wie Ummgehngen am leichteften zu 


jenden Abſchnitte „Schu ber Arbeiter gm Gefahren" und 
e en am jen —X in allen —— weitaus 
ei in eier Linie um techniſche 
miſche Belebung ber Gefahren in ben einzelnen Fa⸗ 
Elta am die Sn amd borgeichlagenen Schupvs —— — bie theilweiſe 
—E illuſtrirt werben. Dieſes Detail iſt aber auch dom fozialpoli« 
them Sputerefie. Der Unfallftatiftit und Unfalverhei ches 
zum, ber Frage der —— — der Unfälle, des Erlafies allgemeiner Verord⸗ 
zungen zur Kos Abſ. 3 der dm Ce Lei find —A 
lich — — — Sehr lehrreich iſt auch 
die Aufl * 18 ganze deut Kongeſfionsweſe em gen ehmigungs: 
prlichtiger ı AR Sie hat in mir or Eindrud ara, m ich langſt 
— wir Hin biefer asieung weit eit hinter dem —S ſchen —— 
&ablissements dangereux, insalul Ey ‚ou incommodes rocq 
it, 5. Aufl. 1876. 1,8 Sn qeid find un dab una bie 
mung von 1869 — N ‚olge der Bemühungen Bähr's und 
—X eine Verbefferung des Schußes ber Privatrechte des Einzelnen, aber nicht 
>, was in meimen Augen wichtiger geiveien wäre — eine Beſſerung bes 
Edpzped der. —— ber Arbeiter EA igem Unfenntnit und Leichtfinn ber 
Heuiiernehune, gegen Leläftigun m ac. brachte. Das war freilich 
Fe Anlage —5* —8 Sn bes Aufelingeines Sergei 3 Tonzelfionds 
gegen bie „unbebingte Gewwerbefreiheit“ jah, auch 

Me 


an te Abfchnitt „Mrbeiterverhältniffe und Anderes“ ift ſehr verſchieden 
—— Berichten ausgeführt. Einzelne Berichte enthalten ſehr umfang: 

Er über ee Wohlfa! —S Enden: 
unb -zahlung, Yabril —8* 

aflen, Epeifeein: — und Aehnlit ii. u Au auf den al — Charakter 
dei Arheiterflandes in den verkhiebenen Teilen Deutihlanb? fallen manche be- 
Iehreube Gtreiflichter. ch will ala Beilpiel einiges über daB Hilfätafientweien 


er a eo it, beffen 


af 


& 


ill 
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Der Bericht über die Regierungäbezirte Frankfurt a/D. und Potsdam gibt 
eine Statiftit ber bortigen Kranfentaffen. einen: ! 


Frankfurt a/O. ses 20 Kaſſen mit 3 sn Mitgl u. 4 FH Vermögen 
Potadam 1868 mM 5. 6*33—85 
1-42) 7807 ; ..4128  & 


. 
In beiden Bezirken find von den Meiftern und Gehilfen des Handwerkes 
24—25 °/,, von ben Fabrifarbeitern 3687 9, bei Kranfenfafjen betheiligt; ba, 
wo auf Grund ber Geſehe von 1854 oder 1876 Ortäftatute mit Beitrittägiwang 
errichtet find, erreicht bie Betheiligung 50-75 %/, der Arbeiter. In den Regie: 
zumgebegteien Erfurt und Merfeburg find bie Kaffen nicht fo verbreitet, wie e3 
wünfcenstwerth wäre; von 99 berunglüdten Arbeiten geiizten nur 20 irgend 
einer Hilfälaffe an. Im ber Provinz Pofen hatten von 275 befichtigten Anlagen 
nur 16 eine eigene Sranfenkafie, 12 hatten ihre Arbeiter bei einer ſtädtiſchen 
Krankenlafſe — Bon Schleswig⸗Holſtein wird erwähnt, daß nur größere 
Werle Eripriekliches durch Gründung von Kranken» und Invalibentaflen gleifiet 
hoben. In den Bezirken Kaffel und Wiesbaden wurben eine ganze Anzahl 
iſſen in ben legten Jahren in's Leben gerufen; in manchen Kreiſen aber will 
8 troß energifcher Verſuche und Anregung nicht gelingen; 3. B. Ireibt der In- 
ipektor vom Kreiſe Biedenkopf: „EB ıft bisher nicht möglich geweien, die Indo⸗ 
lenz ber Arbeiter, bie Abneigung ber Arbeitgeber gegen Ausübung eines Ziwangs 
auf die Arbeiter und die mangelnde Einfigt ber ländlichen Semeinbebehörben, 
die ja Leicht durch Ortöftatut die Sache regeln tnnten, zu überwinden. Geneuf 
liegen mir aber traurige Beweife vor, wie bilflo® und verlaffen erfrantte und 
verunglüdte Arbeiter find, welche nicht gegen Unfälle verfiert find und zu 
teiner Krantentafje gehören.“ 

Aus den Bezirken Münfter und Minden heißt ed: „Die Einführung von 
Krantentaffen läßt mod; zu wünſchen übrig.“ Im Regierungsbezirt Arnsberg 
befigt Herlohn, in vi eines Orisſtatuts ein Kaflenweien, bem faft alle Ar: 
beiter angehören: 17 Kaflen mit 1310 pnritgliebern für die größeren Unter 

Amungen eine allgemeine Kafje mit 800 Milgliedern für die übrigen kleinen 

ifen. Daß aber viele die ſer Raflen an einem Defizit laboriren, tft natürlich; 

e gewähren zu große Bencfizien, fie geben die Unterftüung jedem Arbeitaun- 

fähigen auf unbegrenzte Zeit; nur tann fie nach einem Jahr um ein Drittel ger 
fürzt werben. Das Ynd zugleich Invalidentaflen. J 

Was Bayern betrifft, jo befagt der Bericht über die Oberpfalz und Regens- 
burg: „Die Unterftügung der Arbeiter in Krankeitsfällen beftcht in der Form 
eigentlicher Fabrikkraukenlaſſen ober in der Verpflichtung zum Beitrag für das 
in der Gemeinde befindliche Krankenhaus.” Sehr eingehende, auch ftatiftifche 
Mittheilungen gibt der Pfälzer Bericht; die Staliſtit iſt infofern Iehrreich, als 
fie zeigt, wie mit bem Umfang ber Fabrifen die Betheiligung an den Kranken⸗ 
tafien abnimmt; von den Arbeitern in Fabriken mit über Arbeitern find 
alle an Krankentafſen betpeitint, von benen in brilen bis 100 Arbeiter 
66—80 2, von benen in gnpal (ten von 50—100 Arbeitern 30—57 %%,, von denen 
in Anftalten von 26—50 Arbeitern 35 °),, von denen in Anftalten von 11—25 
Arbeitern 6,4 %,; in ben kleineren Fabrilen dagegen fehlte jebe Beteiligung. 
Einige Penfionloffen gröberer Werte werben eingehenb — (I, 59—68). 

it das Königreich Sachſen wird betont, baj ment in_ben abgelegenen 
jenben Srantenkaffen noch ganz mangeln. Die württembergiichen Berichte er: 
mwähnen einzelne Fabrittaſſen und — als Seltenheit — eine eingeicriebene 
ilfstafſe in Reutlingen. Achnliches wird von Baden berichtet; auch der dortige 
Fabritinſpeltor Temnt nur eine einzige eingeſchriebene Hilfätaffe und_fügt bet: 
„Die, Verwandlung ber beftehenden Kantentafen in eingejchriebene, Bifstaften 
ift bis jeht nigen 3 ald Bebürfnig empfunden worden und dürfte bei der bunten 
Mannigfaltigteit ber vorhandenen Verhältniffe auch ſchwierig fein.“ Beſonders 
blühend ift das Kaffenweien in Sachſen-Allenburg; ber Yabritinfpeftor hat 
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O Sranfenfafien ermittelt, 28 allein in Altenburg. Ihrem Wirkungskreife nach 
beichränten fi) 24 auf eine beftimmte Fabrit, 31 umfaffen Heine Bezirke, Städte ıc., 
5 find über ganz Deutſchland verbreitet. Eingeſchriebene Hilfätafien beftehen 4. 
„Im der Stadt Altenburg” — heißt es — „ift nad) den Erfahrungen bed Stabt: 
tath3 umter ben Arbeitern teine Neigung zur Errichtung eingeſchriebener Hilfe: 
teſſen; man ftößt fich dort in erfier Linie an der g der Minimalunter- 
Ray und die dadurch bebingte Beitragshöhe." Einzelne ber Kafien find 
zugleich Sterbe- und Inval itentaffen. 

Aus ben Meinen Staaten und Orten fpricht fi wiederholt der Wunſch 
sacı ‚nem algemeinen gelshlihen Atang aum Beitritt aub, Io & 8. 11, 395 
aus Echtwarzburg-Rubolflabt: „Würde der Zwang zum Beitritt ber Krantens 
tafe geieplich ausgelprodjen, man wofirbe fidh demfelben mit wenigen Yuänahmen 
ireudig unterwerfen.” 
\ ieſe Mittheilungen erſchöpfen nicht vollftändig, was die beiden Bände 
über dad Hilfälaffenwelen bringen; das Beifpiel zeigt aber, weld reichhaltiges 
Zud en entfieht, wenn man ba3 dem Inhalt nach zufaınmengehörige zur 
’ammenftellt. 

Ein umfangreiches, befonder3 paginirtes Sadegifter von 52 Seiten ift dem 
weiten Bande beigegeben, das die Benukung welentlich erleidtet,, ea 


16. Alphons Thun: Sandwirthihaft und Gewerbe in Mittelrußland 
— —R —— —AA Schnonere a 
jaftliche jungen. BD. . — Leipzig, Dunder & Hum: 
Be ee " * 
ei der Gröuterung nationalötonamifher Probleme haben wir in ber Regel 
die volfäwirthichaftliche janifation nur der toeft: und mitteleuropäifchen Kül⸗ 
irmationen im Auge Dab Die Betrahkung auch einer weientlich anderen Orr 
genijation der Bolkstwirthicpaft Iehrreich und erſprießlich fein fann, zeigt bie bor- 
Kugende Schrift, die noch das weitere Verdienft Hat, ein Höchft interefantes Ma⸗ 
mal, das dadurch, daß es nur im ruffifcher —* vorliegt, weiteren Kreiſen 
inglich ift, zum erften Male ineiner Kulturiprace und in ſehr gefälliger an: 
stehender Form mitzutheilen. Der Nerfaffer, du längeren Aufenthalt in ben von 
{5m gefhülderten Gegenben für feine Aufgabe befonders geeignet, gibt eine Dar- 
fellung der Landwirthſchaft und ber Kleingewerbe in Mittelrußland nördlich der 
ihwarzen Erde, b. h. in den Provinzen Moskau, Wladimir, Riſchni-Rowgörod, 
Roftrome, FJaroslaw, Twer, Smolenzt, Kaluga, PBlestau, Nowwgorob, Petersburg 
und Wätla, die auf 14000 IM. 16 Millionen Einwohner enthalten. 

Bir jehen eine Volkswirthſchaft, in welcher ber Aderbau nicht im Stande 
iR, die Bebürfniffe des Bauer zu deden, wo baher biefer genöthigt ift, Neben- 
emerb zu fuchen. Die folge iſt eine geringe Durhbildung ber Arbeitstheilung, 
einerfeits_ unter den Individuen, indem ber Einzelne in verſchiedenen Erwerbs- 
weigen fich verjucht, aber feinem Berufe fich Doll ‚hingibt, anbergrjeit3 zwiſchen 
Stadt und Land. Da die Städte in Rußland nicht wie in Wefteuropa bie Mittel: 
punfte ber gewerblichen Thätigfeit waren und find, jo finden wir nicht ein für 
den Iotalen Abjag arbeitendes pabeitgen Handwerk, fondern theils eine zum 
Maffenverfauf drodugitende ländliche Imbuftrie, theils Mefriebigung ber geiverb- 
lichen Bedürfniffe durch auf Wandererwerb ausgehende Bauern. Der Verjafler 
unterfucht in drei großen Abſchnitten bie Lage der Landwirthſchaft feit Aufhebung 
der Leibeigenfchaft, die Urſachen ihres tiefen Standes und das bäuerliche Klein: 

nerbe. Die Landwirthſchaft in Mittelrußland befindet fi in einer ſhweren 
fi8, hervorgerufen durch die Aufhebung der Leibeigenſchaft und ben Ausbau 
des Eifmbahnneged. Wir jehen zunächft die Gutsbefiher in bedrängter Tage 
dureh die Schwierigfeit ber Bewirti —A freien Arbeitern, den Mangel 





an Kredit, den geringen Ertrag Der Verfaſer entwirft kein erfreuliches Bild von 
der Birthicaft des_ruffihen Adels: Aufgabe oder ftarke Einichränfung ber 
genen Wiethichaft, Raubbau der pachtenden Bauern und Ausbeutung berfelben, 
mo fie dur die mangelhafte Ausführung der Theilung ber Ländereien zur 
Padhtung genöthigt find, Abfenteismus, nur hier und bort einige rationell bes 








—— 
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triebene Gutßtwirt! im Gaı — a get Nicht befier iſt der 
Zuftand ber bäuerlic in —E 7— er rg Derfelben Ar dem Ge: 
meindelande ernährt die Bauernbevöl Hung Mittelrulands Yocfteng wei Drittel 
bes Jahres hindurch. Das Defizit dect bie rung in mehr —— 
Gegenden buch Raubbau auf (theils in Form ber eigentlichen t, theila in 
Be ron deg — Gy utslande: im Roıdm durch eine wilbe Walde 
ndwirthichaft, in anderen Gegenden durch den Boben eeihöpfenben bau. 
FH ben inbuftriellen Gegenden zivingt bie Noth den Bauern jum em diebe- 
ie Urfache des tiefen Standes der Landwirthſchaft ift vor m zu jel ER 
bem gering Ängen u — des Landantheils der Bauern, namentlich an Wald, Wieſe 
mb wache —e — Daher ungenügende —A—— zur 
eat — in ‚Höhe ber Steuern und ‚u kommt noch die 
—*— —— großen — kborgen ent Ra! al 
und Arbeitäver en et, orruption der Suts ertvaltung, 
bie Trunkfuch ie Der Verfafler if fir Annahme zuräd, ai R der lebrige Stan! 
der ende kajtlichen echnit Folge des Gemeinbebefii —7 egenwar⸗ 
tige ©: Re io opt eſſelben nich! * Ara — fich 
—— tung ber ſozial alten Funltionen jelben beſeitigen 
ſonders ind die Mittheilungen des Berfaffers über das bäuer- 
—— von — Ausdehnung wir und ſchwer einen pn ei 
Er in manchen Gegenden find — Männer ben größten heil, e3 
gehn abwejend, bie Bei elorgung des Aderbaued ruht auf den 
— der Sandivirthichaft geht zum Seite der 2 Bes bo in ber —ã— — 
und im Wanbereriverbe. Mehr und mehr dringt das Syftem ber Lohnarbeit 
ein, ber bäuerliche Wanderarbeiter, wie ber Kleinmeiſier wis vom felbftändigen 
Unternehmer zum u oe 6 herabgebrüdt und fommt gl gtichaeitig in feinem 
DVermögenäftande zu: ‚Beaenjop von Rapitaliften und — entfteht, 
ber Großbetrieb a im Aufftzeben. noch gehört bie De ein: 
gewerbe, das charakterifirt iſt durch Hleinlichen Uteme Lunar Min n Ropltale 
mangel, niedrige Zehnit. Den Bemil — zufficher 14 In ben Ali b 
zu heben, ſagt der Verfafſer wegen ee rakterſchwäche des Rolle “ Keinen Srfolg 
voraus, Die Einzigen, welche zu arbeiten verfle) den, arbeiten Die 
kunft gehört dem rodernen apitaliftifchen Sen trieb. ie dukeit ift 
befte, was in Deutſchland über die Folgen der Aufyebumg der zuffl Leibeigen · 
—— erichienen iſt; fe enthält einen werthvollen Beilrag zur Lehre von 
rganifationsformen der Vollswirthichaft. ER. 


17. Carlo F. Ferraris: Saggi ‚di economia, statistica e scienza dell’ am- 
—* Torino-Roma. Ermanno 476 pp. 

Wert, aus dem ic ba bereits oben brei Hleinere Abſchnitte mitgetheilt 

erlant in neun größere und acht Heinere Efiays (saggi) über vah iedene 

— a aus ber Volkswirthſchaft, der Statiftit und Dermaltu ie Es if ein 
jehr verdienftliches Werk, dad von Harem vollöwirthichaftlicyen N. heit und von 
eingehender Kininiß ber außeritalienifchen Biteratur Zeugniß ablegt. Freilich 
tönnen und Deutfche sinige e don ben Eſſays, bie über beutjche Werte mein, 
weniger — je mehr al dgeoinnen; ich meine hier den fünften Efjay don 
ber „Sieg —ã jädii un —* — an Deutſchland vom volkswirt Biäaftlicen 
Stanbpun te aus“, — Da Bamberger’3, Soeibeer’s, Wagner d ıc. 
Schriften berußt, dann & : bie Ebelmeta! oßuttion unb bad Werther: 
—A— "Sold wg er e jet ber Entdedun; ee bis zur Gegen- 
vart ai ie ein Refstat aus Eoriberrs gleilautenber ift, ferner den neun- 
ten Effay, der über bie Verbände der franzöf den der itgeber und »Nehmer 
handelt und vor Allem Stieda's, — '% und Serie’ befannte Schriften be- 
nußt. Bon ben fleineren Cage” ii fich vornehmlich auf deulſche Literatur 
ber zweite: bie Kommunifationsmittel in he. Nationaldlonomie (Emil Sax, Die 
Verkehrsmittel in Bolld- und Staatswirthichaft, Wien 1878—79), ber britte über 
bie Gewverkvereine (Farnam s und Studnihs kannte Schriften), ber fünfte über 
ben gegenwärtigen Stanb der Kolonien (Fabri, Bebarf Deutſchland ber Kolo- 
nieen ?) ber ſechſte, der in Nr. 1 über: Neue Stubien in ber Sozialftatiftit (Michae- 
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— 
—— —ãA — —ãs 
* 1872—1878 (Soetbeer in ber gleichnamigen Sit, 1879, und in den 


—& für National — 1880, 112—119 °*) behanı 
Andere Dalı Cape vechreen Ih Ih a — — de englifche Bücher. 


—E find es bedeutende Werte, A er herauägreift und ber 
Keuntuig und dem En Be ge "Denten Me A leute näher rüdt. Wir 
—— ihm anf dieſem jerviß unſere warme Sympathie entgegenbringen 


um jo mehr ald gerade bie Deutfgen Autoren von Ferraris mit fo viel Siebe und 
Vertäöndni behandelt werben, — Be Dr. Eheberg. 


B. Zeitfchriften. 


18 ft für, Die gefammte Staatswiſfenſchaft, ‚ben von Dr. 
Beh. ran A Dr. Wagner. Fra a 8 und 4. 


Unterfurchusgen über das ältere deutſche Agrarweſen dürfen immer mit aufs 
nicht Aliger reube begrüßt werben, da fie, abgejehen von der neueften Zeit (Miad» 
to interf an en), no immer zu den literariſchen Geltenheiten gehören. 
Bir bringen jon der im 3. —— enthaltenen Abhandlung, betitelt: 
R e —* te zur Erlenntniß ber deulſchen Feldmarkverfaffung , warme 
mieit entgegen und dieß um jo mehr, als diefe Abhandlung von bem 
Renner gub Begründer der beutichen Arargeleich ihte, von Georg 
Fin en herrührt. Die chen genannte Abhandlung bildet einen Nachtrag zu 
te Berfaffers Seife über die Gehdferſchaften im — Trier. &e 
gmanere Inhaltsangabe zu geben, —X mir unmdglich; man müßte denn bo 
Bee bie oe Feb bhanbLung abdruden, da biefe eine Menge von Tetailfragen 
efverfaffung behandelt. Sie gewährt einen außerorbentlich 
—A— — Biefelbe und empfiehlt fich demmach sur Rettüre. 
‚hend von dem von ilbebrand in feiner Nationaldtonomie aus: 
gahenen Gebanten, daß influß des römifchen Rechts auf bie Staatd- 
3 bes 16. und 17. —E erls jehr bebeutungsvoll geweſen ift, ſucht 
Fin, Bruder, der ſchon —5 — — — über die Beziehungen 
gie t anb Bol tawicthiche! ft gli that, an einem konkreten Beifpiel 
nachzuweiſen in tn rtitel ül Die Behandlung ber Hand» 
nn onen durch die Juriften bes 17. und 18. Jahrhunderts.” Tuer 
! ef turz bie Verſchiedenheit zwiſchen den römiichen und beut! 
Ein, uni urtbeilt über die — bes xömilchen Rechte au bie deut! 
orationen folgendermaßen: „Das Eindringen bes tömiſchen Rechts bermifcte 
‚une den hiftorifden Be ff der deutſchen Korporationen und Iubfumirte 
dieſelben ohne Weiteres unter die römil zietad, ſondern es verbrängte auch 
die ——— naeh und ſchob u beren Stelle einen Go) oder uns 
in ber — jelehrter, dem Moltsleben bewußl abs 
Bir Hier en in Hanl damit ging eine Anerlödhung bea Denon 
türedits, welche bezüglich der Zunftfiatuten dazu führte, ba man über! 
mm bie gegebenen Örbnungen anerfannte und auch in den älteren 
Aatuten folde fand. Man ftellte ns, allgemein bie erfte Einrichtung der 
eattoeber ald eine aus —A feitägründen beliebte —X e Mai — 
eine var glammäbige Eintheilung ober ala einen Gnabenaft vor. An Belegen 
fehlte es den Romaniften nicht. Die Quellen regeln genau, 
— Ka ilaniſchen, onftantinopolitanifcen, italiſchen 2c. Hanfee 
et fein jollen. 
ie Zunft wurde zwar von ihmen noch ala Öffentliches Amt angefehen, 
aber a nen durch einen gewiffen Rechtöbeftand garantirten fouveränen 
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Wirkungskreis mehr, ſondern wurde der Oberbehörbe untergeorbnet und vom ihr 
beauffihtigt. Damit wurden natürlich auch die Jurisdiktionsrechte der Zünfte 
allenthalben beichränft, wenn nicht geradezu geleugnet, Bruder weiſt nad, wie 
bieß im eingelnen Gällen geihah. Aller politiicyen Tigenſchaften entkleibet, wurde 
bie Zunft wie im jpätrömifchen Reich auf die Privatrechteiphäre zurüdgedrängt. 
Sie war eine Polizeianftalt, welcher zur befferen Erreichung dieſes Zwedes vom 
Staate vermöge bejonderen Privilegs — und Pflichten eines corpus verliehen 
waren. terner behandelten die Juriften die Gewerbegerechtſamteit ganz im Sinn 
eine® binglicjen Rechts, das wie Grundeigenthum einen fijeren Ertrag abiwerjen 
fol und auf welches man durch Erbſchaft und Heirath Anrecht habe. Da bie 
fünfte für die privatrechtliche Auffaffung ihrer Stellung ala mögtiät freies 
ivateigenthum mur zu großes Derftändnif; zeigten, fo mußte ber Gtaat gewifle 
Grenzen ziehen; nur hafım er, "wie früher die Zunftorganifation, jo jegt das 
Publitum durch verichiedene Verordnungen in Schuß. deſſen lebten bei aller 
Schroffheit ihrer theoretiichen Weberzeugungen bie damaligen Juriften, bie fo- 
erannten Praktiker, zu jehr im Leben, um Kompromiffen unzugänglic zu jein 
jeberhaupt ift es eine bekannte Eigenthümlichkeit jener Juriften durch weite 
jehenbe Interpretation die jpröben Quellen mit dem Beben zu_berjöhnen. — Ich 
be größtentheila mit des Verfafſers eigenen Worten einen Heinen Auszug aus 
diefer Abhandlung gegeben, da jeit das Intereſſe für das Zünftweſen ein ger 
fteigertes zu fein Paint und anbererjeitö dor Kurzem eine neue Schrift von 
Glamor Neuburg über Zunftivefen und ‚Qunftgerieptäbarteit erichienen ift, welche 
theilweife ja die gleiche Materie behanbelt. 

Hermann Müller gibt eine Fortſetzung der Mitteilung von „Aegidii 
Romani de Fegimine Prineipum libri III, abbreviati per M. Leonnium de Padua“, 
nad der Handſchrift ber Löniglichen ffentlihen Bibliothek in Bamberg; dieie 
Bortfegung zieht fich auch durch das folgende FAR 4. 

ußerdem ift in Heft 3 noch das zieite Kapitel von 36} Neumann’s 
Abhandlung über: „Die Geftaltung des Preifed unter dem Einfluffe des Eigen- 
mupes”, enthalten. "Ic werde nad Mbfhhuh der ganzen Abhandlung auf Die 
einzelnen Kapitel zurüctommen. 

In Heft 4 gibt A. Meigen aunächft eine ausführliche und anerfennende 
Belpregung von dv. Miastowäti's zwei aud) in dieſen Fahrbud IV, Heft 2 te 
zenfixten werthvollen Schriften über die jhweizeriihe Kand-, Alpen: und Forft: 
wirthichaftöverfaffung und über die \ömegeriide Allmend. KR 

Antnüpfend an Wundt's Werk: „Eine — der Prinzipien der Er: 
tenntniß umb ber Methoden wifjenjhaftlicher Forſchüng“ gibt Schäffle einen 
Efjay über „Raufalität, und Zeteofogie in der Sozialwifienihaft". Aug feinen 
Ausführen en zieht der Verſaſſer den Schluß, den wir gib nur billigen 
Tonnen, — bie hiſtoriſch⸗ kauſaliſtiſche und bie politiſch⸗teleo logiſche Forſchungẽ⸗ 
weiſe nothwendig find und daß feine ausſchliehend berechtigt 9 — 

A. Thun, dem wir neben den bekannten Schriften über die niederrheiniſche 
Induſtrie aüch neueftens ein Werk über: Landwirthſchaft und Gewerbe in Mittel: 
zubland feit Aufhebung ber Reibeigenfchaft (Dunder & Gumblot 1880), derbanten, 
benüßt feine Kenntnik ber euffifchen volfstwiethfcaftlichen Zuftände, um in biejem 

eft eine Schilderung der lanbiwirthigaftlicen Berhältniffe im Gouvernement 

oſtau zu geben. Sie ift geicöpft aus: Sammlung ftatiftiiher Nachrichten 
über das Gouvernement Moslau, herausgegeben von der Mostauer Goudernements: 
landſchaft, 11 Sieferungen, 1876—1879, und gibt zunächft einen nicht ſehr vor- 
theilhaften Bericht über bie bisherige rujfiſche —A—ã— Eine Aus: 
nahme davon macht nad) Thun’s Mittheilung die ftatiftiiche Abtheilung bei bem 
Mostauer Souvernementzlandihaftsamt. Die von Thun gegebenen Daten beziehen 
fi auf die ruffiichen Agrarverhältniffe und find recht interefant, Fr A 

It. Eheberg. 


19. Jahrbücher für Rationatötonomie und Statifit, Gerauägegsben von Dr. 3 
ontad. Jena 1880. Wh. I, Heft 6. Neue Golge ®b. I, Heft 1-8. 





Der Artikel W. v. Ochentowati’s, ber in Heft 6 bes erften Bandes ent: 
halten, unterfucht bie Bedeutung John Locke's als Nationaldlonom und Liefert 
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ſomit einen Beitrag zur Geſchichte der Vollswirthſchaftslehre. Ochentowsti geht 
don der Annahme aus, ve bie ee en ten des großen Bi: 
tophen nur deßhalb bisher einer geringeren Beachtung fich erfreut Hätten, weil 
man diefelben als gelegentliche und fragmentariſche Erzeugnifje feiner Thätigfeit 
betrachtete und betrachtet. Aber Lode verdient nicht nur unter die ——— 
lichen Schriftſteller eingereiht zu werden, wie Ochenkowski darzuthun fich be 
můht. ſoudern er it der hervorragendſie jener Periode. Das Refultat ber 
—S des um die Geſchichte der Voltswirthſchaft und ihrer Lehre ver— 
dienten Gelehrten ift folgendes. Bode war ein Merlantilift veinften Waſſers. 
Aber Lode, der überhanpt als Denker ben Merkantiliften überlegen war, 
xigte ihnen gegenüber doch verſchiedene Fortſchritte im der Drgeln ung ber 
Antienatbtonomifshen ifienigaft und in der Behandlung bes Begenftanbes. 
Sode fand das Prinzip ber öfonomilhen Thätigkeit in der Eigenthumsbildung, 
aus welder fich ökonomifche Vorgänge mit Nothivendigteit herleiten Lieken. Der 
ıfhritt im der Behandlung des Gegenftandes beitand darin, daß er einen 
bergang vom merlantiliftiihen Empirismus zur Abftraktion verfuchte Er 
zum mwenigften® einen Anlauf dazu, die bebeutungsbollen wirthſchaftlichen That · 
ingen des Hanbeld und des Geldes mit dem Gejellichaftslörper in Einklang zu 
tringen; Zode umterjuchte gegenüber dem Merlantiliemus, der faft nur die de 
fehmaen von Bolt zu Volt kannte, bejonders mittelö feiner Preiötheorie aud) 
ie inneren Zuftände der Geſellſchaft und verband alles durch bie Schärfe feiner 
Logik und durch feine twifjenichaftliche Methobe. 
ih habe unfere Leſer auch auf die Thatſache aufmerkfam zu machen, ba mit 
ıB dvorftehend beiprochenen 6. Heftes des Jahrganges 1880 eine „Neue 
jolge“ der Jahrbücher begonnen hat. Die Jahrbücher werden nach dem bem erften 
te biejer neuen Folge beiliegenden Proſ zwar immer genau an ben alten 
son Bruno Hildebrand aufgeftellten Grundiägen fefthalten, fie ſuchen jeboch den 
ten Aufgaben in höherem Maße durch eine abermalige Erweiterung der 
riſt gerecht zu werben. Bor Allem ſoll bie nationalötonomiiche Geieggebung 
zub Litetratur 208 eingehender behandelt werben. In ber Rubrik: „Nationals 
ötemomifche Gele bung. werben befhalb, wie ber Proſpekt Bela, bie weſent⸗ 
lihfen wirtbfehaftlichen Geſche ber hauptiädlichften Känber teils jelbft zum Ab» 
deu gelangen, theils dem Inhalt nach mitgetheilt und tritiſch behandelt werden. 
Die Anne: ‚Biteratur” wird fortan noch mehr wie bisher Neberfichten der 





Üterariichen Exjcheinungen über eine beftimmte frage enthalten, dann auafüt: 
fie Beiprehungen —— — Werke, endlich Sie möglich behfänige Ueber- 
fidt über die neueſten Zub ttationen bed In- und Auslandes. 

In dem 1. und 2, Heft dieſer neuen folge in eine Dentichrift von A. 
Evetbeer enthalten über: „Die haupiſächlichen Ko leme der aeährungöfeage: 
€ie behandelt bie internationale bährımgöfane, namentlich im Hinblid auf die 
zur fung derfelben in Vorſchlag gebrachten Maßregeln, jowie ihre jonftige Ents 
Bidlung Ta Soetbeer ald einer ber erſten Kenner bes Geldweſens mit Recht 
Us will ich etwas ausführlicher über feine hier niebergelegten, jehr ruhig und 

li gehaltenen Ausführungen referiren. Die zu erörternden Probleme find 
mäirrlei: 1) Wie verhält es ſich mit der Ausführbarfeit einer wirtſamen inter: 
mtionalen Bereinbarung über eine gleichmäßige Doppeltwährung, oder, um ed 
anber3 zu bezeichnen, eines allgemeinen Bimetallismus? 2) Melde Schranten 
wird die Silberenttverthung finden, wenn ein allgemeiner Bimetalliamus nicht 
anne Ausführungen gibt Soetbeer eine Definit Doppel 

Inf feiner en oetbeer eine Definition von Doppel: 
FH —S— der mut u er en — Bien 
ai affen twirb. Nach feiner Auffaffung find biefe Aus: 

brüde nicht er eſen enden bei dem Gold: und Silbermünzen 
in einem beftimmten Wertäverhältnih zu einander ala gleichbereditigtes geleh: 
lies Zahlmittel wirklich in Umlauf — ober es doch fein fönnten, ſondern von 
gemtlicen Doppelmährung wird außerbem verlangt, daß Pribatperfonen 
mb nftituten fortbauernd bie Befugniß zuftehe, in dem öffentlichen Münze 
ten gegen ine jee jegebühr beliebig fomoht Gold als au Silber in 
prinzipiell unbeichräntter Menge ala Kourantgelb ausprägen zu laſſen. 


8 





416 Siteratur. [416 


Soetbeer gibt die ibeelle unb praktifche Möglichkeit einer Vereinbarung eines 
gleichmäßigen Bimetalliemus zu und entwirft dann bie Grundzüge eines inter 
nationalen Bimetallismus zwiſchen England, frankreich und den Vereinigten 
Staaten, bie im Beietlidem alle — en Beſftimmungen enthalten. Die fich 
daran jchliegenden Motive begründen ausführlicher die Theſen dieſer Geundatige; 
gegenüber diefen feinen Theſen richtet num Soetbeer feine Bedenten. Er hält zu: 
Haft bie Durchführung eines internationalen Bimetallismus vornehmlich aus 
dem Grumbe für hochft unwahrſcheinlich, weil ohne Englands Beitritt fein Dahin 
gielendes Nebereinfommen irgenb nachhaltigen ol perfpei tt, dieſer aber nicht 
in Ausficht ſieht. Für bie lehlere Behauptung führt der De fer ie Iprechende 
Zeugnifje an. Es ift daraus erfichtlich daß bie dffentliche Meinung und die 
ge ehrzahl der zunächft in Betracht kommenden einflußreichen Berfönlich- 
eiten in England _auf das Beflimmtefte dem Bimetalliemus wiberfixeben, wenn 
auch in neuefter Zeit bie ‚Agitation zu Gunften berjelben dort etwas mehr Be: 
achtung finbet. ie aus Diefen Ausführungen gezogenen Sätubfolgerungen 
Soetbeer’3 für das erfte von ihm aufgeftellte Problem Lauten: ‚Wir halten ein 
internationale Mebereintommen wegen eines gleichmäßigen Bimetalliemus für 
nicht geradezu unmöglich und glauben, daß dadurch vielleicht für aängene it fich 
der Zwed ‚rericen ließe, der weiteren Silberentiertgung, und flart wars 
Tungen be Silberpreife vorzubeugen. Eine aemuumgär iche —A eines 
piden internationalen Bimetallismus ift jedoch ber vollftändige Beitritt Eng: 
lands.“ Der Beitritt Englands aber „dürfte, wenn überhaupt, doch nicht eher 
eintreten als bis eine teitere Entwertäung bes Silbers ftattgefunden hat und 
bie Zugrundelegung einer ben neueften Marttverhältnifien entiprecgenden Werth: 
relation als geboten erachtet würde; allein auch in dieſem falle halten wir Die 
Verwirklichung des Bimetallismus für nicht wahrſcheinlich ebenfalls aber 
follten die Anhänger bed Bimetalliamus alle ihre Beftrebungen dahin konzen - 
triren, die Öffentlide Meinung in England für denfelben zu gewinnen, Beutich- 
land aber mit ihren rojeften nicht weclos beuntuhigen “ 

Soetbeer wendet fid) dann zur Er rechung des zweiten von ihm aufgeftellten 
Problems: Wenn eine tebigende Begclım ber anährungäfeage durch ein 
internationales Webereinfommen wegen eine gleichmäj igen Bimetalliamus nicht 
herbeigeführt wird, welche Schranten wird dann die Sil besentigertSung finden? 

we der nun folgenden Ausführungen if, ben Irrthum zu wiberlegen, als ob, 
jofern nicht der Bimetalliamuß e3 verhindern und bauernde fidere Ab] ilfe Ichaffe, 
eine jo zu fagen unbegrenzte Silberentwerthung in Ausficht — Eine Wert! 
minberung bes Silber foll nicht in Abrede efeitt werben; biejelbe ift verurjadht 
worden Durch bie große Zunahme der Gilberprobultion in ben Bereinigten 
Staaten, eh jogenannte India Council Bills, b. h. bie von ber Verwaltung 


von Bei: ien in London auf die — Regierxungslaffen in immer 
fteigendem Maße gezogenen Wechſel ftatt ber jonft erforberlidh geelenen gedberen 
Beträge an Gilberjenbungen na: dien, dann durch bie Demonetifation ded 


Silberd in Deutichland und en. endlich durch die Siam ber freien 
Silberkourant · Ausmünzungen in den Staaten der lateiniſchen inztonvention. 
Soetbeer unterfuht num an der Hand von Zahlen, wie weit dieſe einzel: 
nen Arſachen zur Silberwerthöminderung beigetragen haben und tommt zu dem 
Sälufle, bag, um balbmdgtiift zu einem —— luß der Silber 
entiwerthung u gelangen un iber die Derlegenheiten oder Störumgen in ber 
Periode bed Debergangs von der bisherigen einer neuen normalen Werth: 
relation ber Edelmetalle Binmengubelfen, es auf bie Verbreitung ber Neberzeugum: 
antommen bürfte, „daß auf eine Rehabilitirung des Silbers auf ben Werthflan 
vor 1874 zu jichten jei, daß man vielmehr eine dem Golde günftigere normale 
Werthrelation für bie Zukunft in Ausficht zu nehmen hat, wie fie eben duch 
bie natürliche lung des Edelmetallmarkteß auf Grund der Entwidlung ded 
internationalen 1 Banbeta und ziwedentiprechender jetiber Münzgefege in dem 
Maaten fi) bilden und befeftigen tirb“. Allerdings lönnen nach Goetbeer’ö 
Meinung in Betracht ber gegenwärtigen unficheren Währungspolitit ber Ber 
einigten Staaten und be eben fo unficheren Standes der Gabi engtilden 
Zahlungsbilanz vieleicht noch Jahre vergehen, ehe bie plöplichen &ilber- 
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Wertzeger aufhören werben; wir durften aber nach ſolcher Uebergangsperiode, 

„uhne daß es bazu eine internationalen Bimetalliamus bebürfte, zu einer 

Daner einer nenen normalen Werthrelation gelangen, bei welcher ber 

Orient im Befie der einfachen Silberwährung und jeden Silberüberfluß all« 

mähfid; abforbirend, die europaiſchen Länder und die Vereinigten Staaten aber 

— — ber reinen Goldwährung ſich in ihrem Geidweſen ſicher und 
n fonnen“. 

Im 3. te ift enthalten eine ſehr antegend geſchriebene Beſprechung ber 
Gitonmenfiene {m Kanton Züri von G. Sope. Diefe Eintommenfleuer 
bietet vor Allem dadurch Intereffe, daß fie auf ber Thatiadhe eines weit ges 
triebenen Erperimentes mit ber iofratifchen Forderung ausſchließlicher Eins 
fommenfteuern beruht. Eben deßhalb begnügt ſich der Verfaſſer au nicht mit 
einer blogen Betrachtung biefer Steuer, fondern er zieht allgemeine Erörterungen 
mit berein, bie fich hauptjächlich gegen A. Wagner’3 Steuerlehre richten. — 

Dr. Eheberg. 


2”. Biertel] Boltsioh 2 Alitit und Kulturgeichichte, 
Bemmägugenen von De: € Sb, Becim 1og0, Och Dun. icict— 


€ Hoffmann jebt bier zunächft feine Betrachtungen über „bie Entwics 
lung des deutichen Reichẽtelegraphenweſens feit bem Jahre 1875" fort. Nachdem 
a tm legten Heft die Entwidlung in der extenfiven Ausbreitung der Betrieba- 
aa Anihauung gebracht, unterfucht er in dieſem Artifel die neueften 
Imtidritte in der inneren Verwaltung des Zelegraphenmweiens, ex beipricht alfo 
past die Einführung bes Worttarifd und Die mit demſelben verbundenen 

heile —5 für die Einnahmen als für die gesingeren Anforderungen an 
de Zelegraphennbeamten. Rad; amtlichen Beröffentlihungen bezifferten fich die 
Eimahmen der Reichstelegraphie an Zelegraphengebügren: 


1875 zur Zeit des alten Tarifs auf 10594588 Mart, 
1878/79 unter dem neuen Zarif auf 12845379 Marl, 


Andere Sortiepritte im Zelegrapbentueen wurben gemacht durch bie 1877 erfolgte 
Einführung des Fernſprechers in die Reihe der telegraphiichen Apparate, dann 
durch ein vermehrtes Anwenden von telegeaphichem Be enfprechen. Zum Schluß 
beipricht der Verfafjer die Berliner Rohrpoft und bie Bedeutung ber Telegraphie 
für Die Meteorologie und das Sturmmarnungawelen. 

, Die anderen in dieſem Hefte enthaltenen Artikel erwähnen wir nur kurz. 
Bi gi: „Einige bisher ungebrudte Dolumente preukifcher und eng- 
likher Stantemänner über engliſche Staatswirthichaft in den Jahren 1840—50°; 
€ Silberichlag: „Ueber zeligiöfe Zeile umb deren eier im Altertum und 
in neuerer Beit“; Braum: „Erinnerungen an Rich. Cobben“; Stofbauer: „Ueber 
Sartenanlagen in Städten und Billen aus alter unb neuer Zeit‘; R. Walder: 
„Etotiftifche Beiträge a age von den Standorten der Induftrie”. 

‚„eber das milftonsverfahren“ verbreitet fich der erſte Artifel des 
poeiten Heftes. Er gibt alles einſchiagige amtliche Material der legten Zeit und 
befürwortet die tellung von einheitlichen vernünftigen Grundlagen für den 
gerhäftlichen Berfehr zwiſchen Behörden und Gewerbetreibenden. Neue Gefichtäs 
duntie find nicht gegeben. “ 

‚ Ebenfoiwenig Neues enthält ber vom Herausgeber mitgetheilte Bericht über 
‚Lie internationale Fifdjerei-Auaftellung in Berlin“. . 

janter find die Angaben über „Die freien Landbau⸗Kolonieen ber 
Seelkhaft für gpohtbätigteit in Frederilsoord, Willemdoord und Wilhelmina⸗ 
uud, in der Nähe der Station Sleenwyt ber niederländiſchen Staalseiſenbahn“ 
don Gerlad;, deutih von Droumwen. Die Serenicaft, welche ſich zur Aufgabe 
gemagt hat, mitzumirken zur Verbefferung des Buftanbes für bie unteren Voltd« 
Naffen durch Aufnahme ber ihr anvertrauten Perjonen und Familien in die ihr 
* ioneen und Stellung derſiden unter geeignete gust fowie Bes 
Naffung von Arbeit, imabejondere Felbarbeit für biefe Anfiedler, hat bereit? 

Iahrbud V. 1, hräg. d. Schmoller. A 
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einen Landbefitz von 2010 Hektaren mit 1956 Seelen (1875) unb verkhiebene 
Heinere induftrielle Anftalien in diefen Kolonien. Sie hat dad Land meiftens 
durch Aubarmadhun von Heideland gewonnen. Der Derfafier [4 einen kurzen 
Meberblid über die age ber Kolonieen, ihre Bevölterung, die Arbeiterfamilien, 
die Pfleglinge (denn auch ſolche werben gegen Entgelt aufgenommen), Die Frei- 
bauernfamilten, bie Regeln für die Beauffichtigung und Zucht, die Krankenpflege, 
die Felbarbeit ıc. — 
Dr. Eheberg. 


21. Annalen des Deutihen Reiches, Herausgegeben von Dr. Georg Hirth. 

Leipzig 1880. Heft 810. ” 6 

Die Haushaltungsbudgets, für deren Muffetung feiner Zeit Le Play 
und Tupretiaug jo hervorragendes geleiftet haben umd die zuerft zu einer zahlen- 
mäßigen Crfoffung der menihlic;en Vebürfniffe geführt Haben, werden vom Zeit 
au Kir Lu unferen Zeitſchrifien durch weitere, allerdings meiſt Iolale Berichte 
dervollſtãndigt. 

P. Dehn hat früher ſchon öfter in den Annalen über elſäſſiſche Arbeiter: 
Haushaltungshubgets berichtet unb er feßt dieſe Lehrreichen Unterfuchungen nun 
in Heft 8 und 9 fort. Er gibt hier fchlefiihe Haushaltungsbudgets aus ben 
Kreiſen Bunzlau und Görlig ſowie aus anderen Kreiſen 

D. von Auffeß gibt eine wiederholte Bearbeitung feines Wertes über 
Die Zölle, Verbrauchsſteuern und vertragamäßigen auswärtigen Handels— 

ziehungen bes Dentfchen Reiches“, zuerit eridienen in Hirth's Annalen 1873 
und dann als ein eigenes Werk herausgegeben. Eine Neubearbeitung ift durch 
die unterbeilen eingetretenen Neuerungen nöthig geworden und wird gewiß bon 
allen jenen Kreifen, welche ein beſonderes Sntecefte haben bie Sineigptungen bes 
beuticien Zolle und Steuerweſens näher fennen zu lernen, mit Freude begrüßt 
werben. J 

An Materialien iſt in den vorliegenden Heften noch enthalten: Definitives 
Srgebniß der Einfommenfteuer in Hamburg für die Jahre 1876 und 77; Rad: 
weilung der zur Anidreibung gelangten Einnahmen (einfchlieklic, der frebitizten 
Beiträge) an Zöllen und gemeinfehaftlichen Verbraucäfteuern, jowie anderer Ein- 
nagmen im Deutichen Reiche für das Gtatsjaht 1879/80. 

Dr. Eheberg. 


22. Arbeitefeeund, ferauögegeben von V. Bahmert und R. Gneif. Berlin, 
1880. Heft 2, 9, 4 und 5. 


Im zweiten Heft ift ein Artikel enthalten von Woldemar Göhe: Die 
Ex Anzung des Schulunterrichts durch praftiiche Beihäftigung, Denfihrift, ver- 
at im Auftrage der Gemeinnügigen Geſellſchaft zu Leipzig. Antnüpfend an 
ie volfserzieheriichen Reformibeen, welche vom Rittmeifter a. D. Claufon⸗Kaas 
in Kopenhagen zunächft angeregt wurden und melde im Rorben Deutfchlanbs 
vielfah erörtert wurben, befpricht der Derfaffer ihre Opportunität für Deutiche 
Land. Cr fommt zu dem Refultat, „va die Einordnung, ber prattif—hen —*— 
tigung 
eni iöteben anguftreben ift“. Nerbinge glaubt ber Verfaffer nicht, dak man in 
den isberigen Stundenplan ber Schulen ala neues Kan) noch den Arbeitsunter- 
richt einftellen joll, da berfelbe mit Lernzeit bereit überfept ift. Eine Reform 
wird fich hier nur allmählich vornehmen lafjen, ba einerjeit3 die bei und in den 
Volisſchulen vorlommende Verwendung der Kinder zum Nuten der Eltern und 
die Ueberbürbung der höheren Schulen, andererſeits ber Mangel an Lehrkräften 
ein großes Hindernik für bie Durchführung biefer Reformbeltrebungen bereiten 
werden. Ich möchte noch Hinzufügen, daß man aud hier auf bie einzelnen 
Gegenden Rüdfiht nehmen muß. Cs wird vielfach auf bie foziale Lage ber 
Eltern, auf die Induftrie: oder Aderbauverhältnifie 2c. der einzelnen Drtihaften 
anfommen. ebenfalls wird, wie der Verfaſſer betont, zunächſt auf dem Wege 
privater Thätigfeit der Verfuch zu machen fein, Die Mittel, welche der Verfafler 
zur Förderung der Reformibeen vorichlägt, find Kampf gegen die Meberbürbung 
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der Säulfinder mit Unterricht und Aufgaben, kranbilbung don Lehrern für 
den Arbeitaunterricht und die Schaffung von Schülerwerfitätten für freiwillige 
Iheilnehmer auf privatem Wege. „Hier wird man wiederum Beobadtungen 
und Erfahrungen jammeln und vielleicht Neigung und Verftändnig für bie 
Schũlerwertſtait in weiteren Streifen verbreiten." — 

83. Böhmert verbreitet fi im einer Feſtrede zum 51. Geburtötage des 
Könige Albert von Sadjien über „bie Aufgaben ber Voltswirthichaft und Star 
til”. Reues ift im dieſer Rede nicht enthalten. Sie ift im Weſentlichen eine 
Anertennung Smith'e. Und jo fehr man ja allgemein von dem Werth des 
Suith ſchen Werkes überzeugt ift und gerne zugibt, daß die heutige Nationals 
öfonomie im Wejentlichen an U. Emil Unterfuchungen anfdjließt, jo ift dieß 
Thema doc, nadjgerade m Reden, Brolhüren und diden Büdern jo geünblic 
— — daß man auf eine fernere Wiederholung an dieſer Stelle wohl 
verzichten darf. 

“ Arthur dv. Studniß liefert eine handlung über „Ungarn ald Aus 
wanderungöziel“, in ber eine ganz kurze Ueberſicht über die beut) Ihe Einwandes 
zung in Ungarn gegeben wird, dann die Ausſichten der deutichen Einwanderer 
in der Induflrie_und in ber Landwirthichaft beſprochen werden. Der Verfaffer 
tommt zu dem Schluß, daß eine Einwanderung nad Ungarn im ntereffe ſo⸗ 
wofl deſes Zanbed, wie der Einivanderer Liegen fann, — im Sntereffe dieles 
Sendes, indem vor Allem durch Kolonifationen die für bie Landwirthſchaft vers 
fgbaren Arbeitöfräfte vermehrt umd unter Umftänden auch die Einführung von 
Heuäinduftrien ermöglicht würde, - im Interefſe der Einwandernden, indem in 
Angarn noch Raum für Atrbeitstufige ur Entfaltung ihrer Arbeitötraft gegeben 
ki. Rdenfalls aber darf man dem erlafier uftimmen, wenn er betont, daß bie 
Juitiative des ungariſchen Volfes erforderlich di um umfangreiche Einwanderung 
terooqzurnfen. Es ſcheint diefe Mahnung um jo nothiwendiger zu fein, ala ber 
Rationalitätenhaß in Ungarn eine immer unerquidlichere Form anzunehmen droht. 

Ein Artitel von Adolf Gumprecht regt bie Hilfsvereine für Irrenpflege, 
pie eö ſolche in England, Frankreich, Amerika und der Schweiz ſchon gibt, aud) 
In Teutihland an und gibt dabei manche beherzigenswerthe Andeutungen in 
dırler Frage. 

Heft 3. „Ueber ben Schub gewerblicher Arbeiter gegen Gefahren für 
eben und Geſundheit“ betitelt fich Die in dieſem Heft unachft zu erwähnende 
Abhendlung von Franz Woas. In derjelben wird das Schidjal des Ent- 
murj? zur Regelung biefer frage,” welcher im preußiſchen Hanbelaminifterium 
aufgeftellt umb bem Sumbesrati) borpelegt worden ift, erzählt. Dieſer Entwurf 
— eine Ergänzung des $ 120, Abf. 3 der Gewerbeordnung bes Deutichen Reichs 
vom 3. Juli 15 enthält Vorihriften, betreffend den Schuß gewerblicher 
Arbeiter gegen Gefahren für Leben und Gefunbheit 1) II Fabriken, melde Ars 
beiter in geichloffenen Räumen beihäftigen, 2) für gewerbliche Anlagen, in welchen 
dar) elementare Kraft. bewegte Maichinen Verwendung finden. Liefer Entwur] 
wurde techniichen Vereinen zur Meinungsäußerung zugelandt, aber erfreute fi 
keiner Sympathie. Der DVerfaffer betont mit ch welche Beränderungen bie 
Ginführung biefes Entwourfe für das Haftpflichtgeleh herborrufen würde. Was 
aber Woas bei der ganzen Art der Behandlung auäzuiegen — iſt das, daß 
gm bie Arbeitgeber, nicht auch die Arbeitnehmer um ihre Unficht gefragt tmure 
P% welch Iegtere doch gewiß auch in dieſen Fragen als ſachverſtändig gelten 

men. 

A. Gumpredt, ber auch in dieſem Hefte vertreten ift, gibt eine gute 
Deberficht über no kheniehunn Waifen- und Rettungs:Anftalten“. 

.,„ Daran fchlieht fich eine Heine Zufammenftellung über „bie Geburts: und Sterb- 
ihteitz-Berhältniffe in ben größeren deutichen Städten während bed Jahres 1879", 
womit ein ſchon in früheren Jahrgängen unternommenes Referat fortgeſeht wird. 

Das Wert J. Moldenhawer's: „Fremstilling af Blinde forholdene i Dan- 
mark etc.“ gibt 3. Schmidt Deranlaffung zu einem Artitel über „die Für: 
forge für bie Blinden“. entnehme aus ben in diefem Artifel enthaltenen 
Ratiftikhen Daten folgende Heberficht und bemerkte, daß die Daten aus der Zeit 
1889-1875 flammen. 


—* 


420 Steratur. [420 


Bereinigte Staaten von 
Nordamerika (1860) . 1 Blinber auf un Einwohner; «0 pro 10000. 





Dänemat ..... 1. . . 9, 
Sachſen 215 1887 7, „ 
Sgweden 1, 1241 , ji 
Bayım . .....1 0, . 1216 . . 
Defterr. Ungarn . 1, „ 1198 ” 838 „ . 
ee sn 
toßbrit. und Irland . 1 .  . 1015 PER): Be 
Norwegen .....1 „ "732 . 13,00 „ " 
Aland . . . 1, 0592 Pa 1°) (nd 
Finnland ı2 3% aa, % 


Was an Fürforge für die armen Blinden aufgewendet wurde, iſt theils 
privaten Beftrebungen zu berbanfen, wie in England, theils ftaatlichen Eintich- 
ungen. In Deutichland gibt es einen Heinen Staat, mo alle Blinden unter- 
vichtet werben, nämlich Sadjfen-Weimar; vorzüglich ift auch das Blindenjhuls 
weſen in Norbamerifa. Aus ben übrigen Staaten ſtelle id zur Zlluftrirung 
folgende Tabelle zufammen: 

















! ni Unter 20) Im 
Blinde 
| Jahren | Unterricht 
In England (1871) | 31150, ? 795 
= Breuken = . 22978 8080 , 1440 
» Baym - | 808 32 | 4 
» Gchweben (1870) 3359 409 50 
* Norivegen (1875) | 248 209 86 


—F 4 und 5. Bohmert Liefert hier einen kleinen Nachtrag zu ſeinem 
in vieler Hinficht verdienftvollen zweibändigen Werk über „Die Gewinnbethei- 
Tigung, Unterfugungen über Arbeitslohn und Unternehmergewinn", @eipzig, 1880, 
unter dem Titel: "Ser Stand der Gewminnbgfheiligungäfrage*. Da fich vielleicht 
manche Leſer für Diefen Stand intereffizen, jo entnehmen wir dem Artitel, daß 
das Wert Yöhmert’8 von einem Mailänder Gelehrten, Bieten Manfredi, ins 
Italienifche überjegt worden ift, und daB Buigi Qugzati, der dieſe Heberfegung 
bevorwortet hat, in dieſem Vorworte hervorhebt, daß Jtalien noch weit mehr 
Zeilpiele von Gewinnbetheiligungen biete, als die angegebenen; dor Allem jeien 
bie ttalieniichen Vollsbanken Ri erwähnen, welche faft in ihren ſämmtlichen Star, 
tuten bie Betheiligung der Angeftellten am Geichäftsgewinn auf 2'/, bis 10%, 
des Nettogeivinnes feftieben. gr Geanteic hat fi) (in Paris) eine förmliche 
Gefellihaft zur Verbreitung der Gewinnbetheiligung gebildet, welde eine Beit- 
ſchrift herausgibt unter dem Xitel: „Bulletin de la participation aux bendfices“, 
und vor Rurzem erichien eine Schrift von A. Bourgerouffe, betitelt: „Patrons et 
ouvriera de Paris. Reformes introduites dans organisation du travail par 
divers chefs d’industrie. Paris, 1879.“ Böhmert macht bann Mittheilung über 
bie neueften Thatſachen im Gebiete des Antheilsſyſtemẽ, nämlich über dad An- 
theilfgftem im Haufe Leclair (Paris) 12381879, über das von Alfreb de Courch 
(Paris, Allgemeine Verficherungsgefel oa, über bie ——— im Elſaß. 
dann in ber deutſchen Sanbwirthicaft (Thünen’fches Antheiligftiem auf Tellow, 
und Neumann’iches Antheiligftem in Pofegnid) und in der Eeideninduftrie, end⸗ 
lich über bie Serinnbetheiligung in ber Schweiz mit befonderer Küdjiht auf 
das Xheilhaberigftem in der Fabrit von Billon u. Iſaak (Mufitbojenfabrif, — 

Ebenfalls vom Herausgeber flammt ein Bericht über bie gewerblichen 
Fachſchulen in Sachſen und Defterreich, welcher eine genaue Ueberfiht über die 
einfhlägigen Schulen der beiden Staaten gibt. 

Der zweite Verbandstag des Beovinslal-Öewerbe-Berbandet für Schleswig: 
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fich auf feinem 27. Verbandetage am 19., und 21. Auguft mit den 

ber Gewerbeorbnungatommilfion bes beutichen Reigetans, während 

über die Frage ber Ohligatorifgen ober fatultativen Innung Stimmengleichheit 

hereichte. Sm Mebrigen wurbe ber Gommilfionsvorfchlag mit einigen Derbeijes 

gen wech en, bon denen der teitgehendfte und beachtenäwertheite 

wohl darim befteht, daß fidh neben den eigentlichen auf ein Gewerbe beferäntten 

Inzumgen in feinen Orten aud) die geammten Handioerter des ganzen Drieh 
zu einer Junung follten vereinigen können. 

. B. Zonfjaint jhöpft aus einem im ſtaatswifſenſchaftlichen Verein zu 
Stra i. E. gehaltenen Vortrage das Material zu einem kleinen Artikel 
über "Die Berwoltung ber vereinigten Wohlthätigkeitäanftalten zu Straßburg i. €.“ 
Ber Iäı Zeit in Straßburg gelebt hat, der wird ben Schlußworten bes 
Berhaflerd gewiß nur zuflimmen tönnen. Sie lauten: „Es bleibt feinem Zweifel 
unterworfen, daß bie beichriebenen (ſehr auögebehnten) Wohlthatigkeitsanſtalten 
der Stadt Straßburg und deren umeigennügige Verwaltung von Seiten einer 
feinen Zahl vortrefflicher Männer ein sole tige Zeugniß von bem guten 
Gift ablegen, welcher die Bürger dieſer ehemaligen deuticyen Reichäftadt feit Jahre 
{umderten befeelt Hat, aber e8 entfieht im Hinblid auf bie Wohlthätigleits- 
Beimebungen ber Gegenwart zugleich Die Frage: welche Refutate Du diefe große 
ertigen Anftalten in Bezug auf die Förderung ber Moralität, der Arbeitjamteit 
ud fomit de3 allgemeinen Wohlflandes der Sejammtbevölterung erzielt worden 
find? Leider müflen wir im biefem Punkte nach bem einftimmigen Urtheile aller 
derjenigen, welche einen fiheren Einblid in das bürgerliche Beben dieſer Stadt 
zuounen haben, fonftatiren, daß 1) bie öffentliche Bettelei eine Ausdehnung 

, toie fie wohl nur in wenigen anberen Stäbten gefunden wird; 2) ber 
Gern der Arbeiterbevölferung nad) ben ftatiftiihen Aufnahmen gegenüber 
enberen rheini Gtäbten nur ein geringer, unb 3) Arbeitfamteit und ber 
Geif der Selbfihilfe auf, genoſſenſchaftlichem Gebiete bis! nur in einem jehr 

j Maße zum praktiichen Ausbrud gelangt iſt.“ Eine Nuhanwendung ift 


., Im biefen Heften ift endlich noch ein Bericht über Axbeitertmohlfahrtsein. 
ihtrmgen in Belgien und eine Meberficht über bie inneren Angelegenheiten des 
Vereins zum Wohle ber arbeitenden Klaffen enthalten. — Dr. Eheberg. 


geilen, Bis ion Bir {m Beutfen ätten beiprdienen tätigen Verbandes, 
Borkh { 


3. Archto für Poft und Telegraphie. Beiheite zum Amtsblatt des 
PN VL —E Berlin, 1880. 24 Hefte, 768 ©. 
Das Archiy zc., daB, um dieſe Aeußerlichteit gleich hervorzuheben, in Bezug 

auf Sind und Ausflattung mit diefem Jahr; enge eine jehr vortheilhafte Vers 

änderung erfahren, bietet inhaltlich neben den Üblichen Kleinen Mitteilungen und 

Siteratwrüberfichten 113 größere Abhandlungen, welche, wie in ben [ eren 

Yabrgängen, zum Theil geographifehen und ethnographifchen Inhalts find, gröhten« 

ieile jedody, das Wertehrömelen peziell betreffend, wiederum Gelegenheit geben, 

den Entiwidlungägang biefes Berwaltungagweiges im verflofienen Jahre zu verfolgen. 

Zunachſt bezeichnet das Jahr 1: einen größeren Abſchluh in der Ente 
widlung des Reich poſtweſens, indem die Seganilation der Eentralbehörbe 
emme neue definitive Geftaltung erhalten: bie Erſetzung bes Generalpoftamts und 

Seneraltelegraphenamts duch das en mit einer dritten Abtbeilung, für 

die onganiken Mafmahmen, ergänzte Reichspoftemt gab Peranlaffung, einen 

Wüdblid_auf bie gehichtliche Cmtioitlung bieler Gentralbehörbe zu werfen 

— 6.198). Der wie üblich erfolgenbe Abbrud ber Etatäberathungen gewann 

die Bedentſamieit dieſer Umgeftaltung, deren Motivirung bei jenen geboten 
tube, biegmal ein erhöhtes Intereffe (S. 163). Auch die Entwicklung des auds 
ländiicen Poftwweien® zeigte verichiedene wichtige Momente, deren Herborhebung 
einzelne Abhandlungen gewibmet waren. Portugal vor Allem hat ein neues 
vefermatorif Boftgeieg erhalten, das in tortgetteuer Meberjegung abgedruckt 

MR. 18,19. Dos Gefeg vom 7. Juli 1880 zeichnet fich vor denen anderer 

Gtoaten aus durch die Hereinziebung vieler bienftlicer Beftimmungen, deren Feft« 

im Uebrigen meift im Verwaltungswege erfolgt; ferner, dab auch bie 
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Beauffichtigung der Leuchtthürme, der Küften, des meteorologifchen Dienſtes ber 
Boftoermaltung zugeiien mird und (Hlistit Durch bie Monopalifrung aller 
in Zufunft benfbaren telegraphii en Einrichtungen („ meichkung und Heewal: 
tung von allen pneumatilden, ai und anderweiten Mitteln zum fchnellen 
Austauſch der Korreipondenz“ Art. Die Vereinigung der Poft und Tele 
geapdie a Einer Verwaltung ift durch dies Geſeh auch für Portugal ins Leben ge: 
;zeten. Angefichts ber günftigen Ergebniſſe, wi uch biefe Vereinigung im 






Zeutichlanb, land, Frankreich erzielt worden, if u} ber ſchwediſche Keichs⸗ 
tag dieler Em ie mäber getreten (5. 481). Im den Niederlanden if die Er- 
weiterung des Poftdienftes für bie Padetbeförderung in Ausfiht genommen, und 


ber Dieabezügliche Gelepentivurf in Nr. 23 des Archivs mitgetheilt. In Enge 
Land ift eine neue Art von post-office money-orders für Uebermittelung Heiner 
Beträge eingeführt worben. Fur bad Telegraphenwejen fveziell fommen in 
Betracht einige Äufſatze metäe die Stellung defjelben in ben Vereinigten Staaten 
Bon Rorbamerita betefen, Das Berhältnit ber Union zu den Brinnitelsgrapfen- 
geielihaften auf Grund bed Gelege vom 24. Juli 1i \childert_ der Auszug 
eined Berichtes Über die Ergebniffe einer Stubienteife von Kraetke (S. 489), wähe 
zend ©. 653 der don Mr. Ellis (Sonifiana) dem Repräfentantenhaus vorgelegte 
Gefepenttourf mitgetheilt iſt. wonach bie Beſeitigung jenes Mikverhältnifies und 
bie Berftantlihung der Zelegraphie angeftrebt wirb. 

Das zweifelsohne wictigfie poflaliiche GFreigni bed Jahres 1880, über 
welches die legte Nummer bed Archivd berichtet, ift die Barifer —— 
deren Erdebnh ber Vertrag vom 3. Robember bildet: die beutiche Poflverwaltung 
fanı auf daffelbe mit Stolz bliden, da ein neuer Forkicritt in den internatio- 
nalen Beziehungen vorzüglich ihrer Initiative zu Danfen ift. Gdon auf dem 
Parifer Vofttongreß 1878 wurde die Grage, ob die Beförberung Kleiner Padtete 
(menus objets) im internationalen Verlkeir zuläſſig, zweckmähig und conformer 

egelung fähig fei, don der deutichen Poftverwaltung angeregt und darauf im 
Kongreß präliminariich erwogen (cf. meinen Bericht über den Pariſer Bofttongreb, 
Jahrbuch II, ©.759). Nachdem das internationale Poftbureau die Frage näher 
unterfucht und diesbezügliche Vorſchläge entworfen, war es möglidh, dak am 
9. Oftober die Vertreter einer größeren Reihe Poftverwaltungen in Paris zu: 
fammen famen und f&hließlih zu einer Mebereinfunft gelangten, durd; welde die 
poftmä ige Veförberung don Yadeten bis 3 kg gegen einheitlich bemeſſene Ge- 

ühren! he und unter Asereinftimmender Behandlung in den einzelnen NWereing- 
Ländern erzeicht worden ift. Zieh ber Kern der Konvention, betr. ben Austauſch von 
Voftpadeten ohne Werthangabe, abgeioffen pr Paris am 3. November 1880 dmiichen 
Seuticjland, Oefterreic-Ungarn, Belgien, Bulgarien, Dänemark, Aegypten, Spanien, 

antteic, Grohbritannien und Irland, Britiid-Indien, Stalien, Sugemburg, 

iontenegro, Niederland, Perfien, Portugal, Rumänien, Serbien, Schweden und 
Mormegen, der Schweiz und Türkei. Die Nebereinfunft befteht, abgefehen von 
einem Schlußprotofoll, aus 18 Artifeln, deren weſentlicher Inhalt folgender 
üt: täffigteit von Padeten unter 3 kg, weniger wie 20 cdm Inhalts, 
nad} feiner Richtung 60 cm überjchreitend, ohne Werthangabe, zur internatios 
nalen Potbeförberung unter Frantirungsgwang; greiheit des Tranſits wird ge» 
währleiftet, ftüdteiie Ueberweilung der zwiſchen nicht Limitrophen Ländern aus: 
utaufchenden Padete feitgelegt. ie Zare beträgt foviel halbe franten, als 
Goftoermaltungen an ber Landbeförderung theilmehmen: tommt Seetransport 
in Betracht, jo wird eine außerordentliche Gebühr beredinet. Als Uebergangar 
ma| regel, ift eine geringe Erhöhung geftattet. Die Badete Dürfen feiner anderen 
Boftgebühr unterworfen, und darf für Abtrag und Grfüllung der Zollformalität 
nicht mehr wie.25 Ots. berechnet werben. Die Entihädigung für ein derlorenes 
Padet beträgt 15 Fres, abgelehen vom tyalle der vis maior. Der Anſpruch ift 
bei der abfendenden Dermaltung geltend zu machen; bie Verjährungsfrift beträgt 
ein Jahr. Ein Reglement mit 18 Paragraphen enthält die näheren Ausführunga« 
beftimmungen und foll wie bie Sonvention am 1. Oftober 1881 in — treten. 
&3 bezeichnet, dieſer Bertrag einen neuen Wortichritt des internationalen Poft« 
lebens und eine befondere Erleichterung ber internationalen Hanbelabeziehungen: 
fo jehr der Weltpofiverein fein urfprüngliches Gebiet örtlich wie ſachlich erweitert 
hat, um jo bemerfenäwerther ift dieſer Fortſchritt, da ein großer Theil der an 
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der neuen Nebereinfunft betheiligten Poftverwaltungen jich bisher überhaupt nicht 
wit dem Padetvertehr befakte. . 
Das Poftarhiv hat aldbann, wie in den früheren Jahren, eine Reihe von 
richten über die Thätigfeit der einzelnen Boft: und Telegraphenvermaltungen 
in den Jahren 1877—79 veröffentlicht, jo die Statiftifen über den Poftbetrieb in 
nd, Bayern, Würtemberg, Belgien, Dänemark, Defterreih, Schweden, 
xhland, Aegypten, Argentiniſche Repub it ꝛc. Zwei ratific wie tulturell ers 
wähnensiwerthe Artikel veranichaulichen lebhaft, der eine (S. 289) den !Briefverfehe 
dei Teutkhen Reichspoftgebietd mit dem Auslande unb die Gründe der verichies 
denen Höhe deäfelben gegenüber ben verichiedenen Ländern, der andere den Pofl- 
amd phenverfeht der Länder Eutopa’s 1878 (©. 33), nicht nur in feinem 
abfolaten Verhältniß, fondern aud in jeiner Relation zum Fläceninhait und 
der Bevölterungädichtigfeit der dericiedenen Staaten. 
Einige pottgefhihtliche Abhandlungen von Intereffe jeien noch hervor⸗ 
hoben: den Deuchgen Rechtögifioriker wird eine an Alüber’a Exhrift über das 
Komeen angelehnte Tabelle feffeln, weiche die verichiedenen Poftbezirte in den 
Pıweränen Staaten des Rheinbundes im Tezember 1810 barftellt (S. 140) Der 
Artitel „Drudjachen, Mufterlendungen und WBaarenproben“ (6. 268) gibt einen 
iforifchen Ueberblid über die in Preußen, bezw. Deutichland gültigen 
ir diefe Korreſpondenzſtücke, von der jog. „Alten. und Schriftentare* des 
worigen Jahrhundert? an bis zur Sehtzeit. Das mit bem 12. September 1880 
mbende erfte Jahrzehnt der beutichen Poftverwaltung in Elfaß:-Lothringen 
teranlaßte einen Rüddlid auf die erfreulichen Ex; eine dieſes Rertonltungsgneige 
in ben Seichlanden (©. 674). Die außerorbentliche Thätigkeit der Poft bei 
yanummanblung wurde in einer ausführlichen Abhandlung zahlenmäßig 
. 358). 

ur wollen auf eine Reihe wichtiger Artikel, wie über die Entwielung des 
Zrgraphentegals in England (S. 487), auf die Darftellung des zuffiihen Bahns 
Yoftmeiens (©. 385), wie auf die Berichte über die Stiftung des elektrotedhnif 
Berins (S. 46, 121) nicht eingehen, diejelben nur erwähnen. €3 jei nur noch, 
wie aljährlidh, auf die Abhandlungen aufmerkiam ua, welche fich ber Be- 
kahtung des Bofipartalfenweiens widmen (©. 417, 540, 641). J 

Der Bericht über die italieniſchen Spartafien 1879 tonſtatirt erfreuliche 
itte der Izenarngrahne dieſes Geſchaftszweiges, eine Vermehrung der 
um 81 und ber eingelegten Sapitalien um ca. 15 Millionen Lire, 

und eine im Allgemeinen xegere, wenn auch in einzelnen Lanbeötheilen noch vers 
Khuindend geringe Betheiligung an ben eastaten, Der günftige Einfluß 
der Boftiparfafien auf die Wohlfahrt des Volkes, inſonderheit der arbeitenden 
Aaften, in Belgien, Italien und England, bie enorme Ausbehnung, welche diefer 
Geicäftägweig 3. 3. in lehterem Lande genommen, wo in einem eigenen Gebäube 
«a. 700 Beamte täglich, 40.000 dieabezügliche Schriftftüce ausfertigen, hat auch die 
nieberländijche Regierung veranlaßt, ein Poftiparfaffeninftitut ins Leben zu 
zajen. Durdy Gef. v. 25. Mai (Stanteblad Nr. 88) ift in Amfterdam eine Woftipars 
bant eingerichtet, welche die Einlagen, Die bei jämmtlichen Poftanftalten von 25 Gents 
biä 800 Gulden guest werben können, verwaltet und mit 2,64 Prozent ber= 
uf. Ebenſo will Frankreich mit ber Einrichtung von Poftiparfafien vorgehen 
(Beitere Entwidlung bes Poſiſparkaſſenweſe ns“ S. 417). 

Zam Schlufie fer ein ‚Beitrag gum Stubium der vergleihenden Rechts— 
wilienfaft hervorgehoben (Mr. 4, ©. 102), eine gute Meberfiht der in ben 
einzelnen Ländern des Weltpofivereing giltigen Beftimmungen über das Eigenthums— 
möt bes Abfenderd an einer im Gerahrem der Poft befindlichen Eenbung und 
bie Befugnik der Rüdforderung derjelben. Der weitaus gröhte Theil der Ders 
waltungen enticjeidet fich für das Gigenthumsredt des Abienders bie zur. Auss 
h g und erlärt debhalb eine förderung unterwegs für zuläßig. Die 
interefiante Frage joll vom nädften Fofttongefie 883 enbdgiltig geregelt werben. 
__, _Rur ein Heiner Theil ber zahlreichen Abhandlungen Eonnte hier Ermähnun, 
finden: e8 bebarf faum der Hervorhebung, daß die Rebaltion bes Axchivs e& FH 
ern fein ließ nach allen Seiten hin das Poſtweſen wiſſenſchafilich zu er— 
hi er ſelbſtredend nicht verfäumte, über die betatifchen Arufindungen zu 

ia, die Ausgrabung der Sandfteinbafie, welche die Statue des von grier 
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glcıen Schriftſtellern mehrfad erwähnten Hemerobromen Alerander d. Gr. tru, 
jericht zu erflatten. Wenn dad Archiv einerjeite eine Site fachwiffen‘ ii 
werthvoflen Materigld geboten, fo ift anbererjeits durch Cinfügung vieler unl 
mannigfaltiger Aufläpe und Notizen aus ben verwandten Gebieten der Volke: 
wirthichaft, des Eilenbahn- und Straßenweſens, der Geographie und BVölfertunbe 
bie Einjeitigfeit vermieden, und zugleich ein Hauptzweck der Zeitſchrift, den Poſt⸗ 
beamten eine gediegene Unterhaltung zu bieten in einer Weile erfüllt, daß das 
Publitum einer für bie giftige Nahrung ihrer Beamten berart bejorgten Ver⸗ 
waltung zu entichiedenem Dante verpficheet ift, und es vielleicht wünfpenswerth 
wäre, wenn auch andere Verwaltungen eö berfuchten, durch eine literariiche Bei— 
gi zu den amtlichen Blättern das Spntereffe für das ganze Geivebe, in dem ber 

mie felbft ein Glied, zu — und bie Freube am Berufe zu fördern, über» 
Haupt dadurch Beigutragen, baß ber Auferliche Beruf auch ein geiftig mit Freude 
erfaßter innerlicder werde. 


Heidelberg. don Kirdenheim. 


24. Deutſches Handelsblatt, Wochenblatt für Handelöpolitif und Voltzwirth- 
Kant ‚Drgar des deutſchen Handelätages, redigirt bon bem Generalſekretär 
. Annel , Verlag von Leonhard Simion, Berlin. 


Wir teilen aus ber zweiten Hälfte des Jahres 1880 Folgendes aus den 
intereffanteften Artifeln mit: ö 


Nr. 29. „Die Deutihe Seefiſcherei“ dv. Jul. Frühaufz Nr. 34 
„Der Heringsfang und ber Niedergang der beutidden Herings- 
fiſcherei? von demielben Verfaſſer. — Soweit eö die rangelhafrigtent und Un- 





leichheit der ftatiftiichen Aufnahmen geftattet, läßt ſich folgendes Bild von ber 
Ren der einzelnen Nationen Fi ber Seefilcherei geben: 
Es zählte im Jahre 1877 rankreich · . . 81230 Fiſcher 

1875 gtee un. 36540 = 

1870 Stalin. . . . 30848 = 

1878 die Niederlande . 10014 = 

1878 Dänemart . . 2021 = 

1872 Deutihland . 1715 = 

1876/78 Jaland . . 1000 = 

1878 Defterreih . . . 109793 = 





Auf bie einzelnen Küften: und Hafengebiete vertheilte ſich bie deutſche See: 
fiſcherei I Jahıe 1872 in folgender SM it ſich 


Drte Bilder Boote 

ſrovinz Preußen. . . . 182 2133 3334 

» 2° Bonmern en 280 2835 2736 

=  Ecleswig-Holflein 180 833 1238 

» Hannover... 24 465 208 
Preußen zufammen . . . 671 6266 756 


Medienbug . . 35 347 298 
Kübel . 0... 4 94 114 
Oldenburg . . . 17 113 118 
amburg . . 4 145 90 
ſremen 1 4 4 





Deutfehland zufammen 752 69698 8140. 
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Die Zahl der Gehülfen ber Fiſcher ‚betrug 5011, bie ber u mheitsfiſcher 
5215, fo daß die Totalſumme der Fiſcher bie Summe von ausmachen 
wäre Die englifche Statiftit gibt volfändig mur die Zahl dee Boote an. & 

Funden fi in ganz Großbritannien: 


L Al. mit Zonnengehalt IL AI. IL ei. 


1876: 6652 183 569 21574 7350 Boote 
1877: 6770 198 668 19968 640» 


Schottland waren allein mit bem Heringafang im Jahre IB, 1agsı 
at nit 107 126 Eonnengebalt und Yin 200 0 Denken eichäftigt. 


jeugen wie in nggeräthen angelegte ital erreit he De 
a ee. Gersaeäth gelegt: Fan ii 


Der Werth ber Seefildhereierträge war: 





in Frantreich .. m 88,0 Willionen 
. 4 denlenden . 47 

land . . . — 22 . onen 
= Defterreich 08 2,5 J Gulden 
⸗ gortuegen 0:82 J Kronen 
= Reufunbland - * 76 = Dollars 
s ben Bereinigten Einaten ⸗ 07 . . 
« Cana . ... : 1401 . . 


Im Deutfchen Reiche betrug im Jahre 1877: 


die Einfuhr Werth 


Seilde Fiſche und Krebfe . 4,6 Mil. Mart 
ufdel- und Gialthiere © LO « 
Sreinge u 89,6 

Silhe 38 
Kaviar und Raviarfurrogate 17 


die Ausfuhr Werth 


riſche Fiſche und Frebfe . 0,10 nit. Mart 
ruldet> und Schalthiere 0,08 
eringe 016 = 
Indere ice . ‚03 = 
Kabiar und Raviarfurrogate 0.001 . 





Der Berfaffer ber — A behauptet Ge auberonbentlißen Ruck · 
der deuniſchen Seefiſcherei insbeſondere des Herxingsfan, en 

die Veranflaltung einer Enquöte über bie geeigneten Ein — —* 

* dieſes Gewerbe zweiges und plaibirt eventuell für materielle Unter» 

feitens der Regierung. jegen erhob fih nun eine Stimme in 

jur —— —* Hader, Kommerzienrath). Die Abs 

ver bentien — im —* wird von dieſer Seite in Abrede 

al. an den . Hera jung ee anı acht, ſo haͤlt der Verfaſſer Verſuche 

—— bung fr —* los. Schottland und Norivegen, an 

beten Bit in el bie reichen Filhgründe befinden, haben 

einen Nide Borzug, ber im wi bedeutungsvoller werde, als bie friichen 
deringe außerorbentli icht verderben. — 
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an, Ra ans Sf 
er fafjentoe) in den Anfang dieſes Jahr- 
unberts; 1816 beftanben in Cnglans —Aã 39, in Schottland I und in 

feland 2 Sparbanten. 1840 zählten England und Wales deren 317 mit einem 

apital von 21564000 2, Schottland 26 mit einem Stapital von 609 00 £ 
und Irland 33 mit einem Kapital von 2302000 £. In ben vereinigten Konig⸗ 
zeichen gab es alfo bamals 376 Banten mit einem Kapital von 24 475 000 £. 
Das Iehtere war 1861 bi auf 41258000 £ geftiegen. 1863 wurden befannt» 
lid bie Poftiparlaflen errichtet. Seitdem ift die Entwidlung des Sparlaffen 
toelen® die folgende geivejen: 


I Die alten Sparbanten. 























Eins Hude Mehrein-⸗ Meht ande] 2 u, | Bu | A 
zahlungen zahlungen | gezahlt | gezahlt apital nahme | nahme 

Vilez | Weg | mMuez| mcg | mes |miez|mieg 
1863 _ _ _ _ 40 951 _ —_ 
1864 8175 10782 _ 2607 39520 _ 1481 
1865 71685 9557 _ 1872 38745 _ 775 
1866 7226 10652 _ 3426 36 382 — 2363 
1867 7261 8160 _ 899 36 533 151 
1868 7411 8077 — 666 | 36867 334 
1869 7668 7857 189 37553 686. 
1870 7572 8168 _ 596 37958 405 _ 
1871 8038 8151 _ 113 38814 860 — 
1872 8563 8387 176 — 39 680 861 — 
1878 8788 9071 _ 283 | 40500 820 _ 
1874 9067 9216 _ 149 41506 | 1006 — 
1875 9296 9509 _ 218 42 408 902 — 
1876 9294 9538 _ 244 | 284 876 _ 
1877 9364 9655 _ 291 45485 | 2201 — 
1878 7834 8994 — 1160 45 555 70 — 

jur 























Am Jahre 1878 (bie Berechnung, welche der folgenden Tabelle gu Grunde 
liegt, ift an einem anderen Tage veranftaltet ala die, auf melde bie obige fich 
ni, daher bie Differenz in der Summe be3 eingelegten Kapitald) vertheilten 


fi die eingezahlten Rapitalien, bie Sparbanfen x. wie folgt: 





























| Baht Zahl Ropital | Intereffen 
der ber der_Einleger per 100 8 
Banten Einleger mE 2 4 
England 34 | 1129257 34174 19!6 
—— 19 31903 1150 1917 
Schottland 381 273921 8179 1916 
grand 86 57044 2220 76 
janalinfeln | 2; 200 538 j 





Zufommm| 454 ' 1515725 46 | — | 


27) Siteratur. 427 


N. Die Poftfpartafien. 
































T 
N Aus: | Mehrein . 
Einlagen aablungen | zahlungen Rapital 

Mile £ Mille £ Mile 8 Wille 8 

1863 — _ * 3977 
1864 3452 1836 1616 4.998 

1865 3851 2318 1583 6 

1866 : 4570 2975 | 1585 8121 
1867 | 4877 349 ; 1628 | 9749 
1868 5606 3688 | 1917 | 11686 
1869 6.085 4297 1858 19524 
1870 6338 97588: 1525 | 15099 
ızı | 701 9115 : 1926 | 17025 
1872 ; 8180 5897 | 2298 , 198318 
1878 844 6584 , 1850 | 21168 
1874 | 8865 , 6876 1980. | 23157 
1875 | 9855 | 7826 2089 | 25187 
1876 , 9601 7792 | 1809 | 26.996 
1877 ' 1000 8235 | 174 | 28740 
1878 _: 10186 _, 85l4_! 1672 | 80412 
Zufammen| 106395 88361 | 2704 | — 


Die Bertheilung ber la} 31. Dezbr. 1878 it aus fols 
PR q Boffparlafien am eg] erhel f 





ahl R \ il 
— Einleger Rapitl 



























4238 ' 1713746 | 27614274 
302 55110 859 424 
51149 


| 


1892 756 | 30411568 


Die Jutereſſen bei den Poftiparfafien betragen 2:7, 9%. 


Ans diefen Tabellen geht hervor, daß die Poftiparkafien fich beim Publi⸗ 
einer größeren Beliebtheit erfreuen ala bie alten Sparbanten. Der Grund 

Liegt nach der Anficht des Derfaffer nicht in der größeren Sicherheit 
bie ganz geleugnet wird, fondern in ihrer zwedentiprecenderen Einrigtung. 
hifiellen duire fich in größerer Anzahl vor; fie in häufiger und länger 

ie Einheitlichteit des Inſtituts überhebt den inleger der Rothwendig⸗ 
zit bei einem Domizilmecjiel feine Eriparnifle aus der einen Kaſſe herauszu⸗ 
jehen uud im eine ambere wieder einzugahlen. — 


Die Rapitalbeftände in den Sparkafſen beider Klaffen betrugen in Mille £: 


EaFE 
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Vereinigte Königreic 
Guten | gott | ya at Rinne 
und Irland paper | _ läprlige 
Bat | fand Zunahme sep. 
B befand | nahme 
1888 | wıss ı a | m | a _ 
1864 39416 N 2943 2154 44518 + 185 
1865 40 210 3007 2054 45271 + 78 
1866 39796 2916 1791 44508 _ 768 
1867 41181 3142 1 46 233 + 1780 
188 | 42887 45% | 4 2251 
1869 44.766 3793 2518 51077 + 2543 
1870 46 229 4132 2696 53.057 1980 
1871 48418 4461 2965 55844 2787 
1872 51109 4841 2047 58 997 3563 
108 | 53682 | 504 | 2001 | eıser | LI 2201 
18074 | 56346 | 5387 | 2080 | 64088 | L 2906 
125 | 879, 5 3022 | 67505 | + 291 
126 | 60801 | eımr | 3802 | 70280 | I 2685 
1877 63933 6703 3590 74 226 + 396 
1878 65457 | 6902 3608 75 967 | + 1740 
nahme feit 
be Kit | 20822 | s026 | 1801 | sıeso | + sıese 





Der Verfaſſer folgert aus biefen und anderen Zahlen, daß ber emglifche 
Arbeiterſiand weniger Ipart, ala die Gröbe feines Einfommens ihm geftatten 
würde, inäbejondere, dab bie Sohnfteigerung im Anfang dieſes Jahrzehnts, been 
Betrag auf 70 Millionen £ pro Jahr geihäßt wird, nur im genen Make 
zur Rapitalifirung verwandt worden if. Sm den Jahren 1868, 1869, 1870 be» 
trug bie Zunahme in ben Rapitalien nach Obigem zulammen 6 774000 £, in 
ben nadhfo genden Drei Jahren 8611 000 £ ober 1837000 £ mehr. SHinge 
belief fi die Einnahme der Accife nur don einheimiichen Spirituofen in ben 

‚en 1868—1870 zulammen auf 32136000 £, in ben nädjitfolgenden drei 

m 37.186.000 £ ober 5.050.000 £ mehr. — Wir fügen biejen Zahlen über 
die emailen Spartaften bie Notizen bei, die Engel in ber ftatiftilhen Sorte 
ipondenz 1880, und XXI gibt; die erfteren beziehen fi auf „Die Er: 
richtung von Poftiparfajfen in Frankreich.“ 


Die Entwidlung des franzöfiichen Sparkaſſenweſens feit dem legten Kriege 
zeigen folgende Zahlen: 

















Anzahl Höhe 
Zu Ende „der der. Einlagen 
Einlegen Mültonen Franck 
1800 | 2190768 zu 
1812 2016552 515 
1874 2170066 573 
1875 2.365.567 660 
1876 2642 881 769 
1877 2863 283 
1878 3173721 1016 
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Die Ausdehnung des Sparkafienweiens in den verichiebenen Zänbern [Al 
Tich ans folgenden Zahlen extennen, die fi) auf Ende 1878 beziehen: ® 














Summe ber \ 
1 Sparer Sparkafſen, Sammel» 
Spartafien | 5 fellenu|.m. 
einlagen Bewohner 
Ritlen. graues aberhaut | 1 auf gn 
To | 1758 302 
’.1866,7 10 6285 50 
i 746,9 25 3572 88 
16216 14 _ _ 
1730,0 10 1951 178 
382,2 3, 1 89 
N 92,5 32 552 58 
! 179,9 7 — — 
265 ei _ 
374 3 223 148 
Z 4, _ 











Bon den bier genannten Staaten hatten Poftiparkafjen Großbritannien, 
Ralien und Be in Durch die Einführung ng —— 
Kerben ſich daſel bie Annahmeſiellen für Einzahlungen um 5650 vermehren. — 


Die andere Korreſpondenz Engel’3 bezieht auf „das Sparkafien: 
weien im Rönigreid a eh na auf vartafi 


l 
Berechnet nach Progenten bi 
ar! a ee A | age Ber Ginlagen am 




















Ende der ber jenen wohnen Guthaben | Eiluffe bes Reäjnungajahres 
Raffen| Guthaben | don ut — — 
| Rzonen | Gaben | Fremen | em | Antuet- any 

I 

1868| 109 238008 | 1ose2| 135 | 466 | 622 | 574 | 26 

1869 . 198 . 247071 |112456| 199 | 455 | 575 | 588 | 8,7 

umj 1 Mams 1an| Me Asp | 08 | bus 37 

m ıss . 285901 |1ssoaı| 158 | 465 | 682 | 581 | 26 

18m | 230 | sion ass m | Am | mA) 6 | 14 

3 | sı2 | 855161 , 124289 | 192 | A9ı ' em | 584 | 25 

mal 342 | 891365 | 196772] 209 | 508 | 688 | 551 | 26 

105 | 978 | 419069 | 21404 | 2 | 511 | 59,0 | 85 | 37 

16] 408 498327 |221ss6| 230 | 505 | 525 | 522 | 28 

2 | 0 | 588 | 04 | 30 





vo 418 , 434257 | 208081 
! 


7 Sie 3 lebten Rubriken begieen ſich ſelbſtverſtändlich auf dab ganze Jahr, nit auf 
Ende. 
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Re. 32. er Nothftand der Sandwirthihaft und bie Rorn- 
dlle“ Diefer" Feet fügt fich auf einen amtlichen Aı ‚Die Raufı und 
heaipeie ber Sandgüter und bie ron a landiwirthicha üßer 3 Produtte im 
‚Schwerin jeit dem Wir entnehmen bemfelben fols 
gende Zal und ſchicken nur ae ba bie Größe der Hufe mit ber Boden⸗ 
qualität variirt. 






































Im | Beeileder | at Getreibepreife pro 100 kg 
Zeitcaum mei Hufe ‚pro Hufe ‚ Roggen | Weizen | Gerſte | Hafer | Exhfen 
_ aA AA A| 4 ⸗ 
1850-54 | 95007 | 275 | ın27 | 2890: 1405 | 1978 | 1434 
185559 | 188905 , 7200 | 1484 , 20,02 1484 | 1428 | 14,50 
1860-84 | 184831 ' 859 | 1838 | 17,84 12,08 | 12,99 
1865—69 174 864 7422 1733 i 22,75 16,76 | 14,62 | 16,10 
1870—74 152 389 | 6592 16,96 ı 2227 17,11 15,48 | 16,38 
1875—78 I 163 467 7179 1527 | 19,65 14,18 ; 14,09 16,93 


Um weiter bad Verhältnig des Kauf- zeip. Pachtwerthes zur Bruttoein- 
nahme zu finden, wird angenommen ein Landgut von zwei Hufen (etwa 1500 
gen) und borauägefeßt, daß von jeber ber oben be; anten Getreibenzten 
a, lei viel und zwar 40000 kg, im Ganzen allo Getreide 
‚bien derfauft werden fönnen und daß bie haft —X auf Ge⸗ 
treidebau baſirt iſt. Aladann würde ſich ergeben: 





























Brutto⸗ 

Zeitraum Kaufpreis | Pachtzins einnahme 
an An ML 

10-54 | 101% | 1050 | s2216 
1855-59 | 277810 | 15418 31392 
1860-64 | 389662 | 12058 N 672 
1865-69 || 349662 14844 35024 
1870-74 | 304778 13184 35.260 
1875-78 | 326934 14358 32.028 


Aus biefen Zahlen ift zu erſehen, wieviel ungünftiger die Lage bes 
Bi u Malers ii dia Ve bie Adufeee Sir Mddtern oh Der een 


„Die Zuderbefteuerung im internationalen Ber: 
Lehr.” entnehmen diefem Artitel folgende Zahlen über die Geftaltung 
bes englifchen Zuderhandeld. Es betrugen bie Zufuhren nad) England aus 4 

genben Staaten in Dlile Gentnern: 
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1858 | 1868 ! 
| 1859 | 1869 | 1873 | 1875 | 1877 | 1879 
Durchſchnitt l 














68 562, 1848 2665 
[ = 220 
8471| 1085 43 176 
eız| 2105 | 2167 | 2888 | 3397 








Braflim ... ...8012 | 9810| 10896 | 1059 | 8358 | 9 646 





Argypten x. .| 598 | 1488| 1887 5397 | 4670. 
Rohzuder zufammen | 8819 | 11415 | 145308 | 16217 | 16638 | 17718 









































Aaffiniet: j 
kei.» . - “ 1522 ! 1918 2070 | 1628 
ad 664 | 523 521 794 
Sahlanb 48224 898 ı2 us Ri ; \ 87 
We anderen Länder .11 _ | ml way di 
Auffmirt zufammen | 34 | 808] 2501| 2800| s40| 025 


Interefiant ift in obiger Zulammenftellung vor Allem die außerorbentli 
Zunahme des Spar von zaffinirtem Zuder dus jranfreich. ve Grund vie 
won liegt darin, baß ber Zuderbefteuerungsmodus in Frankreich mit dem Syſtem 
der Rücvergütung bei Grport in den Wirkungen auf den fragliren Inbuftrie: 
eig einer Erportprämie im Betrage von 39 Millionen Franc nach Leon 
Eay, von 14, 20, 24 Millionen Francs nach anderen gleichtommt. — 

„Ueber die deutſchen Banten im Jahre 1879“ berichtet Jul. 
Baid in Rr. 40. Bon bemjelben Verfaffer ftammen bie Auffäge aus ber erfien 
Hälfte des Jahrgangs Rr. 16: „Die deuiſchen Zettelbanten“ und Nr. 25: 
‚Lie beutfhen Hypothefenbanten“, bie wir mit heranziehen. Die Ent 

der Zettelbanten feit ber haft des —— — iſt aus fols 
ge uiammenftellung au eriehen, ivelche auf bie Verhältniffe ber fiebzehn 
iotenbanfen des deutichen Reiche (exfl. Reichsband) bezieht: 
(Die Zahlen verſtehen fich in 1000 Mark, wo nichts anderes angegeben.) 





zu Tgerung:! Kontor | 

















: Dedung i 
Ende Roten nme: im Weoifel |Eombard! kurzent- Gffetten 
—e Banten Vrojenten Vebitoren 
1819 188000 108000 : 545 239000 32000 | 19000 | 18.000 
1818 : 191. 000 104.000 544 252000 28000 18000 ! 15000 
18Tı 202.000 112 000 554 261000 27000 19000 ! 16000 
1876 ‚24000 180.000 5380 218000 31000 80000 | 16.000 
1m 715000 18400 ' 669 279000 55000 50000 | 18000 
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I N 
trebitoren Altien- | Referbe: ; Brutto: | Rein⸗ PER HE 


— Kapital | fonds | gewinn | gewinn Henien des 





























Depofiten Attienkapitals 
1879 | - 67000 148000 | 17000 12000 | 8600 58 
1878 63 000 148000 | 17000 ' 12900 | 8800 . 58 
1877 67000 148000 |, 16000 13600 | 9000 | 58 
1876 | 83 000 158000 16000 14700 | 10000 60 

99 000 161 000 | 16000 18700 ; 18600 | 67 


Nah der Meinung des Verfafferd hat das Reäbantgeieh ben Boxtheil, 
baß e3 den Notenbanten eine Gleihmäßigfeit be Gewinnreſultats garantirt, 
aber ben NachtHeil, baß es fie hindert an der rechten Auanupung günfliger Kon: 
junkturen. Diefer Nachtheil werbe durch jenen Vortheil nicht aufgeiwogen. 


Die Verhältniffe ber Reichsbank geftalteten fi) in den Jahren 1879 und 
1878 folgendermaßen: 
(In 1000 Mark, wo nicht? anberes angegeben.) 






































Kafla i Ronto: | Rmtsterms |. 

Enbe | Roten | infl. weige · Wechſel jBombard| kurrent- rebltszen u 
" Feten Debito en | und —— fiten 

1879 | 797000 | 531000 | 402000 | 85000 1000 T 184400 ! 1100 
1878 | 715200 | 475000 | 858 000 | 66.200 1000 256800 ! 9400 




















Rein 


Gube | Atien- ' Referoer | Bautto- | Rei 
oewinn 


Kapital fonds gewinn 


1879 | 120000 | 18400 
1878 | 190000 | 16.500 


Dipibenbe 
in Progenten des 
„ Wtienlapitals 
16000 | 6900 | 5,0 
18500 | 10800 | 62 


























‚,, Meber bie deutſchen Banken, bie weder Noten» noch Gnpothefenbanten find, 
gibt Baſch folgende Ueberficht: 
ie folk I ieber in 1000 Mo feine anbı 
(Die folgenben Zahlen derſtehn TR mie Im lark, wo feine anbere 





| Ronto« 
Zahl | grtien- | Bor ii 
| * Rapitar , Pete Effetten | turrent» 


tote Debitoren 














1879 | 64 699100 1826300 "111000 158.800 , 597 100 


1878 | 52 |613900 1293000 | 97800 194900 | 470.400 
ı8ra | 47 598500 | 282000 | 94400 180800 421900 
1876 65 883800 | 895000 | 112800 , 179300 | 609.200 
175 57 1469000 ‚210500 | 61700 | 94000 | 345.000 
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Kontos Dividende 

„ furrente | Depo- | Referve: | Brutto: | Netto- fin Progentendes 

“Krebitoren | fiten | fonds | geivinn | gewinn des 
| etapitate 
1879 588300 | 121800 | 76700 | 86700 | 65900 68 
1878 373300 | 96800 | 70500 | 66500 | 41600 55 
1877 365100 | 98300 | 87000 | 59000 | 34800 50 
1876 : 547400 | 124700 | 69000 | 69.000 | 35500 3,6 
1815 , 286000 | 54200 | 38500 | 44500 | 28.400 39 


Der Grab ber Sicherheit bes Attienlapitald dieſer Banken kann aus fol- 
gender Zufammenftellung erjehen werben: 




















€ ſtehen demnach gegenüber bem Aktienkapital von 


1879 | 1878 l 1877 1876 


698.100 | 613900 | 598500 | 838800 
Bertfe mit 750500 | 873600 | 566000 | 718700 





Bon ben deutchen Hupothefenbanten gibt Julius Baſch folgendes Bild: 
(Sie folgenden Zahlen verfichen fich in 1000 Mark, wo nichts anderes angegeben.) 


7 } l ! Qupotßefen ala | Musgegebene | Lettere in 
Grundlage _Mfanbbriefe | Brozent der 

Ode Mafia | Wecitel [Gfetten | a; ausgegebene | ober Rommunal« | Hypotheten 
J | | | Pamdbriefe |  obligationen } forderungen 














2 
1879 ? 18700 41800| 42500 ı 1357100 | 128900 | 98,5 
1878 : 16600 ' 49 900 | 34200 | 1343 700 1.208 300 89,9 
1872 ı 17000 ! 46200 | 27400 ; 1260800 1138 500 89,9 
1876 1 20964 , 55.000 | 28700 1121700 1.026 000 91,9 
1075, 20000 | 2300 | 908200 754 600 8,0 


Jahrbug V. 1, bräg. v. Emolker, 28 
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!Debitoren'intt. | i 

Gabe  Smtet und | Bien: Bee Prnente| Brutto | Nett hasengenten 
Darlehen an | Tapital - inn | gewinn |des Attien- 
j Dastehen an | Tapita fond | Depofien| gewinn | gewinn ken 

1879 | 101.000 

1878 

1877 

1876 

1825 | 


Die obigen Zahlen beziehen fich auf 26 Hypothefenbanfen. Außerdem gibt 
es noch jech® nicht eigentliche Hypothelenbanten, bei denen dev Onpotbetenperlehe 
fo ftart mit anderen Bantgeichäften verfnüpft ift, daß man ben erfteren oft nur 
ald Nebenzweig ihres Bantgeihäfts anfehen darf. Die für das npothetenge: 
ſchaft wichtigen Vilangpofitionen biefer Inftitute für 1879 unb 1878 find folgende: 


(Wie oben in 1000 Mark.) 


Hupotheten 


i ii ala Grundlage ber 
Ende ‚Attientapital a Brundtane be 











Gmittirte Pfand- | 
briefe ref. Kom- 





geßtere in Progenten 
der Qupotheten 


























| 


Das Geſchaft. der Hypothefenbanten im Jahre 1879 litt beſonders unter 
dem Weichen des Zinsfußes und der madienben Neigung des Privatapitald zum 
Erwerb von Hypothelen unter billigen Bedingungen. tehrere Banten griffen 
deghalb zu dem Mittel ber Konverfion hochberzinslicher Hypothekenbriefe in 
niebeiger verzinäliche, namentlich der Sprogentigen in 4"/sprogentige und Iogar 
aux Gmifon bon Spesgentigen Qupotfeenbeiefen. Weis it gelungen. Der &x- 


folg dieſer Maßregel bleibt abzuwarten. 


| Briefe. | munalobligationen 
1079| 63000 | 17100 | 10 | 95 
1878 | 58700 132900 | 124301 98,5 


Nr. 43. „Der Entwurf eines dfterreihiihen Checkgeſetzes“ 
von 3. Wir entnehmen dem Artikel folgende Angaben: Nach der Definition des 
$ 1 ift der öfterreichiiche Ched eine bei Sicht zahlbare Anweiſung auf eine Bant. 
Er hat zur Vorausfegung die vorangegangene Zuftimmung ber Bank zur Trafli- 
tung, fowie einen bei berielben zur Verfügung des Auäftellerd Pefenben Geldbe: 
trag. Das von ber einfachen Anweiſung unterſcheidende Merkmal ift neben der 
unbedingten fofortigen Fälligteit fonach das vertra emäßige Recht des Auäftellere, 
über den gezogenen Betrag verfügen zu lönnen. Rad $2 if der Ghed mit dem 
Ausftellungsort und Ausflellungsdatum zu_berfehen, vom Auäfteller zu unter: 
zeichnen und muß, wie nach ber engliſchen Pragis, auf einem von der Bank aus: 
gegebenen Formulare geichrieben jein. Er fann auf den Auzftellungs- oder auf 
einen anderen Platz gezogen fein, auf Inhaber, Namen ober an Ocdre lauten 
und ift bei Vorzeigum: ber, au ohne bda& diek im Zerte befomders ausge: 
drüdt iſt. Nah 53 % tet Jeder, ber den Che im irgend einer Socm, fei es. 
ala Auäfteller oder ald Indoſſant, mit feiner ünterſchrift veriehen hat, für ben 
Eingang. Der Ausfteller fowie der Inhaber können die Bank für die aus einer 
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unberechtigten lungẽweigerung entſtandenen Nachtheile verantwortlich machen. 
Ri Ver ähet os — Yıhabers zahlbar, jo “ ex ſpateſtens Fl weiten 
Werktage nad) ber Ausſtellung, ıfl er an einem anderen Orte zahlbar, näteftens 
am finlten Werktage nach dem Arugftellunggdakum zur Zahlung zu präfentiven 
und im Richtzahlungsfalle zu proteftiren. Cine auf ben Ched seiehte ſchriftliche 
Ablehnungãertlarung der Bank ift dem Proteſte gleich zu achten. Bei Verſäum⸗ 
niß obiger Friſten geht der Regreßz gegen den Indofjanten und deſſen Vorgänger 
jedenfalls und ber Regreh gegen ben Aufteller dann verloren, wenn dieſer da- 
burdh nachweislich in Berluft kommen würde ($ 4). Wird ein Check vor der 
Fräfentation vom Ausfteller widerrufen, fo darf ihn die Bank nicht honoriren 
ı$ 5) wogegen ber Tod des Auäftellers die Gültigleit nicht aufhebt (8 6). Wird 
em Check nicht bezahlt, jo kann ber Imboflent ‚gegen feinen unmittelbaren Bor: 
man aud) auf das dem Ghed zu Grunde liegende Rechtögefchäft gegen Rüdgabe 
bes Cheds zurädgreifen (8 7). Zolgin ber Form bes Indoſſamentes, der 
Legitimation und deren fung, ber Verpflichtung des Beſihers zur Herausgabe, 
des Protefleß, bes Klagerechtes, der Deejäbrung, der Amortifation verlorener oder 
gfällchter Ghedtö gelten bie entiprechenden Vorfchriften des Mechfelrechte. $ 10 
bekimmt, dab ber Sy nice acceptict werben kann. & 11 fichert bemjelben 
Etempelfreieit. Alle Vorſchriften bes Geſetzes follen auch auf Effektencheds, d. h. 
bes auf bie bei ber Bank zur Berfügung bes Ausftellers fe ben Merthpa- 
viere Anwendung finden. Sinfichtlich bes ganzen Entwurfs ift zu bemerken, daß 
bie Grundzüge befjelben übereinflimmen mit dem Rechte Frankreichs, Belgiens, 
‚Holland and Englands über biefen Gegenftand. — 


Rr. 47. „Zur Reform der Altiengefepgebung.“ Auf bem 15. 
deutſchen Juriftenfage wurden von bem Hof: und Gerichtsadvokaten Dr. Jacques 
aus Wien folgende Anträge geftellt: 

1. Jedem Aktionär ſoll das Recht zuftehen, die Einberufung der flatuten- 
gemähen Generalverfammlung gegen weigernde ober zögernde Geſellſchafisorgane 
dunch handelögerichtliche Verordnung zu exwirken. Keretpeitig vor Abhaltung 
der ordentlichen Generaiverfamnmlung, i jebem Attionär Einficht in bie Jahres⸗ 
recung und Bilanz, fowie in bie Berichte des Vorſtandes, des Auffichtsrathes 
und der Reviforen zu gewähren. 

2. Jedem Aktionär fol das Recht zuſtehen, Beſchlufſe ber Generalverfamm- 
fung megen Berlehung weſentlicher Perniäreiten ober Ueberſchreitung der ber 
Genrralveriammlung durch Gefeh ober Gefellſchaftsvertrag ertheilten Befugniſſe 
im ®ege der Klage gegen bie Gefellichaft anzufechten. Ebenſo ſoll es jebem 
Attionär zuftehen, gegen die Geſellſchaſt auf Aufrechterhaltung eines Generalver- 
Van luffes zu Magen, wenn der Vorftand die Gültigkeit beftreitet. . 

3. Ein Aktionär oder mehrere Altionäre, deren Aktien minbeftens den 10. 
Theil des Grunblapitald darftellen, follen Sereätigt fein, fofern fie die Behaup- 
tung glaubhaft machen können, baf bei der Errichtung ober Geichäftsführung dev 
Seil Unreblichkeiten oder gröbliche Verlegungen der Interefien der Aftio- 
näre unterlaufen find, beim Sandelögericht, unter Hinterlegung ihrer Aktien nebſt 
Jin und Dividendenfsheinen, die Vornahme einer Unteruhung der von ihnen 
behaupteten Thatfachen oder der Geihäftsführung während eines beftimmten 
Sritrammes zu beantragen. Im spalle dolofer ober muthiilliger Aufftellung ihrer 
hauptungen haften die Antragfteller der Gejellfchaft für den berjelben durch bie 
Stellung des Antrages und die Verhandlungen über benfelben entftandenen 


4. In gleicher Weile und unter gleichen Kautelen ſoll Attionären das Recht 

zuftehen, aus wichtigen, vom Handelsgericht zu prüfenden Gründen die Auflöfung 
der Mtiengefellichaft vor Ablauf ihrer ftatuttengemäßen Bauer aud; gegen ıinen 
ie ablehnenden Beſchluß der Generalberjommlung im Wege der Klage 
m enwirien, ferner bie Betellung von Siquibatoren durch den Richter, anftatt 
der —c derſelben nach Statut, endlich bie Abberufung der gewählten und 
Erfag [ben durch richterlich zu beftellenbe zu verlangen. 

5. Jedem Altionär joll das Recht zufichen, die beim Beſchluſſe über bie 
Veharge vorbehaltenen Ent‘ mgẽanſprüche gegen Gefellichaftsorgane, wenn 
re a b beſtimmier Zeit geltend gemadjt find, fowie, troß erfolgter 

28* 
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Decharge durch bie —— — auf Vorſatz oder grobem Verſehen be: 
ruhende Beſchãdigungen geltend zu machen. — 
Die zur Atnabme gelangten Beichlüffe unterſcheiden ſich von dieſen An- 
frägen, im Folgenden; 
Re. Die Worte a, Hambetsgerichtliche Verordnung“ find erjeht 
durch Pr geriötlihen Beldlu Sonft unverändert. 
2. Sap 1 —A— "Saß 2 lautet: Ebenſo ſoll es jedem Altionar 
——— — den Vorſtand auf Ausführung eines Generalverſammlungsbe- 
uffe: lagen. 
N 3. Im Sap 1 find die Worte „beim Handelägericht” erfeht durch bie 
Worte „beim zuftändigen Kolegialgerichte”. Sonft unverändert. 
x 4 ift fortgefallen. 
. 5 ift unverändert qeceptirt worden. 
Dr. Emil Strud. 


25. Aus dem Bremer Handelsblatt Nr. 1508 theilen wir die Ueberſicht 
mit, welde ben Zuftand und bie Fortſchritte ber beutihen Lebens: 
verfigerungsanftalten im Jahre 1879 im Vergleich zu den Jahren 1852 
bis 1878 zur Anfhauung bringt: 











Baht . Nettogugang im Laufe 
Bern nufedes Sehens Venand am Ende bs | ya een 
beobadhe ‘ jahres mit Y fange 

Jahr Hein mit 3 een en 
allen Bertonen [10m Bart | Berfonen 1000 Maxt | Berfonen | Summen 

1852 | 12 172707 | 

1853 | 18 183 755 | 

1854 | 14 192 169 

1855 | 18 218648 | 

1856 | 18 241237 

1857 | 19 210755 

1858 11,93% 

1859 | 20 331416 8 

1860 | 24 212627 14,61 9, 

1861 | 235 

1862 | 26 

1868 | 27 

1864 | 27 

1865 | 30 

1866 | 32 

1867 | 35 

1868 | 36 1136.098| 13,75%), 

1869 | 39 | 95696 | 245569 | 456144 |1280110| 14,16%. 

1870 | 41 | 66516 | 179834 | 474074 11337536) 3,80% 

ısrı | 42 | 79722 | 203578 | 515050 |1434101 | 6,57% 

1872 | 43 | 84962 | 260587 | 559446 |1608288| 9,16%, 

1828 | 49 | 91597 | 292351 | 609419 |1794610| 884%, 

1874 | 54 | 95667 | 312044 | 076435 |1970727| 7,124, 

1875 | 53 | 92716 | 319455 | 716649 |2129933| 580° 

1876 | 52 | 89500 | 311184 | 750586 |2267407| 4,85 7], 

1877 | 49 | 77640 | 284540 | 753409 [2397812| 1.16%, 

1878 | 49 | 77128 | 269618 | 775771 |2428308| 2,08], 

1879 | 50 | 77547 | 275788 | 797343 |2594764| 2) 
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Bon den 50 für das Jahr 1879 erwähnten Anftalten gehören 36 bem 
Zeutkhen Reiche, 12 Deutichöfterreich (bem ehemaligen deutſchen Bundesgebiet), 
2 der dentfchen Schweiz an. Aus ber vorftehenben Lifte tritt ſehr bemerkbar bie 
Simirkung hervor, welche Eriegerifche Unruhen und fonftige Störungen bes 
Pad auf die Entwidlung des deutſchen Bebenäverficderungsgeichäfts 

& jaben. — 


Eingefendete Schriften. 
Bir bringen hier diejenigen eingefandten Schriften zur borläufigen An⸗ 

2 melde in diefem Hefte noch feine eingehenbere Beſprechung finden fonnten. 
ir behalten und vor, auf bie wichtigeren im nädhften oder einem der näcften 

Hefte zurädgutommen. Einzelne turze Bemerkungen fügen wir ſchon hier bei, 

beionders bet amangericheren Büchern, die doch nad; dem Zwecke des Jahrbuches 

eine größere Anzeige nicht erfordern. 

1. 2. Bretidgneider, Senatapräf. am Thür. Oberlandeögericht zu Jena: Blätter 
für Rehtspflege in Thüringen und Anhalt unter meehtianm 
ber Reichögeie bung und ber juriftiichen Literatur. Jena 1880. N. 5. VI 
In kamen ‚olge Bd.) Heft 1-4. J 

28 , Güterbireltor: Die allgemeine Wirthſchaftslehre, Leitfaden 
um Unterricht in derſelden. Wien 1881. Yaeiy &frid. 8. 67 ©. 

3. itiorung der obligatoriihen Leihenichau im Deutichen Reiche. Petition 
des Vereins deutfcher Rebenöverficherungs Gejellicaften an Se. Durdjlaudt 

vn Reictanzler ürften Bismard, Berlin 1880. €. S. Mittler & Sohn. 

Dr. Ernft Engel: Das Zeitalter des Dampfes in techniſch-ſta— 

unter De euchtung Berlin 1880.. Verlag bes kgl. ftatift. Bureaus. 

Dr. Gruft Engel: Die deutſche Inbuftrie 1875 und 1861. Statiſtiſche 

Darftellung ber Verbreitung ihrer Zweige über die einzelnen Staaten des 

Deutichen Bei mit Herporhrbung Preußen?. Berlin 1880. Verlag des 

l. flatift. Bureaus. gr. 8%. 224 ©: . 

- Bilhelm Fuchs, Seinatbe t ber Rechte an ber Wiener Univerfität: 

e Rarten und Marten des täglichen Verkehrs. Wien, Manz 

Ban, Negierungkafffor: © tHihaftlih-fogialen Aufgab 

. Camp, Regierungäaffeffor: Die wir aftlich ſozialen Aufgaben 

unjerer 3 eit Auf inbuftriellem und andiieiöfihaftlihem Gebiete. Berlin, 

& Heymann’3 Berlag. 1880. 8°. 328 ©. 

Audoli Gneiſt: Diepreußiiche Finanz-Reform dur Regulirung 

der Gemeinbefteuern. Berlin, Julius Springer. 1881, Ü. 8°. 2886. 

29 fen: Agrarhiftorifhe Unterfugungen. "Leipzig 1880. 

. Piz. 8. 

10. Ueber burg und feine Breihafenitellung ift eine umfangreiche Bro: 
PAR ii BR AR über welche wir im ® alnen eng ten. 

» Dr. Theodor Hergla: Die Gejepe ber Handels: und Sogialpolitif. 
Erfter Band. Die Gejege ber Hanbelapolitit, Exfte Heft. Xeipzig 1880. 
Berlag von Dunder & Humblot. 8°. 118 ©. 

12 6. Henfeshoven, Dberfteuerfontroleue: Die Deutjche Zoltarithe 
form vom Jahre 1879 nach dem Regierungs-Enttourf, den Berichten der 
Engnete: Rommi! Mionen über die Baumtollen:, Leinen: und Eifeninduftrie, 
den Borihlägen ber Reichstags: Zariflommiffion und den Veihlüfien bes 
Reichät ta Mr Bol unb Steuerbeamte, Sandwirthe, Gewerbe» und Hanbel- 
treibende erläutert. Breslau 1880. 3. U. Kern's Verlag (Maz Müller). 


® 186. 

. Dr. P. Hinihins, ord. Prof. des Kirchenrechts; Das preußiſche Kirchen 
gejeh —8 14. Juli 1880 Bir ehe om 7. Juni 1876_und 
13. Sehr. 1878 betauögegeben mit ommentas,  Ractragäiit gu ben Roms 

entaren dev preuß, Kirchengeſee ber Jahre 1873, 74 u. 75. Berlin und 
eig, 3. Guttentag (®. Com. 181. 8. 566 


Pr 
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14. Kalender und ftatiftiiches Jahrbuch für das Königreich Sadıien nebft 
Marktverzeichnifien für Sachſen und Thüringen auf das Jahr 1881; heraus- 
gaben vom ftatift. Bureau bes k. ſächſ nit. des Innern. Dresden. 

. Heintid. 95 und 160 ©. 

15. Hugo Knoblauch, Ingenieur und kgl. Feldmeſſer, Inhaber eine Patent: 
und Zechnifchen Bureaus in Berlin: Das Batentgefeh für das Deutide 
Reis dom a 1877, Dusch bie a  largenen Mrutionen, 

erfügungen, jeidungen zc. erläutert. Heft I. Berlin. ‚en Grofler. 
vhs 1e. 9 ©. ° N 


16. Joseph Kördsi: Bulletin annuel des finances des grandes 

villes, seconde apnde: 1878; publi6 sur le voeu de Ia commission per- 

manente du congr&s international de Statistique. Budapest. Maurice 

Räth. 1880. Gr. 8%. 47 8. 

Emile de Lavelaye: La Question mone&taire (congrös international 

du commerce et de industrie, section d’&conomie politique). Bruxelles. 

M. Weissenbruch. 1880. S. 

18. Aug. Luthardt, kgl. bayer. ingrath: Armenpflege und Unters 
Rüßungswohn iß yet Seht. Volkslebens, hrög. von Muhlhãußzer 

und Selten (Heft 39) 2b. 2. 9. Heilbronn. Gebr. Henninger. 1880. 


19. Ch. %. Maurer, Martfteine im Leben ber Völker. Leipzig. 
Eduard Kummer. "1881. 1063 ©. Bu 
„Guropätiche Geſchichte feit der Reformation bis zur Gegenwart mit beſon · 
derer Berüdfichtigung Deutichlands” — das wäre etwa ber Zitel bed Buches, 
wenn man mit demfelben ben Inhalt bezeichnen wollte; das Wert ift herborge: 
gangen aus Unterrichtövorträgen in oberen Symnafialklafien und will hiſtoriſche 

Kenntniß und patriotifche Begeifterung in weiteren Kreiſen anregen. 

20. %. Materne, Prov.Steuerfekt. in Breslau: Steuereraminatorium, 
enthaltend die Beftimmungen über dad Branntweinftenergefek inkl. des Ge- 
jehes über die Gteuerfreiheit des Branntwein® zu gewerblichen Sweden, das 
Braufteuergefeh und bie Gelege über bie Erhebung der Salz, Rübenzuder: 
um Aubal eher. Zweite vermehrte Aufl. Gera. A. Reiſewiß. 1880. 

6°. . 

21. Bictor Otto, Dr. jur., Landgerichtsrath: Die Anfechtung von Rechts- 
hanblungen, melde ein Schuldner, zu deſſen DBermögen Konkurs nicht 
eröffnet ift, zum Nachtheile jeiner Gläubiger vornimmt, nad) gemeinem, ſagh 
Alden, und beutfcgem Rechte. Leipzig, Roßberg'ſche Buchhandlung, 1881. 

* 

22. D.d. Sarwey: Dasdffentlihe Recht und die Berwaltungsrechts- 
pflege. Zübin, Laupp. 1880. 8°. 760 ©. 

23. Dr. 9. E. $r. , 8. öfter. Minifter a. D.: Die Grundfäße 

ber Steuerpolitit und bie ſchwebenden Finanzfragen Deutſchlands und 

Deſterreichs. Tübingen. 1880. 9. Laupp. 8°. 658 6. 

21. Statiftiihes Handbud für den amburgiftien Staat, herausgegeben dom 
Ratift, Bureau der Steuerdeputation. 2 Auag. Hamburg. Dito Meikner. 
1880. 8°. 269 ©. 

25. Carl Georg von Wächter; Banbetten, I. Allgemeiner Theil, heraus— 
gasen durch DO. dv. Wächter. Leipzig. Drud und Verlag don Breitkopf 
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I. 


Das Recht zeigt ſich in ſeiner Entſtehung, ſeinem Beſtande und 
icinen Wandlungen, wie bie Geſchichte bezeugt, vielfach abhängig von 
vr Macht, und Rechtsfragen finden ihre Erledigung nicht ſelten in der 
dem von Machtentfcheidungen, welche mit dem Beweiſe ber größeren 
Stärke die Wirkungen des Ermeijes befjeren Rechts verbinden. Mit 
den berrichenden Vorftellungen über das Recht find derartige Vorgänge 
‘ner in Einflang zu bringen. Das Necht wird dabei beftimmt durch 
daltoren, welche feinem Wefen fremd, ja widerſprechend zu fein fcheinen, 
da Rechtsfragen jenen Vorftellungen gemäß ja nicht Fragen find nad 
den Madtverhältnifien ftreitender Parteien, jondern Fragen nach dem 
Wahrheitsgehalte ihrer Behauptungen und nach dem Werthe ihrer 
Aniprüche einem höheren Forum gegenüber. Wie follen wir uns mit 
wierem Urtheile zu diefen Thatſachen verhalten? Sollen wir unfere 
Vorſtellurigen über das Recht forrigiven, um fie mit den Thatjachen 
in beſſere Harmonie zu bringen, und demgemäß Rechtsfragen und Macht- 
fragen identifiziren, ober ſollen wir jenen Machtentſcheidungen die An- 
etlennung einer rechtlichen Bedeutſamkeit, was uns betrifft, verſagen? 

Die Frage ift alt und Hat die Gelehrten und Stantsmänner aller 
Lalturvöller in mannigfacher Weife beſchäftigt. Jener immer aufs 
Rene hervortretende Widerjpruch zwifchen dem Verlauf des gefchicht- 
lichen Rechtslebens und dem idealen Mafftabe, ven wir bei der Be- 
urtheilumg von Rechtsfragen anzulegen nicht umhin können, enthält ven 
Anreiz zu immer erneuter Stellung berjelben. Ihre Beantwortung 
erfolgte im Ganzen und Großen ſeitens der joeben bezeichneten Gruppen 
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in einem entgegengejegten Sinne. Die Stantsmänner haben zu allen 
Zeiten und bei allen Völkern die Neigung gezeigt, wenn auch felten 
unumwunden eingeftanden, Rechtsfragen als Machtfragen zu behan: 
deln, fie ftehen im Allgemeinen auf dem Standpunkte der Athener 
des Altertfums, welche Thuchdides in einem Disput mit den Meliern 
fagen läßt: „was die Götter betrifft, jo glauben, und was die Menſchen 
betrifft, fo wiffen wir, daß durch Naturnothwendigkeit jeder über den 
herrſcht, über welchen er Gewalt hat. Wir geben dieſes Gefeg nicht, 
noch bedienen wir uns des ſchon vorhandenen zuerft, ſondern handhaben 
ed, wie wir e8 empfangen haben und es auf ewige Zeiten unjeren 
Nachkommen Hinterlaffen werden." Die Doftrin dagegen hat in ber 
Mehrzahl ihrer Vertreter die Selbftändigfeit des Rechts und jeine 
Wefensverfchievenheit von der Macht behauptet. Der Satz Spinoza’s, 
daß jedes Ding fo viel Recht habe als Naturkraft in ihm jei, hat in 
ihrem Bereiche nur vereinzelte Bekenner gefunden. 

Es ift Hier nicht meine Abficht, eine Gefchichte ver in Betracht 
kommenden Theorieen zu geben. Aber es verdient bemerkt zu werben, 
daß die Gelehrten der modernen Welt fi während des Zeitalter® der 
Aufklärung in der Hauptjache dabei auf einer gemeinfamen Grundlage 
von wejentlich ivealiftiihem Charakter bewegten, nämlich auf dem Grunde 
der fogenannten natur» bezw. vernunftrechtlichen Anſchauungen, daß ihre 
Uebereinftimmung aber feit dem Abfchluß jenes Zeitalter mehr und 
mehr geſchwunden ift, und daß ihre Anfichten über das Weſen des 
Rechts überhaupt und fein Verhältnig zur Macht insbefonbere fich, im 
Zufammenhange mit ver Gefammtbewwegung des wiſſenſchaftlichen Lebens 
in ben verjchievenen Ländern und unter dem Einfluß der verſchiedenen 
nationalen Schiejale und Zuftände in verſchiedenen Richtungen fort- 
gebilvet haben, wenn anders von einer Fortbilbung überall geiproden 
werben Tann. 

In einem geiftreich geichriebenen Werkchen von Fouillse, in welchem 
franzöfiihe, englifche und deutſche Rechtsphiloſophie mit einander ver- 
glichen werben, kommt dieſe Verſchiedenheit der Entwicklung zu einem 
ſcharfen und freilich einfeitigen Ausdruck. Fouilloͤe findet, daß bie 
ideale Seite des Rechts nur bei den Franzoſen rein zur Geltung 
komme, daß nur fie das Mecht beharrlich unter dem Geſichtspunkte der 
Gerechtigkeit betrachteten, während bie Deutſchen das Recht mit der 
Macht iventifizirten, die Engländer den Begriff deffelben in dem Begriff 
der Zmwedmäßigfeit untergehen ließen. Ich laſſe Hier, was von den 
Engländern behauptet wird, fowie den Geſichtspunkt der Zwedmäßigfeit 
bei Seite, und bemerfe bezüglich der Stellung, welche und und unferen 
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Nachbarn gegeben iſt, nur, daß es fich dabei keineswegs um eine völlig 
leere Behauptung handelt, daß in der That die Machtjeite des Rechts 
bei einer Anzahl deutſcher Gelehrten — ich nenne Hegel, Laffalle, 
Ihering, Bluntſchli — zu weit höherer Geltung gelangt als bei den 
Zeitgenoffen unter den Franzoſen, daß aber die von mir angedeuteten 
Gründe diefer Erſcheinung und ihr Zufammenhang mit dem Feſthalten 
an ehemal® gemeinjamen Auffaffungen jenfeits, mit dem Fortſchreiten 
über die als unzulänglich erkannten bieffeit8 der Grenze, von Fouillse 
nicht erfannt find. 

Zwiſchen den Zeilen feines Werlchens, welche ven erwähnten theo» 
tetiſchen Gegenjag in einer übertreibenden Weiſe erörtern, fieht fich der 
aufmertjame Leſer ummillfürlich auf den nicht genannten aber durch- 
ihunmernben Gegenſatz hingewieſen, in welchen ſich die beiden Nationen 
auf praltiſchem Gebiete zu einander geftellt finden. In ben Aus- 
führungen Fouilloͤe's Liegt, der gegen Frankreich gefallenen Macht- 
aigeidumg und den Rechtdänderungen gegenüber, welche fih im An—⸗ 
ihlufle an jene vollzogen haben, eine ſtillſchweigende Berufung an bie 
Gerechtigkeit, von welcher der aufrichtige Idealiſt feine Brüde zu finden 
veiß zu dem Ringen geſchichtlicher Mächte und ven Geftaltungen, die 
daraus hervorgehen. Der Mann ber That weiß fich auch bei unferen 
Nachbarn anders zur Trage zu ftellen. Jener Machtentfcheivung gegen- 
über, die er nur als eine proviforiiche gelten läßt, provozirt er an bie 
definitiven Entſcheidungen der Zukunft im Vertrauen auf eine ben 
geihichtlichen Machtentſcheidungen innewohnende Gerechtigkeit, als deren 
rornehmſtes Werkzeug er eine auf bie höchſte Stufe der Kriegstüchtig. 
leit gebrachte Armee verehrt. 

So ift das ernſte Problem des Verhältniffes von Macht und 
Recht von franzöſiſcher Seite, und zwar von boktrinärer und von ſtaats— 
mãmiſcher Seite fozujagen zu einer Trage zwiſchen Frankreich und 
Deutſchland, ich weiß nicht, ob erhoben oder herabgeſetzt worben. 

Uns ſoll dieß nicht Kindern, uns in bafjelbe unbefangen zu ver» 
jenen. Wir laffen die Anregungen gelten, welche von den gefchicht- 
lien Greigniffen zu einer erneuten Prüfung alter Fragen ausgehen, 
ohne ums jedoch durch fie die Freiheit einer auf wiffenfchaftliche Ergeb» 
niffe gerichteten Unterfuchung verfümmern zu laffen. 


2. 


_ Einige allgemeinere Bemerkungen über bie Natur des Rechts und 
deſſen begriffliches Verhältnig zur Macht follen den Standpunkt firiren, 
von dem aus wir uns über jene Abhängigfeit des Rechts von bloßen 
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Kraftproben zu orientiren und zu einer Würdigung der befremdenden 
Erſcheinung zu gelangen ſuchen. 

Allem Rechte ift ein Element der Macht wefentlich, es ift ſelbſt 
eine Art von Macht, welcher gewifje höhere Eigenſchaften beigelegt 
werben. Dieß gilt gleihmäßig von bem Recht im objektiven Sinne, 
d. i. dem Inbegriff der geltenden Rechtsvorjchriften, wie von den Rechten 
im fubjeltiven Sinne oder den rechtlichen Befugniffen. Es jei geftattet, 
diefe, beiden wejentlihe, Machtqualität näher zu charakterifiren. Die 
fubjeftiven Rechte follen in der Betrachtung vorangehen. 

Der Begriff des ſubjektiven Rechts fchließt ein praktiſches 
Können, eine Macht in Bezug auf die Bethätigung des Willens und 
bezw. die Verwirklichung der Interefien einer Perſon oder Perfonen- 
mehrheit in fi, und zwar ein nicht von bloßen Zufälligfeiten ab» 
hängiges, in einem gegebenen Momente faktiich beftehendes, fondern 
ein über den Augenblid hinaus in gewiſſer Weife verbürgtes Können, 
dem ein eben ſolches Müffen, eine irgendwie gewährleiftete Gebundenheit 
bei Anderen gegenüberfteht. Im dreifacher Weije äußert fih im All- 
gemeinen dieſe Macht. Erftlich in der Weije, daß ſich der etwaigen 
Neigung bei Anderen, jenen Willen oder jene Intereffen zu verlegen, 
Beweggründe von bucchichnittlich höherer Kraft entgegenfegen, feien es 
Beweggründe moralifcher oder nichtmoralifcher Art, feien es Motive 
der Achtung oder der Furcht, in der Regel Motive von beiderlei Natur. 
Terner darin, daß Hinfichtlich etwaiger Angriffe, welche trog jener 
Beweggründe möglich bleiben, eine thätige Abwehr in Ausjicht geftellt 
it; endlich in der Weiſe, daß etwa vollbrachte Verlegungen regelmäßig 
Gegenwirfungen hervorrufen, welche mehr oder weniger geeignet find, 
diefe Verlegungen, jo weit die Natur der Dinge es zuläßt, unſchädlich 
zu machen ober auszugleichen und die Kraft jener Beweggründe zu be- 
ftärfen. Die Formen, in welden diefe Machtäußerungen ſich in den 
bezeichneten Nichtungen vollziehen, beftimmen ſich auf verſchiedenen 
Stufen der gefchichtlichen Entwicklung verſchieden. Es ftellen fih den 
Formen der Selbfthilfe die Formen der obrigfeitlihen Hilfe gegenüber 
und binfichtfich beider laſſen fich wieder wichtige Verſchiedenheiten er- 
fennen. Daß diejelben für umfer Problem bebeutjam feien, ift Leicht 
zu erfennen, mag aber einftweilen auf fich beruhen. 

Diefe Verjchiedenheit der Formen, in welchen die Nechte fih als 
eine Macht bewähren, hängt mit der Verfchiedenheit der Quellen dieſer 
Macht zufammen. Bor Allem kommt hierbei das Verhältniß in Be» 
tracht, in welchem zwei von dieſen Quellen ſich neben einander geltend 
maden. Die Eine liegt in den Machtmitteln, die der Einzelne von 
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fih aus in dem Kampfe um das fubjektive Recht einzufegen vermag 
md entfchlojfen ift. Die Andere liegt in einem jozialen Elemente 
(das Wort fozial im weiteften Sinne genommen): in Intereffen, Ge 
wohnheiten, Weberzeugungen, welche innerhalb der Gejellihaft oder 
beftimmter Verbände ober gefellichaftlicher Gruppen mächtig und ver⸗ 
breitet find, in Einrichtungen, welche jenen zur Stütze bienen und ihren 
Einfluß auf das Verhalten der Einzelnen verbürgen ꝛc. In Bezug auf 
das Verhältniß dieſer beiden Machtquellen zu einander macht fih in 
der Entwicllungsgeſchichte des Rechtslebens eine für unfere Frage ber 
deutſame Tendenz in beharrlicher Weije geltend. Diefelbe geht auf die 
Minderung der Abhängigeit des fubjektiven Rechts von ber erjtgenannten, 
indieiduellen, der Steigerung dieſer Abhängigkeit von der anderen, ſo⸗ 
zialen Machtquelle. Der Fortſchritt in diefer Richtung wird ung in 
der Folge beichäftigen. Hier haben wir und zunächſt dem objektiven 
Rechte zuzumenben. 

Dieß objektive Recht fällt innerhalb gewiſſer Grenzen mit dem 
ictialen Faktor zufammen, deſſen Einfluß auf die Erijtenz der jubjel- 
tiven Rechte foeben hervorgehoben worden ift. Diefer Faltor heißt, 
iofern er in gewiflen, hier nicht näher intereffirenden Formen zur 
öriheinung kommt und ſich bethätigt (ich erinnere ex. c. an das ger 
Sihtliche Verfahren), „Recht“ im objektiven Sinne biejes Worte. Auch 
dieſes num ſtellt fih in dem hervorgehobenen Zufammenhange als eine 
Macht von eigentgümlicher Beſchaffenheit und Wirkungsweiſe dar. 
Es it motivirt, darauf Nachdruck zu Iegen, da dieje Natur des Rechts 
in der Wiffenjchaft nicht immer zu voller Geltung kommt. Nicht 
icten wird vom Rechte in einer Weife gehandelt, als gehöre daſſelbe 
feinem Wefen nach überhaupt nicht dem realen Leben, ſondern als ein 
logiſches Prinzip der Welt des Denfens und der bloßen Vorftellungen 
au, oder als hätten wir es in ihm mit Regeln und Anwendungen von 
jelchen zu thun, von welchen es blos zufältig jei, wenn fie in der Praxis 
des kebens hervorträten und auf deſſen Verlauf und Geftaltung einen 
beitimmenben Einfluß äußerten. Ich laſſe dieß Hier bei Seite, um 
wid einer wichtigen Eigenſchaft zuzuwenden, welche wir diejer Macht 
des objektiven Rechts und ihrer Wirkfamfeit zuſchreiben. Wo dieſe 
Macht nämlich in dem Streite um jubjeltive Rechte angerufen wird, 
da befteht die Vorausiegung, daß die Wirkfamteit verfelben von einem 
Standpunkte ausgehe, welcher außerhalb ber kollidirenden Anfprüche 
mb Interefjen liegt, dieſen gegenüber alſo am fich als ein neutraler 
triceint, und daß dabei ein Maßſtab angelegt werde, zu welchem bie 
treitenben Parteien fich, von der einzelnen Streitſache abgejehen, gleiche 
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mäßig befennen fönnen, ohne fich felber damit aufzugeben. Diefe Eigen: 
ſchaft würde als eine uneingefchränft beftehende und alffeitig unter 
alfen Umftänden ſich bewährende vorausfegen, daß das objektive Recht 
felbft unabhängig von allen konkurrirenden Mächten und deren Kraft 
verhältnifjen fich bilde, fortbilde und feine Herrſchaft behaupte, — eine 
Vorausfegung, welche, wie jpäterhin näher auszuführen fein wird, nicht 
zutrifft und fich nicht verwirklichen kann. Aber eine auf die Verwirk- 
lichung jener Eigenfchaft gerichtete Tendenz macht ſich gleihwohl in der 
Geſchichte des Rechtslebens beftändig geltend. Ja e8 würde ohne fie 
das Recht überhaupt nicht eriftiven. Wir haben es hier mit einem 
ſchöpferiſchen Prinzip von univerjeller Wirkfamfeit, veren Geſchichte die: 
jenige der Entftehung des Rechts und der extenfiven und intenfiven 
Entwielung feiner Herrſchaft gänzlich in ſich begreift, zu tun. Wo 
immer aus der Konkurrenz, in welche fich die Glieder der menjchlichen 
Geſellſchaft mit ihren Intereſſen auf allen Lebensgebieten zu einander 
geftellt finden, Konflikte hervorgehen und in Machtlämpfen eine Ent- 
ſcheidung fuchen, da regen ſich auch die Kräfte, in welchen jene Tendenz 
ihre Träger hat. Das Bedürfniß, jene Kämpfe und bie daraus für 
die Streitenden ſelbſt und für Dritte hervorgehenden Gefahren und 
Uebel in irgend welche Grenzen einzufchließen, drängt zur Ausbildung 
neutraler Inftanzen, welhe, ven Konflikten jelbft fremd, den 
Streitenden aber befreundet, von ihnen angerufen werben 
tönnten, und welche ein Bereich des Friedens unter ihnen berzuftellen 
und für die Befriedigung gemeinjamer Intereffen Spielraum zu fchaffen 
vermöchten. Sind bie Verhältniffe, in welcen ſich jene Konflikte er» 
geben, dauernder Art — Verhältniſſe der Nachbarſchaft, gemeinſamen 
Beſitzes oder ber Verbindung gemeinjamen Aufgaben gegenüber — io 
ſcheint die einzige Vorausfegung, an welche das Hervortreten einer 
ſolchen (jei e8 nun wirklich ober fcheinbar) neutralen Inftanz gebunden 
iſt, in einer ſolchen Vertheilung der Machtmittel zwifchen den einander 
gegenüberftehenden Parteien zu liegen, welche die dauernde Unterjochung 
der einen durch die andere ausfchließt. Im mancherlei Formen aber 
führt dieſe Macht fih ein: in Gejtalt gemeinjam anerfannter Autori= 
täten und deren Anſprüchen, etwa gemeinjam angerufener, gleichviel 
durch welche Organe fich äußernder Götter und deren Offenbarungen, 
in Geitalt gemeinjamer Ueberzeugungen und Gewohnheiten, in Gejtalt 
von Bündniffen und Verträgen und in anderen Formen. Es ift jenes 
foziale Clement, welches uns bereits befhäftigt Hat, und auf welches 
wir, infofern es ſich in gewiffen Formen fund gibt, Begriff und Namen 
bes objektiven Nechts angewendet haben. Das Shitem ber fubjeltiven 
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Rechte aber ift ein Ausbrud für die Machtverhältnifje unter den kon⸗ 
lurtirenden Subjeften, injofern bie Geftaltung und der Beftand der⸗ 
ielben unter dem Cinflujfe jener neutralen Macht des objektiven 
Rechtes ſtehen. 

Hinfihtlich dieſes letzteren ſchwebt uns ein Ideal vor, deſſen 
Elemente bereits bei Gelegenheit der Erwähnung zweier geſchichtlicher 
Tendenzen bezeichnet worden find. Dieſelben betreffen die Aus— 
dehnung jeines Herrfhaftsgebietes und die reine Ver— 
virlligung des ihm eigenthümliden Prinzips Wir 
würden dieſes Ideal verwirklicht finden in einem Mechte von allum⸗ 
fafiender Wirkſamkeit, welchem Jeder huldigen fünnte, weil e8 dem 
Wiverjtreit der Sonberinterefjen gegenüber das ben Streitenden Ge- 
meinjame unter Anwendung des gleichen Maßes für Alle zum Aus- 
td und fo das „suum cuique“ zu gleichmäßiger Verwirklichung, 
und weil e8 dem Wiverftreite der Meinungen und Urtheile gegen« 
über die Wahrheit in menjchlihen Dingen rein und wiberfpruchslos 
zu Geltung brächte. Hierbei haben wir es nicht mit einem willkür⸗ 
fihen Gebilde der Phantafie zu tun, vielmehr mit einem Reflexe der 
lebendigen Wirkjamfeit jener fchöpferifchen Kräfte in ihrem Spiegel. 
88 iſt der Geiſt des Rechts jelbft, deſſen Bild und in diefem Spiegel, 
üolirt und harmoniſch ausgeftaltet, entgegentritt. Die Geichichte des 
Rechts, inſofern fie fich in auffteigender Linie bewegt, hat zum Inhalte 
das Mächtigwerben dieſes Geiftes. 

Es foll num meine Aufgabe fein, dieje Gejchichte unter dem be⸗ 
zeichneten Gefichtöpunfte näher zu beleuchten. Sie ftellt uns eine 
fertfreitende Verfeinerung und Veredlung ber Be- 
jiehungen zwiſchen Recht und Macht dar. Der Hier ver- 
bleibende, durch feinen Fortſchritt zu bewältigende Neft, deſſen bereits 
gedacht worden ift, wird und zum Schluffe frezieller beichäftigen. 

Il. 

Ich bezeichne zunächſt gewiffe Ausgangspunkte der Entwiclung des 
Rechts, welche bezüglich mehrerer Theile vefjelben und für eine größere 
Zahl von Völkern beglaubigt find. 

Ein jolher liegt, worauf fchon hingewieſen wurbe, in der aus— 
gedehnten Herrichaft der Selbſthilfe und aljo der Abhängigkeit der 
Rechte Hinfichtlich ihrer Geltendmadung von ben Machtmitteln, 
melde der Berechtigte von fih aus dafür einzujegen vermag. Der 
Streit um biefelben zeigt im Allgemeinen die Tendenz, feine Ent» 
ſcheidung im phyſiſchen Kampfe zwiſchen den Streitenden, alfo auf 
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Grund der Anwendung jener individuellen Machtmittel zu ſuchen. Manche 
Einrichtungen eines ſchon entwidelteren Gemeinlebens wie das Gottes⸗ 
urtheil des gerichtlichen Zweilampfs und das Inftitut der Eideshelfer beiden 
Deutſchen fowie gewiſſe ältefte Prozeßformen bei den Römern weiſen auf 
diejen Stand der Dinge zurüd. Der Einfluß des neutralen Faltors, ber hier 
vornehmlich in der Form der Sitte und gewiſſer religiöſer Vorftellungen 
erſcheint, jchränkt zwar das Gebiet des Streites unter den Gemeinde» 
und Stammesgenoffen ein, verpönt aber innerhalb beifelben die Selbit- 
hilfe nicht, ſondern fanktionirt fie. Speziell gilt dieß von derjenigen 
Form der Selbfthilfe, welche ſich am zäheften behauptet, von der Rache. 
Von ihr wird weiterhin in eingehenberer Weije zu handeln jein. In— 
foweit num das Prinzip der Selbjthilfe Geltung Hat, ift der Triumph 
des jubjeftiven Rechts gegebenenfall® von einer Madtprobe 
zwiſchen vem Berechtigten und jeinen Gegnern abhängig, 
und demgemäß indivibuelle® Recht und individuelle Macht durch ein 
enges Band verbunden. 

Die Abhängigkeit von der legteren befteht wie für die Geltend- 
machung fo aud für den Erwerb der Rechte. Die Bethätigung 
individueller Macht als jolcher bildet wohl den urjprünglichften aller 
Erwerbstitel. Unter den wohlerworbenen Gütern ift auf diefer Stufe 
das Beuteftüd, wie bei den Indianern der Stalp des erfchlagenen 
Feindes, das befterworbene. Urjprünglicher Auffafjung entfpricht ohne 
Zweifel die Anficht des Kindes, das bei Goethe über die Herkunft feiner 
Spielfahen Auskunft gibt. „Woher mein Kind haft Du bie jchönen 
Saden? Vom Papa. Und der? Vom Großpapa. Woher hat fie 
der Großpapa befommen? Der hat fie genommen." 

Der Raub gelangt nur langfam zu der Stellung, welche er in 
ber modernen ethiſchen und Rechtsanſchauung einnimmt. Im urfprüng- 
licheren Zuftänden begründet jpeziell das in ihm enthaltene Moment 
der Gewalt an fich feinen Vorwurf, außerhalb des Kreijes der Genofjen 
ausgeführt einen Anjpruc auf Achtung. Noch für Perioden eines im 
Uebrigen ſchon höher entwidelten Voltslebens gilt das Wort: 


Reiten und Rauben ift feine Schande, 
Das thun bie Velten im Lande.“ 


Ueber fie hinaus behauptet der Strandraub die Bedeutung eines legi- 
timen Erwerbstitels. Bedeutſamer ift, daß auf diefer Stufe das Recht 
ber Eroberung und das Beuterecht, wie überhaupt das Recht des Sieger 
im Kriege weit über ihre Heutigen Grenzen hinausgehen. Von dem 
Rechte, die Befiegten zu Sklaven zu machen, abgejehen, umfafjen jie 
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u A. das Privateigenthum der Befiegten ganz; und gar. Wilhelm 
der Eroberer vertheilte dieſem echte gemäß nach der Schlacht bei 
Haſtings das gejammte Grundeigenthum von England unter jeine Ge⸗ 
neffen. Das ift die Hiftorifhe Grundlage des englifchen Agrarrechts. 
Achnliches ift anderswo, in älterer Zeit normaler Weife, geichehen. 
Im befonderen Bereiche des Seeverkehrs hat fich der Raub zur Zeit 
des Kriegs noch bis in unfer Jahrhundert herein als eine legitime 
merbsart von Privateigentfum behauptet. Im den vorausgehenden 
dehrhunderten hat er eine der vornehmſten Quellen des Reichthums 
für die zur See mächtigfte Nation gebildet. 

Weit größere Bedeutung noch hat das Analogon diefer Begrün- 
dungẽweiſe für die Gejchichte des öffentlichen Rechts. Die Grundlagen 
des europãiſchen Staatenfyftems find, wie nicht ausgeführt zu werben 
kraucht, durch eine Summe von reinen Machtenticeidungen geichaffen 
Torden. 

Innerhalb der einzelnen Etaaten haben Machtverjchievenpeiten, 
welches auch ihre Quellen gewejen jein mochten, injofern fie Beſtand 
hüten, vegelmäßig ihren Ausbrud in einer verſchiedenen Rechtsſtellung 
xʒimden. So erſcheint von Haus aus der Mann im Befige höherer 
Rebte als die Frau, der Krieger dort, wo eine Scheidung von Ständen 
fattgefunben bat, im Befige höherer Nechte als der Handwerker, ver 
Priefter, dem die Macht der Götter zur Verfügung fteht, im Beſitze 
höherer Rechte als der Laie. Trug bie Entwidlung der wirthſchaft⸗ 
lichen Berhältniffe eine Geſellſchaftsklaſſe empor, fo pflegte fie überall 
eriolgreich bemüht zu fein, wie ihre Paläfte mit Bildwerken, jo ihr 
Recht mit Privilegien auszuſchmücken. Der glänzende Beſitz zeigte bei 
allen Völlern eine natürliche Anziehungskraft für das ehrende Vorrecht, 
und die wirthihaftlihe Schwäche und Abhängigkeit eine natürliche 
Neigung, fich im einer rechtlichen Abhängigkeit auszuprägen. So ſank 
die freie deutſche Bauernſchaft dereinſt in breiten Maffen auf die Stufe 
ter Leibeigenſchaft herab. Privilegien aller Art haben, vermöge ber 
Macht, welche fie verleihen, eine der letzteren entſprechende Anlage zum 
Bachsthum, ſowie dort, wo fie zuerft an beftimmte Leiſtungen gebunden 
waren, die Fähigkeit, fich nach dem Wegfall diefer Leiftungen ungemin» 
dert zu behaupten, erwieſen. Eine Gleichheit der Rechtöftellung erichien, 
wenn wir von den höchſten Stufen der Entwidlung des Rechtsſtaats, 
welche bisher erreicht worden find, abfehen, nur bort als gefichert, wo 
hinſichtlich der Bedingungen wirtbfchaftlicher Macht fein allzugroßer 
Gegenjag zwijchen den verſchiedenen Volksklaſſen beitand. Die urſprüng- 
lihe Borausjegung für die Entftehung von Rechtsverhältniſſen 
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zwiſchen vorher felbftändigen Gruppen, deren früher gedacht worden iſt, 
nämlich eine folhe Vertheilung der Machtmittel, welche die definitive 
Unterjohung der Einen durch die Anderen ausjchließt, Hat fih im Großen 
als eine Vorausfegung aud für ven bauernden Beftand der Nedts- 
verhältnifje herausgeſtellt. Wo fie wegfiel, da ging zunächſt die Rechts⸗ 
gleihheit, wenn fie etwa bejtanden Hatte, unter, weiterhin das Recht 
der Schwächeren überhaupt. Dem Rechtsverhältniß zwiſchen ihnen und 
der ftärkeren Partei fubftituirte fich gegebenen Falls das einfache Macht⸗ 
verhältniß in der Geftalt des Verhältniſſes zwijchen Herrn und vecht- 
loſen Knechten. 

Im weiteften Umfang erhielt ſich bis zur Gegenwart herauf ber 
urjprüngliche Zuſammenhang zwifchen fubjektiven Rechten und fubjeltiver 
Macht, jowohl in Bezug auf den Erwerb wie in Bezug auf die Geltend- 
madung ber erfteren im Gebiete des internationalen öffentlichen Rechts. 
In diefem Bereiche behauptet die Konkurrenz um die günftigeren Be: 
dingungen des Lebens in Folge der Schwäche und geringen Entwidlung 
des neutralen Faltors zum Theil noch ihre primitiven Formen. Zwar 
tommt die Eriftenz dejjelben auch hier in mannigfacher Weiſe, worauf 
noch zurüdzulommen fein wird, zum Ausbrud, unter Anderem in ber 
gegenfeitigen Anerkennung von Rechten, wie fie unter den Rulturvöltern 
itattfindet. Aber dieſe Anerkennung knüpft vielfach an einfache, in jenen 
urfprünglichften Sormen erfolgte, Machtentſcheidungen an, und verhindert 
nicht, daß der Streit um biefe Rechte feine Erledigung in den wichtigiten 
Fällen ebenfalls in der Form, bezw. auf Grund elementarer Macht 
entſcheidungen finde. @ewalterwerb gejtaltet fich Hier zum Rechts- 
erwerb, infofern er fich behauptet, ohne daß zwiſchen demjenigen, ber 
„genommen“ Hat und demjenigen, der den Beſitz als rechtmäßigen 
geltend macht, eine Ahnenreihe zu liegen braucht. Demgemäß bat ver 
Herrſcher de facto in diefem Bereiche die nämlihe Rechtsftellung wie 
der legitime Herricher, der neugebilvete Staat, der auf der Grundlage 
des bisherigen Rechts fich erhob, feine andere als derjenige, der durch 
die gewaltfame Zerftörung des legteren emporfam. Der Krieg erweiſt 
ih hier fortwährend als eine reichlich fließende Duelle neuen Rechts, 
wobei der Maßſtab für defien Bildung nicht in irgend einem höheren 
Prinzip zu juchen ift, jondern in dem Ergebniß der Machtprobe, welche 
der Krieg den kämpfenden Parteien auferlegt. Die Gegenwirkungen 
gegen Verlegungen diefer Rechte bleiben ferner für die Negel dem 
Berechtigten felbjt überlafjen und volfziehen ſich normaler Weiſe in 
den Formen der Selbfthilfe. Die Bereitichaft zu letzterer ericeint 
als die wichtigite Bedingung für den geficherten Beſtand der Rechte 
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jelbſt. Rechte, welche ſich nicht neben jener neutralen Macht auf die Waffen 
des Berechtigten ftügen können, laſſen fich, um an ein Wort Friedrich des 
Großen zu erinnern, einer Muſik vergleichen, welche zwar auf Noten 
gejeht ift, für deren Ausführung aber feine Inftrumente eriftiren. 

Ueberall, wo die Verhältniſſe den bezeichneten Charakter hatten 
wer haben, zeigt ſich die Rechtsqualität eines Befiges im 
Beientlihen unabhängig von ber Art wie berjelbe erlangt 
worden ijt. Die Anerkennung dieſer Qualität fchließt daher nicht 
allgemein eine ethiſche Billigung der auf den Erwerb gerichteten Hand⸗ 
Immgen ein, auch ift ein näheres Verhältniß zwiſchen ihnen und ven 
gemeinfamen Intereſſen, auf welche im Uebrigen das objeftive Recht 
Simweift, nicht vorausgefegt. Die Macht dieſer Intereffen erſtreckt ſich 
hier nur im einem geringen Maße auf die Regelung der dem Erwerb 
1 Grunde Tiegenden Borgänge. Die Anerkennung der erworbenen 
Rechte wendet fich daher wefentlich der Zukunft zu. Sie ift in diefer 
Richtung Ausbrud einer Vorausfegumg und eines Wunfches: der Bor- 
ausjegung, daß die Macht, welcher die Rechtsqualität beigemeſſen wird, 
Beitanb Haben werde und bei ben Berechnungen des frieblichen und 
feindlichen Verkehrs als eine gegebene Größe in Betracht gezogen werben 
fe; des Wunſches, daß die Vorausſetzung ſich bewähren und daß 
der gegebene Zuftand die Grundlage einer Friedensordnung abgeben 
möge, daß bemgemäß Gewalt und Willkür, welche Rolle fie auch bei 
der Begründung geipielt haben follten, über das fernere Schidfal ber 
Rechte nicht entfcheidend fein möchten. Mit dieſem Wunfche aber, ver 
hier noch eine beichräntte Verwirklichung findet, weift fie auf eine Ueber» 
fhreitung dieſer Entwiclungsftufe Hin. 


IV. 


Der Fortſchritt über ben ſoeben bezeichneten Stand der Dinge 
hinaus iſt bedingt durch eine Höhere Konzentration von Machtmitteln 
an der Stelle, von wo bie neutralen Entjheidungen und Anordnungen 
ausgehen ſollen, und ift charafterifirt durch das Eintreten ber neutralen 
Macht in eine aktivere, die Begründung und die Aufrechterhaltung der 
iubjeltiven Rechte gleihmäßig umfafjende Nolte. 

Aus dem Grunde der gemeinfamen Ueberzeugungen, Gewohnheiten 
und Bebürfniffe erhebt fih jene Macht in immer beftimmteren und 
ausgebildeteren Formen, und e8 befeftigen, gliedern und vervielfältigen 
fh die Einrichtungen, mittel deren fie ihre Herrſchaft behauptet und 
igleih deren Grenzen auszubehnen und fie intenfiver zu geftalten ftrebt. 

Die Folge ift, daß in dem Streit und der Entſcheidung über das 
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fubjeftive Recht die Macht der Streitenden in fteigendem Maße ab- 
gelöft wird durch jene übergeordnete Macht, womit eine doppelte Reihe 
von Aenderungen verbunden ift. Die eine betrifft die Formen, in 
welchen die den Erwerb und die Geltendmachung der Rechte betrefjenden 
Streitigfeiten ihre Erledigung finden, die anderen den Maßitab, 
der dabei zur Anwendung gelangt. Jene Erledigung findet nun nicht 
mehr auf Grund einer Machtprobe zwifchen den Streitenden, jondern 
auf Grund eines Beweisverfahrens vor den Organen jener übergeord» 
neten Macht über beftimmte Thatfachen ftatt, und bei der Würdigung 
dieſer Thatfachen macht ſich mit wachſender Selbftändigfeit und Energie 
der eigenthümliche ‚Standpunkt jener Macht geltend. Die Rechtsfrage 
geftaltet fich Hier zu einer Frage nach der befjeren Sache, der beſſeren 
Sache im Lichte der Interefen und Ueberzeugungen , welche die Macht 
des objeftiven Rechts erhoben haben. Die Anerkennung eines Anjpruchs 
hat nun eine gleich wejentliche Beziehung auf Vergangenheit und Zukunft. 
Sie ſchließt fortan ein ethiſches Werthurtheil über die der Vergangen- 
heit angehörigen, dem Anfpruch zu Grunde liegenden Vorgänge in fich. 

Im BZujammenhange mit diefen Aenderungen verringert fich die 
Bebeutung des Gegenfages zwiſchen Starken und Schwachen im Be— 
reihe des Nechtölebend. Ya, das objektive Recht tritt jogar in dem 
Gebiete feiner alfo erweiterten und befeftigten Herrſchaft in einen ge- 
wiffen Gegenjag zur Macht, indem es dort in feiner eigenthümlichen 
Bedeutung als eine umparteilihe höhere Gewalt am Entſchiedenſten 
hervortritt, wo es feinen Schild über den Schwachen Hält. Auf dieje 
Thatſache meift ein Wort Napoleons I. Hin, das hier angezogen zu 
werben verdient. Danach find Recht und Sitte zu Gunften der Schwachen, 
als eine Fefjel für den Starten erfunden. Die relative Wahrheit diefer 
Behauptung liegt am Tage. Ueberſehen ift dabei aber, daß Keiner 
ſchlechthin der Stärkere ift, daß jedenfalls Keiner die Gewähr dafür 
bat, daß er ſtets als ſolcher erfcheinen werde. In dem Bewußtfein 
hiervon hat das Recht, wie ſchon früher angedeutet worben ift, die 
allgemeinfte Quelle feiner Kraft, womit e8 zufammenhängt, daß die- 
jenigen, welchen dieß Bewußtſein fehlt, entweder das Recht, wie Na- 
poleon I. als für fich unverbindlich zu betrachten, ober fich der Ent- 
widlung befjelben und der Ausbreitung jeiner Herrſchaft, etwa wie 
England in Bezug auf das internationale Seerecht, zu widerfegen pflegen. 

Die Organifation, welche den harakterifirten Fortſchritt innerhalb 
der einzelnen Länder vermittelt, bildet den Kern ber ftaatlichen Organi— 
fation. Der Ausbildung dieſer legteren geht die Ausbreitung ber 
Herrſchaft des Rechts zur Seite. 


51) Rest und Maäit. 13 


Diefe Ausbreitung fällt nicht in allen ihren Einzelheiten und ver 
idiedenen Stadien gleichmäßig in's Licht der Geſchichte. Am meiften 
ift dieß der Fall bezüglich der Entwicklung des Strafrechts. Deßhalb 
bier zumäcft ein kurzer Hinweis auf diefe. Ex wird jenen Fortſchritt 
in jeinen bedeutſamſten Momenten vor Augen ftellen. 

Gehen wir auf die Vorftufen der ftaatlihen Strafjuftiz zurüd, 
je gelangen wir zur Herrſchaft der Selbfthilfe in der Form ber Rache. 
Diejelbe fteht unter dem Einfluß der Sitte und der religidfen Bor» 
üellungen, Hinter melden das gemeinfame Intereſſe an dem Beftande 
des öffentlichen Friedens fich geltend macht. Aber die Kräfte, welde 
dieje neutrale Macht für fich in Bewegung fegt, nämlich die Interefjen, 
Yeidenjchaften und Machtmittel der am Streite ſelbſt Betheiligten, 
dienen ihr in unvolltommener Weife. Der Triumph des jubjeftiven 
Rechts bleibt im Einzelfalle abhängig von der Zufälligfeit eines Ueber- 
xwichts der Macht auf ber Seite des Berechtigten und ift infofern 
en ihr unabhängig, und jelbft in dem Falle, wo das jubjeftive Recht 
zumphirt, ift der allgemeinen Sache des öffentlichen Friedens nur ein 
keidränkter Gewinn geboten. Denn jener Triumph ijt nicht geeignet, 
den ihwebenden Streit zum Abſchluß zu bringen, da er als Triumph 
ner Partei erſcheint und als folder gefeiert und ausgebeutet wird. 
& enthält daher ein Motiv für die Gegenpartei zu erneuten An—⸗ 
ittenzungen, um bie eigene Nieverlage durch eine Nieverlage des Gegners 
net zu machen. Der Fortſchritt über dieſe Stufe hinaus ift davon 
abhangig, daß jene neutrale Macht neutrale Werkzeuge finde und mittels 
terielben einen maßgebenden Einfluß auf die Erledigung des Streites 
ausũbe. Es geſchieht dich unter dem Drud ber Uebel, welde aus 
tem enblojen Streite nicht blos für die unmittelbar Betheiligten, jon- 
tem auch für die Anderen, für die Gemeinde, für den Stamm hervor— 
sehen und in der Bekämpfung berfelben eine Allen gemeinfame Aufgabe 
atenmen lafjen. Und es gefchieht in mannigfacher Weije. Unter Anderem 
durch die Begünftigung der Flucht des Berbrechers ſeitens der Gemeinde- 
zenoſſen und die Begünftigung eines nachfolgenden friedlichen Ausgleich® 
wiſchen den Parteien. Gar trefflich, heißt e8 bei Euripides, 


„Gar trefflich warb dieß von den Vätern eingeſetzt, 
Das aus der Leute Augen wich und nicht im Bolt 
Sich zeigen durfte, wer bie Hanb mit Blut befledt, 
Richt wieder ſterben follt’ er, fondern durch die Flucht 
Entfühnung fuchen; denn des Blutes wäre fonft 

Ein Ende nie geweſen; und ber letzte Morb 

‚Hätt’ immer kriſche Rad’ und neuen Morb gezeugt.“ 
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Man ftellt ferner die Bußfäge feft, welche von ber einen Seite 
genommen, von ber andern gegeben werben können, unbeſchadet ber 
beiberjeitigen Ehre, man zwingt ven Verbrecher zur Zahlung der Buße, 
fofern e8 von dem Berechtigten gefordert wird. Den vermittelnden 
Nachbarn und Freunden fubftituirt fich im Fortgang der Entwidlung 
die Gemeinde, der Fürft, der Staat, und die blos vermittelnde Rolle 
des neutralen Faktors wird durch bie eines allfeitig beftimmenden, bie 
Sade in immer weitergehendem Umfange in die eigene Hand nehmen- 
den Herrn abgelöft. Die Selbfthilfe wird verpönt, die Klage des Ber- 
legten wirb durch die öffentliche Klage, die Verfolgung im Namen jenes 
durch die Verfolgung im Namen der neutralen Macht felbft verbrängt. 
Das Sühngeld wird fortan der Ieteren, nicht mehr der Partei bezahlt. 
Da man, wie ein Nechtsfprichwort: lautet, „fein eignes Blut nicht 
teinfen kann“, fo empfängt jene höhere Gewalt die Buße an der Stelle 
der Sippe des Erſchlagenen. Zugleich ändert fi der Charakter diejer 
Buße dem Standpunkt biefer übergeorbneten Gewalt gemäß. So ent« 
wideln fich die Normen bes öffentlichen Strafrechts. Das Beftreben, 
deren unparteiliche Anwendung zu fihern und zu verhüten, daß nicht 
die Juſtiz felbft zum Schauplage neuer Parteikämpfe werde — num nicht 
mehr zwiſchen einzelnen Individuen oder Familien, ſondern zwiſchen 
ſozialen oder politifchen Parteien — und zu verhüten, daß ber Ange 
klagte unter dem Einfluß von Sonberintereffen und Affelten auf die 
Organe der Yuftiz felbit leide, ift beftimmend für eine andere Reihe 
von Einrichtungen und Maßregeln. Hierher gehört das Aiplrecht, 
welches in der Geſchichte zahlreicher Völker eine Rolle gejpielt Hat und 
im Bereiche der internationalen Gemeinſchaft fih noch in gewiſſen 
Grenzen behauptet. Daiffelbe eröffnet dem Angellagten, den von PBar- 
teien und deren Affeften abhängigen Organen ver öffentlichen Gewalt 
gegenüber Zufluchtsſtätten, ähnlich wie jene von Euripides gefeierte 
Sitte ehedem der Sippe des Berlegten gegenüber, damit ben Freunden 
und der Zeit eine vermittelnde Einwirkung ermöglicht werde. Unter 
günftigeren Verhältniſſen ift die Reform darauf gerichtet, die haupt⸗ 
fählichften Drgane des Rechts, die Gerichte, über das Niveau aller 
Barteilämpfe emporzuheben und ihre Stellung in einer Höhe zu ber 
feftigen, an welde auch bie Leidenſchaften und Sonberintereffen ber 
Mädtigften mit ihrem Einfluk nicht Binanteichen Tönnen. Es gehört 
dahin die durchgreifende Scheidung der Rechtsanwendung von der 
Rechtsſetzung, die Trennung der Juſtiz von der Verwaltung, das 
ausichliepliche Binden der richterlichen Wirkſamkeit an das Gejeg, die 
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Bereinigung bureaufratifcher und vollsthümlicher Elemente in ven gemifch- 
tm Gelihten zc. 

Diefer formalen Entwidlung gehen, wie ſchon angedeutet wurbe, 
Aenderungen hinſichtlich des fachlichen Maßftabes, der bei der Behand- 
lung der Verbrechen angelegt wird, zur Seite. Diejelben betreffen, in 
feweit in ihnen ein innerer Zufammenhang und ein Fortſchritt er- 
lennbar find, die ailfeitigere und gleihmäßigere Abwägung und Berüd- 
fihtigung der direlt und indirelt — auch auf der Seite des Verbre- 
ders — beiheiligten Intereffen im Sinne unferes neutralen Rechts- 
vrinzips. 

Jene zuerſt berührte formale Entwicklung hat in ihren, die Gerichte 
betreffenden Momenten feine ausſchließliche Beziehung auf das Strafe 
tet. Ihre Bedeutung ift eine umiverjelle. Speziell gilt das hierüber 
Beigebrachte in der Hauptjache auch für bie Eivilrehtspflege. 
Anh im Bereiche ihrer Geſchichte laſſen ſich ferner jene beiden Arten 
ven Keformen, welche ımter ven Hier feitgehaltenen Geſichtspunkt fallen, 
Ienftatiren. Den bie Form der Erledigung von Rechtsſachen betreffen. 
den, ftelfen fich auch Hier foldhe zur Seite, welche auf den jachlichen 
Naßftab Bezug Haben, der dabei zur Anwendung kommt. Eine ber 
ketentfamften Seiten der Geſammtgeſchichte bes Rechts Tiegt in ber alle 
mählich fich vollziehenden Neutralifirung politiicher, nationaler, konfeſ⸗ 
fiomeller und gejellihaftlicher Gegenfäge und mit ihnen zufammen- 
hengender Machtungleichheiten in Bezug auf vie Fähigkeit zum Erwerbe 
von Privatrechten und die allgemeinen Bedingungen des Erwerbs, fo- 
wie in Bezug auf die erfolgreiche Geltendmachung von jolhen. Der 
dortſchritt Hat Hier dahin geführt, daß jene Fähigkeit mit ber menſch⸗ 
Iihen Perfönlichteit al folder verknüpft wirb, daß in bem Werben um 
jene Rechte der individuelle Wille dem individuellen Willen grunbfäglich 
gleich geſetzt und die rechtliche Wirkjamfeit dieſes Willens überall nach 
dem gleichen Maße beurtheilt wird. Wenn der moberne Kulturftaat 
einem Seven, ver menjchliches Antlig trägt, jene Rechtsfähigkeit zuer- 
femt und einem Jeden, welcher Nation, Konfeſſion und Gejellichafts- 
ſcichte er auch angehören möge, ben gleihen Schuß für feine wohler- 
worbenen Rechte durch feine umparteilichen Gerichte in Ausficht ftelkt, 
jo liegt darin ein Triumph der nämlihen Kräfte, auf welche die Ent- 
ſtehung des Rechts ſelbſt und bie Entwidlung aller feiner Theile zurüd- 
führen find. — Erwähnt jei noch, daß unter unſeren Gefichtspunft 
ale Aenderungen des Sachenrechts, in welchen eine umfafjendere Wür⸗ 
digung der begründenben Thatſachen zum Ausbrud kommt (man ver- 
sleie 5 DB. das altdeutſche Recht der Gewere mit dem römiſchen 
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Eigentfums= und Befigesrecht), ferner alle Vorgänge und Beftrebungen 
fallen, welde dem Faktor der Arbeit eine fteigende Bebeutuhg ver- 
Teihen im Gegenſatze zur bloßen Machtäußerung (Offupation), ſowie 
das Hervortreten der rationellen Gründe des Eigenthums in den die 
Umbildung des Rechts beeinfluffenden Anfchauungen. 

Auch in den anderen Mechtögebieten fehen wir jene Kräfte am 
Werte, obgleich die Bedingungen für die Begründung und Ausbreitung 
der Herrſchaft des neutralen Faktors überall ſonſt minder günftig Liegen. 
Letzteres ift 3. DB. im Staatsrechte, wie leicht zu erfennen iſt, der 
Ball. Jener Faktor fieht fich Hier in dem Ringen um die Herrſchaft 
im Staate und um deren Ausbreitung oder Beſchränkung gewaltigeren 
Kräften gegenüber, während die Quellen jeiner eigenen Macht hier 
fpärlicher fliegen, und ber Ausbildung feiner Organe weitaus größere 
Hinderniffe ſich entgegenfegen als in den zuvor in's Auge gefaßten Ge 
bieten. Es handelt jich Hier darum, die Träger ber herrſchenden Ge- 
walt, welche das Recht ſelbſt mit überlegenen Waffen ausrüftet, mit 
Schranken zu umgeben und an dem Mißbrauch jener Waffen zu ver: 
hindern. Vielen ſchien dieß eine widerſpruchsvolle und deßhalb einfach 
fallen zu laſſende Aufgabe zu fein. Gelehrte früherer und jüngfter 
Zeit Haben gemeint beweifen zu können, daß die oberfte Gewalt im 
Staate nit mit wirkſamen Kontrolen und Schranken umgeben werben 
fönne, weil innerhalb der nämlichen Sphäre nur eine höchſte Gewalt 
beſtehen fönne. Sie überfahen, daß denlbarer Weije die in gemeinjamen 
tiefwurzelnden Ueberzeugungen und Gewohnheiten wurzelnde Kraft des 
neutralen Faktors jelbft, etwa in Geftalt eines überlieferten, von dem 
Nechtögefühle und lebhaft empfundenen Bedürfniſſen aller Klaſſen ge 
tragenen Verfafjungsrechtes, die höchſte Kraft innerhalb eines Gemein- 
wejens fein fönne. Sie überfahen ferner, daß die Macht eines Königs, 
welde in einem gegebenen Momente fich als die höchſte darftelit. feine 
unabänderliche Größe ift, daß biefelbe vielmehr jederzeit einem Prozeſſe 
entweder des Wachsthums oder des Abfterbens unterliegt, daß fie an 
zahlreiche, ven mannigfachften Einflüffen unterliegende Beringungen ge: 
bunden ift, und daß zu diefen Einflüffen auch derjenige des neutralen 
Faktors gehört. Der Gang einer fortfchreitenden Entwicklung aber 
führt zu einer Steigerung dieſes letzteren Einflufjes und zur Ausbildung 
dieſes Faktors jelbft auch im biefer Sphäre. Es ift das Kennzeichen 
des „Rechtsſtaats“, daß jener hier eine wirkliche Macht repräfentirt. 
Bon dem in Deutfchland, England ꝛc. gegenwärtig geltenden öffentlichen 
Rechte können wir dieß unbedenklich behaupten, da daſſelbe alle öffent⸗ 
lichen Gewalten mit Schranfen umgibt, welche nicht leicht überfprungen 
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werden bürften, und den Rechten der Negierenden und Regierten grund» 
iürlih und nicht erfolglos die gleiche Unverletzlichkeit zufichert. Auch 
gehört bie feit längerer Zeit bei uns hervortretende Bemühung um die 
vollfländigere Ausbildung der Rechtspflege des üffentlichen Rechts und 
damit der wichtigften Organe unferes Faltors für dieſes Gebiet Hierher. 

Der geihichtliche Fortſchritt enthält demgemäß auch hier die ſchon 
öfter unterjchievenen Momente, eine Zurüdvrängung von Eigenmacht 
und Selbfthilfe durch eine unparteiliche gerichtliche Wirkſamkeit und die 
Ninderung des Einfluffes zufälliger Machtverhältniffe und bloßer Partei⸗ 
intereffen auf die Begründung, Vertheilung und Abgrenzung ber ſub⸗ 
jftiven Rechte. Legteres im Zujammenhange mit der Ausbildung 
theoretiſcher Syſteme (die Gejchichte der Nechtsphilofophie gehört in der 
dauptſache Hierher), in welden der dem neutralen Rechtsſtandpunkte 
entſprechende Maßſtab für diefe Begründung, Bertheilung und Abgren- 
zung, im Sinne ver Empfindumgsweife beftimmter Zeitalter oder auch 
kitimmter gefellichaftlicher Gruppen, immer aufs Neue aufgeftellt 
vorden iſt und aufgeftellt wird. Ein dortſchritt der fraglichen Art liegt 
mter Anderen in ber Hervorfehrung der Pflichtfeite bezüglich der Aus» 
dung öffentlicher Rechte. Im Allgemeinen wird heute, ioas nicht immer 
tr Fall gewefen ift, Hinfichtlich der Verwaltung der gemeinfamen Anger 
legenfeiten durch bie öffentlichen Funktionäre die Pflicht als das Prie 
mite, das Recht als das Selundäre, welches jich nach jener bemißt 
und von der Fähigkeit und dem Willen zur Erfüllung berfelben ab⸗ 
hingig bleibt, betrachtet. Wo im Gegenfage Hierzu eing Herrſchaft 
über Andere ober irgend ein Entſcheidungsrecht in öffentlichen Dingen 
„kraft eigenen Rechts" ausgeübt wird, da haben wir es in Wahrheit 
mit dem Prinzip der Macht zu thun. Denn der weſentliche Sinn jener 
formel ift nicht verleugnet, wenn wir ihr die andere fubftituiven: 
„Faft eigener Macht". Und freilich, das Regieren Fraft eigenen Rechts 
üt nirgends volljtändig verbrängt. Vielmehr behauptet es ſich überall, 
zum mindeften an ber oberften Stelle im Staate, in Republilen ebenjo 
wie in Monarchieen. Das „jouveräne Volt" herricht ebenfo Fraft eige⸗ 
nen Recht wie der Monarch, und der Wille des erſteren ift wie der 
des Tegteren nur kraft einer Fiktion ibentijch mit dem alles Menichliche 
Jeahmäßig umfaffenden neutralen Prinzip des Rechts. . 

Auch auf internationalem Gebiete zeigen ſich jene Kräfte, 
wem auch bisher, wie ſchon bemerkt wurde, mit dem geringften Er- 
iolge, geichäftig. Auch Hier geichieht e8, daß gemeinfame Ueberzeugungen 
mm Gewohnheiten und ein Bewußtſein gemeinfamer Intereſſen fich 
herausbilden, und daß in ihnen ein neutrales Maß, beveutfam für bie 
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Vermeidung und die Schlichtung von Konflikten, gewonnen wird; daB 
unter ihrem Einfluffe das Gebiet der Selbfthilfe eine Einſchränkung 
erfährt und das Verfahren in Rechtöftreitigfeiten eine gewiffe, wenn 
auch befchränkte, Unabhängigkeit gewinnt von den Machtmitteln, welche 
die Streitenden in einem gegebenen Momente für fich in Bewegung 
zu jegen vermögen. Für ein ſolches Verfahren fehlt es nicht völlig an 
äußeren Organen. Es gehören dahin die von Fall zu Fall durch ftrei- 
tende Parteien berufenen Schiedsgerichte, die Kongreffe, injofern fie es 
unternehmen, an bie Stelle triegerifcher Entſcheidungen friebliche Kompro- 
miſſe zu fegenu. 4. Wir haben es hier freilich in der Hauptſache mit 
Improvijationen zu thun, deren Werth ſich mit dem der organifchen 
Einrichtungen bes internen Rechtslebens nicht vergleichen läßt, welche 
aber letztlich doc in verwandten Verhältniſſen und Bedürfniſſen wur: 
zeln, und die gleiche Tendenz zum Ausbrud bringen, Nur ift, was im 
internen Rechtsleben primitiven Zuſtänden entjpricht, dort, wie früher 
ſchon bemerft worden ift, zum Theil beharrender Natur. Ein Fortſchritt 
über die dermalige Entwidlungsftufe Hinaus ift freilich nicht ſchlechthin 
ausgeſchloſſen, vielmehr im Hinblid auf die fortſchreitende Verflechtung 
der Intereffen auf dem internationalen Gebiete in beftimmten Rich- 
tungen mit Sicperheit zu erwarten. Die Beweisgründe, welhe man 
gegen die Möglichkeit eines ſolchen Fortſchrittes zu verfchiedener Zeit 
und neuerdings mit bejonderem Nachdruck geltend gemacht hat, find 
ſchon deßhalb ohne Bedeutung, weil fie niemal® den Thatſachen ent: 
nommen wurden, welchen fie vielmehr wiberftreiten, ſondern ſtets aus 
willfürlich zurechtgemachten Begriffen von Recht und Staat herausge- 
fponnen worden find. Aber freilich, die Organijation des Völlerrechts 
wird eine fragmentarifhe und feine beherrſchende Kraft eine beſchränkte 
bleiben. Der Grund ift einfach. Würde diefe Organifation ſich voll» 
enden, fo würde damit das Gerüfte eines neuen Staatsweſens auf- 
gerichtet fein, und das Völferrecht würde fich in ein internes ſtaatliches 
Recht verwandeln. Die Frage nach der Entwidlung des Völterrechts 
geftaltet fich daher, ſobald das Ueberjchreiten gewiſſer Stufen dabei in’s 
Auge gefaßt wird, zu der Trage, ob dieſe Entwidlung ven Weg ftaat- 
licher Neubildungen einfchlagen werde, ob etwa anzunehmen fei, daß 
zunächſt die Formen des Staatenbundes jenem Rechte zu einer greif- 
bareren Eriftenz und zu geficherterer Wirkſamkeit verhelfen würden, 
und daß dann zu irgend einer Zeit ein Uebergang zu ben geichlofiene- 
ten Formen des Bundesſtaates ftattfinden würde. Dieje Frage aber 
ſoll Hier unerörtert bleiben. Gegenwärtig find wir jedenfalls in jener 
Entwidlung noch weit von dem Punkte entfernt, wo fie praftifh werden | 
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tinmte, Und fo lange dieß der Wall ift, werden wir die Ronfequenzen 
davon gelten laſſen müſſen. Wo bie Herrichaft des objeltiven Rechts 
nicht entiwidelt und durch ein Syſtem ftabiler Einrichtungen verbürgt 
ift, da befteht die Herrſchaft der Selbfthilfe, welche ihre eigenen Be- 
dingungen Kat und ſich in ihren Formen und in ihrer Wirkjamteit nicht 
meflen läßt nach einem Maßſtabe, der dem entgegengefegten Syſtem 
amehört. So würde es thöricht fein, angeſichts jener Herrſchaft ber 
Selsfihilfe und, fo lange feine Möglichkeit bejteht, dieſelbe durch eine 
von neutralen Inſtanzen gewährte zuverläffige Rechtöpilfe zu erfegen, 
den Rrieg, die äußerfte Form der Selbfthilfe, zu verwerfen, oder gegen 
das Recht des Siegers zu proteftixen, feine Exiftenzbebingungen in ven 
dem Spftem der Selbjthilfe entiprechenden Formen ficherzujtellen. So 
iſt es ein bloßer Wiverfpruch, wenn im Namen eines angeblid „neuen 
Rechts“ zwar der Krieg als eine Nothwendigkeit anerkannt, das Recht 
ver Eroberung aber verworfen wird. 

In diefem Thatbeftande im Bereiche des politifchen Lebens findet 
des Verhalten der Staatsmänner feine Rechtfertigung. Gegenfägen 
xzenũber, welche feine neutrale Macht auszugleichen oder abzuftumpfen 
im Stande ift, in Kämpfe verwidelt, für deren Abſchluß die gemein« 
janen Intereffen der Gegner feinen Maßſtab varbieten oder zur Gel- 
tung zu bringen vermögen, bebienen fie fich der Waffen, von deren 
Gühnmg Hier die Enticeivungen abhängen, und derjenigen Werthe, 
wege in dieſem Bereiche Kurs haben. Sie fegen der Gewalt die Ge- 
malt entgegen und, um mit Friedrich dem Großen zu veven, „betrügen 
die Betrüger”. Sie wifjen das „Räuber vaube, Wolf friß“ (Massimo 
d@’Azeglio) der italienifchen Patrioten, welche ein eigenfüchtiges Klein⸗ 
fürftentgum mit Hilfe des thatkräftigften feiner Mitglieder zu vernichten 
frebten, zu würdigen und machen fich feine Strupel, wenn fie einem 
Rechte, das fich einer naturgemäßen Entwidiung entgegenfegt, die Macht 
soranftellen. 


Genug, von ber Verwirklichung bes früher bezeichneten Ideals find 
wir überall hier weit entfernt, und weber Staatsmänner noch Philo- 
fopgen werben den Fortſchritt in der Ausbildung der Herrſchaft neu« 
traler Mächte weientlich zu befchleunigen vermögen. Auch in denjenigen 
Sebieten, in welchen dieſe Entwicklung am Weiteften vorgefchritten ift, 
Find wir entfernt davon, letzte Ziele erreicht zu haben. Es befteht hier, 
um Die Grenzen des Errungenen und Erreichbaren auf biefen Gebieten 
in allgemeinerer Weife zu beftimmen, ein Unterſchied zwiſchen dem 
Rehte in hypothesi und dem Rechte in thesi. Was näm- 
Ih das erftere, aljo die Feſtſtellung Tonfreter Rechte auf Grund der 
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geltenden Rechtöregeln betrifft, jo find wir hier, im Zujammenhange 
mit ber oben erwähnten formalen Entwidlung, unſerem Ideale in der 
That nahe gerüdt. Denn dieſe Zeftftellung erfolgt durch eine, nad 
menſchlichem Maße beurtheilt, wirklich neutrale Inftanz, das unab= 
hängige nur an die Rechtöregel gebundene Gericht, ohne Rückſicht auf 
die Machtverhältniffe der Beteiligten, und die Regel ſelbſt iſt aufge- 
ftellt worven ohne Berüdfichtigung und Kenntniß der konkreten Streit- 
fache, erfcheint daher ihr gegenüber infofern ebenfall® als neutral. Die 
konkrete Rechtsfrage hat fi) alfo von der konkreten Machtfrage faktiſch 
gelöft. Aber hinfichtlich des Rechts in thesi und jeiner Feftftellung gilt 
nicht das Gleiche. Wohl zeigen fich bei der Fortbildung befjelben ge: 
wiſſe Prinzipien einflußreich, in welchen uns jener früher gefennzeichnete 
Geift des Rechts ummittelbar anſpricht. Es ift auf folhe Prinzipien 
bei Durchſchreitung der verſchiedenen Rechtsgebiete hingebeutet worden. 
So weit das Recht ſich von ihnen beberrfcht zeigt, hat e8 den Charaf- 
ter wahrhafter Unparteilichleit. Es ſcheint hier als eine Allen überge- 
orbnete und, weil Repräfentantin des in menſchlichen Dingen allgemein 
Gültigen und Weſentlichen, zugleich Allen nahejtehende Macht ſich von 
dem Boden gejellfchaftlicher Gegenfäge und Konflikte völlig loszulöſen, 
der Göttin vergleichbar, welche, unberührt von menſchlicher Parteiung, 
die „gleichſchwebende Wage“ der Gerechtigkeit in feiten Händen hält. 

Aber jene Loslöjung fann für das Recht doch überall nur in 
einem eingejchräntten Sinne erfolgen. Dafjelbe hat feine Stügpunfte, 
welche, für jede Parteiung ſchlechthin unerreichbar, ganz außerhalb jener 
Sphäre lägen. So wenig der Wunſch des Archimedes, einen Stand 
punkt außerhalb der Welt zu erlangen, von welchem aus er bieje nach 
feinem Willen in Bewegung zu fegen vermöchte, erfüllbar war, jo 
wenig ift es für das Recht möglich, einen Standpunkt außerhalb der 
Welt einander widerjtreitender Interejjen und Kräfte, der es felbft an- 
gehört, und aus welcher es feine Kraft hat, zu gewinnen. Daher wird 
ſich das Problem der Erlöjung des Rechts aus: feiner Abhängigkeit von 
der Macht auf dem Wege einer voranjcpreitenden Entwidlung ſtets von 
Neuem als ein trog aller Fortichritte endgültig nicht gelöfte® darſtellen. 
Es weicht in höhere Regionen zurüd, ohne zu verſchwinden. 


V. 


Wäre es möglich, ein Prinzip zu entdecken, in deſſen unbedingter 
und aufrichtiger Anerkennung alle Parteiſtandpunkte der Welt zuſammen⸗ 
träfen, und welches zugleich einen Maßſtab für die Entſcheidung aller 
denfharen Streitfragen darböte, fo wäre damit freilich jener geſuchte 
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Standpunkt gefunden. Allein ein folches Prinzip eriftirt nicht. Die 
menfälichen Interefjen find nicht in ber hierbei vorausgefegten Weife 
harmoniſch. Auch die legitimen Intereffen nicht, von welchen man dieß 
annefmen zu können gemeint hat. Die tieferen Gegenjäge Baben ihren 
Grund nicht in dem Verhältniß von gut und böfe, ſondern in der Kom⸗ 
rlisirtheit der menſchlichen Natur und ver Bebingungen menjchlicher 
Gifte, und Entwidlung, und find gleich ihr nicht zu bemältigen. 
Wohl gibt e3 Quellen des Streites, welche eine fortfchreitende 
Entwicllung ſchließen kann. Hierher gehören Irrthum und Unwiſſen⸗ 
beit, welche Intereſſen als einander entgegengeſetzt erſcheinen laſſen, bie 
rielmehr mit einander harmoniren. Die wachſende Aufklärung kann 
bier helfen. Hierher gehört ferner das Uebergewicht niederer Kräfte im 
Bereiche des geſellſchaftlichen Lebens. Der rohe Menſch empfindet das 
Fremde als feindlich und die Intereffen der Anderen im Allgemeinen 
34 ihm fremd, während das höher organifirte Individuum die Inter» 
dien der Anderen in gewiſſem Umfange als jeine eigenen empfindet. Die 
feigenve Kultur Tann dahin führen, daß bie edlere Empfindungsweiſe 
um verbreiteteren wird. Endlich ift der natürliche Gang der Dinge, 
die die Erfahrung zeigt, darauf gerichtet, die Interefjen immer weite- 
ter Lreiſe im ein gegenjeitiges Abhängigkeitsverhältniß von einander 
m in eine gemeinjame Abhängigkeit von iventifchen Bedingungen zu 
krngen. So durch Vermittlung der Arbeitötheilung und des Austaufche 
con Gütern und Ideen. Wenn etwa unter Nachbarn der Raub durch 
ten dandelsverkehr abgelöft wird, jo tritt die Prosperität auf ber einen 
Sitte in eine gewiſſe Abhängigkeit von derjenigen auf der Gegenfeite, 
und der Friede wird die gemeinfame Bedingung für dieſe und jene. 
Als dieß läßt jedoch die Gegenjäge überhaupt keineswegs verſchwinden. 
Tiejelden wechfeln nur gleichſam den Ort, wo fie jich geltend machen, 
md die Formen, in welchen dieß gefchieht. So kann es der Fall fein, 
N5 Grgenjäge zwiichen felbftändigen Völkern abgelöft werben durch 
Segenjüge zwifchen verfchievenen Voltsklaffen innerhalb eines erweitere 
tm Gemeinweſens, in welchem jene fi zu Einem Volke verbunden 
haben, und biefe letzteren Gegenfäge durch ſolche zwiſchen prinzipiellen 
Parteien. Und was dieſe Parteien angeht, jo bringt zwar der Fort⸗ 
ihrit ber Kultur eine Verfeinerung ver Formen mit fi, in welden 
fie fi belämpfen, aber weber eine befinitive Ausgleichung, noch feldft 
eine Abſchwaͤchung des prinzipiellen Gehalts ihrer Gegenfäge. Viel- 
meht findet es ſich, daß die ältere Kultur tiefere und mannigfaltigere 
Segenfäge in fich ſchließt als die jüngere. Vergleichen wir dad Stammes» 
chen anf miederer Entwiclungsſtufe mit dem Leben der mobernen Kul- 
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tuwölker, jo tritt uns dort eine unvergleichlich viel höhere Einheit der 
Empfindungs- und Denkweife entgegen als hier. Die Entwiclung, 
welche zu höheren Formen bes geiftigen Lebens geführt hat, ließ zu— 
gleih Verſchiedenheiten und Gegenfäge zum Vorſchein kommen, welche 
fih unter mancherlei Formwandlungen und allen taufendfach erneuten 
Vermittlungsverfuhen zum Trotz behauptet und in beftimmten Nich- 
tungen erweitert und vervielfältigt haben. 

Diefer Thatbeftand fehließt die Annahme aus, daß das Recht je» 
mals gleichzeitig allen legitimen Intereffen und in ihnen wurzelnden 
Empfindungs: und Denkweifen und Anſprüchen gerecht werden könne. 
Ebenfowenig würde es möglich fein, alle kollidirenden Intereſſen zc. 
gleichmäßig zu verlürzen, da es Hierfür an jevem Maßftabe fehlt. Das 
Recht wird daher ftetS Elemente einer innerlich nicht begründeten Be— 
vorzugung ober Benachtheiligung beftimmter Intereffen, d. i. Elemente 
der Parteilichfeit oder Ungerechtigkeit, enthalten. Und dieſe Parteilich- 
keit wird ſtets ein Ausbrud von Machtdifferenzen fein; jene Bevor⸗ 
zugung wirb die zu einer gegebenen Zeit ftärfere, dieſe Benachtheiligung 
die ſchwächere Seite erkennen laſſen. 

Das Recht zeigt den hervorgehobenen Thatſachen gemäß in allen 
feinen Theilen einen Kompromißcharatter. Wie jedes Kompro- 
miß bie Anerkennung ber Legitimität des beiderfeitigen Standpunktes 
zur Grundlage hat, fo auch das Recht. Und wie jedes Kompromiß in 
dem Maße, in welchem die beiberfeitigen Anſprüche darin eine Berück- 
fihtigung ober Nichtberüdfichtigung finden, auf die Machtoerhältniſſe 
zwiſchen den Parteien hinweift, fo aud das Recht. Der Fortſchritt im 
Bereiche der öffentlichen Zuftände berührt diefen Charakter des Rechtes 
nicht. Kein anderer Fortſchritt Könnte hier mit mehr Grund in Be— 
tracht gezogen werben, als derjenige, ber an bie Stelle gewaltfamer 
Aenderungen des beftehenden Nechts überall die friedliche Reform fett. 
Aber jenen Zufammenhang mit den gegebenen Machtverhälmifien hebt 
derjelbe nicht auf. Denn er ift an die VBorausfegung gebunden, daß 
es den gefellichaftlihen Mächten überall möglich fei, ihre Gewichte zu 
Gunften oder Ungunften beftimmter Reformel in bie Wagſchale zu 
werfen. An die Stelle des Krieges tritt hier der Kampf ber Parteien, 
in welchem die Entſcheidung nicht minder wie in jenem zu Gunften ver 
ftärleren Seite fällt. Hinter den Parteitämpfen aber lauert der Bürger- 
frieg. Ein Verſuch, mächtige Parteien dauernd jenes Einfluffes zu be» 
rauben, würbe eine Provofation, ja ben Beginn beffelben enthalten. 
Im fonftitutionelfen Staate find bie politifchen Wahlen und Abſtim - 
mungen gleichfam die entfcheidenden Waffengänge, in welchen bie Par⸗ 
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teien ihte Kräfte meſſen. Der Gefeggeber aber, welcher die Ergebnifje 
ver legteren zur bindenden Norm erhebt und als ſolche verfündigt, ift 
in tiefer Rolle mit dem Unparteiijchen bei ben militärifchen Mandvern 
zu vergleichen. Das Urtheil des letzteren ftelit feft, welche unter den 
Parteien im Ernſtfalle gefiegt haben würde, und entſcheidet damit über 
die Richtung, in welcher fich die Streitenden zunächit zu bewegen haben, 
umd in welcher ſich die ferneren Kämpfe entwideln müſſen. Aehnliches 
zit von jener Funktion des Geſetzgebers. Derfelbe erſcheint Hier jo- 
nach freilich in der Rolle des „Unparteiiſchen“. Aber in dem Urtheile 
deflelben, jo weit e8 ben angegebenen Sinn hat, bilden Recht und Macht 
!änen Gegenfag, jondern fallen zufammen. Allerdings läßt der Ver- 
gleich wit die ganze Wahrheit Hervortreten. Denn im mohlgeorb- 
uten Staate ift dafür gejorgt, daß der Gang der Dinge nicht aus—⸗ 
ihlieplich und in abfoluter Weife von den jeweils ſich gegenüberftehen- 
den Parteien und bezw. ber jeweils ftärferen abhängig fei, daß vielmehr 
wutrale Faktoren (was im Kriege blos zufällig ift) ihr Gewicht da- 
zeben, von einem außerhalb ber jeweiligen Parteitämpfe liegenden Ge— 
Kite aus, auch geltend machen können. Als ein folcher Faktor ift in 
ver fonftitutionellen Monarchie u. A. das über den Parteien ftehende 
Keuigthum gedacht. Aber von einer völligen Paralyfirung der Partei- 
zwichte kann hier mie die Rebe jein, und auf die Dauer wird bie Re- 
form fich ſtets in ber Richtung der mächtigeren Parteiftrömungen bes 


Bir find damit zu unferem Ausgange zurüdgefehrt, und es erneut 
ih die Frage, wie wir und mit unjerem Urteile zu diefem nun ge» 
sauer beitimmten und begrenzten Thatbeftande verhalten ſollen. Wenn 
das Recht jene Abhängigkeit nicht brechen fann, verdient es die Achtung, 
mit welcher wir feinen Anforderungen entiprehen? Wie kommt es zu 
dm Bunde mit ber Moral, in welchem wir es zu erbliden ge— 
vn fu? VI. 


Die Frage weiſt auf Probleme von großer Tiefe hin, an beren 
erihöpfende Löſung Hier nicht gedacht werben fan. Doch ſollen einige 
Gefihtspuntte bezeichnet werben, von welchen aus fie meines Erachtens 
iR Angriff zu nehmen find. Dabei handelt es fih zum Theile nur um 
die nochmalige Hervorhebung im Bisherigen ſchon enthaltener Momente. 

Das Recht gehört einer Sphäre der Gegenfäge und Konflifte an 
md entwidelt fich aus dieſen. Seine nächte Beftimmung ift, fih als 
eine Macht über alle anderen Mächte zu erheben, und das Geſetz Eines 
übergeorbneten Willend an die Stelle eines Chaos fich gegenjeitig ver⸗ 
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neinender Willen zu jegen. Das aber vermag ed nur im Bunde mit 
gegebenen Machtfaktoren, jpeziell mit dem Stärfften innerhalb feines 
Kreifes. Indem es hierbei in eine Abhängigkeit tritt von Elementen, 
die feinem Weſen an ſich fremb find, zieht es diefe zugleich im feinen 
Dienft. Wo es fi einmal erhoben Kat, ba ift es umgeftraft micht 
mehr zu ignoriven. Wie mächtig Einer fein möge, er fann feine Macht 
auf die Dauer nur behaupten, wenn er fie in jenen Dienſt des Rechts 
ftellt, und fie in dieſem Dienfte für die Aufrichtung oder Wahrung 
einer Friedensordnung in ber Gemeinfchaft arbeiten läßt. So huldigen 
wir denn einem Herrſcher in letzter Linie nicht mit Rüdficht auf den 
Uriprung feiner Gewalt, jondern mit Rückſicht auf die Funktionen, in 
welchen fie fich bethätigt, weil fich an ihm bezüglich feines Verhältniffes 
zum Recht das Wort des Dichters erfüllt: „Wo Du herriceft, biſt Du 
auch der Knecht“: 

Wenn aber jene Frievensorbnung fih zunächſt als ein Ausdruck 
für gegebene Machtverhältniffe darſtellt, welde von ihr nur einem 
mwüften Kampfe entzogen und der Nothwenbigfeit, fich täglich erneuerten, 
zweckloſen Machtproben zu unterwerfen, enthoben werben, jo ift ihr 
Werth um deßwillen nicht verneint, fie hat ihn, wenn auch feinen ab⸗ 
foluten Werth, als Friedensordnung, gleichviel wie jene Machtverhält: 
niffe liegen mögen. Die Aufgabe des Rechts ift mit ihrer Herftellung 
freilich nicht erſchöpft. Diefelbe erweitert ſich vielmehr in der geſchil ⸗ 
derten Weije und in den von mir bezeichneten Richtungen, und zwar in 
dem Maße, als die Grundlagen feiner Macht fich verbreitern und 
wahrhaft allgemeine Intereffen und zugleich Interefien geiftiger Art 
darin bervortreten. Im biefem Maße vermag es bie Fortbildung der 
gegebenen Zuftände im Sinne jenes neutralen Prinzips, unter Bevor- 
zugung der Madtqualitäten gegenüber von bloßen Quantitäten 
zu beeinfluffen, vermag e3 die ſchwächere, aber befjere Sache — beſſer im 
Sinne der genannten Interefjen und jenes dem echte wejentlichen 
Geiſtes, den ich zu charakteriſiren verfucht habe — von fich aus zu ſtärken 
und ihr ein künſtliches Webergewicht zu verleihen. 

In diefer Richtung find indeſſen, wie gezeigt worden ijt, umüber- 
fchreitbare Schranken gezogen. Das Recht bleibt daher, an den ihm 
jelöft innewohnenden Tendenzen gemefjen, unvolltommen. Und dieß 
fein Fernbleiben von einem nicht willkürlich aufgeftellten Ziele, mit 
deffen Erreichen erjt Recht und Gerechtigfeit zufammenfallen würben, 
bildet eine Quelle beftändiger Unruhe, immer erneuter Anffagen und 
Agitationen in der Sphäre des Rechts, ein treibendes Element in jeiner 
Geſchichte, welches feinen Abſchluß zuläßt, zu immer erneuten Reformen 
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drängt, welche nur als künftige in dem Glanze volltommener Löſungen 
alter Probleme ftraßlen, als vollzogene mehr und mehr dieſes Glanzes 
verfuftig gehen. Die Heiligfeit des Rechts ift und bleibt daher eine 
blos relative und kommt überbieß den verichievenen Theilen deſſelben 
in einem ungleichen Maße zu. Aber die Gefammtbewegung ber bis⸗ 
herigen Geſchichte war einer Steigerung feines Wertes günftig, und 
mir dürfen das Gleiche von dem Fortgange derfelben erwarten. Die 
Richtung, in welcher die Entwiclung bisher voranſchritt, läßt ſich der- 
jenigen vergleichen, in welcher bie alte Götterwelt, die ivenle Vertretung 
des Rechts in der Phantafie der alten Völker, fich entwidelte. Die 
Götter der Vorzeit find parteitich, fie ſchützen mur ifre Lieblinge, nur 
dieſen gegenüber ijt ihr Gericht gerecht, auch Hier aber wird die rohe 
Kraft vor Allem gewogen. Sie kämpfen im Bunde mit ihren Välfern, 
und ihr Schidjal ift, gleich dem der legteren, an die Waffenentſcheidung 
zebunden. Sie befämpfen und verneinen fich gegenjeitig und die über- 
georbnete Stellung des Gebieters unter ihnen ift auf überlegene phyſiſche 
Kraft gegründet. Aber fie entwickeln fich zugleich mit ihren Völfern. Der 
Zeus des Aeſchylus fteht höher al3 der des Homer, der Zeus Plato's 
höher als derjenige des Aeſchhylus. Aus dem Gewaltigen ift ein Heiliger 
Sort geworden. Und im Zufammenhange mit folder Erhöhung ver» 
fiutt die Welt der blos nationalen Götter. Sie wird abgelöft durch 
ein Alle gleihmäßig umfafjendes, alles Menſchliche mit dem gleichen 
gerehten Maße mefjendes Regiment. Die Entwidlung des menschlichen 
Rechts Tann Hier nicht folgen, wohl bewegt fie ſich im ber gleichen 
Richtung, aber fie kann das gleiche Ziel nicht berühren. Das Alle und 
alles Menfchliche gleichmäßig umfafjende Recht wird ein Ideal bleiben, 
das aus der Ferne glänzt, gleich einem unerreichbaren Geſtirne. 

Wenn übrigens das Verhalten des Rechts an jenem kritiſchen 
vunlte für den ethiichen Standpunkt unbefriebigend bleibt, fo fehlt: es 
doch nicht wöllig an Brüden, die von dem letzteren auch hier zu dem 
Standpunlte des Rechts Hinüberführen. Jene Bevorzugung des Stär— 
teren erſcheint auch für dieſen ethiſchen Standpunkt nicht ſchlechthin 
unbegreiflich und nicht blos durch den dargelegten Zuſammenhang ent⸗ 


Mit Recht hat Herbart in ſeiner Ethik auf die Achtungsgefühle 
hingewieſen, welche die Bethätigung einer überlegenen Kraft unwilllür⸗ 
lich in ung hervorruft. Dieſe Gefühle find nicht, wie Andere gemeint 
haben, der Freude am jchönen Kunftwerk, fondern den moralifchen 
Ahtungegefühlen zunãchſt verwandt. Es dürfte nicht allzu gewagt fein, 
dieielben mit der Bedeutung der Kraft im Kampfe um unjere Eriftenz 
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und deren befriedigende Geftaltung, fowie für eine aufjteigende Ent 
widlung des individuellen und des fjozialen Lebens in Beziehung zu 
bringen. Dem Starken fommt das Bedürfniß der Menge, in jenem 
Kampfe geführt und beherrfcht zu werben, überall willig entgegen, und 
höher als den Tugendhelden hebt fie den Mann von heroifcher Kraft, 
der eine weithinreichende Wirkjamfeit, jei e8 auch unter dem Einfluß 
felbftfüchtiger Abfichten, geübt hat. Ihm fällt das Beiwort „ber Große“ 
zu; und dieſe „Öroßen“ find es, welche in bem Andenken ver Bölter 
ſich zu Halbgöttern erheben, zu welchen fie mit einer nicht bloß äftheti- 
ichen Verehrung aufbliden. 

Was aber den Kampf ver Bölfer und ver Parteien betrifft, io 
erfcheint e8 überbieß nicht als ein bloßer Zufall, wenn die ftärkere Seite 
ſich zugleich im Sinne der Moral als die beſſere ausweift. Vielmehr 
find gewiffe Umftände vorhanden, welche eine Bevorzugung diejer Seite 
zwar nicht fchlechthin, aber im Zweifel auch von dem Standpunkte einer 
abfoluten Gerechtigkeit aus als begründet ericheinen laſſen. Einmal 
weift die größere Macht bald auf fundamentalere Intereffen, für welche 
die größere Energie fich zu entwideln pflegt, bald auf die Intereſſen 
einer größeren Zahl Hin, Momente, welche umter dem Geſichtspunkt der 
vertheilenden Gerechtigfeit nicht ohne Bedeutung find. Wo ferner eine 
Vielheit von Perfonen eine imponirende Kraft in nachhaltiger und er- 
folgreicher Weife an ven Tag legt, da ift im Allgemeinen ver Schluß 
auf eine lebendige Wirkjamkeit auch jpezififch moralifcher Kräfte in ihrer 
Mitte zuläffig. Nie hat ein Volk große Thaten vollbracht, ohne daß 
in feinen Bürgern der Geift der Hingebung, der freiwilligen Selbitbe- 
ſchrankung und Unteroronung lebte, ohne daß Vegeifterung für die 
gemeinfame Sache, Treue und moralifher Muth unter ihnen verbreitet 
waren. Und was für ein Volt, das gilt in gewiſſen Grenzen aud für 
Theile eines folhen. Daher denn das, was in der Gefchichte ber 
Völter „Groͤße“ genannt zu werben pflegt, obgleich es zunächſt mit dem 
Umfange und ver Nachhaltigfeit der von einem Punkte ausgehenden 
Wirkjamfeit zufammenhängt, doc, um mit Ariftoteles zu reden, Etwas 
von der Tugend in ſich Hat, d. i alfo ein Moment enthält, das jene 
BWirkjamfeit, das jpeziell den im Kampfe errungenen, im Kampfe ber 
haupteten Erfolg, auch einem ethijchen Forum gegenüber abelt. 

Noch auf ein anderes, der allgemeinen Erfahrung gleich nahe 
liegendes Moment foll zum Schluffe Hingebeutet werben. Wie der 
Ueberfhuß am moralifher Kraft in den hier im Trage ftehenden 
Kämpfen eine Chance des Erfolges bilvet, fo find dieje Kämpfe ſelbſt 
und die Abhängigkeit des Rechts von ihrem Ausgange von Bedeutung 
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für die Entwicllung diejer Kraft. Eine Gerechtigkeit und ein Recht, 
welde dem früher bezeichneten Ideale gemäß ſich in ihren Entſcheidungen 
ihlechthin unabhängig machten von den Entſcheidungen der Macht, 
wirden auf die Entwicklung der moralijchen Energieen im Bereiche der 
menihlihen Geſellſchaft im Großen einen verberblichen Einfluß üben. 
Dem diefe Entwiclung fchreitet nur voran unter dem Einfluß einer 
jolchen Geftaltung der Dinge, welche die Anſpannung aller, alfo auch 
der moralifchen Kräfte gebietet, und welche ben letzteren nicht blos 
wofitatio vorzügliche, jondern auch umfaſſende, quantitativ ins Gericht 
jallende Leiftungen abforbert. So führt denn das hier der Betrachtung 
mtergogene, an ſich unbefrievigende Verhalten des Rechts: jeine Ab- 
Kängigfeit von ber erfolgreichen Macht an jenen höchftgelegenen Punkten 
dem allgemeinen Ergebniß nach nicht auf ein Preisgeben ber beiten 
Safe, d. i. der Sache ber edleren Kräfte, ihrer Entwidfung und 
lebendigen Bethätigung, ſondern auf eine Stärkung berjelben Yinaus. 
Rach Allem find wir nicht in der Lage, die Berufung auf eine 
den geſchichtlichen Machtentſcheidungen innewohnende Gerechtigkeit, deren 
im Eingange gedacht worden iſt, als des Sinnes entbehrend im Namen 
der Wiſſenſchaft zurückzuweiſen. Wohl aber ſehen wir ums beſtändig 
xmahnt, im Hinblick auf eine Zukunft, die uns bisher nicht das Ant« 
ig des Friedensgottes zeigte, zu prüfen, wie es bei uns um bie Be- 
dingumgen beftellt fei, von welchen vor jenem Forum das Recht abhängt. 
Berig geziemend und der Lage der Dinge in unferem neuen Gemein« 
wien nicht entſprechend wäre ed, an die ernfte Frage eine ruhmredige 
Vendung anzulnäpfen. Aber es ift einem Jeden geftattet, ven Glauben 
an die Fülle und Ungerftörbarleit der moralifchen Kräfte des eigenen 
velles zu befennen, und den Kämpfen gegenüber, bie beijelben harten, 
28 tröftlich zu finden, daß bem Tapferen — das Wort in jeinem 
antiten Sinn genommen — nicht blos, wie das Sprichwort fagt, For⸗ 
tuma gewogen ift, ſondern auch die ernitere Göttin der Gerechtigkeit. 


Die Elaufon-Rans’fhen Beftrebungen 
bezüglich des Hausfleitzes 
und Der Emdener Handarbeitskurfus. 


Bon 
Guſtav Gelshoru, *) 


Oberlehrer am Gpmnaflum in Zabern. 





Geſchichtliche Einleitung. 


Die Beftrekungen unferer Zeit, den Hanbarbeitsunterricht in die 
Lnabenſchulen einzuführen, find in der Pädagogik nicht neu. Schon 
Comenius und nad ihm Lode und Rouffeau **) wieſen mit Nachdruck 
auf die Herftellung eines gewifjen Gleichmaßes in der Erziehung zwiſchen 
Körper und Geift hin und betonten die Nothwenbigfeit ver praktiſchen 
Uebung auch der äußeren Fähigkeiten, der Sinne und der Gliedmaßen ***). 
Mit bejonderer Wärme erfaßten die jogenannten Philanthropen, Baſe⸗ 
tom ımb feine Schüler, den Gedanken. In dem Baſedow'ſchen Philan- 
thropin zu Deſſau, fowie in der Tochteranftalt defjelben, die Salzmann 
zu Schnepfenthal gründete, wurbe auf bie Ausbildung der Handfertigkeit 
bei den Schülern großes Gewicht gelegt. „Ein Mann, der feinen 
Händen nicht mancherlei Gefchielichleiten in der Jugend erworben hat, 
it“ nad Salzmann (Ameifenbüclein) „nur ein halber Mann, weil er 


*) Die folgende Arbeit enthält in ber Hauptfache ben Bericht des Herrn 
Gelshorn an das Minifterium in Glfaß-Lothringen über feine Theilnahme an 
tem Rurfus in Emden. 

) Padagogiſche Bibliothel. Leipzig, Sigismund. Bd. III u. XI (Comenins), 
30. IX (ode), 8b. VII (Ronffean). 

”**) Auguft Hermann Frande war ber erſte, ber in Deutſchland biefe Idee 
prattiſch verwerthete. Im dem im Jahre 1713 nen erbauten „Päbagogium” zu 
Halle wurde aufer einem botanifhen Garten auch eine Werfftatt zum Drechſeln, 
Bappen und Glasfäleifen für die Schüler biefer Anftalt eingerichtet. 
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beftändig von anderen Leuten abhängig ift." In Schnepfenthal werben 
bis Heute die Schüler in der Anfertigung mannigfacher mechaniſcher 
Arbeiten unterwiefen. Gegen Ende des vorigen Jahrhunderts führte 
der ebelfinnige Herzog Peter II. von Ofvenburg in ſämmtlichen Schulen 
feiner Fideilommißgüter im Holſteinſchen den Hanbarbeitsunterricht für 
Knaben und Mädchen ein und zwar im Sommer Beichäftigungen im 
Schulgarten für beide Geichlechter gemeinfam, im Winter für Die 
Mädchen: Spinnen, Nähen, Striden; für die Knaben: Holzarbeiten, 
„damit fie im Gebrauche der verfchieenen Werkzeuge ihres künftigen 
Berufes und in Fertigung ſolcher Arbeiten, welche im Haufe, im Stalle, 
in der Scheune zc. des Landmanns vorkommen, geſchickt würden“ *). Diefe 
Schulen, das muthmaßlihe Vorbild der dänifchen Handarbeitsſchulen, 
eriftiren noch heute und wirken dauernd zum Segen der dortigen Be— 
völferung. 

Welchen Werth Peftalozzi auf die Arbeitsfchulen legte, ift befannt**). 
BVeftalozzi8 Zeitgenofje Fellenberg, Befiger des Gutes Hofwyl, verwirk⸗ 
Fichte den Gedanken der Erziehung zur Arbeit namentlich nad) der land⸗ 
wirthfepaftlicden Seite Hin. Das Fellenberg'ſche Inftitut***) erregte 
feiner Zeit die Aufmerffamfeit der geſammten gebilveten Welt Europa’s. 
Fichte Hatte fogar die Idee, Hofwhl zum Ausgangspunkt für die Reali- 
firung feines großartigen in den „Reben an bie deutſche Nation” nieder- 
gelegten Planes einer deutſchen Nationalerziefung zu machen. Die 
jog. Wehrli⸗Schulen, nach einem in der Fellenberg'ſchen Anftalt thätigen 
beſonders befähigten Lehrer Jakob Wehrli jo genannt, find eine Nach- 
bildung der Fellenberg’ichen Anftalt. Diefelben haben fih in Deutfch- 
land, England, Frankreich, Belgien große Anerkennung erworben und 
find mit Erfolg in diefe Länder eingeführt, aber merkwürdiger Weife 
immer nur für arme, verwaifte oder geiftig verwahrlofte Kinder. Die 
berüßmteften derſelben find: 

Das rauhe Haus zu Horn bei Hamburg (feit 1838) und bie 
diejen "ähnlichen Anftalten zu Mettray bei Tours in Frankreich (feit 
1840), Ruyſſelede in Belgien (feit 1849), Norwood bei London u. ſ. w. 7). 

In fehr umfafiender Weife Hat Fröbel, Peſtalozzi's Schüler, Die 


*) Dr. Konrad Michel ſen, DieArbeitsfchulen der Landgemeinden in ihrem 

vollberechtigten Zuſammenwirken mit den Lehrfhulen. Eutin 1851. I. Bölders. 

* A. E. Zwiger, Peſtalozzi's Stellung 3. Handarbeit, Oftfr. Monatöbt. VILL. 9. 

“*) Scheibler, Die Lebensfrage ber europüiſchen Eivilifation und bie Be- 
beutung ber Fellenberg’jhen Bilbungsanftalten zu Hofwyl, Jena 1839. 

» Siehe Karl Friedrich (Biedermann), Die Erziehung zur Arbeit, eine 

Forderung des Lebens an bie Schule. Leipzig, Noenarius & Mendelsfopn 1852. 
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Selbfithätigfeit des Kindes in feinem Erziehungsſhſtem verwerthet. 
Gröbel’6 Kindergarten befchräntt fich allerdings auf das vorjchulpflichtige 
Uer; in feiner Erziehungsanftalt zu Keilhau bei Nubolftabt, über bie 
ber Reviſor derjelben, Generalfuperintendent Zeh, ein fo ſchönes Zeug« 
zig ausftellt *), waren bie praktijchen Beſchaftigungen indeß allgemeiner 
durchgeführt. 

Richt unerwähnt möge bleiben, daß auch das Elſaß feinen Vertreter 
unter dieſen Reformatoren des Schulweſens zu verzeichnen Kat. Es 
üt fein geringerer als Oberlin, der Vater des Steinthals. Der erfte 
drobel ſche Kinbergarten wurde ſchon vor Fröbel durch Oberlin im 
Steintgale geichaffen im Jahre 1779 und bie Beichäftigungen deſſelben 
paſſend erweitert auf das ſchulpflichtige Alter übertragen. 

In den vierziger und fünfziger Jahren ſchien es, als ob ver Hand: 
arbeitdunterricht in Deutfchland allgemeiner in dem Unterrichtöplan ber 
Schulen Aufnahme finden follte. Die Frage wurde damals auf Lehrer- 
terjammlungen häufig diskutirt, auch die Literatur nahm fich eingehend 
des Gegenftandes an **). Jedoch andere Interefien brängten die ſchein⸗ 
bar fo mächtige Reformbewegung in ben Hintergrund. Nur für die 
Mãdchenſchulen ift einigermaßen erreicht, was damals für beide Ge— 
jclechter erftrebt wurde. Neuerdings beginnen jene Fragen wieder in 
echöhtem Maße das Interefje in Anſpruch zu nehmen, und ſcheint der 
Rorden Europa's berufen zu fein, der Einfiht von der Wichtigkeit und 
hohen Bedeutung der von unferen alten Pädagogen jo warm verfochtenen 
Erziehungsgrumbfäge den Weg bahnen zu helfen. Seit den ſechziger 
dahren haben nämlich in Dänemark und gleichzeitig, wenn nicht ſchon 
früßer, in Stanbinavien und Finnland die Beftrebungen auf Wedung 
des Hausfleißes und Einführung des Handarbeitsunterrichts in Knaben- 
ſchulen von Jahr zu Jahr an Boden gewonnen und fangen an, bie 
Aufmerffammkeit des Auslandes, namentlich unferer deutſchen Schul» 
männer und Boltsfreunde in fteigendem Maße auf ſich zu ziehen. Der 
Urfeber und Träger dieſer Beftrebungen, joweit diejelben Dänemark be- 


*) „Das if meine fehte Ueberzeugung, baß ich meinem Baterlande Glüd 
wänkhe, in feinem Gebiete eine Anftalt zu befigen, vie ſchon in ihrer jegigen Ent- 
widlung mit ben beften in ber Nãhe und ferne ſich meſſen Tann (Emil v. Schenken⸗ 
dorff, Der prattiſche Unterricht ıc., Breslau 1880, ©. 39). 

**) Außer ben obenerwähnten vortrefflihen Schriften von Karl Friedrich 
dedernaun) und Bichelfen mögen Hier noch erwähnt werden: Curtmann, Re- 
form der Volteſchule, Frantfurt a / M. 1851; Kirhmann, Naturforberungen an 
Triehung und Unterricht, Eutin 1851; F. G. Schulze, Die Arbeitsfrage, Jena 
199 ꝛc. 
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treffen, ijt der däniſche Rittmeifter a. D. Clauſon⸗Kaas. Derſelbe hat 
das Verdienft, auch in Deutfchland bereits die verichiedenften Anregungen 
zur Wedung des Intereffes für bie von ihm vertretenen Ideen gegeben 
zu haben, und jcheint ihm hier eine größere Wirkfamfeit noch vorbe: 
halten zu jein. 


Clauſon-Kaas und jeine Bejtrebungen in Dänemart, 
Deutfhland x. bi8 zum Emdener Kurſus. 


Adolph Clauſon⸗Kaas *), ein Abkömmling der angejehenen, einjt- 
mals begüterten norwegifchen Familie Claufon, die durch Heirat mit 
der altabeligen däniſchen Familie Kaas zujammenfam und, in biejem 
Zweige in Dänemark geadelt, deren Namen dem ihrigen hinzufügte, 
ift zu Langenfelde bei Altona, wo fein Vater Zollinipeftor war, ge 
boren. In fpäteren Jahren fam er zum Paſtor Thorbede in Difjen 
bei Osnabrück in Penſion und befuchte nad) fünfjährigem Aufenthalte 
daſelbſt die lateinifche Schule in Glückſtadt. Während fein älterer 
Bruder in das preußiihe Militär eintrat**), nahm unjer Claujon- 
Kaas dänische Dienfte und war Rittmeifter im Hufarenregimente, als 
nad) Beendigung des jchleswig-holfteinijchen Krieges Dänemark fi ver- 
anlaft ſah, fein Heer zu reduziren. Unter vielen anderen wurde auch 
Glaufon- Kaas damals auf Wartegeld gefegt und fpäter penfionirt. 
Da das Vermögen der Familie durch falſche Spekulationen des Stief- 
vaters unferes Claufon- Kaas verloren gegangen war — das einzige 
Erbſtück des letzteren war ein Petichaft mit der Injchrift „ipse labor 
voluptas“ — trat an ben in ben beiten Jahren befindlichen Mann 
die Nothwendigleit heran, fi einen neuen Wirkungsfreis zu fuchen, 
der ihm den Unterhalt jeiner zahlreichen Familie zu erleichtern und 
jeinem Thätigfeitsprange Genüge zu leiften geeignet war. Die Wahl 
wurde ihm nicht ſchwer. Schon als Offizier in dem Heinen abgelegenen 


*) Die folgenden Perfonalnotizen find größtentheil® nad ben von Bernd. 
Brons jun. in der Beilage ber Oftfriefifchen Zeitung Nr. 264 Jahrg. 1850 ver- 
öffentlichten Angaben, zum Theil nad perſönlichen, dem Berfafler von Herm 
Elaufon-Caas gemachten Mittgeilungen zufammengeflellt. Bergl. and; Arbeiter: 
freund, Bb. XVI, ©. 104 fie: „Der Hausfleiß im Norden‘, Beobachtungen 
auf einer Reife durch Dänemark und Schweden von P. Chr. Hanfen. 

**) Derfelbe hat als Premierlieutenant der Garbe-Artillerie in Folge eines 
Sturzes mit dem Pferde feinen Abſchied nehmen müſſen und lebt gegenwärtig in 
Potsdam. Seine 2 Söhne dienen in ber deutſchen Armee. Der ältefte ift Haupt- 
mann ber Garbe-Artillerie und Adjutant des Großherzogs von Hefien. 
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Drte Neftveb, wo es am guten Schulen fehlte, Hatte ber praftiiche 
Mann fich felbft der Erziefung feiner Kinder gewidmet und bei ver 
Gelegenheit auch die ihm von feinem Vaterhauſe her lieb gewordene 
Handarbeit in Holz und Pappe mit in ben Unterricht aufgenommen. 
&r that dieß mit ſolchem Erfolg, daß viele Eltern ihn baten, auch ihren 
Kindern die Theilnahme an dem Unterrichte geftatten zu wollen. Auf 
dieſe Tpätigfeit geiff der Nittmeifter zurüd. Cr beſchloß, das Lehrfach 
als jeinen Künftigen Beruf zu erfaffen, „um feinem ganzen Volte, Kin- 
dern jowoßl wie Erwachfenen, die Förderung, welche in der Handarbeit 
in päbagogifcer und fittlicher Beziehung Tiegt, zu Theil werben zu 
laſſen.“ Um ein größeres Wirkungsfeld zu haben, fiedelte er noch im 
Jahre 1866 nach Kopenhagen über und gelang es ihm alsbald, Hier 
bis in die höchſten Kreife Intereffe für die von ihm vertretenen Ideen 
zu erweden. Glaufon-Faas wurde zum Schulinfpeftor in Kopenhagen 
emamt und ihm geftattet, in fämmtlichen Schulen der Stabt Unter 
bt im der Handarbeit zu ertheilen. Schon im erften Winter feines 
Kopenhagener Aufenthalts machte er von diejer Erlaubnig Gebrauch und 
imterrichtete gegen 600 Schüler, tHeils ſelbſt, theils mit fremder Hilfe, 
tine wandernde Werkftatt mit fich führend. Auch außerhalb Kopen- 
hagens gewannen feine Beftrebungen alsbald Anhänger. Im Jahre 
1810 verbündete er ſich mit dem Lehrer Rom aus Jütland. Beide 
Manner gründeten vereint zwei Zeitſchriften: „Norbist Husflids Tidende“ *) 
und „Husflivs Midelelſer“, hielten Wandervorträge und ftifteten zahl 
the Hausfleißvereine, welde in einem am 18. Februar 1873 auf 
Cauſon ⸗ Kaas' Antrieb geftifteten Hauptvereine in Kopenhagen, „Danst 
Husfiosielftab“, deren Sekretär Claufon- Kaas wurde, ihren Mittel« 
yunkt fanden**). Gegenwärtig exiftiren etwa 100 felbjtändige Vereine 

*) Die Hnsflib8 Tidende ift wegen ihrer Beilagen, bie gezeichnete Muſter zu 
taubföge- und Holzſchnitzarbeiten ꝛc. enthält, auch für nicht däniſche Lehrer zu 
enpiehlen (Preis 4 Kronen jährlich). 

*) Diefer Geſellſchaft gehörten (nach Hanfen, Arbeiterfreund, XVI. ©. 106) 
im Mei 1877 553 Mitgfieber an, mworunter fi 61 Lokale Hausfleifvereine, 26 
Hausfeiffcnlen, 36 Stabt- und fonfige Gemeinbebehörben, 4 landwirthſchafiliche 
Lereine, 3 Amtöbehörben und Armenkafien, 13 Gelbinftitute (Spartafien ıc.), 2 
Arkeiter- und Leſevereine befanden. 

Clanſon · Kaas iſt neuerbings in Folge eingetretener Differenzen aus ber 
Sekrelärfellung ausgeſchieden. Man hat im Borftande, ſcheint es, — ſiehe Brons, 
Beilage der oftfriefiichen Zeitung — Elaufon-Raas den ihm gebüprenden Einfluß 
freitig machen wollen, feine Häufige Abweſenheit im Auslande ihm zum Vorwurfe 
gemadt md felbf nationale Empfindlichkeiten gegen ihn wachzurufen gefucht, in ⸗ 
dem man ihn deutſcher Symwathieen beſchuldigte. 

Iahrbud v. 228, hrog. v. Sqmoller. 3 
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(Hausfleißvereine) in Dänemark, deren Mitglieder je nach Vermögen 
und Belieben 1,50—4,50 M. jährlichen Beitrag zahlen. — Unbemittelte 
tommen mit 40—50 Pf. aus. Diefe Vereine, die von der Regierung 
mit einem Beitrage von 5000 Kr. jährlich unterftügt werben, haben 
es ſich zur Aufgabe gemacht, den Hausfleig nach Kräften zu fördern. 
Sie lafjen zu dem Zwede Unterricht ertheilen, jorgen für Vorlagen und 
Modelle, ſuchen durch Ausftellungen, auf denen Prämien ertheilt werden, 
den Wetteifer anzuregen ꝛc. Um bie nöthigen Lehrkräfte auszubilden, 
hält Claufon- Kaas altjährlih, wenn die Schulen in Dänemark ihre 
Sommerferien haben, in Kopenhagen in jeiner Privatwohnung einen 
ſechswöchentlichen Handarbeitskurſus für Lehrer und Lehrerinnen ab, 
an denen theilzunehmen auch Nichtdänen — Schweden, Deutichen, 
Holländern ꝛc. — verſchiedentlich geftattet wurde*). Die däniſche 
Regierung unterjtügt in dabei durch einen befonderen Beitrag von 
jährlich 2000 Er. 

Im Jahre 1873 traten die däniſchen Hausfleißbeftrebungen auf 
der Wiener Weltausftellung zuerit vor das große Publitum. Die 
dänifche Hausfleißgeſellſchaft erhielt daſelbſt für ihre Ausftellung ein 
Ehrendiplom, Claufon-Kaas (defjen Bemühungen das Zuftandelommen 
diefer Gruppe der Ausftellung hauptjächlich zu danken war) den Orden 
der eifernen Krone. Wichtiger war, daß bei der Gelegenheit die Auf- 
merlfamfeit des Auslandes auf die däniſchen Beſtrebungen gelenft 
wurbe**). Bor allem wirkte die gegebene Anregung in Oeſterreich jelbft 
nad. Schon in den Jahren 1865 und 1866 hatten die Lehrer Dein- 
hardt und Glafel an den vereinigten evangelifhen Schulen Wiens 
eine Art Schulwerkitatt errichtet, die aber in Folge der Ungunft ver 
Verhältniſſe wieder eingegangen war. Diefelbe wurde im Jahre 1874 
von den Lehrern Konnert und Edarbt aufs neue eröffnet (fiehe Pro- 


*) Ueber 2 biefer Kurfe, den von 1876 (befugt von 25 Männern und 9 
Damen) unb von 1877 (befugt von 15 Männern und 15 Damen) finden fi Be- 
richte im Arbeiterfreund Bd. XV. und Bd. XVI. von den Herren Höhn und Hanfen. 

**) Ob and) bie ſchwediſchen und finnländiſchen Hausfleifvereine und Hand 
arbeitsfhulen auf ber Ausſtellung vertreten waren, hat Berfafier nicht in Erfahrung 
bringen können. Weber ben Stand ber erfteren, die nach Auſicht des Herrn Geh. 
DOberregierungsrathe® Schneider (fiehe ftenogr. Bericht der Sitzung des Abgeorb- 
netenhaufe® vom 15. Dezbr. 1850) den bänifchen überlegen find unb nicht von 
Dänemark, fondern von Finnland aus — woſelbſt der Handarbeitsunterricht ger 
mäß dem Reglement für die Ceminare für Lehrer und Lehrerinnen vom 11. Mai 
1866 obligatoriſch it — angeregtzu fein fcheinen, ſiehe O. Salomon, Slöjdskolan 
och Folkskolan Nägratankar uti en frägra pa dagordningen, Göteborg 1876, 
in® Deutfche überf. bei Herrofe Wittenberg, 1881. 
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gramm der vereinigfen evangelifchen Schulen in Wien für das Schul- 
jaht 1874—1875. Wien 1875. Verlag der vereinigten evangeliſchen 
Schulen), nachdem am 18. Mai 1874 durch Verordnung das K. K. 
Unterrichtsminiſteriums das Modelliren als fakultatives Lehrfach für 
die Knabenbũrgerſchulen (gehobene Volksſchulen) geſtattet war. Dr. Eras- 
mus Schwab, Direktor des Mariahilf-Realgymnafiums in Wien, ver 
beredte Fürjprecher des Volksſchulgartens, wies in einer beſonderen 
Broſchũre „Die Arbeitsihule als organiſcher Beſtandtheil der Volks- 
ſchule Wien 1873” auf die Bedeutung des Gegenſtandes hin. Gegen⸗ 
mirtig ſollen nach Illing (Wejen und Werth der Schulwerfitätten. 
Münden 1880) bereits ſämmtliche Wiener Knabenvolksſchulen (mohl 
bie gehobenen) den Handarbeitsunterricht als obligatoriſches Lehrfach 
mit wöchentlih 2—3 Stunden eingeführt haben, während in dem von 
Dr. Dittes geleiteten Wiener Pädagogium die angehenden Lehrer in 
ten Fröbel’jchen Beichäftigungen und anderen Formarbeiten planmäßig 
unterrichtet werben. Auch andere Seminare folgten, fo das zu Troppau. 
Selbſt nah Ungarn ift die Bewegung vorgevrungen. Der Lehrer 
Ehram aus Oedenburg hat in Kopenhagen einen Clauſon ⸗Kaas'ſchen 
Lurſus durchgemacht und nach feiner Rückkehr Arbeitejchmlen eingerichtet, 
die öffentliche Unterftligung genießen (Brons, Beil. 3. oftfr. 3. 1880. 
Kr. 264). Im Frühjahr 1875 hielt Elaufon-Raas, durch perjönliche 
Belanntſchaft veranlaßt, einen Vortrag in Berlin; am 21. Februar 
1876 einen zweiten vor einem größeren Publitum, in Folge deſſen 
am 2, April defielben Jahres ſich unter Leitung von Männern wie 
‚Gneift, Hammacher zc. ein „Verein für häuslichen Gewerbfleiß” bildete, 
zu deilen Vorfigenden ber Eijenbahndireftor Schrader erwählt wurbe. 
Die Sagungen dieſes Vereins find im Arbeiterfreund, Band XIV. 
©. 203 ıc. abgebrudt. Es Heißt dajelbft in $ 1: „Zweck des Vereins 
ft: auf Grundlage der vom Nittmeifter Claujon «Kaas eingeführten 
Gedanken Handfertigkeit in Säule und Familie zu verbreiten und das 
Anfertigen technijch leicht Herftellbarer Gegenftände zum Nuten des 
Volles zu fördern. Zu dem Ende follen namentlich Zweigvereine, 
vorzugäweife in Fleineren Städten und auf dem Lande gegründet und 
anterftägt, ferner in Seminarien die Elementarlefrer zum weiteren 
Unterricht in der Technik nach Clauſon-⸗Kaas'ſcher Methode vorbereitet 
und enblih die weitere Belehrung durch dieſe in die Schule als 
Nittelitufe zwijchen Unterricht und, Erholung übertragen werben.“ 

Der Verein ſchickte im Sommer 1876 auf jeine Koften den Lehrer 
dulins Höhn nach Kopenhagen, um daſelbſt einen Lehrer-Rurfus unter 
Clauſon⸗Kaas' Leitung durchzumachen und veranlaßte, daß auch der 

3. 
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Direktor des Waijenhaufes zu Nummelsburg bei Berlin, Herr Wilski, 
ein Mann von vielfeitiger pädagogiſcher Bildung und reifer Lebens- 
erfahrung, auf Geheiß des Minifteriums der Geiftlichen und Unterrichts- 
angelegenheiten behufs Berichterftattung nad Dänemark und Schweben 
entfandt wurde. In Folge der günftigen Berichte beider Herren (Ar- 
beiterfreund, Band XV. ©. 319 und 447) ſchritt der Verein zur 
Gründung einer Arbeitsihule für Knaben in Berlin, die im Jahre 
1878 unter Zeitung des Herrn Höhn, der inzwiſchen einen zweiten 
Kurfus in Kopenhagen abjolvirt hatte, mit 20 Knaben im Alter von 
10—15 Jahren eröffnet wurde. Die Knaben erhalten zweimal wöchent- 
lich von 6—8 Uhr Abends Unterricht im Laubſägen, in Einlegearbeiten 
und Holzſchnitzen. Am 1. Oftober 1878 veranftaltete der Verein mit 
Unterftügung des Unterrichtsminifterd und des Minifters der land» 
wirthſchaftlichen Angelegenheiten auch einen Kurfus für Lehrer unter 
Feitung des Heren Höhn mit Zuziehung geſchickter Berliner Hand- 
wertgmeifter. Leider meldeten fich zu demſelben nur eine geringe An— 
zahl Theilnehmer, 8 Herren (die mit Ausnahme eines Predigers fämmt- 
lich dem Lehrerftande angehörten) und eine Dame. Einer diefer Theil- 
nehmer, Herr Schlange, von 3 Braunfchweiger gemeinnügigen Vereinen 
entjandt, richtete in der Folge auf Koften diefer Vereine in Braun- 
ſchweig eine Arbeitsſchule für Knaben ein, die am 12. Februar 1879 
mit 20 aus den 10 Volksſchulen der Stadt ausgewählten Knaben 
im Alter von 10—12 Jahren eröffnet wurde. Der Unterricht wurde 
von Herrn Schlanze felbft ertHeilt und zwar zunächſt im Laubfägen 
und Bürftenbinden, dem fi dann Holzſchnitzen und Papparbeiten an- 
reihten *). Von der fpäteren Wirkſamkeit der übrigen Theilnehmer 
dieſes Kurfus, von denen 2 aus Berlin und 6 von auswärts (darunter 
einer aus Baden) waren, ift Verfaſſer Dieſes nichts befannt ge- 
worben **), 

Der allgemeine Erziehungsverein, deſſen Sig in Dresven, lud 
Herrn Elaufon-Raas zweimal zu feinen alljährlich ftattfindenden Sigungen 
ein, 1875 in Dresden und fpäter in Wiesbaden ***). Die Vorträge 
deffelben fanden den Beifall der Berfammlung, von praktiſchen Folgen 
ift inbeffen nichts verlautet. 

Die Geſellſchaft der freiwilligen Armenfreunde in Kiel veranftaltete 


*) Nach einem Privatbriefe bes Herrn Schlange. 
*®) Gin ziemlich eingehender Bericht über diefen Kurſus findet fi in Nr. 9431 
bes hannoverſchen Couriers vom 19. November 1878. 
***), Hanſchmann, Die Handarbeit in ber Knabenſchule. Kaſſel 1876. 
Georg H. Wigand. 
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im Mai des Jahres 1877, nachdem fie zuvor durch 2 Abgeſandte von ber 
Einrichtung, der Thätigfeit und den Erfolgen der Handarbeitsſchulen 
in Dinemart Kenntnig hatte nehmen laſſen, einen Handarbeitskurſus 
für Erwachſene (unter Leitung von Fräulein Dieberichfen, Lehrerin 
einer Arbeitöjchule in Utterslön bei Kopenhagen, mit Heranziehung von 
Kieler Handwerkern), an dem 19 Damen und 2 Herren tfeilnahmen. 
Mitte Juli deſſelben Jahres fehritt der Verein zur verſuchsweiſen Ein- 
führung ver Hausfleißarbeiten in die Schulen. Nach einem uns vor 
liegenden Stumbenplane vom Winter 1879/80 ift biefer Unterricht nun⸗ 
mehr für mehrere Knaben- und Mädchenſchulen definitiv geregelt. 

Ein vor einer Konferenz von Schulmännern in Holland gehaltener 
Vortrag des Rittmeiſters bewirkte die Entjendung eines bewährten 
hollãndiſchen Pädagogen nad Dänemark und Schweden. Die bafelbft 
erhaltenen günftigen Eindrüde hat Herr Boumann in einer Broſchüre 

„Het onderwiss in handenarbeid en Denemarken en Zweden, 
Horn 1879“, niedergelegt. 

Im Jahre 1878 und 1879 hielt Slaufon-Rans auf an ihn er⸗ 
gangene dringende Aufforderungen hin zwei Handarbeitskurſe in Eſthland 
md Kurland ab*). Der Handarbeitöunterricht foll feitvem in ben 
dortigen Lehrerſeminarien obligatoriicher Lehrergegenftand fein (v. Schen⸗ 
tendorff, Der praktifhe Unterricht, ©. 60). 

Die Barifer Weltausftellung im Jahre 1878 fah den Rittmeifter 
als Ip Mitglied für die Gruppe der Hausinduſtrie. Die bäntfche 
Hunsfleißgefellicgaft erhielt dort die goldene Medaille und Claufon- 
Laas jelbft wurde zum officier de l'académie ernannt. **) 

Im Ianuar 1880 wandte ſich der Stadtrat von Schenkendorff 
m Görlig, Verfaſſer der erwähnten Broſchüre und Mitglied der im 
November vefjelben Jahres von ver Töniglich preußifchen Regierung nad) 
Dãnemark und Schweden entfandten Rommiffion, ber bei einer früheren 
Anweſenheit des Nittmeifters in Schlefien die Beftrebungen vefjelben 
fennen zu lernen Gelegenheit gehabt hatte, an bie Regierung zu Oppeln 
und empfahl behufs Linderung des oberichlefiihen Nothſtandes Ein- 
führung der Hausfleißbeſchäftigungen und Heranbildung der Jugend 


*) Brons, Referat über bie Clauſon-Kaas'ſchen Beftrebungen, in ber Beilage 
dar offe. Zeitung Nr. 264. 

**) Ueber bie meueren franzöfiichen Beſtrebungen auf Einführung des Hand- 
erbeitSunterricht8 im bie Kmabenfhulen fiehe: G. Salicis, Enseignement primaire 
& apprentissage. Paris 1878 und M. Greard, L’enseignement primaire & 
Paris et dans le departement de la Seine. Paris 1878. 
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nah Clauſon⸗Kaas'ſchen Prinzipien. Der dortige Regierungspräfident 
von Quabt ging bereitwillig auf die gemachten Vorſchläge ein, und 
veranlaßte, daß Claufon- Kaas im Auftrage des landwirthſchaftlichen 
und Kultus Dinifteriums die fohlefifchen Nothſtandsdiſtrikte bereifte. 
Auf einer in Folge deffen am 20. Juni zu Oppeln ftattgehabten Kon- 
ferenz wurde die Abjendung eines geeigneten Lehrers, des Herrn Urban 
aus Kobier, nach Kopenhagen beſchloſſen, um an dem Clauſon⸗Kaas'ſchen 
Kurſus daſelbſt theilzunehmen, und die demnächſtige Eröffnung von 3 
Arbeitsjchulen — deren eine in Oppeln feloft einzurichten — in Aus— 
ficht genommen. 


Der Emdener Kurſus. 


In ein neues Stadium feinen bie Hausfleiß- und Hanbarbeits- 
beftrebungen durch den im September und Oktober 1880 unter 
zahlreicher Vetheiligung aus allen Gegenden Deutihlanbs in Emben 
unter Claufon- Kaas’ Leitung abgehaltenen Handarbeitskurſus für 
Lehrer getreten zu fein. Die Gefchichte diefes Kurfus, an welchem 
theilnehmen zu können dem Verfaſſer Dieſes durch die faiferliche Landes⸗ 
regierung von Elfaß-Lothringen ermöglicht wurde, ift nicht ohne Interefje 
und in mancher Hinſicht lehrreich. 

Am 6. September 1879 hielten die norbweitbeutichen Boltsbil- 
dungsvereine ihre Verfammlung zu Harburg, zu welder auch Herr 
Clauſon⸗Kaas als Gaft geladen war. Der von demjelben bort gehaltene 
Vortrag über Hausfleig und Arbeitsſchule fand den Beifall ver Ver— 
ſammlung. Beſonders zuftimmend äußerte fich in ber darauf folgenden 
Debatte namentlich der damalige Direktor der Hamburger Gewerbe» 
ſchule, jegiger Direktor der neugegründeten Berliner Handwerkerſchule, 
Herr Jeſſen, während der Seminardireftor Mahraun zu Hannover, im 
Allgemeinen zuftimmend, doch einige Bedenken gegen vie Aufnahme der 
Arbeitsfchule in das Seminar nicht glaubte zurüchalten zu dürfen. 
Auf diefer Berfammlung befand ſich auch der durch fein warmes 
Intereffe für alle das Vollswohl betreffenden Fragen ſich ausjeichnende 
Superintendent Raydt aus Lingen. Der Clauſon -Kaas'ſche Bortrag 
hatte feinen vollen Beifall gefunden und alsbald den Entihluß in ihm 
zur Reife gebracht, zu verfuchen, ob nicht feinem engeren Heimathlande, 
der Provinz Hannover, der Segen, den ihm die Clauſon⸗Kaas'ſchen 
Beitrebungen mit ſich bringen zu können ſchienen, zugewandt werden 
tönne. Am 28. Oftober 1879 wandte ſich Raydt in einer ausführlichen 
Denkſchrift an das Landesdirektorium der Provinz Hannover, um bie 
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Aufmertſamleit diefer Behörde auf die Beftrebungen des Herrn Elaujon- 
Roos zu lenken, indem er zugleich die Bitte ausſprach: „Daß hohes 
Iandesbireftorium im geneigte Erwägung nehmen wolle, ob nicht für 
die dochdemſelbem unterftellten Anftalten, resp. einen Theil derfelben, 
son den Ideen des Herrn Clauſon-Kaas irgend welcher Gebrauch ger 
mat werben lönne”. Sein engerer Vorſchlag ging dahin, „Hohes 
Yandeöbieltorium wolle veranlafien, daß im Laufe des Jahres 1880 
unter der Leitung des Heren Elaufon-Rans ein Unterrichtsturfus für 
Handarbeiten in der Provinz Hannover, etwa in der Stabt Osnabrüd — 
wo der damals noch dort befindliche Oberbürgermeifter Miquel, fowie 
derſchiedene andere einflußreiche Männer bereits ihr Interefie für bie 
Sache Iundgegeben Hatten — zu Stande komme." 

Am 22. November deſſelben Jahres erhielt der Antragfteller eine 
ihr entgegenfommenbe Antwort, indem das Landesdirektorium ihm 
mittfeilte, daß bafjelbe mit großem Interefje von feiner Denlſchrift 
Lenntniß genommen und daraus bie Ueberzeugung gewonnen habe, „daß 
die Förderung des Unternehmens des genannten Claujon-Raas, in jo 
weit e8 auf eine Belebung des Hausfleißes gerichtet fei, fich dringend 
empfehle". Zugleich ftellte das Landespireltorium eine Beihülfe von 
1500 Mark für einen eventuell in Osnabrüd zu Stande kommenden 
Kurfus im Ausficht und forderte den Superindenten Raydt auf, fi 
weiter ber Angelegenheit anzunehmen und über bie Reſultate feiner 
Ymüfungen bis zum 10, Januar 1880 zu berichten. Rahbt ließ in 
dolge deſſen feine Denkſchrift vruden*) und ſandte dieſelbe an viele 
Behörden und Privatperfonen, in specie an den Oberpräfiventen der 
Provinz; Hannover und an den Magiftrat zu Osnabrüd. Letzterer 
ermiederte unter dem 7. Januar, daß bie Trage in Osnabrück viel 
Anflang gefunden Habe, daß man aber, bevor weitere Schritte gethan 
werden, Clauſon⸗Kaas perjönlich kennen lernen möchte und ihn deßhalb 
zu einem Vortrage nad) Osnabrück einladen wolle. 

Auf den gegen den 10. Januar an das Landesdireltorium ein- 
gejanbten Bericht theilte biefes dem Superintendenten unter beim 
2. Februar mit, daß der ftänbifche Verwaltungsausſchuß die in Ausficht 
getellten 1500 Mark für den Kurjus in Osnabrüd bewilligt habe. 
Immwiihen Hatte auch der Oberpräjident ber Provinz die 6 Land- 
drofteien zu gutachtlichem Bericht über die Sache aufgefordert und 
dieſe wiederum die Magiftrate. Von legteren berichtete der Magiftrat 


*) TH. Raydt, Arbeitefchulen und Hausfleißvereine, Beiträge zur Veför- 
terung der Beftrebungen bes Rittmeifters a. D. Elaufon-Kaas. Lingen 1879. 
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in Emden, Oberbürgermeijter Fürbringer, in einer eingehenven, ber 
Sache fehr ſhmpathiſchen Weiſe. Derfelbe beantragte einen Kurfus 
für Emden und ftellte zu dem Zwecke nicht allein ein paſſendes Lokal, 
ſondern auch 1000 Mark Zuſchuß von Seiten der Stadt in Ausficht. 
In Osnabrüd war durch den Fortgang bes Oberbürgermeifters Miquel 
zu Anfang des Jahres 1880 die Angelegenheit ind Stoden gerathen. 
Nicht einmal eine Einladung an Herrn Claufon-Raas war ergangen. 
Raydt's perfönliche Bemühungen in Dsnabrüd brachten e8 dann doch dahin, 
daß der in Ausficht genommene Vortrag zu Stande fam, und zwar nicht 
allein in O8nabrüd, fondern in verſchiedenen anderen Orten der Provinz, 
in Emden, Aurich, Norden, Lingen und auch in Bremen, wo Herr Lam« 
mers, Rebakteur des „Nordweſt“, ein warmes Intereffe für die Sache 
nicht allein felbft hegte, fondern auch bei anderen zu erwecken wußte. 

In Folge des Vortrags des Herrn Clauſon⸗Kaas in Osnabrück 
am 2. Mai bildete fi) dafelbft unter Iebhafter Betheiligung des in- 
zwiſchen an Miquel's Stelle getretenen Oberbürgermeifter8 Brüning 
ein Comite, zu dem auch Raydt zugezogen wurde. Am 8. Juni hielt 
daffelbe eine Sigung, in welcher auf Antrag des zu der Sitzung ein- 
geladenen Konfuld Brons aus Emden *) beſchloſſen wurde, Oſtfriesland 
den Vortritt zu laffen, da außer dem von ver Stabt Emden bewilligten 
Zuſchuß von 1000 Mark auch die oftfriefifchen Landftände auf Vorſchlag 
des Oberbürgermeifters Fürbringer, als Deputirten der Stadt Emden, 
bereits im Mat einen Beitrag von 1000 Mark zu dem genannten 
Zwecke dem Emdener Comits zur Verfügung geftellt Hatten und zu 
erwarten ftand, daß ber vom Lanbesdireftorium zugeficherte Zuſchuß 
auch für einen in Emden ftattfindenden Kurſus bewilligt werben würde **). 

Dean bildete nun ein gemeinjames Comite, und am 5. Juli erließ 
im Namen deſſelben Superintendent Raydt den feiner Zeit in den ver- 
fchiedenften Zeitungen veröffentlichten Aufruf zur Theilnahme an einem 
Kurfus für Handarbeit in Emden unter Clauſon-Kaas' Leitung, der 
am 6. September mit einer unerwartet großen Zahl von Theilnehmern 
eröffnet wurde. 

Schon am Sonntag, dem 5. September, waren die meiften Theil 
nehmer des Kurfus, darunter auch Verfaſſer biefes, in Emben ein- 
getroffen und von Mitgliedern des Comites in Empfang genommen 


*) Brons erhielt im Oftbr. 1880 vom K. preuß. Kultusminifter die Ein- 
Tabung, an der Kommiffion nah Dänemark und Schweden theilzunehmen, war 
aber leider verhindert, diefer Einladung Folge zu Teiften. 

**) Dieß gefhah nach Abzug von 50U 4, die, Osnabrüder Fonds entftamment, 
auch nur im Osnabrüchſchen verausgabt werben burften. 
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worden. Am folgenden Montag, Morgens um 10 Uhr, fand im alt- 
ehrwürdigen Rathhausſaale in Gegenwart des Centralcomit6s wie der 
zu der Feier eingelabenen Vertreter der Stabt die Begrüßung der er- 
idienenen Teilnehmer, der beim Kurfus fungivenden Lehrer wie der 
Säüler, durch den Oberbürgermeifter Fürbringer ftatt. Derfelbe wies 
in treffender Rede auf Ziel und Bedeutung der hier vertretenen Sache 
fin und betonte die Wichtigfeit des erften von Clauſon⸗Kaas ſelbſt auf 
Tertihlande Boden geleiteten Handarbeitskurſus. Das Ringen und 
Sehnen nach Erlöfung und Befreiung aus der ſchon fo lange andauern» 
den gebrüdten Geſchäftslage, welche alle Schichten der Bevölkerung 
durchdtinge, hob Redner hervor, fei ein mächtiger Anftoß geweſen, 
ınfere Jugend mehr als bisher durch Arbeit zur Arbeit zu erziehen. 
Fraltifher Stun, Geſchiclichkeit von Auge und Hand feien heutigen 
Toges ſchwer zu entbehrende Mitgaben für das Leben, ihr Erwerb 
fir die Iugend aller Stände ein nicht Hoch genug anzufchlagender 
Gain. Die in Dänemarf, Schweden und Norwegen durch die ſo— 
gannten Arbeitsichulen erzielten Refultate haben auch unfere Schul- 
md Staatsmãnner von Neuem auf das Fruchtbringende und Zeitgemäße 
ter von unjeren alten Pädagogen geforderten Reform unferes Schul- 
zeend aufmerffam gemacht und jei zu hoffen, daß der Embener Hand» 
atbeitslurſus dem in Deutſchland erwachenden Intereffe für dieje gute 
Tode einen neuen Impuls gebe. „Möchten die Theilnehmer“, ſchloß 
Rednet, „insgejammt Pioniere werden des reformatoriſchen Gedankens, 
ven deſſen Durchdringen in mehr al8 einer Hinficht die fegensreichften 
dolgen für unfer Boltsleben zu erwarten find.” Nachdem dann Konful 
Brons bie THeilnehmer erfucht Hatte, ſich mit allen ihren Wünſchen 
benehentlich des Kurſus ſtets ohne Rückhalt an ihn, den Vorfigenven 
des Comitoͤs, vertrauensvoll wenden zu wollen, wurde zur Verlefung 
der Ramen ber anweſenden Mitglieder gefchritten und jedem gegen» 
wirtigen Mitglieve gegen Zahlung von 75 Mark eine Mitglievstarte 
überreicht. Theilgenommen haben an dem Kurſus im ganzen 62 Per⸗ 
jenen, 61 Herren und eine Dame. Ihrer Herkunft nach vertheilen ſich 
tiefelben, wie folgt: 
6 aus Emben, 
15 aus dem übrigen iesland, 
Rorbbentfhfand: 55 | 15 018 den üktgem — Hannovers, 
19 aus bem übrigen Norddeutſchland. 
| 3 aus Bayern, 
Sübbeutfland: 6 3 2 aus Baben, 
1 aus Elſaß⸗Lothringen. 
Holland: 1. 
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Ihrer Lebensftellung nach waren: 
32 Lehrer von ſtädtiſchen und Land-Schulen, 
12 Infpeltoren und Lehrer von Rettungshäufern, Waifenhäufern zc., 
5 Hansväter von Armenanftalten, 
7 Handwerker und Arbeiter, 
4 Herren in anderen Lebensftellungen (1 Oekenom, 1 Schifißtapitän, 
1 Architett, 1 Konbitor), 
1 Seminarift aus Aurich, 
1 Kindergärtnerin aus Dortmund. 


Die Mitgliever waren zum Theil auf Koften von Behörden — 
Landesdireltorien der Provinz Hannover und verichiebenen Lanbbrofteien — 
zum Theil auf Koften von Magiftraten, der betreffenden Anftalten, von 
Volksbildungs⸗ und anderen Vereinen, einige auf eigene Koften an- 
wefend. Rühmend muß namentlich die Wohlthätigfeit eines Mannes 
hervorgehoben werben, des Reichstagsabgeordneten ten Dörenkaat aus 
Norden, der allein die Mittel zum Aufenthalt und Unterricht für 10 
Theilnehmer aus dem Amte Norden zur Verfügung geftellt Hatte. 

Noch am Montag Morgen nad) Beendigung der Eröffnungsfeier- 
lichkeiten teilte Herr Clauſon ⸗Kaas die Mitglieder des Kurfus in 5 
Abtheilungen zu je 12 Perfonen etwa, mit möglichfter Berücjichtigung 
der Singftimmen, damit die Mühe der Arbeit durch Gefang erleichtert 
werben könne. Jede Abtheilung erhielt ihren bejonderen Lehrer, der 
je nad) der Beſchäftigung wechlelte. Diefelben waren mit Ausnahme 
des Herrn Anderjen, Vorſtehers einer Arbeitsfhule in Silleberg in 
Jütland, Handwerksmeiſter der Stadt Emden, 2 Tijchler, von benen 
der eine zugleich Holzſchnitzer, ein Buchbinder, ein Korbmacher. 

Am Montag Nachmittag 3 Uhr begann die Arbeit. Die Wert: 
ftatt befand fi auf dem Bodenraume bes ſtädtiſchen Waifenhaujes, 
ver, hinreichend geräumig, durch verſchiedene Dachfenſter erhellt war 
und Abends durch zahlreiche Hängelampen beleuchtet wurde. Die Ein- 
richtung der Werfftatt war eine recht zwedtmäßige. Am Eingange rechter 
Hand befand ſich der Arbeitdraum der Korbflehter mit den nöthigen 
Stühlen, jog. Dreibeinen, Arbeitöbrettern und fonftigen Geräthen, welche 
legteren bier wie bei jever Abtheilung auf einem Zettel verzeichnet 
waren, der an einer in bie Augen fallenden Stelle angeheftet war. 
Diefem Raume fehräg gegenüber im unmittelbaren Anſchluß an einen 
Verſchlag, der die Materialien der Storbflechterei barg, waren in einer 
langen Reihe die 12 Hobelbänfe der Tiichler aufgeftellt, jede mit den 
nötbigen Geräthen voliftändig ausgerüftet — nur einige feltener ge- 
brauchte waren für 2 oder mehrere Bänfe gemeinfam vorhanden —. 
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Gegenüber rechter Hand ftanben 2 lange Tiſche für die Raubfäger und 
Döhfchmiger jeder für 12 Perfonen berechnet, die an den Enden von 
5 zum Zwede einer bequemeren Handhabung der Laubſäge- und Holz- 
ichnizarbeiten im pafjenden Abftänden quer über die Tiſche genagelten 
Brettern ihren Play hatten. Jedes Querbrett trug in feiner Mitte 
2 eftelle mit Werkzeugen, während die hierher gehörigen Materialien 
nebft Modellen feitwärts unter dem Dache untergebracht waren. An 
die Holzſchnitzer ſchloſſen fich die Buchbinder mit 2 Tifchen, von denen 
der eine quer durch den Saal geftellt war und gewifjermaßen den Ab» 
iluß diefes Theiles ver Werkitatt bildete. Der noch übrige Theil des 
Saales hinter den Buchbindern wurbe jpäter von dem auf Wunfch der 
Sandoreftei in Aurich Binzugefügten Arbeiterkurfus und der auf Elaufon« 
808 Vorſchlag für die letzten 4 Wochen eingerichteten Knabenarbeits⸗ 
idale eingenommen, 

In dem Mittelgange, ver den Arbeitsraum ber Fänge nach durchs 
#g, waren verſchiedene Schleiffteine, theils feite (6), theils drehbare (3) 
u gemeinfchaftlichem Gebrauche aufgeftellt; an feinem Ende, an einer 
Schornfteinwand befand fich weithin fichtbar der Regulator der Zeit, 
ne große Wanduhr. 

Cauſon⸗Kaas hatte fein Bureau linker Hand Hinter der Tiſchler⸗ 
verfftatt zur Seite bes Tiſchlermaterials aufgefchlagen. 

Gearbeitet wurde von 8—12 Uhr Morgene und von 2—6 Uhr 
Nachmittags mit viertelftündiger Paufe um 10 Uhr Morgens und 4 
Uhr Nachmittags. Die Arbeiten der Abtheilungen wechſelten in ber 
erten Woche tagweiſe, fpäter alle 4 Stunden. Ein angefchlagener 
Stmdenplan, ber mit jever Woche Heine Abänderungen erhielt, diente 
m Orientirung für Theilnehmer und bejuchende Gäſte. 

Da die Arbeiten ber einzelnen Abtheilungen nur ber Zeit nach 
verichieben, im Uebrigen gleichartig waren, genügt es, ben Lehrgang einer 
Abtheilung zu befchreiben. LUnterzeichneter war der erften Abtheilung zus 
zewieſen. Diefe Abtheilung begann am Montag Nachmittag mit der 


Tiſchlerei. 

Tiſchlermeiſter Viſſer, der dieſem Unterrichte vorſtand, verſam⸗ 
melte feine Schüler und überwies jedem derſelben in alphabetiſcher 
delge der Namen eine Hobelbank, die ihm für bie ganze Dauer des 
Kurius, fo oft die Abteilung tiichlerte, verblieb. Nachdem darauf bie 
eimelnen Geräthe benannt und ihre Einrichtung wie ihr Gebrauch er- 
läntert war, wurden biefelben durch Einfchneiden oder Einfeilen mit der 
Nummer ber betreffenven Hobelbant bezeichnet und dann, da fie ſämmt ⸗ 
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lich friſch aus dem Laben kamen, fo weit das nöthig, durch Schleifen 
(Hobel, Stecheifen) oder Ausfeilen (Sägen) in brauchbaren Zuftand ge- 
fegt. Mit diefer Arbeit, die den meiſten Theilnehmern ungewohnt war, 
ging der Nachmittag wie ein Theil der Morgentunden bes folgenden 
Tages, der als ber erfte eigentliche Arbeitstag gezählt wurbe, Hin. Am 
Dienstag erhielt jeder von uns ein 60 cm langes, 28 cm breites 
und 4 cm dickes Brett aus Tannenholz zugetheilt, das in 7 Säulen. 
von 60 cm Länge zerfägt werben follte. Der Tifchlermeifter, ein 
recht ruhiger, befonnener, in feinem Fache wohl bewanderter Mann, 
murbe ſehr in Anfpruch genommen. Ueberall gab es etwas zu erläutern 
durch Wort und That. „Sägeblatt wwihtig ftellen, loſer fägen, vorwärts 
drücken, ganze Säge benugen u. |. w.“ hörte man bald Hier, bald bort 
ihn lehren und ermaßnen. Nachdem das Brett zerfägt war und 3 der 
erhaltenen Säulen fo behobelt waren, daß der Querfchnitt genau qua» 
bratifh, mußten 2 von den 3 Säulen in Sedige Säulen verwandelt 
und von biefen wieder eine genau chlinbrifch gemacht werben, wobei 
allerlei mathematifche Betrachtungen angeftellt wurden. 

Die nächte Arbeit war ein Butterbrotbrett — rechtwinkliges Brett 
mit abgerundeten Eden —. Ein Fortſchritt war bei diefer Arbeit in- 
fofern vorhanden, als das Ebenhobeln einer größeren Fläche und bie 
Heritellung eine® gleichmäßig dicken Brettes ſchon mehr Webung ver- 
langte. Manchem war bei der Gelegenheit der Hobel ftumpf geworben, 
weil er in feinem Eifer gegen das Banfeifen gefahren war, und brachte 
dann das Schleifen und Wiebereinftellen des Hobels nicht jelten Ver- 
legenheiten hervor, jo daß Meifter Viſſer fich oft hätte mehr als vier- 
theilen müffen, wenn er allen Hilfegefuchen hätte gerecht werden wollen. 
Zum Glüde Hatte er einen wadern Gehülfen in einem feiner Schüler, 
dem Lehrer Fiſcher aus Kettwig an der Ruhr, ber felbft Sabre lang 
das Tiſchlerhandwerk betrieben hatte und mit allen Runftgriffen deſ⸗ 
felben vertraut war. Nur wenige wurben mit dem Brette am Diens- 
tag fertig und mußte die Vollendung befjelben auf die folgende Woche, 
wo bie Abtheilung wieder an der Reihe war, verichoben werben. 





Die folgenden Arbeiten der Tiſchlerei waren ein Salzfaß, deſſen 


einzelne Bretter durch Draßtftifte aneinander befeftigt wurben; ein 
Mefferkorb, deſſen Wände verzinkt und zum Theil aneinander geleimt 
wurden; 

ein Zabatslaften, ber inwendig polirt und von außen fournirt 
wurde; 

Proben von halbverdeckten und ganz verdeckten Verzinkungen und 
Zapfenkonſtruktionen, Stuhl- und Tiſchbeinen. 
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Buchbinderei und Bapparbeit. 


US erfte Arbeit wurde das Einbinden eines brofchirten Buches, 
womit auf Wunſch des Comités ein jeder fich verfehen, vorgenommen. 
Yucbindermeifter Lindemann erklärte die einzelnen Theile eines Buches 
— Kopf, Rüden, Bauch, Schwanz — und zeigte, wie bie Bogen zu 
loͤſen, zu falten, zu falzen und aufeinander zu legen jeien. Nachdem 
jeder feine Arbeit fo weit vollendet hatte, wurde Vor⸗ und Hinterfaß 
angefertigt, barm das Ganze gepreßt, der Rüden eingefügt, bie Heftlabe 
eingeſpannt u. f. w. Auf die zweckmäßigſten Handgriffe bei dieſen Ope- 
tationen wie auf die zu vermeibenden Fehler wurde ſtets hingewieſen. 
Das Buch wurde am erften Tage fo weit fertig, daß der Rücken noch 
geleimt werben fonnte. In der 2. Woche wurde bie Arbeit fortgeſetzt, 
der Bauch des Buches glatt gehobelt — wobei das Schleifen des Buch⸗ 
tinderhobels gezeigt wurde — der Rücken gellopft, dann ſämmtliche 
Bücher gepreßt. Auf Anordnung des Meifterd wurde nun fofort ein 
weites unbroſchirtes Buch in Angriff genommen, damit auch das rich» 
tige Falten der Drudbogen gelernt würde, und dann, nachdem bieje 
Arbeit ſoweit wie die erfte gediehen war, beide Bücher fertig gebunden. 
Ein Teil der Abtheilung blieb auch ferner beim Buchbinden, anbere 
wandten fich der Papparbeit zu. Es war das dem Belieben der Ein- 
zelnen überlafjen, ebenfo wie die Auswahl unter ven Papparbeiten. Ver⸗ 
fertigt wurben von letzteren allerlei ftereometrifche Mobelle, Schachteln, 
Küfihen, Mappen, Wanbkörbe, Hutichachteln u. ſ. w. 


Holzſchnitzen. 


Die Leitung dieſes Unterrichts war dem Kunſttiſchler Stomberg 
aus Emden übertragen, ber darin in ben erſten Wochen durch Herrn 
Anderjen und Herrn Claufon-Kaas ſelbſt unterftügt wurde. Kerr 
Clauſon ⸗ Kaas Hatte eine Auswahl von Modellen nebft zugehörigen 
Zeichnungen — verſchiedene Blattformen, Laubzweige, Früchte, Bilder» 
tahmen, Uhrhalter u. ſ. w. — zur Dispofition, von denen jeder, je 
uachdem er feine Kräfte taxirte, zunächſt ſich auswählte, ſpäter zuge 
wieſen erhielt. Die Arbeiten waren als erſte Arbeiten ziemlich ſchwierig. 
Die zu ven Mobellen pafjende Zeichnung wurbe auf Seivenpapier burch- 
geyeichnet, diefe Zeichnung auf Linden-, Ahorn, Nußbaum- ober Maha⸗ 
geniholz geleimt und die Konturen mit der Laubſäge im Rohen ausge 
fügt Das Schnitzen felbft konnte, da es fait allen eine fremde Bes 
jqaftigung war, anfangs nur mit bebeutenver Einhilfe begonnen werben. 
Rod und nach ſtieg indeſſen mit der Kenntniß im Gebrauche ber Wert» 
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zeuge das Selbftvertrauen und die Arbeit gelang fchließlich befier, als 

man es anfangs für möglich gehalten hatte. Manche Theilnehmer 

arbeiteten alsbald mit ziemlicher Sicherheit und Geſchick, ſogar nad 

einfacher Zeichnung ohne Modell, alle mit großer Freude. 
Zaubfägearbeiten. 

Jeder befam eine Platte Holz — amerikaniſches Nußbaum«, Linden- 
oder Ahornholz — das mit einer Glasſcherbe, die paſſend zu brechen 
man unterwiefen wurbe, glatt zu pugen war. Nach Vollendung biefer 
Arbeit, deren faubere Ausführung von Herrn Anderen, vem Leiter dieſes 
Unterrichts, ftreng fontrolirt wurde, hielt Herr Claufon-Kaas der Ab- 
theilung einen Heinen Vortrag über Laubfägenrbeiten, in weldem er 
die Struktur des Holzes und die verſchiedenen Schnitte defjelben aus: 
führli erklärte und mande nützliche Winke über Haltung und Hand- 
babung der Laubjäge mittheilte. Herr Anderſen vertheilte dann die 
Arbeiten — Sterne, Uhrhalter, Bilderrahmen ꝛc. —, wobei auf per- 
fönlihe Wünſche Rüdficht genommen wurde. Bei fchwierigeren Par- 
tieen half Herr Anderen aus. Nachdem einige Bertigfeit im Sägen 
erreicht war, wurden fogenamute Einlegearbeiten angefertigt, wobei meh- 
rere Blätter von verjchiedenfarbigem Holze auf einander geheftet, zu- 
fammen ausgefägt und dann bie einen Stüde in die anderen eingelegt 
wurden. Von manden Kurfijten, namentlich ſolchen, die ſchon einige 
Fertigkeit im Laubfägen mitgebracht hatten, wurden ſehr ſchöne und 
tünftliche Sachen geliefert. Zu wünſchen war hier wie beim Holzichnigen 
eine methodifchere Durcharbeitung des Unterrichtsftoffes. In Schulen 
würbe bie Geometrie (Blanimetrie wie Stereometrie) ein vortrefflihes 
Uebungsmaterial bieten Tönnen, wobei zugleich die Gelegenheit geboten 
wäre, mancherlei mathematiſche Begriffe dem Schüler zum anſchaulichen 
DVerftänbniß zu bringen. 

‘ Korbfledten. 

Meifter Schmebing, unfer liebenswürbiger Lehrer, der in feiner 
Dienftbeflifienheit manchen Schweißtropfen vergoffen hat, verjammelte 
und beim Beginne des Unterrichte® um ſich, gab jedem ein Bündel 
Weiden in die Hand und hielt uns Vortrag über die verſchiedenen für 
die Korbflechterei tauglichen Weidenforten, nannte die paſſendſte Zeit 
des Schnitte8 derſelben — November umd Februar für die gröberen, 
Auguft für bie feineren Sorten — beichrieb die zweckmäßigſte Aufbe⸗ 
wahrungsart und weitere Behandlung der Weiden und weihte und jo: 
gar in das Geheimniß der Bezugsquellen und ver Preife ein. Dann 
wurden die vorkandenen Weiben fortirt, die äftigen oder zu dünnen 
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ausze ſchieden, die braudbaren mit dem Meſſer und Dreifpalter ge 
ſpalten und darauf mit dem Schenenhobel gehobelt. Als erfte Arbeit 
werde ein rundes Sörbihen ohne Henkel und Dedel gearbeitet, das 
icon am erften Morgen vollendet wurde. Manche wiederholten fofort 
dieſelbe Arbeit in etwas größerem Formate. Dann folgten Heinere 
um größere Körbe mit Henkel, mit Henkel und Dedel, in runder und 
evdler Form u. ſ. w. Die meiften Körbe wurden aus gefchälten Weiden 
Bergeftellt, doch wurden auch Körbe aus ungeſchälten Weiden verfertigt, 
legtere namentlich von den Arbeitern unter den Rurfiften. Die Korb 
flechterei war für viele eine Lieblingsbeichäftigung. - Die Arbeit rüdte 
raſch vor, und die Handgriffe waren ziemlich leicht zu lernen. 


Im den legten Wochen wurden 2 Nachmittage für jede Abtheilung 
af Bürftenbinden und Poliren verwendet. Beim Bürftenbinden, das 
Herr Anderen leitete, machte der fchlechte Draht viel zu jchaffen, im 
Uebrigen ging die Arbeit leicht von ftatten. Angefertigt wurden die 
werigiedenften Bürftenjorten — Wiche:, Meider-, Hut- und Haarbürften 
and Roßhaaren, Piaſawa u. |. wm. Die durchlächerten Hölzer wurden 
geliefert und jpäter von den Kurfiften polirt ober fournirt. Das 
boliren leitete Tiſchlermeiſter Viſſer. 


Arbeiterkurſus. 


Derſelbe war, wie geſagt, auf beſonderen Wunſch der Landdroſtei 
zu Aurich für die letzten 4 Wochen eingerichtet. Die Landdroſtei hatte 
9 Arbeiter aus den armen oftfriefiichen Moorbörfern als Theilnehmer 
gefandt, und mwurben diefelben von einem, durch Herrn Claufon-Kaas 
nachträglich verfchriebenen gefchieften bänifchen Arbeiter Ienfen ſpeziell 
m Strohflechten unterwieſen, weil man bei der Billigfeit des Roh⸗ 
materials in Oftfriesland diefe Induftrie zu einer gewinnbringenben 
für die arme Bevöllerung jener Gegenden glaubte geftalten zu Können. 
Des Stroh wurde in Gträngen von Fingerdicke durch trichterartige 
Röhrchen gezogen, fo daß es beim Herausziehen aus ber engeren Oeff⸗ 
nung ſtart zuſammengepreßt war, dann mit Rohr, wie e8 zum Stuhl. 
flechten gebraucht wird, ummidelt und ftrangmeife aneinander gefügt. 
Die daraus verfertigten Gegenftände, Körbe in allen Formen, Bienen- 
lotbe, Hutſchachteln u. |. w. zeichneten fich durch eine große Solidität 
as. Die Theilnehmer des Hauptlurfus hatten bie Erfaubniß, ſich an 
dieſer Arbeit zu betheiligen, wie umgekehrt bie Arbeiter zum Korb- 
fehten zugelafien wurden. Es fteht zu erwarten, daß bie von ber 
Landdroſtei aufgewandten Koften ihre guten Früchte tragen werben. 
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Knabenkurſus. 


Sehr intereſſant war der auf Herrn Clauſon⸗Kaas' ſpeziellen Wunſch 
und theilweife auch Koften eingefügte Knabenkurſus, deſſen Leitung er 
zum Theil ſelbſt übernahm, zum Theil feinem zu dem Zwede von 
Kopenhagen Herübergefommenen Sohne Alerander übertrug. Auch war 
ein tüchtiger Tijchlergefelle des Herrn Viſſer zur Unterftügung beider 
Herren zur Hand. Die Theilnehmer an biefem Kurjus waren 12 
theils dem Waifenhaufe, theils der Voltsfhule entnommene 10—14 jäh- 
rige Knaben. Der Unterricht fand in ven letzten 4 Wochen in täglich 
4 Stunden ftatt und zwar Morgens von T—11 Uhr. Gegenftand Des 
Unterrichtes waren Tifchlerei und Laubfägearbeit. Zwed des Kurfus 
war namentlich, den Theilnehmern am Hauptkurfus Gelegenheit zu 
geben, einen Einblif in eine Knabenarbeitsjchule zu erlangen. Diefe 
Gelegenheit wurde allfeitig dankbar willtommen geheißen und von 
Manden fleißig benugt. Herr Clauſon⸗Kaas befigt ein großes Geichid 
mit Kindern umzugehen. Es war eine rechte Freude zu fehen, wie 
beim Beginne des Unterrichts die muntere Schaar, feinen Worten 
laufend, fih um ihn drängte. Bald fragend, bald erzäßlend, mit 
Scherz und Ernft wechſelnd, wußte er den Eifer der Kinder ftetS leben- 
dig zu erhalten, fei es, daß er die nöthigen Anweiſungen über vie 
Werkzeuge und ihren Gebrauch oder fonftige nügliche Belehrungen über 
die vorzunehmenden Arbeiten mitzutheilen für gut fand. Die Refultate 
dieſes Unterrichts waren fehr erfreulich. Die verfertigten Laubjäge- 
arbeiten (alferlei mathematifhe Figuren, Sterne, Ubrhalter, Heine Bil- 
derrahmen, Hampelmänner u. |. w., wie bie Tiſchlerarbeiten (rechteckige 
Stäbe, Butterbrotbretter u. f. m.) waren die Freude nicht nur ber 
Kinder, fondern auch der Erwachfenen, namentlich der befuchenben Gäſte. 

Auf vielfachen Wunſch von Seiten des Publitums hatte Clauſon⸗ 
Kaas fich dazu verftanden, zu all biefen Kurſen noch einen Privat» 
Abendkurfus einzurichten, der von etwa 20 Theilnehmern, Kindern wie 
Erwachſenen, jowohl Damen als Herren, Abends von 6—8 Uhr be- 
ſucht wurde, anfangs unter Leitung von Claufon-Raas’ Sohne und 
Herrn Anderfen, fpäter unter Hinzuziehung einer lokalen Arbeitskraft, 
um die Fortdauer dieſes Unterricht auch für den Winter zu ſichern 
Die hier getriebenen Arbeiten waren hauptſächlich Holzichnigerei, Laub⸗ 
fägen, Einlegearbeiten und Bürftenbinderei, mit den Kindern auch Ver— 
ſchiedenes an der Hobelbant. 

Man fieht, die Zeit war gründlich ausgenugt. Namentlih waren 
die Kräfte des Heren Clauſon⸗Kaas jelbft während der ganzen Dauer 
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des Aurſus aufs äußerſte angefpannt. Wenn er auch in den eigent- 
lichen Unterricht perjönlich weniger eingriff, fo ruhte doch bie Laft der 
Organifation und Direktion der verfchievenen Kurſe vorzugsweiſe auf 
jeinen Schultern. Bon früh bis fpät war er am Plage und blieb ſelbſt 
nad} ber eigentlichen Arbeitözeit noch auf der Werkftatt, um ficher zu 
fein, daß feinerlei Unoronung fich einſchleiche. Die gebrauchten Wert- 
zeuge mußten jeden Mittag und jeden Abend nach gethaner Arbeit von 
den Kurfiften jelbft wieder an ihren Pla gelegt oder gehängt, bie 
Hobelbänfe und Arbeitstifche in fauberen Zuftand gefegt werben, wäh- 
rend die Reinigung des Fußbodens allabenblih von den Waifenhaus« 
fnaben beforgt wurde. Jeden Morgen kurz nah 8 Uhr — wenn es 
nötig war, auch zu anderen Zeiten — wurden bie Theilnehmer des 
Kurfus durch die Handglode des Nittmeifterd zufammengerufen und 
hatte derſelbe bald diefe, bald jene Mittheilung zu machen, bald hier 
halb dort zu ermahnen ober zu ermuntern, was ftet8 in liebenswürdiger 
mb taftvoller Weije geſchah. Als am zweiten Arbeitstage ein Meifter nicht 
yinktlich zur Stelle war, empfing ihn Claufon-Raas, ohne ein Wort 
3 jagen, mit der Uhr im ber Hand. Es kam feine derartige Un- 
ernung wieder vor. 

Wenn es nöthig geweſen wäre, ven Eifer der Kurfiften anzufpannen, 
mürde das Beifpiel des Nittmeifters dieſes gewiß bemirft haben. Es 
berurfte aber dieſes Spornes nicht Die Arbeit ſelbſt Hatte für bie 
meilten eine folche Anziefungskraft, daß viel eher zur Mäßigung zu 
ermahnen, als zum Eifer anzutreiben war. Es war ein rechter Genuß, 
den Gaſthausſaal zu betreten und biefe Männer in ben Fräftigften 
Lebensjahren mit ſolcher Luft und Liebe der Arbeit fich hingeben zu 
ſehen. Bald hier, bald dort ertönte ein munteres Lieb, in das oft 
der ganze Chor mit einftimmte, inbeß bie Arbeit unverbroffen ihren 
Gang nahm. 

Der Zutritt in die Werfftätte war nach Verlauf der erften Woche 
Jevermann geftattet, wurbe aber dann, weil des Zulaufs zu viel wurbe, 
auf Wunſch der Theilnehmer nur gegen Karten, die das Comit6 mit 
großer Liberalitãt verabfolgte, zugelaffen. Die Bevölkerung der Stadt 
mie der Umgegend zeigte ein von Woche zu Woche fteigendes Intereſſe 
au der Sache. Ich Habe Leute aus den verfchiebenften Lebensſtellungen, 
namentlich manche Pfarrer aus der Stabt und vom Lande, mit größter 
Anerfennung ſich über das Gefchehene äußern und von Iegteren mehrfach 
ihr Bedauern ausprüden hören, daß es ihnen nicht möglich gemwefen, 
jelber am ber Arbeit theilzunehmen. Zwei Aerzte aus oftfriefiichen 
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Tehndörfern erklärten mir übereinftimmend, wie fie nichts ſehnlicher 
wünfchten, als derartige Beichäftigungen, die ihnen die einzige Mög: 
lichteit zu bieten ſchienen, die zahlreiche Schifferbevöllerung ihrer Dörfer 
im Winter vor Sangerweile zu bewahren und aus ven Wirthshäufern 
fern Halten zu fönnen, bei ſich eingeführt zu fehen. 

An hervorragenden Gäften, bie ben Kurjus mit ihren Beſuchen 
beehrten, erwähne ih: Die Lanbbroften von Aurich und Osnabrüd, 
verſchiedene Negierungsräthe, unter denen Herr Reg.-Rath Reinide aus 
Aurich ein beſonders lebhaftes Intereffe für die Elaufon-Rans’ichen 
Beftrebungen zeigte, Schulrath Hagemann aus Hannover, Syndilus 
Zannen als Abgeorbneter der oſtfrieſiſchen Landſchaft, Seminarbirektor 
van Senden aus Aurich mit fänmtlichen Seminarlehrern, Oberbürger- 
meifter Brüning aus Osnabrüd, Redalteur Lammers und Senator 
Emt aus Bremen, Superintendent Raybt aus Lingen u. |. w. Auch 
Holland war vertreten. Herr Roeſt, Direktor eines Knabeninftituts in 
Amſterdam, bejuchte den Kurſus eine ganze Woche lang. Stänbiger 
Saft war vor allem Herr Konful Brons jun. aus Emben, der Bor 
figende des Emdener Comités, bie rechte Hand des Herrn Claufon-Raas, 
ohne deſſen aufopferungsvolies Mitwirten und unermübliches Sorgen 
das Gelingen des Kurſus kaum gedacht werben Tann. 

Als eine äußerft zwecmäßige Einrichtung bleibt noch die auf An- 
tegung des Comites eingeführten regelmäßigen wöchentlichen Donnerstag: 

"Abend-Berfammlungen der Theilnehmer des Kurfus, zu benen ber Zu 
tritt auch dem Publikum geftattet war, zu erwähnen. Es wurben in 
diefen Verfammlungen über die verjchiedenften, den Kurſus und die 
durch ihm vertretenen Ideen betreffenden Tragen Vorträge gehalten 
und zur Debatte geftelt — im Ganzen 20 mehr ober weniger 
ausführliche Neferate und Korreferate —, die vom einer bejonderen 
Kommiffion nah einem im Laufe des Kurfus Hin und wieder 
modifizirten Programme beftimmt und am geeignete Mitglieder ver- 
teilt wurden. Die Verhandlungen an diefen Vereinsabenden bauerten 
faft ununterbrochen von 8—11 Uhr Abends und wurden biefelben 
von den Nurfiften faft ausnahmslos, von dem Emdener Publir 
kum in ausgebehntem Maße bejucht. Die große Friſche und geiftige 
Regſamkeit, die ſich während der ganzen Dauer des Kurſus bei den 
Theilnefmern zeigte und allen Befuchern fo angenehm entgegentrat, 
möchte zum Theil diefen Abenden zu danten fein. Das Programm für 
bie genannten Vorträge, wie es ſich nach und nach geftaltete, Tautete 
folgendermaßen: 
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Handarbeitsunterridt für Knaben. 


Einleitung: Die gefchichtliche Entwicklung beffelben nachgemiefen: 
1) aus ber älteren Päbagogil, 
2) auß der neueren Pädagogik, 
3) aus den Clauſon ⸗Kaas ſchen Beitrebungen 
a. in Dänematl, 
b. in Deutfchland (Berlin, Emden), 
L Welchen Werth Hat berfelbe 
1) in erziehlicher Hinficht? 

(Einfluß des Hanbarbeitsunterrichts auf die geiftige Entwicklung des 
Kindes aus ben einzelnen Arbeiten nachzumeifen, bezw. bie bildenden 
Elemente, welche in der Handarbeit liegen, darzulegen.) 

2) in unterrichtlicher Hinficht? 
a. für den geometrifhen Unterricht, 
b. für ven Zeichenunterricht, 
e. für den Realunterricht. 
3) in volfswirthichaftlicher Hinficht? 
Berbefferung der moraliſchen und fozialen Lage des Boltes 
a buch Entwöhnung 
vom ſchlechten und Gewöhnung an gute Sitten und Gebräuche; 
b. durch Hebung des Handwerkes, 
her Arbeitstüchtigleit und ber Vollskraft überhaupt. Hausfleiß. 
IL Wie wird derſelbe praktiſch eingeführt? 
(Einführung defjelben in die Schule — fahultativ oder obligatoriih —, 
Vermehrung ber Schulſtunden oder Bejchränfung des Lernunterrichts) 
a. für Voltsfchulen, 
b. für Waiſenhäuſer und ähnliche Anftalten, 
c. für Höhere Schulen. 
II. Einwürfe. 
Schluß: Theſen. 
Anhang: Die Schulwerkſtatt, 
1) ihre Einrichtung, 
2) ihre Geräthicaften. 

In diefes Programm wurde auf Wunſch des Unterzeichneten noch 
ein Vortrag über Anlage und Nuten eines Schulgarteng — von ihm 
ſelbſt gehalten — aufgenommen. 

Der Iegte Theil des Programms (Anhang) ift wegen Mangel an 
Zeit wicht mehr zur Verhandlung gelommen. 

US Theſen wurden in der Schlußverfammlung am 15. Oftober, 
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der beizumoßnen Referent feines ablaufenden Urlaubs wegen verhinvert 
war, folgende fünf einftimmig von ber Verfammlung gut geheißen. 

I Durd die jegige Schulbildung wird, da auf die Entwicklung 
des Geiftes in einfeitiger Weife das Uebergemwicht gelegt ift, das Ziel 
der Erziegung: die gleichmäßige Entwicklung aller im Menfchen ruhen» 
den Kräfte zu möglichfter Vollkommenheit, nicht erreicht. Diefem ivealen 
Ziele — das ja immer nur annäherungsweife zu erreichen fein wird — 
glauben wir durch Einführung des Hanbfertigleitsunterrichtes einen be 
deutenden Schritt näher zu kommen. 

II. Der Hanbarbeitsunterricht bildet Hand und Auge, burch welche die 
Mehrzahl der menfchlichen Geſellſchaft ihre Exiftenz erwirbt; ift in er- 
ziehlicher und unterrichtlicher Hinſicht fruchtbar und befähigt in ganz 
befonderem Maße für das praftifche Leben. 

II. Erforderlich dünft uns darum, daß jede Schule neben dem 
Zeichenſaale und der Turnhalle auch eine Schulwerfftatt (und einen 
Schulgarten) befige. 

IV. Der Handarbeitsunterricht muß mit den bisherigen Dis- 
ziplinen in möglichft enge und organifche Verbindung gefegt werden, fo 
daß fie fich gegenfeitig ftügen umb förbern. Derfelbe ift aus päba- 
gogiſchen Gründen ber Leitung des Lehrers zu unterftellen, welcher Hier- 
für feine Ausbildung auf dem Seminare erhalten follte. Wenn auch 
im Intereffe der gebeihlichen Entwicklung und in Rüdficht auf bie 
gegenwärtigen Schulverhältniffe vorläufig nur die fakultative Einführung 
erftrebt werben kann und babei eine Vermehrung der Stundenzahl nicht 
zu vermeiben ift, fo bürfte bei obligatorifchem Unterricht dieſe nicht un- 
bedingt nothwendig fein. 

V. So lange ver Handarbeitsunterricht noch nicht als obligatorifcher 
ober fafultativer Unterrichtögegenftand Eingang in unfere Schulen ge» 
funden hat, ift nach Kräften für eine Pflege veffelben in anderer Weile, 
jedoch möglichft in Verbindung mit der Schule zu forgen und wäre es 
eine dankbare Aufgabe ber gewerblichen, landwirthſchaftlichen, kurz aller 
auf das Vollswohl gerichteten Vereine, diefe Beſtrebungen energifch zu 
unterftügen, wie auch Hausfleigvereine etwa nad Art der in Dänemark 
gegründeten ins Leben zu rufen. 


Während der legten Kurſuswoche wurben bie von den Kurfiften, 
der Arbeiter- und Knabenabtheilung angefertigten Sachen, bie, ſobald 
fie fertig waren, mit Namen und Abtheilungsnummer verjehen, dem 
Nittmeifter hatten eingeliefert werden müffen (biefelben wurben päter 
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nach Bezahlung des verbrauchten Rohmateriald Eigenthum ber betr. 
Anfertiger) im Rathhausſaale der Stadt ausgeftelit und konnten gegen 
billiges Entrde von Jedermann in Augenjchein genommen werben. Die 
oſtft. Zeitung vom 11. Oftober 1880 äußert fi über dieſe Ausftellung 
wie folgt: Auf drei langen Tafelreihen findet man jene jehenswerthen 
Handarbeiten ausgebreitet. Da find dauerhaft und fauber hergeſtellte 
Artitel in rohen und geichälten Weiden, Hand- und Tragkörbe mit und 
ohne Dedel u. |. w. Neben diefer anfehnlich vertretenen Kollektion von 
zeflochtenen Gegenftänden fallen durch ihre gute Beſchaffenheit beſonders 
die Buchbinder- und Kartonnage-Gegenftände ins Auge. Die meiften 
der vorhandenen Bücher weilen einen ftarfgearbeiteten Rücken, befrie- 
digende Heftung u. ſ. w. auf und laſſen fich trefflich aufichlagen. Auch 
unter den in Tannenholz gearbeiteten Stüden, den Holz. und Bild 
ihnigereien, befindet ſich manche gute Arbeit. Ihrer wahrhaft fünfte 
letiſchen Ausführung wegen hervorragende Holzichnigereien wurden von 
dern Ziejche aus Magdeburg ausgelegt; es find bieß Ornamente mit 
einem Löwenkopf, Arabesten 2c., denen durch Auftragen von Bronze 
rolllommen das Ausiehen gegofjener Metallzierrathen gegeben worden 
vor. Bemerkenswerth find auch bie von Kindeshanb angefertigten 
Schjfänigereien. Die Ausftellung verdient in jeder Hinficht einen regen 
Beſuch, beſonders auch vom Lande und der Umgegend. 

Am 16. Oftober Abends von 5—7 Uhr fand in öffentlicher Sigung 
im Mubfanle der feierliche Schlußalt des Kurſus ftatt. Außer den Stabt« 
derordneten, ben Gomitemitglievern und vielen Bürgern der Stabt 
Emden, ven Lehrern und den. noch nicht abgereijten Theilnehmern des 
Kurjus waren zu dieſer Beierlichfeit erjchienen die Herren Landdroſten 
von Aurich und Osnabrück nebft verſchiedenen Regierungsräthen und 
Kreisfauptmänmern, Abgeorbnete von Bremen, Superintendent Raydt ıc. 

Der Landbroft v. Zakrezewsli aus Aurich eröffnete (j. oftfr. 
Zeitung vom 18. Oftbr. 1880) die Sigung mit einer kurzen Anrede 
und gab dann Clauſon ⸗Kaas das Wort zu einer betaillirten Mittheilung 
über den Berlauf des Kurſus, über bie einzelnen Unterrichtsfächer u. ſ. w.; 
von der Laan, dirigirender Lehrer der Emdener Voltsichule, ſprach Hierauf 
im Namen der Theilnehmer des Kurfus dem Herrn Nittmeifter die 
dolle Anerkennung und ben lebhaften Dank für feine Thätigkeit 
aus und verficherte, daß das Urteil der Gefammtheit der Theil 
nehmer dahin gehe, daß die Hanbfertigfeit und der Unterricht in 
derjelben bei gutem Willen und einigem Entgegenfommen ſich ſehr wohl 
in die deutſchen Schulen einführen laſſe. Nachdem dann Junge (Bremen) 
der Stadt Emden, Syndikus Metger im Namen ber legteren — ber 
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Oberbürgermeifter Fürbringer war durch Dienftgefchäfte in Hannover 
verhindert an der Beier teilzunehmen; er fanbte telegrappiich feinen 
Gruß — den Behörden u. ſ. w, namentlih auch dem Eomite und 
feinem unermüdlichen Vorfigenden, Herrn Brons, darauf biefer im 
Namen des Eomit68 dem Rittmeiſter wie ven Kurfiften für ihren treuen 
Fleiß in der Werkftatt und in den Abendverfammlungen Dank und An- 
erkennung gezollt hatte, ſchloß der Landdroſt v. Zalrezeiwsfi den Kurfus, 
indem er der Hoffnung Ausdruck gab, daß das Samenkorn, das bier 
gelegt, heilſame Früchte tragen möge, mit einem breifachen Hoch auf ben 
umfichtigen und begeifterten Leiter des Kurfus, Clauſon⸗Kaas, in das 
die Verfammelten freudig einftimmten. 

Ein einfaches Souper, das mit mancherlei Toaften gewürzt war, 
vereinigte fpäter bie Herren bes Gefammtcomit6s und bie noch an⸗ 
weſenden Kurfiften. 

Soll ich mein Urtheil über ben Emdener Handarbeitslurſus noch 
einmal kurz zufammenfaffen, jo lautet es dahin: doß in der That Er- 
hebliches in demſelben geleiftet ift. Meifter find natürlich in den 6 
Wochen nicht gebilvet, aber eine folide Grundlage, auf der mit Erfolg 
weiter gebaut werben Tann, ift durchweg gelegt. Eine gewifje Gewandt⸗ 
heit im Gebrauche der verfchiedenen Geräthe haben mande, einen 
Einblick in die zu leiftende Arbeit, in die Einrichtung und Leitung einer 
Handarbeitsſchule alle erhalten, und ift nicht zu bezweifeln, daß ber 
Erfolg des Kurjus die auf diefelben verwenbeten Mühen und Koften 
lohnen werde. Die hohe Bedeutung der Hanbarbeit für unfere Jugend⸗ 
erziehung ſowohl in pädagogiſcher wie vollswirthſchaftlicher Hinficht ſtand 
Neferenten bereits feft, bevor er in den Kurfus eintrat. Die in dem- 
felben gemachten Erfahrungen haben dieſes Urtheil nur beftätigt. 

Ich will nicht Ieugnen, daß biefes oder jenes in der Methode des 
Clauſon⸗Kaas'ſchen Unterrichtes hätte befjer fein können — Claufon- 
Kaas felbft gefteht das offen und unummwunden zu, daraus aber einen 
Einwand gegen die Sache felbft herleiten zu wollen, wäre ſehr thöricht. 
Wird doch am der Methode ber fonftigen Schulbisziplinen Jahr für 
Jahr gefeilt! warum follte das hier anders fein? Die deutſche Lehrer- 
welt wird bie richtige Methode ſchon herausarbeiten, wenn man ihr 
nur Gelegenheit gibt, die Arbeit überhaupt beginnen zu können. Unſere 
gegenwärtige Schulbildung ift eine vorwiegend abftrafte. Der Blick 
unferer Jugend wird buch die Schule mehr von der Außenwelt abge- 
zogen, als zu ihr hingelenkt. Ein gewiffer unpraktifcher träumerifcher 
Sinn ift nur allzu oft die Folge diefer Erziehungsweife. Und doch leben 
wir in einer Zeit, in welcher der Einzelne wie das ganze Volt alle 


498] Pie Slaufon-Lansfgen Betrebungen u. b. Gmdener Ganbarbeitsturfud. 55 


ſeine Kräfte zuſammen zu nehmen hat, um im Kampfe ums Dafein 
fh zu behaupten. Man hat in neuerer Zeit vieler Orten für befiere 
Ausbilbung der Gewerbtreibenven durch Anlegung von Gewerbe- und 
dachſchulen Sorge getragen. Eine im Sabre 1870 auf Veranlafjung 
der Einigl. preußiſchen Regierung veröffentlichte Denkichrift, in welcher 
die bebrängte Sage unferer Inbuftrie und bes Handwerks mit großer 
Offenheit dargelegt wird, vebet lebhaft der Einführung von gewerblichen 

Zeichenſchulen das Wort und ſetzt große Hoffnungen auf die Erfolge 
ihret Wirkſamkeit. Es ift unbeftreitbar, daß der Zeichenumterricht auf 
anferen Schulen, Höheren wie niederen, faft durchweg noch viel zu wünfchen.. 
übrig läßt. Ob aber ein verbefierter Zeichenunterricht allein, zumal 
ein auf beſondere Gewerbsichulen beſchränkter, Hier helfen Tann, ift jehr 
zu bezweifeln. Es Handelt fich vielmehr darum, bie gefammte manuelle 
und praftifche Gejchiclichleit unferes Volkes zu Heben und das kann 
nur erreicht werben durch Einführung der Schulwerfftatt im unfern 
Schulorganismus. „So lange der Landgemeindeſchule“, fagt Michelien, 
(„die Arbeitsfchulen der Landgemeinden") „die Klüter-*) und Gartenfchule 
fehlt, fo lange werben die auf Aderbaufchulen verwandten Koften ohne 
entiprechende Srüchte bleiben, fo lange arbeiten die landwirthſchaftlichen 
vereine vergebens an dem fchönften Theile ihrer Aufgabe . . . . .; es 
ift eine Thorheit, bei welcher oft Mühe und Koſten verloren gehen, 
einem Gebäude mehrere Stockwerke aufzujegen, bevor man für die 
fihere Grundlage deſſelben geforgt Hat.“ Ich ftimme dem vollkommen 
bei, möchte nur, was Michelfen für die Lanbgemeinbefchulen fordert, 
auf unfere fämmtlichen Schulen ausgedehnt wiſſen. Sie bedürfen alle, — 
mb die höheren micht am wenigften **) — einer Ergänzung nach der praf- 
tiſchen Seite hin. Letzteres befürwortet unter anderen auch Karl v. Raumer 
(Geidichte der Pädagogif, Bd. III, ©. 362) indem er fagt: „Es ift 
laum zu berechnen, wie viel für bie Gelehrten durch Erlernung 
eineß Hanbwerfs, überhaupt durch Erwerbung von Runftfertigleiten ge» 
wonnen wäre, ja ſelbſt dadurch, daß fie ſich nur demüthig emtfchlöfjeh, 
von Künftlern und Handwerkern zu lernen“ ***), 


*) Alütern if ſoviel als: Arbeiten in Holz. 

**) Bergleiche bie ſeht beherzigenswerthe Schrift von Dr. Obtze, Die Er- 
nung des, Schulunterrichts durch praftifche Befhäftigungen. Leipzig 1880. 

***) An einer andern Stelle (Bd. III, ©. 361) heißt e8: Es reicht nicht Hin, 
ta fie (bie Gelehrten) ſich aus Büchern über bie Gewerbe belehren, ja nicht ein- 
mal, daß fie durch aufmertſames Zufehen in den Wernätten eine Art Kenntnig 
gewinnen, fo daß fie es bei gellbter Sprach“ und Schreibfertigkeit zu einer Dar- 
Rellung des Gefehenen bringen. Durch Lefen lernt man das Thum nicht kennen, 
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Borfhläge 

As zu erftrebendes Ziel ift nach dem Vorangehenden bie Ein- 
führung des Hanbarbeitsunterrichtes als obligatorifches Lehrfach in umfere 
ſãmmtliche Schulen, niedere wie höhere, ins Auge zu fallen. Daß 
dieſes Ziel jo bald nicht erreicht werben wird, darüber gibt ſich wohl 
niemand weniger Täufhungen bin, als der Unterzeichnete. Einmal 
fehlen die dazu nöthigen Lehrkräfte noch fo gut wie vollftändig — dann 
ift die ganze Sache noch viel zu neu al® daß auf eine allgemeinere 
Bereitwilligfeit, die nicht unbebeutenben für dieſen Zweck erforber- 
lichen Geldmittel zur Verfügung zu ftellen, gerechnet werben könnte. 
Ein langſames aber ficheres Vorgehen bietet auch Hier mehr Aus- 
fit auf Erfolg, als ein übereilte® Sturmlaufen. Das Zurnen 
hat 2 Generationen gebraucht, um fich feinen Play in den Schulen zu 
erobern. Ob es mit dem Handarbeitsunterricht für Knaben rajcher 
gehen wird, muß bie Zukunft lehren. — Der Unterzeichnete Hält fol= 
genden Modus des Vorgehens für das Reichsland am geeignetften: 

1) Es wird in Straßburg auf Koften des Staates und der Stabt 
eine Probeſchule errichtet, Die Hierzu erforderliche Werkftatt würde 
nad Clauſon · Kaas' Anficht zweckmäßig fo einzurichten fein, daß etwa 
40 Schüler zu gleicher Zeit in berfelben unterrichtet werben können. 
Die Koften für eine berartige Einrichtung tarirt Claufon-Raa® auf 
600 Mark, die fich etwa folgendermaßen vertheilen würden *): 





1. Tıfhleri. 2220. 340 4 (8 Hobelbänfe 2c.) 
2. Bilfhnigen » 22.2. 30 - 
3. Laubfäge und Einlegen: 30 - 
4 Rorbmageri . 2.» 3 - 
5. Bapparbeit . . 2... 50 - 
6. Buhbinderi - 0... 60» 
7. Bürftendinderi . .» . . 10 = 
8. Anftreigen . 220. - 2 - 
9. Schlofferei . 








v 


auch nicht durch Zuſehen, Erklären⸗ und Beſchreibenlaſſen, ſondern ganz vorzüglich 
duch Selbſtüben.“ Auch Juſtus Möfer empfiehlt den Gelehrten die Erlernung 
eines Hanbwerts, wenn aud mehr ald eine heilfame gründliche Zerfivenung, ein 
Abloden von ihrem Treiben, was fie gleichfam bezaubert und bannt. I. Möfer’s 
Sämmtl. Werke, III, 131. Berlin 1842 (herausgegeben von B. R. Abelen). 

*) Die einzelnen Poften ſtimmen nicht ganz mit den von Elaufon-Kaas in 
Nr. 272 (Beilage) der ofifr. Zeitung vom 20. Nov. 1880 veröffentlichten Angaben. 
Nr. 7 und Nr. 8 find z. 8. von Elanfon-Kaas gar nicht aufgenommen. Die 
hier genannten Summen follen überall nur einen ungefähren Maßftab geben. 
Sie fammen von Heren Fifcher in Kettwig an der Ruhr. 
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Bürde man weniger Knaben befchäftigen ober biefe oder jene Arbeit 
auöideiben, fo würbe fich die obige Summe natürlich entfprechend ver⸗ 
tingern 

Selbſtverſtãndlich iſt es wünſchenswerth, daß auch an anderen Orten, 
wo geeignete Lehrkräfte — am beſten werben es zunächſt geſchickte Hand⸗ 
werlemeiſter ſein, vie im Einvernehmen mit dem Lehrer, der bie Sache 
in die Hand nimmt, den Unterricht leiten — vorhanden und bie Ges 
meinden ber Idee günftig geftimmt find, ber Verſuch mit der Arbeits. 
fände gemacht werbe und ift zu hoffen, daß die Regierung wohlwollend 
alle derartigen Bemühungen ımterftüge. 

Als Anftelten, für welche die Einführung des Handarbeitsunter- 
ticteß ſich vorzugsweiſe eignen und am leichteften zu bewerfitelligen 
iein würbe, möchte Unterzeichneter ſämmtliche SInternatsanftalten bes 
zeichnen. Bor allen würben hierzu bie landwirthſchaftlichen Schulen 
ud die Lehrerfeminare zu rechnen fein. 

2) Neben der Einrichtung der Probeſchule in Straßburg und et- 
deiger fonftiger Arbeitsichulen würde die Vereinsbilbung für Hand⸗ 
weit und Hausfleiß baldigſt in Angriff zu nehmen fein, wobei bie 
kabwirthichaftlichen, Volksbildungs · und fonftige dem Gemeinwohl ſich 
rirmende Vereine paſſende Anhaltspumkte bieten fönnten. In Dänes 
mart haben fich neuerdings bie Lokalvereine zu Kreißvereinen gruppirt, 
Ne ihrerſeits in einem Gentralverein zu Kopenhagen ihren Sammel- 
punlt haben. Vielleicht dürfte für das Reichsland fi eine ähnliche 
Srganifation empfehlen. 

3) Iſt ein Handarbeitsfurfus für Lehrer, wenn es fein Tann, unter 
Cauſon⸗Kaas' Leitung ins Auge zu faſſen. Die Einlegung eines ber 
fenderen Arbeiterfurfus in biejen Kurfus würde den armen Vogeſen⸗ 
derfern und fonftigen armen Landgemeinden des Reichslandes gewiß 
&enfo zum Segen gereichen fönnen, wie das in Oftfriesland nach ein» 
laufenden Nachrichten der Fall zu fein ſcheint. Die Art ber von ben 
Arbeitern in dieſem Kurſus zu betreibenden Arbeiten würde vorher forg- 
fällig zu ſtudiren, namentlich auch bie Anſichten einfichtiger Tandes« 
hmdiger Eingeborner hierüber einzuholen fein. 

Die preußijche Regierung ift neuerdings mit erfreuliche Entfchieven- 
beit der Sache des Hanbarbeitsunterrichtes näher getreten *). Eine Kom- 
milfion von Mitgliedern, zum Theil erfahrene Schulmänner, hat im 


*) Siehe die von ber preuß. Regierung dem Abgeorbnetenhaufe vorgelegte 
Derhqtift „über das techniſche Unterrichtsweſen“ (Haus d. Abg. 13. Legislatur- 
weriebe III. Seffion 1878-79). 
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Monat Oktober 1880 im Auftrage des Tönigl. preußiſchen Kultus 
minifter8 in Begleitung des Rittmeiſters Clauſon-Kaas Dänemart 
und Schweden zum Zwed einer näheren Kenntnißnahme ber dor⸗ 
tigen Handarbeits⸗ und Hausfleißbeftrebungen bereift. Die Ergebniffe 
biefer Reife find, namentlich was Schweden anbetrifft, nach dem Be 
richte des Geh. Oberregierungsrathes Schneider, Mitgliedes der Kom: 
miffion, in der Sigung des Abgeorbnetenhaufes vom 15. Dezbr. 1880 
recht günftig *) und ift nicht zu zweifeln, daß bie preußifche Regierung, 
wenn auch an eine birelte Webertragung der bortigen Verhältniſſe auf 
unfere beutfchen Zuftände nicht zu denken ift, Alles thun wird, um dem, 
was gefund ift und brauchbar an jenen Beftrebungen, auch in Deutſch⸗ 
land zum fröhlichen Wachſen zu verhelfen. An Gelegenheit dazu wird 
es nicht fehlen. 

Aus ben verſchiedenſten Gegenden ift Verfaſſer Diefe von den 
in ihre Heimath zurücgefehrten Theilnehmern des Embener Kurſus ge- 
melbet, daß die Einrichtung von Arbeitsfchulen in energifcher Weile 
von Behörben, Stabtverurbneten und Vereinen in Angriff genommen 
werde. So vor allen in Oftfriesland ſelbſt und dem übrigen Hannover, 
dann in Bremen, Lübeck, Königsberg, Afchaffenburg, Würzburg, Nürn⸗ 
berg, Pforzheim u. ſ. w. 

Auch im Reichslande ift Dank der Initiative der Regierung ein 
guter Anfang gemacht. Die Gegenwart des Herrn Elaufon-Raas in 
Straßburg und fein Vortrag bafelbft Haben das Imtereffe für die von 
ihm vertretenen Beſtrebungen in weiteren Kreifen gewedt. Ein Erfolg 
wird nicht ausbleiben, wenn bie Negierung wie bisher ihre kräftige 
Unterftügung der Angelegenheit zu Theil werben läßt **). Es ift fefte Ueber- 
zeugung des Verfafjers, daß es fich um eine Sache von Hoher Bedeutung 
handelt, die, richtig durchgeführt, einen Segen in fich birgt für unfer 
ganzes Bolt, den wir gegenwärtig faum ſchon richtig zu fafjen vermögen. 


*) Eine intereffante Schilderung de von Herrn Auguft Abrahamſon auf 
eigene Koften gegründeten und von feinem Schwiegerfohne Otto Salomon geleiteten 
Stid-Seminard zu Nääs in Schweden, einer ber vorzüglichſten ſchwediſchen An- 
falten für den Hanbarbeitsunterricht, hat kurzlich der Konfiftorialrath Brandi in 
Dsnabrüd, Mitglied jener Reifelommiffion, in der von Lammers in Bremen heraus⸗ 
gegebenen Wochenſchrift „Norbwet“ (Mr. 10. 1881) veröffentlicht. 

**) Dem Vernehmen nad wird ber Straßburger VoltSbilbungsverein bei ber 
Regierung Schritte thun, um in Straßburg und ben Nachbargemeinden Reubori 
und Ruprechtsau je eine Arbeitsfchule zu errichten. Glüd aufl 
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Geſchichtliches. 


Die Gotthardſtraße gehört nicht zu ben hiſtoriſchen, ſchon von ben 
Rmern benutzten Alpenübergängen. Im einer, aus bem 13. Jahr⸗ 
hundert übertommenen Beichreibung einer Pilgerfahrt von Rom nach 
Deutſchland wird zuerft eines Saumpfabes über den Gotthard gedacht, 
und die erfte Urkunde ift aus dem Sabre 1298, in welcher erwähnt 
wird, daß der Reußthalweg aud zum Transport von Wanrenballen 
diene. Und dennoch gehört der Gottharbiweg zu den Alpenpäfien erften 
Ranges und jeine verfpätete Anerkennung mag darin ihren Grund 
haben, daß bie Befigverhältniffe auf dem Südhang, je nach dem Kriegs« 
lid bis 1798 Häufig wechfelten, daher die Straße unausgebaut blieb; 
amd darin wohl bejonders, daß Niemand nad; dem Uebergange fuchte, 
man hielt es für felbftverftänbli, daß eine Verkehreſtraße zwiſchen 
Ralien und Deutſchland durch Die Schweiz den Bodenſee als Ausgangs - 
bez Endpunkt Haben müſſe, weil man ſich von Alters her das gefammte 
verlehrsleben Deutfchlands am Bodenſee zufammenftrömend dachte. 
Roc Heute führen die Anhänger eines öſtlichen Alpenüberganges dieſe 
Anfiht als eines ihrer Hauptargumente gegenüber dem centralen Gott⸗ 
hartprojelte ins Treffen. 

Die Gotthard - Kunftftraße iſt 1820 erft in Angriff genommen 
worden, nachdem bie rhätiſchen Päſſe, Splügen und Bernharbin, dem 
Gotthardpaß eine empfindliche Konkurrenz zu machen begannen ; fie führt 
von Bellenz (Bellinzona) nach Flüelen, ſüdlich im Ticinothal, nördlich 
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im Reußthal entlang. Die beiden Thäler ſchneiden fo tief in das Ge 
birge ein, daß man in fünf Stunben über den 2112 Meter ü. M. 
hohen Pag, von Goeſchenen nah Airolo gelangen kann. 

Dem Gotthard ebenbürtige Alpenübergänge find öftlich von dem⸗ 
felben der über den Brenner, 1365 Meter ü. M., zwifchen ven Thälern 
des Inn und ber Etſch mit einem elfftändigen Uebergang von Innsbrud 
nad) Brixen; und weftlich der Mont Eenis, 1800 Meter ü. M., welcher 
die Thäler der Durance und der Dora Riparia, burd ben zehnftün- 
bigen Uebergang zwifchen Briangon und Sufa verbindet. . 

Da ber Brennerübergang Defterreich, ber des Mont Eenis Franl- 
reich angehört, ftellte fich namentlich nach der Ueberjchienung beider für 
die Schweiz das zwingende Bebürfnig Heraus, nicht nur eine gute Fahr⸗ 
ftraße über den Gotthard zu befigen, fondern bie Ueberſchienung eines 
Schweizerpaffes ernſtlich ins Auge zu faſſen. 

Welcher Paß dieß indeß fein follte, blieb lange eine offene Frage 
und wurde mit Aufwand aller Energie zu Gunften einer an den Boden⸗ 
fee führenden Schienenitraße zu entfcheiden verfucht. Zunächſt handelte 
ſichs um den Splügen ober den Bernharbin. Als Oberft La Nicca im 
Jahre 1845 bei der Regierung des Kantons Graubünden ein Konzeffions- 
geſuch für den Bau einer Alpeneifenbahn ftellte, fand dieß ein offenes 
Ohr, denn das Bündnerland hatte in zwanzig Jahren zehn Millionen 
Franken für Verbefjerung feiner Handelsſtraßen ausgegeben. 

Die Splügenftraße führt von Chiavenna durch das Jalobsthal 
über die Höhe nach dem Dorfe Splügen und durch das Hinterrheinthal 
über Thufis nad) Chur; die Bernharbintraße geht von Bellinzona Durch 
das Mosſathal über den Vogelberg und vereinigt fih beim Dorfe 
Splügen mit der Straße dieſes Namens. 

Nach eingehenderen Vorarbeiten wurben biefe beiven Projekte in- 
deß verlaffen, und an ihre Stelle trat ein neues, die Ueberſchienung 
bes Lulmanier. \ 

Die über biefen Paß führende Straße beginnt ebenfalls bei Bellin- 
zona, führt durch das Blegnothal, über den Lukmanier nah Diffentis 
und bei Dlivone abzweigend nach Jlanz. Diefes Projekt empfahl fich, 
da auf den fanftanfteigenden nörblichen Abbachungen die Paßhöhe von 
nur 1917 Metern ohne erhebliche Schwierigteiten zu erfteigen war; boch 
wurden als Nachtheile defjelben ber Umweg über Diffentis und ber füh- 
liche Abfturz, welcher nur eine geringe Längenentwicllung zuließ, von ben 
Gegnern hervorgehoben. In Italien intereffirte man ſich für die Sache, 
Mailand begünftigte den Splügen, Genua dagegen ben Lukmanier, welcher 
der techniſch am meiften empfohlene war; bie fehweizeriiche Regierung 
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erflärte am 8. Juni 1851 der bes Konigreichs Sarbinien, daß fie bereit 
fei zur Erbauung einer Eifenbahn mitzuwirken, welche von der farbinifchen 
Grenze beziehentlich bem Langenfee (Lago maggiore) die Richtung 
nach Deutſchland verfolge und einen Anſchluß an bie Eifenbahnen des 
Zolivereins biete. 

Für die Weſtſchweiz traten das Projekt einer Simplonbahn, für 
die Eentralfchtweiz das einer Gottharbbahn, wenn auch mit weniger 
Gläd als das oſtſchweizeriſche Lukmanierprojekt auf, und technifche wie 
Iommerzielle Gutachten wurben aufgeftellt und bekannt gemacht, um bie 
Wahl zu beeinfluffen. 

Die Geſchichte des Gottfarbunternehmens beginnt mit dem 
3. September 1853, an welchem Tage in Luzern von acht Kantonen 
(Bern, Uri, Schwyz, Nied- und Obwalden, Solothurn, Bafel- Stabt 
und Land) ein Dokument unterzeichnet wurbe, durch welches bieje 
Kantone ſich !verpflichteten, gemeinfchaftlich für das Zuftanbelommen 
ihrer Sache zu wirken. 

Hätten die Gegner nicht das - Argument der Nothwendigkeit bei 
der allgemein für unmöglich ober umenblich langwierig gehaltenen tedh= 
nijchen Ausführung eines langen Tunnels mittels Handbohrung für 
fh gehabt, die Frequenzzahlen und bie Höhe der Stantseinnahmen 
hätten neben den Erwägungen durchſchlagend günftig für bie Gotte 
hariftraße wirken müſſen, daß durch Anlage derſelben 17 Kantone mit 
2 Millionen Seelen oder 84 %, ber gefammten nörblich ber Alpen 
woßnenden ſchweizeriſchen Bevölkerung dem Zeffin um 120 Kilometer 
näer gerückt werben, während eine Verbindung mit ber Oſtſchweiz 
(ufmanier oder Splügen) benfelben Zweck nur für die übrig bleibenden 
16 9, erfüllte, 

Der Ingenieur Lucchini trat im Jahre 1860 mit einem Projeft 
fr den Gottharbübergang hervor, weldhes einen Tunnel von nur 1850 * 
Meter ımter Höherlegung des Durchftiches erforderte und rüdte fo die 
Röglichteit der Ausführung in abfehbarer Zeit näher. 

Man würde indeß faum über das Stabium unfruchtbarer Dis⸗ 
tuffionen hinausgekommen fein, wenn nicht zwei Exeigniffe zu ernfterer 
Datigleit angefpornt Hätten. 

Das Eine war, daß in Defterreich erfolgreiche Anftrengungen ge 
macht wurden, außer der 1863 eröffneten Semmeringbahn einen zweiten 
AÜpenpaß, den Brenner, zu überſchienen, um Verona biveft zu erreichen; 
das andere Ereigniß war die Ankündigung einer nahezu geficherten 
Ueberjchienung des Mont Cenis. Wollte bie Schweiz nicht den norbs 
füblihen Tranfit, ja den eigenen Verkehr mit Italien zum größten Theil 
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verlieren, war bie Herftellung einer eigenen Alpenbahn zur Nothwendig · 
keit geworben, und bie Ipee eines centralen, fübnörblichen Ueberganges 
trat mehr in ben Vordergrund der Erwägungen, weil der Simplon 
dem Mont Eenis, die Lukmanierbahn berjenigen über den Brenner zu 
nahe liegend erfchienen, der Gotthard dagegen die Mitte zwifchen beiven 
hielt. 

Am 15. September 1860 bildete fich aus mehreren Kantonen und 
dem Direktorium ber fehweizeriichen Gentralbahn ein Eomite für das 
GottHarbbahnunternehmen, welches ſich bald erweiterte, unter anberem 
auch durch den Beitritt der franzöfifchen Oftbahn, damals Beftgerin 
der in Bafel einmündenden eljälfiihen Eijenbahnen. Im Auftrage 
dieſes Comit6 bearbeitete ber. um das Unternehmen fehr verdiente In— 
genieur Koller den Plan einer in Flüelen beginnenden und am Langen 
fee ausmündenden Bahn von 123 Kilometer Länge, welche man für 
70 Millionen Trance Herzuftellen und dieß Kapital mit 5%, zu ver⸗ 
zinſen hoffte. Da der füdliche Theil des Teffin indeß Hierbei nicht be- 
dacht war, konnte auf den Beitritt dieſes Kantons nicht gerechnet werben, 
und ber Ingenieur Wetli war mit Ausführung eines dahin zu vervolf- 
ftändigenden Projektes beauftragt. 

Die Teffiner Regierung war einem Lukmanier-Projekt, weldhes dem 
Kanton die Verbindung mit Mailand ficherte, ftetS geneigt gewwejen 
und den Bemühungen des Vertreters eines der bünbnerifchen Alpenbahn- 
projekte, Wirth Sand, gelang es 1862, die Zufage einer Subvention 
itafienifher Seits zu erreichen, bie indeß Graf Cavour und Miniſter 
Sella zurüdzogen, weil bie Vorbebingung, Hinterlage einer Kaution, 
nicht rechtzeitig erfüllt wurde. Damit trat ein Stillftend in ben Ber- 
Handlungen mit Italien ein, weil man bort zunächſt die Nefultate der 
Gottharbftubien abzumarten befchloß. 

Sowohl Koller als Wetli Hatten für den Gotthard, mit Rückſicht 
auf bie fehwierigen Mimatifchen Verhältniſſe der Höheren Alpenregionen 
und die Erfolge beim Durchſtich des Mont Cenis einen 15 bis 16 
Kilometer langen Tunnel vorgefeen, um möglichft günftige Betriebs⸗ 
verhältniffe zu fichern. Wetli's weitere Vorſchläge waren: Anwendung 
von Marimalfteigungen von 18 bis 26 auf Taufend, Einfhaltung von 
Spiglehren zur Erfteigung einzelner Thalftufen, Betrieb mit Aphäfions- 
mafchinen, alfo unter Ausflug von Spezialfyftemen, bei einer Bahn⸗ 
länge von 156,8 Kilometer von Flüelen bis Lugano. 

Es ericheint für den Zweck dieſer Darftellung nicht erforderlich, 
alle Schritte der Gotthard» und ber Rukmanier-Unternehmung aufzu⸗ 
zählen, welche im Kanton Teſſin verfucht wurden, um biefen für das 
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eine oder andere Projekt zu geivinnen. Im Teſſin wurbe dieſe Si⸗ 
tuation außgebeutet, um immer günftigere Konzeffionen für hie Lokalen 
Aulagen zu erreichen bis die Verhandlungen durch die Erflärung des 
großen Rathes zu einem vorläufigen zumartenden Abſchluß gebracht wurben, 
daß mit Rüdficht auf die Koſten an Erbauung mehrerer Alpenbahnen nicht 
gedacht werben Fönne, aber auch für bie eine jelbft fremdes Kapital erforder⸗ 
lich ſei, mithin die fchließliche Entſcheidung an anderer Stelle als in 
Teifin liegen werde. Nichtöveftoweniger wurden Sonzeffionen ges 
geben und verfielen, weil ſtets die Vorbedingungen nicht erfüllt wurben. 

Der angebliche Vorzug leichterer technifcher Ausführung der Luk⸗ 
manierbahn buch die Möglichleit der Ueberſchreitung des Paſſes ohne 
Zumnel, oder unter Anwendung eines kurzen Tunnels wurde in Zeitungs- 
artifeln und Flugſchriften beſprochen und behauptet, die Einflüffe des 
Binters machten fich dort fo gut wie nicht fühlbar, während der Gott- 
farbühergang nur mit einem, etwa zwanzig Sabre Bauzeit und enormen 
Geldaufwand erfordernden, Iangen Tunnel möglich fei, das Projekt aljo 
heran ſchon ſcheitern müffe, abgefehen davon, daß eine andere Ver⸗ 
tindung zwiſchen Luzern unb Flüelen, als auf dem Bierwalbftäbterfee, 
nicht möglich fei. Die Befeitigung dieſes letzteren, im Teſſin und in 
alien feſtgewurzelten Einwandes war äußerft mühevoll. 

Thatfächlih war aus der fachlichen Oppofition ein Intereffen- und 
Parteitampf geworden. Im September 1863 verfuchte bie aus dem 
Gotthard · Comito Kervorgegangene, fünfzehn Kantone und zwei Eifen- 
bahngeſellſchaften umfafiende Gottharb-Vereinigung zu einer praltiſchen 
Entſcheidung zu kommen, indem fie den ſchweizeriſchen Bundesrath ver- 
aulafte, ihre Uebereinkunft zur Kenntniß der Regierungen Süddeutſch- 
lands und Englands zu bringen. 

Diefer Schritt hatte zur Folge, daß auch bie Oftfantone ein Mes 
morandum zu gleichem Zweck dem Bunbesrathe überfanbten. 

Umvermuthet trat ber Kanton Bern von ber Gottharb-Vereinigung 
rüd und mit einem meuen Projelt: Bern, Thun, Haslethal, 
Srimfelpaß, Oberwallis, Nufenenpaß, Bebrettothal auf, welches durch 
die Ueberſchienung des Bränig zum Zwed der Verbindung mit Luzern, 
und durch Verlängerung ver Wallifer Linie d’Italie bis Oberwald ver- 
vollftändigt werben follte. 

Die Erklärung für den Rüdtritt Berns gründete auf Erwägungen 
eienbapnspolitiicer Art. Die Stantsmänner Berns waren gegen das 
Prinzip des Brivatbaues, welches bie Gotthard Vereinigung vertrat und 
hielten daffelbe für ftantsgefährlih. Indeß waren bie thatfächlichen 
Berhältmiffe ftärter, als bie ihnen entgegengeftellten Prinzipien: es war 
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finanziell unmöglich, zwei Alpenbahnen zu bauen, daher die Sonberftellung 
auf die Dauer unhaltbar. 

Durch umfafjende Diftanz» und Verkehrsberechnungen wurde nachger 
wiejen, daß bie Gotthardroute, gegenüber allen anderen in Frage kommenden 
Alpenpäffen ven Berkehrsanforderungen am meiften entfpräche, und daß 
bei einer Xotallänge von 265 Kilometern die Frequenz im Jahre ohne 
Ueberfhägung etwa auf 180000 Perfonen und 270000 Tonnen Güter 
mit Klometrifhen Bruttoerträgen von 13500 und 34500, zufammen 
48000 France anzunehmen fei. Man veranfchlagte die Betriebskoſten 
auf 21000 France, was einen Nettoertrag von 27000 Francs in 
Ausficht ftellte, und einem allerdings unzureichenden Anlagelapital von 
549 000 Franc pr. Kilometer, für die Gefammtbahnlänge (265 Kilom.) 
von 143 Millionen, oder eine Verzinfung des erforderlichen Kapitals 
mit nur 3%, entſprach, hiernach bie unvermeibliche und unverzinsliche 
Subvention alfo in mäßigen Grenzen blieb, 

Eine Gegenfhrift von Lommel: „Simplon, Gotthard und Lule 
manier“ verjuchte die Vorzüge bes erft- und letztgenannten Projektes 
unter Herabminberung bes Gottharbüberganges den Lefern Mar zu 
machen, und wurbe Veranlaffung zu der Entgegnung: „Der Gotthard 
und feine Konkurrenten“, welche die bereits angeführten Gründe für 
die centrale, die bevölfertften Kantone der Schweiz und des verkehrs⸗ 
reichſten nordiſchen Hinterlandes auf fürzeftem Wege mit Italien ver- 
bindende Gotthardroute nochmals aufzählte. Diefe Schrift wurde in 
ihrer Wirkung unterftügt durch ein technifches Gutachten von Beckh 
und Gerwig, welches die Ausführbarkeit außer Zweifel ftellte, für ven 
Gottharddurchbruch zwifchen Goeſchenen und Airolo, nach den bis zur 
Zeit beim Mont Cenis gemachten Erfahrungen 16 bis 17 Jahre, 
für die Linie Flüelen-Biasca ca. 115 Millionen an Baufoften 
forderte. 

Die Varianten Hospenthal und Abfrut, welche die Verkürzung des 
Tunnels durch Höhere Erfteigung des Gebirges in offener Linie, fomit 
eine verkürzte Bauzeit bei verminderten Koften in Ausficht ftellten, 
wurben mit Rüdficht auf die Betriebsfchwierigfeiten, welche die langen 
Winter in den Höheren Alpenregionen nothwendig im Gefolge Haben, 
verworfen. 

Der Gotthardausſchuß wollte zur voliftändigen Klarſtellung ber 
Sachlage auch die militärifch-pofitifchen Intereſſen in den Kreis der 
Erörterungen ziehen und veranlafte die Oberften Schwarz und Sieg- 
fried zur Abfaffung eines Gutachtens. 

In demjelben find folgende Schlußfolgerungen bemerkenswerth: In 
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politiſcher Beziehung ſei der Gewinn zunächft die Verbindung des Teffin 
mit ben bieffeit des Gebirges gelegenen Theilen der Schweiz, welche 
allen Annerions- und Trennungsgelüften einen Riegel vorichiebe; ferner 
eine Erhöhung des Werthes der fchweizerifchen Neutralität für Europa, 
da bie Gotthardbahn, die Hauptverkehrsader des norbfüblichen euro⸗ 
päfhen Weltverfehres fich im Centrum der Schweiz befänbe, und bie 
finefte Verbindung für England, Holland und Deutſchland mit ver 
evante, Indien und Auftralien, für Italien mit Mittel- und Nord⸗ 
Europa fei. 

Die Gotthardbahn erhält durch Zweck und Ausführung den Cha- 
tofter eines Öffentlichen, internationalen Werkes, an deſſen Erhaltung 
beziehungsweiſe am ber, ber Neutralität der Schweiz, alle Großmächte 
Intereſſe haben. 

In militärischer Hinficht jet der Werth der Gotthardbahn begründet, 
weil eine Heerftraße erſten Ranges biefelbe der ganzen Länge nad) be- 
gleite, weil am Nordfuße die Bahnen aller ſchweizeriſchen Kantone zu- 
iummenlaufen und endlich die Oberalp- und Furkaſtraßen die Ber- 
bindungen mit den Oft und Weftkantonen heritellen. 

Die Freunde des Lufmanierprojektes ließen ihrerſeits mit einem 
militärifcepolitifchen Segengutachten nicht auf ſich warten, doch mußte 
bafielbe einen befremblichen Eindruck auf Anhänger wie auf Gegner 
machen, da man dem Gotthard abſprach und vom Lukmanier alles das 
behauptete, was von Schwarz und Siegfried zu Gunften des Gotthard 
zieſagt worden mar. 

Der Gotthard-Ausfhuß hatte für die aufgewenbeten Mühen bie 
rende wirkficher Erfolge zu Gunſten der von ihm vertretenen Sache 
md trat mın der Finanzfrage näher. 

Ohne Subventionen war die Ausführung unmöglich, da die von 
den Experten herausgerechneten 3 Prozent ganz ungenügend erfchienen, 
um Privatfapital heranzuziehen. 

Der Gedanke Iag nahe, daß Deutſchland, die Schweiz und Italien 
fh zur Gewährung von Subventionen im Verhältniß der Größe ihrer 
Sntereffen bereit finden laſſen würden, und erklärte auch wirklich auf 
eine dorthin gerichtete Anfrage Italien feine Geneigtheit, zu den Koften 
beizuſienern. 

Es wurde folgender Bau⸗ und Finanzplan aufgeſtellt: Der große 
Tunnel ſollte aus den Subventionen gebaut, und einer Geſellſchaft voll- 
fündig betrieböfähig übergeben werben; Italien follte die Herftellung 
übernefmen, Deutſchland und bie Schweiz 35 Millionen Francs hierzu 
beitragen. 

Yahrbud V. 2-8, Krög. d. Schmoller. 5 
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Die fehweizerifchen Central und Norboftbaßnen würden 7 Millionen 
zeichnen, bie zur Vereinigung gehörenden vierzehn Kantone den Reft 
der ſchweizeriſchen Subvention aufbringen. 

Es folgten noch; mehrere Vorfchläge, um zu einer Vereinigung 
der Gotthard» und Lukmanier-Projekte zu gelangen, und waren biejelben 
auch ausſichtslos, das von La Nica beſonders, wegen des erforberlichen 
zweimaligen Durchbrechens der Alpen, möchte e8 doch nicht unintereffant 
fein anzuführen, daß dieß Projeft den Weg duch das Reuß- und Ma—⸗ 
beranerthal, ven Uebergang über den Kreuzlic oder Milarpaß ind Bor- 
derrheinthal und bie Ueberfchreitung des Lukmauier bei Curaglia in Vor⸗ 
ſchlag brachte. 

Die Teffiner ſchwankten noch mehrfach zwiſchen Lukmanier und 
Gotthard, bis endlich eine Reihe bitterer Enttäuſchungen ihnen bie 
Ueberzeugung aufbrängte, daß fie e8 bezüglich ihrer Thalbahnen, die ihnen 
begreiflicher Weife jehr am Herzen lagen, lediglich mit Schwindelunter- 
nehmungen zu thun hatten und bis es einer Afjoziation für den defi— 
nitiven Anſchluß an die Gottharbvereinigung und gegen die Um— 
triebe im Kanton felbft gelang, die öffentliche Meinung für das Gott⸗ 
harbprojeft zu gewinnen. 

Stalien wurde zum Einheitsftaat, und das junge Reich juchte nach 
Verbindungen. Die Regierung hörte Vertreter aller Alpenbahnprojekte 
und orbnete eine gründliche Rlarftellung durch eine bejondere Kommijfion 
an. Dieſe gelangte nach eingehenven Arbeiten, die ein ganzes, 1866 in 
Florenz erichienenes Werk füllen, zu dem Refultat, daß für ven Levante⸗ 
Verkehr der Gotthard obenan, für ben fpezifiich italienifchen dandel 
(Genua) aber Gotthard und Splügen gleich ftehen. 

Die technifhen und Finanzfragen wurden für ven Gotthard am 
günftigften entſchieden, mithin beanfpruchte dieß Projekt die geringfte 
unverzinsliche Subvention. Der Lukmanier wurde nach allen Geſichts⸗ 
punkten für ungeeignet erflärt. 

Der preufifch-öfterreichifche Krieg (1866) verhinderte, daß dem 
Antrage Badens: Preußen möge eine Konferenz zur Erörterung ber 
Subventionsfrage berufen, entfprochen werben konnte. Der Erfolg des 
Krieges ftellte Preußen bez. Norddeutſchland in die Reihe ber wort« 
führenden Großſtaaten, befchäftigte aber die Regierung mit Organi- 
fations- und Konfolivationsarbeiten, jo daß die Gotthard-Subventiong- 
frage bis im September 1867 unberührt blieb. Der jchmeizerifche 
Bundesrath regte um dieſe Zeit diefelbe wieder an. Die Beziehungen 
Deutſchlands und Italiens und diefer Staaten zu Defterreih und Frank⸗ 
reich waren der Art, daß man auf eine Verftänbigung über Die Vorfrage 
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nicht im Zweifel war, bie deutjch-italienifche Verbindungsbahn fei am 
Bortheilgafteften durch die neutrale Schweiz zu führen. 

Bern die Gottharbfache dennoch nur langſame Fortſchritte machte, 
war bie ultrabemofratijche Bewegung in Zürich hieran Schuld, da fie 
die Geiſter vollftändig in Anfpruch nahm und jede andere Trage zurüd- 
drängte. Die Beichaffung der Gelpmittel, die Abneigung, große Summen 
für Gebirgsbahnen auszugeben, vrüdte auch dann noch muf die Ente 
ichliefungen, als man mit mehr Ruhe die Angelegenheit wieder zu ber 
fpreen begann. 

Da trat auf Anregung der unermüblichen Leiter der Vereinigung, 
der Ingenieur Koller, abermald mit einem neuen Projekt in die Deffent- 
lichleit, welches der Tendenz zur Herabminberung der Baufoften Rechnung 
trug. Roller hielt zwar den Tunnel Goejchenen-Airolo als befte Löſung 
feit, ſchlug aber veränderte Teffinifhe Thalbahnen, Lugano » Ehiaffo, 
Biasca ⸗ Bellinzona⸗Locarno, ferner Schifffahrt auf dem Vierwalbftätter 
und Rangenfee, von Luzern nach Flüelen, von Locarno nach Arona vor; 
verlegte die Hauptbahn auf die Thalfohlen, wollte die Thalſtufen durch 
ſchiefe Ebenen mittels Spezialfgftemen erfteigen und glaubte auf dieſe 
Beije eine Erfparniß von 66 Millionen zu erreichen. Hierzu traten zwei 
Barianten: Verkürzung des großen Tunnels duch Verlegung beffelben 
auf die Höhe von Hospenthal, oder endlich auf 1800 Meter, von Mättli 
nah Eima di Bosco, wodurch Erfparniffe von weiteren 10 be}. 25 
Millionen als möglich bezeichnet wurden. 

Wenn dieß Projekt auch in Italien feinen Anklang fand, erreichte 
man durch Beſprechung befjelben doch ein Wieberaufleben der Frage. 

Am 29. Februar 1869 interpellivte der Abgeoronete von Sybel 
im preußiſchen Abgeorbnetenhaufe die Regierung, ob der, die Gotthard- 
Angelegenheit betreffenden internationalen Verhandlung mit Italien 
dolge gegeben jei, und erhielt bie Antwort, daß man zunächſt in der 
Schweiz fi) über einen beftimmten Plan zu einigen habe, ber dann mit 
Bereitwilligfeit in Erwägung gezogen werben würde. 

Am 16. Mai wurde eine Denkichrift des Bundeskanzler dem 
norddeutſchen Reichstage unterbreitet, welche nah Darlegung ber 
Motive fagte, der Geſandte des norddeutſchen Bundes in Bern habe 
die Auweiſung, zu erflären, der norddeutſche Bund gebe der Gotthard» 
rinie bezüglich Herftellung einer Alpenbahn den Vorzug. Daffelbe 
erklärten noch im gleichen Jahre (1869) Italien und Württemberg, 
und fomit war endlich die Paßfrage erlebigt. 

Der Schweiz wurde anheimgegeben, ſich zunächſt über einen 
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beftimmten Plan zu einigen und dann eine Delegirten-Sonferenz zu 
beantragen. 

Der Ingenieur Koller bearbeitete ein neues Projekt, mit Rüdficht 
auf die inzwiſchen am Mont-Cenis gemachten Erfahrungen. Der 
Technik war durch Someiller's Erfindung der mechaniſchen Bohrung 
ein mächtiger Verbündeter erwachſen, welder das Shitem ber langen 
Tunnel an ſich ftetS für das richtigere erkannt, auch gegenüber bem 
Borwurf übermäßigen Zeit- und Gelvaufwandes zu befinitiver Berech⸗ 
tigung erhob. 

Für das neue "Projekt fuchte man jede denkbare Eriparniß- 
moglichleit hervor, um es angenehm und annehmbar zu machen. 
Die Schifffahrt auf den Seen, Erſteigung ver Thalftufen durch 
Spezialfyfteme, Tunnellänge 14,9 Kilometer, Bauzeit 8, Jahr waren 
einige ber Baltoren. Man rechnete die Subvention & fonds perdu 
auf 90 Millionen, davon 62 für den großen Tunnel, 28 für bie 
alpinen Linien. 

Die Totallänge aller Linien von Zug und Luzern bis Locarno 
und Chiaffo, erflufive Gottharbtunnel, war auf 221,4 Kilometer; 
das Baufapital auf ca. 87 Millionen, der Bauzins auf 71/, Millionen ; 
der Tunnel von 14,9 Kilometer mit 62 Millionen, das Ganze auf 
156!/, Millionen berechnet. 

Im September 1869 trat eine internationale Konferenz in Bern 
zufammen, welhe 15 Sigungen unter dem Präfivium bes Oberften 
Welti hielt. 

Das zu Grunde gelegte Erpertengutachten erläuterte die voraus⸗ 
ſichtliche kilometriſche Nettoeinnahme der Gotthardbahn von 24000 
Francs durch bie Annahme, daß 200000 Perfonen und 400000 
Güter & 8 Centimes für 48000 Franc befördert werben dürften, 
die Hälfte biefer Bruttoeinnahme aber für Betriebskoſten in Abzug 
zu bringen fein würde. 

Die ſchweizeriſchen Kantone und bie ſchweizeriſchen Eentral- und 
Nordoftbahnen verpflichteten fich zu einer Subvention von 20 Millionen 
Francs; ſeitens der betheiligten Bahnen wurde der Bau einer 
Berbindungsbahn zwiſchen dem badiſchen und dem Centralbahnhof in 
Baſel zugefagt; die Linie Bellinzona-Magadino-Dirinella (jhweizerfiche 
Grenze) wurbe in das Programm aufgenommen. 

Italien erHärte, fi bei dem Bau der Gotthardbahn betheiligen 
zu wollen, der norbbeutfche Bund, Württemberg und Baden ftellten 
dieß in Ausficht, der letztere Staat mit einer Subvention von 3, ber 
norbbeutfhe Bund mit einer jolhen von 20 Millionen. Am 15. Ol⸗ 
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tober 1869 wurde ein Staatsvertrag zwiſchen Deutichland, Italien 
und der Schweiz abgefchloffen, in bem bie gemeinjame Betheiligung 
beim Ban einer Alpenbahn außgefprochen wurde umter der Bedingung, 
daß der Gotthard als Uebergangspaß gewählt werbe. 

Diefe vorbereitenden Arbeiten follten indeß ein zweites Mal durch 
ein Ereigniß von nicht abjehbarer Tragweite unterbrochen werben. 

Am 19. Juli 1870 wurde in Berlin die franzoöͤſiſche Kriegs - 
eflirung überreicht und von ber Entſcheidung durch das Schwert hing 
and das Schichfal der Gotthardbahn ab. 

Im der Schweiz machte fich die Polemik die Zwifchenzeit zu Nuten 
und die Fragen von ber politiichen Buläjfigfeit, von der Monopolifie 
rung der Gottharbbahn, von ber Gefährbung der Neutralität, von 
ven Bebenten bezüglich ver Subfivienleiftungen der Schweiz wie ber 
fremden Etaaten wurben gründlich bisfutirt. Im März 1871 nahm 
der deutſch⸗ franzöfifche Krieg jein für Deutfchland erfreuliches Ende, 
und die Gottharbbahnfrage Fam auch bald wieder auf die Tages- 
erbuung. 


alien genehmigte unterm 9. Juni 1871 für die Gotthardbahn 
4 Millionen, das Deutſche Rei) am 5. November 1871 20 Mil- 
fionen zu dem von der Schweiz zugefagten 20 Millionen, im Ganzen 
& Millionen Francs Subventionen, die zum Theil von den Staaten 
jelbft, zum Theil von den intereffirten Bahnverwaltungen, Stäbten, 
Provinzen x. übernommen wurden. 

Man Hatte endlich die Grunbbebingungen zur Bildung einer Bau- 
geiellichaft vereinigt und zögerte nicht weiter, biefelbe zu konſtituiren. 

Es traten verſchiedene Bewerber für den Bau auf. Die Dele- 
gation des Gotthardausſchuſſes wollte indeß bie Fragen der Kapital« 
beihaffung und der Bauausführung auseinander halten, und nad 
vielen Mühen gelang e8, mit der deutſchen Gruppe Hanfemann und 
Xenjorten günftig abzufchliehen. Diefe übernahm das gefammte zu 
Seidaffende Privatlapital in Höhe von 102 Millionen Francs, /, in 
Aktien, 3, in Obligationen, ftellte auch dem ſchweizeriſchen und ita- 
lieniſchen Kapital anheim, fih zu je "/, zu betheiligen. Es wurden in 
der That in den drei Stantsgebieten je 34, in Summa 102 Mil- 
fionen France untergebracht, und zwar 34 Millionen in Aktien zu 
%%, abzüglich 3%, Provifion, und 68 Millionen Obligationen zu 
9N%,, abzüglich 2% Provifion und zu 5%, verzindlich. 

Der Ausfhuß der Gotthardvereinigung ‘übertrug ber, durch das 
Konſortium zu bildenden Geſellſchaft die in feinem Befi befindlichen 
Konzeffionen: bie der Kantone Teffin vom 15. Mai 1869, Uri vom 
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27. Juni 1869, Schwyz vom 30. Juni 1869, Zug vom 23. Juni 
1869 und Luzern vom 9. Yuni 1869. 

Am 23. Oftober 1871 wurde die Gottharbvereinigung nach 
Luzern einberufen, genehmigte bie vom Ausihuß entworfenen Statuten 
und ftellte feft, vaß der Gefellichaftsfig Luzern fein ſollte. 

Der Bundesrath genehmigte feinerjeits die Beichlüffe und Statuten 
@. November 1871) und jandte gleichzeitig die am 31. Dltober rati« 
fizirten Verträge mit Italien und Deutſchland zur Kenntniß. 

Durch diejelben wurde beftimmt: 

Art. 1. Es follen folgende Linien ausgeführt werden: 

Luzern » Küßnacht » Immenfee- Goldau, Zug St.» Adrian- 
Goldau, Goldau = Flüclen - Biasca - Bellinzona, Bellinzona- 
Lugano-Ehiaffo, Bellinzona-Magabinoritalienifche Grenze bei 
Luino, mit Abzweigung nach Locarno. 

Art. 2. Der Kulminationspunft des Tunnels foll nicht höher als 
1162%/, Meter ü. M., ber Heinfte Radius nicht unter 300 Meter ; 
die größte Steigung 25%. fein; doch dürfe bis 26%, gegangen, bieß 
aber fpeziell genehmigt werben. 

Der große Tunnel Göſchenen-Airolo fol in geraber Linie durch⸗ 
geführt, die Linie Flüelen-Biasca boppelgeleifig angelegt, die Tunnel» 
bauzeit auf 9 Yahre feitgefegt werden. 

Art. 3. Mit den Eifenbahnen des Deutfchen Reichs und Italien 
sat die Geſellſchaft auf Verlangen direkte Tarife Herzuftellen, und zwar 

1) für Reifende: I. Klaſſe 50 Eent., II. Klaſſe 35 Eent., 
II. Klaſſe 25 Gent. per Schweizerftunde mit Tarzufchlag 
von 50%, für Streden mit Steigungen von 15%, und 
darüber, 

2) für Waaren: Eilgut 45 Eent., 

3) für Robftoffe: 5 Cent. die Tonne mit einem Zuſchlag 
von 3 Gent. für Streden mit Steigungen von 15 %90 
und barüber. , 

Für andere Waaren darf die Tare 141/, Cent. pro Tonne und 
Kilometer, von 19%, Cent. pro Tonne und Kilometer für Streden mit 
Steigungen von 15%, und darüber nicht überfteigen. 

Unter Robftoffen werden verftanden: Kohlen, Coacs, Mineralien, 
Erven, Dünger, Schwefel, Steine, Holz x., und dahin werben auch 
gerechnet: Gifen und grobe Eifenwaaren in ganzen Wagenlabungen. 

Am 4. November 1871 trat die ftändige Kommiſſion ber Gottfarb- 
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vereimigung zum letzten Male zujammen und wählte die von ihr zu 
pröjentirenden 6 Mitgliever des Berwaltungsrathes. 

Die Berfammlung ſchloß mit einem folennen Banfette und Feuer— 
werle, bei bem der Name des unermüblichen Arbeiters für bie Gottharb- 
bahn, Dr. A. Eicher, im Transparentfeuer erglänzte. 

Der Bundesrath ernannte 6 Mitglieder; ebenfo bie deutſche und 
die italienische Gruppe. 

Die Konftitution des Verwaltungsrathes und der Direktion ge 
ſchahen am 6. Dezember 1869, mit welchem Tage bie Arbeit der 
Gotthardvereinigung ihren Abfchluß und die des Gottbarbunternehmens 
isren Anfang nahm. 

Es begann nun die Zeit des rüftigen Schaffens. Der Baus 
direltor Gerwig, von welchem bie Pläne und Koftenanjchläge im Aufe 
trage der Gottharbvereinigung zum Theil im Vereine mit Beckh 
angefertigt waren, wurde zum Ober⸗Ingenieur ber Gottharbbahn 
emannt. 

Der Bau des großen Tunnels, von dem fpäter etwas eingehenber 
geiprocden werben wird, wurde ber Unternehmung Favre anvertraut, 
von diefer am 1. Dftober 1872 begonnen und follte in 8 Jahren, 
jo am 1. Oktober 1880 betriebsfertig Hergeftellt fein. Die Total- 
koiten wurden auf 55 854 600 France, bie Länge auf 14,9 Kilometer 


Die beiden Teſſiniſchen Thalbahnen wurden im Jahre 1873 be- 
genen und programmmäßig 1874 dem Betriebe übergeben, und zwar 
Binsca-Bellinzona im Auguft 1873 und 6. Dezember 1874, 19,4 Kir 
Iometer lang; Bellinzona-Rocarno am 20. September 1873 und 20. 
Dezember, 1873 21,1 Kilometer lang; Lugano-Chiaffo am 1. Juli 
1873 und 6. Dezember 1874, 26,2 Kilometer lang. 

Die Möglichkeit des fofortigen Beginnens biefer Arbeiten beruhte 
auf ven eingehenden Vorſtudien, welche die Gottharbvereinigung hatte 
machen laſſen. \ 

Da der große Gotthardtunnel mindeſtens 8 Jahre beanfpruchte, 
war es angezeigt, für bie noch auszuführenben Linien genauere Pros 
jelte al8 die vorhandenen, auf generellen Aufnahmen und zum Theil 
jelbft auf Schägumgen beruhenden, berzuftellen. 

Im Anfange des Jahres 1874, fait gleichzeitig mit dem Durch 
Differegen mit ber Direktion veranlaßten Rücktrittsgeſuch des Ober- 
Ingenienrs Gerwig, gelangte ein von demſelben auf Terrainplänen 
im Mafftabe 1: 2500 gegründetes generelles Bauprojelt der Bahn 
mit Koftenanfchlag an die Direktion. 
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Der Anſchlag wies einen Mehrbebarf von 34 reſp. 29 Millionen 
gegenüber dem Projelt der internationalen Konferenz beziehungsweiſe 
des Gerwig'ſchen eigenen Projektes von 1872 nad. 

Der neu eintretende Ober-Ingenieur Hellwag erhielt Auftrag zur 
forgiamften Ausarbeitung eines zuverläffigen Projektes unter Be— 
nugung des vorhandenen und legte im Februar 1876 ein ſolches vor, 
welches mit einem Defizit von 102,4 Millionen abſchloß, von dem 
Hellwag indeß noch keineswegs die abfolute Nichtigkeit garantiren 
wollte, da Detailprojefte der auszuführenden Linien erſt wirkliche 
Gewißheit geben Zönnten. Ein Abftrih von 20 Millionen ließ ſich 
zwar borausfehen und jagen, doch war bie Thatfache eine fo unerhörte 
und unter Annahme der Nichtigfeit, das Unternehmen felbft gefähr- 
dende, baß bie Direktion der Bunbesbehörbe, auf deren bereits erfolgte 
Einladung, Vorlage machte und um ben Zufammentritt einer inter» 
nationalen Kommiffion zur Prüfung des Hellwag'ſchen Projelts bat. 

Die Ueberjchreitung der Baufoften der Teſſiniſchen Thalbahnen 
war enorm und wurde nur zum Theil durch Zufchreiben von Bau- 
zinſen erflärt; Hellwag rechnete 51 Millionen, die Direktion 35 Mil- 
tionen heraus, was immer noch als zu Hoch zugegeben werben mußte. 

In einer Zufchrift des Verwaltungsrathes an die Bundesbehörde 
werben merkwürdige Abweichungen von ben von ber internationalen 
Kommiffion angenommenen Zahlen konſtatirt und auf die f. 3. ber 
ftandene Mangelhaftigkeit der Pläne, aufgelaufene Bauzinfen, Kapital- 
befchaffungstoften zc., fowie bie enormen Vertheuerungen an Arbeits» 
lößnen und Material währen der inzwifchen verfloffenen 10 Jahre 
zurüdgeführt. 

Die eigentlichen Baukoſten überftiegen z. B. um 60 Millionen die 
feftgeftellten 187 Millionen Gejammtbevarf. 

Für Die noch zu erbauenben Linien erfchienen 174 Millionen 

„gegen 108 Millionen. 


Bei der allgemeinen Verwaltung zeigten bie 


Koſten der Geldbeſchaffung ein Mehr von 249%, 

bei den Vorarbeiten j .. - 162,7% 

bei ven Expropriationen .. - 156,4°% 

bei dem Bahnbau “0.0. 368% 

bei dem Unterbau . » 518% 

bei dem Oberbau „000. 234% 

bei den Bahnhöfen und Stationen » » - 179,6% auf. 
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Die Bauzinfen waren von 12 auf 17,7 Millionen, die Baufoften 
für ven großen Tunnel von 56,6 auf 63,3 Millionen erhöht. 

Seitens des Bundesrathes wurden diefe Eröffnungen mit wenig 
Behagen entgegengenommen, da Irrtümer in einer folhen Höhe kaum 
irgenbivo vorgelommen waren unb ein bevenfliches Licht auf die Zur 
verläffigfeit der Vorarbeiten warfen, welche ber internationafen Kom⸗ 
miffien als Grundlagen vorgelegen hatten, obwohl man fich andererſeits 
fagen mußte, daß abfolut maßgebende Normalien zu Vergleichen jo 
gut wie nicht vorhanden gewefen waren. 

Der Bundesrath teilte den Subventionsſtaaten die Sachlage mit 
mb lud Kommiffarien zur Prüfung der Hellwag'ſchen Projekte ein. 
Es wurde von beiden Regierungen für genügend erachtet, wenn ver Bund 
fi der Arbeit unterzöge und fpäter auf Grund pofitiver Vorſchläge 
und Feſtſtellungen die Delegirten einlübe. 

Und fo geſchah es auch. Der am 4. Juni 1877 in Luzern 
wammentretenven internationalen Kommiſſion Tonnten verſchieden re- 
riditte Bauprojelte, und, zwar unter Vorausfegung ber vollftändigen 
Ausführung, ſowie von Reduktionen des urfprünglichen Planes vor» 
gelegt werben. . 

Das fogenannte reduzirte Programm, wie daffelbe zur Annahme 
gelangte, erforberte einen Mehraufwand gegen das vorhandene Kapital 
don 40 Millionen, befchräntte fich auf die Hauptlinie Immenfee-Bino 
(Dirinella), von welcher die Strede Biasen - Cadenazgo bereits fertig 
geitellt war, alfo unter Wegfall der nörblichen Zufahrtlinie Zug-Arth 
un Luzern⸗ Rüßnacht - Immenfee; im Süden der Monte-Eeneri-Linie 
Ginbiasca⸗ Lugano. 

Diefe Linien follten feitens der Gotthardbahn nach Fertigftellung 
der Hauptlinie und jobald es die Mittel erlaubten, in Angriff ge- 
nonmen werben. 

Für dieſes rebuzirte Programm, in bem auch die Herftellung ber 
fnbalpinen Linien nur für ein Geleife, die ver alpinen Linien nur mit 
einem Geleife vorgejehen waren, wurbe eine weitere Subvention von 
3 Millionen *) zugefagt, wenn bie Gotthardbahn ihrerfeits ben 
dinanznachweis über bie Beichaffung ber zur Herftellung des rebu- 
itten Programmes weiter erforderlichen 12 Millionen Privatlapital zu 





*) Halien und Deutſchland je 10, die Schweiz 8 Millionen. 
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führen im Stande fei. Dieß gelang, da das Finanzkonſortium 6 Mil- 
lionen Aktien und 6 Millionen Obligationen übernahm *). 

Die fonftigen Beftfegungen ber Konferenz betrafen bie birelten 
Zuganſchlüſſe in Luzern über die feitend ber Aargauiſchen Sübbahn 
berzuftellende Verbindung Immenſee⸗Rothkreuz, deren ausſchließliche 
Benugung durch die Gotthardbahn bis auf Weiteres, die Mitbenugung 
des Bahnhofes Luzern ꝛc. 

Unvermutbet ſchnell fanden ſich auch die Mittel, um die Meonte- 
Ceneri⸗Linie in Angriff nehmen zu können, da bie Gottharbbahn- 
Verwaltung unter eigener Finanzirung dieß vermochte. Die erforder= 
lichen 12 Millionen Francs wurden in Form von Staatsfubfibien von 
6 Millionen, wovon Italien 3 und bie Schweiz 3 Milfionen bewilligten, 
der Reft von einem fehmeizerifch-italienifchen Konſortium befchafft. 

Sämmtlihe Bahnbauten find nunmehr auf den Bergftreden im 
Juni 1879, auf ven fubalpinen Streden Brunnen⸗Flüelen und Cade- 
nazzo⸗Pinos im September 1879; vie Streden Immenfee-Brunnen 
endlich im März 1880 in Angriff genommen worden. 

Es möchte erwünfcht fein, über den großen Gottharbtunnel einige 
Worte Hinzuzufügen, die im Zufammenhange das Bild feiner Aus- 
führung bis Heute geben. 

Sobald die Finanzverhältniſſe foweit geregelt waren, daß ein 
Zweifel an der Ausführung der Gotthardbahn nicht mehr beftand und 
Gerwig zum Ober-Ingenieur ernannt war, wurde die Konkurrenz für 
Ausführung des Tunnel eröffnet, die trigonometriſchen Aufnahmen 
zum Zwed der Beitimmung der Tunnelachfe revidirt und vervollſtändigt 
und die Baunormalien und Vorſchriften für das Ausbruchsprofil feft- 
geitelit. 





*) Das gefammte Baufapital für das rebuzirte Programm war mithin de= 
finitiv feftgeftellt auf 
A. Subventionen 45 + 20 + 20 — 85 Mill. 


Alien .. 4 
Obligationen 68 102 - 
187 Mil. 
B. Radjfubventionen 10 4 10 + 8 — 28 Mill. 
altien. ...6 
Obligationen . . 6 2 - 
227 Mil, 


wovon 74 Mil. Obligationen zu 5 %, verzinslich; 40 Mil. Aktien, die fi in den 
verbleibenden Ueberſchuß ber Nettoeinnahmen theilen und enblih 113 Mill. Sub- 
vention & fonds perdu. 
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Der Aushub des Voreinfchnittes begann im Regiewege auf der 
Rorbfeite am 4. Juni, auf der Südſeite am 1. Juli 1872, und zwar 
hier miht an der Mündung bes definitiven, mit einer Kurve aus- 
mänbenben Tunnels, fonbern im ber der Tunnelachſe. 

Inpwifchen war von 7 Bewerbern um die Tımnelausführung der 
Zuſchlag an 8. Favre, Bauunternehmer von Genf, ertheilt. 

Diefer war der Billigfte und bot jonft die meiften Garantien. 
Des Total für den volffommen betriebsfähig Herzurichtenden Tunnel 
wurde auf 55854600 Francs, die Bauzeit auf 8 Sabre feitgeftellt. 
deder Tag früherer Fertigftellung follte mit einer Prämie von 5000 
France honorirt, dagegen jeder Tag Ueberſchreitung ber Bauzeit wäh- 
tend ber erften ſechs Donate mit 5000 France, während ber zweiten 
ich6 Monate mit 10000 Francs geftraft werben, und endlich bei 
Ueberichreitung eines Jahres bie von Favre zu leiftende Kaution von 
3 Millionen an die Gottharbunternehmung verfallen. Am 30. Sep 
tember hörte die Regiearbeit am Tunnel auf, und ber Unternehmer 
Fame übernahm am 9. Oktober die Arbeiten. Bundesſeitig warb ber 
1. Otober 1872 als Tag des Beginnes der Arbeit feitgeftellt, am 
1. Oftoer 1880 mußte daher der Tunnel betriebsfähig übergeben werben. 

Die Waffer der Reuß und Tremola wurden zum Betrieb einer 
Aal von Mafchinen für die Werfftätten und zur Komprimirung 
von Luft verwendet, bie in bie Stollen bis vor Ort eingeführt wurde, 
m bie dort aufgeftellten Bohrmafchinen zu treiben und die Luft im 
Tunnel zu verbefjern. 

Die Sprengung geihah und geichieht mit Dynamit, das Heraus- 
ihaffen des Ausbruches mit Schiebefarren auf Grubenbahnen unb mit 
%tomotinbetrieb, nach Maßgabe der fortichreitenden Einrichtungen im 
Zumel, 

Auch für die Arbeitlolomotiven ift die bewegende Kraft bie fom- 
primirte Luft. 

Am 29. Februar 1880 Hat der mit Spannung erwartete Durch⸗ 
iälag der Wand, welche bie beiden von Norden und Süden einander 
entgegengetriebenen Stollen trennte, ftattgefunden und eine ganz vor« 
sgliche Uebereinftimmung in der Richtung ergeben [Differenz horizontal 
33 Gentimeter weftlich von Göſchenen; vertikal 5 Eentimeter]; bie Achſen 
der beiden Theile fielen nahezu zujammen. Die wirkliche Länge zeigte 
fh um 12,7 Meter gegen bie berechnete geringer. 

Es wurbe viel von den blähenden Stellen im Tunnel geſprochen 
mb gejchrieben. Dieß bezieht ſich namentlich auf eine, auf die fogenannte 
Drudpartie bei Kilom. 2800 vom Norbportal, von welcher Dr. Stapf 
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ſchreibt: „Durch zufigende Wäſſer werben bie meiften ettigen Fugen 
und Klüfte fchmierig, am wenigften die mächtigften berfelben, in welchen 
der Feldſpath am vollftändigften Taolinifirt if 3. B. vor und nach 
der Spalte des Köhlertgraben tropfte es; die Ausfüllungsmafje der 
Spalte war aber beim erften Anfahren ftaubtroden (2776— 2811) und 
iſt erft nachmals vom jahrelang durchſickernden Waffer wei und 
blähenb geworben.“ 

Die Unternefmung Favre hatte nicht, bez. nicht rechtzeitig um 
ausreichend durch Ausmauerung für Seftftellung der Ausfüllungsmaſſe 
geforgt, fo daß diefe in Bewegung fam und bie ihr entgegengeftellten 
unzureichenden Widerftände mit Ausnahme eines mittleren Gemwölbe- 
ringes von 8 Metern zerdrückte. 

Da ſchließlich etwas Ausreichendes geſchehen mußte, übernahm bie 
Verwaltung der Gotthardbahn auf Anordnung der Bundesbehörden felbft 
bie Sicherungsarbeiten, rüdte mit benfelben von ben äuferften Bunkten 
nach ber Mitte mittels ſtarker Gewölberinge vor und hat noch buch 
Einmauerung von zwei folchen Ringen 9,5 Meter zu fchließen, was in 
3 Monaten geſchehen fein kann. Der Fehler, welcher begangen wurde, 
beruhte darin, da man dieſe Drudihict in Bewegung kommen ließ, 
und er wird ausgeglichen fein, fobald biefelbe zum Stilfftand gebracht 
fein, und nad dem Gefege der Trägheit in Stillſtand bleiben wird. 

Die Unternehmung Favre Kat gegen die Gotthardbahn-Geſellſchaft 
Prozeß angeftrengt, weil die für Ausmauerung der 72 Meter langen 
Drudpartie berechnete Summe (315000 Franc) angeblih unzu—⸗ 
reichen geweſen fei. 

Ein zweiter Prozeß ift zum Zweck ber Ermirkung einer Friſt⸗ 
verlängerung für bie gänzliche Herftellung des Tunnels anhängig 
gemacht, da vertragsmäßig die Bertigftellung bis 1. Oktober 1880 
hätte beiwirft werben müffen, bez. eine tägliche Konventionalſtrafe von 
5000 $rancs von der Unternehmung Favre zu zahlen wäre, die ifrer- 
ſeits mildernde Umftände aller Art für fih in Anfpruc nimmt. Die 
vollftänbige Herftellung des Tunnels möchte zwiſchen dem 1. Oktober 
und Schluß des laufenden Jahres zu erwarten fein. 

Herr Favre ſelbſt hat den Stollendurdfchlag bes Tunnels nicht 
erlebt, er ftarb bei einer Tunnelbefihtigung inmitten feiner Thätigkeit. 


Beihreibung der Bahn. 


Die Hauptlinie Immenfee-Dirinella (Pino) ift 175,7 Kilometer 
lang, theilt ſich in die eigentliche Bergbahn Erſtfeld-Bodio 84 Kilom., 
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welche den großen Gottharbtunnel einfchließt, und die fubalpinen Zu- 
iofrtfinien Smmenfee- Erftfelb und Bodio-Dirinella von je 41,6 und 
3% Kilom. Länge. 

Die erfte Linie Immenfee-Exftfeld folgt dem Ufer des Zugerfees, 
berührt Goldau, Steinen, Schwyz und erreicht in Brunnen ben 
Bierwalbftätter See, deſſen Gelände fie in Flüelen verläßt; geht von 
hier über Altdorf ins Reußthal und verliert in Erſtfeld ihren. Charakter 
als Thalbahn. 

Von Erſtfeld ſteigt die Bahn bei einer Länge von 28,9 Kilom. 
bis Goſchenen, dem nördlichen Eingangsthor des großen Tunnels, von 
475 auf 1109 Meter ü. M., überwindet alfo ein Steigungsmoment 
von 634 Meter, unter wieberholter Anwendung der Marimalfteigung 
von 26%. Um bie notwendige Längenentwidlung zu ermöglichen, 
wurden 3 Kehrtunnel eingefchaltet: Pfaffenfprung 1460 Meter, 
Battingen 1090 Meter, Leggisſtein 1095 Meter lang. 

Der große Gottharbtumnel bildet mit Ausnahme der Einfahrts- 
wurde am Gübportal eine gerabe Linie von 14 920 Meter Länge; ber nord⸗ 
Ahe Eingang liegt bei Goſchenen 1109, die füblihe 1145 Meter ü. M.; 
mhezu in der Mitte des Tunnels erreicht die Bahn ihren Kulminations- 
zmuft mit 1154,547 Meter ü. M. 

Die Tumneljohle fteigt nämlich von Norben auf eine Länge von 
1801 Meter mit 5%, um 43,547 Meter, ift 319 Meter in der Höchften 
Bahnerhebung Horizontal geführt, und fällt dann 2275 Meter mit 
05°,,, die übrigen 4525 Meter mit 2 und 1 %,, bis zum Sübportal 
bei Airolo. 

Auf dem Südhang des Gebirges folgt die Bahnlinie dem Laufe 
det Ticino im Livinenthal, fällt von Airolo bis Bodio, bei einer Länge 
den 39,3 Kilom. von 1145 auf 333 Meter, unter mehrfacher An- 
wendung der Marimalfteigung von 26%, und Einſchaltung mehrerer 
Rertummel zum Zweck der Kängenentwidlung, von denen zwei 
wwilhen Fieſſo und Faido Liegen, die Tunnel von Freggio 1563,5, 
Prato 1557 Meter Länge; zwiſchen Lavorgo und Giornico befinden 
fh die beiden anderen, Piano Tondo und Zrani, 1508 bez. 1445 
Meter lang. Bon Bodio bis Dirinella fällt die Bahn bis zur ſchwei ⸗ 
yerifgritalienifchen Grenze, bei einer Länge von 49,8 Kilom. um 
weitere 110,5 Meter, nachdem fie bei Viſa (Magabino) das Ufer bes 
%ogo-Maggiore erreicht hat. 

Der eine Anfangspunkt der Hauptlinie, Immenfee, liegt am 
Zuger See 463, ber andere Dirinella am langen See, 223,20 
Neter ũ. M. 
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Der nörbliche Theil 

ber Linie erforderte 31 Tunnel, bar. 3 Kehrtunnel Gefammtlänge 12 732,35 Meter, 
ber fübliche 8 - -4 - s 8765 » 
dazu ber große 

Gotthardtunnel 1 - ._ ® . 141944 - 





die Hanptlinie aljo 50 Tunnel, bar. 7 Kehriunnel m.c. Ge.Längeo. 36 441,35 Detern. 


Im Ganzen werben 51 Brüden und Viabufte in einer Gejammt- 
länge von 2238 Metern ausgeführt. 

Um die Hauptbahn mit den fchweizerifchen Bahnen im Norden, 
mit den italienijhen Bahnen im Süden in Verbindung zu bringen, 
find folgende Zufußrtslinien in Ausficht genommen. 


Im Norden: 


Die, wie erwähnt, augenblicklich noch nicht zur Ausführung kom⸗ 
menden Linien Luzern-Immenjee, Zug-Arth und die im Bau begriffene 
Rothkreuz ⸗ Immenſee als BVerlängerung und Theil der Aargauiſchen 
Südbahn 7,8 Kilom. lang, welde der Gottharbbahn Izum alleinigen 
Betrieb überlafjen wirb. 

Die direkte Linie von Quzern über Mengen-Rüßnacht uach Immen- 
fee wird 14,3 Kilom. lang werben und gegen bie Linie Luzern-Roth- 
kreuz · Immenſee, welhe 17,3 + 7,8 — 25 Rilom. lang ift, eine 
Abkürzung von ca. 11 Kilom. bieten. Auf den internationalen Zwed 
der Gotthardbahn ift dieſe umerhebliche vorläufige Verlängerung der 
Linie über Rothkreuz einflußlos, befonderd da die Züge der Gotthard 
bahn in Luzern beginnen und enden werben. 

Es bedarf indeß feiner Begründung, daß die baldige Herftellung 
der direkten Küßnachtlinie ein berechtigter Wunfch bleiben wird, da bie 
Abneigung der Luzerner, erjt über einen Theil einer fremden Bahn zur 
großen Heerftraße gelangen zu können, begreiflich erfcheint. 

Bei dem Drängen zum Strome wird die Mehrentfernung von 
11 Kilom., die 15 Minuten Mehrzeit ver Fahrt, der Gedanke, einen 
Umweg machen zu müffen, das Gefühl des Abgefchnittenfeins, den 
Wunſch der Herftellung eigener Zufahrt rege halten. 

Bon Bafel nad) Immenfee find die Entfernungen folgende: 
Bafel-Luzern-Rüßnacht-Immenfee 109,3 Kilom. 
Bajel-Luzern-Rothkreuz-Immenfee 120,1 » 
Bafel-Dlten-Aarau-Rothfreug-Immenfee 1072 
Bafel-BruggRothkrenz-Immenfee 1102» 

fo daß felbft nach Herftellung der Ablürzungslinie Luzern-Immenfee der 
Weg von Bafel über Olten-Yarau ber kürzefte fein wird. 
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Mit der 12,4 Kilom. langen Linie Zug-Arth verhält ſich's der 
Eurie Rotffrenz Cham - Zug gegenüber ganz ähnlich, ohne daß dieſelbe 
indeß die Bedeutung des Luzerner Anſchluſſes beanfpruchen könnte. 

Die fünlihen Zufahrten find ein nicht minder intereffirendes 
Kapital in der Geſchichte der Gottharbbahn geworben, da zwei unzu⸗ 
jammenhängende Theile bereits feit 1874 in Toftfpieligem Betriebe 
find: Binsca-Locarno und Lugano-Chiaffo, welche durch die Anfchlüffe 
eft ihre Bebeutung erlangen können. 

Nach den Erwägungen der internationalen Konferenz follte bie 
Hauptlinie bis Dirinella allein Hergeftellt werben, und wird fomit das 
Stud von Biasca bis Cadenazzo als. Theil der ſchon beftehenden Bahn 
Biasca⸗ Locarno für die Hauptbahn verwerthet, während der Reſt, 
Cadenazgo⸗Locarno, eine Heine, 12,5 Kilom. lange Sackbahn bildet und 
wehl noch Tange bleiben wird. 

Die andere, fübliche Zufaßrtlinie, welche das Stück Lugano- 
Chiafſo mit der Stammlinie verbinden foll, ift die vielbefprochene 
Montes-Seneri-Linie, welche, von der KHauptlinie in Giubiasco ab- 
weigenb, bis Lugano eine Länge von 26,5, bis Chiaſſo eine ſolche 
m 52,2 Kilom. haben wird. 

Bon Giubiasco erfteigt Die Bahn ven Monte-Generi mit Marimal- 
fyigungen von 26%. und einer Zänge von 11,2 Kilom., durchbricht 
das Gebirge in einer Höhe von 475,5 Meter ü. M. mittels eines 
1675 Meter langen Tunneld, an deſſen ſüdlichem Ausgange Bironico 
liegt. Die Linie folgt dem Agnothale bis Camone, wo abermals einige 
Baſſerſcheiden durch Erfteigen einer Rampe von 30 Meter und mittels 
eines 933 Meter langen Tunnels überſchritten werben müſſen, um 
am Ansgange befjelben Lugano zu erreichen. 

Aus diefer Beſchreibung erhellt der bebeutende Koftenaufwand für 
die hmze Strede und daß ber Name: Teſſiniſche Thalbahnen nicht auf 
die Gemeri-Linie anzuwenden ift. 

Die Eeneri-Linie wird 12 Tunnel von zufammen 5145 Meter 
Länge und 14 Brüden und Viadukte von zufammen 359 Meter erhalten. 

& fehlen zur Zeit aber noch die nicht minder wichtigen Anfchluß- 
bahnen des italienifchen Eiſenbahnnetzes. Hierfür beftehen nicht weniger 
als nenn Anſchlußprojelte für die Seelinien (Lago Maggiore) und vier 
im Anſchluß an den Ceneri⸗Linien, von denen bie legteren begreiflich ihre 
Vorzüge für Mailand Haben, felbft Genua befriedigen Können, aber 
Turin ganz unbeachtet laſſen, wogegen ein Seelinienprojeft von Tatti: 
PinsSt.-Andrea-Gallarate-Novara fehr glücklich konzipirt ift und auch 
Ausfiht auf Ausführung hatte. Die von allen Projekten erreichten 
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kürzeſten Verbinbungslinien nah Genua, Mailand und Turin werden 
vom Projelt Tatti für Genua und Turin nur um einen, für Mailand 
um 18,5 Kilom. überfchritten. Im allen übrigen Projekten bleiben von 
den drei genannten Relationen die eine ober die andere, felbft zwei 
unberückſichtigt oder benachtfeiligt. Die Linie Tatti trifft an Gallarate 
die Linie Arona-Mailand und in Novara die Linie Arona-Genua und 
Novara-Turin. 

Da die Ceneri-Linie über Como und Monza den zweiten bivelten 
Anſchluß nah Mailand bietet, ift der Nachtheil der Tatti’jhen See— 
linie, die Mehrlänge von 18 Kilom. für Mailand gehoben. 

Dem Vernehmen nach foll man ſich indeß neuerlich, wohl aus 
finanziellen Gründen, zu einem andern Seelinienprojefte von Pino nach 
Sefto Calende entfchlofjen haben. 

Der Gottharbbahn wird für den Perſonenverkehr wie für ben 
Export, für den fie die Richtung zu beftimmen Kat, die Eeneri-Rinie 
mit ihrer Mebrlänge auf fehweizeriichem Gebiet von 80 Kilom. bis 
Chiaſſo, gegenüber der Seelinie bis Dirinella, ſehr willtommene Mehr- 
tagen bieten und ben Reiſenden, bie über Como Monza nach oder von 
Mailand fahren wollen, wegen der Ablürzung wie ber prachtvollen 
Situation erwünſcht fein. 


Die tommerzielle Bedeutung der Bahn. 


Seit dem Jahre 1864 find vier eingehende Gutachten über bie 
muthmaßliche fommerzielle Bedeutung des Gottharbunternefmens ver⸗ 
öffentlicht worben. . 

Das erfte, 1864 erfchienene, ift von Koller, Schmieblin und Stoll, 
und hatte den Zwed, zunächft den Nachweis zu führen, daß unter den 
zur Sprache gelommenen Alpenbahn-Projekten das des Gotthard das 
empfehlenswertheſte fei; es Hatte bie Eriftenzberechtigung, bie bebingte 
Rentabilität nachzuweifen; bebingt infofern, als ſich die Nothwendigleit 
einer Subvention & fonds perdu mit fataliftiicher Gewißheit für alle 
derartige Unternehmen ergeben wirb. 

In der Annahme, daß 180000 Reifende & 7,5 Eent. und 270000 
Tonnen Güter & 12 Eent. mittleres Frachtergebnig zur Beförderung 
kommen, wurbe bie Kilometrifche Einnahme auf 13500 + 32000, 
dazu 2100 Franc Viehtransport und mittelbare Einnahme, zufammen 
auf 48000 Frances berechnet; davon 21000 France Betriebstoften 
genommen, bliebe ein Nettoerträgniß von 27000 Trance, was einem 
immerhin unzureichenben Filometrifchen Baulapital von 540000 France 
entipricht. 
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Das zweite Gutachten ift das ber internationalen Konferenz bes 
dahres 1869. Die Frequenzziffern waren, entiprechend der Verkehrs⸗ 
zmahme größere geworben, indeſſen hatte man vorfichtiger Weife das 
durchſchnittliche Frachterträgniß zu vermindern, die Betrieböfoften von 
21 auf 24000 France per Kilom. erhöhen zu müffen geglaubt, was 
fir 200000 Perfonen und 400000 Tonnen Güter & 8 Eent. 48000 
Frans Brutto und 24000 Franc Nettoeinnafme ergibt. 

Die Finanzbedärfniffe zum Bau waren auf 187 Millionen be- 
ifert; unb folgte hieraus bie Nothwenbigfeit einer Subvention von 
85 Wilfionen, da obiger Nettoertrag hinreichte 102 Millionen Privat- 
fapital zu 5% zu berzinfen. ° 

Imwiihen traten bie beſprochenen Neuberechnungen von Gerwig 
wid Hellmag mit ihren Schredensziffern auf und ließen die Finan⸗ 
jrung ber Bahn als volfftändig unzureichend erfcheinen. 

Das Vertrauen in der Sache mußte von Neuem befeftigt werben, 
mb die Herren Dr. Eicher und Stoll traten 1876 auf Veranlafjung 
des Bundesrathes an die Prüfung der von der internationalen Kon- 
fern; 1869 angenommenen Zahlen mit Rüdficht auf die inzwiſchen 
ingetretenen Beränberungen. Das Ergebniß war folgendes: 

Hauptlinie Immenfee-Pino: - 
1742 2m. 260000 Berfonen intl. Gepäd & 7 Cent, per Kilom. 18200 Fres. 
25000 Tonnen Eilgut % 35 Cent. Fres. 8000 
45000 +»  fchmeig. Lokal all = - 4950 
180000 « Norbicmeiz. Tranſit à 8,5- = 15300 
250000 » beutfhrbelg.c - A 67- = 16750 45000 =» 
Sa. 63 200 Fres. 
Zweiglinie alfo Total 11009440 Fres. 
519 Rilom. Ginbiatco-Ehiaffo per Kilom. 30000 = 1557000 Fres. 
1236 =  Gabenago-Locarno = » 15000 = 189000 - 








124 = Bug-Arth "= 30000 = 372000 - 
141 _- __Pizern-Immenfee - + 30000 = 423000 = 
252 . 13550440 Fres 


dam ertraordinãre Einnahmen .. 905 _ _240060 
Mittiere ilometrife Einnahme 52000 und 13790500 Brutto, 
ab 50 °), Betriebötoften 26.000 Bleibt 6895250 Fres. Netto. 
Gegenüber den beim Brenner in jener Zeit erzielten Brutto» 
einnahme von 33000 Fres. per Kilometer, beim Mont-Cenis von 42 
be 36000 Fres. (franzöfiiche bez. italieniſche Seite) fcheinen bie für 
den Gotthard herausgerechneten 52000 Fres. ein jehr hohes Er- 
etgebniß. Motivirt wurde daſſelbe durch bie wefentlich günftigere Lage 
der Gotthardbahn jenen beiden Bahnen gegenüber der Art, daß bie 
Yahrhud V. 2-3, hrög. d. Schmoller. 6 
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Mont-Eenisbahn gegen die franzöfiiche Mittelmeerbahn und den Hafen 
von Marfeille zu kampfen habe und aus aderbautreibenden in aderbau- 
treibende Gegenben führe; aus beiden Gründen ihr die Bedingungen 
zu einer eigentlichen Tranſitbahn mithin fehlen; beim Brenner wirke 
der legtere Grund jowie der Ummeg über Verona ſchädigend. 

Für den Gotthard, führte man weiter aus, habe die Konkurrenz 
der Mittelmeerbahn und des Hafens von Marſeille keinen nennens- 
werthen Einfluß; Genua läge auferorventlih günftig und bie in 
enormer Progreifion ſich fteigernde Schifffahrt auf dem Suezfanal 
gäbe zu den allerbeſten Ausſichten gegründete Hoffnung. 

Die zur Prüfung der Hellwag'ſchen Koftenanjchläge vom Bunde 
einberufene Kommiffion beichäftigte fich gleichfalls mit der Reviſion 
der kommerziellen Grundlagen, fowie der Berechnungen ver Betriebs- 
ausgaben und famen innerhalb der Kommiſſion mehrere gleichzeitig, 
aber unabhängig von einander geführte Unterfuchungen zu dem Reful- 
tate Ejcher-Stoll, d. h. 52000 Fres. kilometriſche Bruttoeinnahme. 

Diefe Arbeiten fand die wieder einberufene internationale Kom- 
miffion vor; da diefelbe aber an dem urfprünglicen Programm ver- 
ſchiedene Einſchränkungen beſchloß, war eine Neubearbeitung für das 
reduzirte Bahnnetz nothwendig geworben und veröffentlichte ver Chef 
des Tarifbureaus der Gottharbbahn, Düggeli, im Jahre 1878 eine 
Broſchüre, deren Ziffern ich bei Beſprechung der einzelnen Berfehrs- 
Zweige benugt habe, 

Die Perfonenfrequenz auf der Hauptlinie Luzern-Immenfee bis 
Pino, oder follte die Ceneri⸗Linie (was wohl denkbar) früher fertig 
werben, bis Chiaffo, wird auf das 10- bis löfache ber normalen 
Poſtfrequenz, d. h. auf 225 bis 338 Tauſend Reifende geichägt, und 
zur Begründung angenommen, daß das Vorhandenſein des Schienen- 
weges an fich, jowie die vergleichsweife zur Pofttare nur die Hälfte 
und weniger betragenven Eifenbahnfahrpreife einen befebenden Einfluß 
auf die Neifeluft und Neifemöglichfeit ausüben und ſich der Bahn eine 
Menge Reifender aus Neigung und Bedürfniß zuwenden werben, welche 
bisher den Alpenübergang mit der Mont-Cenis- oder Brennerbahn, 
oder mittels anderer Neifegelegenheit über einen der anberen Päffe, 
oder enblich der Koften halber überhaupt nicht gemacht haben, obwohl 
für ihre Gefchäfte der perfönliche Verkehr vielfach vortheilhafter geweſen 
fein würde als die Korreſpondenz. 

Das Mittel aus den genannten Frequenzzahlen würden 260000 
Reiſende fein, von denen vielleicht ein Drittel als Zouriften, d. h. als 
ſolche ohne eigentlich gefchäftlichen Hauptreiſezweck fich ausſcheiden laſſen. 
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Die Dampfſchiffe des Vierwaldſtetterſees transportirten nämlich 
ca. 180000 Reiſende im Jahr; und wenn auch der allergrößte Theil 
des Lolalverlehres der Seeorte ſich ver Schiffe bedienen mag, fo möchte 
ein Drittel, 60000 Reifende, wohl auf von Norden kommende Tou⸗ 
riſten entfallen, zu benen wohl 20000 aus Italien kommende gezählt, 
aljo 80000 Bergnügungsreifende im Ganzen angenommen werben 
dürfen. Diefe würben während der etwa Hundert Tage bauernden 
Keifefaifon mit zehn Zügen täglich zu befördern fein, auf jeven Zug 
daher buschichnittlich 80 Perfonen, auf jeden Tag 800 Berfonen ent- 
fallen, von denen angenommen wird, daß fie bie Strede in ihrer 
Gefammtlänge befahren. Da dieß jehr Häufig inbeß nicht ftattfindet, 
jondern ein nur theilweiſes Durchfahren der Bahn vorauszufehen 
it, muß nothwendig die Zahl der täglich die Bahn benutzenden Per- 
ſonen eine wejentfich größere fein. 

Daſſelbe gilt von dem eigentlichen normalen Theile des Verkehrs, 
tem ber Einwohner und Befchäftsreifenben, und zwar von den Erfteren 
in höherem, von den Legteren in minberem Grabe: biefe normale 
ftequenz würbe auf 260 weniger 80, aljo auf 180 Zaufend Reifende 
7 veranidlagen jein, welche fich auf täglich acht Züge mit burchfchnitt- 
fih 500 Reiſenden per Tag und 60 per Zug vertheilt. Auf acht 
Bige, weil wohl nur während des Sommers zehn Züge gefahren 
werden mögen. 

Der Durchſchnittsverkehr während ber Saifon wird fich deßhalb 
af 800 + 500 = 1300 per Tag, und 80 -+ 50 — 130 Berjonen 
per Zug beziffern. 

Reicht Hierfür die angenommene Zugzahl bei einfacher Beſpannung 
3? Wäre der Zugang ganz regelmäßig? Ja. 

& wird vorausgefeßt, daß die zur Verwendung fommenben Lokomo⸗ 
tiven auf der Marimalfteigung noch 80 Tonnen mit einer Fahrge: 
i6windigfeit von 40 Kilom. in der Stunde zu beivegen im Stande find, 
entiprechend einem in der Schweiz angenommenen Typus. ine Perfon 
mit Gepäd wiegt etwa 2 Ctr.; erfahrungsgemäß können 6 Perjonen 
auf jede Wagenachſe gerechnet werben, jede Achfe wiegt ca. 60 Etr., mit 
6 Perjonen 72 Etr., daher ber Zug mit 130 Reifenden 12 x 130 
= 1560 Er, alfo 78 Tonnen, was ber Leiftungsfähigfeit einer Ma⸗ 
idine entjpricht. 

Während der Saifon wird ſich allerdings nicht felten das Ber 
dürfuiß herausſtellen auf der Bergftrede, alfo von Erftfeld bis Gdejchenen, 
und von Bodio bis Airolo, eine Drudmafchine anzumenben, ba ber 
Zugang der Reifenden nach der Tageszeit, ja nach ber Witterung ver« 
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ſchieden jein wird. Indeß wird ſich das Verhältniß zwiſchen Nutzlaſt 
und Bruttolaſt der Züge während der Reiſezeit günſtiger geſtalten, als 
oben berechnet. Ein mit 30 Perſonen beſetzter Wagen würde aber nur 
30 x 2 = 60 + 120 = 180 Etr. over 9 Tonnen wiegen, daher 
bei fo befeßten Wagen mit einer Mafchine leicht jein, das Doppelte 
d. 5. 260 Perſonen zu transportiven: Die Hauptfache wird immerhin 
fein, daß Perfonen in genügenver Zahl fich einfinben. 

Die prozentuale Benugung der Wagenklafjen verhält fich bei der 
Brennerbaßn annähernd wie 1 zu 3 zu 8,5, fo daß ſich die vorausge- 
fegten 260000 Reifenden in 21000 erfter, 63000 zweiter und 176000 
dritter Klaſſe fummarifh theilen lajjen werben. Die von der inter- 
nationalen Kommiſſion feitgeftellten, allerdings vecht ausreichenden Taxen 
betragen 10,42; 7,29 und 5,21 Gent. pro Perſon und Kilometer, daher 
zuzüglich 50 %, für die Bergftreden 13,09; 9,16 und 6,55 Eent., 
welches einer Durchſchnittstaxe von 7,72 Cent. gleich iſt. Diefe ver- 
mindert fich duch gefegliche und Tonventionelle Fahrpreisermäßigungen 
für Geſellſchaften, Abonnenten u. dgl. etwa um 0,77, alfo auf 6,95 
Eent. und erhöht fich Durch die Gepädtare von 1—1,5 Cent. pro Perſon 
auf eine Durchſchnittstaxe von ca. 8,00 Gent. pro Perſon und Kilometer. 
Für die verſchiedenen Linien und auf denſelben anzunehmenden Fre⸗ 
quenzen würbe fich, für die Einnahmen aus dem Perjonen- und Gepäd- 
verkehr etwa folgendes Bild ergeben: 

bie Linie 
Immenſee⸗Pino 266000 Reifenbe, 175 Kilom. à 20800 Fres. Ba. 3640000 gres, 
Ginbiadco-Ehiaffo 25000 - 52,2 - A15000 - = 780000 « 
Cadenazjo:?ocarno 150 000 - 126 =» & 82500 - - 104000 = 

Total 4524000 Fred. 

Die Darftellung der Frequenzverhältniſſe Hat zu dem berechtigten 
Schluſſe geführt, daß während fünf Sechfteln des Jahres ein großer 
Theil unbenugter Mafchinenkraft zur anberweiten Verfügung bleiben 
wird, und da diefer Umftand in glüclicher Uebereinftimmung mit dem 
thatfächlichen Beruf der Bahn für einen bebeutenben Eilgütertransport 
fi befindet, wird auf die Entwicllung deſſelben hoher Werth zu 
legen fein. 

Der Eilgüter · Verkehr wird daher eine befondere Pflege beanfpruchen 
und verdienen. Derjelbe wird einjchließlich des Vieh- und Thierver- 
tehres auf 25000 Tonnen zu einer Grundtare von 37 Centimes pro 
Tonnen-Rilometer geſchätzt. Erſcheinen auch beide Ziffern hoch, fo liegen 
biejelben doch innerhalb der Grenzen des Wahrjcheinlichen. Es find die 
großen Mengen von Lebensmitteln, wie wertvollen Rohſtoffen (Seide) 
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in der einen und Babrifaten in beiden Richtungen, welche bejchleunigte 
Beförderung verlangen und erhöhte Taxen ertragen, bie der Gottharb- 
bahn zufließen müſſen. Für das Eilgut wird die Verkehrszone zweifel⸗ 
108 die größte und umbeftrittenfte fein. Es ift faum zweifelhaft, daß 
der eine weftliche Echentel des Winkels, der dieſe Zone umfaßt, Paris, 
der andere öftfiche etwa Braunſchweig ftreifen wird, jelbft Berlin er- 
teichen Tann, jo daß für eine nicht allzu ferne Zukunft die vorgejehene 
Menge erreicht werben möchte. Ob, eventuell inwieweit die Konkurrenz 
an der Tare mobeln wird, bleibt abzuwarten. 

25000 Tonnen zu 37 Gentnern, einer Ziffer, die Hoch, doch nicht 
willtütlich gegriffen, jondern aus Analogieen hergeleitet ift, ergeben eine 
Brutto-Einnahme von 1618750, eine Hilometrifhe von 9250 France. 

Der Güterverkehr im eigentlichen Sinne des Wortes für 
das eigene Netz der Gottharbbahn umd mit ben übrigen ſchwei—⸗ 
zeriſchen Bahnen wird bis zur Ginführung induftrieller Unter- 
nehmungen in ben Santonen Uri und dem oberen Teſſin fich auf bie 
Zufuhr von den zum Leben nothiwendigen Dingen und ver Abfuhr von 
Holz, Vieh und Käſe beichränten. Die Anlage inbuftrieller Unter- 
aehmungen möchte aber wohl mit Rüdficht auf die vorhandenen, nugbar 
a machenden Waſſerkräfte in Ausficht zu nehmen jein und darum biejer 
volalverlehr auf 40000 Tonnen fich heben können, was zu 11 Gent. 
po Tonne und Kilometer für die ganze Bahnlänge (175 Kilom.) 
ane Einnahme von 770000 Fres. ober pro Kilometer einen Ertrag 
ton 4400 Fred. in Ausfiht ftelit. Die Grundtare von 0,11 Fre. 
erjcheint keineswegs zu hoch, da bie Konkurrenz anderer Bahnen, fowie 
der dandfuhren ausgefchlofen find: die erftere, weil feine Bahnen vor- 
handen find, die zweite, weil die bilfigften Taxen für Landfuhrwerk dieſe 
Ziffer ganz erheblich überfteigen und nur ba beibehalten werben fönnen, 
wo An- und Abfuhr zu und von den Bahnftationen jo unbequem fein, 
oder den Transport berart verteuern würden, daß bie Beibehaltung der 
biserigen Transportweiſe fih empfießlt. 

Der Tranfitverfehr wird, ber Natur der Bahn entiprechend, viel 
bedentender angenommen werben Tönnen als der lokale und iſt von ben 
Ewerten in einen Tranſit zwiſchen der Nordſchweiz und Italien und 
in einen foldhen der ſchweizeriſchen Nachbar- und Hinterländer: Deutſch- 
lands, Hollande, Belgiens, der Nord- und Oftfeeftanten und Norbfrante 
reichs, mit Italien gejchieden. 

Der nordſchweizeriſch · italieniſche Tranſit wird fi ganz bedeutend 
md nicht im Verhältniß des Gebietsumfanges, ſondern in dem ber 
Verölterungszahl der Nordſchweiz etwa entwideln, da auf biefem ver- 
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gleichsweiſe Meinen Raum ſich eine jehr entwidelte Induſirie und leb⸗ 
hafter Handel vorfinden, wie biefelben unter ähnlichen Berhältniffen 
jelten angetroffen werben, alſo vergleichöweife auch eine erhöhte Be⸗ 
völferungspichtigkeit vorausjegen. Während der erfte Umftand eine er- 
hebliche Zufuhr von Nohmaterial und Abfuhr von Fabrilaten bedingt, 
erfordert der andere einen lebhaften Import von Konfumtibilien aller 
Art, weil der eigene Aderbau bei Weitem nicht zur Beftreitung dieſer 
Bepürfniffe ausreicht. 

Da die Konkurrenz anderer Bahnen diefen Verkehr nur unerheblich 
zu beeinfluffen im Stande ift, kann berfelbe als ein ver Gottharbbahn 
geficherter angejehen werben. 

Eine Güterbewegung in biefem Verkehrszweige von 200000 
Tonnen erſcheint deßhalb nicht zu Hoch gegriffen. Die angenommene 
durchſchnittliche Grundtare von 9 Cent. pro Tonne und Kilometer wird 
entiwidelt aus ber ven Rohmaterialien zu Grunde gelegten von 5 Gent. 
dem Zuſchlag von 3 Cent. für die Bergftreden, fowie ber für anbere 
Güter von 14'/, bis 19%, Gent. feftgeftellten Marimaltaren, welche 
mit Rückſicht auf die bereitd in Betracht zu ziehenden Einflüffe der 
niebrigen Taren für Cerealien zc. reduzirt worben find. Im der Boraus- 
jegung, daß dieſe Rebuftion eine genügende, die Durchichnittstage von 
9 Eent. fomit auf die 200000 Tonnen und bie Länge der Hauptbahn 
anzuwendende fei, ergibt fi eine Gejammt-Einnafme von 3150000 
Fres., oder pro Kilometer der 175. Theil, d. 5. 18000 Fres. 

Der andere, annähernd eben jo Hoch veranfchlagte Tranfitvertehr 
der Gottharbbahn ift der zwifchen ben Nachbar⸗ und nörblichen Hinter- 
länbern der Schweiz nach Italien und über Italien, weentlih über 
Genua ober Brindifi Hinausgehende nach der Levante, durch den Suez- 
tanal nach Indien, Auftralien und in umgekehrter Richtung. 

Diejer Verlehr wird in dem Maße unficher beziehungsweiſe 
weniger einträglich jein, als derſelbe fich von der Richtungslinie, welche 
der Rhein im Allgemeinen vorzeichnet, nad) Often oder Weiten entfernt 
und ben Nord- und Oftfeehäfen nähert; umfoweniger ficher bei höheren, 
den virtuellen Längen und den Betriebstoften entiprechenden Taxen, um- 
foweniger einträglih, wenn man von der Erwägung fich Teiten läßt, daß 
den Konlurrenzen Mechnung getragen werben muß, um die erforber- 
lichen Güter-Ouantitäten für einen kurrenten Betrieb zu gewinnen und 
zu erhalten. 

In der Annahme, daß bieß die Experten berüdfichtigten, mag zu⸗ 
nächſt das ziffernmäßige Bild für diefen Zweig der Güterbewegung durch 
die Angabe vervolftändigt werben, daß berjelbe auf 150000 Tonnen 
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mit einer Durchſchnittsgrundtaxe von 8 Cent. pro Tonne und Kilometer 
geihägt wird. Die 8 Gent. ergeben ſich aus ben vertragsmäßigen 
Rorimaltaren von 6,54 und 17 Cent. (im Ausſchluß der für Steinkohlen 
etwa beſonders feitzufegenven) und dem Verhältniß der Güterarten und 
Mengen zu einander. Die Total-Einnahme aus biefem Tranfitzweig 
berechnet ſich hiernach für die ganze Linie auf 2100000 Franken, be 
jefungsweife auf 12000 für ven Kilometer. 

Die Totaleinnafmeziffern für die Tranfitbewegung find auf die 
Hinie Immenfee-Bino bezogen, weil das reduzirte Ne nur biefe vorge 
jefen. Da aber in glüdlicher Weife die Ceneri⸗Linie dem Netz 
bereits angefügt, aller Vorausſicht nach fogar früher in Betrieb kommen 
wir ald die Sangenfeelinie, könnten, ohne allzu große Bedenken, ftatt 
ber 175,7 bis dahin 206,3 Kilom. eingerechnet werden. Es erſcheint 
indeß gewagt und überbieß nicht erforberlich, die allergünftigften Be- 
dingungen anzunehmen, da es fih nur um eine vorübergehende, un⸗ 
beftimmbare Mehreinnahme handeln möchte, weil, ehe der Verkehr ſich 
zu der angenommenen requenzziffer hebt, bie Seelinie bergeftellt und 
mit wohl vorauszufehen fein möchte, in welchem Verhältniß die Ver- 
lehrstheilung via Como und Pino vor fich gehen wird. Jedenfalls 
tritt die Einnahme-Vermehrung nur für etwa ?/, der Transporte ein, 
mb ihr wieder eine Transporttheilung mit vermehrten Betriebstoften 
gnenüber. . 

In der Annahme, daß der Eilgutverkehr mit den Perfonenzügen 
bewältigt werben Tann, bleibt eine Gefammtmaffe von 390000 Tonnen 
3 befördern. Bei Tranfitbahnen unter ähnlichen Verhältniffen er» 
ideint e8 angemefjen, eine Nettobelaftung von 3%/, Tonnen auf die Achie 
anzunehmen, biefe aber mit 2,6 Tonnen Tara zu berechnen, da Wagen 
ler Bahnen, namentlich deutſche, und zwar vorzugsweiſe ſolche mit 
Öremsvorrichtungen zur Verwendung fommen werben. Es würden jo« 
mit rund 792000 Brutto-Tonnen zu befördern fein. Unter Annahme, 
dab bie mit Mafchinen gefchieht, welche bei 12%, Steigung der 
Bahn und einer Fahrgeichwindigkeit von 20 Kilometern 220 Tonnen 
bewältigen, und baß mit einer Druckmaſchine die unveränderten Züge 
über die größten Steigungen bewegt werben können, ergibt dieß im 
dahre 3600 oder etwa 10 Güterzüge im Tag. Die Leiftungsfähigfeit 
der Bahn entfpricht hiernach für eine abjehbare Zeit der projektirten 
Veranlagung, da mit den Perjonenzügen 18, während ber Reifegeit etwa 
W Züge in beiden Richtungen, je 9 bis 10 Züge in einer Richtung zu 
befördern jein werben. 
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Nach diefer Einhaltung mag eine Nelapitulation der vorausficht- 
lichen Einnahmeergebniffe folgen: Auf der 


Hauptlinie Immenfee-Bino 
260 000 Berfonen & 8 Cent. einſchl. Gepäd. Fres. 20 800 pr. Kilom. 
25 000 Tonnen Eilgüter u. Bieh &37 Cent. 9250 - 
40000 -  Lolalgliter all» 40 - 
200000 - Tranfitgäterd. Schweiza 9 - 18000 - 
150000 = bergl. des Auslanbes & 8 - 12000 _ - 


Fres 64 450 pr. Kilom. 
mithin für 175 Kilometer 11278 750 Src6. 
(Unter Berechnung Immenfee-Chiaffo 1933500 Fred. mehr.) 


Zweiglinie Giubiasco-Chiaſſo 


250 000 Perfonen a 6 Cent. 15000 
90 000 Tonnen Güter & 20 - _12900 
27000 

mithin für 52 Kilometer 1404000 - 

Zweiglinie Cadenazzo:Locarno 

150.000 Berfonen & 5,5 Gent. 8250 
7000 Tonnen Güter a 14 - 950 
9230 

mithin für 12,6 Kilometer 116298 _- 


Gefammt:Brutto-Einnahme pro 239,6 Kilom. 12799048 Fred. 
Mittlere Einnahme pro Kilom. 53500 Fres. 


Zur mathematif-genauen Beantwortung der Frage nah dem 
Finanzrefultat, dem Nettovertrage, fehlen leider noch immer bie zuner- 
läjfigen Formeln für die Aufrechnung der Betriebstoften. Die Anfänge 
zu biefem höchſt nothwendigen Erforderniß für den Zwed annähernd 
ficherer Voranſchläge find zwar gemacht, aber bis jegt ift es zuver⸗ 
Täffiger, fich neben ver Rechnung auf Erfahrungen zu ftügen, und vor» 
fichtiger Weife einige Prozente höher zu greifen, als theoretiſch ſich er⸗ 
geben. Umſomehr wird fich bieß empfehlen, wenn ein reiches Er- 
fahrungsfeld nicht zu Gebote fteht, wie im vorliegenden Falle, und Die 
befannt geworbenen Refultate bei ben Semmering«, Bremer, Mont- 
Eenis-Bahnen erftaunlic. von einander abweichen (41 bis 60 °/, der’ 
Brutto-Einnahmen). 

Es wird indeß ausreichen, wenn man die Gejammtloften für einen 
ſparſamen, vationell geleiteten Betrieb auf 29 000 France den Bahnkilo- 
meter, oder 4,2 Francs per Zugfilometer d. h. rund auf 55 %, der 
Brutto-Einnahme annimmt. [Seitens der Experten find 21—26 000 
Tec. bez. 3,40 Fred. für ausreichend erflärt.] ‚Im vorliegenden Falle 
würde fomit die Netto-Einnahme 
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12 799 048 France 
weniger 55%, = 7099476 = 
d. h. 5759572 Trance 
betrogen, mithin genügen, um 74 Millionen Obligationen mit 5 %,, 
40 Millionen Aktien und die 6 Millionen Privatlapital der einbezogenen 
Generifinie zu 4 bis 4'/, %, zu verzinfen, wenn man nicht die Anlage 
eines Referve- und Erneuerungsfonds in Betracht zu ziehen hätte, 


Es erübrigt noch die Begründung der obigen Bemerkung, daß 
der internationale Tranfitverfehr für die Gottharbbahn in dem Maße 
ihwieriger zu erhalten ober aber weniger einträglich fein wird, als fich 
das Verſand⸗ beziehungsweiſe das Empfangsgebiet näher den Küften der 
nerdiſchen Meere befindet, oder von ber Nichtungslinie des Rheines 
Ätlich oder weftlich abweicht; fowie die Momente zu beiprechen, welche 
Ne Betriebs und Finanzrefultate günftig oder ungünftig zu beeinfluffen 
in Stande find. 

Für die Perjonen- und Güterbewegung zwiſchen der Schweiz und 
Falten möchte die Gotthardbahn nahezu fouverain bleiben, bis fie in 
einet ſpezifiſch ſchweizeriſchen Alpenbahn eine Rivafin gefunden haben 
zird. Nur die Südweſtecke und der Norboftrand erfcheinen die erftere 
ton der Mont Eenis-, die andere von der Brennerbahn beeinflußt, wenn 
dieje mittel8 der Arlberglinie ihr genähert fein wird. Durch Herftellung 
der Simplonbahn würde der Abzug nach dem Weften fühlbarer werben, 
inmerfin aber in mäßigen Grenzen bleiben. 

Wenn auch in fernere Zukunft, jedoch keineswegs ber Wahrſchein⸗ 
lihteit entrũckt, dürfte bie Verwirklichung der mit fo vieler Beharrlich- 
keit verfolgten Idee einer rhätiſchen Alpenbahn mit dem Ausgangspuntte 
Chur, fowie die andere durch die Berner Alpen nach Brienz im An- 
ichluß nach Thun und Bern fein. 

Eine nicht allzu koſtſpielige Durchführung beider Projekte unter 
Lerwertfung des ganzen ober eines Theiles des Gottharbtunnels er⸗ 
iheint leinesfalls außerhalb ver Leiftungsmöglichteit der heutigen Technik, 
mfomehr die Erfteigung ver Thalftufen bei beiden Bahnen ohne 
Bedenlen durch bewährte Spezialitfteme zuläffig ift. 

Die Verbindung im Gotthardmaſſiv ſelbſt als Anfchluß der von 
Chur das Rheinthal folgenden Linie möchte ſich mittels eines vergleiche“ 
weile hırzen Tunnels ermöglichen. Auf der Karte fieht minbeftens bie 
Einie Brienz-Wafen über oder durch den Suften jo bedenklich auch 
ht aus, und beiber Linien fei nur erwähnt, um amzubeuten, daß in 
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ihnen Abnehmerinnen des Ueberfluffes der Gotthardbahn erwachſen 
tönnen, aber es darf auch hinzugefügt werben, kaum bevor biefelbe in 
der Lage fein wird, dieß mit Gleichmuth zu ertragen. 

Anders verhält e8 ſich mit den Beziehungen zu den Nachbar: und 
nordiſchen Hinterländern der Schweiz. 

Wie man in Frankreich über den Bau der Gottkarbbahn Denkt 
und ſchreibt, ift zu bekannt, um bier wiederholt werben zu follen: Es 
ift auch nicht anders möglich, als daß bie franzöſiſche Mittelmeerbahn 
und der Hafen von Marjeille fi fträuben, einen ihnen bis dahin un⸗ 
beftritten gewefenen Verkehr aus der Hand zu geben, und wenn ein 
Theil, der größte Theil der ſchweizeriſchen Transporte ımrettbar an 
Genua und die Gotthardbahn fallen werde, wird man gewiß das Aeußerſte 
tun, um zu vetten, was zu retten ift: ben franzöfifchen, belgiſchen, 
bolländifyen und engliſchen Verkehr nicht allein mit Italien, ſondern 
auch mit der Levante, Indien und Auftralien. 

Die beabfichtigte Einfügung eines train éclair, welder in 14 
Stunden von Paris nach Marfeille fahren foll, würde z. B. ermög⸗ 
lichen, in 24 Stunden von London nach Marjeille zu reifen, und er- 
wähnt man, um alle Beftrebungen zu berühren, noch bie als ficher 
bezeichnete Ausführung des den Kanal befeitigenden unterjeeiihen eng⸗ 
liſch⸗ franzöſiſchen Tunnels, jo kann man ſich ein Bild von der Rührig ⸗ 
teit ber weftlichen Nachbarn machen, die Reifezeit durch Schnellfahrten, 
die Entfernungen durch Abkürzungslinien zu verringern. Man Inüpft 
an biefe Einrichtung vielleicht Die Hoffnung des Monopols für den eng- 
liſch⸗italieniſchen Verkehr, denn daß bie indiſche Poft, ftatt wie Heute 
Brindifi als kontinentalen Hafen für ihre indiſchen Linien feftzuhalten, 
wieder nach Marfeille zurüdginge, ober aber, daß eine Konkurrenz 
linie von biefem Hafen aus gegen Brinbifi operiren wird, ift mehr als 
unwahrſcheinlich. Hier fei Die Bemerkung erlaubt, daß die Paris⸗Lyon⸗ 
Mittelmeerbaßn in ihrer heutigen Verfaffung, nach fahmännifhem Ur- 
teil, unzureichend für den eigenen Verkehr geworben und nım mit 
Mühe auf bie Dauer einer weiteren Leiftung wird genügen können, 
fowie die weitere, daß die englijch-inbifche Poft und Alles, was im be- 
ſchleunigter Weife dieſen Poſtſchiffen zugeführt werden ſoll, unbeftreitbar 
an Brindiſi, indeß nur foweit an bie Gottharbbahn verfallen erfcheint, 
als die des Mont Cenis (bez. des Brenner) nicht mit Erfolg eintreten 
will oder eintreten Tann. 

Bon Calais nach Bologna, dem Knotenpunkt für bie fübitaltenifchen 
Bahnen, ift der Weg über den Mont Cenis nur ca. 120 Kilom. weiter 
als über den Gotthard, und 170 Kilom. weiter als Oftende-Straßburg ; 
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dagegen fließt dieſe Linie an einen etwas längeren Waſſerweg über 
den Ramdl. 

Für die Gotthardbahn wäre natürlich von außerorbentlichem Werth, 
wenn der Weg Oſtende⸗Straßburg für die Poft- und Eiltransporte ge- 
wählt wird, da von einer Ablenkung nicht die Rebe fein, ihr nichts ver- 
Isren gehen Tann. Die Erfahrung wirb bald zeigen, daß für ben eng: 
fd», belgifc«, Hollänbifcherheiniihweftfäliihen Verkehr bie eljaß-Loth- 
ringiſchen Linien für bie Gotthardbahn von der allergrößten Bebentung 
find, und daß mur im alferengften Zufammengehen die wetlichen Kon⸗ 
turrenzen wirffam zurüdgemwiejen werben Eönnen. 

Es ift auch möglich, dag bie norbfrangöfifchen Bahnen bis zur Her- 
ftellung einer Simplonbahn, und den Ausbau ber Paris-Mittelmeer- 
bahn die Situation für fih und zu Gunften der Gottharbbahn aus. 
mugen, die Frage daher bis zu gelegenerer Zeit lediglich als eine Kon- 
Anerenz gegen die belgijchen Häfen und Bahnen, ſowie namentlich gegen 
die elfaß-lothringifhen Bahnen auftritt, um jedenfalls den englifchen 
verlehr zu gewinnen und mit der Mittelmeerbahn günftig zu theilen ober 
zu poltiren. Es foll Hierbei nicht unerwähnt bleiben, daß auch, das Pro- 
jet einer direkten Bahn Delle-Moutier-Ruzern wieder aufgetaucht ift. Bon 
tinem gewifjen Standpunkte aus geſehen, handelt ſichs bei den hierbei 
in frage fommenben ſchweizeriſchen Bahnen, fowie bei dem Bau diefer 
Atirzungslinie ebenſo gut um franzöfifches Kapital, wie bei den fran- 
#ihen Bahnen felbft. Legen die franzöfifchen Kammern, denen heute 
de Fragen: Mont Cenis:, Montblanc» oder Moutier-⸗Luzern vorliegen, 
nicht beſonderen Werth auf die nationale Arbeit eigener Bahnen, ſo 
finnte die Sinanzgruppe vielleicht die fchweizerifche Abkürzungslinie be⸗ 
fünorten, da bie billige Mitbenugung der Gotthardbahn als die Ver—⸗ 
werthung ber unter Beiftener beutjchen Geldes -hergeftellten unventablen 
Gebirgeſtrecke recht wohl bargeftellt werben könnte. Thatſächlich hat die 
Konkurrenz der franzöſiſchen Bahnen gegen das Gotthardunternehmen 
ihon begonnen, um dem Perfonen- und Güterlauf vor Eröffnung 
eine ablenkende Richtung zu geben. 

Es ſteht für den überſeeiſchen Tranfit ein Wettlauf in Ausficht, bei 
welchem die niebrigen Zaren mit Vortheil gegen bie kürzeren Ent— 
jernungen eingejegt werben. Da belanntli ber Transportpreis das 
Produkt aus Frachtjag und Kilometerzapl ift, wirb e8 recht wohl möglich, 
durch entſprechende Rebuftion des Frachtſatzes zu erreichen und zu untere 
— was die kürzere Linie in Folge ihrer geringeren Entfernung 


Die franzöſiſchen Tranſittaxen find ſchon Heute nach der Auf- 
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faffung der Tarifmänner vieler Flachlandbahnen fehr niebrig, und es 
ift keineswegs ausgeſchloſſen, daß diefelben noch zu Gunften des Mont 
Eenis und des Hafens von Marſeille eine weitere Rebultion erfahren. 

Hierbei ift zu berüdfichtigen, daß, mit Ausnahme ber hochwerthigen, 
in geringeren Mengen zur Berfendung fommenden Waaren, bie große 
Maſſe ver billigeren Transportroute folgt, umfomehr als ein Theil 
des Bublitums biefelbe benugen ımd ſich Hierdurch dem andern Theile 
gegenüber in einer begünftigteren Situation befinden würde. Bei allen 
annähernd gleich ſchnell liefernden Routen wird die billigfte die Maſſen 
führen. Es wäre auch unrichtig, anzunehmen, daß fich die Seeſchifffahrt 
mit ihrer unbegrenzten Beweglichkeit in den Frachtübernahmen leicht 
wirb bepoffebiven laſſen, und bie großen nordiſchen Häfen des Kon- 
tinents, wie bie Englands werben für fih, und mit Glüd, den größten 
Theil der Gewichts. und Mafjen-Transporte behaupten. 

Ebenſo werden die mit großen maritimen Hilfsmitteln und Kapi- 
talien außsgeftatteten franzöfifhen Mittelmeer- und Norbfer-Häfen und 
«Bahnen mit einander paftiven und Genua, wie der Gotthardbahn nach 
beften Kräften das Leben jauer machen. 

Es ift ferner abzuwarten, ob bie Engländer direlt, mit Umgehung 
der britifchen Häfen und Weltmärkte, importiren, fpeziell über Genua 
importiren wollen, ſelbſt fönnen, fo lange diefer Iegtere Ort feinen 
eigenen Weltmarkt Bat; baffelbe gilt von ben anderen feefahrenven 
nordiſchen Staaten, welche neben einer mächtigen Handelsmarine für 
gewiffe Artikel einen begründeten Weltmarkt für Probufte ver eigenen 
Kolonieen oder folder überfeeiicher Länder gejchaffen haben, die vor- 
zugsweife von ihrer Handelsmarine in regelmäßigen Fahrten bedient 
werben. 

Der Umftand, daß diefe Interefjen in beiden Welttheilen durch 
die gleichen Hanbelshäufer vertreten find, ober aber, was im Grop- 
handel von hoher Bedeutung ift, auf traditionelle, man fönnte fagen 
hiſtoriſch gewordene Beziehungen gründen, laſſen neue Firmen ſchwer, 
noch ſchwerer aber neue Welthandelspläge für gleiche Artikel und nur 
unter ganz ausnahmsweiſen Bedingungen, fowie unter Aufwendung von 
Zeit und Kapitalien entftehen. 

Wenn Italien feine Handelsmarine auf eine ſolche Höhe bringt, 
feine überfeeifchen Verbindungen jo ausbreitet, feine Hanbelsfapitalien 
fo vermehrt, daß Genua Welthafen und Weltmarkt wird, fo bat die 
Gotthardbahn nicht nur die ihr vorausgefagte, fonbern eine größere 
Zukunft, und die Konkurrenz ber ſeitlich gelegenen Bahnen wird ihr 
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meniger empfinblich jein, als es andernfalls für den großen inter- 
nationalen Tranfit fich herausftellen möchte. 

Bie von und nad dem Weften durch bie franzöfifchen Beſtre⸗ 
kungen, von und nach dem Norben durch den Umftand, daß an ben 
Kiften See- und Handelsſtädte erften Manges liegen, fo wird von und 
nah dem Oſten, fpeziell für Bayern, Sachen, Thüringen, Branven- 
burg, Pommern und Nieberichlefien, die Aktionsiphäre des Gotthard 
durch die Brennerbahn fich eingefchränkt finden. Die Brennerlinie be» 
bericht von Verona die ganze venetianifche Ebene mit ihrem Hafen, 
gegen den Stalien zu Gunften Genua's nicht feindlich auftreten Tann. 
Dem Brenner gehört auch ein Theil der lombarbifchen Ebene, und ber 
Anflug in Modena macht ihm ebenbürtig jeder andern Linie für das 
geſammte füblich gelegene Italien. Was der Sömmering und bie öfter 
reichiſche Süpbahn nicht bringen, gehört ihm für bie äftliche Hälfte 
Nitteleuropa’s. 

Der Brenner wirb feine mühenollen Errungenfchaften Tanger Jahre 
aus Aeußerſte vertheibigen, und eben fo lange als die freundnachbarlichen 
beziehungen zu Tirol, werben auch diefe Verkehrsbeziehungen beftehen. 

Es bleibt fomit Elſaß, Rheinland und Weftfalen, Belgien, Holland, 
Baden, Württemberg, ein Theil Bayerns, Thüringen, etwa die Zone, 
relche begrenzt wird von ven Linien, bie London mit Bern, Rorſchach⸗ 
tindau mit Braunfchweig verbinden, immer mit der Maßgabe der Ab- 
nehme der Imtenfität, je mehr man fich ven Schenkeln dieſes Winkels 
ud den nörblichen Meeren nähert. 

Der Einfluß der nördlichen Meere ift bereits erörtert. Es wäre 
mr noch hinzuzufügen, daß die Häfen berfelben ven amerifanifch-euro- 
deiſchen Maffenverkehr vermitteln, und daß mit Hilfe niedriger Eifen- 
bahntarife, wie dieſelben fih für Thalbahnen rechtfertigen und durch 
bie Konkurrenz erzwungen wurden, das Verlehrsgebiet derſelben zur 
deit thatſachlich bis zu den Alpen reicht. 

Wenn nun der Herd, welcher für ben Transport ber Güter im 
ögentlihen Sinne übrig bleibt, auch eingeſchränkt erfcheint, enthält 
derielße doch fehr lebenskräftige Elemente und ift bei weitem nicht jo 
Hein, daß er nicht eine reiche Ausbeute verſpräche. In den genannten 
Staatsgebieten ift bie Inbuftrie auferorbentlih mächtig, daher bie 
Produttion wie die Bevölterungsdichtigkeit eine vergleichsweiſe fehr hohe. 
Der Berug von Lebensmitteln und einzelnen Rohſtoffen, wie Eier, 
frühe Gemüfe, Reis, Zuder, Kaffee, Thee, Kaftanien, Südfrüchte, Dele, 
Bein, Seide, inbifche, egyptifche, levantiniiche Baumwolle, Kautſchuk, 
Gummi, Farbhölzer, Barb- und Gerbftoffe aus und via Italien aus 
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dem Mittelmeergebiet und durch den Suezlanal; in der Richtung von 
Nord nah Süd; Seiden- und Baumwolienfabritate, Eifen- und Stahl- 
waaren, Waffen zc., vielleicht Steinfohlen, werben die Hauptfontingente 
bilden. 


Es ift eine alte Wahrheit, daß durch neue Verkehrswege keines⸗ 
wegs neue Verkehrsmengen gejchaffen werben, da diefe lediglich non 
dem Bedarf abhängen. Der neue Verkehrsweg bewirkt im Grunde 
nichts anderes, als eine Teilung oder Veränderung des Bezuges ber 
durch den Bedarf begrenzten Menge, bewirkt vielleicht, daß neue 
Märkte fich öffnen, während bisherige fich fchließen oder an Bebeutung 
verlieren. So wird aud die Gotthardbahn ihre Transporte dem Land⸗ 
verkehr, den Waſſerſtraßen und anderen Eifenbahnen zunäcft wegnehmen 
müffen. 

Liegen bie Märkte, die Bezugsorte fo entfernt von einander, daß 
das Wechjelverhältniß von Zu- und Abnahme nicht leicht erkennbar ift, 
kann man allerdings glauben, einen neuen, noch nicht dageweſenen Verkehr 
vor ſich zu haben, es ift aber nur ſcheinbar; denn wenn felbft neue Be- 
bürfnifje auftreten, verſchwinden andere dafür. Einige Ausnahmen von 
der Regel möchten fich durch Zurusartifel und Kriegsmaterial begründen 
laſſen, indefjen bieten diefe im Frieden feine für den Eifenbahntransport 
in die Wange fallenden Ouantitäten, ebenfowenig wie bie, in guten 
‚Zeiten beobachtete Zunahme des Lebensmittelverbrauchs; das Mehr be- 
sieht fich vorwiegender auf den Werth, die Qualität als die Quantität. 

Eines Maffenartitels foll noch fpezielle Erwähnung geſchehen, ob» 
wohl deſſen Gewinnung für die Gotthardbahn felbft von den Optimiften 
als unwahrfcheinlic angenommen wirb: von der deutſchen Steinkohle. 
Wird ed möglich diefelbe in großen Mengen zu überführen, biefelbe 
in Italien zu popularifiven, wäre mittels derfelben ein Entjtehen neuer, 
ein Aufblühen derjenigen Inbuftrieen recht wohl denkbar, welche nur da 
ſich entwickeln fönnen, wo billige mechaniſche Kräfte vorhanden oder zu 
ſchaffen find. 

In Verbindung hiermit fönnte ein zweiter Faktor in Oberitalien 
total neugeftaltend wirken, das ift der enorme Reichthum, und daraus 
folgend der geringe Preis der menfchlichen Arbeitskraft. Gelänge es, 
die Taufende fleißiger Menſchen, welche ſich alljährlich expatriiven, um 
Arbeit und Verdienſt zu ſuchen, zu einer gewerblichen Thätigkeit zu 
verwenden, fo Zönnte thatfächlih für eine Anzahl Manufaktur: 
artifel Italien aufhören, ein importirende® Land zu fein. Es ift indeß 
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nicht daran zu denken, daß bie Italiener fo energifch ober fo excentrifch 
wie die Norbameritaner fich eigene Inbuftrieen ſchaffen werden. 

Zweifellos ift aber die Steinkohle ein Nulturfaltor, oder Tann es 
werben für folche Ränder, in denen nichts zu einer blühenden Inbuftrie 
fehlt, als billige mechanische Kräfte, oder wo werthloſe Erzlager, durch 
die Kohle erichloffen, in nutzbare Metalle verwandelt werben können. 

Es würde der Kohlenimport indeß mit durch Abringen einiger 
Bogenlabungen Kohlen von der mächtigen englifchen Konkurrenz für den 
ätlichen Tpeil von Norditalien begründet werben. Ein Abfaggebiet für 
deutſche Steintohlen in großem Maßftabe, mithin eine erhebliche Trans⸗ 
portquele für die Gotthardbahn könnte nur auf dem Wege ber Popu⸗ 
larifirung der Role, der Zugänglihmachung auch für Eifenbaßnen und 
Dampficiffe gefchaffen werden. Das Refultat ift indeß mehr als 
zweifelhaft, da Importverfuche weber für die fübfranzöfiichen noch füb- 
äterreichiichen Kohlen, trotz ber geringen Transportkoften, gelungen find. 

Jedenfalls wird der Verfuch gemacht werben, und gelingt derſelbe, 
hat die Gotthardbahn eine weitere, wefentliche Bermehrung ihrer Trans- 
vorte zu gewärtigen, ob auch der Einnahmen ift eine andere Frage. 

Vielleicht ift es micht überflüffig, über das für bie Gotthardbahn 
fih beſonders eignende Tarifigftem einige Worte zu fagen. 

Aus der oben geführten Entwidelung über bie Leiftungsfähigfeit 
der Bahn wird erinnerlich fein, daß die Nettolaft per Wagenachfe für 
Giter im eigentlichen Sinne auf 3%, Tonnen angenommen ift. Es 
in dieß ein fehr günftiger Anfag, auf ben indeß bei einer Gebirgsbahn 
falten werben muß und bei einer vorwiegend Tranfit führenden Bahn 
halten werben Tann. 

Wie wird dieß zu erreichen fein? Es gibt zwei Wege: bie Tarif- 
kedingumgen werben fo formirt, fpeziell die Frachtſätze jo normirt, daß 
bei volfftändiger Wagenausnugung ein Minimum zu zahlen ift, ober 
daß die Bahn jelbft die Verladung übernimmt und fich das Zufanmen- 
laden zum Zwed der Wagenausnugung vorbehält. 

Der erſte Weg ift der unter dem Namen des Sammelfpftemes 
belannte. Die Borzüge und Nachtheile deſſelben gegen einander ab- 
xvogen, möchte fich dieß Syſtem mur in einer fehr milden Form für 
ine internationale Bahn empfehlen, welche Transporte der ver- 
ifiedenften Staaten und Arten zu beförbern berufen ift. 

Der Begriff Wagenlavung darf in feinem Falle auf Spezial 
mogenarten baſiren, und bie Belaftung von vier Tonnen per Achie, 
aht Tonnen per Wagen erſcheint als das durchſchnittlich Leiftungs- 
wöglige. Um zum Sammeln, zur Ausnugung des Wagenraumes an⸗ 
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zuregen, wird eine geringe Differenz des Frachtſatzes für geringere 
Quantitäten und endlich für Stüdgüter genügen, für beide Unter- 
abtheilungen Verlabung durch die Bahn indeß vorzubehalten fein. 

Als Klaſſifilation würde ſich die obligatorifche Werthbeflaration 
alfer Güter (mit Ausnahme von Robftoffen ponberöfer Art: Steine, 
Kohlen, Roheifen ꝛc.) und Erhebung einer entiprechenden Prämie zu 
dem uniformen XTransportpreis als allgemeinverſtändlich, echt inter⸗ 
national empfehlen. Es ift bie einzig univerfelle, ſtets vollftändige 
und ausreichende, feiner Interpretation unterliegende Klaſſifilation 
Vielleicht ift die Zeit einer jo rationellen und einfachen Behandlung 
noch nicht gefommen, jedenfalls ift es ein willfommener Anlaß, auf 
deren Anwendbarkeit bei einer Bahn von vorwiegend internationalen 
Charakter hinzuweiſen. 

Alles Gefagte über den wahrjcheinlichen zukünftigen Güterverkehr 
der Gotthardbahn Täßt fich dahin zufammenfaffen, daß derſelbe feine 
Hauptmengen aus ben Beziehungen zwiſchen der Schweiz, Eljaß-Loth- 
ringen, Baden, Württemberg, Rheinland, Weftfalen, Heffen- Naffau 
und ber nãchſten Umgebung dieſer Landestheile zu guten Taren nehmen 
wird; daß hierzu zu minder guten Taxen die Norbfeeftaaten und Bro: 
vinzen, einfchließlih Thüringens und der Provinz Sachen mit einem 
Theil von Brandenburg, weitlich etwa vorübergehend die Gruppe der 
franzöfifchen Weft, Nord» und Oftbahnen beifteuern werben, fofern 
ſich's nicht um ſchwerwiegende, aber bejondeye Bejchleunigung bean- 
ſpruchende Güter handelt; daß enblich auf den Transport werthüollerer 
in geringeren Quantitäten transportirter Güter, namentlich” aber ber 
Eilgüter auf ein großes Verkehrsgebiet, auch des weſtlichen, wohl ge 
rechnet werben kann, wenn bie Eilgutbeförderung in ein, dem ber Boft- 
padetbeförberung ähnliches Syſtem gebracht, als eine willtommene Er: 
gänzung der mangelnden Perfonenzugbelaftung bis zur Höhe der dispo⸗ 
niblen Mafchinentraft aufgefaßt wird. 

Erfahrungsmäßig ift es ſchwer, biefer Auffaffung die Ipee der 
zum Gilgut und zur Beförderung in Perfonen und Schnelfzügen 
traditionell gehörenden Hohen Taxen unterzuorbnen. Je länger die 
Linie ift, über welche den Eilgutverkehr zu ziehen beabfichtigt wird, 
defto mehr muß der Gedanfe, aus dem Collo den Transportgewinn 
für eine Tonne zu ziehen, zurüctveten; ber weitere Gewinn, in mög: 
lichſt kurzer Frift der Verantwortlichkeit für werthvolle Güter enthoben 
zu fein, ift auf dem Kontinent noch immer nicht hoch genug angefchlagen, 
um als Motiv für eine Spftemänderung Berüdfichtigung zu finden. 
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Im Uebrigen wird die Gottharbbahn mit allen Gebirgsbahnen 
die umermeiblichen Schwierigfeiten theilen, fie wird ihren Konkurrenten 
durch die DBetriebseinrichtungen mindeſtens ebenbürtig jein, ba ber ‘ 
leitende Geſichtspunkt ſowohl der internationalen Konferenz, der Direktion 
wie der technifchen Leitung ſtets der war, nichts zu unterlaffen, um bie 
Bahn ihrer großen Aufgabe gemäß auszuftatten. 

Die Hoffnung ift deßwegen eine voliberechtigte, daß bei ſparſamem, 
tatienellem Betriebe, einer gefunden Tarifpolitit und dem ferneven 
energiſchen Zuſammenwirken aller Derjenigen, welche überzengungätren 
bisher zu dem großen Unternehmen geftanben, aud bie am daſſelbe 
getellten Erwartungen fih mit der Zeit erfüllen werben. 


Jabrbach V. 2-3, Seig. v. Schmoller. 7 


Ueber das 
Senerverfiherungswefen in Elfaß-Lothringen. 
Bon 


Rarl Iacob, 
Raiferl. Regierungsrath in Straßburg. 


Bejondern Anlaß, dem Feuerverſicherungsweſen in Elſaß⸗Loth⸗ 
ringen Aufmerkiamfeit zuzuwenden, gab das allgemeine Auffehen, welches 
die vor Kurzem erfolgte Gründung einer Elfaß-Lothringifchen Feuer- 
verficherungsgefellichaft auf Aktien erregte und insbefonbere der Umjtand, 
daß die Preſſe übereinftimmend behauptete, dieſe unter der Aegide der 
Bodenkreditbank erfolgte Gründung erfreue fih einer befondern Theil» 
nahme der Landesregierung. Dieß erregte mein Intereſſe für den recht» 
lichen und thatfächlichen Zuftand des Weuerverfiherungsweiens in uns 
fexem Lande und die kurze Darftellung dieſes Zuftandes ift im Fol⸗ 
genden bezweckt. 

Zunãchſt handelt e8 fich darum, die rechtlichen Verhältniffe des 
Berficherungsweiens feitzuftellen. Nach Art. 4 der Reichsverfaſſung 
bildet. daſſelbe einen Gegenftand der Neichögefeßgebung ; bis heute aber 
Bat dieſe fich hiermit noch nicht befaßt, wenngleich ſchon im Jahre 1875 
der Bolfswirthichaftliche Kongreß Refolutionen gefaßt hat, welche eine 
baldige Regelung von Reichöwegen für wünfchenswerth erklärt (nur bie 
Frage der Arbeiterverficherung beichäftigt gegenwärtig, wie alfbefannt, 
Die Reichöregierung) ; es ift aljo bis jet Alles der Lanbeögefeggebung 
überlaffen geblieben. 

Aber auch in unferen Landeögejegen ift das Verficherungsweien nur 
in wenigen Punbkten geregelt, weniger als in ver Gefeggebung der meiften 
anderen deutſchen Staaten. 


7* 
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Das Verſicherungsweſen bietet der Unterjuchung zwei völlig ver- 
ſchiedene Seiten, eine, wenn man ſich fo ausprüden darf, öffentlich recht- 
liche und eine privatrechtliche. Die öffentlich rechtliche Seite betrifft 
den Einfluß der Staatsbehörden auf das Verficherungswefen, die Auf- 
ſichtsrechte des Staates über daſſelbe, die privatrechtliche das Verhältniß 
zwiſchen dem Verſicherer und dem Verſicherten. 

In öffentlich rechtlicher Beziehung nun beſteht das Weſen 
der hieſigen Geſetzgebung in der Geſtattung unbedingter Freiheit zur 
Errichtung von Verſicherungsgeſellſchaften und zum Abſchluß von Ber- 
fiherungsverträgen. Sieht man zunächſt ab von ausfändifhen Gefell- 
ſchaften, welche Hier jolche Verträge fchließen wollen, fo ift zur Gründung 
von Feuerverſicherungsgeſellſchaften, zum Abſchluß von Feuerverficherungs« 
verträgen irgend welche Mitwirkung, irgend welche Genehmigung des 
Staates nicht erforderlich. Allerdings hatte ein im Bulletin des lois 
vom Jahre 1821 abgebrudtes Staatsrathegutachten vom Jahre 1809 
ausgefprochen, e8° könne keine Berficherungsgejellichaft, insbefondere auch 
teine jolche gegen Feuersgefahr, ihren Gefchäftsbetrieb beginnen, ohne 
daß vorher ihre Statuten vom Minifterium des Innern geprüft worden 
feien und die faiferl. Genehmigung erhalten hätten. Aber die Rechts: 
gültigkeit dieſes Gutachtens war immer beftritten, thatjächlih Batten 
fih Verfiherungsgefellihaften ohne Genehmigung gebildet, ohne daß 
die Staatsbehörben eingejchritten waren. Das Geſetz über die Gefell- 
ſchaften vom 24. Juli 1867 bejeitigte dann alle Zweifel, indem es in 
Art. 66 beftimmte, daß Lebensverficherungsgefellichaften und Tontinen 
nach wie vor der Genehmigung ber Regierung bebürften und unter deren 
Aufficht ſtänden; alle fonftigen Verficherungsgefellfchaften follten ſich da- 
gegen frei bilden dürfen, hätten jedoch für ihre Gründung die in einem 
röglement d’administration publique, einer nad) Anhörung des Staats» 
raths zu erlaffenden kaiſerl Verordnung, näher zu bezeichnende Normativ- 
beftimmungen zu beobachten. Diefe Verordnung erging in Form eines 
Detrete® vom 22. Januar 1868. Daſſelbe gab im 1. Titel Be— 
ftimmungen über die Bildung von anonymen Verſicherungsgeſellſchaften. 
Bei Einführung des deutſchen Handelsgeſetzbuchs wurde biefer Titel 
aufgehoben; er ift Heute erfegt durch bie allgemeinen Beftimmungen 
über Bildung von Handelsgeſellſchaften, Aktiengefelliaften insbeſ., und 
es beftehen alſo beiſpielsweiſe für die Gründung einer Beuerverfiherungs- 
altiengeſellſchaft in keiner Beziehung andere Vorfchriften, als die, welche 
bei Bildung einer Altiengeſellſchaft zu irgend welch’ anderm Zwede zu 
beobachten find. 

Der zweite Titel des erwähnten Dekretes von 1868 gab Be- 
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ſtimmungen über bie Gründung von Berficherungsgefellichaften auf 
Gegenfeitigfeit; derſelbe fteht Heute noch unverändert in Kraft. Er ent- 
hält Borfchriften über Bildung und Verwaltung folder Gefellichaften, 
über die Art des Eintritts in biefelben und die hieraus für die Ge- 
ſellſhaft wie Die Mitglieder fich ergebenden Verpflichtungen. 

Dieß die Gefammtheit der über die Bildung von Berficherungs- 
geiellihaften beftehenden Beſtimmungen. Irgend ein Genehmigungs- 
techt, ein Auffichtsrecht des Staates ift aljo, Lebensverficherungsger 
ielfhaften und Tontinen ausgenommen, nirgends gewahrt. Es fann 
demnach jeder Inländer Feuerverfiherungsverträge jeder Art als Ver⸗ 
fiherer abſchließen; es können ſich inlänbiiche Gefellfchaften jeder Art 
u gemeinfamem Abjchluffe folcher Verträge bilden, ohne ftaatlicher Ge⸗ 
nehmigung zu bebürfen, ohne ftaatlicher Kontrofe unterworfen zu fein, 
außer, wie ich hier einfchalten will, der Kontrole der Steuerverwaltung. 
vorausgeſetzt iſt nur, daß die in den Normativbeftimmungen über bie 
Bilbung der einzelnen Gefellihaftsarten enthaltenen Vorſchriften be- 
obachtet werden. Aber die Nichtbeobachtung biefer Vorfchriften hätte 
md Lage der Sache doc wohl nur die civilvechtliche Nichtigfeit der 
Rechtsgeſchäfte der Geſellſchaft, nicht ein Einfchreiten der Staatsbehörden 
von Amtswegen zur Folge. 

Ueber die Zulafiungen auswärtiger Gefellichaften zum Gewerbe— 
betrieb in Eljaß-Lothringen finden wir zumächft für deutſche Gefell- 
ihaften eine Berorbnung des Generalgouverneurs vom 19. Juni 1871. 
Dieſelbe ermächtigt „raft der dem Gouverneur von Sr. Majeftät vers 
liehenen Machtvolllommenheit ſämmtliche deutiche, in ihren Heimath- 
fiaaten zum Betriebe von Verſicherungsgeſchäften berechtigte Gefell- 
Ihaften, namentlich auch Lebensverſicherungsgeſellſchaften, dieſen Betrieb 
auf den Bezirk des Generalgeuvernements auszubehnen, jobald fie hin⸗ 
Fihtlich defjelben durch eine notarielle, mittel8 der „Straßburger Zeitung” 
du veröffentfichende Urkunde ein inländiſches Domizil erwählt haben“. 

Bezüglich auslãndiſcher Gefellihaften beftimmt ein Erlaß des Ober- 
präfidenten vom 19. Juli 1872, daß „Berficherungsgefellichaften, welche, 
vie namentlich die franzoͤſiſchen, bisher im Reichslande Gefchäfte betrieben 
haben, der Fortbetrieb dieſer Gefchäfte nur unter ber Vorausjegung 
getattet werben Tönne, daß biejelben 

1) die gefeglichen Beſtimmungen ihres Heimathäftantes erfüllt Haben, 

2) einen den Behörden verantwortlichen in Elfaß-Lothringen woh⸗ 
enden Vertreter aufitellen, 

3) in Eljaß-Lothringen Domizil erwählen, 
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4) alljährlich dem Oberpräfidenten, fowie jedem ver Bezirköpräfi- 
denten einen Gejchäftsbericht einreichen.“ 

Die Bezirkspräfidenten gaben ven Inhalt dieſes Erlaſſes in ihren 
Amtsblättern, fowie den amtlichen Zeitungen befarint mit ber an bie 
Gefellichaften gerichteten Aufforderung, fi diefen Bedingungen zu unter- 
werfen, wibrigenfall® der Geſchäftsbetrieb unterfagt würde. Gleichzeitig 
wurde bemerkt, daß alle auslänbiichen Gefellichaften, welche ihre Ge 
ſchäfte fünftighin auf das Reichsland auszudehnen beabfichtigen jollten, 
fih den fraglichen Bedingungen vor Beginn bes Geſchäftsbetriebs zu 
unterwerfen hätten. 

Soweit die öffentlich rechtlichen Beftimmungen. Betrachten wir 
kurz die Verhältnifje in den anderen beutfchen Staaten, fo fehen wir, 
daß, wie ſchon angebeutet, hierzulande eine weit größere Freiheit befteht, 
als zumeift fonft im Reiche. Faft überall in dem einzelnen Bundes- 
ftanten hat ſich der Staat nicht blos das Recht der Genehmigung ber 
Verſicherungsgeſellſchaften vorbehalten, fondern auch eine eingehende 
Ueberwachung bes Geichäftsbetriebs derfelben. In vielen Staaten unter- 
liegt ſelbſt der Abſchluß der einzelnen Verſicherungsverträge ſtaatlicher 
Aufſicht, ſo in der Mehrzahl der Provinzen Preußens, in Sachſen, 
Heſſen u. a. m. Dort iſt jede Police vor der Aushändigung an den 
Verſicherten bei der Polizeibehörde einzureichen, welche zu beſcheinigen 
hat, daß der Aushändigung derſelben nichts im Wege ſtehe. Aehnlich 
in Baden, wo bei Verſicherung von Liegenſchaften die Bezirksver⸗ 
waltungsbehörde, bei Mobilien die Gemeindeverwaltung die Genehmigung 
zu ertheilen hat. Diefe polizeiliche Genehmigung der einzelnen Ver 
ſicherungsverträge bezwedt, Ueberverficherungen zu verhüten. Ich halte 
daſſelbe für ein Ueberbleibjel aus der Zeit, wo man von der Anſicht 
ausging, ohne polizeiliche Bevormundung auch jeder Thätigfeit der Ge 
jellihaft ginge dieje außer Rand und Band. Die Polizei wird doch 
heute in den wenigften Fällen ohne eingehenve Prüfung ber Verhält- 
niffe, ohne zeitraubende Abſchätzungen in der Lage fein, feftzuftellen, ob 
der Werth der verficherten Gegenftänbe zu hoch angegeben wurbe ober 
nicht, und es ijt daher die Einholung der Genehmigung meift nur eine 
nichtöfagenbe Förmlichkeit, die für beide Theile läftig ift umd unter allen 
Umftänden den Nachtheil mit fich bringt, daß fie das Inkrafttreten des 
Vertrags verzögert und ben Verficherten der Gefahr ausſetzt, inzwiſchen 
unverfichert abzubrennen. 

In Bayern, mo ähnliche Vorjchriften beitanden, bat man ven 
Zopf im Jahre 1872 abgefchnitten, aber nicht ganz. Dort ift vom 
Vertragsabſchluß zwar nicht vor der Aushändigung der Police, aber 
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nad) Jukrafttreten des Vertrags der Polizeibehörde Mittheilung zu 
machen, biejelbe kann dann, wenn fie es für angezeigt Hält, die Sach⸗ 
Inge in Rückſicht auf etwaige Ueberverficherung prüfen. Dies VBer- 
jahren, müßt es micht viel, kann doch auch nicht beſonders ſchaden. 
In Preußen wollte man die Präventivfontrole im Jahre 1869 geſetzlich 
befeitigen. Der den Kammern bereitö vorgelegte Entwurf wurde aber 
zurüdgegogen, weil man glaubte, das Verficherungswefen würde dem⸗ 
nachſt vom Reiche georbnet werben. Dieß ift bis jet noch, wie Ein- 
gang gefagt, in feiner Weiſe geſchehen. 

In einigen deutſchen Bunbesftanten beſchränkt fi) der Staat nicht 
af ein Genefmigungs- und Auffichtörecht, fonbern er monopolifirt 
einen Theil der Berficherung für fih. So hat Bayern für die fieben 
tehtörheinifchen Kreife und für die Pfalz je eine befondere Verficherungs- 
anftalt auf Gegenfeitigkeit gebilvet, welche ausſchließlich das Necht hat, 
Gebänlichkeiten zu verfichern, fo daß andere Geſellſchaften nur Mobilien 
amd dann noch die Arten non Gebäuben verfichern bürfen, welche bie 
vandesanſtalt ausſchließt, wie Pulvermüßlen, Gießereien x. In Baden 
werfihert der Staat zwangsweife vier Fünftel bes Schätzungswerthes 
ler Gebäulichkeiten, bei anderen Verficherungsanftalten darf blos das 
hierdurch nicht gedeckte Fünftel und bewegliche Gut verfichert werben. 
Dabei ift dort die polizeiliche Bevormundung folder Berficherungen 
ſchärfer ausgebildet als irgendwo. Wie bereitd erwähnt, bebürfen 
auch dort alle Policen vor dem Inkrafttreten der Genehmigung feitens 
ter Gtants- bez. Gemeinbebehörven und es Zönnen nur folde 
Berfiherungsverträge genehmigt werben, welche mit ausprüdlich zum 
Gewerbebetrieb zugelajjenen Geſellſchaften abgejchloffen werben. Cine 
Berfiherung ohne Genehmigung und bei nicht zugelaflenen Gejell- 
idaften ift ſtraffällig und zieht außerdem ben Rechtsnachtheil nach ſich, 
dab die ſtaatliche Berficherung von vier Fünfteln der Liegenfchaften 
wirkungslos wird. Der Fall ift vor Kurzem in ber Weife praftiich 
geworben, daß ein einem Cljäffer drüben in Baden gehöriges Gebäude 
abgebrannt ift, welches zu vier Fünftel in ber ftantlihen Zwangs⸗ 
derſicherungsanſtalt, zum andern Fünftel bei ver hieſigen Direltion 
einer frangöfifchen, in Baden nicht zugelaffenen Geſellſchaft verfichert 
war, jelbftwerftänblich ohne die bezirksamtliche Genehmigung. Ueber 
dem Manne ſchwebt num das Damoklesſchwert, daß ihm, ber ange 
Jahre feine Prämien richtig gezahlt Hat, nunmehr der Staat feinen 
Brandſchaden nicht vergütet, lediglich, weil er das Meftfünftel ohne 
Genehmigung verfiert Hat. Größere Gegenjäge fann man fich nicht 
wohl denken, als fie bier zwiſchen ven beiden Nachbarländern Elſaß⸗ 
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Lothringen und Baden beftehen. Hier unbebingte Freiheit, ob man 
verfihern will, bort theilweile Zwangsverficherung. Hier unbebingte 
Freiheit, bei wem man verfichern will, dort Beſchränkung auf den 
Staat und gewiffe zugelafjene Gefellihaften. Hier unbebingte Freiheit, 
wie man verfichern will, dort behördliche Genehmigung jedes einzelnen 
Vertrags und ſchwere Rechtönachtheile bei Unterlafjung der Einholung 
folder Genehmigung. 

Obſchon ich nicht vertenne, Daß bie ganz unbebingte Freiheit auch ihre 
Nachtheile Hat, ich werde fpäter Hierauf zurüdtommen, fo ftehe ich Doch 
feinen Augenblid an zu-erflären, daß mir das hieſige Syſtem weitaus 
befier gefällt, als das des Nachbarlandes. 

Gehen wir nun auf die privatrehtliche Seite des Ber- 
ficherungswefens über, auf das Verhältniß ziwifchen dem Verficherer 
und dem DVerficherten, jo finden wir auch hier nur wenig durch gefe- 
liche Beftimmungen geregelt. Bezüglich der Berficherung gegen Brämie 
gibt es nur einen einzigen Gefeßesartitel oder richtiger, Theil eines 
Geſetzesartikels, der hier in Betracht kommt. Das ift 8 271 des 
Handelsgefegbuchs, welcher beftimmt: „Handelsgeſchäfte find ... 3) die 
Uebernahme einer BVerfiherung gegen Prämie.” Diefe Erklärung ift 
ſelbſtverſtändlich nichts weniger als beveutungslos, denn wenn das 
Hanbelsgefegbuch ſelbſt auch keineswegs den Verficherungsvertrag (mit 
Ausnahme der Seeverficherung) regelt, jo Hat doch die Erklärung 
deſſelben als Handelsgeihäft die Wirkung, daß nunmehr die Allgemeinen 
Beftimmungen über Hanbelögefchäfte, über die Abſchließung, die Er- 
füllung derjelben anwendbar find, auch prozeſſualiſch ift diefe Beftim- 
mung nicht one Bebeutung. Aber, wie gejagt, eine weitere Regelung 
des Vertrags enthält das Geſetz nicht; es ift alfo ganz dem freien 
Ermefjen der Beteiligten überlafjen, was fie verabreden wollen, und 
der richterlihen Auslegung, welche Wirkung ihrem Vertrag zufommt. 

Dagegen ift die DVerfiherung auf Gegenfeitigfeit geregelt durch 
den ſchon erwähnten 2. Titel des Defretes vom 22. Januar 1868. 
Derfelbe ift bei Einführung bes deutſchen Handelsgeſetzbuchs aus- 
drüdlih in Kraft gelaffen worden. 

Er enthält neben ven Beftimmungen über Bildung und Verwaltung 
der Geſellſchaften auch ſolche über den Eintritt in diefelben, die gegen- 
feitigen Rechte und Pflichten, Abſchätzung über die Brandſchäden, 
Zahlung der Entſchädigung u. |. w. Hiervon möchte ih nur einen 
Buntt hervorheben, das ift die Vorſchrift, daß bie den Statuten bei- 
gegebenen Tarife den Höchftbetrag der von den Geſellſchaften zur 
Dedung der Brandfchäden zu zahlenden Beiträge anzugeben haben; 
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dem entiprechend ift auch beftimmt, daß die Brandſchäden nur infomeit 
vergütet werden, als dieſe Marimalbeiträge und der etiwa gebilbete 
Reſervefonds hinreichen; ift dieß nit ber Fall, fo wird bie Ent- 
ſchãdigung entiprechend vermindert. Dieß ift für bie einzelnen Ver⸗ 
fiherten in folange jehr angenehm, al® nur andere und nicht fie felbft 
abbrennen. Wenn aber Leteres eintritt, gerade das, weßhalb man bie 
Berficherumg abgeichlofjen Hat, fo ift feine Sicherheit geboten, daß man 
mehr als einen Bruchtheil feines Schadens erfegt bekommt. 

Id weiß nicht, ob fich andere deutſche Staaten gleichfalls einer 
gefeglichen Regelung des Berficherungsvertrags” auf Gegenfeitigfeit er- 
freuen. Es ift mir überhaupt nur befannt, daß in einem berjelben 
geiegliche Beftimmungen über den WBerficherungsvertrag beftehen, in 
Preußen für das Gebiet des Landrechts; derſelbe enthält eingehende 
Veitunmungen über den Verficherungsvertrag, die aber nur ſubſidiariſche 
Geltung beanfpruchen, nur infomeit als die Betheiligten nichts Ent 
gegenftehendes verabredet haben oder ihre Verabrebungen unklar ober 
zweibeutig find. 

Der gänzlihe Mangel jeder gefeglihen Beftimmung ſcheint mir 
nicht fo ganz unbedenklich. Es liegt in der Natur der Verhältnifie, 
daß, abgeſehen von großen Verfiherungsgefchäften, bei denen SKon« 
furrenz ftattfindet, jeder Eigenthümer fi genau die Bedingungen ber 
enzelnen Gefellichaften anſieht, auch Abänderungen vornehmen läßt, 
daß, abgefehen hiervon, thatfächlich Die Geſellſchaft allein es ift, welche 
die Bedingungen aufftellt. Diefelben befinden ſich meijt Mein gebrudt 
md doch großen Raum einnehmen auf den Policen. Bor Abſchluß 
ter Berfiherung fieht fie ber Verficherte meift gar nicht, und auch, 
nachdem er die Police erhalten, nachdem ber Vertrag aljo ſchon rechts- 
virffam geworden ift, pflegt er fie nicht zu ftubiren. Diefer Umftand, 
verbunden mit der vorerwähnten unbebingten Freiheit der Verficherung 
ohne Ausſchließungsbefugniß einzelner Gefellfchaften durch die Ber- 
waltungsbehörden und ohne Genehmigung bes einzelnen Vertrags (welche 
lextere Freiheit ich ja vollſtändig befürwortete), Hat denn boch zur Folge, 
daß oft Beftimmungen in bie Verträge aufgenommen werben, welche 
dem Weſen des Verſicherungsvertrags entſchieden wiberftreiten. So 
de von franzoſiſchen Geſellſchaften regelmäßig in bie Police aufge» 
ummene Beftimmung ver Einjegung der Gejellihaft in die dem Ver- 
fiberer gegen jeinen Miether gefeglich zuſtehenden Entſchädigungs- 
aufprüche 


Den fogen. risque locatif fennt hier Jedermann. Man verfteht 
barımter die in Art. 1733 und 1734 C. c. dem Miether auferlegte 
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Berpflichtung, dem Bermiether für Brandſchaden zu haften, wenn er 
nicht beweifen kann, daß das Feuer durch Zufall, durch höhere Gewalt 
ober durch fehlerhafte, bauliche Anlage entftanden ift oder dem Haufe 
durch ein Nachbargebäude mitgetheilt wurde. Mehrere Miether eines 
Haufes Haften fammtverbindlich, fo lange nicht der einzelne nachweiſt, 
daß der Brand bei dem andern ausgebrochen ift. Beſtände dieſe Be: 
ftimmung nicht, fo Hätte der Eigenthümer, wenn er von einem Miether 
Erjag eines durch Feuer verurfachten Schadens beanjpruchen wollte, 
zu beweijen, daß dieſer Miether den Brand verfchulbet; Hier aber hat 
biejer zu beweifen, daß ihn feine Schuld trifft. Diefe eigenthümliche 
Negelung der Beweislaft war zu einer Zeit wohl gerechtfertigt, als es 
noch feine Verfiherung gegen Feuersgefahr gab, oder biefelbe doch 
noch nicht allgemein gebräuchlihd war. Gegenwärtig aber, wo bie 
Beuerverficherung ganz allgemein üblich ift, wo jedermann fich Durch 
Zahlung verhältnigmäßig geringfügiger Prämien Erjag feines Schadens 
verichaffen Tann, und wo es zu den Pflichten eines guten Hausvaters 
gehört, ſich diejen Erjaganfpruch zu erwerben, gegenwärtig hat die für 
den Miether geradezu. drakoniſche Beftimmung feine thatfächliche Grund- 
lage mehr und es widerſpricht m. E. allen Grunbfägen der Moral, 
wenn heute noch ein Eigenthümer von einer ſolchen Beſtimmung Ge⸗ 
brauch machen wollte, lediglich weil fie befteht, obwohl er vollen Erjag 
feines Schadens ja dadurch erlangen fann, daß er ein Mittel anwendet, 
das zu gebrauchen feine Pflichten als guter Hausvater mit fih bringen. 
Ganz und gar unzuläffig erfcheint es aber, wenn ex dieſes Recht, weil 
es ihm formell zufteht, einem anbern abtritt, der bafjelbe zu einem 
Gegenjtande unrechtmäßigen Gewinnes macht; denn anders al8 einen 
unrehtmäßigen Gewinn fann man e8 doch nicht bezeichnen, wenn eine 
Teuerverfiherungsgejellichaft, bei der es zum Weſen des Geſchäfts- 
betrieb8, zur vechtlihen Natur der von ihr abgeichloffenen Verträge 
gehört, daß fie im Falle des Brandes eines verjicherten Gebäudes 
Verluſt erleidet, für den zu entſchädigen die Prämien bejtimmt find, 
wenn eine joldhe Gejellihaft, trogdem fie die Prämien bezogen Hat, 
nun auch noch Erſatz des Verluftes von Dritten verlangt, ohne dem⸗ 
felben auch nur ein Verſchulden nachweiſen zu müffen. 

In Frankreich aber gilt ein ſolches Verfahren allgemein als zu- 
läffig, es wird von allen franzöſiſchen Verſicherungsgeſellſchaften ge- 
werbsmäßig betrieben; es hat fich dort in Folge deſſen eine befondere 
Verficherungsfparte, die Verſicherung des risque locatif ausgebildet. 
Häufig wird diefe Verficherung mit derjelben Geſellſchaft abgefchlofjen, 
welde die Hauptverjicherung übernommen hat, die Gefellihaft bezieht 
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dom für ein einziges Riſiko doppelte Prämie, bie ber Hauptver⸗ 
fiderung und die des risque locatif. Das Oberlandesgericht zu 
Colmar hat mehrfach, drei Mal jchon, Gelegenheit genommen, eine 
jolde Einfegung der Berficherungsgefellichaften in die Rechte des Eigen- 
tfimers aus dem Art. 1733 f. C. c. als unzuläffig zu bezeichnen; 
die von verfchiebenen Geſichtspunkten ausgehenden Urtheile (das letzte 
datitt vom 26. April 1880) find m. €. unbevingt zu vertheibigen vom 
Standpuntte des aequum et bonum, ob fie auch mit dem Stand» 
punlte des justum, mit bem formalen Geſetze übereinftimmen, dieſe 
Frage wird von ben Juriſten verfchieden beantwortet. Bezeichnend ift 
übrigens, daß noch feine Geſellſchaft die Streitfrage vor das Reichs- 
gericht gebracht Bat; offenbar fürchten fie auch bort zu unterliegen, 
was denn boch von weit größerer Bebeutung wäre, als noch fo viele 
Rieverlagen in der zweiten Inftanz; denn fo lange die Rechtſprechung 
noch nicht enbgiltig feftgeftelit ift, fo lange ſchwebt über dem Miether 
die Gefahr der Anwendung bed Art. 1733, fo lange wird er als guter 
dausvater fich auch Hiergegen verfichern und fo lange aljo den Ver— 
fibernngögefellichaften ven Vortheil doppelter Prämien für ein einziges 
Rifilo verfchaffen. Um deßwillen bildet die thatfächlich doch nur den 
Berfiherungsgefellfchaften zu Gute fommende unbebingte Freiheit des 
Serfiherungsvertrags, verbunden mit dem Mangel einer jeden Kontrole 
jeitens der Behörden, denn body einen Nachtheil, ver eine geſetzliche 
Regelung des Verficherungswefens in einer Weije, melde ohne nach 
theifige polizeiliche Bevormundung berartige Auswüchſe, wie ben geſchil⸗ 
derten, unmöglich machen würbe, recht wünſchenswerth erfcheinen ließe *). 

Soviel über bie rechtliche Seite des Feuerverſicherungsweſens in 
&af-Lothringen. Betrachten wir nun, wie fid) daſſelbe in thatjächlicher 
veziehung entiwidelt hat. 

Die umbedingte Freiheit zur Bildung von Verficherungsgefell- 
ibaften im Lande ſelbſt Hat feine allzu große Konkurrenz zur Folge 
gehabt. Im Elſaß⸗ Lothringen Haben dermalen vier Feuerver⸗ 
fiherungsgejellfchaften ihren Sig, davon Bbeftanden drei ſchon zu 
franzoͤſiſchen Zeiten: bie drei Gegenfeitigfeitögefellichaften La Mu- 
tuelle du Bas-Rhin dahier, La Mutuelle du Haut-Rhin in Mül- 
haufen, La Messine zu Meg; Hierzu kam bie neugegrünbete, im 
Eingang erwähnte Aktiengefellihaft. Dagegen veranlaßte die nur 
durch leicht zu vollziehende Förmlichkeiten beſchränkte Freiheit des 


*) Imwiſchen wurde dem Landesausſchuß ein Geſetzentwurf vorgelegt und auch 
von biefem angenommen, welcher bie Aufhebung ber Art. 1733 u. 1734 bezwedt. 
(Liehe Gef. BL. für Elfaß-Lotär. 1881. Nr. 4. Gef. v. 7. März 1881.) 
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Gewerbebetriebs für auswärtige Gefellihaften eine jehr große 
Konkurrenz. 

In den Bezirksamtsblättern und der Elſaß ⸗Lothringiſchen Zeitung 
werben von Zeit zu Zeit bie Verſicherungsgeſellſchaften befannt gegeben, 
welche die Erklärung abgegeben haben, in Elfaß-Lothringen Geſchäfte zu 
treiben und Wohnfig hier zu erwählen; ebenfo wird dort befannt gemacht, 
welche Geſellſchaften ben Geichäftsbetrieb wieder eingeftellt Haben. 
Sind nun meine Feftitellungen richtig, fo waren am 31. Dezember 1879 
in unjerm Meinen ande nicht weniger als 57 ausländifche Feuer⸗ 
verſicherungsgeſellſchaften tätig und zwar 15 deutſche, 31 franzöfifche, 
11 fonftige auslänbifche. Hierzu find num im Laufe des Jahres 1880 be- 
reits wieder 5 neue Geſellſchaften getreten: 1 englijche und 4 franzöfifche, 
fo daß gegenwärtig 62 auswärtige und zwar 15 beutfche, 35 fran- 
zöſiſche, 9 engliſche, 2 ſchweizeriſche, 1 ſchwediſche Gefellihaft neben 
den durch die Bildung des neuen Aftienunternehmens auf 4 vermehrten 
Elſaß⸗Lothringiſchen Feuerverſicherungsgeſellſchaften ſich Konkurrenz 
machen. Es mag ſein und ich glaube es ſogar, daß dieſe 62 nicht 
mehr ſämmtlich auf dem Plane ſtehen; von den deutſchen Geſellſchaften 
hat ſich, wie ich höre, eine oder die andere, ſelbſt der bedeutenderen, 
zurückgezogen, und von den franzöſiſchen haben manche das Feld wieder 
geräumt, ohne amtlich Anzeige hiervon zu machen, aber immerhin bleibt 
die Konkurrenz eine ſehr große. 

Die Folge derfelben ift zunächſt und oberflächlich betrachtet für 
das Publitum eine ſehr günftige, und fie wäre wohl noch günftiger, 
wüßte bafjelbe, auch die große Maffe, davon jeinen Vortheil zu ziehen. 
Wer dies verfteht, Hat nicht Urfache, fich über die Konkurrenz zu be- 
Hagen, denn fie hat die Verficherungsprämien auch bei ven foliven Ge— 
ſellſchaften außerordentlich herabgevrüdt. Man hat mir mitgetheilt, 
daß Fabrikanten, welche im Jahre 1871, freilich damals unter abnorm 
ungünftigen Verhältniffen, eine Prämie von 17 %o zahlten, Heute 6 "po 
entrichten für Nififen, für welche der Durchſchnittsſatz in Deutichland 
10 %oo it, und dieß Hier in Elfaß-Lothringen, dem Lande, welches in 
den von beutjchen Verſicherungsgeſellſchaften aufgeftellten Branpftatiftifen 
einen der alferungünftigften Pläge einnimmt. Dieſes Herabbrüden ver 
Prämien macht fich insbejondere in ber neueften Zeit geltend, feit im 
Paris eine Art Gründungsfieber für Verfiherungsgefellihaften ausge- 
broden ift und jedes Unternehmen, nachdem es kaum das Licht des 
Tages erblidt Hat, auch fofort feinen Gefchäftsbetrieb auf Elſaß ⸗Loth- 
ringen glaubt ausvehnen zu müfjen. Thatſache ift, daß in Folge der 
niederen Prämienfäge und bes ungünftigen Prozentjages der Brände 
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viele Gefellichaften Hier nur noch mit Berluft arbeiten, daß fich manche 
der deutfchen bereits wieder zurücgezogen haben, andere die Geichäfte 
nur fortführen, weil fie einmal bier find und zwar, wenigftens als 
Mdverficherer, nicht erft feit der Annerion, daß fie aber eine größere 
Berfiherung nach ber andern in andere Hände übergehen laſſen müffen, 
weil fie diefelbe angeficht® ber immer größer werbenden Konkurrenz 
und der immer weitern Herabdrückung ber Prämien nicht mehr halten 
Binnen. Auch einige ber größereh franzöfifchen Gefellichaften follen in 
den legten Jahren große Verlufte in Elfaß-Lothringen erlitten haben 
und fi nur durch ihr glänzendes Lebensverficherungsgefchäft Hier noch 
halten laſſen. 

Betrachten wir nun bie Konkurrenten näher, jo fällt fofort das 
Ueberwiegen der franzöfiichen Gefellichaften ins Auge, fie find 35 von 
im Ganzen 66, alfo mehr als die Hälfte. Über ficher nod weit mehr 
überwiegen bie franzdfiichen Gejellichaften, wenn man die Bedeutung 
der einzelnen ins Auge faßt. Geht man bier von Haus zu Haus und 
betrachtet die an benfelben angebrachten Verſicherungsſchildchen, jo findet 
man faft nur franzöfifche; vergleicht man bie Geſchäftsräume, fo fieht 
man fofort, daß die franzöfiichen Geſellſchaften weitaus das Meberges 
wicht Haben, ftellt mar Zeitungenotizen über bie bei einzelnen Bränden 
betheiligten Geſellſchaften zuſammen, fo findet man faft nur franzöfifche 
Unternehmen bezeichnet. Leider ift eine Statiftit über die Cheilnchmer 
der einzelnen Gejellfhaften am biefigen Verficherungsgefchäfte nirgends 
veröffentlicht, aber mit Sicherheit Täßt fich nad) allem, was in das Pub: 
litum bringt umd was die tägliche Beobachtung zeigt, behaupten, daß 
de frangöfiichen Geſellſchaften einen das Verhältniß ihrer Zahl zu ben 
übrigen Geſellſchaften weit überfteigenden Prozentfag der Verficherungen 
und der verficherten Summen, baß fie mehr als drei Viertel der letz⸗ 
teren befigen. 

Ih glaube meinerjeits nicht, daß fich Hierin eine politifche 
Gefahr erblicken läßt; ich bin überzeugt, daß bie franzöſiſchen Gefell- 
idaften, mögen auch einige ihrer Beamten politiihe Rollen fpielen, im 
Refentlihen nur Gefchäftszwedte verfolgen; aber deßhalb, weil ich ihnen 
erhebliche politifche Bedeutung abfpreche, Tann ich doch nicht den 
geihilderten Zuftand als einen unbevenklichen bezeichnen. Es ift gewiß 
kin normales Berhältniß, wenn in einem deutſchen Lande ber weitaus 
größte Theil aller Feuerverfiherungen im Auslande beruht, während 
8 doch in Deutſchland genug Verficherungsgejellihaften von anerkannter 
Solivität gib. Man braucht fein eingefleifchter Schutzzöllner zu fein, 
um die Abänderung eines Zuftandes für wünfchenswerth zu erachten, 
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der e8 dem Auslande geftattet, eine im Allgemeinen ſehr gewinnreiche, 
wenn aud im Augenblide bejonderer Verhältnifje wegen nicht fo ein- 
trägliche Inbuftrie allein auszubeuten. Man fehe nur, welches Interejie 
die franzöfifhe Regierung an dem Gebeihen ihrer Verſicherungsgeſekl⸗ 
(haften in Eljaß-Lothringen hat. 

Sie, die nah dem Kriege die Stempel» und Enregiftrementöge- 
büßren in ganz außerorbentlicher, ich möchte als Finanzmann jagen, 
bewunderungswürdiger Weife erhöht” hat, Kat, abgeiehen von ver 
allerlegten Zeit, nur eine einzige Ermäßigung eintreten lafjen und 
diefe zu Gunften der im Auslande Geſchäfte treibenden Verſicherungs⸗ 
geſellſchaften. Dieſelben mußten für die von ihren hieſigen Vertretern 
vermittelten Gefchäfte hier den gefeglichen Stempel entrichten, in Srant- 
reich aber ebenfo; man hat num den letztern befeitigt, und bieß gerade 
bamit begrünet, daß die Geſellſchaften fonft in Elfaß-Lothringen micht 
tonturrenzfähig blieben, daß die bisherige Stempelerhebung einem Aus- 
fuhrzoll auf franzöfifche Inbuftrieerzeugniffe gleichlomme, daß man aber 
alles Intereffe daran habe, die Thätigfeit der franzöfiichen Geſellſchaften 
im Auslande zu erleichtern, anftatt zu erſchweren. Hat man in Frank⸗ 
reich dieß Interefie, fo liegt es, glaube ich, in ber Natur der Sache, 
daß wir Bier das entgegengefegte haben müffen. 

Aber hauptfächlich auch vom Geſichtspunkt der Sicherheit ver Ber- 
fiherten aus jcheint eine Aenderung bes geſchilderten Zuftandes m. €. 
nothwendig, benn wenn auch die auswärtigen Gejelffchaften in Elſaß⸗ 
Lothringen Wohnfig wählen müffen, fo ift damit Doch nicht viel geholfen. 
Man kann fie dann wohl Hier verflagen, aber das erwirkte Urtheil deß⸗ 
halb noch nicht vollſtrecken; wenn die Geſellſchaft ihren Geichäftsbetrieb 
bier einftelit, ihre Gelber in die Heimath verbringt, jo nugt das Ur- 
theil unter Umftänden gar nichts. Beſteht eine ſolche Gefahr auch wohl 
in feiner Weife bei den großen franzöfiichen Geſellſchaften, die ſchon 
der Konkurrenz wegen bie hier wider fie ergebenden Urtheile einfach 
vollziehen werben, fo befteht fie doch bei vielen Fleinen, die fortwährend 
neu erſcheinen und dann bald wieber verjchwinden. Fälle, in denen an 
franzöfifchen Geſellſchaften Verlufte erlitten wurden, find thatfächlich 
ſchon mehrfach, namentlich im neuerer Zeit, vorgefommen. Und wie 
würde fich die Sachlage gar im Falle eines Krieges zwifchen Deutfch- 
land und Frankreich geftalten! 

Ganz gefährlih ift m. E. die Verficherung bei ausländiſchen 
Gegenjeitigleitögefellfchaften, und beſonders angeficht8 der vorhin erwähnten 
Beftimmung, daß die Schäven blos erjegt werben, foweit bie Gelver 
reichen; vielleicht zahlt mancher Theilnehmer Jahre lang den Marimal« 


549] Ueber das feuerberfiherungsiwefen in Elfaß-Lothringen. 111 


betrag der Prämien, um, wenn er bann felbft Brandſchaden erleibet, 
mr eine geringe Rate feines Schadens erfegt zu erhalten. 

Wenn num ber gejchilverte thatjächliche Zuftand als ein wünſchens⸗ 
werther nicht bezeichnet werben Tann, jo fragt es fich, auf welche Weife 
fih eine Befjerung Hervorrufen ließe. Bon mander Seite wird 
der Regierung ein Vorwurf daraus gemacht, daß man nicht alsbald nad) 
dem Friebensfchluffe einfach allen franzöfiichen Gefellihaften den Ge— 
werbebetrieb unterfagt und blos deutſche Gefellfchaften zugelaſſen Hätte. 
Ein ſolches Vorgehen wäre doch mißlich geweſen, da ein fofortiger Er- 
jag fich im Augenblic nicht wohl Hätte fchaffen laſſen, wenn man nicht 
gleichzeitig eine ftantliche Verſicherung und zwar eine Zwangsverſicherung, 
wie fie in Baden befteht, eingeführt hätte. Ein folches Unterfagen des 
Gewerbebetriebs ließe ſich auch heute franzöſiſchen Geſellſchaften gegen⸗ 
über rechtlich vielleicht noch rechtfertigen, zwar nicht in ihrer Eigenſchaft 
ds Berjiherungsunternehmen, ſondern weil e8 minbeitens zweifel« 
haft ift, ob die franzäfiichen Geſeliſchaften in Elfaß-Lothringen und im 
detichen Neich überhaupt Nechtöperjönlichleit befigen, felbftändige Ver- 
träge abichließen, vor Gericht ftehen können u. |. w. Im Frankreich 
Kt man anf Grund eines Gejeges vom 30. Mai 1857 nur die Ge- 
ielſchaften Belgiens und einer Anzahl anderer Staaten zu, welche durch 
keionbere Dekrete auf Grund der in biefem Gejege enthaltenen Er— 
mächtigung bezeichnet wurben. Gleicher Weife hat Deutfchland mit 
nigen Staaten, der Schweiz, Großbritannien, Italien, beſondere Ver- 
träge über wechjeljeitige Zulaffung ber beiberfeitigen Geſellſchaften ab- 
ihlofien; arg. e contrario läßt fich ſchließen, daß bie frangöfiichen 
Geſellſchaften hier keine Rechtsperſönlichkeit befigen. Bis jegt freilich 
haben dieß die Gerichte und zwar nicht blos, wenn bie Geſellſchaften 
Bellagte waren — etwa im Intereffe des Klägers —, fondern auch 
in ven zaplreichen Fällen, in benen bie Gefellichaften als Kläger auf 
taten, 3 ®. bezüglich des risque locatif, meines Wiſſens noch nicht 
nsgefprochen, obwohl ihnen $ 54 der Civ. Prz. O. die Prüfung der Pro» 
Blähigleit von Amtswegen auferlegt. 

Außerdem aber wäre es bebenklich, nunmehr ben feit faft einem 
Yahrzehnt thatfächlich anerkannten Geſellſchaften plöglih die Befugniß, 
Rechtögeichäfte abzufchließen, abzuerkennen, die von beiden Theilen im 
keiten Glauben eingegangenen Verträge für nichtig und wirkungslos zu 
eflären. Höchftens, glaube ich, ließe fih aus dem erwähnten Berhält- 
niſſe ein Mittel ableiten, neuen franzöfiichen Gejellihaften die Zulaffung 
m verweigern ober doch zu erſchweren und auch unfichere Gefellichaften, 
die mit Erfüllung ihrer Verbindlichkeiten im Rückſtande bleiben, ganz 
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zu kündigen. Freilich würde bie Mehrzahl ver Geſchäfte der auf Diefe 
Weiſe befeitigten Gefellfchaften wiederum den großen franzöſiſchen Unter- 
nehmen zufallen und für den Hauptzwed, für die Befeitigung des Ueber- 
gewichts der franzöfiichen Gefellſchaften überhaupt wäre nicht viel ge- 
ſchehen. 

Ein ſicheres Mittel zur Herbeiführung eines beſſeren Zuſtandes 
beftänbe in ber Beſeitigung der Verſicherungsfreiheit und der Einführung 
eines ftaatlichen Verfiherungsmonopols, mindeftens für Liegenfchaften, 
wie in Bayern, in Baben u. a. m. Ich befenne mich als entſchiedenen 
Anhänger einer folhen Einrichtung. Diefelbe bildet eine große, über 
das ganze Land fich erſtreckende Gegenfeitigfeitögefellihaft mit der 
größten Sicherheit, den geringften Verwaltungskoſten und in Folge deſſen 
bei einigermaßen fachgemäßer Einrichtung den geringften Prämienfägen. 
Bei der pfälzifchen Anftalt ift zwar die Einrichtung, bie jeit der Gründung 
im Jahre 1817 unverändert geblieben ift, ſehr unpraktiſch und veraltet 
infofern, als man keinerlei Gefahrklaſſen unterſcheidet und alfo Die 
feuergefährlicheren Anftalten, beiſpielsweiſe Mühlen, nur biejelben Prä- 
mien zahlen, wie bie günftigft gelegenen Wohnhäuſer. Dieß bringt 
felbftverjtändlich die Prämien für legtere auf einen erheblich Höheren 
Betrag, als an ſich jachgemäß wäre. Abgejehen von dieſem ja Leicht 
zu bejeitigenden Mißftand fann bie pfälzifche Anftalt als ein Muſter 
dienen. Der ganze Berwaltungsapparat befteht aus einem einzigen Be⸗ 
amten, einem Rechnungskommiſſar, etwa einem Regierungsſekretär Hie- 
figer Einrichtung entfprechend, die Geichäfte der Agenten und Unter- 
agenten beforgen die Bezirksämter und bie Bürgermeifter unentgeltlich, 
nur gegen NRemunerationen an das Schreiberperfonal bei zufrieden- 
ſtellenden Leiftungen, die Kaffengefchäfte bejorgen die Gemeinderechner, 
die Prämien erſcheinen auf den Steuerzetteln u. |. w. Ein Zwang 
zur Verſicherung befteht in Bayern nicht, nur ein Verbot, Geichäfte, 
auf welche die Verficherungsanftalt ihre Thätigfeit erftredt, anderen Ber- 
fiherern zu übertragen. 

Ich geftehe gern, daß ich auch gegen die Zwangsverſicherung, ſo— 
fern eben der Staat hierzu die Gelegenheit bietet, nichts einzuwenden 
hätte, mit der Maßgabe freilich, daß dann der Staat den vollen Werth 
verfichert, nicht wie in Baden blos %,. Man glaube nicht, daß bie 
Einrichtung einer ſolchen ſtaatlichen Verficherung, etwa blo8 der Gebäu- 
lichteiten, die beftehenben Verficherungsgefellihaften brodlos machen 
würde. Im Bayern, wo ihnen in der Hauptſache nur die Mobiliar- 
verficherung übrig bleibt, machen viejelben doch fehr gute Geſchäfte. 
Eine derjelben, die von allen zuerft zugelafiene, hat fich fogar verpflichtet, 
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einen gewiffen Gewinnantheil dem Stante zur Verwendung für gemein- 
mügige Zwede insbeſ. zu Einrichtungen, welche die Feuersgefahr ver⸗ 
mindern, Waſſerleitungen, Brunnenanlagen, Anjchaffungen von Beuer- 
fprigen u. f. w. zu überlaffen und es werben alljährlich große Summen 
hierfür verwendet. Ich glaube, daß bie Hier beſtehenden beutichen Ver⸗ 
ſicherungsgeſellſchaften fich gern auf die Mobiliarverſicherung befchränten 
würden, wenn fie dadurch bie Befeitigung der franzöfiichen Konkurrenz 
etlaufen könnten. Aber ich verfenne nicht, daß bie Einrichtung einer 
ſolchen ftantlihen Verfiherung im Jahre 1817, wo fie in der Pfalz 
ind eben gerufen wurbe, zur Zeit, als das Verficherungswefen noch 
in den Linderſchuhen ſteckte, ſehr viel leichter war, als es heute hier 
der dall wäre, wo viele wohlerworbene Rechte verlegt werben müßten. 
Außerdem erfcheint e8 mir mehr wie zweifelhaft, ob der Vorfchlag einer 
folgen Einrichtung die Zuftimmung aller Gejeggebungsfaltoren erhalten 
mirde. Dann aber wäre bie Schaffung eine® berartigen Monopols um 
deßwillen wohl nicht angezeigt, weil, wie mehrfach erwähnt, die Regelung 
des Verſicherungsweſens Reichsangelegenheit ift und Niemand wifien 
lam, ob nicht vielleicht in Kürze und in welcher Richtung bie reichöge- 
ieglihe Regelung erfolgen wird. Wäre auch Die gegenwärtige Wind- 
richtung dem nicht günftig, jo beftände doch immerhin die Möglichkeit, 
daß dieſe Regelung im Sinne vollftändiger Gewerbefreiheit erfolgen 
Ennte und daß das Monopol, das man heute Hier fehaffen würde, morgen 
keieitigt wäre. 

Erſchien aljo die einfache Befeitigung der ausländifchen Gefell- 
isaften nicht wohl thunlich, erſchien die Einführung eines Staatsmono- 
rol8 nicht angezeigt, fo war m. E. das geeignetfte Mittel, eine Befjerung 
des gegebenen Zuftanbes wenigſtens zu verfuchen, das Mittel, welches 
ergriffen wurbe, die Gründung einer großen elfaß-lothringifchen Anftalt. 
Ein Anſchluß an bie hier fon vorhandenen 3 Geſellſchaften, die 3 
Segenfeitigfeitsinftitute zu Mülhaufen, Straßburg und Meg war nicht 
vohl möglich, ſchon weil es Gegenfeitigfeitsanftalten find, geichaffen, um 
inengem Umbkreiſe zu wirken, und es blieb daher nichts übrig, als bie 
Gründung einer eigenen großen einheimijchen Altiengeſellſchaft. Ich 
glaube nicht, daß dieſe Gefellichaft in den erſten Jahren glänzenve Ge- 
fhäfte machen wird, ich glaube nicht, daß es gerechtfertigt war, wie 
man beabfichtigt Hatte, ob ausgeführt weiß ich nicht, Die Aftien mit großem 
Aufgelb an die Börſe zu bringen, ich bezweifle auch, daß bie Be— 
ihränfung ber auslänbifchen, in&bei. fronzöſiſchen Geſellſchaften ſich ſehr 
bald in fühlbarer Weife erreichen laſſen wird. Ya ich fürchte vielmehr, 
daß es zumächft die deutſchen Verſicherungsgeſellſchaften fein werben, 

Jahrbug V. 2-8, hräg. v. Schwoller. 8 





114 R. Jacob. Ueber b. Generberfiherungsivefen ix Gliaß-Lothringen. (552 


welche unter der vermehrten Konkurrenz leiden. Die Staatsbehörben, 
bie eingewanderte Bevölkerung werben es zumächft fein, welche bei Ab⸗ 
lauf ihrer bisherigen Verfiherungen zur neuen Gefellichaft übergehen 
und nut allmäplich wird auch in weiteren Kreifen die Ueberzeugung bie 
Oberhand gewinnen, daß man fich am vortheilhafteften und ficherften 
bei inlänbifchen Geſellſchaften verfihert. Dann wird mander, der einer 
eingewanderten deutſchen Geſellſchaft fein Vertrauen nicht ſchenken 
wollte, bafjelbe der eingebornen deutſchen Gefellichaft geben. Wenn 
diefer Zeitpunft gelommen fein wird, wenn einmal im deutſchen Lande 
dieſer wichtige Imbuftriegweig nicht mehr ein Ausbeutefeld des Aus» 
landes, Frankreichs, fein wird, dann wird, um auf meinen Ausgangs 
punkt zurüdzufeßren, Niemand beftreiten können, daß das Interefie, das 
bie Landesregierung an ber Gründung der neuen Gefellihaft nahm, 
ein jehr gerechtfertigtes war. 


Nachſchrift. 


Die Elſaß-Lothringiſche Zeitung vom 15. März 1881 veröffent- 
licht einen allgemeinen Erlaß des Miniſteriums, betreffend den Geſchäfts⸗ 
betrieb ausländischer Verſicherungsgeſellſchaften vom 11. März 1881, 
wonach die Oberpräfidial-:Verfügung vom 19. Yuli 1872, die nur 
durch die Uebergangsverhältnifje hervorgerufen worben fei, zurücdge 
nommen und auf Grund des franzöfifchen Gefeges vom 30. Mai 1857 
über die Zulaffung frember Aftiengejellichaften den ausländiſchen in 
Elfaß-Lotgringen Geſchäfte machenden Aftiengefellihaften, die nicht durch 
Iandesherrliche Verordnung oder internationale Vereinbarung (wie die 
öfterreichifchen, ſchweizeriſchen ac.) ausbrüdlich ermächtigt find, die Ge— 
ſchäftsführung über den 1. Mai 1881 hinaus verboten wird. Bei 
ftrenger Durchführung diefes Prinzips gegen die franzöfiihen Gefell- 
i&aften wird das Ziel, das wir zum Schluffe andeuteten, raſch er- 
reicht fein. 


Die Armengefehgebung Frankreichs 
Inden Grundzügen iprer Hiftorifhen Entwillung.*) 
Bon 
5. Shen. v. Reigenflein, 


Begielöpräfldent z. D. in Freiburg 1. Br. 


Einleitung. 


Bür den Gegenftand diefer Arbeit Habe ich zuerft Intereſſe ges 
wennen, als ich, nachdem ich lange dem Armenweſen einer größeren 
deutſchen Stabt vorgeftanben, in ben Jahren 1869 und 1870 bie 
Armeneinrichtungen Frankreichs kennen lernte. Manche meiner da- 
maligen Wahrnehmungen zu ergänzen, hat mir die Stellung, bie mir 
in der Verwaltung Elſaß⸗Lothringens einzunehmen vergönnt war, Ge⸗ 
legenheit gegeben; dennoch Habe ich den Grab der Bollftänvigkeit 
meiner Information, welcher mir als Ziel vorſchwebte, nicht erreichen 
fimmen. Die Urfachen werben dem Lefer nicht entgehen; fie beruhen 
in den Schwierigfeiten, bie, wie ich fogleich erwähnen werbe, bie zeitige 
Leichaffenheit des Stoffes der Sammlung und Bewältigung befjelben 
etgegenftellt. Diefe Schwierigfeiten werben es rechtfertigen, wenn ich 
uch mit Gegenwärtigem Nützliches zu geben hoffe und ein zwar weit« 
ihichtiges, doch vielfach fragmentarifch gebliebenes oder nicht bis an bie 
Burzel ergründetes Material darzubieten wage. 


*) Die Darſtellung zerfällt in folgende felbfändige Kapitel: Einleitung. 
Die Grumblagen. Die Zweige der bepartementalen Armenpflege. Die Fort 
catwidlung ber lotalen Armenpflege. Die assistance mödicale. Die ſtatiſtiſchen 
Enquöten über bie Wohlthätigkeitsbureaus. Meuere Gefetesentwürfe und bie 
patlamentariſche Enguöte von 1872/73. Schluß und Ergebniffe. 
Bir bringen in biefem Heft zunächft bie erfte größere Hälfte biefer Abhandlung. 
8* 
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Der Armengefeggebung Frankreichs hat meines Wiſſens in Deutſch⸗ 
land zuerft Roſcher in jeinen Vorlefungen über praktiſche National» 
Defonomie eine eingehende Beſprechung gewidmet; wie manchem jeiner 
Schüler ift aud mir an die Damals gegebene Anregung eine dankbare, 
unter der Unruhe des Berufslebens nicht geſchwundene Erinnerung ge- 
blieben. Eine kurze Darjtellung der franzöſiſchen Armengefeggebung 
hat ſodann Biger in feiner geiftoollen Schrift: „Das Armenwefen und 
bie Freizügigkeit“ *) gegeben, in der er bie Grunblinien der bezüglichen 
Einrichtungen in ihrem damaligen Entwidlungsftabium mit mufter- 
hafter Klarheit gezeichnet hat. Mit Vorliebe pflegte auf Frankreich 
hingewieſen zu werben, als bald barauf in ben volkswirthſchaftlichen 
Kreifen eine gegen bie ftantliche, insbeſondere die auf rechtlichen Zwange 
berubende Armenpflege gerichtete Strömung immer mehr Boden fand, 
eine Strömung, als deren Denkmal die Verhandlungen des im Herbit 
1879 zu Mainz abgehaltenen vollswirthſchaftlichen Kongreffes **) und das 
verbientvolle Emminghaus’she Sammelwerk: „Das Armenweſen und die 
Armengefeßgebungen der europäiſchen Staaten“ ***) übrig geblieben find. 
Auch der Auffag, den Maurice Blod über das Armenwejen Frankreichs 
für das erwähnte Wert geliefert bat, ift von dieſem Zuge durchweht. 
„Es ift“, jagt der fo fruchtbare und kenntnißreiche Schriftfteller, „den 
wirthſchaftlich richtigen Grundſätzen, die in Frankreich Hinfichtlich des 
Armenweſens herrſchen, zuzuichreiben, daß die Armuth in diefem Lande 
ſich in verhältnigmäßig engen Grenzen erhalten hat." Das Charat- 
teriftiiche der Armengefehgebung Frankreichs findet er barin, daß 
viefelbe ein Recht der Armen auf Unterftügung nicht anerkennt, 
ein Grundprinzip, das immer die Anjchauungsweife des franzöfiichen 
Volkes gewefen ſei und dem trog mancher Gejegesterte von zweifel- 
bafter Auslegung die Praxis ſtets entiprochen abet). Aber ein jo 
weitgreifender Gegenſatz gegen die grunbjägliche Baſis der beutjchen 
und der englifchen Gejeßgebung ſich hierin ausdrückt — dennoch, ſcheint 
e8, würde es einjeitig fein, wollte man auf benjelben die gefammte 
Beſonderheit der franzöfiichen Armengefeggebung zurüdführen. Nach 
dem Gange, den die Entwidlung genommen, läßt fi) das angeführte 
Prinzip faum noch als ein die gefammte öffentliche Armenpflege Frant- 
reichs beherrſchendes bezeichnen, wiewohl es fi hier allerdings in aus- 


*) Stuttgart 1863. 
**) Im Auszuge bei Era 8, Jahrbuch der Vollswirthſchaft, III. Jahrg. S. 148 fi. 
***) Berlin 1870. 
+ Emminghaus, in bem im Tert citirten Werke, ©. 635, 601. 
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gerehnterer Geltung und fonjequenterer Anwendung behauptet hat, als 
in den Ländern, deren Armengejeggebung mit ber franzöfifchen auf 
gleicher Grundlage ruht. 

Aus derjelben Wurzel mit der franzöfifchen ift die Armengejeg- 
geung Belgiens und Hollands hervorgegangen; in beiden Ländern 
aber waren die Wirkungen von Anfang an nicht bie gleichen, weil die 
Berhältniffe wefentlich anders lagen; es braucht nur an die auf einem 
reihen Stiftungsvermögen beruhende Kirchliche Armenpflege Hollands 
erinnert zu werben. Indeſſen auch die Geſetzgebung felbit hat in beiden 
Ländern nach der Trennung von Frankreich einen befonberen, von dem 
der framgöftichen abweichenden Gang genommen. Schon wenige Jahre 
nad dem Aufhören der Gemeinſchaft knüpfte das Geſetz über den Unter- 
ftügungswohnfig vom 28. November 1818 an die Berhältniffe, wie fie 
ver dem Einbringen der franzöfiichen Geſetzgebung beſtanden hatten, 
wiedet an und ftellte ein Heimathsrecht, jowie Regreßanſprüche ber 
Gemeinden, welche die Armenpflege in bringlichen Fällen beforgt hatten, 
in einem gewifjen Umfange her*); die Sonfequenz des fakultativen 
Prinzips, mit dem folche Anfprüche fich nicht vereinigen, wurbe hiermit 
durchbrochen. in noch weiteres Auseinandergehen der verſchiedenen 
Geſetzgebungen ergab ſich aus der Aufhebung der Verbindung von Bel- 
gen und Holland; während in Holland die Regelung der kirchlichen 
Armenpflege und des Verhältniffes ber bürgerlichen zu ihr Hauptauf- 
gabe blieb, beichäftigte ſich die belgifche hauptſächlich mit der Normirung 
der Aufenthaltsfriften und fonftigen Vorausfegungen, von denen bie 
Erlangung des Hilfsdomizils abhängen follte. Auch das neuefte belgifche 
Sefeg**) Hat weſentlich diefen Inhalt. Aehnliche Mobifitationen des 
Prinzips haben in Frankreich nicht ftattgefunden. Wohl aber hat fich 
für einzelne wichtige Gebiete der Armenpflege eine in der Hauptſache 
den Departements obliegenve obligatorifche Fürſorge herausgebilvet, durch 
deren wachſende Ausbehnung der Geltungsbereich des fakultativen Prin - 
ps ſich entfprechend vebuzirt hat. Auch iſt von ber Geſetzgebung das 
Beitreben nicht aufgegeben worben, noch weitere auf Betheiligung von 


*) Jusbeſondere Art. 13 des Geſetzes: Loi tendant & determiner les lieux 
& les indigens peuvent participer aux secours publics, code administratif 
des öablissements de bienfaisance. Brüffel 1833, ©. 184. 

**) Bom 14. März 1876. Tert, Entwurf, Motive und Kammerverhandlungen 
fab amtlich herausgegeben unter dem Titel: Loi du 14 mars 1876 sur le do- 
micile de secours, documents parlementaires. Brüfjel, Druderei des Moniteur 
beige 1876. Dafelöft iſt S. 32 fg. aud ber Abbrud bed im Winter 1869/70 
den Generalfiaaten der Niederlande vorgelegten Geſetzentwurfs enthalten. 
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Gemeinde, Departement und Staat beruhende Organifationen im Ge— 
biet der Armenpflege ind Leben zu rufen. 

ft nun ſchon Hierdurch der Gegenjag gegen bie dem beutjchen und 
englifhen Armenpflegerecht zu Grunde liegenden Prinzipien ein minder 
ſcharfer geworben, fo milvert ſich derfelbe noch mehr, wenn bie Natur 
des Gegenjages felbft ind Auge gefaßt wird. Fakultative und obli- 
gatorifche Armenpflege beveutet einen Gegenfag nicht ſowohl der Auf- 
gabe, als der Form, in ber ihre Erfüllung erftrebt wird; es ift ein 
Gegenjag gewifermaßen der Methode; die eine geht von den Mitteln 
aus und bemißt nach ihnen bie Leiftungen der Armenpflege, die andere 
betrachtet ein gewiſſes Maß der Leiftungen als das Abfolute, vergeftalt, 
daß die zur Erfüllung dieſes Maßes erforberlichen Mittel eben befchafft 
werben müſſen. Das Iegtere Syſtem fegt daher eine durch die Finanz⸗ 
und Kommunaleinrichtungen des betreffenden Staats gegebene, dem 
Wechfel des Bedürfniſſes folgende Dehnbarkeit der Mittelbefhaffung 
voraus. Aber auch unter dem fahultativen Prinzip wird wenigftens das 
Beſtreben dahin gerichtet fein, für eine möglichft ausreichende und gleich- 
mäßige Mittelbefchaffung zu forgen; je mehr dieß gelingt, deſto mehr 
wird materiell der Zuftand dem bei der Herrichaft des obligatorifchen 
Prinzips beftehenden ſich nähern und der Unterſchied ſich auf einen nur 
formellen reduziren. Nicht allein auf das Prinzip alfo, fondern weſent⸗ 
lich auch auf bie Art feiner Durchführung und auf bie thatfächlichen 
Vorausjegungen, unter denen es wirkt, fommt e8 an, wenn über den 
materiellen Zuftand der Armenpflege in einem Lande ein Urtheil ge- 
wonnen werben foll. Können aber unter gegebenen Vorausjegungen 
mit beiden einander entgegenftehenben Prinzipien gleichartige Wirkungen 
erzielt werden und handelt es ſich um einen überwiegend formellen 
Gegenfag, jo liegt es nahe, des letzteren Grunblage in der Verſchieden- 
heit des Rahmens zu fuchen, innerhalb deſſen je nach der Art der be- 
ftehenden Gefammtorganifation der Verwaltung die Erfüllung ver 
Aufgaben im Gebiet des Armenweſens erftrebt werden muß; es ift 
alsdann die durch den Charakter diefer Gefammtorganifation gegebene 
Bebingtheit, die in dem einen ober dem andern Prinzip zum Ausdruck 
gelangt. Die nachftehende Darftellung wird, wie ich glaube, ergeben, 
daß in der That das fakultative Prinzip der franzöfiichen Armengejeg- 
gebung feineöwegs einem in feinen Konfequenzen Har überjehenen wirth- 
ſchaftlichen Syſtem feinen Urfprung verdankt und daß es ein Hinein- 
tragen neuerer Anfchauungen in bie Entftehungsgefchichte jener Ein- 
richtungen fein würde, wollte man das gedachte Prinzip auf folche theo- 
retiſche Erwägungen zurüdführen. Im biefem Prinzip prägt fich viel- 
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mehr bie beſondere Lage aus, in ber fich, als die heutigen Grundlagen 
der Armengejeßgebung Tonftituirt wurden, die Organifation der Staats 
und ommunalverwaltung befand. Auch vie fpätere Entftehung einer 
departementalen Armenpflege mit obligatorifchem Charakter ift wejentlich 
ein Ergebniß der weiteren kommunalen Entwidlung; fie bildet ein 
Element in dem Progeffe, mittels deſſen fich in den Departements mit 
einem beftimmten nothwendigen Wirkungskreiſe verfehene korporative 
Berbände wieder herausgebilvet haben. Es find durch die allgemeine 
Organifation vorgezeichnete Formen, in welche fi bie ber öffentlichen 
Armenpflege gegebene Geftaltung einfügen mußte. 

Die Nothiwendigfeit, die zwiſchen ber allgemeinen Entwidlung und 
den Bildungen, wie fie fich auf dem Gebiet der Armenpflege vollzogen, 
keitehenbe Wechfehwirkung im Auge zu behalten, bedingt eine Gliederung 
des Stoffes, welche die Seen, bie bei der Entwidlung der Armenpflege- 
Suftitutionen leitend waren, in ihrer Entſtehung und Sortbilbung, ſowie 
in ihrem Zufammenhange mit dem Gange ber allgemeinen Organijation 
zu verfolgen geftattet ; für die vorliegende Arbeit ergiebt fich Hieraus das 
Erforderniß einer mehr Hiftorifchen als fuftematifhen Anorbnung. Aber 
es beſtehen auch in ber Sache liegende Gründe, die mid von bem 
Unternehmen einer ſyſtematiſchen Darftellung für jest abfehen laſſen. 
& find dieß die bereit8 oben angebeuteten Schwierigkeiten, mit benen 
die Gewinnung und Bewältigung des Stoffes zur Zeit verbunden ift. 

Seit 1839 de Geranbo’8*) berühmtes, aber nach dem Zeitpunkt 
feiner Veröffentlichung die neueren Bildungen der Armenpflege nicht 
mehr einſchließendes Wert erfchien, ift, ſoweit meine Kenntniß reicht, in 
Üranfreich ein ſyſtematiſches, das ganze Gebiet der öffentlichen Armen- 
pflege umnfaſſendes Werk nicht mehr geliefert worden; dem Bud Da- 
tvene’S**), welches in einzelnen Abſchnitten belehrenbes Material ent 
hält, wird bie Eigenichaft eines ſolchen Werkes nicht zuerfannt werben 
Banen, da der Stoff viel zu ungleichmäßig bearbeitet worden ift und 
wichtige Gebiete der Armenpflege ganz unberüdjichtigt geblieben find. 
In den Syſtemen des Berwaltungsrechts pflegt nad; Maßgabe der for⸗ 


*) De la bienfaisance publigne. Paris, Renonard et Co. 1839. 4 Bbe. 

**) De organisation et du regime des secours publics en France. 
Paris, Dapont 1865. 2 ®be. — Em. Laurent, ben 8, v. Stein, Berwaltungs- 
lehte S. 801, Gerando’8 ihm nicht gewachfenen Nachfolger nennt, behandelt in 
feinem Bert „Le pauperisme et les associations de prevoyance (2. Yuflage, 
Paris, Guillaumin 1865) bie poſitive Armenpflege fat gar nicht. Das Wert ber 
Möäftigt fi far ausſchließlich mit ben societes de secours mutuels. 
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maliftifchen Geſichtspunkte, welche die Anordnung des Stoffes beein- 
fluffen, die Armengejeßgebung zeriplittert und unter verſchiedene Ab- 
ſchnitte vertheilt vorgetragen zu werben*); die einzige, bie Akte 
der Gejeßgebung und die Meglements und Verorbnungen der oberen 
BVerwaltungsbehörben umfafjende Sammlung, de Watteville’s legis- 
lation charitable **), ift nit überall volfftändig und bricht im Jahre 
1868 ab; aber auch bezüglich der- wichtigiten Spezialzweige des Armen- 


weſens fehlen noch überfichtliche Bearbeitungen und Sammlungen des 


Materials, wenn von fehr jummarifchen, für Wörterbücher, Enqueten 
u. ſ. w. gegebenen Darftellungen abgefehen wird ***); die Literatur 
ſcheint fich auf den hierher gehörigen Gebieten immer mehr in eine 
Brofchüren-Literatur verflüchtigt zu haben. Nur einen Theil der Rüden 
füllen die über die öffentlichen Enquöten verfaßten Berichte und Drud- 
ſchriften aus, von denen die wichtigften im Nachſtehenden des Näheren 
erwähnt unp welche durchgehends zu den durch Gründlichkeit und Sad: 
kunde am meiften beachtungswerthen Leiftungen dieſes Literaturzweiges 
zu zählen find. Indeſſen diefen Dokumenten ift mit dem zunehmenden 
Ausbau der bepartementalen Armenpflege ein weiteres aus ben Ver— 
orbnungen, Reglements u. |. w., wie fie aus ber GSelbftthätigfeit der 
Departementalen Organe hervorgegangen find, fich zufammenjegen- 
bes Material hinzugetreten, das nirgends in zufammenfafjenber, wifjen- 
ſchaftliche Verwerthung ermöglichender Weife veröffentlicht worden ilt. 
Einzelne mir zugänglich gewordene Stüde ſolchen Materials waren mir 
zwar für das Studium der in den Departements getroffenen Ein- 
richtungen als Anhaltspunkte von Werth, reichten aber nicht zu, um 
ein Gejammtbild Herzuftellen. 

Was ich erftreben konnte, war daher für jest nur eine Mlarftellung 


der Grundzüge; aber auch ein folder Verſuch wird auf einiges wohl ' 


wollende Intereſſe rechnen dürfen in einer Zeit, in der mehr als jeit 
lange die ſozialen Probleme wieder in den Vorbergrund gerückt werben. 
Die Reformen, die gegenwärtig in formulirten Projekten beſtimmtere 
Geftalt gewinnen, werben, wenn ſich eine weitere Entwicklung an jie 
antnüpft, das Armenweſen nicht unberührt laſſen und erwächſt baher 
auch auf biefem Gebiet der Wiffenichaft die Aufgabe, der Erörterung 


*) So bei Laferridre, Dueroeq. 
**) Baris, Alexandre Heois, 1843. 2 Bbe. nebft Supplementbanb bis 1569 
reichend. 
***) uUeberſichtlich und zuverläſſig, wenn auch zum Theil ſehr ſummariſch find bie 
in Block, Dicetionnaire de Padministration frangaise, enthaltenen Speyialab- 
handlungen. 
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rechtzeitig diejenigen Geſichtspunkte zuzuführen, die ben gefchichtlichen 
Erfahrungen und dem Gange der Geſetzgebung bei anderen Völkern 
etiva entnommen werben können. 

Für die Löfung diefer Aufgabe möge das Nachftehende als eine 
vorarbeit gelten. 


Erſter Abſchnitt. 
Die Grundlagen. 
IL Altes Regime. 

1. Vorbemerkung. 


Wir find es gewohnt, in ber franzöfifchen Revolution ven Aus» 
gangẽspunkt einer gänzlich neuen Entwidlung zu jehen und die Grund- 
lazen, auf welche biefe geftellt wurde, als felbftändige Schöpfungen 
jener bewegten Beit zu betrachten. Und gewiß ift die Auffaſſung, 
welche die Entwicklung vor und nach der Revolution als zwei unver« 
mittelt einanber gegenüberftehende Abfchnitte betrachtet, eine begründete, 
fofern von formeller Kontinuität der Rechtsentwicklung bie Rebe it; 
hier ift die Unterbrechung eine fo vollſtändige geweſen, daß nur ver- 
Kilmifmäßig wenige Akte ber Geſetzgebung aus dem alten Regime 
ifte formelle Rechtöbeftändigfeit in die neue Ordnung der Dinge hin- 
über erſtrecklt haben. Uber zu einem ganz andern geftaltet fi das 
Urteil, wenn der fachliche Zufammenhang zwifchen beiden Abfchnitten 
in Frage kommt. Widerftandsfähiger als die formellen Vorjchriften 
haben fih die Einrichtungen und die durch biefelben geſchaffenen Ber- 
Biltniffe gezeigt und fo Kat ſich Häufig eine Wiederanknüpfung ber 
zeuen Entwidlung an die alten Inftitutionen nicht der Form, aber 
der Idee und dem fachlichen Inhalt nach vollzogen. Wenige Gebiete 
der Verwaltung find es demnach, bezüglich deren für das volle Ver- 
fländniß der beſtehenden Einrichtungen das Zurüdgehen auf die Zur 
fände unter dem alten Regime ganz zu entbehren ift; am wenigiten 
läßt ſich ein ſolches Zurücgreifen auf das Frühere in der öffentlichen 
Ärmenpflege umgehen; bie produktive Kraft der revolutionären Epoche 
war auf dieſem Gebiete eine fo geringe, daß bie befte und ſchließlich 
tetiende That bie vom Direktorium unternommene Wieberbelebung der 
dien Einrihtungen war. 

de wichtiger hiernach die Kenntniß der Einrichtungen des alten 
Regimes ift, deſto mehr iſt zu bedauern, daß das zu Gebote ſtehende 
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Material eine volle Vergegenwärtigung ber früheren Ginrichtungen 
nicht geftattet; die Schriften, welche Darftellungen des Armenwefens 
unter der alten Monarchie enthalten, geben nicht einmal alle Akte ver 
Geſetzgebung, deren Kenntniß für die Würdigung der damaligen Zu- 
ftände ihrem wejentlichen Inhalt nach erforderlich wäre. Aber aud 
mit einer volftänbigen Mittheilung dieſer Akte wäre die Aufgabe nicht 
erfüllt. Bei ber mannigfachen Art, in ber bie beftehenden Sonder» 
verfajfungen und Privilegien die Durchführung der Königlichen Ver: 
orbnungen durchbrachen und bei der im Vergleich mit jetzigen Verhält⸗ 
niffen weit mangelhafteren Kontrole, welcher dieſe Durchführung unter- 
lag, beveutete das Gejeg für die Beurtheilung der Zuftände damals jehr 
viel weniger als jegt; eine Darftellung, die ſich die Entwerfung eines voll» 
ftändigen Bildes ber öffentlichen Armenpflege jener Zeit zum Ziele fegen 
wollte, würde daher auf bie Verwaltungseinrichtungen der einzelnen 
Provinzen und der großen, benfelben angehörigen Armeninftitute 
zurüdgreifen müflen; m. W. fehlt e8 an allen zufammenfafjenden 
Arbeiten, die jenes Material mit hereinziehen. Immerhin enthalten 
die Werke von Dupin und Monnier*) ſchätzenswerthe Beiträge für 
die Kenntniß des früheren Armenweſens; wenn der Vorzug anſchau⸗ 
licher woßlgeglieverter Darftellung mehr dem erſteren Schriftiteller, 
jenem erfahrenen Verwaltungsmanne eigen ift, fo Hat der zweite duch 
vollere Mittheilung des urkundlichen Materials fich eim weſentliches 
Berbienft erworben. Es befteht fonach die Möglichkeit, die Be 
ftrebungen der Gejetgebung, wie fie einander folgten, wenigitens ihrem 
wejentlichen Charakter nach darzulegen. 


2. Parochiales Unterſtützungsweſen. 


In Frankreich ſtanden wie in England die Verſuche, die poſitive 
Armenpflege zu organiſiren, mit. ben zur Abwehr des Bettels ergrif- 
fenen Maßregeln in engem Zufammenhange; für das Vorgehen mit 
bezüglichen gejeglichen Anordnungen bildete in der Regel das Zujtrömen 
von Bettlern, wie daſſelbe die Folge zeitweiliger außerorventlicer 


*) Dupin, Histoire de Vadministration des secours publies. Paris, 
Alexis-Eymery 1821.— Monnier, Histoire de l’assistance publique dans les 
temps anciens et modernes, Paris, Guillaumin et Co. 1866. Einzelne Notijen 
finden fi noch im anderen Werken verftreut, fo in ber vortreffligen Schrift Du 
Cellier, Histoire des classes laborieuses. Paris, Didier et Co. 1860. Das 
Sammelwert: Recueil general des anciennes lois frangaises von Isambert, 
Jourdan und Decrusy theilt bie bezüglichen Konftitutionen meiſt nur in ber 
Ueberſchrift mit. 
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Rothftänbe war, ben Anlaß. Die Darftellung des Ganges ber Geſetz⸗ 
gebung pflegt mit ber Orbonnanz Franz’ L von 1536 zu beginnen *); 
in derſelben wird beitimmt, baß die mit einem Obdach verfehenen 
arbeitsunfähigen Armen von ihren Pfarreien zu ernähren und zu 
mterhalten und daß zu dem Ende Verzeichniſſe derſelben durch bie 
Blorrer, Diener und Kirchenvorſteher anzulegen feien, welche ihnen 
alsdann, jet es im ihrer Wohnung, fei es in anberen geeigneten Lo— 
len ein verftänbige® Almofen (’aumosne raisonable) zu reichen Hätten; 
die erforberlichen Mittel follten aus ben in ben Kirchen jowie in ben 
Hufen ver Pfarrer veranftalteten Sammlungen entnommen unb 
zu biejem Behuf in jeder Pfarrei beim fonntäglichen Gottesbienft 
Bũchſen und Sammelbeden unter geeigneter Empfehlung buch den 
Geiſtlichen aufgeftellt werben. Den auf alten Stiftungen beruhenden 
zu öffentlichen Almojen verpflichteten Abteien, Prioreien, geiftlichen 
Rnpiteln und Kollegien wird zugleich die Auflage gemacht, zu den Samm ⸗ 
kungen der Pfarreien, in denen bie betreffenden Stifter gelegen, ange» 
mefien beizuftenern. Noch in demſelben Yahre ſchärfte der König in 
nem weitern Edilt **) die gegen die Bettler beftehenden Strafbeftim- 
mmgen ein; arbeitfähige Arme follten unbedingt zur Arbeit ange 
halten und im Falle, daß fie nicht Folge leifteten, beftraft werden. Daß 
dieie Borfchriften faum momentan zur allgemeinen Ausführung ges 
bracht wurden, beweift ihre häufige Wiederholung ſowie die troß der harten 
Strafen, die auf ven Bettel gejegt waren, immer wieder fich geltend 
machende Klage über die Plage des Bettelunweſens. Für die Schaffung 
einer geregelten pofitiven Armenpflege aber waren die von Franz I. er⸗ 
laſſenen Beftimmungen ſchon aus dem Grunde unzulänglich, weil fie bie 
Veſchaffung der Mittel, abgefehen von ber ben geiftlichen Stiftern und 
Kollegin gemachten Auflage, von der freiwilligen Betheiligung ber 
Farogianen abhängig machten. Dieſe Unzureichlichkeit trat fehr bald 
hervor, vor Allem in der Stabt Paris, deren Bevölkerung durch das 
maflenhafte Zufammenfträömen von Bettlern, wie es bie Folge des 
regelloſen Almoſengebens war, ftet8 am meiften zu leiden hatte. 

Es war noch Franz I, welder allerdings zunächft nur für Paris 
einen weitern Schritt that; inbem er durch Patent vom 6. November 


*) &0 bei Bucquet, Rapport au ministre sur la situation des bureaux 
de bienfaisance en 1871. Paris, impr. nationale 1874 ©. 7, wo ber bezügliche 
Yafjus abgebrudt iſt. 

**) Ediet sur le fait de la justice dans le duche de la Bretagne et sur 
labreristion des procts vom 30. Auguft 1536. Monnier, ©. 308. 
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1544 *) für diefe Stadt das General» Armenbur 
des pauvres) ins Leben rief, ftattete er zugleich 
Befugniß aus, jedes Jahr eine Armenabgabe ve 
erheben, eine Befugniß, deren Ausübung vielfa« 
vorgerufen zu haben feheint, da fie al8 ein Eing 
des Adels und ber Geiſtlichleit angefehen wurde 
ebenfo unbequemes als damals ungewohntes Ei 
Iommensverhältniffe zur Folge Hatte. Gleichw 
die von feinem Vater getroffene Anorbnung er 
von ihm am 13. Februar 1551 erlaffene Deffarat 
vereibete Deputirte bed Parlaments eine Erklär 
über den von ihm wöchentlich zum Unterhalt dei 
Beitrag entgegenzunehmen, diefe Erfärungen in ı 
und bie Entſcheidung des Parlaments über die 
bieten® bezw. über die bei Unzureichlichfeit beri 
Beiträge einzuholen hätten; von allen Einwohner. 
zu entrichten verweigerten, follte derſelbe exekutorif 
Das Parlament zeigte ſich eifrig in ber Hanl 
mungen; noch am 9. Februar 1650 erging eine 9 
die Aufrechterhaltung berfelben anordnete. D 
Abgabenpflicht auf das übrige Frankreich erfolgte 
zweiten Hälfte bes ſechszehnten Jahrhunderts erg 
orbnungen; als beſonders bemerfenswerth pflegt 
Sabre 1566 erlaffene Orbonnanz von Moulin - 
lers l'Hopital — bezeichnet zu werben; ber Artif 
pflichtet alle Stäbte, Fleden und Dörfer, die 
ſchaften gebürtigen oder bafelbit wohnhaften Arm 
Einwohner fol hierzu nad dem Ermeſſen be 
Ortsvorſtände oder Kirchenvorfteher beitragen. 
Beftimmungen zur Ausführung gebracht wurt 
30. Dezember 1740 vom Parlament von 9 
fügung ff); nach derjelben follten in jeder Gem 
im Dienfte befindlichen Kirchenvorſteher, die ältef 
Einwohner jeder Parodie fi ald Armenrath (b 








*) Monnier, ©. 318. 
**) Dafelö, ©. 314. 
***) Dafelbfl, ©. 817. 
# Jean Saint Martin, De Passistance en 
Guillaumin et Co. ©. 20. 
+N) Der Inhalt ift mitgelfeilt bei Dupin, ©. 367 
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fonftituiren umb nach ihrem Ermeſſen für bie Unterftügung nothleivenber 
Eimmoßner Sorge tragen; fie follten ebenſowohl Verzeichniſſe ber 
Armen und Ausgaberollen für die erforderlichen Unterftügungsbeträge 
als Einnahmerolien über bie von den beitragsfähigen Einwohnern 
Mangels einer annehmbaren freiwilligen Offerte berfelben anzufor- 
vernden Beträge anlegen; für ven Fall, daß der Bifchof dieß für ger 
eignet hielte, follte e8 auch zuläffig fein, für alle Parochieen einer Stadt 
einen gemeinfamen Armenrath zu bilden. Die Beitragspflicht ſollte 
fih auf alfe geiftliche und weltliche Perfonen ober Körperfchaften, 
welche innerhalb der Parochie Vermögen befüßen, erftreden, ausge» 
ammen allein bie Hofpitäler ſowie bezüglich ber Congrua bie 
Farrer; die Umlegung ber zum Unterhalt der Armen erforderlichen 
Summen follte in der Weiſe erfolgen, daß jever Einwohner nach einem 
beftimmten Berhältnig — au sou la livre — von zwei Dritteln des 
vom ihm aus der Parochie bezogenen Einkommens herangezogen würbe; 
wo Pachtverträge feine Grundlage gewährten, follte das Einkommen 
durch billige Schägumg ermittelt, nöthigenfall® die Vertheilung ber 
tailles al8 Bafis genommen werben. Die Beiträge waren in Raten von 
rietzehn Tagen zu vierzehn Tagen und zivar jedesmal im Voraus fällig; 
die Rollen erflärte der Nichter für voliftredbar , im Falle der Säumig- 
teit bezüglich einer Rate trat, zur Strafe, die Verboppelung ber nächften 
Rate ein. Wegen zu hoher Veranlagung konnte der Beitragspflichtige ſich 
mit einem Rekurfe an das Gericht zweiter Inftanz (Tribunal) wenden; 
der Rekurs wurde jebod nur dann zugelaffen, wenn er die Quittungen 
über die letzten drei Termine borzumeifen vermochte; eine Beſchwerde 
au das Parlament war dadurch bevingt, daß die Zahlung der Beiträge 
fir bie legten brei Monate nacdgewiefen wurde. Das Armenburean 
feltte fich jeden Sonntag verjammeln und die Lieferung des Brobes für die 
Armen für Rechnung des Ertrages der Armenbeiträge vergeben. Die Weir 
fung, daß alle arbeitsfähige Arme, wo ſich ihnen Gelegenheit zur Arbeit 
böte, dieſe zu übernehmen hätten, wurde auch bei diefem Anlaß wieber- 
delt; ihnen Unterftügungen zu gewähren, wenn in ben Ortſchaften ge 
gebene Arbeitögelegenheit ihnen bie Erwerbung ihres Unterhalts er- 
möglihte, ſollte unbebingt verboten fein. Ueberall follten die Orts⸗ 
kehörden Frauen und Kindern bie Mittel zur Arbeit beichaffen, wor 
gegen jene alsdann aus dem Ertrage ihrer Arbeit bie für bie ihnen 
gelieferten Spinn- ober fonftigen ArbeitSmaterialien verauslagten Koften 
a vergüten hatten. Darüber, inwieweit daS Verfahren in Frankreich 
zu allgemeiner Geltung gelangte, fehlen mir Anhaltspunkte; wie ver- 
ſchieden die bezüglichen Vorſchriften ausgeführt wurden, geht u. U. 
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aus ver Notiz hervor, die fi in einem weiter unten zu erwäh 
Bericht Larochefoucaulp’8 de Liancourt vom Jahre 1791 findet 
nad wurde im der Provinz Flandern ber Unterhalt der Arm 
Rechnung der Parodie an den Minbeftfordernden verbungen * 


3. Hofpitäler. 


Welche Ausdehnung aber auch das auf bie parochialen Be 
gegründete Unterftügungswefen gehabt Haben mag, fo viel ift 
daß es innerhalb der öffentlichen Armenpflege niemals die präva 
Bebeutung, die es in England hatte, erlangte. Die Urſac 
darin, daß die Güter der Kirchen, geiftlihen Kongregationen un 
tungen, welche Zweden ber Armenpflege dienten, nicht wie ir 
der Reformation in England eingezogen, fondern ihrer Beſtin 
erhalten wurden. Damit ift jedoch nicht gejagt, daß in Frank: 
Negierung fi einer Einwirkung auf die Verwaltung jener Aı 
begab; dem kräftigen Eingreifen ber erftarfenden königlichen 
ift es vielmehr zu danken, daß den Mifbräuchen, welde in be 
waltung ber bei Weitem meiften der von Geiftlichen geleiteten Aı 
eingeriffen waren und welche vielfach zu einer dem Willen des € 
gänzlich widerfprechenden Verwendung des Stiftungsguts, ja zur Ur 
Yung deffelben in geiftliche Benefizien oder gar böslicher Bern 
der Stiftungsurfunden geführt hatten, wenigftens in Anjehu 
wichtigften jener Anftalten ein Ziel gefegt wurde. Es waren t 
Krantenhäufer für Ausfägige und die Hofpitäler. Die Sälular 
d. 5. die Unterftellung diefer Anftalten unter weltliche und zw 
bürgerlichen Elementen gebildete Verwaltungen, war das wicht 
gebniß, das aus jenen Reformbeftrebungen hervorging. 

Das Verdienſt des erſten Schrittes gebührt auch hier F 
Durd fein auf die Klagen des Großalmofeniers, Karbinals von 
don, am 19. Dezember 1543 erlafjenes Epikt **) übertrug er ben, 
sendchaux, prevöts, chätelains u. ſ. w.“, aljo den gerichtlich 
jedenfalls den weltlichen Behörden die Aufficht über die mala« 
et l&proseries ber Stabt Paris mit der Befugniß, die Vorſtehe 
Anſtalten abzuberufen und buch andere zu erfegen. Der 
almofenier follte feftjegen, wieviel Ausfägige jede Anftalt aufzu 
und zu verpflegen habe; die Kranken des Orts follten hierbei de 


*) Monnier, ©. 470. 
**) Daſelbſt, ©. 322 ff. 
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ug haben, ſoweit es demnächſt der Raum geftattete aber auch aus- 
wärtige aufgenommen werben bürfen. Weber die Handhabung der Ver- 
waltung jeder derartigen Anftalt umd die Berwenbung der Güter wurbe 
eine Unterſuchung durch ben nächften orbentlichen Richter angeorbnet; 
Binnen 6 Wochen jollte das Protokoll über ven Unterjuchungsbefund dem 
General⸗Prokurator vorgelegt und follte die Erfegung der ungetreu be 
fundenen Verwalter durch rechtichaffene und dabei vermögenbe und zahlungs⸗ 
fühige Einwohner der nächſten Ortfchaften in die Wege geleitet werben. 
Durch ein weiteres Edikt vom 15. Januar 1545 *) wurde die Maß⸗ 
tegel auf alle Hofpitäler Frankreichs ausgebehnt. Der Klerus und 
die Grundherren leifteten zwar Widerftand, indem fie in ber Anordnung 
einen Eingriff in ihre Rechte ſahen; alles aber, was fie beim Parlament 
derchſetzten, war, daß es ben betreffenden Bifchöfen, Aebten und Grund- 
herren geftattet wurde, eim ober zwei angefehene Perſonlichkeiten 
7 delegiren, um bei der durch den Richter veranftalteten Enquote zu- 
gezogen zu werben. Gleichwohl genügte bie Unwillfährigkeit des Adels 
md ber Geiftlichfeit, den Erfolg in vielen Fällen zu vereiteln; Franz I. 
ging daher in einem ein Jahr fpäter — am 26. Februar 1546**) — 
alafenen Edilt noch weiter, indem er ben orbentlichen Richtern jedes 
Ques bei Verluft ihres Amtes befahl, die Einkünfte der Anftalten mit 
Beihlag zu belegen und kommiſſariſche Verwaltungen, die für die Er- 
fülng ber ftiftungsmäßigen Verpflichtungen zu forgen Hatten, in den⸗ 
felben einzufegen. Heinrich IL. hielt dieſe Anordnungen aufrecht; er 
beitellte im Jahre 1553 ***) eine Kommiffion aus eilf Mitgliedern bes 
Parlaments, welche minbeftens einen Tag in ber Woche dazu verwen⸗ 
den follten, den über bie Hofpitäler erftatteten Bericht zu prüfen, bie 
engen abzuhören und über bie vorgebrachten Beſchwerden zu ent- 
ſcheiden. Er oronete an, daß zunächſt in Paris die Reform ver Ho- 
ipitäler unverzüglich in die Hanb genommen werde. In befinitiver 
Beije entzog Karl IX. durch ein Edikt vom Jahr 1561 F) die Leitung 
der Hofpitäler den geiftlihen Händen; er beftimmte, daß bie Berwal- 
tmg aller Hofpitäler, Kranken. und ähnlichen Anftalten fortan buch 
ungefehene und vermögenbe Eingefeffene — minbeftens zwei in jedem 
Orte — zu führen fei; dieſelben feien von ben nach den Stiftungsurkunden 
3m Bräfentation over Ernennung der Verwalter berechtigten geiftlichen 





*) Monnier, ©. 325. 
**) Dafelbfl, S. 328. 
) Daſelbſt, S. 330. 

» Daſelbſt, ©. 331. 
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oder weltlichen Berfonen, in Ermangelung folder ftiftungs 
Anrechte aber durch die Bürgerfchaften der Stäbte, Fleden ober 
zu ermennen; alle drei Jahre follte eine Erm 
biejer Verwaltung ftattfinden. Diefelbe follte für 
wollende Behandlung der armen Kranken ſowe 
den umliegenden Ortſchaften angehörigen als 
tragen ; in jedem Hofpitale ſollten befondere Zi 
den Krankheiten leivende und unheilbare Kran 
Die Verwalter wurden zur jährlichen Rechnu 
das Mobiliar Hatten fie nach einem Inventar zı 
ſchüſſe der Hofpitalnerwaltungen waren für and 
zu verwenden. Das Ebift von Moulins vom 1! 
barkeit auch auf die mit der Aufficht über bie ! 
Behörben aus; bei der mangelhaften Durchfü 
derartige Vorfchriften fanden, waren inbefjen 
Bräuche nicht auszurotten; dieſe Mißbräuche | 
Beſchwerden der im Jahre 1576 in Blois ver| 
Rolle. Die hierauf ergangene Ordonnanz Heinr 
1579 Art. 65 **) beftimmt, daß zu Verwaltern der 
anftalten und Hofpitäler fortan nur einfache 2 
Landleute, nicht aber Geiftliche, Adlige, Militär 
deren Diener oder von ihnen vorgejchobene Pe 
Dem Klerus wurbe nur die Leitung der von ihı 
unterhaltenen Anſtalten belafjen. 

Die Säkularifation der Hofpitäler war 1 
geiftlihen Inftituten waren fie bürgerjchaftlid 
engeren Beziehung, in bie fie vermöge ber Br 
zu ben Drtögemeinden traten, war es erflärlic 
und Ausftattung folder Anftalten diejenige For 
der milbthätige Sinn der Bürger namentlich grö 
gern bethätigte. Die Regierung kam folhen Beſ 
gegen ; vor Allem war e8 Ludwig XIV., ver durch ! 
bie er in Paris hervorrief, ſowie auch durch die 
tung von Hofpitälern getroffenen pofitiven Anoı 
fältigung dieſer Anftalten einen mächtigen Aufl 
jede Art von Hilfsbebürftigen wurde in Baris ein S 
für verfhämte Arme (1676); für Findelkinder ( 


*) Monnier, ©. 333. 
**) Dafelöft, S. 339. 
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in ber Genefung begriffene Kranke (1656)*); für unheilbare Krante 
hatte ſchen Ludwig XIII. ein beſonderes Hofpital gegründet. Keine von 
diejen Anftalten war jedoch nach einem fo großen Maßftabe projektirt, 
wie das Höpital gändral, das durch das Edilt vom April 1656 **) ins 
Yeben gerufen wurde. 

Da die gegen die Bettler ergangenen Beitimmungen anorbneten, 
daß diefelben zur Arbeit angehalten würden, fo hatte ſich ſchon früher 
der Mangel einer Anftalt fühlbar gemacht, in welche Perfonen, vie 
beim Vettel betroffen worden waren, internirt und'unter Kontrole zu 
geeigneten Arbeiten verwendet werben fonnten. Ludwig XIII. hatte 
dieſem Mangel durch Gründung einer befonberen Anftalt — Maison 
de la Pitiö — 1612***) für den beregten Zweck abzuhelfen verſucht, 
allein die erzielten Erfolge entſprachen nicht den Erwartungen. In 
weit größerer Ausbehnung griff Ludwig XIV. bie Sache auf; inbem 
ea mit der Maison de la Pitie vier andere Hofpitäler vereinigte, 
bildete er aus berjelben eine neue Anftalt unter dem Namen Höpital 
general, welche die Aufgabe haben follte, alle freiwillig fich melden⸗ 
den oder zwangsweiſe bahin verbrachten Armen aufzunehmen; von einem 
Tentraldepot aus, das ſich beim Haufe de la Pitie befand, wurden fie täg- 
täglich durch bie Diveltoren des Hoſpitals auf bie verſchiedenen Anftalten 
verteilt. Der König und die Königin Mutter Hatten zur Dotation des 
doſpitals ein Kapital von 800000 Livres hergegeben; Perſonen ber 
Ariftofratie hatten ebenfalls bedeutend beigefteuert; man verfuchte im 
weiteften Umfange ber Privatwoßlthätigfeit die Richtung auf die Aus- 
ftattung dieſes Imftituts zu geben. Im Jahre 1662 erreichten bie 
Eimapmen einen Betrag von 776869 1. 6 6.; 6000 bis 7000 
Arme wurden hier unterhalten, außerdem an mehreren Stellen in der 
Stadt Almofen vertheilt. Im Großen und Ganzen war der Charakter des 
Inſtituts der einer fehr großen Zwangsarbeitsanftalt; zweiundfünfzig 
von den Innungen befignirte Werkmeifter leiteten die Arbeiten. Gleich“ 
xitig jollte das Höpital general eine Art von Gentralanftalt unter 
den Hofpitälern von Paris bilden, welde zu biefem Zweck großentheils 
mit demjelben einer gemeinfamen Verwaltung unterftellt wurden. Aber 
jelbit mit jo umfafjenden Mitteln vermochte doch das Höpital general bei 
dem Zuftrömen von Bettlern aus allen Provinzen nah Paris, zumal 





*) Monnier, ©. 341, 342. In gewiffem Sinne gehört hierher auch das 1671 
emigtete Hötel des Invalides, das an bie Stelle ber 1633 von Ludwig XIII. 
gegrämbeten gleichen Anftalt — Bicstre — trat. 

*) Dofelbft, ©. 348. 

***) Dafeldfl, S. 344. 
Iahrbug V. 2-8, drög.d Schmoller 9 
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wäßrenb ber, Hungersnoth von 1662 dem Bedürfniß nicht zu gen 
um dem fortgefegten Wachen des Zudranges zu fteuern, oronete 
wig XIV. durch ein Edikt vom Juni 1662 *) die Errichtung ähn 
Anftalten in allen Stäbten (villes et faubourgs) des Königr 
welche mit folchen noch nicht verjehen waren, an, die Gründung 
großen Anzahl neuer Hofpitäler war die Wirkung diefer Anord 
wenn auch der Charakter von Armenbejchäftigungsanftalten fich bei 
jelben nicht oder meift nur kurze Zeit erhielt. Die Beraubun 
protejtantifchen Anftalten und Stiftungen, wie fie vor und nac 
Aufpebung des Edikts von Nantes eintrat, brachte der Dotatio 
vorhandenen Hofpitäler einen weiteren Zuwachs. Aber auch vo 
KRongregationen ber fatholifchen Kirche **) wurden manche, die 
Zweck nicht mehr entiprachen, aufgehoben und ihre Güter ben 
fpitäfern überwiejen. Die große Zahl der Maßnahmen, durch 
ex dem Hofpitalweien eine größere Ausdehnung zu geben und bi 
zu verbeffern beftrebt gewejen war, beſchloß Ludwig XIV. mi 
Orbonnanzen vom Auguft 1693 und 12. Dezember 1698, welc 
Organiſation der Verwaltung der verfchiedenen Hofpitäler in eine | 
mäßige Form bringen follten. Die legtgenannte Orbonnanz ſchri 
diefer Beziehung Folgendes vor: jedes Hofpital wird geleitet 
einem ordentlichen Bureau und von einer Generalverjammlung 
denen erfteres bie gewöhnlichen laufenden Geſchäfte erledigt, Iekt: 
wichtigeren Fragen entfcheivet. Das ordentliche Bureau (buresu 
naire de direction) bejteht aus dem erften Juſtizbeamten des 
aus dem procureur du roi, dem Maire, einem Schöffen um 
Pfarrer; diefe fünf Perfonen bilden die geborenen Mitglieder; 
mehrere Pfarreien am Orte, fo gehören die Pfarrer abwec 
jever für ein Jahr dem Bureau an; außerdem find Mitglied 
Bureaus eine Anzahl angefehener Bürger, welche in ber Gener 
fammlung gewählt werden umb je drei Jahre in Funktion b 
Die Generalverjammlung fegt fich zufammen aus den geborene 
gewählten Mitgliedern des Bureaus mit Einſchluß aller derje 
welche, wenn auch nicht mehr im Amte, doch früher die bezi 
Funktion ausgeübt haben, endlich aus allen Einwohnern, welche a 
Verjammlungen der Bürgerſchaft theilzuneßmen berechtigt find. 
Mitglieder des bureau ordinaire verjammelten fich alle acht ode: 
zehn Tage oder öfter, wenn die Geſchäfte e8 erforderten; Gener 


*) Abgebrudt daſelbſt. S. 368 fi. 
**) Dupin, ©. 17. 
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fammlungen wurben ein- bis zweimal im Jahre abgehalten; das bu- 
reau ordinaire ernannte alle drei Jahre einen Schameifter oder 
Einnehmer, der die Einnahmen des Hofpital® zu erheben. und diejelben 
u verwalten hatte; die Ausgabemandate mußten burch zwei vom bu- 
reau' ordinaire beftimmte Direltionsmitgliever vollzogen fein. Nach 
einem Edilt vom April 1695 führten die Erzbiſchöfe und Biſchöfe in 
den Bureaus wie ben Generalverfammlungen aller Hofpitäler ihrer 
Dibrefe den Borfig, wenn fie den Berathungen beimohnen wollten. 
Die Verwaltung bes Höpital general in Paris war dur das Ein- 
richtungsedikt vom April 1656 und durch eine fpätere Deflaration 
vom 24. März 1751 in befonderer Weiſe georbnet; eine ganz ab: 
weichende Organifation hatte das Hötel-Dieu, deſſen Verwaltung 
gtoßentheils aus geiftlichen Elementen gebildet war*). Die Vorjchriften 
der Orbonnanzen von 1693 und 1698 hinderten aber auch im Uebrigen 
nicht, daß in ber Verwaltung vieler einzelner Hofpitäler Befonder- 
heiten entweder fich behaupteten ober nachträglich zur Geltung kamen; 
die Einrichtungen bezüglich der Zufammenfegung der verwaltenden Or- 
gane boten in der Zeit, welche dem Ausbruch der Revolution voran- 
ging, ein Bild bunter Mannigfaltigkeit dar. 

Ebenſo verfchiebenartig waren die Kategorien der Einnahmen, aus 
denen fi) die Dotation der Hofpitäler zuſammenſetzte; im achtzehnten 
dahrhundert wurde es üblih, Hoipitälern, beren Einnahmen unzu: 
teichend waren, bie Genchmigung zur Veranftaltung von Armen- 
Istterien zu ertheilen; ebenfo nahmen Verfaufsmonopole und Verkaufs⸗ 
abgaben (oetrois) im ber Dotation mancher Hofpitäler eine wichtige 
Stellung ein, aud Antheile an Strafgelvern, Meifterrechtsgebühren, 
duhrgeldern, dem Ertrage der Theatervorftelfungen fanden fi unter 
den Einfünften; ambererfeits pflegten die Hofpitäler durch umfafjende 
Befreiungen von Abgaben und Gebühren begünftigt zu fein; endlich 
fanden auch Ueberweifungen der Ueberſchüſſe aus dem Betriebe von 
eihämtern an die Hofpitäler ftatt; hierzu Tamen in einzelnen Fällen 
Zufhüffe der Gemeinden und des Staats. Aber den Hauptjtod der 
Dotationen namentlich faft aller größeren Hofpitäler bildete wohl von 
jeher der Befig von Grundſtücken und Grunbrenten; das Grundver- 
mögen, welches in Folge der fich häufenden Stiftungen ſich bei zahl- 
reichen Hofpitälern anfammelte, wurbe ein fo beveutendes, daß dieſes 
Anwachſen die Aufmerkjamfeit der Regierung auf die Frage einer biefer 
Zunahme zu ziehenden Grenze richtete. Ein aus der Anregung des 


*) Dupin, ©. 35, 39. 
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Kanzlers dAgueſſeau hervorgegangenes Edikt von 1749 *) führte 
für alle Erwerbungen, durch welche Grundſtücke, dingliche Rechte, 
losliche Grundrenten und ſelbſt von Privatperfonen fonftituiete * 
in ben Beſitz der Todten Hand übergingen, das &" 
Königliches Patent, das demnächſt vom Parlament 
ertheilten Erlaubniß ein; zum Behuf der Begründ 

wird fonftatirt, baß ein großer Theil der Grur 

ſchon damals ſich im Eigenthum der Tobten $ 
Verkehr auf die Dauer entzogen war. Ganz c 

e8, weldhe das auf Betrieb Neder’s von 

Januar 1780 erlafjene Edikt**) injpirirten ; in 
Hoſpitälern anempfohlen, ihren Grunbbefig bei fich 

heiten zu veräußern, ben erzielten Kaufpreis zu 

ihrer Schulden und Beitreitung der nothwendige 
enden, ben verbleibenden Ueberſchuß aber bei 1 

kaſſe zinsbar zu belegen; um den Hofpitälern für 

den Gewinn aus ber natürlichen Steigerung bes 

und Boden eine Entihädigung zu gewähren, fı 
Betrag fowie den Zinfen alle 25 Jahre ein Zufd 
zugefegt werben, wenn nicht die Hofpitäler vorzog 

in Geld in Getreidequantitäten zu ftipuliren. 3 

virung follte mittels diefer Umwandlung des Gru 
Rentenforderung an den Staat den Hofpitälern ei 
zugeführt und ihrer Vermögensverwaltung eine C 

dem Interefje des Staats aber dadurch gedient n 

den Hofpitäfern veräußerten Grundftüde in die R 

fteuern und Befigveränderungsabgaben unterwor | 
eintreten; thatſächlich handelte e8 ſich indefien ı 
pulation, zu ber die Verlegenheiten der Regierun 

gaben ***). Da in Folge der Weigerung des König 

in dem Ebift entwidelten Grundſätze buch eine 

fiern, ſich baffelbe auf eine bloße Empfehlung 
ſchränkte, hatte e8 nur geringe praktifche Wirkung 


*) Monnier, ©. 443. 
*) Dupin, ©. 9 fi. Monnier, ©. 444 ff. 

***) Auch de Gasparin erwartet noch (1837) unter ga: 
von ber Verwandlung bes Grunbvermögen® ber Hofpitäler i 
rgebniffe. Rapport au Roi sur les höpitaux, les ho 
de bienfaisance. Paris, impr. royale 1837. 
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4. Reder’3 Schilderung des Zuftandes. 

Die prüvalirende Stellung, welche vermöge des Umfangs ihres 
Bejiged und ihrer Verwaltung fowie vermöge der Ausdehnung bes 
Lreiſes von Bebürftigen, auf den fie ihre Fürſorge eritredten, Die Ho⸗ 
ipitäler in bem Armenweſen Frankreichs einnahmen, iſt auch in ber 
Darftellung, die Neder in feinem Werke über bie Verwaltung der 
Finanzen Frankreichs von den Armeneinrichtungen gibt*), volltommen 
etlenubar. Während feines erften Minifteriums hatte Neder genaue 
Ermittelungen **) über die Hofpitäler Frankreichs, Die Größe ihres Ver- 
mögens, die Zahl der von ihnen aufgenommenen Armen angeorbnet; 
aber biefe Arbeit war beim Ausſcheiden des Minifters noch bei Weitem 
met beenbigt ; die von Necker gegebenen Zahlen beruhen daher nur auf 
ungefährer Schägung. Die Gejammtzahl der Hoipitäler Frankreichs 
berechnet er auf über 700, nicht eingeichloffen etwa Hundert Meine mit 
je drei oder vier Betten verfehene Anftalten und abgejehen von ben 
Hoipitälern für kranke Solbaten des Landheeres und der Marine; bie in 
den Civilhojpitälern oder für Rechnung berjelben verpflegten Armen 
bringt er in folgende Kategorien: 

40000 Sieche (infirmes) oder Arme von vorgerüdtem Alter, 
melde für unfähig ihren Unterhalt felhft zu erwerben erachtet wurden; 

25 000 Kranle; 

40 000 Finbelfinder (enfants trouves), von denen jedoch die größte 
Zehl nicht in den Hofpitälern ſelbſt verpflegt wird, fondern für deren 
Rehmung auf dem Lande untergebracht iſt. Die jährliche disponible 
Einnahme ſãmmtlicher Hofpitäler veranfchlagt er auf 18 bis 20 Millionen 
Yiores, von welchen indeſſen der vierte Theil auf das Höpital general 
und das Hötel-Dieu in Paris entfällt. Daß diefe Schägungen viel 
zu niebrig waren, ift feinem Zweifel unterworfen; auch Watteville 
nimmt dieß an***); ob die fpäter vom comit6 de mendicits der Con- 
ftituante veranftalteten Ermittlungen, welche eine Zahl von 2185 
Hojpitälern mit einem Geſammteinkommen von 38 Millionen Livres 


*) De P’administration des finances de la France. Lausanne 1785. 
& gehören hierher bie Abſchnitte „Sur les d&pöts de mendieite“ unb „Re- 
eherches relatives aux höpitaux du royaume.“ 3b. III, ©. 114 Bew. 127. 

*) Monnier, ©. 433. 

***) Bapport & M. le ministre de interieur sur Yadministration des 
böpitaux et des hospices. Paris, imprimerie nationale 1851, ©. 7. De Watteville 
hlte 1847 1270 Hofpitalanftalten und war ber Anficht, daß 400 neue derartige 
Inftitute feit 1785 nicht entflanben fein fonnten. 
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ergaben *), Anſpruch darauf haben, für gründliche erachtet zu we 
Täßt ſich Mangels der Kenntniß ihrer Baſen nicht beurtheilen. 
Angaben Necker's bezüglich der Einnahme des Höpital general 
des Hötel-Dieu in Paris fcheinen richtig zu jein, da auch 
fon**) nad den genau von ihm vorgenommenen 
Jahreseinkommen des Höpital general zur Zeit ! 

3548189, das des Hötel-Dieu auf 1421651 

das Gejammteintommen der Hofpitäler und fonjtigen 

Paris veranſchlagt Iegterer auf 10 Millionen Linret 

fpitälern Hat Necker den depöts de mendicite ein 

Werkes gewidmet; es waren dieß die Anftalten, m 

man jeit dem Jahre 1774 vorgegangen war und 

behufs zwangsweiſer Beihäftigung mit geeigneten | 

wurden; fie erfüllten in fpäterer Zeit einen Theil 

Ludwig XII. und Ludwig XIV. einft bei Errichtu 

la Pitie bezw. (wenigftens großentheils) bei der Gri 

general im Auge gehabt Hatten. Zur Zeit des 
Minifteriums hatten 33 folder Depots beftanden 

gewöhnlich in denfelben untergebrachten Bettler veranfe 

mals angeftellten Ermittlungen auf 6 bis 7000. W 

ein unter die Protektion feiner Gattin geftelite® Mujtı 

zu rufen ſich bemüht Hatte, jo hatte er auch verjud 
eingerichteten Depot mit Hilfe des dortigen Intende 

eines Mufterbepots zu geben. Außer den Hoipit 

depot8 erwähnt Neder der in den Parochieen gebildı 

fonds, der jährlich währen ver tobten Jahreszeit x 

lichen Arbeiten, der außerorbentlihen Beihülfen, m 

in Fällen befonderen Nothſtandes einzutreten pfleı 

die außerordentliche Ausvehnung des Nothftandes in 

wachs und bei anderen außergemößnlichen Anläffen 

fehlte ein planmäßiges auf ausreichender Iofaler Info 
Ineinanbergreifen der zur Verhütung wie zur int 
veranftalteten Unternehmungen; eine Urſache dieft 

Neder in der Unzureichlicfeit der Altion einer auf 
centralifirten Regierung und in deren Unfähigkeit, d 


*) Monnier, S. 442. Derfelbe ſcheint über Neder 3 

**) Husson, Etude sur les-höpitaux. Paris, J.[ 
dice No. 7 (S. 505 ff.). Das Werk behandelt im Uebrigen 
und Einrichtung ber Hofpitäler. 
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wedentiprechenb zu leiten. „Die Schwierigkeiten“, fagt er *), „würben 
verfhwinden ober doch fich ſehr vermindern mit Hilfe von Zwiſchen⸗ 
inftangen der Verwaltung (d’administrations secondaires), welche 
fih in einer gewiſſen väterlichen Weife mit den Bebürfnifien des 
Volles in jeder Provinz befchäftigen und welche, Alles aus der Nähe 
ſehend, zu beurtheilen wifjen würben, mas an einem Orte nothwendig 
md was an einem andern entbehrlich ift; welche auf diefe Weife in’ 
der Loge fein würden, durch ausdauernde Aufmerkfamteit der Ent- 
muthigung zuvorzukommen, wie fie fo häufig die Mifbräuche, die ent 
ggentvetenden Wiverwärtigfeiten und bie Ungewißheit bes Erfolges ver 
Regierung einflögen. Hätte ich über einen fo wichtigen Gegenſtand 
einen Wunſch zu formuliven, hätte ich einen Gedanken anzuregen über 
die Art, fich diefem jo ſchwer erreichbaren Grade politifcher Vervoll⸗ 
bmmmmg zu nähern, fo würde ich mir Provinzialverwaltungen vor⸗ 
hellen, bie, nachdem fie ſich konſolidirt und alle Sorgfalt darauf ge 
tihtet Hätten, ſei e8 durch eine weile Vertheilung, ſei es durch ver⸗ 
ninftige Reformen die Steuerlaft zu mindern, ihre Aufmerkjamteit 
allen einzelnen Pfarrgemeinden zuwenden, genau deren Hilfsquellen und 
Vebürfnifje kennen und nad einem angemefjenen Verhältniß Unter 
fügungen, Wrbeitögelegenheit und Aufmunterungen ertheilen würben. 
% würbe dieſe Verwaltungen fehen, wie fie fich im Voraus durch all- 
gemeine Berechnungen unterrichten und bie fo erlangte Renntniß bei 
ihren befonderen Bermittelungen verwerten würden. Ich würde fie 
iehen, wie fie im Befig eines täglich wachlenden Vertrauens des Sour 
verains allmählich zu einer von denſelben GefichtSpunlten geleiteten 
Verwendung fomohl den zu Unterftügungen und zu Arbeiten in ver 
harten Jahreszeit beftimmten Theil bes Steuerertrages, ald auch die 
Eintünfte der Hojpitäler fowie die Einnahmen aus den der Geiftlich- 
keit auferlegten Armenbeiträgen und endlich die freiwilligen Gaben 
derer vereinigen würden, welchen e8 um weiſe Vortheile ihrer Almofen 
zu thun wäre, auf deren Ebelfinn fie ſich ganz verlaffen Tönnten. Ich 
würde diejelben Verwaltungen fehen, wie fie aus jo vielen Zweigen 
ein zufammenhängendes Ganze der öffentlichen Woßlthätigkeit bilden 
mb wie es den Gegenftand ihrer Ciferfuht ausmachen würde, daß 
fein Einwohner ber Provinz, über deſſen Eriftenz fie zu wachen 
hätten, ſich mit irgend welchem Recht über Vernachläſſigung durch 
die Behörden bellagen könnte. „Ich würde fehen, wie fie zu einer 
Vürgihaft werden würben, nicht für ben Wohlftand Aller, denn 





YALaD. S. 12. 


136 Sehr. d. Reienftein. 


dieß ift eine chimäriſche Idee, aber für die Befreiung von Ui 
denen durch zwednäßige Vorfichtsmaßregeln vorgebeugt werben ! 
Ein Gebantengang, dem erſt nach einer langen Reit utoniicher 
jefte und nothbürftiger Rekonſtruktionsarbeit bie 

näber kam. 


I. Nationalverfammlung und 8 


Welche Mängel der alten Organifation au 
immer ftellten biefelben einen umfafenden, mit 
geftatteten Apparat dar, durch deſſen zweckentſp 
in wichtigen Gebieten ber Armenverwaltung adhtı 
erzielt werben konnten, wie dieß mande übrigge 
damaligen Verwaltungen erweifen. Die Revolut 
mocht, Neues und Beſſeres an die Stelle der a 
Entwidlung hervorgegangenen Einrichtungen zu fei 

Schon die allgemeinen legislatorifchen Afte d 
fung erſchütterten beträchtlich die Hofpitäler in d 
materiellen Griftenz. Das Dekret vom 10. Se 
die den Hofpitälern und anderen Armenanftalteı 
bisher gewährten Subventionen und verwies biı 
loſen Munizipal· und Departementalverwaltungen ; 
tungen hatten die Beamten der Wohlthätigfeitsanft 
vom 5. November 1790 Rechnung abzulegen. Eir 
22. Auguft 1791 unterdrüdte die Octrois, die befı 
Privilegien, die Steuerbefreiungen und Ermäßigu 
herige Gejeßgebung den Hofpitälern zugeftanden hattı 
die Berfammlung, beunruhigt über den Erfolg der ! 
zunächft noch durch proviforifche Bewilligungen aus 
zu ſchaffen; indeſſen war bie nur vorübergehend 
die Gejammtheit der bejtehenden Armeneinrichtu 
Kritik der parlamentarifhen Verfammlung gewon 
dieſe Kritik theilweife die Weiterführung einer B 
in ber legten Zeit des Königthums fi) mannig 
ſchafft Hatte. 

Zwei Punkte waren es, in Bezug auf welche 
Organifation der Hofpitäfer ein Gegenftand von 
war. Zunächft war die Zufammenhäufung eine 
Armen und Kranken in einzelnen, jehr ausgede 
eine ſolche vor Allem in Paris ftattfand, ein Gegen 
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man wünjchte Meinere Anftalten, mit überfichtlicherer Verwaltung, aber 
in zweddimäßigerer räumlicher Vertheilung. Aber auch gegen das Prinzip 
der Armenpflege in Hofpitälern felbft wurden von zahlreichen Seiten 
Eimendungen erhoben; man glaubte, daß bie ſehr erheblichen in ven 
Hoipitälern angelegten Rapitalien, bezw. die ihnen zufließenben Einkünfte 
für die Armen viel beffer nutzbar gemacht werben fönnten, wenn die 
Einrichtung eines zweckmäßigen Unterftügungswefend und die Organis 
jation einer Pflege der Kranken in ihren Wohnungen an die Stelle 
träte. Die im Jahre 1781 in Paris gegründete philantropifche Ge- 
ielfhaft, welche ein auf freiwilligen Gaben beruhendes berartiges Unter 
ftügumgSmwejen einrichtete, hatte vorzugsweiſe biefer Bewegung weitern 
Impuls gegeben*). Neder verhielt fi ber Bewegung gegenüber noch 
abmehrend; als aber die Regierung ber Alademie der Wifjenfchaften 
das Projekt der Verlegung des Hötel-Dieu in Paris in ein geräu- 
migeres und mit befieren Lüftungsverhältniffen verſehenes Lokal vor 
legte und die Akademie zur Prüfung der Angelegenheit (1785) eine 
Rommilfion ernannte **), dehnte biefe ihre Unterfuchung auf die prin⸗ 
zpielle Seite der Frage aus. Von Intereffe find die Gründe, aus denen 
ach angeftellter Unterfuchung die Kommiſſion das Projekt einer Erfegung 
der Hofpitalfrankenpflege durch ein auf anderer Grundlage beruhendes 
Unterftügungswefen verwarf. Sie hielt es vor Allem nicht für möglich 
daß fih bei den mit der Handhabung eines ſolchen Unterſtützungsweſens 
bettauten Organen auf die Dauer diejenige Opferwilligfeit, Gewifjen- 
haftigfeit und Einſicht finden werde, um Mißbräuche zu verhüten und 
dejer Art von Armenpflege ihrem Zwed entſprechende Wirkungen zu 
üdern; auch bie ungünftigen Wohnungsverhältniffe vieler Armen müßten 
ven Erfolg einer Behandlung im Haufe von vornherein in Frage 
fiellen. Ebenfo erflärte fich die Akademie gegen eine zu große Zer- 
iplitterung ber Hofpitäler; fie fprach ſich jedoch für eine Erjegung bes 
Hötel-Dieu durch vier neu zu errichtende Hofpitalanftalten aus. Zweck⸗ 
mäßige räumliche Beränderungen im Hötel-Dieu hatten inzwifchen dem 
größten Theil der Beſchwerden Abhilfe geſchafft ***). Aber der Gebante, 
welchen die Akademie zurückgewieſen hatte, lebte in den fpäteren Er⸗ 
Öxterungen ber gefeßgebenven Körperſchaften wieder auf. 

Zwar hatten in ben erften Jahren dieſe Erörterungen einen über- 
wiegend tfeoretiichen Charakter. Das comit6 de mendieit6, das 


*) Gille, Le traitement des malades a domicile. Paris, Germer Bailliere 
«Ca. 1879. &.36.. 
*) Dupin, ©. 46. Monnier, ©. 451. 
*) Dupin, ©. 46 ff. 


138, Frhr. d. Reigenftem. 


die Nationalverjammlung beauftragt hatte, 
dringender werdenden Nothſtandes Vorſchläge 
weitigen Regelung des Armenmejend zu mac 
itehenden Einrichtungen einer eingehenden Prüf: 
welche der Herzog von Larochefoucauld-Liancon 
erftattete, haben bie verfchiedenen Stadien t 
Wandelung der Anfichten, wie fie fih mähreı 
dem Komite vollzog, ihren Ausdruck gefunden 
m. W. nirgends voliftändig veröffentlicht we 
ſtücke, welche in einzelnen fchriftftellerifchen 9 
Publikationen Aufnahme gefunden haben *), ge 
blide in die Auffafjung und den Gebanteng 
Einziehung des Hofpitalvermögens und die Ui 
die Departements behufs größerer Centralifirun 
pflege wurde zwar von der Kommilfion ſchon 
Berichte (dem dritten) in Vorſchlag gebracht, 
die Verjammlung noch Bedenken, einer jo rat 
jtimmen; bie weiteren Berichte bejchäftigten fid 
mit dem Rechte des arbeitsfähigen Armen au 
Prinzip, welche der Organijation der Armı 
legen jei. Die Anfichten des Komites über bie 
jtügten Kinder werben im nächiten Abſchnitt di 
Auch die Forderung, daß der Staat dffer 
ſchäftigung arbeitölojer Perjonen zu verantaltı 
fie reiht, was ihre Entjtehung anlangt, weit üı 
zurüd; baß während der todten Jahreszeit regelt 
von Verdienft an Arme öffentliche Arbeiten 
pflegten, Tonftatirt Neder; cr erwähnt zugleich 
den Staat gerichteten Anſpruchs, daß berjelbe 
jtätten einvichte, in denen oder durch beren Ver 
Iojen Armen jeden Alter und jeben Geſchlech 
Arbeitöverdienft gewährt werde. Diefer Fordı 
Neder ebenfalls ablehnen verhalten ***); treffi 


*) Monnier, &.458 fj. Derfelbe Hagt darüber 

mente, nachdem fie eine Zeit lang im ber Bibliothet ti 

offen geftanden, inzwiſchen dem Publilum wieber unzu 
**) Diefe Anfigten finden fih im vierten der vor 

Berichte niedergelegt. Das betr. Bruchſtück ift veröffe 

la commission des enfants trouves institude le 22 
")4.a.0D.©. 122, 123. 
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derniffe, die einem folchen Unternehmen entgegenftehen; es fei un« 
möglich, dem Wechſel des Bedürfniſſes mit der Vervielfältigung ber 
Ärbeitögelegenheiten zu folgen; zudem ſei ber Kreis der Arbeiten, 
die ohne befondere technifche Vorbildung ausgeführt werben könnten, 
ein ſeht enger; dieſe Arbeiten würben aber zugleich der freien Inbuftrie 
der Einwohner entzogen; eine Regierung, zumal eine centralifirte, werde 
fit unfähig fein, das Detail folcher Arbeitsunternefmungen zweckmäßig 
zu leiten. Aber die Regierung lenkte dennoch in biefen Weg ein; noch 
in den legten Jahren der Monarchie wurden öffentliche Arbeitsftellen, 
um dem Nothftande zu fteuern, eröffnet. Die Nationalverfammlung 
jelgte auf demfelben Wege; nachdem bereitS einzelne berartige Wert- 
flätten eröffnet waren, orbnete das Dekret vom 30. Mai 1790 die Exr- 
tichtung weiterer für Paris und Umgegend an*). Der Würforge des 
SEtaats wird Hiermit eine Ausdehnung gegeben, in welcher dieſelbe auch 
die Sorge für Beſchaffung von Arbeitögelegenheit mit umfaßt. Auch 
das Komite nahm das Recht der Stantsangehörigen auf Unterftügung 
in dieſem weiteften Umfange zur Grundlage feiner Erörterung; e8 er- 
lannte im Prinzip bie Verpflichtung des Staats an, für bie Be 
idäftigung der Arbeitslofen zu forgen. Aber es fand die ber Idee 
entiprechende Erfüllung biefer Aufgabe nicht ſowohl in individuellen als 
in allgemeinen Maßnahmen ; die Hebung bes Aderbaues, die Aufhebung 
ver für Gewerbe und Handel Täftigen Schranken, die Erweiterung bes 
Abſatzgebiets durch Kandelsverträge, ein gerechtes Steuerſhſtem würde 
de Nachfrage nach Arbeit und damit die Gelegenheit zum Erwerbe 
außerorbentlich vermehren. Individuelle Maßregeln dagegen erklärt 
das Komit6 für ebenfo bedenklich, als unausführbar; fie würden der 
Sorglofigfeit ber Einzelnen in Bezug auf die Aufſuchung ber Arbeits- 
gelegenheit Vorſchub leiften, der Privatinbuftrie eine nachtheilige Kon⸗ 
furrem machen und dieſelbe lähmen; in bem freien Wirken ber for- 
malen Beziehungen, in ber Beförberung des Nationalwohlftandes über- 
haupt und der Anregung des Unternehmungsgeiftes feien bie Heilmittel 
enthalten. Solche Anfichten inveffen überwogen nicht in der Ver— 
femmlımg. Die Verfaſſung vom 3. September 1791 **) beftimmt: Es 


*) De Watteville, L£gislation charitable. BandI, S. 1. Es ift daſſelbe 
Detret, durch das bie Zurldverweifung der Bettler in ihre Heimathsgemeinden 
md die Gewährung von Reifennterflügungen art biefelben angeorbnet wird; inſoweit 
Sente noch gültig. 

*) ZitelL De Watteville, a. a. O. S. 11. „Ilseracred et organisd 
un #taplissement general de secours publics pour &lever les enfants aban- 
donnes, sonlager les pauvres infirmes, et fournir du travail aux pauvres 
valides qui n’auront pas pu e’en procurer.“ 
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wird eine allgemeine Verwaltung ber äffentliche 
gerichtet, um die verlafjenen Kinder zu erziehen 
Armen zu unterftügen und ben arbeitsfähigen 
nicht Haben erlangen können, ſolche zu verichaffer 

Die Ausführungen des Komites machen dei 
den in der Verjammlung berrichenden Theoriee 
die Spige abzubrechen beabfichtige; wenn bafjel 
die einmal gegründeten Armenwerfjtätten beizube 
zu erweitern vorichlägt, jo iſt hierin wohl mı 
auf die von der Mehrheit der Berjammlung zur 
Stellung zu jehen. 

Bei Beantwortung der Frage, ob der öffent! 
Tofale oder centrale Organifation zu geben, ob di 
wandes für biejelbe eine Laſt der Gemeinde oder 
entſcheidet ſich das Komits unbebingt für den lei 
native (fiebenter Bericht *) ; es verwirft entſchi 
Laft auf die Gemeinde. Bei einer ſolchen Or 
vorhandenen Mittel nie im richtigen Verhältniß 
gerade bie am wenigften leiftungsfähigen Gemein 
größten Aufwenbungen für die Armenpflege; jedı 
ihre Imftitute jo zu vervielfältigen Haben, daf 
Kranken und Armen entiprechende Hilfe geleifte: 
würde genöthigt fein, ber beliebigen Wahl des ' 
zu fegen und hierdurch die dem Aderbau und di 
freie Bewegung der Bevölkerung lähmen; Meli 
Kulturunternefmungen würben häufig auf Binder 
aus der Heranziehung auswärtiger Arbeitsfräfte 
Iofalen Armenlaft befürchten würde. Die Armeı 
Gemeinden auferlegen müßten, würde ber Natın 
ſehr ungleiher Höhe ſein; man würde aus Furd 
diefer Steuer ſich der Bewilligung von Unter 
entziehen juchen und würden die Gemeinden Al 
einzelnen Unterftügungsfälle einander zuzufchieben 
ftände befürchtet die Kommilfion von der Bafiru 
die Departements; eine jolhe Einrichtung würbe 
gegen fich haben, als man e8 vermeiden müßte, 
„iſoliren und vom gemeinfamen Centrum unabhäng 


*) Der hierauf bezügliche Theil des Berichts bei 1 
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fie im allgemeinen Interefje nicht eng genug verbunden werben könnten“ *). 
Allen diejen Webelftänden würbe man entgehen, wenn bie Armenpflege 
zur Sache der Nation — d. 5. des Staats — gemacht würde; ba ber 
Aufwand alsdann aus dem Gefammtertrage der Steuern entnommen 
werden würbe, fo würde fich der Wahrnehmung des Steuerpflichtigen 
das Läftige der Armenpflege ebenfo entziehen, wie dem Armen das Em- 
pfindliche derfelben und die Vorwürfe der durch die Mittelbefchaffung 
belafteten Gemeindegenoſſen erfpart werben mwürben. Die National» 
verfammlung werbe bie nöthige Ausgabejumme auf Grund zuwerläffiger 
Derechnung votiven und es werde daher für auf Erhöhung der An- 
irrüde abzielende Intriguen fein Spielraum mehr fein, vielmehr werbe 
die Ausgabe fich ftetS innerhalb der durch den wirklichen Umfang der 
Armuth gegebenen Grenzen halten. In biefer Schilderung der ungünftigen 
Birkungen einer bie Armenlaft auf den Gemeinbeverbänden bafirenden 
Gefekgebung glaubt man im Voraus einen Theil der Klagen zu ver- 
nehmen, zu denen neuere Geſetzgebungen vielfach Anlaß gegeben haben; 
die in den Berichten mehrfach erwähnten ungänftigen Ergebniffe, zu 
denen die damalige englifche Armengejeßgebung geführt hatte, jcheint dem 
Romits als thatſächliche Unterlage feiner Befürchtungen gedient zu 
haben. 


Den durch eine ftantliche Armenpflege der vorbezeichneten Art ent: 
ftefenden jährlichen Aufwand berechnet das Komite, indem es die bis⸗ 
herigen Zahlen der innerhalb der einzelnen Kategorien Unterftügten zum 
Srumde legt, überſchläglich auf fünfzig Millionen; die Dedungsmittel 
fir dieſen Betrag glaubt es leicht dadurch gewinnen zu können, daß bie 
Einnahmen der von geiftlichen Orden, Kongregationen u. |. w. zeither 
geleiteten Armenanftalten centralifirt, die urſprünglich für Armenzwede 
beſtimmten, fpäter mißbräuchlich venfelben entfremdeten, namentlich in 
xiſiliche Benefizien verwandelten Güter ihrer Veftimmung wieder zu- 
geführt und die von geiftlichen Pfrünbnern und Genoffenfchaften zu ent» 
tihtenden Armenbeiträge ebenfall® dem gemeinfamen Fonds übermwiejen 
würden, die hieraus zu erzielenbe, allerdings einer genauen Berechnung 
fh entziehende Einnahme würbe nad; der Anficht des Komites den 
erforderlichen Betrag bei Weitem überfteigen. Die Summe von fünfzig 
Nilionen ſollte nach einem aus den Elementen ber Bevölkerungszahl, 
des Steuerertrags und bes Flächeninhalts des Territoriums fich zus 


*) „len aurait encore un autre (desarantage), qu’il faut, sous notre 
wastitution, dearter avec vigilanee, celui d’isoler les departements entre 
eur, et de les rendre independants d’un centre commun, auquel on ne peut 
top les ramener pour Pinteröt de tous“. Monnier, ©. 470. 
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fammenjegenden Mafftabe und unter fernerer Berüdfichtigung be 
fchnittlichen Geldwerthes eines Arbeitstages 
den Preis der Subfijtenzmittel auf die Depa 
auf die einzelnen Diftrikte vertheilt werben; 
Einziehung und Gentralifirung ber Hofpitalgü 
gefichts der früheren Bedenken der National! 
zurüd; die bezüglichen Einnahmen ſollten vielr 
gefchmälert verbleiben, aber den Städten, in 
auf ihren Antheil an ven fünfzig Millionen 
geftalt, daß fie von letzterm Antheil nur be 
nahmen nicht gebedtten Betrag erhielten. 3 
theilung follte die Summe ber fünfzig Million 
zerlegt werben; ber eine follte zur Unterftüg: 
Sieden und Kinder, fowie zu ben Veranftaltur 
des Bettels verwendet werden und follten bie! 
Arbeit der Unterftügten etwa erzielten Erträge 
der andere Fonds war für die Veranftaltung 
ſchäftigung arbeitsfähiger Armen während de 
ftimmt; es war als Grundfag angenommen, 
nur durch Eröffnung von Arbeitögelegenheit u 
Verabreihungen von Almofen an Geld und 9 
Arme verboten fein follten. Aus dem zweite 
partements jeboch mur dann Zuwendungen er! 
den Koften der Arbeitöveranftaltungen felbft 
Berhältniß betheiligten; dieje Betheiligung der 
ungerechtfertigten Steigerung ihrer Anfprüche 
barer Gedanke, der fpäter auf anderen Gebieter 
pflege praftifche Verwertung gefunden hat. 
Die Vorſchläge des Komites, welche bie 
gejeggebung zum Ausdruck gelangten Gebanfer 
hielten, gelangten in Folge der Auflöfung 
jammlung nicht mehr zur Berathung; aber d 
durch die gefeßgebende Nationalverfammlung 
secours publics wieder aufgenommen, Nam 
Bernard d’Airy am 13. Juni 1792 berichtete 
erſcheint dem Inhalte nach wefentlic als ein 
Larochefoucauld'ſchen Berichten niedergeleg 
Die Vereinigung der Mittel zur Beſtreitung 


*) Monnier, ©. 480 fi. 
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Armenpflege in ben Händen des Staats wird für durchaus nothwendig 
eflärt, aber zugleich das Erforderniß der Beſeitigung der Hoſpitäler 
in ihrer bisherigen Selbftändigfeit ftärfer betont; wenn ein Verkauf der 
fümmtlichen Hofpitalgüter bevenklich erſchien, fo follten doch wenigſtens 
die Einfünfte dev Hoipitäler centralifirt und die Zahl der bezüglichen 
Anftalten auf eine für jeden Diftrikt, welche zur Aufnahme ber Kranken 
amd in ihren Wohnungen nicht verpflegbaren Greife beftimmt war, ver- 
mindert werben; bafür ſollte die Verabreihung von Unterftägungen 
on in ihren Familien und Wohnungen verbleibende Arme (secours de 
domieile) eine größere Ausdehnung erhalten; der Kantonalbehörbe 
iolte ein Arzt für die Behandlung armer Kranker und eine Hebamme, 
um armen Wöchnerinnen Beiftand zu leiften, beigegeben werben. Die 
aus den Einkünften der Hofpitäler gebildete und durch einen‘ Staats- 
aihuß vermehrte Maffe follte in drei getrennte Fonds zerfallen, einen 
für die Unterhaltung der Hofpitäler, einen für die secours & domicile, 
einen für die Errichtung und Unterhaltung von Armenbeichäftigungs- 
anſialten. Die Vertheilung des Geſammtbetrags jollte unter Die Departe- 
ments und demnãchſt unter bie Diftrikte und Kantonalgemeinden erfolgen ; 
die Kantonalverwaltungen, bie aus je einem Einwohner jeder Gemeinbe 
wlanmengejegt waren, follten über bie Verwendung der Fonds nad) 
freiem Ermefjen zu befinden Haben; an bie für Arbeiten beftimmten 
donds ſollten die Kantone jedoch nur dann Anfprüche machen können, 
wenn fie bereit wären, ben ihnen Bewilligten Antheil durch freiwillige 
Beiträge um ben vierten Theil zu vermehren. Als jeitens der Armen: 
beigäftigungsanftalteg zu unternehmende Arbeiten wurden haupt: 
fühfich Arbeiten der Straßenunterhaltung, der Urbarmachung von Wald» 
füden, der Negulirung von Bächen in Ausficht genommen. Arbeits- 
fühige Arme, bie fich ver Theilnahme an diejen Arbeiten weigern würden, 
follten in Zwangsarbeitshäufern zur Arbeit angehalten werden, im Rüd- 
falle aber ftrengen Strafen unterliegen. Das Recht der Beftrafung 
des Betteld hat das Komits in ausführlicher theoretifcher Erörterung 
zu begründen verfucht. 

Auch diefer Bericht wurbe nicht Gegenftand einer Beichlußfaffung 
der geſetzgebenden Verſammlung. Aber er enthielt bereits alle Ele: 
mente der bemmächftigen Gejeggebung des Konvents. Vier legislatorijche 
Ate find es, in ber biefe Verſammlung ihr Syſtem der Armenpflege 
nieverlegte: Die Dekrete über die Organifation ber öffentlichen Armen: 
pflege, 19. März 1793, über bie Unterdrüdung des Bettels, 
Bes, und über die Errichtung eines Buchs der öffentlichen Wohl: 
thatigteit en. Dagzwiſchen fallen die Erflärung der Menfchen- 
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echte vom 28. Mai und die vom 24. Jur 
10. Ottober befjelben Jahres wieder ſuſpendi 
Härung der Menſchenrechte enthält (Art. 2 
„Die öffentliche Armenpflege ift eine geheili 
ftitution vom 24. Juni fügt erläuternd Hinzu: 
ihren unglücklichen Bürgern den Unterhalt, 

Arbeit verfchafft, fei es, indem fie denen, welı 
arbeiten, die Exiftenzmittel fichert.“ 

Das Dekret vom 19. März 1793*) ı 
Formulirung der in dem Bericht Bernard d'Ai 
Ein Gefeg jollte für jede Legislaturperiode di 
bie jedes Departement für bie Unterftägung 
haben würde: Grundlagen ber Vertheilung 
hältniß der Zahl der fteuerpflichtigen Einwohr 
Zahl der nicht fteuerpflichtigen, 2) ber gem 
Arbeitstages, vergeftalt, daß der Antheil ein 
höher ausfiel, je ungünftiger das erftgedachte 
ver Gelbwerth eines Arbeitstages war; nach I 
Tagen erfolgte die weitere Vertheilung auf di 
ein Fünftel des Gefammtbetrages wurde zurü 
Zuwendungen an ſolche Ortichaften, für welche 
fälle oder jonftige außerordentliche Umftände 
nöthig machen würden. Mit Rüdficht daraı 
die Armen eine Schuld der Nation jei, wurde 
Hofpitäler und anderer Armenftiftungen unt 
angeorbnet; doch follte die Ausführung bie r 
fation der öffentlichen Armenpflege verfchoben 
habung der Armenpflege wurde die Errichtung 
für jeven Kanton unter dem Namen agence 
Die Einrichtungen zur Gewährung der Hilfe 
1) Beranftaltungen öffentlicher Arbeiten für aı 
der tobten Jahreszeit ober in Zeiten durch bejo 
laßten Arbeitsmangels; die Beteiligung an I 
Tag der Woche, den fiebenten ausgenommen, 
Kantonalverwaltungen erhalten für dieſen 31 
dem Gentralfonds, die den Betrag burch eine im 
um ein Viertel vermehren. 2) Unterftügung: 
für durch Gebrechen ober Siechthum erwerbs 


*) De Watteville, Legisl. charitabl. B 
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infirmes) und ihre Kinder, fowie für Greife und Kranke. 3) Kranken ⸗ 
häujer (maisons de sant6) für obdachloſe und folche Kranke, bie in 
ihren Wohnungen nicht zweckmaͤßig behandelt werben Bönnten. 4) Hofpi- 
talanjtalten für verlaffene Kinder und für Greife und Siehe ohne 
Unterfommen. 5) Unterftügungen bei unvorhergejehenen Unglüdsfällen. 
Es follen Aerzte überall, wo fih das Bedürfniß herausſtellt, ange 
nommen werben, um arme Kranke in ihren Wohnungen zu behanbeln; 
ebenſo follen Geburtsgelfer und Hebammen anerkannter Befähigung 
tamit beauftragt werben, „ben in dem Armenverzeichniffe eingetragenen 
Wöchnerinnen Hilfe zu leiften. Der Bettel wird verboten; Bettler 
werben ben in allen Departements zu errichtenden Arbeitshäufern über- 
wiefen, im zweiten ober weiteren Rückfalle werben fie ftreng beftraft. 
Brod- und Gelbvertheilungen in den Häujern find unterfagt; an ihre 
Stelle treten Zeichnungen von Beiträgen zum Armenfonds des Kanton; 
eine Ueberficht des Ergebniffes dieſer Zeichnungen war alle drei Mo- 
note durch Aushang am Kantonshaufe bekannt zu machen unb bei ben 
nationalen Feſten am Altar des Baterlandes zu proflamiren. 

Das Dekret vom 28. Juni 1793 *) hat theils die Beftimmungen 
über Organe und Handhabung der Armenverwaltung weiter betaillixt, 
teils die Kategorien der Perjonen, auf bie fi das Recht auf Armen- 
mterftügung erſtreckt, beftimmter begrenzt. Für die Bewilligung ber 
Unterftügungen wirb ein ſchwerfälliges Verfahren vorgeſchrieben; zwei⸗ 
mal im Jahre und zwar jevesmal zwei Monate vor der Verfammlung 
ber abminiftrativen Rörperfchaften hat die Gemeinde eine Molle ver 
eingegangenen Unterftügungsanträge anfertigen zu laffen; biejenigen 
derjelben, welche die Gemeinvevertretung nicht ſogleich verwirft, werben 
zur Entſcheidung an die oberen Aominiftratiobehörben befördert und 
findet die Anweiſung ber Unterftügung erft ftatt, wenn bie Entfchliekung 
diefer Behörden ber Gemeinde wieder zugegangen ift. Ueber in ben 
Zwilchenzeiten eintretende bringliche Unterftügungsfälle wird zwar bie 
Beſchlußfaſſung jener oberen Behörden befonders eingeholt, doch ift auch 
hier deren Entjceivung abzuwarten. Die agences de secours werben 
aus je einem Bürger und je einer Bürgerin jeder der zur Kantonal · 
gemeinde gehörigen Ortsgemeinde gebildet ; fie haben die Unterftügungen, 
welche ven in die Rolle eingetragenen Perjonen bewilligt werden, an 
dieſe zu vertheilen und deren Verwendung zu überwachen, ferner bie 
Arbeiten zu beftimmen, die innerhalb der Kantonalgemeinde im Laufe 
dee Jahres zur Beichäftigung von Armen unternommen werben jollen; 


*) De Watteville, Leg. char., Bd. I. ©. 20 fi. 
Jahrbug V. 2-3, hräg. d. Schmoller. 10 
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bie agences find zwar einer Aufficht der Munizipalität (Verwal 
behörbe ber Kantonalgemeinde) unterworfen, doch kann letzter— 
unmittelbar eingreifen, hat vielmehr ihre Beſchwerden ben 

BVerwaltungstollegien vorzutragen und deren Entſcheidung abzut 
Bei jeder agence ift ein vom Staat befolveter Arzt (officier de 
angeftelit, welcher unentgeltlich die vom Staat unterftügten Arı 
behandeln hat; ebenfo ift jever agence eine Hebamme beigegebe 
paffendften Orte des Arrondiſſements wird ein Medilamente 
zur Lieferung ber nöthigen Urzneien an Arme errichtet; bie 
folgung der Arznei durch die Aerzte wird gleichzeitig verboten. 

Bei Bejtimmung ber Grenzen für die Berechtigung zu öffe 
Unterftügung wird zwiſchen ehelichen und verlafienen Kindern, 
ferner Greifen unterſchieden. Auf die Grundfäge, die für bie 
ftügung unehelicher und verlaffener Kinder vorgezeichnet werben, 
ich im nächiten Abfchnitt zurüdtommen; um ben Umfang, in ı 
ein Unterftügungsrecdht für eheliche, in ihrer Familie erzogene 
anerkannt wird, zu kennzeichnen, genüge e8 zu erwähnen, baß all 
von ihrer Hände Arbeit lebenden Eltern, welche bereits zwei Ki 
ernähren haben, das Recht zugeftanden wird, für bas dritte um 
weitere Kind Unterftügung zu fordern; im Falle des Todes des | 
der die Kinder vom Ertrage feiner Arbeit ernährte, find nicht ı 
Kinder, bis fie erwerbsfähig werben, jonbern auch, joweit fie gemü 
Arbeitöverbienft nicht zu finben vermag, die Mutter von der Na 
unterhalten. Ebenſo wird ben hilfsbedürftigen Greifen eine regel 
Unterftügung verabreicht, die jedoch den Betrag von 120 Livres 
nicht überfteigen darf; jedem im Befig des höchſten Unterftügung 
befindlichen Greife fteht es frei, nach Belieben ſich gegen 7 
leiftung auf die Unterftügung in das für das Arronbiffement 
richtende Hofpital zurüdzuziehen; will er es wieder verlaffen, 
er die Gründe den Höheren Verwaltungsbehörben anzuzeigen um 
Erlaubniß einzuholen; er tritt alsdann wieder in den Befit der 
ftügung. Um ben Unterftügungen „ver Nation“ vollends ben Ch 
eines Almofens zu nehmen, ift die Bezeichnung „Unterftügung“ 
durch „Benfion“ erfegt worden. 

Schon der fomplizirte Mechanismus, den das Geſetz einfüf 
Härt es, daß es bei der in der gefammten Verwaltung herrſ 
Unordnung und Auflöfung auch nicht einmal zu einem Anfa 
Ausführung kam; die Durchführung der Grundfäge vorläufig 
ländliche Bevölferung zu befchleunigen, war der Zweck des Delre 
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22. tloreal IL *); man glaubte, daß für biefen Theil der Bevölkerung 
— bie größeren Stäbte hatten einftweilen noch bie Hofpitäler, bie 
Heineren von 3000 und weniger Einwohnern vechnet das Geſetz dem 
platten Lande zu — das Bebürfnig ein bringlicheres jei; das Elend 
hatte au früher auf dem Lande eine größere Ausbreitung gehabt; 
die Bevorzugung und Berherrlichung des Aderbaus, die aus den Lehren 
des phyſiolratiſchen Syſtems herübergenommen war, gehörte zu den An« 
ſchauungen, denen die herrfchende Strömung Hulbigte. Um bieje Be- 
ſchleunigung ins Werk zu fegen, wurde eine neue Einrichtung — das 
Buch der nationalen Wohlthätigkeit — erfunden, welches in drei Abtheis 
lungen — alte und fieche Ackerbauer, alte und fieche Handwerker, mit Kindern 
verjeßene Mütter oder Wittwen — die zu fortlaufenden öffentlichen Unter- 
ftügumgen zugelaſſenen Einwohner des platten Landes und ber feinen 
Stäbte verzeichnen follte. Die Eintragung gab das Recht auf den Bezug 
einer beſtimmten Jahrespenſion, welche für alte Aderbauer 160, für 
alte Handwerker 120, für Mütter bezw. Wittwen, welche außer zwei 
bezw. einem Kinde von weniger al8 zehn Jahren ein weiteres junges 
Kind zu ernähren Hatten, wie auch für arme Wittwen 60 Livres 
betrug; für das erfte Jahr des Nährens des jüngften Kindes erhielten 
Mütter außerdem eine Zulage von 20 Livres, wenn das Kind am 
Ende des Jahres am Leben war. Die Normalzahl betrug für 
jedes Departement 400 alte Uderbauer, 200 alte Handwerker; betrug 
im Departement die ländliche Bevölkerung mehr als 100000 Seelen, 
jo traten für jedes weitere Taufend 4 alte Aderbauer und 2 alte 
Handwerker Hinzu; die Zahl der Einſchreibungen für mit Kindern ver⸗ 
ſehene Mütter und Wittwen betrug 350, bie ber Einfchreibungen für 
arme Wittwen 150 pro Departement; auch die Zahl der Mütter 
bounte für Departements von mehr als 100000 ländlichen Einwohnern 
in ähnlichem Verhältniß vermehrt werben. Die Einfchreibungen 
wurden von ben Departements nach dem Eingange ber dieſerhalb von 
allen Diftrikten zu erftattenden Berichte angeorbnet; um bie Ein 
ſchreibung in bie Abtheilung für Ackerbauer beantragen zu können, 
war der Nachweis zwanzigjäßriger Beichäftigung mit dem Landbau und 
entweder eines Alters von ſechzig Jahren oder eines durch jene Be— 
ſchaftigung verurfachten Gebrechens erforberlich ; zur Einſchreibung in 
die Abtheilung für Handwerker gehörte außer ben gleichen Alters: 
bedingungen ber Nachweis, ein mechanifches Gewerbe 25 Jahre lang 
außerhalb ber Stäbte betrieben zu haben. In diefen Beftim- 


*)De Watteville, Leg. char. ®b. I, ©. 29. 
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mungen zeigt ſich die vorerwähnte Tendenz der Bevorzugung 
Landbau beichäftigten Arbeiter. Es werben ſodann befondere 
mungen auch für die vorübergehenden, an arıne Kranke zu bewill 
Unterftügungen fowie über die Gewährung ärztlicher Hilfe und 
reihung von Mebitamenten hinzugefügt; die Zahl ver in jedem ‘ 
für die unentgeltlihe Behandlung von Armen — 
wird darin auf drei normirt; Büchſen, welche bi 
difamente enthalten, follen an die Diftrikte 
Arme vertheilt werben; auch die Verabfolgung v 
in Krankgeitsfällen wird geregelt. Das Ganzı 
Konvent proflamirten Kultus des Unglüds in 
an dem ber Verberrlichung des Unglücks gewidme 
ſollte die Vertheilung der erſten Penſionsrate an d 
gelaſſenen Greiſe, Mütter und Wittwen erfolger 
Das Dekret vom 24. vendemiaire II*) rı 
der öffentlichen, die Beichäftigung von Armen bej 
Repreſſion und Beftrafung des Betteld und den 
welcher Iegtere Ausdruck jedoch nicht völlig dem v 
denen Begriffe entfpricht. Die Arbeiten werben na 
anſchlags, deſſen Feſtſetzung auf Grund einer 
Hierarchie gehenden Berichterftattung unter Bewilli 
den Kredits durch ben conseil executif erfolg 
behörbe an den Mindeftfordernden verdungen; den & 
die dem ganzen Kanton zu Gute kommen; a 
biefen Arbeiten befchäftigten Armen drei Viertel 1 
lohns erhalten. Der Beginn der Arbeiten wirb 
in allen Kantonalgemeinden des Diſtrikts bekaı 
erften Veranftaltung folder Arbeiten im Kanton 
Verabfolgung von Almojen an Bettler in Kra 
handeln mit Geldbuße beitraft. Wer auf der S 
Plägen bettelnd betroffen wird, wird verhaftet; l 
innerhalb des Diftrifts, jo wird er mittels ; 
Gemeinde feines Wohnorts dirigirt; hat er fein 
jo wird er unter gleichzeitiger Benachrichtigung 
feines Wohnorts einem Arreftbauje bis dahin, ! 
tonalgemeinde ihn reklamirt, überwiefen, ; gefchief 
fener Frift nicht, jo erfolgt jeine Ueberweifung 
aus dem er erſt entlaffen wird, wenn in ber { 


*) De Watteville, Leg. char. 8b. 1. ©. 25. 
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der Heimathögemeinde eingeht; Art und Dauer feiner Haft jind aljo 
wefentlih von bem Grade der Sorgjamteit ber Verwaltung jener. 
Heimathögemeinde abhängig; ber rüdfällige Bettler wird mit ein- 
jähriger, der im wiederholten Rücfalle Betroffene mit zweijähriger Ein- 
fperrung in Das Arbeitshaus beftraft; bie Strafe wird abgewenbet, 
wenn ein Bürger eine Kaution von 100 Livres für das fernere Ber- 
halten des Bettlers einzahlt. Iſt das Betteln unter erſchwerenden 
Umftänben gejchehen, fo treten bie Strafen von ein reſp. zwei Jahren 
Einiperrung ſchon beim erften bezw. zweiten alle ein. Ein Arbeits 
haus — maison de repression — wird in jedem Departement er- 
richtet; dieſe Anftalten treten an die Stelle der depöts de mendicite, 
die unterdrüctt werden. Die in das Arbeitshaus eingejperrten Per- 
ſonen werben mit einer ihrem Alter, ihrem Geſchlecht und ihren 
Kenntniſſen entfprechenden Arbeit befchäftigt; doch foll der Direktor 
der Anftalt harte Zwangsmaßregeln vermeiden, was ſelbſtverſtändlich 
feinem Einjchreiten wiberfpenftigen Bettlern gegenüber allen Nachdruck 
nimmt. Bettler, die ſich ſchon im britten Rückfalle befinden over ſchon einmal 
wegen Bettelns unter erſchwerenden Umſtänden in ein Arbeitshaus einge 
iperrt waren, follen zur Transportation nad} einer beim Fort Dauphin — 
fortan Fort de la loi genannt — auf Madagaskar *) anzulegenven 
Kolonie auf minbeftens acht Jahre verurtheilt werben; die Kaution 
eines Bürgers im Betrage von 500 Livres wendet auch in biefem 
dalle die Strafe ab. Bon dem feitgefegten Preife des Arbeitstages 
erhält der Beftrafte ein Sechftel, wovon er die Hälfte verbrauchen 
darf, die andere wird ihm bei Beendigung der Strafzeit ausgezahlt; 
alddannı erhält er Land · zur Bebauung; doch darf er nicht vor Ablauf 
eines Jahres mach Beendigung der Strafe zurückehren. 

Da die Gemeinden bei den ben einzelnen Armen bemilligten 
Unterftügungen, abgejehen von dem zum Arbeitsfonds mit 25 Procent 
au leiftenden Zuſchuß nicht interefjirt waren, jo konnte es Vorfchriften über 
die Vertheilung der Unterftügungslaft der einzelnen Bälle an die einzelnen 
Gemeinven ſtreng genommen nicht geben; wenn gleichwohl das Geſetz Feſt⸗ 
fegungen bezüglich eines Hilfsdomizils enthält, fo Können dieſe ihrem 
materiellen Inhalt nah nur eine abminiftrative — nicht eine finan⸗ 
jiele — Verpflichtung für die Gemeinde begründen, fih ver ein- 
zelnen Fälle anzunehmen und bezüglich verjelben bie zur Herbeiführung 
ber Unterftügungsbewilligung erforberlihen Schritte zu thun; an 


*) Detret vom 11.brumaire II. De Watteville, ®b.I. 6. 28. Daf- 
felie ergängt das Detret vom 24. vendemisire. 
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ſcheinend jollten die betreffenden Beftimmungen auch für Die Beurth 
des Domizils ber Bettler, welches für die Entſcheidung über ihre 
weifung in bie Heimath bezw. ihre Weberweifung an ein Arre 
beftimmenb war, mäßgebend fein. Nach biefen Vorſchriften 
das Hilfsdomizil durch einjährigen Wohnſitz nach erreichter Groß; 
teit und bewirkter Einfchreibung bei der Gemeindeſchreiberei begr 
wer ein folches noch nicht erworben, hat bafjelbe in ber Gemeir 
der zur Zeit feiner Geburt feine Mutter ihren gewöhnlichen Aufe 
hatte. Ich werde auf biefe Beftimmungen, welche faft allein ve 
Armenpflege-Oefegen der Revolution eine gewiſſe auch formelle Gü 
behalten haben, fpäter zurückkommen; zu einer unmittelbaren 9 
dung find fie nur in einzelnen Spezialgebieten der Armenpflege g 
Die ausfchweifendjten Erwartungen wurden an bie neue O 
fation gefnüpft; im dem üblichen Pathos jener Zeit gab ihnen & 
Ausorud, als er — am 22. floreal II — Namens des Wohlſ 
ausichuffes die Annahme des Dekrets über das Buch der nati 
Wohlthätigfeit befürwortete *). „Das Comité wird Euch von den 
ſprechen“, fagte er; „biefer geheiligte Name, der bald in ver R 
nicht mehr gefannt fein wird, er rechnet auf Eure Anftrengunge 
ihm vergeffen zu maden.... Das Bettelunweſen, jene furchtbare 
der Ausjag der Monarchie ift eine wandelnde Anklage, eine Iel 
Anſchuldigung gegen die Regierung, welche ſich täglich aus der Mi 
öffentlichen Pläge, aus dem Innern der Ländlichen Ortfchaften ur 
den Herzen jener Gräber des menfchlichen Gefchlechts erhebt, d 
der Monarchie mit dem Namen Hötel-Dieu oder Hojpitäle 
geihmüct worden find. Es ift nicht genug die Parteien ı 
zuwerfen, dem reichen Handel Blut abzuzapfen, die großen Ber 
zu zerftören; dieß veicht nicht aus, um bie Herrſchaft der Ger 
keit und ber Tugend zurüdzuführen; es muß noch vom Bob 
Republik die Knechtſchaft der nothwendigſten Bebürfniffe, die Sf 
bes Elends, und jene allzu gräßliche Ungleichheit zwifchen ven DR 
verfchwinden, welche dem Einen alles Uebermaß bes Reichthums 
Andern alle Angft der Noth zutbeilt.... Der Konvent hat di 
gerechtigfeit der monarchiſchen Geſetze zu repariren, den Name 
Armen in den Annalen der Republit auszulöjchen, das Bettelu 
durch die Woplthätigfeit zu verbannen und alle Bürger nachd: 
an die Rechte ber Menfchheit und an bie Pflichten ber Arbeit zu erin 
Und diefe Erfolge glaubt Barrere, was die ländliche Bevölkerung aı 


*) Monnier, Histoire, S. 495. 
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nem jährlichen Staatsaufwande von faum etwas mehr als fünfzehn 
nen erzielen zu können; an Koften der Ausführung des Dekrets über 
uch der nationalen Wohlthätigkeit wird berechnet *): An Penfionen 
:000 alte Aderbauer, 17000 alte Handwerker, 29750 arme Mütter, 
) arme Wittwen ein Gefammtbetrag von 9574000 Livres; ſodann 
halt für 1665 Aerzte 826000, an Koften ber Anjchaffung von 
Arzneibüchfen (8 pro Diftrikt, jede zu einem Koftenbetrage von 
res) mit 133200 Liores, für Vorräthe an Reismehl und Kar- 
zur Ernährung der Kranken 50 Livres pro Diftrift; endlich an 
nterftügungen für 5312 kranke Kinder 581664 und für 15938 
Erwachſene und Greife 2908685 Livres; was alles zufammen 
1299 Livres ergibt. Die Grundlagen diefer Berechnung waren 
in abitrafter und ganz oberflächlicher Weije gefunden oder viel- 
fonftruirt worden; um zu der Normalzahl von zufammen 6 erwerbS- 
gen alten Aderbauern und Handwerkern für taufend Einwohner 
(fangen, nimmt Barrere an, daß die Armen in Frankreich ein 
jigftel der Bevölkerung, alfo fünfzig auf taujend betragen; von 
fünfzig feien jedoch nur die Hälfte erwerbsunfähig; von biefen 
Stwerbsunfähigen feien die Hälfte Kinder; von den übrigbleibenben 
ähr zwölf) die Hälfte Frauen, was einen Reſt von ſechs erwerbsun- 
alten Männern ergebe. Aber auchzur Erfüllung jener ihrem Umfange 
in jo unzuveichender Weife feftgefteliten Verpflichtungen wurben 
einmal die Mittel überwiejen; eine zweimalige Votirung von 
al zehn Millionen in Aſſignaten — 9. thermidor und 21. plu- 
II — zu Almofenzweden waren die einzigen Bewilligungen, 
m Erlaß jener Defrete folgten; bei ver erſten Feier des dem 
t gewibmeten nationalen Feſtes jah man ferner etwa zwanzig arme 
, die gegen ein Taggeld von je 6 Livres die Spiele der Kinder 
n Zuilerien leiteten. Zur Anweifung von Penfionen auf Grund 
Geſetze ift e8 wohl niemals gefommen; ebenfo wenig dachte man 
Errichtung der Repreſſions⸗ oder Arbeitöhäufer und an bie Ko- 
von Madagascar. Wie die früheren, blichen daher auch bie 
erwähnten Gefege ein tobter Buchftabe; wäre es zu einer Durch⸗ 
ig wirklich gefommen, jo würde fich Hierbei die gänzliche Unhalt- 
des Syſtems ergeben haben; daſſelbe war ein Werk lediglich 
tiſcher Konſtruktion; vom Boden ber beſtehenden Einrichtungen 
er Erfahrung hatte man ſich gänzlich entfernt. Man würde 
n Unrecht thun, die Schulb für die Unhaltbarkeit des Reform⸗ 





) Monnier, Histoire, ©. 502. 
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projelts allein dem Konvent zuzutheilen. Der red 
mit dem die Afte der Gefeßgebung angefünbigt wer! 
hafte Ausdrucksweiſe, die ftärkere Accentuirung dei 
fozialen Verhältniſſe und die zahlreiche Vorfchrifte 
Uebertreibung gehören allerdings vemfelben an; ab 
tiven Ideen, welche fich in dem Inhalt jener Geſetze 
eine Erbſchaft der Conftituante; die Mängel, welche fir 
machen, find ſchon ben Larochefoucauld'ſchen Vorſchl 
Grundfehler beruht darin, daß dem Staat die unmi: 
Verantwortlichleit für die Löſung von Aufgaben auf 
deren zwedmäßige Erfüllung die Gewifjenhaftigfeit, 

das auf eigener Betheiligung des vertretenen adminift 
berubende Intereſſe einer den Verhältniffen nahefi 
eine unentbehrliche Bürgichaft bildet. Die Selbjtthä 
gane wollte jene Gejeggebung durch einengende, die 2 
Behörden gewiſſermaßen mechanisch begrenzende mate 
und dur ein fomplizirtes bureaukratiſches Räderweri 
fehlte Damit jenen Weg, auf den Neder in zwar vorſi 
kommen beutlicher und treffender Weije Bingeveute 
fammenfaffung der in ben Iofalen Inftituten vorhar 
Mittel durch eine kräftige und mit gewifjer finanziell 
ausgeftattete mittlere — d. h. provinzielle oder departem« 
Aber eine folhe Organifation, zu deren Durchführ: 
narchie gegenüber den mannigfachen entgegenftehenven 

vorrechtigten nur bei einem fehr energifchen Vorgehen de 
gewalt die Befähigung gehabt Haben würde, lag nicht 
Revolution; diefe war beherrſcht von ver Befürchtung 
felbftändigem Wirkungsfreife ausgeftatteten Departe 
meinden bie alten bevorrechtigten Korporationen wii 
daß folche Zwiſchenglieder die unmittelbaren Bezieh 
zu den Bürgern lähmen würden. Im jehr charakterifi 
fich diefe Auffafjung in den vorher citirten Worten Ları 
welcher von der Bafirung der Armenpflege auf die 9 
halb abräth, weil diefelben hierdurch der Eentralgemal 
werben würden; aber fie findet ſich auch in andere 
Beſtimmungen fon ver konſtituirenden Verſam— 
wieder. „Der Staat iſt Eines“, heißt es in der 
welcher dieſe Verſammlung das Geſetz über die D 
theilung vom 22. Dezember 1789 begleitete. „Die 5 
nur Sektionen defjelben Ganzen; eine gleichartig geft 
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alfe in einer gemeinjamen Regierungsweife umfafen. Wenn 
iniftrativen Organe, indem ihnen eine gewiffe Unabhängigfeit 
bitänbigfeit in der Ausübung ihrer Funktionen beigemefjen 
e Berechtigung erhielten, nach ihrem Belieben die Grunbjäge 
men der Verwaltung zu verändern, jo würbe ber Wiberftreit 
iberbeitrebungen bald Die Regelmäßigfeit des allgemeinen Ganges 
yaltung zerftören und bie traurigfte Anarchie hervorbringen“ *). 
te, nachdem bie Revolution die Zwifchenglieder zwifchen Staat 
einen nahezu zerftört, die Entwidlung faft eines halben Jahr- 
dazu, um Gemeinde und Departement wieder mit einem 
zen Wirkungskreiſe zu umgeben. 

m aber das neue Syſtem feinem pofitiven Inhalt nach nicht 
m trat, jo war damit bie negative Wirkung defjelben nicht 
der Auflöfungsprogeß, ben die Dekrete des Konvents in der 
waltung inaugurirt hatten, begann vielmehr fich unaufhaltſam 
hen. Die alte parochiale Armenpflege hörte auf, die de- 
mendicit6 verficlen, wiewohl die neuen maisons de repression 
gerichtet wurden, und bie wichtigften Glieder des alten Wohl- 
zweſens wurden durch das Abnehmen aller Mittel vielfach 
jätigfeit gefeßt. Der Verluft der Zehnten, Octrois, Privi- 
d Staatsunterftügungen hatte bereits ihre öfonomijche Exiftenz 
ils untergraben, e8 folgte nun die Bejeitigung ihrer wichtigften 
equelle durch die Einziehung und den Verkauf ihrer liegenden 


Das Dekret vom Fu yenme erflärt bie Schulden ber 


', Armenhäufer, Hofpitien, Armenbureaus und jonjtigen 
ıjer für Schulden der Nation; in derſelben Weije übertrug es 
Staat da8 Grund: und fonftige Aktivvermögen aller biefer 
das fortan nad den für die Domänen gegebenen Beftim- 
yerwaltet und verkauft werben follte; für die Bedürfniſſe der 
follte bis zum völligen Inslebentreten der neuen Drgani« 
rt Armenpflege die Woplthätigfeitsfommiffion des Konvents 
ihr zur Dispofition geftellten Mitteln forgen. Diejer Auf- 
be von ihr ebenfo wenig genügend erfüllt, al8 die vom Kon— 
eorbneten Vorſtudien betrefjß einer territorialen Vertheilung 
ikenhäuſer und Errichtung von Departemental» Armenhäufern 
de und Krüppel einen Fortgang nahmen; die Wirkung war 
h Bier nur, daß die bisherige Hojpital-Armenpflege fich nahezu 
ohne daß irgend welcher geeigneter Erſatz gejchafft wurde. 


oucart, Eléments du droit administratif, 2. Aufl. 9b. II. ©. 536. 
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Niemals war die Lage ber nothleidenden Bevölkerung eine jo 
gewefen als in jenen Jahren; inzwiichen nahın der Verkauf 
jpitalgüter feinen Verlauf. 

Durch diefe Umftände erflärt e8 fich, daß 
dem beftehenden Zuftande ſich täglich fteigerte 
Wieverherftellung der früheren Einrichtungen ı 
Schon am 29. Juli 1795 war beim Konvent e 
gabe der Güter an bie Woplthätigfeitsinftitute < 
Dekret vom —— verfügte vorläufige ‚Si 
äußerung; ein ferneres Dekret vom „2 
der Wohlthätigkeitsanftalten die Dispofition übı 
Aber nahezu drei Fünftel jener Güter waren 
blieb daher Die Aufgabe übrig, für Erfag zu forgeı 
eine Relonftruftion der Verwaltungen jelbft erforde 
torium dieſen Verjuch unternahm, betrat es ben ei 
lichen Weg; die kommunale und departemental 
früheren gefeggebenden VBerjammlungen der Rı 
geben hatten, konnten bei dem Mangel eines 
bänden überwiefenen geeigneten Wirkungskreiſes 
geräumten finanziellen Selbftänbigfeit eine B 
fation der Armenvermaltung nicht Bilden. J 
alten Hojpitaleinrichtungen und die Schaffung t 
faisance an Stelle der früheren bureaux des ; 
bilvet daher umleugbar ein Verbienft des Di 
Regelung der Vorjchriften zur Abwehr des 7 
berftellung der depöts de mendicite fügte das 
Elemente des alten Armenmejens, wenn auch 
waren hiermit in die neue Entwidiung übernor 
Charakter der Armenpflege ergab fich hieraus ı 





II. Direktorium und Kaiſe 

1. Wiederherftellung ber Hı 

Die Retonftruftion der Hofpitalvermaltun 

des Gejeges vom "mama T, Nachdem ſchoꝛ 
ns bie Sufpenfion des Verlaufs der £ 
machte das erwähnte Geſetz vom 16. vendemiair 
definitiven; es beftimmte, daß die Civilhofpitäler 
Renten und Orundzinfen zu verbleiben hätten; für! 
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anialgütern gleicher Art Erſatz geleiftet werden und jollte der 
at ihnen die Grundzinſen zahlen, die auf verkauften Hoipital- 
zehaftet hatten oder die inzwijchen von Privaten durch Zahlung 
Staat abgelöft worden waren. Den Munizipalitäten (Ber- 
en ber Kantonalgemeinben) follte die unmittelbare Aufficht über 
pitäler ihrer Cirkumſtription zuftehen, die Verwaltung berjelben 
th eine aus fünf Einwohnern des Kantons zu bildende Kom— 
geführt werben, welche von der Munizipalbehörde zu ernennen 
mfaßte eine Gemeinde mehrere Munizipalgemeinden, jo erfolgte 
ennumg ber Mitglieder durch die Verwaltung des Departes 
Jede Kommiffion hatte für die Verwaltung der Gelder und 
ren jowie bie Rechnungslegung einen Einnehmer (receveur) zu 
1. Die damals vorhandenen Anftalten, welde für Blinde und 
mme bejtimmt waren, fielen nicht unter vorftchende Beftim- 
; ihre Unterhaltung blieb dem Staate reſervirt. An die Stelle 
nennung buch die Munizipalverwaltung Berfügung vom 
3 1805) trat die durch den Minifter des Innern; j 
sünftel der Mitglieder der Erneuerung. Die fü 
jebruar 1818 endlich übertrug das Ernennungsrecht bezüglich der 
er der Kommiſſion für alfe diejenigen Gemeinden, für welche 
tellung der Maires nicht dem Könige jelbft vorbehalten war, 
äfeften, eine Beſtimmung, welche demnächſt auf alle Gemeinden 
nt, Die Grundlage des bis in die Gegenwart hineinreichenden 
es wurde. Nach dem Vendémiairegeſetz wählten die Verwaltungs⸗ 
jonen den Präfidenten aus ihrer Mitte; im Jahre 1801 wurde 
das Gejeg vom 5. November 1790*) wieder in Kraft geſetzt, 
Ihem ber Maire geborenes Mitglied der Hofpitalverwaltung 
wurde beftimmt, daß er ben Vorſitz führen und bei Stimmen: 
t den Ausjchlag geben folle. Zur Zuftändigfeit der Kommiffionen 
ie Verwaltung des Vermögens fowie die gefammte innere Ber- 
; Über die Zulafjung der Hilfsbevürftigen zur Aufnahme in das 
entſcheiden fie allein. Sie ftehen unter Aufjicht des Unter- 
1, des Präfelten und des Minifters des Innern; die Er- 
| des Einnehmers, die ihnen urfprünglich ebenfo wie die aller 
Beamten zujtand, wurde buch eine Inftruftion vom 20. April 
m Minifter übertragen. 
ir allmählich begann der durch diefe Beftimmungen gejchaffene 
t zu funftioniven, da ber Erſatz für bie verfauften Hofpital» 








Ninifterial-Eirkular vom Aloreal IX (one Datum). De Watteville, 
char. Bd. I. ©. 77. 
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güter, fo pofitiv er auch zugejagt war, doch fic 
keit vollzog; man fuhr Anfangs fogar fort, die 
und fie auf diefe Weije ver Verwendung zum ( 
zu entziehen. Die Noth der Hofpitäler erreicht 
hunderts ihren Gipfel; fie waren nicht mehr i 
fteuer zu bezahlen. Erſt mit dem SKonfulat 


dieſem Gebiet wieder eine energiihe und planı 


ame ol 13. brumaire IX x 
zu zeigen; eine Verordnung vom „gopemper iso 


tälern zum Erſatz für ihre verfauften Güter Domä 
ertragswerthe von jährlich vier Millionen. Die Di 
beſtand aus eingezogenen Gütern der Emigrirten 
ſchwerde jedoch durch ein Staatsrathsgutachten v 
ſchläglich befchieden wurde. Erft unter ber Re 
Emigrirten einen Theil der zum Hofpitafvermöge: 
den Fällen zurüd, in denen den Hofpitälern hierfür 
jeit dem Jahre V eingetretene Erhöhung ihrer & 
war; bie näßeren Beftimmungen darüber fin 
5. Dezember 1814 und ber Ordonnanz vom 11 
Wie für die verkauften Güter, fo follte nach 
unb dem Geſetz vom mer") auch für 

ſönlichen Renten, die zum Hoipitalvermögen g 
äußert worden waren, ein Erfag gewährt wer 
Renten derjelben Art und defjelben Betrages er 
um Örundrenten, zu beren Zahlung inzwiſchen 
verpflichtet gewejen waren, jo follten fie in dag | 
ſchuld eingetragen, waren fie inzwifchen abgelöft, 
werben. Der Beweis für Rentenberechtigungen, 
verloren gegangen waren, wurde durch bejond 
Teichtert — Gejeg vom 1" Fymmar 107 ). es 
bereit8 oben erwähnte Verorbnung vom 5; 3. brus 
der Staat feit dem Jahre 1796 den Sofpi fern 
Kindern, Militärperfonen und Marineſoldaten ſchu 
Hofpitälern nach dem Kapitalbetrage in Staatsren 


wurben durch ein Gefeg vom Sepraeriait) alle dem 








*) De Watteville, Lögisl. char. 8b. I. ©. ' 
**) Daſelbſt, S. 44. 
***) Daſelbſt ©. 43. 
H De Watteville, 80.1.8. 73. Dazu die Ber 
und bie Ausführungs-Inftruttion vom gleichen Tage. 
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rertennung und Zahlung eine Unterbrehung erfahren habe, und 
Pfründnern ufurpirten Staatsvomänen den am nächſten be 
dofpitälern überwiefen und dieſe Inftitute im die Lage geſetzt, 
ı übertragenen Rechte im Wege des Prozefjes geltend zu machen; 
jo der Dotation der Hofpitäler manche neue Objekte zugeführt 
hatte die Durchführung ihrer Rechte doch zahlreiche Verwick— 
ur Zolge, welche die Neigung, den Hofpitälern bei Verfolgung 
r Anjprüche Vorſchub zu leiſten, bei ven oberen Behörden immer 
rminberten. In biefer Weife wurde ein neues aus Grund: 
nd Renten beftehendes Stammvermögen für die Hofpitäler ton- 
Inzwiihen war benfelben eine neue Einnahmequelle dadurch 
1, daß Angefichts der Schwierigkeiten, welche damals bie Erſatz⸗ 
für die Hofpitalgüter fand, anfangs unter dem Namen taxes 
les indirectes et locales bie Octrois durch die Gefete vom 


27. frimaire VIII ſt 444 z 
oe und euer zu Gunſten ber Hoſpitäler wieder zuge- 
5. ventöse VIII 


irden; das Geje vom ;,' Gehruar 1000 verpflichtete ſogar die⸗ 
ädte, deren Hoſpitäler nicht im Beſitz genügender Einnahmen 
ch dieſe Abgaben, Die nunmehr die Benennung oetrois municipaux 
enfaisance führten, aufzuerlegen; ein Geſetz vom 19. Mai 1802 
n, daß auch die Hälfte der Gchühren für das Meſſen und Wiegen 
ung der Ausgaben ber Hofpitäler zu verwenden jei. Aber es 
jelten die Hofpitäler in den Genuß eines beftimmten Antheils 
Etrage jener Einkünfte gejegt; regelmäßig floffen letztere in 
ber Gemeinde, welche ihrerſeits den Hofpitälern eine auf 
timmten Betrag firirte Subvention bewilligten. Die Einrich- 

Kommunalzuſchüſſe für die Hofpitäler verallgemeinerte fich 





2. Wohlthätigkeitsbureaus. 


an jchon die Rekonſtruktion der Hoipitalinftitute jich nur zögernd 
o ging die Organijation der Woplthätigkeitsburenus noch weit 
t von Statten. Die grundlegenden Deftimmungen für die Ein- 
jiejer Inftitute find im Gejet vom zumurgg enthalten. Das 
este fich aus fünf Mitgliedern zujammen, welche in aus mehreren 
beſtehenden Gemeinden durch die Centralverwaltung, ſonſt durch 
zipalität (d. h. Kantonalvermwaltung) zu wählen waren und welche 
einen Einnehmer beftellten; für jede aus mehreren Kantonen be» 
Semeinde bezw. für jeven Kanton follte die Central bezw. Muni— 
ede ein, oder wenn fie dieß für angemejjen erachtete, auch mehrere 
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Bureaus errichten. Die Orbonnanz vom 31. Oftober 1821 * 
fpäter die Ernennung der Mitglieder in berje'ko- Maita mis 
Mitglieder der Hofpitalfommiffionen. Als hauptfi 
durch das Gefek vom 7. frimaire den Wohlthätig) 
einer durch das gedachte Gejeg eingeführten Ab 
im Betrage eines zehnprogentigen Zuſchlags vo 
fpiele, Bälle, Teuerwerfe, Konzerte und fonfti 
veranftalteten öffentlichen Vergnügungen erhob 
Dekret vom 9. Dezember 1809 machte demnäc 
Abgabe zu einer dauernden. Außerdem wurben 
willige Gaben angewiejen; die Minifterialverfü 
XI erweiterte dieß zu einer allgemeinen den 
eingeräumten Befugniß, an den Kirchen Samn 
und an alen äffentlihen Orten Sammelbüchſ 
Eine Eirfularverfügung des Minifters des Inn 
vom 19. vend&miaire IX **) jegt Die Wohlthätigt 
desjenigen Vermögens, das den früheren Wohlthät 
waltungen der Parocieen, Fabriken und Stifi 
Unterftügung von Armen beftimmt war, gehört 
Wohlthãätigkeitsbureaus ausdrücklich als Nachfolk 
ſtellt daher auch formell den Zuſammenhang m 
überaus mangelhafte Fortſchreiten der Organifati 
bureaus fonftatirt die Verfügung; indefjen ı 
Dürftigfeit der ihnen überwiejenen Einnahmen, 
namentlich ländlichen Gemeinden theils über! 
theils nur einen minimalen Ertrag gewähren | 
daß man ſich mit der Herftellung folder meift 
ftenz führenden Einrichtungen nicht beeilte ***). 
das den alten parochialen Armenburenus zugeſte 
wieber hergeſtellt; bie übertriebene Ausdehnung 
Unterftügung von Armen außerhalb gefchloffer 
hatte wieder einer völligen Vernachläſſigung dieſe 
Armenpflege Pla gemacht. So erſcheint denn au 
citirten, 1821 erjchienenen Werke Dupin’s die Wirt 
leitsbureaus als eine neben ber der Hofpitäler zurü 
fupplementäre }). Die Bemühungen des Grafen Ne 


*) Titel I Art. 4. De Watteville, Leg. ch 
**) De Watteville, Leg. char. 8b. I. ©. 
***) Dupin, Histoire, ©. 415. 

») Dupin, @ a. O. ©. 417. 
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von 1797 bis 1799, welcher über das Unterftügungswefen ber 
ı Städte umfafjende Ermittelungen veranlafte und eine Sammlung 
bezüglicher wichtiger Dokumente und Berichte veröffentlichen Ließ, 
m feinem nachhaltigen Erfolge. Die pofitive öffentliche Armenpflege 
ſich hiernach in die des Staats, der Hofpitalanftalten und der 
tigteitöbureaus. Bon verhältnigmäßig geringem Umfange wa: 
biet der Armenpflege, auf das bie unmittelbare Leitung des 
ſich erftredte; es befchräntte fih auf die Blinden- und Taub- 
anjtalten, die zur Zeit des Vendémiairegeſetzes vorhanden 
Der Wirkungstreis der Hofpitäler umfaßte die gefammte foge- 
jefchloffene Armenpflege, d. H. Fürforge für in ven Anftalten 
e Kranke, Sieche, Greife und Geiſteskranke; endlich die Pflege 
jiehung der SFinbelfinder und Waiſen. Die Vertheilung der 
gungen und bie Pflege der Kranken in ihren Wohnungen, fowie 
ung berjelben mit ärztlicher Hilfe und Arznei machte den Wir- 
is der Wohlthätigfeitöbureaus aus; ſeitens ber Regierung 
vas die Unterftügungen anlangt, auf möglichfte Ausvehnung der 
ing von Gütern in natura, namentlih von Brod und Por- 
ahrhafter Suppe Hingewirkt. Ein Gegenftand endlich, mit dem 
Wohlthätigkeitsbureaus befaßten, war die Fürforge bafür, daß 
inder in den Armenjchulen Unterricht erhielten. 


Grundfäßlier Charakter der Organifation. 


wenig nun aber die geſchilderte Organijation des Armenweſens 
r einheitlichen grundfäglichen Anſchauung hervorgegangen, und fo 
das Probuft der thatfächlichen Geftaltung der Verhältniſſe ift, 
ilt fie doch die Grundlinien, innerhalb deren die öffentliche 
lege fi entwidelt hat und die noch im Heutigen Zuftande 
völlig fenntlich geblichen find. Das Charalteriſtiſche jener Or- 
m läßt fich etwa in folgende Säge faſſen: 

Die Armenpflege ift, joweit fie von den Hofpitalanftalten und 
hlthätigleitsbureaus ausgeübt wird, im erſter Linie auf felbft- 
Einnahmeerträge des Stiftungsgut3, befondere Abgaben, freis 
Zuwendungen und erſt in zweiter Linie und zur Supplirung 
innahmen auf Subventionen der Gemeinden bzw. ausnahme- 
ıch des Departements und bes Staats angewieſen; unter den 
igen Einnahmen nehmen wieder die Erträge des Stiftungs- 
ne präpalivende Stellung ein, fo daß thatjächlih ein großer 
er Armenlaft nicht auf ber iebenden Generation, ſondern auf 
Bergangenheit aufgefammelten Erfparnifien ruht. 
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2) Diefer Selbftänbigkeit entſpricht es, 
die Ausübung ber Lokalen Armenpflege zur Aı 
anftalten und die Wohlthätigleitsburenus der 
untergeorbnet, ſondern ihr foorbinirt find un 
der Gemeinbebehörbe in einem gewiflen org 
ſedoch ihr gegenüber felbftändige Organe ı 
Einfluß, den die Gemeinbeverwaltung auf t 
thätigfeitsanftalten ausübt, ift bemgemäß ein w 
wird theils dadurch, daß der Bürgermeifter Boı 
tommiffion von Hofpitälern und Wohlthätig 
fofern die Woplthätigfeitsanftalten ſich nicht 
nahmen befinden und auf Zufchüffe der Gemein! 
die an die Bewilligung der Zuſchüſſe ſich ni 

3) Die gefammte Gliederung ber öffe: 
beherrſcht duch ben Gegenjag zwilden ; 
Armenpflege, welcher im der Beftelfung beſ 
diefer Zweige feinen Ausbrud findet. Aud 
diefe Organe — Hofpitallommiffionen und 
felbftändig und beruft die Ausübung eines et 
fluffes lediglich auf gegenfeitiger Verftändigu 
ftand, daß der Maire in beiden Kommiſſione 

4) Die Armenpflege ift eine fakultati 
"Maße der vorhandenen Mittel fich richten! 
Dedung der Ausgaben dienenden Mitteln 
und ber Zufhuß der Gemeinde ein I 
freiwilliger, übrigens auch durch die fina 
den Gemeinde weſentlich bebingter ift, eine 
ftungen ungleiche. Dagegen liegt in der Bi 
als einer fafultativen keineswegs die Char 
einer willfürlichen; auch ift in ber franzöſiſ 
ftreben ftet8 dahin gerichtet geweſen, eine gl 
einzelnen Fälle wenigitens innerhalb des Wirt 
Inftituts herbeizuführen, nur find bie bezüg 
waltung niemal® als Rechtsſatz formulirt we 
der Verwaltung die Qualifikation eines au 
beruhenden Handelns fehlt, jo haben auch 
demiairegefeges über den Unterftügungsmohnfi 
Vorausfegungen die Gemeinde zur Fürforge 
bare Anmwendbarfeit nur in denjenigen Spezi 
in denen der Boden der allgemeinen Gru 
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pflicht zur Fürſorge in den Beftimmungen durchgeführt worden 
halb der allgemeinen Armenpflege finden fie lediglich mittelbar 
: infomeit Anwendung, als etwa Hofpitalverwaltungen und 
itigfeitöburreaus aus ihnen Normen für ihr Handeln entnehmen *). 
m find jene Beftimmungen für die Beurtheilung der Bor 
gen, unter denen Bettler in ihre Geburts- ober Heimaths- 
e zurückgewieſen werben können, von Bedeutung. 


4. Depöts de mendiecite,. 


8 Gejeg vom 7. frimaire V, weldes die Wohlthätigkeits- 
einführte, beftimmte, daß diejenigen Bettler, die außerhalb 
burtsortes ein Hilfsdomizil nicht erworben, nach der Gemeinde, 
e geboren, zurüdzufehren hätten, wibrigenfalls fie Durch die Gen— 
zwangsweiſe zurücktrangportirt und mit breimonatlicher Detention 
perben follten. Bei dem gänzlichen Verfall, in den die depöts de 
t6 geriethen, und ber unterbliebenen Herftellung der maisons de 
on fehlte e8 indeſſen an einem Mittel, jene Vorjchriften zur Aus— 
zu bringen; auch die neuen auf Die Materie bezüglichen Strafbe- 
gen des Code penal blieben ohne den beabfichtigten praftifchen Er- 
ft Die kraftvolle Initiative Napoleon’s führte zu einem energijchen 
mäßigen Vorgehen; in dem von ihm in Bahonne perjönlich **) 
309 von Bafjano in die Feder diktirten Dekret vom 5. Yuli 
ftimmte er, indem er das Verbot bes Bettelns für das ger 
Gebiet des Reichs wiederholte, daß im jedem Departement 
[b vierzehn Tagen nach Einrichtung und Inbetriebfegung des 
»pot8 das Inslebentreten ber Anftalt von dem Präfelten öffent 

zwar in allen Gemeinden befannt zu machen und hierbei an 
Subfiftenzimitteln nicht verfehene Perfonen bie Aufforderung, 
das Depot zu begeben, zu richten fei. Nach erfolgter drei⸗ 
Bekanntmachung follte jeder alsdann noch betroffene Bettler 
und dem Depot überwiefen, im alle gleichzeitiger Land» 
i aber mit Gefängniß bejtraft werben. Die Errichtung und 
ıtion ber einzelnen Depots wurde je einem beſondern Dekret 
ten; bie Roften follten vom Staat, dem Departement und ben 
gemeinfam getragen werden. Mit diefem Dekret wurben dem. 


Die bezügl. Veſtimmung der Inftruttion vom 8. Februar 1823. Theil III. 
ap. IL. Alinca 7. (de Watteville, Leg. char., Bd. J. ©. 224 fi. ift 
allgemein zur Ausführung gelangt. 

3lock, Dictionnaire de ’administration frangaise, =. v. mendicite. 
Bud V.2-8, Kräg. v. Schmoller. u 
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nãchſt die Bejtimmungen des Code penal in Uebei 
in feiner nunmehrigen Faſſung machte der Artikel: 
einfachen Bettels — der qualifizirte war überall ſtr 
hängig, daß für den betreffenden Ort eine zur Abwe 
Anftalt eingerichtet fei und fich im Betriebe bei 
indirelten Nöthigung glaubte man die Departen 
gemeiner Einrichtung von Bettlervepots beftimm: 
That entjtand auch vermöge ded Nachdrucks, mit 
gierung die Sache verfolgte, raſch eine erhebliche 
man zählte innerhalb der nächſten vier Jahre 51 
auf Aufnahme von 22500 Bettlern berechnet 

Depots wurden wirklich eröffnet; manche diefer 9 
die dem Zwede entſprechende Verwendung, indem 
Geiſteskranke, Idioten und epileptiſche Perfonen I 
viel geringerer Eifer wurde unter ber Reftau 
Monarchie der Sache diefer Anftalten zugewend 
gingen ein; erjt unter dem 24. Februar 1840 
kular des Minifter8 des Innern (Duchatel) 1 
neue Anregung gegeben. Das Ergebniß berjelb 
von einer Anzahl neuer Anftalten, man zäplı 
Ganzen zwanzig Depots, von denen ſechszehn du 
vier durch bie betreffenden Gemeinden unterhal 
erftgenannten ſechszehn Depots waren, ba ein 
mehreren Departements gleichzeitig dienten, fünf 
ments betheiligt}). Manche Depots fungirten 
anftalten, in denen und zwar meift in abgefonderte 
Sieche, auch wohl Nioten und Schwachfinnige Aufn 
das in den fünfziger Jahren für das Moſeldepar 
pot in Gorze von Anfang an gleichzeitig zur Arm 
Nah dep Reglement für das Depot in Neve 
zugelaffen: 1) Verurtheilte Bettler nach Beendig 








*) DeMagnitot (prefet de la Nidvre), De l’ass 

de la mendieite. Paris, Firmin Didot Fräres 1856, 
==) Das Nähere hierüber bei Peau Saint-Martir 
rines spöcialement de la mendicit6. Paris, Guillaumin 
***) Bei ben bezüglien Yeußerungen de Magnitots 

zu beachten, daß demfelben (a8 Präfelten des dritten 
Boreingenommenheit für das napoleonifäje Regime eigen 
}) De Magnitot, ©, 40, 41. Angeblic, beflan 
+1) Bericht des Präfelten (Grafen Malher) an ben ! 
16. Dezember 1852. (Ungebrudt im Meer Bedirisarchu 
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) Berjonen, die nach geführtem Nachweife ihrer gänzlichen 
zum Cintritte in die Anftalt ermächtigt werden*). Wie fich 
Notizen, welche durch die weiter unten zu erwähnende parlas 
e Enquöte vom Yahre 1872:73 zu Tage gefördert worden 
b, befand ſich eine große Anzahl von Depots in ſchlechtem 
r elendem Zuftande; wenn es auch zu weit gegangen fein 
gefammte Gejeßgebung über das Betteln in Frankreich, wie 
einem Berichte des Generalraths des Departements ber 
ronne **) vom Jahre 1872 geichieht, als einen todten Buch⸗ 
bezeichnen, fo wird fi doch faum daran zweifeln laſſen, daß 
eig der Verwaltung zu den in Frankreich am meijten ver» 
en gehört, ein Zuſtand, der offenbar auf einen an oberfter 
valtenden Mangel an Intereſſe für dieß den Departements 
e Verwaltungsgebiet zurückzuführen ift. 
Bettlern, welde nah ber Heimathsgemeinde zurüd birigirt 
id Arme, welche viejelbe wieder erreichen wollen, auf der 
nöthigen Unterhaltsmittel zu fichern, werben benjelben 
meijung der ihnen von den Verwaltungsbehörben ***) auszu— 
Reiferoute durch die Ortsbehörden Keijeunterftügungen im 
on 3 Sous für den Myriameter gezahlt, ein Verfahren, das 
ie in Kraft gebliebenen, von der Nationalverfammlung unter 
Mai und 13. Juni 1790 erlaffenen Gejee gründet. Die 
j diejer Reijeunterftügungen erfolgte früher aus Staats- 
ift aber dadurch, daß das Gefek vom 10. Mai 1838 jene 
ter die departementalen obligatorifchen Ausgaben aufgenom- 
eine Laſt der Departementd geworben. 


Zweige der departementalen Armenpflege. 
Vorbemerkung. 


der Verpflichtung zur Erſtattung der Reiſeunterſtützungen 
Unterhaltung der Betteldepots, welche letztere heute nicht mehr 
meine und obligatoriſche Laſt der Departements bildet, abge— 
hen Waiſen- und Irrenpflege das Gebiet der departementalen 
nehr derjenigen departementalen Armenpflege aus, welche auf 


eglement vom 15. Ottober 1855, Art. 1. De Magnitot, ©.446 ff. 

nquäte parlamentaire sur lorg. de l’ass. publ. dans les campagnes 

IL ©. 309. 

uftändig find zur Ausftellung die Präfelten. Min.-Cirk. vom 25. Ottbr. 1833. 
11* 
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allgemeinen, für diefe Körperſchaften verbindliche 
den auf freiwilligen Entfchliegungen ber Depart 
Leiftungen derſelben in anderen Gebieten ber 
fpäter beſonders handeln. Waifenpflege ift Hier 
forge für Findel- und verlaffene Kinder einjchlie 
wie demnãchſt näher erläutert werben wird. A 
einzelner Gebiete aus dem Kreiſe der lokalen 
das Erzeugniß theoretifher Erwägung, vielm 
Linie praftifche, den thatjächlichen Verhältniffen 
der abminiftrativen Organifation entnommene & 
jenen fpeziellen Bildungen geleitet haben. Die 
bat ſich daher keineswegs nach einem einheitlid 
einer für beide Spezialgebiete ganz verſchiedenen 
inſoweit iſt das Fundament ein gemeinſames, al 
den ſteigenden Anforderungen gegenüber unzur 
ſtungsfähigleit der lolalen Inſtitute zu dem Zurü 
wirtbichaftliche Kraft der Departementalverbänd 


I Waifenpflege (service des enfaı 


1. Siſtoriſches. 
3) Altes Regime. 

Das Mißverhältnig zwiſchen der Leiftun 
Inftitute und den an fie gerichteten Anforberur 
Waifenpflege hervor. Schon unter dem alten 
ſprüche erhebliche und ftet8 fteigenbe geweſen; ein n 
die Geletzgebung der Revolutionszeit und des erften 

Ih Habe hier den Ausdruck „Waifenpflege 
einer kurzen und gemeinverftänblichen beutjcher 
jenige fehlt, was in Frankreich die Yürforge fü 
enfants assistes in fich begreift; von den Kind: 
dieſer Fürforge find, haben thatfächlich die Waife 
immer bie bei Weitem geringere Zahl gebilvet; fd 
beiden Jahrhunderten der alten Monarchie | 
Wohlthätigkeit getroffenen Beranftaltungen ſtehe 
Waiſen, d. h. die legitimen Kinder verftorben 
von ihren Eltern ober Müttern verlaffenen o 
im Vorbergrunde; die große Zahl der fogenann 
auf ber außerorbentlichen Verbreitung, welche voı 
des Kinderausſetzens in Frankreich hatte und w 
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te Wohlthätigkeitspflege, die jenen Kindern zu Theil wurde, noch 
richub geleiftet worden zu fein fcheint. Allerdings find von den 
ten ber älteften, zu Gunften Bilflofer Kinder errichteten Anftalten 
[finder noch ausgefchlofien; Karl VII. beftimmte bei Beftitigung 
tung des Hoipitald zum heiligen Geift in Paris unter dem 
ft 1445 *) ausdrücklich, daß in die Anftalt nur aus legitimen 
rorgegangene Waifen, nicht Findelkinder Aufnahme finden 
eine gleiche Ausſchließung der Bindelfinder orbnete Franz I. 
er im Jahre 1536 das Hofpital der enfants Dieu (jpäter 
rouges genannt) für bie zurücgebliebenen Kinder im Hötel- 
tftorbener Eltern gründete**); unter den Motiven ber erft- 
Beftimmung findet aud die Befürchtung Erwähnung, daß 
eigtheit der Hofpitäler, jolhe Kinder aufzunehmen, der Un- 
Vorſchub leiften und die Zahl der unehelichen Kinder auf Das Be» 
te vermehren werde; für Die verlafjenen Kinder unbefannter Eltern 
her bei dem alten Brauch verbleiben, wonach am Eingang der Kirche 
ſolche Kinder in einem Bett ausgeftellt und die Vorübergehen- 
Saben für diejelben aufgefordert wurden. Da indeſſen der Er- 
r Sammlungen ungenügend war, jo wurbe verorbnet, daß die 
tung zur Fürſorge für die enfants trouvds den Gerichtsherren 
usticiers) obliegen follte; dieſe Beſtimmung, obwohl immer 
ngejchärft und in Einzelfällen Durch gerichtliche Entjcheidungen zur 
gebracht, iſt jeboc bei den damaligen ungeorbneten ftaatlichen 
1 wohl nie zu einer allgemeinen Durchführung gelangt. Jeden⸗ 
tanden in ber Mitte des fiebzehnten Jahrhunderts in Bezug 
Behandlung der Findelkinder die tvaurigſten Mißbräuche; es 
ichtet, daß dieſelben für einen Taxpreis von 20 Sous an 
Gaukler, Wahrſager u. ſ. w. verkauft zu werben pflegten, 
e für ihre Zwecke abrichteten und nicht ſelten verſtümmelten, 
für den Behuf des Almoſenſuchens mit mehr Erfolg zu ver- 
* 
ſe barbariſchen Zuſtände waren es, welche die Aufmerkſamkeit 
Vincenz von Paula auf ſich zogen; ſeiner Initiative verdankt 
fivere Fürſorge für jene Kinder, welche die folgenden Jahr⸗ 
auszeichnet, den Urjprung. Ihm gelang es, wohlthätige 


'ravaux de la commission des enfants trouvés, constitude le 22 aout 
imprimerie nationale 1850. Band II (Urtundenband) ©. 18. 
Jafelöf, ©. 21. 

Laurent, L’etat actuel de laquestion des enfants assistes. Paris, 
et Comp. 1876, ©. 20. ” 
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Damen für das Schidjal der hülflos verlafjen 
und ein Hofpital zu gründen *), in welhem aı 
Aufnahme finden follten; Ludwig XIV., w 
1642 die unter dem Namen Höpital des en 
Anftalt mit einer jährlichen Rente von 4000 ! 
erhob dieſelbe im Jahre 1670, indem er fie g 
pital general in Paris vereinigte, in die Rı 
ftalten **). Aber je mehr fich Hier eine regelmä' 
Varis ausgefegt gefundenen Kinder entwidelte, 
Zubrang zu der gedachten Anftalt; während d 
fpital aufgenommenen Kinder 1670 nur 31: 
fie nah 10 Jahren — 1680 — bereits aı 
Jahrhunderts auf 1500—1600, 1740 auf 3 
1770 auf 6918 geftiegen ***); mehr als ein Di 
folche, welche von außerhalb bezw. aus den Pr 
bracht worden waren. Die Beförberung nad 
Gerichtsherren ein bequemes Mittel ſich ihrer 
entziehen; obwohl bie Beförderung von Rinder: 
ftreng verboten wurde, jo war e8 doch nicht m 
fteuern; ein trauriges Bild der beftehenden 

Berathungsprotofoll des Bureaus des Höpital 
zember 17724), worin fonftatirt wird, daß ı 
10 Monaten des Jahres in das Hojpital gebracht 
vinzen angehörten; es wird nicht nur auf bie ſolch 
über ganz ungenügenden Mittel des Höpitaldes 
auf die außerordentliche Gefahr Hingemwiefen, ber L 
der Kinder in Folge diefer Transporte unterli 
der Kinder nach Paris oft von ben entle, 
Auvergne, Bretagne, Flandern, Lothringen, Elf 
aus, ſowie mit den ungenägenbften Borfichteme 
wurde, fo war es fein Wunder, daß ein große 


*) Das Nähere hierüber bei Monnier, histoire 
©. 395 fi. 

**) Lettres patentes portant don au profit 
trouvds vom Juli 1642; Edit du roi pour l’etabl 
enfants trouves, uni & l’Höpital gönd al von Ju 
commission des enfants trouves, institude 1849. & 

***) Auszug aus dem Beratfungsprototoll des B 
vom 14. Dezbr. 1772. a. a. D. ©. 199 fg. 

» ef. dem foeben erwähnten Auszug; a. a. O. 
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iterwegs ftarb oder in einem Zuftanbe anfam, der den Tod in den 
Tagen nach der Ankunft zur Folge hatte. In Folge jener Bera- 
ırde ein Schreiben *) an Die Staatsfelretäre und den Generalton« 
er Finanzen gerichtet, um fie zu einem Einfchreiten zu veranlaſſen; 
etwa getroffenen Maßnahmen von erheblichem Erfolge geweſen 
üßt fich billig bezweifeln, da noch bei Necker's erſtem Eintritt 
Minifterium jährlich circa 2000 Kinder aus den Provinzen 
'i8 verbracht zu werben pflegten. Neder verjuchte dem Uebel» 
urch eine neue Verbotöbeftimmung und dadurch beizufommen, 
die Einrichtung von Anftalten zur Aufnahme von Kindern an 
n Orten ber Provinzen in bie Wege leitete, aber die hierdurch 
größere Leichtigkeit der Verſorgung hatte wieder eine Vermeh⸗ 
r Zahl der der äffentlichen Fürforge zur Laft fallenden Kinder 
e**). Die große Zahl der von dem Hofpital von Paris auf: 
enen Kinder machte ſchon zeitig allgemeine Normen über bie 
sung des Dienftes erforderlich; das gejammte Detail bejjelben 
ch umfafjende Reglements georbnet ***), In der Regel wurden 
der gegen Entgelt auf dem Lande wohnenden Ammen zur Er- 
übergeben, demnächſt — ebenfall® gegen einen bejtimmten 
zbetrag — bei Landleuten, Handwerkern oder Kaufleuten in Pflege 
racht; die Zahlung des Pflegegeldes dauerte bei Kindern der 
ch bis zum zurücgelegten fechszchnten Pebensjahre ; wenn die Kinder 
er von zwanzig Jahren erreicht hatten, waren fie berechtigt, 
tlaffung feitens der Pfleger zu fordern. Die regelmäßige 
über bie in Pflege gegebenen Kinder war den Pfarrern anvertraut; 
n waren jährliche Inſpektionen der Pflegejtellen durch geeignete Per— 
meift geiftliche Schweftern — angeordnet. Nur Kinder, deren Pla— 
ei Familien zeitweilig nicht gelang, follten interimiftijch ins Hojpital 
ufen werben. Aehnliche Reglements beftanden für die Ho» 
anderer größerer Städte, wie bie von Lyon; Heinere Hofpitäler 
en fih wie die Gerichtsherren nicht jelten der Bürjorge durch 
rung der Kinder nach Paris. Für die Beurtheilung, welche 
pen großen Hojpitälern getroffenen Einrichtungen bei einfichte- 


A. a. O. S. 201. 

Necker, De l’adm. des finances, Bd. III ©. 142. Die betr. Stelle 
aments-Verordnung, welde die Beförderung der Kinder nad) Paris wieber- 
ot und ihre Aufnahme im bie mäcjftbelegenen Hofpitäler amorbnete, bei 
histoire ©. 401. 

Bal. insbefondere das Reglement vom 28. März 1774 für Paris, trav. 
mm. de 1849, Band IL &.210fj.; die Reglements für yon ©. 223 ff. 
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vollen Zeitgenofien fanden, find die Worte Neder’s charalter 
„Unter allen Einrichtungen, welche wir dem Geift der Human 
banten“, jagt er im dem bereits mehrfach citirten Werte | 
Finanzen Frankreichs, „find die zur Aufnahme verlaffener Fi 
ftimmten Anftalten in meinen Augen diejenigen, deren Ru 
meiften mit Webelftänben vermifcht ift; ohne Zweifel Hat bie 
werthe Errichtung folcher Anftalten verhindert, daß mitleidswürdi⸗ 
das Opfer unnatürlicher Empfindungen ihrer Eltern wurden, al 
daß man es gewahrte, hat man fi daran gewöhnt, d 
Findellinder als öffentliche Häuſer zu betrachten, in 

verän die Kinder der ärmften feiner Untertfanen zu 
unterhalten für gerecht erachtet; und bieje Borftellun, 

fi verbreitete, bei der Benölferung die Bande ver 
elterlichen Liebe gelodert. Der Mißbrauch wächft täglid 

ſchritte werden dereinft die Regierung in Verlegenheit jek 

lung ift ſchwierig, fo lange man nur Palfiativmittel anwen 

Mittel aber würden erft dann Billigung finden, wenn biı 
ordnung zu einem Allen in die Augen fallenden Grabe 

wäre.“ Ein Abbrud der Stimmung, melde in dei 

der Revolution die wohlgefinnten Kreiſe beherrichte; 
Unzuveichlichleit der Meinen Schugmittel, aber ohn 

größere zu wagen. 


" ) Revolution und Kaiferreid. 


Das Intereffe, welches das alte Regime den Findelki 
hatte, übertrug fich auf die folgenden Regierungen; bie ( 
Unterftägung und Erziehung jener Kinder bildeten bald 
der Aufmerkjamfeit der Verfammlungen, welche feit di 
Revolution die Geſchicke Frankreichs leiteten. Auch bier 
Maßnahmen auflöjende; das Gejeg vom 10. September ! 
die Unterftügungen auf, die bis dahin einzelnen Pfarreier 
zum Beften von Sindelfindern gewährt waren; die Mu 
Departements ſollten ftatt deffen für die erforderlichen I 
weiteres Geſetz vom 10. Dezember vefjelben Jahres beſeit 
Verpflichtung der Gerichtöherren, ſich der Pflege der auf 
ausgejegten Kinder zu unterziehen. Im jenen Bericht 
des comite de mendicit& der Herzog von Yarocheft 
der Nationalverfammlung erjtattete, fand auch die F 


*) Necker, De l’adm. des finances, ®b. IIL. &. 14 
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g bebürftiger Kinder umfajjende Erörterung *); ein Gefeg-Ent- 
der mit jenem Bericht vorgelegt wurde, beauftragt die Direktorien 
iftrifte mit der Fürforge für verlafjene Kinder, die bis zum 14. 
15. Lebensjahre gegen Entgelt bei Familien untergebracht 
ı foliten; eine beſonders wirkſame Abhilfe verſprach fich die Kom⸗ 
ı bon einem in Vorſchlag gebrachten weiteren Gefegentwurf, 
: die Adoption der Kinder unbefannter Eltern für zuläjfig erklärte. 
teriftiich für bie Yuffaffung, aus der der Bericht hervorging, 
in demſelben ausgebrüdte Zuverficht, daß die Konſtitution von 
eine Verminderung der Fälle Hilflofen Verlaſſens von Kindern 
ihren werde. „Die Konftitution,“ fagt Yarodefoucauld, „welche die 
jümer über einen ſehr viel größern Theil von Einzelnen 
ten wird, wirb die Zahl ber mit Eigenthum verjehenen Familien 
ven und die Fälle gänzlicher Armuth vermindern; fie wird, in« 
e allen Fähigfeiten der Bürger die Richtung auf das öffentliche 
je gibt, indem fie für biejen gemeinjamen Zweck die Privat» 
en vereinigt, den elterlichen Gefühlen, den Tugenden bes Privat» 
eine Stärke geben, welche man jegt faum für möglich Hält; 
fie einem Jeden alle feine Rechte wieder zu Theil werben läßt, 
über feine Pflichten unterrichtet und dieſe auf ihren wahren In— 
rüdführt, wird fie Jeden mit der Nothivendigfeit, fie zu erfüllen, 
ingen; indem fie die Zahl der Ehelojen vermindert, wird fie 
r Haupturſachen des Verlaſſens von Kindern bejeitigen; und es 
ifello8, daß fie, indem fie das Band der Ehe verſüßt und das 
berfelben einer Menge von Bürgern, die davon bis jegt ausge— 
1 waren, zugänglich macht, die Zahl der Heirathen vermehren 
Cie wird eine Regeneration der Sitten bewirken; fie allein 
tefen großen, diefen wichtigen Umſchwung vollbringen.“ Ueber» 
liche Hoffnungen, an deren Stelle jo bald Enttäufhung treten 
Die damals vorgelegten Entwürfe wurden nicht Geſetz; die ihnen 
ınde liegende Auffaffung wurde bald von der Gejekgebung des 
t8 überholt. Nach jenem Gejeg vom 28. Juni 1793**) follte 
m Diftrift eine Anftalt eingerichtet werben, in welche ſchwangere 
en fich zu jeder beliebigen Zeit ihrer Schwangerichaft behufs dem⸗ 
er Abhaltung ihrer Nieverfunft follten zurüczichen fönnen; den⸗ 
Müttern unehelicher Kinder, welche die Kinder felbit zu nähren 
ten, wurden Unterjtügungen zugefichert, für die nicht bei ben 





Dieſelbe ift im vierten Bericht enthalten. Travauz de la comm. de 
%. II. ©. 53 fg. 
De Watterille, Leg. char. BI. ©, 20. 
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Müttern verbleibenden Kinder wurde Unterbrin 
Rechnung des Staats im Ausficht geftellt. Dat 
deſſelben Jahres krönte das Gebäude, indem e8 1 
trouves“ die Benennung „enfants naturels dı 
Die demoralifirenden Wirkungen dieſer Geſetzgebun 
meiterm Umfange geltend gemacht haben, wenn t 
Geſetzes vom 28. Juni eine größere praftifche € 
wäre; bie durch daſſelbe zugeficherten Unterftüg 
find indefien, wie vorftehend erwähnt, wohl nie zum 
gelangt. Auch auf diefem Gebiet bezeichnet ber 
toriums eine Rücklehr von ntopijchen Projekten zu 
Auffaffung. Faſt gleichzeitig mit den Gefegen, 
Iofale Armenverwaltung wieberherftellten, orbr 


ee 75 *) die Unterftügung der enfants tı 


die Fürforge für neugeborne Kinder, welche von 

würden, ben Hofpitälern zu; fofern e8 diejen Anfta 
und Erziehung an ben erforberlichen Mitteln gel 
gabe aus Zujchüffen des Staats beitritten werben 
führungsbeftimmungen enthält eine Verordnung t 
30, vent. deſſelben Jahres **); danach follten die 

nur zum vorübergehenden Aufenthalt der Kinde 
nicht Krankheit und Gebrechen Hinderniffe entg 
fprechend den in den alten Reglements enthaltenen 
gegen Entgelt untergebracht werben jollten; die A 
babung des Dienftes follte der Kantonalbehörde 

Hofpitäler die zur Beftreitung der Ausgaben erfo 
befaßen, waren biefe von der Generalfafje der Ho 
der Verwaltungstommifjionen den Anjtalten vo 
Minifter des Innern aus ben Hierzu beftimmte 
Aber auch dieſe Vorſchriften waren meit entfernt 
wefentliche Befjerung des Zuftandes herbeizuführen 
bis die Regierung eine vegelmäßige Zahlung de 
erftattenden Beträge ficherzuftellen vermochte; in; 
Dienft, zumal bei den Heinen Hofpitälern in ſolch 
daß nicht felten die Findellinder ihrem Schickſal üt 
Eine durchgreifende Reform batirt erft vom Dekret vc 








*) De Watteville, Leg. char., 8b. 1. ©. 43. 
**) 20. März 1797. 
***) Dupin, Histoire, ©. 312. 

?) De Watteville, a. a. O. ©. 158. 
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lches Napoleon mit praftiichem Blick das Brauchbare der bisher 
nen Anorbnungen zujammenfaßt. 

das Dekret gibt zum erften Male dem Gebiet jener Fürforge 
eitimmte Umgrenzung, indem es bie einzelnen Kategorien von Kin⸗ 
welche Gegenftand derſelben fein’ follen, durch Definitionen be- 
t; e8 find deren drei: Die Kategorien der enfants trouves, aban- 
s und orphelins pauvres. Unter den erfteren werben Kinder 
ıden, welche, von unbekannten Eltern geboren, entweder ausgeſetzt 
en oder in bie zur Aufnahme ſolcher Kinder beftimmten Hoſpi⸗ 
verbracht worben find; enfants abandonnes find Kinder befannter 
‚ welche anfänglich von letzteren oder an ihrer Stelle von Anderen 
ogen, bemnächft verlaffen worden find, ohne daß die Eltern er- 
t ober für die Pflege der Kinder in Anſpruch genommen werben 
1; bie Praxis hat diejer Kategorie die Kinder in Gefängniffen 
Unterfuchungsanftalten verwahrter oder in Hoſpitälern wegen 
heit verpflegter Eltern für die Dauer der Haft bezw. Krankpeit 
eſtellt; unter orphelins pauvres werben mittellofe Kinder, deren 
Eltern verjtorben find, verftanden. Jedes zur Aufnahme von 
ts trouves beftimmte Hojpital foll mit einem tour, d. h. mit 
Einrichtung verfehen fein, welche die Aufnahme des Kindes ohne 
efanntwerben ber die Ausfegung bewirfenden Perſon ermöglicht; 
ihl der zur Aufnahme beftimmten Hofpitäler ift auf höchſtens 
im Arrondiſſement feftgefegt. In Uebereinftimmung mit den 
en Anorbnungen wird auch hier vorgefchrieben, daß die Erziehung 
inder joweit als möglich nicht in den Hofpitälern, jondern außer 
er Anftalten bei Familien ftattfinden folle; fobald als angänglich 
fie Ammen übergeben, vom Alter von ſechs Jahren ab aber 
uten oder Handwerkern gegen im Verhältniß des Alters und ber 
me ber Dienftleiftungen abnehmendes Pflegegeld in Pflege gegeben 
1, vom Alter von zwölf Jahren ab ftanden alle für den Dienft 
Flotte befähigten männlichen Kinder zur Dispofition bes Marine 
18; verfügte dieſer über biefelben nicht, fo wurden fie wie bisher, 
ınentgeltlich bei Yandleuten oder Handmwerfern, die Mädchen bei 
innen, Näherinnen oder anderen gemerbtreibenden Frauen ober 
brifen oder Manufakturen untergebradt. Alle Koften hatten die 
äler zu übernehmen vorbehaltlich eines Beitrags zu den Pflege- 
n, ben biefelben aus einer — wie e8 im Delret heißt — „vom 
herzugebenden jährlichen Subvention von 4 Millionen Franken 
ie Geſammtheit der Kinderhofpitäler erhalten tonnten. Die Ge- 
taufficht und Vormundſchaft über die unterflügten Kinder cen- 
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tealifirte fi) bei den Hofpitalfommiffionen; mit ber Ausübur 
Vormundſchaft war ein Mitglied verfelben befonder beauftragt 
wenig nun dieje Vorfchriften ihrem Inhalt nach im Allgemeinen 
enthielten, fo bezeichnet da8 Dekret doch eine Art Abſchluß; es 
den Ausgangspunkt für bie ganze weitere Entwidlung, wie fie 
ftehend im Einzelnen dargeftellt werben wird. Weitere wichtige 
mente in dieſer Entwidlung find gewefen: Der vom Minifter 
parin auf Grund eines über den gefammten Zuftand der Armeı 
im Jahre 1837 dem Könige erftattete Bericht, die in den Jahren 18 
und 1860/62 ausgeführten Enqueten, fowie endlich das Geſetz 
5. Mai 1869 über die Ausgaben ver Waifenpflege (loi relativ 
döpenses du service des enfants assistes). 


2. Urt der Pflege und Erziehung. 


Von den Grundfägen, die das Dekret aufftellte, hat fich der, n 
die Erziehung der Kinder außerhalb der Hojpitalanftalten bei Fa 
vorſchreibt, am meiften bewährt und maßgebend erhalten; wie in 
die Ausführung deſſelben ſchon früher in ver Trägheit und der maı 
den Einſicht der Hofpitalbehörden nicht felten ein Hinderniß far 
haben auch die fpäteren Regierungen im Anſchluß an das Dekret 
Befolgung immer wieder einzuſchärfen fich genötigt gejehen. 
vorübergehend machte in den Kreifen der Regierung das Beſtrebe 
geltend, an die Stelle jener Unterbringung bei Familien bie Erzi 
in landwirthſchaftlichen Waifenanftalten oder Kolonieen zu fegen; t 
Jahre 1860 über die unterftügten Kinder abgehaltene Enquöte he 
mit diefen Verfuhen und ihren Reſultaten eingehend bejchäftig 
Ergebniffe konnten nicht als befriedigende bezeichnet werben. Der? 
jener Anftalten Hatte bald genügende Erfahrung, bald der nöthige 
gefehlt; die Disziplin war ſchwer zu handhaben; unverhältnigmäßi 
Entweihungen von Zöglingen pflegten vorzulommen; bie Koften 
ftiegen um ein fehr Bebeutendes diejenigen, welche mit der Unterbri 
der Kinder in Familien verbunden waren. Im Jahre 1860 beit 
in Frankreich 18*) folder Anftalten, eine Zahl, die fi bald 
verminderte und erjt im legten Jahrzehnt wieder zunahm **). 








*) Rapport de la commission de 1861, ©. 134. 

**) An bebentenberen Aderbau-Rolonieen nennt Block — Statistique ge 
de la France, 2. Auflage 1875, Bd. J ©. 288 — fünf größtentheil® au 
Einkünften des eigenen Vermögens bezw. aus Bereinsmitteln erhaltene In 
1879 beftanden 40 zum Theil für elfäffiihe Knaben beftimmte landwirthſch 
Orphelinate. Journal de la soc. de stat. de Paris, Jahrg. 1879. ©. 21 
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doch weniger günftige Erfolge hatten bie Verfuche aufzumweifen, Kinder 
Rategorien zur landwirthſchaftlichen Kolonifation Algeriens zu ver« 
1, obwohl dieje Verſuche in großem Umfange projektirt und unter 
dung verhältnigmäßig beträchtlicher Mittel in die Wege geleitet 
. Im Jahre 1852 *) wurden auf den Vorfchlag einer im Mir 
ım des Innern zur Prüfung der Frage gebilveten Kommiſſion 
inder — den Hofpitälern oder armen Familien von Paris und 
end entnommen — nach den Orphelinaten von Bouffarif und 
Noun in Algerien dirigirt, bald folgten mit Hilfe der von ver- 
ien Generalräthen bewilligten Unterftügungsfonde weitere 80 
nad, die dem Orpbelinat von Mifjerghin überwiefen wurden; 
ıgen Koloniften, die zur Zeit ihrer Ueberführung 10 bis 13 
alt waren, follten bi8 zum Alter von 21 Jahren im Orphelinat 
und während dieſer Zeit zu landwirthſchaftlichen Arbeiten an« 
werben; dann follte jeder eine Gelvausftattung im Mindeſtbe— 
on 100 Fred. und ein Stüd Land von 4 bis 8 Heltaren zur 
ıng erhalten. Es genügten indefjen wenige Jahre, um die Aus— 
figfeit der Unternefmungen darzuthun; der Vorfteher des Or- 
t8 Ben-af-Noun, Pater Brumauld felöft, welcher die erſte Ueber- 
ig von Kindern geleitet, rieth davon ab, der Sache in der bie- 
Form meitern Fortgang zu geben und zwar hauptjächlich deß⸗ 
eil das Leben im Orphelinat nicht geeignet fei, bei der Mehr- 
r Kinder bie für bie fpätere Bewirthichaftung eines Tandiwirth- 
hen Anweſens nöthige Selbftänbigkeit zu entwideln. Inzwifchen 
irteten im Senat Troplong — der befannte langjährige Präfident 
ſationshofes — und Portalis die regelmäßige jährliche Entjendung 
terftügten Kindern nach Algerien; ein jenen Vorfchlägen ent 
der Antrag, nach welchem jährlih 1200 bis 1500 Knaben ven 
rphelinaten zugeführt werben follten, wurde dem Kaiſer unter 
Die Vorſchläge fanden jedoch nicht Die Billigung der erwähnten, 
re 1861 zufammengetretenen Enquéẽte-Kommiſſion; die nach— 
ı Wirkungen des afrilaniſchen Klimas, die beträchtlichen durch 
fenthalt in den landwirthſchaftlichen Orphelinaten verurfachten 
ften, die Rüdficht auf den einheimifchen Aderbau, dem buch 
pflanzung von Kindern nach Afrika Kräfte entzogen wurden, alles 
ven Momente, welche gegen den Vorſchlag ſprachen; es kamen 
die größeren Schwierigkeiten, die für die Erlangung geeigneter 
Das Nähere hierüber in bem Rapport de la commission, institude 
t. 1861 (voll. Titel: Enfants assistes. Enquöte generale ouverte en 
Rapport de la commission, Paris, impr. imper. 1862). ©. 149 ff. 
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Pflegeftellen von einer Einrichtung befürchtet wurden 
vom 10. bezw. 12. Jahre ab, aljo zu einer Zeit, w 
zu bringen im Stande waren, ben Pflegeeltern n 
Kommiffion ſprach fich daher gegen die erwähnten 
fceint die Idee einer Verwendung unterftügter Kir 
ſchaftlichen Kolonijation Algeriens fpäter nicht wei 
zu fein, vielmehr wurde die thunlichſte Verallgem: 
bringung ber Kinder in Familien, für welche die $ 
ſchieden ausfprad, immer wieder dringend empfe 
bildet dieſer Modus die regelmäßige Art der Er 
unterftügter Kinder. 


3. Maßnahmen zur Verminderung d 
Kinder-Ausfegene. 
a) Allgemeines. Tours. Deplazirungs-€ 


Viel weniger unbebenklich erfchien die Leichtigei 
denen, die fich ihrer Kinder entäußern wollten, für t 
Abfichten gewährte. Allerdings enthielt die Vorſchr 
Arrondiffement nicht mehr als ein als Depot dien 
Banden fein follte, dem vorgefundenen Zuftande 
ſchränkung, welche die Zahl ver zur Aufnahme von 
Hojpitäler ermäßigte; auf der andern Seite wı 
orbnung, welde die Einrichtung eines tour zu ı 
ftalten obligatorifchen machte, dem Ausjegen von 
größerer Vorſchub geleifte. Die Einrichtung ber 
ftammend, ſcheint fi während des achtzehnten I 
frangöfiihen Kinderhofpitälern mehr und mehr ein 
fie blieb jedoch bis zum Defret von 1811 eine 
nad dem Dekret belief fich die Zahl der im Gebrau 
in Frankreich auf 235; 56 Hojpitäler nahmen ung 
Charakters der Anorbnung die Einrichtung nicht a; 
ein drehbarer Holzchlinder, deſſen eine Hälfte mit 
fehen ift; biejenigen, welche dem Hofpital ein Kim 
geben mit einer an dem tour befindlichen Klingel 
bie mit ber Höhlung verfehene Hälfte des Chlint 
dreht und, nachdem fie das Kind aufgenommen, 1 
dreht wird: Die Verbringung der Kinder in bie 





*) Ich entnehme biefe Zahlen den Tabellen im Rapı 
de 1861, ©. 20 u. 25; nicht ganz ſtimmen mit biefen Zaplı 
Enfants assistes, Paris 1870, &. 3 mitgetheilten: 251 & 
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: Weife erfolgen, die den die Ausfegung bewirfenden Perſonen 
Geheimbleiben ficherte; die Beftimmungen des Code penal, 
a8 Ausjegen von Kindern unter Strafe ftellten, erlitten, wie 
ne lange gleihförmige Praxis der Gerichtshöfe feftgeftellt wurde, 
nmendung in Fällen, wo mittelloje Eltern oder Mütter ihre 
dem Hojpital übergeben hatten. 
e nachtheiligen Wirkungen der gefchaffenen Erleichterung offen- 
fih zunädft in einem auferorventlich rafchen Anwachſen der 
r Kinder, welche für Rechnung der Hofpitäler verpflegt und 
werben mußten. Die Zahl der enfants trouves et aban- 
‚ welche beim Ausbruch der Revolution 40000 bis 45000 *) 
gahre 1819 99346 **) betragen hatte, belief fih im Jahre 
uf 116452 und ftieg bis zum Jahre 1833 auf 129629. Die 
ng einer Anzahl von Kinderholpitäleen — die zur Aufnahme 
bern beftimmten Anjtalten waren um 291 im Jahre 1812 auf 
Jahre 1833 Herabgegangen ***) —, wie fie auf Betrich von 
zahl von Generalräthen eintrat, ſchaffte Feine merklihe Hilfe; 
irffamer zeigte fich ein anderes Auskunftsmittel, das die Ver- 
feit dem Jahre 1828 zur Durchführung zu bringen fich bes 
um ben Eltern, die Kinder ausgeſetzt hatten, die Ausjicht auf 
Wiederanknüpfung von Beziehungen zu benjelben zu benchmen 
m hierdurch den Ernſt des von ihnen gethanen Schrittes zum 
miß zu bringen, beförderte man die Kinder behufs ihrer Unter» 
‚ in ein anderes Departement, wo man pafjende Pflegeftellen 
usjuchte; den Eltern ging auf dieſe Weife meift jede Spur 
er verloren; auch auf Kinder, die bereits in dem heimathlichen 
ment ſich in Pflege befanden, dehnte man die Deplazirungs- 
| aus; die Gefammtzahl der in den Jahren 1834 bis 1837 
Weiſe deplazirten Kinder wird auf 36493 angegeben; von 
yurden 16339 von ihren Angehörigen oder den bisherigen 
reflamirt, jo daß fie der Armenpflege nicht mehr zur Laft 
id bie bezüglichen Fonds hierdurch eine beträchtliche Erleichterung 
en. Noch der Minifter Gasparin in feinem im Jahre 1837 


Diefe Zahl nennt Dupin in Hist. de Padm. des sec, &.313. Nach 
&t des Miniſters Laine vom 25. Novbr. 1819 (travaux de la com- 
de 1849, ®b. II. ©. 265) wären 1609 ſchon 67966, 1817 fon 97.919 
e Kinder vorhanden geweſen. 

Sasparin, Rapport, ©. 45. In biefem Jahre wurde bie Zahl ber 
re zum erftien Mal genau ermittelt. Dupin, ber (1521) die Zahl ber 
ıf 60.000 veranfchlagt, ſcheint diefe Ermittelungen nicht gefannt zu Haben. 
Zu vgl. die Tabelle im Rapport de la comm. de 1861, ©. 21. 
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dem Könige erftatteten Bericht *) rühmt bie heilj 
Maßregel. Gleichwohl muß fie fehr bald wiebe: 
fein, da fich, fpäter feine Spur berjelben mehr fi 
zur Verminderung ber Kinberausfegungen wefentl 
mag, jo mußte fie doch nach anderer Richtung 
denken begegnen; bie Entfernung zwifchen dem H 
der Unterbringung mußte die Auswahl guter Pf 
die Aufſicht über biefelben den Verwaltungs · Komn 
lich erjchweren; auch mußte die Befürchtung fpäter 
Kinder gerade die befferen Pflegeeltern davon abh 
nahme der Erziehung folher Kinder überhaupt bet 
mußte fih zu einfchneidenderen Mobifitationen di 
von 1811 inaugurirten Syſtems entjchließen, wen 
Beſſerung der Verhältniſſe herbeiführen wollte. 
Zwei wichtige Aenderungen find es, die von 
an in allmählicher, jedoch fonjequenter und behat 
Wege geleitet wurden: Die Unterbrüdung der tour 
der fogenannten zeitweiligen Unterftügungen; in b 
der Bericht Gasparin's einen mächtigen Impuls 


b) ®efeitigung ber tours. Kinderſchut 
Mit der Unterbrüdung der tours und ihrer 
nahmebureaus (bureaux d’admission) war mı 
giſch vorgegangen; von dieſem Zeitpunfte ab gen 
Täglich die Entſchließungen derjenigen Generalräthı 
Befeitigung der tours entſchieden; in Folge foldhı 
in ber Zeit von 1834 bis 37 67 tours gejchlofjen 
Vermehrung der Kindesmorbe, wie fie von manc 
der Maßnahme befürchtet wurde, war nicht einget 
gewichtige Eintreten Gasparin's für ein ſolches 
nicht allen Widerſpruch gegen bafjelbe verftumm 
hatte man in Paris mit dem Jahre 1838 damit 
gänge zum tour überwachen zu laſſen; ungeachte 
günftigen Erfolges und des namhaften Zurüdgehen 
fegungen in diefem Jahre mußte indeffen die Maf 
ftehenven Vorurtheile zu ſchonen, einftweilen wieder au 
Gleichwohl nahm die Verminderung unter der | 
*) Gasparin, Rapport, ©. 870 ff. 


**) Rapport de la commission de 1861, ©. 25, 2t 
***) Siehe die Tabelle in den Travauz de Ia commission 
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m gegebenen Impulſes ihren vafchen Fortgang; während 
e Gejammtzahl noch 217 betragen hatte, war fie 1836 auf 
37 auf 151, 1838 auf 185, 1845 auf 97 Gerabgegangen *); 
Jahre 1861 die bereit8 mehrfach erwähnte Enquäte über bie 
sten Rinder eingeleitet wurde, waren nur noch 25 tours vor⸗ 
*);, in ber Zwijchenzeit war in Folge der Verwirrung, bie bie 
1 des Jahres 1848 Hervorriefen, ein kurzer Stillſtand in jener 
bewegung ber Zahlen eingetreten. Allerdings hatte bie im 
849 duch Dufaure berufene Enquöte-Rommiffion ſich für bie 
ing der tours ausgeſprochen; aber 55 Generalräthe hatten bie 
tung befürwortet und hatte die rüdläufige Bewegung in ven 
ı eine Stütze gefunden, welchen Thiers in feinem berühmten 
e 1849 über die öffentliche Armenpflege erftatteten Bericht 
gegeben hatte; ein von biefen Anfichten aus neu aufgeftelltes 
tige Projeft wurde dem von der Kommiſſion ausgearbeiteten 
jejegt ***). Beide Projekte erjegte der Staatsrath durch einen 
wurf vermittelnder Tendenz, welcher lediglich beftimmte, daß 
ours nur auf zuftimmendes Gutachten des Staatsraths follten 
oder unterbrüdt werben dürfen. Weber dieſer Entwurf noch 
ahre 1853 aufgeftellter ähnlicher gelangten jedoch zur Annahme }) 
1861 berufene zweite Enqu&te-Rommifjion fand daher in Bezug 
Löſung der Frage noch freies Beld vor; fie entſchied ſich im 
dingteften Weife für die Aufhebung der tours. Von den 25, 
Beginn der Enqudte noch vorhanden waren, verſchwanden 
der Enquöte in Folge der durch diefelbe gegebenen Belehrung 
die übrig gebliebenen 5}}) waren im Jahre 1370 befeitigt FT}). 
Stelle ber tours find überall Aufnafmebureaus getreten; bie 
der Kinder erfolgt Hier jedoch nur, wenn bei ausgeſetzten 
ie Umftände, unter benen fie aufgefunden find, näher angegeben, 
‚acroix, Du retablissement des tours. Lettres pour servir à l’dtude 
juestion. Paris, Guillaumin et Comp. 1879, ©. 9. 
aſelbſt ©. 27. 
de Fontpertiuss, L’assistance des enfants naturels, le tour 
et le secours aux filles-möres Paris, Guillaumin et Comp. 1878. ©. 7. 
. Laurent, L’etat actuel de la question des enfants assistes. ©. 6. 
tapport de la commission de 1861, ©. 27. 
lorgand, Enfants assistes ©.3. Als ich im Jahre 1870 in Begleitung 
liebes der Hofpital-Kommilfion von Dlarjeille das in der Nähe ber 
gene Höpital de la Trinite befitigte, fand ich bort nod) einen tour vor, 
en ertheilten Aufſchlüſſen noch in Benugung war. Derfelbe konnte je- 
Anfirengung ungeachtet nicht in Bewegung gefeht werden. 
ud v. 2-3, Krög. d. Echmoller. 12 
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bei Kindern, deren ſich ihre Eltern entäußern ı 
Familienverhäftniffe, Urjache der Entäußerung u 
Then Mittheilungen gemacht werben. Die Siche 
haltung, welche der tour gewährte, ift daher weggefall 
dem Schuge dieſes Geheimnifjes, wie die Enquöte 
in häufigen Fälfen auch legitime Eltern von der Mi 
" Erziehung ihrer Kinder, ohne fich deßhalb übler Naı 
die Verwaltung abzuwälzen Gebrauch gemacht 5 
Gelegenheit hierzu durch die neueren Einrihtunger 
Aber auch Hiermit ift die Frage der tours ı 
ordnung verſchwunden; jene Anficht, welche in der l 
ein Bollwerk gegen das Ueberhanpnehmen der ! 
immer wieder aufgetaucht, fie ift noch vor wenige: 
einer faft leidenfchaftlich geführten Erörterung gen 
der Berurtheilungen wegen gegen das Leben ver K 
brechen jeit der Befeitigung der tours eine Erhöhn 
läßt fich allerdings durch ftatiftiich feitgeftellte Zi 
es handelt ſich Hier auch um die fehr viel zahlen 
nicht fozufagen akute Handlungen, fondern Berne 
abfichtlih mangelhafte Ernährung und Pflege den 
beiführen; wenn bier ſchon in den Einzelfällen I 
fehr feltenen Fällen nachzuweiſen ift, fo entzieht | 
Gefammtheit der Bälle irgend welcher ftatiftiicher 
läßt eine hohe Sterblichteitsziffer bei beftimmten 
dern auf das häufige Vorkommen von Fällen der ! 
Das außerordentlich ungünftige Sterblichleitsverhi 
im Wege der Armenpflege, fei es für Rechnung 
brachten Kinder niebrigften Lebensalters begann von 
ab immer mehr die Aufmerkfamkeit auf fich zu z 
Meinung beunrupigte ſich hierüber um jo mehr 
Kinder in den erften Jahren außerhalb der Famil 
sieben zu laſſen, in Frankreich namentlich in dei 
weiter Ausdehnung befteht. Es bildeten fih Kir 
im Sabre 1868 vorgenommene Enquete ergab 
Alter von einem Jahr in denjenigen zehn Depa 
vorzugsweife Pflegefinder aus Paris untergebracht 
meines Sterblichkeitsverhältniß von 51, 68 pro 1 
züglih der in den Gemeinden einheimifchen Ki 
Ermittelungen nur ein Sterblichfeitsverhältnig 
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*). Ein Einfreiten im Wege der Geſetzgebung wurde vielfach ver⸗ 
ein aus einem Borjchlage des Dr. Roufjel Hervorgegangener Entwurf 
tinderichußgefege® gelangte im Jahre 1874 zur Annahme und 
unter dem 23. Dezember dieſes Jahres publizirt. Das im Ge- 
tbehaltene, die Detail der Ausführung regelnde Reglement 
inistration publique ift erft am 27. Februar 1877 nachger 
*); auch die weitere Organijation hat fich viel langſamer vollzogen, 
h dem Eifer, mit dem das Gefeg feiner Zeit ins Leben gerufen 
u erwarten geweſen wäre. 
jegenftand des beſondern durch das Geſetz gewährten Schuges 
le Kinder im Alter bis zu zwei Jahren, welche nicht im 
der Eltern erzogen werben, fondern anderen Perjonen zur 
ung und Pflege gegen Entgelt übergeben werden. Die Ber 
ngen des Gejeges beziehen fich theild auf die Bezeichnung bezw. 
ung derjenigen Organe, durch welche der Schu gehandhabt 
fol, jowie auf die Feftftellung der diefen Organen übertragenen 
iffe; theils Tnüpfen fie das Geben und Nehmen von Pflege 
‚ jowie die Zulaffung zum Ammenbienft und zu dem auf Ber 
ig don Ammen und Vermittelung der Unterbringung von Kin 
zzüglichen Gewerbebetriebe an die Erfüllung beftimmter formeller 
terieller Erforderniſſe bezw. zu ertheilende desfallſige Konzefjionen ; 
orbnen fie eine für die Kontrole des gefammten Dienftes nöthige 
- und Aftenführung an. 
er amtliche Apparat zur Handhabung des Schutzes baut ſich i in 
er Abftufung auf; bie oberfte leitende Behörde ift der Minifter 
nern, dem in bem comit€ superieur de protection des en- 
lu premier äge ein berathendes Organ zur Seite fteht; worbe- 
diefer obern Leitung centralifirt fi auch hier Die eigentliche 
heim Präfekten (in Paris beim Polizeipräfelten), welcher in diefer 
eit ebenfall® durch ein Comit6, jowie durch den Waiſeninſpeltor 
teur des enfants assistes) unterftügt wird; bie lokale Aufficht 
urch die Maires, ärztlichen Infpeltoren und je nad Lage der 
de zu bildende Lofaltommiffionen ausgeübt. Das comitesuperieur 





Laurent, L'etat actuel, ©. 8 ff. Diefe Daten find noch lange nicht bie 
gften; im einzelnen Departements, in benen das gewerbsmäßige Nehmen 
gefindern befondere Verbreitung hatte, wie im Morvan, foll die Sterblid- 
60, 50 und felbft 90 Prozent für einzelne Kategorien von Kindern er- 
ben, während baffelbe in befonder8 begünftigten Departement® wie dem ber 
nur 13 Prozent betrug. 
Bulletin du ministere de l'interieur Jahrg. 1977, ©. 75 ff. 
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ift nach manden Unterbredungen fat dem Mär 
Funktion *); dafjelbe Hat gejeglih aus einem v 
Medizin delegirten Mitglieve diejes Inftituts, au 
Barifer Kinderſchutzgeſellſchaft, der dortigen socie 
nelle und societ6 des cröches, jowie aus fieben 
des Präfidenten der Republik berufenen Mitglied 
für die einzelnen Departements zu bilvenden Comit 
aus zwei von dem betr. Generalrath belegirten V 
fammlung, aus vem Waijeninfpeltor (in Paris der 
lichen Urmenpflege) und aus ſechs anberen von 
Mitgliedern, von denen einer der Zahl der ärz 
Geſundheitsraths angehören, drei aus ber Admin 
anerkannten Gefelffhaften, welche fih den Schutz 
Heine Kinder zur Aufgabe machen, in Erman 
ſchaften aber aus den Mitgliedern der Berwaltungt 
täler und Wohlthätigfeitöburenus berufen werde 
ftituirung der Departemental-Rommiffionen ift, 
langſam von Statten gegangen; vielfach Haben ı 
nur zu einer formellen Eriftenz und Thätigfeit ge 
der Lokalkommiſſionen ***) ift nicht obligatorifch; 
Gutachten des Departemental- Comitös vom 
jenigen Theile des Departements angeorbnet, w 
miffionen für die’ Zwede des Gefeges eine nützlic 
warten ift. Den Vorſitz in der Kommiſſion hat 
Maire; die Mitgliever werben vom Präfelten e 
Zahl der Mitglieder feftiegt; zu den Mitgliedern ı 
mütter und der Ortspfarrer (ev. auch ein Mitglis 
Presbhterialrath8 ober des israelitiſchen Konfifto 
ärztliche Inſpektor, wenn ein folder ernannt ift, | 
berathende Stimme. Die Anftellung ärztlicher | 
denjenigen Departements, für melde der Min 
des Gutachtens die Nothwendigkeit einer folchen 
die Ernennung gebührt alsdann dem Präfelten }). 


*) Zu vgl. ber für bie Durdführung des Geſetze 
(ohne Datum) bes Bizepräftventen des comitd sup6rieur 
Geſetzes — im Bulletin du ministäre de l’interieur | 
und ber Bericht des Min. des Innern an ben Präf. be 
1880, dafelbf, ©. 202 fi. 

**) Gefeg, Art. 2. 
***) Gefeg, Art. 2. Röglement, Art. 2 ff. 

7) Geſetz, Art. 5. 


Die Wrmengeiehgebung Frantteichs. 181 


 supsrieur und bed Departemental-Comites ift eine lediglich 
liche; das com. sup. hat die Aufgake, die von ben Departe— 
Comitos gelieferten Dokumente zufammenzuftellen und jährlich 
inifter über bie Arbeiten der Comites, die Sterblichkeit ber 
und bie berbeizuführenden Verbefferungen einen Bericht zu er⸗ 
hiermit auch, foweit Anlaß, Vorſchläge bezüglich der Bewilligung 
ldprämien an ſolche Perſonen zu verbinden, die ſich durch ihre 
ing für die Sache und die ber Ießteren geleifteten Dienjte bes 
gemacht haben; der erfte dieſer Berichte ift der mehrerwähnte, 
Rouſſel, dem Vizepräfidenten de8 com. sup., an ben Minifter 
te unb im Bull. du min. de l’intsrieur des Yahres 1880 
te. Nicht lediglich gutachtlihe Behörden find, wo ſolche ein- 
t worden, bie Lotaltommiffionen ; ihre Hauptaufgabe *) befteht darin, 
hre Mitglieder, welche zu dieſem Behuf die einzelnen Pflege 
inter fich zu vertheilen und von der Art der Pflege durch öftern 
ſich zu überzeugen haben, eine Aufficht und Kontrole über bie 
n Pilegeftellen auszuüben; in Paris und Lyon können den Kom« 
n beſoldete Vifitatoren beigegeben werben; die Kommijfionen find, 
e Aufficht zu einer wirkſamen zu machen, mit weitgehenden Befug- 
egenüber den Pflegern ausgeftattet, indem fie in Fällen, in denen 
m oder Gefundheit des Kindes für gefährbet erachten, nad 
jer Aufforderung der Eltern und Anhörung des ärztliben Ins 
proviſoriſch und vorbehaltlich der Entfcheivung des Präfelten 
erweitige Unterbringung des Kindes bewirken; in dringenden 
kann fogar der Vorfigende der Kommiffion jelbft die nöthigen 
‚ein ergreifen. Der ärztlichen Inſpektor **), wo ein folder in 
n ift, hat jedes innerhalb feines Bezirks in Pflege befindliche 
onatlih mindeftens einmal, aber auch fonft, wenn der Maire 
ügliche Nequifition an ihm richtet, zu bejuchen; er vifirt hierbei 
ı der Amme over Pflegerin geführte Buch und trägt in daf- 
eine Bemerkungen ein. Auf alle wichtigen Wahrnehmungen 
er ärztliche Infpeltor den Maire bezw. den Präfekten aufmerk- 
ihrlich berichtet er über den allgemeinen Zuftand feines Bezirks. 
irt der Arzt bei der Amme ober dem Finde eine anftedende 
it, jo kann er das fofortige Aufhören der natürlichen Ernährung 
n; in fonftigen Fällen einer Krankheit des Kindes wird vom 
der ärztliche Infpektor, bei deffen Behinderung ein anderer Arzt 
handlung requirirt. Die Lofaltomiifjionen follen regelmäßig 





Ueber die Funktionen ber Kommiffionen beſonders Art.5—8 des Reglement. 
Räglement, Art. 9-15. 
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monatlich eine Sigung halten; dem Präfelten berichten fie j 
indem fie ihm zugleich diejenigen Ammen und Pflegerinnen, welc 
beſondere anerkennende Erwähnung verdienen, nambaft machen. 
den ärztlichen Infpektoren als Honorar zu zahlenden Vergütungen 
nad gutachtlicer Anhörung des Generalraths und nach Vorſchl 
BVräfelten vom Minifter feitgeiegt. 

Die Förmlichkeiten und Beſchränkungen, welche ven Kin 
Pflege gebenden und nehmenden Perjonen auferlegt find, hab 
Zwed, die für die Kontrole und die Beurtheilung der Braud 
der Ammen und Pfleger erforderlichen Anhaltspunkte zu geben 
mit der Aufſicht betrauten Organe über alle die Pflegeftellen betre 
Aenderungen auf dem Laufenden zu erhalten. Jeder, der ein $ 
entgeltlihe Pflege geben will *), hat eine Hierauf bezügliche Dekl— 
bei der Mairie, entweder der Gemeinde, in der feiner Zeit bie 
des Kindes angemelvet worden ober ber Gemeinde, in ber er, ber 
rirende, wohnt, abzugeben; gleichzeitig hat er der Amme ober ® 
einen Auszug aus dem Geburtöatteft des ihr anvertrauten Kir 
übergeben; die Dellaration, welche auf der Mairie in ein bie 
ſtimmtes Regifter eingetragen wird, muß u. A. aud die Bedir 
des mit der Amme oder Pflegerin abgefchlofjenen Kontrakts cr 
machen. Jede Perfon, die als Amme oder Pflegerin ein Kint 
Entgelt in Pflege nehmen will **), hat ſich vorher mit zwei Arte 
verfehen, deren eines vom Maire und deren anderes von eine 
auszuftellen if. Das Atteft des Maire muß zunächſt Perfonali 
Civilftand der Pflegerin, fowie Angaben darüber, warn ihr j 
Kind geboren ift, ob es lebt und ob, wenn e8 jünger als fieben | 
ift, das Nähren deſſelben durch eine andere die vorgeichriebenen 
haften befigende Frau erfolgt, enthalten; es muß Auskunft erthe 
ſoweit folde der Maire zu geben im Stande — über den Leben: 
und die Erwerbsmittel der Pflegerin, über die gefunde Beichaffen! 
Neinlichfeit der Wohnung; der Maire hat endlich die Pflegerin 
zu befragen, ob ihre Wohnung mit einer Wiege und einem Feu 
ausgeftattet ift, ob und welche Kinder fie hereits früher gegen 
in Pflege gehabt Hat, wann und aus welcher Urſache die Zurü 
der Kinder erfolgt ift und ob fie ſich noch im Beſitz der bie i 
ftehenden Kinder betreffenden Nachweisbücher befindet. Das | 
Atteſt, welches ber ärztliche Infpeltor, wenn ein ſolcher vorhande 


*) Sefeg, Art. 7. Röglement, Art. 20—24. 
**) Gefeß, Art. 8. Röglement, Art. 25-81. 
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n hat, muß bezeugen, daß die Amme ober Pflegerin bie für bie 
ung eines Pflegefindes erwünfchten Eigenſchaften befitt, ſowie, 
weder an einem Gebrechen, noch an einer anſteckenden Krantheit 
und geimpft ift; endlich hat die betr. Perſon fich mit einem Nach— 
che (carnet) zu verjehen, das die nothwendigen Notizen über bie 
alien der Kinder und den Pflegefontraft enthält und das ins⸗ 
re zur Eintragung der Vijirungsvermerfe bes ärztlichen Inſpek- 
ınd der Mitglieder der Tofalfommilfion dient. Bon der An— 
8 Kindes, von allen bezüglich der Pflegeftelle eintretenden Ver⸗ 
ngen, ebenfo wie von der Zurüdzichung bezw. dem Tode des 
ng8 hat die Pflegerin innerhalb beftimmter furzer Friften eben» 
Inzeige zu machen *); das gefammte Syſtem der Anzeigen und 
genfeitigen Mittheilungen der betr. amtlichen Stellen, fowie ihrer 
und Regifterführung ift fo organifirt, daß fomohl die mit ber 
t betrauten Behörden und Organe über alle Umftänve, die für 
flegeverhältniß von Einfluß find, auf dem Laufenden erhalten 
, al8 auch für die ftatiftiichen Ueberfichten und Ermittelungen 
'hige Grundlage geihafft wird. Die Unterlafjung der betreffenden 
ationen und Anzeigen iſt überall unter Strafe geftellt. Das 
1 eincd zweiten Kindes außer dem Pflegefinde ift nur auf Grund 
sefondern, vom ärztlichen Infpektor oder, wenn ein folder nicht 
den war, einem andern Arzt ausgeftellten Erlaubniß geftattet; 
bedarf e8 einer beſondern Erlaubniß der Lokalkommiſſion oder 
nangelung einer ſolchen des Maire, wenn eine Frau mehr als 
inder in Pflege nehmen will. **) — Einer förmlichen Konzeffions- 
ft der Betrieb eines Ammenbureaus, fowie die gewerbsmäßige Unter» 
ng don Kindern bei Nährerinnen oder Pflegerinnen unterworfen; 
zejfion wird vom Präfeften für den Fall, daß die Unterbringung 
ndern auch in anderen Departements ftattfinden foll, nah Koms- 
tion mit dem Präfeften diefes Departements ertheilt; fie ift ſtets 
ıflih; fie muß die bejonderen Bedingungen feſtſtellen, denen ver 
pebetrieb mit Rückſicht auf das geſundheitliche und fittliche In— 
ſowie die öffentlihe Ordnung fich zu fügen hat. Auch die 
jolher Bureaus find zu einer betaillirten Regifterführung ver- 
rer), 
m ben Pflegeeltern eine vermehrte Sicherftelfung für die num 
iehenden Penfionsgelder zu gewähren und fie hierdurch zu 





Geſetz, Art. 9. 
| Reglement, Art 25, 26. 
Geſeh, Art. 11. Röglement, Art. 35—59. 
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regelmäßigerer Erfüllung ihrer Verpflichtungen in den Stand zu | 
hat das Gejeg*) den Forderungen an Pflegegeld ben Rang ı 
legirter Forderungen verliehen. Was die Koften < 
bie Ausführung des Gejeges der Verwaltung enti 
felben zur Hälfte vom Staat, zur Hälfte von 
partement8 getragen werben; bei Aufbringung t 
ments fallenden Hälfte Haben fich ſowohl die Dep 
die Kinder herrühren, als die, in denen fie ſich in 
Verhältniß der Zahl der bezüglichen Kinder um 
einem Repartitionsmodus zu betheiligen, deſſen 2 
durch Verordnung des Miniſters des Innern feitgeft 
Das BVerhältniß, in dem die Urfprungsdepartemen 
Departements des Pflegeortd andererfeit bei Au 
zu konkurriren haben, hat das Gefeg nicht feftgefek 
liche Betheiligung des Staats und der Urfprungt 
ſätzlich richtiger gewejen wäre, wurde zwar nicht v 
ziehung auch der Departements, in welchen fich die ‘ 
erſchien jedoch aus dem praftifchen Geſichtspunkte ı 
bei Sreilaffung diefer Departements denſelben an jede 
feiler Organifirung des Dienftes gefehlt haben wür! 
verorbnung vom Jahre 1875 hat demnächſt das 
theiligung für die nächſten drei Jahre derartig feſte 
Kategorien der Departements zu gleichen Theilen zu fr 
den Departements, in denen fich viele anderen Dep 
Pfleglinge befinden, ift indefjen die Heranziehung 
eine große Härte empfunden worden , und hat biel 
trägen auf Herabjegung der von den Departemen 
übernehmenden Quote ſeitens der Generalräthe gefi 
liche Freilaffung der Gemeinden rechtfertigt fich wohl 
mäßigen Gefammtbetrag der Koften und die mit dem 
hältniß ftehenden Schwierigfeiten weiterer Untervert! 
der auf Ausbehnung der Betheiligung der größeren V 
der Armenpflege und ähnlicher Koften gerichteten 
- franzöfifhen Gefeggebung. 
*) Geſ. Art. 14. 

=") At. 15 des Gel. Das Staatsbudget pro 1881 
Budgets des Miniſteriums des Innern) für bie Zwece be 
‚don 500 000 frc8. aus. Rev.gen.d’adm. (Min. del’int.) Jaf 

***) CA. den TH. Rouffel’fgen Bericht, ©.125 ff. a. 
auf 25%, if ingwifgen erfolgt. Inſtr. des Min. d. 9. 
Bull. du min. de l’int. Jahrg. 1880. ©. 215 ff. 
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i dem Umfange, in welchem das Gefeg Elemente der Selbftver« 

zur Mitwirkung bei der Durchführung feiner Vorſchriften 
hat, muß die Erreichung der angeftrebten Zwecke fehr weſent⸗ 
h das Maß bedingt fein, in welchem e8 gelingt, jene Elemente 
ig zu organifiven und ihnen das nöthige eben einzuhauchen 
erhalten; daß die Hierauf gerichteten Bemühungen der Ver— 
von dem erwünfchten Erfolge begleitet gewefen feien, wird für 
m behauptet werden können; der im Vorftehenden mehrfach 
e Roufjel’fche Bericht entwirft von den Fortſchritten, welche die 
prung des Geſetzes gemacht hat, Fein beſonders erfreuliches 
Zunächſt hat es am oberfter leitender Stelle Iange Zeit an dem 
ihen Maß von Eifer und Energie gefehlt; das im elek vorbe⸗ 
Reglement, welches für den bezüglichen Dienſtzweig die Grundlage 
heils erft ſchaffen jollte, erfchien, wie bemerkt, erft nach mehr 
jähriger Zwijchenzeit und brachte dieß Zögern die Vorbereis 
wieder ind Stoden, mit denen in einem Theil der Departes 
ereit8 vorgegangen war; eine noch größere Stodung folgte, als 
der mit dem 16. Mai 1877 eingetretenen Syftemsänderung 
gere, fat ein Jahr dauernde Unterbrehung in der Thätigkeit 
nden Comités eintrat, demnächſt fanden fih unter ven Präfekten 
e, welche über den anderen ihnen obliegenden Aufgaben, 
ch politijcher Natur, die ihren durch dieß Geſetz geftellte ver— 
gten. Der Verpflichtung zur Erftattung eines Berichts an 
aité superieur war für die 4 Jahre bis inkl. 1878 kaum noch 
m Departementalcomite genügt worden, fo daß dieſe Grund- 
den im Bull. du min. de l’int. von 1580 veröffentlichten Ber 
h fait ganz gefehlt hat. In etwa einem Fünftel der franzöjiichen 
ments waren im Jahre 1878 die durch das Geſetz angeorbneten 
ingen überhaupt noch nicht in Funktion getreten; die Organie 
iner ärztlichen Infpeftion hatte in 34 Departements *), aller 
ſehr verfchiedener Vollftändigfeit ftattgefunden; in ſehr ungleich - 
Weiſe war ferner auch die Bildung von Lokalkommiſſionen zur 
ung gelangt; am meiſten Verdienſte um die Verwirklichung der 
ı des Geſetzes haben die Waiſeninſpeltoren, wiewohl ſchon 
n Umfang ihrer fonftigen Amtsverrichtungen erheblich belaſtet, 
Tag gelegt; ihrem Eifer zollt Roufjel befondere Anerkennung. 
ngjameit, mit welcher die bezügliche Organijation fich ver 
e, rief mannigfahe Mißſtimmung herbei, welche felbft auf der 


Rouſſel's Berigt a. a. D. ©. 121. 
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Nebnerbühne der parlamentarijchen Berjam 
beim Senat eingebrachten Antrage auf Wieder! 
Ausdruck fand, eine Anregung, die eine Flut 
Gegenftand hervorrief; die im Vorſtehenden 
von de Wontpertind und Lacroix, insbefont 
Schrift abgedruckte Rede von Pafiy *) bekãm 
danken einer Rückkehr zu dem frühern Zufta: 
fuch, auf denfelben zurüdzugreifen, bemeift, 
aufgeflärte Geifter ift, ſelbſt einleuchtenden &ı 
urtheilen zu lafjen, die genährt durch beftehe 
dankenkreiſe der Nation einmal Zutritt erlanı 


©) Die secours temporaires und Rüdwirkung au 
Die präventive Tendenz, welche in ber g 
Fürforge für die unterftügten Kinder ihren Aus 
bei der Einrichtung der fogenannten secours teı 
unter Unterftägungen verftanden, welche die M 
gewiffen Zeitraum erhalten, damit fie die Ki: 
Erziehung zu behalten in den Stand gejegt 
Verlaſſen verjelben abgehalten werden; es 
Fürforge, welche an bie Stelle ver ebenfo 
pflege koſtſpieligeren als für die Sittlichkeit 
Abnahme der Kinder und Verpflegung der 
gejegt wird. Schüchtern noch und vorficht 
Unterftügungen jzuerft in dem Bericht t 
angeregt; angeficht® der großen Vermehru 
unterftügten finder unter bem Regime dei 
fahren Hatte, wird Hier die Frage aufgeworfe 
des Gefeges vom 28. Juni 1793, den M 
ftügungen anzubieten und fie hierdurch zu 
Ausfegung zu veranlaffen, dennoch eine gew 
liege und ob er nicht bei rationellerer Art ber i 
bringen fönne **); er ift der Anficht, daß ein 2 
durch die Mütter in der großen Mehrzahl 
befürchten fein werbe, wenn es erft gelungen 
der Kinder, wenn auch nur für einige Jahre, 
hierbei auf die Erfahrungen hinweiſen, die 
artiger Unterftügungen in einzelnen Fall 


*) ©. 197 daſelbſt. 
**) Gasparin, Rapport, ©. 38. 
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ih durch bie societE de charit6 maternelle in Paris gemacht 
waren *); auch das in Paris errichtete Aufnahmebureau hatte 
Wirkungen derjenigen Unterftügungen zu verzeichnen, die es 
r Stiftung — dem leg. Montyon — Perſonen, welche ihre 
n Pflege zu behalten bereit waren, anzubieten in der Lage war. 
danke fiel auf einen fruchtbaren Boden; der Umftand, daß 
: Departement8 mit ber Schließung der tours borgingen und 
durch Aufnahmebureaus erjegten, gab zur Einführung jener 
gungen praftifchen Anlaß; da die Bureaus die Aufgabe hatten, 
der Mütter, welche ihre Kinder dem Hofpitale überliefern wollten, 
Beibehaltung in eigener Pflege aufzuforbern, fo war bie Ins 
ellung einer Unterftügung nım ein weiterer Schritt, der fih an 
orderung naturgemäß anjchloß. Die erfte Erwähnung der secours 
ires als einer in mehreren Departements bereit beſtehenden 
ng finde ich in einer Cirfularverfügung des Minifters des 
vom 6. Auguft 1840, melde die Präfelten veranlaft, bie 
ex Anwendung bes Ehftems in ihren Departements zur Ent 
des Generalraths zu bringen **). Cine weitere Cirkular⸗ 
8 des Minifters des Innern (Duchatel) vom 10. Mai 1847 
, daß eine beträchtliche Anzahl von Departements die Einrichtung 
men hätte, während andere derjelben gegenüber fich noch ablehnend 
ı***). Die Kommiffion, welche im Jahre 1849 zur Prüfung der 
unterftügten Kinder bezüglichen Fragen berufen wurde, unterzog 
t bie secours temporaires einer Erörterung, fonbern ftellte 
em Geſetzentwurf feit, welcher jene Unterftügungen gleichmäßigen 
zu unterwerfen und ihnen eine legale Grundlage zu geben bes 
. Der Entwurf gelangte nicht zur Annahme durch die gefeg- 
Faktoren. Aber die durch die Kommiffion gegebene Anregung 
: Verallgemeinerung der Einrichtung wefentlich bei, wie denn 
ührung derjelben denjenigen Departements, bie bis bahin noch 
bt Hatten, durch ein Minifterial-Eirkular vom 27. Mai 
) von Neuem dringend empfohlen wurde. Als die Enquete von 
öffnet wurde, betrug die Zahl der Departements, die bie dahin 
nicht für die secours temporaires entſchieden hatten, noch 
inzwiſchen in ben nächſten Jahren fich faft ſämmtlich dem 


Sasparin, Rapport, ©. 74. 

Travaux de la commission de 1949, Th. II ©. 372 fi. 
dafelöft, ©. 417. 

Safeleft, Eh. 1 ©. 340 fl. 

Rapport de la commission de 1861, ©. 167. 
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Spfteme der zeitweiligen Unterjtügungen ebenfall® anſch 
Vom Yahr 1860 ab konnten daher die secours temporaires 
allgemeine Einrichtung Frankreichs angefehen werben. Im 

jedoch, in der die Einzelheiten regulirt find, beftehen zwiſchen 
partements große Verſchiedenheiten; um eine vermehrte Gleich 
in der Geftaltung der Einrichtung herbeizuführen, Hatte die ( 
Iommiffion ein Normalreglement aufgeftellt, das den Präft 


die von ihnen zu erlafjenden Verordnungen zi 
follte; Hierbei war jedoch nicht die Abficht beftim 
Entfcheivung der Departements über die Einzelhei 
auszuſchließen, vielmehr haben ſich bis in die nem 
liche Abweihungen zwiſchen den in den Departem 
richtungen erhalten. Schon das Duchatel'ſche C 
1847 bezeichnet es als eine beſonders wejentliche 
während ein Theil der Departements die Maß: 
ber Mütter uneheliher Kinder (filles-möres) zug: 
Departements die Wohlthaten der Einrichtung au 
ausdehnten. Die Beſchränkung auf die filles-mär 
waltend geweſen zu fein; die Kommilfion von 18 
eingehender Erörterung der Frage dafür, durch 
nirten Öefegentwurf (überjchrieben Des secour 
jene engere Begrenzung der Anwendung zu fanktiı 
über die Enquête von 1861 fonftatirt, daß in 
angehörigen Reglement die Zulafjung auch ehelid 
befonderen Umftänden autorifirt zu werben pflegte 
partement® fogar grundfäglih die Wohlthaten 

auf Waifen und zwar auch auf jolche, melde 
Baters fich bei der überlebenden Mutter befänber 
weitejte Ausbehnung ift ben zeitweiligen Unterftüt 
partement der Meurthe — Reglement vom 2. T 
pegeben; nach diefem Reglement können fogar Mütte: 
Vater verlaffener Kinder derartige Unterftügungen 
ſatz Hierzu beſchränkt das faft gleichzeitig erlafjen 
Marne-Departement vom 1. Auguft 1861 (Art. 
ftügungen auf Mütter uneheliher Kinder; das 


*) Rapport de la commission de 1961. ©. 168. 
**) Recueil des actes administratifs pour le depa: 
Jahrgang 1861, ©. 445 ff. 
***) Recueil des actes administratifs du depar 
Jahrg. 1861, ©. 302. 
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Departement vom 22. Mär; 1862 (Art. 26)*) ſchlägt einen 
eg ein, indem es zu ben Unterjtügungen im befonderen Aus 
illen auch eheliche Kinder zuläkt. Daß man in Paris eine 
ig die secours temporaires auf arme legitime Kinder, bie in 
ge ihrer Familien geblieben waren, ausdehnte und hierdurch 
me Vermehrung der zeitweife unterftügten Kinder herbeiführte 
Zahl derjelben betrug 1872: 25208, 1873: 38962 —, fcheint 
r abufiven Praxis beruht zu haben, mit deren Befeitigung jene 
ch ſofort auf circa ein Viertel des letztgedachten Betrages er- 
; im Jahre 1874 war die Zahl der mit zeitweiligen Unter 
n bevachten Kinder bereits auf 8661 herabgeſunken **). 
enſo große Verſchiedenheiten beftehen bezüglich des Alters ver Kinder, 
die Reglemente deren Zulaffung abhängig machen ; das Reglement 
Meurthe:Departement ift auch hier das liberalfte, indem es die 
ng von Unterftügungen an alfe noch nicht 12 Jahre alten Kinder 
nach dem Reglement für das Rhone- Departement (Art. 26) 
Alter der Kinder nicht über 3 Jahre betragen; das Reglement 
Dearne-Departement behält dem Präfelten die Befugniß vor, 
illigung ausnahmsweiſe auch zu Gunften von Kindern, die über 

alt find, eintreten zu Iaffen. Auch betveffs der Zeitdauer, 
je die Bewilligung der Unterftügungen erfolgt, zeigen die Regle- 
roße Abweichungen, nad dem Reglement für das Rhone-Der 
t erfolgt die Bewilligung jedesmal nur auf ein Jahr, es kann 
mnächſt eine weitere Bewilligung für ein zweites und britte® 
treten; nach dem Reglement für das Marne-Departement 
) ift eine Verlängerung über das dritte Jahr hinaus zuläffig; 
rthe-Departement (Art. 17 des Regl.) erfolgt die Bewilligung 
U nad auf zwei Jahre, jedoch kann nach Ablauf des jedes» 
legten Jahres eine Verlängerung eintreten. 

Entſcheidung über die Zulafjung zu den sec. temporaires erfolgt 
Praͤfelten, nad} einzelnen Reglements unter beftimmten Boraus- 
auch durch den Unterpräfeften ; immer ift die Bewilligung wider« 
o daß insbeſondere bei unfittlichem Verhalten der Mutter die 
ung fogleich entzogen werben kann ; die Berheirathung ver Mutter 
Negel nach den Wegfall der Unterftügung nach ſich, wogegen 
eine Prämie von 60 Fres. gezahlt zu werden pflegt. 


haratteriſtiſch ft Hier bie dem bett. Kapitel gegebene Ueberſchrift: „Secours 
, prevenir les abandons.“ 

eber bie begüglichen Borgänge zu vergleichen Laurent in ber oßen an- 
Shrift. ©. 47 fi. 
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Mit den enfants secourus temporairemeı 
gorie unterftügter Kinder ben bisherigen der en 
donnes und orphelins pauvres hinzugefügt v 
dehnung ber Inftitution der zeitweiligen Unterf 
der jener neuen Kategorie angehörigen Kinder ft« 
die enfants trouvds und abandonnes in noch e 
vermindert haben und dementſprechend auch die € 
ftügten Kinder aller Kategorien gegen früher bet: 
iſt. Es betrug die Gefammtzahl 
am 1. Januar 1824: 116452*) 

= 31. Dezember 1833: 129629 **) 
1853: 93405, barumter 12511 zeitwei 
- 31. Degember 1859: 91134 1464» 
- 1. Januar 1877: 99301), barunter enf. trouv. ; 
orph. pauv. 10498, 

In diefem Herabgehen der Gefammtzahl fol 

eigentlichen Findellinder bofumentiven fich bereits d 
‚niffe, die durch die Einführung der secours tı 
mit der Unterbrüdung der tours erzielt wurden; 
ſammtzahl erläutert fih dur die fehr viel H 
für welche bei ihren Eltern unterftügte Kinder 
im Hofpital verpflegten für Rechnung der Armen! 
wurden. Die 1861 berufene Enguete-Rommiffio 
gabe gemacht, jene günftigen Ergebniffe, fomeit ſ 
vorgetreten waren, in ihre einzelnen Elemente ; 
daß überall, wo bie secours temporaires eing 
Fälle der Kinder-Ausfegung beträchtlich vermin 
ſchon damals alfe eingeholten Zeugniffe überein. 
war bie Erfparniß an Koften. Die durchichnitt! 
und Erziehung für ein durch die Hofpitalanftalt 
Kind berechnete die Kommiffion für die Zeit vo: 
vollendeten zwölften Lebensjahre auf durchfchnittlic 
den durchſchnittlichen Aufwand von Unterftügw 
unterftügtes Kind auf 232 Ircs. 92 Gent.; bei 


*) Gasparin, Rapport, ©. 50. 
**) Ebenbafelöft. 
»**) Block bei Emminghaus, Armenwefen, S 
}) Annuaire statistique de la France (Min. de 
Jahrg. 1880, ©. 184 fi. Die Gefammtzahl der erften 
1. Januar 1877 62175 betrug, war am 31. Dezbr. be 
‚beruntergegangen. Daſelbſt &. 186. 
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Betrages find die Koften außer Betracht geblieben, bie i 
Fällen durch die Nothwendigkeit, frühere Pfleglinge des Hofpi 
Alter von 12 bis 21 Jahren wegen Krankheit oder aus andere: 
1 zeitweife in die Anftalt zurüdzuberufen, entftehen*). Abe 
ne günftige Rückwirkung auf ben fittlihen Lebenswandel be 
und deren moralijche Rehabilitirung ließ fich vielfach feftftellen 
e, in denen bie durch die secours temporaires ber Mutter ge 
Erleichterung mit deren Verehelihung ihren Abſchluß fand, ftie, 
chen Departements auf gegen 10 Prozent der Gefammtzahl de 
jungen. In der großen Mehrzahl der Fälle hatte, da die Ver 
ng mit dem früheren Berführer erfolgte, biefe bie Tegitimatior 
des, in faft allen Fällen eine erhebliche Verbefjerung der Lag 
ı zur Folge. Beſonders Hervortretend find die in Bezug au 
ınbheitliche Pflege der Kinder erzielten günftigen Ergebniſſe 
n ber im Vergleich mit den Pleglingen der Hofpitäler ſehr vie 
n Sterblicfeit ihren Ausdruck findet. Bon 13565 im Jahr 
nter die enfants assistes aufgenommenen Kindern, welche ü 
jpitälern verpflegt oder von den Verwaltern biefer Anftalten i 
n untergebracht wurben, ftarben im eriten Jahre nach der Auf: 
1132; es ergibt dieß eine Sterblichleitsziffer von 56,99 Prozent 
h für die Kinder des erften Lebensalter nur ein Minimun 
‚ da unter jenen 13565 Kindern fich auch zahlreiche, nach den 
bensjahre aufgenommene befinden. Unter 6640 in 61 Departe 
vährenb des Jahres 1858 zu den secours temporaires zuge 
Kindern ftarben im erften Jahre nach der Zulaffung 1005 
Sterblichkeitsverhaltniß von 15,13 ergeben würde; es Bat je: 
Kommiffion mit Rüdficht darauf, daß Häufig die Nachfuchung 
temporaires verfpätet und erjt dann erfolgte, wenn die Kinder 
e größte Gefahr der Sterblichkeit überftanden hatten, geglaubt 
jer weſentlich erhöhen zu follen; fie hat dieß in der Weife zu 
ung gebracht, daß fie, nach Maßgabe der pro 1858 für bie 
im Alter bis zu einem Monat ermittelten Sterblichkeits- 
n 17 Prozent jene 6640 Kinder ald den Neft von 8000 be 
bat. Sie gelangt Hierdurch zur Annahme eines Sterblichkeits- 
iffes von 29,56 Prozent, ein Ergebniß, das im Vergleich mit 
thin für die Pfleglinge der Hofpitäler gefundenen ein ſehr 
iſt. 
te Anerkennung als geſetzliches Inſtitut erhielten bie secourt 


Rapport de la commission de 1861. S. 184, 186. 
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temporaires erft durch das Geſetz vom 5. Mai 1€ 
biefelben unter die orbnungsmäßigen Ausgaben 
ftügten Kinder klaſſifizirt. Wiewohl gegen die ze 
An ihrer vielfach durchgeführten Beſchränkung a 
Sittlichkeitsſtanddunkte aus mande Bedenken 
doch die Anſicht von ben vorwiegend heilſam 
richtung eine nahezu allgemeine, eine Anficht, ı 
licher Begründung Daten fheinbar entgegenft 
fie fi ganz vereinzelt vorfinden, nicht irre 
Notiz folder Art ift u. A. die in dem Ben 
Hofpitäler von yon für das Jahr 1868 ent: 
welcher fi mit Bezug auf das gebachte Jah: 
welche Pfleglinge des Hoſpitals waren, ein 
von 1 auf 5, 28, für die mit secours tempı 
Dagegen ein ſolches von 1 auf 4,12 ergibt*); daf 
Bericht felbft auf Rechnung einiger lolalen Epiver 
war, läßt fih annehmen, da auch in Lyon dat 
mäßigteit der zeitweiligen Unterftügungen ein gı 
Bewilligung folder Unterftügungen gegenüber de 
auch hier eine ſtets wachſende Ausdehnung gegebei 
den ausgeführten Reformen ift es zu danken, daf 
fo erheblich geftiegenen Preife und ber ebenfo eı 
welche bie Anftalten für die Pflege der unterftügt« 
haben, ber Gefammtbetrag der Ausgaben weni 
Einwohnerzahl kaum ein höherer geworben ift. 
hatte fi der Gefammtbetrag der Ausgaben ü 

1828 auf 9794 737,42 U 

1858 - 10823856,13 
er berechnete ſich Dagegen 

1877 auf 12350127 Ircs 


*) Compte moral et administratif des hospic 
conseil gendral de ses dtablissements par la co 
juill. 1869. ©. 50. 

**) M. E. Fayard, Modifications apportées 
dans le service des enfants assistes du dep. du 
et Comp. 1871. ©. 16 ff. 

***) Die erſten beiden Zahlen find bem Bericht t 
1861 — Rapport &.85 — entlehnt; mit ihm ſtimn 
gaben Gasparin's, ber — Rapport S. 51 — bie 
9445 575,45, alfo auf circa 350000 Fres. niebriger « 
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Der pro 1858 angegebene Betrag umfafte 841 875, der pro 1877 
angegebene 3698 268 Fres. welche an zeitweiligen Unterftägungen auf⸗ 
gewenbet worben find; ber für 1828 genannte Betrag jcheint dagegen 
bie für bie orphelins pauvres aufgewenbeten Koften nicht einzuſchließen, 
ba diefe Koften damals nicht denen für bie unterftügten Kinder, fondern 
denen der gewöhnlichen Armenpflege beigezäßlt zu werben pflegten; that» 
fählih ift daher der Betrag ber durch ſämmtliche Kategorien unter» 
ftägter Kinder verurfachten Koften offenbar ein nicht unbeträchtlich höherer 
gewefen; übrigens Hatte aber auch der für bie enfants trouvds und 
abandonnds aufgewendete Ausgabebetrag feinen Höhepunkt noch nicht 
im Jahre 1828, jondern erft 1832 erreicht, für welches Jahr er von 
Gesparin*) auf 10258800 Fres. angegeben wir. 


4. Beſchaffung der Mittel, 


Die gefchilverten Reformen konnten, wiewohl meift von ber Cen⸗ 
tralbehörbe angeregt, doch nicht ohne Selbftthätigfeit der departementalen 
Vermaltungsorgane vollbracht werben; für das Interefje, welches biefe 
an der Sache nahmen, bildete die Betheiligung der Departements an 
der Aufbringung der Mittel eine wejentlihe Grundlage; mit einem je 
bößeren Antheil an den Koften die Gejeggebung in ihrer allmäligen 
Entwiklung die Departements belaftete, deſto mehr bilvete die Be— 
handlung des auf die Fürſorge für die unterftügten Kinder bezüglichen 
Dienftes zugleich eine Finanzfrage für dieje Verbände. Auch bezüglich 
der Bertheilung der Koften war das Dekret von 1811 der Ausgangs- 
punkt der Entwicklung; der Modus, welcher durch daſſelbe vorgeſchrieben 
buede, ift jedoch aus dem Dekret allein nicht mit ausreichender Genauigfeit 
efihtlih; eine an das letztere fich anfchließende Eirkular-Berfügung des 
Generaldirektor der Romptabilität der Gemeinden und Hofpitin — 
Baron Quinette — vom 15. Juni deſſelben Jahres Hat bafjelbe näher 
erläutert **). Wichtig vor Allem ift der Unterſchied zwifchen inneren 
und äußeren Ausgaben, der ungeachtet der inzwifchen ſehr veränderten 
Abgrenzung zwiſchen beiden Kategorien ſich aud in der jegigen Ein« 
richtung noch einigermaßen kenntlich erhalten hat. Bu den inneren 
Ausgaben gehören außer den Koften für layettes et vetures — Widel- 
zug und Kleider — die Koften der Ernährung, Pflege und Erziehung 
der Kinder, foweit alles biejes in der Hofpitalanftalt gewährt wird, 


)Aa0D. 6. 51. Im Jahre 1834 war in Folge der ergrifienen Maß- 
nahme die Geſammtausgabe bereits wieber auf 9441 004,85 herabgegangen. 
**) Travaux de la commission de 1849. ©. 247 ff. 
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ferner die Koften an Lohn und Unterhalt 
Ammen, fowie die Ausgaben für bie zur 
außerhalb in die Anftalt kommenden Amm 
äußeren Ausgaben begreifen im Gegenſatz 
und Pflegekoften in fich, welche den mit der 
Kinder außerhalb der Anftalt beauftragten 
zahlen find. Die Ausgaben der erften Kateı 
tälern zur Laſt, welche, foweit ihnen nicht 
beftimmten Fonds Einnahmen zur Verfügun 
Mitteln für jene Ausgaben aufzulommen 
äußeren Koften ift zunächft der Antheil an 
gefammt 4 Millionen Sranfen beftimmt, die 
zur Aufnahme von Sindern beftimmte Hi 
die Vertheilung auf die Departements bewin 
die auf die einzelnen Hofpitäler des Depar 
jedoch nach der in ber Inftruftion gegeber 
eine Staats-Subvention im eigentlichen Siı 
mehr die Summe von dem Ertrage der oꝛ 
den Departements zur Beftreitung ihrer 
willigt waren, vorweg genommen werben; 
partements damals noch Feine finanzielle € 
Einnahmen und Ausgaben vielmehr vom € 
fih fagen, daß formell aud jene Departı 
fügung des Staats ftanden. Soweit ber I 
täler an den 4 Millionen zur Dedung bei 
tam auf den Mehrbetrag der Koften zunäc 
Kinder beftimmte Antheil an dem Ertrage 
lationen in Abzug; den Reſt hatten die Hı 
eigenen Mittel zu übernehmen. Eine weit 
Einnahmen der Hofpitäler dadurch, daß der 
eine engbegrenzte Zwedbeftimmung gegeben ı 
find dieſelben ausfchließlich zum Beſten der « 
und abandonnds, unter welchen Iegteren £ 
verfcholfener, in Haft befindliher oder 9 
Eltern verftanden werben, nicht dagegen au 
d. 5. von Kindern verftorbener Eltern, zu v 
Departements die letztgedachte Kategorie der 
behandelt worben fei, wird als ein in jedem F 
bezeichnet; bei den Waifen im engeren Sin 
tive Motiv, das die Urſache der Bevorzug 
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laſſenen Kinder ift. Die Hofpitäler haben alfo für breierlei Arten von 
Aufwendungen aufzulommen: für bie inneren Koften einſchließlich ber 
layettes et vätures, ſoweit biefe nicht aus hierzu beftimmten Spezial« 
fonds Dedung finden; für den nach Abrechnung ver fogenannten Staats⸗ 
fubbention und des antheiligen Ertrages von Strafen und Konfis- 
fationen übrig bleibenden Theil der äußeren Koften; endlich für bie 
Koften der Erziehung und Pflege armer Waiſen ganz. Um für den⸗ 
jeuigen Theil der fich hieraus ergebenden Anforderungen, dem fie aus 
eigenen Mitteln nicht genügen können, Dedung zu fchaffen, werben bie 
Hoipitäler auf einen dreifachen Weg verwiejen: zunächſt auf Herbei— 
führung von Subventionen ber Gemeinden, in denen bie Anftalten ge 
legen waren, nöthigenfall® aus dem Ertrage eines zu gebachtem Behufe 
in den Gemeinden einzuführenden bezw. zu erhöhenden Octrois; jodann 
auf Beiträge der anderen, nicht zur Aufnahme von Kindern betimmten 
Hofpitalanftalten, welche im geeigneten Zalle vom Präfelten biefen 
Hofpitäleen auferlegt werben follten; endlich, foweit Beides nicht zu- 
zeichte, auf Beiträge derjenigen Gemeinben, in benen ein reicher Er- 
trag aus Gemeindewaldungen vorhanden mar, welcher an die Einwohner 
vertheilt zu werben pflegte. Ob von biejen Mitteln, die Einnahmen 
der Hofpitäler zu vermehren, ein umfafjender Gebrauch gemacht worben 
in, läßt fich nicht erkennen; die durch die Inftruftion den Präfekten an- 
heimgegebene Inanfprucinaßme der nicht mit der Aufnahme von Kin- 
tern befaßten Hofpitien, eine Maßnahme, welche der Generalbirektor 
Quinette als eine durchaus gerechtfertigte bezeichnet, ſcheint niemals 
zur Ausführung gelommen zu fein; eine nennenswerthe Betheiligung 
der Gemeinden mit Beiträgen ift Mangels einer beſtehenden Zmangs- 
pflicht wohl ebenfowenig zu erlangen gewejen. Es ift daher erflärlich, 
daß die freiere Bewegung, welche bie Gefeggebung den Departements 
bezüglich ihrer finanziellen Angelegenheiten einräumte, feitens bes 
Staat im Wege der Einwirkung auf bie bepartementalen Organe dazu 
benugt wurbe, die Betheiligung jener Verbände an. den Koften der untere 
fügten Kinder zu erhöhen; ein thatfächlicher Anlaß war hierzu um fo 
mehr vorhanden, als Die große Steigerung bes Aufwandes, zu ber bie 
feit dem Dekret von 1811 Eonftatirte*) ſehr erhebliche Vermehrung ber 
unterftügten Kinder eine Erweiterung der Einnahmen unumgänglich er» 
(Seinen Tieß. Die Finanzgefege der Sabre 1817 und 1818 fizirten 
den Betrag, der den Departements für ihre eigenen Bebürfniffe über- 
laſſen und zu Ausgaben auf Anweiſung ber Präfelten zur Dispofition 





®) CE. die Angaben Laind’# und Gasparin’s oben ©. 175, 192. 
13* 
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geftellt wurde, auf 6, das Winanzgefeg vom Jahr 
61/4 Eentimes. Unter ben auf ven Ertrag dieſer Ei 
den veränderlichen Ausgaben werben bie Ausgal 
trouves et abandonnes unbefchabet des von ben | 
den Beitrags ausdrücklich namhaft gemacht. W 
erläutert eine Cirfular-Berfügung des Minifters t 
vom 27. März 1817*); der Minifter hatte den 
zu leiftenden Beitrag zu ben äußeren Ausgaben in 
diefen Beitrag hatten bie Generalräthe, denen bie 
Summen überlafjen blieb, unbedingt zu votiren. 

Gemeinden erHlärte der Minifter für eine mehr zufä 
Art und Umfang der Heranziehung hatten die Ger 
Leiftungsfähigkeit der einzelnen Gemeinden und na 
Verhältniſſe feitzujegen; ein allgemein gültiger Ber 
nicht vorgefchrieben; in einzelnen Departements, in ! 
im Befig von Vermögen, werde, jo wird angeführt, d 
Gemeinden angemefjen fein, in anderen fich die 2 
jenigen, welche fih im Beſitz von Octroi-Einnahmen 
Die neue Belaftung führte zu mannigfachen Rekla 
Generalräthe, welche theilmeife die Uebernahme ! 
Staat verlangten; es blieb jedoch bei den bisheriger 
die Finanzgefege bes Jahres 1819 und 1820 for 
Koften des Dienftes der unterftügten Kinder dei 
Laſt zu legen, vorbehaltlih der Heranziehung ber ( 
heißt e8 faft gleichlautend in beiden Gefegen — i 
wegnahme nach Maßgabe der Einnahmen der Ge 
Grund einer anbermeitigen, auf Gutachten des Pr 
rath vorzufchlagenben, vom Miniſter zu genehmiger 
Der Antheil, welcher den für bie Aufnahme von 
Hofpitälern an den Strafen und Konfisfationen zufa 
näcft durch die Ordonnanz vom 19. Februar 18 
des Ertrages der von ben Gerichten ber korrektion 
fachen Rural und Munizipal«- Polizei ausgefprochen 
fisfationen feftgefegt. Bezüglich der Dedungsmiti 
Ausgaben beftand nunmehr nachftehende Gruppiru 


*) Traraux de la comm. de 1849. 3.1. ©. 2 

**) „Soit au moyen d’un prelövement proportion 
au moyen d’uno repartition qui sera proposde par Iı 
Yavis du prefet, et approuree par le ministre de | 
Sinanzgefeß v. 23. Juli 1820. Traraux de la commission 
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Antheil am Ertrage der Strafen und Konfisfattonen, 

Ertrag ber für den vorliegenden Zwed ftiftungsmäßig beftimmten 
Einnahmen der Hofpitäler, 

Beitrag des Departements aus dem Ertrage ber geſetzlichen 
bezw. auch der fafultativen Centimes, 

Kontingente der Gemeinden. 

Das Geſetz über die Befugniffe ver Departements vom 10. Mai 
1838 Tegalifirte dieſen Zuftand, indem es die Ausgaben für bie enfants 
trouves et abandonnes unter die obligatorifhen Ausgaben der Departe- 
ments aufnahm; in derſelben Weife hatte fchon vorher das Geſetz über 
die Gemeinbe-Berwaltung vom 18. Juli 1837 das den Gemeinden zu- 
getheilte Kontingent für eine obligatorifche Ausgabe dieſer Iegteren er⸗ 
Hirt; die Regelung des Spezialgebiets war hiermit in den Rahmen 
der allgemeinen organifatorifchen Beftimmungen über die Abgrenzung 
des Wirkungskreiſes von Staat, Departement und Gemeinde eingefügt 
worden. &8 fehlte inbefjen noch eine gefegliche Limitirung des Maßes für die 
deranziehung ber Gemeinde ; eine minifterielle Entſcheidung machte es fich 
ur Aufgabe, dieſe Lücke auszufüllen; es wurde Davon ausgegangen, daß es 
nicht in der Abficht der Gefege gelegen Habe, jene Koften zu einem 
hauptfählichen Theil der Gemeinde aufzuerlegen und daß ber Minifter, 
dem die Beftätigung der Generalraths-Beſchlüſſe obliege, im Wege der 
duſttuktion eine Grenze zu ziehen wohl befugt fei; demgemäß beftimmte 
das Eirkular des Minifters des Innern -(Duchatel) vom 21. Auguft 
1339*), daß der den Gemeinden aufzuerlegende Beitrag ein Fünftel des 
geſammten Betrages der äußeren Ausgaben nicht überfteigen dürfe; wie- 
wohl die Feſtſetzung des Bertheilungsprinzips auch ferner dem Ermeſſen 
der Generalräthe überlaffen bleiben follte, fo empfahl doch der Erlaß 
gleichzeitig die Anwendung eines fich aus den Elementen der Eimwohner- 
zahl und des Betrags der orbentlihen Gemeinde-Einnahmen zufammen- 
fegenden Vertheilungsmaßſtabs. Die Grenze des Fünftels ift ſeitdem 
ſtets aufrecht erhalten worben [Min.-Cirkular vom 3. Auguft 1840 **) 
und 13. Auguft 1841 ***)]; die Befugniß der Generalräthe, einzelne 
Gemeinden von einem Beitrage freizulafien, wurde Hierbei ſtets aner- 
lannt. Eine beträchtliche Erleichterung der Hofpitäler entftand dadurch, 
daß einmal die Praxis ſich dahin entſchied, den Beitrag der Hofpital- 
auftalten zu den äußeren Koften ver enfants trouvds auf den Ertrag 





*) Travanx de la comm. de 1849. Th. IL. &. 361. 
**) Dofeöfl, ©. 371. 
) Daſelbſt, ©. 377. 
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bes fliftungemäßig für biefen Zwed beftimmten VBermögent 
ſchränken und daß fortan durch Staatsrathsbeſchluß vom 21. Suli 
bie Ausgabe für bie orphelins pauvres, für ! 
bie Hofpitäler aus ihren allgemeinen Tonbs I 
für die enfants trouves und abandonnds 
Beitragspflicht der Hofpitäler umfaßte hiernach 
bie inneren Ausgaben einfchließlich der Koſten dei 
bie äußeren Koften hatten, foweit diefelben n 
ben Strafen gededt wurben, vorbehaltlich ein: 
Fünftel nicht überfteigenden Beitrags der Gem 
aufzulommen; biefe Vertheilung der Koften ı 
und verlafene Kinder wie Waifen im engerer 
Dieſes Konkurrenzverhältmiß, wie daſſelbe | 
gefeglichen Beftimmungen und die Praxis ber 
ftaltet Hatte, bildete demnädhit einen wichtigen I 
der im Jahre 1849 berufenen Enquäte-Romn 
in innere und äußere Ausgaben glaubte die 
nad) beibehalten zu folfen, doch flug fie eine 2 
nämlich döpenses hospitalieres für innere, d« 
für äußere vor; zu ben erfleren follten die Kı 
Kinder im Hofpital und zwar auch in Fällen 
berufung in die Anftalt, die Koſten der layettı 
toften ber Unterbringung kranker Kinder auf t 
gewöhnlichen Tariffag), die Koften des Schulu 
an ber Religionsübung und der Anſchaffung d 
bei Todesfällen — bie Koften ber Beerdigun 
übrigen Ausgaben einſchließlich der für secours 
depenses departementales gehören. Was d 
anlangt, fo nahm die Kommiffion den ſchon frü 
Quinette gemachten, jedoch unausgeführt geb 
auf, wonach die fämmtlichen Hofpitäler des b 
döpenses hospitaliöres follten herangezoger 
Zahl ver hospices depositaires circa nur 
Hoſpitäler — unter 1300 im Jahre 1847 v 
vilfe 144 hospices depositaires — betrug, 
den Kreis der beitragspflichtigen Anftalten ſel 
Bertheilung auf ſämmtliche Anftalten follte 


*) Siehe Minifterial-Cirkular vom 12. Juli 1 
char. Bd. U. ©. 18. Der Staatsratgebefhlug de 
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Kommifion der Präfelt und zwar nach Verhältniß ihrer orbentlichen 
Einnahmen bewirken. Die depenses döpartementales joliten zu 1, 
durch die Gemeinde, zu ®/; durch das Departement und zu Y/; vom Staat 
getrogen, der auf bie Gemeinden entfallende Antheil follte nach 
einem Iompligirten Bertheilungsmaßitab, für welchen die Einwohner: 
zahl. ver Ertrag der Gemeindeabgaben und bie Zahl der der Gemeinde 
angehörigen unterftügten Kinder bie Elemente bildeten, auf die Ge- 
meinden des DepartementS tepartirt werben. Indem man der Zahl 
der unterftügten Kinder einen Einfluß auf bie Beftimmung des von ben 
Gemeinden zu übernefmenden Antheils einräumte, hoffte man, die Ger 
meinden für eine intenfivere Kontrole ber einjchlägigen Verhältniffe zu 
intereiftren. 

Die von der Kommiffion vorgeichlagenen Beftimmungen wurben 
nicht Geſetz. Dagegen wurden vie bezüglihen Fragen wieder aufge⸗ 
nemmen, als achtzehn Jahre fpäter die Gejeggebung fih von Neuem 
mit der Regelung der Materie befaßte*). Der im Jahre 1868 dem 
geieggebenben Körper vorgelegte Entwurf behielt die Scheivung zwiſchen 
imeren unb äußeren often bei, erklärte fich jedoch ebenfalls für 
die Vertheilung der inneren Koften auf fämmtlihe Hofpitäler. Die 
vom gejeßgebenden Körper zur Prüfung des Entwurfs gewählte 
Kommiſſion fand jedoch denſelben nicht weitgehend genug; fie wollte 
Heritellung eine® Verhältnifjes, wonach Staat, Departements, Gemeinden 
und Hojpitäler bei Aufbringung der Koften konkurrirten; dem Staat 
wollte fie Die Koften der vötures zur Laft legen. Die Regierung ac 
ceptitte in dem neuen im Sabre 1869 dem gefeßgebenben Körper vor. 
gelegten neuen Entwurf diefen Gedanken injofern, als fie die Zwed- 
mößigfeit der Ausjonderung der Kojten für vötures aus ben inneren 
often anerkannte; im Uebrigen wollte fie ben Generalräthen wenigftens 
die Befugnig vorbehalten, die nicht als Kinderbepot dienenden Hoſpi- 
täler zu einer Mitbetheiligung heranzuziehen; ein neues Moment führte 
fie ferner dadurch in die Behandlung der Sache ein, daß fie in dem 
aunmehrigen Entwurf eine gefonberte Behandlung der Koften der In« 
ireftiom des Dienftes ind Auge faßte. Demgemäß theilt dieſer Ent- 
wurf die Ausgaben in äußere, innere und Inſpektions⸗ oder Auffichts- 
toten; die vötures find den äußeren Koften zugewiefen; zur Deckung 
der inneren often dienen zunächſt die bei fämmtlichen Hofpitalan- 

*) Ueber bie gefammten Borflabien ber Beratfung des fpätern Geſetzes 
vom 5. Mai 1869 zu vergleiien: Expose des motife zum Projet de loi relatif aux 


dipenses du service des enfants assistes. — No. 83 corps lögislatif. sess. 
1869, aunexe an proc. verbal de la s£ance du 30. mars 1869. 
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ftalten des Departements zu Gunften ber unterfi 
befonderen Stiftungen und Legate; den Reſt 

dienenden Hofpitalanftalten vorbehaltlich! jen 
raths, auch die anderen Hofpitäler des Depart 
heranzuziehen. Auf die äußeren Koften wirb 

dem Ertrage ber korreltionellen Strafen, ſoda 
den Hofpitäfern des Departements beftehenben 
Legate und Gefchente, foweit ſolcher als Dedung 
gaben noch nicht verwendet ift, verrechnet; bei 
Departement und den Gemeinden zur Laft; de 
der vom Generalrath feftgefegt wird, barf ei 
Koſten nicht überfteigen; die Kojten der Auffic 
dem Staat zur Laft. Dieje Beitimmungen 

Huftimmung des gefeßgebenven Körpers; fie 

den Inhalt des unter dem 5. Mai 1869 erla 
der Beitrag der Gemeinden auf ein Fünftel 

mäßigt, fowie die Heranziefung der nicht als 
Hofpitäler zu den inneren Koften fallen gelafjen ı 
Koften hat nunmehr mit Hilfe eine® einem { 
lommenben Staatsbeitraged das Departement 
die Scheibung zwifchen inneren und äußeren Ausg 
ihrer praktifchen Wichtigfeit verloren; fie hat 

deutung, als fie zur Grundlage für die Berechn 
und des Marimums für die Gemeinbebeiträge ! 
des Geſetzes laſſen fich folgendermaßen zufammen 
äußeren Ausgaben, joweit fie nicht aus dem Ant 
dem Ertrage bezügliher Stiftungsfonde Dedı 
Departement mit Hilfe eines Staatsbeitrages 
inneren Ausgaben und vorbehaltlich eines Beitr 
zur Grenze von einem Fünftel der äußeren 2 
Ausgaben begreifen nur noch die Koften, welch 
der Kinder im Hofpital und durch bie Unterf 
ber Anftalt veranlagt werben, fowie bie Kofte 
Wideljeuges; alle übrigen Koften einſchließlich di 
Pfleglinge find äußere Ausgaben, abgejehen von d 
und Aufjicht, welche der Staat trägt. Eine auf Vo! 
Rommiffion der Hofpitäler und nach Einholung bes 
raths alle fünf Jahre vom Präfekten zu erlal 
ben Tarif für die layettes und die Koſten des 
im Hofpital feit. Aus der einen Zeitraum ı 
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füllenden, die Erörterung zahlreicher. Reformprojelte einjchließenben 
Entwicllung ift fo ein Geſetz hervorgegangen, das nad Form und Ins 
halt einen befriedigenden Abſchluß enthält; der Gedanke, daß der Unter« 
halt und die Erziehung ber unterftügten Kinder vorbehaltlich einer ge⸗ 
wiſſen, jedoch engbegrenzten Beteiligung des Staats und der Ges 
meinden eine Saft ber Departements ſei, ift durch baffelbe zu klarem 
Ausorud und folgerichtiger Durchführung gebracht worben. 


5. Zutelbefugniffe und Aufficht. 


Bermöge der neuen Regulirung der Koften find bie Hofpitäler aus 
einer finanziellen Betheiligung an den Aufgaben des Dienftes der ımter- 
ftägten Kinder faft ganz ausgeſchieden; das, was ihnen hiervon noch 
anfällt, befteht in ber Unterhaltung einer Aufficht über die vorübergehend 
im Hofpital verpflegten Kinder, fowie in ber Beſorgung der Schreib- 
und Rehnungsgeicäfte; für die Hiermit verbundenen Auslagen wird, 
ſoweit nicht etwa ber Präfeft bei Normirung ber frais de sejour auf 
dieſelben KRücjicht nimmt, den Hoipitäfern eine befonbere Entihäbigung 
nicht gewäßrt*); aud in ber fonftigen Verwaltung hat fich die Bes 
theiligung der Hofpital-Rommiffionen mehr und mehr auf eine blos for- 
melle reduzirt; es gilt dieß namentlich von der Ausübung der Tutel- 
befugniffe, deren Träger formell noch jet die Hofpital-Kommiffionen 
find, bei deren Ausübung in fachlicher Hinficht fie aber ganz unter dem 
Einfluffe des Waifen-Infpeftors ftehen. Der Waifen-Infpetor — 
genauer Imfpektor der unterftügten Kinder (inspecteur des enfants 
assistes) — ift dasjenige Organ, durch welches der Einfluß der Des 
Fartemental-Berwaltung auf die Angelegenheiten der unterftügten Kinder 
ausgeübt und durch deſſen Vermittlung diefer Einfluß zu immer weiterer 
Geltung gelangt ift. 

Wie vorerwähnt Hatte das Gefeg vom 15. pluv. XIII ven Ver« 
waltungs - Kommiffionen der Hofpitäler die Zutel ber unterftügten 
Kinder übertragen; ein Mitglied der Hoſpital⸗-Kommiſſion übt bie 
Tutelbefugni aus; die übrigen Mitglieder fungiren als Familienrath. 
Unabhängig von biefer Regelung der vormundſchaftlichen Befugniſſe 
erdnet das Defret vom 19. Januar 1811 an, daß ein Spezialfom- 
miſſar der Hofpital-Rommiffion oder ein von berfelben belegirter Arzt 
weimal im Jahre jedes vom Hofpital in Pflege gegebene Kind befuchen 
ſolle. Nur fehr allmälig gelangte jedoch diefe Vorſchrift zur Aus- 


*) Cirtular des Miniſters des Innern vom 3. Auguft 1869 in ber Ein 
leitung. Entſcheidung des Staatsraths vom 11. Ber. 1870. 
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führung; die erften beiden Departements, welche ſich die Ein 
aneigneten, waren das Yföre- nnd das Inbre= und Loire-Depa 
(1811 bezw. 1819); 1822 trat ber Nieverrhein, 1823 das W 
Departement hinzu; im Jahre 1838 waren 31 Departements ı 
fpeltoren verfehen*); eine weitere Verbreitung erhielt die Ein 
demnãchſt dadurch, daß in Folge ber Erörterungen, zu denen 
citirte Bericht des Minifterd Gasparin Anlaß gegeben hati 
Minifterial-Eirkular vom 12. März 1839**) die erzielten gi 
Rejultate Fonftatirte und die allgemeine Einführung der Ein 
dringend empfahl; die Infpeltoren follten als kontrolirende und 
ftügende Organe die Thätigfeit der Hofpital-Rommiffion über 
gleiten, die Intentionen der Departemental-Verwaltung bei ihn 
Ausbrud bringen, vor Allem aber durch häufige perfönliche Beſi 
von der Art der Pflege der Kinder Ueberzeugung verfchaffen u 
ihnen nothwenbig fcheinenden Verbeſſerungen in Antrag bringe 
Eirkular-Verorbnung vom 30. April 1856 ***) geht auf dieſen 
weiter und dehnt bie Mitwirkung des Inſpeltors auf alle 4 
Hofpital-Berwaltungen aus, die fih auf den Dienft der unte— 
Kinder beziehen. Die Enquöte von 1861 konftatirte die Fortſch 
die inzwifhen die Ausbreitung der Einrichtung gemacht hatte; | 
gehende Prüfung, der fie auf Grund der nach ben verfci 
Nichtungen Hin veranftalteten Erhebungen die Einrichtung unter; 
ftätigte von Neuem die außerordentlich nüglichen Wirkungen, die 
Drganifation dieſes Dienftes erzielt worden warenff). Nur 
Departements hatten fich der Einführung der Inftitution bis dah 
entzogen; von ihnen richteten mehrere, während die Enquäte ji 
einen Inſpeltionsdienſt ein; verjchiedene der Organifation nı 
haftende Uebelftänbe, namentlich die Ungleihmäßigfeit in der Nor 
der Gehälter und bie vielfach vorhandene Unzureichlichkeit ber | 
— biefelben variirten zwifchen 1200 und 1500 Fres.; in 16 7 
ments bewegten fich die feftgefegten Jahresbeiträge zwiichen 12 
1800, in 56 zwijchen 2000 und 2800 Fres. —, jowie der Dia 
Hilfsbeamten in denjenigen Departements, in denen bie Anforb 
ihrem Umfange nah die Kräfte Eines Beamten überftiegen, 


*) Rapport de la commission de 1861. ©. 116, 117. 
**) Travauz de la commission de 1849. Bb. II. ©. 317. 
=") De Watteville, Lögiel. char. ®b. II. ©. 268. 
H Rapport de la commission de 1861. ©. 118. 
N) „L’inspection departementale est la clöf et la vote de touf 
vice. Rapport, ©. 117. 
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in ben Verhandlungen der Kommiſſion mit befonderm Nachdrud ber 
Abhilfe empfohlen *). Seitvem hat, wie eben bemerkt, das Geſetz nom 
5. Mai 1869 der Einrichtung des Infpeftionsbienftes eine legale Grund⸗ 
Inge gegeben; bie durch das Geſetz angeorbnete Uebernahme der In⸗ 
ſpeltions · und Auffichtskoſten auf ben Staat hat eine auskömmlichere 
Bemeffung umb zweckentſprechendere Abſtufung ber Gehälter ermöglicht, 
wie fie demnächſt durch das Dekret nom 31. Juli 1870 zur Aus- 
führung gebracht wurbe; bafjelbe theilt die Infpeltoren in ſechs Klaſſen 
mit Gehältern von 2500 bis zu 5000 Fres.; als Gehilfen fungiren 
Unter-Snfpeltoren — sous-inspeeteurs — mit Gehältern von 2000 
5i8 3000 Fres. Fur ein Aufrüden innerhalb der Kategorien und eine 
regelmäßige Ergänzung des Perfonals ift Hiermit geforgt. 

Die erhebliche Verbefierung, welche im Detail ver Handhabung 
des Dienftes immer mehr eingetreten iſt, ift vor Allem auf bie ges 
wiffenhafte und eifrige Amtsführung ber Infpeftoren zurückzuführen; bie 
Reglementirung der Amtsthätigfeit diefer Beamten hat mit ber ums 
foffenden Inſtruktion, welche der Minifter des Innern, Forcade be la 
Roquette, am 3. Auguft 1869 zur Ausführung bes Gefeges vom 5. Mai 
des gebachten Jahres erließ, eine Art von Abſchluß gefunden **). Die 
Inftruftion macht den Inſpeltoren im Anſchluß an bie früheren Ver⸗ 
ordnungen vor Allem rege Beteiligung am gefammten Dienft und häu- 
fige Reifen zur Pflicht ; die Aufſuchung und das Engagement ber 
Amen und Pflegerinnen, bie Vorbereitung und Zeichnung ber Lehr 
Iontralte, die Unterbringung von Erübrigungen ber Pupilien bei den 
Sparlaſſen, bie gefammte Aufficht über die unterftügten Kinder bis zum 
Üter von 21 Jahren endlich wird als zum Geſchäftskreiſe ber 
Infpeftoren gehörig bezeichnet; der Unterbringung auf dem Lande 
ſoll theils mit Nüdficht auf die viel günftigeren Ergebniſſe dieſer 
Art der Erziehung, theils aus Intereffe der Landwirthſchaft bie größte 
Ausdehnung gegeben werben, eine Anorbnung, der ſchon oben Erwähnung 
geihehen ift. Formell ift die Stellung des Inſpeltors bie eines ftän« 
digen Delegirten des Präfelten, welcher letztere einerſeits das Departe- 
ment al® ven bei Aufbringung der Koften dieſer Verwaltung haupt» 
ſãchlich betheiligten Faltor vertritt, anbererjeitd aber zugleich bie vorge» 
feste Behörbe der rechtlich nody mit der Ausübung der Zutelbefugniffe 
betrauten Hofpital-Berwaltungs-Rommiffionen ift. Gerade biefe Eigen⸗ 
ſchaft eines Repräfentanten der vorgefegten Staat- und der Departes 


*) Rapport, ©. 198 fi. 
**) Zu gl. $ 3 der Inſtruttion mit ber Ueberſchrift: Inspeetion et tutelle. 
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nental-Behörbe rüftet den Waiſen-Inſpeltor über 
ichen amtlichen Anfehen aus und jet ihn in 
ommenden Falle auch widerſtrebenden Tendenz 
valtung gegenüber bie Intentionen ber leitenden 
ringen zu Können. 

Um die Aufficht über die Pfleger der un 
ie Einwirkung auf dieſelben zu einer intenfive: 
chon ein Minifterial-Cirkular vom 2. November 
ttlicher Auffichte-Comit68 (comites de patroı 
elben follten aus je drei, fünf ober fieben M 
wedentfprechende Pflege und Erziehung der Kin 
ıngemejfene Behandlung durch den Lehr- und T 
en Pflegern mit Rath an die Hand gehen und 
ta Art ihrer Wahrnehmungen dem Bräfelten, di 
ber dem Infpeftor geeignete Mittheilung macheı 
lieber des Comitss follten die Pflegeftellen behu 
erjelben durch öftere Beſuche unter fich verthe 
om 3. Auguft 1869 bringt bieje Vorſchriften von 
18 nothwendige Mitglieder des Comitss bezeichn 
Irtögeiftlichen, den Lehrer und bie Lehrerin; fie 
iner ober zweier Yamilienmütter; viermal im 
vit68 über ihren Befund hinſichtlich jedes eir 
injpeftor unter Ausfüllung eines vorgejchriebener 
in welchem Umfange die hier vorgezeichneten Ei 
»bendiger Durchführung gelangt find, darüber fel 
ie Oeffentlichfeit gelangte amtliche Notizen; daß 
mit68 in einem Theil der Departements fu 
u8 dem oben erwähnten, über bie Ausführung 
on Rouffel eritatteten Berichte. Wie daſelbſt u. A. fı 
ie Verwaltung des DVogejen-Departements beſch 
inrichtung jener zum Schut der unterftügten Kin 
ud für die Zwede des Kinderſchutzgeſetzes von 1 
nd ihnen einfach die Funktionen der im letztgedach 
ofalfommiffionen mit zu übertragen. Wo eine jı 
ı Durchführung gelangt, würde nunmehr bezü 
üsten Kinder, welche das Alter von zwei Jah 
aben, die Aufficht der nach Maßgabe des Eir 


*) De Watteville, Leg. char. ®b. IL ©. 49ı 
**) Bull, du min. de l'int. Jahrg. 1580, ©. 12 
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1869 und der auf Grund des Gejeges vom 23. Dezember 1874 er. 
richteten Lolallommiffionen mit einander konkurriren. 

& wäre erwänjcht, daß bie franzöſiſche Regierung fortführe, durch 
amtliche Ermittelungen bezw. Publifationen ven Grad der Durchführung, 
den die Ausführung jener auf Organifation einer wirkfamen Aufficht 
bezügfichen Vorſchriften erreicht Kat, zu konſtatiren und für weitere 
Kreiſe erfichtlich zu machen. 


U. Irrenpflege. 
1. Hiſtoriſches. 


Während die heutige Geftalt der Fürſorge für die unterjtügten 
Kinder das Ergebniß einer einen Zeitraum von mehr als fiebzig Jahren 
füllenden organifatoriichen Thätigleit der Geſetzgebung ift, Hat ſich bie 
Organifation der Irrenpflege gewiſſermaßen in Einem Akt vollzogen. 
Es iſt das Verdienſt der Regierung Louis Philipp's und feines um 
die Entwiclung der Armenpflege-Einrichtungen jo beforgten Minifters 
Gasparin insbeſondere, den Gedanken zu dem Gejeg vom 30. Juni 
1838 gefaßt und hiermit bie Initiative zu einer Reform ergriffen zu 
haben, von deren hohem Werth ſchon die den Beftimmungen des Geſetzes 
ſeitdem verbliebene unveränderte Geltung Zeugniß ablegt. 

Srundfäglich gehörte Bis zu jenem Gefeg die Fürforge für 
die Geiſteskranken ebenfalls, wie ſchon oben bemerkt worden, zum 
Wirkungskreiſe der Hofpitäler, die inbeffen zu einem großen Theil die 
betreffende Aufgabe weder erfüllten noch zu erfüllen im Stande waren. 
Befondere Hofpitäler für Geiſteskranle finden ſich in früherer Zeit nur 
vereinzelt und ſcheint es außer denjenigen, welche in Marfeille und 
Avignon bereits feit dem ſechezehnten Jahrhundert beftanden haben ſollen, 
folder im Frankreich des alten Regime nicht gegeben zu haben. Es 
war ſchon eine Verbefjerung, daß eine Barlaments-Verfügung von 1660 
die Behandlung der Geiftesfranten in befonderen, feparirten Sälen des 
Hötel-Dieu in Paris anorbnete, die unheilbaren Irren bagegen ben 
Hofpitäfern von Charenton, Bicätre und der Salpätriere überwies *). 
Im Uebrigen war die Benugung der Gefängniffe zur Unterbringung 
ber Iren fehr verbreitet, ja unter benjenigen, die auf Grund von 
lettres de eachet in Haft gehalten wurben, befanben ſich zahlreiche 





*) Ernest Bertrand, Loi sur les aliends, procds verbaux de la com- 
mission charg6e d’etudier les modifications % introduire dans la loi du 
3%. juin, Paris, Cotillon e£ fils, 1872. P. 45. 
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Geiftestrante *). Der von Larochefoucauld in ber konſtituirende 
jammlung gegebenen Anregung war es zu banken, daß man fich b 
der Einrichtung befonderer für Geiſteskranke beftimmter Abthe 
in den Hofpitälern eine weitere Ausbehnung zu geben; die 
erzielten Rejultate waren günjtige und verurfachten, daß von | 
Verwaltungsbeamten und für jene Angelegenheiten Intereffe r 
den Privatleuten immer mehr auf Errichtung von Speziala 
gedrungen wurbe**); insbeſondere war e8 Dr. Pinel, weld 
biefer Richtung hin mit Eifer thätig war. Immerhin pr 
in der Gefeßgebung der Revolutionszeit die Tendenz der Abwe 
jenigen Gefahren, die durch Irre und Tobjüchtige für die öftf 
Sicherheit eintreten könnten; den Munizipalkörpern wird durch ein 
vom 10./24. Auguft 1790 die Verpflichtung auferlegt, für die Abw 
Verhütung der Unfälle, „die durch in Freiheit gelafjene Wah 
Tobjüchtige, wie durch das Umbherlaufen wilder Thiere berbe 
werben könnten“, zu forgen ***), eine Nebeneinanberftellung, be 
die heutige Empfindung verlegender Charakter mit Recht Hervor 
worben ift; ein Dekret ber Ionftituirenden National-Verfammlu 
19./22. Juli 1791 bebroßt diejenigen mit Strafe, welche Wah 
oder Tobfüchtige oder ſchädliche bezw. wilde Thiere frei umhe 
lafient). Eine Verfügung des Minifter des Innern vom 30. 
dor XIIff) bezeichnet die Verwahrung gemeingefährlicher 9: 
Gefängnifien (maisons de force) als durch bie beftehende Gele 
vorgeſchrieben, doch foll der bezügliche Zuftand des Geiftesfrante 
durch gerichtliches Uxtheil, defien Herbeifüßrung den Familien 
feftgeftellt werben. Milveren Geiftes find ſchon die Beftimmun 
Code civil; berfelbe ſchreibt (Art. 489 ff.) die Interbiftion alle 
jährigen Perfonen vor, weldhe fi im Zuftande des Schwach. 
oder gefährlichen Wahnſinns (fureur) befinden; im Valle des 
lichen Wahnjinns kann bie Interbiktion, welche fonft von bei 
wandten zu beantragen ift, Mangels eines folhen Antrags au 


*) Bertrand, Loi sur aliends ©. 45. 
**) Gasparin, Rapport, ©. 94. 

***) Titel XI. Art.3. AL6. Le soin d’obvier ou de remedier au: 
ments fächenx qui pourraient ötre ocessionnes par des insenses, 
furieux laisses en liberte, et par la divagation des auimaux mal 
ou feroces. 

») Art. 15. „ceux qui laisseront divaguer des insensds ou furi 
des animaux malfaisants ou föroces.“ 

Tr) Abgebrudt im Code admin. des dtabl. de bienf. Brüffel 1838. 
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Staatsproturator betrieben werben; bie Interbiktion Kat zur Folge, daß 
die Dispofition und Verwaltung des Vermögens auf den Vormund — bei 
Ehefrauen auf den Mann — bezw. auf den Familienrath übergeht; bezüg- 
lid) der Eintünfte des Irren beftimmmt jedoch der Art. 510, daß biefelben in 
erfter Linie verwendet werben jollen, um fein Loos zu milvern ımb feine 
Heilung zu beichleunigen und daß je nach dem Charakter feiner Krank⸗ 
heit der Familienrath feine Behandlung im Haufe oder feine Verbringung 
in eine Heilanftalt oder ſelbſt in ein Hofpital beichliefien könne; eine 
weitere Dinifterial-Inftruttion vom 24. Dezember 1807 *) gibt für ven 
Fall, „daß der Irrfinnige noch feine ftrafbare Handlung verübt hat“, 
unter beftimmten VBorausfegungen dem Maire das Recht, den Geiftes- 
tranfen einem Hofpital zuführen zu laſſen. Uber ben bei Weiten 
meiften Hofpitälern fehlte auch jet noch eine auf die kurative Behandlung 
md Pflege von Geiſteskranken berechnete Einrichtung; ungeachtet der 
auf Vermehrung der Spezialanftalten für Irre gerichteten Be— 
mũhungen waren nad) einem im Jahre 1818 vom Mintfter des Innern 
Saine dem König erftatteten Berichte**) damals an ſolchen Anftalten 
nur acht vorhanden; bie Zahl der Hofpitäler, welche Irre in beſonderen 
Abtheilungen aufnahmen, betrug 24; ein Theil ver Geifteöfranfen war 
in Korrektionshäufern, Bettlervepots und Gefängniffen untergebracht. 
Bon der Behandlung derfelben entwirft jener Bericht und bie Verfügung 
des Minifter8 vom 18. Juli 1819 ein ungemein trauriges Bild. Im 
einer Anzahl von Anftalten wurden bie Geiſteskranken in feuchten oder 
gar im Keller belegenen Zellen ohne Licht ober Fenfteröffnung verwahrt; 
Zobfühtige Tieß man auf der Erbe oder auf dem Pflafter fchlafen; das 
für andere beftimmte Lagerſtroh wurde nicht immer erneuert; bie 
Warter waren mit Stöden, Ochfenziemern oder Schlüffelbunden bewaffnet 
und wurden auf ihren Auffichtögängen von Hunden begleitet. Es 
bedurfte wiederholter nachdrücklicher Anordnungen, um bie Zwangsjade 
am die Stelle der Ketten und Halseiſen zu ſetzen. Bon ſolcher Barbarei 
trennt und ein Zeitraum von Taum mehr als ſechszig Jahren. Der 
Fortgang der Errichtung von Spezialanftalten fand vor Allem barin 
ein Hinderniß, daß bei dem Mangel einer den Departements ober Ge» 
meinden auferlegten bezüglichen Zwangsverpflichtung eine Handhabe 
fehlte, um ber Herftellung von Irren-Heil- und Pflege-Anftalten in 
größerer Anzahl einen kräftigen Impuls zu geben; Minifterial-Cirkulare, 
wie das vom 9. Auguft 1828 (Minifter des Innern be Belleyme 


*) Code administratif, &. 271. 
**) Bertrand, Loi sur les al., ©. 46. 
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vom 29. Juni 1835 und vom 25. Juni 1836, we 
feit, derartige Anftalten einzurichten, betonten, 

Umftänden nicht den gewünfchten Erfolg haben. D 
fügung bezeichnet indeſſen infofern einen weſentli 
durch fie die Stelle eines General-Infpeltors ber S 
und eine Enquäte zur Feſtſtellung des Zuſtandee 
und der Handhabung |ves ärztlichen Dienſtes in 

wurde. Ferron, ein damals berühmter Irrenarzt, 
die Stelle des General-Infpeftor® berufen *). Abeı 
fives Eingreifen diejes Beamten fehlte noch eine w 
indem bie vorhandenen gejeglichen Beſtimmungen 
pflictung zur Fürforge weder für die Gemeinden nı 
Tonftituirten;, allerdings hatten in einzelnen Departe 
bezw. Hofpitäler fich der Fürſorge unterzogen, ande 
ments jeldft dieſe übernommen ; eine Minifterial-Berf 
1815 Hatte in Anfehung der in den Hofpitälern vı 
Irren fogar den Verfuch gemacht, den Gemeinden u 
falfe ven Departements die Koften aufzuerlegen und h 
auch im anderen Fällen als Norm gedient; es wı 
durch die Rechtſprechung ausbrüdlich konſtatirt, da 
bezüglichen Verpflichtung der Gemeinben und Hofpi 
beftehenven Gefeßgebung nicht entſpreche. Ein Gi 
raths (Comitd des Innern) vom 10. Oftober 1: 
kein Gefeg den Gemeinden bie Verpflichtung, die K 
Behandlung von Geiſteskranken zu tragen, auferlege 
Befugniß der Berwaltungsbehören, dieſe Koften ven 
zu legen, nicht beftehe. Kurze Zeit vorher hatte eine Ort 
1834 die Annullirung einer Verfügung des Präf 
geſprochen, in welcher derfelbe dem Hofpital in Bar- 
der Pflege und Behandlung einer interbizirten 3 
hatte; in dem dieſer Entfcheivung zu Grunde liege 
bie betreffenden Abtheilungen des Staatsraths (( 
gebung und für Juſtiz) fich zu der Anficht verein 
derartige Heranziefung der Hofpitalanftalten zu t 
gefeglichen Ermächtigung fehle. in Gefegentwu 
des Unterhalts der Geiſteskranken bie Eigenſchaft 
gaben der Gemeinde beilegen follte, wurde von ben ! 


*) Guerlin de Guer, in Block, Revue gene 
Jahrg. 1878. Theil II. ©. 68, 69. 
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abgelehnt *). Ein blos vorübergehendes Ausfunftsmittel war es, daß 
in das Finanzgeſetz von 1837 eine Beftimmung eingeftellt wurbe, 
welche — jedoch nur für das gedachte Jahr — die Ausgaben für 
arme Geiftesfranfe unter die fogenannten veränderlichen Ausgaben ber 
Departements, vorbehaltlich einer Betheiligung der Wohnfig-Gemeinde 
des Kranken umd eines Beitrags der Hojpitäler, aufnahm; gründliche 
Abhilfe konnte nur ein bie gefammte Materie regelndes Geſetz ger 
währen. Den Entwurf eines ſolchen legte der Minifter Gasparin am 
6. Januar 1837 den Kammern vor. Eharakteriftiich für die Richtungen, 
bie in beiden geſetzgebenden Körperichaften vertreten waren, war es, 
daß die in der Deputirtenkammer gegen den Entwurf erhobenen Bedenken 
fich Hanptfächlich gegen die angeblich den Angehörigen ber Kranken, wie 
auch den Verwaltungsbehörben in Bezug auf die Herbeiführung der Aufe 
nahme in die Irrenanftalten zugeftandene zu große Leichtigleit und bie 
hieraus zu befürchtende Gefährdung der perfönlichen Freiheit richteten, bie 
in der Pairsfammer geltend gemachten Bedenken dagegen vorzugsweife 
bemängelten, daß die Errichtung neuer Privat:Irrenanftalten und ber 
Abſchluß von Berträgen zwiſchen den Verwaltungsbehörben und folden 
Anftalten einer Genehmigung der höheren Staatsbehörde unterliegen 
ſollte; Hiergegen wie gegen bie Anftellung von General + Infpektoren 
mb die Aufitellung bejtimmter Bedingungen bezüglih der Zulafjung 
von Aerzten, überhaupt aber gegen bie Ausbehnung bes ftaatlichen Ein- 
fluſſes polemiſirte vor Allem Montalembert; in der Reform fah er 
eine Bedrohung der geiftlichen Korporationen, welche bis bahin bie 
Irrenpflege großentheild in der Hand gehabt Hatten. Gleichwohl ent- 
ſchied fi in beiden Kammern die Mehrheit für den Entwurf; eine 
weſentliche Verbeſſerung und Vervollſtändigung vefjelben ging aus einem 
von Dufaure vorgeſchlagenen Amendement hervor, das den Departements 
die Verpflichtung auferlegte, Anſtalten für die Aufnahme von Geiftes- 
franten zu errichten bezw. bie Benugung von Privatanftalten für 
gedachten Zwed durch Verträge ficher zu ftellen. Die Delonomie des 
demmächft votirten Geſetzes — inzwilchen war an bie Stelle des Minifters 
des Innern Gasparin Montalivet getreten — Hat hierdurch eine 
weientliche Aenderung erfahren. 

Wiewohl das Geſetz über die Irren (vom 30. Juni 1838) fpäter 
als das über bie Generalräthe (vom 10. Mai beffelben Jahres) zu 
Stande lam, haben boch bie Beftimmungen befjelben bei Abfafjung des 
lettgedachten Geſetzes bereit Berüdjichtigung gefunden; die Koften des 





*) Die begüglicgen Notizen bei Guerlin de Guer a. a. O. 
Iahrbud V. 2-3, Kräg. v. Gehmoller. 14 
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Unterhalts der im Wege der Armenpflege in Anftalten zu verp 
Seren, welche das Gejeg vom 30. Juni 1838, vorbehaltlich 
Generalrath zu beſtimmenden Betheiligung ver E 

ment auferlegt, ſind im Geſetz über die Gene 

die obligatoriſchen Ausgaben des Departements 

Die bezügliche Vorſchrift wurde hiermit in den 

ſatoriſchen Beſtimmungen gebracht. Zur Eharı 

gehört es, daß Departements wie Gemeinden 

wendiger Wirkungskreis zugetheilt wird, innerha 

der Verwaltungsaufgaben eine Rechtspflicht der b 

iſt, deren Anforderungen bei Verwendung ber fc 

in erſter Linie Rechnung getragen werben muß. 

Fürſorge für die Geiftesfranten in jenen Wirku 

daher um eine dem Schematismus der allgemei 

nommene Form, feineswegd um eine dem Arn 

neue Theorie. 


2. Heutiges Recht. 
a. Detonomie des Geſe 


Das Geſetz vom 30. Juni 1838 Hat die 
niffe in der Fürforgepflicht bezüglich derjenigen Iı 
Pflege in Anftalten erfolgt oder erforderlich wir 
felben, bie in ihren Familien ober vereinzelt 
Pflege und Obhut fanden, befaßt es ſich nicht. 
aur Strafbeftimmungen enthaltenden Titel zerfi 
theile; der erfte Titel umfaßt die Beftimmungen 
Leitung und Beauffichtigung in äffentlichen 
ſowie bie hierauf bezüglihen Verpflichtungen d 
Gegenftande haben; ber zweite Titel befaßt | 
inbivibuellen Fälle der Fürforge für die Irren 
und regelt das ſowohl Hinfichtlich der Verwahru 
zelnen Geiſteskranken in Anftalten als das bez 
ihres Vermögens und der Beihaffung der Mit 
aicht entnommen werben können, einzubaltende 2 


b. Zrrenanftalten. Organifation, 
und Aufſicht. 


Im erften Titel des Gefeges ift jene dem Du 
entlehnte Beftimmung an bie Spike geftellt, nach we 
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entweder ſich im Beſitz einer zur Aufnahme und Pflege der Irren eingerich- 
teten öffentlichen Anftalt befinden oder durch Vertrag mit einem öffentlichen 
oder privaten Etablifjement, jei Das letztere im Departement over außer⸗ 
halb deſſelben gelegen, eine geeignete Pflege und kurative Behandlung 
der Geiſteskranlen ficher ftellen muß; die Verträge unterliegen ber 
Genehmigung des Miniſters des Innern. Die öffentlichen Anftalten 
find der Leitung, die privaten ber Aufficht der Stantsbehörde unter- 
ftellt; eine Anzahl von Perfonen ift vermöge ihres Amts mit der 
dauernden Infpeltion ber in ihrem Amtsbereich gelegenen Irren⸗ 
anftalten verjehen; es find dieß der Präfelt (bezw. bie von ihm ober 
tom Miniſter des Innern beauftragten Perfonen), der Präfivent des 
Tribunals, der Staatöprohrrator, der Friedensrichter und der Maire; 
fie Haben die öffentlichen und privaten Anftalten zu beſuchen, die Be- 
ſchwerden der in ihnen untergebrachten Perfonen entgegenzunehmen und 
fich bezüglich derſelben alle zur Beurtheilung ihrer Lage notwendige 
Auskunft zu befchaffen. Zur Errichtung und Leitung einer zur Aufnahme 
von Geiſteskranken dienenden Privatanftalt gehört ſtaatliche Genehmigung ; 
wenn Anftalten, die ſich mit der Heilung anderer Kranken befafien, auch 
Geiſteskranke aufnehmen follen, jo müſſen die zur Aufnahme von Geiftes- 
kranten beftimmten Räume von ben übrigen Lolalitäten abgejonbert 
fein; wenn unter diefer Vorausjegung fi Anftalten der genannten 
Art mit der Aufnahme von Geiſteskranken befaffen, fo find fie allen 
Beringungen, welde für die ausſchließlich zur Pflege und Behandlung 
der Irren beftimmten Anftalten beftehen, namentlich aber au dem 
Erforderniß der vorgeichriebenen ftaatlihen Genehmigung unterworfen. 

Diefe Beftimmungen haben ebenjo die Errichtung und zweckmäßige 
Einrichtung ber Irrenanftalten mächtig geförbert, wie fie in formeller 
Hinficht duch zum Theil vorzüglich ausgearbeitete königliche Ordon⸗ 
nanzen, Minifterialinftruftionen, Normalreglements u. ſ. w. eine forg- 
fältige und betaillirte Durchbildung erfahren haben. 

Die Zahl ber öffentlichen Srrenanftalten beträgt in Frankreich 
nach den legten Ermittelungen 47, welche mit Ausnahme der Staats- 
anftalt zu Charenton ſämmtlich Departementalanftalten . find; ihnen 
treten 14 öffentliche, mit Abtheilungen für Geiſteskranke verfehene Hofpi- 
täler und 17 bie. Stelle öffentlicher Anftalten vertretende Privatan⸗ 
ftalten Hinzu. Die Zahl der Geiſteskranken, die am 31. Dezember 1877 
vorhanden war, belicf fih für Charenton auf 558, für die 46 Departe 
mentalanftalten auf 27010, für die 14 Hofpitäler auf 5768 und 
für die 17 Privatanftalten auf 10366, was eine Gejammtzahl von 
43144 ergibt; an Privatanftalten, die ſich nicht mit der Aufnahme 

14° 
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armer Pfleglinge befaßten, beftanven 25, die zu dem 
zufammen 1624 Irre enthielten*). Die PBrivatanftı 
Arme aufnahmen, zeigten einen nicht ganz fo günftig 
Bällen der Heilung wie die öffentlichen Anftalten; wi 
ven legteren 5,5 pro 100 betrug, erreichte es bei der 
(gegen 7,2 bei den nur zahlende Penfionäre aufneh: 
bliffements); andererſeits kommt die Benugung einer 
ber tägliche Pflegefag vartirt hier zwifchen 75 Ets. u: 
bei den öffentlichen Anftalten zwiſchen 90 Cts. und 17 
Departement billiger zu ftehen als die Unterhaltung ff 
da in legterm Falle den Pflegefoften der Kapitalaufıoı 
Einrichtungstoften Hinzutritt **). Daß mehrere Dep 
Errichtung einer gemeinfamen Irrenanftalt vereinigten, x 
ſoweit die Schonung der Finanzen der Departement 
machte, vom Minifter des Innern empfohlen ***); zı 
jedoch, ungeachtet der inzwifchen fo fehr vervolllomn 
mittel in ben meiften berjenigen 24 Departements, we 
be ©uer) im Departement gelegene Anftalten noch nic 
Uebelftand empfunden zu werden, daß bie Entfernung bis 
beträchtliche und daher die Beförderung dahin nicht jelt 
für den Zuftand des Kranken und deffen Ausfichten auf € 
ift; die Anbahnung der Errichtung öffentlicher Anftalten 
Departements, bie mit folchen noch nicht verjehen find, 
wegs als aufgegeben. Die Unzuträglichkeiten, die fi 
dem Transport nach ber Anftalt zurüdzulegenden gri 
jowie aus einer längern Ausbehnung oder Verzöger 
Aufnahme zu führenden Borverhandlungen ergeben 
Geſetz durch die in Art. 244) des Gefeges den Hoſſ 
Verpflichtung zu mildern verfucht, Perfonen, deren 
Srrenanftalt von den zuftändigen Behörden angeort 
ihrer Ueberweifung an die Spezialanftalt oder wi 
dorthin proviforiih aufzunehmen. Es ift dieſe Ver 


®) Annusire statistique de la France (Min. du co 
1880. ©. 188 fg. 
**) Die bezüglichen Notizen find dem ſchon mehrfach eitirte: 
ie Guer’8 entlehnt. ©. 332 fi. 
***) Girkular-Berf. vom 23. Juli 1838 (De Wattevill« 
Band 1. ©. 988). 
+) Ic greife vor, indem ich ben Inhalt biefer dem 2 
Beftimmung bier anſchließe. 
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gemeine fämmtlicher Civilhofpitäler und daher mit derjenigen nicht zu 
verwechfeln, welche für bie fpeziell zur Aufnahme von Geiſteskranken 
eingerichteten und beftimmten Hoſpitäler befteht; bie Koften des Unter» 
halts der proviforifch aufgenommenen Geiſteskranken werben ben Hoſpi⸗ 
tälern vergütet, für die erforderlichen räumlichen Vorkehrungen Haben fie 
aus ihren eigenen Mitteln zu forgen. Thatſächlich pflegt in ben Hoſpi⸗ 
tälern der größeren Stäbte eine Anzahl von Zellen für bie vorüber 
gehende Aufnahme von Geiſteskranken eingerichtet zu fein; biefe Zellen 
werden alsdann häufig dazu benugt, Kranke, deren Zuftanb bis dahin 
nicht genügend hat feſtgeſetzt werben können, eine Zeit lang zu beobachten, 
um von dem Ergebniß die Entſcheidung über ihre Aufnahme in eine 
Anftalt abhängig zu machen, ein Verfahren, das zwar gegen übereilte 
Ueberweifungen einigen Schug gewährt, dagegen auch bie Einleitung 
der Kur nicht felten gerade in der Zeit, wo die Anwendung bes Heil» 
verfahrens am wirkfamften fein würde, verzögert. Tritt das Bedürfniß 
der vorübergehenden Verwahrung eines Geiſteskranken in einer nicht im 
Befig eines Hofpital® befindlichen Gemeinde ein, fo ift das Lokal 
durch Anmiethung ober in einem Gafthofe auf Koften der Gemeinde zu 
beihaffen. Die Vermehrung der Geifteskranfen in Gefängniffen ift 
umbebingt verboten, wie bieß demnächſt noch, als einige Präfekten ſich 
von diefer Vorfchrift bifpenfiren wollten, nachdrücklich eingefchärft wurbe*). 

Unter den reglementären Beſtimmungen, auf benen ber weitere 
Ausbau der bezüglich der Jrrenanftalten durch das Gefe gegebenen 
Rormen beruft, verbienen bie Minifterial-Cirkulare vom 23. Juli 1838 
und 5. Auguft 1839, die königliche Orbonnanz vom 18. Dezbr. 1839 **) 
und das Minifterial-Cirkular vom 20. März 1857 ***) beſonders hervor- 
gehoben zu werben; dem letztern ift ein Normalreglement beigefügt, 
das für die Dienftreglements der öffentlichen und privaten Anftalten, 
fowie der mit Irrenabtheilungen verfehenen Hoſpitäler als Mufter 
dienen follte und das für die gleihe Geftaltung der Einrichtungen und 
die Schematifirung des Dienftes von großem Einfluß gewefen ift. Am 
wedmäßigften gliedert fich im Mebrigen das Material, je nachdem es 
die Einrichtung des Dienftes in ben öffentlichen Anftalten ober die für 
die Erteilung und Fortdauer der zur Errichtung und zum Betriebe 
don Privatanftalten erforberlihen Konzeffion ober enblich die Ausübung 
der Auffiht zum Gegenftande hat. Die verfchiebene Stellung zu den 


. *) Miniflerial-Eirtular vom 18. Dezember 1838. De Watteville, Lög. 
har. Band L ©. 493. 

**) Die betr. Berorbiungen daſelbſt, S. 489 ff., 509 fi. und 525 ff. 

*) De Watteville, Leg. char. Band IL. ©. 287. 
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öffentlichen und den PBrivatanftalten ift dahin prägi 
der erfteren bie Leitung und Aufficht, bezüglich 
Aufficht zufteht. 

Für jede öffentliche Anftalt wird der Dienf 
geregelt, daS der Minifter des Innern zu gem 
Spige der Verwaltung fieht ein Direltor, de 
miffion beigegeben iſt. Tie Ernennung des Direli 
des Innern zu; doch muß fie, wenn es ſich nicht ı 
an einer neugegründeten Anftalt handelt, einer 
ſtellenden Lifte von drei Kandidaten oder ber 5 
toren entnommen werben, bie bereits brei Jahr 
an anderen öffentlichen Irrenanftalten beffeidet he 
Tommiffion befteht aus fünf vom Präfelten erna 
wird jährlich je zu einem Fünftel erneuert; ihre 2 
achtende und kontrolirende und erftredt ſich auf 
des Anſtaltsdienſtes und der Vermögensvenm 
einmal im Monat fol die Kommiffion eine orde 
Das ausführende und handelnde Organ ift ber 
die gefammte Verwaltung perjönlich verantwortlic 
die Beamten der Anftalt mit Ausnahme ver I 
und Einnehmers und bes Anftaltsgeijtlichen. 1 
ärztlichen Dienftes erfolgt durch medecins en « 
medeeins adjoints; ihnen find in ber Perſon von 
internes — Gehilfen beigeorbnet. Die Aerzte 
um bie erſte Einrichtung einer Anftalt handelt 
vom Präfekten ernannt. Direktor und Aerzte kön 
auf Bericht des Präfekten entlafjen werben ***) 
Direltors und des erften Arztes Tönnen ftets 
Miniſters vereinigt werden; berjelbe kann auch 
Funktionen von Amtswegen anordnen; biefe Ben 
Mehrzahl der Anftalten. Einnehmer und Oe 
Präfelten ernannt, der bie Auffichtsfommiffio 
angehen fann. Wenn die Abminiftrationd- Ko 
täler einen Theil ihrer Anftalt zur Aufnahme r 
richten und beftimmen, fo beftelfen fie mit Gene 
einen verantwortlichen Vorfieher der für bie Ge 





*) Orbonn. vom 18. Dezbr. 1839, Art.3. De V 
B.1. ©. 525 ff. 
**) Dafelbfl, Art. 2, 4, 5. 
***) Dofelöft, Art. 3. 
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Antheilung, der alsdann allen den Direktoren ber Irrenanſtalten ob⸗ 
fiegenden Verpflichtungen unterworfen ift; ein Reglement für den innern 
Dienft wird auch in biefem Falle mit Genehmigung des Minifters 
elafien*); die Stelle der Aufſichtskommiſſion vertritt die Verwaltungs · 
iommiffion bes Hoſpitals. Die Erlaubniß zur Einrichtung einer Ab» 
theilumg für Geiſteskranke wird den Hofpitälern nur dann ertheilt, 
wenn die Einrichtungen die Aufnafme von wenigftens fünfzig Geiftes- 
Kanten geftatten **). B 

Die wichtigfte Konfequenz ber dem Staat über die Privatirren- 
anftalten zuftehenben Aufjichtsbefugniß ift die demſelben vorbehaltene 
Berechtigung, die Ermächtigung (Konzefjion) zur Leitung und zum Be- 
triche einer folchen Anftalt zu ertheilen und unter gegebenen Berhält- 
niſſen zurũckzuziehen. Grundſatz ift, daß Niemand ohne eine derartige 
Ermächtigung, zu deren Ertheilung feit dem Dezentralifations-Dekret 
vom 25. März 1852***) der Präfelt zuftändig ift, eine Privatirren« 
anftalt eröffnen ober betreiben Tan. Die Vorausfegungen, von denen 
die Ertheilung ber Ermächtigung abhängt, find durch den Titel II. ver 
Orbonnanz vom 18. Dezember 1839 und ein erläuterndes Minifterial- 
Cirkular vom 20. April 18554) näher bezeichnet; fie find theils per- 
ſonliche, theils ſaͤchliche. Yu den erfteren FF) gehört, daß der Nachſuchende 
grokjährig, von guten Sitten und Doktor der Mebizin ift; ift er letzteres 
zit, fo Hat er das Engagement eines Arztes nachzumeilen, der ben 
aͤrztlichen Dienſt in ber Anftalt übernimmt und fi ben bezüglichen 
Berpflichtungen unterwirft; die Beſtellung deſſelben bebarf einer Ge— 
nehmigung bes Präfelten, ver ihn jeder Zeit mit der Genehmigung bes 
Miniſters wieder entlafien kann. Die fächlichen ff) Vorausſetzungen 
beziehen ſich auf Die gefunbheitliche und ſonſt zwedmäßige, namentlich 
aud die erforberliche Trennung der Geſchlechts⸗ Alters- und Krankheits⸗ 
Rategorieen, fowie bie Anwendung aller nöthigen Vorfichtsmaßregeln ge- 
flattenbe Einrichtung; ferner ift, der Nachweis zu führen, daß in fitt« 
licher Hinficht das Weiberperfonal die erforberlichen Garantieen bietet; 
Blan und Reglement der Anftalt müfjen zu diefem Behuf der Geneh- 
migumg des Präfelten unterbreitet werden; das Erforderniß eines von 
der Behörbe zu genehmigenben Reglements ift auf dieſe Weife auch den 


*) Orb. v. 18. Dezbr. 1839 Art. 11. 
Daſelbſt, Art. 1. - 
***) Tablean A. Rr. 32. 
2) De Watteville, Legiel. char. Bd. IL ©. 254. 
+) Ord. v. 18. Dezbr. 1839, Art. 18, 19. 
HN) Daſelbſt, Art. 20—23. 


216 Behr. v. Reigenfein. 


PBrivatanftalten gegenüber zur Geltung gebracht 
ment eine erweiterte Anwendung gefchaffen wc 
tigumg ftetd nur für eine beftimmte Anzahl v 
die Anftalt beftimmt ift, erteilt und ebenjo d 
nehmenden Kranken in der Ermäctigangsverf 
wird, fo find auch in Bezug hierauf vom Na 
Notizen zu liefern. Zur Sicherftellung feiner B 
jeder Direktor eines Privatetabliffements Kau 
fächlich bezweckt dieſe Forderung, einen geeigne: 
ftalt zu fihern für den Fall, daß in der Leitung 
Unterbrechung eintreten folite ; in ſolchem Fall ijt a 
einen proviforifchen Regiſſeur zu ernennen, bei 
Direltors die Mittel zum vorläufigen Fortbet 
Lönnen. Ueber das für einen folhen Tall zu 
namentlich über die Vertretung des Direktors k 
mit dem Präfelten im Voraus ein Ablommen v 
Die Zurücknahme der Ermächtigung kann nur 
haupt erfolgen **); die Fälle, die eine ſolche Maf 
in Art. 31 der Orb. vom 18. Dezbr. 1839 ſpezifiz 
hierher erhebliche Verlegungen der Gefege oder 
ſcheidung geht eine Enquäte voran, in der be 
während ber Enqu&te fann ber Präfekt ihn prov 
Ueber die Verträge, die behufs Sicheritellu 
öffentlichen ober Privatanftalt in den Fällen, 
ſich nit im Beſitz einer eigenen Anftalt befi 
entfcheidet jet der Generalrath felbftändig. 
anftalten, die in dieſer Weife für Rechnung ver 
kranke aufnehmen, wird eine Aufjichtsfommiffior 
Die vom Gejeg beftimmten abminiftrativer 
amten als dem Präfelten, Staatsprofurator, Dix 
namentlich eine Kontrole des bezüglich Der einzel 
Verfahrens bezwedtende Aufficht hat fich nicht zu ei 
geftaltet; bei der regelmäßig großen Zahl der int 
Irren kann biefe Kontrole um fo. mehr nur eine 
den in Rebe ftehenden Beamten regelmäßig an d 
Einwirkung erforderlichen technifchen Vorbilbung 
*) Ueber alled dieß zu vgl. Orb. v. 18. Dezbr. 1 
**) Daſelbſt Art. 33. Auch BIod (Diet. d’adm, f 
Hält dieſe Befimmung für nod in Giltigteit beftehend. 
*** Die cit. Orb. Art. 31, 32. 
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ſeitens ber im nächſten Abſchnitt eingehenber zu erwähnenden, techniſch 
vorgebilveten Generalinfpeltoten kann dagegen bei ber Ausbehnung des 
Wirlungskreiſes diefer Beamten nur in verhältnigmäßig feltenen Fällen 
ausgeübt werben; bie betreffenden Beamten haben überbieß feine eigene 
Aktion, bedürfen vielmehr zum Einfchreiten einer Vollmacht des Minifters. 
Tiefe Unzureichlicpleit der jegigen Organifation des Auffichtöbienftes ift 
either ber Gegenſtand mannigfacher Kritik geweſen; namentlich hat die 
von der Gejellichaft für vergleichende Gefeggebung zur Prüfung ber auf 
die Geiftestranten bezüglichen Gefege niedergeſetzte Kommiffion aus dem ger 
ſchilderten Zuftande Anlaß genommen, jene Angelegenheit bei der von ihr im 
Iahre 1871 unter Abhörung von Zeugen verantalteten Enqudte *) einer 
eingehenden Erörterung zu unterziehen. Das Ergebniß wurde in einem 
von der Kommiſſion aufgeftellten Gefegentwurfe niedergelegt, der for 
dann von ben Deputirten Rouffel, Jozon und Desjardins am 25. Juli 
1872 bei der Nationalverfammlung eingebracht wurde. Demnach follte 
für jedes Arrondiffement, in dem ſich eine Irrenanftalt befindet, eine 
mit fehr betaillirten und durch den Entwurf genau prägifirten Befug- 
niſſen andgeftattete permanente Auffichtsfommifjion gebildet werben, 
zu der gehören follten: zwei Aerzte (jährlich vom Eivilgericht des Arron⸗ 
diſſements zu defigniven), der Staatsprokurator bei gebachtem Gericht 
wer fein Subftitut, ein von der Disziplinarfammer vefignirter Advolat 
oder Anwalt, ein von der Notariatslammer defignirter Notar, endlich 
ein durch bie Wahl des Generalraths beftimmtes Mitglied dieſer Ver- 
fammlung**). ine weitere Behanblung bes Gefegentwurfes hat, 
ſoweit ich habe ermitteln Zönnen, in den parlamentarifchen Körperichaften 
nicht ftattgefumben, doch fcheint das Bedürfniß einer Aenderung ober 
Ergänzung der Geſetzgebung nach der bezeichneten Richtung Hin noch jegt 
erkannt zu werben. 
©. Bürforge für Irren im Einzelnen. 

Bon ven Vorſchriften des zweiten Titels des Geſetzes, welcher die 
begüglich der einzelnen Geiſteskranken zu treffenden Maßnahmen und 
die Fürſorge für biefelben zum Gegenftanb hat, intereifiren hier nicht 
diejenigen bes erften Abjchnitts, welche fich auf die jogenannten frei» 





*) Die Protololle und der Bericht über die Enquöte find ber oben erwähnten 
Shift von Bertrand — loi sur les alienes — angehängt; den Schluß bildet 
daſelbn der weiter unten zu erwähnenbe Gefeentwurf. 

**) Proposition de loi ayant pour objet la revision de la loi du 30 juin 
1838 sur les aliönes, presentde par Mrs. Theophile Roussel, Jozon et Des- 
jardins. Annales de Fassemblee nationale. Theil 13. ©. 224. 
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willigen Plazirungen beziehen; vom Gefichtsp 
perfönlichen Freiheit aus wurben hier eingehend 
getroffen, von welchen Perfonen der Antrag 
Entloffung ausgehen, mit welchen Beweisftüd 
muß, und auf welche Weife von ber Behoͤrde die eı 
dem Zuftande des Kranken zu erhalten ift; zu 
Aufnahme gehört vor Allem bie Beibringung ein 
den Geifteszuftand, fomie bie Einzelheiten 
namentlich aber die Nothwenbigfeit der Behand 
Perſon konſtatirt. Dagegen fallen die Beftimmuny 
Abſchnitts, die fi auf die von der Behörde « 
und die Koften der Fürforge für bie in ben | 
Irren beziehen, großentheild in den Kreis ber 
Die Behörde, von ber bie Anorbnung 1 
Geiftestranten in eine Anftalt von Amtswegen 
Präfelt (in Paris der Polizeipräfelt); die A 
wenn der Zuftand bes Geifteöfranfen ein ber 
öffentliche Ordnung oder die Sicherheit von P 
Form ift die einer motivirten, bie Umftände, we 
wenbig machen, betaillivenden Verfügung; im F 
Atteſt Tonftatirten unmittelbaren Gefahr find a 
tommifjäre, in den anderen Gemeinden die Mairı 
die nöthigen Vorfichtömaßregeln vorbehaltlich de 
feften, dem binnen 24 Stunden zu berichten ift, 
Weiſe, wie eine Aufnahme angeordnet werben ! 
willige in eine nothwenbige umgewandelt we 
und Maire erhalten ftets von den auf die A 
orbnungen bed Präfelten Senntniß, welcher le 
einwöchentliche Berichte über den Zuftand des Kr 
erhalten werden muß; die Entlaffung muß aı 
der Ärztliche Bericht dieß für zuläjfig erflärt, u 
bald ihm ein Bericht dieſes Inhalts vorliegt, 
den entiprechenden Antrag zu ftellen. Char 
grenzung ber.Zälle, auf die fich die Befugnif 
orbnung ber Aufnahme ausbehnt, ift jene E 
Nachweis erfordert, daß der Zuftand des Kranteı 
oder die Sicherheit von Perfonen gefährbe; 
daher nicht einer derartigen Maßnahme Perfoı 
eine Anftalt zwar im Intereffe der Heilung nol 
deren Zuftand jedoch mit einer Gefahr für & 
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nicht verbumben ift; bie hierin beruhende Lüce wird inbefien thatfächlich 
weniger empfunden, weil die Praxis dem Begriff einer Gefährdung von 
Otdnumg und Sicherheit die größte Ausbehnung gegeben hat. Negel- 
mäßig genügt das Vorhandenſein einer Gefährbung auch ber eigenen 
Sicherheit des Kranken zur Annahme ber Vorausfegung; Fälle des 
Wiotismus, Alterwahnfinns u. |. w. pflegen, auch wenn fie mit Tob- 
fuhtsanfällen nicht verbunden find, denjenigen Fällen zugerechnet zu 
werben, in denen bie Anorbnung der Aufnahme von Amtswegen zu- 
liffig ift*). Die Koften, welche durch bie eimelnen in ben Anſtalten 
behandelten Fälle verurjacht werben, zerfallen in bie Koften des Trans⸗ 
ports mach ber Anftalt und in die Koften ber Behandlung und Pflege 
in ber Anftalt; für bie letzteren ift, foweit e8 ſich um öffentliche An- 
ftalten Handelt, der vom Präfelten feftgejegte Tarif maßgebend; han⸗ 
delt e8 fich um Privatanftalten, fo enticheivet, wenn bie Unterbringung 
aus Anlaß oder durch Vermittlung ber öffentlichen Behörben erfolgt 
ift, der mit der Anftalt abgeſchloſſene Vertrag; die zu leiftende Ent 
ſchädigung darf im diefen Verträgen nur nad Tagesjägen feftgeftellt 
fein. Die Aufbringung dieſer Koften (Transport und Pflegekoften) 
nird, foweit nicht eigenes Vermögen des SKranfen die Mittel zur 
Dedung enthält ober berfelbe zur Alimentation verpflichtete und hin⸗ 
reichend vermögenbe Verwandte befigt, im Wege der Urmenpflege, 
d. 5. vorbehaltlich eines nach beftimmten, vom Generalrath feftzufegen- 
den Normen fich bemefjenden Beitrags der Gemeinde, der der Geiftes- 
kranke angehört, vom Departement getragen. Die Generalräthe pflegen 
bie Quote des von der Gemeinde zu leitenden Beitrags den in ben 
DMinifterialeirktularen vom 5. Yuli 1839 und 5. Auguft 1840 er- 
teilten Direltiven gemäß nach einer mit dem Betrage ber ordent⸗ 
lien Einnahmen abwärts gehenden Stala feftzufegen; im Allgemeinen 
git Heute eine Abjtufung ald maßgebend, nach ber beitragen: 
Gemeinden mit einem Betrage ber orbentlichen Einnahmen 


von 100000 Fred. und mehr 33 pr. 100 
50000 25 

20.000 

5000 

2500 

1000 

von weniger als 1000 


20 
17 
14 
10 

5 


ee 








Guerlin de Guer, a. a. O., ©. 337. 

**) Bal. Guerlin de Guer, a. a. O., &.340. Im Weſentlichen überein- 
fimmend mit der bei Block, Dict. s. v. aliends mitgehetten Stala, doch in ben 
unteren Stufen fpezialifixter. 
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Ein Departement, das der Orme, läßt bie Gi 
Zum Gefammtaufwande leiften die Hofpi 
einen Beitrag, der fich nach der Zahl der von di 
früher (d. 6. bis zum 30. Juni 1838) behandelten 
anftalten übernommenen Geiftesfranfen bemißt. 
Nach der Intention des Geſetzes ober doch 
der Praris des Minifteriums gegebenen Ausleg 
doch die Verpflichtung des Departements zur 
die Fälle, in denen eine Aufnahme von Amten 
ftattgefunden Hatte; fie erſtreckte fich auch noch 
denen nad ben von den Generalräthen mit Gen 
feitzufegenben Normen die Aufnahme von zwar 
aber dennoch im Interefje der Heilung oder fon 
der Behandlung oder Pflege in einer Anftal 
tranken auf Antrag ftattfindet, felbftverftänd! 
weit, als nicht die erforderlichen Mittel dem 
Kranken entnommen ober von alimentationspflic 
gegeben werben können. Normen, welche arme 
tern Kategorie von ber Aufnahme auf Koften | 
ſchließen, wurben früher, als ben Intentionen 
Minifterialeirtulare vom 5. Juli 1839 und 1 
wiberlaufend vom Minifter nicht genehmigt; 
10. Auguft 1871 über die Generalräthe fehlt i 
Zulafjung jener Kategorie der Geiftesfranten g 
ments zu erzwingen, ba bie Generalräthe (ı 
über die Aufftellung der bezüglichen Normen fell 
Die Zahl der unter Betheiligung der Depaı 
in Anftalten verpflegten Geiftesfranten hatte, wie 
zember 1877 43144 betragen; ber Gefammtbetr, 
pro 1877 auf 15087335 
wovon bie Familien 1151026 
bie Hofpitäfer 63059 
bie Gemeinden 4170478 
bie Departements 9975159 
aufbrachten **). 


*) De Watterille, Legiel. char. ®o. I. e 
**) Annaire statistique de la France pro 1880. 
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IL Gemeinfames, 

Für die Einordnung der Waifen- und Irrenpflege in den Orga⸗ 
niemus der Selbftverwaltung und in das Syſtem des Finanzweſens 
und der Laftenvertheilung ift zunächft die Art entſcheidend, in ber beibe 
genannten Zweige der Armenpflege mit dem Wirkungskreiſe der Des 
partements in Beziehung gebracht worben find. 

Das felfgovernmentale Organ der allgemeinen Departementale 
Berwaltung ift der Generalvath, deſſen Befugniſſe durch das Gefeg vom 
10. Auguft 1871 neu geregelt und erweitert worben find und befien 
Einflug auf die laufende Verwaltung durch die von gedachtem Geſetz 
angeorbnete Errichtung ber permanenten Departementalveputation eine 
beträchtliche Berftärkung erfahren Hat; auch auf dem hier in Rede ſtehenden 
Gebiet ift die formelle Selbftändigfeit des Generalraths eine größere ge= 
worden, inbem das frühere Erforberniß ſtaatlicher Genehmigung der Bes 
ſchlũſſe für eine Reihe wichtiger Angelegenheiten in Wegfall gelommen ift; 
fo bevarf e8, wie vorher erwähnt woren, diefer Genehmigung nicht mehr 
für die mit Irrenanftalten abzufchließenden Verträge und für die Normen 
über Zulaffung nicht gemeingefährliher armer Geiſteskranler; auch das 
Budget der Anftalten fegt der Generalrath felbftändig feſt. Dennoch 
iſt nicht anzunehmen, daß der Einfluß des Generalraths auf die Hand⸗ 
habung beider Zweige ber bepartementalen Armenpflege fachlich ein viel 
erheblicherer geworden jei. Einzelne der bezüglich ver Organijation der Für» 
forge für Die unterftügten Kinder zwiichen den Departements obwaltenden 
Verjchiedenheiten mögen auf Beichlüffe bezw. felbft die Initiative bes 
Generalraths zurüczuführen fein; das für die Handhabung der Waiſen⸗ 
pflege wefentlich maßgebende Organ ift der Waifeninfpeftor, ein techniſch 
geihulter Beamter, der dem Präfelten unterftellt ift und dem für das 
Ganze feiner Verwaltung ein Organ der Selbftverwaltung nicht zur 
Seite ſteht. Eine intenfive Einwirkung des Generalraths auf bie Ver⸗ 
waltung der Srrenanftalten findet vor Allem darin ein Hinberniß, 
daß mit ihm bie Aufſichtskommiſſion nicht in organifhe Verbindung 
gebracht worden ift. Den dem Gefegentwurf von Rouſſel und Gen. 
zu Grunde liegenden Gedanken, durch Errichtung einer permanenten 
Auffihtstommilfion für jedes mit einer Irrenanftalt verfehene Arcon« 
diſſement der Selbftverwaltung auf dieſem Gebiet eine noch weitere An⸗ 
wendung zu geben, kann ich nicht für einen glüdlichen Halten; ven 
der Kommiſſion angehörigen beiden Nerzten und noch mehr den anderen 
Mitgliedern würde faft ftetS bie Autorität fehlen, um in Sachen fo 
eminent technifcher Natur, wie ber Irrenbehandlung einem erfahrenen 
Techniler gegenüber, wie es ber Direktor ber Anftalt meift ift, mit Er⸗ 
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folg zu interveniren. Die Bildung von mit gi 
Kräften und einer gewiffen eigenen Aftion verfel 
fpeftionsorganen an Stelle der jeßigen, anjchein: 
reichenden Generalinfpektion würde allen Mänge 
abhelfen. Eine Heranziefung von Elementen ber 
fehr weitem Umfange zur Mitwirkung bei Hand! 
pflege ift durch die Vorfchriften über Bildung bei 
nage und das Kinderſchutzgeſetz angebahnt worden; 
wird indeſſen Aufichluß darüber geben fönnen, ob d 
gegebene Impuls und die von der Departement 
gehende Anregung bie Kraft befigen, um jener X 
forberliche Leben einzuhauchen und auf die Dau 
Deutſchland gibt die finanzielle und moralifche 2 
Gemeinden für die Waijenvermaltung der Thät 
mwaltungsorgane einen wefentlihen Impuls; in d 
beffen nur größere Städte, bie für biefen Zweig t 
eine zwedentfprechenbe Organifation hervorgerufen h 
erzielten auf dem genannten Gebiete ſehr ungleich 
Mit den Koften der Waifen- und Irrenpfle 
in ber Hauptfache das Departement belaftet; es 
worden, in welcher Weife die Normen über die bet 
des Departements in das Finanzſyſtem des Gefe 
niffe der Generalräthe vom 10. Mai 1838 eingerı 
zwiſchen ift durch das Gefeg über die Generaltäthe 
(Art. 10) die Kategorie derjenigen Ausgaben, die 
⸗ durch die Generalräthe verweigerter Bewilligung 
Departements eingeftellt werben können, beträchtlich 
die Beftimmungen des Geſetzes vom 10. Auguft ! 
gleicher Richtung. Unter den zahlreichen, nicht ı 
angehörigen Wusgaben befinden ſich auch bie fi 
Irrenpflege. Es fehlt daher zur Zeit an einem $ 
ments im Wege ver Verwaltung zur Einftellung t 
gabepofitionen direlt zu zwingen. Dagegen wurde die 
bindlichleit ver Beſtimmungen (Gejege vom 5. Mai 
1838), welche die Koſten ven Departements zur Laſt fi 
gezogen, auch jollen Verſuche der Generalräthe, ſich d 
Verpflichtung im Einzelfalle zu entziehen, bisher nicht 
Die finanzielle Leiftungsfähigkeit der Depart 
*) Dieß tonftatirt Leviez in Block, Diet. de ladı 
alidnds No. 122. 
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eine der Intention der Geſetze entſprechende Erfüllung der Verpflichtungen, 
ſewohl was die Unterhaltung der erforverlichen Anftalten, als was bie 
Fürforge in ven Cinzelfällen anbelangt; jene Regelung der Mittelbes 
ſchaffung war zugleich eine genügenbe Garantie gegen die in Folge zufälliger 
Kombinationen etwa eintretenbe Prägravation einzelner Verbände; es tft 
anzunehmen, daß bei der Größe der Departements innerhalb berfelben 
die Wirkungen derartiger thatjächlicher Kombinationen im Allgemeinen 
eine genügende Ausgleihung finden *). Bei Verbänden biefer Größe hat 
eine Regelung der Fürjorgepflicht derfelben gegenüber den Einzelfällen nicht 
diejenige Wichtigkeit, wie bei Heinen Verbänden; dennoch ift eine ſolche 
Regelung nicht zu entbehren; biefelbe enthält eine einfache Konfequenz 
des der Fürſorge überhaupt gegebenen obligatorifchen Charakters. Nach 
den betr. gefeglichen Beftimmungen liegt jedem Departement die Für« 
forgepflicht bezüglich derjenigen unterftügten Kinder bezw. Geiſteskranken 
ob, welche dem Departement angehören; für die Entſcheidung darüber, 
und welchen Vorausjegungen fich diefe Angehörigkeit bemißt, find bis⸗ 
her durch eine faft gleichförmige Praxis nicht die Grunbfäge über das 
fahijche oder das Givildomizil, fondern bie vorerwähnten im Tit. V 
des Gefeged vom 24 vendemiaire II für maßgebend erachtet worben. 
Baifen- und Irrenpflege find daher das eigentliche Geltungsgebiet jener 
Beſtimmungen. Nach venjelben ift für alle diejenigen, welche durch 
eimjäprigen Aufenthalt nach erreichter Majorennität ein felbftänbiges 
Domizil nicht begründet, die Bürforge von dem Departement zu über« 
nehmen, in welchem zur Zeit der Geburt bie Mutter bes Kindes bezw. 
des Geiſteskranken ihren regelmäßigen Aufenthalt Hatte. Das im Art. 
des Vendoͤmiaire⸗Geſetzes für bie Begründung des Hilfsdomizils durch 
einjährigen Aufenthalt feſtgeſetzte Erforderniß vorheriger Einfchreibung 
der Wohnfignahme bei der Gemeinbefchreiberei gilt für obfolet; 
die Pragis hat ferner angenommen, baß nicht der ganze ein⸗ 
Übrige Zeitraum der Zeit der Großjährigkeit anzugehören brauche, 
daß es vielmehr genüge, wenn ein Theil der Friſt in das major 
renne Alter falle. Auch über bie Borausfegungen, unter denen eine Ge» 
meinde zur Betheiligung an ben Koften der Pflege eines Geiſteskranken 
herangezogen werben kann, entſcheiden vermöge einer gleichartigen Praxis 
jene Vorſchriften über das Hilfsdomizil; der Gemeinde des bloßen faltiſchen 
Aufenhalts kann in feinem Falle eine Betheiligung auferlegt werben **). 





*) Eine Ausnahıne machen Departements wie das ber Seine, das viele Heil- 
anftalten enthält und nad; dem ein flarter Zubrang fluktuirender Elemente ftattfinbet. 
**) Ueber bie Ausbildung der Grundſätze hinſichtlich des Hilfsdomizils bei 
Baifen und Irren beſonders zu vergleichen: der Bericht in ben Travaux de la 
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In dem Vorjchriften, welche die Gemeinden 1 
die unterftügten Kinder mit einer Quote des & 
Ausgaben für die Geiftesfranten dagegen mit e 
KRoften des individuellen alles betheiligen, drückt 
Verſchiedenheit der Behandlung aus. Wie vorei 
Enquöte über bie enfants trouves vom Jahre 18 
macht worden, auch ber Zahl der einer Gemein 
ftügten Kinder einen Einfluß auf die Beftimmun 
der Gemeinde einzuräumen; es ift jeboch diefem 5 
nicht Folge gegeben worden. Wenn hinſichtlich de 
für die Geiſteskranken eine Betheiligung der Gen 
des individuellen Falles aus dem Grunde fih a 
weil mar auf diefe Weife die Gemeinde für eine g 
Verhaltniſſe des Falles intereffirt werden fonnte, fo 
Grade dieje Rüdjicht für ein gleiches Verfahren 
ber unterftügten Kinder geiprochen, da hier — es 
ben enfants abandonnes, wie von den enfants 
courus — weit mannigfaltigere, nur durch ben 
ftehende Drgane genügend zu ermittelnde und zu 1 
niffe in Trage fommen. Das Motiv, vermöge 
Heranziehung der Gemeinden zeither unterblieben 
Gebiet der Fürforge für die unterftügten Kinder x 
tiven Tendenz zu fuchen. Bei einem durch die $ 
flußten Maßftabe der Tpeilnapmepflicht der Gemein 
gewefen, daß manches zur Zürforge qualifizirte K 

‚ fürchtung, es Tönnte hierdurch die Laſt der Gemeir 

„ber Fürforge nicht theilfaftig geworden wäre uı 
Leben und Geſundheit jener Kinder gegen Gefährt 
Beeinträchtigung erfahren hätte. 

In jedem Falle ift ein Modus der KRoftenvert 
mäßiger Weife die prinzipale, eine nachhaltige E 
ftrativen Aufgabe und zweckentſprechende Vertheilu 
Verpflichtung des größern Verbandes mit einer zu 
tereſſes der lolalen Organe für die Kontrofe der V 
Beteiligung der Gemeinde fombinirt, nur bezügli 
hergeftellt worden; ich behalte mir vor, auf diefer 
am Schluſſe zurüdzulommen. Wenn im Allgemeinen 


comm. des enf. ass. de 1849, Th. II, ©. 713 ff. Dalloz 
©. 845 6. v. secours publics Art. 10. Block, Die 
s. v. aliends Nr. 131—140. 
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Ierenpflege als auf vnölfig richtigen Grundlagen beruhend angejehen 
werden lann, fo ift dieß bezüglich der Bafen, auf denen die Inftitution 
der Waifenpflege oder, genauer ausgebrüdt, ver Fürforge für die unter» 
ſtützten Kinder ruht, nicht in völlig gleichem Maße der Fall. So fehr auch 
hier anerfannt werben muß, daß bie feit dem Dekret von 1811 durch⸗ 
laufene Entwidlung einen ftetigen Fortſchritt zum Beſſeren beveutet, fo 
find damit doch keineswegs alle die Einwendungen befeitigt, bie ſich 
ans der durch bie neueren Einrichtungen zwar vielfach abgefchwächten, doch 
immerhin fortbeftehenben Bevorzugung der aus nicht legalen Ber- 
bindungen hervorgegangenen oder von gemwifjenlofen Eltern ihrem Schid- 
fal überlaffenen Kinder vor den Kindern aus armen Bamilien ergeben; 
das Gemwichtige dieſer Einwendungen wirb von ben franzöfifchen Schrift 
ftellern ebenfowenig verkannt, als bei der Nothwendigkeit, eine der finan« 
niellen Leiftungsfähigkeit des Departements entfprechenbe Abgrenzung 
feiner Fürforgepflicht beizubehalten, die Ausſicht darauf eine geringe ift, 
daß die Ausdehnung einer Fürforge nach gleibem Maße auf Kinder 
armer Familien fi) ermöglichen lafjen werde. Niemals wird bei Be- 
urtheilung ber in biefem Zweige der Armenpflege getroffenen Einrichtungen 
außer Augen zu laſſen fein, daß es fich um eine mit ſpezifiſch Franzöfifchen, 
yum Theil weit in die Vergangenheit zurücreichenden Anſchaunngen eng 
verwachfene Inftitution handelt. 


Dritter Abjchnitt. 


Die Fortentwicklung der lokalen Armenpflege, 
Vorbemerkung. 


Indem ich im vorigen Abfchnitt die Entwidlung der bepartemen. 
talen Armenpflege bis zur Gegenwart verfolgte, habe ich ber Zeitfolge 
vorgegriffen ; ich beabfichtigte, Hierdurch für die Darftellung der lokalen 
Armenpflege und ihres Wirkungskreiſes ein freieres Feld zu gewinnen. 
de mehr fich Die Ausſcheidung der Spezialgebiete aus dieſem Wirkungs- 
freife vollzog, deſto mehr vereinfachten fich die Aufgaben der Iofalen 
Anmenerwaltung; die Umbildung der Waifen- und Irrenpflege zu ber 
fonderen Zweigen der Departementalverwaltung ließ für die Hofpi- 
täler als hauptjächliche Aufgabe die Pflege der Kranken, Siechen und 
Altereſchwachen übrig, während ber Wirkungskreis der Wohlthätigkeits- 
bureaus nad) wie vor das Unterftügungswefen nad} feinen verſchiedenen 
Richtungen umfaßte. 

Dahrbaqh V. 2-8, hrag v. Sqhmoller. 15 
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Die im Jahre V vollzogene Drganifation des Armenweſen 
terifirte fich weſentlich als eine Retonftruktion; fie aründete r 
Einrichtungen auf die alten Inftitute und auf die 
mögens, das vor der Mevolution bie Dotation j 
macht hatte; das Vermögen ging, foweit e8 erhalte 
dur die Entftehungsart gegebenen Verſchiedenhei 
fegung, großentheils jogar mit den alten ftiftungsmä 
und Laſten auf die neuen Verwaltungen über; fo 
auch die Austattung ber neuen Inftitute fich durd 
Garakterifirte, deren nachtheiligem und einer plam 
lichen Ausübung der Armenpflege hinderlichem Ei 
Neder in der projektirten Einrichtung provinziale 
Altion verjehener Organe eine Ausgleihung gefud 
Hältnigmäßigfeit der vorhandenen Hilfsquellen zu d 
des Bebürfnifjes war ebenjowenig vorhanden als 
als defjen weſentlichſter Mangel von Bernard p’A 
ſolchen Proportionalität bezeichnet worden war. ! 
fi die Hilfsquellen auf die verſchiedenen Kategoriı 
pflege-Inftitute vertheilten, charafterifirte fich bu 
gleiches Verhältniß der Mittel zu den Anforderun 
entiprechend ber oben geſchilderten untergeoronetert 
frühern Zuſtande die parochiale Armenpflege geg: 
Hofpitäler ausgeübten gehabt Hatte, Die Außftattung 
bureaus in einem fehr viel ungünftigeren Verhält 
al8 die der Hofpitäler, ja es ftand nicht felten 
dürfniß hinausreichenden Dotation der letzteren gä 
der Woplthätigkeitöburenus gegenüber. Aber auch ir 
der Hofpitäler reproduzirte ſich das Mißverhältniß. 
deren Stiftungen und Nebenanſtalten, die ſich an die 
zerfielen dieſelben in zwei Gruppen, je nachdem ſie bie? 
kranker oder die Pflege greiſer und ſiecher Perſonen fic 
nach der Terminologie, wie fie fich jeit der Revoluti 
die Anftalten der erfteren Art höpitaux, bie ber 3 
genannt; Hoipitalanftalten, Die beide Zwede vereinig 
hospices; als allgemeine Bezeichnung für die A 
denen Kategorieen prävalirte nunmehr bie Benen 
vend bis dahin die Bezeichnung höpitaux die ge 
war*). Die durch die Hofpitien bewirkte Pfleg 





*) Dupin, Hist. de Padm. des sec. publ. ©. 83. 
generelle Bezeichnung ber Ausbrud „Hofpital“ beibehalten 
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Sieden abjorbirte oft bedeutende Beträge, während für bie durch die 
Hefpitäler gehandhabte SKrantenpflege nicht felten bie Mittel unzu- 
reichend waren. Zu ben Sragen, welche ber ſehr einfichtige Gasparin *) 
aufwarf, gehört auch die, ob nicht dem Uebelſtande, daß die Hofpitien 
fi auf Koften der Hofpitäler vergrößerten, Einhalt zu thun fei; zu 
zwei Dritteln waren damals die Hofpitalanftalten von Greifen und 
Siechen bewohnt, während die Krankenpflege nur über das übrig bleibende 
Drittel des Raums verfügte. 

Es Handelte fi) barum, mit dem gefchilverten Apparat eine ratio» 
nelle und gleichheitliche Armenpflege zu erzielen. In welchem Maße 
die Bfung diefer Aufgabe gelang, werde ich in dieſem und den fol» 
genden Abfchnitten zeigen; hier bedarf es zunächſt eines Eingehens auf 
die Mittel und Wege, durch welche die Erreichung bes Zieles zu er⸗ 
ſtreben war. Das, was in biefer Hinficht geſchah, kann unter folgende 
Geſichtspunkte gebracht werden: 1) Organifation einer Auffiht und 
Reglementirung des Dienftes; 2) Vervielfältigung der Anftalten und 
Bervollftändigung ihrer Mittel; 3) Erweiterung der ftiftungsmäßigen 
mb lofalen Begrenzung bes Wirkungskreiſes der Anftalten; enblich 
4) Anbafnung einer Mitwirkung der Gemeinden, ber Departements 
und des Staats. Hiernach wird ſich die nachfolgende Darftellung gliedern. 


L Auffit und Neglementirung. 
1. Generalinfpeltion ber Wohlthätigleitsanftalten. 


Die Angelegenheiten der Armenpflege haben wie in Deutſchland 
fo auch in Frankreich faft immer einen Theil der zum Neffort des Mi⸗ 
niſters des Innern **) gehörigen Geſchäfte ausgemacht. In letzterm 
vereinigt ſich auch heute noch die geſammte Aufſicht und Leitung; als 
ein Organ, das dem Minifter für die Ausübung biefer Aufſicht und 
Leitung zur Verfügung fteht, hat im Wege einer Tangjährigen Entwicklung 
fid die Generalinfpeltion der Wohlthätigleitsanſtalten herausgebildet. 





*) Rapport, ©. 16 ff. 

**) Die beglglie Beftimmung ift im decret sur Vorganisation du ministöre 
vom 10 vendemiaire IV enthalten; in ben breifiger Jahren ſcheint bie Bearbeitung 
der betr. Angelegenheiten eine Zeit lang dem Minifter für Handel übertragen ge» 
weſen zu fein; von biefem Mintfter ift auch das weiter unten zu erwähnende Eirfular, 
betr. die Einrichtung einer permanenten Infpeltion, vom 25. Dezbr. 1833 erlaffen. 
De Watteville, Legisl. char. ®d.I. &.388. Bom Jahre 135 ab find bie 
beigliien Berorbnungen wieder vom Minifter des Innern gezeichnet. 

15% 
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Der Mangel eines folden Organs Hatte früher wefentli 
beigetragen, daß bie mannigfaltigiten Mißbräuche ſich in die Vern 
der Iofalen Armeninftitute eingefchlichen Hatten; bie große 
von Unregelmäßigfeiten, wie fie durch Die Berichte zweier, behufs 
ordentlicher Infpektion und Feftftellung des Zuftandes jener Verwa 
in die Departements entfandter Beamten konftatirt worden war 
Anlaß, einen Auffichtspienft als dauernde Einrichtung ins Le 
rufen; nad) der Verorbnung des Minifters für Handel und öff 
Arbeiten vom 25. Dezember 1833 **) jollten vier vom Mini 
nannte Infpeltoren der öffentlichen Armenpflege — inspecteu 
services de bienfaisance — fowohl die Handhabung der F 
für die unterftügten Kinder als den Dienft in den Hofpitäle 
die Erfüllung der Aufgaben feitens ſämmtlicher übrigen Woh 
keitSanftalten kontroliren und follte dieſe Kontrole ſich ebei 
auf den fogenannten innern Dienft als auf die Verwaltung be 
mögens und das Nechnungswefen erftreden; bie Inſpektoren 
überall an Ort und Stelle prüfen, ob die gefeglichen Vor 
beobachtet würden und zu biefem Behuf jährliche Bereifung 
Departements unternehmen. An die Einrichtung bieje® Inſp 
dienſtes ſchloß ſich demnächſt (1835) die im vorigen Abſchnitt eı 
Beftellung eines Generalinſpeltors ber Srrenanftalten; ein 
reihung dieſes Beamten unter die Infpektoren der Armenpfle 
jedoch vorläufig nicht ftatt, vielmehr blieb berfelbe eine beſonder 
gegenüber unabhängige Behörde; auch die Verorbnung bes M 
des Innern (Montalivet) vom 24. Auguſt 1838, welche die bet 
tichtung weiter ausbildete, Die Infpeltoren — jegt inspecteurs ge; 
de bienfaisance genannt — in beftimmte Gehaltsklaſſen verthei 
fie unter der Leitung des Minifters oder des bezüglichen Abthe 
direktors zu einem beſondern Kollegium (conseil) vereinigte, be 
die Inſpeltoren der Irrenanftalten noch als eine befonbere, vo 
getrennt beſtehende Einrichtung ***). Cine fernere Verorbnui 
Miniſters des Innern Duchatel vom 14. Juni 1839 fpezialifir 
nächſt die Obliegenheiten der Generalinfpeftoren; in beträchtl 
weitertem Umfange wurde demnächſt die Behörde durch Det 


*) Gasparin, Rapport, ©. 76. 
**) De Watteville, Leg. char. ®b. I. ©. 388. 
***) Arrötd du ministre de l’interieur qui r6organise l'inspect 
services de bienfaisance et qui en fait Pinspection generale des & 
ments de bienfaisance vom 24. Auguft 1838. De Watteville, a.a.O,, 
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Präfienten des Miniſterraths — Cavaignac — vom 25. November 
1848 neu organifirt*). Der Wirkungskreis der Generalinipeltion 
umfaßte nunmehr in drei Sektionen außer der Aufficht über bie 
Vohlthãtigkeits und die Irrenanftalten auch die über die Gefäng- 
niſſe; dem entiprach eine Vermehrung des Perſonals und der Klafien, 
in die fi daſſelbe theilte. Seine abſchließende Regelung hat das 
Inſtitut durch das Dekret des Präfiventen der Republit vom 5. Dezember 
1879**) erhalten; die Auffichtsbefugniffe der Generalinipeftoren 
erftreden ſich vermöge der Vorſchriften deſſelben jegt auch auf bie 
Archive — diefelben ſchließen das, was in Deutſchland Regiftratur 
genammt wird, mit ein — und Bibliotheken der Präfelturen, Unter 
präfelturen, Mairien und Woplthätigleitsanftalten. Das Perſonal der 
Generalinfpektion umfaßt in verfchiedener Klaſſenabſtufung neunzehn 
Generalinfpektoren, eine Generalinfpeltorin, zwei Hülfs- General 
infpeltoren (inspecteurs gen. adjoints) und endlich vier Anwärter 
(dlöves-inspecteurs). Die Eintheilung in Seltionen ift beibehalten, 
jedoch mit der Maßgabe, daß die Generalinfpeftoren der Irren⸗ 
anftalten mit denen der übrigen Anftalten der öffentlichen Armenpflege 
eine Seltion bilden; bie beiden anderen Sektionen haben die Aufjicht 
über die Gefängniffe bzw. über die Archive zum Gegenftand ihres näche 
ften Wirhungstreifes. Die Eintheilung hat jedoch keineswegs mehr wie 
früher die Bedeutung, der Verwendung der Infpeltoren eine Begrenzung 
auf die der Seltion angehörigen Gegenftände zu geben, vielmehr können 
diefe Beamten alıch außerhalb ihrer Sektion zu Auffichtögeichäften heran- 
gezogen werden; bie zu großen Beſchränkungen zu bejeitigen, bie dem 
Minifter aus der Seltionseintheilung bezüglich der Dispofition über 
bie einzelnen Generalinfpektoren erwuchſen, ift gerade einer der Zwecke, 
den bie neue Organifation wefentlic verfolgt; die Infpeltoren treten 
ſowohl in Sektionen als im Plenum (Generalverfammlung) zur Bes 
rathung zufammen; in ber Generalverfammlung präfibirt der Miniſter 
oder ein von ihm belegirter Vertreter, in ber Sektion der General 
inſpeltor, den der Minifter (jevesmal für zwei Jahre) mit dem Vorfig 
— . 

*) Arret relatif a Finspection generale des services de bienfaisance. 
DeWatteville, Legisl. char. Bd. IL. ©. 95. An die Stelle dieſes Dekrets trat 
demnähft ein weitere® vom Präfiventen ber Republit — Louis Napoleon — 
am 15. Januar 1852 erlafienes Dekret ähnlichen Inhalte. 

**) Bulletin du min. de Vint. Jahrg. 1879. ©. 471. Die Motive enthält 
der ebendaſelbſt — ©. 467 fi. — publigirte Bericht des Miniſters bes Iuneru 
vom gleichen Tage. Der Eingang des Detrets führt bie feit 1852 erlaffenen auf 
die Generalinfpeltion bezüglichen Detrete und Miniſterialverordnungen auf. 
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beauftragt. Demnãchſt regelt das Dekret die Qualififation *) 
Generalinſpektoren zu ernennenden Kandidaten und zwar de 
daß den Anmwärtern eine gewiſſe Ausſicht auf Einrücken in bie 
verbleibt, in die nach Fürzerer oder längerer Funktionszeit for 
Bräfelten, Unterpräfeften, Generalfelretäre, Bureauchefs oder 
chefs der Gentralbehörben, Archiviſten, Direktoren der Strafa 
und Anftaltsärzte berufen werben können. Den jährlichen R 
fegt der Minifter feft, ver auch die außerorventlichen Aufträge 
und dem bie Generalinjpektoren berichten; bie letzteren ha 
ihren Reifen auf Beobachtung der in den Gefegen, Reglemente 
gegebenen Vorfchriften zu bringen und bie Präfelten von b 
gefundenen Drbnungswibrigleiten in Kenntniß zu fegen; felb 
Anorbnungen zu treffen oder einzufchreiten find fie — abgejel 
dringenden Fällen im Gebiete der Kaffenverwaltung — nicht ern 
Die Generalinfpeftion ift hiernach ein techniſch geſchultes aber 
lich nur mit informativen Funktionen betrautes Organ; fie fan ı 
lich mit dem Poor-law-board Englands nicht verglichen werb 
eine mit felbftändiger Aktion außgeftattete Centralbehörbe 

Anbererfeits enthält fie ein Plus den beutfchen Einrichtungen 
über, nach denen ein fahmännifches Organ für die Armenpfl 
deren, Kontrole in der oberjten Inftanz nicht befteht, bie 

der Armenangelegenheiten vielmehr einen nicht gejonberten TU 
bezüglihen Minifterialvefjorts bildet. Zwiſchen bdiefeg und di 
liſchen Einrichtung fteht die franzöfifche Generalinfpeftion gewiſſe 
in ber Mitte. 

2. Reglemente. 

Das Material an Vorfchriften, welche leitende Grundſẽ 
die Verwaltung feftftellen, bezw. das Detail der Iegtern reg 
ein jehr umfangreiches; im Allgemeinen find es Cirkulare u 
ftruftionen des Minifters, welche die bezüglichen Vorſchriften ent 
wichtigere Punkte wurden früher durch königliche Ordonnanzen, be 
durch Dekrete des Stantsoberhaupts geregelt. Von grundlegen! 
deutung waren vor Allem die Königliche Orbonnanz vom 31. Oktobe 
und bie zugehörige Inftruftion vom 8. Febr. 1823 **), beide den gefi 


*) Die bezüglihen Beſtimmungen bes Dekrets find in einzelnen 
wieber abgeändert durch das Delret vom 5. April 1880. Revue gendra 
ministration. Jahrg. 1880. Bb. II. ©. 72. 

**) Ordonnance relative & l’administration des hospices et des! 
de bienfaisance und Instructions sur l’administration et la comptabi 
hospices et des bureaux de bienfaisance. De Watteville, Legisl 
table. 8b. L ©. 215 fi. bezw. 224 ff. 
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Dienft der Hofpitalverwaltungen und Wohlthätigkeitsbureaus ums 
faffend und beide in einer Anzahl von Beftimmungen noch Heute in 
Kraft beſtehend. Gegenftand beſonders eingehender Reglementirung war 
demnächft die Bermögensverwaltung, fowie das Kaffen- und Rechnungs⸗ 
weſen; das legtere wurde durch bie Generalinftruktion bes Finanz - 
miniſters über das Rechnungsweſen vom 20. Juni 1859 in einer mit 
der Regelung des Kafjen- und Rechnungsweſens der Gemeinben in ber 
Mehrzahl der Punkte übereinftimmenven Weiſe georpnet. Cine nene 
wichtige Beroollftänbigung war dem mit ber Vermögensverwaltung 
der Hofpitäler betrauten Perfonal dadurch zugeführt worben, daß bie 
lonigliche Orbonnanz vom 29. November 1831 dem receveur, welchem 
die Kaſſenverwaltung verblieb, ven Delonomen für die Materialverwaltung 
an die Seite ftelite. Die gefammte Bermögensverwaltung fonderte fi 
hiernach in eine Geld⸗ und eine Sachverwaltung, eine Trennung, bie 
auch für die Rechnungslegung gilt *). 

Es kann nicht meine Abficht fein, auf dieſe Beſtimmungen, bie 
für Die materielle Geftaltung des Armenweſens nur von mittelbarer 
Bedeutung find, bier näher einzugehen; wichtiger ericheinen für ben 
Zweck dieſer Arbeit die ben innern Dienft regelnden Normen. Auch 
in diefer Beziehung können die Orbonnanz vom 31. Oktober 1821 und 
die Inftruftion vom 8. Februar 1823 als Ausgangspunkt betrachtet 
werben; beide enthalten eine Anzahl grundjäglicher Anorbnungen be 
züglich der Handhabung der Armenpflege durch die Hospitäler und bie 
Wohlthaͤtigkeitsbureaus; fie eröffnen ferner der obrigfeitlihen Ein« 
wirtung auf Verwaltung der lokalen Armenpflege ein weiteres Gebiet 
dadurch, daß für jedes Hospital und für jedes Wohlthätigkeitsbureau bie 
Aufitellung eines befonbern, die Handhabung des innern Dienftes betreffen» 
den Reglements **) angeorbnet wird; das Reglement, deſſen Entwurf bie 
Berwaltungstommijfion vorzulegen hat, erlangt feine Giltigfeit durch 
die Genehmigung des Präfelten; als Grundlage für die Aufſtellung 
der Entwürfe und bie Entfcheidungen ver Präfelten über Ertheilung der 
Genehmigung dient, was die Hoipitäler anlangt, ein Normalxegle- 
ment, das der Minifter des Innern mitteld Cirkularverorbnung vom 
31. Sanuar 1840 ***) den Präfelten mitgetheilt hat. Daffelbe enthält 
nicht nur Muſterſchemata für die Faſſung ber einzelnen Beftim- 


*) Das Nähere hierüber in ber Instruction sur la comptabilit des éco- 
nomes vom 20. Novbr. 1836 und bem Cirkular vom 6. Auguft 1639. De Watte- 
ville, Legisl. char. ®. L ©. 481 u. 515. 

**) Art. 17 der Orbonnanz und Theil UI. Tit. L Kap. 1 der Inſtruktion. 
***) De Watteville, Legisl. char. 8b I. ©. 529 fi. 
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mungen, fondern entwidelt auch die Gefichtspunfte, bie bezu 
Inhalts derſelben Iettend fein follen. Die Qualififation ver 
Anftalt aufzunehmenden Perfonen nah Wohnfig, Dürftigkeit 
die Abgrenzung der Rategorieen der in der Anftalt zu beha 
Krankheiten, da® bei der Aufnahme und Entlafjung der Krar 
anderen Pfleglinge einzuhaltende Verfahren, die Buchführung, | 
Maffifitation und Zuftändigfeit der Beamten und Bedienſt 
Anftalt, die Einrichtung des Geſundheitsdienſtes, die Handhal 
Pflege, die Beranftaltungen zur Fürforge für die religiöſen Bet 
die Einrichtungen behufs Beſchäftigung der in die Anftalt aı 
menen noch arbeitsfähigen Perfonen, endlich auch die Feſtſet 
Belöftigungsplans und der den einzelnen Kranken und Pflegl 
verabreichenden uantitäten von Nahrungsmitteln, — dieß 

Punkte, über die ſich die einzelnen Kapitel verbreiten. Der F 
Beöftigungsplans ift befondere Sorgfalt zugewendet worden; 

dem ausgearbeitete Entwurf eines neuen Belöſtigungsplans 
mittels Minifterialeirtulars vom 22. April 1864 *) den Präfebt 
fandt. — Ein Normalreglement für den Dienft bei den Woplthi 
bureaus ift meines Wiffens nicht aufgeftellt worben; nach der X 
des Theil II. Tit. 1. Kap. 2 der Inftruftion vom 31. Oftob 
haben die Reglements für die Wohlthätigfeitsbureaus nament 
zuſetzen: 1) die Zahl der Sigungen der Berwaltungstommif| 
die hierbei einzuhaltende Oronung; 2) die Zahl und Zuftändi 
Beamten und Bebienfteten des Bureaus; 3) die Bedingungen 
Zulaffung zu den Unterjtügungen; 4) die Grunbjäge, bie bezü 
Bertheilung der Unterftügungen maßgebend jein follen. 

Der ſchematiſche Zug, der der franzöfiichen Verwaltung ül 
eigen ift, geht auch dur die Armenverwaltung; er ift hau 
durch jene Reglements erhalten und weiter ausgebildet wor 
fegt fich im dieſer Tendenz jene gegen bie örtlichen Bejon 
gefehrte Richtung fort, die zu den charakteriftifchen Zügen dei 
Revolution gehört. Aber auch der abjolutiftiichen Centralijation, 
das revolutionäre Negime folgte, entſprach das Streben nad 
förmigkeit; die Fundamentaleinrihtungen der franzöfiichen Ver 
die Einheit des Steuer-, Kafjen- und Rechnungewefens, das 
der Betheiligung des Staats mit Zuſchüſſen bei der Erfüllu 
reicher Aufgaben der Departemental- und Gemeindeverwaltun 
ein erhebliche Maß folder Gfeichförmigfeit zur Vorau 


*) De Watteville, Legiel. char. Suppl.-®d. ©. 21 ff. 
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Aminiſtrativ⸗ techniſche Gründe leifteten der fehematifirenden Tendenz 
weitern Vorſchub; hauptſachlich find es in Frankreich die Central 
inſtanzen, die fih im Beſitz völlig durchgebilveter und mit den Grund» 
fügen der Berwaltung vertrauter Hilfskräfte befinden; die Abfaffung von 
Mufterreglements bot ein Mittel, den Mangel geeigneter Kräfte bei den 
Departemental» und Lokalverwaltungen durch die Arbeiten der befjeren 
Kräfte der Centralinſtanz zu ergänzen. So find in der That durch jene 
Art des Reglementivens in zahlreichen Fällen nügliche Einrichtungen in 
Anregung gebracht und veraligemeinert, zugleich aber ift durch dieſelbe 
ein Formalismus erzeugt und begünftigt worben, der nicht felten fih 
als Ueberichägung des Schemas der jachlihen Leiftung gegenüber äußert. 
Bon den Einrichtungen, deren Verallgemeinerung im Wejentlihen 
auf jenen Reglements beruht, ift die am meiften charakteriftiiche bie 
Betheiligung, welche die geiftlichen Kongregationen in der Handhabung 
der öffentlichen Armenpflege erlangt Haben. Zu dem noch unter dem 
erſten Raiferreich vollbrachten Theil des Reſtaurationswerks gehörte Die 
Biederzulaffung der weiblichen Kongregationen, welche die Krankenpflege 
zu ihrer Aufgabe machten, zum Dienft in den Hofpitälern; das Dekret 
vom 18. Febr. 1809 *) unterftellte alle Hierher gehörigen Kongregationen 
dem Proteftorat ber Mutter des Kaiſers; alle folgenden Regierungen 
blieben fich gleich in der Förderung, die fie der Ausbreitung des 
Wirlungskreiſes biefer Kongregationen im Gebiet der Armenpflege zu 
Teil werben Tiefen. Ein Cirkular des Minifters des Innern vom 
26. September 1839 **) theilte den Präfelten Schemata für Verträge 
mit, welche in den betreffenden Fällen von den Hofpitälern bezw. den 
VWohlthätigkeitöburenus mit den SKongregationen abzuſchließen wären; 
biefelben normiren vor Allem die perföpliche Stellung der Schweitern, 
ſowie ihr Verhältniß zu den Vermaltungstommiffionen und zu den 
fonftigen Beamten und Bebienfteten der Anftalten; die Normirung der 
dienftlichen Obliegenheiten im Einzelnen ift den Spezialteglements über- 
laſſen. Zhatjächlich ift in faft allen Hofpitälern die Leitung und großene 
theils auch Die Ausübung des Pflegedienftes in den Händen geiftlicher 
Schweſtern; im Dienfte ver Wohlthätigkeitsbureaus können fie zwar nur ale 
Gehilfen für die Berwaltungstommiffionen und der von dieſen für die ein- 
zelnen Bezirke etwa beftellten Inſpeltoren oder Pfleger fungiven; es ge- 
nügte indefjen in nicht jeltenen Fällen biefe Stellung, um ven fachlichen 
Einfluß auf die durch das Bureau geübte Armenpflege im Wefentlihen 
auf jene im Dienft des Bureaus thätigen geiftlichen Schweftern zu 


*) De Watterville, Législ. charitable. Bb.L ©. 147. 
**) Dafelbft, Bb.I. ©. 519. 
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agen und bie Funktionen ver bürgerjchaftl 
ı nur nominellen herabzubrüden*). Da 
it Vorliebe der Vermittlung der geiftlid 
fo beherrſchen viefe zugleich ein Gebiet, ı 
Leitung und Beeinfluffung durch die weltli« 
Es gibt zwar dieſe Vereinigung die 9 
hätigkeit in ben Plan der öffentlichen A 
ierdurch die Altion der legtern zu bejchrär 
efahr nahe, daß Tendenzen, die ber öffentl 
olfen, in biefelben aus jenem andern Ge 
ın nenefter Zeit hat der verflärkte Einfluß 
innerhalb der Verwaltungen der größere: 
wer gegen die Betheiligung ber geiftlichen 
lichen Armenpflege gerichteten Bewegung g 
ven fie weitere Dimenfionen annehmen fo 
lichen Armenpflege nicht ohne fühlbare Rü 


Vervielfältigung der Wohlthätigkeits 
vollftändigung ihrer Einna 


Durch die Gleichheit der Verwaltungsforn 
ftungen zwar gefördert, aber nicht hergeſtel 
materiellen Gleichheit war von einer Zahl | 
gig; in erfter Linie war erforderlich, daß 
l vorhanden, daß fie zweckmäßig örtlich v 
enden Mitteln zur Erfüllung ihrer Aufgı 
»ie Vermehrung der Anftalten und bie 

attung fam e8 daher zunächſt an. 

Bei dem Mangel jedes organijchen Zufan 
tälern und dem Finanziwefen der Gemeinde un 
en war zu einer direlten Nöthigung der Komı 
ſſes Hofpitäler einzurichten und fich zu die 





) Nicht wenig Überrafcht war ich, als ich im ! 
itsbureau von Avignon betrat, bier lediglich die C 
t. Borromäuß anzutrefien und zu erfahren, daß 
rtheilung ber Unterflügungen lediglich won den 
Urtheil bei ber Bewilligung ber Unterftügungen 
on bem Leiter ber Armenvermaltung einer noch 
tt, daß allein bie Armenpflege durch Bermittlun 
t habe, alle anderen Verſuche aber mißglüdt feir 
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erlegen, eine Handhabe nicht gegeben. Die Regierung konkurrirte bei der 
Gründung nener Hofpitalanftalten infofern, als zu einer folchen in jedem 
eimelnen Falle Staatögenehmigung erforberlih war; daß biefelbe einen 
pofitiven Einfluß eingefett hätte, um in größerm Maßftabe Gemeinden 
bezw. Departements zur Errichtung neuer Hofpitäfer zu beftimmen, dafüa 
habe ich Anhaltspunkte micht zu finden vermocht. Die Gründung neuer 
derartiger Anftalten blieb im Allgemeinen ver Initiative ber Gemeinden, 
dor Allem aber vermögender Privater überlaſſen; daß dieſe letztere 
duitiative nur in einer beſchränkteren Zahl von Fällen zum Biele führen 
fonnte, iſt durch die verhältnigmäßige Größe des zur Errichtung neuer 
Hofpitäfer nöthigen Kapitalaufwandes bedingt. Die private Freigebigkeit 
wandte fich mit Vorliebe der Vervollſtaͤndigung der Dotation ſchon ber 
ftehender Anftalten zu. So erklärt es fi, daß die Vermehrung ber 
Hoipitäler nur äußerft langſame Fortſchritte gemacht hat. Als erfter 
einigermaßen ficherer Ausgangspunkt Tann, da Neder’s Zahlenangabe 
beftritten und jedenfalls viel zu niebrig ift, bie Feſtſtellung Gasparin’s 
dienen; berfelbe ftellte nach den im Jahre 1833 vorgenommenen Er⸗ 
mittelungen bie bamalige Zahl der Hofpitalanftalten auf 1329 feft, wobet 
wilden Hofpitälern und Hofpitien nicht unterfdieben worden ift*). 
Batteville zählte 1847 1270 Anftalten, darunter 337 höpitaux, 199 
hospices und 734 höpitaux-hospices **); nachdem inzwifchen Nizza 
und Savoyen hinzugetreten, dagegen die Eljäffiichen Departements und 
der größte Theil von Lothringen abgetrennt worden, befand fich Frank— 
teih den vom Minifterium ber Landwirthſchaft und des Handels veröffent- 
lichten Zahlenangaben zufolge 1877 im Befig von 1543 Hofpitalantalten, 
welche in 366 höpitaux, 415 hospices und 762 höpitaux-hospieps 
zerfallen ***). &8 find jedoch diefe Anftalten, wie unter fich in Umfang 
und Ausftattung fehr verſchieden, jo auch in ſehr ungleicher Weife über das 
Staatsgebiet vertheilt; daß eine Ausgleichung dieſer Verſchiedenheit auch im 
Laufe der Zeit nur in ſehr geringem Grade eingetreten, erweiſen die Zahlen⸗ 
angaben. Nach Watteville's Feftftellungen}) beſaßen im Jahre 1847 
die Departements: Vaucluſe 44, Bar 34, Ober-Ahein 32, Nord 28; 





*) Gasparin, Rapport, ©. 6. 

*) De Watteville, Rapport sur P’administration des höpitaux et des 
hospices. ©. 5. Die Zahlen in ber Schrift deſſelben Verfaſſers: Essai statistique 
su: les etablissements de bienfaisance, 2. Aufl., Paris 1847, beziehen fih auf 
dad Jahr 1845, was bie Divergenz erflärt. 

***) Annuaire statistique de la France (Min. de l’agriculture et du com- 
meree). Jahrg. 1880. ©. 168 ff. 

9) Rapport sur l’adm. des höp. S. 6,'399, 398, 393, 372, 377, 392. 
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Dagegen bie Departements Ober-Alpen 3, Corfica 3 
talanftalten; von 363 Arrondifjements-Hauptor 
Rantons-Hauptorten 1750 nicht im Befig einer . 
Ueberfluß an Anftalten, mit dem einzelne Gebie 
ftand demnach gänzliche Unzureichlichleit der Za 
Der im Jahre 1848 gemachte Vorſchlag, wenig 
Hauptort ein Hofpital zu errichten, fand feiı 
noch jest (1877) befehränft ſich bie Zahl der 
partements Ober-Alpen und Corfica auf 3, in 
4, während fie in Var auf 49, im Departeme 
Nord auf 74 geftiegen ift**); es bat ſich ben 
partements, die ſchon früher veichlich mit Hoft 
deren Zahl noch vervielfältigt und damit der 
größert. Erſt die jegige Regierung ift dem P 
mindeſtens einer Hofpitalanftalt zu verfehen, e 
ein Gejegentwurf, welcher die Vorausſetzungen 
Verwaltung folder Hofpitäler feftftelit, ift im © 
rath vorgelegt, inzwijchen aber, ſoweit mir bef 
worben. Bon der Einführung einer Zwangspfli 
Anftalten wird aud in biefem Entwurf abge 
einem Cirkular ***), das die Präfekten zu vorb 
veranlaßt, die Abficht hervor, die auf dem Ho 
füftungsmäßigen Verpflichtungen, welche den ! 
von Kranken aus anderen Gemeinden auferlege 
Strenge zur Durchführung zu bringen, wenn d 
pflihtungen noch auf der im fiebzehnten Jahrh 
einigung ber alten maladreries mit den & 
fonft in eine ferne Vergangenheit zurückreicht 
das Cirkular Tonftatirt, von 1118 Kantons ⸗H 
Hofpitälern nicht verfehen; daß es gelungen ſ 
einer Vervielfältigung und gleichmäßigen Berthe 
zu erreichen, wird hiernach nicht anerkannt weı 

Ebenſowenig Haben bie gefeglichen Beftu 
reichend eriviefen, um ber Drganifation ber 
die gewünſchte Allgemeinheit und Ausbehnung 


H De Watteville, a. a. O. ©. 5-1. 

**) Annuaire statistique de la France. Jahrg 

***) Girtular des Min, des Innern vom 30. Jun 
Yint. Jahrg. 1879. ©. 181. 


675] Die Armengefehgebung Prantreiiht. 237 


Geſez vom 7 frimaire V bie Normen für bie Errichtung ber 
Wohlthãtigleitsbureaus aufftellte, ging bie Abficht offenbar dahin, 
biefelben zu einer für die Gemeinden Frankreichs allgemeinen Ein« 
richtung zu machen, wie denn auch bie. frühere parochiale Organi- 
jation der Armenpflege wenigftens im Prinzip eine allgemeine Ein» 
richtung gewefen war. Darüber, ob das Geſetz die Errichtung ber 
Bureaus geradezu befohlen oder ob es biejelbe dem Ermeſſen der Ge⸗ 
meindeorgane überlafjen habe, wird zwar gejtritten, meines Erachtens 
geftatten indefjen bie Worte des Geſetzes — dans le mois qui suivra 
la publication de la presente, le bureau central oü il y a plu- 
sieurs municipalites et l’administration municipale dans les autres, 
formeront par une nomination au gerutin un bureau de bien- 
faisancee, ou plusieurs s’ils le croient convenable — nicht, ben 
felben die Bedeutung einer bloßen Empfehlung unterzulegen; ber letzte 
ag „sils le croient convenable‘ bezieht ſich offenbar nur auf bie 
Alternative zwiſchen einem und mehreren Wohlthätigkeitsbureaus; 
Blod's Bemerkung, Watteville habe in jenem Artikel des Gejeges mit 
Unrecht eine pofitive Anordnung gejehen *), halte ich daher nicht für 
gerechtfertigt; dagegen änderten fich mit dem Geſetz vom 28 pluviose 
VII allerdings die Borausjegungen für die Anwendung bes erft- 
gedachten Geſetzes, das in feinen Beftimmungen bie damals beftehenden 
Kantonalgemeinden im Auge gehabt hatte und entſprach e8 daher wohl 
ber Rechtslage, wenn die fpätere Praxis den bispofitiven Charakter der 
Beitimmung des Frimaire-Geſetzes mit der erwähnten Mobififation 
der Gemeindeverfaſſung für weggefallen erachtete. Diefe Auffaffung 
drũdt fi) in der Inftruftion vom 8. Februar 1823 aus, welche bie 
Errichtung der Bureaus dem Ermefjen der Gemeinbeorgane über« 
fig**); gleichzeitig. befeitigte dieſelbe definitiv bie fantonalen Wohl» 
thätigleitöbureans, bie ſich ungeachtet des Pluviofe-Gejeges thatfächlich 
in häufigen Fällen erhalten hatten; viele Ortsgemeinden, die bis jegt 
an einem folchen Bureau Theil gehabt, entbehrten nunmehr völlig einer 
organifirten öffentlichen Armenpflege, deren Begründung für die Zur 
hmft völlig von der Snitiative der Gemeindeorgane abhängig gemacht 
war. Im formeller Beziehung war zur Errichtung eines Wohlthätig- 
leitsbureaus außer dem Beſchluß des Gemeinderats die Genehmigung 


*) Blod in Emmingbans, Das Armenweſen. ©. 602. 

**) „I doit ötre etabli, Heißt es daſelbſt Theil L Tit. 1. Kap. 1., un bureau 
de bienfaisance dans chaque commune, ou du moins dans toutes cettes, 
od Fautoritd locale le jugera necessaire on utile. De Watterille, Legisl. 
char. 80. I. ©. 229. 
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des Staats erforderlich; bie letztere wurde früher mittels D 
Staatsoberhaupts, feit dem Geſetz über die Befugniffe ber ( 
räthe vom 24. Yuli 1867 *), aber durch ven Präfelten er 
Borausfegungen, von denen dieſe Genehmigung abhängen ſi 
durch einen Minifterialerlag vom 3. Auguft 1867 **) näher 
danach foll eine Dotation mit einem jährlichen Ertrage von | 
fünfzig Sranten, fei es aus Grundeigenthum, fei es aus St 
nachzuweiſen fein. Gerade weil er die Errichtung der Rı 
die gedachte Vorbedingung knüpft, ift dieſer Erlaß als zu 
getadelt worden; indeſſen erſcheint die Vorſicht, die ſich 
ausſpricht, als eine wohl begründete, wenn in Betracht 
daß eine nicht unerhebliche Anzahl von Wohlthätigkei 
Frankreich Mangels von Einnahmen eben nur nominell f 
So gering aber jenes Minimum war, fo groß wa 
Zahl der Gemeinden, in denen das Vorgehen mit der Erı 
Wohlthätigkeitsbureaus in der Schwierigkeit, jenes Min 
ſchaffen, ein Hinderniß fand. Um nun folde Gemeindı 
ohne eine organifirte öffentliche Armenpflege zu laffen, bot 
Apparat fogenannter Wohlthätigleitsfommiffionen (commi 
tables) ein Ausfunftsmittel dar; dieſe Kommiffionen, d 
nit in der Gefeggebung, fonbern in ber Verwaltungs 
find feine juriſtiſchen Perfonen und bedarf e8 dementſprec 
Begründung auch feiner Nachweife einer Dotation; um 
zu rufen, genügt die auf ben Antrag der Gemeinbebeh 
einfache Verfügung des Präfelten; auch diefe Kommiſſio 
Frankreich fehr ungleich verbreitet; in ben Departemen 
die Errichtung derſelben eine größere Allgemeinheit erl 
dieß in der Regel auf den Impuls zurüdzuführen, der r 
fonders thätigen Präfekten der Sache gegeben worden ift. 
Bräfelt war de Magnitot, welcher, nachdem er bie Zeichn 
fammlung fortlaufender freiwilliger Beiträge in umfaffender 
firt und einen jährlichen Geſammtbetrag derjelben von 242 
erzielt Hatte, im Anſchluß an die Errichtung eines Bet 
an die zur Unterbrüdung bes Bettels getroffenen Maß 
Kommiffionen in einer großen Anzahl von Gemeinden 
Departements ins Leben rief ***); fein bereits mehrfach 


*) Art. 14 daſelbſt. 
**) De Watteville, Legisl. charitable. Supplementbant 
***) De Magnitot, De l’assistance et de l'extinetion de 
Vorzugsweiſe ©. 334 und ©. 372. 


67 Die Urmengefehgebung Srantreiät. 239 


über die Armenpflege umd bie Beſeitigung der Bettelei ſowie bie 
große Anzahl Hier mitgetheilter meift dem Jahre 1854 angehöriger, 
von ifm erlaffener Berorbnungen vergegenwärtigt die Art und Weife 
feines Vorgehens ;Fnachgebilbet wurde dieſes Verfahren im Departement 
des Eher, mofelbft nahezu gleichzeitig ebenfalls eine Präfeltoral- 
Verordnung die Errichtung der Woplthätigkeitstommiffionen vegelte *). 
Meift beftehen biefelben aus ſechs Mitglievern, nämlich dem Maire 
als Borfigendem, dem Drtögeiftlihen und vier vom Gemeinberath aus 
den Einwohnern in Vorfchlag gebrachten Notabeln; die Berufung ber 
Mitglieder erfolgt durch Verordnung des Präfekten; die Einnahmen 
fegen ſich ebenfo wie die der Wohlthätigkeitöbureaus zufammen, nur 
daß bier wegen der Unfähigkeit der Kommiſſionen, Eigentum zu er⸗ 
werben, Einfünfte aus dem Grunbeigentfum und aus Staatörenten 
fehlen. Ob es gelungen ift, vie damals hervorgerufene Organifation 
bei dauernbem Leben zu erhalten, Täßt fi) Mangels genauerer hierüber 
vorliegender Nachrichten nicht erkennen. 

Der Grad von Allgemeinheit, den die Begründung einer organi- 
firten örtlichen Armenpflege in den Departements erreicht bat, iſt hier⸗ 
nach zu einem wefentlichen Theil auf das Intereſſe zurüdzuführen, 
welches die Departemental- bezw. Lokalbehorden der Angelegenheit zu- 
gewendet haben. Daß bie Gentralbehörbe ver Verallgemeinerung ber 
Wohlthaͤtigleitsbureaus und Kommiffionen einen energifhen Impuls 
gegeben habe, finde ich ebenfowenig, wie ich bezüglich ihrer Fürſorge 
für die Ausdehnung ber Hospitafeinrichtungen Thatſächliches nachzu⸗ 
weiſen vermochte; Teinesfall® ift e8 ihr gelungen, gegenüber denjenigen 
Momenten, die die Entwidlung ber Iofalen Armenpflege in den einzelnen 
Departements zu einer fo ungleihartigen machten, wirkſam einen aus- 
gleichenden Einfluß zu üben. In der That ift denn auch Heute noch 
die Organifation der Iofalen Armenpflege ſehr weit bavon entfernt 
eine allgemeine zu fein. Während die Zahl ver Gemeinden, die Frank⸗ 
teich befigt, zur Zeit (1879) 36068 beträgt, belief ſich Die Zahl der 
Wohlthaͤtigleitsbureaus, die im Jahre 1877 in Funktion geweſen waren, 
auf nur 13440, umd dieſe vertheilten fich über das Land in einer fo 
ungleichen Weife, daß während in einzelnen Departements (Seine, 
Nord) nahezu alle Gemeinden bereits Wohlthätigkeitsbureaus haben, 
in anderen (Creuſe, Cher, Corfica) kaum ber zehnte, dreizehnte, ja ſogar 
ſechszigſte Theil derfelben mit Woßlthätigfeitöburenus verfehen ift. Die 
Zahl ver Wohlthätigkeitstommiffionen Hatte fi im Jahre 1871 auf 


*) Dalloz, Jurisprudence generale. ®b. 39. ©. 836 s. v. secours publics. 
Art. 359. 
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5878 belaufen; über ihre Vertheilung auf die eiı 
fehlen ftatiftifche Notizen. Auf alle biefe Zahlena 
fünften Abjchnitte des Näheren zurüd. 

In dem burch den Minifterialerlaß vom 3. Au 
Genehmigung der Errichtung von Wohlthätigfeitsb: 
der Sicperftellung eines jährlichen Mentenbezuges ı 
Fres. abhängig macht, aufgeftellten Grundjage dri 
aus, daß die Eriftenz der Wohlthätigfeitöbureaus ebı 
täler im Wejentlichen auf dem Befig eigenen, fun 
ruben foll; dem entipricht der thatjächliche Zuftand, 
Einfünften der Hoipitäler und Wohlthätigkeitsbu 
aus dem eigenen Vermögen einen prävalirenden 
Bruchtheil bilden; im Uebrigen find bie gedacht 
Subventionen der Gemeinden und die Betheiligungd 
durch Gejchenke, Vermächtniffe u. |. w., ſowie die 
angewiefen; bie fonftigen aus Gebühren, Abgabı 
Erträge fpielen unter den Einnahmen eine nicht 
Einen beachtenswerthen Faltor unter den Einnahmen 
bilden die Vergütungen, die an Pflegegelvern für 
und an Koften des Dienftes der unterftügten 
werden; zum großen Theil — wie bei der Exit 
aunterftügten Kinder — handelt e8 fich Hierbei ein 
Boften. 

Die Einnahmen aus Abgaben und Gebüh 
wähnen, da fie das Maß bezeihnen, bis zu w 
befonderer Armenabgaben zur Entwidlung gelangt 
das Gefeg vom 7 frimaire V zunächft zu Gunſten 
bureaus eingeführte Abgabe vom Eintrittögelve 
ftellungen u. f. mw. enthält die Reproduktion ei 
wenigftens in Paris ſchon unter dem alten Regi 
ftand; ſchon eine Orbonnanz Ludwig's XIV. vom 
hatte die Erhebung eines Zufhlags von einem S 
preife zu den Opern und Schaufpielen zu Gunften 
angeorbnet, welches die Einnahme zum Unterhalt ! 
follte. Der Vorſchrift des Frimaire-Gefeges, 1 
Abgabe auf ein Zehntel feftfegte, folgte bald ein 
8 thermidor des Jahres V, das ven Sa voı 


*) Davenne, De Vorganisation et du rögime ı 
France. Zfeil IL. ©. 121 fi. 
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für bie Tpeatervorftellungen beibehielt, für Bälle, Feuerwerke, Konzerte 
Vferderennen und Runjtreiternorftellungen fowie für alle anderen öffent» 
lichen Beluftigungen venjelben aber auf ein Viertel erhöhte und welches 
ferner anorbnete, daß ber Ertrag der Abgabe durch die Munizipals 
behörbe ımter die Hofpitäler und Wohlthätigleitöburenus der Rantonal« 
gemeinde angemefjen vertheilt werben folle; feit dem Geſetz vom 28 
pluviose VII jegt der Präfelt auf Gutachten des Unterpräfelten das 
Theilnahmeverhältniß feft. Ungeachtet mehrerer Modifikationen, die 
das Detail durch die folgende Gefeggebung erfuhr, hat fich der wejent» 
liche Inhalt jener Beſtimmungen erhalten; nur ift die bei Weitem 
größte Anzahl der Arten öffentlicher Vergnügungen als Panoramas, 
Fittoresfe und mechaniſche Theater, tägliche Konzerte u. f. w. allmälig 
ten Theatervorftellungen gleichgeftellt und auch für dieſe Kategorien 
tie Abgabe auf ein Zehntel ermäßigt worden. Eine noch weitere Er⸗ 
mäßigung bleibt dem biskretionären Ermeffen ver Verwaltung vorbehalten, 
tie in allen Fällen über ein Abonnement ober eine andere Art ber Ent ⸗ 
richtung, fich mit den Unternehmern der Schaufpiele u. |. w. verftändigen 
lann. — Eine andere Art der Abgabe ift diejenige, die bei Verleihung 
von Grabftellen für eine längere als die durch den gewöhnlichen Turnus 
gegebene Dauer auf den Kichhöfen an die Hofpitäler und Wohlthätig- 
leitsbureaus entrichtet wird *). Daß für die Einräumung folder Grabs 
ftellen, namentlich aber befonberer Privat- und Tamilienbegräbniffe 
aufer der von ber Gemeinde zu beanſpruchenden Gebühr und Ent- 
ſchadigung auch ein Beitrag zu Gumften der Armenanftalten erhoben 
werden follte, war im Prinzip bereit® durch das Dekret vom 28 
prairial XII feftgeftellt; eine erichöpfende Regelung jedoch erhielt 
der Gegenftand erft burch bie Tönigliche Orbonnanz vom 6. Dezember 
1843, welche die Grabftellen-Konzeffionen in immermährenbe, dreißig ⸗ 
jahrige und zeitige theilte, für alle aber den Grundſatz aufftellte, dag 
die Verleihung nur gegen Zahlung einer zu zwei Dritteln der Gemeinde 
fallenden, zu einem Drittel aber zu Gunften der Armen ober ber 
Wohlthaͤtigleitsanſtalten zu verwendenden Kapitalentihäbigung ſtatt · 
finden dürfe; dieſe den Wohlthätigkeitsanſtalten zuerfannte Quote ſtellt 
jedoch nur ein Minimum dar, das die Erwerber folder Konzeſſionen, 
jofern nur die Gemeinde zwei Drittel der tarifmäßigen Entſchädigung 
erhält, beliebig überfchreiten tönnen. — Die Uebericjüffe der Leihämter **) 
ſollen in erfter Linie zur Vervollftändigung der Dotation diefer Anftalten 


*) Davenne, 0. a. O. ©. 148 fi. 
*) Davenne, a. 0. D. ©. 126 fi. 
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bis dahin, daß die Ermäßigung des Zinsfages 
auf fünf Prozent ermöglicht wird, foweit aber t 
nad) der auf Gutachten des Gemeinberath8 vom 
Anordnung den Hofpitälern und anderen Wohltl 
wiefen werben. 

Die Gegenüberftellung der von ben Hofpi 
verſchiedenen Zeiten erzielten finanziellen Ergebni 
der Feftftellungen über den Umfang der von ihr 
findet darin eine befonbere Schwierigkeit, daß bie ! 
Bufammenftellungen theils in dem ihnen zu Gr 
von einander abweichen, theils unter fich erheb 
weifen oder gar offenbar ungenaue Angaben ent! 
worden, daß Neder — augenjcheinlich viel zu 
1785 die Zahl der Hofpitäler abgefehen von den 
auf 700, ihr Gejammteintommen auf circa zwa 
der ‚Bericht des Miniſters Gasparin, der au 
zuerſt Licht verbieitete, berechnete für das Jal 
innahme auf 51222063 Fres. 38 Cent., welcher ' 
ausgabe von 48 842097 Fres. 8 Cent. gegenitberfi 
einnahme fallen 18174383 Fres. 30 Cent. auf d 
Vermögens, 18883591 Fres. 85 Cent. auf den € 
der Departements und Gemeinden; thatfächlich i 
eigentlichen, d. 5. der auf freier Entſchließung 
Gemeinden berußenden, Subventionen an ber 
um Vieles geringerer, da jene Summe au d 
Theil der Koften der Fürforge für die unterftüg 
Hofpitälern zu vergüten die Departements, n 
damals rechtlich verpflichtet waren, mit im fich E 
aus Armenabgaben, Leihamtsüberſchüſſen hat G 
ausgeworfen; bie aus Gefchenfen und Vermäch 
983794 Fres. 26 Cent. (außer einem Geldwertl 
von 43041 Fres. 75 Cent.). Gasparin’s Zahlen u 
und außerordentlichen Einnahmen, während Watte 
1854 für das Jahr 1847 gemachten Zufammenftel 
Einnahmen berüdfichtigt; dieſelben beliefen fich a 
von 54116660 Free. 68 Cent, wovon 244536 
den Ertrag des eigenen Vermögens der Anftalte 
416531 Fres. 57 Cent. angefegten Ueberf 
16 164117 Fres. 36 Cent. auf zufällige Einnah 
Gemeinden 8307625 Fres. 98 Cent., Antheil < 
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abgaben von Schaufpielen u. f. w. 1134666 Fred. 95 Cent., Antheil 
an den Gebühren für Gräberfonzejfionen 295486 Fres. 45 Eent.), endlich 
13498888 Fres. 43 Cent. auf gezahlte Vergütungen entfallen; wird 
diefer zu einem großen Theil in burchlaufenden Poſten beftehende 
Betrag außer Anfag gelafien, jo repräfentirt der Ertrag des eigenen 
Vermögen den größeren Theil der Einnahme. Diefer Gefammteinnahme 
vm 54116660 Fres. 68 Cent. ftand eine Gejammtausgabe von 
51090415 Fres. 78 Cent. gegenüber. Blod*) berechnete für 1861 
eine ordentliche und auferorbentliche Geſammteinnahme von (einſchließlich 
ned, aus verbliebenen Beftänden bezw. Einnahmereften aus früheren 
Jahren ſich zufammenfegenden Beſtandes von 22449293 Free.) 
108441 828 $rc8.; diefelbe war nach ber Abtretung Elfaß-Lothringens 
im Jahre 1871 auf 99545180 Fres. gefunten, Hatte ſich aber im 
dahre 1876 wieder auf 114129701 Fres. — 100918600 nad Auss 
ſcheidung der diſponiblen Beſtände und Ginnahmerefte aus früheren 
Jahren — gehoben; 43 763024 Fres. d. h. 44 Prozent diefes Iegtern, 
teduzirten Einnahmebetrages beftanden aus dem Ertrage des eigenen 
Vermögens der Anftalten **). Die Ausgaben betrugen im gebachten Jahre 
101540820 Ircs, wovon 56064118 auf Hofpitalausgaben im engern 
Sinne 6478 173 Fres. 6 Cent. auf Unterftügungen und 14228 683 Fres. 
14 Gent. auf verſchiedene Ausgaben einfäließlich des Aufwanbes für 
die unterftügten Kinder entfielen. Mit diefen im Wefentlichen auf 
den Berichterftattungen des Präfelten beruhenden Angaben ftehen nicht 
überall im Einflang die vom Minifter der Landwirthſchaft und bes 
Handels veröffentlichten Ergebnifje***); danach bat pro 1877 bie 
Geſammteinnahme ber Hofpitäler 97082923 Fres. betragen; hierunter 
find begriffen an Erträgen des eigenen Vermögens .ver Anſtalten 
57193876, am Ueberjchüffen der Leihämter 718044, an Subventionen 
der Gemeinden 16831974 (außerdem an außerorbentlichen Zuſchüſſen 
407296 Fres.), an Armenabgaben von Schaufpielen u. ſ. w. 2987 172, 
an Geſchenken und Bermächtnifien 4583536, an Pflegegelvern für 
zahlende Kranke, Siehe umb Veiftesfrante 9046738 und an Ber 
gütungen der Departements für unterftügte Kinder und Geijteöfrante 
2124365 Fres; die Ausgaben von 94364662 Fres. zerfallen in 
Vermaltungsfoften der Güter und Einnahmen der Anftalten mit 





*) Statistique generale de la France. Zweite Aufl., Theil IL. S. 293 ff. 
**) Block, Annuaire de l’6conomie politique et de la statistique. Jahrg. 
1875. &. 290 und Jahrg. 1880. ©. 179. 
**) Annuaire statistique de la France. Jahrg. 1850. ©. 180. 
16* 
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16036 801 #rc8., in orbentliche Hojpitalausgaben 
fächliche Unterhaltung, Nahrungsmittel, Arznei) mi 
in den Betrag ber außerhalb ber Anftalten verthe 
mit 6908144 Fre. und in verfchievene Ausgaben 
die Ausgaben für die unterftügten Kinder) mit 14 
Abmweihungen von den Feſtſtellungen in Blod’ 
Mangels aller Anhaltspunkte über die vom Handel: 
ftatiftiichen Aufnahmen und Zufammenftellungen r 
Grundfäge nicht aufflären; einigen Zweifel an 

letztgedachten Zufammenjtellungen erregt es, daß 
Vergütungen der Departements für unterſtützte Kin! 
auf 2724365 Fres. angegeben werben, während ſchi 
ftügten Kinder allein an bie Hofpitäler zur € 
Betrag ein ſehr viel Höherer fein muß. Von beſ 
unter den vom Sanbelsminifterium veröffentlichten 
welche die Vertheilung der Gefammteinnahme bei 
einzelnen Departements vergegemwärtigt *); ben eı 
auf die Höhe der Einnahmen nimmt felbftverftänt 
Anftalten von Paris umfchließende Seine-Departemei 
beffelben bezogen im Jahre 1877 zufammen ı 
33416 567 Fres.; e8 folgen das Departement Nord ı 
das Departement der Rhone (Lyon enthaltend) ı 
der untern Seine mit 2682555 Fres, der Somme 
Gefammteinnafme ber Hoſpitäler; dagegen bezogen 
Departement der Lohere nur 119844 Fres, der Crei 
und von Corfica nur 60652 Fres. an Einnahmen. 
ber Berfonen,-die — Männer, Frauen und Kinbe 
1833 in den Hofpitälern Frankreichs vorhanden 
Gasparin**) auf 164253; die Zahl ift inbeffen, 1 
Berechnung im Jahre 1847 die Zahl der Bet 
Hoipitälern nur 126142 betrug ***), offenbar eine z 
wohl nur daraus zu erflären, daß die unterftüßte 
zum Theil eingerechnet worben find. Watteville 
berjenigen Individuen, die zu einem beftimmten 
Hoipitälern vorhanden waren, nicht auf; eine bezi 
ich erſt wieder in ben Tabellen des Hanbelminifte: 


*).a. a. O., ©. 168—171. 
**) Rapport, ©. 7. 
***) De Watteville, Rapport. ©. 20. 
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Zahl der am 1. Januar 1877 in den Hofpitälern Frankreichs vorhanden 
gewejenen Kranken auf 41343, die der Greife, Stechen und Unheilbaren 
auf 49373 — zufammen 90 716 Berjonen — angegeben wird. Die 
Gejammteinnahme der Wohlthätigfeitöburenus betrug in jenem Jahre 
nach den Tabellen des Handelsminiſteriums *) 42 152700 Fres. worunter 
fih jedoch ein fehr erheblicher aus früheren Jahren übertragener Beftand 
befindet; die Einnahmen aus dem Ertrage des eigenen Vermögens find 
in jener Summe mit 12977797 Fres. inbegriffen. Ich lomme auch 
auf dieſe Ergebnifje fpäter zurüd So viel fi) auch gegen bie 
Genauigkeit der allegirten Zahlenangaben einwenden laſſen mag, jo 
lift fh aus ihnen doch mit Sicherheit entnehmen, 1) daß die Ver- 
teilung der Wohlthätigfeitsanftalten über das Land und ebenfo bie 
Lertheilung der Mittel unter bie einzelnen Anftalten eine überaus 
ungleiche ift; 2) daß durch die Hofpitäler ein bei Weitem höherer 
Betrag an Mitteln der Verwendung für bie Armenpflege zugeführt 
wird als durch die Wohlthätigfeitbureaus und 3) daß in den Einnahmen 
beider Arten von Anftalten der Ertrag des eigenen Vermögens einen 
fehr beträchtlichen Antheil ausmacht. Auch auf diefe Punkte Habe ich 
im fünften Abſchnitt nochmals einzugehen. 


UL Erweiterung der ftiftungsmäßigen Grenzen und des lotkalen 
Wirkungsgebiets. 


Das Hemmmiß, welches jene in der Vertheilung der Woplthätig- 
keitöanftalten über das Land und in ber Außftattung berjelben mit 
Einfünften Herrfchende Ungleichmäßigkeit ber Entwidlung einer ratior 
nellen und gleichartigen Armenpflege entgegenfegte, mußte ein deſto 
weſentlicheres ſein, je mehr die ftiftungsmäßige Beſonderheit der In- 
füute und bie lokale Abgrenzung ihres Wirkungsfreijes es erfchwerte, 
vorhandenen Ueberſchuß an finanzieller Leiftungsfähigfeit zur Aus- 
gleichung der an anderen Stellen ſich zeigenven Unzureichlichkeit zu be» 
nugen. Der Dualismus in der Organifation ber örtlichen Armen- 
pflege, wie er aus ben Einrichtungen des alten Regimes in bie neue 
grundlegende Gejeggebung herübergenommen worden war, fan ebenfo 
in ber den Einnahmen ver Hofpitäler einer- und der Wohlthätigkeits- 
bureaus andererſeits gegebenen beſondern Zmwedbeftimmung wie in 
der Einfegung beſonderer Verwaltungsorgane für beide Kategorien von 


*) Annuaire statistique, Jahrg. 1880, ©. 162—165. 
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Inftituten feinen Ausbrud. Daß dem gejeglichen Wirkungsfre 
treffenden Inftitute gemäß die Einnahmen ver Hofpitäler ausſchl 
Zwede der gefchlofienen, die der Wohlthätigkeitsbureaus fi 
der offenen Armenpflege zu verwenden feien, gilt im Pri 
heute, wiewohl ber Grundfag niemal® zu voller Durchfül 
tommen unb wiewohl er durch von ber neuern Geſetzgebu 
Iafiene Ausnahmen inzwiſchen durchbrochen worden ift. 2 
befchräntten Heinere Hojpitäler, deren räumliche Einrichtur 
zwedentfpredhende Pflege von Kranken in der Anftalt nicht g 
fi) darauf, ifre Einkünfte zur Vertheilung von Unterftügungen, 
lich von Arznei und Nahrungsmitteln für Kranke zu verwenden; 2 
gibt für das Jahr 1847 die Zahl diefer Hofpitäler auf : 
aber auch von den reich ausgeftatteten Hofpitälern mögen 
deren Mittel in der Krankenpflege nicht volle Verwenbur 
Tonnten, zur Austheilung von Unterftügungen gefchritten fein 
liſirt wurde ein derartiges Verfahren erſt durch die bezüglich 
mung bes Gefeges über die Holpitäler vom 7. Auguft 185 
Artikel 17 dieſes Geſetzes follte e8 den Verwaltungskommiſſ 
Hofpitalanftalten geftattet fein, mit Zuftimmung bes Geme 
und Genehmigung des Präfelten einen Theil der Einkünfte 
ſtalt, jedoch nicht über ein Fünftel hinaus zu Unterftäg: 
außerhalb der Anftalt verpflegte Greife und Sieche verwend 
Geſetz über die Verwaltungstommiffionen der Wohlthätigfeit 
vom 24. Mai 1873 (Artitel 7) Hat die Quote auf ei 
und für ven all, daß der Generalrath Hierzu feine 
mung erteilt, auf ein Drittel erhöht; bis zu diefer Gren 
die Hofpitallommiffionen im Einverſtändniß mit den bet 
thätigfeitöburenus aus ben Fonds der Anftalt Unterftügı 
in ihren Familien verpflegte Kranke, Greije und Siehe ı 
Eine nicht geringe Zahl von Hofpitälern fuhr jedoch, wie 
unten näher darlegen werbe, aud nach dem Gefeg vom ° 
1851 fort, unter gänzlicher Verzichtleiftung auf Verpflegung vo 
in ber Anftalt, die Einfünfte lediglich zu Unterſtützungszwecke 
ausgaben; auch in Elſaß⸗Lothringen wurden bei Einführung bei 
Verwaltung noch mehrere Meine Hofpitäler vorgefunben, bi 
Verteilung von Bouillon, Brod und anderen Nahrungsmit 


*) De Watteville, Rapport sur l’adm. des höp. ©. 6. 1 
‚Hofpitälern befinden fi einige mit nicht ganz unbeträchtlicher Dotatio 
fo das von Viviers mit 9865,00 und das von Saint-Just mit 8005,65 $ 
einlünften. 
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Arzueien an im Orte wohnende arme Krane beichränkten. Die durch 
die Gejege von 1851 und 1873 eingeführten Aenderungen laſſen ſich 
nur als fehr Igwedmäßige bezeichnen; wenigftens innerhalb gewifjer 
Grenzen ermöglichen fie eine dem Bedürfniß mehr ſich anfchließende Ver⸗ 
wendung der Einnahmen ber Hofpitäler und eine Erjegung der ge 
icloffenen durch die offene Armenpflege da, wo der Zweck in geeigneter 
und minder Toftipieliger Weije durch Gewährung von Unterftügungen 
erreicht werben Tann. 

Ebenſo wie — wenigftens im Prinzip — bie verſchiedene Zweck- 
beſtimmung des Vermögens der Hofpitäler und Wohlthätigkeitsbureaus 
iſt auch die gejonderte Organifation beider Arten von Anftalten einander 
gegenüber in ber neueren Geſetzgebung erhalten geblieben; noch Heute 
werden Hofpitäler und Wohlthätigleitsbureaus von den bezüglichen 
Berwaltungstommiffionen als beſonderen einander gegenüber felbftänbigen 
Behörden geleitet. Daß durch diefe Trennung ber Leitung ein zwed- 
mäßiges Ineinandergreifen beider Zweige der Armenpflege fehr erſchwert 
werde, ift oft empfunden worden und foll es an Fällen nicht gefehlt 
haben, in denen aus ben zwifchen beiden Verwaltungen eingetretenen 
Meinungsvifferenzen ſich Tangwierige Streitigleiten entwidelten. Einen 
Einfluß zu Gunften der Erhaltung eines Einvernehmens Tonnte aller- 
dings der Maire ausüben, der Vorfigender der beiven Verwaltungs - 
tommijfionen war; ebenfo war es zuläffig, diejelben Perfonen zu Mit 
gliedern ber einen wie ber andern Behörde zu ernennen. Aber der Maire 
tonnte, zumal in den größeren Gemeinden, ven Details der Armenver- 
waltung nur felten ein eingehenbes Interefje widmen; von dem Aushunfts- 
mittel aber, biejelben Perſonen behufs Erhaltung eines Zufammenhangs 
zu Mitglievern beider Kommiffionen zu berufen, ließ fih nur in Aus- 
nafmefällen Gebrauch machen, da nur felten Perfonen ſich fanden, 
welche die doppelte Zaft zu tragen bereit geiwefen wären. Wenn auch bie 
mißfichen Seiten diefer Zwiefpältigkeit der Leitung ſich fonft vielfach fühl- 
bar machten, jo erreichten fie doch ihren Höhepunkt in Paris; die Uebel» 
ftände, zu denen hier bie auseinandergehende Anſchauung und Praxis der 
verfhiedenen Armenbehörben führte, wurben jo empfinbliche, daß man, 
als im Jahre 1849 die Verhältnifje fih nach den Stürmen vor 1848 
tonfolidirten, die Ausführung einer bereits längere Zeit erörterten *), 
auf Gentralifirung beider Zweige ber lokalen Armenverwaltung bei 





*) Bgl. Über diefe Erörterungen Gille, Le traitement des malades & domi- 
eile. Paris 1879 und bie Schrift von V&e, Du pauperisme et des secours 
publics dans la ville de Paris. 2. Auflage. Paris, Guillaumin 1849. Die hier 
entwidelten Ideen haben bie Reform großentheils beeinflußt. 
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einer Behörde gerichteten Reform nicht länger verfchieben zu dürfen g 
das Gefeg vom 10. Januar des genannten Jahres unterjtellte die gej 
— öffentliche geſchloſſene und offene — Armenpflege von Paris, ſoweit 
her von ben lolalen Organen gehandhabt war, einer unter dem Namen 
talvermaltung ver öffentlichen Armenpflege — administration geneı 
Vassistance publique —gebilveten Behörde, welche von einem Dire 
leitet wird und bezüglich deren der Seine-Präfelt und in höherer Int 
Minifter des Innerndie Aufſichtsinſtanz bilden; zum Behuf der Ausüb 
Aufficht ftcht dem Seine-Präfelten ein Auffichtsrath zur Seite, deſſ 
fammenfegung durch die Verordnung des Präfidenten der Republif 
Napoleon) vom 24. April 1849 *) geregelt ift; Vorſitzender be 
ſichtsraths ift der Seine-Präfelt felbft; außer demfelben gehören 
Behörde an: der Polizeipräfelt, zwei Mitglieder des Gemeinderäth 
Maires oder Beigeoronete, zwei Mitglieder des Wohlthätigfeitsb 
der Gemeinbe-Arrondiffements, ein Mitglied des Staatsrath 
Mitglied des Kaffationshofes, je einer der an ben Hojpitäler 
girenden Aerzte und Wundärzte, ein Profefjor der mebizinifch 
kultät, ein Mitglied der Handelslammer und ein ſolches des Ge 
gerichts, endlich fünf anderweitige Mitglieder. Die Generalverm 
der Armenpflege bilbet Fein Kollegium, fondern ift bureaukratiſch 
niſirt; der Schwerpuntt beruft in bem Direktor. Zahlreiche 
befferungen im Parifer Armenwefen find auf die neue Organ 
zurüdzuführen; biefelbe bilvet den Nahmen, innerhalb deſſen fi 
jegt die Armenverwaltung der franzöfiichen Hauptitabt bewegt ** 
An eine Ausvehnung des Wirkungskreifes der Wohlthäti 
bureaus über die Grenzen ber Gemeinde hinaus konnte nicht 
werben, ba diefe Suftitute als rein Örtliche intenbirt waren; 
wie vorher gezeigt worben, im Plan der Einrichtung, jeb 
meinde mit einem Woßlthätigfeitäburenu zu verjehen. Eine 
war die Sachlage hinfichtlich der Hofpitäler, deren Vervielfältig 
einer Weife, die auch nur in einiger Allgemeinheit bie Gemein 
ven Befig folcher Anftalten gefett haben würde, ſchon mit R 
auf den erheblichen Koftenaufwand, den Gründung und Unterf 
folder Anftalten erfordern, nicht ind Auge gefaßt werben konnte. 


*) De Watteville, Legislation charitable. ®b. IL. ©. 109. 

**) Neuerdings if durch Dekret vom 4. Mai 1880 beim Pinifteri 
Innern eine Kommiffion gebilbet worden, um ein röglement d’adminis 
publique, betreffend die Organifation des Unterftiigungsimefens in Paris, 
taten. Revue generale d’administration, Jahrg. 1880. Wh. IL. ©. 232 
das Ergebnif ift mir Näheres nicht befannt geworben. 
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mußte in Frage kommen, ob nicht eine Erweiterung bes Wirkungskreiſes 
über die Grenzen ber Ortögemeinde hinaus rathſam ober geboten jei. 

Daß die Hojpitäler rechtlich rein lolale und in ihrem Wirkungskreiſe 
auf die Ortsgemeinde begrenzte Inftitute feien, darüber Tonnte, feit das 
Geſetz vom 28 pluviose VIII die Rantonalgemeinben befeitigt Hatte, 
nicht füglich ein Zweifel obwalten. Gleichwohl läßt fih annehmen, 
daß ungeachtet diefer lokalen Begrenzung des Wirkungslveifes die Ho⸗ 
fpitäler ihre Fürſorge in dringenden Fällen auch folhen Kranken, welche 
anderen Gemeinden angehörten, zu Theil werben ließen; es fehlte jedoch 
die gefeglihe Grundlage eines ſolchen Verfahrens. Dieß änderte ſich 
erit durch das Geſetz über die Hofpitäler vom 7. Auguft 1851. Nach 
Attilel 2 dieſes Geſetzes foll ein von der Bermaltungstommiffion des 
Hofpital® mit Genehmigung des Präfetten erlaffenes befonderes Regle⸗ 
ment die Bebingungen in Bezug auf Alter und Wohnfig feitiegen, von 
denen die Hofpitaltommiffionen bei Stechen und Greifen die Aufnahme ab» 
hangig zu machen haben; dieſe Bedingungen find jedoch nicht maßgebend, 
wer es ſich um Aufnahme von fofortiger Hilfe bebürftigen Kranken hau⸗ 
beit; die Aufnahme jolcher Kranken muß erfolgen, ohne daß Hierbei die Do⸗ 
miilsverhältniffe in Betracht kommen. In welchem Umfange, auch 
abgefehen von jolchen dringenden Fällen, die Hofpitäler Franke oder 
unheilbare Arme aus Gemeinden, welche mit ſolchen Anftalten nicht 
veriehen waren, aufzunehmen hatten, wurde ber Beichlußfafjung des 
Generalraths vorbehalten; derſelbe jolite beſtimmen, welchen Hofpitälern 
eintretenden Falles die Aufnahme derartiger Hilfsbebürftiger obliegen 
jolte. Die Gemeinden, benen biefe Hilfsbevürftigen angehören, haben ale» 
dann dem Hofpital ein beftimmtes Pflegegeld zu entrichten, deſſen Tagesſatz 
dom Präfelten im Einverftändniß mit der Hofpitalfommiffion feitzufegen 
ift (Art. 3). Das Departement kann den Gemeinden bie Beſchaffung der 
Mittel durch Gewährung von Beihilfen erleichtern, es können aber 
auch, wenn die Einnahmen der betreffenden Hofpitalanftalt ausreichende 
find, vie Berwaltungstommiffionen auf das Pflegegeld verzichten und bie 
Aufnahme von Kranken und Siechen aus anderen Gemeinden unentgelt- 
lich eintreten laſſen (Art. 4). Ungeachtet der Erweiterung, welche das 
Örtliche Wirkungsgebiet der Hofpitäler durch biefe Beftimmungen er- 
fahren hat, fehlt doch noch viel daran, daß damit jene Anftalten den 
Charalter allgemeiner Krantenhäufer etwa der Art, wie fie in Deutfch- 
land für Bezirke, Kreife ober größere Gemeinden zu beftehen pflegen, 
erhalten Hätten; abgejehen davon, daß unvollfommene Einrichtungen, 
fhtungsmäßige Beſchränkungen und Rückſichten auf das Perfonal — 
faft überalf geiftliche Schweftern — eine große Anzahl von Hofpitälern 
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nötbigen, ber Behandlung von Kranken in di 
ſchließung gemiffer Rategorieen engere Grenzen zı 
engbegrenzten Hilfsquellen der meiften ländlich 
geringen Neigung berjelben, fich mit neuen Au 
Sicherftellung ber Zahlung des Pflegegeldes oft | 
daß fih hieran die Aufnahme überhaupt zerfi 
von den Generalräthen behufs Gewährung v 
werben, pflegen faum Binzureichen, um in ben 
gänzliher ober theilmeifer Uebernahme der H 
einer Zwangspfliht ift aber die den Gemeinde 
wähnten Geſetzes gemachte Auflage, für ihre in 
Gemeinden verpflegten kranken ober fiechen Orts 
beftimmten Tagesfag eine Entſchädigung zu za 
widelt worben. Im Gegentheil erkennen auch 
lichen Erkenntniſſe des Staatsraths (jo Entj 
der Hofpitallommiffion zu Nantua gegen bie ( 
ftätigt am 12. Auguft 1869) an, daß ein Anfpı 
die Gemeinde auf Vergütung von Pflegekoften : 
wenn die Aufnahme bes Kranken auf vorherige 
raths erfolgt fei. 

Die Wohlthaten der Hoipitalfrantenpfleg 
Armen derjenigen Gemeinden, welche fich nich 
fpitäler befinden, nur in velativ befchränttem I 


IV. Eingreifen der Gemeinde, des Departen 


Vermöge ihrer fo ungleichen Entwicklung 
die Iofale Armenpflege in befonderm Maße au 
Gemeinde, des Departements und des Staats 
Eingreifen wenigftens in einer Zahl von Einzı 
Lücken weniger fühldar gemacht werben konnten. 

Eine Kooperation der Gemeinde konnte 
Trage kommen: einmal in ben Fällen, in! 
einer Subvention einzutreten hatte; jobann, w 
delte, bie Aktion der Verwaltungstommiffion 
weitiger Woplthätigfeitdunternehmungen, als ( 
gelegenheit für die ärmere Bevölkerung, zu ur 
Richtungen hin war das Borhandenjein eines 
hanges zwiichen den Verwaltungsbehörben der 
und der Gemeinde von Wichtigkeit. Ein ſolch 
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nachdem das urſprünglich den Munizipalitäten eingeräumt geweſene 
Recht, die Mitglieder der Verwaltungskommiſſionen zu ernennen, auf 
den Praͤfelten übergegangen war, nur noch in geringem Maße vor- 
handen; abgefehen von ben Fällen, in denen wegen Unzureichlichfeit der 
Einnahmen von den Hojpitälern oder Wohlthätigkeitsbureaus Sub- 
ventionen aus Gemeinbemitteln in Anſpruch genommen mwurben und 
hierdurch eine Hanbhabe zur Einwirkung auf die Verwaltung und bie 
Budgets jener Anftalten gegeben war, beruhte er Yebiglich darin, daß 
der Maire als geborenes Mitglied und Vorfigender bei den Verwal- 
tungskommiſſionen fungirte. Daß die Gemeinderäthe über die Bubgets 
und Jahresrechnungen der Wohlthätigfeitsanftalten gutachtlich zu hören 
feien, wurde allgemein erft durch das Gefeg über die Verwaltung ber 
Gemeinden vom 18. Iuli 1837 (Art. 21 Nr. Al. 6) beſtimmt; dieſes 
Geſetz war es, das überhaupt den Einfluß der Gemeindeorgane auf die 
Berwaltung der Hofpitäler und Wohlthätigkeitsbureaus beträchtlich er- 
meiterte. Nach demfelben war ber Begutachtung bes Gemeinderaths 
zu unterbreiten: jebe Annahme von Legaten und Geſchenken ſeitens 
der in Rebe ſtehenden Wohlthätigkeitsanftalten, ferner jeder Antrag der⸗ 
jelben auf Ermächtigung zur Aufnahme von Anleihen, ſowie zum Erwerbe, 
zum Umtaujh und zur Veräußerung von Grundſtücken, zum Auftreten 
vor Gericht und zum Abſchluß von Vergleichen (Art. 21 Nr. 4 und 5). 
Dennoch genügte biefe Erweiterung der Mitwirkung nicht, um überall 
ein Miteinandergehen der Gemeindeverwaltung mit der jener Inſtitute 
u fihern; da die Ernennung der Mitgliever der Kommiffionen durch 
den Präfelten umb zwar nach der Ordonnanz vom 6. Juni 1830 auf 
Grund einer von der Kommiffion ſelbſt aufgeftellten Vorſchlagsliſte von 
drei Kandidaten, feit dem Dekret vom 25. März 1852 aber ohne jebe 
Befragung ber bezüglichen Verwaltung erfolgte, der Gemeindeverwaltung 
aber Fein Mitwirkungsrecht eingeräumt war, fo kam es nicht jelten 
vor, daß in ben Verwaltungen ber Hofpitäler und Wohlthätigfeits- 
bureaus fich ganz andere politiſche und adminiftrative Anſchauungen ber 
haupteten, als in der ©emeinbeverwaltung maßgebend waren; ja es 
finden ſich Fälle langwieriger und heftiger Streitigteiten, welche jene Ver- 
waltımgen mit ver Gemeinvebehörbe hatten; ein Beiſpiel von ſolchen Liegt 
in einer umfangreichen Broſchüre vor, welche Die Mitglieder ber Hofpital- 
tommiffion in Marſeille im Jahre 1869 über einen folchen Streitfall ver- 
öffentfichten *). Auch das unter bem Einfluß einer realtionären Strömung 


*) Les membres soussignds de Ia comm. administrative de hosp. et höp. 
&ivils de Marseille & leurs consitoyens. Marseille typogr. Mar. Olive 1869. 
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zu Stande gelommene Geſetz über bie Berwaltungsfommiffionen der 
thätigfeitsanftalten vom 21. Mai 1873 brachte nach dieſer Richtu 
teine Aenderungen; bafjelbe enthielt, abgejehen davon, daß ı 
Praſentationsrecht der Verwaltungstommiffionen wieder herſtellte, n 
jofern eine Neuerung, als es den ältejten katholiſchen Ortögeiftlichen 
den Gemeinden, in denen ein proteftanticher Presbyterialrath o) 
jũdiſches Konfiftorium feinen Sig hatte, auch einen Delegirten jedes 
Kollegin — dem Maire al geborenes Mitglied der Kommiſſi 
gejellte. Ein bei Berathung des Gejeges von liberaler Seite gen 
Abänderungsvorichlag, wonach die Präfentation der drei Kandidat 
die erledigten Gtellen ftatt durch Die Verwaltungskommiſſionen dur 
Gemeinderath erfolgen jollte, erlangte nicht die Mehrheit; 

Nationalverfammlung präcalirte die Anficht, daß eine Erfegu 
Elemente, aus denen ſich die Rommiffionen auf Grund der meij 
unter dem Saiferreich erfolgten Berufungen zufammenfegten, dur 
dere nicht wünfchenswerth fei; theils Hielt man jene damals | 
Kommiffionen hauptſächlich vertretenen Elemente als Träger ber 
bitionen der Armenverwaltung für unentbehrlich, theils fürchtete 
daß ein verftärkter Einfluß der Gemeinderäthe auf die Ernennu 
Kommiffionsmitglieber in diefen Verwaltungen an Stelle der d 
dafelbft prävalirenden konſervativ-klerilalen Richtung andere, libe 
Tendenzen zur Herrſchaft bringen werde; die Gründe, mit denen 
ſeits der Antragfteller Parent feinen Antrag unterftügte und an 
feit8 der Berichterftatter, Graf Melun venfelben befämpfte, laſſen 
lich erfennen, daß man ſich der politiichen Bedeutung des Ernenı 
modus bewußt war*). Erſt im Jahre 1879 ift e8 der vorgejchritt 
Richtung gelungen, eine Umgeftaltung jener Beftimmungen herbeizufi 
zufolge des neuen am 5. Auguft des genannten Jahres erlaffene 
ſetzes beftehen die Kommiffionen aus dem Maire und (der Regel 
ſechs der Erneuerung unterliegenden Mitgliedern, von denen zwei 
den Gemeinderat gewählt, vier vom Präfekten ernannt werben **) 
Geiftlichen gehören als ſolche den Kommiffionen ale Mitgliever 
mehr an. Im welchem Maße diefer den Gemeinden eingeräumte 
fluß auf die Zufammenfegung der Kommiffionen eine Stärkur 





*) Die bezliglichen Berhanblungen in ben Annales de l’assemblee nat 
Theil XVIIL ©. 13 ff. Gibung vom 21. Mai 1873). 

**) Die Komm. ber Deputirtenlammer hatte die Wahl ſämmtlicher Mi 
durch ben Gemeinberath verlangt; ef. ben Bericht Pleſſier's Ann. du Sen. 
la Chambre des dep. Jahrg. 1979, Th. H. Annexes ©. 134 ff. 
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Intereſſes der fommunalen Organe für die Armenpflege und eine Bermeh- 
tung ihrer Opferwilligteit für die Zwecke der Iegtern herbeizuführen ge» 
eignet ift, wirb erft nach ben Anhaltspunkten, welche die fünftigen Er- 
fahrungen ergeben werben, mit Zuverläffigfeit beurteilt werben können. 
Zwifchen der Iofalen Armenverwaltung und der Verwaltung bes De 
partements befteht ein organifcher Zufammenhang nur injofern, als 
der Präfelt dasjenige Organ ift, Durch das, bezw. foweit es fi um 
Ate der abminiftrativen Yurisdiktion handelt, unter deſſen Mit- 
wirkung der Staat die Aufficht über die Iofale Armenpflege handhabt. 

Eine bie Leiftungen der lokalen Armenpflege ergänzende Thätigfeit 
wird feitend der Departements nach fehr mannigfacher Richtung Hin aus- 
geübt; allgemeine Grundfäge haben fich hierüber wicht ausgebildet, da 
die durch die Entwicklung der lokalen Armenpflege gegebenen Voraus- 
fegungen in ben einzelnen Departements eben verjchieben Liegen und 
bie jeme ergänzende Armenpflege der Departements ein Gebiet darſtellt, 
deſſen Regelung der freien Entſcheidung der Generalräthe überlaffen ift. 
Die vom Nievre-Departement feiner Zeit für die Armenpflege gemachten 
Aufwendungen fpezifizirt de Magnitot in feiner fchon öfter ermähnten 
Schrift; e8 waren bieß Inhalts des damaligen Budgets der Departements 


1) zu Beihilfen an Gemeinven, um arme Kranke in. 


Hofpitälern umterzubringen . . . 2000 Fres. 
2) zu Unterftügumgen an arme Kranke, u um "fie zu 

Babereifen in ben Stand zu fegen . . . "8000 „ 
3) jur Subventionirung ber Orphelinate in Never 

und Barenned . . 4000  „ 
4) für die Untergaltung junger Bünder und "Taube 

fummer . . . 390 , 


5) als Dispofitionsfonds Für den Sifäof am Gemäß. 
rung von Unterftügungen in befonberen Unglüds- 
film... . “2.2000 u 


6) zur Unterhaltung ber Anſiait für Unbeilbare -...100 . 
T) ze Unterßaltung ver Bettlerdepots und anberer 
wohlthätigen Anftakten . . . . . . 1650 „ 
anfammen 41 400 Fres. 
wozu noch kommen: 
zu außerordentlichen Untefiungen in Sitten von 
Epibemieen . oo. um Fres. 
zu Reifennterftägungen an Irme . rn. " 
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Bon fämmtlichen Departements wurben nach dem wei 
zu beſprechenden Bericht des Generalinſpeltors Bucquet *) 
gezahlt 
an Unterjtügungen (secours & domicile) 28506 : 
an Unterftügungen an arme Krane. . . 127539 


an Wöhnerinnen . . » » 2 2.2... .11317 
für Meditamente . . . .......17925 
an Babeunterftügungen an Arme” 2.4657 
zur Subventionirung von Armenkefgäl 
tigungsanftalten. . » . 15585 
an Unterftügungen in Fällen en Un- 
südl... - . 101569 
zur Unterftügung armer Reiſender 2... 8346 963 


an Pflegegelvern für Greiſe und Siehe . 72289 
dito für Kinder (d. h. ſolche, die nicht zu 

den fogenannten unterftübten Kindern 

gehören) . . - 9308 


Anfommen 777577 


Von diejen Pofitionen gehört ber auf einer geſetz 
pflicht des Departements beruhende Krebit für Reif 
an Arme nicht im dem Kreis derjenigen Ausgabenbetr: 
auf bie Ergänzung ber Leiftungen ber örtlichen Arme 
Andererſeits ift aber die Aufzählung offenbar unvollf 
bie Beiträge des Departements für die mebizinale % 
reichten 1865 einen Betrag von 363 930 **), im Ja 
folhen von 314 539,41 Fres.***); Die Gefammtausgal 
ments für Zwecke der allgemeinen Armenpflege (alfo ausfd 
gaben für Irrenpflege, welche circa 11 000.000, für die ı 
der, welche circa 14500 000 und für bie Bettlervepo 
1.000 000 Franken betrugen) berechnet Blod auf 365 
Bei dem Mangel einer Spezifikation des Iegtern Betr 
bebliche zwifchen bemfelben und dem von Bucquet ang 
tende Differenz nicht aufzuflären. Immerhin ift di 


*) Bucquet, Rapport. ©. 42. 

**) C£. die Tabelle im Bull. du min. de lint. Jahrg. 

***) Block, Annuaire de P&conomie politique. Jahr 
}) Block, Statistique generale de Ia France. 2, Au! 
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fammenftellung von Intereſſe, weil fie die Verſchiedenheit der Zwecke, 
auf die fich die departementale Fürforge richtet, vergegenwärtigt. 

Auch das Staatsbudget enthält eine Anzahl von Ausgabepofitionen, 
welche fich auf Ergänzung ber Iofalen Armenpflege beziehen; das Budget 
des Minifteriums des Innern pro 1881 weilt in diefer Beziehung 
folgende Kredite auf: 

Rap. XXIV. Zu Seiten an Vohicha 

keitsanſtalten. .706 000 Fres. 
wobei gerechnet ſind 
auf Hoſpitäler, Wohl- 
thätigfeitöbureaus u. 
andere Woplthätig- 


feitsinftitute . . . 530000 Free. 
für mebizinale Armen- 

pflege. . - . 5000 „ 
auf Beihilfen an gocie- 

tesdecharitömater- 


nelle und Krippen. 126000 „ 
Rap. XXVII. Zu perjönlichen Unterftüg- 
ungen aus verſchiedenen Anläffen, fowie um 
früheren Staatsangehörigen die Rüdkehr 
zu erleihtern . . . 1000000 „ 
Rap. XXVIU. Zur Unterftügung. auf fran- 
zöfifches Gebiet geflüchteter Ausländer . 290000 „ *). 


Aus diefen Summen pflegen, ſoweit mir befannt, ven Präfekten Kre— 
dite zur entſprechenden Verwendung in ihrem Departement zur Ver⸗ 
fügung geftelft zu werben. Wenn berüdfichtigt wird, wie jehr die Be— 
träge bei der DVertheilung auch nur auf bie am meiften bebürftigen 
Departements fich zerjplittern, werben biefe Bewilligungen als eine 
erhebliche Leiftung des franzöſiſchen Staats nicht bezeichnet werben können 
und wirb vielmehr der Einbrud beftehen bleiben, daß die bezüglichen Auf- 


*) Berue generale d’administration (min. de linterieur). Jahrgang 1880. 
8. IL S. 307 ff. Außerdem werben den Poſitionen dieſes Theils bes Bub- 
gets die für die assistance beſtimmten noch beigerechnet: 
Kap. XXV. Imnere Ausgaben und Koften ber Anfficht 
über den Dienft der unterfläßten Kinder . . - - - 950000 Fred. 
ſowie die oben enwähnte Pofition: Beiträge zu ben Koften des 
Kinberfhuße® 2 2 2 50000 „ 
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wenbungen gegenüber einem fo ſehr auf das Cingreifen bes 
hinweiſenden Zuftande ver Iofalen Armenpflege Hinter demjenige 
weit zurüchleiben, das von einem mit fo bebeutenben fina 
Hilfsmitteln ausgeftatteten Staat nach dem Verhältniß der für 
Zwede vegelmäßig erfolgenden Bewilligungen wohl geforbert 
Tönnte. 

Namentlich ift auch der Staatsbeitrag für die assistance me 
ein geringfügiger. Von ben auf gemeinfamer Betheiligung des ( 
der Departements und der Gemeinden bezw. lokalen Inſtitute 
henden Zweigen der Armenpflege ift diejer bei Weitem der wie 
auf denfelben gehe ich daher in einem beſondern Abfchnitte näf 


Die Iriſche Landfrage 


und bie 


Ztein-Hardenbergifhe Gefeßgebung. 
Bon 
Auguf Meiben. 


Das Jahrbuch Hat feinen Leſern den Stand der Irifchen Agrar- 
zung aus ber eigenen Anſchauung Julius Frei's in lebendiger und 
Kteriftifcher Schilderung vorgeführt. Seitvem ift ein Jahr ver- 
n, leider ohne daß ſich von erheblich Hoffnung erweckenden Aus- 
n fprechen läßt. Indeß find zwei bebeutfame Schritte der Re- 
ng zu verzeichnen; ber eine, baß fie die Aufhebung ber Habens- 
isacte wieder rüdgängig gemacht und mit Verhaftungen und Pro- 
1 gegen einige ber beſonders hervortretenden Agitatoren vorgegangen 
per andere, daß Glabftone eine Bill for the amendment of the 
relating to the occupation and ownership of land in Ireland 
legt hat. 
Mit fefter Hand gegen die blutigen Verbrechen ber Landliga und 
aum verhülten Aufruhrprebigten ihrer leitenden Meetingsredner 
‚gehen, war eine unabweisbare Forderung der Aufrchthaltung der 
tlichen Ordnung und ber Staatsgewalt. Die Wirkung läßt ſich 
nicht vertennen. &8 fragt fich freilich, wie viel davon auf Rechnung 
icher Einſchüchterung zu jegen, und wie viel dem Umftande zuzu- 
ben ift, daß es offenbar allzu tHöricht war, mit empörenden Ex⸗ 
i zu einer Zeit zu operiren, in ber man Gladſtone mit dem Ent» 
einer Landbill ernſtlich bejchäftigt wußte. Allerdings ift nicht 
8 anzufchlagen, daß die irifche Geiftlichleit, welche fich ebenfo auf 
jannten nationalen Eifer, wie auf faſt matellojen Ruf ftügt, mehr 
ahrbud V. 2-8, Bräg. v. Schmoller. 17 
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und mebr fich gegen das wilde Treiben erhoben hat. Aber auch f 
ſehr wohl weiß, daß fie kaum irgend Jemand mehr Dank jcı 
Gladſtone, wird weſentlich durch die Rückſicht auf feine Zufie 
beitimmt. Alles alſo ſpitzt ſich zunächſt auf die Beurteilung z 
feine Bill finden wird. Die Wendungen der Bewegung laſſe 
keiner Weife abjehen. Der Gefegentwurf des Haujes hängt von 
der Parteien ab. Die Ideen der Vorlage können ſich mit jedem 
ment erweitern, vorausfichtlich aber werben biejelben, je länge: 
Berathungen ausdehnen, deſto mehr begrenzt und abgejchwächt 
Jedoch auch bie Vorſchläge, wie fie bis jegt vorliegen, bieten w 
Bedenken und Zweifel. 

Der wichtigfte Gedanke des Entwurfs ift, wie Gladſtone fe 
die Vollmacht für die Grafichaftsgerichte, auf Verlangen des 
gerechten Pachtzins feitzuftellen. Dies kann ſowohl bei jeder beab 
Erhöhung der Pacht, als dann gefchehen, wenn ver Pächter ı 
ſtehenden Zins zu Hoch erachtet. Durch ſolche Feftfegung er 
Pacht auf 15 Jahre Gültigkeit, während welcher weder Wed 
Ermiffion eintreten bürfen, fall die Bezahlung “* "> 
gewiſſe gefegliche Beftimmungen nicht verlegt we 
auch berechtigt, vor Beendigung der gejegmäßige 
Erneuerung des Kontraft8 an das Gericht zu 
zwifchen feine Rechte mit demſelben Anfpruche 
folger veräußern, wenn fie der Landlord nicht unt 
aufen will. Dieje Beitimmungen gelten inbef 
einen ähnlichen Cuſtom, ober für längere Lei 
landwirthſchaftliche Bachten, die von Jahr zu J 
Für alle Pachtungen aber find die Entſchädigun 
des Pächter gegen die Landakte von 1870 erhi 

Die Feſtſtellung des Pachtzinfes durch ben! 
die bejtimmte Analogie an der Feſtſtellung des 
hilfen und Arbeiter, welche feit Elifabet und ı 
hundert in verjchievenen Handwerken und Fabr 
richtern oblag. Die Sache verlief in einigen Gen 
Dezennien zur Zufriedenheit beiver betheiligten Pa 
wie der Arbeiter. Meiſt aber hörten ſolche Feſtſe 
nicht geforbert, auf, theils weigerten ſich die Friet 
weil der Streit nicht zu erledigen war. In bie 
leiht die Landtribunale Irlands kommen. W 
feinem Pächter in Frieden Ieden will, wird er 
im Sinne des Geſetzes dem Spruch des Richter 
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tige Leaſe zu mäßigen Bedingungen, bie daraus erwächſt, voll- 
Aber fiher kann von feinem Gutsherrn geforbert werben, 
der e8 verlangt, eine frei gewordene Pacht zu verpadhten und 
er Willen dafür vom Richter die Bedingungen feftjegen zu laſſen. 
That ſcheint auch nur allen gegenwärtigen Pächtern und ihren 
nachfolgern für höchſtens 30 Jahr ein feites Recht aus dem Ge- 
wachjen zu können, und ber Richter für künftig von den Land» 
gelafjene Pächter keineswegs weiter autorifirt zu fein, ähnliche 
tungen von Streitigkeiten zwiſchen Gutsherrn und Pächtern in 
auf ben Pachtzins vorzunehmen ober bie jpäteren Pächter gegen 
(fürliche Steigerung des PBachtzinfes ficher zu ftellen. Auf dieſe 
ı der gegenwärtigen und zulünftigen Kompetenz ber Gerichte kommt 
llles an, gegen fie verſchwinden die Schwierigkeiten des Ausſpruchs 
ie Höhe des Pachtzinfes, obwohl fie nicht anders als fehr ber 
> fein önnen, und ein fomplizirtes Verfahren unvermeidlich machen. 
Rei hohe Beamte follen in Dublin eine Landkommiſſion bilven, 
die Pächter beim Ankauf ihrer Güter unterftügen foll und jelbft 
da antaufen ımd verkaufen kann, wo brei Viertel der Pächter 
Intauf derſelben geneigt ift. Die Kommiſſion foll auch befugt 
rei Biertel des Kaufgeldes vorzufchiegen und dem Käufer zu ges 
das übrige Viertel leihweiſe aufzunehmen. Auch follen zahlungs⸗ 
Geſellſchaften behufs Antaufs von Gütern Gelvunterftügung in 
r Höhe der von ihnen felbft aufgebrachten Summen erhalten. 
Die Erleichterungen, ganze Landgüter anzufaufen, gehen über bie 
cte von 1870 hinaus. Leider aber betreffen dieſe Erleichterungen 
e jeltenen Ausnahmen. Die meiften Güter find wegen der Unmög⸗ 
, auch bei @eneigtheit beider Parteien Mare unbelaftete Titel zu 
fen, nur unter kaum zu befiegenden Weiterungen und Rifitos zu 
ern. Die Bill will allerdings auch für Negiftrirung und Ueber« 
ig von Grundeigentfum Fürſorge treffen. Es fragt ſich nur, wie 
man barin gehen wird und fan. Die Encumbered estates act 
lichte für überſchuldete Güter reine Titel zu erreichen, aber nur jub- 
Für freiwillige Verkäufe find bie Entailrechte und der Mangel an 
d» und Hhpothefenbüchern Hinderniffe, von denen man in anderen 
m feine Vorftellung hat. Wenn indeß wirklich die Bill die ju— 
jyen Hinberniffe unerwartet bejeitigen, auch die enormen Koſten, 
ei dem Acte ſelbſt, noch mehr aber bei jedem Rechtsbedenlken ent 
1, auf erträgliche Höhe herabdrücken jollte, würbe immer noch bie 
ung bes Raufpreifes weientlichen Anftänden begegnen. Die Pächter 
meift völlig unbemittelt. Kaufen fie ihr Pachtgut, jo werben jie 


17* 
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lange Zeit nicht beffer Zinfen zahlen können, als bisher. 
ihnen leihen? Sollen fie ſolidariſch haften? Will man die Pä 
feinen Kredit erlangen, vertreiben? Wird die Kommiffion n 
aufhören zu faufen, wenn fie nicht blos ben Schwierigfeiten de 
fondern auch denen ber Durchführung des ganzen Unternehr 
gegnen, die Einrichtung der neuen Eigenthümer leiten und für 
ftehen derſelben forgen ſoll? Werben die Kapitalien immer wi 
Berfügung geftelit werben, wenn fich zeigt, daß ein großer 2 
neuen Käufer Zinfen und Amortifation nicht zahlen, und Ex 
und Subhaftationen fi häufen? 

Wir wollen nicht davon fprechen, daß die Bill auch Vorf 
Rolonialvegierungen und Geſellſchaften zur Beförderung vı 
mwanderung machen will. 

Es ift vergeblich, die ffizzirten Gebanfen, von denen kei 
fteht, genauer zu diskutiren. Alles wird darauf anfommen, woßii 
lich die innerften Ueberzeugungen Gladſtone's von der Dringlü 
Sachlage und der durchſchlagenden Kraft der gebotenen Hi 
geben. Ob er mehr durch den Drud des Gefeges als durch die 
ſprüche nach und nad alle Pachtungen dauernd in langjährig 
umzufchaffen Hofft und überhaupt die Bill als eine Stufe zu 
Fortentwicklung betrachtet, oder ob er fie vielleicht doch Iebi 
eine Auskunft in den Gefahren des Augenblids gegenüber 3 
anfieht, die in der Hauptfache nur im fich felbft ihre Beſſerun 
tönnen. Beides läßt fi aus den Vorſchlägen herausleſen. Jedenfe 
der Inhalt, jo wie er liegt, die gegenwärtigen Pächter für ein M 
alter beruhigen, für die Zukunft bürfte er die Zuftände nicht 

Wir find weit entfernt, damit einen Tadel gegen Gladſte 
fprechen zu wollen. Der Staatsmann fteht ſtets feiner Aufge 
anders gegenüber, als der, ber fie von fern beurtheilt. Er ı 
realen Kräfte, die feinen Zielen entgegen ſich geltend machen, | 
Bewußtſein der Verantwortlichkeit Hält ihn auf der Bahn des 
baren. Der Austritt des Herzogs von Argyll aus dem Kabin 
lich der Landbill wegen zeigt genügend, wie fie felbft vom ben | 
Großgrundbefigern beurtheilt wird, und welche Gegnerfchaft € 
begegnet, die genenüber ben feit Ausgang des vorigen Fakt 
durchgeführten Orunbentlaftungsgefegen aller Staaten des Ko 
zurüdhaltend und gemäßigt erſcheinen müſſen. 

Auch gehören wir micht zu denen, welche vie ſehr erheblich 
ſchritte verfennen, die Irland in den legten Jahrzehnten gema 
Aber wir glauben, daß es vergeblich ift zu Hoffen, es werbe biefi 


Die Jriſche Laudfrage u. b. Stein ⸗Hardenbergiſche Geſetzgebung. 2 


die Agrarfrage allmählich einſchlafen machen. Im Gegenth 
die ſteigende Kultur dieſem ganzen Volke von Kleinpächtern ſei 
immer unerträglicher erſcheinen laſſen. Je mehr ſich das wiri 
iche und politiſche Bewußtſein hebt, deſto weniger wird die Fr 
; einer gründlichen Reform verſtummen. Daß man eine folı 
n ölonomifch unentwidelten und überaus fünftlichen Pacht: u 
echt der Gladſtone ſchen Vorfchläge ſehen könnte, läßt ſich ſchwerl 
ten. Immer wieder wird von der weſentlich ackerbauend 
ferung Herftellung feſter Eigentfumsrechte am Grund und Bob 
ert werben. Je Heiner die Landwirthichaften find, deſto wenig 
| ihre Inhaber diefer Grundlage entbehren, wenn fie der Früch 
Arbeit froh werben und die volle freubige Thatkraft entwice 
die ihre Quelle in der Hoffnung des Erfolges Hat. Der € 
daß der Grundherr und die jein Land bebauenden Bauern 
Art Kiftorifcherechtlicher Gemeinihaft von Ober- und Untereige 
ſtehen, welche eine Teilung zuläßt, ift die Bafis aller Grun 
nge- und Eigenthumsregulirungsgeſetze der Kontinentalftante 
gt überzeugend aus der Entwidelung der Grundherrlichkeit u 
eit jeit dem frühen Mittelalter, und fo abweichend fich auch gege 
die Zuftände Englands, Schottlands wie Irlands gegenüb 
bes Feſtlandes geitaltet haben, die Agrarverhältniffe des ve 
n Königreichs find gleichwohl auf den gleichen Grundlagen, n 
3 gejammten weftlichen Europa's und namentlich wie die Deutfi 
erwachjen und werben ben gleichen Konfequenzen um fo wenig 
nm werben Können, als dieſe Konfequenzen zugleich mit den Fo 
en der Nationalöfonomie, des allgemeinen Wohle und der Kult: 
upt übereinftimmen. Es ift auch feine Meinung über die Löſu 
ifchen Landfrage in England ſelbſt öfter ausgefprochen worde 
ß fie im Sinne ber kontinentalen gutsherrlich⸗bäuerlichen Reg 
m erfolgen müſſe, und zwar iſt es vor allem bie Preußifd 
Stein und Hardenberg begonnene und für ganz Deutichland na 
> gewefene Agrarreform, auf welche feit dem Auftreten der Jriſch 
age in den 50er Jahren bei allen Erwägungen zur Abhilfe imm 
hingebeutet wirb. 
dir unternehmen nun keineswegs, den Engliſchen Staatsmänne: 
hläge geben zu wollen, auf welchen Wegen eine jolche Begründu 
hen Eigenthums zu erftreben fei. Auch Gladſtone's Gejegentwu 
t fie als letztes Ziel an, und ihre Schwierigkeiten fönnen nic 
enug angejchlagen werben. 
ber grade deßhalb glauben wir im der Beziehung auf unje 


262 «. Weiten. 


eignen vaterländiichen Verhältniffe eine gewiſſe Aufforderung 
rechtigung zur näheren Unterfuchung desjenigen Vorſchlages 
follen, der den Sit des Uebels in Irland durch die analoge Ar 
der Stein · Hardenbergiſchen Gejeggebung zu erfafien hofft. De 
danfe vereinigt zwar fehr zahlreiche Stimmen in England und 
Iande und ſcheint die Öffentliche Meinung als ein praktiſch 
einigermaßen über die Ausfichten einer günftigen Löſung bes % 
zu beruhigen. Aber feine beftimmte Klarftellung bürfte bei be 
Sachlage gleichwohl nicht unerwünfcht erſcheinen, denn nicht I 
Jemand zu fagen vermögen, wie man fih Verfahren und 
genauer benkt. Die mafjenhafte Literatur der Irifchen Landfrag 
ſchon feit Dezennien die Webung, den gefammten Inhalt der J 
anders als durch einen Hinweis auf Stein-Harbenberg’s Gei 
zubrüden. Diefe Geſetzgebung ift aber ein jehr komplizirtes 
nur aus bejonderen Vorbebingungen verftändliches Werk und 
Beitimmungen durch ein halbes Jahrhundert allmählich zum 
entwickelt. Irrige Vorausjegungen und Mißverſtändniſſe fir 
zu vermeiben, und bie Tragweite des Vorſchlages dürfte wenigſte 
treff feiner unmittelbaren Ausführbarkeit ſehr weit überſchätz 

Indem wir deßhalb befonderen Werth auf den Zufammer 
Umftände legen müffen, unter denen die Stein-Harbenbergifd 
gebung wirken follte, wollen wir zu prüfen verſuchen, inwie 
für Preußen unbeftreitbar glüdlich gewählten Mittel geeignet 
Tönnen, aud für Irland Erfolg zu verfprechen. 


Die Lage der Dinge, in welche die Stein«Harbenbergifd 
gebung einzugreifen beftimmt war, unterſchied fich in jeber & 
foweit von den gegenwärtigen Zuftänden der grünen Infel, da 
geblich wäre, einen Vergleich zu verſuchen. 

Die Verhältniffe Preußens, welche das Edilt vom 9. Okte 
mit entſcheidendem Stoße traf, erläutern fih am Einfachften 
Anfnüpfung an ben Ausgang des Mittelalters. 

Im Beginn der drei Jahrhunderte, welche dem umfrige 
gingen, vollzog fi) allerdings innerhalb weniger Deze 
Preußen wie in ganz Europa die Öeftaltung des mobernen 
ſcheinbar vollftändig. Gefteigerte Bildung, Lurus und Ueberbruß 
das Ende der Unruhen, Fehden und Störungen. In der © 
hohen Politik und in der bureaukratiſchen Drganifation bei 
verwaltung trat faft unbegreiflih ſchnell der entſchiedene 
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Mittelalter auf, den wir als Neue Zeit bezeichnen. Mit Strenge 
Erfolg, getragen von der öffentlichen Meinung, wurde die Durch: 
ung des monarchiſchen Regimentes und die Aufrechterhaltung bes 
dens und der Ordnung unter allen Unterthanen bewußtes Ziel. 
omatie, Kriegsweſen, Finanzverwaltung, Kirchenoronung, obere 
hte, felbit die höhere Polizei fehen wir in überrafchender 
e Ausbildung gewinnen. Viele der Verorbnungen und Inftruftionen 
16. Jahrhunderts können noch Heut als mufterhaft gelten. 
Aber bei näherer Betrachtung zeigt fih, daß biefer gefammte, 
erbin bewunderungswürbige Apparat das mirthichaftliche unt 
le Weſen der bürgerlichen Geſellſchaft nicht innerlich ergriff. 
Grundlage bildete dauernd das mittelalterliche Korporations-, 
itions- und Privilegienwejen. Der Auftlärung der Monarchie unt 
mohlmeinenden Tameraliftifchen Richtung der DBureaufratie bliet 
r Gegenſatz keineswegs unbemerkt. Er wurde ihr im Gegentbeil 
zu oft als Hinderniß fühlbar. Ueberall ſtießen die Neuerunger 
dieſes Netz herkömmlicher wohlverbriefter Berechtigungen. Die 
nlichen Beziehungen und Finanzbedürfniſſe der Fürſten, der un: 
e Erfolg der Maßregeln und die allgemeine Staatsraifon ge: 
ten jedoch nur in ben bringenbften Fällen daſſelbe zu durchbrechen 
So bildet für die Entwidelung ver bürgerlichen Geſellſchaft der 
umte Verlauf der drei Jahrhunderte bis zur Franzöſiſchen Revolu: 
mehr eine Zeit vorbereitender Ideen, al wirklicher Durchführung. 
and ſcharf wurden von StaatSmännern und Gelehrten die Grundſätzt 
neneften Sozialpofitit ausgeſprochen. Mehr noch wie die der Wilfen- 
ten, reicht die Theorie des modernen Lebens bis in bie frühe Re: 
ationgzeit zurüd. Indeß die Praxis war eine ganz andere. In 
meiften, Nachbarftaaten waren die Nefte des Mittelalters noch 
tiger, aber auch in Preußen beherrſchten fie thatſächlich das ge: 
nte ſoziale Dafein, joweit es nicht mit dem aufgeflärten haus. 
lien Realismus der Hohenzolfern, und namentlich Friedrichs des 
en, in Kollifion gerieth. 
Als der Tilfiter Friede die Reformgedanken zum Durchbruch brachte, 
denen fich die Preußiihe Regierung ſchon feit einem Jahrzehnt 
gen, hatten zwar die alten Stände, Adel, Bürger und Bauern, fein 
ie Bedeutung mehr, aber für das privatrechtliche nnd wirth« 
tlihe Leben war ihre gegenjeitige Stellung kaum weniger fchrofl 
im Mittelalter. Im Cherecht hat dieß noch lange nachgewirkt, 
tbichaftlich äußerte ſich die Scheidung vornehmlich im Grundbefig umt 
rt Berufswahl. Beftimmte Güter, einſchließlich der Domainen etwo 
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die Hälfte des ganzen Landes, durften nur durch Mitglieder der i 
ſchaft befefen werben. Die Bürger waren außerhalb der Stäb 
gewiſſe hertömmlich in Händen von Bürgern geweſene Landbeſit 
befchränft. Der übrige Grunbefig war bäuerlich, d. h. im Beſi 
hörigen Unterthanen eines Gutsherrn, fei e8 der Krone, des € 
einer Rorporation, eines Adlichen, oder eines dazu berechtigten Bi 
Der bäuerliche Grund follte vom Gutsherrn ohne höhere Erlaubnif 
eingezogen werben. Namentlich feit dem 80jährigen Kriege war 
mals in Verordnungen ausgeſprochen worben, daß der Gutsherr fi 
Wieberbejegung ber leergewordenen Stelle mit einem bäuerlichen 2 
Sorge tragen folle. 

Die Unterthänigkeit verband ben Bauer in allen Fälle 
Leiftung gewiffer gemefjener Zinfungen und in der Regel auch beſtit 
Dienfte, fo lange er im Befit feiner Stelle war. Nur ſehr w 
ftand das Recht zu, diefe Stelle zu veräußern und die Gerichtst 
des Gutsheren zu verlafjen. Allen übrigen war dieß für fie 
fo wenig, als für ihre Familienmitgliever ohne bejondere Erik 
bes Gutsherrn geftattet, welche in der Pegel verfagt wurde, obe 
einer Abgabe erfauft werden mußte. Die Kinder aller Untert 
waren landesüblich zu brei Jahren Gefindebienft auf dem herr 
lichen Hofe verbunden. Auch anderen Dorfinfaffen lagen gewiſſ 
gaben und Dienfte ob. Die Haltung des Gefinbes, ſowi 
Zinfungen und Dienfte der Untertanen ftanden meift durch au 
liche Urbarien feft, die ſich auch auf die Gegenleiftungen der 
ſchaft, ſelbſt bis auf alle Einzelheiten der am jevem Tage zu reid 
Koſt, erſtreckten, und gegen welche die Verjährung ausgefchloffen 
Manche Leibeigenen waren herkömmlich zu unbeftimmten Dienftleift 
verpflichtet, im Ganzen aber unterſchied fich ihre perjönliche Lag 
der der übrigen an das Gut gebundenen Hörigen nicht wejentlich 
Gutsherr Hatte gewiſſe Anfprüche an ihre Erbmaffe. 

Am wictigften war für die Klaſſifizirung der Unterthane 
Art ihres Befigrechtee. 

Ganz freies Eigentfum beftand nur ausnahmsweile für © 
feien, Mühlen und einzelne Sreiftellen. Dagegen war erblicher 
ziemlich. weit verbreitet. Faſt alle im Mittelalter in den Slawenlä 
angefiebelten deutſchen Bauern wurben zu Erbzinsrecht angeſetzt. We 
häufig und meiſt erft ſpät fam Erbpacht vor. Der nidt eı 
Beſitz war ver Fläche nach erheblich geringer als der erbliche, der 
nad) überwogen die Heinen, nichterblihen Stellen in manchen Geg 
bei weitem. Beſonders gehörten zu ihnen die Hofe- oder Drefchgä 
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m bie Ernte» und Ausbrufcharbeiten auf dem Gute der Herricaft 
einen gewifjen Antheil, in ver Regel gegen die 10. Garbe ver 
und den 16. Scheffel des Erdruſches, oblagen. Befiglofen Fa— 
ı im Dorfe überließ der Gutsherr wohl auch Land zur Benugung 
Verpflihtung zu regelmäßiger Arbeit auf dem berrichaftlichen 
Zeitpacht aber fam gar nicht in Betracht. Abgelegene Landftüde 
m wohl an bie Nachbarn, und Wiefen oder Gemüfeland an bie 
je im Dorfe verpachtet, aber Güter und Parzellen an fremde 
er zu verpachten, war damals ebenjowenig üblich als heut. 
Das bezeichnet die Gliederung der ländlichen Bevölkerung und den 
) des Agrarweſens. 
Aehnlich ftänbifch geſchieden und dinglich gebunden waren auch die 
tiellen und Handelsgewerbe. 
Der Abel war im Wefentlichen vom Gewerbebetriebe ausgeichloffen, 
nicht einzelne Gewerbe mit dem Nittergutöbefig in Verbindung 
n. Letzteres betraf namentlich Brauerei, Brennerei und Mühlen- 
d, bie indeß in der Regel an Unterthanen vergeben wurben. Im 
jen waren nur wenige Gewerbe auf dem Lande geftattet: Schmiebe, 
naher, Schuhmacher und Bäder ftets, gewerbsmäßige Spinner 
Beber nur ausnahmsweiſe. Alle anderen Gewerbe hatten in ben 
en ihren Sig und ftanden unter Zunftzwang. Zwar waren in 
en bie Zunftprivilegien oftmals durchbrochen worden. Das Alle 
ne Landrecht aber hielt fie mit gewifjen Einſchränkungen aufrecht. 
Zahl der privilegirten Zunftmeifter ftand feſt und ihr Betrieb 
n ben wichtigften Bewerben an erbliche grundfefte Verkaufsſtätten 
ft. Auch die Kaufleute waren zu Korporationen vereinigt, in 
t Eintritt von Bedingungen abhing. 
8 iſt nicht nöthig, näher darauf einzugehen, daß ebenſo der Er⸗ 
des Bürgerrechts und ber Ankauf von Bürgerhäufern nicht 
| freiftand, daß vielfach auch Tonfeffionelle Hinderniſſe für 
dbefit; oder Gewerbebetrieb in Kraft ftanden, und daß alle biefe 
Rechtsverfaſſung begründeten Unterſcheidungen und Bedingungen 
108 an fich als beftimmte Grade oder Kaften in der bürgerlichen 
haft geltend wurden, die dem Individuum für alle jeine Lebens- 
‚ten ſchwer zu befeitigende Grenzen fegten, fondern daß diefe Ab» 
ngen und Schwierigfeiten überdieß zahlloſe Handhaben boten, 
n der Konkurrenz der Berechtigten dem Einen Vortheile zu ver 
1, den Anderen zu benachtheiligen. 
llle dieſe und viele andere mittelalterliche Erbichaften, die hier 
ur Sache gehören, wurden ertragen, weil fie die herkömmliche 
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Orbnung bildeten, und weil man an eine unheilbare Verwirrung 
wenn biefe geftört würde. 

Daß nun zum allgemeinen Staunen die Franzöfiihe Natio 
fammlung in wenigen Sigungen die Löjung aller biefer Be; 
befretirte, war allerdings noch fein Gegenbeweis, um jo wen 
die Schredenszeit darauf folgte. Als aber unter dem Konvent ı 
Napoleon die neugeftaltete Geſellſchaft fich völlig fähig zeigte, Die 
ber alten zu erfüllen, und keine der früheren Schranten vern 
Gegentheil gerade dieſe Freiheit als das beſte Erbtheil der R 
anerkannte, da durfte wohl auch ein fo vorſichtiger, landesvät 
forgter Fürſt, wie Friedrich Wilhelm III., ven Ideen jeiner 
Umgebung nachgeben und das Heil feiner ſchwergeprüften Un 
in dem Machtipruche fehen, ver ſich Hinter den milden Worten 
laſſes gleichwohl nicht verfennen läßt. 

Wenn man von der Stein- Hardenbergiſchen Gefeggebun 
ift es richtig, fjoweit das Agrarweſen in Frage fommt, barı 
Weſentlichen das Edikt vom 9. Dftober 1807, „betreffend ven erl 
Befig und freien Gebrauch des Grunbeigenthums ſowie die pe 
Verhältniffe der Landbewohner“, zu begreifen *). 

Der Inhalt der 12 kurzen Paragraphen ift zwar in vielen 
nur die Skizze einer zu erwartenden Ausführungsgejeßgebung 
aber doch in entſcheidender Vollftändigleit "die maßgebenden ( 

Die Einleitung rechtfertigt zunächſt den ſtarken Eingri 
beftehenden Rechte. Wenn man die Worte auf ihren Inhalt zı 
faßt, fpricht fie aus, daß bei ber allgemeinen Noth die V 
Staates zu ſchwach feien, vem Einzelnen Hülfe zu bringen, 
Hülfe auch zwedentiprechender und gerechter Weife nur von de 
Thatkraft der Bürger erwartet werben könne, deßhalb at 
wendig werbe, Alles zu entfernen, was den Einzelnen bisher 
den Wohlftand zu erlangen, ven er nach dem Maße feiner 
erreichen fähig fei. 

In diefem Sinne wird des allgemeinen Wohles wegen i 
des Gefeges jedem Einwohner des Staates erlaubt, Grundft 
der Arten zu befigen, bie bisher Edelleuten, Bürgern ober 
gejeglih vorbehalten waren. Jedermann darf ohne Rüdficht a 
Stand jedes bürgerliche Gewerbe treiben. Gejeglihe Vorkar 
Näherrechte werben nur für Rehnsobereigenthümer, Erbzinsherr 


*) 5. Greiff, Die Preußiſchen Gefege über Landeskultur und | 
ſchaftliche Polizei. Breslau 1866. ©. 21. 
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ter und bei Miteigenthum und vermiſchten Grundſtücken aufrecht 
n. Die Parzellirung und bie Vererbpachtung der Privatgüter 
rlaubt, ebenfo die Einziehung und Zufammenjchlagung der Bauer« 
fofern gewiffe Bedingungen erfüllt find. Ferner wird bie Ver» 
ng von Lehn- und Fideikommißgütern wegen der Kriegsſchäden, 
fhebung der Lehne, Familienftiftungen und Fideikommiſſe durch 
enfchlüffe geftattet, und endlich die Auflöfung ver Gutsunterthänig- 
x exbliche Beſitzer fofort, für alle nicht erblichen mit dem 
ritage 1810, alfo nad Ablauf von 3 Jahren nah Erlaß des 
, ausgefprochen. 

em erſten Ueberblide nach ſcheint es faum möglich, in dieſen 
mungen weſentliche Punkte zu finden, welche Anwendung auf 
erlangen könnten. 

8 unterliegt feinem Zweifel, daß in Irland keinerlei geſetzliches 
niß befteht, irgend ein Grundſtück zu kaufen oder zu befigen, zu 
iven oder mit anderen zufammenzuziehen, daß ebenfo eing perſön⸗ 
utsunterthänigteit in feiner Beziehung und für Niemand befteht, 
aß Jedem unter gleichen Bebingungen geftattet ift, Gewerbe zu 
en. 

ine Beftimmung, daß jede feinem Obereigenthümer unterworfene 
erbindung, jede Familien- und jebe Fibeifommißftiftung durch 
samilienjchluß beliebig abgeändert oder gänzlich aufgehoben werben 
bermöchte vielleicht eine Umgeftaltung der Iriſchen Grundeigenthums⸗ 
niffe zu erleichtern. Es ift indeß notorifch, daß eigentliche Familien⸗ 
nmiffe in Irland ebenfo wie in England fehr jelten find. Daran 
ſchwerlich zu denken, daß ein Geſetz die deeds of settlement und 
ttlement durch Teftament, obwohl fie in Wahrheit nur eine 
enftiftung vertreten, in biefem Sinne der Auflösbarkeit durch 
enſchluß unterwerfen werbe. 

ingreifenber Zönnte möglicherweife die Anoronung über die Ver- 
tung wirfen, wonach ($ 5) jeder Grundeigenthümer, auch ber 
und der Fideilommißbefiger ohne alle Einſchränkung, jedoch mit 
ſſen der Landespolizeibehörbe befugt fein ſoll, nicht blos einzelne 
nböfe, Krüge, Mühlen und anderen Pertinenzien, fondern auch 
orwerfsland, ganz oder zum Theil und in beliebigen Theilen zu 
ten (ſoll heißen, zu vererbpachten), ohne daß dem Lehnsober- 
ümer, ven Fideikommiß- und Lehnsfolgern und den ingroffirten 
gern aus irgend einem Grunde ein Widerſpruch geftattet wird, 
nur das Erbſtands- oder Einfaufsgeld zur Tilgung des zuerft 
irten Kapitals, oder, bei Lehen und Fideilommiſſen in etwaiger 
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Ermangelung ingroffirter Schulden, in das Lehn- oder Fideikom— 
wendet und in Rüdjicht auf die micht abgelöften Realrechte de 
thefengläubiger von der landſchaftlichen Kreditdireltion ober bon ber 
polizeibehörbe atteftirt wird, daß die Erbverpadtung ihnen ur 
fei. Gladſtone's Bill ſchlägt Aehnliches für wirkliche Veräußerung 

Unter Erbpacht verfteht das Ebift die erblihe Abtreti 
Grundſtückes zur Nugung gegen einen unabänberlichen Zins, \ 
bei unverſchuldeten großen Unfällen ganz over theilweiß zu erlc 
Der Erbpäcter kann das Grundftüd an Jeden, der nicht ale 
zu erfennen, verfaufen. Ein Rückfall findet nur bei Herren 
ftatt, bei zweijährigen Zinsrüdftänden aber kann der Erbverpäd 
gerichtlichen Verkauf veranlafien *). 

Es ift anzunehmen, daß die Jriſchen Forderungen ber fi 
tenure und bes free sale ſchärfer und dauernd feftgeftelft, dem 
treiß der Erbpacht entiprechen. Die Forderung des britten F, d 
rent, erinnert zwar am gefchichtlihe DVerhältniffe, auf die noch z 
kommen ift, würde aber praltiſch nichts anderes beveuten, als bie 
Veftftellung des zu zaßlenden Zinfes, die Gladſtone gerichtlich « 

Soliten diefe Forderungen erfüllt werben, jo würbe eine g 
Beltimmung offenbar nicht ohne Bebeutung fein, welche jeden € 
nicht blos des Lehns⸗, Fiveifommiß- oder Familienſtiftungs-Bere 
ſondern auch der Hhpothefengläubiger gegen Wererbpachtungen E 
fofern die dafür beftimmte Staatsbehörde dieſe Vererbpachtu 
deren Intereffen unſchädlich erklärt. 

Es ift indeß Mar, daß beide vorgedachten Anorbnung 
Hardenbergiſchen Ediktes für die Regelung der Irifchen Agrarvert 
erft dann in Betracht kommen können, wenn überhaupt die 
eigenthümer die Abficht Haben oder gezwungen fein follten, ihren 9 
Eigenthum oder doch erbliche und dauernde zur Ablösbarkeit über 
Rechte am Grund und Boden einzuräumen. Dieſe Bereitn 
vorausgefegt, bilven gegenwärtig die beftehenden Entailrechte fü 
großen Theil der Iriſchen Grundbefiger allerdings ein Hindernis, : 
pachtungen vorzunehmen, denn die Erbpacht iſt bindender, als j 
Leaſe und nur nominell feine Veräußerung. Deßwegen müßte eiı 
Hinderniß befeitigende gefegliche Anordnung immerhin erwünfcht erj 

Im der Hauptfache aber ift leider ficher, daß für bie Löfı 
Iriſchen Agrarproblems auf eine Bereitwilligkeit der Grundeigen 
nur ausnahmeweife zu rechnen ift. 


*) Allg. Landrecht für die Preuß. Staaten Th. I Tit. 21. $ 197. 
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denn man alſo durch geſetzliche Anordnungen die Ueberlaſſung 
cundeigenthum oder wenigſtens demſelben nahekommendem erblichen 
an die Pächter erreichen wollte, müßte es darauf ankommen, einen 
grund oder eine Staatsraiſon aufzuſtellen, welche die nöthigenfalls 
weiſe Durchführung einer ſolchen Ueberweiſung ermöglicht. 
vorliegende Frage der Anwendbarkeit der Stein⸗Hardenbergiſchen 
ebung intereſſirt deßhalb vor Allem, ob dieſelbe dazu einen An- 
inkt bietet. 
in ſolcher, den Jriſchen Rechtsverhältniſſen entſprechender Anhalt 
ch allerdings anerkennen, aber er iſt ſehr verſteckt und aus 
ındesfulturebift ſelbſt nicht direlt zu entnehmen. 
ie Aufhebung ber Unterthänigkeit erfolgte in dem Sinne, daß alle 
eigeworbenen vermöge des Beſitzes feines Grunbftüd® oder ver- 
ejonderen Vertrages obliegende Verbinblichteiten beftehen blieben. 
ei allen erblich, erbpachts- ober erbzinsweiſe beſeſſenen bäuerlichen 
hatte das keinerlei Anftand. Mit Ausnahme der perfönlihen 
jeit blieben alle Verhältniffe diefelben, und zu größerer Sicher- 
timmte $ 7 ausbrüdlih: Werben die Bauerhöfe erblich, erb⸗ 
oder erbzinsweife befeffen, jo muß, bevor non deren Einziehung 
ner Veränderung in Abficht der dazu gehörigen Grunbftüde die 
in kann, zuerft das Recht des bisherigen Beſitzers, fei es durch 
erung defjelben an die Gutsherrſchaft oder auf einem anderen 
en Wege, erloichen jein. 
egrünbete Bedenken mußte dagegen die für bie nichterblichen 
entftehende Lage erweden. Die Anordnung, daß folche nicht 
Bauernftellen nicht zum herrſchaftlichen Gute eingezogen werden 
war niemal® mit befonderer Strenge gehandhabt worden. Im 
inen entiprach bie Erhaltung diejer Befiger dem Intereſſe der 
ren, welche in Preußen, wie in ganz Deutſchland, glücklicher⸗ 
it der älteften Zeit die bejondere Neigung und Befähigung zu 
Wirthſchaftsführung und die Luft am Leben auf ihren Gütern 
id auf Kindesfinder übertragen Haben. Sie verfügten gerade 
nicht erblichen Beſitzern über einen feften Arbeiterftamm, ver 
ügſam zu Gebote ftand. Wenn aber in Ausficht kam, daß deſſen 
änigfeit aufhören follte, daß dieſe Leute nicht blos perſönlich 
jnbern auch möglicherweife durch eine Ablöfung ihrer Laften 
ümer ihrer Stellen werben konnten, fo Tag nahe, daß bie beun- 
Gutsherren vorziehen würben, innerhalb der gejtellten brei- 
ı Brift alle denkbaren Schwierigkeiten und Einbußen buch jo 
3 möglich durchgeführte Befigentjegung diejer Klaffe der Unter- 
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thanen abzujchneiden, auch wenn dies nur im Wege eines Bo 
geihähe. 

Deßhalb verorbnete der 8 6: „Wenn ein Gutsbefiger ı 
auf einem Gute vorhandenen einzelnen Bauernhöfe oder Tänd 
figungen , welche nicht erblich, erbpachts- oder erbzinsweife a 
find, nicht wieber herftellen over erhalten zu können, fo ift er ve 
ſich deßhalb bei der Kammer" (b. 5. bei der Regierung) „der 
zu melden, mit deren Zujtimmung bie Zufammenziehung ſowohl 
Höfe in Eine bäuerliche Befigung, als mit Vorwerkögrundftücen 
werben foll, fobald auf dem Gute feine Erbunterthänigfeit mı 
findet. Die einzelnen Kammern werden hierüber mit befond 
ftruftion verjehen werben." 

Das Gewicht diejer Anordnung lag nicht darauf, daß i 
Falle die Einziehung vor der dreijährigen Friſt möglich war, 
daß fie zweifelfrei die Pflicht zur Erhaltung aller bisher bei 
nichterblichen bäuerlichen Befigungen anerkannte. 

Daß die bisher mit dem Beſitz ſowohl der erblichen wie 
erblichen Stellen verknüpften Laften und Dienfte auch nach 4 
er perjönfichen Unterthänigfeit unverändert fortbeftehen ſollter 
das Edit im $ 12 ausdrücklich aus; eine Erlaubniß zur 
aber gab es ebenjowenig, wie eine Ausficht auf Eigenthumer 
der nichterblichen Stellen. 

Auf welche Weife die Ablöfung mittelbar durch das € 
14. September 1811 *) und die Ablöfungsorbnung vom 7. Juni 
und nad einer Reihe mehr Iofaler und fpezieller Gefege *** 
auf Grund des Neallaftenablöfungsgefeged vom 2. März 18 
gemein vorgejchrieben und unter Vermittelung von Rentenb 
durchgeführt wurde, fommt hier nicht in Betracht. 

Für die vorliegende Unterfuhung interejjirt nur die I 
der Eigenthumsregulirung der nichterblichen Stellen. 

In diefer Beziehung erging zunächft aus der Feder Tha 
Vertrauensmannes der Regierung wie des gefammten landwi 
lichen Publitums jener Zeit, das Regulirungsedift vom 14. € 
1811. Es ftrebte nach einem möglichſt einfachen, raſch zu erl 
und für beide Theile billigen Prinzip der Erlevigung jo 
*) Br. Gefeß-Samml. 1811. ©. 281. 

**) Br, Gefeg-Samml. 1821. ©. 77. 
) 5. Greiff, a. a. D. ©. 105. 
+) Br. Gefeg-Samml. 1850. &. 77. 
+1) Geſetz vom 2. März 1850. Ebd. ©. 112. 
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humsregulirung wie der Reallaſtenaufhebung, und ordnete deßhalb 
eingehender Darlegung der Gründe dieſer Schätzung als Regel 
ß bei erblichen Beſitzern die Gutsherren für das Eigenthum der 
mb für deren Dienſte- und gewöhnliche Abgaben abgefunden fein 
‚ wenn ihnen die Untertanen den dritten Theil ihrer ſämmt⸗ 
Ländereien abtreten und dabei auf alle außerorbentlichen Unter» 
en, Hofwehr, Bauhülfen und auf die Steuervertretung Verzicht 
Bezüglich der nichterblichen Befigungen aber ſollte ver Guts- 
n Mangel gütlicher anderer Einigung berechtigt jein, eine Hälfte 
figungen an Aedern, Wörthen, Wiefen, Holzung und Hutung 
em Gute ober zu fonftiger Verfügung einzuziehen. Dieß betraf 
f umbeftimmte Zeit ober auf gewiſſe Sabre oder auch auf Lebens⸗ 
gen Abgaben, Pächte oder Dienfte überlaffenen Befigungen, bei 
ine Wieberbejegung der Stelle mit Berfonen des Bauernftandes 
den mußte. Für die Herftellung zweckentſprechender Lanbpläne 
m abgetretenen Grunbftücden war Umlegumg der Ländereien 
liegender Eigenthümer geftattet. 
tes Edilt hat feine ausgedehnte Anwendung gefunden. Theils 
en in den zwanziger Jahren fo niedrige Getreibepreife, daß die 
ren die Zinfungen und Dienfte einer Vermehrung ihres Land⸗ 
‚ welche neues Betriebskapital ohne Ausficht auf Erfag nöthig 
t hätte, vorzogen. Theild murbe die Regulirung überhaupt 
ber den Beſitzern Heiner Stellen als ungeeignet angefochten, da 
en weſentlichſten Theil der Arbeitöfräfte der großen Gutswirth- 
ı ausmachten. 
terer Gefichtspunkt fand folhe Anerkennung, daß eine Defla- 
vom 29. Mai 1816*) die Regulirungsfähigfeit lediglich auf 
tte (d. h. in den Grundſteuerkataſtern veranfchlagte) Ader- 
gen beſchränkte, welche in den für gewiſſe Landestheile ver- 
en Normaljahren 1749, 1752, 1763 und 1774 mit bäuerlichen 
m bejegt gewejen waren. Einige folgende Erlaſſe fchloffen die 
laſſitiſchen Wirthſchaften überhaupt aus. 
Jen berechtigten nichterblichen Stellen wurde dagegen der Eigen 
ibergang dadurch gefichert und das ziemlich langſame Fortſchreiten 
gulirungen für die Befiger weniger gefährlich geftaltet, daß die 
ung der Regulirungsfähigfeit in einer Verordnung vom 9. Juni 
für Diejenigen ausgefprochen wurde, welche am 14. September 
Befiger geivejen waren. 





) Br. Gefeg-Samml. 1916. ©. 154. 
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Durchgreifend wurde auch im dieſer Frage erft das ober 
Geſetz vom 2. März 1850, betreffend die Ablöſung der Reall 
die Regulirung ber gutöherrlihen und bäuerlichen Verhältni 
Geſetz ſprach $ 73 ff. aus, daß alfe vor 1811 bez. 1819 6 
nichterblichen Stellen der Eigenthumsregulirung unterliege 
entweder zu laffitifchen Rechten *) zur Kultur oder Nugung ( 
oder mit Abgaben oder Dienften an bie Gutöherrfchaft bei 
beiberlei Stellen jedoch nur infofern, als fie entweder zu einen 
ober bergeftalt zu einem zeitweilen Nugungsrecht verliehen 
im Fall der Befigerledigung nach Geſetz oder Herkommen ih: 
bejegung mit einem Wirthe erfolgt. Im einigen Landesthei 
auh die auf befiimmte Jahre oder Geſchlechtsfolgen v 
emphyteutiſchen Güter und fogar die Zeitpachtgüter vegulir 
wenn deren Beſitzer im fteuer= oder fonftigen amtlichen Ber 
Urbarien, Präftationstabellen, in Verleifungsbriefen ober $ 
als Leute bäuerlichen Standes oder bie Befigungen felbft « 
die von Leuten bäuerlichen Standes bejeffen werben, mit übl 
nennungen bezeichnet find. 

Bis auf Gegenbeweis wird danach als rechtmäßiger regulivun 
Befiger betrachtet, wer das Grundftüd bei Verkündigung bei 
vom 9. Oktober 1848, das alle Prozeſſe fiftirte, beſaß. 

Der Werth der Stelle und der Leiftungen und Gegen 
wird geichägt und berechnet. Das Plus der Leiftungen ift di 
bern als jährliche Rente zu zahlen ober abzulöfen. Der 
befiger aber kann fordern, daß dieſe Rente nicht mehr al 
gefammten geichägten Reinertrags ber Stelle betrage. Das ( 
geht mit der rezeßmäßigen Feſtſtellung ver Rente auf ben 
befiger über. . 

Es läßt fih mit Beſtimmtheit erflären, daß diefe Eig 
regulirung ber nichterblichen Stellen, welche bei Ausführung | 
Taftenablöfungen überall ftattfand, berjenige Gedankenkreis 
Stein-Harbenbergifhen Gefeßgebung ift, welcher, wenn biefe 
Jriſchen Zeitpächter überhaupt verwendbar feheint, zum Ziv 
Eigenthum zu befchaffen, in Anwendung fommen müßte. 

Erfichtlich bildet der Umftand, daß die Frifchen Pächter grö 
Zeitpächter auf Halbjährliche Kündigung find, keinen Hinderu 

*) Der Laffıt fann im der Regel über das Grundftüd ohne a 
Einwilligung des Gru ndherrn weder unter Lebenden noch von Todes 
fügen und muß fih mit ben gewöhnlichen Nugungen, wie biefelben e 
pächter zufommen würden, begnügen. Allg. Landrecht TH. J. Tit 21. 88 
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Konſequenz der Stein-Hardenbergiichen Gejegebung ergangenen 
n ber Eigenthumsregulivung unmittelbar auf dieje Pächter anzu- 
I. 
vohl aber ſtellt das Preußifche Neallaftenablöfungsgefeg für die 
humsregulirung von Zeitpächtern gewiſſe andere Bedingungen. 
richt ausbrüdlih aus: „Regulirungsfähig find hiernach nicht die 
Begründung oder Fortfegung eines gutöherrlichen und bäuerlichen 
tmifjes durch Vertrag in Zeitpacht gegebenen Stellen und Grund» 
jowie die ben Haus, Forſt⸗, Hütten- und Wirthichaftsbeamten, 
boten oder Tagelöhnern, Hütten- und Bergwerksarbeitern mit 
ht auf biejes Berhältnig zur Benugung überlafienen Stellen und 
ſtücke, gleichgültig, ob biefelben Adernahrungen waren ober nicht.” 
8 genügt alfo im Sinne ber Stein-Harbenbergifchen Grundſätze 
e Berechtigung eines Zeitpächter8 zur Eigenthumsregulivung bie 
mliche Wieberbejegung der Pachtung mit einem Wirthe nicht. 
 Herlommen würde als äußere Thatjahe nur bei einem ver- 
enden Theile der gegenwärtig in Irland beſtehenden Pachtungen 
en werben Können, denn, mit Ausnahme der geringfügigen bei 
schlöffern der Landlords und bei den Wohnungen der Beamten 
en in eigener Wirthſchaft ftehenden Flächen, ift jeit Sahrhunderten 
ickerbare Land der Infel verpachtet. Eine Entlajfung der Pächter 
Annahme anderer wäre niemal® ausführbar gewejen, und daß 
bisherige Pachtungen getheilt ober mehrere zu einer vereinigt 
1, begründet im Sinne der Preußiſchen Gefege in dem Herkommen 
Unterſchied. Indeß fordern dieje Gejege für die Anerkennung 
gulirungsfähigfeit, daß die herkömmliche Wiederbejegung mit Be— 
ing oder Fortfegung eines gutsherrlichen und bäuerlichen Ver— 
jes erfolgt fei. 

die Auffafjung diefes Verhältniffes und der Nachweis eines ſolchen 
Ulerdings nach den vom Geſetze felbft gegebenen Beijpielen ſehr 
ftreng. Es kommt für herfömmlich wiederbefegte Stellen weder 
mfang noch Beſchaffenheit und ebenfowenig darauf an, wen das 
hum zuſteht, und ob fie auf bäuerlichen oder anderen Grund- 
gegründet find. Es genügt fogar, wie oben angegeben, daß bie 
T in amtlichen ober wirthichaftlichen Dokumenten als Leute 
ihen Standes, oder die Befigungen als von Leuten bäuerlichen 
ꝛes beſeſſene bezeichnet werben. Aber gleichwohl läßt fich nicht 
nen, das Gejeg fordert, daß die herkömmliche Wieverbefegung 
einem gewiſſen Bewußtſein beſtehender gutsherrlich- bäuerlicher 
hungen beruhe. 

rbuqh V. 2-8, Hrög. v. Schmoller. 18 
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Diefe Vorausfegung war für die gefehilverten Preußifch 
hältniſſe eine ebenjo natürliche als faft allgemein zutreffenbe. 
aber für die Srifchen Pachtungen gelten Tann, ift gewiß zweifelß« 
deß läßt ſich eine bejahende Auffafjung bei näherer Erwäg 
hiſtoriſchen Entwidelung des Srifchen Agrarweſens doch nic 
Weiteres von der Hand weifen. 

Die Klarftellung der dafür zur Geltung fommenden Umftä 
an ben gemeinjchaftlichen Befig und die Art der Landzuweiſ 
Inüpfen, welche zu den Grundgedanken der alten Clanverfaffung : 

Die Infel befigt zur Zeit 32 Counties zu durchſchnittlich 4 
DMeilen Fläche, und diefe Counties theilen ſich wieder 
Baronies, zu durchſchnittlich 6 geogr. Meilen. Die größten 2 
aber find den Neinften Counties an Größe gleich. Die meiften 
biefer Bezirke gehen biß in das höchſte Altertfum zurüd, und b 
bie Clane, in welche das Land zerfiel, und zwifchen welchen ein 
ordnung unter leitende Clane beftand. Wie befannt, betracht 
in jedem Clan alle feine Mitgliever als von demſelben Ahnh 
ftammend, trugen benfelben Namen, und fahen das Gebiet a 
gemeinfchaftlichen Familienbefig an. Der Clanhäuptling Tonı 
Rechte an Land und Würde ebenfowenig vererben, wie die V 
ihr Land. Es wurde ihm durch die Wahl der Stammesgen 
Vertreter und Nachfolger (Tanaift) gegeben und während ver 
ling die allgemeinen Angelegenheiten des Clans zu leiten hat 
es eine beſondere Obliegenheit de8 Tanaift, nach feinem ( 
jedem Tamilienvater im Clan das nöthige Land für deffen 1 
zuzuweiſen und bie frei werbenben Grundſtücke wieder angen 
vergeben. Bon biefer Canbvertheilung durch den Tanaiſt w 
Iriſche Agrarverfaſſung bis in fehr fpäte Zeit das ZTanif 
genannt. Es verband ſich damit die Eigenthümlichfeit, daß da: 
liche Vermögen unter Ausichließung der Töchter den Söhnen zu 
Theilen zufiel und daß dabei uneheliche Söhne gleich den eheliche 
Daß der Tanaift dieſe Landzuweiſung innerhalb eines Bezt 
etwa 6 Meilen bei Vermeidung unnöthigen Wechſels fehr w 
Mittelöperfonen vornehmen konnte, ift nicht zu bezweifeln. Auc 
heute nach der Befchaffenheit der Inſel mindeſtens ber vier 
ödes Gebirge oder Sumpf, es konnte alfo bei wachjender Bei 
nicht leicht an Land zur Kultur mangeln. Für die Landnutzu 
dem Clanmitgliede, abgejehen vom Kriegsdienſt und der Unte 
der Krieger, verjchiedene Abgaben und Leiftungen für die Clanveı 
und für bie perfönlichen Bebürfniffe der Clanhäuptlinge ob. 


Die Iriſche Sandfeage u. d. Stein · Hardenbergiſche Gefeßgebung. 275 


Diefe urfprünglich mehr patriardhalifche als politifche oder obrig- 
he Gewalt des Clanhauptes wandelte ſich aber mindeſtens feit der 
Engliſchen Befignahme unter Heinrich II. in eine gutsherrliche 
Die Häuptlinge unterwarfen ſich dem Engliſchen Könige wenigſtens 
rel und wurden tributpflichtig. Was fie urſprünglich an Landes⸗ 
heit befaßen, ging im Laufe der Zeit völlig an die Krone verloren. 
gen verftand es fi im Sinne des Englifchen Lehnsſyſtems von 
daß fie als Gutsherren (Seniores) betrachtet wurden. Das guts- 
che Obereigentfum des Grund und Bodens war den Normannifchen 
m gegenüber das allein verftändfiche Motiv, ihnen bie Herrſchaft 
den Elan zu erhalten. Das Land würde ohne die Herrſchaft eines 
orenen Adels als offen betrachtet und an Fremde vergeben worben 
Noch ein Gefeg von 1570 ſprach es ihnen ausbrüdlich zu. 

Die Elanmitgliever wurden aljo Hörige, foweit nicht aus ven 
eheneren ein nieberer Adel mit freiem Grunbbefig hervorging. 
bie Maſſe des Volkes waren dadurch mwefentliche Veränderungen 
bedingt. Die Häuptlingsfamilien hatten in den Treuverpflichtungen 
Slanmwejens ihre hauptſächlichſte Stüge. Sie wurden zwar feit 
ämpfen Heinrich's IL nur zu Häufig dezimirt. Aber trog aller 
en Wirren ber folgenden Jahrhunderte wurde ben alten Ge: 
tern doch immer wieder der oftmals verlorene und verwirkte Land⸗ 
theils aus Politit theils der Sitte gemäß zurücgegeben, und wo 
inder an ihre Stelle traten, ſchuf fie die Gemeinſamkeit der 
effen nach furzer Zeit in Parteigenofjen des Irifchen Adels um. 
falls beftand das Taniſtryſhſtem in Irland bis 1605, in Schotte 
fogar bi 1746 fort, und für Schottland ftand auch noch in dieſer 
ı Zeit feſt, daß jeder Hörige für feine eigene Perfon und fein 
liches Eigenthum frei war, daß er eine Steinhütte und ein mit 
Steinwall umgebenes Stüd Land bejaß und dafür einige Dienfte 
zewiſſe Abgaben an Zellen, Federn, gebörrten Fiſchen, Schafen zc. 
e, daß er aber dafür jeine Wohnung im Clan auffchlagen Tonnte, 
8 ihm anftand, und Fiſcherei-, Jagd⸗, Weide- oder Forſtnutzung 
überall, die eingefrieveten Grunbftüde ausgenommen, erlaubt war. 
In Irland hoben 1605 unter dem Einfluffe Jakob's I. oberrichter- 
Entſcheidungen das Taniftryigitem als ungültig auf und erklärten 
Srundfag, daß das von dem Einzelnen beſeſſene Land fortan jein 
3 vererbliches Eigenthum fei. Zugleich wurde das fälſchlich Gavel- 
genannte gleiche Erbrecht der unehelichen Söhne bejeitigt. Diefer 
heidung über den Grundbeſitz entfprachen auch die acts of settle- 
t für die Unternehmer, welchen Jacob I. Ländereien zur Austhuung 

19* 


276 & Meigen. 


an Anfiebler überließ. Sie forberten, daß dieſe Anweifung 
mefjener Weife und zu Eigenthum geſchehe. 

Ob heut feine Jriſche Landfrage beftände, wenn bieje @ 
damals zur Wahrheit geworden wären, läßt ſich freilich 6 
Jedenfalls aber verkehrten fie fich in ihr Gegentheil. 

Die Grundherren acceptirten die Aufhebung bes Taniftr 
Aber c8 lag nahe, daß ein Richterſpruch Niemandem Eigenthı 
Tonnte, der es nicht befaß. Die Elanverfaffung fannte urſprün, 
ein Gejammteigenthum des Clans, aus dem dem Einzelnen eir 
ftflet gegen die üblichen Gegenleiftungen zur Nutzung zuzuwei 
Die Gutsherrlicfeit nahm das Geſammteigenthum an fi, ı 
nur die Weberweifung zur Nugung als eine Laft des übern: 
Grundeigentfums fort. Wurde das Taniſtryſyſtem als ı 
erklärt, ſo mußte das Land an den Eigenthümer zurüdfalfen, ı 
Nugnießer verftarb, da feinen Söhnen nur ein Recht auf da 
lie Vermögen, nicht auf das Grundftüc zuftend, ihr Anfp 
Land vielmehr nur auf dem Taniſtryſyſtem beruhte. 

Auch den Anfiedlern, welche namentlich für Ulfter gro 
aus dem ‚puritanijchen Schottland herbeigerufen waren, wur! 
ber acts of settlement Eigenthumsrechte nicht gewährt. Die Unte 
vermieden, ihnen jolhe Zufiherungen zu geben, und Richter 
trotz der Verträge auf Eigentpums« ftatt Nutzungsrechte eı 
waren gefährbet und fanden fich nicht. 

Auf diefem Wege wurbe neben dem geringfügigen Grund! 
wenigen faft ausfchließlih an der Küfte belegenen Stäbte kein 
Grundeigentfum möglich, als das gutöherrlihe, d. h. das 
Händen des Adels, der Kirche und der Unternehmer befindliche 

Es ift wahrſcheinlich, daß, wenn Jakob J. die darin b 
Gefahren bemerkt, er fie rechtzeitig durch beftimmte Geſetze 
hätte. Wenigftens Hat jchwerlich einer feiner Nachfolger m 
gutem Willen nach allgemeinen Grundſätzen in die Irifchen Ver 
eingreifen wollen. Jakob I. beabfichtigte ausdrüclich, die gewa 
Macht der Irifchen Häuptlinge zu brechen und jedem Einzel: 
dem Volle die Freiheit des Engländers zu geben. Damit £ 
das allgemeine Wohl des Landes zu Heben, und gerade befhall 
er die Maßregeln rüdfichtslofer Strenge, die leider ſämmtlich 
dem beabjichtigten Ziele geführt haben, 

Es lag für einen Englifchen König jedoch offenbar am 
ebenjo wie die Freiheit der Perfon, auch die Frage des Grut 
thums nad dem Englijhen Mufter zu beurtheilen, eine Er 
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ähnlich auf alle nachfolgenden Engliſchen Herrfher und Stants- " 
r anwenden läßt. 

n England aber waren ſchon zu Jakob's I. Zeiten auf dem 
nur noch geringe Bruchtheile des alten bäuerlichen Grundbeſitzes 
ben. Die Maſſe der Hörigen aus Angelſächſiſcher Zeit, melde 
en Schuß bei der Krone gefunden hatten, und ein großer Theil 
nöpflichtigen Bauern waren frei, aber zu bloßen Pachtern ihrer 
ſtücke geworden. 

llerdings waren bei der ſteigenden Wollenmanufaktur im 15. und 16. 
mpert die Heinen bäuerlichen Bachtungen in fo großer Zahl eingezogen 
, daß die brodloſen "Familien als Bettlerſchaaren das Land 
gen, und fich Heinrich VIII., da alle Gejege gegen das clearing 
ates und gegen das Abbrechen der Pächterhäufer wirkungslos 
‚ zur Einführung der poor laws entichließen mußte. 

seit Eliſabeth aber Hatte die aufblühenbe Induſtrie die Arbeits 
in immer ſteigendem Maße an fich gezogen, und ver Englifchen 
rthſchaft große Wortheile gebracht. Die Pächter Haben von 
Zeit an in ber Regel ziemlich auslömmlich beftanden. Der Eng- 
andlord, der mit ihnen in unmittelbarer Berührung blieb, ver- 
18 heut, fie ohne Drud und fogar in einem gewiſſen Wohlftande 
ilten; und fo ift die rechtlich im höchſten Grade unfichere Lage 
großen Theils der Landbevölkerung und das umbeftreitbare 
chältniß in der Vertheilung des Grundeigenthums in England 
7 Zeit wenig fühlbar. 

1 Irland wurben feit Jakob I. in der That feine anderen Nechts« 
niſſe beabfichtigt, al8 diejelben, welche in England im Allgemeinen 
Srüchte gezeigt Haben, wmenigftens ohne Beſchwerde ertragen 
find. Aber nationale und konfeſſionelle Gegenjäge, Abfentismus 
erfehröfofigkeit brachten Ausbeutung ftatt Kultur. 

jabei beftand in Irland die Gutshörigfeit eben fo fort wie in Eng⸗ 
Zwar ift fie durch Die Verbreitung der Pachtungen allmälig anti⸗ 
Im England erachteten mehr umd mehr auch die in eigenthüm⸗ 
Befig gebliebenen Bauern bie Uebernahme von Pachtungen 
lhafter. Sie erlangten durch Veräußerung ihrer Güter ein 
heblich einträglichere Pachtungen genügendes Betriebölapital. 
pohl erhielten ſich aber veutliche Reſte der alten Gutsherrlichkeit 
f die neuefte Zeit. Selbft an das unvollkommene Befigrecht der 
lders blieb eine Erinmerung durch ihre Stellung unter das guts⸗ 
;e Batrimonialgericht, jo weit es ſich nicht um die dem Grafichafts- 
unterftehenden Befigveränderungen handelt. Die Copyholders 
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aber ftehen auch bezüglich des Grunbbefiges unter dem Patri 
gericht, unterliegen bem Jagd- und Bergwerksrecht des Rit 
mäfjen in ber Regel bei jeder Befigveränderung durch Kauf, 
ober andere Rechtsalte der Grunbherricaft ein Laudemium e 
und ihr Gut fällt derſelben gänzlich Heim, im Falle eine Ver 
durch gewiſſe Verbrechen ftattgefunden, ober kein erbfähiger Na 
der befigenden Familie mehr vorhanden ift. Leaſeholders enblic 
nur ein mit mehr oder weniger Sicherheiten ausgeſtattetes B 
von längerer Dauer, welches wenigftens in gewifjen Gegenden 
es mit ber Befugniß zu vererben und zu veräußern verbunden 
ältere gut&herrlich-bäuerliche Befigverhältnifje zurüdigeführt wirt 
Exben fteht die Nachfolge entweder gegen eine beftimmte ober ge 
vom Abkommen abhängige Auffahrtsfumme zu. Seit 1841 iſt d 
begründeten Copyhold Enclosure and Title-Commission *) 
löſung diefer ruftifafen Menten, Gefälle und Sterbefälle übertre 
Für Irland Hat eine Aufhebung der Gutshörigleit eber 
ftattgefunden. Zu ben Lehen der großen Grunbbefiger, fo oft 
Herrn wechfelten, Tonfiszirt und wieber verſchenlt wurden, gehört 
alle Bevölferung, die innerhalb ihrer Orenzen lebte, und bi 
hältniß, in welchem dieſelbe zu dem Grundherrn ftand, muß im 
als ein folches beurtheilt werben, welches bie Stein-Harbenb 
Geſetze ein gutsherrlich-bäuerliches nennen. Allerdings war e 
ſönliche Unfreiheit des Hörigen im Wefen ber alten Clanve 
nicht begründet. Aber für den Beſtand eines gutsherrlic-bäi 
Verhältniffes genügen die Beziehungen des Grundbeſitzes. So 
Befig eines Grundftüdes den Beſitzer der Patrimonialgerichtsbar 
Batrimonialpolizei des Gutsherrn, der Verpflichtung einer gewiſſe 
oder Achtung, der Pflicht zu Leiftungen, bie nicht als Kaufpreis 
Nugung des Grundftüdes bebungen find, unterwirft, fowie er d 
Befig des Grundſtückes Rechte gegen den Grunbheren erwirbt, 
auf der Natur des gefchloffenen Nechtögefchäftes, fondern au 
monialen Beziehungen berufen, ift das Verhältniß als ein guts 
bämerliche8 zu beurtheilen, ja im Grunde wird e8 ein ſolches 
fi) nur beide Theile einer gutsherrlichen Ueberordnung und bir 
Unterorbnung, in der fie gegenfeitig ftehen, bewußt find, ı 
Staat die gutsherrlichen Befugniffe des Grundherrn für deſſen 
befig anerfannt hat. Die Annahme, daß das Bemußtjein gute 
bäuerlicher Beziehungen zwifchen den Irifchen Gutsherren und be 


) R. Gneift, Das Engliſche Berfaf.- u. Bermalt.-Reht. Bd. 1. 
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ı auch nach der Aufhebung des Taniſtryſyſtems fortbeitanden habe, 
d aljo dadurch unterftügt, daß bis auf die neuefte Zeit auch in Ir- 
> jedes herrſchaftliche Gut in gewiffen Grenzen Patrimonialgerichts- 
eit, ſowohl civile wie friminale befigt, und der Eigentümer ben 
leſchal ernennt, welcher dem Patrimonialgerichte vorfigt. 

Bei näherer Unterfuhung könnten fich auch noch andere Spuren 
gutsherrlichen Gewalt über die Infafien, fofern fie Grundſtücke bes 
sheren nutzen, ergeben. 

Es ſcheint aber, al wenn überhaupt der Gedanke einer Löſung 
alten ſchon aus der Elanverfafjung ſtammenden Beziehungen zwiſchen 

Landlord und den feinen Boden bebauenden Landleuten niemals 
tänbig oder überhaupt nur tief in das Volt eingebrungen fei. Zu 
e Zeit ift in der Bevölkerung bie Forderung eines dauernden An« 
te8 an den Grund und Boden lebendig geblieben. 

Unter Maria verhängte der Statthalter Lord Suffer ein fait ver- 
tendes Blutbad über die Diftrikte von Leir und O Sally, die er 
ı Queens county und Kings county nannte, weil fie die in ihr 
> gejeßten Anſiedler nicht länger dulden wollten, und behaupteten, 
das ihrem Clan gehörige Land wegen eines Berjehen des Häupt- 
8 den alten Bewohnern nicht entzogen werben könne. 

Auch ſcheint ſich den alten Gefegen entiprechend eine gewiſſe mäßige 
te für die dem Clan angehörigen Familien wenigftens noch im 
gen Jahrhundert als üblich erhalten zu Haben *). 

Wenn aber im laufenden Jahrhundert und namentlich feit der 
gerönoth von 1847 das Pachtrecht maßlos ausgenugt worben ift, 
ind alle Agitationen gegen bie Landlords immer wieber von dem 
anfen des alten unverjäßrbaren Rechtes ausgegangen, und haben 
it im Herzen ver Pächter offenbar nicht blos aus Noth ober Be 
lichleit, ſondern auch aus einem gewifien dunklen Bewußtſein 
riſcher Anſprũche Echo gefunden. 

Frei erzählt ausbrüdlich, daß man noch heut nicht blos das Recht 
dem Pachtvertrage, fondern auch die Farm ſelbſt als erkauft, er- 
zu behandeln pflegt, daß die Pächter die Rente wie einen ihrem 
ftain ſchuldigen Tribut und fich felbft wie bie Eigenthümer bes 
end, ben fie bearbeiten, anfehen; daß fie mit Wifjen des Ver⸗ 
ters das Land vertheilen, e8 als Mitgift am ihre Töchter geben, 

an ihre Söhne vererben, immer unter der felbftverftändlichen Bes 
ung, bie Rente weiter zu bezahlen, und daß fich in vielen ſolchen 





*) H. 8. Maine, Village Communities. London 1871. ©. 186. 
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Teſtamenten, welche genau erfüllt werben, der Ausſpruch findet: 
Lord gehört die Rente umd und gehört das Land." 

Daß in Allevem die Anfchauung eines gutsherrlichen Oben 
thums des Landlords und eines in gutsherrlich-bäuerlichen Bezief 
berußenben Herlommens auf Wieberbejegung der Pachtungen lieg 
unzweifelhaft Vieles für fi. Noch leichter aber läßt ſich ein 
Herfommen im Ulfter-Euftom und für diejenigen Theile der Inf 
welche verfelbe in Geltung fteht, anerkennen. 

Der Ulfter-Euftom fordert, daß der Pachtzins für alle Pacht 
mäßig fei, baß er nicht zu raſch gefteigert werde, und baß ber P 
fo lange er biefe Rente bezahlt, nicht entjegt werde, auch jeine 
d. 5. das Recht aus feinem Vertrage und feine Gebäube fowi 
Werth feiner Meliorationen, an einen Nachfolger verkaufen bürf 
daß die Anfprüche des Verpächters aus der Verfaufsfumme vorn 
glihen werden mũſſen. Darf der Pächter aber verkaufen, fo d 
auch vererben. Das ganze Verhältnig hat überhaupt den Sinr 
fortbeftehenben Anvechte® und nähert fich ſoweit der Erbpacht, bai 
deßhalb über die Negulirungsfähigfeit in Preußen fchwerlich 5 
entftanden wären. Es läßt fich überhaupt der hiftorifhe Charakt 
Ulfter-Euftoms nach feiner befannten Entſtehung und nad d 
der auf Vertrauen und Zufammengehörigfeit bezogenen Anjprüc 
als gutSherrlich-bäuerlich beurtheilen. 

Wie dem aber auch jei. Es kommt bei der großen Verſchie 
der fonftigen Umftände offenbar nicht darauf an, daß fich bat 
banbenfein völlig gleicher Rechtsgrundlagen der Befiganfprü 
Irland und Preußen deduziren laſſe. Selbft eine bloße Rechte 
daß bie Srifchen Pächter zu ihren Landlords in einem gutshe 
bäuerlichen Verhältniſſe ſtänden, müßte bei fonft gleicher S 
ftatthaft erfcheinen. 

Nimmt man deßhalb an, es laſſe fih anerkennen, daß | 
Hrifchen Pachtungen die gutsherrlich-bäuerliche Eigenthumsregulir 
Sinne der Stein-Hardenbergiihen Geſetzgebung zuläffig fei, fo ! 
die Beftimmungen der Ietsteren veutlich den Weg zeigen, wie man 
Hrifhen Landfrage weiter gehen Tönne. 

Der Berlauf bes Verfahrens würde dann folgender fein: 2 
wäre durch ein Geſetz feftzuftellen, wen ver Anſpruch auf Reg 
äufteht. Im Mangel anderer Gründe müßte barüber der Pa 
an einem beftimmten Tage entfcheiven. Letzterer wäre jo fi 
wäßlen, baß etwa in Veranlaffung der Verhandlungen über das 
inzwifchen erfolgte Pachtentfegungen wirkungslos blieben. 
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sodann müßte bie Feſtſtellung der am gedachten Termine für bie 
mg geltenden Pachtrente erfolgen, und das Gutachten eines ölo- 
hen Sachkundigen darüber gehört werben, ob dieſe Rente */,; ded- 
KReinertrages überfteige, welcher bei gewöhnlicher Bewirthichaftung 
| Händen eines bäuerlichen Wirthes erlangt werben Tann, der 
u befchaffen Hat, was zur Herftellung einer ſolchen Wirthſchaft 
hlt. Gegen biejes Gutachten müßte beiden Theilen die Berufung 
je höhere fachverftändige Kommiſſion ober auf einen Schiedsſpruch 
1. 

ndlich wären durch eine Urkunde ber bisherige Pächter fowie feine 
jachfolger als freie Eigentümer des gehörig zu befchreibenden 
füdes, und des legteren Belaftung mit ber feftgefteliten, an ben 
gen Berpächter zahlbaren Rente anzuerkennen. 

zenn aber dieß Verfahren ganz im Sinne der Stein-Harben- 
ven Geſetzgebung zum Abſchluß gebracht werben follte, jo würde 
em Inhalte des Reallaftenablöfungsgefeges nom 2. März 1850 
ch dem Rentenbanfgejege von demſelben Tage, bie Ablösbarteit 
glichen Rente durch unmittelbare Zahlung in Kapital, oder unter 
telung des Staates durch verzinsliche Inhaberpapiere, welche all- 
mortiſirt werben, feftzuftellen fein. Und zwar betrug bie Kapitali⸗ 
nad) den gebuchten Gefegen das 18 fache ver Rente, und die Amor- 
quote neben der Aprogentigen Berzinfung nach Wahl des Ver- 
en entweber 1°, jährlich, jo daß die Amortifation in 417/,, Jahr 
oder %/, 90, wobei fie erft in 56%/,, Jahren abfchließt. 

8 ift feine Frage, daß eine folche Eigenthumsregulirung die weit- 
ten Anjprüche der Irifchen Pächter und der Agitatoren, die fie 
gegenwärtigen Bewegung leiten, zufriebenftellen müßte. Es läßt 
er ebenfoiwenig bezweifeln, daß die Ausführung nicht allein bie 
1 Bedenken hätte, fondern baß fie auch unter gleichen Um— 
von den Stein-Harbenbergifchen Geſetzen gewiß nicht angeorbnet 
| wäre. 

8 handelt fih um das entſcheidende Urtheil darüber, ob bei 
awendung ſolcher analoger Normen der im Intereffe des all- 
en Wohles erfolgende Eingriff in wohlermorbene Rechte und in 
Beziehungen des Bolfs- und Staatslebens nicht für Irland ein 
id) größerer und anderer fein würbe, als er es burch bie Stein» 
Ibergifche Reform für Preußen war. 

a8 nächte Bedenken liegt darin, daß bieje feinem Pächter zu 
de Regulitung ganz Irland, foweit die Landfrage ſich überhaupt 
t, in feinem gefammten aderbaren Lande, mit Ausnahme geringer 
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Flächen bei den Jagd: und anderen Schlöffern ber Landlords 
den Wirthichaften der Beamten berfelben, erfaffen würde. % 
wiegende Theil der Landlords aber gehört einer Ariftofratie a: 
größten Werth auf Grundbeſitz legt, und deren politiihe 2 
und Berechtigung feit der Bildung des Englischen Staates 
Grundbeſitz verknüpft iſt. So Hoch auch die Abfindungsfum 
möchten, welche die Landlords aus der Abtretung ihres Eigen! 
hielten, würden fie dadurch doch nur einen Kapitalreichthum erla 
dem mancher Inbuftrieller Taum gleich käme, und ber jeven 
leichter vergänglich wäre, als der Grundbeſitz. 

Man darf deßhalb von vornherein behaupten, daß der 
das Eigentfum alles Pachtlandes den Grundherren Irlands 
Negulirung aus den Händen zu nehmen, gar nicht biskutabe 
würde e8 auch in Preußen nicht gewejen fein. 

Es gehörte zu den durch die Natur der Verhältniſſe fich 
erfüllenden Bedingungen der Stein-Harbenbergifchen Gefeggel 
der gutöherrliche Grundbeſitz Preußens feinerlei nennenswe 
buße durch bie Eigenthumsregulirungen erlitt. 

Gutsherrliches Vorwerksland und bäuerliches Ruftikalland 
ſchon mit dem Ende der Karolingerzeit in Deutſchland einen 
zu gewinnen, ber ſich bei den Koloniſationen des 12. Jahrhur 
ftimmt entiwidelt zeigt. Wenn bann auch der Beftand bes b 
Beſitzes in der Neformationszeit und im 3Ojährigen Kriege 
Einbuße erlitt, jo war doch feit dem Ausgange des 17. Jah 
die Schwankung eine fehr umbebeutende, und zur Zeit des E 
9. Oktober 1807 zerfiel das flache Land, wie erwähnt, un 
gleichen Tpeilen in Vorwerks- und Ruſtikalland. 

Beide Beſitzarten ftanden feit dem frühen Mittelalter bi 
Zeit der Gemeinheitstheilungen umferes Jahrhunderts zum ı 
wiegenden Theile in ber feiten Hufenverfaffung, die in ihrer 
Verſchiedenheit im höchſten Grabe planmäßigen Ylurorbn 
harakteriftiiche Eigenthümlichteit des Deutfchen Agrarweſens 
ritterfchaftlichen Befig gab es hier und da ganz alte ober ı 
aus Waldrodungen hervorgegangene Güter, welche nicht in $ 
geteilt worden waren, unb einzelne Heine bäuerliche Stelle 
als Abſpliſſe aus ſolchen großen Hofgütern außerhalb des Hı 
fiegen. Im Wefentlichen aber galt für ganz Preußen mit { 
des in Einzelhöfen befievelten Weſtfalen, daß ein Bauer Y,, 
bis 4 Hufen im Befig hatte, die Gärtner zu Y, bis %/, an e 
betheiligt waren und bie Häuser auf Parzellen, auf alten 
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er Hufen, deren Land veräußert worden, over auf dem Dorfanger 
1. Bei Weiten die meiften Nittergüter lagen mit ihren oft 10 bis 20 
n im mehr ober weniger engen Gemenge mit ben bäuerlichen. 
einzelne Hufe aber Hatte ihre gleiche Größe und ähnliche Rage 
jeldern, Wieſen und Wald, und ihre alt abgegrenzte Hofftelle mit 
jiuntem Garten. Niemand machte den Verſuch, an diefer Verfafjung 
bäuerlichen Befiges, ob erblich ober nicht, zu rütteln. Die Hufen 
ten verbunden ober zertheilt werben, die Flurverfaſſung blieb diejelbe. 
Wenn alſo der zu einer gewiſſen Zeit vorhandene und nad Her- 
nen fonjervirte Beſtand an ſolchen bäuerlichen Stellen aus nicht- 
em oder Pachtland in Eigentfum der Bauern umgeſchaffen wurbe, 
ahm dieß überhaupt, wie die Verhältniffe lagen, feinen Theil des 
zutsherrlich gedachten Grundbeſitzes in Anſpruch, und konnte Teinerlei 
luß auf die foziale Bebeutung des betroffenen Großgrunbbefiges üben. 
Eine volfftänbige Umwandlung des Jriſchen Bachtlandes in Eigen- 
ı würbe aber auch noch einem anderen Bebenten begegnen, welches 
fall8 für die Stein-Harvenbergifche Gefeßgebung nicht beftand. 
Diefelbe geichilverte bäuerlihe Verfaſſung hatte es für Preußen 
ſich gebracht, daß allen bäuerlichen Befigungen nichterblicher wie 
her Stellen das freie Eigenthum ohne irgend melde Beſorgniß 
geben werben fonnte. Es war weber zu befürchten, daß fie ihre 
thſchaft verichlechtern ftatt verbefjern, noch daß fie überhaupt nicht 
ebilbet, einfichtig, fleißig und geneigt fein würden, einen nad Um⸗ 
en ziemlich angemefjenen und einträglihen Landbau zu treiben und 
civilifirte Menjchen zu eben. 

Es gab damals und giebt auch jetzt noch im Pofenfchen und in 
iſchleſien allerdings einen Bruchtheil ver ländlichen Bevölkerung, 
er dieſe Bedingungen keineswegs erfüllt, aber berjelbe beiteht in 
Hauptfache aus befiglojen Zuwanderern, welche von Bergwerks⸗ 
en- ober Berftarbeit und Velturanz leben, für den Unterhalt ihrer 
ilien ein Stüd Kartoffelland pachten, und wenn fie im Laufe 
er Jahrzehnte mit Höheren Anfprüchen unter der gebilveten Be 
ung verjchwinden, immer wieder durch neue Ankömmlinge aus 
n, Galizien und Ungarn reichlich erjegt find. Mit ihnen aber 
die Eigenthumsregulirung nichts zu thun. 

Der Landmann, der im damaligen Preußen zu den anſäſſigen 
xthanen des Gutsherrn gehörte, war von Vater auf Sohn ſeit 
hunderten an regelmäßigen Wirthſchaftsgang fowohl durch Flur- 
ig und bie damit verknüpfte fchlagmäßige Felderwirthſchaft, wie 
h die gutshertlichen Dienfte gewöhnt. 
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Er lebte auch in einem, wenn auch oft ärmlichen, aber doch in 
leidlich bewohnbaren Haufe mit einigem Wirthichaftögelaß. Bon jeh 
die gutsherrliche Polizei ernftlich dafür geforgt, daß ſich Niemand 
halb des beftimmten Dorf- oder Hofbereichs, etwa im Felde ober 
Nähe des Waldes, anzufieveln verſuchte. Wenn Forftarbeite 
Steinbrehern erlaubt wurbe, ſich am ber Stelle ihrer Arbeit 
ober Baraden für ihr nächtliches Unterfommen herzuftellen, jo 
mit Strenge auf ſchleunige und völlige Beſeitigung ſolcher % 
die Schlupfwinkel für Diebereien werben konnten, gehalten 
Auch in den Dörfern felbft aber wurden Hütten und Schupf 
mals als Wohnftätten gelitten. Der Beſitz eines wirklichen 
baufes war, ſoweit die Erinnerung zurüd reicht, unerläßlich 
Mitglied der Dorfgemeinde. 

Vorſchriften, wie die Brandenburgiiche Feuerordnung vom | 
nuar 1701 und die Fleden:, Dorf- und Aderorbnung vom 16. D 
1702, forberten aber auch, daß in jevem Haufe, in dem Feuer gehalt 
ein Schornftein gemacht werde, daß Jeder ein Gebäude neu Auff 
die Schwelle 11, Fuß Hoch von der Erbe legen und die Ber 
tüchtig machen, auch die Zäume in Orbnung halten und ben & 
gut beritellen folle. 

Das Allgemeine Landrecht führte die in den Stäbten gelter 
ftimmung ebenfo für das Land ein, daß eine befonbere obrig 
Baugenehmigung nachzufuchen fei, wenn eine neue Weuerftelle 
ober eine alte an einen anderen Ort verlegt werben folle, und 
Bauherren wie Baumeifter, welche dawider handeln, felbft ba 
Strafen, wenn der Bau untabelfaft befunden wurde. Dadu— 
auch der Gefammtplan des Haufes unter ben Einfluß des Ku 
inſpeltors, und der Polizeibehörde war überdieß bie Macht gegel 
Veränderung ober Hinwegnahme einer den Vorſchriften gumibet 
den Bauanlage zu fordern und zu volfftreden. 

Zugleich wirkten feit Anfang des 18. Jahrhunderts die m 
vinziellen Beuerverficherungen auch auf dem Lane durch Die verfd 
Stufen der Prämien fehr weſentlich für Maffiobau und gute fen 
Bedachung 

Es läßt ſich nicht verkennen, daß alle dieſe Umſtände in S 
dem Geſetzgeber eine weit andere Grundlage für ſeine Gedan 
Entſchlüſſe geben mußten, als dieß die gegenwärtig in Irland b 
den Zuftände vermöchten. 

Niemand wird annehmen, daß nicht ein ſehr großer T 
jeigen JIriſchen Pächter volllommen tüchtige und auch fenntnißrei 
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hälteriiche Landwirthe fein. Es gebt dieß ſchon daraus hervor, 
unter den 1879 gezäßlten 525 900 Tänblichen Haushaltungen mit 
ale 1 Ader Sand 161 749 ſolche waren, welde über 30 Ader, 
mindeftens 12 Hektar Land bewirthichafteten. Cine folhe Fläche 
ohne georoneten Betrieb gewiß untentabel. Selbſt die 136 649 
er, welche zwiſchen 15—30 Ader oder 6—12 Heltar bewirth- 
en, lönnen das Land nicht wohl lediglich mit Kartoffeln beftellen. 
rgiebt fich ferner aus dem Cenſus von 1871, daß in Irland 
77 gute Farmhäuſer mit 5 bis 9 Räumen und Fenftern beftanden, 
28 390, die einer noch befferen Kaffe zugerechnet werben konnten. 
Aber es beftätigt anbererjeit8 Doch die überall und unbeftritten 
tenden Schilderungen von ber überaus ärmlichen und verkom⸗ 
1 Lage zahlreicher Pächterfamilien, wenn biefelben ftatiftichen Auf« 
en, bie von dem Fiſchen Konſtablerkorps mit jehr großer Zuver- 
feit erhoben find, für 1878 163 062 Pachtungen von über 5 aber 
über 15 der, 66359 von über 1 aber nicht über 5 Ader 
51221 unter 1 der, zählen. Unter ven Häufern find außer 
ben gebachten guten noch 320018 ſolche, die 2—4 Räume und 
Fenſter befigen, aber auch 110483 folche, die aus nur 1 Raum 
Fenſter beftehen und außerdem 37 750, bie als mud cabins, 

ehmhütten derſelben Beſchaffenheit bezeichnet werben. 
"ben biefe ftatiftifchen Zahlen injofern fein genügendes 
für die Kulturlage und die Entwicdlungsfähigfeit diefer 
ıg darauf anfommt , wie die befjeren und bie fchlechteren 
ruppirt find. Wenn ſich die Gegenden fo ſcheiden, daß 
fernungen Hin in der einen nur jchlechte, in ber anderen 
ute liegen, fo wird der Zuftand der erfteren viel weniger Hoff» 
n zulaffen, als wenn gute und ſchlechte überall vermifcht Tägen. 
näher zu prüfen, bebürfte einer Tartographiichen Aufftellung. 
nr in biefer Weife erfichtlich gemacht, daß bie 
x der 4 Klaſſe mit nur 1 Raum und 
en ber Inſel einen ſehr wefentlichen Bruchtheil 
ı8befonbere giebt e8 große Strecken in den Graf- 
von, Galwah und Kerry, wo biefe 4. Klaſſe 
x außerhalb der Städte und ber wenigen großen 
jen 31 bis 40%, aber erreichen biefelben 
achbarten Gebieten der genannten Grafſchaften 
n Baronien von Donegal, Clare, Limerid, 
iaterford und fogar in Meath und Kildare 

ublin. 
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Im dieſen Gegenden muß es aljo ganze Streden geben, 
die ländliche Vevölferung auf das ärmlichfte Maß des Da 
ſchränkt ift. Hier lebt fie in den höhlenartigen Wohnftätten, 
die Reifenden befchreiben. Ein miebriger enger Raum, die W 
Steinen, Lehm oder Torfbroden aufgehäuft, das Dach rohe | 
mit Reifig und Schilf belegt, in der Mitte brennt ein Torffen 
Rand qualmend durch bie Thür abziehen muß, ber befte Pl 
ift dem Ferkel eingeräumt, das die Pacht bezahlt machen ſoll 
richtet fi die Familie auf unbeftimmten Lagerftätten faft opne 
ein. Alle gehen in Lumpen, befferer Anzug, wenn er jelbit e 
bar wäre, würde die Pacht erhöhen. Das ganze Feld ift ı 
toffeln beftelit und bebarf nur der ade. Wer forgfam if 
etwas Seegras zur Düngung herbei. Die Nahrung befte 
wiegen aus Mais. und Hafermehl, damit ein Tpeil ver $ 
verfauft werben farm. Der Hauptgenuß ift der Wisiy umd | 
Iofe Sigen und Schwagen vor der Hütte, wo immer wieder e 
wüftlih leichter Sinn der Fröflicteit und ben Liedern hinge 
bis die Beitreibung der Pacht und das Ende aller Vorräthe 
bar mit dem Hunger droht. 

Dieß ift das oft wieberholte Bild, welches wenigſtens für 
Fälle zutreffen muß, daß man mit Necht fragt, was ift v 
Leuten zu erwarten, wenn fie ihre Bachtung, wie fie beiteht, zu 
tum erhalten und ihre Rente, vielleicht etiwad ermäßigt, fo: 
dem vandlord dem Staate zu zahlen haben? 

Erſt nach mehr als einem halben Jahrhundert der Am— 
Iann der Staat die Rente als erlofchen erflären und darf fi 
Zwed in ber Beitreibung nicht fäumiger fein, als ber 
Deftere Rüdftände müſſen wie bei der Pacht zu Entjegung bi 
tauf führen. In Preußen find ſolche Fälle allerdings faft ı 
geblieben umd nur durch zufällige anderweit begründete Konkur 
niffe herbeigeführt worben. Aber warum jollten die Jriſchen 
familien als Eigentümer weniger forglos als früher werden; 
ben im Gegentheil vom Staate mehr Nachſicht erwarten. Ja 
den in jedem Nothfall auf Hülfe rechnen. 

Ob fie aber im Laufe des Jahres mit ihrer Ernte au 
oder nicht, das hängt ſchon von ber Beftellung an von einem J 
der täglich mehr oder weniger aufgewenbeten Mühe, Sorgfa 
ausſicht und richtigen Eintheilung ab. Die zwingende Anforberu 
allen Rulturftufen die Erzieherin des Menſchen, je niedriger aber ! 
der Bebürfniffe, defto weniger ift fie eine felöftgeftellte, deſto n 
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h in der Geftalt der broßenven Noth zeigen. Es iſt micht zu 
In, daß es einer Anzahl dieſer neugejchaffenen Eigenthümer ge= 
| würde, fich allmälig über ihr jegiges, wenig menfchenwürbiges 
n zu erheben. Aber dieß allgemeiner zu erwarten, bafür liegen 
ar wenig Anhaltspunkte vor. Daß viele Irländer unter anderen Ber- 
fien, in England und Amerika gebildet und tüchtig fich erwiejen haben, 
feinen Beweis dafür, daß wenn man fie in ihrer alten Lage 
a diefe noch erleichtert, fie nicht ihr altes Leben vorziehen follten. 
Alle Beitrebungen, ihnen aufzuhelfen, find verfehlt, wenn es nicht 
t, fie dahin zu bringen, daß fie ihr Feld in einer georbneten, 
id einträglichen Weiſe beftellen, und in einem Haufe wohnen, 
8 ha Material, Eintheilung und Einrichtung ein wenn auch 
iches, aber doch gefittetes und der fortfchreitenden Bildung zu- 
ches Bamilienleben geftattet. Wie das Haus des Bauern ift, fo 
uch feine Beziehungen zu Weib und Kind und Gefinde und feine 
haften in allen Zweigen der Wirthfchaftsführung. 
Bie follen aber dieſe Leute, die durchaus arm, ohne jedes nennens- 
e Betriebslapital find, zu einer ausreichenden Wirthſchaftsaus⸗ 
ng mit Gehöft, Vieh, Adergeräth und Saatgut gelangen? 
Der Staat gewährt ihnen durch die Zahlung bes Abfindunge 
[8 an den Landlord ſchon einen hohen Krebit, für deſſen Dedung 
neswegs fichere Ausficht hat. Wenn bie neuen Eigenthümer in 
ser Verbreitung bie Rente ſchuldig bleiben, wird ihre Vertreibung 
den Staat als noch größeres Unrecht angejehen werben, als vor⸗ 
te durch den Landlord, wird auch möglicherweife noch größeren 
ierigfeiten der Ausführung begegnen. Gleihwohl müßte ihnen 
dieſe Rente hinaus noch eim beträchtlicher Borihuß zum Bau von 
m und Beſchaffung von Inventar gewährt werden. Es müßte 
eine Kontrole für die wirfliche und richtige Verwendung ſolcher 
hüfje durchgeführt werben. Die Gelver bürften ebenfowenig erft 
gezahlt werben, wenn die ganze Einrichtung fertig ftände, dem 
irth würde dann demmoch vorweg Darleiher ſuchen müſſen, die ihn 
beuten wifjen würden. Jedenfalls müßten die Vorſchüſſe die Rente 
em, die ohnehin in den meiften Wällen *%/, des Reinertrages er- 
dſtone ſche Landkommiſſion wird biefe Tätigkeit 
fie fauft und verkauft, ſchwierig genug finden. 
e Gefhäftsfüßrung geftalten, wenn alle Pächter 
'egulirung zu ziehen wären? 
fielen bei der Stein » Harbenbergifchen Eigen- 
veufen weg. Es ift ſehr wahrſcheinlich, daß 
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andere Maßregeln für notwendig erachtet und ergriffe 
wären, wenn bie Verhältniffe Hier, ſowohl in Betreff des 
des zu regulivenden Grunbbefiges, als des Kulturzuftande 
Eigenthum zu Begebenven nicht jo günftig gelegen hätten, 

wie die Erfahrung gezeigt hat, von der an ſich nüglichen Um 
nach feiner Richtung eine Schädigung ernfter Intereffen erwar 

So wenig inbeß die Stein-Harbenbergifche Gejeßgebung 
Schwierigkeiten zu kämpfen Hatte, jo deutet fie doch in gewi 
Mittel an, wie, im Falle ihrer Anwendung auf Irland, die v 
Abtretung des bisher grunbherrlichen Landes an die neuen Ei 
vermieden und bie Regulirung der legteren fo durchgefüh; 
önnte, daß alle Betheiligte die nöthigen Kräfte für eine fort 
Kulturentwidlung zu gewinnen vermöchten. 

Diefe Mittel find von Thaer zu einer Zeit bezeichnet, 
günftige Erfolg der Preußifchen Grundentlaftung ſich noch ww 
überfeben ließ, und haben in dem obengebachten Regulirungs 
14. September 1811 gefegliche Geltung erlangt. 

Das Evift orbnet, wie erwähnt, in feinem $ 37 an, 
erbliche regulirungsfähige Nutznießer oder Pächter das fı 
teinerlei Rente belaftete Eigenthum ihrer bisherigen Stellen 
Tönnen, wenn dem Gutsherrn die Hälfte dieſer Befigungen a 
Wörthen, Wiefen, Holzung und Hutung überwiefen wird. 

Es fett in $ 44 Hinzu: Macht die Lage oder Größe 
marken und Höfe eine generelle over partielle Translofation 
ober ber bisherigen Befiger felbft auf andere gutsherrliche Fel 
fam und ber befferen Kultur angemeffen, fo ift fie zuläffig, 
Gutsherr, im Fall ein Neubau dadurch nöthig wird, foldhen ı 
Koften übernimmt. Werner fagt $ 57:, Bei der Ausgleihur 
zwiſchen dem Gutsherrn und feinen bisherigen Bauern durch 
fchieht, Tann bie Ueberlaffung eines ganzen Feldes ober z 
hängender Randtheile mehrerer Felder durch Grundſtücke 
werben, welche ſchon vorhandene Cigenthümer darin befiße 
gleichen Grundbeſitzer müffen ſich in ſolchen Fällen einen 
ihrer Aeder gefallen laſſen, wenn fie dabei in Hinficht der 
Qualität Hinlänglich entſchädigt werben. 

Daffelbe Edilt beabfichtigt ferner im $ 57 auch den Ein 
die Regulirung der oben erwähnten Drefchgärtner auf die K 
Güter haben Könnte, in Rückſicht zu ziehen und ordnet deßhal 
ber künftige Eigenthümer einer ſolchen vegulirten Stelfe für t 
geltliche Ueberlaffung der auf eine Größe von 3 bis 4 Mo 
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5 aer.) beſchränkten Befigungen verpflichtet fei, dem Gutsherrn 
nd eines Zeitraumes von 4 Jahren *) gegen das in ber Gegend 
Tagelohn, fei e8 durch Baarzahlung oder durch Getreide (be= 
8 beim Ausdruſch durch Hebe), die geforderten Dienjte zu ver⸗ 
. Die Ausmittelung dieſer Ablohnung gejchieht entweder durch 
ige Uebereinfunft oder durch jchiebsrichterliches Ermefjen. 
8 bebarf feines Nachweijes, daß von einer unmittelbaren Anmwen« 
dieſer Säge auf die Irifchen Pächter feine Rede fein kann. Die 
freie Abtretung der halben Fläche der Pachtungen wäre für 
ein Wiverfinn, während fie in Preußen nach Lage der Gegen- 
gen als nicht unbillig erachtet wurde. Ebenſo hat das Verhältniß 
teichgärtner jelbftredend feinen Boden in Irland. 
Aeichwohl Liegen in diejen beiden Gedanken Thaer's Anregungen, 
t das vorjchwebende Problem immerhin eine gewifje Bedeutung 
m könnten. Sie weijen den Gang der Reform auf die Benugung 
großer wirtbichaflicher Fonds hin, welche ihr auf anderem Wege 
ft ganz verloren gehen, jedenfalls aber das beabfichtigte Wert 
interftügen würden. 
er eine Fonds ift die Werthserhöhung, weiche für die den 
rds verbleibende Hälfte ihrer Güter entjtehen muß, fobald es 
‚ in der Umgebung berjelben eine gewifje Anzahl wohlgeorbneter 
ii und Heinerer bäuerlicher Befigungen zu begründen, und auf 
ot einigen Bebürfniffen und mit Neigung und 
ethichaftlichen Arbeiten zu erzeugen. 
ß, wenn dieſes Biel wirklich erreicht werben 
hnen verbliebene Güterhälfte in anfehnlichen 
Iben Höhe, als fie gegenwärtig von dem ges 
rpachten vermöchten, ohne daß fie Die Pächter 
Sie könnten bei diefer Ausficht die Hälfte 
one Nachtheil den Pächtern zu Eigenthum 
r mäßigen Abfindungsrente noch erhebliche 
1. Eine ſolche Verknüpfung umfangreicher, 
‚atteter armen mit einem in verjchiedenen 
jen Grunbbefige, der an Ausbehnung zus 
be etwa bie Wage hielte, würde alle die 


eitötheilungsorbnung vom 7. Juni 1821 fönnen 
lichtigen fir bie zum Erſatz vorübergehenber Nach“ 
forberlichen Berbefierungsarbeiten auf 12 Jahre 
Samml. 1821. ©. 53. 
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Bortheile reichlich zeigen, welche die Preußiſchen landwirthſe 
Zuftände trog der Ungunjt des Klimas und der im Allgeme 
geringen Bodengüte gleichwohl bemerfenswerth auszeichnen. 

Dabei aber würde gerade durch die Verkleinerung der Pac 
der zweite Fonds, der der jegt unbenügten Arbeitäfraft, zur He 
langen, die neuen Eigenthümer würden zu intenfiveren Anjtr 
Anftoß erhalten. 

Alle hinreichend tüchtigen und vorgebilveten Landwirthe mi 
Betriebstapital würden auf Meinem eigenen Bejige bei gering 
intenfiver und befjer wirtbichaften als auf großen Pachtſtücken 
Rente. Selbft der umgebilvete Wirth aber würde einjehen, da 
zu beftehen, auf das Heinere Eigenthum mehr Mühe verwend 

Für die armfeligen Pächter endlich, die bisher von Xehm- ı 
hütten aus wenige Ader Kartoffelland beftellt haben, könnte 
dante einer Verpflichtung zu einer gewiſſen Anzahl Dienftleift 
üblichen Tagelohn jehr verjchievene nützliche Zwede am leich 
füllen. Da fie die Dienfte, die ſelbſtverſtändlich im einzel 
aud Stellvertreter übertragen werben fönnten, auf dem gu 
verbliebenen Lande für die Zwecke eines gebildeten tüchtigen La, 
abzuleiften hätten, weil ein anderer nicht vermöchte, fie mit t 
zu pachten und zu bezahlen, würden fie nicht blos arbeiten, font 
dieſe Arbeit auch lernen, wie fie ihr eigenes Land zu behande 
und es würde bei angemefjenen Einrichtungen ein erheblicher T 
Arbeitslohnes aufgefammelt und unter der Leitung landwirthf 
Vereine oder Kommilfionen zur zweckmäßigen Ausftattung ihre 
ſchaft verwendbar gemacht werben fönnen. 

Indeß wäre vergeblich, in das Detail einzubringen, welches 

- führung folder und ähnlicher Ideen notwendig erfordern wür 
Verſuch, dem Inhalte derſelben beftimmtere Geftalt zu gebe 
leeres Gedantenfpiel. 

Wir glauben vielmehr die Aufgabe, die wir un ftell 
reichend erfhöpft zu haben. Wir wollten nachweijen, welche 2 
für die Löſung des Irifchen Agrarproblems dem Hinweiſe auf! 
Hardenbergiſche Geſetzgebung beizumefjen fei. 

Es Hat ſich ergeben, daß die für Irland zu erftrebenbe 9 
ländlichen Eigenthums aus dem Preußifchen Reformwerke zu 
dings die Zuverſicht zweifellofer wirthſchaftlicher wie fozialer 9 
und mannigfache Anregungen für gefeggeberifche Ipeen und 
tiſche Ausführungsmaßregeln zu ſchöpfen vermöge, daß aber d 
Zujtände Preußens zu ausgezeichneter Nugbarkeit durchgebildet 
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ebung und Geichäftsführung eine unmittel- 
ıge der Dinge in Irland faum in irgend 


) gezeigt haben, daß die Unanwendbarteit 
rifche Landfrage und die Nothwendigfeit, 
ejentlih anderen Aufbau zutreffender Ber, 
Yiner für die praftifche Behandlung, wie 
ch beachtenswerthen Verſchiedenheit ihren 


Irland bewährt fich die merkwürdige Er- 
chaft der Völfer Induftrie und Handel in 
drte Fortſchritte machen können, und dennoch 
iffen die urfprünglichiten Ideen und Zur 
veg nicht blos deutliche Spuren bewahren, 
eibenden, kaum zu befiegenden Einfluß üben. 
trog aller der hemmnißreichen Kämpfe und 
hen Dajeins, auf dem breiten Boden feines 
au zugemenbeten Volkslebens in ben feiten 
ümlichen und durch gegenfeitige Interefjen 
3herrlich = bäuerlichen Verhältniffe feit der 
ftetiger, civlliſatoriſcher Fortſchritt ftatt- 
e Früchte die Stein-Harbenbergifhe Ge: 
hem und ſcharfem Schnitte, aber in rich⸗ 
8 zur Ernte zu bringen fich entjchloß. 
e bagegen fteht vor ber unleugbar bedenk⸗ 
Naßregeln einem, wie es fcheint, nur allzu- 
ıbevölferung die Schule des Mittelalters 
möüffen, die demfelben durch unglückliche 
: und des Bollscharakters für wefentliche 
hen und humanen Kultur verfagt war. 
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ropũiſchen Rußland *). 
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L 


lie Produktion und Konſumtion 
im ganzen Reiche. 


‚ten Staaten nimmt beſonders Rußland unfer 
jetreideproduktion und «Export in Anſpruch und 
ht, als ficherlich auch in der nächſten Zukunft 
ıaten, jondern Rußland das Deutjche Reich im 
e verſorgen wird. 

zen von Angaben über die Getreideprobuftion 


Daten, welche vom ftatiftifchen Gentralcomite 
Innen herausgegeben werben (Jahrbuch bes 


dieſes Materials und die offiziellen Schätungen, 
hen AbtHeilung im Miniflerium ber Reiche“ 
verden (Landwirthſchaftlicher ftatiftifcher Atlas 


der Enquöte der kaiſerlichen Kommiffion zur 
irtigen Lage der Landwirthichait, 
ngen von Fachſtatiſtikern. 

über die ad 1 genannten Daten. 


3 neben den angeführten Werten bie Ye von Ri 3 
n unb — 5 ichtlichen Handel cher von Reclus, 
hagner, Andre, Bähr, die betreffenden Artikel in der 
m Handelardiv, in_ben ftatiftiichen Mittheilungen 
n von Neumann-Spallart, befonder® aber eine Anzahl 
jencomit3, fowie ber zuffiichen Eiſenba hnverwaltun⸗ —J— 
an © Eifenbafngeitung zc. benußt; auferdem 
Hugab. im und perjönlice Mittgeilungen 
en baltifchen ;eehäfen. 
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Bis zur Aufhebung der Leibeigenihait lag die Berwaltung und | 
naturgemäß aud die Sammlung von Daten über die Getreideprodi 
in der Hand der Gutsbefitzer. Die von ihnen abhängige und aus 
gebildete Berforgungs-Kommiffion jedes Amts zog Erkundigungen 
den Gutsbefihern fiber das verbrauchte Saatgetreide und die Ermt 
Zehjätine ein. Mit der Aufhebung ber Leibeigenſchaft wurde gleich 
in den Dörfern die Selbſtverwaltung eingeführt, die Schätzungen 
jegt von den durch die bäuerlichen Gemeinden eines Voloſt gewi 
Amtsvorfiehern ans. Dieſe haben ganz entſchieden die Tendenz 
ſprechend dem Einflufje der gedrädten Bauernſchaft, zu geringe An 
zu machen und zwar, wie e& fcheint, in jährlich wachſendem Maf 

Wollte man diefen offiziellen Angaben über die Getreibeprobı 
der Zeit nad) eine relative Vergleichbarkeit zuerkennen, die offiz 
Bevölterungsziffern als richtig vorausgeſetzt, ſo müßte man annehmen 
der Konfum pro Kopf der Bevölferung in den Jahren 1840,47: 5,7 £ 
liter, in den Jahren 1857 63 dagegen 5,2 Heltoliter betragen 
und in den Jahren 1870 72 auf 5,12 ja 1876/77 auf 4,96 Heft 
zurüdgegangen ſei. In Wahrheit hat aber fidherlich feine nen 
werthe Aenderung des Konſums ftattgejunden. Das Minimumet 
welches jet ala menſchliche Nahrung wegen eines etwas gri 
Fleiſch· und Kartoffeltonfums weniger genofien werben bürite, m 
wohl durch Berbefierung des Brots, ſowie durch eine etwas gr 
Verfütterung an das Vieh wieder aufgetvogen werben. 

Die Beröffentlichungen de8 Domänen-Minijteriums ftügen fü 
Bezug auf bie Örtliche Relativität weſentlich auf die jährlichen E 
erhebungen, ziehen bei den abfoluten Angaben indeffen auch die üb 
vorhandenen Schägungsmittel zu Rathe und geben die Refultate 1 
graphifch wieder. 

Die dritte Art von ftatiftifchen Angaben ift das Refultat der En 
der kaiſerlichen Kommiffion zur Unterjuchung des gegenwärtigen Zuſte 
der Landwirthſchaft in Rußland, welche auf die Jahre 1870 und 
fich bezieht. Diefe großartig angelegte Enquete wurde durch 
Domänenminifter Walujerv geleitet; ihre Aufgabe war aber, in 
Linie nicht abfolute Schägungen über Getreideproduktion zu geben, 
dern die Veränderung der Lage der Landwirthſchaft ſeit Aufhebung 
Leibeigenſchaft zu erforichen. 

Ihre Angaben jtügen fich, gleichwie die Schägungen der Fachſtatif 
in erfter Linie auf die Erhebungen, fodann auf die Schägungen Wilf 
dann auf die an vielen Punkten kontrolirbare Bewegung von Gel 
auf Flüffen und Eifenbahnen, was bei den einfachen und Haren 
tehröverhältnifien des europäiichen Rußlands um fo fruchtbaren 
dann aber drittens auf einige Spezialunterfuhungen und Erhebu 
einzelner ftatiftifcher Gouvernementscomites, welche fowohl Get: 
produftion als Getreidefonfum in ihren Gebieten umfaffen; ganz b 
ders ift Hier Moskau rühmend Hervorzuheben. Man kann im Ge 
nit leugnen, daß von Seiten der Regierung der Getreider wie 
Haupt der Iandwirthfchaftlichen Statiftit in Rußland mehr Aufı 
famfeit zugewandt wird, ala man bei der Kultur de Landes erwe 
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Ite. Die Shägung obiger Kommilfion würde einen Konfum pro Kopf von 
39 Heltoliter Für die Erntejahre 1870/71, die von „Fachſtatiſtikern“ 
eumann-Spallart-Ueberfichten 1879 &. 37) für 1876/77 mindeftens 
4, die Wilfon’s, des Vorſtandes der ftatiftiichen Abtheilung im Do- 
nen-Minifterium, für die Jahre 1870/74 5,63 Heftoliter ergeben. 
Es will uns fcheinen, ala wenn man der Wilſon'ſchen Schägung 
) die größte Wahrſcheinlichkeit zufchreiben dürfte, obwohl fie nicht 
cheblich Hinter den beiden anderen ziemlich übereinftimmenden 
ägungen zurüdfteht, indeſſen ift diefe wohl als eine Minimalangabe 
ſehen. Wilfon ſchätzt den Bruttoertrag an Getreide im europäiichen 
land incl. Polen und Finnland 1870/74 im Durchſchnitt auf: 
Als Min. Hettol. — NEIN. Mir. Ctr. (& 100 Rilo)*) 





BR : a8 20: : 
eigen .. - — 173 = . 
ves Getreide Pr 
Dälfenfrüchte | “ u 








. 390,8 MN. Mir. Er. 

Zum Vergleich mit Wefteuropa ift nun aber zuerſt das nöthige 
tgetreide abzuziehen. Während man im Deutſchen Reiche — und 
iche. Beträge weiſen die übrigen fortgefchrittenen Länder nah — 
100 Zheilen zur nächftjährigen Saat nur 12 Theile aufzufparen 
ht, Hat man in Rußland nad) Wilfon 24,1 Theile dazu nöthig ***). 
Bringen wir nach diefen Proportionen das Saatgetreide in Abzug, 
thalten wir als Reinertrag folgende Quantitäten, denen wir als 
jleihabafen die betreffenden Ziffern für das Deutiche Reich (1878) 
et haben. 


Prozente vom | Reinertrag pr. Kopf 














Getreibereinertrag "Gejammtreinertzag der Bevöllerung 

ı Rußland Deutfces n Rußland | Deutiches Y Rußland Teutſches 

i 1870,74 Reich 1878 , 187Uf14 Weich 1878 1870,74 ‚Reich 1ER 
WIN Mtr.Gtr. Mill Mir Ctr. % | 9% Kilo Kilo 

— — —— I 5 

91 | 008 | 40 : 0 | ng | 18 
a 33 33 34 858 | 1008 
008, WA 152 169 600 | 596 
. 33 83 23 634 33 m 
20 18 18 | 44 

fe, m2 | 159 68 | 10H, mo | san 





Summa 7 | 1560 j 100 I 
ohne Hülfenfrügte. 

*) Rad) ben in den Getreibehäten der Oftjee und des Schwarzen Meeres 
pen Rebuftionägahlen; durchiehmittlich: Roggen 71,7 Rilo, Hafer 44 Kilo, 
en 76 Kilo, Serte 63 Kilo, und außerdem Buchweizen 59 Kilo, ſowie 
aftiges Getreibe unl ee. 75 Kilo pro Heltoliter. 

**) Etwa bie Bo ülfenfrüchte;, von der andern Hälfte fällt der größere 


100 3948 | 3522 





Lauf Mais und Hirfe. 
'**) für Roggen 22,6, Hafer 25,1, Weizen 25,1, Gerſte 24,9, Buchweizen 26,6, 
keibe und Hülfenfrüchte 32,4 Theile. 
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Wenn man bebenkt, eine wie große Rolle ber Getreibebe 
Volkswirthſchaft Rußlands fpielt, wie 80—90 °,, ber Bevölferu: 
wirthfchaft treiben, wie deren Beichäftigung während des größte 
des Jahres faſt außfchlieglich dem Getreidebau gewidmet ift; w 
bebentt, wie außerordentlich ertenfiv die ruffifche Landwirihſcha 
ungeheuren Zläche bebauten Landes betrieben wird — jo w 
immerhin erftaunt fein dürfen, daß Rußland faum 10°%,, an Get 
Kopf mehr als dag Deutfche Reich produzirt, — wohingegen in De 
doch nur bei weiten bie kleinere Hälfte der Bevölferung von 
arbeitung des Bodens lebt und ſelbſt diefe Kleinere Hälfte nur 
Hälfte ihres Einkommens im Getreidebau findet. — 

Subtrahiren wir die muthmaßliche Menge Hülfenfrüchte, 
einem @etreidereinertrag don 352 Kilo pro Kopf in Deutjchla 
land mit 382 Kilo gegenüber. Stellen wir den Ertrag von 
und Hülfenjrüchten zufammen (Deutfchland hatte 1878 einen R 
an Hülfenfräcdhten von 29 Kilo pro Kopf), fo ſchwindet der U 
fogar von 395 in Rußland gegenüber 380 Kilo in Deutjchla 
indeß die Angaben für dad Deutſche Reich entichieden ala 9 
die für Rußland als Minimalangaben betrachtet werben m 
dürfte der Unterſchied allerdings etwas bebeutenber fein. — 

Indem wir die Getreidemehrausfuhr vom Getreidereiner 
ziehen, erhalten wir ein Bild des Getreibefonfums. Die Getre 
angaben dürjten jede wünfchenswerthe Genauigkeit befigen. 
doch der bei weitem größte Theil des Getreideß zur See verf 
eine genaue Kontrole überaus Teicht ift und auch faktiſch 
wird; vom übrigen geht der größte Theil peı Eiſenbahn über d 
und muß zu diefem Zwecke, was die Genauigfeit der Kontrol 
in Wirballen, Grajewo ıc. umgeladen werben. 

Die nicht eingefchriebene Ausfuhr auf Iofalen Nebenweg 
einigermaßen durch die überaus geringe Einfuhr (1869/70 bu 
lid 250 000 Mtr. Etr. Reiß und 100000 Mir. tr. Getreide u 
das Heißt 1%, der gefammten Getreideausfuhr) außgeglicen n 

Da im Kalenderjahr der Ernte nur immer der Heinere | 
Exportes diefer Ernte über die Grenze tritt, fo begehen wir den 
Sehler, wenn wir die Exporte der folgenden Kalenderjahre, 
1871/75, vom Reinertrag ber Jahre 1870/74 abziehen, um 
den Konſum von 1871/75 zu erhalten. 


1871/75 betrug der Export durchſchnittlich: 


Wein . . . 14,79 Mil. Mir. Ctr. 
Roggen... 902 + . 
— . 87 = 

202 = 
Yale" Getreide 15 ⸗ 
vieht GB: 





Sımma 31,6 ML. Mk. Er, 


was dem neunten biß zehnten Theile de3 gefammten Reinert: 
297,7 Millionen Mir. Etr. entfpricht. 
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Diefe Exporte ftammen nun freilich nicht ausfchließlich aus dem 
un betrachteten Gebiete, jondern e8 find Kaukafiens Exporte darin 
‚griffen. Der Getreide-$mport und -Export Trandlaufaflens ift gar 
erwähnenswerth, anders bei Gißfaufafien. 1871/75 dürfte indefſen 
n Getreideausfuhr keinesfalls 1000000 Mir. Etr. erreicht haben. — 
Diefem gegenüber fteht die in obigen Biffern nicht enthaltene Aus- 
des enropäifchen Rußlands nach feiner afiatiſchen Grenze, nämlich 
100000 Mtr. Etr. nach der Kirghifenfteppe und etwa ebenfoviel 
den Uferftädten des Kaspiſchen Meeres. 
Bei der Berechnung des Getreidekonſums ift es oft von ber größten 
tigleit — wie die Vereinigten Staaten, Dänemark und Irland ber 
nm —, eine ungefähre Vorftellung von dem Getreide zu haben, 
8 in Form don Getreidefabrifaten — ſei es Fleiſch, ſei es 
hol u. ſ. w. — ein- und audgeführt wird. 
Für unfern Zeitraum betrug der Export von lebendem Vieh jährlich 
etwa 8,5 Millionen Rubel (Getreideerport 200 Millionen Rubel), 
m überdieß nur etwa für 4 Millionen Rubel polnifcher Schweine 
8 Roggenfabrifat anzufehen find. Außerdem ift noch eine 
1,5 Millionen Rubel Kormfprit und Kornbranntwein er- 
h. Eingeführt wurden Getreidefabrifate in Form von Hefe, 
a. j. w. nur etwa für 1 Million Rubel. Soviel ſcheint 
er geſammte Export von Getreidefabrikaten bei weitem noch 
der gefammten Getreibeproduftion abjorbirt hat; ein Ver- 
Heute allerdings kaum mehr gültig fein dürfte. 


treidefonfumtion in Rußland betrug ſonach: 


| @etzeietonfum | Die Getzeibearten |Der@etreibetonfum 




















um |maßmen Progente ein | behrug pro Ropf 
f ! | 2 
„| Sutter | ae, | Bann | ame | Aue Aust 
(ML Mtr.Gtr MIN Mtr.Gtr. ° ! _% _ _Rlo J | __Rilo 
m... ms | nme | a0 | as | 150 | 118 
I | 
I 805 64 2 25 | 799 | 1048 
mu&p| 801 | 297 ns, m 8 | 675 
*— 189 | 386 ı 71 | 186 8 
neigen . .| 185; 20 12 1 165 | 46 


ae a 7 
I 














Summa| 258 a9 | 10 | 100 
+) ohne Hülfenfrädhte. 


twa 40 Kilo Getreide pro Kopf in 
derſelben Größe aus Rußland finden 
reff des Konſums genau umgekehrt 

Bringen wir den muthmaßlichen 
zug, fo ſteht einer Konſumtion von 
eine ſolche von 895 Kilo pro Kopf 
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im Deutfchen Reiche gegenüber, infl. der Hülfenfrüchte fogar v 
gegenüber 424 Kilo. 

Im höchften Maße auffallend müſſen diefe Zahlen erjcheine 
wir bedenken, daß das Getreide faft die ausſchließliche Rahri 
Bauern und der großen Maſſe der ftäbtifchen Bevölkerung bildet 
Kartoffeln noch Fleiſch gehören zur täglichen oder allfonntäglichen 9 
der großen Maffe de ruffifchen Volkes. 

Bezeichnend ift die Forderung der orthoboren Kirche währen ı 
Monate ſich des Fleiſchgenuſſes zu enthalten, eine Vorjchrift, d 
längft durch die Gewohnheit außer Kraft gefegt wäre, wenn der 
genuß in größeren Schichten ber Bevölkerung ein Gewohnheitsb 
wäre. Iſt e8 doch auch befannt, wie häufig junge Bauern, 
ärmeren Gegenden ſtammen, als Soldaten exit Fleiſch als No 
mittel kennen lernen müſſen. Was den Konfum von Kartoffeln 
fo bauen nur einige Ojftfeeprovinzen und Polen biejelben in 
ſtarker Weife wie Deutfchland. 

Im gefammten Rußland kommen nicht einmal 90 Kilo 8 
auf den Kopf als Konfum, während im Deutfchen Reiche das 5- 
nachzumeifen ift. 

Daß diejes aufjallende Zurückſtehen Rußlands im Konfı 
Getreide nicht etwa in einer übergroßen Weberjchägung ber deutſt 
treibeproduktion zu fuchen ift, zeigen jchon die Getreidefonfumtio 
in öfonomifch wie Eimatifch ähnlich fitwirten Ländern Europa’ 
Getreideproduftion auch zugleich am genaueften befannt if. €: 
1873/77 der Getreidefonfum pro Kopf: Großbritannien 375, $ 
395, Belgien 360 und Niederlande 320 Kilo. 

Was Rußland betrifft, jo weiſen allerdings einige Spezi 
fuchungen jür nordöftlicde und centrale Gouvernements refp. füı 
derfelben einen Konfum von annähernd 400 Kilo und darüber 
nad; dem gegenüber ift e8 aber eben jo ficher, daß die fühlichft 
vernements entiprechend dem wärmeren Klima einen Konfum de 
300 Kilo pro Einwohner befifen; ja das Land der Don'ſchen 
bleibt unter 200 und das Gouvernement Aſtrachan gar unter 1( 
da in ihnen die Viehzucht die allgemeine Nahrungsquelle ift. 

Worin liegt die Erklärung der unter obigen geſchilderten! 
niffen räthſelhaſten Erjcheinung, daß Rußland, felbft wenn m 
füdlichiten Theile abjehen, keinenfalls einen größern, wahrjcheinl 
einen merklich geringern Getreidefonfum als das Deutſche Ne 
allgemein Nordweſteuropa hat? 

Es ift bekannt, daß in Deutichland faft der gefammte H 
größere Hälfte der Gerſte und ein nicht unbedeutender Theil des 
an das Vieh verfüttert wird; in Rußland wird dagegen nur bie 
Hälfte de3 Haferd und von den anderen Getreideforten kaum erwä 
werthe Mengen zur Verfütterung gebraucht. Man wird nad 
rohen ungefähren Anfchlage annehmen bürjen, daß im Deutfch 
etwa 2%,, in Rußland dagegen fajt 2%, Mir. Etr. Getreide dir 
mefentliche Stoffveränderung als menjchliches Nahrungsmittel 
werben. 


aktion u. «Handel im europ. Rußland. 299 


e, — ala deren Erſatz auch Gerften-, 
ient — bildet das tägliche Mittagsbrot 
den Gebieten, wo es noch ein lohnendes 
beit fituirten Gegenden, jowie in den 
hier 3. B. in St. Petersburg meiftens 
:en Mengen als Perdefutter verbraucht. 
Ichen Aderpferde erhält denfelben nur in 


ben nörblichen Gegenden Rußlands auch 
der Zeit der Noth, wenn der geerntete 
auf Wanbererwerb im Sommer verdiente 
oohl Hier als überall in Rußland dient, 
auf einem fo ungeheuren Gebiete, mit 
en und menſchlichen Verhältniffen über 
allgemeines Hauptbrotgetreide. Gelbft 
den Weizenbau jo ſehr bevorzugt, wird, 
dort wohnt, ein jehr erheblicher Roggen- 
ben. — Schlecht im Haufe zerrieben — 
wohlhabenderen Südrußland allgemein 
: burchgebaden, bildet diejes Roggenbrot 
nd leeres Nahrungsmittel. Zur befjeren 
er Ruſſe ein gewifjes Quantum altoho« 


‚ein keineswegs bie große Trunkjucht er- 
. Theile dient dazu ber Kwas, welcher 
: hergejtellt wird, eine Art fauren Bier; 
3 Produft gegohrener Hafergrüße, bejon- 
deſſen Genuß fich die ärmeren Klafien, 
ehrheit, nur Sonn- und Feſttages, die 
[Habendften in Form von Liqueuren zu jeder 
ıantitäten geftatten. So groß ift die 
it, daß Rußland feine gefammten Mili« 
ıfteuer beftreiten fann. Zur Heritellung 
57/63 durchſchnittlich jährlich 14 136 000 
dilo pro Kopf verfteuert, das Heißt mehr 
ammten Getreideernte. Zum Vergleich 
ſoviel Getreide pro Kopf im Deutichen 
5 22,7 Kilo — zur Herftellung des Bier- 
den einzelnen Getreibearten entfielen in 
ſchon viel Kartoffeln an Stelle von Ge 
ielleicht die Trunkſucht etwas gemindert 
Itr. verbrauchten Getreide 8,9 Millionen 
Millionen Mir. Ctr. auf Gerfte. 

igen® betrifft, fo gibt es große ärmliche 
ı Weizen dem Namen nad) nur daher 
‚andererwerbazügen zu Fluß» oder Eifen« 


enießen wenigitens Weigenbrot an den 
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Feſttagen und in der Butterwoche; nur bi 
nicht armen Maffen in den Städten Ten 
Rahrungsmittel, ganz im Güben, vorzüglich 
völferung (den Deutichen, Griechen, Bulgarer 
fogar das Hauptbrotgetreide. Der Buchw⸗ 
Auffen, entgegen den Gewohnheiten aller ar 
die Holländer auögenommen, eine gar nicht ı 
ganz Rußland allgemeines Rahrungsmittel 
woche, der allgemeinen Feſttagswoche vor 
in der man fich für die bevorfiehenden Ent! 
fucht. Da der Buchweizen nur in wenigen 
Mengen gebaut wird, fo bildet er einen ni 
innern rujfifchen Handels. 

Bir jehen alfo, daß Rußland keineswe 
erorbitante Mengen Getreide produzirt, fein 
Weiſe fo ſehr die Ernten Wefteuropa’s auf 

Der Einwurf, da es fic) Hier überhau 
Handelt, aljo auch ſchon ein geringes Mehr 
wäre, wird durch die Thatfache widerlegt, 
eine Getreideproduktion von 900 Kilo Rein 
beißt das 2,3jache der ruffifchen Getreideer 

Für das gefammte Rußland find alfo 
treibeernten” u. |. w. keineswegs gerechtiertig 
wenn wir Rußland in zwei Hälften theilen 


“ u. 
Die durchſchnittliche Getreidepr 
ſchiedenen Theilen des ru 


Bon Lemberg über Kiew, Kursk, Orel 
Rafan und Jelaterinenburg zieht fidh eine Lir 
zwei völlig verfchiedene Gebiete tHeilt, jo 
als dem gangen dkonomiſchen Getriebe nad 

Nördlich ein nicht ſehr fruchtbarer, ı 
reicher, mit Sand gejegneter Diluvialboden 
Gebiet des Tſchernosſom (tschernosjomna 
äußerft humusreichen ſchwarzen Erde, die al | 
jährigen Rafenerbebildung in prairieartige 
Beiläufig ſei bemerkt, daß wir einen ganz 
einigten Staaten ſüdlich und fühweftlich v 
alfo gerade in dem Gebiete, das heute ſei 
heuren Mengen auf den europäiichen Marfi 

Jahrhunderte lang wurde auf diefem 
wirthſchaft ohne weſentliche Düngung getrie 
ftigteren Gegenden enorme Getreideerporte nı 
Rußlands ftatthaben, ohne daß eine ſtärl 
eingetreten wäre. 
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fübliche Gebiet, welches wir gegen Afien mit der unteren Don- und 
yalinie, aljo Roſtow — Zarizyn — Saratom — Orenburg abgegrenzt 
n, umjaßt zwar nur den vierten Theil des europäiſchen Rußlands, 
inbefien faſt die Hälfte von befien Bewohner in fi. 
Diefer Südofttheil Rußlands iſt es, der jährlich die ungeheuren 
ideflotten aus der Dfljee und dem Schwarzen Meere nad) Rord- 
ıropa endet, außerdem aber mit einer mindeftens eben jo großen 
 Aotreihe hat Ahrine Burblanh — ahnstchen yon ben weftlichen Pro- 
ie kaiſerliche Kommilfion 
ft ſchatzt fur die Jahre 
Souvernements des Nord- 
et8 dagegen auf 713 Kilo 
Rettoerträge, eliminiren 
: Rage einer großen An« 
n ift und berüdfictigen 
ſchweren, weil in frucht · 
leichten Getreides, jo er⸗ 
zwiſchen dem Nord- und 
iehmen: 





ordgebiet (ofne Polen). 
85 ER 

















Proj. bei | Reinertrag 

nertrag | gef. Rein-| pro 

ertrags Ropf 

1 Rtt. ctt. Oo | Kilo 
a 83 88 | 1852 
Ya a0 | 78 
I) 01872 29,7 31 80 
| 805 92 108 275 
ii 02 12 14 37 
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m wir alfo die überrafchende Thatſache, 
yebiet nur 254 Kilo beträgt, im Süden 
! 624 Kilo fleigt. 

5chägung find freilich diefe Zahlen um 
oir diefelben um dieſen Betrag, fo ergibt 
Rorben von 225,7 Kilo, für den Süden 
nad Wilfon während der Jahre 1870/74 
— ein Betrag, der fich heute mindeſtens 
110 Kilo an den Norden, jo daß dem 
dem Norden aber fein Quantum auf 
urde. Außerdem gelangen in Form von 
ber don Kornbranntwein noch jehr große 
ın nach dem Norden. 
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Innerhalb der beiden großen Hälften des Reichs zeigen 
aber noch weitere ſtarke Verſchiedenheiten. 

Am Nordrand des Eismeeres dehnt fi) daB troftlofe G 
ewig geirorenen fleppenhajten Zundra aus, an Größe etwa d 
Deutichlandg gleichkommend. Hier ift der Getreidebau, wie jet 
bau, eine phufifalifche Unmöglichkeit. 

Bis weit hinab nach Süden find die Bewohner nicht d 
baued wegen bier anfäflig, fondern der Wald ift es, der fie bi 
zogen hat. Erft in ber Breite von Gt. Petersburg (füdlich 
Nikolaiftadt (Wafa) — Schlüffelburg — Waldai-Plateau — | 
See — 60te Parallel) nimmt der Aderbau die überwiegende 
der Waldwirthſchaft gegenüber ein. In diefem großen ſpärlich 
ten Waldgebiet, dreimal jo groß wie daß Deutjche Reich, bi 
Aderbau nur die Hauptbefhäftigung in wenigen Sommermona 
der Erwerb im Walde ja auch ohnedieß wegen aujgeweichten 
meift unmöglich ift. Im Nordteil diefes Gebiets wiegt der 
im Südtheil der Haferbau vor; fie deden aber nur für 5 Mo 
Bedarf. 

Sübdlich dieſes Waldlandes beginnt das ruſſiſche Roggengel 
damit das eigentliche einer höheren Kultur fähige Land ül 
Saft viermal übertrifft e8 an Größe Deutſchland, wozu dann noch 
Tichere Weigenland mit der mehr ala andertHalbjachen Größe 
lands als Kulturland Hinzutritt. Obgleich das weſtliche Dritt 
Roggengebiets, alfo Polen, Oftfeeprovinzen, Litthauen u. |. m. 
wegs einen fehr viel beſſeren Boden als die übrige Diluvialeber 
jo vermögen feine Bewohner doch durch etwas gefteigerte la 
ſchaftliche Technik ihm ihren Getreidebedarf abzuringen. Der 
deutichen und polnifchen Kultur und der Nähe des wefteur: 
Konſumtionsgebiets ift dieſes Nefultat zu danken. Der Gr: 
überwiegt hier durchaus; erſt durch die bäuerliche Reform n 
polnifchen Aufftande Hat fi der Bauernftand etwas gehoben. 
befieren Gutswirthſchaften findet man die landwirthſchaftlich 
ſchinen ganz wie in Oftdeutfcland. Dieſe Befigjorm ift natü 
Getreibeprobuftion ſehr günftig, da Hierbei eine Maffenbeauffichti 
Ürbeiter und der Majchinenbetrieb am leichteften ausführb 
Gleich dem Tfchernogjomgebiet wird Hier etwa das fünfte Kt 
Getreidebau gewonnen. Neben Roggen- und Haferbau ift des 
wegen befonder8 der Anbau von Gerfte und Weizen zu bemerke 

Den ganzen Norden und die Mitte des füblicheren Theile 
Roggengebiet8 nimmt das eigentliche Mittel-Rußland ein, das 
abforptionägebiet des füdruffifchen Getreidetberflufies. Roggen u 
überragen bei weitem den Bau aller anderen Getreidearten; W 
ift faum vorhanden. Während e3 jehr geringe Hafermengen : 
fuhr bringt, erreicht der Import von Roggen eine ganz auf 
liche Höbe; die jehr bedeutende Einfuhr von Weizen bildet bei 
über nur einen geringen Handelszweig. Die Provinzen um 
führen außerdem eine große Menge Hafer vom Tſchernosjom ⸗ Ge 
Von den hier gelegenen bedürfen bie günftiger fituirten % 
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mb 3 Monate, die anderen unfruchtbareren aber während eines 

n Jahres und noch länger der jühlichen Getreidezufuhr. Haupt- 

h find die geringen Getreibeernten der überaus mangelhajten 

irtbichaftlichen Technik und geringen intellektuellen Kultur der 

ferung, theild aber auch einer geringen Fruchtbarkeit des Bodens, 
der Befibform zuzufchreiben. Schon indem die ganze Landwirth- 
in der Hand von Kleinbauern ruht, ift ein Grund zur Vernach - 
ıng des Getreidebaus und zur Bevorzugung des Flachs · und Hanf- 
gegeben. Dann aber hat der Bauer bei der Aufhebung der Leib- 
haft, mit der auch eine Reform der Beſitzvertheilung verbunden 
zu wenig Sand erhalten, um davon Ieben zu können. Er ift deß ⸗ 
noch mehr als früher gezwungen, zum Getverbe zu greifen und 
hut er in den Provinzen, die fih um Moskau gruppiren (Rſchew 
jeſten, Tula im Süden, Nifchnij-Nowgorod im Often, Rybinsk 
torden find etwa Städte auf der Peripherie dieſes gewerblichen 

3), oder er muß vom Gutäbefiger Land pachten; für die nicht ge- 

ı Pachtgelder will natürlich der Bauer möglichft viel Haben und 

[6 fangt er den Boden des gepachteten Landes foweit aus, wie e& 

atur geftattet, d. 5. er baut Flachs darauf. Kaum zu bezweifeln 

übrigens, daß der Getreidebau in biefem Gebiete erft in den beiden 
Jahrzehnten den Heutigen SKontraft gegenüber dem Tſchernosjom - 
t angenommen hat. Einerſeits die Aufhebung der Leibeigenichait, 
ie beitehenden Grofbetriebe biß auf die Hälfte zerftörte, andererſeits 
veit ſchwerer wiegend die jetzigen vorzüglichen Landtrangportmittel, 
ijenbahnen, haben in Mittelrußland auch in den Gegenden, die 
feine Waflerftraßen begünftigt werden, einen jo mäßigen Preis 
jetreibeß Herborgerufen, daß es der Bauer für vortheilhaiter findet, 

Betreide zum großen Theil zu faufen, anftatt vom Gutsbefitzer 

and’ zum BZwe des Getreibebaus zu pachten. Daß im lebten 

ehnt (die obigen Angaben bezogen fi auf 1870/71) fich der 
aß zwiſchen Mittel» und Sübrußland noch gefteigert Hat, ift wohl 

, unzweifelhaft und vorausfichtlich dürfte es diefeß auch in der 

en Zukunft. 

70 Shollenpflichtigfeit der Gemeinde gegenüber ift der 
im Dorje zu bleiben, während er jonft in Mafien 
in die Steppe audwandern würde. Die Gemeinde 
t, je höher der Boden dem Werthe gegenüber belaftet 
>, je größer die Webervölferung ift*). Das Getreide 
land theilweife nur das zweite, meiften® daß dritte, 
te Kom im Durchſchnitt. Viel trägt natürlich zu 
m Refultate die geringe Breite der Gemenglageftüde 


itteltuhland. Staats: und fozialwifien- 
G. Schmoller, Neuerdings wird Diele 
on das Domänenminifterium unenatbnt 
e Agrarverhältniffe in Rußland. Ruffilche 
htaustoanderna bie patriargalifien Kar 
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bei. Diefe beträgt im Gouvernement Moskau z. B. im Di 
noch nicht 8 Meter. Naine, Zurchen und Ueberwerfen auf and 
abjorbiren einen beveutenden Theil des Saatgetreides. Di 
ſchuld fallt natürlich der überaus primitiven Technik zu, die d 
mit dem Hafenpflug mehr aufkratzt, als pflügt. Düngung n 
einmal überall vorgenommen und, wo fie gejchieht, in der irrat 
Weile. Die Bezahlung Mittelrußlands jür erhaltenes Getreit 
Süboften erjolgt von den gewerblichen um Moskau gruppir 
vinzen bdireft durch Induſtriewaaren, deren Vermittlung die 1 
Niſchnij · Nowgorod ihre außerordentliche Bedeutung verbantt. 
Flachs· und Hanfprovinzen, ſowie vom Milchwirthſchaftsgebiet 
finniſchen Meerbuſen geſchieht die Bezahlung indirekt, inde 
Produkte nach Weſteuropa verſandt und mit europ. Induſtn 
für Sübrußland ausgetauſcht werden. 

Das dftlichfte Drittel des Roggengebiets ift mit der N 
des Zichernosjom ibentiih. Während im Weiten von Lem 
Kiew die Tſchernosjomgrenze mit der Scheidelinie des Roge 
Weizengebiets zufammenjällt, trennen fi) beide Linien von 
Während erftere die norböftliche Richtung nach Niſchnii ⸗Nowg 
ſchlagt, Läuft die Grenze zwiſchen Roggen und Weizenprovi 
Kiew ab in fast öftlicher Richtung bis Saratow an die Wol, 
meteoxologifchen Gründen endet hier plößlich weiter nach Often 
Getreidebau wie jeder Aderbau. Cine kleine Hügellette am Ra 
Plateaus (Wolgahögen) bewirkt hier einen Kontraft, wie ihn m 
Gebirge nicht Herborzubringen vermögen. 

Erft von Saratow und Samara na Often Hin findet in 
des Uralgebirgeß wieder ein jehr ſtarker Weigenbau in den Gouve 
Samara und Orenburg ftatt. 

Diefe nördliche Roggenhälfte des Tſchernosjom hat für N 
Mittelrußland, jowie für Norddeutichland und Skandinavien | 
bar größte Bedeutung. Die gefammte Roggenmenge, wi 
inneren ruſſiſchen Handel erfcheint, fowie über drei Viertel 
üde Roggen- und Hajererporte nach dem Ausland entftamme 

ebiete. 

Die fünf Gouvernements Rußlands, die 1870/72 (nad Wi 
Annahme) über 600 Kilo Reinertrag an Getreide pro Kopf a 
liegen ſämmtlich in diefem Gebiete. Es waren die Provinger 
Tambow, Tula, Orel, Penſa. Ihnen folgen im Roggentic) 
mit 500—600 Kilo die Provinzen Saratow, Ufa, Rjäfan, 6) 
mit 400—500 Kilo: Kafan, Woronej und Niſchnij-Rowgorod 
und Niſchnij ⸗· Nowgorod Liegen ſchon zur größern Hälfte im 
baren Mittelrußland. 

So fruchtbar find noch heute diefe Provinzen, daß bei ı 
Dreifelderwirtichaft und der größten Getreideausfuhr der Bode 
hier die bichtejte Bevölkerung in Rußland zu ernähren vermag 

Getreidebau und Getreidehandel ift hier die ganze Seele di 
wirthſchaft. Während im gelammten einer höheren Kultur 
Nordgebiet (füdlich des 60. Parallels und nördlich der Tſche— 
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jre 1870 29—30 %, im Tſchernosjom 
9% des Landes ala Aderland benutzt 
mar in biefen obigen 5 Goubernements 
es Bodens dem Aderbau gewidmet (Kursk 
Die Wälder find Hier fo weit ausgerodet, 
(o Wald eriltirt; alſo Verhältniffe, wie 
n Theilen Weſteuropa's wieberfinden. 
elegenen Tſchernosjom⸗Provinzen: Orel, 
h aus Hafer; ber entjernteren: Penfa, 
‚gen aus Roggen; und der am Ural 
‚ und Samara aus Weizen. Klimatifche 
en dieſe Verſchiedenheit der Probultion 
egs. Ungweifelgaft ift dieſes im Weſent · 
inen Erſcheinung, daß Hafer, welcher zur 
at gleichen Umftänden, näher dem Welt- 


Bsiom ift in ihrem nordweſtlichſten Theil 
ichen und ſüdöſtlichen Provinzen dagegen 
„nen mit zahlreichen Aderbauern bejebt. 
ver Haupttheil des öftlichen Tſchernoslom, 
nderd im Laufe des XVII. Jahrhunderts, 
m mit ihren Bauern nach Gutdünken bes 
in Betreff des Zuges nad Dften und 
ings im ſchwächeren Maße auch für den 
Aa, entlang der Kama und ihren ſchiff- 
m Zug der Koloniften. Falſch aber wäre 
»ölligen Neubefiedelung der Schwerpunft 
uftion an Roggen zu fuchen ei, wie man 
zu einem gewiffen Grade behaupten darf. 
Abrlih über 1,5 %, innere Zunahme), 
e Bebürfniffe, Vernachläffigung des häus- 
deren Beichäftigung — alles weſentlich 
— haben Bier eine flarfe Außbehnung des 
er eine intenfivere Bewirthſchaftung her ⸗ 
chtpreis pro Dekjätine Land Anfang der 
: 5 Rubel betrug, ift derfelbe 1878 auf 
t in den weſtlichen Theilen geftiegen. 
bier betrifft, jo ift im ben altruffifchen 
Hr, der genoffenjchaftliche Gemeindebejig, 
ı in dem neubefiedelten Probinzen theil- 
ein Pachtverhältniß zu Gutsbefitzern ver⸗ 
teidepreifen vor einigen Jahren hatte hier, 
t, der Großbetrieb auf Spekulation ftark 
: in diefer nomabenhaften neueren amerie 
har erwieſen. 
> Roggengebietd, mit einziger Ausnahme 
enzen die Weizenprovinzen. Das dftlid 
Gebiet, Samara und Orenburg, verjorgt 
Her. 20 
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mit Weizen die Hanbelögebiete von Peteräburg, Riga und A 
das heißt den ganzen nördlichen Haupttheil Rußlands, früher die 
neuerdings zum Theil die Eifenbahnen benugend. Nur ein 
Theil gelangt von diefen Quantitäten in Peteräburg zur Ausfuh— 
anders das weftliche große Gebiet des Weizenbaues, das Hinter 
Schwarzen und Aſow'ſchen Meeres. Dieſes hat nur die gerin 
bürfnifje der Handelögebiete von Libau, Königsberg und Danzig 
Iand zu decken; alleß Uebrige, falls es nicht im Probuftiongları 
Tonjumirt wird — und das ift wenig mehr als die Hälfte — gel 
Ausfuhr. Der größte Theil jucht jeinen Ausgang über Odefja 
Häfen bes Aſow'ſchen Meeres, das Uebrige theilt fi in bie 
über Königaberg, Libau, Danzig, ſowie über die Landgrenge durch 
nach Deutihland. 

Der Nordrand ded Weizenlanbes, wie auch ſchon der Süb 
Roggengebiets ift eine Prairie feiner Natur nad. Die Regenn 
ſchon zu gering, um ein Walbland zu erzeugen. Fur ben Gei 
ift jedoch durchaus noch genügend Nieberfchlag vorhanden und di 
find in diefem nörblicäften und weftlichften Weizengebiet kaum 
weniger ficher als in anderen Weigenländern. Da im Winter die 
decke nicht mangelt, jo kann bier noch Winterforn gebaut werde 
finden Hier noch einen erheblichen Roggenbau, und Weizen wird in 
durchgehends als Winterkorn gebaut. Bon Roggen gelangt auß bi 
vinzen: Pobolien, Kiew, Poltama, Charlow, nur wenig zur ‘ 
derjelbe dient Hier noch als Hauptbrotgetreide. Auch der Sch 
des Weizenbaued ift hier heute keineswegs zu fuchen; biejer 
fi immer mehr nach Süden und nad Often. Um Kiew und 
haben fich blühende Zuder-, Zalg-, Seifen und andere halb | 
Halb landliche Induſtrieen gebildet. Der Zabal- und Hanib 
hier eine erhebliche Rolle; Pobolien jendet jährlich bedeutende 
don Maftvieh auf den Berliner und Moslauer Markt. Nı 
hier außer Polen find landwirthſchaftliche Mafchinen in gaı 
meinem Gebrauch; diefe bilden einen Hauptimportartifel aus 
über Königeberg. Kurz dieſes Gebiet ift ſchon zu weit entwi 
Getreidebau des Getreibeerport® in erfter Linie wegen zu treiben 
anber& verhält e& fich mit ben füdlicher gelegenen Gegenden, be 
lichen Steppe. 

Ihr fehlt, von den Flußufern abgefehen, jeder Baummuc 
Negenmenge nimmt von Mittelrußland aus nah Süden un 
immer mehr ab. Die Folge ift, daß im Winter die wärmenb: 
decke fehlt. Bei dem Mangel dieſes Schuges und den eifigen ( 
die im Winter aus Gentralafien und Sibirien mit denkbar 
Gewalt herbraufen, ift es völlig unmöglich, Wintergetreibe 3 
Eintdnigfter Weizenbau und zwar von Weizen höchſter Ouali 
nur durch falfche ruffiiche Spekulationsſucht und Unfolidität 
Häfen durch Vermifchung mit Surrogaten in Weigen minderer 
umgewandelt wird, wird bier getrieben. Von Dreifelderwirthſch 
jelbftverftändlich feine Rebe fein. Der frifche Boden ift noch zu 
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8 daß zationelle Frucht · 
mnen waͤre. 
eizentſchernosjoms unter 
mittlere Dnjeprgebiet 
Herrſchaft eine ſtaͤndige 
wenjagden wurde dieſe 
ab das Land wieder mit 
&utßbefiger ihren klein · 
if ihre Latifundien über- 
verſprachen. Die Be- 
a 1775, mit ber Bertreis 
orität der Dnjeprfofaden. 
weſentlich die Heutige 
0000 Bewohner gehabt 
Jahren, jeine Bevölterung 
oben Hat. Trotz nam- 
rmehrung (1867—1870 
Arbeitskräften, vorzüglich 
inderttauſende von agra- 
ſonders auß ben Kreifen 
ampagne in ben Buder- 
‚eben Arbeit finden, nach 
Jahre dieſe Steppen- 
m Stande, im Sommer 
rimitiven Lehmbütte eine 


definitiv an, indem er 
Steppe anfchreiben Täßt, 
Beburtägemeinde erhalten 
ı Sande ber Dom ſchen 
igenthum ber Regierung; 
Loofen an Großpächter, 
geringen Theil bebauen 
ı ober Meinere Kaufleute 
Sommer hereinziehenden 
diefer Pächter begegnet 
das ungewifie Eintreten 
ıge Eriftenz gründen. 

ter Raubbau. Wo bie 
gewiſſe Fruchtfolge vor- 
ichöpfung zu bewahren. 
lich neu in Bearbeitung 
: nur 2—3 mal Getreide 
des Erports wegen bier 
n zum eigenen Konſum 
Haupt-Weizenprovingen: 
w, Sand der Don'ſchen 
Bordergrund, baß er alle 
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anderen Getreibearten zufammengenommen gewöhnlich überragt 
wird bei den vorzüglichen Prairie- und Steppenweiben noch wei 
wie Roggen gebaut. Der Maisbau ift allerdings in Beflara 
bedeutend, aber als Hauptgetreide neben Weizen nur auf b 
Provinz beichränkt, deren Bewohner, meiftene Rumänen, I 
Brotgetreide vorziehen. Nur Gerfte findet im meftlichen Wei, 
befonder8 im Dnjeprbaffin einen ftarfen Anbau, und wird i 
tenden Mengen über Obefja erportirt. Iſt auch der Boben de 
feine eigentliche Schwarzerde, jondern ein falkreicher Lehm, jo 
Erträge in guten Jahren nicht weniger gering als im Tſche— 
ja, da ber Boden ſriſch ift, jo überfteigen fie oft die Erträge 
bedeutend ; 100 Etr. Weizen befter Qualität pro Deßjätine — 1,1£ 
iſt gar fein feltener Ertrag und zwar bei der mangelhaiteften 
Bleibt jedoch der erwartete Sommertegen aus, jo ift das 
groß, wie man es fi} nur vorzuftellen vermag. Häufig gibt es 
nicht die geringfte Ernte. Dad Vieh wird nordwärt® getrie 
zu Spottpreifen verkauft. Die Steppe entvöltert fi, die 2 
nageln ihre Häufer zu und ziehen norbwärts, um bettelnd b 
hindurch ihr Leben zu friften. Doch nicht allein Hierdurch w 
Rußland von diefer Noth mit Heimgefucht; bie Getreibepreif 
und die große Mafle des Volkes, deren Einfommen dem 

minimum jehe nahe fteht, leidet außerordentlich. Dieſes Ja 
und daß beſte Beijpiel einer ſolchen Kalamität. Solche V 
treffen in erfter Linie die Weizengebiete, im jchwächern Gi 
Südrand des öftlichen Roggengebiets (Saratow a. |. w.). 

Unglüd folche Mißernten der Steppenbevölferung bringen, 
bieten uns die deutſchen Koloniften um Saratom ein Beifpiel 
find in ganz Rußland als die beit fituirten Bauern befannt 
in dieſem Jahre find fie der Mißernte wegen theils nach be 
Saratow in Erbhütten gezogen, um bettelnd ihr Dafein zu frifte 
wanderten fie halb als Bettler Halb als Koloniften nach Eis 
aus, um fic} Hier vergeblich ein weniger unficheres Unterfommen 3 
Mit jedem Jahre bevölfert ſich die Steppe nun mehr und mehr; m 
Jahre wächſt alſo dieſes Lotteriehafte der ruffiichen Getreideerr 
der ruffifchen Bolksreirthichaft überhaupt; ein Zuftand, der dem ı 
Volke noch manche Jahre der Noth bringen dürfte. Wie ſchw 
Lotteriehafte felbft die kapitalkräftigſten Griftenzen trifft, zeigt 
Thatſache, daß Hier unter den Beſitzern der Güter, die zum 
Theil doch reiche Kaufleute aus Moskau etc. find, die meiften Be 
in Rußland vorkommen (Keußler, Ruſſiſche Revue 1880.). U 
minder werben hiervon die unteren Klafien getroffen. Hunderttauf 
ländlichen Zohnarbeitern aus dem Norden, die bei guten Er 
Sommer Hier außerordentlich, Hohe Löhne verdienen, werden q 
gebraucht und kehren als Bettler in fürzejter Friſt zurüd. 9 
neuerbings, in der Hauptfache allerdings vergeblich, verfucht, die] 
verhältniß dadurch zu beffern, daß die Gutsbefitzer mit den hein 
Kreißbehörden dieſer Arbeiter feſte Verträge im Voraus abj 
und als Gegenleiftung 10%, des wahrſcheinlichen Lohnes vorh 
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nn eine kurze oder gar nicht vorhanden, jo 
m dem Arbeiter wenigftens ein Zehrpfennig 


ind wird davon auf's Empfindlichite berührt. 
aus Odeſſa behauptet ſchon Mitte der 70er 
3 ruffifchen Getreideerports ftamme aus dieſen 
zug auf Weizen ift dieſes ficher wahr, für 
deaußfuhr indefien eine Uebertreibung. Das 
Allem Roggen bezieht, wird daher hiervon: 
Art, durch das Steigen ber Roggenpreife im 


aupt · Weizenexportlander, auf welche fich mehr 
es Weltgetreidehanbelß verlegt, eine ſteppenhafte 
Beften ber Vereinigten Staaten, Auftralien, 
Süpdrußland, jowie in Zukunft die La Plata- 
ne große Gefahr für Rordweſteuropa. Die 
e um fo fpringender und wechjelvoller werben. 
te. Gleichmäßige etwas höhere Getreibepreife 
Bechfel von Jahr zu Jahr. 


I. 
ſche Getreidehandel bis 1840. 


tußlande nach außen ift in feinen Anfängen 


zömifchen Zeit ſchon, als ariſche Skythen 
ier des Schwarzen Meeres ſaßen, wurde Ge 
Steppe und vom mittleren Dnjeprgebiet um 
ı Kolonieen und Griechenland geführt. ALS 
indert an bad aderbauende Rußland unter 
ın Steppenvölfern gegenüber wieber erftarkt 
Dnjeprftraße eine ruffifche Karawane, von 
fineten durch die Steppe begleitet, bis nach 
ührte jpäter auch Getreide nach dem Bosporus. 
ben Meeres und Byzanz wurden vom Norden 
is letztere Stadt und bald darauf bie füb- 
inde der Türken fiel. Von da verwandelte 
denſchenexport. 60 —80 000 Krimfche Tataren 
erbauende Rußland eingefallen fein, um bie 
iamentlich Kaffa, mit Hausſklaven, beſonders 
n. Daß ganze Schwarzerde · Gebiet, das vorher 
außer den Moskau zunächſt gelegenen Theilen 
leer. Al dann von 1550 an ala Reaktion 
liche ſlawiſche Nomaden, die Kofadenheere, 
gegen die türkifch-tatarifche Steppenherrſchaft 
die Befiedelung des Zjchernogjom Ende des 
ten Jahrhunderts raſch und kräftig aus, nicht 
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indefien der auswärtige Getreidehandel. Nur für den innern 

. Handel war damit die Grundlage gelegt. Auch als um ] 
Unabhängigkeit und damit die Stärke der Kofadenmauer an be 
um 1730 die des Don wegen ber wachjenden Ohnmacht der | 
mongolifcher Abftammung fallen konnte, begann ſich zwar bier, 
langjam jortfchreitend, der Aderbau einzubärgern, aber berf 
mochte der politifchen Verhältniffe wegen den auswärtigen 
handel nicht zu fördern. Erſt die Brechung der Autorität ber 
koſacken, die völlige Vertreibung der Türken aus Sudrußland 
Beugung der Macht am Boßporus um 1775 führte eine gänzl 
wälzung bes ruffiſchen Getreidehandels herbei. Am Don, jelbf 
untern Wolga, fo weit deffen Steppen Zulturjähig find, mc 
Aderbau jeht raſchere Fortichritte. In dem folgenden Men| 
führte dieſer Südoſten allerdings wejentlih nur Produkte ex 
Viehwirthſchaft aus, welche beſonders der Herftellung von Tauſe 
wegen betrieben wurde, diejelben verwandelten fich feitdem ak 
pe Befiebelung, Herabgehende Frachten etc. immer mehr in: 
ausfuhr. 

Der nordiſche Getreidehandel knupft fich nach einander an 
Etappen an: Danzig, Königsberg-Riga, St. Petersburg. Die 
nordöftlichere Lage der Haupterporipläge entſpricht dem geſch 
Borrüden des Aderbaues nach Oſten. Schon im 18ten Yal 
war ber Kornbedarf Norwegens, Schwedens, zu Zeiten auch 6 
Hollands, Nordfrankreichs ein nicht umbedeutender und bie O) 
und blieb biß ind 19te Jahrhundert die Haupibezugsquelle. 
Hanfaftäbte den Sund 1284 für die Getreideichiffe Iperrten, mu 
wegen um frieden bitten und die verlangten Privilegien g 
Der wichtigfte Ausfuhrhafen wurde Danzig, das im 17te 
Hundert bis nach Rom feine Getreideflotten ſchickte, hauptſäch 
den erften großen Getreidemarkt, den Holländifchen in Amfterdam 

In normalen Jahren empfing Danzig hauptſächlich feine 
auß dem Weicjielgebiet, dem Konigreiche Polen, bei Hungerj 
Wefteuropa griff ed im erfter Linie auf ‚die getreidereichen } 
Latifundien in Kleinrußland zurüd. 

Im vorigen Jahrhundert, ondemn gegen Ende deffell 
dann ber Antheil von Königsberg und Riga an dieſem Ausfu 
1724 3. B. führte Königsberg erft 58 200 Mir. Etr. Getreide au 
2138 Laft ( 31,1 Heftol.) Gerfte, 379 Laft Hafer und : 
Weizen **). In den Jahren 1783 und 1784, dem Höhepunft Kbı 
in Bezug auf die Getreideaußfuhr, ftieg bie Ausfuhr auf 3 Millioner 
(1125 000 Mtr. Ctr. wobei der Scheffel — 75 Zollpiund gerec 
erreichte aber auch fonft gegen 1—1,5 Mill. Scheffel (400 


*) Vergl. en ‚ Gedichte der volkswirthſch. Anfichten ber Ni 
(1863). ©. 199 Bunk, Staatshuishond kundige Geschiedenis 
sterdamsche" Graanhandel, 1856. 

**) Arhivalien von Prof. Schmoller 
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Mtr. Ctr. Getreide aus, 
if Roggen, 177 Laſt auf 
Dafer entfielen. In der 
ober faft zwei Drittel 
jelangten nach Hamburg 
ältnifien wohl theils nach 
ch 10500 Mir. Etr.**). 
indeffen Riga ſchon zu 
alabann aber auß dem 
zjewöhnlichen Jahre 1777 
rt. Ctr. geftiegen, davon 
jelbft, 1086 Laft Roggen 
gen im gleichen Jahre an 
und 25300 Mir. Er. 
Nordfee. St. Peterburg, 
w· Yort überragt, neben 
Mitte dieſes Jahrhunderts 
Ausfuhr gebracht, obgleich 
ahrhunderts relativ ganz 
beſaß. Für eine Anzahl 
bäfen bedeutende Getreide» 
den möffen. 
ſtlichen Völker tiei in das 
nicht die Rede fein. Die 
ga nad St. Petersburg 
nan damals in Weſteuropa 
Der, Konfum fremden Ge 
und die Filcherbevölferung 
Iebte auch die von der 
ı Theil von auswärtigem, 
treide. Im Uebrigen bezog 
im Allg. nur 10-15% 
x näcdften Nachbarſchaft. 
bie ben @etreibeverfehr 
‚gen, der Wechſelverkehr zc. 
m meiften dienen konnten, 
von Staaten und Städten, 
en binderten vielfach den 
iders daran, daß feine Auß«- 
eine Hemmungsmöglichfeit 
werden konnte und auch 
ntinopel ein offened Meer, 
Steppen mehrere Genera- 


tion ber Kaufmannfdaft in 
Böriencomite 1867. &. 178, 
170. 
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tionen früher völlig erobert und befiebelt worden wären. ‘ 
oberung dieſes Nomadengebiets, jowie die Sprengung ber Fe 
Bosporus dor 100 Jahren find völlig gleichwerthige und glei 
Ereignifje in Bezug auf die Befiedelung Siüd- und Südoſtru 
Ebenſo wichtig war die Gebundenheit an deutfche Märkte in 
berg, Danzig ꝛc., bie Herrihaft früher der Hanja, ſpäter Dä 
über den Sund. 

In Folge aller diefer Schwierigkeiten war der Getreidec 
handel im Ganzen biß 1770 ein geringer, nur in fchlechten Jal 
lebendiger zu nennen. Jahrzehnte ind Auge gefaßt, dürfte ı 
niemal® vor Ende vorigen Jahrhundert? eine Zeit gegeben ha 
der 1, Million Bewohner von erportirtem Getreide bes | 
Rußlands hätten leben können. Wenn heute die Ausfuhr im 
alle von 1:2 von einem Jahr zum andern ſchwankt, fo har 
fich im vorigen Jahrhundert zuweilen um Differenzen faft wie 
Derartige Höhepunkte fpiegeln die Hungerjahte in Wefteuropa 
Speziell die Lage des Tſchernosjom zu ben Oftjeehäfen trug viel zı 
ftarfen Wechfel bei. Nur bei jehr hohen, nicht bei normalen Prei 
damals eine Verbindung mit diefem konzentritten Refervelager ı 
treide möglih. Es find dieſes die einzigen Jahre, in denen weit 
See zurüdliegende Gegenden Weiteuropa’3 außtwärtiged Getreide em 

Dagegen hatte die nahe Lage des Tſchernosjom zum Site 
jaren zu Moskau, zu dem armen Diluvialboden Gentralrußlan 
der Bauer jehr früh auf häuslich-gewerbliche Nebenarbeit 
mußte, und bie vorzüglichen Wafjerverbindungen zwifchen beide 
im 17. und 18. Jahrhundert einen nicht unbedeutenden innern € 
handel erzeugt. Die Orte, zu deren Induſtrie der Grund fi 
Anfang des 17. Jahrhunderts gelegt wurde, Pawlowo, Tula, 
Susdal fowie Wladimir, liegen wie Moskau in der füdlichen 
des heutigen Inbuftriegebietes, am Norbrande des Tjchernogjo 
höchſtens 200 Am. davon entjernt; alle diefe Orte außer Zula, 
unmittelbar an der Grenze der Schwarzen Erde liegt, Haben | 
Flußverbindung dorthin. Die Volksvermehrung im Gentralgeb 
gefteigerten Gelbbebürjniffe der Gutsherren, die mehr und ı 
Moskau fich aufzuhalten pflegten, die weitere Beftedelung des Ti 
jom, die frieblicheren Zuftände u. ſ. w. fteigerten natürlich rafc 
Austauſch von Induftrieprodukten gegen Getreide. Zuerft im Of 
alsdann auf der eigentlichen Wolgaftraße entwidelte fich biejer 
Getreidehandel. Die Gründung St. Petersburgs, dad von Anl 
feinen Getreibebebarf don ber Wolga bezog und die daran fich Er 
Verdichtung der Bevölferung in den umgebenden Provinzen bi 
dem innern Handel ein neues Ziel, das Rewagebiet. 

Die entjtehende Großinduftrie, die wachjende Gentralifatic 
Bevölferungszunahme, die Gewöhnung ber Großgrundbefiger u 
amten an wefteutopäifche Erzeugniffe, die zunehmende Befiedeli 
zeichen Steppe unter Katharina, wie überhaupt im Laufe des 18 
Hundert? haben gegen Ende deſſelben dann auch den auswärtigen G 
handel auf andere Bahnen gewiefen. 
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iziger Jahre bricht fich diefe neue 
ıhn. Südrußland war erfchlofien. 
acc) ganz rapide Steigerung feiner 
uaführenden, meiften® aber neu« 
gebiet für Getreide. 

ı bie ftädtifche Bevolkerung Eng- 
‚gemäß die Einfuhr Englands im 
00 Mtr. Etr. Getreide. Haupt · 
aus Rußland angemwiefen. Die 
tte damals noch genügenden Ab- 
aaten, fowie in Weftindien und 
iegerijchen Unruhen, welche bie 
ihr folgten, Hatten in diejer Zeit 
etreideausfuhr erzeugt. Die Höher 
gemeinen in London pro Quarter 
auf 70 Sch. 10 Jahre jpäter und 
tißernten in Weſteuropa in ben 
ıoch bebeutend höhern Preiaftand 
ben Epoche ein größerer Progent- 
achtführer und Handelshäufer ala 
die Kornpreife in Odefja in dieſer 
ich find auch Hier natürlich die 
iren; gehörte ja doch Rußland 
a und erſtreckte fich demzufolge auch 
ffiichen Häfen. Die Ausfuhr Ruß- 
t. (circa 2,4 Mill. Mtr. Ctr.), wähe 
ılen Getreidehanbel feiner Zeit auf 
auf 250 Mill. Heft. belaufen dürfte. 
: führuffiiche Steppe ganz außer 
11 Jahre nach jeiner Gründung 
relativ jet mehr als zu irgend 
son Getreide. Die Hinterländer 
fpäter dem GErportweizenbau zu · 
Odeſſa's trog völligen Mangels 
Ehaufjeen, nicht weniger ala 7—8 
‚ber 3.8. im legten Jahrzehnt nur 
bedeutend überfchritten worben ift. 
‚ al von 1819 an die Getreide- 
gingen, um fo ſtärker, als die 
i allerdings Außerft niedrigen Ge- 
Weizen nur bei einem Preife über 
ben durfte (18,1 Mi. pro Zolletr.). 
nun natürlich ſoviel als möglich 
arfs ging die Einfuhr auf weniger 
nitt während der Zwanziger und 


5, wenn biß zur Mitte der vierziger 
gemeinen eher Rüdjchritte als Fort · 
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ſchritte gemacht Hat. Während 1800—1813 die Getreideausfuhr 3, 
nen, inkl. bed Großfärftentgumg Polen wahrſcheinlich weit über 4 2 
Hettoliter betrug, erreichte biejelbe 1825 — 1840 nur bie Höhe von 8, 
nen Heltoliter. Für1824— 1838 finden wir an anderer Stelle,vielle 
zu ſehr abgerundet, 4 Mil. Heftoliter angegeben. Aufhören konnte 
der Export nicht wieber; viele Bauern, wie die Hafenorte waren auf 
unbedingt angetviefen. Aberman mußte, um das gleiche Geld zu verbi 
viel mehr Getreide anbieten ; ber Preisbrud wolltenicht aufhören. & 
Befiedelung berSteppe im Süden konnte deshalb weniger rafch vorar 

Auch die einzelnen Hafenftädte zeigen ziemlich übereinftim: 
Charakter der Konſtanz oder des Rädgangs der Getreideausfuh 
führte Riga 1783— 1822 im Durchſchnitt 460 000 Mir. | 
1823—1842 390 000 Mir. Etr.*) jährlich an Getreide auß, in eı 
Jahren befonderd Roggen und Weizen, in Ießteren Roggen, Hafer u 

Bei ben Hohen Getreibepreifen zu Ende vorigen Jah 
war Riga in ganz regelmäßige Verbindung mit dem Tſcherne 
treten. Das Tſchernosjomgetreide warb aljo gleichzeitig | 
Meeren auß Wefteuropa bei normalen Preifen zugänglich gema 
Süden, in Riga und vielleicht auch in Königsberg durch 
melftraße. Bauern aus dem übervölferten Gouvernement 
zogen mit ihren Schlitten nach den nächiten Getreidemärkter 
biet ber Schwarzerbe, bejonderd Orel und fuhren gegen Lohr 
und Hafer nad; ben öftlichften Endhäfen der Dünaquellflüffe. 2 
Km. Hatte der Bauer zu jeder Fahrt 2 mal mit feinem | 
zurückzulegen. Zwei Wochen lang dauerte eine Hin- und ! 
Ueber 10 000 Schlitten pflegten in jedem Winter zu Getre 
hier unterwegs zu fein, da faft 100 000 Fuhren im Laufe bei 
gethan werden mußten. In 300— 500 Barken (ſog. Struf 
dann das Getreide im Fruhjahr bei begonnener Schneejchmelze | 
mit der Wucht bes Hochwaſſers Herabgeführt. 

Ueber bie gefährlichſten Stromjchnellen und Untiefen w 
Schiffe durch erfahrene Lootſen, welcher Stand fich ohne Initia 
Kenntniß irgend welcher Behörden vor Jahrhunderten Hera 
hatte, geleitet. Jede Strufe, obgleich kaum 2000 Mir. Etr. 
enthaltend, war mit 40 Strufenleuten bemannt, welche Riga 
jahr mit ſchmutzigen, trunfenen Geftalten erfüllten. Nacht 
Bauern dann in einer Woche in Saus und Braus ihre wenig 
bis auf ben Reifepfennig vertrunfen Hatten, mußten fie zu { 
ihrer Heimat um Smolensk und Witebsk zurüdtwandern. 


IV. 


DOrganifation, Transportverhältniffe und inne: 
fifer Getreidehandel in ber Zeit Bis gegen 1 


Sind wir mit diefen Bemerkungen ſchon auf die inneren 
portverhältniffe Rußlands übergegangen, jo haben wir uns 








*) Das Rigaſche Börfencomite 1867. 
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m ruſſiſchen Getreidehandels im 19. 
h den uns zur Verfügung flehenden 
nicht eigentlich hiſioriſch verfahren, 
au ſchildern, wie er fi bis zur 
behalten aber babei vornehmlich bie 
Betreibebahnen in die Gntwidelung 
aurüdtommen. 

onliche Organifation dieſes Handels, 


andels ift in ben ehemalig polnifchen 
erſchieden von ber im übrigen Ruß- 
‚änbler, bier der ruſſiſche. 

gens in den meilten Fällen der 
nde Getreidehändler nicht ein und 
867 geſchrieben: „Der Waarenbezug 
vifchenhändler (im Gegenjag zu den 
worden, die fich Eontraftlich ver 
tufern Waaren zu liefern, zum An- 
lten.” Diefe Erporthäufer in Riga, 
iehr Kommilfionshäufer, in neuerer 
‚ nnb zwar bag um jo mehr, je 
: Stadt ift, aljo in Riga z. B. mehr 
am 31. Dezember 1880 730 000 
ionären und Spekulanten und nur 
en. 

: die Art des Einkaufs durch bem 
nifchen Provinzen ziehen die jüdifchen 
ft, zu Hunderten aus den mittleren 
Wintermonate zuzubringen pflegen, 
»orado ber Juden, Brody, Kiſchinew 
lieren aus dieſem, wie aus anderen 
8 zur Hälfte ihrer Einwohnerſchaft. 
hr aus Jahr ein in denfelben Ort. 
X ſehr groß, fo wandert ein ganzer 
n, um die Zahl der dauernd an ⸗ 
serjelbe Häufig während des Sommers 
um die wenigen ungefangenen Bögel 
igen noch feiter zu fetten. 

ehr reich war, befift der Bauer im 
ung und zum Gaatgetreibe. Be- 
Der Händler ſtreckt es ihm vor, na» 
t gegen einen Theil ber Ernte. Der 
elle Steuern bezahlen, der Händler 
inen Theil der Ernte Dann will 
5 die Zinfen feines aufgefammelten 
t ift, daß jobald die Ernte heran« 
ten Extrage nicht8 mehr gehört. Dem 
Jude natürlich in der Regel baar be» 
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zahlen. Obgleich der Getreibehändler fein Geſchäft auf eigen 
treibt, fo ift dieſes thatſächlich nur Schein. Er und 10— 2 
in demfelben Marktflecken oder der Umgebung bilden eine Gen 
deren Oberhaupt in der Stadt wohnt, in ber ein Theil d 
über zugebracht Hat. Diefer übernimmt bie Weiterführung 
laufenden Getreidemengen, beforgt den Berlauf, leitet b 
operationen, und ertheilt den einzelnen Genofien ihre 2 
Er ift gewöhnlich das fchlauefte, erfahrenſte und kapit, 
Mitglied bes ganzen Bundes. Die Mitglieder fchießen i 
talien, von denen jeder ein Sümmchen zu befigen pflegt, 
und ber gefammte Geſchaftsgewinn wird, abzüglich von Ark 
nach dem eingefchoffenen Kapital vertheilt. Die immer va 
verwandtichajtlichen Verknüpfungen, die gemeinfamen Beratt 
Winter über ihren nächſtjährigen Feldzugsplan entfernen ba; 
niß noch mehr von einem monarchiſch geleiteten Handelsha 
Genofienichaft Hat ihre beitimmten, ganz nahe aneinander 
Dörfer, die fie völlig monopoliftifch beherrſcht. Verſucht 

Königäbenger oder Danziger Handlungshaus einen Kommiſſi 
hinzuſenden zum direkten Aufkauf von Getreide, jo überbiete 
etiwa noch freien Bauern die Genoſſenſchaft für dieſes eine 
Eindringling, event. mit direftem Schaden. 

Dieſes jowie mancherlei Chifanen werden den Kommiſſ 
auch die Schliche und Kniffe nicht fennt und zu anftändig ift 
zuwenden, felten veranlafien zum zweiten Mal wieber zu kom 
den Hauptumladeftationen wohnt ebenfalls je ein Mitglied d 
eines befreundeten Bundes, welches darauf achtet, daß bei ber 
möglichft wenig geftohlen wird, fowie daß die Verladung 
ſchnell ausgeführt wird. Cine Hauptaufgabe derſelben ift 
Erpebitionsbeamten auf gutem Fuße zu ftehen. 

Auch in Großrußland find die Zwilchenhändler vielfach Jut 
die, falls fie dort anfällig find, ein Normaleramen geınacht ha 
fie fungiren mehr ald Kommifjionäre und Faktoren ber großen 
firmen; fie erhalten Prozente vom angelauften Getreide. Die 
deutſchen und englifchen Großhändler im Innern Rußlande 
‚Häfen,im Ausland, find theilweife zugleich Befiger großer Mühlen, 
nehmungen find monarchiſch organifirt, nach weiteuropäifcher 
im Auguft da8 Getreide geerntet, jo fpannen fie ihren gan; 
an, jehließen gegen Vorſchüſſe Lieferungsverträge mit ben In 
ab, um bie von ihnen abhängigen Faktoren mit großen Baar 
die Getreidegouvernements zu jenden. Der Bauer und Gutsb 
tauft Hier nur gegen Baarzahlung; er liefert das Getreid 
nächfte Bahnftation. Sobald es da liegt, läßt ſich der Kommil 
auf die erlaubte Höhe (meiſtens zwei Drittel des Werthes) gegen Au 
der Lagericheine Sombarbdarlehen jeitens ber Banken in ben 
Handelsftädten (ſtursk, Orel, Charkow, Saratow, Samara u. ſ. 
um aufs Neue Baargeld gegen Getreibevorräthe außzutaufd 
diefe Weile ift er im Stande, Getreide im 2— g8fachen Wei 
mitgebrachten Baarmittel anzulaufen. In ſehr viel ſchwächer 
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gange Jahr hindurch fort. Im nicht allzu 
yen Städten, beſonders Moskau, kommt aller - 
ucherverhältniß vor, und es ſoll nicht ver 
wort · und Erporthäufer auch ſchon vor der 
mitteln zum Vorſchußgeben in die Getreide- 
ſt nicht die Regel wie in den ehemals pol» 
Yhängigkeit des Bauern vom Händler ift Hier 
t doch noch eine Art freien Wettbewerbe 
gegenüberjtehenden Gruppen von Kontrahen- 
an die größte Ungleichheit der Bildung, ber 
auch der Nationalität zwiſchen beiden Theilen 
fer ift auch Hier in der Regel ein armer 
zu den herrſchenden Klaſſen und weiß jeine 
brauchen, 

chaltniffe betrifft, jo verjügt Rußland über 
in ihrer GEigenthümlichteit und in ihrer 
als man nah Analogie weiteuropäifcher 
iefen Kulturgrad Rußlands Hätte erwarten 
n Verkehr, eine intenfive Arbeitseintheilung 
1. Es ift der Schlitten und das Schiff. 
am befaßen fie eine jo auferordentliche Ber 
ndel Rußlands in der Vergangenheit, wie 
rrenzmittel den Eifenbahnen gegenüber auch 
Anſpruch nehmen dürfen. Kaum find nad 
ergangen, fo ftellt fich der erſte Froſt ein. 
+ Schneetuch über die weite ruffiiche Ebene, 
ſes außerordentlichen Vortheils. Jetzt tritt 
ein. Kein ordentlicher Bauer vermag ohne 
hrliche Transportmittel zu exiſtiren. War 
iosjom zu paffiren, trotzdem fie vorſchrijts · 
ohne daß Wagen, Fuhrmann und Pferd in 
wurden, ſo hilft jetzt über allen Mangel 
decke trefflich hinweg. Ganz Rußland ift 
er alle Flüſſe und an jeder Sielle find 
‚fchlagen. Jede Verfrachtung, die nicht zu 
‚ wird wenn irgend möglich jet ausgeführt. 
ich der Bauer im Winter nicht beichäftigen, 
wen ift; Gewerbebetrieb zur Winterzeit, zur 
a bat fi im Tſchernosjom in der Bauern- 
ibirgern vermocht, — jehlte ja bisher ber 
- fo wird der Bauer aljo jür einige Zeit 
e nahe am Nordrande des Tſchernosjom, 
Setreide ohne Waſſerverfrachtung auf dem 
ı Märkten im Induſtriegebiet zu bringen; 
Hab und noch geichieht, der Bauer im In- 
hne herrſchen, Holt auf feinem Schlitten Ge- 
Tſchernosjomkreiſen. Selbft Moslau, Taft 
r Schwarzerde entjernt, empfängt Getreide 
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von dort im Winter durch Schlittentransport. Bei weiten t 
Menge des Getreides, welches in den Handel kommt, und zu 
wie außfchließlich alles verkaufte Korn auß den zurädliegenden 
jomgegenden muß indefien weitere Entfernungen zurüdfegen, 
den Konfumenten gelangt. Hier tritt daB Schiff in fein ! 
Gewöhnlich liegt das Dorf in den Getreibeprovingen 2—38 
vom näcften Flußhafen entfernt. 

Unermüblich jährt der Bauer hin und her, biß er feinen 
an Getreibe, den er im Herbft verkauft hat, kontraftmäßig : 
geführt Hat. Fährt der Bauer für Lohn, fo iſt er mit einen 
Geldverdienft zufrieden; ift ja im Winter überall 
gering; dazu füttert er fein Pferd den Winter über kräftig 
durch, den er nebenbei dadurch gut verwerthet. Steht das 
Winter über im Stalle, jo muß es fich mit Stroh genug 
und ift dann im Frühjahr kaum im Stande, auch nur bie 2 
Pflugfurche zu ziehen. 

An den Ylußhäfen wird dann das Getreide in 
Hoch aufgefchichtet, damit der darüber Lagernde € 
herabfallende Regen und die Bobenjeuchtigkeit die 
wenig durchnäffen. Lagerräume und jelbit offene € 
Roggen und Hafer zu Zoftipielig bei den billigen | 
den außerordentlich wechjelnden Zufuhren. Selbſt 5 
den Gifenbahnftationen ein großer Theil des Get 
Himmel in Säden gelagert. Die Verbefierung befteh 
daß man es immer höher — Berichte ſprechen vı 
thürmen beftrebt ift. Eine der Hauptklagensder betheilig 
daß das Getreide Hier verderbe. Unendliche Prozeſſe 
daß eine Anzahl Säde zufälliger Weife ganz obe . 
gelagert waren, falls man nicht vorgezogen hatte, dieſes di 
gelder zu_verhüten. Weizen dagegen fcheint auch ſchon frühe 
beffere Behandlung erfahren zu Haben. Samara, das die meift 
zufuhren per Wagen erhielt, befaß ſchon vor 3 Jahrzehnten ei 
Stabttheil von Getreideſpeichern. 

Aeußerft felten tritt bei dem fehr ftrengen Wintern in ©: 
einmal Thaumetter im Laufe des Fruhjahrs ein. Die Flüfie 
Winter faft zu fließen auf, um dann im Frühling mit dem 
eintretenden Thaumetter über reichliche® Wafler zu verfügen 
Waflerläufe, an deren Befahrung felbft mit Booten im © 
Herbft gar nicht zu denken ift, tragen im Frühling groß 
barken auf ihrem Rüden. Wenn auch weder der Zichern 
noch viel weniger die Steppe zahlreiche günftige Waflerftra 
weifen vermögen, fo befigt doch daß unmittelbar nörblich de 
erde gelegene Getreibelonfumtiondgebiet wegen eines weit fti 
länger dauernden Schneefallß, ſowie wegen günftigerer @efällverk 
fo zahlreichere und im Frühjahr vorzügliche, jahrbare Waller! 
Wolgagebiet oberhalb Niſchnij⸗ Nowgorod, aljo befonders die Ok 
Nebenflüffen, die Wolga jelbft und außerdem die Kama mitihren 
begünftigen den Getreidehandel fo ſehr, daß jelbft der Obio nic 
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yern Grade läßt fich dafjelbe 
no jagen. Während des 
8 ben Endhäfen im Tſcher- 
bejchäftigt, um die rohen, 
n, dazu beflimmt die Fahri 
« Brenn« oder Nußholg ver- 
zum Getreidettandport ver · 
Holzprovinzen nördlich der 
en Schifffahrt nach Süden 
rögewäfler gehen die Barken, 
ri. 
0 Mir. Er. im Dünagebiet 
ı zu laden; natürlich ſehr 
yem fie herauskommen reſp. 
3 fommen auf der Wolga 
dung vor; aljo das Trand- 
gen enthaltend. Die durch · 
Weichſeigetreideſchiffe iſt be · 
ſchniti nur 1100 Mtr. Ctr., 
J0 Mtr. Chr. Die Barken 
Sura x. mit dem Strome 
im Takte in das Waſſer 
die Geſchwindigkeit zu be= 
zu behalten. Hatte man 
früher, als die Arbeitskraft 
von Schiffsziehern (Burlaki) 
‚ buch Sumpf und Moraft 
ht über 41 Mir. Etr. Ladung 
auf der Wolga jelbft war 
richt angänglid. Man er- 
der großen Barke ein kleines 
3 einen in den Fluß einige 
‚rien hatte **). Das große 
? Spille auf feinem Verdeck, 
de, einige 100 Meter daran 
ff wieder den andern Anker 
Reuem an. Seht haben auf 
Bolga jaft vollftändig, ſowie 
ıberen Shfteme, die Schlepp- 


ıB bie „Flamänder Kornihiffe“, 
Se nn motitrake Fr 
Getreideflußſchiffe Wefteuropa’s, 
afühten, jelten mehr ala 5000 
ubiciff auf dem Rheine ift auf 


n zuffifchen Flüffen Anwendung, 
neibet A— emmungen des 
jen Transporien 
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Bon 623 Flußdampiern, die Rußland im Jahre 18 
waren etwa 400 Bugfierdampfer, mit deren Hilfe 68"), der 
Waſſerfrachten Beförderung und zwar zum allergrößten Thei 
eigentlichen Wolgaſtraße fanden. Soweit der Getreideverfehr 
transport auf kurze Entfernungen und Flußverkehr geblieben i 
wir gegen jrüher nur wenig Veränderung. Nur hat das völlig 
und Stoßweife fich etwas gemilbert einer dauernden Beſchäft 
Bugfierdampfer und anderer Urfachen halber. 

Der Eijenbahntransport weiſt natürlich in obigen Be 
manche Aehnlichkeiten auf. Auch bier fährt der Bauer in 
meiften Zällen bei Schlittenbahn fein Getreide. nach ben € 
Nahe an der Eifenbahn liegende Dörfer, ganz beſonders aber E 
im Weiten, die durchgehende Dampfdreſchmaſchinen befigen, a 
ihr Getreide außzudreichen vermögen, werjen ihr Getreide jcho 
Schneebahn auf den Markt, um an ben etwas günftigeren P 
um diefe Zeit befanntlich zu herrſchen pflegen, zu profitiren. 
Transport zu Wagen etwa zu großer Entfernung wegen unm 
ſucht man wenigftens mit ber erſten Schlittenbahn möglichſt 
treide an die Bahn zu bringen. Die gefammten Frachte " 
pflegen im September, Oktober und November aus diefer 
das Doppelte gegenüber dem Sommerverfehr zu fteigen. 
Oſtſee find jeht noch offen und bie Preife find deßh 
Monaten dort am höchſten. Die kleinere Hälite des The 
welcher zur Ausfuhr gelangt, wird fo jchon in den £ 
Anfang des Dezemberd zur Berihiffung gebradt. Im ! 
alle anlangenden Getreidevorräthe, der größere Theil der zu erp 
Ernte auf ben Eifenbahnftationen aufgeftapelt. Nur ganz un 
Quantitäten bejördern die Bahnen bei Schluß der Schifffa 
ſehr theure Lagermiethe in Riga, Petersburg u. ſ. w. gilt 
höher ala der Schaden, den das Getreide durch die Lagerung 
nimmt. Im Februar und März beginnt in den mittelbe 
DOftfeehäfen wieder die Schifffahrt. In den Häfen ift nur ſ 
Getreide auf Lager. Seht müſſen die Bahnen wieder mit größter 
bis zum Mai arbeiten, bis der Stapelvorrath auf den Stationen eı 
In Folge deffen Hört der Getreidetrangport und damit auch die G 
ſchiffung nach dem Auslande faft ganz auf. Liegt nämlich da 
länger im Seien bem Regen außgejeßt, jo kann die ganze Menge ve 

*) Nachjtehend geben wir die Riga in den einzelnen Monaten 
Riga-Dinaburger Bahn im Jahre 1878 zugeführten Gütermen 
Schmantungen das Tireftorium ausichließlic) dem ftoktweilen Getei 
zuſchreibt. Diefe Bahn gehört zu dem erften Getreidebahnen Rußle 
bemerken, daß 1878 die Fruͤhiahrsverſchiffungen wegen ber noch andaue 
tade im Schwarzen Meer etwas über das Normale hinausgehen; ir 
entfpricht der Verlauf ganz den Vorjahren. Riga erhielt zugeführt 
von ber Riga-Tünaburger Bahn im: 


Januar 260000 Mir. Ctr. Juni 230000 Mir. 
rebruar 380000 5 Juli 130000 - 
2 tar 550000 . Auguft 260 000 . 
April 660000 . September 590 000 ” 
ai 530000 5 Dftober 760000 . 
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Auch den Getreibetransport in der Steppe beforgt der Bauer, jo 
t als möglich im Winter, wenn der Boden Hart gefroren ift. An 
Eifenbahnen, die Hier für Trachten auf weite Entjernungen ben 
ihverkehr Heute völlig überragen, gelangen aber ſchon vor dem Froft, 
überhaupt jaft in allen Jahreszeiten, ſehr große Getreidemengen. 
t ein Kommilfionär die Gegend bereift, jo kommen an berabredeten 
jen, an denen der Beauftragte das Getreibe zur gemeinfamen Ver- 
ung zu bringen fucht, viele Hundert Bauernwagen auf ber betreffenden 
tion an. Kaum waren die Zleinen, jchlecht genährten Pferde im 
nde, den plumpen Wagen durch ben Schmuß zu ziehen; einen, 
er zwei Sad Getreide haben fie außerdem noch mitzubringen 
mi = 
Die Getreideausfuhr auß dem Schwarzen Meere befigt fo der 
n Schneebede Halber nicht in dem Grabe den Charakter der 
mäßigfeit, wie der Oftfeegetreidehandel. Fehlt ja auch Hier die 
lige Unterbrecdung durch die Eisfperre. — 

18 lebendigſte Bild bes inneren ruffiichen Getreidehandels erhalten 
nn wir hauptjächlich an der Hand von Reclus' kartographiſcher 
ung den Transport auf der Hauptſchlagader des ruffiichen 
werkehrs, auf der Wolga-Newaltraße bis Peteröburg, wie er 
schichnittlich pro Jahr gegen 1870 vor der wejentlichen Ein- 
der Eiſenbahnkonkurrenz geftaltete, verfolgen. Unfere am 
folgende Karte des ruſſiſchen Getreidehandels gibt bezüglich 
Bolgaverkehrs ebenfalls das Bild aus dieſer Zeit. 
x Getreibehandel auf ber eigentlichen Wolgaftraße geht durchaus 
värtd. Der unbebeutende Berker flußabwärt® kommt nur für 
ecke von Saratow bis Aſtrachan in Betracht. Die in Zarizyn 
gten Getreidemengen flußabwärts betragen 600 000 Mir. Ctr., 
faft fämmtlich dem Hanbelögebiete der Stadt Saratow ent 
n. Bon Barizyn führt nach dem Don eine Eifenbahn, die alte 
e Wolga-Donftraße. 300000 Mir. Ctr. werden durch bieje 
uf die Waflerftraße des Don gebracht, dort in Schiffe verladen 
h Berladung in Taganrog ind Ausland verführt. Die übrigen 

Mir. Etr. werben theild don den Anwohnern der füdlichiten 
tecke beſonders in Aſtrachan, theils in den Hafenftäbten am 
m Deere verzehrt. Flußaufwärts ergeben ſich völlig andere 


n Zarizyn bis Kaſan fließt der Strom ununterbrochen im 
ber Steppe und der Schwarzerbe, aljo ausſchließlich durch 
;rportgebiete. Der Strom empfängt hier überall Getreide, ohne 
m Geringiten abgeben zu müfjen. 

: von Barizyn nach Norden gejandten Mengen betragen nur 





November 440000 Mir. Etr. 
Dezember 260.000 
Durchſchnitt 420000 
Davon Getreide 290 000 
Mebrige Güter 130000 
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100000 Mtr. Ctr., gehört ja auch dieſe Handelsſtadt im Uebri 
Handelsgebiete des Schwarzen Meeres an. 

Bei der Abfahrt von Saratow Hat fich die Menge indeſſ 
auf 1200000, nach der Pafjage Samara’s fogar auf 5200 000 1 
erhöht, von weldden Summen auf Zufuhren zu erfterer Stadt € 
zu leßterer 2300000 Mtr. Ctr. entfallen. Außer den Zufuhren S 
welche die Weizenausfuhren der Gouvernement? Samara und £ 
darftellen, beftehen die bißherigen, wie die noch Hinzufommenben | 
mengen aus Roggen. Bid zur Einmündung der Kama erhöht 
Transport auf 6400000 Mir. Etr. Dazu fpendet die einn 
Kama weitere 2 Millionen Mir. Ctr. Diefer Strom Hat gl 
Oka eine mehrhundertjährige bedeutungsvolle Geſchichte feines 
Handels aufzumeifen. Die fübliche Hälfte feine Gebiets, fo 
untere Thal jelbft, bilden den öftlichften Theil des Zjchernos 
Europa. Nördlich liegt Wjätka, die alte Handelskolonie No 
Wegen ftarker Uebervölferung Hat fi hier jeit langer Zeit Fl 
fowie eine ziemlich bedeutende Holzinduftrie zum Eintaufch des 
Getreides entwidelt. Im Oſten bildet daB erzreiche mittlere 
des Ural die Grenze gegen Afien. Hier liegen bie berühmt 
Eiſenwerke des Ural, den Demidows ıc. gehdrend, fowie die i 
Jahrhundert erfchlofienen, weit wichtigeren Goldbergwerke. Vie 
taufende von ruffiichen Arbeitern — heute 150000 — mit il 
gehörigen find Bier feit zwei Jahrhunderten mit Getreide 
Zichernoßjomtheile der unteren Kama zu verforgen geweſen. Q 
ſchiffbare Nebenfläfle, vom Ural dauernd gejpeift, erleichten 
Getreidehandel aufs Höchfte.e Der Ueberfchuß des Tſcherno 
Getreide läuft aladann in die Wolga ein. Noch vor einigen Ja} 
unbedeutend, ift dieſer Ueberſchuß durch die Agrifultureroberu 
ſowie Orenburgs im rafchen Wachien begriffen. 

Unterhalb Kaſans finden wir durch diefen Zuwachs der Kan 
durch andere Zuführungen die Getreivemenge auf 9300000 1 
geftiegen. Von Kaſan ab tritt die Wolga in die Diluvial! 
ein. Bis Niſchnij⸗Rowgorod jedoch ift der Nordrand des Tſch 
nur wenige Meilen vom Sübufer der Wolga entfernt. Aus jede 
orte treten, durch Schlitten aus dem Tſchernosjom herbeigebra 
Getreidemengen Hinzu. Bei Weitem die Hauptmenge jedoch b 
diefer Strede die Sura, welde von Penfa ab, mitten im 
tſchernosjom, ſchiffbar iſt. Zu gleicher Zeit verliert der St 
diefer Strede durch die Abforption der nördlich gelegenen unfr 
Diftritte (Gouvernement Koftroma) beträchtliche Mengen. Bei 
kunft in Nifcänij-Nomwgorod Hat fich dieferhalb die Menge 
10300000 Mtr. Eir. erhöhen können. Seht ift der Höhepunf: 
Zuweilen Täuft freilich noch eine bedeutende Anzahl Getreideba 
der Ofa in die Wolga ein, jebod je nach Konjunkturen t 
wohl ber umgekehrte Fall ein. Sodann entnimmt die Eifenb 
Moskau ſehr häufig bedeutende Getreidemengen aus der Wolg 
meiften® für den Iofalen Konfum, Häufig bei eiligen Bezügen c 
Transporte, welche über Moskau nach Peterburg eventuell ins 
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enge bei der Abjahrt von Nifchnije 
edugirt. In Rybinsk, dem Haupt- 
Etr. berjelben an. Bon Rybinsk 
dauptziel dieſer Getreibetrangporte, 
1811 vollendet, verbindet Rybinsk 
Seine Tiefe ift jedoch nicht groß 
ı anderen Wafjerwege aufnehmen 
:e bienen beſonders dem Lofalen 
nat aus in den Tifchwin-Fanal 
fi auf pp. 750000 Mtr. Eir., 
Transport nach St. Petersburg zu 
und Heutige eigentliche Zranfitlinie 
I laufende Kanaltrace. Zwar hat 
wie die Tifchwin-Straße, aber fie 
von 1000 Mir. Ctr. Ladung den 
tanal die flachften Stellen, je nach 
iefe befigen, kann dieſe nördliche 
Schiffen mit 1 Meter Tiefgang bes 
ilage biefer großartigen Kanaltrace 
Barbinalfrage für das Gelingen des 
idung einer weftlichen Hauptftabt, 
mit ber Wolga zu erreichen fei. 
von ruffiichen Bauern und Koſaken 
} wurbe damals bie letzte große 
Ken und gefährlichen Ladogaſees 
ıch Münnich erbaut, vollendet. In 
durch Außbaggerung, theild duch 
en der urfprünglich benutzten See- 
idung des Bjeloferslifchen Kanals, 
ınäle dieſe Straße ſehr verbefiert. 
Drittel der in Rybinsk anlangenden 
Mir. Etr., welche in diefe Straße 
)0 000. Ueber 1000 000 Mir. Cir. 
ıfen durch die etwa 1830 erbaute 
m in diefe ein, theil® um in deren 
), theils um über Archangel zur 
n großartigen Verkehr entiprechend 
ie Hülfgmittel mobdernfter Technik, 
Kanälen feit einiger Zeit einger 
welche in die Onega-Ladogas und 
lſo 6000000 Mtr. Etr., müflen 
olumpen Getreidebarlen der Wolga, 
fliegen, können dieſe Kanäle natür« 
ier Barke pflegt auf 4 flachgehende 
Mitte der fiebziger Jahre waren 
zit der Umladung beichäftigt. In 
zoßer Theil des nach der Newa 
m zweiten Mal überwintern. Es 
2ı* 
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mußte deßhalb das Getreide vorerft in die großen Getreide 
durch die Arbeiter gefchleppt werden. Die einen Arbeiter | 
Säde paarweife mit Hafen, die anderen tragen dieſelben auf be 
häufig mehrere Stodwerfe in den Getreidemagazinen in die Hö 
jest eriftiven in Rybinsk noch fehr große Getreidegeichäfte; 
aud jet Häufig einer Lagerung, wenn auch immer mehr bir 
Kanalboote reſp. Waggons verladen wird. Die Technik der 2 
Hatte bis auf die neuefte Zeit feine Veränderung erfahren. Die $ 
kraft ift zu billig, als daß man die fehr theuren Mafchinen in 
anwenden ſollte. Der Lohn für das Umladen eines Gades 
von 150 Kgr. ſchwankt zwifchen S—15 Kopelen. Im Di 
ſcheint etwa 10 Pf. pro Mtr. Etr. gezahlt zu werden. Wie fi 
ſcheinlich Aberall in Rußland die Keime einer Revolution des 
umlabegefchäft. zeigen, fo auch Hier. Eine große Getreibef 
erfreulicherweife dor einigen Jahren einen Elevator erbaut, iwe 
Getreide auß ben Schiffen in die oberen Stockwerle hebt. 
als Symptom einerfeit3, weil man daraus eine etwas größere | 
des Eigenthums folgern Tann, indem man es wagt, Getreide 
gefchättetem Zuftande zu verführen, fodann aber auch, weil 
daß die Menſchenkraft doch etwas werthvoller geworben ift. | 
der Wolgabarlen, bejonders die etwaß Eleineren, in jenen Sal 
2800000 Mtr. Etr. enthaltend, verfolgt die obere Wolga w 
wärte. In Twer muß auch der größte Theil dieſes Getreides 
es nicht unterwegs Abſatz fand, in Kanalboote umgeladen wer 
Diefer Waflerweg, die alte Straße von Wiſchnij-Wolotſe 
Nowgorod zur Wolga, welcher Handelsweg überhaupt vor 
der nördlichen Kanaltrace bie einzige gute Verbindung zwiſch 
und Wolga bildete, ift die füdlichfte und biß zur Einführung d 
ſchleppſchiffahrt auf der nördlichen Linie auch wohl die wichtig 
drei Kanalverbindungen von St. Peteröburg zur Wolga. 
Dieſer Waſſerweg befigt infofern mit dem nördlichen der 
Werth, als die Schiffe gleichviel zu Laden vermögen — die Get: 
im Durchſchnitt 1000 Mir. Ctr. — indem die Tiefe jaft die 
Oberflächenbreite der Kanäle aber um die Hälfte (22 gegen 1 
größer ift. Trotzdem ift dieſe Linie gegen die nördliche ni 
Tonkurrenzfähig. Es kommt nämlich in Betracht, daß der Um 
weit bebeutenber ift, ſowie daß die Borowitſchi-Fälle nicht und 
Gefahren jowie Unbequemlichkeiten veranlaflen, indem die Pa 
Tarawanenweiß erfolgen kann. 
Don obigen 2800000 Mir. Etr., die von Rybinsk ih 
d 1846/47, alſo vor Eröffnung ber Moslau- Petersburger Eifenbo 
durchſchnittlich ber jährliche Werth bes Wanrenverfehrz auf ben 3 waſſer 
Kanälen wiſchen dB a und Netva : Onega-Linie 16,1 Millionen Sil 
Tiſchwin⸗ Kanal 11,2, Wifcnij: Wolotihof-Kanal 35,5 Millionen Sil 
wovon im Ganzen jährlih 15 Millionen Rubel auf die @etreibezufu 
Richtung nad St. Peteräburg entfielen, ein Getreibebertehr, ber 1847 
mehr als boppelt jo geofmie gewöhnlich war. Der Werth ber Labuı 
men {8 betrug 1846: Marien-Sanal ( mega Binie) 7780, Wiſchnij⸗ 
trahe 6200, Tijchwin-Kanal 1820 Silberrubel. 
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verden auf bem Wege nach St. Petersburg 
im Gebiet der oberen Wolga ſowie ber 
!au gegen Eintaufch der Produkte des Flachs · 
ob gegen bie Erträgniſſe des Wanbererwerbs 
) die Getreibebarten herftellen, Tonfumirt. 
n Rebenfluß der Wolga, muß dad Getreide 
ı das Gebiet der Newa übergehen. Früher 
ma dem einen Stromſyſtem in das andere 
‚tragen werden, woher Wiſchnij -Wolotſchok · 
leitet. Jetzt verbindet ein ſehr komplizirtes 
Die Schiffe müflen erft Längere Zeit in Twer 
bis eine Barkenkarawane zum Durchgang 
et biefelbe von Twer ab. Die Schleufen 
en werben geöffnet und ergiehen ihr Wafler 
nal, der für gewöhnlich jelbft mit kleinſten 
. 100 Kilometer unterhalb defielben müffen 
her dad Schreckniß der Nowgorod-, ſowie 
paffirt werben. Seht wird Bier, wo ber 
% Meter fällt, durch Lange vorherige Aufe 
kurze Zeit, fo lange die Karawane paffizt, 
gleichmäßige Waflermenge über den Granit · 
ſchi, einem Städtchen von 9000 Einwohnern, 
eßlich auf dieſes Naturhindernig gegründet 
m Rootfen an Bord. Bevor die gefährliche 
ıt, verfammelt fi alles auf den Verbeden 
nm altehrwürbig wie der Weg find auch bie 
orte der Looiſen, das Schreien und bie 
> Schiffevolfes, das Gewuhl dieſer Hunderte 
n abſchuffigeren Stellen einen wahrhaft 
m. Hier tritt dann der Eigenthämer an 
t Brot und Salz in daB ſchäumende Waffer 
Hand: „Mütterchen Mſta, fei und gnädig.“ 
m und der Flußverbeſſerungen pflegt bier 
: Hundertfte Theil der 2—3000 pafficenden 
gehen. Nur 1200000 Mir. Etr. Getreide 
5 St. Beteröburg. Bon 10 300 000 Mtı.Etr. 
iwgorod ankamen, von 9300000 Mir. Etr., 
wir alfo 5400 000 Mtr. Etr. in St. Peters- 
son dieſen Mengen, fowie den damald noch 
ı der Moskauer Eiſenbahn der Bedarf 
J00 Mir. Etr,, Finnlands 1800 000 Mir. Ctr. 
vet ward, konnte — gegen 1869/70 — nur 
eReft zur Ausfuhr verwandt werden. — 

vehandel im Vergleich zu den Übrigen Tran« 
nordlichſten Wolga-Newa-Kanalwege und 
rten auf der großen Strafe vom Kaſpiſchen 
elt, davon mögen noch einige Zahlen Zeugniß 
zeſammten Transpori auf diefer Strafe an 
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Pudwerſt — 100, fo entfallen auf die Richtung nad St. 9 
78,2, auf die entgegengejete dagegen nur 21,8 heile. 
Wolga war alfo das Verhältnik von Thal- zur Bergfahrt 
umgefehrte, wie auf allen anderen großen Strömen. Bon d 
frachtbewegung in ber Richtung nach St. Petersburg nahm 
an Zonnenfilometern nicht weniger als 57,49%, ein. Daß 
meiften® auf den enormen Bezug Petersburgs an Bau und Bren 
aus Finnland, Granit und Holz. Von dem Verkehr in ber 
nad Ajtrahan nahm Getreide allerdings nur 7%, ein. B 
tungen zufammengenommen verbantten dem Getreide 47% 
Eifenbahnen Minim. 41 %,) ihres Verkehrs, des Probuftes von 
Laſt. Ohne Uebertreibung darf man alfo jagen, daß der inne: 
Getreidehandel die Lebensader des Wolgaverfehrs iſt. Im let 
zehnt jollen fich troß des ganz außerorbentlich gewachſenen 
verkehr, ſowohl nach dem Innern wie nach dem Auslande, 
beſonders von der unteren Wolga aus, die Getreibetranspor‘ 
Wolgaftrede Zarigyn-Samara, jowie Kybinsk-St. Petersburg 
Konkurrenz ber Eifenbahnen nicht wefentlich vermehrt Haben. 
Mittelftüäd von Samara nach Rybinsk dagegen find jeitdem bie 
jrachten auf dev Wolga wegen kaum begonnener Mitbemer 
Eiſenbahnen ganz außerordentlich angeſchwollen. Diefer Getr 
auf der Hauptwolgaftraße erichöpft natürlich) bei Weitem 
ganzen Wolgagetreidehanbel. Der Getreideverkehr im Dfagebie 
ſchon damals — und heute noch weit mehr — zum größten 
Eifenbahnen übernommen hatten, dürfte allein diejelben Be 
weifen. Dazu. dann das Kamagebiet, in welchem ficherlic 
Millionen Mir. Ctr. vom Süden nad dem Norden und b 
ohne die Wolga zu berühren, gebracht wurden. 

Einen ungefähren Maßftab für die geichichtliche Entwicklun 
geſchilderten Theils des innern Getreidehandels geben die 
Waaren auf der großen Herbftmefle in Nifchnij-Nowgorod, bie 
dem Außtaufch der Probufte des aderbauenden Tſchernosjom 
des induftriellen Norbens dienen; die wefteuropäiichen und 
Waaren fpielen nur die zweite Rolle. Der Werth der verkaufte 
betrug 1824 12 Millionen Rubel, ftieg bis 1854 auf 52, I 
einige Jahre ftabil und Hob fich bis 1874 auf 165 Millionen, o 
Höhe fich biß Heute die Umſätze erhalten haben. Wenn das 
gebiet dem unteren Wolgagebiet gegen 1870 jährlich etwe 
Millionen Rubel für im Frühjahr gelieferte 9—10 Millionen 
Getreide ſchuldete, jo geſchah die Bezahlung wejentlich dın 
Herbft nach Niſchnij⸗Rowgorod gebrachten Induftriewaaren. 1: 
auch für 8 Millionen Rubel Getreide, fat 2000000 Mtr. 
der Meffe felbft zum Verkauf angeboten. 

Auch im Hanf und Flachgerport Tann man in gewiſſer 2 
Maßſtab des innern Getreidehandels fehen. Der Bau und Ex 
Pflanzen nahm im Diluvialgebiet in dem Maße zu, wie die K 
des füdruffiichen Getreides in den betreffenden Flachs · und Han 
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Die Ausfuhr Riga's betrug in Metrifchen Centnern: 


Un Hanf Un Glas An Hanf Un glags 
0-1810 180000 106000 1841—1850 154000 818000 
1—1820 91000 80000 1851—1860 169000 278000 
1—1830 102000 194.000 1861—1870 202000 394000 
1—18340 137000 210000 1871—1880 201000 357.000. 


Diefe Hanfaußfuhren entiprechen dem inneren Dnjepr-, die Flach» 
fuhren dem inneren Dünagetreidehanbel. 
Die gefammte ruſſiſche Flachsausfuhr betrug: 


Mir. Gr. jäpel Gleigerung Mir. Gtr. jahrl. Steigerung 
158 613000 1866/68 107000 8,6 %, 
0162 750000 24% 186971 1887000 9,9 %% 
265 850000 46", 187276 1393000 0,1% 


Die Zunahme war alfo ſchon 1840—60 nicht unbedeutend, erreichte 
t 1866— 71 ihren Höhepunft. Wir brauchen wohl kaum zu fagen, 
; auf dieſe Zahlenreihen und vollends auf die von Riga jeit 1851 
h eine Anzahl anderer Urjachen, abgejehen vom Getreidehandel, ein- 
ften. Um fo mehr Hat diefe Verdoppling ber Flachsausfuhren von 
50 auf 1870 zu bedeuten, als gleichzeitig die Kauffähigkeit des 
ichſes um mehr ala die Hälfte flieg *). Wie auch die Stabilität der 
ichsausfuhr in dem folgenden Jahrzehnt zeigt, hat um 1870 ber 
ere Getreidehandel feine heutige Ausbildung erreicht. 


V. 


Die Entwicklung bes Getreidehandels und Getreide- 
exports von 1840— 1869. 


ere Aufmerkfamteit wieder dem Getreideerport 
Anfangs der vierziger Jahre auf fehr niedrigem 

Mit der Eröffnung der erften Eifenbahn mit 
ıen DManchefter und Liverpool im Jahre 1829 
des internationalen Handels, Waren früher in 
widelteren Theilen Wefteuropa’8 bie mehr ober 
Wege in ſolide Chauffeen umgewandelt worden, 
entiwideltften Provinzen, da two es die Terrain» 
en jtequenteften Chauſſeen Kanäle entlang gezogen 
jet ein britte® Transportmittel, die Eifenbahn, 
eſer außerordentlich belebten Route. Vor ihrem 
‚he auf dem Kanale, wie auch vielfach auf den 
iturrirenden Frachtwagenverlehr beftimmt. Mit 
t ein entwidlungsfähigere® Transportmittel ala 
ein. Der Frachtwagen fällt auß der Mit- 
Eifenbahnbau ſchloß nach feinen natürlichen und 





*) Die Nachfrage nad) Flache flieg 1860-70 durch, das Ausbleiben 
Baumwolle jehr bedeutend; der Preis in Hamburg pro Zollcentner betrug 
RE aut, 1861—65 68,1 Dlart, 1866—r9 83,2 Mark, 1873—7} 
er 61,7 Marl. 
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ſonſtigen Bedingungen von Anfang an eine größere Entwidlung 
ald der Kanalbau in fi. Der erfte Kampf zwiſchen Eifenk 
Waſſerweg hat indefien dem Getreidehanbel nicht in dem Maf 
wie anderen Hanbelözweigen. Die Großinbuftrie , B. firebt 
weit größeren Kraft ihres ſtarken Güterverkehrs halber nach den 
Feachtwegen, als allgemein die Bevölkerung eines Landes, w 
gelauftem Brot Iebt. Doch blieb ber Bahnbau natürlich nicht b 
Stadium ftehen. 

Getragen von ausgezeichneten techniſchen und kapitaliſtiſche 
ſtrebt er auch, fich auf weniger entwidelte Gebiete auszudeh 
begann bie Zeit des Baues don Eifenbahnen als. Zufubrwege 
onfurrirenden Doppelfttaße von Eifenbahn und Waflerweg; « 
Linien entſcheidet über die Tarife wieder die Konkurrenz bei 
wagenverkehrs. Die Berbilligung nüßt dem Getreibehandel, 
aber ebenfalls keine Revolution defielben hervorzurufen. 
näcfte Iehte und größte Schritt im Eiſenbahnbau, der b 
bahnen in der Hauptfache zu ihrer Heutigen Geftaltung zwing 
auch den Getreidehandel von Grund aus um: Es beginnt di 
dung ber Eiſenbahnnetze der einzelnen konkurrirnden Handelsp 
Hanbelägebiete, bejonder8 der Geehäfen, untereinander und db 
Kampf der Eiſenbahnen gegeneinander; ein Schritt, den die Wa} 
der Terrainfchwierigfeiten ſowie des mangelnden Perfonenverteh 
nur in den allerfeltenften Fällen gemacht haben. In dem jegt 
den Konkurrenzkampf der Eifenbahnen find als feſte Minima 
Frachttarife nur die Selbftkoften maßgebend. In England geic 
Schritt verhältnißmäßig frühe, nämlich in den vierziger Jahren 
Getreide einführenden Kontinent trat dieſe Phaſe erft in den 
und ſechziger Jahren ein. 

Diefe Berbilligung der Getreibefrachten in Wefteuropa, um 
ben mit diefer intenfiveren Konkurrenz ein ‚Herabgehen der © 
beſonders aber ber Handelskoſten, ift indeſſen nur eine Seite | 
muniationsverbefferungen. Wie jebe allgemeine Exniedrigung bei 
eigentlich eine doppelte ift, indem fie eine Verbilligung der zu 
den und eine DBertheuerung der zu verſendenden Waaren her: 
auch bier. Die fleigenden Einnahmen ber Bevölterung mad) 
den Bewohnern möglich, einen höheren Preiß für das Getreide 3 

Im Juni 1846 gelang endlich die Aufhebung der Kor 
England. Demokratifche und Liberale Ideale Hatten fchon I 
Boden ihres Beſtehens unterwühlt. Nach Zjährigen ſtufenw 
mäßigungen wird ber Zoll bis auf 1 sh. Kontrolgebühr beſeitigt 
die Einfuhr Englands in den erſten 3 Jahrzehnten diefe® Jah 
nur 600 000 Quarters Getreide, fo ftieg jeht die Zufuhr mit de 
größten Schnelligkeit. Das fünfziger Jahrzehnt weiſi ſchon ei 
Kmitttiche Einfuhr von 8 Millionen Ott. oder 16—17 Millio 

tr. auf. 

Die Zufuhr an Weizen, die damals allerdings den meitau 
Theil der Importe ausmachte, entiprach ſchon in biefer . 
Weizenkonſum von 9 Millionen Bewohnern ber britifchen Inſe 
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Rah den geichilderten Veränderungen des Transportweſens und ber 
Fihpebung in Weſteuropa darf es nicht Wunder nehmen, wenn wir 
it Pitte der vierziger Jahre die Ausfuhren Rußlands plögli auf 
% 3-4jache anfchwellen jehen. 

„194/53 betrug bie Ausfuhr Rußlands 11500000 Heltoliter Ge- 
ide (8%, Mil. Mtr. Ctr.), während die vorhergehenden fünf Jahr- 
fe me eine ziemlich gleichbleibende Ausfuhr von 3—4 Mill. Hektltr. 
teide aufguweifen vermochten. Bringen wir jelbft das überaus günftige 
giühijahr 1847 mit faſt 20 Mil. Mir. Ctr. in Wbzug, fo bleiben für 
Jahrzehnt vor dem Krimkriege noch immer 7200000 Mir. Etr. 
jährliche Ausfuhr übrig. 

Gleich dem gefammten ruffiichen Export weiſt die Getreideausfuhr 
den Jahren unmittelbar dor dem Krimkriege eine ganz beſondere 
igerung auf, und zwar bei keineswegs ſehr günftigen Ernten. 
Bahrend im Durchſchnitt der 8 Vorjahre außer 1847 die Ausfuhr 
0000 Mir. Etr. Getreide betrug, fteigt der Werth derfelben 1852/53, 
war troß ber Schließung bes Schwarzen Meeres während ber 
m 3 Monate des Jahres 1853 der türkifchen Kriegserklärung 
n, auf 44,1 Mill. Silberrubel, was etwa 11600000 Mir. Ctr. 
techen dürfte. 

Die Getreidepreife in London ftiegen von 38,4 sh. im Jahre 1851 auf 
im folgenden und auf 53 sh. im Jahre 1853 pro Ott. Diefe ge- 
tten Preife, wie bie fih damals zunächft im Weften geltend machende 
t zufammenhängende Geldwerthsänderung, mußte ſtark anregend 
die ruffiſche Ausfuhr wirken. Bu diefer außerordentlicgen Zunahme 
Deitte der vierziger Jahre ift aber zu bemerken, daß bie gelammte 
uhr Rußlands nicht ebenfo flieg. In den 20er und 30er Jahren 
tdas ausgeführte Getreide neben Holz das ſchwerſte Ausfuhr- 
tt Rußlands, ein Sechftel, im Jahrzehnt vor dem SKrimkrieg über 
Drittel, in den 70er Jahren die Hälfte des Werths der aus- 
rien Waaren aud. Das deutet auf eine Veränderung in den Fracht - 
iltniſſen ſei es im Produktions oder im Konjumtiondgebiet hin. 
Der Beginn des ruffiſchen Eiſenbahnbaues fällt in, dieſe Zeit, kann aber 
ı Einfluß gehabt haben. Es Handelt fi um die Linie von Moskau 
St. Petersburg. Diefe verirühte erſte Bahn war anfangs mehr eine 
nenbahn zur Bequemlichkeit der oberen Klafien auf den Fahrten von 
öftlicden zur weftlichen Hauptſtadt, auf Koſten des Staats, als 
ie fich mit dem Transport ſchwerer Waaren befaßt Hätte. 
Dampficiffahrt beftand 1853, abgefehen von Volalfahrten, nur auf 
Bolga und der Weichjel. Während auf letzterer nur 9 Dampfer in 
t waren, vermittelten 1853 2 Dampfichiffahrtsgejellichaften auf ber 
ja den Verkehr mit einem Grundkapital von 1300000 (gegründet 
) und von 750000 Silberrubel*). Wird man auch an eine völlige 
alzung des Wolgaverkehrs durch die Bugfirdampfer biefer Befell- 
en, — obige Summen entjprechen dem Anſchaffungswerthe von 
tend 100 Wolgabampfer, während 1869 auf dem Wolgafyftem die 








*) Wappäns, Handbuch der Geographie unb Statiftit. 


330 Th. Laden. 


4» bis 5fache Anzahl Dampfer befcgäftigt waren — für jene 
denken dürfen, fo jcheint e8 doch, daß dieſe ſchon damals 
toften auf dem Strome fo weit herabzudrüden vermochten, da 
ab ein Dauernder Export St. Petersburgs an Roggen aus dem Re 
nosjom möglich war. Während die Ausfuhren von Hafer wo 
auß ben umgebenden Provinzen, von Weizen aus Samara, 
früheren Jahrzehnte in ihrer Bebeutungslofigkeit feine Ber! 
aufweifen, fteigt der Export von Roggen, der vor’ 1849 (inkl. 
malen Preifen gar feine Bedeutung befaß, 1850 auf 108000 
313000 und 1852 auf 381000 Mir. Etr. Nur diefe Ausf 
alfo im Jahrzehnt dor dem Krimkriege wöglicherweife auf 
moderner Transportmittel in Rußland felbft zu jeßen. Sie | 
im Berbältniß zu den gefammten Ausfuhren feine Bedeutung, 
daher die große Steigerung derjelben auf die Transportverbilligu 
und im wefteuropäifchen Konfumtionsgebiet, auf die Befeitigung 
zölle in England und den ganzen Aufſchwung des englifchen £ 
dgefüßrt werden. Die Getreidepreife in Rußland fliegen entſ 

Mit der Kriegserflärung der Türkei an Rußland im Of 
ſchloß ſich den Getreidefchiffen die Pforte aus dem 
In Vorausficht dieſes Ereigniſſes Hatten indeß ſchon 
färkften Verſchiffungen ftattgefunden. Im Herbſt diel 
noch möglichſt große Getreidemengen nach den Oſtſe 
Eröffnung der Schiffahrt Ende März 1854 werden aud 
die Kriegderflärung der Weftmächte auf zwei Jahre gefı 
ließen nur 160, 1855 nur 11 Schiffe anftatt 16— 1701 

Die Getreidepreife ftiegen der ausbleibenden ri 
wegen im Durchſchnitt ber Jahre 1854 auf 73, 185: 
pro Otr. Weizen in London, Preife, die felbft ben 
von 1847 (70 sh.) um ein bebeutende& überragen. 

Ein Theil der Schuld an dem hohen Getreidepreife des Ja 
iſt allerbings auf die jehr fchlechte englifche Weigenernte dor 
ſchieben **). 

Natürlich drängte bei jo exorbitanten Preifen das ruffiid 
mit größtmöglicher Kraft nach den erreichbaren blokadefreien aus 
das heißt nach den deutſchen Oſtſeehäfen. Mehr als die Ifa 
(gegen bie vorhergehenden Jahre) trat 1854 und 1855 nac 
über, um zum allergrößten Theil über Danzig und Königst 


*) Im Danzig wurben (nad) Prof. Conrad's ſtatiſt. Tabellen) folge 
ei 1816/20 —e 9 Fe u t ısaı 150 : 802 
33 Sur. pro Zollctr. al: SET. pro 


1831/40 : 869 .: 5 issım: — 

**) Wir nehmen auf bie Ernteverhältnifie nur oraut, wenn wir 
find, kleinere al Sjährige Abfcpnitte zu maden. Die auberordentlid 
den Exnteangaben über den Ermteauahl ber einzelnen Jahre in bie 
Reiche laßt und dieſes rathſam ericheinen. Wir Iafien uns allerbin 
einen nicht unbequemen dens ex machina entgehen, denn anders faı 
doc kaum nennen, wenn für 1Ojährige und jelbft 5Ojährige große c 
Ein: oder Ausfuhren der Ausfall der Ernten Derantmortlie gemacht 





im eutop. Rußland. 331 


Hiel und die Memel noch 
: Getreidemengen auf ihren 
hien die ehemalige Leichtig · 


x die Hälfte der Getreide · 
ur etwas über ein Drittel 
8 Rußland zur Ausfuhr 


on Amerika, fondern durch 
auch durch ftärfere Pro- 
s der Außfall des ruffifchen 


chen Getreideexport ſcheinen 
fi es als Ausgleicher von 
Erweder von rodultions · 
aben; obige Lander treten 
ur. 

von Hunderttaufenden der 
yie ſchwere finanzielle Ber 
yerbeigeführt. Eine Anzahl 
:ovingen, bie vor dem Kriege 
ſchienen, verſchwinden nach 
agesordnung. Trotz dieſer 
: Getreideaußfuhr wie über · 
ach dem Kriege, wieder bie 
reicht hatte. Bei durchaus 
Weizen im Durchſchnitt in 
yauptgetreidearten 1856/60 


vortverbilfigungen in Nord · 
berhaupt die dortige raſche 
fe, ſowie bie, wenn auch 
ıd, befonderß eine langſame 
in Betracht, jo kann diefes 
endes betrachtet werben, in« 
ittungen durch den Krim⸗ 


welches zu einer intenfiven 
och ein Rachklang der Geld» 
‚auptgetreibearten betrugen im 
igenpreiß in Sonden 

pro Htr. 

58 sh. 

4. 


55 - 
55 - 


hten 1879, ©. 88. 
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entwerthung in Nordweſteuropa zu Anfang der fünfziger Yahı 
zum Theil diefe verhältnigmäßig großen Getreideausſuhren. 

Auch auf dem Weltmarkt nimmt Rußland fofort feine alt 
wieder ein. Sowohl im Durchichnitt der 8 Jahre vor al be 
nad dem SKrimkriege liefert Rußland direkt 14'/,%, ber | 
auswärtigen Weizenzufuhren Großbritanniens. 

Bon 1861 ab nimmt die Gefchichte des ruffiichen Getre 
marlantere, träftigere Züge an. 

Die Aufhebung der Leibeigenfchaft in Rußland, ſowie be 
krieg in Norbamerifa Haben die intenfiofte Wirkung auf denii 
geübt, und zwar erſteres Greigniß bejonderd in Bezug auf bei 
letere8 mehr in Bezug auf den äußeren Getreidehandel Ruß 

Mit Beginn der Geceffionskrieges im April 1861 bei 
Regierung der Norbftaaten eine Verlehräfperre gegen ben Sü 
größeren Hälfte des gefammten Brotlonfums von faſt 10 
Bewohnern der Südftaaten, welchen bisher die Weitftaater 
hatten, war damit ihr Abſatzgebiei verfchloffen. Der Weten 
einigten Staaten mußte alfo diefe Mengen auf feinen zweit: 
markt, auf MWefteuropa werfen. Der Farmer des Weſtens 3 
erfien Jahren nicht in den Kampf; er baute ganz wie üı 
Jahren fein Getreide weiter. Die Union war zu ftarlen | 
von Papiergeld gezwungen, der Dollarkurs finkt, auch dieſes 
den Export. Kein Wunder, wenn biefer Urſache wegen bie 
außfuhren Nordamerika's fi) mehr als verdoppeln. Währent 
die ducchfchnittliche Zufuhr Norbamerika's (infl. Kanada) 2 
Weizenzuſuhr Großbritanniens ausmacht, fteigt diefer Progentjat 
auf 48,4%. 

In Folge ſchlechter Ernten in Wefteuropa Hatten fich 
1862 die Preife noch auf der Mittelhöhe, auf 56 sh., zu erf 
mocht, 1863 finkt dann aber der Preis auf 45, 1864 ſogar 
pro Otr. Weizen in London, Preife, die feitdem nicht wied 
tommen find. Es ift deßhalb kaum zu verwundern, wenn ti 
diefer 4 Jahre der fchäriften amerifanifchen Konkurrenz einen 
der ruffifchen Getreibeaußfuhren gegenüber dem vorhergehenden 
(abgefehen von den Kriegsjahren) konftatiren müſſen. Die di 
liche Getreideausfuhr Rußlands an den 4 Gauptgetreibeart 
1861/64: 11450000 Mtr. Ctr. alfo nur 350000 Mtr. 
3%, mehr ala im vorhergehenden Jahrfünft; die Getreidepreife 
flanden im erfteren Zeitraum auf 49, in letzterem auf 5: 
Dr. Weizen. 

Hat aud Rußland 1861/64 den vorhergehenden andert! 
zehnten gegenüber auf dem Weltmarkte nur unbebeutend a 
verloren — feine direften Zufuhren finfen von 14%/, auf 18 
Weigzenbezugs Großbritannieng —, fo bedeutet diefer Stillſt 
rapiden Rüdfchritt, indem gerade etwa von 1860 an die jüti 
infel, das Ober- und Loiregebiet in ber Weizenverforgung 
tanniens ſehr ſtark zurüdzutreten beginnen. 

Von 1865 ab beginnt der amerikaniſche Krieg und ſei 


] Studien über Getreibeprobuttion u. Handel im europ. Rußland. 333 


att einen Hindernden Einfluß eine außerordentlich begünftigende 
tung auf bie ruſſiſche Getreideausfuhr auszuüben. 

Der Neutrale, der armer des Weſtens, der feinen materiellen 
reefien nad in biefem Kriege auf Seite des freihändlerifchen Südens, 
x Abftammung, feinem Charakter, feinen Idealen nach auf Seite 
gewerblichen ſchutzzollneriſchen Norboftens ftand, zog in den Kampf, 
den Beftand der Union zu retten. Dazu äußert der Krieg immer 
er feine lähmenden Wirkungen auf die Produktion. So wird in 
legten Kriegsepoche, ſowie in den folgenden Jahren ber Getreibe- 
rt nach Europa öfters auf Monate völlig unterbrochen. 1865/68 
ig die norbamerifanifche Weizenzufuhr (inkl. Kanada) nad Groß- 
nnien nur 11,5 %/, der gefammten Weizenimporte der britiichen Infeln. 
Getreidepreife ftiegen demzufolge auf 42 sh. im Jahre 1865, auf 
im folgenden und auf 64 und 63 in den Jahren 1867 und 68 
Dr. Weizen in London; Preife, welche jeit dem Krimlriege nicht 
ec längere Zeit geherrſcht haben. Diefen Ausfall Nordamerita’s 
nun Rußland im wejentlichen zu beden. Bon 1865 bis 1868 
letzteres 31%, 9%, des Weizenimport® Großbritanniens demſelben 
anftatt 13—14 %, in den vorhergehenden Jahrzehnten. Die ge- 
ate ruffiiche Getreibeausfuhr erreichte in dieſen 4 Jahren einen 
ſchnittlichen Werth von fat 76 Millionen Silberrubel *), während 
(be von 1861 bis 1864 nur 55 Millionen betragen hatte. Die 
uhren der 4 Hauptgetreibearten fleigen von 11450000 auf 
50000 Mtr. Eir. in dieſem Zeittaume bei einer Preißfteigerung 
49 auf 55 sh. pro Dtr. in London. Während biefer Zeit hatte 


*) Nachftehend geben wir die jährlichen Mertbe ber ruſſiſchen Getreideaus⸗ 

fo weit dieſe Zahlen uns zugänglich waren. Es find hierbei die bireft kon - 

ten Raummengen ber Getreidearten nach feſtſtehenden Preifen umgerechnet. 
n biefe Umredinungswerthe um ein Drittel erhöht. Wir Haben inde& 
en Werthe fo weit ald möglich auf bie Normalpreife, melde vor 
: wurden, zurüdgefühtt. Das Wort „Rubel“ hat bier aljo mehr 
on „Gebrauchswertheinheit“, ganz analog dem, was ber norddeutſche 
nit „Roggeniverth“ bezeichnet 
ügen dieſen Angaben bie Ausfuhren in Hektolitern bei: 


Miffionen Mil. Millionen Mi, 

Sitberrubet Hettoliter Silberrubel gettoliter 
21,0 1868 : 73,6 25,63 
34,2 1869 : 65,2 21,68 
550 1870: 122,3 44,24 
159 171 : 1972 48,79 
6 1872: 1010 33,50 
68 1873 : 123,8. 43,60 
5 18974 : 1592 56,30 
4 1875 : 1354 4,1 
55 1876 : 152,7 52,12 
618 20,78 187°: 19747 62,98 
73,6 25,61 1878 : 285 87,15 
94,0 31,69 1879| wahrſcheinlich incl. 83,37 
1880| 2—3 M. Hftl.Leinfamen 49,93 


bemerkt fein, ba 1865/70 ein Hettoliter nach ben früher gebrauchten 
Bien im —— ein Gewidjt von 68,4 Kilo bejab; 1876/78 durch 
ber leichteren Getreibearten dagegen nur 66,7 Kilo. 
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fi in Rußland die auch für die Getreideprobuftion und den 
handel wichtigfte Reform vollzogen, die jemals Rußland eı 
die Aufhebung der Leibeigenichaft. 

Im unftuchtbaren Rußland Löft fich jaft die Hälfte der 
den Iandwirthfchaftlichen Großbetriebe, fteigender Löhne Halt 
außerdem jchränten die, welche jortbeftehen, ihre Wirthſchaft 
ein. Gin Theil der Bauern mußte von jet ab die Abgabe 
Gutsherrn und den Staat, bie er bißher in Frohn- und 1A 
zahlten Lohndienſten und damit in der Mithilfe an der Probı 
Getreide geleiftet Hatte, durch anderweitigen Erwerb aufbrin 
Bauernwirtbichaft ift aber im Allgemeinen im Diluvialgebiet 
wenigften zur Produktion von Getreide ala Tauſchwerth geeig 
& ja an jeglihem Kapital. Der Anbau von Flachs lohnt ı 
beſonders in den norbweftlichen feuchten Provinzen. Hatte je 
Gutswirthſchaft nur Getreidebau betrieben, weil bei ihren unf 
Arbeitöträften noch mehr wie bei freier Lohnarbeit nur Kolon 
möglich war, der beim Flachsbau unanmwendbar ift. 

Ein großer Theil der Gutsherren Rußlands, welche b 
auf ihren Gütern gelebt hatten, zogen jeht als Beamte, Ne 
fuchend, in die großen Städte, beſonders nad) St. Peteröburg unl 

In geringerer Zahl verließen fie ihr Vaterland, um ihr 
venten im Auslande zu verzehren. Jenes mußte mehr bei 
dieſes mehr den auswärtigen Getreidehandel Rußlands jdrbe 
bei darf nicht in erſter Linie an den Getreidekonſum der G 
fowie der direkt von ihnen abhängigen Perfonen gebacht wert 
theilt fich ja jede neue Einnahmequelle eines Gebiet?, mag fi 
den Konſum irgend welcher Waaren in biefem Gebiet berg. 
folgen, auf die ganze Bevölkerung, jo wird alſo auch 
oder weniger ſcharfer Weife der durchſchnittliche Prozentjat 
nahmen dieſer ganzen Bevdlkerung, welcher für Getreide t 
wird — und dieß ift in Rußland mehr als die Hälfte — au 
von dieſer Erwerbäquelle, aljo bier den Ausgaben der Gutsb 
den Konfum von Getreide verwandt werden. Ehemals burfte 
eigene fein Baargeld jehen Laffen, wenn er fich nicht Gr 
feitena der Gutöherren oder feines Verwalter außjeßen od 
laufen wollte, feinen Obrof erhöht zu ſehen. Es machte fi 
natürlich eine unberechtigte Tendenz geltend, nur jo wenig Ta 
herzuſtellen, al zur Zahlung der Staatsabgaben, des Obrot, 
nothwendigften fremden gewerblichen Grzeugniffe nötig ic 
fuchte feinen Konfum und jo auch feinen Getreidebebarf mög! 
Eigenwirthſchaft Herzuftellen. Der Aderbau im gewerblichen 
wurde, obgleich ſehr extenſiv, doch noch intenfiver betriebe 
übrigen Zuftänden nach gerechtfertigt war. Nach Aufhebung 
eigenichaft fällt obige Tendenz, ſoweit fie auß der Furcht vor 
entiprang, fort. Der Bauer im Flachsgebiet dehnt den Fle 
weit wie irgend möglich aus, im Gentralgebiet blüht die ( 
Thatigkeit gang außerordentlich auf. In beiden Gebieten 
Getreibebau ertenfiver betrieben, die Gutswirthſchaften Lafjen eiı 
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liegen oder verpachten einen Theil 
Die Bewohnerzahl, jowie die Lebens - 
in Walujew gibt letzteres Halb zu — 
zuruck: ber Zulauf von Getreide aus 
Arovingen innerhalb 10 Jahren um 


ern in den Getreideprovinzen wird 
ſchaft von einem Alp befreit. Seine 
wurden nicht vermindert, in biefer 
Jaargeld, wie früher, ſchaffen. Außer 
Itung ganz entfchieden gebeſſert, es 
hr Produkte fremder Wirthſchaft ber 
ie. ſehr raſche Verdichtung der Ber 
Biehwirthfgjaft zur Erzeugung bon 

Viehzucht immer weniger möglich. 
auch thatſachlich von Jahr zu Jahr 
Kapital und Abſatz, zur Herftellung 
ju teoden, zum Gewerbebetrieb find 
at alſo im Allgemeinen keine anbere 
edarf an Baargeld- durch Steigerung 
Immer mehr findet die jehige Sicher- 
räuberifchen Händen der Gutäherren 
3 befferer Geräthſchaften, ja ſelbſt 
ohlhabendſten Bauern nichts Unge- 


fer aber erſt in der zweiten Hälfte 
auch erſt die Freiheit zum Bewußt- 
id BVerpflichtungsverhältniffe geregelt 
die Flachspreiſe jo ſehr hoch, und 
nördlichen Diluvialgebiets wejentlich 
m, entfprechend der wieder finkenden 
die immer fteigende Mehrproduktion 
das Ausland werfen. 
tangportverhältniffe Rußlands wirkte 
7, d. h. mehr auf eine innere als auf 
andels. 
een und ſonſtigen Wege dürfen wir 
tußland für den Transport ſchwerer 
ahn und der Waflerwege halber in 
tolle wie in Wefteuropa. Sie dienen 
wertehr und dem Transport leichter 
einzig Chauffeen von großem Werth 
ial zu ihrer Herftellung vorhanden. 
berufen, einen fyftematifchen Bau 
mftationen, beſonders des Getreide 
zu bringen. Die Bermeidung des 
den Bahnen drängt immer mehr 
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Das ſechziger Jahrzehnt ift, was den Getreibehandel a 
Weſentlichen die Zeit des Siegs der Dampfichiffe auf der Wo 
ftraße, auf dem Wafferwege von Aftrachan bis St. Peteröburg, di 
Eifenbahnbaues im diluvialen Rußland und des Vorſtoßes des 
Peteräburger Bahnnetzes in den Tſchernosjom. Die Zahl der Flu 
welche unmittelbar vor dem Krimfriege jedenfall 100 nicht f 
ſchriit, war nach einer ſchwachen Vermehrung während der 
Jahre 1869 auf 583 mit 43883 Pferdekräſten geftiegen. 
äußerjt günftigen Thalfahrt im Frühjahr ohne andere Vemex 
als die der Fluſſe, beftanden die Leiftungen der Dampjer für d 
port ſchwerer Güter fait ausichließlich in dem Stromaufwärtsbu 
Barfen. Dieferhalb finden wir auch zwei Drittel obiger Dam 
auf dem MWolgafyitem ala Bugfirdampfer beſchäftigt. Auf t 
und Newa, außerdem allerdings einige Dampfer auf der D 
begreifend, entfielen 501 Damp fer mit 39140 Pierbekräften, 
%y9 ber Leiftungsfäigfeit ſämmtlicher ruſſiſcher Ylukdampfi 
deſiens die Hälfte diejer bedeutenden Flotte war im Allgem 
Bugfiren von Getreidefchiffen auf der Linie von Zarizyn nad) € 
burg reſp. Kronftabt in Anfpruch genommen. 

Weniger eine Aenderung ber Konkurrenzverhältnifie ala 
treten eine entwidlungsjähigeren Transportmitteld, der Bugf 
an Stelle von Anter und Winde, hat eine ganz auferorbentli 
drüdung der Frachten auf dieſer Linie bewirkt und den inne 
fo gefteigert, wie wir ſchon oben bei der Schilderung nach de 
von 1870 ſahen. Wir führen Hier noch die Wirkung auf 
an, das direkt don dem fozialen Reformen um 1860 nid 
wurde. Seine Getreideeinfuhten hatten, alle auf diejelben 
preiſe zurüdgeführt, einen jährlichen Werth von: 1856/62 
Rubel, 1863/66: 3100000, dagegen 1867:70 von 5990 01 
In je 5 Jahren jand aljo eine Verdoppelung flat. 1 ° 
— 8,3 Rubel gerechnet, würde auf den Kopf der Bevöll 
Bezug von 28, 55 und 100 Kilo Wolgagetreide in obigen Pi 
technen fein. 

War jo die Wirkung auf den innern Handel die größere 
doch auch der auswärtige Getreidehandel ſchon in entjcheiden 
beeinflußt. 

Die Getreideausfuhren St. Peterburgs ſowie Archangelß fe 
im Wefentlichen das Produkt diefer Frachtverbilligung zu fein. 
St. Petersburg 1849/50 180000 und 1851/52 510000 Mtr. 
treide ausführt, find feine Exporte in der erften Hälfte der ſechz 
auf faft 3000 000, in der zweiten auf 3500000 Mtr. Gtr. 
Sind auch unzweifelhaft hierbei viele Erporte, beſonders Hafer 
Dtagebiet, welche vorher theils über Riga ihren Weg in das Au 
den — Riga's Getreibeaugfuhren finken von 500000 Mtr. € 
fünfziger Jahren auf 150000 in ber eriten Hälfte der ſechzi 
—, fo find e8 doch im Uebrigen Ausfuhren der Wolga unterhall 
Nowgorod, welches Gebiet vor 1850 in Normaljahren in | 
Roggen, worauf e8 ankommt, keine Preißverbindung mit Eur 
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ihnen beginnt in Rußland außerordentlich jpät. 
Kaiſer Nikolaus, die Einführung Hätte ver- 
ar das Intereſſe der konzentrirten Kräfte in 
figer und der Großftäbte viel zu ſehr mit diefer 
ortwährend auf der Tagesordnung ftehenben 
ver ber foziale Zuftand Rußlands, ber eine 
mber Weſteuropäer und 70 Millionen Prole- 
en größeren Perfonenverfehr, der Schlitten und 
Transport ſchwerer Güter damals unmöglich. 
dem Jahre 1866 erbaut wurden, bedurften 
lebhaften Perjonenvertehrs der oberen Klafſen, 
mentrirten Transports leichterer Waaren. 
dlage fich in der St. Peteräburg-Wiener Bahn, 
europa, ſowie theilweife in der St. Peteräburg« 
egelt, mußte legteren Momente wegen der 
Anbau von zweierlei Dertlichfeiten aus vor- 
‚lativ kapitalfräftigen und Nordwefteuropa nahe 
igig, Königsberg, Riga und St. Peteröburg in 
ıd zweitens von Moslau, dem Gentrum des 
:ahlenförmig in letzteres Hinein. Seine diefer 
eigentlichen Getreideprovinzen Rußlands, faſt 
zetreidebedürftigen Rußland erbaut. Ihr Ein- 
Lift im Wejentlichen ber, daß fie den Abſatz der 
elche in erfter Linie Getreide eingelaujt wird, 
pt die Steigerung der wirthſchaftlichen Arbeits» 
ſchnelleres Tempo überführten, und auf dieje 
; be Getreidehandels beitrugen. 
the Bahn, welche vor Ende 1865 im Ticher- 
erbaut wurde und die auch für den Getreide- 
hat, ift die im Frühjahr 1862 eröffnete 
Yonbahn. Im Jahre 1860 wurden auf dieſem 
gen Handelawege von der Wolga aus nad 
Er. Waaren im Werth von 10 Mill. Fres. 
Theil Getreide, um über Taganrog in das 
m, ein Verkehr, dem freilich Heute jede normale 
gber vor der Eiſenbahnzeit als Frachtwagen- 
Erdſtellen zu finden war. 
56 beginnt für Rußland in Bezug auf den 
Zeit. Die Eifenbahn war durch Verbeſſerung 
ı Getreidetransport reif geworden, bejonbers 
Aenderung feiner Zuftände diefem entgegen- 
es Getreide waren im Innern jortdauernd 
rohe Menſchenkraft war durch Aufhebung der 
jooller geworden, Umftände, die ein Sinken 
nd Schiffsfrachten im Allgemeinen entichieden 
ie Summe des Getreideverkehrs ftarf zunahm. 
Tſchernosjom und ber Steppe beburften aber 
noch Heute, al Grundlage ihrer Rentabilität 
5cmoller. 22 
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des Getreidetransports. Mehr als zwei Drittel ihrer Frachte 
aus ſolchem zu beftehen. 

Im Dezember 1865 eröffnete Obefja den Grundftod fein 
netzes, den 200 Kilom. langen Schienenweg nach Balta in 
tung auf Königsberg; bis Ende 1868 fügen fich derjelben ı 
Zweigbahnen an. Sicherlich ift dieſes Heine Schienenneg vor 
Einfluß auf bie fleigenden Ausfuhren ber zweiten Hälfte des 
Jahrzehnts geweien; von entfcheidendem aber ficherlich nicht, 
ihr Territorium viel zu gering. Betrifft diefeß den auswärtige 
fährt der innere Getreidehandel von 1866 biß 1868 eine nod 
Begünftigung. Moskau's füdöftliche zwei Eifenbahnftrahlen ı 
an bie Grenze des Tſchernosjom vorgerüdt, wollten fie we 
ſchreiten, jo mußten fie als Grundlage ihres Verkehrs Getr 
porte übernehmen. Iſt Getreide aber einmal auf Eifenbahı 
geladen, jo ift damit eine Tendenz gegeben, daß e8 biß zum 
tions reſp. Verſchiffungsort auf den Schienenwegen verbleibt. 
ginnt denn auch 1866/68, in welchen Jahren die 2 füdöftlichen St 
Moslauer Eifenbahnen in den Tſchernosjom und zwar jaf 
feinen Sübrand Charlow und Woroneſch mit zwei Zweigbal 
Morſchansk uud Jelez Hineingebaut werben, eine ftärkere Konku 
Moskau» St. Petersburger Bahnnetzes mit dem Waſſerwege von 
Nomwgorod na St. Peteräburg in Bezug auf das Okagetreid 


VI. 


Der Eiſenbahnbau und der rufſſiſche Getreideh 
von 1869—1877. 


Zu Anfang des Jahres 1869 , genauer feit November 1: 
ginnt ein neuer Abſchniit des ruffiichen Getreidehandels; für 
port einer der tiefgreifendften, den Rußland jemals erlebt Ha 
mehr in Welteuropa, jondern in Rußland jelbft find von d 
ab die grundlegenden Urfachen für die weitere Steigerung zu 

Nordamerika tritt mit diefem Jahre mjt gleicher, ja mit 
Kraft wie vor dem Bürgerkrieg auf dem engliſchen Weizenm 
Seine Zufuhren (inkl. Kanada) betragen 1869/72: 37,5 %, 
liſchen Weizenimporte. 

Sind die Folgen in Bezug auf den Antheil an der britifcher 
verſorgung im Wefentlichen auch nur bie, daß alle jonftigen eu: 
Zufuhrländer nad England fat völlig verdrängt werben — | 
Zufuhren finten nur auf 30 %, —, fo gehen doch die Preife 
es ankommt, 1869/70 auf einen fehr tiefen Stand herab, au 
47 sh. pro Otr. Weizen in London. 

Mußte diefer ftärkere und immer fteigende Drud, der von 
aus erjolgte, einen Höchit ungünftigen Ginfluß auf bie 
ausfuhr Kußlands ausüben, fo treten biefem ungünftige 
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—* —— gegenüber, daß die Wirkungen des ‘erfteren völlig 
tpinden. 

Die bedeutenden Getreibeerporte in den Jahren 1866 bis 1868, 
t mehr aber der glängende Aufſchwung des innern Getreidehandels, wie 
rhaupt der ganzen ruffiichen Vöolkswirthſchaft rufen in jenen Jahren 
: außerordentliche Rentabilität aller Bahnen, fpeziell der wenigen in 
Getreibeprovingen, Hervor. Spekulant, Unternehmer, ausmwärtiged 
inländiſches Kapital, Produzent, Regierung, Alles glaubt reip. ihr 

ıen glauben, das goldene Zeitalter fei für Ruß» 
veginnt ein bis 1869 und 1870 fi immer 
ıufieber, wie e8 nur wenige Länder erlebt Haben. 
keirte Unternehmungen kommt in Rußland Alles 
mb Stellung der Regierung an. Die Regierung 
Jahren der guten Rentabilität wegen nur ganz 
en außzuzahlen brauchen. Sie glaubte aud) in, 
ige Verpflichtungen eine außerordentliche Hebung 
erreichen zu können. Gie war willig für auch noch 
5%, Zinfen und 0,1 %, Amortifation für Obli- 
zu garantiren. Selbſt der Mühe, dieſe Obli- 
e Schwerpunkt (70 %/,) der Kapitalanlagen beim 
and liegt, unterzubringen, nahm in jaft allen 
auf fi. Sie legte dieſe Papiere, die fich ſpäter 
ı großen Theil als werihlos herausſiellten, auf ihr volles Riſiko 
ihr Portefeuille und machte zur Dedung Eiſenbahnanleihen im 
zlande. Ya Häufig brauchte jelbft nur ein Theil der Aktien, meiftens 
 landwirtbichaftlichen Interefienten, beſonders Gutsbeſitzern und Lanb« 
iten, gezeichnet zu fein. Gegen Mitte 1868, beſonders aber feit No- 
ıber des Jahres 1868 beginnen die Früchte diefer im Allgemeinen 
r jegensreichen, im Sinne reiner Privatunternehmungen allerdings 
windelhaft zu nennenden Bauepoche zu Tage zu treten. Enbe 1867 
ren in Ruklanh nur 5111 Kilom. Eifenbahnen im Betrieb, wovon nur 
auf den Tſchernosjom und die Steppe entfielen. In 
Jahren, ja man könnte faft jagen in 26 Monaten, 
iger als 6126 Kilom. neuer Bahnen Hinzu, wovon 
auf die eigentlichen Getreideprovinzen entfielen. Die 
emogjom und der Steppe fliegen von etwa 750 auf 
Noch im Jahre 1869 liefen 139 Gefuche betreffs Txa- 
hnen ein. Im März 1870 beftätigte abermals die 
von 7466 Kilom. Schienenmwege, abermals zur größeren 
intlichen Getreideprovinzen, ein Schienenneß, welches 
ebziger Jahre etwa vollendet war. Im Wejentlichen 
eutige Bahnnneg fertig; wurde auch bis zum türfi- 
> in ziemlich gefunder Weife fortgebaut, fo ift doch 
me Stabilität eingetreten, an welcher auch die nächften 
äfinangen wegen, nur wenig Aenderung herbeizuführen 
urften. 
dieſe abſolute Vermehrung der Getreidebahnen überall, 
etene Konkurrenz mit Schlitten und Waſſerſtraße im 
29* 
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ZTichernosjom, mit Frachtwagen und Fluß in ber Steppe, e 
Sinken der Getreidefrachten herbeigeführt, ja fielen ſchon dan 
niedriger Marimaltarife wegen vielfach der Schlitten und We 
auß der Konkurrenz fort: jo begann doch die volle Wirkſam 
neuen Transportmittel® erft mit der Verbindung der Eile 
untereinander hervorzutreten. Diefer Moment beginnt gleid 
November 1868 und vollendet fich im centralen und fübli 
Iand um Mitte 1870, in den wejtlichen Provinzen erft im $ı 
und 1874. Riga's mächtigerer Rivale, St. Peteräburg, hatte ji 
jam mit Moslau dur Eifenbahnbau ein Handelsrevier geſch 
auch den gefammten Tſchernosjom dftlih vom Bnjepr bis 
umfaßte. Riga, Königsberg, Odeſſa, Taganrog, alle hat 
Theil ihres Ausjuhrgebietes an St. Petersburg abtreten müffen. 
diefer Hanbelaftädte ſucht nun mit größter Kraft an dieſes 
Ne wenigftens mit einer Eifenbahnlinie heranzulonımen. Ri 
& zuerſt im November 1868 durch Eröffnung der Bahn 
dieſes Monopolgebäude zu ftürzen. Riga erobert ſich nad 
die Beziehungen der üblichen Olagetreideprovingen zum Auslar 
Zaganrog erreichte im Dezember 1869, Odeſſa in der Mittet 
1870 dur; 2 Bahnen Verbindung mit dem centralruffiich 
bahnnetze. 

Saͤmmtliche Bahnen waren in Bezug auf den Getreid 
vorher Sadbahnen zu nennen, welche erfahrungsgemäß i 
hochſten Tarife Haben; jetzt werden fie im Laufe von 2 Jahre 
bahnen. Jede der Seeftäbte behält freilich ein gemilleß b 
Gebiet, in der fie jo gut wie ein fakliſches Monopol befitzt; jebo« 
mehrenden Querbahnen, die beſonders dem Perſonentranspo 
vermindern immer mehr die Ausbeutungsmöglichteit. Ein 
deutendes und jährlich wachſendes Gebiet ift aber au in 2 
dem Konkurrenzlampje der Bahnen und Hanbelspläge ausgeſe 
der konkurrirenden Bahnen jucht die andere zu unterbieten, | 
ihrer Route die Transporte laufen. 

Sollte man bei der mangelnden Energie und Wirthid 
der oberen Klafien in Rußland nur eine recht mäßige Kont 
Vergleich mit anderen Ländern erwarten, fo finden wir ganz 
in Bezug auf Getreide genau das Gegentheil. Die Getrei 
pflegten in der zweiten Hälfte der fiebziger Jahre nur Yyn—!; 
pro Pudwerſt zu betragen, was bei einem Rubelkurſe von 275 
bis 1,17 Bf. pro Meilenctr. entiprechen würbe*). Bei dem jebig 
turfe von 210 Pf. zahlen die in nördlicher Richtung gehenber 


*) Die Getreibetarife ber vielgepriefenen weftenropäiichen Bahnen 
Bebeutenbes höher. Speziell in Deutichlanb beträgt bie Getreidenormal 
pro Meilenctt. Nur ganz vereinzelte Bahnen tranzportiren ganz al 
15 Fig Die wenigen eriftirenden PDifferentialtarife pflegen allerbin 
15 ®i. Serabauge n. Einen Differentialtarif unter 1,5 Ir nämli 
befigt unferes Wiens nur die Verlin-Bremer Route für Die übrig 
iipigen Ausfuhren über Bremen, einer möglichen Konkurrenz mit Ha 
Stettin wegen. 





\ 
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gen, S0—40 Mill. Mir. Ctr., nach den gewöhnlichen Tarifen im 
urchſchnitt Höchftens 1,12 Pi. (so Kopele pro Pudwerſt) pro 
eilenctr. Selbſi die Verlufte durch Diebftahl, die Unkoften des Ber- 
end, die Trinkgelder, die „Irrthümer“ in ben Frachtbriefen u. f. w. 
zugerechnet, dürften, bie weitere Begünftigung des Maſſentransports 

Betracht gezogen, fi die Zarife kaum viel höher ala 2,7 Pf. 
» Tonnenkilom. (1 Pf. pro Meilenctr.) durchſchniitlich ftellen. Die 
& Süden zu transportirenden Getreidemengen, faſt 20 Millionen 
tr. Ctr. die auch nur !;, des Weged ber nörblichen zurückzulegen 
ben, Haben allerdings einen höheren Frachtſatz, meift "/,o Kopele pro 
dwerft, (1,5 Pf. pro Meilenctt.) zu zahlen; auch find Hier die an« 
jeuteten Mißftände noch weit größer. Neben der DVortrefflichfeit der 
nbinirten Schlitten. und Waſſerſtraße, neben den billigen Unterhalts- 
ten von Menih und Pierd erklärt die eigenthümliche Lage der 
indelsſtädte Rußiands zu einander ganz beſonders in Bezug auf ben 
treidetrangport ſowie die Regierungdgarantie diefe jehr niedrigen Fracht ⸗ 
ee. Nicht allein, daß fich die Zufuhrlinien der neben einander Liegenden 
ienpläge an der Oftjee und dem Schwarzen Meere Konkurrenz machen, 
nfo ſchwerwiegend ift der Wettſtreit zwifchen den zur Oftfee, den zum 
hwarzen Meere und den direkt nach Oftbeutichland führenden Bahnen. 
1 fo wichtiger ift dieſes, als gerade einige der Hauptgetreideprovingen, 
mlich die weltliche Hälfte des Tſchernosjom, in dem Gebiete diejer 
nbinirten Konkurrenzverhältnifſe gelegen find. Im füblichen Kursk 
3., dem Hauptgetreibegoudernement, konkurriren jämmtliche größere 
fenftädte Rußlands, jelbft Archangel, dazu noch Danzig, Könige 
g und die oftdeutichen Konfumtionsgebiete. 

Spebitions-, Hafen, Lager, Kontorkoften, bejonder® aber bie 
achten und bie eigentlicden Handelsgewinne, werben diejerhalb fort 
hrend berabgebrüdt. Freudig, ohne die Konfequenzen zu ahnen, 
g man jeitens ber Handelsſtädte in biefen Wettfampf hinein; 
ßmuthig, unzufrieden muß fich Heute der Handel zum Wohl des 
nzen, zum Wohl des Produzenten und SKonfumenten, zu immer 
jifcheren Anftrengungen und wenigftens etwas geringerem Verdienſt 
beilafjen. Als harakteriftifch geben wir zwei Stellen auß Berichten 
Rigaer Börjencomites. 

Dieſes ſchrieb 1865: 

„An Stelle der Hanſeatiſchen Monopole trat das Prinzip der 
en Konkurrenz. Der Sieg dieſes Prinzips wird aber dem Handel 
ga's exft recht die Wege bahnen zu ber großartigen Entfaltung, welche 

raſche Fortſchritt der Schienenverbindungen mit dem Innern des 
ichs ſchon für die nächite Zukunft in Ausficht ftellt.” - 

Nach 14 Fahren, nachdem ſich die Ein- und Ausfuhren verboppelt 
tten, ſchreibt daffelbe dagegen: 

„Die Gifenbahntarife werden ala wirkjamftes Mittel im Kanıpfe 
Konkurrenzbahnen mit einander benußt, ohne Rüdficht darauf, daß 
urch einerfeitd die Rentabilität der Bahnen beeinträchtigt wird, 
dererſeits aber die natürlichen Handelögebiete unjerer Exporthäfen 
ichkreuzt und verſchoben werden. Es erfcheint dieſerhalb geradezu 
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dringend geboten, daß das Eiſenbahnweſen unter Kontrole 
gierung geftellt wird, damit ben Häfen durch den Entfernu 
ſprechende Tarife ihre natürlichen Handelsgebiete gefichert bleil 

Intereſſant ift es, wie ber Handelsſtand Libau’s jehr 
Vortheil von Sadbahnen zu jhäken weiß. Das dortige Bör 
erließ nämlich naiver Weiſe vor kurzer Zeit einen geharnifchte 
gegen das Projekt, ihre Zufahrtslinie, die Libau-Romnyer € 
bie jaft nur Getreide führt, in einen Tranfitweg durch Verl 
bis zum Schwarzen Meere umzuwandeln. 

Im Mai 1870 wurde zum erften Mal verjucht, den Getre 
port zu Waller in feiner Schlagader, an ber großen Wolg 
Straße direkt anzugreifen. In Rybinsk muß biejes Getreide u 
werben, Hier war alſo der günftigfte Angriffspunft. Deutiches 
baute die Bahn von Bogoloje nach Rybinsk und ftellte da 
direfte Verbindung mit St. Peterburg Her. Der Angrif 
infoweit, als eine Theilung der ſtark anwachjenden Transporte 
ſcharfe Konkurrenz eingetreten if. Mit vollem Recht Hat in 
Regierung dafür geforgt, daß die Wafjerftraßen, beſonders bie ni 
durch Unterftügung der Kettenfchleppichiffahrt ſowie burd 2 
der Kanäle der Eifenbahn gegenüber völlig konkurrenzfähig 
So wurde noch neuerdings im Herbft 1880 ein tieferer 1 
Tanger Barallelfanal zwiſchen Swir und Wolchow dem Betriebe ü 

Welche Getreidemengen die Rybinsker Eifenbahn ber We 
nommen bat, läßt fi mit ziemlicher Sicherheit auß ber Güter! 
auf dem Rybinsker Bahnhof erfehen. 70%, der aufgegebenen 
nommenen Güter pflegen nämlich aus Getreide, in ber Richt 
St. Petersburg beftimmt, zu beſtehen. Die Schwankungen bür! 
beſonders auf Getreide zurüczuführen fein. 

Die gefammte Güterbewegung auf dem Rybinsker Bahnhof 


1870 : 457000 Mir. Etr. 1875 : 4472000 Mir. Et: 
1871 : 2424000 = . 1876 : 5897000 = = 
1872 : 2326000 = . 1877 : 6250000 = ® 
1873 : 3079000 = . 1878 : 4000000 = ’ 


1874 : 3571000 = ⸗ 


Seit Mitte der fiebziger Jahre geht ein Theil des entn 
Getreides über Tosna, einige Meilen vor St. Petersburg, oh 
Hafen zu berühren, ‘mit der baltifchen Bahn nach Reval. ° 
unbedeutenden Speditionskoſten wegen wird biejer vorzüglich 
ber auch eißfrei zu bleiben pflegt, immer mehr von den Pet 
Handelahäufern neben Kronftadt ald Geehafen benußt, beſonders 
im Winter. Demzufolge ift der Beteräburger Getreidehandel von 
6 monatlichen See- und Newaſchiffahrt bedeutend unabhängiger ( 

Zweierlei dharakterifirt den Bahnbau Ruflands in den 
Sahren, ſoweit derfelbe den Getreidehandel ſehr weientlich berüt 
bindung Oſtdeutſchlands mit dem Zfchernosjom, dem Obdefa 
nege und zweitens dreifache Kortführung des centralen Eifenb 
nad dem Güboften bis zur unteren Wolga. Obgleih im ı 
Rußland, im Handelägebiete von Danzig und Königsberg, bie 
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indeſtens ebenfojehr zum Gifenbahnbau reif waren, ala im Allge- 
nen in ben übrigen Theilen des Reiches, hat fich die Regierung bier, 
 weientlich polnifche und deutſche Intereffen in Stage kommen, weit 
niger mit Garantiebewilligungen beeilt, hier fand man es für ange» 
Mener die Eifenbahn als ein reines Privatunternegmen zu betrachten. 
e Folge war, daß Königeberg, Danzig und Breslau (refp. Berlin 
d Stettin) erſt fait fünf Jahre fpäter mit den peripherifchen Theilen 
rer Hanbelögebiete, dem weltlichen Zichernosjom, verbunden wurden. 
e ſchwereren Probufte des Konkurrenzgebiets, aljo beſonders Getreide, 
tten vorhin ihren Weg über Obefja nehmen müflen. Kiew und 
rditſchew beginnen jet neutrale Handelsſtädte in Bezug auf bie 
terefjen des Getreidehandel3 der Dftfee und bes Schwarzen Meeres 
werden. 1876/77 flanden fie ganz auf Seite Königsbergs und Danzigs. 
x Getreibehanbel Danzigs, ber wenigftens jeit 1860 in einem ganz 
ſchiedenen Rüdgange begriffen war, erhält durch Verbindung mit ben 
ovinzen der ſchwarzen Erde einen neuen mächtigen Impuls. Immer 
hr Gebiet erobern dieſe deutichen Handelsſtädte. Obeffa, das 1868/71 
volles Funftel aller ruffiichen Getreideausfuhren verjandt hatte, 
0 Mill. Heltol., bleibt jet ein Jahrfünft lang vollftändig auf ber 
en Höhe ftehen (1873/76 7,67 Mil. Heltol.), fein Antheil an der 
fuhr finkt auf ein fiebentel herab. 

Mindefteng ebenſo wichtig auch ſpeziell für Deutfchland ift die Fort- 
rung der Moslauer Bahnen bis Samara, Saratom und Zarigyn 
unteren Wolga. Durch die Erbauung diefer Linien ſucht man den 
treidetransport auf der Wolga an feiner Wurzel anzufaffen, nachdem 
Angriff in Rybinsk gelungen war. 

Die durchſchnittenen Provinzen, zum Roggen-Tichernosjom gehörig, 
ten nur an ben begünftigteren Stellen größere Mengen Getreide zur 
uhr zu bringen vermocht, mußte ja daß Getreide erft zur unteren 
ga gebracht werden und hatte aladann noch die ganze Fracht biß 
VPetersburg zu tragen. Dieſe Bahnen mußten nun ihre Tarife fo 
len, daß fie an ihren Wolgaendpunkten mindeſtens mit dem Wolga- 
je zu konkurriren vermochten. Für die ducchichnittenen Provinzen 
Iten fich jet natürlich die Frachtkoſten zur Oftjee billiger al von 

unteren Wolga aus, nach ber fie früher ihre Produkte gebracht 
ten. Gerade dieſe doppelte Frachterfparniß von den Produftiond- 
ieten biß zur unteren Wolga, ſowie die Herabdrädung der Frachten 
ch die Konkurrenz des Waſſerwegs und der Eifenbahnen, Hat ent 
eden jehr viel zu den außerordentlich raſchen Fortichritten des Ader- 
8 im Güboften beigetragen. Jetzt erſt ift eine Roggenausfuhr im 
Ben Styl möglih. Während die Weizenausfuhr don 1866/70 auf 
71/78 nur von 12,19 auf 16,12 Millionen Mir. Etr. fteigt. nimmt 
Baagenezport in bemjelben Zeittaume don 3,31 auf 10,79 Mill. 
r. Eir. zu. 

Wenden wir ung zu dem wichtigften Schlußrefultat aller dieſer 
insportverbilligungen, der Getreideausfuhr jelbft. Wir fahen, daß 
elbe, abgejehen von den Kriegsjahren, von Beginn der fünfziger bis 
Mitte der jechziger Jahre ziemlich gleihmäßig 16 Millionen Hekto- 
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liter betrug. 1865/68 ſteigt der Getreideerport auf 25,9 ° 
Aus Gründen, die nicht mehr im Außlande, ſondern wejentlid 
Land ſelbſt zu fuchen find, nimmt die Getreideausiuhr von jef 
außerorbentlih zu. Trotz niedrigfter Getreidepreife (London 
48 sh. pro Otr.) erreicht der Export unter der Wirkung eir 
tenden Anzahl eröffneter Getreibebahnen 1869/70 eine : 
33 Millionen Hektoliter, das Refultat einer ſchlechten und 
vorzüglichen Ernte. 

In ben folgenden Jahren begünftigen auch die auswärt 
Hältnifje einen ſtarken Auffchwung der Ausfuhren. In Folge d 
theils ſchwindelhaften gewerblichen Aufſchwungs in Rordweſieur 
viele Arbeitöträfte vom Aderbau zur Induftrie über. Die | 
dem Lande, beſonders in ben weniger jortgejchrittenen Provin 
Oſtdeutſchlands, fleigen ganz bedeutend. Wirb auch durch we 
Anwendung von Mafchinen ein Theil diefer ausfallenden Me: 
erſetzt, ſo vermag doch die Getreideproduftion, falls fie überh 
zunahm, mit dem fteigenden Mehrlonfum in folge der Ben 
vermehrung und ber befieren Lebenshaltung jaft aller Ben 
ſchichten bei Weiten nicht gleichen Schritt zu halten. Die W 
in London fleigen demnach, entjprechend der allgemeinen Gelben 
in jenen Jahren, auf 57 sh. pro Otr. im Durchſchnitt der : 
1871—1874. Die Getreideausfuhren Rußland fteigen auf 
fache wie vor einem Jahrzehnt, auf 45,6 Millionen Heftoliter. 
auch während der nun folgenden Krifis in Wefteuropa viele zu 
lichen Arbeit unbrauchbare Eriftenzen wieder auf das Land 
hat im Wefentlichen wohl kein ſtarkes Sinten der Ländlichen &i 
gefunden. Die Hauffeperiodbe hatte bleibend als Außgleicher 
und Land in biefer Beziehung gewirkt. 

Wie allgemein in allen Produktionszweigen während bes B 
fieb ziger Jahrzehnts, jo waren in den Bereinigten Staaten 
zu Anfang der fiebziger, in Rußland einige Jahre früher du 
bahnbau und Neubefiedelung fo gewaltige Kräfte, welche 
fteigende Getreideausfuhr Hindrängten, entjeffelt worden, daß 
des Weizens in London auf 46 sh. in den Jahren 1875 
herabfant. 

Im Anfang der fiebziger Jahre war man in den 2 
Staaten bei dem Fortichteiten der Befiebelung nach Weiten i 
lichen auß dem Urwald herausgekommen. Wan Hatte bie 
Prairie, weiter weſtlich die veine Steppe vor fi. Der 
Baummuch® hatte vorher die Befiedelung nur fchrittweife vor 
lafien, jegt war faft eine momentane Befiedelung des frı 
Bodens möglich, eine Befiedelung, die während der inbuftrie 
in den Oftitaaten, die mit den Hohen @etreibepreijen wä 
uffiich-türkifchen Krieges etwa zuſammentraf, ihren Höhepumt! 
Die Eifenbahnen, bie inzwifchen in Amerifa durch Zuweiſ 
großen Theils der erften durch fie ſich bildenden Grundrente | 
vollendeteren, weit aktiveren Charakter angenommen haben, 
der Befieblung fogar voraus. Mußte früher der Farmer er 
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Idler, ein Barbar feinen Bebürfniffen nach werden, um durch das 
abium eines europäifchen Bauern hindurch fich zu einem Amerikaner 
entwideln, fo wanderte im lebten Jahrzehnt der Ameritaner des 
ten nur unter ber Bedingung, fortdauernd Amerikaner feinen Bes 
niffen nach bleiben zu können, zu Millionen nach dem baumlofen 
fen aus. Um dieſes zu Tönnen, mußte er aber faft das Zehnfache 
Getreide mit Hilfe der Mafchinen produziren, was er ſammt feiner 
milie nöthig Hatte. Daher jene ungeheuren Mengen, die einige Mil. 
erbauer auf ben Markt der Oft- und Sübftaaten, fowie nad Europa 
werfen vermögen. Der Weizenpreis in London fällt 1875/76 auf 
sh. pr. Otr. Großbritannien bezieht jeit 1873 mehr als die Hälfte 
Weizenzufuhren (1873/76 und 78 im Durchſchnitt 54,9 %,) aus 
; Bereinigten Staaten und Kanada. Rußland wird in Folge deffen 
die Hälfte feines Standes, auf feinen Antheil dor 1865, zurüd« 
tängt (in obigen 5 Jahren 15,7%). 

Die inneren Getreideerportkräfte Rußlands find indeffen fo gewaltig 
jeſchwollen, daß auch, trotz dieſer ungünftigen auswärtigen Berhältniffe, 
Getreideausfuhr 1875/76 auf 49,6 Millionen Hektoliter fteigt. 


VII. 
Der ruſſiſche Getreidehandel von 1877—1880. 


Der xuffifch-türkifche Krieg gibt einen neuen grundlegenden Anftoß 

eine weitere Steigerung ber ruffiichen Getreideausjuhr in den 
genden Jahren. Weſentlich, ja vielleicht darf man fagen, faſt auf 
ießlich ift dieje® dem Sinken des Rubelkurſes zuzuſchreiben. 1875 
ıd der Rubelkurs mit 277 Pf. noch etwa auf der Normalhöhe der 
bergehenden Jahre. 

Dur die Unruhen auf der Ballanhalbinfel fiel derjelbe im 
genden Jahre um 10%, auf 252 Pf. Die Kriegserllärung im April 
77 veranlaßte fofort ein Sinken auf 221 Pf., ja’biß Oktober ging 
Kurs de Unglüds der ruffiichen Waffen wegen bis auf 189 Pi. 
ab, um fich gegen Ende des Jahres 1877 auf den Normalitand der 
enden Sabre, nämlich 1877 (vom April ab) 206, 1878 207, 
79 204 Pi. und ähnlich 1880 zu erheben. 

1877/80 war aljo der Rubellur® im Vergleich mit 1875 von 100 

74 berabgefunten. 

m ae Ri der Frachten war in allererfter Linie das der- 

er Steigerung der Getreideausfuhr. 

find in Rußland in Papierrubeln Teftgefegt. 
zallen bes Rubelkurſes fteigen und finfen aljo 
ıtan, die Eiſenbahnfrachten an auswärtigen 
Ausgaben reſp. Verpflichtungen der Bahnen 
: Meineren Hälfte von dieſen Schwankungen 
etapital waren zu Anfang des Jahres 1878 
in Metall und nur 157 Millionen Rubel in 
ife des Rollmaterials, der Kohlen u. |. w. 
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richten fich fo gut wie vollftändig nach der auswärtigen Ai 
Die allgemeinen Betriebsausgaben der Bahnen, fowie die Kräf 
auf eine Verzinfung des Anlagelapitald Hindrängen, bilden 
eine Seite ber tarifbildenden Momente; biefem gegenüber 
Konkurrenz ber übrigen Transportmittel ſowie bie ber ander 
bahnen. Bon den Ausgaben des Schlitten-, Wagen- und Wo 
port® iſt anzunehmen, daß bderjelbe etwa in demjelben Maß 
gefammte ruffiiche Volkswirtbichaft von den Schwankungen bei 
am auswärtigen Rubelwerth gemefien, abhängig if. Das 
der Tarife, beſonders ber Bahnen untereinander, ift in Bezug 
Konkurrenz natürlich in ihrer Relativität zu fuchen. Wollte ei 
linie ihre Frachtſätze auf eigene Fauft nennenswert 

fie ficer fein, in fürgefter Zeit auß einer Tranfit 

worden zu fein. Das Zuftandefommen eined gen 

aller konkurritenden Transportmittel, reſp. auch nu 

hat dagegen ſehr große Schwierigkeiten. Zwei 

jeber Berfuch, die Tarife auf gemeinſamen Beſchluß 

dem lagen zunächft andere Ürſachen vor, fie von 

Rubels entiprechenden Zariferhöhung abzuhalten. 

hatten die Bahnen durch ſehr ſiarke Militärtrangpı 

durch den Transport des füdlichen Getreides durch 

durch bis zur Oftfee Ginnahmen, auf außwärtige W 

wie fie auch Jannähernd noch niemals vorgelommen 

über die Lage der Bahnen und veranlaßte fie fogar 

fie nahmen die anormalen Transportmengen für noı 

wurden auch bazu gedrängt. Während der Kriegs; 

zu Zeiten Trandportleiftungen von den Bahnen gefoı 

lich erfüllen konnten. Monate lang mußten oft Gil 

liegen, die der eiligften Beförderung bedurft hätten 

ließ es an Klagen an einflußreichen Stellen nicht fe 

die Regierung die Situation, um die Gifenbahnen 
maſſenhaftem Rollmaterial, zur Legung zweiter Ge 

zu zwingen, um bie flrategiiche Leiftungsfähigfeit ' 

Eine Anzahl Bahnen, und zwar beſonders wenig vı 

linien, haben filh in dieſer Zeit in eine ſolche 2 

vefp. ftürzen müflen, daß fie die Hoffnung, jemalß a 
Dividenden zahlen zu können, aufgegeben Haben. 

der Regierung geftüßt, führen diejelben nun einer 

Zariffrieg und find bis auf den heutigen Tag ı 

Tarife beſonders für Getreide zu erhöhen. 

Bon ben weftlichen ruffiichen Bahnen haben in der Haupt 
einige polnifche Linien fowie zwei der fünf Geſellſchaften, n 
Rigaer Bahn zur unteren Wolga in der Hand haben, auf gem 
Beſchluß ihre Getreidetarife am 1. Mai 1879 mei um 12, 
Ys auf 40 Kopelen pro Pudwerſt, alſo auf 1,07 Pf. pro 9 
zu erhöhen vermocht. 

Um die auszuzahlenden Garantiefummen, die, foweit die 
ruffifchen Finanzen überhaupt eine Ueberficht zulaffen, vor de 
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enfalls unter 10, nach demfelben mindeftend 15—20%, der Ein- 
hmen der gefammten ruffiicgen Bahnen und vielleicht bie Hälfte bei 
ı Schienenwegen in den Getreibeprovingen ausmachen, herabzu⸗ 
ndern. bietet die Renieruna — ob zum Wohl Rußlands, fei dahin« 
B auf, um bie Eifenbahnen zu einer 
seranlaffen. Ihrem Urtheil nach „wider 
achten beſonders in Bezug auf Getreide 
n Jahr zu Jahr weiß die Regierung 
en, durch Auflauf der Aktien ꝛc. einen 
Bahnen auszuüben, von Jahr zu Jahr 
: bem Staatsbahniyftem zu. Die weit- 
alfo, jo Lange dieſe Bewegung dauert, 
8 au fürchten; im Gegenteil man darf 
ringes Steigen ber Getreibefrachten in 
eit boraußfagen. 
anft fich geftalten mag, fo viel ift klar, 
m&portverbilligung, die bon 1876—80 
indwirthſchaft eine bisher nicht vorhan⸗ 
‚ baß die ruffifche Landwirthſchaft durch 
aßerorbentliche Gewinne auf Koften ihrer 
Tsgebiete der Städte Saratow, Penfa, 
:Iche bisher bei einem Noggenpreife von 
tin auf der Peripherie des Produktions · 
Beltmarkt Lagen, erhielten jet anftatt 
bei genau bemfelben Preije in Weft- 
ſes. Die Preife aller Bebärfniffe in 
cht fofort dem Sinken des Rubels durch 
Kon das Herabgehen der Frachtkoſten 
zaren, alfo befonders Induſirieprodukte 
ıt, bewirfte eine noch weitere Erhößung 
den heutigen Tag andauert. 
nge andauernd, ift das Herabgehen ber 
diefer zu faufenden Waaren, verglichen 
Iſt auch die Anſchauung, daß biefes 
bei den außerordentlich zurückſtehenden 
Berhältniffen erft nach einer längeren 
ſende Nubelentwerthung im Innern nad 
o ift doch ein begünftigender Einfluß auf 
nittelbar folgenden Jahren einer Lang 
wegen nicht abzuleugnen. Nicht allein 
ınfangs der innere Werth des Roggens, 
tarf bezahlt wurde, wie 4 zu 6, ſondern 
1 zu 2. Sind aud die Verpflichtungen 
oberen Klafien an Steuern, Abldfungs- 
Rrebitrubeln jeftgejeßt, was an fich auf 
Rubelwerth einen ungünftigen Einfluß 
ſtark erhöhten Steuern feit dem letzten 
Kapitalmächte diefen ungünftigen Faktor 
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mehr als völlig aus. Beſonders für die abgelegeneren Geg 
Südoften, der fi immer mehr gleiche Wichtigleit wie bei 
Bezug auf die Getreideausfuhr erringt, waren dieſe Yenbe 
der größten Tragweite. In bdiefem Gebiet trat die Rubele 
am langfamften ein, von dieſen Provinzen aus fand bie gri 
ermäßigung nad) den Ausfuhrküſten flatt, Hier war die Di 
noch weit mehr die Proportion im Vergleich mit den früher 
Preifen die größte. Für den Bauer in Süden, bejonder 
Südoſten war alſo der Anreiz mehr Getreide als früher 
tauf zu bauen, der größtmögliche geworden *). Der Bauer 
jest ab anftatt anderer Zweige feiner Wirthſchaft den Getrei 
Tauſchwerthe zu erhalten, theild um befiere Geräthichaften 
Maſchinen zu noch erhöhter Produktion fi) anzuſchaffen. % 
peripherie Wefteuropa’8 an Roggen dehnt fich jet biß zum 


*) Wir geben eine offenbar aus ſachkundiger Feder flammen! 
Augsb. Allg. Zeitung (2. Aug. 1879) im Bezug auf biefe Verhältni 
wieder. Unter „Innerem von Rußland“ ift hier der Süboften unl 
die foeben bezeichneten Gegenden an ber unteren Walga zu verftehen. 
jehr ftart abgerundeten Sem haben wir bie genaueren in Rlamme 

tan fchreibt: „Bor dem Krieg, ala ber Rubel einen Werth van 3 M 
tte, galt es als Ariom, dah an einen regelmäßigen Import vo 
;oggen nicht p benten je, wenn der Preis an der Berliner und ©t 
unter 14 Mark pro Mir. Ctr. falle. Geitdem haben wir gejehen, ba 
geweſen ift, große Mengen Roggen aus Rußland zu beziehen, ala t 
jenen Börfen auf unb felöft unter 12 Mark zurüdgegangen war. D 
für Liegt in dem Balutaverhältnig. Bei einem Berliner Börf 
12 Mark tann der Peteräburger Erporteur pro Tſchetwert Roggen ir 
burg, wenn der Kurs 2 Mark il 205 Bi), 72, Rubel, wenn er 3 M 
ift, nur 5 Rubel (5,6) bezahlen. Rechnen wir für Koften und Gewi 
per Zichetivert, jo erhält an allen Punkten im Innern Rußlands, vi 
Fragt mad, St. Petersburg nicht meniger ala 3 Rubel beträgt, de 
ei einem St. Beteräburger Preile von 7,5 Rubel für feinen Roggen 
Stelle 3,5 Rubel Bei einem St. Vetersburger Preije von 5 Kubel 
er aber nur 1 Rubel (1,6) erhalten können. Zu dieſem Preiſe verkar 
dugent, ber nicht verfaufen muß. Dagegen fteht ber Produzent fi 
Preife von 3,5 Rubel (oder 4,8 Mark pro Mir. Ctr.) fo gut, dab 
meiften gie Lieber " dazu Dertaufen, als auf befiere Konjunkture 
wird. Bei einem Rubelkurſe von 3 Mark (280 Pf.) muß der Berli 
preis ſchon auf 18 Mark (15,5 Mar) fteigen, wenn ber ruſſiſche Ke 
Stande fein fol, jenen Produzenten 3", uber zu bezahlen. Aller! 
diefe 3",, Rubel, an Waaren nicht ruffiihen Urſprungs gemeffen, 
höheren Werth, aber dieß zu bemerken Hat ber ruffiiche Bauer m 
ringen Bedarf an anständigen Waaren (biefes ift nicht allein maß 
Gelegenheit und unter allen Umftänden find 3”/, Rubel zu 2 Ma 
auf dem Weltmarkte fo viel werth wie 21/, Rubel zu 3 Marl (2 
280 Pf.); der Produzent hat alfo gegenüber 1 Rubel zu 3 Mark (1, 
an inneren Geldwerth minbeftend 133 °%, (65 %,) mehr erhalten. 
annehmen, daß in Folge dieſer Umftände der Roggenpreis in Deut 
deftens um 2 Mark pro 100 Kilogr. niedriger — ift, als er be 
Stand der ruffiihen Valuta enden wäre. Ein ſolches Berhältnif 
nur möglich fein, wenn es fi) um einen vorübergehenden Audgang 
janbelt. Bei einem fortdauernden Rubelkurs von 2 Mark würde jd 
-höhung der Gifenbahntarife nothiwendig werden und fi; damit 
den Bezug weſentlichſien Faktor bie unvermeidliche Ausgieichung vo 
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ſchloſſen. In den ehemals peripherifchen 
'enburg, Samara, Saratow; für Roggen: 
5atatom macht die dauernde Befiedelung, 
ug der Bauern des Bau's von Exporte 
jritte. 

Betrachtung diejed wichtigften Moments, 
1877—80 beberrfchte, auf die fpeziellen 
»irkten, wie Ernteausfall, Blofade des 


Märung Rußlands im April 1877 folgte 
ı am Schwarzen Meere. Trotzdem man 
her vorduswußte, Hatten in den erften 
t wenig bebeutende Getreibemengen bie 
verlafien, Hatten ja bie ſüdweſtlichen 
ı ftarfe Militärtransporte zu bewältigen 
ıalen Jahren 3,5—4 Mill. Mir. Etr. 
satte bißher nur, 821 000 Mir. Etr. zu 
deausfuhren, welche über die Küfte des 
land zu gelangen pflegen — etwa die 
mußten fi) jeßt über die Oſtſee, oder 
e einen Ausweg juchen. Die Getreide- 
en drei und mehrfach längeren Landweg 
zielpunkt auf den ruffiicden Eifenbahnen 
[ der normalen Weizenaußfuhren des 
vei fchlechten eigenen Erndten unbedingt 


er Süden näheram Weltmarkt, als die ent- 
Blands, welche über die Oftjee ihr Getreide 
Während des Krieges war der Güden 
can ließ fich nichts ändern. Ob aber 
B er jegt nach der äußerften Produktions - 
iarktes gerüdt fei, ob er alfo jein Ge- 
yüglich der Grundrente verkaufen wollte, 


ächſt an den herfömmlichen Preis, ftemmt 
ng in Folge vertheuerten Transports. 
t#befiger hoffte aber, daß zunächit der 
t, daß Getreide alfo nach Beendigung 
Hifft werden fönnen. So war bie Folge, 
Produzent am Schwarzen Meer fo jehr 
ils daß die Preife in Weſteuropa ftiegen. 
ıen die Blokade anrichtete, zugebacht; 
Birklichfeit durch höhere Weigenpreife zu 
irkte diefe Urfache am ftärkften, da nur 
wöhnlich die Haupterportgrenge bilbet. 
m 20,9 Mark in den Jahren 1875 und 
1877. Der Roggen, welcher nur zu 
einem Drittel — feinen Ausweg über 
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die Häfen des Schwarzen Meere nimmt, erfuhr nur eine Preise 
in jenen Jahren von 16,9 auf 17,72 Mt. Der Werth des 
welcher in normalen Seiten ausſchließlich die nördliche Richt 
iclägt, fiel jogar von 17,6 auf 16,88 ME. der Frachtverl 
wegen. Nehmen wir zu den bißher erörterten Momenten 
Thatſache einer ganz ausgezeichneten Ernte im Jahre 1877 in 
und befonder8 in der Steppe, fo haben wir die Urſachen bei 
welche die erftaunliche Thatfache erklären, daß troß aller Verkehrsf 
ſowie jonftiger Hemmungen während des Krieges die Getreid 
eine Höhe erreichte, wie nie zuvor. Diejelbe ftieg von 33 340 O 
Etr. 1875/76 auf 40 882 000 Mir. Etr. im Jahre 1877*). 


*) In Mir. Ctr. ausgebrüdt betrug bie Getreideausfuhr Ruklanı 


1873 1874 | 1875 1876 1877 | 























"11.097 000112 926 000l15 190 000 14 738 ooolı3 810 
1.084.000 14562 000) 8.556 000112 105 000114 996 
3177.00, 4967 000! 4521 000| 4883 000) 7.042.000, 
1544000 2892000 1.950.000] 1.955000] 2841 000] 
J — 198000: 207.000] 570000 771 000 
Verſch Getreide || 980000, 730000) 340000 "Alpin 150 000) 
Mehl entipr. 
etreibe .. | 610000] 810000, 590000| 660000) 1 270.000) 
„ Zufummen 29 488 000137 085 000131 354 000/34 861 000 40 882 000) 
in Mir. Er. | — 
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1871/74 | 1875/76 | ne | 1879 























Weizen . 14564000 | 14964 000 ' 20 867 000 | 22 169 000 
Roggen. . . | 95000001 10830000 15.508.000 | 18 104.000 
of. 2 21 3454000| 4877000: 7.046000| 7.208.000 
erfte 2054000 1953000 4450000| 3812000 
Maid: . : | (397000) 388000 1198000] gun pen 4 
Berfch.Getreide |S ) 855000 etwa 400 000 | 885000 — 
Mehl entipr. 5 H geieibe 
Getreide. ua 710.000 | 625 000 | 1.085.000 | 51.288.000 |3 





50.224 000 | 54.000 000 
| Säätung 


Nah Neumann-Spalart, Meberfihten 1879, ©. 38. N 
Sr wir noch bie vorläufigen Ziffern von 1879 und 1880 bei. 


ufin Mtr.Gtr.! 31734000 | 33 340.000 


eizenpreis pro 
oh. London 57 sh. 46 sh. 


f 
































mduftriezeitung 1881 Nr. 14). Die Ausfuhr von 1879 weiſt alfo ( 
aum einen Rüdgang von einem Zehntel auf. 1880 fällt dann alle 
Export auf die Höhe der weniger günftigen Jahre vor 1877 zurüd. 
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Bom April 1877 bis zum Mai 1878 herrſchte auf den Bahnen, 
he zur Oftfee und nach Oftdeutichland führen, ein Getreideverkehr 
her bie Leiftungen der Bahnen biß auf das höchſte Maß an- 
nte. Die Riga-Dünaburger Bahn beförderte in der Richtung 
Riga 1876 18,4 Mill. Pub, 1877 dagegen 36,7 Mill. Pub 


er. 
Die Getreideausfuhr Riga's, welche 1875 2,8 und 1876 3,7 Mill. 
oliter betragen hatte, fteigt 1877 auf 9,2 Mill. Heltoliter. Gt. Peterd- 
verſchifft anſtatt 10 Mill. in den Vorjahren im Kriegsjahre 21,4 
. Heltoliter Getreide. Ende 1877 paflirten bei Brody an der rufſiſch- 
ifchen Grenze in jeder Nacht 12— 18 Güterzüge größtentheild mit 
eide beladen. Die Weizenausfuhr Rußlands nach Deutſchland, der 
ptjache nach nach Königsberg und Danzig, fteigt von 1620 000 
Ctr. in den Jahren 1875 und 1876 auf 3 810 000 im folgenden 
te, nach Defterreich in ben gleichen Jahren von 1060000 auf 
0.000 Mtr. Ctr. Letere Mengen nahmen natürlich ihren Weg 
; Galizien und durch Schlefien nad Sachſen, ſowie nach Berlin, 
zum größten Theil dort fonjumirt zu werden. Während die Ge- 
eausfuhren Deutſchlands 1872/76 jehr gleichmäßig 11 760 000 Mir. 
Getreide betragen Hatten, fleigen dieſelben durch die ruſſiſchen und 
miſchen Durchfuhren zur Oftfee ganz unvermittelt bis auf 19800 000 
21 840 000 Mtr. Etr. Getreide. 
Die Handelögewinne waren in dieſer Zeit jo groß, daß auch über 
iegende Häfen, wie Stettin, Hamburg u. ſ. w., ſehr große Diengen 
hen Getreibes zur Ausfuhr gelangen konnten. Ruflifches Getreide 
e fich bieferhalb jenſeit Berlin und Leipzig auf Märkten in 
ichland, die daffelbe niemals zuvor auf dem Landwege in größeren 
gen bezogen Hatten. 
Nach Aufhebung der Blofade (Frühjahr 1878) blieben wegen 
gel an Schiffen im Schwarzen Meere, aljo äußerſt hoher Echiffe- 
ten halber, die Verhältniffe einige Zeit noch faft vollitändig die 
t. Dann aber ftrömten die Schiffe aus allen Weltgegenben, ber 
18 aus ber Oftfee, herbei, um an bdiejen Hohen Frachten zu profi« 
Die Frachten finlen im Mai und den folgenden Monaten auf 
nie erlebten Minimalftand herab. Man war mit Ballaft herbei- 
nmen und mußte mit Getreide als Ballaſt wieder fortfahren. 
Gegenden, bie jchon ſeit Jahrzehnten ihr Getreide in nördlicher 
ung ‚verführt Hatten, wie das fübliche Galizien z. B., ja jelbft 
erg, transportirten jetzt nach den Häfen des Schwarzen Meeres. Mit 
ı Schlage gleichſam wurde eine größtmögliche Menge der aufge» 
[ten Getreidevorräthe der reichen 77er Steppenernte‘, jowie ein 
| der 76er Ernte jortgefandt*). Die Ausfuhr Ruflands erreichte 
‚halb 1878 eine Höhe von 59 566 000 Mir. Etr. 





*) Ende 1877 augen, auf den Stationen von 4 Eilenbahnlinien in den 
ibeprovinzen 2900000 Mir. Gtr. Waaten, fait ausſchließlich Getreide. Jene 
en hatten im Eiöernobiom und ber Gteppe eine Zänge von 1800 Stilom,, 
ein Sünftel der Eifenbahnen in ben Getreibeprovinzen (heute 9500 Kilom.) 
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Der geiammte Getreibebedarf von 16 Mill. Bewohn 
europa’ hätte damit volljtändig gebedt werben können. 

Die im Jahre 1878 auögeführten Mengen an ben ein 
treidearten fpiegeln die Verhältniffe treffend wieder. Nur i 
lichen Getreideprovinzen, im Audfuhrgebiet von Weizen u 
lagen umgeheuere Borräthe aufgeftapelt. Während die Au 
von Roggen und Hafer im Vergleich mit den Vorjahren ein 
tät xefp. nur eine normale Zunahme aufweifen, fteigen die 2 
Gerfteerporte auch entiprechend der vorzüglichen Steppenernte 
um mehr als das doppelte. 

Diefe plögliche theilweife Leerung der überfüllten Vorrat 
mußte natürlicd einen tapiden Zurüdgang ber Preife in Weft 
Folge haben. Die nordweftdeutiche Landwirthichaft, bejonders die 
welche etwas entjernter vom Weltmarkt liegen, und die in 
Jahrzehnten der Frachtverbilligung wegen eine ſtark fteigen 
vente nicht als etwas außergewöhnliches, fondern ala etwa: 
anzufehen. gewöhnt worden waren, ſah fich Hierdurch, fowi 
analoge amerikaniſche Entwicklung ploötzlich faſt 2 Jahre lar 
aut aurüdverjegt, die vor Jahrzehnten als norma 

jatten. 

Dur unwirthichaftliche Meliorationen, durch Erbauung 
paläften an Stelle von Viehftällen zc., hatte fi) die Land 
bejonders während der Zeit des ſchwindelhaften, wirthichaft 
ſchwungs bi® an den Hals dem beweglichen Kapital ergel 
wollte wenigftend den Kopf, ſoll heißen den Ueberſchuß dei 
fitzwerthes über die Verſchuldung, vor dem Unterfinfen rei 
bündet mit einer allgemeinen Mißſtimmung weiter Kreiſe 
liberale Wirthfchaftspolitif, verbindet mit den gewerblichen 
ten, welche in ähnliche Tage geraten waren, aber auch getr 
gefunde, nationale wirtbichaftliche Beſtrebungen, brachte 
meine Schutzzollbewegung in Deutfchland auch geringfügig. 
zoͤlle. 

Die Jahre 1877 und 1878, welche man als ein Do— 
Bezug auf die Getreideausfuhr anſehen muß, hatten pro 
ruffiſchen Export plötzlich auf 50 224 000 Mtr. Ctr. erhöht 
derſelbe 1871/74 31,7 und 1875/76 88,8 Mil. Mir. Et 
hatte. Nach und vorliegenden Außfuhrziffern einer Anzahl g 
juhrhäfen zu fchließen, erreichte 1879 die Ausfuhr eine gaı 
Größe, wie im Vorjahre. Die Ausfuhr nach Deutichland 
drohenden Getreidezölle wegen, troß ſchlechter Ernte in Rı 
Ende des Jahres 1879 ſolche Dimenfionen an, daß dieſe Ue 
tion Getreidepreife in den erjten Monaten nach Einführung 
in Deutſchland erzeugte, welche niedriger waren ala bie 
Einführung derfelben. 


Bon biefen Waaren waren nur 170000 Mir. Etr. für ben inneren 
fimmt, alles Mebrige, 2730000 Mir. Etr., folte nad} ben großen Expo 
gixt werben. 
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Am 1. November 1879 war in Berlin ein Roggenvorrath von 
2000 Mir. Etr. nachweisbar gegenüber einem Normalquantum bon 
miger ald 100 000 Mir. Gtr. (1. Nov. 1880: 45000 Mtr. Etr.). 

Im Jahre 1880 Hat aladann, einer fchlechten Ernte von 1879 
d einer völligen Mißernte im Jahre 1880 wegen tro höherer als 
tmaler Preife ein ſehr bedeutendes Sinken des Getreideerports etwa 
| die Höhe der Jahre vor 1877 ftattgefunden*). 

Mit Weizen vermochten die Vereinigten Staaten ohne erorbitante 
eiöfteigerung Guropa zu verforgen. Anders bei Roggen. Hier befigt 
nerrußland, der Roggentfchernogjom, ein einheitliches klimatiſches Ge- 
t, zum Unglüd Deutichlands faft ein völliges Monopol in der Ber- 
gung Norbeuropa’s, joweit diejes auf außwärtige Bezüge angewieſen 

Der Preis des Roggend erreichte, ja überftieg ſogar Ende 1880 den 
eiß des Weizens; dieſes umfomehr, als eine Anzahl großer Getreide 
ortfirmen in Rußland, beſonders 5 große Häuſer in St. Petersburg, 
en Verpflichtungen nicht nachzukommen vermochten unb fallirten. 
te allgemeine Rathlofigteit in Betreff des Bezuged don Roggen ent ⸗ 
id an den Jmportplägen, die die Spekulation beſonders in Berlin 
h zu vermehren trachtete. Nicht unbedeutende Mengen ameritanifchen 
gend und Mais, theils zum Erfah von Roggen, wurden zeitweilig 
der zweiten Hälfte des Jahres 1880 befonders im November in den 
feehäfen Rußlands und der Provinz Preußen eingeführt. Die 
treideausfuhr Danzigs in den letzten 3 Monaten bes Jahres 1880 
ug nur den vierten Theil der entiprechenden Exporte des Vorjahres. 

Diefe Turzandauernden ganz abnorm hohen Roggenpreije ſcheinen 
eß die nachtheiligſten Folgen für die ruſſiſche Roggenausfuhr in Zur 
ft haben zu ſollen. Man Hat in jenen Theuerungsmonaten ange 
gen, das weit billigere Maismehl ala Zujag zum Roggenbrot zu 
‚men **). Nach den Berichten wird diejes auch noch fortgefeßt und 

Konfumenten fcheinen durchaus damit zufrieden zu fein. Wenn 
fe Aenderung andauert, jo wäre da für Rußland ebenfo ungünftig, 
für Amerika guünſtig. Das ruffiiche Klima ift im Norden und 
itrum für den Maisbau zu kalt, im Süden zu troden. In ben 
tleren und jüblichen Miffiffippiftaaten bildet Maiß dagegen das Haupte 
igeteibe, im gangen Gebiet der Union wenigſtens ein Hauptnahrungs- 


Gehen wir nun aber nad) diefen allgemeinen Bemerkungen über 
ruſfiſchen Export bis 1880 noch auf die Ipegiellen Aenderungen ber 
udelawege wie Transportartikel ein, welche in dieſer Zeit, Haupt- 
ic in Folge des ruffiſch · turkiſchen Krieges fich vollzogen. 

Bor 1877 waren in den ruffilchen Oftfeehäjen noch In ausſchließ · 


—E —— — St. Petersburgs, Ddefia', Riga’3 und über die 


jujammengenommen betruge 
— 5 fr. Sr. (von 59506,000 Mir. Ctr) 


unb 1880 nur 18—19 Dilionen Mir. Etr. 
**) Gür MWeftfalen {häpt man für damald den eı von Roggen durch 
ere — auf Er, (Handeldariv 1881, KR 


Jahrbuqh V. 2-8, heßg. d. Chmoller. 2 
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gelſchiffe Tür die Beſtimmung der Frachthöhe m 
perrung des Bosporus ſuchten viele der engliſcher 
debampfer des Schwarzen Meeres in ber Ditie 
n haben ſich größere Dampfer für Getreideve 
ort eingebürgert. Einer längft vorhandenen E 
ieſes Greigniß ein kräftiger Impuls gegeben. 
ie DOiftfeefrachten plotzlich verdoppelter Ausfu 
diefelben z. B. Tür die Strede Riga— Stettir 
im Durchſchnitt pro Mir. Ctr. Roggen von 15 
37476 auf 130 Pig. im Jahre 1877, alsde 
. im folgenden und auf 100 Pig. im Jal 
1 Meere waren ſchon feit einer Anzahl von Je 
ıpfer von 500— 700 Tonnen für die Frachthöhe 
Riga ftieg die durchſchnittliche Größe der ei 
90 Tonnen in der Zeit von 1866/70 auf 274 im 
T 354 Tonnen im Jahre 1877. 
mäßigung der Oftfeefrachten gegenüber denen 
eere mußte natürlich das Gebiet der Oſtſee 
ieben, umſomehr als der Weltmarkt für 9 
don den Rheinhäfen nach Berlin, reip. Har 
näher nad) den Oſtſeehäfen Hinzog. 
8 diejes wirkte zu Gunfien der nördlichen Wege 
ſenbahnfrachten Es iſt klar, daß ein allgemei 
hten die Frachtkoſten derjenigen Transporte 
muß, welche die größten Entſernungen auf den ( 
haben, das Heißt die nach Norden gehenden G 
5 au denen, welche dem Schwarzen Meere zuſt 
it, ſtabile Seefrachten angenommen, für viele Ge 
über die Oftfee ihr Getreide auszuführen, anito 
en. Aus diefem Grunde allein hat das Oitie 
schwarzen Meeres auf der ganzen Grenzlinie t 
ıL in Bezug auf Getreide einen über 100 Kil 
ven wichtigiten Getreideprovinzen, natürlich ideel 
»t auf Lofalverhältnifie, abgerungen. Die Ir 
ſenbahnen fowie der Oſtſeehandelsſtädte waren 
(8 verdoppelte Getreidetransporte während des 2 
m ähnlich großen Getreibetrangport verknüpft we 
jeder Beziehung auf einen foldhen Transport 
e betreffenden Hafenanlagen vergrößert und ver 
hererbaut, größere Handeiskapitalien arbeiteten in 
1. w. In Mühfgraben, einem ber zwei Vorh 
879 die Zahl der fertigen Getreidefpeicher don 
der Handelätojten war eines der Hauptrefultatı 
;xoßdem find diefe im Vergleich mit anderen & 
ich Hoch. Nach den Augfagen eines Kenners 
iltniffe macht fein Kaufmann ein Getreideſchäft 
n, 15— 25°, find, falls bag Erporthaus Komr 
n entfenbet, die normalen Handelskoſten, wobe 


3] Studien über Getreideproduttion n. «Handel im europ. Rußland. 355 


nö und Sagerkoften noch außerdem zu berechnen find*). Alle diefe 
fände, welche zu Gunjten einer größeren Ausfuhr aus den Oftfee- 
en fprechen, machen es erklärlich, daß bie bedeutenden Handelsſiädte 
öl, Woroneich und Saratow, welche ehemals Getreide etwa gleich« 
Big nad Süden und Norden verfandten, Heute mit ihren Intereſſen 
vollſtändig an die nördlichen Wege geknüpft find. Die Ausfuhren 
nordlicher Richtung Haben diejerhalb im DVergleih zu 1877 nur 
ig abgenommen. Riga’s Getreideausfuhren, welche fich 1875,76 auf 
90000 Mtr. Ctr. erhoben hatten, ſchnellten 1877 auf 5203000 Mir. 
. empor, um in den jolgenden 2 Jahren auf 4.067 000 und 4710000 
t. Etr. herabzufinken **). Riga gehört feit 1877 wieder zu den erften 
*) Di johen belögeivii rklären fi ben bem Auf Ri 
bc Berta Dueß DUEHFENT und Antecötdhinge x. Hei cut eher foren 
ſuenwirthſchaft und damit zufammenhängender —— des Geſchaͤfts 
gehe halb monopoliftiice Handelafirmen. In Riga eriftiren nur etiva 
jetreideexporthäufer bei 50-60 Mill. ME. Ausfuhr. Nur ber große Kauf- 
in vermag ja auch fogenanntes Recht durch eine Hundertrubelnote in kürzefter 
zu erlangen, nur ihm fteht der Kredit der Banken zur Verfügung, nur dieſer 
nag in ben Getreideprovinzen Filialen zu errichten, um das Getreide in 10 
mehr Waggons auf einmal kommen zu lafien, was ihm eine Frachterſparniß 
tend von 1025 9, fichert, ja was ihm bei ganz großen often ſogar zus 
[en bie —ã geben ſoll, mit der Bahn über bie Frachthoöͤhe zu unter⸗ 
deln, ohne daß man fich an irgendwelche Tarife kehrt _ıc. 
In Königaberg (und Fanig) find meit geringere Sande jewinne üblich. 
er Hafen war dieferhalb im Stande felbft in dem günitigft gi genen heilen 
Rigaer Handelsbezirks Iehterem Halın eine nicht unbebeutende Stonkurrenz zu 
jen. Im Tünabung, alle vor ben Thoren Bigas, bogen ab nah Wirballen 
iigäberg) 1874: 1023000, 1875: 439000, 1876: 347 unb 1877: 361000 
. Ctr. Getreide. Das Rigaer Börfencomite ſchreibt dieſes Nebergewicht Königs 
3 folgenden Urſachen zu: 
1) dem billigeren Sapital, 
2) ben billigen Arbeitäfräften (nur richtig für —7 
3) der gaben Wohlfeilheit aller Xebensbebürfnifie des Kaufmanns, der 
fich dieſerhalb mit geringerem Nettogewinn begnügen tönne. (Theurer 
find nur die Waaren weſteuropäiſchen Urſprungs. Der Treffpunkt ift 
Abeiomd in —* maßlojen Verſchwendungojucht der Kaufleute in Rue 
and zu en.) 
4) den bedeutend eringeren Steuern, 
5) dem größeren Import, alfo geringeren Seefrachten aus dieſem Grunbe. 
Sehtere beiden Punkte find jedenfalls untveientlidy, vorauägejeht, daß der 
epte überhaupt ae u Diefe Gründe rebugiven ſich aljo weſentlich auf 
geres Rapital und ſeht Hoc} gefteigerte Vebensanlprüche ber gebildeten Rlaffen. 
drittes dürfen wir wohl noch geringere Energie und Unternehmungageift 
demzufolge größere Untoften Hinzufügen. 
**) 1878/79 betrug die Ausfuhr durchichnittlich: 








Roggen . 19720000 Mir. Etr. 
& —J . 1759000 = . 
fe. 2. 451000 + ⸗ 
Buchtweigengrüge i3806 
Weien . . . 200 = » 


Summa 4389000 Dir. Eir. 
> fällt allerdings die Ausfuhr der abnormen Ernten wegen twieber auf ben 
ab von 1877, wahrſcheinlich auf 1,6 Mill. Mir. Cir. Die Getreidezufuhren 
der Bahn von Orel, alfo aus bem Zichernosjom, betrugen nämlich 1878: 
I 000, 1879: 4553000 und 1880: 1220 tr. Ctr. 
233* 
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Getreideaugfuhrhäfen der Welt. Petersburgs Getreideerpor 
vor 1877 10 Millionen Heftoliter im allgemeinen nicht 
fleigen 1877 auf 23488000, um 1878 wieder auf 11132 
auf 18795000 und 1880 auf 14347000 Heftoliter ber 
wobei etwa jährlich 1500000 Heftoliter als Leinfamen in 
bringen find. Noch weit bedeutender dürfte die plögliche Zun 
&t. Peteröburger Getreidehandels um 1877 erjcheinen, wen: 
ſtark wachſenden Getreibeerporte Revals, das ausſchließlich 
eines Expeditionshafens St. Petersburgs beſonders im Win 
Binzurechnen *). 

Nur die deutichen Exporthäfen, Danzig und Konigsber 
nichts don diefen verboppelten Zufuhren während des Kriet 
halten vermocht. Die Einfuhren Rußland über die preußi 
grenze an den 4 Hauptgetreibearten hatte ſich von 2980000 
(außer Hafer) im Jahre 1873 durch Eifenbahnverbindungen 
Tſchernosjom 1874 auf 6062000, 1875 auf 5490000 und 
6212000 Mtr. Ctr. erhoben; dieſelbe ftieg 1877 plöglich auf 1 
Mir. Er, um alsdann bis 1880 auf die frühere Höhe unt 
Herabgugehen (1878: 9023000, 1879: 6580000 Mtr. Etr. 
noch einige Millionen weniger). 

Zwei Drittel diefer Sufahıen ſollen über die preußifchen £ 
zur Ausfuhr gelangen. Danzigs Ausfuhren an Getreide janten in 
zuffiichen Zufuhren von 2 628000 Mir. Etr. im Jahre 1879 auf 
Mir. Etr.***) im folgenden Jahre, die Königsbergs in gleie 
don 4100000 auf 2230000 Mir. Etr. Herab. Vergleicht 
Herabgehen der Exporte dieſer zwei Hanbelaftäbte von 100 


*) 1879/80 entfiel von der Getreideausfuhr St. Petersburgs jät 


Roggen 2 nn 3831000 Mir. 
a. . 2850000 
eigen 

Fr jpeizen 





— U entipricht Weizen vermuthlich ER : 
Roggenmehl ent| lat Roggen . 
Summa sorsom Dir. 
**) Davon: 


Roggen 2932000 Mtr. Str. ei 882000 Mir. Gtr. 
Weizen 2425000 = e 4100 2 = 
***) Danzige Ausfuhren Beflanden 1879/80 auß: 
Meigen 100m Mtr. Er. 


en =: 
see 118000 — 
Summa 1930000 Mtr. Cix. 
). Dieſes Herabgehen auf bie Hälfte beſagt umſomehr, als dur 
treibegoiie der Handel mit xufl — Getreide der — Konkurre 
wie Memel, Bromberg u. f. w., ſehr geſchädigt und auf bie grof 
* den zu fein fcheint. Demel, das auch zugleich die Konturre 
am fhärfiten auszuhalten hat, an an Getreite aus: 
Mtr. Er. 
180: 151000 .o. 
und 1880: 81000 * =. 
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den Ausfuhren der naheliegenden ruſſiſchen Exporthäfen, jo jcheint 
Behauptung, daß nur Mißernten dieſe Depreifion don 1880 ver- 
ht haben, vollauf beftätigt zu werden. Riga's und Petersburgs 
fuhren fallen von 100 auf 64, die Odeſſa's jogar von 100 auf 46. 
efien darf eine Vergleichung mit Odeſſa nicht als zuläfiig gelten, 
diefer Steppenhafen natürlich in erfter Linie von Mißernten des 
end betroffen wird. Wir fehen in diefer Abnahme der Ausfuhren 
die Sandgrenze nach Deutſchland ſeit 1877, ſoweit dieſelbe von 
Rüdgange der Ausfuhren der ruffiichen Oftfeehäfen abweicht, im 
etlichen die erflen tiefgreifenden Folgen einer nationalruffiichen 
ıbahıe und Handelspolitik, die Alter als unfere Zollxeform, 
den Ruin zweier großer blühender deutſcher Hanbelaftäbte auß« 
. Die Getreiveaußfuhr Danzig im Jahre 1879 fteht nur um ein 
iges Über dem Durchſchnitt der Iegten 20 Sabre, während eine 
eringe Ausfuhr wie 1880 in diefer Zeit nach uns borliegenden 
jahresausfuhrziffern nur einmal, und zwar 1873, zu konſtatiren ift. 
diefem Jahre war Danzigs Handelsbezirk für ſchwere Waaren durch 
eichrittenere Eifenbahnnepe Königsbergs und Odeſſa's außerordentlich 
jirt. Nicht den deutfchen Getreibezöllen — gibt dieſes doch felbft 
Bericht der Danziger Kaufmannſchaft von 1880 im Weſentlichen 
— nicht der allgemeinen inaugurirten deutſchen Schugpolitit — 
ſchadigenden Maßregeln, die wir erwähnen, find vor 1878 definitiv 
loſſen worben, wenn auch ihre Wirkungen erft um dieſe Zeit ſtark 
treten —: fondern einem Erwachen nationaler wirthſchaftlicher 
enzen in Rußland jeit 1875, verbunden mit ber unfeligen Lage 
e Hanbelaftädte, deren Hanbelägebiet einem anderen Reiche zugehört 
fie jelbft, ift diefe bedauerliche Entwicklung beſonders in Bezug 
Konigsberg zugufchreiben. Bei Danzigs Getreidehandel kann e8 
dermöge der Monopolftellung diejes Hafens zum Königreich Polen 
efter Linie nur um Zarifbegünftigungen der Eifenbahntransporte 
Mittelelbe im Vergleich zu den Getreidemengen, die nach Danzig 
; gehen, ſeitens Rußland Handeln; bei Königsberg Liegt dagegen 
w8 wegen geradezu bie Gefahr einer Vernichtung als bedeutender 
eideezporthafen vor. Um jo beflagenswerther ift dieſe Situation, 
für eine biefer Städte auch nicht die leifefte Hoffnung vorhanden 
darf, daß eine Wenderung eintrete, fo lange Rußland an einer 
iſchen nationalen reſp. ſtaatlichen Wirthichaftspolitit feſthält. 

Der wirthſchaftliche Krieg Rußlands gegen die Provinz Preußen 
in mit Zufionen, die im Allgemeinen die Regierung mit Recht 
jrreßcirt, einer Anzahl Bahnen zu zwei Bahnlompleren. Das 
fa— Königsberger Bahnnetz vereinigte fih als Sübweftbahn, bie 
ser Zufahrtslinien als Libau—Romnyer Bahn. Damit war der 
und wichtigſte Schritt zur Sammlung ber feindlichen Kräfte im 
m und Nordoften ber Provinz gethan. Das Antereffe von Bahn 
Hafen mußte noch inniger verknüpft werden. Die Regierung gab 
dab fich die Sudweſtbahn mit der Odeſſaer Dampfichiffahrigefell- 
t lüirie, fie übergab ber Libau—Romnyer Linie den Bau des groß« 
en Hafenbaffins in Libau und verknüpfte noch auf andere Weiſe 
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das Intereffe der Bahn mit dem des Hafens. In Betreff der $ 
Süpweftbahnen joll der Finanzminiſter im Minifterrath etiva 
geäußert haben: „Seit dem Ausbau der Brefi—Grajemoer Ba} 
jeit Verbindung Königsbergs mit Berditſchew und Kiew) gingen vi 
befonder® Getreide, nach der Oſtſee anſtatt wie früher zum € 
Meere. Der zunehmende Export ſei nur dem Verkehr über die L 
und über die Oftfee zum Schaden der Odefjaer Bahnen zu gute g 
Die Zarife nach Königsberg feien bedeutend niedriger pro Pub 
nad DOdeffa. Eine Folge jei, daß jogar das Getreide ber Gtred 
Kasjatin (etwas üblich don Berdiſchew) nicht nach Odeffa 
nad Königsberg wandere. Auf der Strede von Kasjatin bie 
genden füblichen Station paffirten an Getreide nach Norde 
740 000 Mir. Etr., nach Süden faft ebenfoviel, nämlich 690 000° 
Im folgenden Jahre fei die Differenz zu Gunften bed Nordens | 
bedeutend geweſen; die Zahlen fliegen 1876 auf 1080000 9 
noch Norden und nur 550000 Mir. Etr. in der Richtung nach 
Die günftigeren Differentialtarife nach Königsberg, die übrigen? 
befferen Verwaltung, billigeren Kohlen, energijcherer Kontur 
größeren Zransportmengen ber nörblichen Bahnen jehr ı 
Rechtfertigung finden, find feitdem verſchwunden. Bermögen 
nicht mit voller Sicherheit den Erfolg der Fuflon nachzum 
ſpricht doch einige Wahrfcheinlichkeit dafür, daß Obefja wieder aı 
jervonnen hat. Odefſa's Getreideausfuhren Hatten ſich biß 1 
Safryent lang auf der Höhe von 51/, Millionen Mir. Er. 
diefelben fteigen 1878 (9 Monate) wegen Aufhebung der Blokad 
licher Weile auf 10629000 Mir. Etr., erhalten fich dann al 
auf demfelben Stande auf 11120000 Mir. Ctr. und gehen 
Folge zweier Mißernten nur auf den ehemaligen Normalft 
5083000 Mir. Ctr. herab *). 

Greifbarer find die Rejultate der feindlichen Maßnahmen der 
Regierung gegen bie deutjchen Handelsſtädie zu Gunften Liban 
Wilna—Romnyer Linie (Wirballen) war bis 1877 (intl.) 
Ihließlich eine Domaine, und zwar die Hauptdomaine des Kür 
Getreidehandels. Es ift dieſes fein hiſtoriſcher Handelsbe— 
Memelgebiet. Bon der füdlichen Hälfte dieſer Linie der Romnt 
die dad Stüd, welches in den Getreideprovinzen Liegt, umfaßt 
1877 nad Libau nur 575000 Mir. Ctr. dagegen nad Ke 
3000000 Mtr. Etr. Güter verfandt. Die Konkurrenz Riga’ ( 
Linie war niemal® belangreih. Die auf der Romnyer Get 


*) Obeffa führte 1878/80 im’ Durchſchnitt aus: 
Weizen 5038000 Mir. Ctr. 
Gerfte 129400 - = 


irſe 80 ooo = 
Summa 8944000 Dir. Eir. 
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gegebenen Güter, welche nach Riga gelangten — wir geben biefe 
ohlen, weil die Königsberger Zufuhren jedenfalls eine analoge Ent» 
idlung zeigen — ftiegen bon 1874—1876 ſehr ſtark, von 38000 
i 85000 auf 126000 Mir. Etr., um dann durch bie Fuſion, durch 
Unmöglichkeit der Konkurrenz mit Libau ähnlich den Frachten nad) 
inigeberg noch räſcher auf Null Herabzufinten, 1877 auf 60000 und 
8 auf 4000 Mir. Ctr. 

Die vereinigte Libau—Romnyer Bahn ftellte ihre Zarife fo, daß 
1 erfolgreiche Konkurrenz Königsbergs in Bezug auf Transport ihres 
ihnbeziris auf längere Zeit unmöglich war. Bon Romny, einer Haupte 
keibeftation im weftlichen Tſchernosjom, ftellten ſich 1878 die Fracht · 
ten pro 1 Mir. Etr. bei einem Rubelkurs von 201 Pf. nach Könige- 
g (1120 Kilom.) auf 426 Pf., nad Libau (1150 Kilom.) nur 
1264 Pig. Libau zahlte alfo nur die Spottfradt von 0,85 Pig. 
, Meilencentner für feine Getreibebezüge. Dieſer ungeheure Vortheil 
aus, das auch ſehr bald fait ebenjo billige Seefrachten wie Konigs - 
g erhielt, zog bedeutende Handelslapitalien an. Silialen Rigaer 
treideerporthäufer Hatten ſchon vorher Libau zum Winterhafen Riga’ 

dringenden Bezügen gemacht; Königäberger jowie englifche Kapi- 
ien ſchufen jet Libau zu einem faft völlig jelbftändigen Export - 
en um. 

In wenigen Jahren ift ſelbſt zum Staunen der ruffiichen Regierung 

Getreibehafen entitanden, der Danzig mindeſtens gleichfteht und fich 
nigäberg und Riga an die Seite zu ftellen beftrebt ift. 

Während, wie erwähnt, von der Romnyer Bahn 1877 nad) Libau 
t 3,5, nach Königsberg dagegen 18 Millionen Pud gelangen, wechſeln 
folgenden Jahre Libau und Königsberg faſt bie Rolle, indem Konigs · 
g nur 11, dagegen Libau 19 Millionen Bud (3100000 Mir. Etr.) 
ichtgüter, faſt ausſchließlich Getreide, erhält. Libau verſchifft 1866/70 
durch durchſchnitilich 284000 Mir. Ctr. Waaren. Der Hafen 
id alſo kaum mit Emden, Leer, Wismar u. f. w. auf einer Stufe. 
71/75 find die Ausfuhren auf 754000 Mir. Gtr., 1876 auf 
91000, im folgenden Sabre auf 1744000 Mir. Ctr. geftiegen. 
78 find zwilchen 3 und 4 Millionen Mir. Ctr. Waaren verſchifft 
den; bis zum 22. September, alfo vor ber Winterjaifon bes 
u Libauer Hafens, waren 1970000 Mir. Ctr. zur Ausfuhr 
racht. 

Wir verweiſen zum Schluß auf das Bild, das die angehängte 
tographifche Darſtellung gibt; fo unvollkommen es iſt, jo wird es 
h dem Lefer die Veranſchaulichung diefer Ausführungen erleichtern. 
vollkommen ift e8 vor Allem deßwegen, weil e& uns nicht gelang bie 
iterialien jo vollftändig zu jammeln, daß wir ein Bild des Verkehrs, 
es don einem Jahr, fei es vom Durchfchnitt mehrerer Jahre geben 
nten. Wir Hatten vom Wolgaverkehr nur die vollitändigen Zahlen 
1870; von dem Rigaer Eifenbahnneß, dem Königäberger und Dan« 
r Berlehrägebiet, dem Export auf der Landgrenze hatten wir ziem- 

vollftändig die Zahlen für 1876/79. Bon manchen der unbebeuten- 
en Getreibebahnen und von den Südbahnen lagen und wenig 
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vollftändige Materialien vor. Manche Zahle 
direkt, fondern mußten ung auf Schäßungen un 
einlaffen. Aber auch in diefer Unvollfommen! 
Lefer einen Dienft zu erweifen, wenn wir ihm ai 
Breite der verſchiedenfarbigen Streifen die dur 
Landtransport und Seeſchiffahrt bejörderten Getr 
lien fuchen. Im Detail ungenau, ift der Eiı 
entſchieden der richtige. 

Unſer Urtheil über die Vergangenheit brauı 
kaum zu wiederholen: die große Stoßmelle des ( 
1878 an ging wefentlich auf ausnahmsweiſe wiı 
eine ftarfe weitere Zunahme des Exports über 
Sabre 1877/79 (51,5 Mill. Mir. Ctr.) ift für di 
wahrfcheinlich, für die Zukunft aber ift eine 
Steigerung ficher zu erwarten. 

Eine plögliche ſprungweiſe Zunahme, wie 
nur don den Getreideprovinzen Gibiriend aus 
Ural dehnt fich, als Fortjegung bis zum Altai, 
Obgebiet umfafjend, ein jaft ebenjo großes, ı 
ZTfehernogjom- und anbaufähiges Steppengebiet a 
Rußland. Wafjerjtraßen, beſonders der Irtiſch 
ſchließen diefe weiten Länderfomplere auf, die im 
aufgeblüte Dampfſchiffahrt auf dem Obſyſteme 
weiter Herabgedrüdt. Schon bei der heutigen 
tönnten dieſe Schwarzerdländereien — in der 
Nomaden, Kirgifen —, welche faum mehr ala ei 
rungsdichtigleit befigen” dürften wie die jehr dich 
jomprovinzen des europäiſchen Rußlands unzw 
Mir. Ctr. Getreide ausführen, falls letzteres üb 
An eine jolgenreiche Ermäßigung der Frachten 
bindungswege über Jefaterinenburg vom Fuße dei 
nit zu denken. Gelbit in einigen Jahren ı 
Uralbahn bis Tjumen, dem weftlichiten Hafen de 
bei Außerft hohen Getreidepreifen in Wefteurop: 
Getreides ftattfinden können. Wäre es aber nid 
des Obgebiets einen anderen billigeren Ausfuhr 
Frage ſowie noch mehr das Drängen des jerner | 
nad Ausfuhr feiner mittelſchweren Produkte erkli 
aller nordijchen Kreife für die Fahrten nad; den 
das Kariſche Meer. 1878 gelangten fämmtliche fi 
nad den fibiriichen Strömen. Doch das Glüd, 
verhältniffe, Hatte offenbar dieſes Jahr den ©ı 
und 1880 famen von fieben und fünf Schiffen nur 
mungäorten an. Der einzige im Jahre 188 
Dampfer brachte noch in demjelben Sommer W 
math zurüd. Zroß dieſer Mikerfolge find die 
großen Kulturfrage gewidmet haben, nicht an 
In dieſem Jahre wird etwa diejelbe Anzahl Sch .. 
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h wagen. Kopenhagen ift Gentralpunft dieſer Beitrebungen geworben. 
e nordiſchen Handeläfreife find im Begriff durch Gründung einer Ge- 
Ichaft einheitlich in diefer Sache vorzugehen. Das Gelingen des Planes 
de neben ber Ausfuhr von Holz und Waldproduften einen neuen 
ausſchließlichen Getreidehandelsweg eröffnen, da die leichteren 
ıaren durch die fibirifche Eifenbahn zur Ausfuhr gelangen werden. Iſt 
h natürlich nicht an eine völlige Beſiedlung dieſer Getreidegebiete 
: amerikanifcher Rafchheit, und mod; weit weniger an ähnlich raſch 
chſende Exporte bei dem Kulturzuftande Rußlands in diefem Falle 
denen, fo ift doch nicht einzufehen, weßhalb das, was in Güboft« 
Sudrußland weientlih während 3—5 Generationen geſchah, nicht 
te während ber Halben Zeit in biefem jübweitlichften Theil Sibiriens 
heben Tönnte. 
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®rof. Dr. Edgar Löning 
in Dorpat. 


v. Sarwey: Das öffentliche Recht und die Verwaltungsrechtspflege. Tübingen, 
Zaupp. 1880. Ge ©. 5 Brehtöpfin s 


In einer vortrefflichen Schrift („Der Reichstag und die Parteien“) 
jüngft der hochverdiente ehemalige badiſche Staatsminifter Jolly 
ins Gedachtniß zurüdgerufen die großen Fortſchritte, welche durch 
Reichsgeſetzgebung auf allen Gebieten des ftaatlichen Lebens in dem 
ten Jahrzehnt gemacht worden find. Er Hat gezeigt, wie wenig ber 
tigt ber Pelfimismus und ber Mißmuth find, die fich im poli» 
jen Denken und Kühlen weiter Kreife des Deutichen Volkes Heute 
uniften drohen. Er bat im Einzelnen nachgewiefen, wie viele 
derungen, auf deren Erfüllung alle liberal Dentenden den größten 
th gelegt Haben, Heute durch die Reichsgeſetzgebung erfüllt find. 
te Jolly auch die Gefehgebung der Einzelftanten mit in ben Kreis 
er Betrachtungen ziehen wollen, jo würde er haben zeigen können, 
in der Gegenwart tief eingreifende und weittragende Grunbfäße, die 
) dor einem Jahrzehnt außfchlieklich von dem Xiberalismuß verthei« 
worden find, nicht nur in den größeren Staaten, vor Allem in 
ußen, durch die Gejeßgebung verwirklicht worden, ſondern auch 
neingut faft aller politifchen Parteien geworden find. Er würde vor 
em hervorgehoben haben, daß heute das Öffentliche Recht in ben 
Beren deutſchen Staaten eines Rechtsſchutzes genießt, wie kaum in 
m anderen Sande Europa's. In ber politiichen und ftaatswifien- 
ftlichen Literatur der erften Hälfte unfere® Jahrhunderts liebte man 
dem Poligeiftaat den Rechtsſtaat ald das zu erftrebende Ideal gegen« 
tzuſtellen. Man erhofite die Verwirklichung dieſes Ideals von der 
führung der Tonftitutionellen Berfafjungsform. Die Erfahrung hat 
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gelehrt, daß der Polizeiftant auch mit einer Tonftitutionellen 
ſich ſehr gut vertragen kann, daß in ihr allein feine Bürgf 
gegeben ift, daß die Verwaltung des Staates nicht nach Willti 
nad Maßgabe der Geſetze bed Lande geführt werde. Die ( 
der Tonftitutionellen Verfafſungsform führte ſogar vielfach ı 
in dem größten deutſchen Staate, in Preußen, am meiſter 
parteimäßigen Berwaltung, wie fie früher dem Deutjchen € 
befannt gewefen war. Heute erft ift der Polizeiſtaat überwun 
eine Gefegebung, welche ſich bemüht, eine feite und beftimt 
linie zu ziehen zwiſchen dem Gebiet der individuellen Fr 
dem Gebiet der Verwaltungsthätigkeit, welche bie Staatsbi 
in Selbfiverwaltungsforporationen und Ehrenämtern heranzieh 
führung der ftaatlicden Aufgaben, welche endlich durch Einfi 
Berwaltungsrechtspflege ben öffentlichen Rechten einen Rech! 
währt, deren fich früher nur die Privatrechte erfreuten. % 
aber auch der Rechtswifienfchait ganz neue Aufgaben geftel 
Die Bebürfnifie des Lebens zwingen fie, dem öffentlichen 9 
ganz andere Aufmerkſamkeit zu ſchenken, als dieß bisher ber 
Sie kann ſich nicht mehr darauf beſchränken, das Verfaffungs 
wiſſenſchaftlichen Bearbeitung zu unterwerjen. Sie mußet 
von ihr faft gänzlich vernachläffigten Verwaltungsrecht näher 
daſſelbe, wie jedes andere Rechtögebiet, wiſſenſchaftlich zu di 
und zu geftalten fuchen. 

Es ift ein unbeftreitbares Verbienft der Wiſſenſchaft, d 
vorhin angedeuteten Fortſchritten des öffentlichen Rechts die 
öffnet und geebnet zu haben. Selten hat ein einzelner Gele! 
feine Werke und Worte einen jo tiefgreifenden Einfluß auf d 
ung bes pofitiven Rechts ausgeübt, wie dieß in unjeren X: 
Gneift geſchehen ift. Aber es ift mehr die Wiſſenſchaft der 
die Rechtöwiflenfchaft, der dieſes Verdienſt zukommt. 

Nachdem die Forderungen der Wiffenfchaft der Polit 
auch nicht durchweg, jo doch zu einem großen Theile durch 
gebung erfüllt find, nachdem in Preußen, Bayern, Württembe 
Gerichtahdfe eingefeßt find, welche zum Schutze der öffentlichen 
rufen find, Tann die bloße Gejegestunde, auf die man 
in ber juriftifchen Literatur meift beſchränkte, nicht mehr gen 
ihre Stelle muß die Wiſſenſchaft des pofitiven Berwaltungsred 
Und erfreuliche Anzeichen find dafür vorhanden, daß die Wiffen 
ihre neue Aufgabe erfannt hat und rüftig an bie Löſung berjel 
tritt. Dad umfaflende Werk von Sarwey „Das öffentliche Rec 
Berwaltungsrechtöpflege” darf als eine der erften reifen Früd 
diefem neuen Zweig der Rechtswiſſenſchaft gegeitigt find, mit 9 
Genugthuung begrüßt werben. 

Dem engeren Kreife der Fachgenoſſen waren längſt die w 
Auffäge befannt, welche Staatsrath von Sarwey in den Ja 
bis 1877 in dem Württembergifchen Archiv für Recht und 
waltung (Bd. 14 — 18) über die Berwaltungsrechtäpflege ve 
hatte. Sie übten, obgleich fie fi auf Württembergifche Red 
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eſchränkten, durch ihre gründliche und ſachgemaße Behandlung ber 
ichtigften Fragen auch über Württemberg hinaus einen bedeutenden 
fluß und gelten nad dem Zeugnik von Gneift (dev bekanntlich 
itglied des Preußifchen Oberverwaltungsgerichtehofes if) auch für 
ie Rechtiprechung der Preußifchen Berwaltungägerichte als Autorität*). 

Aber bei der geringen Verbreitung, welche bie erwähnte Zeitſchrift 
uüßerhalb Württembergs befigt, waren diefe Auffäge nur ſchwer zu. 
inglid. Sie konnten in ihrer Beſchränkung auf Württembergifches 
eht nicht fo allgemein und nicht fo unmittelbar die Geltung erlangen, 
e ihnen zukam. Auf einen vielfeitig geäußerten Wunſch Hin unter 
ihm es der Verfafer, die Aufſähe für einen befonderen Abdrud zu 
arbeiten. Aber aus biefer Bearbeitung ift ein formell und materiell 
nz neue Werk entftanden, das, unter Beibehaltung der früher ges 
onnenen Grundprinzipien und Grgebniffe, das partiluläre Gewand 
sgeftreift Hat und auf allgemeine Berüdfichtigung Anspruch erheben dari. 

Der Berjafler will in feinem Buch die Rechtögrundfäße der in 
m Deutſchen Staaten beftehenden Berwaltungsrechtspflege barftellen. 
rt ſchidt aber dieſer feiner Hauptaufgabe zwei Einleitungen vorauß ; 
der einen will er eine Revifion der Grundbegriffe (S. 1—163), in 
t anderen eine rechtsgeſchichtliche und rechtsvergleichende Meberficht ber 
erwaltungsrechtepflege (S. 164—208) geben. 

I In der „Rebifion ber Grundbegriffe” jucht der Verfafler die Be» 
hligung und die Rothwendigkeit der Verwaltungsrechtspflege in dem 
rfaffungaftaat zu begränden**). Das Verwaltungsrecht zerfällt nad 
m Verſ. in zwei Theile, die auf zwei wefentlich verjchiedenen Grundge - 
nten ruhen. Der erfte Theil, den der Verf. ala Amtsinftruftion 
zeichnet, enthält die Normen für die Organifation und die Thätigkeit 
t Staatöorgane, die Anweifung über das Öffentliche Intereſſe, 
Iches fie zu wahren Haben, und über die Wege und Mittel zur Ex- 
dung dieſes Bieleg. Der zweite Theil oder das Verwaltungsrecht 
engeren Sinn enthält bie Beftimmung derjenigen Rechtsſphäre ber 
nzelnen, welche auch gegenüber den follibirenden Worberungen des 
entlichen Intereſſes als unantaftbar ſchlechthin zu achten fei (©. 65). 
ie Rechifprechung aber jei diejenige Tätigkeit, durch welche gegen 
ven auf fein entgegenjtehendes ſubjektives Recht fich berufenden Ein- 
nen die Uebereinftimmung de Verhaltens der Verwaltung mit ber 
entlichen Rechtsordnung oder das Gegentheiljeftgeftellt werde (6.73). Sei 
nach die Rechtſprechung auf dem Gebiete des Verwaltungsrechtes im 
gern Sinnemit dem Begriff des Iegteren ſelbſt gegeben und můſſe fie über- 
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vollftändige Materialien vor. Manche Zahlen Hatten wir 
direkt, jondern mußten und auf Schägungen und indirelte Able 
einlaffen. Aber auch in dieſer Unvolllommenel‘ 
Leſer einen Dienft zu erweilen, wenn wir ihm auf 
Breite der verichiedenfarbigen Streifen die durch 
Landtransport und Seeſchiffahrt beiörderten Getrei 
lichen fuchen. Im Detail ungenau, ift ber Eind 
eniſchieden ber richtige. 
Unfer Urtheil über die Vergangenheit brauch, 
taum zu wiederholen: die große Stoßwelle bed Er 
1878 an ging wejentlich auf ausnahmsweiſe wirkte 
eine ftarfe weitere Zunahme des Exports über 
Jahre 1877/79 (51,5 Mill. Mir. Etr.) ift für die 
wahrſcheinlich, für die Zukunft aber ift eine Ic 
Steigerung fiher zu erwarten. 
Eine plögliche jprungweife Zunahme, wie 1: 
nur don ben Getreideprovinzen Sibiriend aus n 
Uxrals dehnt ſich, als Fortſetzung bis zum Altai, di 
Obgebiet umfafjend, ein ſaſt ebenjo große, un 
Zichernogjom- und anbaufähige Steppengebiet au 
Rußland. Waflerftragen, beſonders der Irtiſch m 
ſchließen diefe weiten Zänderfomplere auf, die im | 
aufgeblüte Dampfſchiffahrt auf dem Obfyfteme 5 
weiter berabgebrüdt. Schon bei ber Heutigen 
tönnten diefe Schwarzerblänbereien — in der € 
Nomaden, Kirgiſen —, welche kaum mehr als ein 
rungsdichtigkeit befigen dürften wie bie fehr dicht 
jomprovinzen des europäiſchen Rußlands unzwei 
Mir. Er. Getreide ausführen, falls letzteres über 
An eine folgenreiche Ermäßigung der Frachten a: 
bindungswege über Jelaterinenburg vom Fuße des 
nicht zu denken. Selbſt in einigen Jahren na 
Uralbahn bis Tjumen, dem weftlichften Hafen des 
bei Außerft hohen Getreibepreifen in Wefteuropa 
Getreides ftattfinden Tönnen. Wäre e& aber nicht 
des Obgebiets einen anderen billigeren Ausfuhrw 
Frage jowie noch mehr dad Drängen des ferner lie 
nach Ausfuhr feiner mittelſchweren Produkte erflärı 
aller nordiſchen Kreife für die Fahrien nad) den fi 
das Karifche Meer. 1878 gelangten jämmtliche fiel 
nah den fibirifchen Strömen. Doc das Glüd, ı 
verhältnifie, hatte offenbar dieſes Jahr den Schi 
und 1880 kamen von fieben und fünf Schiffen nur je cuncm un ven 
mungsorten an. Der einzige im Jahre 1880 glüdlich ang 
Dampfer brachte noch in demjelben Sommer Weizen vom Ob ; 
math zurüd. Trotz diefer Mißerfolge find die Männer, die fic 
großen Kulturfrage gewidmet Haben, nicht an der Sache ver, 
In dieſem Jahre wird etwa biefelbe Anzahl Schiffe wie 1880 d 
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h wagen. Kopenhagen ift Centralpunkt diefer Beftrebungen geworben. 
e nordiſchen Handelskreiſe find im Begriff durch Gründung einer Ger 
ſchaft einheitlich in diefer Sache vorzugehen. Das Gelingen des Planes 
rde neben der Ausfuhr von Holz und Waldproduften einen neuen 
ausſchließlichen Getreidehandelsweg eröffnen, da die leichteren 
ıaren durch die fibirifche Eifenbahn zur Ausfuhr gelangen werben. Iſt 
h natürlich nicht am eine völlige Befieblung dieſer Getreidegebiete 
; amerikanifcher Raſchheit, und noch weit weniger an ähnlich raſch 
hhſende Exporte bei dem Kulturzuftande Rußlands in diefem Yalle 
denken, fo ift doch nicht einzufehen, weßhalb das, was in Südoſt · 
; Südrußland wejentlich während 3—5 Generationen geſchah, nicht 
te während der halben Zeit in dieſem ſudweſtlichſten Theil Sibiriens 
heben Könnte. 
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Die deutſche Verwaltungsredtspflege. 
Von 
Prof. Dr. Edgar Föning 


in Dordat. 


.d, Sarwey; Das öffentliche Recht und die Verwaltungsrechtäpflege. Tübingen, 
£aupp. 1880. 8°. 760 ©. 


In einer vortrefflihen Schrift („Der Reichstag und die Parteien“) 
ıt jüngft der hochverdiente ehemalige badiſche Staatsminifter Jolly 
18 ind Gebächtnig zurüdgerufen die großen Sortichritte, welche durch 
e Reichögefeßgebung auf allen Gebieten be ftaatlichen Lebens in dem 
pten Jahrzehnt gemacht worben find. Er Hat gezeigt, wie wenig ber 
htigt der Peifimismus und der Mikmuth find, die fi im poli« 
den Denten und Fühlen weiter Kreiſe des Deutſchen Volkes heute 
nzuniften drohen. &r bat im Einzelnen nachgewieſen, wie biele 
orderungen, auf deren Erfüllung alle liberal Dentenden den größten 
jerth gelegt Haben, Heute durch bie Reichsgeſetzgebung erfüllt find. 
ätte Jolly auch die Gefeßgebung der Einzelftaaten mit in den Kreis 
ner Betrachtungen ziehen wollen, jo würbe er haben zeigen können, 
ie in ber Gegenwart tief eingreifende und meittragende Grundſätze, die 
cch dor einem Jahrzehnt außfchließlich von dem Liberalismus verthei« 
gt worden find, nicht nur in ben größeren Staaten, vor Allem in 
tenßen, durch die Gejeßgebung verwirklicht worden, fondern auch 
emeingut faſt aller politifchen Parteien geworden find. Gr würde vor 
em hervorgehoben Haben, daß Heute das Öffentliche Recht in ben 
Ößeren deutſchen Staaten eined Rechtsſchutzes genießt, wie kaum in 
tem anderen Lande Europa's. In ber politifchen und ſtaatswiſſen · 
jaftlichen Literatur der erften Hälfte unfere® Jahrhunderts liebte man 
, dem Polizeiſtaat den Rechtöftant als daB zu erftrebende Ideal gegen- 
jerzuftehlen. Man erhoffte die Verwirklichung dieſes Ideals don der 
infährung ber fonftitutionellen Berfafjungsjorm. Die Erfahrung hat 
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gelehrt, daß der Polizeiſtaat auch mit einer Fonftitutionellen 2 
fi ſehr gut vertragen fann, daß in ihr allein feine Bürgid 
gegeben ift, daß die Verwaltung des Staates nicht nach Willfü: 
nad Maßgabe der Geſetze des Landes geführt werde. Die € 
ber Eonftitutionellen DVerfafjungsform führte jogar vielfach u 
in dem größten beutfchen Staate, in Preußen, am meiften 
parteimäßigen Verwaltung, wie fie früher dem Deutfchen € 
befannt geweſen war. Heute erft ift der Polizeiſtaat überwun 
eine Gefeßgebung, welche ſich bemüht, eine feſte und beftimm 
linie zu ziehen zwiſchen dem Gebiet der individuellen Fre 
dem Gebiet der Verwaltungsthätigleit, welche die Stantsbä 
in Selbſtverwaltungskorporationen und Ehrenämtern heranzieht 
führung ber ftaatlichen Aufgaben, welche endlich durch Einf‘ 
Verwaltungsrechtspflege den öffentlichen Rechten einen Recht: 
währt, deren fich früher nur die Privatrechte erfreuten. D 
aber auch der Rechtswiffenfchaft ganz neue Aufgaben geftell 
Die VBebürfnifie des Lebens zwingen fie, dem öffentlichen R 
ganz andere Aufmerkſamkeit zu ſchenken, als dieß bisher ber 
Sie kann fi) nicht mehr darauf beſchränken, das Verfafjungs: 
wiſſenſchaftlichen Bearbeitung zu unterwerfen. Sie muß b 
von ihr faſt gänzlich vernachläffigten Verwaltungsrecht näher t 
daffelbe, wie jedes andere Rechtögebiet, wifjenfchaftlich zu du: 
und zu geftalten fuchen. 

Es ift ein unbeftreitbares Verdienſt der Wiſſenſchaft, de 
vorhin angebeuteten Fortſchritten des öffentlichen Rechts die 
Öffnet und geebnet zu haben. Gelten Hat ein einzelner Geleh— 
feine Werke und Worte einen fo tiefgreifenden Einfluß auf di 
ung des pofitiven Rechts ausgeübt, wie dieß in unjeren Ta 
Sneift geichehen if. Aber es ift mehr die Wiffenfchaft der P 
die Rechtöwiffenfchaft, der dieſes Verdienſt zukommi. 

Nachdem die Forderungen ber Wifjenfchaft der Politi 
auch nicht durchweg, fo doch zu einem großen Theile durch 
gebung erjüllt find, nachdem in Preußen, Bayern, Württember 
Gerichtshdfe eingefeßt find, welche zum Schuße der öffentlichen 
rufen find, kann bie bloße Geſeheskunde, auf die man f 
in ber juriftifchen Literatur meift beſchränkte, nicht mehr gent 
ihre Stelle muß die Wiffenfchaft des pofitiven Verwaltungsrech 
Und erfreuliche Anzeichen find dafür vorhanden, daß die MWiffenf 
ihre neue Aufgabe erkannt hat und rüftig an die Löſung derfelb 
teitt. Das umfaflende Werk von Sarwey „Das öffentliche Rech 
Verwaltungsrechtspflege“ darf als eine der erften reifen Früch 
diefem neuen Zweig der Rechtswiſſenſchaft gezeitigt find, mit Fr 
Genugthuung begrüßt werben. 

Dem engeren Kreife der Fachgenoſſen waren längft die w 
Auffäge bekannt, welche Staatsrath von Sarwey in den Jah 
bis 1877 in dem Württembergifchen Archiv für Recht und 
waltung (Bd. 14 — 18) über die Berwaltungsrechtäpflege ver 
Hatte. Sie übten, obgleich fie fi auf Württembergifche Rech! 
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Ädgräntten, durch ihre gründliche und fachgemäße Behandlung der 
itigften Sragen auch über Württemberg hinaus einen bedeutenden 
influß und gelten nad) dem Zeugniß bon Gneift (dev befanntlich 
titglied des Preußifchen Oberverwaltungsgerichtähofes if) auch für 
e Rechtiprechung der Preußiſchen Berwaltungägerichte ald Autorität*). 

Aber bei der geringen Verbreitung, welche die erwähnte Zeitſchrift 
ıBerhalb Württembergs befigt, waren dieſe Auffäße nur ſchwer zu- 
nglih. Sie konnten in ihrer Beſchränkung auf Württembergifches 
echt nicht fo allgemein und nicht jo unmittelbar die Geltung erlangen, 
* ihnen zukam. Auf einen vieljeitig geäußerten Wunſch Hin unter 
hm es der Berfaffer, die Auffäge für einen befonderen Abdrud zu 
arbeiten. Aber aus dieſer Bearbeitung ift ein formell und materiell 
nz neue Werk entftanden, da®, unter Beibehaltung ber früher ge» 
mnenen Grundprinzipien und Ergebniſſe, das partifuläre Gewand 
geftreift Hat und auf allgemeine Berüdfichtigung Anspruch erheben dari. 

Der Berjafler will in feinem Buch die Rechtögrundfäße der in 
t Deutichen Staaten beftehenden VBerwaltungsrechtäpflege barftellen. 

fehit aber diefer feiner Hauptaufgabe zwei Einleitungen voraus; 
der einen will er eine Revifion der Grundbegriffe (S. 1—163), in 
' anderen eine rechtögefchichtliche und rechtsvergleichende Ueberficht der 
rwaltungsrechtspflege (S. 164—208) geben. 

L In der „Revifion der Grundbegriffe” jucht der Verfafler die Be- 
jligung und die Rothwendigkeit der Verwaliungsrechtspfiege in dem 
fafjungaftaat zu begründen**). Daß Verwaltungsrecht zerfällt nach 
t Verf. in zwei Theile, die auf zwei wejentlich verſchiedenen Grundges 
fen ruhen. Der erfte Theil, den der Verf. al? Amtsinfiruftion 
eichnet, enthält die Normen für die Organifation und die Thätigleit 

StaatBorgane, die Anmweijung über das Öffentliche Intereſſe, 
ches fie zu wahren haben, und über die Wege und Mittel zur Er⸗ 
hung dieſes Zieles. Der zweite Theil ober daß Verwaltungsrecht 

engeren Sinn enthält die Beſtimmung derjenigen Rechtsſphäre ber 
zelnen, welche auch gegenüber den follidirenden Forderungen des 
ntlichen Intereſſes als unantaftbar ſchlechthin zu achten fei (©. 65). 
Rechlſprechung aber fei diejenige Thätigkeit, durch welche gegen 
n auf fein entgegenftehendes ſubjektives Recht fich berufenden Ein» 
ten bie Webereinftimmung bed Verhaltens der Verwaltung mit der 
ntlicden Rechtsordnung oder das Gegentheiljeftgeftellt werbe (S.73). Sei 
mach die Rechtipregung auf dem Gebiete des Verwaltungsrechtes im 
ern Sinnemit bem Begriff des letzteren jelbft gegeben und müfje fie über- 
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Ganz foweit geht der Berf. nicht. Er erkennt an, daß durch 
e Verwaltungsgeſehe fubjettive Rechte der Einzelnen begründet werben, 
IB, ſoweit diefe jubjektiven Rechte von Berwaltungsorganen verleht 
erden, fie durch die Mechtiprechung feſtzuſtellen und zu fchügen find. 
ber er will bie Anerkennung eines fubjeltiven Rechts nicht nur da 
meinen, wo die Verwaltung nach ihrem Ermeſſen zu handeln befugt 
ſondern auch wo das Intereſſe eines Einzelnen nicht unmittelbar 
rührt ift, wo vielmehr Intereſſen verfolgt werben, die außerhalb der 
dividuellen Rechtsjphäre Liegen. 

In diefen Fällen ſoll fich die geſetzliche Vorſchrift als Inſtruktion, 
ht als zum Schutze der individuellen Rechtsſphäre gegeben darſtellen 
5. 415). Dan könnte fich hiermit einverftanden ertlären, wenn die 
affung diefer Säge nicht jo unbeftimmt wäre, daß fie ſehr weit auß- 
randergehenden Anfchauungen als Ausgangspunkt dienen Lönnten. 
ie Frage, wann daB Intereſſe des Einzelnen unmittelbar, wann nur 
ittelbar berührt wird, entfcheidet jeder Einzelne nach feinen joziälen, 
litiſchen, religiöfen Meinungen und Zendenzen verichieden; fie läßt 
h aber nicht nach juriftifchen Geſichtspunkten enticheiden. So ift 3.2. 
x Berf. ber Anficht, dab die Wahlgeſetze die Einzelinterefien un- 
ittelbar berühren, er erkennt dieferhalb ein fubjeltives aktives und 
fives Wahlrecht an und erklärt den Schuß dieſes Mechtes begriff 
für einen Gegenftand der Verwaltungsrechtiprehung (S. 483 ff). 
ndererſeits fieht der Verf. in den Beftimmungen des Preußiichen Ge 
hes vom 11. März 1850 über die Gründe, aus welchen eine Ber- 
mmlung von der Bolizeibehörde aufgelöft werden darf, nur Inſtruk 
onen für die Beamten, will aber ein ſubjektives Recht der Einzelnen, 
h Öffentlich zu verfammeln, und die Beichräntung bes Auflöfungsrechts 
7 Polizeibehörben auf die im Geſetz bezeichneten Gründe nicht aner- 
nnen (S. 442 fi). Geht man von dem oben angegebenen Säben bes 
erf. aus, fo könnte man mit bemfelben Recht in beiden Fällen zu 
m entgegengefeßten Refultaten gelangen. Der Fehler liegt nach 
einer Anficht in dem umrichtigen Begriff des fubjeltiven Rechts, ben 
t Verf. zu Grunde legt. 

2. Der Berfaffer erblikt, im Anſchluß an Ihering, in den fub- 
ktiven Mechten die Intereſſen der Einzelnen, fofern dieſelben rechtlich 
ſchutzt, d. 5. Gegenftand der Rechtiprehung find. (S. 79, 112, 
95). Es ift bier nicht der Ort, auf die bekannte Kontroverfe über 
18 Weien des fubjeltiven Rechts einzugehen. Nur daß fei herbor- 
hoben, daß fi} von diefem Standpunkte aus gar kein ftichhaltiger 
rund angeben läßt, weßhalb die einen Intereſſen geihäßt, die anderen 
cht gefchüßt werden follen. Wil man den unmittelbaren Interefien 
chtlichen Schu gewähren, den mittelbaren ihn verfagen, fo iſt dieß 
mächft, wie oben ſchon erwähnt, ein fehr unſicheres Kriterium, dann 
ber fehlt auch hierfür ein innerer Grund. Ober läßt es fich wirklich 
htfertigen, wenn ber Berl. (S. 405, 483) zwar dad Wahlrecht 
8 ein vechtlich geſchütztes Interefſſe der Einzelnen anerkennt, in 
m Befugnifien des Monarchen aber kein ſubjektives Recht deſſelben an« 
tennen will? Die Grumbbefiger einer Gegend können ein ſehr großed, 
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unmittelbares Intereffe daran haben, daß eine Eifenbahn in 
Richtung gebaut werde, dieß Intereſſe kaun durchaus gerecht 
in Mebereinftimmung mit bem Interefje des ganzen Landes 
dod wird Niemand — auch der Berj. nicht — biefem um 
Interefie einen rechtlichen Schuß verleihen, es zum fubjeli 
geftalten wollen. Und doch läßt fi, wenn fubjeltive Recht 
terefien der Einzelnen find, ein Grumd Biergegen meine® Grad 
anführen. Auf dem Gebiete des öffentlichen Rechtes wie au 
biete des Privatrechtes gibt es freilich feine fubjektiven 8 
nicht beftimmt find, vernünftigen Lebensinterefien zu dienen 
find nicht diefe Intereſſen ſelbſt, fondern fie find die Befu 
dur Derfolgung biefer Interefien dem Einzelnen oder ber G 
zuftehen. Nur von dieſem Standpunft aus Löfen fich die 
keiten, die die Intereffentheorie Fhering’3 und Sarwey's nie 
befeitigen können. 

3. Der Verfaffer beſchrankt die Rechtſprechung des | 
Rechts auf die Entſcheidung über die Grenze, innerhalb v 
Rechtsſphare der nicht mit der djfentliden Gewalt 
ftatteten Gingelnen den Willen der Organe der Staats 
Ichräntt. Für den Wirkungskreis der Organe ber öffentlich 
fei die Inftruftion maßgebend, Hierüber fei eine Rechtiprec 
möglih (S. 76 fi). Ih Halte diefe Beſchränkung nicht f 
fertigt, wie fie denn auch im Widerjpruch mit dem pofitiven 
meiften Staaten, die eine befonbere Verwaitungsrechtspflege bei 
Soweit allerbingd die Organe ber öffentlichen Gewalt fein 
Recht auf Ausübung beftimmter faatlicher Funktionen 
georbneten Organen gegenüber, dem Staatsoberhaupt gegenül 
foweit kann e8 auch feine Rechtſprechung geben, denn es 
jubjeltive Recht, das zu fügen wäre. So Haben bie Be 
beamten fein Recht darauf, ein beflimmtes Amt zu befl 
Recht darauf, daß die Amtslompetenz den oder jenen Um 
Die vorgefehte Behörde oder dad Staatsoberhaupt treffe 
züglichen Anordnungen, denen gegenüber der Beamte fich 
fubjeltives Recht berufen fann. Aber fojern die Organe | 
lichen Gewalt als GSelbftverwaltungsförper gebildet find, 
durch Geſetz ein fubjeltives Recht auf Ausübung beftimm 
licher Funklionen übertragen. Sofern fie dieje Funktionen r 
gabe des beftehenden Rechts ausüben, ift jeber Verfuch, 
zu beſchränken, eine Beſtreitung oder Verlegung des ihnen ; 
ſubjektiven öffentlichen Rechts. Es ift nicht einzufehen, 
über derartige Rechtsſtreitigkeiten nicht eine Rechtiprechun 
lich möglih und thatjähli durchführbar fein fol. Nic 
nad der Preußifchen Gejeggebung die Kompetenz der Dei 
gerichte zur Entjceidung von Rechtäftreitigkeiten zwiſchen bei 
der Staatöverwaltung und ben Gelbftverwaltungslörpern 
ſondern aud) das Baprifche Geſetz vom 8. Auguft 1878 Art 
dem Verwaltungsgerichtshof die Entfcheidung von Beſchwerder 
„Berfügungen in Gegenjtänden der Staatsaufficht über Gem 


il 


7] Die deutſche Berwaltungsrechtöpflege. 369 


mbeiten, wenn von einer Gemeinde behauptet wird, daß durch folche 
fügungen das ihr gejeglich zuſtehende Gelbfiverwaltungsrecht ver- 
, oder daß ihr eine gejeglich nicht begründete Leiftung auferlegt fer‘ *). 
t Veriaffer ſeibſt kann den von ihm aufgeftellten Grundſatz nicht fon- 
ıent durchführen. Soweit vermögensrechtliche Intereſſen in Frage 
en, wenn ein Bermögensaufwand von einer Gemeinde u. |. w. ger 
dert, die Öffentlic-rechtliche Verpflichtung hierzu aber beftritten wird, 
m ſoll nach Sarwey (©. 572) die Vorausſetzung vorhanden jein, 
er welcher die Rechtiprechung ein geeignetes Objekt findet, nämlich die 
auptete Verlegung eines Individualinterefies. Ganz diefelbe Boraus- 
ing ift aber vorhanden, wenn es ſich nicht um vermögensrechtliche In- 
fien Handelt, jondern um andere Rechte, welche den Organen ber Selbft- 
voltung auftehen. So kann nach dem Preukifchen Geſetz vom 

Juli 1880 $ 60 der Oberpräfident enbgiltige Beſchlüfſe des Pro- 
jialrathes, der Regierungspräfident endgiltige Bejchlüfie des Bezirks- 
jed, der Landrath, beziehungsweife der Vorfigende des Kreis ⸗ oder 
btausfchuffes endgiltige Beichlüffe diefer Behörde anfechten, wenn die 
Hlüffe die Bejugnifie der Behörde überfchreiten ober ein Geſetz ver- 
n. Die Anfechtung erjolgt mittels Klage im Berwaltungs- 
itverfahren. 

Auch Hier zeigt es ſich, daß jene don dem Verſf. angenommene 
eidung von Amtsinftruftion und Verwaltungsrecht im engeren Sinne 
t durchjührbar if. Nach feiner Begriffebeftimmung fallen die 
hte ber Organe der GSelbfiverwaltung in das Gebiet der Amtsin- 
tion und er ift deßhalb feinen Theorien zulieb genöthigt, im Wiber- 
ch mit dem pofitiven Recht, die Grenzen der Verwaltungsrecht - 
hung enger zu ziehen, als er es ficherlich tun wurde, wenn er fich dieſe 
retifchen Feſſeln nicht jelbft angelegt Hätte. 

II. Die zweite Einleitung gibt eine rechtsgeſchichtliche und vecht8- 
eichenbe neberficht ber Verwaltungsrechtſprechung (©. 164—209). 

Verjaſſer will Hier nicht eine auf eigene Studien gegründete Dar- 
ung geben, fonbern nur eine auß ben gangbaren Hanbbüchern ger 

pite Meberficht. Wir haben es Bier denn auch mit dem ſchwächſten 
il des Werkes zu tun. Es fei nur Einige hervorgehoben. In 
ug auf das Mömifche Recht ift dem Berf. der vortreffliche Abſchnitt 
Mommjen’s Römifchem Staatsreht (Bd. I, 162— 182) über die 
niniftrativjurisbiltion entgangen. Ganz ungenügend ift die Daritell- 

chtsbarteit der höchſten Reichögerichte auf dem Gebiet bes 
echtes. 
die Bedeutung und die Wirkſamkeit des Reichskammergerichts 
hofraths durchaus nicht überfchät werben, aber die Verachtung, 
Verf. von ihnen ſpricht (S. 166ff.), ift nicht ganz gerechtfertigt. 
ren Landesherren gegenüber vermochten fie freilich das Recht 
t aufrecht zu erhalten und zu ſchützen. Die inneren Gebrechen, an 





Daß auch in —ã 4 dem Gele vom 16. Dezember 1876 
. 18 der "Bermaltungägerichtähet needed folder Rechtöftreitigkeiten 
petent ift, unterliegt feinem Zweif 
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ja befannt genug und es braucht bier 
wie ſehr fie durch diefelben in ihrer Au 
‚er Wirkſamkeit geſchwächt wurden. 
Landesherten gegenüber. fanden doch 
ad ſehr häufig einen wirkſamen Schuß it 
n. Ein jehr großer Theil aller bei de 
nden Sachen waren Streitigleiten des | 
Zügel, welche die Reichsgerichte den 
1, den Reichrittern und den Stäbten 
n Zuftände in Deutfchland geradezu u 
!age doch die Sammlungen ber reichäg 
und 18. Jahrhunderts auf und man ı 
nur den Reichögerichten zu danfen war, 
nen Herren nicht in ſchrankenloſe Des] 
die Städte, die Bürger und Bauern, bie 
techtefhug an das Reichskammergericht 
: gethan, wenn fie von vornherein gewi 
t feinen Schuß gewähren könne. „Klag 
beöherren find leider in neuerer Zeit | 
767 der kundige Verfaffer der Vermiſch 
ber die Verbeſſerung des Juſtizweſens 
an täglich die Bauern ſchaarenweis in 2 
ı fieht.“ 

5 der Verwaltungsrechtſprechung in Pre 
ſtizweſen eine der Givil- nnd Strafger 
Berichtabarleit des Verwaltungsrechtes 
hnt der. Berfaffer mit feinem Worte. 
(ft auf dieſen Theil feines Werkes mu 
e e8 ungerecht, über Lüden, einzelne 
fih in demielben finden, rechten zu wo 
rechung auf dem Gebiete des öffentlid 
eben und es ift dem Verf. fein Vorwi 
ejer Anfgabe fich nicht unterzogen. 
theil des Werkes behandelt die Verwalt: 
eutſchland geltenden Rechte (S. 209— 
erſten Abfchnitt die Verwaltungsorgani 
on derjenigen Deutjchen Staaten dar, 
ıen für die Bermaltungsrechtiprechung 
gen, Hefien, Sachſen, Württemberg ur 
ie Darftellung ift durchaus fachgemäß 
r den Zwed bed Berjafjerd überflüffige 


>. Der Verfaſſer, 3. dv. Ziwierlein, war Kam 
ube jagt (1747): „Wenn die Unterthanen ı 
Bürben belegt zu fein lagen, jo muß jolde 
denn täglich geichieht, und ıft befannt, t 
den Landesobrigfeiten und Unterthanen ert 
Hupiren.“ Unterricht von Regierungd: und 
n, ed. Spangenberg III, 252). 
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verlieren, die Hauptpunfte ſcharf und beftimmt hervor. Nur die neueftı 
Gefeggebung ift von dem Derjaffer nicht mehr berüdfichtigt worben, ſe 
das Badijche Gejeh vom 26. Februar 1880 über den DBerwaltungage: 
richtshof und das Preußifche Geſetz vom 2. Auguft 1880, wodurch 
vielfah das Gejeg vom 3. Juli 1875 über die Berfafjung der Ber: 
waltungagerichte und das Verwaltungäftreitverfahren abgeändert unt 
ergänzt worden ift*). 

. Den Kern bes Wertes bildet der zweite Abſchnitt biefei 
Theils, in dem der Berfafler in der eingehendjten Weiſe die Grenze dei 
Zuftändigfeit der Givilgerichte und der Verwaltungsgerichte, ſowie der 
Rompetenztonflitt behandelt (S. 287— 695). Diefer zweite Abſchnitt 
der dem Umfang wie feinem Inhalt nach der bebeutendfte des Buches 
ift, zerfällt in vier Unterabtheilungen: 1) die Zuftändigfeit der ordent: 
lien (bürgerlichen) Gerichte; 2) die Zuftändigfeit der Verwaltungs: 
gerichte; 2) die Konnerität und der Einfluß der Parteibehauptunger 
auf die Zuftändigleit und 4) der Kompetenzkonflikt. “ 

In der erften Unterabtheilung fucht der Verfaffer die Zuftändig: 
keit der ordentlichen Gerichte gegen die Zuftändigkeit der Verwaltungs: 
gerichte abzugrenzen. Auf Grund der in dem erften Theil entwidelter 
Anfichten ſucht der DVerjaffer jür diefes ſchwierige und vielerörterti 
Gebiet leitende Grundjäße zu gewinnen. Es ift belannt, wie zahl: 
reiche Verſuche ſchon gemacht worden find, eine einfache Formel zu 
finden, nach ber privatrecgtliche Streitigkeiten, die anerfanntermaßen 
por die ordentlichen Gerichte gehören, don ben öffentlich» rechtlichen 
Streitigkeiten zu fcheiden find. Der Verjaffer fchlägt einen neuen Weg 
in, um zu dem Refultat zu gelangen. Er unterfcheidet zunächft Ver: 
mögenstechte, welche einen Gelbwerth unmittelbar in fich felbft haben, 
ınd folche Rechte, welche einen Geldwerth unmittelbar in fich jelbft 
richt Haben. Was die erftern betrifft, fo jeien Vermögensrechte in dei 
Regel Privatrechte, diefe Regel erleide aber eine Ausnahme in Bezug 
uf ſolche vermögensrechtlicde Anfprüche und Verbindlichkeiten, deren 
Entftehung ohne die Beziehung bes Einzelnen zum 
Staate odergueineröffentlihen Korporation oder dieſen 
u einander nicht gedacht werden könne (S. 298). Derartigı 
Bermögensrechte ſeien nicht privatrechtlicher, fondern öffentlich-rechtlicher 
Ratur. Sie beftehen in folchen Vermögendinterefien, welche nur inner: 
alb der öffentlicherechtlichen Genoſſenſchaftsbeziehungen rechtlich geichügl 
eien. Cine zweite Ausnahme befteht infofern, ald die Ausübung vor 
Bermögendredhten zur Wahrung des öffentlichen Intereſſes an die 
Regelung durch bie öffentliche Gewalt gebunden ift ober dem öffentlicher 
Interefie dienftbar gemacht iſt. Sofern e8 fi um die Rechtmäßigkeil 
der Unrechtmäßigkeit eines ſolchen Eingriffs in ein Vermögensrechi 
jandele, ſei dieſer Rechtäftreit nach den Normen des Öffentlichen Rechts 


*) Da iſt das am felben Tage publizirte Geſeßz vom 26. Juli 1880 
iber bie Deganilation ber allgemeinen —— — * Nachtrag in feiner 
en „ Mimmungen von bem Berf. noch zum Abbruck gebracht worder 
©. [43 
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zu beurtheilen. Der Bwed der Entſcheidung ſei Feſtſtellung eine 
das fubjeltive Privatrecht bedingten, jedoch außer demſelden li 
Nechtöverhältnified (S. 108 ff.; 368 ff.). — Was dagege 
jenigen Rechte betrifft, welche feinen unmittelbaren Gelbwerth 
tragen, fo feien von ihnen nur die Familienrechte Privatrecht 
anderen aber öffentliche Rechte (S. 105 ff; ©. 416 ff.). — 
wenn man aud im Wejentlichen hiermit einverftanden fein kann 
es doch zweifelhaft, ob durch dieſe neuen Formulirungen die Sc 
feiten gehoben und ob diefelben befriedigender find, wie mand 
Vorgängerinnen. Sartvey verzichtet zunächft darauf, einen allge 
Begriff des Öffentlichen Rechts aufzuftellen, während er doch fortn 
mit bemfelben operirt. Wenn er dann aber meint, in der bı 
©. 298 gegebenen (oben angeführten) Begriffsbeftimmung der 
lichen Vermögensrechte ein enticheidendes Merkmal gefunden zu 
welches .niemals feinen Dienft verfagen werde, fo Zönnen wi 
Hoffnung nicht theilen. Dazu ift die Begriffsbeſtimmung fd 
unbeftimmt. Ohne Beziehung des Einzelnen zum Staate könner 
Haupt feine Rechte entfliehen. Faßt man aber auch die Beziehu 
Einzelnen zum Staate alß eine engere, fo gibt es doch vielfa 
mögensrechte, die unbeftritten Privatrechte find, aber doch oh 
folche engere Beziehung zum Staate nicht gedacht werden können 
3 B. rechnet der Verf. die vermögensrechtlichen Anfprüche der B 
aus dem Öffentlichen Dienfte zu ben privatrechtlichen Anfi 
(©. 322 ff). Aber Läßt fih die Entftehung diefer Anfprüche 
ohne Beziehung des Beamten zu dem Staate? Ober ift dieß mögl 
dem Erfinderrecht, das der Verfafſer ebenfalls ganz richtig zu ben ‘ 
echten zählt (S. 348), obgleich dafjelbe nur durch Ertheilun, 
Patents feitens des Staates entfteht? Diefe wenigen Beilpiele, 
leicht vermehren ließen, werben Binreichen, um zu zeigen, d 
Definition des BVerfafferd nicht nur nicht ein enticheidendes D 
aufftellt, das niemals feinen Dienft verfagt, fondern daß ber 2 
jelbft gar nicht immer feine Entfcheidungen nach dem angeg 
Merkmal getroffen Hat. Es ergibt fich auch Hier, wie jo Häufig 
Definitionen durchaus nicht den Werth befigen, den man vielfo 
fie zu legen geneigt ift. Indem der DVerfaffer die einzelnen | 
verhältnifie, deren Zugehörigkeit zu dem Privat« oder zu dem öffer 
Recht zweifelhaft erfcheint ‚unterfucht, kommt er, troß feiner ungenü 
Definitionen, jaft überall zu Refultaten, denen wir durchaus beifti 
Die umfafjende Sachkenntiniß, die Umficht und Gründlichfeit der 
ſuchung, die Schärfe der juriftifchen Analyje in diefem und dem fol 
Abſchnitte machen den bleibenden Hohen Werth des Wertes aı 
verleihen ihm feine Stelle in der erften Reihe unferer ftantäred 
Literatur. Gegen mande Anfichten des Berjaflers ließen fich 
Bedenken erheben, doch muß Hier auf die Erörterung von Detai 
verzichtet werden. 

V. Hat bie erfte Unterabtheilung die Zuſtändigkeit der Verwal 
gerichte gegen die der ordentlichen Gerichte abgegrenzt, jo hat die 
zur Aufgabe, die Zuftändigkeit der Bervaltungägerichte gegenüb 
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Berwaltung darzuftellen (S. 405—648). Der Berfafler behandelt bier 
in vier Kapiteln 1. die idealen Intereſſen, 2. die öffentlichen Vermögens“ 
zechte, 3. die Leiftungapflichten für Öffentliche Zwede und 4. die Ein- 
griffe der Verwaltung in die Privatvermögensrechte zur Wahrung de 
Öffentlichen Intereſſes. Nur da, wo ein fubjeltives Recht von der 
Geſetzgebung anerlannt ift, Tann überhaupt eine Verwaitungsrecht - 
ſprechung ftattfinden. Wie weit dieß auf den verſchiedenen Gebieten 
durch die Gefehgebung der verſchiedenen deutſchen Staaten gejchehen ift, 
ſucht der DVerfaffer auf dem Wege einer eindringenden und ſtreng 
meihodiſchen Unterfuhung jeftzuftellen. Während über die Grengen 
zwiſchen Gericht und Verwaltung ſchon feit mehr als einen Jahrhundert 
in Deutfchland geſchrieben und geftritten wird, ift ber Verfafler ber 
erfte, der in umſaſſenderer Weiſe die Grenze zwiſchen Verwaltungögericht 
und Verwaltung darzulegen fich bemüht. Auch hier geht er davon aus, 
dab er die fubjeltiven Rechte, deren Beftreitung oder Verlegung in 
Stage Fonımen kann, eintheilt in ſolche, die unmittelbar einen Geldwerth 
in fi) Haben, und ſolche, welche nur ideale Interefien zum Inhalt 
haben. Wenn und ſoweit feine vermögensrechtlichen Interefien in Frage 
Händen, ſoweit es fich nur um ideale Intereſſen handele, fei ſowohl 
biftoriich als begrifflich mit dem Dajein des Einzelnen im Staate nicht 
on jelbft die Erweiterung der rechtlichen Perjönlichteit durch Poten- 
irung dieſer idealen Interefſen zu fubjektiven Rechten gegeben. Im 
Zweifel werde zu verneinen fein, daß die idealen Interefien des Einzelnen, 
welche durch Nichtbeachtung einer öffentlich» rechtlichen Norm verlegt 
ind, von den Berwaltungsgrrichten geigüßt werden können oder, was 
daſſelbe fei, zu ſubjektiven Rechten gefleigert feien (6. 423). In der 
Regel ſoll aljo ein vermaltungsrechtlicher Schuß nur den Bermögens- 
echten gewährt werden. Wir müffen biergegen Widerſpruch einlegen. 
Der Berjafler jagt (©. 420): Die Geſetze, welche die Beziehungen der 
Einzelnen zu dem Staate u. ſ. mw. regeln, ohne vermögenärechtliche 
Wirkungen zu bezweden, Haben zunächft nicht den Schuß ber Eingel- 
nterefien, fondern das Wohl der Geſammtheit im Auge. Wenn der 
Einzelne fich hierbei fo jehr mit dem Wohl der Gefammtheit identifizixe, 
aß er in einer Verlegung des Geſetzes zugleich eine Verlegung feiner 
Intereffien erblide, oder wenn er fein Individualintereſſe zu einem 
Interefje der Gefammtheit potenzixe, fo ſei dieß eine ſubjektive Auffafjung, 
velche durch das Geſetz zu ſanktioniren fein allgemeines Bedürfniß vor- 
iege. Es ift das gewiß richtig. Wenn die Regierung z. B. eine 
Fifenbahn nicht erbaut, während ein Geje die Erbauung berfelben 
ingeordnet hat, fo ift der Einzelne gewiß nicht berechtigt gegen ben 
Minifter eine Klage vor den DBerwaltungagerichten zu erheben. Denn 
ie Gefammtheit if verlegt und der Einzelne ift nicht Vertreter ber 
Befammtheit, der in ihrem Namen Klage erheben könnte. Aber der 
3erjaffer ſcheint ein anderes Moment nicht genügend berüdfichtigt zu 
aben. Der Berfaffer anerkennt felbft (S. 425) die perjönliche Freiheit 
18 „das Recht der Perfon, foweit nicht das objektive Recht entgegeniteht, 
ur durch fich felbjt beftimmt zu werden.” Dieſes Recht hat, wie 
edes andere Recht des Ginzelnen, den höheren Interefien des öffentlichen 
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Wohls zu weichen. Das Verwaltungsrecht hat gerabe ben 
beftimmen , unter welchen Vorausſetzungen und in welchen Ft 
Organe der Berwaltung die perfänliche Freiheit im Intereffe d 
lien Wohls zu beichränfen befugt find. Sofern bie Bert 
organe unter Verlegung der von dem Geſetz aufgeftellten Norn 
willfürlih und tswidrig, die perjönliche Freiheit des Ein; 
ſchränken, Liegt unferer Anficht nach eine Verlegung des | 
Rechts des Einzelnen dor, ohne Unterſchied, ob baburch ideale ; 
oder Vermdgensinterefien berührt werben oder nicht. Es ift di 
dings eine andere frage, inwieweit das pofitive Mecht des 
Staates biefes fubjeltive Recht durch ein verwaltungsrechtlich 
echt gefchüßt Hat. Bon diefen ſubjektiven öffentlichen Rechte 
unterjcheiden diejenigen Rechte, welche die Ausübung dffentlid 
tionen zu ihrem Inhalt Haben. Sie find nicht mit der ı 
Anerkennung der Perfönlichkeit des Einzelnen gegeben, fonderı 
ftaatlicde Befugniffe, welche der Staat dem Einzelnen überträ 
er fie für den Staat und in bem nterefie des Staates außü 
auch Hier macht es feinen Unterfchied, ob mit ihnen zugleich 
mögendinterefje verbunden ift ober nicht. Weil der Verfaf 
fundamentalen Unterfchied in der Natur der öffentlichen fi 
Rechte nicht genügend berüdfichtigt, kommt er auch nicht 
richtigen Beurtheilung einzelner wichtiger Veftimmungen bes 
Rechts. Die Preußiſche Gefeßgebung gewährt gegen alle pc 
Verfügungen die Klage vor ben Verwaltungsgerichten. Die Kl— 
darauf geftäßt werben, daß die angefochtene Verfügung du: 
anmwendung oder unrichtige Anwendung des beftehenden Ri 
Kläger in feinen Rechten verlege, ober darauf, daß bie thai 
Vorausſetzungen nicht vorhanden feien, welche bie Polizeibeh 
Erlaß der Verfügung berechtigt haben würden (Kompetenz 
1876 $$ 30 ff.; Gele vom 26. Juli 1880 $$ 63 ff.). be 
gegen die Androhung von Bwangsmitteln Klage vor den Ver 
gerichten erhoben werden (Geſetz vom 26. Juli 1880 $ 69). Ob 
polizeiliche Verfügung oder das angedrohte Zwangsmittel U 
intereflen oder nur ideale Intereſſen verlegt werden, macht ( 
Unterfchied. Der Berfaffer aber kann feinem Syſtem gemäß 
flimmungen, denen eine ganz prinzipale Bedeutung zutommt, nu 
unter dem Gefichtspunft der Eingriffe ber Verwaltung in bie 
vermbgensrechte zur Wahrung des öffentlichen Interefies (E 
©. 639 f.)*). 

VI. Die vierte Unterabtheilung des zweiten Abfchnittes 
den Kompetenztonflilt (S. 673—695). Im Widerfprud ı 
weitverbreiteten Anficht, die namentlih im Richterftande un 
liberalen Parteien ihrdAnhänger hat, weiſt der Berj. mit über 
Gründen die Berechtigung der ganzen Inftitution und eine | 

*) ©. 413 ff. führt der . diefe Beftimmungen des Preußif 
mar ebenfalls Fi Kin nur det — ei dab auch eh a 
miniftrative Mage nur wegen Verlegung fubjeltiver Rete ftattl 
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Rompetenzgericht&hofe® zur Entſcheidung don Kompetenztonflitten nad. 
Mit Recht hebt er hervor, daß in Staaten, in welden Verwaltungs 
gerihte beftehen, dieſe Einrichtung gar nicht entbehrt werben fann, 
weil durch fie allein zu verhindern ift, daß über ein und baflelbe 
jubjettive Recht zwei einander widerſprechende Entſcheidungen von zwei 
gleihftehenden, unabhängigen ſtaatlichen Gerichten rechtskräftig neben 
einander beftehen (S. 676). Dagegen ift der Gegenſatz zwiſchen ber 
Franzöfiſchen und der Deutſchrechtlichen Auffaflung nicht fo groß, wie ihn 
der Berfafler darftellt. Wenn der Verf. jagt, daB Franzdſiſche Necht 
verbiete dem Givilrichter die Enticheidung über eine jede Frage, durch 
velche er einen Akt der Verwaltung feiner Beurtheilung unterzieht, 
weil der formelle Grundja der Unabhängigfeit der Verwaltung von 
dem vichterlicden Urtheil die Zuſtändigkeit des Givilrichterd beitimmt 
ınd begrenzt, jo ift das nicht richtig. Es ift vielmehr in ber Literatur 
wie in der Praxis Frankreichs allgemein anerkannt, daß bie ordentlichen 
Berichte in den vor ihr Forum gehörigen Rechtsſachen die Gejegmäßigteit 
der don der Berwaltung auf Grund geſetzlicher Beftimmung erlafjenen 
Berorbnungen und Reglement zu prüfen haben und daß fie das Recht 
der Prüfung und Auslegung berjenigen Alte der Berwaltungsbehörben 
haben, aus denen eine zur Kompetenz der Gerichte gehörige Rechts“ 
treitigfeit entfpringen fann*). Sofern es filh um ſoiche Atte der 
Berwaltung handelt, ift der Givilrichter nicht verhindert, in feinen 
Enticheidungsgründen auch Fragen des öffentlichen Rechts zu enticheiden. 
Wie der Deutiche Richter ift aber auch der Franzöfiiche nicht berechtigt, 
rin dem öffentlichen Rechte angehöriges Streitverhältnig durch jein 
Urtheil jeftzuftellen. Ferner ift es nicht richtig, daß nach Franzbfiſchem 
Recht ein rechtäfräjtiges Urtheil bes Civilrichters wegen angeblicher Un« 
jzufändigfeit befjelben nicht mehr angejochten werden könne (S. 674). 
Ob daB Urtheil die Rechtskraft beichritten hat oder nicht, iſt nad 
Franzofiſchem Recht völlig irrelevant. Der Konflilt Tann vielmehr 
erhoben werben, fo lange ein Enburtheil in der Sache ſelbſt noch 
nicht vorliegt. Das Endurtheil braucht nicht Rechtskraft erlangt zu 
haben ; feine Verkundung genügt, um die Erhebung des Konflitts zu 
verhindern **). Weiterhin fol nach dem Franzoſiſchen Recht die Er- 
hebung des Kompetenzkonflikts durch die Verwaltungsbehörde der Grund 
jein, welcher den Richter unzuftändig macht; nach dem Deutjchen Recht 
dagegen ſei die Erhebung des Kompetenzkonflilts nur bie Erhebung 
einer Borfrage, welche ben Progekgang unterbrecdhe. Der Ausſpruch 
des Kompetenzgerichishofes ſei eine wirkliche richterliche Entſcheidung 
über eine Präjudizialfrage, an welche der Richter gebunden ſei (©. 688). 
Dafielbe ift aber auch nach Franzöfiſchem Recht der Fall. Auch Hier 
hat nach Erhebung des Konflikts das Gericht nur die Ausjegung 
des Verfahrens (sursis à toute procédure jndiciaire) zu beſchließen. 





il. bie Abhandlung des Referenten über die Franzöſiſche Verwaltungs- 
geriätbe eit in Hartmann’s Zeitichrift für die ‚Setepordung und Praris 
auf dem Gebiete des ‚ffenttichen Rechts VI (1850) ©. 

**) ©. a. a. D. 6.330. Wird von einer ber Barteien rechtzeitig ein Rechts⸗ 
mittel eingelegt, jo fann aud in der Appellinftanz der Konflikt erhoben werben. 
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ein, ben Anfichten des Verf. beizupflichten, jo wird doch fein Lejer das 
zuch aus der Hand Iegen, der nicht auch auß biefem Schlußabſchnitt 
es großen Werkes viel gelernt Hätte und zu weiterem Nachdenken 
ngeregt worden wäre. 

Die Wiſſenſchaft des deutfchen Verwaltungsrechts ift mit diefem 
Berfe in ein neues Stadium getrelen. Sie hat das Gebiet der Ge 
cheskunde und der Politik verlaffen und bemüht ſich unter Zeitung einer 
reng juriftifchen Methode dem Verwaltungsrecht diefelbe wifjenfchaftliche 
jeftaltung und Ausbildung zu geben, die Privat- und Prozeßrecht, 
Strafe und Berfafjungsrecht ſchon lange gewonnen haben. Mit ber 
offnung, daß der Verf. auf dem von ihm eingeichlagenen Wege zahl- 
iche Nachfolger finden möge, verbinden wir zum Schluffe unjerer 
— den Dank, den wir dem Verf. für feine ausgezeichneie Leiſtung 

en. \ 


dur neueren Literatur über das Grundkreditweſen 
und die Hypothekenbanken. 
Don 
Dr. Emil truck. 


. Engel: Die Hypothefar-Obligationen_auögebenden a ——— 
insbejonbere im Vemiigen Stante, u rift bed Königl. Preub. ftatift. 


—— Jahrg. 
et! ppothefenbanten und Pfanbbriefinftitute. 
J Erde für apilal Bet 9 Er 1876. 3b. XIL ©. Ei 


- — Bolz: Die Pfandbrieffrage. De lege ſerenda. München 1878. 48 S. 
ad Marhet: Der Kredit des genbnicti, Eandwirthſchaftliche 
—X jahrg. 1878. Bd. VII. ©. 34 

* d. Stengel: Bobentredit und ——— Rn? Annalen 

des Deutichen Reiche. Jahrg. 1878. Bd. XI. ©. 

Emanuel eier: edie Hypothetenbanten und ihre —eù —“— ‚Heibel: 
berg I 

ne dag de —— atige Kredit. GEn ies: Geld und Kredit. 
3b. II, 2. 8. Berlin 1879.) 

. Zulins Bai Das mdrecht für dbriefe und die Hypotheten- 

deln 20; De Feufpkanndt an Fr Berlin jr ” ©) 
. Zulian Goldſchmidt: Ier gqhe Hypothefenbanten. Kritik und Reformvor · 
ſchlage. Jena 1880. 

Entwurf eines Geſehes betreffend das Fauſtpfandrecht für Pfandbriefe und 
—— aa Pag Rum und Anlagen. (Druchachen 
bes Deutichen Reichtags. 4. Legiel.⸗Periode. 3. Seſſion 1880. Nr. 32. 160 6.) 


In ben 60er Jahren wurde der Werth der Ländlichen Grundftüde 

den alten Provinzen Preußens auf 4'/, Milliarden Thaler, ihre 
chuldenlaſt auf 27/,—2'/, Milliarden geſchätzt. In Oftle und Weft- 
eußen foll die durchſchnililiche Höhe ber Verſchuldung 60— 75°, von 
m Werth bed Grundbefitzes betragen Haben, in Weltfalen 25%,, in 
x Provinz Sachen 20%, in Braunſchweig unter 20%, im König- 
ich Sachſen in den 50er Jahren 40%,, in Medlenburg 1849, joweit 
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die Rittergüter allein in Betracht kommen, 45%, *). Wie 
gegenwärtig ftehen, ift und nicht zahlenmäßig genau befannt; 
ift die Schuldenlaft ſeither weſentlich geftiegen. 

Diefe Thatſachen ftellen die Bedeutung des landwirth 
Kredit in ein helles Licht und fie lafien es begreiflich erichei 
die Organifation deſſelben feit geraumer Zeit ein ftänbiges 
der Literatur und der Vreffe, in Vereinen und politiſchen Kör 
abgegeben hat. Zwei Krifen, welche das Grundkreditweſen in 
legten Jahrzehnten, in der zweiten Hälfte ber 60er und in be 
Aöſchnitt der 70er Jahre, durchzumachen Hatte, haben ein 
gethan, das Intereſſe für jene Fragen in den alten Kreiſen 3 
in neuen zu weden. In dem erften Zeitpunkt war es die Roth d 
begebrenden Grunbbefier, die Schwierigleit, welche für fi 
Krebit zu erhalten, in dem zweiten die entgegengejeßte Erſche 
Notd der Kapital außleihenden Pfandbrieibefiger, die Furcht 
vor Berluften wegen mangelnder Realficherheit ihrer Hypo! 
fllate, welche die Iebhaftere Bewegung hervorrief. Beide A 
war in wenigen Jahren vorübergegangen, allein Störungen 
Art können wiederfommen, ja werden es ficherlich. Wenn ab 
Zukunft nur normale Zuftände bringen follte, in ber € 
unferer Landwirthſchaft liegt es begründet, daß fie in immer 
Maß den Kredit in Anfpruch nehmen muß. Damit wächſt a 
zeitig die Wichtigkeit der Geftaltung feines Syſtems. 

Es mag daher angebracht erfcheinen, wenn wir aus ben ı 
der in ben legten Jahren über den fraglichen Gegenftand ei 
Abhandlungen, von denen ein Theil in unmittelbarem Zuſan 
mit der erwähnten Pfandbriefnoth entftanden ift, den Haupti— 
zutheilen verfuchen wollen. Wir beabfichtigen babei jreilic 
erichöpfender Neberficht alle in Betracht kommenden Punkte zu 
wie das auch nicht das Ziel der Schriftfteller geweſen if, 
wir uns zu beichäftigen haben werden. Wir orbnen unfern ( 
fachlichen Gefichtspunften, nicht nach den einzelnen Autoren. 

Der Grundbefiger pflegt eine Schuld einzugehen, teils ı 
privatrechtliche Verbinblichkeiten zu löfen, wie fie beim & 
Gutes zur Abfindung der veräußernden Partei und bei der E 
zur Abfindung der Miterben geichaffen werben, theils um ſeit 
ober Betriebslapital zu ergänzen, zu vermehren ober zu berbe 
erften, dem weitauß Häufigeren, Fall könnte man ben Kr 
privatrechtlicden, im zweiten einen dkonomiſchen nennen; 
heißt legterer credit agricole. Jener ift wohl immer Real« 
hypothetariſcher Immiobiliarkredit, diefer kann ſowohl Realt 
zwar gleichfalls Hypothefarifcher Immobiliar- ober Mobiliar 
als auch Perfonaltredit. 

Da die Benugung bes Kredits den Schuldner zu Gegen 
verpflichtet, fo wirft fich gleich im Anfang der Unterfuchung 
auf, welcher Art diefe Leiftungen fein müflen, damit fie ohne € 


*) Rofer, Nationalötonomit bes Ackerbaues. 8. Aufl. 1874. ©. 
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3 Grundbeſitzes dargebracht werden Tönnen. Es ift bekannt, welde 
ntwort Robbertus bierauf extheilt Hat. Der Grundbefig ift nicht 
apital, fondern immerwährender Rentenjond, und Widerfinn ift es, 
t bei Grhöhung des Zinsfußes in Verderben für den Grundbefig um« 
lagen Tann, denjelben zur Zahlung eines Kapitals ftatt einer dauern- 
n Rente zu verpflichten. Ins Auge gefaßt ift Hier freilich nur der 
f das Grundftüd jelbft und die mit ihm zu einem untrennbaren 
anzen verbundenen Veranftaltungen fundirte Kredit. Welcher Stand« 
nt iſt in den genannten Schrüten dieſer Anficht gegenüber ver- 
ten worden? Knies, Goldſchmidt und Marchet haben dazu Gtel« 
ng genommen und fich als entjchiedene Gegner von Robbertus bekannt. 
ine theoretifche Anſchauung wird für unbaltbar, fein praftifcher Re» 
mborichlag für undurchführbar und unndthig erklärt. Auf eine Be 
indung ihrer Meinung lafſen fi nur die beiden erfien ein, wobei 
ilih neue Gefichtspunfte nicht auftauchen, fondern nur bald dieſes 
Ib jenes Moment mehr als bisher in ben Vordergrund gerüdt wird. Gold- 
midt wendet vor Allem feine Aufmerkjamkeit der Behauptung von 
n Unterfchiede zwiſchen Kapital und Grundbbefig zu. Er Teugnet 
en folgen. Auch der letztere ift nach ihm heute in Deutichland zum 
;Bten Theile Arbeitsprodutt. Alles Kapital ift nur Rentenfond; die 
t einem induftriellen Gtablifjement verbundene Maſchinenanlage nicht 
nder als die Beriefelungsanlage. Die Immobiliarnatur des Grund- 
itzes eriftirt nicht. Gin Kapitalftäd ift volkswirthſchaftlich um fo 
veglicher als es leichter zu realiſiren ift, als e8 die Fähigkeit befigt, 
ıen Eigenthümer zu wechſeln. Diefe Eigenſchaft haftet auch an dem 
undbefig umd, wie die Erfahrung ehrt, zeitweilig in hohem Maße. 
Grundbefitz und Kapital nicht von einander verfchieden, jo ift auch 
Kapitalifirung der Rente nach dem jeweiligen ober durchſchnitt- 
en Zinsfuß für die Bewerthung jenes ebenjo ber einzig mögliche 
tab, wie das bei jeder andern Kapitalanlage der Fall ift. Es ift 
ter nicht der Grundbefig, „der vom Kapital etwas empfängt, was 
es wiederum aus dem Grundbefig herauszuziehen berechtigt ült, fon- 
a nur die konkrete Perjönlichkeit des Schuldners, defien Sache es 
glich ift, fich darüber Har zu werden, woher er die Mittel beichafft, 
denen die Tilgung der Schuld ihm möglich wird“. Er wird unter 
fländen freilich zum Verkaufe feines Grundſtücks gezwungen werben, 
unleugbar kann diefer Akt eine dtonomiſche Griftenz aufheben, 
che fonft vielleicht noch nüglich gewirkt hätte. Aber auch biefer 
elftand ift wieder nicht daB Ergebniß einer Gigenthümlichteit des 
indbefitzes, fondern er kann überall da Platz greifen, wo das Kredite 
trat und das ausſchließliche Vermögens vejp. Berufsſubſtrat identiſch 
. Anies behandelt daneben mit Vorliebe den Gedanken, daß das 
mbftäd fein immerwährender Rentenfond in dem von Robbertuß ge- 
nten Sinne ſei, daß ein Grundftüd in der Höhe des Ertrageß, ben 
abwirit, zurädgehen, ja daß e3 ganz aufhören fönne, einen ſolchen 
gewähren, und baß deßhalb auch nach Einführung de Rentenprin- 
in die Kreditorganifation die Grundbefiger ſchwer geſchädigt werben 
ten. Goldſchmidi wie Knies aber flimmen darin überein, daß, was 
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ingewiefen worben, baß der Landmann auch des dreimonatlichen Wechſels, 
er wichtigften Art des induftriellen und faufmännifchen Kredits, bedürje 
nd ſich in Zukunft an die Benutzung befielben noch mehr gewöhnen 
rüffe. Hiegegen wendet ſich mit unjere® Erachtens durqhſchlagenden 
zründen Marchet. Es befleißigt fich bei feiner Unterſuchung einer 
spezialifirung, die um fo mehr Anerkennung verdient, alß fie fo jelten ift. 

Indem er jeinen Ausgang von dem Safe nimmt, daß die Rüd- 
ahlung des entlehnten Kapitals überall nur in derjelben Weiſe möglich 
i, als die Wirthſchaft des Schuldners bafjelbe wieber erzeuge und daß 
it Rüdficht darauf alle Beranftaltungen auf dem Gebiete des Kredits 
etroffen werben müßten, gefteht er zunächſt zu, daß jenes Krebitinftru- 
ent vollſtandig genüge, wenn ber Landwirth zugleich Induftrieller im 
gentlichen Sinne geworden ift, 3. B. Rübenzuder- oder Spirituß« 
brifation betreibt. Auch bei der Viehmaftung, von den: Augenblide 
n, da das Bieh zur Maftung beftimmt ift, reiche es auß und thate 
chlich Haben auch nach ihm die Defterreichiiche Nationalbant wie bie 
ank von Frankreich Biehmaftungswechfel in ihrem Portefeuille. Anders 
ber wird die Sache, wo durch Kredit das mangelnde Rejervelapital 
‚gänzt werben joll, z. B. wenn eine jchlechte Ernte weniger eingebracht 
at, als nothwendig gewefen wäre. Hier muß das Kapital behalten 
erben dürfen von der Zeit der Ausſaat bis zum Ausdruſch der Ernte, 
jo mindeſtens 4—6 Monate. Die Vertröftung mit der Möglichkeit 
rt Prolongation kann da nichts fruchten, ba ein Kreditſyſtem, welches 
ur durch letztere haltbar gemacht wird, fein „organifches“ ift und ber 
Schuldner dazu durch fie in eine unbequeme Abhängigkeit von der 
illigfeit ber Leiter bes Krebitinftitut® und bon äußeren Momenten, 
ie Lage bed Geldmarkts, gebracht wird. „Der Landwirth, welcher feine 
‚nte Trübeftend nad 4—6 Monaten fläffig machen kann, darf unter 
iner Bedingung, jelbft bei Jnausfichtftellung einer möglichen Prolon- 
ation ein breimonatliches Schuldinftrument unterjchreiben*. Fällt gar 
ie Ernte noch einmal fchlecht aus, was leicht der Fall jein kann, jo 
iuß die Rüdzahlungafrift auf 16—18 Monate ausgedehnt werden und 

” ann fein Geldgeber, der kurzfriſtigen Kredit zu geben pflegt, 

Obwohl es weiter einzelne Theile des Betriebskapitals gibt, 
siemlich raſch umfegen, wie 3. B. Ausgaben für Arbeitslohn, 
er u. ſ. w., gibt es doch auch andere, bie, wie 3. B. Dünger, 
in mehreren Jahren mwieber erzeugen. Ebenſo lange ober noch 
vährt bie Reprobuftionsperiode bei Vermehrung des Lebenden 
en Inventars und vor Allem bei Meliorationen. 

Außer in ber langjamen Rotation des landwirthſchaftlichen Betriebes 
egründet filh die Ungzulänglichkeit des gewöhnlichen Krebitiyftems in 
er Unficherheit und Untegelmäßigfeit ber Größe bed Reinertrages bei 

tjachen davon find dor Allem die veränberliche Größe ber 
exgleich zu der darauf verwendeten Menge von Arbeit und 
die wechſelnden Preife der Erzeugnifie, namentlich der 

Unter legterem Umftand leiden freilich auch Induſtrie 
nicht aber unter erfierem wegen ber weitaus geringeren 
» wechſelnden Ratureinflüffe. Zum Beweile dieſes wichtigen, 
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aber noch wenig Hervorgehobenen Punktes führt nun Marchet 
ſuchungen von Hede*) an, aus denen fich ergibt, daß die N 
in Weizen und Hafer Schwankungen unterliegen 

in fehe günftigen Verhältniffen von bis zu 10%, bes Mitte 

» Ale nn i . fer : 10% A Ri : 

» minder en = . % =. o ® 

: mgänftigen e Darin 
Größer müffen jelbftverftändlich noch die Schwankungen im R 
fein. Es wird durch jene Unterfuchungen nad; Marchet gleich 
Thatfache bezeugt, daß die Höhe des Ertrages veränderlicher 
ungänftigen Verhältnifien al unter günftigen, woraus folgt, 
mit ſchwierigeren Verhältnifien Tämpfende Landwirth Teichte 
Lage kommt, Kredit beanfpruchen zu müſſen, und doch wenige 
die Lage, die Abzahlung der fontrahirten Schuld an einem in 
beftimmten Termine mit Beruhigung verfprechen zu Tönnen. 
wird wohl auch, im Großen und Ganzen, dad Bebürfniß nach 
Drganifation des landwirthſchaftlichen Kredits deſto bring 
weiter man gegen ben Oſten Europa's gelangt." 

Der Kredit, befien der Landwirth bedarf, muß, wie fich 
Vorigen ergibt, ein Langfriftiger fein. Alsdann aber gehört nad 
zu einem bolltommenen landwirthſchaftlichen SKreditiyftem | 
barbirung von Agrarprobuften, welche die Preife ftändiger mc 
diejenigen Gewinne, welche dem fpefulirenden Händler auflie 
Produzenten bewahren joll. 

Diefer credit agricole ift e8 num aber, der in ber Zul: 
Wahrfcheinlichkeit nach eine bisher ungeahnte Bedeutung erlanı 
Der landwirthſchaftliche Betrieb geftaltet fich intenfiver und i 
Wie Marchet im Anſchiuß an Settegaft ausführt, wird von den 
das auch noch in ber Fruchtwechſelwirthſchaft Herricht, die 
Produktionsprozeß zu verwendenden Stoffe in ber eigenen U 
zu erzeugen, der Fortfchritt fich vollziehen zu bem in ber „Io 
ſchaftlichen Induſtriewirthſchaft“ fich verförpernden Prinzip, dv 
ber fich die benöthigten Rohmaterialien zu beſchaffen, um fie d 
einigte Anwendung don Arbeit, Kapital und Naturkraft in e 
den menfchlichen Bebürfniffen angepaßte Form zu bringen. 
wird ber landwirthſchaftliche Betrieb freier, beweglicher und 
Marktbedurfnifſen mehr Rechnung tragen als bißher; darauf m 
in gewiſſem Umfange die „Freie Wirthſchaft“ folgen, bie 
„potenzirte Induftriewirthichaft" ericheint und deren Zweckt 
der unmittelbaren Verfolgung jeder Konjunktur, maß eine |p 
Bewirthichaftung nach fich zieht“. Iſt diefe Entwidlung mög 
vortheilhaft, was zu entjcheiden wir ben Sachkennern überl 
wird fie ficherlich um jo ſchleuniger von Statten gehen td 
vollendeter die Einrichtung des credit agricole ift. Und das d 


*) Hede, Die Schwankungen des Rohe und Reinerirages einzel 
güter. Wien 1877., es "e r u 


] Sur neueren Siteratur &. d. Grunbteebitiwelen u. d. Hupoibelenbanten. 385 


vichtiger werden, je jchärfer die Konkurrenz Amerika's von Jahr zu 
x in der Getreide- und Fleiſchproduktion auftritt. 

Auf welchen Wegen foll nun das Bedurfniß des Grundbeſihes 
Kredit, privatrechtlichem wie dkonomiſchem, befriedigt werden? Die 
ividualhypotheken find, wie fie daß urfprüngliche Mittel der Kredit · 
ähr waren, immer noch das verbreitetfte. Sie erreichten in ben 
: Jahren in Preußen einen Umfang von gegen 2 Milliarden Thaler. 
töbefloweniger ift allgemein anerfannt, daß fie allein nicht auß- 
en. Sie ſetzen ben Schulbner der Gefahr einer unzeitigen Kün- 
ng bed Darlehns aus und erſchweren dem Gläubiger die Realifation 
3 Kapitals, was beſonders jchwer in ben ärmeren Gegenden 
funden wird. Hypothelenmärkte können biefem Uebelftande nur in 
gem Maße abhelfen. Ebenjowenig oder vielmehr noch weniger 
hinfichtlich des credit agricole der Einzelverkehr zwifchen Grund- 
ern und Sapitaliften genügen. Es bedarf des Dazwiſchentretens 
er Inftitute, welche die Nachfrage nah und daB Angebot von 
ital vermitteln. Daß Organifationsprinzip derjelben Tann ein breie 
3 jein, das bureaufratifche oder, wie man heute Lieber jagt, das 
fozialiftifche, daß gemoffenjchaftliche, das kapitaliſtiſche. Das erftere 

gegenwärtig nicht im Vordergrund der Diskuſſion und des Streites, 
fo heftiger aber ift der Kampf entbrannt um bie beiden Iehteren, 
die Gegenfeitigkeitßinftitute mit Solidarhaft und die auf Aktien 
inbeten Hypothekenbanken. Bekanntlich ift in der Gefchichte zunächſt 
genoffenjchajtliche Prinzip verwirklicht worden; mehr als 70 Jahre 
uch bat es eine unbeftrittene Herrſchaft ausgeübt, bis ihm in den 

Jahren dieſes Jahrhunderts, zunächit freilich nur auf dem Felde 
Theorie und ber Reformvorſchläge, jenes zweite entgegentrat. Der 
pf, von dem Engel und Baſch uns berichten, währte ungefähr 
Jahre und endete mit dem Siege des letzteren. Bor dem Jahre 
 eriftirte in Deutfchland nur eine einzige Hypothekenbank, die im 
e 1834 ind Leben gerufene bayrifche Hypothefen- und Wechſelbank; 
jener Zeit an aber erblidten im kurzer Friſt eine ganze Reihe von 
ituten dieſer Art das Licht ber Welt und gewannen durch ben 
ing ihres Geſchäfts eine immer fteigenbe Bedeutung, Am Ende 
jahres 1874 lagen in Preußen nach Engel die Verhältniſſe folgender- 
n. Hhpothefarobligationen waren vorhanden und in irkulation: 

von 16 Gegenfeitigfeitinftituten Zhlr. 297 965 314 

von 3 Staatsinftituten reſp. mit Staatd- 

garantie verſehenen Inftituten „ 46548945 

von 11 Altieninftituten ”„ 100945 953. 

1879 aber gab e& nach Baſch im Deutfchen Reich 26 Hypothelen- 
n, welche zujammen an Hypotheken ala Grundlage ber emittirten 
dbriefe 1357100000 ME. beſaßen und 1278900000 ME. in 
dbriefen reſp. Kommumnalobligationen cirkuliren Hatten. Dabei ift 
h zu berüdfichtigen, daß eine erhebliche Anzahl jener Hypotheken 
täbtiichen Grundftüden haften. 

Was nun bie Leiftungafähigkeit der einzelnen Arten der Der 
hrbud V. 2-8 hrig.d. Ehmoller. 25 
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Ihägung Hin. Im Einzelverkehr zwiſchen Kapitaliften und Grund» 
befigern wirb jedem der erſteren die Möglichkeit einer Ueberſchätung 
und folglich eines Verluſtes vorſchweben. Mit Rüdficgt darauf wird 
jeder ben Zins fo Hoch fegen, daß ex eine angemefiene Rifitoprämie 
erhält, obwohl doch nur ein Theil weniger als ausreichende Sicherheit, 
ein anderer dagegen mehr ala ſolche befist. Nicht der wirkliche Grad 
der Sicherheit: beftimmt den Binsfag, fondern die Vorftellung, welche 
bie maßgebenden Sreife davon haben. Bereinigen fi) nun die Grund - 
befiger in der Weiſe, daß fie fich verpflichten mit ihren Gütern ſolidariſch 
zu baften, fo gleichen fich für die Geſammtheit die Fehler in ber 

aus, wenn nicht ganz, jo doch bis zu einem gewiſſen Maße. 
Unter den einzelnen Släubigern gleicht fich in folge davon der Grad 
ber thatfächlichen Sicherheit aus. Davon haben die einen Gewinn, die 
anderen feinen Verluft, wenn nur die Beleihung nicht bis zu einer allzu 
hohen Werthquote eriolgt ift und Ueberſchätzungen nicht häufiger ala 
Unterf ägungen vorgelommen find. In der Vorftellung aller aber 
erſcheint die Sicherheit als eine Höhere. Das wirkt auf den Zins zurück; 
die Rifitoprämie Tann fortfallen oder doch jehr verringert werben zum 
Nuten aller Grundbefiger. So ift die Lage beider Parteien eine beffere 
geworben. Das Borhandenjein eines bejonderen Garantielapitals ift 
freilich bei Alledem ſehr zu wünſchen, aber die Bildung eines ſolchen 
wird auch von den Genoſſenſchafien mit Erfolg erftrebt. Ob die Be 
jürchtung Engel’8 begründet ift oder nicht, daß bie ſolidariſche Haft der 
Grundftäde Taum eine andere Wirkung haben könne, als die alljeitige 
möglichft raſche Verſchuldung derſelben bis zur äußerften zuläffigen 
Höhe, werben wir am beften bdahingeftellt fein lafſen, bis uns ein 
empirifcher Nachweis bafür erbracht wird. 

Wenn derjelbe Gelehrte dann die Ueberlegenheit der Hypothefen- 
banken noch mit Gründen allgemeineren Inhalts darzulegen gefucht hat, 
indem er jagt: „Je mehr alle modernen Einrichtungen dazu beitragen, 
die Menfchen mit Leichtigkeit räumlich außeinander zu führen und in 
dolge ſcharfen Wettbewerbed auf gleichen Gebieten ſich auch perfönlich 
zu entfremben, mindeften® nicht zu nähern, je mehr ferner unfere ganze 
wirthſchaftliche Richtung und bie Theilung der Arbeit dahin drängen, 
für jedes Bedürfniß immer eine beflimmte Summe von Geld und 
Arbeit oder Rififo im Tauſch Hinzugeben, befto mehr wird bie Gegen- 
feitigleit da.an Boden verlieren, wo die Altiengejellihaft überhaupt 
mit ihr in die Schranken treten Tann.‘ So glauben wir die Richtigkeit 
des an erſter Stelle Hervorgehobenen Momentes entjhieben beftreiten zu 
dürfen und dem an zweiter Stelle betonten nicht die außfchlaggebenbe 
Bedeutung beizulegen zu brauchen, welche Engel ihn zuzuſchreiben jcheint. 

Den genannten Schriftftellern ftehen nun ala warme Anhänger 
des Genofienfchaftaprinzips Marchet und Stengel gegenüber. Nach 
eriterem find bie Aktienhypothelenbanten ihrer ganzen Anlage nach ge= 
zwungen, auf einen hohen Ertrag hinauszuarbeiten, ein Steben, welches 
unter feinen DBerhältniffen weniger möglicg und mit ben Intereſſen der 
Schuldner weniger vereinbar ift, als gerade in bemjenigen Falle, in 
welchem der Zandwirth „Langiriftiges Immobiliartapital” jucht, da gerabe 
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hier ein Hoher Zins am allerwenigften fich ertragen läßt. „Die Altien- 
bypothefenbanten können für die dandwirthſchaft nur in geringem Maße 
Beachtung beanfpruchen und jelbft diefe nur für den großen, niemals 
aber für den mittleren und kleinen Grundbeſitz.“ Diefer Anficht gegen- 
über müfjen wir indeß mit Stengel, ohne fie damit ganz verwerfen 
zu wollen, barauf hinweiſen, daß der Gewinn ber Banken nicht auß- 
ſchließlich aus der Differenz zwiſchen dem von ihnen zu zahlenden und 
dem von ihnen zu empfangenden Binje herrührt, ſondern hauptſächlich 
daher kommt, daß fie als durchweg Taujmännifch geleitete Inſtitute 
befier al8 bie immer etwas jchwerjälligen genoffenichaftlichen Verbände 
im Stande find, die fortwährend zuftrömenden Heinen Annuitätenbeträge 
nußbar anzulegen. Weniger abiprechend über die Hypothekenbanken 
äußert fich Stengel. Er erkennt an, baß fie der Landwirthichaft große 
Dienfte erwieſen haben, indem fie insbeſondere als in Folge ber 
induftriellen Kriſis das Kapital fich von induftriellen Unternehmungen 
mehr abwendete, daſſelbe der Landwirthſchaft zuführten. Eine jyftema- 
tiſche Organifation bes Yandwirthichaftlichen Kredits aber, worauf es 
gerade anlomme, könne durch Hypothekenbanken, deren Entftehung mehr 
ober weniger von zufälligen Umftänden abhange, und welche ala konkur⸗ 
rirende Unternehmungen ſchwer zu einem Zuſammenwirken nach einem 
Ziele gebracht werben Lönnen, nicht geichaffen werben. ine derartige 
Organifation fei nur durch ein Ne von miteinander in Verbindung 
ſtehenden Krebitvereinen der Grunbbefiger, die zugleich durch Erziehung 
zur GSelbfthilfe den ganzen Stand heben würden, möglich. 

Es jei un geftattet, in Ergänzung diefer Ausführungen noch auf 
Folgendes aufmerffam zu machen. Auf Grund ber reichen Erfahrungen, 
die Goldſchmidt fich in feiner Stellung als Direktor der Norbdeutichen 
Grundfreditbant erworben Hat, theilt er uns mit, wie die Aftieninftitute, 
um ihre Pfandbriefe an das Publitum abzufegen und den Kurs der- 
felben die von allen foliden Kapitaliften jo jehr geichäte Stabilität zu 
erhalten, außerhalb der Börfe und auf dieſer ſelbſt Mittel angewendet 
Haben, die doch nicht ganz frei von moralifcgen Bedenken find, wenn 
fie au in diefem Falle infoern nicht fehäblich gewirkt Haben, als es 
fi in der That um vertrauenswürbige Papiere handelte. Er berichtet 
uns weiter von dem reichen Antheil, den bie Hypothelenbanfen an dem 
Baugelberfchwindel, der im Anfang ber 70er Jahre beſonders in 
Berlin blühte, genommen Haben, wie fie die frankhafte Ueberprobultion 
in der Bauthätigfeit begünftigt haben, um nur Hypotheken erwerben 
und recht große Gewinne machen zu können. Es wirt fi) da die 
Frage auf: Liegt nicht die Gefahr vor, daß dieſe Anftalten bei geeig- 
neten Zeitumftänbden in ähnlicher Weife den fpefulativen Handel in 
ländlichen Grundftüden befördern werden, da ja bei Beräuferungen von 
Gütern die Verſchuldung berjelben am häufigften eintritt? Aus Stengel 
ferner entnehmen wir, daß ber credit foncier, obwohl er fich unter 
ſtrenger ſtaatlicher Kontrole befindet und feine Vorflände fogar von 
der Regierung ernannt werben, ſich zeitweife in recht gewagte Geichäfte, 
bejonder& in ben Handel mit ägyptiicden Papieren und anderen zweijel- 
haften Werthen eingelaffen hat, wodurch er in den letzten Jahren in 
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ſolche Schwierigfeiten Tam, daß eine Kataftrophe nur mit Mühe abge 
wendet werden konnte. Das Alles find Mifbräuche, die aus dem 
Streben nach Hohen Dividenden hervorgehen und bie freilich nicht in 
jedem einzelnen alle die zunächft betheiligten Kreiſe, die Grunbbefiger 
und bie Pfandbriefbefiger, zu ſchädigen brauchen, es aber können; es 
find Mikbräuche, die bei Genoſſenſchaften ihrer Natur nach theils gar 
nicht theils nur in ſehr geringem Umfange zu befürchten find und die 
bei Altiengeſellſchaften zwar unftreitig durch zwedentfprechende ſtatutariſche 
Anordnungen oder allgemeine Normativbeftimmungen in erheblichem 
Maße niebergehalten, aber doch ſchwerlich ganz verhindert werden 
Können. Auf eine Reihe anderer hierher gehörigen Punkte werben wir 
noch weiter unten Gelegenheit haben, aufmerkfam zu machen. 

Die pofitiven Vorzüge der Gegenfeitigfeitöinftitute andererſeits 
liegen vor Allem darin, daß fie die Konkurrenz auf einem Gebiete auß 
der Welt jchaffen, wo fie leicht mehr Schaden ala Nutzen ftiften kann, 
dab fie die Angehörigen des wichtigiten Berufaftandes im Volke zu 
einem feften Verbande zufammenichließen, das Bewußifein gemeinfamer 
Interefien in ihnen weden und fleigern und fie auch nach anderen 
Richtungen Hin zu gemeinfchaftlichem Wirken anregen Lönnen. Bor 
Alem für die einen Grundbefiger ſcheint uns da von ber größten 
Bedeutung zu fein. Sie können die Errungenfchaften der modernen 
Technik fich nur in der Affoziation nugbar machen und wenn bie fleigende 
Intenfität de Tandwirthichaftlichen Betriebs auch die Meine Bauern- 
wirthſchaft mehr in den allgemeinen Tauſchverkehr Hineingezogen haben 
wird, fo wird ſich auch ein im irgend einer Weife gemeinfamer Bezug 
der Rohmaterialien, ein gemeinfamer Abſatz der Exzeugnifie, die wir 
heute ſchon Hier und da durchgeführt finden, allgemein ala wünfchens- 
werth und vortheilhaft herausftellen. 

Wie es aber auch mit den inneren VBorzügen und Mängeln der 
beiden Arten der Kreditvermittelungsorgane befchaffen fein möge, in ben 
nächften Jahrzehnten wird aller Wahrſcheinlichkeit nach diejenige in den 
Bordergrund treten, welche dem Bedürfniß der Landwirthichait nad 
credit agricole am beflen zu genügen vermag. Daß aber bürften wohl 
die Hypothekenbanken fein; fie find beweglicher als die Gegenſeitigkeits- 
infitute, Tönnen fich leichter in neue Verhältnifſe ſchicken und find nad 
dieſer Richtung ſchon weiter vorgegangen al diefe; und vor Allem, e& 
laffen fich Benoffenichaiten nicht aus dem Boden ſtampfen. Fur bie 
weitere Zukunft aber beweift daß nichts. Es fcheint uns mit bem 
fapitaliftifcgen Prinzip auf manchen Gebieten nicht anders zu jein als 
mit dem bireaufratijchen. Wie ber Staat zeitweife wirthichaftliche 
Funktionen übernimmt, wenn in der freien Gefellichaft die Kräfte zu 
ihrer Ausführung nicht vorhanden find, aber zurädtritt, fobalb dieſe 
Lade fich ausgefüllt Hat, fo ift e8 auch mit dem Kapital gegenüber der 
genoſſenſchaftlichen Arbeit. 

&3 würde nun unfere Aufgabe fein, die Art und Weife darzulegen, 
in welcher das genoffenfchaftliche und Tapitaliftifche Prinzip buche 
‚auführen find. Soweit e& fi) um daß erftere handelt, ift von unſeren 
Schriftſtellern diefe Frage nur mit Rüdfiht auf den Heinen und 
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mittleren Grundbefig eingehender erörtert worden, und zwar von Marchet. 
Wir beichränten ung befhalb gleichfalls Hierauf. Die Krebitgenofien- 
ſchaften für ben Kleinen Landwirth find bie freilich immer erſt in 
geringer Zahl vorhandenen Raiffeiſenſchen Darlehnskafſen. Mit ihrer 
BVerbefferung und Weiterbildung befaßt fi unjer Autor. Dieſe Vereine 
gewähren heute unter Vorbehalt vierwöchentlicher Kündigungsfrift Dar- 
lehen auf die Zeit von 1—5 Jahren, ja zu einem beträchtlichen Theile 
noch auf längere Zeit, bis zu 10 Jahren. Sie jelbft Hingegen er- 
halten Kapital nur auf die übliche Frift von 3 Monaten. Den Wider 
ſpruch, ber Hierin gegen bie überften Grundfäge der Bankmäßigkeit 
liegt, erfennt Marchet an. Gr fieht den Grund ber Unjähigfeit ber 
Vereine, auf längere Zeit oder gar unkundbarer Weiſe Kredit zu be 
tommen, in ihrer Solictheit. Diefe muß bejeitigt werben; bie 
Heinen Lofalvereine müffen fich zufammenfügen zu einem größeren Ber- 
bande mit einem genofjenjchajtlicgen Gentralinftitut an der Spitze. 

Dad Eentralinftitut muß in einem Gentrum bed Geldverkehrs 
errichtet werben. Zur Befriedigung des Bedürfnifſes nach „Ichwerem 
Immobiliartredit” Hat es entjprechende Piandbriefe auszugeben. Die 
Rofaltreditgenoffenichaften Haben Hierbei ald Agenturen des Eentralinftituts 
u fungiren und demſelben diejenigen Auskünſie zu verfchaffen, welche zur 
Beurtheilung der Krebitfähigkeit des einzelnen Landwirths nothwendig 
find. Für die von ihnen befürworteten Darlehen find die Affoziationen 
haftbar zu machen. Gebunden ſoll das Gentrale nur fein: an das 
negative Votum der Lotalgenoſſenſchaft, nicht aber an die Empfehlung 
der Krebitgewähr. Fur den credit agricole ſoll das Kapital durch 
Ausgabe einer zweiten Serie von Pjandbriefen beichafft werden, die 
auf eine kürzere Zeitdauer als die eriteren, im Maximum etwa 5 Jahre 
lauten würben. Die Grenze, bis zu welcher der Landwirth derartigen 
Kredit vorkommenden Falls zu beanfpruchen hat, ſoll von vornherein 
durch die Lokalgenoſſenſchaften unter Zuziehung eines Abgefenbeten des 
Centrales feftgeftellt werben. Endlich können noch Sparſcheine heraus- 
gegeben und Hypothekar -Tilgungsfonds bei den Genofſenſchaften errichtet 
werben. Wer einen derartigen Sparſchein Löft, verpflichtet ſich, fein 
Kapital erft nach einer Reihe von Jahren zurüdzufordern. Während 
diefer Zeit vergrößert fich feine Einlage durch zugefchlagene Zinfen und 
Zinfeszinfen. Die Einleger erhalten nach Ablauf einer beftimmten Zeit 
ein vergrößertes Kapital zurüd und die Genofienicaft Hat auf die feft- 
gejegte Friſt unkundbares Kapital zur Berfügung. Der Hypothekar- 
Tilgungsfond ift in der Hauptſache nichts anderes als der obige Sparfond 
mit bem befonderen Zwecke, ben Empjangsberechtigten zur Abftoßung 
einer Hypothek zu dienen. 

Seber Lokalverein ſoll nicht für jämmtliche Paffiva des Gentral- 
vereing folidarifch mit den übrigen haften, ſondern nur infoweit als 
er das Kapital der Genofjeniaft in Anfpruch genommen hat, bafür 
aber mit feinem unb feiner Mitglieder ganzen Vermögen. „Bei einem 
ſolchen Haftverhältniffe ift zwar bie Gejahr für die Cofalvereine auf 
dasjenige Rifiko, das fie fich jelbft auferlegen, zufammengeichrumpft, 
aber dennoch ber Erfolg erreicht, daß das Gentrale die Kraft fimmt- 
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licher Sofalvereine, ſoweit dieſe fie jelbft in Bewegung ſetzen wollen, 
upräfentirt." Die Gemeindegarantie für die Ortsgenofſenſchaften, die 
probinzielle Garantie für den Eentralverein ift jedenfalls nicht prinzipiell 
abzuweiſen. Sie könnte beſonders wirkungsvoll da werben, wo bie Be- 
völferung für die Genoſſenſchaftsidee noch nicht genügend vorbereitet ift. 

Auf eine Kritik diefes Planes, ferner auf den befannten in mancher 
Hinfiht recht unerquidlicen Streit zwiſchen dem Syſtem Raiffeiſen 
und Schulze» Deligfch, in welchen Marchei für das erſtere ſehr ent- 
ſchieden Partei ergreift und vornehmlich den demfelben gemachten Nor- 
wurf der Verlegung de Prinzips der Selbſthilfe zurüctzuweiſen fucht, 
Tonnen "wir bier nicht näher eingehen. 

Was nun die Durchführung des Yapitaliftifchen Prinzips anlangt, 
fo wünjcht Goldſchmidt auch hier die Vereinzelung aufgehoben unb die 
Konkurrenz nicht mehr zum alleinherrfchenden Faktor gemacht zu jehen. 
Der jcharfe Wettbewerb unter ben einzelnen Hhpothefenbanten, ber 
ſonders zwiſchen den preußifchen einerjeit® und den füddeutfchen anderer · 
ſeits, Hat ihnen allen, jebenjall® den erfteren, welche den Kürzeren 
sogen, keinen Nutzen gebracht. Er bat vor allen Dingen ein Agentur 
weien groß gezogen, welches mit einer Reihe von Mebelftänden behaftet 
if. So ſchufen z. B. die hohen Provifionen, welche die Inftitute zu 
zahlen fich veranlaßt jahen, für die Vermittler einen Anreiz, möglichft 
viele Beleihungsgeichäfte zu Stande zu bringen, wobei fie auf bie 
Sicherheit der Anlage natürlich nicht fahen. Aladann ift eine Ver- 
theilung bes Riſikos ſehr wünjchenswerth, daß in dem Immobiliar- 
treditgefchäft aus mehreren Gründen ſehr hoch ift, u. X. wegen ber Größe 
der Summen, die in Frage ftehen, und der Länge des Zeitraums, auf 
welchen die Verträge abgefchloffen werden. Das aber ift wieder nicht 
möglich ohne eine gewifle Organifation. Goldſchmidt ſchlagt nun vor 
„eine gemeinfame Organifation zum Zwecke ber Erreichung einheitlicher 
Geichäftsgrundjäße, wo ſolche möglich und erreichbar, jowie bed Aus · 
taufches Lokaler Erfahrungen“ und die Schaffung eines „Gentralinftituts 
für den Immobiliarkredit des Deutjchen Reichs”. Dieſes Inftitut, das 
allenfalls auch wie die Reichsbank von einem Staatsbeamten geleitet 
werden kann, foll Lediglich die Aufgabe Haben, „da® Pfandbriefweſen 
dadurch zu regeln, daB ed auf Grund von Piandbriefen der Lofal- 
inftitute Generalpfandbriefe emittirt.“ „Ein ſolches Inſtitut würde in 
der Lage jein, den gefammten Immobiliarkreditverkehr in analoger 
Weiſe zu regeln, wie daß die Reichsbank und die fonftigen großen 
europäifchen Gentralinftitute für den Perſonalkredit tun, indem fie ben 
einzelnen Lokalinſtituten und Privatdißfonteuren den für fie unumgäng- 
lichen Rediskont gewähren.” Es fieht nach Goldſchmidt weiter zu 
erwarten, daß bie ftete Prüfung der Krebitwürbigfeit der einzelnen 
Banken ſeitens des Gentralinftitut3 das Gefchäft jener ſelbſt folider 
geflalten werbe. Leider fjt Goldſchmidt nicht weiter ind Einzelne ge- 
gangen, unb doch wirb gerade ohne die Kenntniß der Details ber 
Drganifation ein Urtheil über die Zweckmäßigkeit und Durchführbarkeit 
des jedenjalls fühnen Projektes ſchwer möglich ſein. Wir wollen Hier 
nur auf einen Punkt aufjmerfjam machen. Der enge Zuſammenſchiuß 
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der einzelnen Banken wirb gewiß nach mancher Richtung Hin Wohl- 
thätige® jchaffen, aber er kann nach anderen Hin auch Schaden ftiften. 
Er dann, da es fi immer nur um höchfiens einige Dutzende von 
Inſtituten Handeln wird, zu einer ſtarken Milderung, ja Aufhebung der 
Konkurrenz führen. Gefährbet aber die Konkurrenz die Intereffen der 
Ationäre und Pfandbriefbefiger, jo gefährdet ihre Aufhebung durch 
Vertheuerung bed Kredits die Interefien der Grumbbefiter. Und da 
"dürfte man vielleicht doch wieder mehr an das genofienfchaitliche 
Prinzip denten! 

Wir fommen nun zu einer Reihe von einzelnen Punkten in der 
geichäftlichen Prazis und rechtlichen Geitaltung, die zwar mit befonderer 
Rüdficht auf die Hypothekenbanken behandelt werben jollen, aber auch 
theilweife, wie die Leſer jehen werben, für die genoffenfchaftlichen 
Kreditanftalten Bedeutung haben. 

Obenan ſteht die Frage nach den Zarpringipien und ber Be 
leihungsgrenze, bie wir durch Wiedergabe ber Anfichten von Goldſchmidt 
erledigen wollen. In den Statuten der meiften preußifchen Hypothefen- 
banken ift als Beleihungsgrenze bei den ftädtifchen Grunbftüden bald 
ein aliquoter Theil (*,, ®/,) der Feuerverſicherungsſumme, bald der 
zehnfache Betrag des Gebäubefleuernugungswerthes aufgeftellt worden. 
Was nun die erftere anlangt, fo richtet fich diefelbe nach dem Herftellungs- 
preis des Gebäudes, der wirkliche Werth des Grundſtückes aber bemißt 
fich nad} der Miethsrente, die es abwirit. Beides braucht nicht über 
einzuftimmen. Zwei Grundftüde, auf welchen die gleichen Bauten mit 
den gleichen Koften aufgeführt find, haben, wenn ihre Lage eine ver- 
ſchieden günftige ift, einen verfhiedenen Werth. Die Feuerkafſenwerthe 
von zwei gleichen Gebäuden, welche zu verichiedenen Zeiten, in denen bie 
Preiſe der Baumaterialien umd die Arbeitslöhne verſchieden hoch ſtanden. 
bergeftellt find, find verſchieden. Nichtsbeftoweniger können die Werthe 
der Grundftüde, wenn fie gleich günftig gelegen find, gleich fein. Hin=- 
fichtlich des Gebäudefteuernugungäwerthes ift zu bemerken, daß in ber 
Perſon des Grundbefihers fi) der Steuerzahler und Darlehndempjänger 
mit ihren verjchiedenartigen Interefien gegenüber ftehen und je nach 
Lage der Umftände bald der eine bald der andere flegen wird. Im 
der Periode von 1872—1876 Hat in Berlin unzweifelhaft ber letztere bie 
Oberhand gewonnen gehabt. Thatjächlich entiprahen nun im Anfang 
der 70er Jahre in den alten Gtabttheilen Berlins weder der Feuer- 
kaffenwerth noch der Gebäubefteuernugungswerth den wirklichen DBer- 
hältnifien; fie waren ftehen geblieben, während die realen Werthe in 
die Höhe gegangen waren. Das Hatte bie bedeutfame Folge, daß das 
Gentrum der Stadt außer von Privaten von den ſuddeutſchen Hypothefen- 
banken, die an feine abfoluten Beleihungsgrenzen gebunden waren, in 
Beſchlag genommen wurde, während die Preußiichen fi nach der 
Peripherie Hin in die weniger fiheren Gegeben zurücgedrängt ſahen. 

Als Beleihungsgrenze für die Ländlichen Grundſtücke ift in ben 
Statuten der preußifchen Banken der 25jadhe Betrag des Grundſteuer · 
reinertrageß und ber 10fache Betrag des Gebäubefteuernugungst 
feſtgeſetzt worden. Die Fixirung weift die gleichen Mängel auf, wie 
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die entpredhenbe für bie ſtädtiſchen Grunbftüde. Thatſachlich ift die 
Veranlagung zur Grundfteuer viel zu niebrig und dazu in ben ver- 
ſchiedenen Gegenden in ſehr ungleicher Weile erfolgt. Da ferner die 
Revifionen der Grundfteuerkatafter erft nach längeren Perioden erfolgen, 
fo Eöumen auch die nach der Kataſtrirung durchgeführten Meliorationen 
nicht berüdfichtigt werden. Andererſeits Tann ein Grunbftüd fich feit- 
dem fo verichlechtert Haben, daß eine Beleihung bis zu dem geftatteten 
Betrage eine ganz unfichere jein würde. 

Abjolute Beleihungsgrenzen Haben bei biejen Gegenftänben über- 
haupt feinen Sinn. Sie find nur da zuläffig, „wo die generiſche 
Rabır bes Pfanbobjelts untrügliche Kriterien diefer Art ber Beurtheilung 
darbietet.“ Dekhalb braucht die Abſchätzung noch nicht ber reinen 
Willtur Aberlaffen zu bleiben. Die Außfagen von BVertrauenäperfonen, 
welde in der Nähe des zu tazirenden Obſekts wohnen, heranzuziehen, 
iſt freilich nicht empfehlenswert, da hier perjönlicde Sympathieen und 
Antipathieen gegen den Antragfteller, Kirchthurmintereſſen und „die 
gerade bei Landwirthen nur allzuhäufige Enge des Gefichtskreiſes“ 
Rörenb einwirken Zönnen, ganz abgefehen von ben wilfentlichen Zäufhungen. 
& muß vielmehr als Bafis für die Abſchatzung eine Immobiliarftatiftit 
auf Grund gleicgmäßiger Beobachtung im ganzen Deutjchen Reich ge- 
ſchaffen werden. Diefe Hat aus den Grundbüchern die Immobilienpreife, 
wie fie fich bei den freiwilligen und zwangsweiſen DVerkäufen ergeben 
haben, ferner den Seuerkaffenwerth, den Flächeninhalt, die Höhe der 
Belaftung zıc. ebenfalls aus amtlichen Quellen aufzunehmen. 

Für die nächfte Zukunft aber, für welche die Durchführung der 
vorgefchlagenen Reform noch nicht zu erwarten fteht, „würden fich 
periobifche, etwa monatlich erſcheinende amtliche Publikationen empfehlen, 
auß denen die Zahl der Zwangsverkäufe, ber freihändigen Veräußerungen 
und die Geſammtſumme ber innerhalb dieſer Periode erfolgten Ver⸗ 
geößerung ober Verminderung der hypothekariſchen Belaftung der Grund- 
fäde hervorgeht.“ 

Endlich find Strafbeftimmungen zu erlafien gegen bolofe ober 
fulpofe Ueberſchätzungen. 

63 tann wohl keinem Zweifel unterliegen, baß die Verwirt- 
Kdhung dieſer Borfchläge von Goldſchmidt einen erheblichen Fortſchritt 

bedeuten würde. Nur kann bis dahin vielleicht noch eine lange Zeit 
vergeben. 

Ein zweiter wichtiger Punkt ift die Frage nach den Mafregeln, 
welde in Anwendung gebracht werden follen, wenn ber Schuldner in 
der Zahlung der Zinjen und Zilgungsquoten jäumig wird. Meift 
haben fih für diefen Fall die Banken vertragsmäßig das Hecht der 
Kündigung bed gefammten Darlehns vorbehalten. Wurde Hiervon 
Gebrauch gemacht und erfolgte die Rüdzahlung des Kapitals nicht, jo 
ſchritten jene Häufig dazu, das Grundftüd zur Subhaftation zu bringen, 
nad Golbſchmidt auß Furcht vor den bedeutenden Deteriorationen ber 
Grundftäde in Folge der gerichtlichen Adminiftrationen. Da die Banken 
aber oft ſich veranlaft jahen, die von ihnen wie auch die von anderen 
zum Berlauf gebrachten Güter ſelbſt zu erftehen, jo Hat fich der Grund⸗ 
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füdabefig einer Zahl von ihnen fo vermehrt, daß ihre —S 
num in der Verwaliung dieſes ſtait in der Kreditgewähr beruht. 
Baſch kamen auf ide Milion Markt an Darlehen zefp. Grote 
jorderungen der 26 Gefelligaften an erworbenen Grunbftüden 

Ende 1879 1878 1877 1876 

Mart 36300 21600 13200 IM. 
Bei den 8 Preußifchen Banken kamen 54 000 Mt. erworbene Grunbftüde 
auf 1 Million Mark HYpothelenforberungen, bei der Norddeulſchen 
Grundkreditbant 459200 ME., bei der Preußiſchen Bodenkredit - Aktien- 
bant rund 218000 Mt. Die Rüdfichtnahme auf die Grundftüde 
verwaltung beeinträchtigt natürlich die Kreditgewähr und find die 
Zwangsverläufe die Folge einer Krifiß geweſen, fo kann fie diefe geradezu 
verſchaͤrfen. Goldſchmidi empfiehlt daher den Hypothekenbanken, „den 
Schwerpuntt aus dem Gebiete der erelutivifchen in das ber fonfer- 
vatorifchen Maßregeln zu verlegen“, d.h. der Sequeftration den Vorzug 
einzuräumen. Der Gejeggebung aber räth er an, die Sorge für bie 
Erhaltung der Güter unter öffentlicher Kontrole in erfler Linie ben 
Inftituten felbft zu überlafien umd die gerichtliche Abminiftration erft 
in zweiter Linie zu flatuiren. Diejenigen Banken endlich, welche einen 
jehr umfangreichen Grundbefig haben, follen fig in Immobilien 
geſellſchaften verwandeln und ihr Hypothefenbefiß foll anf ein anderes, 
dem urfprünglicgen Programm bienftbares AInftitut in der Weife über 
tragen werben, „daß dafjelbe als Aequivalent die Verpflichtungen aus 
den darauf radizirten Pfandbriefemiffionen übernimmt.” 

Wir unfererfeitö wollen an dieſer Stelle noch auf die Geſahr auf» 
merfjam machen, welche darin Liegt, daß in Zeiten, wo ein Steigen ber 
Grundftädapreife zu erwarten ift, die Gewinnfucht die Hypothekenbanken 
beſonders oft zur Beantragung der Subhaftation und zum Erwerbe ber 
unter den Hammer gebrachten Güter beivegen kann. uch das ift bei 
Gegenfeitigteitsinfituten nicht zu befürchten. 

Ein dritter nicht unwichtiger Punkt ift die Art und Weile der 
Aufftellung der Bilanz, da durch Fehler in derſelben das Grundkapital. 
das den Pfanbbriefinhabern haftende Garantiekapital. vermindert oder 
gar ganz aufgezehrt werden Tann. Nach den Grundfägen, welche hierbei 
maßgebend fein folfen, Hat Leſer geforicht. Er finbet, daß die Banken 
bisher in wenig tationeller Weife vorgegangen find, daß fie mit einzelnen 
lobenswerthen Ausnahmen ihre Paſſiven zu niebrig anfchlagen, daß fie 
ſammtlich ihre Aktiva zu hoc) anfegen. Die Anwendung der richtigen 
Srundjäge ſoll durch die Geſetzgebung erzwungen werben. Leſer Tormulirt 
feine Hauptforderungen felbft fo: 

„Auf der Berluftfeite des Gewinn und Verluftlontos der einzelnen 
Jahre müflen nicht nur die fofort abzutragenden Zinfen aller Schulden 
erfeinen, fondern auch die durch Emiffion unter Bari oder durch 
Kapitalzufchläge verfchleierten. 

„Abſchlußprovifionen, Nachläſſe und Damni dürfen nicht ihrem 
ganzen Betrage nad im Fahre der Bewilligung ald Gewinn behandelt 
— fe find vielmehr auf die einzelnen Jahre ber Anlehnsdauer 
zu verteilen. 
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„Gbenfo iſt das beim Verkauf der Pianbbriefe erzielte Agio auf 
die ganze Zeit bis zur Rädzahlung des Kapitals zu vertheilen.” 
Diefe Ausführungen Leſer's werfen ein eigenthümliches Licht auf 
bie fr gerähmten Vortheile der Eriftenz eines befonderen Garantie 
tal, 


Was die Abſchlußproviſionen insbeſondere angeht, fo möchte es 

Ach vieleicht verlobnen, darauf Acht zu geben, ob nicht durch fie als 

äinmalige Einnahme bie Geſeilſchaften bewogen werden, burch hohe 

Amortiſationsquoten auf eine fchleunigere Rüdzahlung des Kapitals hin 

zuarbeiien, ald vom Standpunkte ded Grundbeſihers aus als billig er- 
int. a 


An vierter Stelle mag bie Frage berührt werben, ob den Pfand- 
briefen der Hypothefenbanten die Pupillar- und Depoſitalfähigkeit ein« 
geräumt werden fol. Dieſes Vorrecht befigen vielfach die außerpreußi« 
fen Inſtitute, nicht aber die preußiichen, ein Umftand, der nad) Gold« 
ſchmidt in dem oben betonten Konkurrenzlampfe von erheblicher Be- 
deutung geworben ift. Die preußifchen Banken Tonnten fih nit an 
die Kapitalifiengruppe wenden, welche fich mit den geringften Binfen 
genügen läßt, fie mußten eine höhere Vergütung zahlen umd das trieb 
fie wieder zum Erwerbe höher verzinslicher, aber minder ficherer Hh« 
pothelen. Das veranlaßi denn auch Goldſchmidt, obwohl er prinzipiell 
für die Ertheilung jene® Vorrechtes if, von ber Forderung abzuftehen, 
daſſelbe jet dem beftehenben Hypothetenbanken zu gewähren. Dagegen 
verlangt er es mit aller Entichiebenheit für das von ihm in Ausficht 
genommene Gentralinftitut. 

Bir kommen endlich zur Erörterung der fogenannten Pfanbbrieifrage, 
welche 5 Jahre hindurch fo viel Staub aufgemwirbelt hat. Bei dem 
Syſtem der alten Pfandbriefe ber Sandichaften haſtete daB zur Hypothet 
beftellte But unmittelbar dem Pfanbbriefinhaber, obwohl jene Inftitute 
für Zins und Kapital eintraten. Bei den neuen Pfandbriefen eriftirt 
die unmittelbare Haftung des Gutes nicht mehr, jede Hypothek haftet 
vielmehr für jeben Pfandbrief in der Weiſe, daß im Ball der Nichtbe- 
friebigung der Inhaber eines Pfandbriefes ſich eine beliebige Hypothek 
durch Richterfpruch überweiſen Yaffen kann. In gleicher Stellung befin- 
den ſich die Pfandbriefe der neuen Iandiwirthfchaftlichen Kredilvereine. 
Bei den Hypothekenbanken endlich fleht der Inhaber eines Pfandbriefs 
jedem andern Gläubiger ber Bank vollkommen gleih. Da nun die 
Sypothekenbank in gewiſſem Umfange außer dem Immobiliarkredit« 
geichäft noch andere Bankgefchäfte betreibt, jo ift die Möglichfeit nicht 
ausgeihlofien, daß eine Konkurrenz unter ben verfchiedenen Arten der 
Gläubiger im Falle des Konkurſes oder der Siquibation der Anftalt ein- 
treten und bie Pfanbbriefbefiger in der Befriedigung ihrer Forderungen 
beeinträchtigen kann. Es ſcheint aber naturgemäß und billig, die Hy- 
pothelenforderungen den Pfandgläubigern allein Haftbar zu machen, da 
dieſe ja zu dem Hppothelengefchäft das Kapital liefen. Nun Haben 
zwar die meiften Banken ihren Pfandbriefen in dieſer oder jener Weiſe 
die entfprechende Realficherheit durch ftatutarifche Beftimmungen zu geben 
verfucht, allein nach dem Landesrecht wenigftens nicht mit zweifellofem 
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Erfolg. Ein an und für fich unbedeutendes Ereigniß brachte nun im 
Jahre 1875 dieſen Gedanken von ber mangelnden Realficherheit ber 
Pjandbriefe in den Vorſtellungskreis des durch den Krach ängftlich ge- 
machten Publikums und erzeugte in ihm die Furcht dor Verluſten. 
Daß Vertrauen zu dieſer Effeftenart wich, die Kurfe gingen zurüd. 
Die Hypothekenbanken baten in einer Petition, bie Gaßpari ung mit- 
theilt, den Reichstag, auf reichägefehliche Regelung der Realficherheit 
der Piandbriefe Hinzuwirken. 1879 Iegte die Regierung dem Rei 
tage einen darauf bezüglichen Entwurf vor, den fie, als er nicht erw 
ledigt wurde, 1880 don Neuem zur Beratung ftellte, indeß mit nicht 
befferem Erfolge troß der günftigen Aufnahme, welche das Haus ihm 
entgegenbrachte. Die wichtigften Beftimmungen dieſes Entwurfs find 
die folgenden. 

Die Sicherftellung der Piandbriefbefiger erſchien in zwei Formen 
möglih, dem Vorrecht im SKonkurfe und dem Pfanbrecht. Jenes hat 
bie franzofiſche und bie Öfterreichifche Gefehgebung gewählt, und von 
unferen Schriftftellern Haben fi Volz und Stengel unter gleichzeitiger 
Bekämpfung des andern Mittels dafür erklärt. Die Regierung aber hat 
fich für das Pfandrecht entjchieden, weil diefes im Konkurſe eine größere 
Sicherheit bietet. Das Pfandrecht iſt nach dem Entwurfe ein fakulta- 
tived. Es hängt von dem Belieben der Grundkreditanſtalt ab, ob fie 
ein ſolches einräumen will oder nicht. Berechtigt zur Gewährung eines 
Fauſtpfandrechtes an ihre Hypothefarifchen Forderungen im Sinne des 
$ 40 ber Konkursorbnung find diejenigen Inftitute, welche ftatutenmäßig 
auf Grund Hhpothefarifcher Beleihung von Grundeigenthum Schuldver- 
ichreibungen ausgeben, deren Geſammthöhe nach dem Nennmwerth den 
Geſammtdetrag der hypothekariſchen Forderungen nicht überfleigen darf. 
Das Fauſtpfandrecht an der hypothekariſchen Forderung entfteht auf 
Grund ber Eintragung in ein beſonderes Pfandbuch 

1) durch Mebertragung der Gewahrſam an einen Bertreter ber 
Piandbriefgläubiger, den jogenannten Pjandhalter, allein oder an 
diefen in Gemeinſchaft mit der Anſtalt; 

2) durch einen hierauf bezüglichen Vermerk auf der Urkunde; 

3) durch Eintragung des Vermerks in das Hypothekenbuch, ſoweit 
dieß nach den Landesgeſehen zuläſſig iſt. 

Durch die entgegengeſetzten Ale erliſcht das Pfandrecht. Die Be- 
fugniß des Inſtituis, Kündigungen jelbfländig vorzunehmen, Zinſen 
einzuziehen u. |. w., bleibt nach wie vor beftehen. Die Geltendmadjung 
der Pfandbriefforderung und des damit verbundenen Pfandrechts fteht 
jedem Gläubiger felbftändig zu, an und für fich auch im Konkurſe. Die 
Regel aber wird bie gemeinjchaftlice Ausübung bilden und deßhalb 
find für diefen Sal jehr eingehende Beftimmungen getroffen worden. Sie 
erfolgt nach Art einer Liquidation (Zwangsliquidation). Zum Piand- 
halter ift von der Pfandbriefanftalt ein Notar zu beftellen. Der Piand- 
halter kann durch die Pfandbriefanftalt auf Beſchluß einer Verſamm⸗ 
lung der Pfandbriefgläubiger abberufen werben; im Falle einer Pflicht» 
verlegung auf Geiten bed Pfandhalters ift Hierzu daß Amtsgericht be= 
fugt nach Anhörung der Parteien. Der Pfandhalter muß vornehmlich 
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auf die Aufrechterhaltung de Gleichgewichts zwiſchen Pfandbriefen und 
Dedkungshypotheken achten, wobei er inbeß nur bie Innehaltung der 
formellen Borjchriften zu prüfen hat. Er ift befugt, in die Bücher der 
Bank Einficht zu nehmen. Der Pfanbhalter führt das Piandbuch, die 
Anftalt ein Pfandbriefregifter. Dem Pfandhalter zur Seite fteht ein 
von einer Verſammlung der Piandbriefgläubiger gewählter Ausſchuß 
von mindeftend 3 Mitgliedern, die den Piandhalter bei feiner Geſchäfts- 
flhrung zu unterftügen und zu überwachen haben. 

An eine Kritit dieſes Gefegentwurfs ift don unferen Schriftftellern 
dor Allem Goldſchmidt getreten. Er hat zunächſt auf Grund der Aus- 
weife, welche von Baſch im Deutfchen Handelablatt alljährlich über bie 
Gejhäftslage der Hypothefenbanten veröffentlicht werden, das Verhält- 
niß zwiſchen ben anderweitigen Paffiven dieſer Inftitute au ihren 
Piandbriefen zu berechnen gefucht und daſſelbe für Ende 1877 gleich 
7,7 % gefunden. Dieſen Krebitoren im Betrage von 77 Millionen 
Mark ſteht nun aber noch eine Ueberbededung über ben Pfandbriefss 
umlauf entgegen von 267 Mill. Mark, in welder ein Theil bes 
Atienkapitalß. der Banken angelegt if. In Wirklichtkeit hat fi nad 
Goldſchmidt das Verhältniß noch viel günftiger geſtellt. Daraus er- 
gibt Fih num freilich, daß von einer großen Gefahr der Pfandbriej- 
gläubiger in Folge der mangelnden Realficherheit der Pfandbriefe nicht 
bie Rede fein konnte. Es ift dann von allen Seiten, auch in ben Mo- 
tiven zu bem Geſetzentwurf zugeftanden worben, daß weitaus wichtiger 
ala die rechtliche Sicherftellung der Pfandbriefbefiger die wirthichaftliche 
ſei. Angefichts diefer Dinge wird man nicht umhin können, mit Goldſchmidt 
in dem Entwurf ein auffallende® Mißverhältniß zwiſchen Mittel und 
Zwed zu ſehen. Es ift ein ſehr komplizirter Mechanismus geichaffen, 
& ift dem Pfandhalter eine jehr tief einſchneidende Kontrole über bie 
geſammte Geihäftsführung der Banken eingeräumt, es ift endlich eine 
meittragende Abänderung de materiellen Rechts herbeigeführt worden, 
in einer Zeit, da doch die Vorbereitungsarbeiten zur Kodifikation des 
bürgerlichen Rechts ſchon weit gediehen find. Bei Allevem aber mochte 
eine Aenderung der Gejeßgebung über die Pfandbriefe, in einfacherer ober 
verwidelterer Weife, fo lange in der That als etwas Wunſchenswerthes 
ja Nothwendiges erfcheinen, ald das Mißtrauen des Publitums bie 
Stellung der Hypothekenbanken gefährden und den ruhigen Prozeß ber 
Krebitvermittlung ftören zu können ſchien. Aber in bem gegenwärtigen 
Moment ift das Mißtrauen, wie ed fheint, vollftändig verſchwunden; 
die Kurſe der Pfanbbriefe Haben fich jehr gebefiert und den Banken ift 
& im Jahre 1880 fogar gelungen, ihre hochverzinslichen Hypothekenbriefe 
in niedriger verzinsliche zu verwandeln, namentlich die Sprogentigen in 
41/sprozentige, ja jelbft Aprozentige zu emittiren. 

Mit Reit Hat daher die Reichäregierung in der laufenden Geffion 
ben Entwurf nicht wieder vorgelegt. Um jo wünfchenswerther erſcheint 
dafür aber ein allgemeineres und umfaffenderes Gejeg, welches in gleicher 
Weiſe die Interefien der Grundbefiger und Kapitaliften berüdfichtigend, 
das gefammte Hypothekenbankweſen von Grund auß orbnet. 
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hier ein Hoher Zins am allerwenigften fich ertragen läßt. „Die Altien- 
bypothefenbanten können für die Landwirthfchait nur in geringem Maße 
Beachtung beanfprucgen und jelbft diefe nur für den großen, niemals 
aber für den mittleren und Kleinen Grundbeſitz.“ Diefer Anficht gegen- 
über müflen wir indeß mit Stengel, ohne fie damit ganz verwerfen 
zu wollen, darauf hinweiſen, daß der Gewinn der Banken nicht au» 
ſchließlich aus der Differenz zwiſchen dem von ihnen zu zahlenden und 
dem bon ihnen zu empfangenben Zinſe herrührt, ſondern hauptſächlich 
daher fommt, daß fie ald durchweg kaufmänniſch geleitete Inftitute 
befſer als die immer etwas ſchwerfälligen genofienfchaftlichen Verbände 
im Stande find, die fortwährend zuftrömenden Keinen Annuitätenbeträge 
Fra anzulegen. Weniger abſprechend über die Hypothekenbanken 
äußert fich Stengel. Er erfennt an, baf fie der Landwirthichaft große 
Dienfte erwiefen Haben, indem fie in®bejondere ala in Folge der 
induftriellen Krifis das Kapital ſich von induftriellen Unternehmungen 
mehr abwenbete, dafjelbe der Landwirthſchaft zuführten. Eine fyflema- 
tiſche Organifation bes Yandwirthichaftlichen Kredits aber, worauf es 
gerade ankomme, könne durch Hypothekenbanken, deren Entftehung mehr 
oder weniger von zufälligen Umftänden abhange, und welche als Tonkur= 
zirende Unternehmungen ſchwer zu einem Zuſammenwirken nach einem 
Ziele gebracht werben Lönnen, nicht gefchaffen werben. Cine derartige 
Organijation fei nur durch ein Ne don miteinander in Verbindung 
ſtehenden Krebitvereinen der Grundbefiger, die zugleich durch Erziehung 
zur Selbfthilfe den ganzen Stand heben würden, möglich. 

Es ſei un geftattet, in Ergänzung diefer Ausführungen noch auf 
Folgendes aufmerffam zu machen. Auf Grund ber reichen Erfahrungen, 
die Goldſchmidt fi in feiner Stellung als Direktor der Norbdeutfchen 
Grundkreditbank erworben Hat, tHeilt er und mit, wie die Aktieninftitute, 
um ihre Pfandbriefe an das Publikum abzufegen und ben Kurs ber- 
felben die von allen foliden Kapitaliften jo jehr geſchätzte Stabilität zu 
erhalten, außerhalb der Börfe und auf diefer jelbft Mittel angewendet 
haben, die doch nicht ganz frei von moralifchen Bedenken find, wenn 
fie auch in diefem Falle inſofern nicht ſchädlich gewirkt haben, als es 
fi in der That um vertrauenswürdige Papiere handelte. Gr berichtet 
und weiter von dem reichen Antheil, den die Hypothefenbanfen an dem 
Baugelberfchwindel, der im Anfang ber 70er Jahre bejonderd in 
Berlin blüßte, genommen haben, wie fie die krankhafie Neberproduftion 
in der Bauthätigfeit begünftigt Haben, um nur Hypotheken erwerben 
und recht große Gewinne machen zu können. Es wirft fi da die 
Frage auf: Liegt nicht die Gefahr vor, daß dieſe Anftalten bei geeig- 
neten Zeitumftänden in ähnlicher Weife den fpefulativen Handel in 
ländlichen Srundftücden befördern werben, da ja bei Veräuferungen von 
Gütern die Verſchuldung derjelben am Häufigften eintritt? Aus Stengel 
ferner entnehmen wir, daß ber eredit foncier, obwohl er fi unter 
ftrenger ftaatlicher Kontrole befindet und feine Vorſtände fogar von 
der Regierung ernannt werben, fich zeitweile in recht gewagte Geichäfte, 
beſonders in ben Handel mit ägyptilchen Papieren und anderen zweifel« 
haften Werten eingelafien hat, wodurch er in den letzten Jahren in 
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ſolche Schwierigfeiten kam, daß eine Kataſtrophe nur mit Mühe abge 
wendet werben konnte. Das Alles find Mifbräuche, die auß dem 
Streben nach Hohen Dividenden hervorgehen und die freilich nicht in 
jedem einzelnen Falle die zunächſt betheiligten Kreiſe, die Grunbbefiger 
und die Pfandbriefbefiger, zu ſchädigen brauchen, es aber können; es 
find Mißbräude, die bei Genoſſenſchaften ihrer Natur nach teils gar 
nicht theils nur im fehr geringem Umfange zu befürchten find und die 
bei Altiengeſellſchaften zwar unftreitig durch zweckentſprechende ftatutarifche 
Anordnungen oder allgemeine Normativbeftimmungen in erheblichem 
Maße niedergehalten, aber boch fchwerli ganz verhindert werben 
Ünnen. Auf eine Reihe anderer Hierher gehörigen Punkte werden wir 
noch weiter unten Gelegenheit Haben, aufmerkſam zu machen. 

Die pofitiven Vorzüge ber GegenfeitigkeitBinftitute andererfeit® 
liegen dor Allen darin, daß fie die Konkurrenz auf einem Gebiete aus 
der Welt ſchaffen, wo fie leicht mehr Schaden als Nuten ftiften kann, 
daß fie die Angehörigen des wichtigften Berufsſtandes im Volke zu 
einem feften Verbande zufammenichließen, dad Bewußifein gemeinfamer 
Interefien in ihnen weden und fleigern und fie auch nach anderen 
Kichtungen Hin zu gemeinfchaftlichem Wirken anregen können. Bor 
Allem für die einen Grumdbeftger fcheint uns das bon ber größten 
Bedeutung zu fein. Sie Lönnen die Grrungenfchaften der mobernen 
Technik fih nur in der Affoziation nugbar machen und wenn bie fteigende 
Intenfität des Iandwirthichaftlichen Betriebs auch die kleine Bauern- 
wirtöfchaft mehr in den allgemeinen Tauſchverkehr Hineingezogen haben 
wird, fo wird ſich auch ein in irgend einer Weiſe gemeinfamer Bezug 
der Rohmaterialien, ein gemeinſamer Abſatz der Erzeugnifie, bie wir 
heute ſchon Hier und da durchgeführt finden, allgemein ala wünfchens- 
werth und vortheilhaft herausſiellen. 

Wie es aber auch mit den inneren Vorzügen und Mängeln ber 
beiden Arten der Krebitvermittelungsorgane bejchaffen fein möge, in ben 
näcften Jahrzehnten wird aller Wahrjcheinlichkeit nach diejenige in den 
Vordergrund treten, welche dem Bebdürfniß der Landwirthſchaft nach 
eredit agricole am beften zu genügen vermag. Daß aber dürften wohl 
die Hypothefenbanten fein; fie find beweglicher ald die Gegenfeitigfeitd- 
inftitute, Tönnen fich leichter in neue Berhältniffe ſchicken und find nach 
diefer Richtung ſchon weiter vorgegangen als diefe; und vor Allem, es 
laffen fi Genofieniaften nicht aus dem Boden ftampfen. Fur bie 
weitere Zukunft aber beweift das nichts. Es fcheint ung mit dem 
tapitaliftijchen Prinzip auf manchen Gebieten nicht anders zu fein als 
mit dem bureaufratiihen. Wie der Stant zeitweiſe wirthichaftliche 
Funktionen übernimmt, wenn im der freien Geſellſchaft die Kräfte zu 
ihrer Ausführung nicht vorhanden find, aber zurädtritt, fobald dieſe 
Lacke fich ausgefüllt Hat, fo ift es auch mit dem Kapital gegenüber der 
genoffenfchaftlichen Arbeit. 

Es würde num unfere Aufgabe fein, die Art und Weife darzulegen, 
in welcher das genoffenfchaftliche und Lapitaliftifche Prinzip durch ⸗ 
zuführen find. Soweit e& fi) um daß erftere handelt, ift von unſeren 
Schriftſteliern diefe Frage nur mit Rüdfiht auf den Meinen und 


390 &. Etrud. [828 


mittleren Grundbefiß eingehender erörtert worden, und zwar von Marchet. 
Wir beichränfen ung deßhalb gleichfalls Hierauf. Die Kreditgenoffen- 
ſchaften für den fleinen Landwirth find die freilich immer erft in 
geringer Zahl vorhandenen Raiffeiſenſchen Darlehnskafſen. Mit ihrer 
Berbeflerung und Weiterbildung befaßt fich unſer Autor. Diefe Vereine 
gewähren Beute unter Vorbehalt vierwöchentlicher Kündigungsfrift Dar- 
lehen auf die Zeit von 1—5 Jahren, ja zu einem beträchtlichen Theile 
noch auf längere Zeit, bis zu 10 Jahren. Sie jelbft Hingegen er 
halten Kapital nur auf die übliche Frift von 3 Monaten. Den Wider 
ſpruch, der Hierin gegen die oberſten Grunbfäge der Bankmäßigkeit 
Liegt, erfennt Marchet an. Er fieht den Grund der Unfähigfeit der 
Vereine, auf längere Zeit oder gar unfändbarer Weiſe Kredit zu bes 
tommen, in ihrer Siolictheit. Diefe muß befeitigt werden; bie 
Keinen Lokalvereine müffen fich zufammenfügen zu einem größeren Ber- 
bande mit einem genoffenfchaftlicgen Gentralinftitut an der Spike. 

Das Gentralinftitut muß in einem Gentrum des Geldverkehrs 
errichtet werben. Zur Befriedigung des Bebürfnifieg nach „chwerem 
Immobiliartredit” hat es entſprechende Pfandbriefe auszugeben. Die 
Rofaltreditgenoffenichaften Haben Hierbei als Agenturen des Gentralinftituts 
gu fungiren und demfelben diejenigen Augfünjte zu verfchaffen, welche zur 
Beurtheilung ber Kreditfähigkeit des einzelnen Landwirths nothwendig 
find. Fur die von ihnen befürworteten Darlehen find die Affoziationen 
haftbar zu machen. Gebunden foll das Gentrale nur fein an das 
negative Botum der Lofalgenoffenfchait, nicht aber an die Empfehlung 
der Kreditgewähr. Für den credit agricole ſoll daß Kapital durch 
Ausgabe einer zweiten Serie von Piandbriejen befchafft werben, die 
auf eine Fürzere Zeitdauer als die erjteren, im Marimum etwa 5 Jahre 
lauten würden. Die Grenze, biß zu welcher der Landwirt derartigen 
Kredit vorlommenden Falls zu beanfpruchen hat, ſoll von vornherein 
durch die Lokalgenoſſenſchaften unter Zuziehung eines Abgefendeten des 
Gentrales feftgeftellt werden. Endlich können noch Sparfcheine heraus - 
gegeben und HYpothefar-Zilgungsfonds bei den Genoffenfchaften errichtet 
werden. Wer einen derartigen Sparfchein Iöft, verpflichtet fich, fein 
Kapital erft nach einer Reihe don Jahren zurüdzufordern. Während 
biefer Zeit vergrößert fich feine Einlage durch zugeichlagene Zinfen und 
Zinfegzinfen. Die Einleger erhalten nach Ablauf einer beftimmten Zeit 
ein vergrößertes Kapital zur und die Genoſſenſchaft hat auf die feft- 
gefete Friſt unfündbareg Kapital zur Verfügung. Der Hhpothekar- 
ZTilgungsfond ift in der Hauptfache nichts anderes als der obige Sparfond 
mit dem bejonderen Zwecke, ben Empfangsberechtigten zur Abſtoßung 
einer Hypothek zu dienen. 

Jeder Lokalverein ſoll nicht für ſämmtliche Paffiva des Gentral- 
vereins folidarifch mit den übrigen haften, fondern nur infoweit als 
er das Kapital der Genofjenichaft in Anfpruch genommen hat, bafür 
aber mit feinem und feiner Mitglieder ganzen Vermögen. „Bei einem 
ſolchen Haftverhältniffe ift zwar die Gefahr für die Lofalvereine auf 
dasjenige Rifiko, das fie ſich ſelbſt auferlegen, aufammengeihrumpft, 
aber dennoch ber Erfolg erreicht, daß das Gentrale die Kraft ſammte 
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licher Sofalvereine, foweit diefe fie jelbft in Bewegung ſetzen wollen, 
tepräfentirt.“ Die Gemeindegarantie für die Ortägenofienichaften, die 
provingielle Garantie für den Gentralverein ift jedenfalls nicht prinzipiell 
abzuweifen. Sie könnte beſonders wirkungsvoll da werben, wo bie Be- 
völterung für die Genoſſenſchaftsidee noch nicht genügend vorbereitet ift. 

Auf eine Kritik dieſes Planes, ferner auf ben befannten in mancher 
Hinficht recht unerquidlicden Streit zwiſchen dem Syſtem Raiffeilen 
und Schulze- Deligich, in welchem Marchet für das erftere ſehr ent 
ſchieden Partei ergreift und vornehmlich den demfelben gemachten Nor 
wurf der Verletzung des Prinzips der SelbftHilie zurüdzumeifen fucht, 
lonnen "wir bier nicht näher eingehen. 

Was nun die Durchführung des kapitaliſtiſchen Prinzips anlangt, 
jo wänfcht Goldſchmidt auch Hier die Vereinzelung aufgehoben und bie 
Konkurrenz nicht mehr zum alleinherrfchenden Faktor gemacht zu fehen. 
Der jcharfe Wettbewerb unter ben einzelnen Hhpothefenbanten, be- 
ſonders zwifchen den preußiſchen einerſeits und den jübdeutichen anderer · 
feits, Hat ihnen allen, jedenfalls den exfleren, welche ben SKürzeren 
zogen, keinen Ruben gebracht. Er hat vor allen Dingen ein Agentur 
weſen groß gezogen, welches mit einer Reihe von Uebelftänden behaftet 
iſt. So ſchufen z. B. die hohen Provifionen, welche die Inftitute zu 
zahlen fich veranlaßt jahen, für die Vermittler einen Anreiz, möglichft 
viele Beleihungageichäfte zu Stande zu bringen, wobei fie auf die 
Sicherheit der Anlage natürlich nicht ſahen. Alsdann ift eine Ber- 
theilung bes Rifitoß ſehr wünjchenswerth, daß in dem Immobiliar- 
treditgejchäft auß mehreren Gründen ſehr hoch ift, u. A. wegen ber Größe 
der Summen, die in Trage flehen, und. der Länge des Zeitraums, auf 
welchen die Verträge abgeſchloſſen werden. Daß aber ift wieder nicht 
möglich ohne eine gewiſſe Organiſation. Goldſchmidt fhlägt nun vor 
„eine gemeinfame Organifation zum Zwede der Erreichung einheitlicher 
Geichäftsgrundfäge, wo folche möglich und erreichbar, jowie des Aus- 
tauſches Lofaler Erfahrungen“ und die Schaffung eine „Gentralinftituts 
für den Immobiliarkredit des Deutjchen Reichs”. Dieſes Inftitut, das 
allenfalls auch wie bie Reichsbank von einem Staatöbeamten geleitet 
werden ann, joll lediglich die Aufgabe Haben, „das Pfandbriefweſen 
dadurch zu regeln, daß es auf Grund von Pfandbriefen der Lolal« 
inftitute Generalpfandbriefe emittirt.” „in ſolches Inftitut würde in 
der Lage fein, den gejammten Immobiliarkrebitvertehr in analoger 
Weiſe zu regeln, wie dad die Reichsbank und die fonftigen großen 
europäifchen Gentralinftitute für den Perfonalfrebit thun, indem fie den 
einzelnen Lofalinftituten und Privatdiskonteuren ben für fie unumgäng- 
lichen Rediskont gewähren.” Es fteht nach Goldjchmidt weiter zu 
erwarten, daß die ftete Prüfung ber Krebitwürdigleit der einzelnen 
Banken ſeitens des Gentralintitut3 das Geſchäft jener ſelbſt folider 
geftalten werde. Leider iſt Goldichmidt nicht weiter ind Einzelne ge- 
gangen, und doch wirb gerade ohne die Kenntniß der Detailß der 
Drganifation ein Urtheil über die Zwedmäßigkeit und Durchführbarkeit 
des jedenfalls fühnen Projektes ſchwer möglich ſein. Wir wollen hier 
nur auf einen Punkt aufmerkſam machen. Der enge Zuſammenſchiuß 
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ber einzelnen Banken wird gewiß nach mander Richtung Hin Wohl- 
thätigeß fchaffen, aber er kann nach anderen Hin auch Schaden ftiften. 
Er fann, da es fi immer nur um böchftens einige Dutzende von 
Inſtituten Handeln wird, zu einer ſtarken Wilderung, ja Aufhebung der 
Konkurrenz führen. Gejährbet aber die Konkurrenz die Interefien der 
Aktionäre und Pfandbriefbefiger, fo gefährbet ihre Aufhebung durch 
Vertheuerung bed Kredits die Intereſſen der Grundbeſiher. Und da 
"dürfte man vielleicht doch wieder mehr an das genofienfchaftliche 
Prinzip benten! 

Wir Tommen nun zu einer Reihe bon einzelnen Punkten in ber 
geichäftlicden Prazis und rechtlichen Geftaltung, die zwar mit bejonberer 
Rüdficht auf die Hypothekenbanlen behandelt werben follen, aber auch 
theilweiſe, wie die Leſer jehen werben, für die genoffenfchaftlichen 
Kreditanftalten Bedeutung Haben. 

Obenan fteht bie Frage nach den Zarprinzipien und der Be- 
leihungsgrenze, die wir durch Wiedergabe der Anfichten von Goldſchmidt 
erlebigen wollen. In den Statuten der meiften preußifchen Hhpothefen- 
banken ift als Beleihungsgrenze bei den ftädtifchen Grunbftüden bald 
ein aliquoter Theil (*/,, %/4) der Feuerverficherungafumme, bald ber 
zehnfache Betrag bed Gebäudeitenernugungswerthes aufgeftellt worden. 
Was num die erftere anlangt, fo richtet fich diefelbe nad) dem Herftellungs- 
preis des Gebäudes, der wirkliche Werth des Grundſtückes aber bemikt 
fich nach der Miethsrente, die es abwirft. Beides braucht nicht über- 
einzuftimmen. Zwei Grundftüde, auf welchen die gleichen Bauten mit 
den gleichen Koften aufgeführt find, Haben, wenn ihre Lage eine ver- 
ſchieden günftige if, einen verfchiedenen Werth. Die Feuerkafenwerthe 
von zwei gleichen Gebäuden, welche zu verfchiedenen Zeiten, in denen bie 
Preiſe der Baumaterialien und die Arbeitslöhne verſchieden Hoch ftanben, 
hergeftellt find, find verſchieden. Nichtsdeftoweniger können die Werthe 
der Grundftüde, wenn fie gleich günftig gelegen find, gleich fein. Hin- 
fichtlich des Gebäudefteuernugungswertbes ift zu bemerken, daß in der 
Perſon des Grundbeſihers fich der Steuerzahler und Darlehndempjänger 
mit ihren verichiedenartigen Intereſſen gegenüber ftehen und je nach 
Lage ber Umftände bald der eine bald der andere fiegen wird. In 
der Periode von 1872— 1876 hat in Berlin unzweifelhaft der letztere die 
Oberhand gewonnen gehabt. Thatſächlich entipracgen nun im Anfang 
der 70er Jahre in den alten Stabttheilen Berlins weder ber Feuer- 
kaſſenwerth noch der Gebäudefteuernugungswerth den wirklichen Ber- 
bältnifien; fie waren ftehen geblieben, während die realen Werthe in 
die Höhe gegangen waren. Das hatte die bedeutiame Folge, daß das 
Eentrum ber Stadt außer von Privaten von ben füddeutſchen Hypotheken · 
banten, die an feine abjoluten Beleihungsgrenzen gebunden waren, in 
Beſchlag genommen wurde, während die Preußiicden fich nach ber 
Peripherie hin in die weniger ficheren Gegeben zurückgedrängt ſahen. 

Als Beleihungsgrenze für die ländlichen Grundftäde ift in dem 
Statuten der preußiſchen Banken der 25fache Betrag de Grundſteuer- 
reinertrages und ber 10fache Betrag des Gebäubeftenernugungsiverthes 
feftgefegt worden. Die Firirung weift die gleichen Mängel auf, wie 
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die entſprechende für bie ftäbtifchen Grundflüde Thatſächlich ift die 
Veranlagung zur Grundfleuer viel zu niedrig und. dazu in ben ber 
ſchiedenen Gegenden in ſehr ungleicher Weiſe erfolgt. Da ferner bie 
Revifionen der Grundſteuerkataſter erjt nad) längeren Perioden erfolgen, 
jo Können and die nach ber Kataftrirung durchgeführten Meliorationen 
nicht berädfichtigt werden. Andererjeits kann ein Grunbftäd fich jeit- 
dem fo verfchlechtert haben, daß eine Beleihung bis zu dem geftatteten 
Betrage eine ganz unfichere fein würde. 

Abfolute Beleihungsgrenzen haben bei biejen Gegenſtänden über 
haupt feinen Sinn. Gie find nur da zuläffig, „wo die generifche 
Natur des Pfandobjelts untrügliche Kriterien diefer Art der Beurtheilung 
darbietet.“ Deßhalb braucht die Abjchägung noch nicht der reinen 
Willkur überlafien zu bleiben. Die Ausfagen von Bertrauenaperfonen, 
welche in ber Nähe des zu taxirenden Objekts wohnen, heranzuziehen, 
if freilich nicht empfehlenswertH, da Hier perfönliche Sympathieen und 
Antipatbieen gegen ben Antragfteller, Kirchthurmintereſſen und „bie 
gerade bei Landwirthen nur allzuhäufige Enge des Gefichtskreijes“ 
förend einwirken önnen, ganz abgefehen von ben twiffentlichen Täuſchungen. 
& muß vielmehr als Baſis für die Abfchägung eine Immobiliarftatiftit 
auf Grund gleichmäßige Beobachtung im ganzen Deutfchen Reich ge 
ichaffen werben. Diefe Hat aus den Grundbichern die IJmmobilienpreife, 
wie fie fi bei den freiwilligen und zwangsweiſen Verkäufen ergeben 
haben, ferner den Feuerkafſenwerth, den Flächeninhalt, die Höhe ber 
Belaflung zc. ebenfalls aus amtlichen Quellen aufzunehmen. 

Für die nächte Zukunft aber, für welche die Durchführung ber 
vorgefchlagenen Reform noch nicht zu erwarten jteht, „würden fich 
periodifche, etwa monatlich erſcheinende amtliche Publikationen empfehlen, 
aus denen die Zahl der Zivangäverläufe, der freihändigen Veräußerungen 
und die Geſammtſumme der inmerhalb diefer Periode erfolgten Ver— 
geößerung ober Verminderung der hypothekariſchen Belaftung der Grund- 
ftüde hervorgeht.“ 

Endlich find Strafbeſtimmungen zu exlaflen gegen bolofe oder 
tulpofe Ueberſchaͤtzungen. 

Es tann wohl feinem Zweifel unterliegen, daß bie Verwirt- 
lichung diefer Vorſchlage von Goldſchmidt einen erheblichen Fortſchritt 
— würde. Nur kann bis dahin vielleicht noch eine lange Zeit 
verge 

Ein zweiter wichtiger Punkt ift die Frage nach den Maßregeln, 
welche in Anwendung gebracht werben follen, wenn der Schuldner in 
der ee der Zinfen und Zilgungsquoten jäumig wird. Meift 
Haben fich für diefen Fall die Banken vertraggmäßig daB Recht ber 
Kündigung des geſammten Darlehns vorbehalten. Wurde hiervon 
Gebrauch gemacht und erfolgte die Rüdzahlung des Kapitals nicht, fo 
ſchritten jene Häufig dazu, das Grundſtück zur Subhaftation zu bringen, 
nach Goldſchmidt aus Furcht vor den bebeutenden Deteriorationen der 
Grundftäde in Folge der gerichtlichen Abminiftrationen. Da die Banken 
aber oft fich veranlaßt jahen, bie von ihnen wie auch die von anderen 
zum Verkauf gebrachten Güter jelbit zu erftehen, jo hat fich der Grund⸗ 
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Andebefig einer Zahl von ihnen fo vermehrt, daß ihre tr 
nun in der Verwaltung dieſes flatt in der Kreditgewähr beruft. Nach 
Baſch kamen auf jede Million Mark an Darlehen zefp. —X 
jorderungen der 26 Geſellſchaften an erworbenen Grundſtücken 
Ende 1879 1878 1877 1876 
Mart 36300 21600 13200 9900. 

Bei den 8 Preufifchen Banken kamen 54 000 ME. erivorbene Grundftüde 
auf 1 Million Mark Hypothelenforderungen, bei ber Norbdeutichen 
Grundkreditbant 459200 Mk. bei der Preußiſchen Bodenkrebit - Aktien» 
banf rund 218000 Mt. Die Rüdfichtnahme auf die Grunbftilde- 
verwaltung beeinträchtigt natürlich bie Kreditgewähr und find bie 
Zwangaverläufe die Folge einer Krifis geweſen, jo kann fie diefe geradezu 
derſchaͤrfen. Goldſchmidi empfiehlt daher den Hypothekenbanken, „ben 
Schwerpunkt aus dem Gebiete der exekutiviſchen in das der Zonjer- 
vatoriſchen Maßregeln zu verlegen“, d. 5. ber Sequeftration den Vorzug 
einzuräumen. Der Gejeßgebung aber räth er an, die Sorge für bie 
Erhaltung der Güter unter dffentlicher Kontrole in exfler Linie den 
Inſtituten jelbft zu überlafien und die gerichtliche Adminiſtration erſt 
in zweiter Linie zu flatuiren. Diejenigen Banken endlich, welche einen 
fehr_ umfangreichen Grundbeſitz Haben, follen fih in Immobilien- 
geſellſchaften verwandeln und ihr Hypothefenbefig foll auf ein anderes, 
dem uripränglichen Programm dienftbares Inftitut in der Weiſe Aber 
tragen werden, „baß dafjelbe ald Aequivalent die Verpflichtungen aus 
den barauf radizirten Pfandbriefemiffionen übernimmt.“ 

Wir unfererjeitö wollen an dieſer Stelle noch auf die Gefahr aufe 
merkſam machen, welche barin liegt, daß in Zeiten, wo ein Steigen ber 
Grunbftüdapreife zu erwarten ift, bie Gewinnfucht die Hypothekenbanken 
beſonders oft zur Beantragung der Subhaftation und zum Erwerbe de: 
unter den Hammer gebrachten Güter bewegen Tann. Auch das ift bei 
Gegenjeitigkeitsinftituten nicht zu befürchten. 

Ein dritter nicht unmwichtiger Punkt ift die Art und Meile ber 
Aufftelung der Bilanz, da durch Fehler in derſelben das Grundfapital, 
das den Pfandbriefinhabern haftende Barantiefapital, vermindert ober 
gar ganz aufgezehrt werben kann. Nach ben Grundjäßen, welche Hierbei 
maßgebend fein follen, hat Leſer geforfcht. Er findet, daf die Banken 
bisher in wenig rationeller Weife vorgegangen find, baß fie mit einzelnen 
Iobenswerthen Ausnahmen ihre Paffiven zu niedrig anfchlagen, daß fie 
ſammtlich ihre Aktiva zu Hoch aufegen. Die Anwendung der richtigen 
Grundiäge ſoll durch die Gejehgebung erziwungen werben. Leſer jormulirt 
feine Hauptforberungen ſelbſt jo: 

„Auf der Berluftfeite des Gewinn- und Verlufttontos der einzelnen 
Jahre müflen nicht nur die fofort abzutragenden Zinſen aller Schulden 
erſcheinen, ſondern auch die durch Emiſſion unter Pari oder durch 
Kapitalzufchläge verfchleierten. 

„Abſchlußprovifionen, Nacläffe und Damni dürfen nit ihrem 
ganzen Betrage nach im Jahre der Bewilligung ala Gewinn behandelt 
werden; fie find vielmehr auf die einzelnen Jahre der Anlehnsdauer 
zu vertheilen. 
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„Ebenſo iſt das beim Verkauf der Pfandbriefe erzielte Agio auf 
die ganze Zeit bis zur Rädgahlung bes Kapitals zu vertheilen.“ 

Diefe Ausführungen Leſer's werfen ein eigenthümliches Licht auf 
—* gerühmten Vortheile der Exiſtenz eines befonderen Garantie 

8. 


Was die Abjchlußprovifionen ingbefondere angeht, fo möchte e& 
fich vielleicht verlohnen, darauf Acht zu geben, ob nicht durch fie als 
einmalige Einnahme die Geſeilſchaften bewogen werden, durch hohe 
Amorttfationgquoten auf eine fchleunigere Rüdgahlung des Kapitals hin- 
zuarbeilen, ala vom Siandpunkte des Grunbbefigerd aus als billig er- 

int, - 


An vierter Stelle mag bie Frage berührt werden, ob den Pfand» 
briefen der Hypothekenbanken die Pupillar- und Depofitalfähigkeit ein- 
geräumt werden ſoll. Dieſes Vorrecht befigen vielfach die außerpreußi« 
ſchen Inſtitute, nicht aber die preußiſchen, ein Umfland, der nach Gold- 
ſchmidi in dem oben betonten Konkureenzlampfe von erheblicher Be- 
deutung geworben ift. Die preußifchen Banken konnten fi nicht an 
die Kapitaliftengruppe wenden, welche fich mit den geringften Binjen 
genügen Yäßt, fte mußten eine höhere Vergütung zahlen und das trieb 
fie wieder zum Erwerbe höher verzinslicher, aber minder fiherer Hy— 
pothelen. Das veranlagt denn auch Goldſchmidt, obwohl er prinzipiell 
für die Ertheilung jened Vorrechtes ift, von der Forderung abzuftehen, 
daffelbe jeßt den beftehenden Hypothelenbanfen zu gewähren. Dagegen 
verlangt er es mit aller Entſchiedenheit für das von ihm in Ausſicht 
genommene Gentralinftitut. 

Wir kommen endlich zur Exdrterung ber fogenannten Pfandbrieffrage, 
welde 5 Jahre hindurch fo viel Staub aufgetwirbelt hat. Bei dem 
Syſtem der alten Pfandbriefe der Sandichaften haftete das zur Hypothek 
beftellte Gut unmittelbar dem Pfanbbriefinhaber, obwohl jene Inftitute 
für Zins und Kapital eintraten. Bei den neuen Pfandbriefen eriftirt 
die unmittelbare Haftung bes Gutes nicht mehr, jebe Hypothek haftet 
vielmehr für jeden Pfandbrief in ber Weile, daß im Fall der Nichtbe- 
friebigung der Inhaber eines Piandbriefes fich eine beliebige Hypothek 
durch Richterfpruch überweiſen laſſen kann. In gleicher Stellung befin- 
den ſich die Pfandbriefe der neuen Iandwirthfchaftlichen Kreditvereine. 
Bei den Hypothekenbanken endlich ſteht der Inhaber eines Pfandbriefs 
jedem andern Gläubiger der Bank vollkommen glei. Da nun bie 
Hypothetenbant in gewifſem Umfange außer dem Immobiliarkredit · 
geichäft noch andere Banigeſchäfte betreibt, fo if die Möglichkeit nicht 
ausgelhlofien, daß eine Konkurrenz unter den verjchiedenen Arten der 
Gläubiger im Falle des Konkurfes ober der Liquidation der Anftalt ein 
treten und die Pfandbriefbefiger in der Befriedigung ihrer Forderungen 
beeinträchtigen kann. Es ſcheint aber naturgemäß und billig, die Hy⸗ 
pothelenforderungen den Pfandgläubigern allein Hajtbar zu machen, da 
diefe ja zu dem Hypothekengeſchäft daB Kapital Liejern. Nun haben 
war die meiften Banken ihren Pfandbriefen in diefer oder jener Weile 
die entfprechende Realficherheit durch ftatutarifche Beftimmungen zu geben 
verſucht, allein nach dem Landesrecht wenigſtens nicht mit zweifelloſem 
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Erfolg. Ein an und für fi unbedeutenbes Ereigniß brachte nun im 
Jahre 1875 dieſen Gedanken von der mangelnden Realficherheit ber 
Pjandbriefe in den Vorſtellungskreis des durch den Krach ängſtlich ge- 
machten Publitumd und erzeugte in ihm die Furcht dor Verluſten. 
Das Vertrauen zu dieſer Gffeftenart wich, die Kurfe gingen zuräd. 
Die Hypothelenbanten baten in einer Petition, die Gaßpari ung mit- 
teilt, ben Meichstag, auf reichögefehliche Regelung der Realficherheit 
der Piandbriefe hinzuwirken. 1879 legte die Regierung dem Keeichs - 
tage einen barauf bezüglichen Entwurf vor, den fie, als er nicht er 
lebigt wurde, 1880 von Neuem zur Beratung ftellte, indeß mit’ nicht 
befjerem Erfolge troß ber günftigen Aufnahme, welche das Haus ihm 
entgegenbrachte. Die wichtigften Beflimmungen dieſes Entwurfs find 
die folgenden. 

Die Sicherftellung der Pfandbriefbefiger erfchien in zwei Formen 
möglih, bem Vorrecht im Konkurfe und dem Pfandrecht. Jene hat 
die frangöfifche und bie öfterreichiiche Geſetzgebung gewählt, und von 
unferen Schriftftellern Haben ſich Volz und Stengel unter gleichzeitiger 
Bekämpfung bed andern Mittels dafür erklärt. Die Regierung aber hat 
fi für das Pfandrecht entjchieden, weil diefes im Konkurſe eine größere 
Sicherheit bietet. DaB Pfandrecht ift nad dem Entwurfe ein fakulta- 
tive. Es hängt von dem Belieben der Grundfreditanftalt ab, ob fie 
ein ſolches einräumen will oder nicht. Berechtigt zur Gewährung eines 
Fauſtpfandrechtes an ihre Hypothefarifchen Forderungen im Einne des 
$ 40 der Konkursorbnung find diejenigen Inftitute, welche ftatutenmäßig 
auf Grund hypothekariſcher Beleihung von Grundeigenthum Schulbver« 
ſchreibungen auögeben, deren Gejammthöhe nach dem Nennwerth ben 
GSejammtbetrag der hypothekariſchen Forderungen nicht überfteigen darf. 
Das Fauſtpfandrecht an ber hypothekariſchen Forderung entfteht auf 
Grund der Eintragung in ein beſonderes Pfanbbuch 

1) durch Uebertragung der Gewahrfam an einen Vertreter ber 
Piandbriefgläubiger, den jogenannten Pfandhalter, allein oder an 
diefen in Gemeinſchaft mit der Anftalt; 

2) durch einen Hierauf bezüglichen Vermerk auf der Urkunde; 

3) durch Eintragung des Vermerks in das Hupothefenbuch, foweit 
dieß nach den Landesgeſehen zuläffig ift. 

Durch die entgegengefeßten Afte erliicht das Pfandrecht. Die Ber 
jugniß des Inftituts, Kündigungen jelbftändig vorzunefmen, Zinſen 
einzuziehen u. f. w., bleibt nach wie vor beftehen. Die Geltendmachung 
der Pfandbriefforderung und des bamit verbundenen Pfandrechts ſtehi 
jedem Gläubiger jelbftändig zu, an und für fich auch im Konkurfe. Die 
Regel aber wird die gemeinfchaftliche Ausübung bilden und deßhalb 
find für diefen Hall jehr eingehende Beftimmungen getroffen worden. Sie 
erfolgt nach Art einer Liquidation (Zwangsliquidation). Zum Pfand- 
halter ift von der Pfandbriefanftalt ein Notar zu beftellen. Der Pfand- 
halter kann durch die Pfandbriefanftalt auf Beſchluß einer Berfamm- 
lung der Pfandbriefgläubiger abberufen werben; im Falle einer Pflicht- 
verlegung auf Seiten des Piandhalters ift Hierzu daß Amtsgericht be= 
fugt nad) Anhörung der Parteien. Der Pfandhalter muß vornehmlich 
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auf die Aufrechterhaltung des Gleichgewichts zwiſchen Pfandbriefen und 
Dedungshypotheken achten, wobei er indeß nur die Innehaltung der 
formellen Vorſchriften zu prüfen Hat. Gr ift befugt, in die Bücher ber 
Bank Einficht zu nehmen. Der Pfandhalter führt dad Piandbuch, die 
Anftalt ein Pfandbriefregifter. Dem Pfandhalter zur Geite fteht ein 
von einer Berfammlung der Pfandbrieigläubiger gewählter Ausſchuß 
von minbeftens 3 Mitgliedern, die den Piandhalter bei jeiner Geſchäfts⸗ 
führung zu unterftügen und zu überwachen haben. 

An eine Kritik dieſes Geſetzentwurfs ift bon unferen Schriftftellern 
dor Allem Goldſchmidt getreten. Er hat zunächſt auf Grund der Aus · 
weife, welche von Bach im Deutfchen Handelsblatt alljährlich über die 
Gejhäjtslage der Hypothekenbanken veröffentlicht werden, das Verhält- 
niß zwiſchen den anderweitigen Paſſiven dieſer Inſtitute zu ihren 
Pandbriefen zu berechnen geſucht und daſſelbe für Ende 1877 gleich 
7,7 % gefunden. Diejen Kreditoren im Betrage von 77 Millionen 
Mark ſteht num aber noch eine Ueberbedeckung über den Pfanbbriefss 
umlauf entgegen von 267 Dil. Mark, in welder ein Theil bes 
Atienkapitals. der Banken angelegt ift. In Wirklichkeit Hat fich nach 
Goldſchmidt das Verhältniß noch viel günftiger geftellt. Daraus er- 
gibt fig num freilich, daß don einer großen Gefahr der Pfandbrief- 
gläubiger in Folge der mangelnden Realficherheit der Pfandbriefe nicht 
die Rede fein konnte. Es ift dann von allen Seiten, auch in ben Mo» 
fiven zu bem Geſetzentwurf zugeftanden worden, daß weitaus wichtiger 
ala die rechtliche Sicherftellung der Pfandbriefbefiger bie wirthichaftliche 
ſei. Angefichts diefer Dinge wird man nicht umbin önnen, mit Goldſchmidt 
in dem Entwurf ein auffallendes Mißverhältniß zwifchen Mittel und 
Zwed zu fehen. Es ift ein ſehr komplizirter Mechanismus gefchaffen, 
es ift dem Pfandhalter eine ſehr tief einjchneidende Kontrole über bie 
gefammte Geichäftsführung der Banken eingeräumt, es ift enblich eine 
weittragende Abänderung bes materiellen Rechts Herbeigeführt worden, 
in einer Zeit, da doch die DVorbereitungsarbeiten zur Kobifilation bed 
bürgerlichen Rechts ſchon weit gediehen find. Bei Allevem aber mochte 
eine Aenderung der Gejeggebung über die Pfandbriefe, in einfacherer oder 
verwickelterer Weiſe, fo lange in der That als etwas Wunſchenswerthes 
ja Nothwendiges erſcheinen, als das Mißtrauen des Publitums die 
Stellung der Hypothekenbanken gefährden und den ruhigen Prozeß ber 
Krebitvermittlung ftören zu können ſchien. Aber in dem gegenwärtigen 
Moment ift bad Mißtrauen, wie es fcheint, vollftändig verfchtounden ; 
die Kurfe der Piandbriefe Haben fich ſehr gebeffert und den Banken ift 
& im Jahre 1880 fogar gelungen, ihre hochverzinslichen Hypothelenbriefe 
in niedriger verzingliche zu verwandeln, namentlich die 5progentigen in 
4/gprogentige, ja felbft Aprozentige zu emittiren. 

Mit Recht Hat daher die Reicheregierung in der Laufenden Seffion 
den Entwurf nicht wieder vorgelegt. Um jo wünſchenswerther erjcheint 
dafür aber ein allgemeinered und umfafjenderes Geſeh, welches in gleicher 
Weile die Interefien der Grunbbefiger und Kapitaliften berüdfichtigend, 
dag gefammte Hypothekenbankweſen von Grund aus orbnet. 





Georg Hanffen. 
Ein national-ölonomifhes Jubiläum. 
Von 
Prof. Dr. A. v. Minskowski. 


In den nächſten Tagen begeht der ältefte unter ben gegenwärtig 
als alabemifche Lehrer und Schriftſteller wirkenden Rationalötonomen, 
Herr Geh. Reg.-Rath Profeflor Dr. Georg Hanfien in Göttingen das 
Gebenkfeft des Tages, an dem er vor 50 Jahren von ber Univerfität 
feiner Heimathprobing zum Doktor promovirt wurde. 

Zugleich hat ber verehrte Jubilar uns Jüngeren durch feine am 
Schluß des vorigen Jahres herausgegebenen Agrarhiftorifchen Abhand- 
lungen (Leipzig bei S. Hirzel 1880, 568 ©.) einen hochwillkommenen 
Ueberblick über feine hervorragendſten während dieſer 50 Jahre publi - 
zirien agrarhiftorifchen Arbeiten ermöglicht. 

&o mag denn diefe doppelte Thatfache, die Feier des 50 jährigen 

Doltorjubiläums von Georg Hanflen und die erneute Publikation feiner 
während dieſes Zeitraums erſchienenen Abhandlungen agrarhiftorifchen 
Inhalts unferer Zeitſchrift zum Anlaß werden, in Anfnüpfung an das 
erwähnte Buch der Bebentung des Jubilars für die Wiſſenſchaft zu 
gedenken. 
Wenn die Redaktion des Jahrbuch® dem Unterzeichneten diefen ehren- 
vollen Auftrag zu Theil werden ließ, fo muß berjelbe zunächft fein 
Bedauern darüber ausſprechen, daß dieſe Aufgabe nicht einem unmittel- 
baren Schüler des Jubilars übertragen worden ift, indem dieſer zugleich 
über die Lehrthätigkeit defſelben hätte berichten können. 

Aber wenn der Berfafler dieſes Auffages auch nicht zu ben Füßen 
des Altmeiſters gefefien Hat, jo Hat er durch bie Arbeiten deſſelben doch 
fo viel Anregung und Belehrung empfangen, wie kaum durch die Arbeiten 
eines anderen Gelehrten der Gegenwart. Aus biefem Grunde und weil 
er durch das gemeinjame Arbeitsfeld dem Jubilar näher zu ftehen meint, 
als viele feiner Kollegen, Hat er geglaubt, fich nicht widerjegen zu dürfen, 
als ihm die Feder in bie Hand gedrückt wurde. 
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Was zunächit die erwähnten agrarhiftorifchen Abhandlungen betrifft, 
jo gewähren fie einen charakteriftiichen Meberblid über die wifienjchait« 
liche Arbeit des Jubilars, fowohl nach der Seite ihrer Methode, ala 
nach der ihrer Refultate. 

Die einzelnen Abhandlungen beruhen entweder auf jelbfländigen 
Unterfuchungen Hanſſen's oder ſchließen fi an die Arbeiten anderer 
an, deren Refultate fie mit den Früchten eigener Stubien zu einem 
Ganzen verbinden. 

Erſchienen find die einzelnen Arbeiten urfprünglich in verfchiedenen 
Fachzeitſchriften. und zwar entweder im Neuen Staatsbürgerlichen Ma⸗ 
gazin oder in ber Tübinger Zeitfchrift für die gefammte Staatswiflen- 
ſchaft, dem Journal für Landwirthſchaft, den Göttinger Gelehrten An- 
eigen oder endlich in den Abhandlungen ber königlichen Akademie der 
Wiſſenſchaften zu Berlin. 

Wir konnen dem Berfaffer nır dankbar fein, daß er fich entſchlofſen 
hat, den Aufforderungen befreunbeter ‚Hiftoriker, Germaniften und National 
Öfonomen nachgebend, in einem Bande zu vereinigen unb damit 
allen zugänglich zu machen, was jonft auseinander gerifien, im ver 
ſchiedenen Zeitfchriften zerftreut und daher nur schwer augänglih war. 

Der nochmalige Wiederabdrud dieſer Arbeiten in einem Bande 
erſcheint aber um jo mehr gerechtfertigt, als fie alle denjelben Zweck 
verfolgen: Baufteine zu einer vergleichenden Agrargejchichte der euror 
pätfchen Völker zu Liefern. J 

Auf dieſem Wege — nämlich des vergleichenden Studiums ber 
Geſchichte und des gegenwärtigen Standes ber Agrarberfafjung verwandter 
Volker — wird, wie auch der Berfaffer ſchon früh eingejehen zu haben 
fcheint, der Aufbau einer deutſchen Agrargeichichte beſſer gefördert, 
als wenn man die Unterfuchungen ausſchließlich auf die Grenzen des 
Deutſchen Reich® beichränten wollte. Denn bei den namentlich für die 
ältere Zeit fpärlich fließenden Quellen ift man darauf angewielen, aus 
den befannten Zuftänden von Ländern mit verwandter Bevölkerung auf 
die unbelannten der eigenen Heimath zu ſchließen. Lieferten dem Ber- 
faffer die Zuftände der flandinavifchen Völker zu diefem Zweck die erſte 
reiche Außbeute, fo find für die Erforſchung der deutſchen Agrargeichichte 
nicht minder Iehrreich die merkwürdigen meift jo lange überjehenen Zu- 
fände der deutjchen Schweiz. Denn wie die Schweiz in Sprache unb 
Sitten, in Recht und Wirthſchaft noch vielfach in der Gegenwart den 
unmittelbaren Anblid von Zuftänden gewährt, wie fie anberwärts zu 
eriftiren aufgehört Haben, fo auch auf dem Gebiet der Agrarverfafjung. Und 
zwar gilt das in beſonders hohem Grabe von den agrarifchen Zuftänden 
der Alpengegenden, wie wir unten fpezieller nachzumeifen juchen werben. 

Denn eine Agrarderfafjung, die in der Ebene nur einer beflimmten 
vorübergehenden Entwidlungsphafe angehörte, ericheint in der Alpenwelt 
in Folge von Bodentonfiguration, Höhenlage, Klima u. |. w. zu ewiger 
Dauer beftimmt. So laffen fich denn, wenn man die Berjchiebenheit 
biefer natürlichen Grundlagen gehörig berüdfichtigt, auß den der Gegen- 
wart angehdrenden Agrarverhältniffen der Alpenwelt Echläfe ziehen 
auf Zuftände, wie fie in der deutſchen Vergangenheit allgemein waren. 
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Neben ber Schweiz bieten auch einige Theile Deutſchlands ſelbſt, 
namentlich die Gehdfenfchaftsdiftritte an der Mofel und Saar in ihren 
bis anf unfere Tage erhaltenen Ueberreften einer ſonſt allgemein faft 
fpurlos verſchwundenen Vergangenheit eine wahre Fundgrube für den 
Agrarhiſtoriler. 

Aber nicht nur, daß wir aus den in der Gegenwart erhaltenen 
Ueberreſten der Vergangenheit für dieſe letztere ein lebendigeres Ver- 
ſtändniß gewinnen, als es fich ſonſt aus Urkunden, Geſetzen und anderen 
Denkmaͤlern der hiſtoriſchen Forſchung ergibt: die vorgeſchrittene Ent 
wicllung einiger Lander lehrt und auch, was wir für andere zu erwarten 
und zu befürchten Haben. In Iehterer Beziehung ift von bejonders 
hohem Interefje das Studium der engliſchen Agrargefchichte. Denn in 
England bat früher als fonft irgendivo in Europa (mit Ausnahme nur 
eines Theils von Italien) die Geldwirthſchaft die mittelalterliche Orb- 
nung de& wirthfchaftlichen Leben zerjegt und Hier zeigen fich die Folgen 
der Verkehrsfreiheit in Verbindung mit der Anfammlung großer Maflen 
beweglichen Kapitald auf dem Gebiet der Grundbefigvertheilung, ebenſo 
wie in einem Theil Italiens in der Aufſaugung de Kleinen und mitt 
leren Grundbefiges durch den großen. 

Wir finden demnach den Weg biefer vergleichenden Methode auf 
dem Gebiet der agrarhiftorifchen Forſchung, den neuerdings einige jüngere 

fehrte, und unter ihnen mit befonberem Erfolge Emile de Laveleye, 
bejegritten haben, von Hanffen bereit3 vor 40 und mehr Jahren einge 
ſchlagen. Rur daß fich Hanffen von Laveleye einmal durch viel größere 
Bedächtigkeit und Vorficht in den Schlußfolgerungen, dann aber auch 
durch eine mehr realiftiiche Auffaffung des Gegenſtands feiner Inter» 
ſuchungen unterfcheidet. Das Verhältniß, in dem die Arbeiten Hanfſen's 
zu denen Laveleye's ftehen, läßt fich vielleicht mit ber Stellung der Ar- 
beiten Darwin's zu denen von Hädel vergleichen. 

Aber mag immerhin die Methode vergleichender. Forſchung auf dem 
Gebiet der wirchſchaftlichen Kulturgefchichte, wenn fie von Männern mit 
lebhafter Phantafte und idealer Anlage in Anwendung gebracht wurbe, 
bisweilen zu wenig ficheren Refultaten geführt Haben; welche Methode 
ift denn, fragen wir, nicht mißbräuchlich angewendet worden? Hinfichtlich 
der Möglichkeit, durch fie ebenjo neue wie fichere Refultate zu erzielen, 
ift die Methode vergleichender Geſchichtsforſchung jedenfalls vorzuziehen 
jener Art rein philologifcher Interpretation der gejchriebenen Gejchichts- 
quellen, welche im Uebrigen den Satz: quod non est in fontibus, non 
est in mundo befolgt, namentlich aber jener anderen gefährlicheren Art, 
welche auf Grund der häufig dürftigen Baſis überlieferten Schriftthums 
der Phantafte ungezügelten Lauf läßt, ohne fie durch die Anſchauung 
von Meberreften verwandter Verhältniffe, wie doch Hanffen thut, zu 
discipliniren. 

Meber dieſen letzteren Punkt ſpricht fich Hanſſen ſelbſt in folgender 
Weiſe aus: „Fehlt es dem forſchenden Nationaldtonomen an umfaſſenden 
hiſtoriſchen Quellen, um daß wirthſchaftliche Bild vergangener Jahr 
hunderte fich zu vergegenwärtigen, jo liegen glüclicherweiſe noch in 
der Gegenwart ſelber dieſe Jahrhunderte aufgerollt vor jeinen Bliden, 
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wenn er die Berfchiebenheit der wirthichaftlichen Kulturfiufen erfaßt, 
auf welchen die einzelnen Länder und Völker noch zur Zeit fich neben 
einander befinden.“ 

Do wenden wir und nunmehr zu den einzelnen Abhandlungen 
der Sammlung, die der Berfaffer übrigen® zum Wiederabdruck nicht ge- 
bracht Hat, ohne fie vorher einer gründlichen Revifion zu unterziehen. 

Die erfte derfelben, betitelt: „Anfichten über das Agrarwefen ber 
Vorzeit“, erjchien zuerft in Falds Neuem Staatsbürgerlihen Magazin, 
3b. III. (1835) und VI. (1837). Sie reprodugirt Hauptfächlich die Re- 
Tultate der Forſchungen eines dänischen Gelehrten, des Profeſſors Oluffen, 
und verbindet fie mit Unterfuchungen zweier anderer Dänen, Schlegel’8 und 
Molbeck's, ſowie mit denen ded Verfafſers. Olufſen hatte auf Grund 
ſtandinaviſcher und namentlich däniſcher Rechtöquellen (des ſchoniſchen, 
jutiſchen und ber beiden feelänbifchen Geſetze) und mit Benutung der 
zu feiner Zeit erhaltenen Refte der alten Agrarverfafiung, die er aus 
feiner früßeren praftifchen Beſchäftigung mit däniſchen Feldmarken genau 
Tannte, bie Entftehung der Feldgemeinſchaft zu erklären unternommen und 
bei diefer Gelegenheit die Annahme älterer Schriftfteller, welche dieſelbe 
auf eine allgemeine, in das Mittelalter jallende von Staatäiwegen ins 
Werk geſetzte Vermefjung zurüdführten, zu wiberlegen gefucht- 

Dluffen’8 Arbeiten waren aus Vorträgen entflanden, die er in ber 
Kopenhagener Geſellſchaft für Wiſſenſchaften gehalten Hatte und bie er 
dann im Jahre 1821 einem weiteren Publitum gedrudt übergab. Indem 
Hanffen die Refultate der Oluffenfchen Forſchungen verarbeitete und aus 
anderen Schriftfiellern ergänzte, ift er gleich jenem ber Anficht, daß bie 
borfweife Befiedelung Dänemarks die urfpränglice jei, d. 5. daß die 
Dörfer nicht erft, wie damals noch vielfach angenommen wurbe, durch 
Zufammenziehung einzelner Höfe entftanden fein. Mit Dluffen deutet 
Hanffen ferner die Entflehung der Feldgemeinſchaft in der Weile, daß 
fi zur Zeit der definitiven VBefiedelung Dänemarks einzelne Genofjen- 
ſchaflen auf dem größtentheils ebenen und gleichartigen Terrain dorf- 
weife niederließen, Hier ihre Häufer bauten, diefen Tofte (Haus und 
Hofgärten) zutheilten und von biefen verſchiedenen Gentren der An- 
fedelung aus Neder, Wieſen, Weiden und Wälder nutzten. Die Offu- 
pation und Benugung der Aeder geſchah jo, dab das zu denſelben be= 
ftimmte Land je nach feiner geologifchen und phyfitaliſchen Beſchaffenheit, 
nad) feiner Feuchtigkeit, Abdachung und Lage in Kampe (däniſch; Aas. 
füddentich:: Gewann) zerlegt wurde und daf jeder vollberechtigte Anfiebler 
in jedem Kampe einen Streifen Landes durch das Loos zugetheilt erhielt. 
Auf diefe Art allein war e8 möglich, den Anfleblern ohne meitläufige 
und koſtſpielige Kataftrirung gleichartige Antheile zu verſchaffen. Zur 
Erhaltung diefer Gleichheit wurde von Zeit zu Zeit das ſog. Reebninge- 
verfahren angewendet. Außer bem Zoft und dem Antheil am Ackerland ge- 
hörten zur dkonomiſchen Einheit (dänifch: Bool, deutſch: Hufe) noch ibeelle 
Antheile an den Wiefen, Weiden und Wäldern der Dorimarl, Die 
RNechtsverhältnifie, welche an diefen verſchiedenen Theilen der Hufe ber 
fanden, unterfucht Oluffen nicht näher, jondern geht von ber Annahıne 
des an ben Uedern beitehenden Privateigentfums aus. Aber gleich- 
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wohl waren die Hujenbefiger nicht Privateigenthümer im Heutigen Sinn 
des Wortes, fondern waren Glieder einer ihr Privateigenthum ftart be» 
ſchrankenden Agrargenofienfchaft Geldgemeintäeit, Slurzwang). Hanflen 
behandelt die Rechtöverhältnifte des Grund und Bodens eingehender in 
einer anderen Abhandlung und beichränft fich am Schluß ber vorliegenden 
Arbeit darauf, mit Liebevollem Verfländniß auf die Eigenthümlichteiten 
der eingelnen Hufenbeftandtheile näher einzugehen und einige in ven ſkan⸗ 
dinaviſchen Rechtsquellen vorkommende, ſchwer verftänbliche Ausdrücke, 
wie soorne Toft, stufland, solskift, forta, vaegang, ornum u. |. iv., zu deuten. 

Außer der Unterfuchung der Rechtöverhältnifie hatte die erſte Ab- 
handlung auch die Frage offen gelaffen, welcher Art die Genoſſenſchaften 
waren, die das Terrain einer Feldmark in Befig nahmen. Zur Beant- 
wortung derjelben reichen weber die däniſchen Rechtöquellen, noch auch 
die bis zu Anfang unſeres Jahrhunderts erhaltenen Refte der alten Agrar 
verjaffung aus. Aufichläffe über diefe beiden Punkte jucht Hanffen in ben 
beiden nächften Abhandlungen zu geben. Die erfte derfelben, betitelt: 
„Wechſel der Wohnfige und Feldmarken in germanifcher Urzeit“, ift erft im 
Jahr 1878 in der Tübinger Zeitſchrift für die gefammte Staatswiſſenſchaft 
veröffentlicht worden, troßdem der Verfafler zu derſelben bereits durch 
bie zwifchen v. Sybel und Waik Anfangs 1854 geführte Kontroverſe an- 
geregt worden war. Es Handelt fi in derſelben hauptſächlich um die 
Interpretation der auf die Agrarverfafjung der deutſchen Volksſtämme 
begüglichen Stellen des Gäfar und Tacitus. In der Vorfrage, ob das 
größere Gewicht auf Cäfar oder auf Tacituß zu Iegen fei, hält Hanffen, 
in Uebereinftimmung mit Dahlmann, v. Bethmann-Hollweg, Thudichum, 
Beleler, dv. Sybel, Leverkuß, namentlich aber mit Rofcher, „Cäfar's 
Auffaffung der Grundzüge altdeuticher Landwirthſchaft für unzweifelhaft 
richtig", während nach Koſcher's und Hanfſen's Anficht Tacitus, „daB, 
was er mehr als Caſar berichten will, bei weitem nicht jo klar Hinftellt, 
wie Gäfar feinen Fundamentalſatz.“ Auf Grund der Berichte Eäfar’s 
nimmt nun Hanffen an, daß damals einzelne durch Blutsverwandtichaft 
mit einander verbundene Abtbeilungen befielben Volksſtammes, alſo 
Geſchlechtsgenoſſenſchaften, ihre Wohnfige und Feldmarken im Gefammt- 
gau unter obrigkeitlicher Leitung innerhalb beftimmter kurzer Perioden 
wechſelten. Auf dieſen wechjelnden Feldmarken erhielten die einzelnen 
Familienhäupter ihre Antheile zu vorübergehender Nutzung durch daß 
2008 zugetheilt. In diefem Stadium befteht nach Hanſſen's Anficht 
nur ein Gefammteigentfum be& ganzen Volksſiammes an dem gefammten 
Gau, innerhalb deffen ein Wechiel in der Benutzung ſowohl der Feldmarken, 
wie der Wohn- und Wirthichaftsgebäude durch Gruppen bed gefammten 
Vollsſtammes ftattfand, fo daß den einzelnen Familienhäuptern nur 
intelleftuelle Antheile an einer ibeellen (db. 5. innerhalb kürzeren Zeite 
raums reell wechjelnden) Feldmark zuftanden. Erſt im weiteren DBer« 
lauf der Gntwidlung mit dem Seßhaftwerden der Geichlechtägenofien« 
ſchaften fangen fie ſich dauernd in ihren Dörfern einzurichten an. Zur 
gleich ſchrumpft dann auch das Geſammteigenthum der politifch kon⸗ 
fitwirten Volksſtamme an dem ganzen Gau, d. 5. an allen in bemjelben 
gelegenen Feldmarken, zum Geſammteigenthuni der Geſchlechtsgenofſen 
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an den einzelnen Feldmarken zufammen. Nur die Gehdite im Dorfe 
(Wohn- und Wirthſchaftsſtätten mit ben Hausgärten, die ſtandinaviſchen 
Zofte) gingen fürs Erſte in das Privateigentfum über. An der reellen 
Teldmart ftehen den einzelnen Gehöltinhabern freilich zuerſt nur 
intelleftuelle Antheile zu: dieſen entfpricht die periodifche Verteilung 
der Antheile in den verfchiedenen Kampen der Feldmark zu vorüber 
gehender Sondernugung. Mit dem intellektuellen Antheil an der Geld» 
mark war übrigen® ein gleicher Antheil an der Benutzung ber ge« 
meinfanıen Weide und des gemeinfamen Waldes verbunden. In diefem 
Stadium befinden fi nah Hanſſen's Annahme die Agrarverhält- 
niffe ber deutſchen Vollsſtämme zur Zeit des Tacitus. In dem 
fpäteren Jahrhunderten ber Völferwanderung muß dann in den meiften 
oder doch in vielen Gegenden Deutſchlands die definitive Umwandlung 
der intellektuellen Antheile an der Feldmark in reelle, d. 5. der Uebergang 
der Aeder und zum Theil auch der Wiefen aus dem Geſammteigenthum in 
das Privateigenthum erfolgt fein, ba fich in den Volksrechten das Prie 
vateigenthum an den Aedern und zum Theil auch an ben Wieſen be- 
reits allgemein außgebilbet findet, während Weide und Wald und zum 
Theil auch die Wiefen erſt zur Zeit der Geparationen und Gemein“ 
heitätheilungen am Ende des vorigen und am Anfang des gegenwärtigen 
Jahrhundert? zu Privateigenthum vertheilt wurden. 

Meberrafchendes Licht auf die Agrarverhältnifie, wie fie zu Tacitus’ 
Zeiten und zum Theil auch noch in den folgenden Jahrhunderten be · 
ftanden haben mögen, werfen ſodann die Unterfuchungen über die Ger 
böferiaften im Regierungsbezirk Trier, auf welch Ießteren Hanfſen durch 
eine Notiz von Schwerz aufmerkfam gemacht worden war. Bereits in 
feiner Abhandlung: „Anfichten über das Agrarweſen der Vorzeit” im 
Neuen Staatsbürgerlihen Magazin Bd. VI (1837) hat er biejelbe dann 
für die obige Hiftorifche Auffaffung auszunugen gefucht. Zur felbft- 
fändigen und eingehenden Berfolgung der von Schwerz geiwiejenen 
Spuren durch Hanflen kam es jedoch erft am Anfang ber jechziger Jahre, 
und zwar auf DVeranlaffung des Kegierungsraths Bed, der Hanſſen 
nähere Mittheilungen über dieſe ihm ſehr gut befannten Verhältniffe 
machen fonnte und ber die Ertheilung der Antworten auf einem von 
Hanfien entworfenen Fragebogen vermittelte. Nebenbei ſuchte Hanflen 
dann noch weiter in die über die Gehöferichaften des Regierungsbezirks 
Trier vorhandene Literatur einzubringen, bei welcher Gelegenheit nament- 
lich die Auffaffung des Landraths v. Briefen über die Entſtehung ber 
Gehöferjchaften feinen Widerſpruch erregte. Aus allen diefen Vorarbeiten 
entftand endlich Hanffen’® im Jahre 1863 veröffentlichte Abhandlung: 
„Die Gehöferichaften im Regierungäbezirk Trier’, welche in der vorliegen- 
den Sammlung an dritter Stelle abgebrudt ift. 

Hanffen’3 Unterfudungen ergaben, daß fi im Regierungsbezirk 
Trier bis tief in unfer Jahrhundert Hinein die Neberrefte eine Gefammt- 
eigenthums an Wäldern, Weiden, Wiefen, Aedern und felbft an Feld» 
gärten erhalten haben. Dieſes Geſammteigenthum pflegte nach ibeellen 
Quoten von den im Befig diefer Kechtſame befindlichen Gehdferjchaften 
benutzt zu werden. Den ideellen Anteilen entſprachen dann zur perio= 
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diſchen Austheilung gelangende reelle Antheile an dem im gehöferfchaft- 
lichen Gefammteigenthum ſtehenden Lande. Die Austheilungen zur 
Gondernugung feinen fich anfangs nach vegelmäßigen kürzeren Inter» 
valfen gefolgt zu fein; allmälig wurben die Perioden der Neuver- 
teilung dann länger und unregelmäßiger, biß fie ſchließlich für einige 
Kulturarten ganz außblieben. Auf dieſe Weiſe därfte ein Theil des 
ehemals in Ruhzung befindlichen Gemeinlandes in Privateigenthum über- 
gegangen fein. Den größten Abbruch erlitt das gehöferichaftliche Ge- 
fammteigentHum aber feit ben Geparationen, indem die zu benfelben ge⸗ 
börigen Ländereien nicht felten in die zu feparirende Maffe eingeworfen 
wurden. Indeß Haben ſich doch bis auf unfere Tage gehöferichaftliche 
Waldungen in größerem Umfange erhalten. Die von Hanfien für die 
Biffenfhaft entdedten Gehbferſchaften find dann neuerdings von ihm in 
einer in der Tübinger Zeitfchrift für die geſammte Staatswiſſenſchaft 
(Band XXXVI Heft 3, 1880) veröffentlichten Abhandlung, welde jedoch 
nicht in bie dorftehende Sammlung übergegangen ift, in ihrer letzten 
Eniwicklungsphaſe gefchildert worden. 

Diefe Unterfuhungen führten Hanffen ferner zu der Annahme, daß 
die Gehöierfchaft in ihrer urſprünglichen Reinheit und Bollftändigkeit 
nichts anderes fei, ala die aus der Geſchlechtsverfaffung hervorge - 
gangene nach der definitiven Anfiebelung der Geichlechtägenoffenichaften 
fzirte Agrargemeinde, welche fürs Erſte nur bie Gehöfte im Dorf in 
das Sonbereigenthum ber einzelnen Genofjen übergehen ließ, dahingegen 
das Gefammteigentfum der Genoſſenſchaft an ber Feldmark mit dem 
bloßen Nußungsrecht der Genofien beibehielt. Diefe Hypotheſe fuchte 
Hanfen namentlich gegenüber der Annahme des Landraths dv. Briefen 
au begründen und aufrecht zu erhalten, welche Iehtere dahin ging, daß 
die Gehöferfcaften erſt in ber fränkifchen Periode dadurch entftanden 
feien, daß bie Grundherten ihren Hörigen Feldmarken anfangs auf Zeit- 
pacht, dann auf Lebenszeit eingeräumt hätten, worauß dann mit dem 
Aufhören der Hörigfeit Eigenthum entflanden fei. Nehmen wir den 
Hanffen’ichen Erklärungsverfuch als richtig an, fo gewinnen, im Licht 
diefer Neberbleibjel der alten Agrarverfaffung betrachtet, die betreffenden 
Stellen des Gäfar, namentlich aber die de Tacitus, deren Erklärung 
fich die zweite Abhandlung der Sammlung zur Aufgabe gemacht hatte, 
größere Deutlichfeit und Beftimmtheit. 

In der folgenden Abhandlung, die zuerſt ſucceffive in verſchiedenen 
Jahrgangen der Tübinger — für die geſammie Staatswifſenſchaft 
erſchienen iſt, gibt Hanffen eine „Geſchichte der Feldſyſteme in Deutſch- 

land”. Man muß auf verwandtem Gebiete jest gearbeitet haben, um 
nicht nur die ungeheure Mühe zu ermefien, die das Sammeln des reich“ 
haltigen Materials erfordert hat, fondern um zugleich den Scharffinn 
und den Meberblid vollftändig zu würdigen, welche erforderlich waren, 
um and den mühjam zufammengetragenen Baufteinen den hiſtoriſchen 
Bau, wie er in biefer Abhandlung vor uns liegt, herftellen zu können. 
Wenn die Geſchichte der Feldfyfteme nicht in allen Stüden gleich voll- 
endet ift, fo beruht das auf dem maflenhaften Material, das zufammen 
zu tragen und zu beherrſchen für einen einzelnen Sterblichen überhaupt 
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unmöglich if. Immerhin ift daß hier Gebotene ein ſchͤnes Denkmal 
deutſchen Fleißes und deutſcher Grundlichkeit. Als befonders gelungen 
zu bezeichnen find namentlich diejenigen Partieen der Abhandlung, die 
der Verfafler auf Grund eigener —E gearbeitet hat. Hierher 
gehört namentlich die Darftellung der Agrarverhältnifſe des nord- 
weitlichen Deutſchland: Schleswig-Holfteing, Oldenburgs, Medlenburge, 
Hannovers, Weſtphalens u. |. wm. Wir jagen mit Bewußtfein: Agrar- 
verhältnifie und nicht nur Feldſyſteme. Denn es enthält dieſe Ab- 
Handlung in der That viel mehr, al ihr Titel erwarten läßt. Sie 
gibt nicht nur eine Gejchichte der Felbfyfteme, fondern aud ber im 
Zufammenhang mit diefem Gegenftande ftehenden Momente der Agrar- 
verfaffung. Beſonders eingehend ift bie Schilderung der Zuftände in 
den deutſchen Marfchgegenden und Geeftbiftriten, ſowie namentlich der 
Holfteinifchen Koppel- und der Medlenburgifhen Schlagwirthichaft. 
Das find Kabinetsftäde liebevoller Kleinmalerei, die unwilltärlih an die 
Bilder der holländiſchen Genremaler erinnern. Nur daß fie fich 
nicht allein wie biefe durch lebensvolle Friſche und Natürlichkeit aus« 
zeichnen, fondern zugleich auch weitgehende Hiftorifche Perſpektiven er- 
Öffnen. In Hiftorifcher Beziehung von befonderer Wichtigkeit ift namentlich 
die Unterſuchung über die Feldfyfleme der deutſchen Bolfäftämme zur 
Zeit des Cäfar und Tacitus. Hanffen erflärt fich, entgegen ber von 
Eichhorn, Jordan, Zimmerle, Hoffmann vertretenen Anficht, daß das 
zu Zacitu®’ Zeiten bei den deuiſchen Volksſtämmen übliche Feldſyſtem 
daß der Dreifelderwirtbfchaft geweſen fei, in Webereinftimmung mit Rofcher 
dafür, daß der Aderbau damald nad dem Syftem der wilden Selb- 
graswirthſchaft betrieben worden jei. Die Beweisführung Hanſſen's ift 
um fo zwingender, als fie in engfler Nebereinftimmung fleht mit feinen 
bereit8 oben erwähnten Ausführungen über die Entftehilng der Feld- 
gemeinſchaft, ſowie über die Befiebelung bed Grund und Bodens und 
über die an bdemfelben damals beftehenden Rechtäverhältnifie, jo daß 
jebe biefer Hypotheſen von der andern geftüßt wird und fie wieder mit 
fügen Hilft. Wir önnen übrigens von dieſer Abhandlung nicht ohne 
das Gefühl des Bedauerns fcheiden, barüber, daß e& uns nicht möglich 
war, von diefer für den Agrarhiftoriker und Statiftifer reichen Fundgrube 
an dieſer Stelle mehr als nur flüchtige Notiz zu nehmen. 

Die nächfte Abhandlung, welche urfprünglich im Jahre 1874 im 
Yournal für Landwirthſchaft erfchien, ift betitelt: „Zur Geſchichte der 
norddeutſchen Gutswirthſchaft“ und gibt Hauptfächlich eine Geſchichte der 
allmäligen territorialen Ausgeſtaltung des in Angeln gelegenen Guis Rund- 
hof, ſowie der Iandwirthichaftlichen Veränderungen auf demjelben. Diefes 
Gut befand fich in den dreißiger Jahren unfere Jahrhunderts bereit jeit 
300 Jahren im Eigenthum der Familie v. Rumobr, derjelben Familie, ber 
auch der befannte treffliche Erforſcher italienifcher Agrarverhältniffe an= 
gehört. Dank diefer langjährigen Zugehörigteit zu derjelben Familie befak 
das Gut ein werthvolles Archiv, das Hanfjen bereit in feiner Stu— 
dentengeit (1830) und dann wieber fpäter al Privatdozent (1834) be« 
nutzt hat. Fließen die Quellen für die Gefchichte des Gut? Rundhof 
während der legten 300 Jahre auch befonders reichhaltig, fo reichen fie, 
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wenngleich in fpärlicherer Weiſe, doch bis zum XII. Jahrhundert Hinauf. 
In diefer Geſchichte eines einzelnen Gut laufen nun wie in einem 
Focus die mannigfachen Strahlen ber allgemeinen Agrargefchichte bes 
Landes zufammen, jo daß das, was in allgemeinen Zügen in ben borigen 
Auffägen dargeftellt worden ift, hier zum Theil wie in einem Mikro 
foämuß wiederkehrt. Beſonders interefjant waren und zwei Punkte der 
Gutzgeſchichte. Einmal das allmälige Anwachſen bes Gutsareald von 
2 Hufen auf eine halbe Ouadratmeile, womit fich zugleich die Arrondirung 
der anfangs im Gemenge liegenden veriprengten Parzellen zu einer 
wianmenhängenden Landmafſe verbindet. Sodann aber die allmälige 
Entwicklung der ſog. Koppelwirthſchaft. 

Solche Spezialgeſchichten einzelner Güter, ſowie ganzer Dörfer find 
für die Erforſchung der Agrargeſchichte eines Landes zum Mindeften 
don demfelben Werth, wie die von blafler Verſchwommenheit nicht immer 
freien allgemein gefchichtlichen Darftellungen. Ueber diefen Punkt äußert 
fih Hanfien ſelbfi, nachdem er von den Phantafiegemälben gejprochen, 
welche die Landwirthſchaft von Anfang der menſchlichen Exifienz nad 
langen vielhunbertjährigen Perioden fehildern, „Damit ift wenig ge- 
wonnen. Nüßlicher ift es, fpezielle Data aus früheren Jahrhunderten 
zu jammeln, foweit bieß noch möglich ift, und biefelben fo zu verarbeiten, 
daß dadurch eine konkrete Anſchauung gewährt wird, wie der landwirth · 
Whaftliche Betrieb in diefer oder jener Gegend zu ber einen ober anderen. 
Zeit geftaltet geweien. Jedenfalls würden mir auf dem Gebiet ber 
Agrargeſchichte viel raſcher vorwärts kommen, als ed bisher geichehen 
if, wenn jüngere Gelehrte, außgeräftet mit den nöthigen allgemeineren 
Renntniffen, die Durchforſchung der Archive der in verichiedenen Theilen 
Deutſchlands gelegenen Güter und Landgemeinden in Verbindung mit 
einer Durchmufterung der Landesarchive unternehmen wollten. Wie 
das ardhinaliich gewonnene Material durch eigene Anſchauung zu er- 
gänzen und zu verarbeiten ift, dafür hat Hanflen uns in ber obigen Ab- 
Handlung ein muftergiltigeß Beifpiel gegeben. Ein Anfang folder Nach · 
tolge Liegt in ber unter der Leitung Prof. Conrad's, des bekannten 
tüchtigen Leiters des ſtaatswiſſenſchaftlichen Seminars der Univerfität Halle, 
gemachten Arbeit von Werner Graf Gdrk „Ueber die Entwidlung der 
Landwirthſchaft auf den Gräflich Görk-Wrießbergichen Gütern in ber 
Provinz Hannover” (Jena, Fifcher 1880) vor. Wenn wir an diefer Arbeit 
etwas außzufeßen haben, fo ift es dieſes: daß, währen das vorhanbene 
Material nach landwirthſchaſtlichen und ftatiftifchen Gefichtspunkten voll- 
fländig außgenußt ericheint, eine eingehendere Behandlung der auf bie 
Agrarverfaffung bezüglichen Momente vermißt wird. Die Landwirthſchaft 
eines Sande darftellen, ohne feine Agrarverjofiung gehörig zu berüd- 
fihtigen, heißt aber ebenfo viel, wie wenn der Anatom beim Studium 
des menfchlichen Körpers das Knochengerüfte überjehen wollte. Diejelbe 
Ausftellung Haben wir in noch höherem Grabe an ber ebenjall® unter 
Prof. Eonrad’3 Leitung angefertigten Arbeit des Dr. Diddo Wiarda 
„Meber die wirtbichaftlichen Verhältnifie Oſtfrieslands“ (Jena, Fiſcher 
1880) zu machen, welche im Nebrigen eine Mittelftellung zwiſchen ber 
Spezialgeſchichie eines Guts oder einer Gemeinde und der Geſchichte 
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eines größeren Landes einnimmt. Gerade Bier vermiſſen wir die Ber 
rüdfichtigung der auf die Geſchichte der Agrarberfoffung bezüglichen 
Momente beſonders lebhaft, weil Oſtfriesland in diefer Beziehung manches 
Eigenthämliche und Jutereſſante barbietet. Wir erlauben und nur an 
bie Hier ſchon früh begründete Freiheit des Grunbbefigverteht und 
an bie Unterftellung des Grundbefiges unter das allgemeine Erbrecht, 
fowie an die Erhaltung der großen Bauergüter troß dieſer Maßvegeln, 
an die eigentbämlich geftaltete Deichverfaffung u. ſ. w. zu erinnem. 
Wenn wir, abgefehen von biefem Mangel, den obigen beiden Arbeiten 
reiche Nachfolge wänfchen möchten, fo gilt ein gleiches nicht auch von 
den monographiichen Spezialgejchichten einiger ſchweizeriſcher Dörfer, 
wie fie fi in ben Sammlungen der geichichtsforichenden Geſellſchaften 
einiger Kantone (namentlich der Kantone Thurgau und Yargau) finden. 
Hier liegt trotz aller Sorgfalt in der Benugung bes reichen Quellen- 
material® doch zu ſehr der Sinn für das Anekdotifche oder doch das 
nad unferer heutigen Auffaflung Anffällige vor und finden die allge 
meinen Probleme ber Rechts- und Wirihſchaftsgeſchichte nicht die nöthige 
Förderung, bie fie erfahren könnten und follten. Es Hat den Berfaflern 
in beiden Fällen offenbar an den nöthigen Kenntnifjen des gegentwärtigen 
Stand der wirthſchaſtlichen Kulturgeichichte im Allgemeinen und ber 
Agrargefhichte im Speziellen gefehlt, ohne welche Ausräftung ſolche 
« Arbeiten nicht unternommen werben follten. 

Bei biefer Gelegenheit fei ed uns noch geflattet, die hoch- 
möütbige Weife, in der bisweilen auf Spezialunterfuchungen, wie 
diejenigen Hanfſen's, von ber Höhe der „Blonomijchen Willenfchait" 
herabgefehen wirb, zurüdzumeifen. Weil dieſe Arbeiten zum Theil auf 
eng begrenzte Rolalitäten beſchränkt find, namentlich aber weil e& ihrem 
Berfafler eigen ift, in feinen allgemeinen Schlußfolgerungen nur ſehr 
vorfichtig zu fein, Hat man ifnen „eine wirkliche Foͤrderung der national- 
dtonoiniſchen Wiflenfchaft“ geradezu abgeſprochen ober ihnen boch 
hochſtens nur die Bedeutung don Vorſtudien zu eigentlich wifjenfchaft- 
lichen Axbeiten zugeftanden. Wennfchon die „dkonomiſche Wifienfchait“ 
fih ber eraft-methobifchen Feftftellung konkreter Thatfachen in Ber- 
gangenbeit und Gegenwart allein durchaus nicht zu ſchämen braucht unb 
diefe ebenfo werthvolle wie nothwendige Arbeit nicht in ihre Vorhallen 
zu verweiſen hat, jo müflen ihr vollends Unterfuchungen, welche in 
ihren allgemeinen Schlußfolgerungen aus den Thatfachen ebenfo vor 
fihtig wie zuverläffig find, hochwillkommen fein. Auch verdient von 
ben beiden Wegen, auf denen allgemeine nationaldötonomifche Wahrheiten 
gewonnen werden konnen, der Weg genanefter Feſtſtellung ber einzelnen 
Thatfachen, ſowie langſamer und bebächtiger Ableitung allgemeiner Säge 
aus diefen Thatſachen den entfchiedenen Vorzug dor bem anderen Wege 
vorſchneller Generalifation auß einigen wenigen, zudem nicht vollftändig 
ficher ermittelten Thatfachen, fowie ſpekulativer Verbindung und Iyftemati- 
ſcher Außgeftaltung der folchergeftalt getvonnenen Säge. Welchen Weg ber 
Wingelne einfchlägt, wird in der Regel von feiner Anlage abhängen, indem 
der Eine vorzugsweiſe abftraft zu denken Liebt, und über den Abſtraktionen 
die konkreten Thatſachen und Vorſtellungen, auß denen fie abgeleitet 
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find, vergißt, während der Andere nur konkret, anfchaulich gu denken 
verfieht, fo daß er mit dem Begriff zugleich immer eine Tonkrete An- 
ſchauung verbindet. Zu den letzteren gehört auch Hanflen. Daß er feine 
Spezialunterfuchungen übrigens immer nur im Dienft allgemeiner Ideen 
und zwar mit echt wiſſenſchaftlichem Geift angeftellt hat, wird nur 
derjenige leugnen, der die abſtrakte Methode für allein berechtigt. Hält. 

Zum Schluß ſei noch der beiden letzten Arbeiten der Sammlung 
kurz gedacht. Diefelben find aus Anzeigen ber Unterfuchungen Naſſe's 
über die mittelalterliche Feldgemeinſchaft in England und meiner beiden 
Arbeiten über die Agrarverfaffung und das Allmendiwejen der deutichen 
Schweiz entjtanden, welche Hanffen in ber ihm bei ber Veurtheilung 
fremder Arbeiten eigenen Grändlichleit in den Jahren 1870 und 
1878/79 für die Göttinger Gelehrten Anzeigen erjcheinen ließ. In der 
erfien Abhandlung jucht Hanfjen bie von Nafje klargeſtellte Gejchichte 
der älteren Agrarentwidlung Englands mit der Entwidlung in den 
ſtandinaviſchen Ländern zu parallelifiren, was zu ſehr intereflanten 
Refultaten führt. Endlich werden in dem letzten Abſchnitt der Samm 
lung bie für die Schweiz gewonnenen Refultate theild in ihrer Eigen- 
artigleit, theils in ihrem “Warallelismus mit der Agrarentwicklung 
verwandter beutfcher Stämme gemwürbigt. 

An diefer Stelle ſei mir erlaubt, kurz auf bie reiche Ausbeute 
Dinzuweifen, welche gerade die Agrarverhältnifie der Schweiz für die 
Allgemeine Agrargefchichte der germanifchen Völker Kiefern. 

So gewinnt namentlich ber von Hanſſen angeftellte Verſuch, bie 
Agrarverhälinifie, wie fie don Cäfar und Tacitus bejchrieben werden, 
näher zu erflären, ſehr viel an Glaubwürdigkeit und Anſchaulichkeit, 
wenn man ihn zugleich im Lichte der noch gegenwärtig in den Schweizer 
Alpen beftehenden Berhältniffe betrachtet, babei aber zugleich de Unter 
ſchiedes, ber zwifchen den im Vergleich geftellten Zuftänden beftehen 
bleibt, eingeben ift, indem es fich in ber Beſchreibung bes Cafar und 
Tacitus immerhin um Unfänge bed Ackerbaues, in den Schweizer Alpen 
dagegen um reine Viehwirthſchaft handelt, und indem die altgermanifchen 
Einrichtungen auf das ganze Jahr berechnet waren, während bie Alpen- 
wirthſchaft nur für einen Theil’ des Jahres Plak greift und ihre Er ⸗ 
gänzung in der Wirthichaft und in den Einrichtungen der Thäler und 
Vorberge findet, welche Hier außer Betracht und Vergleich bleiben müffen. 

So befinden ſich in-einigen Theilen Graubündens, 3. B. im Kreife 
Kloſters, die Alpen und ebenjo die Sennhütten, Viehftälle und Milch- 
tefiel noch Heutzutage im Gefammteigentdum des Kreiſes und werben 
die einzelnen in biejem Kreiſe belegenen Alpen kleineren Gruppen ber 
im "reife Angefefienen, für die ber nachbarliche Verband, aljo daß 
Or das verbindende Element bildet (ſog. Rachbarſchaften) 
nach einem durch das Loos beflimmten Turnus zu zeitweiliger 
(in ber Gegenwart: zu 20jähriger) Bermgung überwiefen. Ein weiteres 
Stadium der Entwidlung, wie es fich namentlich gegenwärtig in der 
zum Berner Oberland —E politiſchen Gemeinde Grindelwald vor · 
findet, iſt dann dieſes? daß die in dem ſehr umfangreichen Gemeinde · 
bezirk liegenden einzelnen Alpen beftimmten Gruppen von Angefefienen, 
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d. 5. den Bewohnern einzelner Gemeindeabtheilungen (Bänerten, 
Nachbarſchaften) bereitß zu dauernder Nuhzung zugetheilt find, aber 
immer noch im Gejammteigentfum der politifcden Gemeinde bleiben. 
Im+ ferneren Berlauf der Entwidlung werben dann bie einzelnen 
größeren Kreifen, Bezirken oder Gemeinden gehörig geweſenen Alpen 
den Gemeinden reſp. Bäuerten zu befinitivem Eigenthum zugetheilt und 
gelangen zuglei bie Sennhütten ebenfalls in das Privateigentfum, 
biß dann endlich auch ein Theil der Alpen felbft in das Privateigen- 
thum einzelner Perfonen oder Genoffenfchaften von privatrechtlichem 
Charakter übergehen, ein Stadium, das in der Schweiz bisher übrigens 
nur für einen Theil fämmtlicher Alpen (= c. 54,6% jämmtlider 
Alpen) erreicht ift, während bie Nechtöverhältniffe der übrigen Alpen 
(45,4%, berjelben) in früheren Stadien der Entwidlung ſtecken ge 
blieben find. Wer findet nım nicht in biefen, übrigens auch in den 
Alpengegenden auf die eigentlichen Alpen ſelbſt beſchränkten Zuftänden 
halben Nomabenlebens, die auch in der Gegenwart noch durch ben 
eigenartigen Charakter der Alpen ihre Begründung finden — wenn 
man von dem am Thalboden und auf den Vorbergen beftehenden Privat- 
eigenthum abfieht — die wenngleich etwas mobifizirten Typen von 
Zuftänden wieder, wie fie zu Cafar's und Tacituß’ Zeiten in ber Ebene 
allgemein gewejen fein mögen? 

Aber auch fonft bietet die Schweiz ein reiches Unterfuchungsield 
für die gefchichtliche Erforſchung des Gemeineigenthums, deſſen veridie- 
dene Entwidelungsphajen fich Hier beutlich neben einander in den ver 
ſchiedenen Gegenden biefes reich geglieberten Landes vorfinden. Während 
uns die geſehlichen und faktiſchen Zuftände Dänemarks, der Gehöfer 
ſchaften des Regierungsbezirkes Trier und anderer Gegenden eine Ahnung 
davon geben, wie die allmälige Umbildung des Geſammteigenthums in 
Individualeigenthum in Gegender mit borfweiler Anfiedelung 
dor fich gegangen fein mag, zeigt und die Agrargefchichte der Schweizer 
Alpen, deren Befiedelung großentheils nach Höfen und Weiler vor 
fich gegangen zu fein ſcheint, auf welche Weiſe fich der anfänglich ge- 
ringe Umfang bes im Sondereigen befindlichen Bandes im Laufe der 
Zeit immer mehr auf Koften bed Gejammteigenthums (ber jog. Allmend) 
erweitert hat. 

Doch mögen diefe beiden Beilpiele genügen, um zu zeigen, wie 
fruchtbar ſich die bereits an fich intereffante Agrargefchichte der Schweiz 
zur Aufgellung bunfler Partien der allgemeinen Agrargeſchichte ver 
werthen läßt. 

Ehe wir die Beſprechung des in Rebe ſtehenden Buches verlaflen, 
erſcheint ed angemeffen, in aller Kürze der ‚abweichenden Reſultate zu 
gebenten, zu denen jüngere Forfcher, und unter ihnen beſonders v. Inama ⸗ 
Sternegg, Hinfichtlich mehrerer in Hanſſen's agrarhiftorifchen Abhand- 
tungen behandelten Punkte gelangen. Zumächft ift das Bilb, das 
d. Inama in feiner deutfchen Wirthfchaftsgeichichte auf Grund ber 
dürftigen Notizen des Cäfar und Tacitus und mit Heranziehung der 
bis auf unfere Zeit erhaltenen Ueberrefte der jog. Hochäder von ber Land» 
wirthſchaft und Agrarverfaffung der damaligen Zeit entwirft, ein von 
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der Hanffen’fchen Darftellung abweichende. Aber felbft wenn wir von 
der Gridütterung, welche die v. Inama'ſche Hypotheſe, daß die Hod- 
äder eine germaniſche Einrichtung find, neuerdings durch einen To 
gränbdlichen Kenner des Agrarweſens wie 4. Meihen es ift, erfahren 
hat, abjehen, fo ſcheint und die Darftellung dv. Inama’8 doc viel 
weniger Anfchaulichleit zu befigen, als Hanffen’3 Auffaffung ber 
deutfchen Agrarzuftände zu Caſar's und Zacituß’ Zeiten, namentlich 
wenn man fie, wie wir oben zu thun verfuchten, durch die noch 
gegentwärtig erhaltenen Zuftände in den Schweizer Alpengegenben zu 
fügen fucht. Hauſſen geht ferner von der Gleichheit der wirthe 
ſchaftlichen Lage der erften Anflebler auß, indem die Arbeitskraft einer 
Familie damals und nod lange nachher den Umfang der Hufe ber 
fimmte, obgleich ihm die allmälig in ben Grundbefigverhältniffen fich 
einftellenden Ungleichheiten nicht unbefannt geblieben find; nur find ihm 
biefe mehr nebenfächlicher Natur und benkt er fich namentlich die großen 
(Ritter) Güter erft in Folge eine Langen Progeffes, der am Schluß 
des Mittelalters beginnt, aber erft im 15. Jahrhundert recht in Schwung 
tommt, großentheild aus eingezogenen Höfen gebildet. d. Inama ba- 
gegen betont von Anfang an die Ungleichheit der Landtheile der’ ein- 
zelnen Dorf und Hofgenofjen und verlegt ben Beginn der Grundbefig- 
Agglomeration in den Händen der Fürften, Grafen, Kirchen, Klöſter 
uf. w. bereits in die Zeit der Merovinger und Garolinger. v. Inama 
ferner denkt fi die Agrarverhältniffe bes Mittelalters wefentlich ber 
fimmt duch die Grundherrſchaft und die Hofverfaffung, während nach 
Hanffens Annahme die Agrarverhältniffe, wie fie fich nach dem definitiven 
Seßhaftwerden ber einzelnen beutichen Volksſtaämme ausgebildet haben, 
ohne weientliche Veränderung bis an das Ende des Mittelalters, ja zum 
Theil bis in unſere Tage forterhalten Haben. Während endlich Hanfen 
alle agrarifche Orbnung und allen Fortſchritt in der Landwirthichaft 
während der erfien 1%, Jahrtauſende deutſcher Geſchichte auf die 
Geſammtordnung der den Einzelnen beichräntenden, aber ihn auch über 
fi Hinaushebenden Geſchlechtägenoſſenſchaften, Nachbarverbände, Mart« 
genofienfchaften und Dorfgemeinben zurüdjührt, denkt v. Inama über 
den fulturlichen Einfluß dieſer auß lauter Gliedern von gleicher ober 
doch ähnlicher wirihſchaftlicher Lage beftehenden Verbände ungleich 
geringer und führt den Fortfchritt in der agrarifchen Entwicklung vor 
äglih auf die ungleiche Befihvertheilung und die Grundherrſchaften 
mit ihrer Arbeits · und Gebrauchägliederung, ihrem Ueberſchuß des 
Erzeugten über daB zur Sicherung ber Lebensnothdurſt Crforder« 
liche, ihren erften Anfängen eines Zulturförbernden Luxus und vor. 
Allem auf ihren ihre Untergebenen bißziplinixenden Einfluß zurüd. Auf 
den erften Blick ericheinen dieſe Verſchiedenheiten als unter einander 
unvereinbare Gegenfäße. Sieht man jedoch näher zu, jo findet man, 
daß, abgefehen von einzelnen Punkten, die Anfichten Hanffen’3 fih mit 
denen dv. Inama's fehr wohl vereinigen laſſen. Denn jeder von beiden 
zeigt uns gleichfam nur eine andere Seite ein und befielben Gegen« 
ftandes, indem der Eine jein Hauptaugenmerk auf die Erſorſchung 
einer anderen Zeit und eines anderen Theile® des deutſchen Gebietes 
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gerichtet hat, ald der Andere. Während v. Inama in dem biöher 
erſchienenen erften Bande feiner deutſchen Wirthichaftögefchichte nur die 
merodingifche und Zarolingifche Zeit und in diefer wieder vorzugsweiſe bie 
im Süden und Sübweften angefiebelten, von römifcher Kultur nicht un⸗ 
beeinflußt gebliebenen Stämme behandelt, ift da® Studium Hanflen’s, 
wenn man bon feinen Bemühungen, die betreffenden Stellen des Cäſar 
und Tacituß zu interpretiren, abfieht, hauptſächlich der quellenmäßigen 
Erforſchung der jpäteren auf daß zwölfte folgenden Jahrhunderte ger 
wibmet, und innerhalb dieſes Zeitraumes hat er fich wieder vorzuge- 
weiſe den Zufländen des von jächfiichen und ſtandinaviſchen Bolfe- 
flämmen befiebelten Nordens und Nordiveftend zugewendet. Dazu, 
lommt dann bei beiden Gelehrten eine verjchiebene Art der willen 
ſchaftlichen Unterſuchung. Während v. Inama hauptſächlich nad 
gebrudten Quellen (Rechtöfammlungen und Urkunden auß ber mero- 
vingiſchen und karolingiſchen Zeit) gearbeitet hat und auf Grund dieſer 
mit Hilfe einer nicht unfruchtbaren Phantafie fi im Geiſte die Zu- 
fände der Vergangenheit rekonſtruirt, ſucht Hanflen die Außfprüce 
feiner Quellen (abgefehen von den Stellen des Eäfar und Zacitus 
hauptſachlich ſtandinaviſche Rechtsſammlungen) mit den Anſchauunugen, 
die er durch das Studium von Ueberreſten der Vergangenheit gewonnen 
hat, in Einklang zu bringen. Zukunftiger Forſchung dürfte e& vor 
behalten fein, jebem biefer verfchiebenen Refultate feine Stellung für 
eine beftimmte Beit und eine beftimmte Dertlichleit anzuweiſen und fie 
fo ihres zu ſehr verallgemeinerten Charakters zu entlleiden. Zu einem 
ähnlichen Reſultat gelangt auch Meigen bei Beiprechung von v. Inama’s 
deutſcher Wirthſchaftsgeſchichte (in Conrad's Jahrbüchern für Rational 
btonoinie und Statiftit, XXXVI. 1—2), indem er zwiſchen ben einzelnen 
heilen Deutſchlands mit verfchiedenen Anfiedelungsverhältnifien zu 
unterfcheiden empfiehlt. Namentlich fcheint mir erforderlich, in Zukunft 
Ichärfer als bisher gejchehen ift, die Länder mit rein deutſcher Anftedelung 
und mit deutſcher Anfiedelung auf römifcher und flavifcher Grundlage 
außeinander zu halten und ebenfo die Unterſchiede in der Zeit nad 
lürzeren Perioden mehr zu betonen, wozu dv. Inama mit feiner 
Außeinanderhaltung der Zeit der Merovinger unb der Karolinger einen 
Ihönen Anfang gemacht hat. 


Nachdem “wir bisher den Inhalt der Agrarhiſtoriſchen Unter 
ſuchungen in Kürze reproduzirt und ihr Verhältniß zu einigen neneren 
Urbeiten verwandten Inhalts jeftzuftellen geſucht Haben, faflen wir 
unſer Urteil über diefelben kurz dahin zufammen, daß fie alle Vorzüge 
ei ‚Hanfien’iäen Unterfuchungsmethode und Darftellung in nuce 
enthalten. 

Nicht als ob durch diefe Arbeit nur Refultate zu Tage gefördert 
wären, welche ausſchließlich auf den Berjafler der Abhandlungen zurüd« 
zuführen find. Auch kann nicht allen in denſelben auägeiprochenen 
Anfichten nachgerühmt werden, daß fie die unbebingte und allgemeine 





81] @. Hanffen. Ein national- dronomiſches Jubiläum. 413 


Zuftimmung ber betreffenden Fachmänner gefunden Hätten. Endlich 
find die einzelnen Abhandlungen nicht frei von Wiederholungen und 
zeichen in ber Form nicht an die Inappe Prägnanz eines Rofcher, an 
die anmuthige Eleganz eines Nihſch und an die ſchwungvolle Darftellung 
Selig Dahn’8 und zum Theil auch v. Inama's heran. 

Dennoch müfen die Hanſſen'ſchen agrarhiftorifchen Arbeiten weit · 
ana zu dem Herborragenbften gezählt werden, was auf dem Gebiete 
der wirthichaftlichen Kulturgeſchichte in ben Iehten fünfzig Jahren ge» 
leiftet worden ift. 

Woher Dad? 

Wir fuchen ums die Vorzüge der Hanffen’fchen Arbeiten zunächft 
baburch zu erklären, daß ihr Berfafier fich während des langen Zeit 
raumeß, in bem bie einzelnen Abhandlungen erichienen find, unabläffig 
mit dem in denſelben behandelten Gegenftande befchäftigt und feine Ge- 
danken erſt dann — und auch dann nur zögernd — der Oeffentlichkeit 
übergeben hat, als fie bereits einen hohen Grad der Reife erlangt. 

Bereits oben wurde angedeutet, daß Hanſſen die Unterfuchungen, 
deren Refultate er Bier zu einem Ganzen verarbeitet und zufammen- 
gejaßt Hat, nicht alle ſelbſt anftellte.e Wie bie Arbeit bes Dänen 
Dlufien über die Entftehung und daB Wefen ber däniſchen Feldmarken 
den erſten Anftoß zu Hanſſen's agrarhiſtoriſchen Studien gegeben zu 
haben jcheint, jo ift er fpäter auch auf die Arbeiten von v. Sybel, 
everkuß, Rofcher, Naffe u. |. w. näher eingegangen. Doc; immer hat 
ex die Refultate fremder Forſchung nur nach reiflicher Prüfung und 
Vergleichung mit feinen eigenen Unterfuchungen in fich aufgenommen 
und fie dadurch gleichſam zu den feinigen gemacht. Dieß äußert fich 
namentlich auch darin, daß er die Anfichten, denen er beizutreten ver- 
mochte, mit der ganzen Klarheit feines Verſtandes und ber Ent« 
ſchiedenheit feines Weſens gegenüber den ihnen entgegenftehenden An- 
fihten Dritter vertheidigt Hat, als wären es feine eigenen. Er weift 
den Refultaten fremder und eigener Unterfuchungen jodann in der 
vorliegenden Sammlung ihren entipredenden Platz in der Agrar 
gelhichte am, verbindet fie mit einander und gelangt auf dieſe Weife 
zu jener lichten Darftellung der Hauptabfchnitte aus der Geſchichte der 
weſteuropaiſchen Agrarverfaffung, die er jelbft nur allzu befcheiden ala 
Bauſteine zu einer Agrargefchichte bezeichnet. 

Doch nicht darin allein Liegt der Werth jenes Buches, daß fein 
Berfaffer uns in demfelben die reife Frucht jahrzehntelangen Forſchens 
und Dentens bietet; auch nicht darin allein, daß er fein Arbeitsfeld 
von einer Höheren Warte überfieht und dem ſcheinbar Unbebeutendften 
dadurch, daß er es bem Ganzen als einen Beftanbtheil befielben ein« 
fügt, ein allgemeines Intereſſe zu verleihen verfteht. Ein Hauptvorzug 
don Hanffen’3 wiffenfchaftlihem Arbeiten ift e8 ferner, daß er fidh nie 
auf die bier Wände feiner Stubirftube beichränft Hat. Wie er feine 
alademiſche Laufbahn am Anfange unterbrach, indem er einige Zeit in 
Kopenhagen im Verwaltungsfache arbeitete und Bier, wie er ung jelbft 
fagt, „@elegenheit fand, von einem allgemeineren und höheren Stand» 
vunktte auß die Antereflen des Handel und ber Schiffahrt, der 
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Fabrikation und der Landwirthſchaft in’g Auge faſſen zu können“, fo 
bat er e& auch Seither in der alademifchen Wirkſamkeit nie verjäumt, 
fih mit den mannigfachen konkreten Lebensformen des Gegenftandes 
feiner Studien befannt zu machen. Im Verkehr mit Landwirthen, 
Kaufleuten, Induftriellen, Gemeinde und Staatbeamten hat er fi 
den Bli für das Leben, feine Bebärfniffe und Schranken ſtets offen 
gehalten. Ein Vorläufer Riehl's, nur ungleich nüchterner und exakter 
wie biefer, Hat Hanflen, wie er uns jelbft jagt, „bereits früh den 
Wanberftab von Stadt zu Stadt und von Dorf zu Dorf ergriffen, um 
bad Bebürfniß eigener volkswirthſchaftlicher Anichauungen zu be 
Triebigen“. Wie ſehr Hanffen auf diefem Wege die gewiß ſchon als 
Anlage in ihm vorhanden geweſene fcharfe und genaue Beobachtungs- 
gabe zu jener ihm eigentbümlichen Fähigkeit „fatiftifcher Autopſie“ aus- 
bildet bat, das zeigen namentlich feine ſtatiſtiſchen Befchreibungen 
einzelner Theile feiner Heimathprovinz, der Infel Fehmarn, des Amtes 
Bordesholm u. f. w. 8 find das nach Hanflen’s eigener Bezeichnung 
„milcoflopifche Darftellungen von Land und Leuten”, wie er denn die 
Aufgabe der Statiftif im Sinne der alten Göttinger Schule dahin auf 
faßt, „daß fie daB gefammte Leben der civilifirten Volker in der 
Gegenwart, bie bürgerlichen wie die öffentlichen ‚Angelegenheiten nad 
allen für die menjchliche Wohlfahrt wichtigen Momenten protofolliren 
ober richtiger photographiren muß“. Diefe Ergänzung ber Bücherorbeit 
durch eigenes Gehen, Beobachten, Prüfen, Fragen gibt Hanſſen's 
Arbeiten eine Frifche und Unmittelbarkeit, die ſich vorteilhaft don der 
öl und ſcholaſtiſchen Formaliſtik anderer Schriftſteller unter- 
ibet. 

Hanflen ift darin eine echte Künftlernatur, daß er nur konkret zu 
benfen verjteht, daß er daB Allgemeine immer nur zugleich im Einzelnen 
ficht und vollswirthichaftliche Wahrheiten nur in ihrer hiſtoriſchen 
Ausgeftaltung aufgufaflen vermag. Und diefe Eigentbümlichleit jeines 
Arbeitens prägt fih auch in der Art aus, wie er bie gewonnenen 
Refultate darzuftellen liebt. Formell zeichnen fich feine Arbeiten durch 
durchfichtige SM arbeit, plaſtiſche Anſchaulichteit und behagliche Breite 
un. fo daß dad Studium derfelben zu einem mühelofen Vergnügen 
wird. 

& ſoll nun freilich nicht geleugnet werden, daß diefe Art rein 
empirifchen Arbeitens auch ihre Schranken Hat. Hinter diefen Schranken 
liegen namentlich jene allgemeinen Probleme unferer Wiſſenſchaft, denen 
man fi auf dem gekennzeichneten Wege allein nicht nähern Tann. 
Diefer Schranken fcheint fich der geehrte Jubilar aber auch jelbft voll» 
ftändig bewußt zu fein, wenn ex fidh ftetß von der Unterfuchung grund» 
Tegender allgemeiner Probleme, wie bon ſyſtematiſchen Arbeiten jem 
gehalten Hat. Was er in einer Beſprechung von Hildebrand's 
Nationaldölonomie der Gegenwart und Zukunft einmal Lift gegenüber 
geäußert hat, findet mutatis mutandis auch auf ihn Anwendung und 
hat er ſelbſt zeitlebens befolgt. „Lift war“, jagt Hanfien, „nicht der 
Mann, um eine neue und umfaffende Theorie der Rationaldtonomie 
zu begründen und Hätte bei feiner durchaus konkreten Natur beffer ge- 
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than, auf die monographiſche Bearbeitung derjenigen praftiich national- 
ölonomifchen Materien, welche feine ganze Seele erfüllten und zu deren 
Behandlung er volle Lebensanfchauung mitbrachte, ſich zu befchränten.“ 

In dieſer Selbſtbeſchränkung ebenjo wie in den pofitiven Leiftungen 
zeigt fich Hanffen als wahrer Meifter. Denn auf den von ihm vor · 
zugsweiſe kultivirten Gebieten der Agrarverjafjung und Agrargefchichte, 
des Zoll · Steuer- und Armenweſens, ſowie der Statiſtik leiſtet die von 
ihm befolgte Methode Vorzügliches, ja iſt fie die überhaupt allein 
zuläffige. Dieſes unmittelbare Vertrautfein mit dem Leben und feinen 
Forderungen ſchützen den nationalöfonomifchen Forſcher vor Inkon- 
gruenzen mit der Wirklichkeit, wie fie fich dem in jtiller Abgeſchiedenheit 
don dem wirthichaftlichen Leben und Treiben fein Syſtem aus allge 
meinen Prämiflen am Webſtuhl der Logik zufammenwebenden Ge 
lehrten nur zu leicht ergeben und ſchützen ihn namentlich auch davor, 
daß er Dingen, die im Leben eine ganz nebenfächliche Bedeutung Haben, 
im Syſtem eine unnöthige Wichtigkeit beilegt; fie jchügen aber auch 
den nationalöfonomifchen Politiker davor, daß er für feine Poftulate je 
den Maßſtab des Möglichen und Erreichbaren verliere. 

Diefer Art bed Arbeitens ift es denn auch wohl augufchreiben, wenn 
Hanflen in wichtigeren Fragen ber Volkswirthſchaftspolilik don Vereinen, 
politifchen Parteien und von der Staatsregierung fo häufig konſultirt 
worden if, wie kaum ein anderer unter den jeht lebenden Vertretern 
der nationalölonomifchen Thegrie. So hat er u. A. im Namen zweier 
Gifenbahncomiteß ein Gutachten über die Holfteinifche Eifenbahn, im 
Namen ber dkonomiſchen Sozietät in Leipzig ein Gutachten über die 
Errichtung don Sparlaffen, im Namen ber Bremiſchen Kammer für 
Sandwirthichaft ein Gutachten über die Grundftenerfrage abgegeben. Für 
den Centralausſchuß der K. Hannoverfchen Landwirihſchaftögeſellſchaft 
hat er fobann den Fragebogen zu einer Enquäte über die volkswirth - 
Ihaftlicgen Zuftände des Eichsfelds entworfen. Endlich find Hierher zu 
rechnen feine Gutachten über die Verbefierung des Volkszählungsſyſtems 
im Königreich Hannover, über die Anlage von Korndarremühlen unb 
über den Zollanſchluß Hannover und Oldenburgs. 

Die Fragefteller konnten, indem fie Hanfien um ein Gutachten an= 
gingen, ſteis ficher fein, daß er fi) nicht damit begnügen würde, buch 
irgend eine allgemeine Formel ihre konkreten und verwidelten Berhältniffe 
entfcheiben zu wollen, fondern baß er gewiffenhaft und ehrlich in die 
Einzelheiten ber ihm zugewiefenen Materie eindringen und aus dem Stu- 
dium derjelben mit Benupung ber Erfahrungen, die unter gleichen ober 
ähnlichen Berhältnifien gemacht worden waren, zu Borjchlägen gelangen 
würde, welche Niemand zu Lieb und Niemand zu Leid lediglich die In- 
terefien der Gefammtheit am Beften zu fördern beftimmt waren. 

Diejelbe Sorgfalt zeigt fich fodann in den Beiprecjungen fremder 
Xrbeiten, die Hanfien in früheren Jahren in dem von ihm in Gemein- 
ſchaft mit Rau heraußgegebenen Archiv für politifche Delonomie und 
Poligeiwiſſenſchaft fowie in anderen Zeitfchriften, in neuerer Zeit aber 
namentlih in den Göttinger Gelehrten Anzeigen erfcheinen ließ. In 
diefen Belprechungen findet fich nichts von der in unferen Tagen bier 
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und daanzutreffe nden Manier, ungelejene oder doch nur zum Theil ger 
leſene Bücher, je nach der Stellung bes Regenfenten zum Berfafier oder 
zu deſſen Richtung mit ein paar Worten abzuthun. Jedes Buch, das 
Hanfjen vezenfirt Hat, Kat er auch wirklich von der erften biß zur letzten 
Seite jelbft gelefen und dem Werth feines Inhalts gemäß beſprochen. 

Was den Hanffen’schen Arbeiten überhaupt und feinen agrar- 
hiſtoriſchen Arbeiten im Gpegiellen den größten Werth verleiht, 
das ift die vielfeitige wifjenfchaftliche Außftattung, mit der er an die 
Bearbeitung feines Gegenjtandes Herantritt. Auf keinem Gebiet Hat 
wohl die Arbeitstheilung neben ihren großen Lichtjeiten zugleich fo tiefe 
Schatten aufzuweiſen, wie auf dem ber wifjenjchaftlichen Arbeit. Wenn 
ein und berjelbe Gegenjtand nach feinen verſchiedenen Seiten von Ju- 
riften, Sandwirthen, Hiftorifern, Philologen und Nationalölonomen bes 
handelt wird und dann bieje verſchiedenen Arbeiten zufammengeftellt 
werben, jo erhält man keineswegs einen vollen und ganzen Begriff von 
bem betreffenden Gegenftande. Denn „er Hat wohl bie Theile in feiner 
Hand, fehlt Leider! nur daB geiftige Band“. Hanfien erflärt daher 
wohl mit Recht in einer feiner erſten Abhandlungen das tiefe Dunfel, 
das damals über der älteften deutſchen Agrargeichichte lag, dadurch, daß 
diejenigen, welche ſich an ihre Erforfchung gemacht hätten, nur ſelten 
im Beſitz ber mannigfachen, Hierzu erforderlichen Vorkenntniſſe gewefen 
feien. Wenn num gegenwärtig jenes Dunkel an mancher und zwar ge 
rade wichtigen Stelle aufgehellt ift, fo if} das Hauptfächlich denjenigen 
zu verdanken, welche ausnahmsweiſe mit ſolchen Kenntniſſen auf mehreren 
an einanber grenzenden Gebieten außgeftattet waren. Bu diefen gehört 
in erfter Linie Hanffen, und diefem Umftande mögen denn auch haupt · 
Tächlich die ſchönen Refultate zu verdanken fein, die er auf dem Gebiet 
der Agrargefchichte erzielt und in dem vorliegenden Band niedergelegt hat. 

Bei diefer Gelegenheit fei noch im Worübergehen der Rothiwen- 
digkeit juriſtiſcher Kenntnifle für den Nationaldkonomen gedacht, wie denn 
überhaupt in der Zukunft eine engere Verbindung zwiſchen Rational- 
dtonomen und Juriften anzuftreben fein wird. Nicht minder empfindlich 
freilich ift für den Nationaldlonomen der Mangel techniſcher Kenntniffe. 

Die ſchönen Refultate, die Hanffen, weil er ſowohl juriftiiche als Iand- 
wirthfchaftliche und nationaldkonomiſche Kenntniffe befigt, in feinen Ar- 
beiten erzielt hat, follten eine Mahnung zu einer Reform bes Stubien- 
gangs der Rationaldtonomen abgeben! Im dieſer Beziehung Hoffen wir 
von der Aufnahme der Nationalökonomie in die juriftifche Fakultät ber 
Univerfität Straßburg und von der von vielen Univerfitäten bes 
Deutjchen Reiche vollzogenen Verbindung mit land- und forftwirtg- 
ſchaftlichen Inftituten einen wohlthätigen Einfluß auf die national» 
bfonomifchen Studien. 

Nach den bisherigen Ausführungen glauben wir feinem Widerſpruch 
zu begegnen, wenn wir Hanfien ald den größten Realiften unter den 
Rationalölonomen der Gegenwart bezeichnen. Wie daß zu verſtehen if, 
darüber möchten wir ung etwas ausführlicher zu fein erlauben. 

In der nationalötonomijchen Theorie haben ſtets realiſtiſche und 
ibealiftifche Richtungen einander abgelöft. Wenn num biefe Verfchieben- 
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heit der Richtungen ihren tieferen Grund in der Welt und Lebensaufe 
jaffung fowie in den Anlagen ihrer Repräfentanten Hat, fo daß es zu 
jeder Zeit Idealiſten und Realiften unter den Nationaldlonomen ge 
geben Hat, fo pflegt der Idealismus doch beſonders ſtark vertreten zu 
fein in Zeiten des Uebergangs, in denen die wirthichaftlichen, fozialen 
und politifchen Ordnungen der Vergangenheit im Zerbrockeln begriffen 
find, ohne daß an ihre Stelle jedoch bereitö etwas neueß getreten wäre. 
In folgen Zeiten werden ideale Naturen das Bebürfnig empfinden, die 
Muft zwifchen der Vergangenheit und Zukunft durch einen Gedankenbau 
u überbrüden. Meift mit Phantafie begabte, für das Wohl ihrer 
Mitmenfchen begeifterte Naturen werden fie aus dem Zerſetzungsprozeß, 
in dem fich bie der Vergangenheit entjtammende Ordnung befindet, 
hinausſtreben in die Welt der Ideale. Ja fie werden die verfiimmten 
und verdroffenen Zeitgenofien durch das Bild einer andern und befjern 
Ordnung ber’Dinge, der die Zukunft angehören foll, wieberaufgurichten 
und zu färfen fuchen. Den Ideeninhalt, auß dem fie ihr Zukunftsbild 
formen, entnehmen fie dann gewöhnlich ben Tiefen des religiöfen, fitte 
lichen, geiftigen oder politifchen Lebens ihrer Zeit. So reichen denn 
bie Wurzeln der idealiſtiſchen Richtungen der Nationalötonomie hinab 
in die Theologie, Philofophie und Politit. Was die Zeit in ihrem 
Innerſten bewegt, daß erfcheint hier ala Idealbild einer kunſtigen beffern 
Geſellſchafts und Staatsordnung verförpert. So fpiegelt fi in den 
fogialen und politifchen Anfchauungen der Scholaftifer jene eigenartige 
Weltauffaffung ab, die den Inhalt der Offenbarung und die Kirche in 
ihrer hiſtoriſchen Ausgeſtaltung durch die Philofophie ald vernünftig er- 
weifen will. So zeigt ſich in der Auffaflung der Vorgänge des wirth- 
ſchaftlichen Lebens bei ben Reformatoren jenes Schwanfen zwiſchen dem 
Autoritätsglauben und den forderungen des autonomen Gewiffene, 
indem bei den einen das biblijch-religidfe Bebingtfein auch des wirth · 
ſchaftlichen Lebens und das Autoritätäpringip ftärter (Calvin), bei den 
anderen (namentlich bei Suther und Zwingli) ſchwächer Hervortritt. Und das 
Nerlantilfgftem wiederum hängt durch taufend Fäden mit der auf den 
Trammern des jeudalen Ständewefens fich erhebenden abfoluten Monarchie 
und dem politifchen Kampf um die Präponderang unter diefen neuen 
Staatengebilden zufammen. Endlich find die Phyfiofratie und der 
Smithianismus nichts anderes, als der Niederichlag der Aufflärungaphilo« 
ſophie des vorigen Jahrhunderts. Indem diefe Schule die letzten Leber- 
tefte des Mittelalter, welche von dem abjoluten Staat de XVI. Jahı- 
hunderts theils Tonferbirt theils im feinem Geift umgebilbet worden 
waren, zerſchlug und das Individuum entjeflelte, hat fie zugleich jene 
innige Verbindung und Solidarität der Völker angebahnt, welche nicht 
nur die einzelnen Landesgrengen zu verwilchen, fondern zugleich die Ozeane 
zu überbräden und damit die weltwirtbichaftlicgen Zufammenhänge auf 
Koften der einzelnen Volkswirthſchaften zu kräftigen fucht. Aus der 
Unbefriedigung,, welche bag Syſtem in feiner Durchführung für ganze 
große Klaffen der Benölterung erzeugt hat, entipringt denn, ala Gegen- 
bild bes Tapitaliftiichen Wellverkehrs, ber gleichfalls weſentlich inter» 
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nationale Sozialismus. Ein Zufunftsideal, dad wie alle vorhergehenden 
auß ber Unzulänglicteit ber beftehenden Orbnung ber Dinge erwächft 
und außerdem feine Boraußfegungen in ber geiftigen Richtung ber 
Gegenwart Hat, befigt baffelbe die Fähigfeit, ſich mit den entgegen- 
gelegten religiöfen und fittlichen Richtungen zu verbinden (ſchwärmeriſcher 
Sozialismus auf religiöß-myftifcher Orundlage — atheiftifch-materialiftifche 
deutſche Sozialdemokratie und ruffifcher Nihiliemus) und Zukunftsbilder 
zu erzeugen, die ſich zum Theil gegenfeitig außfchließen. Die Anhänger 
diefer verſchiedenen Richtungen, Syſieme und Schulen können mit Recht 
ala Idealiſten bezeichnet werben und zwar nicht nur mit Beziehung auf 
ihre volkswirthſchaftspolitiſchen Poftulate, ſondern auch nach der Art, wie 
fie die beftehenden Zuftände auffaflen und erklären. Müſſen wir dem 
Idealismus in der Nationalökonomie Die Rolle des treibenden bewegenden 
Elements in der Politik zuerkennen, ja darf er fich gleichſam als _pro- 
vibentieller Hebel der gefchichtlichen Entwicklung in Geſellſchaft und Staat 
anfehen, fo gebührt ihm vom ftrengen Standpunkt der Wiffenſchaft minder 
große Anerkennung. Und doch jcheint es jaft, ala ob die wiſſenſchaft · 
lien Einfeitigleiten und Mängel ber jeweiligen national · dkonomiſchen 
Syſteme ihrem Einfluß auf daß Leben nicht nur feinen Abbruch gethan, 
fondern ihn vielmehr noch gefördert haben. Denn nicht felten fehen 
wir, daß nationalötonomifche Richtungen um fo größeren Einfluß auf 
das Leben gewannen, je einfeitiger fie waren unb je weniger fie ein der 
Wirklichkeit entſprechendes Bild zu geben vermochten. Denjelben Ge- 
danken ſpricht mit Beziehung auf die Förderung der Wiffenfchaft ſelbſt 
durch momentan einfeitige Berüdfichtigung dieſes oder jened Punktes 
auf Koſten de Ganzen auß: Lotze, Streitjchriften. Erſtes Heft. Leipzig. 
Hirzel 1857. ©. 8,9. 

Aber wenn es den in Zeiten jchroffer Lebergänge lebenden Rational- 
dtonomen nur ausnahmsweiſe gelingt, fi) das reale Bild des wirth- 
ſchaftlichen Lebens und feiner kauſalen Verknüpfungen nicht durch Ideal · 
bilder durchtreugen zu laſſen, ſo pfiegt die Zahl derſelben in Zeiten ruhiger 
Entwicklung, in denen die beſtehende Wirthſchaftsverfaffung und Gefell- 
ſchaftsordnung ben vorhandenen Bebürfniffen und Wünfchen im Allge 
meinen entjpricht, größer zu fein. Wir bezeichnen fie im Gegenfa zu 
den Idealiften als Realiften und müffen ihnen nachrühmen, daß fie für 
die Wiffenfchaft ebenfo viel leiften, wie jene für daß Leben. Kühle 
und ſcharffinnige Beobachter pflegen fie bei ihren wiſſenſchaſtlichen Unter- 
ſuchungen von Wünfchen und Hoffnungen abzufehen oder doch die Linie 
genau zu bezeichnen, die die wirkliche Welt von der erfirebten fcheibet. — 
Während die Idealiſten bei ihren Beftrebungen für die Verbefjerung 
der menfchlichen Zuftände von dem Glauben an die unbegrenzte Per- 
Tettibilität der menfchlichen Natur ausgehen, haben die Realiften ben 
empiriichen Menſchen mit feinen Schwächen und Unvolltommenheiten 
im Auge und pflegen ſtets beffen eingedenk zu fein, daß dem Menfchen 
aux ein beſtimmtes Maß von Glüd befchieden if. 

Niemals vielleicht ift dieſer Gegenſatz zwiſchen Realismus und 
Idealismus in der Nationaldlonomie ſchärfer zu Tage getreten, ala in 


857] G. Hanfen. Gin national · dtonomiſches Jubiläum. 419 


der Kontroverfe über die Freiheit auf wirthſchaftlichem Gebiet und über 
verwandte Gegenftänbe, welche im Jahre 1776 in den „Ephemeriben ber 
Menſchheit“ geführt wurde zwifchen Jſaak Iſelin, einem zur phyſio - 
teatijchen Schule gehörigen Idealiſien reinften Waſſers, und I. G. Schloffer, 
der wegen feiner realiftiſchen Auffafjung der menfchlichen Natur, wegen 
feineß tiefen Einblid8 in den Zufammenhang ber zwiſchen dem wirthichaft« 
üchen Leben und ber Rechtsordnung, ſowie zwiſchen den Zuſtänden ber. 
Gegenwart und ihrer Entwidlung in der Vergangenheit beiteht, nicht 
wi — als einer der Begründer der hiſtoriſchen Schule bezeichnet 
worben ift. 

Und auch in unferem Jahrhundert tritt dieſer Gegenſatz wieber 
deutlich zu Tage, wenn man Männer vom Schlage einiger älterer Ber- 
treter des Freihandelsſyſtenis und dann wieder Ad. Müller, Robbertus u.f.w. 
einerjeit8 und ambererjeitd ben Freiherrn von Stein, I. G. Hoffmann, 
Nebenius, K. H. Rau u. A. mit einander vergleicht. Der letzteren Reihe 
glauben wir don den noch unter und Weilenden auch Georg Hanſſen 
anfchließen zu follen. Wenn Hanffen’3 Zugehdrigkeit zur vealiftiichen 
Richtung vorzugsweiſe durch geiftige Anlage, Temperament und per= 
ſonlichen Lebensgang bedingt ift, jo ift doch auch auf ihn die Zeit, in 
der er gelebt und gewirkt hat, nicht ohne Einfluß geweien. Diejenige 
Beriode feines Lebens, in der der Menſch am Empfänglichften zu fein 
pflegt, fällt in eine Zeit — e& waren die 80 er Jahre —, in der bie 
Freiheit auf fozialwirthfchaftlicdem und politifchem Gebiet ſich allmälig 
und maßvoll Bahn brach, in ber bie deutſche Geſellſchaft de ancien 
Regime fi} erft in den Anfängen ihrer Umbilbung befand und biefe 
Entwidlung die Perſpektive auf eine friedliche und glückliche Zukunft 
eröffnete. Freilich war es zugleich die Zeit der romantiſchen Schule, 
der allmäligen Berbreitung demokratiſcher Ideen und ber erſten An« 
fänge fozialiftifcher Beftrebungen auf deutfchem Gebiet. Aber einestheils 
waren dieſe Bewegungen zur Zeit von Hanfjen’® Jugend doch nur jehr 
ſchwach und andererſeits war er mit einzelnen Spezialfragen feines Fachs 
fo ſehr beichäftigt umd fein ganzes Naturell jo ſehr auf das Reale ge» 
richtet, daß er fich durch dieſe nicht unmittelbar fein Arbeitsfeld ber 
rühtenden geiftigen Strömungen nur wenig berühren ließ. Diefen Um« 
Händen ift es wohl zuzuſchreiben, wenn Hanflen weder damals noch 
auch fpäter ber fozialen Bewegung Iebhaftere Theilnahme entgegen- 
gebracht Hat, während doch anders geartete, leichter erregbare und weniger 
abgefchloffene Naturen, wie z. B. Bruno Hildebrand bereitd im Jahre 
1847 nicht nur bie ganze Tragweite der damals doch erft in ihren 
erfien Anfängen befindlichen fozialen Bewegung überfahen und fich mit 
ihr auseinander zu ſetzen, das Bedurfniß empfanben, ſondern von der 
jelben auch für ihre ganze fpätere wifſſenſchaftliche Entwicklung ent 
jcheidende Impulfe empfingen. Rur jo läßt e& fi denn auch wohl 
erflären, daß bie Arbeiten Hanfjen’8 nirgends bie Spuren ber Zeit ihres 
Entſtehens an fi tragen, fo daß bie vor 40 und 50 Jahren er- 
ſchienenen Arbeiten ſich don den in ber Gegenwart veröffentlichten durch 
Richts unterfcheiben. 
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Aber wenn ed und Jüngeren auch nicht immer bergönnt ift, eine 
gleich objektive Haltung gegenüber dem Gegenftande unjerer Arbeiten 
einzunehmen, wie fie bem verehrten Altmeifter eigen ift, jo flüchten wir 
doch gern auß dem wirren Streit ber Gegenwart zu feinen Arbeiten, 
um, aus benfelben Lernend, ung an ihnen zu erfreuen. 

Wir wünfchen dem Jubilar und uns daher zum Schluß noch, daß 
es ibm beſchieden fein möge, in einem langen rüftigen Alter der Wiſſen⸗ 
ſchaft noch manche reife Frucht ſeines Lebens und Forſchens zu fchenten. 


Bajel, im April 1881. 


Theorie und Praxis der dentfhen Steuerreform 
in Neid, Staat und Gemeinde. 
Bon 


Guſtav Schmoller. 


1. 5.8 den: Die Reform ber Rei , Heilbronn 1879, inger. 
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5. Motive zu dem Entwurf eines Tabalſteuergeſehes 1878 (Nr. 20 ber Drud- 
jachen des Reichätags, 8. Reg.-Per. 2. Gefl. 
6. Allgemeiner Theil der Begründung ber Zolltarifuorlage 1879 132 ber 
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10. Motive zu bem Entwurf eines Gejehes wegen Erhebung ber Brauftener 1880 
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21 der Drudf. des Reichdtags 1880, 4. Seg. 
11. Die im Anhang in Auszügen mitgetheilten Dentſchriften und Motive zu ben 
— Minters 1ESORT- 


In dem Auffah von Adolph Wagner, den dieſes Jahrbuch über 
das Keichsfinanzweſen im Jahre 1874 (III, 60—252) brachte, ſchilderte 
der DVerfafler die damalige Finanzlage des Deutichen Reichs ala eine 
gerabezu einzig günftige, fnüpfte daran aber die Bemerkung, baß wenn 
diefe Epoche dorübergehe ohne große Steuerreformen, die Leiter der 
deutſchen und preußifchen Finanzverwaltung der gerechte Vorwurf treffe, 
daß fie ihrer Aufgabe nicht gewachien gewejen jeien. Mit Behagen — 
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jagt er — werden die Aonjunkturengewinne im Bergweſen und bei 
anderen privatwirthichaftlichen Ginnahmequellen, in der Stempelverwaltung 
eingeftrichen; und waß bie Gunſt der Verhältnifie gefchaffen, die ungeheuze 
Konteibution, der Verkehrsaufſchwung, daß Gelingen der Konfolibation, 
die Verminderung ber Staatsſchulden, die Vermehrung der Staatsbahnen, 
die größern Dotationen der Zweige ber Kulturvermaltung — das werbe 
etwa gar noch Hingeftellt als beſonderes Verdienft ber Finanzverwaltung. 
Pofitiv gefchehen fei faſt nichts, die in ihrer Art einzige Zeit habe man 
größtentheils nutzlos verſtreichen laſſen. Von der großen Jnitiative in 
militärifcgen und außtwärtigen Angelegenheiten finde ſich in ber deutfchen 
Finanzverwaltung wenig und in ber volfswirthichaftlichen Verwaltung 
auch nicht allzuviel. 

Damals, im Jahre 1874, war ejn folches Urtheil vereinzelt; bie 
Jahre der Ueberjhüffe Hatten die ſchlimmſte Seite der deutſchen Reichs - 
finanzen zurücktreien laſſen, Hatten eine Herabjegung der Matrikular- 
beiträge geftattet; bie Liberalen waren überzeugt, unbebingt Recht 
gehabt zu Haben, als fie 1868 und 1869 die von ber Heydt'ſchen 
Steuerprojekte ablehnten. Daß Gamphaufen bei feinem Eintritt fi 
duch Abwälzung der Schulbentilgung geholfen, wer dachte jet noch 
daran? Man fchwärmte für Aufhebung der Salzfteuer; man ftellte 
vergnüglich, troß Miquel’8 Warnung, Weberfchüffe in den Etat, die noch 
nicht einmal rechnungsmäßig feftftanden und fuhr — e8 war ja jogar 
populär — auf biejer abjchüffigen Bahn auch die folgenden Jahre 
fort. Man griff auf die nicht verwendeten Beftände fr den Flottenbau, 
auf ben Invalidenfonds, auf die Erfparniffe an den Verpflegungsgeldern 
der Oflupationstruppen in Frankreich zuräd und glaubte ſehr ſtaats- 
manniſch zu fprechen, wenn man berficherte, zur Dedung Heiner Defizite 
dürften feine neuen Steuern verwilligt werben. 

Als ob es fih um Kleine Defizits handelte, ala ob nicht von 1866 
an jeder weiter blicende Leiter der Reichsfinanzen die Verwandlung 
wenigften® des größeren Theils der Matrifularbeiträge (1868 56 Mill., 
1870 74 Mill, 1872 96 Mil., 1874 68 Mill. 1878/79 87 Mil 
Mark) in Reichsſteuern um jeden Preis hätte anftreben müffen, als 
ob feiner Zeit nicht Miquel den Antrag geftellt Hätte, in Art. 70 der 
Bundesverjaffung den Matrilularbeiträgen den Zuſatz beizufügen: „To 
Lange Bunbesfteuern nicht eingeführt find,” als ob nicht deßhalb Tweſten 
ſchon 1869 den Uebergang der Klafien- und Gintommenfteuer auf das 
Reich vorgefchlagen Hätte und auch ſpäter in weiten Kreifen Hierfür ge» 
worben worben wäre. 

Mit dem Jahre 1875, mit dem Haren Umſchwung unferer wirth- 
ſchafllichen Verhältniffe, trat nun zwar die Frage ber Finanzreform 
mehr in den Vordergrund, aber es Tonnte zunächft auf ein Gelingen 
derfelben nicht gerechnet werben: der Reichskanzler Hatte fich bisher paffiv in 
dieſen Fragen gehalten; erft am 22. November 1875 nahm er in feiner 
belannten Rede für indirelte Steuern und ein Finanzzollſyſtem Stellung 
zur Sache; neben ihm an der Spige der Reich» und der preußifchen 
Finanzen ftanden Männer, die weber mit ihm über biefe Fragen ganz 
einig Waren, noch eine eigene energijche Initiative beſaßen; weder im 
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Reichstag, noch in der führenden nationalliberalen Partei war eine ein- 
heitliche Hare Ueberzeugung über das Ziel und über das Maß ber Finanz 
reform vorhanden. Immerhin lag die Verftändigung der. beiden ſtärkſten 
bisherigen Machtfaktoren zunächft nahe. Bismard und die National» 
fiberalen fuchten fich zu verftändigen (1877), Bennigfen follte Minifter 
werden. Lasker griff Gamphaufen auf’ Heftigfte an, ohne Zweifel in 
der Meinung, damit den Eintritt Bennigſen's in die Finanzverwaltung 
gleihfam zu inauguriren. Da feheiterte der Bund im letzten Moment 
an ben überjpannten Tonftitutionellen Forderungen der Rationalliberalen. 
Bismarck eniſchloß fich zu.bleiben und auf feine Weife nun die Reform 
in die Hand zu nehmen. Der Umſchwung in der Zollpolitif, die Tabat- 
feuerreform, der Srantenbergifche Antrag folgten; — und wir find eben 
noch mitten in dieſer großen Umwälzung begriffen. 

Auf die wichtigften Momente derſelben komme ich unten zurüd. 
Zunãachſt möchte ich die Aufmerfjamteit des Leſers auf einige der wichtigften 
Arußerungen von Theoretitern über diefelbe Ienken*). 

Da ift zumächft daß im feiner Art außgezeichnete Schriftchen von 
8. Heinrich Geffden zu erwähnen, das Gneift mit den warmen Worten 
empfiehlt „e® jei unter vielen wohl als ein Mufter der bejonnenen 
Behandlung ber Steuerfrage nach den bewährten Grundfäßen deutſcher 
Sinanzpolitit hervorzuheben.“ Auch fonft hat es vielen Beifall gejunden 
unb zwar wejentlich über den engeren Kreis der konſervativen Partei» 
freunde Geffefens hinaus, 

Geffden gibt die Nothwendigkeit einer Reform ebenfo unbedingt 
zu, wie die der Beſeitigung ber Matrikularbeiträge; er prüft vorfichtig 
die fonftitutionellen Bedenken, die darin Liegen, daß die Matritular- 
beiträge gleichjam das Budgetrecht des Reichstags verſtärken. Reichs - 
ſteuern fließen in die Kaffen, mit und ohne verabſchiedeten Etat, die 
Matritularbeiträge fehlen, wenn nicht das Budget verabichiedet ift. 
Gefiden weift darauf hin, daß ein mäßiger Betrag, etwa 10 Mil. Mark 
Matritularbeiträge ja bleiben könnten, und daß im Uebrigen biegegen 
eine prägifere Feſtſiellung des Rechts ber Ausgabenbewilligung nach 
englifchem Vorbild helfen könne. ebenfalls dürfe diefes Bedenken ber 
wichtigen Forderung einer ſtarken Erhöhung der unmittelbaren Reichs - 
einnahmen nicht entgegenftehen. Er erörtert dann eingehend und auf 
Grund der Finanzftatiftit die Vortheile der indirekten Steuern, duch 
die er helfen will; erinnert daran, daß gerade die freieften Staaten ein 
Ueberwiegen berfelben zeigen und erörtert dann nacheinander die Verkehrs- 
abgaben (im Anſchluß an den Bundesrathsbericht von 1877), die Tabak» 
Zuder und Geträntebefteuerung. Er will dem Reiche etwa 131 Mill. 
Mark neuer Steuern jchaffen: 4 Mill. durch eine Quittungafteuer, 
37, Mill, durch einen Urkundenftempel, 10 DHL. durch eine Emilfions- 
ftener, 36%/, Mill. durch die veränderte Tabaksſteuer, 20 Mill. durch 


*) Die Schrift von Schäffle, Die Grundſähe der Steuerpolitit und bie 
ſchwebenden Sinangfengen Deutichlands und Defterreiche, Tüb. 1880, un ich nicht 
im ben Kreis ber Betrachtung, weil ich eine beiondere Anzeige von Prof. Neu- 
mann (Tübingen) bringen werde. Schm. 
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fagt er — werben bie Ronjunkturengewinne im Bergweſen und bei 
anderen privatwirtäfchaftlichen Tinnahmequellen, in ber Stempelverwaltung 
eingeftrichen; und waß bie Gunſt der Verhältnifie gefchaffen, die ungeheuse 
Konteibution, der Verkehrsaufſchwung, das Gelingen ber Konfolidation, 
die Verminderung der Staatsſchulden, die Vermehrung der Staatsbahnen, 
die großern Dotationen der Zweige der Kulturverwaltung — das werde 
etwa gar noch Hingeftellt als beſonderes Verbienft der Finanzverwaltung. 
Pofitiv gefchehen fei faſt nichts, die in ihrer Art einzige Zeit habe man 
größtentheils nutzlos verjtreichen Laffen. Bon der großen Jnitiative in 
militärifchen und auswärtigen Angelegenheiten finde fich in ber beutfchen 
Finanzverwaltung wenig und in der volfgwirthichaftlichen Verwaltung 
auch nicht allzuviel, 

Damals, im Jahre 1874, war ein ſolches Urtheil vereinzelt; die 
Jahre der Neberfchüffe Hatten die fchlimmfte Seite ber deutichen Reicht 
finanzen zurüdtreten laſſen, Hatten eine Herabjegung der Matrikular- 
beiträge geftattet; die Liberalen waren überzeugt, unbedingt Recht 
gehabt zu Haben, als fie 1868 und 1869 die von ber Heydt'ſchen 
Steuerprojefte ablehnten. Daß Camphauſen bei feinem Eintritt fi 
durch Abwälzung der Schuldentilgung geholfen, wer dachte jetzt noch 
daran? Man jchwärmte für Aufebung ber Salzſteuer; man ftellte 
vergnüglich, troß Miquel’8 Warnung, Ueberſchüfſe in den Etat, die noch 
nicht einmal rechnungsmäßig feftftanden und fuhr — es war ja fogar 
populär — auf biefer abichüffigen Bahn aud die folgenden Jahre 
fort. Man griff auf bie nicht verwendeten Beftände für den Flottenbau, 
auf den Invalidenfonds, auf die Erfparniffe an den Verpflegungsgeldern 
ber Oltupationstruppen in Frankreich zuräd und glaubte ſehr ftaate- 
männifch zu ſprechen, wenn man berficherte, zur Dedung Heiner Defizite 
bürften feine neuen Steuern verwilligt werden. 

Als ob es fih um Keine Defizits handelte, als ob nicht von 1866 
an jeber weiter blidende Leiter der Reichsfinanzen die Verwandlung 
wenigſtens des größeren Theild der Matrikularbeiträge (1868 56 Mill, 
1870 74 Mill, 1872 96 Mill., 1874 68 Mill. 1878/79 87 Mil 
Mark) in Reichsſteuern um jeden Preiß Hätte anftteben müſſen, ala 
ob feiner Zeit nicht Miquel den Antrag geftellt hätte, in Art. 70 ber 
ZYundesverfaffung den Matritularbeiträgen den Zuſatz beigufügen: „Io 
lange Bunbeöfteuern nicht eingeführt find,” als ob nicht deßhalb Tweſten 
ſchon 1869 den Uebergang der Mlafien- und Einkommenfteuer auf dad 
Reich vorgeichlagen Hätte und auch fpäter in weiten Kreifen hierfür ger 
worben worden wäre. 

Mit dem Jahre 1875, mit dem klaren Umfchwung unferer wirth 
ſchafllichen Verhältnifie, trat nun zwar die Frage der Finanzreform 
mehr in den Vordergrund, aber es konnte zunächit auf ein Gelingen 
derfelben nicht gerechnet werben: ber Reichskanzler hatte fich bisher paſſiv in 
diefen Fragen gehalten; erft am 22. November 1875 nahm er in feiner 
befannten Rede für indirefte Steuern und ein Finanzzollſyſtem Stellung 
zur Sache; neben ihm an der Spike der Reichs- und der preußifchen 
Finanzen ftanden Männer, die weder mit ihm über biefe Fragen ganz 
einig waren, noch eine eigene energiſche Snitiative befaßen; weder im 
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Reichstag, noch in ber führenden nationalliberalen Partei war eine ein« 
heitliche Hare Ueberzeugung über das Ziel unb über dad Maß der inanz- 
reform vorhanden. Immerhin lag bie Verſtändigung ber. beiden ftärkiten 
bisherigen Machtfaftoren zunächſt nahe. Bismard und die National» 
liberalen fuchten ſich zu verftändigen (1877), Bennigfen follte Minifter 
werben. Lasker griff Camphauſen auf's heitigfte an, ohne Zweifel in 
der Meinung, damit den Eintritt Bennigſen's in die Finanzverwaltung 
gleichſam zu inauguriren. Da fcheiterte ber Bund im Ießten Moment 
an ben überipannten Eonftitutionellen Forderungen ber Nationalliberalen. 
Bismard entſchloß fi) zu bleiben und auf feine Weife num die Reform 
in bie Hand zu nehmen. Der Umſchwung in der Zollpolitit, die TZabat- 
Reuerreform, der Frankenbergiſche Antrag folgten; — und wir find eben 
noch mitten in dieſer großen Umwälzung begriffen. 

Auf die wichtigften Momente derfelben komme ich unten zurüd. 
Zunächft möchte ich die Aufmerkfamteit des Leſers auf einige der wichtigften 
Aeuperungen von Theoretifern über diefelbe lenken *). 

Da ift zunächſi daß in feiner Art außgezeichnete Schriftchen von 
8. Heinrich Geffcken zu erwähnen, das Gneift mit den warmen Worten 
empfiehlt „e& ſei unter vielen wohl als ein Mufter der befonnenen 
Behandlung der Steuerfrage nach den bewährten Se deutjcher 
Finanzpolitik hervorzuheben.“ Auch ſonſt Hat es vielen Beifall geiunben 
und zwar wejentlich über den engeren Kreis der Tonjervativen Partei - 
freunde Geffckens hinaus. 

Geffcken gibt die Nothwendigkeit einer Reform ebenſo unbedingt 
zu, wie die der Beſeitigung der Matrikularbeiträge; er prüft vorfichtig 
die tonſtitutionellen Bedenken, die darin liegen, daß die Matrikular- 
beiträge gleichjam das Bubgetrecht des Reichstags verſtärken. Reichs - 
ſteuern fließen in die Kaſſen, mit und ohne verabſchiedeten Etat, die 
Matritularbeiträge fehlen, wenn nicht das Budget verabſchiedet ift. 
Geffden weift darauf Hin, baß ein mäßiger Betrag, etwa 10 Mill. Marl 
Matritularbeiträge ja bleiben tönnten, und daß im Uebrigen hiegegen 
eine prägifere Seftitellung bes Rechts ber Ausgabenbewilligung nad 
englifchem Vorbild Helfen könne. Jedenfalls dürfe dieſes Bedenken der 
wichtigen Forderung einer ſtarken Erhöhung der unmittelbaren Reichs -⸗ 
einnahmen nicht entgegenftehen. Er erörtert dann eingehend und auf 
Grund ber Finanzftatijtit die Vortheile der indirekten Steuern, buch 
die er helfen will, erinnert daran, daß gerade bie freieften Staaten ein 
Ueberwiegen berjelben zeigen und erörtert dann nacheinander die Verkehrs- 
abgaben (im Anſchluß an ben Bundesrathäbericht von 1877), bie TZabat« 
Zuder- und Geträntebefteuerung. Er will dem Reiche etwa 131 Mill. 
Mark neuer Steuern jchaffen: 4 Mill. durch eine Quittungafteuer, 
3, Mil. durch einen Urkundenftempel, 10 Mill. durch eine Emiffiond- 
ſteuer, 36%; Mill. durch die veränderte Tabaksſteuer, 20 Mill. durch 


*) Die Schrift von ron Die Grundfähe der Steuerpolitif und bie 
ichtwebenden —E Deutſchlands und Oeſterreichs, Tüb. 1880, ur ich nicht 
in den Kreis ber Betrachtung, weil ich eine beſondere Anzeige von 


rof. Neu- 
mann (Tübingen) bringen werde. Schin. 
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eine erhöhte Zuderfteuer, 15 Mil. durch eine Höhere Bier- unb 
20 Mill. durch eine höhere Branntweinftener, endlich 22 Mill. durch 
eine Finanzzollreform. 

Mit der Betonung ber indirekten Steuern findet fih Geffden im 
Einklang mit den Abfichten und Anfichten der Reichsregierung, ber 
wichtigften Parteigruppen und ber meiften Schriftfteller. Im Uebrigen 
entipricht ber Plan ungefähr dem, was bei einem Bundniß Bismarck's 
mit den Nationalliberalen hätte herauskommen können. Geffden ift als 
Finanztheoretifer nicht konſervatib im preußifchen Sinne, ſondern er 
ift Hier ein freihänblerifcher Hamburger Liberaler, ber das Tabaks- 
monopol verabfcheut, indirefte Steuern erhöht, auch wenn fie dem Groß- 
geunbbefig unangenehm find, das die Handelinterefien Beatufligenbe 
reine Finanzzolligftem empfiehlt. Es wäre ein Programm geweſen, ba: 
Delbrüd oder Camphauſen Hätten ausführen können, ein Programm, daB 
aber immer ſchwer eine entichloffene Majorität im Reichstag gefunden 
hätte. Es wäre dazu immer noch eine eine Mobifitation in ſchutzzll - 
neriſchem Sinne nöthig gewefen, ein Rompromiß zwiſchen den Handels · und 
Anbuftrieintereffen innerhalb der Freilonſervativen und Nationalliberalen. 

Auf weientli anderem Standpunft als Gefiden ſteht Adolph 
Wagner in feiner obengenannten Rebe über die ſchwebenden Finanz · 
fragen. Er warnt zunächſt vor dem Pefſimismus der jüngften Gegen» 
wart und zeigt, baß mit den wachjenden Budgets in Deutſchland feit 
10 Jahren unendlich viel im Kulturinterefie geichehen fei, während in 
Sranfreich die viel ſtärker wachjende Belaftung nur auf Rechnung der 
Armee und der in Deutſchland fait fehlenden Staatsſchulden komme, 
daß überhaupt mit der fompligirteren Technik und den Fortſchritten der 
Kultur daB Gebiet der Gemeinwirthichait und damit die Höhe der 
Gemeinde», Staatd- und Reichsetats nothwendig wachſe. Dann ftellt 
ex bie zwei Wege einander gegenüber oder vielmehr als gleichberechtigt 
nebeneinander, auf denen Rei, Staat und Gemeinde ſich die Mittel 
dazu ſchaffen müflen: Domänen, Regalien, Staatöbetriebe auf ber 
einen, Steuern auf der andern Seite. Was die Steuern betrifft, fi 
bilfigt er wohl die allgemein Herrfchende Neigung auf Vermehrung ber 
indirekten Verbrauchsſteuern, aber er warnt doch vor zu unbebingter 
Nachahmung des engliſchen und franzöfifchen Budgets; dort ruhe 
vor allem bie öffentliche Schuld auf diefen Steuern; Stempel, Erbſchafts- 
fteuern und Enregiftrement feien dort theilweife Erſatz ber weniger auß- 

' gebilbeten birelten Steuern. Die höheren Erhebungatoften, die Beförderung 
der Defrandationen, bie Weberlaftung der untern Klaſſen jeien nicht zu 
Teugnende Schattenfeiten ber indirekten Steuern. 

Daber fei jedenfalls nicht allein mit indirekten Steuern zu helfen, 
und nicht allein mit der Verbrauchsbeſteuerung eined einzigen Artitels, 
wie des Tabals, für den er übrigen® das Monopol empfiehlt. Die 
Ertragäfteuern will er nicht aufheben, aber auch nicht in den Händen 
des Staatd weiter bilden; Grund- und Gebäubefteuern follen an bie 
Kommunalverbänbe fallen und von ihnen umgeftaltet werben. Für bie 
Reform der Eintommenfteuer fordert er Deklarationszwang, Oeffentlich> 
teit der Gteuerliften, ftrenge Defraudationsftrafen, Kontrole beim Erb- 
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gang, für die Mllaffenfteuern Freilafſung der Stufen bis 1500 Mark 
Einlommen ; für beide eine richtige Progreffion fteigend bis zu 6—8 %. 
Daneben wünſchte er eine Reichäftempel- und Erbſchaftsſteuer. 

Steht Wagner fo den Beſtrebungen ber deutſchen und preußifchen 
Regierung verhältnigmäßig fehr nahe, jo ift das bei Gneift nicht zu 
behaupten. Die Ausführungen Geffden’® und Wagner's repräfentiren 
diejenige ältere und neuere deutſche Finanztheorie, die troß der nicht 
fehlenden fyftematifchen Gefichtspunfte doch wejentlich den praftifchen 
Erwägungen Rechnung trägt. Gneift entzieht fich diefen mehr, er fieht 
etwas vornehm auf bie blos vollswirthſchaftiiche Erörterung der Finanz ⸗ 
probleme herab; er will dom Standpunkt des „Rechts“ der Frage 
eine tiefere und feftere Grundlage geben; er jchreibt wohl auch nur 
eine Gelegenheitsichrift, aber fie hängt in all ihren allgemeinen Grund« 
ziffen mit feinen flaatsrechtlichen Idealen zujammen, ift, wie alles, mas 
Gneift gibt, — auß einem Guß, ein theoretifches Kunftwert, — aber 
dafür auch ein überwiegendes Produkt der Doktrin. 

Während Geffden und Wagner weſentlich nur die Reichsfinanzen 
erörtern, beichränft fich Gneift in der Hauptfache auf die preußifchen 
Staats · und Gemeindefinanzen. Sein Ausgangepunft find die Zofalfteuern. 

Die erften drei Kapitel feines Buches ſchildern die hiſtoriſche Ent« 
widlung der preußifchen Gemeinbebefteuerung bis zur Gegenwart. In 
der Zeit bis 1806 herrſcht das Herfommen; der Staat hat alle Steuer« 
quellen für fich in Anfprucdd genommen; die Gemeinbelaften find unbe» 
deutend. In den damaligen Städten foll das Prinzip der Spezial« 
objektbefteuerung in aller olgerichtigkeit erfennbar fein. In der Zeit 
bis 1860 halten fi die Gemeindefteuern innerhalb mäßiger Grenzen; 
Zufchläge zu den Staatäftenern blieben das überwiegende Mittel ber 
Befriedigung; das Jahrzehnt von 1860 —70 brachte die theoretilchen 
Fortſchritte in der Erkenntniß ber Natur und Bedeutung der Kommunal» 
laften, d. 5. die Empjehlung ber englifchen Objektſteuer durch Gneift 
und bie freihändlerifchen Theoretiter. Das letzte Jahrzehnt 1870—80 
nöthigte endlich zu‘ umfaffenden ftatiftifchen Erhebungen in Preußen *) 
und zu den Berfuchen, die Kommunalbefteuerung gefeglich zu orbnen, 
feit der Kreisorbnung von 1872**); die Verhandlungen bed Vereins 


*) Sinanzftatiftit ber reife und Provinzialverbände fir das Jahr 1869, 
Amtl preuß. Statiftit Heft XXXV. 1875; Jahrb. f. d. amtl. Statiftit b. preuß 
Staats 11. 403; 8. Herrfurth, Beiträge zur Gtatiftit ber Gemeindeabgaben in 
Preußen, Zeitfchr. d. fiat. Yureaus 1878 ©. 1-57; berf., Beiträge zur dinang 
fatiftit der Gemeinden in Preußen, I. die Einnahmen und Ausgaben, jeris ber 
Vermögens: und Schuldenftanb der preußiihen Gemeinden mit mehr ala 10000 
Sintoohnern, II. die befonderen Abgaben für Benügung von Gemeindeanftalten, 
Gemeindeeinrichtungen und Unternehlungen, ſowie die bejonderen Beiträge, bie 
Gebühren und Sporteln in den preuß. Gemeinden mit mehr ald 10000 Finw., 
6. —— derf. Seitiär, 1879; 8. Herrfurth u. C. Studt, Finanys 
Ratiftit ber Kreiſe des preuß. Staats für das Jahr 1877/78, 7. Ergänzungah) 


derſ geitiieift 1880. J 

Entwurf nebſt Denkichrift von 1876, nicht amtlich yubligiet aber außer« 
amtlich, 3.8. in opt Gefegenttourf betr. die Aufbringung ber Gemeindefteuern, 
Berlin 1877; Enttoürfe eines Gejehes betr. Die Aufbringung der Gemeinden 
gaben vom br. 1877 (Mr. 72 der Drudfachen des Abgeorbnetenhanfes) und 
dom Novbr. 1879 (Nr. 19 der Drudfachen). 
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für Sogialpolitit und feine Gutachten*) wirkten Härend in Bezug 
auf alle einfchlägigen Probleme. Mit gewohnter Meifterfhaft gibt 
Gneift dabei eine Ueberficht über die fatiftijchen Rejultate, die weient- 
lichen Verhandlungen und Vorfchläge. Aus dem Gebiete der Gemeinde 
finanzftatiftit ſei Hier nur Folgendes mitgeteilt. 
Die preußifchen Gemeinden erhoben an Steuern 1876: 
Mark 139,25 Mill, 


bavon: 
» 84,07 «= bie Stäbte 
s 55,18 = bie Sanbgemeinden, und zwar: 
Mart Fi Min. ſchlage zu ben Stantöfteuern, 

. intommenfteuern nad; dem en Ehen der Staatöfteuern, 
Fi Bu: Hau und Miethfteuer in Berlin, 
. 5 = indirekte mabtiihe Steuern, 
» 82%, » beſonders geftaltete Rommunalfieuern. 


Der Anteil der indireften Steuern, 1873 noch 24%, ift feither auf 
4%, gejunten. Die Gefammtfumme der direkten Staatsfteuern ift faſt 
diefelbe: 146 Mil. Marl. Die Steigerung der Kommunallaften ift 
in ber legten Zeit eine ganz außerorbentliche: die Städte ber 8 alten 
Provinzen zahlten 

1m: Maıt nz mi Mil. Kommunalfteuern, 


ne» ı 


Die Gemeinbeabgaben in allen 11 Provinzen Beimgen 

1869: Mark 47,87 Mil. 

1876: «84, s 
Au Berlin fliegen fie 1843—76 von 2,7 auf 20,1 Mill., in den 32 
einen jelbfiftändigen Kreis bildenden Stäbten don 1849—69—76 don 
9,0 auf 26,7 und 49,0 Mill. Daneben Haben die Gemeinden aber noch 
ihr Hedeutendeß Stammvermögen und einträgliche Gemeindeeinrichtungen 
und Gebühren, jo daß in den Städten 4, des Auflommens ohne Steuer 
belaftung getragen wird. Daß diefe Einnahmequellen, Gebühren, ſtädtiſche 
Steuern auf Gas, ſtädtiſche Waſſerwerke, Markt- und Waarenhallen, 
Schlachthäuſer und ähnliche Einrichtungen bebeutfame Zufchäfle in die 
Gemeindelafje liefern, findet Gneift auch gerechtjertigt: die weſentliche 
Frage, bie bleibt, ift bie: follen die Zufchläge auf Staatsſteuern oder 
eigene Gemeindefteuern den Reft decken und welche? Die bisherige Praxis, 
auf unzähligen einzelnen Gemeinbebefchläffen beruhend, durch fein Gejeh, 
fondern nur durch das ftaatliche Oberauffichtärecht etwas beichräntt, 
ging ben einfachen Weg, die Zufchläge zur Mlafen- und Einkommen 
feuer immer mehr auszubilden, die Befteuerung der Liegenfchaften (dad 


*) Die Perfonalbeftenerung, Gutachten von Naffe, Genfel, Winpinge 
rode, Hößler, Heft 3 d. Ber. Schriften 1878, a ie progreifide Ein: 
fommenfteuer, Heft 8 d. Ber. Schriften 1874, Verhanblungen de Vereins vom 
10.—12. Ditbr. 1815, ‚Heft 11 d. Ber. ©: —* 5, die Kommunalfteuerfrage, 
gehn Gutachten und Berichte, Heft 12.b. elften 1877, Berhandlungen d. 

—10. Ditbr. 1877, Heft 15 d. Ber. Schriften br 
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Ideal Gneiſt's) immer mehr zurücktreten zu laſſen. Die Geſetzesentwürfe 
und Kommiffionberichte über das zu erlaffende, aber noch nicht zu 
Stande gelommene Gemeinbeftenergefeg wichen unter allgemeiner Zur 
fimmung von diefer Richtung nicht ab. Sie betrachten die Zufchläge 
zu den Staataftenern als das Normale, fie begnügen fich nit Normativ- 
beftimmungen über das gegenfeitige Berhältnif der Belaflung ber Grund», 
Gebäude», Klaſſen⸗, Einkommen- und Gewerbefteuer durch die Zufchläge. 

Gegenüber diefer Grundſatzlofigkeit, wie er fie nennt, fordert Gneift 
eine Loſung des Problems nach Rechtsgrundſähen und fein Vorſchlag 
ſoll nicht bloß den Gemeiden daß einzig richtige Steuerſyſtem verſchaffen, 
fondern zugleich mehrere andere ſehr wichtige Aufgaben der Geſetzgebung 
am einfachften Löfen, jo Hauptfächlich die Einfügung ber felbftändigen 
Gutöbezirke in die Gemteindeverfaffung und das Räthjel der Beftenerung 
der Forenfen und der juriſtiſchen Perſonen. Wir wollen Hierauf nicht 
näher eingehen, ſondern un® kurz die Begründung der KLiegenfchafts- 
feuer als normaler Gemeindefteuer durch Gneift anjehen. 

Alle bisherigen Grundjäße über die Vertheilung der Steuern in ben 
Gemeinden, bie ſtets dazu führten Real» und Perfonalfteuern neben- 
einander zu empfehlen, haben etwas Schwankendes. Man muß zu 
rechtlich beftimmten Normen feine Zuflucht nehmen, um ein feſtes 
Fundament zu erhalten, und man muß nicht von den Städten, jondern 
den Sleingemeinden ausgehen, um daB richtige Steuerfuftem für bie 
Kommunen zu erhalten. Gneift argumentirt hier jo: „Was für bie 
große Mehrheit unferer Gemeinden gilt, muß für alle gelten, und was 
für die Millionen Recht ift, die in jenen Verbänden wohnen, ift Recht 
für alle bis zur Großftadt hinauf.“ In den Kleingemeinden führt die 
Befteuerung nach der perjönlichen Leiftungsfähigkeit, nach dem Einkommen 
dazu, daß die Gemeinde, deren Rittergutsbefiger plöglich ſein DVer- 
mögen verliert, bon einem Jahr zum andern einen verhängnikvollen 
Wechſel in ihren Steuerintraden reſp. den Steuerquoten der Einzelnen 
erfährt. Den Gemeinden, die daB perjönliche Eintommen der zeitigen 
Einwohner befteuern, Tönnen nach Grunbfägen der Rechtspolitit Korpo- 
rationdrechte nicht belaflen werden, fie verwandeln fih in Mobiliar« 
geſellſchaften. Der „Rechtsverſtändige“ kann die Willfür, mit ber die 
Gemeindeötonomie bunte Steuerfyiteme ſchafft, niemals billigen, vollends 
nicht, wenn fie zur progrejfiven Beſteuerung führt. Eine einheitliche 
Ordnung des Gemeinbefteuerweens ift nöthig wegen der Einheit unfereß 
Verwaltungsrechtes und unferer Stantöfteuergefeßgebung. Die Klaffen- 
und Eintommenftener muß dem Staate bleiben, nur auß ihr kann man 
veränderliche Beträge von 10—30 Mill. mehr oder weniger, wie fie im 
Staatsbudget ſtets vorkommen, deden; die Einſchähung wirb aber 
demoralifirt, wenn Kommunalzufchläge von 2—600 %, zu fürchten find. 
Man muß dem Recht die Ehre geben und auf bem Boden ber 
heutigen Befigverhältniffe zu den Grundjägen der Kommunalbefteuerung 
nach dem Herlommen zurückkehren. Der Staat jol die Perfonen, die 
Gemeinde die Objekte beiteuern. Das beruhe auf rechtlichen Gefichte- 
punkten, die allein im Stande feien den ftreitenden und jchwantenden 
wirthſchaftlichen Intereſſen einen Halt zu geben. 
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Diefe rechtlichen Geſichtspunkte fucht Gneift erſtens in der konſer— 
vativen Natur, die das Steuerrecht mit Grundeigenthums · und Gamilien- 
recht gemeinſam habe; mit dieſer konſervativen Ratur Hänge es zuſammen, 
daß man eine ungleiche Objektbefteuerung, ber ſich die volkswirth · 
ſchaftlichen Verhältniffe angepaßt, ruhig ertrage, daß man fehlerhafte 
alte Steuern den neuen befjer vertheilten vorziehe. Zweitens tomme in 
Betracht, daß die Objeltbefteuerung von Rechtöwegen eine Bezahlung 
der öffentlichen Aufwendungen jür den Grundbeſitß darſtelle. Und brittend 
Lönne die nothwendige Selbftändigfeit der Pflichten und Aufgaben ber 
Kommunen nur ihren Ausdruck finden in der befonderen Verpflichtung 
des Befiges zu den Kommunalliegenſchaftsſteuern. 

„Die Kommunalfteuerpflicht beruht auf dem Lategorifchen Imperativ, 
daß der Staat ohne Kommunalverbände, der Kommunalverband ohne 
Realbefteuerung nicht fein kann.“ „Daß Gemeindeleben unfered Staates 
muß auf die fefte gleichmäßige Befteuerung der Liegenfchaiten gebaut 
fein und bleiben, wenn die Gemeinde ihre Beftimmung als Nachbar 
verband und unentbehrliche Grundlage des Staatsbaus erfüllen fol.“ 

Die neue Steuer fol fi auf alle Liegenfchaften innerhalb der 
Gemeinde gleichmäßig erſtreden; fie richtet fich bei dem landwirthichaftlich 
benüßten Boden einfchließlich der nur zur Bewirthſchaftung dienenden 
Gebäude nach dem jährlich abzuſchätzenden Pachtwerth, bei den Wohn- 
gebäuden nach dem Miethwerth. Bei Grundftücden und Anlagen, welde 
zu einem @roßgewerbebetrieb dienen, tritt dazu eine erhöhte Abfchägung 
des Ertragswerthes nach der Zahl der durchſchnittlich im Jahre ber 
ſchaftigten Arbeiter und nad; dem Maß der verwendeten Dampf» und 
Waſſerkraft nach einem durch den Bezirksrath (Bezirksregierung) für 
jede Gemeinde feftzuftellenden Regulativ. Bei getheiltem Befig wird 
die Hälfte vom Eigenthumer, die andere vom Miether ober Pächter erhoben. 

Die Staat? Grund und Gebäubefteuer foll daneben eine ftaatliche 
Steuer bleiben; gegen jeden Steuererlaß kämpft Gneift prinzipiell; aber 
auß den Einnahmen dieſer Steuern follen dauernde Ueberweifungen ober 
Prämien gezahlt werden, um den Uebergang in das neue Kommunal · 
ſteuerſyſtem zu erleichtern: !/, ber Staats- Grund- und Gebäubefteuer 
erhalten alle Gemeinden für Einführung der Siegenfchafteftener, %/, die 
Gutsbezirke unter ber Bedingung ihres Beitrittö zu einer Gemeinde mit 
regulirtem Steuerſyſtem; endlich ſoll jede Mebrbelaftung, welche dem 
Befiger einer Liegenſchaft über die bisher vom Grundbefik getragenen 
Laſten heraus erwächft, ihm zur Hälfte auf die Staats - Grund- und 
Gebäubeftener angerechnet werden. Die Ausführung fol den General» 
tommiffionen übertragen werben. Als befondere Schulfteuer foll daneben 
ein Zufhlag zur Klaſſen · und Einfommenftener erlaubt bleiben, bie 
aber nicht über 40%, derjelben betragen darf. 

Ale Klagen über die ſtaatliche Klaſſen und Einkommenftener, 
meint Gneift, würden von dem Moment an wegfallen, wo die Zu« 
{läge der Kommunen von 40—600%, befeitigt wären; dieſe Steuer 
ſei dann auch fähig und verpflichtet den Außfall der Grund- und 
Gebäubefteuer zu tragen; ihre Kontingentirung ſoll aufgehoben werben, 
als dem Weſen der Staatäfinanz widerfprechend, ihre unteren Stuien 
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folfen wieberhergeftellt werden, weil dem allgemeinen Stimmrecht auch 
die allgemeine direkte Steuerpflicht gegenüber ftehen müſſe; die Ein« 
Ihägungen feien zu vexbeffern, Hauptfächlich durch Beifilgung von 
Kommilfiongmitgliedern ber größeren Kommunalverbänbe, jo dah nicht 
bios gewählte Mitglieder aus der Gemeinde in den Lolallommilfionen 
thätig ſeien. Daneben redet Gneift einer Erhöhung der Reichszölle 
und Reichöverbrauchfteuern das Wort, wobei er die Hälfte ber Ver⸗ 
brauchftenereinnahmen ben Eingelftaaten überlaffen will, um das Budget · 
ucht des Reichstags zu wahren und durch diefe Steuerfommunion das 
Band zwiſchen dem Reich und ben Einzelftaaten zu ſtärken. 

In einem glängend geichriebenen geſchichtsphiloſophiſchen Schluß · 
fapitel jaßt fich Gneift zufammen und fucht zu zeigen, daß in dem 
heutigen innerlich und Tirchlich doch noch geipaltenen Deutfchland die 
beiden einzigen jeften Punkte, welche Halt geben, nur die durch feine 
wechſelnde Herrſchaft parlamentarifcher Majoritäten erſchütterte monar- 
chiſche Gewalt und das nad feften rechtlichen Normen zegierte, von 
fitilichem Geift erfüllte Gemeindeleben feien. Dieſes Gemeindeleben 
it ihm aber mur denkbar auf dem Boden der mütterlichen Erde, auf 
Grund der prinzipalen Belaftung ded Bodens mit höherer Steuer und 
höherer Ehre, mit Höheren Rechten und Pflichten. — 

Wenn wir Gneift in Mandem, was er hier ausführt, wider 
ſprechen müflen, jo möchten wir daneben mit der Verehrung, die wir 
ihm ſonſt zollen, nicht zurüdhalten. Seine großen gelehtten Studien 
über englijche Verfaffungsgeſchichte einerjeits, ein hochfinniger Idealismus, 
verbunden mit einer weitblidenden großartigen Siaats- und Rechte 
auffaffung, Haben ihn befähigt dem Geſchlecht unferer Tage ein Ideal» 
bild der Selbftverwaltung, des König. und Beamtenthums vorzuhalten, 
das aufs tieffte unfer Öffentliches Leben beeinflußt hat und noch weiter 
beeinfluffen wird; er Hat nach biefer Richtung eine Bedeutung erlangt, 
die ihn in eine Linie mit den führenden theoretifchen Geiftern unb großen 
Stantägelehrten des 17. und 18. Jahrhunderts ftellt. Dabei übt er 
auf feine Schüler vom Katheber, wie auf feine Zuhörer von ber Rebner- 
bühne aus ftetß jene beftechende Wirkung aus, die immer die Folge 
der vollendeten Gruppirung bes Stoffes und der vollendeten Einheitlich 
feit der Argumentation if. Das Wirrſal der Thatfachen, die Bunt 
ſchedigkeit der Theorieen und Meinungen erſcheinen bei ihm ſtets klar 
geordnet, fie ergeben fich als nothwendige Folge einfacher Gedanken und 
Entwidlungaprogefie und ald Schlußergebnik ſcheint fi unweigerlich 
das Refultat zu ergeben, für das Gneift Yämpft; auf ber einlamen 
Höhe wirklicher Ertenntniß fteht der Rebner mit der Leuchte, einem 
verwirrten thörichten Geſchlechte den einzig richtigen Weg weijend. 

Und das ift nicht ſowohl Selbftüberhebung, ala Weberzeugung, 
Slaube an feine politiichen Ideale und Unterorbnung alles pofitiyen 
Wiſſens unter bie Geſchichts⸗ und Rechtskonſtruktion, die zu dieſen 
politijchen Idealen paßt. Die Urſachen im Einzelnen unterſucht Gneiſt 
nicht; die Thatſachen und alles gelehrte Material dient ihm nur als 
Stügpunkt für ein Lünftleriiche und theoretifche® Ganze, daß als ſolches 
den Berfaffer begeiftert und andere zu begeiftern fähig ift. 
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Daher aber auch naturgemäß der Widerjpruch aller derer, die die 
reale Gneiſt's nicht ober nicht ganz. theilen; und deßhalb wird auch 
dieſes jchöne anziehende Büchlein zwar viel gelefen werben, viel anregen, 
Keime außftxeuen, aber divelt wird es mehr Gegner von recht? und 
lints Her finden, ala Gläubige, bie auf bie Worte des Meifters ſchwören. 

Was zunächft die Außführbarkeit der Gneift’ichen Vorſchläge in 
ber Gegenwart betrifft, jo würden fie, ihre Richtigkeit vorausgeſetzt, Doch 
nur dann Ausfiht auf baldige Verwirklichung haben, wenn wir in 
einer Zeit fteigender landwirthſchaftlicher Grundrente, guter Jahre für 
Bauer und Gutöbefiger, Alein- und Großpächter lebten; ftatt defſſen 
überwiegen bie entgegengejeßten Zuftände; die Landwirihſchaft klagt 
über eine bisher umerhörte Konkurrenz ; die agrarijche Bewegung fucht 
ſeit Jahren die Prägravation des Grundbefites nachzuweiſen; ihr wie 
faſt allen Grunbbefigern wirb daher ein Vorſchlag, der das bewegliche 
Kapital erleichtern, die Gejammtlaften des Grundbeſitzes weſentlich er- 
hdhen will, einfach als ein theoretifcher Schachzug im Interefſe des 
Städter®, be beweglichen Kapitals erjcheinen. 

Die enge Verknüpfung, in welche Gneift die Orbnung der preußiſchen 
Staatäfinanzen mit der ber Gemeinden und mit ber Aufhebung der 
jelbftändigen Gutsbezirke bringt, Hat theoretifch ſehr viel für fi. Die 
Tragen hängen auch praltiſch auſs engfte zufammen, aber gerade bie 
vorgefchlagene Loſung ſetzt nicht bloß ein Minifterium voraus, das 
zugleich Gneiſt's Steuer- und Gneiſt's Selbſtverwaltungsideale theilt, 
ſondern auch ein Minifterium, das fähig wäre über die entgegengejegten, 
wirthſchaftlichen Intereſſen, welche der Aufhebung der Gutsbezirte und 
der Einführung einer Gemeindeliegenſchaftsſteuer von konſervativer 
Seite, — und welche der Aufhebung der Kontingentirung ber Klafien- 
fteuer, der Vermehrung der Zölle und indirekten Steuern don Liberaler 
Seite entgegenftehen, zugleich Herr zu werden. In der praftifchen Welt 
wird nur fehrittweife gehandelt. Und ganz naturgemäß bezeichnete da- 
her Finanzminifter Bitter die Gneiſt'ſchen Pläne als ſolche; die durch 
ihre Komplikationen die Ausführung ber Steuerreform in die Länge 
‚ziehen würben (53. Sitzung +. Februar 1881). 

Aber mag es mit der Ausführbarleit in der Gegenwart ftehen wie 
es will, die wichtigere Frage ift, find die Gneiſt'ſchen Zielpuntte für 
Pr Zukunft die richtigen? unb find feine Argumente unbedingt flich- 

jaltig 

In einigen jehr wichtigen Punkten hat Gneift unbedingt Recht. 
Es ift ein Gebot des fozialen Friedens und ber gefunden Gelbftver 
waltung, daß nicht Hunderte und taufende von Dorf-, Stabt- und 
Kreißparlamenten in willfürlicden bunten Steuerſyſtemen jährlich feft« 
fegen, wie bie Intereffenmajorität die Minorität brandichage. Wir 
bebürjen unbedingt fefter Rechtsnormen, nach denen die Kommunalver 
bande ihre Steuern‘ auflegen müffen. Diefe jefte Rechtsnorm muß aber 
keineswegs notäwendig in ber ausſchließlichen Herrichaft einer Liegen 
Ichaftsfteuer ausmünden. Die Argumentation Gneift’8 nad diefer Seite 
hin foheint mir nicht ſtichhaltig. Formell fann vom Rechtsſtandpunkt 
auch gegenüber Steuern nur gefordert werden, daß ein prägiſes, Elared, 
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leicht durchführbares Recht vorhanden ſei, daß eine jeite Norm über« 
Haupt gelte. Was Gneift fordert, ift in ber Hauptfache nicht biefes 
Formelle, fondern ein Materielles, eine faſt außfchließliche Umlegung 
der Rommumalfteuern, jelbft in den großen Städten, nach den Liegen- 
haften. Daß dieß materiell das Gerechte ſei, behauptet er, weil 
& angeblich dem Herkommen entſpreche, weil e& die Gebiete von Staat 
und Gemeinde jäuberlich trenne, weil e8 den Geiſt lebendigen Gemeinde- 
lebens wede. 

Daß letztere iſt eine jefunbäre, fehr beftreitbare Folge; das Wejent- 
liche ift doch, ob von dem unbefangenen Rechtögefühl der Gegenwart 
die Liegenfchaftsftener als das allein materiell Gerechte empfunden 
würde? Ich glaube nicht. Daf die Gemeindelaften, welche dem Grund ⸗ 
befi in Form don Wegen, Waflerleitungen ꝛc. zu Gute kommen, auf 
den Grumdbefi gelegt werden, das wird ala gerecht empfunden, das hat 
man nenerbing® ziemlich allgemein gefordert. Ebenſo läßt fich mit 
Recht fagen, die Gemeinde jei nicht blos cin Verband von Perjonen, 
fondern ein folder von Grundfüden und es jei deshalb eine Kiegen- 
ſchaftsſteuer angebracht. Aber mehr doch nicht. Gelingt e& die Grund- 
und Gebäubefteuer für den Staat gang oder theilweile überfläffig au 
machen, fo erſcheint auch mir eine befondere Tommunale Liegenjchafts- 
fener mit jährlichen Einfchägungen als ein zu erfirebendes Biel; aber 
nicht als einzige und für größere Orte nicht einmal als wichtigfte Steuer 
und, fo Lange die Heutige Sage der Landwirthfchaft vorhanden ift, nicht als be⸗ 
ſondere Steuer neben der unverändert fortlaufenden ftaatlichen Grundftener. 

„Dem Staat die Perfonalfteuer, der Gemeinde die Objektſteuer“, 
ift eine fäuberliche Formel, an der fich ber formaliftifche Sinn des 
AJuriften erfreuen mag; gegenüber dem praftifchen Leben genügen folche 
einfache Formeln nicht. Gneift verläßt felbft feine Scheidung, indem 
er für die Schulfoften doch die Einfommenfteuer beiziehen will, und 
indem er für ben Gewerbebetrieb auf Ertraggmomente zurhägeeift, die 
für den größeren Gewwerbetreibenden die Liegenfchaftäftener zu einer Ein« 
tommenfleuer machen. 

Die Ausführung Gneiſt's, daB für alle großen Gemeinden baffelbe 
gelten mäffe wie für daß kleinſte Dorf, ſcheint mix eine ebenfo ſtarke Ueber- 
treibung der rechtlichen Generalifirung, als mir feine Angft, die Ge 
meinden mit Gintommenfteuer jeien einem unerträglichen Wechfel in 
ihren Etats von Jahr zu Jahr ausgefekt, als eine ftarfe Mebertreibung 
der Thatſachen erfcheint. Sein Appell an das Herkommen ſcheint mir 
mehr ein Appell an die engliſche, als am bie deutſche Gefchichte. Die 
Behauptung, dab nur auf Grund ber Liegenfchaftäfteuer ein gefundes 
Gemeindeleben möglich jei, ſcheint mir Hiftorifh und pſychologiſch 
nicht haltbar. Die deutichen Städte des Mittelalters haben zur Zeit 
Fund höchften Blüthe überwiegend indirekte Steuern gehabt, daneben 

dann Vermögens und Ginkommenfteuern; auch alle älteren Tänb- 
— Objeftfteuern Haben ſich der Natur der Vermogens- und Ein« 
tommenftener viel mehr genähert, als die auf abftraften Theorieen aufger 
bauten bes 19. Jahrhunderis. Wo eine freie Unterandtheilung unter 
den Mitgliedern einer Gemeinde befteht, thun fie es Heute noch, wie 
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3. 8. hier im Elfaß in ſehr vielen, Heinen Bauerngemeinden die ftaatliche 
Wohnſteuer ftatt nad der Miethe nad) Einfommen und allgemeiner 
Leiftungsjähigteit umgelegt wird. Und das kann nur geichehen, wenn 
alle Gemeindemitglieder zuftimmen ; fobald ein Bauer „nein“ fagt und 
die Staatöbehörden es amtlich erfahren, kann es nach dem Geſeß nicht 
gebulbet werben. Und doch geſchieht e& ziemlich allgemein, — ein 
ficherer Beweis, daß der naive Bauer hier nicht für die Gneiſt'ſche Lie- 
genſchaftsſteuer eingenommen ift. 

uch die größeren brandenburgifch-preußifchen Städte haben im 17. 
und 18. Jahrhundert, als die flantliche Accife bei ihnen eingeführt 
wurbe, entiernt nicht eine Objeftftener nach dem Hertommen als Haupt- 
fteuer gehabt; die Hauptfteuern in den cleve-märkifcden Städten, aber 
auch in Halle, Magdeburg, Stettin, Königsberg waren indirekte. Und 
nad Einführung der Accife behielten fehr viele größere und Kleinere 
Städte jog. Kompetenzen auß der Accife, d. 5. Beiträge zur Kommunal» 
verwaltung, nicht zu vergeſſen, daf ihnen ihre gefammten Schulden 
aus Staatömitteln, d. 5. der Accife, bezahlt wurden. 

Aber au, wenn das „Herlommen“ in der deutfchen Kommunal 
befteuerung fich fo verhielte, wie Gneift glaubt, — wäre es in ber That 
räthlich, unſer Gemeindefteuerweien fo einzurichten, wie es daß „Her 
tommen“ will, welches fidh in vergangenen Zeiten mit ganz anderen wirth 
ſchaftlichen Zuftänden gebildet bat. Soll es feine Bebeutung haben, 
baß heute die Vermögens“ und Berfehräformen fo ganz andere geworden 
find? Das engliihe Kommunalfteuerigftem ift daB des Mittelalters, 
ift das rein agrarifcher Gemeinden, ift daB einer Zeit der Gemeinde 
felbftändigkeit gegenüber dem Staate, wie fie heute ſich nicht mehr er⸗ 
halten kann. Im Staate des 19. Jahrhunderts, im Staate der Freir 
zügigfeit, der modernen Berkehrömittel und der Gropftädte Tann nicht 
daß Herkommen des Mittelalters, nicht dad Vorbild der Bauerngemeinbe 
entſcheiden, Tann das Gemeindefteuerfgftem nicht mehr vollftändig jelbft- 
ſtändig dem Staatsſteuerſyſtem gegenübertreten. Das letztere ift natum 
gemäß die Hauptfache. Und deßhalb werden auch die Eontinentalen 
Gemeinden das Syſtem der Zufchläge zu den Staataſteuern nicht mehr 
ganz los werben; nur muß es gefeglich geregelt werben; die Zuſchläge 
follten ‚wie in Frankreich gewiſſe mäßige Beträge nicht überfchreiten; 
und foweit daB Gemeindebudget damit, fowie mit den anderen zu 
läffigen Steuern (einer Liegenſchaftsſteuer, indirelten Steuern ıc.) 
nit auslommt, Haben die größeren SKommunalverbände, even« 
tuel zer Staat einzutreten, dann aber aud in gewiffem Maße mit 
zu teben. 

Gneiſt's Gemeindefteuertheorie, fo jelbftändig er fie ausführt, iſt 
ein fpätgeboreneß Kind der Freihandelsſchule und der Schwärmerei fir 
engliſche Einrichtungen. Es ift ungefähr baffelbe, was Braun 1867 
forderte; auch in der Verurtheilung aller Progreflivfteuer, in der Ber 
bammung einer verſchiedenen Steuerbehandlung des fundirten und un 
fundirten Einkommens, in der Abweſenheit aller fozialen Gefichtäpunfte 
berührt ſich Gneift mit dieſer theoretifchen Richtung. 

Ih will damit den Werth diefer Theorie, ala Theorie, nicht 
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herabſehen. Aber wenn wir Heute fo oft bei Theoretifern die Klage ver» 
nehmen, dab die Praxis die Theorie verachte, ihr nicht folge, jo 
meine ih, dürfen wir nicht vergeffen, forgfältig zu unterfcheiden, zwiſchen 
der theoretifchen Erkenntniß im Ganzen und jenen zahlreichen, fog. 
Theorieen, d. 5. Formeln, welche gewiſſen, politifchen Parteien und gewifſen 
Klaffeninterefien als Parteifahne, als zu erftrebende Ideale dienen. 

Auch diefe Theorien Haben ihren wiſſenſchaftlichen Werth ; fie find 
Verſuche, gewifjen Richtungen des Gejchehens den zufammenfaflenden 
Namen zu geben, gewiſſen, innerhalb beftimmter Grenzen berechtigten 
Zielen ald Führer zu dienen; — aber fie find deßhalb nicht nothwendig 
das hochſte Ziel an fich, jo wenig als fie die Theorie an fich bebeuten. 
Sie find gar oftmals nur problematifche Verſuche einer Generalifirung, 
die nach Turzer Zeit wieder über Bord gewvorfen wird. Und es ver 
fteht fi, daß der voreilige Verſuch, ſoiche Theorieen im Leben ver- 
wirflicden zu wollen, ebenfo tadelnswerth iſt, ais der praktiſche Refor- 
mator Lob und Dank verdient, der ſeine Zeit verſtehend aus den idealen 
Zielpunkten politiſcher und wiſſenſchaftlicher Diskuſſion die herausgreift. 
deren Verwirklichung möglich und heilſam iſt. Daß kein Praktiker ohne 
ſolche Beeinfluffung N Theorieen handelt, daß gerabe die größten 
Praktiker die find, welche neben dem Sinn für das Mögliche und 
Nachſtliegende zugleich jenen Schwung des Geiftes befigen, große, in 
der Theorie vorher aufgeftellte Hielpunkte für die Yufunft zu ver ⸗ 
bum: verfteht fi don ſelbſt. Die Art, wie fie die Zielpunkte der 

jerrfchenden Theorieen verfnüpfen mit den Tontreten, fozialen, politifchen 
* ſonſtigen Aufgaben ihres Staates und ihrer Zeit, das macht ihre 
Größe aus. Sie find keine großen Praktiker, wenn fie nur ohne 
Beitered als Diener einer Schule deren vielleicht ganz einfeitige 
Theorieen ausführen wollen. Welche babylonifche Verwirrung eriftirte 
in Deutſchland, wenn man für jede ber Finanz- und Gteuertheorieen, die 
in Deuiſchland feit 25 Jahren auftraten, etwa einen Yinanzminifter 
in einem deutſchen Staate beftimmt hätte, der fie hätte ausführen 
müflen; man denke, wad man im Namen der Theorie Alles forderte: 
die einzige Einfommenfteuer, die Auflöfung aller Steuern in Gebühren, 
die volle Durchführung des Prinzips der Leiftung und Gegenleiftung, 
bie Befeitigung aller indireften Steuern, die Befeitigung der Ertrags- 
feuern, die Kombination von Einfommens- und Bermögenäfteuer, die 
Beſteuerung nach ber Leiftungsfähigkeit mit der verfchiebenartigften Be« 
mefjung berjelben, arithmetiſche Bemeſſung der Steuerfäße, wie De 
geeifion und Progreffion derfelben. 

Und doch wird fi} nicht Ieugnen laſſen, daß in und mit diefem 
Streit der Theorie, der freilich ebenjo ſehr ein Streit der Parteien 
und Intereffen, al ein theoretiſcher Entwidlungsprozeß war, die Finang · 
wiſſenſchaft als folche große Fortſchritte machte, daß fie Heute auf ſehr 
viel höherem Standpunkt fteht, ala vor 30 Jahren, daß die maßvolleren 
und einfichtigeren Theoretiter ſeit geraumer Zeit auf die Ziele hinwieſen, 
die jept in der Praxis der deutſchen Regierungen zu Tage treten. 

In diefer Pragis ift freilich zunächſt eines klar: die theoretifchen 
Gefichtepuntte ftehen nicht voran, fondern bie praktiſchen. Aber daß 
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deßwegen doch die idealen Zielpunkte nicht fehlen, werden wir gleich 
jehen. Wenn die alte Schule preußiſcher Finanzmänner, als deren 
echte Mepräfentanten Delbrüd und Camphauſen gelten Tonnten, be 
feitigt ift, wenn Heute überwiegend homines novi, ja fogar ſolche, die 
früher in diefem Gebiet nicht fpeziell gearbeitet haben, an ber Spike 
der preußifchen und ber Reichsfinan zen unter Bismard ftehen, fo lag 
der Ausgangspunkt dieſes Wechſels micht in der Verſchiedenheit des 
theoretiſchen Standpunktes, ſondern barin, daß diefe Liberal- manchefter- 
lien Finanzlapazitäten älteren Styls mit ihrem Quietismus und 
ihrer Selbſtzufriedenheit überhaupt die Nothwendigkeit der Reform nicht 
genügend einfahen, nicht energifch vertheidigten. Nicht Finanzminiſter 
don anderer theoretifcher Färbung, fondern von größerer Energie und 
Leiftungsfähigteit fuchte Bismard zunächſt. Griff er doch zuerft nad 
Bennigjen und dann nach dem national-liberalen Hobrecht. 

Die politifchen Gebanten find in ber ganzen Reform daß Wejent- 
liche; in den Motiven zu dem Tabaksſteuergeſetz von 1878, in ben 
fpäteren Begründungen der Steuergeſetze, ſowie faft in allen Reben 
Bismards ift die einfache Auseinanderfegung die: Das Reich muß ge 
nügende eigene Einnahmen erhalten, feine Einnahmen müſſen wachen 
wie feine Ausgaben ; der Reichstag ift viel leichter bereit, die Ausgaben 
zu fleigern, als die Einnahmen. Die regelmäßigen Ausgaben ftiegen 
1872—78 von 304 auf 405 Mill, die regelmäßigen Einnahmen von 
250 auf 279 Mil. M.; auf Neberfchüffe ift nicht dauernd zu rechnen; 
die Matriularbeiträge follen nach dem Wortlaut ber Verfafjung nur 
fubfibiären und probiforifchen Charakter haben; die Einzelftaaten find 
duch ihr allzuſtarkes Anwachfen an ben Rand des Bankerotts gedrängt; 
ihre direften Steuern fönnen fie nicht weiter anfpannen, die indirekten 
hat ihnen das Reich genommen. 

Alſo finanzielle Selbftändigfeit bed Reichs in erfter Linie! Dazu 
tam bann in zweiter Linie der nicht jo offen außgeiprochene, aber 
ebenjo wichtige Gedanke der Stärkung der Gentralgewalt. Es follen 
Ueberfchäffe an der höhern Stelle erzeugt werben; ber Schwerpunkt der 
Reform foll nicht in den Gemeinden, nicht in den Staaten, fondern im Reich 
liegen; wie die Gemeinden vom Staat, fo follen die Staaten vom Rei 
finanziell abhängig werben dadurch, daß das Reichsſteuerſyſtem weiter 
außgebildet wirb als das für bie Zivele des Reichs ndthig wäre. Und 
nicht bloß wächft die politifche Einheit durch die Zufchäffe, welche die 
Staaten aus den Reichskaſſen erhalten; es wächft auch die vollswirth- 
Iaftliche Einheit durch ein audgebilbeteres Syftem indirelkter Steuern. 
Gleiche direkte Steuern ſchaffen fein Ne von Beziehungen und Ge 
wöhnungen, daß nicht jeden Moment wieder zerfchnitten werben Tönnte; 
ein Wirthichaftsgebiet aber mit einheitlichen außgebildetem indirekten 
Steuerfyftem und gar mit einheitlichen Monopolen, das verwächft eben 
durch diefe Einrichtungen fo innig, daß feine Trennung mehr möglich ift. 

Das find für den Finanztheoretiker praktifche Gefichtspunkte, Tür den 
Politiker aber nicht blos berechtigte, fondern je nach feiner Ueberzeugung 
die höchiten denkbaren Ideale, und fein warmer deutfcher Patriot wird 
ihre Bedeutung ganz leugnen. 
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Weiter kommt in politifcher Beziehung in Betracht, daß die in⸗ 
direlten Steuern in guten, vorwärtßgehenden Zeiten, auf welche Deutich« 
land doch rechnen kann, von ſelbſt wachen, daß fie deßhalb die Regier- 
ung unabhängiger von den parlamentarifchen Körperichaften ftellen als 
bie direkten und gar die kontingentirten direkten Steuern. Das wird natürlich 
nicht außgefprochen, aber es erklärt Viele in der Geſchichte des Steuer 
weſens; die Liberalen Parteien waren auß biefem Grunde ſtets eher für 
direlte, die Regierungen für indirekte Steuern. Wer nun in Deutich- 
land die Regierung der jeweiligen Parlamentsmajoritäten herbeiführen 
will, wird eben deßhalb jede Mafregel belämpfen, welche die Stellung 
der Regierung an fich ftärkt. Wer, wie ich ber Anficht ift, daß bei 
unferem Parteimefen die Regierung und wirkliche Herrſchaft der jer 
weiligen Majoritäten über den ganzen Staatapparat ein große Un- 
glüd wäre, der wird auch nach diefer Seite weder die Kontingentirung 
der Steuern, noch überhaupt die Ausdehnung bed beftehenden Budget» 
rechtes der Parlamente für nothwendig und heilfam halten, ber wird 
zugeben, daß auch Hier Bißmard berechtigte politiiche Ziele verfolgt. 

Auch eine weitere Gruppe von Erwägungen, die ſeit 1878 bei 
den Plänen der Reichöregierung mehr und mehr in den Vordergrund 
trat, gehörte dem politifchen Gebiet an: die Vorichläge müflen jo ein- 
gerichtet fein, oder fo mobifizirt werben, daß fie eine Majorität finden. 
So ficher nun Heute durch alle Kreife und Parteien eine Tonferbative 
Strömung geht, fo wenig wird fich behaupten Lafien, Bißmard oder 
Hobrecht ober Bitter Hätten von Anfang an ausſchließlich auf bie Alt 
tonfervativen und das Gentrum fich fügen wollen; im Gegentheil man 
ſah immer den Wunfch, die Nationalliberalen zu gewinnen. Da fie aber 
in diefen ragen keiner monarchiſchen Führung gehorchten, war kein 
Verlaß auf fie, und fo kam 1879 die Mlerital-Tonfervative Majorität 
zu Stande, der man dann aber auch Konzeffionen machen mußte. Es 
wird wahrfcheinlich auch mit den weiteren Steuerplänen ähnlich gehen. 
Bon gegnerifcher Seite ruft man Zeter über diefen Schacher! man ver= 
gißt aber einzugeftehen, daß dieſer Schacher eben bie nothwendige partie 
honteuse des Parlamentarismus und der Parteiwirthſchaft überhaupt 
iſt. Me Parteien ſtühen fich auf Intereſſengruppen und die wollen 
geſchont fein, ſonſt verlieren die Abgeordneten ihre Site; in biefem 
Punkte find aber bie ftäbtifchen und inbuftriellen Wähler gerade jo 
naiv, wie die Ländlichen. 

Der wichtigfte, praktifche Gefichtspunkt aber, der die Diskuſſion 
und alle ihre Refultate beherrjcht, ift ein finang=technifcher: die Vor⸗ 
aäglichteit der indirekten Steuern gegenüber den direkten. Man Hat das 
newerbingö vorwurfsweiſe einen Doktrinarismus genannt, und das ift 
jebenfalls richtig: nicht blos Fraltiker, ſondern auch ſehr viele Theoretiker, 
man tkann ſogar ſagen die überwiegende , öffentliche Meinung ſchwärmi 
jegt fr indirelte Steuern; umd dieſes Schwärmen beruft — ge 
rabe wie früher dad Schwärmen für das Gegentheil — bei ber Menge 
nicht auf Harer Erkenntniß, ſondern auf einigen vagen doktrinären Bor« 
ftellungen, und dieſe find in erſter Linie erzeugt durch die Mißſtimmung 
der taufende und Hunderttaufende über die beitehenden undolltommenen, 
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deßwegen boch die idealen Zielpuntte nicht fehlen, werden wir gleich 
ſehen. Wenn die alte Schule preußiſcher Finanzmänner, als deren 
echte Mepräfentanten Delbrüd und Gamphaufen gelten Eonnten, be - 
feitigt ift, wenn Heute überwiegend homines novi, ja fogar folde, die 
früher in diefem Gebiet nicht ſpeziell gearbeitet haben, an der Spike 
ber preußifchen und ber Reichsfinan zen unter Bismard ftehen, To lag 
der Ausgangspunkt dieſes Wechſels nicht in der DVerjchiedenheit des 
theoretiichen Standpunftes, fondern darin, daß diefe Liberal- manchefter- 
lichen Finanzkapazitäten älteren Styls mit ihrem Quietismus und 
ihrer Selbftzufriedenheit Überhaupt die Notwendigkeit ber Reform nicht 
genügend einfahen, nicht energifch vertheidigten. Nicht Finangminifter 
don anderer theoretifcher Färbung, fondern von größerer Energie und 
Leiftungsfähigkeit fuchte Bismard zunächſt. Griff er doch zuerft nach 
Bennigfen und dann nad) dem national-liberalen Hobrecht. 

Die politifchen Gedanken find in der ganzen Reform das Weient- 
liche; in ben Motiven zu dem Tabaksſteuergeſez von 1878, in ben 
fpäteren Begründungen der Steuergefege, ſowie faft in allen Reden 
Bismarcks ift bie einfache Außeinanberfegung die: Das Reich muß ger 
nügende eigene Einnahmen erhalten, feine Einnahmen müflen wachſen 
wie feine Ausgaben ; der Reichstag ift viel leichter bereit, die Ausgaben 
zu fteigern, als die Einnahmen. Die regelmäßigen Ausgaben fliegen 
1872—78 von 304 auf 405 Mil., die regelmäßigen Einnahmen von 
250 auf 279 Mil. M.; auf Weberfchüfie ift nicht dauernd zu rechnen; 
die Matritularbeiträge follen nach dem Wortlaut der Verfafſung nur 
fubfidiären und probiforifchen Charakter Haben; die Einzelftaaten find 
durch ihr allzuſtarkes Anwachien an den Rand bes Bankerotts gedrängt; 
ihre bireften Steuern fönnen fie nicht weiter anfpannen, bie inbirelten 
hat ihnen das Reich genommen. 

Alfo finanzielle Selbfländigfeit bed Reichs in erfter Linie! Dazu 
tam dann im zweiter Linie ber nicht jo offen außgefprochene, aber 
ebenfo wichtige Gedanke der Stärkung der Gentralgewalt. Es follen 
Ueberſchuſſe an der höhern Stelle erzeugt werden; der Schwerpunft ber 
Reform fol nicht in den Gemeinden, nicht in den Staaten, ſondern im Reich 
liegen; wie die Gemeinden vom Staat, fo jollen die Staaten vom Reich 
finanziell abhängig werben dadurch, daß das Reichsſteuerſyſtem weiter 
audgebilbet wirb als das für die Zwecke des Reichs ndthig wäre Und 
nicht blos wächft die politifche Einheit durch die Zufchäffe, welche bie 
Staaten auß den Reichslaflen erhalten; es wächſt auch die vollawirth- 
Ichaftliche Einheit durch ein außgebilbetereg Syftem indirefter Steuern. 
Gleiche direlte Steuern fchaffen fein Ne von Beziehungen und Ge 
wöhnungen, da8 nicht jeden Moment wieder zerfchnitten werben Yönnte; 
ein Wirthichaftsgebiet aber mit einheitlichem außgebildetem indireftem 
Steuerfyftem und gar mit einheitlichen Monopolen, dag verwächſt eben 
durch dieſe Einrichtungen fo innig, daß feine Trennung mehr möglich ift. 

Das find für den Finanztheoretiker praktiſche Gefichtäpuntte, hr ben 
Politiker aber nicht blos berechtigte, ſondern je nach feiner Ueberzeugung 
die höchften denkbaren Ideale, und fein warmer deutfcher Patriot wird 
ihre Bedeutung ganz leugnen. 
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Weiter kommt in politiicher Beziehung in Betracht, daß die in- 
direlten Steuern in guten, vorwärtägehenden Zeiten, auf welche Deutich« 
land doch rechnen Tann, von jelbft wachen, daß fie deßhalb die Regier- 
ung unabhängiger von den parlamentarifcden Körperichaften flellen als 
die Direften und gar die Zontingentirten direkten Steuern. Das wird natürlich 
nicht außgefprochen, aber es erklärt Vieles in der Gefchichte bes Steuer- 
weſens; bie liberalen Parteien waren aus dieſem Grunde ſtets eher für 
direkte, die Regierungen für indirekte Steuern. Wer nun in Deutfch- 
land die Regierung der jeweiligen Parlamentsmajoritäten herbeiführen 
will, wird eben deßhalb jede Maßregel bekämpfen, welche die Stellung 
der Regierung an fich flärtt. Wer, wie ich der Anficht ift, daß bei 
unferem Parteiwefen die Regierung und wirkliche Herrſchaft ber je- 
weiligen Majoritäten über den ganzen Staat8apparat ein große In- 
glüd wäre, der wird auch nach diefer Seite weder die Kontingentirung 
der Steuern, noch überhaupt die Ausdehnung des beftehenden Budget- 
rechtes der Parlamente für nothwendig und heilfam Halten, ber wird 
‚zugeben, daß auch bier Bismard berechtigte politifche Ziele verfolgt. 

Auch eine weitere Gruppe von Erwägungen, bie feit 1878 bei 
den Plänen der Reichregierung mehr und mehr in den Vordergrund 
trat, gehörte dem politifchen Gebiet an: die Vorſchläge müffen jo ein- 
gerichtet fein, oder jo mobifizirt werben, daß fie eine Majorität finden. 
So fiher nun Heute durch alle Kreife und Parteien eine konſervative 
Strömung gebt, fo wenig wird fich behaupten laſſen, Bismard oder 
Hobrecht oder Bitter Hätten von Anfang an ausſchließlich auf die Alt- 
Ionfervativen und das Gentrum fi ftüßen wollen; im Gegentheil man 
fah immer den Wunſch, die Nationalliberalen zu gewinnen. Da fie aber 
in diefen Fragen Teiner monarchiſchen Führung gehorchten, war fein 
Berlaß auf fie, und fo kam 1879 die erikal-Tonfervative Majorität 
zu Stande, der man dann aber auch Konzeffionen machen mußte. Es 
wird wahrſcheinlich auch mit den weiteren GSteuerplänen ähnlich gehen. 
Bon gegnerifcher Seite ruft man Zeter über dieſen Schacher! man ber 
gißt aber einzugeftehen, daß dieſer Schacher eben die nothwendige partie 
honteuse des Parlamentarismus und der Parteitwirthichaft überhaupt 
iſt. Mile Parteien fügen fich auf Anterefiengruppen und die wollen 
geſchont fein, ſonſt verlieren die Abgeordneten ihre Sitze; in biefem 
Punkte find aber die ftädtifchen und induſtriellen Wähler gerade fo 
naib, wie die ländlichen. 

Der wichtigfte, praktifche Gefichtspunkt aber, der die Diskuffion 
und alle ihre Refultate beherrſcht, if ein finanz · techniſcher: die Vor⸗ 
züglichfeit der indirekten Steuern gegenüber den direkten. Man hat das 
neuerdings vorwurſsweiſe einen Doftrinarismus genannt, und das ift 
jedenfalls richtig: nicht blos Praktiker, ſondern auch ſehr viele Theoretiler, 
man fann fogar fagen die überwiegende , öffentliche Meinung ſchwärmi 
jet für indirekte Steuern; und dieſes Schwärmen beruht — ger 
rade wie früher daB Schiwärmen für das Gegentheil — bei der Menge 
nit auf Harer Erkenntniß, fondern auf einigen vagen doftrinären Bor- 
ftellungen, und dieſe find in erfter Linie erzeugt durch die Mißſtimmung 
der tauſende und hunderttauſende über die beftehenden unvolllommenen, 
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bis an die Auferfte Grenze überfpannten direkten Steuern. Man mag 
einen jolchen Umſchwung der Stimmung tadeln; er ift vorhanden, eẽ 
muß mit ihm gerechnet werden; bei der heutigen Bildung ber Maſſen 
und dem Stande unjerer Erkenniniß werden jaft alle großen, politifchen 
Aenderungen durch ſolche Stimmungswechjel herbeigeführt. Diefer 
ipezielle Umfchwung Hätte dann vielleicht vermieden werben können, 
wenn wir in den größeren beutfchen Staaten Sinanzminifter gehabt 
hätten, die von 1866— 76 die direften Staats - und Gemeindefleuern 
jo reformirt Hätten, daß fie ohne Drud Höhere Rejultate gaben. 

Für mic liegt kein Zweifel — Heute jo wenig als früher — vor, 
daß bie bdireften Steuern gleichſam die Höhere Kultur repräfentiren, die 
Zufunft beherrſchen; ich glaube, wir können in Preußen ſtolz darauf 
fein, daß die direlten Steuern jo früh fo ſtark außgebilbet wurden, und 
ich hoffe, daß auch in der Zukunft fich diefer Ruhm nicht verlieren 
wird. Die direkten Steuern find das ibealere, aber eben deßhalb ift 
ihre praftifche Ausführung jo viel ſchwieriger und werden fie bei einer 
Meberfpannung jo viel drüdender, daß alle Volker und alle Staaten 
bei größerem ſchnellem Anwachſen der Budget? immer raſch an die 
Grenze kamen, wo man fi durch Zurldgreifen auf bie indirelten 
Steuern helfen muß. Die indirekten Steuern find der Idee nad dad 
Unvolltommenere, fie find aber — weil fie das Rohere, Einfadere 
find — praltiſch viel leichter volllommen durchzuführen. Gute Ber- 
waltung, gute Beamte, gute Geſetze für indirekte Steuern find fehr viel 
leichter, bei viel geringerer intellektuelle und fittlicder Kultur zu erw 
reichen, als baffelbe für direfte Steuern. 

Darum Hat ein Colbert feine großen, unfterblichen Finanzreformen 
damit begonnen, die unerträglich gewordene direkte Steuer, die Zaille, 
um viele Millionen herabzuſetzen und bie indirelten Steuern zu em 
weitern, und ganz bafjelbe thaten bie großen preußifchen Regenten von 
dem Großen Kurfürften bis zu Friedrich dem Großen. 

Auch damals waren die indirekten Steuern nicht daß Beſſere, nicht 
das alle Zukunft Beherrfchende, aber dag im Moment erträglicher, rajcher 
umd leichter Durchführbare. Und aus demfelben Grunde haben unfere 
weſtlichen, praktiſcheren Nachbarn noch Heute dieſes Ueberwiegen ber 
indirekten Steuern. Gleihwohl find fie damit nicht ohne Weiteres ein 
Vorbild für ung; immer und immer wieder ift mir hier im Elſaß 
unter ber Herrichaft des franzöflichen Steuerſyſtems das Bewußtſein ge 
wachfen, daß unfer preußifches Steuerſyſtem vollkommener und gerechter 
fei. Aber ebenjo unzweifelhaft ift mir do, daß und dag Wachlen 
unferer Kommunal» und Staatslaſten nothwendig zeitweiſe zu einer 
flätkeren Heranziehung ber indirelten Steuern nöthigt. Die preußiſche 
Eintommenfteuer bietet, obwohl fie mix lieber ift, alß bie franzdfiichen 
direkten Steuern, eine Ueberlaftung des Mittelftandes, eine Möglichkeit 
für daß bewegliche Kapital fich ihr zu entziehen, fie jet in ihrer weiteren 
Ausbildung eine ſolche Steigerung der intellektuellen und fittlichen 
Kultur, einen jo tompligirten Erziehungsprozeß voraus, baß gerabe, wenn 
wir fie bald reformiren und mit Erfolg reformiren wollen, wir nicht 
zugleich die doppelten Erträge von ihr fordern dürfen. Unb ber 
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Hauptvorwurf gegen bie inbireften Steuern, daß fie die ärmeren Leute 
überlaften, ift doch nur begründet, wenn man fie auf Salz, Brot, 
Fleiſch und Aehnliches Legt. Darum handelte es fich aber in ber Haupt« 
ſache nicht. Schon in den Motiven zum Zabatlöfteuergefegentwurf von 
1878 erinnerte der Bundesrath daran, welche Artikel in der Regel 
die indirekten Steuern tragen. Ich füge die Zahlen Hier bei: 


Es entfielen im Jahre 1875 auf ben Kopf der Bevdlkerung an 
Stenererträgen von 

Maflee Zuder Tabat Prammb Gier Mein Thee Zul. 

4 4 4 —9 M A 4 4 

in Deutichland.... 0,88 132 080 156 059 026 001 487 

in Defterreich-Ungarn 0,28 0,59 485 086 1,38 0,89 0,01 886 


ind. ®. Staaten... 451 452 5% 108 032 — 16,32 
in Srankreih .... 167 401 696 3,79 049 388 0,02 20,82 
in Großbritannien... 0,13 — 4,69 13,08 5,15 1,08 2,25 26,38. 
Nach den Budget? von 1876 
entfallen Prozente entfallen Mark pro 


ber Steuern auf bie Kopf ber Bendlterung 


Eink-u.Berm» DVerbraudis- an Eint.-n. an Verbrauqhs · 
feuer Reuer Berm.-fteuer feuer 


in Deutfland . . . 4422 55,78 5,66 7,15 
in Oeflerreich . . . . 36,06 69,94 819 14,58 
in Grant . . . . 25,17 74,83 841 25.00 
in Öroßbrit. u. Irland 18,00 2,00 408 2,8. 


Wenn von biefen Summen Frankreich und England einen guten 
Theil für ihre Schulden außgaben, wenn der Konfum von Zuder, 
Bein, Bier theilweife in biefen Ländern ein größerer ift, fie an fi 
reicher find, jo beweift daß doch nicht, daß wir nicht in Deutſchland 
von 7 auf 12—14 Mark indirefter Steuern kommen önnen, halb fo 
viel als England und Frankreich, immer noch weniger als Defterreich 
und die Vereinigten Staaten. 

Dem wichtigften Einwand gegen die indirelten Steuern wird, wenn 
nicht gang, jo doch jedenfalls theilweife bie Spitze dadurch abgebrochen, 
daß Fürft Bismard und die jeige preußiſche Finanzverwaltung einen 
Gebanten energifch aufgegriffen Haben, der, wie mir feinen will, den 
wichtigften Fortſchritt in der neueren Theorie der Finanzwiſſenſchaft 
bildet, den jogialpolitifchen Gedanken der Erleichterung der Kleinen Leute 
oder vielmehr den allgemeinen Gedanken der Rüdfichtnahme auf die 
ſozialen Berhältnife überhaupt, der ſtärkeren Betonung eines gerechten 
Steuerfyftemd. 

Auch diefer Gedanke ift natürlich nicht ganz neu, aber er friflete 
doch nur in der kärglichen Form des fog., nicht einmal unbeftrittenen 
Griftengminimums fein Dafein; gegenüber dem naiven Egoismus ber 
Befigenden in älterer Zeit, der allgemein die unteren Klafien und 
Heineren Einkommen mit Höheren Säßen belegte, war es ſchon ein 
Foriſchritt, wenn man wenigften® zu der Forderung gelangte, alles 
Eintommen gleich zu befteuern. Es entipradh dem Gefichtäfteiß des 
älteren Liberalismus, zu glauben, das fei der Weißheit letzier Schluß; 
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alle Progreflion de Steuerſyſtems, alle Verſchiedenheit der Behandlung 
fundirten und unfundirten Einkommens fei damit abzulehnen. Es ift 
der Standpunkt, den Gneift heute noch einnimmt, den ich ſelbſt in der 
Hauptſache in einer Jugendarbeit vor 20 Jahren theilte *). 

Die gaben finanztheoretiichen Arbeiten von Lorenz d. Stein und 
Adolph Wagner und die außgezeichneten Spezialunterfudgungen von 
Neumann bezeichnen den Umfchwung, der feither nach biefer Seite ein- 
getreten ift; im praktiſchen Leben gab er fich feither in ben fozial« 
politifchen Forderungen aller Parteien mehr oder weniger fund, 
in ber preußifchen Finanzgeſetzgebung äußerte er ſich zuerſt in 
der Aufhebung ber unterften Stufe der Klaflenftener und ber befferen 
Heranziehung der oberſten Stufen der Einlommenftener (Gejeg vom 25. 
Mai 1873). Und feither Hat ber Gedanke nicht gerußt; immer Häufiger, 
immer dringlicher tommt bad Berlangen weiterer Erleichterung derunteren 
und mittleren Klaffen, die Forderung einer richtigen und färferen Progreffion 
der Säße, einer wahrbeitägetreueren Angabe des Einkommens, einer 
Unterfcheidung des fundirten und unfundirten Einkommens, einer theil- 
weijen Verwendung der Steuern nicht bloß im Stantd- und im Intereffe 
der höheren, jondern auch fpeziell in dem der unteren Klafien. 

Es gibt dafür eine fefte Norm, es ift die abſchüffige Bahn des 
Sozialismus, ruft dabei der Angftliche wohlhabende Liberale Philifter, 
dem es um feinen @elbbeutel bange ift. Als ob jemals für die Grenz- 
beftimmungen im Recht e8 a priori fefte Bablenverhältnifie gegeben 
Hätte, als ob die Steuerprogreifion von 1—3°%,, eine unantaftbare, 
rechtsphiloſophiſch gutgeheißene Skala, die von ,, %— 4 ober 6%, 
ein brutaler Kommunismus wäre. — Nein, es handelt fich hier wie 
ſtets in ſolchen Fällen darum, nach der durchſchnittlichen Rechtsüber 
zeugung der Majorität die Grenze zu beſtimmen, biß zu welcher der 
neue große Gedanke dringen kann und foll. 

Diefen ganzen Gebantenkreis einer ſozialpolitiſchen Auffafiung 
de3 Steuerſyſtems unb einer foztalpolitiichen Verwerthung der Staats: 
mittel — nicht gefchaffen, aber mit Energie ergriffen zu haben, wirb in 
Zukunft einer ber größten Ruhmestitel der Bismarckiſchen Politik bilben. 
Diefes Lob kann kein Nörgeln und Zweifeln, feine Parteiranküne 
jemals wieber in Frage ftellen. Nur naive Hiftorifche Unkenntniß kann 
behaupten, das, was jegt in fozialpolitifcher Richtung von ber Reiche- 
regierung geplant werbe, fei noch niemal® dageweſen. Alle Staais- 
bildungen alter und neuerer Zeit Haben Elemente dieſes Geiftes in ſich 
gehabt, am meiften ber altpreußiiche Staat des 18. Jahrhunderts und 
theilweife auch noch das Hobengolleriiche Regiment bes 19. Jahr ⸗ 
hunderts. Aber es war dieß mehr unbewußt, inftinktiv. Jet nach ber 
faſt vollftändigen zeitweiligen Herrſchaft der Rachtwächteridee vom Staate, 
und nad den tiefgreifenden fozialen Kämpfen der letzten zwanzig Jahre 
in allen Kulturftaaten Europas, ift das ſyſtematiſche bewußte Zuräd« 
kehren zu den altpreußifcden Zrabitionen einer Regierung zum Schupe 
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der Schwachen allerdings etwas Neues, es ift ein Akt von gerabezu 
weltBiftorifcher Bedeutung. 

Die Gegner freilich behaupten, dieſes ibeale Ziel werde nur zum 
Schein vorgeichüßt; es fei eigentlich auf ein Regiment zu Gunften ber 
Ariftokratie abgeſehen. Nur um Wahlreklame zu machen, erlafſe mar 
den Klaffenftener- und den fünf unteren Stufen der Einkommenfteuer- 
pflichtigen dreimonatliche Steuerraten. Es ift natürlich, daß die Par- 
teitaftit fo vorgeht; es ift klar, daß eine Regierung, die nicht thun 
Zaun, was fie will, ſondern was eine Tonferbative Majorität bewilligt, 
durch manche Rüdfichten gebunden ift, die ſolche Angriffe möglich machen. 
Das Nrtheil kann felbftverftändlich Heute, da wir noch mitten im Partei- 
tampfe um dieſe Dinge flehen, fein einheitliches fein; ganz unbefangen 
wird erſt eine ferne Zukunft zu Gerichte fihen können. 

Freier aber, alß die Parteiführer im Reichttage kann Heute ſchon 
der jehen, der fern von ber perfönlichen Theilnahme an ben Partei 
kampfen, die Thatjachen unbejangen verfolgt. Und in diefem Sinne 
möchte ich nach diefen allgemeinen Bemerkungen über die Zielpuntte 
der praftifchen heutigen Finanzreform Kurz den äußeren Gang derſelben 
feit den letzten Jahren hier darlegen. 

Mit dem Jahre 1877 begann die entjcheidende Thätigkeit; Bis- 
mard legte fein Schwergewicht in die Schale, drängte Camphaufen zur 
That; die beutfchen Finanzminiſter Lonferixten in Heibelberg. Man 
plante zunächft preußifcher Seits eine Webertragung ber vorhandenen 
Stempel- und Erbſchaftsſteuern im Betrag von 70—80 Millionen 
Mark von den Eingelftaaten auf das Reich; eine Bundesrathskommiſſion 
erftattete den 4. Oktober 1877 eingehenden Bericht über die Sachlage 
und die möglichen Refultate. Man jah bald, daß die Opfer, bie man 
damit den Einzelſtaaten zumuthete, ganz außerordentlich verſchiedene waren, 
daß die Verſchiedenheit des Privatrechts, des Grbrechtß, ber freiwilligen 
Gerichtsbarkeit eine Nebertragung der meiften diefer Abgaben ſchwierig, 
wenn nicht unmöglich made”). Die auf Grund der Vorarbeiten aud- 
gearbeiteten Entwürfe über ben Spiellartenftempel und einen Reichs - 
flempel von Onittungen zc. konnten nicht als eine Löfung bed Reform- 
problems gelten. Und vollends nicht der unbedeutende Kartenftempel, 
dem der Reichätag 1878 allein Geſehzeskraft verlieh. 

Daneben war deßhalb bereit dem Reichstag von 1878 ein Tabals- 
ſteuergeſetzentwurf vorgelegt worden, auf Grund der Vorarbeiten des 
Bundesraths, reſp. feiner Kommiffionen von 1872,73 und 1875. Eine 
erhöhte Steuer nach dem Gewicht des Rohtabaks follte an die Stelle 
der Flächenfteuer treten; zugleich aber wurbe angedeutet, daB die Ge- 
withtöfteuer den Uebergang zum Monopol bilden könne. Die Motive 
des bunbesräthlicden Entwurfs betonten zum erften Male mit großer 
Energie, daß die Reichsfinanzen auf andere Bafis geftellt werden müßten 
und daß nur in den indirekten Steuern bie Hilfe gefunden werden 
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konne. Der Reichstag verhielt ſich zunächſt ablehnend; die Literatur 
über die Frage ſchwoll raſch an*); die ganze Öffentliche Meinung war 
davon bewegt; man einigte fich im Reichötage wenigften® darüber eine 
Enquötelommilfion bezüglich der Tabalöbefteuerung einzufeßen, welche 
dann duch ein Queilenwerk erfien Ranges, in ſechs umfangreichen 
Bänden **), die Frage fpruchreich machte. 

Damit fowie mit den Reutwahlen im Sommer 1878 wegen des Soziali- 
ſtengeſetzes und mit der handelspolitiſchen Exflärung ber Majorität des Reich®- 
tagd vom 19. Oftober 1878 im Sinne einer [hubzöllnerifchen Zarifreform 
waren die Präliminarien erfchöpft. Der große Hauptaft konnte beginnen ; es 
wurden dem entfchieben konſervativer gefärbten Reichstag in feiner zweiten 
Seffion im April 1879 derumgearbeitete Tabafßfteuergejeentwurf und ein 
Zolltarif vorgelegt, der eine weientliche Erhöhung der Finanzzölle und eine 
nicht unbedeutende Ruckkehr zu induftriellen und landwirthſchaftlichen 
Schußzöllen in fich ſchloß. Und wenn der Reichstag auch die Tabaks- 
licenzfteuer ablehnte, die Säge für die Tabalsgewichtäfteuer herabfegte, 
ſtatt etwa 160 nur 120 Millionen neuer Einnahmen verwilligte: im 
Ganzen erreichte die Regierung doch, was fie wünfchte; fie hatte unzweifel · 
haft die Majorität des Reichstags und wahrfcheinlich eine noch viel 
größere Majorität der Nation auf ihrer Geite, als fie die Geſetze vom 
15. und 16. Juli 1879 verkündete, welche unfer beutfches Zoll- 
Steuerfyftem der tieigreifenbften Aenderung unterwarfen, bie e8 je — 
einmal erfahren. , 

Und das erreichte die Regierung trotz des heftigſten Widerftandes 
der Freihandelspartei, troz des negirenden Votums der Rationalliberalen 
in der Schlußabſtimmung (während ſehr viele derſelben in Einzelheiten 
augeftimmt Hatten), troß ber Zweifel mancher Konfervativen und ange» 
jehener wiffenjchaftlicher Autoritäten. Sie erreichte & — jagen bie 
Gegner — durch die Koalition der egoiftiichen Interefſen. Und man 
wird nicht leugnen können, daß die Regierung dieſes Mittel nicht 
von der Hand wieß, um fich eine Majorität zu ſchaffen. Aber immer 
war das nicht das Wefentliche. Das Wefentliche war, daß auch ber 
Unparteiifche damals zugab, wir bebärften neuer Steuern und Einnahmen 
für das Reich; eine gewifle Finang · und Schuhzollreform fei möthig; 
dad Wefentlichte war, daß nach jahrelangem Zaudern und Streiten auf 
der einen Seite ein jefter Harer Wille mit großem Plan, mit der fihern 
Ausficht auf Vefeitigung unferer ungefunden Finanzzuſtände ftand, auf 
der andern ein Wirrjal don Meinungen, von Hyperkritik, Rörgelei 
one pofitive Schaffungäfraft. 

Auch ich Hätte nach meinen theoretiſchen und fubjeltiven Wünjchen 
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die Zarifreform mir in mancher Beziehung anders gewänfcht, aber def- 
halb flehe ich doch nicht an, bie Finanzgeſehe von 1879 im Ganzen 
für einen großen Fortichritt zu erflären. Was im Einzelnen gefehlt 
wurde, wird weit überwogen durch den Gewinn im Ganzen*). Die 
Reichsfinanzen find mit einem Zug ind Gleichgewicht geſetzt; die Matri« 
tularbeiträge find materiell befeitigt; formell nur beftehen fie fort, um 
das Steuerbewilligungsrecht des Reichstags in Kraft zu erhalten und die 
nothwendig wechfelnden Jahreeinnahmen im Etat zu balaneiren; der 
Srantenbergifche Antrag beftimmt, — da bisher Zölle und Tabak jähr- 
id etwa 130 Millionen gaben, jo foll fünitig das, was Zölle und 
Tabak mehr tragen, in die Kafen der Einzelftaaten fliehen, die daraus 
age Matritularbeiträge zahlen, eventuell den Ueberſchuß für fich 
ehalten. 

Gerade das aber wollte die preußifche Finanzverwaltung, wollten 
noch mehr bie Finanzminiſter der kleinen Staaten und deßhalb war 
mit biefem erften großen Akte die Finanzreform noch nicht abgeſchloffen. 
Hatte boch der nationalliberale Hobrecht, der als damaliger preußiſcher 
Finanzminifter die Geſehe von 1879 mit durchgefeßt hatte, damals be- 
twohnet, daß nicht 160, fondern im Ganzen 245 Millionen Mark neuer 
Steuern im Reiche nöthig feien, um das Defizit in Reich und Staat zu 
deden, die Gemeinden zu entlaften, die Steuerreform im Sinne einer Er- 
leichterung ber unteren Klafien durchzuführen. 

Im Jahre 1880 Yegte der neue preußifche Finanzminiſter Bitter 
den preußiſchen Kammern ein Verwendungsgeſetz bezüglich der Auß- 
führung des Sranfenbergiichen Antrags und ein Außfchankfleuergefeß zu 
Gunften der Gemeinden vor; zugleich wurbe die Verſtaailichung einer 
Reihe wichtiger Privatbahnen durchgeführt, was ganz wefentlich mit zum 
Finangpları gehörte. Daß Ausſchankfieuergeſetz wurde nicht erledigt, 
das Verwendungsgeſetz aber wurde am 16. Juli 1880 zum Abſchluß 
gebracht: die aus den Zöllen und der Zabaläftener fich ergebenden 
Ucberichäffe follten jährlich im Gtat zu einem Erlaß der Mlafien- und 
Eintommenfteuer verwendet werben, wenn nicht anderweitig durch ben» 
felben darüber verfügt wird. Die dem Reichdtage vorgelegten Eniwürfe 
der Wehr-, Brau⸗ nnd Stempelſteuer gelangten, da berjelbe jchon im 
Mai 1880 gefchloffen wurde, nicht zur Erledigung. 

In ber Herbfiſeſſion de preußiichen Landtag 1880.81 und der 
legten Seffion dieſes Reichetages, die gegenwärtig noch andauert (April 


*) neber die Tabatafteuer fiehe die gute Abhandlung von Piersdorfi, Ent: 
wicklung der Tabafäftenergeleggebung in Deutſchland ſeit Anfang dieſes Jahr⸗ 
hunderts, Hildebrand’3 Jahrb. Bo. 33 S. 847 —370; über ben Sontarif berken 
wir bis jet nicht viel mehr als Parteiangriffe umd Parteilobpreifungen; bie 
Känblihen Anterhuchungen Sonrab’3_und feiner Mitarbeiter (Hildebrand’s 
Sapık. 0.33 6.435 ff, Bb.34 ©. 1 ff. u. ©. 208 ff. und Suppiementheit V u. VD 
haben für die Detailfragen großen Werth; bie allgemeinen fragen aber fcheinen 
mir auqh hier nicht ohne Parteifärbung behandelt, die weientlicften, auf benen 
das Gejammturtheil zu fußen hat, theilmeiie ger nicht berührt zu fein. Meine 
eigene Anficht Habe ff in dem Korreferat auf der Generalverfammlung bes Ber: 
Fr fürs apa gel in Frankfurt April 1879 fliggirt. (Schriften des Vereins 
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1881), fchien die Regierung mit größerer Energie als im vorhergehen- 
den Winter ihre Finanzpläne fördern zu wollen. Sie fuchte haupt - 
ſachlich die Schwierigkeit auß bem Wege zu räumen, die darin Liegt, 
daß der Reichstag weitere Mittel bewilligen foll, die den Ginzelftaaten 
zu Gute fommen, ohne daß er ficher if, was dieſe damit beginnen wer- 
den. Der preußifche Sinanzminifter legte der zweiten Kammer daher 
am 21. Dezember 1880 einen weiteren Entwurj eines Berwendungs- 
geſetzes vor, der pofitivere Vorfchläge für den Fall der Flüffigmachung 
von Reichsmitteln machte und in jeinen Motiven, auß denen wir im 
Anhang 1. das Weſentliche mittheilen, den Plan ber preußiſchen Steuer 
reform ſtizzirte. Als Ziel wurde Bingeftellt: 

1. ber Erlaß der vier unteriten Stufen ber Klafſenſteuer; 

2. die allmäliche Befeitigung der Klaſſenſteuer als Staatäftener, 
ihre Meberlafjung an bie Kommunalverbände, d. 5. an die Seife; 

3. bie Weberweifung der Hälfte der Grund und Gebäubefteuer 
an bie Kommunalverbände (d. 5. Provinzen unb Seife). 

Für das folgende Jahr war eine Reform der Gewerbe und der Ein- 
kommenfteuer in Außficht geftellt. Zunächſt aber, da diefe Borfchläge nur 
hypothetiſch im Fall der Bernilligurig neuer Mittel durch den Keichstag ge- 
meint waren, follte auf Grund bes Geſetzes vom 16. Juli 1880 und der 
diefeß Jahr burg bie Bewilligungen von 1879 und ben Srankenbergifdien 
Antrag flüffigen Mittel ein einmaliger Klaffenfteuererlaß von 3 Monals · 
raten in den vier unterften Klafien ftattfinden. Das bekannte Refultat 
war, daß ber bis zur fünften Einkommenfteuerftufe erweiterte Erlaß durch 
Konfervative und Fortſchritt zuſammen zu einem definitiven gemacht 
wurde (Geſetz vom 10. März 1881). Im Mebrigen aber ergab fidh keine 
Ausficht einer Einigung auf Grund dieſer Vorſchläge. 

Damit war auch die Hoffnung auf eine Genehmigung der Gteuer- 
vorlagen im Reichstag von vornherein getrübt. Nichtsbeftoweniger 
wurden fie in ziemlich ähnlicher Weife, wie im Vorjahr vorgelegt, mit 
einer Denkichrift Bismard’s, welche Hauptjächlic die indirekten Steuern 
vertheibigt (fiehe Anhang II.) Die Braufteuer fol verdoppelt und 
damit auf die Höhe des baheriſchen Malzauffchlags (abgejehen von 
feiner augenblidlicden zeitweien Erhöhung) gebracht werben: ftatt 
2 fol der Heftoliter ungebrochenen Malzes 4 Mark geben. Die ein- 
auführende Keichsſtempelſteuer will belegen: 1. Aftien und auf den 
Inhaber Lautende Werthpapiere. bie inlänbifcjen bei ber Außgabe, die 
außlänbifchen bei ber erften Aushändigung reſp. Veräußerung je einmal 
mit 5 pro mille des Nominalbetrages; 2. Schlußnoten und Rechnungen 
je nach dem Betrag und der Gattung der gehanbelten Werthe mit 20 Bi. 
bis 1 Marl. pro Stüd; 3. die Lombarbdarlehen mit ?/,, pro mille; 4 die 
Ouittungen von über 20 Mark mit 10 Pf. pro Stüd; 5. die Chels 
über don 20 Mark mit dem gleichen Satz pro Stuck; 6. die Lotterieloofe 
mit 5%, des Werthes. Die Reichswehrfteuer will jeden Dienftpflichtigen, 
der nicht dient, 12 Jahre lang mit einer Steuer don jährlich ME. + 
treffen, wozu für diejenigen mit 1000—6000 Mar Einfommen ein 
jefter jährlicher Zufchlag in abgeftuften Sägen von 1, 1—2!/g%, durch · 
ſchnittlich fommt, für die mit über 6000 Mark Einkommen ein Zuſchlag 
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von 3%, defielben*). Der Ertrag der Verdoppelung ber Brauftener 
wird auf 15 Millionen, ber des Stempelgejeges auf 114,—20 Mill., 
der der Wehrſteuer auf 29 Millionen geſchätzt, aljo zufammen auf 
60—80 Millionen, wovon auf Preußen 48 Millionen fallen würden, 
alfo ungefähr fo viel, ala der Entwurf eine Verwendungsgeſetzes an 
bie Kreife Klaffen · Brund- und Gebäudefteuer überweiſen wolle. Die 
Entlaftung der Gemeinden von den Schul-,Armen«, Polizei · und Standes- 
amtslaften wirb in der Denkichrift, wie in den betreffenden Reben Bis- 
mard's, Bitter's ıc. als der Zweck der Steuerborlagen bezeichnet. 

Zunachſt find fie an Kommilfionen gewieſen. Welches Schickſal 
fie Haben werden, läßt fich noch nicht überjehen. Am günftigften ſcheint 
bie Stimmung für die Stempel-, am ungünftigften für die Wehrſteuer. 
Für die weitere Zukunft ift aber die Entfcheidung in dieſer Geffion 
nicht entſcheidend. Und daher fei es geftattet noch ein paar Worte ber 
Kritik anzufügen. 

Zunädft ift Har, daß zwar das Reich die Mittel ſchaffen foll, daß 
abex von dem ganzen großen Plan, der vorliegt, die preußiſchen Finanzen 
viel tiefer berührt werben als das Rei. Sie würden von Grund aus 
umgeftaltet und nicht blos die Staatefinanzen, fondern auch die ber 
Provinzen, Kreife und Gemeinden. Schon deßhalb it es wahrſcheinlich, 
daß die Umgeftaltung nicht in ein ober zwei Seifionen durchgeführt 
werben Kann. Die Pläne der Regierung und die Abfichten und An« 
fihten der Parteien bedürfen ebenfo, wie die ganze öffentliche Meinung, 
noch ſehr der Alärung. Gin abſchließendes Urtheil ift heute ſchon bep- 
Halb ſchwierig, weil man über die beabfichtigte Reform ber Gewerbe» 
flener noch gar nicht, über die ber Einkommenſteuer nur joweit auf» 
geflärt if, als durch eine Indiskretion die Abfichten Bitter's, wie 
fie den Provinzialregierungen zur Begutachtung vorgelegt find, in bie 
Deffentlichkeit drangen **). 

Soviel läßt ſich aber ſchon jeßt fagen: von einer bloßen und ein- 
feitigen Ausbildung der indirekten Steuern ift nicht die Rede: es foll 
daneben die Gewerbeſteuer und bie Einfommenfteuer reformirt werden; es 
font im Reich mit der Wehrfteuer eine erſte direfte Steuer geichaffen 
werden. 

Die Angriffe, welche diefe letztere Steuer im Reichstage erfuhr, 
Haben mich nicht überzeugt; ich Halte fie für prinzipiell gerechtfertigt; 
geradezu Tächerlich ſcheint mir ber Einwurf der prinzipiellen Gegner der 
indireften Steuern: die Reichsregierung behaupte ja jetzt die abjolute 
BVorzüglichfeit der indirelten Steuern, aljo dürfe fie doch feine neue 
direkte Steuer vorſchlagen. 

Die Schwierigkeit ihrer Durchführung ſcheint mir in ber Kollifion 
mit den direkten Steuern der Einzelftaaten zu Liegen; fie jet voraus, 
daß diefe mit ihr in Einklang ftehen, ſonſt kann dadurch eine ſtarke 
Meberlaftung der unteren Klaſſen entftehen. 

Was die preußifche Klafien- und Eintommenfeuer betrifft, jo gebe 


*) Siehe das Weſentliche aus den Motiven ber Geſete. Anhang III, IV u. V. 
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ih zu, daß fich darüber fireiten läßt, ob fie mit einem Eintommen 
von 420, 600, 1000 oder 1500 Mark beginnen fol; für eine voll» 
ſtaͤndige Befreiung ber heutigen unteren Stufen wäre ich um fo eher, 
wenn die nicht Dienenben dafür die Wehrfteuer zahlen. Daß in dem 
Staate der allgemeinen Wehrpflicht die Pflicht, eine direkte Klafienfteuer 
jelbft vom niedrigften Einfommen zu zahlen, ein untrennbares Korrelat 
des allgemeinen Wahlrechts fei, Tann ich nicht zugeben. Für wichtiger 
aber, als diefe Frage Halte ich, wie das auch Ridert auf der einen, die 
Konfervativen auf ber anderen Seite betonten, die Art der Progreffton 
ober Degreffion; es muß eine andere Stala der Steuerſätze gejchaffen 
werben, welche bie Kleinen Leute mehr wie bißher entlaftet, die höheren 
Klafien mehr heranzieht. Daß, wie die verfchiebene Behandlung des 
fundirten und unfundirten Ginfommens, ift ja nun auch die Abficht 
des Bitterichen Entwurfes (Anlage VI.), den ich daher freudig begrüße. 
Dagegen würde ich mich einer volljtändigen Ueberweifung der Klafienfteuer 
an bie Gemeinden aufs äußerfte widerſetzen. Darin hat Gneift Recht, 
die Klaſſen · und Einfommenftener muß das Fundament des preußifchen 
Staatäfteuerjgftems bleiben. Den Kommunalverbänden können und follen 
auf fie nur Bufchläge geftattet werben. 

Was die Zumweilungen an bie Kommunen überhaupt betrifft, fo finde 
ich den ganzen Plan, mechanifch ihnen gewiffe Steuern fo zu überlafien, 
daß jeder Kreiß ober jede Gemeinde gleichen Antheil befommt, für grund» 
verkehrt. Man beſchenkt die Verbände, die nichts brauchen, und Bilit 
anderen, bie in äußerfter Bebrängniß find, doch nicht. Man gebe alſo 
zuerſt ein Gemeinde» und Kreisſieuergeſetz, das jeftfeßt, welche Steuern 
und welche Zufchläge bie Verbände erheben dürfen, und gebe dann 
denen, die nicht reichen, gewiſſe von Kreiß- und Provinzialvertretung 
zu bewilligende ober zu begutachtende und an gewiſſe Bedingungen zu 
Inüpfende Zufchäffe. Die Bedingungen fönnen nur beftehen in einer 
wenn auch noch fo unbebeutenden Beſchränkung der Selbfiverwaltung, 
in einem Rechte höherer Kommunal« oder Staatdorgane mitzurathen, 
wo fie mitzahlen. Es wird dadurch zugleich ber notwendige Anreiz 
der Sparfamkeit erzeugt, der wegfällt, wenn der Staat ganz bie Armen» 
und Schullaft auf ſich nimmt, die Ausführung aber den Gemeinden läßt. 

Die Bismardichen been, diefe Dinge nebft Poligei-, Standesamis · 
laſten zc. auf den Staat zu übernehmen, fchließen einen unzweifelhaft 
richtigen Kern in fich. Beſonders die größeren Gemeinden tragen eine 
große Zahl von Laſten nicht für fich, fondern fr die Geſammtheit der 
Provinz, des Staates; fie find die Herzlammern ber Geſellſchaft, bie 
aber deßhalb mit dem Ganzen derjelben, mit dem Staatscentrum, ganz 
anders zufammenhängen, als bie kleinen Bauerngemeinden in ber Pro« 
vinz. Der Staat muß ihnen manche Laften abnehmen, dann aber auch 
einen etwas größern Einfluß auf fie beanfpruchen. Die theilweile 
finanzielle Uebernahme der Unjallverfiherung auf bie Schultern bes 
Staates oder Reiches, um zugleich dadurch die Armenbudgets der Ge- 
meinden zu entlaften, halte ich für möglich und unter Umfländen für 
heilfam ; dagegen das heutige Armenwefen in den Händen der Gemeinden 
fortbeftehen zu Laffen, die gefammten Koſten deffelben dem Staat aufe 
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zublirden, Halte ich für grundverkehrt; e& würde eine unglaubliche Ver- 
ſchwendung entftehen, ohne wirkliche dauernde Befferung der Lage der Armen. 

Die in erfter Linie zu unterftüßenden Kommunalverbände find bie 
überlafteten Gemeinden, nicht die Kreife. Der lebte Entwurf des preußi« 
ſchen Verwendungsgeſetzes gefteht, daß er bie Kreife ftatt der Gemeinden 
nur deßhalb gewählt, weil bei der Ueberweiſung an alle Gemeinden 
auch bie entſprechenden Duoten ben jelbftändigen Gutsbezirken, d. h. 
der Privattafche der Rittergutöbefiger, zugewiefen werden müßten. Diefer 
Grund beweift aber nur, daß man die Gutsbezirke als Gemeinden befeitigen, 
und daß man nicht allen Gemeinden gleichmäßig von Seiten bed Staates 
ein Geſchenk machen, ſondern die der Hilfe bebürftigen unterftüßen muß. 

Die Grund und Gebäubefteuer würde ich überhaupt umverändert 
Iaffen, wenn fie nicht dazu dienen fol, die Möglichkeit einer kommu⸗ 
nalen Liegenfchaftsfteuer nach Gneiſtſchem Mufter zu bieten. Beides neben- 
einander fcheint mir im Moment nicht durchführbar. Man könnte viel- 
leicht unter Aufrechthaltung der geſetzlichen Verpflichtung einftweilen 
dieſe Steuern da halb außer Hebung jehen, wo bie Gemeinbeliegen« 
ſchaftsſteuer eingeführt wird, und neben biefer Zufchläge zur ſtaatlichen 
Grund» und Gebäubefteuer verbieten. 

Immer wird für die Ermäßigung der Klaſſenſteuer, für die Unter 
fügung der Gemeinden und die großen fozialen Ziele der Reicheregierung 
eine große Gteigerung der preußifchen Staatseinnahmen nöthig fein. 
Dazu Tann man ja nun auch innerhalb bed preußifchen Staates noch 
einige Wege finden: Reform der Gewerbefteuer, ftärfere Heranziehung 
der höheren Klaſſen der Eintommenfteuer, eine Schantfteuer, wie fie 1880 
vorgefchlagen wurde, eine beffere Ausbildung der Erbichaftäfteuer. Aber 
ausreichen wird man damit nicht. Und fo werden wir ficher, auch wenn fie 
dieſes Jahr nicht erledigt werden, in den nächſten Jahren wieder vor 
den Projekten einer Reichöwehrfteuer, einer Reichsſtempelſteuer und einer 
Erhöhung der Braufteuer oder vor anderen Steuerprojekten, eventuell 
dem Tabaksmonopol fliehen. . 


Straßburg, 12. April 1881. 


Anhang J. 


Aus den Motiven zum Entwurf eines Geſetzes, 
betreffend die Verwendung der in Folge weiterer Reichsſteuer Reformen 
an Preußen zu überweifenden Gelbfummen. 


(Dem Preußifgen Wögeorbnetenhaufe am 21. Dezember 1880 vorgelegt) 
1. Aufgabe des Entwurfs im Allgemeinen. 


Wie der in ber Anlage gegebene Ueberblid über den Gang der biöherigen 
Verhandiungen bezüglich ber Steuerreform bes Reiches und des Staates nach ⸗ 
weiſi, ift die Staatsregierung ſich in Nebeseinflimung mit ber Bandeßbertretung 
ftet bewuht geweſen und fleyt auch noch jehl auf dem Stanbpunfte, baß ber 
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Einfluß ber vermehrten und eehäßten indirekten Steuern und Zölle auf bie 
Keiftungsfähigteit der verſchiedenen eoötterungäftaflen ſowohl eine Erleichterung 
ala eine anderweile Vertheilung der birekten Steuerlaft bebinge. Die Erreichung 
des Ieptgedachten Neformzieled muß der fpäteflens in ber nd Selfion des 
Bandtages einzubringenben Vorlage über eine organifche Umgeftaltung der ein- 
zelnen biretten Steuern vorbehalten bleiben; ann t der Gefeßgebung ſchon 
it bie Aufgabe au, bie Erleichterung ber Stenerlaft durch Steuererlaffe und 

berweiſungen von Steuerbeträgen an bie Rommunalverbände nach Mabgabe 
der zu biefem Zwede zu verwendenden Mittel ficher zu ftellen und x regeln. 
geat hat fchon das Dermenbumgageieh vom 16. Juli 1880 im biefer aiehung 
nordnungen getroffen und die Verwendung der aus dem Reiche an Preußen zu 
überweifenden Geldiummen, foweit über diefelben nicht mit. Genehmigung ber 
Ranbesvertretung zur Dedung der Stagtsausgaben Verfügung getroffen wird, zu 
Steuererlaffen vorgeichrieben. Dieſes Geſeß verfolgte jedoch zunächft bie Abfidt, 
ber Sandeövertretung Burgſchaft jüglih der verfafjungsmäßigen und an- 
gmefenen Berivendung ber vom Reiche zu erwartenden Summen zu gewähren. 
Sir icherftellung ber Keformziele in finanzieller und materieller Beziehung blieb 
bagegen fpäterer gefeßlicher elum; Vorbehalten und ift gegenwärtig Gegenſtand 
eingehender Erwägungen innerhalb des Staatminifterit gemejen. 

Mit ber ralenweiſen Ermäßigung der Klafjenftener und ber fünf unterften 
Stufen der Eintommenfteuer, für melde das gedachte Geje die dom Reiche aus 
den Del üffen ber Zölle und ber Zabatäftener zufließenden Summen zuni 
eusfclieglid in Anſpruch nimmt, kann das Reformwerk nicht ala abgeiälo| 
betrachtet werben. Vaſſelbe verfolgt vielmehr, wie bie geidichtliche Darftellung 
ergibt, abgejehen von ber organiſchen Reform bes inneren preußilcen Steuer- 
Infleme, folgende viel weiter gehenden Biele, nämlich: 


1. den Grlaß ber vier unterften Stufen der Klaſſenſteuer, 

2. die allmälige Beiitigumg biefer Steuer ald Staatäfteuer und 

3 bie Nebemeifung ber Hälfte ber Grund: und Gebäudeiteuer an bie Kommunal- 
verbänbe. 

Um dieſe Aufgaben in ihrem ganzen Umfange zu erreichen, genügen felbf: 
verftänblich ie ie jeti⸗ A ni ie zu ermartenden Erträge N + nben 
Reicjäfteuern und Zölle; hielmehr iſt eine weitere Durchführung ber Reis 2 
veform bie unerläßliche Vorbedingung für eine richtig elte Entlaftung der 
Steuenahter u) ber Eommunalerbäne. „Di Er ne ber ben Be 
age in feiner en ion vorgelegten Steuer ntmürfe gezeigt DR. 
wenn völlig unfruchtbare Derhandlangen vermiehen Beiden follen, auf eine Be 
willigung neuer Reichsſteuern nur bann zu rechnen, wenn bie Verwendung der 
bezüglichen Mehreinnahmen zu Steuererleichterungen in ben Ginzelftaaten un: 
zweifelhaft ficher geftellt wird. 


IL Die Verwendungszwede. 
1. Erlaß von Berjonalfteuern. 


Was die in dem erften Abſchnitte bes Entwurfs behandelten Berwenbunge: 
zwede anlangt, fo erſchien es zunachſt geboten, den Gteuerpflichtigen ber vier 
unterften Shrfen der Klaffenfteuer, melde unter ben Steuerzahlern in 
durch bie indirekte Befteuerung relativ mehr betroffen werben, al8 die lafien- 
fteuerpflihtigen der höheren Stufen, eine weitergehende Steuererleichterung zu 
Xheil werden zu Lafien, als die durch bie Vorichriften bes Gejepes vom 16. Juli 
1880 thunlich ift. Judem der vorliegende Geſehentwurf, baher ein Drittel ber 
& erwartenden Mittel unter Hingurehnung der auf dieſe Stufen nad; bem 
teptgebachten Geſehe entfallenden lohbeträge in erfier Reihe in Anjpruc nimmt, 
um_ bie bier unterften Stufen ber Klaffenſteuer außer zu fepen, wird 

leich eine weientliche Vereinfachung des Erhebunge- und Beitreibungäverfahtens 
erjtrebt. Nach den Ergebniffen der Veranlagung für daB Laufende Fi find 
4.377782 Steuerpflichtige, alto 86,42%, aller Klaffenſteuerzahlenden ober unter 
Zurechnung ber Angehörigen befteuerter Haushaltungen etwa 60°%, ber gejammten 
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in den Klaſſenſteuerrollen nachgewieſenen Bevölkerung in den vier unterften Stufen 
veranlagt. Davon fallen Eintommen auf Stufe 
Zahl b. veranlagt. Rontingen« 
= tirter Sahrei- 


onen 
2) 1öborftände ‚betre 
Ca Umeimhenemie 


1 von 420 biß 660 Matt . . . . 2704132 7787 900 
2 von mehr ala 660 bis 900 Mart 1044406 6015779 
8 = =» 900 = 1050 » 345121 2981845 
4»: »1050 = 120 » 284123 3273097 


gefammte Stufe 1 biß 4 4877782 20058621. 


Unter ber Zahl der Steuerpflichtigen, welchen diefer Exlaß zu Gute kommen 
fol, befinden fi nicht allein bie noch nicht jerfreien Hanbarbeiter, fondern 
der größte U ber Tleineren Handiverfer und Geldäftstreibenden, ein 
xheil des Sehrerberfonald, die Unterbeamten des Reiches, des Staates, 
Kommunen umb Gifenbahnen, jowie diejenigen Grumbbefiger, welche auf 
Nebenverbienft durch Arbeit angetviefen find. 


2. Die Ueberweifung von Perjonalfteuern an bie 
Kommunalverbänbde. 

Da weitergehende Ermäßigungen, bzw. Auf ul ber acht höheren 
Stufen der Klaffenfteuer als le nad ale e g ji dom ® Juli 
d. I. einzutreten haben, im Hinblick aber auf bie Zeiftungsfähigfeit der in Trage 
tommenben Steuerptichtigen an fih und im Verhältniie au den höher als in 
den fünf erften Stufen Eintommenfteuer Eingefhägten zur Zeit nicht an« 
gegeic gab, fo if von einer Derwendung eiwa noch weiter vorhandener dispo⸗ 
nibler Mittel zu direkten Steuererlafien abzufehen und ber Entlajtung der Kom⸗ 
mmalverbände vor ber weitergehenden Ermäßigung der Perjonalfteuern um fo 
mehr ber Vorzug 9 geben, als bie Klagen über Sieuerdruͤck hauptjächlich durch 
bie übermäßige und noch Immer fleigenbe Belaftung ber bireften Stantäfteuern 
mit Rommunalzufchlägen hervorgerufen werben. 

Der Entiourf empfiehlt baber, die Slafienfteuer der verbleibenden acht Stufen, 
alfo ben Reft biefer Steuer, joweit biejelbe nicht außer Hebung geſeht oder nad 

orichrift des Verwendunggeſehes erlafien ift, den Kreiſen um jo mehr zu über: 

weiſen, als durch bie glei — Neberweiſung von ſonlichen und Realfteuern 

eine geile Ausgteiching ir die in ben einzelnen Steuerbeträgen vorlommenden 

2 —X ten und Unterſchiede bedingt wird und die bloße Uebermeilung ber 

ds und Gebäubefteuer bie von ber Staatöregierung beabfichtigten 

wede nicht in dem Maße erfüllen würde, ala bieß für bie Entlaftung ber 
mmunen eriwünjcht iſt. 


3. Neberweifung ber Hälfte ber Grund» unb Gebäubefteuer an 
bie Kommunalverbände. 
Neben ber im $ a Entwnste ae be 4 
'rägen, wel nur in bem Sale in mieit tritt, 

an helker — ben Bochhriften biefes Gntwurfa zu behanbeinben Gelb» 
men bie für ben Erlaß ber vier unterften Stufen erforderlichen Mittel über: 
t, Toll bie Gteuerlaft der Rommumalverbände dadurch erleichtert werden, daß 
Drittel der aus Erhöhung beftehenber oder Einführung neuer Reichsſteuern 
Staate zufließenden träge zur Neberweifung ber Grund und Gebäudes 
feuer bis zur Hälfte bes etatömäßigen Betrages an bie Kreije verivanbt werben. 


MI-V. bruden wir als minder bebeutungBboik nicht ab.) 
VL Die finanzielle Bedeutung der Ueberwelſung an Die betheiligten 
ſmang Kommunaiberbände. ® ‘ 


Die finanzielle Bedeutung der vorgeichlagenen Steuerüberweifungen für bie 
Reife chen ua folgenden gaben: ° J 
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iaufeme hr wberweiſende Mafjenfteuer beträgt nach ber Veranlagung für das 


Stufe 5 Einfommen von mehr ala 1200 bis 1350 Mark 3000119 Matt 
6 =: = 1850 =» 1500 3148 801 


:» 7 s » = = 1500 » 16500 » 2360246 » 
8 . 2 2 1650 = 1800» 2764489 = 
9 5 = =» 1800 +» 2100 =» 2689881 = 
: 1m ⸗ ⸗ «= 2100 = 2400 3080589 + 
1 ⸗ = = 2400 = 2700 = 2301062 : 
12 s ® ® 2700 » 3000 = 3086688 = 


zuſammen Stufe 5 bis 1922891260 Marl. 
Hiervon entfallen auf 


a) die Stabtfreife 6090371 Mart, 
b) die Sandfreiie 16240889 = . 

Bon den anı jgehenen ‚Beträgen würden jebod bie nad ben Vorſchriften 
bes Gelehes vom 1 Juli 1880 zu erlaffenden Monatsraten abzujehen fein. 
Man darf mit einiger Sicherheit annehmen, daß auch ferner und regelmäßig, 
wie für das Jahr 1881/82 in Ausficht genommen, ber Erlaß einer breimonat: 
fügen Rate erfolgen werbe. Es ftellt fich bie zu überweifenbe Summe ber Ber- 
anlagung noch auf 16748446 Dart und zwar 

für die Stadtkreiſe auf 4567779 Marl, 
= = Sanblreife = 12180667 =. 
Don ber Hälfte ber? Grund: und Gebäubefteuer mit 33800 000 Mark 


würden erhalten: 
a) bie Stadtkreiſe 6611050 Marl, 
b) die Sanbtreife 27188950 = . 

Im Ganzen würbdenfalfo bei vollftändiger Durchführung der vorgeſchlagenen 
Anordnungen zur Meberweifung kommen: 

a) für bie Stadtkreiſe 11 178829 Marl, 
b) = =- Sanbtreile 39869617 = 
Summa: 50 548446 Matt. 

Nach ber oben angezogenen Finanzftatiftit der Kreiſe des Preußiſchen 
Staates für dad Jahr rs PAR, bie von ben Landireiſen Bam ji da 
Broving Hannover von ben Aemtern erhobenen Abgaben 22 792614 Mar, alo 
187°, des auf biefe Verbände vorausfichtlich zu überweilenden SRlafjenftener- 
betrage, ober 84°, der zu überweifenben Grund- und Gebäubefteuerquote, oder 
58°, des Gejammtbetrage?. 

Besäglic) ber Stobitreife ließ fi) eine Sonderung ber Kreis- und Ge 
meinbeabgaben nicht vornehmen und mußten ber Vergleihung daher bie gefammten 
ur Erhebung kommenden Gemeinbeabgaben zu runde gelegt werden. Birk 

trugen nach ber von dem Geheimen Obertegierungsrat! errfurtb anf 
geftellten Finangſtatiſtik der Gemeinden in Preußen im $. 1876 49 194 692 Marl, 
alſo 1077°/, bes zu überweifenben Slafjenftenerbetrages, oder 744°, ber Ei über: 
weifenden Grunde und Gebäubefteuerquote, oder 440°, beö Gefammtbetragei- 
Daß die finanziellen Wirkungen der vorgeichlagenen Maßregeln aud für bie 
Stabtfreije nicht gering anzufolagen find, ergeben folgende iele: 


1 2. 5 6 


. 4. 
Betra, der zu üben dlenden 
er 
| een Zufammen | Ep 

















alte 5 
de 

otaditreite hai | un | SEE | er 

. * ri AM * —— 
Belin . . . | 19989060 : 2838998 | 1475479 | 4114477 20,6 
Breslau . | 3631866 , 481225 344 377 825 602 27 
Bl. ... 2799 620 347 556 217071 564 627 20,2 
Fa * 1308 602 | 177.430 146690 824120 48 
Frantfurt a. M. 2594 359 358025 | 251515 ! 609540 35 
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vo. Notwendigkeit der Ausbildung der indirekten Kommunalbeiteuerung 
begufs —— des Drudes der diretten Steuern. 
Die Staat: verkennt leinentuens, baß durch die in biefem Entwurfe 
geplanten Steueriberm ingen der übermäßigen und für bie Steuerpflichtigen 
Feidenden Beiaftung der ber Deretten Staatöfteuer mit Kommunalzufchlägen in ge- 
nügenber Weile noch Bit F holfen werben kann. Es bebarf vielmehr weiterer 
Maßregeln, um ben Di mmunaler Steuerla z au mildern. Ein geeignetes 
Fl ur  Ereiäung — — — iſt in ber Regelung und Erweiterung der 
ber Kommunen, zur Di ihrer Bedürfniffe indirekte Abgaben zu ' 
Fi zu erbliden. Der nbireften —ã—ã—— dem Syſteme unſerer 
—— — ein viel zu enger Spelcaum gewährt und ift e8 im 
interefje einer gebeihlichen Entwickelung der Gemeinden, ame ber größeren 
täbte, geboten, bie Schranten tegzuräumen, welche ber Ausbildung ber ins 
dizeften Gemeindeabgaben entgegenitehen. Die Staatöregierung Tee beahalb 
Bat Darauf, baß dieſe Frage, welche in brei Seſſionen bes Landtages bei ber 
jenttourfß über bie Gemeinbenbgaben eingehend erörtert ift, 
Fr an — Stelle als eine beſondere und dringende Aufgabe ber Geſehgebung 
Erwähnung finde, deren Loſung baldmöglichſt in Angriff zu nehmen fein wird. 
(FIR. und IX. ber Matine Lafln iz wisber ausfallen. dapenen gen ir bie aid Anlage 
gegebene Hiftorifdje Weberflcht ganz 


Zur Geſchichte der Steuerreform im Reihe und in Preußen. 

Bon Seiten ber Gegner ber jehigen @inangpolitit wird ſowohl in ber 
Preffe, ala in der Reichd- und Landesvertretung die Durchführung ber begonnenen 
Steuerreform mit bem Einwande befämpft, daß die an bie Bebill ‚gung ber ins 
direften Steuern und Zölle getnüpften Der San, jen von der Rech terung nicht 
erfüllt worden jeien und daß auch weitere formen ſtatt Steuererleicyterungen 
mar Dermehrung ber Ausgaben unb neue Belaftung bes — Set en türben. 
Man wird bie Intentionen, von denen die Stantöregierun, fer Frage 
hat Teiten Lafien, am beften klar legen, wenn man fich —ãA— einen Rüdblid 

die gefammte Entwidelung ber Reformidee zu werfen um "auf Grund des 
denen Aktenmateriald und der von maßgebender Stelle in ber Reid?» und 
es ertuetung al — Erklärungen in authentiſcher Weiſe fe fefguftellen, 
bfichten die Regierung von vornherein umb in fefler und fon! ter 
— el hat und was bislang au Erreihun; en sine en ift. 
arftelung hat fich nicht auf bie Berhältmi Heeubeni eichtänten, 
er! uch bie Borgänge im Reiche infomeit in ae erg die ala die⸗ 
—E ** Entwidelung unſeres gan efend don Einfluf 
der —— leit der Reichafina: wi welche für das ei die erſte 
aan la ber nächfte Zwed ber Ausbill des indirerten Steuerſyſtems 
—* jol ei für die Eingelf — auf dem Wege ber Steuerreform 
werben, um ohne Vermehrung ber in den meiften Staaten 
kom — re das — Maß in Anſpruch genommenen direlten Beſteuerung 
durch Vermehrung beziv. weitere Ausbilbung und Erhöhung der indirelten Steuern 
mit allein eine Außgleihung der tatömäigen Einnahmen und Ausgaben zu 
bewirlen, jonbern auch meitere amentbebeliche jebüürfniffe ber Staatsverwaltungen 
m befriebigen umb gleichzeitig eine Reform ber direkten Steuern anzubahnen. 

Man wollte daher bie nnabmen aus indirekten Steuern und Zöllen in 

— — daß bie Einzelſtaaten durch bie Ueberſchuffe über den eigenen Bes 

ed in ben Stanb gejegt würden, eine Ermäßigung und, ſoweit 

Bis, —52 ber brüdenbften direklen Abgaben, ſowie eine Erleichterung 
mımen eintreten zu laſſen 

Man — ich aber von Anfang an bewußt, daß bie Aufgabe, welche fich 

das Reforminert ftellte, nicht auf einmal zu erreichen jei und dab bie hierzu ex» 
forberlicien Geträge aus indireften Steuern fich nur allmälig würden flüffig 

jenn man bie Reform nur nad) unb nach durchführen wollte, 
Ir — F aljo nit im Plane der ne ben einen oder dem anderen ber 





werte Id vi Li 3a , dielt beab⸗ 
Ba nen man, bei ber Belang — ——— Binde —ãS 
Yahrbud V. 2-3, hrög. d. Schmoller. 
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Daß die Derubihhe Staatöregierung bon vornherein von biefen Anſchau⸗ 
ungen auögegangen und auc aut. ber Greignifie ſtets an benjelben 
gehalten hat, werben bie nachſtehenden Mitteilungen aus amtlichen A ” 
aus Reben bes Reichslanzlers unb der Preußiien Minifter und aus Artikeln 
offiziöfer Preßorgane — J 

Die Motive der dem Reichstage unter bem 9. Februar 1878 gemachten 
Zabatsfteuernorlage, welche das zwiſchen den verbünbeten Regierumgen vereinbarte 
eigene Refoempüogzamm entüaten, geben in Betzefi er Aufgaben ber Ginang« 
politit des Reiches fol Igenbe allgemeine ichtspunkte: 

„Die feitheri wigetüng des Sieuerſyſtems im Deutſchland, io die 
Staaten und die kommunalen Sorporationen und Verbände borzugsweiſe auf 
bie Vermögend: und Einkommenfteuern anmweift, bereitet nit nur den Landes- 
regierungen Schwierigkeiten gegenüber ben fteigenben Anforderungen an bie finan- 
ielle Kraft ber Staaten, ſondern fie Hat au, namentlich dazu Yeführt, daß bie 

mmunale Selbftverwaltung, um den ihr durch Höhere Jutereſſen geftellten Auf⸗ 
gaben genügen zu können, bie direkte jeuerung auf eine Höhe zu fleigeen ge- 
nöthi geroefen iſt, welche diefelbe ſehr beſchwerli— magi und auf bie Fort⸗ 
entwidelung ber Staatäftenern nachtheilig zurüdwirtt. Gegenüber biefer von 

ihr zu dar ſchwieriger werdenden gar erſcheint es geboten, die Aufgabe der 

finanzpolitit bes Reiches bahin zu ftellen, daß durch Vermehrung ber eigenen 

innabmen beffelben aus ben ihın zur Derfügung febenden Deckzanchäftsueen 
nicht nur fein gegenwärtiger Mehrbedarf gebedt, fondern aud eine Entwidelung 
eingeleitet \werde, welche eine Entlaftung bes Budgets ber Angelflanten auf bie 
Dauer herbeiführt, jo baß es ben Iepteten dadurch eı licht wird, brüdende 
Steuern zu itigen, bezw. zu ermäßigen, ober, wenn fie bieß für angezeigt 
halten, einzelne dazu geeignete Steuern Provinzen, ſtreiſen ober Gemeinden 
ganz oder Renee ju überlaffen.“ 

Unter Bezugnahme auf dieſes Reforınprogramın, weien I on in ben erſten 
Entwidelungsftadien die gefammte jehige Reformfrage in fich flieht, Auhert 5 
ein Botum bes Preußiſchen Finanzminifters vom 5. Juni 1878 in Betreff 
für Preußen in Äusſicht genommenen rmziele wie folgt: 

„Der Betrag, bis zu welchem bie semehrung, der eigenen Einnahmen des 
Heicht anqufteeben ift, wird — nicht eiwa durch Die gegenwärtige Höhe 
ber tritulerumlagen de Reichs fonbern durch den Umfang inet, im 
welchem für die Eingelftaaten bad Bebürfnig vorliegt, zur Durchfill ig einer 
Reform ber Landeöfteuern Dedung vom Feiche zu erhalten. 

ai find für Preußen tofgenbe Reformen des Steuerſyſtems in Ausficht 
zu nehmen: 

1. Ueberweifung der Hälfte der Grund und Gebänbefteuer an bie Kom: 


munalberbänbe: 

2. Befeitigung ber bier unterften Stufen ber Klaſſenſteuer als Staats 
feuer; Erleichterung ber Rommunen in ber Befteuerung ber ſolchergeſtalt dom 
State freigegebenen Genfiten und Verſchmelzung der oberen Stufen ber Kiafſen- 
— ir — ef ſchaebung haupiſachtich hei 

. Derbefferung ber Gewerbeſteuergeſehgebur ich zum Bot! 

508 Aeineren — va ben * F 33 
an wird hiernach mit rzeugu— ven können, ie jegige Bor 
lage fi im Weſentlichen auf ber Bafis dider Eenärungen beiv. ar in 
bem einen Punkte über — hinausgeht, daß ſie die weitere Uel ifung ber 
— acht Klafſenſteuerſiufen an die Kreiſe zu Reformzwecken in bas 
uge fat. 

° etbe Schriftftüd fährt dann bi 

„Die aus Reichdmitteln zu ſchaffende Deddung für bie hiernach in den Staat: 
einnahmen zu ertvartenben Ausfälle ift berechnet: 


zu 1 auf ungefähr 35 000 000 Marl, 
+2 = ⸗ 21000000 = 
:3 = . 2500000 = 


Summa: 58500000 Dart, 
‚ober 60.000.000 Mark 
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Auf m wird zur Dedui jenigen Staatsausgaben, für welche bie 
uptnäklen Sinichad, auch —A * der geplanten Steuerreform, nicht 
gleiche u von 60 Millionen rt ala Bebarf bezeichnet, 8 
dab ber Gremien, auf welchen Preußen ala auf feinen Antheil an ben 
a ee bes Reichs rechnen müßte, fi) auf 120 Millionen Mark be- 
würbe. 
Zu ben eigentlichen Matritularumlagen (b. 5. ber A Diele Um 
Tagen, HH derjenigen Beträge, wel de an fen ber Pofte 
Zelegraphenverwaltung, fowie der Branntweins und —— 
nicht —— Staaten wegen Be Nichtbetheiligung mehr zu Leit en) 
rägt Preußen ung Ir 60°%/, bei. Nach biejem — würde bie he Bernehung 
De eigenen Gimmat bes Reichs ungefähr 200 Millionen Ma: ettagen 
möfen, der Preukilden Staatstaffe bie obenberechnete — 120 
Ril onen. "at zu gewähren. Wenn ferner, wie dieß nur gerechtiertig J 
ſcheint wegen des muthmablichen ferneren Steigens ber Ausgaben bed 
auf eine ähnliche Reſerve für bie Reichslafie Bedacht genommen erben het, fin 
fie für die Beate —Se ind Auge gefaßt ine fo würbe fi) bie Summe 
von ungefähr 245 Millionen re als ber erforderliche Mehrbetrag der eigenen 
Einnahmen des Reich? darftellen. 
Diefer Betrag kann u das Biel gelten, welches bei ber Erhöhung ber 
tigenen Ginnahmen be3 Reichs zu ‚eben ifl." 
Eine * bestehend — — 5 — Votum beigefügte Denkſchrift geht auf 
Summe zur Ausgleichung ber Einnahmen und Ausgaben im 
en hen Sin au beanfpruchen jei, een r und führt in diefer Beziehung aus: 
m bie aus ben Reichdeinna] men bem Staate zuguführende, für Steuer⸗ 
ef wede erforberlice Summe_auf rund 60 Millionen Mark zu arbiteiren 
iſt, fo läßt Kden — trag an ſich erkennen, daß eine Vermel Ai ber eigı 
Einnagımen des Reiche, welche nur die Entlaftung bes Preußii ul Pr on 
dem dajelbft für daB Jahr vom 1. April Iso auf 3.915264 Dart ver: 
enfölagten Matritularbeitrag ermöglicht, leinesfalls ausreichen würde. Allein 
dann, wenn ein dieſer ganzen Summe leichtommender Betrag dem Preu- 
& Staate aus ben vermerken Reichdeinnahmen zugeführt würde, würde bers 
be fich noch mic in Die —* 8 fen, bife einerkeilg gs Erreijung ber 
boteeöntert ten vejormatorif abet du_ verwenden, weil fine Tonftigen ein 
nm zur Dedung u —S Ausgaben unzulanglich geworben find 
m biefes weiterhin oc mehr zu werben broben. 
Wenn man in dem Preußi Staalshaushaltsetat pro 1878/79 ben Er⸗ 
wu, u Anleihe, bie aus der franzöfiichen jegäfontribution eingeheitten 
unb ben Nebeeicnuß aus Vorjahren, wie —— — etracht 
u eraiht fh, daß jämmtliche ihr) n Staatzeinnahmen jabeorbis 
narium mod im Höhe vom mehr als 2 Millionen Mark ungededt een _ 
x a man hen ein weiteres Steigen des Außgabeordinariums um nur 6 bis 
Flionen tt, und bad —RAr eines in Höhe von etwa 50 Millionen 
Mat —V Bereit ‚au ftellenben —— jo erhellt, daß die aus ver⸗ 
mebrten innahmen dem Staate gauiib wende Summe auf etiva 120 
Dart fi er! hen mäl Mt wenn zur Erreichung bed Eingangs gedachten F 
den Kommunen 60 Mionen Mark jährlich aus den Einfünften des Staats 
überlaffen werben jollen. 
Diefer Schägung wird der Vorwurf, ba fie zu weit gehe, nicht gemacht 
ae Ben Mi effened Ertraordi Sonfequeng dei 
ie Do ige ix ein angemeijeneß Ertraordinarium ift in onfeaueng, 
Kante x Reform un fo nothiendiger, weil bie Venen beffelben 
jur Förderung folder Einrichtungen und Anftalten —A welche 
— jemeinen Stantäziveden beſonderd auch ben Lotalen Julereſſen bes 
dürftiger Ortſchaften und Sanbestheile zu Gute kommen und den Staat in ben 
Stand fegen, indirekt eine möglich billige Auögleihung der mit ber alle 
;emeinen Steuerreform erftrebten Entlaftung ber Kommunalverbände herbeizu- 


Auch das nachſtehend auszugsweiſe mitgetheilte Schreiben des Reichskanzlers 
Gichen eis cher 


* 
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Fe daß Gteuerermäßigungen nicht bie alleinige Aufgabe der Steuerreform 
ten: 


„Dad Maf der Gefammtftenerlaft ift nicht durch die Höhe der Einnahmen, 
fonbern durch die Söhe deB Bebarfö bebingt, durch Die Höhe der Yuägaben, 
welche im Einverftändnig zeilöen Regierun; und Dol tövertretung ala dem Be- 

Dücfniß Ded Heid oder Elnate entiperiend Tefigefteilt wich. —— 
u erzielen, als zur ® tung 1 Berl un ebin rberlich find, 
ginn niemald Te — — g —* gr nur bar 

in zu fraben ad Erforderliche auf die relativ um 
mäßig minber drildende Wette aufgebracht erde. Jede ade —— 
Einnahmen des Reichs muß deßhalb die nothwendige Folge haben, dahz von den 
direften Steuern oder don folden indirekten Steuern, beren Erhebung von 
Staatswegen etwa aus befonderen Gründen nicht mehr mwänfdjenawertg, ericheint, 
foviel erla| em ober an Rommunalverbände übertvieien wird, ala für bie Dedung 
— ne Sinperftändnifie mit ber Vollvertretung feftgefegten Staatsausgaben ents 
li 
Die 8 “den do ‚hend wiel ‚benen —E ausgeſprochenen Ab⸗ 
ten bezüglich ber Sienerreſo — Regierung weber im Reicjötage, noch 
im Banbtagt je verſchwiegen Aber —ãA— ‚ober —— vielmehr erhellt aus 
ben folgen! nden Auszügen aus Reben bed Reichslanzlers und der Mini . 2a 
man fid) der erftebten ie nicht nur ſtels beioußt war, jonbern —* 
mit voller Klarheit und Beſtimmtheit vor dem Bande aus ochen hai 
„Ih weile ja die Aufgabe nicht von mir*), baı na — und 
baran zu arbeiten, daß es möglich wäre, ſolche Reicjseinnahmen, olche Reiche 
Set nam in gabe Deefoflung, Kara it ift, en een ie u 
re Annahme haben — und bi ich an ben Plan, daß wir 
ie Steuern in einer Weile tombintren, Aula auf I —* Seite Erleichterung, 
Mr ber anberen Seite neue Einnahmequellen fit, — ohne das Beftreben, 
größere Einnahmen zu haben, ald ber Bebarf if.” 
mer: ;xete fchon feit einigen Jahren Im Standpunkt **), daß 
es für bie gefunbe Entwidelung ber Finanzverhältnifie Bilden Staats 
im oben Grabe wunſchenswerth fei, die —— — biejenige Hohe. 
e fie im Jahre 1876 Hatten, unb die alſo vom ber Höhe, die fie im Laufen» 
den at einnehmen, um etwa 10 Millionen abweichen, nicht möchten hinaus« 
gehen. vertrete no lebhafter bie Auffaffung, daß keinesfalls die 
wärtige Höhe — — werben möge. Ich vertrete endlich bie Auffa| 
meine Herzen, dab für bas Preukiiche Steuerfuftem offenbar bei den Anforderungen, 
Die immer, weitergehend an bie Staatäfaffe gerichtet werben, bei ben Anforber 
‚ bie im immer größerem Umfange 3 an bie Kreiö- und Kommunal- 
— exichtet Haben, ein Weg geſucht werden muß, um im Wege der in- 
Setten” Sehnen eftenerung bie Mittel zu geiinnen, bie Saften bei ber bireiten Ber 
feuen ung deren fid) jene Berbände in ber Regel zu bedienen haben, zu bi 

ad ift Die Stellung, bie ich zu biefer Frage einnehme und zu der ich mich an. 

en hat ich feitend ber Staats: Bemäß: 
jat au— er Staatöregierung nicht an 17 
gefehlt ***), biefem —— — Ko —— hen ber Bamaligen 
nanzlage) zu begegnen. &8 if in burdy meinen Herrn Amts« 
bergän er borbereiteten Geſe Ha en ee, die dem Reichstage Anfangs 
hres vorgelegt wurden. ben Motiven bed Gelee über eine Er⸗ 
Hy ung der Tabatefleker Aft außdrüdlich Hernongel joben, es werde bie Aufgabe ber 
Reichöfinangverwaltung ſein, baj ie Y3 ß bie Kgenen Einnahmen bes 
Reiches vermehrt und baburdy I enge ht Pinen, © Staaten 
Herabgekt jeleht werben, daß bie Seinen Glan Staaten, in bei nd RB: ‚ben, durch 
jebe: ‚ die ihnen übertoiefen werben. [8 Täftige Steuern — befeitigen, 
theils Kommunen durch Heberweift an — oder durch Steuerreformen 
zu erleichtern. Ich Halte dieſes Sit ft und ic glaube, daß bie ganze Ente 


 Ger,D. Bümare, — des 3838 jeß dom 10. März 1877. 
3 nifter Gamphau, —* ae dom 22. ifebruar 1878 
") Zinanzminifter Hol hung deb Gaufef der Übgerrbneten bom 9. Rsubr. 1878. 
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übertwiefenen Zölle und Berbrauchäftenern die Hülfsmittel zu Juchen, um den 
nicht bloß in Preußen, ſondern auch in anberen Bunbesftaaten erbosgeizelenen 
ierigkeiten in ber Finanzlage zu begegnen, und um uns in ben Stanb zu 
fegen, im Interefſe der Kommunalverbände Steuerreformen herbeizuführen.“ 
„Was nun die Forderung betrifft*), die wiederholt auch te hervor⸗ 
getreten ift, den Betrag genau zu nennen, welcher erforberlich ift, um Das Defizit 
im Preußiichen Gtaate, wie eö fich herauägeftellt hat, zu beiden, ben Betrag zu 
nennen, ben ich für erforderlich Halte, um bie in Augficht geftellte Entlaf 
und Grleicterung ber Kommunen herbeizuführen, fo glaube ich, baß diejenigen 
Andeutungen, bie ſchon bier gemacht , genügen werden, um menigftend an- 
nähernd auf biejen Betrag zu kommen. 
Sobann aus berjelben Rebe: 
en babe durch die Borlegung des Etat und duch bie Erläuterungen, 
bie ih gegeben habe, feine weiteren Hoffnungen erweckt nach der Seite der 
Kommune und feine weiteren Befürchtungen nad Seiten des Reichshaushalts, 
als die auf Beſchaffung diefer beiben Summen aeriipteten porberungen,. Dedung 
dauernden iziis im Staatshaushalt und Beichaffung ber Mittel zur 
Surcährung einer Reform ber bireften Steuern im id ee der Gemeinden. 
itere 


wickelung umferer Verhältnifie dahin weiſt, in einer ai der dem Reich 


Forderungen Habe ich meinerjeits nicht geftellt, und es ift auch 
nicht richtig, aus den fonft vn ber un ‚abgegel —9— Erklärungen die Bes 
— herzuleiten, e8 würden barüber hinaus noch ganz unberechenbare 
derungen geſtellt werden.“ 
Bir —— überhaupt nicht einen Bahn Ertrag, eine höhere finans 
ielle Einnahme, infoweit nicht ber Reichätag und die Landtage die Nothwendig ⸗ 
it mit und ertennen unb Ausgaben botiren, zu deren Di bie Dlittel bes 
fhafft werden müflen. An W wüßte ich nicht, was das Reich mit einem Neber- 
hub au Geldern anfangen: jollte; wir haben es gebt an ben Milliarden und 
find bei ber Verwendung berfelben in eine gewiffe Verlegenheit gerathen.“ 
. ‚DaB Bebürfnig nach einer Drrmehrung er Einnahme im Reich***) Hat 
einen boppelten Grund, es if ein zwiefaches. Es Handelt fi darum, die Mittel 
zu gewinnen, um gewiffe Gteuerreformen durchzuführen. 
Nun, meine Herren, lafien Sie Fe ih will nur Bekanntes twieber- 
jolen — wiederholen, was im Preußil nbtage ala Ziel einer Steuerreform 
Bingeneit wurde, wenn auch wicht mit Zuftimmung, jo doch ohne einen nennend« 
den Widerſpruch, ja zum Theil wenigftens mit Suimmung bes Abgeord« 
netenhaufes: Die Ne) lung der Hälfte der Grund: und Gebäubdefteuer an bie 
iommunalen Berbänbde Berlangt einen Betrag von 33 Millionen, bie Summe, 
welche ich damals genannt habe für eine Reform ber Klaſſen⸗ und Eintommen- 
feuer, lann ich aus bem Kopf nicht genau angeben, ich glaube, fie war näher 
an 30 als an 20 Millionen, ic) will aber den niebrigiten Betrag annehmen, alſo 
% Millionen, fo find das 58 Millionen, und wenn Sie bie bamald angegebene 
Summe von 3 Millionen zur Sorreltur der Gewverbefteuer hinzunehmen, jo 
wären bad 56 Millionen; bazu ben Beten den ich für bas Der auf 
4 Millionen angebe — ergibt ein Gefammtbebürfnik für Preußen von 100 Mill. 
ımd zwar auf Grund ber, wie ich meine, nicht zu weit gezogenen Grenzen einer 
Steuerreform, wie ich fie damals als dringend wünjchenswerth bezeichnet habe. 
Einer folden Summe würde für das ganze Reich entiprechen die Beichaffung 
vor 166 ober 167 Millionen Mark, bie im Reich aufgebracht werden müßten, 
wenn das Bebürfnig eben Mittel bes Reichs gebedt werben foll.“ 
‚ben biefen vor ber Reichs und Sanbesvertretung abgegebenen Erflärungen, 
die Staatöregierung noch die Provinzialtorreiponbeng, um bie Bevölterung 
über ihre Intentionen bei der Reform der Steuern aufzuklären. Bemerlend« 
werth ıft im, bieler Beiehung namentlich ein auf Veranlaſſung des Staats- 
minifteriums in biefem Blatte am 8. Juli 1878 veröffentlichter Artikel, auf ben 
hier verwie ſen werben möge. 


brecht. no - 
vemhen SHransminiter Gobreit. ESitung des Deuſet ber Mögendneten vom 27. Ro 
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Beil a, ei ke vorſtehend mitgetheilte Beiweißmaterial bürfte in unzweifelhafter 
eiſe Er — der Reichsſteuern für Preußen bie Mittel gewähren 


a — das vorhandene Defizit zu beden und wachſende Staatsausgaben zu 
beftreiten, 

IL um eine Umgeftaltung feines Syſtems ber direkten Steuern, unter Ent- 
laſtung ber Kommunen, beziw. Erleichterung ber Aufbringung ber Kommunal- 
Iaften, ® orjunehmen, 

In Tepter Deaiehung war in Ausficht genommen: 

Ueberweifung ber Hälfte der Grunde und Gebäubeftenen an bie Kom- 
munalverbänbe; ; 
. Beleitigung ber vier unterfien Stufen ber Klaffenſteuer als Staatäfteuer 
und — — ber oberen Stufen der Slafienfieuer mit ber Einfommen- 


ve —— der Gewerbeſteuer zum Vortheil bes kleineren Gewerbe · 


betrichet, 

ur Durchführung biefer Maß: en m erfonbentichen, Mittel 
hat im ae der ——— war Se an ; biefelben fommen 
jedoch Hier nicht beſonders in Betracht, ba Fr u I Aue um vorläufige 
und ungefähre Schägungen hanbelte. 

— anfanglich die zu beſchaffende Summe auf rund 120 Millionen 
Dur arbitrirt wurde ermäßigte fie päter auf 100 Millionen Marl. Die 

Ing, haup uptfäghlich in der Grhäpung ber vorftehend zu I für daB 

8 in And| Tat gem genommenen Summe, die — auf 60 Millionen Marl, 

jäter auf 44 Millionen Mark ang eben wurde, während man bie Dritte zur 

ige ber Steuerreformen (zu Fi dorftehend) amfängtich in runder Summe 

auf 60 Weltionen Marl, jpäter auf 56 Diillionen Mark arbitrirte, nämlid: zu 

Ps 39, bis 35 Millionen, zu 2. 20 bis 21 Millionen, zu 3. 3 bis 2%/, Millionen 
ar! 

Die naı miele: Buptigiät der verfolgten Zwecke führt don jelbft zu der 
Brage, in welder Rı po Ige man biefelben zu erreichen beabfichtigte, ba von 
vornherein fein Bu ber —8 AA: man mit einem Schlage beibe 
Bine nicht erreichen —8* Man mußte bei Halb erwägen, ob zunädft der 
eine oder der andere Zweck aus — ‚verfolgt, oder ob die zu erwarienden 
mittel, dazu verwendet werben fol Gabe Zwede gleichzeitig And fiufenmweite 


zu realifixen. 

Daß don vornherein eine gleichzeitige und ſtufenweiſe Berüdfichtigung 
ber begeicpneten Reformgiele —2 eetige weift beutlü hie ichon en ae 
Kenn, em Botum des fyinangminiftere vom 15. Juni 1877 beigefügte Dent- 

in inbeß bei der Lage, des Preußiſchen Staatshaushalts dringend 

— — —————— 
aus Kae | u ftellen. ang Sean a —— hab der seite 
maragele Ir Preußen eine Erleichterung m mindeften 

— — — Bilde Bi mm vn 
ieht hieraus or, ba wreußij inanzbertwaltung von Anfang 
an we laß der Klaſſenſteuer Be de de bier waterfien Gt Stufen In bem 
Stabium beabfichtigte und barauf 20 bis 21 Millionen verwenden wol ke 
während dteicgeitit 16 bis 20 Millionen „auz Beberlung ber Staatäaı ben 

disponirt werl Ponten, — ein Betrag, bı welchen das Defizit noch 

Fin 13 — werben konnie. In gleicher wet jollten dann auch auf die Termersn 
ide Zwede ſiets pari passu neben und mit einander zur Realifirung 


an Denlicgrift fährt fort: 

Von bem langjameren ober raſchexen Steigen der eigenen Einnahmen bes 
Reichs wird es dann abhängen, ob bie Theilung ber Grund- und Gebaudeſteuer 
in zivei Etappen (ei er 25°, bann 50°) ober auf ein Mal wird erfolgen können. 
Iede biefer Steuerübertragungen wird fich aber bei bem fteten Hervortreten all» 
gemeiner Bebürfniffe nur ausführen Lafien, wenn gleichzeitig eine entiprechenbe 
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Größteng bes Hauptextraordinariums im Staatshaushaltsetat geficgert werben 


Tun. bie Erträge der vom Reichs e im Jahre 1879 bewilligten Zölle und 
der Zabatöfteuer auch nicht annähernd, 4% Durchführung bed geplanten Re- 
fermmerte erforberlihe Summe von 345 llionen Fr ergeben jo wurben 
GENE in * vierten Legislalurperiode  britte Sefton Rt ya Ge⸗ 
der Brauſteuer und ein Enttourf, belreffe — die Er⸗ 
Tanne jaben vorgelegt. Ueber die Abfichten, von welchen 
rg —— egierungen bei Einbringung dieſer Bee jen geleitet wurden, 
u: di —— im — in der ei igung vom 11. März 
ani auögeiprochen. 
R Sud 8. — ug auf bie gegen bie Steuerreform erhobenen Einwen- 
—* um 
„Der exfte mildernde Einwand, der weſentlich auf —7— Vertagung der Sad 
inauötommt, vebet ba8 Wort einer Lan ſamen jen Durchführung ber 
tenerzeforms, währenb boch von derfelben Geite früi Yale pläbirt worben H 
in möglicäft grof F Stile, moglichſt ſchnell und umfafſend das Werk in Augriff 
—— — führen. Das if and; Heute der Stanbpuutt dr ebd“ 
ten Regierungen und ich glaube ber tichtigere, der von der. Mehrheit aller Ber 
theiligten an ber Steuerreform ebenfalls eingenommen wird. 
Gun anders rabifalere Einwand negirt im Zenit ‚en bie weitere Durch 
ber Steuerreform; denn ‚ohne eine weitere Erhöhung der indirekten 
Ehe mi fie nicht —5358— ie bloßen Ausgal anche, wie weit fie 
inne ber Herren, bie den Einwand erheben, getrieben werden könnten, 
Denn fie Dasjenige mit erfafſen follten, was als unentbehrlich anaufehen 
if, würden nie bie Summe ergeben, welche erforderlich wäre, um das Wert der 
form ber direkten Steuern in ben einzelnen Staaten durchzuführen. Der Eins 
wand ftügt fich auf die jchon angedeuteie Behauptung, baß die Veriprechungen, 
Die in man die Steuererhebungen bewilligt habe, unerfüllt geblieben jeien 
Mt bleiben würden. ch habe ſchon mit Gelegen! genommen, 
Bien zu fafjung ala eine irrige zu be men, und ich muB dieß heute wieber- 
ben. Wenn wirtti ich einzelne geriebene oder geiprochene Säge zu 
Ka jung Anlaß bieten, eine jolde Wortinterpretatier aulaffen — 
Br au dem — * — des Ganzen, jo würden eben jo biele andere 
Gäge geltend fein, bie Razer barthun würden, daß es fi um Ber- 
jun; aber ga! und um jolde ausſchliehliche Verſprechungen für bie 
teneeri een al ehandelt hat.“ 
joxte, welche genau auf bie ieniee Situation pafien und aus 
denen ls, aan daß die Sieuerzeform hamals, wie jegt, mit Gründen 
impft worden ift und befämpft wird, bie ben; ıjerigen thatfächlichen Grundlagen 
nicht entfpredien, en, melde von vornherein fefigehe ten worben find. 
BR. beraxtigen, bie Intentionen ber Kegierui in Bweifel siehenden Be 
ingen bie Spipe abzubrechen und ber fleuerpflichtigen Bevölterung die der 
Er En der direkten Steuerlaft zu bieten, trafen die Kinanzminifter 
nn — in einer im Zaufe Ye Sommers zu Koburg abgehal- 
en Ph Igenbe Vereinbarung: 
i —A— Ausbildung des Syſtems ber Reichsſteuern bie zu 
We Mebrerträge min! 8 don ben in ber legten Seffion 
bes Bundesrathes und NReichätages im Ausficht genommenen Beiteue- 
Ba la nit für den Reichahaushalt 3 beanfpruchen, fon« 
Inen Bundesſtaaten unverfürzt zu überweiſen; 
Bye jierungen ber Sunbeh aten es übereinftimmenb ala 
ige & abe anerkennen, naı Diabgabe e ihrer — fungömäbigen Ba 
Dee on ahin in u — 8 die Iberwielenen jeträge zu einer ent» 
Gbigung Steuern — in denjenigen Staaten 
aber, wo E s Fe Eh ng der lehteren eintreten würbe, zur 
Abwendung, bezw. entſprechenden Abminderung ber Erhöhung ver- 
— ung Dife Berftändii ſchlãgt be liegenbe Geſehentwurf 
uöführung dieſer Verftändigung ſchlägt der vorliegende enttour| 
vor, FA ehnaiger neuer Reidafeuern ausſchließlich und unverkürzt zu 
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Ermäßigungen bivefter Steuern und theilweifer Neberweifung berjelben an bie 
Kommunalverbänbe zu verwenden 

&3 ift hierbei davon abgeiehen worden, bie Erträge ber Keichsſteuern w 
Dedung bes Defizits in Preußen heranzuziehen, ba angenommen wird, daß die 
Bpieenden Staatseinnahmen hierzu ſchon an und für fich Die Mittel bieten werben. 

eſehen hiervon wird bafür geiorgt werben müflen, daß das jährliche Budget 
in jeinem Extraordinario von denjenigen Ausgaben entlaftet werde, die über den 
Jahresbedarf bes Sandes Hinaus in Zukunft ber Nation vorzugsiweile zu Gute 
tommen, bezio. als produftive Ausgaben für Kulturzwecke und große Meliorationen 
ihre Dedung in bejonderen Krebitgejepen zu juchen haben werden. 

Geſchieht dieß und geftalten fich die Einnahmen des Landes nicht um=- 
günftiger, ala bieß zur Zeit ben Anſchein hat, bann wirb es einer ever 
von 44 ober 60 Millionen Mark zur Dedung bes Defizits nicht bedürfen; dam 
wird man vielmehr die etwaigen gelammten Deberfäie aus dem Reiche zur 
Steuerreform verwenden können. 


Anhang I 


Dentfchrift, betreffend die Bedeutung und weitere Entwidlung 
der Steuerreform, vom Reichskanzler unter dem 17. März d. J. dem 
Reichstag vorgelegt (Nr. 57 der Drudfachen). 


Die Wahrnehmung, dab die Entwidlung ber indirekten Steuern in Deutid- 
land im Vergleich zu anderen Bändern zurüdgeblicben ift, hat ben verbünbdeten 
Regierungen in den Iepten Jahren für ihte finanziellen Gelepegborichläge bie 
allgemeine Richtung vorgezeichnet. Mit der Annahme des Zolltarife und 
Zaboläfteuergefeges im Jahre 1879 ift weder bie in folder Richtung mögliche 
öpft, noch ambererjeitö ein befriebigender Zuſtand der Finan 

Reich? und ber Eingelftanten jchon erreicht worben. Die Vorzüge, weiße 
den indirekten Steuern tm Vergleich mit ben direlten überhaupt, insbeſondere 
aber auch für bie in Deutfehland obwaltenden politiichen und wirt! lichen 
BVerhältnifie zuguerkennen ‚, haben bereit in der Begründung jeuche 
neten früheren Geſehentwürfe nähere Beleuchtung gefunden. Nicht nur die 
theile ber Erhebungsweife, bie Gmtbehrlichteit des Eretutord unb ber Pfän- 
dungen, die Selbftbeftimmung des Gieuergahlers bezüglich ber zit und de} 
Mopes feiner Befteuerung zeichnen bie indirekten Abgaben vor iretten 
auß; ihr hoher Daraus if vornehmlich in ihrer ausgleihenden Wirkung zu 
fuchen, vermöge deren der inbirefte Steuerbrud in ftet beiegti er, ben drtlichen 
Berhältnifien und ‚Hunbeiätonjunftusen fi) ampaffender Weile auf alle bie 
jenigen Perſonen vertheilt wird, welche von ber Probuftion, bezw. der Ginfuhr 
au dunn Konſum hinfichtlich de Steuerobjeils in Frage kommen. Während 
die direften Steuern meiſi in Unbeweglichkeit ganz und unabſchiebbar ben Steuer- 
pflichtigen dauernd belaften und mit Pfändung bedrohen, wird bie inbirefte Ab- 
abe zwar auch zumäcft vom Steuerſchuldner entrichtet, biefer vermag aber 

ezuglich imländifcher Erzeugniſſe feine Steuerauslage ganz ober theilweile von 
feinen Übnehmern wieber einzuziehen, bezüglich ber aus bem Auslande eingeführten 
Steuerobjekte aber trägt paß beobugizenbe Ausland bie Steuer ganz oder theil- 
weife. Indem bie indirelte Gteuer fi) mit ben übrigen bei der Wreisbitbung 
Tonfurrivenden Faltoren in ber Regel ala einer ber minder bedentenben a 
einex nicht mehr zerlegbaren Gefammtheit vereinigt , verliert fie ihre belafteı 
an Fu den Einzelnen nicht blos ſcheinbar, fondern in weitem Maße auch 

id. 

Demgegenüber tönnen alle für bie direkten Steuern geltend zu machenben 
Dorzüge Höhftens einen theoretiſchen Werth, Mr fich in Anfprud nefmen. In 
bee Theorie mag die dieſen Steuern zu Grunde liegende Tendenz einer ums 
mittelbaren Heranziehung des Ginzelnen nad) bem Verhältniß feiner Beiftunga- 


' 
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| A Söllen, Vers | uf den Kopf ber Beodt: 
braucäftenern und terung entfallen: 
Stempelfteuern (eins — 
J—— 
enern u. 
maten bi de: Min Boten * Zu⸗ 
ſammtheit (Staat u. ee jenpel: | ſammen 
Reich) erhoben || fieueen | fleuern 
_ “ _ A A A 
1. in Deutihland. . . . 467409 028 92 12 : 104 
2. in Frantreich 1579 617 560 27,7 140 ! 41,7 
8. in roßbeitannien und ! 
Ian... 1090205458 | 249 er | 316 
4. in Stalin... . - 477 540 000 124 483 16,7 
5. in Defterreih . 365 382 600 12,1 43 16,4 
6. in Rußland 1205 095 400 13,1 10 141 
7. Inben Dezeinigten Stan 
ten von Amerila . 1855229000 | 26,1 02 268. 
Auf den Kopf der Benölferung fiellt fich ber Ertrag ber Zölle und Ber- 
braudhüfeuern in Beutihland, welder im Jahre 1875 auf 7,10 Matt zu ber 
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iffern war, v t auf 9,20 Matt. 
Kira pr me are tete gun met. Bun Sei 
namentlich auch die Stenerhöhung für er bone I Bay m 
Baben beigetragen. Wenn man Sud) annehmen will, da durch den Eintritt 
der vollen inanjielln Birkn ber Zolls und jebung von 1879 
jener Kopfbetrag fich Por 10 Mark heben wird, fo mürbe berielbe noch über- 
a fen werben: Don Defterreih um Progent, don alien um 35 
von Rubland um 42 Progent, von Großbritannien um 171 Progent, bon ben 
en Staaten von Amerila um 184 Prozent, dom frankreich endlich um 
Irogent. 
PP. Theil noch greller tritt ber Unterſchied hervor, wenn man Zölle und 
onen mit ben Gtempelfteuern vergleichend in Betvacht 
— abann * jene ——— an it 11,2 Marl über 
fe 


n werben: in Rußland um nabegı Prozent, in Deflerreih um ca. 46° 2 
zent, in Statien um nahezu 50 ri ent, im Großbritannien um ca. 182 
ozent und in Frankreich um ca. 280 Prozent. In ben Vereinigten Staaten 

von Amrrita werben Stempelfteuern nur im minimen Umfange erhoben. 
Wie hiernach die Gelammtheit der indirekten Steuern in Deutichland er 
Eine geringere Erträge als in anderen Zändern Hetert, jo tritt bie gleiche 
ung — in nod; höherem Mahe bei einzelnen Verbrau em 
I Et nd LEE a ee 
u erzu em zum 'räntefteuern. An inbirel 
m ‚ben von ne PEN Er Branntwein fowie Bier zufammengenommen werden 
—E nachſtehender Tabelle für die Staatötafje erhoben: 


überhaupt Rep ve der Be 




















terung. 
— „1 
1. im beutfchen Zollgebiet, ausſchließlich 
Dee Baden un! ee 
Lot! — CCAaNA. 32. 77 128 000 227 
2. In ben — igten Staaten ı don m Amerila 331 246 000 6,42 
8. in —— 285 834.000 TA 
4 in — 668 873 000 7,80 
5. in Grohbritan ind Iriand. ... 552 080 000 16,00. 





moment | in frankreich außerdem mit oben Komunalabgaben ‚belegt we 
Die Auftunft aus dem burch das Gejek vom 16. Juli 1879 für das deutſche 
ER gebiet feftgeftellten Abgaben von Zabat wird nad Eintritt des es endgültigen 
teuerſaßes, aljo feübeftens dom Gtatöjahre 1833/84 ab, Höd rt auf 
den Kopf der Bevölterung betragen. Cine Bergleichung in dieſer — mit 
anberen Staaten geftattet bie nachftehende, nad; den Ermittelungen ber im Jahre 
1878 vom Bunbdesrath eingejegten Tabat-Enguete-Fommilfion au) Alte Tabelle: 


Es if nf außer —— geblieben, daß dieſe Segenttänbe 





An Abgaben von Auf den 
Tabak wurden im || Kopf ber Ber 














Jahre 1875 zeip. |  völterm 
1876 erhoben fallen s 
A: 4 
1. in Ralien 69 714 008 2,53 
2. in Oefterreich 74 135 756 341 
3. in ben Bereinigten Staaten bon Amenite | 187 789 694 | 4,36 


4. in Großbritannien und Irland 162 456 888 4, 
Sin Frantreih4 5a | 5 
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Die feitbem veröffentlichten Finanzausweiſe Lafien zum Theil eine mod 12 
erhebliche teigerum gehe fäfteuererträge namentlich für Frankreich, 
E und bie bereini ten Staaten von Amerita — 

Ergibt fih aus —— Dartellung, daß Deutſchland in ber Ausbil⸗ 
dung ber indirelten Befleuerung weit zu ergeht ieben hinter ben übrigen 
Seohfanten, fo kann anbererjeits nicht verfannt werden, daß bie Duelle birekter 
Gteuerbelaftung im Reich nicht nur für Gtaatsgwede, fonbern aud; für Gtabte, 
Beoiniate, 8°, Kirchen und andere Berbänbe im höcft vielfeitiger und 
Kine iſtender, in exichd) r Weiſe in Anſpruch genommen iſt. Im Sins 
blid auf die große Mannigfaltigleit derartiger Belaftung und beren örtliche 
Verſchiedenheit kann hier von dem Verſuch älfemätiger Begründung bdiefer Be: 
hanptung um fo mehr Abftand genommen werden, als leptere für den Ausdruck 
allgemein geteilten Meberzeugung, gelten barf. m die Mängel und Härten 
ber dixetten ben würden bringend dazu aufforbern müffen, auf bie theil- 
weile Erjegung derfelben durch Erichliegung und höhere Anipannung indirelter 
Stenerquellen hinzuwirklen. Dad Reich und bie Bunbeöftanten können fich aber 
auch nicht Länger der Aufgabe entziehen, Mittel zur Erleichterung ber überbür- 
beten Gemeinden von folchen Lafien aufzubringen, melde, wie Ehule, Armen, 
Bolizeie, Standesamtslaften zu Staatszweden bienen unb auf Staats · und 
Reichögefeß beruhen. Die Gemeinden werben dadurch, daß ber Staat dieſe feine 
Saften ihnen auferlegt, in feinen Pflichten fich durch hie vertreten läßt, nicht nur 
fehr ung ich, ſondern vielfach über ihre Kräfte belaftet. Die Förderung intellet- 
tueller Bildung der heranwachſenden Jugend, bie Sicherung bes Bebendunter- 
halte für den Ermwerbäunfähigen, bie präventive Uebermacdhung ber Geſebbefol⸗ 
gm, bie Erfüllung ber zur Sicherung bes Perſonenſtanbes vorgeſchriebenen 
Amtöhanblungen find Forderungen des Staates und berühren den land und 
die gedeihliche Fortentwicklung der Geſammtheit in unmittelbarer Weiſe; die 
ung dieſer Aufgaben lann nicht auf bie Schultern ber Gemeinden dauernd 
BO to Ioerden, ohne daß der Staat ihnen mit außgleichenber Unterftüpung 
n mm! 
ie Gingelftanten aber, welche ihrerfeitd die Mittel ge Erfüllung jener 
Aufgaben zu beichaffen hätten, vermögen bei ber faft in allen Staaten vorlie- 
genden Unmöglichkeit einer flärferen Änſpannung ber direkten Steuern fo weite 
gehende finanzielle Verpflichtungen nur dann zu übernehmen, wenn dad Reich, 
tvelhes allein im Stande ift, beträchtliche neue Einnahmen aus inbiretten 
Steuern in wirffamer unb auetmäbiger Weile 4 erſchliehen, durch indirekte Ber 
Reuerung ben Kaffen ber Eingelftanten ausreichende Dedungsmittel zuzuführen bereit ift. 

Nur auf bieſem Wege Tann es gelingen, das erungalhfter in Deutfche 
land — iq, ergiebig und babei gerecht zu geftalten, zugleich aber bie Mittel 
ur —— der ieinden von umfangreichen, naturgemäß ihnen nicht ob» 
liegenden Berpflicgtungen zu gewinnen. 


Anhang II. 


Aus den Motiven zu dem Geſetzentwurf wegen Erhebung 
der Braufteuer 1881. 


J Der Geſehentwurf wegen Erhebung der Brauſteuer, welcher dem Reichäte 
in feiner legten Seſfion im Anſchluß an die früher vor— eleglen, ‚aber unerligt 
ebliebenen Entwürfe eines Gelege wegen Erhebung der rauſteuer und eines 
‚ betreffend die Erhöhung ber Braufteuer, vorgelegt worden war, if 
gleichfalls unerlebigt geblieben. wiſchen find in ben für die Borlage ma| 
© Benhälnlfen weientliche Deränderungen nicht eingetreten, fo daß bie 
jiebereinbringung des Gejepentwurfs geboten erſcheint. J 
Die vorausbemertt, wird bie dem gedachten Entwurf beigegebene Begrün - 


bung,’ mit ben erforberlicden Zufäpen und Abänderungen, nachftehenb wiederum 
zum Abdrud gebracht. 

Die Durchführung ber für das Reich und die Einzelſtaaten in Ausficht ge 
nommenen umfafjenben Steuerreform, bexen Grundlage durch das Zolliarif 
und das Zabafafteuergefeg vom Jahre 1879 gewonnen ift, bebingt insbejondere 
auch die Aufbringung eines weſentlich Höheren Erixaged aus ber Reichsbrau⸗- 
ftener, weshalb deren künftige Erhebung nad einem dem Doppelten des heben 
Steuerjaed entiprechenden he dorgeichlagen wird. Eine bebeutjame 
zung t ber im vorigen Jahre vorgelegte Gejegentiwurf nur infofern erfahren, 
ala im porliegenben Entwurf im Anihluß an den $ 8 des Zolltarifgeſehes vom 
15. Juli 1879 bie theilweile Ueberweiſung des aus dem Gejehe zu erivartenben 
Gteuerauflommens an die betheiligten Bundesſiaaten vorgeiehen iſt. 

In bem $ 47 bes Entwurle hat bemgemäß, ber Abficht Ausbrud ger 

ben werden follen, die bie zeitigen Erträge ül zfteigenben Kinnahmen aus 
Reicäbraufleuer den betheiligten Bunbeaftaaten zu überweilen, weil es vor 
Allem erforberlich ſcheint, den leßteren auf dieſem Wege bie Mittel au Beſei⸗ 
tigung ober Ermäßigung brüdender Landesſteuern reſp. geeigneter Landesſteuern 
an tommunale Verbände oder Kommunen zu gewähren. Wenn babei ald Mobus 
ber Theilung des Braufteuerertraged peitden eich und Ein efaaten nicht, wie 
es bem Zorgn in $ 8 des Zolllarifgeſeßes vom 15. a 1879 ent! em 
würbe, bie ianinting ber ichstaffe auf eine feſte Summe, fonbern eine 
Theilung bes Gejammtertrageß vorgefchlagen worden ift, fo ift hierfür — abges 
ven von ber Schwierigkeit einer zutxeffenden Berechnung ber der tale zu 
jenden Summe namentlich bezüglich der Gteuerauffunft aus dem erft fünftig in 
bie Brauſteuergemeinſchaft eintretenben Reichslande Elſaß-Vof ringen (46) — 
bie Erwägung maßgebend geweſen, bag einmal, wie nachfolgend unter A. 2 
näher außgeführt ift, aus dem vorliegenden Entwurf nach kurzer Zeit eime Ber 
doppelung bes bisherigen Braufteuerertrages zu erwarten fein würde, außerdem 
aber das Reich nur auf diefem Wege an bei durch die Zunahme der Bevölle- 
zung und des Biergenuffe bebingten natürlichen Wachsthum bes Steuererttages 
ein unmittelbares Intereſſe geivinnt. 

Da bie den an dem Braufteuerertrage beiheiligten Staaten zu über: 
weiſende Hälfte antheilig auch für diejenigen Staatögebiete zu zahlen fein wird, 
welche ziwar außerhalb des Reihöbraufeuer jebietes Liegen, dieſe Steuer aber im 
Wege dev Abfindung zur ai abguführen haben, jo Lonnten- nur bie auf 
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die Erhebung dieſer Steuer bezüglichen Beftimmungen des Gefeßes nicht aber 
auch der die Verrechnung des Steuerextraged zegelnde $ 47 auf die Staaten und 
Gebietstheile der Braufteuergemeinichaft eingeichränft werben. ergab fi) Hier- 
aus bie Nothivendigleit, aus dem Cingang bes Entwurfs die früher dort ent« 
tene Bezeichnung, bed Geltungsbereichs wegzulaflen, bagegen in einem neuen 
1 ba8 Gebiet zu bezeichnen, im weldem bie Braufteuer a Grund dieſes Ge 
ſehes 6 2—46) erhoben werden ſoll. 
ußer ber Rüdficht auf die Buräführung ber Steuerreform im Reid unb 
in ben ngelftanten ſpricht für bie Erhöhung der Reichbrauftener ferner ber 
Amftand , h ab bamit eine durch die Verfaffung jelbft vorgezeichnete Bahn bes 
‚eten wird. 

Nach; Artikel 45 der Reichsverfaffung hat das Neich ausſchließlich die Ger 
feßgebung über das gefammte Zollmeien und über die gemeinfamen Berbrauds- 
feuern. Abweichend von biejem Srunbiag ift die Veftenerung bes inländil 
Bierd und Branntweind in Bayern, Württemberg und Baden der Landesge 
gebung vorbehalten. Zuglei aber wird, wie bieß auch in früheren Zoll 
dereindberträgen xegelmäßig geſchah, ber Sah — it, daß die Bundesſtaaten 
ie Befturben darauf richten werden, eine Uebereinftimmung ber Gejehgebung 
über bie Beſteuerung auch dieſer Gegenftänbe herbeiguf fübren. j 

Die Unterſchiede zwiſchen der in dem ſudbeutſchen Staaten und ber in dem 
Gebiete der Braufteuergemeinfchaft beftehenden Bierbefleuerung Liegen theils in 
der Höhe, theils in ber Km biefer Steuer. In ber erfteren Hinficht würde 
der Unterſchied durch die Verdoppelung der norbdeutichen Brauflener zu einem 
großen le ausgeglichen werben. 

In ber erwähnten Beftimmung der Reichsverfaffung liegt aber die Aufe 
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ferberung Pi blos in ai auf die Höhe, fonbern auch in Bezug auf bie 
leſteuerung * ‚nnäherung der im Gebiete ber Braufteuergemeins 
haft jept, henben Bierfteuer am NH in den fübbeutfchen Staaten und ind- 
befondere in Bayern beftehenden Bierfteueriufteme herbeizuführen. 
zung in ifgabe It der verliegenbe een in Kar B —* 
die künftige Höhe und form der Bi zu 
Er — 


dem aber idficht darauf, m die A ag ber 
le, Gteuerjorm eine Tängere Borbereitungämethobe erfor! et, I während bie Zus 
mweihung erhöhter Geldmittel an bie Einzelftanten zur Reform der Sandeäftenern 


einen weiteren Auffchub nicht erleiden darf, in Anlehnung an bie fon im Jahre 
1875 vorgelegten, den gleichen Gegenftand betreffenden Geepentmirte in Bor 
ſchlag gebra für die Zwiſchenzeit unter Beibehaltung des biöherigen Steuer- 
mobu3 Die beflehenben Säfe zu Berboppein unb 1 und bamit — Ay gefaßte Er⸗ 
Böbung b ber Bierbefteuerung fofort ins en gu le 

ei der Orbnung ber Bierbeſteuerung I blau! 0 oifengeit iſt 
von folgenden Geſichtspunkten ausgegangen: 


A. Höhe und Gegenftand ber Befteuerung. 


2, Wird nad Ma gabe neuerer Ermittelungen das durchſchnittliche Ger 
wicht eines Hektoliters u 50,9 Kilogr. angenommen, fo belaftet ber im 
8.4 des Gejepentwurfd —— lagene Steuerſatz von 4 Mark für das — 
die 50 Kilogt. mit 3, gegenüber ber bisherigen Steuer von 2 Marl, 
enthält aljo eine — ber lehteren. 

Hierdurch würde bie Reichsbrauſteuer ungefähr bie — —A erreichen 
wie bie Bierfleuer in Württemberg und Elfa| ri gen, 3 Heftoliter 
Fr in Württemberg bei einer Steuer von tart für A: Kilogr. mit 3,66 
Rart, in Elijah "Rotbrin. ien aber mittelß ber oe beftehenden Refleifteuer m mit 
ET (der Malzaufichlag) bi 1. November 

iyern wurde bie Bierftener al lag) bis zum 1. Novem] 
1879 nach bem jet für bie Reichsbraufteuer at Bficht genommenen Safe von 
4 Mark vom —2 ungebrochenen Malzes erhoben. Seitdem beträgt biefer 
Eieuerjap 6 doch foll nad} bem Geſeh vom 31. Oftober 1879 der frühere 
Sag mit dem 1 ana 1881 wieder eintreten. 

Die Bierfteuer in Baden apnefeifteuen if durch dad Staats haushaltsgeſetz 
für 1880 und 1881 vom 22. März bed erfieren Jal an um 5) Prozent er: 
böhet worden und teifft jet das Hektoliter Malz ungefähr 6,30 Mark. J 

Obgleich ſomit die bermali en Säße ber baı ei en und babiicen Biere 
firner ben boppelten Reiche) — leuerſah noch um Die Hälfte des lehleren über» 
fteigen würben, fo würbe en bu) bie Derboppelung der Reichäbraufteuer auch 
Bayern ae orte ein erheblicder Schritt .zu dem von ber Reichsver- 
faffung vor em 
ups fallt für nE Rotfringen mit ber Verdoppelung der —5 — 
—— ein Sergei gegen ben Gintritt in bie Brauftenergemeinfchaft hin» 

‚nem Bebeafen unt unterliegen tonnte, buch das vorliegenbe Gefe| 
bie @emeinfchaft der PS und unter dem neuen Gyftem auf das Reichalan! 
nähen m (oergteice 85 
totine des im gabe 1875 vorgelegten Gef en fö, betreffenb bie 
FE der Brauftener, gingen davon aus, baf bur« jerboppelung ber 
geltenden Braufteuerfäge eine behtige Mehreinna me in Aöene Ausſicht genen 
iwerbe, während andererſeits eine Abnahme ber Biertonfumtion und Salbe En 
m ag ohuttion nicht zu erwarten ftehe (Druckſachen bed Reichstages 185 


ide Prüf dei te bei id des De 
a ee 
Dir ai Bike A ftellte fi nad dem durchſchnittlichen Ergebniß ber 
ion 
Jahre 1873 5is 1879 folgenderma 3 
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KRopftheile für das Jahr. 




























IL &bgabenbetiag 
1. Bierverbraud) von Bier 
2) Dar- 9 Tan: 
1) Ueber» |nnter ein · ¶ 1) Meber« er nom 
mie 
Haupt [pesBien| Pt Nm Bier 
_ 1 Site. | Siter. ! Biennig, | Pienzig., 
ı Zraufteuergemeinfhaft Free 64 62,28 56,6 522 
”s Ne —ãA be heinofat 1879 FI 18 444,8 434 
er Rheinpfal — Z 
3 "end berg... p .... 196 194,53 288,1 349 
4 Baden... 2200000. 77 69,28 1648 1483 
& En Rothringen . » .... - 42 36,92 92,3 80,5 
In Berhältnißgahlen ausgebrädt: 

3 gesufleuesgemeinicheft WBR 100 100 100 100 
Kr" — ie a san 8 Fr 786 8 
einchließli inpfalz _ —— 
——— ..... 306 312 509 546 

euere. 120 111 29 24 
& Eiehnkotfeingen rennen 66 5 1683 154. 




















fahrungen bietet eine er von ber im Gejeentwurf vorge jenen Höhe 
an fid, fein Hinberniß für einem Bierfonfam von Jelbft dem drei⸗ uud vierfachen 
— Sala, welcher in ber Brauftenergemeinichaft unter bem miebrigen 


Inwieweit bie Steuererhöhung eine Steigerung der Bierpreife für bie Kon: 
fumenten bewirten werbe, läßt fi im Voraus —3— aan tele — 
dürften den Mehrbetrag an Steuer ch vermehrte Erfparungen umb 
Berbefferui Im. ım Betriebe nl au auß; leiden Im I — kin Be 
mertlensweri⸗ — die Bee n jübbentichen Staaten der 
weit höheren nn, hinter Genie en Ger Braufteuergemeinfchaft im e⸗ 
meinen Igor auchdbleiben, wobei Ir aujchliehlich das mmtergährige Bir 
vu Bet iung fommt, ba_obergäl ebene v Sübbeutfhland nur 4 menig 

itet umd genofjen wird, Im Gebie el 

Preis des untergährigen Biered beim Ausſchant für dad gemöhnl Cake wi 

von ee Y, ter in nahe, in er wohin 

namen! um! ringen pflegen bie Preije niedriger 

a Su 0 pt a ee 

zur Zeit des GSteneriaf ra für das — Mal dB bie 

Höhe von 15 Pf. erreicht, fs das ftärtere Sommerbier Ara 8 

fr ahine nicht mehr al8 Il, 12 ober 13 Wf.; aber and) Rattgehabt 
lag? ift, Laut der über bie wiäihen Drte vorlie 

En, Gate x teinerlei Bier der Schantpreiß bes 1/a Siterd auf 15 Pf. 

ats ber 


Nach biejen Ratii Sea it bie verſchiedenen Bierftenerjäpe eigen & 


Zen in Bayeın und Baben bleiben bie Bierpreife vielfach noch unter 
jenigen in 
Der ertonhum m in bem Gebiete ber Braufteuergemeinfihaft hat fich keit 
20 tren in allmäligem Bi ſchreiten et und —582 HR — 
iter auf den Kopf ber Bepöllerung. Daß dieſer zum Bebürfn iB geon 
Bergen durch eine Preiserhöhung, wie fie in See ber —5 ne 


eintreten tönnte, anders ala etina vorüberge mäßigem Amfan 
minbert werden follte, ift durchaus unwal — "ya für e Cat. 
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iohme 1877/78 bis 1879/80 angeftellten Ermittelungen wurden im Gebiet ber 
aufteuergemeinfchaft an Malz, einiäliehlich der auf Malz rebuzixten Eur: 
zogate, burchlehnittlic au_1 SGektol. obergährigen Biere 16,1 Kiloge., zu 
1 Heftol. untergährigen Bier 23,6 Silogt. verwendet. Biefe Bei mungen 
gehen jedoch von den auf ben Kühlichiffen vorhandenen Biermengen aus, welde 
im weiteren Verlaufe der Bierbereitung noch eine Verminderung erleiden. Bei 
Annahme eines Malzgehalts des datioen Biers bon zunb 17 gr. begiehent- 
lic) 25 Kiloge. würbe durch bie Gteuerverboppelung bed obergährigen Bierd im 
Purfepmitt mit 68 Pf., das Heltoliter umtengäbrigen Bierd im Durchſchnitt mit 
1 Mark mehr belaftet werben, für das Siter würde bie Mehrbelaftung 0,68 Pf. 
umb 1 Pf. betragen. Ein entiprechenber Preidaufichlag ber Brauer kann für die 
Konfumenten nur fehr wenig fühlbar werben, joweit fie, wie bieß im großen 
Umfange gefchieht, it Bedarf aus der Brauerei oder Bierhandlun, eur Vor⸗ 
tat —E— Im Ausihant würde alterbinge, foweit nicht in folge einer 
[* eren Konzentrirung ber Dantftätten bie efteuer durch verminderte Ger 
häftsuntoften übertragen würde, eine etwas größere Vertheuerung ftattfinben, 
das Hierbei hauptjächlid) in Betracht kommende untergährige Bier möchte viel⸗ 
leicht um 1 Pf. für das gewöhnliche Schantmaß von ?/a biß %, Liter im Preife 
feige, Sleichwohl aber ift eine erhebliche Abnahme des Bierausſchanks nicht, 
namentlich nicht auf die Dauer vorauẽzuſe hen, ba die Mehrauägabe bes Ein« 
jelnen zu unbebeutend fein twärbe, um ihn zu einer Bejaräntung bes gewohnten 
je8 zu veranlafien. Dieſes Urtheil bet inäbejondere feine Betätigung, 
wenn man bie Verhältnifie des Konſums in ben einzelnen Gebietstheilen der 
Frau einihaft in Beräfichtigung giebt, 
Aud die in nenerer Zeit in Sübddeuiſchland gemachten Erfahrungen bes 
rechtigen zu der Erwartung, daß die Verboppelung ber Reichäbraufteuer keines- 
feld einen namhaften umd dauernden Rüdganı der Bierkonfumtion und Pros 
duftiom yue Folge haben werde, Im ber baperiftien Pfalz if am 1. Yuli 1878 
ber vorher auf das vechtörheiniiche Bayern beichräntte Malzauficlag eingeführt 
und badurch die dortige Bierproduftion mit einem Male einer Steuer von 
der Höhe unterivorfen worden, auf welche bie Bierfteuer der Braufteuergemein- 
ſchaft durch bie vorgefchlagene Berboppelung gorast werben joll. Gleichwohl 
va fe eine nachtherlige irkung auf die dortige Bierprobuftion und Kon- 
tion mid bemeellich gemacht, wie bie Motive ded im Gerbfi 1879 dem 
bayerikchen Zandtage vorgelegten Geſehentwurfs, ben Malzaufichlag betreffend, 
ausbrüdli hernordehen. In ber Plalz waren im Betriebe: während des Halb: 
aba 1. Juli bis 81. Dezember 1878 273, am Sch jelben 271 Bier⸗ 
wereien, währenb bes Jahıed 1879 282, am Schluffe beffelben 264 Bier- 
branzreien, der Analguerbuaud) zur Bierbereitung betrug in dem erſteren Zeit: 
Bob 99 802 ttol., in —e— 162 — le ie & 
ung ierfleuer, weiche Jayern, ein! g „ feit dem 
1. November 1879, in Baden feit dem 22. März 1880 eingetreten Ih, hat bis 
jegt in keinem der beiden Bänber bedenkliche Folgen in Bezug auf Bier: 
tonfumtion und Produktion ergeben. Insbeſondere ift Die in ber bayerifchen —V 
sur Bierbereitung verwendete Malgmenge im Jahre 1880, auf 251 Heltol. 
— Die Sapt der am Gäufe Diele Jahres hafeloft im Betriebe befin 
ichen Brauereien betrug 245, die Zahl der während bes Jahres betriebenen 
Brauereien liegt noch nicht vor. jenüber dem Einwand aber, daß ein gleich 
fünftiger Verlauf in Norddeutſchland mit Rüdficht auf bie DVerjchiebenheit ber 
den Berhättmiffe nicht vorauszuſehen fei, ift barauf hinzumeifen, 8 die 
etwaige ungünftigere Sage ber Bierbrauer und Bierſchänker im Gebiete ber Brau⸗ 
ıergemeinfchaft bisher ſchon ein Aequivalent durch die daſelbſt geltenden Bier: 
reife, weldje troß der weit niedrigeren Gtener eben fo Hoch ober höher ala in 
Cübdeutichland find, gefunden Hat, und daß aud) von einer ber beabfichtigten 
Sraueerboppelung eneIpregjenben Erhöhung ber bißherigen Bierpreije im Ger 
biete ber uftenergemeinicaft ein Nücdgang des bortigen Bierkonſums, wie 
bereit8 angeführt worden, nicht zu befürchten fieht. . 
3) Zur Fr unterliegen neben dem Malz au bie Malzſurrogate ber 
Stener. Der Gefepenttwurf will bie Steuer auf bad Malz beieränten und die 
Verwendung von furrogaten zur Bierbereitung verbieten. 
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aber den Verbrauch an Malzſurrogaten zur Bierbereitung ift Folgendes 
ermittelt 













































































Malgfurrogate _ „5! 
LT2T78%]I47]5_16]7 = Fr 

3 .elbelnälsaz 2.8. & 
Su (a5 5 Ele ea 
Aus © |80 50 28 6 ge 3055 

100 kg| 100 kg} 100 kg] 100 kg] 100 kg] 100 kg 100 kg| 100 kg! 4 
1873 4 | 9190| 2 26 |16320| 4458 | 1522 |31522206424 
1874 55 [11258) 14 56 |26852| 3828 | 1821 |488741297 46 
1875 239 | 7020| — 77 |21901| 2633 | 2309 | 34.629 |240776 
1876 | 310 | 7883| — 65 |20195| 2438 | 2612 |33443 230006 
1877778| 159 | 5498| — 73 |15763| 2258 | 2355 | 26.106 |181558 
187879| 202 | 8085| — — [13928] 2113 | 2625 | 21903 158050 
1879/80 147 | 268] — 4 111398] 1757 | 2386 |18315 113168 

durch · 1 

Mi 165 | 8698 5 43 18050 2783 | 2226 | 29 9701206 697 





ie verwendeten Fr temgen von Zuder und Syrup beftehen faft ausſchließlich 


aus ei — ãeSſùY se Hat 
ie Befteuerung ber -ogate hat hiernach eine nennengwerthe 
tunft nicht eneben® Anber: rg ind Yard bie * Surrogatbefteuerung vr 
Schreibereien und Kontrolen veranlaßt, welche lach ſehr bie Brauer, Mir bie 
Steuerverwaltung beichweren, ohne aber auszufhließen. Vielmehr 
müffen 2 leide in berhäi —5 — —— a mge angenommen erben. 
den 1 bontiegenben, Erfahren: gem if bie ienbung ber Malgfurzogate 
mn ge ald wirkliches Belirniß nicht anzuertennen umb 
ae a lorausſetung ber Erzeugung ten Biere. Dieß kg indbe 
Enke das Beifpiel Bayernd, 57 bei abfolutem und mit thunlit Strenge 
Aunchgeführ ihrtem Verbot aller Surrogate bie Bierprobuftion aud nad Seite ber 
Qualität in hoher Blüthe fieht. Im Gegentheil wird durch bie Beimiſchung von 
Surrogaten bie Güte bes Bieres vielfach gefährbet, und das um fo mehr, alß bie 
Surrogate, namentlich der am meiften ver! Verbreitete € Stärkezuder, häufig im ſchlechter 
it verwendet werden. 
iefe Erwägungen liegen bem Vorſchlage in & 3 zu Brunde, Eine durch 
ge Wirkjamieit bes Verbots at, ei innahme ber im 8 29 berüglich ber 





uwiberhanblungen enthaltenen Be ven erivartet werben. Auch würde 
eventuell bie AM vi —— "ya mgs⸗ und Genngmittelm gerichtete 
Gejepgebung ewähren können. 


4) Die — — der Reichsbraufteuer betrug im Durchſchnitt der 
Jahre 1873 bis 1876, Mens bis 1879/80: 
17 az Mart 


Davon ab Ausfuhrvergütungen für Bier . . - - _- 
Bleiben . asus Dat. 

Eljaß-LotHringen if dem Durchſchnitt der oben begei min fieben 

Saba an —E — u 5 tr 1808 A 39 Matt 
Davon ab Ausfuhrvergütungen für Bier Er Pi 

— 1334071 Ratl. 


m Gebiete der biöheri ‚Drau ft wird bie 
ber ER nad) einer Turz M — a —— a u 55 


pelung ber bisbeni m — hme fäl * ii 
net don bem — on bie Braufteuerge — jene Ve en 
Steuerauflommens mit —S ef Be um ig ‚gleich. — De 
Ei —— und Mnfti Umftand, an 
Ki liche Bieregport ül gend Ar vu Nouslande, inäbejondere 
ich, ftattfindet, nicht zu erwarten. 
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Das Doppelte ber Di mittauffunft im Gebiete der bißherigen Brau: 
u Marl 
‚azu bon Stlaß-Lotheingen Pa EEE 1284071 

Zufammen 35207047 Marl. 





Bon dieſer Summe geht ab bie Vergütung an bie 
Eingelftaaten für bie an er Erhebung und Verwaltung 
mit 15°%/0 der Bruttoauflunft . 2 020 one ae 5436482 „ 
Bleiben . . 297705865 Marl. 
63 treten Hinzu die Braufleueraverfa, welche die an dem 
Brauftenerertzage betheiligten Staaten, Anialiebtich bex Hanfer 
Räbte Bremen und Hamburg, für ihre bet Reihebraufteuer nicht 
untertvorfenen Gebtetätfeile du entrichten haben, mit . . . 525791 „ 
Summa . . 30296356 Mark. 
Diefe ala bemmächftiger normaler Braufteuerertrag in bie Reichälafie 
fließende Summe würde zur einen Hälfte mit 15148178 Mart ber Reicyäla| 
verbleiben, zu anderen Hälfte den betheiligten Einzelftnaten nah Maßgabe 
ihrer Matrifularbevölterung zu übertveilen fein. 


B. Befteuerungdform. 


1) Die Bierftener wird in der Brauſteuergemeinſchaft, Baı und Würt- 
temberg nach ber Menge ber Brauftoffe, in Soden und lab -Kothrin en nach 
dem Rauminhalt ber Braufeifel erhoben. Die Verfteuerung ber Brauftoffe ift in 
der Brauftenergemeinichaft, nach der geſehlichen Regel, an ben Aft ber Einmais 
Idung, in Bahern und Württemberg an den Akt der Dermahlung des Malzes 
. Bereitö bei Bearbeitung des geltenden Reichd:Brauftenergejepes dom 
1. Mai 1872 iurbe der Mebergang zum Mahlfteueripfiem in Griägung, ge 
sogen. In biefer Richtung geſchah Gamala ein erſter Schritt, indem die Vers 
mahlungöfteuer für größere Brauer allgemein fatultativ Ei jelafien ward. Der 
migmäßig umfangreiche Gebrauch, der von biefer Zul ang gemacht wurde, 
t bie Wirkung, daß neben der Bermahlungafteuer und dem durch) die bißherige 
infigten Syfieme ber Firatidnen bie geſehlich beftehende Haupt- 
form ran] Brauanmeldung) nur noch in beichränktem Umfange in 
praftifiher Uebung ift. 

Diefen Sachverhalt bringt die auf ber folgenden Seite befindliche Neberficht 
Aber ben an DE h —ãe en ienboaureeien in —* der 
Draufieuerge meini inführung des dom31. Mai 1872 zur Anſchauung 

—— er ben — bezüglich ihres Gewerbebetriebes gegen 
Steuerbehörde obliegenden Verpflichtungen ift bei jeder ber drei Steuerformen 
ein derſchiebenes, bie freiefte Deivegung jaben bie Agieten Brauer, am meiften 
gebunden find die auf Brauanmeldung Steuernden. Die Beieitigung der uns 

jeichmäßigen Behandlung wird ala — anzuerkennen und eeignelfie 

in der allgemeinen Befreiung ber Brauer don ben beſtehenden Betrieba« 

änfungen zu finden jein. Diefe Befreiung erſcheint angefichts ber Steuer- 
verdoppelung iberd ertoänicht. . 

Andererfeits bieten bie drei Gteuerformen ber Steuerverwaltung nic 
gleiche Sicherheit. Bezüglich der ‚Drrmahlungfleuer iſt von Anfang an nicht 
verfannt, daß der Schuß gegen das heimliche Einbringen von Malzichrot infofern 
Lüdenhaft jei, ald zwar ben Brauern der Bezu geldirateten Material? von An- 
deren verboten, nicht aber auch dieſen hinfichtlich ber Lieferung eine Berant- 
mortliäteis aufeleg werde. Being ber freien Brauereien Yat Die Ginfüh, 
zung bes Brauregifters jeit 1 allerbing® ber Gteuerlontrole eine befjere 
Grundlage — Gleichwohl wird bei Weitem it das Maß von ar 
heit erreicht, (es bie Brauanmeldungen und bie damit verbundene Ueber 

ber Branafte gewähren. Die Garantie, welche ber bem einzelnen figa- 
tionen Grunde li Borankhlag des Materialbebarfs bietet, darf nicht 
ü werben. Außerdem haben gerabe bie Firationen mit bedungener 
Nach jerung, bei welchen von Grfaffung bes gefammten Materialverbrai 
Jaherbuch V. 2-3, hrag. d. Schmoller. 80 


& GSewerblige Blerbrawereien. 
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L Insgeſammt: U Davon: 
— — 
1. 2. A. Fixirte B. Auf Brauanmeldung || C. Auf Vermahlungsanzeige 
1. I 2. 2 1 4J 2. V IL. a 2 ® 
Jahr a 8 Ei H E & 
Zahl Gieun BE Steuer- # E E Steuer: Fe E E Steuer- = 
betrag 38 7 g, . 
30h | betrag a⸗ Zebi FB betrag ã Zebl & Betrag a 
A ® >) 
H & Pi * ® & 2 
A A * A ei A 
5 = 
s 1873 10927 | 16072536 || 6878 |62,94| 6.568905140,87] 3398 181,10, 5415483|83,69| 651 | 5,961 4088 148125,44 
1874 10695] 17327118 || 6897 64,49] 7 454 910]43,02) 3178 |29,72| 5566 .590132,13| 620 | 5,69 4305 878/23,85 
1875 10487 | 17887866 || 7.004 166,79j 8257 598]46,16| 3 274 81,22 5837 794132,64| 209 |1,99 |] 3791 974121,20 
1876 10399| 17743196 || 6.810 165,491] 8429 038147,51| 3.377 182,47] 5 777 945) —* 212 |2,04|| 3596 218 19,98 
1877778 10281 | 17475108 | 6499 63,21] 7 734 184/44,26| 3560 184,63 6 181 974] 185,38, 222 |2,16] 3558 995/20,96 
1878779 10117) 16997 865 || 6057)59,87] 6819 11940,120 3834 87,90) 6.564 168 88,62 226 |2,28|| 3614 578121,26 
1879/80 10460) 16801895 || 6284 |860,08] 6464 343]38,47] 3932 |37,59| 6603497]39,30| 244 |2,33]] 3 734 055122,28 
aufammen |73366| 120 305079 46429 | — |51728.047 — [2384| — ses] — 
durchſchnittlich pro | 
8 Jahr.. 10481| 17186440 | 6683 829] 7389 721 3:00] 3507 |33,46] 5992 484134,86| 341 |3,25]] 3804 235/22,14 
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r 
durch bie Fixſumme prinzipiell Abftand genommen wirb, große Ausdehnung ger 
ionnen. Nm Jahre 1a waren von 6282 im ira fonsmobus —& 
generkligen Bierbrauereien 3558 ohne, 2724 mit Nacjiteuerungaflaufel fizirt, bie 
mtraktlichen Abfindungafummen ber exfleren betrugen 1645798 Mar, die yiza 
ber leßteren 4.132 549 Mark, wozu eine Racverfteuerung von 633666 Mark 
trat. Daß die ben firirten Brauern gewä ten Erleichterungen in nicht geringem 
Umfange zur Benachtheiligung des Steuerfisfus benupt werden, erweiſt die That« 
fache, dah während ber Jahre 1873 bis 1878 1180 Kontraventionzfälle fefigeftellt 
wurden, in welchen Braufioffe der Eintragung in da® Brauregifter mit ber Ab: 
t einer Täuſchung ber Sieuerbehörde entzogen find. Zum Theil handelte es 
id dabei um längere Zeit hinburı ortgeiehle, verhältnigmäßig erhebliche Ent» 
ji ungen. Mit ber Verdoppelung ber Braüſteuer aber wächſt ber Anreiz zur 
Intedlichteit bedeutend. Hiernach geben ſowohl die unter ber geltenden Bier- 
jeßgebung des Reiche erwachſenen Verhältniffe, als ber Wunfch thunlichiter 
—ã on das im Artilel 35 Abjap 2 ber Reichsverfaffung ggefente iel 
dringende Veranlaffung, der Einführung bes Mahlſieuermodus von Neuem näher 
‚treten. Diefe Steuerform hat fi in ayeen und Württemberg ſeit Langer 
eit durchaus bewährt, das bayeriihe Gejeß über ben Malzaufichlag ift in Ans 
je 5 abgebrudt, die hauptjächlichiten auf den Steuermodus bezü, hen Beltim« 
wingen ber württembergilchen Gel — find in Anlage 6 zulammengeftellt. 
tab » Lothringen bietet der Mebergang gm Madlfteuerioftem erhebliche 
chwierigleiten nicht. Nach Einführung der Mahlfteuer für die jehige Brait- 
feuergemeinfchaft in era othringen würde eine abweichende Forni Bier: 
erung nur noch in Baden beftehen, welches bie Bierfteuer nach dem gleichen 
Modus wie biäher Gljaß-Lothringen erhebt. 
2) Ald bei Beratung bes geltenden Brauſteuergeſetzes die Umwandlung 
der Einmaifhungäfteuer in eine atmen Wahlſteuer zur Erwägung fam, war! 
ala ein Born bes Mahlfteuermodu® anerkannt, daß derſelbe eine freiere Ber 
megung, des Brauereibetriebes zulafie. Die Hauptfächlicgften Gegengrünbe wurden 
in dee Beläftigung bes Müllergeverbes, beögleichen der Betriebe mit fteuerfreiem 
Malzverbrau und ber Befiker von Müglenwerten für wirthichaftlicde Zwecke, 
ferner in der Schwierigkeit ſichernder Sontrole gefunden. 
& Die vom Standpunkte bes Müllergewerbes und der Gteuerficherheit er- 
jobenen Bedenken verlieren im Weſentlichen ihre Bedeutung, wenn ber größte 
heil des zur Bierbereitung beftimmten Malzes auf Privatmühlen gebro 
werben muß und. bie legteren unter ftändiger Konteole fi) befinden. Aus biefem 
Gefitäpunkte will ber Entwurf alle Brauer, welche biöher im Jahre 25 
Rilogr. Malz (die Surrogate eingerechnet) verbraucht haben oder künftig 500 
Hettol. Malz verbrauchen werben, zum Halten und zur Berupung von Heivat- 
aalgmüpten mit Mebapparat verpflichten ($3 12 bis 1e). Nach dem Entwurf vom 
Jahre 1879 follte dieſe Verpflichtung den zur Zeit des Inkrafltretens des Gejepes 
beftehenben Brauereien nur obliegen, fofern jie bis dahin 37500 Kilogr. Malz 
jährlich verbraucht hatten oder künftig 7 ttol. Malz verbrauchen würden. Die 
änderung entipricht einem von ber im Fahre 1879 mit der Vorberathung bes 
Entwurfs beauftzagten Reihätagetommilfion gefaßten Be welcher zur 
Kane Der —— iträgt, während ein Interefſe der betreffenden Brauer 
nicht entgegenfteht. 

In Sayern werben feit dem Jahre 1868 Meßapparate im Dienfte ber 
Malzaufiglagvertvaltung verivendet. Im Jahre 1879 waren im rechtsrheiniſchen 
Bayern bereits 1475 Mekapparate in Thätigleit, davon 223 in öffentli 
Mühlen, die übrigen 1253, mit Ausnahme ganz meniger auf bie Brennereien 
entfallender, in Brauereien. In ber Rheinpfalz waren während bes Jahres 1879 
194 
120 weit überwiegend in Brauereien. Bon dem im Jahre 1879 im rechtsrheini⸗ 
ſchen Bayern gebrochenen Suft: und Dörcmalz, welches jet, nur zur Bierbereitu: 
deriwendet wirb, wurden 64,8%, auf Privatmühlen gebogen, und zwar 63,4%], 
auf folchen mit Meßapparat, 0,9%, auf folhen ohne Mekapparat. Die übrigen 
3,7 voumal, ind auf Öffentlichen Mühlen bearbeitet, und es entfallen auf 
diejenigen mit Mebapparat 18,5%, auf biejenigen ohne Mebapparat 17,2°/,. 

ie MeBapparate haben fid) in Bayern während 12 Jahren ala zuverläffig 


30* 
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unb dauerhaft bewährt. Sie meflen bad zum Mühlenwerk gelangende Walz 
völlig genau und zeigen bie Segebmifie fortlaufend richtig an. Eine Mafchinen» 
fabrit % ‚Bayern HH auch — touſtruirt und an Nalzichrotmäi Alm 
angebracht, mit en in zwei Berliner Brauereien unter amtlicher Aı 
Berfuche — find. Ungeachtet ber im ang emeinen befriebigenben Sin 
ann jedoch bie Verwendung ber Wägeapparal fe im Steuerdien nit minbeftens zu: 
eit nicht —DR werben. Vielmehr würde es zuvörderſt jedenfalls noch — 
ſſender Bei mit inee größeren ‚Angeht older a nte ürfen. Die 
Si lich greubi Ihe —S Deputalion jewerbe ent bie Steuer vom 
Mad der tener dom Gewicht vor, weil bie —* mehr zur Dermenbung befferen. 
Zeige beat Unbeicpadet ber theoretiſchen Ent! An 1g über den Borzug 
tage ober bes Getwichtöftenerfuftend ift praktiich Bu des Beifpiel —* 
desgleichen Englands, woſelbſt bis zum 1. Oftober 1880 die Bierſteuer nach 
tubiichen Menge des eingeweichten Getreide erhoben wurde, genügend — 
daß die Biexproduttion unter ber Mabbe Bbefteuerung eine a Quantität und 
Qualität hohe Stufe zu erreichen und zu behaupten vermag. Bon weſentlicher 
Bedeutung aber erſcheint die Thatjache, dab für Bayern, wo bad beträchtliche 
in ben Meßapparaien ftedende unausgeießt fleigende — — den Üeber⸗ 
A IR ‚Semichtäfteuer En ——— ——— Ra —— — 
ang ierigfeiten entgegenftehen, io ran 
vemenicaft bie BEIhL mod rel bat, Ana hier Grnägumen bangt ber Cafe 
murf, um nicht dem verfaflungsmäßig zu erſtrebenden Abereinftimmender 
Bierbeftenerung ab bare —S zu_bereiten, bie Sinne ws Malzes 
nad) dem Maß und die inf des Mehappa parateß in Vorſchlag 
Im Jahre 1879/80 — ten bie im Betriebe befindlichen 10460 ges 
merblichen Di — der —e—— emeinſchaft an Malz (einſchließlich 
auf Malz 20 Kiloge.; auf die 2792 Brauereien mit 
—— — ——————— 
Sie Iegtere Menge twürbe künftig auf Privatmalgmühlen der Brauer 
nen müffen, fo daß für bie — en Mühlen höchſiens 52214 * 
Braumalz verblieben. Doch wurde fir — —S——— in 
freiwilliger Auſchaffung von Viehapparaten ſeitens ber Brauer allmäpli —— 
— und wohl jedenfalls um X Drittel, alfo auf rund 35000 000 
binindern de tritt das zur Branntroeinbereitung beftimmte Malz. 
den ‚im Jahre 1877/78, welches —& ala ein Durchſchnittsjahr selten ke ia, 
im Gebiete ber —e nein Ki ‚fie Brennereigwede verivenbeten 194 540 
Kilogr. Malz fommen 1: logr. (= ” Dal auf die Brennereien 8 
eigenen Malzmühlen, 12 0107 700 — de 7°7,) auf bie Brenmereien, welche 
bie Öffentlichen fühlen benußen; leßtere senufung wi ie nad aller Wahrſchein⸗ 
Kar ent ei eanftig minbdeften® nicht wach für andere Bertvenbumg 
ala —S an ie jehr ale ie er auf — 
——* und die Menge des Hanf ig_ auf die Ö| eier 
Malzes zu u rund 2 ooooho ‚Kilogr. veran| tagt werben. — Inge 
Fi eine ahl von Mühlen fich — wi fo erwächft den 
Müllern ii ie Kontrole des zur Mühle gebra hien Malzes und Die mit 
aulammenhängenben Betrieböbeidränfungen nur — Arbeit, Berantiwortlidhteit 
unb Unbeguemlicteit. Zudem find bie Verpflichtungen der Müller gegenüber 
ber Stenerbehörbe (88 19 bis 28) auf das thunlid ae fe Maß —S— um unb 
werben vorausfichtlich bereitd nach kurzer Zeit den Anfangs vielleicht 
baren Er —3 Mi Big der RAIL » burd den Bm 
eine finanzielle jung ber jet wird durch ben Zwan— 
Brauer zur Braupung bon eh nalen nit eintreten. Die amahan 
gemen — — Brai ee mein verbrauchten im Jahre 1879/80 407 000: 
AL imovon 371074700 Rilogr. (= 91,17°),) u, genen Maizichrote 
mühlen 4 Brauer, 35 926 100 Kilogr. auf öffentlichen Mi ebrochen tonr= 
dhier kom en, —— — aber, melde han — 
mi m möüflen, i 
veranfchlagen. Tas neue — würde Kr mi it —— das chen 
von Braumalz auf öffentlichen Mühlen an Umfang fogar iwachſe. 
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Unter ben Betrieben mit Beuerforiem Malgverbraud ift mur bie Brannt: 
weinbrennerei von Bebeutung. Nach $ 18 follen bie Branntweinbrenner u 
tünf tig zum Malzbrecien Privatmühlen ohne Mehapparat halten dürfen 

iglich ber Benupung nennenswerthen Beicränkungen nicht uyterliegen. Go: 
fern fie auf Aiemti Mühlen Malz brechen wollen, fann zu ihrer Grleichtes 
zung ben töbehörben ober ihnen jelbft die Ausftellung bes Mahlſcheins über: 
tragen werden ($ 20 Abjah 4) Es wird daher von einer Beläftigung des 
Brennereigewerbed nicht füglich geiprochen werben fönnen. Andererjeits ericheinen 
Die borge ſchlagenen milden Ronftoloo ſchriften —X da durch die wegen 


itrol eng, der Branntiveinftener ftattfinbenben gi [reichen und eingehenden 
—S ifionen Schuß gegen ben Mißbrauch bes ſteuerfreien Malzes ger 
wi wird. 


Die Zahl der Privatmühlen für wirthſchaftliche Zwede, insbeſondere ber 
fogenannten Futterſchrot· und Hausmühlen, muB nach angeftellten Ermittelungen - 
für das Gejammtgebiei der Brauf teuergemeinfchaft zu etioa 130000 bis 140 
veranfchlagt werben. Darunter find inbefien Ihe viele, mitteld welcher Malz 
überhaupt nicht ober mindeftens nicht zur Bierbereitung, oder doch nur mit un⸗ 
verhältnigmäßigem Aufwande von Zeit und — gebrochen werben Tann. 
Aber auch ein Mikbraucd ber tauglicgen Mühlen fteht wenig zu befürchten, ba 
ein berartiger Betrieb bei Beſchraͤnkung anf geringe „malgmengen nicht Lohnt, 
fonft aber leicht der Entbedung auögefeht ift. Es dürften daher bie Kontrolvor- 
khriften bes $ 11, melde ben Befigern der fraglichen Mühlen nicht beſchwerlich 
fallen können, — — Sichern: enügen. 

b. Der Brauereibetrieb toll Finftig von den durch bie geltende Brauſteuer · 
[3 bung auferlegten Delöpräntungen gänzlich befreit fein. Die im $ 25 vor⸗ 

'haltene Anfchreibung der Brauatte engt ben Betrieb in keiner Weiſe ein. Die 
Brauer mit tmalzmiühlen brauchen auch nicht einmal die Malzichrotung 
dem Steueramt vorher man en, mäßsend zum Malzbredien auf d tticen 
Mühlen eine ein Mahlſchein (8 20) zu erwirken if. Die Befreiung 
Brauer, welche Privatmalgmühlen mit Mekapparat benuken, von der Erwirkung 
des Mahlicheing findet in Bayern nicht ftatt. Diefelbe führt für bie Brauer eine 
Erleigterung, für die Steuerverwaltung eine namhafte Arbeitderiparung mit fih 
und fcheint bei ben im Uebrigen durch dem Geſehentwurf vorgeichlagenen Ein- 
Fihtungen ohne Gefährdung der Steuer autafng, 

IB für bie jofort beim Intrafttreten des ‚ed zur Anſchaffung des 
Mebapparatd verpflichteten Brauer die Koften nach) Makgabe bes 3 45 auf die 
Steueriafſe übernommen werden, entipricht um fo mehr ber Billigteit, ald durch 
bie fofortige Inbetriebſeh einer großen Amgast von Mehapparaten ein jonft 
erforberlic namhafter "Aohwanb von Beamtenträften vermieden wird. Im 
Jutereffe der Zleinen Brauer wie ber Steuerverwaltung Liegt es jedoch, daß auch 
bie freiwillige Anſchaffung des Mehapparats burch Uebernahme der Koften in 
der Art, wie im & 45 meiter borgelhlagen eförbert werde. Im Jahre 1879/80 

ten im Gebiete ber Brauftenergemeint 2792 Brauereien einen Malzver: 

von mehr ala 25000 Filogr. (einichließlich ber Surengate), und zwar 1950 
Brauereien in Preußen, 391 in Sachen, 91 in Heilen, in Medlenburg: 
Schwerin, 238 in Thüringen, 11 in Oldenburg, 29 in Braunjchweig, 36 in An- 
lt. Sie Er ber Brauereien, welche während bed bezeichneten Jahres an 
tal; und fureogaten 15000 bis 25000 Kilogr. verivendet haben, ift zu 
u: er band) bed Mebai 102 $ 45 entftehenden 
ie Höhe ber durch Anſchaffun— ehapparats nac entftehenben 
Ausgabe u ich in mehreren —* noch nicht mit — eit Mil Een, 
Ins deſondere entzieht fich die Zahl ber freiwillig mit bem Änſpruche auf Koflens 
erfag den Mebapparat anfchaffenden Brauereien ber Beseämung, biefelbe Tann 
jeboch gerade nicht hoch veranichlagt werden. Die fe der Mebapparate find 
nad dem Rauminhalt des Mehgefühes und ber fonftigen Leiftungsfähigfeit ver- 
— — bei graben Sieerungen bar} auf cine Preißminberung geecinel werben, 
Im ——— ber Softenbetrag für jeden Mehapparat mit 1000 Mart 
reichlich veran| t fein. 
s Auch in elle Rothringen wird nad) angeftellten Ermittelungen das Braumalz 
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ſchon ji jaft ausfchliehli u etwa 97°%,) auf eigenen Walzſchrotmühlen der 

EA Die ER tung fi, Haltu Geiler he mit 

Mebapparat würde dort nad dem Stande von 1877/78 etwa 100 erbliche 

Bierbrauereien (von 41 bamals im Betrieb Befimbtichen) treffen, beten Verbrauch 

um Datz und Malziurrogaten mehr ald 92%, bes Verbrauchs aller Brauner 
gt. 


Anhang IV. 


Aus den Motiven zu dem Geſetzesentwurf, betreffend die Erhebung von 
Reichöftempelabgaben 1881. 


. Der gegenwärtige Geſeßentwurf, welder einen Theil des für bad Rei und 
bie Bunbeöflaaten in Ausficht genommenen Steuerreformplans bildet, untericeibet 
fich von dem dem Reichetage in feiner vorigen Seifion — indeffen uner ⸗ 
gig gebliebenen Geſehen wurf (Drughache Nr. 96) lediglich dadurd, bat ala 
8 eine neue Bertimmung eing jaltet ift, nach welcher der Ertrag der Abgaben 
nad Abzug der auf dem Geſehe oder auf allgemeinen Dermatkungevorferitten 
beruhenden Steuererlafie und Gteuererftattungen, ſowie der Erhebungs» und Ber: 
waltungstoften aus ber Reichslaſſe ben eit einen Bunbesftaaten nach dem Maß 
ftabe ber Bevölkerung, mit welder fie zu den Matrikularbeiträgen gezogen 
werben, überwieſen werden fol. Bezüglich der Begründung dieſer Beftimmmmg 
darf auf bie Seatgt en Ausführungen Bezug genommen werben, welche in ber 
— indung bes gleichfalls vorgelegten Geſehentwurfs wegen Erhebung der Brau= 

er gegel . 
em beantragt wirb, die im Handelsverlehr umlaufenden beweglichen 
MBerthe mäßigen Stempelabgaben zu unterwerfen, wird zugleich bezweckt, Uns 
gleichheiten ber landesgeſelichen Beſteuerung ein Ende zu machen, welche durch 
innere Gründe nicht gerechtfertigt, in einem großen Theile bes Bundesgebiets zu 
Tebhaften Klagen Beranlaffung gegeben haben. Ueber die Entftehung der that: 
fählich beftehenden voefeelung Jener beiveglichen Werthe von ben Ianbeögeieglichen 

Stempelabgaben, über ben ngel einer Berechtigung für ſolche Befreiung und 
über die Nothwendigleit bed GEinfchreitens der Reich eiebarbumg enthalten bie 
Motive ber dem Reihät e in ben Jahren 1869 (Drudiadhe Nr. 192 des Reichs · 
tags des endeſn ſundes, 1875 (Drudfae Nr. 49 und 1878 Dxuchache 
Nr. 22) über denfelben Gegenftand vorgelegten Gejegentiwürfe nähere Ausführungen, 
bie auch gegenwärtig volltommen zutreffend find. 

Die ım Hanbdelövertehr und insbeſondere im Börjen: und Bankverlehr vor⸗ 
tommenden Gelhäfte genießen faft überall in Deutſchland einer thatlächlichen Bes 
iung von Ziempelabgn n, in deren Befip fie hauptſächlich ‚halb gelangt 
inb, weil die Stempelgelege nicht mit der Entwidelung des Verkehrs fortgekhritten, 
jonbern auf dem Standpunkte einer vergangenen Epoche fiehen geblieben find. 
Es handelt fi mithin bei deren Beftenerung nicht auf die Aufhebung einer 
von bem Gejehgeber beabfihtigten Befreiung einer geroiffen Sattung von Geſchaft n 
von der auf gleichartigen Geſchaften im bürgerlichen und gewöhnlichen wirth- 
chaftlichen Verkehr ruhenden Steuer, fondern um die Befeitigung eines durch 
die Unvolllommenheiten ber Geſehe herborgerufenen, teinesivegs mit ber Abficht 
ber Gelege übereinftimmenden Zuftandes. Der Uebergang zu anberen en 
der Beurkundung, ber fich theils don felbft aus ben —V des taufmãn · 
— Verkehrs heraus entwidelte, theils auch wohl unter. abfichtlicher Ber: 
meibung der von ben Stempelgeiehen als fteuerpflictig behandelten chaͤfts. 
formen vollzog, Hat beiirkt, daß bie beſtehenden Stempelgeſehe auf bie bejeich- 
neten Geſchafte entweber Aberfaupt nicht anwendbar find, oder doch diefelben nur 
in fo geringem Maße erfafien, daß bieß als eine angemefjene Befteuerung nicht 
angelehen werben fann. 
Wenn auch bie täglichen Abſchlüffe im Börfen« und Bankverkehr nicht dazu 
geeignet find, um mit hohen, nach dem Werthe des Umfaged bemefienen Werth 





909] Zheorie u. Praris der beutfäjen Etenerreform. 471 


fiempelabgaben, wie fie z. B. bei dem Verlauf von Immobilien faft überall_er- 
Haben werben, belaftet zu werben, jo fotgt —X Doc ai die — 
ie bisherige Befreiung des Börfen- un! Bankvertehtd von der Befteuerung in 
der jegigen Ausdehnung fortbeftehen zu lafſen? Schwerlich würde ſich auch ül 
nachweifen lafien, daß die Börien: und Bantgeihäfte, mögen fie den Um: 
kaım Waaren und ‚then oder bie Beichaffu: er Gelbmittel zu Anleihen 
Unternehmungen bezweden, von ber Stempeliteuer gängli ‚it. bleiben 
möäßten, während 3. 8. jede Schuldverſchreibung eines Grundbeſihers oder eines 
anberen Privaten, abgefehen von den Koften der Hypothefbeftellung, mit einer nicht 
umbeträchtlichen Stempel ibgabe belaftet, unb ebenjo Verkauf und Bisferunge- 
serchetke über andere Gegenftände einem Werthftempel untertvorfen werben. 
wird beihalb auzugeben fein, daß bem häufig herborgetretenen Berlangen, bie 
aut Iene Akte deö kaufmanniſchen — autzubehnen, eine ger 
zung ber Billigteit und Gerechtigkeit zu Grumbe Liegt, geigeiet, 06 dafielbe zus 
gleich durch übertriebene Borftellungen bon ben finanziellen Ergebnifien der ver- 
mißten ber bezeichneten Ute ober burdh die fireitenden Interefſen 
verſchiedener Berufsftände beeinflußt fein mag, Dem Handel im Allgemeinen 
und bem Börfenverfehe ing Belondere ift feitena ber Gelehgebung und der Ver⸗ 
waltung eine jorgjältige Pflege gewidmet und namentlich in den legten Degennien 
auch durch die Bervolllommnung prompten Rrectafhubes und die Entwidelung ber 
Derlehrömittel ſowie durch bie Herabſehung ber tungen für bie Benugung 
der legteren eine jo bebeutjame Forderung augenen! worden, baß ihnen um jo 
mehr bie Uebernahme eines emtiprechenden Beitrags zur Beichaffung ber Mittel 
aa a welche für Die weitere Mung ber ftaatlichen Auf: 
en 
Soweit behufs Erreihung ber hiernach ‚ngefleebten Ausgleihung beftehenber, 
nicht, berechtigter Verſchiedenheiten in der Bel ung, bes Verkehrs mit ben 
im einzelnen Bundezftanten eine Entlaftung des Verkehrs mit unbeweglichen 
Werthen für geboten erachtet werben möchte, wird der vorliegende Entwurf aüch 
bie Dur: rung dahin abzielender Schritte sembglichen ‚bezw. erleichtern. 
Während bie früheren Entiärfe hauptfächlic dem Börfenvertehr angehbrenbe 
Gegenftände der Bi rung betrafen, nimmt ber vorliegende, außer ben bereits 
im Jahre 1878 in Vorſchiag gebrachten Lotterieloofen auch noch eine allgemeine 
Quittungäfteuer und eine —E der Checks und Sirsamprifungen in Aus: 
fit. Die Vorlage erhält damit eine Ergänzung au nach der Richtung ber 
dem Bankvertehr angehörigen Hanbelageihäfte, welche zur Belaſtung mit, den 
Werthftempeln ober hohen tempeln ber Lanbeöftempelgefeße nicht geeignet 
find und fidh denſelben auch thatjächlich entziehen. Fur bie Beftenerung bed 
buch dieſe vermittelten Ropitalumlaufs bieten fi die Quittungen als 
eeignete Alte dar, indem fie fi) auf das Engfle an bie in der form ber 
jahlung auftretende Kapitalbewegung ald Beweismittel anfchliehen. 
Der Umflanb, daß es fich bei ber Befteuerung bes Handelsverkehrs um einen 
enftand handelt, der nur im Wege ber Reichägefehgebung zweckmäßig geregelt 
werben taun, hat wejentlich dazu mi gewirkt, baß bie Gegenftänbe, beren Defteues 
rung Die Vorlage bezweckt, gegenwärtig nur im beichränktem Umfange Objekte 
ber Lanbeägefeglichen Stempelabgaben in ben Bunbeöftaaten find. Die Iepteren 
verlieren verhältnigmäßig wenig, wenn bad Reich jene Gegenftände ganz für ir] 
in Anfpru nimmt. Preilic find 5. B. Schlußnoten in Hamburg und Lübed 
Aktien und Beurkundung über Sau: und Sieferumgägeichäfte im taufmännifchen 
Vverlehr in Preußen, Attıen auch in Medienburg. Schwerin, Oldenburg, Sachiens 
Gotha, Anhalt, übel mit Steimpelabgaben belegt. Das bayeriice Geſeß vom 
18. Auguft 1879 Hat inländiiche Werthpapiere auf Smhaber, Zombardbarlehne, 
gaite Duittungen unb Berl sofungen in ben Kreis ber Befteuerung gezogen. 
chuidverſchreibungen auf den Inhaber und Anerienntnifie des Darlehnsnehmers 
über ben fang von Lombarbdarlehen fallen unter bie Stempeltarifnummern 
‚Schuldverfchreibungen“ oder „Darlehensverträge* einiger Zandgefege u. |. im. 
merhin aber wird der Ausfall an Einnahmen, welchen der eine oder ber 
anbere YBunbesftaat durch bie Beleitigung Tandeögefeplicher Abgaben in Folge des 
vorliegenden Entwurf3 erleiden ınag, dem Gejammtergebmiß ber — gegenüber 
nicht ins Gewicht fallen und in bem zu erwartenden Ertrage volle Dedung finden. 
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FH der Behandlung ber Ainpelnen Steuerobjelte ftimmt bie Vorl it 
ben früheren Entwürfen in ben Abichnitten im Wefentlichen überein, ie 
inländiichen Werthpapiere, bie Sombarbdarlehne unb die Sotterielonfe bei ” 
Die veränderte Behandlung der ausländiſchen Werthpapiere, jowie der Schi 
noten u. |. w. und der Rechnungen wirb bei den betı den Abichnitten mäher 
begründet werben. Hier ift nur zu bemerfen, baß bie Erhebung einer Abgabe 
von zehn Pfennig für jede Echlußnote und jedes derſelben gleichgeflellte Schrift: 
ftüd feinen der unvermeiblicen Beläftigung des Verkehrs entiprechenden Ertrag 
gewähren würde, und daß bie lebi Li auf den Gewinn ber Aussbiflereng ab⸗ 
jielenden Spielgeihäfte, foweit fie für bie Steuererhebung hinreichende Uuter- 
eibungbgeicben bieten, einer höheren Abgabe unterivorfen werben müflen ala 
die effeftiven Beichäfte. — Die ausländiihen MWerthpapiere ftellt die Borlage be- 
all des Struertape den_inlänbifchen glei; wie bie Emilfion li ber 
inländifchen, jo foll ber Eintritt in ben inländiſchen Verkehr, jiehungd- 
meife bei oetfegung, nach dem Inkrafttreten bes Entwurfs bezüglich ber and- 
landiſchen hpaäpiere bie einzige Borausfegung ber Abgabenpflichtigkeit bilden. 











1 Altien und auf ben Inhaber lautende Werthpapiere. 
(88 2 bis 5 beö Geſehentwurfs Nr. 1 und 2 bes Tarif.) 


Die Vorfchriften über bie Befteuerung ber inlänbiichen Wertpapiere fchliehen 
1 mit wenigen, nicht erheblichen Uurnafmen den —E von ss und 
1878 an, auf deren Begründung Bezug genommen wird. Inẽbeſondere fieht bie 
Borlage glehfalt don der Herangiehung ber bereit8 in Umlauf geießten Papiere 
ab, melde faft überall jchon Begenftan landgeſeßlicher Abga! jeweien find. 
Fi diefer Beicränfung ſi dieſe Befleuerung der inländifchen Werthpapiere eine 

‚echtigte, ber sine ichen Selattung bed Derkehrögebietes für folge Wert! 
völlig entfpredienbe tafregel. Was aber die Höhe der für Rec des Reichs 
u erhebenden Abgabe anlangt, jo wird nicht beftritten wer! men, dab 
hige sehon ion an fi) zu einer höheren Befteuerung, ald einfache 
Pridat-Schuldverichreibungen ſich eignen, indem fie im Allgemeinen den Vorzug 
leichterer Realifirbarfeit dor jenen voraus haben. Dazu fommt, daß fpätere 
Mebertagungen diefer Werthpapiere fempelftei bleiben, während bei anderen 
Werten gerade der Uebergang aus einer Hand in die anbere (bie Befipverände- 
zung) zur Beflenerung gezogen wird. Inſofern lepterer Umftand bei den nach 
Mabgabe der neueren Grumdbuchgejepgebung zuläffigen Blantopefionen der Grund» 
Schulden nicht mehr zutrifft, ift doch andererſeits die höhere Belaftung der Grumb- 
jchuldbriefe durch bie Gerichtögebühren mit in Betracht zu ziehen. 

Der Steuerfag von 7,9%, ift behhals in ber Ueberzeugung vorgeföplapen, 
daß durch biefe, einer Konzeifionsabgabe gleich zu achtende Steuer in jenigen 

‚ällen, in welchen die Ausgabe von Sculbverihreil ungen auf den Inha — 

tet zu werben pflegt, bie Beſchaffung don Gelbmitteln nicht gehindert J 

Bei ber Begründung von Akliengeſellſchaften wird bie gleiche Abgabe noch 
weniger als Laft empfunden werden. Den fpäteren Verkehr im folden ieren 
aber läßt die Steuer unberührt. 

Im Anſchlufſe an die in den Motiven beö Entwurfs von 1875 über die 
entiprechenden englifchen und franaöriichen a abengelege enthaltenen Anfül en 
iR Bier noch zu bemerfen, daß bie vorge! Iagens en mit dem engli 

iffionsftempel nicht ohne Weiteres in Dergleich geitellt werden taım. 

land bilden die auf den Namen in den Bader der Gefellichaft ober bes 
fonftigen Emittenten eingetragenen Werthpapiere (inscribed stock u. |. ©.) bie 
Mehrzahl. Diefe bebürfen zu jeder Uebertragung eines instrument of transfer, 
bisweilen felbft ber feierlichen Form eines deed und tragen dabei bie für ſolche 
eftimmten namhaften Stempel. Die minder zahlreichen Obligationen auf dem 
Inhaber, welche ohne transfer durch bie einfache Uebergabe (delivery) übertragen 
werden, unterliegen allerdings wie anbere Schulbverichreibungen nur dem Emil: 
fionaftempel von */%,, bie nad) Maßgabe der Companies Act von 1867 aus- 
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ihare warrants to bearer (Aftien auf ben Inhaber) aber einer Emil: 
“ie = eye ber enäfkobilen Wertpapiere {te nad) d 
ipelpfli r außlänbifcgen ;papiere folfte nad) den 
Entwürfen von 1875 Te auf diejenigen a edutt fein, Gare 
entiweder im Bundeögebiete au zei ichnung aufgelegt 0 t ober audgegehen, — oder 
welche bafelbft Tal a mapablungane jem errichtet — würden. Beim Futreffen 
einer von Doraudlehungen follte begüglich ber eingelnen, ben ber 
teoffenen —&— angehdrenden Gtüde bie Verpflichtung zur Culrichtung ber 
ibe eintreten, fobalb fie nach dem Inkrafttreten bed @ejepes Gegenftand eines 
3 unter Zebenden (Kauf, Lieferung, Tau] 1. w.) ım Bundes; ee 
biete werben iwürben. — Bor dem Ankrafitreten bed ed anögeftellte frei 
At follten ohne Unterkied von ber t bleiben; der Ber 
Ießteren war auf */,%, des Nennwerths mt. 

Der_dorliegende Enttourf befreit weder die vor dem Inkrafttreten ausge ⸗ 
ftellten — 0 beichräntt er in anderer Weiſe dem Kreis der flempelpflich- 
tigen Fe Sobald fremde Werthpapiere nach jenem Zeitpuntte im 

iete auögegeben Fa um Gegenftande eine Rechte: eähtd unter 
— gemacht werben, — ie der einmal zu entrichtenden An von 2/,% 
des Nennwerths unterliegen. 

Nach den gemachten Beobachtungen ift der intanbiiche Markt mit af —5 
auslandiſchen Papieren von oft zect bedenflidher Sigerheit beinahe g 
In weit größerem Umfange als zur Sefültung —— — — averp 
tungen dienen biefelben breiten Schichten des befihenden kai ums it E 
auf bie höhere Rente zu bleibender Rapitalganlage. Dieſer Anreiz würde 
vermehrt werben, wenn bie ausländiſchen Werthpapiere in geringerem Imfane 
und mit geringerem Abgabenbetrage ber —E unterworfen werben = 






ai bie a hen, R ın Geldbebärfnii Wr — würden —— von 
italien entzogen werben. iſt j eine einfache Forde · 
zung der her Gerehtige It —F NE it dazu beittage, bie Mitiwerbung 
des Audlandes ve el ei en Kapitalmarkt? mit Anlage 
hapieren vor ber beö —5— zu anf 
Das oürhe — der Sch ber er Dora enen Beitimmungen fein. 
Diefelben diem zur — en — — ten Theils aller fremden 
ek trifft aber mi te eine bei fün! nen iffionen der letzteren unb 
nicht Eos bei ben im Bundesgebiet emittirten ober mit Zinszahlung — ver⸗ 
kirnn Gattungen zu, ſondern E ag ebenfo von jedem fremden Werth ie, 
wilches Hier and nur vorübergehend zu ‚mail, Di De benußt wieb, da 
dem inlänbilchen Han neueren macht. Die Berwenbbareit zu Helen 
Anlagen hängt nicht bavon al baß das fremde Papier im Bundesgebiet emittirt 
wirb; Sie Zahlung ber infen im Inlande erweitert nur den Kreis berjenigen 
—5 — er, welche jo) Werthe anfaufen. Durch bie — Mengen aus⸗ 
ndiſcher ten älterer Gmilfionen, weiche im Bundesgebiet verlehren, wird 
nbitcheß Kapital Teftgelegt, umb bie —— von der 
je jeder Tünftigen Emiffion inlandiſcher Werthe, welche der 
lagenen Emitfionsabgabe um! — würbe, bei der Bewerbung um das 
I Mnöhenbe heimiſche Kapital verfe 
bie Emilfionsfteuer (ir an landitie abe Ofen und bie bei 





Rann auch 

dem Eintritt in ben inländiichen Vertehr von fremden ten zu entrichtende 
Abgabe nicht ohne —— in Vergleich geftellt we fo muß es dod 
als billig und gerecht erac ben, daß alle Außländilden Effekten, deren Um 
lanf im Bu — nat be Inkrafttreten bes Entwurfs Bet onnen ober fort- 
ıt wird, biel terung erleiden, wie bie nach Bien ge tpuntt emittirten 
ifchen Sie, Jaburch a, jene von dem inländifchen Markt nicht 
ingt werben; e8 wirb nur 8 Recht für beide hergeftellt und der Vor- 
fermashatten, dab das — des Auslandes vor dem des Inlandes 

Im Gteuergefeg bevorzugt werbe. 
Fr ift zwar geaen eine Befteuerung in bem Umfan, En de er bespellagenen 
Per eingewwendet worben, baß die auf ben verf plägen 
heimikcpen, fogenannten internationalen Babiere zur —52 — der Zahlungen 
wilden ben derſchiedenen Börfenplägen und ber Zins und Reportiähe auf den- 
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‚jowie, daß_ bie N ber beutichen 9 Börjenpläge für 
Si ie Papiere’ die internationale Bed rttö habe een 
den Krebit ber deutfchen Staaten, Tonsie bie — bon Kapital zun 
Bortbeil ber erwerbenden Thäti bes deutſchen Boltes eher fen, mitten 

bie tere jelbft im der Regel bald wieder in das Ausland abflieken. All 
inie Gereilä erwähnt morben, bienen auslänbilde Werthpapiere zur Seit in viel 
geöberem ent inländiigen Rapitalbefigern au bleibender ‚Rupitaldanlage, ats 

x Erfüllung internationaler Zahlun; ee lihtungen, Schon beihalb wan 

törungen ber. ——— ungen und ber Ausgleichung zwiſchen Ventihen 
und fremden Börfen noch feineswegs Eu beforgen, wenn auch durch die vorge- 

ie Beflewerung wirklich ein Theil ber internationalen Effekten von dem 

Hr hen Markte deebrängt werben follte. Eine ſolche Wirkung ıft aber nicht zu 
erwarten. Die Srmäbigung ber. Sg Abgabe für bie während ber erſten Monate 
dem Inkrafttreten des Entwurfes zur hard vorge Eh fetten wir 
von dornherein einen namhaften — X eftempelter Stue fen, bie im 
Reichögebiet einen Heinen Vorzug iöherigen Preife Pa und beBe 
halb ftets wieber dahin ——— — Dieter Beftand wirb fi, je nach 
ben Bebürfnifien des ehrs, vermehren. Die Kursſchwankungen ber fogenannten 
internationalen Papiere, bie —ES Objelte ber —— bilden, u "2 
ei bliche, daß eine einmalige eu von ?/,%, nicht bebeutenb 

bie Dauer einen flörenben 3 auf bie internationalen Bor —— 
* zu üben. Auch im Heben Tonnen die hypothetiſchen Be pegeife, melde 
Motidirung ber früheren Entwürfe geltend gemacht worden find, feinen Himzeiden« 
ben —e— von ber Dorgeiehlagenen ala gerecht anzuertennenden Befleues 
zung abzufehen. 

° 25 Arbitrag jäft wird im Weſentlichen nur dann durch die Abgabe 
berührt, wenn an fremben Yörfen getaufte ungeflempelte Stüde nicht im Aus: 
— ſondern im Julande weiter begeben werben ſollen. Allein in jol Keen 
würde ed amı nad Im iheren Entwürfen nicht ausgeiätoften fein, baf u 
entrichtenbe m Gewinne bes einzelnen Geichäfts in einem 
hältnifje fliehen —8 "or ausnahmsteile Behandlung bes Bbitragegeicjän iR 
unmöglich, weil bie unterfdeidenden Eigenthümlichteiten defielben nicht in bie 
— Exicein: treten, fondern mehr in den Motiven bes Abichlieenden 

Ohne bie lichten ber in Rebe ftehenben Geichäfte zu verfeunen, wird 
* — bie ai auf dieſelben nicht bahin außbehnen können, von ber vor 
Beftenerung abzujehen, weil eine Anzahl folder Geichäfte durch bier 
hindert werben könnte, vielmehr wirb es Aufgabe des Verkehrs fein, fich 
m F Zuaghehneſaun dem Steuergeſehe anzupafien. 

Vortheile, welche etiva aus ber Zugänglichkeit der deutſchen Börjen- 
pläße ir ausländiiche Werthpapiere bem deutſchen italmantie und ber An: 
Iammtung von Rapital au, Gunften ber ee benber Thätigkeit des beui 

En erwachſen fein möchten, werben wohl reichlich aufgewogen durch 

jäben, welche bie Entfremdung beutichen Kapitals von deutichen —— 
a en Berluft zahlreicher, in unfoliben, aber durch hohen Zini 5 ber] 
ben haha erthen angelegter Rapitalien dem nationalen Woflfande 


ugefül 

—X Ausdehmum, der  Stempelpfli Hgteit auf bie bereits im Verlehr befind- 
Then fremben Wert! lann endlih nicht ala mgrrectfectit: be he 

Dem Befiger folder — fteht frei, dieſelben vor dem 

be Sejehes zu beri km; sieht er vor, fie zu behalten, fo bleiben fie iu — 
und feiner Erben Befit unbeſieuert, und endlich kann ex fie nad; bem —X 
treten des Entwurfs el in das Ausland zur Deräußerung führen. RB 
ex fih aber Bu die Stempelung die freie Verfügung unter Sebenden auch im 
Imlande fichern, jo bietet ihm der Entwurf bie it, dieß Apr Dexzn end: 
nachtheile auszuführen, da alle Stüde, weiche binnen beftimmter Friſt tem» 
pelung zorgelegt werden, nur mit einer Übgabe zum halben tarifmä gen Be 
trage Set werben follen, ber Preis geftempelter Effekten im Reichsgebiet aber 
durch bie jabe etwa um ben Betrag ber letzteren fleigen wird. 
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I Sälußnoten x. und Rechnungen. 
(88 6-11 de Geſehentwurfs, Pr. 3 deö Tarifentwurfs.) 


Auch bie Himmungen des Entwurfs über bie Befteuerung ber Schluß: 
noten x. and ber Rechnungen weichen von ben biß! gen ab. Fr ben frül 
Entwürfen wurde zwar nerfannl, baß eine Al 9, der Abgabe nach dem 
—A Segenftanbed, des —22 rationell fein mi ei Ne RE 
Pf. — dor en, Haup! « 
Ib, weil Fre —S daß bei ber Auebehm ng de —e an ben 
gib: ven Börfen die Makler durch wo mit jeder Abftufung v berhandene Berechnung 
Abgabe De hindert werben wärben, bie Schlußnoten ihren Auftraggebern 


wog 
Er en e ie werden auß ber in bem Entwurfe vorge 


n über Fer von nit mehr als 1000 Mark ift bie Ber 
—8 art; bie Semäign ‚der Eiaabe für dieſe Werthe kommt 
für bie vorliegende Frage kaum mans Sie wird aber verhüten, daß bie 
zinsbare Anlegung iner Sharm je Pi —* in der Regel po oder mehr- 
mal zu entrichtenbe Abgabe zu ri belaftet wird. dm 8 — wird 

— auf bie Beihung anlommen, ob der es Gegenftanbes 

igt. In ber großen Mehr; Arial ber A —8 dieß ſelbft für 
— ue mung I ben erjten Blid erfennbar fein. Aber auch dann, 
wenn ber Werth bed Gegenftaudes jener Grenze abe liegt, wirb ber tägli 
Be ar Abjchlüffe in denſelben Arten von Effekten ober aren vermittelnde 
einer Berechnung bebürfen, und fie eventuell durch Tabellen 
und andere ee mittel erſehen. —* Werthe des fegenftandeß im Sinne des 
FH gehören nämlich nicht bie Laufenden Zinſen der —— welche das 
Seſchaft betrifft. Eine Zinsberechnung iſt alſo Rh Gerner. follen 
Bruchtheile eines Prozent? oder einer Mark in der —ã— zur Verein⸗ 
fahung ber Rechnung außer Anja bleiben, de Währungen nach feften Mittels 
iwerthen umgerechnet werben, ehtee natürli) nur dann, wenn nicht die Preis⸗ 
oder Kuröbeftimmung bereitd im Rei wahrung audgebrüdt ift oder auf ber Vor⸗ 
andiegung beftimmter Reduktionsverhältniffe beruht, wie 3. 3. bei ben Kurdfeft- 
ketungen | der Berliner Börfe für amenitantfäh, italienifhe und ruffiihe Staats» 
papiere 1 Doll. zu 4,25 Mark, 100 such. u 80 Mark, 1 zu 20 Mark, 100 
RD. zu 320 Mark angenommen wo sollte dem Bebürfniffe hiermit nicht 
g fein, fo fol ber Bunbezrath " emähtigt fein, weitere Abrunbung en 
ul — 4. B. in ber Art, daß die über 10 bezw. ein Vielfaches von 10 ül 
Neßenben Prog Berge aber tigt bleiben. — Es — Hierbei wefentlich 
nur um bie Ro ihäfte ber yonbabörie. Denn jäfte ot 
fegen bie — Ha beftimmte runde —— (15 50 a 
n. f. w. ober ein Bielfaches Biel Beträge feft. Auch die Geichäfte der Ku 
huttenbörfe haben abgerundete Mengen, 100 oder 1000 Etr., „, 10 1 
u. f. m. zum Gegenftande. Die Beſorgniß vor Dergdaerung en im Geſchaͤftsver⸗ 
ihr braucht daher nicht abzuhalten, bie an fi ala Gere —X erfannte Art 
ber Beftenerung einzuführen. Der Berufung auf bie einheitlieen Steuerjäge für 
die Eäluhnoten in England, Sübel und ‚Hamburg ift der Borgang Fran eis 

Bee anelen, io bie Abgabe für Schlußideine De le change nad) 

be3 Gegenftanbes auf © Sent. und 1 Ares. Ge abgeftuft ift. 

Die —e Abſiufung de abe muB einem feſten Steuerjage auch 
F — vorgezogen werden eif die die Wirkung des Iehteren von Zufälligfeiten 

Selten finbet 3. ®. ber Makler für die Ausführung feiner Aufträge 
m en Nehmer ober Geber. Das eine Geſchaͤft zerlegt fich auf biefe Weile in 
eine Mehrzahl von Gerhäften, beren jebeB eine Schlußnote unb fomit eine Ver: 
mehrung be3 Abgabenbetrags bebingt. 

Eine progental abgeftufte Steuer, wie fie z.B. in Preußen für die nicht dem 
Hanbelöverfehr anı —5 — Kauf und Vieferungẽgeſchafte befteht, auf Handels⸗ 
unb inöbejonbere Böriengeichäfte anzuwenden, vie dad hin und iwieder wohl in 
Verbindung mit übertriebenen Vorflellungen über den Extrag empfohlen worben 
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ift, verbietet andererſeits ſchon die Verſchieden heit — Fr ftlichen 
Bebeutung beiber Berkehrbatte. Der — fauft, um mögl wieder 
zu verlaufen, — der Privatınann, um zu behalten ober zu a ms jenem 
if ber oft nur einen geringen Beuähtheit des Werth der Wanre erreihende 
Kein etoinn, dieſem bie Waare jelbft Gegenftand des Eriverbs. Gelbfi bie geringft 
ten Progentfähe vom Werthe bes Gegenflandes wmürben bißiveilen übers 
— was den Waarenvertehr betrifft, Die Waaren während ihres Saufes 
durch viele Hände vom Produzenten bis zum Kleinhändler in namhafter WB 
vertfeneen, 8 jumal im Intereſſe der Kontrole die Abgabe nothivenbig für jedes 
über das ft zugehen Schriftftüd, jeden Auszug und jede Abſchrift 
Le hen m erh — Hödten Galle 1, Mile für 
ja die di men njäpe — im ten alle ”/, pro Mille für 
jedes — —* ven we ent nen, zeigt ſe an der Beling der ber Mafler- 
en bie zwar oft Mir Kunden ermäßigt werden, doch nur bei höheren 


Daß eine höl Beitenerung der Zeitgeichäfte, — denen in der Regel nur 
der Br ber —E en Ya u tes bildet, et if, 
wird feiner näheren ee bedürfen. Sie 3— aber nur — werth, 
wenn Effekten den Ger nd des Geichäfte bilden, nicht auch bei Man: arenge· 

— lich, Dienen Ir bie —— te über Wiaren bie f jenannten 

Fl geſchafte der Spetulationsfugt; der Gharatter F — tritt ogar 
oft — hervor, 3. B. wenn im März bereits Abichläffe für len iber« 
Oktober über Gets gemacht werben, — Die N eihäfte in —* in 
ber Regel den nächitfolgenben Monat nicht Aberſchreiten. ein bie inge: 

fte Dermitteln auch "bie Tech itige Befriedigung des Bedarfs an wici 
venftänden des Verbrauchs; es ſcheint aba, fi fie mit Schonung zu bei 

Obwohl, wie erwähnt, "Zeitgel ifte über Werthe bis 1000 Mark vi 
vorfommen, ift im Interefſe der Meberfichtlichteit des Tarifs gleichmol 
abgejeben wı worben, die Werthftufe bis 1000 Mark für Seitgefchäfte —X alten. 

er Entwurf fchlägt ferner vor, bie Schlußuoten höher zu 
fie auslandiſche Effekten zum Gegenftande haben. Die Iı ne hen m — 
ihred Umlaufs im Bunbeögebiete alle Bordelle welche Die Gejeßgebung und Die 
flaatlien Einrichtungen für ben Rechtsſchuß u. j. m. den inlänbifchen Werthe 
papieren gewähren, ohne daß bie ng: Snfalten gleich ben inländiichen 
an ben fantlichen und fommunalen Laften Theil nehmen. Die unter Tarif: 
dummer 2 erforberte Abgabe von 1), %. Tine, in der ie en —8 

bgabe für Schlußnoten über fremde Effekten eine zweztmäßig jänzung. 

se die lehtere bei jpem Beſißwechſel wieberholt er entrichten we über Glen 
Schriftftüde ber vorl Vegenben Zarifnummer auögeftellt worden, wird dem Umfange 
de3 Umlaufs im Bundrögebiet Rechnung getragen, den die beim Eintritt in ben 
inländifden Verfehr zu entrichten! Abızie ‚nicht berüdfichtigen kann. Da die 
Spekulation für ihre Geſchafte effektiver Stüde nicht bedarf, fo ‚refen bei wi Ihren 
Abichlüffen bie vorfiehenden Gründe in ber Regel zu. Daher ift von 
Erhöhung ber Abgabe für diejenigen Zeitgeſchäfte, wel: —E en 
zum Searnftande ben, —2 

Bei den Rechnungen muß biefelbe —E der Abgabe eintreten, wie 
bei Schlußnoten, Die & in vielen Fällen erjegen. Fur bie Erhöht dr m 48 
Er von Rechnungen über Anſprüche auß Zeitgefchäften liegt hinreic 
nicht vor. 

Die Entrichtung der Abgabe foll nad} der Wahl des Steuerpflichtigen durch 
Verwendung von Si Are ober von geflempelten Bormularen eolgen, 
jebod) mit Einſchränkung, daB, wen ber Ausfteller Formulare benupen will, 
diefe unter allen Umftänden vor der Benuhung geflempelt werben mül , alfo 
Ve — — Abſtempelung, als die Verwendung von Stempelmarten 
auf offen 

” Tiefe in den Tepten Entwürfen nicht enthaltene Ginihräntung f, um io 
mehr geboten, ala ve Gefahr von oinieniehungen durch die Srhöhung bi er Ab: 
gabenſaͤhe vermehrt wird. Erfahrungen beim Werhfelftempel haben 
gelehrt, daß die Stempelmarten Bu nicht zum emtauf beftimmten eln Pufig 
erft verwendet werben, wenn bie Nothivendigleit nahe tritt, ben fel zum 


— — 
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Brote, ober mit ber lage u. J. w. vorzulegen, und daß ohne ſolche Beranlaffun; 
Wechſel ungeftempelt bleibt. Die verfpä jete Ab; abenentrichtung wirb —8 
bach Rücdatirung des Entwerthungsvermerfö verheimlicht. Aehnliche Manipu« 
Intionen find bei den Bier An in Rebe ftehenben Schriftflüden offenbar noch Deingen- 
der zu fürchten. Sie werden durch die vorgeſchlagene Beftimmun ige 
bie zahlreichen Fälle, wo Yormulare verwendet erben, ai (ofien ober il M 
— Selbſtverſtaͤndlich muß für verdorbene Formulare bie 
— don den erwähnten Abweichungen ſchließt ſich der Entwurf im 
n feinen Dongängern an. In Uebereinftimmung mit biefen ift zur 
en der einzelnen Beftimmungen oh a ed zu bemerken: 

Belanntlich werden häufig auf hlabnnten eine größere Anzahl 
von Geichäften zujammengefaht. Dieſes —E halber muß es ſchon aus 
finanziellen ichten bedenklich erfcheinen, auf die mehrmalige Entrichlung der 

, wenn eine Schlußnote mehr ala ein jäft enthält, zu ver; zgihten. Die 
iahme einer größeren Anzahl don Geſchäften in dieſelbe Schlugnote würde 
ti noch häufiger vorfommen, went dadurch eine Erſparniß ber Steuer 

u erziel e.: 

Der Einwand, daß die Berecinung wegen bed Stempelö unter ben Jnter- 
effenten unverhältnigmäl ige Beläftigung verurfache, trifft nicht zu. Stat h kur 
darauf verwieſen werben, daß in vielen fällen auch Portonudlage 
fiempel, Courtage u. f. iv. berechnet werden, ber Zufaß des Stempeis Mir Sale 
Iheine oder Rechnungen alfo nichts um,  ewöhnliches — &s labl ſich aber 
auch mit Beſtimmtheit vorausſehen, dad der Hanbeläftend mit Einfluß ber 
after fich jehr bald über die Art und nik Aare möglichft einfa en unb abe 

Itzten Berechnung dieſer ee eur verftändigen wird, daß Ujancen und 
[rrangements (mie in Betreff bes Porto) fi bilden werden, welche jene Bes 
tehmmg wetenttich erleichtern. 

Im Betreff der Seh en (Rr. 8b. —S— iſt darauf aufmertſam zu 
machen, daß dieſelben nur In hang auf gemachte Geſchafte Über Wechiel, Ati 
und andere Weribpapiere bi Üefeuerung unterliegen follen, Rechnungen über 

Baarengeichäfte alfo En Allgemein {frei bleiben und "der Waaren! janbe 
überhaupt nur etwa mittelbar betheiligt erſcheinl inſofern Die verhanbelten 1, 
über welche, Meuerpftichtige e Rehmungen ausgeftellt werben, aus Beihäften ber 
ganzem vriginizen und b leihen. Die Al —8 iſt jelbfiverftändlich von einer 

er gemachte si elf nur einmal zu entrichten, auch wenn biejelbe 
über m mehr al eın Geichäft 


IN. Sombardbarlehen. 
(88 12 bis 18 des Gejepentwurfe, Nr. 4 des Tarifs.) 


Schuldverſchreibungen, Schuldſcheine, Obligationen und Verpfänbungsurs 
kunden, ind or — im Rı Ge ne: wo Stempelabgaben erhoben — 
hfiempelabgabe (in Preußen von /, in Hamburg von I dom 
Saufenb, in 2übel von vom Zaufenb x.) unterworfen. Außerdem ift bie 
ng bed Grunde thums ante bie kontrahirten Darlehen mit anderen 
Gebizen rn Roften bei 
Die gegen ana bon eblen Metallen, Werthpapieren, Wechjeln ober 
Vaa ren genommenen umb gegebenen Darlehne werben bis jept mit winden · 
den —e— von den Eikempelabgaben nicht betroffen, weil die dabei anges 
38 — formen in meift legaler Weite fi) ber Vefteuerung, entzi ent. 
Salice Be dieſe ie Seal von Darlehnen von ben Stempel abe 
ben, — anbere glei — unterworfen find, ganzlich and 
Alan, liegen nicht vor — — en vegelmäßt 
Erwartung — = Abmidelung jemadht au werden und ein ni rad 
See Überleben meh mi ——— BER ag —* —* 
3 Steuerfa! en hal ie gänzlic 
anss — ich —T denſelben wohl —— 
ae A in A: Tonft uber, ob eine Schuld» 
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verfe reibung, ein Solawechſel und dergleichen auf kürzere oder längere Zeit aus« 
gie t wird. Die burchicpnittlicde Dauer ber Kombarbgeichäfte if mi t genau 
elannt, man wird fie wahrſcheinlich auf mindeftens 1 Monat ettva annehmen 


Tönnen. 

Wenn es nahe zu Liegen Icheint, die Gtempelabgabe nad; Verhäliniß der 
Zeit abzuftufen, für wilde — Darlehen eben — Fi fo hat 

ierauf doch bei näherer Betrachtung der GerHältnifie verzichtet werben ml 

a3 ihren, bei den Lombardgeſchäften ift in ber fraglichen Beziehung jehr 
verſchieden. Die Reichabant jährt Sombarbdarlehne auf beliebige Friſten bis 
zu brei Monaten. Sie prolongirt biefelben, ſofern nicht in einzelnen fällen 
befondere Bedenken dagegen fich ergeben, auf Verlangen fogar zu verichiedenen 

Malen, Tape auch fillitweigend Prolongationen eintreten. Endlig gerattet fie 
dem Schuldner, bad Darlehen jederzeit dor Verfall zuridäugahlen verlangt 
eine Sinavergätung nur bi® zum Sahlungstage. Einzelne andere Juitnte be: 
willigen die Sombarbdarlehne auf beitimmte, fefte iflen, geftatten dem Schuld: 
ner aber das Zarlehen länger zu nupen, und bafjelbe innerhalb einer weiteren 
git täglich nach feiner Wahl zu erflatten. Im Privatverkehr werben vielfach 

itlehne auf einige Pi feft und demnächft auf beiden Theilen freiftehende 
längere ober kürzere Kündigung, oder überhaupt auf Kündigung gewährt. 

‚Hieraus erhellt ſchon wie zweifelhaft e8 häufig fein würde, weldem Steuer: 
fag ein beſtimmtes Darlehnsgeſchäft zu unterwerfen toäre, wenn man nad; ber 
Dauer, auf welde das Darlehen gegeben wird, ben Steuerjaß verſchieden normiren 
wollte. Abgejehen davon würden bei einer ſoichen Gntrichtung höchft wahrkhein» 
lic bie Darlehne in jehr vielen Fällen nur auf bie kürzere, den geringeren 
Steuerfaß bedingende Friſt genommen und dann prolongirt werben. 

Die Unordnung einer nochmaligen Beeuerung er Prolongation eines 
Xombardbarlehend kann aber ſchon behalb nicht in Ausficht genommen werden, 
— oben bemectt, die Verlängerung ber Rüczahlungsfrift meift ſtiliſchweigend 

rt werden würde, 

Demnach bleibt nichts anderes übrig, ald von Normirung verſchiedenet 
Steuerfäge nach der Dauer der Schulbverhältniffe gang abzufehen und ben in 
allen Fällen fich gleichbleibenden Steuerſaß fo niedrig zu bemeſſen, daß die Ab- 
gabe auch bei Darlehnen auf kürzere Friſten noch als eine jehr mäßige und 
nicht in daB Getwicht fallende fich barftellt. Auf biefen Erwägungen beruht 
ber Borfchlag, den Steuerjaf auf ein Fünftel dom Zaufend feitzulehen. 

Die Erhebung der Steuer bietet feine bejonderen Schwierigfeiten bar. Für 
bie unter Privaten gemachten Geichäfte wird ber Verpfänbungsigein, ähnlich wie 
es bei Wechſeln und Schlußzetteln geſchehen foll, auf _geftempeltem Yormular 
auögeftellt oder burch Entwertdung der erforderlichen Stempelmarfen verfteuert. 
Zei dem Sombarbverlehr der grögeren Banken ober Kreditanflalten fann bie 
Stempelung ganz vermieden werben, wenn benjelben bie Verpflichtung aufgelegt 
wird, die Abgabe von den Darlehnsempfängern einzuziehen unb unmittelbar, auf 
Grund periodifher Nachweifungen, zur Steuerkafie abzuführen. Durch bie Boll- 
augsvorfdjriften wirb aldbann zu beftimmen fein, daß in joldem Yale bie fteuer 
Hr ichtigen Schriftflüde mit eimem Vermerke ber Bank zu verjehen find bahim, 

iß bie Steuer entrichtet fei. 

Die einzelnen Beftimmungen des Entwurfs, die im Weſentlichen ben Bes 
flimmungen der Entwürfe von 1875 und 1878 entiprechen, bedürfen hiernach 
feiner heonderen Begründung. Nur ift zu bemerfen, daß bie Beeitigun ber in 
dem erfteren enthaltenen Be immung, wonach Bobmereibriefe ber landesgeieh- 
lichen goefteuerung, verbleiben, nicht die Bedeutung hat, ala ob biefe Urkunden 
ber Abgabe von Bombarbdarlehnen unterworfen werben jollten. Es wird viel- 
mehr angenommen, baß nach bem Sprachgebraud bie Bobmereibriefe nicht zu 
Be om srbarlehnrn zu rechnen jein werben, ohne daß bie bejonderer Er— 

ung bedarf. 

a ee in zu !onlativen, dab an Kl yon $12 Denk der 

i eſih, ber im Folge eines Rechtsgeſchäfts erlangt iſt, verſtanden mer- 
Be Bi daß bloße ER Einhänkfgung an einen ER 2. nicht da⸗ 
runter fallen. 
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IV. Quittungen. 
(88 1925 des Geſebentwurfes, Nr. 5 des Tarifs.) 


Die © jelehe der Bundesſtaaten fı m bie Abgabenerhebung an ben 
Abſchluß ve at — e Bea fie va endihi find Er me jr ober 
minder beftimmte Form ber Beurkundung zur Sorausfepung für ben Eintritt 
ber Gtempelpflichtigleit au machen, weil in ber Megel eeft durch bieje der Ger 
hsäsahjeluß, in einer für bie Gteuererhebung greifbaren Weife in die Erſchei- 
mung tritt, bieten 1 zugleich bie Gelegenheit, die bgabenentrihtung in allen 
BP Ba PL EHEN E 
indi er für den Beweis die ala fiempelpflichti 
zeichnete Art [ Beurkundung vermeiden Täßt. 8 
Zur möglicgften Bejeitigung des Mangels ift es wichtig und entipricht ben 
Bielen ber gegertoärtigen —8 das landesgeſehliche — der Stempelab · 
ben von dem Abſchluſſe der elaäft u ergangen durch eine Vefteuerung der 
ing ber leßteren, oder, ba bie Erfänung in ber überiviegenben Mehrzahl 
von ber einen Seite ganz ober zum Theil durch zZeblung erfolgt, bie 
Beurkundung ber Zahlung durch Quittung allgemein mit einer Stempelabgabe 
zu belegen. Die wiederholte Befteuerung beffelden Geicäfts laßt fich dabei in 
vielen $yällen vermeiden, indem Duittungen auf ben verfieuerten Beurkundungen 
lufſes BE Geichäfte von der Abgabenpfliht auägenommen werben; 


des ; 
im Uebrigen wirb fie durch ein geringes Maß ber Abgabe unſchädlich gemacht. 
Der Verſuch ber Einführung eines allgemeinen Quittungäftempels in ein ⸗ 
zelnen Bundesſtaaten würbe dem Bedenken begegnen, daß eine ſoiche Abgabe vor- 
ötweife auch ben Hanbelävertehr berührt, und daß in dem einheitlichen Vverkehrs- 
gi des Reiche nicht wohl dem Handelöftande eine einzelnen Bunbeaftantes 
i gebtungen durch Abgaben erſchwert werben dürfen, von benen feine Kon⸗ 
lurrenlen im übrigen Buunbeagebiete befreit blieben. Die Abgabe kann baher 
nicht Kati anbers, benn als Keichäfteuer ins Leben treten. 
Die Derichiedenheit des bürgerlichen Rechts, von ber bie Quittungen im 
Weſentlichen unberührt bleiben, nett der Beftenerung fein Hinberniß entgegen. 
Bei ber Iepteren barf jedoch nicht unberldfichtigt bleiben, baß in ber Form 
der Zahlung fid Verkehrsalte von ber verichiedenften wirthichaftlichen Bebentung 
lien, bab bie Setengebun aber, wenn fie fich nicht in ein umabiehbares Detai 
verlieren fol, ber mit —XX Bedeutung ber Zahlungen verſchiedener Art 
nit volftändig folgen fann. Diefe Erwägung nöthigt day, bie Befteuerung 
ber Duittungen nur auf ein geringes Maß zu beichränfen, aber auch mit Befreis 
ungen nicht über das Dringende Bebürfnig hinauszugehen. 
En bem gleichen jebnik führt, wie erwähnt, bie Berüdfichtigung der 
ebenen Tambegeiet en Stempelabgaben von den Reatkert jäften, aus 
welt die Zahlungdverbindlichkeiten entftehen, ſowie ferner bie t auf bie 
praftifche Schwierigteit ber Reberwachung ber Verfteuerung von Peinatauittungen, 
Rue wenn der Reiz der Hinterzi hung 3 Quittungäftempela durch ben gering- 
figioen Betrag ber Steuer und bie bequeme Form ber Entrichtumg vermindert 
und durch die Gefahr verhältnigmäßig bedeutender Strafen im Fall ber Ent: 
‚anfgein: wird, läßt bie allgemeine Befteuerung der Quittungen 
mit Erfolg durhfäßren. Die mit ber Seringfügi teit bed Steuerbetrags in 
direttem Sufammenhange fiehenbe Srleiöterung er Entridhtung der Steuer durch 
die einfache Verwendung eines geftempelten Formulare ober einer Stempelmarke 
gu der Quittung ohne jede weitere Formlichteit ober borgängige Berechnung muß 
indbeſondere im Hinblid auf bie im Handelsverkehr Yard 
nothwenbige Bebingung erachtet werben. \ 
bie — terung ber Steuerentrichtung in ber angedeuteten Art er- 
Iedigen fi) auch die Bebenten, daß dem täglichen Verkehr, nicht blos des Hanbeld- 
fm , durch bie Verftenerung ber Quittungen eine brüdende, zu ber finanziellen 
tung der Steuer in uı — Berhältniß ftehende Laft aufgebürbet Werbe. 
., Im einzelnen Bundeäftaaten befteht ein allgemeiner Quittungsſtempel 
Fr Auch ba, wo bie Stempelpflichtigleit der privatichriftlichen Urkunden 
nicht allgemein erſt mit deren Produktion bei Gerichten oder anderen Behörben 


mmenden für eine 
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eintritt, ift fie bezüglich der Duittungen in ber Regel an biefe Vorausſezung ge- 
tnüpft, ober auf kt en in folenner Form Ar jolche im Verkehr Ki dhee 
lichen Kaffen beichräntt. Die vorgeichlagene Abgabe ift aljo den Steuerpflictigen 
im ZBumbeögebiete neu. Während der Stempel don Schluknoten und Rı n 
von Lombarddarlehnen u. |. m. nur von gewifien, mit geichäftlicher Gewandtheit 
auägeftatteten Kreiſen ber Bevölferung zu entrichten fein wird, greift der Quit⸗ 
umgeftempet tief in bie verſchiedenſten Reoensverhältnifie und in_ben tägticen 
Verlehr ein. Gleichwohl berechtigen die Erfahrungen in anderen Staaten zu ber 
Erwartung, bb das uötten 16 an bie neue Steuer gewöhnen wird, ivenn 
die Art ihrer Entrichtung möglidjit ein geftaltet und der tägliche Fleine Ber- 
um a Beftimmung einer angemefienen Mindefigrenze hür d 
Stempelpflichtigfeit erleichtert wird. 

England wird von allen im gewöhnlichen Verkehr vortommenden Onit- 
tungen über Beträge von 2 Pfd. Sterl. ober mehr ein Stempel von 1 Penny 
erhoben. Die Abgabe ift dort feit 1858 eingeführt: ber Verlehr hat fich am dier 
jelbe gewöhnt und nach dem allgemeinen Uxtheil wird die Steuer durchaus ger 
wiſſeuhaft entrichtet und willig getragen. In nfreich befteht jeit dem 1. Erz. 
1871 eine allgemeine Quittung! in der Höhe von 10 Gemtimes für Ouit- 
tungen über Beträge von mehr ald 10 Franca. aß dieſelbe bereits wenige 

ihre nach ihrer Einführung einen Jahresertrag von 14 Millionen Franck ge: 
iefert hat, obwohl ihre Entrichtung nur zu einem geringen Theil erzwungen 
werben fann, betätigt bie von zufländiger Seite gemachte Wahrnehmung, 
die Steuerpflictigen eine nennenäwwerthe ——— bar dieſelbe nicht empfin ⸗ 
den und fi leicht an bie Entrichtung gewöhnt haben. 


en Beginn ber 


V. Checs und Giroanmweifungen. 
38 26 bis 29 des Gejeßentwurfe, Nr. 6 bes Tarife.) 


Im $ 24 des Gelee dom 10. Juni 1869 find Anmweifungen von Raul: 
leuten oder auf Kaufleute zu Gelbauszahlungen bem MWechfelftempel unterworfen, 
bie „flatt der Banrzahlung bienenden. auf Sicht gehlbaen Blafantveifungen und 
Sheds“ aber von bemjelben befreit und in 5 25 a. a. D. auch ber landeige 
feglichen Beftenerung entzogen worden. Mit ber Bimosihung auf bie Beflim: 
mung des Ched3, bie Baarzahlung zu teen, ift Die Befreiung dom Wedel 
fempet überzeugen, begründet, ber Bra s x nicht präjubizirt worben, ob die 

laftung bes Checks mit einer anderen Abgabe Wer auszuſchliehen fei. 

Seit ber Emanation des Geſetzes über Die Wechielftempelfteuer hat der Ge 
brauch des Ched3 im Bundesgebiet, namentlich in Folge ber Entwidelung bei 
Giroverfehrd erheblich zugenommen. Es ift zu hoffen, 8 diefe Zunahme fort: 
dauern wird. Müßte anerlannt werben, bak Ir uch die Befteuerung diefes Ber 
lehrs zurädgehalten werden würde, jo würde darin ein gemiätiger an 
jede Belaftung liegen. Bon einer Abgabe in feftem, geringem Betrage iſt aber 
eine ſolche Mictung nicht zu beforgen. Diefelbe würde namentlich au ber Be 
nußung bes — im täglichen enteht ber Privatleute nicht emtgegenfieben- 
Um ben uf des Kapitals zu ben Banken nicht zu ftören, follen die Cuit: 
tungen des Banfgeichäfts Über Depofiten vom Quitfungäftempel befreit fein. Die 
Befteuerung ber Theds und Giroanweifungen Tann in biefer Bi Nehng, feinen 
Einfluß üben. Der geringen Abgabe halber wird aber aud si auf die Bor: 
theile verzichtet werben, welche bie Verfügung über Bantbepofiten vermittelft 
Cheds und die Ausgleichung beftehenber Guthaben durch Umfchreibung in Giro» 
tonten gewährt; auch die rovi ionen und Binsvortheile, welche die Banken 
anberwärt3 zu forbern pflegen, haben biejen Geichäftäverfehr nicht —— 
Die Beſteuerung ber Checks in frankreich feit dem Jahre 187 Kt bie ort: 
ſchritte berfelben nicht aufgehalten. 2: nglanb befteht die Bei euerung Ti 


jur Zeit unterliegt der Check allgemein ala bill of exch: yable on 
a te von 1870). Ben Dr — 





demand bem Pennpftenpel (S. 48 der 1 
in Oefterreich zurüdgeblieben ift, fo liegt das nicht an ber Stempelſteuer von 
2 Reufreuger, jonbern an ben beſchra gtenden Vorichriften der Re —— und 
an ber Befleuerung mit fonftigen Stempelabgaben, welde auf ber Geichäftsver: 
binbung ber Banten und ihrer Kunden Laftet. 
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it fich — verlennen, daß die Uebertragunt von Kapital, 
wel in namentlic, in feiner —— de bei den 8 —S ei, 
telt, in vielen fällen für eine Befteuer: jeeignet find. Durch biefelbe 
würde der Rei Bf je einig — —— nie Asafan: am Wechielftempel, 
melde bie af lung vertehrd verurſacht und Weiter in 
sur Ämenbem ve — hen wird. Denn es — keines näheren Rad» 
teils, da din vielen Fällen an die Stelle bes Wechſels auf Bit 
getreten if, wi durch bie Gixbanweifungen zahlreiche Ausgleichungen bewiri 
erben, A mie ;üher Wechſel bienten. 
—— teuer des Ched» und Giroverkehrs alſo an fich ſchon bes 
Et Io ei eine fie fogar erforderlich bei ber Einführung eineß allgemeinen 
ftempeld. Allerdings wird nad) den beftehenden Geichäftögewohnheiten 
in ber Segel gegen Ginhändigung des Ghed3 Duittung erhellt dieß ift aber 
nicht nothwendig und würbde fi Mr einer Beſteu efteuerumg b er Quittungen leicht 
ändern können. anderen en finde eine beſondere Quittungaleiftung aus 
ji nicht ftatt, jo 3. 2. im der Uebertragung von einem Girotonto au! 

13 andere (auf Grund der zothen —7 der Reichabant). Ohne bie —e 
Cheds und Girvanweiſungen würde für zahlreiche Fälle ne Gel 
ee des Quittungsf 13 geboten vn, Kg ir eine an —* — 

kein Grund vorliegt, ja es würde jelbf twickel de 
——— tünftlich aus ihrer ‚natelichen ER georängt aan Bisher 
hat der Che in Quittungforu, auch zur baaren Witch bon Giroguthaben, 
die Stelle der anderiwärtd gebräuchlichen Cheds auf Ben iber ober an Orbre 
erfeht. Bei einfeitiger Vefleuerung der Quittungen türde höchft wahrſcheinlich 
die Form ber Quittung verlaffen werden. 

Wieberholte 3: uerung, beuk berjelben Rapitalbetvegungen werben nicht ein« 
treten. Die tung ber Quittungen über Bankdepofiten (Mr. 5 der Befreiungen 
u Zarifnummer 5) und ber Quittungen auf verfleuerten Cheds (Mr. 1 a. a. D.) 
— —A bemerten, daß ber Mangel eſezlichen Rı 

m Tarif i au bemerfen, an einer geſehlichen Rege- 
heckweſens dzz u it, die befteuerten Schriftftüde mager FA beitimmen. 
Ei ve neun nicht „mothmenbig Fake bebingt ift, daß der 
Ausftelle A —— a ift, jo kann andererſeits über ein Giroguthaben 
au in jerer Form ala mit Check verfügt werden. Daher ift die temeb 
Haie, nit Auf b ben Ghest zu beichränten. Die Verſchiedenheit bes El 
bebingt_ ferner eine umfafienbere, ala N im $ 24 beö Gejepes über die Mechiel: 
fempelftener für ben Check gegebene Bei gina immung. Es liegt fein Grund 
Fr bie Stempelpflichtigkit auf bie gi le zu beichränfen, wo Auöfteller 
Aaufmamm, und das Guthaben bei einem Bankhaufe ober Gelbinftitute verfügbar 
ft. Sermer follen aud) bie nicht auf Sicht geftellten Cheds ftempelpflichtig und bie 
Bu nicht guet fien fein, wo über einen eröffneten Kredit durch Ühed ders 
uldverichreibungen werben gleichwohl nicht unter bie arte 
nummer allen, sen eßhalb nicht, weil durch fie micht bie Bropebum bes due Der 
a jelbbetrags vermittelt wird. für Die Kinftig ie tägefehgebung 
Ched würde die Definition des Steuergefeher. a eh ine 

Die in Rede ftehenden Schriftftüce werben zur Zeit ſchwerlich jemals ber 

— je von 20 Mark oder weniger lauten; ber Zulanımenh rn mit bem Quit⸗ 
l rechtfertigt aber bie dem Ieptenen "entiprechenbe feuma ben Tarife. 

—J —e— en des Gelehenim wurfs — ri "ss 22 bis 24; eR 
tan baber auf das zu den letzteren Bemertte Bean ‚genommen werben. — Der 
fegte eh, bes $ 27 ift zur Zeit in nen pral as en Bebürfnifie zwar nicht 
beg: es erſcheint aber — für die Fan gebadhten, nicht außerhalb 
des Bereichs ber lichfeit — Fälle Vorſorge zu treffen. 


VL 8otterieloofe. 
(88 30 bis 38 bed Gefegentwurfs, Nr. 7 bes Tarife.) 


Bundesgebiet 5 Stantslotteri nömlih in Preu ai 
95 000 acer * Er 156 Matt, in Safen mit 100 000 Kuckn 
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eife bon 156 Mark und 4 Marf Gi reibe eld, im Berunfä) mit, 88.000 
Be a Dei Bon 120 Aka m burg, mit einer ——— —* 


[8 3400) 20 Mart und 
En Bao Harte non = — gm ber Kl nt im Saufe 


Aes — ein ale airich, der an benen Zahl von Soofen fintt. — 

Auherbem werben geheide Zotterien und Außfpielungen von iem unb 

—æe im —5 veranlaßt. au nd von Verträgen find die 

;oofe einzelner Staatslotterien in Kinigen am fen oeöflnaten gegen Ent- 
richtung einer Abfindung an die Staatäfaffe zugel 

finden alfo vermittelft ber Batterie” —X {ehr erhebliche Neber- 

PER von — eneierthen flatt, welche vorzugsweiſe zur Verſteuerung 


FA ei wohl bieher beflehende Befreiung von St ‚labgaben ift unter 
anderem veranlaßt duch bie berichiebene Re —— melde 
in un gebungen ber Bundesftaaten zu tt. 

"SotterirUnteenehmer find, und bie h denſelben iden vo 
Betieis von fremden Soofen und bes Spielens in fremben Sotterien werrige 
3 bei ihrer Entſiehung vorwiegend den Schuß des eigenen Unternehmens 
m ferne Konkurrenz bezwedten, haben andere Bunbedflaaten, zum 
Aufhebung ihrer früheren Staat‘ —— ie Day — 
— Zotterien allgemein unter Strafe fe getell tar 
Bi 3 ie Fi Das ‚Anterne en Auız Fertige an ae ohne obrigfei 
e mit 

Indem ya uf haaten das Spielen Fe enigfeng den Vertrieb’ der 
Looſe bezüglich ni einen Xotterien verbieten, begeben fie ja de 
Mi au . Keen tenern. Belanntlich bleiben aber jene 
wirkungslod. Es barf als Aoto Ic) begeicjnet werben, dat in allen Bunbeös 
fanten Er — nicht zugelaffener Botterien, namentlich auch fremder Staat 

terien Abfaß finden. 

Bei — Satage Tann eine Befteuerung ber Botterielonfe dann an. 
meile nur buch das Reich erfolgen. Diefelbe wird auch die Um! ar and: 

ichen, welche barin gefumben werden Zaun, daß bie Kotterielonfe, 
[42 das Streben ie) —&e Gewinn ieinng —8 Anne 
bleiben, während ber auf sobuttion u. |. iv. beruhenbe Griverb bie 
Stem! abge ben tragen ji , mit — bie dengeiben dern iteiaben Rechtẽ· 
— find, Die gabe wird mir als Urkundenftempel von den Looſen 
‚ober ſonſtigen Ausweiſen über ben abgeköle jenen Borteriebertzag, nicht auch, wie 3.8. 
nad} dem dfterreichiichen Tarif, von den Gewinnen zu erheben fein. 

Mit_den —— ber Bundesſtaaten tritt bie Beſtenerung 
nicht in Wiberſpruch. das Lotterieunternehmen enehmigt oder aiefen 
if, wird die Steuerentrichtung bewirkt werden. Ein bie verſteuerten 
in Gebieten abzufeßen, two ein Verbotsgeſeh —— wird dadurch + 


erlanı 
ber Beflenerung dürfen bie Ausſpielu Iotaler Ratur nicht 
ei werben. Dielelben find ai f — und wirt! — 
deutung fo wenig von ber Geldlotterie jeben, daß eine —S 
— Behandlung nicht begründet erſcheint. 


Anhang V. 


Aus den Motiven zu bem Geſetzesentwurf, betreffend die Beſteuerung 
zum Militärbienft nicht herangezogenen Wehrpflichtigen, 188% 


Zahl mi che hurch das Boos 

ein geringen Bere lihen BONES willen, er sus anferen, De Grmerbatäi, — — 
nicht En — — von en em nie t — Li — ale 
eine 

Ser Yen Veit in ben ala Bien Ihe a a (an- 
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jammenftellung ber Ueberfichten über die Reſultate bes {2 
Der Be Teig At 1879 enthält en —E ale 
Es ergibt fid) Hieraus infoweit eine 5 ungleiche Verthellung 
Pr tweiend auf die Angehörigen des Reichs und, ba eine Bes 
Filigung ober A met ide Bermin an —8 Ungleichheit in nature ht m dgl ich 
m in Artilel 58 ber Reichav: hung, na $ ‚belonbers janttionirten Prinzip 
[= —E—— —— eine — lige Ausgleichung nach den Grundſahen 
u fu 
jierbei muB e8 + vornherein als ausgefchlofien gelten, das Ziel etwa 
durch Einführung einer Gelbleiftu —E zu wollen, melde ala Yequivalent 
der perfönlichen ana aufn fen und von biejem Gefihtöpunft näher 
u beftimmen wäre. Gin der Ehren Fe bes perjönlicden Militärdienftes und 
darin begrifienen Opfern gegenüberzuftellenbes Geldäquivalent gibt es ‚nicht 
und ln baber auch niemals an — Stelle treten. Die Grundidee unjered 


mB, bie glänzende Bew: N die eine mehr ala 

ax ES ine e „De being T Wied unb Anertennung ders 
Nation ht, ah ht sten % Ihe vor dem Gedanken dar · 
an, wie vor dem IB e8 berjucht werden könnte, durch Normi - 
rung irgend einer mı Be — en ea hlung dem Baterlanbe jeitend des Einen 


5 


de Geht deiften zu laffen, was ber Andere mit feiner Berfon und mit bem Ein- 
faf bon mei, ut unb Leben zu leiften hai 
er minder zurädzuteifen iſt der —A jene Uı nd van etiwa in 


dem an Geldabgabe — Am —— jogenen 
hrpflichtigen —* — moin. davon, daß eine ide age Bunde 

* bei einer ſehr niedrigen ken alle gleichen Geli 
bar er Ir und ber ra fol, —* um ſo —— — 
an *; 8 ee A AUCH je A be do auch in feiner Hinficht den 
Id alio nicht dem ſchon erwähnten Prinzip 


= a ver 
—— se Sen eig fi} aber nicht erheben laſſen gegen eine nach 
äbigteit ber Dei Befreiten a abgeitufte Steuer, und für bie 
Eigene einer fir em — t_ offenbar Erwägung, daß der Wehrpflichtige 
hart feine Herangiehung zum Militärbienft, abgejehen von allem Anderen, was 
damit gegeben ift, regelmäßig einen —8 ven Na geil gueibe bem 
nicht hecangegogenen u Beben ichtigen er] iß jener in Eeiberbsthätige 
keit nicht —ã— Beh un url halten wird, während biefer bie 
den Griverb meift wichtigen Jahee ber 9 ber Diem! flichtzeit für fich voll ausnugen und 
jo einen erheblichen Boriprung erreichen kann. Hier zeigt fich alfo ein zwar 
meber das Ganze, noch bie gm —e bes Militäxbienftes umifaſſendes Koh 
kumerbin nicht umtwichliges Gebiet, auf dem die Ungleichheit der Verthei Atumg 
itäriichen Laſten jwiſchen den zum Dienf 1 ran odenen und I nich! 


nen MWehrpflic tigen ebenfalld Ta, fie durch eine an ⸗ 
5* Gelbleiftung —R n He au: Di der Erfenntnig biefer 
Er te it —8 — auch gt, bie zum ae — 
Bepnihtien Ned —X — — — —— 

Base ie iung und die barin_Liegende 
einer befonderen Steuer heranzuziehen. Der Umſtan eb * 


kin — — ge m und enden ade u vn De mil ei 
a ee ee -@ejekbtalt  &.108) eine Ok — 
die Mi Seen Se 36 Um A} meht_außer Zweifel zu ftellen geeignet 
18 ihr Ergel auf biefelbe Summe en, das werben fann, wie 
* Ge aeg: Ge Fe dt —3 —— im 
on m yanz ohne Borgän; 
RR Berathung bs Kr: — end 
Berpflichtung zum — — pe hiten — des Reis 7 si * 
‚en Bender, der an ft worden war, von jedem Diann, welch er 

keinen Rau ‚mat ht ableife, augenommen die arbeitäunfähige: 

pel, eine Al eben Menogr: —8 de stage 1867, 
Rr. 96 ©. 3) Die ya Yahıe 1877 har Cisr ber Giufl rung Br 
Stempel» und «Grbichaftäfleuer eingejehte —E ſundesraths Hatte 


31 


jem 


I J— it ai — — — — in — il 
a en — pa zur — En — 
rung eflimmun fi 2 
im = — fooo re gel e an, — eine für die Dauer der 
fehsjährigen,, gefeplicen Dien! it zu zahl nad ben er eng: und Ein- 
Tommendberhäl niffen in 8 Rlal abgeftufte Gt Steuer — —E von 
jährlich . eingeführt Durde. häyung er verſchiedenen 
Rn M en 6 ner, bt tam alles Mänbige us Se 4 ‚Sintonmen erde — 
p en zur Veranlagung um! ar auch naı r Unter! 
mittel m welcher dem Eltuepfichligen von anni ichtigen Berivanbten, 
durch —— ober auf andere Weile zulam 
achdem im gulettembeng durch das Geſeß über bie Verpflichtung en 
Rreiegäbienfte vom 12. März 18 Pregierungabr. ©. 97) bie allgemeine epfläch 
eingeführt war IM ing am 19. befielben Monats das Gejeß, betreffend bie e 
gun einer Ubgı jabe von nicht eingereihten ‚ftriegpbien ie ige ( ArglerungabL- 
Nach dieſem Gejeg war jeder SKriegedieftpf hafige, m —— 
Untauaglichteit vom Waffendienfte ausgeſchieden ober in die he 
wieſen wurde, von gewilfen Ausnahmen abgejehen, eine Sportel von Hy: 
au entrichten verbunden. Wetitel 6 des Finanz efehes dom * März 1868 
gerumgeet. S. 148) jhrieb hierzu einen Zuſchlag von 2 FI. vor, und * 
tatdentwurf für 1870/73 war eine Erhöhung auf 130 Fl. in Ausficht ge— 
nommen. 
eife und das türttembergifche Beleg find in Folge der Ein- 
Fang er —X Dit — ale ae beziw. des Norbdeutichen Bundes in Bayern 
etreten. 
Inder F toeig war feit ı ee Reihe von Jahren ben gum m Militirdienft 
nicht — ehrpflichtigen durch bie tantonale Ge mg 
au tel t. In Ausführung bes Artikels 18 ber Bundeöverfajjung Dom 29. Mai 
Tu in —A ‚Zeit eine einheitliche Regelung Bieten — im 
— ung, vorgenommen worben, telche mit 
— den At 'äxp! Aterlap, dom 2 uni_ 1878 (Geieg- ea * 
©. 56h) ihren a geunden hat. dieſem Gefeh — die 
plichtigen Alter —8 —S die leinen itäxdiemft 
leiften , „oaleicen bie niebergelaffenen Ausländer twäl 2 
Alert, b. b. während eines Zeitraumes von 24 Jahren, eine — im 
betrage von jährlich 3000 Franten zu entrichten, welde fi aus einer fehlen 
Serlenaltane 1 jan 6 Sranten, ae — En a bem Bermögen Erden dem Ginfommen 
jeuerbilichtigen entIprechen! lage zulammeujeht. Zu dem einzufchäßen: 
den Vermögen DT Steuerpfüähtigen wird Ye Hälfte des Bermögens ber Eltern 


in 
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wenn dieſe nid mie a der Bropeltern im Berhältniß zu ber Zahl 
w Rinder bezw. Gr: —A 
gré 55 bed 3 erreih! Ihen Wei — Dom 5 Dezember 1868 
Gefegbl. ©. Fe ift im Prinzip beftimmt, daß bie — melde 
Dienſt im fehenben Heere (Rriegamarine) —— in ee mdmwehr nich! ht Beigegagen 
werben tönnen, eine entiprechende Militärtare de bie ‚Mititäeinpalibenberforgung 
an entriäten haben, Im Ausfüßrung bier Sefimmmg it füs Die im ei 
FG en ‚Rönigreiie und Länder da eich vom 18. Juni 1880 (Reit 
1 ange Die Tage joll hiernach während ber 12 Wehr! pre 
sah in * jen in Betraͤf von 1 bie I . nad Maßgabe 
— und Eriwer! erböuerhättmifle de 3 Zarpfißtigen und unter Umftänben ber 
em und Dh, 2 Senf! fl Ent icht: ber Militarta⸗ 
mei eife ift Die Derp zur Entrichtung ber ze 
für ws Binde be ungariſchen Krone ETE ”e 
bei allen N en Geſebgebungen ül —— der Gedanke mehr 
‚ober Er ex beftimmt als Motiv angegeben worden ift, ein Aequivalent für im 
gerönlichen Dienft ftatuiren [H wollen, ſchließt nicht aus, 34 der vorliegende 
ei ie welchen ein gleiches ober Ahnliches Motiv oben ſchon unbedingt 
qurädgen werben mußte, in Be pralliſchen Ausgeftaltung um Theil nament: 
ih ber baheriſchen umd ſchweigeriſchen Seiepprbung um fo näher fommt, ala bei 
fi —F * angegebene Ach, nicht ausichliehlich zur Rechtfertigung ber gefefe 
mmungen gedi 
Aus den iumungen des vorliegenden Entwurfs ift Hervorzuheben, wie 
ac bei ber frage, ob die Abgabe einmal ober während einer finmten 
Deco e in mehreren und veränberlichen Säßen zu erheben jei, de weiten Als 
ternative ber Bor; "s geben werben mußte, weit ber Grund bi jeftenerung, 
nämlich bie ung te Eriwerbät! FA ra der dom Militärbienft befreiten Mehr: 
flictigen und beren Wirkung iber ben Zeitraum von mehreren Jahren er⸗ 
Be in wel bie Leiftungsfähigteit des Befreiten weſentlichen Veränderungen 
unterliegen, umb bei einer periobiſch wiederkehrenden Steuerleiftung eine Ueber⸗ 
Hrn 5 * —— wirkſamer vermieden werben Tann. 
ferner nahe, ben Zeitraum, während befien ber vom a are 
—8 — rpflichtige zu ber Steuer Kg SA Zeen bt, —8 
lichen Dauer der Vienſipflicht a bemeffen. be ift —A 


Auch bie 88 6, 7 und 14 bes um Kriegs⸗ 
bienft, vom 9. November 1807 1 unbes Be ©. — auf ni fe \ 


H. 
Die Ymaı mahme ber ſonlichen des Dienftpf fi en 
ſeitens De je a je ver ebenen oben —A 
fammtbienftget, na deu bie Di enftpfi t im een Di ‚ in ber Reli 

ober in Lanbiw⸗ — at fie erfüllt wird Veen Sie 
Beth [een Er bes Rn en, melde während bes aktiven 


mon ift, wird nae genbigung bes altiven Dien 
— bie — onirole und durch bie toi —5— eintretenden Ein» 
beufungen du Kinn nur in — jem Mai hemmt. Bei der Er⸗ 
mwägung, ri in he — ing dieſes Umftandes au — Pa it bie 
einzelnen Jahre ber Steu übe fallender Abftufung au ſeben jei —7 Bi 
jedod) von einer derartigen Maßregel Abftand —— A bie Möglich! 


eftörten Fortſehung der bürgerlichen Thätigfeit einen r Jlicheren an 
— —ã— * Beben ie — wãhrend ber a dem Br 
gewibmeten Pr g iſt oft durch eine Tängere Zei 
jorbereitung hung Ber —— dem geößten Theil der. 
nen Grierbözweige findet in ben en des dienſtpſichtigen Alters eine 
del | fletige ein rung der en bis zu einer ‚eftimmi ten 
enge flatt, welche bie —e— dom Nilitärdienſte während der 
er Ant —7 — je ber —— — von fortwirkendem Einfluß iſt, * welcher 
— b einer nach den Jahrgängen in abfteigender Sinie abgeftuf- 
Steuer mi * Hr jen würde. Judem Entwu: nz —S während 
vn Dauer ber L2jährigen Steuerperiobe bie Steuer nach gleichen Grund —S 
zu bemefien, ohne vn die fpäteren Jahre der Steuerperiode, abgeſehen von 
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fonderen Beftimmung deö $ 3 Nr. 3, verhältnigmäi # Derabiegungen eintre · 
ri zu lafien —eã PR bie Steuer Se 1 —E edeiutung ab» 
——— in den Kingelnen Japredbeiträgen ſo Behr zu bemefien, daß eine 
‚eberbürdung vermieben wird. 
Um ben —R—— Erwerböverhältnifien der Steuerpflich 
Dal Rechnung zu HR aim ee auf die Ge eine an Be 


ea les Ei dh dem Entiourfe nad 

ee bie "ehe in einen feften, aud bie wu 

Sinn ne it Höhe gu ee anlpannenden Steuerbetra; ‚nd einen ebenfalls 
m 


;eiffenen, mmendverhältniffen entiprechen! progreffiv ſteigen · 
den Alla ve ger] — 


darauf, daß eine große Zahl ber ber —— unter 
worfenen — hrpflichtigen namentlich in ben erfien Jahren der vorgeſchlagenen 
Dauer berjelben feine jelbftändigen Subfiftengmittel befipt, ber Beftenerung alfo 
infoweit unmittelbar noch feine geeignete Unterlage bietet, und in Erwägung bs 
Umftandes, daß bie gie, An N ie a Mi ng —7 an 
fällt, an der. durch bie Be sen "wirth: 
Mhaftti en Situation jo ae k ke er le 2 — 
eniipeeenb ven Unterhalt noch geaäben, 1 ehhien e& Br ges 
boten, auch biefe in ben Reis ber S igen en. 8 erichten 
nicht angegeigt, bie ei et FA ei — eiwa nach den beſtehenden 
eögelegen zur Alimentation ber wehrpf rpfüchtign. Genfiten verpfliähtete Per: 
—* audgubehnen. na jet würbe eine folce uäbehnung nicht wichtig, ge⸗ 
zug fein, um in civil Beitimmungen 8 jugteifen, wahrend ohne einen 
en Ein; ef im nblid auf die ſchie —— bed Rechts in ben 
— aten gan igteiten zu beforgen geweſen wi 
te kurze Ineiänung „Wehrfteuer” würde ber a enden Auffaffung 
eined in Geld zu leiſtenden Hequivalents ber perjönlicen © "4 Dienfl- 
pflicht Borjhub Ieiften, e8 empfiehlt fidh daher, in ber — des Geſehes 
dieſen Ausdrud zu vermeiden und im Anſchluß an den —— 3 8 Bor 
gang das Gele nad; der Hauptflaffe der Steuerpflichtigen zu bezeichnen. 


Auhang VI. 


Der den inalmn jierumgen mitgetheilte Entwurf eines Gi 3 
bie a en Seh form de ireften Steuern bat, nach Angabe verſchiedener Zei⸗ 

ingen, folgen! 

)) De nn enfiuer —S—— alles Ba Sinlenmen der Steuer 
pflichtigen, befien Betrag 420 Mark überf ie Cchäfung des Ein 
tommens erfolgt getrennt nad) Fnkenen Haupı sllenı a Grunboermögen mb 

Bahtung en. b. Rapitalverınögen. c. Handel und Gewwerbe. d. Geininnbringen! 

Berka ung jeder Art. Dad Eintommen aus Thi Burgen „and — 
bie mit 3 jevachien find, iſt gleich jenem aus ‚ das Einfommen 
Ion er Buflgärten & gleich jenem auß den jgärten des Ortes 
ober dex Gegend in Ar zu_bringen. 3) Daß — tige aan 
aus Kapitalvermögen ift bei der Veranla, agumg zur Einfommenftener in Anl 

n bei einem Gejammtbetr rag deſſell a. bis zu 150 Mark Br 173 
mit dem einfachen, b. bis zu 1000 Mark einfchließlich mit bem 1'/,fachen, c. ba: 
rüber mit bem doppelten Betzage. 4) Bei Veranlagung von Steuerpflichti 
beren Eintommen Betrag von 6000 Mark nicht Aberfteigt, Fi 9— 
als beſondere, die Leiftungefäbigteit Ben derminbernbe, win ee 
hältnifie zu berüdfichtigen: eine große Zahl von Kindern, bie — ihtung zur 
Unterhaltung armer u: en, a ende Krankheit, Verſchuldung und außer 
gewäbntige mflände. Steuer beträgt von dem eingeichäßten Steuer 

japital (f. indbefondere Fi wobei zu Gemerten if, dab die Prozente vom Mittel: 
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faß ber Stufe genommen find: in —8X 5 Stufen (bis 1950 Mark Einkom⸗ 
men) 0,45—1 Progent ogent); in bez 5. bis 15 Stufe (bis 
Wart Sinfonien 11 — — —— —V 

bis 25. Stufe (biß 19200 Mart men) 9,108 Fazynt 0,10 
in ber 26. bis 80. Stufe De 2480 000 Mart ımen) 3, 1855 

0,01 Prozent). den folgenben um je 60 000 

ne nt ‚Hleibt es bei ber von 0,01 Prozent. Die am 
PH im Beranlagumgäbezi ein Ma J Gin m er⸗ 


mber und mehrere von 
Gemein —— ahlte Fine), En — ET — chlagen; 
der ® Kit der Prüfung eined vom Yinaı * iv einen ober 
mel je aan —— — die lung ber Steuer · 


mationen Hat Acid 

Pr u} ie Fa — u — 

bei Veranlagungen bis 

wenn DE den Gut item des — nei N aber ), 
ie Beranlagnng einer höheren ald ber en Se im Frage = 
dam — E——— uß zu en —— Bor Zorfipend ein Drittel der Mit- 
glieder aus den Eintomm: ofeuscpflich hetigen bed von I ber Regjerung ernannt, 
ei Drittel von ber Rreiß«, beim. S eek Ba Eeuen en bie Ent- 
ng des Kreißfteneraus| "Reht ſowohl ben en ala dem 
— — bie Berufung zu, Über welche ber —* des 

beziris enticeibet (Dirigent ber Gtenerabtheil m ala Hr 

ied der Regierung, 4 vom 2 tobi —& uß — Wtglieen). 

fuje gegen bie jeibungen bed 2: mſchufſes wegen —S 6: 
— en Tat her Anmenbung ber a 
en formell 


en an ben gi — 
Beranlagun; ae es — Steuerpflü 
—A en Ben fich im Sem — ttalzente oder San 
Änben, eat aufzuforbern, Betrag lben im Def jenen 
Aalemberjabr, t_Erflärungen ab; neben. Se ehe Steneepfli tige wel nad 
Anficht, des Borfipenden im uffe von ital-Renten ober -Zin! inden, 
find unter hung eines Gertärunge| fjormulard beſonders aufzufordern, Steuer» 


erflän ben St. tigen über 
——— inte auf Sinne Bram, Il ind 
— an Ber ki 44 ir Eu — *. ‚in 
Einlommen aui Rapitalder jen unter! u ejeplichen Rechtämittel 
gegen bie —— g zur Jahr verluftig. 


mm 
je Motii ind ander 
ee Fr fü —— ae fi auf daB ganze 


Nadicri FR Nachdem der von de Gfjei nebft feinen Anlagen bereits 
war, erſe —— ——— —A —— — 
— — und — im K. — — Beitrag 
kr Geigiäte ber Steuerreform im Reid und in — unter 
‚amtlider — Fin 1881, Paul Parey, 8°, 96 S. auf Weide 
gem alte egtuynd Sinne ie an — 
bindendem derabdrut der m uhligeren 0 ichen —— 
Altenftüde FH ich der Steuerzeform von 1i 1861, jo 3. 8. unfern hang 
Innd II; bie gu ben Steuergefepen theilt fie aber nicht mit. Am auß- 
füßrlichften find die Re en Sina" mitgetbeilt. 





«Google 





Bleinere Mittheilungen. 


Die deutſche Vollszaͤhlung am 1. Dezember 1880 und die 
Zumahme der ftädtifchen Beböllerung. 


Sr, 58 dei Deutfehen Reichdangeigerd 1881 giebt dad folgende bocfäufig 
Sheamiesesni ee ee 1800 een 


m bon 1875, wie e8 nach den ‚bireften MittHeilungen ber beutichen 
Gentralfiellen vom Laiferlichen flatiftiihen Amte aufgeftellt wurde. 



















Ortsanweſende 3226 burdſquutl 
Bevölterung am | ZR&g | lEtıtiäe De- 
1. Degember Spas | itterungs- 
Staaten zex 
1875 
un (ah dem| E1E8 
a Ha ER 
1. Dabı. | Se” 
1880.) 22 
1. 3. 3. T 




















































1980498 | 1856421 0728| 0,46 
1403498 | 1348057 088| 0,58 
3383560 | 3126 372 158| 2,20 
1538454 | 1461983 102| 0,58 
1700943) 1606084 115| 0,85 
4003 223| 8848 699 081| 0,80 
2311067 | 2169027 1727| 07 
1124862 | 1073926 08| 0,87 
2117629| 2017398 0,97) 0,88 
2042 672| 1905697 1839| 1,77 
1553 344 | 1487898 1138| 118 
4073 738| 3804381 137| 152 
67579 66.466 0,38) 0,34 
2) 74: 


490 










Meinere Mittheilungen. 


























[928 































































Ortsanweſende as | Die durchichnitu 

Bendlferung am Ro, [jährige Be 

Sarg |vitterungs- 

Staaten 1. Deꝛember EFERS |annapme ν 
1875 = 5 frabme —) beim 
und ud dem| 21ER fin Srogent der 
ST tieren Beddlke 
vandedtheile. isso a RE — 
2,52” | zähtungaperiode 

REES 1m | 1erıns 

T. 5.6 

2. Bayern. 
Regierungs-Bezirk: 
Oberbayern... . . . 1389| 151 
Rüberbapem. DD 2 070| 026 
Bu | 
jalg . X 

Obe: — 96 0,63 
Nittelfranten 111) 0,8 
Unterfranten. 5 0,98) 0,46 
Schwaben... . . . . 0,78 |_081 






7. Medlenburg- Schwerin . 
8. Sadhlen-Weimar . 

9. Medienburg-Strelig.. . 
10. Oldenburg... . . - 
11. Braunſchweig. . - - 
12. Sachſen ⸗ Meiningen . . 
18. Sadjfen-Altenburg . . 
14. Sadjien-Roburg-Gotha . 
15. Anhalt ....... 


1570189 

936 94 
576827 
309 508 
100 269 
337454 
349.429 
207 147 
155 062 
194.479 
232 747 





80149 | 























o| 





082) 0m 
116| 090 
0,82 | 0,18 





110) 0,8 
0,908 
1120| 08 
180| 19 
128| 0,8 
1283| 0,6 
126| 1,16 
12 121 
0831 0,8 
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Ortsanweſende as [Die duräfönitet. 

einen — 

Staaten 1. Dezember 3 nehmen 
Bo nahme ei 

und EIER |inwersent ber 

i Eng [mittleren Benbtte 

Landedtheile. 1880 = FR ef —— 

2524 ——— ——— 

RE 1seo | 1erıms 





























jr — 8. 
N. Eämarzbung: Eonbeit- 

Yen en 1204 01 
1.Balbet. ...... 0,85 | —0,87 
19. Reuh älterer Sinie . . 155| 1,08 
20. Reuß jüngerer Sinie. . 184| 0,92 


21. Shaumburg-Bippe 








ihme ber Bevdlferung von 1875— 80 ift alfo eine etwas ge] 3 


— von A Tr bie ken war eine geringere; bie natürliche 
ng bu ben "Geburtenüber! uß war troß der ung! An 


ae 


bie Rheinprobit bie induftriell ben; un rt nahm Poſen fa 
4 ar art “ Fir Sri 7, Yammee neäal Ti, Anni Jun, un 
—— lenburg, Altenburg und andere end 


aftliche Bezirke 
ie a —* ber großen und mittleren Städte nafm nicht_ in 
—— ne = u 1871 Se ie F KT „Ein —— jun⸗ 

— —*— ®. in der A gem; Zei 30. Dez. 1880 
haupt! auf Grund der —A Statiftit —X —— nahm ® 
m B Ja. um 2,85, 1815—80 um jährl. 2,38%), zu; Seipgig um 4, 

u roß blieb die Zunahme immer, wie wir aus ben Zahlen 

bie 9.6. in ar [ben Blatte vom 9. Fu) 1881 beuhnet; berfelbe ftellt 
ie Geb, und Mittelfläbte Deutfhlands, d. Y. die Gtäbte über 100000 und 
über 20 000 Einwohner pro 1871, 1875 mb 1880 aufammen. Für fie ergeben 
die drei bis jeht im Reiche veranflalteten Bottagähläingen folgende Bil 


Der Groß und Gintoßner bei 
abe ber Zatlung — and Ginmoßnergaft berfeben pn — — 


1871 5115809 3 183 
1875 100 6158771 36 573589 
1880 18 7229 917 37 964 255 


Es wohnten alfo in Gtäbten von mehr ala 20000 Einwohnern von der 
Beoölterung bes Deutichen Reiches am bes En 1871: 12,4 Proz., 
1875: 14,4 rop, 1880: 15,9 Prozent. Der Berfafler fügt Hinzu: 
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Diefe Zal beweiſen demnach eine bebeutend b nenfächte unahme der 
Beustiering Br größeren Orten ald im übrigen Sande. 2 don einer 
eigentlichen —— des — wie man in Sven Fa N 
Matten Bandes“ fprech ſprechen läßt, d. i. ber Dörfer unb —e Taßt ii 
Sm bis Kr vorliegenden Material noch nicht Tonflatiren, 2 
vorigen Vol lungöperiobe verweilen wir auf bie Bearbeitung — alte: 
— je von 1875 im JulisHeft 1877 ber Monalshefte des laiſerl 
iſtiſchen Amts; möglich ift e8, daß bie Städte von weniger ala 20000 
Einwohnern ben Ati en Überhaupt vorhandenen Zuwachs ber Bevölferung in 
— ommen m. Von einer Uebervölterung ber — und Mittels 
te darf man al It infofern veben, ald deren Zuwachs: XxX nz bedeutend 
über ber natürlichen Volavermehrung fteht, während NA bes $i n Bandes 
ſehr weſentlich unter berjelben au bleibt. In Deut 
namlich jene 100 Orte, die ſchon im Jahr 1875 FR 
waren, v Ende 1880 um 24,00/,, zu, alle ri jemeinden mur um 0.00. 
Mähren bie natürliche ——— rung 1850 jährlich ausmachte und dabei 
;Öheren Städten Teinesfalls ftärter, jo: jonhern, namentlich wegen der Hößeren 
Rinberfln blichfeit, eher geringer als im übrigen Sande war. it die haupt: 
fächlichen Staaten waren biefe Verhaͤltnißzahlen folgende: 


yulia: Zunahme auf 1000 der mittleren Bevölkerung in ber 
oltszählungsperiode 1875,80 nad bem Boltszählungsergebnik 


in den Stäbten von 























| met ala 20000 
Preuf 251 89 I 142 
an | 238 81 u 109 
hjen . 231 12,4 i 154 
—0 Fr u, 
ot en 
a 317 a | 16] 


In Preußen bat nur die Provinz Polen auch für jene Gtäbte einen 
igeren Zuwachs zu verzeichnen se ala ex u den Geburten -Ueber- 
—— (14,2) herbeigeführt worben ſein wurde; fonp hen wir in allen größeren 
Gebietsabjt Kr jene Richtung der Brtlichen mie, hervor⸗ 
Be on der man nicht leugnen kann, baß fie ihre großen Schattenjeiten und 
el 
Ueber Die a ber bilden | Stäbte mit über 10000 Einwohnern 
giebt bie Statifti benz don Dr. Engel ein genaues Bild, aus dem 
wir das Siäigte Velten: Engel jagt: Ya ber Zählung vom 1. De 
zember 1875 hatten im geuiihen aale 156 Städte mehr ald 10000 Ein 
wohner und umfaßten mmen eine ortsanweſende Bevölkerung von 5172 801 
jerjonen. Demgegenüber wurden nach dem vorläufigen Exgebniffe ber lepten 
öhlung am 1. Dezember 1880 in Preußen 171 Stadtgemeinben ermittelt, wi 
bie vorbegeichnete odlterungeniffer, | bereit8 übericritten hatten. Gämmtli 
171 Gemeinden hatten 6 Bantoefenbe Giniofmer. 03 ergiet bi für 
die im Trage kommende Größentlafie der Städte von mehr ala 10000 Eii 
wohnern gegen 1875 eine Zunahme bon 827734 (18,000/,) gltanmelenben Se 
fonen und ir Beer je 171 Gemeinden eine ſolche von onen = 
12,87 9. über die einzelnen Städte Er — die Zunahme 
ia eine eigenen He leichmäßige geweſen, fonbern 5 fie namentlich bie bie 
großen Gentzen gr etroffen at während bei drei Stäbten ‚mel , Gelle 
örde) fogar ein — x Zucädgai m ber Eintwohnerziffer vorlisgt. ein 
it von 10512 auf 9 üdgegangen und bamit aus biefer Größen- 
ategorie auögeichieben. 
em dann bie 171 Stäbte einzeln mit ihren gene ‚men aufgeführt find, 
wird vi tefultat jo zuſammengefaßt: es nahmen bie teinden, bie am 1. De. 
1880 Betvohner zählten: 





1 Einwohner zuri 
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zu in Procenten: 





Die preugifche Bank und die deutſche Reichsbant von 1818—80. 


Die fol eben At jeilungen ftügen uf Niebuhr, Geſchichte ber Köniy 
lien Ze genbe Belin, € 2: Si Pie on Be jantpolitit a 
Preußen 7 ©. 35) Hirth’s ae des Deutichen Reiche 1873—80 
passim, vi —S Jahresberichte der Reichsbank, bie daſelbſt ab⸗ 


gebrudt 
wir von der HE ah Bant bis zum Jahre 1875 nur die jährlichen 
———— ber Hauptbani Komptoiren mittheilen, find wir una wohl 
ußt in gewifier ech — neben einander zu flellen; bie 
geogeaphifeie Bafis, die —8 der Komptoire war eine ſehr verſchiedene zu verſchiede· 
nem Seiten, Di bie — ber — vis hat gewechſelt zc. Aber a eben 
die folgenden gehn einen Anhalt ie, wie im Laufe des 1. 
das wichtigfle ditinftitut Fe und Eee fih Fe ht and 
wie bie wecjfelvollen Schwingungen der Konjunktur bie Ausbildung unferes 
Aretitmelen zu einer ſioßweiſen gemadit haben. Den Vergleijungen von Jahr 
zu Jahr Tann, ba hierbei die Statuten, die Perfonen, bie gebt ber Komptoire zc. 
m der Haupijſache biefelben geblieben find, nicht berjelbe Vorwurf gemacht 
werben, Yoie 9 den Vergleichungen der —35 — ause inan derliegenden bien. 
Die Gefammtumfäge der Hauptbant nebft Komptoiren betrugen: 
























































Mil, Mart Mi. Mart Mil. Mart 
1839.... 91T 1 18588... . . 42818 
1840... . 11087 1859... . 45809 

8 1841... . 10044 | 1860 . 4127,1 
1861 . 4199,1 
| 1862. 50700 
222.,980 | 1868. 5648,9 
2... 10986 | 1864. 59106 
:222.11202 | 1865. 68199 
. 1120,5 1866 . 69129 
. 18058 
. 15429 
T || 1867. 6132,9 
.... 11784 | 1868. 71864 
11052 | 1869. 7948,4 
15474 | 1870. 10 000,2 
14175 | 1871. 11 986,7 
17592 | 1872. 1930 
25599 | 1873. 24500,4 
2649,3 
32574 
4388,9 
50840 | 1874 17 238,0 
1888 18 | 1815... 17457,9 
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Ganglich bricht bie Bergteiägbarteit ab mit dem 1. Jan. 1876, mit dem 

— ber prrußtiden in bie Reihen. Die Icplere Dehnte] ih A 
aut das ganze Deut! eich au, ee ‚atio naturgemäß einen ganz andern 

fang ala bie preußiſche. Ihre "Derfaffur ‚punbe eine weſent 

ital ounbe faft ‚erbonpell —S 60 Antheil ber ivaten, wa 

Antheil bes Staats, jept 1: dem Bapı dagegen bas ‚Rotenausgabe- 
recht beicränft. 1878 bet; bie — ig Teen Roten 870 

Mart, 1876 684 Mill.: die mmetumföge ftiegen ſofort von 17 auf 36 Milliarden. 

Doch lafien wir bie Hauptzahten nun von 1876—80 in. tabelarifher Form folgen: 


(Die Zahlen verftehen fih in Tauſend Mark, wo nichts anderes angegeben.) 






Geſammtumſatz bei E 

der Hauptbant und |E 
| ben Bantanftalten | 
im ganzen Jahre 


1876 86 684.881 


Einnahmen unb 
Ausgaben auf 
Girotonto *) im 
ganzen Jahre 


















16 711245 


1877 47 541620 694 929 27 022 089 
1878 44254 714 622 642 27 291913 
1879 47458752 667.675 30.410203 
1880 52193 508 785 018 35 234 256 





E 





a 82 
35 8 























1876 | 70595 | 402910 50 984]] 120.000 1118.072|120 00210285] 6,125 
1877 || 99070 | 864814 40 845) 120.000 |14 148119916 10 7701| 6,290 
1878 || 109.999 || 340847 152494] 120.000 1522418554110 790 6,900 
1879 || 128796 | 328294 58 012) 120.000 |15529 15974] 6924 5,000 
1880 || 124993 | 345726 51385 uno [1oa|1ne0 9881| 6,000 






































Die Beivegungen des Diskonts waren folgende: 





1876 1877 
1. — 2 Jan. 5% 1.— 4 Yan. 4°) 
3. — 18. Jan. 6% 5. San — 10. Dat 4, 
19. Jan. — 9. Febr. 56 11. Roi — 15. Juni 5 
“ ebr. — 17. Mai 4%, 16. Juni — 11. Sept. 
ai — 10, Juli 30, 12.8. — 2.0 
y uli — 24. Di. 49, . DE. — 11. Rob, 
it. — 81. De Ale 12. Ron. — 2. De. 





*) Diefer Gef gäftägtweig if erſt am 10. Mpril 1876 eröffnet worden 
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. 430 
21. Fon 
F 5, 
1. 1 
1879 1880 
1.— 10. Ian. 9% 1. U 0, 
11. Ion. — 4 Bin m = 8 em. 5. 
5. 20. Min de) Eat 5.08 . 
MG — 12. Mg SL 6. St In. om 
18. Aug — 10.0 du 18. DM. — & Rob. Ally 
1.08 — 9.99 4% en ML. 
10. — 31.24. 4% 


Sombarbs ftand zen 1 18 der Diötont, 
— le — e Ku Te an ee Bent. 1890 gti 
Be Ban 6 u Sept. — 5. Oft. 880 wi a nat 


Die Entwidiung des deutichen Mufterregifters vom 1876—1880. 


Das ald Beilage des Reic eigers hate De Eentralpanbels - X 
für das Deutiche Rei Reh gibt ae Deberficht: — ae 
Kuda FR unb faßt —— bann mie se aan mi Aber den An Dsgember a 
ten 3 tfammen. m 
Br folge: Inbe. eg PAR bie — von —— 1876/80 enthalten. 
580 find im nReichanzeiger* im Ganzen Belanntmaı 
— —— bey. Dobete (15856 pl plafihhe um und 38784 
tlicht worden, unter ben lehteren 173 von Aus 


) verd 
jen, 78 yon Defterreichern, 10 von, meländeen) nieber "ra 
are ——— am at den ind im ‚Reißs- 
bis 1880 über 218710 ‚geleühte A. — (47098 
— und 166612 fächenmufte:) Bel ee enthalten geweſen (ba= 
zunter 219 von Aualäı een Depomiste: 111 von Franzoſen, 78 von Defterreichern, 


27 von Engländern, 2 von Rorbamerilaneın, 1 von einem Schweden niel 
gt zur bie einzelnen Sabre vertheilen ich die Mufler bezw. Modelle 


plaftifche Flachenm. 
1876 (9 Monate) 12759 a0 10099 
187 53468 45185 
1878 50032 HN 3 40353 
1879 49811 12560 37251 
1880 47640 13856 33784 


aufammen 213710 47088 166612. 


Die Zahl der plaftiſchen IR thin feit Ende 1876 fortdauernd zu«, 
bien 5 A ifchen after hat mitbin ſei 1876 fo wu 


Hamburgs Handel 1880 und in den früheren Jahren. 
u 


Sale ve ish je Daclorene Gin Ge ben: 
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Buräfgnitte 
1834-1848] Mast 250089755 * 1,509 
Pi ai 55 u 
— m Dune be 1a 
: 3883:3: 
33. 
8135 
183381 
"1075480205 125» 
"1192789700 , 1:96, 
71189844880 - 116, 
71288911894 ; 112, 
"1898598790 - 0,99, 
72056835240 : 098% 
“1802568100 % 101» 
71199685800 » 1,05. 
1716858885 » Lil: 
„1834495800 - Llls 
"2241672500 „ 091% 
n 2098458400 7, 1,06, 
22268817700 , 1.08% 
Auch der Gchifiverlehe im Hafen Hat fh bedeutend gehoben. Die 


der abgegangenen und angelommenen Geeichiffe war in ven legten 5 Jel 
folgende: 
Angelommene Seeſchiffe: 


darunter: 
Seebampfichiffe. 
i br.Regii i br. Re 
Sf Meilen PER 


1876 5483 2228162 2916 1723425 
1877 5478 2293 929 2958 1732460 
1878 5808 2273342 2972 1767867 
1879 5671 2492905 3168 1958698 
1880 6024 2766 806 3388 2181254 


Abgegangene Seeigiife: 
barunter: 
Seedampfichiffe. 

eine zn Men aa 
1876 5481 2247129 2916 1730453 
1877 5489 2243586 2966 1788471 
1878 5816 2284116 2981 1777375 
1879 5649 2489148 3173 1958610 
1880 ‚6058 2761238 7 ? 


Auch bie Rhederei befindet fich in erfreulichem Aufſchwunge. Schon bad 
Jahr 33 war für fie ai PAaH; en Fee Vimmitider jer trande 
atlantijhen Dampferlinien ergaben — zum Theil zum erfien Male ug 
einer Reihe „Nütuerer Sabre, fi —eS Stände — Zufrie benſtelleade 
— a var von 6!/,, 8, 10 umb 11 9 qu ver een. Die init 

be Sahıss A no , nicht befannt,, bo — ten ee aller Wahr: 
jcheinlichkeit a fünftiger ausf a bie von allen 
beabfichtigte —2 i ER um i 77 den ua en 
weitern zu „Ormen, wie z. * ie — Imeritani! Andeifapet- ie 
gefellicha| te Garten einridhtet. Die Thätigteit der Privab 
theberei The "hinter ben Te een nicht zuräd. 


985] Meinere Tittheilungen, 497 


Der Beitanb ber hamburgiſchen Kauffahrteifloite war: 
Schiffe Reg.Tons barunt.Dampfer Reg-Tons 


187 450 219698 9 84688 
1878 468 223910 102 84185 
1879 469 219861 101 75040 
1880 496 245709 121 92297 
1881 492 241976 126 98.002. 


Die Aust über im 1880 bebeutenb 
um. ea en Ge Im dee 1 vo 
direlt indirekt zuſammen 


20615 8118 23733 
18573 83570 2148 
20446 83857 24808 
17805 7059 24864 
49100 19787 68887. 








Die deutſche Rübenzuderinduftrie 1871—1880. 


Ueber die Rübenzuderfabritation theilt das ſis hc Fi 
iberheft 1880 feiner Monatöhefte mit, daß im Laufenden Er 
erg ferfabriten in Thätigkeit find, welche bis zum 1. Begember. Si BE 
Don tentner Rüben verarbeiteten unb von ba bis zum Nub ber aue 
—* nod) 27816894 Doppelcentner Au berarbeiten daß KH 
um ber verarbeiteten Rüben mlcbe Am Zetrieöjahte 188081 Demnad; 
054292 a betragen, d. i. 12901677 enteo PRHi un 
im —S — e 1879/80, wo nur 48052615 Doppelcentner Rüben von 328 
itet wurben. Aus 1 Do pelcentner Rüben wurden im Borjahre8,52kg 
ham er u and 2,73 kg Melafle durqſchnittlich gewonnen. 
Einer Tabelle bes ftatiftiichen Amts entnehmen wir folgenden intereffanten 
il über Buderproduttiom und Handel am Anfange und am Ende des vers 
Sahrzehnts: 


8 betrug in Doppelcentnern (& 100 ig) im bentfähen Zollgebiet: 


er im Betriebsjahre 
Robander: 18712 1879780 
bie inlänbifche Produktion . . . . 1864419 4094152 
.. 497558 76696 
ve 1370619 





Su 144048 
ber imländilihe Verbrauch 2217929 2800229 
Nettoertrag von Steuer und Boll 

auf Budr . . 2.2... Mari 44687000 54463285 


Demnach ift es in dieſem Zeitraum im immer größerem Maße g en, 
juderbebarf durch die ein! ee —— n % Triebigen, bie Einf 

ängen und bie Ausfu jucer auf ben 

gar Bevölferung berechnet RE im Si ni ber Ya 8 F 1/80 auf 6,5 
kg und bie Einnahme aus Bude auf 1,24 Mark pro Kopf. 


Neber die bayeriichen Gemeindefinanzen 


enthält. ber gwölfte Jahrgang der von Dr. Mar Seydel rebigirten „Beitfhrift 
Fr Rönigtih, —e— "Learn en Bureau“ ehe Abhandlung: Kit 
Sinanı atiftit ber größeren Stäbte Bayerns” von Dr. Mar 
dem wir folgende Angaben ald Parallele zu ben oben S. 426 über Pranken ge 
machten Angaben entnehmen. 
Yahrbud V. 2-3, Hräg. d. Schmoller. 82 
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rg egenäburg, Bam] 
ählten im Jahre 1871 481491, u re wur ch — Ihre 

en beirugen 1869/70 8811 790 rt, 1878 16901748 Marl, il 

[+ m 1869/20 8410144 Mort, 1878 16807806 Marl. Der Auftwon sam 
13 


anf Ko 
Böltenung 2,2 Mart, 1878 1988626 Marl, fonad auf 8 Kopf ber Bevdlterung 
Kern Bed yieme er 2c. Bauten: 1869/70 588 651 auf ben Kopf ber Bevöl 
8782079818 Mar, aufben Ro} ber BenöllerungS,6 Marl; für Bolten 
Ber —— 1869/70 652 996 Mari, auf if ben Kopf ber. Bevöl feranmg 1,85 Rarl 
1878 2043. tart, aufden Ko) der Bevölferung 3,5 Das; ‚für Armenweſen 1869/70 
1641007 Matt, Ionachanf dena 0) —— 3,4 Matt, 1873 2138308 Matt, 
nad auf ben. Kopfbertien für Boliget 1869/30 631 369 Raxt, jonad) 
opf ber. aeg Hei Marl, Kin 1110074 Mart, ſonach auf den Kopf 
der lin 1 Marl. Die Bendlferung ift fomit von 1871 auf 1878 um 
das 1, — die Ehnahmen und Ausgaben find vom 1869/70 anf 1878 um dab 
1,9fad iegen. Die Gemeinbeumlagen beit ferten (3 ass auf 5082847 
Yarıpe wovon 1733079 Mark direkte und 3349768 Mark indirekte Imlagen. 
En 1878 war ihr Betrag im Banzen en 9004350 Mark, davon 4158222 
birefte, 4846128 Mark inbirelte age, Don 1869/70 finb die Ume 
lagen im Ganzen um des 1,8fadhe geflogen, di ireften Umlagen um das 2,4fadıt, 
bie inbirelten um das 1,4fache. ber menölterung, beufen Im Jahr im Jahre 
Fr at, dm Sahe 187 15,6 ze Umlagen. 
ile waren 3 Mark direkte, 7 Mark indirekte — von dem 
127 Hat a ne niet ‚Umtag eh & bei meitem 
Imlagenmehrung nad; auf bie di ten en. 
——— I nern 
alfo um bogen; “ rmögens] von 
Mark in tarf im lepteren Jahre, demnad) um 
‚Ho: ben Rp M Serölterun ne jen Fi en ulden 1869/70 52,4 Det, 
1878 103,6 Dart; Fr — —— 1878 117,4 Mart. 
bie Sähulbenquote füı 13 um 51,2 Dart nd ge 


Bam die 3 an — a iD Matt, 1 LEE cc Se 


“ni dem jlen hei, bie dem ba Amtöblatt bei 
mut, I Er) —— — entnommen Mind. nen ber ge 
bayer. Pr betrugen: 


Die 5 geöäten Stälte Ken nämlich. —— Im, Nürnberg, SE 


1857:58 233471000 
1 41889000 — 
1874 71934000. 
1875 8034100 
1876 86581000 
1877 2999700 „ 
1878 10824200 , 
1879 11622700 


J ber 6: 
—— 

jujammertfiel a jibt nel a aut neuen 
—— Eu 


— früher bie —S der en übte bie Hauptpoften bi 
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Die Geſchichte der Meiner Porzellanmanufattur. 


Des L und II. des Yahrganges 1880 ber „eitſchrift des Königlü 
Käfiichen ftatifttichen Biren uB*, welche bon befien Direftor Dr. Bittor Böh ent a 
zedigiet wich, enthält auß ber Feder des Septeren eine Abhandlung: „ urkunde 
Kar «aräigte der Meißner Porzellanmanufattur don 1710 bi 

ir entnehmen biefer F —F Arbeit folgende Mittheilungen: = 
Porgelanmanufaltur ift am 6. Juni io in ber Albrechtäbur: 
ai A iet merken. ga — —S Bergrath Rehmi uud de 
min man mn Frier er (geboren „& ii fe 
am 4. ober 5. Sebriar 1682), dem Ddeutichen Exfinber bed Porz ans, übertragen, 
Dr. Böhmert unterfcheibet in ber Seit ichte ber Meikner or — *— neun 
Perioden. Die erfle Periode umfaßt die Zeit von 1710—1719, bie Zeit 
geobtuens umd ber erfien Einrichtung bis zu bem im a 1719 erfolgten Tode 
Böttger’a. Fr fogenannte Arlanım hat während bes erften Jahrhunderts der 
ibrik eine gro] olle geipielt, und bie Stelung ber „Arlaniften“ wirkte auf 
en TB —* — en a —* are eflanfabritation 
f lichen Materialien end während bieler ganzen 
Berlode laut Allerhöchiten Er vom 14. Januar 1710 völlige Bekeiung von 
Arie, Zoll und Geleite. Bertauf dev — bie noch feine 
beftimmten Breite le sten, ſondern nur aha theuer abgefegt wurden, erfolgte 
arten haupi aa auf den geipaiger Man derjandte fie aber auch 

a Dreiben, umburg, Berlin, Karlsbad und anderen Orten zum freien 
Fa wo fie valcen 1 bfap fanden. ‚ögen Michaelis 1714 wurde ein ber 
ps Lager bafür in Dreöben errichtet. Deber Einnahme und Ausgabe hat 

Berta fer aus dieſer Periode nichts Genaue ermitteln können, fo viel ſei 


aber daß troß ber ungeheuren Preife, welche man damals für bie Fabrikate 

— nmanufattur bezahlte ed, noch Zuſchuß, wenn auch nicht in ber 

x Höhe erforberlich Am lufje der Böttger') en Adminis 

— im nate März 1719 it das ganze Manufaktu nat aus 26 

jonen beftanden, von denen ber Inſpeltor mit 25 Zhlen., Dr. Nebmik me 

m see eroffier Mehlhorn mit 20 Thlen., bie übri 2 Angel ehelten aber 
zit 12, 10, 8, % unb 4 Thlen. monatlich ah worben ve 


jeiten 
Beriode Bon 1719—1756, von Böttger'3 Tode bis zum anfangs des Er 
Krieges, fand bie Fabrik unter —— Bervaltung von Bier onen 
ohne eigentlichen Direltor und nahm befonbers von 1780 an einen 78 ade 
york‘ a jonal, weldje 1720 nur 38 Mann zählte, war 1780 
, 1740 aber ſchon auf 218, 1745 auf 7 und 0 a auf an 
jonen FR m. Der techniſche Betrieb wurde auf ben verftärkt umb 
Vervolltomarnet und befhalb eine Menge neuer Anlagen zur een 
gm Brennen, zur Aufitellung ber fertigen Sabritate | und zur Derollftändigung 
Gefammtanlage aa zeit zu Zeit getroffen. Während Die Bereitung ber 
rothen Ma] k u — An noch ziemlich ſtarl im Gange ge 
weſen zu ber j Bei afſe nad) und nad} ber zothen ans 
porgepnoen und tere enblis 10 6 4 ac ber zweiten Periode — 
— worden. Der Charakter einer Kunſtanſtalt wurde ber eißner 
Bes fattux_ ſchon früh durch Berufung tüchtiger Maler und former gegel en. 
ch DB fen 2 ‚hl vom 14. — 1748 erfolgte bie Anftellung eines bes 
unb eines zweiten — und bie Ha einer 
ige le bei ber Mannfaktur, in welcher alle Lehrlinge nk lie 
ten. Die Geldeinnahme, die im Jahre 1720 nur 9694 Zhlr. bei 
im Jahre va a et auf 22330 au, and im yale 1752 auf 
Die Su ae ange die Höhe von 15741 Kg 
ge im — 0 —A Ju bie zweite Periode 
ie erften Anfänge Der fötaffen ber Arbeiter. a’ dritte Periode 
Bi von Dr. Böhmer Kr an ven u 116 ge bir —8 des 
Krieges, ber bie Manufaktur intergange nahe brachte, während 
fi bierte Beriode don 1763—1774 als eine Zeit Ger Bien Bluthe und ber 
hoͤchſten Arbeiterzahl bezeichnet wird, welche ſich noment! ja durch Anftrengungen 


32* 





u) 
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au ur artiftifcden Seiftungen, owie bur eſchaftli Küßrigteit 

ae babe in Welt itefte En Eu Kuie 5b: 
Abftellung ber —E8 des eingeſchli⸗ —5 — 
wurbe zumächft bu Befehl dom 1763 eine neue Manufatt: 

‚bildet und biefer Kommilfion dann mitteld Selteipt 5. 18. — ——— 
———— extheilt. Was bie Reform ber artiftiſchen veiſtungen betzift, Io var 
bie erfte Mafregel, um bem damals en —— Se in ber 
Malerei und im formenwelen eine FE Achtung, au Errichtung 
einer Runftfäute ın neben wel — er] leg vom 
7. Berne 1 164 erfolgt. Hiernädl ya viele ickte r Nee und delleure 
bei der Manufaktur angeflelt. Die rm des Betriebes und Porzellanhandels 
wurde ebenfall® gle A Anfaı eh vierten Periode durch veridiebene Na 
segeln in's Wert geſeht. In olge biefer Maßregeln wurden nach und nad) auch 
wieder Beftellungen m ol ehe Te —5 — Das Manufaktur mal 
hat während der vierten Periode im Sal wo es biß auf 731 Jubivil 
angewachjen war, bie größte Aubel En 18 erhalten, während es von ba bis um 
FR re 1774 ſchon wieder um 95 abgenommen Hat. Die Einnahme vom 

bit gelangte im Jahre 1768 mit Erreichung einer Summe von 221500 Thlm. 
u ihrem Kulminationspuntte und ift von ba an wieber —— jeſunken 

Io daß fie im Aahre re 1774 nur noch 147394 Thlr. ausmachte. 3a Jahr 1765 

tte die Manufaktur einen baaren Ueber huß von 42000 Thlrn. Schluß 
bes Jahres 1774 ſtand dieſelbe mit 105 auswärti nbelshäufern in allen 

ilen Europa’s in Feen vn ken fünfte jeriode von 1774 — 1807 
sei t ein allmähliches ben von in der vorangegangenen Periode Fa 
ten Höhepunkte. Das ging von 636 Köpfen am ae nee 
ode auf 515 am Schluffe —ã — Im Handel nach außen 
—X ne dr Hafen Bere häft eine wma. ende Bedeutung und behauptete bis * 





m Periode ein entichiedenes Uel wicht über dem übrigen aus 
wartigen Vertrieb. Der plößliche — bes ruffiſchen Handels bewirkte, daß 
die are ‚e Handelseinnahme un er fechften, Periode (1807 — 1814) um mehr ald 
bie ah te herabfiel. Dieielbe Pt no im Jahre 1807 65620 Zhlr. und jant 
1813 bis auf 24378 Thir. jeitraum von 1807 — 1813 wurde eine 
Summe von überhaupt Moor Elm an Bor- und Zuichüffen zur Unterhaltung 
ber Monufaftur verwendet. Die Statiftit des Arbeiterperfonale ergibt im 
Jahre 1806 eirte Zahl von 515 Arbeitern, bie bereits 1810 auf 435 und 1813 
af 395 Perfonen herabgegangen war. Mit 1814, dem erften Jahre der von 

Dr. Böhmert —e—— iebenten Periode A81d1828), begaun wieder eine 
Zeriode ber Reform bes n Betriebes doch tonnte der gelammte ölonomilche 
— während dieſer — namentlich wegen ber erheblichen Sreabiehung 
der Berfaufpreife, wegen ber Sätwierigkeiten im Waarenvertriebe und in Folge 
der vielen nothwendi F uptanlagen und Einrichtungen nur unter Aufwendung 
beträdjtlicher Juſchu ht erhalt ten — — es ſeien —E durch dieſe Opfer 


bie Grundlagen für IE eng Sebeihen fen. —* mtperjonal war 
in dieſer Periode von 402 auf 354 Perlonen Hera egangen, doch bemerkt ber 

jerfafſer, dab man am Ende ber Periode mit —* beitern body quanti= 
tativ und qualitativ weit Hi Leiflungen erzielt Die achte Periode vom 
Sahre 1 biß zur Neber| ber orzellanmanufattur in die Neuanlage 
im Jahre 1863 hat glei am — — wet, bebeutjame iffe aufzumeilen, 
nämlid) ben * ‚gang ber Porzellanmanufaltur aus eineı tablifjement im 





ein Staatsinſtitut nk bie Begründung bes deutſchen Zollvereins, welche bie Lage 
der Anftalt mit einem Male veränderte unb vom Jahre 1834 an eine Aera bes 
induftriellen Gebeihens für gan Sachſen einleitete. Vom Jahre 1894 wurden, 
mit geringen 9 —e— ai jährlich gegetmäbi je Ueberkhüffe von der Manufaktur 
a jeliefert. Diefe fingen im Jahre 1894 mit 1500 Thlen. an und beti von 
—1847 aljährli 13500 Thlr. Ju dieſe Periobe fällt auch bie 

ir Glanzvergolbung. Die Jummazifhen Erfolge dieſer Erfindung beftanden neben 
den für allein ſprechenden Zahlen darin, baß die Käufer vom Neuem in 
roßer an bie Berlaufslager —D— wurden und daß damit zugleich die 
inanziel A Bebrängniffe, denen die Manufaktur fo lange Jahre Hindurdh aus⸗ 
geieht geweſen war, zu Ende gingen. Rad) neuen Behrängnifien in ben Jahren 


939] leinere Mittheilungen. 501 


der en Wirren 1848 und 1849 traten jo aur almä (mählich auf's Neue 
für bie Porzellanmanufaltur ein. Von 1855 —* —* —— 
ap —— ber Staatstafle zufließen, bie FR in 
Di zum uffe der achten Periode auf 160400 Thlr., mithin auf eine A 
mittliche jregeinlü ig don etwa 17800 Thlr. beltefen. An u eren Er- 
gen während dieſer Periode hatte bie — Tr gu ge ihr auf 
der geilen Bonboner usftellung im erſte Pı Auerlannt 
Am 6. Juni 1860 konnte bie Anftalt Ye ihres Toon 

* Feſtli begehen. — Die neunte Periode von 1: 1880 beginnt mit dem 
tigften Borlommniß in der Geſchichte ber Manufaltur, — mit der 
De tebelung in die während ber Jahre Iso 1868 erbauten und betriebäfähig 
Krueriäteten, menen Gebäude, beven Herftellungätoften, einihlieklich —— für den 
trieb_erforberlichen n volfiänbigen Einriätung, in; leie jen be Dh wandes 
rund 300000 Thle. betragen haben. ER Erfol 3 er drei ——— — er Ber 
triebaführung in der neuen Fabrik und der Betrag ber tem „Panıen 

erhoben fi) nicht über ben Durcichnitt dee vorhergehenden — ja ü 
KRriegajahre 1866 blieben fie nicht unweſentlich hinter Bielem, —SeS — 
Exft mit bem Jahre 1867 tritt ein entſchiedener Wendepuntt in den kommerziellen 
DVerhältniffen der Manufaktur ein, indem man von dieſem Zeitpuntte an mit 
vi höheren Ziffern rechnen Tonnte, ala es feit etwa 100 Jahren ber Gall & 
weien war. Waarenabſaj Betzug, in runder Summe 223000 Thlr., die 
abgelieferten Meberfehußgelder 40.000 Tilr. Dom näcfien Jahre an aber begegnet 
man einer weiteren unl gwar ziemlich, — Zunahme des hes, der 





im Jahre 1874 die Staffel mit 560- ee erreichte, während ber 
Staatstafle 189873 Thle. an baarem Gelbe zugeführt wurden. Im Jahre 1879 
bſah 1377169 Mark betragen, ber e Ueberkuß 234 957 fi, Das 


uptabfaßgebiet ift in ber ganzen neunten Teriobe das bes tigen Zollvereind 
geivejen, worauf Gngland, ntreich unb Defterreich folgen. Außer dem brei 
eigenen Berlauföniederlagen zu Meißen, Dresden und Leipzig unterhält bie 
Boryelanmanufaktur —— adıt Rommilfionslager, nämlid, in Augen, 
in, Brüffel, Ems, rankfurt, Wien, gen und Meißen, von denen bie 
Berlin, Frautfurt und Bien am bedeutenbften find. Die elöidungen ber Weit · 
anöftellungen zu Paris im Jahre 1867 und zu Wien im 873 Hat ber 
Sorte mmannfatur bie Zufriebenheit des Publikums mit ihren Seiftungen und 
das Lob ber Beurtheilun⸗ Prommiticnen eingetragen. Schließlid) jei noch erwähnt, 
baß während biefer Periol Veränderung in der Direltion eingetreten, indem 
an Stelle beö am 10. —— 18 1870 Pal Direktors der ellanmanufaktur, 
bes Geh. Bergrathes Kühn, welcher nahezu 56 —X ſeine ber Auſtali 
gewidmet, der frühere Oberfattor ait el getreten iſt 
Wir fügen die Anmerkung bei, daf über die Berliner Königl. vers 
— ar un Jo ae Min yon Ba an je 
rath Kolbe um en mei fi — tanuffri 
Über die in San 1978 Fatigehahte Enperkänßigen- onfern —— 8 5 
ie im J im! I ie Bere 
Hältniffe der Königl. — zu Berlin, Auskunft gib gibt 


Entwurf einer Bundesraths⸗Verordnung zu Ausführung des 
8 120 Abf. 3 der Reichsgewerbeordnung. 


Diefer Entwurf, ber zuerfi in anderer Form durch ben Reichsauzeiger vom 
1. März 1880 veröffentlicht — und über defſen weiteres Geſchick wir im 
vorigen —8* ©. 301 berichteten, ift aus ber Kommilfion von Sachverftändigen, 
ber inteefiantafetenhe tatobi vorſaß, im Dezember 1830 in folgender ber Ber 

Ralt — Ka unb dem Bundesrath vorgelegt worden 
Ib des & 120 Abjap 3 ber Gemwerbortbnung werden folgende Bors 
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«D Die Urbeitsräume und Betriebäftätten lichlich der Gänge und 
Lem ni em; aafofern es ber Betrieb — ki Ge Hcbeitsgeit ge 
igenb er] fein. 

2) Die Arbeitsräume äflen | e —* fein, daß für kom. ‚Darin be 
sur ten Arbeiter mindeftens 5 am vorban] ind, Ab 

mgen bon biefer a um von in ber jtöbehörbe — wer· 
m wenn ein ausreichender vuft gefichent ft 

8) Die Arbeiter find, Fr ar — nie erprobte Einrichtungen bietet und 
bie Eigenart des Betriebes es zuiäßt, ge egen ben jhäbdigenben Einfluß 
einer gi kigen, anathembaren & er ftaubigen Belgaffenheit ber 


Buft au 
! J ne nlagen, in welchen feue ‚liche Gewerbe betrieben oder Leicht 
boennbare Stoffe verarbeitet erben muß durch geeignete Vorrichtungen Gorge 
befür getragen werben, daß bei U einer Geueräbrunt bie Rettung ber 
Arbeiter leicht beiwerffielligt Werben, kann. 
5) Räume, in welchen zeplofine © Safe — befinden oder entwiceln bürfen 
nur mit Gicerheitälampen beleuchtet 
6) Die Vertehräwege in den —S müffen in gutem Qufanbe 
fo breit fein, daß bie Arbeiter in denfelben verkehren können, ohne —X 
gung m bewegte ° ‚Diafhinentgeite auögefept zu kin. 
in denjenigen Stellen ber Arbeitd- und — — Dom! am Arbeitern 
—** Räume, an welchen Gefahr rondieat, dah We ich Hinunters 
ich verlegen ober durch herabfal jegennftän Mänbe b at imerben, Ki 
Die ın Fahrſtuhlen und Elevatoren — ie ; ohne erhebliche Störung bes 


an 
Bereich gu bar ij ichtungen anzubringen. 
Pe len ner —— — oder bie Anzahl 
BR bie mit bemielben au einer in die Augen 
— Stelie in deutlicher en —— An Winden, Krahnen und ber 
Ki zur bung von Safe 1 dienen ent Bilfemafejinen muß bie Tragfähigteit 
ije ang m werde 
Diejenigen — Waksinentheite und Tranämilfionen nebft Treib- 
riemen, —* Ceilen ch welche Urbeiter gefährbet werben, fin, joweit e# mit 
dem Betriebe —— iſt, einzufriedigen. tueller Sul: Juſonder 
müffen a. Transmiffionswellen und Riemen, welche vermöge ihrer Lage im 
tehräbereiche ber Arbeiter F Fee ind, as & mit dem iebe vereinbar 
ift, bis 1,5 Meter vom werben; b. Seil« und Retten- 
Zranamiffionen Eee “ in Eile 06 Hö angebradht werben, baß durch 
ihren g kann; ©. gezahnte Getriebe, [2 
und si Iiegenbe Kirn, "oe Kurbeln und frei — ben: 
fangen oe ſowen es mit dem Betriebe vereinbar, wirtſam singe: 
iebigt erben: ‚alle hervorftehenden Theile ( Stellſchrauben Rafenteile u. |. w jan 
Bellen, Rieı micheiben und Kuppelungen tyunlichft vermieben oder eingelapfelt 
10) Der Beginn ber Bewegung der Transmifjionen durch bie Kraftmal 
-muß in allen Arbeitsräumen, in be he bie ng be übertragen wird, in 
für die Arbeiter verftänblichen Weil fe, angetänb 
11) Bo bie gefjammte, Du eine ng: Seiicene Anlage in ver⸗ 
fhiebene betriebe zerfällt, ober wo her Betrieb uf verſchiedene Stoc- 
werle vertheilt, ober two dieſe bewegende Kraft von R ebenen Anternfmern 
jelbftändig benupt wird, möfien Einrichtungen gioften in, welche 
sid — Fr Guss von em ——— en 
un Then eignet find. — Auch fonft müflen, Tomi 1 ji 
Art bed — — eh Ye a ngmifion ä den einzelnen Wrbeite: 
aan mess don einander und von der Kraftmaſchine., ımb bie Arbeitb« 
mafchinen, deren Außrüdung nicht ohne Gefahr durch Abi Ihlagen bes Zreib- 
riemend bewirkt werben ans, unabhängig von der Fe in Rube geſeht 
werben können. Soweit bie mi it thunlich ift, find Einri— kungen zu al 
weiche es eꝛ lichen, von jr er u fofort das 23 Elmar 
der Krartmafchine zu geben. — en bon Er 
— ein ericheinien, Ebnnen vn ber —ãA— zugelaffen 
le Vorrichtungen, welche dazu dienen, um Kraftmaſchinen, X: 
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or Fr Arbeitämafchinen in Ruhe müffen leicht erxeichbar und 
———— fein, 7 EP: ae er wirken. 
“2. 8 Bee, ige FH — *2*2 — ihm va I lauf en — — 
Raspel, Schnipelmafchinen, jelm: jeer« 
meffer, Sumpenf ud eral) mäfen mit Buk üdern veriehen und fo ein- 
— —* ae —A 
ung gegen en ge 
"3 Das Keinieen, Eümiern uch 9 ig der HE und Zrand: 
miffonen ihren ber Bewegung, bai en von Leitern an bewegte 
das Auflegen von Riemen auf bean "2 jeiben darf mur gebuldet imerben, 
wenn bei enöhali ver DBorficht eine Gefahr für den Arbeiter nicht bamit ver⸗ 
bunden, oder durch Benußung geeigneter Vorrichtungen auögeichlofien ift. 
15) Uebergangäbeftimmung. Bei beftehenden — it die Dad 
g obiger Vorfchriften, infoe fern Sieben —— ‚bauliche ober mafchinelle 
PN bedingen, iſt von 5 Jahren 'zu gewähren; ift — 
führung daſelbſt ethunti ober mit befonderen Schwierigkeiten verfni 
Birne 7 —— hiervon durch die Höhere Berwaltungsbehörbe 
5%) rt, werl 
ine obligatorijche Anzeigepflicht für Unglüdsfälle in Fabriken ift in dem 
uorfiehenben —* ee —ã— F de biele {er Fe hen 
Seiten drit Fe namentli ai ſeitens he Fabrikinſpeltoren Ueber ⸗ 
t erfährt ei ioıref, weil ha ie Ausführung vieler Anorbnungen in daB 
tative Belieben ber Fabritbefihzer ftellt, menge —c Auch der Reichs⸗ 
tanzlee ſoll eben deßhalb Die tigung biefes Entwurfs beanftandet und er» 
Hört haben, es werbe durch bie a und unbeftimmte Faffung der meiften 
Borichriften dem Ermefien ber — — und Beamten ein ſo weiter Spiel⸗ 
a —A ohne Ein] a eines Ichiebörichterlichen Verfahrens ber Er ⸗ 
ich, erjcheine 
Nacd) einer Notiz, die wir Heren Paul Dehn verdanten, hat jeither ber 
mittelcheiniice Sabeitantenuesein in ähnlicher Weile Außer Ex Yat in einer 
Eingabe cn ben Bunkeneig Ar den Eaton bn Lenfelt befeiben im Alge 


meinen dabei aber fol tragt: Pat uaführun 
8 a Serien überwacht Ya u lee (Bewerbern ), welcher auch bie 
Anor on in ben —ã ‚len et By —* zu gem 

* mungen ad für de mer jean, wenn er nicht bir 
einer zit von 14 Zagen nad) an ihn erfolgter Zuftellung Kekurs Ammelbel, 
Ueber iejen Nelurd wird entichieben durch zwei fachverftändige Schiebörichter, 
vom melden © einer durch den Fabrikinfpeltor, der andere burch ben Unternehmer 


a ee Közaffer jagt die Germania bezüglich des Entwurfs: 
—R „Was vor Allem fehlt, iſt eine sale, mit ben nothwendigen Voll⸗ 
bene Erekutive. In diefem Punkte gerade führen bie Berichte 
ber Fabritin ſpeltoren bie bitterften Klagen. Die Lolalpolizei, vielfach ver 





quidt mit ben Inie der Arbeitgeber, vielfad; in ungeeigneten 

vielf: moin, in erblichen — ae weber bie Gnergie, dert 

Bi uftriellen zu breche bie Br te amedmiäßige 
au tree} nferes" en — 18 Inſtitut 


to it üglich der Ezefutit 
— Se a 
—— * Heer nortommenben Dufälle wird * t 
ei nf — —— in i EEE ale, EX: ni 
urf no entgegenfie rioin] aß ber» 

lichft bald durch die Ge 
en ae bes Er prattiſe — urch bie ber 
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Darmftädter Polizei-Berordnung gegen den Waarenverlauf 
durch Kinder. 


Die Siiah-Botte, itung bom 8, Februar 1881 theilt in einer Rorreipon- 
benz u aan bes mit: 

be welde bie Berwenbung von Rindern zum Ber- 

— —5** — —X — ——— fu mehr 
a infiht mi f man neuer! 

Stal ——e enverſammilung umb exung genehmigte Poli 23 

. Danach i bvbon beſonders bezei eingel Hüllen 

abgefeßen, verboten, bak Kinder, melde bad 14. Sebenäjaht mod) nicht doll: 

ben und folde Kinder, Be var volle 14 Jahre alt, aber auß ber 

icht entlafien Sato ae, 3 lumen. Kırzioanten ober 

andere Gegenftänbe — HA dei Verlaufs zur Sehe von Ge 


umbereugen. it Gelbftzafe bis zu 80 Marl, me 
Tichleit in Haft umgewandelt wird, werben beftra| Mraft; Rind 
— Guthaben, unter Berädfi tigung, $ 35 dei a 
Beſfißer Dber © Bermalter von Gaft« und newirthichaften, welche —— 
Kinder zu ben bezeichneten Zwecken ihre Loialitalen betreten, bezw. 
R — entfernen; Eltern, Bormünber, Pfleger ober jonſtige mit — Be 
ötigung von Kindern betraute Perfonen, welche bulben, baf jene bem Ber: 
Bote entgegenhanbeln. 


Deutſche Deutſchrift zur Münztonferenz. 


Verſchie dene Zuu hart fentlichen bie Denticgrift, welche die Kommiſſäre 
ber —— age ern in 
nalen Münzto: Münzen 


Hr 
Hältniffe Ei Die dr — — 


‚Buch bie Setege dam FRE FENG Juli 1873 wurde 
I Deutihland bie Einfü FAR: alleinigen n Golbwährung a Fee ber bis 
871_in ben meiflen Brust beftimmt. 
RE Hy AH he Gramm) 


Die Golbmart if ber 1 —— eines 

um Ing Beingehalt, Fr a in ne Mark au 
—— erecht für Goldınlinz 1, Fr ipatperfomen 

m Zahlung ie eigen —ã ir das Feingoi 
———— mung au en au an jen. Als 17 


u fermüngen, Bei —— 
= nen Ehen ®; 9 — während 7 —A 
—— und 10 als Ahle, ii, —— 


an ee Per. 
Fa auf — Bl Kopf 1 —— des Er nicht 
Abecheigen. Niemand ift — ot Rei Gitbermingen im Betrage von mehr 
ald 20 Mark in Zahlung zu nei en werben biefe Münzen in jebem 
Betrage von ben Reid» unb janbeätaffen in Zahlung genommen und — 
Verlangen bei a ge jen Anzahl offiziell dazu Be ehmeier Rafıen 
ana Soldmingen umgetaufht werden. Da «8 ni m ich war, ir — 
mänzen der Bunbesftaaten mit einem Mal aus dem Bertehr zu siehen umb duch 
die neuen Reichömüngzen zu erjegen, fo wurde durch die oben erwähnten 
als Nebergangazuftand eine ber Doppelwähr: ah ähnliche Einrichtung getre 
unter welden die alten Banbesmünzen ald Zahlungsmittel unter Berechnung bei 
lers u 3 Mark Gold anertannt waren — eine Berechnung, weldye auf bem 
Berhältnik bes Werthes der beiden Metalle von 1:15", — 
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I. 


Behuſs Audi dieſer Müngreform find bis Ende 1880 an Reichs 
en A— —— 1747299095 Mart, bavon 1270509 920 
Hart in 20-Morüen, 448759250 Mart in 10-Mariiiden und 27969925 
Part in 5-Marffiden. 


An Reigs-Silbermünzen find unter Zu— T der am 1. De 
1875 ermittelten Benätterumgägaht bei Deulfgen ichs in ‚De don 
727000 Seelen bis Enbe 1880 ruml Millionen Mark, an Ridelmüngen 
rund 35 Millionen Mark und an Supfermünzen rund 9%, Millionen Mart 
andgeprägt worden. 
“ De be müngen bis — er im 
en tart für Reichsrechnumng eingezogen worden. Hiervon 
An) den Müngftätten zur Ausprägung der Heide Cilbermüngen übertwiefen : 
& für —S 362 1831 Matt, b. am neertherftattung 183510 Mart 
(20% Pfund Feinfilber), aufammen 388684 Marl; 2) zu Silberbarren 
eingefhmolzen 697 797069 Marl. mit einem Schmelzergebnik von 7474644 
Pfund Feinfilber. Bon dieſem Sem jergebniß find veräußert für Reichsrechnung 
7102862 Pfund Seinfilber, für die Auäprägung von Reihe, Gilbermüngen ver: 
wendet 32429 Pfund Geinfilber, fo daß ein Befland von 389352 Pfund Fein⸗ 
filber verblieb, welder noch Segenioärtig, im Zeike ber Reiäkreierung if, ba 
die Silberverkäufe im Mai 1879 eingeftellt und feither nicht wieder aufgenommen 


finb. 
Bon den zum Berlaufe gel 7104896 Bund Feinfilber (eimichlich« 
ti der mac Obigem an Die Mirgfiätten gegen Mleibeeftting üherlifennt 


2034 Pfund Beinfilber) wurden beräufert: 





. 1 Pfb. Geinfilber | Lengl.Unze Silber 
Jade Pfund Feinfilber | Betrag in Mark in Matt Standard indence 















19738 | 105928,972 | 9296882,77 87,77 59%. 
1874 | 708 685,175 | 61199670,29 86,88 588, 
1825 | 214989,594 | 18208449,08 84,69 57, 
1876 | 1211 759,204 | 98986482,87 71,52 52%, 
1877 085, 230424 238,51 80,77 8 
1878 | 1622698,408 | 126.203 859,68 m 525 
19 | _ ST7M712 | 27 989417,89 7395 50 












Ans dem Vergleich des Reinertrags aus biefen Verkäufen — 567 139918 Mark 
— mit dem Gel preis biefer 7104896 Pfund Weinfilber, der fi auf 
663 621129 Marl beziffert, eupibt fi, daß biefe Gilberverfi für das Reit 
einen Verluft von 96481136 Mark herbeigeführt haben. Zu dieſer Iehtgedachten 
Ausgabe von 96481136 Mark Tommen an_ieiteren Auägaben ix bie Dure 
Mi ber Müngreform (Brägegebühren, Berluft beim Berlauf von Kupfer, 
Zinjen bes Müngbetriebsfonbs zc.) 29316498 Mark, zufammen 125707 574 Marl, 
wogegen als eigene Einnahmen ber Durchführung ber — form (Bruttor 
inn bei ber Prägung ber Reih#-Golb-, Silber, Nidel« uni fermünzen, 
ve gllungen — Fe —— 1. iw. Bine nat a ———— 1 
tafle für bie rung der Münzreform einen effektiven Zuſchu 
don 44000410 Dart geleifet ja > 


II. 


ben Rei befindet wärtig be it inge⸗ 

efi von € den je Auf, ber Yen übe Sr 

gungen onfflellen laſſen. Es find im Samen, einſchließlich ber öfterreichie 

ee 
gleichgeftellt find, bezüglich Seren Entfernung aus bem Vertehre aber durch 


\ 
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— eine Entſcheidung uch mi nicht grofen ift, zund 1280 Mi. Matt 
int —E un ei jeprägt worden. ion bieſem Betrag ift im Laufe der 
Zeit ein The inf melgung, | für Private, durch Ausfuhr, ſowie buch 
Yorflige — —— in Abgaı mmen, unb’um bie @tage, wie Hoch biekr 
Sale a veranichlagen ift, 153 fi bie Schägung des mod vorhandenen 
Ellbermängen gemadten Grehringrn Seen Anal ut 20 Br —— 
a jo 
Betrag von zum le Be % wovon — —* Air. mt 
un] ne worden fin] ii toi — 
em —Se— noch ungefähr 410 ne betragen. Rad eine 
Goch, — sur % a Singiehung per Beige —ã—— 
ng bon usprägung zu Grunde 
wie nnd unge umgefit iin 40 23 Et — AN Umlauf Kin Be 
en idenbe 
Baltuh (uf umgelühe 500 BR ———— 
findlichen Pc IE in dieſe Schägungen len 
W. 

Die dem Vorſtehenden noch im Umlauf b dt 
410 biß 00 Ari — rauen ent, Gabe ve na 9 
Vamik I feit Einftellung der Silberverkäufe (Mai 1800) in — bes 

ndliche Silberbarrenbeftand würden, fo e 

bung ‚gonftändig zur Durhführung gebracht and —— die Silber: 

‚ber aufgenommen werben follten , nur infoweit 
sr m als fie nicht zur a des Umlaufes von —— 


7 


fi 


(Scheibemüngen) Verwendung finden mühten. 
Wie bereits unter Abſchnitt I erwähnt ift, darf nach ber gegenwärtig 
Kae ber Gefammtbetrag ber Reihäfilbermüngen bis Ei ie, a ka 
ben Kopf ber Bevdlternng bes Reiches nicht überftei 
vom 1. Dezember 1875 bis 1. —— — von ig ER 
ſonach um 2466800 Seelen gef iegen ift, To fann ſchon nach der 
Geſehgebung bie nad} der Voltazählung on 815 bemefjene, biöherige 
von rund 427 Mil. Mark um rund 25 Will. Mark vermehrt — nn 
Weiteren hat bie Reichsregierung ſchon im Jahre 1880 es als ein Bedürſniß 
anerfannt, für ben fall der Incteren Durchführung der Müngreform eine Er 
öhung des Sahes von 10 Mark zunächft auf 12 Mark in Aushat —*— 
t man dieſen Gap auf ben En de gegenwärtigen, Benölterung 
zu Grunde, jo würden mod) rum Mark in Satan I Aal 
prägen fin, — u ber noch Vorhandene Barrenbeitanb im Werte vom 31 Mil. 
Mark umd außerdem noch rund 73 Mil. Mark der noch im Umlauf befindligen 
Thaler Verwendung finden würden. Zur Beräufe toürbden in die ſem dal 
unter Einrechnung bon rund 74 bis 81 Mill. Er en — 
noch ungefähr, bis 427 Mil. Marl, das ift_ein Quantum von 3740 
Br 47. Pfund Feinfilber zu bringen fein. Laͤßt man day Regen die — 
reichiſchen Thaler außer Anlı 9— würden nur & 263 bis 346 Mark, da} 
— Quantum von 2920000 bis 3840000 Pfund Feinfilber, zu ver 
m fein. 


Ueber den zehnten Genjus der Vereinigten Staaten 
von Rordamerita 


hat Hermann Wagner in der Any burger a ad Se vom 23. fan. 1881 die 
erften Mittheilungen gebracht. leſultat ift die Benilierum 
zunahme; fie betrug jährlich isn a3 * der ln ‚gegen 2,06 von 1860 

don dem Zuwage von faft 12 Mill. Men die Einwanberm; 
1870—74 1,8 Mill, 1875—79 nur 0, Sa. Im Bergleid; mit den = 
Eehehungen ergibt ha) folgendes Bild der Benölferungszunahme ber Dereinigten 
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uwachs Mittlerer jahrl. 

Jahr Vevolterung abet in Proz. Zuwachs 
1880 50 152 000 11 594 000 31,9 2,66 
1870 38.558 7113000 6 2, 
1860 31 445 000 8253 000 35,6 ,09 
1850 192 000 6123 000 3,8 811 
1840 17 069 000 4208 000 32,7 
1830. 12 866 000 3211000 33,8 2,91 
1820 9655 000 2415 000 33,8 3,16 
1810 7.240 000. 1934000 36,4 316 
1800 5.306 000 176000 851 304. 
1790 3930 000 


Pr —S ber Vereinigten Stanten» Bevölkerung hat fich mit dieſem 
nach bem oberen —— ve oben; dort —8 jebt 18 Mill. 
er ein —ã* ber Geſammt! en ftaaten fallen nur 
4 Mill, auf die atlantifchen Mitifenin 12%, Fit, auf I gelammten Süben 
mit Aemefee und Arlanjad 
Die Zunahme ber Elise Ir pi ber Gefammtzunahme feinen jo bedeutenden 
Antheil, wie wir dieß in Europa bei ben Inbuftrieftanten zu finden gewohnt 
Singelne Staaten machen ei aud bier eine Ausnahme, vor allem 


Rem-Yort, 0 die Hauptftabt a an Ri mit Brooflyn —2 und 90» 
boten 1000 35 ohne ei Minte a —* G a Fern Er 
an biefem Wachsthum glei iligte Se tg — 
aim, € einen ſolchen von faft wa .)_barftellt, Gegen 1441000 im Jahre 1: 
Bon der gelammien zunahme Be "Staates New-Nort im Iepten Ahemm 
00000 € eelen) entfallen DR 50000 oder 70 Prozent auf Nei-Nork 
Kinn Vororten und mı — gene Yon en Staat. Die Srabte 
falo (155.000), Alan, s 83 Zoy (57000), Syracuſe 
* ) nehmen wei Harte in Anſpruch, Die Lands 


benölferung fh all ben. Arhnli It Me 

et, — Bu * a 182008 Einen. 3u 
geößten Städten mit ſehr beträcht Er Vergrößerung gehören nor 

1880 Zuwachs 

Philadelphia. gr 000 38 





0". 000 

—— 65.000 

San Franı 85.000 

au nd 67000 i 

vitisburg 70 000 Providence 

anninehr nach New · York und Philadelphi hin bie Dritte Stabt ber Union, 

EN 850 ade ner) Det Fre Beplere Gtabt ift eben] 
ie — (256.000), Er Orleans (216 8 avi (123000) verhältni| 


np hen bie Clazten jept 20 20 Städte mit mefe als 
en 
ma Em, I gene im md 1, 15 milden 50 — unse 


— — te 
Fr er ie — en 1880 6211 000 Exelen ober 12,4 Pro; 
4230000 oder 11 N im Jahre — Das Gewicht dieſer — 
aljo im Laufe din re nicht bebentenb hoben; es il 
a ai FH and, gi Id er als in allen —— Gre aan 
10, lien 6 zent x.) mit Außnal von Groß 

— m mehr 1 ein Pr der ober in den Großftäbten Tebt. 


Born Google 
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A. Süher und Broſchüren. 


ie Preußiſche Birchenpotitit und ber Kölner 
—— He isn * Gall. 140 Seil⸗ 
ck — ſex in. dem Vorwort mittheilt, Pr Diele Särift u Bor 
— —J ni H —E wer, —* Ai m 
ehalten jamit if e tatırr dieſes rech en 
—— es bringt elı ee Rblih iche un ste erelime 
u Der — wiſchen Staat und Kirche in Preu 
* ae aa en Staatöwejend an bis ungefähr "ob kat 
a au ber den Vroteftantiamuß, von ba an nur mit ee En 
holicismus; ‚er Kol Kicchenftreit beichäfti t den Berfaffer von Ki 
FR und bildet den Hauptinhalt der — wie ſhon der dar fe 
— mir in Umriffen gezeichneten Darftellu 
— einzunehmen über neu entdectes Hiftori — —— ur. Renntai 
likums zu bringe J Pe bie ae Be a fie will, ift ihr gelungen: 
eine anfammen ämgembe Deberf — — Derlauf ber kirchen⸗ 
politt! Entwidelung in en rn — der hen ieten, und $ bietet fie 
Bit Darum nenne ich chrift recht leſenswerth, benn bie Roi bienbig- 
ich ber Erlenntniß des Zuſammenhanges ber hiftorife en Dinge lann mı 
Pr iritern“ in allen Wiſſenſcha en u a DE —— — 
unb fnieberen Politik nicht genug und nicht Br 
den. Im bem eminenten bil — Sinne, be ber abjol 1 — ade 


—— aller an hi 
a ae nun dem Such ejen der nausenbrr cherigen 
ale ha — getragen — bie Zeitung ber katholiſchen Ki 
Staaten noch zumeift überlegen; habe mich in dieſer Richtung an anderer 
Stelle bieles 3 an —5 aubn Tier aus el Sale © im 
Vielleicht es gut geivejen, ivenn ber an mehreren Stellen 
auf ben va au rn em inneren Grund des Merle „Non possumus“ 
hätte; bod) will und Tann id} ihm, da ed fi ja um feine 
Bat wij Et tritiſche Arbeit Imbeen um eine gute Popularificung 
exaus ebenfowenii Kinen a Born orwurf maden, als —5 daß er an 
r Kae fe en Siyl doch etwas zu weit in ſchro 
— ftelle ich 3. iD. ‚Die bon ihm get gewäl Iie 
En Be g bon Kit ip, ala bem pie iicen, | mulus der 
fogenannten —— an Sop tlotte u. |. w. Sodann feheint 
mir die Stellung, bie ber Derfai er zum Siberalismus in ber Rich olitit ein« 
nimmt, doch etwas unklar; pen t find aber daran Heuberungen bei Liberalismus 
ſelbſt ſch ; allein auf feinen Fall ſollte Aber das —— Trennung von 
Staat und Kirche jo mit einem Worte, wi fer ©. u thut, ber Stab 
gebrochen werden; denn man hat mit een ip nicht blos Unbucchfährbares, 
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fondern fonben and) he jehr ker Brent, wie 9, in 


Senat « 3 ler der von be 
renbrecher aui jene. ab fef jene Gedante, 6 der Staat bie 
Knien [4 a Thatigkeit ig zu ziehen hat, ebenſo unerjchũtterlich 
olii 
Pe dauernden Berbienft und wi] Verthe ift bie Zufammen- 
Mellung der wichti, Hei Steeitieiften —* ne ir ichte des Kölner Kirchenftreita, 
Hlammen 'hange feiner Schrift ©. 128—140 
moi eordnet. bietet; — if Ri ei © — mar durdy bie Mittbei 


lumg 
ber angeführfen Heiı Deinen —E aus einer größeren Privatbibliothef er⸗ 
licht worden. Der iler wirb di bie le 
ee ung bier — * — — 


und — — re An — 
zum Frie Leipzig — Sue Pr —2 83 Geiten. 
Bo viel Staub auftwirbelt, ift es ſchwer den hen und das was 


fich auf bemfelben bewegt; das sehn felbft das ei ber 
wird umbäftert, Die is tpuntte EA unb zathlas nt der Eingelme . 
vor dem bermorrenen Gegenftanbe,, auf bem Licht Wege; ba bebarf er eine 
Bm * bus © Duntel —— tt, und das 2 Har selcheinen 1 1aßt, — und 
3 N —— er Er ee ie Sivilehe 
is eine fol e ie ation ie 
on fo via Ra Dei Sof a tuts Dehanptel uud —E viele (once 
enken 
Büchern en Uhr daß nicht — dem Kalle innten, fonbern nn dm bem Fr 
— —— Wohlgefiznten H ber Zieifel_entfteben Knie, 
ob nicht bie Einführung der obligatoriihen Givilehe a Deutſchen Reiche deuu 
doch ein Mißgriff war und ob fich nicht Die Auffehung, D biefer Einrichtung, fofort 
empfehle; von einer eingetretenen „Verivilberung olles ſprechen ohnehin 
randıe jet t, wie es ſcheint, micht umgern; bie —— nung, ja bie bie Gutchrift- 
vun hi An the Ehelätteung — — na m 
ie rein iegung u „N 3 
— —— —ã er 
Bertbeibigern ber Givilehe nicht fehlt, ift ak 6 si bie eat “u 
mi —E R eionen i — —e— —3 
ehege e ju motiviven: mi jen umb fie 
Pa) u —X der. Berieiigen, des Gi ebene her 3 
Dr von Detting gen, — zumeift befannt durch fein — 4 —— 
Sie Reralfatift ri "ihrer Bebeutung für liche Onjia ale 
a . Aufl. 1874 — Bat in der uns heute vorlü En — Sa 
machgemiejen, da durch das beutiche Givili DR, — 
— un untergraben worden, Tonben b bie ee buch 
ober wenn man will, trag 4 Fi ik 
bi Ki; Shit FR tiſtiſch torrefter ve En Ey bamit die Lenchte 
ang 1 Sala 35 Ar fefennen geftattet, troß dei maffenhaften Staubes, 
m m Zn 
Den Stoff gruppixt d. * Stlingen in folgender Weile: 
6 een 


bie itotion wider die obli 
— hat, ol er —— age een Met 
im il 


Anwendung bie foziale und fü 
N — 
— 
umgen (( Kr De ei Bene —— überrafchender be —— „all 


it ü bi J = 

gröer Hat if die 3 —— PH bie 5*8 

Su ——— — — —— 2 ia —— 
a In 

net und ae bie Givilehe a bean Far R 


9) . . Siteratur. 511 


„in Bayern, wo die Civilehe erſt 1876 eingeführt warb, Die Beift- 
— 86 a aber eine hr —A—— emahigte. m ge 
dem neu azuftande einnahm und bie Tietig, e ers fe bm] u 
krägt der Baal ent ie ber nur bürgerlich, nicht, — clofenen 
Ehen durdſchniitlich ia ee der überhaupt al eher jenen Eivilehen, in ber 
ang Brandenburg aber eva 39%, im Durch ee x erften 5 Jahre der 
Atun ja in ber Stabt — m [* Die Orthodoxie fo „Ihöne* 
Fade ve bie ke mitenlige aufzuweiſen Hai tmeit über bie Hälfte 
Ru nämlich eiiva 679% eben, — ie An und nicht kirchlich trauen! 
auch hier, wie überall eine ® nftatiren und ba Fort 
— en au prognofticiren: die ont A De gen ſehr gut um überfichtlich 
ER Zahlen Kan überall erjehen, daß zwar zunäcft, mit dem Gintritte 
ae ‚bes Geiehed, eine grobe Abneig u, en’ bie kirchliche Ehe- 
— in Berlin ließen fich im 5 num etwa 27%, der 
a 15 a eo rauen, in Provir Brandenburg nur eiiva 62, im ger 
jammten —A en Staate nur etwa 83*/,, in Bayern (1876) nur etwa 93%, 
aber überal eine er von minbeftend 1%, in_bex —— 
der Trauungsunterlaffungen eben, ben ſich je ER: Statifiil 
— ee, hab bie Toner di jung im einer Zahlenreihe viel 
6 das Bahlenverhältni ne: ch dem Abfchütteln der 
Ar tritt — eine Wildheit und — ei Ei bie allerbings ers 
Med twirfen Yan; dann aber zeigt fid), wa dieL mehr werth if, ald aller 
Zwang und Alles was Diefer zu erzeugen vermag, bie freitwillige oder nur don 
der — Sitte A Kirhlichteit, die kirchliche t in ihrer leinigen 
Macht, umd dann gi Le das ftetige Wachien Dt ne are Zahl 
Unterlaffungen ber Ne en Trauung vermindert fich eig bon re au fe 
in ganz Preußen betrug fie im Jahre 1879 nur mehr gegen don in nur 
mehr 1%/,°/ in den nichtgemiſchten Ehen! Doch id} ergehe mich zu weh in bie 
hlen ‚der Gtheift: meine Abicht ifl, Jebermann aufzufordern, biefe fest u 
Iefen, nicht aber will id die Fa te berieben durch ein mageres erjepen! 
Imn weiteren Verlaufe ber Schrift erläutert der Berfafler die — der 
Zanfe im Verhaltnißz zu dem Geburten mit Einführung der Givilehe, bezeichnet 
fen al poftin- günfige Spmiome bes een Rei lichen Ah toungi 8 feit 
16: neben der Abnahme bed Abfalls die tigungen dei tale 
— die Richtzunahme ber Chef — de bnahme der Wieder⸗ 
verheirathung Geichiedener, die Verminderung der unehelichen Geburten und ber 
Zodtgeburten, bie Vermehrung be theolog fügen Studiums und ber Erbauungs · 
f und das Gt. er ber eigenartii Tonfeuieten Kichlichteitägiffern (©. 
65). Mit allem Recht deduzirt der Verfafſer endlich ben — — der obliga- 
torifchen Civilehe vor allen formen Al: fai en und fließt mit einigen 
in einer Schlußerdrterung 
aller Anertennung der Vorzüg de Schrift, die wir mit Fug als bie 
und nöthige Seuchte in der Agitation men können, ja müffen, dürfen wir e8 
aber body nicht an — —* fehlen lafſen; dazu fordert und dor Allem 
der Sa der Bolemit auf, Yan v mitunter anzuwenden gut findet; 
kim Zon der Belämpfung ift una zu jdarf, an einer Gtelle ge u ungehörig. 
Bir Yurifien wenigftens —* nicht gewohnt, unter und beraski Er ‚polemifizen, 
vielleicht ift dieß unter Theologen ober unter Philologen ber wir mäffen 
münden, daß; was bei und ber Regel ift, e8 auch bleibt. Damit meine ich vor 
Allem den Ausdrud: „Auskhreitungen eines Gohm“ 8; 5); biefer unbeftimmte 
Artikel Fa ifi der Ansbrud von fo viel Derächtlichleit ober einer jo notos 
rikchen Ungeheuerlichteit, —X ie „hm auf'3 Schärfite zurüchweifen müffen; wenn 
ber jer eine Ahnung davon hätte, wel: em Bang Sohm in der hen tigen 
ii risprubenz ne unb mit weldyer Verehrung Eollegen und 
Eher bie Geil Me und die ie angegenbe Darſtellungstraft Sohm's anerkennen, 
der Baer ae ‚nicht getvagt, ob des kirchlichen Stanbpunttes Sohm's ben 
3% ja au nicht einnehme, in folder Weife von „einem Sohm“ zu reden. Diek 
'te ber Berfafjer umfoweniger thun follen, als er je doch eigentlich auf einem 
«hr von Sohm abiveis den Gtandpuntte flieht; denn er erflärt (6. 
: „Rie hätte ich zur Einführung der obligatorifgen Civilehe geraten.“ 


| 
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m noch mehr: der Verfafler weiß gar nit, was bie air Eivil- 
8638 iſtz; wie konnte ex font ſagen (©. 13): ‚Die en der ——— 
6 bung, ‚inie fie — —S iſt, laun Manchen 
*33 3 jeibamit „| bereite be zeit 13 —— — 
einzig richfigen Meinung joll die gel jede Be jöliegung a erbings 
en! kr imenn die Hiergegen ge el —— und ‚aorihläge bes 
18, 78—80) von einem ulttamontanen Schrii Heller aus gingen, — wären 
7 Brzifide als fie in dem Munbe bes Berfafiers — getraute 
Frau fol fih vH ber Sioitebeitien ieBung noch mit ie em ne untere 
Ba Was foll denn die nice en Che) Mießung fein, wenn fie nicht bie 
rauf zur Bütgerlichen gezu ve Dh taunes macht und demnach auı 
namen A verleihtl? Na d. Dettingen foll ba Geihäft vor Standes 
beamten nicht eine Säliekung, ſondern nur eine „Beurkundung“ der Ehe jein; — 
Tann benn eiwas noch nicht Borhandenes beurkundet werben?" Der Theologe in 
. d. Dettingen kann es doch nicht verwinden, daran Pe Ba —— — 
daß nur eine ficchliche Trauung eine wirkliche &i 
Die Unterfgeidung zivilen we ice Mani und Hille — 
der Verfaſſer mit Bezug auf Italien und die römiſche Curie (©. ine 
Bieisihr ft“ —X wäre dem —X jen doch ſchon durch Math. ar —5— 
biej Wendung ber ıt mich nur bie Polemik von Detti 
ſelbſt ag ind ohmald erfläre id) meine banfbare Anerkennung für 
ivaB feine Schrift ihrem Ratiftifcgen Theile bietet; bei ber Zelung 
habe ich mic neh Y nen nicht erwehren Tönen, ben ich bier zum dr 
noch ausbrüden will, 
Die Socialpolitit Hat wieberholt 
weſentlichen Ante chied zwiſchen Sitte 
auch das fittliche Hertommen, das Geb: 
— — „Kicchene, Korpo 
techt große Gewicht zu legen; eine ji 
obigem Sinne widerſpricht oder von i 
Wirkung, niemals eine Bollwirkung, G 
Geſchle isverhaimi und auch ül er! 
weile Hiefür, io aber eine gute Sitte 
wingenben Geſehe nicht ; bie gute Sitte „_ —— 
eiben auögunägen qum Yufban und zus Erhaltung ber — in der 2 
lichen Geſellſcha bes ift das wichtige ge aller ſozialpolitiſchen Un! nl en ; 
die Geſchichte ber Wirkungen ber obligatorifchen Civilehe in Deutſchla N lan 
auch in den v. Dettingen guebenen Zahlenzeihen, ja in m hie ganz Belnbens 
die Macht der Sitte, Hier tirhligen Gitte und Zucht ertennen, welde weit 
mehr durch die ftille Religiofität ber Beiftlichen „alten“ Styles, ala durch bie 
a taten Thatigkeit —2 Eiferer gefördert wird. 
Berlin, April 1881. Carl Gareis. 





28. Wibert Jäger: Geſchichte der landſtandiſchen Ver fafſfung Tirols. Bd. L a. 
n.b.%: Die ‚Entftehung und Ausbilbung der fozialen Stände und i 
NRechtöverhältnifle in Tirol von ber Vdlg wand ging bis zum 15. Jahr · 
hundert. Innebrud 1881. Wagner. VII. 


Kein Problem der Kulturgeichichte Lamn Heutzutage wohl ein größeres 
actuelles Inlerefſe in Anipruch nehmen ala die Entftehung und Ausbiltng ber 
6 he 

der energifche Hinweis auf ben untrenndaren Iufammenhang zwi ⸗ 

en —E And wirthichaftlicher Entwidelung, welchen jede Phafe diefer 

he enthält, bringt uns das Problem beftändig nahe unb nöthigt zur Ber 
trachtung umfrer modernen ſozialen Erſcheinungen unter biejem Gefichtspumtte. 

Kein Fortſchritt, keine Vefferung, überhaupt feine Veränderung unjerer jocialen 


AEOL aus: Ginteitun 
Wniverhtät Göttingen Don Prof, Dr Aus. Serausgegeben don 
Zeipgig 1881. ©. 240 ff, ee 


in Bus gun der Gtotifit. Borlejungen gehalten am, ber 
7. D. Ganbil, 
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Zuftände ift one vorausgehende und begleitende Veränderung in den Einrich ⸗ 
tn bes Güterlebens benten umb zu bewirten. Wie die moberne ar 
ber Probuftion und bes Kransports bie focialen Stände umgeftaltet und zum 
ıten Theile zeriegt Hat, jo find ähnliche Wirkungen immer eingetreten, jo oft 
erb_unb Bertehr veränderten Bebürfniffen Rechnung zu tragen ober’ verän« 
derter Mittel fich zu bebienen gendthigt waren. 

Und auch ein zweites, was bie Geſchichte ber fozialen Stände immer wieber 
erhäctet, berührt Die Lebendige foziale Frage auf's allernädjfte. Zu allen Zeiten 
hat fich bie Grhebung der unteren Volksklaſſen, die fogenannte „auffteigende Klafiens 
bewegung” zunäcit immer auf Koften der höher ftehenben vollzogen und hat 
eine zu Gunften jener veränderte Wermögensvertheilung bedeutet. Das war 
ebenfo im Mittelalter mit ber Begründung eines erbgejefienen Bauernftandes 
wie mit ber Bildung bes Stabtbürgertyums und ber Erhebung ber ſtädtiſchen 
Rleinbürger gegenüber ben Patrigiern; ebenfo in ber neuern Zeit mit ber Eman« 
ipation de dritten Stanbes und der Befreiung ber Bauern aus den Feſſeln 

t Grundhörigleit; das wird ebenfo fein, wenn ber vierte Stand fid, eine ge- 

jerte Dfonomiiche Bafis feiner fozialen Geltung erringt. Die Gelammtheit fann 
dabei zweifellos eine weientliche Förderung ihres Gede hens erfahren; ja es ift 
teinesweg® ausgeſchloſſen, daß auch bie oberen.Stänbe in dem XAuffteigen ber 
unteren für die Dauer ihre Rechnung finden; aber dieſer Hinweis auf die im 
Groben und Ganzen beftehende Smtereffenharmonie hilft micht über bie Thatfache 
anfänglicher und oft ſchwerer Opfer hinweg, welche den bisher bevorrechteten und 
dtonomiich beffer fituirten Ständen bamit auferlegt werden, daß fich fortan mehrere 
in ben Genuß der aus einer gewifien fozialen Geltung entipringenden Rente 
theilem. Und da am Ende von Niemandem ein foldes Mah von Gemeinfinn 
umb jelbftlofer Aufopferung verlangt werben ann, daß er freiwillig und unbe 
dentlich einen Theil feiner Vermögensrechte auf dem Altar bes Gemeinwohls 
oder gar zunächit nur einer aufftrebenden Volksklaſſe epferte, jo ift bei jeber 
Paten Wetzegung ebem Gingeinen daß Broßtem geteit, mie’ er fi Helsft in 
feiner fogialen Pofition und in feinem Antheile an dem nationalen Eintommen 
minbeften behaupten könne. Und auch von biefem Standpuntte aus tft die 
Geſchichte der fozialen Bewegungen von größtem aktuellen Intereſſe; zeigt fie 
ums doch wie bei allen Veränderungen und troß ber im Groben umd Ganzen 
fih anaufhaltſam vollgiehenden Nivelirung immer Gingelne durch Mugen Ber- 
halten, bertänbige Benügung ber in der jeweilig gegebenen fozialen Ordnung 
iegenden Zortheile ſich in ihrer focial und öfonomilch bevorzugten Stellung 

upten Tonnten. 

Die Geſchichte der Entftehung und Ausbildung der focialen 
Stände und ihrer ——— 8 fe in Tirol“, deren Lektüre dieſe 
allgemeinen Betrachtungen angeregt hat, wirb eben darum meit verbreitetem Inter» 
fe begegnen. Der gelehrte Hiftoriter bietet uns dielelbe ala Worbereitung [5 
eine Geſchichte der Landftändiihen Verfaffung Tirols und er hat damit zwei 08 
ben richtigen Fr eingefchlagen; benn jebe Befonderheit ber Iegteren läßt fi nur 
aus der Leigic ie ber erfteren begreifen. Und gecade die alllandſtändiſche Ver ⸗ 
faffung Tirols {ft reich an ſolchen Belonberheiten; daB flarke Mebergemicht des 
geifllichen Clements, bie relativ geringe Bedeutung des Abel umb der Städte 
und bie Repräfentang bes alten bierten Standes ber bäuerlichen Bevölterung 

ben ber tiroliihen „Bandichaft* immer ein eigenartiges Gepräge gegeben. Der 
hat aber auch feine Aufgabe keineswegs leicht genommen; in breitefter 
Auzfül rung legt er und die Entwidelung bes Volksäthüms in Tirol von ben 
erſten Unfiedelungen ber Langobarden und Bajuwaren an dar, ſchildert bie Glieder 
rung ber Bevölterung, ihre Perſonenrechte, ihre Kandtpeitung, ee Berfaffun; 
und aigt wie fi) allmälig die Differenzirung vollzog durch den Amtsadel un! 
feinen Nebergang in ben Exbndel, bie Aubreitung ber geiltlichen Herrichaft, Die Aus- 
bildung ber Rinifterialität und ihre Entiwidelung zum Ritterthum, bie Erhebung ber 
Teibeis ‚Bevölkerung zu perfön] chen reihe, BE drigen Bauern zu feflem Er ute 
und ihre theifweile Himäberleitung in bieaufblühenden Städte. Ein gutes Stüd älterer 
Tiroler Geſchichte i ‚inbiejerda tellung verarbeitet; fein wichtioed Dakım derſelben 
dürfte undeſprochen fein, ein Beweis daflır wie innig bie joziale Geichichte mit der alle 
gemeinen Geſchichte des Bandes verwachſen und in diefem Zufammenhang vom Ber- 
Yahrbud V. 2-8, hrig. d. Schmoller 33 
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foffer aufgefaßt ift. Beſonders bie Gefdhichte ber großen erblichen Abel: [echter 
ki ber hoben Geiftlichfeit hat eine opfenbe Darfieflung in biefem Sinne ge: 
inben. m es bagegen bem Merfafjer nicht in berjelben Weije lungen $ 
ie Urfachen aufzuzeigen, auf melde bie suffalendfte Beſonderheit altlaı 
fändiichen faflung. Throfß, bie fländife :tretung der bäuerlichen Bevölfe- 
zung zurädzuführen ift, fo wird diefer Mangel zum Theile wenigftens darauf 
—— fein, baß, ber Berfafier der Unterfchiede nicht hinlänglich be⸗ 
toußt if, welche die ſogiale und politiſche Entwidelung Tirols im Gegenfah Rn 
anderen fübbeutfeßen umb mehr mod morbbentijen Kersitorin set, Denn Bi 
was er für bie Erflärung biefer landftändifcgen Merkwürdigteit beibringt, ind 
befonbere bie von ihm fo eniſche dend betonte — *— des bäuerli 
geblichen Bauxrechts iſt body anderweitig genau in ben Weile entwidelt of 
doch diefelbe Wirkung für die politiſche Geltung bes Bauernflandes gehabt au 
haben. Manches freilich, was entſchieden nr biefe Entwidelung von Belang war, 
it auch von Berfaffer theild als befannt angeführt, theils erfimald 
flellt worden; aber auch das ift nicht immer in's weite Kit —E nicht im 
Zuſammenhaug mit der ganzen Frage behandelt. Ein Blid uf t-Württemberg, 
wo betannilich außer Zirol allein die Bauern Standichaft erlangt hatten, würde 
dem Berfafier manchen Fingerzeig auch für bie BVefonderheiten ber tiroliichen 
landſtandiſchen Entwidelung gegeben he Dort waren es bie bejonderen Ber- 
galerie ber Reichöritterichaft, welche bem Randesherrn ein größeres Ma vom 
(bftänbigteit in Orbnung der internen Sandedangelegenheiten gaben, und das 
Emporfteigen ber Bauern zur Standſchaft war durch beides augleich begünftigt. 
Und in Tirol hat gewiß das frühe Ausfterben ber alten oben Abel Jlechter 
und_ die auferorbentlich bebeutlame, geiftliche wie weltliche Grum] Verrat 
gleihmäßig bindende Gewalt, welche die Grafen von Zirol geftüßt auf ebem 
reichen wie gut veriwalteten Grumbbefig fich zu erringen getvußt, in ähnlicyer Weite 
jervicht. Darauf weit inabsjondere die fig, eitige landrechiliche Ordnung ber 
Gänerlicgen Rechtöverhältniffe (feit 1330), ivelche wohl vorübergebenb unter Zub» 
wig dem Brandenburger wieder bejeitigt aber nicht mehr aus dem Bemußtiein 
ber Bauern getilgt werben konnte; darauf auch bie lanbesherrliche —S 
fafſung — dem Ueberwuchern ber Hofmarksgerichte einen Damm ſehle unb 
eben ſpäter ben Anhalt bot, um den Bauern als Gerichts-, b. h. Bandesunter- 
thanen Standſchaft zu geben. Daneben wirkte dann allerdings auch bas in ber 
tiroliſchen Bevölkerung nie ganz ausgeftorbene Element der freien Bauern, bie 
vielfachen materiellen und eifigen siehung ur Bevölterung ber 53 
welche ja fogar in mancheriei Rechtä- und DR gemeinfchaft mit Tirol , 
und Gntiebtih gewiß nicht zum Geringfien die fernige, felbfibewußte und vers 
fländige Art des Tiroler Bauern als fyermente für die Bildung eines jelbftän- 
digen Bauernftandes, deſſen Stimme bei Berathung und Berälubfaffung über 
allgemeine KLanbesangelegenheiten nicht mehr ungehört bleiben Tonnte.e Aber 
Feetlia gilt das nur von ben Bauern des ausgehenden Mittelalters; Hätten fie 
nicht ichon im 14. unb 15. Jahrhunderte die Grundlagen für ihre bolitikhe 
Emanzipation ge it, fo wären fie ficher innerhalb der pdteren Entioidelung 
Ianbftändifcen Berfaffung nicht mehr dazu gelangt. Man darf nur bie Meraner 
Artikel und die Bauernlandeorbnung von 1526 Iefen, und fie mit bem jpäteren 
lahm geworbenen Volksthum vergleihen, um zu jehen, wie viel gefunde Triebe 
durch bie Gegenreformation erftidt wurden. Und gerade au von bielem 
Standpunkte aus, ber nicht im Rahmen und in ber Bichtung des Buches Liegt, 
iſt das Studium der Entitehung und Ausbildung ber focialen Stände in Eieol 
0 lehrreich. dv. Inama. 


29. Adolf Beer: Der Staatshaushalt Deftreich:-Ungarns feit 1868. Prag 1881. 
Tempäty. 54 ©. 

Die Steuerfragen ftehen gegenwärtig in Defterreich im Mittelpunkte des 
offentlichen Interefie. Die Doltegen be3ginangminiftere riefen eine Bewegung 
hervor, welche fich fdnell über daB ganze Land biß in bie entlegenften Alpen« 
thäler verbreitet hat und bort Voltafcyichten auftegte, bie ich biäher in anderen 
wichtigen öffentlichen ragen meift paffiv verhalten hatten. — Der nationale 
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Antagonismus tritt hinzu und verleiht biefen Steuerkäm ihr ſpeziell 
——— * ur eehe gehalich hatte 
ſchwieriger daher eine Jachliche, objettive Prüfung ber Fraͤgen geiworden ifl, befto 
volltommener muß und ein Buch erſcheinen, welches die Geichichte ber unmittelbar 
verbergen nen elebarbung Fear ‚Und daburd) ame bes 
muene Prüfung der aegenwärtigen jeöborlagen zu fördern geeignet iſt. 

Das 3 jende Sun bei t aber weit mehr, als es in de Narbe vers 
fpricht; es fügt jich vielfach auf bisher noch unbenügtes aftenmäßiges Material; 
e& läßt, indem hierbei auf die Motive der Geſehgebung beftändig Rüdficht ges 
nommen wird, am jedes Gejek vor bem Leſer neu entfiehen, und bietet & 
dureh eine geihichtlice Darftellung, welde an Reichhaltigkeit alles bisher über 
Dielen Gegenftand in der Siteratur Borhandene weit Abertift 

Im_erften Kapital erhalten wir unter bem Zitel „Zur Gefchichte ber 
direkten Steuern“ eine Zarftelung dieſes Stoffs, welche biß auf Joſef II. zurücs 

reift und mit Bennpung handfgeiftlichen Dlateriala bie Geiharbung bis zum 

hre 1868 führt. Die Sonderftellung von Trieft erfeheint durch die Darftellung 
©. 42 ff.) nun um vieles verftänbliher. Das zweite Kapitel behandelt bie 
direkten Steuern feit 1868. Bei der Grunbfteuer wird bie ungleiche Belaftung 
der einzelnen Provinzen ziffermäßig dargethan; bie Höhe ber Hauszinsfieuer 
beint dem Berfafler für Deſterreich wo mod, feine rationelle Einfommenfteuer 
beiteht, relativ gerechtfertigt. Die Stenerbefreiungen, melde hier in einer von 
anderen Ländern nicht annähernd erreichten Weit gemäet werben, hatten — 
nach unferm Autor — nur den Effekt, den Werth der bevorzugten Baugründe 
um ben tapitalifirten Betrag zu erhöhen. Die Maßregel kam alfo dem Tigene 
thümer bed Baugrunds, nicht dem Erbauer bed Haufed, am allerwenigſten aber 
dem Miether zu gute. Der Verfaffer fucht ferner für Wien ben zahlenmäßigen 
Nachweis zu führen, af; bie wohl benden Klaſſen zur Hauszinäftener in geringerem 
Moße beitragen, als die mittleren und ärmeren Klafien, wofür ala Beleg au 
der Umftand geltend gemacht wirb, daß; feit der Krifiß von 1873 die — 
Bohnungen beträchtlicher im Preiſe ſanlen als die mittleren und kleineren. — 
Die Ungleichteiten ber Hauäflafienftener, der „Exwerbd-" und Einfommenfteuer, 
insbefondere die Nachthelle, welche fi aus der Verbindung ber beiden Iekteren 
ergeben, werben eingehend geiürbigt und burd; Vergleihung mit andern Rändern 
die Reformbebürftigfeit erwieſen. Zum Edjluffe des Äbſchnitis find die Bud⸗ 
gi der autonomen Organe in Betracht gezogen. Ihr Aufwand hat im Laufe 

8 leßten Jahrzehnts ſogar ftärker zugenommen als ber ftaatliche; ein Umftand, 
der theilmeile auch durch ebermeilung | on Geicäften ſeitens des Staat? an bie 
autonomen Organe hervorgerufen wurde. Die kommunalen Zuichläge treffen den 
fterreichiichen Steuerträger um fo Härter, weil bie an fich ungleichen Ertragd« 
ſienern als Bafis für die ‚Aulgtäge dienen, 

Das dritte Kapitel faßt unter dem Ausbrude „inbirette Steuern“ auch bie 
Monopole, Regale und Gebühren zufammen. Tie Geichichte ber Branntmein- 
und Zuderfieuer ift mit beionderer Ausführlichkeit behanbelt. 

Tie folgenden Abichnitte beſprechen im ähnlicher Weile der Reihe nad} bie 
Roften ber Givilverwaltung, die „elgemeinen Staatönuslagen“ [nämlich die Er⸗ 
fordernifie für die Verzinfung der Staatäſchuld, bie Schuldentilgung, die allge 
meine Kafjenverwaltung und Verwaltung der Staatzihuld], bie gemeiniamen 
Auslagen und das Defizit. Nach der Anficht unſeres Autor hat Defterre 
mit einem dauernden Defizit von 25 Millionen Gulden zu rechnen, Tg! t, daj 
die Einnahmen bie gleichen bleiben und bas —— ſich nicht fteigert. 

&3 folgt num eine eingehende hiftoriiche Darflellung der Steuerreforms 
beftrebungen, welche bis auf den Minifter Brud zurückreichen und deren vorleptes 
Stadium die Regierung®vorlagen bildeten, melde am 19. Oftober 1876 dürch 
den damaligen Finanzminifter de Pretid als „probiforiihe Steuerreform“ einge 
bracht — Die damals proponirte Einführung einer Perſonaleinkommen- 
euer fcheiterte am ber Frage der Aulälfigfeit von fommunalen Zufchlägen. Die 
bamald gleichzeitig feitens des Miniftertums vorgeihlagene Grmähigung ber 
Extragaftener wird von dem Verfaffer nicht gebilligt. — 

x folgende Abichnitt ift den Ginanzverhältniffen Ungarns gewibmet. 
Trotz aller Opferwilligteit in ber Bewilligung von neuen Steuern, troß aller 
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Anftrengungen ber Finanzverwaltung würde — nad) Anfict des Verfaſſers — 
„bie gerne! te kriegerſſche —— die harten veige mit Einem Male 
Au mie machen mühlen“. Der fländige Abgang beziffert fd auf rund 425 
il. Gulden, obgleich bie Einnahmen feit 1875 ftetig geftiegen find. Die Realftenern 
überwiegen auch hier, während die Perfonalfteuern in roher Weiſe veranlagt 
ind. Das Ungarifche Steuerfoem zeige bebhalb eine ginge Entwwidlungs« 
fähigkeit und ber harte Drud deiielben gehe genügend aus teuerrüdtänden 
Kon aus De ifirung der Steuerexefutionen herbor, zu der man ſich 1879 ent- 
ließen mußte. 

Tas 9. Kapitel gibt eine ausführliche Gefchichte des queiten Öfterreichifche 
ungarifchen Ausgleichs. — In einem Schlußworie beipricht der Autor zuerft bie 
allgemeinen Urſachen ber Finanzlage Defterreich-Ungarns und faßt dann feine 
ati ten in form eines ogrammd azufammen. Die Ungleichheiten ber &x- 
tragäfteuern find — nach ber Anficht des Verfafſers — vollftändig irreparabel. 
Defhalb wirb, unter Beibehaltung derjelben in der überfommenen Form, bie Eins 
führung ber Perjonaleinfommenftener verlangt, bei welcher tommunale Zuſchläge 
unzuläifig fein jollen, und melde vor Allem die Aufgabe hat, bie Härten ber 
alten Ertragäfteuern zu mildern. Da aber diefe Berfonaleintommenfteuer niedrig 

effen fein muß, % wird außerdem eine Exhöhung ber indirelten Steuern, 
inäbejonbere der Branntiweinfteuer und Zuderfteuer proponirt, zugleich aber darauf 
bingewiefen, dat das Syſtem inbiretter Steuern in Oefterreid, ohmedieß weit 
außgebildet jei, baher feine allzugroße Ausbehnung mehr vertrage. Schließlich 
betont der Berfafjer nochmals die ‚Rejocmbebieftigteit bed tommunalen Haus⸗ 
Halts, ohne Hier einen beftimmten Vorjclag zur Abhülfe zu machen. 
Dr. Sigmund Übler. 


80. Hecht, Dr. Feltr: Bankweſen und Bankpolitit in den ſübdeutſchen Gtanten, 
1819—1875. Ai ftatiftifcden Beilagen. Jena 1880, Fiſcher. 8°. IV, 185 
Seiten. Beilagenheft 29 Seiten. 

im unferer modernen Vollswirthſchaft bildet bie anifation des Kredits 
einen der wichtigſten Faktoren. Das Wachſen unſerer Städte, das Gedeihen von 
Handel und Gewerbe hängt enge mit ber Pflege des Reals und Perjonalcrebits 
aulammen. Die vollswirihſchaftliche Funlktion der Ereditanftalten auf Aktien 
und auf Gegenjeitigfeit iſt aber erft ſeht allmälig gegenfeitig gewärbigt worden. 
Eine Unterfuhung über die Entftehungägeichichte der einzelnen Perfonal» und 
Realfrebitinftitute, fowie eine Darlegung der Grunbjäpe, nad) welden die In= 
ftitute organifizt und thätig find, ift nicht nur zum Verſtändniß unferer heutigen 
Krebitorganifation förderlich, jonbern auch ein tie tiger Beitrag zu einer jes 
meinen Snaigıe bes Bantweſens und der Bantpolitil . 

Das oben genannte Wert enthält in ber erftien Abtheilung eine Ger 
ſchichte des Vankiefens und ber Bankpolitit von Württemberg. Cine Organtia- 
tion des Realcreditd wurbe in Württemberg frühzeitig mit Et burchg. it. 
Der württtembergifche Creditverein gehört zu dem älteren ereditanftalten 
Deutſchlands. Schon in den Statuten des Vereins vom Jahre 1826 if ber 
Grundjag ausgelproden, welcher in der neueften Phafe ber Entwidlung unferer 
Piandbriefinftitute eine allgemeinere Anerkennung gefunden hat: dat es nämlich 
bei ben Pfanbbriefinftituten möglih und —e fei, eine Vertretung der 
Vereinsglaubiger —— alions. Inhaber) herzuſtellen. Bemerkenswert! 
bleibt aud, eß dem Inſtitut nit, wie dieß damals noch vorzugsweiſe übli 
war, durch bie Statuten eine prinzipiell beſchränkte Wirkjamfeit gezogen, fondern 
ein, für, die damaligen Denterävergättnife ziemlich weit geftectes Gebiet ber 
Thätigkeit zugedacht wurde. Die Allgemeine Rentenanftalt in Stuttgart, bie 
Bebensverficherungs: und Eriparnißbant in arebinbung mit dem Stapitaliften- 
verein, ſowie die MWürttembergiiche Hypothelenbank find gleichfalls eigenartige, 
Te ae un I die tage über bi iott 

'icht unter gleich günftigen Aufpigien wie bie ie Organifation 
bes Realtredits — die Nine zur Hebung bed Serlonalerehits tert. 
Die fog. Bankfrage ift vom Jahre 1847 an bis 1871 Gegenftand fehr Iebhafter 
Discuffion geblieben. Die einzelnen Stabien der Bankfrage auf Grund bes 
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vom Märttembergii Miniferium des Innern m Verfügung, geftellten urs 
tundlihen Materiald_ geiilbert. Die eingehende Darlegung jeint auch aus 
allgemeinen —— gerechtfertigt. ER Divergivenden Anſchauungen über 
bie Setaltung es deutjchen Bankivefens, wie fie in ben einzelnen Jahrzehnten 
in Deutfcpland vorherrichend waren, haben gerade in Württemberg einen ſehr 
anten Ausdrud gefünden. Für die Frage, ob Staatöpapiergelb oder Notens 
nf, ob eine Bank mil atbetheiligung oder eine reine Bandesbant, für bie 
Anterhudhung über bie rationelle Abgrenzung des Gefchäftäfreifes einer Notenbant, 
über die Abgrenzung ber Befugniffe einer Notenbank von denjenigen einer Dahrlehnd« 
oder Depofitenbant, über das Prinzip ber Bankfreiheit, und für zahlreiche andere 
einem Theile auch heute noch in ber Wiſſenſchaft und Praxis ventilirte Prinzipien 
Anden fich in ber Gefchichte des Württembergiichen Bankweſens michtige Beiträge. 
Im Sept ergogthum, Baden — befien Bankweſen und Bankpolitit in der 
zweiten Abtheilung bes sbigen Wertes beiprochen wird — ift bie Bant⸗ 
frage noch früher als in Württemberg angergt, aber [aa exft, Jehr Ipät 
Söfung grlandt, Wie auf anderen Gebieten ber Wiſſenſchaft nicht mur bie 
jließliche Löfung eines Problems, fonbern auch die Wege, welde zur Löjung 
ihren, mit ihren mannigjaden rgängen eine erhebliche Duelle der Exfenntni 
ieten, ja für den Forſchet biöweilen lehrreicher find, als die ſchliehlich gefundenen 
Hormeln, jo ift auch die Geicichte der Nationalötonomie nahezu für alle 
einzelnen Theile unferer mobernen Volkswirthſchaft eine reiche, noch wenig auds 
geigutste jundgrube der Belehrung. Die Banl ge! ichte von Baden geivinnt ſchon 

durch eine allgemeine Bebentung, daß ein inn ivie Mathy der Organiſation 
des Kredits im Großherzogthum eine beſondere Aufmerfjamfeit zumenbete unb 
mit einer fyüle univerfeller Gefihtöpunfte feine hierauf bezüglichen trefflichen 
Arbeiten ausflattete. 

In der dritten Abtheilung bed Werkes ift die Entwidelung bed Bant- 
mejens und der Bankpolitit im Großhergogthum Heffen eingehend bargeftellt. 
Die Organilation des Kredits ging bort, im ftrikten Gegenfag zu dem Entwicke⸗ 
Tungägang im ‚Rönigreich Württemberg, von der ellung einer Notenbant 
unb emer Krebditbant aus, während für ben Realkredit ein Alanbbeiefinfitut 
bis auf den heutigen Tag nicht befteht. Bejonberd ausführlich konnte die Wirte 
famfeit ber Darmftädter Bank für Handel und Induſtrie beſprochen werben. 
Ber kritiſche Ueberblick über bie Thätigleit dieſes Inſtituts enthält mannig- 
Made, auch für bie Dogmatik ber heutigen Bankwiſſenſchaft relevante Gefichts- 
punfte. 

Die Geichichte bes Bankweſens im den fühbeutichen Staaten enthält bie 
Geſchichie BE loation diefer Staaten von ben großen Privatlapitalfräften 
in Frankfurt a. M. und Bafel, fie gibt ein Bild bes Ringens nad finanzieller 
ESelbftändigteit, nad) der Schaffung don Inftituten, welche im Lande bomizilixt 
in enger Fühlung mit den gewerblichen und induftriellen Kreiſen berfelben eine 
uverläffigere Stüße bieten, als einzelne außerhalb des Landes mohnende, große 

none, L 
in einem Beilagenheft ift das gejammte, banfflatiftiiche Material für 
Württemberg, Baden unb Hefien ie ein und fo berarbeitet, wie 
nad Anficht des Berfafiers eine allgemeine Bantitatiftit herzuftelen wäre. Der 
Derfaffer begnügt fich nicht, eine Reihe wichtiger Bilanzziffern Aufammenzuftellen, 
& find vielmehr alle Jahresbilanzen mit ben Gewinn- unb Verluſttonlen und, 
foweit bieß zur Erläuterung der Siffern geboten erſcheint, aud der Tert der 
Geichäftäberihte in den Tabellen berüdichtigt. Dr. $. Hedt. 


31. Gamp, Regierungsaffefjor: Die wirthſchaftlich- fozialen Aufgaben unferer Zeit 
auf ndı iellem ui PR NRAHr Ih irn ee A re 
Heymann. 8°. VI, und 328 ©. 

Das vorliegende Werk beichäftigt fich nicht mit einer einzelnen fozialen 
Frage, jondern mit dem Problem einer, die dauernde Befeitigung bes Pauperid: 
mus bezwedenden Umgeftaltung ber Produftionsweile. 

as Jeine allgemeine Grundlage anlangt, ſo beruht baffelbe auf der Erwägung, 
daß die wirthichaftliche und bie foziale Frage auf das engfte miteinander zufammers 
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hängen und daß demgemäß die dkonomiſche Lage der Arbeiter nur bann eine 
dauernde Umgefaltung erfahren Tann, wenn diejenigen vaterlänbifchen Gewerbe, 
welche bie große Malle derfelben beihäftigen, — die Induftrie und die Lands 
wirthfchaft dauernd leiftungsfähig erhalten und vor jenen Rrifen bewahrt bleiben, 
weiche ihre Criſteng bedrohen. Augemeine Intereffen in dem Sinne, bafı alle 
ber Staatsgemeinſchaft Angehörigen bon demfelben Att ber flaatlichen Wirth- 
ſchaftapolitit ben im Vortheil haben, gibt e3 nad} demfelben auf wirth- 

jaftlich-jogialem Gebiet nicht, bielmehr ergibt ſich das Gejammtinterefie ledig-⸗ 
Ti) aus einer Abwägung der Sonberinterefien. 

In der Einleitung legt ber Berfaffer jeine Stellung zur ſozialiftiſchen Lehre 
bar. Indem ex den Fundauentalſah derſelben, daß es einen qualitativen Unter» 
jchied zwiſchen ben einzelnen Arten ber Arbeil nicht gebe ale unrichtig befämpft, 

Icheint ihm ex bie jegige Produktionsweiſe, nach welcher ber Arbeiter einen nach 
Qualität und Quantität feiner Arbeit 7 bemefienden feiten Lohn erhält, bem Uns 
ternehmer dagegen für feine Arbeit, die Hergabe bes Kapitals und des Geräths 
und bas übernommene Rifilo das Eigenthum am Arxbeitsprodult qufallt, ala 
durchaus rationel und ben Jutereſſen der Arbeiter entſprechend, deren Hoffs 
rg Ri bei einem fommuniftiicgen Wirthſchaftsbeirieb keineswegs ex= 

jen würden. 

Sobann ſchildert der Derfaffer die übermäßig ſchnelle Entwidelung der In- 
duftrie jeit den Grünberjahren und bie dadurch bewirkte Kongentrirung derkel 
in ben Großftäbten und gewiſſen Gegenden, die noch durch die Tarifpolitit der 
Eifenbahnen, welcht die gepben Probuktiond- und Konfumtiondorte vorzugsweiſe 
mit billigen Frachiſagen bedachten, ſowie durch die Kommunalftenergefeßgebung be · 

ünftigt werden. Tie Folge dieſer Konzentrirung fei eine mablohe teigerung 
er Grunbrente an dem betreffenden Orten und demgemäß eine Steigerung bes 
Vreiſes der Lebensbedürfnifie geweſen die verbunden mit der erhöhten Nachfrage 
nad) Arbeitern, die Arbeitölöhne in denfelben plöglich rapide in bie Hdi 
eichnellt habe. Die hierdurch bewirkte Steigerung der Vroduktionsloſten 
ty bie Nadftage nad, induftriellen Erzeugnifen in normale Grenzen zuräds 
ekehrt, bie SKrifis herbeiführen müffen, die nod) baburdy beträchtlich verſchärft 
fü, baß insbeſondere die in die Hände von Aktiengeiellihaften übergegangenen 
inbuftriellen Unternehmungen, um ben durch ben Kükgang der Preiſe herbeis 
grabnten Ausfal an ben bisherigen Einnahmen zu deden, bie Probuftion auf 

ſten ber Güte der Fabrikate immer mehr gefteigert und jomit die Heberpro- 
buftion noch vermehrt Hätten. Dieſe Krifis habe natürlich auch die Arbeiterver- 
hältniffe ungünftig beeinfluffen müffen, da bielelben nicht blo8 gahlxeiche Arbeiter- 
entlaffungen fondern auch eine fat allgemeine Reduzitung ber Arbeiterlöhne im 
Gefolge gehabt, während die Grunbrente in ben Groß: und Induftrie- Städten 
in Folge ber unveränderten Nachfrage nach Wohnungen und jomit ber Preis 
der Lebenäbedürfnifie einen weientlichen Rüdgang night erfahren. 

Bei ber Erörterung ber zur_Befeitigung der induftriellen Kriſis vor 
Ilagenen Mittel kommt der Berfaffer naturgemäß auch auf bie Derzeitig Wirth 
ſchaflapolitik zu Nude, Indem er den Grundgedanten der freihänblerifchen 
Xehre, daß jeder Staat beftrebt fein müfle, feine Arbeitskräfte auf demjenigen 
Gebiete zu verwerthen, auf dem dieſelben die größten Werthe erzeugen, als bes 
zeigt anerkennt, weiſt ex nach, daß die abfolute Durchführung defielben eine 
alle Staaten umfafiende Wirthichaftsgemeinihaft zur nothiwendigen Boraus« 
Teßung und bie ‚Dermichtung der gegenwärtigen Staatögemeinichaften zur Folge 
u und ebenjo wie ber fommuniftifhe etöfchaftabetrieb die Freiheit der 

ahl des Berufs und des Aufenthalts negire. Im Gegenfaß zu ber allgemein 
verbreiteten Meinung bezeichnet der Verfaſſer micht diejenige Probuftion, welde 
bie Fabritate zu den billigften Preifen herzuſtellen und zu veräuf bermag, 
fondern diejenige al8 bie vortheilhaftefte, melde mit dem geringften Arbeitde 
quantum bie größten Werthe fchafft, welche Unterſcheidung ex durch Beifpiele er» 
läutert. Wie im Gingelbetrieb fämen auch im ſiaatlichen Wirlhſchafisbetrieb 
Unterbrechungen in ber normalen und gleigmäßigen Verwerthung ber Arbeitd« 
fraft vor, und in dieſem falle müßte allerdings der Staat jhüßenb eintreten, 
da der Uebergang ber in ber Zune geichulten Arbeiter zu anderen Geiverben 
ebenſo wie ein hiel ber Beichäftigung bes Einzelnen infofern ein großer 
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loren gingen, und nad Zejeitigung ber Krifiö erft wieder mit großen Opfern 
an Sch Und Zeit erworben worden müßten. Auch in der Verſchiebenheit der 
inländilhen und auslandiſchen Steuerg gebung Findet ber Berfafler einen 
Grund Fr einer Befteuerung ber ausländilden x itate, 3. B. wenn erftere bie 
Roften der Fürſorge für die Arbeiter, die Schullaften und bie Armenpflege dem 
Arbeitgeber allein auferlegt, Ießtere dieſelben dagegen durch allgemeine Steuern 
aufbringt. Endlich weißt der DVerfafier den Vorwurf zuräd, daß die Beſteuerung 
auslandiſcher Erzeugnifie nur einzelnen Großproducenten zu gute tame, indem 
er barlegt, daß die hierdurch bewirkte Preisfleigerung im Inlande fämmtlichen 
;roduzenten — fowohl dem Arbeitgeber ala ben Arbeitern gleichzeitig u gute 
me, da im einem abgeiätoflenen Bietöfchaftagebirt anf bie Dauer weder für 
den Unternehmer bei gleichem Bifito der Geſchäftsgewinn noch für den Arbeiter 
der Preis der anplitatit gleichen Arbeit ein verichiebener fein kann. 

Nachdem Verfaſſer bie Bebrängnifje der Induftrie ildert, geht er 
zur Erörterung ber einidläglichen Berhältmie ber Landwirlhſchaft über. Die 
ungünftige Xage derſelben het ex auf bie Konkurrenz ber durch den Bau von 
Eifenbahaen in ben Iehten beiden Degenmien für den Wetvertehr aufgeichlofjenen 
Länder — Rußland, Ungarn, Amerita — bie bermäbige Belaftung bes Grund» 
beſihes durch die Grumbiteuer ſowie insbeſondere die Schul- und Armenlaften 
und die mangelnde Fürſorge Seitens des Staats zurüd. Indem ex nachweiſt, 
daß der Preis der Grundftäde häufig nicht einmal bie auf biejelben verwandten 
Ausgaben für Gebäude, Inventar, Kane und Entwäfferungsanlagen, Wege, An« 
lagen von Schonungen und fonftige Meliorationen jowie der zu Chaufieen und 
Gilenbahnen ‚geleiteten Zufchüfie beit, führt er die Abnahme des Kleingrunds 
befiges auf die wirthſchaftliche Inferiorität beffelben gegenüber dem Große 

nbbefif zuräd, der ebenjo wie bie Großinbuftrie bem al 

ital und Intelligenz überlegen jei. 

Aus biefem Grunde ift ber Verfafler ein Gegner der von manden Seiten 
verlangten Parzellirung und Veräußerung der Domänen, obwohl er bie 
fociale Bedeutung des Bauernftandes ausdrüdlich anerkennt, zumal biejelbe, da 
der Preiß hinter dem Werth zurüdbleiben muß, eine thatfäi liche Anerkennung 
des Prinzips der Stantähülfe auf diefem Gebiet enthalten und bie Kommuniften 
au immer größeren Forderungen anipornen mürbe. 

Gbenfowenig erwartet der Derfafer von bem Uebergang zur Viehproduktion 
eine Steigerung ber Geteagefäbigteit des einheimifchen Örundbefiges, da eine er- 
hebliche Gteigerung bed ichtonfums zumal bei der geringen Wohlhabenheit 
Deutfcglands ohne beträchtlichen Rüdgang der Fleiſchpreiſe nicht möglich ſei. 
In fozialer Hinficht würde aber biefer Mebergang bie bebauerlichften Folgen 
jaben, weil durch denfelben Millionen von gegenwärtig in ber Landwirihſchaft 

ichäftigten Arbeitern aus bderfelben verdrängt würden, für die es im der In⸗ 
buftrie an Belchäftigung fehlt, und ein erheblicher Verluft von Nährftoffen 
bie Bolfeernährung eintrete, da im Fleiſch nicht ſoviel wieder gewonnen werde, 
ala in _bem, auf die Viehzucht und Wiehmaft verwendeten Getreide verloren gehe. 
Dagegen verlangt ber Verfaffer zur Hebung des baterlänbifchen Grundbejipes 
bie Mebernahme der Schullaften dur ben Staat — eine Serderung, bie unlängft 
der Reichälangler ausge rochen t — die Revifion der Stempel» und Armens 
geleßgebung , die Aaatli er kung des Realtrebits, im gleicher Weile wie 
diefes beim Perfonaltredit durch Die Reichebant geichieht, die Entlaftung von 
Raatlien Grundfteuern, die feine Extragäfteuern und daher irrationell, und 


wirthichaftlicher Verluſt jei, ald bie erworbenen Renutniffe und Frohe 9 vers 


[eingeiwerbe jenem durch 








außerdem in einem grı Staat auch nicht annähernd t vertheilt werben 
Benin, bie Pebung N —A— — Zuchtmaterials 
ähnlich wie bei der Pferdezucht, den Verkauf von Kalidüngſalzen aus dem fiö« 


talikhen Westen ohne Geſchaͤftsgewinn und moglichſte Steigerung der Produktion 


Das wirkſamſte Mittel, ſowohl zur Hebung ber vaterländifcen Sandwirth- 
haft, als zur Erhaltung der Ronkurzengfähigteit der einheimilchen Induſtrie 
erblickt der Berfaffer — und hiermit tommen wir zum Kern des ganzen Wert? — 
in der Berlegung der induftriellen Probuftion aus den Induftrie⸗ und Groß- 
Aäbten auf das platte Sand, insbeſondere bie auf die Landwirthſchaſt ange» 
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wieſenen Bftlichen Probinzen. Da ber Preis bed Grund unb Bodens in ben- 
felben um das hunbert- und taufendfache billiger als in den Grofftäbten, fo flellen 
fich die Anlagefoften für die Fabriten beträchtlich niedriger, währenD bie billi 

Xebenamittel umd Wohnungen auch eine erhebliche Reduktion der Arbeiterlöhne 
ohne Minderung des Tauſchwerthes derſelben — fobaß alfo durch die Ber: 
legung das Problem ber räßigung des Geldlohns der Arbeiter unter gleich- 
aeitiger Sehens des Realwerthes befjelben gelöft wird. An vielen Beilpielen 
weift ber Verfaſſer nach, daß nur die wenigften Fabriken, indbefondere diejenigen, 
welche große Maſſen Rohmaterialien verbrauchen, an die biöherigen Probuftiond- 
orte gebunden find, daß Dagegen für die bei weitem meiften eine Verlegung burch- 


auß amgämgig ft 

Don weifellos richtigen Grundfag ausgehend, daß in einem abge- 
ſchlofſenen Wirthichaftögebiet bie qualitativ gleiche Arbeitäleiftung — von vor⸗ 
übergehenden Schwankungen abgejehen — ftets mit dem gleichen Reallohn 
dv Ri werben uf berechnet der Verfaſſer die großen Bortheile, welche der 

induftrie aus einer Ermäßigung ber Zöhne auf den Stand ber in dem öftlichen 
inzen bezahlten erwachien. Ein Theil biefer Lohnerfparnig — der Berfaffer 
nennt — \oll jedoch ben Arbeitern zu gute tommen und zwar baburd, dab 
ihnen ſeitens des Unternehmers ber zum Anbau der nothmenbigften Lebensbe⸗ 
bürfnifie hinreichende Grund und Boden — etwa 2— 3 Morgen — zur n 
niegung und Wohnungen zum Gebrauch) in natura überwielen und bie Zul 

ben bei eintretender Arbeitäunfäbigkeit ficher geftellt wirb. 

Die materiellen und fittlichen Segenswirkungen dieſer Naturallöhnun— 
werben eingehend entwickelt und als beſonderer Vortheil bie wenigſiens heil 
weiſe Beleitigung ber focial außerordentlich bebenflichen Gleichſtellung der Löhne 
der verheiratheten und der unverheiratheten Arbeiter hervorgehoben. Die Bearbeit: 
ung des Grund und oben? biete Gelegenheit zur angemefjenen Verwerihung 
ber Frauen- und Kinderarbeit, bie dadurch der geiundheitägefährlichen und 
bemoralifirenden Fabritarbeit entfrembet würben. Um bieie Bearbeitung fo 
intenfiv wie möglich bewirken zu fönnen, verlangt ber Verfaffer außerdem, dat 
dem Arbeiter während ber Saat und Erntezeit eine Reihe von Zagen für bie 
eigene Landwirthſchaft frei bleiben folle, was für biejenigen "Sndeftriegteige, 
die tet? im Sommer eine fchwächere Produktion haben, ein pofitiver Vortheil 
ift, für alle übrigen ohne erhebliche Nachtheile für den Fnbuftriebetrieb geichehen 
— mul sine bo bergehende Steigerung der induftriellen Produktion nicht 
auögeidhloffen wird. 

Im den Arbeiter lift dauernd mit bem Arbeitgeber zu verbinden und 
ben bie —— der Inbuftrie beeinträchtigenden Wechiel ber Arbeiter zu 
verhindern, will ber Berfafier den Arbeitern die Ausficht auf ben eigenthümlichen 
Erwerb eines Theils des Grund und Bodens — unter Ausſchluß der Theilbarkeit und 
Berpfändung — eröffnen, toogegen bem Unternehmer, um die Eriftenz feiner Fabrik 
nicht zu Ge eben, ein Vorkaufsrecht an demfelben verbleiben fol. Auch die 
Löfung der Vehrlingäfrage, deren Bebeutung für die Ergänzung eines tüchligen 
Arbeiterftammes nicht unterihäßt werden dart, geft der Verfaffer durch biefe 
Umgeftaltung der Produltionäweile zu erreichen, demnädjft bie Eltern nicht, 
wie es Aegenmärti, in ben Großftädten der Fall, ur Erleichterung ihres Lebens- 
unterhaltes auf die balbmöglichite Verwerthung der Arbeitätraft ihrer Kinder 
angemielen find und anbererieitg auch die Unternehmer, ba die Kinder ihrer Ar- 
beiter naturgemäß den Stamm gu Ergänzung ihred Arbeiterftandes bilden, für 
die Ausbildung derjelben gern Opfer bringen werben. . 

Endlich erblidt der Verfaſſer in dieſer Umgeftaltung der Produktionsweiſe 
das geeignetfte Mittel zur Vermeidung inbuftrieller Kriſen Gomie zur Befämpfung 
derjelben und zwar ſowohl zu Gunften der Unternehmer als der Arbeiter. 
Krifen entftanden faft Gnanafmatos dadurch‘, daß ein borlbergehender Bedarf 
irrtümlich für einen dauernden gehalten und demgemäß unter Ermeiterung der 
Anlagen die Produktion plöhlich qefteigert werde. Bieled fei bei dem bor- 
geichlagenen Wirthihaftäbetriebe wenn nicht unmöglich, fo boch außerordentlich, 
erſchwert, da eine beliebige und plötzaiche Vermehrung der Arbeiter nicht am: 
gan ig iſt. Ebenfo geftattet derſelbe bie leichtere Betämpfung einer Krifis, da 

er Unternehmer ohne Gefahr, feine bewährten Kräfte zu verlieren, eine er⸗ 
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hebliche Berminderung der Produktion eintreten laſſen Zaun, wodurch bie 
Biherierfielung bed Geicgemichls wilden Raäfenge und Angebot ev 
feichtert wird. 

Befonbers aber ſei biefe Raturallöhnung bei induftriellen Krifen für bie 
Arbeiterbebölferung von dem jegensreichten Ginfluß. Während Gegenwärtig 
beim Küdgang des Bebarfö dem Unternehmer feine andere Wahl bleibe, ald 
einen il femer Arbeiter zu entlafien, die dann der Roth und dem Elend 

reis gesehen feien, geftatteten bie Erträgnifie des Grunb und Bodens und der 

ip der Wohnung eine weſentliche Verminderung ihres Geldlohnes und könnte 

die von ber Induftrie nicht in Anſpruch genommene Zeit auf Meliorirung 
be3 Grund und Bodens verwandt Werben. 

Gegen bie faft allgemeine Anficht, daß bie Arbeiter durch Sparen, d. h. 
durch Rüdlage eined Theild ihrer Werthproduftion, ihre ötonomilche Sage dauern 
umgugeftalten vermögen, weift der Deefalien, darauf hin, daß Gelb einen abjoluten 
Beth nicht hat, dag mithin, wenn alle Arbeiter einen Zheil gen Lohnes zus 
züdfegen und fomit in ben Befik von Rapitalien gelangen, fich der Tanicwerth 
des Geldes notwendiger Weile vermindern muß, % bab troß des Beſihes vom 
a ale Tan feiner Gebensbedürfniffe in erheblich größerem 

ift ala 2 

"inter lauter Millionären ift ber, ber nur eine halbe Million befigt, ein 
Bettler. Zroßbefien befürwortet ber Berfafer bad Sparen, aber nur zu bem 
Zwed, um für den Gall der borübengehen en Unterbredjung des Erwerbes, z. B. 
in Folge von Kriſen, die Mittel zur Beſtreitung des Lebensunterhalts zu oben 
und empfiehlt zur Begünftigung jelben die Ausgabe von Staatöpapieren in 
Heinen Appoints von 50 und 100 M., wogegen er um das Hleine Kapital vor 
der Ausbeutung duch Aftiengefellihaften, deren Organijation teine Garantie 

ir einen foliben Geſchäftsbetrieb bietet, zu jchüßen, den Minimalbeirag der von 
enfelben auszugebenden Aktien weſenilich erhöht ſehen will. 

Einen bejonberen Bortheil der Neberweilung von Grund und Boden erblidt 
der Berfafjer endlich darin, daß bie Arbeiter wenigſtens bezüglich ber noth⸗ 
wendigften Zebensbebürfnifie „Probugenten“ werden uud die Vorteile derſelben 
genießen, bie vorzugäweile darin beftehen, daß fie bezüglich der Befriedigung bed 
Bedarfä umb bes zu zahlenden SPreifes nit vom allgemeinen Markte und 
dem ife, den bie anderen Mitkonfumenten zu zahlen im Stande find, ab⸗ 


m. 

Nachdem der Berfaffer noch bie Zarifpolitit der Eijenbahnen und die Ber 
deutung dejelben für die induftrielle Entwidelung bes Landes eingehend beſprochen, 
erörtert er die Bedenken, welche gegen bie Derlegung ber induftriellen Probuk⸗ 
tion auf das platte Land zu erheben fein möchten. Allerdings würben dur 
diefelbe in den Großftädten zahllofe Werthe vernichtet, aber aögelejen davon, ba} 
Die Häufer derjelben gegenwärtig auch night annähernd außreichten, um der ger 
fammten Arbeiterbevdlterung austömmlicye und gelunde Wohnungen zu bieten, 
daß alfo ſchon von biefem Geſichtspuntt aus eine Germinderung ber Bevölkerung 
ben janitären und fittlichen Inlereſſen ber Gejammtheit entipreche, fo habe dieſe 
Vernichtung eine umenblich grühere Steigerung der Werthproduftion zur folge 
und fänden außerdem die Oroß» und Induſtrieſtadte durch die erhebliche Ber» 
minderung ber Überwiegend durch die Arbeiterbenöfterung verurſachten Kommu⸗- 
nallaften — Scullaften, öffentliche Armenpflege, Polizeiverwaltung. — bei 
dar beträchtliden Werminberung berjelben wenigſtens eine theilmeife Ente 


2 

ae die Landwirthſchaft erwachſe burch die Verlegung der Induſtrie der 
Bortheil ber zäumlichen Bereinigung der Produktion und Konjumtion, wodurch 
Die Konkurrenz des Auslandes iwelentlich erichiwert werde, ba. fi bie Trand 
portkoften nicht im gleichem Maße vermindern. Da außerdem durch biefe Ver⸗ 
einigung der Zwiſchenhandei, befien Wirkung auf die Erhöhung ber Preife der 
ffer eingehend unb an praftiichen Beifpielen erläutert, naturgemäß eine 
Ginkhränkung erfahre, fo würden die Landiwirthicaftlichen Srpeuguhe für bie 
Produgenten theurer, für bie Konfumenten dagegen billiger werben, zumal 
iwenigftend ein Theil der gegenwärtig in den Großftäbten nicht verwertheten 
Fälalten der Tandiniztöfehaftligen Probuttion nußbar gemacht und dadurch bie 
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Ertragsfähigteit des einheimilchen Grund und Bodens gehoben werde. Die durch 
die Steigerung des Reallohns dee induftriellen Bevölterung allgemein eintzetenbe 
Hebung des Wohlfiandes müffe eine Vermehrung des Zleiihlonfuma zur Folge 
haben und fomit bie Viehzucht xentabler machen, wie andererfeits die unmittel- 
bare Nähe ber Konfumtiondorte die vortheilhafte Verwerthung de Grund 
und Bodens durch Gemüjebau geftatte. 

Auch auf die Ländlichen Arbeiter richtet der Derfaffer feine Reformgebanten. 
Zäge gegenwärtig ber Grund für die ungünftige Öfonomifche Lage und die ‚wenig 
geficherte —e — der ländlichen nicht in einem feften Kontraltsverhält- 
nik zum Grunbdbefii henden Arbeiter dorzugsweiſe darin, Beh, ihnen mwährenb 
eines großen Theils des Jahres — von Mipernten ganz abgeiehen — bie Ges 
legenheit zur Berwerthung ihrer Arbeitökraft entzogen jei, jo würden dieſe Mik- 
Hönde befeitigt, wenn die auf einen zegelmäbigen Geihäftsbetrieb nicht anges 
toielenen Imbuftzigmeige ich die Beiäftigung der ländlichen Arbeiter während 
ber Wintermonate zur Aufgabe machten, wa auch im Jntereſſe derſelben Läge, 
da dieſe Arbeiter fi mit einem niedrigen Arbeitslohn Seqnügen tönnten. Indem 
der Berfaffer bie Hinbernit Barlent, welche gegenwärtig dem Erwerb von Grund 
und Boden durch bie Ländlichen Arbeiter entgegenftänden, weift er nad, daß 
diefelben durch die dargebotene Gelegenheit zur Verwerthung ihrer Arbeitökraft 
während der Wintermonate befeitigt werden unb baf der undbefiß gern 
den Arbeitern Grund und Boden zur Nugniegung unb zum Gigenthum de 
weifen würde, wenn ihm durch bie MWiedergeftattuug ber Reallajten unter Ber 
ſchraͤnkung ber wöchentlich zu leiſtenden Arbeitötage die Erlangung feiner Arbeiter 
dauernd gefichert würde. di: bie ftänbigen Tändlicen Arbeiter Ichlägt der Ber- 
tele ge miebung von Grund und Boden in einem erbpachtähnliden Bere 

miß dor. 

Aus biefer Umgeftaltung bes inbuftriellen und landwirthſchaftlichen Wirtt- 
I&oftäbetriebes erwartet der Werfafler andy eine beträchtliche Debung des alle 
ae bohtftanded, da eine volle Ausnugung der nationalen Arbeitätzaft 
erreicht werde 

Bas bie Kolonifation ausländiſcher Gebiete anlangt, fo ift der Berfafier 
fein pringipieller Gegner derſelben; ex ift jedoch, ber Anficht, daß gegenwärtig 
noch die gefammte Bevötterun im SInlande eine genügende Verwertäung ber 
Arbeitätraft finde, da ‚der vaterlänbiiche Grund und Voben noch bei weitem nicht 
am der äußerften Grenze ber Ertragäfähigteit angelangt fei, bie vorgeihlagene 
Berlegung der Inbuftrie, charafterifixe & ald wahrhaft nationale und gerade 
im Augenblide relativ Teicht ausführbare Kolonialpolitit. 

ur Ausführung diefer Politit verlangt ‚der Berfafier flaatliche Untere 
füßung, jedoch nicht in Form eines Geſchentä, ſondern durch die Gewährung 
von Tarlehen zu mäßigen Zinfen. Bor allem müffe aber auch ber Staat mit 
ber Berlegung finer imduftrielen Etablifjements, wobei Vorzugsmeife bie umfang« 
zeichen Eijenbahnmwerkftätten in Betracht fämen, vorgehen. 

Behufs Verbefferung ber ötonomiichen Lage der in den Großftäbten noth- 
menbiger Weiſe verbleibenden Arbeiter befürwortet der Verfaffer die Einfegung 
von Arbeitergügen nach den umliegenden Orten zu mäßigen Fahrpreiſen be- 
Hufe Erleichterung ber Anfiedelung in benfelben, die Gewährung von Geld» 
prämien bei mehrjähriger zufriebenftellender Dienftleiftung und bie Gründ- 
ung von SKonfumdereinen event. mit tommunaler Unterflügung, deren 
awedmäßige Organifation unter Berüdfichtigung der Bebürfnifie bes Arbeiter: 
farbe eingehen beſprochen, und deren Wirkung an einzelnen Beilpielen klar 
gelegt wird. 

Daneben verlangt ber Verfafſer eine durchgreifende Aenderung ber öffentlichen 
Armenpflege, bie ihres verächtlichen Charakters entfleibet und fid) nicht blos auf 
ben up der phyfiſchen Exiſtenz vor dem Untergang beichränten, jondern dor 
Allem die rechtzeitige Wiederherfellung der Ermerböfähigleit anftreben müfle. 
Im Gegenjaß zu ber gegenwärtigen Setetgebun |, nad} welcher die Unterftägungs- 
pflicht einfach der Wohnfihgemeinde gt, it der Verfaffer der Anficht, dag 
ber Unterhalt der Arbeiter in Krankheitd- und anderen Unglüdefällen jowie bei 
eintvetender dauernder Arbeitöunfähigteit fich ebenjo wie Die Koften des Ber- 
ſchleifſes und ber nothwendigen Reparaturen der zur Verwendung gelangten 
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Naſchinen als ein Theil ber Probuttionatoften barftelle, die vom Probuzenten 
verandlagt und vom Sonfumenten im Preis der Fabrilate wiedererftattet werden 
müßten, wo ang bie nothiwendige Folge der allgemeinen dtonomilcien Gejepe 
über bie Preisbilbung fei, wenn allen Unternehmern die gleichen Verpflichtungen 
auferlegt und bie Fabrilale des Auslandes ebenfalls entſprechend befteuert iverden. 
Lepteres ſei im dieſem alle allerdings ein Akt ber auögleichenden Gerechtigkeit, 

in Tiege gerabe die ethifche Berechtigung ber Echupgölle, aß jebed Yanb 
felbftändig die Xöfung der fozialen Aufgaben, inäbefondere die Hebung ber 
Ötonomiichen Lage der Arbeiter bewirken könne, ohne befürchten müffen, 
duch die Konkurrenz berjenigen Länder, welde eine gleiche Srfe ie für 
bie Wxbeiter nicht verlangen unb Demgemäß billiger produzieren Tönen, 
unterdrüdt und fomit in feinen humanitären Beftrebungen gehemmt zu 


werben. 

Die Art der Armenpflege anlangenb, jo verlangt der Verfafſer bie Gründung 
obligatorifher Kranten-, Unterftügungse und Penfionälaffen entweder jeitend ber 
eine genügende Zahl von Arbeitern befchäftigenden Unternehmer ober feitend der 
Gemeinden, in welchem falle bie entftehenden Koften durch eine von den Arbeit» 
gebern nach Verhältnig der beiäftigten Arbeiter aufzubringende Steuer gedect 
werben müßten, bei beren Bemeijung auch bem Umftande, ob ber betreffende Ges 
— einen größeren oder geringeren Verſchleiß der Arbeiter bedinge, 

nung getragen, werben folle. Nur auf dieſe Weife werde eine richtige Ders 
theilung biefer Koften erreicht unb jeder Konfument nach Verhältnig der vom 
ihm verbrauchten Arbeitdergeugnifle zu bdenfelben herangezogen. Die Organifation 
biefer Kaffen wird eingehenb beſprochen und bie Berechtigung des Zwangs zum 
&intritt im dieſelbe begründet. 


Bei allgemeiner Einrichtung derartiger Kaflen beftteitet ber Verfaſſer das 
Bedürfniß zur Furſorge —F bie ohne Verſchulden Verunglüdten im Wege der 
Ausnahme eiepüebung und befämpft inäbelondere bie Tendenz und ben Inhalt 
—— pflichtgeſehes ala willkürlich und — außerordentlich 
nachthellig 

ar die ländlichen Arbeiter empfiehlt ber Verfaſſer bie Sinführung obli: 
ttorifcher Unterftüpungss und Benfionstaffen nicht, weil biefelben im Wejent- 
chen auf Naturalbezüge angeiwiefen find und aud die Unterftägungen meiſtens 
unter fernerer Ausnußung ber Arbeitskraft durch Naturalentichädigungen ge- 
leiftet werben, dieſe Vortheile aber durch den mit Einführung der Karen vers 
bunbenen Mebergang zur Geldfeiftung verloren gehen, und ſomit bie Armen» 
pflege für den Geundbeip weſentlich vertheuert werden würbe. Dagegen ber- 
langt der Werfafier bie ortäftatutariiche Feftſehung ber im falle ber Untere 
fügung3bebürftigfeit zu gewährenden Leiftungen und bie Mebertragung ber 
Armenlaft von den häufig wenig leiftungsfähigen Gemeinden auf die Keil der: 
geftalt, daß bie Gemeinden für üpe Naturallaften von dem Seife entfhäbigt 
und die Koften durch eine nad) Verhältnik der beihäftigten Arbeiter zu bes 
mefiende Steuer aufgebracht werben, ſowie enblich eine ftrengere Ueberwächung 
ber Armenpflege auf dem Lande. 
ie en für bie in Boly von Arbeitöftodungen und in- 








Dagegen, ift 
duftriellen Krifen in ihrer Griftenz bedrohten Arbeiter nach Anficht des Ber- 
tft Sache be Staats, der es durch feine Zollpolitit in ber Hand Hat, bie 
jeriverthung der vaterlandiſchen Arbeitäktaft zu ürbern, Ein Verzicht auf bie 
angemeffene Beſieuerung der auslandiſchen Produkte zu Gunften ber gefammten 
Konfumenten verpflichte auch dieſe, aljo den Staat, die folgen ber Hierdurch 
herbeigeführten Arbeitälofigleit zu tragen. Dieſes dürfe jedody nicht im der Weile, 
daß die betreffenden Arbeiter durch Armenunterftügngen vor Untergang geisünt 
werben, fondern aus ethiſchen und nationalötonomijchen Gründen nur dadurch 
geicehen, daß ber Staat in folden Zeiten, in denen die Privatinbuftrie kranke 
oder in gel je von Mißernten große Arbeitermafien Dergebend Beihäftigung 
ſu mit Ausführung aller produktiven Anlagen — Aufforftung, Kanals 
und Eifenbahnbaun — energiich vorgehe. Die Hunbderttaufende, bie Beute ohne 
Beſchaͤftigung feien, zehrten am Mark der Nation, ba fie nur Werthe tonfumiren 
ohne welche zu probuzixen, wogegen durch bie Heranziehung berfelben zu pro» 
duftiver Arbeit, was event. bach direkte Unterftägung ber Beivatinduftrie zu 
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gehöchen habe, die Brifia wid allein ilbext, fonberz ber bauernbe Wohlfunb 
Landes (werde, wir Diekd a B- bas Rothftaubsjahbr 1867 für OR- 
betgeile, weldyes in Folge des Baues von Ehanfiern und Gil ewie 
führung von Melisrationen ben Wohlſtaud ber i gehoben 
habe, als alle borbergehenben Jahız mit geiegueien Ernten. Au empfehle 
& fih aud für tant aus Rüdfichten der Kofieneriparnig biefe Arbeiten 
FA A au perl fi 8 ü 
ist! ir iweldye buch eine audgebel 
Ben ——— igfei 
ri mi 


En! bie heutige Gtrafvoll! „bie er 
ſowohl ans et hiſchen 3* tonomi Gründen kharf tadelt. dem 
anf RR Vergeudung ng Bee ie perin Ti t.. daß bie 

geringeren mißftzafen Serurit ai ung 

3 rgogen inerben, beipricht er bie Beidiwerben der Iabufrie über bie Kon · 
ırrenz ber Gefängnißarbeit umb findet in der Berhäftigung mit im- 
buftriellen Arbeiten ben Grund bafür, bie Gefängnikverwaltung widjt ein- 
mal bie Koſten beö Unterhalts durch bie Arbeit der ugenen zu beiten ver- 
möge, wogegen bei einer Verlegung der Gefängnifie auf das Land bie Ber- 
wendung ber Gefangenen in den Haatlicen Forften vom —— 
ei 


einer eren Aufficht bebürften, jeien hiervon ansjımehmen. Unter Hin- 
weis auf den vielfad) Iemreilifieenben Einfluß der gegenwärtigen Gtrafauflalten 
verlangt ber Derfaffer als eine Pflicht der Moral und der ſtaatlichen Gelbfterhaltung 
eine intenfivere Fürſorge des Staats für bie aus der Strafhaft Entlaffenen, die 
auögeftoßen von ber Geklicaft geradezu von Neuem dem Berbreden im bie 
Arme getrieben würden. Tie humanitären Beftrebungen müßten fich weniger 
auf die Gefangenen, die den Aufenthalt in_ben Suchthäufern vielfach fanm ala 
Strafe a auf Bir aus der — —— —* Um 
iefe zu nüglie itgliebern der bürgerlichen Gefe machen, J 
ver ea ebenfalls die Anfichlung derjelben in ber Kibe ber ren 
ften vor, woſelbſt fie fo Lange zu gercäftigen , bis fie eine andere ehrli 
jäftigung erlangt und aioar mit gleichzeitiger Neberiweifung eines Heinen 
ces ger Aupnieung und der Anäficht, Daffelbe mad) vieljähriger gufrieben- 
Aender Dienftführung ala Eigenthum erwerben zu önnen. 

Bon diejer Fürlorge für die arbeitenden Klaſſen und diefer von Liebe und 
Bohlwollen für dieſelbe geizagenen Gefehgebung erhofft ber Berfafier die Wieder: 
ter der Arbeiter zu freubdiger Arbeit, die Abwendung derſelben von ihren felbfi- 
fühtigen tommuniftiichen Zührern unb fomit bie Ausjöhnung der fozialen Gegen: 
in. Indem ber Berfaffer mit Rüdficht auf die der gegenwärtigen Gtaatd- und 

jeligaftsorganifation durch die fommuniftiide Bewegung drohende Gefahr ein 
energiihes und ſchleuniges Vorgehen für Dringenb geboten erachtet, empfiehlt er, 
um aud) den Männern der Praxis und der Wilfenfchaft eine geeignete Mitwirkung 
bei der Ermittlung der zur Erreichung dieſes Zieles zweckdienſilichſten Mittel zu 
fihern, die Einfepung einer Enquötefommilfion zur Unterfugung ber gelfammten 
twirthicaftlic jozialen Lage des Landes. & mp. 


32. Echäfer, Dr. Dietrich, Profeflor der Geichichte in Jena: Die Hanfeftädte und 
König Waldemar von Dänemark, Hanfifche Geicjichte bis 1976. Jena 1879, 
Fifder. XV u. 607 ©. 


So viel heute wieber über Hanbelöpolitit geichrieben wird, fo wenig hat 
in lepter Zeit die fireng wiflenfchaftliche Behandlung derjelben (Fortichritte ge» 
madt. Zu ben wenigen Ausnahmen in biejer Beziehung gehört dad Buch von 
Schanz über bie engtifige Hanbelöpolitit am Ausgang des Wittelalters, über das 
toie im näcjften Hefte eine Anzeige bringen werben. Sie Settüre deffelben hat mich 
aufs neue mit Schmerz barüber erfült, dat wir über den großartigfien Theil 
unferer älteren deutichen Handelöpolitit, über die Politit der deuiſchen Hanfa 
od) nichts Exfhöpfendes, Abichliehendes befipen. 

Bis dor gar nicht langer Zeit waren die Werke bes alten Göttinger Kultur= 


%3] Siteratur. 525 


hifiorifer® Sartorius (Geichichte des hanſeatiſchen Bundes, 3 Sde, 1802 und 
Urkundliche Geſchichte des Urfprungs der deutſchen Hanfa, ein Band Zert und 
ein Band Urkunden nach feinem Zode herausgegeben von Kappenberg, 1830) das 
befle, was wir an Darftellungen bejaßen und in manchen Theilen und Beziehungen 
ind fie es noch. Barthold's Geſchichte ber deutichen Hana (3 Bände 1854) bes 
ꝛeulete dem gegenüber feinen Fortichritt. Wohl aber führte der große Aufſchwun— 
der hiftoriichen Quellenftubien auch für bie hanfeatifche Gelchichte eine neue Zeil 
herbei. Waif’3 Bud, über Jürgen Wullenweber, Hirid's Danziger Handel: 
und Gewerbegeichichte, Schlöger'8 Bud; über bie Hanja und den deutfchen Ritter» 
oxden in ben Oftfeeländern, Riefentampf’3 Beutfcjer Hof zu Nowmgorob, Sappen- 
berg’3 Urkundliche Geidjichte des deutichen Gtahlhofs in London, alle gegen Bitte 
der fünfziger Jahre erichienen, beuteten eine neue Zeit an, zeigten aber au — 
werigftens bad leßtgenannte Wert — bie Einfeitigfeit der philologifch-hiftoriljen 
Geſchichtabe handlung Dannenberg Gerhiate des Stahlhofs ift ein Mufterbild 
wiffenichaftlicher Akribie und zugleich vollendeter Unfähigkeit, das Wefentliche des 
Gegenftandeß, ber behandelt wird, zu begreifen. Bon Inftitutionen, von ber 
Handelspolitit, die im diefem Stahlhof getrieben wird, hat ber DVerfaffer auch 
nicht eine entfernte Ahnung. 

Aber er hatte mit Junghans, Wait und Anderen bad außerordentliche Ders 
dienft, bie go Quellenpublitation anzuregen und zu fördern, Die jeit. 1870 
unter bem Titel ber Hanſerezeſſe in einer Reihe ftattlicher Bände erſcheint 
(Leipzig, Dunder & Humblot); e3 entftand mit dieſem Anftoß der Hanfiſche 
Geichichtäverein (1870), ber feine eigene Zeitjchrift, bie hanfiſchen Geichichtablätter 
feit 1872 heranagibt; es erfhien das hanfiſche üriundenbuch eine Reihe jüngerer 
gut geſchulter Hiltorifer warf fich im Verein mit den Hanfeatlichen golalhiftorıtern 
anf diefes Gebiet; eine Dienge wichtiger Epifoben und fragen der hanfiſchen 
Geihichte find auf Grund biefes neuen Materials unterjucht und dargeftellt. Der 
erfle größere aufammenfaffende Verfuch aber, auf dieſer Grundlage die hanfiſche 
Geſchichte & Ichreiben, ift der una vorliegende von Dr. Dietrich Schäfer, ber die 
hanſiſche Geſchichte bis 1376 in 16 Kapiteln behanbelt. 

3 werben uns zuerſt kurz das Vorbringen ber Deutſchen nach Often bis 
a 14. Jahrhundert und die Stellung Deuticlands zu Dänemark biß gegen 

ide des 13. Jahrhunderts giartbert, dann viel eingehender die zwei Grund⸗ 
lagen des hanfiſchen Bundes: die Verbindungen ber deutichen Kaufleute im Aus- 
lande, bie mit dem Aufblühen der —— Städte gleichen Schritt Hielten, 
und die zahlxeichen norbbeutihen Stäbtebünbdnifie, die wie überall im Reiche fich 
bildeten, hier im Norden aber vor allem feit bem Sturz Heinrich's des Löten, feit 
der Befeitigung jeber größeren ftaatlichen Gewalt in di m Theile Deutſchlands 
eine befondere Bedeutung erhielten. Das erfte große Auftreten Lubecks und ber 
Taxi Städte gegen Norivegen und im Rohe x Lanbfriedensbünbnig don 
1283 ſchließt dieſe Sie. Im den Kapiteln 4—6 wirb uns bann die erfte te 

14. Jahrhunderts, ber Rüdgang des Bundes, bie auffteigenbe Macht des 

gobm bänifchen Königs Waldemar Atterdag vorgeführt, welche den hanfeatiichen 
und erft zum feften Zuſammenſchluß und iu, zei großen gemeinfamen Kriegen 
nöthigte. Diefen beiden Kriegen von 1882—64 und von 1868-70, ihrem Res 
fultate, dem Stralfunder Frieden und feinen folgen, ber eigentlichen Entftehungs« 
it bes Hanfeatilchen Bundes von 136870 ift dann ber weitaus größte Theil 
3 Buches gewidmet, während zwiſchen dieſe beiden Theile in Kapitel 7 eine 
aufangeeie ung der norbbeutichen Städte um bie Mitte bes 14. Jahr- 
an eingefügt ift. 
Sie behandelt die Gröhe ber Stäbte, ihre Stellung zu Kaifer und Bandeds 
heren, bie Handelst lebun en und wege, bie Handelöprobutte, den Lolalverlehr, 
die Vertehrömittel, die Zölle und Sontore, das Münzweien, ben Umfang des 
gandels, bie ftäbtifchen Getverbe, die Kunft, die —— en Regungen, die 
erfaffung und Verwaltung der Städte. Diele Schilderung ift, wie dad ganze 
Yu, anziehend gefcgrieben; es find die einzeinen Züge zum Bilde mit hoch 
Sorgfalt zulammengeftellt; bie biftortiche Rationalttoromie muß je ſolche 
Kar ae fein, daß eigentlich die Dankbarkeit ihr ben id zum 
v ieen müßte, 
Und doch kann ich ihn nicht ganz unterdrüden — um fo weniger, als er eigent« 
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lich nicht, die Perſon, ſondern bie Schule trifft, auß der ber Verfaſſer hervor 

jegangen ift. Es ift auch hier bie enoleie Segeniab zur ve — 
— Behandlung, die und —— bein seömadw, 
umfichtiges, auf ftrenge Ouettenforkhung bafirtes Buch, das twir vor und haben; das 
Weſen der Hanfa wirb und in vielen Beziehungen hier zum erften Male tar gelegt. 
Aber daB, mad ben Rechtähiftoriter, den Nationalötonomen, ben Kulturhiftoriter am 
meiften intereffirt, das fehlt fait ganz: eine anſchauliche Darftellung und Ge 
jchichte der Snftitutionen, vor allem der handelapolitiichen Inftitutionen. der 
vorfichtige Quellenſorſcher wird darauf antworten: bavon fteht in ben Quellen 
nichts; ich glaube, es fteht nur für den nichts darin, ber die fragen nicht zu 
fiellen weiß. Wenn es wahr ift, daß alle Bielpunfte des Hanfeatifäen Bundes 
hanbefspolitifche waren, fo bleibt es eben über alle Maßen bürftig, wenn in einem 
Vuch von 800 Seiten über danfiſche Gefchichte die ganze Hanbelöpolitif nur mit 
den Worten berührt ift (S. 202): „Den Begriff des Schuhzolis Tannte bad 
Mittelalter nicht; es erreichte bie Zwede befielben auf anderem Wege‘. Auf 
welchem, wirb uns nicht enthüllt. 

Eine Tarftellung der hanſeatiſchen Handelspolitik ſetzt — nach meiner Ans 
fit — zweierlei voraus: 1) Mare Anſchauungen über die Natur des mittels 
alterlihen Handels im Gegenfa zum heutigen und 2) voltswirthicaftlices Bers 

nbnig für Die egoiftiiche Gtabtpolitif, Die mehr ober weniger jedes Mäbtilde 
meinweſen im Dittelalter trieb. Die mittelalterliche Stabt war ein privi- 
Ieginter Wirthichaftsfreis, der, getragen von Vorrechten aller Art und vom 
Iebendigfien Zofalpatriotiamus ben Kampf um's Daſein führte, daB umliegende 
platte Fand mi if in wicthihaftlice Abhängigkeit bringen wollte, aı 
Städten angeft ie jo gegenüber fland, wie heute verichiedene Staaten fich geyen ⸗ 
über fiehen. Das Gilbe- und Gtadtbürgerredht, da fyremdentedit, das Stapel: 
zeit, ber Meilen: und Straßenzwang, die —5 — deifchen Differentialol- 
Tofteme, die überall den Bürger und den Gaft, und wieder ben Gaft aus ver 
jchiedenen Ländern und Städten verſchieden behandelten — alles das ift nur 
verftänblic von biefem Standpunkt egoiftiicder Stadtwirthicaftepolitit Kür 
ben Hanbel ift das entſcheidende Moment, daß aller ältere Handel uothwendig 
Karaivanenhandel war und baher die Derfaftung eines folchen Handels (gemein 
Tame Züge mit gemeinfamen Borftehern, feiten Routen, feften Stationen x.) an 
nahm. Diefe Inftitutionen find nicht ſpezifiſch hanfiſch, ſondern waren im 
aryen europäiihen Mittelalter ziemlich gleihmäßig vorhanden. Aber eben dei 
ki bilden fie auch die Grunblage der hanſiſchen Juſtitutionen und der hanfiſchen 
F te. Die Gildeverfaffung und das Hanfereght Inüpfen an die gemeinjamen 
da (özüge an; das Zulammentwadjien der Deutichen im Ausland und bie Land- 
iebenabündnifie überwinden zeitweile ben natürlichen Antagonismus der Städte 
unter fi; bie Größe der ana beruht batauf, daß in ben Ölüthegeiten haufiſcher 
Großmactsattion das fühl großer gemeinfamer Aufgaben Die egoiſtiſchen 
Sonderinterefien überwog; aber das geſchah doch nur zeitweile umb darin lag 
bie Schwäche des Bundes; zu einem dauernden oben Gemeinteien konnte ber 
Bund fih nicht aufihwingen, weil ein folcher Bund dem Weſen der Gtabt: 
wirthſchaftspolitit wiberfprach. Man handelte gemeinfam im Auslande, weil bie 
monopoliftiiche, ebenfo ſehr durch bie Waffen, als durch die Handels. und Kultur- 
überlegenbeit Dergeftellte, theiltweife recht brutale Handelöherricaft im Rorben, 
röhere Bortheile brachte, als bie Seren des wirthichaftlichen Kampfes der 
täbte unter fih; aber aufgehört hat biejer Kampf nie und er fonnte micht aufe 
dren; in jedem Moment — ir, wie die eine Bundesfiadt bie andere zu 
Ihädigen, ihren Handel zu vernichten ftxebt, ſich Sonberprivilegien ausbedingt 
bie anbere an biefem oder jenem Borrecht nicht theilnehmen Iaffen will. Das 
war Stabipatriotismus unb Egoismus, wie er naturgemäß das Mittelalter ber 
herrichte. Nur auf dem Boden territorialer, Landichaftlicher, ftaatlicher Wildungen 
war darüber hinauszulommen. Die ftädtifche Wiritſchaftspolitit konnte in einer 
Zeit, wo überall fonft noch eine ftaatlicde Wirthichaftapolitif fehlte, durch 
bündiiche Formen außerordentliches Leiften, den nordiſchen Handel Europa’s zwei 
Jahrhunderte lang beherricgen; fobald aber die ftantLiche Wirthicaftapolitit in 
finer Reihe von Gebieten einiehte, ba mußte fid) ihre Schwäche zeigen; der Kern 
war frok ber bünbilen Horm ber alte: ftäbtiiche Gtapelredyte, fläbtihhe 
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Differentialzölle, ftäbtifche Seneneäte ber großen gegenüber ben Heinen Städten, 
vn die Öftlichen und weftlichen Städte, — das war ed, um was man 
— is mußte der ſtaatlichen Wirthſchaftspolitik im Ausland Fr land 


33. Biedermann, Dr. Karl: Geſchichte ber Leipziger Kramer Junung 1477—1880. 
Ein urlumblicher Beitrag zur ‚Hanbelägeiie te Leipzigd und Sachſens. Im 
Auftrage ber Kramer: Innung verfaßt. Als Manuffript geb 182 6. 

Das Yubiläum der Leipziger Handelölchtanftalt, einer Stiftung der Kramer 

Irmung, welches für den Januar 1881 bevorftand, jowie bie Vermuthung, bak 

um eben biefe Zeit bie Störperichaft jelbft ihr 400jähriges Jıybiläum begehen 

Tonne, hatte in biefer den Wunfc erzeugt, eine Darftellung ihrer Geichichte ver» 

faßt zu jehen, und en follte bie Denkichrift bei Gelegenheit ber erwähnten 

ke zunähft ald DManuffript an bie Mitglieder ſowie an eine Anzahl von 
önnern und Freunden der Innung vertheilt werden. Die ung dieſes 

Wunſches ift das borliegenbe Berl. Wir haben Entfiehungsweije und Zwed 
‚ben mittheilen zu follen gelaubt weil fie augeniceinlid von großem Eins 

fluß geworden find auf die Arbeit felbft, Tomohl hinfihtlich der Bor ala des 

Inhalts, und im Auge behalten werben müfjen, wenn man dem Buche Ges 

zehtigfeit wiberfahren laſſen will. Der Verfaſſer jah fich bei der Ausdehnung 

feines Stoffes an eine geivifje Grenze gebunden, die nicht zu überſchreiten war; 
er hat fich weiter aflenbar das Ziel geſeßt gehabt, bie Thätigkeit und bie Schid- 
fale der Zunft möglicft nad) allen Richtungen gu fchilbern, wenn auch; häufig 
au mit iverigen Streichen, und hat dabei eine Reihe von Punkten berührt, welche 
wohl für die Nächfibetheiligten von erheblichem Interefſe fein tönnen, einem 
weiteren Kreiſe aber ald Antiquitäten von eringerer Bedeutung ericheinen erben ; 
dagegen Hat er e8 fich weniger angelegen Ein flen, durch Zufammenfaffung al 
der einzelnen wichtigen Züge zu großen Gejammtbildern den reichen und chef: 
dolle Sebensindalt, ber ef I “influhneien Bereinigung im Aufemmenhange 
mit dem wirtbichaftlichen Treiben ber DVergangenheit Überhaupt dem Leſer vor 
das je zu rüden. Aus biefem Grunde wohl hat ber Derfa| auch 

Quelienſtudium, fo eingehend es jet gewiß, geweien ift, auf ein eines Gebiet 

beichränft, hat’er faft aushhliehlic; die urfundlicen Nachrichten des_ramer: 

audhios benupt, obwohl er jelbft die Diöglichkeit einer weitergehenden Gorihung 
betont, hat er auch die Literatur nicht mit herangezogen. Die Arbeit Hält bei 
pi die Mitte zwiſchen einer eigentlichen Biftoriichen Darftellung und einer 

terialienfaommlung, ein Charatter, ber fi} u. U. auch darin suspeägt, daß 
ein erheblicher Theil der Schrift aus woͤrtlichen ober sußgugpmeilen iebergaben 
der verwertheten Aktenftüde befieht. BDehhalb ift das Werk aber unzweifelhaft 
doch eine werthbolle Vorarbeit für eine Handels: und ertche ichichte Sachſens. 

Als ſolche Vorarbeit will aud ber tafer eloft fein_ Bud wohl betrachtet 

wiflen, wenn er am Schluß der Vorrede rt: „ offenttih wird die Dent- 

ift wenigftens bad erfennen lafien, daß bie Geſchichte der Leipziger Kramer ⸗ 
mung des ni nten und auch allgemein Wichtigen viel enthält, ſowie dab 
iu einer ausführlicyeren Bearbeitung biefer Geſchichte bad Kramerarchiv reiches 
hart —— Mi Mu folgender. Sie erfien beftimmten Nach 
er nl er Shrift il folgender. ten beftimmten Nach: 
richten von be? Leipziger Kramer«. maung Mammen aus dem Jahre 1477; ihre 

Entftehung inde& fällt in eine erheblich frühere Zeit. Ihrer rechtlichen Stetung 

nad war bie Körperfchaft allein befugt, eine große Anzahl von Waaren, 3. B. 

Spezereien,, Geidenzeuge u. |. w. „ftüd» und pf igmeile” u verkaufen, wovon 

mır bie beiden Suchakmen beftanden, dab Handwerker die Sebfierfertigten und 

in ben brei Mefien Jedermann beliebige Waaren im Detail verhandeln durfte. 

Die ältefte Beftätigung der Kramerinnungsartifel durch den Rath, welche dieſes 

Borreht u. 9. enthalten, rührt auß dem Jahre 1484 Her. Im ber Folgezeit find 

die Zeitimmungen berielben mannigfach verändert und ergänzt und in ihren 

neuen jungen bis gegen Ende des 16. Jahrhunderts durch ben Rath, von ba 
an durẽ mn Sanbeöheren beftätigt worden. Die Entwidelung erreicht ihr Ende 
in dem bis auf bie neuefte Zeit in Kraft gebliebenen Statut don 1672, weldes 


— 
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in unferem Buche abgebrudt if. Sie weiſt benfelben Charakter auf, wie bie 
Entwidelung bes Zunftweiens in biefer Zeit überhaupt. Tie Abgefchloffenheit 
außen, bie Sonderbeftrebungen erlangen eine immer fchärfere Aupr! 5 
bie ginteittöbebingungen werden ſchwerer, die Verbietungsrechte anderen Kandel 
treibenden gegenüber werben weiter, die Strafen auf Verlegungen der Privilegien 
werden ftrenger. Dieb ber Inhalt des erften und zweiten Abſchnitts. Der dritte 
Handelt von dem Berhältniß der Sramermeifter d. h. der Vorſtände und Ber: 
Leler ber Innung zu den anderen Innungaverwandten, unb lehrt uns, daf ed im 
Innern der Rörperihaft an Simiftigteiten nicht fehlte. Cer vierte enthält einige 
ioichtige Atteftate aus dem 18. Jahrhundert, d. H. Gadjverftändigengutadten, 
welche don den Aramermeiftern auf an fie ergehende Anfragen über den Juhalt 
und die Bedeutung der Innungsartitel erftattet wurden. Intereffant ift vor 
Allem, daß danach den Kaufleuten, welche nicht zugleich Kramer waren, lediglich 
im Ganzen (d. h. zu %,, ?/a, */, Gtr.) zu verfaufen geftattet war — ganz fei 
Materialwaaren ausgenommen. Der fünfte Abfcnitt erzählt von ter em ung 
des Kramerhauſes, der Börfe, und der Gründung der Handelsſchule. Der fedhfie 
Abſchnitt berichtet von Stiftungen und Spenden feitens der Innungsmitgiieder 
und bringt beſonders Perfonalia. Der fiebente Abſchnitt Läßt einen Blic thun 
in bie Eiferfüchteleien und Streitigkeiten zwiſchen den Kramern und ber übrigen 
Raufmannidaft. Die Lehtere Nourde Dertseten durch neun Deputicte. Berfuce, 
bie beiden Parteien in ein organifches Verhältnig zu ſehen, mißlangen; beide 
bleiben jelbitändig neben einander beftehen, haben aber vom Enbe des 17. Jahr: 
hunderts an meift einträchtig zufammengewirkt. Volkswirthſchaftlich am inter 
eflanteften ift ber achte Abfe —8 der mehr als ein Drittel des ganzen Wertes 
umfaßt. Wir erfahren barin von bem ausgedehnten Stapelredit Zeipzige, das fih 
auf einen Umkreis von 15 Meilen erftredte, von der ſcha Oppofition, ber 
ſonders Dreödens, weldjes in diefem Gebiete lag, gegen baffelbe, von den mannige 
jadjen Bemühungen der Kramer und der anderen Kaufleute — ufwat 
erhalten, bie Feeigebung ber Schiffahrt auf der Elbe und der Saale zu wr- 
Kindern, von ihren lagen über die vielfachen Umgebungen befjelben, von der 
infchränfung bes Rechtes durch kurfürſtiiches Reſtript bon 1756, bon feiner 
fattiichen_Beleitigung durch den 7Tjährigen Krieg, Wir werden bei in bie 
Zeit der Zollfriege Sachſens mit Deterreieh und Preußen in der erften Hälfte des 
18. Jahıhunderts und fehen die Mramer häufig die Ergreifung von Ketorfion 
maßregeln als ſchadiich widerratgen. Wir werben untereidytet über den Berfal 
bes Leipziger Handel im 18. Jahrhundert und bie Umftände, in melden bie 
Kramermeifter und Pandlungsdeputirten bie Gründe diefer — haben. 
Wir vernehmen von ihren Veichtverden über die drüdende Accife und über die 
Zeralnfigingen, munben, um fe qm 
Befur v Meſſe anzuloden, enblich von ber Fürforge ber Innung für bie 1 
andere bie Wolfabrikation. Im neunten Abjdnitt zeigt ber 
Verfafſer und die Innung mitarbeitend an ber Seraltum der Hanbelögeriäts-, 
Kontur: und Weg ſel⸗ ehgebung, an ber Orbnung des Dünz-, Mab und Ge - 
wichtsſyſtems, an der Regelung des Poft-, Bank: und Flußſchi lahrtöverficherunge: 
weſens all bie vorwiegend im 18. Jahrhundert. Im zehnten hören wir von 
ihren Schidjalen, & B. den erzioungenen Kontributionsleiftungen, während ber 
jegsjahre beionderd ber Zeit von 1756-1763 und 18061818. Im eliten 
finden wir fie progejfitend um ihre Sonderrechte im Rampfegmit den Hand: 
werfen, fremden Kaufleuten, wie Jtalienern und Griechen, und — last not least 
— ben Juden. Der zwölfte Abchnitt will una durch einige Kuriofa erheitern, 
‚um ben teodenen Gang der ernften Seisichtsergäntung einigermaßen zu unter 
jen“, und ber letzte enblich gibt uns einen Üeberblid über bie Geſchichte ber 
— in ben lehten fünfzig Jahren. Die neueren freiheitlichen Gelepe 
haben ihre rechtliche Stellung von Grund aus verändert und ihre pratliſche Ber 


deutung abgelgwäht. 
Die eefelung iſt im Allgemeinen objektiv gehalten; nur felten flellt ber 
Derfaffer feine perfönliche Auffaflung von den Dingen in den Bordergrund. Der 
Standpuntt, den er hierbei einnimmt, ift von ihm felbft in ber Vorrede mit 
folgenden Worten gefennzeichnet worden: „Die Leipziger Kramer-Innung re 
ſentirt recht eigentlich und in herborragender Weile jenes Syſtem ber Handel 


manufafturen, insbe 
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und Gewerbepolitif, welches Fe bad ganze —— hindurch und noch weit 
herein bis in die neuefte in Deutihland faft allein herrſchende und 
maf uhgebende war. Wenn fie —8 Syſtem in allen ſeinen Konſequenzen und 
jelbft in feinen Uebertreibungen ie Geltung zu bringen fuchte, jo hat fie nur, 
hy demals — Betheiligten i unb was zu Ahr fie, als Vertreterin eined 
—— —— der Seip; —ã— fich für ebenſo Berehtigt 
I verpflichtet hal Halten burfte. m bi tejem Stanbpunfte aus wird ber Eifer, bi 
fie darauf —S jedenfalls anzuerlennen und zu loben ſein, mögen wir au) 
hentzutage, nach den Io ganz anderen nottetotethfehaftlichen Anſchauungen, bie 
jet gelen, bie Bing, De Si N ter einfehlug, bisweilen zu belächeln oder 
auch ur Def lagen in en fül sem dab bie 8 Rr m 
ig ma wirt aber auch zeigen, ie Leipziger Eramer · Innung 
in gie ‚Zeit, bie an freieren und Auen, — Sufihten 
noch jo fehr — Lite, dennoch jeher — zu zu fo (hen fich erhebt und damit 
umilltürlih Zeugniß bafür al biegt, wie bie natürlichen Bentitmiffe bes Handels 
ganz von jelbft und unaufhaltfam zu einer natürlichen Handelapolitit Hindrängen.“ 
Dr. Emil Strud, 


34. Richter, Guſtav, Allgemeine Wirthichaftslehre. 1881. 270 ©. 
oreaiefe Schrift ift aus ben Vorlefungen hervorgegangen, welche ber Di er, 
jor an Fe Hi tademie zu ER daſe —— Ik gehn Yeden aller 
Inftreitig PR das Bud) einen ber befieren Pläge Branfpruchen unter den 
Be lleineren Seunbrifien ber Nationalölonomie. Neue und felbftftänbige 
nihauungen enthält e8 freilich nicht, ed ruht grelmehr, durchaus auf den bes 
lannlen Werten von Hermann, Kofcher, Schäffle, Wagner, Mangoldt zum Bifchof, 
aber es hat auf verhältnigmäßig tleinem ums einen ſehr rei en 
im überfichtlicher Anordnung — Die Eintheilung iſt 
unb Sara I ve —* Kärung der Grundbegriffe, Graeigung ber. Se, 
mitt über 


Umlauf, f, berfelben. Um ausgebehntel 
rag a Ka u. A. aud behandelt perjönliche Freiheit und 
— Wr um, Konkurrenz Anternch mungsformen, in einem Anhange 
t nich bie ne Ger der a rthſ ehre Die —S 
Heer ift adgefei Daneben ift Manches aus ber praktiſchen National» 


ie und a — glehre her. ‚eramgeaone en worben. In ben Anmerkungen 
finden fich zahlzeiche ftati ige Notizen — oder pribaten Quellen ent 
Aommen. und vielfad die allerneuefte Seit mit berüi —5 end, me den Wert 
Buches nicht untelentlich erhöhen. San He litten teilung na. 
int ber 2 fer der neueren ethilchen Schule nahe zu fiehen. Die Dar: 
ug im, Ginzelnen ft, ähnlich tote in den Se rien Don Ran, und Blagner 
f — — — * Einiheilungen auf, welche dureh 
u — He Ansfäge im Drud jehr bemerklich gemacht 
—& zu weit '; gang en. —8 
Divide et — ib, im der nicht minder 
Pati und die man ang Befolgum biejes ee ed iſt ficherlich mit Eyu 
baf auf vielen Gebieten ber joltawirthfchaftale ehre noch fo viel Unflarheit 
RS —— das „imperare“ als Biel be aud bie Maßgabe 
bieten für enbung des Mitfels, de& „dividere“. it jenes nicht m en 
zeichen_ober feine Erreichung oßne Dieß —5 — Pi st eine weit geiriebene 
uns ermübend. Die Sprade h einf Inlac, Ma na} Der Zwed des 
Yuches ift nach dem Antor, einzuführen in das — ber gemeinen Wirth 
— e und bafjelbe zu erleichtern. Mir zweifeln indeß, ob bie Leltüre dieſer 
jenigen fefleln wirb, ber erft aus ihr über die Natur und ben 
Amen ber —— — jeinungen unterrichten till. ‚Dogu it iſt 
die Darſiel au —e und das Einzelne zu weni ig au 
gefähet- as a ittel neben "Bor eſungen inbeß, vor Allem aber ald Repeti- 
loxium wird fie zweifelsohne den Dank der Leſer erwerben 
Dr. Emil Strud. 


find. Diet Mi Becher, hierin 


Yahrbud V. 2-8, hräg. d. Schmoller. 34 
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85. Blatter, Dr. 3., or an der Univerfität Zürich: das Recht auf Eriſtenz. 
tabemüüche lea Jena 1880. aha Silder. ee 





Es hanbelt fich in der Rede um naturrechtlic)e Betrachtungen, die das jog. 
„Re —— als ein unmdgliches nachzuweiſen fuchen, da es ſtets 
Konfequenz cher Eriftenz, gleich Langen Lebens und damit bes Kommunismus 
in 


ich Ichliehe. Das Armenreit ericheint dem Redner als eine folge ber poli⸗ 
zeilichen Pflicht des Staates für Ruhe und Ordnung zu forgen; um Eigenthum 
und Perfonen zu jCüßen, bejeitige der Stant die äußerfte Roth, nicht um einem 
Rechtsanſpruch der Individuen zu genügen. Dieſer Stanbpunft ſcheint mix fo 
wenig mit bem Rechtögefühl ber —8 vextxäglich, als mit der ganzen 
Richtung der neuern ‚estalbatitiihent ilofophifchen Literatur. Freilich ift der ganze 
xechisphiloſophiſche Begriff bes „Rechtes auf Eriſtenz“ als Bafis aller lichen 
ſozialiftiſchen Forderungen ein To zweifelhafter, daß eine Polemik gegen ihn ge: 
rechtfertigt fein mag. Aber nöthigt biefe Polemik dann zu biefer inhumanen 
Auffaffung des Armenrehts? — Auch bie Frage ber Abgrenzung zwiſchen fitt- 
licher und Rechtöpflicht ſcheint mir bei bem Redner nit zu ihrem zu 
tommen. Der Gegenjak wird als jelbftverftändlich vorausgeſeht, aber nicht in 
irgend eigent jümlicher ober tieferer Weile aufgebeit Und doch handelt es fi 
um ihn in erfter Linie, wenn man ein Votum Darüber abgeben will, in wie weit 
gfeniaafttie Organe nicht blos fittlich, fonbern auch rechtlich verpflichtet werben 
önnten ober feien, dem Individuum feine Eriftenz zu erleichtern. 

G. Sch. 


86. Luthardt, Aug, K. Bayr. Reg.-Rath: Armenpflege und Unterſtützungswohn - 
Rh. gallbeonn 1880, Henninger. 8°. 69 ©. Sei :agen bed chriftlichen 
Volkslebens, Herausgegeben von Mühlhäuffer u. Gefiden. Heft 34) 

37. Derfelbe: Ueber den Unten maswohnſitz. Heibelberg 1881. Winter. 51 ©. 
(Sammlung von an & —e u. Pfaff. V. 2) 


Die beiden Schriften, von welchen die an zweiter Stelle genannte nur ein 
Auszug aus ber erfien ift, enthalten Vorfchläge nach ber Richtung, mie fie jept 
von dem Reichätagdabgeorbneten Zehen. don Varnbiler für den Weichötag vor« 
bereitet werben; €8 wird Daß baprifche Heimathrecht gegenüber dem uripr. preuf- 
täten, —& —A als daB beffere Syſiem vertheidigt umb 
sur Einführung empfohlen. 

Eh Geökere ber beiben Säritten ‚geht dabei aufbie Grund! des Armen: 
we ſens überhaupt zurüd. Der Verfaffer ſucht die Säße zu begrlnben, baß ber 
Arme kein Recht anf Unterftügung habe, bat ber Staat fih Armenweiens 
nur annehme, um ben Gefahren vorzubeugen, welche dem Gemeinweſen aus ber 
fid) felbft Aberlafjenen Noth drohen, und um das Aergerniß einer Verl des 
allgemeinen ticheitegefüßte zu verhüten, baß ber Staat nur ber 
NotHdurft zu fleuern, wohl aber der Entftehung ber Armuth durch feine fonftigen 
Einrichtungen vorzubeugen habe. Wie Ieftere heute möglicy fei, Darauf geht er 
nit näher ein, er weiſt nur auf die Derehelichumgpgefe jebung, bie im Sinne 
des bayr. Geſehes dom 16. April 1868 Art. 36 und der Sch bes ü 
von Marjcall über Eheſchliegung und Unterftüägungsmohnfig i Herder 
1879) zu andern fei, auf die Reformen ber Gewerbe · Wucher⸗ zc. un 
Dann gibt er einen kungen Ueberblid über die Armengejeggebung von England, 

rantreich und Deutichland; die beutfche führt ihn zu feinem —ã 
jenüberftellung und Kritit bes bayr ee und bes norddent! 
Unterftügungswohnfiges. Während der Unterftügung chip und damit das 
Fecht auf Gemeindenrmenunterftäßung vom 24. Jahre an burch anejährigen 
Aufenthalt erivorben wird, durch zweijährige Abweſeuheit verloren geht, alle die- 
jenigen, welche benfelben verloren Haben, ohne einen neuen zu erwerben, dem Band: 

armenverband anheim fallen, wird das bayriſche Heimathrecht nach dem 

vom 29. April 1869 überhaupt durch Abweſenheit nicht verloren; erworben mtı 
es buch, Abflammung, Verehelihung, Anftelung im Staats · Gemeinde: ober 
Kirchendienft, durch Erwerb dee Anbebürgerreihts (bad mit dem Hrimathrecht 
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nidt zufemmenfällt, ein Plus von Rechten darflellt) und durch Verleihung, bie 
auf Grund eines fünfs ober sehnjährigen Aufenthalts gefordert werben fann. 
—— t rühmt biefem —5— nad, daß 8 ohne bie Freizügigleit anzu: 
ften, das Senehbeiii —— die Sehhaftigte feit Ki feine Armen obue 
Heimath ſchaffe. Das Spftem des —B—— Im we gründe fich auf blos 
Pkt liche ——— betrachte eigentlich Staat ala den Unter 
Rügungspfichtigen, ber biefe Laſt nur aus —— keitsgründen auf bie Orte 
abwälge, wo ber Unterft —B—— e den legten Mittelpuntt ſeiner wirth- 
— % &pätigkeit ge habt; 3 fafie ben Deratmten ald eine Perion auf, bie 
fich um dag en te dem Orte verdient gemacht, wo er , ggarbeltet 2%, 
wobei bie allerbinge beftreitbare, ee mmilfiond« 
Bere über das He 6. Juni 1870 eingehender fritifirt ieh, Die praf« 


oemulicui 


tiſche Wirkung des Gelepes feien endloje Streitigteiten der Gemeinben und Staaten, 
meil das Recht auf Unterftügung durch einen oben eitablauf elchaften. mer, 
befien Anfang und Ende in taufenden von Fällen nicht zu Tor tonflatiren je fi. 
Srmeinbeorg jane würden darauf Hingemielen, die Anweſenheit ober Bomeinget 
durch fün! alle Mittel herbeizuführen. Die Vermehrung der Sandarmen und 
hierfür aufzuwe nden den Koften ſeien in Tamnenbaftem Ahasattum um begriffen, gem Am 
Königreich Sachſen tofteten die Sanbarmen 1872 Ma: 
in Baden 1873/74 Mart 56208, 1877/78 Mark 208000. nd daneben Baden en 
die lolalen Armenetats nicht minder. &ine Abkürzung der Feift, innerhalb welcher 
man ben Unte: Kama ib eriverbe, von 2 auf 1 Jahr, wie man 1877 dem 
Reiten vorge }, inlirbe nur die Zahl ber Sandarmen noch mehr und noch 


raſcher ee Eine Berläng + ber En allen Fi aber auch nicht, 


fondern nur eine Rüdtehr zus Weinzip ber Heimath, b. h. au dem Grunbfaße, 
daß das Recht auf Unter — an einem Orte nicht verloren gehe, bis es am 
andern erworben und daß der Erwerb nich von jelöft, fondern nur durch ein 
beftimmtes —S— — Man müſſe an dem Prinzipe feſthalten, daß 
jeder Staatsangehörige auch einer beflimmten Gemeinſcha {unerhalt, bes bes Staats 
mot welde ein wirtjameß Interefle an feinem Wo) enge en habe. 

Mit en Worten über bie Fehmitlige Armenp| ee, (ol f bie Seit, 
die wigtige Frage nicht bitch, fh ——— auf bie bayı 
Erfahrungen gründet, die ig tigfte Schattenfeite bes baı n Selmathrete 

in fo vielen Fällen len) te nöthigt, nach ber feit vn ren ober el mien 
ihnen entfr Een fat — Frag hren, ben Gemeinden Laſten auf 
var, Ben ihnen fal ame Kanal: ri — angehören, gar nicht ei 
en et jaftlofe, ernfte Grörtenn eines 
— ie bel volle —2 ient. 


38. Das in a, Eee Bon eich Sadhfen in Den eriten fünfzi; 

ee Mr eftichrift ; aum 50 An —A 11. arg 

wr —E Direktion bes ſtatiſt. Bureaus. Leipzig 1881. 
Dunder & Humblot. 96 ©. groß ” 


Ein banfenäwerther Be te ber deut li 
Gate 6 wid uns hie Geihiäle dep Haid — 


1881—50, dam die Gründung bes —— bie Thatigkeit bes 
um Gadhfens —e—— auch font zelnen —32 — —— Haupt: 
I aber bie verbienfivolle Zeitung bed Bureaus unter Ernſt Tl bis 


lt, bie nicht Bios 13 ea fondern für ganz Deutſchland ee neue 

7 z Statifit herbeiführte. Die ſchichte des Irezu bon 1856-75 

Ei ‚nur kurz berührt, 1875 trat Böhmert am bie Spige des Bureans; feine 

jeit, — fine Anzahl —A — ie Geſchafte, den Etat, bad Pers 

a 3 Bureaus ſchliehen Bm en il, bem unter dem Litel ‚Einige 

—— ber Jasij ine di 25 % eine —— tigſten 

au der ſachfiſchen Statiftit , die manı —— At Kl dürch 
die Bra ber wichtigften jatiftifchen Zahlen von FEST 


® Sch. 
34* 
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39. Eifter, Dr. Zubtoi Die Boftpaztafien. Ein Vorſchlag zur Einführun 
berfelben in han 1881. ” ſihrung 
Der Derfaffer entwirft in wenigen Zügen inteichenb orientirendes Bild 

von ben ae und ber &ı nat äugn: in Dean a Einführung der Poftipar- 

taflen in den einzelnen Zänbern Europas, jentvärtigen Sefattung mb und 

Ausbehnung wie der Erfolge bes nfiituls Bafeleft, og Rad — biefer Ein⸗ 

richtung auch in Deutſchland wird dringend getoünicht. eo m iefen Plan 

erhobenen Einwände werben A uweiſen gefucht; T wi au inte 
eines etwaigen deutſchen Fein arlafengefepes werden entworfen 
indet, Eigenartiges ent ten ns gu nicht, Die prinzipiellen Erö 
in ber Schrift — auch ber Schul unb ——— uns Be 
nicht — eingehend. unb bieten nichts Reues — inden fich m 
häpbare Beilagen; die eine gibt eine en über bie Entwidlung der eng- 
An Poſtſpa aien. ‚bis 1878, bie andere eine Neberficht über Acheninhalt, Em 
wol le l und Poftanftal Item in den einzelnen Oberpoftbireltionsbezirten, wie 
über bie gt und die Em imglicgteit der in dieſen Sefinblihen Sparlaffen nebft 

Annahmeftellen und der Vorſchußkreditvereine u. Le: mit Spareinrichtungen am 

Schlufie bes Sabre 1877. Klee entnehmen ber letzteren Beilage Aolgenben, In 

* em Zeitpunfte gab es im Reichepoftgeöiet 2479 Unnapmehte en Spar: 
rn Vorſchußtkreditvereine u. |. io. mit Spareinrichtungen eingeichlofien. Es 

entfäl t eine berfelben auf 14450 Einwohner nad 6 u un don —* 75 ober 







auf 179,2 Quadrattilometer. Bon biejen ftehen für jen offen: 

1, om jedem Tage BB . 388 Gt 
2. nur an ben Wodentagen . . > 22... e 
3. wochentlich an 1 Taghe... De 
4 Ram 
5 = 00:8 FE 2) 
6 . . 2 5 
7. . 25 ....—* 2* 
8. monatlich⸗ 1 Loge Fa Er Er 106 = 
8 2 Zagen Fe EEE EEE * 


ur des Sonnier s 
jährlich me an 4 Tagen . . 
. zu unbeftimmten Zeiten nur nach vor] vol —2 Setnntmadung 18 
14. nicht feftgefeht find bie Tage und Pak 9 
15. nichts zu ermitteln bi . . 


Ende 1877 beftanden im Reichspoſtgebiete 6836 Doflanfatten; eine berklben 
tommt auf 65 kn im Böen 5240 Einwohner. 
Dr. Emil Strud. 








40. Brunner, J. Cı: Schukzoll amd ihandel. Dritte Auflage. Yarau 1880. 
HR. Goreelänben s EN Beide fan 


Die Hol jöllner find ir era jer eingefleifchte Egoiſten oder Beute 
ah ne Per N — Ei jen Beute Ei Sal —— Sreihänbler: 
za heit, Gere — Vexnunft unb allgemeine Booiege 1 auf Seite bes 
Freihandels. Nach biefen Grundjägen kann man den Jin riftchens 
ung! fähr ermefien.. Es bringt bie ‚genöbnlicgen berfömmlichen Wrgumentationen 
händler, in friſchem lebendigen Zon geichrieben und angefnäpft an bie 

— iffe der Schweiz und die augenblickliche Situation. ©. Sch. 


4. inbe-@ihleiden, Dr. 'M.: Deutſche Kolonifation. Eine Replit auf das 
leferat 8 Sen Dr: I vr —— und — 
Kr 1 ne &60. Xu122 6 


1. 40 
Dr. eingehender, —R Aue dem 


9) Atteratur, 533 
—— 7 in and bie Knardeieee a en dieſes unb bes 


raphiichen ebenfall8 (baj. ©. Ka en. Wir 

en ir i4 Gender bie Antwort er a tapp’3 Referat 

aur furz zu erwähnen mit der Bemerkung, Derfaher feinen Gegner in 
bi — er Weiſe angreift und dar er Ib ei en mit —F Gründen, 
mit ahlen, mit derjelben Ener für Det 4 Kolonijation eintritt, 
wie in am, größern Buche. Indem ganze Tafelrunde bes 


Nanchefierthunis als das alternde A Re Wa das k alle —E die 
Borfelungen und Anfganıngen der 40: und 50er Jahre einmiſcht. appellirt er 
# Recht on den jugendlichen Rapp, der 1868 nad nicht fo grieägrämig, fo 
meifelnd, fo Meinmüthig wie heute, der beutichen Nation die Worte Saul 8 zuxief: 
ins hohe Meer warb ich hinausgewieſen, 
Eh Spiegelfluth erglängt zu — üben 
Zu neuen Ufern lodt ein neuer Tanz" ©. Sch. 


42. 2efer, Dr. Emanuel: Unterfucungen zur Geſchichte der Nationalökonomie, 
1. Heft. 1) Auß ber Lebensgeſchichte bes Adam Smith. 2) Robert Malthus 
ala —&S der modernen Grundrenteulehre. Jena 1881, G. Fiſcher. 
8. IV.u. 121 €. 

Die erſte Anterfuchung fucht hai uptiächtich auf_Grund ber Biographie 
Hume d von J. H. Burton bie Chronate ie bed A. Smith’ichen Lebenegang 
in Ordnung F bringen, nachzuweiſen baß A. Smith einen ziemlichen Theil he 
Zeit, während weldjer er fein Hauptwerk fchrieb, in London zubrachte und viel 
mehr, als man biöher annahm, mit heroorzagenden Zeitgenoffen in Berührung ftanb. 

Die zweite Unterfus —— welche die Rententheorieen von Adam min, 
Anberjon, Ca, Sismondi, Buchanan, Torrens, Malthus und Ricardo in fehr 
engehenber Weiſe dorführt, ift, dem Nachweis getoibmel, daß das Verbienft der 

Degelmbung ber heute br Bereich chenden Rententheorie nicht Ricardo, ſondern Malthus 
gebi 17 ber Beben in ven ithyrambilhen Worten gefeiert wird. 

Beide Arbeiten find mit der Leſer sig ienen Genauigkeit und Sauberfeit 
durchgeführt. Und man mag im u en her bie Notbmendigkeit und ben 
Bei! — und literargeichichtficher Arbeiten in ber Nationaldfonomie denten, 
wie man will, das wird man jedenfalls zugeben mäfjen: ſoweit fie gemacht werben, 
iR e8 von größter geistigen, da dab fie mit jo gelhulter gicheter Gand ge 
act werben, wie bier. dann jebenfalld ihren Werth ala Kleine aber 
kam: Baufteindhen, bie auch — fpätere Literarhiſtoriker — verwerthen die 

öglichteit Haben; fie konnen aber, je nachdem fie als Vorarbeiten oder Theile 
eines größern Ganzen zu ben mifenfaftfihen Lebensplanen bed Berfafferd Ber 
jeung haben, auch eine fehr viel größere Bebeutung haben, die freilich fich erft 
ann uns erihließen fann, wenn wir das größere Ganze vor und Ian von bem 
una bier nur borläufige Splitter geboten werben. G. Sch. 


B. Zeitſchriften. 


43. rift di te Staatswi be Dı 
Bike ne ee Saar > 


Ju biefem Hefte bringt ©. Cohn eine geiftvolle Unterjuchu u Ehre 
und Laft in der Bolfswirtbicaft, aning fen, an die bereits in früheren Di 
dieſer Zeitianit miebergelegten 9 Neil über bie gegemmnärtig, viel ventilitte 
litärfleuer. Ausgehend von fach anert tannten Gedanten, daß diejenigen 
Staats bür⸗ urn, Sin zii! vn ’yen ilitärbienft leiften, ein außgleichendes 
Bu au bringen haben, hat Gohn in den früheren Artiteln betont, baß dieſe 

feichöleiftung in teiner anderen Sategorie zu fuchen fei, als in berjenigen 

teuern. "ie Steuerlaft tritt da ein, imo ie perfönliche Laſt nicht getragen 
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werben kann: e8 wiederholt fi in dem einzelnen Fall ber ae am Srunbieh, 
ans welchem ber Heutige Staat feine Mittel ableitet, — er mi 
perſonlichen Dienfte der Bü: er für feine Zwecke bie ie er ne 
jeblen, Ta laßt, als bie andere Konfequenz ihrer —ã onen, 
ie nicht bie Wehrpflicht leiſten — fteht auch an dieſem ae ber öffentlichen 
Aufgaben ber Staat als arbeitätheiliger Pe — An welchen fie 
wit anderes als ben ſachlichen Bat m — eben leiſten 
follen.“ Run wendet man in ber daß es fich ha se dem Miitär 
bienft nicht um eine wirthſchaftliche A, fordern um bie Ehre einer öffentlichen 
Leiftung Handelt. Diele Er ſucht Cohn bonftändi Har zu em, indem er 
— bie prinzipielle Erbrierung vornimmt, wie ſich denn bie Begriffe „Ehre 
und Laft“ in ben Leiftungen für das gemeine MWejen überhaupt berhalten? "Dazu 
holt er weiter aus, indem er auf ben Iekten Grund aller Wirtbichaftlichteit 
rüdgreift und bie Frage au beanttworten fucht, welche Motive überhaupt — 
liche Leiſtungen veranlaſſen. 
Cohn ergeht ſich zumächft über das ZWeſen ber Arbeit, indem er bie An: 
Güen Smith’s, Hermann’ zc. fritifirt, bie Frage nad) ber Produktivität der 
[beit in bie al Schranten zu ‚urüdtoeift und vor Allem in einer kritiſchen 
Audeinanberie ung mit eh. die Anfichten der antifen Welt, der Griechen 
unb Amer ber bie Ania f > dab Weſ 
vorallem ei Begri und baß Weſen ber Ehrenämter und behaub⸗ 
tet mie Reit, — nad) Sage der Zeit und ber Umftände troß der mit gewiſſen 
Dienftleiftungen i im Öffentlichen Intereffe verbundenen Ehre zum Zwange —* Zus 
flucht nehmen muß, auch in einerauf freiheitliche Selbftuerwaltung een Staais· 
—e „Und“ auf den dkonomiſchen Punkt ber er Frage aurüdtehrend, An Hl fort: 
m 


‚in berjelben Weife, wie das pin: ologiihe Moment hatſachlichen Empi 
hre über Zwang oder Era jfeit der Leiſtungen in — — ente 
ſcheidet, in derjel jeife entſcheidet ber oͤlonomiſche oder ſoziale Moment über 


die Gewährung des Unterhalt für ben öffentlichen Dienft, je nachdem bie öfo 
ee, mit Yan, ht auf Fi einzelnen Re Dienf- 
Teiftungen verichieben geftaltet nr gie bie Beurtheilung diefer Dienflleiftungen 
für ben Staat tommt einerfeit? bie Idee ber Leiftung, ber Arbeit für ben Staat 
ober bie Gefellichaft, andererfeitö die wirkliche Empfindung mit welcher bie Arbeit 
geleitet wird, bie toieflichen fogialen Zuftände, in welden fie gethan wird, in 
jetracht. Damit ift die allgemeinere Grundlage für bie jrage der Wel 
Darnad findet eine Rechtfertigung berfelben ihre bfägliche Dr 
öftigung darin, „baß gegenüber der bee der Ehre bieler kung für ben 
Staat die wirkliche" Empi ng der Laſt und bie wirfliche dkonomiſche Sage ber 
Bflichtigen Ben tung u eben hat für biefe Leiftung, glei tie für alle andere Leifte 
ungen pmlicher 8 — ht dann zum Schluffe noch das verhältuiz 
— eigen © gen Seieligaft mit ihrer liberalen Arbeit zu dem antilen Begriffe bed 
eien Mannes. 
der in Iegter Zeit ebenfalls viel ventilixten frage, ob der Verlauf von 
Gontrebande an ‚Arientührenbe auf neutralem Gebiete eine Verlegung ber Reutrali- 
vatapflicht fei, ſucht Geffgen in einem Artikel über bie Lieferung von Gontrebande 
ſeilens ee auf kritiſchem —A Antwort zu finden. Geftens Refultat 
gt dahin, baj die Behauptung, eine Lieferung von Gontrebanbde ſeitens 
jeutraler ein des Volkerrechts |ei, was das pofitive Recht betrif I un 
PER und bie For erung eined Derbotes biefeß ee, ſoweit e8 fi 
fremd nbelt, undurchrührber und unbillig ift. 
ben im biefem Hefte noch 5 entba alteren Artikel (1) U. Wagners ‚Der 
Staat und das Berfiherungsiwejen“, e ich nach der Vollendung ing rain 
Dr. Eheberg. 


44. ücher für Battenatkten mie und Statiftif. ben von Dr. 
See Wett gs au. Omi 
& t 4 a ap 1880 ift M jalten eim Artifel Prof. Wille's 

Fe ufgaben und Leiftungen der Statiftit der Geifteöfranten.“ Ansgehend 

vn ber Thatjache, daß bie Geifteafranten für den Staat unter allen Umftänben 
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eine Laft find und zwar eine mit der „0 warhfenbe Laſt, erflärte Wille mit 
Recht, dah der Staat nicht nur ein “nterefe, ſondern jelbft die Pflicht habe, 
bie ;hE feiner geifteßfxanten Bevölterung tennen zu lernen, aljo eine 
Statiftit berjelben in bie Hand zu nehmen, d. h. bie Erzielung einer jolden ala 
eine feiner Aufgaben zu betrachten. R J 

Rachdem er im Allgemeinen bie Schwierigkeiten einer ſolchen Statiſtit — 
vornehmlich beruhend auf ber Unmöglichkeit alle Geiſteskranken ausfindig zu 
maden, erwähnt Hat, legt er zunäcft feine Anficht über bie Art der Zählung 
der Geifleäftanten Mar. Die Zählung felbft follte, wegen der jchwierigen Er⸗ 
tenntnip des Thatbefiandes geſchehen durch die Yerzte. Aus ben Händen ber 
pati Aerzte Lommen bie Urtabellen, Siften oder Karten der Aufnahmen in 

ie der amtlichen Aerzte, von denen fie eine erfte Kontzolle erführen. Bon biejen 

eg gelangten fie an bie betreffende ftatiftiiche Gentralftelle, wo fie nod) einmal 
egidirt und weiter verarbeitet würden. Sermit würde zunächit Aufihluß ge · 
geben über die Zahl ber Geifteskranken. Aber dieſe Statiftit hätte nad Wille 
auch noch zu zeigen: 1) Wie viele Menjchen leiden an erworbener, an eigent ⸗ 
Hier Geiftestrantheit, 2) wie viele an Idiotismus, an ſporadiſcher angeborener 
Geiftesichtwäche und 3) wie viele an Kretinismus, an endemiſcher angeborener Geiftess 
ihwäce. Allerdings kann eine ſolche ein, chenbe Statiftit, wie auch ber Verfafier 
bemerkt, nur bann don vollem Werthe kn, wenn fie weit reichende Vergleich“ 
ungen geftattet, d. h. wenn fi) folde hebungen über möglijft viele Sünder 
gleichzeitig erſtrecken. Zum Schluffe bemüht fich der Verfaffer die Bortheile Mar 
zu legen, welche für das Jrrenweſen wie für den Staat aus einer derartig ge 
orbneten Statiftit der Geiiteöfranten — ber auf privatem Wege noch mande 
Daten beigefügt werben fönnten erwachſen würden. 

Einen mehr philofophiichen Charakter Hat ber Artikel von Krohn (Heft 5.): 
Beiträge zur Kenntnik und Mürbigun der Soriologie. Der Artikel, im Wejent« 
lichen gegen X. Gomte’s Aufiaffung er Weligefeichte gerichtet, obmohl befien phi« 
——— und Geiſtestraft vom Verfaffer ausdrüdlich anerkannt werben, enthält 
jehrviel des Anregenben und ſehr viel an richtiger Kritik; doch möchten wir bie Berbienfte 
Gomte’3 um bie Sociologie vom Standpunkte dieſer Wiſſen ſchaft aus viel höher ftellen 
ald es der Berfafier vom allgemeinen Sitoton jiichen Stanbpunft aus gethan hat. 

Don herborragenbem Intereſſe i ztitel Gr. 3. Neumann’s (Heft 6): 
Die Steuer nach der Steuerfähigteit, ein Beitrag zur Kritit und Geſchichte ber 
ke von ber Befteuerung. In dieſem erſten Theil find unächft kurze Untere 
ſuchungen enthalten über die Auffaffung des Weſens der Steuer bei den ver- 
ſchiedeñen hervorragenden Schriftſteliern der alten und neuen Zeit. Während 

ſobbes Haller, Jade und Andere bie Steuer lediglich als einen Preis für bie 
iſtüng bes Staates auffafien, während Grotius, Satan, Rotted, Pufens 

dorf, freilich von anderen Gefichtspunkien außgehenb, bie Steuer ebenfalls ala 
Kohn bezeicgnen und bie moberne Bertheidigung des Freihandels gleichfalls in 
ber Bemeifung der Steuer nur ben Auadrud bes Prinzips ber. Seiftung nad} der 
Gegenleftung jehen will, eine Aufl, bie theilweiſe au Stein und bie neue 
feangöfifche Kiteratur theilt, haben Andere im direlten emtafe feit ältefter 
Zeit den Grundfag ber Be ig nach ber Keiftum; Bräßigfeit und dem Vermögen 
in Theorie und Prarid anerfannt und vertreten. Gn ältefter Zeit vornehmlich 
Blato, Demofthenes, Xenophon, vor allem Ariftoteles. Neumann ſchildert die 
riftotelifche Stantsibee, befien Unficht von ber distributiven Gereätigteit und 
der bamit zufammenhängenden Bertheilung ber öffentlichen Laſten. Die Anficht 
Ariftoteles’ beftand num darin, daß überall ba, wo es fich um öffentliche Laſten 
Ex At, bie austheilende Gerechtigkeit Plag zu greifen babe, daß alſo Hier nach 
‚pgabe ber Kräfte bes Einzelnen geleitet werbe, baß_baı gen a, wo im 
freien Bertehe ber Siyenuup angezeigt ift, Die entgeltende Gere: it zu walten 
habe, daß aljo hier Xeiflung und Segenleiftun Ms entipucchen jollen. „Und es 
unterliegt leinem Zweifel”, fagt Neumann, „ iejelben — nämlich die An- 
ſchauungen von Wriftoteled — jenen mit ben Rechtäftantstheorieen nnd Man- 
hefteribeen neuerer Zeit wieber zur Geltung gefommenen, anberen Anfchauungen, 
nad) welchen man Die Grunbfäge des privatiwirthichaftlicden Verkehrs jchlechtiveg 
aud auf bie Hier in Rede ftehenden öffentlichen Dinge übertrug, weit vorans 
flanden, und in ber Sinanzwifienihaft früherer Tage, ja biß zur Gegenwart 


536 Siteratur. [974 


blie ‚thümer vermieden worden toär a 
Eigen De ad "et —— ——————— 
hs ber Ab) 


de jolutiömußs des 17., unb ber übertriebene, wirthieaftäpoligeiliche 
Eifer bes 18. — inderts in Teicht erflärlicher Reaktion jene Jrethümer in® 
Leben rief, die Anichauungen von Ariftoteled auf dem hier in Rebe ſtehenden 


Gebiete von großem Einfluß gewefen find.” Diefer Einfluß Ariftoteles’ wird num 
genauer nachgewiefen,, wie ex fi} bei Bodin, Botero, Obrecht zc. äußert und 
wie er fi} in ber Praxis theilmerfe —A die ſtaatsrechtlichen und finaug⸗ 
rechtlichen Anſchauungen ber Praktiter Carl von der Lith, Thiele, Siruenſee 2c. 
werben tun —— — Aber erſt mit ber Wenl in ber philoſophiſchen 
und politiien Siteratur — mit Wolf, Scheidemantel, Adam Müller, Fichte. 
Sa — brach ber Grunbfaß durch daß ber Staat au andere Aufgaben habı, 
ala blos für Sicherheit und Rechisſchuß zu forgen und daß deshalb auch b:e 
Steuern nicht blos ein Entgelt de Einzelnen für biefe vom Staate gewährten 
Güter feien, jondern daß, wie Stahl es außbrüdt, ber Rechtögrunb ber Steuer 
lebiglid) in ber Unterthanfchaft beruhe, und deg beahnlb bie geredhte und ange: 
mefene Art_ ber Beftenerung nicht nach bem Prinzipe bes Mieturn elhäfte, 
ſondern nach dem Weſen bed Staates gegeben jei. Diele Anichauut E &teht 
vielfad; übertrieben Außbrud gegeben Hat, wurbe weiter perteeten Dura) Tren· 
delendurg und Walter, weiche bie Gteuer nicht alß Auufpmis ober Bergeltur 

der bem Einzelnen vom Staate gewährten Bortheile, fondern ala ein —— 
ber öffentlichen Pflicht bes —5 — gegenüber demGemeinweſen oueten 
Reumann tommt dann auf bie Milberung des Feyenfaes zwifchen ben fteeitigen 
Parteien zu ſprechen, welche ſich dadurch exgiebt, daß im ber Steuerpolitit micht 
blos bie ftreitigen Rechtagrundfäge Antvendung zu finden haben, fonbern noch im 
viel höherem Grade allgemeine wirthichaftliche Grundfäße und Wahrnehmungen, 
und baß ein gewifier Modus ber Befteuerung, ber nach der Größe des J 
ober einzelner Vermögendobjelte, nach dem Umfange der Einzelwirthſchaft ıc. fich 
richtet, beiden Grundläßen zu entfprechen vermag, endlich ſich dadurch ergibt, dak 
verſchiedene Schriftfteller der älteren unb neueren Zeit — Plato, Demoftbenes ıc. 
Montesquien, Tuſti, Schmittheuner 2c. — beide Grundjäge neben einander vertreten 


Haben. 
Zum Schluß charalierifirt Reumann die Aufgaben der Gegenwart in ber 
Steuerpolitik fuxz, während er im folgenden Axtitel darauf und auf bie Somber- 
mg 3 6, Onfmann3, Helh® und Gtein® in der Gage be, Gieuermeiens 
noch zu {prechen Tommen wird. r. Eheberg. 


45. Bterteljahrihrift für Voltswirthſchaft, Politit und Sulturgeihichte. 
Herauögegeben von Dr. €. Wiß. ‚lin 1880, Bd. 4 und 1881, Bd. 1. 


Band 4, 1880. Dr. Hermann Sörttten Neber bie Rormirung der Ein ⸗ 
tommenftener. Es hanbelt fich in biefem Artikel um eine mathematiſche aeonblung bes 
Gegenftandes und zwar um eine befiere Normirung ber Progrefiivität ber Ein- 
tommenfteuer, ala dies durch eine arithemetifche Progreifion geſchieht. Scheffler 
fucht zunächft die „innere Prinziplofigkeit ber mathematikhen Progteffion ale 
— een, Ei eisgt Pi ET] ‚bamit, daß & arith- 
meti rogreffion 'onfequenter Dur: ung endiich zu einem Steuerfaße 
glanee, welcher das ganze Einfommen abforbirt, und baß deshalb die offenbare 
Inmöglichkeit ber Durch] rung der arithmetiichen ze reifion. zu einem Ab- 
beuche berfelben bei einem Marimum und damit zur Willfür und Regelwibrig« 
teit nötige. Indem er dies an einzelnen Beilpielen achtet, fucht er bie mathe 
matifche Formel für eine richtige Normirung ber Gleuerprogreifion zu finden 
und redigirt bie eskstice Beftimmung, welche biefe {Regel verwirklichen würbe, 
folgendermaßen: „Wenn eine feigende Stala für den progentualen Steujah an: 
enommen twirb, fo barf das Werhältnik de& höcfkmöglicen zum niebrigften 
rogentfahe, wenn das gelammte Steuerbebürfnik 2 Prozent ded Gelammtein« 
tommens ober mehr ausmacht, den Werth 4 erreichen; bei abnehmendem Steuer» 
bebürfnifie darf fich dieſes Verhältnig allmählich erhöhen, ohne jedoch bei vers 
ſchwindendem Bebürfnifje den Werth 5 zu überſchreiten. Hierneben fol die Tiffe- 
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renz zwiſchen dem hoᷣe Ha und dem niedrigfien Steuerfaße, wenn das ie 
Hate —S— RN Prozent des Gelarmmfeintommens — den 
3, für Zleinere Bebürfniffe aber dasjenige Marimum von ungefähr de, 
3 bie nach ben borfiehenben Bedingungen. aufauftellende ma! hematüjche 
5 exgiebt, nicht überfteigen Ic) begnüge mich hier einfach das Rejultat 
beachtenämerthen Unterfuhung mitzutheilen, indem ich mir vorbehalte, bei 
einer anderen Sn enbeit auf Diebe zurädzulommen 
Die politifhe gge Deuticlanbs und bie Liberalen 
teien. FH biefem Leiitel verbreitet fich der Herauögeber in leichter, —e der 
Weile zunächft über bie Außerz Poktit — ber er die gebührende An 
il werben läßt. KH Dann über zu einer petrachtung, ber 
wie ua Politit und gerfofhn n macht und (7 einer, 
alerbinge nicht tief eingreifenben Kritik ber deuth — ftö- und Steuer⸗ 
politit. Da über biefen Ie| en Bunt Wibfih Igonbesft Krenveehetiktat, ohne Neues 
ubringen, jo kann ich mir einen Bericht und eine Kritit feiner Anfichten eriparen. 
Auch der folgende Abſchnitt über die Verſchwendung des Nationalfapitals in ber 
Verwaltung einer ——— bringt nichts Neues und lann weder für den 
Stantsbetrnb noch jenjelben beweiſen. Am leſenswertheſten iſt ber 
Br itt über die Li len Parteien, welcher offen deren gegenwärtige Mac „ 
it und Berfaheenheit tonftatirt und Rettung nur in ber Gründung einer 
— Deutſch· liberalen Partei” im Anſchluß an das An Fordenbed'3, 
Stauffenberg's x. und unter Srigiehung der fortichrittäpartei jucht. 
Soetbeer: Das Goldland fir, eine wirthie —R——— 
Unterſuchung. Was bie Gegend betrifft, in welcher dad Goldlanb Ofir zu fuchen 
ift, fo find befanntlich hierüber die Ani ihten außerordentlich tontroberd. Goetber 





beigäftigt ſich nur mit denjenigen Unterfuchum, In, und geitiiet Hd jene, welche 
“ Beth —— 5 —— bs Haas ui RG. von 
Baer, ber e8 in Malacca, bei ft. Laf allen, es in ber — * Muünd⸗ 


ungen des —— unb des MReeckihene Yon Cambay fuht, ferner die Unlerſuch⸗ 
ungen einer gie ren Anzahl von Gelehrten und eifenben (A. Vetermann), bie 
Rh für bien tüfte von —R ausgeſprochen haben. Er ſelbſt erklärt fi 
mit guten Gründen für die Wefttüfte Arabiens und verbreitet fich dann bes 
Weiteren über die berichiebenen Erpebitionen bes Alterthums nach dieſem Gold⸗ 
land und über bie Probuftion beffelben. 
Dr. 9. Jante: Der Kommunismus in der prattiſchen Volkswirthſchaft. 
In dieſem Artitel ift eine Velprehung eined, wie es ſcheint, ſehr interefanten 
Buches Fa so No: vr 38 Commrapmindic ii 5000 a jaten, 
ohn ray ni el fähr ;pfe zählend mil 
einem —— en von, circa BR et und nich nicht umbebeutendem Land- 
befige —— eeſte hen ie tommuniftiichen Geſell ſchaften aus Amerikanern, 
tanzofen unb Deutichen. Seine lebt ohne Religion, und jede hat ihre beftimmten 
& id Deutich Keine lebt ohne Religion, und jede hat ihre beftimmt 
en über das Familienleben. Die Leitung ift in einer Hand und ihr 
gehorchen alle, weil fie ans ber Mitte der Gelammigeit hervorge en ifl. Es 
giebt feine Diener in biefer Gemeinde, ſondern vers il u Dienftle efhungen ver⸗ 
J —— Sie treiben vornehmlich Aderbau aber au rien, indem fie von 
dem Grund| ausgehen, a e& am gevinnbringenbften Mi, na bie notwendigen 
ti herauftelten. Die Babrttate, welche fie al erfreuen fich eined guten 
teil Ken mit Strenge auf gute Waare achten. ie "taufen nur gegen baat 
ame verfchaffen fich die bendti ggten Bebürfniffe alle im Grı Was den Cha⸗ 
ralter ber Bevollerung betrifft, jo zeichnet fich dieſelbe aus uch riedfertigkeit, 
Zucht und Reinlichteit. Sie arbeiten gerne, ohne fich zu überanſirengen, eifen 
gerne unb gut, und bies, im arbeiten gerne, mit ihrem Aufenthalt in ber freien 
— mit i nen gefunden 2o nungen, frng regelmäßigem Leben zc., giebt ihnen 
nad Norbhoff eine läı ebensdauer. Korkkor sieht aus feinen perjönlichen 
Unterfuchungen ſehr lei reiche Schlüffe auf die Vorausſehungen und bie Reful- 
tate des fommuniftifchen ebens, die von dem Verf. im Audzuge mitgeteilt werben. 
Man wird hieraus die Meberzeugung f&öpfen, daß der Kommunismus, jo un« 
möglicy und unausführbar er et jede größere Stantägenofienichaft eriigeint, doch 
Mn einzelne abgel — Dereinigungen mit gutem Erfolge fi) verwirklichen 
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Band 1, 1881. An Mittheilungen, wel Ir eine Bel nicht, 
eignet fu find in dieſem Bande enthalten: ah ne ben % 
teren bes Minifters und Burggrafen von Marienburg, :obor von Schön, for 
mm ein lefenäwerther Artikel Friedrich Rnapp's: Beiträge zur Geſchichte 
des großen ſpaniſchen Romancero. J 
Der Herausgeber ſelbſt behandelt „Die Landfrage in Jrland“, bie nad 
den jüngtten Verhandlungen im engliichen Parlament zu einiger Kuhe gelangen zu 
wollen ſcheint. Rod) ift ein Artikel zu erwähnen von GarlManbello: „Gegen ben 
itiamus in der Volkswirthſchaft“, ber unter dieſem interefianten Titel eine 
xechung und Kritil deö vor einiger Zeit erſchienenen Werles des Englänbers 
D. Syme: Outlines of an industrial science, enthält. Da biejes Merk km 
viel jtenöwerthes enthält und auch bieje Kritik nit bebeuteungalos ift, 
möchte id) im näcjiten Heft in einer außführlicheren Beiprechung darauf zurüds 
tommen. Dr. Eheberg. 


46. Der Arbeiterfreund._ Herausgegeben von R. Gneift und V. Böhmert. Berlin 
1880, Heft 6. 1881 Heft 1. u ? ki 


Eingeleitet durch einen kurzen Rüdblid auf das Jahr 1880, bringt Heft 6 
biefes Jahres eine kurze Biographie bed befannten Fabrifanten U, So vom 
Fraug Woas, ferner einen Artikel über die Betriebs . Lohn: und Hilfelafien 
verhältniffe ber Meiner Porzellenmanufattur von 1710—1820, ber einer in 

eft 1 umb 2 ber Seitichrift bes Sm, jächl. ſiatiſtiſchen Büreaus (1880) er 
chienenen Arbeit über bie „Urkunbliche Geſchichte und Siatiſtik der Meikener 
zellanmanufaltur von 1710— 1880“ entnommen iſt. Der Artikel giebt eine jehr 
leſenswerthe und verbienftvolle Meberficht über bie Geſchichte der genannten Jar 
duftrie nach allen ihren weſentlichſten Seiten Hin. 

Daran jchlieht fich ein kurzer Bericht über ein bem Gragebirgifchen Steins 
Tohlen» Aktiens Verein zu Schedewiß bei Zwicau übergebenes —A 
des ben Namen „Zreuelohn“ erhielt und die Beftimmung bat, die Kluft zwiſchen 
Arbeiter und Kapitaliften, die ja bei den Actiengejellichaften fich beſonders fühl: 
bar macht, zu überbrüden, indem es die Treue der Arbeiter, äußerlich ausgedrüdt 
in bem Diahe der Dienftdauer, belonen fol. Es werben bie Statuten bieler 
Stiftung mitgetheilt und bieje find jebenfalls an dem „Treuelohn“ bas Werth 
vollfte; denn mit einer Summe von 1500 Mark, die als Stiftungsfapital bes 
Treuelohns figuriren, wirb man jelbft mit dem beften Willen faum ein fleinfles 
Stüd ber fozialen frage Löfen. 

a. Gumpredt berichtet über Zivangserziehung, Rettungs« und Armen 
Erziehungd-Anftalten. Er hebt mit Recht die Punkte hervor, welche biäher einer 
jebeihlichen Entwidlung biefer Anftalten entgegenwirken und melde zunächſi be 
Fit werben müfien, nämlich ben Mangel an Familien, welche zur Fugemäten 

bung der Zwangserziehung willig und befähigt find, und ben Mangel an aus 
ei itteln vor allem zur Honorirung pafiender Lehrer. Auch was ber 
Berfafier jonft noch über die Erziehung ber vermahrloften Jugend jagt, verbient 
bei ber großen Tragweite bed Gegenftanbes volle tung, J 

1 bes Fa 1881 bringt einen Auszug aus dem Jahreöbericht ber 
deutſchen Iriw ge oren, ben ich um fo mehr übergehen m tönnen glaube, ala 
diefer Bericht auch in Heft 1 (1881) unferer Zeitiheift eiprochen inorben iſt 
as Radıteng zu dem Böhmert'ichen Werke über Gewvinnbetheiligung erſcheint der 
Bericht über dad Syftem der Wohnungaprämien in ber mechanischen Weberei von 
D. Peter u. Eo. in Neviges in Preußen; demnach wird hier ber Antheil, ber ben 
Arbeitern an bem Gewinne be3 Unternehmens gewährt wird, in Wohnungeprä 
mien auögezahlt welche dem Arbeiter eine leichtere oflung eigener uöchen 
und Gärten ermöglichen. Einen folden Nachtrag Liefert auch bie kurze {heile 
ung über ben Gruppenatorb und bie Geivinnbetheiligung bed Güterbodenperfonals 
ber Altona-fieler Cifenbahn. i 

Bon Interefie ift ein Artikel von P. Schmidt: Die Lage ber Arbeiter in 
Dänemark, der aus bänifchen Quellen geichöpft ift und in betaillixten Unteriuc: 
ungen Auffhlüffe über bie Zebensverhältnifie der daniſchen Arbeiter (über ihre 
Hanshaltunge-Bubgetd zc.) giebt. — Dr. Eheberg. 
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Die Zeitjgrift enthält fol e augen Die Or, eniation ” 
teorologifchen Dienfted in den — taaten En I. heil 
ellmann. — Dad Zeitalter des Daı af" Kin ftatiftiicher — lung 
ortfefung und luf). Bon Dr. Erwerb und DVerluf 
und Staatdangehörigkeit im peeni den Staate während des Ja} Yahıs 
Fe Preußens Sans el nach ben Hanbelsfammerberichten für das Jahr 1878. 
8. Srande. — Die Induftrie Italiens. Bon Dr. R. Jannaſch. — Die 
Xebend» und jerber| dern in Beeren nr E53 —S in den Jahren 
1877 und 1878, mit Rüdbliden auf ! fühere Iehre Brämer. — Die 
iattiche Gewerbefreiheit unb ihr Gin] auf das ai entlidh 7 Vohl. Von Or. 
Guttſtadt. — Die fkanaöfiicen le auf die bist icafttichen Bro: 
bulte. Bon 8. Mg e. — Befinitive Ermittelung te träge im Jal 





1879 im preußiſchen igiꝰ — Die — der der ren Gemein 
beamten H ben preußiichen Stadtgemeinben mit mehr als 100 Einwohnern. 
gi Ze au © Stat it des Preifes ber Arbeit im —— Gemeinbebienfte. 
Der finanzielle Zuftand ber preußiiche appſchaftsvereine, 
* — F —ã der Ei unterfucht von Karl Brämer. — 
die Geburten, ©! ingen unb Sterbefälle im 1 preubilden SE Stante während 
ihres 187; on A. I ir. von Firdd, — Spartaffen im 
—E— Stan im Jahre 1879. Bon Dr. G. Rod. — Die_Herftelle 
ung einer Statiftit der Brände im preußifchen Stante. Bon Dr. Engel, — 
Die Fremdbürtigen im preußiſchen Staate — Borläufige Ergebnit im 
jahre 1880 vorgenommenen Ermittlungen der Grate-Ausfißten unb bes Yan 
rtra 54 ker —— felbmäßig angebauten Früchte im preußiſchen Staate. 


Son | ame Borläufigen Ganptergebmife der Woltsyählung vom 1. 
Bu — ate. 
se Statiftil — enthält 56 Nummern. Als beſondere Bei- 


lagen find u. a {5 —* zwei re ſtatiſtiſche —ã——— mitgegeben. 
Wirkliche und — ber wichtigften Sebensmittel für vienſen und Thiere 
in den bedeutenbften Marktorten der preußiſchen Monarchie während bes Ralen- 
derjahres 1880 beziw. des Exntejahres 1879/80. — Stand und Bewegung ber 
Bevölterung in ben landwirthſchaftlichen Kreifen bezw. Oberamts- Bezirken unb 
telbftändigen Stäbten bes — — Staates während des Jahres 1879. 

Bon ben Abhandlungen {deinen und für den Zeferkreis biefer Zeitichrift 
von beionderem Interefſe zu fein bie von Engel über „Das Zeitalter bed Dampfes 
x.* unb bie von Guttitadt über, „Die Aue Getoerbefrei it 26." Die erftere 
in Verbindung mit dem früher beröffentlich cen erften Theile if unter dem gleichen 
Titel, Berlin 1880, im Separatabbrude erſchienen. 

D Dr. Ernft En Das Zeitalter des Dampfes, 209 S. Die Schrift 
yelant in_ mehrere Bi 9 In einer gen, Einleitung wird auf bie 

mftände hingewwiejen, unter —T die Dampfleffel- und Dampfmajchi 
— tande gelommen if. Im erften Theile wendet fir bie Betraı hung 
ehfiegenden Dampflefieln au; ‚8 werben nad) einander al belt die ge⸗ 
lie und TE Ihe Verbreitung berfelben in Preußen ned Ratafter« 
aufnahme 187 unb nad) ber Gewwerbezählung Ende 1875, mit — auf 
Er Deutſche und andere Lander, die ampfoerimenb un in den einzelnen 

Ambuftriegmeigen, bie Bauart ber Dam L oder die Ktefielformen, das Alter 
und der Ürfprung ber Dam el, der Dampftefjelbetzieb, insbeionbere Zeit unb 
Koſten befielben, die Damp) sfeleeplofionen und bie Verficherung derjelben und 
zwar in ben wichtig jexren Rändern :opa’3, bie Pri Prüfung ber Dampffeffelanlagen 
Ei De ig ung des Dampftefielbetriebs. fe jehr viel fürzere 
a tehenben und beweglichen Da: inen und Dampfteffel, 
af ei luß der Lofomobilen, Botomoliven, Schiffs jel und Säifebampf- 
mafchinen ins Auge unb legt in&bejonbere bie —— ber erfteren auf 
tingelnen Gewerbegruppen bar. In ben Schlußbetrachtungen wird nach einer 

tungen Wiebergabe ber Hauptrefultate der Dampflefjel» und Daı 
zählung in Preußen das Anlagelapital der Dampfunternehmungen, 
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veränbernde und Kr —A n gefucht und 
Den aufgeionzfen, woher Me oe ern folgen unten) 
mmen ſeien. Die Antivort, — lautet, die Dampfunternehmungen haben af 
geidofi fen, indem fie im Kleinen beginnend durch ihre größere, milde 
— Öi Bremer Bolltommenheit zu einer Reihe von Erfparnifien in der 


wirthſcha rten, bie nun in neue Anlagen umgejept werden Ionnten . nn in 
biefer Gejtalt wieberum bie Quelle von Eriparnii —* werden — in fiei⸗ fi 
wieberholender Kreislauf. Die Richtigkeit dieſer id alddann in 
allerdings hypotheſenreichen Ausführungen mit — af nahme auf bie 
Entwidelung ber Eifenbahnen re —— geſucht. jem und ARach- 
träge, melde dem Ganzen bi bringen Bi 'ittheilungen 
über oben ſchon erörterte Bunte nd " ‚nten dor Allem den BVerhältnit 
ee ſreuhens und Deutſchlands mehr Aufmerkfamteit als es bisher ger 
jehen war. 


Aus bem außerorbentlich reichen, für den Nationalötonomen wie Tech- 
niter IE mr werthvollen pet, theilen wir ala bejonbers wichtig umb inter: 
veffant Ne jenbes mit. 

Es gab im Deutſe Ric, nos ber Ratafteraufnahme in den Jahren 
1877/7718 am Schlufie je jahres 1878 49511 feftftehende Dam; 

‚411; 959 von erfteren find erbaut vor 1851, 5876 von 1851 bis 1860, 6717 von 1861 
bis 1870, 21 un unb fpäter; von 1782 ift die Erbauungsgeit nicht, befannt. 
Dem Uriprung' nad) find 45070 attbeuiig, 1759 —— 134 P+7 
deuiſch, bei er fteht über dieſen Pun u, feft. 
dienten 33876 zur Erzeugung von Kraftdaı 3056 Sheren lm be 
jendene der 9 —E oe und Bud Elle 12579 gemiihten Sweden. 

on ben einzelnen jerbegruppen, beren ©ı im, eientlichen ber in 
ber Zählung von 1875 angenommenen entſprich ind es in erſter Linie Berg« 
bau, Hütten« und Salineniveien, die Te, bei und bie Induftrie le 
ungs» unb Genußmittel, welche mit Kein auögeftattet find. Der 
hörten 11275 an, ber zweiten 6981, ber dritten 12276, allen breien zul 
mehr ald 5 ber Gelammtzahl, in Preußen genau 69,46%,. Die — 

ache eines Keſſels beren Größe nahezu proportional ift der Größe di 
jelbit, umfaßt in Preu ——— 40,17 qm Bergbau ꝛc. Fertuieh 

japier= unb Veberinbuf jaben einen höheren Durchſchnitt und zwar in "mt 
fprechender Reihenfolge 52,0lgm, 44,72qm, 40,72qm, alle übrigen haben einen 

jeringeren. Unter den Gewerbeflafien nimmt bie Zuderinduftrie mit, ihren 
Ken jeln von 63,8ögm durchſchnittlicher Heigflädhe ben erften Rang ein. Im Be- 
triebe ift in Breuer Ider 9 Keffel durcchfi — 8248 —se von ben 8760 
eined Jahres von Bon ber Gelammtzahl der Duabratmeterheizfläcdjes 
Betrieböftunden aller Keffel in Preußen (Produkt aus ber Anzahl ber heat 
meter umb ber Zahl ber Betriebaftunden) fallen auf bie drei ven, Bergl 

x, Zertilinbufteie, Induftrie der Nahrungs · umd Genußmittel, Day ne 
Simmtliche Keſſel im preußiſchen Staate 1 bechampften 90933: 

a Ave re —E ern eined Mit in wi = 

mofphärenüber. mpfteifelerplofionen im Deuticen R 

1m 20, 1878 21, in Preußen von 1864—1878 189, meld; Ie ee 20 ob 
fälle derurfadht Yale 1378 refp. 1879 eriftizten in —*5 — 
ungävereine, welche 15407 Kefiel unter ihrer Aufficht Hatten. 

Die Zahl ber Bampfmelhinen im ae Neich fe ftellte fid auf 44447, 
in Preußen auf 29805, Die Dumäfcmitliäe Beikungefähigteit einer —8 
bar in Preußen gleich 8048 Pferbeftärken. Die wirkliche Leiftung beträgt aber 

Mittel nur zwei Drittbeile der Beiftungsfähigfeit. Auf bie ger 
nannten, am meiten Dampf verwendenden Gewerbegruppen ofen im —S 
Reich 27208 Mafchinen, in Preußen 64,90°;, von der Gefammtzahl der Maſchinen. 
79,43%, von der Gefammizaht ihrer Perdeflärten. 

Die Zahl ber Lokomobilen und megtich en Dampflefiel if im Deutſchen 
Reich auf 9164, in welcher Zahl 79 bewegliche Dampftefiel ohne Maſchinen ent- 
halten find, in "Preußen auf 5596 ermittelt, bie durchſchnittliche Keiftungsjähig- 

berfelben ift im lepteren Staat auf 8,79 Pierdeftärten bereinet morben. 
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Im Deutſchen Reich gehörten der erften Gemwerbegruppe, ber Land» oder Forſt ⸗ 
wirthfchaft, dem Waitban, der Gärtnerei allein Pr Lokomobilen an. 

Tampfihiffe gab es im Deutfchen Reich 1073 und zwar 400 See: und 673 
Flußfchiffe, erftere mit einem Nettoraumgehalt von 171930 Regiftertond, lehtere 
mit einem ſolchen von 25517, exftere mit 648 Dampffefieln, Mafchinen und 
imögefammt 126440 Pferbeftärten, Ietere mit 814 Sefjeln, 703 Mafchinen und 
insgefammt 52840 Pierbeftärten. Bieufen bejaß 217 See» und 392 Flußſchiffe 
mit im Ganzen 702 Kefieln und 623 Majchinen. Die Dampfſchiffmaſchine Hat 
in Preußen im Mittel 81,01 Pferdeftärten. 

Xofomotiven zählte dad Deutſche Reich 10398, Preußen 6991 (cinſchl 862 
Arubertolometiven), die Lokomotive hat im Durchichnitt in Preußen 291 Pferdes 


en. 
Die obigen Angaben beziehen fich nicht mit auf die Dampfunternehmungen 
ber Militär» und Narineverwaltung, Nur die Verhältnifie der Kriegsdampf ⸗ 
(hiffe find befannt, die 92 Exhiffe haben 280 Keffel, 141 Mafcinen mit 151260 
rbeftärten. Schließt man dieſe mit ein, fo war bad Deutiche Reich andger 
fattet ‚mit 70815 Kefjeln und 65170 Maſchinen zu 4510 Pferbeftärten, 
Preußen mit 43045 Maſchinen gu 3041838 deftärten. Die Geſammtle jelzahl 
für ‚Gem ift nicht bexechnet worden. 
Meber bie Entwidelung ber Dampfunternejmungen in Preußen geben 
{elgende Zahlen Aufjluß. 1887 3 in Preußen (alter Beflanb) 
'ompfmafdinen (Majdinen für gewerbliche und landwirthſchaftliche Zwege 
Lotomotiven, Dampfſchiffmaſchinen) 423, deren Pferbeftärten 7513 betrugen; für 
1840 Lauten bie betreffenben Zahlen 634 unb 12278, für 1843 1090 und 27240 
für 1846 1491 und 41129, für 1849 1964 und 67148, für 1852 2883 und 
92475, für 1855 4085 und 161774, für 1858 6685 und 301166, für 1861 
Bor für 1875 (neuer Beſtand) 85684 und 2519513, 1878 43045 
unl . 
In die dortſchritte des Kampfes ber Gegels mit ber Dampfichiffahrt lafſen 
folgende Zahlen einen Blick thun. Mit Beichränkung auf die über if A leich 
Nelloregiſtertonnen haltenden Seeſchiffe, iſt im deuiſchen Reich die Zahl der 
ler non 1871 bis 1879 geſtiegen im Verhältniffe von 100 zu 101,85, ber 
Re —— derſelben im —e im Berhältniffe von 100 zu 105,45, 
während bie ab der Dampfer [H hob von je 100 auf 238,77 und hr Nettos 
zaum von je 100,00 auf 219,12 Regiftertons. Was ben Nettoraumgehalt ber in 
den gelen des Deutſchen Reichs verfehrenben deutſchen Semi je anlangt, fo ift 
derſ bei ben Seglern von 1873 bis 1878 geielen im Verhältniffe von 1000 
zu 932, bei ben Dampfern geftiegen im Berhältniß von 1000 zu 1248. 
Die Anlagekoften ſammtlicher in Preußen beftehenden Dampfunternehmungen 
finb berechnet Yocden, wie Trader u 


einſchl. Ofen- und Refielacmatır, 


1, 
& 





1. Feſtſtehende Zampftefiet, 3 
2 ee Fr : EL. PM bdmdntseun rund 214500000 Max. 
. e Dampfmafchinen, ein! unbamentirut 
und ung nee ne, 850000000, 
” 29000000 
on. 19780000 „ 

. malhinen . - -» - 2. „ 791800000 „ 
6. Gebäude für die Daidinen . . ..... . “  „ ‚890300000 „ 
7. Xolomotiven nebft Eifenbahnen. -. . » 2... „489220000 „ 
8. Dampficiffe nebft Landungsobjelten . . . . . .- „_50000000 





Summa: 7415100000 Marl 


Die Anlageloften ſammilicher Dampfunte bes Rei J 
11 104241000 Ya berechnet — WB ae) 

Der dtkonomiſche Werth der verſchiedenen Motoren kann aus folgender Tas 
belle erſehen werben: 
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Sir Lampftuaft . Fi "5m 














| m Lebendige ' Mewichen- 
Lolomo⸗ ——— du 
ae tiven 
J— enenam reden 1 abet 
1. Besten: 1 
a) im 9 4 | Ey u 40 
b) pro Ya (bei 30 Ar: 1 ' n 
—* im Jah) A DO 10. 2,166 138 
2. Keiftu H - 
a Falten Yebnb pc Zug km|29000 . 1166400 20032 
pr. | 
Zonnenfilomeler - km| 81. . 2 W026 
b> Kaflen horgomtalfant: 
Ichaffenb(o a j 
auf bieðeſ⸗ — | 
1848000 238 0 
pro —— — 13252,8 5531,4 7599 
8. Roften pro tkm ' ' 
a) bei Saft . . | ET 1857| 086 
b) Bet Horigonaler fen, | 
bewegung 2. 044 1175| 506 
4 Reoftmenge für je 1A: | \ F i 
a) bei Gaflendebu 2m, - 0538| Os 
3 —— 
bewegung... ml m rn 1000 




















Die durch bie Cifenba) bewiekte Erſparniß gegenüber 
Jufanbe), wo Dei gelamımte Be Bee Shenbahnen hard) D60 Band 
Kaaenfahene au bewältigen wäre, in folgenber Höhe veranfchlagt 





Erſparniß | 

1. bei der @üterbeförberung . . - 
2. bei ber De ehe — . 
und zwar: a) Durch billigere Beförberui 800 319385 

b) burdd Zeitgewinn . . . . 955 335 04 

Summa 1md2| 1.900 582 566 | 20317 004.187 


1878 1844—1878 
A A 


1773157487 | 18561389798 
1755 654389 
























2. Dr. med. Guttftabt: Die ärztliche Gewerbefreiheit im — Reich 
x, 36 ©. Ber Berfafier set bie — Gewerbefteil ibrt *3 
daß bie Reform von 1 öffentlichen Meinung ni i Ri 


durch die Fr: ng um die Poli en Parteien nicht herbeigeführt, nie 
itation einer Dlinberheit don erzten zu banken fei. Au ei 33 
fucht er alsdann ben Nachweis zu erbringen, daß in dem vergangenen Jahrzehnt 
die Berforgung ber Bevölferung mit Aerzien keine beffere geworben unb bat u 
für bie Suunft eine —— Geftaltung ber Verl ist je a ‚zu erwarten 
tehe. Die wichtigften Zahlen, welche er vorbringt, find folgende. Preuhen 
(alte und neue Provinzen) hatte 1867 7420 hr te (einichl. ber Wiliticie) 
1876 7944, 1879 8271. 1! tam ein 9 1 Einwohner und 1m 
1876 auf 3238 Einwohner und 44 qkm, 1! Fe auf 8171 Einwohner und 41 q] 
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‚Im Einzelnen, tommt in 18 von 36 Regierungeb ſirken 1879 auf mehr Einwohner 
ein Arıt, als 1876; in 7 Bezirken tommt 18 Arzt auf dieſelbe Pag! von bon 
Quabrattilometern unb in 4 auf eine geöhere Angas Fan ala 1: 
em Sande und in ben Gtäbten 6i8 2000 Ginmohner Hat bie Sei be 1 dr der 
von 1887—1879 um 1,2%, zugenommen, in ben Gtäbten von ül 
Einwohnern um 3,8%,, in_den Städten von über 5000-10 000 Einwohnern en hat 
eine Abna] a um 1,8%, (e Rattgefunben; in ben Städten von 20000— 50 000 
trägt bie 5,1%), in ben Gtäbten von 50000-100000 5°), in den 
Staͤdten mit m me Ay ala 100 Einwohnern 45,5%, auf bem Lande ift eine Ab 
nahme ber Aerzte um 88 — tonſtatiren. Aehnl ic Has bie Verhältnifie in 
den anderen deutſchen St probationen find im Deutſchen Reich ertheilt 
worden 1873,74 660, en, ‚ine 1876/77 586, 1877/78 524, 1878/79 
563. Während. bie fcpen Stubirenben überhaupt von 1872 bis 
1879 ftetig geitiegen il Yan on auf 18858, d.h. um Se RP bie ber Me- 
dizin —SeS anfängli ‚zurüdgegangen unb Bat 9 erſt eine Ders 
mehrung um 4°, aufzuteilen. Die genaueren Zahlen für bie —— find folgende: 


Sommer Winter Sommer Winter 
1872... .3592. . . 3520 1876. . .3086. . . 3064 
18913. . . 3374. . . 3321 1877. . .81238... . 3219 
1874. . .3195. . .3112 1878. . .3307. . . 3398 
1875. . .3010. . . 3064 1879. . . 3582. . . 3670 


Die KRurp! — Kiel, deren Treiben der Berfaffer durch Vorführung einer 

See Beitpiele ſchildert, fteht E voller Blüthe. Königreich 

432, in Bayern in bemjelben Jahre 1814 nicht apprebirke 

Fe —— — worden, waͤhrend es im lehieren Staate 1879 nur 1598 

approbirte Givilärzte umb 180 attive Militächr na ab. Die Zahl ber Private 

Ielanftalten in — iſt unter ber Hei —— der eg bis 

fer von 219 iegem, von wel 4 76 — unter ärztlicher Keitung 
fanden, Die Zahl der —E irrenanſtalten hat fich vı “ auf 111 erdaben, von 


Sa 3 a en gi —E Die Str ae der aa bes s 
» ie er geichielt_ zu umgehen, das Eingreifen ber su 
k 5 eben * nichts Kg Dr. Emi Strud. 


48. Ardio für Giienbann, wejen Berlin, Bart Heymann), Jahrgang 1880, 
—X ——— isgegeber 

ae Organ 18 Heft lu. Herauögegeben vom in eriun 

8 %ı 1 Eifenbal ebrungsblatt bild 
—— ei ME ha en 1821 als Klänge Arte 
Bi F —* — 5 vegelmähigen Zwilchenräumen, jährlich 6 

ng. 

— heben bie ‚leitenden Gedanken ber gebi Auffäi 

— — — —[—[ —— 


L 1880. Die Gamben-Amboyffracht-Gefellihaft, ein Beitrag zur 
Fr hr * des — — in den einigten ten, en vom Geh. ig 
ai 


Bun, —S Ta upiſachlich nach einem Sufiape ber North-American- 


Vereinigten Sinaten haben am meiften durch bie nahen grau räntte 
rk ber großen Eifenbahnmonopolgefeilice| —8 
ER Gmb Philadelphia, = ame ‚ged) Srädie — an 
ger Grund zu einem der mäctigften Traı monopole, um a 
Kg Transport — ber allanliſchen Küfte, beionders 
allo ber Shecloneno br, dieſen Weg bennpen mußte. Philadelphia, beionbers aber 
Reio-York befah bad toefentliche —ã je an biefer Straße, während dieſe 
kelbft elite innerhalb des Staates Netv-Jerjey lag, weldem Siaate alio 
mA das alleinige wo el, ER biefelbe zuftand. 
über ein analprojett warb im a 
een auf —E traße ein Kanal und eine Eiſenbahn 
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Se einer von 42 jeden Tranfitpaffagier und 63 
an! — —& 
— — * rl ker gi 
ien von Reto‘ ia 
—— a eb Dick Ihe bald but Bereinigung dad 
Erle alle —— — —— —— 
on faufte en er Aktien a 
1846 eine Fufion Beben während er mit ee 
aber sictiger don Ben See, einer Borftadt New· Jo nad 
beilung de der Einnahmen abihloß, bem erft 1867 die 
hatt de et —5 Vollendung dieſer zweiten bequemeren Kiſenbahn 
ER . 1889, bie bald bie lie Zranfitlinie wurde, lagen 
al I mol Verlchtäiege Miſchen Reiw-York unb Philabelphia in ber Hand 
jockton’2. 

Schon dor 1850 ‚orafüte diefe Gefellichaft, in einem Staate von weniger 
als 500000 Bewohnern über ein Sapital von über 20 Mill. Dollars, 1853 vor 
von 27 Millionen, 1869 von über 30 Millionen, teils in Groi tbbefih be⸗ 
fiehend. Die Direktoren, die Stevens und Stodton, hatten eine Einnahme vom 
jährlich über eine Million Dollarz. 

Der ganze Gtaatdorgeniamns war durch die Beftechung ſeitens dieſet iin 
bahndireltoren vergiftet. Die Preffe wurde bireft an ‚duch freie 
ber Zeitung em 2, ber gefammte Antwaltftiend durch Bertrelungsfineturen, die 
En a an ne Ba ie 

ad PBublifum dur e nügem, weiteren 
Konkurtengprojekte wurden don der Sinnen ad elehnt. —5 — Yon 
einmal Öffentlich bie Aeußerung gethan, er halte ben wei Bi in feinen Holen 
taſchen und gedenke ion a auch fürderhin "darin lacht dieſet Ge 
He war *8 ae auch die Staatsla nie betrogen Arten Bunte 
Paflagiere ausfeigen, einige Sant 3 u Fuß, sehen, mb 
aus er waren Lolal “ fagiere geworben. Carey, Bür De des Staats Rei: 
Seren wies nach, bdof 1847 ber Staat durch Sichtregiftrirung den 
5266000 ®ollard Ginncpme um 493000 Dollars Hintergangen fei. 

An bie Marimaltarife der Konzeifionzurtunde kehrte man fich wenig. 

Anfttt 3 Dollar als Marimum nahm man 4 von New · Jork nach — 
b. 5. 1 ME. pro Deutſche Meile, anftatt 8 Cents pro Zommile 15 Cenls. 
bie Dividenden fo Hoch, dab eine Eee ber Tarife Hätte srolgen sie, 


Et 
Is 
u 
— 
Fr 
1: 
At: 
"2 


jo verwäflerte (watering), vermel man das nominelle Wi 
Rad gar — ie — ttliche Frachthoͤhe auf 35 —e 
Ba Pf. pro Tonnentilometer, auf biefer äußerft frequenten Zie ge 
Bi. K; Direktoren bejaßen von Aktien 104, ihnen fland all 
ua —VA u. Jene Ausbeutung bed Publikums oe fe 
möglich in ſe — Gul Dimmer fafien. Die Ationäre fanden fie mit 10% 
Dividende im allgemeinen ab. Schon im Jahre 1834 verpachteten fie den Ber 
AN us —ES auf Ta Rama, und ih —A— an eine Samt 
ifffahrtge ie am ich ihnen ae m eine gerin 
a dagegen mipliebiges jan —** a Sem ber — are 
Baier verfchrieen unb fo mundt 
:b 1867. 1871 ging bie a ne —E 7 X in die 
Pennsylvania-railway-company auf, [a da damit 5 — effen Phii 


einen großen 1 Ent auf Die Tarife n erhalten 
Die Gnffhung dee Sr en 1 Ein nel een Ef Di 
Ben Sen he® Minen ————— Krk 
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Die Entftehung der Gifenbahnen in Deutſchland batirt fpäter als in dem 
anderen fortgeiäjritteneren Ländern. Die Schuld daran Liegt aber minbeftend 
ebenjojehr an den Zuftänden und ben Anichauungen bes deutichen Boltes, als 
on der Bureaufratie.e Man war sötig jufrieden mit ben beftehenden Land» 
und Waſſerwegen. Rother, ber Chef bei partements für Handel, Gewerbe 
und Bauwejen in Preußen, berichtet am 16. Auguft 1835 an den König: Im 
Often der Monarchie betrage auf belebten Kunftfttaßen bie Wagenfracht 12 Pf. 
(= 1 Sr.) pro Meilenctr., im Weften fogar nur 8 Pf. (Frankreich, sh, Die 
Eifenbahn von Mandhefler nad; Liverpool beanfprucde 9,2 Pf., habe alfo feineds 
iwegs billigere Tarife. Außerdem jei e8 zweifelhaft, ob felbft auf den belebteflen 

janbeläftrahen Preußens genügenbe Faaden fr sine Sifenbaßnanlage ch 
—5 Selbft —— Männer jahen Aenderungen an Hanbelöwegen ober 
Handelägebieten, Verſchiebungen ber Konkurrenzverhältnifie als Eingriffe in wohl» 
exivorbene Rechte an. 

Der glängente Erfolg Friedrich Liſt's, der in ben Vereinigten Staaten bie 
Eifenbahnen durch praflifge 'hätigkeit genau fennen gelernt hatte, die Zeichnung 
des Attientapitald der Leipzig Dresdener Eiſenbahn nach zweijährigem ener: lien 
Streben am 14. Mai 1! änderte fofort die ganze Situation. Es 9 
Geburtstag eines deutſchen Gifenbahnneped. - 

Magdeburg als Gentrum der bebeutenbften Mafferftraße Deutſchlands, vom 
Rhein abgejehen, hatte biöher eine beſonders übelwollende Stellung ben Eifen- 
bahnen gegenüber eingenommen. Zwei jept energiſch auftauchende Sabnprojette 
von Hamburg nad; Hannover und Berlin, die den bisherigen Elbverfehr von 
Magdeburg abzulenken brohten, riſſen diefe Stadt aus ihrer Referve heraus, 
Magdeburg fuchte in der Berlängerung ber Dreäden-Leipziger a Stärkung 
feiner Verlehrspoſition. Oberbürgermeiter Franke, ber in Berlin ſehr gut ans 

ichrieben war, wurde die Seele dieſer Unternehmung. Der Auf init 

fte formelle, pflichtgeteue Bureaukrat wanbelte ſich plöplih am 14. Mat 1835 
durch begeifterte Hingabe an bie große Sache in einen energifchen, uneigennüßigen 
Unternehmer um. 

Am 29. Mai 1835 deutete bie Regierung vorläufig ihre Stellung zu dem 
Magdeburger Projekte an. Auf bie Frage, ob man gleiche Bedingungen wie bie 
Leipzig · Dresdener Bahn, bie bie fä ide Regierung auf jebe Weile begünftigt 

tte, erwarten dürfe, erhielt man eine verneinenbe Antwort, da der preußife 
kant Doch, anders organifirt ſei, als ber ſachſiſche. Eine Monopolftellung werde 
man ber Bahn nicht gerägeen, Ein jeder müfle mit feinem Wagenparfe gegen 
eine Gebühr die Bahn benupen Tonnen; auch könne die Verpflichtung, keine zweite 
Bahn in dieſer Richtung zu Longeifioniren, nicht übernommen werben. 
Im folgenden Monat trat das deburger Comité mit beſtimmten Ans 
"te an bie Regierung heran. Dlan würbe Hi verpflichten als Mazimaltarif 
10%, unter ben heutigen bu jnittlichen Frachtſahen zu nehmen. Zugleid) 
trat in Magdeburg unter Bor! ‚eante'3 ein Eitenbahncomite zufammen, aus 
16 ordentlichen Mitgliebern, faft ausſchließlic Magdeburger Raufleuten beftehenb, 
dazu ward die Ehrenmitgliebihaft 19 ſich befonders für Eifenbahnen intereffizen- 
den, einflußreichen Perjönlichkeiten angetragen. Nachdem LKıft ald Bewerber einer 
gleilautenden Rogeifion u wenig erbauliche Intriguen bei Seite geſchoben war, 
erfolgte am 14. Februar 1836, 8 Donate nad) Eingabe, ſeitens der Regierung 
bie — ber Bedingungen. Danach entichieb über die Höhe des Tarifs bie 
Regierung, ber Betrieb foll nicht Monopol der Bahngeſellſchaft fein. Jedoch iſt 
die Anlage einer anderen Eifenbahn zwiſchen Magdeburg und Leipzig ohne Bus 
[Emmumg ber Geſellſchaft nicht zugulaffen. Die Zollfreiheit der fpäter aus Lon- 
eingeführten Schienen wird — nt. 
ben das Projet gefihert ivar, judhte man baffelbe fpeziell für Magber 
Fe möglich gänftig zu geftalten. &o fügte man 3. B., indeſſen vergebens, 
de f u buzc Be m der Monopole u. |. w. den Handel Magbebu: 
hr ehhäbigt habe“, duch, mgehung moglichſt von ben Vortheilen ber Bahr 
ausgufägtiehen, um Gelb zu eriparen. 

Dad Anlay efapital war auf 6,9 Millionen Mark fefigefegt. Die Summe 
ward vom 11. dis 13. auf, ‚mehr als boppelt überzeichnet. Am 20. Oftober 
warb ein Ausſchuß von 'itgliebern gewählt, im Weientlichen das frühere 

Aahrbud V. 2-3, hrig. v. Samoller. 35 u 
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Romite. Die Exelutive wurde einem interimiſtiſchen Romite von 6 Mitgliedern 
anvertraut, hefen Worih Srante führte. Die Dom ber Regierung güiligten 
Statuten wurben am 2. März 1897 von der Generalberjammlung genehmi 


Ter Abſchluß des Poſtvertrages mit Nagler war bei der eigenthüum Gefin⸗ 
nung dieſes de feine_ganz leichte Aufgabe. Dur unaufhörliche tüch⸗ 
keiten ſuchte 


— FE ae bie Anlage ber en im a nahe mibermärtigen aim 
men zu verzögern, mad ihm au: jeilweiſe gel I. mi 
1857 war auch biefer Punkt überwunden. Endlih am 15. Nonennber 1897, 15 
Monate nad erfolgter Zeichnung, warb bie eigentliche Konzeſſion überjanbdt. 
Nach den dringenbften Bitten ward am 24. Januar 1838 ber Bauplan genehmigt, 
der 10 Monate früher eingejandt war. Im Frühjahr ing man mit aller Sra| 
an bie Arbeit; nad _2°/, Jahren war, ſchon bie 16 de m lange Bahn i 
Die Koften beliefen fid) bei ‚ehe günftigen Zerrainverhältnifien nur au 85106 
ME. pro Kilometer, auf 9 Milionen ME. für die ganze Strede. Glänzend waren 
die finanziellen Erträge. Im erften Jahre wurden 4%,, in ben folgenden 5,7, 
10 u. f. w. %, Dividende gezahlt. 

Heft L Jahrgang 1881. — Die Verhandlungen der Dereinigten Stän- 
diſchen Ausichüffe Über die Eifenbahnfrage in Preußen im Jahre 1: 

Don 1838—1842 waren in Preul 587 Silometer Eiſenbahnen durch 
Altiengeſellſchaften hergeitellt. Ende 1842 war nur eine kleine Anzahl Bahnen 
im Ban, der ivatunt enebmungageit war erlahmt. Aus firategiichen, politiſchen 
und tommerziellen Gründen hielt Die Regierung die Verbindung der Hauptfläbte 
jammtlicher Provinzen mit Berlin, von melden Linien erft Anfänge vorhanden 
iaren, im Ganzen 1600 Kilometer neuer Eifenbahnen, für Dringenb nothiwendig. 
Die Rentabilität diefer Bahnen galt IM fehr zweifelhaft. Die Regierung ente 
ſchied fi für Binägarantie, um ben Bau biefer Bahnen zu berantaı ‚ „alte 

egen ben Bau burd den Staat und zwar melentlih, weil fie fi bie 
— von 1820, nach welcher das Staatoſchuldbuch geſchloffen ſei, falls 
nicht die Vitgarantie ber künftigen reichaftändilchen Verfammlung erlangt werbe, 
gebunden hiell. Dem Ausſchuß der Provinziallandtage, welch' lehtere je 12 Mits 
lieber gejandt hatten, warb aud) im Oftober 1842 da Thema: „über die Ber 
froerung einer umfafjenden Gifenbahnverbindung zwildhen ben Provinzen ber 

lomarhie mit Beihilfe ans Gtaatämitteln“ unter Vorfip bei finanzminifters 
dv. Bobeliäwingh als Gegenftand ber Beratfung übermwielen. 6—7 ber 16 eigent« 
lien Sigungen tourben diefer Frage gewidmet. Dem Verfaſſer dieſes Auflages 
Ingen die Protofolle berjelben vor. Die Dentichrift jchlägt eine Ainagarantie 
von hödjfteus 3*/, °/, vor, was bei einem Anlagelapital von 100: t. pro 
Küometer, einer Marimalverpflichtung don 6 DIN. ME. entiprochen haben würde. 

In der Bejahung ber Frage, ob der Bau biefer Bahnen ein dringendes 
Bebürfnik fei, war bie Verfammlung faft ginflimmig, Nur 8, urkonſerda tive 
‚Herren, darunter 4 mit Hoftiteln, ftimmten dagegen, 90 dafür. Erſtere machten 
eltend, daß mur die großen Städte von den Eilenbahnen Vorteile — die 
dagegen gingen oft geradezu zu Grunde; der Schiffahrtd- und Chauf 
vertehr werde beeinträchtigt, auch befihe man noch feine Erfahrungen über bie 
Birkung ber Gifenbahnen. Als Gründe für energiiche Förderung traten bejonbers 
hernor: raſchere —E ber Steeitträfte, Stärkung des Nationalitäts- 

ewußtſeins bad Billigeriverben ber Lebenämittel, die Ausgleichung der Preiſe 

Stärkung der Induftrie aeg die Konkurrenz bed Auslandes, Schritthalten mit 
ben Nadhbarflaaten, fowie daß weder Anafteritraßen, nod; Ehauffee nach den bie 
herigen Erfahrungen an Frequenz einbüßten. Die Garantiefrage ward mit 83 
gegen 14 Stimmen bejaht. 

Der eigentliche Kernpunkt ber Debatten bewegte f9 um bie Frage, ob 
Staatsbahnen ober Privatbahnen mit Staatagarantie zu bauen fein, troßbem 
bieje a ve gar nicht geftellt war und vom Minifter immer zurüdgebrängt würde 
Derjel n das oben angedeutete Noli me tangere „al8 gewichtige hier nicht 

u erdrternde (unb zu nennenbe) Gründe“ vor, auch dürfte der erwaghte Affogia: 
tonägeift, ben bisher in gleichem Grade Deuticland noch nie erlebt habe, nicht 
Lahm gelegt werben. Für Stantsbahnen wurden die Wortheile einer Gentralifa: 
tion ins Feld geführt, ſowie daß der Staat feine Benmten befier wählen und 
Iontroliren könne. Der Stimmung de3 Ausſchuſſes nachgebend, ftellte der Diinifter 
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bie theoretifche Frage, ob man für Staatöbahnen geftimmt haben würde, wenn 
diefe Frage nicht fon im Voraus von der Regierung entichieden wäre. Bon 97 
Stimmen gaben 47 ihr Botum für Staatsbahnen ab. Unter 50 Gegnern waren 
außer einer Anzapl, die namen durch die Regierungsanfhauung ihre Meir 
nung geändert hatten, jene 8 Feinde der Eifenbahnen überhaupt. Kurz es if 
anzunehmen, dag wenn bie Kun wirklich offen geftanden hätte, eine Majorität 
fi) für Staatsbahnen ausgeſprochen haben würde. 
‚Heft I 1881 findet fich außerdem noch unter dem Titel: Privatbahnen 
und Gtaatsbahnen in frankreich, die mörtliche Ueberfegung dreier Artitel ber 
ublique frangaise“ vom 27., 29. und 31. Oktober, benen man große MWichs 
Üigteit, beilegt, indem man darin die Anfchauungen Gambetta's über bie Lölung 
ber Eiſenba hnfrage in Frankreich, wiebergegeben glaubt. 

Seit 1876 zieht die Frage der Verwaltung ber Eilenbahnen die vollſte 
Aufmerkfamteit ber Kammern auf fi. Zie große Mehrheit der Bevölkerung 
laßl fich nicht mehr täufchen über die Mikbräuche und politiſche Allgemalt der 
6 großen Gelelidaften. Die Seile von 10 Wiliarden Fre. Eilenbahnfapital 
bilden die Grundſchicht ergebener Klienten; 200000 Bebdienftete ftehen ihrer Ins 
terefiengemeinichajt zur erfügumg, Außerdem wiſſen fie durch Gunſtbezeugungen 
an Handel, Gewerbe und Advotaten einen tiefgreifenden Cinflub, auäguüben. 
Der Demokratie muß dieſe Allgewalt, bie über das Wohl und Wehe ganzer 
Provinzen enticheidet, bie ernfteften Belorgnifie einflöken. Gerade die tügtigflen 
Direktoren haben den größten Mißbrauch mit den Tarifen getrieben. Jm Mai 
1878 jah fich_die Abgeorbnetentammer gendthigt, die Heinen Zofalbahnen des 
BVeftens und Sübweften®, welche durch die Ablentungstarife der ge Bahnen 
zum Konkurs getrieben waren, anzufaufen. Ihr zweijähriger Betrieb mar ein 
wirflier Erfolg für das Gtaatabahnigftem. &# würde voreilig fein, ſchon jeht 
die Frage des Ankaufs aller Bahnen in Erwägung zu ziehen, aber das einzige 
Mittel, um die großen Geſellſchaften ihrer gemeinnügigen Aufgabe wieber zugu- 
führen, befteht darin, daß man inmitten ihres Herrichaftägebietes ein kompaties 
aantBeifenbahnnep herſtellt), welches erftere zu Reformen zwingt unb fie 


iberwacht. 

Im glänzend andgeftatteten Flugſchriften, in Zeitungen und Feitſchriften 
Haben: die gi ettuppen? ber Gefeilfhaften |eit einigee Seit einen Gele gen 
123 Gtantaelfenbahnnep und das Giantdeifenbahnfpfiem mit einer asmlehgen, 
16 ftets wieberhofenden Beweisführung unternommen. Man fuchte die Generals 
räthe aufzuhegen, man ließ ſich von ben Handels- und Gewerbefammern Gitten- 
und gbiateitsgengnife auäftellen. „Die Ingenieure werden ald Staatsbeamten 
Im hatkraft und ihre Zalente verlieren. Der Staat ift ein Verſchwender. 

om Staate find feine Reformen und Zarifermäßigungen zu erwarten“, — fo 
lauten ihre Argırmente. 

Keiner dieſer Vorwurfe trifft auf jene Bahnen im Südweften zu, Die ſo⸗ 
genannten Liberalen möchten am Liebften das Transportmonopol einer Oligarchie 
internationaler Finanzmänner erhalten fehen. Daß bie Zarife oft zu Gunften 
eined einzelnen Etablifjements aufgeftellt find, erklärt auch vielleicht die Sympathie 
der Großimduftrielen für Privatbahnen. Die Staatöbahnen betraten zuerit den 
Weg der Reformen. Die Geſchwindigkeit ber gewöhnlichen Perfonenzüge warb 
vergrößert, die Preife ber dritten Mlaffe ermäßigt, Retourbillete eingeführt, welch? 
Iegterer Reform auch bie Gelellichaften theilmeile machgefolgt find. Xroß biefer 
Ermäßigungen Haben ih die Einnahmen während eined Jahres um 5°), erhöht. 
Bei den großen Gejellicaften ftehen die Tarife noch auf derielben Höhe, wie die 
der früheren Pobeförderung. Die Hauptreform erfolgte durch Ein] brung, eines 
jept erten einfachen Normaltarifs für Mrachtgüter. Mär jede der 6 Rlaffen 
[43 ER je mit tilometrifchen, mit ber Entfernung abnehmenden Einheitsſähen 


— heißt Untanf, der gangen Orfeantbaßn, mie Die 2er Gifenhabntommilfen ber 

Sepntistentammer Lautete 

Anton) en. Teiles derfelben. Die gelammten Eıfenbahnen Grantreiit, bie © großen 
jaften und bie Gtaatäbahnen, hatten 1879 eine Bruttoeinnahme bon 918,7, 879,4 und 

1 Bilionen Ges, und eine Duräfänitstänge von 2375, 18,45 unb 1614 Minmeler; bie 

Orleansbahn fpegleil 189,4 MiN. ech. und 454] Rilometer. 
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aufgeftellt, welche durchichnittlich um 25%, miebriger finb, als bie früßeren. 
Scheie dit vor ben Wnbnahmelarien. Are — 
Zarife Hat man ald wohlerworbene Rechte beftehen Laffen. Um kheindar Schritt 
[7 halten, haben die @ejellicyaften biefed nachgeaymt, haben aber dieſe vereinfachten 

arife jo hoch geftellt, bak das faktiſche Barifnsp taum davon berührt wird, in 
bem es barunter fällt. 9. B. ‚ersägt bigfer arif bei der legten Güterklafe 
(Kohlen ꝛtc) pro Tonneulilometer bei Staatöbahnen 5 Cts. (1,5 pro Meilens 
cte.), bei ben Geſellſchaften 8 Et3. (2,4 Pf pro Meilenctr.). 

Die Betriebsausgaben find geringer ala bei entipredhend ſchwach frequentirten 
rivatbahnen Zrog ber ungünftigften Umflände wird eine Rente vom 1°), des 
le ale, Kat, von ben großen Gelellichaften bei entfprechenden Linien 

weniger ald 

‚Der Wirrwarr und die Ungleichheit ber Tarife ift heute fo daß felbft 

bie ter ber Staatöbahnen vorgeben, bem buch Gründung a nern: 
gejellihaften, fowie durch Anlage von Kanälen für einige Milliarden Fraucs 
abhelfen zu wollen. Man wird niemald bem frangöfiichen Volke, das vom Ge 

ihle der Berehtigtet und Gleichheit durcdrungen It, reiflich machen, warum 
ie Tarife von Transportanftalten, die vom Stante unteritüßt unb mit Bonopal: 
rechten _auägeftattet find, je nach Gutbünfen eines Bebienfteten ſeln fönnen, 

Später am 16. Dezember 1880 erflärte der Minifter den Anlauf der 

Orleans bahn noch nicht für trendeif, indem er ben Gejepentwuxf betreifö dei 
theilweilen Antaufs zurüdzog. Die ierung wolle noch einmal ben uch 
sZachen, durch energiſche Handhabui er ſtaatlichen Auf J 

flände mit gi zeorganifirten ComitE consultatif herbeizuführen. Biäher 
fei bie ftaatliche Deftätigung als leere yomalität betradtet. Weder die Kammer, 
noch bie Röpublique frangaise fcheinen von biefer Antwort des Miniflerd ber 
friedigt zu fein. Ih. Save. 


49. Deutfäjes Handelsblatt. Jahrgang 1881. I. Bierteljahr. 


Wir theilen aus folgenden Artiteln den Hauptinhalt mit: 
1) Die neuefte Glasiwebeftofffabrilation von P. Smith (Rr. 1. — J 
Pittöburg in den Dereinigten Gtanten von Nordamerita, einer fit 
Anfang diefes Jahrhunderts durch ihre Glasinbuftrie berühmten Gtadt, ifi ed 
vor Kurzem einer ‚großen Glasfabritantenfirma, ben Herren Atterbury & Co. 
jelungen, Glasfäden von folder Feinheit Elaftigität und Haltbarkeit herzufiellen, 
aß fie zu Webeftoffen verarbeitet werden können, Dad Verfahren wird fur 
beichrieben. gertige Webewaaren und Zeuge find von den abritanten bereits 
nad New-York un — verſandi worden und haben dafelbſt großes Auffehen 
borgerufen. Die Betheiligten glauben in bem Glaje einen ebenſo billigen wie 
rauchbaren Erfa für ben Flachs und Hanf, die Baummolle und bie Geibe 
jefunden zu haben reſp noch zu finden. Tem ftehen aber nach P. Smith einige 
Einderni je entgegen; bie Schioierigteit, bei ber Fabrilation mit ben Fäden um 
dugehen, die 16 ein find, daß ein Büfchel von 250 Städ noch nicht die Tide 
einer gewöhnlichen Nähnabel erreicht; die Sprödigkeit und —e » — ber ein- 
gglnen Bafern, ſowie bie Schärfe der abgebrochenen Gladfabenenden, welde in 
jerührung mit bem Körper Unbehagen hervorrufen — ein Mebelftand, ber 
folange bleiben wird, als es nicht gelingt, das „genebte Stüd Zeug aus einer 
einzigen ungerbrechlichen Glasfaler herzuftellen; endlich die auberorbenttiße Ge · 
— des ſich bet der Fabrikation entwickelnden Glasſtaubes für bie Lungen 
beichäftigten xbeiter. b 

2) Der internationale Schuß der Erfindungen (Nr. 3). 
Die Konferenz vom 20. Nov. 1880 für Induftrieljug in Paris, an welder 
20 Staaten, darunter alle Grobftaaten mit Ausnahme von Deuticland, betheiligt 
waren, hat ben Regierungen den Entwurf einer Konvention zur Bildung eines 
Imduftrieigjußvereins nach bem Mufter bed Weltpoftvereins vorgelegt und audı 
bie nicht vertretenen Staaten zum Beitritt aufgefordert. Die Hauptbeftimmungen 
find folgende. Lie Untertanen ber fontrahirenden Staaten genießen gegenfeitig 
für Patente, Zeichnungen, Modelle, Zabrıl: und Handelemarten, Wirmen all 
echte des Snländers, fobald fie die gleichen Bedingungen erfüllen. Wer in 
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einem ber Vereinslander auf orbnungsmäßigem Wege ein Patentgefuch, Muſter 
ıc_Bat eintragen lafien, ſoll — vorbehaltlich der Rechte Dritter — auf eine 
beftimmte_Beitdauer bald 6, balb 3 Monate) auch für die Eintragung in ben 
übrigen Staaten ein Prioritätsrecht genieken. Dem Erfinder ift geitattet, feine 
in einem andern Staate bes Vereinsgebiets fabrizirten Produkte in das Sand 
&inzuführen, in welchem es patentirt wurde. Die orbnungsmäßig in ihrem Hei: 
'hlanbe eingetragenen Yabrit» und Handelamarten werben in allen übrigen 
Vereinzftanten zum Depot augelaflen und edant, bie Handelafirma wirb auch 
one Eintrag geihügt, mag biejelbe einen Theil einer Sanbelk- ober Fabrit⸗ 
marle bilden oder nicht. Se Waare, welche unrechtmaͤtzig eine Fabrik oder 
nbelämarle ober den Namen einer Handelsfirma trägt, foll bei der Ein- 
ER in einen Bereinäftant mit Beſchlag belegt werben. Temporären Schutz er⸗ 
ten während ber offiziellen ober als offiziell anerfannten Auaftellungen bie 
audgeftellten Erfindungen, Zeichnungen u. |. m. Die Bereinäftanten follen Patents 
ämter errichten, in welchen bie Erfenbungspatene, Zeihmungen u. f. w. beponirt 
und bem Publifum zugänglich gemacht werben. fyerner ift Die Errichtung eines 
unter Oberaufficht ber — ſtehenden und dort befindlichen internationalen 
Gentralbureaus in Ausficht genommen, beffen Aofıen bie Union trägt und welches 
Alle auf den Induftrie ſchuß besüglichen Nachweifungen de fammeln, ftatiftiich zu 
verarbeiten, ſowie die Formalitäten be Beitrittö ber übrigen Staaten a zegeln 
hat. Als „induftrielles Eigenthum“ werben auch bie Probutte ber vandw thin 
und Mineralien angeieben. ie Konvention foll feinen Eingriff in das Po 
ren und die Kom) eng ben Gerichte ber eingelnen Staaten, zulafien. le 
wichtige Punkte find nicht ihrt und Lönnen durch Geparatverträge ber ein- 
zelnen Dereinsländer beſonders geregelt werben. — 


3) Die Bank bed Berliner Kaſſenvereins. Bon Jul. Bald) Mr. 9) 


Der Rafjenverein ift das Glearinghoufe ber Berliner Borſe. Der Verlauf 
des Borſengeſchafis in ben Iehten 10 Fahren jiebt fi auß folgenden Zahlen 
in Zaufenden Dar), 























Der Umfah in Giro, | Gingelieferte Meihfel, | Altimseinfieferungen an 
Jahr | Bank und Kaflenvertehr | Cfletten und Redimungen | ben 18 Mltimptagen 
1880 | 16 712.000 7355 000 2302 306 
1879 | 13425 000 5847 800 1558 245 
1878 | 10 364 000 4248 100 855738 
1877 | 10 274 600 4247 700 696512 
1826 | 9 585 500 4.045 800 589 989 
1875 ı 11 480700 5210400 814.989 
1873 || 22 447 800 10.889 500 2.057 195 
1872 26 644 900 13433 400 2710498 
1870 7255 400 3874 300 642750. 











Bon ben eingelieferten Summen (Einlieferungen Überhaupt oder nur Ultimo» 
einlieferungen?) find buch Abrechnung geordnet worben 1: 76,53 %,, 1879 
75,56%, 1878 72,76%,, 1877 70,15%, 1876 Bi, 1872 70,25%. Die 
Nltimoeinlieferungen geben übrigens noch fein abſchliehendes Bilb von dem an 
ber Sorſe flattfindenden Spetulationsgeidhäft, ba ein großer Theil des Engage: 
ments durch Kompenfationen ausgeglichen wird und die Prolongationen in der 
ThHätigkeit des Kafjenvereind nicht zum Ausbrud kommen. In ben Gintieferungen 
um Ultimo find binmwieberum andere Gffeltentransaftionen enthalten. ie 
Dividende bed Verelns betrug 1880 9%/,,%, 1879 8%,0%0, 1878 8%/,0%, 1877 
8 %yzo°lor 1876 10*/2%0, 1872 29°7,0%/°. Dr. Emil Strud. 


50. Bogeliat ‚hr. C. d.: Monatsſchrift für Geſellſchafts-Wiſſenſchaft, für volls- 
ir! li d verwandt, . Dritter 1. Di: h 
ziel — Ale Mhgebung: Li Snfil on Dr Dh. Belle 
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Die Monatsfchrift, von der und nur dad Januar: und Märzheft je im Umfang 
von 50-60 Seiten zuging, will, wie es jcheint, das Organ ber —— —— 
Sozialpolitiler Deulſchlands und Oeſterreichs fein. Das Januarheft beginnt miteinem 
gi ll geichriebenen Buffag Theodor Petermann's, des früheren radikalen ſächſiſchen 

tatiftiterd: „Die moderne Geſellſchaft“. Dielelbe wirb in großen Zügm 
mit dem Alterthum und bem Mittelalter vergli hauptſachlich die Rüchoi 
bes Militärweiens auf bie See hervorgehoben, zum Schluße hauptjädhlir 
bie politifche Demoktatifirung der Gel eufchaft ber Haftifeen Ariftofratifirung durd) 
die Gelb: und Börfenmächte gegenüber geflellt; e8 werben bie Krone und bie 
Kirche ala bie Mächte bezeichnet, die in dieſem großen weltgefhichtlichen KRonflitte 
zettend eingreifen fönnen, die aus ber Sogialpolitit ſich entwidelnbe Geſeliſchafi⸗ 
wiſſenſchaft fol den Weg dazu meifen. . 

&3 folgen dann: Die Aufhebung bed Swangsturfes in Italien 
von Frany Graf Kuefftein; der Grund und Boden als gejelligaft- 
liches oder ala —— 1 Eigentum (mit Berufung auf die 

Stimmen aus Varia Land“, mit Klagen über femitifches Wucherthum und 
Tiberale Wirthichaft, mit der Tendenz das Gigenthum auf chriftliche Ethit und 
deutſches echt ftatt der heidniſchen römifcen Fapitaliftifchen pflichtlofen Auf 
fafjung zu bafiren); Verjuc einer hiſisriſchen Skizze des BVerhält- 
nijles zwiſchen dem Örunbabel und ben Bauern in Rußland von 
Dr. Rudolph Meyer. Die von Berlin batirte ſoziale Chromit, melde das 
FAN fchließt, erzählt die Geichichte der Stöder’ichen chriſtlich ſozialen Partei in 

lin, micht ohne Geitenhiebe darauf, daß Stöder am den preufiichen und 
proteſtantiſchen Patriotismus appellire, fiat die fogialen Punkte in ben Border 
geumb zu drängen, und geht barin auf den „Staatejozialiften“, bie Antilemitene 

wegung unb die Gozialdemotratie über. . 

Tas Märzheft bringt zuerft „einige Gebanten über das Handwerk 
unb die neuen Beftrebungen zu feiner Rettung“ bie in ihren Etahk 
Mary ſchen Redewendungen und Uebertreibungen auf Rubolph Meyer alö An 
tor fließen —D der Verfafſer ſucht das Heil des Handwerterſtandes in einer 
Berengung des Abfabgebietes d. h. alfo wol in einer flarf ausgeprägten Exhuf: 
— benn ber Maflenabiap im bie Gerns feigere bie Abeitätbeitmg mn) 
-Spegialifirung, bringe dad Großfapital, die Atienfabrit zur Herrichaft, enge 
bad Handwert ein. In dem Artitel Über bie finanzielle un 
Thaftlice Sage Ftaliens wirb eine geimifie Hebung ber italienilcen Ir 
duftete und ber italienifchen Landwirthſchaft zugeflanden, aber au bie enije 
traurige Lage der Arbeiter und Heinen Pächter, ſowie auf bie fehr ſtarke Ans 
wendung der Frauen» und Kinderarbeit hingewieſen; dann wird das Projelt der 
Wiederaufnahme der Baarzahlung beiproden und ald verfehlt vefp. verfräht ber 
tämpft, vor ähnlichen Verfuchen in Oefierreich geivarnt, die nur zu Ungunften ber 
Heinen Leufe, der Arbeiter, Dichter, ber einheimilchen Imbufteie, der Egport: 
fähigfeit durchzuführen feien. ann folgt ein Artitel über bie ehemalige 
ne ilitärgrenge mit den füdflavifhen Haustommunid- 
nen, die foziale Chronit, welche bie iriſche Landfrage, die ſogialen Zuftänbe 
in Frankreich, der Sanch, Oeſterreich, Rußland, Deutichlands zc. mit jener 
peffimiftifcien Sauge und Cchärfe beipricht, welde an R. Dieper erinnert 
legter Artitel führt ben Titel „Die ethilhen Verſchiebungen unter der Gerchhaft 
wirthſchaftlicher Naturgejehe* und behandelt das Verhältnik der Leuticen und 
gehe in Sübdtixol, getvürzt durch Kraftfiellen wie 3. 3. bie, daß der Frei 

ndel und die Gewerbefreiheit-die produktiven Stände von Junen herand der 
pradiren und degradiren. — 6. &. 
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Eingefendete Schriften. 


\ 
Bir bringen hier diejenigen eingejanbten Schriften zur vorläufigen Anzeige, 
welche in bien te noch Tefne eingegendere Beſprechung finden Torten. en 
behalten und vor auf die wichtigeren im nädjften ober einem ber nädjiten Hefte 
zurüdgulommen. Ginige kurze Bemerkungen fügen wir ſchon hier bei. 
1. Annales de d6mographie internationale. KRecueil trimestriel de 
travaux originaux et de documents atatistigaes et bulletin bibliog bigne 
6cial. Publid sous la direction de M. le docteur Arthur Cheroin. 
trieme annee (1880) No. 14 (Juin 1880). No. 15 (Septembre 1880). 
— Kg on. 8, N nasifien Bet ei bene a fommen auf 
eitſchrift im einem der ndc efte eingehender zuri 
2. Annall di statistica. Serie 2a. Vol. 17, 18, 21, 24. 1880. 1881. Mi- 
nisterio d’agricoltura, industria e commercio. Direzione di_statistica. 
Roma 1880, 1881. Tipografia Eredi Botta 220 6. 14 6. 43 6. 


485 ©. 

8. Annuario Statistico Italiano. Anno 1881. Ministerio di agricoltura, 
industria e commercio. Direzione della statistica generale. Roma 1881, 
Tipografia Eredi Botta. 8° VIL 697 ©. 

ad jeit 1878 exſcheinende Jahrbuch ber amtlichen italieniſchen Statiftit 
enthält teils kurze Auszüge über die verſchiedenen Gebiete der italieniſchen 
Statiftil nad) ben legten Reit erfaßten Jahren en theil8 ſummariſche 
Meberfichten der Iepten 10—20 Jahre, 3. 8. die Woplthätigfeits: Statiftit don 
1863— 80, bie Gefangniß-Gtatiflit 1868— 79, bie Spartafien-Statiftit. 186679, 
bie Meteorologifchen Berpatun ‚en 1866 - 79, die Kommunal», Provinzial: und 
Stanläfinanzen 1861 — 79, bie Statifit der Chiffahrts: unb Hanbelsmarine 

—79 x. 

4. Baperiige Gewerbe - Statiftit. Extnahme dom 1. Dey. 1875) I. Theil. 
Die perfönlicden Berhältniffe der Gewerbebetriebe (Nachweis für das Könige 
zei und bie einzelnen Regierungäbezirte) Mit einer Ginteitung von Dr. 
Seo Mayr, Vorftand bes fönigl. ſtatiſtiſchen Bureaus. XXXIX. Heft 
ber Beiträge zur Gtatiftif bes Stönigreich® Bayern. ‚Derausgegeben vom 
Bnigl Ratihitihen Bureau. München 1879. Adolf Adermann. 8° XXXX. 


5. Baperifhe Gemwerbe-Statiftit. Aufnahme vom 1. Dez. 1875. IL. Theil Die 
Umtriebsmaicinen ten ſowie bie wichtigften Arbeitsmaſchinen und 
Borrichtungen der Gewerbebetriebe. „fradeis für das Königreich und bie 
einzelnen Regierungsbezirke) ZXXXI. Heft ber Beiträge zur Statiftit bes 
Königreich® Bayern. ggrandgegeben Dom Brigt, Hat Hifen Bureau. 
Münden 1879. Adolf fermann. 8° XXVI. 491 6. 

6. Buyeriihe Gewerbe-Stariftit. (Aufnahme vom 1. De. 1), IN. Theil. 
Gewerbebetriebe, deren Perfonal und Umtriebsmafhinen in den Verwaltungs- 
diftriften. Mit einer Einleitung von Dr. May Seybel, Vorftand bes königl. 
ftatiftifchen Bureaus. XLIV. Beitrag zur Statiftit des Königreichd Boyern. 
Grandgeneben dom Knigt Siaitfgen Bureau. Münden 1881. Abolf 

mann. 8°. XXXVil. 433 
Wir hoffen biefe drei Bände im fammenhange mit ber gefammten 
dentihen Gewerbe-Etatiftit von 1875 zur elpeejung zu bringen, 

7. Vobertag, Georg. Bürgermeifter in Neumark 1/Schl.: Die Handwertere 
frage im Jahre 1880. Beiträge zur Veurtheilung bes Arerlangena nad Abs 
Anderung, Reichsgewerbe· Ordnung. Bernftabt i./Schl. 1880. P. Dertel. 


8. 2 
Bir kommen auf die zahlreichen Publitationen über bie Innungafrage 
bei Beiprechung ber jet dem Reichätag vorliegenden Honelle zurild. 
8. Bodio, L.: Le opere pie in Italia. Estratto dagli Annali di Statistica, 
Serie 3a, Vol. 21. Roma 1881, Tipografia Eredi Botta 8°. 22 ©. 
9. Beigel, R.: Freie Konkurrenz uber Staatüberwahung? Vortrag gehalten 
im beiten «goetbilbungäverein om 30. Jan. 1881. Karlsruhe 1881. 


3.3. Reif. 
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10. Brentano, Lujo: Der Arbeiter:Berficherungszwang, feine Boransiefmgen jen. 

und feine — — Deutſche FIT — tagen, ber ‚herauägegeben bon x 
Tann von 90 Snlpenborf Jahrg. X, Heft I: sl. "Berlin Carl 
el. 8°. 

11. Conrad, Dr. — Hof» und Gerichtäadvofat in Wien: Die Prioritats- 
Abtretung in ihrer Wirkung auf Zwiſchen · Hypothelen ine Gtubie über 
at Grandbucägcege v. 25. Juli 1871. 8.6.8. 95. Wien, 

ai 

12. Cossa, Laie, Dottore, Professore Nella R. Universitä di Pavia: Primi 
Elementi_ di Economia Politica. Quinta edizione corretta ed anmentata. 
Milano 1881. Ulrico Hoepli. XI. 176 ©. 

Die ie dee De Besen mach ber 1. Auflage ift Bd. IV. des Jahrbuchs 

5 ei ih, Bra "roßtings Zalmubjube. Falſche Wage ift nicht gt 

Hu ae, Sr en mit einer ortjegung vermehrter Abdra. —E 
ing u. San! 

14. Die Deutich- evangeliichen Fitterfauien in Ciebenbürgen und die den- 
felben drohende ir. Eine Rechts» und Kulturfrage. Leipzig 1880. 
Dito Wigand. 8". 119 ©. 

15. Dragie Mlerander: Vergleichende Statiſtik der Berhältnifie in dem € L 
—— Strafanftalten. Wien, 1880, Gerold's Sohn. ol. 72 ©. 

16. Flſcher, Karl, Dr. phil.: Antifemiten und Gymnafialehrer. Berlin 1881. 

td. Dümmier, 8%. 40 ©. 

erbe · Ordnut die, vom 21. Juni 1869. Mit allen Zufägen umd 
Aenderungen ber Heichögelchgebung. üg be pratt. — bearbeitet vom 
einem höheren Regierungsbeamten. T. Gewerbe: Or 
änderungs:Befegen. 15. Auflage. Sen, —E 

18. Gumplowitz. Dr. C.: Bogen des Gtaatöredhts un Statifüil, Rechts 
Raat — en Innöbrud 1881, Wagner. & VII und 548 ©. 

a fte Heft bringt eine Anzeige aus ber Feder des Herrn Prof. Dr. 


3 —— von Gehe u. Lomp, in Dresden April 1881. 8°. 84 6. 
20. ditze, Rapital und Arbeit und die Reosganifation be ber EM 
—— — 1831. Bonifaciuß-Druderei. 80. 

21. een 3 Dr. jur. Hanbelötammerjetretär: Der Pr 

fend 9 —— bes Innungsweſens. Stutigarl 1 


Fri er. 
EM Frage» und Antwortipiel. 








ne Ab 





22.3.9. ; Suben, Stud 
Keipaig 1881. _C. 2. Feten, 
hres« Bericht (Branı mdels · unb Gewerbefammer zu 
3 fe Fr Jahr l — Yap Riard L 8°. 96 ig 
: Golb und si er im Sander unb im hr. 
— u. Humblot. 8°. 86 ©. 
25. ca, —— Gonfutent, der — 
geiverblichen infrage. Unter um 
— vom 5. Mai 1880, der Reſolutionen — ie —— — Be 
ren, Deuter, Se Gewerbetammern und Hanbeld« — Gewerbelammern — 
vom 14.—16. Nov. 1880 u Er ge jepentwwurfeß, betr. Abänderung ber 
Gewerbeorbnung, vom 26. Jaı Separatabbrud aus ber „Beinerb- 
— — —S * Barmeifler. 8°. 28 6. 6 &. 
26. Jacobi, 2. ie ierungörath, Veſch vom 11. März 1879, betr. die 
efahi ung —* 30 heren Verwallungsdienſt, nebft biib vom 29. 
Singe uellenmäßig dargeſtellt und erläutert. Berlin, Kortlampf. 8°. 


2. Kinos, Srepn- membre de l'acadęmis Hongroise des sciences etc. 
Projet d’un recensement du monde. Etude de statistique internationale. 
Paris 1881. Guillaumain et Cie. 8°. 9 ©. 

28. Laveleye, Emil de: La question monetaire. L’etalon d’or et le free- 
Arade. Lee rem au Cobden Club. Litge 1881. Impr. de L&on de 

ier. 
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29. Les droits de licance en Alsace-Lorraine ou critique raisonnee de la loi 
du 5. Mai 1880 sur Paugmentation des droits de licence pour le debit 
des boissons alcoliques et la reduction de Fimpdt sur le vin, suivie de 

ropositions pour la r&vision de cette loi. (Extrait du Journal d’Alsace.) 
— ss. S. en 8°. S © gas über bie Wahr 
30. & re Dr. ord. Brof in Freiburg i./Br.: terungen über bie Wal 
una e. Seipgig 1881. Dunder u. Qumblot, 8°. Fr 
— chriftchen iſt in ber Hauptſache ein —— bee im legten 
ie es Jahrbuchs &. 87—132 gebrachten Abhandlung. 
1. Torin, Achille: La rendita ende e la sus elisione naturale. Milano 
Ulrico Hoepli. 8°. XV. 748 &. 

32. Söwenfen &. Dr.: Die Wahrheit über der Juden Zetheil am Verbrechen. 
Auf Grunb amtlicher Etatiftif. Berlin 1881" ‚Stube. 10 ©, 

38. M.: Ein Vorihlag zur ung, ber Sil ige bei Aufrechtechaltung der bes 
febenben 1 Minis Mm cficht anf sr bevorftehenben Parifer Münz 


„een Diang. 8°, 

Yabolizione del Pal — Progretti di Iı 
an X inistro della finanze interim del tesoro (Magliani) di — 
certo col ministro d’sgricoltura, industria e commercio (Miceli) nella tor- 
nata del 15. novembre 1880. Atti parlamentari. XIV. Legislatıra — 
Erima, Sessione (1880) Camera dei Deputati. No. — Fol. 118 


6. 
Neber biefen wichtigen Belbuoriäti vergl, die Hanbeläbeilage der Auı 


au . Zeitung d. De 168 0 und 4. 81, das nl genaue 
Ne. 52 u. inte is in Conrad” *. ib. XXVI 
35. Rlferma della jege elettorale politiea. Relazione —* commissione sul 


ıtato dal Ministerio dell’ interno De 

ee — 
1880. vol hu 1. ti parlamentari. Legislatura XIV. — Prima Sessione 
ge. utati No 38 — A. Sol. 254 €. 461 ©. 

36. Anne, Sa hi Yen —— — & Er Das Granit 
recht er rxeul 18 onarchie. uftage. — In. il 
1881. 8°. Brudhans 1_48. een 

Dir Hringen ein eine re e, at das Werk vollendet jein wird 


37. Rülf, Dr. inbeitögebante. - Als ranbamentalbegriff aller Res 
ligion und Wil a als BVerftänbigungabafts unter ben Gebilbeten aller 
Sonn, — — gemeinfaßlich dargeftellt. Memel 1880. Robert 

mi 


38. 





Staatsrath im a. o. D. und Mitglieb des bayer. Abgeord⸗ 
—— Meder Steuerreform in Bayern. Nördlingen 1 BE 8, 
um 
Im nächften Sper Übernäcften Heft wird ein Artitel von Dr. Eheberg die 
Sanerl inanzreform und bie einfchlägige Literatur behandeln. 
er. 8. Dr. Dr.: Die torporative Drganitation des Handwerks. Ein 

Ber alle 1881. Yulius ride. 8°. 

40. Schulze, Herrmann, Geh. Rath u. Prof. in 1 Geibebeng: Lehrbuch des 
Deutihen Stantörechtd. (Im 3 gi run en) a und 2. Lieferung. Seipzig, 
1880/81, Breittopf u. Härtel. 8. 

Bir bringen eine Ime je nach Folenbeng ” Werte, 

4. Srämmler, N.: Könii Funigeath, Direktor ber Kaiſer Auilhelms-Eibenbe: 
jaben fg die Imvalibentaffen der beutichen Gewertvereine bewährt? Mit 
eilungen aus ben ag geitten ber deutjchen Gewerkoereine. Berlin Fr 

Carl Heymann. 8°. 
42. Statistica della Societd di mutuo soccorso. Anno 1878. Ministerio di 
agricolturs, industria e commercio. Direzione della atatistica generale del 
Roma 1880. Stamperia reale. 4°. XXIII. 343 
hen im leßten Heft bed Jahrbuches V, 1 ER 2 bie ital. Sülfe- 
Taf ei it von 1862 PR feit 1862 ift eine Aufnahme und Publikation 
folgt I 1873 und neuerdings für 187: 1878. Der vorliegende Band enthält die 
legtere, bie in der Einleitung Fin der Aufnahme von 1898 verglichen iſt 
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48. Statistica dei debiti communali al 1° gennaio 1879. Ministerio dezinl 
10, industrie e commercio. en della statistica generale. 

tipografia Cenniniana. XXXIV, 154 ©. 

44. Statistique internationale des banı je 2 enission. ‚Autriche - Hongrie, 
Belgique, Pays-Bas, Suede Norvöge. Espagne — Direction de la Statistigue 
önerale du anme d'ltalie. Roma Heritiers Botta. 4°. 60 6. 

V. 39 6. XIV. 50 6. XII. 60 ©. XXXII. 17 ©. I. 

4. aratistique internationale des banques d’&mission. France. Ro; 
de dialie — Direction de la statistique generale. Roma 1881 Heritiers Bots. 
46. Steiner, Dr. 6 Dartmitlan: Zur Haftpflichtfrage. Wien 1881, Mrd 

er. 8°. 

47. Thomaſchewati, Albert, expebirender Gecretär im Kaiſerl. Statiftifchen Ant: 
Batiftide Notizen für das Teutiche Reid) 1881. Tas Wichtigfte ber amt: 
lichen Erhebungen im Zeutichen Bei, hir den neueften DVeröffentlichungn. 
ir 1881. — Springer 16°. 21 ©. 

Tleines, ſehr brauchbares Heftchen mit den wichtigften Zahlen aus der 

deutſchen —— v 

48. Wachler, Paul, ——— D., Generalbirektor: Die Sub haſtations · Orh ⸗ 
nung vom 15. Marz 1869 nebft ben diefelbe ergänzenden und erläuferaben 
zii 17 und Landes · Geſehen. 3. Auflage. Berlin, Kortlampf. 8° XV mb 


“8 —— Adolph: Für ‚bimetattipüfge I Aränzpolitit Deutſchlands. Berlin 


Hatttemmer u mi 
50. Bapptie. 3 . €. Dr. Prof: Einleitung ir "dad Gtubium ber Gltiil 


Borlefungen gehalten an der Univerfität —J et 





8. Gandil ipzig 1881, 3. C. Hinrichs 8°. X. 252 
51. Witte, &mil: Arbeit un Vefteuerung des Denigen unb ber Maldint. 
Sin Warnung vr dem Sozialismus. Beipnig 1881. Sindel. 8%, IV and 


vierecſche Doſbuchdrucerei Gtephan Geibel & Ga. in Mitenfurg- 





Arbeit und Armuth. 


, Bon 
Gufav Cohn. 


Die Gefegesvorlage des Deutſchen Reiches über bie Unfallver- 
fiherung der Arbeiter würde, auch ohne bie ihr mitgegebenen fchrift- 
lichen und mündlichen Motive, tiefere Prinzipienfragen ber Vollswirth⸗ 
ihaft anregen und zwar folche, welche ver Erörterung noch bedürfen. 
In den Gedankengang derſelben gehört das Problem, welches bie beiden 
Begriffe andeuten, bie an der Spige biejer Zeilen ftehen. 


I 


Die alte Zeit fand biefem Problem ‚naiver gegenüber, als bie 
Gegenwart. Schon in ihrem Sprachgebrauche, welcher fich jelbft in Eng- 
fand bis in biefes Jahrhundert Hinein, im Deutſchen Norboften noch 
heutigen Tages findet, rebet fie ununterfchieblich von „ben armen Leuten” 
(poor, labouring poor} als von jener befiglofen Mehrzahl, welche von 
ihrer Hände Arbeit zu leben genöthigt if. Für bie wohlwollende Für- 
forge des alten Staats fließt in ber Vorftellung der öfonomifchen 
Unſicherheit diefer Exiftenz das Einfommen bes Arbeiter mit den An« 
fprüden an die Milbthätigfeit zuſammen, und die Scheibelinie, welche 
die neue Zeit theild aus dem gefteigerten Selbftgefühl bes Arbeiters, 
theils aus der Erkenntniß von den Grenzen ver Benölterung zu ziehen 
bemüßt ift, beſteht für ihr Bewußtſein noch nicht. 

Typiſch für jene alten Anfhauungen und gleihfam am Wende 
punkt ber alten Zeit fteßt bie Parlamentsrede des jüngern Pitt, welche 
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am 12. Februar bes Jahres 1796 gehalten wurde aus Anlaß einer 
Bil zur gefeglichen Negulirung des Arbeitslohnes im arbeiterfreund: 
lihen Sinne. Pitt erkennt an, daß bie Lage ber arbeitenden Klaſſe 
(labouring poor) durchaus unbefriedigend fei ſowohl vom Stanbpuntte 
der Humanität, als dem ber Politik, und er fieht in der Abhilfe dafür 
eine politifche Aufgabe erften Ranges, welde er dem Parlamente warm 
ans Herz legt; das Mittel findet er nicht in ber vorgeichlagenen Maß ⸗ 
regel, fondern in ber Reform der Armengefege: das Almoſen müſſe 
Dazu dienen, aus einer zahlreichen Kinderſchaar einen Segen ftatt eines 
Fluches zu machen, das Almofen müſſe ein Recht und eine Ehre ftatt 
eines Vorwurfes werben, indem e8 die Dienfte berjenigen vergelte, 
welche das Land mit Bürgern bereichert haben *). 

So Pitt. Neben diefen Worten dämmert bie neue Zeit in feine 
Rebe allerdings hinein: er empfiehlt die Ausbreitung der Unterftügungs 
genofienfchaften, die vationellere Handhabung der Armenpflege, und 
obenein gar bie Kinderarbeit. 

Eine Auseinanderfegung ber verfchievenartigen Geſichtspunlte, ein 
Bewußtſein der fo lange ſchlummernden Widerſprüche brachte erjt die 
der Gefeßgebung des neumzehnten Jahrhunderts vorarbeitende Willen 
haft. Zunächft die allgemeinen Ideen ber naturrechtfichen Aufklärung 
Indem diefe die Schranken des Beſtehenden Hinter fich läßt und ein 
natürliches Recht für den Menfchen als Menſchen fucht, gelangt fie zu 
Forderungen, welche bald einen inbivibualiftifchen, bald einen ſozia⸗ 
liſtiſchen Charakter haben und damit die gemeinfame Wurzel ber beiden 
Sprößlinge des unhiſtoriſchen Radikalismus verrathen, aber gerade durch 
biefe Losreißung vom Gefchichtlichen gewinnt fie jene abſtrakte Kühnheit, 
mit ber fie gewiffe Bundamentalfragen auf die Tagesordnung fegt- 
So lange fie in dem menfchenfreundlihen Wahn ver Phyſiokratie ver⸗ 
harrt, bleibt fie individualiſtiſch; ſobald fie denfelben durchbricht, wird 
fie foziatiftif **). 

Dann aber namentlich die Haffifche Nationaldkonomie der Eng 
länder. Diefe verfnüpft die phhfiofratiiche Theorie mit den beftehenden 
Einrichtungen und nähert fie der wirklichen Melt um fo viel, daß fie 
damit bie wiſſenſchaftliche Grundlage für den praftifchen Individualismus 
der modernen Zeit liefert. Durch die Lohntheorie und die Bevölferungs: 


*) Speeches of the R. H. Wm. Pitt II. 129 f. (2. edit. 1808). 

**) Puisqu'il est manifestement contre la loi de nature . . quune poig- 
nde de gens regorge de superfluits tandis que 1a multitude affamde mangue 
du necessaire. Rousseau, sur l’origine de l’inegalit6 parmi les hommes 
Petits chefs-d’oeuvre. Paris 1870. p. 106. 


995] Arbeit und Armuth. 3 


lehre Hat fie für umjere Frage gearbeitet. Smith und Ricardo, im 
Anſchluß an Qurgot, begründen das Lohngeſetz; Malthus nimmt mit 
jeinem Werle über" das Prinzip ber Benölferung in jehr bezeichnender 
Weiſe den Kampf gleichzeitig gegen bie alten Englifchen Armengejege 
und gegen die neuen fozialiftiichen Theorien der Franzoſen (Eonborcet), 
fowie ihrer Englifchen Anhänger (Godwin) auf. Smith, gleich den 
Phyſiolkraten von ber Würbe ver Arbeit durchdrungen *), erörtert ben 
ihr zufallenden Antheil an dem vollswirthfchaftlicden Ertrage, und Ri« 
cardo fchließt fi ihm an, im Einzelnen ihn berichtigend. Malthus 
bezeichnet den kritiſchen Punkt, wo der Arbeitslohn in die Armenpflege 
binabfinft, und weift auf bie Alternative Hin, welche aus dem Gegen« 
fage natürlicher Unordnung und fittlicher Ordnung ſich ergibt. 

Das war bie erite Epoche in der wiſſenſchaftlichen Behandlung 
diefer Frage, und diejelbe hat in ihrer Weife das Wefentliche geleiftet. 
Nicht felten waren e8 Mißverftändniffe, welche an jenen Meiftern etwas 
zu tabeln fanden, was vielmehr an der Aufmerkſamleit oder der Dent- 
traft des Leſers zu tabeln war. 

So zunächſt die Lehre vom Arbeitslohne. 

Turgot bereit® bat in der Abhandlung über bie Bildung und 
Vertheilung des Reichthums gefagt, bei jeder Art von Arbeit müfje es 
dahin fommen, daß ber Arbeitslohn ſich auf dasjenige beſchränkt, was 
für die Eubfiftenz des Arbeiter nothwendig ift**). Smith ift es 
dann, welcher diefe Wahrheit in Zufammenhang mit der Zunahme der 
Bevölterung bringt und dasjenige entwidelt, was fpäter theils Malthus, 
theils Ricardo meitergeführt Haben. Er fagt (b. I. ch.8): Jede 
Gattung von lebenden Weſen vervielfältigt fih naturgemäß im Ver— 
hältniß zu ihren Subjfiftenzmitteln; in einer civilifirten Geſellſchaft fett 
nur in ben unteren Schichten des Volls bie Knappheit an Unterhalts- 
mitteln der Zunahme ver Bevölkerung Grenzen, und zwar durch Ber- 
nichtung eines großen Theiles der zahlreichen Kinder in jenen Schichten. 








*) Lorenz v. Stein, Handbuch der Verwaltungslehre, Stutig. 1576, ©. 790: 
„Die Ertenntniß, daß die Arbeit die Baſis der wirthſchaftlichen Selbſtändigleit fei, 
zeigt, daß das, was man bisher Noth genannt, einen zweifachen Gehalt habe. Es 
gibt einen wirtlichen Zuſtand des Mangels; es gibt aber and) einen Zuſtand, in 
welchem nur das Gefühl des gefellſchaftichen Gegenfates der Hilflofigteit der nie- 
deren Klaſſe gegenüber der höheren das Analogon ber Noth bildet. Die Kaffe 
ber Armen ſcheidet fih von ber der Beſitzloſen; bie Erlenntuiß greift Play, daß 
beides, bis bahin vermengt, zwei weſentlich verſchiedene Gebiete der geſellſchaftlichen 
Zuftände enthalte, und daß demgemäß auch die Aufgabe fr jedes berfelben eine 
wefentlich verſchiedene ſei.“ 

**) Sur la formation ete. $ 6. 
1° 


4 9. Sohn. [996 


Die reichliche Bezahlung der Arbeit Hat durch bie Mittel, welche jie 
zur beſſeren Pflege der Arbeiterfinder gewährt, die Tendenz, die bezeich- 
neten Örenzen zu erweitern, und zwar je nach dem Bebarf an Arbeits» 
fräften. Wenn dieſer Bedarf beftändig zunimmt, jo muß ber Entgelt 
ber Arbeit nothwendigerweiſe die Heirathen und die Yortpflanzung der 
Arbeiter in folhem Grabe beförbern, daß eine beftändig zunehmende 
Bevölferung der bejtändig zunehmenden Nachfrage entipricht. Wenn 
der Lohn in einem Zeitpunkt zu niedrig für diefen Zweck ijt, fo wird 
der Mangel an Händen ihn bald jteigern; und wenn er höher, als 
dafür nöthig ift, jo wird die übermäßige Zunahme der Arbeiter ihn 
bald auf ben nothwenbigen Sa herabbringen. „Auf dieſe Weife regu⸗ 
lirt die Nachfrage nach Menſchen, wie die Nachfrage nach jeder andern 
Waare, nothwendigerweiſe bie Probuktion von Menſchen, beſchleunigt 
fie, wenn fie zu langfam vor fich geht, und hemmt fie, wenn fie zu 
ſchnell fortichreitet.” 

Es ift ein jonderbarer Fall in der Gejchichte der Wiffenjhaft, daß 
derjenige Schriftfteler, welcher ein halbes Jahrhundert ſpäter dieje Lehre 
des Ab. Smith weitergebilvet hat durch die Betonung des Standard 
of life und welcher ihr damit diejenige Härte genommen hat, bie der 
Wahrheit wiberjpricht, daß Ricardo mit Vorliebe für die Worte des 
Ab. Smith, und wohl gar im Gegenfage zu Ad. Smith verantwortlich 
gemacht worben ift, weil er eine harte Nothwendigkeit behaupte, da, wo 
der Spielraum fittlicher Freiheit ijt, — wie e8 Smith allerdings thut 
im Gegenfage zu Ricarbo. 

Den bezeichneten literarhiſtoriſchen Irrthum hat noch vor wenigen 
Jahren in England felbit I. E. Cairnes in feinem Nekrolog auf 
Stuart Mill begangen (Examiner, May 1873), wenn er meint: „es 
ſcheint Ricardo's volfftändige Ueberzeugung gemejen zu jein, daß eine 
wejentliche Beſſerung in der Rage der Maffe ver Menjchen unmöglich 
ſei; er betrachtete e8 als ben normalen Zuftand der Dinge, daß der 
Arbeitslohn fi auf demjenigen Minimum befinden folfe, welches noth= 
wendig ift, um ben Arbeiter in phyſiſcher Geſundheit und Kraft zu er» 
halten und ihn zu befühigen, eine Familie aufzuziehen, groß genug, bie 
Bedürfniſſe des Arbeitsmarktes zu befriedigen. Eine zeitweilige VBer- 
beiferung als Folge eines fih ausbehnenden Handels und wachſenden 
Kapitals hielt er freilich für möglich, aber er nahm an, daß die Stärke 
des Prinzips der Bevölkerungszunahme jeverzeit mächtig genug fei, Das 
Angebot von Arbeitsfräften jo zu vermehren, daß der Lohn immer 
wieder auf das Minimum herabfinfen muß.“ Und hier nun auf Mill 
übergehend, fährt Eairnes fort: „In biefem Punkte ift e8, wo Mill's 
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Lehre zu Folgerungen hinführt, welche denen Ricardo's und benen ber 
meiften vorangehenden Nationalöfonomen entgegengefegt find: er brachte 
nämlich in Anfchlag eine Vorausjegung, welche Ricarbo überfehen hatte 
und welde, gebührend gewürdigt, zu einer Umkehrung von Ricardo's 
Schluſſe führte. Das Minimum des Lohnes, felbft wie e8 gegeben ift 
in dem Falle des jchlechter bezahlten Arbeiters, ift nicht die abfolut ges 
ringfte Summe, wovon Menjchen leben können; es ift etwas mehr als 
das, und in dem Falle aller höher bezahlten Arbeiter ift e8 ganz ente 
fhieden mehr. Das Minimum ift in Wahrheit nicht ein phyſiſches, 
ſondern ein fittliches Minimum, und als ſolches ift e8 fähig der Ver- 
änderung mit dem Wechfel der fittlichen Beichaffenheit derer, bie e8 betrifft. 

Jede Klaſſe Hat einen „Standarb‘ des Wohlbefindens, unterhalb 
beffen fie nicht leben ober wenigſtens fich nicht vermehren will — einen 
Standard inbefien, der nicht feſt fteht, jondern ver Veränderung unters 
worfen ift mit den wecjelnden Zuftänben der Geſellſchaft, und welcher 
in dem alle einer fortſchreitenden Volkswirthſchaft thatſächlich fich 
hebt, je mehr fittliche und intelleftuelle Einflüffe auf die Maſſe des 
Volks wirken. Diefes war das neue Moment, das Mill einführte in 
die Aufftellung der Lohnfrage, und e8 genügte, die gefammte Lebens⸗ 
anjchauung aus dem Standpunkte der Nationalöfonomie zu verändern.“ 

Die luft, welhe Cairnes zwifchen den Anſichten von Mill und 
NRicarbo findet, werben die folgenden Stellen aus Ricardo in völlig aus⸗ 
reichender Weife ſchließen. Im fünften Kapitel *), über den Arbeits. 
lohn, läßt er auf die Definition des natürlichen Preijes der Arbeit 
als des zur Eriftenz und Fortpflanzung der Arbeiter Nothwendigen bie 
Bemerkung folgen: man bürfe ihm nicht fo verftehn, als ob ber natür- 
fiche Preis der Arbeit, „selber blos in Nahrung und nothwendigen 
Lebensbebürfniffen geihägt“ abfolut feſt fei; er fei verſchieden in ver- 
ſchiedenen Zeiten in demfelben Sande und fei fehr ſtark verſchieden in 
verfchiedenen Ländern; er hänge wefentlih ab von ben Gewohnheiten 
und Sitten des Volls und ein englifcher Arbeiter würde feinen Lohn 
als unter der natürlichen Höhe ſtehend betrachten und zu gering zum 
Unterhalt einer Familie, wenn berjelbe ihm feine andere Nahrung ale 
Kartoffeln und keine beffere Wohnung als eine Lehmhütte geſtattete ... 
viele derjenigen Genüffe, welcher man ſich jegt in einem englifchen Ar⸗ 
beiterhaufe erfreue, würden in einer früheren Epoche für Luxus gehalten 
worben fein. 

*) Prineiples of polit. econumy. 4. edit. Works ed. M’eulloch 1846. 
p. 52 ff. 
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Dann aber folgt ein Sag, welcher auf das Deutlichite beweiſt, 
daß Ricardo die Bedeutung des Willens, des ethifchen Momentes für 
die Lohnbeftimmung fehr wohl zu würbigen weiß. Er lautet: „Der 
Menſchenfreund kann nur wünſchen, daß in allen Ländern die arbeiten- 
den Klaffen einen Geſchmack für Behagen und Genüffe haben, und 
daß fie mit allen gefeglichen Mitteln in ihren Bemühungen bieje zu er» 
langen angeftachelt werben mögen." 

Nur nebenbei jei noch bemerkt, daß bie mittelbar hierher gehörige 
Stelle, welche ſowohl Say als Sismondi mißverſtanden Haben, die 
Stelle vom Roh und Reineintommen *) ebenfalls nur an der Quelle 
gelefen zu werben braucht, um bie mythologiſchen Traditionen darüber 
zu befeitigen. 

Eine Beftätigung dafür, daß auch die alte Schule Ricardo's jeine 
Lehre vom Arbeitslohn fo, wie ich dargethan, aufgefaßt Hat, ift beiſpiels⸗ 
halber eine der popularifirenden Schriften von Harriet Martineau, 
welche in ihren Illuſtrationen der politiihen Defonomie **) als einen 
Lehrſatz, welchen fie zu erweifen jucht, denjenigen aufftellt, daß „ver 
niebrigfte Punkt, auf welchen der Arbeitslohn dauernd ſinken kann, 
durch das Maß des zur bloßen Subfiftenz Nothwendigen bezeichnet wire.” 

Hit e8 aber wahr, daß in dem ethiſchen Moment, in der Sitte, 
dem Willen, in ber Xebenshaltung, die beftimmenbe Norm für das Ein- 
fommen des Arbeiters liegt, fo ergibt fich von felber die Forderung 
des Individualismus, daß der auf fich felbft geftellte Arbeiter der neuen 
Zeit die Bürgfchaften feines Wohlbefindens in jeiner fittlihen Selbft- 
beftimmung. finbet. 

Und Bier ift e8, wo Malthus eingreift. Was bei Smith noch 
als eine natürliche Nothwenbigfeit erfcheint, das erhebt Malthus zu 
einer großen moraliſchen Kontroverfe. Wenn es zutrifft, daß in dem 
unteren Schichten der Bevölkerung einer civilifirten Geſellſchaft ein 
großer Theil der Kinder aus Mangel an Unterhaltsmitteln fterben 
muß, — ift das ein Naturgejeg? und gibt es hier Feine andere Ab- 
hilfe, als die zeitweilige Fluthwelle des Lohnes, welche die Unterhalts- 
mittel vermehrt? 

Er erörtert dieſe Frage in ber Polemik mit ſolchen Schriftftellern, 
welche gegenüber der fühlen Nothwendigkeit von Smith das entgegen« 
gefegte Extrem vertreten. Der Abbe Raynal Kat in feiner Geſchichte 
der beiden Indien gejagt, daß „vor dem Beſtehen fozialer Gejege ver 


*) Ch. 26. p. 210. 
**) London 1832. VII. A Manchester Strike p. 135. 
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Menſch das Recht zu leben Hatte.” Malthus antwortet ihm barauf*): 
Raynal hätte ebenſo gut jagen fönnen, daß vor dem Beitehen fozialer 
Geſetze jeder Menſch das Recht Hatte, Hundert Jahre alt zu werben. 
Unzweifelhaft hatte er‘ damals und Kat noch heute -ein gutes Recht, 
hundert Jahre, ja taufend Jahre zu leben, wenn er nämlih Tann! 
die Sache ift vor allen Dingen eine Sache der Macht un nicht des 
Rechts. Soziale Gefege vermehren diefe Macht ſehr bebeutend, indem 
fie eine viel größere Zahl menfchlicher Weſen zum Leben befähigen, als 
ohne fie leben könnte, und infoweit vermehren fie auch das Recht zu 
leben; aber weder vor noch nach der Einrichtung fozialer Gefege konnte 
eine unbegrenzte Zahl exiftiren, und vorher wie nachher verlor ber» 
jenige, welcher bie Macht zu leben verlor, auch das Recht. 

Malthus fchließt Hieran unmittelbar die praftifche Nutzanwendung, 
daß es bringend fei, diefe großen Wahrheiten im Volle zu verbreiten 
und bie unteren Schichten davon zu überzeugen, daß nach ben Geſetzen 
der Natur und unabhängig von irgend welchen fozialen Inftitutionen 
— außer der großen Inftitution des Eigentfums — Niemand einen 
Anſpruch auf Eriftenz an bie Geſellſchaft Hat, wenn er fie durch feine 
Arbeit nicht erkaufen Tann. 

Um die Behauptung zu begründen, baf bie Armen fein Recht auf 
Unterftügung haben, führt er an anbrer Stelle **) folgendes Beijpiel 
an. Denfen wir uns ein Land mit gleicher Verteilung bes Befiges 
für alle feine Bewohner; bie eine Hälfte regelt durch vernünftige ©e- 
wohnheiten ihren Zuwachs derart, daß fie mit ber zunehmenden Pro« 
duftion Schritt Hält und fie wird offenbar fo wohlhabend bleiben, als 
fie gewejen; die andre Hälfte dagegen heirathet fortwährend bei ein» 
tretender Pubertät und die Folge würde fein, daß fie im Laufe der Zeiten 
bald jämmerlich arm fein würde: welchen Grund der Gerechtigkeit ober 
der Billigleit könnten wohl biefe Legteren haben, wenn fie fraft ihrer 
Armuth ein Recht gegen ben Beſitz der eriten Hälfte geltend machen 
wollten. Ihre Armuth ift entftanden lediglich aus ihrer Unwiſſenheit 
ober ihrer Unvernunft, und wenn man fie nicht die Folgen ihres Ver⸗ 
haltens fühlen Liege, jo würde bald die ganze Gejellichaft demfelben Zur 
itande der Berarmung verfallen. ine freiwillige und zeitweilige Unter« 
ftügung, welde etwa bie Wohlhabenderen als Alt ver Barmberzigfeit 
reichen, während bie Berarmten die Lehren der Natur beſſer verftehen 
lernen, wäre etwas ganz anderes und ohne Zweifel jehr wohl ange- 


*) B. IV. ch. 6. 3. ed. vol. IL. p. 383. 
**) Appendix vol. II. 519. 
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bracht; aber niemals fann ein Recht auf Unterftügung geltend gemacht 
werben. 

Soweit bie Englifhe Nationalöfonomie. In dem halben Jahr- 
hundert, welches feitvem verfloffen ift, Hat dieſe in der Hlaffiichen Zeit 
geichaffene Anfhauung fih im Großen und Ganzen bie Zuftimmung 
der Wiffenfchaft erworben, nicht blos in England, jondern namentlich 
auch in Deutſchland. 

Aber eben damit iſt nur die eine Seite der Sache erledigt, die 
Frage Hat ihre erſte Epoche erlebt; für die Löſung derſelben find noch 
andere Seiten in Betracht zu ziehen und das ift die Aufgabe fernerer 
Betrachtungen. 

u. 


Es find Betrachtungen, zu welchen uns die heute wie vor Hundert 
Jahren fortbeftehenden Armengejege ber verjchievenen Staaten und ge 
rade Deutfchlands anregen, Betrachtungen darüber, wie denn biefe große 
artige öffentliche Pflicht des Staatsweſens gegemüber der Armuth zu 
rechtfertigen, zu begründen, mit den Lehren ber Nationalölonomie in 
Einklang zu bringen fei? Betrachtungen, welche unter Anderm and 
dur die Diskuffion über die Prinzipien der Beftenerung von einer 
andern Seite her nahe gerückt werben, da biefe ja zu ber Frage ver- 
anlaffen: was ift der Grund und das Maß für den finanziellen Zwang, 
welchen die Gemeinfchaft dem einzelnen Bürger zumuthet? 

Vielleicht Hat die individualiftiihe Nationaldlonomie Recht und ber 
ganze gegenwärtige Zuftand ber gefeglichen Armenpflege wäre aus dem 
Grunde fehlerhaft? Wir wiſſen daß zum minbeften prinzipielf eine 
ſolche Anficht in denjenigen Kreifen zu finden ift, welche vorzugsweiſe ale 
Vertreter jenes Individualismus befannt find: aber e6 ift charafteriftifch, 
daß biefe Anficht immer vereinzelter und immer reſervirter auch in 
folgen Kreifen auftritt, ja daß ganz neuerdings befannte Vorkämpfer 
des Inbividualismus fie preisgegeben haben — wie benn nur im ber 
Debatte des Deutſchen Reichstages über den Unfallverfiherungsentwurf 
der Führer der Fortſchrittspartei erflärte: „ich Kalte die fog. Nacht 
wächteridee vom Staate für eine durchaus nicht richtige und fie iſt auch 
praftifch bei uns nicht durchgeführt; es geichieht überaus viel vom 
Staate und das kommunale Budget hat faft ausichließlich Aufwendungen, 
die über den Rechtsſchutz hinausgehen, bie eine pofitive Fürforge ente 
halten *).“ Er deutete mit diejen Worten ausdrücklich auf die kommu—⸗ 
nale Armenpflege und unentgeltliche Vollsſchule. Indeſſen andre denken 


*) Stenogr. Berichte 1891. &. 709. 
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auch Heute noch anders; namentlich find dieſe in der Lage, auf gewiſſe 
Gefetgebungen hinzuweiſen, welche ihrem Standpunkte zu entiprechen 
icheinen. 

Es it in erfter Neihe die Armengefeggebung Frankreichs. Ein 
franzöfifcher amtlicher Bericht der legten Jahre des Empire *) bezeichnet 
es als einen Stolz dieſes Landes, daß weder der Staat noch die Ge— 
meinden eine obligatorifhe Ausgabe für die Armenunterftügung kennen. 
Beruht viefer Stolz etwa darauf, daß es feine Armuth oder mur fo 
wenig Armuth in Frankreich gibt, um die gejegliche Unterftügung über 
flüffig zu maden? Gewiß nicht. Die ganze Frage dreht fich Hier um 
die Stelfung der Kirche, um die firchliche Handhabung der Armenpflege, 
fie dreht fi um Katholicismus und Reformation, um mittelalterliche 
Armenpflege und moderne Armenpflege, um das Verhaͤltniß von Staat 
und Kirche überhaupt. Die weltlichen Aufgaben der Tatholiichen Kirche, 
zu welchen bie Armenpflege vor allem gehört, waren in Frankreich, fo 
gut wie in England und in Deutſchland, mit der Reformation im Be— 
griffe, dem modernen Staate nad feinem Wefen anheim zu fallen: 
das Unterliegen der Reformation in Frankreich ftellte die Kirchliche 
Armenpflege in der Weife des Mittelalterd wieder her, bis dann ber 
erneute Verfuch des modernen Staates in der großen Revolution aber- 
mals mißlang und fo bis zu biefer Stunde das Almofen gereicht wird 
nach der Weije des Mittelalters und der katholiſchen Kirche. In dem 
angeführten Artifel ift der, man weiß nicht, ob mehr mittelalterlich- 
tatholifche oder ötonomijch-indivibualiftifhe Standpunkt beutlich wieber« 
gegeben. Glüdlicherweife, heißt e8 da, wußte Frankreich bei Zeiten auf 
der abfchüffigen Bahn innezuhalten, auf welhe es der Calvinismus 
Hinabzog: dank der Belehrung Heinrich's des Vierten folgte es nicht 
dem Beifpiele von England und den andern Ländern, wo fi unter 
dem Einfluffe ver Reformation bereit die Armenftener und bie gefeh- 
liche Armenpflege einrichtete; die franzöfifhe Kirche behielt ifr Armen« 
vermögen und ihre Unabhängigkeit noch zwei Jahrhunderte, fie bewahrte 
den „freien und chriſtlichen“ Charakter, welchen die Armenunterjtügung 
in Frankreich ſtets behalten Kat, ausgenommen in ber revolutio- 
nären Krife. 

Diefe revolutionäre Krife hat, nachdem am 2. November 1789 
auf Mirabeau's Antrag die Firchlichen Güter zum Staatsgut gemacht 


*) Block, Dietionnaire de l’administr. frang. 2. edit. 1877. Art. 
Assistance publique p. 175. Der Berfailer ift Alexis Chevalier. Bgl. die Mo- 
tive des Deutſchen Bundesgeſetzes über den Unterflügungswohnfit, bei Arnolbt, 
die Freizügigkeit und ber Unterftügungswohnfig, Berlin 1972. ©. 150. 
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waren, wie fie in ben proteitantiihen Staaten dazu durch die Refor: 
mation gemacht waren, in ihren Verfaflungen jeue Grunbfäge ausge ⸗ 
fprochen, welche in den Englifchen Armengejegen, in dem Munde William 
Pitt's, in dem Preußiſchen Landrecht u. ſ. w. Ausdruck fanden. Im 
erſten Titel der Verfaſſung vom 8. September 1791*) ift neben 
einander die ftaatliche Armenunterftügung und ber unentgeltliche Volls⸗ 
ſchulunterricht proflamirt: „es ſoll eine allgemeine Staatsanftalt zu 
öffentlicher Unterftügung orgamifirt werben, um bie verlaffenen Kinder 
zu erziehen, die armen Kranfen zu pflegen und ven arbeitsfähigen Armen, 
welche feine Arbeit finden Können, folche zu verfchaffen.” Im ber Ver: 
faffung vom 24. Juni 1793 Heißt es, im einundzwanzigften Paragrappen 
der Erklärung der Rechte des Menſchen und Bürgers: „Die öffent 
liche Unterftügung ift eine heilige Schuld; die Gejellichaft ſchuldet den 
Unterhalt den unglüdlihen Bürgern, fei es, indem fie ihnen Arbeit 
verichafft, fei e8, indem fie den Arbeitsunfähigen bie Mittel zur Eriften; 
verbürgt.” 

In der Verfajfung von 1795 fehlt allerdings dieſer Beſtandtheil 
der Menſchenrechte ſchon, und ebenjo 1799 und fo weiter. Erſt in der 
Proflamation der proviſoriſchen Regierung vom 24. Februar 1848, 
melde am 25. Februar erfchien, erwacht das bekannte Mecht auf Ar 
beit: „Die Regierung verpflichtet fih, die Exiftenz des Arbeiters durch 
Arbeit zu verbürgen.“ 

Im Widerfpruche mit biefen erfolglojen Anläufen der Revolution 
ift der Zuftand geblieben, wie er war: es befteht fein Öffentlicher Zwang 
einerfeits, fein Recht auf Unterftügung andrerſeits. Nun hat es aber 
nicht ausbleiben können, daß theild die kirchliche Armenpflege Lücken 
offen läßt, welche ausgefüllt werden müſſen, theils bie mittelalterliche 
Technik der Armenpflege, wozu die Bettelei vorzugsweife gehört, den 
Anſprüchen moderner Polizei entgegen iſt. So ift denn u. A. eine 
minifterielle Entſcheidung vom 24. Mai 1869 ergangen, welde beire 
tirt, daß eine „obligation morale sinon legale“ befteht, dem Greiſe 
ober Gebrechlichen, welcher feinen Unterhalt durch Arbeit nicht ver⸗ 
dienen kann, Obdach und Brot zu reichen, wenn man ihm, wie es 
in mehreren Departements geichieht, „un recours habituel & la cha 
rit6 publique“, d. h. das Betteln verbietet. Es beftehen daher depots 
de mendicite, welche „in einem gewiljen Maße eine obligatorifche Aus⸗ 
gabe” im ſolchen Departements Tonftituiren. Außerdem gibt es durch 
Defrete von 1811 und 1838 unterftügte Kinder und Srrfinnige: „der 


*) Tripier, les constitutions frangaises. p. 14. 
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obligatorifche Charakter dieſer Unterftügungen ift gerechtfertigt durch 
Erwägungen der Öffentlichen Ordnung.“ 

Was ift alfo der wirkliche Zuftand der Franzoſiſchen Armenpflege? 
Erſtens die Barmherzigleit der katholifchen Kirche, zweitens als noth« 
gedrungene Ergänzung die im Prinzipe fo lebhaft abgelehnte öffentliche 
ober obligatorifche Urmenpflege. 

Wäre felbft dieſe nothgebrungene Ergänzung der Chriftenpflichten 
durch den profanen Staat nicht nothwendig, was wäre damit bewieſen? 
Einfach die formelle Seite der Sache, daß bie fittliche Pflicht des Al« 
mojens durch den Zwang ber Kirche gegenüber dem Gewiſſen ihrer 
Öläubigen durchgefegt wird. und nicht durch den Zwang des modernen 
Staatsgeſetzes. Ob diefer Zwang, diefer Einfluß der katholiſchen Kirche 
fittlich Höher ftcht, al der Zwang des heutigen Staates, wäre eine 
zum mindeften diskutirbare Frage. Und jedenfalls gibt e8 Leute, welche 
bezweifeln, daß die Verpflichtung des heutigen Staatsbürgers an fitt- 
lichem Maßftabe gemeffen niedriger fteht, als der Kaufpreis, welchen 
der Gläubige für fein Seelenheil zahlt, wie e8 die Schenfungsurkunden 
wenigftens früherer Jahrhunderte naiv genug verfichern. 

Wenn es fi) aber um „Stolz“ auf beftehende Einrichtungen han⸗ 
delt, jo wird der Bürger des proteftantiichen Staats mit demfelben 
Rechte ftolz fein bürfen auf die Pflichterfüllung, welche ihm feine Staats» 
gejege zu Gunften der Armen auferlegen, wie der Bürger des latho⸗ 
liſchen Staats ſtolz ift auf den Zwang ber katholifchen Kirche, welche 
den Zwang bed Staats überflüffig macht. 

Nun ift obenein, wie wir fehen, auch in Frankreich die obligatorifche 
Armenunterftügung nicht zu entbehren: fie wird, wenn auch widerwillig, 
anerfannt. Es muß aljo wohl eine Nothwendigkeit fein, welcher man 
nicht entrinnt und mit welcher man fich daher auseinanderzufegen hat. 
Die öffentliche Armenpflicht befteht und es fragt fich, wie man fie be- 
grünbet. 

Ein jehr beveutfamer Grund ift zunächit der Biftoriiche Grund, 
welcher an das foeben Bemerkte anfnüpft. Schon Adam Smith*) hat 
gejagt, daß die Aufhebung der Klöfter in England das Armengefeg aus 
dem 43. Jahre ber Elifabelh zur Folge hatte; oder wie Gneiſt es 
auffaßt, mit Heinrih VIII. war die Staatsgewalt in dem Maße kon- 
jolivirt, um aus eigner Bewegung auf biejem Hauptgebiet die humani- 
tären Aufgaben der mittelalterlihen Kirche im fich aufzunehmen **). 


*) B. I. ch. 10. 
**) Engl, Kommunalverfafiung 1863. I. 275. 
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Mit diefem Gefichtspuntte wird anerkannt, daß durch Die chrijtliche Kirche*) 
eine einzige Kette jene fittliche Pflicht jahrtaufendelang fortführt, von 
den Urkunden des Mojaifchen Geſetzbuches bis hinein in den Staat des 
neunzehnten Jahrhunderts. Cobbett in feinem „Vermächtnig an die 
Arbeiter”, in welchem er das neue Armengefeg und Malthus befämpft, | 
appellirt in der That zugleich an das Hiftorifche echt des Landes un | 
an die Vorfchriften des Alten und Neuen Teſtaments zu Gunſten der | 
Armen. 

Diefer Hiftorifche Grund wird aber nur ſoweit Stich halten, ald | 
die Ueberzeugung von der binbenden Kraft der jübifchechriftlichen Moral | 
zu Gunſten der Armen die allgemein herrſchende ift. Dieß von unſerm 
Zeitalter zu behaupten, wäre gewagt, zumal in einem Augenblide, we | 
bie urfprüngliche heidniſche Rohheit, welche immer nur ſchlummert, fih 
gegen die Milde diefer Moral empört. Es wäre aber auch für jede 
wiſſenſchaftliche Betrachtung unerlaubt, dieſe hiſtoriſche Thatfache als 
den legten Entſcheidungsgrund anzuerkennen, fobald es fich zeigt, daß 
die wiſſenſchaftliche Erkenntniß der Gegenwart Einfichten eröffnet, welde 
dieſen Hiftorijchen widerſprechen. Es müßte alfo das letztere, das That⸗ 
ſächliche, auf feinen eignen Grund geprüft werden. 

Nun haben Männer, wie Charles Kingsley **) und jene andern 
hriftlichen Sozialiften in ihrer Weife Recht: die Bibel ift durch und 
duch kommuniſtiſch, ſie ift von Anfang bis zu Ende ein Buch für 
die Armen. Immerhin: aber jede wiſſenſchaftliche Würdigung bieied 
Buches, welches eine lange Reihe von Jahrhunderten umjpannt, muß 
innerhalb der Perioden feiner Entftehung den Zufammenhang der mannig- 
faltigen Vorſchriften, Gejege, Ermahnungen u. ſ. w. mit ihren beſon⸗ 
deren Umgebungen und Bedingungen nad ben Grunbfägen hiſtoriſcher 
Kritik zu verftehen fuchen, und fann fi) natürlich nicht begnügen mit 





*) Rad Mommfen (Röm. Geld. III. 507) waren bie altrömiſchen Getreide 
vertheilungen bereits ein Syſtem ſtaatlicher Armenpflege, „bie erſte jener heute fo 
unzäplbaren wie ſegensreichen Anftalten, in denen das unendliche menſchliche Et- 
barmen mit bem umenblichen menſchlichen Elend ringt“; fie waren aber inform 
immer eine politiſche Maßregel, weil babei nur bie fiimmfähigen Bürger in Tr 
tragt famen (Marquardt, Röm. Staatsverwaltung II. 111 ff. vgl. Mommſen, 
Röm. Staatsreht II. 994). Es Äf eine merftorbige Entroidfung, vermöge beren 
biefe ber antilen Demokratie entiprofiene cura annonae mit ben Anfängen ber 
chriſtlichen Kirche ein kirchliches Almoſen wird, wie denn Conftantin z. B. der Kirch 
von Alerandrien eine befondere Annona zur Verteilung am bie Armen gab. 
Allerdings, wie einft das Almofen fir die Stimmabgabe beftimmt war, fo jest 
„bamit befto Mehrere fih zum Worte bekehrten“. Burdharbt, Conftantin, 429. 

**) Bol. die Einleitung von T. Hughes zu Alton Tode, London 1876. 
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‚der Uneinanderreifung beliebig zujammengelefener Stellen aus ben 
allerentlegenften Zeiten und Rulturftufen. Eine ſolche Betrachtung wird 
die abfoluten Säge des religiöjen Textes in eine Anzahl hiſtoriſch bee 
dingter Wahrheiten verwandeln und das unbedingt Gültige wird ſich 
ihmiegen den beſondern Bedingungen jeder Zeit und jedes Volles. Wie 
jolfte das dann eine abjolute Wahrheit behalten für ein Staatsweſen 
unjeres Zeitalter8? 

Zum mindeften bürften die Gegner der öffentlichen Armenpflicht 
dergleichen Einwände mit vielem Grunde machen; und obenein würbe 
es ihnen nicht ſchwer werben, in ber Bibel, in welcher man vielerlei 
Stellen findet, auch ſolche Eitate nachzuweiſen, die ifren eignen Stand» 
punkt jtügen. 

II. 

Nun gibt es Anfichten, welche bie beftehende öffentliche Armen- 
pflege als berechtigt und nothwendig anerkennen, aber durchaus nicht 
aus dem hiſtoriſchen Grunde der chriftlichen Religioſität. Es wird ber 
hauptet, fo u. a. auch im der angeführten Auffafjung der öffentlichen 
Armenpflege Frankreichs, es ſei lediglich der Grund der öffentlichen 
Ordnung, welcher einen gefeglichen Zwang, eine ſtaatlich-kommunale 
Armenpflicht rechtfertige. Diefe Anficht empfiehlt, wie ebenfalls das 
franzöfiiche Beiſpiel zeigt, die nichtftaatliche, nichtlommunale Verforgung 
der Armen, alfo ſei ed (und vor Allem) bie Kirchliche Armenpflege, fet 
es die freie Barmherzigkeit der Einzelnen, welche in feinem nachweis⸗ 
baren Zufammenhange mit dem Einfluffe der Kirche fteht. Sie ſcheidet 
dieje Wirkſamkeit mwerkthätiger Menicbenliebe beftimmt von derjenigen 
Sphäre, in welder nur das für die öffentliche Ordnung Nothiwendige 
mit öffentlichen Mitteln geleiftet wird, in welcher bie ftantliche Armen · 
laſt ein Anhängjel der Ausgaben für Nechtspflege und Polizei wird. 
So hat Lasler unter Anderen in den Verhandlungen des Preußiſchen 
Abgeoronetenhaufes von 1871 *) behauptet, daß bie Gejellichaft bei der 
öffentlichen Armenpflege abjolut nicht aus Wohlthätigkeitsſinn und Hu⸗ 
manität, welche allein die Privatunterftügung anzuregen hätten, fondern 
aus Pflicht gegen fich ſelbſt, im Intereffe eines georbneten Rechts⸗ 
zuſtandes, die Bebürftigen mit dem Nothiwenbigften verjehe, und hat 
auf die zwifcyen den Armen umb den Wohlhabenden beftehende Soli. 
darität hingewieſen, welche letztere zwinge, ſchon zur Verhütung von 


*) Stenogr. Berichte ©. 676. Gleiche Anfichten vertritt bie kürzlich er⸗ 
ſchienene Schrift „Die öffentlichen milden Stiftungen und ihr Verhältniß zur Stadt» 
gemeinde Frankfurt. Frankfurt a. M. 881.” 
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Krankheiten, die zwiſchen Reich und Arm feinen Unterſchied machen, 
allen benjenigen, welche fich nicht jelbft ernähren fönnen, das zum Leben 
Unerläßlichfte zu gewähren. 

Wer diefe Anficht vertritt, ift den Beweis ſchuldig, daß ber Heutige 
Staat überhaupt keine andern Zmwede verfolgt, als diejenigen eines 
mehr oder weniger Mugen Egoismus, daß bie Mittel, zu deren Auf: 
bringung Staat und Gemeinde ihre zahlungsfähigen Mitglieder zwingen, 
feine andre Aufgabe haben dürfen, als die verfchiedenen Gefahren ab- 
zuwenden, welche dem materiellen Wohle derjelben drohen. Erſt dann 
wäre ber Stantpunft der „öffentlichen Ordnung“, d. h. der präventiven 
Abwendung von Dieben, Räubern, Mördern, Seuchen u. ſ. w., mit 
einem Worte ber Standpunkt der Polizei, ein ausreichender Erklärungs- 
grund der beſtehenden öffentlichen Armenunterftügung. 

Es ift dann aber zweitens auch ganz unrichtig, die Aufgaben ber 
Humenität, Wohlthätigfeit oder wie man es nennen will, zwar anzuer⸗ 
fennen, aber für dieje Aufgaben eine unbedingte Scheidelinie zu ziehen, 
welche fie von dem Gebiete ftaatlih erzwungener Pflichten ausſchließt. 
Das ift eben nichts anderes, als jene alte naturrechtliche Anſicht, welche 
das Recht von der Ethik ausſcheidet und einen Gegenjag Fonitnirt, 
vermöge deſſen das ethifche Gebiet außerhalb des ftaatlichen Gebiete 
fällt. Wie diefe Scheidung eine leere Filtion ift, wie es nur ein ein 
ziges Ethifches gibt, ein einziges Sollen, welches nun je nad; Umftänden 
in größerem ober geringerem Umfange durch den Staat erzwungen und 
damit Recht wird: jo fann es aud in biefem alle, welcher uns be 
ſchäftigt, nicht eine fittliche Pflicht des Wohlthuns geben, welche man 
einerſeits mit vollen Händen anerfennt, um fie auf ber anbern eite 
entſchieden von ben öffentlichen Verpflichtungen des Staats abzulehnen. 
Entweder gibt e8 eine Pflicht des Wohlthuns oder es gibt eine folde 
Pflicht nicht. Gibt e8 eine — dann iſt es lediglich eine Unterfrage, 
ob man und in wie weit man ftaatlichen Zwang zu ihrer Erfüllung 
eintreten laſſen will oder nicht. Wie immer wird auch bei biefer Seite 
des ſittlich Nothwendigen, die Beantwortung der Unterfrage davon ab ⸗ 
hängen, wieviel man ber freien Thätigfeit, der individuellen fittlihen 
Regung zumuthen kann, wieviel der Macht der Sitte, die ja fo vieles 
gerade auf biejem Gebiete leiftet, wieviel den Einflüffen anderartiger 
Drganifationen neben Staat und Gemeinde, aljo namentlich der Kirdt. 
Es ift nicht blos die abftrafte Möglichkeit vorhanden, daß felbft heut 
zutage eine gefegliche Armenunterftügung überflüffig ift, fondern that: 
ſächlich ift diefes der Fall z. B. im Kanton Bafeljtadt, im welchem 
weber für den Staat, noch für die Gemeinden gefegliche Beſtimmungen 
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über Recht und Pflicht zur Armenunterftügung beftehen, weil freiwillige 
Gaben und Vermächtniffe bisher immer noch ausgereicht Haben *). 

Obenein hätte jene Anficht, welcher wir hier entgegentreten, nach⸗ 
zuweifen, daß ihr Kalkul richtig ift, nämlich, daß die Koſten der öffent« 
lichen Armenpflege in richtigem BVerhältnifje zu dem baburch erreichten 
Ergebnifje ftehen. Denn da wo der egoiftifche Kalkul das Prinzip der 
Geſellſchaft für eine ihrer öffentlich organifirten Thätigkeiten ift, muß 
auch die Rechnung richtig fein, muß den Grundfägen guter Delonomie 
entfprechen. Im umferem Falle aber möchte es einen großen Schein 
der Wahrheit für fi Haben, wenn man behauptete, baß für ven an- 
geführten Polizeizweck die öffentliche Armenlaft der Heutigen Staaten 
und Gemeinden eine ganz unfinnig große tft. 

Andere Anfihten, al® die eben erwähnte, begnügen fi) mit der 
Anerkennung ver öffentlichen Armenpflege, ohne überhaupt einen Grund 
dafür zu erwähnen, was die Sache vereinfacht, aber nicht fördert. So 
Rau in feinem Lehrbuch **) wo es heißt: „bie Unterftügung der Armen 
geichieht Häufig von Privatperfonen, auch die Kirche ift für dieſen Zweck 
mehr ober weniger thätig, inbeß ift auch eine Mitwirkung der Staats- 
gewalt Hierzu unentbehrlich.“ 

Noch weniger hilft e8, daß man, wie ein ganz andere Bahnen 
wanbelnber Zeitgenofje Rau’s, Savergne-Beguilhen ***), die Armenfteuer 
als eim ſchädliches Mittel bezeichnet, weil man nad Mitteln fucht, die 
einen „harmonifchen Gefellichaftsorganismus“ unter Ablehnung der des 
erhabenen Schöpfers unmwürbigen Wahrheiten von Malthus herſtellen 
folfen. 

Verſchieden von beiden ftellt Steint) ein beftimmtes Prinzip für 
die Noth auf. Die Noth, fagt er, unterwirft die an ſich freie Per- 
fönlichleit der Gewalt berjenigen Dinge, welche ihr Bedürfniß befrie- 
digen. Die Noth ift daher nicht blos eine Gefahr, fondern fie ift Un- 
freiheit für den, ber fie leidet. Eben deßhalb iſt ihre Beſeitigung 
nicht mehr blos Sache des Einzelnen, fondern ver Gemeinihaft. Es 
ift Daher das erfte Prinzip dieſes Theile der Verwaltung, daß bie 
Gemeinſchaft mit ihren Kräften der wirflichen Noth des Einzelnen ab- 
helfen müffe. 


*) Das Armenmwefen der Schweiz. Armengefehgebung und ftatiftifche Dar- 
ſtellung der amtlichen und freiwilligen Armenpflege. Im Auftr. der fepweiz. ſtatiſt. 
Gef. bearb. v. ©. Niederer. Züri 1878. ©. 32. 

**) II, 2, 5. Aufl. 1863. $ 324. 
***) Grundzüge der Geſellſchaftswiſſenſchaft II. 348. 

+) Handbud der Berwaltungslchre ©. 787. 
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Und weiter, jpeziell über den Begriff der Armuth fagt Stein*): 
Diefe rein wirthſchaftliche Armuth oder der für die Erhaltung ber Per- 
fönlichkeit jelbjt gefahrbringende Mangel an Unterhaltsmitteln ijt in 
erfter Reihe ein Widerſpruch mit der Perfönlichleit ſelbſt; daher muß 
das, was der Einzelne feinem Wefen nach für fich thut, um nicht dem 
Mangel zu erliegen, von Seiten Aller für dem gefehehen, ber dem 
Mangel zu unterliegen droht. Und die Organifirung dieſer Hilfe 
gegen Mangel als regelmäßige Aufgabe der Verwaltung iſt das 
Armenweſen. 

Dieſes Prinzip kuüpft an Stein's Staatsprinzip an, wie er es in 
jeinem „Begriff der Geſellſchaft**)“ entwickelt Hat. Der Staat iſt nah 
ihm die höchſte Perfönlichkeit, zur höchften Entwickelung beftimmt, und 
befigt für dieſelbe die Höchfte Fähigkeit in jeiner höchften Gewali. Um 
dieje Beſtimmung zu erreichen, wird er die Entwidelung, daß ift das 
Vortlommen, den Reichthum, die Kraft und Intelligenz aller Einzelnen 
durch feine eigene höchſte Gewalt anftreben müſſen; denn indem er für 
alle forgt, forgt er für fi; ja er hat, indem er die Einheit von Per- 
fönlicpkeiten ift, gar feinen anderen Weg, jeine eigene höhere dort⸗ 
bildung zu erreichen. Diefe Aufgabe, welche aus dem Begriff des 
Staates hervorgeht, ift jein Prinzip. 

Eine derartige Begründung, wie fie Stein unternimmt, möchte 
offenbar nur die Bedeutung einer geiftreichen Ableitung von Folgerungen 
aus einem oberften Begriffe für fich in Anipruch nehmen dürfen. Und 
auch abgefehen davon, daß biefer oberite Begriff, die Idee, das Prinzip 
des Staates als höchſter Perfönlichleit, dem Widerfpruche begegnen 
möchte, es gebe fein anderes wahrhaftes Subjekt, in welchem irgend 
ein werthvolles Gut Wirklichkeit hätte, als das einzelne Ich (Loge ***) — 
auch abgejehen hiervon, Hätte die aljo an die ftaatliche Armen 
unterftügung geftellte Sorberung nur den Werth eines bochgejpannten 
Ideales, welchem ber Nationalötonom, der Sozialpolititer die unere 
ſchütterlichen Wahrheiten der Bevölferungszunahme entgegenjegen müßte, 
um zu fragen, wie denn das Poftulat der „Freiheit“, das Hier aufgeftellt 
wird, verwirfficht werben Tarm im Kampfe mit der „Unfreiheit“ bie 
fih Tag auf Tag und Jahr auf Jahr neu erzeugt. 

Jedoch die Mannigfaltigfeit derartiger Meinungen Hier mit irgend 
welcher Vollftändigkeit durchzugehen und zu prüfen, Tann nicht das 
Geſchäft dieſes Anlafjes fein und bleibt füglich anderer Gelegenheit vor- 

"16. 196. 


**) und bie foziale Geſchichte d. franz. Revolution. 2.%. 1855. S. XXXIVf 
***) Mitrotosmus III. 425. vgl. III. 23 (1872). 
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befalten. Wir wenben ung einer Hypotheſe zu, welche mit eigenthüm⸗ 
lichem Realismus bie Erörterung der Frage auf einen jelbftänbigen, 
prinzipiell ganz andersartigen Boden rückt, als alle gewohnten Er 
Mörungeverfuche. Es ift die Anfiht von I. ©. Hoffmann. Im 
feiner Abhandlung über „das Verhältniß der Staatsgewalt zu den 
Borftellungen ihrer Unterthanen* *) fagt er: „Diejenigen welche vor« 
nehmlich zu ben Arbeiten beitragen, wodurch, bie Nationen ihr Einkommen 
erwerben, bilben noch immer bie bei weiten überwiegend größte Zahl der 
im Staatöverbanbe Iebenden Menjchen, und ftehen auch unter ben ger 
bilbetften Böltern des Erdbodens noch auf einer Entwickelungsſtufe, 
worin ber Einfluß des Augenblides und der nächſten Umgebungen allzu 
mächtig wirkt, um ihnen eine richtige Würdigung ber fpäteren Folgen 
ihrer Handlungen und ihrer Verhältniffe zu Gemeinde und Staat zu 
geftatten. Diefe Schwäche begründet eine Vormumdſchaft über biefelben, 
welche berjenige Theil der Nation führt, der — wiewohl auch noch in 
vielen ſehr kenntlichen Abftufungen — ihnen dog an Einſicht und 
Willenskraft in diefen Beziehungen überlegen ift. Auf ber nothwen- 
digen Wechſelwirkung biefer Theile ber Bevölkerung gegen einander 
berußt nicht nur das Beſtehen der öffentlichen Ordnung, ſondern auch 
großentheils das Häusliche Glück. Jene natürlichen Vormünder über- 
nehmen für ihre Münbel die Beiträge zur Unterhaltung des Staats und 
Gemeindeverbandes, zur Errichtung und Verbefjerung ver mannigfaltigen 
Anftalten, worauf die Sicherheit, Bequemlichkeit und Annehmlichkeit 
des Lebens im Stande der Eivilifation überhaupt beruht, namentlich 
auch für den Unterricht der Jugend und die Pflege der Kranken und 
Altersſchwachen infoweit, als der Handarbeiterftamm, unmittelbar dazu 
beizutragen, durch feinen Mangel an Einficht und fittlicher Zuverläffig- 
keit gehindert wird. Es ift feineswegs ein Geſchenk, welches fie dem« 
jelben Hiermit machen, ober gar ein Almoſen, welches fie aus Gnaben 
darreichen. Denn nur unter ber Bedingung, daß auf biefe Weife zur 
Unterhaltung bes unentbehrlichen Hanbarbeiterftammes beigetragen werbe, 
war es möglih, bie Löhne, melde demſelben unmittelbar ausgezahlt 
werben, jo niebrig zu ftellen, als fie noch jet beftehen. Nicht die Lohn- 
herren der Hanbarbeiter allein, fonbern alle gebilveteren Einwohner 
überhaupt tragen zu ber Ergänzung des Arbeitslohnes bei, welche bie 
vorgenannten Verwendungen zum Beften des Handarbeiterſtandes bilden; 
aber fie genießen auch Alle den Vortheil des niedrigeren Gelbpreifes 

*) Ein Beitrag zur Erleichterung grünbficher Urteile Über die Anforberungen, 
welche das Zeitalter an bie Staatsverwaltungen macht. Berlin 1842. ©. 115 ff. 
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der wichtigften Qebensbebürfniffe, welcher aus ben niebrigeren Lohnſätzen 
entfteht. Indem bie Begriffe von dem, was zum wahrhaft menſchlichen 
Leben gehört, fich immer mehr erweitern und verebeln, wachſen bie 
Beiträge, welche bie gebilveten Stände zur Unterhaltung bes Arbeiter 
ftandes hiernach hergeben müfjen. In Folge der irrigen Vorftellungen, 
wonach diefe Beiträge nicht al Ergänzung des Arbeitslohnes, jondern 
als ein aus Mitleid gefpendetes Almofen betrachtet werben, ertönen 
immer lauter die Klagen über zunehmende Forderungen an bie Armen 
pflege; und was feinem bei weitem größten Theile nad 
Nichts anderes ift, als eine nothdürftige Befrienigung 
gerehter Anſprüche, erſcheint al eine ins Unenbliche wachjende, 
angeblich ſchon beinahe unerjchwingliche Laft.“ 

Hoffmann Hat diefen Gedanken öfter ausgeſprochen, wenn auch 
nicht eben fo ausführlich: fo in ber Lehre von den Steuern, da wo er 
von ber Salzſteuer revet*) und namentlich in den Bemerkungen über 
die Urſachen des. entfittlihenden Pauperismus**) (1845). Dabei 
darf nicht überfehen werden, baf Hoffmann, in der Hauptface, ber 
Bevölkerungslehre von Malthus ausdrücklich zugeftimmt Hat ***). 

St Hoffmann's Auffafjung der öffentlichen Armenlaft zutrefen, 
jo ruht biefelbe auf einem ganz anberen Prinzipe als bem von ben 
verſchiedenſten Auffaffungen gemeinhin darin gefuchten. Sie ift nichts 
weiter als das ergängende Stüd zu dem im freien Verkehr gezahlten 
Arbeitslohne, welches notwendig ift, um bie natürliche Höhe des Lohnes 
auf ein Niveau zu Heben, das eine fittlich-vernünftige Auffaffung dieſes 
„Natürlichen“ verlangt. Sie ergänzt ben freiwillig gezahlten Lohn 
foweit, daß derfelbe der an Ab. Smith anknüpfenden Berechmmg 
Engel’s über die Probuftionsfoften ber Arbeit entfpricht ober wenige 
ſtens prinzipiell zu entſprechen fucht. 

Diefe Auffaffung ift eines jener ſchlagenden Beifpiele für die Erichein 
ung, baß bie alte Nationalöfonomie ein Naturgeſetz ſuchte und ein Sittengeiet 
fand. Denn indem man danach fragte: was muß die Höhe des Arbeitslohnes 
fein, damit bie Arbeitsleiſtung, die Arbeitsfraft dauernd für bie volkswirth⸗ 
ſchaftlichen Bebürfniffe probuzirt werben Tann, gelangte man unmittelbar, 
und zwar bereit8 Smith an ber bezeichneten Stelle, zu einer Reife 
pſhchologiſcher und moraliſcher Beobachtungen, deren Ergebniß am En 

*) ©. 248. Berlin 1840. 

**) In dem Nachlaß Heiner Schriften 1847. ©. 212 ff., beſonders ©. 220f. 

.***) Bol. bie Abhandlung „über die Beforgniffe, welde bie Zunahme ber Ve— 
völferung erregt" in der Sammlung Heiner Schriften ſtaatswirtbſchaftlichen In- 
Halte. Berlin 1843. ©. 30 ff. 
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das ſittlich Nothwendige war, dasjenige, was bie Höhe bes Arbeits: 
lohnes fein foll. Daraus folgte dem wirklichen Leben gegenüber ein 
Bewußtſein des Gegenfages, welches fich nicht befchränkte auf die Ab⸗ 
weihungen bes Marktpreijes von dem natürlichen Preife ber Arbeit, 
fondern welches eine normale Lebenshaltung des Arbeiterjtandes ben 
beſtehenden Zuftänden als Spiegel vorhielt. Bei Hoffmann, der in fo 
mandperlei Hinfichten auf dem Wendepunkte der alten und ber neuen 
Nationalöfonomie fteht, ift dieſes Bewußtſein zu. ber Klarheit durchge» 
brungen, baf er (da wo er das emergijche Einfchreiten bes Staates gegen 
die Kinderarbeit befürwortet) den Sag aufftellt, die Regierungen ber 
gebildeten Staaten können ſich nirgends mehr der Ueberzeugung entziehen, 
baß fein gewerbliches Erzeugniß hervorgebracht, vervollkommnet ober 
wohlfeiler dargeftellt werben bürfe durch umfittliche Mittel *). 

Hoffmann’ Anfict von der äffentlihen Armenunterftügung ber 
trachtet alfo dieſe Laft als eine Pflicht der Gefellfchaft, die ſich gründet 
nicht auf irgend einen Anfpruch der Barmherzigkeit, fondern auf das 
gute Mecht des Arbeiters einen Lohn zu empfangen, welcher nicht blos 
zur Nothdurft bes Tages genügt, fondern auch für bie mannigfachen 
Fälle der Arbeitsunfähigfeit wegen Krankheit, Alter u. ſ. w. ausreicht. 
Derjenige Theil des Lohnes, welcher beftimmt ift biefe zweite Hälfte zu 
deden, wird gezahlt in Form ber Armenftener, weil diefe Form dem 
Kulturniveau der Arbeiter zur Zeit entfpricht. 

Es ift die Frage, ob dieſe Auffajjung im Ganzen und Ein» 
zelnen gebilligt werben Tann. Da ftellt ſich zumächft der Zweifel ent 
gegen, woher Hoffmann den Beweis nimmt, daß thatjächlich dieſes ber 
Inhalt der öffentlichen Armenpflicht ſei? Bei dem augenfcheinlichen 
Widerſpruche ber Auffaffung zu allen üblichen Anfichten von dem Wefen 
der öffentlichen Armenpflege, müßte dieſe theoretiihe Deutung fo viel 
zwingende Beweiskraft haben, um jenen Widerſpruch zu entkräften. 
Diefe hat fie aber nicht. Ganz ficherlich wird ein bedeutender Theil 
des öffentlichen Almojens an folche Arme gereicht, deren Arbeit von 
der Gefellihaft gar nicht gebraucht wird; und das tieffte proletarifche 
Leiden eines Volkes befteht ja gerabe darin, daß eine Schicht der Be— 
völferung ba ift, fich fortpflanzt, von einer Art, daß jeder Kulturmaß⸗ 
ftab dieſer Macht der Naturkäfte gegenüber verloren gegangen jcheint, 
während die Geſellſchaft bei aller Mühfal ihrer dawider gerichteten Be- 


=) Uieberfiht ber allgemeinften ſtaatswirthſchaftlichen Verhältniſſe, welche bie 
Verſchiedenheit der Bildung und bes Beſitzſtandes unter den Staatsangehörigen 
erzeugt. Atad. Abhandlung 1844, im Nachlaß Meiner Schriften. ©. 170 ff. ber 
ſonders &. 192 ff. 
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ftrebungen zulegt nur Eins thun Tann und Eins thun muß — nämlich 
dieſe menfchlichen Wefen nicht verhungern laſſen. 

Es wäre eine ftatiftifche Unterfuchung von großem Intereſſe, aber 
freifih auch von bebeutenber Schwierigfeit, für ein Land der Gegen- 
wart einmal feftzuftellen, welches denn eigentlich biejenigen Arbeits 
kräfte find, beren bie Volkswirthſchaft bebarf und wieviel Menſchen 
neben dieſem Bedarf überflüffig find und dennoch erhalten werben 
müſſen aus öffentlichen Armenfteuern oder privater Milbthätigfeit. Bei 
dem weiteften Spielraume ber Menjchenliebe für dieſe Kategorie ber 
als Arbeiter nicht Gebrauchten ober nicht Brauchbaren, wäre hier jeven- 
falls der Rechtstitel unzutreffend, welcher in ber Armenpflege fein 
Almofen, fonbern einen nothwendigen Zuſchuß zum Lohne fieht. 

Zugegeben num aber und in ber That ift das auch meine Anfücht, 
daß zu einem Theile die öffentliche Urmenlaft das ift, was Hoffmann 
darin fieht, daß nur mit Zuhilfenahme dieſes Zujchuffes ein erträg- 
licher Zuftand der nothwendigen Arbeitöfräfte bei den üblichen Löhnen — 
wenigftens in gewiffen Gebieten ber Lohnarbeit — möglich ift: fo 
wilrde Hierin die Aufforberung enthalten jein, bie beftehenven Ein« 
richtungen zu ändern, 

Erſtens Hat ber Arbeiter ein Recht darauf, daß er nicht blos einen 
Theil, fondern feinen ganzen Lohn in derjenigen Form empfängt, welche 
der Ausdruck des jelbftändig Erworbenen ift. Wenn e8 unbeftreitbar 
ift, baß bie allgemein verbreiteten Anfichten von ber Natur ber öffent- 
lichen Armenpflict einer ſolchen Form widerſprechen, ja wenn es feit« 
fteht, daß biefe Anfichten durchaus nicht blos auf einem Mißverftänd- 
niß berußen, fonbern zum Theil volffommen begründet find: fo darf 
der Arbeiter verlangen, daß er als Lohn empfange was jein Lohn ijt. 
In dem Staate des allgemeinen Wahlrechtes zumal, anders als in dem 
Stante ber breifiger ober vierziger Jahre, darf der Arbeiter die „Vor- 
mundfchaft” der befigenden Klaſſen, wenn fie in biefer Form ihm zu⸗ 
gemuthet wird, zurüdweifen und ven praftifchen Beweis antreten bafür 
daß er fähig ift, jene Vorforge in der Weife der modernen Gejellfchaft 
und des modernen Staats auch für ſich auszuüben. Hier ift alfo ver 
Punkt, wo die Armenpflege bes alten Staats fid verwandelt in das 
Verſicherungsweſen der neuen Zeit. Im diefem Bufammenhange er- 
ſcheint der von Staatswegen den Arbeitern auferlegte Zwang zur Ver- 
fiherung zwar ſchwer durchführbar aber aus manchem Grunde gerccht- 
fertigt. Denn nicht nur, daß es fich Hier um erziehende Maßregeln 
handelt, welche für eine Periode des Ueberganges unvermeidlich find, 
fonbern bie offenbare Folge, daß die Vernachläſſigung biefer Fürſorge 
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den Arbeiter immer wieder auf bie öffentliche Armenpflege zurückwirft, 
berechtigt diejenige Gewalt dazu, deren Mittel im Falle ver Noth ber 
anfprucht werben. 

Zweitens aber ift die Armenftener aus Gründen öfonomifcher 
Gerechtigkeit eine falfhe Form zur Ergänzung des Arbeitslohnes. Das 
Steuerprinzip, auf welchem fie beruht, will die verſchiedenen Kräfte der 
Dürger an Einkommen und Vermögen, je nach ihrer Fähigkeit, zu ben- 
jenigen Zweden Heranziehen, welche bewußtermaßen ein Opfer im 
Dienfte der Gejammtheit bedingen und bie privatwirthfchaftliche Ab- 
rechnung zwifchen Opfer und Gem ausſchließen. Dieſes Prinzip 
gehört da nicht Hin, wo eine folche Abrechnung ebenjo wohl möglich, 
wie auch wünſchenswerth ift. Die Löhne der privatwirthichaftlichen 
Produktion zu einem Theile nach diefem privatwirthſchaftlichen Grunde 
fage bezahlen, zu einem anderen Theile auf öffentliche Schultern über: 
nehmen, ift eine Kombination, welche als Notlage und Uebergangs- 
maßregel erfärlih, als Normalzuftand falſch ift. Es fei denn, daß man 
mit jener allgemeinen Schwärmerei für „Gemeinwirthſchaften“, welche 
in der Zurüdvrängung des „privatwirtfchaftlihen Syſtems“ im Al- 
gemeinen bie wefentlihe Aufgabe der Sozialpolitit ſieht, erfüllt ift *), 
und wohl gar eine beſonders würdige Aufgabe darin fähe, daß mit 
öffentlichen Steuern die Löhne herabgedrückt werben, bamit bie nationale 
Arbeit deſto Tonkurrenzfähiger auf dem Weltmarkt werde. 

Das Ergebniß unjerer Prüfung der Hoffmann’jchen Anſicht wäre 
aljo: Umgeftaltung der Armenlaft, jo weit fie Lohnzuſchuß ift; Problem 
einer Begründung der Armenlaft, jo weit fie das nicht ift, jo weit fie 
eine Pflicht der Gemeinfchaft gegen bie Einzelnen und nicht der Ein 
zelnen gegen bie Einzelnen ift. 


IV. 


Die Rebe, welde Gneift im Deuticen Neichtage **) bei der 
erften Beratung des Gejegentwurfs betreffend bie Unfallverfiherung 
der Arbeiter hielt, eine eminente Kundgebung neuerer Auffafjungen 
von dem Wejen ber ffentlichen Armenpflege und ihrem Verhältniß zu 
der Stellung der Lohnarbeiter, entwidelt einen Gedankengang, welcher 
der eben erörterten Anſicht wenigftens verwandt if. Während aber 
Hoffmann die nothgebrungene Ergänzung des Lohnes in der öffentlichen 





*) Bgl. meinen Auffag „Gemeinbebürfnig und Gemeinwirthſchaft“ im ber 
Tübinger Zeitſchrift für die gefammte Staatéwiſſenſchaft 1891. S. 464 fi. 
**) Stenogr. Bericht S. 739. 
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Armenpflicht fieht und legtere in dieſem Zwede ganz ober faft ganz 
aufgehen läßt, vermijcht jich bei Gneiſt ver Gedanke einer folden Gr 
gänzung mit einer allgemein menfchlichen Verpflichtung, welde,er als 
eine Erbſchaft des reformirten Staats aus dem Vermächtniß der mittel, 
alterlichen Kirche anſieht. Was dann wieberum nicht Kinbert, daß er 
das in beiverlei Sinne durch die öffentliche Armenpflege gegenwärtig Ge⸗ 
Teiftete als durchaus unzureichend betrachtet und bie Reform nad ben 
Grundfägen des heutigen Verſicherungsweſens lebhaft befürwortet. 

Namentlich in folgender Stelle tritt die Auffaffung Gneiſt's deut⸗ 
lich hervor. 

„Gegen den Vorwurf bes Staatsjozialismus erlauben Sie mir 
vor alfem baran zu erinnern, daß wir eine allgemeine Unfallverficerung 
im jebem Theile Deutfchlands ſchon Haben. Im Unterfchieve von 
Frankreich (ich möchte den Herrn Kollegen Bamberger baran erinnern), 
im alten Gegenfag zu Frankreich, gewährleiftet unfer Staat jedem Ar 
beiter und feiner Familie den nothwendigen Lebensunterhalt für jeden 
Ball der Verunglüdung, Tödtung, Verftimmelung, Arbeitsunfähigleit 
ſchon jegt. Durch Geſetz ift feit vier Jahrhunderten in jebem Winlel 
Deutjhlands diefe ftaatlich anerkannte Pflicht den einzelnen Gemeinden 
auferlegt, den größeren Verbänden eine ergänzende Stellung, dem 
Staate eine höchſte Ergänzung und Kontrole vorbehalten. Bei diefem 
Verhältnig wird es Hoffentlich auch in Zufunft bleiben. Es ift wahr, 
daß bieje allgemeine Unterftügungspflicht nur das Nothwendige gewährt. 
Aber es bleibt deßhalb doch nicht weniger wahr, daß der Staat biefen 
Teil allgemein menſchlicher Verpflichtung bereit auf fich genommen 
hat, daß diefe Pflicht als im ftaatlichen Berufe liegend feit Jahr⸗ 
hunderten anerkannt ift, und darum follte man das mit meuen (f) 
Theorien vom Rechtsſtaat nicht in Frage ftellen. Worum es ſich jegt 
handelt, ift nun das: eine Klaſſe der Unfälle aus dem Gebiete ver alle 
gemeinen Armenpflege herauszuheben, die öffentliche Unterftügung für 
diefe Fälle auf das Drei« und Vierfache zu erhöhen, bie Armenalmofen 
in eine Lebensverſorgung zu verwandeln, und das bazu erforderliche 
Mehr den betheiligten Induſtriekreiſen zur Laft zu legen, denen es zu 
Gute fommt. Diefer Gedanke hat doch wohl wenig gemein mit 
ſozialiſtiſchen Utopien.“ 

Weiter ſagt Gneiſt in dieſer Rede u. a.: 

„Die Millionen unverſicherter Arbeiter bilden einen Abgrund vor 
dem der Voluntarismus ſtehen bleibt, wie das Thier auf dürrer 
Haide ...“ ferner „Sie werben bei ber Verweiſung dieſer Mär- 
tyrer ber Inbuftrie auf das (dürftige) Almofen in jeder Arbeiterver- 
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jammlung ben einmäthigen Ausdruck des tiefiten Unwillens als Ant» 
wort befommen, bes tiefften Unwillens, befjen ein verlegte Nechts- und 
Eprgefühl fähig ift. Und finden wir dieſe Rechtsvorſtellung in ben 
Arheitern aller Nationen, fo wird fie auch eine menfchliche Berechti- 
gung haben. Die ift alfo ber Punkt, wo zuerſt geholfen werben 
muß.“ Und dann am Schluffe: „die Gefahr unſerer Heutigen Civili⸗ 
fation Tiegt wohl nicht in einer Webertreibung ber Erfüllung allge- 
meiner Menjchenpflichten durch den Staat, fonbern liegt eher in dem 
Mangel der Neigung dazu, im Mangel eines menſchlichen Gefammt- 
bewußtſeins, in dem Mangel an Pflichtgefühl für die Geſammtheit“ 
...... „Das große Reich kann nicht anders, als bie Aufgabe fort⸗ 
fegen, die das fleine Preußen 1808 übernommen hat: ich meine, im 
der Bertheilung von Reichtum und Armuth, in der relativ gefundeften 
harmoniſchen Entwickelung der geſellſchaftlichen Klafien, in Erfüllung 
der abfoluten Menjchenpflichten durch die Staatsgewalt, an der Spike 
der europäifchen Kulturwelt zu bleiben“. 

Wenn hier Gneift mit lebhaften Nachdruck das gute Recht des 
Arbeiters betont, welcher fich entrüftet wendet gegen die Dürftigkeit des 
Almofens, und offenbar auch gegen die Form bes Almofens, fo ift 
damit nothwendigerweiſe diejenige Seite der Sache hervorgehoben, welche 
wir bereit® berührt haben: es ift die Aufgabe, die in dem öffentlichen 
Almofen bisher bargebotene Ergänzung des Arbeitslohnes umzugeftalten, 
zu erhößen, auf anbere Schultern zu vertheilen. 

Dagegen darf, gerade von dem Standpunkte dieje guten Rechtes, 
der Arbeiter verlangen, daß ihm nicht im Sinne einer allgemeinen 
Milothätigkeit, nicht unter Anrufung „allgemeiner Menſchenpflichten“ 
dasjenige zu theil werde, was das Entgelt feines Schweißes fein foll. 

Wenn nun dieſes andersartige Element, deſſen Vermengung mit 
dem Lohne durch das gute Recht bes Arbeiters zurückgewieſen wird, um 
fo unzweifelhafter — neben allen noch fo Hoc gejpannten Anjprüchen 
der von ber heutigen Vollswirthſchaft beichäftigten Arbeiter — als ein 
jelbjtändiges fortbefteht, fich immer wieder hervorbrängt, auch als un. 
entbehrlich zur Erklärung ber wirklich beftehenden öffentlichen Armen- 
pflege anerfannt werben muß: fo werben wir wohl zu ber Einſicht 
gefügrt, daß der Inbividualismus von Malthus eine Lücke gelaſſen, 
welche, wenn nicht theoretifch, jo doch praftifch Hat ausgefüllt werben 
müſſen. 

Jene Worte von Malthus, die wir oben angeführt, zeigen uns 
die ganze Enge und Einſeitigkeit, mit welcher ber Individualismus das 
Weſen menſchlicher Verſchuldung und menfchlichen Verbienftes anzujehen 
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gewohnt ift. Wie wenn er uns in vecht handgreiflicher Art den So 
phismus diefer Anfchauung zeigen wollte, läßt er das Elend ver Kinder, 
ber Enkel, der Urenlel u. ſ. w. als „ihre eigene Unmiffenheit“, „ihren 
eigenen Leichtfinn“ gelten; fie follen die Folgen empfinden, von einem 
Verhalten, das nicht fie — nein, ihre Eltern, Voreltern ſich Haben zu 
Schulven kommen laſſen, ja, dem fie gerade ihre Geburt verbanfen! 
Davon gar nicht zu reben, daß folches Elend fich beftändig forterzeugt, 
da wo ed einmal eingeriffen ift und feiner eigenen Strafe über- 
laſſen ift. 

Nun will Malthus für die Zwiſchenzeit, währen deren bie prole 
tarifche, entartete Benölterung „die Lehren der Natur befjer befolgen 
lernt“, freiwillige Unterftügung durch bie vorfichtigere und baher wohl- 
habende Klaſſe geftatten, niemals aber eine geſetzliche. Die Frage 
wäre bie: wenn ſolche freiwillige Hilfe ausbleibt, was foll geichehen? 

Das ganze NRäfonnement ift in der Wurzel faljch, weil es vom 
menjhliher Schuld und menſchlicher Sühne eine falſche Vorſtellung 
hat. Und dieſes ift der Punkt, welcher uns in den Kern der Sache führt. 

Das Gefühl der Bedingtheit menjchlichen Lebens dur ein 
Zaujenderlei von Hemmungen, Gefahren, Unfällen geftaltet ſich für das 
Gefammtbewußtjein zu der Ueberzeugung von dem Walten eines 
Glückes und Unglüdes, befien Beziehungen zu dem Einzelnen fo un 
berechenbar find, daß mehr oder weniger bewußt die Verpflichtung zu 
einer Gefammtbürgfchaft empfunden wird. Jeder gute Menſch fühlt, 
weiß, bethätigt, daß Alles, was er hat im Vorzuge vor einem anderen 
Menſchen, zu einem verſchwindend geringen Theile jein Werk, jein 
Verdienſt ift: dieſen Stolz überläßt er beichräntten Pharifäerfeelen. Er 
weiß, daß nicht blos das Haus, das Vermögen, welches er geerbt von 
feinen Vorfahren, fondern ebenfo gut auch die gefunden Gliedmaßen, 
die Gaben des Geiftes und des Gemüthes, nicht vom ihm jelber her- 
rühren, fondern aus jenem Zufammenhange ber Geburt und des Schid- 
fals über welchen Niemand Macht hat. Und aus bemjelben Grunde 
weiß er, daß alle diejenigen Menſchen, welche folder Gaben entbehren, 
welche in das Unglüd, in die Krankheit, in das Elend hineingeboren 
find, nicht darum unter ſolchen Bedingungen leben müfjen, weil fie es 
verichuldet haben. Das Maß biefer Zurechnung ift ihm in beiden 
Zälfen, da wo er fi und da wo er bie Anderen betrachtet, nur bad 
unendli Heine x, wie e8 Droyſen nennt, in welchem freilich Himmel 
und Hölle des einzelnen Herzens Plag Haben mögen, aber welches 
feinen Raum hat für bie Rechtfertigung der Unterjchiede in ber Ge 
ſellſchaft. Ober wie wäre bie Möglichfeit zu verwirklichen, welche 
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Loge für Jeden verlangt, die gefhichtlihen Abhängigkeitsverhältniſſe, 
in bie er Bineingeboren ift, abzulöfen? 

Da wo dieſes Gefühl am grünblichften ift, wie bei unferer chrift- 
lichen Religion, verzweifelt man überhaupt an einer Heilung dieſes Zu- 
fälligen in dem gegenwärtigen Leben und verlegt die ganze Hoffnung 
einer Gerechtigfeit in das Ienfeits, welches dem Armen und Elenden 
biefer Welt, wie bem Reichen feine Vergeltung bringt. Cine Anficht, 
welche es zu allen Zeiten und in ber Gegenwart veranlaßt hat, daß 
die Zionswäcter, die es fich wohl fein laſſen in diefer Welt, geringe 
Sehnſucht nach dem Jenſeits haben. 

Aber die fihtbaren Leiden diefer Welt haben auch jene überwelt- 
liche Religion nicht unthätig laſſen Tönnen: während fie aus guten 
Gründen die wahre Ausgleichung in einer befjeren Welt fucht, befiehlt 
fie das Wohlthun an den Armen und Elenden ſchon in biefer. Sie 
zuft Die Gotteskindſchaft an, fie verkündet, daß die Menſchen allzumal 
Brüber find: fie überträgt bie Idee der Blutsverwandtſchaft auf bie 
Menfchheit. Und von biejer Seite her begegnet fich der chriftliche Ges 
danke mit dem Gedanken der Humanität. Was auf früher Kultur 
ftufe Die Völker begreifen, daß eine Gefammtbürgjchaft für das Leben 
in der Blutöverwandtichaft gegeben ift, das wirb bei höherer Kultur 
zu ber Gefammtbürgihaft der Menſchen, und zumächft wenigſtens zu 
einer Gefammtbürgichaft der als Staaten georbneten Völker. 

Hierin, in dieſem Gefühle von der Zufälligfeit deſſen, was der 
Eine hat und der Andere nicht hat, wurzelt meiner Ueberzeugung nach 
jene Verpflichtung, welche der Staat mit feinem Zwange burchfegt, bie 
Verpflichtung, für die Menfchen zu forgen, die einmal da find und für 
fi felber nicht forgen können. 

Indeſſen faum glauben wir hiermit feften Grund unter den Füßen 
zu Haben, fo will er uns wieber entrüdt werben und es melden fich 
die Bedenken. Als Herders Ideen zur Philoſophie der Geſchichte der 
Menſchheit erfchienen, ſchrieb Goethe*) „auch muß ich felbft jagen, 
halte ich e8 für wahr, daß die Humanität endlich fiegen wird, nur 
fürchte ich, daß zu gleicher Zeit bie Welt ein großes Hofpital und 
Einer des Andern humaner Krantenwärter fein werbe“. 

Im der That, erfüllen wir und gänzlich” mit biefer Idee ber Hin- 
gabe an das Leiden anderer, fo bleibt für Lebensgenuß, für höhere 
Kultur, fei es materieller, ſei es intelleftueller Art, überhaupt fein 
Raum: das weite, unendliche Gebiet des Hiftorijchen Fortſchrittes, 


*) Ital. Reife IL. Werke 1829. Band 28, 257. 
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welcher immer im erfter Reihe auf ven Gebanfen und Thaten einer 
Minderzahl berubte, jhrumpft zujammen zu einer weltflüchtigen Barm- 
herzigleit, welche in ihrer Weife verehrungswürbig, ja großartig jein 
mag, inbeffen aller Lebensfreude, aller Hoffnung auf dieſe Welt ein 
Ende madt. Niemals fo wenig wie heutzutage ift das die Meinung 
bes Zeitalters gewefen. Und daß dieſes Zeitalter Recht Kat, wird nicht 
wiberlegt, ſondern bekräftigt durch diejenigen, welche auf den Himmel 
verweijen, während fie felber mit Mammernden Organen fi an bie 
Welt halten, an Beiig und Genuß, an Rang, Orden und Zitel von 
diefer Welt. 

Es foll keineswegs beftritten werben: die Grenzlinie ift ſchwer 
zu finden zwifchen den beiden Prinzipien, deren Wideripruch wir hier 
angebeutet haben. Schwer zu finden im inbivibuellen und im ſozialen 
Leben. Denn wo ift der Punkt, an welchem fich die Wege ſcheiden für 
das, was der Einzelne ſich felber ſchuldet und das was er Andern ſchuldet, 
für das was der Familienvater fih, was er den Seinen, für das was der 
Bruder fih, was er feinen Gefchwiftern ſchuldet, für das was ber 
Wohlgabende, der Nele fich gönnen darf, was er Anbern, und 
wieberum was er ben näher, ben fernerftehenben von feinem Ueber 
fluffe geben ſoll? Welch’ Maß des Lebensgenuſſes, der Erhebung über 
die Nothdurft, der feineren Bildung mit ihren äußern Mitteln, der 
Gaftlichleit und der Freude an den tauſenderlei Dingen bie dieſes 
Dafein zieren, welch' Maß ift dem Einzelnen, der Klaſſe, dem Stande 
fittfih erlaubt? und wo fangen bie Anfprüde der minder Beglüdten 
und der Armen an? Thatjächlich werben bie Fragen individuell, zeitlich, 
örtlich ſehr verſchieden beantwortet, und irgend eine fefte Norm fehlt, 
weil ja dasjenige, woran der Glüdlichere den minder Glüclichen teil: 
nehmen laſſen joll, für die Entfaltung des Lebens allen in gleicher 
Weiſe — mit nebenfägli—hen Unterjchieden — erwünſcht und wünſchens⸗ 
werth fein muß; weil ja auch das Bfter® geforberte „Eriftenzminimum“ 
eine ganz flüffige Größe ift. 

Aber wenn der enblojen Wehmuth über das zu ſtillende Elend 
jever fefte Halt zu entgleiten jcheint — Einen Punkt gibt es doch, von 
welchem aus anzufegen ift, um einen Halt zu gewinnen, um eine Hoff 
nung zu erringen für bie Zukunft biejer Welt, Wenn wir nämlich 
finden, daß ja alles das, was das menſchliche Erbarmen hingibt an 
die Mitmenfchen, einen vergeblichen Kampf bebeutet gegen ein Elend, 
welches fi immer von neuem erzeugt*): jo wendet fich das Nad: 
denlken ber Wurzel diejes Elendes zu und findet daß irgend eine gründ- 


*) Rümelin, Reben und Auffäge, 305. 
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liche dauernde, zwedmäßige Hilfe erſt möglich ift dadurch daß an ver 
Wurzel die Hilfe gebracht wird. 

Damit betritt die foziale Politif das Gebiet, auf welchem das 
dauernde Vermächtniß der Haffifchen Nationalökonomie Liegt, auf welchem 
ein wahrer Nulturfortfchritt für die Gefammtheit möglich ift, der an 
die Lehre derjelben anknüpft, aber freilich nicht oßne daß deren Ein- 
feitigfeit ergänzt wird. 

Die fittlihe Lebenshaltung, die vernünftige Geftaltung der Be- 
dingungen, unter welchen die Arbeitskraft probuzirt wird, der Gegenſatz 
menſchlicher Ordnung zu natürlicher Unordnung wird als nothwendiger 
Angelpunkt der Beſſerung ergriffen: aber angeſichts bitterer und ver- 
breiteter Erfahrungen, welche die inbivibualiftifche Behandlung dieſer 
Kulturfrage zur Folge gehabt, ergibt ſich die Nothwenbigfeit, mit 
öffentlichem Zwange durchzufegen, was dem freien Spiel der Natur- 
fräfte nicht zugemuthet werben Tann. 

Denn welches ift der gegenwärtige Zuftand? Laffalle Hat e8 ein 
ehernes und graufames Gefeg genannt, daß ber burchfchnittliche Arbeits- 
lohn immer auf die zum Lebensunterhalt nothwendigen Mittel be» 
ſchränkt bleibt, welde in einem Volle gewohnheitsmäßig zur Friſtung 
der Eriftenz unb zur Bortpflanzung nothwendig find. An fi ift dieſes 
Gejeg weber ehern noch graufam. Ehern ift es nicht, weil das Mo— 
ment des Gemohnheitsmäßigen, wie es das Wort felber fagt, ein 
biftorifches und nicht ein phyſiſches ift: graufam ift e8 nicht, weil es 
teineswegs ausfchließt, daß die Gewohnheiten, nad Art und Maß der 
Bebürfniffe, in erwünfchter Weiſe geftaltet ſeien. Ehern und graufam 
erſcheint dieſes Geſetz erſt durch das fophiftiiche Spiel, welches mit ven 
Worten „nothwendig“ und „gewoßnheitsmäßig“ getrieben wird. Ein- 
mal nämlich wird die Sache fo bargeftelit, ald ob der „nothwendige“ 
Lebensbedarf das Darbe- Minimum bezeichnet, unterhalb deſſen jede 
Eriſtenz phyſiſch unmöglich ift; dann wieder wird unter dem Drude 
unleugbarer Thatfachen der Sa eingeräumt, daß ber in einem Wolfe 
und Zeitalter gemohnheitsmäßige Lebensunterhalt Teineswegs mit jenem 
abſolut Nothwendigen zufammenfältt, um durch das andere Sophisma 
entftellt zu werben: bie dauernde Verbefjerung ber Lage ber arbeitenden 
Maffen von einer Generation zur andern, von einem Jahrhundert zum 
andern, babe für die Arbeiter ehenfowenig Werth und könne ihnen 
ebenfowenig Befriedigung gewähren wie die Thatjache, daß fie Heute 
beffer ftehen, al8 die Botokuden und die Menjchenfreffenden Wilden; 
denn wenn man von ber Lage der Arbeiter und ihrer Verbefierung 
ſpreche, ſo meine man ihre Yage verglichen mit ver ihrer Mitbürger 
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in der Gegemwart, verglichen aljo mit dem Maßitabe der Lebendge- 
wohnheiten in berjelben Zeit, und jede menſchliche Befriedigung hänge 
immer nur ab von dem Berhältniffe der Befriebigungsmittel zu ben in 
einer Zeit bereits gewohnheitsmäßig erforberlichen Lebensbedürfniſſen 
Der Sophismus diejer Wendung befteht barin, daß bie eigentliche 
Frage: Tann fich bie Lebenshaltung und daher der durchſchnittliche Lohn 
der Arbeiter dauernd heben? hiermit bejaht wird, aber bie Bejahung 
durch eine fittlich verfehrte Auffafjung der „VBevürfnijje“ verftedt wir. 
Denn man ſchiebt einen roh materialiftiihen Maßſtab den Beftrebungen 
der Arbeiter für Erhöhung ihrer Lebenshaltung unter, wenn die ſub⸗ 
jeltive Willfür des Genuffes dazu erhoben wirb, welche jo Iange feine 
Befriedigung erreichen kann, als es andere Menfchen, andere Klaſſen 
in ber Gefellſchaft gibt, die größere Genüffe befriebigen. Während 
doch das Menfcenglüd nicht das fubjeltive Wohlbefinden des Bote 
kuden ift, der bie Seife nicht vermißt — ein Glück, welches der Natur⸗ 
menſch mit ben Thieren gemein hat; während es auch micht ift das 
Freiſein von Neid um fremde Genüfje aus dem Grunde blos weil man 
diefe fremden Genüffe noch nicht fennt; fondern der Ruhepunlt ver 
Seele eines vernünftigen Weſens, das ſich mit jeinen Wünſchen und 
Bedürfniffen nach vernünftigen Sweden eingerichtet hat. Freilich, ein 
Maßftab, der nicht blos für die Lohnarbeiter gilt. 

Wenn wir nun aber die wirklichen Zuftänbe der heutigen Lohn 
arbeit ind Auge fafen, fo müffen wir leider befennen, daß jener weite 
Spielraum, welcher durch den Begriff des Gewohnheitsmäßigen der 
Lebenspaltung der verichiebenen Arbeitertlafien, ber Zeiten, Bälle 
u f. w. gewährt wird, durchaus nicht blos eine troftreiche Ausſücht nad 
oben hin bebeutet, fonbern eben fo ſehr und vielleicht noch mehr nad 
untenhin in den Abgründen bes Elends feine thatjächliche Ausfüllung 
findet. Laſſalle erwähnt gelegentlih den Fall der Kinderarbeit und 
ihrer Folgen für den Arbeitslohn; aber die Hauptfache, auf bie ed 
dabei ankommt, erwähnt er nicht. Diejes Beiſpiel nämlich deutet auf 
die Weite des Abſtandes der Arten von Lebenshaltung, welche ſich heut: 
zutage vor unſern Augen innerhalb berjelben Volkswirthſchaft ver: 
wirklicht finden, allefommt als Ausdruck der Lohnhöhe auf Grund des 
„ehernen Lohngefeges“. Eine Welt der Verſchiedenheiten l Verſchieden⸗ 
heiten ber Lebenslage, bei deren nieberften Graben bie Arbeiter, in rein 
phyſiſchem Sinne jedenfalls, immer noch zu exiftiren und ſich fortzu⸗ 
pflanzen fähig find, wie nahe fie aud) am dem äußerften Rande des 
Elendes hinſchleichen. Diefe Verfchievenheit der thatjächlichen und fort- 
dauernden Lebenslagen ber arbeitenden Klaſſen beweiſt eine Elaſtizität 
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des Lebens, eine Clajtizität des Elends, welche das relativ troftreiche 
des „ebenen Lohngejeges" — nämlich bie Herftellung günftigerer 
Arbeitöverhältniffe durch die Wirkungen von Noth und Tod — ohnehin 
in das Unberechenbare vertagt; denn wenn das Sinken ver Lebens. 
haltung fo tief Kerabgehen ann, zu gänzlicher Haltungslofigfeit, und fo 
lange anhalten kann, wo ift der Punkt des Endes und der Umkehr? Diefer 
Punkt Tiegt fo tief verftedt in ben Abgründen des Elends, daß man 
längft aufgehört hat, den Wirkungen feiner Abſtoßungskraft (nach der 
Lehre des ehernen Lohngejeges) die Heilende Kraft zuzutrauen. 

Es ift in neuefter Zeit öfter8 die Bejorgniß ausgefprochen worden 
(übrigens auch ſchon im griechiſchen Alterthum u. a. bei Ariftophanes), 
daß durch die Befdrderung ver fozialen @leichheitäbeftrebungen bie 
Gefahr entftehe, der zukünftigen Welt möchten bie untergeorbneten 
Dienftleiftungen fehlen, die doch für jede höhere Kultur unentbehrlich 
find. Mir ift diefe Veforgniß immer fehr wenig begründet erfchienen, 
leider vielmehr das Gegentheil. Wenn nämlich die techniſche Ent - 
wickelung des Zeitalters eine immer größere Maffe von niebrigen, mecha- 
niſchen Dienften auf mechanifche Veranftaltungen überträgt, wenn 
damit die große Kulturmiffion des Maſchinenweſens fih erfüllt und 
eine immer größere Maffe diefer Dienfte den Menſchenhänden ab» 
genommen wird: fo entiteht dadurch allein noch nicht eine Höhere, 
würbigere Verwendung ber jet freigewordenen Menfchenträfte, ſondern 
es entfteht durch den Widerſpruch der Kulturidee der Mafchinen zu dem 
wirklichen Kulturniveau diefer Bevölkerung ein Elend, deſſen Fortdauer 
weder dlonomiſch noch zeitlich begrenzt ift, To lange die Dinge fich felbft 
überlaffen find. Das Elend der um jeden Preis angebotenen Hand» 
arbeit im Kampfe mit den Maſchinen — ich erwähne ftatt hundert 
anderer Beifpiele aus jenen burch bie Englifchen Unterfuchungen ans Licht 
gezogenen Erſcheinungen dasjenige von den Heinen Kaminfegern im Alter 
von 5—6 Jahren, welche ven furchtbar Karten Dienft noch in ben fechziger 
Jahren dieſes Jahrhunderts weit überwiegend leifteten, obwohl bereits 
eine parlamentarifche Unterfuhung des Oberhaufes im Jahre 1840 bie 
erfolgreiche und zwedtmäßigere Verwendung der Kaminfegemafchine nach 
gewieſen, obwohl bereits 1834 ein Gejeg bie Verwendung von Schorn- 
fteinfegern unter 21 Jahren verboten hatte*) — dieſes Elend beruft 
darauf, daß die niederen Dienfte nicht mehr von Menfchen verlangt 
werben, und daß dennoch die Menſchen da find, welche nichts als dieſe 


*) 1. Report ber Royal Commission on Children Employment 1863. 
p. 84-92. 
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niederen Dienfte leiften fönnen, um zu leben. Ober wie wäre font 
die Thatſache zu erflären, daß im Widerfpruche mit ber abftrakten 
Theorie der Lohnbeftimmungsgründe (nach dem Zeugniß eben jener 
Quellen) ganze Gewerbejweige beftehen, jo die Zündholzfabrikation, in 
welchen die Wiverwärtigfeit und äußerſte Geſundheitsſchädlichleit der 
Arbeit mit fortdauernd minimalen Löhnen Hand in Hand geht? 

Wahrlich, Ariſtoteles *) Hat Recht, die große Maſſe der Menſchen 
erträgt mit wunderbarer Ausdauer vieles Leid aus Liebe zum Leben 
und es muß darin wohl eine natürliche Süßigfeit enthalten fein! 

Hier aber auch liegt die Schwierigkeit der Trage, die Wurzel aller 
fozialen Probleme. Denn wenn die Natur dem Leben an ſich eine 
Süßigkeit verliehen hat, daß ber Naturtrieb das elenvefte Leben dem 
Nichtleben vorzießt, wenn biefer Drang zum Leben als eine phyſiſche 
Nothwendigkeit ein für allemal gegeben ift — wie ſchwer iſt der Kampf 
der Kultur, welche ein Leben mur von beftimmter Art will und fort 
und fort auf dieſes Leben um jeden Preis, ftößt? Weil num bie Art 
des Lebens im Gegenjage zum natürlichen Leben das Wejen aller jo 
zialen Erörterungen irgend eines civilifirten Zeitalters ausmadt, fü 
gelangt jede derſelben zu ber Forderung, daß die natürliche Wahrheit 
vom Kampfe ums Dafein ihre fittlihe Umformung erhalte duch die 
Srundfäge einer georbneten Lebenshaltung. 


V. 


Dieſe ſittliche Ordnung da herzuſtellen, wo fie auf anderem Wege 
ſich nicht herftellen läßt, ift Die Aufgabe des ſtaatlichen Zwanges. 

In drei Richtungen vornehmlich Hat er ſich kundgethan ober wird er 
fi kundthun: durch die Schulpflicht, durch die im engern Einne fo. 
Fabrilgeſetzgebung, durch den Spar« und Verfiherungszwang. In allen 
rei Richtungen, wie es die voraufgegangenen Betrachtungen ergeben, 
find die Schwierigkeiten, die fich dem ftaatlichen Zwange entgegenftellen, 
große und theilweife abfolut hemmenbe, jo daß zeitweilig ber ftantfiche 
Wille durch die Macht der Thatſachen gebrochen wird. Es gibt eine 
Art von beſchränktem Scharffinn umd fie mag für manche prattifhe 
Aufgaben nüglich fein wie jede Beſchränktheit — welche bie Schwierig: 
teiten des Einen überfieht um bie Schwierigfeiten des Andern deſto un: 
bedingter hervorzufehren: während body dem Wejen nad) in allen biefen 
Kategorien die Schwierigkeiten biejelben find, und es immer nur, für 
eine ſtaatsmänniſche, durchführbare Reform, bier wie dort barauf an 


*) Polit. III, 4, 3. 
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Tommt, daß dem Maße, dem Tempo nad, bie ſtaatliche Geſetzgebung 
und Verwaltung fi anjchmiege an bie gegebenen Zuftände. 

Bei den Mafregeln der einzelnen Staaten zur Belämpfung ver 
Kinderarbeit *) Hat man jo oft den unrichtigen Einbrud erhalten, als 
ob die Gejeßgebung hier blos wider die Fabrikanten und ihren Eigen- 
nu fich mit öffentlichem Zwange wende. Und wirklich, aus dem Lärm 
zu fchliegen, welchen fie noch in jedem Lande zuerft gegen das Prinzip 
eines ſolchen Eingreifens, dann gegen das Gejeg, enblich gegen bie 
Durchführung bes Geſetzes erhoben haben, während auf ber Seite ber 
Arbeiter fi vielmehr, wenn überhaupt eine Stimme, der wohlmeinende 
ober fanatifhe Doftrinarismus zu Gunften des ftaatlihen Zwanges 
hören ließ, das Elend ſelbſt aber in feiner Zeitung redete — aus dem 
Lärm jenes Einen Teiles erHlärt ſich die verbreitete Meinung, daß 
es fich bei diefen Gefegen allein ober vorzugsweiſe um den gegen bie 
Arbeitgeber gerichteten Drud handle. Mit nichten! die ſchwierigere Seite 
der ftantlihen Reformaufgabe, das Höhere Maß ber in ber Sache 
liegenden Hinberniffe ift da, wo ber Zwang, ber ausgeübt wirb für die 
Zwede eines Kulturminimums, dem Elend entgegentritt, das fich ein- 
gerichtet Hat auf das phyſiſche Minimum. 

Ober wie wäre es anders zu begreifen, daß in einem georbneten 
Staate wie dem Preußifchen der Schulzwang noch Heutzutage theil- 
weije ein wirkungslofer Buchftabe ift, daß in den oberſchleſiſchen In- 
duſtriebezirken die Zahl der Analphabeten 40 pCt. und darüber beträgt **); 
und was bebeutet bie gleichzeitig angeführte Wahrnehmung, dieſe 
Diftrifte feien um 50—100 Jahre gegen bie fonftige preußiiche Ent» 
widelung zurüd, für unfere Trage Anderes, als daß ein und baffelbe 
Geſetz in dem gleichen Staate je nach Maßgabe der wirklichen Miß— 
ftänbe durchgeführt worben ift, ober nicht, daß bie Noth der Bevölkerung 
gewifjer Lanbestheile den allgemeinen Schulzwang faltiſch unmöglich 
gemacht Hat? Im einem Staate, welcher feit länger als einem Jahr⸗ 
Humpert den gefeglichen Schulzwang ausgefprochen hat, wie es in 
Preußen gefchehen durch das General» Land- Schul» Reglement vom 
12. Auguft 1763, wie e8 wieberholt worden ift durch bie Kobifilation 
des Allg. Landrechts, in welchem geforbert wird, daß der Schulunterricht 
fo lange fortgefegt werben muß, bis ein Kind nach bem Befunde 

*) Loge fagt in feiner elegiſchen Geſchichtsbetrachtung (Mitrol. III, 282): 
„Wir halten e8 für einen Fortfchritt, wenn bie zarte Kraft ber Kinder zu nuge 
barer Arbeit verwerthet wird.“ Die Nationaldtonomie kann darauf feit Sismondi 
(1819) erwidern: Wir nicht. 

**) Bol. dieſes Jahrbuch 1881. ©. 183 fi. 
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feines Seeljorgerd die einem jeden vernünftigen Menſchen feines 
Standes nothwendigen Kenntniffe erworben hat (Tit. 12, Th. IL) 
amd im weldem zugleich, vervollſtändigt durch fpätere Erlaſſe, eine 
ftändige Aufſicht über die Durchführung mit Zwangsmitteln und 
Strafen vorgefehen ift: gar nicht zu reden von ber Verfaffung u. ſ. w. 
In jenen äußerten Fällen, wie im Einzelnen und Bezirksweiſe 
mehr oder weniger, wiederholt fich daſſelbe allenthalben: es ift der un- 
überwinbliche Zwang ber Thatfachen, welcher dem Zwange des Geſetzes 
erfolgreich widerſteht. Denn was foll man thun? Man höre nur 
einige Zeugniffe aus Zuftänben heraus, in welchen man ben Muth hat, 
die Wahrheit an die Deffentlichkeit zu bringen. Sie find meiftentheils 
jener bereits erwähnten Englifchen Enquete über die Kinderarbeit ent- 
lehnt. Im der Strohflechterei beginnen bie Kinder in einem fo zarten 
Lebensalter zu arbeiten*), daß man unmöglich glauben will, ihre 
Thätigfeit Tönne etwas nügen: aber e8 verbient dieß hervorgehoben zu 
werben, fährt der Kommiſſar fort, um zu zeigen, wie fehr bie Eltern 
geneigt find, ihre Kinder in dem denkbar früheften Wlter auszumpen .. 
ich Habe Kinder von 3 Jahren gefehen, eins von 2—3, meiftens fangen 
fie bei 4 Jahren an. Aus ber Metallinduftrie von Birmingham 
meldet ein anderer Bericht **): der große Begehr nach Kindern als 
Arbeitern, feheint in einer Reihe von Fällen die natürliche Ordnung ber 
Arbeit zwiſchen Eltern und Kindern auf den Kopf zu ftellen. Dieſe 
Beobachtung ftimmt faft bucftäblih mit einem Sage überein, ven 
zwanzig Jahre zuvor Disraeli in feinem fozialpolitifhen Roman „Spbil* 
ausgejprochen und zwar über das gleiche Inbuftriegebiet. Aus Wolver- 
hampton meldet der angeführte Bericht ***): die Kinder verlaffen jegt 
die Schule viel früher als fie vor zwanzig Jahren zu thun pflegten; 
denn damals gab e8 nicht fo viele Schraubenfabrifen; unter 127 Knaben, 
die meine Schule beſuchen (es ift ein Schulmeifter, der das Zeugniß 
abgibt) find nur 6, die älter als 10 Jahre find. Ein großer Unter 
nehmer ber Thoninduftrie, Wedgwood, wollte in feinen Werfftätten 
feine Kinder unter 11 Jahren zulafen, konnte e8 aber micht durchſetzen, 
weil die Eltern fortwährend jüngere Kinber mit falſchen Zeugniſſen 
einfchmuggeltent). Zugleich hören wir Hier die Ausſage des Orts 
geiftlichen, welcher für gefegliche® Verbot der Arbeit von Kindern umter 
10 Jahren eingenommen wäre, doch leider dagegen einwenben muß, ed 


*) 2. Report 1864. p. 197. 
**) 3, Report 1864. p. 63. 
) p. 39, 

) 1. Report 1863. p. 13. 
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gebe eine Anzahl Familien, die jo äußerft arm find, daß es Kart wäre, 
fie des durch ihre Kinder erworbenen Sohnes zu berauben*). Unb 
baneben berichtet und mitten aus dem tiefen Elend der Zündhölzchenmanu ⸗ 
fatturen ver Kommifjär **): viele biefer Kinder, obwohl jämmerlih un- 
wiſſend und vernachläſſigt, jcheinen nichts weiter zu brauchen, als eine 
befiere Atmoſphäre in phyſiſcher und ſozialer Hinficht, um gute und 
brave Menſchen zu werben. Dabei find es in ben genannten Arbeits⸗ 
zweigen bie Fabrikanten, welche den geſetzlichen Schug der Kinder 
wünfchen***). Aus biefen und anbern Induſtriezweigen Heißt es: es 
liegt an den frühen Ehen, daß wir fo viele Heine Kinder bei der Arbeit 
haben; bie Eltern heirathen, wenn fie felber noch Kinder find und 
ſchicken ihre Kinder jo bald als irgenb möglich zur Arbeit. Die Kinder 
find jehr unwiſſend, denn die Regel bei den Eltern ift „never mind 
education, bring me in money ****),* 

Der Hauptbericht jener Unterfuhung erklärt ausdrücklich: gegen 
die eignen Eltern bebürfen die Kinder des Schuges am meiften). 

Ja, zu den Mißbräuchen, durch welche die Anfänge ver Engliichen 
Babrifgefeggebung hervorgerufen wurden, gehörte namentlich der Miß- 
brauch, daß die Armenverwaltungen ber füblichen aderbauenben Graf 
ſchaften die Kinder fi vom Halſe fehafften und in bie Fabriken des 
Nordens fanbten, und ſchon die erfte parlamentartfche Unterfuchung über 
Kinderarbeit (1816) jchilvert das Beſtreben der Eltern von dem Lohne 
der Kinder Nugen zu ziehen, dadurch Schulden an die Meifter abzu- 
zahlen u. dgl. m.}}). Die Fabrikanten aber Haben vielfach feit der 
Wirkfamteit der Tabrilgefeggebung die wegen der Schulvorfchriften une 
bequeme Kinderarbeit, wo es mır anging, durch Mafchinen erfegttrf). 

Und noch in ben legten Jahren klagt der Fabrikinſpeltor Alex. Red⸗ 
grave f11): „Die größten Schwierigkeiten haben wir in ländlichen Ber 
zirken gefunden, wo, wie vor vierzig Jahren in ben Babrifdezirten, bie 
Arbeitslöhne auf einem Minimum ftehen und der Erwerb der Kinder 
einen nothwendigen Beftanbtheil des Unterhalts der Familie bilbet; hier 


*) Rev. Jones. p. 28. 
**) White p. 71. 
»**) 1, Report pp. 7—9. 55. 78. 91. 
* p, 123. 29. 
DV. 8 162 
+D v. Blener, Engl. Fabritgefeg. ©. 1. 4. 25. 
+9 Plener ©. 89 ff. 
ffH Reports of the Inspectors of Factories for the halfyear ending 
30. April 1875. p. 7. 
YJahrbud V. 4, fräg. d. Schmoller. 3 
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ift es faft unmöglich, auf den Schulbefuch zu bringen, ohne von den 
Eltern den Vorwurf zu Hören: „„Wer foll ihnen Brot geben?““ und 
derartige Aeußerungen kehren in biefen Berichten beftänbig wieder *). 

Dem entipricht es, daß troß aller der unleugbaren Fortfchritte, 
welche man ber Fabrifgefeggebung verbankt, in eben ben Induſtrieen, 
wo dieje am längften wirkam gewefen, in ben Tertilinbuftrieen bie 
Zahl der Kinder im Alter von 8 bis 13 Jahren beftändig zugenommen 
hat (von 33500 im Jahre 1850 auf 117000 im Sabre 1875) und 
daß in bemfelben Zeitraum ein Zuwachs an Arbeitskräften überhaupt | 
nur ftattgefunben hat bei Kindern und Frauen, den wohlfeilften „Händen“. | 

Man liebt e8 num in Deutſchen Landen, die Bedeutung Englifher | 
Zuftänbe, zumal ber inbuftriellen, fofern fie Schattenfeiten offenbaren, 
für die Heimat abzulehnen. Es ift aber ungefähr in derfelben Weile, 
wie diefe Ablehnung Englifcher Beifpiele, das günftige Vorurtheil für 
norbamerifanifche Arbeiterzuftände verbreitet. Und wenn aus bien 
heraus weſentlich die gleichen Zeugniffe fund werben, fo bürfte barin 
eine Art von allgemein gültigem Beweis liegen für bas, was wir 
zeigen wollen. 

In demjenigen Staate ber großen Union, welcher wegen ſeiner 
Vollksbildung und feiner Kulturbeftrebungen — namentlich auch im Hin- 
blick auf die Arbeiterfrage — vor ben andern einen Namen hat, in 
dem Staate, welcher durch fein ftatiftifches Bureau für Arheiterzuftände 
feit einer Reihe von Jahren die Theilnahme und Nacheiferung in Europa 
gewedt Kat, — in Maſſachuſetts, ift kürzlich eine amtliche Unterfuchmg 
der Fabriken veranftaltet worden **), bei welcher es fidh ergab, daß unter 
160 Fabrifen nur 2 pEt. waren, in welchen die Geſetzesvorſchriften 
über Kinderarbeit befolgt wurben (fein Kind unter 10 Jahren über: 
haupt, fein Kind unter 14 Jahren außer in den Schulferien ober wen 
im Jahre vorher 20 Wochen Schulbefuh und fortvauernd in Zukunft 
20 Wochen jährlih — bei Strafe für Eltern und Arbeitsherren von 
20 bis 50 Dollar). Im einer beſonders korrelt fcheinenden Fabril 
fagte ein 14 jähriges Mädchen aus: fie hätte in ber Fabrik gearbeitet, 
fo lange fie zurückdenken könne, hätte auch nie Zeit gehabt, die Schule 
zu befuchen, und könnte weber lefen noch ſchreiben. Bon ven 13000 
Kindern, welche im Jahre 1878 überhaupt im Staate Maſſachuſetts ber 
ſchäftigt waren, hatten nur 4575 das vorſchriftsmäßige Maß der Schul 
bildung empfangen, und unter den überhaupt 282,485 Rindern im 


*) Reports for the half year ending 31. October 1876, id. for... - 
30. April 1874. 
**) Atlantie Monthly 1880, vol. 46. p. 787 f. 
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Alter von 5—15 Yahren waren 25000, bie gar feine Schule befuchten 
oder befucht hatten. 

Ein Fall, der typiſch für taufende anderer Fälle ift, wird hier ge- 
fchildert, wie eine Mutter von vier Kindern zu dem Fabrikherrn kommt 
und ihn bittet, die Kinder wider das Geſetz zu: befchäftigen, mit Um—⸗ 
gehung des vorfchriftsmäßigen Schulbefuches: Der Vater jei krank, vie 
zwanzig Cents, welche die Kleine täglich verdiene, könne fie (die Mutter) 
nicht entbehren und daher das Kind nicht zur Schule gehen laſſen. Auf 
die Frage, warum fie fich nicht an bie Armenpflege wende, antwortet 
fie enträftet: fie wolle von ihrer Arbeit leben und nicht betteln gehen. 
Das thut fie dann aber doch, da ber Fabrilant nicht nachgibt. Der 
Urmenpfleger, an den fie fi) wendet, berichtet, an biefen Fall an- 
tnüpfend: es fcheint uns oft, als ob der Staat unwiſſentlich den Pau= 
perismus befördert durch biefe neueften Vorjchriften des Schulgejeges ... 
während ber zwanzig Wochen des geſetzlichen Schulbefuches, wenn ber 
Lohn der Kinder ausbleibt, der für ben Unterhalt ber Familie un⸗ 
entbehrlich ift, Haben bie Leute viel Leiden auszuftehen. 

Und daran fchließt fih die Reflexion: „Wie lange wird es dauern 
mb in unferm Neu-England erwächit eine herabgelommene Race, wie 
bie der Spinner von Leicefter und Manchefter ?' 

Solches find die Schwierigkeiten, welche alfo jelbft in relativ 
günftigen Zuftänden entftehen, nachdem einmal die Bevölkerung auf 
dieſes Niveau geſunken ift, nachdem jene technifchen Fortſchritte, welche 
bie Arbeit des Menjchen zu erheben beftimmt find, feine Herabwürbigung, 
feine leibliche Dürftigfeit und fein geiftiges Elend beförbert haben *). 
Denn jene dämoniſchen Naturgewalten harren nur ber Loderung ihrer 
Feſſeln, um den Menſchen Herabzuziehen auf die unterfte Stufe ver 
ſchlechthin natürlichen Exiſtenz, wo das Leben inmitten aller Gefährdung 
und maſſenhafter Vernichtung fih nur noch mafjenhafter erzeugt, wo 
die wirkliche Lebensbehauptung nichts ift, als ber rein natürliche Kampf, 
den jedes einzelne Weſen, ohne Eltern, ohne Pflege, ohne Erziehung 
für fich felbft fämpft**). 

Wo biejes oder etwas ähnliches oder nur irgend eine Abnormität 
ver Lebenshaltung einmal eingeriffen ift, da ſind es immer die Anſprüche 
der Noth, welche fich der Befjerung durch gejeglichen Zwang entgegen» 
ftellen und alsbald ift die Alternative die: entweder auf Durchführung 
des Gejeges verzichten ober zum öffentlichen Verbot der gewohnten 
Arbeit auch die öffentlichen Mittel zum Erſatz gewähren. 


*) Hofimann, Nachlaß. ©. 192 ff. 
**) Eine treffende Schilderung bei Disraeli, Sybil IL, 10. 
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Das Gleiche wieverholt ſich bei jenen Höheren Anfprücen, welde 
auf einem weſentlich höheren Kulturniveau der Arbeiter gemacht werben. 
Das Schweizeriiche Bundesgeſetz über die Arbeit in den Babrifen vom 
28, März 1877 ſchreibt vor, daß Wöchnerinnen vor und nad) ihrer 
Nieverkunft im Ganzen während acht Wochen nicht in ber Fabrik ber 
ſchäftigt werben dürfen und ihr Wiebereintritt erſt ſechs Wochen nad 
der Niederkunft erfolgen fol. Uebereinftimmend fagen num bie amt 
lichen Infpeftionsberichte *), daß die Noth im Wege fteht: bie Vorſchrift 
bleibt „Io lange illuſoriſch, als nicht der fortfallende Verdienſt erfet iit". 

Der Doltrinarismus, welcher durch gebietenbe ober vielmehr ver: 
bietende Staatsvorſchriften, durch Öffentlichen Zwang, mit haſtiger Hand 
nach dem Meale greift, welches ganz unleugbar allenthalben ins Auge 
zu faflen ift, verfennt dieſe Schwierigkeiten. Er überfieht, daß mit 
ſolchem Zwange vor allem denen wehe gethan werben muß, denen mar 
angeſichts der endlichen Ziele wohlthun will. Er bilvet fich ein, es 
handle ſich blos um das nöthige Maß von „Ronfequenz‘‘ der Forderungen, 
um in einigen Jahren das zu erreichen, was Menfchenalter, was Jahr 
hunderte braucht, wenn es durchdringen ſoll. 

Man müßte ſonſt dieſe Konſequenz wenigſtens fo weit treiben, daß 
man — ſtatt abzuwarten mit hiſtoriſcher Geduld bis aus einem langen 
Kampfe gegen das Elend endlich der normale Haushalt wiederhergeſtellt 
ift — den wahren „Normalarbeitstag” einführt, welchen Rodbertus 
wollte. Bezeichnenberweife ift dieſes Wort neuerdings in mißbräuc« 
licher Verwendung üblich geworden, in jenem blos negativen Sinne ber 
bisherigen Babritgefeggebung **). Der echte und urfprüngliche Sinn des 
Wortes, welcher ſich auch am einfachiten bamit verbindet, ift berjenige, 
welcher fich nur im foztaliftifchen Zukunftsſtaat verwirklichen läßt. „Unter 
der Autorität des Staates müßte ber Lohnſatz für den normalen Werts 
arbeitstag feftgejegt werben“ ***). Co lange biefes nicht verwirklicht 
iſt, thut der mißbräuchlich fogenannte Normalarbeitstog an fih nichts 
weiter als einen Zwang gegen Verwendung ber Arbeitskraft ausüben: 
die Folgen für die Lage des Arbeiters find zunächſt ganz undeftimmt 
und fie innen, wie e8 in dem Weſen jedes berartigen ftantlichen Ber- 
botes liegt, auf ganz bie gleichen Hinberniffe der Noth ftoßen, wie das 
Verbot von Kinderarbeit, wie der Schulzwang, der Schu der Wöh- 
nerinmen u. |. w. Ja, fie können dies nicht blos, fondern in erfter 


*) Berichte über bie Babrifinfpeftion im Jahre 1879. Bern 1880. SS. 45.61. 
**) So u. a. bei v. Plener, Engl. Fabritgefeggebung; dann aber auch in ben 
neueren Manifeften ımb Programmen ber Sozialdemokratie. 
***) Robbertus, Zeitſchr. f. d. gef. Staatswiſſenſchaft 1878. S. 326. 
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Reihe ift zu erwarten, daß biefes der Ball fein wird. Ganz falſch ift 
es, mit Bernachläffigung jener mannigfaltigen Erwägungen und Gefichts« 
puntte, welche bereits Ab. Smith für dieſe Frage aufftellte, ein allge 
meines Naturgefeg zu behaupten, wie bas namentlich auf fozialdemo- 
tratifcher Seite zu geichehen pflegt (auf dem Dresdner Kongreſſe der 
Sozialdemokratie im Jahre 1871 wurde u. a. behauptet „kurze Arbeits“ 
zeit umb höherer Lohn gehen unbedingt, mit ver Nothwendigkeit von 
Urſache und Wirkung, auseinander hervor” *), wie das aber auch jonft 
Öfter8 vorgelommen ift, ein Naturgefeg, welches von ſich aus, ohne bie 
Kunſt des ſozialiſtiſchen Staates, jene Le des blos negativen Arbeits⸗ 
verbotes, feine pofitive Hälfte ergämt. Allenfalls paßt eine ſolche Ber 
hauptung, immerhin mit ftarken Einfchränkungen, für ein begrenztes 
oͤrtliches, zeitliches, gewerbliches Gebiet der Lohnarbeit: indeſſen auch 
fo lommt es auf ein mannigfaltiges Detail pſychologiſcher und öfe- 
nomiſcher Art an, welches zu berückfichtigen ift. 

Bollends find die Beftrebungen für „internationale Fabrilgeſetz- 
gebung“, welche neuerdings ebenfowohl in den Kreiſen der Fabrikanten 
gewiffer Länder (aus naheliegenden Gründen), wie durch die internatio⸗ 
nale Sozialdemokratie beförbert worden find, ein Stüd Zukunftstraum, 
deffen Verwirklichung mit Schwierigkeiten zu kämpfen Bat, von beren 
Umfang man bei jenen Wünjchen feine Ahnung zu haben fcheint.: Nicht 
blos, daß bereit im Jahre 1866 der internationale Arbeiterkongrek zu 
Genf auf den Borfchlag des Londoner Generalraths an die Forderung 
der achtftünbigen Arbeitszeitbeſchränkung zugleich bie Forderung der inter 
nationalen Regelung der Arbeiterverhältniffe fnüpfte und bafjelbe öfters 
auf dieſer Seite wiederholt worden ift **); auch innerhalb ver ſchweizeriſchen 
Bundesverjammlung ift eine Motion, „der Bunbesrath möge mit den 
hauptfächlichen Induſtrieſtaaten zu geeigneter Zeit Verhandlungen an« 
tnüpfen, betreffend Anbahnung einer internationalen Fabrikgeſetzgebung“, 
am 30. April dieſes Jahres im Nationalrathe angenommen worden, 
und zwar nachdem ber Antragfteller fich lebhaft zu Gunften des fog. 
Normalarbeitstages von elf Stunden und der anbern fchmeizerifchen 
Vorſchriften behufs deren internationaler Verallgemeinerung ausge 
ſprochen Hatte: wobei er nicht zu bemerken ſchien, daß eben die großen 
Unterfchiede der Englijchen oder gar der Franzöfiichen Fabrilgeſetzgebung 
gegenüber der fehweizeriichen nicht auf dem mehr ober weniger großen 


*) Protololl über den zweiten Kongreß ber ſozial · demolr. Arbeiterpartei. ©. 20. 
**) Bol. Jahrbuch für Sozialwiſſenſchaft und Soyialpolitit. 2. Jahrg. Zürich 
1881. ©. 109 ff. 
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Maße von gutem Willen beruhen, ſondern auf der Nothwendigkeit der 
Zuftände, welche berücfichtigt fein wollen *). 

Indeſſen nicht um den Doltrinarismus dieſes Extreme zu bee 
Tämpfen, babe ich Bier die Bemerkungen über bie Schwierigkeiten des 
Öffentlichen Zwanges gegen Kinderarbeit u. |. w. gemacht, fondern 
umgelehrt zu dem Zwede, die andere Einfeitigkeit zu befämpfen, welche 
folche Schwierigkeiten als das abfolute Hinberniß betrachtet. Der wirk- 
liche Gang der fozialen Reform ift durch diefe Ertreme mitten hindurch 
gegangen, durch die Schwierigkeiten nicht zurückgeſchredt, aber fie mit 
offenem Auge berüdfichtigend, burch das Kulturideal nicht über das 
Maß der wirflichen Dinge Hinausgehoben, aber in ben Tiefen des menſch⸗ 
lien Jammers dieſes Ioeal immer vor Augen. 

Wir wiflen, wie viel auf biefem Wege, und gerabe ba, wo man 
mit den allerſchwerſten Mißftänden beginnen mußte, bereits durchgeſetzt 
worben ift. Der große Bericht der Engliſchen Unterſuchungskommiſſion 
vom Sabre 1875, als deſſen Ergebniß das zufammenfaffenbe Fabrit- 
und Werkftättengefeg von 1878 erlaffen worben ift, Tonftatirt „einen 
fchlagenden Kontraft in der Lage derjenigen, für welche die verfchiebenften 
Tabrif- und Werkftättengefege eingeführt worben find”. Schon aus 
früheren Jahrzehnten Tiegen, zumal in ben periobifchen Berichten ver 
Fabriliuſpeltoren, gleiche Zeugniffe vor. 

Um aber dahin zu gelangen, was man gegenwärtig erreicht hat, 
und bei den großen und dringenden Aufgaben für weitere Schritte auf 
diefem Wege hat man und wird man fortwährend die’ harte Regel des 
Gefeges beugen müſſen dem Drude ver Verhältniſſe. Jeder Schritt 
vorwärts hat vernünftigerweife nicht blos im Wortlaute des Geſetes 
vorfichtig und verhältnigmäßig Mein fein müffen: auch jedes einzelne 
Geſetz Hat Jahre und Jahrzehnte gebraucht, um Wahrheit zu werben, 
troß forgfältiger Handhabung, trotz pflichttreuer Infpektion — meil 8 
die Noth gebot. 

Es ift nun im Weſen ganz das Gleiche, und hiermit knüpfen wir 
an das oben Gefagte wieder an, wenn heute, parallel dem öffentlichen 
Zwange der Fabrifgefeßgebung und ber Schulpflicht, ein fernerer Druf 
in ber Richtung der Fürforge für Unfälle, für Krankheit, Alter u. ſ. w. 
von Staatswegen ausgeübt wird. Beſſer wäre e8 allerdings, wenn 
man diefen gefeglichen Zwang nicht brauchte; es wäre auch befjer, wenn 
die Tabrifgefeggebung und der Schulzwang überflüffig wären, wie fie 

*) Bunbeßgefehgebung ber Schweiz, Suppl. zu Conrad's Jahrb. 1879. S. 46H. 


Nãher ausgeführt in meinem Auffage „Über internat. Zabritgefeggebung” in Con- 
rad's Jahrb. 1881. N. F. 3. Band. 
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es find für die normal geftalteten Haushaltungen jedes Rulturvoltes; 
auch ich Bin fein begeifterter Verehrer des ftaatlihen Zwanges, ih 
babe neben ber Erwägung öfonomifcher Gründe für die Erweiterung 
öffentlicher Kompetenzen ftet bie jonftigen Bebenfen mit in Betracht 
gezogen und bin bazu namentlich auf dieſem fleinen Verſuchsfelde der 
Demokratie gründlich gewöhnt worben; es foll daher aud eine gewiſſe 
Stepfis bei jedem Schritte in biefer Richtung ihre bebächtige Arbeit 
thun, beſonders dann, wenn bie idola fori zur Zeit einmal nach biefer 
Seite Hin weifen. Aber was id nicht finden Tann, das ift ein im ber 
Gefhichte und in der Erfahrung wurzelnder Grund, an diefem Punkte 
durchzuſchneiden, an dieſem Punkte jeden Fingerbreit ſtaatlichen Zwanges 
zurückzuweiſen, der nicht nach den Regeln der Aſſekuranz ficher ge» 
dedt ift. 

Wenn es fih, wie es augenſcheinlich der Fall iſt, darum handelt, 
im gegenwaͤrtigen Augenblicke bie Lohnarbeiter aus dem Bereiche bes 
öffentlichen Almoſens auf das Kulturniveau des auf ſich ſelbſt geſtellten 
Mannes zu erheben, wenn keine Ausſicht dafür vorhanden iſt, daß ohne 
öffentlichen Zwang hier im großen Ganzen weſentliche Fortſchritte ge 
macht werben, und baher der öffentliche Zwang gebraucht wirb: jo ent 
jteht ja freilich der Zwiefpalt, welchen wir fennen. Derjelbe äußert 
ſich auch Hier derart, daß eine Zumuthung an bie öfonomifchen Mittel 
der Heinen Leute gemacht wirb, für deren Vorhandenſein ber öffent 
liche Zwang ebenjowenig forgt oder forgen fann, wie bei dem Verbote 
der Kinderarbeit, bei dem fogenannten Normalarbeitätage, bei dem 
Schulzwange u. f. iv., wenn er nicht auf ein weites Meer der Abenteuer 
fih Hinauswagen will. Aber gerade in diefem Falle ermäge man, daß 
die öffentliche Armenpflege ja doch immer im Hintergrumde ſteht, als die 
ultima ratio aller praftifhen Sozialpolitit. Grade fo wie fie ein 
greifen muß ba, wo das Verbot der Kinderarbeit vem Wiberftande der 
Noth nicht weichen will, ebenjo bleibt fie fortbeftehen für den Ball, daß 
die Idee der Selbftändigfeit durch den normalen Prozeß der Erſparniß 
und ber Berficherung mit ben negativen Mitteln des gefeglihen Zwanges 
mit erreicht wird. Das fchließt aber nicht aus, daß dieſe See theil- 
weife, allmählich, immer entjchievener durchdringt, ebenjo gut wie bie 
Fabrilgeſetzgebung Jahrzehnte lang ſich mit den bikrftigften Erfolgen hat 
begnügen müffen, um endlich doch burchzubringen. 

In diefem Zufammenhange mit der Armenpflege wäre auch wider 
eine zeitweilige mäßige Beihilfe öffentlicher Finanzen fein fo großes Ber 
denken zu erheben, als e8 vielfach geſchieht. Die Furcht vor dem Kom⸗ 
munismus, deſſen Gebiet hiermit in verhängnißvoller Weife betreten 





40 & Soßn. [1032 


werbe, Tann ich nicht theilen und habe jie niemals in analogen Fällen 
theilen Tonnen. Denn fcharje Grenzen gibt es hier nad) meiner An- 
ficht niemals. Und wen ich auch meine Sympathie für Diejenigen, 
welche heute wider ben Strom ber Tagesmeinung ſchwimmen, durchaus 
nicht verhehle, fo liegt doch im der Sache ſelbſt für mich fein Grund, 
doftrinäre Gegenfäge feithalten zu wollen, welche dem Leben, der Wirl⸗ 
lichleit, ver Zwectmäßigkeit wiberfprechen. Nur auf das richtige Maß 
tommt es an, und biejes ift freilich fchwerer zu beſtimmen, als eine 
theoretiſche Grenzlinie, welche alles „Kommuniftifche‘ im das Nirgendwo 
verweiſt. Auf das richtige Maß, weldes ven Stolz eines ausſchließ⸗ 
lichen Prinzips nicht kennt, und feine Beftimmung fucht in ben eigen- 
thümlichen Umftänben des Lebens, weldes erft an ben Dingen felber 
gefunden wird, denen bie ſoziale Reform fich zumenbet. 

Immer ift die Hoffnung bie, bei den Verboten, welche die Fabril- 
gefeßgebung ausfprict, wie bei dem hier fraglichen Zwange, daß ber 
gejegliche Drud dazu diene, die felbftändigen Einkünfte des Lohnarbeiters 
(Baters, Ernährers) zu erhöhen. Dieſe Hoffnung mit dem Gefege be: 
reits realifirt zu glauben, ift, wie wir gefehen haben, eine Täufchung; 
aber zu erwarten, daß allmählig dieſer Zwang auf bie Hebung des 
Lohnes wirkt, wie jeder Drud zur Erhöhung der Lebenshaltung, ift 
eine Hoffnung, welche in der Erfahrung wurzelt. 

Denn darauf ift ja bie ganze Reform gerichtet, daß nicht mehr 
jene entehrenbe und dkonomiſch falſch vertheilte Ergänzung des Arbeits - 
lohnes, welche in ber öffentlichen Armenpflege und jedem Almoſen über- 
haupt liegt, ferner ftattfinde, fonbern daß die wünjchenswerthe Ergänzung 
dem Lohne felber zuwachſe, als Recht des Arbeiters und als Pflicht 
derer, welche feine Arbeitskraft brauchen. 

Nur muß man bei biefer Reformgejeßgebung, wie bei jeder andern 
fozialen Mafregel Geduld haben, mar muß die vorhandenen Tiefen 
des Elends jehen, um jeden Fortſchritt in feiner Bedingtheit und rela- 
tiven Geringfügigteit, aber anbrerfeit8 auch gerade dieſes beſcheidene Maß 
der Beflerung als das einzig mögliche und daher nothwendige anzuer⸗ 
tennen. Dan muß einfehen, daß irgend welche ſyſtematiſch abfchliehen- 
den, grünblichen, rabifalen Abhilfsmittel überhaupt nicht vorhanden fir, 
daß der Kampf mit dem Elend ein Kampf mit Naturgewalten, nicht, wie 
bie Utopiften meinen, ein Kampf mit geieltichaftlichen Einrichtungen ift- 

Dann ergibt fih jene wahrhaft ftantsmännijche „Inkonſequenz“ 
ganz von felber, welche dem „Prinzipe“ im Einzelnen beftänbig etwas 
vergibt, weil dieſes die einzige Art ift, um vorwärts zu kommen. Solche 
Inkonſequenz wird durch den Stoff jelber bevingt, dem ſich bie Reform 
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zuwendet: benn das Eine Gejeg richtet jeinen Zwang theild gegen eine 
Schicht der Arbeiter, welche des Zwanges nicht mehr bebürfen (gerade 
fo wie Schulzwang und Fabrifgefeggebung) theild gegen eine Mittel- 
fchicht, bei welcher der Zwang am Plage und bereit8 auch durchführbar, 
theils gegen eine unterfte Schicht, bei welcher zur Zeit der Zwang 
ſchwer durchführbar ift, aber Hoffentlich im Laufe der Jahre durch 
führbar fein wird. ben biefe ımterfte Schicht ift e8, welche beftänbig 
zwiſchen Selbftänigleit und Almofengenöffigfeit Hin und ber ſchwankt: 
füllt fie trotz des neuen Gefeges auf lange hinaus der Armenpflege 
dennoch periobifch zur Laſt, fo ift das zum minbeften kein Rüchſchritt, 
es ift nur ein verlangfamter Fortſchritt. 

AU das Einzelne, in welchem Maße Arbeitgeber und Arbeiter, in 
welhem Maße die öffentlichen Mittel zeitweife herangezogen werben 
follen, für welche Zwede der Vorſorge und ber Verficherung, mit 
welchen Drganifationen, mit welchem Spielraum für Selbfthilfe und 
Selbftverwaltung, bei welchen Zweigen der Arbeit u. ſ. w. die Reform 
ins Werk gefegt werben foll, das find Spezialfragen, even Erörterung 
nicht hierher gehört. Je mehr Hier taftend, experimentivend, ſtückweiſe 
vorgegangen wird, um fo beſſer. Erſt an ben Erfahrungen im Ein- 
zelnen kann man den Halt für weitere Mafregeln gewinnen. 

Der Weisheit legter Schluß auf biefem Gebiete wird leider immer 
bleiben, daß eine Maffe öffentlicher Opfer gebracht werden muß, die ſich 
nad feinem Grundſatze des privatwirthfchaftlicen Kalkuls vechtfertigen 
läßt. Genug, wenn es gelingt, den Antheil menfchlicher Selbftänbigfeit 
und Tüchtigleit an der Gefammtheit des Voltseinlommens zu erhöhen. 

Ohne ein Stüd „Kommunismus“ geht es alfo überhaupt nicht. 
Und dieſe Einficht führt uns zu einer kurzen Schlußbetrachtung über 
die Grumbfäge, nach welchen die dazu beftimmten öffentlichen Mittel 
den Bürgern in Staat und Gemeinde entnommen werben, über das 
Prinzip der Beftenerung. 


VI. 


Wenn wir nach einem leitenden Prinzipe irgend welcher Art, 
auf irgend einem Gebiete des menſchlichen Zuſammenlebens fuchen, als 
Begründung deſſen, was künftig geichehen fol, werben wir immer, wie 
bei jeber Unterfuchung der Grundfäge menfchlihen Handelns, vor eine 
doppelte Betrachtung geftellt. Erſtens fuchen wir ben Sinn in dem 
Seienden, in dem was ift und geworben ift, in ber Gedichte und in 
ber Gegenwart, um ftatt willkürlicher Konftruktionen aus willtüclichen 
Begriffen, die feine andere Ueberzeugungskraft enthalten, als die Vir- 
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tuofität einer inhaltiofen Logik, Ergebniffe zu gewinnen, welche ein er⸗ 
ſchöpfendes Bild der wirflichen Empfindungen, ber wirflihen Normen 
des Zufammenlebens gewähren. Wir finden dann zweitens, nicht blos 
daß ein durch bie Thatſachen hindurch gehendes deutliches Prinzip nad 
der Weije alles Hiftorifchen auf ein anderes Seinfollendes hinausweiſt, 
fondern auch, daß nur mit Mühe ein ſolches deutliches ‚Prinzip in 
mitten ber Widerfprüche ber bisherigen Einrichtungen zu entbeden üft. 
Denn weil alles „Seiende” in ber Geſchichte des Zufammenlebens ja 
doch nur der thatjächlihe Ausbrud des Seinjollenden ift, deſſen, was 
man unter biejen ober jenen bebingenden Umftänden, als das Nothe 
wenbige vom Standpunkte der Gefammtheit anerfannt hat: fo zeigt 
es fich öfters, daß ein deutliches Bewußtſein von biefem Seinfollenden 
fehlt und nur etwa durch mancherlei Schwankungen hindurch nach Klar 
heit ringt. Diefes wird namentlich dann der Fall fein, wenn bie Be 
trachtung jenen Streifen der Gefchichte zum Gegenftande nimmt, welcher 
an die unmittelbare Gegenwart grenzt, wenn fie in bie Streitfragen 
mitten hineintritt, welche jedes bewegte und darum eben echt hiſtoriſche 
Zeitalter anregt, in die Streitfragen über ein neues, umgejtalteteß, ben 
neuen Ideen, den neuen Lebensbebingungen angepaßtes Sollen. 

Jedenfalls trifft diefes zu für die Heutige Steuerlehre. Und nir⸗ 
gendwo wird bas, was ich meine, fo Har als bei ber Frage, weldes 
bie berechtigte Sphäre des Eigennuges gegenüber ben Anforberungen 
des Gemeinweſens fei, einer Stage, welche eben darauf hinauskommt, 
zu unterfuchen, wie bie Grenzen ziwifchen der Entfaltung bes Ich und 
der Gemeinſchaft durch die ethifchen Anfichten gezogen worden find, ge 
zogen werben, gezogen werben follen? 

Die Mühe diefer Grenzziehung würde nicht nöthig fein, wenn bie 
Utopiften, ſei es bes Individualismus ‚oder bes Sozialismus, Recht 
hätten. Indeſſen die Gefchichte zeigt, daß mit dem Augenblicke, wo ver 
Staat aus dem primitiven Zuftande bes „privatrechtlichen" Staats 
binaustritt, die privatwirthichaftliche Rechnung für das Zufammenleben 
nicht ausreicht, wie fie denn außerhalb des ftaatlichen Zwanges auch 
auf folder Kulturftufe nicht ausgereicht Kat und blos in anderen 
Formen ergänzt worben iſt (jo im Mittelalter durch die Eimvirfungen 
der Kirche). Während Hier ein Bewußtjein von den Anſprüchen ber 
Gemeinſchaft zugleich mit dem Bewußtſein des Ich und feiner Entfaltung 
eintritt *), ift das Problem da: wo foll die Grenze jein? 


*) Literarhiſtoriſch nachgewieſen vom griech. Altertfum berüber zur Neugeit 
bei Neumann in Conrad's Jahrb. 1880. N. 5. I. 
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Praltiſch wird und dieſe Frage entgegengeworfen durch bie heutigen 
Diskuffionen über Progreffion der Steuer, über unentgeltliche Schule, 
über Armenftener und was dergleichen mehr ift. Offenbar genügt es 
bier nicht, immer gerade das Beftehende anzuerkennen und das Nene, 
weiter Gehende zu bekämpfen, wohl gar durch diskreditirende Schlag. 
worte, bie nichts beweiſen. Auch ift damit ein Zeitalter nicht abzu- 
finden, welches jo lebhaft davon durchdrungen ift, daß neue Einrichtungen, 
Reformen, Fortſchritte nothwendig find: es will eben das Neue und 
man widerlegt e8 damit nicht, daß man etwas anerkennt blos deßhalb, 
weil es alt ift. Auch führt dieſe oberflächliche Art der Begründung, 
welche boch meift mit fo wichtiger Miene auftritt, zu den ſchlagendſten 
Widerſprũchen, fobald man örtlih ober zeitlich nur wenig entfernte 
Gejeggebungen mit einander vergleicht. 

Ganz ficherlich Tann fich aber die Wiſſenſchaft dabei nicht berußigen: 
denn fie ift grade für das entgegengefeßte Ziel ba. Und je fchwieriger 
die Fragen find, um fo dringender ift fie dazu berufen. Freilich wird 
für praftifche Zwecke die Trage bis zu einem gewiffen Grabe erledigt, 
wenn ber freie Gemeinfinn der Wohlhabenden und Reichen ausreichende 
Mittel liefert, durch welche einerfeits die Anfprüche der Gemeinſchaft 
an die Zahlungsfähigkeit ihrer Mitglieder zu Gunften des Ganzen be 
friebigt, andererſeits für ausgiebige Unterjtügung ber bürftigen Mit⸗ 
bürger geforgt wird. Aber nicht nur, daß auch praftiich dieſes heutzu« 
tage nur ausnahmsweiſe vorfommt, unter ausnahmsweiſe günftigen 
Umftänden, bei guten Traditionen, in begrenzten örtlichen Verhältniffen 
u. f. w. wie dafür die Stadt Bafel als Typus, aber zugleich auch als 
Taje genannt werben mag, während für die großen und ſpezifiſch mo⸗ 
dernen Berhältnifje unferer Großftanten mit ihrer neuen Geſellſchaft, 
ihren neuen Klaffengegenfägen, ihren neuen politifchen Beftrebungen 
nicht entfernt Gleichartiges vor der Hand zu erwarten ift — nicht nur 
alſo, daß dieſes der Gefammtheit ver Thatſachen gegenüber nur felten 
vorfommen wird, auch in biefem ausnahmsweifen Falle bleibt die Frage 
diejelbe: wo find die Grenzen für die Entfaltung des Ich, feines Ge— 
nuffes, feiner Bildung, feines Ehrgeizes — wo find die Grenzen für 
die Forderungen der Gefammtheit, der dieſes Ich angehört? 

Nur gefteigert wird die Schwierigkeit diefer Frage noch durch ben 
demokratiſchen Zug bes ganzen Jahrhunderts, welcher den Einfluß auf 
die Beitimmung des Staatswillens, alfo auch der Steuergefege und 
des Steuerzwanges, in die Gefammtheit, unabhängig von ihrer Zahlungs⸗ 
fühigfeit, verlegt. Je unwiderſtehlicher diefer Zug den Einen, je be- 
rechtigter und erwünjchter obenein er ben Andern erjcheint, um fo mehr 
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tuofität einer inhaltlofen Logik, Ergebniffe zu gewinnen, welche ein er⸗ 
ſchöpfendes Bild der wirklichen Empfindungen, der wirklichen Normen 
des Zufammenlebens gewähren. Wir finden dann zweitens, nicht blos 
daß ein buch die Thatfachen hindurch gehendes deutliches Prinzip nad 
der Weife alles Hiftorifchen auf ein anderes Seinfollendes hinausweiſt, 
fondern auch, dag nur mit Mühe ein folches beutliches ‚Prinzip in- 
mitten der Widerſprüche ber bisherigen Einrichtungen zu entbeden ift. 
Denn weil alles „Seiende” im ber Geſchichte des Zuſammenlebens ja 
doch nur der thatjächliche Ausdruck des Seinfollenden ift, deſſen, mas 
man unter biefen ober jenen bebingenven Umftänben, als das Noth⸗ 
wendige vom Standpunkte der Gefammtheit anerkannt hat: fo zeigt 
es ſich öfters, daß ein beutliches Bewußtfein von biefem Seinſollenden 
fehlt und nur etwa durch mancherlei Schwankungen hindurch nach Klar- 
heit ringt. Diefes wird namentlich dann der Fall fein, wenn bie Ber 
trachtung jenen Streifen der Gefchichte zum Gegenftande nimmt, welder 
an bie unmittelbare Gegenwart grenzt, wenn fie in bie Streitfragen 
mitten bineintritt, welche jedes bewegte und darum eben echt hiſtoriſche 
Zeitalter anregt, in die Streitfragen über ein neues, umgeftaltetes, den 
neuen Ideen, den neuen Qebensbebingungen angepaßtes Sollen. 

ebenfalls trifft dieſes zu für die heutige Steuerlehre. Und nit 
gendwo wird das, was ich meine, jo Mar als bei ver Frage, weldes 
bie berechtigte Sphäre des Eigennutzes gegenüber den Anforderungen 
des Gemeinweſens ſei, einer Frage, welche eben baranf hinauskommt, 
zu unterfuchen, wie bie Grenzen zwiſchen der Entfaltung des Ich und 
der Gemeinfchaft durch die ethifchen Anfichten gezogen worden find, ger 
zogen werben, gezogen werben follen? 

Die Mühe diefer Grenzziehung würde nicht nöthig fein, wenn bie 
Utopiften, fei es bes Individualismus oder des Sozialismus, Recht 
hätten. Indeſſen bie Gefchichte zeigt, daß mit dem Augenblicke, wo der 
Staat aus dem primitiven Zuftande bes „priontrechtlichen" Staats 
hinaustritt, die privatwirthfchaftliche Rechnung für das Zuſammenleben 
nicht ausreicht, wie fie denn außerhalb bes ftantlichen Zwanges aud 
auf ſolcher Kulturftufe nicht ausgereicht Kat und blos in anderen 
Formen ergänzt worben ift (fo im Mittelalter durch die Einwirkungen 
der Kirche). Während Hier ein Bewußtjein von den Anſprüchen der 
Gemeinfchaft zugleich mit dem Bewußtſein des Ich und feiner Entfaltung 
eintritt *), ift das Problem da: wo foll die Grenze jein? 


*) Literarhiſtoriſch nachgewieſen vom griech. Altertfum berüßer zur Neugeit 
bei Neumann in Conrad's Jahrb. 1880. N. 5. I. 
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Vraltiſch wird uns dieſe Frage entgegengeworfen durch die heutigen 
Diskuffionen über Progreffion der Steuer, über unentgeltliche Schule, 
über Armenftener und was bergleichen mehr ift. Offenbar genügt es 
hier nicht, immer gerabe das Beſtehende anzuerkennen und das Neue, 
weiter Gehende zu bekämpfen, wohl gar durch diskreditirende Schlag- 
worte, bie nichts beweijen. Auch iſt damit ein Zeitalter nicht abzu⸗ 
finden, welches jo lebhaft Davon durchdrungen ift, baß neue Einrichtungen, 
Reformen, Fortfchritte nothwendig find: es will eben das Neue und 
man widerlegt e8 damit nicht, daß man etwas anerkennt blos deßhalb, 
weil es alt ift. Auch führt dieſe oberflächliche Art der Begründung, 
welche doch meift mit jo wichtiger Miene auftritt, zu den fchlagenbften 
Widerſprüchen, ſobald man örtlich oder zeitlih nur wenig entfernte 
Gejeggebungen mit einander vergleicht. 

Ganz fiherlich kann fich aber die Wifjenfchaft dabei nicht beruhigen: 
denn fie ift grabe für das entgegengeiette Ziel da. Und je ſchwieriger 
die Fragen find, um fo bringenver ift fie dazu berufen. Freilich wird 
für praftifhe Zwecke die Frage bis zu einem gewiffen Grabe erledigt, 
wenn ber freie Gemeinfinn ber Wohlhabenden und Reichen ausreichende 
Mittel liefert, durch welche einerfeitS bie Anſprüche ber Gemeinſchaft 
an die Zahlungsfähigkeit ihrer Mitgliever zu Gunften des Ganzen be- 
friedigt, andererſeits für ausgiebige Unterftügung der bürftigen Mite 
bürger geforgt wird. Aber nicht nur, daß auch praftifch dieſes heutzu ⸗ 
tage nur ausnahmsweiſe vorlommt, unter ausnahmsweiſe günftigen 
Umftänden, bei guten Traditionen, in begrenzten örtlichen Verhältniſſen 
a. ſ. w., wie dafür die Stabt Baſel als Typus, aber zugleich auch als 
Oaſe genannt werden mag, während für Die großen und ſpezifiſch mo» 
dernen Berhältniffe unferer Großftaaten mit ihrer neuen Geſellſchaft, 
ihren neuen Rlaffengegenfägen, ihren neuen politiſchen Beftrebungen 
nicht entfernt Gleichartiges vor ber Hand zu erwarten ift — nicht nur 
alſo, daß dieſes der Gejammtheit der Thatfachen gegenüber nur felten 
vorkommen wird, auch in diefem ausnahmsweiſen Falle bleibt die Frage 
diefelbe: wo find die Grenzen für die Entfaltung des Ich, feines Ge: 
nuffes, feiner Bildung, feines Ehrgeizes — wo find bie Grenzen für 
die Forderungen ber Gefammtheit, der dieſes Ich angehört? 

Nur gefteigert wird die Schwierigfeit biefer Brage noch durch den 
demokratiſchen Zug des ganzen Jahrhunderts, welcher den Einfluß auf 
die Beftimmung des Staatswillens, alfo auch der Stenergefege und 
des Steuerzwanges, in die Gefammtpeit, unabhängig von ihrer Zahlungs- 
fähigkeit, verlegt. Je unwiderſtehlicher viefer Zug ben Einen, je be 
rechtigter und ermünjchter obenein er ben Andern erjcheint, um fo mehr 
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fteigert fich das Problematifche der Frage. Denn wenn es unzweifelhaft 
ift, daß in der Zukunft noch größere Opfer von den Wohlhabenden und 
Reihen für das Gemeinwefen werben gebracht werben müffen und zwar 
(garız abgefehen vom Kriegswefen) für bie Unterftügung der unterften 
Volksſchichten, fo Tann es für Seven, der in dem politifchen Einfluffe 
eine fittlihe Macht will, der in den öffentlichen Rechten nicht das Mittel 
für ſoziale Gelüfte ſieht, nur als eine fatale Wendung erfcheinen, wenn 
zugleich ber gefteigerte Anfpruc an bie aus freier Bewegung nicht 
opferwilligen Befigenden und das gefteigerte Recht der beſitzloſen Staats- 
bürger in die Arena der Geſetzgebung eintritt. 

Man fage nicht: das trifft für ung nicht zu, das mag für einzelne 
Heine Demokratien gelten, bie nichts beweifen für monarchiich gefeftete 
Zuftände. Man täufcht fi, wenn man fo argumentirt. Und gerade 
mitten aus dem Preußifchen und Deutfchen Staatsrecht heraus hat 
nur Hirzlic der bedeutendſte Staatsrechtölchrer der Gegenwart eben 
biefe Fragen hervorgefehrt und bamit bewieſen, daß fie fich aus diejem 
pofitiven Staatsrechte von felber ergeben*), ebenfo wie fie fi bem- 
jenigen, welcher dieſe Zeilen fchreibt, aus der jchmeizerifchen Umgebung 
aufgebrängt haben. 

Um fo Iebhafter ift die Aufforderung, jene Frage zu erörtern, 
welche bei gegenwärtiger Gelegenheit freilich nur geftreift werben kann 

Die ſchroffen Individualiſten dürfen für ſich fo viel in Anfprub 
nehmen, daß jie ſolchen Fragen gegenüber auf geficherter Höhe ftehen, 
daß ihre Konfequenz fie vor der abjchüffigen Bahn bewahrt, die ſchon 
bamit befchritten wird, bak man folde Fragen überhaupt ſtellt. Weil 
nun aber ein berartiger konſequenter Individualismus fich nicht blos 
von ben nothwenbigen Erörterungen, ſondern auch von den Gefetgebungen 
alfer civilifirten Staaten lächerlich weit entfernt, jo Hat er nur das 
Intereſſe einer Utopie, deren Vorausfegungen für das wirfliche Leben 
nicht pafjen. Andererſeits Kat jener infonfequente Individualiemus, 
welcher mit der wirflihen Welt auf gutem Fuße zu bleiben tradhtete, 
fi durch Halbheiten hindurchgewunden, welche nur defto mehr bie 
Nothwendigkeit der endlichen Auseinanderfegung nahe legten. 

Nun ift es ja mehr und mehr in die allgemeine Ueberzeugung 
burchgebrungen, daß ſelbſt die — auch egoiftiih gefaßt — im erfter 
Reihe wichtige Aufgabe des Gemeinweſens, nämlich die Sicherung ber 


*) Gneift, die preußiſche Finanzreform buch Regulirung ber Gemeinde 
ſteuern, Berlin 1881, wozu zu vergl. meine Anzeige in Conrad's Jahrb. 1851- 
N. F. II. und ebendaſelbſt mein Auffag „über die Einfommenftener im Kanton 
Bürih" 18890. N. F. I. 
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Rechtsordnung gegen äußere und innere Feinde, wegen ber öfonomijchen 
Unmeßbarkeit der von ihr umjchloffenen Interefen, der nationalen Une 
abhängigfeit, Sitte, Sprache u. f. w., über jeden egoiftifchen Kalkül 
hinausweiſt, indem es nicht nur unmöglich ift, den individuellen Genuß 
dieſer Ordnung mit ben bafür gebrachten inbivibuellen Opfern in Ueber» 
einftimmung zu bringen, fondern thatjächlich auch — und gerabe in der 
modernen Entwidlung ber heutigen Staaten, zumal Deutſchlands — 
neben ben ölonomifchen Opfern ſolche Opfer einer anderen Kategorie 
dafür gebracht. werben, die durchaus einer Berechnung des dadurch er» 
Iangten individuellen Vortheils wiberftreben. Im bemjenigen Staats- 
wefen, in welchem man jede perfönliche Kraft nach ihrem Können, die 
eigentliche Exiſtenz felber, für das Vaterland fordert, ift auch jeder 
Zweifel an bergmbegrenzten Verpflichtung zu dkonomiſchen Opfern aufe 
gehoben. Nur fommt es darauf an, dieſe perfönlichen und dkonomiſchen 
Opfer in das richtige Verhältniß zu ihren Zwecken, und bie Vertheilung 
der Opfer auf die einzelnen Kräfte derart zu geftalten, daß die Ge⸗ 
vechtigfeit unter ihnen gewahrt fei. 

Indeſſen ſchon bei biefer Vertheilung entfteht die Trage: melde 
BVertheilung, welche Zumutfung an die individuell fehr verſchiedenen 
Kräfte ift bie gerechte? Mo ift bie berechtigte Sphäre ber perſönlichen 
Entfaltung und wo beginnt das Recht der Gemeinfchaft? 

Ganz unmittelbar wird man in biefelbe Frage Hineingeführt, wenn 
man, aus dem früher bezeichneten Stanbpuntte, die Aufgaben bes 
Staats und der Gemeinde für die Armenpflege, für die Voltsichule ins 
Auge faßt. Denn hier fol bewußtermaßen und aus ber uripränglichen 
Natur der Aufgabe ein Geſchenk gemacht werben von benen, welche 
Teiftungsfähig find, an diejenigen, welche bebürftig find. 

Auf Zuftimmung dürfte wohl zuvörderſt der Sag rechnen, daß bie 
Grenzlinie zwifchen dieſen beiverfeitigen Anſprüchen durch die Gefchichte 
verſchieden gezogen wirb, daß fie je nach bem Maße der Aufopferungs- 
fähigfeit, der Gefittigung, der Vaterlandsliebe, des nachbarlichen Zur 
fammenhanges und ähnlicher Momente allgemeiner und befonderer Art, 
eine anbere ift, daß es im großen Zuge der Gefchichte liegt, den Egois⸗ 
mus einzuengen, und baß biefe Wahrheit auch durch die in allem Hifto- 
riſchen wahrnehmbaren Seitenwenbungen des dortſchritts und bie rela- 
tiven Rückſchritte im Einzelnen nicht befeitigt wird, da am Enbe auch 
dieſe Rüchchritte ein Glied in ber großen Entwidlung werben: wie 
denn ber jpeztfiih moderne Egoismus des neuzeitigen Wirthichafts- 
lebens, ber aus ber Zerreifung alter Zufammenhänge, alter Pietät, 
alter Sitte hervorgegangen, in feiner Weife ben Rohſtoff bereitet für 
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eine auf ganz andere großartigere Verhältnifje begründete Sittlichteit, 
die dem Maßftabe ver modernen Verkehrsmittel und Produktionsmittel 
entipricht. 

Wie nun diejes eine Hoffnung erwedct für bie Zukunft, fo fegt es 
auch ber abftraften Haft lebendige Grenzen, indem es barauf hinweiſt, 
daß ber jeweilige Grab von Aufopferungsfähigleit und Egoismus noth⸗ 
wenbigerweife beftimmenb jein muß für die gefegliche Normirung biejer 
Grenzen. Wer freilich mathematiiche Richtigkeit von dieſen Normen ver- 
langt, der foll feine Studien überhaupt von ftantswifjenichaftlichen over 
hiſtoriſchen Dingen abwenden und fie ver Mathematit wibmen. Aber 
es ift begreiflich, daß auch diejenigen, welche hierauf vernünftigerweiſe 
verzichten, meiſt nicht geneigt fein werben, mit biejer ımficheren Richt 
ſchnur zufrieden zu fein. Wenn fie mır im Stande wären, eine andere 
zu bieten, welche größere Sicherheit gewährt! An Berfuchen fehlt es 
nicht, fo namentlich gegenüber berjenigen öffentlichen Pflicht, bie uns 
bier in erfter Reihe beichäftigt, gegenüber der Armenpflicht. Bei ihr 
handelt es fich nicht blos um die Frage, wie bei allen Steuerlaften, 
welche ſoll vie Psogreffion des Satzes für die einzelnen Steuerkäfte 
fein, ſondern auch (was freilich nahe damit zufammenhängt) darum, wie viel 
ſoll überhaupt von Gemeinſchaftswegen an die Armen gejchenft werben? 

Da ift nun bie Antwort auf Die zweite Hälfte ber Frage nicht 
felten die: man gebe ala öffentliche Unterftügung das Nothivendige, das 
Nothbürftige, das Eriftenzminimum; alle übrige bleibe ber freien 
Wohlthätigleit der Einzelnen vorbehalten. Dieſe Antwort Kat einen 
Schein der Sicherheit, aber im Grunde ift diefe Sicherheit nicht vor- 
handen. Selbft für jene Anfchauung, welche die öffentliche Armenpflicht 
nur als ein Stüd Sicherheits und Seuchenpolizei behandelt, zeigt das 
Verlangen des „Nothwendigen“ ober gar des „Eriftenzminimums“ auf 
einen bebeutend höheren Punkt, als berjenige iſt, welcher Heutzutage in 
England, Deutſchland u. j. w. durch bie öffentliche Armenpflege erreicht 
wird. Zur Nothdurft ſollte ſelbſt von biefem Polizeiſtandpunkte aus 
ein Umfang von Mitteln gehören, welcher der Gefammtheit ber Armen 
von zarter Kindheit an die Möglichkeit einer normal gefunden Leben 
weiſe geftattet. Ich fage wohl nicht zuwiel, wenn ich annehme, daß 
eine Berechnung der Summe, welche die Differenz der gegenwärtigen 
Ausgabe (ſelbſt einſchließlich des freiwilligen Almofens) zu der Hierfür 
nothwenbigen Ausgabe darftelit, ein ganz ungeheures Refultat ergeben 
würde, daß alfo felbft bie Anhänger jenes Polizeiftandpunktes ſich in 
die peinliche Tage verfegt jähen, eine gewaltige Schleuje geöffnet zu 
Haben, durch welche große neue Finanzbedürfniſſe Hereinftrömten. 
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Alsbald aber würde fih daran knüpfen eine Kontroverje über ben 
Begriff des Nothwendigen oder des Eriftenzminimums. Ich bin der 
Ueberzeugung, daß man mit biefem Begriffe überhaupt nichts anfangen 
kann, weber da, wo man Steuern von ben Bürgern einforbert, noch 
da, wo man aus Steuern an bie bürftigen Bürger Mittel verabreichen 
fol. Die baare Nothourft des Elends meint offenbar kein wohlge⸗ 
finnter Mann: wenn aber biefe nicht, was dann? Ich fürchte, man 
würbe ſich bei irgend einem Kulturmaßſtabe, der die Bebingungen ge} 
funder und gefitteter Eriftenz als Grundlage für das Minimum ins 
Auge faßt, zu ber traurigen Einficht bewogen finden, daß heutzutage 
ein großer Theil auch derer, welche felten ober niemals ver Armenpflege 
zur Loft fallen, unterhalb dieſes Minimums fallen. 

So daß die Grenze, welche man gefunden zu Haben glaubte, viel- 
mehr eine Ausficht in die Höhe eröffnete, als daß fie nach unten Hin 
die Ansprüche zurückdrängte. Wir mögen uns drehen und wenben wie 
wir wollen, e8 ift hier fein Halt zu finden, welcher Stich hielte. Es 
find zwei gleichberechtigte Tendenzen, welche ſich ins Bleiche zu ſetzen 
haben unb fid in jever Periobe ber Gefchichte verſchieden ins Gieiche 
jegen. Es ift der ariftolratifche Charakter der Kultur, welder bie in- 
dividuelle Entfaltung braucht, es ift der demokratiſche Charakter ber 
Kultur, welcher das Opfer des Individuums für bie Gemeinfchaft ver- 
langt. Keine ber beiven Seiten allein macht eine Geſchichte, aber jede 
der beiben Seiten tritt abmechfelnd ftärfer hervor ober in den Hinter- 
grund. Die einfeitig ariſtokratiſche Kultur fchafft Lebensgenuß, Kunft, 
Wiſſenſchaft, aber fie gräbt ſich ihr Grab in der Barbarei der ver- 
nadjläffigten Mehrzahl: die einfeitig demokratiſche Kultur gibt Zur 
frievenheit, Gefittung, Dauer der Gefammtheit, aber bie geiftige, mo- 
ralifche, äfthetifche, technifche Entwidlung verfrüppelt. Die beiden Ein- 
feitigfeiten extrem gedacht find überhaupt mit jeder Kultur umverträglich:: 
es ift immer ein Mehr oder Minder, nad; Zeiten und zumal nad) Völfern. 
Die Gegenwart bietet ſchlagende Beifpiele. 

Ueber die Entwicklung durch dieſe Gegenfäge hindurch fommt bie 
Geſchichte niemals fort, wie fie denn ganz und gar eine Bewegung durch 
Segenfäge ift. 

Aber es gibt einen dauernden Erwerb aus biejen Reibungen und 
dieſes ift das eigentliche Weſen ver Gedichte. Es gibt ein fort 
ſchreitendes Maß menſchlicher Gemeinichaft, und der heutige Staat mit 
feinen Pflichten und feinen Opfern hat ganz gewiß einen Antheil an 
dieſem Fortſchritte. Aus dem Geſchlechtsverband, aus dem engen nach⸗ 
barlichen Verbande ver Heinen Gemeinwefen älterer Zeit, entfteht eine 
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Gejammtverpflichtung von ganz anderen Dimenfionen. Die Bebeutung 
der Blutöverwandtichaft ſchwindet mit der Differenzirung des Berufs 
lebens, mit ber Entwidlung ber Verkehrsmittel, mit der Steigerung 
des geiftigen Lebens u. ſ. w., unb bamit ſchwindet auch ihre Bürgſchaft 
für bie einzelnen Mitglieder: nım in ben Reſten alter Zeit befteht Heute 
noch eine Steuer, welche für bie verarınten Anverwanbten entfernter 
Grabe erhoben wirb (jo im Kanton Urt). Die Pflichten des Geſchlechts 
fübernimmt der Staat und verwandelt die Bürgichaft des Bluts in eine 
Burgſchaft der Vollsgefammtheit. 

Im diefer unbegrenzten Ausficht öffentlicher Pflichten gibt es nur 
einen Halt, und bamit nüpfen wir an früher Gefagtes an. Es ift die 
Aufgabe der Hebung derer, die da leben, in ihrer Gefammtheit auf 
eine Stufe welche fie, welche ihre Nachlommen befähigt, dem Elend und 
dem Almofen zu entrinnen. Es iſt die öffentlich orgamifirte Kultur 
arbeit gegen bie Natur, welche verſchwenderiſch ift mit Leben, aber karg 
mit ben Bebingungen des Leben. 

Im diefem Zufammenhange verliert aud ein Bedenken wie bad 
gegen den „Kommunismus“ der unentgeltlichen Volksſchule gerichtete 
feine Kraft. Wenn unentgeltliche Schule, heißt es, warum nicht auf 
unentgeltliche Nahrung, Kleidung und Wohnung? Die Antwort ift ein 
fach: die Unentgeltlichkeit der Volksſchule milvert um ein Weniges den 
trogdem noch harten Zwang zur Schule, welcher ſich gleich verwandten 
zwingenden Maßregeln gegen die Mehrzahl des Volks wendet, um fie 
zu einer Höheren Sebenshaltung emporzuheben. Dagegen würde bie 
unentgeltliche Gewährung von Nahrung u. f. w., ohne jede Prüfung 
der Unfähigfeit zur felbftändigen Ernährung, gerade jeme Wurzeln ber 
Erhebung des Kulturniveaus vernichten, weil fie den Trieb zur Selbſi- 
ftänigfeit durch die Verſuchung zur Trägheit lähmte. Ganz abgeſehen 
davon, daß rein dkonomiſch bie Mittel des Gemeinwefens zu ſolchem 
wirklichen Kommunismus niemals reichen würben. 

Die Rechtfertigung der Mafregel liegt demgemäß in der Einwirkmg 
zur Selbjtänpigfeit, zur Stärkung ber Widerſtandskraft gegen bie Noth. 
Es ift Das Höchfte Ziel der Gejellichaft, dieſe Selbftänbigkeit fir bie 
Geſammtheit zu erringen, das höchſte Ziel nach unten hin, wie es das 
höchſte Ziel mach oben hin ift, die Arbeit von der dkonomiſchen Ber 
dingniß zu befreien. 

Das freilich bedarf hier wohl feiner weiteren Ausführung, daß 
ebenſowohl aus moralifchen Gründen (und aus biefen vor allen Dingen) 
als aus ölonomifchen und finanziellen NRüdfichten jeve Armenpflege, die 
private jo gut wie bie öffentliche, die kirchliche jo gut wie die ftaatlice, 
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darauf auszugehen hat, nur bie wirklich Bebürftigen zu unterftügen, 
daß man die arbeitende Bevölkerung ſyſtematiſch Herunterbringt, wenn 
man fritiflo8 das Almofen reicht. Charakteriftiich in dieſer Hinficht, 
und zwar im guten Sinne, ift als Gegenſatz zur mittelalterlichen 
Armenpflege der tatholifchen Kirche u. A. die Reihe der Züricher 
Mandate, welche (in den Jahren 1662, 1693, 1713, 1779) fich wider 
„ven höchſt beſchwerlichen Gaffenbettel” richten, den Gott der Herr in 
feinem Heiligen Wort ernftlich verboten habe, und welche die Ermittlung 
der Almofenwürbigteit als Hauptgefichtspunkt der Armenpflege aufe 
ftellen*). Wenn ich einen Bettler ald meinen Mitmenſchen, als meinen 
Bruder betrachte — fagt der verjtorbene Profefjor der Moraltheologie 
an ber Univerfität Cambridge, 3. D. Maurice, in feinen Borlefungen 
über foziale Ethikl — jo werde ich ihm nicht geben, was ihn träge und 
roh machen muß **). 

Indeffen eine ganz andere Frage ift ed, ob in dem Weſen der 
heutigen öffentlichen Armenpflege eine hinreichende Rechtfertigung liegt 
für ein Verfahren, welches die Bebürftigkeit auf die Probe einer ab» 
ſchreckenden Form des Almofens ftellt, wie fie namentlich da8 work- 
house-test bes englijchen Armengeſetzes von 1834 anftrebt. That 
ſächlich hat das Arbeitshaus, welches von den englifchen Arbeitern als 
ein Gefängniß betrachtet wird, „wegen ber Anficten und Sitten ber 
Bevölkerung“ die Abjtellung des outdoor-relief durchaus nicht er= 
möglicht***). Anfihten, wie fie nur fürzlih an amtlicher Stelle u. 
A. im Generalberiht über den Cenſus des Yahres 1871 auß- 
geiprochen find, wo es Heißt}): Die arbeitenden Klaſſen wurden in 
ihrem Verhaltent}) durch jene nationale Einrichtung, das englifche 


*) Wie denn bie Armengefegebung Zürich’ überhaupt ein harakteriftifches 
Beifpiel ber Armenpflege des reformirten Staats barbietet. Bol. namentlid den 
Eingang des Mandats von 1662 (Sammlung ber bürgerl. und Policeygeſetze und 
Sromungen Lobl. Stabt unb Sanbfehaft Zürid. TIL. Band. 1757). „Auf biefe 
ordentliche Beſtellung eines fo chriſtlichen Kirch- und Schulweſens (durch die Re 
formation) haben Unfere fürgeliebte Regimentsvorfahren ſich trefflich wohl und 
gottfelig erinnert und gewahret ber uralten apoſtoliſchen Orbnung und Anleitung 
betreffend bie Berforgung ber wilrbigen und uns von Gott und umferm lieben 
werthen Heiland in feinem Heiligen Wort fo hoch anbefohlenen Armen.“ Für die 
BZiwede ber Armenpflege ift eines der Köfter unter einem tom Rath beftellten Ob- 
mann beftimmt, dazu das Almofen, ba® „wöchentlich in das Sädlein fällt“, u. bgl.m. 

*=) Social Morality. 2. ed. London 1972. p. 391. 

5) Series, Englifhe Armenpflege. ©. 21 ff. 
$) vol, IV. p. XVII. 
H Nänlid für die Vermehrung der Benölterung. 
Iayrbud V.4, Krdg. v. Schmoller 4 
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Armengefjeg, unterftügt, welches mit allen feinen gründlichen Mängeln 
dennoch ein anerkanntes Syſtem der Verficherung der ganzen Berüle 
rung gegen Hungersfterben ift, einer Verſicherung, für welche ver 
Befig einzuftehen hat (secured on property). Ja, für die technifhe 
Bebeutung des Arbeitshauſes ift es bezeichnend, daß eimerjeits bie Ar- 
beiter fich nur mit äußerſtem Widerſtreben entjchließen, darin eine Zu. 
flucht zu ſuchen, daß andererſeits Leute, welche einmal Tängere Zeit in 
Arbeitshauſe geblieben find, daſſelbe oft nicht wieder verlaffen wollen, 
da ihr Ehrgefühl und damit ihr Widerſtreben dagegen abgeftumpft it 
(Kries). Gastell, eine gewichtige Stimme jener Zeit, fagte bei Erlaf 
des Armengefeges in folhem Sinne: Es wirft uns in der Bahn der 
Civilifation um zwei Jahrhunderte zurüd *). 

gene Frage ift alfo durch das engliiche Armengefe Teineswegs in 
ver Weife erlevigt, wie e8 wohl öfters gemeint wird. Die Iebenbige 
Praris vielmehr Hat im entgegengejegten Sinne entjchieben, troß der 
individualiſtiſchen Abfichten, welche das Gejeg beeinflußt Haben. Der 
Malthuſiſche Gedanke, die Armuth durch Strafe zu befjern, ift an ver 
Sitte, ift an der Unbrauchbarfeit feiner Mittel gefcheitert. 


*) Artisans and Machinery. London 1836. p. 324. 


Hottingen bei Zürih, im Mat 1881. 








Der Grundfah 
der Nichtanslieferung politifcher Verbrecher. 
Bon 


Dr. Hofens, Minifterialrath 
in Gtraßburg 1.6. 


Das internationale Aſylrecht und der Grundſatz der Nichtaus- 
lieferung politiicher Verbrecher ftehen in neuerer Zeit im Vorbergrunde 
des wifjenfchaftlichen Intereſſes. Zeugniß dafür geben bie über dieſen 
Grundfag gepflogenen Verhandlungen des jchweizerifchen Juriſtenvereins 
zu Bern vom September v. I. und namentlich die Verhandlungen des 
Inftituts des Volkerrechts, welde über bie Fragen der Auslieferung 
überhaupt 1879 zu Brüffel und 1880 zu Oxford ftattfanden und zur 
Annahme der im erften Hefte der biesjährigen Revue de droit inter- 
national abgebrudten Theſen geführt Haben. Aber auch die nicht fach« 
wiſſenſchaftlichen Kreiſe find in Folge der zahfreichen Attentate, deren 
Zeugen wir fein mußten, lebhaft mit jenen Fragen beichäftigt, jo daß 
der Verſuch einer zufammenfafjenden Erörterung des vorbezeichneten 
Grundfages wohl auf ein allgemeinere Intereffe, wie e8 der Aufgabe - 
dieſer Zeitſchrift entfpricht, rechnen darf. 

Das Wefen der Auslieferung kann im Allgemeinen dahin bes 
ftimmt werben, daß fie einen Akt ver Rechtshilfe unter Staaten dar⸗ 
ftellt. Die eigene Aufgabe jedes Staates, die Rechtsordnung zu ver- 
wirffichen, wird von demfelben zunächſt in einer örtlich beſchränkten 
Weife gelöft; er beftraft regelmäßig nur Handlungen, welche innerhalb 
feines Gebietes oder etwa auch diejenigen, welche außerhalb deſſelben 
von feinen Angehörigen verübt find. Strafbare Handlungen, von Auss 
länvern im Auslande begangen, unterliegen dagegen regelmäßig nicht 
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der inländijchen Rechtspflege. Dabei kann aber eim gejitteter Staat 
nicht ftehen bleiben; er erkennt e& vielmehr als feine Aufgabe an, auch 
den anderen Staat bei feinen Bemühungen um bie Rechtspflege, dieſe 
„gemeinfame Schuld der Menſchheit“ zu unterftügen, indem er. biefem 
Staate den Fremden, welcher im Gebiete des legteren ein Verbrechen 
begangen hat, zur Beſirafung überliefert. Dieß liegt zugleich im eigenen 
Intereffe des ausliefernden Staates, welches die Ausichliegung gefähr- 
licher Individuen aus dem Staatögebiete erforbert. 

Zu dieſen Heutzutage anerfannten Ideen fteht mun die Ioee des 
fogenannten Aſyl recht s keineswegs in einem Gegenſatze. Das von 
dem nur noch Hijtorifch intereffirenden kirchlichen Aſhl zu unterjcheibende 
internationale Ajyl beveutet zunächſt nichts weiter, als daß das Gebiet 
eines Staates, zufolge der Selbftänbigfeit und Souveränetät des 
Iegteren, für bie darin befindlichen Ausländer thatfächlich eine Frei» 
ftätte bildet, welche durch irgendwelche Einwirkungen eines auslänbifchen 
Staates auf Das Gebiet des Aſylſtaates nicht beeinträchtigt werden 
tann. Eine vehtliche Bedeutung des Ajyls in dem Sinne, daß ver 
Ausländer einen Anſpruch auf den Aufenthalt im Inlande oder der in 
ländiſche die Verpflichtung hätte, den Ausländer aufzunehmen und zu 
dulden, wird in der heutigen Wijjenichaft des Völkerrechts nicht an 
erfannt, vielmehr bejteht Einverſtändniß darüber, Daß der Staat den 
Ausländer zurücweiien, ausweifen oder fein Derbleiben von Bebin- 
gungen abhängig machen fann. Hinfichtlich der politifchen Flüchtlinge 
befteht indefjen in gewiſſen Staaten, die man wohl deßhalb als „Ajyl- 
ftanten“ bezeichnet, namentlih in England, die Anfchauung, daß eine 
Verpflichtung des Staates zur Duldung beftehe. Dazu kommt eine 
andere, die Rechte der Ausländer überhaupt betreffende Verſchiedenheit: 
in gewiffen Staaten werben bie erwähnten Befugniſſe des Staates 
gegenüber den Ausländern von ber Verwaltung, in anderen, und 
zwar beſonders in ben jogenannten Afylitanten, nur im Wege der 
Gefeggebung ausgeübt. In den Iegteren Staaten, namentlid in 
England, ftehen die Fremden unter dem Schuge der Verfajlung und 
der jonftigen den Bürger jchügenden Gejege, jolange nicht ein bejon- 
deres Gefeg — eine Alien Bill, welche in England immer nur auf 
turze Zeit erlafien wird — ber Verwaltung das Recht gibt, vie Fremden 
zurückzuweiſen, auszuweiſen oder fonft zu beſchränken. Konſequenter 
Weiſe können dieſe Staaten eine beſondere Fremdenpolizei als Regel 
nicht ausüben und verhalten ſich daher gegenüber den Zumuthungen 
des Auslandes wegen Anwendung bejonderer Maßnahmen gegen die 
politifchen Flüchtlinge — Internirung, Ausweiſung u. ſ. w. — ab 
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lehnend. Auch iſt e8 erklärlich, daß unter dem Einflufje des Grund- 
Tages, daß der Ausländer unter den allgemeinen Berfafjungsgefegen 
ftehe, die Auslieferung in dieſen Staaten ſich fpäter und in engeren 
Grenzen entwidelt hat, und daß hier ein Mecht der Megierung, über 
ihre durch Verträge bezeichnete Verpflichtung hinaus auszuliefern, nicht 
anerkannt wird. Im Uebrigen ift auch in biefen Staaten fein Zweifel 
darüber, daß das Aſylrecht des Staates mit feiner Verpflichtung zur 
Auslieferung ſich nicht in prinzipiellem Widerſpruch befindet. 

Diefer in immer weiteren Grenzen bei allen Völkern anerkannten 
Berpflihtung ſteht nun aber heutzutage ebenfo allgemein die Regel 
gegenüber, baß eine Verpflichtung zur Auslieferung politiicher Verbrecher 
nicht anerkannt wird. 

Wirft man, um den Urfprung dieſes Grunbfages kennen zu 
lernen, zunächft einen Blid auf die Geſchichte der Auslieferung über- 
haupt, fo ergibt diefelbe, daß im Altertfum, im Mittelalter, ja bis an 
die Schwelle der neuen Zeit eine Auslieferung in unjerem Sinne als 
regelmäßige Nechtshilfe zum Zwede der Beltrafung von Verbredern 
nicht oder wenigftens nur vereinzelt ftattfand und daß die Auslieferung, 
foweit fie vorfam, im beftimmten Gegenfage zu dem heutigen Rechts⸗ 
zuftande, gerade politiichen Zwecken oder doch biejen ebenfo gut, wie 
ven Zweden der Nechtöpflege diente. Im Altertfume, wo das Eril 
allgemein als eine der fehwerften Strafen galt, famen Auslieferungen 
im Wejentlien nur bei Verlegungen des Völkerrechts durch Einbruch 
in fremdes Gebiet, Plünderung u. f. w. vor, wenn der Staat die Ver⸗ 
antwortlichkeit für ſolchen Frevel ablenken wollte, oder es forderte wohl 
einmal der römifhe Weltjtaat von einem Barbarenftante die Ausliefe- 
rung eines politiſchen Feindes. Auch im Mittelalter mit feinen ab» 
gefchlofjenen, nicht durch regelmäßigen Verkehr verbundenen Territorien 
fand eine regelmäßige Rechtshilfe nicht ftatt, und es ift nur eine ver⸗ 
einzelte Erſcheinung, wenn in bem früher entwidelten Italien einige 
Stäbterepublifen ſchon im 13. Yahrhundert*) oder Frankreich und 
Savoyen im 14. Yahrhundert**) Verträge wegen Auslieferung ver 
für die öffentliche Sicherheit an ihren Grenzen gefährlichften Verbrecher 
auf Dauer mit einander abjchloffen. Im Uebrigen begegnen wir nur 
folchen Verträgen‘, durch welche im politifhen Intereffe Die Ueberliefe- 
zung von Prätendenten, aufrühreriihen Vafallen und Störern des 
Friedens ausbedungen wird, wie ein ſolcher Vertrag beifpielsweife im 


=) $Bgl. Fiore, effetti internation. delle sentenze e degli atti No. 153, 154. 
=") Bgt. Faustin-Helie, instr. crim. No. 696. 
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Jahre 1303 zwiſchen England und Frankreich zu Stande fam*). 
Holland ſchloß noch 1662 wegen Auslieferung ber bei der engliſchen 
Revolution Betheiligten mit Karl IL von England einen Vertrag ab, 
auf Grund deſſen mehrere Perſonen, welche zur Verurtheilung Karls L 
mitgewirkt hatten, ausgeliefert wurden. Das Gleiche geihah 1661 
von Seiten Dänemarts und bie Ausgelieferten wurden in England als 
Königemörber Hingerichtet. — In der neueren Zeit erjt mit ihrem 
immer mehr gefteigerten Verkehr wird die gegenfeitige Rechtshilfe durch 
Auslieferung als ein Bedürfniß und eine regelmäßige Pflicht erkannt, 
wovon bie, namentlich von Frankreich feit der zweiten Hälfte des vorigen 
Jahrhunderts, in immer fteigendem Umfange abgefchlofjenen Ausliefe⸗ 
rungsverträge Zeugniß ablegen. Aber in diejen Verträgen werben 
lange Zeit, in Uebereinftimmung mit Hugo Grotius, welcher unter den 
Verbrechen und Berbredern, die ber Auslieferung unterliegen follen, 
bie crimina quae statum publicum tangunt und die rebelles und 
profugi ausbrüdlich hervorhebt **), die Verbrechen gegen den Staat 
nirgends ausbrüdlich ausgefchloffen, vielmehr meiftens ausdrücklich an 
geführt. Letzteres ift insbejondere noch bei den von Frankreich 1777, 
1798, 1803 und 1828 mit der Schweiz abgejchlojjenen Verträgen ber 
Tall, welde die criminels d’Etat und bie crimes contre la sürets 
de l’Etat bejonders erwähnen. Die Praxis ftimmte hiermit überein. 
So lieferte Hamburg 1799 auf Anftehen des diplomatiſchen Agenten 
von Großbritannien an diefen Staat mehrere englifche Unterthanen aus, 
welche als franzöfiiche Emiffäre verſucht Hatten, die Bewohner einer 
engliichen Grafſchaft aufzuwiegeln. Der franzöfiiche Geſandte hatte 
zwei biefer Flüchtlinge, weil fie in ber franzöſiſchen Armee gedient 
hatten, als Franzoſen veflamirt und ben beftigften Widerſpruch gegen 
deren Auslieferung erhoben. Der Senat von Hamburg beeilte fih 
daher nad erfolgter Auslieferung, ber franzöfiichen Regierung jeine 
Entſchuldigungen vorzutragen, erfuhr aber die fchrofifte Abfertigung. 
Napoleon jchreibt dem Senat u. A.: le courage et les vertus con- 
servent les Etats; la lächet6 et le vice les ruinent. Vous avez 
viol& l’hospitelite. Cela ne füt pas arriv6 parmi les hordes les 
plus barbares du desert. Vos concitoyens vous le reprocheront h 
jamais. Les infortunes que vous avez livrds meurent illustres***): 
mais leur sang fera plus de mal & leurs persscuteurs que n’au- 


*) Clarke, treatise upon the law of extradition p. 19. 
**) Vgl. v. Bar, Das internationale Privat- und Strafrecht. S. 596, Anm. 14 
***) Thatſachlich lebten bie Ausgelieferten nad; wenigen Jahren mohlbefalten 
in Frantreich 
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rait pu le faire une armde*). Daß die Behauptung Napoleons, 
als widerſpreche das Verhalten Hamburgs einem ſchon damals aner- 
tannten Grundſatze des Völlerrechts, unrichtig ift, Tann nach dem Ger 
ſagten wicht zweifelhaft fein. 

Diejer Grundfag datirt vielmehr in Wahrheit erft von ber 
Iulirevolution. Die franzöſiſche Eharte von 1830 beftimmt im 
Artitel 69, es follten Spezialgefege u. A. erlaffen werben, sur l'appli- 
cation du jury aux delits de la presse et aux delits politi- 
ques, eine Vorſchrift, welder demnächſt durch das Geſetz vom 
8. Dftober 1830 genügt wurde. Mit biefer Tendenz ber inneren 
Geſetzgebung, bie politifchen Verbrechen als ſolche zu privilegiren, hängt 
es dann offenbar zujammen, wenn Frankreich am 30. September 1833 
mit der Schweiz übereinfommt, daß in dem Außlieferungsvertrage von 
1828 bie Worte: „erimes contre la süret6 de l’Etat“ wegbleiben 
ſollten. Dieß ift die erſte vertragsmäßige Anerkennung bes neuen 
Prinzips in negativer Form. Poſitiv ift daſſelbe zuerſt ausgeſprochen 
in dem heute noch geltenden Artitel 6 des belgiichen Gejeges nom 
1. Oftober 1833 über die Auslieferungen, wo e8 heißt: 

Il sera expressement stipul& dans ces traites que l’6tranger 
ne pourra ötre poursuivi ou puni pouraucun delitpolitique 
anterieur à l’extradition ni pour aucun fait con- 
nexe & un semblable délit ni pour aucun des crimes ou 
delits non prevus par la prösente loi; sinon toute extradition, 
toute arrestation provisoire sont interdites. 

Die hier vorgefehene Beſtimmung ift dann zum erften Dale 
in die beigifch-franzöfiiche Konvention vom 22. November 1835 
(Art. 5) und demnädft, nahezu gleichlautend, in alle feitvem von 
Frankreich und Belgien abgeſchloſſenen Auslieferungsverträge bis in 
die neuefte Zeit übergegangen. In dem erfteren Lande fand der Ges 
dankte einer Privilegirung der politiichen Delikte noch einen weiteren 
Ausprud in ber Beftimmung des Art. 5 der Eharte von 1848: „en 
matiöre politique la peine de mort est abolie“, 

In Deutfchland wurde der neue Grundſatz nicht fogleich mit den 
Ereigniſſen von 1830 aboptirt, vielmehr in verjchievenen, von deutſchen 
Staaten mit anderen Staaten abgeſchloſſenen jpäteren Verträgen bie 
Auslieferung politiiher Verbrecher ftipulirt. Im Hinblid auf eine 
nur vorübergehende politifhe Situation geihah dieß in dem 1834 


®) Bgl. Teichmann „les delits politiques“ etc. in ber Revue de droit 
international 1879. ©. 479. 
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zwifchen Preußen, Defterreih und Rußland abgefchloffenen Vertrage 
wegen Auslieferung der polniichen Revolutionäre, welche eine gemeins 
fame Gefahr für diefe Staaten bildeten. Im Verkehr der deutſchen 
Staaten unter einander wurbe bie Auslieferungspflicht bezüglich ger 
meiner Verbrecher auffallender Weiſe erft durch den Bundesbeſchluß 
vom 26. Januar 1854, bezüglich der politifchen Verbrecher dagegen 
bereits buch den Bundesbeſchluß vom 18. Auguft 1836 vorgejchrieben 
für Sole, welche „der Anftiftung eines gegen den Souverän ober 
gegen die Erijtenz, Integrität, Verfafjung oder Sicherheit eines anderen 
Bundesſtaats gerichteten Unternehmens oder einer darauf abzielenden 
Verbindung, der Theilnahme daran oder ber Begünftigung berjelben 
bezichtigt find“. Im Folge der Revolution von 1848 machte fich aber 
auch in Deutihland die Tendenz einer privilegirten Behandlung der 
politiſchen Strafthaten geltend, und beftimmten die Grundrechte des 
deutſchen Volkes vom 27. Dezember 1848 ($ 46): „Schmur 
gerichte follen jedenfalls in ſchweren Strafſachen und bei allen polie 
tifchen Vergehen urtheilen" — eine Vorſchrift, welche auch in eine 
Reihe von Einzelverfafjungen überging und durch verfchiebene, in ber 
Reaktionszeit demnächſt wieder befeitigte Bundesgeſetze veriirklicht wurde. 

Die ſchweizeriſche Verfaſſung von 1848 (Art. 55) adoptirte das 
Prinzip fogar im Verkehr der Kantone unter einander durch die Bor 
ſchrift: „Die Auslieferung wegen politifcher Vergehen darf nicht obli⸗ 
gatorifch gemacht werben“ *). 

Der Grundſatz hatte in den Ideen der Zeit bereits eine ſolche 
Feftigfeit gewonnen, daß fogar bie Pforte, ungeachtet der mit Oeſter⸗ 
reich und Rußland beftehenden alten Verträge, unter Berufung auf das 
neue nölferrechtliche Prinzip die Auslieferung Koſſuth's und anderer 
ungarifcher und polnifcher Revolutionäre hartnäckig verweigerte und 
ſich ſchließlich nur zur Internirung derſelben in weiterer ferne ald 
Kleinaſien verjtand. 

Seit jener Zeit ift die Beſchränkung der Auslieferungspflicht auf 
nichtpolitiihe Delikte ein regelmäßiger Beftanbtheil ver Verträge in 
alten, auch den Zonfervativften Staaten geworben. Die betreffende 
Klaufel wird jedoch verſchieden gefaßt. In ben meijten ber vom 
Deutſchen Reiche abgeichloffenen Verträge lautet fie dahin, daß bie 
Beftimmungen der Iegteren auf ſolche Perjonen, die ſich irgend eines 
politifhen Verbrechens oder Vergehens ſchuldig gemacht haben, feine 

*) Im Gegenfag zur norbamerifanifchen Bunbesatte, melde bie Audlieferung 
unter ben Unionsftaaten vorſchreibt für treason, felony or ony other crime. 
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Anwendung finden. As Folgerung (,demgemäß“) reihen fich hieran 
die weiteren Vorſchriften, daß eine wegen eines im Vertrage vor⸗ 
gefehenen gemeinen Deliktes ausgelieferte Perſon nicht zur Unter 
fuchung gezogen und beftraft werben joll: 1) wegen eines von ihr vor 
der Wuslieferung verübten politifchen Verbrechens oder Vergehens, 
2) wegen einer Handlung, bie mit einem folchen politifhen Verbrechen 
over Bergehen im Zufammenhang fteßt und 3) wegen eines in dem 
Bertrage nicht vorgeſehenen Verbrechens ober Vergehens. Bei ber 
Auslegung diefer Beftimmungen kommt in Betracht, daß die Aus- 
Tieferungsverträge in ihren Eingangsbeſtimmungen die Delikte, wegen 
deren Auslieferung ftattfinden ſoll, und zwar unter Weglaffung alter 
ftrafbaren Handlungen, welde gegen ven Staat und befien Einrich⸗ 
tungen gerichtet find, limitativ aufzählen. Der ausprüdliche Ausſchluß 
der politifchen Delikte von der Anwendung des Vertrages im Eingange 
der Klauſel fann daher nur dahin verftanden werben, daß wegen eines 
feinem Wejen nach politifchen Deliktes felbft dann nicht die Auslieferung 
fol gefordert werben dürfen, wenn daſſelbe zugleich eine der aufe 
gezãhlten gemeinrechtlichen Handlungen darftellt oder von ber aus— 
wärtigen Regierung als eine folhe Handlung qualifizirt wird. Im 
dem gleichen Sinne ift dann bie erite Folgerung, betreffend die Nicht- 
beftrafung anberweitiger Handlungen zu verftehen: die Beftrafung ift 
ohne Rückſicht darauf, ob das Delift als ein im Vertrage begriffenes 
qualifizirt wird oder auch wirklich nebenher dieſen Charakter hat, aus- 
geichloffen, jofern die Handlung ausſchließlich oder zugleich als poli« 
tijches Delitt erſcheint. Und biefer Grundſatz, welcher zunächſt nur für 
andere Handlungen außer der zur Auslieferung führenden That aus- 
gefprochen ift, muß natürlich auch von der letzteren felbft gelten; bie 
Beſtrafung berfelben ift ausgejchloffen, wenn ſich demnächſt ihr poli« 
tiſcher Charakter Herausftellt. Derjelben Begünftigung foll aber auch 
eine gemeine Strafthat ſchon deßhalb, weil fie mit einer politiſchen 
Handlung im Zufammenhang fteht, theilhaftig werben. 

Eine abweichende Faſſung Kat in Uebereinftimmung mit der enge 
liſchen Extradition Act von 1870 ber deutſch⸗engliſche Vertrag, worin 
nur ausgefprochen ift: 1) daß wegen einer Handlung „von politifchem 
Charakter” Auslieferung nicht ftattfinden und 2) daß die Auslieferung 
unterbleiben joll, wenn der Verfolgte beweift, daß beabfjichtigt werde, 
ihm wegen eines politiſchen Verbrechens oder Vergehen zu verfolgen. 

Der Bertrag mit der Schweiz endlich vereinigt die Beftimmungen 
der zuerft angeführten Verträge und diejenigen des deutſch-engliſchen 
Vertrages. 
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Neben der allgemeinen Klauſel, betreffend die politiichen Delikte, 
findet fih nun feit 1855 in einer Reihe von Verträgen die bejonbere 
Beftimmung, daß das Attentat auf ein Staatsoberhaupt ober Mitglieder 
feiner Familie als politiſches Delikt nicht betrachtet werben folle. Bis 
zu dem bezeichneten Zeitpunfte fcheint im Allgemeinen, wenigſtens 
Seitens der Kontinentalftanten, bei ſolchen Attentaten die Auslieferung 
ohne Anftand bewilligt worden zu jein; fo wurde 1835 ein gewiſſer 
Barbou, ein Theilnehmer an dem Komplotte des Fieschi gegen Louis 
Philipp, von Preußen und 1845 ein anderes, des gleichen Verbrechens 
angeſchuldigtes Individuum von der Schweiz an Frankreich ausgeliefert. 
Anlaß zur vertragsmäßigen Regelung bot ein 1854 gegen Napoleon II. 
auf der Nordbahn zwifchen Lille und Calais geplantes Attentat, wobei 
derſelbe durch eine Höllenmajchine in die Luft gejprengt werben jollte. 
Zwei der Thäter entflohen nah Belgien und wurden bort ergriffen. 
Auf die Beſchwerde derjelben verordnete jebocd der Anklagejenat des 
Appellhofs zu Brüffel die Sreilafjung der Feſtgenommenen als poli- 
tiſcher Verbrecher. Zwar wurde bie Enticeidung des Anklageſenats 
demnãchſt kaſſirt, allein die franzöfiihe Regierung ſtand, noch ehe ber 
Appelihof von Lüttich demnädft im Sinne des Kaſſationshofs entichieb, 
von dem Auslieferungsbegehren ab. Die belgiiche Regierung legte 
hierauf ihren Kammern einen Gefegentwurf vor, welder am 22. Mär; 
1856 in folgender Faſſung Gefeg wurde: 

Ne sera pas reput6 delit politique ni fait connexe & un 
semblable delit Yattentat contre la personne du chef d’un gou- 
vernement ötranger ou contre celle des membres de sa famille, 
lorsque cet attentat constitue le fait soit de meurtre, soit d’assas- 
sinat, soit d’empoisonnement. 

Diefe Maujel ging fobann in den belgiich-franzöfiichen und faſt 
alle fonftigen von Frankreich abgeichloffenen Verträge*) über, und 
findet ſich in wörtlicher Webertragung auch in ben meijten Ausliefe 
rungöverträgen des Deutjchen Reiche. Auch das holländiſche And 
fieferungsgefeg enthält die Beftimmung, in ausdrücklicher Ausdehnung 
auf das Staatsoberhaupt einer auswärtigen Republik. Dagegen haben 
Nordamerika, England, die Schweiz und Italien fich nicht dazu vers 
ftanden, die fragliche Maujel in ihre Verträge aufzunehmen, und muß 
es durchaus dahin geftellt bleiben, wie biefe Staaten zu ver Frage fih 

*) Auch in ben 1859 mit dem Papfle vereinbarten, in welchen bie car- 
dinaux de la St. Eglise der Familie des franzöſiſchen Staatsoberhauptes gleid- 
geftelt find. 
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praftiih verpalten würden. Wenn von Hänel in feiner Rede im 
Reichstage *) aus Refolutionen der engliihen Parlamentsfommilfion 
von 1868 und ber fönigl. Kommiffion von 1877, wonadh Mord und 
Mordverſuch unter die Verbrechen politifhen Charakters nicht zählen 
follen, ver Schluß gezogen worden ift, daß der offizielle Stanbpuntt 
Englands der erwähnten Klauſel entſpreche, jo darf wohl daran er- 
innert werben, daß die Theilnehmer an dem Orſini'ſchen Attentate von 
England nicht ausgeliefert wurden und jogar das Eingehen auf die 
Wünſche Napoleons in diefer Hinficht den Sturz Palmerſtons veran- 
laßt hat. Die Schweiz hatte 186970 bei ihren Verhandlungen mit 
Frantreich erklärt, ſich die freie Beurtheilung des einzelnen Falles um 
jo mehr vorbehalten zu wollen, als die Rlaufel nie zu einer Rezipro⸗ 
zität führen fönne. Auch fprach man ſich offiziell dahin aus, die Eigen- 
ihaft eines Souveränd könne weder zu einem privilegium odiosum, 
noch zu einem privilegium favorabile den Anlaß bilden. Aus diefer 
Erklärung muß allerdings mit Hänel der Schluß gezogen werben, daß 
die Schweiz geneigt ift, den Mord des Souveräns einem gewöhnlichen 
Mord gleichzuftellen und dem politifchen Motiv dort fein größeres Ge⸗ 
wicht als Hier einzuräumen, es bleibt aber gänzlich dahingeſtellt, wie 
fh die Schweiz zu dem politiihen Mord im Allgemeinen verhält. 
Italien endlich hat die Klauſel deßhalb nicht angenommen, weil nad) 
jeiner inneren Geſetzgebung das Attentat zu ben politiichen Verbrechen 
zähle. 

Will man fi nun über die erwähnten Vertragäbeftimmungen im 
Ganzen ein Urtheil bilden, jo ift dieß dadurch erichwert, daß biefelben 
den Begriff „politiicher Verbrechen“ anwenden, denſelben aber, ab⸗ 
geiehen von ber negativen Vorſchrift wegen des Königemorbes, nicht 
nur nicht näher beſtimmen, fondern Durch die Hereinziehung der konnexen 
Handlungen nahezu aufzulöien ſcheinen. Das Strafrecht bietet bier 
feinen Anhaltspunkt, da es einen feitftehenden ſtrafrechtlichen Begriff 
der politiichen Verbrechen nicht gibt; auch kann ein folder aus den im 
Borftehenden erwähnten pofitiven Beftimmungen einzelner Gefeßgebungen, 
betreffend den Ausſchluß der Todesitrafe und die Zuftändigfeit des Ge⸗ 
ſchworenengerichts ſchon deßhalb nicht entnommen werben, weil diefelben 
nur für gewiffe Staaten eine zudem vorübergehende Geltung gehabt 
haben, und nichts bafür fprict, Daß man bei Abſchluß der einzelnen 
Verträge biefe unter ſich abweichenden BVorfchriften als maßgebend be- 
trachtet habe. Auch aus ber Geſchichte der einzelnen Verträge läßt 


*) Sigung vom 4. April 1851. 
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ſich etwas Entſcheidendes nicht entneßmen, ba die Klaufel, abgefehen 
von einer fofort zu erwähnenben flüchtigen Diskuſſion bei Gelegenheit 
des deutſch⸗ſchweizeriſchen Vertrages, ohne weitere Erörterungen immer 
wieder übernommen „worden ift. 

Befragt man aber bie Literatur über den in Rebe ftehenben Begriff, 
fo bietet biefelbe eine Menge von Definitionen, von welchen feine als all« 
gemein anerfannt angejehen werben fan. Die weitgehenbjte betrachtet als 
entſcheidend das Motiv; fo befinirte der Minifter Glafer das pofitifce 
Verbrechen einmal als dasjenige, welches „in der Regel“ auf poli⸗ 
tifchen Motiven beruhe *). In demfelben Sinne wurde bei der Berathung 
des beutfchefchweizeriichen Vertrages im Reichstage Seitens der Regie 
rung zur Erläuterung der dabei gebrauchten Terminologie erHlärt, bie 
Schweiz habe die allgemeinen Ausdrücke „politifcher Charakter, poli» 
tifche Natur“ gemählt, weil möglicherweife jelbft gemeine Verbrechen, 
3 B. eine Münzfälfhung, „aus politiihen Motiven“, „auf Grund 
eines politifhen Fanatismus“ begangen fein könnten. — Gine ent 
gegengejegte Auffaffung legt das Gewicht auf das angegriffene Rechts⸗ 
gut, das sujet passif du crime, und will als politijche Verbrechen 
nur biejenigen gelten laſſen, welche ausſchließlich die politiiche Ordnung 
berüßren, ohne zugleich ein Privatintereffe zu verlegen oder den That: 
beftand eines bejonderen gemeinen Deliftes zu bilden. Eo Trebutien **), 
ZTeihmann (a. a. D.), fo Haus ***), welcher nach obigem Gefichtspunft 
eine Spezifitation der politifchen Verbrechen nach dem belgifchen Stra, 
geſetzbuch gibt. Auch die Motive des Reichsſtrafgeſetzbuchs bewegen ih 
in biefer Richtung, wenn fie „als eigentliche politiſche Verbrechen nur 
Hochverrath, Landesverrath und Majeſtätsbeleidigung“ aufzählen. — 
Eine dritte Anſicht geht von dem Zwecke der Handlung aus. So 
gelten nach dem dem Inſtitut des Völkerrechts erſtatteten Berichte von 
Brocher als politiſche Verbrechen alle Handlungen, welche ihre unmittel- 
bare Urſache in einem von dem Xhäter verfolgten politiihen Zwed 
haben, d. h. welche gegen die Somveränetät des Staates ale jolde, 
gegen die Einrichtungen, Verſammlungen und Individuen, welche Organe 
dieſer Sowveränetät bilden, gerichtet find; nach Billot +) find es alle 
Handlungen, melde zum Zwecke haben, einen Angriff auf bie politiihe 
oder foziale Ordnung zu richten. Auch von Bart) geht vom Zwed- 


*) Bgl. Teihmann a. a. D. S. 491. Anm. 2. 

**) Stenogr. Berichte 1574, L Seſſion I. Br. ©. 18 fi. 
***) Bol. Teihmann a. a. O. ©. 489 u. 510. 

) Trait6 de l’extradition Bu II. Kap. II. 
MUaD. © 50. 


1053] Der Grundfah ber Ricptauhlieferung politifcher Verbrecher. 61 


begriff aus, wenn er jagt: Politifche Verbrechen find ſolche, welche er⸗ 
weislich der Tendenz entipringen, den Staat ober deſſen Einrichtungen 
in ımgefeglicher Weije umzugeftalten, oder welche als eine, wenn auch 
die formellen gefeglichen Schranten überfchreitende Verteidigung gegen 
formell ungefegliche oder den Grundprinzipien ber Gerechtigfeit und 
Billigkeit widerſprechende Akte der Staatsgewalt betrachtet werben 
tönnen. Allen biefen Definitionen liegt die zum Theil ausdrückliche 
Borausjegung zu Grunde, daß auch gemeine Verbrechen durch ihren 
politifchen Zweck zu politiihen Verbrechen werben können. Auch wird 
übereinftimmend hervorgehoben, daß es als ein politiicher Zwed im 
Sinne der obigen Definitionen nicht anzufehen fei, wenn der Staat 
lediglich in jeiner Privatiphäre angegriffen werben folle ober die Hand» 
fung einen Widerſtand nicht gegen bie Souveränetät des Staates, 
jondern nur gegen einzelne Afte der Organe deſſelben bezwecke. — 
Eine legte Auffaffung will ein politiiches Verbrechen nur bei gewiffen 
begleitenden Umftänden, welche entweder in einem Aufftande, Bürger: 
friege ober wenigſtens in einer allgemeinen revolutionären Spannung 
der ftantlihen Zuftände gefunden werben, anerfennen. Die letztere 
Vorausfegung ftellt insbefondere Pfenminger in dem von ihm bem 
ſchweizeriſchen Juriftenverein eritatteten Berichte auf, die erftere Stuart 
Mill in feiner befannten Definition*): „A political offence is any 
offence committed in the course of or furthering of civil war, 
insurrection or political commotions“. 

Nur als ein Verzicht auf eine Begriffsbeftimmung kann es endlich 
angefehen werben, wenn Serment in ben von ihm als Korreferenten 
des jchmeizeriichen Iuriftenvereins aufgeftellten Theſen jagt: on peut 
definir les delits politiques ceux pour lesquels l’extradition est 
refusde en raison du caractöre politique de leur criminalite. 

Ein Urtheil über die Richtigkeit diefer Definitionen joweit fie als 
ſolche gelten fönnen, wird nur auf dem Wege zu gewinnen fein, daß 
zuerſt die Gründe geprüft werben, melde für da® Prinzip der Nicht 
auslieferung politifcher Verbrecher geltend gemacht werben. 

Da begegnet und nun zunächſt die Auffafjung von Dollmann **), 
es gebe ſolche Gründe überhaupt nicht, vielmehr jei der fragliche 
Grundſatz nur ein ſolcher revolutionärer Regierungen, welche, „da jie 
ihre Exiftenz der Revolution verdanken, ohne ihren innerjten Charakter 
zu verläugnen, ifre Mitwirkung dazu nicht gewähren fönnten, daß die 

* Bol. Fiore a. a. D. ©. 437. Anm. 2. 

**) SteatSwörterbud von Bluntihli „Auslieferung“. 
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Angriffe auf die Verfaſſung anderer Staaten zur Strafe gezogen | 
werben”. Dieſe Auffafiung hat ihre Berechtigung nur gegenüber ger 
wiffen Begründungen, welche allerdings ihren Zufammenhang mit ven 
Ideen von 1830 und 1848 deutlich aufweiſen. So führen Rottet*) 
und neuerbings Pfenninger a. a. DO. aus, die Angriffe gegen bie ftaat- 
liche Orbnung feien in Wahrheit gar feine Verbrechen ober überhaupt 
BVerlegungen der Rechtsordnung, jondern lediglich Akte der Nothweht 
gegen die Gewalt, die jogen. politijchen Verbrecher lediglich Befiegte, 
gegen welche eine Strafe nicht am Plage jei. Von moberner demo 
kratiſcher Seite**) wird biefer Auffaffung noch die befondere Wendung 
gegeben, daß mur im bemofratiihen Staat jene Angriffe eine Rechte 
verlegung enthielten, weil bie hier verwirflichte Volksfouveränetät, im 
Gegenjage zu ber monarchiſchen Souveränetät, ein allgemein anzu⸗ 
erkennendes Recht, wie das Eigenthum bilde. Auch das Intereſſe an- 
derer Staaten foll angeblid bei ven politiichen Verbrechen überhaupt 
nicht im Spiele fein, da diefelben fi nur auf Die Verfaſſung umd die 
öffentlichen Zuftände eines beftimmten Staates bezögen. Diefe Sätk, 
in folder Allgemeinheit aufgeftellt, können als richtig nicht erachtet 
werben. Die allgemeine politifhe Orbnung, das Beftehen eines Ge 
jammtwillens, welchem der Einzelne fi) unterguorbnen hat, muß ald 
ein Beftandtheil, ja als die Grundlage der Rechtsordnung jedes Staats 
angefehen werben; dieſe Grundlage ignoriven hieße, den fremden Staat 
überhaupt für vechtlos erllären. Auch unfer fittliches Gefühl wird, 
wie bei anderen Angriffen auf bie Rechtsordnung verlegt, wenn wit 
Zeuge find, wie ein rüdfichtölofer Eigenwille, unter Außerachtlaffung 
ver zur Verbeſſerung eines ftantlichen Zuftandes gegebenen gejeglicen 
Mittel, denſelben gewaltfam angreift und bamit den Staat ſelbſt wie 
die Mitbürger den größten Gefahren außfegt. Im jolchen Fällen it 
aber auch das Interefje des inlänbifchen Staates nicht unbetheiligt, 
da das Beifpiel einer folchen ſtraflos bleibenden Unternehmung auch 
für deſſen Staatsorbnung eine Gefahr enthält, und zwar auch dann, 
wenn bie Verfaffungen beider Staaten verſchieden find. Allerbings it 
dieſes Intereſſe nur ein mittelbares; das Gleiche ift aber auch hin⸗ 
fihtlih der gemeinen Delikte der Fall, da eime unmittelbare Ber 
drohung konkreter inländijcher Rechtsgüter durch dieſelben ebenjowenig 
gegeben iſt. 

Indeſſen enthalten jene Behauptungen doch einen wahren Kern: 


*) In feinem Staatswörterbud unter „Auslieferung“. 
**) Mailfer, La democratie dans ses rapports avec le droit international. 
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nicht alle Angriffe auf ſtaatliche Zujtände find zugleich Angriffe auf die 
Rechtsordnung, vielmehr gibt es auch folche, welche lediglich gegen 
thatſächliche Zuftände und Formen des Staats gerichtet find. Die 
privaten Rechtögüter, deren Verlegung den Xhatbeftand ftrafbarer 
Handlungen ausmacht, find in Folge einer langen und gleichmäßigen 
Nechtsentwicelung bei allen gefitteten Völkern als ſolche anerfannt und 
einer Umbildung ihres Wefens und ihrer einfachen Formen nur noch 
in ſehr geringem Maße unterworfen. Im Gegenfage hierzu liegt eine 
beftändige flüffige Bewegung im Weſen des Staates und feiner fom- 
plizieten Formen begründet. Denn bie ftaatlichen Zuftände follen ftets 
den allgemeinen Forderungen der Gerechtigkeit, aber auch den beſonderen 
Anforberungen entiprechen, welche die wechjelnden materiellen, fittlichen 
und intellektuellen Berhältniffe des Volkes und feine befondere ges 
ſchichtliche Entwidelung bedingen. Fehlt e8 an einer ſolchen Anpaffung 
in einem gewiſſen Grabe, jo hört bamit auch die Berechtigung der bes 
ftehenven ftaatlihen Zuftände auf. Sind die Befig- und Machtver- 
hältniffe auf das Ungerechtefte vertheilt, die natürlichen Freiheitsrechte 
unbilfig beſchränkt, werben bie wahren Intereffen des Volfes durch eine 
verhängnißvolfe Politit auf das Spiel gefegt, fo wird im äußerſten 
Falle ein Nothrecht des Volkes, den unerträglich geworbenen ftaatlichen 
Zujtand mit Gewalt abzuwehren, anzuerkennen fein. Bei Denjenigen, 
welche fih an ſolchen Unternehmungen betheiligen, finden fich nicht 
felten edle Motive, Ueberzeugungstreue, Aufopferungsfähigfeit, Bes 
geifterung für das Ideale. Schon Hierin zeigt es fich aber aud, dag 
in ftaatlichen Verhältniffen die Macht in hervorragenden Maße ein 
rechtsbildendes Moment bildet. 

Die aus revolutionären Bewegungen, wie aus gewaltjamen Mer 
aftionen hervorgehenden Zuftände werben vielfad nach kurzem Beftande 
als rechtlich begründet anerkannt. Mit diefer Natur ver ftaatlichen 
Verhältniffe hängt es zufammen, daß auch die Anfchauungen darüber, 
was in einem Staate Rechtens fein umb wie berfelbe geleitet werben 
foll, in der weitgehenbften Weiſe auseinandergehen und daß bei An- 
griffen auf die ftantlihen Zuftände nicht nur der Grab der Schuld, 
fondern vielfah die Schuld felbft in Zweifel gezogen wird. Den 
größten Einfluß übt hier der Erfolg, von welchem es nicht jelten abhängt, 
ob daſſelbe Unternefmen als die ftantsrettende That eines Helden ger 
priefen ober als Verbrechen gebrandmarkt wird, und von ähnlichem Ein- 
fluffe ift die Zeit, indem auch den tiefgehenpften Umwälzungen Amneftien 
zu folgen pflegen, welche jebe individuelle Schuld auslöſchen. 

Bei diejer Sachlage erfcheint für den auslänbifchen Staat die Frage, 
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ob ber angegriffene ſtaatliche Zuftand im ber allgemeinen Rechtsorbmung 
begründet jei, in den meiften Fällen nicht lösbar. Bei gemeinen Ber- 
brechen wirb bieje Frage einfach danach entſchieden, ob bie Handlung, 
wenn fie im Inlande verübt wäre, bie inländiſche Rechtsordnung ver- 
legen würde. Ein entiprechendes Verfahren ift aber bei Angriffen auf 
den Staat vielfach ſchon durch bie Verſchiedenheit der Verfaſſungs⸗ 
formen ausgejchlojjen. Jedenfalls ijt aber ein objeftives Urtheil dar⸗ 
über, ob die angegrifjenen ftantlichen Zuftände und die zur Sicherung 
derjelben erlafenen Strafgejege jenen Anforberungen der Gercchtigfeit 
und Bwecmäßigfeit entiprechen, kaum möglich, weil die Anſchauungen 
hierüber auch bei ben fih am nächſten ſtehenden Völkern auf das 
Aeußerfte auseinanbergehen. Eine Handlung, welche dem Inlande als 
Verbrechen gilt, fann in dem fremden Staate als Ausübung eines 
natürlichen Freiheitsrechtes und das pofitive Strafgejeg als umbillige 
Beſchränkung dieſes Rechtes ericheinen. Man braucht dabei mır an 
die Ausjchreitungen gemiffer Gefeggebungen bezüglich der Majeftät- 
verbrechen zu denken. Anderſeits gebricht es dem ausländifchen Staate 
an der zur Fällung jenes Urtheils erforderlichen genauen Kenntniß der 
thatfächlichen Verhältniſſe. Und fo müſſen ſich diefem Staate in vielen 
Fällen mindeftens Zweifel aufbrängen, ob er durch Gewährung ber 
Auslieferung in Wahrheit der Rechtsordnung und nicht vielmehr der 
Gewalt dienen würde. 

Mit diefen Zweifeln verbindet ſich aber in vielen Fällen das ber 
jondere Bedenken, ob für ven Fall der Auslieferung eine gerechte Be 
handlung der Ausgelieferten zu erwarten fei, ba bie Erfahrung lehrt, 
daß, namentlich in Zeiten gewaltfamer Revolution und Neaktion, ber 
Gegenjag der Politik und der Parteien auf die politiſchen Prozeſſe, auch 
wenn biejelben nicht Ausnahmegerichten zugewieſen werben, Cinfluf 
gewinnt. 

Nach alle dem könnte jedenfalls bei Verbrechen gegen bie ftantlice 
Ordnung nicht in der Allgemeinheit, wie bei gemeinen Verbrechen die 
Auslieferung ftattfinden und ift Mohl zuzuftimmen, wenn er fagt*): 
„Die Auslieferung politiſch Angeklagter Tann zu ben ſchwerſten Ber 
einträchtigungen des wahren Rechts und echter Vürgertugend, zur Ber 
theidigung gewifjenlojer Gewaltherrſchaft, zur Beihilfe zu leivenichaft- 
lichen Parteiverfolgungen führen, dem ausliefernden Staat für immer 
einen Makel aufprägen.” Zu demſelben Ergebniſſe führt die Rüdjiht 
auf das eigene Intereffe, die eigene Würde des Staates, ba berielbe 


*) Völterrechtliche Lehre vom Afyl. 
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bei einer unbeſchränkten Auslieferungspflicht genöthigt werben könnte, 
feine eigenen Freunde und Anhänger ober diejenigen auszuliefern, welche 
fein eigenes Staatsideal zu verwirklichen beitrebt waren. Iſt aber bie 
Auslieferung nicht in allen Fällen möglich, jo entſpricht es dem poli- 
tiſchen Intereſſe, die Auslieferung bei allen Handlungen, welche einen 
Angriff auf ftaatlihe Zuftände enthalten, überhaupt zu verweigern, 
weil fonft die Verweigerung im einzelnen alle als ein abfprechendes 
Urtheil über die fremden Berfaffungszuftände erfcheinen und den Staat 
in BVerwidelungen ſtürzen müßte. Die allgemeine Verweigerung ba- 
gegen läßt die Frage der Berechtigung des auswärtigen Staatsweſens 
unberüßrt und kann auch nicht als eine ernitliche Beichäbigung des 
Iegteren angejehen werben, weil baffelbe durch das Unternehmen bes 
Flüchtlings jedenfalls nicht mehr unmittelbar bebroht wird. 

Es Tann dahingeſtellt bleiben, ob, wie Berner*) andeutet, eine 
Zeit kommen wird, in welder die Anſchauungen über bie allgemeinen 
Grundlagen des Staates und bie Formen des letzteren fi derart 
tonjolivirt Haben, daß der als richtig anerfannte Hauptgrund bes poli- 
tiſchen Aſylrechtes feine Bedeutung verliert: Heutzutage wird derſelbe 
noch als zutreffend anzuerkennen fein. Anberfeits entjcheivet aber auch 
diejer Grund über die Ausbehnung, welche dem Begriffe der politiſchen 
Verbrechen zu geben ift. Zunächſt muß ber Zweifel, ob bie ftaatlichen 
Zuftände eines Volles der allgemeinen Rechtsordnung angehören, ohne 
Exheblichkeit für diejenigen Handlungen erfcheinen, welche eine feindliche 
Richtung gegen dieſe Zujtände nicht enthalten, mögen fie auch ihren 
allgemeinen Grund in einer politifchen Leidenſchaft haben. Ein Beifpiel 
hierfür bietet die im Elſaß vorgelommene Handlung eines Franzoſen, 
welcher aus Nationalhaß den erften beiten preußifchen Solvaten töbtete. 
Diefe Handlung ift als ein politifches Verbrechen nicht zu erachten, 
weil bie Richtung auf den Staat dabei fehlt. Auf das politifhe Motiv 
tommt es aljo nicht an. Anderſeits liegt weber ein Grund vor, ein 
politijches Verbrechen nur bei gewifien begleitenden Umftänden, ins⸗ 
beiondere im Aufruhr und Bürgerkrieg, anzuerfennen, noch den Begriff 
auf biejenigen Handlungen zu befchränfen, welche die gemeinen Rechte“ 
güter ganz unberührt laffen und fich lediglich gegen ftaatliche Zuftänbe 
richten. Mit Recht bemerkt hier Bauftin-Helie**): Iſt ein gemeines 
Verbrechen durch ein ausſchließlich politiſches Intereſſe inipirirt, fo hat 
daſſelbe vom internationalen Stanbpunfte aus nicht mehr biefe un⸗ 


*) BWirkungstreiß der Strafgeſetze. 
**) „Instruction erim.“ No. 710. 


Iahrbuä V. 4, Geig. v. Squoller. 5 
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wandelbare Verwerflichleit ... Die fremde Regierung Kat nicht mehr 
daſſelbe Intereffe, Hülfe zu leiften, e8 beftehen biefelben Ungewißheiten, 
Zweifel und Leidenſchaften, wie bei ben eigentlichen politifchen Ver⸗ 
brechen. Bei jener Beſchränkung würden felbft die Handlungen des 
Hochverraths und Landesverraths nur zum Theil unter bie politischen 
Verbrechen gehören. Entſcheidend ift es nur, daß bie Handlung ent- 
weder begrifflich und unmittelbar oder, indem fie als Mittel dient, auf 
den Zweck eines Angriffe gegen den Staat und feine Inftitutionen 
gerichtet ift, wobei es fich von felbft verſteht, daß dieſer Angriff auch 
in die Form des Wiberftandes geffeivet fein fan. In dem erfteren 
Falle kann man mit dem ſchweizeriſchen Bunbestagspräfidenten Morel*) 
von objeftiv-politifchen Verbrechen, im legteren von fubjeftiv-politifchen 
Verbrechen veben. Wefentlich für vie legteren ift aber, daß die Zer- 
ftörung ober Aenderung der ftantlichen Zuftände micht nur, wie bei dem 
im Reichstage angeführten problematifchen Ball des politiichen Ber- 
brechens einer Münzfälſchung als bloße mögliche Folge, fondern als 
Zweck in den Willen des Thäterd aufgenommen ift. 

Hiermit ift auch fehon die Stellung bezeichnet, welche zu den in 
den Verträgen angeführten jogen. fonneren Handlungen prinzipiell 
einzunehmen fein wird. Im den Derträgen ift dieſes Verhältniß 
mehrerer Handlungen, von welchen die eine politifch, die andere ges 
meinrechtliher Natur ift, nicht näher befinirt und wird z. B. von 
Bauftin-Helie und Billot gelehrt, die Auslieferung ſei überhaupt aus 
geſchloſſen, wenn jene Verbindung irgendwie z. B. in ber Einheit der 
Thäter, beitehe. Nach dem Gefagten fann jeboch der Grundſatz ber 
Strafauslieferung auf das gemeine Delift nur Anwendung finden, 
wenn bafjelbe lediglich als Mittel zur Verübung bes politifhen Ber 
brechens verübt wird, 3. B. wenn Feſtungspläne geftohlen werben, um 
diejelben demnächſt dem Feinde in die Hand zu fpielen. Verübt da⸗ 
gegen Jemand nur bei Gelegenheit eines politifchen Verbrechens, ;. B. 
im Aufftande, aus felbftfüchtigen Zweden ein gemeines Delikt, wie Dieb 
während ber Kommune vielfach vorkam, fo befteht nur eine äußerliche 
Verbindung, welche die Anwendung jenes Grunbfages ausſchließt. 
Anderfeits kann eine politiihe Handlung nicht dadurch zu einem ger 
meinen Verbrechen werben, daß der Thäter über den unmittelbaren 
ftaatlichen Zweck der Handlung Hinaus ein felbitfüchtiges Biel verfolgt, 
indem er die Handlung als Mittel zu einem gemeinen Delikte, ;. 2 
zu einer Erpreſſung, begeht. B 


*) Rebe befielben bei ben Verhandlungen des Schweizerifchen Iuriftenvereine. 
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Der Ball der Kommerität im weiteren Sinne umfaßt aud den 
Fall des fogen. delit complexe: es liegt eine Handlung vor, welche 
zugleich die politifche und die Privatiphäre verlegt. Theoretiſch läßt ſich 
dieß auseinanderhalten und würbe baher die Behandlung des Delikts 
ausfchließlich aus dem gemeintechtlichen Geſichtspunkt an fich möglich fein. 
Ein ſolches Verfahren würde aber in der Mehrzahl der Fälle, wo ver 
politifche Zwed der beftimmende ift, ein Unrecht gegen den Thäter ent⸗ 
halten. Ein Beifpiel dafür bietet der all des fpäteren Präfeften 
Jourdan*), welcher während der 100 Tage fi alter Waffen be- 
mädtigte, um ſich damit Napoleon anzufchliegen und deßhalb wegen 
vol commis & main armde verfolgt wurde. Im Hinblid auf ſolche 
der Gerechtigkeit widerſprechende Möglihleiten fan ber um Aus—- 
lieferung angegangene Staat die als eine untheilbar erſcheinende Hanb- 
lung aud nur einheitlih als eine politiihe behandeln und muß bie 
Auslieferung überhaupt verweigern. Allerdings kann das Verhältniß 
auch fo liegen, daß der nichtpolitiiche Zwed für den Thäter die Haupt« 
fache ift, aber eine Unterſcheidung hiernach ift für den fremden Staat 
aus ben bereit8 angebeuteten allgemeinen Gründen nicht möglich. 

Wenn, wie erwähnt ift, der Begriff und Umfang ber politiichen 
Verbrechen in der Wiffenfchaft noch wenig gellärt ift, fo wirb es für 
bie internationalen Verträge zur Zeit nicht angezeigt fein, hierüber 
Beftimmungen zu treffen. Das Inftitut des Völkerrechts Hat denn 
auch in feinen Beichlüffen Hiervon Abſtand genommen und fi auf 
folgende Theſen beichräntt: 

I. L’extradition ne peut avoir lieu pour faits politiques. 

II. L’Etat requis appröcie souverainement, d’aprös les cir- 
constances, si le fait a raison duquel l’extradition est r&clanıe, 
a ou non un caractere politique. 

Dans cette appreeiation, il doit s’inspirer des deux idees 
suivantes: 

a) Les faite qui r&unissent tous les caractöres de crimes de 
droit commun (assassinats, .incendies, vols) ne doivent pas &tre 
exceptes de l’extradition & raison seulement de, l’intention poli- 
tique de leurs auteurs, 

Bleibt man zunächſt hier ftehen, fo ift bemerfenswerth, dab das 
Inftitut den vielbeutigen Begriff der Konnerität völlig aufgibt und den 
Grundſatz einfach für faits politiques ausipricht, was nach dem Ge— 


*) Revue des deux mondes 1866. L Artilel von Prevoft Paradol. 
5. 
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fagten nur gebilligt werden kann. "Dagegen ift ohne Einſicht der 
Berhanblungen nicht ganz Har, was der zulegt erwähnte Sat, ber fih 
mit ben delits complexes beſonders befaßt, bebeutet. Derjelbe lann 
dahin aufgefaßt werben, daß das Vorhandenſein eines politiichen Motivs 
als nicht genügend für die Annahme eines politiichen Verbrechens er: 
Härt werben foll, womit pofitiv noch nichts gefagt wäre. Für ſich 
allein befagt er aber nur, baß bie politifche Intention bei Tompleren 
Hanblımgen, welche gewiſſe ſchwere Verbrechen enthalten, nicht hin- 
reihe, um bie Auslieferung auszufchließen, mit anderen Worten, daß 
es auch bei politiichen Handlungen für den Grundſatz der Richtaus- 
lieferung eine Schranke gebe. Und biefe Auslegung wird dadurch 
unterftügt, daß das Inftitut jene Schranke vemnächft für gewiſſe Hand- 
Tungen nãher bezeichnet burch ben Sat: 

b) pour apprecier les faits commis au cours d’une rebellion 
politique, d’une insurrection, ou d’une guerre civile, il faut se 
demander s’ils seraient ou non excuses par les usages de la 
guerre. 

In biefem Sinne verftanden, Tann dem einen und anderen Cape 
zugeftimmt werben. Geht man, wie geichehen, davon aus, daß es für 
den fremden Staat im Allgemeinen nicht möglich ift, die Weberzengung 
zu gewinnen, baß bie politiichen Verbrechen Verlegungen der Rechts 
orbnung barftellen, er biefelben baher praftifch nur als Akte der Ge 
walt gegen bie Gewalt behandeln darf, fo muß doch zugleich daran 
erinnert werben, baß es auch für bie Gewalt auf dem Gebiete, mo 
biefelbe vor Allem als berechtigt anerfannt wird, nämlich im Kriege 
mehr ober weniger beftimmte, durch das fogen. Kriegsrecht vorgezeichnete 
Schranken gibt, über welche hinaus die gegen Perfonen und Eigentum 
vorgenommenen Handlungen der Gewalt nicht nur als unfittlich, fondern 
als rechtswidrig und ftrafbar feldft von demjenigen Staate betrachtet 
werden, in befjen Intereffe dieſe Handlungen verübt find. Iſt auch 
für die milttärifche Gewalt die militärifhe Notwendigkeit und Sicher⸗ 
heit der Maßftab ihres Handelns, fo Kat fie doch darin auch ihre 
Grenze und muß außerdem von geiwiffen der Menſchlichkeit und Ehre 
unwürdigen Mitteln Abftand nehmen. Selbft Hinfichtlich des Kampfes 
ber Heere werben Akte unndthiger Graufamfeit, Ausübung der Privat- 
rache und Gemwinnfucht, zweckloſes Töbten und Mißhandeln namentlich 
des entwaffneten Feindes, Vergreifen an Parlamentären und Meudel 
mord durch Nachichleichen und Erdolchen des Gegners als unzuläſſig 
verworfen. Was das Verhältniß zu Privaten betrifft, bie am Kriege 
feinen Antheil nehmen, fo gelten biefelben nicht als Feinde, ihre Per- 
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fonen dürfen nicht verlegt, ihr Eigenthum darf im Gegenfage zu dem 
Öffentlichen Eigentum nur im Interefje ber militäriſchen Nothwendig- 
teit angegriffen werben. Mord, Raub, Tobtichlag, Diebftafl find als 
gemeine Verbrechen ftrafbar. Der Souverän des gegneriſchen Stantes 
wird als Feind nur infofern behandelt, als er der Gefangennehmung 
unterliegt, den Angehörigen der Armee ſteht er nur dann völlig gleich, 
wenn er am Kampfe jelbft theilnimmt; außer dieſem alle gilt die 
Todtung deſſelben ald Verbrechen. Auch dem Staate felbft find ge 
wiffe Schranken gezogen: mag ihm auch verftattet fein, Aufruhr im 
feindlichen Staate zu erregen, fo darf er doch nicht zur Begehung von 
gemeinen Verbrechen anftiften. 

Das hier angedeutete Kriegsrecht findet auch jet ſchon im Bürger- 
kriege infofern Anwendung, als bewaffnete Parteien, welche als felbft- 
ftändige Kriegsmacht organifirt find, einer Armee gleichgeftellt werben, 
fo daß unter Umftänden jelbft der eigene Staat nach Nieberwerfung 
jener Parteien auf die Anwendung bes Strafrechts ihnen gegenüber 
verzichtet. Mit um fo größerem Rechte bringt ber fremde Staat dieſen 
Maßſtab zur Anwendung, da er Aufruhr und Bürgerkrieg im Nachbar⸗ 
ftante prinzipiell nur aus dem Gefichtöpunkte des Kampfes der Gewalt 
gegen die Gewalt betrachtet. Ja er wird — und in diefer Hinficht 
möchte ber Gebante der zulegt angeführten Theſe noch einer weiteren 
Ausdehnung fähig fein — aus demſelben Gefichtspunfte jenen Maß- 
ftab auch auf die im Frieden verübten politiichen Verbrechen anwenden, 
welche bie menſchliche Perfönlicfeit und das Eigenthum bebrofen. 
Allerdings Tann es fich dabei in beiben Fällen nur um eine analoge 
Anwendung Handeln, da ſchon im Bürgerkriege die Situation, ins, 
beionbere in dem Mangel einer Abgrenzung ber wechfelfeitigen Feinde 
gegen bie frieblichen Bürger, der kriegeriſchen Situation nicht völlig 
gleichfteht. Aber bie oberften Grundſätze des Kriegsrechts, welche nicht 
nur alle im perfönlicem Intereſſe der Thäter verübten Verbrechen, 
jondern auch alle Verlegungen der am Kampfe nicht Betheiligten und 
alle Unmenjchlichfeiten verbieten, find gleichwohl anwendbar und können 
jene Verſchiedenheiten der Situation nur zu befonderer Strenge in der 
Anwendung dieſer Grunbfäge führen. Im jedem Falle ift Hierdurch 
die Töbtung anders als im offenen Kampfe, im Aufitande und zum 
Zwecke defielben, der Mord von Privatperfonen und das Attentat 
auf den Souverän derart verurtheilt, daß von einer Anwendung 
des Grumbfages der Nichtausfieferung hier feine Rede jein kann. 

Die zulegt berührte Frage ift im der Literatur faft durchgängig 
von ber vorgefaßten Meinung aus behandelt worben, als jei der Grund- 


70 deiers [1062 


fag ein abjoluter, welcher irgend welde Begrenzung nicht vertrage. 
Hiernach wollen die Einen, z. B. Brocher und Billot, Pfenninger, im 
einzelnen Falle unterjuchen, ob der That nicht etwa ein auf dem Ger 
biete des gemeinen Strafrechts liegendes Motiv zu Grunde liege, wie 
3 B. bei der Ermorbung des Monarchen durch Verwandte, indem fie, 
foweit dies nicht der Ball, z. B. bei ber Ermorbung durch einen PBrä- 
tenbenten, die That als politisches Verbrechen behandeln und bemgemäß 
der Auslieferung entziehen wollen. Andere, vor biejer Konfequenz zurüd- 
ſchreckend, erflären das Attentat ſchlechthin als gemeines Verbrechen; 
fo Teichmann, indem er fi darauf beruft, daß es nur auf geidict- 
lichen Gründen berube, wenn die pofitiven Geieggebungen das fraglice 
Verbrechen als Hocverrath behandeln, während es in Wahrheit nur 
ein gemeine®, wegen ber Perjon bed Angegriffenen qualifizirtes Ver⸗ 
brechen barftellte. In Wahrheit ift der Königemord in allen Fällen, 
wo der Thäter die Eigenſchaft feines Opfers lennt, ein gemiihtes 
politifch-gemeines Verbrechen, delit complexe in dem ermäßnten 
Sinne. Zwar ift, wie mehrfach hervorgehoben, das Leben bes Mon- 
archen in der Erbmonarchie mit bem Leben des Staates micht jo ne 
verwachſen, daß bie Töbtung deffelben dem Umfturz der Fundamental» 
einrichtungen des Staates gleichfäme, und mag im einzelnen Falle vie 
Gefangenhaltung des Monarchen gefährlicher für den Staat ſein ald 
die Todtung befjelben. Allein auf dieſe mehr thatſächliche Ermägung 
wird e8 ebenfowenig anlommen, als darauf, ob das Attentat zutreffend 
als Hochverrath qualifigirt wird. Im ber Monarchie trifft ein Angriff 
auf den Souverän, durch welchen der Staat ummittelbar vertreten 
wird, den Geſammtwillen, den Staat jelbft, und ift daher Kuitſchth 
zuzuſtimmen, wenn er die Angriffe auf ben Landesherrn zu ber all- 
gemeinen Klaſſe von Verbrechen rechnet, durch welche in ben öffentlichen 
Angelegenheiten eigenmächtige Willtür Einzelner fi) an die Stelle des 
durch die verfaffungsmäßigen Drgane vertretenen Gemeinwillens jet: 
und bemgemäß einen folchen Angriff, in Gemäßheit ber monarchiſchen Ber- 
fajfung, demjenigen auf die Verfaſſung gleichftellt. Dabei Tann es 
icon nach den vorausgeſchickten allgemeinen Erwägungen einen Unter 
ſchied nicht begründen, wenn ber Thäter aus perjönlichen Motiven 
handelt und etwa ‘buch Die That weitere jelbftfüchtige Zwecke verfolgt. 
Und diefer Standpunkt muß auch von einem republifanijchen Staate 
gegenüber dem Königsmorde eingenommen werben, weil das Weſen 
eines Angriffes auf ben Staat nur nad der Verfafjung des Landes, 
in welchem berjelbe bewirkt ift, beurtheilt werben kann. Aber dem 
ungeachtet hat zufolge der Analogie bes Kriegsrechts bei dem Verbrechen 


1063] Der Grundjag ber Richtaudlieferung polittiher Werbreiher. 71 


der Töbtung des Monarchen die Auslieferung ftattzufinden, fofern bier 
ſelbe nicht etwa im offenen Kampfe bed Aufftandes, an befien Be— 
kãmpfung ber Monarch fich felbft betheiligt Hat, ftattgefunden hat. 

Einer unmittelbaren Verwendung ber bezeichneten Analogie für 
die Verträge dürfte zur Zeit allerdings noch die Unbeftimmtheit des 
LKriegsrechts, deſſen Kobifitation jett erft angeftrebt wird, und bie nur 
analoge Anwendbarkeit deſſelben entgegenftehen. Dies aber möchte ſchon 
jegt anzuftreben fein, daß die Mlaufel, betr. das Attentat, in dem Sinne 
verallgemeinert wird, daß auf Verbrechen, welche den Thatbeitand des 
Mordes ober gemeingefährlicher- Verbrechen enthalten, der Grundſatz 
der Nichtauslieferung wegen politifcher Verbrechen nicht bezogen werben 
dürfe. Mindeftens aber wäre im Sinne ber von Befeler und Schwarze 
bei den Kommiſſionsverhandlungen im Reichstage geftellten Anträge 
im Wege ber internationalen DVereinbarungen feftzuftellen, daß ber 
Mord, zu politifchen Zwecken unternommen, als gemeines Verbrechen 
zu behandeln jei. Eine ſolche Beftimmung würbe vor ber nur den 
Königemord betreffenden Klauſel fchon um deßwillen ven Vorzug ver 
dienen, weil bie letztere in ihrer Beſchränkung geradezu der faljchen 
Auffaffung Veranlaſſung geben kann, als follten Tödtungen von an- 
deren Perſonen, zu politiihen Zwecken unternommen, der Auslieferung 
niemals unterliegen. Die Annahme jener Klaufel kann daher nur als 
eine Minimalforberung bezeichnet werben, bei der man fich vorerft nur 
mit Rüdficht auf die Empfinblichfeiten einzelner auswärtiger Staaten 
beruhigen mag. 

Gewiſſe Vorfihtsmaßregeln und Beſchränkungen würden allerbings 
in allen Fällen am Plage fein, damit nicht die ausnahmsweiſe Aus« 
lieferung wegen politifcher Verbrechen ſchließlich doch zur Benachtheili- 
gung ber Gerechtigkeit führe. Die Auslieferung dürfte daher über- 
haupt nicht ftattfinden, wenn im gegebenen Falle zu befürchten fteht, 
daß eine ungerechte und graufame Beſtrafung, insbejondere die An- 
wendung von Strafen, welche die inländiſche Geſetzgebung ausfchließt, 
ftattfinben werde. Auch wird, ba bie Auslieferung nur wegen bes in 
der Handlung enthaltenen gemeinen Delikts ftattfinden darf, konſe⸗ 
quenteriveije gefordert werben müſſen, daß eine Beftrafung überhaupt 
mir wegen dieſes Delilts, nicht wegen der politiichen Handlung jtatt- 
finde. Das Inftitut des Völkerrechts feheint nur eine Folgerung bier» 
aus zu ziehen, wenn e8 als letzte Theſe aufftellt: 

II. En tout cas, l’extradition pour crime ayant tout & la 
fois le caractre de crime politique et de crime de droit com- 
mun ne devra @tre accordee que si }’Etat requis donne l’assu- 


712 Holeus. Der Grunbfap ber Riitauslieferung poltifcer Verbrecher. [1084 


rance que l’extrad& ne sera pas jug6 par des tribunaux d’ex- 
ception. 

Zu dieſen Beſchränkungen müßte aber ſchließlich noch bie Hinzu: 
tommen, daß ber Staat eine Auslieferung bei Handlungen politifcen 
Charakters nur auf Grund einer durch bie Mittheilung der Prozeß ⸗ 
alten zu geiwinnenben genauen Prüfung des Sachverhaltes ‚bewilligt, 
aud wenn eine folhe Prüfung nach feinen Gefegen im Allgemeine 
nicht ftattfindet. Erinnert man fi) baran, daß die Nichter Karls L 
als Mörder ausgeliefert worden find, jo wird man es nicht ungereht: 
fertigt finden, daß bie bloße Behauptung einer ausländifchen Regierung, 
es liege ein folches Verbrechen vor, als gemügend nicht erachtet 
werben kann. 


Eine Begrenzung bed Grundſatzes der Nichtauslieferung politiſcher 
Verbrecher ift von verfchiebener Seite (fo von Martens) noch in einer 
anderen Nichtung verjucht worben. Hiernach ſoll bei ben im fozial- 
demobkratiſchen, kommuniſtiſchen und nihiliſtiſchen Beſtrebungen wurzeln- 
den Verbrechen allgemein bie Auslieferung bewilligt werben, weil bie 
ſelben als ſolche angefehen werben, welche unter allen Umftänden bie 
Rechtsordnung aller Staaten, nicht bloß biejenige eines beftimmten 
Staates bedrohen, indem fie nicht auf Aenderung beftimmter Staats 
formen, fondern auf ben Untergang der Civilifation überhaupt ge 
richtet jeien. Ohne in eine Prüfung biefer Auffaffung näher einzue 
treten, barf hierzu nur ſoviel bemerkt werben, daß biejelbe einen 
brauchbaren Geſichtspunkt ſchon um deßwillen laum abgibt, weil bie 
fraglichen Verbrechen, und zwar bie nihiliftifchen in ganz bejonberem 
Grade, neben dem allgemeinen internationalen Charafter einen be: 
fonderen nationalen tragen, mit ven Kiftorifchen Zuftänben eines ein 
zelnen Staate® in der engften Verbindung ftehen und vielfach gegen 
dieſe Zuftände in erfter Reihe gerichtet find. Damit zerfällt aber die 
Voransjegung diefer Auffaſſung. Welchen Werth dieſelbe für etwaige 
internationale Präveutiomaßregeln Haben könnte, ift Hier nicht zu 
unterjuchen. 
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In ber Gefchichte der hiſtoriſchen Wiſſenſchaften der legten hundert 
Jahre gibt es kaum eine bemerfenswerthere Thatfache, als das plögliche 
Eintreten des Begriffs der Geſellſchaft in den Geſichtskreis der For⸗ 
ſchung und die große Bedeutung, welche die foziale Auffafjung der 
Dinge für die verfchiebenen hiſtoriſchen Disziplinen gewonnen hat. 

Wie eine aus dem Meer auftauchende Infel ift der Wifjenfchaft 
dieſes Gebiet plöglich zugewachfen. An einzelnen Verſuchen, das Land 
zu entbeden, hat es freilich auch früher nicht gefehlt, ohne daß man 
übrigens früher mehr als eine Ahnung von der Eriftenz deſſelben gewonnen 
hätte. Auch blieben dieſe Verſuche vereinzelt, ofne Zufammenhang 
unter fih und ohne Einfluß auf die gejammten wifjenfchaftlichen Be- 
ftrebungen ber Zeit. 

Den Begründern ber politiſchen Doltrin der Neuzeit (XVI. und 
XVII. Jahrhundert) und den in der Mitte des XVII. Jahrhunderts 
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auftretenden Defonomiften, fowie ihren Nachfolgern fehlte freilich 
größtentheils felbft dieſe Ahnung. 

Weder bei Hugo Grotiue, Hobbes, Milton und Rode, noch bei 
Rouſſeau und Bentham, noch auch bei Quesnah, Turgot und ben un 
mittelbaren Nachfolgern Adam Smith's findet ſich die Spur eines 
Verſtändniſſes für die geſellſchaftlichen Gebilde, ihre Bewegungen, Kräfte 
und Geſetze, ſowie für ben beſtimmenden Einfluß, ber von bieier 
Sphäre auf das Leben bes einzelnen Menfchen, ſowie des Staats 
als der politiſch organifirten Gefammtheit ausgeht. 

Ueber dem ausſchließlichen Gegenfag von Individuum und Staat, 
in dem das Wejen der politifchen Doktrin bis in unfer Jahrhundert 
hinein allgemein befangen war, überfah man das große Mittelgebiet, 
das zwifchen beiden liegt. Der Staat wurbe ausfchließlich als auf 
einer Summe von Imbividuen ruhen gedacht. Ja dieſe Einzelnen 
follten nach der Anficht der Naturrechtslehrer den Staat gleichſam 
durch freien Vertragsſchluß ind Leben gerufen haben. 

Diefelbe Auffaffung beherrfchte auch die ältere Nationalöfonomie. 
Wohl fuchte diefe die Beziehungen, welche zwiſchen dem Einzelnen mb 
dem üterleben beftehen, Mar zu legen; aber über bie atomiftifche Aufe 
faſſung des Volts als eines Aggregats von Individuen vermochte bad) 
auch fie fich nicht zu erheben. Und dieſes Individuum, das als Aut 
gangspunft aller wirthichaftlichen Bewegungen und Gefege bienen follte, 
war nicht etwa ein beitimmter Typus feiner Zeit, feines Volles, feiner 
Alaſſe, wie ihm nad) Künftlerart neuerdings Riehl und Andere zu ihr 
dern verſucht haben; e8 war auch Fein nach dem Geſetz ber großen 
Zahl ermittelter Durchſchnittsmenſch, mit dem bie Statiftik heute 
operirt, fonbern eine an bem plumpen Seil des Egoismus automaten- 
haft in Bewegung gefegte Marionette ohne Fleiſch und Blut. 

Vollends davon, daß dieſe Einzelnen je nach Art des Befiges und 
Erwerbs, nach Beruf und Beichäftigung, nach Glaube und Geiſtes⸗ 
richtung, nah Bildung und Sitte wieder zu mannichfach über und 
durch einander geſchichteten Gruppen zufammentreten, daß bie An 
gehörigen diefer Gruppen fich ebenfo ſtark unter einander anziehen, wie 
nad Außen abftoßen, kurz von alle dem, mas wir heute als Weſen 
und Leben der Gefellichaft bezeichnen, findet ſich bei ben meiften polir 
tiſchen und dkonomiſchen Schriftftellern bis in den Ausgang unſeres 
Jahrhunderts Feine Ahnung. Freilich Pufendorf, Montesquieu und 
Adam Smith, die größer als ihre Vorgänger, aber auch als die 
meiften ihrer unmittelbaren Nachfolger waren, ift diefes Gebiet nicht 
völfig unbefannt geblieben. Wieberholt Haben namentlich die letzteren 
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beiden daſſelbe geftreift. Da die Erkurſe A. Smith's aber für fein 
ganzes Spftem von nebenfählicher Bedeutung geblieben find, fo ges 
langten auch bei ihm die fruchtbaren Gebantenfeime zu feiner weiteren 
Berwerthung. 

Erſt das Unwetter, das am Schluß des vorigen Jahrhunderts 
über Frankreich hereinbrach und fich dann im übrigen Europa fortſetzte, 
hat mit feinen unheimlichen Blitzesſtrahlen auch das bis bahin im 
Duntel verborgen gebliebene Gebiet der Geſellſchaft beleuchtet und da= 
mit ven Blicken aller bloßgelegt. Als gleich in ben erften Jahren der 
Revolution die vorher geftellten politifchen und fozialen Forberungen 
gleihfam mit einem Schlage erfüllt wurden und ſich dennoch Feine Zu⸗ 
friedenheit und Ruhe einftellte, fing an man zu begreifen, daß un- 
mittelbar nad Erfüllung der Forderungen de tiers etat, bie man 
irrthümlicherweiſe bis dahin für die Borberungen des ganzen Bolks 
gehalten Hatte, neue Begehren aufgetaucht jeien, die ben Inftinkten uno 
Intereffen bes vierten Standes entſprachen und ſich mit benen bes 
tiers &tat leineswegs bedten. So wurde man erft durch ben Wider⸗ 
ſpruch ber verſchiedenen Klaſſenintereſſen auf die Klaſſen felbft und 
durch dieſe wieder auf die Gefellichaft aufmerkfam. 

Aber erft in umferem Jahrhundert ift e8 gelungen, das Gebiet 
der Geſellſchaft jelbftändig abzugrenzen und feiner Erforſchung eine 
Stelle im Kreife der Staatswiſſenſchaften zuzuweiſen. Um biefe grund« 
legende Arbeit haben fih u. 9. beſonders verbient gemacht Hegel, 
Kraufe und Ahrens, 2. v. Stein, Al. de Torqueville, R. v. Mohl, 
R. Gneift. 

Aber es genügte nicht, ven Rahmen fir biefes weite Gebiet feite 
geitellt zu Haben. Es bevurfte der Rahmen auch eines entjprechenben 
Inhalts. Und jo wurbe denn bald von verſchiedenen Seiten ein umfang- 
reiches thatſächliches Material, namentlich über bie Zuftände ver hand« 
arbeitenden und von ihrem Tagelohn lebenden Klaſſen Herbeigeichafft. 
Wenn daſſelbe anfangs an Zuverläffigfeit und Objektivität der Dar- 
ftellung auch Vieles zu wünfchen übrig ließ, jo war es immerhin ein 
Berbienft, die Aufmerkſamkeit auf dieſes weite Gebiet bisher unbe⸗ 
tannt gebliebener Thatjachen Hingelenkt zu Haben. An dieje erften 
Anfänge ſchloſſen fih dann weniger leidenſchaftliche und daher zuver- 
läjfigere Arbeiten hervorragender Aerzte, welche theils im wiſſenſchaft ⸗ 
lien, theils im philanthropiſchen Interefje unternommen worden waren, 
ferner bie Arbeiten ber offiziellen und privaten Statiftil, der parla- 
mentariſchen Engquötelommiffionen und einzelner Gelehrter an. 

Und während wir und noch mitten in der Herbeilhaffung, Dar- 
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ftellung und Verarbeitung des thatjächlihen Materials befinden, von 
dem wir erſt eine möglichft umfafjende Kenntniß der gejellichaftlichen Zu⸗ 
ftände verfchiebener Volker und verſchiedener Zeiten erwarten, tauchen 
bereit8 taufend Fragen auf, bie ihre Beantwortung aus theoretiichen 
und praltifchen Gründen heiſchen. 

Mit dem plöglih in ben weiteſten Kreifen ber wifjenichaftlichen 
Welt erwachten Intereffe für die Zuftände und Vorgänge des fozialen 
Lebens geht num aber Teineswegs Hand in Hand ber Umfang und bie Zu 
verläffigkeit der auf dieſem neuen Forfchungsgebiete gewonnenen Refultate. 

Wer wollte fi) aber angeſichts der großen Jugend ver Sozial 
wiffenfhaft, namentlich wenn er das hohe Alter anderer Disziplinen 
damit vergleicht, darüber wundern? Ja wer dürfte dies, wenn er zu⸗ 
gleich die großen Schwierigleiten erwägt, welche bereits bei der fefte 
ftelfung fozialer Thatſachen, noch mehr aber bei der Ermittelung von 
Raufalzujammenhängen und vollends bei ber Auffinbung vom fozialen 
Gefegen zu überwinden find? 

Handelt e8 ſich doch um ein Gebiet, dem wir perfönlich durchaus 
nicht fo unintereffirt gegemüberftehen, wie etiva der Naturforfcher dem 
Gegenftande feiner Unterfuchung. Vielmehr gehören wir alle durch 
Geburt, Vermögen, Rang oder Neigung einer beftimmten fozialen Ve⸗ 
völferungsflafie on. Durch Erziehung, Umgebung und Gewohnheit 
haben unfere Anfhauungen über foziale Verhältniſſe ferner von vorn⸗ 
herein eine beftimmte Nichtumg erhalten, von ber wir ums aud bei 
unferen wifjenfchaftlichen Arbeiten nicht immer frei zu Kalten vermögen. 
Den Gegenftand unferer Unterfuhungen haben wir ſodann Käufig erft 
mühfam aus dem Rechts⸗ und politifhen Xeben, mit dem er falt 
untrennbar verflochten ift, Ioszulöfen. Endlich treten die ſozialen Ger 
ſetze nicht, wie bie meiften Gefege der unorganiſchen Natur immer und 
überall, wo fie in ihrer Wirkſamkeit nicht durch entgegemmwirkende 
Gefege gehemmt find, zu Tage. Handelt es fich doch in der fozialen 
Welt nur foweit der Naturfaktor als Grund und Boden, Fruchtbarkeit 
und Hößenlage beffelben, Klima u. ſ. w. einerfeits und als phyſiſche Ber 
ſchaffenheit des Menſchen andererſeits in Betracht kommt, um einen überall 
gleichen und wenigftens in Hiftorifcher Zeit unwandelbaren Faktor, dem 
daher auch immer gleiche Nefultate entiprechen. Soweit bagegen der 
Menſch und feine Geſchichte in ver fozialen Welt mit ins Spiel kommt, 
hört die Allgemeingiltigteit ber abgeleiteten Regeln auf, jo daß wir dem⸗ 
nad) daß foziale ebenfo wie das wirthfchaftliche Gebiet nur zum geringften 
Theil von Natur, zum größten Theil dagegen von hiſtoriſchen Ent 
widelungsgefegen beherrſcht finden. 
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Im Nachfolgendem möge es und geftattet jein, einige dem fozialen 
Gebiet angehörige und noch nicht vollftändig erledigte Punkte zur Bes 
ſprechung zu bringen. »Diefelben fügen fih uns am beften in folgenbe 
Fragen, für die wir nach einer Antwort fuchen wollen. 

Diefe Fragen find: 

1. In welchem Verhältniß ftehen die geſellſchaftlichen Zuftänbe 
eines Volles zu feiner politiihen Verfaffung, wie überhaupt zu feinem 
politifchen Leben? 

2. Wie verhalten ſich bie verſchiedenen fozialen Klaſſen, in bie 
fi ein Volt gliedert, zu einander? Stehen fie im Verhältniß dauern» 
der Harmonie ober dauernden Widerſtreits oder folgen vielleicht auf 
längere Perioden ber Ruhe kurze Ausbrüche des Kampfes? 

3. Angenommen, daß ſich foziale Klaſſenkämpfe, fei es nun 
dauernd oder nur vorübergehend, bei jedem Volle einjtellen, welche 
Bebeutung für dieſelben hat das Privateigentfum am Grund und 
Boden, wie es ja gegenwärtig mit Ausnahme nur einiger weniger 
Länder Europas — und zwar eines Theils der Schweiz und 
Süddeutſchlands, fowie Rußlands — überall zu ausſchließlicher Herr- 
ſchaft gelangt iſt, und welche Folgen würde in dieſer Beziehung die 
von ben Anhängern des ertremen und gemäßigten Sozialismus befür- 
wortete gänzliche oder theilweiſe Erfegung des Privateigentbums durch 
das Rollektiveigenthum haben? Würden dadurch insbefondere etwa vor⸗ 
handene Klaffengegenfäge und Klaſſenkämpfe bejeitigt ober wenigftens 
gemilvert werden? 

4. Welches wären überhaupt die wahrſcheinlichen Folgen bes 
Gemeineigentfums am Grund und Boden für das Nulturleben der 
Bölter? 

Zur Beantwortung diefer Fragen foll uns ein Material dienen, 
das zu dem beiten und beweisträftigften gehört, welches ſich überhaupt der 
ſozialen Betrachtung und Durchforihung barbietet. Wir entnehmen 
daſſelbe der Geſchichte und Statiftit der wirthſchaftlichen und fozialen 
Berhältniffe in den Urkantonen der Schweiz. 

Diefe liegen uns zunächft fern genug, als daß uns durch perſön⸗ 
liche Beziehungen ober fonftige Voreingenommenheit der Blick getrübt 
fein könnte und body wieder nicht genug fern, als daß uns nach Ein- 
fihtnahme in die Quellen der Geſchichte dieſer Gegenden und nad 
wiederholtem Beſuch derſelben eine für die wirthſchaftliche und foziale 
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Entwidelung jener Gebirgsländer wichtige Seite unbelannt geblieben 
fein wird. Es darf dieß um fo ficherer angenommen werben, als bie 
Geſchichts⸗ und unter ihnen namentlich die Rechtsquellen der Schweiz, 
wenigftens vom Augenblid der Konftituirung der Walbftätte als felbft- 
ftändiger Gemeinweſen an, ununterbrochen, freilich bald reichhaltiger, 
bald bürftiger fließen, indem bie Entwidelung‘ der Schweiz jeit jener 
Zeit nicht duch ähnliche tiefgreifende und langandauernde Ereigniſſe, 
wie ber dreißigjährige Krieg es für einen Theil Deutſchlands war, 
unterbrochen worben ift. 

Bei der Freiheit und Deffentlichfeit bes fozialen und politiſchen 
Lebens in den Urkantonen erfcheinen bie einzelnen Vorgänge dort an 
fich und in ihren Motiven viel durchſichtiger als in Rändern, wo das 
Volt lange Zeit nur Objekt einer Politif war, deren tiefere Beineg: 
gründe die Schwelle des Kabinets, der Rathsſtube und der Kanzlei 
nicht zu überfchreiten pflegten. 

Ferner ift das wirthichaftliche und foziale Leben der Urſchweiz nicht 
durch politifche Vorgänge völlig Heterogener Natur durchkreuzt worden 
Aug waren bie Intereffen ber verichievenen Voltsklaffen dort ein 
facherer Art, als in Ländern mit dichterer Bevölkerung und reicerer 
Kultur. 

Der größte Vorzug, den die Gefchichte der Urſchweiz für unjeren 
Zweck bietet, befteht aber ficher darin, daß fich die einzelnen Phaſen 
der Klaſſenbewegung Schritt für Schritt vom XIII. Jahrhundert is in 
bie Gegenwart genau verfolgen laffen. Im Ländern, in benen die ge 
fammte Wirtäfhaftsorbnung auf dem ausſchließlichen Privateigentfum 
ruft, vertheilen fi) die Neibungen, Kämpfe, Waffenftillftands- und 
Friedensſchlüſſe unter den verſchiedenen Klaſſen über ben ganzen fozialen 
Körper, ohne daß es immer zu eimer Verzeichnung ihrer Spuren 
tommen würde. Ste müfjen baher von bem Hiftorifer aus inbirelt 
für fie zeugenden Thatfahen und Aeußerungen mühſam im Geilte 
relonſtruirt iverben, was wegen der Dürftigfeit, Unvolfftändigkeit und zum 
Theil auch Unzuverläjfigfeit ſolcher indirekter Zeugniffe außerordentlich 
ſchwer fällt. Anders in Ländern, in denen ſich bis in die Gegenwart 
hinein das Kolfeftiveigentfum am Grund und Boden in großer Aus 
dehnung erhalten Hat, wie in ber Urſchweiz. Hier laſſen fih aus 
den ununterbrochen fortlaufenden Beichlüffen der Lanbögemeinden 
und Genoffamen, fowie aus ben Beitimmungen ver Landbücher und 
anderer Rechtsquellen, foweit fie ſich auf bie Benutzung des Kolfeltiv- 
eigenthums beziehen, ziemlich deutlich die Stellung ber einzelnen jo: 
zialen Gruppen zu dieſem Gegenftande und zu einander, ihre Bebürfniffe 
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und Machtverhältnifie Herauslefen. Im biefen Urkunden finden ſich 
gleihfam wie in weichem Wachs bie Spuren der Kimpfe und Kom⸗ 
promiffe, der Siege und Nieverlagen ber einzelnen Klaſſen abgedrüdt 
und für die Nachwelt aufbewahrt. Es bebarf daher nur einiger Uebung, 
um bie dem unlundigen Auge auf ben erften Blick unverftänvlich er⸗ 
ſcheinenden Runen zu entziffern und zu beuten. 

Zu den obigen Vorzügen unferes Materials geſellt fih dann noch 
ein weiterer. So gleichartig die Schweizer Alpenwelt in wirthſchaft⸗ 
licher und fozialer Beziehung auf den erften Blick auch erjcheint, fo 
weift fie bei näherer Betrachtung doch eine außerorbentlich große Fülle 
mannigfaltiger Zuftände und Formen auf. Namentlich vepräfentiven 
die einzelnen Kantone, ja zum Theil bereits die einzelnen Theile eines 
Kantons ſehr ‘verfchievene Entwidelungsftufen des wirtbfchaftlichen 
Lebens. Während z. B. viele Gegenden des Kantons Graubünden 
und des Kantons Uri und noch in der Gegenwart Zuflände zeigen, die 
zur Zeit der Befreiung der Walbftätte in ber Schweiz allgemein ge» 
weſen find, haben fich andere Kantone, wie 3. B. der Kanton Schwyz, 
namentlich aber der Kanton Glarus, von diefem primitiven Zuftande weit 
entfernt. In einem entwidelten Kommunikationsweſen, in der bis in 
die entfernteften Dörfer und Sennhütten einbringenden Geldwirthſchaft, 
und in Glarus auch in einer ſtark entwidelten Inbuftrie haben dieſe 
letzteren Kantone zahlreiche Elemente des moberniten Wirthichaftölebens 
in ſich aufgenommen und dem entſprechend auch die Nutzung ihres 
Gemeinlandes umgebildet. Indem wir uns von diejen Kantonen in 
jene auf primitiver Wirthſchaftsſtufe ftehenden begeben, verfegen wir 
ung damit gleihfam in Zuftände einer entlegenen Zeit zurüd. Beim 
Anblid dieſer erhalten dann die vergilbten Gejchichtsblätter friſche Farbe 
und Leben, fo daß die ftellenweife erhaltenen Ueberreſte der Vergangenheit 
uns die allgemeinen Zuftänbe früherer Jahrhunderte anſchaulich machen. 

Aber micht nur dieſen Vortheil bieten uns bie Zuftänbe ber 
ſchweizeriſchen Alpenwelt: daß wir bie Hiftorifchen Vorgänge eines 
Landes hier in den gegenwärtigen Zuftänben eines anderen, wie in 
einem Laboratorium, ftubiren können, ſondern auch noch den anderen: 
daß die Schweiz und namentlich ihre Alpenwelt gleihjam das Yahr- 
hunderte alte Experimentirfeld für das Kollektiveigentfum an Grund 
und Boden ift, von deſſen Einführung in anderen Ländern die Heilung 
der „Iranfen Zeit” erwartet wird. 

Indem in Nachfolgendem ein Bild der fozialen Verhältniſſe, wie 
ſich diefelben in den Alpengegenden der Schweiz auf Grund des Koliet- 
tiveigenthums ausgebildet Haben, gegeben werben joll, wird baffelbe ber 
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Hauptjadhe nach auf bie Zuftänbe ber bereits früh zu politiſcher Gelbft- 
ftändigfeit gelangten Kantone um ben Vierwalbftäbter See, und zwar 
namentlich auf die Kantone Schwyz. Uri, Ob: und Nidwalden mit ihrer 
foft ausnahmslos Tatholifchen Bevölkerung zu befchränten fein. Nur 
bier und ba follen, fofern bie größere Mannigfaltigfeit und Deutlichteit 
des Bildes es verlangen, auch der Kanton Glarus, jener Milchbruder 
ber Urfantone, ſowie das Berner Oberland umd einige Theile Grau—⸗ 
bündens, deren Bevölferung im Gegenfag zu ben Urkantonen weſentlich 
proteftantifch ift, furz berüßrt werben. 


II. 


Wenn wir un in die Urkantone zur Zeit des XIV. Jahrhunderts 
als die Befreiung derſelben vollzogen war, verjegen, fo finben wir eine 
weſentlich bäuerliche Bevölkerung, welche größtentheild auf Einzelhöfen 
und in Meineren QWeilern unb nur ausnahmeweife im gefchloffenen 
Dörfern ſaß, vor. In den jegigen Kantonen Schwyz und Uri, im 
Haslethal, im Entlebuch, in dem jegigen Graubündener Kreije Kloſters 
und an manden anderen Orten find biefe Bauern bann unter fih 
vereinigt zu großen Markgenofjenfchaften, welche wahrfcheinlich bereinft 
dieſes Land befievelt Haben. Umgeben und zum Theil auch durchbrochen 
und zerſetzt waren diefe Markgenoſſenſchaften durch das Gebiet Heinerer 
oder größerer Grundherrſchaften. Im Unterwalden bedeckten dieſe fait 
ausnahmslos den Boden. Während die auf freier Erde ſitzenden 
Bauern Freie waren, faßen auf dem grumbherrichaftlichen Erbe theils 
Hörige, theils ebenfalls Freie, aber verſchiedenen Laften und Dieniten 
Unterworfene. Nur ein Theil des grunbherrichaftlichen Bodens, und 
wahrfcheinlich der Meinere, wurbe von ben Beamten der Grunbherr- 
ſchaften für Gefahr und Rechnung diefer bewirthſchaftet. Die dlono⸗ 
mifchen Verhältniffe der freien Bauern mögen denen der grundherrlichen 
Hinterfaffen, wenn wir von den Laften, welche biefe zu tragen hatten, 
abſehen, fehr ähnlich geweſen fein. Auch die von den Bauern bejeffenen 
und bewirthichafteten Huben und Schuppofen waren anfangs von großer 
Gleichartigkeit der Flaͤche oder doch des Ertrags und zu jeber berjelben 
gehörte bie im jener Zeit nothwendige Nutzung bes Gemeinwaldes und 
der Gemeinweide, gleichgültig ob diefe fih im Eigenthum der Grund 
berrichaft oder der bäuerlichen Genoſſenſchaft befanden. Aber während 
fih die wirthſchaftlichen und fozialen Verhältniſſe der Bauern, und 
zwar der freien ſowohl wie der grundherrlichen im Lauf der Zeit 
immer mehr bifferenzirten, wurde ihre perjönliche Stellung je länger 
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je mehr gleich und zwar warb das Recht der freien Landleute zum 
Typus auch für das Mecht fämmtlicher anderen Landbewohner. Zwar 
blieben die Grundherrſchaften auch nach Schwächung ver habsburgiſch⸗ 
öfterreichifchen Macht, welche erfolgte, als dieſe eben im Begriff ftand, 
fih zwiſchen das Reich und bie Walbftätte einzufchieben und zur 
eigentlichen Landesherrſchaft zu entwickeln, noch eine Zeit lang im Be- 
fig ihrer Gerechtſame wirthfchaftlihen Inhalts. Denn aus mehr als 
einem uellenzeugnig geht aufs Unzweideutigſte hervor, daß ben 
Grundherren nad) wie vor Zehnten, Zinfen und Frohnen geleiftet wurden. 
Aber die Befeitigung ber Habsburgsöfterreichiichen Macht hatte fie doch 
ber wejentlichen politiſchen Stüge beraubt, an die fie fich in Zeiten ber 
Noth und im Widerftreit der Intereſſen mit ver Bauerfame hätten 
anlehnen fönnen. Und fo erbliden wir denn in ben nächſten Jahr- 
hunderten auf der einen Seite die Bauerfame, auf ber anderen bie 
grundherrliche Gewalt in einem Kampf um die wirthichaftliche, foziale 
und politiihe Suprematie, deſſen Ausgang übrigens nach der Schlacht 
am Morgarten, namentlich aber nach der Schlacht bei Sempach mit 
Sicherheit feftftand, wenn nicht unerwartete Ereigniffe ben Grundherren 
von Außen her zu Hilfe kamen. Diefe blieben indeß aus. So vollzog 
ſich denn hier in ben Alpengegenben, beren rauhe Luft eben jo wie der troßige 
Sinn ihrer Bevölterung den Grundperrichaften nicht günftig war, jener 
Zerbrödelungsprozeß der grundherrlichen Gewalt einige Zeit vordem 
ſich derfelbe in den Kantonen der Ebene fortfegte. Aber während in 
der Ebene zum Theil die größeren Städte fowie einige Länder die 
Gerechtſame ber Grunbherrichaften an fich brachten, während dann in ihrer 
Hand fi die Grundherrſchaft zur Landesherrſchaft und biefe wieder 
zur Staatshoheit entwictelte, verſchwanden in den Alpengegenben bie 
meiften, namentlich weltlichen Grundherrſchaften, ohne eine anbere 
Spur zu hinterlaffen, als die Ruinen von Bauwerken, die uns noch 
heute an eine anders geartete Vergangenheit biefer Länder erinnern. 
Einige Grundherren, und zwar namentlich die größeren geiftlichen, 
haben in ben erjten Jahrhunderten nach Befreiung der Walbftätte ihren 
Hinterſaſſen ausdrücklich geftattet, ſich von ihren Pflichten gegen Be— 
zahlung größerer oder geringerer Summen Gelves Ioszulaufen, was 
denn auch vielfach gefchah. Die meiften grundherrlichen Rechte ſcheinen 
aber im Lauf der Zeit ohne ſolche Ablöfung erlojchen zu fein, indem das 
den Grundherren zuftehende Obereigenthum mit feinem Recht auf Ab» 
gaben und Dienfte, feinen Bifcherei-, Jagd- und anderen Gerechtfamen 
ſich im Lauf der Zeit immer mehr verflüchtigte und immer inhaltslofer 
wurbe. Die Gefchlechter des hohen Adels wanderten aus und bie des 
Jahrbuch V. 4, Hräg.d. Schmoller. 6 
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niederen folgten ihnen entweber oder ftarben aus oder gingen im 
ber Bauerſame auf. Unb ähnlich wie bem wirthſchaftlichen Inhalt 
des grunbherrlichen Rechts ging e8 auch den im bemfelben enthaltenen 
politiſchen Befugniffen, welche theils auf größere, theild auf Heinere 
genofienihaftlihe Verbände und ihre frei gewählten Drgane über- 
gingen. So blieb denn ber Helvetik, als fie nach dem Vorbilde der 
franzöfifhen Nationalverfammlung die Aufhebung aller Feudalrechte 
dekretitte, in den Urfantonen nicht viel zu thun übrig. Was fie jekt 
als eine Konfequenz bes Naturrechts für bie ganze Eidgenofjenfchaft durch- 
führen wollte, das hatte ſich in den Urkantonen im Lauf einer Jahrhunderte 
alten Gedichte in Folge der alimäligen Verlegung des Schwerpunktes 
der wirthichaftlichen, fozialen und politiſchen Macht in die Bauerſame 
gleichjam von felbft vollzogen. Und auch die neueſte bemofratifche 
Bewegung in der Schweiz mit ihrem umerfchöpflichen Füllhorn polie 
tifcher Rechte brachte Nichts, was die Kantone der Urfchweiz nicht be⸗ 
reits feit Jahrhunderten, wenn auch in etwas anderer aber jevenfalls 
weniger künſtlicher Form befeffen hätten. 

Diefer kurz ſtizzirte politifche Rahmen umigließt ben oben ber 
reits angebeuteten fozialen Inhalt, den wir jegt näher zu erörtern 
haben werben. 

Die Gliederung der Bevölkerung in ben ſchweizeriſchen Alpen- 
gegenben war zur Zeit der Gründung der Waloftätte faft ebenjo ein- 
fach wie fie e8 jegt if. Nur an ver Peripherie, nach Oben und nach 
Unten bat fi bie joziale Schichtung der Bevölkerung im Lauf der 
Zeit verändert und zwar derart, daß fie in ifrer oberen Schicht ein» 
facher und in ihrer unteren komplizirter geworben ift. Im ifrem Kern 
dagegen ift fie dieſelbe geblieben. Zu dieſem gehörte und gehört eine habliche 
Bauerſame, die ſich im ihren einzelnen Gliedern anfangs ähnlicher war 
als jetzt, wo bie größere Freiheit und Beweglichkeit des Verkehrs, ſo⸗ 
wie die mittlerweile eingebrungene Geldwirthſchaft eine größere Ver- 
ſchiedenheit in den Vermögensverhältnifien der Bauern bewirkt hat. 

Eine Veränderung von größter Tragweite ging namentlich darin 
vor ſich, daß fi allmälig eine eigene nichts oder nur wenig (vielfach 
nur ein Haus, einen Gemüfegarten und etwas Kleinvieh) beſitzende 
Klaſſe jelbftändiger Landbewohner herausbildete. Noch im XIIL 
Jahrhundert und wohl auch fpäter Hatte der Bauer jeine ganze Ar- 
beitöfraft im Haufe: fie beftand aus feinen erwachſenen Söhnen und 
Töchtern, zu benen dann noch weitere Verwandte jowie fremde Per⸗ 
fonen hinzukamen. Aber auch dieſe legteren werden als weitere Glieder 
der Familie angefehen und gingen in ihr auf. Parallel mit ver all- 
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mäligen Differenzirung des Grunbbefiges und mit ber Verengerung und 
zugleich Lockerung des Familienbandes ging die Entftehung jener oben 
erwähnten felbftänbigen Heinen Eriftenzen. Da ihr Befig zu gering 
war, um fie allein zu ernähren, fo mußten fie durch Arbeit für An- 
dere das zu ihrem Lebensunterhalt Erforderliche Hinzu zu erwerben 
ſuchen. Es ift das die Klaſſe der in früheren Jahrhunderten fogen. 
armen Leute, der Tagwner, Tauner ober nad heutigem Sprachgebrauch 
der Meinen Leute, der Lohnarbeiter, Tagelöhner. Diefe Klaſſe rekru⸗ 
tirte fich gewöhnlich aus den jüngeren Söhnen der hablichen Bauern, 
wenn fie, vordem fie fich etwas Rechts erworben und ohne daß ihnen 
das Glück in der Geftalt einer reichen Erbtochter oder ſonſt gelächelt 
hätte, einen eigenen Hausſtand grünbeten. Auch größere habliche 
Bauern, welche durch eigene Schuld oder durch Unglück herabgekommen 
waren, fanlen bisweilen zu ben fogen. armen Leuten herab. Ein 
weitered Sontingent lieferten die Neisläufer nach ihrer Heimkehr: 
denn wenn die einen aus fremden Dienften Ruhm und Beute heim 
brachten, fo verloren die anderen im jenen wilven Kriegszeiten des 
XIV. und XV. Jahrhunderts mit der heimiſchen Sitte und Zucht 
nicht felten das einzige Kapital, das fie aus der Heimath mitgenommen 
hatten. Dazu kam die Noth, welche die häufigen Kriege diefer beiden 
Jahrhunderte, fowie Peftilenz; und Mißwachs über jene von ber 
Natur ohnehin micht reich ausgeftatteten Länder zu bringen pflegten. 
Sole Kalamitäten hatten jedes Mal zur Folge, daß ein Theil der 
Hablichen wenigftens zeitweilig in die Klaſſe der Armen und ein 
Theil diefer wieder in die der Almofengenöifigen herabjant. “ 
Bür den fozialen Charakter des Landes von geringerer Bedeu⸗ 
tung als biefer nach unten auslaufende Zerbrödelungsprozeß der habe 
lichen Bauerfame ift der Einfluß jener Höheren aber dünnen Schicht, die 
fich über die Bauerfame lagerte. Diefe beftand zur Zeit der Befreiung 
der Waloftätte aus größeren und Fleineren Grundherren, die entweder 
ausnahmsweiſe dem höheren, der Regel nad) aber dem niederen Adel an- 
gehörten, fowie beren politifchen und wirthichaftlichen Vertretern: den 
Vögten, Amtleuten, Meiern, Kellern und Sorftern, von denen bie 
erfteren nicht felten ebenfalls abeligen Standes waren. Ye mehr wir 
uns der Gegenwart nähern, beito mehr verfchwinbet dieſes der mittel« 
alterlichen Bevölkerung der Alpenmwelt eine gewiffe Mannigfaltigfeit 
und zugleich einigen Glanz verleihende Element. Es bleiben und zwar 
bis auf unfrere Tage nur die Mlöfter mit ihren herrſchenden und 
dienenden Infafjen übrig und an biefe fchließen fich die Vertreter und 
Diener der Kirche an, welche in den Schweizer Alpen ſtets eine freund⸗ 
6* 
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liche Heimftätte fanden. Das verſchwindende grunbherrliche Element 
findet dann namentlich feit vem XVII. Jahrhundert einen theilmeifen 
Erſatz in denjenigen Familien, die fich regelmäßig im Befig der Magiftra- 
turen bes Landes befanden. Werben biefe auch durch freie Wahlen und 
zwar gewöhnlich nur auf hırze Zeit eingefegt, jo mußten dieſe Wahlen 
doch naturgemäß in einem Lande, in dem bie Reime höherer und 
feinerer Kultur nur bünn gefäet waren, immer wieber auf venfelben 
Kreis von Perfonen fallen. So bilvete ſich denn eine Ariftolratie ber- 
jenigen Familien aus, in denen bie oberften Aemter gleihjam erblich 
waren. 

Und wie hervorragendes Talent und höhere Bilbung neben an 
deren Eigenſcha ften und Verbienften zum Eintritt in biefen Kreis und 
zum bauernden Verharren in bemfelben geführt Hatten, jo hat bie ftete 
Beſchäftigung mit den Stantsgefchäften — wozu namentlich) auch bie 
Vertretung der Länder auf der Tagfagung, jowie die Verhandlungen 
mit fremben weltlichen und geiftlichen Mächten gehörten ımb neuer 
dings wenigftens die Vertretung im ben eibgenöffiichen Räthen gehört 
— in biefen Familien wieder einen Schag von Traditionen, Erfah 
rungen und Senntniffen angefammelt. Den letzteren ſuchten bie ein» 
zelnen Glieder biefer Ariftofratien fort und fort durch den Beſuch aus 
wärtiger Univerfitäten und Kollegien zu vermehren oder doch zu er» 
halten. 

Endlich ift für die Bildung einer höheren Geſellſchaftsſchicht in 
den Urlantonen von der größten Bedeutung geweſen die Stellung, die 
zu allen Zeiten bie abgehärteten und tapferen Söhne der Alpenmelt 
in fremden Militärdienften eingenommen haben. Durch dieſe Sölbner- 
dienſte war ein wirkſames Mittel gegen eine etwaige Uebervöllerung 
jener nur eine bünne Bevölkerung ernäßrenden Länder gegeben. Dann 
aber brachten die auf ihre alten Tage häufig in ihre Heimath zurüd- 
kehrenden Landesjöhne, wenn ihnen das Glück gelächelt Hatte, neben 
veichlihen Penfionen nicht ſelten beträchtliche® Vermögen, ſowie bie 
Errungenſchaften einer feineren geiftigen und gefellfchaftlihen Bildung 
mit. Noch heute zeugt manches ftattliche umb geſchmackvolle Gebäude, 
mancher wertvolle und kunſtreiche Hausrath, fowie die importirte 
Kultur jeltener Pflanzen oder Baumforten für den günftigen Einfluß, 
den ber fremde Dienft auf die Urfantone gehabt hat. Mag man 
das Aufhören dieſer vom politiihen Standpunkt nicht unbedenklichen 
Beziehungen der Schweizer zu fremden Mächten auch mit Freuden ber 
grüßen: für das Kulturleben jener Gegenden beveutet daſſelbe immer» 
hin einen Berluft, der neuerdings durch bie Begünſtigung der Aus 
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wanberung ber überfchüffigen Bevölkerung nad Amerika, durch ben 
Bau von Eifenbahnen, dur die Einführung von übrigens nur müh⸗ 
fam Fuß faſſenden Induſtrieen, ja felbft durch bie Entwidelung ver 
Fremdeninduſtrie nicht vollftändig ausgeglichen ift. 

Eine mittlere Stellung zwiſchen biefen verſchiedenen Klaffen, bald 
mehr zu der einen, bald mehr zu der anberen ſich neigenb, nehmen, 
nachdem fih das Handwerk von der Landwirthſchaft getrennt hat, bie 
Heinen jelbftänbigen Handwerker und fonftigen Gewerbtreibenden, wie: 
Schmiede, Müller, Ziegler, Wagner, Bäcker, Metzger, Wirthe u. |. w. ein. 
Zu dieſen find dann in ben legten Jahrzehnten in überreicher Zahl 
entweber felbftändig ober in Verbinbung mit anderen @ewerben auch 
die Hotel» und Penfionsbefiger mit ihrem dirigirenden Perjonal hin⸗ 
augetreten. Der unterften Klaſſe der Heinen Leute gehörten ferner früher 
die Säumer, Bootführer, Sennen u. f. w. und gehören gegenwärtig 
die Droſchkenkutſcher, Fremdenführer, das zahlreiche Dienftperfonal 
der Hotel u. ſ. w. an. 

So hat fi denn im Lauf ber Zeit am bie breite und ven Cha⸗ 
alter ber Gefellichaft in den Alpengegenben beftimmende Schicht der 
hablichen Bauern nad Oben eine ſpärliche Bevölkerungsllaſſe mit 
höherer Bildung und größerem Kapitalbefik, welche den Aderbau und 
die Viehzucht nur etwa mebenbei zum Zweck der Befriedigung ihrer 
häuslichen Bebürfnifje treibt, angefchloffen. Nach unten geht die Bauer- 
fame dann durch Vermittelung der Meinen und Heinften Haus- und 
Gartenbeſitzer über in bie Klaſſe der völlig Beſitzloſen, und läuft 
endlich in die Almoſengenöſſigen aus. 

Das eben ih allgemeinen Zügen Dargeftellte mag durch ein kon⸗ 
tretes Bild veranfhaulicht werden; zu welchem Zwed die Gliederung 
der Bevölkerung der im Berner Oberlande liegenden Gemeinde &. vor= 
geführt werben foll. Diefe Berggemeinde zählt ca. 700 Hauspaltungen. 
Davon entfallen ca. 20—30 auf die hablichen Bauern. Dieje befigen 
je ca. 3—5 Jucharten Land (1 Juchart = 36 Aren), mit welchem reichlich 
bemefjene Nugungen ver Gemeinalpen und des Gemeinwaldes verbunden 
find. Ihren Boden bebauen die Beſitzer mit Hilfe ihrer Angehörigen, 
fowie gemietheter Knechte und Mägde. Der Viehſtand mwechielt in 
den einzelnen Haushaltungen zwiſchen 6—10 Kühen. Ueber dieſer 
Kaffe ftehend bewohnen das weitläufig gebaute Dorf der Pfarrer, 
Schulmeifter und einige Hotel» und Penfionsbefiger, die zum Theil 
nur während des Sommers ihre Nefidenz hier aufichlagen. Somit 
tommen bie leteren für das foziale Bild der Bevölkerung wenig in 
Betracht: im wirtbfchaftlicher Hinficht erſcheinen fie in ben Sommer- 
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monaten als Abnehmer eines Heinen Theils ber in der Gemeinde er- 
zeugten Probufte, namentlih der Milch jofern fie micht felbit Kühe 
halten, jowie als Dienftherren einiger Knechte und Mägde. Tas 
Meifte, was fie von Produkten verbrauchen, beziehen fie jedoch aus ber 
Berne und aud ein Theil des Dienftperionald wirb von aufen mit- 
gebracht. An die habliche Bauerſame jchließen ſich mittelbar an 
350 Haushalungen, die wahrigeinlich größtentfeifs im Lauf der 
Zeit durch fortgefegte Theilungen des &rumbbefikes aus ber erjteren 
Kaffe entftanden find. Dieje Hauspaltungen befigen je ca. eine Juchart 
Land mit den zu bemfelben gehörigen Pertinenzen am Gemeindeboden 
und 1-3 Kühe. Auf diefer Bafis leben die einzelnen Familien, ihre 
Heinen Aecker jelbft bebauend und ihr Bieh felbft beſorgend, entweder 
ohne Nebenverbienft und zwar alsdann kũmmerlich genug, oder fie jucen 
und finden nebenbei im Sommer noch einen Berbienft als Sremben- 
führer, PBadträger, Drofchtenkuticher m. j. w, im Winter wohl auch 
als Holzarbeiter, Eisbrecher u. |. w. und kommen dann bei micht zu 
großer Kinderzahl gut aus. Die unterfte aus 320-330 Haushal · 
tumgen beftehende Aaſſe endlich befigt gar fein Land und wohnt bei 
Anderen zur Miethe ober befigt hoͤchſtens ein Meines, wenn auch 
häufig ſtark verihußdetes Häuschen und etwas Kleinvieh. Die einzelnen 
Mitgliever diefer Mafje ſuchen fi ihren Lebensunterhalt als Land» 
arbeiter, Kuhhirten, Sennen, Fremdenführer, Träger u. ſ. w. zu ver: 
dienen und bringen ſich in normalen Zeiten bei nicht zu vielen Kindern 
tũmmerlich durch: bei außerorbentlichen Krankheiten umd größerer 
Kinderzahl, bie nicht felten auf zehn und mehr anzufteigen pflegt, muß 
dann die Gemeinde helfen. 

Bei diefer Gelegenheit mag zugleich darauf aufmerkſam gemacht 
werben, daß die Grenzlinie zwijchen ber Klaſſe ver Heinen Leute, d. h. 
den Armen im mittelalterlichen Sinn des Worts und den Almofen- 
genöffigen oder Armen im heutigen Sinn in den Schweiger Landgemein- 
den mit ihrer lokalen Autonomie durchaus nicht fo jcharf gezogen iſt, 
wie in anderen Ländern, in denen bas Reglement und bie burean« 
tratifche Ausführung defjelben mehr zur Geltung gelangen. So wird 
3 B. den jelbftändigen Heinen Leuten nicht felten eine vorübergehende 
ja bisweilen jogar eine dauernde Beihilfe aus dem Gemeinvejedel zu 
Theil, ohne daß fie deßhalb als almojengendifig angejehen und dem⸗ 
nah behandelt würden. Es geſchieht das nicht mur zeitweilig beim 
Eintreten befonderer Unglüdsfälle (Mißwachs der Kartoffeln, langan- 
haltende Krankheit oder Tod des Wamilienvaters u. ſ. w.), ſondern 
auch dauernd für den Fall der Belaftung bes Familienvaters mit einer 
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für feine Einfünfte zu großen Familie. So erweiſt ſich 3. B. vie 
dem Berner Oberlande angehörige Gemeinde ©. vermögenslofen Eltern 
gegenüber durchaus nicht ſchwierig. Die Praxis in diefer Gemeinde geht 
dahin, daß während vier Kinder auch von vermögenslofen Eltern felbit 
erhalten werben müſſen, für bie biefe Zahl überfteigenden Kinder 
die Gemeinde forgt. in direktes Zuwiderhandeln gegen das Malthus⸗ 
ſche Gefeg, wird mancher dabei ausrufen! Aber Kinder find eben feine 
Pflanzen ober Thiere, die man mit dem billigen Troft zu Grunde 
gehen laſſen darf, daß für fie an der Tafel der Natur fein Plag ge- 
deckt ift. 

Uebrigen® verdient bemerkt zu werben, daß bie Vermögensverthei« 
fung in vielen Gemeinden ber ſchweizeriſchen Urkantone gegenwärtig 
eine befjere ift als bie eben bargeftellte, indem die habliche Bauerjame 
meift noch einen größeren Play einnimmt und ber Zerbrödelungsprozeß 
innerhalb verjelben nicht fo weit vorgefchritten ift, wie in dem obigen 
Beiſpiele. 

Doch nehmen wir den abgeriſſenen Faden unſerer Darſtellung 
wieder auf. Die wirthſchaftlichen Verhältniſſe, auf denen die oben 
geſchilderte einfache ſoziale Gliederung erwuchs, waren von jeher weſent⸗ 
lich agrikole, wie ſie es auch heute noch ſind. Von ſeinem eigenen 
Erbe aus betrieb der Bauer die Viehzucht und den Ackerbau. Der 
letztere nahm noch im XIII. und den folgenden Jahrhunderten einen 
viel größeren Umfang ein als gegenwärtig. Denn bei dem geringen 
regelmäßigen Verkehr der Alpengegenben mit anderen Ländern mußten 
ihre Bewohner das, was fie für ihren Lebensunterhalt brauchten, auch 
ſelbſt hervorzubringen juchen. Den Aderbau ſcheinen fie urjprünglich 
hauptſãchlich an der Sonnenjeite der Vorberge auf Höhen betrieben zu 
haben, die gegenwärtig nur noch als Wiejen und Weiden benugt 
werden. In bie Thäler ift berfelbe dann erft Herabgeftiegen, als 
diefe vollftänbig troden und damit anbaufähig geworden waren. 
Während fi an dem dem Aderbau unterworfenen Theil des Landes 
bereits früh das Privateigentfum ausgebildet hatte, blieben bie reichen 
Weiden, auf denen fih das Vieh tummelte und auch noch ein 
Theil der Wiejen, welche das nöthige Winterfutter für das Vieh her⸗ 
geben mußten, in vielen Gegenden bis auf unjere Tage im Beſitz der 
größeren Martgenoſſenſchaften, jo 3. B. in Uri, Schwhz, Graubünden 
ober im DBefig Heinerer Iofaler Verbände, die ihren Urſprung nicht 
felten auf die Hofverfaffung zurüdführen, fo z. B. in Ob: und 
Nidwalden, Zug, Glarus u. j. w. Ebenſo war auch der noch mit 
urwaldäßnlichen Stämmen beftandene und von dem Weidegebiet noch 
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nicht gejonderte Waldboden damals allen gemeinjam. Derſelbe lieferte 
in reichlihem Maße das nöthige Bau- und Brennholz und biente 
außerdem noch als Viehweide. Wie das Getreide, fo jcheint auch das 
Vieh wejentlih dem eigenen Bedarf der Bevöllerung gedient zu haben. 
Der Export be Getreide und Viehes war gegenüber bem eigenen 
Konſum nicht groß. Die NRauchziegerbereitung und überhaupt die 
Käfebereitung im Steinen war ſchon früh befannt; bie Käfebereitumg 
im Großen dagegen hat erft jpäter, beftimmt feit dem XII. Jahr. 
hundert, auf ben größeren Klöſterhöfen von Diffentis, Pfeffers, Ein- 
fieveln, Engelberg u. ſ. w., fowie auf ben Alpen größerer Abliger 
feinen Anfang genommen. Die nicht felbft verbrauchten Produkte 
der Alpengegenden wurben in bie Ebene geichafft und gegen bie 
felben die Erzeugnifie diefer Länder, fowie ferner Zonen eingetaujcht. 
Bereit im XII Jahrhundert begann der Verkehr zwiſchen Deutich- 
land unb Italien den Weg über den Gotthard einzuichlagen, wodurch 
namentlih Luzern ein wichtiger Durchgangspunft für Waaren und 
Neijende wurde. Die Bergleute in den Walbftätten waren gewohnt, 
die Märkte in Luzern zu beſuchen, um der Stabt einen Theil ihrer 
Lebensmittel zu liefern und Salz, fowie andere Waaren (Gewürze, 
feine Gewebe, Zierrathen, Schmud u. dergl.) einzutauſchen. Im 
XIV. und noch häufiger im XV. Jahrhundert begegnen wir bann 
den Urnern, Schwyhzern und Unterwalbnern, bie ihr junges Vieh über 
ven Gotthard auf italieniiche Märkte bringen und etwas ſpäter finden 
wir auch die Glarner über den Panixer Paß nah Graubünden und 
über den Lukmanier nach Lugano und Mailand vorbringen, um ihre 
jungen Thiere dort abzufegen. 

Wapricheinlih würde diefer Verkehr bald größere Dimenſionen 
angenommen haben, wenn nicht die alte Straße für den inbifch-europä- 
iſchen Verkehr, die über das mittelländifche Meer, Italien und die 
Tyroler Alpen nach dem Often und über die Schweizer Alpen nach 
dem Weften Europas führte, einerſeits infolge der türkifhen Erober 
rungen in Aſien und Europa, dann aber auch infolge der Entdeckung 
des neuen Seewegs nach Indien, jowie der Entdedung Amerikas zu 
volfftändiger Bedeutungsloſigkeit verurtfeilt worden wäre. Durch Ber= 
Tegung dieſer Handelsjtraße aus dem Centrum Europas an feine weit- 
lien Küften janten Italien, Deutſchland und zum Theil auch die 
Schweiz, wo fih auf Grund dieſes Verkehrs und der in feinem Gefolge 
auftretenden Gelbwirthichaft ein höheres wirthichaftliche® Leben zu regen 
begonnen hatte, in\den Zuftand der Naturalwirthichaft zurüd. Aus 
dieſem Zuftande haben ſich die Ränder der Schweiz dann wieder erſt 
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im Lauf der legten Jahrhunderte und zwar nur theilweiſe umd dazu 
ſehr langſam erhoben. 

Die geringen Veränderungen, welche ſich im Lauf der letzten Jahr⸗ 
hunderte im wirthſchaftlichen Leben der Alpen vollzogen haben, waren 
einmal durch die zunehmende Leichtigkeit und Gewohnheit des Verkehrs 
berfelben mit ben ebenen Theilen der Schweiz, dann aber auch durch 
das Anwachſen der eigenen Bevölkerung bebingt. 

Die befferen Kommunikationsmittel und bie größere Rechtsſicher- 
heit ermöglichte dann auch bie regelmäßige Zufuhr fremden Getreides, fo 
daß der in früherer Zeit dem Aderbau nur wiberwillig dienende 
Boden dem Pflug und dem Spaten immer mehr entzogen werben 
lonnte, um feiner natürlichen Beftimmung gemäß als Wieje zu dienen. 

Als Beleg für die Abnahme des Getreivbaues in den Urkantonen 
möge uns geftattet jein, zwei Thatjachen hier anzuführen, nämlich 
daß noch im XII. und XIII. Jahrhundert von Obwalden aus mit 
Getreide bebadene Nachen über den See nad Luzern gingen, jo daß 
isre Ankunft für den Getreibepreis in Luzern maßgebend war, während 
in den fünfziger Jahren unſeres Jahrhunderts der Getreidebau in 
Obwalden faft ganz aufgehört Hatte, jo daß das in biefem Stanton 
konfumirte Getreide alles von Außen Kerbeigefchafft werben muß. 

Die allem wirthſchaftlichen Fortſchritt zu Grunde liegende Arbeits- 
theifung, wonach jeber einzelne Menfch, fowie ganze Klaſſen und endlich 
ganze Völker um fo ausfchließlicher nur dasjenige hervorbringen unb 
treiben, wozu fie bie beften Anlagen und Vorausfegungen mitbringen, 
veranlaßte auch die Alpenbewohner, daß fie fich im Lauf ver legten 
Jahrhunderte immer mehr von dem Aderbau ab- und der Viehzucht 
ausſchließlich zuwandten. Der burchichnittlich Heine Befig jener Gegen- 
den führte dann im Verbindung mit den weiten Gemeinmweiden und 
Wäldern zu jener fpezifiich bäuerlichen Art der Alpenwirthſchaft, wor 
nad das Vieh ſich nur im Winter im Stall befindet, vom Frühjahr 
an bis fpät in den Herbſt dagegen in größeren und Heineren Partieen 
theils auf dem Privateigentfum im Thal, theil® auf den im Ge» 
meineigenthum befindlichen Vor⸗, Mittel- und Hochalpen geägt wird. 

Während aber auf der einen Seite das auf der Sonnenfeite der 
janften Gebirgsabhänge liegende Gelände in den Iegten Jahrhunderten 
dem Aderbau entzogen wurde, mußte andererſeits wieder ein Theil der 
Thaljople in Folge vermehrter Bevölkerung zu Gemüje- und Kraut 
gärten und feit Einführung des Kartoffelbaues im legten Viertel des 
vorigen Jahrhunderts auch zu Kartoffelädern eingerichtet werben. 

Eine weitere der Neuzeit angehörenbe Rulturveränderung betraf dann 
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das Borrüden der Weide auf Koſten des Waldes, jo daß dieſer immer mehr 
und mehr zurückwich. Infolge der Transporterleihterungen, des in der 
Ebene theilweife eingetretenen Holzmangels, verbunden mithohen Holzpreifen 
drang der Holzhandel bereit8 am Schluß des vorigen, namentlich aber 
in ber eriten Hälfte des gegenwärtigen Jahrhunderts tief in bie Alpen- 
wälber vor und veranlaßte hier jene Furzfichtigen Kahlſchläge, die das 
Klima rauher machten, den Ackerboden ftellenweife zu vollftändiger Uns 
fruchtbarkeit verbammten und enblich die bekannten periodiſch wieber- 
fehrenden Wafferverheerungen in der Ebene veranlaften. Erſt in 
unjeren Tagen ift burch Träftiges Einfchreiten des Bundes die pfleg- 
lihe Benugung der Alpenwälder garantirt und damit der Wieder 
holung der obigen Vorgänge in der Zukunft vorgebeugt worden. 

So hat fi denn innerhalb des weiten politifhen Rahmens eine 
höchſt einfache foziale Gliederung der Alpenbewohner auf Grund ebenjo 
einfacher wirthichaftlicher Verhältniſſe herausgebildet. Diefe find auch 
heute noch weſentlich agrikoler Natur, jo daß Handel und Gewerbe im 
Ganzen nicht mehr leiften, als was ver geringe Bebarf der Landbewohner 
über diejenigen Produkte hinaus, die das Land felbft erzeugt, verlangt. 
Das Stäbtewefen endlich ift wenig entwidelt. 

Für die Land» und Alpenwirthſchaft iſt noch Heute, wie vor ſechs 
Hundert Iahren, das Kollektiveigentfum von wejentlicher Bedeutung. 
Der ganze im Kolleltiveigenthum befindliche Boden wird nad) dem Sprach: 
gebrauch des Kantons Schwyz als Allmend bezeichnet, d. h. als 
das, was allgemein ift, im Gegenfag zum Gigen. Der gröfte 
Theil der Wälder, Streuriever und Weiden, aber auch noch ein Theil 
ber Wiejen, Gärten und Getreibe- ſowie Kartoffelfelver in der Urſchweiz 
jowie in den angrenzenden Gebirgsfantonen befindet fich auch heute noch 
im Kolfeftiveigentfum größerer oder fleinerer Genoſſenſchaften, deren Ber 
ziehungen zum Staat und zur Gemeinde bald Ioje, bald enge find. 

So übertrifft 3. B. in dem gegenwärtigen Bezirt (dem ehemaligen 
altfreyen Lane) Schwyz der Allmendboden das gefammte im Privateigen- 
thum befindliche Sand um ein beträchtliches. Leider liegen uns feine 
genauen Angaben über den Umfang biefer beiven Kategorien des Grund» 
befiges vor. Zu der Allmend des Bezirks Schwyz gehört Das ganze 
Hochgebirge, fowie alle größeren Walbungen und fehr ausgedehnte 
Gärten, Wiefen, Streu: und Torfländereien. Das ftenerbare Grundver ⸗ 
mögen ber beiden diefem Bezirke angehörigen Hauptlorporationen, ver 
Ob+ und Unter · Allmendkorporation, betrug nach ber Taration einer 
Expertentommiffion allein über 6500000 Fres. Und ebenfo fchägt 
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Tage die der Bezirksgemeinde Uri gehörigen Allmenden auf ca. 
6.000 000 $rc#. 

Innerhalb der Allmend im weiteren Sinn unterfcheidet man dann 
wieder die Thal» oder Bodenallmend, die Allmendalpen (nach Urneri« 
ſchem Sprachgebrauch) und die Gemeinwälder. Da ber bei weitem 
größte Theil der Allmend fich in der perjänlihen Nugung ber Be— 
wohner jener Länder befindet, fo haben biefe an dem Schiejal derſelben 
ein faft ebenfo intenfives Intereffe, wie an dem Schidjal ihres Privat- 
eigenthums. Dieſes ftarke Intereſſe fpricht fich jeboch nicht nur in 
dem regelmäßigen Beſuch der Allmenpverfammlungen aus. Sein an- 
derer Gegenftand — aufer etiva bie Angelegenheiten der Kirche — 
vermag überhaupt die Gemüther der Lanbleute jo jehr zu erregen, fie 
zu feften Parteien zu gruppiren und gelegentlich erbitterte Kämpfe zu 
veranlafien, als die Fragen, die ſich an die Art der Allmendnutzung 
fnüpfen. 

Dieſes intenfive und theilweife gegenjägliche Interefje der Ge- 
nofjen an ber Allmend Kat fich erſt mit ber größeren Differenzirung 
der Klaſſen umter ven Gebirgsbewohnern eingeftelit. Aber nicht nur 
die Klaffentheilung, auch die allmälige Verſchiebung der Kulturen, ſo— 
wie überhaupt bie ganze Wirthichaftögefchichte jener Länder findet ihren 
Ausdruck in den Allmenden und ber Gefchichte ihrer Nutzung. 

Dieſe Allmenden wurben zur Zeit der Befreiung der Walbftätte 

von den Bauern, ohne Unterſchied, ob fie auf Eigen ober Erbe fahen, 
fowie von ben Grundherren für ihr Salland, deſſen Bedeutung aber 
je länger um fo mehr verſchwindet, genügt. Unter den Bauern haben 
wir die Vorftände der bäuerlichen Haushaltungen zu verftehen, in denen 
io ziemlich alle Einwohner des Landes, foweit fie nicht ben höheren 
Ständen angehörten, damals untergebracht waren. 
Dra dieſe Nugung anfangs nur in natura erfolgte und bie Far 
milienangehörigen alles, was fie beburften, von dem Bamilienvorftande 
erhielten, jo hatten die zur Haushaltung eines Bauern gehörigen Söhne 
und Töchter ſowie fonftigen Angehörigen ebenjo wenig das Interefje wie 
die Fähigfeit, die Allmende jelbftändig zu benugen. So waren benn, 
wenn man von den Grumbherrichaften abfieht, die hablihen Bauern 
damals faltiſch die einzigen Nutznießer. Auch der Umfang und bie 
Art ihrer Nutzung richtete ſich ausſchließlich nach ihrem wirthſchaft · 
lichen Bedürfniß und dieſes wurde wiever thatjächlich durch die Größe 
ihres Privatbefiges an Land, Gebäuden und Vieh beftimmt. Dabei war 
die Allmendnugung durch feinerlei beengende Vorichrift der Gefammt- 
heit beſchränkt. 
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Der Bauer holte fich alfo felbit joviel Holz aus dem Walde, als 
er zum Bau und zur Reparatur feiner Gebäude, zur Anfertigung jeiner 
Geräthichaften und zur Feuerung bedurfte. 

Er trieb ferner fo viel Vieh auf die Gemeinweide, als er beſaß 
und überwintern fonnte und nahm jo viel von dem Allmendboven unter 
den Pflug und bie Bade, als er über fein Privateigentfum hinaus 
noch nugen mochte. In der Negel lag für dieje Iegtere Art ver 
Nugung übrigens fein Bedürfniß vor. 

Ein Wiberftreit der Interefien unter den Nutungsberechtigten trat 
erft ein, als der Bauerftand aufpörte die einzige wirthichaftlih maß ⸗ 
gebende Klaſſe zu fein und der Getreidebau immer mehr zu Gunften des 
Wieſenbaues und ber Weidewirthichaft eingeengt wurde. Was zunächft 
bie höhere über der bäuerlichen ftehende Klaſſe betrifft, jo fommt fie 
für die Almendnugung nicht befonder® in Betracht. Sie nutzte bie 
Allmend ebenfalls nach Maßgabe ihres in eigener Bewirthicaftung 
befindlichen Sondereigen und biefes überragte — feit die Grunbherrichaft 
und die Hofverfafung ihre Bedeutung verloren — den größeren bäuer- 
lichen Grundbefig nur noch ausnahmsweife. 

Um fo bebeutfamer wurbe die Ausbildung einer eigenen Klaffe von 
Leuten, welche gar fein ober nur wenig Land und Vieh bejaßen. Ye 
zahlreicher dieſelbe wurde, befto deutlicher trat ihr von dem Interefje 
der Bauern verjchiedenes, ja demfelben entgegengejegtes Intereſſe an 
der Allmend zu Tage. 

Die bisherige Art der Nukung war ihnen entweder gar nicht oder 
nur wenig zu Statten gelommen. 

Am meiften Vortheil brachte ihnen noch der Gemeinwald. Aber 
den wichtigiten Beftanbtheil deſſelben, das Bauholz fonnten fie entweder 
gar nit benugen, weil fie feine eigenen Häufer befaßen ober konnten 
es doch wenigften® nicht in dem Maße benugen, wie die Bauern, weil 
ihre Häuferchen Hein und bürftig waren. Dagegen kam bas Brenn- 
Holz auch ihnen zu ftatten. Den geringften Nugen hatten fie von den 
weiten Weibetriften zu Berg und Thal: denn zur Benugung biejer 
fehlte ihnen das Vieh entweber ganz; ober fie befaßen doch nur eine 
Kuh oder ein Paar Ziegen und Schafe, während der reihe Bauer die 
Bodenallmend und ©emeinalp durch feine Sennte, bejtehend aus 20 
bis 40 Stüd Großvieh, beweiden Vieh. 

Und auch durch Abtretung und Verlehnung (Verpachtung) feines 
Nutzungsantheils an dritte Perfonen durfte fich in der Negel Niemand 
einen Bortheil aus der Allmend verfchaffen. Denn bereits früh hatte ver 
Grundſatz, daß die Thal- und Alpenweiden ebenfo wie bie Gemein- 
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wälber nur von ben in ber betreffenben Gemeinde ober doch im Lande 
angeſeſſenen Genofien und nur nad Maßgabe ihres privaten Grund» 
beſitzes benußt werben burften, Rechtskraft erhalten. Der rechtliche 
Ausorud für diefen Grundſatz freilich konnte ein ſehr verſchiedener fein: 
entweder war bie Gefammtnugung der Allmend in iveelle Theile zerlegt 
und mit dem Privatgrundbefig als deſſen Pertinenz verknüpft. Es 
war bamit jedem Privateigenthümer eines Stüdes Land zugleich ein der 
Größe dieſes Iegteren entſprechender Untheil an der Allmendnutzung 
eingeräumt, jo daß bei Veräußerungen bie Allmenbnugung regelmäßig mit 
dem Privateigentfum an den neuen Erwerber überging. Zur Ausbildung 
ſolcher Rechte ift es jeboch in den Schweizer Alpen nur ausnahmsweiſe ge 
tommen; fo 3. B. in einzelnen Gemeinden des Berner Oberlandes und 
Graubündens. Dagegen war e8 Regel, daß bie Nugungsberechtigung einen 
rein perfönlichen Charakter hatte und an die perjönliche Zugehörigkeit zu 
größeren ober Heineren Verbänden genüpft war. In Schwyz und Uri 
hatte jeder Lanbesangehörige, in Nid und Obwalden jever Angehörige 
eines Heineren gemeinbeähnlichen Lokalverbands, einer fog. Uerthe oder 
Theilfame, das Recht, die Allmend zu benugen. Dieje rein perjönliche 
Berehtigung wurbe dann durch Vererbung ober duch Einkauf in ben 
betreffenden Verband erworben. Für die perfönlichen Nutznießer er» 
hielt ver oben mitgetheilte Rechtsſatz bisweilen folgenden Ausdruck: 
bag nur das dem berechtigten Genoſſen dauernd gehörige Vieh oder 
doch nur das mit deſſen eigenem Heu ducchwinterte Vieh auf die Ge- 
meinweiven getrieben werben bürfe und daß bas non dem Genofjen 
aus dem Gemeinwalde bezogene Holz von ihm felbft benutzt, aber nicht 
verfauft werben folle. 

Unter ſolchen Umſtänden zog der nichthabliche Genoſſe bei per- 
jönlich gleichem Nutzungsrecht mit dem Hablichen dennoch faktifch einen 
viel geringeren Vortheil aus feinem Recht, als diefer. Baktifche Un« 
gleichheiten bei gleichem Recht waren aber auf bie Dauer in einem 
Gemeinweſen unhaltbar, inbem bie hinſichtlich der Benugung der Allmend 
gleichberechtigten Genoſſen auch politiich gleichberechtigt waren und 
über die Schiele der Allmend und ihrer Benugung allein zu be 
ftimmen hatten. 

Ihre politische Macht haben die Nichthablichen denn auch benugt, 
um ſich einen ihrem gleichen Recht entiprechenden Antheil an der All« 
mendnutzung Schritt für Schritt zu erkämpfen. Freilich iſt dieſer ſchlei⸗ 
chende und chroniſche Gegenſatz der Intereſſen für gewöhnlich durch das 
beiden Klaſſen auf anderen Gebieten Gemeinſame verdeckt worden und nur 
ſelten in ein alutes Stadium getreten. Letzteres geſchah nur in Zeiten großer 
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Geiftesbewegungen, die auch in materieller Beziehung nad Beränderungen 
Hinbrängten: fo namentlich zur Zeit der Reformation und Gegenrefer- 
mation, fowie zur Zeit der mit der franzöfifchen Revolution in Zufammen- 
Hang fiehenben Helvetif und ſodann wieber in unjeren Tagen, ba bie joziale 
Frage die Gemüther beſonders lebhaft in Anſpruch nimmt. Es geſchah 
ferner nach großen Veränderungen in der wirthſchaftlichen Kultur und Tech· 
nit, wie namentlich in Folge der obenermähnten Kulturverſchiebungen in 
der Alpenwelt. Wurde der Intereffengegenfag dann afut, jo fehlte es 
gelegentlich nicht an heftigen Beinbfchaften, erbitterten Fehden und 
tumuktuarifen Auftritten, wie namentlich gelegentlich des ſog Hörner- 
und Klauenſtreits, der in den breißiger Jahren dieſes Jahrhunderts 
im Kanton Schwyz tobte. 

Im diefem Klaffenftreit der Hablichen mit ven Armen hatte die 
Bauerſame zum zweiten Mal einen harten Strauß zu beſtehen. Zum 
erften Mal focht fie ihm mit den Vertretern ver grundherrlichen Ge- 
walt aus. Im demſelben handelte es fich damals um bie politifche 
Alternative: ob die herrſchaftliche Gewalt des Adels oder die genofien- 
ſchaftliche Selbftverwaltung der Bauerfame das Schichſal diefer Länder 
fortan beftimmen follte, ſodann aber auch um bie Beantwortung der 
fogialpofitifchen Frage: ob es ben Grunbherren gelingen werbe, ihr 
Obereigenthum zum vollen Privateigenthum zu fteigern und die auf dem ⸗ 
felben figenden Bauern zu einer Art von Pächtern berabzubrüden 
oder ob umgelehrt ihr Obereigenthum zu einem unmejentlichen Schein her- 
abfinten und dagegen das bäuerlihe Nutzungsrecht fich zum vollen 
Privateigenthum verbichten würde. Der Ausgang jenes politifchen und jo- 
zialen Kampfes ift bekannt: die Bauern blieben Sieger. Einen an⸗ 
deren Erfolg hatte der Kampf um bie Allmendnutzung. In früheren 
Jahrhunderten find freilich die hablichen Baueru auch auf dieſem Ge⸗ 
biet mit ihren Intereſſen burchgebrungen: aber biefer ihr temporärer 
Sieg hatte doch nur die Bebeutung einer Verzögerung bes fchließlichen 
Reſultats. 

Die Folge ſolcher Siege der Bauerſame war, daß der ihnen 
günftige faltiſche Zuſtand der Allmendbenutzung für eine Weile auch 
gefeglich fanktionirt wurde. 

Erlangten dagegen bie fogen. Armen einen Vortheil über vie 
Hablichen — fei es nun, daß fie zufällig die Majorität in ver Ge⸗ 
noffenverfammlung hatten ober daß fie durch ihre drohende Haltung 
die Hablichen zu Konzeſſionen veranlaften over daß Rückſichten ver 
Gerechtigleit und Billigfeit bei dieſen entſchieden — fo kam es regelmäßig zu 
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Kompromifien, in denen die Forberungen der Armen zu partieller An⸗ 
erfennung gelangten. 

In Iegterer Beziehung dürfte die Bebeutung der Kirche und ihrer 
Diener, die in den Urkantonen überhaupt einen beftimmenden Einfluß 
ausüben, nicht zu unterjchägen fein. Aber auch andere Faltoren 
drängten bafin, daß bie beiden Bevölkerungsklaſſen, die mın ein Mal 
auf derſelben Scholle figen und in jeder Beziehung auf einander an- 
gewiefen find, fich fchließlich gewöhnlich mit einander verftändigten, ohne 
daß eine folche Verftändigung doch den Charakter einer völligen Nieder- 
lage des einen Theils hatte. 

Auf diefem Wege kam allmälig ein Ausgleich der verfchiedenen 
Interefjen auf dem Gebiet ver Allmendnutzüng im folgender Richtung 
zu Stande, 

Während die Hablichen je mehr in der Wirthichaft der Alpen- 
gegenden bie Viehzucht zu prävaliven anfing, um fo mehr dahin 
drängten, daß die Allmend, abgejehen vom Walde, möglichit ausfchließ- 
lich als Weide von ben Genofjen gemeinfam benugt wurbe, weil fie, 
die von ihren im Privatbefig befinblichen Gärten, Aedern und Wiefen 
den nöthigen Bedarf an Snollenfrüchten für fih und das Winterfutter 
für ihr Vieh erhielten, von ber Benugung der Gemeinweide im Sommer 
duch ihren ſtarken Viehſtand den größten Vortheil genoffen, mußten 
die Armen feit dem XVI Jahrhundert durchzufegen, daß immer 
größere Theile der Allmend zum Anbau von Gemüfe, Frucht, Flachs 
und ſeit dem vorigen Jahrhundert auch von Kartoffeln in Sonder 
nugung übergingen. Dieß geſchah dann entweder fo, daß alle Genofien 
gleihe Stüde erhielten, oder daß nur die Armen, gleichjam als Ent 
ſchadigung für die umfangreiche Weidenugung ber Hablichen, bei der 
Vertheilung folder Heinen Parzellen zur Sonbernugung berüdfichtigt 
wurden. 

Ein anderer Modus der Ausgleichung der Allmendbenutzung zwiſchen 
Reich und Arm beſtand dann darin, daß während die Senntenbauern 
die Thalallmend und Vorberge nur im Frühjahr und Spätherbſt durch 
ihr Bieh benutzten, für den Sommer dagegen ihre Heerden auf die 
Höhen trieben, den Armen auch für dieſe Jahreszeit in der Nähe ihrer 
Behaufung im Thal oder auf den Worbergen fogen. Heimkuhweiden 
eingeräumt wurden. Auf biefe treibt der nichthabliche Genofje dann 
feine Kuh ober feine Ziegen, bie ihm und feinen Kindern bie nöthige 
Milch zur täglichen Nahrung geben und die er daher nicht für ben 
ganzen Sommer entbehren Tann. 

Auch wurden von der Regel, daß jeder Genoffe nur fein im Thal 
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durchwintertes Vieh auf die Gemeinweide treiben barf, zu Gunften ber 
Armen manche Ausnahmen zugelafien. So indem man benjelben ge- 
ftattete, eine geringe Anzahl von fremdem Vieh, gewöhnlich bis zu 
2 Küpen, auf die Allmend zu treiben. Ihr Vortheil beftand dann dar⸗ 
in, daß fie die Milch der fremden Kühe während ver Weidezeit be 
mugen burften ober daß fie von dem Befiger ber Kühe eine Gelvent- 
ſchadigung für die Weibe erhielten, 

Die gebräuchlichfte Art der Ausgleichung beitand aber barin, daß 
an bie Stelle der unbegrenzten Zahl von Vieh, die der Genofie 
anfangs auf bie Gemeinweide treiben durfte, eine Timitirte Zahl 
trat. Dieje Begrenzung wurde namentlich nothwendig, feit die Ber- 
mögensungleichheiten größer geworben waren und dadurch die Gefahr ent- 
ftand, daß einzelne reichere Genoſſen mit ihrem Vieh, das fie ja ber 
liebig vermehren Tonnten, die Allmenden allein nugen würden. Dieſer 
Gefahr war mum allerdings zum Theil bereits dadurch gefteuert, Daß 
das auf bie Gemeinweide zu treibende Vieh im Lande oder in der Ge⸗ 
meinde burchiwintert fein mußte. Doch Hatte man im Verlauf ver Zeit 
in einigen Kantonen dieſe Regel dahin abgeſchwächt, daß es bereits 
genügte, wenn bas Vieh fich zu diejem Zweck nur an einem beftimmten 
Tage im Winter (gewöhnlich dem 30. November ober 6. Dezember) 
bes vorhergehenden Jahres oder auch ſchon im Märzmonat befjelben 
Jahres im Lande ober in ber Gemeinde befand. Daburch war bie 
Möglichkeit gegeben, daß kurz vor biefem Tage ein reicher Spefulant 
maffenhaft Vieh auftaufte, dafjelbe während des Sommers auf ben 
Gemeinalpen unentgeltlich weiden ließ, um es bann im Herbſt zu 
verkaufen. Um biefe Ausbeutung des Gemeinbefiges durch das große 
Kapital unmöglich zu machen, wurde beftimmt, daß fein Genofje mehr 
als 10, 15 oder 30 Stüd Vieh auf die Allmend treiben dürfe. 

Aber durch dieje Beftimmung war doch nur die Ausbeutung bes 
Gemeineigenthums durch einige reiche Genofien verhindert. 

Nun mußte auch noch für diejenigen gejorgt werben, bie, weil fie 
fein Vieh befaßen, an der Benutzung der Gemeinalpen faktifh auch 
keinen Antheil hatten. 

Zu dieſem Zwed fing die Allmendgenoſſenſchaft an, von ven die 
Allmend befahrenden Genoffen eine Abgabe, den jogen. Auflag, zu er- 
heben. Diefe Abgabe Hatte zu verſchiedenen Zeiten und in verfchies 
denen Gegenden nicht immer benjelben Zwed. Entweder nämlich wurde 
fie nur von demjenigen Vieh erhoben, das den Genoſſen aus 
nahmsweiſe über das zuläffige Marimum Hinaus auf die Gemeinalpen 
zu treiben geftattet war. Im dieſem Ball war die Abgabe vecht Hoch 
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und entſprach ungefähr dem Pachtfchilling für die Benutzung von 
Privatalpen. Ober e8 wurde die Abgabe von allem Vieh erhoben, 
das bie Genoffen auf die Allmend trieben und zwar entweder nad 
proportionalem ober progreffivem Fuß. Im legteren Falle Hatte der 
Beſitzer von 20 Kühen an Abgabe mehr zu zahlen als den zwanzigfachen 
Betrag deſſen, was ber Befiger einer Kuh zahlte; im erfteren Ball da⸗ 
gegen nicht. 

Es hat jedoch Jahrhunderte währende Kämpfe gekoftet, ehe bie 
Genoſſen fich dazu bequemten, für das, was fie bisher unentgeltlich 
genutzt hatten, eine Entihäbigung zu zahlen. 

Dieje Abgabe war anfangs fehr gering, wurde aber im Lauf ber 
Zeit immer mehr erhößt, dann aus einer proportionalen zu einer pro: 
greffiven gemacht und endlich fo weit gefteigert, daß fie auf den 
höheren Steuerjtufen faltifch der Höhe eines mäßigen Pachtſchillings 
gleihlommt. 

Uebrigens ift in dieſer Richtung felbft in den am weiteften gehen- 
den Alpengegenben noch nicht der legte Schritt gethan worden. Diejer 
würde in der Verpachtung der Allmenben an ven Meiftbietenden — 
ji e8 nun unter Beſchränkung der Meiftbotftellung auf die Genoſſen 
ober ohne ſolche Schrante — beftehen. Diefen Weg haben jedoch fürs 
Erſte nur einige Gemeinden ver Ebene bejchritten. 

Eine ähnliche Entwidelung Hat auch die Benugung ber Gemeinde 
wälber durchgemacht; fie beginnt mit dem fogen. Freiholzhieb, wobei 
jever Genofje fi) feinen Bedarf aus dem Walde felbft ausfuchen, her⸗ 
unterfchlagen und abholen kann. Darauf folgt die Einengung ber un. 
begrenzten Freiheit durch bie Forſtordnung, die Bildung von begrenzten 
Holzantheilen für jeden Genoſſen durch die Forftverwaltung, ferner die Er- 
hebung einer Abgabe von jedem Holzloofe, die fogen. Stumpenlöfung, 
und endlich die öffentliche Verfteigerung ber einzelnen Holzloofe an bie 
Genofjen. 

Uebrigens finden ſich, wie ſchon angedeutet, alle diefe verſchiedenen 
Stadien der Alpen- und Forftnugung auch heute noch neben einander 
in verfehiebenen Ländern und Gemeinden vor. 

Der Erlös der Abgabe für die Benugung der Gemeinweide wurbe 
urfprünglich zur Verbefferung der Alpen verwendet. Gegenwärtig bient 
ex faft ausſchließlich zur Vertheilung von Gelvantheilen umter die Ger 
noſſen. Dabei ift aber wieder ein verichievenes Verfahren zu unter» 
ſcheiden. Im einigen Gemeinden werben, dem ſtarken Zuge nach Gleich" 
heit in ben demokratiſchen Urkantonen entipredhend, aus dem Gelderlös 
gleiche Geldantheile gebildet und dieſe an fämmtliche Genofien, ohne 
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Unterſchied, ob fie reich oder arm find, gezahlt. Der Habliche zahlt 
fomit feine Abgabe von ber Allmenbnugung und empfängt anberer- 
ſeits einen Gelantheil. Der Arme zahlt Nichts, benugt die Gemein- 
weide nicht und empfängt nur einen Gelbantheil. In anderen Ge- 
meinben werben dagegen bie Gelvantheile nur am biejenigen vertheilt, 
welche die Gemeinweiden nicht felbft benugen. Im diefem Tall nuyen 
die Hablichen bdie-Allmenven in natura und zahlen eine mäßige Abgabe 
für diefe Nutzung; die Armen nugen fie nicht, empfangen dagegen aber 
einen Gelvantheil. 

Der letztere Weg wird neuerdings vielfach auch bei der Walt“ 
nugung eingefchlagen, indem es den einzelnen Genoffen freigeftelit iſt, 
ob fie ihre Holzantheile in natura ober ftatt berfelben ein beftimmtes 
Geldäquivalent empfangen wollen. 

Bei der Sonbernugung einzelner Stüde der Thalallmend als 
Garten oder Wiefe bedarf e8 weiterer ausgleichender Maßregeln nicht, 
da dieſe Nugung entweder ben Armen ausfchließlich oder doch wenigſtens 
in bemfelben Maße zu gute kommt, wie den Reichen. Die Erhebung 
einer Nugungsabgabe ift daher hier in der Regel nicht üblich. 

Außer der Sondernugung von Gemüfegärten, Kartoffellänbereien, 
einzelnen Wiejen u. f. w. find ben Armen aber noch anbere 
Nutzungen eigenthümlich. Ihre Ziegen erflimmen bie höchſten, fonit 
unwegſamen und nur bürftiges Futter bietenden Alpen und durchſtreifen 
die Gemeinwälder. Die Rüdfichten auf ven rationellen Forſtbetrieb 
find in der Regel nicht ſtark genug, um bie Ziege, dieſe Kuh des Heinen 
Mannes, definitiv aus den Wäldern zu vertreiben. Aus ben Wäldern 
holt fi ver Heine Mann ferner auch die nöthige Streu für fein Bieh 
und ber fteile DBerggrat mit feinen Weiveplägen muß ihm auf ge 
fährlicher Fahrt das nöthige Futter bieten, bamit er feinen Heinen 
Viehftand den Winter hindurch ernähren könne, 

Der Gelderlös der Abgabe von der Allmendnugung wird wohl 
gelegentlich auch zur Unterftügung folder Inbuftrien verwendet, welche 
ben Armen Arbeit und Brod geben jollen over dient zur Beförderung 
der Auswanderung ber Genofien, wenn ihre Zahl den Nahrungsipiel- 
traum zu überfteigen droht. 

Im Verlauf der Jahrhunderte alten Gefchichte der Allmenbnugung 
tritt ferner allmälig aber deshalb nicht minder deutlich folgender ber 
beutjame Umſchwung zu Tage. 

Die Allmend dient anfangs wejentli den Probuftionszweden ver 
Bauern als den einzigen landwirthſchaftlichen Produzenten ver Alpen 
gegenden. Für fie ijt bei dem geringen Umfang des privaten Orunbbefiges die 
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Allmend in biefer Zeit ein nothwendiger Beftandtheil ihrer Wirthfchaft. 
Was wir fpäter als eigene Klafje der Nichthablichen ober Armen wahr- 
nehmen, erſcheint anfangs, wie wir bereit oben zeigten, eingeichloffen 
von der Familie des Bauern. Mit der Ausbehnung des Privateigen« 
thums einiger Bauern, dem Fortfchreiten der Land- und Alpenwirthſchaft 
und der Ausbildung einer hauptſächlich auf ihre Arbeit angewieſenen 
Klaſſe ändert fih dann allmälig der Charakter der Allmendnugung. 
Die Hablichen Bauern wiffen fi jegt zum Theil von der Allmend- 
mugung unabhängig zu machen, indem fie zur Sommerftalffütterung 
übergehen over für ihr Vieh eigene Weiben erwerben ober frembe 
Privatweiden pachten. Und fo weit fie dies nicht tun, müſſen fie 
wenigftens ihre Allmenbnugung — wenn auch zunächft noch nit voll — 
bezahlen. Im demfelden Grade, wie der Habliche von der Allınend- 
nugung unabhängig wirb, gewinnt fie dann für bie Armen an Bebeu- 
tung. Sie wird jegt die Stüge, welche bieje meift davor behütet, der 
Almofengenöffigteit anheim zu fallen. Sie ift das gemeinfame mate- 
rielle Band, das Reiche und Arme umfchließt und bildet durch ihren 
die fozialen Ungleichheiten abftumpfenden Charakter enblih auch die 
wirthfchaftliche Bafis, auf der die demokratiſche Verfaſſung jener Gegen- 
den ficher fundirt ericeint. 

Die Allmendnugung ſchützt dieſe Verfafjung jowohl davor, daß fie 
zum Schein und zur Lüge herabfinkt; aber auch davor, daß fie durch 
foziale Revolutionen erſchüttert werbe. 

Aber freilich zu abfoluter Ruhe ift diefe Jahrhunderte alte durch 
den Antagonismus von Reich und Arm erzeugte Bewegung in ben 
Apengegenden auch jegt noch nicht gefommen. Nur ift bafür geforgt, 
daß dieſe jih in Zukunft ebenjo gleichmäßig und allmälig, im Wege 
maßvoller das Nebeneinanberbeftehen beider Klaſſen ermöglichender Kom- 
promifje vollziehen wird, wie folches auch bisher gefchehen ift. 

Wieder birgt die Gegenwart eine Anzahl von Streitfragen in 
ihrem Schooß, die ihrer Erledigung in der Zukunft harren. Nur 
einige berfelben mögen hier kurz angedeutet werben. 

Während die Ausübung des perfönlichen Nutzungsrechts früher ab» 
Hängig gemacht war von bem Führen „von eigen feuer und Licht“, 
d. 5. von dem Innehaben einer eigenen Haushaltung und von ber An- 
fäffigfeit in dem Bezirk derjenigen Gemeinde oder größeren Genofjen- 
ſchaft, die im Befig der Nugungsgüter war, wird jet an dem Fort⸗ 
beftehen dieſer beiven Requiſite gerüttelt. Das erftere ift bereits viel» 
fach bejeitigt, jo baß gegenwärtig meift jeder männliche Genoſſe und 
bisweilen auch jede Genoffin von einem bejtimmten Yebensjahr an (dem 
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25., 20., 15. Yahre und ausnahmsweiſe auch noch früher) eo ipso 
mugungsberechtigt ift. Und aud an ber Befeitigung des zweiten 
Nequifits wird ſeitens derjenigen, welche beff privatrechtlichen Eharalter 
der Allmendgenoſſenſchaft betonen, emergijch gearbeitet. Sie möchten 
nämlich den Nugen — in Geld umgewandelt — aud den in ber Ferne 
weilenden Genofjen zufommen laſſen, und es hängt hiermit der zu einer 
gewiffen Berühmtheit gelangte Rekurs der berniſchen Gemeinde Lanım- 
Tingen zufammen, Doc ftößt dieſes Beftreben einftweilen auf mannichfachen 
Widerfpruch. Ja die Vertreter des Widerfpruches beichränten fich nicht 
auf die reine Negation, fondern möchten die vielfach abgebrocyenen Ber 
ziehungen zwijchen der Allmendgenofenihaft und ber Ortsgemeinde 
wieber erneuern, indem fie den Allmenbmugen den ortsanweſenden Ge 
noffen und außerdem auch noch den am Ort angeſeſſenen Nichtgenoſſen 
zu gewähren wünfchen. 

Wenn die legteren beiden, fünftiger Erledigung harrenden Bunte 
des Allmendweſens ven beſtehenden Klaſſengegenſatz auch wenig be 
rühren, fo ift das in ungleich höherem Grabe der Fall bei einer an- 
deren Strömung, die ſich in den legten Jahrzehnten gegen das ganze 
Allmendweſen als ſolches richtet. Diefe Mnüpft an den mannichfad 
vorlommenden fchlechten wirthſchaftlichen Zuſtand der Gemeinalpen und 
Gemeinwälder an und weift auf ben Widerſpruch Bin, daß die Ge— 
meinben einerfeit zur Beftreitung ihrer Ausgaben Steuern erheben 
und anbererfeit8 Nutungen vertheilen oder doch geftatten, daß mit 
ihnen in Berbindung ftehende Halb äffentlihe Genoſſenſchaften eine 
folche Vertheilung vornehmen. Um diefen Dualismus zu bejeitigen, 
und zugleich eine befiere Kultur des Allmendbodens zu erzielen, ift bie 
Vertheilung der Allmend zu Privateigentfum oder doch die ausfchließ- 
liche Verwerthung befielben für den Gemeinbefedel durch den Verkauf 
over die Verpachtung in Vorfchlag gebracht worden. Auf biefen Wege 
beabfichtigt man dann die Gemeindeſchulden zu bezahlen, die Gemeinde: 
ftenern zu vermindern und weitere öffentliche Anftalten zu begründen 

und zu unterhalten. Bei biefer Frage fcheiven fich die Intereſſen 
der beiden Klaſſen wieder aufs Deutlicfte. Der Allmendnutzen, wie 
er fih im Lauf der Zeit ausgebildet hat, und wie er die Tendenz zeigt, 
fih in Zukunft noch mehr zu entwideln, kommt weſentlich ven un 
teren nichtbefiglichen Maffen zu Gute. Die Abſchaffung und Verminde 
rung der Steuern in Folge fiskaliſcher Benugung ber Allmend da 
gegen würde faft ausfchliegli die befigenben Klaſſen erleichtern. End 
lich kommt die Verwendung ber Allmendnutzungen zum Bau neuer 
Schulpäufer, zur Anlegung neuer Wege, zur Begründung von willen 
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ſchaftlichen Sammlungen, zur befjeren Beleuchtung der Straßen u. ſ. w. 
hauptſãchlich auch wieder den befigenden Klaſſen zu Gute ober ber 
friebigt doch ein für die unteren Klaffen weniger dringendes Bedürfniß 
vor einem bringenberen. Denn täufhe man ſich nicht) Für ben 
Heinen Mann ift das Holz, an beffen Beuer die Windeln feiner Kinder 
getrocknet werben und durch das er fich ſelbſt und jeinen greifen Eltern eine 
warme Stube ſchaffen kann; das Stück Wieſe und Weide, das ihm 
das Halten einer Kuh ober Ziege für fich und feine Kinder geftattet, 
endlich der Gemüfe und SKartoffelgarten, der ihm bei hohen Gemüſe⸗ 
und Rartoffelpreifen und geringem Verdienſt den Bezug der nothwen⸗ 
digften Lebensmittel fihert, von ungleich größerer Wichtigkeit, als gute 
Wege und Straßenbeleuchtung, als ſchöne Sammlungen und gute (ober 
gar am Ende ſchlechte) Schulen, für die übrigens Staat und Gemeinde 
ja auch ohnehin forgen müſſen. Dabei ift freilich nicht zu leugnen, 
daß die Geldgabe, wie fie neuerbings immer mehr üblich wird, bie 
denkbar unzwedmäßigfte Form der Bürgernugung ift, weil fie zu ihrer 
Aneignung feinerlei Arbeit vorausfegt, wie bie eigentliche Allmend- 
mugung, und ferner, daß 'viele Gemeinwälder und Gemeinalpen jchlecht 
bewirthfchaftet werden. Aber die Geldgabe dürfte mır eine vorüber- 
gehende Nugungsform fein und die Bewirthſchaftung der Gemeinwälder 
und Gemeinalpen läßt fi, wie viele Erfahrungen lehren, auch ohne 
ihre Ueberleitung in das Privateigenthum auf eine hohe Stufe Heben. 
Zudem weiſt die Natur im den Alpengegenden felbft darauf Hin, daß 
die großen Alpen und Gebirgswälver fich in einer Hand befinden 
müffen. Da es in ben Schweizer Alpen aber im Allgemeinen an 
großen Vermögen fehlt, fo ift die genoffenichaftliche Form des Eigen- 
thums großer Korporationen die einzig mögliche, wodurch Alpen und 
Wälder vor einer unwirthſchaftlichen Zerfplitterung unter eine große 
Anzahl Feiner Befiger bewahrt werben. Sodann ift e8 für die Thal- 
bewoßner der Alpenfantone eine Lebensfrage, daß ihnen bie Benugung 
der Alpen und Gebirgswälder nicht abgefchnitten werbe; die dauernde 
Verbindung von Thal und Berg ift aber bei vorwaltendem Heinen 
Vermögen am beften durch das Kollektiveigenthum an den Alpen, an 
welchen dann den im Thal wohnenden Genofjen das Nugungsrecht zu⸗ 
fteht, gewährleiftet. Aber wenn biefe Verbindung von Grunbbefig im 
Tal und Alpennugung für die Hablichen eine Lebensfrage ift, jo ift 
nicht minder bie Allmendnutzung für bie Armen eine Wohlthat von 
unermeßlichem Segen. Denn fie ſchützt diefelben davor, daß fie nicht 
entwürbigenber Almofengenöffigfeit anheimfallen. Und wo fich biefe 
dennoch findet, ba ift fie gewöhnlich die Folge des Branntweinkonfums 
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und anderer Schäven, bie ben wenigſtens in den Alpengegenben im 
Allgemeinen wohlthätigen Einfluß des Allmendnugens paralyfiren. 

Wie die Alpenfantone der Schweiz daher einer von oben befretirten 
BVertheilung des Gemeinlandes zu Privateigentfum oder einer zwange- 
weifen Umwandlung des Allmenbgutes in Kämmereigut bisher abhold 
gewefen find, fo werben fie es Hoffentlich in ihrem eigenen Intereffe 
auch in Zukunft bleiben. Das fegt aber voraus, daß die Schatten 
feiten der bisherigen Nugung und Bewirthſchaftung in Zukunft möglichft 
befeitigt werben. 

IV. 


Wir find am Schluß. Es bleibt nur noch übrig, das Facit ber 
bisherigen Darftellung zu ziehen und bamit bie oben aufgeworfenen 
Fragen zu beantworten. 

1) Hinfichtlich des Zuſammenhangs, welcher zwifchen der fozialen 
Gliederung und der politifchen Verfaſſung eines Volkes befteht, lehren 
die Schweizerifhen Erfahrungen in Verbindung mit der Gecſchichte 
anderer Völker, daß man wohl pofitifche Verfafjungen nach der gleichen 
Schablone auf die.mannichfachften Gefellfchaftsglieverungen aufpfropfen 
Tann, daß politifche Verfaſſungen ohne entiprechende foziale Grundlage 
aber entweder zur Korruption der politiſchen Verfaſſung durch die Ge⸗ 
ſellſchaft oder zur zwangsweifen Umbildung der Geſellſchaft durch bie 
Verfaſſung führen müffen. 

Eine demokratiſche Verfaffung in Staat und Gemeinde, wie fie 
beifpielöweife in den Urfantonen befteht, jet zu ihrer gedeihlichen 
Wirkſamkeit voraus eine einfache foziale Gliederung, geringe und loſe 
Abhängigkeitöverhältniffe unter ben verſchiedenen Klaffen, eine möglicft 
geringe Zahl wirklich Armer d. h. Almofengenöffiger und ein gemein: 
fames ftarfes, namentlich auch auf wirthfchaftlicher Grundlage ruhen 
des Intereffe aller Klaffen an der Erhaltung der beftehenden Ordnung. 
Alles das trifft mehr ober minber in den Urfantonen ein und bient 
dazu, die demokratiſche Verfaffung dort zu wirklich umverfälfchter Aus 
führung gelangen zu laſſen. 

2) Ein weiterer Sa, den wir aus der obigen Darftellung ableiten 
Können, iſt biefer: daß ſelbſt unter den einfachften Verhältnifjen bie 
Geſellſchaft ſich in Klaſſen gliedert; ferner, daß die Interefien dieſer 
Klaſſen theils harmoniſch, theils gegenfäglich find und daß die Gegen 
ſätzlichkeit fich in beftimmten Zeitpunkten zu ſchroffſter Feindſchaft ſteigern 
Tann. In einem Gleichgewichtöverhäftniffe werben bie Klaffen und ihre 
Intereffen ftehen in Zeiten, in benen das veligiöfe, fittliche und geiftige 
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Xeben des Voll zu einer gewiſſen Ruhe gelangt ift, die Verfafjung des 
wirthfchaftlichen Lebens den vorliegenden Bebürfnifien entſpricht und 
die gejellichaftliche Gliederung ſich an die wirthichaftlihe Verfaſſung 
anfchließt. Dagegen wird es zu Reibungen und Kämpfen unter ben 
verfchiedenen Klaſſen kommen, wenn bie beftehende wirthichaftliche und 
fogiale Lage eines Volles den allgemein geworbenen Bebürfniffen ganzer 
Klaſſen nicht entfpricht, wenn in biefen zugleich neue Ideale für die 
Umgeftaltung des äußeren Lebens auftauchen, fowie namentlich dann, 
wenn bie beftehenden veligiöfen, fittlihen und politifhen Anfchauungen 
ſich verändern, was dann leicht auch die politifche und foziale Ordnung 
ind Schwanfen bringen kann. In ſolchen Zeiten theilen fi) Bewegungen 
und Erregungen, welche anfangs nur ein Gebiet betreffen, wie ein Laufe 
feuer auch anderen Gebieten mit. Aber wenn in folchen Zeiten bie 
unteren Klafien und ebenfo bie franfen Theile der oberen Geſellſchafts- 
ſchicht den Mafftab für das Mögliche und Erreichbare verlieren, jo iſt 
das immer mur ein Beweis für bie zu geringe Macht berjenigen Fak— 
toren, welche, wie die Religion, die gemeinfame Sitte, die gejchichtliche 
Trabition, fowie die Vaterlandsliebe beftimmt find, das Gefühl ber 
Gemeinfamkeit unter den verſchiedenen Klaſſen wach und rege zu erhalten. 

3) Fragen wir weiter, welche Bedeutung das Kollektiveigenthum 
für die Geſellſchaft, ſowie das Verhältniß ihrer einzelnen Klafien zu 
einander hat, fo fahen wir, daß daſſelbe, vorausgefegt, daß Das Privat- 
eigenthum in gewiffen, wenn auch beſchränktem Umfange nebenbei be— 
ftehen bleibt, den Klaſſenkampf nicht zu befeitigen vermag. Und alles 
Privateigentfum will ja jelbft der extreme Sozialismus der Gegenwart 
nicht aufgehoben wiljen, fondern neben dem Kolfeftiveigenthum an ſämmt⸗ 
lichen Produktionsmitteln und am Grund und Boden das Privateigentgum 
an ben Gebrauchögütern beftehen laſſen. Alfo angenommen, daß in 
irgend einer entfernten Zukunft die Forderungen des extremen Sozia⸗ 
lismus vealifirt würden, fo würde doch immer das Fortbeftehen des 
Privateigentfums an den Gebrauchsgütern den Keim zu ungleichen Ver— 
mögensverhältniffen in fich tragen. Und welche Legion von Dienern 
der Woplfahrtspolizei gehörte nicht außerdem dazu, um die Einhaltung 
der meift nur durch bie Zwedbeftimmung des einzelnen Individuums 
gezogenen ©renzlinie zwifchen Gebrauchsgut und Kapital zu beaufe 
fichtigen. Daß biefe Grenzlinie aber auch trog ber vielen Argus- 
augen boch immer wieber zu Gunften des Privateigentfums verichoben 
werben würde, zeigt jede Seite der Geſchichte der jchweizerifchen Allmend. 
Bei der Berfchievenheit der Begabung und Eharakteranlage der einzelnen 
Menſchen, fowie bei der Verſchiedenheit der Entwicklung der geiftigen 
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und fittlichen Fähigkeiten, die auch der rigorofefte Schulzwang und bie 
Tonfequentefte Uniformirung des Schulweſens nicht ganz zu bejeitigen 
vermöcte, — würben die Vermögensverhältnifie, felbft wenn man fie 
anfangs vollftänbig gleich machen wollte, allmälig doch wieder ungleich 
werben, womit denn wiederum Klaſſenunterſchiede gegeben wären. Diele 
müßten fih um fo ficherer einftellen, wenn mit dem Privateigen- 
thum auf befchränktem Gebiete auch das Erbrecht als fein Komplement 
zugelaffen werden würde. Die verſchiedenen Intereffen dieſer Klafien 
würben bann bei der Benugung des Gemeineigenthums, wenn auch in 
abgeichwächter Weije, fo doc immerhin noch deutlich genug zur Geltung 
gelangen. Und ber Wiberftreit der Intereffen müßte ebenjo zum 
Alaſſenkampf führen wie gegenwärtig. Ein ſolcher ift, unter ven oben 
angegebenen Vorausjegungen und in dem gleichfall® oben bejzeich⸗ 
neten Umfange, überhaupt unvermeiblich, fo lange noch ein Reit von 
Breiheit und Privateigentfum beftehen bleibt. Erſt wenn es gelingen 
ſollte, ein Volt vollftändig zu fajerniren, das Individuum zu einer 
Nummer und die Familie zu einer jeven fittlichen Inhalts baaren Ge 
ſchlechtsgemeinſchaft zu degradiren, — und das wäre bie nothwendige 
Konfequenz der vollftändigen Aufhebung des Privateigenthums —, erit 
dann wäre jeve Spur verſchiedener Klaſſen und bamit auch ber Kampf 
unter benjelben befeitigt. Ein folder Zuftand müßte aber ſchließlich 
nothwendig dahin führen, daß der Bebarf jedes Einzelnen nach einem be 
ſtimmten Normalmaß von der Gefammtheit geregelt würde. Der auf dieſem 
Wege erzielte Friede der Gefellfchaft wäre dann der Ruhe des Friedhofs zu 
vergleichen, auf dem bie inbivibuelfe Freiheit begraben läge. Ein jolder 
Preis ift aber ein zu theurer, als daß er, ſelbſt wenn man ben höchſten 
Grad und die allgemeinfte Verbreiung der materiellen Wohlfahrt dafür 
eintaufchen könnte, gezahlt werben würde. Selbſt ein Volt, das an bie 
größte Tyrannei nach unferen Begriffen gewöhnt ift, müßte vor biejer 
Konſequenz zurüdichreden. 

Es verlangt vielmehr die Gefammtorbnung unfere® heutigen Lebens, 
deren Grundlage, im Gegenfag zum fozialiftiichen Zukunftsſtaat, wie 
wir ihm und nad den einzelnen jozialiftifchen Poftulaten fonftruicen, 
die inbividuelle Freiheit auf alfen Gebieten ift, auch als Baſis unſeres 
wirthſchaftlichen Thuns und Laſſens die Freiheit und ihre Ausgeftaltung 
in der Güterwelt als Privateigentfum und Erbrecht. Aber wenn bie 
gegenwärtige Gefammtorbnung unferes Dafeins, ohne die und das Leben 
nicht lebenswerth erjcheinen würde, auch im Allgemeinen bie Herr 
ſchaft des Privateigentfums in der Welt der beweglichen Güter und 
für den Grund und Boden verlangt, fo ift dadurch doch nicht aus⸗ 
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geihlofien, daß innerhalb gewiffer Grenzen auch das Kolfeftiveigen« 
thum am Grund und Boden, d. 5. das Grumbeigenthum von Ge- 
meinden und anderen öffentlichen Körperfchaften, deſſen Nutzung ben 
Gliedern dieſer Gemeinſchaften freifteht, Platz greifen fönne. Ja 
dieſes ſoll das Privateigenthum verdrängen, ſoweit fo eigenartige Ver⸗ 
haͤltniſſe des Bodens, feiner Konfiguration und feines Klimas vorliegen, 
wie in ben Alpengegenben, oßne daß dadurch dem Prinzip des Privat 
eigenthums etwas vergeben wäre. Aber auch ohne ſolche natürliche 
Grundlage foll das Kollektiveigenthum in beſcheidenem Umfange neben 
dem herrſchenden Privateigentfum Plag finden. Denn währen das 
Privateigenthum hauptſächlich denjenigen Klaffen, in deren Händen 
ſich die Leitung des Produftionsprozeffes und die Anfammlung des Ka- 
pital® befindet, zu gute kommt, kann das Kollektiveigenthum bei zweck⸗ 
mäßiger Benugung — in den länblichen Gemeinden — dazu bienen, 
die untere Klaffe zu heben und fie vor Verarmung und direkter Staats⸗ 
unterftügung zu bewahren, den Gegenfag zwifchen Reich und Arm zu 
mildern und in dem Armen das Gefühl zu ftärken, daß er an ben 
Geſchicken feiner Heimath, am ihrem Wohl und Wehe lebhaft mit 
interejfirt iſt. Kleine und vollſtändig unentgeltliche ober nur niebrig 
vergoltene Landnutzungen haben für bie unteren Rlaffen der Landbe⸗ 
wohner eine ähnliche Bedeutung, wie das Verfiherungsweien für bie 
ſtädtiſchen und inbuftriellen Arbeiter. 

4) Wenn wir hiernad) zu dem Refultat gelangt find, daß das Kollektiv⸗ 
eigenthum von überwiegend wohlthätigem Einfluß für das wirthichaft 
liche, foziale und politifche Leben der Schweizer Alpenkantone ift, fo darf 
doch auch Die Kehrſeite bes eben bargeftellten Bildes nicht überſehen werben. 

Die wirthſchaftliche Ordnung diefer Länder ruht bei ausgedehnten 
Kollektiveigentfum und bünner Bevölkerung ausſchließlich auf dem Ader- 
bau und ber Viehzucht und weift demzufolge einen mehr einfachen 
und harmonifchen jozialen Bau auf, als er fich in Ländern mit entwidelten 
Induftrier und Hanbelsverhäftniffen und dichter Bevölkerung, in denen 
die gejammte Güterwelt im heftig wogenden Kampf ums Dajein bem 
Privateigentfum unterworfen ift, findet. Dafür entbehren die Alpenfantone 
aber auch jener höheren Kultur, wie fie aus ber mannigfachen Reibung ber 
Gegenfäge eines reich bewegten Lebens entipringt, jener Kultur, für 
welche große Völfer in ver bisweilen fchroffen Ungleichheit ihrer fozialen 
Berhältniffe einen Hohen Preis zahlen müſſen. 

Und in ber That find felbft die fpärlichen Elemente höherer Kultur, 
die fi) bei dem Gebirgsvolk der Schweizer Alpen finden, demſelben 
von außen her zugetragen und bebürfen ſtets wieder der Erneuerung von 
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Außen, um nicht völlig zu verſchwinden. Als ältefte und noch gegen: 
wärtig bebeutenbfte Kulturträgerin in jenen Laͤndern erſcheint bie fathe- 
liſche Kirche. Diefe lehrte das rauhe Gebirgsnolf nicht nur glauben 
und beten, fie 308 auch bie Grunblinten für ihr fittliches und wirt 
ſchaftliches Leben, fie baute ihm Kirchen und Schulen und jenkte bie 
erſten Keime der Wiſſenſchaft und Kunft in jenen harten Boden. Und 
auch noch gegenwärtig erhalten feine Priefter und Künftler gewöhnlich 
ihre Ausbildung in fremden Kolfegien und Kunſtſchulen, feine Advolaten, 
Nichter und Aerzte auf auswärtigen, fchweizerifchen und fremden Uni 
verfitäten. 

Sollen wir das etiva bedauern? 

Wir benfen nein. 

Erblicken wir doc in jenen innigen Wechſelbeziehungen zwiſchen der 
Natur jener Länder und den Lebensorbnungen ihrer Bewohner ein Stüd 
meifer Zwedmäßigteit. 

Jene Gebirgsgegenden vermögen ihrer natürlichen Beſchaffenheit 
nach nur eine dünne Bevölferung zu ernähren und — e8 findet fi das 
Privateigentgum, das in feiner unendlichen Theilbarfeit zu immer neuen 
Anfievelungen und damit zu einer unbegrenzten Vermehrung ber De 
völferung führt, von einem großen Theil jenes Bodens ausgejchlofien. 

Bodenart, Bodenkonfiguration und Alima jener Länder weijen bie 
felben im Frieden auf das primitive Gewerbe der Viehzucht und im 
Kriege auf die Vertheidigung enger Thalſchluchten und fteiler Gebirge 
päffe im unregelmäßigen Kampf hin und — die einfache foziale Gliederung 
fowie der harte Beruf ihrer Benölferung bewahrt fie vor einer feineren 
Kultur, deren Träger jenen Aufgaben wahrſcheinlich nicht gewachien wären. 


Die Armengefehgebung Frankreichs 
in den Grundzägen ihrer hiftorifhen Entwidlung*). 


Bon 


. *. Schn. v. Reitzenſtein, 
Bezteläpräfibent 4. D. in Freiburg t. Br. 


Vierter Abſchnitt. 
Die assistance médicale. 


In ber technifchen Bedeutung, welche der Ausdruck assistance 
medicale erlangt bat, bezeichnet er biejenige Bethätigung der ffent- 
lichen Armenpflege, welche die Verforgung in ihren Wohnungen ver- 
pflegter armer Kranker mit ärztlicher Hilfe, Medikamenten bezw. auch 
Nahrungsmitteln fich zur Aufgabe macht. Es ift hiermit die Abgrenzung 
des Gebiets gegenüber ber Kofpitalen Krankenpflege, bie fi grund⸗ 
jäglich auf die Verpflegung von Kranken in den Räumen der Anftalten 
befchräntt, gegeben. 

Die Beitimmungen ber vom Konvent erlaſſenen Gefege, welche 
die Anftellung von Mebizinalperjonen bei den Rantonalarmenverwal- 
tungen bezw. ben agences de secours angeorbnet hatten, waren, wie 
oben gezeigt worben, unausgeführt geblieben; bie erften thatfächlichen 
Verſuche, eine mebizinale Armenpflege zu organifiren, fallen in die Zeit 
des erften Kaiſerreichs; es war ber hochverbiente Präfelt des Nieber- 
heine, Lezah⸗Marneſia, der auch biefem Gebiet eine eingehende Auf- 
merkfamfeit zuwandte und eine ben gebachten Zweig der Armenver- 
waltung fowie zugleich die Handhabung des Impfweſens und einen 


*) Die erfle Hälfte des Artitels |. Jahrbuch V. 2-3. ©. 115 ff. 
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großen Theil der Medizinalpolizei regelnde Verordnung“)  erlich. 
Weſentlich unter Feſthaltung der damals gegebenen Grundlagen wurde 
im Jahre 1835 die Materie durch eine weitere Verorbnung des Prü- 
fetten Choppin d’Arnouille**) neu georbnet. Im Departement des 
Oberrheins wurde bie Organifation des armenärztlichen Dienftes im 
Jahre 1825 volfftändig durchgeführt, fobann aber im Jahre 1837 
durch den Präfekten Lebret einer neuen Regelung unterworfen. Die 
Departements ber Mofel, oberen Saone, Saone, Rhone und Loire, Meurthe, 
des Loiret und der unteren Loire werben als diejenigen bezeichnet, in welchen 
entiprechende Einrichtungen demnächſt ind Leben gerufen wurden ***). 
Im früheren Mofel:Departement beftand ein armenärztlicher Dienft feit 
1842; bie erfte Regelung erfolgte durch eine Präfeftoralverorbnung 
vom Jahre 1843; fpätere Verordnungen vom 9. November 1849 und 
18. Auguft 1856 bilveten die Einrichtung weiter aus. Im Departe 
ment der oberen Saone ſoll die Einführung ebenfalls im Jahre 1843 
erfolgt fein; im Loiredepartement fällt die erfte Organifation durch ben 
Präfelten Dubeffey in das Jahr 1850; eine Denkſchrift dieſes Prä- 
feften — vom 15. Yuli 18524) — entwidelt eingehend die Grund 
füge, die im Loiret für die Gejtaltung des betr. Dienftes maßgebend 
geweſen waren; die bortige Organifation umfaßte neben der Einrichtung 
eines fantonal- bezw. armenärztlichen Dienftes auch die Fürſorge für 
hilfloſe Greiſe und unbeilbare Kranke, deren Unterbringung als Pen⸗ 
fionäre bei Privaten des Näheren georbnet wurde. Im Departement 
der unteren Loire wurbe bie assistance medicale durch den Präfelten 
Chevreau im Yahre 1856 weientlih im Anſchluß am die im Loiret 
getroffenen Einrichtungen organifirt. 

Schon die Verſchiedenheit der Zeitverhältnifje, unter deren Ein 
fluß hiernach die Organijation der assistance medicale erfolgte, er- 
Märt die Mannigfaltigfeit der Tormen, in denen in ben einzelnen De 
partements die Einrichtung zur Ausführung gelangte. 

Wie bereits früher bemerkt worden, handelte es fich bei der Ein 


*) Arrötd concernant la police medicale et la vaccination dans le dé- 
partement, secours en alimens et medicamens & distribuer aux malades 
indigens des campagnes, im Recueil officiel des actes de la Pröfeeture du 
departement du Bas Rhin Theil XI. S. 399. 

**) Arröt6 relatif au service de sante dans le departement vom 30. 
Vuli 1835. 

***) Bgl. den unten zu erwähnenden Bericht im Bull, du min. de Fint. 
Jahrg. 1877 ©. 49 und bie Darftellung in ben Annales de l’assemblde natio- 
nale Theil 13 ©. 17 ber annexes. 

+ Abſchriftlich in meinem Beſitz. 
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richtung der mebizinalen Armenpflege, mit welchem Ausbrud ic ben 
franzöfifchen Begriff der assistance medicale hier wiebergeben will, 
um Ausfüllung einer der vielen Lücken, welche [bei der Entwidelung 
ver lokalen Armenpflege beftehen geblieben waren. 

Auf welden Urfachen es berußte, daß die Wohlthaten der von 
ben Hofpitälern geübten Krankenpflege den Armen ber Heineren, 
namentlich der ländlichen Gemeinben nur in verhältnißmäßig geringem 
Umfange zu gute kamen, babe ich im vorigen Abſchnitt des Näheren 
ausgeführt; ftiftumgsmäßige, autonome und aus ver lokalen Natur ber 
Anftalten fich ergebende Befchräntungen, ferner nicht felten Unzus 
veichlichleit der Mittel und die Schwierigkeit, die Uebernahme ber 
Pflegegelver durch die Wohnfiggemeinde herbeizuführen, ftanben bei 
vielen Hofpitälern einer Ausvehnung ihres Wirkungskreiſes hemmend 
entgegen; das Kauptfächlichfte Hinderniß aber beruhte in der Ungleich- 
heit, mit der die Hofpitalanftalten über das Land vertheilt waren; in 
den Departements, in denen Hofpitäler nur in geringer Zahl vor- 
handen waren, machten ſchon die zurüdzulegenden Entfernungen die 
Benugung für die Bewohner vieler Ortſchaften zu einer Unmöglichteit. 
Für folge arme Kranke, welche die Aufnahme in die Hofpitäler nicht 
erlangen Tonnten bezw. für ſolche nicht geeignet waren, durch Gewäh⸗ 
rung ärztlicher Hilfe und durch Verabfolgung von Arzneien und Nahe 
rungsmitteln zu forgen, gehört num allerdings grunbfäglich zu ben 
Aufgaben der Wohlthätigkeitsbureaus; inbefien bei den fehr beſchränkten 
Hilfsquellen der großen Mehrzahl dieſer Bureaus, namentlich ſoweit 
das platte Land in Betracht kam, war nicht daran zu denken, daß von 
denfelben auch nur einigermaßen ausreichende Einrichtungen zur Ber 
ſchaffung ärztlicher Hilfe für Arme getroffen wurden; der Regel nach 
waren nur bie Bureaus ber größeren Städte hierzu im Stande; bie 
Wohlthaãtigkeitsbureaus auf dem platten Sande find wohl nur in feltenen 
Bällen über eine Vertheilung von Nahrungsmitteln und Brennmaterial 
vielleicht auch von Arzneien an eine befchränfte Anzahl der bürftigften 
Armen Hinausgelommen. Aber in der Mehrzahl der laͤndlichen Ger 
meinben beftand nicht einmal ein Wohlthätigfeitöbureau; daß mehr alg 
ein Drittel der Gemeinden Frankreichs mit folchen Organen verjehen 
iſt, ift erft ein Ergebniß der fpätern Entwidelung. Für eine geord⸗ 
nete Krankenpflege für Arme des platten Landes und ber Heineren 
Städte blieb daher vor Allem Vorjorge zu treffen. 

Es gab indeſſen Motive, welche auch für diejenigen Gemeinden, 
in denen die Pflege armer Kranker durch mit ausreichender Dotation 
verjehene Hoipitalanftalten ficher geftellt war, daneben Beranital« 
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tungen, welche bie ärztliche Behandlung und Pflege folder Kranter in 
ihren Wohnungen ermöglichten, anftreben ließen. Nicht in jedem falle 
der Erkrankung eines Armen wird durch Aufnahme befielben in das Ho- 
fpital wird dem Bebürfnig in ber zwedmäßigften Weiſe entſprochen; in 
zahlreichen Fällen läßt die Kur in der Wohnung des Kranken fid mit 
derfelben Wahrfcheinlichleit des Erfolges, wie in einem Krankenhauſe 
bewirken; die durch Verbleiben in ber Bamilie gegebenen Möglichkeit, 
der Häuslichfeit und ben Grwerböverhältnifien noch eine gewiſſe 
Aufmerkfamkeit zuzuwenden, ift nicht felten für den Armen von 
höchſtem Werth. Bon ben berufenften Seiten wird Tonftatirt, daß 
gerade bei den refpeftabelften Elementen der ärmeren Bevölkerung und 
innerhalb derſelben vor Allem bei den Frauen bie Abneigung dagegen, 
ſich in vielen Bällen von Erkrankungen in das Hofpital zu begeben. 
eine allgemeine ift; auch das Zufammenfein mit im fittlicher Beziehung 
tief ftehenden Elementen in benfelben Räumen, das in öffentlichen 
Rrantenhäufern felten zu vermeiden ift, bildet einen Gegenftand des 
Anftoßes. Aber auch die Nüdficht darauf, daß bie Verpflegung ber 
Kranken in einer Anftalt in der Regel einen fehr viel höheren Auf⸗ 
wand an Koſten verurfacht, als durch die Behandlung des Kranen 
in feiner Wohnung entfteht, machte es wünfchenswerth, daß in der 
Aufnahme von Kranken über das nothwendige Maß nicht hinaus⸗ 
gegangen und für Behandlung folder Kranker, deren Krankheit und 
Verhältniſſe die Pflege in einer Anftalt nicht ſchlechterdings erforberten, 
beſondere Vorkehrung getroffen wurde. 

Die Organifation einer Armenkrankenpflege außerhalb gejchloffener 
Anftalten gehörte daher zu den Aufgaben, benen auch bie mit einem 
umfangreichen Hoſpitalweſen verjehenen größeren Stäbte zu genügen 
hatten. Bor Allem war es die Stadt Paris, welche mit dem Beilpiel 
einer ſolchen Einrichtung voranging; der Boden für diefelde war vor: 
bereitet vorzugsweife burch die Arbeiten Bee’s, jenes vieljährigen Mit 
gliedes der Parifer Armenverwaltung, der die Verällgemeinerung der 
Krankenpflege im Haufe fich gewiffermaßen zur Lebensaufgabe gelegt 

te; er war bie Seele ver eine lange Reihe von Jahren hindurch 
fortgejegten Bemühungen gewefen, mit denen die Wohlthätigkeitsbureaus 
bie Erweiterung ber assistance medicale erftrebt hatten, bie jedoch 
bei dem zähen Wiberftande, den die Organe der Hofpitalverwaltung ent- 
gegenfegten, nur von ſehr allmäligem Erfolge begleitet geweſen mwaren*). 

*) Bgl. Hierüber Gille's bereits diter eitirtes Bud: Le traitement des 


malades von Seite 69 ab und Vée's Schrift: Du Pauperisme et des secours 
publice, beren ebenfalls oben erwähnt wurde. 
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Beffere Ausfichten eröffnete der Verwirklichung dieſer Ideen bie 
im Jahre 1849 durchgeführte Reform der Parifer Armenverwaltung ; 
eine ber erften und wichtigften Xeiftungen ber neu gegründeten 
Sentralarmenbehörbe war es, daß fie die Organifation ber mebizi- 
nalen Armenpflege auf breiten Grunblagen zur Ausführung brachte. 
veitender Gedanke war hierbei, daß bie zu gewäßrende Hilfe fich 
teineswegs auf bie jonft regelmäßig von ber öffentlichen Armenpflege 
unterftügten Elemente der Pariſer Bevölkerung beſchränken bürfe, 
daß fie fich vielmehr auch auf alle diejenigen erftreden müffe, welche, 
weil ihr Arbeitöverbienft nur gerade zum täglichen Lebensunterhalte 
hinreiche, nicht in der Lage feien, fich ben nöthigen ärztlichen Beiftand 
fowie Heilmittel und Pflege aus eigenen Mitteln zu befchaffen. Die 
Beſchränkung auf bie in den Liften der Almofenempfänger eingefchrie- 
benen Perfonen wurde daher aufgegeben und die Zulaſſung zu den 
Wohlthaten der mebizinalen Armenpflege durch eine Verordnung vom 
20. April 1833*) in folgender Weife geregelt. Die diefer Armen- 
pflege vorgejegte Behörde, welche der Gentralarmenverwaltung unmittel- 
bar unterftelit ift, bebient fich der Vermittelung der Wohlthätigfeits- 
bureaus infofern, als in bem Sekretariat jedes diefer Bureaus eine 
iifte offen liegt, im die die Anträge auf unentgeltliche ärztliche Bes 
handlung bezw. bei Wöchnerinuen auf geburtspilflichen Beiftand einzutragen 
find. Unmittelbar nach dieſer Eintragung begibt fi) der Armenarzt 
des Stadtbezirks, in dem ber Kranke wohnt, zu bemfelben; bie 
von ihm verorbneten Arzneien werben umentgeltlich geliefert. Beion- 
dere dem Perfonal jeden Bureaus angehörige Vifitatoren befuchen 
ſodann ebenfalls den Kranken, um ſich über feine Perſon und Ber: 
mögensverhältniffe zu unterrichten und entwerfen fovann einen Be 
richt, auf welchen demnächſt eine befonvere, fich wöchentlich verſammelnde 
Kommiſſion ſowohl über die Fortdauer ber umentgeltlichen ärztlichen 
Behandlung, als über etwaige Gelvunterftügungen zu befinden hat. 
Nechtfertigen bie Verhältniffe die Unterftügung, fo dauern bie Beſuche 
des Arztes, wie des Viſitators jo lange fort, als der Heftige Charakter 
der Krankeit dauert; demnächſt erhält der Kranke noch eine legte 
Unterftügung und wird von ba ab an bie periobiihen Konfultationen 
im Geſchaäftslolal des Armenarztes verwielen, welcher dann auch noch 
die weitere umentgeltliche DBerabfolgung von Arzneien veranlaffen kann. 

*) Abgebrudt bei Gille a. a. O. ©. 208 ff.; vgl. ferner über das Verfahren, 
wie es fih auf Grund biefer Beftimmungen gebilbet, den weiter unten zu er- 
wähnenden Bericht von Delpech, im Bull. du min. de Pint. Jahrg. 1977. 
©. 52 fi. 
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— Bezüglich der Stadt Lyon liegt mir ein vom Präſidenten ber 
dortigen Wohlthätigkeitsbureaus vom 21. Auguft 1868 erlafienes 
Reglement vor, das den armenärztliden Dienft für genannte Stadt 
orbnet; danach ift für jedes Arronbiffement ein Armenarzt und ein 
Stelivertreter ernannt; was bie Lieferung von Medikamenten anlangt, 
fo fonkurriven bei berjelben alle im Arrondiſſement wohnenden Apo- 
theler, die bie Arzneien nach einem feftgefegten Tarif zu verabfolgen 
haben. Auch Bandagen für Rechnung des Wohlthätigleitsbureaus zu 
verſchreiben find bie Armenärzte befugt. Beachtenswerth ift jedoch, 
daß das Neglement die Zahl der ärztlichen Drdinationen, wie ber ärzte 
lichen Beſuche auf zwei bis drei als ein Marimum befchräntt, da es 
von dem Grundſatze ausgeht, daß von den bezüglihen Einrichtungen 
nur in Fällen leichter Erkrankungen Gebrauch zu machen jei, während 
für die Behandlung Heftiger und langwieriger, ſowie chronijcher Kran: 
heiten bie Hofpitäfer der Stabt offen ftänden. Die ſehr reichliche 
Dotation der Hofpitalanftalten Lyons ift offenbar bie Veranlaffung, 
daß dem Wirkungskreiſe der Wohlthätigkeitsbureaus eine ber weit 
weniger günftigen Lage diefer legteren Anftalten entiprechende Greme 
gezogen wird. — Im beiden Fällen — d. h. ebenſowohl was Paris 
als was Lyon anlangt — nähern fi die getroffenen Einrichtungen 
denjenigen, welche in ben größeren Städten Deutſchlands bezüglich der 
Drganifation des armenärztlichen Dienftes zu beftehen pflegen. Wie 
jehr die Organifation ber mebizinalen Armenpflege aud in ben ge 
nannten großen Stäbten einem Seitens ber armen Bevölkerung em⸗ 
pfundenen Bebürfniß entſprach, zeigt der raſch zunehmende Umfang, in 
dem in Paris von der in Rebe ftehenden Einrichtung Gebraud ger 
macht wurde. Die Zahl der Anträge auf unentgeltliche Behandlung 
in der Wohnung war im Jahre 1864 bereits auf 57415 (im Yahre 
1861 nur 49084) geftiegen; von biefen 57 415 Anträgen gehörten 
24 373 den eingejchriebenen Almofenempfängern an. Bon 40477 
Erwachſenen, welche ſich unter jenen 57 415 zur unentgeltlichen Kranten- 
pflege angemelbeten Berjonen befanben, find 28 543 Frauen und nur 
11934 Männer ; diefe Notiz ift infofern von Intereffe, als fie die, wie oben 
behauptet, bei den Frauen vorwaltende Abneigung gegen ben Eintritt in 
die Hofpitalanftalten beftätigt*). Im Jahre 1877 Hatte die Zapl ber 
zur armenärztlihen Behandlung zugelaffenen Perfonen 61286 (nah 
Abzug der nicht frank befunbenen 60 578) betragen, während bavon mır 

*) Borflehenbe Notizen find bem oben erwähnten Bericht von Delpecb — 
Bull. du min. de l’int. — entnommen. 
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24689 Empfänger regelmäßiger Unterftügungen waren. Der ges 
ſammte Dienft Hatte einen Aufwand von 811336 Fres. 15 Cents 
erforbert*). 

Was nun die Organifation der mebizinalen Armenpflege für 
die Meinen und namentlich bie länblichen Ortichaften anlangt, fo 
iſt das raſche Vorſchreiten derſelben unter dem zweiten Kaiſerreich 
weſentlich auf Rechnung des Impulſes zu ſetzen, welcher von der 
Regierung der Sache gegeben wurde; das Vorgehen des Präfelten 
Dubefjey im Loiret Hatte dieſer Anlaß gegeben, mittelft eines 
Cirtulard vom 3. Auguft 1852 die im genannten Departement 
getroffenen Einrichtungen der Beachtung der Präfelten zu empfehlen 
und fie zu einem ähnlichen Vorgehen aufzufordern; dieſe Bezugnahme 
auf Dubefiey hat mehrfach Anlaß gegeben, legteren, wie das u. U. 
aud von Dalloz geſchieht, als den Urheber der Tantonalärztlichen Or- 
ganifation zu bezeichnen, obgleich derſelbe gegenüber den in den äft« 
lichen Departements bereits vorgefundenen Einrichtungen nicht beſonders 
viel Neues geihaffen Kat. Weitere Eirkularverfügungen wieberholten 
bie gegebene Anregung **); nachdem im Jahre 1861 die Zahl der mit 
einer armenärztlichen Einrichtung verfehenen Departements fih auf 
38 gehoben, konnte der Minifter La Valette in einem am 24. April 
1867 dem Raifer erftatteten Bericht ***) Eonftatiren, daß im Jahre 1865 
von ben franzöfifchen Departements 48 eine Drganifation der medi⸗ 
zinalen Armenpflege befefien Hatten. Die Zahl ver behandelten armen 
Kranken hatte ſich im gleichen Zeitraume von 191696 (1861) auf 251 026 
(1865), die Zahl der Beſuche der Armenärzte von 486434 auf 
677 524, bie ber Konfultationen von 242 022 auf 314079 gehoben; 
der Geſammtaufwand Hatte fich im Sabre 1861 auf 848217, im 
Jahre 1865 auf 1263273 Fres. belaufen; an bemfelben hatte ver 
Staat mit einer Subvention von indgefammt 47200 (1861) bezw. 
50.000 Fres. (1865) fich betheifigt. Der Bericht fügt hinzu, daß bie 
Mehrzahl der Departements unbefchabet einzelner durch örtliche Ver⸗ 
Hältniffe bedingter Mobififationen jenes ihnen empfohlene Syſtem ver 
armenärztlichen Organifation auf der Baſis der Kantonseintheilung 
oder einer analogen, fir den Zweck ber mebizinalen Armenpflege vor— 


*) Gille a. a. D. ©. 420. 421. 

**) So bie Berf. des Minifters b. I. vom 22. Auguft 1855 Bull. du min. 
de l’int, &. 220 des gedachten Jahrgangs. Bgl. aud das Cirkular bes Finanz- 
minifler® vom 26. Juni 1855 daſelbſt S. 178. 

*=*) Bulletin du ministäre de l'interieur Jahr 1867, ©. 118 fg. 
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genommenen territorialen Abgrenzung angenommen haben; auf anderer 
Grundlage Hatte fich jener Zweig der Armenpflege in benjenigen De- 
partements entwidelt, in welchen das angeblich zuerft im Departement 
des Landes zur Anwendung gebrachte Syſtem zum Mufter gedient 
hatte. Zwei Syſteme waren es alfo, welche, was bie Organifation 
der mebizinalen Armenpflege auf dem Lande anlangt, damals einander 
gegenüber ftanden; das ältere, gewöhnlich das Tantonalärztliche Syſtem 
genannt und das neuere, welches meift mit dem Namen systöme 
Landais ober systöme de la libert6 & tarif fixe bezeichnet wird. 
Nach der Einrichtung, wie fie urſprünglich in ben elſäſſiſchen De 
partements und dem Mofelbepartement beftand, fiel bie Abgrenzung des 
Tantonalärztlichen Bezirks mit ber bes politifchen Kantons zujammen, 
bergeftalt, daß für den Kanton je ein Arzt mit ben bezüglichen Funt- 
tionen angeftellt wurde. Dieje Einrichtung hatte den Nachtheil, daß 
der dem einzelnen Arzte überwiejene Bezirk von zu großer Ausvehnung 
war, als daß berjelbe in allen ihm anvertrauten Gemeinden feine 
Obliegenheiten in gemügender Weife Hätte erfüllen können. Es war 
deßhalb eine ofjenbare Verbeſſerung, wenn der Präfelt Dubeſſey im 
Roiret- Departement an bie Stelle jener Eintheilung, je nach den Ver⸗ 
bältniffen der Benölterung und dem Angebot von in ber Gegend wohn 
haften Aerzten bemefjene Bezirke feste. Nach der von ihm getroffenen 
Einrichtung betrug, während bie Zahl der Kantone des Departements 
ſich auf 31 belief, die Zahl der kantonalärztlichen Bezirke ſich auf 63; 
der Name Kantonalarzt wurde gleichwohl als einmal eingebürgert 
beibehalten. Im der Art der Aufbringung, wie in der Bemeſſung des 
Gehalts beftehen die größten Verfchiebenheiten ; während in ven eljäls 
füchen Departements daſſelbe ausfchlieglih aus Beiträgen ver Ge 
meinde aufgebracht wurde, wurde im früheren Mofel-Departement bie 
Beſoldung ausſchließlich aus dem Departementalfonds beftritten; das 
im Loiretbepartement befolgte Syſtem war ein gemifchtes, indem ber ger 
jammte Aufwand für das mebizinale Armenweien aus einer Kaffe be 
ftritten wurbe, im welcher Beiträge der Gemeinden mit einer Sub 
vention des Departements und des Staats zujammenfloffen; ſoweit 
mir befannt, wurbe ein ähnliches gemifchtes Syitem auch im Meurthe⸗ 
Departement zur Anwendung gebracht; das Gehalt, das im Niederrhein 
ſchon 1835 ven nach franzöfifchen Verhältniffen erheblichen Betrag von 
600 Fres. erreichte, wurde im früheren Mofel-Departement erft all» 
mählich von 120 Fres. (1843) auf 400 Fres. (vom 1. Januar 1850 
ab) gebracht; fpäter (1854) wurde eine Abftufung des Gehalts je nach 
der Größe der verwalteten Bezirke durchgeführt, dergeftalt, baß das 
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felbe zwiſchen 150 und 550 Fres. variirte*). Im Loiret-Departement 
erreichte im Jahre 1852 das Gehalt einſchließlich einer jährlichen Prä- 
mie nur einen Betrag von jährlich circa 250 Fres. es fpricht je- 
doch in feiner Brochüre der Präfelt Dubeffey die Hoffnung aus, daß 
die Flüſſigmachung von Hilfsquellen für den Tantonalärztlichen Dienft 
eine Erhöhung auf 300 Fres. ermöglichen werbe. 

Nah den Grundfägen, welche bei Feftitellung ber Funftionen der 
Rantonalärzte anfcheinend in allen mit ber Einrichtung nach dem älteren 
Syſtem verfehenen Departements maßgebend gewefen find, waren bie 
felben keineswegs blos Armenärzte, jondern auch Organe der Sanitäts- 
und Mebizinalpoligei; ihr Geſchäftskreis umfaßte nach der Art, in 
welcher derſelbe in ber grundlegenden Verordnung Lezay Marnefins 
und wejentli in Uebereinftimmung hiermit in dem jpäteren (1835) 
für den Nieverrhein erlafienen Reglement abgegrenzt war, fait das 
ganze Gebiet der Öffentlichen Gefunbheitspflege. Vor Allem liegt ihnen 
neben ber armenärztlichen Praxis die Beforgung des Impfgeſchäfts 
ob; fie haben fodann alle auf den Geſundheitszuſtand bezüglichen Ver- 
hältniffe zu übernehmen, Fabriken, Gefängnifje, Schullofale zu be— 
fichtigen, auftretende Epidemien fofort zu konſtatiren und ihren Urfachen 
nachzuforſchen; der Konftatirung ber eingetretenen Tobesfälle und der 
Teftftellung der Todesurſachen haben fie die möglichft größte Aus- 
dehnung zu geben. Sogar gewiſſe Auffichtsfunktionen über das Mebi- 
zinalperfonal find ihnen anvertraut; der Thätigfeit der Werzte, Heb- 
ammen und potheler haben fie ihre Aufmerkſamkeit zuzuwenben und 
darauf zu fehen, daß bie bezüglichen Perfonen ſich bei Ausübung ihrer 
Kunſt in den durch ben Titel über ihre Qualifikationen gegebenen 
Grenzen halten, daß Unbefugte dem bezüglichen Gewerbebetriebe fern 
bleiben und daß bie Vorfchriften über die Bereitung ber Arzneien, fo 
wie die gegen Feilhaltung von Geheimmitteln gerichteten Verbotsbe⸗ 
frimmungen Seitens der Apotheler Beachtung finden. Auch die Sta- 
tiſtik ift in den Wirkungskreis der Kantonalärzte aufgenommen worden; 
biefelben Haben jährliche Gefunbheitsberichte zu erftatten und ſich in 
denfelben namentlich über Krankheiten, welche geherrſcht haben, und 
ihre weſentlichen Urſachen zu verbreiten. Die betr. Zahlenangaben 
haben fie nach beſtimmten vorgejchriebenen Formularen zufammenzu- 
ſtellen. Im ähnlicher Weife fpezialifiven die Verordnungen der Mofel- 
präfelten die fanitäts- und mebizinalpofizeilichen Obliegenheiten, Befugniffe 


*) Bol. die Einleitung bes Cirkulars vom 18. Auguft 1856, ©. 1 bes oben 
citirten Annexe’8 zum Recueil des Mofel-Departements. 
gr 
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und Auffichtsfunktionen der Kantonalärzte; auch im Loiretdepartement 
find fie gleichzeitig Impfärzte und Organe der Sanitätspolizei, in 
welcher Eigenſchaft ihnen jährliche Berichterftattung an den Präfelten, 
Beantragung ber erforberlichen fanitätpolizeilihen Maßnahmen und 
Inſpeltion der Schulen obliegt; insbeſondere gehört auch das Einfchreiten 
bei Epivemien zu ifren Aufgaben. 

Die Verpflichtungen, welche den Kantonalärzten in ihrer Eigen- 
ſchaft als Armenärzten auferlegt worden find, bemeſſen fih in ben 
einzelnen Departements verſchieden; theilmeije fteht dieſe Verſchiedenheit 
wohl im Zufammenhange mit der verſchiedenen Art, in welcher das 
Gehalt der Kantonalärzte normirt worden war; im Departement des 
Nieverrheind, das am früßeften mit einer relativ ausgiebigen Nor- 
mirung der Gehälter vorgegangen war, ift demgemäß auch den betr. Ob⸗ 
liegenheiten bie verhältnigmäßig größte Ausvehnung gegeben worden. Die 
Verordnung vom 30. Juli 1835 verpflichtete Die Kantonalärzte „zur unent- 
geltlihen Behandlung aller derjenigen armen Kranken, welche ihnen von 
ven Maires und Wohlthätigteitsbürenus überwiefen würden“ *); fie 
haben zu dieſem Behufe monatliche Runbreifen zu unternehmen und 
vom Tage der Ankunft den betreffenden Maires nähere Kenntniß zu 
geben, damit dieſe die Armen verftändigen und für ihre Zuweiſung 
an den Kantonalarzt jorgen können. Die Rantonalärzte find außerdem 
verpflichtet, einmal in der Woche unentgeltliche öffentliche Konfultationen 
ftattfinden zu laſſen, für die fie Tag und Stunde vorher feſtſetzen; die 
Zeit diefer Konfultationen wird demnächit in den Gemeinden zur öffent · 
lichen Kenntniß gebracht. Die Frage, ob der Kantonalarzt auch aufer- 
halb jener Zeiten und Gelegenheiten zum Beſuch der einzelnen Kranken 
verpflichtet ſei, ift in ber Verordnung nicht fpeziell entſchieden; doch 
fcheint biefelbe nad; Maßgabe des an die Spite geftellten Prinzips be- 
jaht werben zu müſſen. — Auch die Verordnung für das Mofel- 
Departement vom 18. Auguft 1856 **) bezeichnet in exfter Linie als 
Ziwed des Inftituts der Rantonalärzte, ſämmtlichen armen Kranken ver 
Stäbte und Gemeinden im Departement unentgeltliche ärztliche Pflege 
zu gewähren; die Aufgabe erfährt jedoch demnächſt dadurch eine nähere 
Begrenzung, daß bie Berechtigung zur umentgeltlichen Behandlung durch 
den Rantonalarzt für den betreffenden Armen an bie Aufnahme in eine 
namentliche Lifte gelnüpft wird, deren Aufftellung jährlich duch eine 
für jeve Gemeinde zu bildende, unter dem Vorfig des Maire zufanumen- 


*) Artitel 9 daſelbſt. 
**) Aetitel 3 dafelöft. 
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tretende Kommiffion erfolgt; zu derſelben gehören außer dem Maire 
der katholiſche Ortögeiftlihe — aud ber evangeliſche Geiftliche bezw. 
der jübijche Kultusbeamte, wenn die evangelifche ober jübifche Konz 
feifion in der Gemeinde vertreten —, der Gemeinde-Empfänger jowie ein 
Delegirter des Gemeinderaths und des Wohlthätigleitsbüreaus, wenn 
ein jolches vorhanden. An ber Spike der Lifte werden bie in ber 
Gemeinde vorhandenen unterftügten Kinder, wenn fie noch nicht 22 Jahre *) 
alt find, eingetragen. Eine früher durch das Präfeltoral-Arretö vom 
9. November 1849 eingeführte Beichräntung, wonad alle Perfonen, 
welche mehr als 6 Franken direlte Steuern zahlen (analoge Anwendung 
von Art. 420 des Code d’instr. criminelle), wenn fie nicht etwa in 
ihrer Bamilie mehrere Kranke oder Kinder fehr jugenbligen Alters 
haben, ausgeſchloſſen werben follen, ift im Reglement von 1856 weg- 
gefallen. Jeder in bie Kifte eingetragene Arme erhält eine Karte, mit 
der er fi dem Arzt gegenüber legitimirt, der Kantonalarzt hat jeden 
mit einem ſolchen Ausweije verjehenen Kranken, wenn er fich in feinem 
Haufe einfindet, unentgeltliche Konfultation zu gewähren; in größeren 
Bezirken hat er auch außerhalb feines Wohnorts zu vorher bekannt 
gemachten Zeiten in geeignet gelegenen Gemeinden Konfultationen zu 
ertheilen; kann der Kranke fich nicht zum Arzt begeben, jo it der 
letziere verpflichtet, auf den vom Bürgermeifter an ihm gerichteten An 
trag den Kranken zu befuchen; in dringlichen Faͤllen foll auch der bloße, 
ohne Vermittelung des Maire, jedoch unter Vorweiſung der Karte beim 
Kantonalarzt, eingebrachte Antrag genügen. Im Loiret-Departement iſt 
die Zulaffung zur unentgeltlihen Behandlung durch den Armenarzt 
ebenfalls von der Eintragung in die Lifte abhängig, welche jährlich vom 
dem Maire, vem Wohlthätigkeitsbüreau und dem Kantonalarzt in ges 
meinfamer Konferenz aufgeftelt wird; in fällen von Meinungs- 
verſchiedenheiten entſcheidet der Präfelt. Auch die auf Koſten des De- 
partements bei Privaten untergebrachten Greiſe und Siechen Hat ver 
Rantonalarzt umentgeltlich zu behandeln. Faſt überall ſcheint die Ver⸗ 
pflichtung der Rantonalärzte fich auf die Behandlung der unterftügten 
Kinder fowie der für Rechnung der Departements in Pflege ger 
gebenen reife und Siechen erftredt zu haben; ebenjo jcheint die jähr- 
liche Aufftellung einer Lifte der für bie assistance mödicale geeigneten 
Berjonen eine allen Departements, in denen die fantonalärztlihe Ein- 
richtung beftand, gemeinfame Inftitution geweſen zu fein **). 

*) &o im Tert. IM vielleicht ein Drudfebler und foll 12 heißen. 

=*) Bol. den ſchon citirten Bericht bes Miniſters d. I. la Valette, bull. du 
min. de linterieur von 1807, ©. 118 ff. 
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Die Fürforge, zu welcher die Kantonalärzte verpflichtet find, ber 
ſchränkt ſich indeſſen nicht auf die ärztliche Behandlung im engeren 
Sinne; der Kantonalarzt Hat auch, ſoweit erforderlich, die geeigneten 
Schritte zu thun, um die Berabfolgung der nöthigen Arzneien und 
Nahrungsmittel an den Kranken zu fihern; ift ein Hofpital ober ein 
Wohlthätigleitsbüreau, welches fih mit der Vertheilung von Arzneien 
und Nahrungsmitteln an Kranke befaßt, am Orte nicht vorhanden, jo 
verftänbigt fi der Kantonalarzt über die Beichaffung von beiberlei 
Gegenftänden mit dem Bürgermeifter; für den Fall, daß die Gemeinde 
fi nicht im Beſitz genügenver Mittel befindet, pflegen vie betreffenden 
Verordnungen Bewilligung der Koften aus Departementalfonds durch 
den PBräfekten in Ausficht zu ftellen. Um auch an Orten, an benen over 
in deren nächſter Nähe Apothelen nicht vorhanden find, die Verabfolgung 
von Medifamenten zu ermöglichen, werden gewöhnlich die Kantonalärzte, 
wie das fchon in der Verordnung Lezay Marneſias gefchieht *), durch 
die Reglements verpflichtet, fi mit einem Depot der am Bäufigften 
vorkommenden Arzneien zu verjehen, aus weldhem fie alsdann das 
Nöthige felbft verabfolgen. Nach der im Loiret-Departement beſtehenden 
Vorſchrift **) Hatte der Arzt bie Arzneien zu liefern, wenn am Orte 
und 4 Kilometer im Umfreife eine Apotheke fehlte; außerdem war hier 
dafür Sorge getragen, daß in ber Mehrzahl der Gemeinden fi Depots 
von den nothwenbigen Seilapparaten, als Badewannen, bie gebräuch- 
lichſten chirurgiſchen Infteumente, Leinwand, Deden u. j. w. befanden, 
welche im Bedürfnißfalle leihweiſe zur Benutzung überlafjen wurden. 
Der Ertrag einer vom Präfekten veranftalteten Lotterie (29,000 France) 
zufammen mit einzelnen von ben Gemeinden bewilligten Krediten hatte 
die Mittel Hierzu verſchafft. 

Das fogenannte systöme Landais foll früher bereits in ben De- 
partements Haute» Marne, Eher inferieur und Gers verfucht worden 
fein, doch Gabe ich Näheres über dieſe Verſuche nicht finden Können; 
überhaupt fließen die Nachrichten über die Art, in der das Syſtem 
funttionirt, ſpärlich und viele, bie deſſelben lobend erwähnen, fcheinen 
es nur oberflächlich vom Hörenfagen zu kennen. In den Landes wurde 
bie entfprechende Organtfation durch eine Verordnung des Präfeften 
Cornuau vom 17. Oktober 1856 inaugurirt ***); danach ift e8 Boraus- 


*) Siehe den Titel V der Berorbnung. 
**) Dubessey’& Denfirift Art. 26 fi. 
”**) Bgl. ben Bericht des Dr. Hameau (mediziniſche Geſellſchaft von Bor- 
beaug), dem ich bie folgenden Notizen entnehme, im zweiten Theil der Annexes 
zur Sigung der Nationalverfammlung vom 17. Juni 1873 ©. 35 ff. (indbef. S. 36), 
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fegung, baß bie Gemeinden fih zur Zahlung eines verhältnigmäßigen 
Beitrags bereit erflären; bie betreffenden Mittel werben bei ber Prä⸗ 
feltur centralifirt; nur bie Armen der Gemeinden, welche berartige 
Beiträge bewilligen, haben an ber Einrichtung Antheil. Die Lifte der 
zur armenärztlichen Behandlung zuzulaſſenden Armen wird auch in 
biefem Falle von dem Wohlthätigfeitsbürenu aufgeftellt; jeder Arme 
erhält eine auf jeinen Namen Iautende Karte; auf Grund derſelben 
erhält er im Krankheitsfalle ein Notizblatt, auf welchem der Arzt (ober 
in bezüglichen Fällen die Hebamme) die Befuhe und die zu be 
anfpruchenben Honorare vermerkt. Der Apotheker ftellt feine Rechnung 
auf jedem Rezept feit. Der Kranke Hat die Wahl zwifchen allen Aerzten 
bezw. Hebammen unb ebenfo ven Upothelern des Bezirls, fofern die» 
jelben ſich dem Tarif unterworfen Haben; die Vergütung erfolgt aus 
der Gentraltafie, in welche außer den vorerwähnten Kontingenten ver Ge⸗ 
meinden auch die Subventionen des Departements und bes Staates 
fliegen. Wiewoßl nur 125 (von 320) Gemeinden ſich bei ber Ein- 
richtung betheiligt hatten, werben boch die Ergebniffe als befriedigende 
bezeichnet *). Die Kojten berechneten fich pro behandelten Armen auf 
9,08, pro eingefchriebenen auf 2,26 Fres. 

Die Frage, welchem ber beiden Syſteme der Vorzug zu geben, hat 
gegen Ende ber fechziger Jahre insbeſondere bie ärztlichen Kreije Frank- 
reichs lebhaft befchäftigt. Der Generalverein der Aerzte Frankreichs 
veranftaltete über biefelbe eine Enquete; von 50 Lofalvereinen, welche 
um ihr Gutachten befragt wurben, jprachen 33 fich für das syst&me 
Landais als für dasjenige aus, welches, den allgemeinen und befonberen 
materiellen wie moralifchen Intereffen ſowohl des Arztes, ald des Kranken 
mehr als das andere entjpräche. Viel weniger entfchieven lautet das Gut ⸗ 
achten der Subkommiſſion bes comite consultatif d’hygiöne et du 
service medical des höpitaux, welche ebenfall® die Frage ber 
Ausdehnung der mebizinalen Armenpflege einer Prüfung unterwarf, 
deren im Jahre 1868 (Berichterftatter Delpech) dem Minifter des 
Innern unterbreiteter Bericht jeboch erſt 1877 zur Veröffentlichung ge- 
langte **); daſſelbe findet die Vorzüge des zweiten Syſtems hauptſächlich 
in ber größeren Beruhigung, welche es vermöge ber ven Kranken ein- 
geräumten freien Wahl des Arztes jenen gewährt unb in ber 
größeren Schnelligfeit und Sorgfalt, mit ver, wenn alle Aerzte bei der 


*) Bol ben Bericht des Präfelten der Somme (de Guerle) in Theil I ber 
ebenerwäßnten Annexes ©. 520 ff. (insbeſ. S. 542). 

**) Bull. du min. de l'int. 1877 &. 39 fi. Es if ber in biefem Abſchnitt 
{don mehrfach erwähnte Bericht. 
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Fürſorge für die armen Kranken konkurriren, die Hilfe gebracht werden 
kann; es gibt jedoch auch der Befürchtung Ausdruck, daß aus dieſer 
Vervielfältigung der Gelegenheit, ärztliche Hilfe zu ſuchen, eine Ber 
mehrung der finanziellen Saft hervorgehen könne. Bon dem Vereine 
der Aerzte war gegen das frühere (Tantonalärztliche) Syſtem Haupt 
ſächlich geltend gemacht worden, daß es eine Klaſſe ver Aerzte fchein« 
bar privilegire und fo gewiſſermaßen einen Theil berfelben in ein 
Beamtenverhältniß bringe, während doch für bie hierdurch übernommene 
Laft in der bürftigen Remuneration eine genügende Entſchädigung nicht 
gewährt werde. Das Gutachten der Sublommiffion des comit& con- 
sultatif behandelt biefen Einwand nicht al® einen ernfthaften, da 
es ja dem Arzt überlaffen fei, bie Funktion als Kantonalarzt anzu 
nehmen ober abzulehnen. Im der That feheint ſich in diejem Einwande 
eine zu große Empfinblichfeit des ärztlichen Standesbemußtfeins geltend 
zu machen, welches fich dagegen auflehnt, daß die Organe ber Ber 
waltung durch die Auswahl der Kantonalärzte gewifjermaßen einem 
Urtheil über die Ausübung der Berufsthätigfeit des Arztes Ausdruc 
geben. Allerdings mag bei ber Gewohnheit der franzöfiichen Regie 
rungen Begünftigungen wie bie Verleihung der Fantonalärztlichen Qua 
lität als Mittel politifher Beeinfluffung zu benugen, e8 an Fällen 
nicht gefehlt Haben, in denen bei der Auswahl jener Aerzte weniger 
techniſche als politifche Geſichtspunkte maßgebend waren. Keinenfalls 
iſt die Ueberzeugung von der Mangelhaftigkeit des kantonalärztlichen 
Syſtemes in der Prarxis zur ausſchließlichen geworden, ba die Mehrzahl 
der mit bezüglichen Einrichtungen verjehenen Departements bis in die 
neuefte Zeit jenes ältere Syſtem beibehalten hat. 

Die Ausbreitung der Drganijation der mebizinalen Armenpflege 
bat feitvem weitere Fortſchritte micht gemacht; im Gegenteil ift nad 
den für Die Jahre 1873 und 1875 vorhandenen ftatiftifchen Tabellen *) die 
Zahl der Departements, in denen ber bezügliche Dienft organifirt war, 
auf 44 herabgegangen; unter biefen befanden fich (im Jahre 1875) 7, in 
welchen alle im Departement wohnenven Aerzte bei der assistance 
medicale ſich betheiligten; wenn angenommen werben kann, daß bie: 
jerigen Departements, in benen die Zahl ver bei der Armenpraris be: 
theiligten Aerzte mehr als hundert beträgt, bie Einrichtung bes dep. 
des Landes angenommen hatten, jo würbe bie Zahl ber Departes 
ments, welche ſich für biefe letztere Einrichtung entſchieden hatten, 18 
betragen. Die Zahl der Gemeinden, welche an den Vortheilen ber 


*) Seßtere bei Block, Ann. de l’&con. pol. et de stat. Jahrg. 1878. ©. 168. 
Gin Blid auf bie Zahlen genügt, um bie Flüchtigleit der Arbeit zu erkennen. 
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Organifation partizipirten, bezifferte fich im Jahre 1875 auf 14228, 
die Gefammtzahl der beteiligten Aerzte auf 3270; eingejchrieben waren 
als quafifiziet zur armenärztlichen Behandlung 632 695 Arme, von denen 
200 821 ärztlich behandelt, großentheils auch mit Medikamenten und 
Nafrungsmitteln unterftügt worden find. Die gefammte Iahresaus- 
gabe Hatte 1170106 Fred. 76 Cts. betragen, wovon 568 631 Fres. 
60 Cts. als Arztgehälter und Honorare, für Medikamente und 
Nahrungsmittel dagegen 554850 Fred. 94 Cts. ausgegeben waren; 
an der Aufbringung der erforderlichen Mittel Hatten ſich bie Departe⸗ 
ments mit 314539 Fres. 41 Cts., die Gemeinden und Wohlthätig- 
teitöburenus mit 806379 Fres. 57 Cts., die Privatwoplthätigkeit 
mit 91520 Fres. 66 Cts. betheiligt; die Subventionen des Staates 
hatten 44 300 Fres. betragen. Viele diefer Zahlen ftellen ſich in der 
Wirklichfeit um etwas Höher, ba von den 44 Departements zwei 
feine Notizen eingefandt Hatten; außerdem kommt für die Würdigung 
derfelben in Betracht, daß anfcheinend bei jener Zujammenftellung bie 
Ergebniffe an denjenigen Orten, wo die Wohlthätigkeitsanftalten für fich 
eine Drganifation ber assistance medicale unterhielten, unberüd- 
fichtigt geblieben find ; hierdurch fcheint es fich zu erflären, daß das Departe 
ment der Seine gänzlich fehlt. Es läßt fih daher annehmen, daß die 
Zahl der Armen, welche an ven Wohlthaten einer orzanifirten mebi- 
zinalen Urmenpflege Antheil genommen haben, die vorerwähnte Ziffer 
um ein ſehr beträchtliche8 überftiegen hat. Eine Vergleihung mit den 
Ergebnifjen, die in ben mit einer orbnungsmäßigen mebizinalen Armen- 
pflege verfehenen Gebieten Deutſchlands erzielt worben find, liegt außer 
halb des Kreiſes der Möglichkeit, da nicht nur die lokale Verſchieden⸗ 
heit der bezüglichen Einrichtungen in Deutihland eine größere, fondern 
auch das auf die Rejultate bezügliche Material fofern überhaupt doch 
in jedem alle weit weniger vollftändig als in Frankreich publiziert 
worben ift. 


Fünfter Abfchnitt. 
Die ſtatiſtiſchen Enguöten über die Wohl- 
thätigkeitsbnreans, 

Die ftatiftiichen Veröffentlihungen, auf die ich im Vorſtehenden 
Bezug nahm, waren boppelter Art; tHeils bilveten fie einen Theil der 
Publikationen, die von einzelnen Minifterien für beftimmte Heinere 
ober außgebehntere Vermaltungsgebiete periobijch bewirkt werben; es ger 
hört Hierher das jeit 1879 vom Minifterium für Aderbau und Hanbel 
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herausgegebene ftatiftifche Jahrbuch; theils waren es Arbeiten, durch 
welde die Ergebniffe der zu verſchiedenen Zeiten über bie Armen 
pflege ober einzelne Gebiete derſelben durchgeführten Spezialenqueten 
der Deffentlichleit übergeben wurben. Der Wichtigkeit des durch diefe 
Enqueten zu Tage geförderten Materials habe ich ſchon oben gedacht; ven 
vortrefflichen Arbeiten Gasparins und der in den Jahren 1849 und 
1861 zur Prüfung des Zuftandes der Fürſorge für die unterftügten 
Kinder niebergefegten Kommiffionen, fowie dem von Watteville über bie 
Hofpitäler erftatteten Bericht ift ein großer Theil der in den vorſtehenden 
Abſchnitten mitgetheilten begüglichen Notizen entnommen worben. Wenn 
ih auf die hinſichtlich der Wohlthätigkeitsbüreaus und ihre Wirkam- 
feit veranftalteten Enquäten hier beſonders eingebe, fo geichieht dieß, 
weil bie Anwendung eines annähernd übereinftimmenden Schema® bei 
den zu ben verfchievenen Zeitpunkten veranftalteten Ermittelungen ven 
Vortheil verfchafft, den Zuftand zweier, bei vielen Ergebniffen jelbit 
dreier Zeitpunkte vergleichend nebeneinander ftellen zu können, und 
weil die Woplthätigfeitsbürenus innerhalb des Gebiets der Armen 
pflege diejenige Organifation darftellen, welche auf vie größte Allge 
meinheit berechnet ift und den weiteften Kreis der Aufgaben umſchließt; 
diefelbe verdient hiernach vorzugsweile ein eingehendes Intereffe. 

Von ben drei Enquöten, welche fi mit ber Sonftatirung des 
Zuſtandes und ver Wirkſamkeit der Wohlthätigkeitsbureaus befakt 
haben, ift bie erfte biejenige, veren Ergebniſſe durch ben Minifter 
Gasparin mittelft des fo Häufig citirten Berichts *) veröffentlicht 
worben find, Die Ermittelungen beziehen ſich auf das Jahr 1833; 
fie umfaffen nahezu das gefammte Gebiet der öffentlichen Armenpflege, 
deren Zuftand der Bericht in vier Abichnitten — Hoipitäler und Wohl- 
thätigfeitsbureaus, unterftügte Kinder, Irre und Leihämter — behandelt. 
Bas Klarheit der Darftellung, reiche Erfahrung und Fülle der an 
geregten Geſichtspunkte anlangt, fo läßt ſich faum eine ber fpäteren 
Arbeiten mit biefem Bericht vergleichen, mit Recht ift gefagt worden, 
daß Gasiparins Schrift diejenigen Gedanken faft vollftänbig bereits ent» 
hält, deren weitere Entwidelung in der Folgezeit auf die Geftaltung 
der Armenpflege in ihren verfchiedenen Zweigen von heilſamem Einfluß 
geweſen ift. — Die Frucht einer zweiten auf das Jahr 1847 bezüg- 
lichen Enquöte war der gründliche und betaillirte Bericht Baron de 
Wattevilles, der im Jahre 1854 in einem ftarfen, 1192 Geiten 


*) Der ſchon oben (Heft 2/3 Seite 172) mitgetheilte Titel bes Werkeh 
lantet vollſtandig: Rapport au Roi sur les höpitaux, les hospices et les ser- 
vices de bienfaisance, Paris, impr. royale 1837. 
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füllenden Quartband der Deffentlichfeit übergeben wurbe *); derſelbe ent⸗ 
hält eine mit einer ftatiftifchen Weberficht verfehene Darftellung ber durch 
bie Wohlthãtigkeitsbüreaus geübten Armenpflege für jedes Departement ; 
vorausgeſchickt ift eine Einleitung, welche theils eine Zufammenftellung 
der Gefammtergebniffe enthält, theils fich über die Urfachen der Armuth 
verbreitet; von den Vorfchlägen, bie behufs Herbeiführung einer Beſſe⸗ 
tung gemacht werden, hebe ich zwei: Verminderung der Schant- 
wirthſchaften, deren damalige Zahl auf 3500 angegeben wird**) und 
größere Zurüdhaltung in der Autorifirung der vielfach der öffentlichen 
Armenpflege zu deren Nachtheil Konkurrenz machenden und fie in ver 
Beihaffung der Mittel beeinträchtigenden Unternehmungen ber Privat- 
wohlthätigleit hervor ***). Die dritte Enquöte endlich war vom Mi- 
nifter des Innern Victor Lefranc angeorbnet worden; fie wurbe durch 
die fünf Generalinfpeftoren her öffentlichen Armenpflege zur Ausführung 
gebracht und Hatte die Verwaltungsergebniffe des Jahres 1871 zum 
Gegenſtande, eine® Jahres, das infofern nicht glüdlich gewählt war, als 
mit Rüdficht auf die Kriegsereigniffe und die Offupation der Zuftand 
der Verwaltung in einer großen Anzahl der Gemeinden Frankreichs 
nicht als ein normaler angefehen werben fonnte. Die Refultate der 
Enqu&te wurben mit einem vom Generalinfpeftor Bucquet, dem Vor— 
figenden des Kollegiums der Generalinfpeltoren, verfaßten, vom ge» 
dachten Kollegium umter dem 1. Dezember 1874 gezeichneten und 
demnächft veröffentlichten Bericht dem Miniſter des Innern vorgelegtt). 
Obwohl, wie oben bemerkt, mit Rücficht auf die außerorbentlichen Ver⸗ 
hältniffe des Jahres 1871 die gegebenen Daten nicht überall als völlig 
maßgebend angefehen werben Lönnen, enthalten fie dod immer noch das 
zuverläffigfte und vollftändigfte Material, das über die Wohlthätigkeits⸗ 


*) Der vollftänbige Titel lantet: Rapport & 8. Exec. le Ministre de Pin- 
terieur sur lP’administration des bureaux de bienfaisance et sur la situation 
du Pauperisme en France par le Baron de Watteville, inspeeteur general 
des 6tablissements de bienfaisance, Paris, impr. imperiale 1854. 

**) Daſelbſt ©. 22. 

***) Daſelbſt ©. 19. 

+) Enqu£te sur les bureaux de bienfaisance. Documents recueillis par 
les inspecteurs göndraux des etablissements de bienfaisance et Rapport au 
ministre sur la situation des bureaux de bienfaisance 1871 par Mr. 
Paul Bucquet, president du conseil des inspecteurs gendraux, publi6 par 
Mr. le General Chabaud Latour, ministre seeretaire d’Etat au Ministere 
de Pint6rieur. Paris, impr. nationale 1574. Der Rapport ift auch einzeln er- 
ſchlenen. Derfelbe wird im Nachſtehenden unter ber Bezeichnung Bucquet, Rap- 
port citirt werben. 
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büreaus in neuerer Zeit veröffentlicht worden it; bie im ftatiftiicen 
Jahrbuch des Handelsminifteriums veröffentlichten Notizen find viel zu 
ſummariſche, um an Wichtigfeit mit jenem Material verglichen werben 
zu Können. 

Die im dritten Abichnitt angegebene Zahl der jegt in Funktion 
befindlichen Wohlthätigleitsbüreaus war dem letztgedachten Jahrbud 
entlehnt worben; nach Bucquets Bericht*) beftanden im Sabre 1871 
in Frankreich 13367 folder Anftalten; es ftellt dieſe Zahl einen er- 
Heblichen Fortichritt gegen den Zujtand von 1833 und 1847 bar, für 
welche Jahre bie Zahl der vorhandenen Büreaus auf 6275 beim. 
9336 ermittelt wurde**). Die Gefammt- Einwohnerzahl derjenigen 
Gemeinden, welche mit Wohlthätigkeitsbüreaus verjehen waren, it für 
das Jahr 1833 nicht ermittelt worden; im Jahre 1847 belief jih 
biefelbe auf 16521883***), im Jahre. 1871 auf 219318814) bi 
einer Gefammt - Einwohnerzahl Frankreichs von 35 400 486 im dahre 
1847 und von 36 102921 im Jahre 1871; der Bruchtheil der Ge- 
jammtbevölterung, welcher an einer duch Wohlthätigkeitsbüreaus ge 
übten offenen Armenpflege betheiligt war und welder im Jahre 1847 
noch nicht die Hälfte betragen hatte, war baher im Jahre 1871 bereits 
auf mehr als drei Fünftel geftiegen; berfelbe vergrößert fich noch, wein 
bie bisher nicht ermittelte Einwohnerzahl der nur mit Wohlthätigleitd- 
tommiffionen verjehenen Gemeinden hinzugezogen wird. Immerhin bleibt 
ein großer Theil der Bevölkerung übrig, für bie feine in dieſer Weile 
georonete ftaatliche Armenpflege befteht. Das ſchon oben erwähnte über · 
aus ungleiche Berhältniß, in dem fich die vorhandenen Wohlthätigleits⸗ 
büreaus über die einzelnen Departements vertheilen, hat fich im Laufe 
der weiteren Entwidelung nur wenig ausgeglichen. Als mit ver ab 
folut größten Zahl von Wohlthätigkeitsbüreaus erſcheinen bei Gafparin 
die Departements: Nord mit 618, Pas de Calais mit 396, Aisne mit 
260, untere Phrenäen mit 242, untere Seine mit 200 Bürenus; da 
gegen fanden fich nur je zwei Bürenus in Eorfica, der oberen Bienne, 
nur drei in ben Oft» Phrenden, nur vier im Creufe-Departement und 
nur je jech8, in den Departements der oberen Loire und der Bienneft). 
Wattevillefff) nennt fünf Departements iu benen im Jahre 1847 auf 


*) Bapport, ©. 
**) Gasparin, Rapport ©. 8 f. De Watteville, Rappart &.6 fi. 
***) De Watteville, Rapport ©. 4. 
») Bucquet, Rapport S. 
+) Gasparin, Rapport ©. 8 ff 
h Rapport ©. 5. 
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je eine Gemeinde je ein Wohlthätigfeitsbürenu kam (Lozere, untere 
Pyrenãen, Nord, Gard, Seine), und fünf fernere, in denen auf je zwei 
Gemeinden ein Wohlthätigleitsbüreau entfiel (Drome, Seine und Oife, 
Unteralpen, Dife, Aude), twogegen die geringfie relative Zahl von Bü— 
reaus fih auch damals in Eorjica (je 1 Büreau auf 71 Gemeinden), 
fowie ferner in ben Oſt⸗Pyrenäen (1 Bureau auf je 32 Gemeinden) 
befand. Nach Bucquets Bericht ift nur in einem Departement, dem 
der Seine, die Zahl der Büreaus der der Gemeinden gleich; am 
nächften kommen die Departements Nord mit 631 Büreaus auf 661 
Gemeinden, Pas de Calais mit 575 auf 904, untere Pyrenäen mit 
387 auf 558, Calvados mit 354 auf 764, untere Seine mit 386 auf 
759, enblih Seine und Dife mit 387 auf 685*). Die relativ 
geringfte Zahl von Wohthätigleitsbürenus hatte auch diesmal Corſika 
(5 Büreaus auf 364 Gemeinden); es folgten Belfort (5 Büreaus 
auf 106 Gemeinden), Oft-Bhrenäen (12 auf 231), Allier (19 auf 317), 
Yar (23 auf 291), Finiftere (26 auf 285), Ereufe (21 auf 263), 
Deur-Sövres (39 auf 356), Vienne (34 auf 300), obere Vienne (24 
auf 202), obere Loire (37 auf 262); ja es giebt ein Arrondiſſement 
(Ceret), das bei einer Zahl von 43 zu demſelben gehörigen Gemeinden 
fein einziges Wohlthätigkeitsbüreau befigt; von den Arrondiſſements- 
Dauptorten Frankreichs waren 1871 ſechs, von ven Kantons-Hauptorten 
(Gefammtzahl 2865) 534 noch nicht mit Wohlthätigfeitsbüreaus verfehen. 

In ftärterem Verhältniß als die Zahl der Wohlthätigfeitsburenus 
iſt deren Gefammt- Einnahme gewachien. Dieſe Gefammt-Einnahme, und 
zwar einſchließlich der außerorventlihen Einnahme, war im Jahre 1833 
auf 10315 746 Fres. 50 Cts. berechnet worden **); bie orbentliche Ein- 
nahme hatte demnächſt im Jahre 1847 den Betrag von 17381257 Fres. 
98 &ts., im Jahre 1871 den Betrag von 26424698 Fres. 58 Cts. 
erreicht; die Gefammt-Einnahme, d. h. einfchließlich der außerorbentlichen, 
befief fich im Sabre 1871 auf 31846406 Fres. 37 Et6.***); fie ft 
für das Jahr 1877 auf 42152700 Fres. angegebent). Im den 
39 Jahren, von 1833 bis 1871, Hatte fich daher der Gefammtbetrag 
ver Einnahmen verbreifacht, bis einichließlich des Jahres 1877 fogar 
vervierfacht. Bei der gänzlich ungleichen Art indeffen, wie das Wachs⸗ 
tum der Einnahme fi auf die einzelnen Büreaus repartirt hat, ift 


*) Baegaet, Rapport S. 12. 
**) Gasparin, Rapport ©. 6 ff. 
**) Bucquet, Rapport ©, 43. 
+) Annuaire statistique de la France (Min. de l’agrie, et du comm.) 
Jahrg. 1880 ©. 162. 
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die Dotation vieler der letzteren immer noch eine ſehr ungenügende; 
es waren von den 13367 Wohlthätigkeitsbureaus, welche am 31. De— 
zember 1871 rechtlich beftanben, 644 Mangels aller Mittel gänzlich 
außer Funktion. Die 26424 691 Fres. 58 Tts, welche bie ordentliche 
Gejammteinahme der Wohlthätigfeitsburenus im Jahre 1871 bilbeten, 
verteilten ſich bergeftalt, daß 


644 Bureaus, wie vorbemerkt, feine Einnahme hatten, 
1062 eine orbentliche Einnahme von weniger ald 50 Fros., 


1116 » .. . . 51 bis 100 + 
5216 » 5 . « 100 - 500 +» 
2216 » . . « 500 =1000 +» 
3089 » . . . über 1000 + 
13367 *); 


es ſtellt ſich hiernach die Zahl der Büreaus, welche entweder feine 
Einnahme hatten, ober deren Einnahme doch den Betrag von 100 Frei. 
nicht überftieg, auf 2822, alfo auf mehr als ein Fünftel der Gefammt 
zahl der Bureaus; bie Büreaus, deren Einnahme fi) auf 100 bis 
500 $xc8. belief, bilden weitere zwei Fünftel der Gefammtzafl; mır 
5305, alfo nicht volf zwei Fünftel, Haben mehr als 500 Fres. Ein 
nahme. An Bureaus, deren orbentlihe Einnahme den Betrag von 
10.000 Fres. überjtieg, wurben im Jahre 1871 nur 279 gezäßlt. Daß 
die Dotation einer großen Anzahl von Bureaus eine zur Entfaltung 
einer orbnungsmäßigen Wirkſamkeit gänzlich unzureichende je, erachtet 
biernach Bucquet gewiß mit vollem Recht für fonftatirt. Im welchet 
Weife fich durch biefe in ber Ausftattung der angegebenen Büreaus 
obwaltende Ungleihmäßigfeit die Wirkungen der ungleichmäßigen 
geographiſchen Vertheilung der Anftalten über das Land fteigern 
mußten, wird anſchaulich, wenn die Gefammteinnafme der Wohlthätig: 
keitsbureaus ber einzelnen Departements nebeneinanbergeftellt wird. 
Nach der von Bucquet aufgeftellten Tabelle **) wiefen 1871 das höchſte 
Eintommen ber Wohlthätigkeitsbureaus nad bie Departements: Seine 
(5556 712 Fres. 12 Cts.), Nord (3343 338 Fred. 26 Et8.), umtere 
Seine (1712304 Ircs. 58 Cts), Pas de Calais (1072 736 re. 
77 CEts), die niebrigfte Corſila (8858 Fres. 77 Cts), obere Alpen 
(26 081 Ircs. 80 Cis.), Creuſe (31297 Frcs. 45 Ct8.), Oftpyrenien 
(28 817 Fres 47 €t8.); vom Bezirk Belfort (14533 res. 5 Ci) 


*) Bucquet, Rapport ©. 17. 
**) Rapport, ©. 60 fi. 
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ift Hierbei abgefehen. Schon Gasparins Zufammenftellung weift eine 
ähnliche Verſchiedenheit nach; danach war (1833) die Gefammteinnahme 
am böchften in ben Departements Sarthe (1542946 Fres. 94 Cts.), 
Nord (865 738 Fred. 64 Cis.), Pas de Calais (825 149 Ircs. 61 Ct8.), 
Seine (233 644 Fres.), am niebrigften in ben Departements Eorfila 
(426 Frcs), Oftpprenäen (2350 Fres. 25 Ct8.), Allier (2811 Free.) 
und Ereufe (2527 Fres.). 

Bon jenem Gefammtbetrag ber orbentlichen Einnafme im Jahre 
1871 — 26424691 Fres. 58 Cts. — entfallen auf: 


Einnahme aus dem Grumbeigentfum ... 3736231 Fres. 72 Cts. 
D n Staatsrenten ....... 660602 „ 1 „ 
” „ Renten von Privatperfonen 
ober anderen jährlichen Geld« 
und Ratuyalbegügen .... 1134267 „ 48 „ 


Subventionen der Gemeinden (außer Paris) 5858096 „ 49 
Armenabgaben, Gräberconceffionen, Ab- 

gaben von Theatervorftellungen ... 1762368 „ 36 „ 
Sammlungen, Subjtriptionen, Lotterien, 

Beiträge der Departements und bes 

Staatd ............... 4145209 „ 21 „ 
Beſondere Einnahme der Wohlthätigkeits- 

bureaus von Paris (verſchiedene Sub · 

ventionen, Stiftungen) ........ 3781958 „ 21 „ 

Zuſammen 26424691 Fre. 58 Eis. *) 


Die erften drei Einnaßmepofitionen charakterifiren fih als eine Ein- 
nahme aus ben verfciebenartigen, zur Dotation ber MWohlthätige 
keitsbureaus gehörigen Stiftungsvermögen; jie betragen zufammen über 
40,14 Prozent der gefammten Einnahme ver Wohlthärigkeitöburenus; 
diefe Quote erhöht fich jedoch noch dadurch, daß auch bie legte Por 
fition (Paris) noch Einkünfte aus Stiftungsvermögen umfchliekt, fo daß 
aller Wahrfcheinlichfeit nach der Antheil, mit welchem bie Einnahmen 
aus dem Stiftungsvermögen des Wohlthätigfeitöbureaus an der Ge— 
ſammteinnahme partizipiven, nicht viel Hinter der Hälfte zurüdbleibt. 

Nah Wattevilles Aufftellung Hatten fi unter der von ihm ber 
techneten orbentlihen Einnahme von 17381257 Fres. 98 Cts. eine 





*) Bucquet, Rapport ©. 16. 
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Einnahme aus dem eigenen Vermögen von nur 5994444 Fres. 
83 Cts.*) gefunden; es Kat fi baher feitvem die Quote der Ein 
nahme, die auf Einkünfte aus dem eigenen Vermögen fällt, beträchtlich 
erhöht. Diefe Ergebniffe im Verein mit den im dritten Abſchnitt 
mitgeteilten, bezüglich der Hofpitäler feftgeftellten ähnlichen Reſultate 
machen erſichtlich, ein wie erheblicher Theil der öffentlichen Armen 
pflege in Frankreich aus dem Vermögen, das bie Vergangenheit für 
jene Zwede eripart bezw. beftimmt hat, getragen wirb; auch auf bie 
private Armenpflege erſtredt fich dies Verhältniß, da auch deren In 
ftitute die Freigebigleit der Stifter mit Vorliebe mit Grundſtücken und 
feften Renten ausgeftattet hat. 

Die gefammte Ausgabe der Wohlthätigfeitsbürenus Hatte ſich im 
Jahre 1833 auf 8956036 Fred. 8 Cts., im Sabre 1847 auf 
16885215 Fres. 11 Cts.**) belaufen; im Jahre 1871 Hatte bie 
orbentlihe Ausgabe 26873591 Fres. 47 Ets., die außerordentliche 
4740661 Fred. 71 CEts., die Gejammt- Ausgabe 31014253 Free. 
18 6t8.***) betragen. Die Arbeit einer Gliederung ber gejammten 
orbentlichen Ausgabe nach Kategorien, wie fie Wattenille für das Jahr 
1847 zur Ausführung gebracht Hatte, ift für das Jahr 1871 nicht 
unternommen worben; nur bezüglich derjenigen 301 Wohlthätigkeits⸗ 
büreaus, welche eine Ausgabe von über 10000 Fres. Hatten, wurde 
eine Zerlegung der Ausgabe in bie verſchiedenen Ausgabe = Kategorien 
verſucht. Dieje mühfame Arbeit Hat ergeben, daß von ber Gefammt- 
Ausgabe von 16112683 Fres. 48 CEts. verausgabt wurden: zur Er 
füllung auf dem Vermögen ruhender ftiftungsmäßiger Verbindlichkeiten 
388578 Fres. 12 Cts., an perfönlichen und fächlichen Verwaltungstoften 
1541600 Fres. 17 Et8., an Unterftägungen in natura 13 082596 Fred. 
7 Cts., an Gelvunterftügungen 1672226 res. 41 Cts., an präven- 
tiven Unterftügungen und Unterjtügungen zu Zwecken ber Moralität 
396801 Fres. 98 Cts., fogenannte services annexés 30880 Fre. 
57 Cts ). 


*) Diefer Betrag ergibt fich nach Abzug von 4916 Fres. 57 Cent. Ueber - 
ſchüſſen ber Lelhämter, die Watteville ebenfalls den Einkünften umb bem eignen 
Bernögen beirechnet. ©. bie Tabelle Rapport S. 43. Gasparin berechnet unter 
10315746 Fres. 50 Cts. Gefammteinnahme an Ertrag bes eignen Bermögens 
6230188 Fres.; doch Täßt fih das Ergebniß kaum verwerthen, ba nicht feſtſteht, 
wie bie Kategorie der eignen Einnahme abgegrenzt worden iſt. 

**) De Watteville, Rapport ©. 10 ff. 

***) Bucquet, Rapport ©. 43. 
H Bucquet, Rapport ©. 29, 483. 
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Von den für Unterftägungen in natura aufgewenbeten 
12.082596 res. 7 Et8. 
wurben verausgabt: 
für Nafrungsmittel, 
Brennmaterial, 
Kleidungsſtücke u. 
ähnliche Gegen» 
ftände ..... 9915 761 Fres. 38 Eis. 
„ ärztliche Hülfe, 
Medikamente u. 
Krankenpflege . 1514063 „ 72 „ 
an Pflegegelvern für 
Greiſe, Waifen 
ober Säuglinge 616016 „ 11 „ 
„ Beervigungsfoften 36754 „ 86 „ 
12.082 596 Sxc8. 7 Ct8. 


Bon den an Gelvunterftägungen aufgewenbeten . 
1672226 Fres. 41 Cts. 


entfallen 
auf Geldunterſtütz ⸗ 
ungen im eigent ⸗ 
lichen Sinne.. 1437464 Fres. 37 Cts. 
Beihülfen zu Mie- 
ihen 222... 234702 „ 4 „ 


1672226 Fra, 41 8”) 


Unter den Unterftägungen zu präventiven und moralifchen Zwecken 
befinden fi) Subventionen an Anftalten der verfchievenften Art: fo an 
Armenbefcäftigungsanftalten 92764 Fres. 87 Cts.; an Kinderbemahr- 
anftalten (creches), Kinderſäle, Schulen, zufammen — einfchließlich der an 
höhere Schulen, als Lyzeen, höhere Töchterſchulen, Priefterfeminare, 
gezahlten Penfionen — 120237 Fres. 29 Cts.; an Pflegeanftalten für 
Greiſe 65 705 Fres. 20 E18. ; endlich Beihilfen an zahlreiche Privatarmen- 
anftalten und Vereine. Der Gejammtbetrag der für Zwede ber Er- 
lernung von Handwerken und fonftigen Erwerbsthätigfeiten von ben Wohl- 
thätigfeitsbureauß aufgewenbeten Unterftügungen betrug 85344 Fres. 
75 Cts. Selbft Aufwendungen für Mitgiften (5091 Fres.) und Mo- 
ralitätsprämien (1080 Fres.) hatten jtattgefunden. 


*) Bucquet, Rapport ©. 30 fi. 
Saherbuch V.4 hees. d. Eämoller. 9 
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Es ergiebt ſich aus biefen Notizen erftens, baß unter den Aus 
gaben bie für Naturalunterftägungen im engeren Sinne beträchtlih 
prävaliven; unter ben Bierher gehörigen Pofitionen nimmt wieber bie | 
Ausgabe für Nahrımgsmittel die erfte Stelle ein; fie bezifferte fich auf 
7711268 Fres. 96 Cts, wozu noch 933869 Fres. 38 Cts. für durch 
Bermittelung von Voltstüchen vertheilte Unterftügungen an Nahrungs 
mitteln hinzutreten; für Unterftügungen an Brennmaterial waren 
575905 Fres. ausgegeben worben. Das Vorwalten dieſer Ausgaben 
entjpricht ganz den Vorſchriften der Inftruftion vom 8. Juni 1823*), 
nad welder bie Unterftügungen in natura bie Kegel bilden follen. 
Die Unterftügungen an Gelb bettugen hiergegen 1672226 Frcs. 
41 Es.; ihnen nahe kommt die Ausgabe für ärztlichen Beiftand, 
Mevifamente, Bäder, Babereifen von Armen, chirurgiſche Apparate, 
Impfungen u. ſ. w., welche 1514063 Fres. 72 Cts. (für ſämmtliche 
Wohlthaͤtigkeitsbureaus 2 961255 Fres. 70 Ct8.**) betrug; dieſer Betrag 
erſcheint anfehnlich, wenn die fonkurrirenden Leiftungen ber Hoſpitäler 
einerfeit8 und ber mebizinalen Armenpflege, wo eine jolde außerhalb 
der Wohlthätigkeitsbureaus organifirt ift, anbererfeitd in Betracht 
gezogen werben; berfelbe enthält einen Belag bafür, daß bie im 
vorigen Abfchnitt erwähnten Verſuche, auch die mit Hofpitälern ver- 
fehenen größeren Stäbte baneben zur Herftellung einer Organifation 
für die Pflege und Behandlung armer Kranker in ihren Wohnungen 
anzuregen, nicht ohne Erfolg geblieben find. Für das Jahr 1847 ift 
eine Berechnung ber von ben Wohlthätigkeitsbureaus für bie Behand: 
lung und Pflege armer Kranker aufgewendeten Koften nicht gefertigt, 
sondern nur feitgeftellt worben, daß für alle Wohlthätigkeitsbureaus 
Frankreichs die Ausgabe an Gehältern und Remunerationen ber 
Aerzte und Hebammen 179386 Fres. 16 Cts. die Ausgabe für Ber 
abfolgung von Medikamenten 683336 Fres betragen hat; es läßt ſich da- 
ber mit Sicherheit annehmen, daß der Geſammtaufwand für den fraglichen 
Zweig der Armenpflege etwa nur ein Drittel des im Jahre 1871 für 
dieſelben Bwede verausgabten Betrages erreichte. Für jene 301 
Bureaus, deren orbentliche Ausgabe 10000 Fres. überftieg, betrug 
1871 die Ausgabe an Gehältern und Remunerationen der erste, 
Wundärzte und Apotheler 364957 Fres. 87 Cts., die für Remunera⸗ 
tionen der Hebammen 83567 Fres. 12 Ct. Immerhin wird ans 
jenen Zahlen entnommen werben können, baß das Verhältniß ber unter» 





*) Theil II, Tit. II. 
**) Bucquet, Rapport ©. 35. 


1123] Die Armengefehgebung Frantreichs 131 


flügten Armen zur Einwohnerzaßl*) feit Wattevilles Enquöte mindeftens 
ein weſentlich ungünftigeres nicht geworben iſt. Cine von Bucquet**) 
bewirkte Nebeneinanberftellung ver Zahl der unterftügten Armen, ber 
Einnahme und Ausgabe berjenigen 224 Woßlthätigfeitöburenus, welche 
im Jahre 1847 eine Ausgabe vom minbeftens 10000 Fres. hatten, 
mit der Einwohnerzahl der betreffenden Gemeinden hat für die Jahre 
1847 und 1871 folgendes Refultat ergeben: 


„ Zunahme 
Bebentung ’ber Zahlen 1847 Eu ic 








Gefammteinwohnerzahl der Gemeinben, | 

in benen bie 224 Bureaus beftanben . || 4939 801 | 7058 456 42,88 
Zahl der unterflügten Armen . . . - 539 979 7147 255 38,38 
Gefammtbetrag der orbentlichen Einnahme || 8 808 542 | 14 705 882 66,95 
Gefammtbetrag ber orbentlichen Ausgaben || 8806 129 | 14 576 430 65,54 

















Es ift hiernach in den gu. Gemeinden die Zahl der Armen um 
etwa 4%/, Prozent weniger gewachſen, als bie Zahl ver Einwohner, 
wogegen in ſehr viel ftärkerem Progentfag als bei den Armen fi der 
Betrag der Einnahme und Ausgabe erhöht hat; einen Ausbrud für 
die Steigerung der materiellen Leiftungen ber betreffenden Armenver- 
waltung enthält allerdings biefer Prozentſatz infofern nicht ohne Wei- 
teres, ald gegenüber jener Steigerung der Ausgaben auch die Steigerung 
des Preiſes der Nahrungsmittel und fonftigen nothwendigen Rebend- 
bebürfniffe, wie fie fich inmerhalb des Zeitraumes von 1847 bis 1871 
vollzogen, in Betracht zu ziehen ift. 

Den Durchſchnittsbetrag der dem einzelnen Armen gewährten 
Unterftügumg findet Bucquet, indem er ben Bruttobetrag ber ordent⸗ 
lichen Ausgabe durch die Zahl der Armen theilt; er ftelit ihn für das 
Jahr 1833 auf 12 Fred. 86 Cts., 1847 auf 12 Fres. 68 Cts., 1871 
auf 19 Fres. 65 Cts. feft ***); dieſe Beträge find offenbar zu hoch, da 
von der Bruttoausgabe die Ausgabe an ftiftungsmäßigen Laſten und 
Verwaltungstoften in Abzug zu bringen geweſen wäre; in berjelben Weiſe 
wären ferner auch diejenigen Ausgaben auszuſondern geweſen, melde 
in Geftalt von Subventionen an wohlthätige Anftalten und Vereine ge- 
leiſtet werben, da dieſe bei Berechnung des Durchſchnittsbetrages der 


*) Rapport ©. 48. 

**) Rapport ©. 47. 

»*») Rapport ©. 47. 
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Individualunterftügungen nicht in Betracht kommen können. Watteville 
hatte den durchichnittlichen Unterftügungsbetrag nad Abzug der Ver⸗ 
waltungstoften für das Jahr 1847 auf 10 Fres. 42 Cts berechnet *); 
er Hatte ferner Angaben über den Durchichnittbetrag der Unterftägumgen 
bei einzelnen Woplthätigleitöburenus gemacht, Angaben, aus benen 
fih ergab, daß die Abweichungen von dem Durchſchnittsſatz ſich in 
einem jehr weiten Spielraume beweaten. So führt er an**), daß 
der Durchſchnittsbetrag in Martignat (Ains-Departement) auf 1, in 
Mardoſe (MH6ne-Departement) auf 2, in Ehapelles bu Noyer (De 
partement Eure et Loire) auf 3, dagegen in Montbeliarbot (Departer 
ment Doubs) auf 899 Fres. 51 Cts., in Geneſt (Departement 
Mayenne) auf 449 Fres. 90 Ets., und in Donnemarie (Departe- 
ment Seine et Marne) auf 422 Fres 46 Cts. berechnet worden 
fei. Eine ähnliche Berechnung pro 1871 hat Bucquet nicht aufgeftelit; 
es Täßt ſich daher nicht erkennen , inwieweit jene mißbräuchlihe Praxis 
fortdauert, wonach theils Die Unterftügungen zu illuſoriſchen herabgevrüdt 
werben, theils die Dispofition der Wohlthätigkeitsbureaus über die ihnen 
anvertrauten Fonds in mißbräucpliche Vergeudung ausartet. 

Im die im Vorſtehenden enthaltenen Zahlenangaben find die auf 
bie Stabt Paris bezüglichen mit einbegriffen; eine gefonberte Inbetracht⸗ 
nahme der Ergebniffe für diefe Stadt ift jedoch mit Nüdficht auf ihre 
Bedeutung und den enormen Umfang ihres Armenweſens wohl von Ins 
teveffe. Die Gefammteinnahme ver 20 Wohlthätigkeitsbureaus non Paris 
hatte im Jahre 1847 nad) de Watteville***) 2296564,53 Fres, bie 
Gefammtsausgabe 2366406,17 Fres. betragen; an letzterer Hatten 
73901 Arme (bei einer Einwohnerzahl von 1053897) Theil ge 
nommen; es fam alfo in ungefäßrer Webereinftimmung mit dem von 
Watteville für ganz Frankreich berechneten Durchſchnittsverhältniß 
1 Unterftügter auf je 12 Einwohner. Im Jahre 1871 betrug in Paris 
(Gi. 3. 1872 Einwohnerzahl 1794380) vie Gefammtausgabe der Wohl 
thätigfeitöbureaus 4798219 Fres ); unterftügt wurden in biefem 
Yahre 170416 Arme, was ein Verhältniß von 9 auf 100 Eimvohner 
ergiebt. Es fann jeboch das letztere Verhältniß mit Rückſicht darauf, 
baß ein großer Theil des Jahres 1871 in bie Zeit ber Belagerung 
von Paris und des Kommuneaufftandes fällt, nicht als ein normales 
betrachtet werben ; das Bild eines regelmäßigen Zuftandes gewähren die 


*) De Watteville, Rapport ©. 18. 
**) Rapport ©. 18. 
***) Rapport ©. 995 ff. 

) Bucquet, Rapport &. 29. 
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Ergebniffe der Erhebungen, die im Jahre 1872 von ver Direktion der 
öffentlichen Armenpflege in Paris vorgenommen wurben*). Danach 
betrug in jenem Jahre die Zahl’ ver unterftügten Armen 101719, 
was ein DVerhältnig von 1 auf 17,837 Einwohner ergab. Bon ven 
unterftügten Perfonen waren nur 22,69 Prozent aus Paris gebürtig; 
70,64 ftammten aus anberen Gemeinden Frankreichs; der Reft 
tommt auf Fremde. Es enthalten biefe Notizen einen intereffanten 
Belag für die außerorbentliche Beweglichkeit der armen Bevölkerung 
und das Zuftrömen derſelben nach den großen Städten, das wohl 
nicht außer Zufammenhang ift mit der in biefen Städten ſoviel aus⸗ 
giebiger gehandhabten Armenpflege, welcher auch in Frankreich ein 
weſentlicher Antheil an jener Verfchiebung ber Bevölkerungsverhältniſſe 
zugeſchrieben zu werben pflegt. 

Die Leiftungen der Wohlthätigkeitskommiſſionen, welde in den 
mit Wohlthätigfeitsburenus nicht verjehenen Gemeinden als Organe 
der öffentlichen Wohlthätigkeitspflege fungiren, waren im Vergleich mit 
denen ber Bureaus von untergeorbneter Bebeutung. Der Gejammt- 
betrag ber Mittel, welche von den vorhandenen 5878 Kommiffionen zu 
Unterftügungen verwenbet wurben, erreichte im Jahre 1871 den Betrag 
von 1002598,06 Fres., welcher fich in folgender Weiſe glieberte**): 


Beiträge von Privaten.............. . 858 927,44 Fres. 





Bewilligungen der Gemeinden... . 53009822 „ 

Subventionen der Departements . . ..... 8406940 „ 

n des Staats .............. 29598,00 „ 
1002693,06 Fr. 


Mit viefem Betrage wurden 116923 Arme unterftügt; der Durch 
ſchnittsbetrag der auf einen Armen entfallenden Unterftügung belief 
ſich hier demnach auf nur 8 Fres. 57 Eis. 

Weit erheblicher ift der Betrag, mit welchem bie Hofpitalanftalten 
ber ihnen durch das Geſetz vom 7. Auguft 1851 ertheilten Ermächtigung 
gemäß fich an ver offenen Armenpflege betheiligten; ja es ift eine nicht un» 
bedeutende Zahl von Hofpitälern über dieſe Ermächtigung hinausgegangen, 
da, wie die im Jahre 1864 veranftaltete Enquöte ergab, 56 Hoipitäler 
mit einem Gefammteintommen von 102243 Fres. 71 Et8. fih mit der 
Aufnahme von Kranken ober Siechen in die Anftalt überhaupt nicht bes 
faßten, fonbern ſich auf Vertheilungen von Unterftägungen an außer⸗ 


*) Bucquet, Rapport ©. 14, 15. 
**) Bucquet, Rapport ©. 40. 
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Halb der Anftalt wohnende Arme beichränkten; eine weitere Zahl von 
Hofpitälern, welche ſich auf mehr als fünfgundert, alfo auf mehr als 
ein Drittel der Geſammtzahl belief, vereinigte beide Zwecke, indem mit 
der Pflege von Kranken und Greifen in. der Anftalt die Verabreichung 
von Unterftügungen, namentlich an Mebilamenten und Nahrungsmitteln, 
an außerhalb Wohnende verbunden: wurde; bie von den Hofpitälern für 
Zwede der offenen Armenpflege gemachten Aufwenbungen betrugen in 
jenem Jahre 5031379 Fres. 46 Cts. fo daß mit Hinzurechnung jener 
1023243 Fres. 71 Ets. fi ein die Betheiligung der Hofpitalanftalten 
bei der offenen Armenpflege ausbrüdender Geſammtbetrag von 5133623 
vs. 17 18. ergab. Nach dem Zwecke der Ausgabe ſonderten fich jene 
ö 5131379 Fres. 46 &8. 
in folgende Beträge: 

Pflegegelder für Kranke, 

in der Lehre unter⸗ 

gebrachte Kinder . 228 706 Fres. 84 Cts. 

„ſür Greiſe .... 175541 „ 8 „ 
nn bei Nährammen, 

‚Pflegerinnen ober in 

"der Lehre unterge= 

brachte Kinder... 470919 „ % 
anbere Unterjtügungen 

an außerhalb der An⸗ 

ftalt Woßnende. . . 4261211 „ 59 „ 
5131379 Fres. 46.€18.*) 


Es fonkurrirten daher bei ber offenen Armenpflege die Hoipitäler 
mit einem Betrage, der etwa einem Sechftel der orbentlichen Ausgaben 
der Wohlthätigfeitsbureaus gleich kam, ein Verhältniß, das zur 
Zeit unverändert fortbefteht, fofern die bereit oben erwähnte Angabe 
in der Tabelle des Hanbelöminifteriums eine genaue ift. Nach ber- 
felben belief fi) der von den Hofpitäfern an Unterftägungen aufge 
wendete Betrag im Jahre 1877 auf 6908144 Fred. gegenüber einer 
Ausgabe der Wohlthätigkeitsbureaus, bie im gebuchten Jahre 27535614 
res. betrug. 

Auch im Uebrigen mobifiziven fi die Zahlenangaben der Buc 
quetfchen Enquete durch die Ergebniffe der feitvem ſtattgehabten Er— 
mittelungen nicht in beſonders exheblihem Maße. Nach den auf den 


*) Bucquet, Rapport ©. 41. 
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Berichten ber Präfekten beruhenden Seftftellungen, welche den Angaben 
in Blods Jahrbuch der Statiftil*) zu Grunde liegen, Hatte fi) bie 
Zahl der wirklich fungirenden Bureaus, die im Jahre 1871 — nah Ab- 
zug ber 644 Bureaus, welche nicht in Thätigleit waren — ſich auf 
12723 belaufen Hatte, im Jahre 1876 auf 13'509 gehoben, eine Zahl, 
die fich im nächften Jahre wiever auf 13440 **) ermäßigte; die Ge- 
fammteinnahme jener 13509 Bureaus betrüg im gebachten Jahre, 
ausſchließlich von 10461058 Fres. aus früheren Bubgetperioven über- 
tragener Beitände und Einnahmerefte, 31528 758 Fres. die Ausgabe 
26434 141 Fres, dagegen zeigt ſich eine beträchtliche Abnahme in der 
Zahl der Unterftüßten, bie im Sahte 1871 auf 1608 129***) geſtiegen 
war, im Jahre 1876 aber nur 12799367) betrug; es famen hiernach 
auf je 100 Einwohner 6 "(genauer 5,83) Unterſtützte oder JUnter- 
ftügter auf ungefähr 17 Einwohner; biefe 'günftigere Geſtaltung des 
Berhältnifjes wird auf Rechnung theils der befonbere ungünftigen 
Lage im Jahre 1871, theils des notorifchen wirthſchaftlichen Auffchwungs 
Frankreichs feit jener Zeit zu jegen fein. Auf den einzelnen Unter. 
ftügten entfällt ein Betrag von 20 Fres. 65 Cts. (für das Seine-De- 
partement 30 Fres. 89 Ets., für das übrige Frankreich 14 Fres 73 Cts.). 
Der Durchſchnitt erhöht ſich auf ca. 25 Fres., wenn wie bei den früheren 
Feſtſtellungen die Gejammtausgabe einſchließlich der Verwaltungskoſten 
u. ſ. w. tepartirt wird. 

Wenn der Verfaſſer des betr. Abſchnitts im Annuaire von Blod 
diefe Refultate, wiewohl fie gegen die früheren Jahre einen gewiffen 
Fortſchritt befunden, kärgliche nennt, fo wird dieſer Anficht beizuftimmen 
fein; e8 ſteht diefelbe völlig im Einflange mit den Urtheilen, die feiner 
Zeit von Watteville und Bucquet über bie Leiftungen der Armenpflege 
gefällt wurden; beide letztgenannten Kenner des franzöſiſchen Armen- 
weſens haben fich denn auch eingehend mit der Erläuterung biefer un- 
günftigen Nefultate beichäftigt. Watteville erflärt den von ihm er- 
mittelten mittleren Betrag ber Unterftügungen ſchon an und für ſich 
für unzureichend, ſelbſt wenn davon abgejehen werde, daß eine große 
Anzahl von Wohlthätigkeitsbureaus Hinter dieſem Durchſchnittsbetrage 


*) Block, Annuaire de ’donomie politique, Jahrg. 1880, ©. 174, 175. 
**) Rad ben Fefftellungen bes Handelsminifteriums im Annuaire statistique 
de la France, Jahrg. 1880, welche feit 1876 mit ben Block’® Annuaire zu 
Grunde liegenden übereinftinfmen. - 
ee) Weihe fih anf 528242 Hausfaltımgen vertfeilten. Bucquet, Rap- 
port ©. 13. ne , 
}) Block, Annuaire de l’&conomie politique. a. a. O. 
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weit zurũckbleibe; eine Haupturſache der außerorbentlichen Zerfpfitterung 
der Unterftügungen findet Watteville darin, daß Iegtere meift nah 
einem ftänbigen Betrage fortlaufend angewiejen werben; feiner Anfict 
nad würde e8 den Vorzug verbienen, ber Megel nach nur einmalige 
Unterftügumgen, diefe aber alsvann in größeren und ſolchen Beträgen 
zu bewilligen, daß fie dem Armen, um fich aus feiner mißlichen Lage 
berauszumideln, eine wirfame Hilfe gewäßren; er wie Bucquet find 
der Meinung, daß bie Unterftügungen in ihrer zeitigen Abmeflung 
jene in fo mannigfadher Weiſe entwidelte fonkurrivende Thätigleit 
zur Borausfegung haben, welche durch vie zahlreichen Bereine und 
fonftigen woßlthätigen Unternehmungen als societes de charit& mater- 
nelle, soci6tes de secours mutuel, aber auch durch Leihäntter, Hoſpi ⸗ 
täler und bie Organe ber mebizinalen Armenpflege ausgeübt wird. 
Es gelangt hiermit eine Auffaffung zum Ausdruck, welde die Wohl 
thätigfeitöburenus zu einem ben zahlreichen Unternehmungen ver pri⸗ 
vaten Armenpflege gleichberechtigten Element herabbrüdt und ihnen 
weniger eine leitende und felbftändige, als eine ergänzenbe und aus: 
gleichende Wirkſamkeit zuweift. 

Daß die Betheiligung der Privatwohlthätigteit bei Erfüllung der 
Aufgaben der Armenpflege in Frankreich eine, jehr erhebliche ift, unter- 
liegt feinem Zweifel; nad; bem Einbrud, ben ich bei Kenntnißnahme 
von den Armeneinrichtungen einzelner größerer Städte geivonnen habe, 
würde ich anzunehmen geneigt fein, baß bie Entwickelung der Privat ⸗ 
wohlthätigfeit in dieſen Stäbten, ſowohl mas Mannigfaltigfeit ihrer 

‚Unternehmungen, als reiche Ausftattung derſelben anlangt, das im ben 
größeren Städten Deutfchlands und namentlich Norddeutſchlands er- 
reichte Maß übertreffe. Ein Beweis Hierfür läßt ſich jedoch Mangels 
ftatiftifchen Materials nicht führen; ein großer Theil der bezüglicen 
Thatſachen entzieht ſich einer Zeftftellung fon aus bem Grunde, weil 
es ſich um Wophlthätigeit3-Unternefmungen Handelt, die von geiſtlichen 
einer für die Deffentlichteit beftimmten Konftatirung ihrer Thätigfeit 
unzugänglichen Kongregationen geleitet werben. Die Verſuche, Zur 
fammenftellungen ver Ergebniffe zu liefern, Haben ſich daher immer 
nur auf einen Theil der privaten Armenpflege erfireden können; bie 
Notizen, welde Block in feiner Statifiit Frankreichs Bierüber mit: 
getheilt hat, erſchöpfen demnach, wie der Verfaſſer felbft hervorhebt, 
das Gebiet in feiner Weife, laſſen vielmehr den bei Weiten größten 
Theil deffelben umberücjichtigt; nach Block's Anſicht würde fogar 
Watteville's Schägung, wonad ſich die von der Privatarmenpflege für 
ihre Zwecke verwendeten Geldmittel auf jährlih 25 bis 30 Millionen 
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beliefen, ſchon damals weit Hinter der Wirllichteit zurüctgeblieben 
fein*). Zür diejenigen 2736 Anftalten bezw. Unternehnumgen ber 
Privatwopltgätigfeit, bezüglich beren ifm Zaßlenangaben zu Gebote 
ftanden, berechnet Block nach dem Stande vom 1. Januar 1867 
bie Einnahme auf 16093522 Fred. Daß biefelbe hinſichtlich der 

genannten Anftalten, im ben jeitbem verflofienen 14 Jahren fich nicht 
—— gehoben Kat, läßt fich annehmen; für zwei Kategorien 
folder Anftalten lann fogar ein pofitiver Nachweis jener Zunahme er- 
bracht werden, da Bier ſtatiſtiſche Ermittelungen der Ergebuifle ftatt- 
gefunden haben. Es find das bie Vereine zur Pflege von WWöchne- 
rimen (sociöts de charit# maternelle) und vie Gäugfingebewaht- 
auftalten (cröches), welche beide in Frankreich jeit geraumer Zeit er- 
hebliche Verbreitung haben. 

Die Entftefung der erftgeduchten Bereine reicht in das Jahr 1787 
zurüd, in welchem in Paris unter dem Proteltorat ber Königin bie 
socidt6 maternelle gegründet wurde; Napoleon L gab den Bereinen 
eine centralifirte Crganijation, indem er fie dem Proteftorat ımb der 
Leitung der Kaiſerin ıumterftellte; ähnliche Tendenzen verfolgte bie 
lonigliche Ordonnanz vom 31. Oltober 1814 und das Taijerfiche Dekret 
vom 2. Februar 1853; ein Reglement vom 15. April beifelben Jahres 
beließ jedoch den Lofalvereinen ihre individuelle Eriftenz bergeftalt, daß 
ber Kaiſerin in der Hanptjache nur bie Genehmigung der Bertheilung 
der Staatszuſchüſſe und die Ernennung ber Vorfteherinnen ver Lolal · 
vereine vorbehalten blieb; das Dekret vom 29. März 1871 Bat 
den letzteren die Wahl der Vorfteherinnen zurüdgegeben. Die Thätig- 
keit der Bereine wirb durch beſondere Statuten oder Reglements ge- 
zegelt, denen jedoch im Allgemeinen gleichartige Normen zu Grunde 
liegen; regelmäßig find bie Vereine vom Staat fubventionirt. Ihre 
Zahl berechnete Blod für das Jahr 1867 auf 83, ifre Einnafme auf 
634529 Fres.; im Jahre 1875 beftanden nur 78 Bereine, doch er- 
veichte ihre Gejammteinnafme den Betrag von 963 715 Fres., unter 
welher Summe ſich jedoch an Beftänden und Refteinnahmen aus dem 
Vorjahre 241 038 Fred. befanden; bie Subventionen des Staats hatten 
108239 Fres.,, die der Departement® 25145 Fres, die der Ge 
meinben 73136 Fres ausgemacht. — Die Aufgabe der cröches ber 
lebt darin, unentgeltlich oder gegen eine geringe Vergütung den Tag 
über arme Kinder in Verwahrung zu nehmen und bierburd deren 
Mütter in die Lage zu fegen, einer Beicäftigung außerhalb des 


®) Block, stat. gen. de la France, 2. Aufl. Eh. IL &. 330. 
**) De Watterille, lögisl. char. Th. II. ©. 219. 
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Hauſes nachzugehen; in ber Regel werben nur Kinder zugelafien, 
welche das Alter von drei Jahren noch nicht überjchritten Haben. Auch 
bezüglich der cr&ches fegt ein Normalreglement — vom 30. Juni 
1862 *) — die Bedingungen feft, denen diefelben in gefunbheitlicher Hin⸗ 
fiht und für den Fall, daß fie ftaatliche Genehmigung in Anſpruch 
nehmen, auch Hinfichtlich ihrer Organijation und ihres Geſchäftsbe 
triebes zu entiprechen haben. In Block's für das Jahr 1867 ge- 
gebener Ueberficht erſcheinen die cr&ches, 33 an Zahl, mit einer Ge⸗ 
fammteinnafme von 87539 Fr.; im Jahre 1875 wurden 196 folde 
Anftalten gezählt mit einer Gefammteinnaßme — foweit ſolche eruirt 
werben konnte — auf 575445 Fres. 25 Cents berechnet; mit Sub 
ventionen partizipirten hieran ber Staat in Höhe von 14 150 Fres, 
die Departements in Höhe von 13960 Fres, wogegen die Gemeinden 
und Woplthätigfeitsburenus 66 362 Fred. 70 Cents beijteuerten, 7570 
Kinder fanden während des Jahres in den cröches Aufnahme. 
Wenn auch in der örtlichen Vertheilung ber cröches und ber 
Wöchnerinmenvereine fi ebenjowenig wie in ber ber übrigen Wofl- 
thätigleitdanftalten irgend eine Gefegmäßigkeit nachweiſen läßt, fo find 
es body vorherrſchend bie größeren Städte und Gemeinden, bie mit 
derartigen Anftalten bedacht zu fein pflegen, indem bie gefammte Ent- 
widelung der Privatwohlthätigkeit in überwiegendem Maße den größeren 
volfreicheren Gemeinden angehört; nur in biefen pflegen fich leicht 
Perſonen zu finden, welche die Vorausbeftrebungen durch Beiträge, jo 
wie durch perjönlihe Mitwirkung zu fördern bereit find; je mehr da⸗ 
her die Vereine auf eine größere Anzahl von Theilnehmern angewieſen 
find, dejto weniger laffen fih auf dem platten Lande und in Heineren 
Gemeinden die Vorausjegungen ihrer Entwidelung jchaffen. Alle umfang 
reicheren Organijationen der privaten Armenpflege haben dem entſprechend 
in event. vorherrſchendem Maße in den größeren Stäbten Boden gewonnen. 
Es gehören Hierher vor Allem die Vereine der Gefellihaft des Heiligen 
Vincenz von Paula, die Frauenvereine zum Zweck bes Krankenbefuches, 
vie Petites soeurs des pauvres und bie Vereine zur Beſchaffung 
bilfiger Nahrungsmittel (sociötes alimentaires) **). Den weitaus 
größten Kreis umfaßt die Gefellihaft vom heiligen Vincenz, bie fih 
als ein großer alle Aufgaben der Privatwohlthätigkeit in ihrem Wir 


*) De Watteville, legisl. char. Th. II. ©. 485. 

**) Eine kurze Darftellung der wichtigften Bereinsorgamifationen finbet fich bei 
de Magnitot in feinem mehrfach citirten Wert: de l’assistance et de l’extinetion 
de la mendieite, Paris 1556, &. 148 fi. — Derfelben ift bie Mehrzahl der nad- 
folgenden Notizen entnommen. 
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hmgsfreiß einfchließender Unterftügungsverein charakterifirt; thatjächlich 
beichränft fich bie aktive Mitgliedſchaft auf Angehörige der katholiſchen 
Konfeffion. Im Jahre 1833 gegründet, beſaß die Gefellichaft um bie 
Mitte der fünfziger Jahre bereits 887 Zweigvereine (conferences) 
mit einem Sahreseinfommen, das zuſammen an vierthalb Millionen Fres. 
überftieg. Xelteren Datums 'ift die Entftehung jener Frauenvereine 
zum Zwed des Krankenbeſuches; fie wird auf eine Gründung bes 
heiligen Bincenz von Paula felbft zurückgeführt. Die Petites soeurs 
des pauvres machen hauptfächlic das Einfammeln der Ueberbleibiel 
von Speifen und deren Zubereitung und Vertheilung an Arme zu ihrer 
Aufgabe. Die sociötss alimentaires, eine von Genf nach Grenoble 
und von da in andere Städte Frankreichs übergeführte Einrichtung, be» 
faffen -fih mit dem Einfauf und der Zubereitung von Nahrumgsmitteln 
im Großen und mit der Unterhaltung von Vollsküchen, in denen bie 
Speijen den Armen zum Selbftloftenpreije verabreicht werden. Zahl 
108 find bie ferneren ſpeziellere Zwecke verfolgenden Bereinsorganis 
jationen, welche fih an jene anreihen*); viele derſelben find ebenfalls 
über ganz Frankreich in der Art verbreitet, daß die Rofalvereine im 
Verhãltniß von Zweigvereinen zum Hauptverein ftehen. Daß ſich das 
bezügliche Vereinsleben vorzugsweiſe in den Städten und zwar ben 
größeren entfaltet, wird faft bei allen derſelben bezeugt. Diejer reichen 
Entwidelung fteht ein Mangel an.Bereinsorganifationen auf dem Lande 
gegemüber, wo bie etwa bejtehenden Brüderſchaften over Genofienichaften 
nur einen verhältnigmäßig färglichen Erſatz bieten. 

Es trifft hiernach die private Armenpflege in dem Grundzuge, 
daß ihre Bethätigung in prävalirender Weife den größeren Orten gilt, 
mit der öffentlichen Armenpflege überein; daß bie Leiftungen ber legteren 
unbeſchadet aller fonftigen in der Vertheilung derſelben beſtehenden 
Ungleichheit in event. überwiegendem Maße ven größeren Orten zu 
Gute kommen, ift ſchon früher fonftatirt worden und erhellt insbeſondere 





*) Magnitot— 0.0.0. S. 158 ff. erwähnt noch ber socidtEs des jeunes 
6conomes — zur Unterftägung armer Mädchen; de la providence — zur Unter 
Rügung verfhämter Arne; du patronage des orphelins — zur Unterbringung 
armer Kinder in Familien und Führung von Aufficht über ihre Pflege; d’ap- 
prentissage — zur förberung bed fittlichen Wohles der Lehrlinge; des compagnons 
— zur Fürſorge für wandernde Handwertsgeſellen; de Saint Frangois Xavier 
— um Handwerker und Arbeiter wor fittlihen Gefahren zu bewahren; de cho- 
mage — zur Unterftägung arbeitlofer Handwerler; de Saint Frangois Regis (ge- 
gründet 1826) — um die Umwandlung iflegitimer Verbindungen in legitime zu er- 
leichtern; ferner Bereine zur Unterfaltung von Waifenanftalten, zur Bertheilung 
von Kleidern, Arznei u. ſ. w. 
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auch aus der oben erwähnten Thatſache, daß von ber orbentlichen Ein- 
nahme, welche die fungirenden 12728 Wohlthätigleitsbureaus im Jahre 
1871 bezogen, circa 16 000 000 Fres*), alfo weit mehr als die Hälfte 
auf die Meine Zahl ver 301 Bureaus, deren Ausgabe in jenem Jahre 
10000 Fres. überftieg, entfielen. Die Art, in der fi) Die Privatarmen- 
pflege entiwidelt Hat, ift baher dazu angethan gemwefen, in Bezug auf 
bie Intenfität der Armenfürforge ben Abftand zwiſchen den größeren 
Städten einerfeit8 und ben Heineren Stäbten und dem platten Lande 
andererſeits noch weiter zu potenziren. Eine Ausgleichung zu ſchaffen 
aud dem platten Lande die Wohlthaten einer organifirten Armenpflege 
zuzuführen, ift Daher die Anforberung, welche von der Gefeggebung in 
erfter Linie hervortritt; in diefer Weife ift deren Aufgabe denn aud 
feit geraumer Zeit in ben maßgebenben Kreifen aufgefaßt und präzifirt 
worben, wie ich im nächften Abfchnitt zeigen werde. 


Sechſter Abſchuitt. 


Die neuen Geſetzentwürfe uud die parlamentariſche 
Enquote von 1872178. 


Während bie auf die zulegt erwähnte ftatiftifche Enquöte bezüglichen 
Arbeiten noch im Gange waren, hatten die unter den Nothftänben des 
Kriegsjahres befonders fühlbar gewordenen Mängel Anlaß zur Anregung 
weiterer Reformen im Gebiet ber Armen ⸗Geſetzgebung gegeben. In 
der Sigung der Nationalverfammlung vom 11. März 1872 mar auf 
Antrag **) der Deputirten Leftourgie und Genofjen die Nieberfegung 
einer Kommiſſion befchlofjen worden, welche die Mittel und Wege einer 
Organiſation ber Armenpflege auf dem platten Sande zum Gegenftanbe 
ihres Studiums machen follte. Als Material lagen der Kommiſſion 
zwei Gefegentwürfe vor, einer von den Deputirten Theophile Roufiel 
und Morvan, ber andere von bem Deputirten Tallon ausgearbeitet 
und überreicht. Der erftere Entwurf hatte ſich die Verallgemeinerung 
der Assistance medicale und Ausdehnung derſelben auf alle Gemeinden 
zum Ziele gefegt; eine fehr viel umfafjendere Aufgabe ftellte fich ver 
zweite; ex bezweckt nichts Geringeres als eine Reform nahezu ber ganzen 
Armenverwaltung, bie er auf fehr erweiterte Grundlagen zu ftellen intenbirt. 


*) Das ift minbeften® anzunehmen, ba bie ordentliche Ausgabe 1611268 
Fres. 48 Cent. betrug. 
**) Abgebrudt in ben Ann. de Pass. nat. Theil V, ©. 99 der Annexen. 
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Der Entwurf von Moufjel und Morvan bezeichnet ein weiteres 
Stabium auf dem Wege, den einft Salvandy, als er im Yahre 1847 
der Deputirten-Sammer das Projekt einer ausgedehnteren Organifation 
ber mebizinafen Armenpflege vorlegte*), eingefchlagen Hatte; nachdem 
dies Projelt damals eine weitere Folge nicht erhalten, waren Verſuche, 
die Angelegenheit gefeglih zu regeln, inzwiſchen nicht weiter unter- 
nommen worben; dagegen hatte, wie im vierten Abſchnitte gezeigt 
worden, bie Einwirkung ver Verwaltungsbehörben ber Inſtitution ber 
mebizinalen Armenpflege eine wachfende Ausbreitung verſchafft. An bie 
Ergebniffe biefer Einwirkung und bie in ber legten Zeit des Kaiſer⸗ 
reichs von ben mebizinifchen Gefellichaften unternommenen Vorarbeiten 
lehnt der Rouffel- und Morvanſche Entwurf fih an; er verjucht es, 
bie Konkurrenz von Gemeinde, Departement und Staat bei Auf- 
beingung ber erforderlichen Mittel nach einem beftimmten Verhältniß 
zu regeln; das Nähere über den Inhalt wird am zwedimäßigften weiter 
unten bei Mittheilung der entſprechenden Beſtimmungen des Tallon- 
ſchen Entwurfes feine Stellung finben. 

Wenn jener Entwurf fih auf die Verallgemeinerung unb weitere 
Ausbildung von in der Praris vielfach bereits erprobten Einrichtungen 
beichränkte, fo greift dagegen Tallon's Projelt auf die Auffaffungen 
zurüch, die in der Verfafjung bes Jahres 1848 und ben ihr voran« 
gegangenen Entwürfen zum Ausprud gelangt waren und in einer ber 
Theorien der Konftituante fih fortfegten; das Beftreben, die von ber 
Revolution zur Devife genommene Brüberlichleit in ber öffentlichen 
Armenpflege zur Verwirklichung zu bringen, charakterifirt Die Arbeiten 
der Kommijfion, welche mit ver Vorbereitung der Verfaffungsurkunde 
beauftragt war ; in augebehntefter Weife trägt der Entwurf vom 19. Juni 
1848 dieſem Beſtreben Rechnung; es ift diefer Entwurf, welcher dem 
Staatsangehörigen ein Recht auf Arbeit im weiteften Sinne zugefteht 
und den Staat verpflichtet, allen arbeitsfähigen Männern, die felbft 
Arbeit nicht finden Können, ſolche zu befchaffen; daneben wird für ver 
laffene Kinder, Siehe und Greiſe ein Recht auf Unterftügung konftituirt. 
Schon abgefhwächt erfcheinen die Beſtimmungen im zweiten Entwurf 
(vom 30. Auguft 1848), welcher die Verpflichtung des Staats zur Arbeits: 
beſchaffung auf das durch bie verfügbaren Mittel gegebene Maß reducirt; 
eine noch weit bedingtere und verſchwommenere Faſſung haben diejelben 
demnächft in der Verfaſſungsurkunde vom 4. November 1848 erhalten; 


*) Das Nähere hierüber in ben Annales de l’assembl6e nationale, 
Theil VIII, Annezes, &. 265. 
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„buch brũderlichen Beifland," heißt es dort, „foll bie Republik bie 
Eriftenz ihrer armen Bürger fierftellen, jei e8, indem fie ihnen inner- 
Halb der Grenzen ihrer Mittel Arbeit gewährt, fei es, indem fie bie 
nicht arbeitsfäßigen berfelben, welche innerpalb ihrer Familien den er- 
forberlihen Beiftand nicht finden können, unterftügt*).” Dem Juhalt 
jener Artitel praftiiche Beftalt zu geben, war die Aufgabe, bie ji 
Dufaure in feinem im Jahr 1848 der Nationalverfanmiung und dem⸗ 
nãchft im folgenden Jahre einer anf Antrag des Grafen von Melım 
gebildeten Kommiſſion vorgelegten Geſetzentwurf ftellte; durch Bildung 
eines leitenden Komitss als Tentralbehörde und ſodann durch Bildung 
von Kantonal⸗ und Local:Romites ſollte der Armenpflege eine einheit ⸗ 
lichere und vollſtändigere Organiſation gegeben werben; auch dieſen Ge 
danten hat theilweiſe der Tallon'ſche Entwurf wieder aufgenommen. 
Damals hatte der Dufaure ſche Antrag zu feinem weſentlichen Ergebniß 
geführt, er hatte ſich in der Fülle des Materials, das der Kommiſfion 
aufloß, gewiffermaßen verloren; Thiers, der Berichterftatter, begünftigte 
die Erweiterung der uriprünglich der Kommiffion geftellten Aufgabe; 
es erflärt ſich Hieraus, da das demnächſt von ihm erftattete jehr um⸗ 
fangreiche Gutachten weniger von ben Bebürfnifjen ver nothleibenben 
Menge als von den damaligen Anfprüden und Beftrebungen ver 
Ürbeiter handelt; im Großen und Ganzen blieb auch feine Arbeit ohne 
praltiſches Refultat, wiewohl einzelne auf das Armenweſen bezügliche 
Geſetze wie das oben erwähnte Gefetz über die Hoipitäler vom 7. Auguft 
1851, fowie die Gefege über die Verbeſſerung der ungeſunden Woh ⸗ 
nungen vom 13. April 1850 und über die assistance judiciaire vom 
22. Januar 1851 auf die damals gegebene Anregung zurüdgeführt 
werben **). 

Wenn die vollere Auffafjung der Aufgaben der Armenpflege, wie 


*) Preambule rt. VIII: (La République) doit par une assistance fra- 
ternelle assurer l’existence des eitoyens necessiteux, soit en leur procurant 
du travail dans les limites de ses resources; soit en donnant & defaut de 
la famille des ressources A ceux qui sont hors d’etat de travailler. Siehe 
über bie Geſchichte des Verf. Art. Sirey, Recueil gendral des lois et des 
arrötds IHe partie (lois de Ia Rep. de 1848) ©. 170 f., ſowie Sigumub Eng 
länder, Geſchichte der franzöfifchen Arbeiteraffogiationen. Hamburg 1864, britter 
Teil ©. 154 ff. 

**) Die fonfligen bie Verhältniffe der arbeitenden Klaſſen berührenden geſet- 
lien Beftimmungen, an beren Entſtehung bie Bewegung des Jahres 1548 An- 
theil hatte, gehdren nicht in ben Bereich biefer Abhandlung. Siehe über dieſelben 
das ſchon citirte Wert Du Cellier’s: Histoire des classes Iaborieuses en France. 
©. 419 fi. 
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fie fih damals entwickelte, die prinzipielle Grundlage des Tallon'ſchen 
Gejegentwurfes bilvet, fo entnimmt berfelbe feinen praftiihen Anlaß 
aus den unzureichenden Leiſtungen, welche bie beſtehende Organifation 
der öffentlichen Armenpflege auf bem Lande, .erzielte. „Zwar ift,“ 
wird ausgeführt, „bie Lage der Lanpbenölferung in Frankreich eine 
relativ glüdliche und fließt in der guten Jahreszeit nicht nur die Wohl- 
thätigkeit reichlich, fondern e8 gewähren auch die Eichellefe, die Theil- 
nahme an dem Holzertrage und ben fonftigen Nugungen der Gemeinde⸗ 
walbungen und Ländereien der arbeitenden Klaſſe Erleichterung; aber 
es tommen bie fchlechteren Tage ber tebten Jahreszeit, bie Zeiten, in 
denen das Brod theuer ift und die Arbeit aufhört; dann brängt ſich 
wohl die arme Familie frierend zujammen um den noch von einem 
legten Funken erheliten Heinen Herb und vertheilt unter ſich mit ängft- 
licher Sparfamteit ein Stüd grobes und ſchwarzes Brod, deſſen fie in 
den nächſten Tagen vielleicht zu entbehren befürchtet. Zumeilen auch 
Tiegt in einer einfamen Hütte hülflos ein fiecher Greis darnieder; in 
einer anderen ſchmachtet ein Meines Kind, bleih und abgezehrt, zittern 
vom Fieber; die Aerzte find fo entfernt und es ift fo koſtſpielig, Arzneien 
aus ber Stabt zu beicaffen. So Hat, wenn auch das platte Land 
nicht gerade für gewöhnlich der Schauplag großer Armuth ift, Doch 
dajelbft das Elend feine Zeiten; es ift die Aufgabe, wirkſame Mittel 
zu finden, um ihm zuborzulommen; die Erfüllung biefer Aufgabe iſt 
nicht nur eine Pflicht der Menſchlichkeit, fondern auch eine Forderung, 
welche das Intereſſe ver Geſellſchaft an ung ftellt u. f. w.*)“ 

Ein ganzes Syſtem von Reformen, wie vorbemerft, ift es, durch 
das Tallon den geſchilderten Uebelftänden Abhülfe zu fchaffen verfucht: 
die Inftitution der Wohlthätigfeitspürenus ſoll auf alle Gemeinden 
Frankreichs ausgebehnt, ebenjo die assistance medicale zu einer all» 
gemeinen Einrichtung erweitert werben; zwiſchen die Wohlthätigleits- 
büreaus und bie bepartementalen Berwaltungsorgane wird als Zwifchen- 
glied das Kantonal-KRomite eingeſchaltet; bie Verpflichtung der Hofpie 
täler zur Aufnahme frember Gemeinbeangehöriger und ebenfo bie 
Verpflichtung der Gemeinden, die Koften des Unterhalts für ihre in 
Hofpitälern untergebrachten Armen zu tragen, wird feftgeftellt und ver⸗ 
allgemeinert; die erforberlihen Mittel werben durch Erwerbung ber 
Anjprüche der Armenverwaltung an ven Gemeindehaushalt und durch 
Steuerzufchläge fichergefteltt, welche im Falle des Bedürfniſſes Gemeinden 
und Departements fich aufzulegen haben; der Staat joll durch Sub- 


*) Annales de l’assen.blee nationale. Teil VIII, Annexes ©. 263. 
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ventionen helfen. Es reihen fi) baran weiter die Erziehung der unter« 
ftügten Kinder, die Befchäftigung und Beſtrafung der Bettler u. ſ. w. 
betreffende Reformen; landwirthſchaftliche Orphelinate und Kolonien 
fpielen Hierbei eine wichtige Rolle. 

Was nun zunächſt die örtliche Armenpflege anlangt, fo ift bei ben 
bezüglichen Reformvoriclägen der Gedanke leitend, daß es Pflicht und 
Aufgabe jeder Gemeinde fei, für ihre armen Mitgliever zu forgen; ver 
einft vom Konzil von Tours proklamirte Sag: „quaeque civitas 
pauperes suos alito“ foll zur Wahrheit gemacht werben; der Grund⸗ 
ag, daß der Gemeinde der Schug (la tutelle) der aus ihr herſtam⸗ 
menden Armen obliege und baß fie ebenfo arbeitsfähige Bebürftige mit 
Arbeitögelegenheit zu verfehen, als denjenigen Perſonen, die wegen Alters, 
Krankheit oder Gebrechen die Mittel für ihre Exiftenz zu erwerben 
nicht im Stande feien, den Unterhalt zu gewähren habe, wird an bie 
Spige des Gefegentiwurfs gejtellt*). Bei Erfüllung diefer Verpflich-⸗ 
tung ſoll jedoch die Gemeinde fich des Wohlthätigfeitsbürenus als ihres 
Organs bebienen; bafjelbe vertheilt die wo möglich in natura zu ver« 
abfolgenden Almojen und ftellt zu dieſem Zwecke monatlich Ueberfichten 
und Liften der zu unterftügenden Perfonen quf; es verabfolgt Bons 
für ärztliche Hülfe und für Arzneimittel und forgt durch Wermittelung 
des Gentral-Komitss für Aufnahme der Kranken, reife und Gebrech⸗ 
lichen in die Hofpitäler ebenfo wie für die geeignete Unterbringung ver 
unterftügten Kinder. Sind hinreichend alimentationspflichtige Ber- 
wandte vorhanden, fo können die Wohlthätigkeitsbüreaus gegen dieſe 
die verauslagten Unterftügungen mit bem Privilegium ber assistance ju- 
diciaire einflagen**). In jeder Gemeinde foll die Gemeindebehörbe 
auf das Gutachten des Wohlthätigfeitöbüreaus öffentliche Arbeiten zu 
dem Zweck, den ermwerböfähigen und arbeitslofen Einwohnern Unterhalt 
zu verichaffen, veranftalten, fei e8 beim Wegebau, ſei es bei fonftigen 
im Interefje der Gemeinde wünfchenswerthen Unternehmungen; aud 
die Gemeindegüter follen ganz ober theilweiſe zur Beichaffung von 
Arbeitögelegenheit für ermwerblofe, Hülfsbebürftige Einwohner benugt 
bezw. ben Armen zur Pacht oder Bebauung überwiefen werben förınen. 


*) Die beiden erflen Artitel bes Entwurfs lauten: „Art. 1. Les indigents 
sont plac&s sous la tutelle de la commune de leur lieu d’origine. Art. 2 
La commune fournira du travail aux indigents valides et pourvoira aux 
besoins de ceux & qui l’äge, la maladie ou les infirmites ne permettront 
pas de soutenir leur existence ou celle de leur famille.“ Ann. de l’ass. nat. 
Theil VIU, S. 272 der Auuexes. 

**) Seltion I. Kap, 1. Art. 3 bis 6 des Entwurfs. 
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Induſtrielle Arbeiten follen in berjelben Weiſe, theils währen ber 
idlehten Jahreszeit, theils auch außerhalb derſelben um Arme, bie 
ſich für landwirthſchaftliche oder Wegebaunrbeiten nicht eignen, zu be» 
ſchãftigen veranftaltet werben *). 

Zur Unterftägung der Wohlthätigleitsbüreaus in der Handhabung 
ber Armenpflege werben diefen im geeigneten Falle aus drei bis fünf 
Mitgliedern beftehende Kommiffionen beigegeben, welche der Gemeinbe- 
rath aus den achtbarſten Einwohnern und wohlthätigen Frauen beruft 
unb welche die befondere Miffion Haben, die Armen und Kranken zu 
befuchen und hiernach bie geeigneten Unterftägungsmaßregeln in Bor- 
ſchlag zu bringen **). 

Die nächte Aufficht über die Wohlthätigfeitsbirrenus führen bie 
Kantonal-Comites; fie bilden in der Organifation ein neues Glied, 
welches ſchon jener Dufaure’jche Gejegentwurf in die franzöfifche Armen- 
verwaltung einzuführen verfucht Hatte. In jedem Kanton wird ein der⸗ 
artiges Komit6 errichtet; es beiteht aus dem Generalrathsmitgliede 
des Rantons, dem katholiſchen Kantonalpfarrer und einem von bem 
betreffenden Geiftlichen gewählten Repräſentanten jedes fonftigen etwa 
im Kanton ausgeübten Belenntnifjes, dem Kantonalarzte (wenn mehrere 
Aerzte als Armenärzte fungiren, einem Delegirten berjelben), je einem 
Delegirten der Verwaltungstommiffion jedes im Kanton vorhandenen 
Wohlthaätigleitsbüreaus und ebenfo je einem Delegirten jever im Kan⸗ 
ton fungirenden Hoſpitalkommiſſion. Für die größeren, ſelbſt aus 
mehreren Kantons beftehenden Gemeinden ift die Zuſammenſetzung des 
Komit6s in befonderer Weife geregelt. Die Funktionen, welche bem 
Comits zugewieſen werben, finb fehr eingreifende und mannigfaltige; 
fie Haben unter der Kontrole des Generalraths fi mit Allem zu bes 
faſſen, was ſich auf die Organifation und Leitung der Armenpflege 
des Kantons bezieht; an einzelnen ihnen zu übertragenden Befugnifjen 
werden bie folgenden aufgeführt: dem Komit6 Tiegt ob: 1) die vom 
Staat, dem Departement oder den Privaten zur Verfügung geftellten 
Fonds unter die Gemeinden des Kantons zu vertheilen; 2) die Orga- 
nifation von Wohlthätigfeitäbürenus und Kommiifionen in den Ge— 
meinden fowie, wo geeignet, die Errichtung anderer öffentlicher Wohl 
thätigkeitsanftalten in Anregung zu bringen; 3) die Verwaltung, fowie 
das Budget- und Rechnungsweſen der Wohlthätigfeitsbürenus zu über» 
wachen; 4) in benjenigen Gemeinden, vie hierfür Sorge zu tragen 


° *) Sektion I. Kap. II. — Art. 7 bis 10 bes Entwurfs. 
**) Settion J. Kap. II. — Art. 11 unb 12 des Entwurfs. 
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unterlaffen haben, im Einvernefmen mit ben Wohlthatigleitsbüreaus 
die Organtfation öffentlicher Arbeiten zu Unterftügungszweden anzu 
regen; 5) auf die Organifatton der medizinalen Armenpflege im Kan⸗ 
ton hinzuwirken; 6) barüber zu wachen, daß nad Maßgabe des Gut 
achtens des Rantonalarztes die Kranken, ſowie die Greiſe und Siechen 
bezw. Hofpitien zugeführt und daſelbſt aufgenommen, fowte daß ver- 
lafjene Rinder und Waijen ben betreffenden Spezialanftalten zuge 
wiefen werben; 7) bie Einrichtung landwirthſchaftlicher Aſhle zu ber 
gutachten; 8) die Aufnahme von Armen in dieſe Anftalten zu über- 
wachen; 9) je nad dem Bedürfniß und in Ergänzung ber von ben 
Gemeinden getroffenen vesfallfigen Beranftaltungen öffentliche Arbeiten 
für Urmenzwede zu organifiven, namentlich ateliers agricoles ein- 
zurichten, denen die befchäftigungslofen Armen nad) einer feſtzuſetzenden 
Bezirlseintheilung zugewieſen und von benen Iegtere zu Arbeiten im 
Interefje von Gemeinden ober Privaten verwendet werben können *). 

Der Schwerpunkt Liegt offenbar in der dem Kantonalcomit6 vor 
behaltenen Vertheilung der Stantd- und Departementalfubventionen 
auf bie verſchiedenen Wohlthätigkeitsbüreaus der Kantons; biefe Ber- 
theilung ſoll jährlich auf Grund von Verzeichnifien ſämmtlicher Armen 
und einer von ben Santonalcomit6 vorgenommenen Abfhägung ber 
dem Einzelnen nad Alter, Familienverhältnifien u. |. w. zu gewährenben 
Unterftügungsbeträge ftattfinden; hiernach bemefjen ſich die alsdann 
den einzelnen Büreaus zu gewährenden Zuſchüſſe. Die Thätigleit der 
WVoptthätigleitsbürenus wird Hierdurch nahezu auf eine blos vermittelnde 
und begutachtende herabgedrückt. 

Im befonbers betaillirter Weife ift der Abſchnitt über die assistance 
medicale ausgearbeitet **);, die Beftellung von Armenärzten ſoll info- 
weit zu einer obligatorifchen werben, als wenigftens Ein zur Behandlung 
armer Kranker verpflichteter Arzt für den Kanton beftelit werben muß; 
dagegen können aber auch mit Genehmigung des Generalraths fänmtliche 
Aerzte des Kantons fich zu einer Affociation ober einem Syndikat zu dem 
Zwecke vereinigen, fi gemeinfam dem armenärztlichen Dienft im Kan⸗ 
ton zu unterziehen. Die Ausbehnung ber von ben Armenärzten zu 
verwaltenden Bezirke, der Betrag der ihnen zu gewährenden feften 
Entſchädigung (dieſelbe ſoll nicht unter 600 Br. betragen) und ber 
außerdem von ihnen zu beziehenden Honorare für Beſuche und Kon- 


*) Cettion II — rt. 1817 des Entwurfs. 
**) Settion III — Art. 18—29 des Entwurfs, 
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fultetionen follen durch bie Generalräthe feitgefegt werben; für ben 
Tal, daß eine Affociation ober ein Syndikat behufs gemeinfamer 
Wahrnehmung des armenärztlichen Dienftes gebildet worben ift, wird 
die fefte Entſchädigung nach Verhältniß der Befuche und Konfultationen 
unter ſaͤmmtliche betheiligte Aerzte repartirt. Den Armen bleibt 
in Krankheitsfällen die Wahl, ob fie fi an den Armenarzt oder an 
einen berjelben ober an einen anderen Arzt bes Kantons wenben 
wollen; thun fie Ietteres, fo Hänbigen fie dem betreffenden Arzt ben 
ihnen zu biefem Zweck verabfolgten Bon über die fraglihe Hülfeleiftung 
ein, auf Grund deſſen bemmächft ver Arzt Zahlung nach dem vom 
Generalrath feftgefegten Tarife erhält. Im jedem Kanton werben ein 
ober mehrere Medilamentendepots errichtet, aus benen die zur armen- 
ärztlichen Behandlung zugelaffenen Kranken unentgeltlich die ihnen ver⸗ 
orbneten Arzneien beziehen können; der Generalrath hat dafür zu forgen, 
baß bie betreffenden Mebifamente, fei e8 aus einem im Departement 
errichteten Centralbepot, fei e8 nach einem vereinbarten Tarife von im 
Departement wohnbaften Apothelern bezogen werben Tönnen. In jedem 
Departement endlich wird ein Arzt mit der Infpektion des gefammten 
armenärztlichen bezw. pharmaceutifchen Dienftes betraut; eine jehr wich. 
tige VBervollftänbigung der Inftitution, welche behufs Herbeiführung 
gleihmäßiger Handhabung des Dienftes nur von der günftigften Wirkung 
fein Zönnte. 

Auch der oben erwähnte von den Deputirten Rouſſel und Morvan 
aufgeftellte Gefegentwurf*), über beffen Beftimmungen ich einige No— 
tigen Hier einfchalte, will aus ber Beitellung von Armenärzten eine 
obligatorifche, ganz Frankreich gemeinfame Einrichtung machen, ex weicht 
jedoch in einzelnen Punkten ber Ausführung von dem Tallon'ſchen Ent- 
wurfe ab. Ueber bie örtlichen Modalitäten ber Einrichtung Vorſchläge 
zu machen, foll — nad dem Roufjel-Morvan’ihen Entwurfe — die 
Aufgabe einer für jede Gemeinde zu bildenden Kommiffion fein; biefe 
Kommiffionen können aud die Vereinigung mehrerer Gemeinden zu 
Einem gemeinfamen armenärztlichen Bezirke in Vorſchlag bringen; die 
Borfchläge der Kommiffionen unterliegen der Genehmigung ver Ger 
meinberäthe; bei abweichender Anficht des letzteren entſcheidet endlich 
nach gutachtlicher Anhörung des Rantonallomires der Generalrath. Zu 
den auch in biefen Gefegentwurf aufgenommenen Einrihtungen gehört 
die jährliche Aufftellung einer Lifte, in melde alle zur armenärztlichen 
Behandlung qualifizirten Perfonen eingetragen werben müſſen; bie Lifte 


*) gl. Annales de l’assembl6e nationale Teil XIII Annezes ©. 27 fi. 
- 10* 
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wird vom Wohlthãtigkeitsbureau oder in deſſen Ermangelung von ber vor- 
bezeichneten Kommiffion entworfen, durch den Gemeinberath begutachtet und 
demnãchſt durch bie permanente departementale Kommiſſion des General» 
raths für jedes Jahr im Voraus feftgeftellt; es Zönnen jedoch auf An- 
trag des Maire, Pfarrers, Arztes ober eines Mitgliedes des Wohl- 
thätigfeitöbureaus oder der Kommiſſion nachträgliche Eintragungen in 
bie Lifte bezw. Löfchungen ftattfinden. Ein Komits für bie mebicinale 
Armenpflege wirb für jeden Kanton gebilbet; demſelben gehören außer 
dem Generalrathsmitgliede des Kantons der Rantonalarzt (find mehrere 
Armenärzte vorhanden, ein Delegirter berfelben) und je ein Delegirter 
des Wohlthätigfeitsburenus bezw. jeder Lokalkommiſſion für bie mebi- 
zinale Armenpflege an; das Komit6 hat den ganzen die assistance m&- 
dicale betreffenden Dienft zu beaufſichtigen und betr. Falles über 
die einzelnen Fragen Gutachten abzugeben; namentlich unterliegt feiner 
Begutachtung auch bie Vertheilung der vom Staat oder dem Departes 
ment bewilligten Zuſchüſſe unter die Gemeinden bezw. die behufs ge» 
meinfamer Einrichtung eines armenärztlichen Dienfte® aus mehreren 
Gemeinden gebilveten Cirkumſtriptionen. Aehnliche Einrichtungen werben 
in Vorfchlag gebracht, um armen Wöchnerinnen die Hilfe von Hebammen 
zu fichern; daß auch die Impfung armer Kinder einen Theil des armen- 
ärztlichen Dienftes bilve, fieht der Entwurf befonbers vor. 

Ienem beiden Gefegentwürfen gemeinfamen Beftreben, die Wohl 
that ärztlicher Hilfe den Armen in möglichftem Umfange zugänglich zu 
machen, entfpricht die erhebliche Erweiterung, welche nach dem Tallon’- 
ſchen Entwurf — ich kehre zu demſelben jegt zurüd — durch die Ber- 
pflichtungen ber Hofpitäler bezw. der Gemeinden in Betreff der Für- 
forge für die in Hofpitalanftalten zu verpflegenden Kranken, Greiſe und 
Siehe gegeben wird *); die Fürforge für diefe Kategorien von Hilfe- 
bebürftigen wird für eine obligatorifche Laſt der Gemeinden erklärt; befinden 
ſich Tegtere nicht im Beſitz von Hofpitälern, fo haben fie, foweit nicht 
die Familien der betr. Hilfsbebürftigen Hierzu im Stande, bie Koften zu 
tragen, welche durch Aufnahme und Verpflegung derſelben in den Hoſpi⸗ 
tälern anderer Gemeinden entjtehen; in jedem Hofpital foll eine vom 
Generalrath des Departements zu normirende Zahl von Betten aus» 
fchließlih zur Aufnahme von Kranken aus anderen Gemeinden beftimmt 
fein; eine ebenfall® vom Generalrath feitzufegende Bezirkseintheilung 
ſoll angeben, an welches Hofpital die Kranken aus den einzelnen Ge⸗ 
meinben im eintretenden Falle gewiefen find; zur Aufnahme biejer 


*) Seltion IV — Art. 30 bis 36 — bes Entwurfs. 
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Kanten find alsdann bie betreffenben Hofpitäler unbedingt verpflichtet; den 
Antrag auf Aufnahme der Kranken Haben auf das Gutachten des Armen- 
arıtes die Wohlthaͤtigkeitsbureaus oder die Kantonalfommiffton zu ftelien; 
ertranft Jemand in einer Gemeinde, die nicht die feiner Herkunft ift, fo wirb 
er in das für den Bezirk, dem die Gemeinde zugewieſen ift, beftimmte Ho⸗ 
fpital gebracht; die Koften des Transports dahin und ber Pflege hat bie 
betr. Gemeinde zu verauslagen, der fie vom Departement, das wieder gegen 
die Heimathsgemeinde Regreß Kat, vergütet werden. Mit diefer Re 
greßnahme ift eine der charakteriftiichiten Konfequenzen jeder auf ven Ge⸗ 
meindenerband gegründeten obligatorifchen Armenpflege auch Hier gezogen. 
Um für die unterftügten Kinder, deren geeignete Unterbringung in 
Pflegeſtellen bei Lanbleuten nicht ausführbar, ein angemeffenes Unter- 
Tommen zu beichaffen, folfen die Departements landwirthſchaftliche Waifen- 
anftalten und zwar je eine ober mehrere für jedes Arronbifjement er- 
richten, in denen Kinder bis zum Alter von fünfzehn Jahren Aufnahme 
finden. So lange folhe Waifenanftalten nicht beftehen, foll die Ver⸗ 
pflegung unterftügter Kinder am Pächter ober Landwirthe anerkannter 
Moralität im Wege des Mindeſtgebots verbungen werben Können *). 
An die Stelle der d&pöts de mendieité follen Ianbwirthichaft- 
lie Kolonieen und Werkftätten treten, in denen Hilfsbebürftige auf 
ihren Antrag Beichäftigung finden bezw. von wo aus fie Landwirthen 
oder Inbuftriellen gegen tarifmäßige Vergütung zur Verwendung über- 
wiefen werben Können. Die betr. Armen dürfen, wenn fie die einge- 
gangenen fontraftlichen Verpflichtungen erfüllt haben, jederzeit bie An- 
ftalt verlaffen, müffen aber fich unmittelbar nach ihrer Entlafjung in 
die Heimathögemeinde begeben; bei der Weigerung, bieß zu thun ober 
bei Nichterfüllung der Tontraktlichen Verbindlichkeiten oder bei einem 
Verlaſſen der Anftalt, ohne daß diefe Verpflichtungen erfüllt find, finden 
die auf das Betteln gejegten Strafen Anwendung. Jeder einmal ber 
ftrafte Bettler wird in der Urfprungsgemeinbe internirt und von der 
Gemeinbebehörbe überwacht; die Gemeinde hat‘ ihm Arbeit zu geben, 
wenn er ermerböfähig und wenn er dies nicht ift, ihn zu unterjtügen. 
Die Gemeinden, welche bie ihnen obliegenden Maßnahmen ver Unterftügung 
ober Ueberwachung vernachläſſigen oder welche von dem Entweichen 
eines internirten Armen aus ber Gemeinde nicht fogleich ber Yuftize 
behörbe Anzeige machen, find für alle von den Bettlern begangenen 
Delikte verantwortlih. Nach zwei auf einander folgenden Verur- 
theilungen wegen Bettelns fönnen bie Gerichte bezüglich der als unver⸗ 


*) Seltion V — Art. 3T—40 — bes Entwurfs. 
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befferlich anerkannten Bettler anoronen, daß dieſelben nach übergeftanbener 
Strafe in ein Kolonialaſyl transportirt werben; das Gleiche gilt von 
den wenigſtens zu Einem Jahr Gefängniß verurtheilten Bettlern, welche 
entweber ein Domizil nicht nachweifen oder eine Heimathsgemeinde wicht 
nombaft machen. Die Einrichtung folder Kolonialafyle wird einem 
fpäteren Gefeg vorbehalten *). 

Die Durchführung einer Organifation, welche in fo beträchtlichen 
Maße die Aufgaben der öffentlichen Armenpflege erweitert, ließ fich 
ohne entfprechende Vermehrung ber finanziellen Hilfsquellen nicht denken; 
eine folche ift denm auch, wie fehon oben angebeutet, im Tallon'ſchen 
Gefegentwurfe profektirt, indem bafelbft nachftehende Kategorien von 
Dedungsmitteln für Die Bebürfniffe der Armenpflege aufgezählt werden **). 
1) Gefchente, Legate und Beiträge von Privaten; 2) bie orbentlichen 
Einnahmen der Gemeinden; 3) vorzugsweife ber Ertrag der Gemeinde 
güter, wenn deren die Gemeinde befigt, bis zur Höhe bes Bebarfes; 
4) die eignen Güter der Wohlthätigfeitzinftitute ebenſo wie bie ihnen 
durch bie Gefege zugeiviefenen befonderen Einnahmequellen; 5) die buch 
die Gemeinben votirten Subventionen; 6) die durch bie Generalräthe 
votirten Spezialcentimes; 7) bie jährlich in das Staatsbudget einge 
ftelften Subventionen. 

Der notwendige Aufwand für die Unterftügung der Armen und 
die Unterhaltung der Kranken in ven Hofpitälern foll an erfter Stelle 
unter bie orbentlichen Ausgaben der Gemeinden aufgenommen werben; 
läßt fich eine Dedung des Bedarfes auf diefe Weife nicht erzielen, fo 
kann die Gemeinde mit Genehmigung ber Generalräthe ſich Zuſchläge 
zu den birelten Steuern, jedoch nicht über ben Betrag von zwei Een- 
times hinaus auferlegen, aus beren Ertrage fie alsdann weitere Bei- 
träge für ben in Rebe ftehenben Zweck bewilligen kann ***). Ebenſo 
Lnmen bie Generalräthe fih zu Biweden ber öffentlichen Armenpflege 
mit Steuerzufchlägen — ebenfalls nicht über zwei Eentimes hinaus — 
belaften; die Zufchüffe der Departements fließen mit ven vom Staat 
zu bewilligenden Subventionen zu einer in jevem Departement behufs 
Gentralifirung der Fonds, welche für die Armenpflege verfügbar find, 
anzulegenben Kaffe zufammen; bie Vertheilung der Bonds auf bie 
Kantons bewirken die Generalräthe, welche Hierbei einerſeits bie für dem 


*). Seltion VI — Art. 41 bis 46 — und Seltion VII — Art. 47 bis 53 — 
bes Entwurfs. 
**) Seltion VIIL Kap. I. — Art. 54-57 — bes Entwurfs. 
***) Seltion VIII Zap. II — Art. 58 und 59 bes Entwurfs. 
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in Rede ſtehenden Zweck an Gemeinbeanlagen, Geſchenken und fonft 
biepomiblen Mitteln, andererſeits den Unterftügungsbebarf der regelmäßig 
oder zeitweilig unterftügten armen Bevölferung in Betracht zu ziehen 
haben*). Bon allen Bermächtnifien, welche Hospitalanftalten des De- 
partements zufallen, foll, fofern nicht der Teftator eine entgegenftehende 
Willensmeinung ausgedrückt hat, ber vierte Theil vorweg genommen 
und zue Gründung neuer Hofpitäler bezw. zur Subventionirung von 
ſolchen, welche mit unzureichenden Einnahmequellen ausgeftattet find, 
berwenbet werben; das Gleiche gilt non ben den Wohlthätigfeitäburenus 
binterlaffenen Bermächtniffen, von denen ebenfalls ein Viertel zu Gunſten 
ber mit ausreichenden Einnafmen nicht verfehenen Bureaus verwendet 
werben foll. In den Gemeinden, welche mit einer Hofpitalanftalt und 
einem Wohlthätigfeitsburenu verjehen find, Können Ueberjchüffe des einen 
diefer Inftitute mit Genehmigung des Generalraths zu Gunften bes 
anderen, wenn befjen Einnahmen unzureichend find, verwendet werben; 
bie Generalräthe fönnen auch beichließen, daß die Mitglieder der Ver⸗ 
waltungsfommiffionen des Hofpitals und des Woplthätigfeitsburenus 
zu Einer Kommiffion vereinigt werben, welche alsdann beide Anftalten 
leitet. — Auch der Rouſſel ⸗Morvan'ſche Entwurf nimmt auf eine Ver⸗ 
mehrung ber Einkünfte Bedacht, jedoch ift Diefe Vermehrung, entſprechend 
ber weit weniger erheblichen Erweiterung der Aufgaben, wie fie biejer 
Entwurf im Vergleih zum Tallon'ſchen Projekt in Vorſchlag bringt, 
eine fehr viel geringere; die Gemeinden haben hiernach bei den Koften 
der mebizinalen Armenpflege fih mit einem Beitrage zu betheiligen, 
welcher dem Ertrage von zwei Steuerzufchlägen (Eentimes) gleich ift; 
der Beitrag wird, fofern bie orbentlihen Einnahmen der Gemeinde aus- 
teichen, aus biefen entnommen; befindet ſich in ber Gemeinde ein 
Hofpital oder ein Wohlthätigfeitsburenu, jo hat bie betreffende An- 
ftalt ſich bei Beſchaffung der Mittel zur Entrichtung des Beitrages 
mit einer zu ihren Einnahmen im Verhälmiß ſtehenden Summe zu ber 
theiligen; Tann auf biefe Weife der Beitrag nicht gedeckt werben, fo 
haben bie Gemeinben fich mit einer Auflage bis zu 2 Centimes zu bes 
laſten. Soweit die Beiträge nicht zureichen, haben bie Departements 
ſubventionirend einzutreten; der Gefammtbetrag ber vom Departement 
für den gebachten Zweck aufzuwendenden Mittel ift auf den Betrag 
eines Steuerzufchlages limitirt; foweit dieſer Beitrag aus ben orbent- 
lien Einnahmen des Departements nicht entnommen werben Tann, ift 
der bezügliche Steuerzuſchlag (1 Centime) effektiv zu erheben. Wo auch 


*) Settion VIIT. Kap. IIL — Art. 58, 59 — des Entwurfs. 
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dieſe Mittel nicht zureichen, tritt der Staat, foweit als zur Erfüllung 
ber Aufgaben nöthig, helfend ein*). Die unbefchränfte Inanfpruchnahme 
ber orbentlichen Einnahmen ber Gemeinden und bes Ertrages ber Ge 
meinbegüter, wie fie der Tallon'ſche Entwurf Iegalifiren will, ift umter 
bie Mittel des vorermähnten Entwurfes ber engern Begrenzung ber 
Aufgabe entfprechend nicht aufgenommen worben. 

Beide Gejepentwürfe ftimmen barin überein, da fie in Berüd⸗ 
fichtigung der erhöhten Betheiligung des Departements an ber Auf 
bringung des Aufwandes die felbftändige Aktion der Lokalen Organe be 
ſchränken, indem fie einen Theil ber entſcheidenden Befugniffe auf ben 
Generalrath übertragen. Der Roufjel-Morvan’ihe Entwurf reduzirt 
fogar, wie oben erwähnt, die Mitwirkung der KRantonallommiifionen 
auf eine lediglich gutachtliche; das im fachlicher Hinſicht entſcheidende 
Organ ift der Generalrath, der über bie Vertheilung der Zufchüfle — 
nicht blos wie nach dem Tallon’ihen Entwurf auf die Kantone — ſon⸗ 
dern auf bie einzelnen &emeinben bezw. die für bie mebizinale Armen- 
pflege gebildeten Sammelgemeinden beſchließt, die Remuneration der 
Armenärzte bezw. bie für die einzelnen Bemühungen oder die von ben 
Hebammen geleifteten Dienfte zu gemwährenden Vergütungen feftfeit, 
die Rategorieen der den Armen zu verabfolgenden Arzneien, jowie ven 
Preistarif für diefelben normirt und bafür forgt, daß über bie Lieferung 
der erforberlichen Arzneimittel mit ven Upothelen Vereinbarungen ger 
teoffen werben bezw. daß an Orten, an denen fich feine Apothefen ber 
finden, die Aerzte fich der Abgabe der Arzneien gegen einen feiten Tarif 
unterziehen. Daß nach dem Rouffel- und Morvan’ichen Entwurf ſogar 
bie Lifte der zur armenärztlichen Behandlung zuzulaffenden Armen durch 
die Departementaltommiffionen erfolgen foll, ift ſchon oben bemerkt 
worben. 

Ueber die Art, wie ſich die Vertheilung ber Koften nad dem 
Tallon'ſchen Entwurf regeln würde, gibt biefer Entwurf jelöft eine 
Ueberficht**). Darnach fallen zu L den Gemeinden: 1) die Unter- 
ftügungen an Arme im Allgemeinen (secours de domicile); 2) bie 
Koften der armenärztlichen Behandlung der Kranken jowie der denſelben 
zu gewährenben Ronfultationen und der ihnen zu verabfolgenden Medi⸗ 
tamente; 3) bie Pflegeloften für bie in bie Hofpitalanftalten aufs 
genommenen Kranken, Greiſe und Sieden jowie für bie provijorifch bei 


*) Art. 2 und 3 des Gefegentwurj® Annales de l’sasemblee nationale 
Ih 13 ©. 27 der annexes. 
**) Gett, IX. — Art, 65 — bed Entwurfe. 
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Landleuten untergebrachten Waifen und verlaffenen Kinder; 4) bie Ber- 
anftaltung von Arbeiten zur Beichäftigung von Armen, ſoweit ſolche tm 
Gemeinbebezixt ftattfindet; 5) eime entfprechende Betheiligung am ben 
Koften der durch das Eentralfomits im Kanton zur Befchäftigung von 
Armen veranftalteten Arbeiten. II. Den Departements: 1) das &e- 
halt der Armenärzte; 2) bie Roften der Organiſation und Verwaltung der 
landwirthſchaftlichen u. |. w. Aſhle, fowie der Unterhalt der in den land⸗ 
wirthſchaftlichen Waifenanftalten untergebrachten Waifen und verlafjenen 
Kinder; 3) die Koften der Errichtung und Unterhaltung von zur Auf 
nahme auswärtiger Kranken beftimmten Betten in ven Hofpitälern: 
4) bie nothwendigen Subventionen für Gemeinden, deren Einnahmen 
unzureichende find. III. Dem Staate: 1) die Einrichtung und Unter 
haltung der Kolonien beportirter Bettler ; 2) die Koſten des Transports 
derfelben, fofern biefer auf Anorbnung der Gerichte erfolgt; 3) die unter 
Departements zu vwertheilenden Subventionen. 

Bei der Berfchiedenheit des Umfangs, in dem bie Gefegentwürfe 
ihre Aufgaben faſſen, muß auch das Urtheil über die Ausführbar- 
teit der Reformen ein verſchiedenes fein; hinſichtlich des Rouſſel- 
Morvan’fchen Entwurfes läßt ſich anerkennen, daß berfelbe ſich inner- 
halb ver Grenzen des ohne weentliche Veränderung der Grundlagen 
Erreichbaren Hält; den Vorſchlägen dieſes Entwurfs Liegen Berechnungen 
zum Grunde, die das Mehr des finanziellen Aufwandes, welches buch 
die projektirten Einrichtungen hervorgerufen werben würbe, einigermaßen 
veranihaulichen; e8 wird nach Maßgabe der durch die bisherigen Erfah⸗ 
rungen gegebenen Anhaltspunkte davon ausgegangen, daß im Durchſchnitt 
für jeden zur armenärztlichen Behandlung qualifiztrten (d. h. für jeden in 
bie Lifte eingetragenen, nicht für jeden erkrankten) Armen bie Koſten ver 
armenärztlihen Behandlung 1,50, die der Verabreichung ber nothwen⸗ 
digen Arzneien und fonftigen Heilmittel 0,70 Fres betragen, daß ferner bie 
Koften für den Beiftand von Hebammen bei Entbindung von Wöch⸗ 
nerinnen ſich im Durchſchnitt auf 6 Fres. für den einzelnen Fall be» 
meſſen und bie Koften der Behandlung und Verpflegung einer Kranken 
in den SHofpitälern für jedes Departement auf durchſchnittlich etwa 
5000 Fres. pro Jahr beredinen würden; nach diefen Durchſchnittsſätzen 
wird der jährliche Koftenbetrag auf circa 61), Millionen veranfchlagt *). 
Bon diefem Betrage ift jedoch der ſchon jet der mebizinalen Armen« 
pflege zur Verfügung ftehende Betrag von circa 1170000 Fres. und 


*) Siehe biefe Berechnungen in ben Motiven be Entwurfs, Annales de 
Yassemblee nationale. Theil XII. ©. 19. 
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ferner ein erheblicher Theil verjenigen Summe von nahezu brei Mil» 
lionen abzuziehen, welche ſchon jegt von den Wohlthätigleitsvereinen 
für die Zwecke der mebizinalen Armenpflege verwendet wird; bie mit 
der Ausführung der Beitimmungen des Gefegentwurfs zu erwartende 
Steigerung der Laft würde hiernach auf drei bis vier Millionen zw 
veranfchlagen fein, einen burchaus erichwinglichen Betrag, deſſen Ein- 
haltung jedoch dadurch bebingt fein würde, daß die Zulaffung zu ben 
Wohlthaten der mebizinalen Armenpflege auf das durch bie zeithe- 
rigen Erfahrungen gegebene Maaß befchränkt bliebe. Hierfür gibt in⸗ 
deſſen der Gefegentwurf eine unbebingte Garantie um fo weniger, als 
ber Veitragspflicht der Gemeinben und Departements eine Marimal- 
grenze (ber Ertrag von zwei bezw. einem Zuichlagscentime) gezogen ift, 
dergeſtalt, daß für höhere Anforderungen ver mebizinalen Armenpflege 
der Staat aufzutommen hat; den Iofalen fowie ben kantonalen und 
departementalen Organen bezw. Vertretungstörpern, welche bei Ein- 
richtung und Handhabung der assistance medicale und bei der Aufe 
ftellung der Liften der zugelaffenen Perfonen mit zu wirken berufen 
find, fehlt daher, wenn jene Marimalgrenze einmal erreicht ift, das 
Intereſſe an ber Berhütung eines weiteren Anwachſens der aus jenen An- 
forderungen fich ergebenven Belaftung. Immerhin gewährt die jähr- 
liche Aufftellung und Feſtſetzung ber Lifte der zu den Wohlthaten der 
assistance meödicale zugelafjenen Perjonen, wie fie nad) dem Entwurf 
buch die Gemeindearmenbehörbe bezw. die Departementallommiffion 
erfolgen foll, fowie die durch den Gemeinberath zu treffende Entfchei- 
bung über die Vertheilung der Zuſchüſſe an Die Gemeinden einen ge- 
wiſſen Schuß gegen eine mißbraͤuchliche Ausdehnung der Anforderungen, 
da bie genannten Operationen ben Verwaltungsbehörben Gelegenheit 
geben, mit ihrem Einfluffe für die Einhaltung gleichheitliher Grund⸗ 
füge und eines gewiſſen Manfes in der Zulaſſung von Anfprüchen 
einzutreten. 

Sehr viel größeren Bedenken unterliegt dagegen mit Bezug auf 
das Berhältnig zu den beftehenben Einrichtungen und zu ber nor 
handenen Leiftungsfähigfeit des Staats und ber kommunalen Verbände 
der Tallonſche Entwurf. Wenn derſelbe ber Fürſorgepflicht der Ger 
meinbe eine Ausdehnung gibt, bei welcher fie die Beichaffung ver Ar- 
beitsgelegenheit für arbeitsfähige aber befchäftigungslofe Arme umfaßt, 
ſo reproduzirt er Hiermit, wie ſchon oben ausgeführt, bie Ipeen, bie in 
den oben befchriebenen Elaboraten der Konftituante und bes Konvents 
Ausprud gefunden und bemmächit wieder den Verfafjungsentwürfen 
und den mißlungenen praktifchen Verſuchen bes Jahres 1848 zu 
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Grunde gelegen hatten: es ift kaum möglich, ven Momenten, aus welchen 
fih die Unausführbarkeit berartiger Projekte ergibt, einen treffenderen 
Ausdruck zu geben, als e8 von Neder in ber oben mitgetheilten Aeufe- 
sung geſchehen iſt; indem ber Staat ſich anpeifchig macht, ben Ein- 
zelnen mit Arbeitögelegenheit zu verforgen, übernimmt er eine un⸗ 
ldebate Aufgabe, da die dem Staat zu Gebote ftehenben Mittel der 
Verwendung menjchlicher Arbeit keineswegs einer der Steigerung des 
Bedürfniſſes folgenden Ausdehnung fähig find. Eine direkte Verpflichtung 
des Staats umb der öffentlichen Korporationen zur Verforgung arbeite- 
fähiger Armen Hat fih daher nur da als durchführbar und mit ber 
beſtehenden Erwerbsorbnung vereinbar erwiefen, wo bie Modalitäten, 
unter denen die Hülfe gewährt wurde, geeignet waren, bie Anforde⸗ 
tungen innerhalb gewiſſer Grenzen zu Kalten, ein Ziel, das durch das 
Prinzip der Verforgung arbeitsfähiger Armen im Arbeitshauſe in Eng- 
land erftrebt und erreicht wird; das Abfchredende, das in biefer Form 
ber Unterftügumg Itegt, verhindert ein zu erhebliches Anwachſen ber 
Anſprũche. Staaten, bie für ein folches Syftem fich nicht zu entſcheiden 
vermögen, werben darauf angewiefen bleiben, in Fällen außerorbent- 
licher Kalamitäten außerorbentliche Unterjtügungsvertheilungen und 
außerorbentlihe Beranftaltungen öffentlicher Arbeiten zu organifiren, 
Mittel, wie fie bie preußiiche Regierung während des Oftpreußifchen 
und fpäter bes Oberſchleſiſchen Nothftandes mit Erfolg ergriffen hat; 
auch durch Anregung ber Privatwohltgätigfeit Täßt fich in der indivi⸗ 
buellen Arbeitöverforgung Eriprießliches leiften. Die auf Herftellung 
einer Pflicht zu inbividueller Arbeitsverforgung bezüglichen Vorſchläge 
des Tallon’jchen Entwurfs werben daher ohne Weiteres in das Gebiet 
der Utopien vertiefen werben Tönnen. Ebenfo widerlegen ſich Die Bor» 
ſchläge über Einrichtung von landwirthſchaftlichen Orphelinaten durch 
die oben geſchilderten Erfahrungen, welche durchaus zu Gunften ber 
Erziehung biefer Kinder in Familien entſchieden haben. Auch in ben 
projektirten Reformen ber Bettlerdepots find Reminiſcenzen an bie un⸗ 
ausgeführt gebliebenen Beftimmungen der Konventsgeſetzgebung zu er= 


nn indeſſen auch von ber Ausdehnung der Fürforgepflicht auf 
Beſchaffung von Arbeitsgelegenheit für arbeitsfähige Arme abgefehen, 
fo Hat doch der Tallon’iche Entwurf eine fehr bedeutende Steigerung 
der Aufwendungen dadurch zur folge, daß er bie bisherige fafultative 
Fürſorge für Kranke, reife, Sieche in eine obligatorifche umwandelt 
und ben Perfonen ber gedachten Kategorien einen Anſpruch auf Pflege 
im Hofpital bezw. auf Unterftügung und Zulafjung zur assistanoe 
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mödicale verleiht; biefe Steigerung ift als eine um fo erheblichere 
anzunehmen, als das bezüglich ber Feſtſtellung der zuzulaſſenden An« 
fprüche in Aneficht genommene Verfahren nod weniger als bas im 
Rouſſel ⸗Morvan'ſchen Entwurf vorgezeichnete genügende Garantie gegen 
eine mißbräuchliche Ausdehnung der Anſprüche darbietet. Insbeſondere 
ift vom Rantonaltomits, das nad Tallon's Vorſchlagen bie Vertheilung 
der Zuſchüſſe auf die einzelnen Gemeinden leiten joll, ein reſtringirender 
Einfluß nur in geringem Maaße zu erwarten; foweit bie ſchwerfällige 
Organ, das nad, feiner Zufammenfegung ſich nur felten verſammeln 
Tann, überhaupt zu einer eingreifenden Wirkſamkeit geeignet erfcheint, 
würde die Tendenz diefer Wirkfamteit ſich offenbar mehr in der Richtung 
nad einer Erweiterung als nad) einer Befchräntung der Anfprüche ver 
Armen bewegen; dem Rantonaltomite fehlt eben die Beziehung zu einem 
durch daſſelbe repräjentirten kommunalen Verbande und hiermit dasjenige 
Intereffe und Bewußtfein einer Verantwortlichkeit, vas allein bei Organen 
diefer Zufammenfegung ein wirkſames Motiv für eine genügend ftrenge 
Beurtheilung der Anſpruche zu bilden pflegt. 

Um die Mittel für die Tragung der fo fehr erweiterten Laft fiher 
zu ftellen, hat ber Entwurf, wie vorher detaillirt worben, die Einnahme 
der Armenverwaltung zu vervielfältigen ſich bemüht; wenn berfelbe fo- 
gar die Anorbnung enthält, daß Mangels einer entgegenftehenben Be⸗ 
ftimmung des Teftators ein Viertel der den Hofpitälern und Wohl» 
thätigfeitsbureaus hinterlaſſenen Bermächtniffe zu Gunſten der Errichtung 
neuer Hofpitäler, fowie der Ausftattung nicht mit genügenden Ein. 
nahmen verjehener derartiger Anftalten und Wohlthätigkeitsbureaus ver⸗ 
wendet werde, fo ift mehr die gute Abficht des Vorſchlages anzuerkennen, 
als daß auf eine befondere Wirkung defjelben zu rechnen wäre; fo 
wünſchenswerth es bei ber jo umgleichen Vermögensausftattung ber 
mwohlthätigen Anftalten Frankreich auch ift, Daß den ärmeren berjelben 
aufgeholfen und Hierdurch eine Ausgleichung herbeigeführt werde, je 
wahrfcheinlich wäre e8 doch anbererjeitd, daß faft überall die Erblaffer 
einer ſolchen theilweiien Verallgemeinerung der Verwendung ihrer Ber- 
mächtniffe durch entiprechende ausbrüdfiche Anordnungen zuvorkommen 
würden. Was die Aufbringung des regelmäßigen Bebarfes anlangt, 
fo ift eine eingreifende zunächft die Beftimmung, welche die orbentlichen 
Einnahmen der Gemeinden und Departements für die Ausgaben des 
Armenweſens allein mit der durch die Rückſicht auf die andern Ton- 
turrirenden obligatorifchen Ausgaben gegebenen Einſchränkung haftbar 
macht; es rebuzirt fih durch das Hinzutreten der Armenausgaben der 
Antheil, welchen namentlich die Ausgaben für Wegebau- und Schulzwede 
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von den orbentlichen Einnahmen beanfpruchen konnten; Zwede, für 
welche die Anforderungen feit geraumer Zeit ftet3 geftiegen find. Biel 
tiefer noch ſchneiden jedoch bie Vorſchriften ein, welche den Ertrag ber 
Gemeinbegüter für Armenausgaben unbebingt zur Verfügung ber Ge- 
meinben ftellen und welche fogar geftatten, daß dieſe Güter Armen als 
vãchtern oder Koloniften überwieſen werden. Nach der Art, in der bie 
Nugung der Gemeindegüter fich vertheilt, bilden biefe in vielen Ger 
meinden, wie weiter unten noch näher gezeigt werben wird, eine wejent« 
liche Grundlage ber wirthſchaftlichen Exiftenz für eine große Anzahl 
von Einwohnern; eine jo radikale Aenderung, wie fie durch die im Ger 
ſetentwurfe in Wusficht genommene Heranziehung der Nugung jener 
Güter zur Befriebigung der Vebürfniffe der Armenpflege eingetreten, 
würde in weiten Kreiſen der ländlichen Bevblkerung als eine tief ein» 
greifende Umwälzung empfunden worben fein. Und doch wirb durch 
diefe Verfuche, neue Einnahmequellen zu fchaffen, eine Sicherung des 
Gleichgewichts ziwifchen Einnahmen und Anforberungen noch nicht ein» 
mal erreicht. Auf den unklaren und einander wiberfprechenden Auf 
faffungen, die in den einzelnen Beſtimmungen des Entwurfs über das 
Verhältnig von Bedarf und Dedungsmitteln hervortreten, beruht bie 
fehlerhafte Anlage des ganzen Gejeges. 

Die im Eingange bemerkt worden, verhalten fakultative und obli- 
gatoriſche Armenpflege ſich zu einander wie verfchiedene Methoden; fie 
tönnen in Einem Syſtem ver Armengefeggebung bergeitalt neben einander 
beſtehen, daß der eine Zweig ber Armenpflege nach dem einen, ber andere 
nad dem anderen Prinzip geregelt ift; aber es lonnen nicht beide ihrer 
Natur nach ſich ausſchließende Prinzipien für bie Regelung Eines Ge 
biet8 der Armenpflege gleichzeitig maßgebend jein. Gegen dieſe grund⸗ 
füglichen Poſtulate verftögt der Entwurf, indem er eine nicht nur ſehr 
umfaffende, fondern auch unbebingte und abfolute Verpflichtung der Ge— 
meinden unb Departements begründet, dem hierdurch hervorgerufenen 
Bedarf aber, wenn auch gegen früher jehr erweiterte, doch immerhin 
begrenzte und keineswegs nach Maßgabe der Zunahme ver Anforder- 
ungen dehnbare Mittel zur Verfügung ftellt; die Grenze beftcht in dem 
Steuerzufchlage von zwei Gentimes, über welche hinaus Gemeinden und 
Departements, die nach Inanfpruchnahme der orbentlichen Einkünfte 
bezw. der Nugungen der Gemeinbegilter etwa noch erforberliche An- 
fpannung der Steuertraft für Armenzwede nicht ausdehnen dürfen. 
Eine wie geringe finanzielle Leiftung dies Maximum bedeutet, geht 
daraus hervor, daß nad den neueften Ermittelungen e8 in Frankreich 
noch 1710 Gemeinden gab, in denen der Ertrag eines Zufchlags-Een- 
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times fi auf weriger als zehn Franken, 11391, in denen er ſich auf 
10 bis 30, 18001, in denen er fi) auf 31 bis 100 Fred. befief; nur 
in 4973 &emeinben überftieg ber Ertrag eines Steuercentimes ben Be 
trag von 100 Fres*). Unter ben 87 Departements waren ſechs in 
denen ber Ertrag eines Departementalcentime bie Summe von 10000 
nicht erreichte **). Im einer fehr großen Anzahl von mit orbentlichen 
Gemeindegütern nicht verjehenen Gemeinden würde daher jener Steuer- 
ertrag zur Beftreitung bes aus ben orbentlichen Einkünften wicht zu 
deckenden Theils der Armenausgaben auch mit Hilfe des Departemental- 
zuſchuſſes nicht ausgereicht haben; e3 würbe daher nur die Wahl bleiben, 
entweber bie unbebingte Fürforgepflicht der Gemeinden von Haufe aus 
nicht zur Wahrheit werben zu lafjen und thatfächlich die Leiftungen um» 
geachtet des obligatorijchen Charakters der Aufgaben nach den vorhan ⸗ 
denen Mitteln zu bemefjen ober mit ber Staatsfubverition bis zur gänz« 
lichen Erfüllung ber durch das Geſetz begründeten Anforberungen ein- 
zutreten; ob eine berartige Ausbehnung der Staatsfubvention in ber 
Abficht des Urhebers des Gefegentwurfs Ing, ift zweifelhaft; jedenfalls 
würbe eine Ausführung bes Geſetzes in dieſem Sinne bie Anſprüche 
der Armenpflege in höchſt nachtheiliger Weife gefteigert und fo einen 
großen Theil berjenigen Webelftänbe herbeigeführt Haben, von welchen 
die uneingejchränkte Webernahme der Laft durch ben Stant bezw. ber 
großen Verbände überall begleitet geweſen ift. Der in ber Einleitung 
anfgeftellte Sat, daß jedes Shftem der öffentlichen Armenpflege, das 
auf einer zu einer rechtlichen Verbindlichkeit gefteigerten Fürforgepflicht 


*) BgL bie Notigen aus ber Situation des communes für 1880 im ber 
Revue generale d’administration (ministere de linterieur) Jahrgang 1880. 
Band III. ©. 328. Unter den zuletzt genannten 4973 Gemeinden befinden fich 

4573 mit einem Ertrage bed Eentimes von 101 bis 500 Fres. 


201 wit einem Ertrage. » 2 22. 501 - 1000 = 
185 mit einem Extrage . » . 22.0. 1001 -10000 =» 
14 mit einem Extrage . . . . über 10000 - 


**) Dafeldft ©. 329. Den höchſten Ertrag eines Centime's hatten folgende 
6 Departements: 
epetemen Seine, woſelbſt er ſich belief auf 547476,52 Fres. 


Seine inferieure . . . . . 118788,63 = 
Nord. 222. 188311,99 - 
Rhone.. 222.220. 90070,97 » 
Girnde . 22202. . 89380,211 = 
Seine-et-Oie . 2... 18734,20 « 
Bouches du Rhone . . . . 7541692. = 


Die 6 Departements mit bem niebrigften Ertrage find: Territorium von 
Belfort, Corsica, Hautes-Alpes, Lozere, Haute-Savoie, Basses-Alpes. 
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ber Iofalen und fonftigen Verbände berußt, die durch die Einrichtungen 
des kommunalen Finanzweſens gegebene, dem Wechſel des Bedarfs fol- 
gende Mittelbefhaffung zur Worausfegung habe, erhält daher durch 
das über die Ausführbarkeit des Tallon’chen Gefegentwurfs Befagte feine 
Illuſtration; fo lange bie Grundlagen des Steuerfyftems der Gemeinden 
des Departements biefen Anforderungen nicht entfprechen, wird ber 
obligatorifche Charakter auf einzelne und zwar ſolche Zweige ber 
Armenpflege, deren Abgrenzung bie Belaftung innerhalb eines ven vor» 
handenen Mitteln entiprechenven Maßes zu erhalten geeignet ift, be» 
ſchränkt bleiben müffen. 

Daß der Tallon ſche Entwurf für den weſentlichen Theil feines In- 
halts auf eine befonbers beifällige Aufnahme in den maßgebenden Kreifen 
nicht zu rechnen haben werbe, ließ ſich hiernach von vornherein als 
gewiß im Ausficht nehmen; dagegen eignete berfelbe fich wegen ber Boll« 
ftändigleit, mit der er bie verfchieenen Zweige des Armenweſens ums 
faßte, vortrefflich zur Grundlage für eine informatorifche Enquöte; eine 
folde wurbe denn auch von der parlamentarifchen Kommiſſion in ums 
faffendftem Mafftabe in die Wege geleitet; ein vierzig Punkte um⸗ 
faſſender Fragebogen wurde den Generalräthen, Arronbifjementsräthen, 
Berwaltungstommiljionen von Hofpitälern und anderen Wohlthätigkeits⸗ 
anftalten, fowie den landwirthſchaftlichen Vereinen überfandt. Die ein- 
gegangenen, in Umfang, Auffaffung und Durdarbeitung ſehr ungleichen, 
nur zum Theil befriebigenben und Iehrreichen, zu einem großen Theil 
dagegen flüchtigen und oberflächlichen Arbeiten füllen drei Quartbände *); 
das Ergebniß Hat Tallon in einem überfichtlichen Bericht zufammenzu« 
ftelfen fich bemüßt**). Won ben geftellten ragen haben bie auf ben 
Unterftägungswohnftg, die unterftügten Kinder, die Bettlerdepots und 
Bettelpolizei ſowie Die vorbeugende Armenpflege bezüglichen das Intereſſe 
der begutachtenven Behörben und Vereine am wenigften in Anſpruch ge- 
nommen; bie Frage bed Unterftügungswohnfiges erachtet Tallon für 


*) Beröffentliht als Drudfade Pr. 1815 ber Rationalverfommlung, Jahrg. 
1873 unter dem Titel: Annexes au procds-verbal de la sdance du 17 juin 
1873. Enquöte parlementaire sur l’organisation de l’assistance publique dans 
les campagnee. Versailles, Cerf et fils, imprimeurs de l’ass. nat. Anſcheinend 
nicht im den Buchhandel gelangt. — Durch ausführliche Beleuchtung der geftellten 
Fragen zeichnen fi) aus bie Berichte ber Departements ber oberen Garonne (Be- 
richterſtatter Gleizes, Bb. I. ©. 286 ff.), des Departements ber Somme (Berfafler 
ber Präfelt de Guerle, Bb. I. ©. 520 ff., ber mebizinifcgen Geſellſchaft der Gironde 
(Berichterftatter Dr. Hamean) Bb. II. ©. 25 ff. und des Arronbiffements von 
Sorenz (®b. IIL ©. 48 fi.) 

**) Daſelbſt Bd. J. ©. 5 fi. 
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durch die Enquöte nur wenig aufgeflärt; neun und zwanzig General 
zäthe fprechen ſich jedoch in dem Sime aus, daß ein Aufenthalt vom 
wenigftens ſechs Monaten der Zulaflung zur Eintragung in die Armen- 
liſten vorangehen mũſſe. Den Zuftand der Fürſorge der umterftügten 
Kinder bezeichnen die Generalräthe von vierzig Departements als ber 
friedigend; öfter wird bei biefer Gelegenheit ver Wunſch nad; Einrichtung 
landwirthſchaftlichet Erziefungsanftalten — wohl ohne Mare Borftellung 
von der Wirkfamfeit dieſer Inftitute und den deßfalls gemachten Er- 
fahrungen — ausgefprocen. Die Gutachten über die Bettelpolizei 
zeigen ein weites Auseinandergehen ber Meinungen; bemerienswerth 
ift insbefonbere die Verſchiedenheit der Anfichten über die Bettlerdepots 
indem vorzugäweife die mit Depots nicht verfeenen Departements ſich zu 
Gunſten diefer Anftalten, die mit folchen verſehenen ſich gegen biefelben 
ausfprehen. Was die vorbeugende Armenpflege anlangt, fo wird von 
Allen die Weiterentwidlung der Sparlaffen ‘und societds de secours 
mutuel empfohlen. 

Eine nicht befonders günftige Aufnahme fand der Vorſchlag betr. 
die Errichtung von Kantonalcomites; die Mehrheit ver Gutachter (35 
Generalräthe und zwei Drittel der Arrondiſſementsräthe) war benjelben 
entgegen; man war der Anficht, daß eine unmittelbar durch die lolalen 
Drgane gehanbhabte Armenpflege raſcher und jachgemäßer dem Be 
dürfnig Abhilfe gewähren, daß dagegen bie Einmiſchung einer Kantonal» 
behoörde hindernd wirken und Eiferfucht bei den Gemeinden hervorrufen 
werde. Diejenigen, welche fih für bie Kantonalcomit6s ausſprechen, 
thun dies im Allgemeinen unter ven Vorbehalt, daß diefe Comites, ohne 
an ber Verwaltung ſelbſt Antheil zu nehmen, auf eine moraliſche Aktion 
und Einwirkung beſchraͤnkt würden. Aus einzelnen Departements, wie 
aus dem der Aisne, wurbe konſtatirt, daß die Durchführung einer fan« 
tonalen Organijation der Urmenpflege daſelbſt bereits praktiſch verfucht 
worden war*); das vom Generalrath des genannten Departements 
erftattete Gutachten empfiehlt die Uebertragung folgender Funltionen 
auf die Rantonalcomit6s: denſelben foll obliegen das Centralifiren der 
für die Armenpflege beftimmten Einnahmen, die Vertheilung der Des 
partementaljubventionen unter die Gemeinden, die Revifion der Armen- 
liften, die Prüfung der Budgets der Wohlthätigkeitsbureaus, die Fir- 
jorge in Zeiten von Krifen, Unglüdsfällen und Epivemieen, endlich bie 


*) Eine fole Organifation funttionirte in biefem Departement von 1553 
bis 1858. Siehe bem Bericht biefer Departements-Enquöte. Bd. L ©. 114 ff. 
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Sicherſtellung der ärztlichen Behandlung u. j. w. der in ihren Wohnungen 
verpflegten armen Kranken. 

Sehr viel größeres Intereffe und ſehr viel größerer Beifall ift 
den Borjchlägen im betreff der Verallgemeinerung der Wohlthätigleits- 
bureaus und des armenärztlichen Dienftes, ſowie bezüglich der Aus- 
dehnung der Verpflichtungen der Hoipitäler und ber Schaffung ver- 
mehrer Einnahmequellen für die Armenpflege zu Theil geworben. 

Die Berallgemeinerung der Wohlthätigfeitsburenus findet faft all- 
feitigen Beifall; 64 Generalräthe ſprechen ſich dafür aus, daß bie Er- 
richtung eines Wohlthaätigkeitsbureaus für jeve mit einem folgen noch 
nicht verfehene Gemeinde angeorbnet werde; es fell auf dieſe Weife 
den ſich darbietenden Mitteln plan« und bejtimmungsmäßige Verwendung 
gefihert, den Wohlthätigleitsunternehmungen ein feiter Mittelpunft und 
fo ihrer Aktion größere Einheit und Energie gegeben werben; es wird bie 
Hoffnung ausgefprochen, die vorgeichlagene Einrichtung werde durch 
Schaffung einer größeren Gleichheit in der Handhabung der Armen- 
pflege zwiſchen Stabt und Land dem fo nachtheiligen Zuftrömen ber 
Bevölkerung vom Lande in bie Stäbte Abhilfe ſchaffen. Daß ven 
Wohlthaätigkeitsbureaus die Feftftellung der Lifte der zu unterjtägenben 
bezw. der zu ben Wohlthaten der mebicinalen Armenpflege zugulafienden 
Berfonen verbleibe, entfpricht der Anficht der Mehrzahl der General» 
räthe, während eine Minorität die Vetheiligung des Gemeinderaths 
fordert. Daß dem Wohlthätigfeitsburenu die Befugniß eingeräumt 
werde, die verauslagten Unterftügungen gegen die alimentationspflichtigen 
und zugleich zahlungsfähigen Verwandten des Armen mit ben Privi- 
legien ber assistance judiciaire einzuflagen, war allgemeiner Zu- 
ftunmung begegnet. , 

Die Nothwendigkeit einer allgemeinen Organijation der mebicinalen 
Armenpflege wurde nahezu allgemein anerkannt, indem zugleich das Un⸗ 
genügenbe des beftehenden Zuftandes von allen Seiten konftatirt wurde; 
nur ſechs Generalräthe ſprachen ſich gegen die auf biefem Gebiet in« 
tenbirte Reform aus, wogegen fechzig Generalräthe und außerdem fait 
alle landwirthſchaftlichen und mediciniſchen Vereine fich für biefelbe er- 
Härten. Weit mehr gehen über die Art und Weife ber jenem Zweige 
der Armenpflege zu gebenden Organijation die Unfichten auseinander ; 
vielfach Hat der Wunfch, daß eine Betheiligung aller Aerzte bei der 
Ausübung des armenärztlichen Dienftes ftattfinden umb jedem ein feinem 
Wohnfig nahe gelegener Bezirk zur Verwaltung überwieſen werben möge, 
Ausprud gefunden; die Bezahlung foll dann entweder im Wege des 
Abonnements — hierfür erflären fi) 15 Generalräthe — oder — 

Yabrbud V.4, hesa d. Schmoller. 11 
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dieß ift die Meinung von 37 Generalräthen — nad Maßgabe der 
Zahl der Beſuche und Konfultationen unter Zugrumbelegung eines feſt⸗ 
zuſetzenden ober zu vereinbarenben Tarifs erfolgen; die freie Wahl des 
Arztes wird hierbei von 43 Generalräthen für die Armen verlangt. 
Wenn auch über die Nothwendigkeit von Einrichtungen, melde die Be- 
ſchaffung von Medikamenten für arme Kranke fichern, Uebereinſtimmung 
herrſcht, jo befteht doch über die dieſen Einrichtungen zu gebende &e- 
ftaltung eine große Verfchievenheit der Anfichten. Im Allgemeinen wird 
befürwortet, daß bie Verwaltung ſich der vorhandenen Apothelen umter 
Vereinbarung eines Tarifs mit denſelben bediene; da, wo Apotheker nicht 
vorhanden, follen nad} ber Anficht eines Theils der Gutachter die Armen- 
ärzte mit bem Berabreichen von Arzneimitteln betraut werben; im Gegenſatz 
hierzu bringt ein großer Theil der Generalräthe übereinftimmenb mit ber 
Mehrzahl der landwirthſchaftlichen Vereine und der Wohlthätigfeitsburenus 
die Einrichtung von Medikamentendepots an den mit Apotheken nicht ver» 
fehenen Orten in Vorſchlag; von vielen Seiten werben endlich Er- 
Teichterumgen für die Verabfolgung von Medifamenten durch bie mit 
den Woplthätigkeitsinftituten verbundenen Apotheken verlangt. Die 
Tendenz, der Behandlung armer Kranker in ihren Wohnungen (ftatt 
im Hofpital) die möglichſte Ausdehnung zu geben, wurde von allen 
Seiten als eine berechtigte anerkannt. 

Ueber bie Nothwendigkeit, für bie öffentliche Armenpflege nene 
Einnahmequellen zu ſchaffen, herrſchte eine faft völlige Uebereinftimmumg ; 
die Mehrzahl der Gutachten trifft in der Anficht zufammen, daß dieß 
am beften durch Einführung von Spezialfteuerzuichlägen geſchehe um 
daß die Generalräthe die vorzugsweiſe berufenen Organe feien, um bie 
Verteilung der Laften der Armenpflege gerecht und fahgemäß vorzu ⸗ 
nehmen. 

Diefem Ergebniß der Enquöte entſprach es, daß bie parlamen- 
tarifche Kommiffion ihre Reformvorſchläge zunächſt auf die Verallge- 
meinerung ber Wohlthätigfeitsbureaus, die Organifation der assistance 
meödicale und die Schaffung von Einmahmequellen für ven durch bie 
Neform entftehenden Mehraufwand als auf diejenigen Aufgaben be⸗ 
ſchraͤnkte, bezüglich deren fich in den beteiligten Kreifen die verhältnig- 

' mäßig größte Webereinftimmung kund gegeben hatte und beren Durch- 
führung verhältnigmäßig am wenigften praftifhe Schwierigkeiten ent- 
gegenftanben. Innerhalb dieſes Rahmens bewegt fich der Gejegentwurrf, 
der von ber Kommiffion der Nationalverfammlung vorgelegt wurbe *). 


*) Abgebrudt in ben Annales de l’assemblde nationale Theil AXXIV. 
©&. 497 ber Annexes; ber Bericht ber Kommiffion bafelbft S. 485 ff. 
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Daß jede Gemeinde mit einem Wohlthätigkeitsbureau verfehen fein 
foll, wird in dem Entwurf al Regel norgezeichnet; es wird daher bie 
Errichtung folder Bureaus für alle Gemeinden, welche ſolche nicht ber 
figen, angeorbnet; ausnahmsweiſe foll es zuläffig fein, daß Gemeinden, 
deren Einwohnerzaßl nicht hinreichend ift, um bie Errichtung eines 
eignen Bureaus in ber Gemeinde zu rechtfertigen, auf ihren Antrag 
vom Präfelten auf zuftimmenbes Gutachten des Generalraths ermäch⸗ 
tigt werben, fich unter fich bezw. mit anderen zu einem von einem gemein. 
famen Bureau vertalteten Bezirk zu vereinigen. Um ben Woßlthätige 
keitsbureaus auch für ben Fall, daß ihnen zu Wohlthätigkeitszwecken 
verwendbare Einnahmen nicht zur Verfügung ftehen, eine Tätigkeit zu 
geben, ift ihnen die Aufgabe zugetheilt, jährlich eine Lifte derjenigen 
Armen, welde zur Antheilnahme an den Wohlthaten ver mebicinalen 
Armenpflege berechtigt fein follen, aufzuftellen; dieſe Lifte umterliegt 
der Genehmigung des Präfelten, außerdem in allen ben Fällen, in 
denen bie Gemeinde mit Schaffung befonderer Einnahmequellen für ben 
in Rebe ftehenden Zweig der Armenpflege betheiligt ift, auch der des 
Gemeinderaths; der Armenarzt oder wenn mehrere Aerzte als ſolche 
fungiren, ein Delegirter derſelben ift befugt, über die Zufammenfegung 
ber Lifte eine Aeußerung abzugeben; Pflicht des Wohlthätigleitsbureaus 
iſt e8, darüber zu wachen, daß allen Kranken und Siechen feines drt- 
lichen Wirktungsgebiets ärztliche Hilfe gefichert iſt. Die verauslagten 
Unterftägungen können die Wohlthätigleitöburenus durch Progefie, Die 
fie mit dem Privilegium ber assistance judiciaire gegen bie alimen« 
tationspflichtigen Verwandten der Unterftügten anzuftellen befugt find, 
wieber beitreiben. Es ift Aufgabe der Generalräthe, in ihren Departes 
ments bie assistance medicale einſchließlich der Verſorgung armer 
Kranker mit Arzneimitteln vergeftalt zu organiftren, daß jede Gemeinbe 
fi im Beſitz der Vortheile jener Einrichtungen befindet. In jedem 
Departement erläßt der Generalvath ein Reglement, welches Organi« 
fation und Handhabung dieſes Dienftes regelt; die betheiligten Arron⸗ 
diffements-, Gejundheits- und Gemeinderäthe werben zuvor mit ihrem 
Gutachten gehört; die Neglements Lönnen für die verichlevenen Theile 
des DepartementS verſchieden fein. Die Mittel zur Beftreitung ber 
Ausgaben werbensunter Konkurrenz von Gemeinde, Departement und Staat 
aufgebracht. Die Gemeinden haben die bezüglichen Koften in ihr orbent» 
liches Budget aufzunehmen; enthält bafjelbe nicht bie zur Dedung 
erforderlichen Mittel, fo Haben fie fi einen Steuerzufhlag bis zu zwei 
Gentimes zu den vier bireften Steuern aufzuerlegen; bie übrig bleiben- 
den Koften haben die Departements aufzubringen, welche, ſoweit fie ven 
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Betrag aus ihren ordentlichen Einnahmen nicht zu beftreiten vermögen, 
fich einen Steuerzuſchlag — jedoch nicht über den Betrag Eines Cen- 
time hinaus — aufzuerlegen haben. Den Departements, die, ungeachtet 
fie fich mit einem ſolchen Steuerzuſchlag belegen, doch die Mittel zur 
Drganifation der assistance meödicale nicht zu beichaffen vermögen, 
tonnen vom Staat Subventionen bewilligt werden. — Die Bedenken, 
zu denen bie auf ben Gegenſtand bezüglichen Beſtimmungen des Rouſſel 
und Morvan’ihen und des Tallon'ſchen Gejegentwurfs Anlaß gaben, 
Hat diefer Entwurf glüclich vermieven; das ſchwerfällige Mittelglied 
der Rantonaltomitds ift ausgeſchieden, bie befinitive Beitftellung ver 
Lifte der zur assistance mödicale zuzulaffenden Perjonen dem Prä- 
felten übertragen, d. h. der abminiftrativen Einwirkung ein maßgebenver 
Einfluß auf die Abgrenzung der Anforberungen eingeräumt worben. 
Die Neuerungen, wie fie ji nach dem Entwurf geftalten, beſchränken 
fih auf eine BVeraligemeinerung der Organifation und eine Vervoll- 
ftändigung der Mittel der öffentlichen Bürforge; fie gehen über ben 
Rahmen, dem die bisherigen Einrichtungen vorzeichnen, nicht hinaus 
Aus den fo umfaffend angelegten Erörterungen hat ſich hiernach 
als Ergebniß ein Reformprojeft niebergefchlagen, daß, fo ſehr es eine 
Verbeſſerung bes beſtehenden Zuftanbes enthält, doch von immerhin eng« 
begrenztem Inhalt ift; aber auch dieß Projekt ift micht einmal zu ab- 
fchließender materieller Prüfung und Seftftellung gekommen. Allerdings 
wurde in der Sigung der Rationalverfammlung vom 7. Januar 1875 *) 
die zweite Leſung des Geſetzentwurfs beſchloſſen; noch ehe dieſe aber 
erfolgen konnte, erreichte das Mandat der Nationalverfammlung in 
Folge der inzwiſchen ins Leben getretenen nauen Verfaſſung vom 25. 
Februar 1875 ihr Ende. Eine Wiederaufnahme des Entwurfs im 
Jahre 1876 führte zu feinem Ergebniß; ſeitdem ift, foweit ich habe 
feftftellen tönnen, weder im Senat noch in ber Deputirtenkummer bie 
Angelegenheit von Neuem angeregt worben; es fcheint jedoch nach 
einer von Roufjel in dem Bericht über die Ausführung des Kinder- 
ſchutzgeſetzes gegebenen Notiz **) in ben bezüglichen pärlamen- 
tarifchen Kreiſen die Abficht fortzubeftehen, auf dem Verlangen zefet- 
licher Regelung der assistance medicale nach Maßgabe des im Jahre 
1875 unerlebigt gebliebenen Entwurfes zu beharren. Käme daneben 
die früher erwähnte, von der Regierung ebenfall® intendirte gejegliche 


*) Annales de Passemblee nationale. Theil XXXV. ©. 445. 

**) Siehe Rouffel’8 oben mehrfach citirten Bericht im Bull. du ministre 
de Linterieur Jahrg. 1880. ©. 125. Diefem Bericht if} and die Angabe Über 
die Wiederaufnahme der Angelegenheit im Jahre 1876 entlepnt. 
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Maßnahme, welche die Errichtung von Hofpitälern für fämmtlihe mit 
folgen noch nicht verſehene Kantons bezwedt, zur Durchführung, fo 
würde Hiermit ein Zuftand erreicht fein, bei dem menigftens im Gebiete 
der Armen-Rrankenpflege eine gleichartige und fachgemäße öffentliche 
Vürforge ficher geftellt wäre. Inzwiſchen bleiben jene Entwürfe und 
Verhandlungen ein für bie Kenntniß der Zuftände des Armenwefens 
in Frankreich umd der Art ihrer Beurtheilung in den einheimijchen 
Kreifen überaus werthvolles Material. 


Siebenter Abſchnitt. 
Ergebniffe und Shin. 
I Aufgaben der Kritit. 


Das Ermübende umfafjender Zahlenangaben und betaillirter Mit- 
theilungen über die neuerdings in Frankreich erörterten legislatoriſchen 
Entwürfe habe ich dem Lefer micht erfparen können; es bedurfte dieſes 
Materials, um die Art, in der die Orunbfäge ber franzöfifchen Armen» 
gejeßgebung wirken und die Richtungen, nad denen hin Mängel als 
vorhanden und Verbefjerungen als nöthig anerfannt werben, zu veran- 
ſchaulichen. Jene Aeußerung Blocks, welcher die engen Grenzen ber 
Armuth in Frankreich auf Rechnung der richtigen in ber Armengeſetz⸗ 
gebung leitenden Grundjäge ſetzt, präzifirt und berichtigt fich hierdurch. 
Aber auch das Urtheil, mit dem Biger in feiner vortrefflichen Schrift 
den Abfchnitt über bie fakultative Armenpflege fchließt, bedarf einer 
folchen Bervollftändigung.. „Im Ganzen beruft,“ Heißt es daſelbſt *), 
„die franzöfiche Armenpflege weientlih auf dem Zuſammenwirken aller 
Elemente der Geſellſchaft, der privaten, überwiegend kirchlichen und ber 
Öffentlichen, theilweife obligatorifchen, überwiegend aber fakultativen Wohl» 
thätigteit, bei welcher dann wieder der Staat und das Departement, 
die Erträgniffe der aus der Bergangenheit übernommenen Stiftungen und 
die Gaben der lebenden Generation fi) vereinigen; fie bildet im Ganzen 
einen ſchön georbneten Organismus, wenn auch im Einzelnen noch dieſes 
oder jenes vermöge der Enblichfeit und Beſchränktheit aller menfchlichen 
Einrichtungen zu vermiffen ift: die Sorge für die Armen ift, wie mit 
Recht gefagt wird, dem Intereſſe und ber Mildthätigkeit der franzöſiſchen 
Geſellſchaft anvertraut.“ In fo felten treffender Weife hier die charak⸗ 
teriftifchen Elemente des frangöfifchen Armenwefens hervorgehoben werden, 


*) Bier, das Hecht auf Armenpflege und bie Freizügigkeit, S. 40. 
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gleitet dennoch das Urteil über die Schattenfeiten ber Buftänbe zu 
leicht hinweg; es läßt unerwäßnt, daß die Ungleichheit der Leiftungen, 
der hervorragendſte Mangel des franzöfifchen Armenmwejens, gerade auf 
ven Charakter der Einrichtungen und die Art ihrer Durchführung fich 
gründet, Selbſtredend enthält dieß keine Ausftellung gegen vie Arbeit 
des verbienftnollen Schriftftellers; das Material, das zu biefer Er- 
gänzung des Urtheils leitet, ift faft durchgehends erft feit Bublifation 
jener Schrift erwachſen; durch neues Material aber vervoliftänbigt zu 
werben ift ein Schickſal, dem alle derartigen Unterfuchungen unterliegen 
und dem bie gegenwärtige Arbeit am wenigften entgehen wird. 

Mit der Begründung ber Erkenntniß, daß den unleugbaren Bor- 
zůgen der franzöfifchen Armengefekgebung und ber auf Grund berfelben 
getroffenen Einrichtungen auch beträchtlihe Unvolllommenheiten und 
Mängel gegenüberftehen, ift der Gegenſtand dieſer Arbeit nicht erſchöpft ; 
es bleibt noch übrig, jenes Urteil zu fpezialifiven und den Werth des 
in der frangöfifchen Gefeggebung zum Ausdruck gelangten Syſtems 

» näher zu beftimmen. Je nad der Baſis, von der aus biefe Prüfung 
unternommen wird, läßt ſich Die Aufgabe in einer zweifachen Weiſe Iöfen. 

Zunäcft Täßt eine Kritit fi) vom Stanbpunfte der beſonderen 
franzöfiichen Entwidlung aus üben. Wenn Verwaltung die methodiſche 
und ſyſtematiſche Tätigkeit ver Staatsorgane zur Erfüllung dauernder 
Staatsaufgaben ift, fo Liegt fehon Hierin, daß eine Erörterung des 
Werths der Einrichtungen ſich zwiſchen wejentlic relativen Größen zu 
bewegen bat; denn wiewohl die Gemeinfamfeit des Kulturlebens unter 
den Nationen eine Gleichartigfeit ber oberften, leitenden Iveen im ber 
Verwaltung bedingt, fo treten letztere doch nur nach Maßgabe der be= 
fonderen Auffafjung des betveffenden Voltes und der aus der bejon- 
deren Biftoriichen Entwicklung fi ergebenden Geftaltung der Bevürf- 
niffe in die Erſcheinung; die hierauf beruhende Verſchiedenheit wird ber 
ftehen, fo lange überhaupt Völferindivibualitäten ſich erhalten. Wenn 
fo aber ſchon die Aufgaben fich verjchieden begrenzen und geftalten, jo 
find die trennenden Unterfchiebe, die in Anfehung der zu ihrer Erfüllung 
geihaffenen Einrichtungen beftehen, noch weit größere; jede einzelne Ein- 
richtung erſcheint Hier ebenſowohl als das Produft eines hiſtoriſchen 
Entwidlungsprozefie® wie als Glied eines Gejammtorganismus, deſſen 
einzelne Bildungen fich gegenfeitig bedingen. Beiden Elementen hat 
die Kritit Rechnung zu tragen; fie hat ebenio die auf der Volksindi⸗ 
vidwalität und ben bejonberen Zuftänden beruhende bejondere Ge— 
ftaltung und Erfajjung der Aufgaben, wie die Vorbebingungen, die in 
der Gefammtentwidlung für die Ausbildung der Einzelinftitution liegen, 


1189] Die Urmengefeßgebung drantreichs. 167 


in den Kreis ihrer Erörterung aufzunehmen; fie ift nur dann eine kon⸗ 
trete. Eine abftrakte und die Einrichtungen unabhängig von jenen Vor⸗ 
bedingungen prüfende Kritik, wie wir ihr häufig begegnen, Tann Dagegen 
nur zu ſchiefen Auffafjungen und Schlüffen führen; fie hat im Gegen- 
fag zu jener feine Berechtigung. 

Mit einer folgen abjtrakten Kritik aber fällt nicht zufammen bie 
Frage nad) einem über bie Grenzen des nationalen Berwaltungsiuftems 
hinausreichenden Werthe der Einrichtungen und nach dem Grabe allge 
meinerer Anwendbarkeit derſelben; jo wenig auch eine Einrichtung los⸗ 
gelöft von der Gejammtorganijation gedacht werben Tann, fo ift doch 
das Maß, in welchem die einzelnen Einrichtungen durch Beſonderheiten 
der hiſtoriſchen Entwidlung und ver ſtaatlichen Organifation eines 
Volles bebingt find, ein grabuell verfchievenes; während einzelne in 
ſolchen Bejonderheiten ihre Wurzel haben, berufen andere vorwiegend 
auf Berhältniffen, die auch anderen an dem gemeinfamen Rulturleben 
theilnehmenden Völtern eigen find. Die Prüfung des Maßes ber in 
diejer Weije verftandenen Allgemeingültigfeit der Einrichtungen ift keines⸗ 
wegs eine entbehrliche; fie jchließt die Trage ein, was aus jenen Ein» 
richtungen an brauchbaren Elementen in bie Entwicklung unferes 
eigenen Berwaltungswejens übernommen werben kann. Der Prüfung 
des relativen Werthes der Inftitutionen tritt fie als eine zweite berech⸗ 
tigte Aufgabe Hinzu. . 

Der noch übrige Theil diejer Arbeit wird demnach in den Verſuch 
einer Feſtſtellung des relativen Werthes der in Frankreich prävalirenden 
fakultativen Armenpflege und in eine Prüfung ber allgemeineren Be— 
deutung des franzöfiichen Syſtems insbefondere der deutſchen Ent- 
widlung gegenüber zerfallen. 


U. Relativer Werth des falultatinen Prinzips, 


Daß das Prinzip der fakultativen Armenpflege fih in der Armen- 
geießgebung Frankreichs in einem verhältnißmäßig fo großen Umfange 
behauptet hat, erklärt fih aus dem Zufammenwirken verſchiedener Mo- 
mente; es find dieß theils Momente thatjächliher Nätur, theils ſolche, 
die fih aus der notwendigen Berückfichtigung des Charakters der all- 
gemeinen Organijation ergeben. Zu ven Momenten thatſächlicher Art 
gehört zumächft der geringe Umfang, den die Armuth in Frankreich über« 
haupt hat; ſodann die erhebliche Entwiclung der Privatwohlthätigfeit ; 
endlich der Umftand, daß von den für die öffentliche Armenpflege ver» 
fügbaren Mitteln ein großer Theil in den Erträgen angefammelten 
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Grund» und Kapitalvermögen befteht; durch Iegteren Umftand tebuzirt 
fich der Theil des Bedarfs, für deſſen Beſchaffung die Armenverwaltung 
auf arbiträre Entſchließungen der Gemeinberäthe angemwiefen ift. Die 
Bedingungen, welche durch bie allgemeine Organifation für bie Ent- 
widlung ber Armengefeggebung gegeben find, beftehen in ber Einhaltung 
der Grenzen, die das Syſtem ber Gemeinbebefteuerung der Mittelbe ⸗ 
ſchaffung zieht, Grenzen, bie bei allgemeiner Durchführung des oßli- 
gatoriſchen Charakters erheblich überfchritten werden müßten. 

Bon den in Rebe ftehenden thatſächlichen Momenten haben zwei: 
die erhebliche Entwicklung der Privatwohlthätigfeit und die hervor 
ragende Bedeutung der Erträge des ftiftungsmäßigen Vermögens unter 
den für bie Öffentliche Armenpflege verfügbaren Mitteln bereits oben 
Erwähnung gefunden; es ift insbeſondere die Ungleichmäßigfeit hervor- 
gehoben worden, bie in ber Iofalen Entwidfung der Privatwohlthätigteit 
ungeadtet der erheblichen Dimenftonen, welde biefelbe im Durchichnitt 
dat, wahrnehmbar ift. Die Art diefer Ungleihmäßigfeit widerlegt am 
beiten die Annahme, als ob jene ausgiebigere Entfaltung der Privat- 
woßlthätigeit eine burch das fahultative Prinzip bedingte Tärglichere Ber 
theiligung ber öffentlichen Armenpflege zur Urjache gehabt habe. Dem 
wie oben erwähnt, ift im Allgemeinen bie Privatwohlthätigfeit da am 
reichlichſten entwicelt, wo auch die Quellen der öffentlichen Armenpflege 
am Ergiebigiten fließen; das platte Land, das von der öffentlichen 
Armenpflege am ſparſamſten bedacht ift, fteht — ber Regel nah — 
ebenfoweit in der Entwidlung ber Privatwohlthätigkeit hinter den 
größern Orten zurüd. Im jenen freigebigen Buwenbungen an bie Pri« 
vatwohlthätigfeit jet fich vielmehr ein Zug fort, ber, wie bie ſchon vor der 
Revolution angehäuften Güter ver Armenftiftungen erweifen, längft vor 
der Neubegründung der beſtehenden Armeneinrichtungen vorhanden war ; 
von ben kirchlichen Kreifen und namentlich ben geiftlichen Genofjen= 
ſchaften ausgehende Anregungen find es, welche zur Erhaltung und 
Förderung dieſes Zuges mwefentlich beigetragen haben. 

Hiergegen bebarf die Aufftellung, daß ber Umfang der Armuth in Frank⸗ 
zeich ein engerer al8 in den meiſten anderen Ländern, begrenzter fei, einer Er⸗ 
läuterung. Daß das Sprichwort „en France on ne meurt pas de faim“ 
einen erheblichen Kern von Wahrheit in fich berge, wird Niemanbem ent- 
gangen fein, ber die Lage der ärmern Klafjen in verſchiedenen Gegenden Des 
Landes aus eigner Anſchauung kennen zu lernen Gelegenheit hatte, und 
wenn Blod im feiner früher citirten Aeuferung die geringe Ausdehnung 
ber Armuth in Frankreich den in der Geſetzgebung dieſes Landes herr» 
ſchenden richtigen wirthichaftlihen Grundjägen zufcreibt, jo wird, fo 








1161] Die Armengefehgebung Granreitt. 169 


erheblichen Zweifeln auch bie behauptete Kaufalität unterliegt, doch die 
Richtigkeit jenes thatfächlichen Elementes, der engeren Begrenztheit ber 
Armuth ohne Weiteres zugeftanben werben können. Allerdings läßt dieſe 
Aufftellung ſich Schwer durch ſtatiſtiſche Daten ermeifen. Denn ber 
ftatiftifchen Ermittelung entzieht ſich derjenige Theil der Armuth, welcher 
der Bürforge der Privatwohlthätigkeit anheimfällt, faft ganz; es ift in«- 
beffen auch ber Werth ber auf bie öffentliche Armenpflege bezüglichen 
Seitftellungen vermöge ter großen Verſchiedenheit der lokalen Ein 
tichtungen unb ber bei ben einzelnen Berwaltungen maßgebenden Grund» 
füge vielfach ein ſehr bebingter. Leichter ift es, den einzelnen thatſäch- 
lichen Momenten nachzugehen, als deren Refultat die engere Begrenztheit 
der Armuth anzufehen if. Es erflärt fich die Erſcheinung theils aus 
ben objeltiven Ergebniffen der wirthichaftlihen Entwidlung, theils aus 
gewiſſen fubjektiven Eigenfchaften der Franzoſen, durch welche bie ärmeren 
Hafen an dieſen Ergebniffen Antheil zu gewinnen umb biefelben ſich 
dauernd nutzbar zu machen in befonverem Maße befähigt wurden. Es 
tritt Hierzu die Art, in der bie Benugung des Gemeindeeigenthums ger 
tegelt ift und vermöge deren baffelbe den ärmeren Maffen bes platten 
Landes eine nicht unmwefentliche Beihilfe und Förderung gewährt. 

Der auferorbentliche Aufſchwung, den bie wirthichaftliche Ent- 
wicllung Frankreichs und die Nutzbarmachung der natürlichen Hilfsquellen 
des Landes in den legten Sahrzehnten genommen bat, ift eine ebenfo 
befannte als unzweifelhafte Thatfache; „fo mannigfache Angriffe auch 
das Syſtem der Dandeisverträge von Seiten ber wieder erftartenben 
ſchutzoͤllneriſchen Bewegung erfahren hat, fo tft e8 doch gewiß, daß jene 
enorme Steigerung der inbuftriellen Probuftion von ber fo erheblichen 
Erweiterung ber Abſatzgebiete datirt, welche durch bie Hanbelöverträge 
geihaffen wurden. Auch ver Weinbau, deſſen Rentabilität in großer 
Dimenfion gewachſen ift*), hat gerade in jener Zeit ſich mächtig ge- 
hoben; ein nicht geringerer ift der Aufichwung bes Landbaues ges 
wefen, ber insbeſondere dem großartigen Impulfe, welchen bie legis— 
latorifhen Maßnahmen des zweiten Kaiſerreichs dem Meliorationsweien 
und ber Bervoliftändigung der Verkehrswege gaben **), beträchtliches zu 
danken bat. Selbft der allgemeine Rückgang der Probuktionsverhält- 
niffe, wie er in ber zweiten Hälfte ber fiebziger Jahre ſich fühlbar ger 
macht Hat, hat in Frankreich die Stetigfeit ber inbuftriellen Entwidlung 


*) Siehe bie Tab. im Bull. du min. des fin. Jahrg. 1881. Jauuarheft ©. 1 fg. 

**) 8 darf hier nur an bie Gefege über bie associations syndicales (vom 
21. Juni 1865) und über bie Herfiellung ber Bicinalwege und bie Gründung einer 
Kaffe für ben Ausbau berfelben (vom 11. Juli 1868) erinnert werben. 
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kaum wefentlich unterbrochen. Was die Landwirthſchaft anlangt, fo hat 
die im Jahre 1879 vorgenommene Enquöte ergeben, daß die erhebliche 
Konkurrenz Amerikas und die beträchtliche Steigerung ber Löhne wohl 
eine gewiffe Verſchiebung der Rentabilitätsverhältniſſe, nicht aber im 
Allgemeinen einen Rüdgang zur Folge gehabt hat*); keinenfalls hat 
ein folder Rückgang die Heineren, ihr Land jelbit bebauenben Befiger 
getroffen, die vielmehr eine weientlihe Verbeſſerung ihrer Verhältniſſe 
erfaßren haben. 

Von den Ergebniffen des wirthſchaftlichen Aufſchwungs ift ein 
erheblicher Antheil auf bie wejentlih vom täglichen Ertrage ihrer 
Arbeit lebenden Klafjen der Bevölkerung gefallen. So iſt innerhalb 
des Gebiets der fogenannten Heinen Induſtrie — d. 5. etwa um 
feres Handwerks — eine ftetige, durch bie neueren ungünftigen Ver⸗ 
Hältnifje nicht unterbrochene Erhöhung der Löhne nachgemwiefen worden; 
der burchfchnittliche Betrag des Tagelohns in den Departements 
Hauptorten (außer Paris) wurde für ben belöftigten Arbeiter auf 
0,96 Fres. im Jahre 1853, 1,40 im Jahre 1871, 1,47 im Jahre 
1875, für den nicht belöftigten auf 1,89 Fres. im Jahre 1853, 2,65 
im Jahre 1871 und 2,86 im Jahre 1875 feftgeftellt; für die 
Sabre 1876 Hat ſich demnächſt nicht nur fein Nüdgang, fondern 
eine weitere Steigerung des durchſchnittlichen Lohnſatzes auf 1,49 Fred. 
(1876) und 1,51 $xcs. (1877) für ven belöftigten und auf 2,87 Bros. 
(1877) für ven nicht beföftigten Arbeiter ergeben **); beträchtlich Höhere 
Durchſchnittsſaͤtze wurden in Paris — 1,70 Fres. für den beföftigten, 
4,18 Fres. für den nicht beföftigten Arbeiter im Jahre 1877 — er- 
reicht***). Das noch erheblichere Steigen der in der Lanbwirthfchaft 


*) Die Enquöte if auf Anregung Ibed Minifters für Landwirthſchaft durch 
die societE centrale agricole zur Ausführung gebracht und über bie Ergebnifie 
durch Barral (Enqußte sur la situation de Pagriculture en France en 1879. 
Paris, Bouchard-Huzard, 1880. 2 vol. im 8°) berichtet werben. Siehe über biefe 
Ergebniffe in®befondere den Yufjag von Emile Levasseur im Journal des &co- 
nomistes, Jahrg. 1881, Februarheft ©. 216 ff. und Barral, Enquöte, Bb. IL 
©. 435 ff. 

**) Die fehr dankenswerthen Mittheilungen im Journal de la sgeiete de 
statistique de Paris, Jahrg. 1879 ©. 73 vervollftändigen fi durch die bis 1577 
fortgefüßeten Tabellen im Annuaire statistique de la France, Jahrg. 1950 
©. 316. 317. Die ©. 318 befindliche auf die Löhne in ber Tertilinbuftrie bezüg- 
liche Tabelle beſchräntt fi auf das Jahr 1877 und ergibt leider fein Material 
für bie Beurtheilung einer etwaigen Zunahme. 

***) Annuaire stat. a. 0. O. ©. 314, 315. Die jämmtligen Säge bilden dex 
Durchſchnitt der an männliche und weibliche Arbeiter gezahlten Löhne; für extiere | 
allein find fie erheblich Höher. 
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gezahlten Löhne Kat die vorerwähnte Enquste ergeben; dieſelbe konſtatirt 
eine gegen bie früheren Süße eingetretene Erhöhung je nach den Gegenden 
um 20, 30, 50 ja bis 100 Prozent; in noch ftärterem Maße Kaben 
fih begüglic ver Beldftigung bie Unfprüche gefteigert*), Die Er- 
höhungen der baaren Lohnfäge bedeuten eine wirkliche Berbefferung, um 
fo mehr, als das Steigen der Lebensmittelpreife inzwifchen wenigftens 
im Allgemeinen ein nicht beſonders erhebliches gewefen ift. 

Daß die arbeitenden Klaſſen in den Ergebnifjen ver wirthſchaft⸗ 
lichen Entwidlung in einem nicht unbeträchtlichen Verhältnig Antheil 
erhalten Haben, fteht offenbar in urfächlihem Zufammenhange damit, 
daß jener fo erheblichen Vermehrung der Produktion eine verhältniß- 
mäßig geringe Zunahme der Einwohnerzahl gegenüberfteht. Nah Blod’s 
Sufammenftellungen **) beziffert fih bie jährliche Zunahme ver Be- 
völlerung in Frankreich auf 0,69 Prozent für bie Jahre 1821 bis 
1831, auf 0,50 für 1831 bis 1841, auf 0,46 für 1841 bis 1851, 
auf 0,25 (ohne Nizza und Savoyen) für 1851 bis 1861, auf 0,06 für 
1861 bis 1872; die mörberiichen Kriege, welche Frankreich führte, haben 
bei dem Herabgehen der Ziffer offenbar eine Rolle gefpielt; vom 31. 
Dezember 1872 bis dahin 1876 hat ſich die Einwohnerzahl Frankreichs 
von 36102921 auf 36905788 wieder gehoben, was ein Zunahmever⸗ 
Hältmiß von 0,49 Prozent auf das Jahr ergibt. Im deutichen Reich 
bat fih demgegenüber die Einwohnerzahl in der Zeit vom 1. Dezember 
1871 bis dahin 1875 von 41068792 auf 42727360, bis zum 1. Der 
zember 1880 vemmächit weiter auf 45194172 gehoben, was eine jähr= 
liche Zunahme um circa ein Prozent für die erften vier und um circa 
1,1 Prozent für die legten fünf Jahre jenes Zeitraums barftellt. Eine 
weitere Charakterifirung gewinnt jene jparfame Zunahme ver Bes 
völferung, wenn bie Veränderung in der Bertheilung der Bevölkerung 
auf Stabt und Land in Betracht gezogen wird; auch über dieſen Punkt 
haben die mehrfach citirten Arbeiten der Parifer ftatiftiichen Geſellſchaft 
Xicht verbreitet ***). Noch im Jahre 1851 hatte die ländliche Bevölterung 
nahezu drei Viertel (genauer 74,48) der Gefammtbevölterung Frank · 
reichs betragen; im Jahre 1876 überftieg biefelbe nur um ein wenig 


®) &iehe Levasseur in bem allegirten Xuffag Journal des dconomistes, 
Jahrg. 1881, Februarheft ©. 318 und Barral, Enquöte, 8b. II. ©. 438 ff. 
**) Block, statistique generale de la France, 2. Yuf,, Theil J. ©. 36 ff. 
=**) Siehe die beiden Auffäge von Loua im Jahrgang 1880 de Journal de 
la socidt6 de statistique de Paris: la population rurale en France &. 175 ff. 
und la d6population des campagnes ©. 238 ff. 
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zwei Drittel*): um 608523 hatte fih von 1872 bis 1876 bie Be: 
völferung der Städte durch Zuzug vermehrt, von weldem Gejammt: 
betrage der Einwanderung 417308 auf bie Einwanderung aus länt- 
lichen Ortſchaften in die Städte und 191215**) auf den Zugug aus 
Elſaß · Lothringen und dem fonftigen Auslande entfielen. Dieſe zu 
nehmende Entblößung des platten Landes von Arbeitskräften, eine Cr 
ſcheinung, auf bie näher einzugehen hier der Raum nicht geftattet, ift 
fiber nicht ohne Antheil an der gerade auf dem Lande im fo erheb- 
lichem Maße eingetretenen Steigerung der Löhne gewefen. 

Wenn bie arbeitenden Klaſſen Frankreichs e8 verftanben Haben, die 
durch die gefchilverten günftigen Erwerbsverhältniſſe ihnen gebotenen 
Vortheile ſich anzueignen und zu bauernber Beſſerung ihrer Lage mupkar 
zu machen, fo beruht dieß auf fubjeftiven Eigenſchaften des franzäfifhen 
Volles, auf dem Sparfamfeitsfinn und ber wirthfchaftlichen Tüchtigfeit, 
welche die Benölferung Frankreichs fait in allen ihren Schichten aus⸗ 
zeichnet; auch diefe Eigenfchaften werben jebem Mar geworben jein, der 
das Erwerböleben der verſchiedenen Klaſſen des franzöfifchen Woltes zu 
beobachten Gelegenheit gehabt hat; eine Beweisführung mittelft ſtatiſtiſcher 
Daten ift auch Hier kaum möglich ; ebenfo fehlen nad} zeitiger Lage des 
Materials noch nähere Anhaltspunkte darüber, in welcher Weiſe und 
unter dem Einfluß welcher Umftände jene Eigenfchaften vorzugesweiſe 
fi ausgebilvet Haben; ihre Entwidlung auf Rechnung der amgeblih 
richtigen im Armenwefen herrichenden Grundſätze zu fegen, ift jebenfalls 
unrichtig, da jene Eigenfchaften ſich bei der franzöfiihen Nation gun, 
allgemein vorfinden und den Einwohnern ebenfo der mit einer fparfamen 
Armenpflege verjehenen als derjenigen Gemeinden, in benen die Armen 
pflege in profufer Weife geübt wird, eigen find. Bon dem Maße, in 
dem ben arbeitenden Klaſſen eine bauerndere Nutzbarmachung ver 
günftigeren Erwerbslage gelungen ift, geben die Daten über den Um- 
fang der Betheiligung an den Spar- und Selbfthilfeinftituten kein ganz 
ausreichenbes Bild. Die ftatiftifchen Ermittelungen zeigen allerdings 
unter bem zweiten Kaiferreich und demnächſt unter ber Republik ein 
erhebliches Wachsthum dieſer Betheiligung; fo hat fich in der Zeit von 
1851 bis Ende 1877 die Zahl der Sparlaffenbücher von 611086 auf 
2868263, das Gejammtguthaben der Einlagen von 158162137 auf 


*) Genauer ausgebrüdt war das Verhältnig ber Ländlichen zur ſtädtiſger 
Bevölterung in biefem Jahre das von 67,56 zu 32,56. Loua a. a. O. €. 1" 
**) Loua a. a. D. ©. 233 ff. 
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862834155 Fres. gehoben *); es ift die Zahl der Einlagen bei der im 
Jahre 1850 gegründeten Altersverſorgungskaſſe bis zum Schluß des 
Jahres 1877 auf 5708556 mit einem Gejammtbetrage von 17424885 
Free. 29 Cts. angewachien**); es bat endlich fich die Zahl der Mit- 
glieer der eociet6s de secours mutuel, die fih am 31. Dezember 
1854 auf 315801 belaufen hatte, bis zum 31. Dezember 1876 auf 
901907, die Zahl der Geſellſchaften im gleichen Zeitraum von 2940 
im Jahre 1854 mit einem Gejammtbetrage ihrer Aktiva von 18,330 
Nillonen Fres. auf 5923 im Jahre 1876 mit einem Geſammtaktiv⸗ 
betrage von 75,953 Millionen erhöht ***). Wenn gleichwohl in dieſer 
Steigerung das Maß, welches die Sicherftellung der wirthſchaftlichen 
Eriftenz der arbeitenden Klaſſen erreicht hat, im Vergleich mit den auf 
andere Nationen bezüglichen Daten fich nicht genügend ausprägt, jo beruht 
dieß theils darauf, daß die ftrenge Einhaltung des buch Art. 1 des 
Gejeges vom 30. Juni 1851 vorgefchriebenen Marimums von 1000 
Fred. die Kapitalanfammlung bei ven Sparkaffen innerhalb engerer 
Grenzen Hält, theil® darauf, daß die Sicherſtellung der Eriftenz durch 
Erwerb ſowohl von Stantsrenten als auch von Grundeigenthum weit in die 
ärmeren Schichten des Volkes hineinreicht. Ueber die Verbreitung bes 
Befiges von Staatsrenten bei den ärmeren Klaſſen laſſen ſich felbftver- 
ftänblicher Weiſe ſtatiſtiſche Daten nicht beibringen; dagegen laſſen bie 
Teftftellungen über die Vermehrung der Zahl der Veranlagungsbeträge 
der Grumbiteuer das Verhältniß einigermaßen veranfchlagen, in welchem 
die Zahl der Grumbbefiger fich vermehrt hat. Die Zahl diefer felbit- 
ftänbigen Grunpftenerbeträge ift, nach den Ermittelungen der Pariſer 
ftatinifchen Gefellichaft von 10893528 auf 14204 749 }) angewachſen. 


*) Block in Emminghaus, das Armenweſen unb die Armengefeggebung 
S. 628 und Annuaire statistique de la France, Jahrg. 1880 ©. 220 ff. 
*®) Annuaire statistique de la France, Jahrg. 1880 ©. 227. 

***) Zu vergleichen bie Darftellung im Journal de la soeioté de statistique 
de Paris, Jahrgang 1879 ©. 94. Am 31. Dezember 1877 waren in Frantreich 
einſchließlich Algeriens vorhanden: 86078 Geſellſchaften mit 915646 Mitgliedern 
und einem Gefammtbetrage ber Aftiva von 80540 703 Fres. Annuaire statistique 
de la France, Jahrg. 1880 ©. 214 fi. 

+) Bei biefen Zahlen ift auf die Aenberungen bes Staatsgebiets in Folge 
der Friedensſchlüffe von 1859 und 1871 feine Rüdfict genommen. Werben nur 
diejenigen Departements bes jegigen franz. Staatsgebiets, bie durch jene Nenber- 
ungen unberührt geblieben find, in Betracht gezogen, fo flellen fih bie Zahlen 
auf 9903649 (1835) und 13381497 (1978). Die Zahlen find gebildet aus ber 
Summe fämmtlier Grundbefiger ſämmtlicher Gemeinden, fo jedoch, daß bie in 
wei, brei unb mehr Gemeinden angefefienen Befiger auch zwei, dreimal ober ent» 
ſprecheud oft gezäplt worben find. Da biefe Ungenauigfeit beiben Zahlen eigen iſt, 





. 
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Auch die landwirthſchaftliche Enguäte vom Jahre 1879 konſtatirt die 
feit 1861 eingetretene Ausbehnung des Meinen Grundbeſitzes auf Koften 
des größeren, wiewohl biefe Erſcheinung fich keineswegs in gleichem Mafe 
in ben einzelnen Departements vorfinbet*). Der Ausdehnung des 
Heinen Grunbbefiges ftehen hier eben diejenigen Hinderniſſe nicht ent- 
gegen, bie, wie neuerdings Gneift fo treffend hervorgehoben Kat, ber 
unfertige Zuftand ber Iänblichen Gemeinbeverfafjung in den öftlichen 
Lanbestheilen Preußens der Anfälfigmahung der Tänblichen Arbeiter 
entgegenftelit **). 

Aber nicht allein in der Form des individuellen Grundeigenthums 
kommen in Frankreich die Vortheile der Nutzung bezw. ber jelbftänbigen 
Bewirthſchaftung von Grunbftüden dem Einwohner Tänblicher Orte 
haften zu Gute; in dem Grunbvermögen der Gemeinden ift vielmehr 
ein reicher Schatz von Hilfsquellen für bie dlonomiſche Eriftenz ber 
ländlichen Einwohner erhalten geblieben; auch hierin hat die franzöfiige 
Geſetzgebung ſich in einem Gegenfa zu der in Deutfchland und nament- 
lich zu der in ben öftlichen Provinzen Preußens - ftattgehabten Ent» 
wicklung erhalten. Nichts hat, in Preußen, der Bildung eines armen, 
unfteten Tagelöhnerftandes mehr Vorſchub geleiftet, als die Zerftörung 
der gemeinfamen Nutungs- und Beſitzrechte, wie fie durch bie Gemein 
heitstheilungsorbnung vom 7. Juni 1821 eingetreten if. Denn bie 
nad abftrakter Werthermittelung in Sand oder Gelb angewieſenen 
Yequivalente konnten in einer großen Anzahl von Fällen effektiven Er- 
fag nicht gewähren, da fie im inbivibuellen Gebrauchswerth hinter ben 
aufgegebenen Rechten weit zurüdzuftehen pflegten; die Theilnahme an 
der Gemeindeweide und den Zorftrechten, zu. welchen Anfäffigfeit bezw. 
felbft Wohnfig in der Gemeinde berechtigten, ficherte den ärmeren Ein 
wohnern eine wichtige Beihilfe für ihre Eriftenz, wogegen das Aequi⸗ 
valent, felbft wenn bafjelbe in Land angewiefen war, meift gleiche 
Vortheile nicht gewährte, ſei es, daß das zum Erſatz zugetheilte Grund» 
ftüd feiner geringen Größe und feiner Lage wegen zur felbftänbigen 
Bewirthfchaftung micht geeignet war ***), fei es, Dal; bes zur Bewirth⸗ 
‚geben biefelben doch ein ungefähres Bilb ber Zunahme. Siehe Loua in bem Auf- 
Tage: Les cötes fonciäres et les divisions de la propriet£, im Journ. de la 
soc. de la stat. de Paris, Jahrg. 1879 ©.-142 ff. 


*) S. Levasseur im Journal des dconomistes, Jahrg. 1981, Febrnarheft 
©. 217. 
**) Gneift, bie preußiſche Finanzreform durch Regulirung ber Gemeinde 
feuern, S. 90, 91. 
***) Es gilt das insbeſondere won der nach dem Maßſtabe von anderthalb Knf- 
meiden — $41 ber @emeinpeitstheilungsorbnung — angewiefenen fanbentfhäbigungen. 
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ſchaftung nöthige Vieh ober fonftige Inventar mangelte, bezw. daß erſteres 
bei dem Fehlen einer Weide nicht unterhalten werben konnte; daher 
das Beſtreben der Heinen Beſitzer, fic jener Landentſchädigungen durch 
Verlauf zu entlediger, ein Beſtreben, dem auf ber Seite der größeren 
Befiger die Tendenz, ihre Gutsareale zu erweitern und zu arronbiren, 
me zu fehr entgegenkam. Gelbäquinalente pflegten nach ber Natur 
ber Sache und bei dem Mangel einer dauernde Nutzungen ſichernden 
Anfegung noch eher zu verfchwinden. Bon ven Einflüffen einer wirth⸗ 
ſchaftlichen Theorie, welche über dem Beitreben der größtmöglicher 
Steigerung ber Gefammtprobuftion die Art, in welcher die Erträge ſich 
vertheilen bezw. der Erhaltung einer gefunden und kernhaften Be- 
vollerung bienen, erft in zweiter Linie berückfichtigt, ift die franzöftfche 
Geſetzgebung auf diefem Gebiete frei geblieben; fie hat Die Gemeindes 
güter und gemeinfamen Rechte nit nur als folche grundfäglich er- 
halten, fondern aud die Sicherung der Subftanz gegen Vergebung 
oder unwirthſchaftliche Benutung zum Gegenftanbe ihrer beſonderen 
Aufmerkſambleit gemacht; namentlich iſt, was bie Nutzungsrechte an den 
Borften anlangt, ein beſonders wirffamer Schuß in dieſer Nichtung 
durch Unterftellung der Gemeindewaldungen unter das r&gime forestier 
geübt worden. Die Formen, in denen bie Benutzung durch die ein« 
seinen Gemeinbemitgliever ftattfinbet, find fehr verſchieden; theils bes 
ziehen fich bie Rechte derſelben auf die Theilnahme an Gozietätäbe- 
tedhtigungen, denen — wie dem droit de parcours unb ber vaine 
päture — der Regel nach alle im Gemeinbebann belegenen Adergrund« 
ftüde umterworfen find, theils auf bie Theilnahme an der Bemitzung 
der Gemeindeweide; theild auf die Partizipation an gewiſſen Nutzungen 
bezw. bem Ertrage ber der Gemeinde gehörigen und für ihre Rechnung 
bewirthſchafteten Sorftgrumbftüde; Hierher gehört bie Theilnahme an 
der Eichel, Buchel · und Raftanienlefe, die Streu- und Laubgerechtigfeit 
in ben Gemeinbeforften, die Theilnahme an dem Holzertrage biefer 
Walbumgen*); letztere findet gewöhnlich vergeftalt ftatt, daß die Ge— 
meinbemitgliever je ein Brennholzloos, zumeilen auch ein Nuk- und 
Brennholzloos, in natura erhalten. Indeſſen tft die Entwidlung bei 
dieſen Formen nicht ftehen geblieben, die Praris Kat ausdrücklich bie 
Befugniß der Gemeinden anerfannt, die zur Gemeindeweide gehörigen 


*) And) ben Staatswalbungen gegenüber beſtehen häufig derartige Servituten. — 
Als beſonders den Armen zu flatten kommende Gemeindenutzungsrechte werben ber 
geidinet · Das Recht ber Cichelleſe (glanage), der Nadilefe in den Weinbergen (grap- 
pillage) ımb des Nachrechens (rätelage). (Block, stat. gen. de la France, 
2. Aufl. ©. 289). 
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Grundftüde in einem beftimmten Verfahren unter die Gemeindeange⸗ 
Hörigen zur Benugung auf eine Zeitbauer bis zu 15 ober 18 Sahren 
gegen Zahlung einer mäßigen jährlichen Gebühr zu vertheilen; jebed 
in der Gemeinde wohnhafte Familienhaupt muß -in biefem alle zur 
Betheiligung zugelafjen werben *). Ya, in einem großen Theil von 
Frankreich ift auf Grund älterer, noch in die Zeit vor der großen Re 
volution zurüdreichender Verorbnungen **) die Nugungsberechtigung der 
Gemeinbemitglieber in den ihnen inbivibuell zugetheilten Gemeinbegrund- 
ftüden eine lebenslängliche over felbft eine im geraber Linie vererbliche; 
nad dem Ableben des befigenden Ehegatten bezw. beim Nichtvorhanden⸗ 
fein von Defcenventen geht das Loos an ein anderes Familienhaupt 
und zwar regelmäßig an das am längften in ver Gemeinde angefiebelte 
über. Ueberall begründet die bloße Anfievelung — d. 5. Wohnung, 
nicht Anfäffigkeit — in der Gemeinde das Recht, zur Anwartſchaft auf frei 
werdende Gemeinveloofe zugelafien zu werben; es findet Daher ein regel⸗ 
mäßiges Aufrüden aus ber Reihe ber nicht Befigenben in bie Mafle der 
mit Antheilen von Gemeindegrundftüden verjehenen Gemeindemitglieder 
ftatt; auf die Erhaltung eines jeßhaften Kernes in der länblichen Ar: 
beiterbevöfferung ift felbftverftändlicher Weiſe diefe Einrichtung von heil ⸗ 
ſamem Einfluß; zahlreiche Einwohner ländlicher Gemeinden, welde 
andernfalls in Armuth zurüdgefunten wären, erhalten in biefer Weile 
eine Berforgung. Im jevem Halle Kat die Art, in der die Bemugung 
der Gemeindegerechtſame und @üter geregelt ift, einen nicht unweſent⸗ 
lien Antheil daran, daß das Anwachſen eines ländlichen Proletarints 
in relativ engen Grenzen gehalten worden ift. 

Iſt nun aber der Kreis derjenigen Staatsangehörigen, welche für 
ihre Exiftenz auf die Armenpflege angewiejen find, in Frankreich ein 
begrenzterer, fo verengt fich die Aufgabe für bie öffentliche Armenpflege 
weiter baburch, daß bie reich entwidelte Privatwohlthätigleit überall 
einen Theil der der Urmenpflege geftellten Aufgaben übernimmt; bieß 
gilt, wenn auch in weit eingefchränkterer Weiſe, felbft von dem platten 
Lande, wo bie Privatwohlihätigkeit ungeachtet des bier ſehr viel 
geringeren Maßes ihrer Entfaltung und Ausftattung immerhin im den 
kirchlichen Organen und den Mitglievern ber geiftlihen Genoſſen⸗ 


*) Entfdeibungen des Staatsrath vom 4. Auguft 1864 ımb 4. März 1865. 

**) Die fümmtligen Verordnungen gehören ber Zeit von 1769 bis 1779 an; 
die ältefte ift bie für bie dem Bistfum Meg, Tonl und Verdun gehörigen Gebiete 
exlafiene, welche auch für ben zu jenen Territorien gehörig geweſenen Theil von 
Lothringen noch jegt gilt, vom Juni 1769, cf. Block im dietionnaire de l’adm. 
frang. 8. v. organisation communale Nr. 203 ff. 
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ſchaften, als Pfarrern, Schul- und Krankenſchweſtern wenigftens einige 
wirlſame Stützpunkte finbet.. Aber auch ber im Vorſtehenden nachge— 
wiefene vegelmäßige Zuzug ländlicher Einwohner nach den Stäbten be- 
freit die Jänblichen Ortſchaften von einem Theil der Elemente, für die 
andernfall8 die Armenpflege zu forgen Haben würbe und führt biefe 
Elemente der Betheiligung an ben in ben Gtäbten angejammelten 
Armengütern und Vereinsfonds zu. Selbſt für denjenigen Theil des 
Vebürfnifjes, dem hiernach Seitens der öffentlichen Armenpflege Abhilfe 
iu gewähren bleibt, wird zu einem großen Theil aus den Einkünften 
des ftiftungsmäßigen Grund» und Kapitalvermögens Sorge getragen, 
deffen Verwendung nach Maßgabe ber auf Armenfürjorge bezüglichen 
Zwedbeitimmung einer Beſchlußfaſſung ber Gemeinde- und fonftigen 
Verwaltungsorgane nicht unterliegt. Nur für den Heinern Theil des 
Bedarfes hängt demnach die Fürforge von ber fakultativen Beichlußfaffung 
der Gemeinbeorgane ab. Aus allen biefen Thatfachen erklärt fich, daß die 
Uebelſtände, die ſich aus der in dem fahultativen Charakter der Urmenpflege 
beruhenden geringeren formellen Sicherftellung ber Fürforge ergeben, in 
Frankreich ſich weniger fühlbar machen, als das in andern Ländern und 
unter andern thatjächlichen Borausfegungen ber Ball fein würde. Dennoch 
find folche Webelftände vorhanden und zeigen bie im vorigen Abfchnitt 
dargefteliten, im Schooße ber parlamentarifchen Körperfchaften geführten 
Erörterungen, daß die öffentliche Meinung ſich über das Schwerwiegende 
jener Mängel nicht täufcht. Die Trage, in welcher Weiſe der Unzu- 
veihlichleit der Fürforge für die Armen des platten Landes abzuhelfen 
fei, ift aus dem Kreiſe der Gegenftände, denen ſich die Aufmerkfamleit 
der parlamentarifchen Körperfchaften wie auch der Regierung zuwendet, 
teineswegs entſchwunden; bie Zunahme des durch bie Verfchiebung der 
Bevölferungsverhältniffe zum Vortheil der Stäbte und zum Nachtheil 
der ländlichen Ortſchaften bebingten Mangels an Arbeitskräften auf 
dem Lande, welche innerhalb ber landwirthſchaftlichen Produktion in 
immer ftärkerem Maße als ein Hinderniß empfunden wird, trägt dazu 
bei, auch in weiteren Kreiſen das Intereffe für jene Frage, mit ber 
das Wachſen bes Zuzuges in bie Stäbte offenbar in Zufammenhang 
fteht, zu erhalten. 

So wenig nun aber das Bewußtſein dieſer Uebelftände fehlt, jo 
wenig wahrſcheinlich ift e8 doch anbrerjeits, daß bie Regierung Frank⸗ 
reiche Abhilfe in der Aenderung der prinzipiellen Grundlagen der gegen- 
wärtigen Armengefeßgebung ſuchen werde. Der Gejegentwurf Tallon’s 
Garakterifirt fi), wie oben dargelegt worben, als ein mißlungener Ver⸗ 
fuch, ein auf Anerkennung einer unbebingten Armenfürjorgepfict beruhen» 

Yahprbud V.4, heas. d. Schmoller. 
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des Syſtem der Armenpflege mit den durch das Kommunalſteuerſhſtem 
Frankreichs gegebenen Vorausfegungen in Einflang zu bringen; e8 würde 
aber bei der Unvereinbarfeit beider Elemente jeder ähnliche Verſuch in 
gleicher Weife mißlingen müffen. Das Kommunalfteuerfpftem Frankreichs 
beruft — und zwar bezüglich der großen Mehrzahl ver Gemeinden aus- 
ſchließlich — auf der Erhebung von Zujchlägen zu den direkten Staats- 
fteuern; wie ich an anderer Stelle darzuthun mich bemüht habe*), ift 
die Haltbarkeit diefer Steuern wejentlich dadurch bebingt, daß das Maß 
ber Belaſtung möglichit ftabil erhalten merde oder doch eim zu ſtarles 
Anwachſen deſſelben ausgeſchloſſen bleibe; es ift der Erfenntniß dieſer 
Eigenſchaften ber direkten Steuern von der Geſetzgebung Frankreichs 
durch Limitirung enger Marima für bie zu erhebenden Kommunal» und 
Departementalzujchläge Rechnung getragen. Dennoch ift in Folge ber 
Vervielfältigung der Verwaltungsaufgaben und insbeſondere ber 
Steigerung der Anforberungen für das Schul und Wegeweſen ein er 
hebliches Anwachſen der Zufchläge vielfach nicht zu vermeiben geweſen 
Um fo weniger würde es möglich fein, in das vorhandene Syitem von 
Zufclägen weitere und zwar fo ausreichend bemeſſene Zufchläge einzu 
reihen, daß burch dieſelben dem wechſelnden Maß der Anforderungen 
einer obligatorifhen Armenpflege Rechnung getragen würde. Es blicke 
daher nur übrig, entweder ben Mehrbedarf auf ven Staat zu über: 
nehmen ober mit bem bisherigen Shftem ber Limitirung der Kom 
munal⸗ und Departementalzufchläge zu brechen. Erſteres würbe eine 
profufe und irrationelle Handhabung der Armenpflege zur Folge haben, 
letzteres dem in vieler Hinficht bewährten Syſtem ber Vertheilung ber 
fozialen Lajten und der Abgrenzung bes Wirkungskreiſes ver Tommu- 
nalen Verbände die Grundlage entziehen. Es würde aber ferner kaum 
möglich jein, bie Schöpfungen ver reich entfalteten Privatmoplthätigkeit, 
welche großentheil® eben in ber Art ihrer Geftaltung die freie Be 
wegung der fahultativen Armenpflege zur Vorausfegung Haben, in zwed⸗ 
mäßiger Weije in ein auf anbrer prinzipieller Grundlage beruhendes 
Syſtem ber Armenpflege überzuleiten; es würbe zu bejorgen fein, daß 
entweber eine nachtheilige Vervielfältigung ber Leiftungen der Armen 
pflege oder eine Lähmung ber privaten Bethätigung und durch letzteres 
eine Vermehrung der Belaftung ber öffentlichen Armenpflege eintrete. 
Alle dieſe Schwierigfeiten würben hervortreten, wenn die Ausdehnung 
der Urmengejeggebung des beutjchen Reichs auf Elſaß⸗Lothringen dereinit 

6) Siehe meinen Auffag „Das Kommunalfteuerfuftem Frankreichs und bie 
Reform in Preußen“ in ben Schriften des Vereins für Sozialpolitit, Band NIL | 
©. 128 ff. 
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ernftlich in den Kreis näherer Erwägung treten folle; e8 ift eine un⸗ 
zweifelfaft richtige Würdigung” der burch bie gefchichtliche Entwicklung 
ber Landeseinrichtungen gegebenen Sachlage, welde die maßgebenden 
Faktoren bisher davon abgehalten Hat, auf der Forderung einer folchen 
Ausdehnung zu beitehen. Gleichwohl bleibt Hier die Frage eine offene; 
denn auf eine gleichförmige Geftaltung ber wichtigften Gebiete ber 
wirthſchaftlichen Gefeggebung wird ein ftaatlicher Organismus wie das 
deutſche Reich auf die Dauer nicht verzichten können. 

Eine andere bleibt die Sachlage in Franfreih. Die Borzüge, bie 
mit einer formell intenfiveren Sicherftellung ber Armenfürforge, wie fie 
bie obligatorifche Armenpflege enthält, zu erreichen wären, werben hier 
gegenüber ven Nachtheilen, mit denen eine Umwandlung ber prinzipiellen 
Grundlagen des jegigen Syſtems der Armengeſetzgebung verfnüpft fein 
würbe, nicht in die Wagfchale geworfen werben können; fie werben jene 
Nachtheile um fo weniger aufzumiegen vermögen, als eine Ergänzung 
ber in ber jegigen Organifation nachgemwiefenen Lücken und eine Ber- 
befferung ber vorhandenen Mängel in einem nicht unbeträchtlichen Grabe 
ſehr wohl auf der Bafis der beftehenden Einrichtungen möglich ift. 
Die Wege, auf benen dieſe Beſſerung ausführbar, find durch das von 
ber Regierung verfolgte Projelt der Herftellung von Kantonalhofpitälern 
und durch ben aus ber parlamentarifchen Enquete von 1872/73 her⸗ 
borgegangenen Gefegentwurf über bie allgemeine Einrichtung der Wohl« 
thãtigkeitsbureaus und des armenärztlichen Dienftes Hargelegt; ber ein- 
malige bezw. laufende Aufwand, den die Durchführung biefer Projekte 
erforbert, kann feineswegs als unerfchtwinglich gelten; mit der Gründung 
von Rantonalgofpitälern an den mit ſolchen noch nicht verfehenen Kane 
tonalfauptorten aber würde die Privatwohlthätigkeit, welche fo gern ber 
ftehenden Anftalten ſich zumendet, neue Stützpunkte gewinnen, fie würde 
bald die neuen Anftalten mit einem Stiftungsvermögen umgeben, deſſen 
Anwachſen demnächſt eine fortfchreitende Ausdehnung der Wirkjamfeit 
der neuen Anftalten geftatten würbe. Nach Sicherftellung einer geord⸗ 
neten Armenktrantenpflege bliebe die Regelung einer ausreichenden Für« 
forge für Sieche, Greife und Wittmen als eine weitere Aufgabe übrig; 
aber auch auf dieſem Gebiet läßt, wie ber oben erwähnte, vom Prä— 
felten Dubeffeh im Loiretvepartement unternommene Verſuch zeigt, fich, 
ohne Daß das Prinzip ber jegigen Organifation verlaffen zu werben 
brauchte, eine weſentliche Verbefierung und Vervoliftändigung ber be⸗ 
ſtehenden Einrichtungen denken, wenn auch vielleicht eine jo allgemeine 
Sicherſtellung der Fürforge, wie fie das Prinzip der obligatorifchen 
Armenpflege für dieſe Kategorieen von Armen gewährt, auf dem er- 

12* 
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wähnten Wege nicht zu erreichen fein mag; auch Hierbei iſt jedoch zu 
bebenten, daß jene Sicherftellung durch die obligatorifche Armenpflege 
zunächſt nur eine formelle ift und daß in der Wirflichleit die Leiftung 
hinter der Intention des Gejeges oft weit zurüdhleibt. Das Urtheil 
über die öffentliche Armenpflege Frankreichs, ſoweit ſolche auf dem fakul- 
tativen Charakter der Leiftung beruht, wird ſich hiernach etwa in Fol 
genden zufammenfafjen laſſen: dieſelbe charalteriſirt fich als ein Syſtem, 
das aus ber befonderen geſchichtlichen Entwicklung des Armenweſens in 
Frankreich feinen Urfprung herleitet, das den Grundlagen ver kom— 
munalen Organifation und bes Finanzweſens konform ift und das feine 
Reiftungsfähigfeit zu einem wichtigen Theil bejonberen in Frankreich ob» 
waltenden thatſächlichen Borausjegungen verdankt; das zwar theils in 
ſich, theils nach Maßgabe der Art feiner Durchführung eine minder 
allgemeine Sicherftellung der Fürforge, als fie durch die obligatorifche 
Armenpflege gewährt wird, begründet, das jedoch noch ſehr erheblide 
Ergänzungen und Berbefferungen der beftehenven Inſtitutionen zuläßt 
und das baher als Grundlage eines großen Theild des öffentlichen 
Armenwefens Frankreichs ſich ſoweit abfehbar noch lange Zeit in Geltung 
erhalten wird. 


II. Allgemeinere Bedeutung des Syftems der franzöfiichen 
Armengefeggebung. 


Die Klarlegung ber thatfählichen Momente, von denen bie Leiftungs- 
fähigfeit des fahultativen Prinzips in der Armenpflege Frankreichs ab- 
hängt, führt zugleich zur Erlenntniß ber Grenzen, an welche bie An- 
wenbbarfeit jenes Prinzips als Grundlage der Einrichtungen des ftaat- 
lichen Armenweſens gebunden ift. 

Wenn die Ueberleitung einer auf dem fakultativen Prinzip be 
ruhenden Organifation des Armenivefens in eine Armenpflege mit oblie 
gatoriſchem Charakter fih, wie vorher gezeigt worden, ohne eine weit · 
greifende Ummälzung in den Staatseinrichtungen und ſchwerwiegende 
Nachtheile nicht zur Ausführung bringen läßt, fo ftehen der Ummandlung 
einer auf das obligatorifche Prinzip bafirten Organifation in eine fakul⸗ 
tative Armenpflege noch größere Hindernifje entgegen; die Vorausfegungen, 
unter benen die fafultative Armenpflege einen wejentlichen Theil ver 
Anforderungen zu erfüllen vermag, find ſolche, die theils im Wege ber 
Geſetzgebung und ftaatlicher Einwirkung überhaupt nicht geſchaffen werben 
Bönnen, theils fich Lediglich als Ergebniß einer Tangjährigen Entwicklung 
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denlen laſſen. Es gehören Hierher bie engere Begrenzung ber Armuth, 
die umfafjenbere Bethätigung der Privatwohlthätigkeit, bie Anjammlung 
eines erheblichen Stiftungsvermögens. Ohne dieſe Borausjegungen 
würde die fafultative Armenpflege eine weite Lücke laſſen, innerhalb 
deren es überhaupt an einer georbneten Fürſorge gebräche; eine Um- 
wandlung ber bezeichneten Art würde daher großentheils mit dem Ueber- 
gang von einer georbneten Armenpflege zu dem Mangel einer ſolchen 
gleichbedeutend fein. Es mar baber völlig berechtigt, wenn bei der Feſt⸗ 
ftellung der Grundlagen der Armengefeggebung für den Norbdeutichen 
Bund bezw. das Deutfche Reich der damaligen auf Befeitigung ober 
Einfhräntung des obligatorifchen Charakters der Fürforge gerichteten 
Agitation feinerlet Einfluß eingeräumt wurde. Wenn neuere Schrift. 
fteller wie Lutharbt *) ſich für die Befeitigung des Rechts auf Unter 
ftügung ausſprechen, jo ift ſchwer zu fagen, an die Erzielung welcher 
praktifcher Ergebniſſe fie Hierbei denken; das Recht ift ja hier nur das 
Rorrelat der Fürforgepflicht und ohne die Fürforgepflicht würde wie 
bemerkt bie Leiftung großentheil® in Frage geftellt fein. Ueberhaupt 
aber muß man fich davor Hüten, der Art, wie bie Sicherſtellung ber 
Leitung dem Unterftügungsbebürftigen gegenüber formulirt ift, eine zu 
große Bedeutung beizulegen; den Verhandlungen bes vollswirthſchaft⸗ 
lichen Kongreſſes von 1869 liegt vielfach eine ſolche Ueberſchätzung ber 
Formulirungsfrage zu Grunde; nicht die vechtliche Formulirung, fon- 
bern Art und Maß der Leiftung find für die fittlichen und wirthſchaft⸗ 
lichen Wirkungen, welche die Ausübung ber ftaatlichen Armenpflege her⸗ 
vorbringt, maßgebend. Ausartungen, welche der Unwirthſchaftlichkeit und 
Trägheit Vorſchub leiften, finden ſich bei ver falultativen wie bei ber 
obligatorifchen Armenpflege. 

Nichts defto weniger ift zu bebauern, baf eine Bewegung, welche 
wie bie erwähnte, die Klärung fo wichtiger Fragen ſich zur Aufgabe feste, 
und fo fehägenswerthes Material zu Tage förberte, fich fo ſpurlos vers 
lief, wie e8 die weitere Entwidlung der Dinge feit 1869 gezeigt hat; 
ja, e8 wirft dieß ein bezeichnendes Schlaglicht auf das Verhältniß, in 
dem Theorie und Prazis zu einander in Deutfchland ftehen. Denn 


*) Luthardt (fgl. bair. Regierungsrath) in feiner Schrift: Armenpflege und 
Unterftägungsmwohnftg, Banb VI Heft 2 ber Zeitfragen bes griſtlichen Volisiebens, 
Heilbronn 1880. S. 10. m. 69. Ob bie Unterflügungspflict ber Gemeinden als 
eine Pflicht gegen den Staat umb die Auffichtöbehörben ober gegen bie Armen fon- 
ſtruirt war, ſcheint mir prattiſch ziemlich gleichgültig zu fein; mit bem Wegfall der 
rechtlichen Unterftägimgspflicht verlieren aber and bie Normen über das deimathe· 
recht, bie doch Luthardt beibehalten will, ihren Boden. 
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wenn auch eine ftantliche im Allgemeinen durch die Gemeinden geübte 
Armenpflege mit obligatorifchem Charakter Die hiſtoriſch gegebene Grundlage 
bilbet, fo ift dennoch Hiermit nicht gejagt, daß bie in biefer Weife ge- 
artete Fürforge das ganze Gebiet der Armenpflege zu abforbiren habe; 
es bleiben weite Gebiete übrig, innerhalb deren die Fürforge eine für 
hultative fein ober der Privatwohlthätigkeit überlaſſen werden darf. Die 
Abgrenzung dieſer Gebiete aber geftattet nicht nur, ſondern erheiſcht 
eine grunbfägliche Prüfung. Der Mangel allgemein anerfannter Grund⸗ 
füge und das Prävaliren individueller, oft ganz unabgeflärter An- 
ſchauungen in ben im Gebiete der Privatwoplthätigkeit geleijteten Ar- 
beiten hat zur Folge gehabt, daß nicht felten fich in Bezug auf die 
Abgrenzung der von der Privatarmenpflege übernommenen Aufgaben 
und das Ineinanbergreifen dieſer mit der Öffentlichen Armenpflege durch⸗ 
aus irrationelle Geſichtspunkte in Geltung erhalten haben; in den 
größeren Gemeinwejen nicht blos Deutſchlands, fondern auch Englands 
bat fich das Bedürfniß der Auffindung richtiger Gefichtspunfte für die 
Regelung jener Beziehungen im immer dringenderer Weife geltend ge- 
macht, wie denn ſchon ein durch die bafelbft aufgeftellten Gefichtspunkte 
bochintereffanter Erlaß Gofchens, damals Präfidenten des Armenamts, 
vom 20. November 1869 *) auf die Notwendigkeit hinwies, die Ab- 
grenzung des Wirfungsgebiets zwiſchen öffentlicher und privater Armenpflege 
und die Wechfelbeziehungen zwifchen beiden nach bejtimmten Grund 
jägen zu vegeln. Es ift zu Hoffen, daß die Bewegung, welde durch 
die im Herbft 1880 in Berlin ftattgehabte Konferenz im Armenweſen 
praftifch thätiger Männer neu in Fluß gefommen ift, für die Anbahnung 
einer ſolchen Regelung nicht ohne Frucht bleiben werde; jelbjtverjtänd- 
licher Weife Tann es fich Hierbei lediglich um die Begründung einer 
gemeinfamen Ueberzeugung ber in der Öffentlichen und privaten Armen 
pflege leitenden Perfönlichkeiten handeln. Eine autoritative Eimvirkung 
der Organe ber öffentlichen Armenpflege auf die Privatwohlthätigfeit, 
wie fie Lammers am Schluffe feiner neueften Schrift zu empfehlen 
ſcheint **), würde dem Wefen ber erfteren gänzlich entgegen fein und eine 
Lähmung der Kräfte, auf welche die Privatwohlthätigkeit angewieſen ift, 
zur Folge haben. 

Kann aber dem fakultativen Prinzip eine allgemeine Bedeutung für 
die Weiterentwicklung ber öffentlichen Armenpflege in Deutſchland nicht 


*) Twenty second annual Poor Law Board Appendix S. 9 fg. 
**) Sommers, Staats-Armenpflege — Heft 16 der von ber volfßwirth- 
ſchaftlichen Geſellſchaft in Berlin herausgegebenen vollswirthſchaftlichen Zeitfragen 
. 26. 
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eingeräumt werben, fo gilt doch nicht das Gleiche von den Grunbjägen, 
die in den neueren, auf ben Departementalverband bafirten Bildungen 
der franzöfijhen Armengeſetzgebung ihren Ausorud gefunden haben. 
Der Ausſcheidung derjenigen Zweige der Armenpflege, welche die neuere 
Gefeggebung ben Departements zugewiefen bat, liegt der Gedanke einer 
Teilung der Aufgaben der öffentlichen Armenpflege zwiſchen ben ört- 
lichen und den größeren Verbänden, einer Theilung, wie fie auch von 
neueren deutſchen Schriftftelleen empfohlen wird *), zum Grunde. Die 
Auffaffung, die ſich Hierin uns zeigt, tritt in einen Gegenjag zu ben 
prinzipiellen Grundlagen, auf denen bie zeitige Armengejeßgebung 
des beutjchen Reichs berußt. 

Das Bundesgefeg über den Unterftügungswohnfig hat wie über» 
haupt das Wejentliche jeines Inhalts, jo auch die Grunbfäge über die 
Betheiligung der größeren Verbände bei Tragung der Armenlaft aus 
dem preußijchen Armenpflegegefeg vom 31. Dezember 1842 herüberge> 
nommen; das Charakteriftiiche dieſer Grunbfäge befteht darin, daß neben 
die prinzipielle Verpflichtung der Gemeinden zur Fürforge für, alle ihnen 
vermöge bes Unterftügungswohnfiges zugehörigen Armen eine ſekundäre 
Fürforgepflicht der größeren Verbände gefegt ift, welche fich auf die mit 
feinem Unterjtügungswohnfig in einer Gemeinbe verjehenen Perfonen 
bezieht. Außerdem hatte das preußiiche Gejeg den Landarmenverbänden 
die Verpflichtung auferlegt, die Gemeinden, foweit fie zur Verpflegung 
ihrer Armen unvermögend feien, zu unterftügen **); das Bundesgeſetz 
hat diefe Vorſchrift durch eine Beftimmung erjegt, wonach e8 ber Landes⸗ 
geſetzgebung vorbehalten bleibt, Darüber, in welchen Fällen und in welcher 
Weiſe den Ortdarmenverbänden von ben Sanbarmenverbänben ober von 
anderen Stellen eine Beihilfe zu gewähren fei, die erforberlichen Beft- 
fegungen zu treffen ***). Auf Grund diefer Beftimmung hat das preußifche 
Ausführungsgefeg vom 8. März 1871 jene frühere Vorjchrift wieder 
aufgenommen, wonad die Sandarmenverbände benjenigen ihrem Bezirke 
angehörigen Ortsarmenverbänden, welche ben ihnen obliegenden Ver« 
pflichtungen zu genügen unvermögend find, eine Beihilfe zu gewähren 
haben ; die Entſcheidung darüber, ob und welche Beihilfe zu leiften iſt, 
fteßt nach Anhörung bes Kreistages der Deputation für Heimathsweſen 


*) Hierher gehört vor Allem Schäffle, Grunbfäge der Steuerpolitit 
©. 641 im Anſchluß an bie Abhandlung von Abides, zur Frage ber Arbeiterver- 
ficheruug. Xibinger Zeitfehr. für bie gef. Staatswiſſenſchaft, Jahrg. 1879 ©. 599 
(def. S. 621), 

=*) Gefeh vom 21. Dezember 1842, $ 14. 
***) Bundeögefeg über den Unterftügungswohnfis vom 6. Juni 1870 $ 8. 
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zu*); es hat ferner ven Lanbarmenverbänben die Befugniß beigelegt, 
bie Koften ber öffentlichen Armenpflege, welche die Fürſorge für Geiſtes⸗ 
Tranfe, Ioioten, Taubftumme, Siehe und Blinde verurſacht, unmittelbar 
zu übernehmen. Auch in den anderen deutſchen Staaten, auf welche 
fi die Geltung des Unterftügungswoßnfißgefeges erftrectt, find Normen 
darüber, in welder Weife die größern Verbände helfend einzutreten 
haben, erlaffen worden. Alle diefe Normen aber beziehen fich lediglich 
auf das Verhältnig der größern zu ben drtlichen Verbänden; fie ber 
rühren nicht das Verhältniß, in welchem die Fürforgepflicht der Orts⸗ 
armenverbände gegenüber ben einzelnen Reichsangehörigen ſich vegelt. 
Sie find aber auch unter fich viel zu verfchieden, als daß fie ſchon in 
ihrem zeitigen Zuftande ein brauchbares Material für eine allgemeinere 
Regelung der Pflichten der Lanbarmenverbände barzuftellen vermöchten. 
Bei Prüfung der fo zahlreichen Ausftellungen, welche gegen biefen In 
halt ber preußifchen bezw. der Reichsgeſetzgebung erhoben worben find, 
ift die zeitige Aufgabe, der jene Geſetzgebung zu genügen hatte, von 
den Anforderungen zu trennen, die im Interefje der weiteren Entwiclung 
zu ftellen find. Die Aufgabe, wie fie feiner Zeit an die preußiſche Ge: 
ſetzgebung Herantrat, beſtand barin, an bie Stelle ber vielfach ver- 
alteten, dunfeln und provinziell verfchiedenen Beftimmungen, nach benen 
ſich die Heimathsberechtigung bemaß, ein Hares, einheitliches und ber 
Stellung, welche die Geſetzgebung der Freizügigkeitsfrage gegemüber ein« 
genommen hatte, entiprechendes Recht zu fegen. Den Urhebern des 
Gefeges vom 31. Dezember 1842 wird ſich ſchwerlich das Anerkenntniß 
verfagen laſſen, daß fie dieſe Aufgabe in fachgemäßer Weife gelöft haben. 

Eine partielle Bafirung der Armenlaft auf die größeren Verbände 
ftand damals nicht in Frage; fie konnte aber auch faum den Gegen 
ftand ernftliher Erwägung bilden, weil die ber probinzial und fom- 
munalſtändiſchen Organifation angehörigen Berbände, um bie es ſich 
handelte, nicht nur ungleihartig, fondern auch, in ihrer abmintftrativen 
und vepräfentativen Organifation zu wenig vorgefchritten waren, als 
daß ihnen jo umfangreiche Verwaltungsgebiete mit Erfolg hätten über: 
laſſen werben können. Einer noch weit größeren Verſchiedenheit ber in 
Betracht kommenden größeren Verbände gegenüber befand fich die Ge— 
feggebung des Norddeutſchen Bundes. Die einzelnen Staaten, Provinzen, 
Bezirke u. |. w., auf welde bie Hanbhabung einzelner Zweige bes 
Armenweſens zu baſiren geweſen wäre, zeigten eine noch viel ge 
ringere Gleichartigfeit als Die Verbände, die zur Zeit des preußischen Armen- 


*) Preuß. Gefeh vom 8. März 1871 $ 36. 
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gefeges in Frage kommen konnten, ganz abgefehen davon, daß auch in 
der Art, in ber fie fich bisher an den Aufgaben der Urmenpflege be 
teiligt, die größte vielfach in ben vorhandenen Einrichtungen aus- 
geprägte Verſchiedenheit beftand. Eine fo große Ungleichartigfeit auch 
bie Gemeinbebilbung in ben verfchiebenen Gebieten des Norddeutſchen 
Bundes charakterifitte, fo bildete unter allen kommunalen Organismen 
doch immer noch die Ortögemeinbe das homogenfte Glied; fie mar es 
daher allein, auf welche eine einheitliche Regelung der Armenlaft zu- 
nächſt bafirt werben konnte. 

Aber eine ganz andere Frage ift die, ob mit biefer nach Maßgabe 
der zeitweilig vorhandenen Vorausfegungen erfolgten Regelung den 
Anforderungen auf die Dauer Genüge gefchehen ift und ob nicht vielmehr 
weitere Ziele der Entwidelung zu erjtreben find. Die Wahrnehmung, daß 
einem weiteren Vorſchreiten auf dem durch die Bunbestagsgefeggebung 
einmal eingefchlagenen Wege vermöge der zeitigen Lage ber thatfächlichen 
Berhältniffe erhebliche Schwierigkeiten entgegenftehen würden, wird von 
einer Prüfung dieſer Frage nicht abhalten dürfen: e8 gehört in den Kreis 
wiſſenſchaftlicher Erörterung, auch entferntere Ziele zu zeigen. Daß aber 
mit dem Bundesgeſetz ein abichließendes Stadium der Entwidelung 
nicht erreicht worden ift, feinen mir die mannigfachen Beſchwerden, 
welche gegen das Gefe erhoben worben find, und bie ebenfo vielfachen 
als weit auseinandergehenven Vorſchläge zur Abänderung beffelben zu 
erweifen ; joweit das Berhältniß ber größeren zu den örtlichen Verbän⸗ 
ben in Betracht kommt, dürften die Mängel, die am meiften empfunden 
werben, ſich in ber Hauptfache unter bie nachftehenben zwei Gefichts- 
punkte bringen laffen *). 

Zunächſt ift es offenbar, daß die gegenwärtige Negelung, welche 
die Armenlaft und zwar in ihrer Totalität prinzipaliter den Gemeinden 
auferlegt, dem Erforberniß einer Verficherung ber Heinen und weniger 
leiftungsfähigen Verbände gegen bie aus zufälligen Kombinationen ſich 
ergebende ſtarke Belaftung in ben Einzelfällen nicht genügt. Bei der 
Enge des Kreifes, den die Ortsgemeinde in der großen Mehrzahl der 
Fälfe umfaßt, vermag fie folhen Anforderungen gegenüber in fich eine 


*) Ich ermähne hier micht der oft gehörten Behauptung, daß das Bunbes- 
geſetz über ben Unterftlügungswohnfig zu einer Steigerung ber Armenlaft geführt 
Habe. Mangels einer allgemeinen Armenftatiftik if diefe Behauptung unnade 
weißbar, eine zur Führung eines ſolchen Nachweiſes geeignete Statiftit aber zur 
Zeit bei ber Beichaffenheit des Gemeinderechnungsweſens in zahlreichen Landes- 
theilen, ber Fortdauer ber Naturalunterftügungen in vielen Gemeinden u. |. w. 
nicht herzuftellen. 
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Ausgleihung nicht zu gewähren; ebenſowenig iſt es ihr bei der Be 
meenztheit ihres Finanzweſens möglich, eine zwedimäßige zeitliche Ber- 
theilung derartiger Anforderungen zu bewirken. Mit Recht ift daran 
erinnert worben, daß bie Anforderungen eines Falles der Irrenpflege, 
einer Boftfpieligen Kur in einem Krankenhauſe nicht jelten genügen, um 
die Finanzwirthſchaft einer ländlichen Gemeinde für lange Zeit aus dem 
Gleichgewicht zu bringen. in ausgleichendes Eintreten der größeren 
Verbände ift durch die Reichsgeſetzgebung nicht gefichert ; aber auch Das, mas 
u. U. die preußifche Landesgeſetzgebung beftimmt, enthält feinen ge 
nügenden Schug. Bor Allem fehlt e8 an einem erkennbaren Kriterium, 
von dem die Annahme des Unvermögens einer Gemeinde zur Leiftung 
weiterer Armenausgaben und damit ber Nachweis ihres Anſpruchs auf 
eine Beihilfe Seitens des Landarmenverbandes abhängig gemacht wird; 
bei der großen Verſchiedenheit der Finanzwirthſchaft der Gemeinden, 
ihres Abgabenipftems, bei der Rolle, die innerhalb defjelben vielfach noch 
Noturallaften und Naturalleiftungen jpielen, wird indefjen auch ein al 
gemeiner Mafftab kaum zu finden fein. Wie aber auch die Grenze im 
Einzelnen feftgeftellt werden möge, immerhin wird fie fo zu ziehen fein 
daß fie mur der unverhältnißmäßigften Belaftung der Gemeinde vor 
beugt, eine ſtarke Anfpannung der Steuerkraft aber keineswegs aus: 
ſchließt; es liegt hierin, daß eine Ausgleichung des Riſilos durch jenen 
Anſpruch auf Beihilfe immer nur in einem unzureichenden Maße ger 
währt wird. Iſt aber die Grenze einmal erreicht, jo geht bie weitere 
Laſt auf den Sandarmenverband über; dieß hat die nachtheilige Wirkung, 
daß das Intereffe der Gemeinde, einem weiteren Steigen der Armen 
laſt entgegenzuwirken, aufgehoben wird. Senes erhebliche Rifito der Ge 
meinben läßt fi aber von einer Einrichtung, welche die Armenlaft in 
ihrer Totalität den Ortsgemeinden ohne eine nach einem beftimmten 
regelmäßigen Verhältnig durch die größeren Verbände allgemein zu ger 
wãhrende Ausgleichung überträgt, nicht trennen; eine Ausgleichung dieſer 
legteren Art bat fih aber bisher nur in einzelnen deutſchen Staaten 
und auch Hier nur für einzelne Zweige ber Armenpflege zu bilben 
vermocht. 

Es liegt jedoch ein weiterer ſchwerwiegender Nachtheil darin, daß 
in den Landarmen eine umfangreiche Klaſſe von Armen beſteht, für 
welche die Furſorgepflicht eines Ortsarmenverbandes nicht begründet 
iſt; es iſt Hiermit eine Klaſſe von Unterſtützungsberechtigten gegeben, 
bezüglich deren Verbleibens in der Kategorie der Armen bezw. deren 
WiedereintrittS in die Klafje der Erwerbsfähigen jedes finanzielle Im 
tereffe ber Gemeinden aufgehoben ift. Im Gegentheil pflegten aus ber 
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Befürchtung der Gemeinden, e8 inne nad; Aufhebung der Landarmen⸗ 
qualität und Gewinnung eines Hilfsbomizils Seitens der zur Zeit von 
Sanbarmenverbänben unterftügten Armen für fie eine Steigerung ihrer 
Armenlaft entftehen, den Landarmen erhebliche Hinderniſſe für bie 
Nieverlafjung und Wiedergewinnung einer Ermwerbsthätigteit zu er⸗ 
wachſen; mit einem ſtarken, aber keineswegs unbereditigten Ausbrud hat 
neuerdings der Reichötagsabgeorbnete v. Barnbüler das Yandarmeninftitut 
eine Schule des Vagabundentfums genannt. Gleichwohl ift auch diefer 
in ber Erxiſtenz zahlreicher mit einem Unterftügungsanipruch gegen ber 
ſtimmte Gemeinden nicht verfehener Armen beruhenbe Uebelftand von der 
Bafirung ber Armenlaft nad ihren verfchiedenen Richtungen auf die 
Gemeinden nicht trennbar; gerabe die Belaſtung der Gemeinden mit 
der Armenfürforge in ihrer Totalität nöthigt dazu, nicht nur die Er- 
werbung, fondern auch unabhängig von diejer Iegteren den Verluft der 
Unterftügungsberechtigung gegen die einzelne Gemeinde von einer ger 
wiffen mittleren Friſt — beim Erwerbe des Aufenthalts, beim Verluft 
der Abmejenheit — abhängig zu machen. Denn eine Fortdauer bes 
Unterjtügungsrechts ungeachtet fortgeſetzter mehrjähriger Abweſenheit der 
betreffenden Perfon von der Gemeinde würde dahin führen, die letztere 
fortdauernd mit allen, auch den durch Fälle von Krankheit und fonftige 
vorübergehende Bedürfniſſe veranlaßten Aufwendungen der Armenpflege 
zu belaften ; e8 würbe hierdurch Die Zahl der Fälle von Rüdgriffen für Auf- 
wenbungen ber genannten Art, welche ſchon jet eine unerträglich ſcheinende 
Höhe erreicht hat, noch vervielfacdht werben. Andererſeits würbe eine 
zu ſtarke Abkürzung der Frift entweder wenn fie blos in Bezug auf bie 
ven Verluſt des UnterftügungsrechtS bedingende Abweſenheit ftattfände, 
die Zahl der Landarmen auf das Erheblichſte vermehren ober, wenn 
fie fih zugleih auf das Zeitmaß für den Erwerb des Unterflägungs- 
anſpruchs erjtredte, der Unbilligkeit immer weitere Ausbehnung geben, 
welche ſchon jegt darin Liegt, daß ein relativ furzer one und vielleicht 
gegen den Willen der Gemeinde genommener Aufenthalt die letztere 
mit der Verpflichtung zur Verſorgung des betr. Einwohners und feiner 
Familie mögliherweife auf einen fehr langen Zeitraum ober gar bie 
ganze Lebensdauer zu belaften geeignet if. So lange für bie ver« 
jchiedenen Formen, in denen das Bedürfniß auftritt — Krankheit, 
vorübergehende Behinberung der Erwerbsfähigkeit, dauernde Erwerbs- 
unfäßigteit u. |. w. — ber Unterftügungsanfpruch genen bie einzelnen 
Ortsarmenverbänbe an gleichartige Vorausfegungen genüpft wird, Tann 
es fich bei Feftfegung des entſcheidenden Zeitmaßes immer nur um ein 
Kompromiß zwiſchen Erwägungen der obendezeichneten Art handeln. Es 
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erklärt diek das Schwanken der Anſichten von Schriftftellern und Brat- 
tifern über die Bemeffung des Zeitraums; ein ſolches Schwanten charal⸗ 
terifirt ſchon bie Verhandlungen, welche dem preußiichen Armengeieg 
von 1842 vorangingen, wie die fo dankenswerthen von TH. v. Flottwell 
neuerdings hierüber veröffentlichten Mittheilungen erweifen *). 

Es find indeffen nicht blos diefe Wahrnehmungen, welche Zweifel 
an der Nichtigkeit der fundamentalen Prinzipien des Geſetzes vom 
6. Juni 1870 hervorgerufen haben; es unterliegen diefe Prinzipien auch 
ſchwerwiegenden theoretiichen Bedenken. Jene grundſätzliche Baſirung 
der Armenlaſt ihrem ganzen Inhalt nach auf die Gemeinde iſt ein 
Ueberbleibſel einer der Vergangenheit angehörigen Lebensordnung; ſie 
iſt eine Konſequenz des genoſſenſchaftlichen Bandes, das ſich in der Orts 
gemeinde ausprägte; der früheren gebundenen Lebensordnung entſprach 
es, daß der Herr für den Unterthanen, der Genoſſe für den Genoſſen 
zu forgen hatte. Aber das durch die Gemeinde hergeſtellte genojien- 
ſchaftliche Band ift, foweit es fich bis dahin noch erhalten hatte, vollends 
durch die gefegliche Durchführung der Freizügigkeit durchbrochen und 
zerftört worden. Die Gemeinde ift damit durchgehende aus einem ge 
noſſenſchaftlichen Verband in einen ſozuſagen territorialen wiewohl immer- 
Bin mit einer forporativen Organifation verjehenen Abſchnitt des Staats 
und feiner Bevölkerung umgemanbelt worden. Es folgt daraus, daß 
das genoffenfchaftlihe Verhältniß nicht mehr die rechtliche Grundlage 
der kommunalen Fürforgepflicht enthalten kann. Soweit läßt fi voll 
Tommen den Ausführungen Rocholls folgen, welcher, indem er bie 
Bildung einer genoſſenſchaftlichen Korporation innerhalb der jegigen 
Wohngemeinden empfiehlt, die Unbrauchbarkeit des genoffenfchaftlien 
Bandes zur Konftituirung der Unterftügungspflicht gegen die Mitglieder 
der Wohngemeinde neuerdings treffend hervorgehoben hat **). 

Mit dem Wegfall des aus dem genoffenfchaftlichen Verbande ent- 
nommenen, mehr privatrechtlichen Moments bleibt daher nichts anderes 
übrig, als in ber öffentlichen Urmenpflege die Bethätigung der dem 
Stagt feinen Angehörigen gegenüber obliegenden Fürforge und Schu 
pflicht zu erkennen. Hieraus folgt indeſſen durchaus nicht, daß ber 
Staat diefer Pflicht durch unmittelbares Eingreifen zu genügen und 
ebenfowenig, daß er, wie Rocholl weiter auszuführen verfucht, eine perio 
diſche Ausgleihung der von jämmtlichen Armenverbänven aufgewendeten 


*) Th. v. Flottwell, das Bunbesgefeg über ben Ui swohnſih 
feine Väter und feine Feinde, Preuß. Jahrbücher (Jahrg. 1879) Band 43 
©. 588 fi. und Band 44 ©. 8 fi. 

* C. Rocholl, über bie Reform bes Armenweſens. Breslau 1880, ©. 5. 
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"often nach dem Maßſtabe der Stantsfteuerkraft herzuftellen habe *). 
Das Staatsweſen der modernen Rulturvölfer hat den übereinftimmen- 
den Grundfag, daß Gemeinden und größeren Verbänden Staatsaufgaben 
zur felbftänbigen Erfüllung und zwar mit eigner Verantwortlichkeit und 
eigenem Einftehen für die aus der Erfüllung erwachſenden Laften über 
wiefen werben Können **). Nur fteht jene Ueberweifung nicht unter dem 
Gebot eines rechtlichen Arioms, fie ift vielmehr durch das Vorhanden⸗ 
fein von Opportunitätgmomenten bebingt, welche die Belaftung der Ge⸗ 
meinben mit der Erfüllung jener Staatsaufgaben als dem fachlichen 
Intereffe beſonders entſprechend erſcheinen laſſen. So handelt es ſich 
bei dem Elementarſchulweſen ſicher um die Erfüllung einer Aufgabe des 
Staats: um die Erfüllung der Aufgabe, für die Erreichung eines be 
ftummten Maßes geiftiger Bildung Seitens aller feiner Angehörigen zu 
forgen. Dennoch find die Veranftaltungen zur Erfüllung diefer Auf- 
gabe faſt überall in erfter Linie den Gemeinden auferlegt und ift das 
Eintreten ber größeren Verbände ober des Staats, foweit ein ſolches 
Berhältniß überhaupt entwidelt worden, in der Regel auf ein lediglich 
fubfiviäres befchränkt geblieben. Nach ganz gleichen Geſichtspunkten bemißt 
ſich dig Berechtigung des Staats, die Erfüllung ber Aufgaben der Armen- 
pflege den Gemeinden aufzuerlegen bezw. zu belafien. 

Es handelt fi alſo darum, in welchem Maße Opportunitäts- 
momente d. 5. Rückſichten der zwedentfprechenden Leiftung ber Armen- 
pflege und der fachgemäßen und billigen Vertheilung der Armenlaft bie 
bleibende Ueberweifung ber Erfüllung jener Aufgaben an die Gemeinben 
fordern. Es wieberholt fich in diefer Trage in gewiſſem Maße die Frage 
nach der Vertheilung der Aufgabe der Armenfürforge zwifchen öffent 
licher Armenpflege und Privatwohlthätigfeit; denn auch hier gilt es, daß 
die Gemeinde ein Mittelglied zwifchen dem Gejammtorganismus bes 
Staats und den aus dem Vereinsleben hervorgehenden Bildungen dar⸗ 
ſtellt · Während fie von dieſen letzteren bie dauernde, auf ein be 
ſtimmtes territoriales Gebiet gegründete, eine Gefammtheit von Zwecken 
umfaffende Organifation unterjcheivet, charakterifirt fie dem Staate 
gegenüber die größere Beichränttheit ihrer Kräfte und bemgemäß ihrer 


Rocholl, a. a. O. ©. 23. 

**) Ih finde hiernach auch feinen Widerſpruch in ben von Adides im feiner 
mir fo eben vor Schluß biefer Arbeit — Ende Mai 1881 — noch zugehenben 
vortreffligen Schrift „bie Verteilung ber Armenlaften in Deutſchland und ihre 
Reform" — Tübinger Zeitfchrift Jahrg. 1881, zweites Heft S. 280, 281 — citirtem 
Aeuferungen der Rommiffion des Reichstags, welde mit ber Worberathung bes 
Geſetzes von 1872 beauftragt war. 
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abminiftrativen Aufgaben, das nähere Verhältniß ihrer Mitglieder unter 
fi und die engere Beziehung, welche zwiſchen ihr als der Gejammtheit 
und ben inbivibuellen Intereſſen ihrer einzelnen Mitgliever befteht. 
Diefes nähere Berhältniß der Mitglieder unter fi und bie engere Be- 
ziehung der Einzelnen zu den Intereſſen der Gemeinde find es, auf 
welche die befondere Befähigung der Gemeinde für die Armenpflege und 
ihr befonberer Beruf für diefelbe fich gründet. Andererſeits bedingt 
das im Allgemeinen geringere Maß ber der Gemeinde zu Gebote ftehenden 
finanziellen und abminiftrativen Kräfte eine größere Unvollkommenheit 
ihrer Reiftungen, foweit es ſich um beträchtlichen Kapitalaufwand ımh 
um dauernde ein techniſch vorgebildetes und geſchultes Perſonal er- 
fordernde Organiſationen handelt; endlich ift Die Begrenztheit des Kreijes, 
den die Gemeinde umfaßt, die Urfache, daß fie in einem weit geringeren 
Maße eine Ausgleihung gegenüber den Anforberungen ber Einzelfälle 
herſtellt, als dieß Seitens des Staats gefchehen fan. Mehr oder 
weniger gelten bie Geſichtspunkte, welche für die Theilung der Auf- 
gaben der Armenpflege zwiichen dem Staat und der Gemeinde in Be- 
tracht kommen, auch von ber Theilung zwifchen den größeren Verbänden 
und der Gemeinde; andererſeits treten die Geſichtspunkte, nach denen 
die ſpezifiſche Befähigung der Gemeinde für bie Armenpflege fi be 
mißt, nad Maßgabe ber geringern ober größern Ausbehnung ber Ger 
meinbe mehr oper weniger hervor. 

Handelt e8 fih nun darum, die Aufgaben der Armenpflege in 
ſolche zu zerlegen, für welde der Staat und die größeren Verbände 
und in folche, für melde bie Gemeinden beſonders befähigt ericheinen, 
fo wird davon auszugehen fein, daß für die der Gemeinde zur Aufgabe 
zu ſtellende Fürſorge diejenigen Gebiete in Anfpruh zu nehmen find, 
bei denen e8 auf fortgeſetzte ins Einzelne gehende Prüfung und Kontrole 
der inbivibuellen Verhältniffe, fei e8 behufs Seftftellung bes Bedürf 
niſſes und Erhaltung der Leiftung innerhalb ber ſchlechterdings ge- 
botenen Grenzen, ſei e8 behufs Sicherftellung einer zweckmäßigen und 
rationellen Art der Gewährung ber Hilfe ankommt. Das ſchwierigſte 
Problem für die öffentliche Armenpflege ift immer die Handhabung des 
Unterftügungswefens gewefen. Die Erfahrungen aller Verwaltungen 
haben zu ber Erkenntniß geleitet, daß bie vor Allem in großen Ge» 
meinben oft ſchwierige Kontrole der Einzelverhältniffe, weldhe für vie 
Beurtheilung des. Bebürfniffes und die Entſcheidung über die zwed« 
mäßige Art der Gewährung der Unterftügung bedingend find, nur durch 
Berjonen, die den Verhältniffen nahe ftehen und für bie das Intereſſe 
der Gemeinde bei Handhabung der Armenpflege einen genügenden Impuls 
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zu eingehender und gewiſſenhafter Prüfung bilvet, zweckentſprechend ber 
wirkt werden kann; zu einem großen Theil auf Rechnung der Nicht- 
Beachtung dieſer Erkenntniß find bie Uebelftänbe zu fegen, welche das 
Armenwefen Englands im erften Drütel diefes Jahrhunderts charak- 
terifirten und zu ber großartigen Reform des Jahres 1834 führten. 
Ya e8 reicht in großen Gemeinden, in denen die Beziehungen ber ein- 
zelnen Einwohner zum Ganzen ſchon entferntere und Lofere werben, 
jenes Intereffe nicht immer aus, um bie Ausartung ber Armenpflege 
in ein laxes und prinziplofes Almofengeben zu verhindern, wie benn 
andererſeits in Heinern Gemeinden das nahe Intereffe der Einwohner 
an der Art der Erlebigung ber einzelnen Fälle leicht die Urfache einer 
übermäßig harten und repreſſiven Handhabung ver Armenpflege bilbet; 
nicht felten iſt bieß ber Charakter, den die Erfüllung der gefeglichen 
Fürforgepflicht in den Heinen ländlichen Gemeinden und den ihre Stelle 
vertretenden Verbänden annimmt. Es ift die Aufgabe der Gefeggebung 
wie ber Verwaltung, der Ungleihmäßigkeit in ber Ausübung der Armen- 
pflege, wie fie ſich aus ber grabuellen Verſchiedenheit der Betheiligung 
des Interefjes der Einzelnen bei berjelben ergibt, durch geeignete Ein» 
richtungen entgegenzuwirken; immerhin ändert die Möglichkeit einer ges 
wiffen derartigen Ungleichheit nichts an ber Richtigfeit des Satzes, daß, 
foweit e8 bei fachgemäßer Handhabung der Armenpflege wefentlich auf 
fortlaufende Kenntnignahme und Sontrole der inpivibuellen Berhält- 
niffe antommt, eine erhebliche Betheiligung des finanziellen Interefjes 
der Gemeinde das Poftulat einer folhen fachgemäßen Handhabung ift, 
Der Vorſchlag Rocholl's, bie Gemeinden mit den Koften der gefammten 
Armenpflege nur vorſchußweiſe zu belaften und eine Auszleihung im 
Wege ber allgemeinen Beſteuerung herzuftellen, ift daher ein mit ber 
Rüdficht auf zwedentfprechende Ausübung der Armenpflege keineswegs 
vereinbarer; feine Verwirklichung würde eine verberbliche Ausartung der 
Armenpflege zur Folge haben. . 
Eine ganz andere ift dagegen die Sachlage bezüglich der⸗ 
jenigen Zweige de8 Armenmefens, in denen die Hilfe durch Auf- 
nahme und Pflege in gefchloffenen Anftalten ober durch Leiftungen 
technifcher Natur. eintritt. Daß, foweit es fich um gefchloffene An- 
ftaften ober die Sicherftellung techniſcher Leiftungen handelt, der 
Staat und die größeren Verbände im Stanbe fein werben, bie betr. 
Einrichtungen beffer und vollfommener zu treffen, als es der großen 
Mehrzahl der Ortsgemeinden möglich ift, unterliegt feinem Zweifel; 
fie werben nicht nur die Anftalten jelbit in einer dem Bedürfniß mehr 
entjprechenden Art herftellen und unterhalten, fonbern auch weit leichter 
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das für die Verwaltung erforderliche techniſche Perſonal gewinnen und 
heranbilden konnen, als dieß Seitens der Gemeinden zu geſchehen ver⸗ 
mag; aber nicht hierin allein wird ſich die Befähigung der größeren 
Verbände als eine überwiegende darſtellen; auch ſoweit es ſich um die 
Beſchaffung der Deckungsmittel für den entſtehenden Aufwand handelt, 
wird ihre Lage eine bevorzugte ſein; es gilt das nicht nur von dem 
Aufwande, deſſen es zur Errichtung und Unterhaltung der Anſtalten 
und ihrer Verwaltung, ſowie der etwaigen ſonſtigen Einrichtungen im 
Allgemeinen bedarf, ſondern auch von den Koſten, welche durch die Ver— 
pflegung der einzelnen Armen in den Anſtalten erwachſen; auch die zur 
Deckung dieſer Koſten nothigen Beträge werben von ben größern Ver— 
bänben leichter als von ben Ortsgemeinden beſchafft und von jenem 
im Wege der Beſteuerung gleichartiger und angemeſſener auf die 
Einzelnen vertheilt werden können; wiewohl, ſoweit die Koſten ber 
letzteren Art in Betracht kommen, die Prüfung der Vermögenslage 
eine gewiſſe Rolle fpielt, ift fie boch gegenüber der durch techniiche 
Prüfung zu bewirkenden Feſtſtellung des Zuftandes des Hilfsbedürftigen 
gegenüber regelmäßig von untergeorbneter Bedeutung; im Uebrigen iſt 
aber eine gewiffe, jene Prüfung ver Bermögenslage ficherftellende Be- 
theiligung der Gemeinde mit der prinzipalen Fürſorgepflicht der größeren 
Verbände jehr wohl vereinbar. Im ber Fürforge für diejenigen Armen, 
welche nach der Art ihrer Bebürftigkeit fich für bie geichloffene Armen- 
pflege oder für Leiftungen rein technifcher Art qualifiziven, erichöpft fich 
indeſſen keineswegs das @ebiet der Armenpflege, für das bie größeren 
Verbände eine befiere Befähigung haben; es gibt zahlreiche Kategorieen 
von Hilfebebürftigen, welche für die Unterftügung im Wege der offenen 
Armenpflege geeignet find und bezüglich deren die Fortdauer ber Hilfe- 
bebürftigteit, weil fie auf dem Vorhandenſein beftimmter bleibender lörpre- 
licher Mängel ober Gebrechen berußt, er Regel nach ohne wieberholte ein- 
gehende Prüfung ber fonftigen Verhältniſſe ausreichend überwacht werben 
kann; binfichtlich der Fürſorge für Hilfsbedürftige dieſer Kategorieen hat 
die finanzielle Bethätigung der Gemeinde keineswegs die hervorragende 
Bedeutung, bie ihr in Bezug auf andere Gebiete des Unterftügungswejens 
zukommt; mit Recht ift daher darauf hingewieſen worden, daß die Für- 
forge für Blinde, Taubſtumme, Sieche u. ſ. w. fich in befonderem Maße für 
die unmittelbare Handhabung durch Die größern Verbände eigne. Indeſſen 
braucht bie Betheiligung ber größern Verbände bei ber unmittelbaren 
Uebernahme einzelner hierzu geeigneter Zweige der Armenpflege nicht 
ftehen zu bleiben; eine ſehr nützliche Einwirkung können dieſe Verbände 
auch dadurch ausüben, daß fie durch antheilige Uebernahme der Koften 
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für weitere beftimmt abzugrenzende Zweige bes Unterſtützungsweſens 
— tie etiwa ber Waifenpflege — eine partielle Ausgleichung ber Laſt 
herſtellen; die Verminderung bes individuellen Riſilos der Gemeinden 
it ſchon an und für fich als ein weſentlicher Gewinn zu betrachten. 
Schon hieraus erhellt, daß ber durch bie Neichögejeggebung im 
Prinzip den Ortsgemeinden auferlegte Antheil am der Armenlaft ein 
weit größerer ift, als berjenige, welcher durch die Rückſicht auf eine 
fachgemäße Handhabung der Armenpflege und auf die Verhütung eines 
zu erheblichen Anwachſens ber letzteren geboten fein und hierin Necht- 
fertigung finden würde *). Gleichwohl fehlt es in den im Anſchluß an 
das Bundesgeſetz ergangenen Beitimmungen der Landesgeſetze nicht an 
Anfängen für die Herausbildung einer weiteren Betheiligung der größeren 
Verbände; fo find, wie ſchon oben erwähnt wurde, in dem preußifchen 
Ausführungsgefeg zum Bundesgeſetz bie Fürforge für Geiftesfrante, und 
Idioten ſowie bie Unterhaltung der Taubftummen, Sieden und Blinden 
als Diejenigen Zweige der Öffentlichen Armenpflege Hingeftellt worden, deren 
KRoften an Stelle der Ortsarmenverbände unmittelbar zu übernehmen der 
SImitiative der ‚Landarmenverbände anheim gegeben wird. Bon gleichen 
Geſichtspunkten geht das Geſetz vom 8. Juli 1875 über die Dotation der 
Provinzial» und Kreisverbände aus, indem e8 — $4 Al. 4 — die Für- 
forge bezw. Gewährung von Beihilfen für das Irren-, Taubftummen- 
und Blindenwefen unter die Zwede der Verwendung der den Probinziale 
verbänben überwiejenen Dotation aufnimmt **). Ein erweitertes Wirkungs« 
gebiet wird den Provinzial- bezw. analogen Kommunalverbänben buch 
das Gejeg vom 13. März 1878 betr. die Unterbringung ber verwahr- 
Ioften Kinder eröffnet. Bon befonderem Intereffe ift die Art, in ber 
ſich im Großherzogthum Baden die Betheiligung ver größeren Verbände 
— Kreife — an ber Tragung der Armenlaft herausgebildet hat***). 


*) Diefe von mir in meinem oben citirten Aufſatz „das Kommunalftener- 
ſyſtem Frankreichs und bie Reform in Preußen” — Schriften bes Vereins für Sozial» 
politi? Band XII. ©. 185, 186 bereits angebeuteten Anſichten nähern ſich benen, 
welche Abides in feiner erwähnten Schrift „bie Bertheilung der Armenlaften“ u. ſ. w. 
Züb. Zeitfpr. für bie gef. Staatswiffenſchaft, Jahrg. 1881 Heft 2 ©. 235 ff. 
entwidelt, 

**) Eine werm auch in ihrer Abgrenzung vage Erweiterung erhielt bie Trag- 
weite biefer Beſtimmung aud durch AL 5 deſſelben Paragraphen, mwelder aud 
die Unterflügung der Rettungs-, Ipioten- und anderen Wohlthätigkeitsanſtalten 
unter bie Berwenbungszwede aufnimmt. 

***) Siehe hierüber bie wertvollen Mittfeilungen von Wielandt in ber Beit- 
ſchrift für badiſche Verwaltung und Berwaltungsrehtäpflege, Jahrg. 1873 ©. 153 ff. 
Einiges aud in ben fpäteren Bänben. 
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Die Kreife unterhalten großentheild beſondere Kreispflegeanftalten für 
Siehe und Unheilbare bezw. leiften fie den Gemeinden Beihilfe für 
bie Pflege derartiger Perfonen; fie Haben ferner durchgehende durch Ab⸗ 
kommen, welche fie mit gut qualifizirten Yugenärzten getroffen haben, 
die Pflege und Behandlung armer Augenkranker auf Koften des Kreiſes 
ficher geftellt; einzelne Kreife gewähren außerdem Zufchüffe in Fällen ber 
ſonders koſtſpieliger Kuren armer Kranker. Für die Erziehung ver- 
wahrlofter Kinder wird meift den betreffenden Anftalten bezw. Vereinen 
eine Subvention aus Kreismitteln bewilligt; endlich pflegen fich bie 
Kreife mit einer Quote an den ben Gemeinden zur Laſt fallenden Koften 
der Waifenpflege zu betheiligen, wogegen fie fih denn auch einen ente 
fprechenden Einfluß auf die Art der Unterbringung der Waijer bezw. 
eine Betheiligung an der Benuffihtigung der Pflegeftellen vorbehalten *). 

So viel Anerkennung nun auch derartige auf Ergänzung ber Io 
kalen Armenpflege und theilweiſe Ausgleihung der Laft gerichtete Be 
ftrebungen ver Landesgefeggebung und Verwaltung verdienen, jo Tonnen 
biefelben doch nicht in vollem Mae denjenigen Nugen bringen, ver 
von einer veichögefeglichen Entwidlung in der bezüglichen Michtung zu 
erwarten fein würbe; eine im letzteren Wege fich vollziehende Ueber» 
tragung einzelner Zweige der Armenpflege an bie größeren Verbände 
würde vor Allem auch die Möglichkeit gewähren, eine anderweitige 
Regelung und Reform der für ben Unterftügungswohnfig maßgebenden 
©runbfäge eintreten zu laſſen. Denn die ftrengeren Borausfegungen, 
an welche die Fürforgepflicht der Gemeinden ven einzelnen Fällen gegen- 
über gefmüpft ift, Haben für cine Regelung der Bertheilung der Armen 
laft auf die größeren Verbände keineswegs bie gleiche Bebeutung. Nicht 
nur gewähren jene größeren Verbände in fich eine weit vollkommenere 
Ausgleihung des durch die einzelnen Fälle gegebenen Maßes der Be 
Taftung, fondern es kommen auch zwiſchen benfelben willfürlihe Ber- 
ſchiebungen der Armenlaft und Hierauf gerichtete Wohnfig- und Aufent- 
haltsverlegungen ſehr viel feltener vor, bezw. heben die zum Nachtheil des 
einen ober des andern Verbandes etwa eintretenden derartigen Aenderungen 
im Effekte ſich gegenfeitig auf; vorausgeſetzt wird hierbei freilich, daß 
jene größeren Verbände normal gebildet find, d. h. daß fie hinreichend aus 
gebehnte, ftäbtiihe und ländliche Bevöllerung **) enthaltende Territorial- 
abſchnitte etwa von der Ausdehnung eines preußifchen Regierungsbezirls 

*) Lehrreid in biefer Beziehung find vor Allem die Statuten für die Armen 
Kinberpflege im Kreife Freiburg, Zeitichrift 2c. Jahrg. 1880. ©. 178 ff. 

**) Die Stadt Berlin für fi wäre als ein normal gebilbeier Verband 
nit anzufehen. 
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ober einer preußifchen Provinz umfaffen. Das preußifche Armengefek von 
1842 und in Uebereinftimmung mit bemfelben das Bundesgeſetz über ben 
Unterftügungswohnfig ($ 30 Al. b) legen daher vemjenigen Landarmen - 
verbande bie Pflicht der Bürforge auf, innerhalb deſſen das Bedürfniß 
berfelben hervortritt. Wenn nun auch eine fo erhebliche Herabminverung 
der Borausfegungen bezüglich ber ben größeren Verbänden zu über 
tragenden Zweige der Armenpflege Bebenfen haben würde, fo könnte 
doch die Fürforgepflicht biefer Verbände an verhältnißmäßig einfache 
Borausfegungen in Bezug auf Aufenthalt oder Wohnſitz gefnüpft werben. 
Gelänge e8 auch nur, für die wichtigften Gebiete der gefchlofjenen Armen- 
pflege die thatſächlichen Bedingungen der Fürforgepflicht in biefer Weife 
befonber& zu regeln, fo wäre das immerhin ein Gewinn; die Aufgabe, 
eine zwedentfprechende Normirung ber Vorausfegungen für das Ein- 
treten ber Gemeinden zu fordern, würbe fich weſentlich vereinfachen, 
wenn die bezügliche Regelung lediglich auf das eigentliche Unterftügungs« 
weſen berechnet zu werben brauchte. 

Eine gebeihliche Weiterentwidlung ber beutfchen Armengefeggebung 
würde hiernady meines Erachtens zunähft davon abhängen, in welchem 
Maße die Anbahnung einer erweiterten Betheiligung der größern Verbände 
durch unmittelbare Erfüllung der Aufgaben der Armenpflege in einzelnen 
hierzu geeigneten Gebieten ſich ermöglichte und hiermit das Prinzip 
einer Theilung der Aufgaben zwifchen den größeren und Heineren Ver« 
Bänden, wie bafjelbe in Frankreich die zeitige Grundlage ber Ein- 
richtungen bildet, zur Durchführung gelangte; bei den größeren Ver- 
bänden benfe ich hierbei an bie beftchenden bezw. neu zu organifirenden 
LZanbarmenverbände; die unmittelbare Uebernahme der Mehrzahl ver 
in Rebe ftehenden für die größeren Verbände geeigneten Zweige ber 
Armenpflege auf ven Staat würde wenigftens, was die größeren deutſchen 
Staaten anlangt, zur Zeit ſchon aus dem Grunde fich nicht empfehlen, 
weil hierdurch ein geeignetes Zufammenwirfen ber verſchiedenen ben 
größeren Verbänden zu übertragenden bezw. ber Ortsarmenpflege ver- 
bleibenden Zweigen ber Armenverwaltung weſentlich erfchwert werben 
würde. Welche Stügpunfte die bisherigen Einricptungen für die An- 
bahnung einer ſolchen Entwidlung bieten, das würde ſich erft genau über⸗ 
fehen laſſen, wenn eine Darftelung der Art, in ber ſich in den einzelnen 
beutfchen Ländern im Anſchluß an das Reichsgeſetz die Betheiligung der 
größeren Verbände an der Armenpflege ausgebildet hat, gegeben werben 
Zönnte; meines Wiffens fehlt es für jegt noch an einer zuſammen— 
faffenden Arbeit biefer Art; es Tann daher nicht dankbar genug begrüßt 
werben, daß von einem bereits um die Klarlegung der Grunbjäge bes ſtaat— 
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lichen Armentvejens mannigfach verbienten Manne wie Adices eine derartige 
Arbeit in Ausficht geſtellt worden ift*). Solche Arbeiten fördern bie Er⸗ 
lenntniß der anzuftrebenden Ziele mehr als die zahlreichen Erzeugniſſe 
journaliftiiher Natur, welche, weil fie meift nur einzelne Seiten der bezüg« 
lien Fragen ins Auge faſſen, die öffentliche Meinung über den Gegen- 
ftand mehr verwirrt als aufgelärt haben. — Soweit ich zu beurtheilen 
vermag, würde nächft der Irtenpflege die Krankenpflege, ſoweit fie in 
geſchloſſenen Anjtalten erfolgt, derjenige Zweig der Armenpilege fein, 
deſſen Uebernahme auf die Kandarınenverbände vorerft anzujtreben wäre, 
da Hier bie Feſtſtellung des Bedürfniſſes wefentlih auf techniſcher 
Prüfung beruht und bie Unterfuhung der Bermägensverhältniffe nur 
eine jetuntäre Rolle jpielt; übrigens brauchte nach dem Vorgange, den 
bie franzöfifche Gefeggebung bezüglich der Heranziehung der Gemeinden 
zu einem Antheil der Koften der Irrenpflege enthält, nicht jede Ber 
theiligung der Gemeinde bezüglich der Koſtentragung ausgefchloffen zu 
werben; nur würde diejer Beitrag auf eine Quote ber Koften für einen 
bejtimmten nicht zu weit zu bemefjenben Zeitraum, etwa bie Hälfte des 
tarifmäßigen Verpflegungsfages bis zu einer Zeitdauer von längftens 
ſechs Wochen oder ein Drittel bis zur Zeitdauer von längſtens zwei 
Monaten als auf ein Marimum zu limitiren fein, da andernfalls ver 
Zweck der Ausgleihung gegenüber den außerorbentlichen Anforderungen 
einzelner Fälle nicht erreicht werben würde. Demnächft würde, wie oben be» 
merkt, die Organifation einer Fürforge der Landarmenverbände für einzelne 
bejtimmt abgrenzbare Kategorien ‚von Armen, als Blinde, Taubftumme, 
Mioten, fowie gewiffe Klaffen von Siechen in Frage kommen; weniger 
leicht abgrenzbar ijt nach deutſchen Verhältnifjen das Gebiet der Waijen- 
pflege, da eine zu wefentliche Bevorzugung vater- und mutterlofer, ſowie 
von ihren Eltern verlaffener Kinder vor andern armen Kindern — 
als ven bei ihren Müttern verbliebenen vaterlofen Waiſen — ver- 
mieben werben müßte; die Anfchauungen, welche die eigenthümliche Ge- 
ftaltung der Kinderfürforge in Frankreich bedingen, gelten nicht für 
Deutſchland; immerhin zeigen bie in Baden getroffenen auf quotenweijer 
Betheiligung der Kreife an den Koften beruhenden Beranftaltungen, 
daß eine intenfive und was die Yaft anlangt ausgleihende Einwirkung 
der größern Verbände auch auf dem Grunde deutſcher Anſchauungen 
und Einrichtungen erreichbar ift. Ein Bedürfniß, auf biefe Art bie 
Konkurrenz ber größeren Verbände im Wege ver Neichögefeggebung zu 
regeln, ift aus dem Grunde im geringerem Maße vorhanden, weil ber 


*) Siehe ben citirten Auffag — Tübinger Zeitſchrift, Jahrg. 1881 — ©. 290. 
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bezeichnete Modus der Mitwirkung auf bie Regelung ber für die Für- 
forgepflicht der Ortsarmenverbände maßgebenden Vorausfegungen wenig» 
ſtens nicht von bireftem Einfluß fein könnte. 

Wenn es nun fich ermöglichte, wichtige Gebiete der öffentlichen 
Armenpflege zu unmittelbar von den größeren Verbänden gehandhabten 
Berwaltungszweigen umzugeftalten und wenn ferner haltbare Formen ge⸗ 
funden würden, innerhalb deren durch Organifation eines vorbeugenden 
Verſicherungsweſens das Eintreten der Armenpflege in einer größeren 
Zahl von Fällen entbehrlich gemacht werden könnte — ich widerftehe der 
Verſuchung, hier in dies Gebiet Hinüberzufchweifen — jo würde damit 
ſich das Gebiet der pofitiven örtlichen Armenpflege fehr verengen und 
das Problem der Aufftelung zwedentiprechender Grunbfäge für die Bes 
gründung und Aufhebung der Fürforgepflicht der einzelnen Gemeinden 
ſich in gleihem Maße vereinfachen; e8 würden aber dieſe Grundſätze 
noch mehr an Tragweite und einſchneidender Bedeutung verlieren, ſoweit 
in Bezug auf die der örtlichen Armenpflege verbleibenden Gebiete eine 
Ausgleihung durch quotenweile Betheiligung ber größeren Verbände 
an den Koften zur Durchführung gelangte; dennoch bliebe das Finden 
richtiger und im ihrer Anwendung erhebliche Härten ausſchließender 
Grundſätze eine überaus wichtige Aufgabe. Die Unbilligkeiten, die mit 
der Gründung bed Unterftügungsanfpruchs auf Heimathsrecht oder 
Wohnfig verfnüpft find, hat Schäffle zu vermeiden geglaubt, indem er 
die Koften der Armenpflege in jedem einzelnen Falle auf die verfchiedenen 
Gemeinden, in denen der Hilfsbebürftige feinen Aufenthalt gehabt, pro 
rata temporis zu reguliven vorichlägt*). Meines Erachtens ift bie 
undurchführbarkeit des Vorſchlags eine in bie Augen fallende; durch 
denjelben wirb für eine große Anzahl von Fällen’ die Vertheilung der 
Koſten von einer Tomplizirten Berechnung abhängig gemacht, für weldhe 
oftmals — auch nad) allgemeiner Organifation der Arbeiterverfiherung 
— das Material theils nur durch die mühfamften Ermittelungen, theils 
überhaupt nicht oder dod nicht mit der nöthigen Genauigfeit zu er- 
langen fein würde. Dennod fheint mir dieſem Vorfchlage ein richtiger 
Gedanfe infofern zum Grunde zu liegen, als berjelbe das Anerfennt- 
niß enthält, daß ein zeitlich eng begrenzter Aufenthalt in einer Ge⸗ 
meinde nicht eine ausjchließliche und unbegrenzte Bürforgepflicht der letz⸗ 
teren zur Folge haben dürfe und daß eine Vertheilung der Unterftügungs- 
pflicht auf mehrere Ortsarmenverbänbe an fi im Bereich ber Mög- 
lichkeit liege. Meiner Anſicht nach wäre es nad Durchführung ber ges 


j *) Die Grunbfäge der Steuerpolitit ©. 642. 
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ſchilderten erheblichen Entlaftung der lolalen Armenpflege wohl zuläffig, 
eine folche Vertheilung in der Urt eintreten zu lafjen, daß bis zu einer 
beftimmten Zeitgrenze die Bürforgepflicht der Gemeinde des regelmäßigen 
thatfächlichen Aufenthalts zur Zeit des Eintritts der Hilfsbedürftigleit, 
die über jene Grenze hinausgehenden Leiftungen dagegen ber Heimaths⸗ 
gemeinde auferlegt würben; beide Elemente, die Berückſichtigung der durch 
den thatjächlihen Wohnfig gefchaffenen Beziehungen und der Durch Ab» 
ftammung, Vertrag oder langdauerndes Wohnen begründeten Zugehörigteit 
zu einer Gemeinde würben auf dieſe Weife zu ihrem Rechte gelangen. 
Eine ſolche Teilung würde e8 ermöglichen, im Sinne der Tendenz, welche 
dem neulich von dem Abgeorbneten v. Varnbüler im deutſchen Reichs⸗ 
tage*) geftellten Antrage fowie auch dem Amendement des Abgeord- 
neten Gerwig zum Grunde liegt, die Borausfegungen für bie Erwerbung 
des dauernden Unterftügungsanipruch® gegen eine Gemeinde zu ftrengeren 
zu machen und jo weit ber Aufenthalt in Betracht kommt, jenes Recht 
an eine erheblich längere Dauer des Aufenthalts zu fnüpfen, ben Ber 
luft des Unterftügungsanfpruch8 gegen einen beſtimmten örtlichen Armen 
verband durch bloße Abweſenheit und ihre gleichzeitige Erwerbung eines 
neuen Hilfsdomizils aber ganz in Wegfall zu bringen; bie Kategorie 
ber jegigen Landarmen würde bamit verjchwinden und die Tragung der 
Verpflichtung zu dauernder Unterftügung wefentlic nach) Maßgabe ver 
durch Abſtammung und langjährige Wohnfigverhältniffe gegebenen natür- 
lichen Vertheilung ber Bevölterung fich regeln, ohne daß Verſchiebungen 
durch Zeiten kürzeren Aufenthalts in Betracht kämen. Andererſeits 
würde die Zumeifung der auf ein beftimmtes Zeitmaß befchräntten 
Unterftügungspfliht an die Gemeinde des Aufenthalts eine frühere 
Anerkennung jenes Aufenthalts als eines regelmäßigen durch bie 
Gemeinde zur Borausfegung haben müffen; baraus ergäbe ſich Die Noth- 
wendigfeit, diefer Anerkennung bie Geftalt eines beftimmten formellen 
Alts zu geben. Die Folgeorbnung, im ber bie einzelnen fürforge- 
pflichtigen Verbände in Betracht kämen, würde hiernach die nachſtehende 
fein: zunächſt wäre zu prüfen, ob ber Hilfsbedürftige zur Kategorie der 
dom Landarmenverbande — ev. unter Betheiligung der Gemeinde — 
zu verpflegenden bezw. zu unterftügenden Armen gehöre; wenn das nicht 
der Fall, Hätte die Gemeinde des als regelmäßig anerfannten Aufent - 
halts die Fürforge bis zur Grenze eines beftimmten Zeitmaßes — etwa 
ſechs Monaten — zu übernehmen; für bie weitere Dauer fiele die Laſt 
der Heimathögemeinbe bezw. wenn bemmächft die Qualififation des 


*) Gitung vom 25. Mai 1881. 
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Armen für die Fürforge des Landarmenverbandes einträte, dem Land» 
armenverbanbe zu, welchem die Heimathsgemeinde angehört. Auch ber 
innerhalb ber oben bezeichneten Grenzen zu leitende Beitrag zur Kranten- 
pflege wäre der Gemeinde des regulären Aufenthalts zur Laft zu legen. 

Inden ich die Erweiterung der Fürſorgepflicht der Lanbarmenver- 
bänbe nach der vorbezeichneten Richtung Hin und in Verbindung hier- 
mit eine Umformung der Vorſchriften über den Unterftügungswohnfig 
als ein anzuftrebendes Ziel bezeichne, verhehle ih mir nicht, daß bie 
Durchführung einer Reform der angebeuteten Art unter allen Um« 
ftänden ein mühevolles Werk fein und daß es ſich um Ueberwindung 
eben fo vielfacher als erheblicher Schwierigfeiten handeln mürbe; ſchon 
die Ueberleitung ber bisherigen Einrichtungen, welche ber großen Mehr⸗ 
zahl nad in der grundfäglichen Fürforgepflicht ver Gemeinden ihre Baſis 
haben, in ben neuen durch erweiterte unmittelbare und mittelbare Be⸗ 
theiligung der größern Verbände gegebenen Zuftand wäre eine Aufgabe 
von keineswegs geringem Umfange. Auch in Frankreich ift, wie die 
Entwidlung der Waifenpflege zeigt, der Ausbau einer bepartementalen 
Armenpflege das Ergebniß vieljähriger, ernfter Arbeit gemefen; dennoch 
war bier durch die allgemeine Organijation, aus welcher Departements 
und Gemeinden als gleihförmige Bildungen, gewiffermagen als fun« 
gible Größen hervorgegangen waren, der Boden in weit höherem Maße 
geebnet. Uns, die wir den Vorzug ununterbrochener Rechtsentwicklung 
in der Vergangenheit gewahrt und bie wir dieß wertvolle Gut uns 
für die Zukunft zu erhalten haben, fällt die Aufgabe zu, mit einer 
Fülle mannigfach verſchiedener Zuftände und Einrichtungen zu rechnen, 
wie fie die gefonderte Entwicklung in ben verſchiedenen deutſchen Staaten 
gezeitigt hat. Nicht allein bie jo beträchtliche Verſchiedenheit ber beftehenden 
Zandarmenverbände in Bezug auf Größe, Organijation und Steuerſhſtem 
bildet ein ſehr weſentliches Hinderniß für weitere Reformen; aud bie 
fo ungleihärtige und überbieß in den öftlichen Provinzen Preußens durch 
die Fortdauer der felbftändigen Gutsbezirke in fo erheblicher Weiſe 
durchbrochene Gemeindeorganifation kommt als ein thatſächliches Mio» 
ment in Betracht, das eine gleichheitliche Abgrenzung des Wirkungs⸗ 
kreiſes zwiſchen großen und Heinen Verbänden und die Herftellung eines 
Zuſammenwirkens beider wejentlich erſchwert. Dennoch kann auch ſolchen 
Hinderniffen gegenüber bie Kontinuität der Vermaltungsibeen gepaart 
mit planmäßiger, ausdauernder, auch Heine und ftufenmweife Erfolge nicht 
verſchmähender Arbeit Vieles leiſten: ein leuchtendes Vorbild bleibt Hier 
Das Organifationswerk, das in Preußen feit den Befreiungskriegen ſich 
vollzog und das die Schaffung gleichartiger Formen und verwaltungs- 
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zechtliher Normen für die aus fo verfehievenartiger geſchichtlicher Ent 
widlung hervorgegangenen Elemente ber Monarchie zum Ergebniß hatte. 
Was für Preußen gelang, das muß innerhalb der weit enger begrenzten ſach⸗ 
lichen Gebiete, auf deren gleichheitliher Geftaltung das deutſche Reich 
beruht, für letzteres ebenfalls möglich fein, wenn neben bem an leitender 
Stelle vorhandenen Willen die Opferbereitfchaft der Gliever des Reichs 
und ber Einzelnen gegen das Ganze fortvauert und bie Weberzeugung 
fich erhält, daß ohne weitere ebenfo vom Norven wie von den füblichen 
Bundesgliedern zu leiftende Einfäge an partikularen Bildungen bem 
Neich eine gebeihlihe Entwidlung nicht gefichert bleiben Tann. Sollte 
«8, was das hier behandelte Gebiet anlangt, mir gelungen fein, dieſe 
Meberzeugung für weitere Kreife zu begründen, fo würde ich Hiermit 
einen wichtigen Theil der Aufgabe, die ich mir ftellte, für erfüllt erachten. 


Die Reichsgefehgebung in den Iahren 
1879 und 1880, 


Der Stoff, ten die nachfolgende Ueberficht zufammenftellt, ift feit 
dem in biefen Jahrbüchern, Jahrgang III, Heft 2, ©. 81 ff., erſtatteten 
erwachien auß den Jahren 1879 und 1880; namentlich aus den beiden 
Seffionen des Reichstags vierter Legislaturperiobe, welche 1879 vom 
12. Februar biß zum 12. Yuli und 1880 vom 12. Februar biß zum 
10. Mai abgehalten wurden. 

Bei der Gruppirung beffelben Tönnen durchaus die Rubriken 
des vorigen Berichts beibehalten werben. Wenn auch die eine ober die 
andere fpärlich beſetzt erſcheint, fo befördert e& doch unftreitig die Raſch- 
Heit und Deutlichleit des Weberblids, wenn wir das, was Hier zu re 
jeriren ift, derſelben Eintheilung unterwerfen, der wir früher gefolgt find. 


1. 
Verfaffung. Reichstag. Reichsbehörden und deren Einrichtungen. 


1. Berfaffungsänderungen im eigentlichen Sinne find wäh« 
zend bed vorbemerkten Zeitraums nicht eingetreten. . Angeregt wurde 
eine folche, indem dem Reichötag 1880 der Entwurf eines Geſetzes zuging, 
betreffend die Abänderung der Art. 13, 24, 69, 72 der Neichd- 
verfaffung, d. h. die Einführung zweijähriger Etats- und vierjähriger 
Legislaturperioden. Indefien lönnen wir kurz darüber hinweggehen, ba 
die Vorlage nicht einmal zur erfien Berathung gelangte. 

Daſſelbe 2008 traf den Antrag (Drudf. 1880. Nr. 155) auf Herab« 
fegung der zur Beſchlußfähigkeit des Reichſstags nad) Art. 28 
der Keichsverf. erforderlichen Ziffer, jowie den in ber Seſſion von 1880 
einmal wieder auftauchenden Antrag auf Abänderung des Art. 32 
durch Bewilligung von Diäten und auf Ergänzung des Art. 28 dahin, 
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daß dem Reichstage das Recht zuftehe, die Gegenwart des Reichskanzlers 
zu verlangen. 

Es tann ferner in Diele Rubrik gezogen werden eine DMafregel, 
welche das Bundesgebiet berüßtt. Duch Vereinbarung zwiſchen 
dem Deutſchen Reich und der Schweiz vom 24. Juni 1879 
(R. Gef. BL. von 1879, ©. 307) wurde die am 28. April 1878 von 
dem Großherzogthum Baden mit ber Schweiz wegen Regulirung der 
Grenze bei Konftanz abgefchloffene Uebereinkunft als für das Reich 
rehtögültig anerfannt. In der Ießtern ift die neue Grenzlinie, fowie 
da8 Maaß der beiderjeitigen Rechte und Verbindlichkeiten genau ber 
ſchrieben. Im Reichstage machte die Genehmigung keinerlei Schwierig: 
keiten (St.B. ©. 2125. 2230). Durch eine Petition Konftanzer Bürger, 
welche baten, die Genehmigung von Garantieen für ihre angeblichen 
Entſchadigungsanſpruche gegen den Kanton Thurgau abhängen zu Iafien, 
pi I der Reichsſstag nicht von der Ertheilung feiner Zuftimmung 
abhalten. 

2. Als den Reichstag betreffend ift, indem wir eine Reihe 
von Mandatsniederlegungen, Todesfällen, Urlaubsgeſuchen u. dergl 
übergeben, 

a) zunächft zu erwähnen, daß in der Seffion von 1879 anläßlich 
der großen Anzahl don Urlaubögefuchen ernſtlich diskutirt wurde, ob 
nicht in dev Behandlung derfelben größere Strenge am Plahe 
fei. Bon mehreren Seiten wurben dabei gegen biejenigen Mitglieder 
ſchwere Vorwürfe erhoben, welde one Urlaub und Entſchuldigung, die 
Nüdfiht gegen ihre Wähler und Kollegen Hintanjegend, aus den Sigungen 
fortblieben. Bon anberer Seite freilich bürdete man die Schuld mehr 
der Verſpätung der Vorlagen Seitens der Regierung und dem dem 
bleiben bes Reichskanzlers auf. (St. B. S. 1677—1679.) 

Es bewenbete übrigens bei dem Hin- und Herreden, ohne daß ein 
beftimmter Antrag eingebracht wurde. 

b) Richt ungerechtfertigt entftanden Zweifel, ob die Mandate mehr 
zerer Abgeordneten, bie, bisher Mitglieder der höchſten Landes 
gerihtshöfe, zu Mitgliedern des Reihsgerichtd ernannt 
worden waren, erlofchen ſeien. Jene Mitglieder richteten deßhalb eine 
Anfrage an den Reichdtag. Ueber diefe wurde ein Bericht ber Ge 
ſchäftsordnungskommiffion erfordert und erftattet. (Drudſ. Rr. 180.) 
Diefe ſchlug dem Reichstag dor, die Mandate für „zur Zeit“ nicht er⸗ 
loſchen zu erflären. Darauf beantragten jene Abgeordneten weiter, der 
Reichstag möge fi) darüber außfprechen, ob ihre Mandate mit dem 
1. Oftober 1879, dem Tage ber Eröffnung bes Reichsgerichts und folglich 
ihrer Amtsantretung, erlofchen feien. Auch darüber verlangte der Reiche 
tag eine Berichterftattung ber Gejchäftsordnungstommiffion. Allein dieſe 
verwies in ihrem Nachtragäbericht (Druckſ. Nr. 259) lediglich auf ihre 
un Entſcheidung. Im Plenum kamen beide Berichte nicht zur Er 

gung. 

In gleicher Weife hielt übrigens die Gefchäftsordnungstommiffion 
(Drudf. Nr. 368) auf Anfrage eines andern Abgeorbneten, ber zum 
Senatspräfidenten eines Oberlandesgericht8 ernannt worden war, dab 
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Mandat für zur Zeit nicht erlofchen. Der Neichttag gelangte au in 
diefem alle nicht zu einem Beſchluß. 

Dagegen war ber Reichstag in der Seffion von 1880 in der Rage, 
eine definitive Entfcheidung ſchaffen zu müffen. Die Zweifelsfälle hatten 
fi inmittelft noch vermehrt. Zunädft entftand Streit über die An- 
zeige ber Ernennung eine Mitgliedes zum Burggrafen mit dem Range 
eine® Schloßhauptmanns, ſowie zweier anderer über Ernennung zu Richter- 
ftellen (St.B. ©. 115, 116). Der Reichötag glaubte, da e8 an einem 
beftimmten Antrag fehlte, nicht entfcheiden zu Tönnen. Doch wurde der 
Wunſch geäußert, daß ſich die Geichäftsordnungstommilfion mit der 
Frage befaffen möge, wie e8 um die Mandate der in Folge der Ju ftig« 
organifation zu Höheren Richterjtellen ernannten Mitglieder ftehe. 

Bald darauf wurde ein ausdrüdlicher Antrag (Drudj. Nr 27), 
mit GEremplification auf einige der vorgefommenen Yälle, dahin ges 
ftellt und nach kurzer Debatte angenommen, daß die Geihältsorbnungs«. 
tommiffion fchleunig zu berichten habe. (St.®. ©. 142, 143). Das 
Gleiche geſchah mit zwei anderen Anzeigen ähnlicher Beichaffenheit 
Et. B. ©. 145). 

Die Kommilfion ſchlug vor (Drudf. Nr. 40), um der vorhin zuerft 
erwähnten Ernennung zum Burggrafen und Schloßhauptmann willen 
das Mandat nicht für beendigt zu erflären, und der Reichstag ſchloß 
fich diefem Vorſchlage an. Dan nahm an, unbefoldete Hofchargen feien 
Ehrenämter, auf die Axt. 21 der Reichsverfaſſung feine Anwendung leide. 
Hingegen wurden ſechs Mandate wegen Ernennung der Inhaber zu 
Reichögerichteräthen auf Antrag der Kommiſſion (Drud] Nr. 45), troß eines 
Gegenantrags, nach ziemlicher Debatte (St. B. S. 439—450) für erlofchen, 
fünf andere aber, bei denen es fich um Exnennungen im Landedjuftig« 
dienft handelte, für nicht erlofchen erklärt. 

e) Auch machten Anträge auf Strafverfolgung von Abge- 
orbneten dem Neichätag Arbeit. So vor allen Dingen in der Seffion 
von 1879 ein Schreiben des Neichskanzlerd, in dem die Genehmigung 
zur Berfolgung und Verhaftung der ſozialdemokratiſchen Abgeordneten 
Fritzſche und Haffelmann wegen Webertretung bes $ 28 des Sogial - 
demotratengefeßes vom 21. Oftober 1878, d. h. alſo weil fie trotz Aus- 
weifung auf Grund des $ 28 in Berlin zum Reichstag erfchienen feien, 
begehrt wurde (Drudf. Nr. 19, 22). Es kam darüber zu einer auß- 
führlichen Debatte (St.B. ©. 23-38). Der Reichstag beſchloß jedoch, 
die Genehmigung zu verfagen und erllärte, daß durch Ausweiſung auf 
Grund jenes $ 28 ein Mitglied des Reichstags nicht gehindert werde, 
feine verfafjungamäßige Obliegenheit, die Theilnahme an den Berhand« 
Tungen zu erfüllen. 

Ebenfo wurde auf Antrag (Drudf. Nr. 65) das Strafverfahren 
gegen ben Abgeordneten Fritzſche wegen Vergehen? gegen daß Vereins- 
geſetz filtirt. (St.B. ©. 535—536, 649). 

Ein Schreiben des Reichskanzlers, welches die Genehmigung zu einer 
Strafverfolgung gegen den Abgeordneten Hafjelmann wegen Zuwider - 
Handlung gegen die S$ 24, 25 des Sozialdemokratengeſetzes beantragte, 
wurde von ber Gejchäftsorbnungsfommiffton günftiger angefehen. In 
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ihrem Bericht (Drudi. Nr. 165) flug fie vor, die Genehmigung zu 
ertheilen. Indefſen blieb die Sache im Plenum unerlebigt. 

Die Querelen wiederholten fi} noch intenfiver in der Seffion von 
1880. Ueber den Antrag, das Strafverfahren gegen den Abgeordneten 
Frigfche wegen Uebertretung bed vorerwähnten $ 28, indem er nament- 
lich feine Anwefenheit bei dem Reichstage auch zu Beſuchen in Lichter 
felde benußt habe, einzuftellen, entfiand eine längere Diskuffion. Sie 
endete jedoch ungeachtet des Antrags auf Ueberweiſung an die Geſchäfis - 
erbmumgelonmilfion mit ber Annahme des Siftirungsantrags (St. B. 

. 55—64). 
Gleiches Schickſal Hatte der mit jchweren Vorwürfen gegen bie 
Sächfiſchen Behörden gemwürzte Antrag auf Einftellung des Strafe 
fahrens gegen ben Abgeordneten Wiemer (Drudj. Nr. 103; St. 8. 
©. 723—725). 

Man fieht, daß der Reichstag es nicht daran hat fehlen Iafien, den 
ſozialdemokratiſchen Abgeordneten Nachficht zu beweifen. 

d) In einigen Fällen der Beleidigung feiner ſelbſt verfagte 
der Reichstag, wie e8 immer Praxis gewefen, die Ermächtigung zu ftrale 
rechtlicher Verfolgung. Bon Öffentlichen Blättern waren babei betheiligt 
die Bielefelder Zeitung, die Pfälziiche Volkszeitung, das Nürnberger 
Tageblatt und das Würzburger Journal. (St.B. 1879, S. 2361—62; 
1880, ©. 169, 348, 349, 673, 687, 1279, 1322). 

e) Der Bundesrath Hat feiner Obliegenheit, dem Reichstag 
eine Ueberſicht feiner auf Anträge und Beihlüffe des 
Reihatags gefaßten Entſchließungen zugehen zu lafjen, ent 
ſprochen, indem er demſelben in ber Seffion von 1879 eine ſolche Ueber 
fit über die auf die erfte Seſſion der vierten Legislaturperiode und 
frühere GSeffionen bezüglichen Entſchließgungen (Drudſ. Rr. 17) und 
eine weitere in der Seſſion von 1880 über die auf bie zweite Geifion 
und früher bezüglichen Entjäließungen (Drudj. Nr. 20) mittheilte. 

f) Geihäftsordnungsangelegenheiten von untergeorb- 
neter Bedeutung, indbefondere die Anwendung ber beflehenden Geſchäfts- 
ordnung, zu ber nach verjchiedenen Richtungen Hin Anlaß war, brauchen 
wir nicht zu erwähnen. Wohl aber verdient der Verſuch hervor ⸗ 
gehoben zu werben, den man behufs Ausdehnung der Strafgewalt 
des Reichätags über feine Mitglieder, wenn auch ohne Erfolg, 
gemacht bat. 

Man weiß, daß öfter ſchon lagen darüber laut wurden, daß bie 
dem Reichstag und deſſen Präfidium nach den jeitherigen Beftimmungen 
und "der darauf gegründeten Praxis zuftehende Beſugniß nicht aus- 
reichend fei, um überall Ordnung und Anftand aufrecht zu erhalten. 
Die Reichsregierung legte deßhalb in der Sefftion von 1879 einen 
Gefegentwurf por (Drudf. Nr. 15). Diefem waren eine Anzahl von 
Nachweifen aus andern parlamentarifchen Geſchäftsordnungen, fowie aus 
Meinungsäußerungen angefehener Publiziften beigegeben. 

Es läßt ſich leicht denken, daß die Materie den Reichstag lebhaft 
erregte. Die erfte Lefung bewies das zur Genüge (St. B. ©. 248, 297). 
In feiner Einleitungsrede bemerkte der Vertreter ber Reichöregierung, 
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daß fie felber kaum an die Annahme glaube. Allein fie habe e& für 
Schuldigkeit erachtet, ihrerſeits Abhilfe gegen jolche theilweiſe an Aufe 
forderung zum Aufruhr anftreifende Aeußerungen anzubieten, wie fie 
neuerdings in den Verhandlungen des Reichsſtags vorgelommen feien und 
durch die Preffe ftraffrei verbreitet würden. Bloßer Ordnungsruf als 
äußerfte® Mittel erfcheine da nicht mehr genügend. Don der rechten 
Eeite des Haufes Her erhielt der Entwurf einige Unterftügung. Auch 
trat ber Reichskanzler dafür perfönlich mit großem Eifer ein. Allein 
die weitaus meiften Redner erklärten fich im Namen ihrer Parteien gegen 
die Propofition, weil dazu fein Bedürfniß und weil fie dad Hausrecht des 
Reichstags und die Redefreiheit beeinträchtige. Mehrfach wurde aner- 
tannt, daß dieſelbe Hauptjächlich auf bie fozialdemofratifchen Abgeord- 
neten berechnet fei. Einer der letzteren unterftellte geradezu die Abficht, 
die Sozialdemokratie überhaupt von dem Reichstage fern zu Halten. 

Die zweite Lefung wurde im Plenum bewirkt. Nach einer aber« 
mals recht lebhaften Debatte (St. B. S. 299—318) wurden die SS 1—4 
und folgeweife das ganze Geſetz jammt den von den Konfervativen ein» 
gebrachten Amendements abgelehnt und dajür nach fortgefegter Debatte 
(St. B. ©. 318—326) ein Antrag (Drudf. Nr. 44) angenommen, dem- 
aufolge die Geſchäftsordnungskommiſſion beauftragt wurde, unter Vorſitz 
des Präfidenten zu prüfen, ob und welche Aenderungen der Geſchäfts— 
ordnung borzufchlagen jeien. 

Ein weiter gehender Antrag (Drudf. Nr. 42) Hatte nicht den Bei- 
jall des Reichstags gefunden. 

Bon der Ausführung des gefaßten Beſchluſſes ift man bis jetzt 
nicht8 gewahr geworben. 

3. Erhebliche Neuerungen Hat die behörbliche Einrichtung 
der Reihsregierung infofern erjahren, als das frühere Reiche“ 
Tangleramt nunmehr vollftändig in eine Mehrzahl von fpeziellen Reſſorts 
aufgeldft worden ift, 

3a) Dur) einen Allerhöditen Erlaß vom 27. Mai 1879 
wurde für die Verwaltung der Reichzeifenbahnen ein befonderes, dem 
Reichskanzler unmittelbar unterftellteg Reichseifenbahnant einge 
ſetzt (R. Gef. Bl. ©. 193). Seine Thätigleit Hatte bei der Berathung 
des Etats in der Seſſion von 1880 mancherlei Kritit zu erleiden. 
(St.B. S. 119—124). 

b) Sobann wurde durch Allerhoͤchſten Erlaß vom14. Juli 
1879 die Errichtung eines eigenen, unter dem Reichskanzler unmittel- 
bar ftehenden Reichsſchatzamtes für die Finanzverwaltung des 
Reichs angeordnet (R. Geſ. Bl. S. 196). 

©) Diefe Vorgänge hatten zur Folge, daß nunmehr durch Aller- 
hoch ſten Erlaß vom 24. Dezember 1879 bem Reichskanzleramt 
der Name eines Reichſamts des Innern und dem Vorſtande defr 
ſelben der Titel eines Staatsſekretärs des Innern beigelegt wurde. 
(R. Gef. Bl. ©. 321). 

4) Endlich erging ein Allerhödfter Erlak vom 23. $e- 

bruar 1880, der verorbnete, daß für das Reſſort des Generalpoft- 
meifters eine dritte Abtheilung errichtet werde und daß bie in biefem 
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Refiort vereinigten Abtheilungen fortan den Namen eined Reichspoſt ⸗ 
amte& und der Generalpoftmeifter ben Titel eines Staatsſekretärs führen 
ſollen. (R.Gej. BL. S. 25). Bon der Etatsfeftftellung, die deßhalb 
namentlich in Betreff eines dritten Direktor in biefem Amte nöthig 
wurde, wird unten (j. XIV ©. 238) die Rebe fein. 

4. Grundftüdßerwerbungen von Geiten des Reich® Tamen 
in Betracht 

a) für dad Reichsgefundheitsamt. Gin bejonderer Geic- 
entwurf (Drudf. Nr. 10) forderte von dem Reichstag die Bewilligung 
von 312000 Mark zum Grwerbe und zur baulichen Inſtandſehung 
eine Gebäudes; zu entnehmen aus ben bereiteften Beftänben ber Reicht 
Laffe. Die Erledigung dieſer Forderung erfolgte, nicht ohne Debatte, 
die mancherlei Kritit der Thätigfeit des Gejundheitgamtes in fich ſchloß, 
in den Etat8berathungen (St B. ©. 584— 88, 637—48), indem ber 
Betrag unter die einmaligen Ausgaben des Etats aufgenommen wurde. 
b) Die Grundfiüdserwerbungen für die einzelnen 
Reflorts, Kajernen für das Militär, Poftgebäubde u. dgl. kamen bei 
den betreffenden Etat? zur Sprache. 

Dem Reichstage wurde, wie früher (j. dieſes Jahrb. III, 2. S. 84, 
Nr. 4) in feiner Seſſion 1880 eine Nachweiſung über die Veränderungen 
im Beftande des Grundvermögen® des Reichs vorgelegt, welche fih im 
Refiort des auswärtigen Amtes, der Militärverwaltung, der Poft- und 
Zelegraphenverwaltung und der Reichseifenbahnen zugetragen Hatten. 

e) Zu einer Grundfiädgerwerbung für daß feit zehn Jahren 
projektirte Reichſtagsgebäude wurde 1879 ein Anlauf genommen, 
jedoch ohne Erfolg. Dem Reichstag kam ber Entwurf eines Gejehes be 
huſs Feſtſtellung eines britten Nachtrags zum Etat jür 1879/80 zur 
Borlage (Drud. Nr. 289). Derjelbe war von einer Denlſchrift, dem 
mit dem Grafen von Raczynski geichlofienen Vertrag, einem Situation 
plan u. ſ. w. begleitet und beantragte die Bewilligung der Antauis- 
jumme aus dem Fonds des Reichstagsgebäudes. In der erften Be 
rathung wurde der vorgefchlagene Plan warm vertheibigt, aber aud 
ebenjo eifrig beftritten (St.B. S. 1834—41). Die Bubgetlommilfion, 
der die Sache zunächft zugetheilt worden war, empjahl ben Betrag von 
5275000 Mark aus dem Fonds zu bewilligen und dann eine Kom: 
miffion unter Vorſitz des Präfidenten und mit Zuziehung von Bunde 
rathsmitgliedern einzufeßen, welche ba8 Bauprogramm von 1871 einer 
Revifion zu unterziehen und demnächft die geeigneten Vorſchläge zu be 
wirken babe (Drudf. Nr. 351). Indeſſen wurden Gegenanträge ein 
gebracht und ſchließlich nach eingehender Berathung (St. B. S. 2220 — 22301 
die Regierungsvorlage abgelehnt und der Antrag auf Ermittelung, ob 
nicht ber fogenannte Heine Königsplatz geeigneter und unter welchen 
Bedingungen er zu erwerben jei, angenommen. Damit ift diefe Sacht 
abermals in Stodung gerathen. 

d) Einen neuen Erwerb hat das Reich fodann noch gemadıt 
durch das Gejeg vom 15. Mai 1879, betreffend dir | 
Erwerbung der Königl. Preußiihen Staatsdruderr | 
(R. Gef. Bl. ©. 189). Gegenüber dem Entwurf zu diefem Geſetze (Druch 
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Re. 152) und dem beigegebenen zwiſchen dem Reich und Preußen ver- 
! abrebeten Vertrag wurben im Neichätage bei der erften Leſung einige 
Bedenken Laut. Hauptjächlich wegen Gefährdung der Privatinduftrie, 
während Andere gerade auch für die Iegtere eine gänftige Einwirkung 
vorausſahen (St.B. S. 1077—1082). In zweiter Leſung wurde ber 
Erwerb jelbft um den Preis von 4872000 Mark und befien Dedung 
durch Anleihe oder Ausgabe von Schapanweifungen glattiweg guige 
heißen. Dagegen lehnte man die Regelung bed Etats der Reichs- 
druderei in dem vorliegenden Geſetze ab und behielt fich ſolche zur bes 
fonderen Erledigung vor (St.B. ©. 1082, 1088). Dabei blieb es denn 
auch in dritter Lefung (St.B. S. 1117—1120). 

In Folge dieſes Beſchluſſes bedurfte e8 denn, um den betreffenden 
Spezialetat zu ordnen, des Nachtragsgefehes vom 6. Juli 1879 zum 
tat für 1879/80, welches unten (ſ. Abſchn. XIV unten ©. 285) zu 
erwähnen jein wird. 

In Betreff der Ausführung der Anleiheaufnahme nach dem Gef 
vom 15. Mai 1879 verfügte ein AllerhHöchfter &rlaß vom 18. Jun 
1879 (R. Gef. Bl. ©. 152) das Nöthige. 


u. 
Auswärtige Angelegenheiten. Stantsberträge. 


1. Bon allgemein politifher Bedeutung find: 

8) Der Bertrag vom 11. Oktober 1878, abgejchloffen mit 
Oeſterreich Ungarn, betreffend die Reviſion bes Artilels V 
des Prager Friedens vom 23. Auguft 1866. Vebterer beftimmte, 
daß bie Benölferungen ber nördlichen Diſtrikte von Schleswig, wenn 
Fe durch freie Abftimmung den Wunſch zu erkennen geben follten, mit 
Dänemark vereinigt zu werden, an Dänemark abgetreten werben follten. 
Daß es zu einer derartigen Abftimmung nicht gelommen, ift befannt; 
aber man erinnert fi} auch, wie mehrfach von auswärtigen Regierungen, 
namentlich von der Taiferlich franzöfiichen, der Art. V, obwohl berjelbe 
Yediglich Sache der beiden Kontrahenten war, als politifche Handhabe bes 
nutzt worden iſt. Es konnte daher nur zur Genugthuung gereichen, daß 
Defterreich auf jedes Recht auß jener Beſtimmung verzichtete; wäre es 
aud nur geweſen, um bie oft wiederholten Ouerelen ber bänifchen Partei 
in Schleswig endlich zum Schweigen zu bringen. Der Reichstag hatte 
nicht Über den Vertrag zu verhandeln, fondern ihn Lediglich entgegen» 
zunehmen (Drudj. 1879 Nr. 24). 

b) Ebenſo verhielt e8 ſich mit dem fogenannten Berliner Ber- 
trag vont 13. Juni 1878 (Drudj. 1879 Nr. 51), der den 
orientaliſchen Krieg beendete und für defien Zuftandefommen man fich 
im Reichstag bei mehr als einer Gelegenheit dankbar erwies. ©. über 
Diejen auch Jahrb. IL, 2. ©. 86. 

c) Zwiſchen dem Reich und Großbritannien wurde eine Ueber- 
eintunft vom 29. März 1879 getroffen, wonach in ben von ber 
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Reflort vereinigten Abtheilungen fortan den Namen eines Reichspoſt · 
amtes und der Generalpoftmeifter ben Titel eine Staatsſekretärs führen 
ſollen. (R. Gel. BL. ©. 25). Bon der Etatsfeſtſtellung, die deßhalb 
namentlich in Betreff eined dritten Direktor in dieſem Amte nöthig 
wurde, wird unten (j. XIV ©. 238) die Rebe fein. 

4. Grundfiüdserwerbungen von Seiten des Reich® kamen 

in Betracht 

a) für daß Reihsgefundheitsamt. Gin befonderer Gejeh- 

entwurf (Drudf. Nr. 10) forderte von dem Reichstag die Bewilligung 
von 312000 Mark zum Erwerbe und zur baulichen Inftandjegung 
eined Gebäudes; zu entnehmen auß den bereiteften Beftänden ber Reicht 
lafſe. Die Erledigung diejer Forderung erfolgte, nicht ohne Debatte, 
die mancherlei Kriti der Thätigfeit des Geſundheitsamtes im fich ſchloß, 
in den Etatöberathungen (St B. ©. 584— 88, 637—43), indem ber 
Betrag unter bie einmaligen Ausgaben des Etat? aufgenommen wurde. 

b) Die Grundfiüdserwerbungen für die einzelnen 
Refforts, Kaſernen für das Militär, Poftgebäude u. dgl. Tamen bei 

den betreffenden Etats zur Sprache. 

Dem Reichdtage wurde, wie früher (j. dieſes Jahrb. III, 2. S. 84, 

Nr. 4) in feiner Seſſion 1880 eine Rachweilung über die Veränderungen 
im Beflande des Grundvermögens des Reichs borgelegt, welche fih im 
Reffort des auswärtigen Amtes, der Militärverwaltung, der Poft- und 
Zelegraphenverwaltung und der Reichseiſenbahnen zugetragen hatten. 

c) Zu einer Grundfiädgerwerbung für daß feit zehn Jahren 
projeltirte Reichstagsgebäude wurde 1879 ein Anlauf genommen, 
jedoch ohne Erfolg. Dem Reichtag kam der Entwurf eined Gejehes be 
huſs Seftftellung eine britten Nachtrags zum Etat für 1879,80 zur 
Vorlage (Druckſ. Nr. 289). Derfelbe war von einer Denkjchrift, dem 
mit dem Grafen von Raczynski geichlofienen Vertrag, einem Situation 
plan u. ſ. w. begleitet und beantragte die Bewilligung der Anfauis- 
jumme aus dem Fonds bes Reichstagsgebäudes. In ber erften Be 
rathung wurde ber vorgeichlagene Plan warm vertheibigt, aber aud 
ebenjo eifrig beftritten (St. B. ©. 1834—41). Die Budgetkommiſſion, 
der die Sache zunächft zugetheilt worden war, empfahl den Betrag von 
5275000 Mark aus dem Fonds zu bewilligen und bann eine Kom- 
miffion unter Vorfig des Präfidenten und mit Zuziehung von Bundes 
rathsmitgliedern einzufeßen, welche da8 Bauprogramm von 1871 einer 
Nevifion zu unterziehen und demnächſt die geeigneten Vorſchläge zu be 
wirken habe (Drudj. Nr. 351). Indeſſen wurden Gegenanträge ein 
gebracht und ſchließlich nach eingehender Berathung (St.B.&.2220— 2230) 
die Regierungsvorlage abgelehnt und ber Antrag auf Ermittelung, ob 
nicht der fogenannte kleine Königsplatz geeigneter und unter welchen 
Bedingungen er zu erwerben jei, angenommen. Damit ift diefe Sache 
abermals in Stockung gerathen. 

d) Einen neuen Erwerb hat das Reich fodann noch gemadıt 
duch das Gejeg vom 15. Mai 1879, betrefiend die 
Erwerbung der Königl. Preußiſchen Staatsdruderei 
(R. Gef. BI. ©. 139). Gegenüber dem Entwurf zu diefem Geſetze (Drudi. 
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Rr. 152) und dem beigegebenen ziwifchen dem Reich und Preußen ver- 

abredeten Vertrag wurden im Reichstage bei ber erften Leſung einige 
Bedenken laut. Hauptjächlich wegen Gefährdung der Privatinbuftrie, 
während Andere gerade auch für bie letztere eine günftige Einwirkung 
vorausſahen (St. B. S. 1077—1082). In zweiter Lefung wurde ber 
Erwerb jelbft um den Preis von 4872 000 Mark und deſſen Deckung 
durch Anleihe oder Ausgabe von Schatzanweiſungen glattweg gutge - 
heißen. Dagegen lehnte man die Regelung des Etatd der Reichs- 
druderei in dem vorliegenden Geſetze ab und behielt fich ſolche zur bes 
ſonderen Erledigung vor (St. B. ©. 1082, 1083). Dabei blieb es denn 
auch in dritter Leſung (St.B. ©. 1117—1120). 

In Folge dieſes Beſchluſſes bedurfte es denn, um ben betreffenden 
Spezialetat zu ordnen, des Nachtragsgejehed vom 6. Juli 1879 zum 
tat für 1879,80, welches unten (j. Abſchn. XIV unten ©. 235) zu 
erwähnen fein wird. 

In Betreff der Ausführung der Anleiheaufnahme nach dem Gele 
vom 15. Mai 1879 verfügte ein Allerhoch ſter Erlaß vom 18. Jun 
1879 (R.Ge. Bl. ©. 152) das Nöthige. 


u. 
Auswärtige Angelegenheiten. Stantsverträge. 


1. Bon allgemein politifger Bedeutung find: 

a) Der Vertrag vom 11. Oktober 1878, abgeichlofien mit 
Deflerreiä- Ungarn, betreffend die Revifion bes Artilels V 
des Prager Friedens vom 23. Auguft 1866. Vehterer beftimmte, 
daß die Vevölferungen ber nördlichen Diftrifte von Schleswig, wenn 
fie durch freie Abftimmung den Wunfch zu ertennen geben follten, mit 
Dänemark vereinigt zu werben, an Dänemark abgetreten werben ſollten. 
Daß es zu einer derartigen Abftimmung nicht gelommen, ift befannt; 
aber man erinnert fi auch, wie mehrfach von außwärtigen Regierungen, 
namentlich von ber Taiferlich franzöfiichen, der Art. V, obwohl berjelbe 
Iebiglich Sache ber beiden Kontrahenten war, als politifche Handhabe ber 
nugt worden ift. Es konnte daher nur zur Genugthuung gereichen, daß 
Oeſterreich auf jebes Recht aus jener Beftimmung verzichtete, wäre es 
auch nur geweſen, um bie oft wiederholten Querelen der bänifchen Partei 
in Schleswig enbli zum Schweigen zu bringen. Der Reichstag Hatte 
nicht Über den Bertrag zu verhandeln, jondern ihn lediglich entgegen« 
zunehmen (Drudj. 1879 Nr. 24). 

b) Ebenfo verhielt es ſich mit dem fogenannten Berliner Ber- 
trag dont 13. Juni 1878 (Drudf. 1879 Nr. 51), der den 
orientalifchen Krieg beendete und für beflen Zuftandefommen man fi 
im Reichstag bei mehr als einer Gelegenheit dankbar erwies. S. über 
diefen auch Jahrb, III, 2. ©. 86. 

©) Zwilchen dem Reich und Großbritannien wurbe eine Ueber- 
eintunft vom 29. März 1879 getroffen, wonach in den von ber 
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Großbritannifchen Regierung mit der Preußifchen behufs Unter- 
drüädung des Handel mit afrilanifhen Negern abge 
ſchlofſenen Vertrag vom 30. September 1841 nunmehr an Stelle Breu- 
ßens das Deutiche Reich eintrat. Die Vorlage (Drudf. Nr. 100) er- 
hielt in der Reichstagsſeſſion 1879 Genehmigung (St.B. ©. 1177—11883). 
Die Publikation ift im Reichsgeſetzblait (1879 S. 100) erfolgt. 

2. Folgende Freundſchafisverträge find dem Reichstage vor- 
gelegt worden: 

a) Im Jahre 1879 ein Freundſchaftsvertrag zwiſchen 
dem Deutſchen Reich und den Samoainfeln vom 24. Januar 
1879 (Drudl. Nr. 239) fammt Protokoll, Denkichriit und einer Mehr- 
zahl von Aktenſtücken. Diefe Vorlage rief bei ber erſten Berathung 
eine Längere Debatte hervor (Gt.B. ©. 1601—1611). Regierunggfeitig 
wurden die Zuftände auf jenen Inſeln näher beleuchtet, die vortreffliche 
Verwaltung und der große Einfluß der dortigen deutfchen Etablifjements 
geſchildert und dargelegt, daß das deutfche Reich, wenn es gleich von Ko- 
Ionieerwerbungen abjehe, das Höchfte Intereſſe dabei habe, dem deutſchen 
Handel gegenüber anderen Konkurrenten in ber Sübfee nicht nur feine 
feitherige Bedeutung zu wahren, ſondern fie möglicäft zu vermehren. Der 
legtere Gefichtspunft fand Anklang. Im jerneren Verlauf erftredte fich 
die Dißkuffion theils auf die allgemeineren Fragen der Kolonialpolitit 
und ob Deutfchland Urfache Habe, fi Kolonien zu verſchaffen, theils 
auf bie Exporte und Importe der Gübfee und infonderheit der Samoa- 
injeln, theil® auch von Seiten des Centrums auf die gegenjeitige Ge- 
wäbßrleiftung ber Gewiffend- und Kultußfreiheit im Zufammenhang mit 
dem Kulturfampf in Deutfchland. 

Auch in der zweiten Lefung (St.B. ©. 1611—1616) kam man 
wenigftend auf die Miffionszuftände. Im Uebrigen ging die Annahme 
einfach von flatten. Ebenſo die dritte Leſung, nachdem freilich noch 
einige Generalbißtuffion über die Arbeiter, Ehe, Milfionsverhältnifie 
und die Sorge für wifſenſchaftliche Beobachtungen Dorangegangen war 
(&.8. ©. 1649—54)*). 

Wegen des nahen Zufammenhanges muß fogleich Hier ein Hinweis 
auf eine andere, dem Reichstage 1880 gemachte Vorlage fich anſchließen. 
In der Südfee und namentlich auf den Samoainſeln war der deutfche 
Handel in erfter Linie durch da® Hamburger Haus Godeffroy vertreten 
gewefen und zu bebeutendem Einfluß gelangt. In der Iehten Zeit war 
dieſes Haus in Noth gefommen und defhalb zur Aufrechthaltung feiner 
Etabliffements und Handelabeziehungen die Gründung einer beutjchen 
Seehandelögefelligait unternommen worden; Vorgänge, über Die 
man bereit in der Prefje lebhaft hin und Her geftritten Hatte, noch be⸗ 
vor ber Reichstag mit der Sache befaßt war. 

Die Reichöregierung brachte nun 1880 den Entwurf'eined&e- 
fetzes, betreffend Die Unterftüßung berdeutfhen Seehan- 
belagejellfichaft ein-(Drudf. Nr. 101). Darnach follte das Reich 
auf die Zeit bis 1899 die Garantie für 4?/, Prozent Zinſen des Altien- 
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tapitals, das 10 Millionen Mark betrug, übernehmen. Darüber erhob 
fich eine überaus ausführliche erfle Beratfung (St. B. ©. 857—897), 
in ber von mehreren Rebnern die Regierung angegriffen, insbejondere 
deren ungenügende Information getabelt wurde. Troß energifcher Ber 
theibigung von Seiten anderer Reichstagsmitglieder und ber Kegierungs- 
vertreler wurbe in zweiter Leſung (St.B. ©. 945—962) die Propofition 
abgelehnt. Es ift bekannt, daß die Urtheile über die Haltung ded Reiche“ 
tags in biefer Sache auch noch naher ſehr verfchieden auögefallen find. 

Nicht unbemertt mag bleiben, daß die Beziehungen zu den Samoa- 
infeln in der Etatsberathung von 1880 Anlaß gaben, auch die Ver - 
hältniffe in Apia und den Einfluß der deutfchen Konfuln daſelbſt zu 
beleuchten (St.B. S. 66—68). 

b) Sodann wurde ein Freund ſchafts⸗, Handels-, Schiff- 
fahrts-und Konfularvertrag vom Deutſchen Reich mit dem 
Königreih der Hamwaiifchen Inſeln abgefchlofien. Er datirt 
vom 25. März und 19. September 1879. Es follte damit, wie der 
Bertreter ber Regierung bei der erſten Berathung (St. B. ©. 405—410) 
der Vorlage (Drudj. Nr. 49 fammt Beilagen), die dem Reichstag 1880 
auging, hervorhob, eine Lücke in den Beziehungen zu ben überjeeifchen 
Staaten zum Bortheil des deutſchen Handels ausgefüllt werden. Die 
Diskuſffion ſchweifte mehrfach über den nächften Gegenftand hinaus. In 
ber zweiten und britten Zefung wurben hauptjächlich noch die Konfular- 
verhältnifle diskutirt (St. B. S. 822—826), dann der ganze Vertrag 
genehmigt. Die Publikation ift im Reichsgeſetzblatt (S. 121) geichehen. 

3. In Betreff der Auslieferungsperträge ift 

a) zunächft zu erwähnen, da nach einer Bekanntmachung des 
Reichskanzlers vom 29. Dezember 1878 (R.G. BL. 1879 
©. 2) ber noch in Giltigfeit befindliche Auslieferungsvertrag mit Bel- 
gien vom 14. Dezember 1874 (ſ. R. Geſ. Bl. 1875, ©. 73 ff.) einige 
Korrekturen erfahren hat. 

b) Ein Auslieferungsvertrag vom 12. Februar 1880 
ift mit dem Sreiftaat Uruguay abgeichloffen (Drudj. Nr. 145), 
aber nod nicht publizirt worden. Er bat den gewöhnlichen Inhalt 
und wurde vom Reichstag (St. B. ©. 1118, 1317) ohne Diskufſion ger 
nehmigt. 

4. Ueber die Verträge mit auswärtigen Staaten, welche 
Die Handelsbeziehungen und Zollverhältniffe zum Gegenſtand haben, iſt 
unten in Abſchnitt VII näher zu referiren. Es find folgende: 

a) der Handelövertrag zwiſchen Deutihland unb 
Defterreih- Ungarn nebſt Zolltartel und Schlußprotofoll vom 
16. Dezember 1878 (R. Gel. Bl. S. 11). Dazu eine Erklärung dom 
31. Dezember 1879 (R. Gef. Bl. 1880 ©. 9); und ferner bie Leberein«- 
Zunft wegen weiterer proviforifher Regelung der Han- 
Delsbeziehungen vom 11. April 1880. 

b) Die Nebereintunft mit Belgien vom 22. April 1880. 

c) Die Uebereintunft mit der Schweiz vom 1. Mai 1880. 

5. Unerlebigt blieb die revidirte Elbſchifffahrtsakte vom 
7. Marz 1880, die nebft Schlußprotofoll dem Reichätage 1880 vor- 
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gelegt wurde (Drudf. Nr. 95). Nach Aufebung der Elbzölle erſchien 
eine Neuordnung geboten. Der Reichätag verwies bie Vorberathung 
an eine eigne Kommilfion (St.B. ©. 1139—1141), welche bemnädt 
mündlichen Bericht erflattete und die Ablehnung bes bie Abgaben ber 
treffenden Art. 4 und bed den Geltungsbeginn und die Ratififation ber 
treffenden Art. 37 "beantragte. Die zweite Berathung mar recht aus 
führlich (St.B. ©. 1264—1317) und endete mit der Annahme der 
Kommiffionsanträge, jedoch mit der Modifitation, daß der Vorbehalt, 
wonach die zur Zeit auf der Elbe beftehende Zollgrenze gegen Oeſter⸗ 
eich nur durch Geſetz verlegt werden könne, wegfallen jollte. 

In dritter Lefung beantragten mehrere Mitglieder, diefe Mobifie 
Tation wieder zu befeitigen, wa8 zur Folge hatte, daß man die Vorlage 
an die Kommilfion zurüdverwies und ſchließlich nicht zur Schlußberathung 
gelangte ( St.B. ©. 1321—22). 

6. Bon dem Weltpoftvertrag vom 1. Yuni 1878 wird unten 
in Abſchnitt VI, ebendafelbft auch von dem Bertrag vom 12. März 
1878, betreffend die Gotthardbahn, ferner von ber internatio- 
nalen Uebereinkunft vom 17. September 1878 wegen der 
Reblaus in Abſchnitt X, von dem Vertrag mit Defterreid 
wegen Beglaubigung ber Urkunden in Abſchnitt XIII und 
ebendafelbft von der Deklaration der Uebereinkunft mit Bel- 
gien vom 18. Oftober 1878 in Betreff des Armenrechts und der 
Uebereinfunft mit Suremburg wegen berjelben vom 12. Juni 
1879 die Rede fein. 

7. Dagegen gehört füglich in diefen Abſchnitt, was in Betreff 
des Konfulatswejens geichehen iſt. 

a) Gefeh vom 10. Juli 1879 über die Konfular- 
gerichtsbarkeit (K. Geſ. Bl. S. 197). Daß dem Reichstag in der 
Seffion von 1879 der Entwurf befjelben unterbreitet wide (Drudi. 
Nr. 70), bedurfte kaum der Rechtfertigung. Schon öfter war auf bie 
Notäwendigfeit Hingewiefen worden, die fi} zumal nad den neuen 
Auftisgefeen ergab. Nebenher kam in der erften Leſung das Recht der 
Konfuln, Poligetverorbnungen zu erlaffen, in Frage (St.B. ©. 842—845). 
Nach Bericht der ad hoc eingefekten Kommilfion (Drudi. Nr. 275) 
wurde in zweiter Leſung der Entwurf en bloc angenommen (St. B. 
©. 1848—1880); deögleihen in dritter (St.B. ©. 1897). Das Gefeh 
enthält in feinem exften Abſchnitt allgemeine Beftimmungen über bie 
Einrichtung und Beſetzung des Konfulargerichts in den Ländern, in 
denen dieſe Art der Gerichtsbarkeit nach Vertrag oder Herlommen eriftirt, 
ſowie über das in demfelben anzuwendende Recht. Der zweite bringt 
bejondere Vorſchriften Über die Prozedur in bürgerlichen Rechtäftreitig: 
keiten, ber dritte über das Verfahren in Straffachen, der vierte über 
das Verfahren in nicht ftreitigen Sachen, worauf noch Schlußbeftimmungen 
über die Gebührenordnung u. |. w. folgen. 

b) Geſeß vom 7. Juni 1880 (R.Gei. Bl. ©. 146), wonach 
beftimmt worden ift, daß die dem Deutichen Konful zu Serajewo in 
Serbien und der Herzegowina zuftehende Gerichtsbarkeit durch 
Verordnung bes Kaiſers mit Zuftimmung des Bundesraths bejchräntt 
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ober außer Uebung geſetzt werden kann, und Geſetz vom 5. Juni 
1880 (R. Gef. Bl. ©. 145), wonach die Zeitbeichräntung, welche ber 
Aufgebung der Konfulargerichtöbarteit in Egypten durch das Gefeh vom 
80. März 1874 gejegt war, aufgehoben wurbe. 

Beide Geſetze paſſirten ben Reichdtag ohne Diskuffion (Drudf. 
Nr. 95; St.B. ©. 1142—1148, 1318). 

Demgemä gingen weiß irorbrungen vom23.September 
1880 (R. Gef. Bl. ©. 191, 192), von denen die eine bie beutfchen 
Reichdangehörigen und Seal in Serbien und ber Herzegowina 
ber Gerichtöbarfeit Oeſterreich · Ungarns unterwarf, die andere die Ber 
ſchränkung der Geltungsbauer der Verordnung vom 23. Dezember 1875 
87 Wſ. 1 für Egypten aufhob. 

8. Zur Regelung bes Geſandtſchafts- und Konſulats- 
weſens gehört ferner noch die Verordnung vom 23. April 1879 
(R.G. Bl. ©. 127), welche die Tagegelder, Reiſekoſten u. f. w. 
der Beamten ber Geſandiſchaften und Konfulate, und eine andere Ber- 
ordnung vom 23. April 1879 (R.Gej. Bl. ©. 134), welche das 
Urlaubönehmen derjelben regelt. 


III. 
Maßhregeln in Betreff der Sozialdemotratie. 


In ber Seffion von 1879 wurde dem Reichstag eine Darftellung 
der Anordnungen, welche von ber preußiſchen Regierung mit Ge— 
nehmigung des Bundesraths auf Grund des $ 28 Abſ. 2 des Geſetzes 
vom 21. Oftober 1878 getroffen worden waren, miigetheilt (Drudf. 
Nr. 14). Der Reichstag erledigte die Mittheilung einfach durch Kennt« 
nißnahme. Doch gab fie in Verbindung mit einer Anzahl von Pe- 
titionen aus fozialdemofratifchen Kreifen Veranlaffung zu einiger Debatte 
(&.B. ©. 4389453). 

Desgleichen empfing ber Reichſstag in ber Seffion 1880 eine Dar«- 
legung der Anordnungen, welche die Preußifche Regierung auf 
Grund des $ 28 Abſ. 1 jened Geſetzes erlafien Hatte (Drudf. Nr. 7). 
Auch Hier begnügte man ſich mit der Kenntnißnahme, nachdem eine 
Berathung ftattgefunden Hatte (St. B. S. 277—288), die fich über die 
gegen die Sozialdemokratie zu beobachtende Haltung im Allgemeinen ver- 
breitete und zur Einleitung der Berathung des ſogleich zu erwähnenden 
Geſetzes biente. 

Die Regierung brachte nämlich in derjelben Sejfion den Ent- 
wurf eineß Gejehes, betreifend die Abänderung des 880 
des Gefeges vom 21. Oltober 1878 ein (Drudj. Ar. 26). 

Nach lebhafter erſter Berathung, in der insbeſondere bie Gentrums« 
partei ihre frühere Haltung gegenüber dem Sozialdemokratiegeſetz zu 
rechtfertigen ſuchte (St.B. S. 289—811), ging ber Entwurf an eine 
Kommiffion. An ben Bericht berfelben (Drudf. Nr. 88) ſchloß fich eine 
Menge von Anträgen, namentlich fozialdemokratifcher Mitglieder und 
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der Gentrumßpartei an (Drudf. Nr. 111, 113), über deren gefchäftliche 
Behandlung eigens eine Beratung zu pflegen war (St. B. ©. 755 ff.), 
und die dann (Gt. B. ©. 760—800) einzeln burchgefprochen, ſämmtlich ab- 
gelehnt oder zurüdgezogen wurden. Im Weiteren führte bie zweite Leſung 
zur Annahme der Kommiffionsfaflung (St. B. S. 801—819), bei der e& 
auch in ber dritten Lefung ungeachtet eines letzten Sturmlaufs gegen das 
ganze Gejeg von 1878 verblieb (St. B. S. 1146—1176). 

Das bemgemäß publizirte Gejeg dom 31. Mai 1880 
(R. Gef. BL. S. 117) verfügt in $1, dak $ 28 Nr. 3 des Gefehes vom 
21. Oktober 1878 auf Mitglieder be Reichstags oder einer gejeh- 
gebenden Berfammlung, die fi) während der Seffion am Sitze ber 
Korperſchaft aufhalten, keine Anwendung findet; eine Beſtimmung, bie 
fih nach den oben (S. 208) dargeftellten Vorgängen erllärt. Der $ 2 
verlängert bie Dauer des Geſetzes von 1878 bis zum 30. September 1884. 


W. 
Militär und Marine, 


1. Wichtig iſt vor allen Dingen das Gefeh vom 6. Mai 1880, 
betreffend Ergänzungen und Aenderungen des Reichs— 
militärgefeges vom 2. Mai 1874 (R.Gel. Bl. S. 103). Zur 
Rechtfertigung des Entwuri® (Drudf. Nr. 11) wurde bei Beginn ber 
erſten Leſung von dem Sriegäminifter hervorgehoben, daß nicht etwa nahe 
Kriegägefaht, wohl aber der Ablauf des Sepiennats und der Umftand, 
daß benachbarte Staaten eine größere Kriegäbereitichaft ind Werk geſetzt 
hätten, eine anbere Feſtſetzung der Präfenzftärke in Deutſchland, mit 
möglichft wenig Gelbopfern, bedinge. Man wolle deßhalb, ohne Er 
richtung von mehr Kavallerie oder Artillerie zu beabfichtigen, die Erſah ⸗ 
reſerve erſter Klaſſe durch Heranziefung zu fünfmonatlichen Friedend- 
übungen für den Kriegsfall verwendbar machen. Am Reichstage wurde 
don mehreren Seiten die Nothwendigleit anerkannt, von anderen aber 
auch dem Bedauern Ausdruck gegeben, daß dem beutjchen Volt noch 
mehr Laften für das Militär auferlegt werden follten, und allgemeine 
Abrüftung empfohlen (St.B. ©. 170—219). 

Eine Kommilfion übernahm bie Vorberathung und erftattete Ber 
richt (Drudf. Nr. 74). Nach ihrem Vorſchlage wurden in zweiter Lefung 
die einzelnen Beftimmungen gebilligt (St. B. S. 579—637); nur zu $ 8 
Abf. 1 mit dem Abftrich der Befreiung der Geiftlichen von den Uebungen 
ber Erſatzreſerve, worüber ausführlich diskutirt worden war. Die dritte 
Lefung (St.B. S. 687— 739) führte nochmals auf allerlei Betrachtungen 
der politifchen und finanziellen Lage, ſchloß aber unter Annahme der 
urfprünglichen Fafſung zu $ 8 Abf. 1, alfo unter Freierklärung ber 
Geiftlichen, mit ber wiederholten Billigung der Befchlüfle zweiter Leſung. 

Nach dem Geſetz beträgt die Friedenspräſenz bis zum 31. März 
1888 427 274 Mann, ohne die Einjährigfreimilligen. Die Infanterie 
hat 508 Bataillone, die Zeldartillerie 340 Batterien, die Fußartillerie 
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31 Bataillone, die Pionniere zählen 19 Bataillone. Dann folgen bie 
genaueren Borfchriften, wie die Heranziehung der Erſatzreſerve zu dem 
Mebungen zu gefchehen Hat, und bie Beitimmung, daß die Verſetzung 
in die Sandwehr und die Entlaffung aus der letzteren ſtets in ber Früh - 
jahröfontrolverfammlung ftattfindet. Die weiteren Artikel beziehen fich 
auf die Freiwilligen, fowie auf die Ausführung und die Anwendung 
des Geſehes in Bayern und Württemberg. 

2. Die Verordnung vom 20. Januar 1879 über bie 
Berrihtungen der&tandesbeamten bei Militärperfonen, 
die ihr Standquartier nach eingetretener Mobilmachung verlafien haben 
(KR. Gef. BL. ©. 5). Sie bezieht fih auf $ 7I bes Gejekes über den 
Perfonenftand vom 6. Februar 1875 und Handelt von der Beurkundung 
im Allgemeinen, von ber Beurkundung ber Geburten, der Eheſchließung 
und der Beurkundung ber Sterbefälle. 

3. Daß Gefeh vom 30. März 1879, betreffend den Inva- 
lidenfonds (R. Gel. Bl. ©. 119). Daffelde gehört zugleich in unfern 
Abſchnitt XIV (f. unten S. 238). Der Entwurf dazu ging von ber 
Budgetlommiffion aus (Drudf. Nr. 92) und erhielt ohne Mühe die Ge- 
nehmigung des Reichstags (St.B. ©. 645—46, 674). Es handelte fi 
darum, einerfeit8 bem nur mit Verluft zu bewirkenden Verlauf von 
Prioritätsobligationen, in denen die Fonds angelegt waren, vorzubeugen. 
Zu dieſem Behufe wurde die Frift des $ 1 des Gefeße® vom 28. Se- 
bruar 1876 bis zum 1. Juli 1885 erſtreckt. Sobann wurde bei dem 
befannten Revenüenüberfluß des Fonds beftimmt, daß vom 1. April 
1879 ab bie nad) dem Frankfurter Friedensvertrag an ehemalige fran« 
zoͤfiſche Militärs zu zahlenden Penfionen und die Koften der Invaliben- 
inftitute des Neichäheeres, fowie die auß dem Dispoſitionsfonds des 
Kaiſers zu bewilligenden Unterftügungen und Erziehungsbeihilfen für 
Hinterbliebene der in Folge des Krieged von 1870/71 verftorbenen Mi« 
litärd bis zum Belaufe von 350000 Mark, auf den Fonds zu über 
nehmen jeien. 

4. Eine Berorbnung vom 4 März 1879 (R. Gef. Bl. ©. 13) 
bringt Ergänzungen und Abänderungen der Verorbnung vom 16. Auguft 
1876, betreffend die Kautionen der Beamten der Militär- und Marine 
verwaltung, und eine Verordnung vom 20. Mai 1880 regelt bie 
Zagegelber, Reifeloften u. ſ. w. der Beamten ber Militär und Marine 
verwaltung (R. G. Bl. ©. 118). 

5. Dad Geſetz vom 30. März 1880, betreffend eine &r- 
gänaung des Gejeges vom 27. Juni 1871 über die Pen- 
fionirung und Berforgung der Militärperfonen (K. Geſ. BL 
©. 99), worüber in der Seifion 1880 verhandelt wurde (Drudf. Nr. 23; 
&t.B. ©. 169—170, 232), beftimmt, daß den Militärperfonen, die bei 
dem Marinelazareth zu Yokohama Länger als ein Jahr gedient Haben, 
diefe Dienftzeit bei der Penfionirung doppelt angerechnet wird. 

6. Eine Berorbnung dom 29. Juni 1880 (K. Geſ. Bl. S. 169) 
enthält die Klajfeneintheilung ber Militärbeamten be 
Reichsheeres und der Marine. 
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V. 
Schifffahrt. 


Zn dieſem Abſchnitt iſt ſeht wenig au berichten, wenn man nicht 
theilweife die oben in Abſchniti I unter 2 berührten Verträge hierher 
zechnen will. Sonft nur 

1. Die Verordnung vom 7. Januar 1880 zur Ver— 
Hätung des Zufammenfloßes der Schiffe auf See (R. ef. Bl. 
©. 1). Durch diefe wurde die Verordnung dom 28. Dezember 1871, 
welche nach der Erfahrung mancherlei Mifftände hatte, aufgehoben und 
durch neue Vorſchrifien fiber da8 Führen von Lichtern, Nebelfignale, 
Mäßigung der Fahrgeſchwindigkeit bei Nebel u. ſ. w. erfegt. 

2. Der Entwurf eines Geſetzes, betreffend die Küſten- 
frachtſchifffahrt (Drudf. Nr. 77) gelangte dem Reichstag 1880 zur 
Vorlage, machte die erſte Berathung durch (St. B. S. 660—670), ſowie 
auch nach Vorberathung in einer Kommiſſion, die mündlich Bericht ex- 
ſtatiete (Drudf. Nr. 128), die zweite Leſung (St.B. S. 1024—1035), 
wurde aber nad} der Generaldiskuſſion dritter Leſung von der Tage» 
ordnung abgefegt und nicht erledigt (St.B. ©. 1117—1118). 

3. Dagegen wurde aus dem Entwurf eines Geſetzes, betreffend die 
Säiffsmeldungen bei den Konjulaten bed deutſchen 
Reihe (Drudj. Nr. 7) in der Geffion von 1880 daß Geſetz vom 
25. März 1880 (R.Gef. Bl. ©. 181). Die Berathung machte feine 
Schwierigkeit (St.B. S. 49—52, 87). Dem Geſetz zufolge haben die 
Führer deutfcher Kauffahrer die Ankunft in einem Hafen, der zum Amts- 
bezirk eines beutfchen Konſuls gehört, bem Iehteren bei Geldſtrafe anzu- 
zeigen. Indeſſen mit einigen Ausnahmen. Das Nähere über bie Art 
und Weife der Ausführung beftimmt, wie in $ 3 des Geſetzes vorbe- 
halten war, eine Kaiferliche Verordnung vom 28. Juli 1880 
(R. Ge. BL. ©. 183). 


VI. 
Verlehrsanſtalten. 


1. Eiſenbahnweſen. Bezüglich des Reichseiſenbahnamtes ift 
auf dasjenige zu verweiſen, was oben (in Äbſchnitt I, 3a) über deſſen Ein- 
richtung bemerkt worden ift, und bezüglich feiner Thätigteit, ſowie be= 
züglich des gefammten Zuftandes des Eiſenbahnweſens und feiner Be- 
dürfniffe auf das, mas unten in Abfchnitt XIV über deren Kritik ge- 
legentlich der Gtatöberathungen noch bemerkt werben wird. Im Nebrigen 
haben wir nur zu notiren, 

a) baß dem Reichstag 1879 (f. Drudi. Nr. 25) eine Ueber- 
fiht über die Bauausführungen und Betriebsmittel- 
anfhaffungen für die Eifenbahnen in Elfaß-Lothringen und Luxem - 
burg vorgelegt wurde; ebenfo 1880 (Drudf. Nr. 5), wo weiter auch dem 
Reichdtag eine Zujammenftellung der Betriebsergebniffe 
des Jahres 1877 und bed Jahres 1878 zuging, welch lehtere für 
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die Zukunft eine genaue, von dem Reichseiſenbahnamt zu betreibende 
Eifenbahnftatiftit in Ausficht ftellte. 

b) Ein Gefeg vom 9. Juli 1879 (R. Geſ. Bl. ©. 195) gibt 
die Ermächtigung, Eiſenbahnen von Xetrichen nach Diebenhofen und 
von Buchsweiler nad Schweighaufen zu bauen, ſowie zwifchen Dieben« 
ofen und Hergarten-Falt ein zweites Geleife legen zu laflen. Die 
Mittel dazu follen durch Anleihe befchafft werben. Der Reichstag hatte 
dem Entwurf (Druch. Nr. 284) leicht feine Zuſtimmung ertheilt (St. 2. 
S. 1829—1832, 1869). Ueber die Ausführung der Anleihe, im Ge 
jammtbetrage von 4614515 Mark, erging der Allerhochſte Erlaß 
vom 13. Oltober 1880 (R.Gef. Bl. S. 187). 

e) Zur Ordnung der Berhältniffe der St. Gotthardeifenbahn 
wurde ein neuer Nachtragsvertrag vom 12. März 1878 abge— 
ſchloffen und publizirt (R. Gef. Bl. 1879 ©. 270). 

d) Ueber den Entwurf eined Gejeges über das Pfandredt an 
Eifenbahnen ſ. unten S. 229. 

2. Boft- und Zelegraphenmwefen. Hier tritt hervor 

a) ber Weltpoftivertrag vom 1. Juni 1878, zu Pariß ge- 
ſchlofſen, fammt Uebereintommen zwifchen einem großen Theil der fon- 
trahirenden Staaten, betreffend den Austaufch von Briefen mit Werth 
angabe und Poftanweifungen (R. Geſ. Bl. ©. 83 ff.), den der Reichatag 
natärlich unverändert genehmigte (St. B. ©. 184—185, 187—189). 

b) Bon ber Entwidlung des Poft- und Telegraphen- 
wefens, ben Bebürfniffen derfelben und den Anleihen, bie zu biejem 
Zwecke gemacht worden find, ſowie auch von einzelnen Wünfchen, bie in 
Bezug auf ben Verkehr bei den Etatsberathungen geäußert wurden, wie 
3. 3. in Betreff der Werthangaben, bes Vriefgeheimnifjes u. bgl., wird 
in Abſchnitt XIV S. 288 u. 239 noch die Rebe fein. 

c) AB die Verkehrsanſtalten betreffend muß noch des Antrags 
Erwähnung gethan werben, der in der Meichttagsfelfion 1880 dahin 
gerichtet wurde, ber Reichskanzler möge eine Unterfuchung ver- 
anftalten, ob bie zahlreichen Klagen über den Zuftand des Rhein- 
ſtroms berechtigt feien und wie ihnen eventuell abgeholfen werben 
Tonne (Druchſ. Nr. 44). Im der Diskuffion über diefen Antrag beſchwerte 
man fi namentlich über das Verhalten der Rheinichifffahrtstommiffion 
und verlangte die Ausarbeitung eineß einheitlichen Baupland. Die Re ⸗ 
gierung räumte ein, daß Mißflände vorhanden ſeien. Umſomehr fühlte 
ſich der Reichstag beitimmt, den Antrag gnzunehmen (St. B. S. 471—477). 

d) Ueber die Elbihifffahrt ift in Äbſchnitt II, 5 das Nötbige 
bemerkt worden. 


van 
Zoll- und Steuerweſen. Handelöverträge, 


Bon hervorragendfter Bedeutung erjcheint die Gefeßgebung ded Zoll- 
und Steuerwejen®, ſowie die dadurch bedingte Haltung bem Außlande 
gegenüber. Wie im dem Mbfchnitt, der don Etatsfefiſtellung handelt 
(f. unten S. 231), au zeigen fein wird, ſchlofſen die legten Finanzjahre mit 
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Defizit ab. Ungefichts biefer Exrfcheinung mußte die Reichsregierung 
darauf Bebacht nehmen, Dedung zu beichaffen; und da man nicht baranf 
außgehen Tonnte, die Bebürfnifie des Reichs durch Vermehrung der Ma- 
teifularbeiträge zu beden, im Gegentheil bie Legteren minbern ober ganz 
befeitigen und dem Weiche eigene jelbftändige Einnahmen zuführen zu 
möüffen glaubte, erſchien es bderjelben am angemefienften, neue und 
zeichlich fließendere Einnahmen aus den Zöllen und den dem Reiche ge= 
hörigen Steuern zu eröffnen. Damit hoffte man zugleich die direkten 
Staatd- und Gemeindefteuern zu vermindern. Aus politifcden und wirth« 
ſchaftlichen Erwägungen wandte fich, freilich unter großem Wiberflreit 
von manchen Seiten her, die Reichöregierung einer Reform ber Zoll- 
und Gteuergefegebung zu, bie, wie Öfter hervorgehoben wurbe, nichts 
Anderes ift, ald das Verlaſſen der bisher eingehaltenen, dem frei 
handel entgegenftrebenben Bahnen. 

1. Wir betrachten an erfter Stelle diejenigen Borfommniffe, welche 
die Zölle und Steuern betreffen. 

a) bie Reform bes Bolltarifs infonderheit wurde eingeleitet 

aa. buch das Gejeh vom 30. Mai 1879, betr. die vor- 
Läufige Einführung von Uenberungen des Zolltarijs 
(R. Gel. Bl. S. 149). Der erklärte Zweck bei Einbringung des Ent 
wurjfs (Drudf. Nr. 278) zu dieſem Gejeg war ber, zu verhindern, dab 
die Zwiſchenzeit während der damals bereits im Gange befinblichen 
Verhandlungen über den neuen Zolltarif (ſ. unten Nr. bb.) von ber 
Spekulation Abermäßig und zum Schaben ber Reichafinanzen außgebeutet 
werde. Welche Gejahr in diefer Beziehung drohe, wurde an mehreren 
Beifpielen tHatfächlich nachgewiefen. Bei der erſten Beratfung (St.B. 
©. 1314—1327) wurde im Ganzen bie Nothwendigkeit eines jolchen 
Gefeges, wenn e8 denn einmal zu einer Zariländerung kommen jolle, 
anerfannt und nur bedauert, daß daſſelbe nicht ſchon zeitiger in Angriff 
genommen worben jei. Doch traten auch Bedenken, prinzipielle und 
prattiſche, hervor. in der zweiten Leſung fand daß Geſetz nur in 
mobdifigirter Faſſung Billigung (St. B. &. 1481—1498), die im "der 
dritten noch einmal, wiewohl in der Hauptjache vergeblich, bemängelt 
wurde (St.B. ©. 1509—1519). 

Nach dem $ 1 des Geſetzes war dem Reichskangler bie Befugniß 
beigemefjen worden, die Eingangszölle von Roheiſen, Material-, Spezerei- 
und Konditorwaaren, und anderen Konjumtibilien, ſowie von Petroleum 
und Tabak in der Höhe vorläufig erheben zu Lafien, bie ſich nach ben 
Beichlüflen des Reichstag über den Zolltarif oder das Tabakſteuergeſetz 
in zweiter Lefung ergeben werde. Von ber Befugnik machte der Reichs- 
Tanzler Gebrauch, indem er in Betreff de Noheifens eine entiprechende 
Belanntmahung vom 31. Mai 1879 (R.Gel. BL. ©. 150), 
in Betreff der Spejerei- und fonftigen Waaren, ſowie des Petroleums 
eine Befanntmahung vom 5. Juli 1879 (R. Geſ. Bl. ©. 161), 
in Betreff des Tabals eine Belanntmahung vom 7. Juli 
1879 (R.Gej. BL. ©. 168) erließ. 

bb. Sobann wurde mit dem Meichätag bag Gefeg vom 15. Juli 
1879, betreffend den Zolltarif des Deutjchen Bollge- 
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bietes und ben Ertrag ber Zölle und der Tabakſteuer 
(R. Gef. BL ©. 207) vereinbart. 

Mit der besiallfigen Vorlage (Drudf. Nr. 182 mit Motiven und 
Anlagen, zu denen namentlich Zolltarife anderer Staaten gehörten) fertig 
du werden, war unftreitig die fchwwierigfte der dem Reichstag in ber 
1879er Seffton geftellten Aufgaben. Die erſte Berathung nahm bie 
86.—41. Sigung in Anſpruch (St.B. S. 926—1114). GB if un. 
möglid, die Fülle der allgemeinen und fpeziellen Betrachtungen auch 
nur einigermaßen wiederzugeben. Vielmehr muß man fi) begnügen, 
darauf Hinzuweifen, daß von Anfang an ber Entwurf ebenfo Heftige 
Gegnerſchaft, als eifrige Befürwortung fand. Auch zeigte fich bereits, 
daß bei dieſer Gelegenheit keineswegs von einer jeden Partei ein ein⸗ 
heilliches Botum zu erwarten war, daß fich vielmehr überhaupt dabei die 
Parteirichtungen verjchieben würden. Das Geſetz felbft und eine Reihe 
von Zarifpofitionen wurden zur Kommiſſionsberathung verwieſen. 

Die zweite Berathung des Gefees nahm die 74., 76., 77. Sitzung 
(&t.B. &.2106—2117, 2148— 2215), bie dritte die 78. und 80. Sigung 
(&. 2241—2265, 2345— 2364) in Anfpruch und führte zur Annahme 
des Geſehes. 

Noch weniger erſcheint es thunlich, über die Debatten zum Zoll ' 
tarif und defjen einzelne Pofitionen kurz zu veferiven. Die zweite Lefung 
erfüllte die 45.—51., 53.—55., 60.—62., 65.73. Sigung, bie britte 
bie 79., 80. Sigung. Die Anträge der Kommiffionen und die Pofitionen 
des Entwurfs wurden mehrfach amendirt. 

ec. Durch das Geſeh vom 6. Juni 1880 betreffend die 
Abänderung des Zolltarifs (R. Gef. Bl. ©. 120) ift bald darauf 
diejenige Pofition, welche den Eingangszoll von Flachs und anderen 
vegetabiliſchen Stoffen mit Ausnahme der Baumwolle beftimmt Hatte, 
bejeitigt worden. Der Vorfchlag zu demjelben ging aus der Initiative 
des Reichstags Hervor (Drudf. Nr. 63). Auch über biefe Spezialität 
mangelte es nicht an längerer Berathung (St. B.©.643—660, 739— 745), 
die mit der Annahme des nur aus einem Paragraphen beftehenden Ge- 
ſetes außging. Zugleich wurde durch einen Beſchluß des Reichstags ber 
Reichskanzler erjucht, einen Geſetzentwurf behufß Grleichterungen ber 
Getreideeinfuhr nach $ 7 des Geſetzes vom 15. Juli 1879 vorzulegen. 

Eine Mehrzahl von Petitionen gegen ben neuen Zolltarij konnte 
in der Seffion von 1880 nicht erledigt werben. Klagen über benjelben 
wurben bei anderen Verhandlungen vielfach Laut. 

dd. Einige Aenderungen in Betreff berbayerifhenllebergangä= 
abgaben Bat die Bekanntmachung vom 3 März 1880 
(R. Gef. BL. ©. 25), in Betreff der badifchen die Belanntmadung 
vom 20. Mai 1880 (R.G.Bl. ©. 112), und in Betreff der bay- 
rifgen Uebergangsabgabe für Branntwein die Belannt- 
madung vom 9. November 1880 (R.G.BL ©. 189) getroffen. 

b) Nicht minder war die Steuergefehgebung ein wichtiger 
Gegenftanb der Berathung und Gefeßgebung. 

aa. In ber Seffion von 1879 einigte fi die Reichöregierung mit 
dem Reichdtag über einen Gefegentwurf wegen Abänderung 
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bes Geſetzes vom 10. Juni 1869 betreffend bie Wechſel- 
fempelfteuer (Drudf. Nr. 83). Hauptjählich galt es die Säge dem 
neuen Münzfyftem des Reiche anzupaffen. Ueber einige Anfäe wurbe 
geftritten,, indeflen fchließlih der Entwurf unverändert gutgeheiken. 
(St.B. ©. 729—33, 829—42, 88694). Darauf if das Gejeh 
dom 4. Juni 1879 verfündet worden (R. Gel. Bl. ©. 151). 

Auf dafjelbe beziehen fi die Betanntmadhung vom 13. Juni 
1879 (K. G. BL. ©. 158), wegen Außgabe neuer Stempelmarten für 
Wechſel und die Befanntmahung vom 24. März 1880 
@ Bl BL. ©. 94), wegen Einlöfung und Umtaufch® der alten 


a Gejeg vom 16. Juli 1879 betreffend die Be- 
fteuerung bed Tabaks (K. G. Bl. ©. 245). Auf Grund bes Etats - 
gejeges vom 26. Juni 1878 Hatte eine Enquöte flattgefunden, deren 
Bericht dem Reichstag 1879 zuging (Druckſ. Nr. 32). Bald darauf 
unterbreitete ihm die Regierung zwei Gefegentivärfe (Drudf. Nr. 136); 
ber eine betreffend bie Befteuerung des Tabals, der andere betreffenb bie 
Erhebung einer Nachſteuer von Tabakfabrikaten. Sie flanden ſelbſtredend 
mit der Tendenz des Zolltarifs, der letztere auch mit dem Geſez vom 
30. Mai 1879 (&. oben ©. 216) in Verbindung. Bei der geplanten Steuer- 
reform war immer in erfter Linie Mehrertrag aus dem Tabal, wenn 
nicht gerabezu Tabaksmonopol, ins Auge gefaßt worden. Die erfte Be 
rathung bewies, daß jehr abweichende Anfichten obwalteten (St B. 
©. 1138—1174), wenn auch im Allgemeinen Geneigtheit, den Keichs - 
finanzen aus dem Tabak mehr Einnahme zukommen zu laffen, nicht 
derfannt werben mochte. Indeſſen wurden in zweiter Lefung (St. B. 
©. 2090— 2106) bie Beftimmungen des Entwurſs nach den Anträgen 
der Kommilfion (Drudf. Nr. 345) mit einigen Amendements ohne 
ſonderlichen Widerftreit angenommen, dann in dritter das ganze Geſetz 
St. B. S. 2240— 2241). 

Dagegen wurde der Entwurf des Geſetzes betreffend die Erhebung 
einer Nachſteuer kurzweg abgelehnt (St.B. S. 2147— 2148). 

Hinlänglich bekannt iſt, daß man das Tabalſteuergeſetz von 1879 
keineswegs als endgiltige Erledigung der Tabakſteuerfrage hat anjehen 
wollen. Immer wieder verlautete, daß weitere Erhöhungen oder das 
Monopol in ber Luft ſchweben. Um darüber einige Beruhigung zu er- 
langen und ber Tabalinduftrie folche zu gewähren, wurde in ber Seffion 
don 1880 der Antrag geftellt (Drudf. Nr. 80), der Reichstag wolle er 
Mären, daß er jeder weiteren Erhöhung oder bem Monopol nicht zu« 
flimmen werde. Man ging über den Antrag zur Tageorbnung (Drudf. 
Nr. 151), motivirte dieſe aber. mit der beftimmten Erwartung, daß das 
Einverftänbniß mit ber Regierung, das zu dem Gejeh von 1879 geführt 
habe, nicht weiter in Frage geftellt werde (St. B. ©. 973—997). 

ec. Gejeg vom 19. Juli 1879 betreffend die Steuer- 
freiheit des Branntweins zu gewerbliden Zweden 
(R.G.BL. S. 259). Innerhalb der Branntweinftenergemeinfchajt ſoll 
für Branntwein, der zu bderlei Zwecken verwendet wird, bie Brannt« 
weinftener nach dem bei ber Ausfuhr zu vergütenden Safe vergütet 
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werben. Der Reichstag trat dem Entwurfe (Drudf. Nr. 870) ohne 
Weiteres bei (St.B. ©. 2230, 2268). 

dd. Zwei Geſezentwürfe wegen Erhebung ber Brau- 
ſteuer unb betreffend die Erhöhung der Braufteuer (Drudf. 
Nr. 185) blieben, nachdem fie die erfte Berathung, nicht ohne auf 
Widerftand zu floßen und das Verlangen nach einer Erhöhung ber 
Branntweinftener anzuregen, durchgemacht Hatten (6.3. &. 1122—1133) 
und nachdem von ber Kommiffion die erfteren mobiftzirt anzunehmen, 
die zweiten abzulehnen empfohlen worden, (Drudf. Nr. 397) unerledigt. 

Ebenfowenig gelangte der Entwurf des Gejeges wegen Er- 
bebung ber Braufteuer zur Perfektion, als feine Vorlage in der 
Seffion von 1880 erneuert wurde (Drudf. Nr. 21 mit 6 Beilagen). 
Es fanb zwar eine eingehende erfte Berathung ftatt (St.B. ©. 349—364) ; 
aber bie zweite, die im Plenum flattfinden follte, unterblieb. 

ee. Als ein neues Steuerprojeft trat in der Seſſion von 1880 auf 
der Entwurf eineß Gefeges betreffend die Erhebung von 
Reichsftempelabgaben (Drudf. Nr. 96). 

Don Altien- und Inhaberwerthpapieren, Schlußnoten und Rede 
nungen, Sombarbbarlehen, Onittungen, Checks und Giroanmweifungen, 
Kotterieloofen follten Abgaben zu Nutzen des Reichs durch das Gebot, 
Stempelmarken anzulegen, erhoben werben. Die Regierung rechtfertigte 
auch dieſe Vorlage mit dem Hinweis auf die Bebürfniffe des Reiche. 
Mehrfach wurde auch betont, daß diefe Befleuerung bes Verkehrs mit 
mobilen Werthen, namentlich an der Börje, als eine gerechte Aus- 
gleichung im Berhältniß de8 Immobilienftempels oder als eine Ent« 
laſtung des letzteren zu betrachten ſei. Nach reichlicher erfter Beſprechung 
Gt. B. ©. 962—72, 1005—1024) verſchwand jedoch der Entwurf in 
einer Kommilfion. 

2. In Bezug auf bad Zollgebiet find ergangen 

a) Daß Gefeg vom 28. Juni 1879 betrefſend bie Sicher- 
heit der gemeinſchaftlichen Zollgrenzge in den vom Bolls 
gebiet ausgejchlojjenen bremifhen Gebietstheilen (M. 
Geſ. BL. S. 159). Daſſelbe wurde nach dem Entwurf der Regierung 
(Drudf. Nr. 278) vom Reichstag fofort genehmigt (St. B. &.1769—70, 
1797). Auf die bremifchen Erflaven finden darnach biefelben Ber 
Rinmungen Anwendung, die nach dem Gejeg vom 1. Juli 1869 für 
die Hamburgifchen gelten. 

b) Im ber Geifion von 1880 kam bie Hereingiehung Als 
tona’3 und eines Theils von Hamburg in das Zollgebiet zur 
Sprache, Hinter der immer auch bie Hereinziehung ganz Hamburgs und 
Bremens im Hintergrunbe fland. 

Geftügt auf bie umlaufenden Gerüchte wurde eine nterpellation 
an ben Reichskanzler gerichtet, waß vom Bunbesrath beabfichtigt werde 
(Drudf. Nr. 148). Die Antwort lautete dahin, daß man allerdings 
beabfichtige, Altona und die Hamburger Vorftabt St. Pauli dem Zollgebiet 
einzuverleiben, worüber dann eine eingehende Diskuſſion entftand (St. B. 
©. 1071—1086). 

Da auß ber Iegteren Hervorging, daß ber Bundesrath für fich allein 
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zu beichließen gedenkt, ftellten mehrere Abgeorbnete den Antrag (Drudi. 
Nr. 187) zu erklären, daß der Art. 34 der Reichäverfaffung einen folden 
einfeitigen Beſchluß nicht geſtatte. Der Antrag gelangte auch zur Be 
rathung (St.B. ©. 1238—1240), allein biefelbe Tonnte wegen 
Schluffe der Seffton nicht zu Ende geführt werben. 

e) Ueber einen Bericht betreffend die Averſa ber nicht zum 
Bollgebiet gehörigen Theile des Reiche |. Abſchnitt XIV unter 2. c. 

3. Es handelte ſich aber au um die Regelung ber Handela- 
beziehungen zu außwärtigen Staaten; zunächft 

a) im Verhältniß zu Defterreih-Ungarn. Ueber bie 
Zollfäge im Verkehr zwiſchen Deutfchland und Defterreih waren, da 
der jeitherige Vertrag dem Ablauf nahe rüdte, Verhandlungen eröffnet 
worden; allein diefe erwieſen fich ſchwierig und ber Abſchluß verzögerte 
fh. Deßhalb wurde zunäcft ein Handelsvertrag für das Jahr 
1879 abgefchloffen. Derjelbe ging nebft Zollfartel und Schlußprotokoll 
dem Reichstag in der 1879er Seffion zu (Druckſ. Nr. 8) und erregte 
langwierige Debatten, die fich nicht minder über die Zollpolitif unb 
die DVerkehrsverhältnifie im Ganzen, als über das Berhältmiß zu 
Defterreich im Belonderen verbreiteten. Die erfte Berathung erfüllte 
drei Sitzungen (St. B. S. 39—95) und ließ die prinzipiellen Gegenfäge 
der Breihändler und Schubzöllner deutlich Herbortreten. Die zweite 
Leſung konnte in einer Sitzung zu Ende gebracht werben, obgleich mehr 
zere Paragraphen zu verſchiedenen Meinungsäußerungen Anlaß boten 
Et. B. ©. 97—110). Auch die dritte Lefung rief noch einige Ber 
trachtungen über bie Wandlung der Wirthfchaftspolitit, welche die Reicht» 
regierung beliebt Habe, hervor (St.B. ©. 111—120), ſchloß aber mit 
unveränderter Annahme des Vertrags, der demgemaß im Reichögejekblatt 
(S. 11 vgl. 1878 ©. 365) publiziert wurde. 

Daran ſchließt fi an eine Erklärung betreffend den Han- 
delsvertrag zwiſchen Deutfhland und Deflerrei-Ungarn 
vom 31. Dezember 1879 (R.Gej. BL. 1880 ©. 9). Da ein befinitiver 
Abſchluß der Verhandlungen zwifchen beiden Reichen noch immer nicht 
zu erzielen geweſen war, fo ſchlug die Defterreichtfch-Ungarifche Regierung 
vor, ben Vertrag vom 16. Dezember 1878 bis zum 30. Juni 1880 
zu verlängern. Hierbei hegte aber die Deutjche Regierung das Be 
denfen, daß zu einer ſolchen Verlängerung in toto bie Zuftimmung bed 
Reichstags erforderlich und nicht mehr einzuholen ſei. Dagegen war fie 
bemüht, die von der Reichstagsgenehmigung unabhängigen Beftimmungen 
fortdauern zu laflen. In biefem Sinne wurde gemeinfam die gedachte 
Erklärung vom 31. Dezember 1879 formulirt. 

Später traf man dann die Uebereinfunft wegen weiterer 
probilorifcher Maßregeln vom 11. Aprit 1880 (R.Gej. Bl. 
S. 146), wonad ber Handelövertrag vom 16. Dezember 1878 mit 
einigen Modifilationen auf die Zeit bis zum 30. Juni 1881 erftredt 
wurde. Die desfallſige Vorlage rief wieber in dem Reichstag bei der 
erften Leſung lebhafte Diskuffion hervor (St.B. &. 1119—1129). Fa 
der zweiten Leſung (St. B. ©. 1135—1138) wurde zwar dem Vertrag 
die Genehmigung ertheilt, bei der man auch in dritter Leſung (St. B 


1213] Die Reiäßgefehgebung in ben Jahren 1870 u. 1880. 221 


6. 1318) beharrte, aber ber Antrag geftellt, die Regierung zur Bor» 
legung jener Grflärung vom 31. Dezember 1879 behufs verjafjunge- 
mäßiger Beihlußfafjung des Reichstags aufgufordem (Drudf. Nr. 66). 
Wenn man auch über den Antrag zur Zagesorbnung Überging, jo ge- 
ſchah bieß doch nur mit der Motivirung, daß die Regierung durch die 
jegige Vorlage ihrer Tonftitutionellen Verbindlichkeit nachgekommen fei. 

b) Mit Belgien wurde eine Nebereinkunft wegen provi— 
forifher Regelung ber Handelsbeziehungen vom 22. April 
1880 abgefchlofien (K. G. Bl. ©. 148), derzufolge mit Ausnahme zweier 
Artikel der Handelövertrag vom 22. April 1880 bis zum 30. Juni 1881 
in Kraft bleiben ſollte. Die Genehmigung der Vorlage (Drudj. Nr. 144) 
machte im Reidjßtage feine Schwierigteiten (St. ®. ©. 1141—42, 1318). 

e) Daffelbe gilt von einer ähnlichen Uebereinkunft mit der 
Schweiz vom 1. Mai 1880, ebenfalls für die Zeit biß zum 30. Juni 
1881 (R.Gej. Bl. S. 149). ©. darüber Druckſ. Nr. 181 und St. B. 
&. 1211, 1818. 

4. Je mehr man nach dem Beftehenden mit Bollangelegenheiten 
zu thun Hatte, defto mehr wurde der Blid Hingelentt auf die Noth= 
wenbigteit einer möglicäft genauen Waarenftatiftit. 

Die Regierung brachte daher 1879 bei dem Reichstag den Ent» 
wurf eine® Geſetzes betreffend die Statiftit des auswärtigen Waarenver- 
kehrs des beutfchen Bollgebietd ein (Drudj. Rr. 217 mit 5 Beilagen). 
Nah den Aeußerungen in erfier Leſung (St. B. ©. 1639—1648) er 
blickte man in bem Entwurf einen zweifellofen Fortſchritt, fand auch 
darin richtige Prinzipien, Hatte jedoch auch mandherlei in Betreff der 
Gebühren, des beichräntten, nicht die ganze Reichshandelsſtatiſtik er- 
greifenden Umfangs u. |. w. einzuwenden. Nachdem eine Kommilfion 
borberathen Hatte, wurde in zweiter (St.B. S. 2082—2089) und dritter 
Leſung (S. 2231—2232) bie Vorlage unverändert angenommen und 
bemgemäß das Geſetz vom 20. Juli 1879 (R. Geſ. Bl. ©. 261) 
publigirt. 


vım. 
Münz- und Bantweien. 


Zunääft kann auf Manches verwieſen werben, was bei ben Etatd« 
berathungen vorkam und in Abſchnitt XIV erwähnt werden wird. So - 
dann ift Bier anzuführen, 

1. daß dem Reichstage 1879 die fiebente (Druch. Nr. 20) und 
1880 die achte Denkſchrift (Druch. Nr. 12) über die Aus- 
führung der Münzgeſeßgebung vertheilt wurde. 

2. Beranlaßt durch die immer von Neuem auftauchenden und ben 
Verkehr beunrubigenden Gerüchte, wonach bie Reichäregierung Willens fein 
follte, die reine Goldwährung wieder zu verlaffen und zur Silber- 
ober Doppelwährung zurädzufehten, wurde in der Seffion 1879 eine 
Interpellation an dieſelbe gerichtet (Drudf. Nr. 262). Die Ante 
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wort fiel dahin aus, daß bislang eine Veränderung des Munzgeſehes 
in feiner Weife zur Sprache gefommen fei und die Eiftirung ber Silber 
verfäufe ganz andere Gründe habe. Jedoch verlief bie Debatte nicht, 
ohne daß der Doppelwährung von manchen Mitgliedern das Wort ger 
redet wurde (St. B. S. 1709—1726). Jene Erklärung ber Regierung 
fand auch bei Verathung des Kapitels vom Münzweſen im Gtat für 
1880/81 außdrädliche Wiederholung. 

3. In der Selflon von 1880 erhielt der Reichsſtag einen Gefeh- 
entwurf, betreffend bie Abänderung bes Art. 4 bes Münz- 
gefeges dom 9. Juli 1873 (Drudf. Nr. 120). Der Betrag der auß- 
zuprägenden Silbermüngen jollte darnad auf 12 Mark pro Kopf der 
Bevölkerung erhöht werden. Der Vorſchlag erregte in ber erſten Lefung 
viel Streit, da Manche das thatfächliche Bedürfniß zu einer folden 
Maßregel vermißten und von ber Vermehrung der filbernen Scheider 
münzen eine Störung ber reinen Golbwährung befürchteten (St. B. 
©. 899— 916). Es wurde beichloffen, die zweite Leſung im Plenum 
vorzunehmen. Allein der Beſchluß kam nicht zur Ausführung. Die 
Borlage fammt den zu ihr geftellten Anträgen (Drudf. Nr. 149, 154, 
188) blieb unerlebigt. 

4. Bom Bankweſen iſt fonft nicht8 weiter mitzutheilen, als daß 
in dem Etat für 1880/81 der Antheil des Reichs an ber Einnahme 
von der Reichsbank mit 1500000 Mark eingeftellt und babei bie Soli⸗ 
bität ber Verwaltung von einigen Rednern bemängelt, von anderen 
durchaus in Schuß genommen wurde. 


I. 
Gewerbe und Induftrie. 


Die Gewerbeordnung war mehrfach Gegenftand der Diskuffion. 

1. In ber Seffion 1879 entftand eine jolche von bebeutendem Umfang 
über den Antrag, den Reichskanzler um einen Geſetzentwurf zu erjuchen, 
durch welchen die $$ 32—36, 56—61, 63, 84—104 der Gewerbe 
ordnung, alfo ein großer Theil der Iegteren, einer Abänderung untertvorjen 
werden follten (Si. B. ©. 536—556). Es jollte die Erlaubniß zur Schau 
fpielunternehmung von einer Prüfung der Zuverläffigfeit, Die Erlaubniß zum 
Betriebe ber Schankwirthſchaft und des Kleinhandels mit Branntwein ober 
Spiritus von dem Bedürfniß abhängig gemacht, Auftionatorengeiverbe, 
Betrieb im Umbderziehen und Wanderlager unter befondere Bebingungen 
geftellt und dann namentlich eine Ordnung des Innungsweſens erlafien 
werben. Eine zur Vorberathung ernannte Kommiffion kundigte münd 
lichen Bericht über die von ihr formulirten Anträge (Druchſ. Rr. 235) 
an. Der Schluß ber Seffion ſchnitt aber bie zweite Berathung ab. 

2. Ein anderer Antrag (Drudf. Nr. 16) erfuchte den Keichslanzler 
um Einführung obligatorifcher nach dem Mufter der bergmännifchen 
Knappfchaftävereine zu bildenden Alterversforgungd= und Juva— 


1215] Die Reiäägefehgebung In den Jahren 1879 m. 1890. 223 


lidenkaſſen für alle Fabrikarbeiter. Er rief eine längere De» 
batte hervor, da Andere Zwangskaſſen verwarfen und höchſtens fakul - 
tative Hilfsfaffen befördern wollten (St. B. ©. 155—184). Eine Kom=- 
miffion übernahm die Borprüfung und erftattete Bericht (Drudf. Nr. 314), 
der die Errichtung don Invaliden- und Alteröverforgungstafien für die 
Fabrikarbeiter mit obligatorifcher Beitragapflicht empfahl und die Grund« 
Tagen ber letzteren näher bezeichnete. Indefſen erfolgte die Berichter« 
ftattung zu jpät, als daß das Plenum des Reichstags noch berathen 
und bejchließen konnte. In der Seffion 1880 kam der Antrag nicht 
wieber zum Vorſchein; aber e& erfolgte eine Interpellation (Drudj. 
Nr. 17), ob eine Geſetzesvorlage zu erwarten fei, die dahin beant« 
wortet wurbe, daß zwar in dieſer Sitzung eine Vorlage nicht bewirkt 
werben könne, daß aber ber Reichskanzler mit eingehender Erwägung 
ber Sache beichäftigt fei. In der anfnüpfenden Beiprehung (St.B. 
©. 147—168) wurde abermal® ber ganze Plan ebenfowohl ala un« 
nötsig ober ſchaͤdlich befämpft, als umgekehrt empfohlen. 

83 Gejeh vom 28. Yuli 1879, betreffend die Ab- 
änderung einiger Beflimmungen ber Gewerbeorbnung 
(R. Gef. BL. ©. 267). Durch daſſelbe werden die abminiftrativen Ber 
fugnifle in Betreff der Konzeffion für Privatkranken⸗, Privatentbindungs« 
und Privatirrenanftalten, Gaft- und Schantwirthichaften, Pianbleiher 
und Nüdfaufshändler erweitert. Der Entwurf (Drudf. Rr. 156) gin 
nach mancher Rebe für und wiber zur erften Leſung (St. B. ©. 1558—-1870) 
in Sommiffion, deren Vorſchläge (Drudf. Nr. 279) mit einem Amende- 
ment zu Art. 1 angenommen wurden (St.B.&. 2126— 2144, 2215— 2220, 
2268). Die Aenderungen beziehen fi} auf die $$ 6, 30, 38, 34, 85, 
88 ber Gewerbeordnung. 

4. In ber Seifion von 1880 Tehrte der unter Nr. 1 erwähnte An- 
trag wieber (Drudf. Nr. 42). Abermals eine eingehende erfle Leſung 
Et. B. S. 451—471). 

Die Kommiſfion, welcher derſelbe überantwortet wurde, ſchlug zu- 
vdrderſt in Betreff der Schauſpielunternehmungen einen Geſetzentwurf 
dor (Drudi. Nr. 97), beftehend auß einem Artikel, wonach die Erlaubniß 
zu verfagen fei, wenn der Nachjuchende nicht die erforderliche Zuver⸗ 
läffigfeit, insbeſondere in fittlicher, artiftifcher und finanzieller Hinficht 
befist. Die erſte und zweite (St. B. ©. 919—937), fowie auch die dritte 
Beratung (St. B. ©. 1109—1117) führte zur Annahme des Vorſchlags. 
Daraufhin wurde das Geje vom 15. Juli 1880 betreffend 
die Abänderung des $ 32 der Gewerbeordnung (R.Gej. Bl. 
©. 179) verkündet. 

Ebenſo wurde der Vorſchlag der Kommiffion, in Betreff der Auftio- 
natoren den Reichskanzler um Mittheilung des Ergebniſſes über die 
dieferhalb angeorbneten Erörterungen zu erjuchen und in Betreff ber 
Wanderlager den Antrag zur Berückſichtigung zu empfehlen (Brudi. 
Nr. 125) angenommen (St.B. ©. 989—942, 1177—1184). 

Endlich fand auch eine große Debatte "über bie Kominiffionsvor · 
ſchlage (Drucſ. Nr. 180) in Betreff der Innungen ſtatt (St. B. 
©. 1184—1203). Auch Hier trat das Plenum der Kommiffion bei. 
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5. Der in Folge einer Petition geftellte Antrag der Petitiond 
Iommiffion (Drudf. Rr. 156), der Kurpfufcherei ernfilicher zu Leibe 
zu gehen, kam in ber Geffion von 1880 nicht mehr zur Berathung. 

6. Zu $ 6 der Gewerbeordnung vom 21. Juni 1869 ift durch eine 
Berorbnung dom 9. Februar 1880 (R.Ge.BL ©. 13) eine 
Deklaration erlafien worden, was unter fünftlich bereiteten Mine- 
ralwafjern im Sinne ber Anlage A. zur Verordnung vom 4. Jar 
nuar 1875 zu verftehen und nicht zu verftehen jei. 

7. Zur Unterfüßung ber deuiſchen Induſtrie wurde 
duch Gejeg vom 16. Mai 1879 ein Betrag für die Betheiligung 
an ber Auafeflung in Sydney bewilligt. &. darüber unten Abſchn. ZIV 
S. 234 a. €. 


x. 
Polizei. 


Indem wir dem Begriffe der Polizei die allgemein übliche, weiteſte 
Bedeutung geben, machen wir aufmerkſam 

1. auf die Verordnung vom 29. Januar 1879, be- 
treffend Beſchränkungen der Einfuhr aus Rußland 
(R. Gef. BL. S. 3), welde zur Verhütung der Einſchleppung anſteckender 
Krankheit die Einfuhr einer Reihe von Artikeln über die Reichsgrenze 
aus Rußland bis auf weiteres verbot oder nur unter gewiſſen Ber 
dingungen zuließ. Die Veranlafjung dazu lag in dem Umftande, daß 
in Rußland die Peft außgebrochen war. Weber deren Verbreitung und 
die dagegen ergriffenen Maßregeln wurbe auch in der Seffion von 1879 
eine beijondere Anfrage am die Regierung gerichtet (Druckſ. Nr. 34), 
beantwortet und bißkutirt (St.B. &. 217— 221). Auch wurde, wie ſo⸗ 
gleich hier bemerkt werden mag, die Nichtveröffentlichung bed Berichte, 
den bie zur Erforſchung des Sachverhalts nach Rufland entjendete Kom« 
miffion erftattet hatte, dem Gefundheitgamt (St.B. 1880 ©. 222 ff.) zum 
Vorwurj gerechnet. 

Durh bie Berorbnung vom 8. April 1879 (R. Geſ. Bl. 
©. 125) wurben bie 88 1—3 ber Verorbnung vom 29. Januar dur 
eine andere erheblich beſchränktere Beftimmung erjegt und ſchließlich durch 
bie Verordnung vom 17. Juni 1879 (R.Ge. Bl. ©. 158) das 
ganze Verbot außer Kraft gefeht. 

Im unmittelbaren Zufammenhang mit biefen ber Peftjeuche halber 
getroffenen Mafregeln über die Einfuhr von Sachen ftand eine Reihe 
don Maßregeln, welche fich auf ben Eintritt der Perfonen bezogen. 

Die Berordnung vom 2. Februar 1879 (R. Ge. Bl. ©. 9) 
forberte von jedem aus Rußland kommenden Reifenben einen Paß, der 
am Tage bed Austritt? auß dem Ruffiichen Gebiet oder an einem ber beiden 
vorhergehenden Tage von der Deutjchen Botjchaft oder einer Deutſchen 
Konfularbehörbe in Rußland vifirt worden. Daran flo fich eine Be- 
tanntmahung vom 8. Februar 1879 (R.Gel. Bl. ©. 10) über 
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die Bedingungen des Eintrittß folder Reijenden über die Reichsgrenze. 
Die Verordnung vom 2. Februar aber wurde durch die Verordnung 
vom 14. Juni 1879 (R.Gef. Bl. ©. 155) aufgehoben, aber verfügt, 
daß biß auf Weiteres jeder aus Rußland kommende Reiſende fich durch 
einen von ber Botſchaſt oder einer Konfularbehörde des Reiche vifirten 
Paß auszuweiſen Habe. 

2. Geſetz vom 14. Mai 1879 betreffend den Verkehr 
mit Nahrungsmitteln, Genußmitteln und Gebrauchs— 
gegenſtänden (K. Geſ. Bl. ©. 145). 

Der Entwurf zu einem ſolchen war, wie man ſich erinnert, ſchon 
1878 dem Reichstag vorgelegt, aber nicht erledigt worden. Dießmal 
(Drudf. Nr. 7) Hatte fich der Entwurf, dem techniſche Materialien und 
vergleichende Weberfichten der fremden Gefegebungen zur Begleitung ge» 
geben waren, größerer Spezialifirung und Präzifirung befleißigt. Ex 
ſand im Ganzen bei der erften Berathung (St. B. S. 128—184) günftige 
Aufnahme, wenn gleich zum Theil noch mehr gewünfcht wurde. Meift 
wurben die Paragraphen in zweiter Leſung nach ben Anträgen ber 7. 
Kommiffion (Drudi. Nr. 59) angenommen; nur zu den 88 2—4, 10 
jand einige Amendirung ftatt (St. B. S. 772—817). Aehnlich die dritte 
Lejung (S.B. ©. 864—882). 

Das Geſetz gibt ben Beamten der Geſundheitspolizei die Befugniß, 
bezüglich bed Verkehrs mit Nahrungs- und Genußmitteln, Spielmaaren, 
Tapeten, Farben, Eh, Trink» und Kochgefchirr, fotwie Petroleum Re- 
vifionen vorzunehmen, und überläßt es Kaiferlicher Verordnung, Vor ⸗ 
ſchriften über Herftellung, Aufbewahrung, Berpadung, Feilhaltung u. ſ. w. 
zu erlaffen. Bei Zuwiderhandlung gegen diefe Geld» oder Gefängnißftrafe. 

3. Beſondere Sorge machte die dem Weinbau durch die Ver— 
breitung der Reblaus drohende Gefahr. 

“Unter dem 17. September 1878 war zwiſchen einer größeren 
Anzahl von Regierungen eine internationale Uebereinkünft 
betreffend Mafregeln gegen bie Reblaus getroffen worden. 
Auf Borlage (Drudi. Nr. 46) ſprach der Reichstag 1879 (St. B. 
©. 383—387) gern feine Zuftimmung aus. Sie wurde 1880 (R. Gef. Bl. 
©. 15) publigirt. Nach Belanntmahung vom 17. September 
1880 (R. Geſ. Bl. S. 108) trat ſpäter noch Luxemburg und nad} einer 
anderen Belanntmahung vom 17. September (R. Gel. BL. 
S. 118) Serbien bei. 

Uebrigens wurde auch burch eine Verordnung vom 31. Ot- 
tober 1879 (R.Gef. Bl. S. 303) das Verbot ber Einfuhr von Reben 
zum Berpflangen, welches nach ber Verorbnung vom 11. Februar 1873 
beftand, auf alle Reben, einerlei ob fie zum Verpflanzen geeignet oder 
nicht, und auf alle Theile des Weinſtods auch auf Rebenblätter ausgedehnt. 
In der Seifion von 1880 forderte aber der Reichdtag auf Grund eines 
Berichts ber Petitionztommilften (Drudf. Nr. 85) den Reichskangler 
auf, noch fhärfere Mafregeln gegen die Gefahr zu ergreifen (St. B. 
©. 674—-685). 

4. Der Gefepentwurt betreffend ben Schuß nügliher 
Vögel, der fon 1877 den Reichstag beſchäftigt Hatte, wurbe ihm 

Sahrbuch V.4, hrsg. d. Schmoller. 15 
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1879 von Neuem vorgelegt (Drudf. Ar. 47). Er gelangte zur erſten 
St. B. S. 415—421) und auch zur zweiten (St. B. ©. 818—827), aber 
nicht zur britten Leſung · 

5. Gegen den Impfzwang liefen aud 1879 viele Petitionen 
ein und die Kommiffion ſchlug Veranftaltung von mancherlei Unter 
ſuchungen vor (Drudf. Nr. 60). Allein die Sache kam im Plenum 
nicht zur Berathung. 

6. Eine Verordnung vom 25. Juni 1880 (R.Gej. Bl 
©. 151) hat die Einfuhr von gehadtem, auf ähnliche Weiſe zer 
Heinertem ober ſonſt zuberitetem Schweinefleifh und von 
Würften aller Art aus Amerika bis auf Weiteres aus gefundheitlichen 
Rüdfichten verboten. 

7. Enbli iſt das Geje vom 23. Juni 1880 betreffend 
die Abwehr und Unterdrüdung von Viehſeuchen (RK. Geſ. BL 
©. 153) zu erwähnen. Die Nothwendigkeit, ben verheerenden Wirkungen 
ber Biehfeuchen, beſonders ber Rinderpeft, noch ſchärfer entgegenzutreten, 
namentlich durch Abjperrung an bem dftlicden Grenzen, an denen no- 
toriſch die meifte Einfchleppung zu befürchten fei, hatten dem Reichstag, 
wie fchon früher, jo auch wieber bei der Etatsberathung 1879 (61.2. 
©. 329 ff.) Gelegenheit gegeben, ben Wunſch nach einem Viehſeuchen ⸗ 
geſetz zu äußern. Die Regierung kam dem Verlangen nach, inbem fie 
1880 den Entwurf zu obigem Geſetz (Drudj. Nr. EN einbrachte, ber 
mit Dank entgegengenommen (St. B. S. 546551) und nad den 
Anträgen ber Kommiffion (Druch Nr. 140) und einer recht ausführlichen 
weiten Leſung unverändert im Weſentlichen gebilligt wurde (St.B. 
S. 1088 —1101), wobei es auch in dritter (St. B.S. 1233—1237) blieb. 

8. Die Anträge ber Petitionskommiſſion über eine Reihe von Pe 
titionen gegen die Viviſektion (Drudj. Rr. 168), ſowie die weiteren 
Anträge bezüglich dieſes Gegenftandes, die ſich daran anfchlofien und 
Garantieen wider Mifbrauch bezweckten (Druckſ. Nr. 184, 194), wurden 
in der Seffion von 1880 unerledigt gelaffen. 


XI. 


Maaß - und Gewichtsweſen. 
Unter dieſer Rubrik iſt dießmal nichts zu berichten. 


XH. 
Reichsbeamte. 


1. Eine Verordnung vom 20. Juni 1879 (R.Gej. BL. 
©. 160) beftimmt über die Kaution, welde der Rendant der 
Batentamtstaffe zu leiſten Hat, eine Verordnung dom 
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31. März 1880 (MR. Gef. Bl. S. 97) über die Benfionen und 
Kautionen der Reihsbantbeamten. 

2. Eine Verordnung vom 19. Rovember 1879 regelt bie 
en Reifetoften u. |. w. der Reichsbeamten (R.Gej. BL. 


3. Die feit lange ſchwebende gejegliche Regelung der Anfprüche der 
Hinterbliebenen von Reihsbeamten wurde bei ber Etatäbe- 
rathung 1879 von Neuem angeregt (St.B. ©. 412). 

4. Der Entwurf eines Gefetzes betreffend die Befteuerung 
der Dienftwohnungen (Drudl. Rr. 76) wurde in der Seffton 1880, 
— eine erſie Berathung erfolgt war (St. B. S. 637—640), liegen 
gelaffen 

5. Der Entwurf eines Geſetzes, betreffend bie 88 25, 
35 des Reichsbeamtengeſetzes (Drudf. Ar. 240), der auch bie 
Vorftände und Direktoren aller unmittelbar unter bem Reichskanzler 

ftehenben Behörben für jeberzeit zur Dißpofition ftellbar ober penfionir- 
bar erflären wollte, ftieß bei erfler Leſung (St. B. S. 1591—1599) in 
ber Seſſion von 1879 auf Wideripruch und erlebte Leine zweite. 

Ueber die Konfularbeamten f. auch Abfchnitt IL. unter Nr. 8 
und über bie Beamtenber Militär- und Marineverwaltung 
Abſchnitt IV. unter Nr. 4. 


IN. 
Rechtsgeſetzgebung. 


1. Eine Reihe von Vorkommniſſen, welche zugleich als zur Rechts · 
gejeßgebung gehörig anzujehen find, wurde bereitß unter anderem Zitel 
berüßtt. So die Außlieferungsverträge Abſchnitt II. unter Nr. 3, bie 
Konfulargericätsbarfeit ee unter Nr. 7. Sobann find die meiften 
der in Aſchnitt X. aufgeführten Erlaffe der Gefehgebung zugleich Hier- 
ber zu ziehen, namentlich infofern fie Steafbeftimmungen enthalten. 

Außerdem mag bemerkt werden, daß auch Manches aus der Etats- 
berathung Hierher gehört, wie 1879 bie Etatifirung des Reichsgerichts, 
1880 die Anregung einer anderen Orbnung ber Gerichtd- und Projeß 
Toften, bezüglich beren der Antrag (Drudi. Nr. 81) angenommen 
wurde, den Kteichskanzler zu ber Unterfuchung aufgufordern, inwieweit 
die neuen Zarife ftörend einwirken (St.B. &. 997—1002), Anregung 
in Betreff des Allienrechts u. |. w. 

2. Eine Bekanntmachung vom 4. April 1879 (R. Gef. Bl. 
©. 128) thut fund, daß mit Dänemark eine Uebereinkunft wegen gegen- 
feitigen Martenjhuges (vgl. Gef. vom 30. November 1874 5 20) 
getroffen worden ift. 

Mit Defterreih-Ungarn wurde ein Vertrag gefchlofien, 
welcher beftimmt, inwieweit für gerichtliche und andere behörbliche Ur- 
kunden eine Beglaubigung entbehrlich if. Die behalbige Vorlage (Druckſ. 

15* 
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Nr. 95 ad 3) erhielt leicht die Genehmigung des Reichstags (StB. 
&. 1141, 1318)*). 

3. Im Folge der neuen, am 1. Oftober 1879 ins Leben tretenden 
Juſtizeinrichtung erging da Gejeh vom 16. Mai 1879 (R. Geſ. Bl. 
©. 157) betreffend den Mebergang von Gefhäften auf bad 
Reichsgericht (Drudf. Nr. 148; St. B. ©. 1177, 1305). Darnach 
wurden Funktionen, die nach verfchiedenen Geſetzen biß dahin dem Reichs ⸗ 
oberhandelägericht zugetheilt waren, auf das Reichögericht übertragen. 

ine Verordnung vom 26. September 1879 übertrug in 
Gemäßheit der $$ 3, 15 des Einführungsgejeßes zum Gerichtsverfaffungs · 
gejeg vom 27. Januar 1877 preußiſche Rechtsſachen auf das Reiche 
gericht (K. Geſ. Bl. S. 287). Daran ſchloſſen ih andere Berorb- 
nungen von demſelben Datum, betreffend die gleiche Uebertragung 
badiſcher, heſſiſcher. olbenburgifcher, weimarifcher und meiningenfcher, 
anhaltiſcher, ſchwarzburg · ſondershauſenſcher, rudolſtädter, walbedicher, 
lippeſcher und hanſeſtädtiſcher Rechisſachen an (K. Gel. BL. S. 288 -287). 

Eine Verordnung vom 26. September 1879 verfügt ferner 
über bie Zuftändigfeit des Reichsgerichtsund bie Zuläffig- 
teit des Rechtswegs in bremiſchen Sachen in Gemäßheit bes 
$ 17 Abf. 1 des erwähnten Einführungsgeſehes (R. Gef. BL ©. 298). 

Eine Berordnung vom 27. September 3879 (R. Gef. Bl. 
S. 299) verfügte nach $ 15 beffelben Einführungagefehes die Errichtung 
von Hilfsfenaten bei dem Reichsgericht. 

Eine Berordnung vom 28. September 1879 (R. Gef. BL. 
©. 299) betreffend die Begründung der Revifion in bürger- 
lien Rechtsſtreitigkeiten führte den $ 6 des Einführungagejees 
zur Eivilprogeßordnung näher aus. Diefelbe wurde 1880 dem Reicht 
tag zur Genehmigung unterbreitet (Drudf. Nr. 34) und mit Ausnahme 
des $ 3, der die Verlegung von Gefehen des Lehenrechts betraf, unver 
ändert angenommen; bazu eine Refolution, wonach die Zulafjung ber 
Revifion wegen Verlegung an ſich nicht revifibler Landesgeſetze zur Er- 
wägung empfohlen wurde (St. B. ©. 232—233, 518, 555—561, 617), 
Die ertheilte Genehmigung wurde durch eine Bekanntmachung vom 

„11. April 1880 (R.Gej. Bl. ©. 102) verkündet. 

Zur Durchführung der großen Juſtizgeſetze gehörte ferner noch die 
Gebührenordnung für Rehtsanmwälte vom 7. Juli 1879 
(R. 6.81. ©. 176). Daß Einpeitlichfeit in dieſer Materie herrſchen 
müffe, war Mar. Der Entwurf (Drudf. Nr. 6) wurde nach ber erften 
Leſung (St.B. S. 17—22) einer Kommiffion übergeben, die mancherlei 
Aenderungen beantragte (Drudf. Nr. 137). Ihre Vorſchläge wurden 
durchtveg angenommen (St. B. S. 894—926, 1573—1591, 1679— 1684). 

4. Sodann brachte das Jahr 1879 noch eine Betfanntmahung 
dom 16. Juli 1879, welche die Abänderung des $ 6 der In— 
ftruftion ber Sacverftändigenvereine verkündete (R. Gef. BL. ©. 266), 
fowie eine Webereinfunft mit Belgien vom 18. Ottober 
1878, wonad) die gegenfeitige Zulafjung ber beiberjeitigen Staatsan - 


9 It, publiziet im R. Geſ. Bl. 1881 ©. 4. 
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gehörigen zum Armenrecht vereinbart worden ift (R. Geſ. BI. 1879 
S. 316) und eine gleiche Webereintunft vom 12. Juni 1879 
mit Luxemburg (R.Gej.BL. ©. 318). 

5. Eine nicht unwichtige Erſcheinung ift bas Gefeh vom 10. 
Juli 1879 (R.Gef. Bl. S. 277) betreffend Die Anfehtungen von 
RKechtbhandlungen eines Schuldners auferhalb bes Kon- 
kursverfahrens, Wit Recht wurde in der erften Leſung bes Ent» 
wurfs (Drudf. Nr. 115) hervorgehoben, daß es, nachdem die Anfechtung 
im Konkurſe durch bie Konkurdorbnung einheitlich geregelt worden jei, 
ala Bebürfniß erfcheine, auch bie Anfechtung außerhalb des Konkurſes 
einheitlich zu regeln; umfomehr, da in biefer Hinficht eine große Ver⸗ 
ſchiedenheit des Rechts beftehe. Die Schwierigkeiten des Gegenftandes 
wurben nicht verfannt (St. B. ©. 859864). Die zweite Lejung ging 
nach mündlichen Bericht einer Kommüflon (Drudf. Nr. 858) jehr raſch 
u fich yet B. ©. 2268—2269); nicht minder die britte (St. B. 

. 2361). 

6. Endlich find einige auf die Rechtsgeſetzgebung bezügliche Bor» 
gänge aus der Seffion von 1879 zu notiren. So ber durch Petitionen 
veranlaßte Antrag, der gegen das Geſetz über den Perſonen- 
fand, namentlich gegen die Civilehe, abzielte, indem er den Reichs- 
kanzler aufforderte, Abänderung jened Geſetzes in Erwägung zu ziehen 
(Drudf. Nr. 168). Nach einiger Diskuſffion (St.B. ©. 1193—1200) 
blieb er Liegen. Weiter eine Interpellation (Drudf. Nr. 23), ob 
und welchergeftalt die Regierung eine Abänderung des Haftpflicht⸗ 
geieges vom 7. Juni 1871 vorzunehmen gebente, welche dahin bes 
antwortet wurbe, daß die Regierung fich mit der Sache bereits bejchäf- 
tige (St.B. S. 137—152). Auf eine Petition von Gejchäftsleuten um 
Wiedereinführung der Schuldhaft ging ber Reichslag im Einver« 
Mönbnib yet der Betitionsfommilfion (Drudf. Nr. 128) nicht ein (St. B. 

. 1198). B 

7. Ein ungünftiges Schikfal traf zwei Geſetzentwürfe, mit 
denen in beiden Seffionen, 1879 und 1880, der Reichstag nicht fertig 
wurbe. 

a) Der eine betraf das Fauſtpfandrecht für Pfandbriefe 
und ähnliche Schulbverjchreibungen. In ber Geffion von 
1879 vorgelegt (Drud]. Nr. 50) blieb er nach der erjten Lefung (St. B. 
©. 719—728) in Kommiffion begraben; 1880 wieber vorgelegt (Drudi. 
Nr. 32), brachte er es nach ber erften Leſung (St. B. ©. 270—272) 
zur Berichterftattung (Drudf. Nr. 114), aber auch nicht weiter. 

b) Der andere betraf das Pfandreht an Eifenbahnen und 
die Zwangsvollftredung in diefelben. Es ging ihm ganz 
ebenfo (f. 1879 Drudf. Nr. 130. St. B. S. 892—893; 1880 Druch. 
Nr. 33. St. B. ©. 272—273. Drudf. Nr. 142). 

8. Gejeg vom 24. Mai 1880 betreffend den Wucher 
(R. Geſ. Bl. S. 109). 

Entwürfe zu einem folchen Geſetz hatten mehrere Abgeorbnete in 
der Seffion von 1879 eingebracht (Drudj. Nr. 40, 55). Es fand eine 
Berathung ftatt (St.B. S. 739—766), die mit Weberweilung an eine 
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Kommilfton ſchloß. Ueber ben Bericht ber letzteren (Druckſ. Rr. 265) 
tam man aber nicht hinaus. 

In der Seffion von 1880 aber legte nun bie Regierung einen Gejeh- 
entwwuri dor (Drudf. Nr. 58), wonach, ohne die freie Vereinbarung des 
Zinsfußes anzutaften, eine Ergänzung ober Erweiterung des $ 302 bes 
Strafgeſetzbuchs eintreten follte Die Beftimmungen bes lehteren über 
Betrug erfchienen nicht außreihend, um ben mißbräuchlichen Aus- 
beutungen ber Nothlage, bes Leichtfinn® u. j. w. vorzubeugen. Man 
geiff deßhalb zu befonderen Strafbeftimmungen. Die befchränkte Tendenz 
des Entwurfs Hinderte jedoch nicht, in ber erſten Lefung ein weitere® 
Vorgehen auf dem begonnenen Wege und gerabezu Umlehr von den 
falſchen Bahnen der Bergangenpeit in Ausſficht zu nehmen. Freilich 
wurde auch dor Erneuerung der Zinsverbote ernftlichit gewarnt (St. B. 
©. 562—572). Rach münblichem Bericht einer Kommilfion (Druchſ. 
Nr. 116) wurden die drei Artikel mit einer Modifikation des britten 
ESt. B. S. 827—855) angenommen. Die dritte Lefung rief noch eine 
General · und eine Spezialbiskuffion hervor (St. B. &. 1212—1225), bei 
welch Ieterer Art. 3 einige Abänderung erfuhr. 

Mil dem Gefet gelangte nad} längerer Debatte (StB. &.1125— 1233) 
eine Rejolution zur Annahme, welche dem Reichskanzler an bie Hand 
gab, Unterſuchungen anzuftellen, ob nicht die allgemeine Wechfel- 
fähigkeit einzufchränten fei. Der’ Gedanke der Befchränkung war 
aud in den Debatten von 1879 ſchon mehrfach aufgetaucht und zum 
Gegenftande eines Antrag (Drudi. Nr. 40, 67) gemacht worden, der 
jeboch in der Kommilfionsvorberathung fteden blieb. Damals Hatte fi 
bereit8 eine umfafiende Debatte über Für und Wider entwidelt (St. B. 
©. 739—766). Indeſſen erklärte in der Verhandlung von 1880 der 
—— der Regierung, daß ber Bundesrath dem Antrage keineswegs 
geneigt fei. 


IV. 
Sinanzweien. 


1. Wie gewöhnlich ftellen wir bie Regelungen bes Finanz- 
haushalts des Neich voran. Diefe ift 

a) für das Etatsjahr 1879/80 erfolgt der Hauptſache nad 
durch das Etatsgeſetz vom 30. März 1879 (R. Bel. BL ©. 19). 
Der Entwurf zu dieſem Geſetz jammt den Spezialetats ging dem Reichd- 
tag fogleich bei feinem Zufammentritt zu (Drudj. Nr. 9), begleitet don 
NRachweifungen über die bis zum 1. Dezember 1878 verbliebenen Be- 
ftände bewilligter Geldmittel für eine Reihe von einmaligen Außgaben, 
ferner von Meberfichten über die auf das vorhergegangene Jahr zu ver⸗ 
rechnenden und über die auf daß bevorftehende zu übernehmenden Ber- 
wenbungen aus ber franzöfiichen Kriegskoſtenentſchädigung, ſowie von 
mehreren Denkichriften über noch verfügbare Beſtände und namentlich 
über bie Koften bed Poft- und Telegraphenweſens. 
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Zur Einleitung der Generaldiskuffion (St. B. S. 189— 244) ent« 
widelte der Präfident des Reichskanzleramtes, daß nach günftigem Ab- 
ſchluß des Sinanzjahre 1877/78 infofern eine Wenbung eingetreten 
jei, als daB Jahr 1878/79 vorausfichtlich theild wegen nothmwendig ge- 
weſener Mehrausgaben, theils wegen Mindereinnahmen, namentlich aus 
den Zöllen und Berbrauchäftenern, ein Defizit von 10 Bi 11 Millionen 
Mark aufweifen werde. Er wies zugleich darauf Hin, daß unter ſolchen 
Umftänden ernftlich eine Finanzreform ind Auge zu faflen fei, über 
die befanntlich bereit8 Minifterbefprecgungen zu Heidelberg gepflogen 
worben waren, und daß bieje vor allen Dingen auf Verminderung der 
Matritularbeiträge und Vermehrung der eigenen Einnahmen des Reichs 
abzielen müßte. J 

Die daran anſchließende Debatte verbreitete ſich nicht nur über die 
finanzielle Situation im Ganzen und Großen, ſondern ergriff auch be 
zeit® eine Menge einzelner Punkte. Im ber erfieren Richtung wurbe 
das DVerhältniß der Reichäfinangverwaltung zu ber Finanzverwaltung 
der Ginzelftaaten, daß Berhältniß direkter und indirefter Steuern, wobei 
in Betreff der lehteren ber Gegenſatz zwiſchen Freihändlerifcher und ſchutz⸗ 
zoͤllnerifcher Strömung fofort fich Herausftellte, ferner das Verhältniß 
der Finanzfrage zu der Frage der Wirthichaftspolitit, nicht minder die 
politifche Bedeutung einerjeitd der finanziellen Selbftändigteit des Reichs, 
anbererjeitß der Entlaftung der Bundesſtaaten von den brüdenden Ma- 
teitularleiftungen berührt. In der letzteren Richtung gingen mehrere 
Rebner auf die beftehenden oder noch zu eröffnenden Einnahmequellen 
des Reichs ein, beleuchteten bie feitherigen ober nunmehr anzuregenden 
Zarifveränderungen, bie Tabat-, Petroleum-, Kaffeefteuer, den Plan des 
Tabaksmonopols die Branntwein · und Bierfteuer u. ſ. w., unterliegen auch 
nicht, an den Einrichtungen und Koften der Reichöverwaltung mannig- 
jache Kritik zu üben; wie denn auch der Gedanke, insbeſondere auf Ver- 
minderung der Militärlaft hinzuwirken, feinen Ausdruck fand. 

Wie immer wurde nur eine Mehrzahl von Kapiteln des Ausgabe» 
etats, zugleich aber das gefammte Ertraordinarium nebſt einem Gefeh- 
entwurf wegen Aufnahme einer Anleihe (f. unten. S 239, 3a) und einem ' 
anderen wegen Grundflüdgerwerbung und Bauten für das Geſundheits - 
amt zur Vorberathung in Kommiſſion verwiefen. 

Die zweite Lefung nahm viel Zeit in Anſpruch. Sie zog fich durch 
die Gifungen 17—23, 25 und 26 hin. Nachdem bie verjchiebenen 
Titel und Kapitel burchgeprüft und durch Beſchluß erledigt waren, fand 
das Etatsgeſetz jelbft in feinen 88 1—7 glatte Annahme (St. 2. 
©. 647, 648). Die dritte Lefung nahm außer einem Theile ber 26. 
nur noch eine Sigung, die 28., in Anfpruch, jedoch nicht, ohne daß noch“ 
mals eine Yebhafte und tiefgreifende Generaldistuffion ftattjand (St. B. 
©. 674—688); darauf wurde dad ganze Gejeg nach Maßgabe der in 
der 2. und 3. Leſung gejaßten Beichläffe gebilligt. 

Aus den Verhandlungen mögen bier nur die wichtigfteg Punkte 
kurz hervorgehoben werben. 

Alsbald bei einem der erfien Kapitel, Ausgaben des Reichskanzler - 
amtes, kam es zu einer Erdrierung über das neue Wirthſchaftsſyſtem, 
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daß der Reichöfanzler, zugleich nunmehr Preußifcher Handelsminiſter. 
eingefchlagen Habe. Indeſſen war das bei der zweiten Beralhung nur 
erſt der jchwache Vorklang bes Streites, der im Laufe ber Seffion immer 
heftiger entbrannte und chatſächlich an den Vorlagen der Geſetzgebung, 
die unter eine andere Rubrik fallen (f. Abſchnitt VII), außgelämpft werben 
mußte. Bei der dritten Lefung ging man ſchon tiefer in daB Zeug. 
Bon mehreren Rebnern wurde in ſehr umfaflender Weile die gegen- 
wärtige wirthichaftliche Lage und die Summe ber Aufgaben, zu denen fie 
aufforderte, dargelegt. Es geſchah indbefondere vom Standpunkte des 
Freihanbels aus umd demgemäß nicht ohne bittere Kritit ber begonnenen 
Wirihſchaftspolitik. Doch jehlte es diefen Ausführungen gegenüber nicht 
an Bertheidigung ber Pläne des Reichskanzlers. Der Negierungs- 
vertreter bejchräntte fich auf eine kurze Ablehnung näherer Diskuffion, 
indem er auf bie ſchon in Gang gebrachte Zarifreform hinwies. 

Der Etat des Reichskanzleramts gab ferner Veranlaffung zu einer 
ausführlichen Beſprechung über.die Gear ber Einfchleppung von Vieh- 
ſeuchen, die erfahrungsmäßig von Often ber fich beftändig erneuert, und 
über die Unzulänglichleit ber bisher Keen Maßregeln (St.B. 
©. 329 ff.). Wir haben an anderer Stelle (j. oben Abſchnitt X) ge- 
jehen, daß bie Anregung gewirkt Hat. 

Eine ziemlich abfällige BeurtHeilung erfuhr der dem Reichstag mit« 
geteilte Bericht über das Auswandererweien (Drudj. Nr. 29), auf 
die fich die Aufmerkfamfeit um fo mehr lenkte, als die Auswanderung 
in erheblicher Zunahme begriffen erſchien. Die Regierung verſprach 
Nachlieferung des ſtatiſtiſchen Materials (St.B. S. 336—340). Diefem 
Verſprechen zu genügen, war ein Bericht des ftatiftifchen Amtes für die 
Jahre 1871—78 beftimmt, der dem Reichstage zuging (Druchſ. Rr. 187). 
Zu der Diskufflon, die man fich vorbehalten hatte, fam es nicht. 

Bon den Behörden, die unter dem Reichskanzler flehen, mußten 
fich insbeſondere das ftatiftiiche und das Geſundheitzamt manche An- 
fechtung ihrer Leiſtungen gefallen Iafien (St. B. ©. 341—346). 

Bei dem Etat des auswärtigen Amtes entſtand einige Diskuffion 
über bie Unterftägung der zoologifchen Station zu Neapel, die Aus- 
grabungen zu Olympia, jowie über ben Ankauf und Ausbau der Cafa 
Bartholdy zu Rom. Indeflen wurden diefe Poften nach den Anträgen 
der Kommilfion bewilligt (St.B. ©. 531534, 603—609, 688). 

Die Höhe des Militäretatd rief einen Antrag (Druckſ. Rr. 48) 
hervor, den Reichskanzler zur Veranftaltung eines Abrüftungsfongrefies 
fämmtlicher europäifcher Staaten aufzuforbern. Indeſſen vermochte ihn 
die nähere Begründung, der Hinweis auf die enormen Koflen ber Heere 
und die daraus erwachlende Schädigung der Induſtrie, nicht vor Ab» 
lehnung zu fügen. Auch der Borichlag, eine Kommilfion behufs 
Prüfung, ob nicht große Erjparungen gemacht werden könnten, einzu- 
jegen, fanb feine Unterftügung (St.®. ©. 365—369). Im Uebrigen 
paffirte der Militäretat die 2. und 3. Lefung ziemlich glatt. Nur über 
die Dienftwohnungen ber Divifionäre (S. 508—511) zeigten fich noch 
abweichende Anfichten. Es kam Hierbei zu einigem Äbſtrich. GEbenfo 
wurden bei einer Mehrzahl von Kafernenbauten troß der Ausführungen 
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der Negierungävertreter und mancher Reichstagsmitglieder nicht uner⸗ 
hebliche Abminberungen gutgeheißen. 

Die Beratdung bed Marineetat ging nicht vorüber, ohne daß ber 
Untergang des großen Kurfürften beiprochen und das Syſtem des gegen- 
wartigen Chef ber Abmiralität bemängelt wurde, wozu der Türzlich er« 
folgte Abgang des Admirals Werner eine beſondere Veranlaffung zu 
bieten fchien. Zugleich beflagte man die wachſende Schwierigkeit, das 
Marinekorps aus der feemännifchen Bevölferung ausreichend zu ergänzen 
und brachte damit die Nothwendigkeit intenfiverer Unterflügung ber 
Kauffahrtei und des Schiffsbaues Deutſchlands in Zufammenhang (St. B. 
S. 376—389). Sonft wurden in zweiter Lefung nur einige, nicht ges 
rade bebeutende Abftriche beliebt. Erheblicher war die Annahme des 
Kommifflondantrags, wornach ein Betrag von faft 900000 Mark zum 
Bau einer weiteren Panzerforvette abgelehnt wurde, weil ber Reichstag 
den Werth der großen Panzerichiffe bezweifelte (St. B. ©. 500). Die 
gefaßten Beichlüfle blieben auch in 3. Leſung aufrecht erhalten, anläßlich 
deren nachträglich noch manche Bedenken wegen ber Zweckmäßigkeit ge 
wiffer Anlagen zu Wilhelmshaven geäußert wurden und im Hinblick 
auf die flattgehabte Unterfuchung daB Verlangen fich kundthat, doch noch 
nähere Auftlärung über den Unglüdsfall des großen Kurfürften zu er« 
halten (St.B. ©. 684—688). Ueber die jeit 1873 im Ertraordinarium 
der Marineverwaltung verwendeten Koften in Vergleich mit dem Flotten- 
ründungsplan war dem Meichtage 1879 eine Weberficht zugegangen 
rd. Nr. 58). 

Im Etat des Reichsgerichts nahm der ReichBtag einige Veränderung 
dor, indem er die Befoldung ber Räthe und der Reichsanwälte über 
den Vorſchlag der Regierungen hinaus erhöhte, dagegen die Befoldung 
des Oberreichsanwaltes um etwas Herabfeßte (St. B. ©. 589 ff. 688). 
Dabei kam in der 3. Leſung auch die Amtstracdht zur Sprache. 

Unter den einmaligen Ausgaben bed Reichsſchatzamtes hatte bie 
zweite Rate für den Bau eines Kollegiengebäudes der Univerfität Straß · 
burg die 2. Leſung glüdlich paffirt. Aber in der 8. Lefung wurde von 
dem Abgeorbneten Reichenöperger der Stil bemängelt und Aufſchub der 
Facçadenausfuhrung verlangt (Drud. Nr. 112). 8 entftand eine Dis- 
Zuffion, die natürlich wieber in der Sehnfucht des Antragftellers nach 
einem chriftlich"-germanifchen Bauftil gipfelte. Indeſſen fand man fich 
nicht bewogen, feinem Antrage Folge zu geben (St. B. ©. 728 fi.). 

Als man an bie Ausgaben für das Reichseiſenbahnamt gelangte, 
entfland eine größere Verhandlung über das Bebürfniß, ſowie bie 
Art und Weife einer gefehlichen Regelung bes Gütertarifweſens, wo · 
bei begreiflich die Differentialtarife, deren feitherige Behandlung und 
daraus entipringende Reformbebärfniffe nicht vergefien wurden (St. B. 
S. 393—408. 

Verhältnigmäßig viel Zeit und Mühe nahm das Kapitel von den 
Zöllen und Verbrauchsſteuern in Anſpruch. Von der Frage aus, wie 
es mit den Koften zu halten ei, die Elfaß-Lothringen für die Erhebung 
und Verwaltung ber Reichszblle und Reichsfteuern zu erhalten Habe, ger 
riet) man von Neuem in eine Beleuchtung ber gefammten Zollpolitit, 
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der Rothlage ber Gifeninduftrie, bemängelte dann namentlich die Bufammen- 
jegung und Leiſtung der Eifenenquötefommiffton, verbreitete fich über 
die Situation der Baummollen- und Leineninduftrie, die Kornzölle und 
die Intereſſen ber Oftfeeprovingen u. dgl. Nicht minder gewährte ‚die 
Befteuerung des Rübenzuders und des Branntweins und bie Erörterung, 
ob und inwieweit eine Abänderung des Zuſchlags zu den Averſen Bee 
mens und Hamburgs flattzufinden Babe, ein Felb zu mancherlei Streit. 
Et. B. S. 421—438, 453—497). 

Dem Etat der Poſt und Telegraphie gegenüber wurden, was das 
Ordinarium anbetraf, nicht jowohl die Ausgabepoſten in Zweifel ge 
zogen, als vielmehr nur einige Wünfche geäußert. Der Reichätag nal 
zunächſt eine Refolution an, daß die Ermäßigung der Gebühren für 
Nachnahmeſendungen in Erwägung gezogen werben möge (St. B. S. 620 ff.); 
ferner eine andere, daß den Poft« und Telegraphenbeamten Sonntags 
rue, bezw. bie zur Sonntagäfeier nothwendige Zeit gewährt werde 
Et. B. ©. 630 fi.). Nebenbei war von der angeblichen Beſchränkung 
des Petition, Wahl- und Berfammlungsrechts der Poftbeamten bie 
Rede (St. B. ©. 624 ff). 

An den einmaligen Ausgaben ber Poft und Telegraphie fanden, 
faſt durchweg nach den Anträgen der Budgetlommiffion, einige Abſtriche 
ſtatt. Nur bei dem wichtigften Poften, betreffend die Legung unter- 
irdifcher Telegraphenkabel trat die Ausnahme ein, daß gegen bie Kom ⸗ 
miffion der volle Betrag, den die Regierung gefordert hatte, bewilligt 
wurde ( St. B. ©. 574—582). 

So in der 2. Cefung. Aus der 3. ift nichts zu bemerlen, alß die 
Anregung zu Gunften voller Freiheit der Werthangabe und Klagen über 
Verlegung des Briefgeheimniffes, ſowie über ungerechtfertigte Beichlag- 
nahmen von Briefen und Sendungen, in denen ſich der Abgeordnete 
Liebknecht mit gewohnter Heitigleit erging (St. B. ©. 700-710). 

Was den Etat der Eifenbahnverwaltung betrifft, fo erhoben fi 
nur über die finanziellen Ergebniſſe nach dem Betriebsbericht pro 1877 
einige Betrachtungen (St. B. ©. 502 ff.). 

Der Etat des Bankweſens endlich hatte das Schickſal, daß ihm ein 
erheblich größerer Poſten als Antheil des Reichs an bem Reingetvinn 
der Reichsbank eingeftellt wurde (St.B. ©. 648, 710). 

Nach den Beichlüflen des Reichstags wurde die geſammte Ausgabe 
und ebenjo die Einnahme auf 540 796 537 Mark feftgeftellt. Unter ber 
erfteren waren 121773588 Mark an einmaligen Ausgaben begriffen. 

Die Bertheilung der Matrilularbeiträge pro 1879/80, 
die nad) Kapitel 21 der Einnahme bes Reichshaushaltsetats 90 371 390 
Mark betrugen, ift durch das Gefeh vom 12. Mai 1879 (R. Gef. Bl 
©. 137) bewirkt worden. Der Entwurf zu demſelben fand ohne alle 
Distuffion die Billigung de Reichstags (St.B. ©. 1077). 

Indeſſen erforderte Die Regelung des Etats noch einige Rachträge 

Zunähft das Gefeh vom 16. Mai 1879 (R. Gef. BL ©. 149). 
Daffelbe wurde nothwendig, um die Koften der Betheiligung ded Reid 
an ber Außftelung in Sydney mit 200000 Mark und bie Revifionen 
der Rechnungen über die Verpflegung der Okkupationstruppen in Franl · 
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reich mit 25000 Mark zu deden. Der Reichstag Hatte dem Entwurfe 
(Brudf. Nr. 153) gegenüber die Dedung aus anderen Beſtänden abger 
lehnt, fie vielmehr auf Matritularbeiträge verwieſen. Die Berathung 
führte auf allgemeinere Betrachtungen über die Bedeutung ſolcher Auß« 
ftellungen, über daß Verhalten Deutfchlands zu mehreren, insbeſondere 
auch auf eine Kritik der Reuleaux'ſchen Beurtheilung der beutfchen Aus · 
ftellung zu Philadelphia (St.B. ©. 1083—1092) und über die Leiftungen 
der deutſchen Waarenprobultion (St.B. S. 1120—1122). 

Einen zweiten Nachtrag enthielt das Gejeg vom 6. Juli1879 
(R.Gej. Bl. S. 174). Veranlaßt wurbe dafielbe durch den von dem 
Reichstag befchloffenen Erwerb der Reichsdruderei und ben bei biefer 
Gelegenheit gefaßten Beſchluß, die Ordnung des Etats von dem erfteren 
zu trennen (f. oben ©. 206 upter 4. d.). Es mußte nunmehr ein 
fürmlicder Etat der Reichsdruckerei aufgeftellt werden. Der Entwurf 
(Drudſ. Nr. 185) fand ohne weſentliche Schwierigkeit die Zuftimmung 
des Reichätags, wenn auch abermals Beſorgniſſe wegen Schädigung ber 
Privatinduftrie von Manchen nicht verhehlt wurden (St.B. ©. 1426—30, 
1798—95, 1834). 

Der Entwurf zu einem britten Nachtragsgeſetz (Drudi. 
Nr. 289), der das projeftirte Reichſtagsgebäude betraf, wurde, ivie ber 

reits oben erwähnt (ſ. oben &. 206 unter 4. c.) vom Reichstage abgelehnt. 

Außerdem wurde noch nöthig daß Gefetz vom 5. Juli 1879 
(RE. BL. ©. 169) betrefjend Abänderungen des Reichs— 
haushalts und des Sandeshaushalts von Eljaß-Loth- 
ringen; bie Folge der Neuordnung der Dinge in den Reichlanden, 
welche unten (S. 242) ausführlicher zu berichten fein wird. Warum ber 
Entwurf nicht dem Landesausſchuß von Eljaß-Lothringen, jondern dem 
Reichstag zur Genehmigung unterbreitet worben fei, wurbe von Seiten 
der Neichtregierung entwidelt. Die bafür ſprechenden Gründe fanden 
auch troß des Widerſtrebens reichslandiſcher Abgeordneter und bed Gen- 
trums Anerkennung. 

Das Kapitel der Befolbungen gab zu einigen Anordnungen An« 
laß, die von dem Gentrum beftritten, von der Regierung aber acceptirt 
wurden (St. B. ©. 1775—1798) und bei denen es auch in britter Lefung 
fein Bewenden Hatte, obgleich man von berjelben Geite verfuchte, die 
Höhe der Gehalte in Rüdficht auf den Steuerbrud zu beinängeln (St. B. 
©. 1915—1921). Für. den Statthalter wurden an Repräfentationg- 
und Reifeloften 215000 Mark, für defien Bureau rund 29000 Marl, 
für das neugebilbete Minifterium 910800 Mark, außerdem einige Poſten 
für den Staatsrath, die Vertretung bei dem Bundesrath, dem Landes- 
ausſchuß und für Einrichtung und Umzugskoſten bewilligt. 

b) Die Ordnung des Etats für dad Jahr 1880/81 erfolgte 
durch das Etatsgeſetz dom 26. März 1880 (R. Geſ. BL. ©. 27 ff.). Dem 

- Entwurf, der auch dießmal fehr zeitig an den Reichetag gelangt war 
¶ Druckſ. ber Seffion von 1880 Nr. 10), waren dieſelben Nachweije und 
Spezialetats beigegeben, wie dem borjährigen Entwurf. 

Nach dem Vortrag des Unterftantsjefretär im Reichsſchatamt, 

welcher die erſte Berathung eröffnete, hatte das Vorjahr ein Defizit von. 
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rund 6 Millionen Mark ergeben. Als Haupturfache wurde die bedeutende 
Mindereinnahme an Zöllen und Steuern bezeichnet. Sie erwies fich 
fo groß, daß ein viel ftärkeres Defizit zu erwarten geweien wäre, wenn 
nicht zugleich erhebliche Minderung der Außgaben in verſchiedenen Rich- 
tungen eingetreten wäre. für die Yinanzgebahrung bed Laufenden Jahres 
flellte man wejentlich günftigere Ausfihten, indem einer Reihe von Mehr- 
außgaben nicht nur einige Minberauögaben, fondern die bebeutenden 
Mehreinnahmen an den inmittelft bewilligten Zöllen, an der Zabal- 
und Salzfteuer, ſowie auß den Exträgnifien ber Eiſenbahnen gegenũber · 
geſetzt werden konnten. 

In feiner Erwiderung beſprach der Abgeordnete Richter vor allen 
Dingen ben in der Thronrede angelündigten Plan zweijähriger Finang · 
perioben. Er unterzog dann die Etatögniftellungen, namentlich bie Ein · 
nahmen, einer einfcneibenden Prüfung, jchilderte den ungünftigen Ein- 
fluß der im vorigen Jahr erlafenen Zoll- und Steuergefepe und legte 
insbefondere dar, wie wenig fich Die Damals verheißenen Steuererlafie und 
Steuererleichterungen verwirklicht Hätten. Don fonferbativer Seite 
wurden die Mehrforberungen der Regierung und bie getroffenen wirth- 
ſchaftlichen Maßregeln durchaus gerechtfertigt gefunden. Nachdem auch 
Anhänger ber freihändlerifchen umd ber fchupadllnerifchen Richtung ihren 
Betrachtungen über Die Wirkungen ber bereits erlaffenen und noch geplanten 
Wirthſchaftsgeſetze neuen Ausdruck verliehen hatten, überwies man wieder- 
um eine Anzahl von Kapiteln ber Budgetlommiffion (St.B.&. 13—47). 

Aus der 2. und 3. Leſung find auch hier wieder nur bie inter 
effanteren Punkte hervorzuheben. Dahin darf zunächft gerechnet werben 
die anläßlich des Etats des auswärtigen Amts entftandene Debatte über 
die Zuftände der Samoainfeln, von denen bereits oben (f. II. ©. 208) 
die Rede war, und über die Ausgrabungen in Olympia (St.B. ©. 345 —46) ; 
bei dem Etat des Reichsamtes bes Innern die Debatte über die Ziwed- 
mäßigteit der Herausgabe ftatiftiicher Bufammenftellungen in bem 
Deutſchen Handeldarhiv (St.B. ©. 69 fi., 219 ff.), die jedoch unge 
achtet mancher Oppofition mit der Annahme des betreffenden Ausgabe 
poſtens endete; bie ebenfalls ſchon (f. oben X. ©. 225) erwähnte An- 
zegung einer internationalen Konvention über Maßregeln gegen die 
Reblaus; die theilweife heftigen Angriffe gegen die Zuftände des Ge- 
fundheitßamtes (f. oben I S. 206) u. dgl. 

Die Erledigung bes Militäretats  geftaltete fich auch dießmal giem- 
lich durch Annahme der Anträge der Budgetkommiſſion. Nur wenige 
Einzelheiten, wie dad Schanzzeug der Infanterie (St. B. ©. 435—436), 
die von der Gentrumßpartei gewünfjchte Ordnung ber Militärfeelforge, 
bie Dotirung ber Aubiteurftellen und bie Grlafie be& Kriegsminiſters, 
ſowie einiger Militärbehbrden, wonach amtliche Bekanntmachungen oppo- 
fitionellen Zeitungen mit zugewendet werben follen, riefen einige Dis- 
kuſfion Hervor (St. B. S. 77—80). Die letzterwähnte Angelegenheit 
tauchte nochmals in der 8. Lefung auf und führte zur Annahme eines 
Antrags (Drudj. Nr. 70), wonach bie Militärbehörben bei ihren Pur 
blifationen nur die Zweckmaͤßigkeit, nicht bie politifche Farbe der Zeitung 
berüdfichtigen follen (St. B. ©. 487). Bei dem Kapitel der Militär 
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erziehungsanftalten kam das beille Thema der Orthographie zur 
Sprade. Es fehlte nicht am fritifchen Bemerkungen über den Erlaß 
des Kultusminifters (St. B. ©. 314 ff). Später wurde dann, wie 
gleich hier bemerkt werden mag, die Frage noch einmal ex professo 
durch einen Antrag (Drudf. Nr. 57) auf die Tagesordnung gebracht 
und ausjuhrlich diskutirt (St.B. ©. 527—546). Der Antrag ging da- 
Hin, der Reichskanzler möge eine Einigung aller deutſchen Regierungen 
über gleichmäßige Behandlung der Nechtichreibung herbeiführen. Der 
Einwand, daß die Materie nicht zur Kompetenz de Reichstags gehöre, 
wurde mit Glüd befämpft und der widerfpruchßvolle Zuftand nach ben 
in ben verfhiedenen Ländern ergangenen Ordonnanzen genügend aus- 
einanbergefegt. Nichtsdeſtoweniger endete die Debatte mit der Ablehnung 
des Antrags. 

Erhebliche Abftriche erlitt der Militäretat bezüglich der proponirten 
Bauten, namentlich von Kajernen (St.B. ©. 326—342). 

Die 3. Leſung brachte Teinerlei Mobififationen der in ber 2. 
Leſung gefaßten Beichläffe (Drudi. Nr. 62; St. B. ©. 482—488, 
498—501, 514). 

In den Verhandlungen über den Marineetat fpielte wiederum 
die Kataftrophe des großen Kurfürften ihre Rolle. Man beſchwerte fich 
von Neuem über die ungenügenden Darftellungen des Vorfalls und bie 
Unterfuhhungsergebnifje, nahm auch Beranlafjung, der Verwaltung und 
Leitung der Marine überhaupt lebhafte Vorwürfe zu machen. Allein 
der Antrag (Druckſ. Nr. 24), von dem Reichskanzler oder dem Chef ber 
Admiralität einen offiziellen Bericht über den Untergang des Schiffes 
zu fordern, erhielt nicht die Majorität (St.B. ©. 241—257). Auf 
Widerftand ftieß die Kreirung des Poſtens eines Geueralinſpetteurs ber 
Marine, jedoch ohne Erfolg (St.B. ©. 257 ff., 488 ff). 

Gegen die Ausgaben der Reichsjuſtizverwaliung war nichts 
einzuwenden. Aber ed erichallten Magen über die Höhe der Koſten 
der Prozekführung und die von früher zur Genüge befannten Wünfche 
einer Reform des Altienrechts (St.B. S. 91—98). 

Ungleich umfänglicher und einfchneidender waren zu dem Etat des 
Reichafhagamtes die Debatten über den Zuſtand des Munzweſens, deren 
oben (f. VIII. ©. 221) gedacht wurde. Außerdem ftellte man die augen- 
Tällige Zunahme des Schmuggels an den Grenzen als Folge des neuen 
Zolltarifs dar, was Andere und die Regierungßvertreter natürlich ber 
fritten (St. B. ©. 116 ff). 

Dem Etat der Zolleinnahmen wurde von ſachkundigſter Seite her 
der Vorwurf gemacht, daß die Einftellungen der Regierung keineswegs 
überall richtig, vielmehr pielfach zu niedrig gegriffen feien. Der Vertreter 
der letzteren verficherte aber, daß man im Gegentheil die Ertragsbe- 
rechnung der neuen Zölle eher zu Hoch veranfchlagt habe. Im weiteren 
Verlauf der Berathung wunſchie der Reichstag unter Hinweis auf die 
fortdauernde Beunruhigung der Tabaksinduſtrie Auskunft über die Ab- 
fichten in Betreff des Tabalsmonopols und regte die Aufhebung des 
Flachszolls an (St.B. ©. 124—131). Die Diekuffion über lehteren 
erneuerte fich, griff aber auch noch auf andere Zölle, wie Getreide-, 
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Kaffeezoll, über, nachdem die Budgetlommiffion Bericht über dieſes Ka- 
pitel erftattet und in ihrer Majorität die underänderte Annahme der 
Etatspofitionen vorgeſchlagen Hatte. Namentlich fuchte die Minorität 
der Kommiffion ihren Standpunkt zu vertheidigen. Indeſſen ſchloß fih 
das Plenum bem Kommiffionsantrage an (St. B. S. 410—423). 

Bei dem Gtat der Pofl- und Telegraphenverwaltung erhob fich viel 
Rebe und Gegentebe über den Sonntagaverleht (St. B. ©. 368— 874); 
ohne greifbareß Ende. Das Centrum nahm fich auch einer Reihe weiterer 
Fragen, wie der Publikation der Anftelung der Poftbeamten, der Ge 
Halte verſchiedener Klafien derfelben, der Penfionen u. ſ. w. beſonders 
an. Hauptjächlich aber richteten fich Bemängelungen und Abftriche gegen 
monde Anfäge für Bauten, fowie für die Rohrpoftanlage zu Berlin. 
In der 8. Berathung firitt man noch über die Stelle eines dritten Die 
rektors im Generalpoftamt, deren Gehalt jeboch ſchließlich bewilligt blieb, 
als Ergänzung zum ReichBetat (Drudf. Nr. 46) nachträglich eingeftellt 
wurde, und hatte abermals heftige Rügen über Verlegung des Briefgeheim · 
nifſes aus ſozialdemokratiſchem Lager anzuhören (St.B. &. 505—513). 

Endlich if der größeren kritiſchen Debatte zu gedenken, bie bri 
dem Etat des Bantwejens über bie Verwaltung der Reichsbank fh 
verbreitete (St. B. ©. 132—142). 

Die Annahme des aus 7 Paragraphen beftehenden EtatBgefepes 
ſelbſt ging einfach von ftatten (St.B. S. 436—37, 514). Dafielbe 
wurde als Geſetz vom 26. März 1880 (R. Gef. Bl. S. 27) publigitt. 
Der Etat balanzirt darnach in Ausgabe und Einnahme mit 539 252640 
Mark. Bon den Ausgaben find 72962 921 einmalige. 

2. Als weitere finanzielle Regelungen find neben ben 
Etatögefegen zu erwähnen: 

a. auß dem Jahre 1879 die Zufammenftellungen ber Bir 
quibationen auf Grund des Art. V. Nr. 17 des Geſehes vom 
8. Juli 1872 auß ber franzdfifchen Kriegsentſchädigung. 
Es handelte fich noch um eine Seftftellung zwiſchen dem vormaligen Rord- 
deutfchen Bund und Baden. Dem Antrage und Bericht der Rechnungs 
tommiffion gemäß ertheilte der Reichätag der Vorlage (Drudf. Nr. 142) 
feine Zuftimmung (St. B. &. 1426, 1795, 1842). Ganz ähnlich ver- 
hielt es fi) mit einer Siquibationszufammenftellung, welche dem Reiche 
tag 1880 vorgelegt wurde (Drudf. Nr. 65). Die Rechnungstommilfion 
erftattete Bericht (Druchſ. Nr. 118) und der Reichstag nahm bie von 
diefer geftellten Anträge ohne Weiteres an (St. B. S. 524, 856, 899). 

b) Aus dem Jahre 1879 kommt in Betracht bag Gefeg vom 
30. Marz 1879 wegen Abänderung der Geſetze, betreffend 
die Verwaltung des Invalidenfonds, über das wir oben 

.(. ©. 218 unter 3) bereit referirt Haben. 

c) Sodann ift allenfalls zu erwähnen, daß von einer zu biefem 
Zwecke eingefeßten Kommiffion dem KFieichstag 1880 ein Bericht 
(Drudl. Nr. 90) Über die Averjen der Zollerklaven erflatted 
wurde. Man wird fi erinnern, daß bie Frage der Averſa bei Be 
rathung bed Etats im Jahre 1879 wieder einmal angeregt worden war. 
Zur Berathung Fam jener Bericht nicht. 
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3. Mit Anleihen hatte der Reichstag infofern zu thun, als 

a) im Zufammenhange mit dem Etat zu Stande gebracht wurbe 
dad Gefeh vom 30. März 1879 (R. Ge. Bl. ©. 121), betreffend 
die Aufnahme einer Anleihe für Zwede der Poft- und Zelegraphenver- 
waltung u. ſ. w. Der Entwurf (Drucf. Nr. 11) wurde der Budget · 
tommiffion zur Vorberathung zugeteilt (St. B. ©. 245), welche müub- 
lichen Bericht erftattete (Druckſ. Nr. 92), und dann nach den Anträgen 
der Kommiffton ohne weitere Debatte angenommen (St. B. ©. 647, 710). 
Nah $ 1 ift der Gefammtbetrag 63148576 Marl. Davon waren 
7675700 für die Poſt und Telegraphie, 19590010 Mark für die Ma- 
tineverwaltung, 10882861 für die Militärverwaltung, 25000 000 zur 
Durchführung der Müngreform beftimmt. Was die Art ber Aufnahme 
und ber Verwaltung betrifft, jo wurden die Beftimmungen des Anleihe 
gejegeß vom 27. Januar 1875 hierher bezogen. 

Wie die Aufnahme der Anleihe zu erfolgen habe, ordnete ein Aller- 
hochſter Erlaß vom 23. Juni 1879 (R. Gef. BL. ©. 152) an. 

b) Deßgleichen wurde von dem Reichttage 1880 im Zufammen- 
hange mit dem Etat für außerordentliche Ausgaben die Zuftimmung zu 
dem Gefeg vom 26. März 1880 (K. Geſ. Bl. ©. 95) ertheilt, wo- 
nach ganz in berjelben Weiſe eine Anleihe im Gejammtbetrage von 
33012688 Mark aufgenommen werden joll; und zwar für bie Poft« 
und Telegraphenverwaltung 6342200 Mart, für die Marineverwaltung 
11659450 Mark, für die Verwaltung des Reichsheeres 15 012688 
Mark. Die Forderung der Regierung betrug 34818447 Mark (Drudi. 
Rr. 9), und wurde nad; Bericht der Budgetfommiffton (Drudf. Rr. 56) 
auf bie erwähnten Summen herabgeſetzt (St.B. ©. 436, 514). 

Zur Bewirkung der Aufnahme erging ein Allerhöchfter Erlaß vom 
18. Oftober 1880 (R.Gej. Bl. ©. 187). 

e) Einer Anleihe zu Eiſenbahnzwecken nad dem Geſetz vom 
9. Juli 1879 ift bereits in Abſchnitt VI. unter 1. b. (6. 215) Er- 
wähnung geſchehen. 

d) Ueber die Ausführung der Anleihegefege vom 27. 
Januar 1875, 3. Januar 1876, 3. Januar 1877, 10. Mai 1877, 
21. Mai 1877, 26. Mai 1877, 29. April 1878, 8. Mai 1878, 
12. Juni 1878 ging dem Reichstag 

aa. in feiner Seffioen 1879 eine Dentjchrift von Seiten des 
Bundesraths zu (Drudf. Nr. 134), mit welcher, wie der Reichstag er» 
Härte, dem Gelege genügt war (St. B. ©. 1426). 

bb. Eine weitere Denkſchrift des Bundesraths (Druckſ. Rr. 22) 
lieferte in der Seffion 1880 dem Reichötag bezüglich der gebachten An« 
leihen, ſowie ferner bezüglich der Anleihen nach dem Gejeße vom 80. März 
und 15. Mai 1879 bie Nachweiſung ber mit denfelben zu deckenden Aus · 
gaben und der biß jegt auf deren Grund gemachten Einnahmen, ſowie 
die Ueberficht über die Betheiligung der einzelnen Finanzgemeinſchaften 
am ber Reichsſchuld und deren Verzinfung biß zu Ende des Finanzjahres 
1878/79. Auch hier erkannte der Reichätag an, daß dem Geſetz genügt 
fei. Indeſſen wurde doch von einer Seite im Hinblid auf die Vermehrung 
der Reichsichuld, allein im Jahre 1879/80 um 68%/, Millionen Marl, 


240 Die Reiöhägeleggebung in den Jahren 1879 u. 1880. [1232 


empfohlen, anftatt der Begebung an ein Konjortium durch die Reiche 
bank, eine Konkurrenz durch freihändige Begebung eintreten zu laſſen, 
da letztere erfahrungsmäßig vortheilhafter ſei (St. B. S. 400—402). 

e) Auf das Schuidenweſen bes Keichs bezog fich 

a8. ber Bericht ber Reihsfhuldentommiflion vom 
8 Mai 1879 (Drud. Nr. 184). Er wurde der Rechnungskommiſfion 
des Reichstags zur Vorberathung überantwortet und dad Plenum billigte 
deren Anträge auf Decharge (Drudf. Nr. 274) ohne weitere Debatte 
(St.B. ©. 1416, 1795—96). Der Bericht umfaßte außer dem Schulden 
weien auch die Berwaltung des Snvaliden-, bes Feſtungsbau-, des 
Reichstagsgebãudefonds, des Reichskriegsſchates und die Anfertigung, 
Einziehung u. ſ. w. der Reichsbanknoten. 

bb. Ganz ebenfo verhielt e& ſich mit dem Bericht der Reichs - 
ſchuldenkommiſſion vom 12. März 1880 (Drudf. Nr. 75). 
Die Anträge der Rechnungstommiffion (Drudf. Nr. 119) wurden überall 
gebilligt (St. B.S. 561—62, 856—57). Nur daß es Hier zu einigen 
Auslaffungen über die Bilanz des Invalidenfonds kam. 

Ueber die Zufammenfegung der Reichsſchuldenkommiffion ergibt fich 
daß Nähere auß den St.B. 1879 ©. 39, 2861; und 1880 ©. 11, 12. 

4. Die Handhabung des Rechnungsweſens ging ihen 
gewohnten Gang. 

a) Dem Reichstag wurden die vorfchriftgmäßigen Neberjichten 
mitgetheilt. So 

aa. in der Seffion von 1879 bie Weberfiht der Ausgaben und 
Einnahmen des Deutfchen Reiche für das Etatsjahr 1877/78 (Drudi. 
Nr. 33). Nach Vorberatfung in der Rechnungstommiffion (f. deren 
Bericht Drud. Nr. 277) gab der Reichstag den von dieſer bezeich- 
neten Etatsüberfhreitungen, die bei ber Ausgabe über 30 Millionen 
Mark betrugen, feine Genehmigung (St. B. ©. 247, 1897, 1915). 

Eine andere Ueberficht (Drudj. Nr. 53) ftellte die ſeit 1878 nad 
dem Flottengründungsplan im Ertraordinarium der Marineverwaltung 
gemachten Ausgaben zufammen. 

bb. In der Seffion von 1880 erfolgte die Vorlage einer Ueber- 
ficht der Einnahmen und Ausgaben des beutfchen Reich® für das Etate- 
jahr 1878/79 (Drudf. Nr. 8). Die Rechnungslommiffion beantragte in 
ihrem Bericht (Druckſ. Nr. 158) Etatsüberichreitungen im Belaufe von 
rund 9%, Millionen Dart gutzubeißen und der Heichstag ſchloß fih 
dem an (St. B. ©. 1143 ff., 1317); jedoch nicht ohne daß es auch bei 
diefer Gelegenheit zu einiger Debatte über die gelammte Finanzlage, 
die Dedung des Defizits und bie Notwendigkeit einer gründlichen Fi⸗ 
nangreform gelommen wäre. 

b) Was die Rechnungslegung betrifft, jo wurde dem Reichstag 

aa. im Jahre 1879 die allgemeine Rechnung über den Haus 
Halt des deutfchen Reiche für das Jahr 1874 unterbreitet (Drudf. Rr. 18), 
von biefem der Rechnungskommiſſion überwiefen und deren Anträge 
(Drudf. Nr. 205) einfach angenommen (St. B. ©. 1832, 1869). 

bb. Im Jahre 1880 erfolgte die Vorlage ber allgemeinen Red 
nung für 1875 (Drudf. Nr. 100) fammt Spezialvecönungen, Vorbericht 
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umd Vorbemerkungen ded Rechnungshofs uud die Ueberweifung an die 
Rehnungstommilfion (St.B. ©. 855—856). Die Vorlage war jedoch, 
Pe] gerügt wurde, fo ſpät eingelaufen, baß fie unerlebigt bleiben 
mußte. 

c) Zu einer definitiven Regelung der Verwaltung der Einnahmen 
und Ausgaben des Reichs ift man auch in den Jahren 1879 und 1880 
nicht gelangt. Es if nicht einmal ber Verfuch, der bekanntlich Früher 
ſchon mehrmals gemacht wurde, erneuert worden. Mithin blieb nichts 
Abrig, als in der traditionell geivorbenen Weife die Kontrole des 
Reichshaushalts wieber der Preußifchen Oberrechnungskammer unter 
dem Zitel eine Rechnungshoſes des Deutichen Reichs zu übertragen und 
ihr zugleich die Kontrole des Landeshaushalts von Elfaß- 
Lothringen zuzuweiſen. Dieß geſchah 1879 der Propofition der Rer 
gierung (Drudf. Rr. 251) entiprechend (St. B. S. 1654, 1684) für das Rech ⸗ 
mungsjahr 1878/79 duch das Gefeg vom 5. Juli 1879 (R. Gef. Bl. 
&. 173), und ebenfo 1880 (f. Drud]. Nr. 177; St. B. ©. 1211, 1318) 
für daB Rechnungsjahe 1879/80 durch das Sefeg dom 30, Mai 
1880 (K. Geſ. Bl. ©. 119). 


xVv. 
Elſaß⸗ Lothringen. 


Der in diefem Jahrbuche (ſ. II, 2 ©. 139) erſtattete Bericht 
hatte fich mit bem wichtigen Keichsgeſez vom 2. Mai 1877 zu beichäf- 
tigen, wonach die Gejeßgebung ber Keichslande infofern jelbftändig ge- 
Helft wurde, als Lünftig die Geſetze jür Eljaß-Lothringen durch Verein- 
barung zwifchen dem Bunbesrath und bem Landesausſchuß zu Stande 
tommen follten. Dießmal ift über ein Geſetz zu berichten, durch welches 
eine felbjtändige Verwaltung eingeführt und ein weiterer erheblicher 
Schritt u verfafjungsmäßige: Selbſtändigkeit der Reichslande gethan 
worben iſt. 

Ehe es zu der Einbringung des Entwurfs kam, war im Reichstag 
während der Seffion von 1879 ein Antrag mehrerer elfälfiicher 
Abgeordneter (Drudi. Nr. 37) eingebracht worden, der den Reichs - 
Tanzler aufforderte, den Reichslanden eine felbftändige, im Lande befind- 
liche Regierung zu verfchaffen. Es erhob ſich darüber eine angeregte 
Debatte, die fich durch zwei Sigungen Hinzog (St. B. ©. 556—66, 
650—671). Unter Bezug auf früher ſchon geäußerte Wünfche bemühten fich 
die Antragfteller zu zeigen, daß bie zur Zeit vorhandene Spaltung 
der Regierung zwiſchen dem Reichskanzleramt zu Berlin und dem Ober« 
präfidium zu Straßburg unhaltbar fei. Im Interefje der Reichslande 
und des Reiche, für das jene eine „Kulturbrüde nach Frankreich Hin“ 
bilden — ein Ausbrud, der dann von mehreren Rebnern theils Fritifirt 
und zuräcgetviejen, theils acceptirt wurde —, liege es, möglichfte Selbft« 
ftändigfeit zu gewähren, der gewählten Sandevertretung u fonftitus 
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tionellen Befugniffe und entiprechende Betheiligung an der Verwaltung 
nicht vorzuenthalien. Der Reichskanzler erklärte, ſoweit es mit ber 
militärifchen Sicherheit verträglich fei, den Wünfchen entgegenkommen 
zu wollen und entwidelte, wenigften in Kürze, welche Abfichten bie 
WNeichäregierung hege. Zugleich unterließ er aber auch nicht, darauf 
Hinzumeifen, daß die Haltung ber Reichslande, zumal bei den Wahlen, 
Bürgfchaft gegen dad Vorwalten dem Reiche jeindlicher Strömungen 
barbieten müfle. Der Vorfland des Reichsamtes für Elfaß-Lothringen 
ließ e8 bei einer Schußrede zu Gunſten ber feitherigen Verwaltung und 
ihrer Beamten gegenüber manchen von ben erſten Rebnern erhobenen 
Vorwürfen bewenden. Auch im weiteren Verlaufe der Diskuffion wurde 
die Beleuchtung der Zuftände in den Reichslanden für und wider fort 
geſetzt. Man betonte ferner im Hinblid auf die Zukunft namentlich 
mehrfach bie Unangemeſſenheit einer Trennung Lothringens von Elſaß 
und erörterte mehrfach die ſchwierige Frage, welche Stellung den Reichs ⸗ 
Yanden im oder zum Bundesrath zu geben fei. 

Der Antrag wurde von dem Reichötag zu dem feinigen gemacht. 

Nach diefem Vorſpiel kam noch in berfelben Seffion das Gejek 
vom 4. Juli 1879, betreffend bie Berfaffung und Ber- 
aß von Elfaß-Lothringen (R. Geſ. Bl. ©. 165) zur Be 
rathung 

Zur Begründung des dem Reichstag übermittelten Entwurfs (Druch 
Nr. 238) wurde, nachdem gerechtjertigt worden war, weßhalb nicht zu 
vor der Landesausſchuß befragt worden fei, insbeſondere Folgendes be 
merkt. An dem Verhältniß ber Reichtlande zu bem Reich folle ſich 
nichts ändern. Aber man beabfichtige die innere Selbjtänbigfeit derſelben 
weiter zu entwideln und dieß könne geſchehen durch Verlegung der Re 
gierung aus der Abtheilung des Reichskanzleramies nach Straßburg, 
durch Vergrößerung des Landesausſchuffes und Erweiterung feiner Be 
fugniffe. Die erſte Berathung nahm zwei Gigungen in Anſpruch (St. 2. 
&. 1616 ff.; 1627 ff). Von einem ber franzöfifch-ulttamontan ge 
finnten Abgeordneten aus Elfaß wurde ber Entwurf nach jeder Richtung 
hin bemängelt. Aus welchem Grunde, lehrte deutlichſt der Schluß der 
Rede, welcher vor Allem dem Staate das Monopol der Schule ent« 
zogen, bie Beſchränkung der Preffe und der Ausübung religiöfer Pflichten 
befeitigt wiflen wollte. Natürlich fand die Bemängelung bei der Gen- 
trumspartei ihren Widerhall, wenn auch deren Führer glimpflicher damit 
umging. Namentlih wurde die Bildung einer befonderen Abtheilung 
für Kultus und Unterricht begehrt. Die übrigen Redner fuchten zu 
zeigen, daß die Vorlage annehmbar und in der That einen erheblichen 
Bortheil für die Reichslande darftelle. 

Auch die zweite Berathung fand im Plenum flat. Sie erledigte 
ſich verhältnigmäßig raſch (St.B. ©. 1740—1767). Nachdem zu $ 2 
der Antrag, die außerordentlichen Befugniffe des Geſetzes vom 30. De 
zember 1871 $ 10, bie num von dem Oberpräfibenten auf den Gtatt- 
halter übergehen follten, abgelehnt worden war, erlitten zwar einige 
Paragraphen gewifje Modifikationen; allein Gegenfäße von pringipieller 
Bebeutung famen nicht mehr zum Borfchein, wenn man nicht etwa 
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dahin den Antrag mehrerer Elfäffer nehmen will, die Abgeorbneten zum 
Landesausſchuß von der Eidesleiftung zu entbinden. 

In der Generaldiskuſſion der dritten Berathung wurden noch ein 
mal die Vortheile und Mängel der neuen Einrichtung kurz erwogen. 
Dann erfolgte die Enblocannahme (St. B. S. 1770—1775). 

Daß Geſetz gibt bekanntlich dem Kaifer die Befugniß, zur Aus 
übung ber ihm quftehenden landesherrlichen Befugniffe einen Statt 
halter einzufegen, auf den zugleich die in den feitherigen Gejegen dem 
Oberpräfidenten verliehenen ordentlichen und auferordentlichen Befugnife 
übergehen. Das Reichsamt für Elfah-Lothringen ift aufgelöft worben. 
Sodann ift nach dem weiteren Inhalte des Geſetzes ein Minifterium, 
beftehend aus einem Staatöfefretär und mehreren Unterſtaatsſekretären, 
an den Spitzen der Abtheilungen, nebft den nöthigen Räthen gebilbet 
worden. Es bat ferner die Einſetzung eines Staatsraths flattgefunden, 
ber Gejeßgebungsenttwürfe, die allgemeinen Ausführungsverordnungen und 
fonftige ihm übertwiefen werbende Angelegenheiten begutachten fol. Zu- 
jammengejegt wirb er auß dem Staatsferetär, den Unterftaatsjektetären, 
dem Präfidenten und erften Staatsanwalt des Oberlandeögerichtd und 
8 bis 12 vom Kaifer ernannten Mitgliedern. Die Zahl der Mitglieder 
des Landesausſchuſſes Hat man auf 58 erhöht, über deren Wahl das 
Nähere fich verordnet findet. Der Landesausſchuß wird vom Kaiſer 
vertagt oder aufgelöfl. Er fol das Recht der Initiative zu Geſehen 
und der Webertweifung von Petitionen an das Minifterium haben. Man 
fieht alfo, daß fich das Geſetz wirklich bemüht, die gewöhnlichen kon« 
fitutionellen Befugniſſe der Volksvertretung zu verleihen. 

Die unmittelbare Folge der Annahme dieſes Geſetzes war dad Ber 
dürfniß, nunmehr auch die finanziellen Verhättniffe der neuen Ordnung 
der Dinge zu ordnen. Dieß geſchah durch daB oben ſchon ©. 285 
erwähnte Geſetz vom 5. Juli 1879, betreffend Abände- 
rungen bes NReihshaushaltsetats und bes Landeshaus- 
haltsetats für Elfaß-Lothringen. 

Der Zeitpunkt bes Geltungsbeginns des Verſaſſungsgeſetzes blieb in- 
defien nach $ 23 Kaiferlicher Verordnung vorbehalten. Daraufhin erging 
die Berordnung vom 23. Juli 1879 (R. Gef. Bl. ©. 281), welche 
beftimmte, daß das Geſetz mit dem 1. Oktober 1879 in Kraft trete. 

Eine weitere Berorbnung vom 23. Juli 1879, betreifend 
die Mebertragung der landedherrlihen Bejugniffe auf 
ben Statthalter (R. Gef. Bl. ©. 282) zählt genau unter 3 Rubriken 
die Kompetenzen des letzteren auf. Es hanbelt fich darnach um die Voll 
ziehung einer Reihe von Verordnungen je nach bem Gegenflande ber« 
jelben, um ben Erlaß gerichtlicher oder abminiftrativer Geldftrafen, Re= 
babilitation, Erlaß von Steuern, Gefällen, Gebühren, Niederſchlagung 
von Defekten umd gewiffe Ernennungen oder Genehmigung von ſolchen. 

Schließlich ift auß dem Jahre 1879 noch eine Interpellation 
des Abgeorbneten Guerber (Drudf. Nr. 39) hervorzuheben, deren innere 
Derbindung mit manchen bei der Berathung bed Gejehes vom 4. Juli 
1879 zu Tage getretenen Meinungsäußerungen von felbft erhellt. Sie 
wollte bie Revifion des Geſetzes über das Unterrichtsweſen anregen. 

16* 
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Zur Begründung wurde wieder einmal die Untechtmäßigteit der Staats 
omnipotenz, die Verlegung der Eonfeifionelen Parität u. |. w. benuft. 
Sie frieß natürlich auf Seiten der Regierung und in ber anſchließenden 
Diskuffion auf Seiten eined in den Gljäffer Angelegenheiten wohl⸗ 
beivanderten Abgeorbneten auf entſchiedenen Wiberipruh (St. 2. 
©. 351—364), 

Aus dem Jahre 1880 ift am ber vorliegenden Stelle nichts 
zu melden. 

Was fonft noch von Etatd- oder Eifenbahnangelegenheiten fpeziell 
Elſaß · Lothringen beruhrt, ift bereitß in den betreffenden Abfchnitten diefer 
Zufammenftellung (ſ. XIV u. VI.) bemerkt worden. 


Die Währungsfrage nady der Münzkonferen. 
Don 
m. Leris. 


1. Conf6rence mon6taire internationale. Avril-Mai 1881. Procès ver- 
baux. Paris 1881. 

2. Schäffte, A. Für internationale Doppelmährung. Tübingen 1881. 8°. 146 6. 

8. Wagner, Ad. Für bimetalifiiiche Münzpolitit Deutſchlands. Berlin 1881. 
8. 66 ©. Belonberö erichienener Nachtrag ber erften Auflage: „Die 
Kimafts Münzdebatte und bie franzöflichen Dortöläge für ben internationalen 

änzlongee. 42 ©. . 

4. E. de Laveleye, La question montaire en 1881. Bruxelles 1881. 8°. 
Fasc. I-IV. 48 p., 41 p., 40 p, 48 p. 

5. Gernusct, 9., Die Reftitution bes Silbers, eine Rothwendigkeit für bie & 
jammte Kulturivelt. Aeberieht unb mit einer Einleitung veriehen von Dr. 

* D. Arendt. Berlin 1881. 8°. XXXV u. 32 6, 

6. M., Ein Vorſchlag zur Loſung ber Silber! bei Aufrechthaltung der bes 
fiehenben ER, Bien 1881. 8°. TE Kate arelkng 

7. (Wait von Eichen, N.) Golbwährung oder Doppelwährung. Eine ku 
H Kung si bie Siam bes dern Bergraths von FeflembergePatife. 

8. Jacodl, B 2, Cal und Eilber im Lande- und im Meere 

eipzig 1881. 8%. 36 ©. 

9. Eggers, Aug., Entwurf eines Gefehes, bie Ausprägung einer filbernen Hanr 
ve münze —E ſremen a 8. 18 5. i v 

10. Arendt, F% Deutſchlands Währungspolitif, Eine Dentſchrift. Leipzig 1881. 


11. Lexis, W., Erörterungen über bie Währungäftage. Leipzig 1881. 8°. 86 ©. 


Die internationale Munzkonferenz hat fich nach einer zweiten kurzen 
Sitzungsperiode im Juli biß zum 12. April 1882 vertagt und die Ver- 
treter ber Goldwährung glauben nach diefem Ausgange das definitive 
Scheitern aller international-bimetalliftifchen Pläne annehmen zu dürfen. 
BPraktifche Refultate find allerdings durch die Parifer Verhandlungen 
nicht erreicht worden, aber defhalb ift die Konferenz keineswegs für 
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bedeutungslos zu halten. Betrachtet man das bimetalliftiiche Problem 
als ein rein wiſſenſchaftliches, nämlich al bie theoretifche frage, ob 
das Wertverhältniß der beiden Gbelmetalle durch eine Vereinbarung 
zwiſchen einer größeren Anzahl wirthichaftlich bedeutender Staaten mit 
prattiſch genügender, faft vollftändiger Unveränderlichkeit firiet werben 
Uönne, indem e& auch für den freien Barrenverkehr daß entſcheidend 
maßgebende Moment würde — fo iſt dieſe Frage auf der Münz 
Tonferenz von faft allen Geiten ausbrüdlich ober flillicpweigenb bejaht 
worden und infofern ann ſich bie vielverhöhnte bimetalliftiiche Theorie 
als folche eineß entſcheidenden Sieges rühmen. Insbeſondere hat and 
ber erfte deutſche Delegirte, Baron dv. Thielmann, in ber zweiten 
Sigung der Konferenz (vgl. Nr. 1 ©. 28) offiziell erflärt: „Wir 
erfennen ohne Rüdhalt an, daß eine Rehabilitation des Silber wiün« 
ſchenswerth ift und daß man dazu gelangen Fönnte durch die Wieber- 
aufnahme ber freien Silberprägungen in einer Anzahl 
der bevdlkertfien, auf bdiefer Konferenz vertretenen 
Staaten, die zu diefem Zwed ein feſtes Werthverhältniß 
zwiſchen Gold und Eilber annehmen wärben.“ Selbſt der 
norwegifche Delegirte, Dr. Bro, ein eifriger Anhänger der Goldwäß- 
rung, ftellt die bimetalliftifhe Theorie nicht in Abrebe, er jucht nur 
zu zeigen, baß ihre Verwirklichung auf große praktiſche Schwierigkeiten 
floßen würde, 3. 3. wegen ber großen quantitativen Verſchiedenheit der 
au erwartenden Silberprägungen in den Münzftätten der verſchiedenen 
Zänber, wegen ber Möglichteit, daß ein Unionsſtaat der Papierirth - 
ſchaſt verfalle u. f. w. Die orthodozge englifc-franzöfiiche Lehre fand 
allerdings ebenfall® noch Vertreter, namentlich in dem belgiſchen Dele- 
girten Pirmez und dem Schweizer Burdharbt-Bifchoffl. Für beibe ift 
das Ebelmetallgelb nur eine gewöhnliche Waare mit vom Staate kon 
trolirtem Gewicht, „une marchandise pesee et contrölee par l’Etat“, 
wie Here Pirmez fagte (Rr. 1 ©. 298), jeder Verſuch ein ſeſtes Werth 
verhältniß zwiſchen den beiden Waaren Gold und Silber berzuftellen, 
ift daher eine Ehimäre und eine Verkennung ber wirthſchaftlichen Ratur ⸗ 
geſetze. Es ift wohl nur ein Zufall, daß Herr Pirmez nicht auch das 
für ben großen Haufen fo beſonders einleuchtende Kartoffel und Rüben 
argument vorgebracht Hat, zu bem fich ja noch immer jelbft wiffen- 
Ihaftlicde Nationalölonomen, wie 3. B. Herr Leroy-Beaulieu, zuweilen 
hinreißen laſſen, obwohl es auf einer Berfennung ber elementarften 
Grunbfäße ber Wiſſenſchaft berußt. Es befteht in der Behauptung, daß 
die Aufftclung eines jeften Werthverhältnifies zwiſchen Gold und Silber 
ebenfo thöricht fei, wie der Verſuch, eim folches Verhältniß zwiſchen 
Kartoffeln und Rüben ober anderen ähnlichen Waaren gejehlich aufrecht 
erhalten zu wollen. In Deutſchland wird dieſes Argument, wie €. de 
Saveleye (Nr. 4, III. ©. 15) mit Recht bemerkt, wenigftens in der 
wifienfchaftlichen Diskuffion nicht mehr angewandt. Ich Habe e& an 
einer anderen Stelle (Nr. 11*) ©. 61) näher beleuchtet und zugleich 


+) Diefe Brofctze enthält außer be Diefer Zeifäift er 
Yöienenen «Reigen Gebrierungere and pm ne abfänihe on 
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genauer gezeigt, wie wegen ber beſonderen Produktions · und Anfamm« 
Inmgsverhältnifie ber Edelmetalle der Marktwerth berjelben mit dem 
Umfange ihrer Verwendbarkeit zu- und abnimmt, fo daß alſo der 
Staat, indem er fie in größerem ober geringerem Mafe als Geldſtoff ver« 
wendet, auf ihren Werth und auf ihr Werthverhältniß einen weit gehen« 
den Einfluß ausüben kann. Allerdings wirb ber Werth bes Edelmetall» 
gelbes nicht vollſtändig durch den Staat gefchaffen; dieſe von Cernuschi 
Rr. 5) aufgeftellte Anficht ift ebenfo ertrem, wie bie der orthodoxen 
Schule, welche in dem Gelde nur Waare fieht und feine Bedeutung 
ala geſehliches Zahlungsmittel vollftändig verkennt. Gchäffle Hat 
Ar. 2, ©. 22 ff.) den Unterfchied zwiſchen Geld umb gewöhnlicher 
— treffend, wenn auch vielleicht noch nicht völlig erſchopfend dar- 
gelegt, 

In einer mit der bimetalliftifchen Theorie direkt zufammenhangen- 
den Streitfrage ift die erftere auf der Münzkonferenz ebenfalls zu Ehren 
gelangt: ich meine bie Frage nach ber Urjache ber Silberentwerthung. 
&o heißt e& in der von Herrn v. Thielmann verlefenen offiziellen Er- 
tlarung: „Man ift allgemein zu ber Anficht gelangt, daß die Preiß- 
erniebrigung bed Silbers weniger den deutſchen Verkäufen zuzuſchreiben 
fei, al dem Umftande, daß unfere Regierung dem Silber 
feine Eigenjchaft als Kurantgeld entzogen Hat, was die 
Staaten der lateinifchen Union veranlaßte, die Silber- 
Prägung einzuftellen. Es ift nicht zu verfennen, daß dieſe letztere 
Maßregel durch die Befeitigung ber fompenfirenden Kraft, die bis da- 
hin die Preisſchwankungen des Gilbert im engen Grenzen hielt, jedes 
Hinderniß eines fortjchreitenden und übermäßigen Niederganges weg · 
räumte; andererfeitö muß aber auch zugegeben werben, daß die Furcht 
vor dem Gindringen einer halben Milliarde beutfchen Silbers biefe 
Entſchließung des Müngvereins, burch welche defien eigene Cirkulation 
bedeutend enttwerthet wurde, wejentlich mit beeinflußt hat. Das Sinten 
des Silbers würde indeß nicht jo große Verhältniffe angenommen haben, 
wenn nicht gleichzeitig bie amerifanifche Produktion jo bebeutend ges 
fliegen wäre, während die Nachfrage für Silber abnahm.“ 

Die legißlativen Maßregeln, insbeſondere die Einftelung der Silber- 
prägungen ber Iateinifchen Union im Zufammenhang mit der beutfchen 
Münzreform find alfo in biefer Erflärung als die entſcheidenden Ur- 
ſachen der Silberentwerthung vorangeftellt, die amerikanische Produktion 
aber und ber (nur zeitweiſe) verminderte Bedarf für Afien nur als mit« 
wirkende Faktoren anerkannt; Hätten alle übrigen Urjachen in derſelben 
Weife, wie es gefchehen, eingewirtt, während bad lateiniſche Doppel- 
währungsfyftem in Thatigkeit geblieben war, fo hätte das Silber nicht 
mertlich unter 59 Pence finken können. Dieſes Iehtere Zugeſtändniß 
ift auch von dem zweiten deutſchen Delegixten, Geh. Rath Schraut, in 
einer Darlegung feiner perjönlicgen Anfichten ausdrüdlich außgeiprochen 
worden*). Gleichwohl Hält derfelbe die Anficht, daß bie Gilberent« 


*) In ber Sipung, vom 2. Juli. Die amtlichen Protokolle ber kurzen zweiten 
Seffion der Konferenz liegen gegenwärtig noch nicht vor, doch dürften die darüber 
veröffentlichten Zeitungsberichte und Telegramme genügenbe Zuverläffigteit befihen. 
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werthung ausfchließlich der Münzpolitit der europätfchen Staaten zu- 
zuſchreiben fei, für zu weitgehend. Es Tommt bei ber Benrtheilung 
diefer Frage allerdings darauf an, wie weit man die entfernteren Uxr- 
fachen ben näheren fubftituirt. Ohne jene geſeboeberiſchen Maßregeln 
würde zugeftandener Maßen eine erhebliche Siltberentwerthung überhaupt 
nicht eingetreten fein; nachdem aber einmal diefe Maßregeln getroffen 
waren, ift bie Entwertfung durch jene befonderen Konjunkturen im 
Jahre 1876 quantitativ jo außerordentlich groß geworben. 

Die Größe der gegenwärtigen Entwerthung aber beruht nicht 
mehr anf jenen Faktoren, da der Abfluß nach Indien 1877 wieder 
außerordentlih groß wurde und die amerikanifche Produktion feit 
1878 zu zwei Dritteln durch die Prägung ber Stanbarb-Dollars ab- 
forbirt und immobilifirt worden ift. 

Eine andere von ben Bimetalliften vertretene Anſchauung Hat eben« 
falls bei der Mehrheit der Konferenzmitglieder Geltung gewonnen, 
nämlich bie, baß eine weitere Außbehnung ber alleinigen Golbwährung 
für alle Betheiligten — auch für die bereit? im Beſihze diefer Währung 
befindlichen Länder — unbequeme und nachtheilige Foĩgen haben würde. 
So erklärte der deutſche Delegirte, Herr Schraut, in der eben am 
geführten Darlegung, wenn er auch die bimetalliftiichen Befürchtungen 
in Betreff bes künftigen Goldmangels für zu weitgehend hielt, es wärde 
unzweifelhaft eine ſchwere Schädigung für den Hanbel zu getwärtigen 
fein, wenn noch weitere Staaten den Berfuch machen wollten, ihre 
Silbermüngen zu demonetifiren und an die Stelle derjelben Golbmünzen 
treten zu laſſen. Dieſes Zugeftänbniß, das auch in ber täglichen Die- 
kuffion mehr und mehr den Monometalliften abgenöthigt wird, hat zu« 
nachſt die Bebeutung, daß, wie Ad. Wagner bemerki (Rr. 3, ©. 33), 
eine ber wichtigften Vorausſetzungen bei dem Uebergange Deutfchlands 
zur Golbwährung, nämlich daß berfelbe das Signal für die Annahme 
einer einheitlichen Währung in der ganzen Kulturwelt fein werde, Hin- 
Tällig geworben ifl. Es enthält aber thatfächlich auch die Anerkennung, 
daß das Golb wirklich — im Bergleih mit ben Bebürfnifien der 
alleinigen Golbwährung — in zu geringer Menge vorhanden fei, daß 
alfo wirklich Goldfnappheit bei der Berallgemeinerung der Goldwährung 
entftehen müfle. 

Vom theoretiichen Standpunkt können alfo die Bimetalliften durch 
die auf der Konferenz vorherrſchend aufgetretenen Anſchauungen und 
insbeſondere auch durch die Erflärungen und Yeußerungen ber beutfchen 
Delegirten nur befriedigt fein. Die bimetalliftifche Theorie wird als 
ſolche in der Wiſſenſchaſt definitiv Fuß faſſen, fie wird nicht mehr mit 
Achfelzucken übergangen werden und nicht mehr von Herrn SLerope 
Beaulieun auf Grund des Kartoffel und Rübenarguments als eine 
„niaiserie‘“ bezeichnet werben lönnen. Außfichten auf praktifche Ber 
wirklichung dagegen hat die Konferenz ber internationalen Doppel» 
währung noch in feiner Weife eröffnet, ein negatives Refultat, das ich 
meinerfeitö (Nr. 11, ©. 84) ſchon vorher als nicht unwahrſcheinlich 
bezeichnet Hatte. Zwar zeigten fich Frankreich, Amerika, Italien, Hol- 
land, Spanien zur Abfchließung eines bimetalliftifchen Bundes bereit, 
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aber doch nur unter der Bedingung, daß noch andere Staaten und 
namentlich Deutſchland ebenfalls beiträten. Dabei verhielten ſich auch 
dieſe bimetalliftiich gefinnten Staaten mehr zumartend, al drängend, 
fie ſchienen ſehr beftrebt, den Schein zu vermeiden, als befänden fie 
5 in einer Nothlage und fie erhoben foger in einzelnen Punkten un- 
nötige Schwierigkeiten. So zeigte Gernuschi als Delegirter Frankreichs 
eine Furcht vor dem Deutſchen Silber, die von feinem Standpunfte 
ſchwer zu begreifen ift. . 

Denn Deutjchland fich bereit erklärt hätte, jeine Thaler definitiv 
zu behalten oder nach dem Werthverhältniß 15%, :1 zu Markkurant - 
möüngen umguprägen, jo hätten fich bie bimetalliftifchen Staaten durch 
bie Möglichkeit einer Silbereinfuhr aus Deutjchland nicht beängfligen 
Iofien dürfen. Es gibt in Deutichland feine Anfammlungen von 
Thalern außerhalb der Reichsbank; für einen Privaten aber iſt ein 
Thaler genau foviel wert, wie drei Mark in Gold und wenn er Edel - 
metall nach Frankreich zu verjenden hätte, wärde er es bequemer finden, 
Gold zu diefem Zwecke zu wählen. Gelbit die Reichsbank hätte fein 
privatwirthſchaftliches AIntereffe, Silber auszuführen, ba dadurch ihre 
fleuerfreie Notenrejerve ebenfo vermindert würde, wie bucch Goldauß- 
Fuße. Nur wenn e8 ſich darum handelte, allmählich das Silber völlig 
abzuftoßen und die außfchließliche Golbeirkulation herzuftellen, könnte 
die Bank im Dienfte der Müngpolitit des Reiches fich veranlaßt ſehen, 
die Silberausfuhr zu begünftigen. Aber auch in biefem, unferer 
obigen Annahme widerfprechenden alle würden die bimetalliftifchen 
Staaten, wie in ber Deutſchen Erklärung bemerkt wurde, die Einfuhr 
der Thaler erſchweren können, indem fie diefelben als foldhe von der 
Annahme bei ihren Münzftätten außfchlöffen. Und wenn wirklich einige 
Millionen Thaler in Barrenform ihnen zuflöfien, jo wäre das vom 
Standpunkt des Bimetallismus ebenjowenig als ein Uebel anzufehen, 
wie die freie Silberprägung überhaupt und man hätte als befonberen 
Erſatz dafür die Beibehaltung des Werthverhältnifſes 15%,:1 in 
Deuticgland und damit bie erleichterte Möglichkeit eine Beitritts bed 
Reiches zu bem Bunde. 

Borfchläge der oben gedachten Art hat nun allerdings Deutich- 
land nicht gemacht. Es erklärte fich bereit, die Suspenſion der Silber- 
verfänfe noch einige Jahre aufrecht zu erhalten und dann während 
einer gewiffen Periode nur Heine Ouantitäten jährlich zu verkaufen. 
D. 5. alfo, daß Deutſche Reich Hält die reine Goldwährung ala Biel 
feft und macht den bimetalliftiichen Beftrebungen nur vorübergehend 
einige Konzeffionen. Die definitive Beibehaltung von 450 Mill. filbernen 
Kurantmünzen nad) bem Werthverhältnig 15%, : 1 wäre gleichbedeutend 
mit der Annahme einer unvollftändigen Doppelwährung, bie ohne 
Schwierigkeit in die vollftändige mit Anfchluß an den bimetalliftiichen 
Bund übergeführt werben Tönnte, wenn bad Syſtem des letzteren fich 
einige Jahre lang bewährt und dadurch die Vorurteile des Publitumß 
in Deutfchland befiegt Hätte. Die dem Bimetallismus geneigten Länder 
könnten ohne Deutſchland das Grperiment beginnen, wenn ihnen 
jene prinzipiell zuftimmende Haltung des Reiches gefichert wäre; bleibt 
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dagegen Deutſchland prinzipiell auf dem Boden ber Goldwährung, fo 
wird die Bafis des internationalen Bimetallismus fo eng,, daß man ein 
dauernde vollftänbig befriedigende Wirken feines Mechanismus 
nicht mit Sicherheit vorausfagen kann. Auch die übrigen Mittel, bie 
don Deutfcher Seite zur Hebung bes Silbers in Außficht geftellt wurden, 
Einziehung der goldenen Yünfmarkftüde und der Reichskafſenſcheine von 
fünf Mark, Umprägung der filbernen Fünf und Zweimarkſtücke nah 
einem erhöhten Werthverhältniffe, würden nur von Belang fein, wenn 
fie mit ber Annahme der unvollftändigen Doppelmährung verbunden 
wären. ine vorübergehende Mehrverwendung von einigen Millionen 
Markt Silber, verbunden mit ber pringipiellen Demonetifirung dieſes 
Metalles kann natürlich keine nachhaltigen Folgen für den Preis beö- 
jelben haben. 

Was England betrifft, jo Hat bie Bank ſich bereit erklärt, eventuell 
wieber einen Silberbaarvorrath nad Maßgabe ber Peel’ichen Alte an- 
zulegen. Der Werth dieſes Zugeftändnifjes ift nicht zu unterfchäpen, 
aber es ift nur unter ber Bedingung erfolgt, daß auf dem Kontinent 
daß Doppelwährungafyftem mit feftem Werthverhältniß in Wirkfamteit 
fei. Für Indien will fich die britiſche Regierung verpflichten, bie freie 
Silberprägung jo lange aufrecht zu erhalten, als die bimetalliftiiche 
Bereinigung in Kraft ſtehe. Das interefjantefte an dieſem Zugeftänd- 
niffe if ber darin liegende Wink, daß nach dem Scheitern der verjuchten 
Reſtitution des Silber8 demfelben auch in Indien die Münzftätte ver- 
Ichlofien werden Lnnte. Dadurch würbe da Barrenfilber allerdings 
vielleicht auf 30 Pence geworfen werben, bie vorhandenen geprägten 
Nupien aber könnten in Anlehnung an eine Golbmänze in normalen 
Zeiten ebenfo gut einen relativ hohen Kurs behaupten, wie ein Papier 
geld. Uebrigens liegt gar kein Grund vor, ben Beitritt Indiens zu 
der bimetalliftiichen Union zu wünfchen; angefichts der beftehenden 
Probuftionsverhältniffe und der in Guropa herrſchenden Borliche für 
das Gold, ift vielmehr zu wünſchen, daß jenes Land feine ſpezifiſche 
Anziehungskraft für Silber auch noch ferner bewahre, da es ala Mit 
bewerber um Gold dem abendländifchen bimetalliſtiſchen Syſtem nur 
ungelegen fommen konnte. Der Bimetallismus verlangt durchaus nicht 
prinzipielle Allgemeinheit, er verlangt nur eine Baſis bon folder Ans 
dehnung, daß er feine regulirende Wirkung mit Sicherheit ausüben kann. 
Die englifc-indifchen Anerbietungen würden daher als dankenswerthe 
Beihilfe zu einer befriebigenden Geftaltung bed Geldweſens ber Welt 
angenommen werden konnen, wenn im Webrigen ber bimetalliftiiche Bund 
eine genügende Ausbreitung befäße, d. 5. wenn zu ben für das Projekt 
bereit8 gewonnenen Staaten zunächft noch Deutſchland Hinzuträte. Ruß 
land und Defterreich, die fich auf ber Konferenz in einer vorfichtigen 
Neutralität gehalten Haben, würden dann bei etwaigen Verſuchen zur 
Wieberaufnahme der Baarzahlungen ebenfalls ohne Zweifel die Doppel« 
mäpeng annehmen. 

Wie ftehen nun aber die praftifchen Ausfichten? Bis zum 12. April 
1882 wird der Status quo ungeändert bleiben. Iſt es wahrjcheinlic, 
daß mittlerweile durch biplomatifche Unterhandlungen eine Mobifitation 
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ber Deutfchen Müngpolitit eingeleitet werde? Daß 3. B. Frankreich 
and Amerika pofitiv erklärten, — wozu fie fi bisher noch nicht Herbeie 
gelafjen Haben — fie würben mit ihren näheren Verbündeten das Doppel» 
mwäßrungsfgftem fojort verwirklichen, wenn Deutſchland nur bie defini⸗ 
tive Beibehaltung feine Kurantfilbers zuſage? Iſt anzunehmen, daß 
die Reichöregierung dann auf diejen Boräileg einginge? Unmöglich ift 
eine ſolche Wenbung allerdings wohl nicht. Sie könnte weientlich be» 
gänftigt werben, wenn die jeßt glüdlich untergebrachte italienifche An« 
leihe dem Publikum einen Vorgeſchmack von ber Goldknappheit gäbe. 
Man bedenke wohl, daß es fich bei ber Wiederaufnahme der Baare 
zahlungen in Italien nicht um eine vorübergehende, durch die Handela- 
bilanz entftandene Golbbewegung Handelt, fondern um bie befinitive 
Ausfüllung einer Lüde in der europäifchen Eirkulation, um bie Ber 
ſchaffung von 400 Millionen Fres. Gold und 200 Millionen Silber 
ald Erfah für 600 Millionen Papier. Die Folgen dieſes Abfluffes 
müßten für den ganzen europäifchen Geldmarkt höchft empfindlich werben, 
wenn gleichzeitig auch die Goidausfuhr nach Amerifa ähnliche Dimen- 
fionen annehmen follte, wie im vorigen Jahre. Lehzteres ift glüdlicher 
Weiſe nicht wahrfcheinlih und jo mag auch bie italienifche Operation 
ohne allzu einſchneidende Folgen bleiben. Dann aber ift es durchaus 
unwahrſcheinlich, daß die beutfche Regierung, felbft unter einer An« 
regung der oben angedeuteten Art, im nächiten Jahre einen anderen 
währungspolitifchen Stanbpuntt einnehmen wird, und damit ift ber nor 
malen Verwirklichung des internationalen Bimetalligmus der Boden 
entzogen. 

Aber was dann? Ginige glauben darauf rechnen zu bürjen, daß 
dann der Bimetalliamus mit Gewalt bie Stelle erobern werde, bie man 
ihm nicht willig geben wolle. Insbeſondere empfiehlt O. Arendt (Nr. 10) 
für diefen Fall die fojortige Wieberaufnahme ber deutſchen Silberver - 
täufe, alfo ben Berjuch der vollen Durchführung des Golbwährungs- 
experiments. Er ift überzeugt, daß dieſer Verſuch jelbft bei Anwendung 
aller Borficht feheitern und zu einer folchen Kataſtrophe des Silbers 
verbunden mit allgemeiner Golbkrifis führen werde, daß jelbft Englands 
Widerftand gegen den Bimetallismus befiegt werben und biefer überall 
durch die Macht der Umftände zur Herrſchaft gelangen werde. Ich halte 
meinerſeits die Erfüllung diefer Prophezeiungen, ſoweit fie die Silber- 
tataſtrophe betreffen, für ſehr wahrjcheinlich, jedoch nur unter gewiſſen 
Bedingungen. Auch Arendt jelbft jet voraus, daß bie Wiederaufnahme 
der beutfchen Verkäufe für Amerika das Signal zur Suspendirung feiner 
Silberprägungen (auf Grund ber Bland oder eigentlich Aliſon Bill) geben 
werde. Zrifft diefes zu, fo wird man allerdings den Silberpreiß tajch 
auf 45, 40 und vielleicht noch weniger Pence finten jehen. Denn es 
ift, gar nicht abzufehen, zu welchen Preifen. die 28 Millionen Dollars 
Silber, die Amerika feit 1878 jährlich jelbft übernommen hat, noch in 
London verkauft werden tönnen. Die deutſche Mafregel würde dann 
aljo wiederum nicht an fich bie direkte Urfache der neuen Entwerthung 
des Silbers, jondern nur die Beranlafjung bilden, daß eine andere, 
weit wirkfamere Urſache mit ins Spiel Täme. 
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Aber wäre die Suöpendirung der Bland Bill wirklich mit Ger 
wißheit zu erwarten? Daß möchte ich nicht abjolut bejahen. Auf ber 
Münztonferenz ift eine Drohung biefer Art in keiner Weile laut ge- 
worden. Dad Intereſſe und der Einfluß der Silberpartei und ber 
billiges Geld verlangenden Agrarier iſt in Amerika noch ebenfo mächtig 
wie früher; eine neue ftarle Entwerthung des Silbers wird dieſe In« 
terefien verlegen und bie bloße Möglichkeit, auf biefem Wege fpäter eine 
Wertherhöhung beffelben zu erreichen, wird ſchwerlich als Trſatz für die 
ficheren gegenwärtigen Berlufte angefehen werben. Es wäre daher recht 
wohl möglich, daß Amerita zwar das Gejeh von 1878 aufhöbe, aber 
das Silber doch nicht feinem Schidjale überließe, jondern ihm in an- 
derer Weife eine Stelle in feinem Cirkulationsmechanismus verfchaffte, 
etwa in der Art, daß ed Dollar entſprechend dem Werthverhältnifie 
18 :1 prägte unb dieſe mit zur Yundirung feine noch immer 347 
Millionen Dollard betragenden Papiergeldes, jowie al Grundlage eines 
awedmäßigen Depot» und Gertifitatenfyflems benußte. Bei ſolchem 
Berlauf der Dinge Tönnte Deutfchland allerdings etwa im Laufe von 
10 Jahren fein Thalerfilber mit einem Berluft von 60-70 Millionen 
Mark verkaufen, ohne baß ber gegenwärtige Silberpreiß weientlich al« 
terirt würde. Aber angenommen, Amerila ftelle feine Silberprägungen 
ein, entziehe bamit dem gegenwärtigen Werthe biejes Metalls eine feiner 
wejentlichiten Stüßen, jo bin ich boch keineswegs wie Arenbt überzeugt, 
daß bie Silberkataſtrophe nur den Sieg bed Bimetallismuß vorbereiten 
Lnne. Am zweifelbafteften ift mir die Wirkung jener Kataſtrophe auf 
England. Wenn gewiffe englifche Interefjen durch die Silberentwertgung 
unzweifelhaft geicäbigt werden, jo finden andererſeits die Imporieur— 
indiſcher Produtte bei derſelben ſehr wohl ihre Rechnung; und was 
Indien felbft betrifft, jo bliebe noch der bereits erwähnte Ausweg übrig, 
daß man die Gilberprägung einftellte und die Rupie gegen den Sovereign 
‚ober eine neu zu fchaffende Goldmünze nach dem Durchſchnittskurſe der 
legten Zeit jeft tarifirte. Gin folcher Zuftand ift allerdings abnorm 
und nicht ohne Gefahr, aber doch nicht fchlimmer, ala eine Papiergeld: 
wirthſchaft. Wenn man bie außerordentliche Zähigfeit engliſcher Vor⸗ 
urtheile erwägt, jo muß man eine folche oder eine ähnliche Maßregel 
entſchieden für wahricheinlicher halten, als bie Belehrung Englands zur 
Doppelwährung, zumal die Engländer ſich um die indiſchen Interefien 
nur jo weit fümmern, als bie ihrigen unmittelbar mit denſelben ver- 
bunden find. 

Ich Halte den Cernuschi'ſchen Bimetallismus mit dem Werthver⸗ 
haltniß 15%/, : 1 unter den gegenwärtigen Umftänden für bie befte und 
zwedmäßigfte Loſung der Währungsfrage, weil jene hiſtoriſche Werth: 
relation der Hauptmaſſe der noch cirkulivenden Silbermunzen noch wirl- 
lich zu Grunde liegt und eine Rückkehr zu bemfelben alſo nicht nur 
noch leicht möglich ift, ſondern auch vielen Staaten mit Einfluß Deutſch-⸗ 
lands einen großen Berluft erſpatt. Je länger aber die Entwertdung 
des Silber dauert und je weiter fie durch eine neue Erfchätterung de 
jeßt erreichten leidlichen Gleichgewichts Tortfchreite, um jo ſchwieriger 
wird die Umkehr, weil um jo mehr Intereſſen fi) an das geſunkene 
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Werthniveau Heften. Insbeſondere gilt dieß hinfichtlich der englifch- 
oftindifchen Beziehungen. Andererſeits würbe ſich nach der Gußpenfion 
der Bland Bill die weitere Demonetifirung des vorhandenen gemüngten 
Silbers für bie meiften Staaten als faft unmöglich heraußftellen. Selbft 
die eifrigften deutſchen Golbfreunde würden doch wohl nicht rathen, 
Silber zu 40 Pence zu verkaufen. Dazu käme die Golbinappheit, bie 
unvermeidlich wäre, wenn mehrere Staaten ihr Silber gegen Gold um« 
tauſchen wollten. So erfcheint es wohl denkbar, daß ſchließlich in ben 
Hauptkulturftaaten weder die reine Golbwährung noch ber reine Ger- 
nuscht’fche Bimetallismus, jondern ein hybrides Syſtem zur Geltung 
gelange, nämlich eine unvollfländige Doppelwährung mit bejchränkter 
Silberprägung unter Staatskontrole auf Grund eined zu Ungunften bes 
Silberd herabgefegten Werthverhältnifies. Dieſes Syftem würde nicht 
durch internationale Vereinbarung, ſondern wahrfcheinlich durch das 
jelhftändige Vorgehen der Vereinigten Staaten ind Leben gerufen werben. 
Wenn auch wirklich Amerika feine Silberprägungen zeitweije einftellen 
ſollte, ſo würde es doch bei den im weiten Sreifen feiner Bevölkerung 
herrſchenden Tendenzen Binfichtlich des Geldweſens wahrſcheinlich bald 
zu neuen Maßregeln zu Gunſten des Silbers greifen, wenn ſich, was ich 
meinestheils für fo gut wie gewiß halte, herausfiellte, daß England ſich 
durch die neue Entwerthung jenes Metalles nicht zur Annahme des 
Bimetallismus zwingen laſſe. Wäre aber das Silber einmal auf 40 
Pence gefunten, jo würde die Hebung feineß Preifes bis 52 Pence ſchon 
als ein großer Erfolg anzufehen fein; Amerika würde auch gar nicht 
verjuchen, auß eigener Kraft das Werthverhältniß Höher als bei 18:1 
emporzubringen, weil die unter ber Herrſchaft der Bland Bil gemachten 
Erfahrungen Höhere Erwartungen, fojern man nicht die Prägung ganz 
freigeben will, nicht rechtfertigen. Andererſeits aber würde auch wirklich 
jenes Verhältniß jederzeit don den Vereinigten Staaten durch Wieder 
aufnahme der Prägungen in ihrem gegenwärtigen Umjange wieberher- 
geftellt werben können, weil es durchichnittlich in ben letzen Jahren fi 
behauptet Hat und bie Faktoren des Angebot? und der Nachfrage nach 
dem erneuerten Eintritt Amerikas als Silberfonfument — vorausgeſetzt, 
daß auch Indien die Silberwährung behalte ober wieder annähme — 
wieder diefelben fein würden, wie gegenwärtig.‘ So mwürben bie Ber 
einigten Staaten alfo auch nad einer temporären Ginftellung ihrer 
Silherprägungen vielleicht zu der Maßnahme gelangen, bie wir oben 
auch ohne eine ſolche Einftellung als möglich betrachtet Haben: Schaffung 
eines ſchwereren Silberbollarg nach dem Werthverhältniß von etwa 18:1, 
der num wegen feiner Bollwerthigkeit auch im Verkehr befjere Aufnahme 
finden wilrde, außerdem aber ala gute Dedungsmaterial einer ſoliden 
Papiercirkulation dienen Tönnte. Die Bundesregierung könnte die Prägung 
diefer Münze ausſchließlich in ihrer Hand behalten, ebenſo Lönnte die 
Beichränkung derfelben auf monatlich 2—4 Millionen aufrecht erhalten 
und fogar noch die weitere Beſtimmung hinzugefügt werden, daß nur 
Barrenfilber vermüngt werben bürfe, das nachweislich aus Bergwerken 
der Vereinigten Staaten flamme. Denn während das Werthverhältnik 
154% :1 fi nur durch internationale freie Silberprägung wieder her- 
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ſtellen und erhalten ließe, Yönnte fich der Silberpreis von 52 Pence 
aud unter jenen erſchwerenden Umftänden, die im Ganzen doch dem 
Silber günftiger fein würden, als die gegenwärtigen, leicht behaupten. 
Wiche der Preiß etwas zurüd, fo würde eine größere Ausmünzung inner 
Halb des geſetzlichen Spielraums ihn bald wieder emporbringen; wäre 
aber in London flärkerer Bedarf für Oftaften, jo würde das amerikaniſche 
Silber zu günftigen Bedingungen wieder in größerer Quantität audge 
führt werben und die Prägung Fönnte entſprechend beſchränkt werben. 
Ueberhaupt würde Amerika in feiner Eigenſchaft als größter Golb- und 
Silberprobuzent daß angenommene Werthverhältniß in einer mehr aktiven 
Weiſe reguliren Lönnen, während Frankreich ſich mit feiner Doppel- 
währung paffiv verhielt. 

Wie würde nun dieſes ameritanifche Syſtem auf Europa zuräd 
wirken? Deutſchland würde, wie oben bereits bemerkt, fich mit einem 
Verluſt von 60-70 Millionen Mark langſam ſeines Thalerfilbers ent- 
ledigen können. Außerdem aber müßte es feine filbernen Scheibemüngzen 
du einem wenigftens 15 Prozent Höheren Gehalt umprägen, was, wenigftens 
rechnungsmaßig, einen weiteren Berluft von ungefähr gleicher Höhe be- 
Dingen würbe. Denn die definitive Beibehaltung von 450 Millionen 
um 25 Prozent unterwerthiger Scheidemünze mag einem bankerotten 
Staate mit Papierwirthſchaft geftattet fein, in Deutſchland aber würde 
fie als ein ſchneidender Hohn auf die ganze Müngreform erfcheinen, die 
dann ſchließlich eine größere Summe an filtivem Werte (mit Einfchluß 
der Reichskaſſenſcheine) geichaffen Hätte, als zur Zeit ber verfchrieenen 
wilden Thalerſcheine vorhanden war. Schon die 1873 angenommene 
geſetzliche Unterwerthigteit der Scheibemünge von 10 Prozent ift abnorm; 
mit welcher fittlicfen Entrüftung aber würden damals die Goldfreunde 
den Vorſchlag einer Unterwerthigkeit von 25 Prozent zurückgewieſen 
haben?*) Bebeutende Opfer würde aljo Deutichland jelbft in jenem 
günftigen Falle noch bringen müffen, ganz abgefehen von den Schwierig- 
Teiten, auf bie es ala Konkurrent Englands bei ber Goldbefchaffung ftoßen 
würde. Gerade dieje Schwierigkeiten würden ſchließlich vieleicht dazu 
führen, daß man wenigſtens einen Theil des Thalerfilbers nach dem 
neuen Werthverhältnifie zu Mark-Kurantgeld umprägte. 

Frankreich, Belgien und Italien Haben fo viel Silber geprägt, daß 
fie dafjelbe auch unter den Hier angenommenen Bedingungen nicht ver 
Zaufen Tönnten, ohne das von Amerika aufrechterhaltene Werthverhältnik 
auf dem Weltmarkte zum Nachteile des Silbers zu ändern und da= 
durch einen noch größeren Verluſt zu erleiden, als wenn fie ihre Fünf ⸗ 


*) Auch Ad. Wagner Hält (Nr. 3 S. 45) eine Reform unferer Scheidemũ 
unter allen Umftänden für geboten. — Was bie öfterreichiichen Thaler betrifft, 
jo ſchlagt der Verfaffer der Broſchüre 7) die einfache Außerfurzfegung derſelben 
vor. Diejes Verfahren twäre jedoch durchaus unzuläffig, denn dieſe Thaler haben 
nad dem Prinpdertrag von 1857 gejegliche Zahlungskraft und fie haben diejelbe 
in Deutichland behalten, in Defterreich aber verloren, nachdem biejer Ieftere Staat 
1867 aus dem Vertragäverhältnig von 1857 entlafien worden ift. Temnach find 
dieſe lee wie alle übrigen zu behandeln, denn bie jehigen Befiher derſelben 
haben fie in Zahlung nehmen müffen. 


1247] Die Wägrungbfrage nach ber Mänzlonfereng. 255 


frantenftäde allmählich nach dem neuen Werthverhältnifie umprägten. 
Die Einſchlagung biefed Weges wäre um fo wahrſcheinlicher, ald ber 
Erſatz von mehreren Milliarden Franken Silber durch Gold neben dem 
ſonſt vorhandenen Goldbedarf fich felbft im Laufe eines Menfchenalters 
ohne ſchwere Schädigung ber gejammten Volkswirthſchaft nicht durch 
führen Tieße. 

Sollten dann Defterreih und Rußland die Wiederaufnahme ihrer Baar» 
sahlungen verfuchen, jo würbe die Befeftigung des Silberwerthes auf einem 
niedrigen Niveau biefen Maßregeln jehr zu Statten kommen. Natürlich 
Täge für diefe Staaten keinerlei Verpflichtung vor, ben Gilbergehalt des 
Guldens ober Rubels zu erhöhen; wohl aber Könnten fie baburch zur 
Doppelwährung übergehen, daß fie den 4- und 8-Guldenftüden und 
den Imperialen, die gegenwärtig einen veränberlichen Kurs gegen das 
Währungspapiergeld Haben, fefte, der neuen Werthrelation entiprechend 
erhöhte Werte gegen Silber gäben. Vielleicht würden überhaupt die 
fämmtlichen Tontinentalen Staaten bei fühlbarer werdendem Goldmangel 
neben fteigenber Bevölkerung und zunehmender Intenfität bes Verkehrs 
fich zu einer dauernden, aber quantitativ beſchränkten Silberprägung 
nad) dem neuen Werthverhältniffe veranlagt jehen, und fo könnte daß 
Ziel, dem Silber wieder einen feſten, freilich ermiebrigten Werth und 
eine außgebehntere Verwendung als Gelb in den Kulturlänbern zu ver- 
ſchaffen, vieleicht ohne internationale Vereinbarung unter dem Drange 
der Umftänbe erreicht werben. Dabei ift natürlich immer vorausgeſetzi 
daß daß Silber in Oftaften feine bisherige Stellung behalte und daß 
inäbefonbere in Oftindien die Prägung frei bleibe. 

Diefe Löfung der Silberfrage Hätte im Vergleich mit dem Ger- 
nuschi’ichen Bimetallismus den Nachtheil, daß der vorhandene große 
Beftand an Silbermünzen in den Ländern mit „hinkender Währung 
definitiv um etwa 15 Prozent entwerthet würbe unb daß jerner daß 
Silber in diefem unvollftändigen Doppelwährungsſyſtem nur als voll» 
werthiges Landesgeld, nicht aber als internationales Zahlungsmittel 
aufträte. Aber gerade burch biefen letzteren Umſtand wird die praktiſche 
Verwirklichung bes Syſtems vielleicht beſonders begünftigt. Die Staaten 
verhalten fi nun einmal dem Silber gegenüber mißtrauiſch und fie 
find ficherlich am eheften geneigt, die Gilberprägung wieder aufzunehmen, 
wenn fie biejelbe ganz in ihrer Hand Haben und in beliebig engen 
Grenzen halten können; auch ift der Umftand von großer Wichtigkeit, 
daß die Nothwendigkeit einer erſten gemeinfchaftlich zu vereinbarenden 
großen Anftrengung zur Hebung des Silbers auf feinen alten Werth 
wegfällt. Die thatfächliche gleichmäßige Annahme eines bem Durch- 
ſchnittspreiſe der Iekten Jahre entiprechenden Werthverhältnified würde 
dagegen feine Schwierigkeiten bieten; alle Staaten Hätten bann auch 
ohne weitere Abmachungen ein Interefle daran, ihre Prägungen jeder 
zeit fo zu bemeffen, daß dieſe von born Herein den beftehenben Angebot- 
und Nachirageverhältnifien entfprechende Werthrelation fich möglichft 
feft behaupte, während private Spefulationen zum Zwecke bed Ein ⸗ 
tauſchs von Gold gegen Silber faſt völlig verhindert werden kdunten. 
Andere ähnliche Vorſchläge fcheinen mir weniger leicht außführbar zu 
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fein. &o will Jacobj (Rr. 8) eine bimetalliftiiche internationale Ber- 
einbarung auf Grund des jeßt beſtehenden Marttverhältniffes nebft einer 
für den Weliverkehr bewechneten, auf Barren begründeten Bankfilber- 
währung. Aber eine Einigung der Staaten über dieſes Projekt bärfte 
nad den bisher vorliegenden Erfahrungen ebenfo ſchwer jein, wie bie 
in Betreff des Gernuächi’ichen Bimetallismus, ber überdieß bie gegen- 
wärtigen finanziellen Interefien der Staaten befier wahren würde. In 
der Brofhiire (Rr. 6) wird vorgeſchlagen, jeder Staat möge auch bad in 
feinem Gebiete nicht währungsmäßige Metall, und zwar das Silber 
in beſchrankter Quantität, prägen umb nach einem durch eine inter 
nationale Kommiffion periodiſch feftzuftellenden Werthverhältnig mit ger 
jeglicher Zahlungskraft ausftatten. Aber abgefehen davon, daß ein 
Silbergeld mit periodijch veränderlichem gejeglichen Kurs mit Recht dem 
Publitum noch mißliebiger fein würde, als die bisher "gegen Golb 
wenigſtens thatjächlich feitftehenden Thaler und Yünffrantenftäde, wird 
auch in biefem Projekt der pofitiven internationalen Gemeinthätigteit 
mehr zugemuthet, als vorläufig von ihr erwartet werben barj. 

Bon aller internationalen Berftändigung fieht dagegen Eggers (Rr. 9) 
ab. Er befürwortet einfach die Prägung eine Silberbollar von 25 
Gramm zu 9%, oo9, und er glaubt, daB biefe Münze, beſonders wegen 
des Verkehrs zwiſchen Deutſchland und Defterreich, ſich als Handelsgeld 
unabhängig dom Golde und parallel neben demſelben einen Plag in 
der Eirkulation und demnach bem Gilber wieder eine außgebehntere Ber- 
wenbung ala Gelb verfchaffen würde. Die ganze Argumentation beruht 
aber darauf, daß Defterreich und Rußland eine effektive reine Silber 
währung hätten, wozu indeß nach dem Scheitern des bimetalliftifchen 
Planes weniger Ausficht vorhanden wäre, ald jemals. Uebrigens halte 
ich die ‚Parallelmährung — bie jelbftändige Eirkulation von Golb und 
Silber nebeneinander ohne geſetzliches Werthverhältniß — für eine in 
größerem Maßftabe gänzlich unausführbare Idee. Daß fie fich in einem 
Winkel Deutſchlands unter einfachen Verhältniffen Leidlich behauptet hat, 
war nicht ihr Verdienſt, fondern nur dadurch möglich, daß gleichzeitig 
das Werthverhältniß der beiden Edelmetalle auf dem Weltmarkt, Dank 
der franzöflichen Doppelwährung, ſtets annähernd konſtant blieb. Bei 
Schwankungen befjelben, wie fie in ben Jahren 1875—78 vorfamen, 
würde ein folches Syſtem klaglich Fiasco gemacht Haben. 

Ohne feftes geſetzliches Werthverhältnig gegen Gold wird bad 
Silbergeld in den Kuiturſtaaten Leine Rolle mehr fpielen können. In 
welchem Umfange es fich aber jelbft unter ben ungünftigften Umfländen 
traft eines ſolchen geſetzlichen Werthes behaupten ann, zeigen bie vier 
Milliarden Mark Silberkurantgeld, bie gegenwärtig in Europa und 
Amerika mit erhöhtem Werth cirkuliren oder ala Dedungsmaterial dienen. 
Diefe Wertherhöhung aber ift gegenwärtig eine abnorm große und eben 
deßhalb ift der jetzige Zuftand der Silbercirkulation auf die Dauer nicht 
haltbar. Darüber ift jo ziemlich alle Welt einig. 

Was aber nun zur Bejeitigung befielben geſchehen wird, darüber 
werden felbft bie Eingeweihteften noch in Ungewißheit fein. Als ſicher 
dürfte anzunehmen fein, daß nach dem Scheitern ber Konferenzverhand- 
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ven des nächften Jahres Amerifa die Prägung des nad) dem Werth 
verhaltniß 16: 1 beitimmten Dollars einftellt; ich Halte es aber für 
wahrjeinlich, daß es einen neuen ſchwereren Dollar, etiva nach bem 
Werthverhältniß 18 : 1 außmüngen wird, ſei es fofort, fei ed, was 
weniger iwahrſcheinlich, nach einem Verſuch, England durch eine neue 
Entwerthung bed Silber zum Bimetalligmus zu treiben. England 
wird fich jedoch meines Erachtens in ber abjehbaren Zukunft niemals 
zum Bimetallismus bekehren und noch weniger fi} benfelben aufgwingen 
Ioffen. Wohl aber könnte eine neue Silberentwerthung bazu führen, 
daß in Indien die Goldrechnung eingeführt, die Silberprägung eingeftellt 
und die vorhandenen Silbermünzen einfach als Kreditgeld beibehalten 
würben. Dann wäre dad Loos des Silber definitiv entſchieden und 
ſelbſt die erneuten ameritanifchen Prägungen würden baflelbe unter 
ſolchen Umftänden nicht verbeffern Tonnen. Dann würde die Preis- 
revolution nach unten und der dreißigjährige Goldkrieg beginnen. Indeß 
wirb der richtige Inſtinkt bie Nationen vielleicht vor weiteren Ueber- 
flürzungen bewahren und fie auf einen Mittelweg führen, indem fie daß 
Silber zwar nit wieder, wie es ber korrekte Bimetallismus verlangt, 
zu feinem früßeren Range emporheben, wohl aber ihm auf feiner 
jebigen niebrigeren Wertbftufe einen feften Halt und unter ftaatlicher 
Kontrole eine beichränktere aber immer noch wichtige Aufgabe im 
Eirkulationsdienfte zuweilen. Es wäre möglich, daß ſich diefe Entwid - 
Tung eben bewegen leicht vollzöge, weil fie feine internationalen Ab» 
madungen verlangt, ſondern wefentlich auf dem Vorgehen Amerikas 
beruhen würde, dem nach und nach andere Staaten, joweit fie e8 für 
ihr Intereſſe entiprechend glaubten, nachiolgen würden. Auch dieſe 
fung wäre eine bimetalliftifche, wenn auch nicht diejenige, bie unter 
den gegenwärtigen Umftänden noch als bie zwedmäßigfte erfcheint. 


Sahrbuch V. 4, hräg. v. Schmoler. 1 
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Entwikelung der Binkinduftrie Schlefien’s 
nach Herftellung der Eiſenbahnen, 
in den Jahren 1844 bis 1879. 
Bon 


Robert Simfon. 


Diefe Darftellung bezweckt, durch Hifkorifch- ſtatiſtiſche Behand» 
lung bes für Schlefien jo überaus wichtigen Induftrie- und Hanbels- 
gegenftanbes ben Beweis zu führen, daß eine richtige Einſchätzung ber 
wirthichaftlichen Bedeutung eines derartigen Gegenftandes nur gewonnen 
werben Tönne, wenn gleichzeitig mit ben ftatiftiich eftgeftellten Mengen 
der Produktion und Yabrifation auch die Zollverhältniffe des Landes, 
die verfchiedenen Schwankungen und Koften ber Transportbewegung, 
ſowie bie veränderten Handels · und Vertriebswege und die marktgängigen 
Werthe des Gegenftanbes auf den Hauptpläßen, für längere Zeitperioden, 
zur Beurtheilung vorliegen. 

Ein foldder Beweiß dürite in der Gegenwart um fo willfommener 
erfcheinen, als zumal in Deutfchland bie zeitigen Wirthfchaftsverhältniffe 
eine Beurteilung erfahren Haben, welche daB ausreichende Material 
zum richtigen Erkennen von Üürſache und Wirkung ber Erfcheinungen im 
Wirthſchafisleben vermiſſen läßt. 

Wuünſchenswerth war ed, das vorzuführende Geſammtbild durch 
hiſtoriſche Umrahmung zu begrenzen, damit bafjelbe auf fichtbarer Grund» 
fläche leichter in daß Auge falle. 

Der in Mitte des jechözehnten Jahrhunderts in Oberfchlefien bei 
Tarnowitz neben dem Blei« und Silber-Bergbau, gewonnene Balmei ſcheint 
in gerdftetem Zuſtande zuerft als Zufaß zum Kupfer in zwei Meſſing · 
werfen Verwendung gefunden zu haben, bon benen das eine von einem 
Breslauer Bürger im Jahre 1562 zu Jägerndorf, wofelbft damals ber 
Gentner Galmei einen Werth von 3,24 Marl jetziger Reichswährung 
Hatte, dad andere im Jahre 1579 zu Danzig angelegt worden war. 

17* 
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Der erfte auf Gewinnung des Galmei gerichtete Grubenbau fand im 
Jahre 1764 ftatt. Durdaus fichere Angaben über Galmeivorfommen 
in Schlefien find erjt jeit 1692 vorhanden unb es fteht feit, daß in 
Schlefien von 1704 bis 1802 das Privilegium der Galmeigewinnung 
allein und außfchließlich fich, in den Händen einer Familie befand. Mit 
dem Jahre 1808 trat auch für Galmei die bergorbnungsmäßige Berg 
baufreiheit und Abgabenerhebung ein. 

Die große Bedeutung bes bis dahin meift ind Ausland zur Meffing- 
fabrifation verkauften Galmei erwuchs erſt nach geregeltem Bergbau 
und erfolgter Darftellung des metalliichen Zink im Jahre 1806, ala man 
Zink nicht nebenher aus dem in Eifenhütten ſich ablagernden Zinkſchwamm, 
fondern bireft aus Galmei in eigens Hierzu eingerichteten, theils privaten, 
theils fiskaliſchen Gruben zu gewinnen verfland. 

Der im Jahre 1808 für den Gentner Zint auf 84 Mark fih 
ftellende, überaus Hohe Preiß regte zur Erbauung neuer Zinkhutten jo 
lebhaft an, daß im Sabre 1815 auf drei Gruben 58415 Gentner Galmei, 
dagegen im Jahre 1825 bereit auf vierundzwanzig Gruben 1085534 
Gentner Galmei gewonnen find. Die Zinfhütten, welche nach Be 
flimmung der Bergorbnung der Verleihung und Beauffichtigung durch 
die Vergbehörde unterlagen, wurben in Schlefien jeit 1829 als vom 
Bergregal unabhängige Fabrikanſtalten erklärt und damit die Geſehe 
der Gewerbefreiheit auf diefelben anwendbar, fo daß ſeitdem Konzeffionen 
von der Regierung außgefertigt find. 

Mit diefem Zeitpunkte beginnt baher erft bie unbehinberte freie 
Entjaltung dieſes jo überaus wichtigen Induſtriezweiges für Ober: 
ſchlefien, welches allmälig zu einem ber erften Standorte der Zinkinduſtrie 
fi entwidelte, an welchem im Jahre 1878 bereit8 aus 37 betriebenen 
Gruben 10100849 Centner Zinkerze im Werthe von acht Millionen 
Mark verwendet und 9570 Arbeiter im Gruben- und Hüttenbetriebe be- 
ſchaftigt find. 

Mannigfache Hemmniſſe traten allerdings einer fletigen Entwidelung 
dieſer Induftrie entgegen. Sprungweijes Steigen und Sinten in ber 
Zinkverwerthung ließen oft bie gefchäftliche Seite gefährdet ericheinen 
und bewirkten Entmuthigung und herbe Verlufte. Erſt als man theile 
durch zwedmäßigen Abbau, billigere Beſchaffung des Galmei, ſparſamere 
Betriebsvorrichtungen, vornemlich durch geeignete Aufbereitunge- und 
Röftanftalten, unter theilweifer Erjegung der Handarbeit durch autor 
matifche Mafchinenarbeit, und durch Einführung von entiprechend ein- 
gerichteten, auch die Verwendung der weniger Koften verurfachenden Klein- 
Tohle zulafienden Mafchinen die Darjtellungstoften des Zint auf einen 
bedeutend geringeren Betrag zu ermäßigen im Stanbe geweien war, 
hoffte man, den Gefahren der großen Preisſchwankung eine Grenze ger 
jegt zu haben. 

Dazu Hatten fich günftigere Zollverhältniffe, neue Abſatz · und Han 
delawege, leichtere Kommunilationen, namentlich in Oberfchleften, und 
vor Allem der nicht Hoch genug zu veranfchlagende Umftand gefellt, 
daß dem im Laufe der Zeit an Menge und Beſchaffenheit immer mehr 
gejuntenen Galmeibeftande, nach Ueberwindung der bißlang ber Bint- 
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bienbeverhüttung entgegenftehenden techniſchen Schwierigkeiten, durch Ber- 
wendung ber Zinkblende andauernd abgeholien werben konnte. 

Bei dem verhältnißmäßig hoben Zinfgehalte diefer Blende war ber 
Einfluß auf die Rohzinkprodukiion fortan ein anbauernder und bon 
Jahr zu Jahr um fo mehr fteigender, als die Auffchlüffe der Blende 
Oberfchlefiend in den tiefften Sohlen theilmeife ein überauß mächtige 
Meoterial lieferten. Bei den Wengen des verhütteten Erzes betrug die 
Betheiligung ber Zinfblende im Jahre 1872 null Prozent, dagegen im 
Jahre 1878: 0,98, im Jahre 1874: 8,30, im Jahre 1875: 8,52, 
1876: 9,15, 1877: 9,58 und im Jahre 1878: bereits 11,78 Prozent. 

Allerdings trat bei dem Roſtverfahren ber Zinkblende der Uebel 
fand zutage, daß giftige Gafe den Menfchen, Thieren und auch ber 
Pflangenwelt nachtheilig wurden und diefen übeln Folgen auch die bei 
Kongeffiongertheilung von Blendröftanftalten vorgejchriebenen und mit 
Koften verbundenen Einrichtungen nicht vorzubeugen vermochten. Bor 
Kurzem ift jedoch don Gachverftändigen in Oberjchlefien die Anlage 
einer Gentralxöftftelle für Binkblende, verfehen mit allen Berhütungs- 
vorrichtungen, in wenig bevblkerter Gegend in Antrag gebracht, welche 
die Befeitigung diefer Schädlichkeiten und für bie Zinfhütten und 
Landeskultur im nationaldfonomifchen Intereſſe Vortheile herbeizuführen, 
beftimmt ift. Außerdem wird gehofft, durch letzter Zeit erjundene Bor 
richtungen den für die bei ben Zinkbfen unmittelbar befchäftigten Ar- 
beiter durch dag Einathmen von metalliichen Dämpfen und Gafen ent« 
ftehenden Gefahren möglichjt zu begegnen. 

Außerdem waren feit Jahrzehnten, wenn auch nur mäßige Ouan« 
titäten von Galmei und anderen Zinkerzen aus Defterreich, verjuchäweife 
auch aus Sachen und Schweden, Hinzugetreten; auch Hatte fich gleich 
zeitig auß ber gefteigerten Eifenprobuftion die Menge des als Nebenpro- 
but des Hochofenbetriebed gewonnenen, wenngleich wenig reichhaltigen 
zinkiſchen Materials gehoben. Des Weiteren ermöglichte aber die um- 
Tangreichere Verwendung von geringhaltigem Wajch- und anderem Galmei 
die Erhöhung der Zinkproduftion, nachdem bei der Verhüttung Eripar- 
niffe durch Verwendung auch der billigfien Staublohle eingetreten und 
dabei auch daB Verbrauchdquantum an Steinkohle faft ftetig in dem Maße 
verringert war, baß zur Herftellung eines Gentnerd Robzint in ben 
legten Jahren, nämlich im Jahre 1875: 18,17; 1876: 11,56; 1877: 
10,73 und 1878 nur: 10,79 Gentner erforderlich wurden. 

Schleſiens Produktion an Rohzink, melde noch im Jahre 
1821 auf 40 000 Gentner fand und erft im Jahre 1856 durch bie 
fich fpäter gleichfalls großartig entwidelnden Werke in Rheinland und 
Weitfalen eine inländifche Konkurrenz erhielt, Hatte fich mit den guten 
Preifen des Jahres 1825 bereits auf 250000 Gentner gehoben und 
warb damals ſchon in 28 Hüttenwerken betrieben. Schlechtere, im Jahre 
1880 bis auf 7,5 Mark (dev Eentner) berabgegangene Preife ließen 
nur 100000 Gentner ueugen, denen jedoch in den Fahren 1842 und 
1843: 250000 Gentner bei einem Preife von 22,5 bis 24 Mark 
folgten. Es fanfen in der Folgezeit in ſchwankender Reihe zwar bie 
Preife, jedoch nicht bie Produftion. Das Jahr 1844, mit welchem in 
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Schlefien die voreijenbahnliche Zeit ſchließt und die Hier nad- 
folgende, tabellarifche Darftellung beginnt, weift ſchon ein Jahresquantum 
von 367788 Gentnern auf und mit dem Jahre 1848 madt ji 
bereitß die Einwirkung der Schlefien mit dem Welten 
und Nordweſten verbindenden, nah ben Oft- und Rordfee- 
häfen führenden Eifenbahnen in vollfiem Maße geltend. 

Der Aufſchwung, welchen feitdem die Fabrikation und der 
Hanbel von Zint und Zintblech genommen Bat, iſt ein fo über 
aus großer gewejen, daß in Schlefien gegenwärtig die Zinkinduftrie im 
gefammten Berg- und Hüttengewerbe nicht nur eine der erſten Stellen, 
fondern auch im Handel faft den Herborragendften Pla behauptet. In 
Oberfchlefien find im Jahre 1879 bereits 1268556 Gentner Zint im 
Werthe von 19017576 Mark produzirt, mithin nahezu neun Zehntel 
der Gefammt-Binkproduftion Deutſchlands. Niemals Hätte diefe Induftrie 
diefen Umfang und Werth erlangt, wäre der Abſatz auf das enge Gebiet 
beichräntt geblieben, das ihm die früheren Verkehrömittel eröffneten. 

Sind auch in den legten Jahren die bisherigen großen Hanbels- 
und GEntrepotöpläge für Robzint, Breslau und Hamburg, durch 
direkte Beziehungen zwiſchen den fchlefiichen Produzenten und den englifchen 
und franzöfiichen Hanbelshäufern in ihrer Bebentung gelchmälert worden, 
ſo erwuchs Hieraus doch eine Ermäßigung der Hanbelöfpefen. Allerdings 
befinden fi) die rheiniſchen, belgifchen und englifchen Zintprodugenten 
dem WBeltmarkte näher, während außerdem für Schlefien bei dem Ber 
fand nach Iegterem der Mangel eines jahrbaren Waſſerweges von Ober 
ſchlefien bis zum Meere jehr empfindlich ift. Gewiß ift es als eine Folge 
der feit länger als einem Jahrzehnt in Schlefien zur Geltung gelangten 
umfichtigen Leitung in diefem Zweige der Montaninduftrie anzufehen, 
wenn bie Herftellung immer größerer Mengen von Zintblec fattfand 
und es dadurch ermöglicht ward, den gewohnten Abſatz nad) Deutfchland, 
Rußland, Oeſterreich, Schweden, Norivegen, Dänemark, Holland, Spa- 
— Portugal, Schweiz, Italien, England, Indien und Amerika feſt⸗ 
aubalten. 

Wenn auch der wirthfchaftliche Niedergang der Iehten Jahre nicht 
ſpurlos an der Zinkinduftrie vorüberging, fo warb doch eine Erjchätterung 
biefes an fi gefunden Zweiges montaniftiicher Thätigkejt nicht hervor- 
gerufen, da dieſes Metall durch Gründung in den Niedergang nicht 
hineingezogen wurde und daher eine Reaktion nicht erfuhr, indem nad 
wie vor die gewohnten Verwerthungs · und Abſatzwege unter meiftens 
vorfichtiger und erprobter Gefchäftsthätigkeit eingeichlagen wurden. 

Schlefiens Zintinduftrie hat eine Bedenken erregende Konkurrenz 
weder in Deutfchland, noch durch andere zinkproduzirende Länder Europaß, 
zu welchen zunächſt Belgien, England, Spanien, Frankreich, Rukland 
und Oefterreich zählen, zu fürchten; wohl aber erfcheint die in den legten 
Jahren ſehr gefteigerte Produktion außereuropäifcher Känder, vor Allem 
Amerikas, gefährlich und wird im nächfter Zeit mit größter Aufmerl- 
ſamkeit zu beobachten fein. 

RublandsZinkproduktionsſtätten, welche, als Oberichlefien 
am naͤchſten gelegene, bei der Konkurrenz allererft in Betracht Fämen, 
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produgiren jährlich in Staatswerken nur 80 000 Pud Galmei, woraus etwa 
10000 Pud Zint auf den Zinfhätten in Dombrowa Hergeftellt werben, 
während in ruffichen Privativerken 1200 000 Pud Balmei und 150 000 
Bud Zint gewonnen find. Ein Theil dieſes Iekteren wird in dem 
preußiſch · ruffiſchen Grenzorte Sognowice zu Zinkweiß verarbeitet, wäh« 
end der Zink der Staatswerke zum Theil in einem Zinkblechwalzwerke 
zu Slawkow außgewalzt wird und als Blech in, ben Handel kommt, 
jedod größeren Theils als Zink nach Petersburg und Moskau zur 
Meifingfabrikation, gemeinhin über Stettin, Verfendung fand. Ein neues 
Zinkwalzwerk, das auf ruſſiſchem Boden hart an der preußifchen Grenze 
in Sosnowice erbaut wird, ſcheint indeſſen eine Wandlung in ber bisher 
keinesfalls bedenklich gewejenen Konkurrenz des Nachbarfiaates hervor 
rufen zu follen. 

No um Vieles geringer ift Defterreich® Zinkproduktion 
und es erfcheint daher der in Deutjchland mit dem Jahre 1880 in Kraft 
getretene Einfuhrzoll von 1,50 Mark für den Bentner Zinkblech durch 
die bißherigen Prodbuftionsverhältnifie diefer beiden Nachbarftanten nicht 
herausgefordert, wohingegen es für die Schlefiiche Zinkproduftion von 
empfindlichen Folgen begleitet fein wärbe, wenn, durch diefen Zoll ver- 
anlaßt, die Nachbarftaaten das bereits früher geplante Ausfuhrverbot 
von Galmei und Zinkerz zur Geltung brächten. Allerdings unterlag 
Zinkblech nach bem Zolltarif von 1868 einem Einfuhrzoll von 1,50 Mark 
und trat erſt 1870 unter die zollfreien Artikel. Gleichwohl jcheint für 
die Wieberherftellung dieſes Zolljages lediglich die Rüdficht auf die 
Zollbehandlung in anderen Staaten obgewaltet zu Haben, von denen 
Rußland 6 Mark, Defterreih 0,75 Gulden, Frankreich und Stalien 
2 Frank, die Schweiz 3,75 Frank und Norbamerifa 10 Mark für den 
Gentner erheben. 

Die nachfolgende über einen Zeitraum von fünfundbreißig Jahren, 
nämlich die Jahre 1844 bis 1878, Austunft gebende tabellariſche 
Ueberficht fchließt in fi: 

a. Schlefiens Verwendung von Zinkerz, ſowohl ſchlefiſchem, als fremdem, 

b. Produktion von Zink, Zinkblech und Zintweiß, 

c. Transportwege von Zinkerz, Zint und Zinkblech, 

d. Durchſchnittapreiſe von Zint in Breslau und Hamburg. 

Außerdem ift dieſe Tabelle (in erfter Spalte) mit der Angabe aller 
beſonderen Einflüffe auf die Schwankungen in der Verkehrsbewegung verjehen. 

Es gewährt diefe tabellarifche Darftellung ein erfreuliches Bild von der 
Träftigen Entwidelung diefer Schlefifchen Induftrie, zu welcher Die Schienen- 
wege, auch nad; enblicher Bejeitigung der Elb- und Sandzölle, das Meifte 
beigetragen haben, indem biejelben durch Vortheile mannigfacher Art 
magnetiſch die früher dem Wafler anvertrauten Transporte gegen und 
durch Bergünftigungen an fich zu feſſeln verflanden, welche zu bieten 
der Waſſerweg fi außer Stande befand. Zwar ift ein jaft fortbauern- 
bes Hin« und Herſchwanken bei ber Wahl des von Oberſchleſien aus 
einzufchlagenden Weges im Laufe diefer Periode zu bemerken und darf 
nicht behauptet werden, es habe der Wettbewerb um dieſe Transporte 
zwiſchen Schiene und Schiff aufgehört, jedoch hat letzteres im Vergleiche 
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au früherer Zeit immer größere Einbußen erlitten, woran bie klagliche 
Beſchaffenheil des Oderſtromes bis in bie letzten Jahre unz! 
eine weſentliche Schuld trägt, deſſen letzter Zeit energiſch betriebene Re 
gulirung im Jahre 1880 das Onantum von 269068 Gentner Zink 
unb Zinfble von Breslau firomabwärts zu verlaben verftattete, ein 
Quantum, daß feit 1858 in biefer Höhe nicht verſchifft worden war. 

Werben ſchließlich die weentlicheren Momente Zufammengejaft, 
welche auf die Entwickiung der Produftion, des Handels und auf bie 
Vertriebswege von Zint und deſſen Nebenfabrilaten in dem Zeitraume, 
über ben die flatiftifche Tafel Auskunft gibt, von befonderem Einfluſſe 
fih erwieſen Haben, fo waren dies — abgefehen von den ortichritten 
auf techniſch · montaniſtiſchem Gebiete — bie in erfler Spalte ber fla- 
tiftifchen Zafel vermertten Momente, nemlich: 

Inbetriebſetzung von Eifenbahnen, 

Fortfall des Sundzolls, 

Ermäßigung, bezw. Fortfall des Elbzolls, 

a — Fortfall des Landzolls auf der Berlin-Ham- 

urger Ba} 

Bandelbirteit der Eifenbahntarife, 

Belchaffenheit der Ober- und Elbftraße, 

Frachtſatze auf Iegteren und auf unbefchienten Landwegen. 


Eine Mittheilung über die Geftaltung der Frachtko ſt en bei den 
Zint (und Zinkblech)-Transporten auf den in ber Zabelle em 
wähnten Bertrieböwegen während des hier berüdfichtigten Zeitraums 
möge fi} hieran fchlieken. 


Es betrugen für den Gentner die Frachtkoſten 


A. auf unbeſchienten Landwegen und zu Waffer: 


bon dem Standorte der Zinkinduſtrie im Oberſchleſiſchen Berg« 
und Hüttenreviere, Morgenroth, bis Breslau und zwar 

die Landfracht von Morgentoth bis Gleiwig 15 Pf. 

bie WBaflerfracht von Gleiwig bis Breßlau . 33 = 


im Jahre 1847 auſammen ..... 48 pj. 
im Jahre isss. de 
B. zu Waſſer: 


1. von Breslau bis Stettin 


in ben Jahren 1847 biß 1858 . 25 Bi. 
. = 1854 biß 1858 . 30 = 
= 1859 biß 1868 . 40 

im Jahr 1878 . 18 bis 80 Pf. 


2. von Breslau bis Hamburg 


in ben Jahren 1848 bis 1869 45 bis 50 Pf. 
im Jahre 1878 . 38 bi8 50 - 


Born Google 
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C. aufden Eifenbahnftreden: 


Myslowig- Myslowitz · Myslowitz · Breslau · Breslau Breslau. 
Breslau Stettin Hamburg Berlin Stettin Hamburg 
Zint,Zintbl. Zink, Zintl. Zink Zink Zink, Zinkbl. Zink 


J. 1847: Pf. 68.80. — . ⸗. — “— · — 
1857: ®1. 66.68. 128.192. — . — .83.125. 145 
— — —— 
-1863:9. 5 . 126. — . 5.8 . 170 
1878: pj̃. 40°. 85 .10 ..70 0.7. 146. 
1 
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Crhenrfe zu Ortöftatut und Holigeiverorbmung Fi} ber Handwerker 
2 . ei 


fortbilbungsfulen vom 8. Februar 1872. ichenunterricht in 
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Elementarſchulen. &. 450 ff. Protokoll über bie im gm 1872 im Inter 
richtsminifterium gepto venen Unterhandlungen, das Voltsſchulweſen, ſowie 
fpeziell das Foribildungoſchulweſen betreffend. 

1873. S. 428. Erlaß ber Regi rt a. D. über Länb- 
SE erbitngejguten von 13. Bee 100 0 nn 

1873. ©. 488 ff. Exlaß des Minifters über geiwerbli portbilbungs- 
Se vom 17. Juni eh Gran! gen die —E gewerb · 

licher Fortbildungẽſchulen. 
Jahrgang 1878. S. 48. Verzeichniß berjenii tbildungs ſchulen, welge 
fe aa Gtantsfonds beiehen (3 X ——— —— 
jelfammtüberfiht über ben Stand ber aus Staatsfonds um! ten Fort⸗ 
son a7 9 gu hen — di —2 — 
lung berufenen Rommiffionen über eichenauaftellu 
Jahres erftchtet haben. ma 
BZeuugen des Gentralvereins in Preutzen für das Wohl der arb. Kaffen 
‚rbeiterfreumb): 
Jahrgang II. (1865) S. 269 fi. Die Fortbildungsſchule eine nothwendige Er⸗ 
gänzung ber Voltsichule. 
Jahrgang IV. (1866) ©. 338 ff. Mette. Ueber bie wiffenfchaftliche Erziefung 
unferer Handwerker. 
ang III. (1885) ©. 315 ff. Wilder, Dr. P. D. Der Unterricht umb bie 
Sn eoeetfule im —E — “ 

V. (1887) ©. 19 fj. Schwabe, Dr. H. Ein be Gewerbe: 
Je ER, Si HA X ee wiie ebene 
Jahrgang IX. (1871) ©. 14 fi. Brämer, 8. Die preußiſchen Gewerbeichnlen, 

ihe zeitiger Zuftand, der Reorganifationsplan und deſſen Beurtheilung. 
Jahrgang X. (1872) ©. 106 fi. Grunow, C. Direktor. Jahresbericht dei 
Neutfgen Gewerbemufeums. 
ng XV. (1877) S. 173 fi. Schafft len. ©. 188 fi. Hort 
an osfaule Av Sadsfante qeft Badtäuten #5 

XVI. (1878) ©. 4 fi. Ahrens,*3._%. Gewerheſchuldirettor. Zur 

kn Sa und IE 193 aan. indem 
ur Gortbildungeichulftage. 

Jahr⸗ vH — (1880) S. 301 ff. Gewerbliche Fachſchulen in Sachſen und 
eflerreich. 


Da ich feit längerer Zeit mich bemühte das Material über deutſches 
techniſches Unterrichtäwefen zu fammeln, jo glaube ich bei der Durjtig 
teit bibliographifcher ftaatswifjenfchaftlicher Hilfsmittel Manchem einen 
Dienft zu erweiſen, wenn ich meinen hier folgenden Betrachtungen dieſes 
lange Verzeichniß vorausſchicke, obwohl meine Abficht nicht dahin geht, 
diefe Materialien jänmtlich hier zu erarbeiten oder im Einzelnen an» 
zugeigen. Ich bemerfe außerdem nur, daß ich nicht ben Anſpruch er 
hebe, erfchöpfend zu fein; ich gebe, was ich jelbft genauer oder ober 
flächlicher kennen gelernt babe; die Titel von Auffägen und Büchern, 
deren Inhalt mir ganz unbefannt blieb, habe ich nicht aufgenommen; 
bei einigen ber angeführten Schriften lagen mir ftatt des Originals An- 
zeigen vor; aus manchen habe ich mir ſchon vor Jahren Notizen gemadit. 

Was ich Hier beabfichtige, iſt außfchließlich im Anſchluß an bie 
angeführten Publikationen der letzien Jahre, Hauptfächlich am die zwei 
offiziellen preußiſchen Dentfchriften von 1878 und 1881 einen kutzen 
Meberblid über den Stand des untern und mittleren Schulweſens in 
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Preußen zu geben umb, troß ber Anerfennung des Geleifteten, zu lagen 
und zu mabnen, baß wir uns in Preußen von faft allen anderen Kultur. 
flaaten auf dem Gebiete dieſes techniſchen Unterrichtäwefens Haben über- 
flügeln lafſen, feftzuftellen, daß wenn wir ung nicht ernfter regen ala 
es biß jeßt geſchehen ift, wir auch nicht auß diefer Stelung heraus · 
Iommen. Es if dieß um fo beirübender, als es nicht immer fo ge 
weien ift. 

Die Anfänge der Beitrebungen für eine beflere und fachgemäße 
Bildung ber deutſchen Handwerker find vom preußifchen Staate aus · 
gegangen oder wenigften® dort ebenfo zu finden wie anderwärts in Deutfch- 
Iand. Ich denke dabei an bie mathematifche Hanbwerferfchule Semlers in 
Halle von 1705 und die ölonomifch-mathematifche Realſchule KHeders 
in Berlin von 1747. Auch die mandherlei Bemühungen in dieſer Rich- 
tung *) unmittelbar vor 1806 hatten gerade in Preußen einen empfäng« 
lichen Boden gefunden. Kunth und Beuth wurden nach 1806 die Reu- 
begrünber des technifchen Bilbungswefens. Nach dem von Beuth 1820 
entworjenen Plan wurden in einer Reihe der größeren preußiſchen Städte 
Gewerbefchulen begründet, die in der Hauptjache nichts fein follten als 
Handwerkerſchulen mit einjährigem Kurſus für die aus der Vollsſchule 
Entlafjenen. Nur die Berliner erhielt ſchon 1821 eine zweite höhere 
Klafſe beigefügt: daß techniſche Inftitut; es wurde 1827 Gewerbeinftitut 
benannt und erhielt damit eine dritte oberfte Klaſſe. Als am 3. Juni 
1850 ein neues Regulativ für das Bewerbeinftitut erichien, fuchte man 
gleichzeitig die übrigen Gewerbefchulen zu reorganifiren. Sie jollten 
einerfeitö allerdings auch jetzt noch Handwerkerſchulen für die breite 
Maffe der Heinen Leute bleiben, die nur Volksſchulbildung haben, aber 
andererſeits follten fie Borbereitungsanftalten für das Berliner Gewerbe— 
inftitut werben. Man gab ihnen bamit eine Zwitterſtellung, die fie 
ihrem urfprünglichen Zweck mehr und mehr entfremdete. Sie wurden 
mehr und mehr dem Handwerkerftand entzogen. Und daneben geſchah 
Nichts, um diefe Lücke auszufüllen. Das Minifterium lenkte wohl ſchon 
durch ein Eirkular vom 31. Mai 1844 die Aufmerkfamkeit der Begirks- 
zegierungen auf die Fortbildungsfchulen. Uber Pofitived wurbe weber 
von ber Staatsregierung noch don ben Gemeinden geleiftet. Preußen 
trat für lange Zeit jaft in die legte Linie bezüglich diefer Beftrebungen. 

Während im einer Reihe deutſcher und außerdeuticher Staaten 
befonders feit den 50er und 60er Jahren das Fortbildungsweſen, der 
Zeichenunterricht, der Eunftgewerbliche Unterricht und die Begründung 
von Fachſchulen bie größten Fortſchritte machte, geſchah vor dem legten 
Jahrzehnt in Preußen nichts oder nur ganz Vereinzeltes von Seiten 
einzelner Vereine. Die politiichen Schickſale des Staates waren natür- 
lich mit daran ſchuld, ebenfo aber der bei den Höheren Beamten des 
Finanz und Handelsminifteriums mangelnde Sinn für diefe wichtige 
gewerbepolitifcde Aufgabe. Es war die Zeit, in welcher die Anficht 
herrſchte, der Staat folle alles Derartige Privaten und Vereinen über 


*) Bol. 5. und P. Goldſchmidt, Das Beben des Staatsrath Kunth (Berli 
iesh Loh f. I Aua 6 aunth Berlin 
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lafſen. 68 erwuchs fo ein Syſtem politiicher Unterlafjungsfünben, das 
Preußen in der Konkurrenz mit ben meiften anberen Staaten unver 
antwortlich zurüdbrachte. 

Schon die Srundlage alles Unterricht der umteren und mittleren 
Klafien, die Voltsfchule ift bezüglich der Mittel, über bie fie verfügt, 
in Preußen jo wenig entwidelt, daß zunächft nicht daran gebacht werben 
Tann, die obligatorifche elementare Fortbildungsſchule, welche die in 
der Schule erworbenen Kenntniſſe bei den jungen Leuten vom 14—17 Jahr 
befeftigen ſoll, allgemein gefeglich einzuführen. Das ift aber ein ſehr 
wichtiger Punkt. In Bayern geht die obligatorifche Werktagsſchule 
bis zum 18., die obligatorijche Feiertagsichule bis zum 16. Jahr, even- 
tuell bis zu einer beftandenen Prüfung. Aehnlich hat Württemberg feit 
alter Zeit die Sonntagsſchulpflicht, die durch das Geſetz vom 29. Sep⸗ 
tember 1836 auf alle 14—18jährigen erſtreckt wurde; nur ber Befuch von 
Winterabenbfchulen und gewerblichen Fortbildungsſchulen befreit Hiervon 
(Gef. vom 6. Nov. 1858). Das heffiſche Gefeh vom 16. Juni 1874 ber 
zeichnet die allgemeine obligatorifche Fortbilbungsfchule als integrivenden 
Theil der Volisſchule, wenigftens für die männliche Jugend. Das 
Lönigl. jächfiiche Geſetz vom 26. April 1873 hat bie früheren fafultativen 
Sonntagsſchulen in obligatorifcde Fortbildungsfchulen verwandelt; die 
Knaben müflen fie 8 Sabre Lang bis zum vollendeten 17. Jahr, 
2—6 Stunden die Woche, vierflündig, wenn ber Unterricht fich auf ben 
Winter befchränft, beſuchen. Aehnlich verfügt das babijche Geſetz vom 
18. Februar 1874, daf die. Knaben 2, bie Mädchen 1 Jahr nad; Zuräd- 
Tegung des fehulpflichtigen Alter den elementaren Kortbilbungsunterricht 
in einigen Abendflunden bejuchen müffen. 

Wo in biefer Weife in Anlehnung an die Vollsſchule ein all- 
gemeiner elementarer ortbildungsunterricht mit Schulgwang eingeführt 
ift, ba werden leicht die Klaſſen etwas überjegt fein; die Onalität ber 
Schüler ift eine ſehr verſchiedene; der Zwang läßt fich nicht überall 
gie ſcharf durchführen; daB was in ſolchen Schulen gelehrt wird, 
ann nicht hoch gehen; Befeftigung der Schultenntnifie und höchſtens 
eine etwas weitergehende Außbilbung im Zeichnen wird das Ziel bilden. 
Aber baneben wird für die ganze Bebölferung das Niveau der Kennt 
niffe erhöht; es wird die gefammte Jugend, wenigſtens bie männliche, 
bis zum 16. und 17. Jahr unter dem gefunden Joch der Schuldisziplin 
erhalten; es wird damit ber Loderung ber Sitten, dem frühen Ber- 
fallen in Rohheit, Ungebunbenheit und Kneipenbeſuch entgegengewirkt; 
& wird für alle weitere Fach - und gewerbliche Bildung ein beflerer 
Boben geichaffen. In Süpdeutfchland Hat diefer gejehliche Zwang 
Hauptjächlich die Bluthe und das Gedeihen der etwas höher flehenden 
gewerblichen Fortbildung und Gewerbeſchulen herbeigeführt. Ihr 
Beſuch ift allgemein ein freiwilliger; aber der Zudrang ift deßhalb fo 
ftark, weil die Theilnahme an einer ſolchen Schule von der Pflicht die 
elementare Feiertags · oder Fortbildungsſchule zu befuchen befreit; in 
diefe Schulen kommt die Elite ber Lehrlinge und Gefellen. Grit in 
ihnen Tann dem Zeichenunterricht eine dem kunftigen Hanbwertsmeifter 
nügende Ausdehnung und Richtung gegeben werben. In größeren 
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Städten und an Orten, welche der Sitz einzelner bedeutender Induftrien 
find, ift es zugleich möglich für die Angehörigen derſelben befonbere Fach - 
Haffen einzurichten. So hat 3. B. die Nürnberger gewerbliche Fortbildungs« 
ſchule Fachklafſen für Mechaniker und Schlofier, für Bauhandwerker, 
Dekorateure und Maler, für Schreiner und Glafer, für Goldſchmiede zc. 
Davon Tann da nicht die Rebe fein, wo bie obligatorifche elementare 
Fortbildungsſchule fehlt, wie in Preußen. Da muß man fogar abfichte 
lc die Fortbildungsſchule von ſolchen Beftrebungen jern halten, weil 
fie an den wenigen Orten, wo fie freiwillig fich bildet, zunächft die 
Funktion zu erfüllen hat, die in Sachſen, Württemberg, Baden zc. der 
an bie Voiksſchule angelehnten elementaren Fortbildungsſchule zufällt. 

Die gefegliche Einführung deffen, was in diefen Staaten rechtens 
ift, würde zur Zeit in Preußen, fo wünfchenswerth das Ziel ift, praktifch 
ohne Werth fein; e8 würde fih um ein Gefeß auf dem Papier Handeln. 
Die Volksſchule ift nicht foweit, die Gemeinden Haben Heute die Mittel 
nicht dazu. Auch Bier kann nur eine Finanzreform im großen Styl 
die Mittel jchaffen. Aber vielleicht wäre wenigftens das möglich, daß der 
Zeihenunterricht in der Volksſchule und in den Schullehrerfeminaren 
fo gepflegt werbe, wie e& für unfere allgemeine Bildung und für unfer 
technifches Können, für bie Blüthe des Zeichenunterrichts in den gemwerb« 
lien Fortbildungsſchulen wunſchenswerth iſt. Wenn die 56000 
preußifchen Vollsſchullehrer im Zeichnen unterrichten Tönnten und wenn 
die 4 Millionen Kinder, die auf den Bänken der preußifchen Volksſchule 
figen, alle nur einigermaßen da® Auge zu üben, die einfachften Formen 
zu beobachten und wiederzugeben lernen würben, e8 wäre, wie Dr. Schöne 
mit Recht betont, nicht blog für unfere techniſche und fünftleriiche 
Bildung, jondern auch für dag Gleichgewicht unferer allgemeinen menjch- 
lichen Ausbildung ein unendlicher Gewinn. Wie fteht es bamit? 
Meber die erſten Vorbereitungen ift man noch nicht hinausgekommen. 
Man Hat allerdings bereits in den Allgemeinen Beſtimmungen, das 
Volksſchulweſen betr., vom 15. Oktober 1872 dag Zeichnen für einen 
obligatorifchen Unterrichtägegenftand in ber Volksſchule erklart. Zur 
ErtHeilung eines folgen Unterrichts ift es aber fan in allen Städten 
und zur Ertheilung eineß guten Zeichenunterricht8 in fehr wenigen ge= 
fonımen. Aus ber Denkſchrift des vormaligen Handeldminifteriums 
über das technifche Unterrichtsweien von 1878 erfahren wir, daß eine 
Kommiffion vom Unterrichtsminifterium gebilbet ift, welche zunächft 
einen Lehrplan für die mehrklaffige Vollksſchule, in welcher die nöthigen 
Verbeſſerungen am leichteften durchzuführen find, aufgeftellt Hat. Da 
die offizielle Denkfchrift über die Entwicklung der gewerblichen Fach- 
ſchulen in den Jahren 1879 und 1880 über biefen Punkt fchweigt, fo 
wird man annehmen können, daß dieje wichtige Angelegenheit in den 
legten zwei Jahren um feinen Schritt weiter gerückt ift und zweifels - 
ohne aus demfelben Grunde, der, wie wir fehen werden, überhaupt den 
Fortfchritt auf dem Gebiet des gewerblichen Unterrichts jo vielfach 
hemmt — aus Geldmangel*). Soviel uns befannt ift, enthält der 


*) BgL Arhbeiterfreund 1878, ©. 6. 
Jahrbuch V. 4, Hräg. d. Schmoller. 18 
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Etat der Unterrichtöverwaltung feine Fonds, um ben Gemeinden, welde 
den Beichenunterricht verbeffern wollen, gute Lehrmittel in ausreichender 
Menge zu geben und um bie ſchon angeftellten Lehrer in bejonderen 
Kurſen an ben Schullehrerſeminaren und gewerblichen Unterrichte- 
anftalten im Zeichnen und im Unterrichten nach ber zu erlaflenden 
Inftruftion zu üben. Mit dem Hintweis, daf für daB Alles zu forgen, 
Sade ber Stabtgemeinden fei, wirb die Sache nicht geförbert werben. 
Auch muß dafür geforgt werden, daß an allen Seminaren der jungen 
Lehrergeneration ein guter Zeichenunterricht ertheilt wird. Ohne Gelb 
ift das freilich nicht zu erreichen. Daher fommt es, daß wir in 
dieſer Beziehung weit Hinter Hamburg, Baden, Württemberg, Sadjen - 
und Oeſterreich zurhd find. In Sacdjjen wurde ſchon 1876 bis 1877 
in 1872 Volksſchulen von 2099 im Zeichnen unterrichtet. 

Weil die Bafis fehlte und weil man ohne nennenswerthen Auf- 
wand bebeutende Refultate erreichen zu Zönnen glaubte, mußte auch der 
Verſuch den man von 1870 an mit der Gründung befonderer gewerb- 
licher Zeichenſchulen machte, feeitern. Es wurde eine Denk 
ſchrift und ein Unterrichtsplan veröffentlicht. Die Schulen follten Knaben 
und ältere Leute, Lehrlinge und Yabrifarbeiter Abends und Sonntags 
im Zeichnen und Modelliren unterrichten. Nur in einigen wenigen 
Städten, in Köln, Kaſſel, Magdeburg, Elberfeld, Halle, Görlig, Kottbuß 
und Breslau waren die Gemeinden bereit den bon ihnen geforderten 
Zuſchuß zu geben und eine ſolche Schule zu errichten. Der Erfolg 
war ein Hläglicher. Die amtliche Dentjchrift über das technifche Unter 
richtsweſen don 1878 fagt ſelbſt: „die Erfolge find weit Hinter dem 
Beabfichtigten zurüdgeblieben, da in ben wenigen Städten, in welden 
auf Koften des Staat und der Gemeinde gewerbliche Beichenfchulen 
errichtet worben find, der Zeichenunterricht meift auf 4 Stunden wödhent- 
lich beichräntt, dem einzelnen Lehrer eine zu große Schülerzahl zer 
und bie Befähigung der Lehrer vielfach nicht ausreichend geweſen ifl. 
Erf in neuefter Zeit wird bon Seiten ber Unterrichtäverwaltung bie 
Theilung der überjülten Maffen für Freihandzeichnen, die Einrichtung 
eines befonderen Unterrichts im Linearzeichnen und der barftellenden 
Geometrie, die Vermehrung der Unterrichtäftunden im Zeichnen wie im 
Modelliren, an einigen Orten die Einführung eines beſchränkten Tages 
unterrichts für Dekorationsmaler und die Gewinnung tüchtiger Lehr 
kräfte angeftrebt. Aber die Reform ift bis jet nur in Kaflel, Bres- 
Tau und Halle im Gange. Sonft ift noch nichts gebeffert, wenn es 
nicht das ift, daß man einfieht, man müffe überhaupt einen andern 
Weg einfchlagen, man müfje ftatt des ifolirten Vorgehens mit folden 
Zeichenſchulen die Aufgaben von allen Seiten, in der Volksſchule, Fort ⸗ 
bildungsſchule, Fach und Kunſtgewerbeſchule in Angriff nehmen. 

Bezüglich der Hortbildungsfchulen verfchrieb man in ben 
Berliner Minifterien und in den Bezirksregierungen von 1848 biß 1874 wohl 
ab und zu einige Dinte. Die Regierungen berichteten ab und zu, daß 
und warum es nicht vorwärts gehe. Ein Kultußminifterialteftript vom 
18. Dezember 1863 ermahnte, auch in ben gewerblichen Kortbilbung®- 
ſchulen den allgemeinen Unterricht nicht Hinter dem iechniſchen zu fehr 
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zurfidtreten zu Yaffen. Aber mehr geſchah nicht. Als im Juni 1872 
auf Falls Anregung eine Konferenz Sachverftändiger das Vollsfchul« 
weſen im Ganzen einer eingehenden Erörterung unterzog, wurde unter 
Punkt 18 nothdärftig auch das Fortbildungswefen geprüft. Erſt als 
1873 die Schulen auf dag Kultußbepartement übergingen — fie gehörten 
bisher zum Hanbdelßminifterium — kam einiger Zug in die Sache. 
Die Etatspoften, die man von Hannover und Naffau zur Unterftügung 
der dortigen Fortbildungsichulen übernommen, wurden zufammen mit 
einigen Beträgen, bie bisher auf dem Etat des Hanbelsminifteriums 
geſtanden, vereinigt und auf den Betrag von rund 142000 Mark er 
böbt. Es war eine Summe, die zur Zeit des Milliardenfegens fich 
awar nur ausnahm wie ein Trinfgeld; aber e& war doch ein Anfang. 
Der Kultusminifter erließ ferner die Verfügung vom 17. Juni 1874, 
welcher fog. „Grundzüge Tür bie Errichtung gewerblicher Fortbildungs- 
ſchulen“ beigegeben waren. Darnach follten nur ſolche Schulen Staatd- 
aufchüffe auß dem berührten Fonds erhalten, die fich diefen Grundzügen 
anpafjen, welche auf rund eines Ortsſtatuts nach $$ 106 und 142 
der Gewerbeordnung vom 21. Juni 1869 den Beluch der Lehrlinge 
obligatoriich gemacht Haben, und die auch von den Gemeinden Zuſchüffe 
und zwar in der Regel größere ala vom Staate erhalten. 

Der Anlauf war gut gemeint, muß aber als ein verfehlter ber 
zeichnet werben. Die „Grundzüge“ beftimmen, daß der Unterricht in 
der Unterftufe, aus welcher manche gewerbliche Fortbildungsſchule nur 
beftehen wird, für jeden Schüler täunlichft jänmtliche Lehrgegenftände 
der Oberflafien gehobener Vollsſchulen mit Ausnahme der Religion 
umfaffen fol. @8 ift erflärlich, daß nur wenige Stadtgemeinden ſchon 
mit Rädfiht auf die zu erwartenden Koften bereit geweſen find, durch 
ein Ortsftatut fämmtliche Lehrlinge, Gehülfen und Gefellen unter 18 
Jahren zum Beſuch einer fo eingerichteten gewerblichen Fortbildungs · 
ſchule zu verpflichten, ganz abgefehen von den Bedenken, bie ein Lehr- 
plan erregen muß, nach weldem in allen möglichen ſchönen Dingen, 
aber in nicht8 gründlich unterrichtet werden fann, da man kaum irgendwo 
zu mehr als ſechsſtündigem Beſuch der Foribildungsſchule hat ver 
pflichten und zwingen wollen. Die Erfahrung an nicht obligatorifchen 
gewerblichen Fortbildungsſchulen Hat gezeigt, daß nur bie Uebungen 
im Rechnen, im Deutſchen und im Zeichnen zahlreich befucht werden. 
Die an fi) fo dürftige Summe von 142000 Mark konnte in den erften 
Jahren gar nicht ganz für gewerbliche Fortbildungsſchulen zur Ver- 
theilung kommen; man gab fie zu einem guten Theil für landwirth - 
ſchaftliche Schulen auß, nur um fie nicht zu verlieren. 

Im Jahre 1858 Hatte Preußen nach dem Handeldarhiv 214 
Handwerkerfortbildungsſchulen mit 21528 Schillern gezählt. Dazu 
tam dann 1866 ber relativ günftige Beſtand von Hefien-Raffau und 
Hannover; von ben älteren preußiichen Schulen gehören die meiften 
der Rheinproving und Weftfalen an; am meiften in den alten Provinzen 
hat wohl der Regierungsbezirk Arnöberg geleiftet, wo 1859 ſchon 69 
Handwerkerfortbildungsfchulen mit gegen 4000 Schülern beftanden. 
Wenn jegt der ganze preußiſche Staat biß auf etwa 30000 Schüler 
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getommen ift, wenn e8 im März 1877 213 vom Staat unterflüßte 
Sortbildungsfcäulen mit 21724 Schülern gab, fo ift daß eben ein 
überaus lägliches unbefriebigendes Rejultat, jo bedeutet daB in den 
zwanzig Fahren von 1858—1878 einen viel zu geringen Fortſchritt, 
zumal die Hauptzunahme auf ben Zahlen ber neuen Provinzen beruht *). 

Und nicht blos quantitativ find bie Ergebniffe traurig; fie find 
& oft and qualitativ. Die vorhandenen Schulen hängen nicht jelten 
mehr oder weniger von zujälligen Perfönlichkeiten, Vereinsvorſtänden, 
Lehrern, einzelnen Fabrikanten ab. Aehnlich wie die entiprechenden 
englifchen charakterifiren ſich die preußifchen von Staat und Gemeinde 
unabhängigen Fortbildungsſchulen durch ungenügende Leiflungen. Es 
Tann fein Schulwefen gedeihen, wo die Beichaffung der Lehrkräfte dem 
Zufall überlaffen if. Die Schulen kommen über die unberechenbaren 
Schwankungen ihres Beftandes und Wirkens nicht hinaus, wie 3. B. 
Meyer fo richtig bemerkt, wenn nicht eine planmäßige Zeitung, eine 
fefte Initiative an der Spige fließt. Eine ſolche ift aber auch durch 
die Anordnungen feit 1874 in Preußen noch nicht ausgiebig vorhanden. 

Bei dem gegenwärtigen Stand ber Sache hat das Minifterium 
einen Einfluß nur auf die Schulen, die Zufchüfle erhalten; das if aber 
die Minberzabl; es fehlt damit die Mare, einheitliche Leitung, die 3. B. 
das württembergifche Fortbildungsſchulweſen auszeichnet. Und nicht 
einmal darauf ift zunächſt Hoffnung, daß die Leitung, wie fie jeßt vom 
Minifterium ausgeht, fich jucceffiv außbehne, und daß die Zahl ber 
Anftalten, auf welche jener Einfluß fich nicht erftredt, fich verinindern 
werde; denn wie in ber Gigung des Abgeorbnetenhaufes vom 11. Fer 
bruar 1880 (Stenogr. Berichte S. 1674) und vom 15. Dez. 1880 
(Daf. S. 775— 76) hervorgehoben wurde, reichen dazu bie Mittel nicht. 
Die Berhältnifie haben fich in dieſer Beziehung feit 1874 weſentlich 
geändert; ber Boften von 140—150000 Mark, urfprünglich nicht ganz 
verbraucht, ift feit einigen Jahren ſchon nicht mehr zureichend. Es 
haben fich eine Reihe von Stäbten erboten, ihre Fortbildungsſchulen 
vernünftig zu reorganifiren, Hauptfächlich den Zeichenunterricht zu ver- 
mehren, wenn fie einen erhöhten Staatszuſchuß erhalten und fie find 
bereit, ihren eigenen Beitrag entiprechend zu fteigern. 

Außerbem Haben verſchiedene Gemeinden, da man 1874 prinzipiell 
fich bereit erflärt Hatte, einen Staatsbeitrag zu den Koften der Unter 
haltung derjenigen Schulen zu leiften, welche den Anforderungen des 
Erlafſes vom 17. Juni 1874 entiprechend eingerichtet würben, und da bie 
Bezirköregierungen beftändig mit Recht auf die Vermehrung diefer An» 
ftalten hinwirken, neuerdings gewerbliche Fortbildungöſchulen errichtet. 


*) Daß in einzelnen Städten deßhalb immerhin Tüchtiges geleiftet wird, 
fol damit nicht geleugnet werben. Ueber bie Berliner Leifiungen, vgl. den Ber 
richt im Reichdangeiger vom 15. Januar 1881; aud; fie waren übrigens bis in 
bie neuejte Zeit mäßige; erft neuerdings hat ſi Berlin durch bie in Gemein: 
Yet mit dem Staat erfolgte Gründung ber Haudwerkerſchule, welche nach dem 

ufter der bewährten Hamburger allgemeinen Gewerbeſchule eingerichtet ift, ein 
roßes DVerbienft um ben gewerblichen Unterricht in ihren Mauern und gang 
Geeuben eriorben. 
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Es ift aber, wie ber Regierungskommiſſar Geheimer Oberregierungsrath 
Lüberd in ber Sitzung bed Abgeorbnetenhaufe® vom 15. Dezember 
1880 erklärte, ber betreffende Honda völlig erſchoͤpft und die berechtigten 
Anfprüche, welche das Minifterium nicht befriedigen kann, beliefen fich 
nad; feiner Mittheilung damals bereit? auf rund 25000 Mark! Unter ' 
diefen Umftänden Tann man allerdings nicht dazu fchreiten, den Lehre 
plan zu vereinfachen, ben Zeichenunterricht-aber weſentlich zu vermehren 
und auf die Forderung, daß der Beſuch ein obligatorifcher fein folle, 
zu dringen, da biefe Mafregeln die Anfprüde an die Staatslaffe 
fleigern würden. 

Berglichen mit andern Staaten find die preußifchen Rejultate und 
Aufwendungen wahrhaft beichämend. Wehrenpfennig berechnete in der 
Sitzung des Abgeordnetenhaufes vom 14. Februar 1877, daß nad) dem 
Mafftab Wurtiembergs mit feinen 153 gewerblichen Fortbildungsſchulen 
und 12000 Schülern Preußen 2000 Schulen mit 150000 Schülern 
haben müßte; Nagel meint ſogar 2200 mit 170000. Der württen« 
bergifche Staat mit feinen 1,8 Mill. Einwohnern gab ſchon 1873 etwa 
80000 Mark für die Fortbilbungsfchulen aus, Preußen mit feinen 
25—26 Mill. fieht noch bei feinen 142150 Marl. Bon denfelben 
nehmen Hannover und Heflen-Naffau im Etat von 1881/82 rund 
59000 Mark weg. Gange Regierungsbezirke erhalten 100-800 Mark 
für ihre Fortbildungsſchulen. Die 7 Regierungsbezirke Marienwerder, 
Koslin, Stralfund, Stettin, Bromberg, Oppeln und Zrier erhalten 
zuſammen nur 3986 Mark, Münfter gar nicht. Die nicht voll» 
fländige Lifte der 43 badiſchen Gewerbeſchulen, die Nagel mittheilt, 
weiſt einen Staatszuſchuß von 25—26 000 Mark auf; Preußen müßte 
hiernach wenigſtens 400000 Mark ftatt 142150 Mark für feine ent« 
ſpreche nden Schulen auögeben. 

Und babei fehlt e8 an maßgebender Stelle gottlob feit einigen 
Jahren nicht am Verftänbniß für die Sache. Dr. Wehrenpfennig konnte 
als Regierungstommiflar bei den Gtatßberathungen von 1879 ohne 
Widerſpruch fagen: „Ich jehe in der niedern gewerblichen Fachſchule 
aufammen mit der Yortbildungsihule, welche das gewerbliche Können 
und Willen unferm Handwerkerſtande vermittelt, fo fehr den Schwer« 
punkt unferer künftigen Entwidlung auf diefem Gebiet, daß, wenn ich 
mich ſtark ausdrüdfen darf, ich fie für eine ber Geſammtheit der Nation 
wichtigere Inftitution Halte und deren Fortentwicklung für verdienft- 
licher, als alle Stufen, die darüber hinausliegen“. 

Da es fich zur Zeit in Preußen nur um bie Entwidlung ber 
gewerblichen ortbildungsfchulen Handeln Tann, fo hat man im 
UnterricätSminifterium ſehr zweckmaßig jet das Referat der Fortbildungs · 
ſchulen mit denen des techniſchen Unterrichtsweſens verbunden, wie dar ⸗ 
aus hervorgeht, daß neuerdings bie Geheimräthe Lüders und Dr. 
Wehrenpfennig als Regierungskommifſare im Abgeordnetenhauſe die daß 
Fortbildungsſchulweſen betreffenden Anfragen beantwortet haben und 
daß auch die im vorigen Jahre auß Mitgliedern des Landtages, zahl- 
reichen Sachverftändigen verfchiedener Fächer und Kommiffarien mehrerer 
Minifterien gebildete ftändige „Rommiffion für das technifche Unterrichts» 
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weien” wiederholt mit dem Begenftande beicäftigt worden if. Die 
Kommiffion Hatte fih in ihrer erften Sitzung im Frühjahr v. I. für 
die Vereinfachung des Lehrplans, Vermehrung des Beichnens und Auf- 
hebung des Zwanges zum Beſuch der gewerblichen Fortbildungsjchule 
außgeiprochen. Nach dem Bericht, welchen der Deutiche Reichs und 
Preußiſche Staatsanzeiger (No. 51 vom 1. März 1881) über bie 
Sigung der Kommilfion vom 24. Sehr. d. J. veröffentlicht Hat, ift 
Seitend ber Rejerenten im Unterrichtd-Pinifterium außgeführt worden, 
daß es bei der Grihöpfung des zu Zuſchüſſen jür Foribildungsſchulen 
beftimmten Fonds nicht thunlich geweſen fei, neue Anftalten mit float 
licher Unterftägung ins Leben zu rufen oder bie beflehenden weſentlich 
gu erweitern. Die Thätigfeit der Verwaltung habe fich vorzugsweiſe 
darauf gerichtet, die Weiterbeiwilligung der in der Regel auf brei Jahre 
gewährten Zufcäffe an eine Revision der Lehrpläne zu Enüpfen, und 
dafür Sorge zu tragen, daß dieſelben der wöchentlichen, oft nur geringen 
Stundenzahl gemäß vereinfacht und auf die für den Handwerker und 
Gewerbeftand in erſt er Linie nothwendigen und in ber verfügbaren Zeit 
erreichbaren Legrgegenftände fonzentrirt würden. Wenn man auf dieſem 
Wege praftifcher Einzelverfügungen, von denen Beilpiele mitgetheilt 
wurden, in ben Regierungabezirken vorgegangen ſei, würden auf Grund 
ber gefammelten Erfahrungen fpäter auch generelle Beftimmungen ge 
troffen werden Tönnen. Daß eingefchlagene Verfahren fand die Billigung 
der Kommiffion; zugleich wurde don derfelben der dringende Wunſch 
außgeiprochen, daß, joweit die Finanzverhältnifie es geftatten, der Fonds 
zu Zufchäflen für dag gewerbliche Fortbildungöſchulweſen erhöht werden 
möge. Auch wurde an die Unterrichtsverwaltung das Erfuchen gerichtet, 
eine allgemeine Statiftit fämmtlicher Anftalten jener Art, auch ber vom 
Staat nicht unterftäßten, unter Angabe der Schülerfrequeng, der Mafien- 
und Stundenzahl, und der Lehrgegenftände aufnehmen zu Lafien. 

Was alſo mangelt, ift nicht mehr das Verftändniß für die Sache 
bei ben betreffenden Refjortbeamten und in ben Kreiſen ber Landes - 
vertretung, fondern es ift das Geld und das Bewußtjein der Bedeu ⸗ 
tung der Sache bei den entfcheidenden Etatsaufftellungen. 

Gehen wir von dieſen Schulen, welche den jungen Dann nur 
Abends oder Sonntags in Anfpruch nehmen, über zu denen, welche ihn 
türzer ober länger ganz beichäftigen follen, jo kommen wir damit auf 
die preußifchen Gewerbeſchulen zurüd, haben in weiterer Linie die 
meh, Werkmeifter- und anderen eigentlichen Fachſchulen zu ber 

ten. 

Die preußifchen Gewerbejchulen, deren nach und nach 29 oder 
80 entftanden waren, hatten obwohl für den Handwerkerſtand beftimmt, von 
Anfang an feinen bloßen Abend» und · Sonntagsunterricht, ſondern einen 
vollen ein» ober mehrjährigen Kurſus für den aus der Vollksſchule Ent ⸗ 
lafienen im Auge In diefer Eigenſchaft Haben fie feiner Zeit Tüd- 
tiges geleiftet, haben zahlreiche Maurer und Zimmermeifter, Bauunter- 
nehmer, DBefiger kleinerer und größerer gewerblicher Gtablifjements 
in einer den früheren Anfprüchen genügenden Weife ausgebildet. Als 
aber die Anforderungen mit dem Aufſchwung der Inbuftrie wuchſen, 
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ſchritt man zu ber ſchon erwähnten Reorganifation von 1850, welche 
ben Gewerbefcäulen zugleich mehr als bißher die Aufgabe zuwies, die 
Leute für daB Gewwerbeinftitut dorzubereiten; fie wurden damit ſchon 
halb und Halb Realſchulen. Und auf diefe Bahn wurden fie durch das 
Einjahrig · Freiwilligenrecht noch viel nachbrüdlicher Hingetwiefen. Der 
Ehrgeiz ber Direltoren und der Wunfch der einen Fabrikanten und 
Handeläfammermitglieder, deren Söhne auf ben Schulen ftubirten, ver. 
einigten fich, dieſes Recht zu erlangen; es wurde aber nur für die Schüler 
extheilt, welche einerfeit® mit dem Reifezeugniß von der Gewerbeſchule 
entlafjen waren und anbererfeit® nachwielen, daß fie zu weiterer Aus · 
bildung in das Gewerbeinftitut Abergetreten jeien. Eine große Zahl 
von nicht jehr brauchbaren Schülern wurde jo den Gewerbefchulen zu⸗ 


Statt auf diefer fchiefen Ebene Halt zu machen, den Schulen das 
Recht zu nehmen und fie wieder zu dem zu machen, was fie fein ſollten, 
zu technifchen Bildungsanftalten des Handwerkerftanbes, ſchritt man in 
der Neuorganifation vom 21. März 1870 auf ber betretenen Bahn 
weiter voran. Man gab der Vorbereitung für das polytechniſche Stu- 
dium auf der Gewerbealabemie das Uebergewicht über die Ausbildung 
der Handwerker und beging ben fehler, nun nicht auf den letzteren 
Zwed ganz zu verzichten. 

Unter ben ſog. Sachverfländigen, die man vorher darüber gehört, 
war für das Bedurfniß nach Handwerkerſchulen jo wenig Verſtändniß, als 
im damaligen Handelaminifterium. Der neue Plan verlangte für den 
Eintritt in die Schule die Reife für Sefunda eines Gymnafiums oder 
einer Realſchule erfter Ordnung; damit war eine Realſchule erfter 
Ordnung ohne Vorklaſſen und ohne Latein geichaffen, welche das Ein- 
jährigenrecht erhielt, ohne Nachweis des fpätern Webertritt8 in bie Ge- 
werbealabemie; in der Höchiten Klaſſe follten die, welche fich auf bie 
Gewerbealabemie vorbereiten, gefchieben werden von denen, welche hier 
getrennt in drei Fachabtheilungen (für Baugewerbe, mechaniſch ⸗techniſche 
und chemifch-technifche Gewerbe) ihre Studien abſchließen follten. Man 
wollte abermal® zweierlei, was fich nicht vereinigen läßt; man hatte 
außerdem eine höhere Schule, welche erſt im 14. Jahre beginnt, fich 
alfo ihre Schüler nicht ſelbſt Heranzieht; man hatte bie Gedanken 
Beuths definitiv verlaſſen, Die Söhne ber Kleinen Leute definitiv heraus» 
geworfen. 

Trotz des energiſchen Proteſtes, der damals von verſchiedenen 
Seiten z. B. von Halle kam, wurden 19 der Gewerbeſchulen von Staat 
und Gemeinden auf Grundlage dieſes Planes umgeftaltet. Die übrigen 
Säulen gingen theil® ein, theil® erhielten fie fi in der alten Form, 
aber mit fpärlichem Beſuch. Aber auch mit dem Refultat ber umge 
ftalteten Schulen war man bald fo wenig zufrieden, daß man eine 
neue Umgeftaltung 1878 vornahm, wonad fie mit den entiprechenden 
Vorklafſen ausgeftattet ganz zu Realſchulen erfter Ordnung ohne Latein 
umgeftaltet wurben; es jollten neben die 240 Gymnafien und 84 Real- 
ſchulen erfler Ordnung num eine Anzahl Höherer Gewerbeichulen ohne 
Ratein treten; ihre Schüler follten, wie die der andern genannten An« 
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ftalten, zum Befuch ber nunmehr vereinigten techniſchen Hochſchulen 
berechtigt fein und zur Staatsprüfung für das Hochbau- und Bau- 
ingenieurfach zugelaffen werben. Daß erregte bie größte Unzufriedenheit 
in den Kreifen der höhern Bautechniker, die Niemand unter fich dulden 
wollten, ber nicht wie biäher Latein gelernt. Die Debatten des Ab- 
georbnetenhaufes von 1879 über das technifche Bilbungswefen konzen⸗ 
triren ſich faf ganz in dieſer und Hier nicht weiter interejfirenden Frage. 
In dem Erlaß des vormaligen Handelsminifteriums vom 1. Ro= 
vember 1878 ift den Stadtgemeinden, welche eine nach dem Plan von 
1870 organifixte Gewerbefchule errichtet Hatten, empfohlen worden, wenn 
kein Bedürfniß zu einer neunklafligen auf das Polytechnikum vor 
bereitenden Anftalt (zu einer Realſchule ohne Latein) vorhanden fei, 
die Schule zur Ausbildung von Technikern mittleren Ranges zu be 
flimmen. Bür dieſe ift ein fehsjähriger dem Lehrpenfum der 
höheren Bürgerfchule mit zwei fremden Sprachen entiprechender, Zeichnen 
und Mathematik beſonders berüdfichtigender allgemeiner Kurſus vorge 
ſchrieben, deſſen Zurudlegung das Recht des einjäßrigen Militärdienftes 
gibt. Hieran fol fich ein aweijähriger Fachkürſus, unter Be 
ſchrankung des lepteren auf dazjenige Gebiet, welches den inbuftriellen 
BVerhältnifien des Orte am meiften entfpricht, fließen. So einge 
richtete Anftalten find bisher nur zwei entftanden, an einigen Orten 
find von der jechiten Klafſe an beide Formen an derjelben Schule vor 
Hanben und eine größere Anzahl veorganifirter oder in der Reorganifation 
begriffener Gewerbeſchulen find wejentlih auf Anregung der Unter 
richtsberwaltung aufgelöft worden *).. Die Beftrebungen des Minifteriums, 
an deren Stelle Baugewerk· , Werkmeifter- oder andere ſpezielle Fachſchulen 
zu fegen, haben leider nur in Erfurt und Iſerlohn Erfolg gehabt. 
Diefe Bemühungen ber Unterrichtöverwaltung waren um fo mehr 
angezeigt, als Preußen auch bezüglich derartiger Anftalten Täglich 
hinter Frankreich, Defterreih, Sachſen und Süddeutſchland zurückſteht. 
Die Baugewerkſchulen verdanken ihre Entftefung dem Bedürj- 
niß einer befieren Ausbildung der gewöhnlichen Bauhandwerker im ber 
Theorie und im Zeichnen, das man befonder® da fühlte, wo noch eine 
Meifterprüfung beftand, und dem Umftand, daß die Lehrlinge und Ge 
fellen in diefem Gewerbe in ber Hauptfache nur im Sommer beichäftigt, 
während dieſer Zeit Leichter als andere Gewerbtreibende jo viel ver 
dienen, daß fie im Winter eine Schule zu befuchen vermögen. Es find 
Schulen ohne pralktiſche Uebungen für junge Leute, welche bereits 
längere ober fürzere Zeit praftifch gearbeitet haben. Die ältefte dieſer 
Anftalten ift die 1823 begründete Münchener Baugewerbeſchule; dann 
folgte im Norden 1831 bie braunſchweigiſche Baugewerkſchule zu Holz 
minden, welche der Kreißbaumeifter Haarmann zuerft ganz auß eigenen 
Mitteln errichtete. Sie Hat jet eine Abtheilung für Bauhandwerker, 
eine für Bautifchler und eine für Mafchinenbauer, zählt im Winter über 





gl. die oben angeführte Denkichrift um m Bebrenpfenmi „aber. geie Ge· 
werbeſnh bie jeht FH Gentralbfatt f. U. W. 1881 abgebrudt 
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1000 Schüler, von denen 480 in einem Penfionat fich befinden. Die 
Regierung ftellt die Gebäude und gibt einen Beitrag. Ein Sommer 
[u8 ift weit weniger bejucht, wie bei allen ähnlichen Anftalten. 

Aehnliche ſpäter gegründete Schulen find die in Nürnberg, Darm- 
ſtadt und Stuttgart. Sachſen hat fogar 5 Baugewerkſchulen und mit 
der Höheren Gewerbejchule in Chemniß ift eine Baugewerkſchule, eine 
DWerkmeifterfchule und eine Abtheilung für Chemiker unter demfelben 
Direktor verbunden. Die Mehrzahl ber öſterreichiſchen Staatsgewerbe · 
ſchulen ift nach dem Vorbilde diejer letzteren Anftalt organifitt. 

Preußen übernahm in Hannover eine ſolche Schule und zwar in 
Nienburg. Bon 1866/77 wurden dann eine Anzahl ſolcher Schulen 
don Privaten gegründet. Mehrere berjelben haben nur eine ganz unter- 
geordnete, ja in gewiſſem Sinne ſchädliche Bedeutung. Die beffern in 
Gdernförde, in Hörter (Regierungsbezirt Minden), in Idſtein (Regierungs- 
bezirk Wiesbaden) und in Buztehude (Landdrofteibezirk Stade) wurden 
feither von den Gemeinden übernommen. Die Zahl der Anftalten ift 
durchaus unzureichend. 

Jahrzehnte hindurch Hat das frühere Handelaminifterium dad Be- 
dürfniß nach Baugewerkſchulen grundjäglich ignorirt, vermuthlih aus 
Sucht, daß diefelben den Gewerbeſchulen, die dafür feinen Erfah boten, 
ſchaden könnten. Endlich erkannte das Minifterium in dem an alle 
Regierungen gerichteten Zirkularerlaß dom 26. Februar 1877 unum ⸗ 
wunden an, daß die Baugewerkſchulen ein dringende Bedürfniß jeien; 
es wurde bie Betheiligung bed Staates an ben Koften ber Unterhaltung 
der im Einvernehmen mit ihm von den Gemeinden zu errichtenden der- 
artigen Anftalten in Außficht geftellt. Und was ift das Refultat der 
vierjährigen Bemühungen der Bezirföregierungen und der Verwaltung 
des technifchen Unterrichtsweſens zuerft im Handels-, dann im Kultus- 
minifterium gewefen? In zwei Städten: Breslau und Deutſch-Krone 
find jeither Baugewerkſchulen errichtet worden. Dieje beiden Anftalten 
und die des Berliner Handwerkervereins find bis jetzt bie einzigen in 
der öftlichen Hälfte der Monardjie. 

Die Gründe diefes Mißerfolgs find diefelben wie bei den Fort« 
bildungsſchulen: nämlich die unverhältnigmäßige Belaftung der Ge- 
meinden und die Beichränktheit der Mittel ber Unterrichtsverwaltung. 
Biele Städte find bereit geweſen da8 Gebäude für eine Baugewerkſchule 
herzuftellen, wa8 80 000 bis 100 000 Mark koftet; aber man verlangte 
von ihnen auch die Hälfte des jährlichen Zuſchuſſes von 18 000 Marl, 
deffen dieſe Anftalten bedürfen, wenn fie gut eingerichtet fein follen. 
Um die Zufchüffe für Staat und Stadt auch nur joweit Herabzumin« 
dern, wird von den Schülern, die dem Stande der Lehrlinge und Ge- 
fellen angehören, ein Halbjährliches Schulgeld von 100 Mark und mehr 
gefordert, während fie auf den jächfiichen Anftalten mır 30 Mark, in 
Defterreih nur 3 Gulden zu bezahlen Haben. Und neuerdings ift nun 
gar, wie bie Verhandlungen des Abgeorbnetenhaufes und die erwähnte 
Denkfchrift über die Entwidlung der gewerblichen Fachſchulen in den 
Jahren 1879 und 1880 ergeben, „unter ben verichiedenen, Hierbei ber 
theiligten Refſorts der Staatsregierung”, was wohl fo viel heißen foll, 
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mie zwifchen dem Unterrichts - und dem Finanzminifterium, eine Differ 
renz über die Höhe des Normalgehalts der Lehrer entſtanden, welde 
es der Unterrichtäverwaltung unmöglich macht, bie mit den Städten 
Köln und Königäberg eingeleiteten Verhandlungen fortzufegen und bie 
Baugewẽrkſchule zu Erfurt, für welche die erforderlichen Geldmittel 
bereit8 durch den Landtag bewilligt find, in's Leben treten zu laſſen. 
Iſt & da noch zu verwundern, wenn bie Städte wie Danzig und 
Liegnig Bedenken getragen haben, die eingehenden Gewwerbefchulen in 
Baugewerkſchulen zu verwandeln? 

In den andern Staaten, wo andldınmlich für Baugewerkſchulen 
gelorgt ift, find diefelben ganz Staatsanftalten; der Etat ift ein ande 
zeichender, jo daß tüchtige Lehrer berufen werben können. Daneben 
hat man 3. B. in Sachſen und Oeſterreich ausreichende Mittel für 
Gewährung von Stipendien an Unbemittelte. Die öfterreichiichen Schulen 
haben allein Hiefür einen Fonds von 20,000 Marl. Auch das jehlt 
in Preußen. Und wir find fühn genug, uns einzubilben, im Staate 
der Intelligenz zu Ieben! Es herrſcht offenbar in Bezug auf biefe 
Dinge im Finanz-Minifterium eine übel angebrachte Sparfamfeit, die 
verftändlich wäre, wenn man noch wie 1870—73 mit Weberjcäfien 
Staat machen wollte, die aber jeht feinen Sinn mehr hat, mit unerer 
Wirthſchaftspolitik im ſchroffſten Gegenſatz fteht und überdies dem Staate 
ſelbſt ſchaden muß, weil er vor allem für feine unzähligen Bauten 
tüchtiger Bauhandwerker bebarj. 

In Preußen ift nur die Nienburger Schule Staatäanftalt, die in 
Breslau, Deutich-Krone, Idſtein, Edernförde und Hörter erwähnten 
find Gemeinbeanftalten mit Staatszuſchuß; die andern find reine Ge 
meinde- und Privatichulen one Unterftäßung. 

Der Staatszuſchuß ift für die erftere zugleich davon abhängig, dak 
die Feftftellung des Unterrichtöplanes, ded Etats und die Anjtellung der 
Lehrer im Einvernehmen mit dem Minifterium erfolge. Das ift nur 
heilſam. Die privaten Schulen, die in der Regel fog. Meiftergeugnifie 
erteilen, haben fich mit ihrer freiheit bezüglich des Unterrichtsplanes 
jehr wenig bewährt, jo daß auch die Interefienvertretung ber Banhand- 
werler, der Delegirtentag des Verbands deutſcher Baugewerksmeiſter, ſich 
ungünftig über fie äußerte. Man ſucht in dieſen Schulen die jungen 
Leute mit möglichft glänzenden „Diplomen“ und „Meiſterzeugniſſen“ 
zu loden; um die Koften zu vermindern, fogar zu verdienen, werben 
zu wenig Lehrer angenommen und jchlecht bezahlt. Die Programme 
überbieten fich in ihren Verſprechungen. Junge Leute, bie vor einigen 
Jahren noch die Volksſchule befuchten, im Sommer arbeiten und im 
Winter das „Technikum“ oder wie die Schule fich jonft nennen mag, 
bejuchen, treiben nach dem Programm im 3. Semefter integral 
und Differentialrehnung und entwerfen im 4. Mufeen, Rathhäufer, 
Billen und Hofpitäler, während in einer normalen Baugewerkſchule 
man froh ift, die Leute im 3. Gemefter fo weit zu bringen, daß fie 
ein einfache Arbeiter- oder Bahnwärterhaus projeftiren und zeichnen 
tönnen. Bei diefer Sachlage ift e8 daher nur mit renden zu begrüßen, 
daß die Bezirtöregierungen angewieſen find, ſolche Schulen erſt nah 
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einer Prüfung ihres Lehrplans und ihrer fonftigen Verhältniffe und nad; 
Genehmigung durch dad Minifterium zuzulaffen. Man muß zu gleiche 
mäßigen Prüfungsreglements kommen, um einen tüchtigen foliden Stand 
von Baugewerfömeiftern Heranzuziehen. Wenn man aber das einfieht 
und fo die auf Reflame und Schwindel bafiten Schulen einfchräntt, 
dann muß der Staat auch durch Gewährung ausreichender Zufchäfle 
an Gemeinden ober durch Errichtung ſtaatlicher Baugewerkſchulen für 
Ausfüllung der entftehenden Lüde forgen. 

Wie ſchon erwähnt find einzelne Baugewerkſchulen zugleich Wert- 
meifterfchulen für Mechaniker; und bie ſelbſtändige Werkmeifterichule 
if ähnlich eingerichtet, wie die Baugewerkſchule. Preußen befteht 
nur eine einzige ſolche Anſtalt, die außfchließlich für Mafchinenbauer 
beftimmt ift, die Schule in Einbeck, die jeit einigen Jahren Staats - 
unterftügung Hat, aber nach der Denffchrift auch der Verbeflerung be 
barf. Die an einigen der vom Gtante ſubventionirten Baugewerk - 
ſchulen früher vorhandenen Abtheilungen für Mafchinenbauer- find ein - 
gegangen, weil das von den wenigen fie bejuchenden Schillern erhobene 
Schulgeld zu ſehr außer Verhältnik fand zu den Ausgaben, welche die 
für fie erforderlichen befondern Kurfe verurfachten. 

Es fei zugleich bier angemerkt, daß auch die Schiffsbauſchule 
zu Grabow bei Stettin, die 1834 gegründet wurde, 1871 einging. Auch 
fie war eine Schule für Handiverkämeifter, für eine Unternehmer und 
Werkmeiſter. Man tröftet fich jegt bamit, der Heine Holzſchiffbau ver- 
ſchwinde ohnedies; die großen eifernen Schiffe zu bauen, das müffe 
man guf den Höhen technifchen Schulen Lernen. 

Aber ift dieß ein ausreichender Troſt? Iſt die Bluthe unferer 
Polytechniken in der That ein Erſatz für die mangelnden Werkmeifter- 
ſchulen? Hat Miquel nicht recht, ala er 1879 betonte, es fehle in 
Deutjchland für bie Induftrie faſt gänzlich jene Mittelflaffe praktiſcher 
Techniker, wie fie fich die Bergwerke auf den Bergichulen in den Steigern 
und Oberfteigern Herangiehen? Hat man nicht oft und biß vor kurzem 
auch mit Recht gejagt, diefe vom Staate ins Leben gerufenen Berg- 
ſchulen feien der einzige Lichtpunkt im preußifchen techniſchen untern 
und mittleren Schulweſen? Bor allem Frankreich kann uns belehren, 
welchen Werth gute Werkmeifterfchulen haben. Die franzöfifchen Ma- 
ſchinenfabrikanien beziehen einen großen Theil ihrer Ingenieure und 
Werkmeiſter von den 6coles d’arts et metiers in Chalons fur Marne, 
Angers und Air. Sie ſchicken ihre eigenen Söhne dorthin, damit fie 
ſelbſt ich tüchtige technifche Kenntniſſe erwerben. Es find Staatsan- 
ftalten mit Internaten, die einen dreijährigen Unterricht theils theo- 
retiſcher, theils praktiſcher Art ertheilen; auf 5 Unterrichtsftunden 
tommen 7 Atelierftunben täglich; 600 Fr. wird jährlich für Unterricht 
und Verpflegung gezahlt. Alle Schüler werben bei ihrem Eintritt zur 
einen Hälfte der Schlofferei, zur andern der Mobelltifchlerei überwieſen 
und wechjeln nach Ablauf eines halben Jahres; fie werden dann nach 
ihren Fähigkeiten, Wünfchen oder dem präfumtiven Bedarf der Induftrie 
unter die 4 Abtheilungen der Schmiede, Gießer, Mobelleure und Mon 
teure veriheilt und verbleiben in biefer biß fie die Anftalt verlafien; 
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300 tüchtige Werkmeifter und Fabrikantenſöhne empfängt die franzdſiſche 
Induſtrie jährlich aus biefen Anftalten. 

Defterreich Hat in Komotau mit gutem Grjolg eine derartige 
Staatsanfalt für 60 Schüler errichtet. Auch die bayerifchen Induftrie 
ſchulen und die Gewerbeſchule zu Mülaufen im Elſaß ann hiermit 
verglichen werben. In Preußen ift wenigftens die Eifenbahnverwaltung 
einfichtig genug, vielleicht jagen wir befler, von den Sparabfichten des 
Finanzminifterd frei genug gewvefen, um die raſch aufblühenden Lehr 
werkftätten der Bergiich- Märkiichen, Rheiniſchen und Köln-Dindener 
Eifenbahnen auch auf den übrigen Staat außzudehnen. Im Jahre 1880 
find folge Eifenbahnlehrwerkftätten in Berlin, Bromberg, Dirſchau— 
Königsberg, Frankfurt a. D., Breslau, Lauban, Leinhaufen, Kaflel, 
Paderborn, Bingen, Fulda, Limburg und Saarbrüden errichtet worden, 
die Errichtung weiterer in Stendal, Potsdam, Budau, Halberftadt und 
Stargard fteht bevor. In jede berfelben werben jährlich 8—10 junge 
Leute eingeftellt, um etwa 2 Jahre in einer befondern Lehrwerkftätte 
ohne Dampfmafchine mit allen Werkzeugen, Manipulationen 2c. ver 
traut gemadht, und dann nach einander den verfchiebenen Werkftattabthei« 
Iungen unter der Aufficht beſonders zuverläffiger Arbeiter zugemiefen zu 
werden. Neben ber ziemlich 10 Stunden dauernden Werfftattarbeit geht 
ein entſprechender Schulunterricht her. Die Zahl folder Lehrlinge ber 
trägt jet 300, wird in einigen Jahren auf 800 geftiegen fein. 

Es bildet diefe Einrichtung einen jehr großen Fortſchritt; aber er 
kommt zunächſt nur den großen ſtaatlichen Eiſenbahnwerkſtätten zu 
Gute. Und gerade auch für die private Mafchineninduftrie wäre eine 
Förderung nad) diefer Seite jo wichtig. Es fehlt an ihr tröftlicher 
Weiſe nun auch feit neuefter Zeit keineswegs ganz. 

Der Abſchnitt III der Denkſchrift des früheren Handelsminiſteriums 
von 1878 und die nach den MittHeilungen Öffentlicher Blätter gleich- 
falls von dem Geh. Reg. Rath Luders Herrühtende neuere Denkſchrift 
über die Entwidlung der gewerblichen Fachſchulen während der Jahre 
1879 und 1880 lafjen nicht daran zweifeln, daß im Minifterium bie 
Wichtigkeit der gewerblichen Fachſchulen für die verfchiedenften Indufſtrie - 
zweige im vollften Maße anerkannt wird und daß auch einiges Er 
freuliche erreicht worden ift. 

In Zferlohn wurde 1879 die Fachſchule für Metall- und 
Bronzewaareninduftrie mit der Abficht eröffnet, die Schüler der untern 
Kaffe den Halben Tag in den Fabriken arbeiten, die andere Hälfte 
beffelben die Schule befuchen zu laſſen. Es zeigte fich aber bald, daß 
dies nicht ausführbar ſei, da die Werfmeifter in den Fabriken erklärten, 
die nicht den ganzen Zag arbeitenden Lehrlinge nicht befchäitigen zu 
Tönnen, und daß daher eine Lehrwerkftätte unentbehrlich jei. Durch ein 
Geſchenk von einigen Fabrilanten im Betrag von M. 10,000 wurde 
die Eröffnung berjelben möglich. Die Schule Hat jr ihre eigentlichen 
Schüler einen dreijährigen Kurfuß und daneben für die, welche den Zag 
über in den Fabrifen arbeiten wollen, einen dreijährigen Abendunterricht 
Eine ähnliche Schule für Kleineiſen · und Stahlinduftrie in Remſcheid 
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ift gefichert, indem die Staats“, Provinzial- und ſtädtiſchen Beiträge, 
ſowie der Anftaltsbau durch die Stadt und die Anftaltsausräftung durch 
den Staat jeftftehen. Die keramiſche Fachſchule in Grenz- 
haufen (im Kreife Montabaur) zur Hebung der Steinzeugfabritation 
des Weſterwaldes ift ins Leben getreten; fie wirb ausnahmsweiſe faft 
ganz vom Staate unterhalten. Die Eröffnung der Magdeburger 
Fachſchule für Aunfttifchlerei und Holzbildhauerei fieht 
1881 bevor. Bedeutende Opfer bringt die Gtadt Krefeld, noch be 
deutendere der Staat für die Reorganifation ber dortigen Webſchule 
nad dem Borbilb größerer ähnlicher Anftalten im Außland. Die 
Spremberger Webſchule, für welche das Tuchmachergewert im 
Jahre 1879 auß eigenen Mitteln ein neues Webſchulhaus für 21,000 
Mark erbaut Hat, wird vom Staate fubventionirt. In Kottbuß wird 
eine Fachſchule für Tuch und Budskinſtoffe wenigften® geplant. Rechnet 
man dazu bie Webichulen zu Mülheim am Rhein, zu Einbed, ſowie 
die fich auf’8 beſte entwidelnde Korbflechtſchule in Heinsberg (m der 
Rheinprovinz)*), fo zählt man jet im preußiſchen Staat 10 foldher 
Fachſchulen. 

In Deutfch-Defterreich aber waren im Jahre 1878/79 außerhalb 
Wiens 23 Mebichulen, 3 Schulen für Stiderei, für Spitzenkloppeln oder 
Nähen, 3 für Eifen- und Stahlinduftrie, 1 für Korbflechterei, 3 für Thon- 
waarenfabrilation, 20 für Holzbearbeitung, in deren einigen zugleich das 
Schleifen für Marmor gelehrt wird, 1 für Malen und Ehromolithographie 
vorhanden und wurden im Weſentlichen auf Staatskoſten unterhalten. 
Ein großer Theil diefer Anftalten ſoll das Kunſtgewerbe Heben. In 
Sachſen zählte man nad; Böhmert im Oftober 1878 29 Mlöppelfchulen, 
1 Pojamentierfcäule, 16 Webſchulen, 2 Fachſchulen für Holzbearbeitung 
und Spielwaarenindufttie, 3 Fachſchulen für Stroharbeiten, dann die 
deutfche Blecharbeiterfcäule zu Aue, die deutſche Uhrmacherſchule zu Glas- 
Hütte und die deutſche Müllerfcäule in Chemnitz. Wie unendlich dürftig 
ftehen daneben die preußiſchen Rejultate. 

Gehen wir zulegt noch mit ein paar Worten auf den eigentlich 
funftinduftriellen Unterricht über, jo wird das Inſtitut, welches vor 
allen anderen beftimmt ift, die Kunftinduftrie in Preußen durch feine 
Sammlungen wie duch die mit ihm verbundene Kunftgewerbefchule zu 
fördern, — daß Kunftgewerbemufeum zu Berlin, — im Laufe 
dieſes Jahres in den aus Staatsmitteln aufgeführten großen Neubau über« 
fiedela und damit auch eine Erweiterung feiner Unterrichtsanftalt ind“ 
befondere durch die Einrichtung einer Mlafje für Zifeliren und Treiben 
für die ſtark im Aufſchwung begriffene Berliner Edelmetall- und 
Bronzeinduftrie möglich werden. Im vorigen Jahre ift für das Mufeum 
auch die ſehr werthvolie Sammlung des Architekten Deftailleur in Paris 
von Ornamentftichen, Holzſchnitten und Handzeichnungen um 380,000 M. 
erworben worden. Es ift dieß um fo wichtiger, als dem Vorſtand des 
Mufeums nad) einem mir vorliegenden Kaffenbericht deffelben nur etwa 
20,000 M. zu Ankäufen von Sammlungsgegenftänden zur Verfügung 


*) Dal. über fie ben Bericht von Thun a. a. D., ©. 218-219, 
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ſtehen. Bei den heutigen Preiſen tunftgewerblicher Arbeiten eine un- 
glaublich geringe Summe! Dringend wünfchenswerth ift die Verwirk- 
ũchung des von ber Unterrichtßverwaltung nach der mehrfach genannten 
Denkſchrift gehegten Plans, einen Theil der Sammlungsgegenftände zu 
Wanderaußftellungen in den Provinzen zu verwenden, wie dies in Eng 
land vom South-Kenfington-Dufeum zum großen Nutzen für die dortige 
Kunftinduftrie geichieht. Der Mittelrheinifche Kunſtgewerbeverein Kat vor 
drei Jahren in Frankfurt a. M. eine Kunftgemerbejchufe und 
eine Mufterfammlung gegründet, welche fich fo erfreulich entwickelt haben, 
daß fie im laufenden Fahre eine Ausgabe von 81,000 M. nöthig 
machen, davon 41,000 M. allein für die Schule. Der größte Theil 
derfelben wird von ben Mitgliedern, von ber polytechnifchen Gejellfchait 
und einer Rothſchild'ſchen Stiftung beigefteuert, aber immer find 
ca. 20,000 M. ungebedt, „um beten Webernahme die Unterrichtäver- 
mwaltung angegangen wirb”, wie es in ber Denkichrift heißt, „während 
diefelbe für daß laufende Finanzjahr feiner Zeit leider nicht mehr ale 
2,000 M. aus ihrem beſchränkten Dispofitionsfonds Hat bewilligen 
Önnen.” 

Aus der Denkſchrift erfahren wir ferner, daß die Stadt Düffel- 
dorf die ihr zur Entichädigung für den Berluft ihrer Gallerie zu⸗ 
gewandten Mittel zum Ban einer Kunſtgewerbeſchule benußen will, 
dazu aber vom Staate einen jährlichen Zuſchuß im Betrag der Hälfte 
der laufenden Koften verlangt, jowie daß an ber Zeichenakademie 
zu Hanau, einer Gtaatdanftalt, die ſchon im Jahre 1772 eröffnet 
wurde, um die damals im Gntftehen begriffene Goldwaareninduftrie 
zu fördern, die Beichenklaffen überfüllt find, daß ber Zeichen- und 
Modellirftunden überhaupt zu wenige find, und daß eine Lehrwerl - 
flätte ala ein den Gejchmad bildendes Mufteratelier für die Hanauer 
Gold» und Juwelierinduſtrie an der Anftalt fehlt. 

Kaum glaublich, aber wahr ift e&, daß an der Kol. Borzellan- 
Manufaktur zu Berlin eine Mal- und Modellirſchule, von welcher 
man doch benten follte, daß bie Fabrik ſelbſt fie nicht entbehren Lönne, bis- 
her nicht eriftirt Hat. Die Einrichtung einer ſolchen, welche von dem 
BVerbande der deutſchen Thonwaareninduſtriellen ſchon Lange ſehr ber 
fürwortet ift, wirb in der Denkichrift nur empfohlen und als ber vater 
Tändifchen Keramik ehr vortheilhaft bezeichnet. Es ſcheint danach, daß 
wir e8 auch Hier wie bei den Wanderaußftellungen und ber Berbefjerung 
der Hanauer Schule nur mit Wünfchen ber Unterrichtsvermaltung 
zu thun haben, deren Ausführung vielleicht noch in weiter ferne Liegt. 
Wie anders werden dergleichen Fragen in Frankreich behandelt! Sevres 
darf jährlich einen Zuſchuß don 400,000 Fr. verbrauchen, um artiſtiſch 
und techniſch auf der Höhe der Zeit zu bleiben und ber frangöfifchen 
Keramik voranzufchreiten; die dortige Manufaktur darf nur ausnahms - 
weiſe Beftellungen für Private mit Genehmigung des Minifter an- 
nehmen; fie Hat eine mit reichen Stipendien audgeftattete Mal- und 
Modellirſchule. Die Berliner Manufaktur braucht neuerdings auch einen 
Heinen Staatszuſchuß; aber doch weiſt man fie eigentlich darauf Hin, 
fich felbft zu unterhalten. 
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Wenn nun auch zu hoffen ift, daß es ber Unterrichtöverwaltung 
gelingen wirb, die Pläne zu vertwirklichen, deren Ausführung die Denf« 
ſchrift als notwendig bezeichnet Hat, und wenn auch feit der Ueber 
nahme des Finanzminiſteriums duch Bitter ein weiterer Blick und eine 
offenere Hand für die Fachſchulen und die Hebung der Kunftinduftrie 
in dem erfreulichen Fortjchritten der letzten Jahre unverkennbar find, fo 
ift doch nicht zu beftreiten, daß bamit noch wenig gefchehen ift, daß die 
preußifchen Leiſtungen auch Hier Hinter Bayern, Württemberg, Oefter- 
reich, Frankreich und England weit zurüdbleiben. Schon im Jahre 
1879 berechnete der Geheimrath Lüders al Regierungslonmifjar im 
Abgeorbnetenhaufe, daß Preußen nad) Verhältniß feiner Einwohnerzahl 
auf den ganzen gewerblichen Unterricht im meiteften Sinne flatt 2 Mil- 
lionen 7 Millionen Mark verwenden mäfje, um Württemberg, das 
weniger Einwohner als die Rheinprovinz allein hat, es gleich zu thun. 


Zweierlei fcheint ung vor Allem in Preußen nöthig für die befiere 
Entwidlung des ganzen gewerblichen Schulwefens: die Aufwenbung ganz 
anderer Mittel von Seiten des Staates und eine einheitlichere ftaatliche 
Drganifation. Beides hängt freilich eng zufammen. 

63 muſſen die Fonds für daB gewerbliche Fortbilbungswefen, für 
Zeichenfchulen, für die Baugewerkſchulen, für die Fachſchulen aller Art, 
für da8 Kunftgeiwerbemufeum und für die Kunſtgewerbeſchulen ganz 
weſentlich verftärft werden. Man muß die zu hohen Schulgelber herab- 
jegen !önnen. Es müffen minbeftens ähnliche Fonds, wie in Defterreich, 
zu Stipendien gefchaffen werben. 


Der Grundfaß, die Gemeinden ftärker als in anderen Ländern mit 
heranzuziehen und fie auch mitreden zu laſſen, ift ganz richtig. Aber 
man barf weber von ihren Finanzen, noch von ihrer Einficht zu viel 
fordern. In ben engen SKreifen Eleinbürgerlicher Borftellungen und 
Kenntniffe kann der Ruben folder Anftalten nicht fo gewürdigt werden, 
baß von bier fo große Opfer zu erwarten wären. Jede ſolche Anftalt 
wirkt auch weit über den Kreiß ber Gemeinde hinaus ſegensreich; bie 
Gemeinbefinangen geftatten einfach die Ausgaben nicht. Alfo entſchließe 
man fi} doch endlich Hier ein paar Millionen von Seiten bed Staates 
zu opfern; das tentirt fich fo gut, als Eifenbahn- und Kanalban. 


Eine ftraffere einheitliche Leitung aller diefer Schulen fordern feit 
Jahren alle Sachverftändigen, ich erwähne nur Jürgen Bona Meyer 
und Dr. Nagel; fie ift in ben füdbeutfchen Staaten und Oeſterreich in 
der Hauptſache durchgeführt und ift dort ein weſentliches Moment des 
Fortſchritts geweſen Und auch in Preußen ift man auf dem Wege 
dazu. Aber man müßte noch wefentlich weiter gehen. Es muß eine 
. einheitliche Initiative da fein, die jo viel Geld und Verwaltungsmacht 
Hat, daß fie ſyſtematiſch wie 3. B. die württembergiſche Centralſtelle 
vorgehen Tann. Es muß das der Staatöregierung Über alle berartige 
Schulen zuftehenbe Oberaufſichtsrecht auch über die nichtfubventionirten 
energifch ausgeübt werben; es kann nicht gebuldet werben, daß Schwin- 
del, Reklame und wahnfinnige Unterrichtspläne in Konkurrenz treten 
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mit ben befcheidenen aber ſyſtematiſch und gut organifirten Schulen. 
Es möüflen der Unterrichteverwaltung aber aud die nöthigen Mittel 
gewährt werden, um das Bebürfniß nach Schulen vollaus und raſch 
und nicht erft nach jahrelangen Verhandlungen mit dem Yinanzrefiort 
zu befriedigen. 

Daß Mancheſterthum wird freilich auch Hiegegen wieder beflamizen, 
die bedrohte Freiheit des einzelnen Schullehrers, des einzelnen Direktors, 
der einzelnen Gemeinde vertheibigen wollen, von dem Segen bed Bolun- 
tarismus jprechen. Wir verweilen es auf die Ausführungen von 3.8. 
Meyer, bie fchlagend nachweiſen, daß, wenn irgendwo, fo Hier das 
anarchiſche Laissez faire nicht ausreiht. Man kann auch ſicher be 
haupten, daß alle vernünftigen Liberalen die Freiheit der Einzelnen nicht 
auf diefem Gebiete fuchen, mit ſtaatlicher Thätigleit auf demſelben zu 
frieden find. 

Vollends aber eine politifche Richtung, wie fie jet im Reich und 
in Breußen herrſcht, was Tann fie Gelbfimörberifchere® thun, ala bie 
ſtaailichen Pflichten auf dieſem Gebiete vernachläffigen, wie bisher. Es 
müßte ihr allererftes Ziel fein, hier emergiich und großartig boranzu- 
gehen. Cine Schußzollpolitit, ohne im Innern alle denkbaren Mittel 
der Inbuftriebeförbderung in Bewegung zu jegen, ift ein Widerſpruch in 
fi, wie da Bidermann in Bezug auf die ältere Geſchichte Oeſterreichs 
jo fchlagend zeigt. Keine Schußzollpolitit iſt je von Erfolg geweſen, 
die nicht zugleich im Innern für Hebung ber Inbuftrie thätig war. 

Eben fo enge aber hängt dieſes Gebiet flaatlicher Pflichten mit 
einer gefunden reformatoriſchen Sozialpolitit zufammen. Dumreicher 
leitet feinen fchönen Bericht über das gewerbliche Unterrichtsweien auf 
der Wiener Außftellung mit den Worten ein: „Zurädgebliebene Unter 
richtseinrichtungen Haben nachgerade ben ungejunbeiten Zuftand ge 
ſchaffen. Alle Bildung firebt vom Volksboden weg und Halt fich gleich 
warmer Luft nur in den oberen Schichten auf, und bie wiſſenſchaftlich 
und kunſtleriſch Höchft ftehenden Leiter moderner Werke jehen unter fih 
faft nichts, als einen Haufen mechanifch arbeitender Handianger. Eine 
fo naturwibrige Trennung von Kopf und Arm, eine ſolche Ausſchließung 
des Arbeiterſtandes vom geiftigen Gehalte feined eigenen Thuns läßt 
fr die Zufunft des Gewerbeweſens, für bie fittliche Tüchtigkeit des 
Volkes, jür unfere ganze Kultur befürdten. Und Hilfe von innen 
heraus Tann da nicht fommen. Der Staat, die Gemeinde muß hier 
eintreten.” 

Der legte Grund aller fozialen Gefahr Liegt nicht in der Diffonanz 
ber Befitz⸗ fondern der Bildungsgegenfäge. Alle foziale Reform muß 
an dieſem Punkte einfegen. Sie muß die Lebenshaltung, den ſitt⸗ 
lichen Charakter, die Kenntniffe und Fähigkeiten der untern Klaſſen 
heben. Auch die Erhaltung mittlerer und Meiner Gefchäfte neben den 
großen, die Einfügung mittlerer Eintommensgrößen in bie Gehalts 
ſtalen des Perſonals der Großinduftrie hängt weientlich von einer beffern 
gewerblichen und technifchen Bildung bes Volkes ab. 

Noch nie waren die Umftände für eine große Thätigfeit auf dieſem 
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Gebiete fo gebieterifch, wie gegenwärtig. Die Erfenntniß, baß mehr gefchehen 
mäffte, iſt allgemein geworben; bie Regierung befindet fir “auf einer 
Toztalpolitifchen Bahn, bie, foltte man meinen, von felbft dazu brängt. 
Die fozialen Kämpfe ruhen im Moment; aber fie kehren wieder, wenn 
man nit zu Handeln verſteht. Eine große Finanzreform Toll bie 
Mittel für Gemeinden und Staat jchaffen, die für ihre Kulturmiffion 
nöthig find. Es wäre umfagbar traurig, wenn auch biefer Moment 
verpaßt würbe. 


Straßburg, 12. Juli 1881. 
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Kleinere Mittheilungen. 


Bremen's Handel 1880 und in den früheren Jahren. 


Nachdem wir im legten Hefte eine Mittheilung über den Hamburger Hanbel 
— icht, mögen hier nach dem Jahrbuch für Bremiſche Statiſtik, heraus» 
ben vom Bureau ke bremiſche Statiftit, Jahr 1 (Bremen, Kom⸗ 
Arfionaerig von ©. don Halem 1881) einige Sohlen über bie zweitwich⸗ 
deutſche Hanbelaftadt folgen. 


Die Gefammteinfuhr betrug: 


1er 1 durchſchnititich see Br. Ctr. 
1866 









Io - - 
. 19695808 » = 
1872-1876 5 28732908 = » 
18771880 «81317146 . 
ober 100 : 197,07 : 284,41 : 308,88 : 450, @: 491,18. 
Dem Werthe nad: 

— 1851 durchſchnittlich Loans n Matt, 
. . 
- 1ess . 2004 . 
—— 359697478 « 
1872—1876 . 481417765 = 
1877—1880 . 478583998 » 


ober 100 : 208,79 : 229,40 : 399,08 : 452,04 : 449,38. 
Die Steigerung ber Ausfuhr feit 1847 weift folgende Ueberficht über ben 


Durchſchnitt naı 
1847-51 8091772 Br. Etr. = 100,00 
1857-61 68007 » 2 = 2088 
1868-66 7129221 =» + — 285,15 
1867—71 10889748 u: 851,87 
1872-76 15882238 « + — 528,06 
1877—80 2259816094 =» » = 743,18 


1847—51 nt Mark — 100,00 
1851—61 2082311 «m 220,88 
1862—66 222175 En u — 4125 
1867—71 3304570891 + == 358,88 
1872—76 45228947 » = 491,13 
1877—80 460936386 +» == 500,52. 

19* 
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Die Geſammteinfuhr betrug: 


1879 en Sr. Sr. 
1880 3548547: 


Davon fielen 1880 auf Verzehr: 


Sarsjabritat fabritate 1,05, Manufalturivaa: 
0,00 9. 


un ke inde 36,20, auf Rol 
ven 05 —S ee 


Die Ne len Poſten der Einfuhr waren: 


Manufalturwaaren: 


1876 6440881 Br. kg. — Zi Mari 


1877 1m Fi 
1878 
1879 3 


1880 9887579 » 


Rohtabat: 





= == 62009627 


1878 33388 kg. = 63298582 Mart 
» == 42966818 
1880 082 2 == 42578538 


1879 242890 


Dee: 


1878 172169150 kg. — 88274542 Marl 
1879 214206113 » == 37152367 
"== 86463612 


1880 213927 331 
Davon Petroleum: 


1878 167028651 kg. — 34717600 Mark 
1879 207899143 : = 33333445 
1880 208183415 = — 33004383 


Getreide und Hälfenfrüchte: 
1878 201959489 kg. 


1879 244216468 » — 81128861 
1880 250860861 » — 36707 692 


Reis: 


= 27492642 Marl 


. 
. 


1878 87550097 kg. — 17612724 Marl 
1879 93304922 » — 17123911 
1880 156022423 = — 28340456 


NRübenzuder: 


1878 21387452 kg. — 10265646 Mart 
1879 31634609 — 13286586 = 


1880 44297967 « — 19078128 


Raffee: 


1878 7985087 kg. — 12097101 Mart 
1879 9087373 « — 12508808 
«= 9354300 


1880 68S2651 
Schmalz: 


1878 14111444 kg. = 10991 1 Dart 
1879 16909416 » = 11302925 
1880 19498096 » — 15450029 


Die Einfuhr aus dem deutfchen Zollverein beirug: 


1878 11020907 Br. Str. — msn Marl 


1879 12894379 » 
1880 14119292 = 


= 116745614 
= 161526550 


[1284 


58,18, 
40, 
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Aus ben Vereinigten Staaten von Amerila: 
1878 8819576 Br. Er. — 158674978 Marl 
im 9998675 =» = = 156842339 . 
11008590 = sm 18479947 « 
San De —— 1880 kamen dem Gewichte a em 
35,95 %,, ben igten ben bon —* Afien 9, 
inbien 7.87, ven europäiichen Rukland Großbritannien ı und Er 10, 
Be 1,32 % R & iw.; bem Weihe nach: auß ben Vereinigten Staaten 
30 le, Großbritannien und Jrland 9,01, Afien 8,38, Süds 
—ã— 6,22, Sadjen 458 u. |. w 
1 mi 1880 511295970 Ma: davon 192 Millione 
feanan, 06 Tan and Huonehs u lonen 


Bon ben jeewärtd ausgeführten Werthen waren 
65571143 Mart 39 B tände, 
saus (88; % Da ini 


- 
& 
= 
&5 


41528976 » (21,52 °)) andere Inbuftrieerzeugniffe. 
Bon ben Iandwärtd ausgeführten Werthen: 
91305088 Mast era 1 Be Berefeungagsgenlände, 








ns (och t, 
ne : — 
Bam: DE een 
‚ J 
Too (OB Duhande ſwirerzenan 
Flußwariz · 
7864 758⸗ %) Berzehrung! tänbe, 
ae 3 Borken. Sergei 
109 = 0019) —52 — 
1894 : (0,19%) Manufotturmaaren, 
49576 = (0,51%) eble Metalle. 
Ueberhaupt: 
170740999 + 
216389808 + Knaben 
16639 © 885 94) Halbiabeifate, 
ae: if 
140000 = (0,08 °) edle Metalle. eeneigeife, 


Das Gewicht der Ausfuhr betrug 24561216 Br. Ctr., davon 
10058159 Br. Sr, Beaehrunggegenftänbe, 


12792998 = 
2711865 - = gi 
1693978 » =» —— ù 
1269315 = andere Jnbuf 
1.» edle Metalle. 


Die Gefammtausfuhr war in den Jahren: 

1878 20262782 Br. Eir. — zıasım Mark, 
1879 25149410 =» = == 470088: 

1880 2456126 =» : — S1205970 - 

inſonderheit nad dem deutſchen Zollgebiet: 

1878 12215279 Br. Ctr. = 245461410 Mart, 
1879 15249075 » + — 1372225 - 
1880 13841691 «» + — 251912820 = 
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nad ben vereinigien Staaten von Amerita: 
878 949810 Br. Ctr. — 56644488 Mari, 
1879 128967 =» - — 621605538 - 
1880 2082415 » - — 96684008 « 


dan und fukwärts: feewärts: 
273430382 Matt 

1878 292793218 » 1876 129031462 Marl 

1877 289059402 * 187% 141913391 - 

1878 2942837192 = 18 197100591 - 

1879 325328990 =» 1879 144759928 - 

1880 318300252 +» 1880 192995718 


1 
Die Seeverjiherung beli im e 1880 a: 401164400 Bart 
gegen 392 877 177 Dee as En et in I 
Die Handelt: Vote 1A Kat 3 zählte Ende 1880 324 bremiſche See⸗ 
{chiffe von 270209 23008 Ba Lan ren 07 un Zond Ende 
um N garumter 68 Saale Fi 686 RR n? (gegen 67 und 59462 Bu 
inde 1879), 76 Fregatten von 910 a Tons (gegen 69 und 79: 
a, m Ende 1879), 143 Barken von 114719 Reg. Tons (gegen 150 umb 
247 Reg. Tond Ende 1879), 4 Brigs von 1140 Reg. Tons (gen 3 umd 8% 
Re. Zunb 1879) und 81 andere Schiffe von Reg. 8 gen 51 
—e— Tons Ende 1879). Un oldenbu —X Schiffen waren I don 
HR borganbe ınben a ısı von 5911: —— Enbe 
ae 47 von md (gegen 56 don 867 Reg. Tone Ende 
2 Die ber m auf ber Unteriwefer betrug mithin 550 von 
1 Re Zum Zons, in ber Babungefabigteit 385,08 %, mehr ald Ende 10, 
aim! ihterfahrzeuge von 18210 Reg. Toms, 66,96 %, mehr ald 


An Auswanberern wurden im Jahre 1880 von Bremen 80350 — 
aus bem deutſchen Reich, 28703 aus anderen Staaten) in 142 Schiffen befözbert, 
beren 79941 nach ben Bereinigten Staaten von — — mo & Buflin, 
BE LISTE 
na ie 
Auswanderer 26654, 1878 21488, 1877 19179, 1876 — 


Die Konkurrenz der Vereinigten Staaten bon Amerila auf dem 
europũiſchen Getreidemarkt. 


Die Ratiftifege Korreſpondenz von Dr. Engel bringt barüber folgende Mit ⸗ 


Di jerbortretende ſtarke Erportfähigteit ber Bers 
einigten Staat IHRER RR Han ins — 


bat bie bisherigen Abfapverhältnifie berietben nicht unweſentlich beeinflußt. Die 
Befürchtung, baß biefe —— ort ai Baufe ber er folgenden Sa Jahre im —— 
flaaten der alten Welt eine große — bereiten werde, erſcheint nicht um- 
fertigt, wenn man bie dom Schagamte ber Bereini tem Staaten über ben 
Inbau un in bee wichtigſten olarien bie Sande Beriehröver- 
hältnife u. irzlich veröffentlichten Daten für bai Teptoerfafene Dezennium 


ner —* — —— — Aderflache ſtetig. dem ben 
von 
— ändereien wurden im $a Baufe bi ee Sahıe er bis 1aso ir Dripatperfonen 
ft, bezw. an Militärperfonen, bowie nad) ben Beftimmungen bes Heim: 
Rieger ober ebene vertheilt: 


802 ha 1876 . 1736824 ha 
1872 . . . 2984016 = 1877... . 1414897 » 
1873 . . . 2584396 = 1878 . . . 2917491 » 
1874 . . . 1935872 » 1879 . . . 3530499 » 
1875 . . . 1534972 » 1880 3720697 » 
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Da von ber auf 927244500 ha geichägten Gejammtflädhe bis zum 30. Juni 


1878_er| 
nachſte 


vdl 


wein 

er ei, i 
im 

welche bie 


ieg auch (mit 


Fe 


298107849 ha verme 
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waren, ift nicht anzunehmen, daß für die 
ubenft ein Mangel —Ee A Aetultuden Unten hcrbe 


Die Kultivirung biefer großen Landflächen, die im Laufe bes vorbezeichneten 


Degenniums zur Beribeilung tamen, wurbe buch die flarte Zunahme der Be» 
ü 


ch begünftigt. 


rung außerorbent! 


Während bie Vereinigten Staaten im Jahre 1800 5308483 Einwohner 
hatten, ergaben bie Zäl de ine Im 


im Jahre 


mit Weizen 
Mais 


Be und Bei 


Mais ausge 


Brmeiben 
ich, 


9638458 

1840 17069453 
biefer erheblichen Zunahme ber Bevölkerung trug bie ſtarle Einwanberum; 
inigten Staaten allein von 1871 bis 1880 281219 

aufühtte. Im Jahre 1878 manberten 138469, 187 
engen mt — um nur biejenigen 8%: 

größe En thömüber nachweiſen — 984908 

unb Yrland, 718 aus Deuiſchland, 115 aus Schweden, 
wegen, 72201 au Srankeid, i 


bei, die ben Verein: 


.. ba 


Bogen F 
afer .. 
—5* 
FR . 
DWiejenhen . 
"Zabel... 
Die beiden twichtigften, ha 


fd Weizen und Mais. Der 
n Konfum ber Vereinigten Staaten, bie 


— 


e bie europäiſchen Staaten, unter welchen Gro| 
Fr des Anrritantihen u 


im Jahre 1860 31 
ne 33 


443821 
152886. 


'9 177826, 1: 
inder aufzuführen, 


aus Großbritannien 


95323 aus Nors 


‚009 aus Defterreich, 55100 aus alien. 

Mit dem geuehmenben Verkauf und ber Bertheilung von Staatsländereien 
jönahme des Tabats) die Kulturfläche der einzelnen Fruchtarten; 

in es wurden angebaut: 


1870 1879 
1685751 ha 13170402 


15689311 « 21482142 
415949 » 657772 

8558027 » 5182645 
448 749 . 1 
217 305 258949 
586 237 = 748800 

8.087 496 » 11122379 
244421 . 199139 


lich zum Anbau kommenden arten 
(AA derſelben m 
ch infolge beffen in der günftigen 

befinden, ben Neberſchuß an anbere Länder se €3 find bieß indbe- 


itannien und ınb bie 
luffes find. 68 wurden 


Weizen Mais 
1870 1880 1870 1880 
nad) Großbritannien u. Irland hi 9791575 27861875 | 14412 19604338 
. antreich . - . » 856824 15368874 83 3081182 
ii . 69052 47281 _ 872097 


Sohle 1: m Gleiden. Setraum bein Boch 
3 ‚ ım en ei um m jenmel 
748509000 Mart; "beim Mais von. 3 1 


um 





Der Geſammkwerth bes über! 


exportirt: 


1871 
Zrotfofte im Werthe von Mart 883400000 4881: 


111808 4810492 | 15000 2674453 
47308 774064 _ 718024 


auß den Vereinigten Staaten fepmeticten 
000 Mark im Sabre 1871 auf 800294000 im 


I von 101181000 auf 
1127000 auf 214852000 Mark; beim 
Roggen von 187 000 auf 9923000 Matt. 

— erheblicher Antheil von dem Wert! 

ihre 1880 auf 8509682000 

igsſtoffe entfällt, lafſen nach 


Mark geſch Te def Die wihEnfen Ihre 
P Zahlen erkennen. & eben 


is 


1875 1880 

124000 1209754000 
34132000 120172000 214148000 
44364000 96182000 117265000 
36762000 57370000 51121000. 





⸗ en - 
1879 «2988845000 - 1111578000 - 
1880 2805 409 000 * 8509682000 - 704272000 = 
Da in flarfen Amortijation ber Gtantöjdjulden der Berrinigien 
Staaten, — Herabfefung 5 Seht Skin geobe die fi 
im Befihe hnern befanden in ben Ieften 
ihre Aimwanberung nad} den Vereinigten Stanten haben, ö 
vom befonderem Inlereffe im A 5 an Borfehenbe bien, die 
bes im gleichen im bie Mi bon 
bezw. von bort egportictem ! umb ingten Goldes unb Eilbers 
teunen lernen. Die im te 1876 bem noch um 
170892. Mark überichreitenbe aiffer ift in Jahren er heb· 


t eine J ffer don Pont —— — aberwi 
—— aus ng m —* land, 5 Deitkhland he 
E betrug im Jahre der 
Import der nach ben Ber- 
bon bezw. mac von ungemänztem unb gemüngtem einigten Gtanten 
von ud Sol und Silber von zei 
mel 
Großbritannien und 
land... . . 155219643 Mart 19993229 Marl 135280414 Marl 
geateig, “ .... 14081178 + E76 - 139925062 - 
tihland . . . 13208830 = 1678656 - 1154674 = 


Die Aisberierung im Gropherzogtäum 
Zu Ende 1880 angeftellte amtliche 


en, Dab im — —— Pillen m Ne Al —— 
93 bände erifticten 
a tk De &oaie 
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apitald. Dieſelber mi t das ver« 
— Ce ei then a ul am en 
ven theil immte Summen für gewiffe e, im 
———— eine Taration eintvelen, * en Bleche En Glenn 
ungäfapital 15 Rn He alte einen dieſer Ber- 

Bande tommt — an pmitttich ed — Blapital von 42844 Marl. 


in ben 8 Erhebu uf jährliche Prämienjaf 
Ba lb Befn —3 — —— 010 1 au gü hand 


Amienfähen he fi Fur jnittlicher don ı ‚8 fr Der größte 

ve Berbände en! fen mer nur —* jetoiffen Theil des verficherten Kabie 

tals. Die zur Aus; —EC Entſchabi⸗ —7 — welche zwiſchen %,; 
und vn, des taziı irten 2 —5 beret — a — auf "ho. Bon 
Deouin en bat N Provinz Oberhefien bie meiften Viehtaffen, nämlich 
171 ————— Pferdelaſſen und 22 Kaffen für be um inbvieh. 
Bon biefen 214 , Siehtaffen weiſen 205 ein Gelammtverficherungstapital bon 
9122427 Mark auf. Die übrigen 9 gehören zu ya obengenannten 15, welde 
ein beſtimmtes Berfiderungfapital auf ehmen gm — rie bt die Pros 
ing Startenburg mit 120 indviehfaien 10 Pier db 13 Rafien für 
Birne md — 5 Ai, Mi R ei —— 189 ein —— 
3 don a1 inheflen hat die —A— ehlafſen, 
——— | ns 1m 5 Kan riet und Binbr 

bie! on fen m dein erungslapital don 
—— u ben Kaſſen ohne beſtimmtes Ders 
i icherungatapt hat mm mithin img au eine 
Yen ass Dis 44500 Mari, in Startenbi: —X Mark, und in 

Bon den * [men Kreiſen ef, ber Kreis Gi ee 
aclen Biehtaffen, nämlich 58 iehtafjen, 7 Pferl und 9 Kafien für 
unb indie mit einem Seide von 3537525 Marl. 
hirlem tommt ber Kreis Friedberg mit 45 Kinbviehtafien, 6 Pferdetafſen 
und 10 Kafien für Pferde und Rindvieh mit einem Verfijerungstapital von 
2688755 Mark. Der einzige Kreis ve gar feine Ortöviehlafien aufzuweiſen 


t, ber Kreis Bi Mit Auen L ;beberfi jBberbände 

— jier auf äßlten —— —— ——— 9 Dieielben 

inb nicht in ent Honder bilden zeine Privatverbände, 

melde umter ng alien ftehen und gar feine Der, 

— hie Air EEE ale Feel —ã —A Rohr 

ae — Diejelbe befteht feit 1388, En 5 * 
on 


lieber, ei ie mt —— Thieren unb einem Ve 
be Fat Bei fällen werben De a —— Kapitals 
Ep Die Prämien betrugen in — 5 — ya einm Fand Biers 


0, alfo ——— ‚60 
— Kafle für 30 Stuc Mart Rand gega! * 
Hi Hr. Zeitung vom 2. Juni 188) 





Der Handel der Schweiz mit Nahrungsmitteln 1851 —1880. 


Das eibgendififche Zolldepartement hat eine interefjante und für die Be- 
urtheilung ege Sanbelapreteßee Beneriminenthe Sta 
tiftit über bie Ein- und Ausfuhr während des dreißigjährigen Beftehens des 

ollweſens veröffentlicht, ber vi nad dem Deutichen — 5— — re vom 18. Juli 
881 Pe en entnehmen: Das Zolldepartement beme ah inem Geichäftss 
jenn auch bie Senaketen, denen bie Export» ah — iben ent ⸗ 

—e— find, es nicht ermöglichen, eine annähernd zuberläffige Bi ung ber 
wueriehnätoertbe — weil bei vielen Zarifgeuppen Waaren von jehr ver⸗ 
Yieben und unbelannten Antheilsmengen begriffen find, jo bieten fie 
Immerhin Bike Anhaltöpuntte zur Bergleigung umjerer Importbebürfnifie 
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einers und unferer ‚Srportfäbigteit andrerſeits. — Behufs einer folden Ber- 
gteichung bat das ——— über bie wichti Import- umb Export: 
don ben Yal Ten 1851, 1860, 1870 und 1880 eine gebrängte Sulammen- 
— angefertigt. Man erhält zunäcft folgendes Gelammtbilb: 
Verzollbare Waaren Zollerträgniffe 
GStüde nad dem nad) dem Differenz gegen- 
Si vzur t —A 
r 
A. Einfuhr 
1851 180411 71460 4271253 4482202 —_ 
1860 217706 418586 7285852 7268911 2785709 
1870 180665 637733 10587857 8111349 2629147 
1880 243976 527201 21285768 16535907 12058705 


ul 
1851 5 85522 2414998 604.328 292613 _ 
1860 90281 6098546 725 752 408080 115417 
1870 108653 6055092 issons 376625 a 
a 113828 8238218 493432 551556 
ibt fich hieraus pro —* eine Vermehrung ber Ein- a —E 
gegend 8 in nachſtehendem Pro; —— Vin s r 


Güde Dich ung. Merk meh de Genigt Total 
Einfuhr 3 638 % 398 . 269 *, 
She 8 238 % 2% & 
de S 4 — — Bo Irre nad ‚Stüd ihl 6 pe ad hlaflen m Bi si 
x Ai nad) dem Werthe tarizte auj wird, 
— nun 20 ren bei 538 und — Er ir mer ala ea 
fm vurchſchnitt differivt alſo das Verhältniß der ur Ausfupe mist 
—E ich. — Daß Jayr 1880 nimmt bezüglich der Ein ud, jeit dem 
ber. eidgenöffiichen e ben zweiten Rang ein. Zafjelbe wird nur ner m 
Jah 1876-übertro en, bagegen war ba8 Jahr 1880 für bie Busfahr ai Das ——5— 
im, und: Met ba Jahr 1879 mit einem Minderergebnil 
bet nach Werth verzollbar 3,4 %,, bei Waaren nad) Gericht ver 
En 12,3%. — en Rartoffel- Import und Grport aeiat san auffallende 





wankungen. betrug der Fyg an 1 Ratoftein 1851 40142 Du, 1860 

912 —F sro "oo Du, 1880 280454 Qu. Der Export 1851_2608 Qu. 

1860 —, 1870 26.808 Du, 1880 9273 Fon — Weiterhin folgt eine aabelle bie 

eine Nie tt des Nahrungs- und Genußmättelnerte res und ber Ge⸗ 

tränte baritellt, im Allgemeinen hat hier der Import in bedeutenden Dimen- 

fionen zugenommen. Wir theilen folgende wichtigſien Poſitionen ber Tabelle mit: 
a 1590 100 > 


ode TR 1a SEM 


Butter u. Schweinefchm. 
1004 989 11075 5681 
3039 419 10581 36382 


3 
Gier 3 
ih, Wilbpret, Würfe h 8 380 0 Mon 
eiſch, 07 7017 76 
s E 0 240 718 1189 28448 
Getreide u. Süffenfehte 3, 1095758 Lösasdt LTIITEO SaT000g 
14338 14107 85135 16060 
Weit, Gere, geräte . 5 ABO Bol 
4751 6%5 18844 27651 
Akte % 188 802 580 1228 
€. 52464 73895 169861 217189 
Ale...» 3 76458 65090 67648 84305 
- E10 TB 2el 
Reis J 35829 51016 66701 72092 
GE 108 10 808 Ei 


1291] aleinere Mitthellungen. 299 


1851 1860 1810 1880 
O. Q. D. 


[7 2 ug nenne 10800 193280 
. 961 1396 30845 

Zuder.. .. 0306 mes MET 20868 
927 43 5978 368 

Bier in Faſſern 23858 8849 29889 80498 
7 712 3 Bild 


69 
Branntwein, Weingeift x. E sr m ne ueas 
1 
Bein in Säflen . . - 3 223590 287708 448356 1018857 
15492 3928 18955 15882 


Die Lage der Landwirthſchaft in Bahern. 


Eine Münı Korreiponbenz der Augsburger Bag meinen Zeitung dom 
24. Mai 1881 ey Notizen Aber en eine amtliı interfuchung bed land» 
wiethaftlihen ei mdes in Bayern: 
ingeregt durch bie oemerkung es Abgeordneten en, baß in Bayern 
* Demi E ala —— 7 — mit einer Zuı —x —A wegen 
— g mi wirthſchaftet werden, or! a8 Stantsminifterium 
em Cefehringen 18 ftatiftiiche Bureau wandte fich baher an bie 
Si En Er ber Anfrage, mie viele —A— e An⸗ 
n im — De wegen eingeleiteter o) jener angäveräußerung 
ae Bone — und welche Boden je dieſe Güter darftellten. 
en Grgel en ſia— 
Fair außer en Kr Fr ar in Oberbayern 238 Anweſen mit 
4211, ‚in Niederbayern 65 mit 747,75 Helt., im ber Pfal 5 mit 91,07 
— Oberpfalz 68 mit 1071,74 Se in Oberfranfen it 869,85 
= Mittelfranten 59 mit 459,08 Het, in Unterfranten 99 mit 718,59 Hett. 
—5 106 mit 908,49 Heft. Die ungemein interefianten Ergebuiffe, welche 
auf biefem einonnen waren, veranlaßten dad Staatsminiflerium bes Innern 
— vorigen — es eine neue Erhei bung anzuordnen; es wurde im ganzen Königs 
ide gemeinßeehe ermittelt wie vie Lnnbwieiihefttiße Öbter wf ifrenb des 
Kalenderjahres 1880 zur —— — de ten, be AUmfanı Hy eine 


Ki dieſet Anweien, die Größe der Boden] Bewirthſchaftung 
lieb, die Dauer des Zuſtandes, — e Imangsv igerung. 

als Selammtzaft ber 0, —— ve igerten — ſen wurde 3937 mis 
einer Pa ie ganze ber Zivany göverfeigenu 
unterlegene Fopenka En ry a — wovon faft ch Dit ei au 
Oberbayern traf, mel ne ie pi 


ed Zwangs⸗ 
a 
Behr raue BT Grund sten —E igt. 

Derhältnib ber wegen m Smangsberäußerung ——— gebliel — 
landlichen es — geſammten landwirthſchafilich benußten Bode 
— a fie D 13 Königreich fo, dah auf 10000 Helt. bet lehieren 12 Heft. 


fanden im Februar 1880 nur 698 An . 


Born Google 
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San va — —e— jo_bemerft &. „eine Wil If oft fein, fo 
darf & ER} — —E bie — — Normen bi n, ſonbern 
ng berjelben anſtreben, fie muj F Geſehe auf⸗ 

en tr — we mus ber — Formen und Normen fü 
ol gi Damit if ein Standpunt pe met, um welchen fi) in ber © em 

Er aaht EN 8 mer —e DBerf. annimmt, Unter Anl 

Bulle, Benfthen Heslglich ber Rechistoiffenfiaft Abers 

Baum, Kr ae 4a Sinntsrchta, zu ae en — einer ung 
gen zwar jan iner Rechtötwifienidaft ng genug bat, jondern 
er Die — des pofitiven Rechts eine Wihſenſchaft des idealen (als „Rechts⸗ 
— ie") gegenüberftellt, aber in beiden ſeltſamer Weiſe für ah worauf 


jener jinmweift und was in willen! licher Hinficht die ga: e if 
x bie a — des Derhändn — en be bi — 
inen Raum bat. Indem biejelbe im jere auf Die Benntniß 2 techniſche 

Bearbeitung y poftiven Rechts en auf bie en eines 

follenden, ben Gegeniah zu jenem bildenden Rechts beichränkt, läßt fie bie Lehre 


don ben Uxjachen ber rı — Znflitutionen, von den Taufalen Beziehungen, 
bie unten ihnen ae von ben —** it, melde Ihe © Hr te 
rtreten — zu das, was bie Jun erft zum Bari e einer ne 

fern im Arifteren © inne Diele Be zu erheben vermay — 
a ge vertritt den dom, Im bezeichneten Standpunkt in — Weiſe —* 
Yin Bemühungen ieled Werthvollen, das im Einzelnen bon ihm beis 
beat, wird, —— verdammt und die Iſolirung, über welche er 
im Vorw at ag ertlärli macht. Ex erwartet, wie er dufelft bemerkt, 
gezeige Angri Angriffe dom Een ber Serben m Staatslehre und zugleich von Seiten 
ae een ich zu beiden in ein gleich NEE Verhaltniß fept. 
&r möge fir ichen tzöften, aber ben Einwänden derjenigen einige 
Beachtung enter Fr e von ber nämlichen wifſenſchaftlichen Grunbanficht auss 
gehen wie er, aber biejelbe im Bereiche ber Lehre von Recht und Staat mit 
meh: Amfiht und Methode, ald von ©. angewendet werben, vertreten zu fehen 


Set Gegen! wiſe dem im Eingange bezeichneten Standpuntte und 
— en eider in ” miſchen, ſowie beimjenigen einer Dbeatiftif en Be) ab 
Rechts, lie eine ganz univerſelle Bebeutung hat, verfehrt fir 





8. A Be unb Privatrechtötwiffenfchaft, 
Di gehe —— — ———— 
—* ch [x je Arbeit zus 5 —— ‚heran fimabeller und aued» 
h au 
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— 
5 
ai 
Ad 
i 
Be 


jägl! 
1 Met Enke m und — a1 Mi baher gar nicht als zen 


jenen en —— tete qum zu einem 


R 
& 


Hal , 
ba3 iſt ber act Km Stantöbegrifjö‘. „Der Staat 
en Fi MR Die ber eine Zeil, ber beferchöte immer 


Hereichaft, B 
—ã eh er anfangs 
— bie Gewalt, —— ———— — ten wird. 


— Das — ee ‚ein Sa 


4 FR n 

be Streitigkeiten mit Richt einer britten 

und u aud nur nee von ie ernannten Be a 

en Ca De de bie Seite *5 ur de m m &. ben ihra 
23535 bes Gtantäreiht Zaufe feiner 

— FA — & —— —* —— — 

der Staatägemalt ea — im kamen 

— mit kan 


— elaı st. cr 0 — — fich bieer 
hm u. een im —— m — —— Bin Ci 
—— —— ae * 
je zit Mile — gest, be lt ae mit ber ee, Fr 
Kirn ots I e —5— Seee us umb für bie 
in geiwinzen. 
jr an — des Hamens und Begeifis der * —— — 
ohne fi beiten beivußt zu fein, von feinen formalifti! Iuriäprudenz 
en enden aa — In Da an wage 55 
— d. i bie De nen, Ar * wur = 
gi ju Tommen, 
halt bi li 
— BE 55 
Mel En 55 
ee u BE ne m 
in gl Seiehe 
beſchraͤnti — "io iſt a —E Be u: Gar 
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ung. 





jei, don einem „Rechtäitante” zu reden, bleibt fon 


bieger erwähnten Urtheile G.’3 dürften am eheften bei unferen grund» 
tion Anargiften Beifal inden, ba fie anicheinend bie Folgerung 
legen, daß mit dem Staate überhaupt aufzuräumen men I. Zehtered ift aber fein 
mega 6.3 Meinung, der vielmehr mit Wach 18 Bedürfnik gi Maflen, 
beherrſcht zu werben und die Abhängigteit al De ul von biefer 2: 
geltend macht und bemgemäß bie von ihm vermeintlich na« einiejene Wirklich⸗ 
ki ale ala das Sein Sollende, Vernunft; ftgemäte betrachtet. Bon biefem 
punkt aus belämpft er im dieiten Theil feines Werkes Kommunismus 
*. 9 alu über bie ſe bi db bie ii een 
iteratur ie einſchlagenden fragen wirb Bier wie im 
ze in umfa| Ionen 2 geei je era: Pe dam Gegenflanbe teitiiher Er⸗ 
Örterungen gemacht. leßteren et bie niet e Ruf, 1 weil überall 
Bean im Spiele fi 5% welche einer ernſten haltung Stand halten. 
ati, it ja ohne Zweifel, daß die Abhängigteit — Rechts von ber 
;t im iete_ bed Staatsregts BR ala eine greifbarere, intenfivere und 
— ttelbarere darſtellt wie im Gebiele bes Privatrechis, aber ein Grund 
Säugnung ber Exiftenz wirklichen Rechts, ja der Eriſtenzuidglichteit Iben 
exfteren Gebiete ah hierin nit. ine Gntwidlung 1% bloßen alt m 
Recht, befteht vielmehr auch hier, und das Recht erweift fich Kier wie überall 
als eine orbnende Macht, welche Fi auf wirklich ober — gemeinfame 
gutereten fügt und mit "RAdficht bi ben henden Segel een 
ben Charatter ber Neutralität in —2 nimmt. Aus ben Kollifionen 
den Individuen, ben Geielicaftöklafien, Völkern zc. entwidelt Mey das —A— 
fein einer natürlichen Solidarität und gewinnt u. 9. in Eitte und Recht Organe 
ir eine den Frieden unb me zu mmenwirten begänftigenbe Bethätigung. 
ai ‚Degane find eine 1 ſehr ven ii jenen Ausbildung fähig, u. A. zeigen die 
n Theile bes Rechts an — Diafbabe gemefien,, anf welchen ſoeben 
Sic wurde, einen vi E beftehen hier graduelle Ber» 
enheiten aber keine das — esta betreffende Seonit AR &8 Tann 
vezüglich_biefed Sachverhaltes auf den Artikel über „Recht Macht“ im 


vorigen Hefte biejer Zeitichrift verwieſen werden. a 
51. 201 Die europäil Kolonieen. Beiträge zur Kritik ber deutchen 
nen iene Mit Fa He Bonn. €. Se 1881. 8°. une 


Daß bie Frage deutſcher Kolonifation nicht zur Ruhe kommt, fordern Im 

Gamer immer weitere ji tt, ift und igt nel ah & ſich dal 

ein wirflid) nationales Inte inbelt und in biefem es Arie ide 

Schrift willtommen, welche beitzägt neues Sicht über biejelbe zu verbreiten. 
Loehnis tritt mit feinen Aus| —S Ioeniger in ben Mittelpunkt der 
gg in wiefern eine Neberoöl roh: je oder — — 


——— organifizen fei, "le die 
Habe, ſondern mit —— liefern um bie eng enge unb —— — Ban 
pet, Km Raab ng Sabei und ‚gebe: 

— a * Ri * F li — —* ‚au hm 1 ben 
einge en! F eine lung um gem 
Deutung nach den bei de Gruppen _ Pe und 
ſolche mit vepräfentat den nfitutionen — J richtig weiſt der 
Verf. bie beſchräntt merkantile Auf tung, ES rg in dem englifchen 
Kolzniatbefig nur einen Ballaſt ertennt, England je eher je lieber ab» 
Tepütteln joe, da er ihm nur Gefahr bring e "& Hätte Sgufügn Tönnen, bas daß 

Die Vertreter biefer Anficht, die wie Lowe beit ertremen Manchefterthum angehören, 
Sa vereinzelt in England flehen; wie jehr auch vorgeichrittene Biberale die 
tigleit ber Kolonieen erlennen, dt & Auflaß ber iinfter Review vom 
Januar — ber ausführt, daß alles was N dort geleiftet nur ber Ans 
gms aur Enttwidlung ber geradezu unermehlichen Hi A fe jener Gebiete if, 
ie ih Drittel ber bewohnten Exde umfafien. Wenn bie Kolonien ben englifchen 
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Stanteicap befaften, jo haben fie nicht uur Gnglands Bollswirthſchaft und 
mdelsübermacht großgezogen, jonbern beide wurzeln noch heute im ihnen. 
Ind mit biefe Bi unmittelbaeen materiellen Gewinn ift bie — bes eng· 
Tifchen. — nicht entfernt erhboft: Wollte man“ 
ki ridptig, „bei ber Gchähung aller der Bortheile, welche dem —A— 
virigealiederten materiellen und geifiigen Derlehe. € — — 
Summe ber Ein und Ausfuhr und ben hieraus ben bireft dabei Tetheiigen 
Snbivibuen fich ergebeuden Reingewinn berüdfichtigen, fo wäre bad ebenjo ein- 
und furzfich 8, ala ob jemand ben Werth bed Schulunterricht für ein 
Ba ber Summe der Gehalte Zehrer gleichjepen wollte". — Beit mi 
ingehenb ift bie Schilderung des hollänbifchen Kolonialteiches; ftatt des 
Fi bad Verhaliniß Gollande u Belgien, Pr faum biecher gehört, hätte 
man erwarten follen eine Darlegun ung bed Boſchſchen Balkan in 
Java zu finden, welches von ben Sinn ers gepriefen als von ben Andern 
gs Kr daß aber iedenfalis go ee exzielt hat gend ein eine b ber 
merfwürbi fen Guigeinungen der Rolontalgeji 
jo gut mi mi 1 gejagt, Dömohl das Mare ir eier —— Kay hm den 
Werfen von he rg n. U. reichlich 
liegt und die Bemerkung, 3 Tax in nur ſehr unvollfommen 
mit dem Sachverhalt au! "ben — — En — fi 1, mit utzifft. 
Richtiger wäre es zu jesen, ba Brage ivation ben in neuelter 
zei namentlich von Fe Siperclen m — en fachlichen Bedeutung, fonbern 
Barteitheorieen janbelt if jegen wird man bem Berf. 
ma jen, FH ex fagt, dai "mit feiner fleinen Bevölferung nit im im 
Stande ift für bie Entwidlung feiner Kolonien ähnlich an zgen wie —X 
land, fein geſammter Handel — hi; um ben oftinbii Bene, 
übrigen Banbel f faft ganz an andere Häfen abtreten müffen, weil ihm bie — 
fehlten denſelben neben dem — zu erhalten. 

Nachdem dann ber Berf. nody einen Blid auf die Kolonien anbener en un 

paiſcher Staaten geworfen, wendet er fi, in dem Kapitel 
‚ojefte“ feinem eigentlichen jiele zu, nämlich u beioeifen, , dab Deui Ib er 
ad Bi überfeeifcher Kol ontfetion habe. Derfelbe Kr ihm aber unjerer An- 
er] [7 wenig Tungen Die Gründe, mit denen er zunächft die nationale 
— Santa bei belämpft, fie ald einen pentitutariftilßen, eigennäfig 
merlantilen ne dienenden Bund Hinftellt, deſſen Erfolge feinen Beweis 
deutſcher Tüchtig it über See gäben, halten ber Der geihichtlichen Kritit nicht 
Stand. Es if durchaus Be di fagen, daß die ganta nur die Inbufii, 
den Reichthum und die Macht Englands und Hollands durch ihre bortigen 
Nieberlaffungen vergrößert habe; woher denn Ki Make geln ei und 
Seommells, melde recht figentlich gegen bie Hanfen imaren, tmoher bie 
Monopole im holländiichen Handel? Der —8 — iſt i ui et 
von ber böchften nationalen deutung ge geivefen, er war einer 
Waftoren, welche bei ber deutichen Kolonifation "von ber Elbe Bi —F el 
unb Hinauf bis Reval mitgewirkt Haben, feine Glieder nahmen unmittelbaren 
Antheil an den Stäbtegründungen in ben "Haltifchen Provinzen und bormehnlich 
aus den engen Beziehungen zum Bunde entiwidelte fich — Bürgerthum j jener 
Stäbte, dad feine heutfehe Nationalität noch heute jo tapfer gegen bie fladii 
Uebermadt vertheibdigt. Die Hanien fämpften für ihre ni n allerbiı 
aadh tslos prattiich ie päter die Engländer, aber fie ‚gingen ibei feine 
oämopolitismus, ſondern hielten überall in ber 5 on ihrem ö- 
ihm fer, eben en bied forderte bie Zerritorialmacht anderer Staaten heraus, mährenb 
id) mit beven Exftarien die Macht deö Beutichen —J jant. en Zerritorial- 
ar] jagt Juſtus Möfer (Batr. Phant. I. ©. fleitt gegen unjere Hanbelös 
macht, der Untergang der legteren bezeichnet m Anfang ber erfleren. Wäre 
ba Zoos umgekehrt gefallen, ſo würbe jept nicht Lord Che, fondern ein Ratha- 
herr von Hamburg am Ganges Befehle ertheilen.“ 

Kann man bezweifeln, daß ohne unſere nationale Zerrifienheit ein Bolt, 
dad jo zu Zolonificen wußte, im Zeitalter der Entbedungen mit eingegriffen 
hätte bei ben Grwerbungen in ber neuen Welt? Da wir doch da damals wie zuvor 
alle Elemente zu a Entwicdlung ficher in größerem Maße ald Spanien 





1297] Literatur. 305 


Jatten, feetüchtige Männer, unternehmenbe Geifter und eine zalch aunehmenbe 
evölterun er SOjährige Steieg beivirkte eB, dah Deutichlanb ericöpft 
fehen mußte, wie andere Völker die neue Welt unter theilten. Weit ent« 
Int alfo die Hanfa als einen Beweiß gegen unfere fyähigteit überfeeiich au 
Konifiren gelten zu lafſen, jeden wir in ihr ben beften Beweis bafür, daß wir 
einer folden Aufgabe geiwachien find, wenn fie nur richtig angejaßt wird. Dem- 
iemäß, müflen wir e8 aud) ald unrichtig zurädmeifen‘, wenn ext. fagt, dal 
Een land vom Meere auögeichlofjen jei. Unftreitig ift England bi feine 
infulare Sage günftiger für überfeeif: jolitit geftellt, gewiß hat die Dftiee Tängft 
ihre mittelalterliche Bedeutung eingebüßt, aber abgeihnitten dom Meere ift doch 
wahrlich ein Sand nicht, baß die — elthandelspiahe an ber Nordſee hat; die 
einhußr Hamburgs allein fig von 250 Mill. Mark in 1846—50 auf 957,6 Fin. 
in 1880, wobon bei erfterer Summe 46 Mill. (18,7 pEt.), bei Ießterer 816 (&8 pet.) 
Direkte überfeeiihe Zufuhr war. Holland hat uns nur in den Zeiten unjerer 
nationalen Serriffenheit gehemmt, fein nieberlänbifcjer Winifter würde dem 
beutfchen Reiche heute das berüichtigte jusqu’& la mer zu bieten tagen, im Gegen: 
theil jehen wir ja die Holländer in einer faft komſſchen uch befangen don 
ihrem jefigen großen Nachbar aunektirt zu werben. Nicht begrünbet 
ift die Polemik des Verf. gegen die Neberichägung be Welthandeld, befien Ber 
deutung für land er body fo richtig erfennt. Es ift das unbeftzeitbare Bers 
dienſt Hübbe-Schleidens ftatiftiich nachgewieſen zu haben, wie geoß bie Gewinne 
im handel find gegenüber denen im europätichen und gar im Binnen 
verlehr. Der Welthandel ift nicht wie die Manchefterleute behaupten ein inter» 
nationaler Mechanismus, in weldem Produktion und Konfumtion fih nad 
feften Geſehen vollziehen, er hängt vom Wollen und Rönnen der Böl ab, 
man fauft nur da am billigfien und verfauft am theuerften, wo die Ehancen es 
erlauben unb Iegtere werden weſentlich geftärkt durch eine fraftvolle erpanfive 
Entwidlung, welche die Borhand im Welthandel gibt. — Die Kardinalvorfra, 
ber Solonilation, ber Bevölferungsüberfhuß, wird von Voehnis kaum berührt, 
bei den Aderbaufolonieen nur idbrailien berüdfichtigt, von der ungeheueren, 
ebenfo fruchtbaren und klimatiſch zur Auswanderung geeigneten als bünnbevölterten 
Saplataregion ift nicht die Rede, dagegen wied f — behauptet, wir ſeien 
feine „normalmäßige Nation“, dieſe erheiſche „neben ber Eprn je unb dem durch 
nationale Erziehung zu erwerbenden geiftigen Befik, auch einen ſehr — 
materiellen Befih, und zwar ben eines mit mannigfaltigen natürlichen Hilfs- 
quellen außgeftatteten, ansgebehnten unb mohlarrondirten Zerritoriums mit 
einer ge teeäftigen, ſelbſtdenlenden Bevölkerung. Aderbau, aan, 
andel und Schiffahrt müflen in ihr gleigmäßig ausgebildet fein, Künfte und 
iffenſchaften „mterrächteanpalten und allgemeine Bilbung bei ihr aus gleicher 
Höhe mit ber materiellen Probuftion ſtehen; ber Befiß einer zuxeichenden Ser 
und Landmacht muß vorhanden fein um ihre Selbftändigteit und Independenz 
u vertheibigen und ihren auömärtigen Hanbel zu fügen. Ext dann mag bon 
berſeeiſchen Aderbaufolonieen bie Rede fein.” — Aber, bürfen wir wohl mit 
einigem Grftaunen fragen, welches dieſer Erforberniffe einer „normalmäßigen 
Nation“ fehlt uns benn? find wir nicht bie erfte Militärmacht? ift une 
Marine nicht im Stande ben deutſchen Hanbel überall zu jhühen? Laufen nicht 
in Berlin die Fäden ber europätichen Politik zufammen? ift eva unfere Induſtrie 
und unjer Handel unentwidelt? ift nicht die beutiche Handeläflotte bie zweite 
bex Welt? oder welchem Volte ftehen wir in Künften und Wifjenichaften nach? 
und wenn wir nicht jo reich wie Holland und England find, waren bieje Länder 
€, als fie begannen zu kolonifiren ober find fie es nicht vielmehr durch ihre 
Kolonieen geworden? Unfer Gebiet endlich fcheint uns auf dem md Hins 
reichend — und fo wohl arrondirt, wie es bie Verhältniffe erlauben; fein 
beuticher Staatsmann, ber den Namen verdient, wirb auf Anneriom ber beutfchen 
weig ober Cisleithanien's ſpetuliren, alſo wo find die Mängel der „normal: 
mäßigen Nation?“ und wer benkt baran „Armeen von Proletariern unter Leitung 
geichulter Beamten“ über Gee zu führen? bie Behauptung, daß der Form ber 
Haftanalen Einheit mod) heute das belebenbe Gefühl der Einigkeit fehle, fteht in 
er Luft. 
er Verfaſſer will num ſeinerſeits ſtatt überſeeiſcher Politit daB Beifpiel 
JSahrbuch V. 4, hrag. v. Schmoller. 20 
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Nordamerika's und empfehlen, welches fein großes Hinterland Eolonifire und 
glaubt für unfere Austwanderung im Often Guropa’8“ bad rechte Feld gefunden 
du haben, Gegenden, in denen bereits bie beutiche Rationalität far vertreten if, 
wie er im einer intereffanten Karte veranſchaulicht und die durch Eifenbahnen 
viel wirfjamer mit Deuiſchland verbunden find, als überjeeifche Gebiete es durch 
Zampferlinien fein tönnen. Dieſer Gebante ift naheliegend, aber die Schwierig. 
teiten feiner Ausführung werben von Loehnis jehr unterihäßt. Was zum: 
bie bünnbevölterten Balfanländer betrifft, fo wird befanntlich das Vorbringen 

ichs dom Deutſchen Reich warm unterſtützt, es foll auch nicht geleugnet 
werden, daß Bosnien ein Koloniſationsgebiet für una werden kann, den neuciten 
Tadrihten zufolge wäre jelbft ein Anfang dazu gemadt. Jmmerhin aber find 
die Verhältniffe recht ſchwierig, ba bie jtaatlihen Grundlagen der Sicherheit des 
Befipes, die Entwidlung ber Verfehrätvege u. |. iv. wenig organifizt find und 
beutiche Anfiedler nicht nur mit den nationalen Antipathien der ſlaviſchen Be— 
völferung, fonbeen aud; mit dem bort mod; mafgebenberen fonfeffionellen Gegen- 
fabe au fämpfen Haben, werben. Won den übrigen Gebieten deö Oftens tommt 
weſentlich nur Ungarn in Betracht; allerdings ilt dafielbe bei theilweiſe großer 
Fruchtbarteit bünn bevöltert, fapitalarım, ohne Induſtrie alles Momente, die 
an fi der Einwanderung günftig find; indeß der natürliche Reichthum eines 
Xandes entjcheibet moch nicht über bas Wohl bed Anfiedlerd, er muß fich auch 
eriprießlich verwenden Iaffen, es müfſen Bebingungen der geographiſchen Lage, 
der Verlehrswege, ber Rechtäficherheit, ber Birgerii n und politiiden freiheit 
pi Aulommen, wenn Berhältnifie entftehen follen, die allgemeine Anziehungs 
ta n. 

In biejer Beziehung aber Liegen bie Dinge ſehr wenig günftig in Ungarn, 
es fehlt noch jehr an Verfehrömitteln, das Eilenbahnnch verbindet ner die pt: 
ftäbte, jederzeit fahrbare Straßen mangeln. Die Steuern find hoch, das Defizit 
permanent. Diele Umftände erklären, daß in bem fo bünn bebölferten Lande 
doch eine Auswanderung befteht, die FFrage ber Uebervölferung ift ja ftets wlativ 
unb ein fi —9— benöltertes Gebiet dann doch im Verhältniß zu feinen Hilie- 
mitteln übervölfert fein; fo wandern benn aus ben wenig Frulhtbaren heilen 
bes Norbend, welche ihre Bewohner kaum in normalen Jahren ernähren Lönnen, 
ahlreiche Bauern aus, ba von anderen Hilfäquellen wie Hausinduſtrie feine 
Die if. Bor allem aber beutet die maghariſche Minorität, welche an wirth: 
ſchaftlicher Zeiftungsfähigteit meift unter ben andern Stämmen fieht, ihre Herr 
Aoaft rüdfichtelos aus, um leptere rechtlich und politifh munbtodt zu machen, 
bie deutſche Sprache namentlid wird von ber Regierung ſyſtematiſch aus Amt, 
Schule umd Berkehr verdrängt, Teutiche, Rumänen, Serben, Slovalen werden 
fas et nefas magyarifirt. Dei den hlen ift ber Drud der Regierung der Art, 
baß die napoleonifchen offiziellen Sandibaturen ala ein wahres Kinderſpiel ba: 

ven erſcheinen, man leje in ber Be fehung einen bemerfenöwerthen Artilel aus 
bungarn, die een und bie Nationalitäten Ungarns, in der Augab. 


Allg. Zeitung vom 19. Juli d. I. Demgemäß forbern auch ungariiche Volta: 
za, mie erfennen, daß bie Vermel —F der —X notäisenbig zur 
ebung 


indes fei, vor allem daß die Anfieblung magparifchen rafter 
trage. Keleti 9. B. will in erfler Sinie die Zurüdführung der in der Moldan 
Tebenden Cjängi-Dagyaren unb der Spefler in ber Waladhei, fodann Heberfied- 
Lung des Voltail uffes ans den erwähnten nörblicen Gebieten in die dünn 

terten bed fruchtbaren Nieberlandes, obwohl bie Regierung weder für das 
eine noch das andere bie Hanb gerührt hat. Grft in britter Linie faßt er die 
Einwanderung aus ber Freinde ins Auge, bier empfiehlt er num freilih An- 
fieblung von tichen, aber nur meil diefelben hinlänglich kosmopolitiſch jeien 
um ihre Nationalität aufzugeben und räth, ba Dies fi jeit Begründung des 
Reiches einigermaßen geändert, ben Ginwanbderern zwar ihre Sprache zu Teilen, 
aber ben ungarifchen Staatsbürgereid und bad Derhpenen ihre Kinder ungariſch 
lernen zu lafien, von ihnen zu forbern. Können ſolche Derpättuifie, unter denen 
die — Siebenbürger Sachſen nur mit Mühe um die Erhaltung ihrer 
Nationalität lämpfen, für die Einwanderung Deutſcher lockend ericheinen? muß 
man unjere Auswanderer nicht vielmehr dringend warnen fi) in ein ſolches Land 
zu begeben? Nicht viel anders liegen die Dinge in Rußland, die Zeiten find 
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vorüber wojfeine Regenten ſchwaͤbiſche Anfiebler zu gewinnen juchten, der aggreffive 
Glavismus ift auch hier maßgebend geworben umd ganze deutſche Kolonieen find 
ans Südrußland nad Argentinien ausgewandert. In Polen Bringt zwar bad 
ae ern Tong A —* de are Mn ic — — 

jände fleißiger und too! nber Deutiche übergehen, indeß jo ulich das ift, 
v bleibt doch die Mafie des Volles al . ‘ 

Mit ber „der normalmäßigen Nation entiprechenben Arrondirung“ nad 
Dften, bie der Verfafſer wünfcht, fieht es alſo recht gweitelhaft aus und ba} 
hat er mit feiner Schrift auch die eigentliche Frage der Bedeutung ber Koloniſation 
nicht gefördert, fo dantenswerth ug feine Darftellung des engliihen Kolonial- 
reiches und bie beigegebenen Karten. find. Geffden. 


52. Böhm-Bawerf, Dr. Eugen von, Profeſſor der politiſchen Defonomie an der 
Univerfität Innabrud. echte und Verhälinifie vom Standbpuntte ber volks⸗ 
wirthſchaftlichen Güterlehre. Innsbruck 1881. Wagner. 153 ©. 


Der Verfaffer erörtert bie ragt, ob Re und Berhältnifie, welche heute, 
benigflene vom Stanbpuntte ber Eingelwirthichaft aus, gemeinhin als wirth— 
Ächaftliche Güter gelten, in ber That als folde anzuiehen find. Das Ergebnik 
der Unlerſuchung ift ein „Rein“. Sachgüter und Dienitleiftungen werben allein als 
Güter anerfannt; eine nbere Kategorie „immaterieller Güter“ eriftirt micht. 
Der Gedanfengang, der ſich mehrfach an bie von Menger gegebenen Ausführungen 
— bie — geiffe ber Voikswirthſchaft anſchließt, verläuft ungefähr in 
r Weile, 

nn den Bedingungen der Güterqualität gehört u. U. bie Verfügungsmacht 
über das fragliche Ding. Cs ift ein Haben erforderlich. Dieles Haben ift ein 
zein natürliches, phyfilges und braudt e8 aud) nur zu fein in einem Zuftande, 
wo der Einzelmenic allein der Natur gegenüberfteht. In ber Geiellichaft aber 
muß dazu fommen ein vedhtliches Haben, ein Redht. echt wie phyfilhes Haben 
drüdt demnach Hier eine Art Verfügungsmacht aus, bie fich mit einander zur 
vollen wirthichaftlichen Verfüg ungimadt ergänzen, beibe üben eine gleiche Funktion 
aus. Daraus folgt, daß wo! überhaupt ein Recht zu bem Range eines Gutes 
{ol emporfteigen fönnen, eö nur in demfelben Sinne dazu gelangen Tann wie 
das faltiihe Haben. Wie nun dieſes faltiihe Haben eines Gutes, ebenio wie 
bie nüßliche Eigenſchaft, bie Eriftenz eines Gutes, nur eine Bedingung bafür ift, 
daß dieſes Gut in der That ein Gut für die Perſon fei, in beren "Berfügungs, 
bereich es fehl: fo iſt auch zunächft das Eigenthumsrecht an einem beftimmten 
Gute nicht jelbft_ ein Gut, fondern nur die Bedingung der Gutsnatur des ber 
treffenden Gegenftandes für ben Berechtigten. 

Um das Gleiche von ben partielen Nußzungsrechten zu beweiſen, wohin zu 
rechnen finb bie meiften Gerbituten, Empöpten 5, Superficied, Pacht, Miethe, Neibe, 
geht der Verfaffer davon aus, daß alle Gadjgüter und nur nügen burd) Ber 
thätigungen der ihnen innewohnenden Ienfbaren Naturfräfte, oder durch die von 
ihnen ausgehenden Rräfteleftungen. Um biefer Nupleiftungen willen allein werben 
aud bie Sachguter von den Menſchen begehrt. Die Arupleiftungen ber Güter 
ud die Heinften jelbftändigen Einheiten unferer Wirthichaftsmittel und bie Güter 
jelbſt find von ihnen nur Komplere von abgeleiteter jefundärer Gattung. Dieſe 
Nupleiftungen und zwar in ihrer Gefammtheit werden daher auch in Basr it 
erworben unb übertragen, wo ganze Sachgüter erworben und übertragen werben; 
die Mebertragung ber. Iepteren ist bildet biebei eine zroar durch die Natur der 
Sache nahegelegte aber dennoch nur begleitende und abkürzende Form. Dieſe 
Rupleiftungen innen daher aber aud, wo bie Natur ber Gade eine folde 
begleitende Pritübertengung der Sachgüter nicht fordert, jelbftändig und zwar 
als einzelne in ben Verlehr treten. Borgänge dieſer Art kommen täglich vor. 
Indem dieſe fattifchen Verkehrserſcheinungen dann im Recht ihte Santtion fanden, 
tauchten die partiellen Nugungsrehte auf, deren Eigenthümlichteit eben darin 
liegt, baß fie — im Gegenfaß zum Gigentgum, welches mit der vollen Gewalt 
über dee gm Gut die Berfi Iaıng über Sämmtliche Nupleiftungen figert — bie 
En jetvalt jeweild mur über einen Theil der von den Ghtern erhältlichen 
Nupleiftungen gewähren. Das partielle Nutzungsrecht fteht demnach zu ber Ruf 
20* 
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leiftung, auf bie es fi bezieht, im ganz bemfelben Berbättniß, wie das 
Gigenthumßrecht zum Sadhgute, baB fein Gegenftanb if. Es bebentet das 

liche [3 jerte Haben genüber der Nupleiftung, b. h. ift eine der Ber 
en — Gutsqualitat diefer Nupleiftung für den Berechtigten, nicht aber 
ein Gut. 


Es erübrigt bie Betrachtung berjenigen Gruppe von ten, welche 
iheem —— 
die orſiechendſten bie Darlehensforderüngen find. Das Forderungsrecht if 
ber Ausdrud ber Beziehung des „Belommen-Sollens“, gleichwie das Eigenthum 
Der Musbeud, ber Beziehung bei gefhreten Gabend zu wiellißen Güieen if 
So wenig nun bad dei eines Gutes feiner Natur nach ein Gut für fich ift, 
ebenjo wenig Tann es das noqh nicht realificte Haben, oder dad Belommen-Sollen 
fein. Dieſes ift vielmehr lediglich eine Bebingung des Gutwerdens für eine 
beftimmte Perjon, eine Bebingung einer fünftigen Gutäqualität. Wenn mın 
aber doch das fyorberungsrecht, obwohl es fein Gut ift, allgemein und mit Recht 
ala Vermögensobjett behanbelt wird, jo erklärt fid das aus ber Axt und Weite 
unferer Dermögenslomputation. SDiefe begnügt na nämlich nicht mit einer bloßen 
ng ei augenblidlicen fattiihen Güterbeftandes, ſondern geht darüber 
in feier Weiſe Hinauß, antigipirt in Gonberheit ben Sulunftänugen. Hiebei 
macht fich das Beftreben geltend, den künftigen Rufen in Bermögend- 
inventaxr mit dem Namen eined gegenwärtigen Eiwas zu benennen. Dahin drängt 
nicht nur bie überhaupt einmal beliebte Antizipation ber Zukunft, jondern auch 
bie durch unfern entiwidelten Tauſchverlehr gebotene Möglichkeit, erwartete zu⸗ 
Zünftige Güter und Nupleiftungen in jebem Augenblid gegen & ninärtige umgn- 
fegen, wodurch und dad —— 8 ſeien nur erſt — jüter, ganz derwiſcht 
wird. Ein Tünftiger Wirthicaftönugen kann und nun in mann her, Weile 
vermittelt und gefichert jein. Dei ben künftigen Nupleiftungen eines eigentlichen 
Nufgutes wie Tiſch, Haus ift ber Mittler ein Sachgut, welches fon jetzt im 
ber bollen Gewalt des Interefienten fteht. Dieſes Sachgut, ber träger, 
wird in dieſem Falle ala Vermdgensobieit geiekt, in wel der önugen 
tomputirt wird. Bei andern künftigen Nufleiftungen, 3. 3. ben mit ben 

zungeredten verfnüpften ift ber Wlkller eine Perjon, welche ald Bermögend« 
objelt nicht nmominirt werben kann. Hier greifen wir nım zum Mittel der 
ſprachlichen Umfcpreibung und nennen ftatt der Sache jelbft irgend eine Beziehung, 
in ber die Sache ſteht; unb zwar am beften eine Nebung,, welche Nupen, 
den bie Sache und bringt, xecht nahe angeht. Cine lolhe raftig Gemortzetenbe 
Beziehung ift bad Recht auf bie künftige perjönliche Beiftung ed Auberen. So 
ift das Borderungsrecht eine Komputationsform wahrer Güter, nicht aber ſelbſt 
ein Gut. Das Gleiche gilt von den übrigen Rechten auf künftigen Gütererwerb. 
Fr ‚gewabren wir hier einen Unterfchieb zwiſchen Bermögenäftoffen unb 

jenöjormen. 

Auch Derhältniffe find keine Güter. ALS ſolche müßten fie eine mußende 
Wirkung außüben tönnen. Dazu aber gehören Sträfte, un u aefige, feien es 
materielle. Aber ein Verhältnik hat weder bie einen noch bie andern. Mit den 
Derhältnifien iſt es nicht anders beftellt ala mit ben Eigenſchaften ber Dinge; 
f find ji ‚bit nichts, fondern fie werden von und den Dingen augeichrieben. 
er gi lichen Weienlofigleit biefer Kategorien kann ihnen nur bı Entlehnung 
ein Wirken zugeſchrieben werben, das in Wahrheit jederzeit von den Dingen 
ausgeht, welche die Eigenfchaften tragen ober im Berhältnifie ftehen. — Es folgt 
baranf eine eingehende Analyfe ber Berhältnikgüter Aunbihaft und Staat. 
Danach erſcheint bie Kundſchaft als ein abſtralier Sammelname für eine Reihe 
febr Zonkreter Nupelemente, Die alle ben Kategorien von Sachgütern, perfönlicen 
und ſachlichen Nupleiftungen angehören, die auf das deutlichfte ben Stunden 
zuſpruch und feine erwünichte materielle Folge, die Zaufchgewinne, vorbereiten 
und ausmachen, und bie nur behalb nicht unter eigener da in ber Ber 
mögenslomputation auftreten, weil fie zu zerſtreut und einzeln allzu partiell im 
die Mactiphäre der Bermögenziubjekte einbezogen find. Die Kundſchaft hat 
ihren Plah unter ben bloßen Formen ber Bernögenslomputation. Ebenſo ift 
ber „Staat“ ala wirthſchaflliche Nuhensurſache nur eim zuf mmenfaffenber Zitel 
für eine Geſammtheit don konkreten Ruhurſachen, bie fi) durchaus in die Hate 
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gorieen von Sachgütern und Nußleiftungen von Perfonen und Sachen eine 
oebnen laſſen. 

Dies in gebrängter Ein ber Juhalt der vorliegenden Schrift. Zu er» 
wähnen ift noch baß bie ft in den Augen bed fer? einen borbereiten» 
ben Eharafter trägt. Sie ſoll eine Vorſtudie fein zu Unterfuhungen über bie 
Erſche nungen bed Kapitals, Rapitalzinfe®, Krebitd. Sinäbelondere glaubt der 
fler auf biefem Wege eine grünblichere Wiberlegung der Macleob’fcen Kredit: 
theorie Kerbeizuführen, die ex & eine nothiwenbige Konjeguenz der Einbeziehung 
der Borberungsrehte in den Gutäbegrifi Hält, Un teitiicher Hinficht bemerten 
wir, baß wer überhaupt an Betrachtungen obiger Art Geichmad findet, fichere 
lid) aud) dieſes Buch mit Genuß Iejen wirb. iſt am ichnet durch herbors 
zagenden Scharffinn, große Alacheit und elegante Gprade. Die ihm anheftens 
den Mängel, wie etioas breite Darftelung, mehrfache Wiederholungen, hie und 
ba nicht gaı gereitte Anorbnung treten gegen jene Borzüge jehr zurüd. Die 
einzelnen —X en des Derfafiers freilich nahen manchen Wiberjpruch erfahren 
und zwar am meiften wohl feine Saft der Forderungsrechte unb feine oben 
nicht erwähnte Meinung über bie Wertgbildung der probuttiven Güter. Ins 
gleichen werden über den Werth derartiger Unterfuhungen überhaupt und Ipeziell 
mit Aut auf ben vom Berfaffer ins Auge gefabten Zweck viele anders 
urtheilen als ber Verfaffer jelbft. Dr. Emil Strud. 





58. x2eo, Dr. Ottomar Piktor, Königl. preußiſcher orbentlicher Lehrer der National« 
dfonomie 3 D.: Allgemeine Hationalöfonomie. Unter —S— der 
Bebürfnifie ber praktif Landwirthe und Forfimänner jowie ber Studiren- 
ben ber Sands umb vYorftwirtgfgaft dargeftellt. gr. 8°. IX. u. 95 ©. 

1881. Goftenoble. 


Der Berfafer hat eine Schrift mit ber im Titel bezeichneten Zend ir 
ein Zebürfniß gehalten, weil die neueren berbreiteteren Gans und — 
ber allgemeinen Rationaldtonomie feiner Anſicht nach einerfeits für bie bezeichn: 
Interefienten zuviel Beberftäiiged, namentlich zu viel Hitorifche, juriftifcde und 
pᷣhiloſophiſche Erdrterungen und Daten enthalten, anbererjeits mit wenigen Aus- 
nahmen der Sand» und orftwirthichaft verhältnigmäßig eine unzureichende 
Berädfihtigung widmen. Zur Ausfüllung biefer Lüde ai ubte er jell 
berufen zu fein u. 9. wegen feiner prattii Betätigung mit der Sand ui 
5 ixihſchaft wie wegen feiner durch fiebzehn Semefter fortgefegten Schr: 
thätigfeit an ben Afabemieen zu Tharandt und Prosfau. Uns ſcheint weder 
die eine noch die andere Meinung Verechtigung zu haben. Den exrfteren Punkt 
mäher zu erörtern ift bier micht der Ort; was ben zweiten angeht, jo hat ber 
Berfaffer durch die vorliegende ift feine Unzulänglichkeit zur einer ber» 
artigen Aufgabe Hinlänglich nachgewiefen. An dem Bude auf bie 
edes erfichtlichen Grundes entbehrenbe ungleichartige Behandlung der veridhiebenen 
terien. Während 3. B. das Geld- und itwelen verhältnigmäßig jehr 
breit bargeftellt ift, ift ber Abfchnitt über bie allgemeine Preisbildung von einer 
ganz ungenügenben Bine &3 findet fi) im demſelben kaum mehr als bie 
ebenfo eitige wie allbefannte Bemerkung, die Höhe bed Preiſes hänge ab von 
der Stärke der Nachfrage und bed Angebot und eine Aufl lung ber ſechs 
jermann’ichen PBreiöbeftimmungögründe, ohne jebe weitere Erläuterung. Die 
führungen im Einzelnen leiden an Unklarheit und entbehren ber nöthigen 
Schärfe. adezu underftaͤndlich ift ber Sap: „Verwendet Jemand die Um 
ken Güter in einer feinen Deftand gefährbenden Weile, fo ift das Ber- 
wendung.” Dazu kommt dann eine Untenntniß in ber Bibliographie, Biteratur 
unb Gejegeöfunbe, die Aamemertegenb iſt. Bon Stein wird {7 . citirt ein 
Lehrbuch der Vollswirthſchaft um inan; reiffenfänt: Bon Abolf Wagner's 
Finanzwiſſenſchaft wird behauptet, fie jei vollendet. fiat wird ale Aahfnger 
des Be aufgeführt, Schäffle und Dühring werben ala auf ber Hebers 
jangäftufe dom Schupzolliuften zum Sozialismus befindlich hingeftellt. Die 
mburgiſche Girobant eriftirt nach dem Berfafler no, während fie bereits am 
1. Dezember 1875 aufgehoben wurbe. Das Gtaatöpapiergelb, wovon ald Beir 
fpiel ausbrüdli unfere Funf⸗ zc. Markiceine angegeben werden, foll ſich von 
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ben Bantnoten umterfheiben durch die Uneinlösbarkeit und ben Zwangskurs. 
Danach ſcheint der Verfaffer auch nicht einmal zu willen, daß umjer deutſches 
Neichepapiergeld weber uneinlöslich ift, noch Zwangskurä hat. Ginige billige 
Bemerkungen über ben Nugen ber Zollpolitit Bismardd, über die Judenhehe 
unb andere Gegenftände bed politiſchen Tagesgeſprächs, einige durchaus nicht 
neue und immer unzureichend begründete — — — Beſchraͤnkung der 
Derehelichungäfueiheit, Erhöhen der Zölle auf Weizen, Bau- und Nutzholz, Auf⸗ 
Hebung der Örunbfteier wich Ioterlic Jemand aid Entihäbigung fie Die oben 
jerügten Mängel annehmen. Sol ſchiiehlich auch nicht geleugnet ierden, daß 
7 in bem Buche einige leibliche Partieen und einige in anderen leineren Lehr 
büchern ber allgemeinen Nationalöfonomie fehlende beſonders für den Land» unb 
orſtwirth interefiante Angaben vorfinden, ſo kann teopdem doch das Urtheil 
im Ganzen nicht anders lauten, ala daß wir es Hier mit einem ziemlich o) 
flägjlichen Werke zu thun haben, weldjes durchaus nicht zur Empfehlung geeignet ift. 
Dr. Emil Strud. 


54. Paul Dehn: Unfollftatiftifches zur Unfallverficherung. Leipzig 1881. .8°. 52 ©. 


Die vorliegende Schrift, Separatabbrud aus der „Concordia, bringt in 
10 in einem eitoas Lojem Zufammenhange miteinander ftehenden Abfehnitten eine 
Reihe von theild amtlichen, teils privaten DVeröffentlihungen entnommenen An 
gaben über die Ergebniffe der Unfallftatiftit in Deutichland, beſonders in Preußen 
unb über ben gegenwärtigen Stanb ber Unfallverficherung ebenbafelbft, ferner 
’Mittheilungen von verichiebenerfeit8 aufgeftellten Berechnungen über die Belaftung 
der Induftzie durch eine allgemeine Unfallverficyerung, endlich Bemerkungen über 
die wünfchenstwerthe Yortbilbung der Unfallftatiftit. Auch der Behandlung ber 
felben feitena bes internationalen flatiftiichen Kongrefſes ift gebadt worden. 
Die von dem Berfaffer vorgenommene Bujammenftellung interefianter Thatſachen 
tann unftreitig infofern einen gewifien Werth in Anl euch nehmen, als bier 
auf einen Heinen Raum ein verhältnigmäßig umfangreiches Material zulammen- 
tragen ift, welches bisher fih in ſehr —— uftande befand. Für den 
wed einer Beurtheilung der Organifation des Unfallverficherungswefens würde 
inbeß dieſes Waterial wohl noch etwas beſſer präparirt geweſen fein, wenn bie 
Gruppirung beffelben weniger nad) Außerlihen Momenten ivie Uriprung ber 
Angaben, ala vielmehr nı ben für jene Organifation einjchlägi Schäte 
punkten erfolgt wäre. Dr. Emil Strud. 


55. Matthiatz, Bernhard, Das foenus nauticum und die geſchichtliche Ent- 
widlung bi Bobmerei. Würzburg 1881. 132 ©. “ a. 

Wir beſchränken und barauf, aus biefer Schrift zu entnehmen, was für bie 
Geſchichte des Krebitd von aa if. Die Natur des foenus nauticum, wie 
die der Bodmerei jegen wir dabei als befannt voraus. 

Die Geſchichte des Seedarlehns — und zurück bis in das indiſche Recht. 
Wir finden daſelbſt die Nebernahme ber Gefahr ſeilens des Darleihers unb die 
Erlaubniß zur ung einer höheren —ã Bon ben getepliäen ‚Folgen 
des Vertrages lie eigen, ie Gi ücher. Beſſer bekannt find bie 
itimmungen des griechiſchen Rechts, wenigfien® aus ber Zeit ber höchften Ent« 
widlung des athenienfitihen Seehandels. Zie griechiiche Entwidlung ift wieber 
die Bafıö der römiichen. Die Aufnahme bes foenus nauticam durch bie Römer 
erfolgte im Wege ber gewohnheitämäßigen Uebung unb bie Haffiihe Jurispru- 
benz ftand bereits vor ber vollendeten Thatſache. Die Entwidlung bed Vertrages, 
beſonders beutlich erfennbar an der Setaltung der Gefahrübernahme, verlief im 
4 Stadien. 1) Die Gefahr ift ihrem Inhalt nach dahin beftimmt, daß ber 
Gläubiger nicht die Gefahr des Schiffsuntergangs, fondern die Gefahe des dar⸗ 
geliehenen Kapitals im Sinne ber einzelnen Nummi, bes eingeladenen Getreibes 

im Sruchtbarlehen, trägt. 2) Der Gläubiger trägt aud bie Gefahr Hinfichtlich 
der mit dem bargeliehenen Gelbe angelhafften MWaaren. Dieſe Modifilation war 
urfpränglic; immer auf dem außbrüdlichen Willen der Parteien begrünbet umb 
wurde exft jpäter als ftillfchtweigenb hinzugefügt angefehen. 3) Die Tarlehnsfumme 
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tonnte verwendet werben zur Auäbefferung des Schiffes, zur Miethe von Schiffs- 
volt u. |. w., kurz in einer Weife, daß die Rummi finnlich überhaupt nicht mehr 
ober doch nicht gefondert wahrnehmbar erichienen. Der Werth der pecunia tra- 
jecticia war aber, wollte man bie Berbinbung mit einer finnlich Yahrnehmbarer 

tafie Herftellen, zum Beten bes Schiffs und ber Ladung verbraucht. So vers 
ſchmolz bie Gefahr hinſichtlich deſſen, worin der — des Geldes fich umgeſeht 
hatte, mit ber Gefahr, ber Schiff unb Rabung auägefp waren. 4) (foenus quasi 
nauticum). Ter Gläubiger fol eine petitio aus bem foenus quasi nauticum Yarn 
nicht erwerben, wenn eine gewifje Bebingung, fie ftehe in ber Macht des Schuld» 
ners ober nicht, eintritt. Feſtzuhallen ift aber auch hier an dem wirthſchaftlichen 
Zwed des Geſchafts ala Erfordernig. — Was die welleren Schidjale des foenus 
nauticum anlangt, fo erfennen auch das juſtinianiſche und das kanoniſche Recht 
baffelbe an. Es ift ferner ficher, daß die Grundiäße des foenus nauticum im 
Weftgothenreich, in Spanien und einem Theile Galliens unverändert Aufnahme 
fanden. Wahrigeinlih ift, wenn aud) nicht nadjzumeilen, daß zur Zeit der 

tebattion des Gewohnheitsrechts von Trani (1063) und der Jugemens d’Oleron 
(12. Jahrh.) die ‚Srtmictung bes en auf shmilhem Boden fich bewegte. 
Der tazuſtand nach dem Statut von Marſeille (1253 u. 1255) ift ein ſchwanlent 
Wir finden dajelbft a) Seedarlehen nad den Grundiägen des foenus nauticum 
und zwar 1) unter Spezialpfanbbeftellung, 2) ohne Pfandbeftellung oder unter 
Generalpfandbeftellung mit verhältnif Abt er Befriedigung des ©] Aubigerd aus 
bem Geborgenen im Falle des Verluftes, b) Geedarlehen unter Pfandbeftellung 
mit eigenthümlicher hu nämli_1) Nichthaftung bei Verluft des Pfand⸗ 
abjettd br Seiten des Schuldners, 2) Beichräntung in der Befriebigung bes 
jaltener Ankunft des Piandobjeltö auf dieſes. In dieſem ad b) erwähnten Ge- 
ichäfte haben wir das moderne Seedarlehen, bie Bobmerei vor und. Der ſchwan⸗ 
tenbe Rechtözuftand in den romaniſchen Bändern während bes 18. Jahrhunderts 
wird auch noch durch weitere Quellen aus biefer Zeit bezeugt, fo beſonders duch 
das Consolato del mare (14. Jahrh.). Mit diefem mühlen wir aber auch ſchon 
die prinzipielle Gntwielung bes neuen Seedarlehens als abgeichlofien betrachten. 
Achnlid, nur Hlarer zu Gunften bes Deutſchen Rechts ift die Entwidlung im 
Norden geivefen, auf befien Seerecht bie Jugemens d’Oleron ben tiefgreifendften 
Einfluß gebt haben und zwar auf das ber Nieberlande und Englande dixekt, 
auf bas de8 übrigen Nordens, fo das von Wisby und der Hanja durch Vers 
mittlung der holändifcen Quellen. In biefem finden wir neben einem Srebit« 
geichäft, welches auf ——— Grundlage zu ruhen ſcheint, andre, welche 
iwie das im Statut von Marjeille und im Consolato enthaltene, bie Kennzeichen 
bes neueren Seedarlehens an fi tragen. Ebenſo ericheint gewiß, daß auch in 
Norden die Entwicklung ſehr ji , jedenfalls im 14. Jahrhundert d. h. gleich- 
zeitig mit bem Süben zum Abſchluß gelangt ift. 

Dieß der Hauptinhalt ber erften 11 Baragrapten ber vorliegenden Schrift. 
Daneben finden fi dogmatiie Ausführungen. $ 12 legt die Bezieh: bes 
neueren Seedarlehens zur neueren Sahung außeinander. 18 unterfucht ben 
Begriff des Bobmereivertrages nach Heutigem deutſchen d t. 14 behandelt 

r. 


kurz bie umeigentliche Bodmerei. mil Steud. 


B. Beitfgriften. 


. Stat Mo . Redigirt und bei ‚Afidii 
56. gtasthe, Monatehait: Rebink und erauäggrten vom Fandium 
1 9. R palien bestaunen. Ze, ML Oh 1 
dm an Ba Be mean En —A 

, welche achmaͤnner ut e e 
— —— mög 2 vr gen Anfe 


ringen unb biefe über die wichtigften Erjcheinungen auf dem Felde ber Statt 
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übergegangen. Der Aufang eines Hefts fal 
Die den erfiı 2 Abl — 
find die mg a — — Bene abe Shoe die Fe national F 


Seinen 


Bonan je, von Joſef —— — in 
dapeſt; bie —— — vom —— —— betrachtet, von 

De Binc. © —X ebniſſe der Aufnahm fangen — den Mittelichulen 
Defterreichs 1: u Werne anni gar ie pen 13 ga 3 en 
he —Aã men * 


TE 
1880, von J. Er dh — ala a und ie 
id —— D ichs Sparkafien im Decennium 1870 bis 1879, von 
9 — öftatiftie von Afrika und ihre Entwidelung, 
don hp —— Arbeiterverunglädungen von 10 Jahren 
To) ) bei den öfterreichifchen Bergbauen, = Spk Roffiwall; Ueder den 
Ibftmorb, eine kriliſche Beipre von Dr. F. &. v. Reumann-Epelart. 
Bon den Bitsetun en unb Mitcelen mögen folgenbe exmäßnt fin. Die Belt, 
Aiblungen, ber ‚ bon Mar Walbftein; Erzeugung u 
anntivein, bon ——— liter De Ban — tab, von Bratal 
Zeh und Verteilung icheh; 


em , von 

ollsſchulen — 8; nahmen von Brataffevie; 

Ftantreich; Der britiiche und frangöfiiche —* im bee 1880; 
Br ge Meier Antrenah le a — — ———— 

ataſſevie ernationale pi 12 jra! mebe; Die 
von Mabegaiter, von Dr. Paufitichte. w hei 

rolgenden werben wir aus zwei Abhandlungen die interefianteften 

Data Ye len. 





1) Oeſterreichs Sparlaffen im Decennium 1870 bis 1879: 










SE ATi 
en, mtaufane "oopnre’ | Eingchtem en | Bazgastungen DO. 
ne Er ES RE 3 











1870 | 188 97209 | 45 | 115.901 87.050 | 75.50 
18711 212 1021 259 5 138.414 97.199 70.22 
1872| 235 1132448 55 164.206 119.380 72.70 
18738 21 | 1207139 58 | 295.873 | 166.598 | 78.73 
1874 277 ı 1268357 60 189.579 85.41 
1875: 292 | 1342898 68 214.296 | 190.717 | 89.0 
1876 , 305 1381 077 64 203.771 211.010 108.55 
er | 811 | 1409926 | 64 186.965 | 200.144 | 107.99 
1872 | 819 | 1425174 65 185.154 | 191.297 | 108.28 

879 1491 887 67, 213.408 194.551 91.16 


& 
a 
@ 
3 





















1805] Bieratn. 813 
Betuestp | SCHRC Bar dp 3 
| de | Arne Bögen | ver @puztafien- | Dan ar der 
WU. Gulden. | Wi. Gulden. | Progente. in Gulden 


1870 11.949 285.784, 16.37 308.22 14.02 
1871 14.191 341.19 | 19.39 334.08 16.60 
1872 17.081 403.047 18.13 356.00 19.45 
1878 | 20.300 | 482.78 1078 1 300.94 28.02 
1874 | 24.185 | 580.818 ALTE, 498.80 25.48 
1875 | 26.508 | 589.40 |, 9:28 | 488.07 2.5 
1876 27.847 610.008 8.50 441.69 23.29 
m | 287006 | 625.09 | 2.46 45.0 3.1 
1878 29.691 648.642 3.78 455.18 29.52 
1879 31.840 7.82 468.76 31.08 


699.339 | 


Die Arbeiterverunglädungen von 10 Jahren (18691878) bei ben 
teren Bergbauen: ei 
| 

















1 ber zu were Mer | Ta und | Auf je 10000 männt, 

Pöhfigien | Uüe Ber, | Sänert Mer | Tamere 

sr: jet männl Orb. | mieten, |n.Täiwere Berleungen. 
ıseg| 68.004 | 120 190 so | 4 
1810| 68.989 187 195 e | 8 
ıı| am 178 U6 4 57 
1872| 78.856 17 31 408 | 52 
1878 | 82.662 | 188 au 399 *8* 
31 79.575 isz 12 | 829 4 
1875 | 76.085 191 175 388 48 
1776| 75.927 189 166 355 2 
1877| 74.177 148 158 30 *. 
1878 | 78.498 156 wi 4 

j 


“ 


Bon ben (töbtlichen und ſchweren) Berunglüdungen der männlichen Berg⸗ 











arbeiter in ben Jahren 1869-1872 wurben herbeigeführt burd): 
1 
eigeneh Ber- aufällige Er · frembes unbekannie 
eignifſe Verſchulden Deraulaſſung 
Bvan | Der | are | Ben | Düne | am. 
Ia2 I m!a4| 3 10 | 1 Jos 
2 a 85 u 383 — |- 
sm 08 2 2993 - |- 
ie 71) 0 40 0 — | — 
“5 668 45.3 4 3. i 1 0.1 
Dr. Emil Strud. 
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welche in biefem 


Eingefendete Schriften. 


Wir bringen hier diejenigen eingelandten Schriften zur vorläufigen 
öde nnd tche — —A —— — 


behalten uns vor auf bie wichtigeren im nächſten oder einem ber nächften FH 
zurũczukommen. 


1. 


2. 


10. 


11. 


12. 


13. 


14. 


15. 


. Blätter für — in Chi 


APABANTINOY, IQANNOY, diddxrogos ris Nowxäg mi 
dixnyigov iv '49nvas: IIPATMATEIA HEPI EYOYNHETAN 
HTEMON2N KAl TRN YOOYPINQN. ABHNAIL. 1880. 8°. 376 Pp- 
Annall di statistien. Serie 2a. Vol. 6, 20, u. 23. 1881. Ministerio 

'sgricoltura, indnstria e commercio. Direzione di statistica Roma 
A Tipografia Eredi Botta. 8°. XVI. u. 353 6; VLu. 1106. 


u. 186 ©.; 168 ©. 
Berichte Über bie brifinfpeltion im Jahr 1880. Bern, 1881. Jent & 
Reinert. 4°. 69 


. Bericht der Gewerbelammer zu Bremen über ihre Tätigkeit in ben Monaten 


November 1880 bis Mai 1881 lattet an da Gewerbefonvent am 30. Mai 
1881. Bremen 1881. Hauldild. 3°. 24 6 





ber Reichägeleßgebung und ber jun Riterni 
D. Bretichneider, Senat‘ afbent. am Thäringifchen Ober! anbengeriht 
zu Jena. Neue Folge e vuL nd. Der ganze ee 23. Band. Zineites 
eft. Siena 1881. Frommann. 8°. ©. 
ilanci comunali. "anno XVII 1879. Ministerio di agricoltura, in- 
dustria e commercio. Direzione della statistica generale. Roma 1880. 
Tipografia Cenniniana. 8°. LXXXVI u. 205 ©. 


. Burdhard, Dr. Hugo, , ord. Prof. der Rechte in Greifswald: Die Adio 
8%. XIV u. 


ame plurine arcendae. Erlangen 1881. Palm & Ente. 8°. 


. Censimento generale della populazione del Regno. Atti parlamentari, 


Camera dei Deputati. Legislatura XIV. — 1a sessione 1880-81. — 
Documenti — Disegni di Ie A e relazioni. No. 210. Roma 1881. 
Tipografia Eredi Botta. 4°. 


. Ein Wort zur Detämpfung ber ve Eranffusit. Bon einem Konſervativen. 


Berlin 1881. Luckhardt. 

Freund, Dr. Leonhard: ee um Gloffen. Reiultate kritiſcher Sing 

dur politifce und unpolitifche Gebiete mit ee —X Fr fogi 

piychiatriiche Phänomene 1) Parteimeien, 

Spiegel beuticher Gegenwart, 2) Rachperie zur ee un ber Pr —A 

1881. Berlagsmagagin. 8°. 

Gierfe, Dtto: Das Deutiche Genoftentdaftseet 8. Band: Die Stants- 

und Korporationalehre bes Alterthums und bes Mittelalterd und die er 

— w —— ae fr Meibumann. hu er in Si eich 
entry, George: Kortichritt und Armut ine Unterfuchung ie em 

der nbuftriellen Krifen und ber Zunahme ber Armuth be i zunehmendem 
eiatgum. D Deuti von 6. D. 5. Gutſchow. Berl 1 1. Staude. 


eman, Dr (3 $: Die —J eltfellung ber uben und bie moderne 
tube age, Abe a d. Allg. Conſerv. Monatsihrift. Leipzig 1881 
inriche. “, 

olge, Dr. jur. jedrih: Die Berliner Handelöbefteuerung und Hanbele« 
Bet Im im i un Jahrhundert. al 1881. Dittter & Sohn. 3%. 


Jäger, De Ernft: Kenpelement zu der Schrift: Die älteften Banken um 
der üeprung bed Wechſels. Stuttgart 1881. Lieſching & Eo. 8°. 


— der Handels- und Gewerbekammer zu Stuttgart für 1880 
tuttgart 1881. Grüninger. Fol. 
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Impallomeni, Avv. Gian-Battista: Della Frode Punibile. Palermo 
1880. Stabilimento Tipografico Vird. 8°. 32 ©. 

John, Dr. Rihard Ed., Geh. uf th u. Prof. d. Rechte in Göttingen: 
Strafprogekordnung für bad Zeutiche Reich zebft Sinfübrungsgeieh. Erläutert. 
»b, + 1. Erlangen 1881. Palın & Ente. 8°. . 
Kalender und katfttfees SIahrbud) nebft alphabetiſchem Ortsverzeichniſſe 
für das Königreich) Sachſen und Markiverzeichniffen für Sachſen und bie 
Radjbarftanten auf das Fahr 1882. Herauägegeben vom ftatiftilchen Burean 
ze — Sädf. Minifleriums bes Innern. Dresben 1881. Heinrich. 


Körösi, Joseph: directeur du bureau communal de statistique, membre 
de la commission permanente du congrös international de statistique: 
Plan du depouillement du r&censement de la ville de Budapest, executs 
le 1 janvier 1881. Publi6 sur l!’ordre du comit& central du recensement. 
Budapest 1881. Räth. 8° 88 ©. 

Lehmann, Dr. jur. Adolf: Zur Lehre vom Strafantrage, insbefonbere ber 
Sie in's ci bes R-Ctr.-8.B. Leipzig 1881. Wue’s Derlag, 8. IV 
u. 


. 52 ©. 
Bereinumett, 8, Seh, Binanpath; Die eher: im Betten | Bei, 
ihre geſchichtliche widelung, polii e inangielle und wirt ide 
eetung. Berlin 1881. v- Deter. 8. Vu. 192 ©. 
Monatsihrift für Gefeil 1a ZBitfentaft für vollawirthſchaftliche und vers 
wandte fragen. Bon Frh. E. v. Bogelfang. Dritter Jahrgang. 1881. 
Yunie, Sulle u. Wugufsget. Wien’ 1881. Rirkd. 8% ©, EaL-448. 
Obermeper, Mori: Die Lehre von den Sachverftändigen im Civiiprozeß. 
Nach dem biöherigen gemeinen Recht und nad} ber neueren Gefepgebung, 
insbefonbere ber Sivilpeogebortmung, ir bad deutſche Reich. Dlünden 
u. . 


1880. Th. Adermann. 
Palmann, nr eine H Ser eutite Grponthanbel ber Teugit umb bie 
nordamerifani 'onfurrenz. Gine ha Pograp ai e ie. 
jamburg 1881, Friederichſen & Co. 8°. 118 . 
errot, Karl Hermann: Spars und ‚Darlehmätaffen ober Vorſchlage zur 
Abhälfe der Geldnoth unter bem Sleinbürger und Bauernſtand in ah 
Lothringen, durch Erweiterung und Verbeſſerung ber Sparlafien und awed- 
Fre ende Regelung bes landlichen Krebitweſens. Straßburg i./&. 1881. 
jomboff. 4°. . 
Populazione. Movimento dello stato civil. Anno XVII. 1879. 
Ministerio di agricolturs, industria e commercio. Direzione della statis- 
tica generale. Introduzione. Parte prima e seconda. Roma 1880. 
Tipografia Cenniniana. 8°. CHI u. ©. 
Aönne, Dr. Ludwig d., Appell.»Gerichts-Dizepräfib. a. D.: Das 
Staatörecht ber Sreubitcen Monarchie. 4. Auflage. Lieferung IV u. V. 
Keipzig 1881. Brodhaud. 8%. ©. 449-592, 593-709. 
Nümelin, Guftad, Kanzler ber Univerfität Anbingen: Reben und Aufläge. 
Neue Folge. Freiburg i./B. u. Tübingen 1881. Mohr. 8 IX u. 648, 
Sengenald, Julius, Präfident ber Bandelatammer zu Straßburg: Ueber 
Niederlage» Zufchlagsgebühren (surtaxes d’entrepöt). Bericht an bie Handela« 
tammer zu Straßburg. Straßburg 1881. Schulß & Go. 8°. 14 ©. 
Staatswirtgidaftlihe Abhandlungen. ‚Seraudgegeben von Dr. R. F. 
safe gereite Serie. 6. — Inni 1881. Leipzig 1881. Rofchny. 
8% ©. 277 . 
Statistigue Internationale. Navigation maritime. IL Les marines 
marchandes. Ouyvrage redig6 par A. N. Kiaer. Publi6 par le burean 
central de statistiguo du royaume de Norvege. Christiania 1881. Asche- 
houg & Co. 58 ©. X 78 ©. 
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